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| „ 
Schulfragen. | 

Berlin, 24. März 1910. 
Alͤ'üer dem großen Kampfe um das preußiſche Wahlrecht find in den letzten 
Wochen die Vorgänge, die ſich in der Freien Stadt Bremen im Kampfe um 
die Schule abſpielen, vielleicht nicht genügend beachtet worden. Und doch ver⸗ 

dienen ſie in hohem Grade die öffentliche Aufmerkſamkeit. 

. Es handelt ſich um die Maßregelung des Lehrers Holzmeier, dem ſelbſt 
das Diſziplinargericht, das ihn zur Dienſtentlaſſung verurteilt hat, nicht einen 
hohen Grad idealer Geſinnung abſprechen konnte. Es fand nur dieſe ideale 


* Geſinnung ſehr am unrechten Platze, weil ſie ſich mit dem gedankenloſen 


Handwerksbetrieb von Patriotismus und Religion in der Volksſchule nicht 


* vertragen konnte. In der berechtigten Empörung über die ſchmähliche Miß⸗ 


handlung Holzmeiers hat dann eine Anzahl ſeiner Kollegen ein Glückwunſch⸗ 
telegramm zum ſiebzigſten Geburtstag des Genoſſen Bebel abgeſandt, als 


4 eines Vorkämpfers derjenigen Partei, die allein noch ehrlich und wirkſam die 


Intereſſen der Schule vertrete. Gegen dieſe Lehrer hat nun die Schul: 
behörde in Bremen eine Hetzjagd eröffnet, der ſchon einige Opfer gefallen ſind 
und vielleicht noch mehr Opfer fallen werden, wobei ſie leider unterſtützt 
* worden iſt durch die Maſſe der Bremer Lehrer, die ſich nicht ſchämen, ihre 
ſozialdemokratiſchen Kollegen in den Bann zu tun. | 

Was dieſen Vorgängen ihre beſondere Note gibt, ift die Tatſache, daß die 
Verfolger durchaus keiner finſteren Reaktion huldigen, ſondern waſchechte 
Liberale ſind. Wir ſind ganz einverſtanden damit, daß der Zwiſchenfall des⸗ 
halb doppelt empören muß, inſofern als ſich zur unwürdigen Gewalt noch 


| * unwürdige Heuchelei geſellt, aber was wir nicht recht verſtehen und jedenfalls 
nicht zu teilen vermögen, das iſt die Überraſchung, die dieſe neueſte Offen⸗ 
barung des geſinnungstüchtigen Liberalismus hier oder da hervorzurufen 


ſcheint. Es iſt doch längſt kein Geheimnis mehr, daß alle liberalen Schul⸗ 


keformen nicht darauf hinauslaufen, die Volksmaſſen geiftig zu emanzipieren 
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und tüchtiger für ihren Befreiungskampf auszurüſten — das iſt den Liberalen 
ebenſo ein Greuel wie den Reaktionären, der Bourgeoiſie ebenſo wie dem 
Junkertum —, ſondern die Schule aus einem Werkzeug der feudaliſtiſchen 
zu einem Werkzeug der kapitaliſtiſchen Ausbeutung zu machen. An dieſem 
Zuſtand der Dinge ändert nicht das geringſte, daß die Bourgeoiſie dabei 
mit einem Brimborium von Gedankenfreiheit operiert, wie das Junkertum 
mit einem Brimborium von Gottesfurcht; ſobald die Volksmaſſen zu erkennen 
geben, daß ihnen weder dies Brimborium imponiert noch jenes, ſo retiriert 
die Gedankenfreiheit mit der lärmenden Trompete ſchleunigſt hinter die Gottes⸗ 
furcht mit dem derben Polizeiknüppel. 

Dieſelbe Erfahrung haben wir nun doch ſchon ſeit Jahrzehnten unzählige 
Male gemacht; immerhin wollen wir aus dieſen unzähligen Zeugniſſen wenigſtens 
eins anführen. Im Jahre 1861, alſo als es noch keine ſelbſtändige Bewegung 
der Arbeiterklaſſe gab, veröffentlichte der junge Treitſchke einen Aufſatz über 
die Freiheit, worin er beklagt, daß noch nicht einmal auf den deutſchen Hoch⸗ 
ſchulen die Freiheit der Gedanken geſichert ſei. Er ſchreibt denen gegenüber, 
die anderer Meinung ſeien: „Mich gemahnt ſie an ein böſes Wort, das ein 
geiſtvoller deutſcher Gelehrter einſt zu mir ſprach — und er meinte etwas 
ſehr Freiſinniges zu ſagen: ‚Sch achte und dulde jede Meinung, nur nicht die 
verderbliche Lehre eines Molejchott.‘ Nun, ſolange wir noch nicht gelernt haben, 
alle die Phraſen von , gottloſer Meinung‘ aus unſerem Wörterbuch zu ſtreichen 
und auf jenes unſelige: ‚Nur dieſe Meinung nicht' gänzlich zu verzichten, lebt 
in uns, wenn auch in milderer Form, der fanatiſche Geiſt jener alten Eiferer, 
welche fremde Meinungen nur deshalb erwähnten, um zu beweiſen, daß ihre 
Urheber ſich gerechte Anſprüche auf den Höllenpfuhl erworben hätten.. .. Hat 
aber einmal die ſchleichende Macht der ſozialen Unduldſamkeit Boden ge⸗ 
wonnen, ſo erweitert ſich unter der Hand der Kreis der Dinge, worüber nicht 
mehr geredet wird. ... Vor dem einen aber kann und ſoll die reifende Ge⸗ 
ſittung die Menſchheit bewahren, vor der Schmach, daß als Gottesläſterer 
und unſittliche Menſchen geſchmäht werden, die von der Luſt des Denkens 
nicht laſſen wollen.“ Man ſieht, dieſe ſchönen Sätze könnte ſich der Senat der 
Freien Stadt Bremen hinter den Spiegel ſchreiben, wenn er den Bremer 
Lehrern ſagt: Ich achte und dulde jede Meinung, nur nicht ein Glückwunſch⸗ 
telegramm zu Bebels ſiebzigſtem Geburtstag. 

Aber der Senat der Freien Stadt Bremen wird uns erwidern: Ja, im 
Jahre 1861 war Treitſchke auch noch nicht Herold und Prophet der neu⸗ 
deutſchen Reichsherrlichkeit. Freilich nicht, und als er in dieſem Glanze er⸗ 
ſtrahlte, klang's gewiß aus einer anderen Tonart. Im fünften Bande ſeiner 
Deutſchen Geſchichte, der 1894 erſchien, beſprach er die Schulreformen Dieſter⸗ 
wegs, die doch noch lange nicht an den Grundlagen von Geſellſchaft und 
Staat rüttelten, und donnerte nun: „In vielen Dörfern Schleſiens, Sachſens, 
Oſtpreußens ſammelte der radikale Schulmeiſter die unzufriedenen kleinen Leute 
um ſich und begann in aller Stille eine Wühlerarbeit, deren Früchte das 
Revolutionsjahr an den Tag brachte. Trotz der großen Fortſchritte der päda⸗ 
gogiſchen Methode blieb es zweifelhaft, ob nicht die ſchulmeiſternden Invaliden 
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deer friderizianiſchen Zeit, alles in allem, mehr Segen geftiftet hatten als ihre 
f kenntnisreicheren Nachfolger. Sie hatten geholfen, ein dürftig unterrichtetes, 
aber frommes, pflichtgetreues, zufriedenes Geſchlecht zu erziehen; in der ver⸗ ö 
beſſerten Volksſchule wirkten neben den aufbauenden auch zerſetzende und zer⸗ 
ſtörende Kräfte.“ Da kommt der Bremer Senat allerdings zu ſeinem Rechte, 
und vielleicht rekrutiert er künftig ſeine Lehrer aus den Myrmidonen des 
Herrn v. Jagow, wenn ſie zu ſchwach geworden ſind, mit ihrer Plempe ab | 
friedliche Spaziergänger einzubauen. Ä 
Laſſen wir indes den modiſchen Liberalismus, mit deſſen trauriger 
Charakterloſigkeit überhaupt nicht ernſthaft zu diskutieren iſt; je nach ſeinem 
augenblicklichen Profitintereſſe nennt er heute ſchwarz, was er geſtern weiß 
genannt hat. In ihrer tieferen Bedeutung iſt die Frage der öffentlichen Er⸗ 
ziehung, der Staatsſchule, ſchon in den großen Tagen des bürgerlichen Huma⸗ 
nismus erörtert worden, jo namentlich in Wilhelm v. Humboldts geiſtreicher 
unnd ſcharfſinniger Abhandlung über die Grenzen der Wirkſamkeit des Staates. 
Di.eſe Schrift wurde ſchon im Jahre 1792 verfaßt, doch fand ſich kein Ver⸗ 
lleger für ſie, und ſie iſt erſt im Jahre 1851 aus Humboldts Nachlaß ver⸗ 
öffentlicht worden. Sie beeinflußte nach ihrem Erſcheinen ſehr ſtark den eng⸗ 
liſchen Philoſophen John Stuart Mill, der ihre grundlegenden Gedanken nun 
ſchon weit mehr dem modernen Staate anpaſſen konnte und im Sinne 
1 Humboldts ſchrieb: „Eine allgemeine Staatserziehung iſt nichts weiter als ein 
Veerfahren, um alle Menſchen genau nach demſelben Muſter zu bilden, und da 
| das Muſter, wonach der Staat fie formt, den Neigungen der im Staate vor⸗ 
herrſchenden Gewalt entſpricht, ſei dies ein Alleinherrſcher, eine Prieſterſchaft, eine 
Ariſtokratie oder die Mehrheit des lebenden Geſchlechtes, ſo erwächſt daraus, 
im Verhältnis wie der Zweck erreicht wird, eine Gewaltherrſchaft über die 
{ Seele, die ganz von ſelbſt zu einer Gewaltherrſchaft über den Körper führt.“ 
> Man wendet vielleicht ein, daß Wilhelm v. Humboldt ja doch die Berliner 
Univerſität geſtiftet habe. Allein Humboldt wollte ganz etwas anderes ſtiften, 
als die Berliner Univerſität heute iſt. Sein Programm war einfach genug: 
Man beruft tüchtige Männer, gewährt volle Lehr⸗ und Lernfreiheit und läßt 
das Ganze ſich allmählich ankandieren. Dies Programm iſt längſt vergeſſen und 
verlaſſen, was natürlich nicht hindern wird, daß am hundertſten Geburtstag 
der Berliner Univerſität in dieſem Herbſt ihr Stifter in allen Tönen akade⸗ 
miſchen Humbugs angeſchwärmt werden wird. Sollte der Spektakel aber bis 
in den Olymp dringen — denn in den chriſtlichen Himmel iſt dieſer Heide 
doch nicht gelangt —, ſo wird Humboldt ſich verwundert die Augen reiben, 
wenn er in dem „geiſtigen Leibregiment der Hohenzollern“ mit ſeinen ſtramm 
exerzierten Unteroffizieren von Ordentlichen und Außerordentlichen ſeine 
Schöpfung wieder erkennen ſoll. | 
Doch dies nebenbei. Iſt der Staat eine Organiſation der beherrſchenden 
und beſitzenden Klaſſen, ſo wird immer auch die Staatsſchule ein Werkzeug dieſer 
Klaſſen ſein, wobei es von dem jeweiligen Stande der Katzbalgereien, die unter 
ihnen ſelbſt ſtattfindet, abhängen wird, ob ſie mehr als abſolutiſtiſches oder 
feudaliſtiſches oder kapitaliſtiſches Herrſchaftsmittel ausgenutzt werden kann. 
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Inſoweit die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe ein hiſtoriſcher Fortſchritt über 
die feudaliſtiſche hinaus iſt, inſoweit mag man auch der liberalen Volksſchule 
einen hiſtoriſchen Vorſprung vor der konſervativen Volksſchule einräumen. 
Sicherlich hat ſie ihn in allen elementariſchen Kenntniſſen, aber die Bedeutung 
dieſer Kenntniſſe, die der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe freilich tauglichere 
Opfer der Ausbeutung liefern, hat mit der Erziehung des moraliſchen Menſchen 
doch eigentlich wenig zu tun, und ob der verknöcherte Religionsunterricht der 
konſervativen oder der verlogene Geſchichtsunterricht der liberalen Volksſchule 
ärgere Verwüſtungen im Geiſte des Kindes anrichtet, das iſt eine wohl auf⸗ 
zuwerfende Frage. 

John Stuart Mill und ein geſinnungsverwandter deutſcher Denker, Friedrich 
Albert Lange, haben ſich auch damit beſchäftigt, und Lange hat ſpeziell dem 
Bremiſchen Senat ins Stammbuch geſchrieben, daß es für die geiſtige Freiheit 
in jeder Beziehung gefährlicher ſein würde, ein Staatsſchulweſen unter die 
energiſche Leitung eines konſtitutionell⸗deiſtiſch⸗rationaliſtiſchen Schulmannes zu 
ſtellen, als die Volksſchule den Kirchengeſellſchaften völlig zurückzugeben, unter 
der Vorausſetzung einer wirklichen Religions⸗ und Lehrfreiheit. So daß zum 
Beiſpiel einer offen atheiſtiſchen Geſellſchaft erlaubt ſein müßte, ihre Lehren 
nicht nur ebenſo frei, ſondern unter demſelben geſetzlichen Schutze zu predigen, 
wie den beſtehenden Kirchengeſellſchaften. ; 

Immerhin klingt dieſe Anſicht etwas paradox, und ſo mag geſtattet fein, 
eingehender darauf zurückzukommen. 


Was foll aus der Türkei in Europa werden? 
Von Karl Marx. f 
Vorbemerkung des Herausgebers. 
I 


Obgleich der Artikel von Marx, der hier zum erſten Male den deutſchen 
Leſern unterbreitet wird, genügend für ſich ſelbſt ſpricht, erſcheint es uns doch not⸗ 
wendig, einige erläuternde Worte vorauszuſenden. 

Schon im Jahre 1897, als nach den Armeniermetzeleien in Konſtantinopel, den 
Kretaunruhen und dem Griechiſch⸗Türkiſchen Kriege die Orientaliſche Frage wieder 
einmal auf die Tagesordnung geſetzt war, gab Eleanor Marx eine Sammlung von 
Artikeln ihres Vaters heraus, die vorzugsweiſe der Orientaliſchen Frage gewidmet 
waren.“ 

Leider ſind dieſe Artikel bis heute den deutſchen Leſern faſt völlig unbekannt 
geblieben. Die Anſichten Marxens über die Orientaliſche Frage werden mit den 
Anſchauungen identifiziert, die Liebknecht in ſeiner Broſchüre „Zur Orientaliſchen 
Frage oder ſoll Europa koſakiſch werden“ und in ſeinen Artikeln im „Vorwärts“ 
im Jahre 1897 darlegte. Wie unter den deutſchen, ſo herrſcht namentlich unter den 
ruſſiſchen und ſüdſlawiſchen Genoſſen noch heute die Anſicht vor, Marx ſei etwa 
in demſelben Maße wie Urquhart ein Turkophile und zugleich mit ihm und Lieb⸗ 
knecht ein Anhänger des Status quo auf der Balkanhalbinſel geweſen, er habe den 
unter dem Türkenjoch ſchmachtenden ſlawiſchen Völkern jegliches „Recht auf Selbſt⸗ 
beſtimmung“ abgeſprochen und über jene „alberne Sentimentalität“ geſpottet, die 
C ðꝙðVèidd / —v— — 
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„in jedem Hammeldieb, der mit der Türkei in Konflikt gerät, eine unterdrückte 
Nationalität erblickt“. Die Balkanpolitik Marxens wird auf dieſe Weiſe mit der 
Balkanpolitik der vulgären Demokratie, mit der Balkanpolitik eines Lothar Bucher 
vollkommen identifiziert. 

Hören wir zum Beiſpiel, wie Marxens Balkanpolitik von Schippel definiert wird:! 

„Hinter den Unabhängigkeitskämpfen der Balkanvölker lauert die Gefahr der 
ruſſiſchen Hegemonie, darum ſind die nationalen Erhebungen der Balkanſtaaten zu 
bekämpfen, bis dereinſt die revolutionäre europäiſche Freiheit, unbeſtimmt in welchem 
nationalen Gewand, am Bosporus thront.“ 

Schippel iſt genau ſo wie Herzen überzeugt, Marx ſchöpfe alle ſeine Beweiſe 
„aus der einen Quelle, aus den Urquhartſchen Enthüllungen und Verdächtigungen, 
die heute faſt nur noch den Eindruck krankhafter Wahnvorſtellungen machen“. Marx 
wird ſo in einen Papagei verwandelt, der alle Offenbarungen Urquharts kritik⸗ 
ns wiederholt und ſich in dieſer Beziehung von Lothar Bucher durch nichts unter⸗ 

eidet. f 

„Die Marxſchen Beweiſe gegen die traditionelle engliſche Verräterpolitik, gegen 
Palmerſton und Aberdeen ſind — Urquhart. Die Londoner Korreſpondenten Lothar 
Buchers über Rußlands ſchmachvollen Einfluß auf die britiſche Diplomatie und 
Regierung ſind — Urquhart.“ 

Indeſſen genügt es, die chartiſtiſchen Zeitſchriften der fünfziger Jahre durch⸗ 
zublättern, um zu ſehen, daß Marx, wenn er ſchon in die Notwendigkeit verſetzt 
worden wäre, Argumente gegen die äußere und innere Politik Palmerſtons zu 
ſuchen, dieſe keinesfalls in den Werken eines „utopiſtiſchen Reaktionärs“ wie Ur⸗ 
quhart geſucht hätte, für den die Chartiſtenbewegung ſelbſt bloß das Werk ruſ⸗ 
ſiſcher Intrigen und die Chartiſtenführer ruſſiſche Agenten waren. Die Argumente, 
die er brauchte, konnte Marx finden und fand ſie in den glänzenden Artikeln und 
Reden Harneys und Jones', wie er in den Artikeln dieſer beiden Antipoden des 
Chartismus die Anläufe zu einer ſelbſtändigen Definition der Balkanpolitik des 
Proletariats finden konnte. Der gemeinſame Standpunkt führte zu analogen Schluß⸗ 
folgerungen. So kritiſierte Erneſt Jones auf die ſchärfſte Weiſe die Theorie der 
Erhaltung des Status quo auf der Balkanhalbinſel und ſah den wichtigſten Faktor 
der Veränderung der politiſchen Beziehungen in dem jungen Griechenland. Und 
wenn Marx ſich auch nicht vollſtändig mit ihm einverſtanden erklärte, ſo bezog ſich 
die Meinungsverſchiedenheit keinesfalls auf die Frage der Erhaltung des Status quo. 
Der Haß gegenüber dem ruſſiſchen Deſpotismus machte ihn ebenſowenig wie Jones 
zum Anhänger der türkiſchen „Ziviliſation“ und verhüllte vor ihm nicht die Tat⸗ 
ſache, daß gerade die Erhaltung des Status quo auf der Balkanhalbinſel das wich⸗ 
tigſte Hindernis für die Entwicklung der Balkanvölker, die Quelle des wachſenden 
Einfluſſes der ruſſiſchen Deſpotie und infolgedeſſen die Urſache der Verſtärkung der 
Poſition dieſes Hauptfeindes der europäiſchen Revolution war. 

Aber auch ſchon ein aufmerkſameres Studium der Marxſchen Artikel über die 


DODirientaliſche Frage — wenn auch nur derjenigen, die von Eleanor Marx ges 


ſammelt und herausgegeben wurden — zeigt, wie unbegründet eine ſolche Identi⸗ 
fizierung der Anſchauungen von Marx und Urquhart iſt. Leider haben ſich in dieſe 
Ausgabe noch mehr Fehler und Ungenauigkeiten eingeſchlichen wie in die Ausgabe 
der Marxſchen Artikel über die Geſchichte der diplomatiſchen Beziehungen zwiſchen 
England und Rußland, die ich in Nr. 5 der Ergänzungshefte zur „Neuen Zeit“ 
einer kritiſchen Unterſuchung unterwarf. 

Bei den Vorarbeiten zur deutſchen Ausgabe der Marxſchen Artikel kam ich zu 


dem Ergebnis, daß manche der von Eleanor Marx herausgegebenen weder von ihm 


noch von Engels geſchrieben ſein können, und daß andererſeits die Sammlung 
dieſer Artikel erhebliche Lücken aufweiſt. Ich betrachtete es darum als notwendig, 


1 Max Schippel, Balkanwirren und Demokratie einſt und heute. „Sozialiſtiſche Monats⸗ 
hefte“, 1908, 21. Heft. 
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dieſe Artikel mit den Originalen in der „New York Tribune“ zu vergleichen, die 
ich im Britiſchen Muſeum fand. Meine Vermutungen beſtätigten ſich vollkommen. 
Bekanntlich begann Marx feine Mitarbeit an der „New York Tribune“ im 
Jahre 1851 mit den Artikeln über die „Revolution und Konterrevolution in 
Deutſchland“. Im Jahre 1852 wird er ſtändiger — wenn auch nicht der einzige — 
Korreſpondent ie Zeitung aus London. Die erſte dieſer Korreſpondenzen iſt 
unter dem 21. Auguſt 1852 abgedruckt, auf welche eine Reihe anderer folgt, in 
denen Marx einmal, manchmal auch zweimal wöchentlich eine Chronik der Ereig⸗ 
niſſe nicht bloß in England, ſondern auf dem ganzen europäiſchen Kontinent liefert. 
Dieſe Chronik wurde von Zeit zu Zeit von Exkurſionen auf das Gebiet der ſozial⸗ 
ökonomiſchen Beziehungen unterbrochen. Obgleich die Orientaliſche Frage ſchon 
Ende 1852 wieder aktuell geworden war, erwähnt Marx ſie in ſeinen Korreſpon⸗ 
denzen erſt im März 1853, als die Balkanereigniſſe ſeit der außerordentlichen 
Miſſion Menſchikoffs einen bedrohlichen Charakter annahmen:! 

„Heute bringen die engliſchen Zeitungen eine telegraphiſche Depeſche aus Kon⸗ 
ſtantinopel vom 6. März, wonach Fuad Efendi als Miniſter des Auswärtigen 
durch Rifaat Paſcha erſetzt wurde. Dieſe Konzeſſion wurde der Pforte durch den 
außerordentlichen Geſandten Rußlands, den Fürſten Menſchikoff, erpreßt. Die 
Streitfrage der heiligen Stätten (in Jeruſalem), die zwiſchen Rußland, Frankreich 
und der Türkei ſchwebt, iſt noch nicht erledigt, da Louis Napoleon, aufs höchſte 
erbittert durch die Intrigen Rußlands und Sſterreichs, die feine Krönung durch den 
Papſt verhindern wollten, ſich auf Koſten des Türken ſchadlos zu halten ſucht. In 
meinem nächſten Briefe werde ich die immer wiederkehrende Orient⸗ 
frage behandeln, dieſe Eſelsbrücke der europäiſchen Diplomatie.“ 

Marx führte ſein Verſprechen in einigen Korreſpondenzen aus, die im April 
1853 (7., 12., 19. und 21. April) in der „New Vork Tribune“ abgedruckt wurden. 
Die erſten drei ſind in der „Eastern Question“ nachgedruckt, während die vierte 
verſehentlich ausgelaſſen wurde, obgleich ſie eine notwendige Fortſetzung der dritten 
Korreſpondenz darſtellt.? Am beiten iſt das aus dem Inhalt der erſten drei Kor⸗ 
reſpondenzen erſichtlich. Wir betrachten es darum als notwendig, ihr eine kurze 
Inhaltsüberſicht der erſten drei Artikel vorauszuſenden, um ſo mehr, als die An⸗ 
ſichten Marxens über die Orientaliſche Frage bisher noch nicht in einer mehr oder 
weniger ſyſtematiſchen Form dargelegt worden ſind. 


II. 


„So oft“, ſchreibt Marx, „der Sturmwind der Revolution für einen Augenblick 
ſich gelegt hat, kann man ſicher ſein, eine immer wiederkehrende Frage auftauchen 
zu ſehen: die ewige orientaliſche Frage.“ So war's, als die Stürme der erſten 
franzöſiſchen Revolution vorübergebrauſt waren, ſo war's nach der Julirevolution. 
„Und nun, da die Kurzſichtigkeit der herrſchenden Pygmäen ſich ſtolz damit brüſtet, 
Europa glücklich von den Gefahren der Anarchie und der Revolution befreit zu 
haben, taucht ſie wieder auf, die nimmer ruhende Frage, die nie verſiegende Schwierig⸗ 
keit: was fangen wir mit der Türkei an? n 

„Die Türkei iſt der wunde Punkt des legitimiſtiſchen Europa. Die Impotenz 
der legitimiſtiſchen, monarchiſchen Regierungen hat ſich ſtets ſeit der erſten franzö⸗ 
ſiſchen Revolution in den einen Satz zuſammengefaßt: den Status quo aufrecht⸗ 
zuerhalten. In dieſer allgemeinen Übereinſtimmung, die Dinge ſo zu belaſſen, wie 
ſie durch Zufall oder Ungefähr geworden ſind, liegt ein Armutszeugnis, ein Ein⸗ 


1 „New York Daily Tribune“, Montag, 4. April 1853. Die Korreſpondenz it von 
1 unterſchrieben und trägt das Datum London, Freitag, 18. März 1853. 

f 2 Die erſte — ſtark gekürzte — Korreſpondenz bildet in dem Buche „Eastern 

Question“ das erfte Kapitel: Die Türkei; die zweite das dritte Kapitel (The real issue 

in Turkey), die dritte das vierte Kapitel (The turkish question). 
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geſtändnis der herrſchenden Mächte, daß ſie völlig unfähig ſind, irgendwie den 
; Fortſchritt oder die Ziviliſation zu fördern.... Myrmidonen der Mittelmäßigkeit, 
ö wie Beranger ſie nennt, ohne hiſtoriſche Kenntniſſe oder Einſicht in die Tatſachen 
ohne Ideen, ohne Initiative, vergöttern ſie den Status quo, den ſie ſelbſt zu⸗ 
ſammengepfuſcht haben, mit dem vollen Bewußtſein der Stümperhaftigkeit ihres 
Machwerkes. 5 

„Doch die Türkei bleibt ebenſowenig immer dieſelbe, wie die übrige Welt; und 
gerade dann, wenn es der reaktionären Partei gelungen iſt, den von ihr ſo ge— 
nannten Status quo ante im ziviliſierten Europa wiederherzuſtellen, entdeckt man, 
daß inzwiſchen in der Türkei der Status quo ſich ſehr verändert hat; daß neue 
Fragen, neue Beziehungen, neue Intereſſen entſtanden ſind. 

„Den Status quo in der Türkei erhalten! Ja, man könnte ebenſogut verſuchen, 
den Kadaver eines toten Pferdes immer genau in demſelben Grade der Fäulnis 
zu erhalten, in dem es ſich befindet, ehe es vollſtändig verweſt iſt. Die Türkei ver⸗ 
fault und wird immer mehr verfaulen, ſolange das jetzige Syſtem des ‚euro- 
päiſchen Gleichgewichtes“ und die Aufrechterhaltung des Status quo andauern.“ 

Nun gibt Marx eine Charakteriſtik der Lage der Türkei und ihrer verſchie⸗ 
denen Nationalitäten auf der Balkanhalbinſel beim Beginn des Krimkriegs. Am 
Schluſſe ſeiner Ausführungen kommt Marx zum Reſultat, daß die Anweſenheit der 
Türken in Europa ein ernſthaftes Hindernis für die Entwicklung der Hilfsquellen 
der thraziſch⸗illyriſchen Halbinſel bildet. Wie wenig Marx in den Unabhängigkeits⸗ 
kämpfen der Balkanvölker die Gefahr der türkiſchen Hegemonie ſah, beweiſen fol- 
gende Worte, die von der Geſchichte vollkommen beſtätigt wurden: 

„Sollte die griechiſch-ſlawiſche Bevölkerung jemals zur Selbſtändigkeit in dem 
Lande kommen, das ſie bewohnt und in dem fie drei Viertel der Geſamtbevölke— 
rung bildet (7 Millionen), dann iſt es zweifellos, daß dieſelben Bedürfniſſe in ihrer 
Mitte nach und nach eine antiruſſiſche fortſchrittliche Partei erzeugen werden, die 
eine ſolche Partei bisher ſchon unvermeidlich in jedem Teile der Türkei aufkommen 
ließen, dem es gelang, ſich halb unabhängig zu machen.“ 

In der folgenden Korreſpondenz, die in der „New Vork Tribune“ als Leit⸗ 
artikel abgedruckt wurde, legte Marx die Urſachen dar, die aus Großbritannien 
den ernſten und unnachgiebigen Gegner aller ruſſiſchen Annexions⸗ und Expanſions⸗ 
gelüſte machen mußten. England könne nicht zugeben, daß Rußland ſich der Dar— 
danellen und des Bosporus bemächtige. Ein ſolches Ereignis würde England 
kommerziell und politiſch gewaltig ſchädigen, wenn nicht tödlich verletzen. Man 
brauche nur einen Blick auf ſeine Handelsbeziehungen mit der Türkei zu werfen. 

Das kommerzielle Schlachtfeld zwiſchen Rußland und England ſei vom Indus 
nach Trapezunt verlegt worden, und der ruſſiſche Handel, der ſich früher bis an 
die Grenzen des engliſchen Reiches im fernen Oſten wagte, ſei nun auf die Defen⸗ 
ſive an ſeiner eigenen Zollgrenze zurückgedrängt. Für die künftige Löſung der 
Orientfrage und die Rolle, die England und Rußland dabei ſpielen werden, ſei 
dieſe Tatſache von größter Bedeutung. Wie ſchon heute, müſſen ſie auch in Zu⸗ 
kunft im Oſten ſtets Gegner ſein. | 

Der ganze, raſch zunehmende Handel im Schwarzen Meere hängt, nach Marx' 
Worten, von dem Vertrauen ab, das man der Macht entgegenbringt, welche die 
Dardanellen und den Bosporus regiert, den Schlüſſel zum Schwarzen Meere. Und 
wer kann erwarten, daß Rußland, wenn es erſt einmal in den Beſitz von Konſtan⸗ 
tinopel gelangt iſt, das Tor offen halten ſoll, durch welches England in ſein 
Handelsgebiet eingedrungen iſt? 

Dieſe kommerzielle Wichtigkeit der Dardanellen und des Bosporus machten ſie 
gleichzeitig auch zu militäriſchen Poſitionen erſten Ranges, noch wichtiger als 
Gibraltar und auch Helſingör am Sund. Wenige geſchickt errichtete und gut be⸗ 
waffnete Befeſtigungen, wie ſie Rußland nach der Beſitzergreifung ſofort errichten 
würde, könnten den verbündeten Flotten der ganzen Welt trotzen. Gelangt aber 


8 Die Neue Zeit. 


Rußland in den Beſitz der Türkei, ſo wird ſeine Kraft faſt um die Hälfte verſtärkt, 
und es gewinnt das Übergewicht über das ganze übrige Europa zuſammen⸗ 
genommen. Ein ſolches Ereignis wäre ein unbeſchreibliches Unglück für die revo⸗ 
lutionäre Sache. Die Aufrechterhaltung der türkiſchen Unabhängigkeit oder die 
Verhinderung der ruſſiſchen Annexionspläne, falls ſich das Ottomaniſche Reich 
möglicherweiſe doch auflöſt, wären von höchſter Wichtigkeit. In dieſem Falle gehen 
die Intereſſen der revolutionären Demokratie und Englands Hand in Hand. Keines 
von ihnen kann dem Zaren geſtatten, Konſtantinopel zu einer ſeiner Hauptſtädte zu 
machen, und wenn es zum Außerſten kommt, werden wir ſehen, daß beide ihm 
gleich energiſchen Widerſtand leiſten. 

In der dritten Korreſpondenz kehrt Marx zu der Theorie des Status quo 
zurück. Was waren die notwendigen Folgen der Aufrechterhaltung des Status quo? 

„Daß Rußland in allen weſentlichen Punkten dank der Unwiſſenheit, Trägheit, 

fortgeſetzten Unbeſtändigkeit und Feigheit der abendländiſchen Regierungen durch 
konſequente Beharrlichkeit ſeine Abſichten durchſetzte. . .. Trotz aller diplomatiſchen 
Traditionen hat dieſes beſtändige und erfolgreiche Vordringen Rußlands in den 
Kabinetten der weſtlichen Mächte Europas endlich die leiſe, unbeſtimmte Ahnung 
einer nahenden Gefahr hervorgerufen. Dieſe Ahnung erzeugte das große diplo⸗ 
matiſche Allheilmittel, das in der Weisheit gipfelt: die Aufrechterhaltung des 
Status quo in der Türkei iſt eine unerläßliche Bedingung für die Erhaltung des 
Weltfriedens. Durch nichts hätte die prahleriſche Unfähigkeit mancher modernen 
Staatsmänner ihre Unwiſſenheit und Hilfloſigkeit deutlicher offenbaren können als 
durch dieſen Grundſatz, der, obzwar immer ein toter Buchſtabe, dennoch in dem 
kurzen Zeitraum der letzten zwanzig Jahre zur geheiligten Tradition und ebenſo 
ehrwürdig und unanfechtbar geworden iſt wie König Johanns Magna Charta. 
Die Aufrechterhaltung des Status quo! ... Für die europäiſche Diplomatie und 
ſogar für die europäiſche Preſſe beſchränkt ſich die ganze Orientfrage auf das 
Dilemma: entweder ziehen die Ruſſen in Konſtantinopel ein oder der Status quo 
wird aufrechterhalten — darüber hinaus exiſtiert für ſie nichts.“ 

Als Illuſtration führt Marx die konſervative „Times“ und die liberale „Daily 
News“ an und überſchüttet mit beißendem Hohne das Turkophilentum der letzteren 
und ihres Hauptinſpirators, D. Urquhart. Selbſt das einzige beachtenswerte Ar⸗ 
gument der Turkophilen — die Ausbreitung des Handels unter der Herrſchaft der 
Türken — weiſt er entſchieden zurück. „Wer ſind die Kaufleute in der Türkei? 
Die Türken ſicher nicht. Als ſie noch im urſprünglichen nomadiſchen Zuſtand 
lebten, beſtand ihre Art, Handel zu treiben, in der Plünderung von Karawanen; 
jetzt, wo ſie etwas ziviliſierter ſind, beſteht ſie in allen möglichen willkürlichen und 
drückenden Beſteuerungen. Selbſt wenn alle Türken aus Europa entfernt würden, 
käme der Handel dabei nicht zu Schaden. Und wem verdankt der Fortſchritt der 
allgemeinen Ziviliſation in allen Teilen der europäiſchen Türkei ſeine Verbreitung? 
Nicht den Türken, ſondern den griechiſchen und ſlawiſchen Mittelklaſſen aller Städte 
und Handelsplätze. Wenn die Türken nicht die Staats⸗ und Militärgewalt mono⸗ 
poliſierten, ſo wären ſie bald verſchwunden. Doch für die Zukunft iſt dieſes 
Monopol unmöglich, und ihre Macht iſt zur Ohnmacht geworden; nur dazu reicht 
ſie noch aus, dem Fortſchritt Hinderniſſe zu bereiten. Man muß ſich ihrer un⸗ 
bedingt entledigen. Wenn man aber behauptet, daß das nur geſchehen kann, indem 
man Ruſſen oder Öjterreicher an ihre Stelle ſetzt, jo heißt das zugleich die Be⸗ 
hauptung aufſtellen, daß die jetzige politiſche Konſtellation Europas immer und 
ewig dieſelbe bleiben müſſe. Wer wollte das behaupten?“ 

Die Antwort auf die Frage, wie man auf der Balkanhalbinſel dem Fortſchritt 
die Hinderniſſe aus dem Wege räumen kann, ohne an die Stelle der Türken die 
Ruſſen oder die Sſterreicher zu ſetzen, gibt der nachſtehend vollſtändig abgedruckte 
Artikel, der, wie erwähnt, in der ſozialiſtiſchen Preſſe noch nicht veröffentlicht 
wurde. * ; 1 N. Rjaſanoff. 
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Wir haben geſehen, wie die europäiſchen Staatsmänner in ihrer verſtockten 
Dummheit, verknöcherten Routine und ererbten geiſtigen Trägheit vor jedem 
Verſuch der Beantwortung der Frage, was aus der Türkei in Europa werden 
ſoll, zurückſchrecken. Längſt verzweifeln Aberdeen und Palmerſton, Metternich 
und Guizot an ihrer Löſung, ganz abgeſehen von ihren republikaniſchen und 
konſtitutionellen Stellvertretern in den Jahren 1848 bis 1852, deren Namen 
niemals auf die Nachwelt kommen werden. Unbekümmert aber um alle diplo⸗ 
matiſchen Noten, Pläne und Machenſchaften Englands und Frankreichs rückt 
Rußland Schritt für Schritt langſam zwar, doch unaufhaltſam gegen Ron: 
ſtantinopel vor. 

Und obgleich alle Parteien in allen Ländern Europas ſich der Tatſache 
dieſes ſtetigen Vorrückens wohl bewußt ſind, ſo hat noch kein offizieller Staats⸗ 
mann ſie zu erklären vermocht. Sie ſehen ſie, ſehen ihre Wirkung, ja ſogar 
ihre letzte Konſequenz, die Urſache aber bleibt ihnen verborgen, trotzdem nichts 


einfacher zu erklären iſt. 


Die große Triebkraft, die Rußlands Vordringen gegen Konſtantinopel fördert, 
iſt gerade jenes Auskunftsmittel, wodurch es von dort ferngehalten werden ſoll, die 
hohle, niemals durchgeſetzte Theorie von der Aufrechterhaltung des Status quo. 

Worin beſteht dieſer Status quo? Für die chriſtlichen Untertanen der 
Pforte bedeutet er nichts anderes als die Verewigung ihrer Unterdrückung 
durch die Türkei. Solange ſie durch die türkiſche Herrſchaft unterjocht ſind, 
ſehen ſie in dem Haupte der griechiſchen Kirche, dem Beherrſcher von ſechzig 
Millionen griechiſcher Chriſten, ihren natürlichen Beſchützer und Be— 
freier. Dasſelbe diplomatiſche Syſtem, das zur Verhütung des ruſſiſchen 
Vordringens konſtruiert wurde, zwingt zehn Millionen griechiſcher Chriſten in 
der europäiſchen Türkei, ſich an Rußland um Schutz und Hilfe zu wenden. 

Betrachten wir einmal die hiſtoriſchen Tatſachen. Noch vor Katharina II. 


verſäumte Rußland keine Gelegenheit, ſich in der Moldau und Walachei vorteil⸗ 


hafte Verhältniſſe zu ſchaffen. Dies gelang in einem ſolchen Maße, daß der 
Vertrag von Adrianopel 1829 Rußland in den Fürſtentümern mehr Rechte 
einräumte, als die Türkei ſelber dort beſaß. Als 1804 die ſerbiſche Revolution 
ausbrach, nahm Rußland ſofort die aufſtändiſchen Rajahs unter ſeinen Schutz, 
und nachdem es ſie in zwei Kriegen unterſtützt hatte, befeſtigte es in zwei 
Verträgen die innere Unabhängigkeit ihres Landes. Wer entſchied den Kampf 
beim Aufſtand der ouiegen? Nicht etwa die Verſchwörungen und Revolten 
des Ali Paſcha bei Janina, nicht etwa die Schlacht von Navarino oder die 


franzöſiſche Armee in Morea oder die Konferenzen und Protokolle von London, 


ſondern Diebitſch, der mit der ruſſiſchen Armee durch den Balkan ins Maritza⸗ 


tal einmarſchierte. Und während Rußland ſo ganz ungeſcheut ſich an die 


Zerſtücklung der Türkei machte, wurden die weſtlichen Diplomaten nicht müde, 
über die Aufrechterhaltung des geheiligten Status quo und über die Un⸗ 
verletzlichkeit der Türkei zu orakeln. Solange dieſe Tradition das Leitmotiv 
der Diplomatie der Weſtmächte ſein wird, ſo lange werden neun Zehntel der 


Bevölkerung der europäiſchen Türkei in Rußland ihren Halt, ihre Stütze, ihren 
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Befreier, ihren Meſſias ſehen. 

Nehmen wir einen Augenblick an, daß die griechiſch— ſlawiſche Halbinſel 
ſich von der türkiſchen Herrſchaft befreit hätte; daß dort eine Regierung 
exiſtierte, die den Bedürfniſſen der Bevölkerung beſſer angepaßt wäre. Wie 
würde ſich Rußlands Poſition geſtalten? 
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Es iſt allbekannt, daß ſich in jedem Staate auf türkiſchem Gebiet, der ſich 
ganz oder teilweiſe unabhängig zu machen verſtand, ſogleich eine ſtarke anti⸗ 
ruſſiſche Partei entwickelte. Wenn das alſo ſchon in einer Zeit der Fall iſt, 
wo die Vaſallen in Rußland den einzigen Hort gegen die türkiſche Unter⸗ 
drückung ſehen, was dürfen wir dann erwarten, wenn die Furcht vor dieſer 
Unterdrückung verſchwunden ſein wird? 

Aber würde nicht ein Weltkrieg entbrennen, wenn der türkiſche Einfluß 
am Bosporus verſchwände, wenn die verſchiedenen Nationalitäten und Kon⸗ 
feſſionen der Balkanhalbinſel ſich befreiten, wenn den Machinationen und 
Anſchlägen, den widerſprechenden Wünſchen und Intereſſen aller Großmächte 
Europas Tür und Tor geöffnet würde? So fragt ſich die feige Routine der 
Diplomatie. Wie wären die Clarendons, die Palmerſtons, die Aberdeens 
ſowie die verſchiedenen Miniſter des Auswärtigen auf dem Kontinent auch zu 
ſolcher Tat fähig! Nur mit Schaudern denken ſie daran. Wer aber beim 
Studium der Geſchichte den ewigen Wechſel der menſchlichen Geſchicke be⸗ 
wundern gelernt hat, in dem nichts ſtändig iſt als die Unbeſtändigkeit, nichts 
unveränderlich als der Wechſel, wer den ehernen Gang der Geſchichte verfolgt 
hat, deren Räder mitleidslos über die Trümmer großer Reiche dahinrollen, 
ganze Generationen erbarmungslos zermalmend, wer mit einem Worte die 
Augen dafür offen hat, daß kein demagogiſcher Aufruf und keine aufrühreriſche 
Proklamation ſo revolutionierend wirken kann als die einfachen nackten Tat⸗ 
ſachen der Menſchheitsgeſchichte, wer den ungeheuer revolutionierenden Charakter 
des jetzigen Zeitalters zu erfaſſen vermag, wo Dampf und Wind, Elektrizität 
und Druckerſchwärze, Artillerie und Goldfunde miteinander im Bunde in einem 
Jahre mehr Veränderungen und Revolutionen zuwege bringen, als früher 
ein ganzes Jahrhundert erzeugte, der wird ſicher nicht davor zurückſchrecken, 
ſich dieſe hiſtoriſche Frage zu ſtellen, nur weil ihre einzige richtige Löſung einen 
europäiſchen Krieg im Gefolge haben könnte. 

Die Regierungen mit ihrer altmodiſchen Diplomatie aber werden die 
Schwierigkeit niemals löſen. Wie die Löſung ſo vieler anderer Probleme, bleibt 
auch die des türkiſchen der europäiſchen Revolution vorbehalten. In dieſer 
Behauptung liegt keine Anmaßung. Seit 1789 erfaßt die Revolution immer 
weitere Gebiete, werden ihre Grenzen immer weiter gezogen. Ihre letzten 
Markſteine hießen Warſchau, Debreczin, Bukareſt; die äußerſten Punkte der 
nächſten Revolution müſſen Petersburg und Konſtantinopel ſein. Das ſind 
die zwei verwundbarſten Stellen, an denen der ruſſiſche antirevolutionäre Koloß 
angegriffen werden muß. 

Es wäre ein müßiges Spiel der Phantaſie, wollte man einen genauen Plan 
der Aufteilung der europäiſchen Türkei entwerfen. Es ließen ſich mindeſtens 
zwanzig ſolcher Entwürfe denken, von denen einer ſo plauſibel wäre wie der 
andere. Wir wollen uns aber nicht mit müßigen phantaſtiſchen Projekten ab⸗ 

geben, ſondern aus unwiderleglichen Tatſachen allgemeine Geſichtspunkte zu 
gewinnen ſuchen. Und da ſehen wir, daß die Frage zwei Seiten hat. 

Erſtens iſt es eine unleugbare Tatſache, daß die Halbinſel, die ſchlechthin 
die europäiſche Türkei genannt wird, das natürliche Erbteil der ſüdſlawiſchen 
Raſſe iſt. Von den zwölf Millionen Einwohnern gehören ſieben zu ihr. Seit 
1200 Jahren iſt ſie im Beſitz des Bodens. Abgeſehen von einer wenig zahl⸗ 
reichen Bevölkerung, die, obgleich ſlawiſchen Urſprungs, dennoch die griechiſche 
Sprache angenommen hat, ſind ihre Nebenbuhler türkiſche oder arnautiſche 
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Barbaren, die ſich längſt als eingewurzelte Gegner jeglichen Fortſchritts er⸗ 
wieſen haben. Hingegen ſind die Südſlawen im Innern des Landes die aus⸗ 
ſchließlichen Träger der Ziviliſation. Sie haben wohl noch keine Nation ge⸗ 
bildet, ſind aber in Serbien ſchon der kraftvolle und verhältnismäßig gebildete 
Kern einer Nation. Die Serben haben eine eigene Geſchichte, eine eigene 
Literatur. Ihre jetzige innere Unabhängigkeit verdanken ſie einem elfjährigen, 
tapferen Kampfe gegen einen ihnen an Zahl weit überlegenen Feind. Sie 
haben in den letzten zwanzig Jahren große kulturelle Fortſchritte gemacht, 
und die Chriſten in Thrazien, Bulgarien, Mazedonien und Bosnien betrachten 
ſie als den Mittelpunkt, um den ſie ſich alle in zukünftigen Unabhängigkeits⸗ 
kämpfen ſcharen werden. Man kann behaupten, daß je mehr Serbien und 
die ſerbiſche Nationalität ſich gefeſtigt hat, deſto mehr der direkte ruſſiſche 
Einfluß auf die türkiſchen Slawen in den Hintergrund gedrängt wurde. Denn 
Serbien hat, um ſeine beſondere Stellung als chriſtlicher Staat behaupten zu 
können, ſeine politiſchen Inſtitutionen, ſeine Schulen, ſeine wiſſenſchaftlichen 
Kenntniſſe, ſeine induſtriellen Einrichtungen von Weſteuropa beziehen müſſen. 
Daraus erklärt ſich auch die Anomalie, daß Serbien trotz der ruſſiſchen Schutz⸗ 
herrſchaft ſeit ſeiner Emanzipation eine konſtitutionelle Monarchie iſt. 

Mögen auch Blutsverwandtſchaft und gemeinſame Religion noch ſo viele 
Bande zwiſchen Ruſſen und Südſlawen knüpfen, ihre Intereſſen werden dennoch 
von dem Tage an auseinandergehen, wo ſich die letzteren befreien. Die kom⸗ 
merziellen Bedürfniſſe, die aus der geographiſchen Lage der beiden Länder 
hervorgehen, machen dies erklärlich. Rußland, das kompakte Binnenland, er⸗ 
zeugt heute vorwiegend agrariſche Produkte, vielleicht ſpäter einmal auch In⸗ 
duſtrieprodukte. Die griechiſch⸗ſlawiſche Halbinſel iſt zwar von verhältnismäßig 

kleinem Umfang, aber ihre ausgedehnten Küſten werden von drei Meeren 

umſpült, deren eines ſie beherrſcht; fie iſt hauptſächlich ein Handelsland mit 
Tranſitverkehr, wenngleich ſie auch ſelbſt die beſten Mittel zu eigener un⸗ 
abhängiger Produktion beſitzt. Rußlands Wirtſchaft iſt auf das Monopol, 
die der Südſlawen auf die Expanſion gerichtet. Außerdem find fie Kon⸗ 
kurrenten in Zentralaſien; während Rußland dort das lebhafteſte Intereſſe 
daran hat, ausſchließlich ſeine eigenen Produkte unterzubringen, haben die 
Südſlawen heute ſchon das lebhafteſte Intereſſe daran, auf den öſtlichen 

Märkten die Produkte des Weſtens einzuführen. Wie wäre es alſo möglich, 
daß dieſe beiden Nationen übereinſtimmten? Türken, Südſlawen und Griechen 
haben tatſächlich mehr gemeinſame Intereſſen mit Weſteuropa als mit Ruß⸗ 
land. Und wenn erſt die Eiſenbahnlinien, die von Oſtende, Havre und Ham- 
burg nach Budapeſt gehen, bis Belgrad und Konſtantinopel fortgeſetzt werden, 
was jetzt geplant iſt, ſo wird der Einfluß weſtlicher Ziviliſation und weſtlichen 
Handels im Südoſten Europas ein dauernder werden. 

Andererſeits leiden die Slawen der Türkei beſonders ſtark unter der Knech⸗ 
tung durch eine mohammedaniſche Klaſſe von militäriſchen Grundbeſitzern, die 
ſie zu erhalten haben. Dieſe militäriſche Beſatzung vereinigt in ſich alle öffent⸗ 
lichen Funktionen, ſowohl militäriſche als zivile und juriſtiſche. Was iſt aber 
das ruſſiſche Regierungsſyſtem überall, wo es nicht mit feudalen Inſtitutionen 

verquickt iſt, anderes als eine militäriſche Okkupation, wo Zivilbehörden und 
juriſtiſche Hierarchie nach militäriſchen Geſichtspunkten organiſiert ſind und 
wo das Volk das Ganze zu bezahlen hat? Wer aber glaubt, daß ein der— 
artiges Syſtem dem ſüdſlawiſchen Charakter entſpricht, der ſehe ſich die Ge— 
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ſchichte Serbiens ſeit 1804 an. Karageorg, der Begründer der ſerbiſchen Un⸗ 
abhängigkeit, wurde vom Volke verlaſſen, und Miloſch Obrenowitſch, der die 
Unabhängigkeit wiederherſtellte, wurde mit Schimpf und Schande aus dem 
Lande gejagt; beide hatten den Verſuch gemacht, das ruſſiſch⸗autokratiſche 
Syſtem mit ſeinen Begleiterſcheinungen von Korruption, halbmilitäriſcher 
Bureaukratie und paſchamäßiger Ausbeutung einzuführen. 

Hier liegt alſo die einfache endgültige Löſung der Frage. Die Geſchichte 
ebenſo wie auch die Tatſachen unſerer Zeit weiſen auf die Errichtung eines 
freien, unabhängigen [chriſtlichen! Staates auf den Trümmern des Moslim⸗ 
reichs in Europa hin. Schon der nächſte revolutionäre Vorſtoß vermag den 
längſt ſich vorbereitenden Konflikt zwiſchen ruſſiſchem Abſolutismus und euro⸗ 
päiſcher Demokratie herbeizuführen. Zu dieſem Konflikt muß England Stellung 
nehmen, was auch immer für eine Regierung am Ruder ſein mag. England 
kann niemals zugeben, daß Rußland von Konſtantinopel Beſitz ergreift. Es 
muß mit den Feinden des Zars gemeinſame Sache machen und die Bildung 
eines unabhängigen Slawenreichs an Stelle der altersſchwachen, verfaulten 
hohen Pforte begünſtigen. [Wer alſo heute die demokratiſche Idee in Europa 
unterſtützen will, der muß die Entwicklung der Induſtrie, des Erziehungs⸗ 
weſens, der Geſetzlichkeit und den Inſtinkt für Freiheit und Unabhängigkeit 
in den chriſtlichen Vaſallenſtaaten der Türkei mit allen Mitteln zu fördern 
ſuchen. Der zukünftige Frieden und der Fortſchritt der Menſchheit hängen 
damit aufs innigſte zuſammen. Will man wirklich einmal ernten, ſo kann 
man auf die Vorbereitung des Bodens und die Ausſaat des Samens nicht 
genug Sorgfalt verwenden.]! 


Die Korruption in der franzöfifhen demokratie. 
Von S. Kritſchewsky. 


Der in Frankreich mit aſtronomiſcher Sicherheit wiederkehrende öffentliche 
Skandal iſt richtig da. Eigentlich ſind zurzeit drei Skandale zugleich an den 
Tag gekommen, während ein vierter darum ſozuſagen ringt, das Licht der 
Welt zu erblicken. Doch hat der Hundertmillionenraub der Liquidatoren 
alles andere in den Schatten geſtellt: ſowohl die Enthüllungen über die or⸗ 
ganiſierten Gaunereien der Marinelieferanten wie den — übrigens nur 
von ſozialiſtiſcher Seite gebrandmarkten — Verrat der Intereſſen der Pariſer 
Stadtgemeinde an die Omnibusgeſellſchaft. Und was ſchließlich die 
Ouenza⸗-⸗Affäre betrifft, das heißt den Plan der Verſchacherung des alge⸗ 
riſchen Mineralreichtums an einige Großkapitaliſten, ſo dürfte dieſer Skandal, 
der bereits zu einem von der Kammer verhandelten Regierungsentwurf 
gediehen iſt, trotzdem nicht ſo bald perfekt werden. Die ſcharfe Konkurrenz 
der anderen überreifen Skandale hindert einſtweilen deſſen Aufkommen. Ein 


1 Wir haben allen Grund anzunehmen, daß die in Klammern geſetzten Stellen in dieſem 
Abſatz nicht von Marx herrühren, dem die Begründung „chriſtlicher“ Staaten nicht am Herzen 
lag und der die Phraſeologie der bürgerlichen Demokratie nicht liebte. Dieſe Stellen dürften 
vom Redakteur der „N. V. Tribune“, Dana, herrühren. Es läßt ſich der Beweis führen, 
daß dieſer es liebte, die Marxſchen Korreſpondenzen und Artikel durch Einfügungen und 
Streichungen dem Geſchmack ſeiner Leſer anzupaſſen. N. R. 
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Minimum von Sauerſtoff iſt am Ende doch auch für die an die korrum⸗ 
pierteſte Luft gewohnte Lunge unentbehrlich.... 

Der Liquidatorenſkandal verdient übrigens vollauf die ihm zuteil ge⸗ 
wordene ganz beſondere öffentliche Aufmerkſamkeit. Nicht nur wegen der 
ebenſo zyniſch wie großzügig angelegten Räubereien, die in der Ausführung 
freilich auch die kleinlichen Kniffe der diebiſchen Dienſtboten nicht verſchmähten. 
Und auch nicht nur wegen des beſonderen Anlaſſes und des beſonderen 
Gegenſtandes des räuberiſchen Feldzugs. Sondern vor allem deshalb, weil 
der allerneueſte Skandal in markigen Zügen die typiſchen Merkmale ſämtlicher 
verfloſſenen Skandale vereinigt. 

Er iſt eine grelle Zuſammenfaſſung alles deſſen, was an den früheren 
Korruptionserſcheinungen weſentlich war — eine lebenſtrotzende, friſch— 
fröhliche Inkarnation der „unſterblichen Seele“ der Skandale, wie ſie ſpeziell 
der franzöſiſchen Demokratie eigentümlich ſind. 

Der Liquidatorenſkandal bietet daher die beſte Gelegenheit, das Problem 
der Korruption in der bürgerlichen Demokratie Frankreichs näher zu betrachten. 


Jenes beſondere Problem kann man auf zweifache Weiſe, von zwei ent— 
gegengeſetzten Standpunkten aus, umgehen. Entweder weicht man jeder 
Urſächlichkeit aus und erklärt die erwiſchten Diebe, wie Herr Briand es 
getan hat, einfach für „räudige Schafe“, für „Einzelperſonen“, über deren 
ſchmutzigem Treiben das „Regime“ hoch erhaben ſei, das ſogar wegen der 
Aufdeckung dieſes Treibens in um fo herrlicherem Glanze erſtrahle. . .. Nur 
ſchade, daß Herr Briand wohl die einzige naive Seele iſt, die ſich die Fähig⸗ 
keit bewahrt hat, an die Zufälligkeit beſagter räudiger Schafe zu glauben. 
Oder aber man verſchiebt die Urſache viel zu weit, indem man ſie auf das 
allgemeine Konto des Kapitalismus ſetzt. In dieſem Falle verzichtet man 
auf das Verſtändnis der beſonderen, konkreten Erſcheinungsform des 
Kapitalismus innerhalb der bürgerlichen Demokratie, wie ſie in Frankreich 
lebt und wirkt. 

Es iſt gewiß wahr, daß der Kapitalismus alle niedrigen Inſtinkte ent⸗ 
feſſelt, beſonders die Gier nach Reichtum und die Genußſucht. Schon der 
große Romandichter Balzac hat aus der Jugendzeit der franzöſiſchen Bour⸗ 
geoiſie eine lange Reihe ſkrupelloſer Erfolgs- und Genußmenſchen in unſterb⸗ 
lichen Typen verewigt. Wäre aber der Kapitalismus mehr als die allgemeine 
notwendige Vorbedingung der Korruptionserſcheinungen, ſo müßten ja dieſe 
in Frankreich ſeltener und minder bösartig ſein als in kapitaliſtiſch weit vor⸗ 
geſchritteneren Ländern, wie England und Deutſchland. Andererſeits müßte 
Rußland mit ſeiner diebiſchen Staatsverwaltung ſeit langem oder mindeſtens 
ſeit der räuberiſchen Verteilung der Baſchkirenländereien (im Anfang der 
ſiebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts) an der Spitze des internationalen 
Kapitalismus marſchieren 

Die franzöſiſchen Skandale wollen eben aus den beſonderen wirtſchaft⸗ 
lichen und namentlich politiſchen Bedingungen des Landes heraus verſtanden 
und erklärt werden. 

Der franzöſiſche Kapitalismus iſt bekanntlich ebenſo ſchwach und matt 
auf dem Gebiet der Produktion, wie er auf dem des Kredits, der Finanz 
machtvoll iſt. Schon darin liegt zum Teil die Erklärung für die Häufigkeit 
der Korruptionsſkandale in Frankreich. Das induftrielle Kapital iſt auf 
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eine nach bürgerlichen Begriffen rechtliche Geſchäftsführung angewieſen. Das 
Leih⸗ und Gründungskapital kommt hingegen regelmäßig in die Lage, Rieſen⸗ 
gewinne zuſammenzuraffen unter der Bedingung, die landläufigen bürgerlichen 
Rechtsbegriffe über den Haufen zu werfen und eventuell das Zuchthaus mit 
dem Armel zu ſtreifen. Der allen modernen Ländern bekannte „Gründungs⸗ 
ſchwindel“ iſt in Frankreich eine chroniſche Erſcheinung, namentlich, wenn der 
Ausdruck geſtattet iſt, als Gemütszuſtand. Alles, was in ſich den Beruf 
zum Geldmachen ſpürt, ſtürzt ſich mit Vorliebe auf jede Art und Abart des 
Gründer⸗ und Spekulationsgewinns. (Daher, nebenbei, die verderbliche An⸗ 
ziehungskraft der Pferderennenwetten auf weite Schichten des arbeitenden 
Volkes!) Der raſche und müheloſe Erwerb iſt der höchſte Zweck ſtreberiſcher 
Charaktere. Neben den geborenen Rentiers und den geborenen Beamten, die 
freilich den Grundſtock der bürgerlichen Klaſſe bilden, findet man da geborene 
„Panamiſten“ in Hülle und Fülle, die auf die Gelegenheit lauern, welche 
Aer macht“. 

Kapital Politiker und. Journaliſten klagen oft darüber, daß hier⸗ 
z nde jedes Ge ſchäſt von vornherein im Geruch der Unehrlichkeit ſtehe. Das 
ist währ Pee Mißtrauen hat ſeinen objektiven Grund im entſchiedenen 
Übergewicht der Finanz über die Induſtrie, ſeinen dem Bewußtſein des Publi⸗ 
kums aber gegenwärtigen Grund in dem korrumpierenden Einfluß der Finanz 
auf die Politik. 

Wir kommen da auf die politiſche Wurzel der franzöſiſchen Skandale zu 
ſprechen. 

Wenn die reaktionären Phariſäer aller Länder auf die franzöſiſche Demo⸗ 
kratie als die Urſache der Korruption mit den Fingern zeigen, ſo vergeſſen 


ſie die Augiasſtälle des ihnen ſo teuren Zarenreichs. Wahr iſt es aber aller⸗ 


dings, daß jede bürgerliche Demokratie auf dem Boden eines von der Finanz 
beherrſchten Kapitalismus öffentliche Skandale, das heißt Argernis er⸗ 
regende Korruptionserſcheinungen zeitigen muß. Die Finanz wirkt unter 
allen Staatsformen korrumpierend. Dieſe ihre Wirkung aber wird zu einem 
Skandal nur in der Demokratie, denn in unfreien Staaten bleibt die Korruption 
meiſt verborgen und wird vertuſcht. 

Es wurde ſchon längſt feſtgeſtellt, daß der Abſolutismus die der Finanz⸗ 
herrſchaft am beſten entſprechende Staatsform iſt. Sie verſteht es aber ſchließlich 
auch, wenn es ſein muß, ſich in die Demokratie zu ſchicken. Nur daß ſie hier 
einen viel komplizierteren Mechanismus der Korruption ſchaffen muß. Deſſen 
gewaltiger Kraftmotor iſt bekanntlich die „große Preſſe“. Kein Skandal ohne 
die aktive oder mindeſtens paſſive Hilfeleiſtung der „öffentlichen Meinungs⸗ 
fabriken“. Dieſe ſind um ſo mächtiger, als ſie zugleich Regierung und Parla⸗ 
ment in Schach halten, und ſie ſind um ſo zuverläſſiger und treuer, als die 
Zeitungspotentaten zugleich ſelbſt große Finanzmänner ſind beziehungsweiſe 
ſich zu ſolchen auswachſen. 

Nichtsdeſtoweniger bleiben Finanz und Demokratie gegenſätzliche Faktoren. 
Von Zeit zu Zeit verſagt der Korruptionsmechanismus — wegen der zu ſtarken 
Reibungswiderſtände — ſeinen Dienſt. Die Gegenſätze ſtoßen hart aufeinander. 
Dann iſt der öffentliche Skandal da! 

Übrigens zeigt ſich die ſteigende Macht der Finanz darin, daß die ärgſten 
Skandale je weiter deſto weniger als ſolche von der Offentlichkeit i 
werden. 
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Von der glatten Verſchacherung der Pariſer Verkehrsmittel an eine divi⸗ 
dendenjägeriſche und im Schlendrian verſinkende Monopolgeſellſchaft war ſchon 
eingangs die Rede. Der Seinepräfekt und die Regierung haben mit der 
radikal⸗reaktionären Gemeinderatsmehrheit im Bunde alles getan, um den fetten 
Biſſen — zum Nachteil der Gemeindefinanzen und des Publikums — dem 
Privatkapitalismus zuzuſchanzen. Der ſozialiſtiſche Proteſt verhallte wirkungslos. 

Kurz vorher hatte das Parlament ſeinerſeits unter der Führung des Herrn 
Millerand der vom Staate ausgekauften Weſtbahngeſellſchaft ein Geſchenk 
von 700 Millionen Franken votiert. Der ziffernmäßige Nachweis des Genoſſen 
Jaurès, daß die Weſtbahn auf jene Summe keinen Rechtsanſpruch erheben 
kann, daß der Staat dabei einfach übervorteilt, geprellt, geplündert wird, blieb 
im Parlament wie außerhalb desſelben völlig wirkungslos. 

Weder der Pariſer Konzeſſionsſchwindel noch die Beraubung der Staats⸗ 
kaſſe zugunſten der Weſtbahn wurden zu „Skandalen“. Denn die Finanzmacht 
war hier in der Lage, ihren Willen in Form Rechtens durchzuſetzen. 

Kurz, die eigentlichen Finanzſkandale nehmen gerade in dem Maße ab, wie 
die Finanzkorruption und ihr Einfluß auf die Politik zunehmen. Das Gebiet 
des Skandalöſen verengert ſich, weil dasjenige des Erlaubten ſich erweitert. 
In der plutokratiſchen Demokratie der Vereinigten Staaten iſt dieſe Entwick⸗— 
lung am weiteſten vorgeſchritten. 

g * * 
Die Demokratie als ſolche iſt aljo an der Korruption nicht ſchuld. Ja, 
als ſolche! Das iſt eben der Haken. Wo exiſtiert denn aber die Demokratie 
an ſich? Doch nur als ideologiſcher Spuk in den Köpfen blinder Anbeter. 

Das Verhältnis zwiſchen Demokratie und Korruption iſt nicht viel anders 
wie ihr Verhältnis zum Klaſſenkampf. Wer in fakirmäßiger Autoſuggeſtion 
die Schönheiten der Demokratie an ſich bewundert, läuft regelmäßig Gefahr, 
das Verſtändnis für die Notwendigkeiten des Klaſſenkampfes zu verlieren. Die 
ideologiſche Ableitung des Sozialismus aus der Demokratie und die den prole- 
tariſchen Klaſſenkampf lähmenden taktiſchen Folgen dieſer Auffaſſung haben 
ja gerade in Frankreich viel Unheil geſtiftet.... 

Wie aber die Demokratie nicht im klaſſenkampfloſen Wolkenkuckucksheim 
ein ideales Daſein führt, ſondern vielmehr in den Dienſt der Bourgeoisherr— 
ſchaft gezwungen wird, ſo muß ſie ſich auch den Bedingungen dieſer Herrſchaft 
anpaſſen, teils in ihren offiziellen Inſtitutionen, teils, und beſonders im 
praktiſchen Wirken dieſer letzteren, im Tun und Laſſen der Träger und 
der Agenten der öffentlichen Macht, — kurz in alledem, was man als die 
öffentlichen Landesſitten bezeichnen kann. 

Auf dieſem Gebiet hat nun die franzöſiſche Bourgeoiſie wirklich gründliche 
Arbeit getan. 

Wie ſie die demokratiſche Errungenſchaft der Preßfreiheit durch die Finanz⸗ 
preſſe in ein ſchier unüberwindliches Mittel der Klaſſenherrſchaft umgewandelt 
hat, ſo hat ſie auch die demokratiſche Gleichheit vor dem Geſetz in ihr Gegen— 
teil verkehrt. 

Das Mittel dazu iſt der Nepotismus, die Vettern⸗ und Günſtlingswirt⸗ 
ſchaft, die das geſamte öffentliche Leben des Landes verſeucht. 

Sind die demokratiſchen Einrichtungen für die Finanzkorruption bloß ein 
mehr oder minder hemmender Umſtand, ſo darf man ſagen, daß erſt die 
bürgerliche Demokratie den richtigen Nährboden für den Nepotismus im eigent⸗ 
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lichen Sinne des Wortes ſchafft. Denn in Staatsweſen, wo das Vorrecht 
Geſetz iſt, erſcheint die Bevorzugung der Mitglieder der herrſchenden Klaſſe 
als ſelbſtverſtändlich. Im Staate des gleichen Rechts führt dieſe Bevorzugung 
zur ſittlichen Korruption. So tritt zum Beiſpiel an Stelle der geſetzlichen 
Steuerfreiheit des Feudaladels in modernen Staaten die ebenſo ſträfliche wie 
ſittlich verwerfliche Steuerhinterziehung. Das geſetzliche Vorrecht einer Oligarchie 
auf die Beſetzung aller leitenden Amter wandelt ſich in korrupte Vetternwirt⸗ 
ſchaft, wenn auf dem Boden der Demokratie gewiſſe Kreiſe durch gegenſeitigen 
Schutz ihren Gliedern tatſächlich jenes Vorrecht ſichern. 

Und die innerhalb der Demokratie zu einer Art geheimer Oligarchie 
organiſierten Elemente ſichern einander viel mehr als die fetten Pöſtchen. Sie 
verbürgen ſich gegenſeitig — ſtillſchweigend, aber zuverläſſig — Vertuſchung 
aller Übergriffe, aller Rechtsbrüche, aller Diebereien, Vertuſchung und Straf⸗ 
loſigkeit. | 

Engels hat die dritte Republik ein Kaiſerreich ohne Kaiſer genannt. Er 
meinte damit die bureaukratiſch⸗zentraliſtiſche Verwaltung. Mit demſelben 
Recht könnte man ſie bezeichnen als eine in den Formen der Demokratie 
regierende Oligarchie. Letztere beſteht freilich aus einem Knäuel miteinander 
verſchlungener, vervetterter, auf gegenſeitigen Schutz angewieſener oligarchiſcher 
Verbindungen. 

Daß die zentraliſtiſche Verwaltung dem oligarchiſchen Nepotismus in die 
Hand arbeitet, verſteht ſich am Rande. Dank der Fülle ihrer Machtmittel, 
die ſich weit und breit im ganzen Lande fühlbar machen, an allen Punkten, 
wo das Departement, die Gemeinde, jeder einzelne mit dem Staat in Kontakt 
kommt, bildet die Regierung ſelbſt den Mittelpunkt jeglicher Begünſtigung 
und jeglicher Benachteiligung, die unverſiegbare Hauptquelle allen Nepotismus. 

In dieſer Beziehung hat die Republik rein gar nichts an den Gepflogen⸗ 
heiten der früheren Regimes geändert. Und die nepotiſtiſche Handhabung der 
Regierungs⸗Machtvollkommenheit wird ſogar als etwas Selbſtverſtändliches 
hingenommen, ſoweit natürlich das Strafgeſetz nicht in Betracht kommt. Für 
dieſes Verhältnis gilt der zu einer anerkannten Regierungsmaxime gediehene 
Satz: „Die Regierung ſchuldet die Gerechtigkeit allen Bürgern, die Gunſt 
aber nur ihren Freunden!“ ... Dieſe ſonderbare „Gerechtigkeit“, die durch 
parteiiſche Gunſt ergänzt wird, fällt niemand weiter auf. Und es braucht ja 
nicht geſagt zu werden, daß der erſte Teil jener Maxime in Wirklichkeit über⸗ 
haupt nur eine Redefloskel iſt. 

Doch dieſer offizielle Nepotismus, wie er normal wirkt und namentlich die 
Deputierten in ein verfaſſungswidriges Abhängigkeitsverhältnis zur Regierung 
bringt, iſt ein Kapitel für ſich. Hier nur die Bemerkung, daß er in kritiſchen 
Zeiten, wo ein Korruptionsherd an den Tag zu kommen droht, das meiſte 
für die Vertuſchung des Skandals beziehungsweiſe für die Rettung der Schul⸗ 
digen leiſtet. 

Das nie verſagende Werkzeug iſt dabei die dem Buchſtaben der Verfaſſung 
nach unabhängige Gerichtsgewalt. 

Man hat die Liquidatorenaffäre vor allem einen „Gerichtsſkandal“ ge⸗ 
nannt. Das iſt bis zu einem gewiſſen Grade wahr. Dem Juſtizminiſter 
ſelbſt, Herrn Barthou, iſt in offener Verhandlung vor der Kammer das 
Wort von der „Fäulnis des Richterſtandes“ entſchlüpft, die man mit 
„glühendem Eiſen“ werde ausbrennen müſſen. Aber jene Fäulnis iſt ſo alt 
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wie die Korruption in der dritten Republik. Vom Panama bis zum Liqui- 
datorenraub hat ſich der Richterſtand als ſerviler Helfershelfer jeder von oben 
gewünſchten Vertuſchungsarbeit bewährt. Und nicht immer bedurfte es eines 
Winkes von oben. Die Richter bilden ja ſelbſt ein Glied der Maffia des 
Nepotismus. Ihre eigenen Beziehungen, ihre Abhängigkeit von der Regierungs⸗ 
gunſt beziehungsweiſe von hochgeſtellten Gönnern, das genügte, um ihnen bei 
einiger Kenntnis der Verhältniſſe die Vertuſchungsarbeit ans Herz zu legen. 
Das wohlverſtandene Intereſſe in Verbindung mit einer jahrzehntelangen Übung 
hat ſie gelehrt, ſtets in der Vertuſchung lieber zu weit als nicht weit genug 
zu gehen. So iſt es gekommen, daß die Pariſer Staatsanwaltſchaft ſogar die 
„paſſive Reſiſtenz“ wider den Miniſterpräſidenten Briand wagte, als dieſer 
ſich ſchließlich gezwungen ſah, dem Liquidator Duez auf den Leib zu rücken. 
Der ſeit langem überführte Gauner wurde erſt auf einen direkten Regierungs⸗ 
befehl hin feſt genommen.. 

Ein erklärlicher Irrtum der erfahrenen Füchſe, wenn man bedenkt, daß 
der monatelang ſich hinſchleppende Briefwechſel zwiſchen Herrn Briand und 
der Staatsanwaltſchaft ſich — nach Jaureès' treffendem Ausdruck — wie eine 
„diplomatiſch⸗zeremonielle“ Rückendeckung ausnimmt oder wie ein Verſuch, 
die Verantwortung auf den Partner abzuwälzen; und wenn man ferner be⸗ 
denkt, daß ein Kollege des Miniſterpräſidenten, Herr Millerand, der fett 
honorierte Rechtsanwalt und Freund der Liquidatoren, davon bedroht war, 
in den Skandal verwickelt zu werden. 


In der Liquidatorenaffäre findet man, wie geſagt, die typiſchen Merkmale 
aller früheren Skandale in höherer Potenz vereinigt. 

Mit dem Panamaſkandal hat fie neben dem großartigen Umfang der 
Räubereien den ſchmählichen Mißbrauch öffentlicher Amter und politiſchen Ein⸗ 
fluſſes zu Zwecken der diebiſchen Selbſtbereicherung gemein. Während aber dort 
der Anlaß des Raubzugs ein ſozuſagen profanes kapitaliſtiſches Unternehmen 
war, iſt er hier eine vom Staate beſchloſſene hiſtoriſch geweihte und ſozial 
geſalbte Aktion. Dort waren die Opfer die nicht alle werdenden kleinbürger⸗ 
lichen Gimpel, hier die Staatskaſſe und — die der Altersverſorgung harrenden 
Arbeiter. Man bedenke: es war doch eine ausgemachte Sache, daß die zu 
konfiszierende „Milliarde der Kongregationen“ der Altersverſorgungskaſſe zu— 
geführt werden ſollte! Und welcher Hohn der Geſchichte, daß die Ausraubung 
des vorgeſpiegelten Penſionsfonds juſt in dem Augenblick perfekt und offen⸗ 
kundig wird, wo das Parlament mit filziger Vorſicht an der Penſionskaſſe für 
die Arbeiter herumknauſert. Es fehlt ja an Geld! Möge der Senat über die 
ſakroſankten Finanzen der Republik wachen! . .. So rufen in einem fort die 
Rouvier und Konſorten, die früheren, gegenwärtigen und zukünftigen Pana⸗ 
miſten. ... Weiter. Die eigentliche Räuberbande der Panamaaffäre beſtand aus 
Finanzmenſchen, die den Politikern ſchließlich nur einige magere Brocken hin⸗ 
warfen; hier ſind es amtlich angeſtellte „Agenten der Gerichte“, „Gehilfen der 
Rechtspflege“, „Gerichtsverwalter“ und wie die Liquidatoren noch heißen mögen, 
die den Raubzug organiſieren und fünf bis ſechs Jahre lang in aller Ruhe mit 
beſtem Erfolg durchführen — mit Hilfe einer Bande hochbegönnerter junger 
Advokaten, unter dem Schutze eines ehemaligen und gegenwärtigen Miniſters, 
des Herrn Millerand, der es als Rechtsanwalt nicht verſchmäht hat, auch 
perſönlich, nicht nur durch feine „Sekretäre“, vom Liquidationsraub zu profitieren. 
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An den angedeuteten Unterſchieden zwiſchen dem alten und dem neuen 
Skandal läßt ſich der Fortſchritt in der Korruption ermeſſen. Der Fall 
Millerand aber zeigt ſpeziell einen erſchreckenden Niedergang des elementarſten 
Anſtandsgefühls. Der Herr Miniſter trägt das ihm öffentlich aufgedrückte 
Schandmal mit heiterer Stirn, und Miniſterpräſident Briand hält ihm die 
Stange, ohne daß die Kammermehrheit auch nur zu murren wagt, ja unter 
ihrem Beifall! „Ich laſſe meine Freunde nicht im Stich, Herr Jaurés!“ rief 
dieſes Muſter der Treue von der Kammertribüne unſerem Genoſſen zu, als 
dieſer die heikle Tatſache betonte, daß die Regierung glücklich ſo weit iſt, über 
die Ehre eines ihrer Mitglieder erſt beraten zu müſſen. ... Ja, in den 
Panamazeiten hatte man doch noch nicht alle Scham verloren. Der damals 
erwiſchte Miniſter Baihaut wurde immerhin von ſeinen Kollegen im Stich 
gelaſſen. 

Was die Finanzkorruption betrifft, ſo wirkte ſie diesmal in der Geſtalt 
der großmächtigen Preßfinanz, die in der Perſon von Bunau-Varilla, 
des Eigentümers des „Matin“, ihre angemeſſene Verkörperung findet. Dieſer 
Finanzwolf hat ja feine Zähne und Klauen im Panamaraub prächtig 
geſchärft. Von dort rührt ſeine Macht her, die ihn mit der Zeit zum Diktator 
der „öffentlichen Meinung“ und — der Regierung erhoben hat. Sein Raub⸗ 
anteil an der Liquidation war die Erwerbung der Marke des „Chartreuſe“⸗ 
Likörs, mit Hilfe einiger Strohmänner natürlich. Beſorgt aber wurde die 
gauneriſche Verſchleuderung eines Handelswertes von 40 Millionen um bloß 
eine halbe Million durch den Liquidator Lecouturier, den eigenen Schwager 
Bunau⸗Varillas. ... Der Reſt der kapitaliſtiſchen Preſſe nahm mit fetten 
Schweigegeldern vorlieb. 

Millerand und Bunau⸗Varilla! Man begreift, daß mit dieſen zwei Kum⸗ 
panen im Bunde die Liquidatoren mit ruhigem Zynismus rauben durften. 
Der Emporkömmlung Duez, ein ehemaliger Warenhausangeſtellter, hat den 
Skandal bloß dadurch heraufbeſchworen, daß ſeine ungeduldige Ranger allen 
Papierenen Formen allzuſehr Hohn ſprach. 

Ja, die papierenen Formen! Auf die kommt es an, wenn man in allen 
Ehren gaunern will. Das hatte die Thereſe Humbert mit ihren unendlich 
fiktiven Prozeſſen gegen fiktive Miterben um eine fiktive Hundertmillionen⸗ 
erbſchaft meiſterhaft bewieſen. Duez war weniger ſchlau als die Thereſe und 
ihre Mitgauner. Dafür aber waren die Richter in beiden Fällen gleich 
wohlwollend, freiwillig⸗-naiv, von einem blinden Glauben an die papierene 
Wahrheit beſeelt — inſofern und weil ihnen dieſe von glänzend ſituierten und 
noch glänzender beſchützten und begönnerten Herrſchaften weis gemacht wurde. 

Die Liquidatorenaffäre iſt aber nicht nur ein gerichtlich⸗politiſcher Skandal 
wie die anderen. Er iſt zugleich das Panama des Antiklerikalismus, oder 
noch beſſer der Thereſe Humbert⸗Schwindel des Antiklerikalismus. 

Erſt jetzt erfährt die weite Öffentlichkeit, daß die von Waldeck-Rouſſeau 
auspoſaunte und dann offiziell herausgerechnete „Milliarde der Kongregationen“ 
von Anfang an ein ſozialdemagogiſcher Schwindel war. Der den alten Ar⸗ 
beitern vorgeſpiegelte Milliardenkoffer war zu etwa dreiviertel leer. Tut 
nichts! Er hat doch eine Zeitlang die Geſchäfte der antiklerikalen Parteien 
beſorgt, geradeſo wie der leere Hundertmillionenkoffer der Thereſe ihren Kredit 
aufrechterhielt. Die wirklich vorhanden geweſene Viertelmilliarde aber iſt — 
bis auf etwa höchſtens ein oder zwei Dutzend Millionen! — auf Nimmer⸗ 
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wiederſehen verſchwunden — zum größeren Teil in den Taſchen der Liqui⸗ 
datoren, der Advokaten, der Sachwalter, der Notare und der anderen um die 
„Rechtspflege“ herumſchmarotzenden Exiſtenzen, der käuflichen Journaliſten 
und der teuren Mätreſſen. Der Reſt der Beute, der — ohne jeden ziffern⸗ 
mäßigen Anhalt übrigens — auf 100 Millionen geſchätzt wird, iſt bei den 
Kongregationen zurückgeblieben, auf Grund ſchwindelhafter „gerichtlicher 
Vergleiche“, die von den Liquidatoren gegen fette Schmiergelder freigebig ab- 
geſchloſſen wurden. f 

Die Antiklerikalen tun nun nicht wenig ſittlich entrüſtet darüber, daß die 
Kongregationen mit den Liquidatoren auf Halbpart geſchwindelt haben. Als 
ob die expropriierten Mönchsorden, die das Expropriationsgeſetz im Innerſten 


ihres Gewiſſens als einen Raub empfanden, ſittlich auf die gleiche Stufe 


mit den diebiſchen Liquidatoren geſtellt werden könnten! Da iſt Herr Briand 
doch viel ſchlauer als ſeine Journaliſten. Er begnügte ſich mit einer leiſen 
Anſpielung auf die ſchwindelhaften gerichtlichen Vergleiche, um ſo immerhin 
den Umfang der gerichtsamtlichen Diebereien zu verkleinern. Als Haupttrumpf 
aber ſpielte er die — ideale Uneigennützigkeit der antiklerikalen Aktion aus!. 
Was? Der hehre Kulturkampf wäre um eines niedrigen materiellen Gewinnes 
willen, wegen einer lumpigen Milliarde geführt worden? Pfui doch! ... Und 
der edle Ritter des geldfeindlichen Ideals erntete begeiſterten Beifall — nament⸗ 
lich auch den ſeines Kollegen Millerand, der ja nur, um das Ideal in die 
Wirklichkeit umzuſetzen, in Selbſtaufopferung 82000 Franken (als perſönliches 
Honorar) in die Taſche geſteckt hat. Auch der „Matin“ ſtimmte natürlich 


einen Lobesgeſang an zu Ehren der idealen Geſinnung des Miniſterpräſidenten. 


Die bürgerliche Welt wird immer dickhäutiger. Die ſkrupelloſe Jagd nach 
Reichtum hat ſelbſt in Frankreich, der Heimat des ſprühenden Witzes, den 
Sinn für das Lächerliche abgeſtumpft. Denn wäre noch das franzöſiſche Wort 
wahr: Das Lächerliche tötet, dann hätte Herr Briand die längſte Zeit gelebt. 


Und was nun? Was werden die Folgen des neueſten Skandals ſein? — 
Das bisherige Verhalten der Regierung und des Parlamentes zeigt bereits 
klar genug, daß man oben jedenfalls entſchloſſen iſt, nach bewährten Muſtern 
die peinliche Geſchichte jo raſch als möglich und unter dem geringſten Koſten— 
aufwand aus der Welt zu ſchaffen. Offenbar ſoll nur der aus der Rolle ge⸗ 
fallene Duez nebſt einigen „kleinen Dieben“ zum Sündenbock gewählt werden. 


Bezeichnend iſt namentlich der Umſtand, daß der Liquidator Lecouturier, 
der Schwager des Bunau-Varilla, noch immer unbehelligt bleibt. Es iſt 


freilich wieder ein idealer Beweggrund, der Herrn Briand zwingt, den Arm 
der Juſtiz zurückzuhalten. Um einen Menſchen der Freiheit zu berauben, ſo 
belehrte er vorwurfsvoll den Genoſſen Jaurès in der Kammer, muß man vor⸗ 
erſt klare Beweiſe haben. Das habe er, Briand, gerade in Jaurés' Schule 
gelernt, in den Zeiten der Dreyfus affäre. ... Und die Kammer klatſchte 


rauſchenden Beifall. Fürwahr, die Miniſterpräſidenten aus der Panamaepoche 


waren im Vergleich mit Briand elende Stümper! Die ahnten nicht einmal, 
daß die „Erklärung der Menſchenrechte“ das ſicherſte Palladium erwiſchter 


Panamiſten ſein kann. 


Und was gar die reformeriſchen Folgen des Skandals betrifft, ſo ſind ſie 
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folglich einer möglichen Geſetzgebungsaktion einzigartig war und nicht mehr 
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exiſtiert. Die verſprochene Neuregelung des Liquidationsverfahrens wird die 
Kongregationsgüter nicht mehr zu neuem Daſein erwecken. Andererſeits aber, 
inſofern die „Fäulnis des Richterſtandes“ in Betracht kommt, ſo haben der 
Miniſterpräſident und dann Juſtizminiſter Barthou, der unbedachte Autor 
jenes Wortes, beſagte „Fäulnis“ raſch wieder in die lauterſte ſittliche Reinheit 
umgedeutet und umdementiert. Anſtatt eines „glühenden Eiſens“ gebührt alſo 
dem Richterſtand vielmehr ein Lorbeerkranz. 

Es ſei denn, daß Miniſter Viviani die Kollegen an ſeine flammende Rede 
erinnert, die er als ſozialiſtiſcher Deputierter im Jahre 1898 gelegentlich des 
Panamaſkandals hielt, eine Rede gegen die „Juſtiz mit dem Doppelgeſicht“, 
einem Geſicht der ſchonungsloſen Rache, das die armen Schlucker angrinſe, 
und einem Geſicht der milden Nachſicht, das den großen Dieben lächle... 
Ein ſchönes Bild! Eine ſchöne Rede! ... Sie wurde von der Deputierten⸗ 
kammer ſogar mit den Ehren des Maueranſchlags bedacht. Es war freilich 
gerade vor den Wahlen, wie jetzt. Die Nachfrage nach politiſcher Redlich⸗ 
keit war damals beſonders ſtark. 

Heute aber braucht ſich die Kammer nicht einmal in die Unkoſten ſittlicher 
Entrüſtung zu ſtürzen, trotz der Wahlen. Herr Briand iſt ja ein unwider⸗ 
ſtehlicher Staatsmann. Er hat es fertiggebracht, für die ramponierte Ehre 
ſeines nunmehr kaltgeſtellten Rivalen Millerand im Namen einer idealen 
Freundſchaft miniſteriell⸗ſolidariſch zu haften, den Schwager des „Matin“ 
Gewaltigen unter den Schutz der „Menſchenrechte“ und des Dreyfus⸗Martyriums 
zu ſtellen, die Gaunereien der Liquidatoren in Bauſch und Bogen mit den 
Fittigen des Kulturkampfideals zu verdecken, der richterlichen Fäulnis ein 
Integritätszeugnis auszuſtellen und vor allem — das teure „Regime“ auf 
dem Hintergrund des offiziellen Milliardenpenſionsſchwindels und des gerichts⸗ 
amtlichen Hundertmillionenraubs in unbefleckter Reinheit erſtrahlen zu laſſen. 
Wenn dieſer unwiderſtehliche und — nach der Verſicherung des „Matin“ — 
immer wieder ſich ſelbſt übertreffende Redekünſtler und Staatsmann ſeinen 
Getreuen die Wiederwahl verbürgt —, wer wird da noch zweifeln? Wer 
wird da gar erſt unanſtändige Säuberungsmaßnahmen verlangen? 

Es bleibt alſo alles beim alten. Der neueſte Skandal wird ſchließlich 
ebenſo ſang⸗ und klanglos verhallen wie ſeine Vorgänger. Und ſchon iſt gewiß 
irgendwo ein neuer Korruptionsherd in Vorbereitung, der in alter Weiſe mit 
viel Geſchrei und wenig Wolle zu einem öffentlichen Skandal explodieren wird. 


Pflichten ohne Rechte. 
Ein Beitrag zur geſetzlichen Stellung der hausgewerbetreibenden in Preußen. 
Von Eduard Eckardt, Arbeiterſekretär (Solingen). 


In ſeinem „Arbeiterrecht“ tritt Stadthagen mit ausführlicher Begründung dafür 
ein, daß jeder Heimarbeiter und Hausgewerbetreibende im Sinne der Gewerbe⸗ 
ordnung als Arbeiter zu betrachten iſt. Auch durch die Beſchäftigung für mehrere 
Arbeitgeber zugleich und durch das Arbeiten mit fremden Hilfskräften auf eigene 
Rechnung verliert nach Stadthagen ein Hausgewerbetreibender ſeine Eigenſchaft 
als gewerblicher Arbeiter nicht, wird alſo dadurch nicht zum Unternehmer. 

Es wird in Arbeiterkreiſen niemand geben, der Stadthagen nicht beipflichten 
müßte. Dagegen geht die Rechtſprechung in dieſem Punkte weit aus⸗ und kunter⸗ 
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bunt durcheinander. Der Hausgewerbetreibende ſelbſt, der doch am beiten willen 
muß, was er iſt, will natürlich kein Unternehmer ſein. Muß er es dulden, 
gegen ſeinen Willen zum Unternehmer geſtempelt zu werden, dann ſollte nichts 
ſelbſtverſtändlicher ſein, als daß ihm zugleich mit der Aufbürdung von Unter⸗ 
nehmerpflichten auch die von jenen Pflichten gar nicht zu trennenden Rechte ver⸗ 
liehen würden. Das geſchieht aber, wenigſtens in Preußen, nicht. Das Geſetz be⸗ 
betreffend die Königlichen Gewerbegerichte in der Rheinprovinz vom 11. Juli 1891 
ſchreibt in S 2 vor: 

„Hausgewerbetreibende ſind als Arbeiter wählbar und wahlberechtigt. 
Durch das Regulativ können Hausgewerbetreibende, welche mehrere Hilfskräfte 
beſchäftigen, den Arbeitgebern gleichgeſtellt werden.“ 

Das vom Juſtizminiſterium und dem Miniſterium für Handel und Gewerbe 
am 11. Juli 1902 erlaſſene Regulativ für das Königliche Gewerbegericht in Solingen 
beſtimmt in § 11 Abſatz 2, daß derjenige als Arbeitgeber zu betrachten iſt, der 
mindeſtens einen Arbeiter das Jahr hindurch oder zu gewiſſen Zeiten des Jahres 
beſchäftigt. Auf die ſogenannten (in Wirklichkeit ſind es meiſt keine) Hausgewerbe⸗ 
treibenden der Solinger Stahlwareninduſtrie findet dieſe Beſtimmung aber keine 
Anwendung. Von ihnen heißt es vielmehr im gleichen Paragraph Abſatz 4: 

„Die durch S 2 Ziffer 2 A und B dieſes Regulativs der Zuſtändigkeit des 
Gewerbegerichtes unterſtellten Hausgewerbetreibenden ſind, ſofern ſie mindeſtens 
10 Hilfskräfte regelmäßig hindurch oder zu gewiſſen Zeiten des Jahres be⸗ 
ſchäftigen, als Arbeitgeber, anderenfalls als Arbeiter wahlberechtigt und 
wählbar.“ 

Hier wird alſo von zwei Miniſtern einwandfrei zugegeben, daß Stadthagen 
recht hat, wenn er behauptet, die Gewerbeordnung biete nirgends eine Handhabe 
für die Annahme, daß ein Hausgewerbetreibender deshalb kein gewerblicher Arbeiter 
ſein könne, weil er mehrere fremde Hilfskräfte beſchäftige oder für mehrere Unter⸗ 
nehmer zugleich arbeite. Die Miniſter hätten ja die Beſtimmung unmöglich erlaſſen 
können, wenn ſie die Stadthagenſche Anſicht nicht teilten. Damit, daß ſie den 
Arbeiter erſt bei Beſchäftigung von 10 Hilfskräften in einen Unternehmer um⸗ 
wandeln, ſind ſie der Arbeiterſchaft ſo weit entgegengekommen, wie man es ſonſt 
nicht von Miniſtern gewohnt iſt, und viel weiter, als es für die Solinger Bedürf⸗ 
niſſe nötig geweſen wäre. Denn mehr wie zwei fremde Hilfskräfte darf der gewerk— 
ſchaftlich Organiſierte nicht beſchäftigen, und unorganiſiert zu ſein, hat in Solingen 
jedenfalls noch bedenklichere Schattenſeiten wie anderwärts. 

Ich glaube nicht, daß es im Solinger Induſtriebezirk einen einzigen Haus⸗ 
gewerbetreibenden gibt, der 10 fremde Hilfskräfte beſchäftigt. 

Von der Bürde des aktiven und paſſiven Wahlrechtes als Unternehmer bleiben 
fie daher alle durch miniſterielle Fürſorge verſchont. 

Dafür iſt ihnen aber wieder das Recht verliehen, wie jeder andere Unter⸗ 

nehmer Gewerbeſteuer bezahlen zu dürfen. Jeder Hausgewerbetreibende, der 
1500 Mark Jahreseinkommen aus feinem Handwerk erzielt (S 7 des Preußiſchen 
Gewerbeſteuergeſetzes) und eine einzige fremde Hilfskraft beſchäftigt, muß nach der 
Rechtſprechung des preußiſchen Oberverwaltungsgerichtes Gewerbeſteuer bezahlen. 
Jahrelang ſind ſogar viele, von denen jeder allein für ſich arbeitete, zur Ge⸗ 
werbeſteuer herangezogen worden. Und doch will das preußiſche Gewerbeſteuer⸗ 
geſetz genau wie die Reichsgewerbeordnung als Unternehmer nur den wirtſchaftlich 
Selbſtändigen, nicht aber die gewerbliche Hilfsperſon betrachtet wiſſen. 

Folgende erbauliche Zuſtände beſtanden bisher im Solinger Induſtriebezirk 
nebeneinander und werden vorläufig weiter beſtehen bleiben: 

Der Hausgewerbetreibende, der eine fremde Hilfskraft beſchäftigt, muß als 
Unternehmer Gewerbeſteuer bezahlen, wenn er nicht nachweiſen kann, daß er im 
verfloſſenen Jahre weniger als 1500 Mark in ſeinem Beruf verdiente. Trotz ſeines 
redlich bezahlten Unternehmers kann er aber bei der Gewerbegerichtswahl weder 
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als Unternehmer wählen noch gewählt werden. Denn um das zu können, müßte 
er ja mindeſtens zehn fremde Hilfskräfte beſchäftigen. 

Dafür hat er aber wieder den Troſt, daß er zur Erhaltung des Gewerbe⸗ 
gerichtes ſeinen Beitrag leiſten darf, denn der wird umgelegt nach der von den 
Unternehmern zu zahlenden Gewerbeſteuer. Hier, wo es wieder etwas zu bezahlen 
gibt, iſt er auch wieder ſelbſtändiger Unternehmer. 

Er will, geſtützt auf ſeine Gewerbeſteuerpflicht, gegenüber dem ſchlecht oder gar 
nicht zahlenden Fabrikanten das Pfandrecht des Unternehmers aus S 647 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ausüben. Er fühlt ſich dazu berechtigt, denn wenn er 
doch ſelbſtändiger Unternehmer iſt, müſſen es unbedingt Werkverträge ſein, die er 
mit ſeinem Fabrikanten abſchließt. 

„Nein“, jagt der Fabrikant, „Dien ſt verträge ſind es. Ich bin der Unternehmer. 
Du biſt nur mein Arbeiter. Anders kann es nicht ſein, denn ſonſt könnte ja das 
Gewerbegericht für die Streitigkeiten aus unſerem Arbeitsverhältnis unmöglich zu⸗ 
ſtändig ſein. Kannſt du die Zuſtändigkeit des Gewerbegerichtes beſtreiten?“ Das 
kann der Hausgewerbetreibende nicht. Und weil er es nicht kann, muß er auf das 
Recht aus S 647 verzichten und allenfalls das magere Rückbehaltungsrecht be⸗ 
nutzen, das auch jeder andere unſelbſtändige Arbeiter unter ſonſt gleichen Voraus⸗ 
ſetzungen hat. ; 

Als die Solinger Bank zuſammenbrach, mußten natürlich weitere Konkurſe 
folgen. Sofort waren findige Konkursverwalter da, die den Hausgewerbetreibenden 
ſagten: „Ihr ſeid Unternehmer. Die Urteile des Oberverwaltungsgerichtes beweiſen 
es. Deshalb kann es nicht Lohn aus Dienſtvertrag ſein, ſondern nur Forderung 
aus Werkvertrag, was ihr verlangt. Dieſe iſt aber nicht bevorrechtigt. Ihr rangiert 
neben den übrigen Gläubigern (was gewöhnlich beſagen wollte, daß die Haus⸗ 
gewerbetreibenden ebenſowenig etwas erhalten würden wie die anderen Gläubiger).“ 
Durch ſofortiges energiſches Eingreifen iſt hier viel (nicht alles) Unheil verhütet 
worden. Einzelne Hausgewerbetreibende waren wie vor den Kopf geſchlagen, ließen 
ſich nicht raten und verloren ihr ſauer verdientes Geld. 

Ein Hausgewerbetreibender wird durch Krankheit erwerbsunfähig. Selbſt⸗ 
verſtändlich gerät er in Schulden. Er hält ſich einen Geſellen und lebt mit ſeiner 
Familie ſehr kärglich von dem bißchen Unternehmergewinn aus der einen Hilfs⸗ 
kraft. Plötzlich werden ihm die Forderungen, die er an ſeine Fabrikanten hat, in 
voller Höhe gepfändet. Das ſei zuläſſig, meint der Anwalt des Gläubigers, weil 
Schuldner ja Unternehmer ſei und ſeine Forderungen aus Werkverträgen ſtammten. 

Immer berufen ſich die Gläubiger und deren Anwälte auf die Urteile des 
Oberverwaltungsgerichtes, und zwar von ihrem Standpunkt aus mit Recht. Denn 
wo Gewerbeſteuerpflicht nachgewieſen werden kann, muß wirtſchaftliche Selb⸗ 
ſtändigkeit (die perſönliche iſt Nebenſache, perſönlich ſelbſtändig iſt faſt jeder Stein⸗ 
klopfer) vorhanden fein. Ja noch mehr: es genügt, daß der Beruf an ſich gewerbe⸗ 
ſteuerpflichtig iſt. Wer, wie unſer Schwindſüchtiger von vorhin, nur deshalb frei⸗ 
geſtellt werden muß, weil er weniger als 1500 Mark verdient, bleibt trotzdem wirt⸗ 
ſchaftlich ſelbſtändiger Unternehmer und haftet den Gläubigern mit ſeinen ganzen 
Forderungen. Die Wohltat des Lohnbeſchlagnahmegeſetzes beſteht ja für den 
Unternehmer nicht und für feine Forderungen auch nicht 8 811 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung (der zur Anſchaffung für Nahrungs-, Heizungs: und Beleuchtungsmittel 
auf die Dauer von zwei Wochen erforderliche Geldbetrag iſt unpfändbar). Scharf⸗ 
ſinnig, wie unſere Richter nun einmal ſind, argumentieren ſie: „Von Forderungen 
enthält § 811 nichts. Alles, was der Geſetzgeber nicht ausdrücklich geſagt hat, hat 
er auch nicht gewollt. Sollte an Stelle des Geldbetrags auch eine Forderung 
treten können, ſo wäre das wohl ausdrücklich im Geſetz feſtgelegt worden. Das iſt 
nicht geſchehen, mithin muß zwiſchen Forderung und Geldbetrag unterſchieden 
werden. Die Praxis aus 8 811 der Zivilprozeßordnung iſt alſo die: Hat der kleine 
Schuſter Glück und erhält vom Studenten die Stiefeln bar bezahlt, ſo muß ihm 
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das Geld gelaſſen werden, weil ſeine Familie es für die nötigſten Bedürfniſſe der 
nächſten zwei Wochen nicht entbehren kann. Muß er ſich aber auf den Erſten ver⸗ 
tröſten laſſen und daraufhin ſelbſt borgen, ſo unterliegt ſeine Forderung der Pfän⸗ 
dung, und der weiſe Richter tröſtet ihn: Nicht Geld iſt es, was man dir nahm, 
nur eine Forderung. Dein Geld müßte dir bleiben, wenn du welches hätteſt. 

Dieſer richterlichen Einſicht muß ſich auch der zum Unternehmer geſtempelte 
Hausgewerbetreibende unterwerfen. - 

Ich weiß nicht, wie die berufsmäßigen Geſetzesmacher und Geſetzesausleger 
Artikel 2 der Reichsverfaſſung auslegen. (Innerhalb des Bundesgebiets übt das 
Reich das Recht der Geſetzgebung nach Maßgabe des Inhalts dieſer Verfaſſung 
und mit der Wirkung aus, daß die Reichsgeſetze den Landesgeſetzen vorgehen.) 
Jedenfalls iſt aber das Reichsverſicherungsamt eine Behörde, die im Namen des 
Reiches Recht ſpricht. Mir ſcheint es daher mindeſtens begreiflich zu ſein, wenn 
man als Laie der vielleicht falſchen Anſicht zuneigt, die Behörden einzelner Bundes⸗ 
ſtaaten hätten kein Recht, Urteile und Erlaſſe des Reichsverſicherungsamtes gänzlich 

zu ignorieren. 

Das preußiſche Oberverwaltungsgericht aber ſtellt die Urteile des Reichsverſiche⸗ 
rungsamtes über Hausgewerbetreibende direkt auf den Kopf und konnte bisher nicht 
veranlaßt werden, ſich auch nur mit einer Silbe zu dieſem Widerſpruch zu äußern. 

Dem Sinne nach genau mit Stadthagen ſagt das Reichsverſicherungsamt in 
ſeiner Anleitung betreffend den Kreis der nach dem Invalidenverſicherungsgeſetz 
verſicherten Perſonen („Amtliche Nachrichten“, 1900, S. 275 ff. unter Ziffer 33): 

„Die wirtſchaftliche Abhängigkeit der Hausgewerbetreibenden zeigt ſich darin, 

daß fie von einem anderen Gewerbetreibenden „beſchäftigt werden“, daß fie auf 
Rechnung eines Dritten arbeiten, der einerſeits die geſchäftliche Gefahr trägt, 
andererſeits aber ihnen die Möglichkeit eigener Verwertung ihrer Erzeugniſſe und 
damit der Erzielung eines Unternehmergewinns nimmt, ihnen viel: 
mehr nur eine nach dem Stück bemeſſene Vergütung zahlt, die ſich 
wirtſchaftlich weſentlich als Arbeitsentgelt darſtellt. Dieſes Ver⸗ 
hältnis verſchiebt ſich auch dann nur wenig, wenn der Hausgewerbetreibende die 
Rohſtoffe ſelbſt beſchafft und in dem für die abgelieferte Ware gezahlten Preiſe 
auch den Stoffwert erſtattet erhält. 

„Die Tätigkeit für fremde Rechnung bringt es weiter mit ſich, daß der im 
allgemeinen wirtſchaftlich mächtigere Auftraggeber die Art der Herſtellung, 
die Lieferzeiten und ſonſtige Bedingungen einſeitig vorzuſchreiben in die Lage 
geſetzt wird.“ 

An anderer Stelle: 

„Dem Auftraggeber kann es im allgemeinen gleichgültig ſein, wer die Arbeit 
verrichtet ufw. Demgemäß bleibt dem Hausgewerbetreibenden die Heranziehung 
von Hilfskräften überlaſſen.“ 

Weiter: 

„Ferner ſind die Beſtellungen in der Regel nur Einzelaufträge, nach ihrer 
Erledigung iſt keine der Geſchäftsparteien gehalten, das Verhältnis fortzuſetzen 
oder wieder aufzunehmen, es beſteht kein feſter Vertrag und keine Kündigungs⸗ 
friſt, wenn ſich auch tatſächlich nicht ſelten dauernde Beziehungen herausbilden.“ 

Endlich: 

„Für die Abgrenzung gegenüber der unſelbſtändigen Außenarbeit handelt 
es ſich darum, inwieweit alle dieſe in den Regelfällen gegebenen Umſtände die 
Benutzung begriffsweſentlicher Merkmale haben. Dies läßt ſich nicht allgemein 

beſtimmen, immerhin kann es zum Beiſpiel nicht ausſchlaggebend ſein, 
ob tatſächlich Hilfskräfte beſchäftigt werden uſw.“ 5 

Während alſo das Reichsverſicherungsamt ſelbſt in dem Merkmal der Beſchäf⸗ 
tigung mehrerer Hilfskräfte noch nicht ohne weiteres die wirtſchaftliche Selb⸗ 
ſtändigkeit des Hausgewerbetreibenden erblicken will, genügte bisher für das Ober⸗ 
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verwaltungsgericht die Beſchäftigung eines Lehrlings, um den Hausgewerbetreibenden 
zum Unternehmer zu ſtempeln: 

„Er beſchäftigt ſtändig auf ſeine Koſten einen Lehrling. Für die Annahme 
eines ſelbſtändigen Gewerbebetriebs durch den Beſchwerdeführer gibt aber nach 
den in feſtſtehender Rechtſprechung geltenden Grundſätzen die Tatſache den Aus⸗ 
ſchlag, daß er zur Ausführung der für andere Gewerbetreibende gegen Stück⸗ 
lohn zu leiſtenden Schleiferarbeit von ihm angenommene fremde Hilfskräfte auf 
eigene Rechnung verwendet“ (Urteil des preußiſchen Oberverwaltungsgerichtes, 
ſechſter Senat, vom 31. Januar 1907). 

Der gleiche Senat hatte am gleichen Tage einen anderen Schleifer freigeſtellt, 
weil dieſer keine Hilfskraft beſchäftigte. Später iſt die Rechtſprechung des Ober⸗ 
verwaltungsgerichtes noch ungünſtiger für die Hausgewerbetreibenden geworden. 
Ein Urteil des ſechſten Senats vom 11. Februar 1909 läßt befürchten, daß der Be⸗ 
ſchwerdeführer im Gegenſatz zu 1907 auch dann abgewieſen worden wäre, wenn er 
keine Hilfskraft beſchäftigt hätte. Im Jahre 1907 war noch ausführlich erörtert 
worden, daß alles von der Regierung Vorgebrachte die Selbſtändigkeit nicht be⸗ 
gründen könne, wenn der einzige Punkt, auf den dieſelbe geſtützt werden könne, 
nämlich die Beſchäftigung mindeſtens einer fremden Hilfskraft, fehle. In dem Urteil 
von 1909 wird nur noch nebenbei daran erinnert, daß der Beſchwerdeführer einen 
Lehrling hält. Was früher Hauptſache war, iſt jetzt Nebenſache geworden, und um⸗ 
gekehrt. Die früher vom Oberverwaltungsgericht zugegebene Nebenſächlichkeit der 
perſönlichen Selbſtändigkeit ſcheint jetzt zur Hauptſache geworden zu ſein. Da⸗ 
gegen iſt wirtſchaftliche Selbſtändigkeit (doch wohl eine der Grundbedingungen 
für die Annahme eines ſtehenden Gewerbebetriebs) für die Gewerbeſteuerpflicht 
überhaupt nicht mehr erforderlich: 

„Es fehlt insbeſondere auch nicht die von dem Beſchwerdeführer am Schluſſe 
ſeiner Beſchwerde beſtrittene Selbſtändigkeit. Dieſe iſt keine wirtſchaftliche, ſondern 
eine rein perſönliche. Sie beſteht darin, daß der Hausgewerbetreibende arbeiten 
kann, wann er will und keine beſtimmten Arbeitsſtunden innezuhalten hat, daß 
er die Arbeiten nicht notwendig ſelbſt zu verrichten braucht, ſondern durch andere 
ausführen laſſen darf, daß er keiner Diſziplin des Arbeitgebers unterliegt, daß 
für ihn, abgeſehen von dem Falle beſonderer Vereinbarung, kein Recht und keine 
Pflicht zur weiteren Beſchäftigung oder für Einhaltung einer Kündigungsfriſt 
beſteht. Alles dies trifft, wie nach den Akten anzunehmen iſt, auf den Beſchwerde⸗ 
führer zu.“ 

Und deshalb, weil das alles zutreffen ſoll (in Wirklichkeit trifft es nicht zu), 
wurde die Beſchwerde zurückgewieſen. 1907 war nach Anſicht des gleichen Senats 
vom gleichen Gericht das alles noch unerheblich und keineswegs geeignet, die Ge⸗ 
werbeſteuerpflicht zu ſtützen. N 

Auch das eingangs erwähnte Gewerbegerichtsgeſetz und Regulativ können „hier, 
wo allein die Vorſchriften des Gewerbeſteuergeſetzes maßgebend ſind, nicht in Be⸗ 
tracht kommen“. 

Die allein maßgebenden Vorſchriften beſagen aber in § 37: 

„Die Beſchwerde kann nur darauf geſtützt werden, daß die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung auf der Nichtanwendung oder auf der unrichtigen Anwendung des be⸗ 
ſtehenden Rechtes, insbeſondere auch der von den Behörden innerhalb ihrer Zu: 
ſtändigkeit erlaſſenen Verordnungen beruhe.“ 

Es heißt nicht von den Behörden für Gewerbeſteuerſachen, ſondern ganz all⸗ 
gemein: von den Behörden. ö 

Iſt nun das preußiſche Juſtizminiſterium, iſt das Miniſterium für Handel und 
Gewerbe keine Behörde? 

Haben dieſe Behörden nicht innerhalb ihrer Zuſtändigkeit die Verordnung er⸗ 
laſſen, daß ein Hausgewerbetreibender, der nicht mindeſtens zehn Hilfskräfte be⸗ 
ſchäftige, unſelbſtändiger Arbeiter ſei, Unternehmer aber nicht ſein könne? 
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Läßt es ſich mit dieſer Verordnung vereinbaren, daß dort, wo nicht Rechte, 
ſondern Pflichten in Frage kommen, die Selbſtändigkeit ſchon bei Beſchäftigung einer 
Hilfskraft oder auch gar keiner vorhanden ſein ſoll? 

Beweiſt nicht die aus der Gewerbeſteuerpflicht ſich ergebende Pflicht der Bei⸗ 
tragsleiſtung für die Erhaltung des Gewerbegerichtes für ſich ganz allein, daß eines 
falſch ſein muß: entweder die Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichtes oder 
das Regulativ, das den Hausgewerbetreibenden das Wahlrecht des Unternehmers 
verſagt und ſie zu den nicht beitragspflichtigen Arbeitnehmern wirft? 

Ich möchte einmal das Geſchrei einer Gruppe von Unternehmern hören, der ſolch 
unerträgliche Zuſtände zugemutet werden ſollten. Das zu ertragen, iſt nur die Geduld 
„unzufriedener“ Arbeiter imſtande. Aber dieſe Geduld endet auch einmal. Die Sozial⸗ 
demokratie hat keinen Schaden davon, wenn für die preußiſchen Hausgewerbetreiben⸗ 
den das Syſtem der Pflichten ohne Rechte noch eine Zeitlang beſtehen bleibt. 

Einmal fällt es ja doch. Bis dahin kann es uns aber manchen Anhänger zu⸗ 
geführt haben, den wir unter normalen Verhältniſſen vielleicht erſt ſpäter ge- 
wonnen hätten. 


Techniſch⸗wirtſchaftliche kundſchau. 


Techniſch⸗induſtrielle Fachpreſſe. — Internationales Inſtitut für Techno⸗Vibliographie. — 
Amerikaniſcher Geiſt im Maſchinenbau. — Moderne Arbeitskontrolle. — Das Lohnproblem 
als Kalkulationsfrage. 

Wenn die techniſch⸗wiſſenſchaftlichen Fachkongreſſe als die Meilenzeiger für den 
techniſchen Fortſchritt in der Induſtrieentwicklung zu beachten ſind, ſo werden alle 
dieſe Erſcheinungsformen reflektiert durch die einſchlägige Fachpreſſe. Wer eine Ge⸗ 
ſchichte des deutſchen Induſtrialismus ſchreiben wollte, müßte auch zu dieſen Quellen 
hinunterſteigen, müßte die bedeutenderen Fachzeitſchriften zur Hand nehmen, in denen 
der Gang der Entwicklung literariſch fixiert wird. Auch hier hat ſich eine Arbeits⸗ 


teilung durchgeſetzt. Wie ſich das Schaffen des einzelnen Ingenieurs heute ſpeziali⸗ 
ſieren muß, wie heute im Gegenſatz zu früher nicht mehr Allgemeinbildung, ſondern 


Spezialkenntniſſe die notwendigſten Vorbedingungen ſind, ſo wenden ſich auch die 


techniſchen Zeitſchriften immer mehr an ein abgegrenztes Fachpublikum. Das ſpiegelt 


ſich ſchon wider in der Zahl der vorhandenen Fachzeitſchriften. Nach einer Statiſtik, 


die G. Luck (Die deutſche Fachpreſſe, Verlag Klöres, Tübingen) aufgenommen hat, 
beträgt die Geſamtzahl der techniſchen Zeitſchriften in deutſcher Sprache 1124, davon 


entfallen auf Bau⸗, Ingenieur⸗, Maſchinen⸗ und Eiſenbahnweſen 204, auf Bergbau⸗ 


und Hüttenkunde 44 und auf Gewerbekunde, Kunſtgewerbe, Technik und Induſtrie 876. 
Schon dieſe Zahlen zeigen, wie vielgeſtaltig der Preſſeapparat geworden iſt, der im 
Dienſte der deutſchen Induſtrie zu arbeiten hat. 


Man kann ſogar aus der Entwicklung und Abſonderung der Zeitſchriften er⸗ 


kennen, welche Spezialaufgaben jeweilig entſtanden ſind und bearbeitet werden 
mußten. Um nur zwei Beiſpiele herauszugreifen: Als der Automobilismus ſich als 
ein ausſichtsreicher Zweig der Technik zu entwickeln begann, mußte über die kon⸗ 
ſtruktiven Aufgaben in der Fachpreſſe berichtet werden, die Folge war die Gründung 
verſchiedener Spezialzeitſchriften. In dem Maße, wie die Probleme der lenkbaren 
Luftſchiffahrt praktiſchen Löſungen entgegengehen, ſuchen auch die Spezialiſten auf 
dieſem Gebiet ſich eine eigene Fachliteratur zu ſchaffen. 


Freilich ſind die Zeitſchriften qualitativ ſehr verſchieden, naturgemäß rangieren 


0 die Fachblätter der Verbände! im Durchſchnitt vor den Zeitſchriften privater Ver⸗ 


1 Zeitſchrift des Vereins deutſcher Ingenieure, Elektrotechniſche Zeit- 
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Vereins deutſcher Eiſenhüttenleute); Zeitſchrift für Werkzeugmaſchinen und Werk- 
zeuge (Organ des Verbandes deutſcher Werkzeugfabriken). 
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leger. Der kapitaliſtiſche Geiſt hat auch hier einen ſcharfen Konkurrenzkampf ge- 
ſchaffen, in dem die finanziell leiſtungsfähigeren Zeitſchriftenunternehmungen ſich 
durchſetzen. Wo eine Zeitſchrift aus den Abonnementseinnahmen nicht leben und 
nicht ſterben kann, müſſen die Einnahmen für Reklame (Annoncen, bezahlte Waſch⸗ 
zettel uſw.) aushelfen. In dieſer Beziehung haben recht viele Fachzeitſchriften Ahn⸗ 
lichkeiten mit gewiſſen Tageszeitungen, die Fähigkeit der Redakteure beſteht denn 
auch hier nicht nur in der Gewandtheit der Behandlung von Schere und Kleiſter, 
ſondern in dem Geſchäftsſinn, ſich laufend die nötigen Subſidien aus den Bureaus 
der Induſtriellen zu verſchaffen. 

Der induſtrielle Fachmann muß ſich nun durch ſeine Fachpreſſe je nach dem 
Umfang ſeines Arbeitsbereichs durchackern. Er muß aus der Flut der Neuerſchei⸗ 
nungen das jeweilig Brauchbare für ſeine Zwecke herausſuchen. Im Betrieb ſelbſt 
haben ſich dafür beſtimmte arbeitsteilige Methoden eingeführt. Jedes größere Werk 
hat ſein literariſches Bureau, in dem ſich die eingehenden Zeitſchriften ſammeln. 
Die einzelnen Nummern zirkulieren in beſtimmter Ordnung durch die Geſchäfts⸗ 
ſtellen, werden für jeden einzelnen beteiligten Leſer entſprechend angeſtrichen, ſo 
daß die „hochqualifizierten Arbeitskräfte“, die Direktoren, Chefkonſtrukteure, Betriebs⸗ 
leiter keine Zeit mit dem Leſen für ſie nicht paſſender Artikel verlieren. Beiläufig 
bemerkt liegt hier ein Grund mit dafür, daß die „Intellektuellen“ der Induſtrie, 
die Oberbeamten, in allen Fragen außerhalb ihres Fachgebiets total unwiſſend ſind. 
Das bringt der ganze Arbeitsbetrieb hier mit ſich. Dieſe Leute werden derartig 
für ihr Fach eingeſchirrt, daß ſie den geiſtigen Zuſammenhang mit der Welt außer⸗ 
halb ihres beruflichen Milieus einfach verlieren. 

Um gewiſſermaßen eine zentrale Vorprüfung für alle literariſchen Erſcheinungen 
der weitſchichtigen induſtriellen Technik zu ſchaffen, iſt vor etwa einem Jahre ein 
ſehr intereſſantes Unternehmen ins Leben gerufen worden. Eine Gruppe von Fach⸗ 
leuten und Vertretern der techniſchen Wiſſenſchaften ging zur Gründung des Inter⸗ 
nationalen Inſtituts für Techno⸗ Bibliographie über. Parallel zu dem 
Internationalen Inſtitut für Sozial⸗Bibliographie ſollte für das Gebiet der Technik 
eine bibliographiſche Bearbeitung der geſamten deutſchen und teilweiſe ausländiſchen 
Fachpreſſe unternommen werden. An einen Stab von Mitarbeitern wurde das ge⸗ 
ſamte Bearbeitungsgebiet verteilt. Jeder Korreſpondent muß eine beſtimmte Zahl 


und Gruppe von Zeitſchriften leſen, die Titel fixieren und bei wichtigeren Beiträgen 


eine kurze, ſchlagwortartige Charakteriſtik davon geben. Ebenſo wird über die ge⸗ 
ſamten Neuerſcheinungen der Buchliteratur laufend berichtet. Alle Monate werden 
die Berichte geſammelt, nach einer beſtimmten Syſtematik (Schlagwortregiſter) ge⸗ 
ordnet und in Monatsheften veröffentlicht.! Seit Januar iſt der zweite Jahrgang 
erſchienen und dürfte das Unternehmen gerade für wiſſenſchaftliche Forſcherzwecke 
von beſonderer Bedeutung ſein. Bei der Benutzung der Bibliographie kann man 


ſich verhältnismäßig ſchnell über eine beſtimmte Spezialfrage ein zutreffendes litera⸗ 


riſches Situationsbild verſchaffen. Damit iſt eigentlich überhaupt erſt die Möglich⸗ 
keit gegeben, die techniſchen Erſcheinungsformen des heutigen Induſtrialismus lite⸗ 
rariſch zu überſchauen. x 

Das deutſche Induſtrieleben wird ſtark beeinflußt durch den Amerikanismus. 
Darauf habe ich an dieſer Stelle und auch in anderen Publikationen ſchon häufig 
hingewieſen. Ein paar neuere Vorgänge geben für das Vordringen des ameri⸗ 
kaniſchen Geiſtes wieder neue Beweiſe. : 

Auf der letzten Tagung des Vereins deutſcher Werkzeugmaſchinenfabriken be⸗ 
ſchäftigte man ſich wieder einmal mit der „amerikaniſchen Gefahr“. Gerade die 
amerikaniſchen Fabrikanten im Werkzeugmaſchinenbau hatten in letzter Zeit beſondere 
Anſtrengungen gemacht, mit ihren Fabrikaten ſich für Deutſchland ein erweitertes 


1 Techniſche Auskunft, Monatſchrift des Internationalen Inſtituts für Techno⸗ 


Bibliographie. Berlin W 50, Bibliographiſcher Zentralverlag G. m. b. H. 
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Abſatzgebiet zu ſichern. So wurde im Sommer dieſes Jahres in Berlin eine ameri⸗ 
kaniſche Ausſtellung geplant, auf der ſich die deutſchen Konſumenten auch von 
den Vorzügen der amerikaniſchen Werkzeugmaſchinen ſollten überzeugen können. 
Außerdem wird ſeit Januar dieſes Jahres eine deutſche Ausgabe der führenden 
amerikaniſchen Zeitſchrift „American Machinist“ herausgegeben, die dazu dienen 
ſoll, amerikaniſche Konſtruktionsgrundſätze den deutſchen Abnehmerkreiſen zu er⸗ 
läutern, amerikaniſche Maſchinen anzupreiſen und damit für die amerikaniſche In⸗ 
duſtrie Reklame zu machen. 

Wenn auf der Tagung des Vereins deutſcher Werkzeugmaſchinenfabriken ausge⸗ 
führt wurde, daß die deutſchen Werkzeugmaſchinen mit den amerikaniſchen Fabrikaten 
konkurrieren können, ſo mag das wohl ſtimmen. Aber deren Vorſprung hat die 
deutſche Induſtrie erſt in den letzten Jahren mühſelig einholen können. Denn der 
amerikaniſche Konſtrukteur iſt von Anfang an dazu erzogen worden, mit ſeinen 
Werkzeugmaſchinen den höchſten Nutzeffekt zu erzielen. Die verhältnismäßig hohen 
Arbeitslöhne drüben riefen das Bedürfnis wach, durch exakt arbeitende Maſchinen 


die Handarbeit zu erſparen. „Labour saving“ — Arbeit erſparend — iſt überhaupt 


das Leibwort des techniſchen Fortſchritts drüben. „Labour saving“ iſt der Feldruf, 
unter dem die Erbauer von Maſchinen und vielen anderen Gebrauchsgegenſtänden 
für die Einführung und den Abſatz ihrer Erzeugniſſe kämpfen; es gibt zum Beiſpiel 
kaum eine amerikaniſche Anpreiſung über Werkzeugmaſchinen, in der nicht das 
Schlagwort „Labour saving“ vorkommt, zumeiſt in fettem Drucke ſtark hervor⸗ 
gehoben, und nichts iſt wirkſamer als dieſer Lockruf — „drüben im Lande, wo die 
Arbeit ſo teuer iſt“ (Jul. Weſt). Der Amerikaner hat ſich mit ſeinen Werkzeug⸗ 
maſchinen auf dem Weltmarkt ſieghaft durchſetzen können, hat ſich einen Weltruf 
geſchaffen, der ſchwer zu erſchüttern iſt. 

Auch auf dem Gebiet der Fabrikorganiſation hat der amerikaniſche Unternehmer 
immer eine führende Stellung eingenommen. Die Organiſation der Arbeit, die 
Trennung in gelernte und ungelernte Arbeiter, der ſorgfältig im voraus aus⸗ 
geklügelte Arbeitsgang der Fabrikate, das alles ſind die Mittel geweſen, durch 
welche der amerikaniſche Fabrikbetrieb im Sinne des Unternehmers als vorbildliche 
Wirtſchaftsweiſe betrachtet wird. Wenn einzelne Gewerkſchaftsblätter jetzt von 
Studienreiſen deutſcher Betriebsleiter nach Amerika berichten können, ſo haben eben 
dieſe Reifen den Zweck, die Erfahrungen der amerikaniſchen Fabrikorganiſation 
auch für deutſche Verhältniſſe nutzbar zu machen. Nicht zuletzt ſind die heute zur 
Anwendung gelangten Kontrollmethoden den amerikaniſchen Vorbildern entlehnt. 
Faſt bei jeder Kontrolluhr, die heute in größeren Betrieben aufgeſtellt wird, kann 
man aus alten amerikaniſchen Zeitſchriften oder amerikaniſchen Reiſeberichten den 
konſtruktiven Urſprung nachweiſen, wenn nicht dieſe Uhren direkt von amerikaniſchen 
Fabriken bezogen worden ſind. 

Im Niederrheiniſchen Bezirksverein des Vereins deutſcher Ingenieure hielt 
kürzlich der Ingenieur Schneeloch⸗Düſſeldorf einen Vortrag über die Behandlung 
der Zeit in der Lohn⸗ und Selbſtkoſtenberechnung. Seine ganze Weisheit führte 
zum Schluſſe zu einer Empfehlung des „Kartenapparats“, der von einer ameri⸗ 
kaniſchen Geſellſchaft, der International Time Recording Co., geliefert wird. 

Bei dieſer Gelegenheit iſt es nicht unwichtig, den Entwicklungstendenzen nach⸗ 
zugehen, die auch auf dem Gebiet der Arbeitskontrolle zu beobachten ſind. Die 
moderne Arbeitskontrolle wurde bisher nach zwei Methoden ausgeführt, erſtens 
durch Kontrollbeamte, zweitens durch Kontrollapparate. Die einfachſte Methode 
beſteht darin, daß in kleineren Werken der Portier am Eingang der Fabrik oder 
der Werkmeiſter im Arbeitsſaal ſich die Namen derjenigen Arbeiter notiert, die zu 
ſpät kamen oder vor Beendigung der normalen Arbeitszeit die Arbeitsſtätte ver⸗ 
ließen. Am Schluſſe der Woche wurde für die Lohnrechnung eine Zuſammenſtellung 
gemacht und die verſäumte Zeit vom Lohne geſtrichen. Dann kamen die Kontroll⸗ 
uhren auf, die Unternehmer hatten auch hier das Beſtreben, ſich von der Tüchtigkeit 
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und der Zuverläſſigkeit ihrer Angeſtellten unabhängig zu machen. Dieſe Uhren waren 
entweder „Stechuhren“ oder „Stoppuhren“. Am Portierhaus oder am Eingang des 
Arbeitsſaals hatte der Arbeiter zu „ſtechen“, ſeine Karte zur Abſtempelung hinein⸗ 
zuſchieben oder ähnliche Handgriffe vorzunehmen. Die geſamte Arbeitszeit wird 
dadurch auf mechaniſchem Wege regiſtriert. Die „Stoppuhr“ dient dazu, die Arbeits⸗ 
zeit einzelner Teiloperationen zu überwachen. Der Werkmeiſter, Aufſeher oder Kon⸗ 
trolleur ſtellt ſich bei der Vornahme einer neuen Arbeit neben den „Probearbeiter“ 
und regiſtriert mit ſeiner Uhr, die er unauffällig bei ſich trägt, die genaue Her⸗ 
ſtellungszeit des Gegenſtandes, in Minuten und Sekunden gemeſſen. Er „ſtoppt“ 
die Uhr bei Fertigſtellung des Gegenſtandes. Gelegentlich einer Beſprechung des 
famoſen Syſtems Taylor im „Kampf“, von der auch in der „Neuen Zeit“ (1910, 
Heft 7, S. 252) eine kurze Wiedergabe gebracht wurde, habe ich auch beſonders dieſe 
mechaniſchen Kontrollſyſteme erwähnt. Der von Schneeloch empfohlene Karten⸗ 
apparat iſt ebenfalls eine ſolche konſtruktive Verbeſſerung einer amerikaniſchen 
Kontrolluhr, die auf der Lohnkarte des Arbeiters den Anfang und die Beendigung 
eines jeden Arbeitsſtücks und einer jeden Arbeitsleiſtung regiſtriert. 
überhaupt können wir die Beobachtung machen, daß das Kalkulieren der 
Arbeitsleiſtungen und Arbeitspreiſe als gefühlsmäßiges Schätzen immer mehr ver⸗ 
ſchwindet. Dafür werden ſorgfältig ausgebildete Kontrollmethoden angewendet. 
Der Arbeitsvorgang wird in möglichſt viele Teiloperationen zerlegt und mittels 
Kontrolluhren und Zeitſtudien beobachtet und regiſtriert. Nach dem Kartothekſyſtem 
werden alle Beobachtungen über die vorhandenen Einzelheiten geſammelt, ſo daß 
jede Bewertung neuer Arbeitspreiſe nicht mehr gefühlsmäßig geſchätzt wird, ſondern 
auf Grund der vorhandenen Erfahrungswerte methodiſch ermittelt werden kann. 
Der Arbeiter wird überliſtet. Im großinduſtriellen Arbeitsvertrag, dort, 
wo eine vielgeſtaltige Produktion mit den verſchiedenartigſten Herſtellungsmitteln 
vor ſich geht, tritt dieſer Unterſchied ganz beſonders klar zutage: dem einzelnen 
Arbeiter ſteht der Bevollmächtigte des Unternehmers gegenüber. Der letztere hat 
ein ganzes Preisarchiv zu ſeiner Verfügung, in dem die Betriebsfaktoren, die für 
die Herſtellung eines Gegenſtandes notwendig ſind, durch genau geſammelte Daten 
feſtgelegt werden konnten. Der Arbeiter ſelbſt verliert in dem komplizierten Or⸗ 
ganismus eines ſolchen arbeitsteiligen Großbetriebs immer mehr den kalkulativen 
Überblick über den Wert ſeiner eigenen Arbeitskraft, die er verkaufen ſoll. So 
ſtehen ſich zwei ungleiche Kontrahenten gegenüber, der ſogenannte „freie“ Arbeits⸗ 
vertrag im Großbetrieb iſt genau ebenſo frei wie die Abmachung des feudalen 
Großgrundbeſitzers mit jedem ſeiner Taglöhner. Das Lohnproblem iſt eine 
Kalkulationsfrage geworden und wird hier die Praxis des Gewerkſchafts⸗ 
kampfes diejenigen Formen finden müſſen, durch die dem Unternehmer die heutige 
Überlegenheit im Arbeitsvertrag wieder abgekämpft und abgerungen werden kann. 
Richard Woldt. 


Uiterariſche Kundſchau. 


Thomas Hodgskin, Verteidigung der Arbeit gegen die Anſprüche des Kapitals. 
Aus dem Engliſchen überſetzt von Dr. F. Raffel. Mit einer einleitenden Ab⸗ 
handlung: Der engliſche Sozialismus zu Anfang des neunzehnten Jahrhunderts. 
Leipzig. C. L. Hirſchfeld. 76 Seiten. 1,20 Mark (gebunden 1,60 Mark). 

Unter den Autoren, die Marx im letzten Bande ſeiner „Theorien über den 

Mehrwert“ beſpricht, iſt unleugbar einer der originellſten und ſcharfſinnigſten 

Thomas Hodgskin. Seine Hauptſchrift („Labour defended“, Die Verteidigung der 

Arbeit) erſchien 1825, als Streitſchrift im Kampfe der Arbeiter Englands um das 

Koalitionsrecht. Deſſen Gegner behaupteten, die Arbeiterkoalitionen würden, wenn 

man ſie gewähren ließe, das Kapital aus dem Lande treiben und damit die wirt⸗ 
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ſchaftliche Blüte Englands vernichten. Dieſe Argumentation beantwortete Hodgskin 
mit einer Unterſuchung der Rolle, die das Kapital im Produktionsprozeß ſpielt, und 
einer Darlegung des Unheils, das die wachſende Ausbeutung des Proletariats mit 
ſich bringt, der entgegenzuwirken die Arbeiterkoalitionen berufen ſeien. 

Dieſe bemerkenswerte Abhandlung iſt heute höchſt ſelten und im Buchhandel 
nicht mehr aufzutreiben. Es trifft ſich daher ſehr gut, daß jetzt gleichzeitig mit 
dem letzten Bande der Marxſchen „Theorien“ auch die dort eingehend auf 60 Seiten 
behandelte Schrift Hodgskins in deutſcher überſetzung erſcheint und damit wieder 
allgemein zugänglich wird. 

Eingeleitet wird ſie durch eine Abhandlung des Herausgebers, der ihr Er⸗ 
ſcheinen nicht mehr erlebte, des Profeſſors Georg Adler, über das Verhältnis des 
älteren engliſchen Sozialismus zur Ricardoſchen Theorie des Wertes. Dieſe Unter⸗ 
ſuchung läuft parallel der Marxſchen in ſeinen „Theorien“. Es wäre natürlich 
lächerlich, einen Georg Adler mit einem Marx in bezug auf die Behandlung und 
Beherrſchung des Stoffes vergleichen zu wollen. Aber es iſt ſchon ganz charakte⸗ 
riſtiſch, wenn man nur zuſieht, was jeden der beiden an den in Betracht kommenden 


Sozialiſten intereſſiert. Marx behandelt bloß jene unter ihnen, die die Erkenntnis 


des kapitaliſtiſchen Produktionsprozeſſes gefördert haben, und nur jene ihrer Aus⸗ 
führungen, die ſich damit beſchäftigen. Dieſe Seiten erwähnt Adler gar nicht. Der 
Profeſſor der Okonomie erörtert nur die ethiſchen Konſequenzen, die die einzelnen 
Sozialiſten aus der Ricardoſchen Werttheorie ziehen. 

Der „Agitator“ Marx hat bloß für die wiſſenſchaftliche Seite ſeiner Vorgänger 
ein Auge; den „Mann der Wiſſenſchaft“ intereſſiert am Sozialismus allein ſeine 
agitatoriſche Seite. 
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Zur Krbeitsnachweisfrage. In einer Notiz in der Nr. 25 der „Neuen Zeit“ 
bringt der Genoſſe Kliche eine Erwiderung auf meine in einem Artikel in der 
Nr. 23 enthaltene Bemerkung, daß ſeine Meinung, die Anſichten der Gewerkſchafts⸗ 
kongreſſe von 1896 und 1899 in der Arbeitsnachweisfrage ſeien identiſch, auf einem 


Irrtum beruhe. Zum Beweis bringt er in großen Zügen eine Schilderung des 


Verlaufs der ſich darauf beziehenden Verhandlungen in Frankfurt 1899. Er betont 
beſonders, daß man auch in Frankfurt im Prinzip an der Meinung, der Arbeits⸗ 
nachweis gehöre in die Hände der Arbeiter, feſtgehalten und der Mitarbeit an 
paritätiſchen Arbeitsnachweiſen nur bedingungsweiſe zugeſtimmt habe. Daß ich 
ganz derſelben Meinung bin, geht aus meinem Artikel in Nr. 23 hervor. Ich 
ſchrieb dort: „Die einſeitige Verwaltung der Arbeitsnachweiſe durch die Gewerk⸗ 
ſchaften wurde gewiſſermaßen als Ziel aufgerichtet, während die paritätiſchen 
Arbeitsnachweiſe als Etappe auf dem Wege zu jenem fernen Ziele gelten ſollten.“ 

So Frankfurt 1899. Schauen wir nun einmal, was man 1896 in Berlin zu 
der Frage des Arbeitsnachweiſes zu ſagen hatte. Es heißt in der Berliner Reſo⸗ 
lution: „Grundſätzlich abzulehnen iſt jede Erwägung der Möglichkeit 
einer gemeinſam geführten Arbeits vermittlung zwiſchen Arbeiter und 
Arbeitgeber.“ Und ich bin in der Tat der Meinung, daß es ein Unterſchied iſt, 


ob man den bloßen Gedanken an einen paritätiſchen Arbeitsnachweis in ſo ſchroffer 
Weiſe ablehnt, wie es hier geſchieht, oder ob man dem paritätiſchen Arbeits⸗ 
nachweis zuſtimmt, wenn auch nur bedingungsweiſe. Das Hervorheben dieſes 


Unterſchieds aber war für den Inhalt meines Artikels von beſonderer Wichtigkeit, 


2 weshalb ich ihm dort einige Zeilen mehr widmete, als er ſonſt vielleicht verdient, 


und weshalb ich auch meine Bemerkung machte. Für die Ausführungen des Ge⸗ 
noſſen Kliche in der Nr. 12 der „Neuen Zeit“ dagegen erſcheint mir das Hervor⸗ 
kehren der Wandlung in der Auffaſſung der Gewerkſchaften von geringerer Be⸗ 
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deutung, worin ich den Grund dafür erblicke, daß Kliche mit verminderter Auf⸗ 
merkſamkeit über ihn hinwegging. 

Im übrigen verweiſe auch ich die intereſſierten Genoſſen auf die Verhandlungs⸗ 
protokolle, wobei ich die Betonung mit beſonderem Nachdruck auf die letzte Silbe 
lege, denn man muß beide Protokolle ſtudieren, wenn man den Unterſchied in 
den Beſchlüſſen erkennen will. Rich. Seidel. 


Gewerkſchaftliche Konzentration. Als wir vor Jahresfriſt dieſes Thema hier 
behandelten, wieſen wir nach, daß der engſte Zuſammenſchluß aller auf einer gleichen 
Induſtrie baſierenden Verbände in der Natur der Sache begründet und zum chroniſchen 
Dränger in der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung geworden ſei. Inzwiſchen iſt 
manches von uns damals Geſtreifte zur Tat geworden. Vom 1. Juli dieſes Jahres 
an ſchließen ſich die bisherigen drei Verbände der Transportarbeiter, See⸗ 
leute und Hafenarbeiter zu einem großen Induſtrieverband zuſammen, der 
ſomit alle Verkehrsorbeiter zu Waſſer und zu Lande umfaßt und zirka 650000 Mit⸗ 
glieder zählen wird. 

Der Zuſammenſchluß der Maurer und Vauhilfsarbeiter iſt bereits im 
Februar in Leipzig vollzogen worden und tritt am 1. Januar 1911 in Kraft. Im 
Laufe dieſes Jahres wird auch die bisher ſelbſtändige Gruppe der Iſolierer noch 
dem gemeinſamen Verband beitreten, ſo daß dieſer dann 255000 Mitglieder zählt. 
Innerhalb des Verbandes der Dachdecker finden zurzeit Verhandlungen ſtatt, die 
auf eine Verſchmelzung mit dem jetzt geſchaffenen „Deutſchen Bauarbeiterverband“ 
hinauslaufen. Letzterer hat ſich bereit erklärt, in eine Verſchmelzung mit den Dach⸗ 
deckern, Stukkateuren und Zimmerern einzugehen. Solange dieſe noch nicht 
perfekt, ſollen jedoch trotzdem alle Aktionen gemeinſam geführt werden. Der Vorſtand 
des Zentralverbandes der Schmiede ſteht noch in Unterhandlungen mit dem 
Metallarbeiterverband zwecks Verſchmelzung mit dieſem. Die Frage wäre 
vielleicht ſchon gelöſt, jedoch iſt zwiſchen den beiden Organiſationen noch keine 
Einigung darüber erzielt worden, ob die Schmiede eine beſondere Gruppe oder nur 
eine Branche des Metallarbeiterverbandes in Zukunft bilden ſollen. 

Die Mühlenarbeiter haben ihren Vorſtand beauftragt, mit den Verbänden 
der Bäcker und Brauer in Anſchlußverhandlungen zu treten. Die Beſprechungen 
ſind bereits ſo weit gediehen, daß auch hier mit Sicherheit eine Vereinigung gegen 
Ende des Jahres erwartet werden kann. Der gänzliche Zuſammenſchluß aller in 
der Nahrungs- und Genußmittelbranche beſchäftigten Perſonen kann auch nur noch 
eine Frage der Zeit ſein. Durch die genannten Zuſammenſchlüſſe wird den An⸗ 
forderungen der Zeit Rechnung getragen. H. Kl. 


Zkitſchriftenſchau. 


„The Social Democrat“, das Organ der engliſchen S. D. P., enthält in 
feinen Dezemberheft einen Aufſatz von B. Morriſon: „Der neue Liberalismus“. 
Unter dieſem Titel hat Gardiner, der Herausgeber des „Daily News“, eine Samm⸗ 
lung von Reden des Miniſters Lloyd George publiziert. Aber der neue Libera⸗ 
lismus datiert nicht erſt von Lloyd George, ſondern ſchon von Gladſtone; die Ver⸗ 
ſuche, den Liberalismus zu erneuern, fingen an, ſobald — um 1840 — ſeine hiſto⸗ 
riſche Miſſion erfüllt war und damit ſein Weſen als Prinzipienpartei aufgehört 
hatte. Seitdem lebt er von der Negation, von geheuchelter Freundſchaft zu den 
Arbeitern und von Augenblickserfolgen mittels kleinlicher Betrügereien. Der Sieg 
der Liberalen 1906 war nicht eine Folge ihrer eigenen Tugenden, ſondern der 
Laſter der Tories. Der Reformeifer war zuerſt auch ſehr gering; mit der Vorlage 
über Arbeitskonflikte, die ſo ſchlecht war, daß ſie durch den Entwurf der Arbeiter⸗ 
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partei erſetzt werden mußte, mit der Vorlage über die Schaffung eines kleinen 
Grundbeſitzes (Small Holdings Bill), die ökonomiſch verfehlt iſt, mit dem Unter⸗ 


| richts⸗ und Schankgeſetz vermochte die Regierung nicht die Wähler zu gewinnen, 


und die Nachwahlen fielen zugunſten der Tories oder der Arbeiterpartei aus. 
Daher entſchloß ſie ſich, der emporkommenden Arbeiterpartei den Wind aus den 
Segeln zu nehmen. Dafür war der prinzipienloſe Demagoge Lloyd George, der 
jetzt Finanzminiſter wurde, die geeignete Perſon. Um Geld für neue Dreadnoughts 
zu finden, belaſtete er nicht die Kapitaliſten, ſondern die hiſtoriſchen Feinde des 
Kapitals, die Grundbeſitzer, weiter einige Luxusausgaben der Reichen und dann 
vor allem die Arbeiter. Und die Arbeiter applaudierten ihm, weil er ſich als 
Biedermann aufſpielte, der die Nöte des Volkes aus eigener Erfahrung kenne und 
jetzt die Landherren und Monopoliſten im Intereſſe des Volkes angreife. 

Ein neues Prinzip liegt in dem neuen Budget der Regierung ebenſowenig wie 
eine Anbahnung der Nationaliſierung des Bodens. Die Beſteuerung der Grund: 
rente iſt eine alte Forderung der induſtriellen Bourgeoiſie, die die Grundbeſitzer 
als Paraſiten betrachtet. Aber der Arbeiter ſieht nicht die unverdiente Grundrente, 
ſondern den Mehrwert des Kapitaliſten als das beſondere Merkmal der heutigen 
Ordnung an, und ſie haben keinen Grund, die Beſteuerung des Grundbeſitzes zu⸗ 
gunſten des Induſtrieprofits als eine zeitgemäße Großtat zu betrachten. Ein 


Schritt zur Nationaliſation des Bodens war das neue Budget auch nicht, denn die 
Anhänger der Grundſteuer wollen gerade umgekehrt möglichſt viel kleinen Grund⸗ 


beſitz ſchaffen. 
Vom Arbeiterſtandpunkt iſt in dieſem Budget, das einen Ausdruck des neuen 
Liberalismus bildet, nichts Dankenswertes. Dem iſt noch die Haltung des neuen 


Liberalismus in ausländiſchen Fragen hinzuzufügen: die Allianz mit dem Zaren, 


die Duldung des Vorgehens der ſpaniſchen Klerikalen gegen Ferrer, das tyranniſche 
Regiment in Agypten und Indien, alles zur Aufrechterhaltung der beſtehenden 
Herrſchaft. Fügt man dazu noch die kalte Gleichgültigkeit gegen die Notlage der 
Arbeiter im Lande ſelbſt, was in der Haltung der Liberalen gegenüber der Schul- 
ſpeiſung und der Arbeitsloſigkeit zutage tritt, und ihre von Phraſen kaum ver⸗ 
hüllte Schwäche gegenüber den Lords — ſo erweiſt ſich der neue Liberalismus 
nur als ein Verſuch, die wachſende Arbeiterbewegung einzufangen und unſchädlich 


zu machen. 


„Carnegies Hölle“ iſt ein Aufſatz überſchrieben, worin einige Auszüge aus 
einer Artikelſammlung gegeben werden, die von einer Anzahl amerikaniſcher Sozio⸗ 
logen als Reſultat ihrer Unterſuchungen der Verhältniſſe in Pittsburg veröffentlicht 
wurde. Pittsburg iſt eine internationale Stadt; Oſteuropäer, Engländer, Deutſche, 


Iren, Neger, Japaner, Juden, Amerikaner arbeiten dort zuſammen; nur 33 Pro⸗ 


zent der eine halbe Million zählenden Bevölkerung hatten einheimiſche Eltern, 


39 Prozent ſind Kinder von Einwanderern, 27 Prozent ſind ſelbſt Einwanderer. 
Neben den vielen Slawen und anderen Fremden arbeiten dort 50000 Neger, eine 
Anzahl, die ſich alle zehn Jahre verdoppelte; auch 22000 Frauen ſind induſtriell 


tätig. Die Raſſenfrage, die Zunahme der Neger und der Frauenarbeit ſind nicht 


nur für Pittsburg, ſondern für alle induſtriellen Zentren Amerikas typiſch. Nirgends 
haben die Unternehmer ſo ſcharf und erfolgreich gegen die Arbeiterorganiſationen 


gekämpft als hier, und ſeit dem großen Homeſteadſtreik ſind die Gewerkſchaften 


dort bedeutungslos geworden. Die Einwanderer bieten ſich für unglaublich niedrige 
Löhne an, da ſie den Lohn nach dem Geldwert in ihrer Heimat bewerten. So 


drücken ſie die Löhne immer tiefer herab. Die Unternehmer nutzten dazu die natio⸗ 


nalen Gegenſätze und Vorurteile aus, um ein gemeinſames Vorgehen der Arbeiter zu 


verhindern. Erſt wenn die ſtändige Einwanderung des rohen Arbeitermaterials auf⸗ 
hört, kann von einem Zuſammenſchluß die Rede ſein. Wie viele Arbeiter durch ihre 


Unkenntnis der Maſchinen und der Sprache einen Unfall oder den Tod erleiden, iſt 
| nicht feſtzuſtellen, da jede Statiſtik fehlt; wenn die Induſtrie nur mit einheimiſchen 
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Kräften auskommen müßte, wäre dieſe Maſſenſchlachtung unmöglich. Arbeiter an 


den Ofen arbeiten 7 Tage wöchentlich 12 Stunden pro Tag, in zwei Schichten mit⸗ 
einander abwechſelnd, und wenn Tag: und Nachtſchicht wechſeln, muß die eine 
24 Stunden hintereinander arbeiten. 

über die pfiffige Erfindung, die Arbeiter zu Aktionären zu machen, ſagte einer 
der Arbeiter, die Leute ſeien völlig vernarrt durch dieſe Ausſicht, die doch nichts 
als Betrug iſt. Der erſten Aktien verteilung 1904 folgte eine Lohnherabſetzung, die 
mehr als die Dividende betrug, und ſo wird es weitergehen. Auch werden die 
Leute an die Geſellſchaft gekettet, weil ſie erſt nach fünf Jahren Aktien bekommen 
können und nur dann eine Dividende erhalten, wenn ſie nach Anſicht der Geſell⸗ 
ſchaft das „richtige Intereſſe“ für das Geſchäft zeigen. Eine Beſchreibung der 
Lebensverhältniſſe in Homeſtead läßt erſt den Menſchenfreund und Bibliotheken⸗ 
ſtifter Carnegie im richtigen Lichte erſcheinen. Dicht zuſammengepfercht wohnen dort 
die Slawen, ohne genügendes Waſſer, ohne Spielraum für die Kinder, ohne andere 
Unterhaltungsgelegenheit als fünfzig Schankwirtſchaften — die von Carnegie ge⸗ 
ſtiftete Bibliothek befindet ſich in dem Stadtteil, den die Beamten bewohnen. Pitts⸗ 
burg ſelbſt leidet unter vergiftetem, unreinem Waſſer, das bösartige Seuchen er⸗ 
zeugt, ohne daß eingegriffen wird. Die Hälfte der Bevölkerung leidet am Typhus⸗ 
fieber; ein Drittel der neugeborenen Kinder ſtirbt im erſten Lebensjahr. Jede ſoziale 
und ſanitäre Fürſorge fehlt hier, wo die menſchliche Arbeitskraft und Geſundheit 
in der ſchlimmſten Weiſe vergeudet und zerſtört wird. 

Das Januarheft derſelben Revue enthält einen Aufſatz von H. L. Woods: 
„Das Frauenwahlrecht iſt keine Geſchlechtsfrage“, der einen Teil einer fort⸗ 
laufenden Polemik über das Frauenwahlrecht bildet, an der ſich die verſchiedenſten 
Autoren beteiligen und aus der hin und wieder ſchon ein Artikel hier verzeichnet 
wurde. In dem vorliegenden Aufſatz wird hervorgehoben, daß der größte Teil der 
Einwände gegen das Frauenwahlrecht und der Argumente für dieſes Wahlrecht 
völlig wertlos ſind, weil ſie von der Grundlage ausgehen, die Frage ſei eine Ge⸗ 
ſchlechtsfrage. Das iſt ſie nicht. Daß jedes Mitglied einer Gemeinſchaft auch das 
Recht hat, ſich an der Leitung und Regierung dieſes Gemeinweſens zu beteiligen, 


iſt die einfachſte Selbſtverſtändlichkeit der Demokratie; wer dem nicht zuſtimmt, der 


iſt kein Demokrat. Alles, was die Suffragettes über die Rechte der Frauen reden, 
iſt für die Frage genau ſo belanglos wie die „Vorrechte“, die ſie nach den Gegnern 
ſchon beſitzen ſollen. Wir wollen doch auch Ariſtokraten oder Kapitaliſten nicht das 
Wahlrecht nehmen, obwohl ſie heute viele Privilegien beſitzen! Es wird geſagt, die 
Frauen werden das Wahlrecht zur Erreichung ihrer vermeintlichen oder wirklichen 
Rechte benutzen. Weshalb ſollten ſie das nicht? Das tun die Männer jetzt auch, 
und dieſes Recht kann ihnen von einem Demokraten nicht vorenthalten werden. 
Werden ſie ihre numeriſche Mehrheit dann nicht zur Unterdrückung der Männer 


benutzen? Iſt das zu erwarten, ſo iſt es auch richtig, daß heute die Männer ihr 


Wahlrecht zur Unterdrückung des anderen Geſchlechtes benutzen. Ein Demokrat kann 


nichts dagegen haben, daß die Mehrheit regiert — wenn auch die Auffaſſung abſurd 


iſt, alle Frauen hätten gemeinſame Geſchlechtsintereſſen gegenüber allen Männern. 
Die Behauptung, die Frauen würden ihr Wahlrecht nicht im Intereſſe der Geſamt⸗ 
heit anwenden, richtet ſich gegen jede Perſon überhaupt, iſt alſo ein Argument gegen 
die Demokratie. Das Argument, die Frauen dürften nicht mit über Frieden und 
Krieg entſchließen, weil ſie nicht ſelbſt in den Krieg ziehen, bedeutet im Grunde, 


daß über einen Krieg nur von den aktiven Militärs abgeſtimmt werden ſollte. Alle 


Argumente, die von den Eigenſchaften des Mannes oder des Weibes ausgehen, 
laufen in einen Streit aus, zu deſſen Entſcheidung es keine höhere Inſtanz gibt. 
Nur das demokratiſche Prinzip des Sozialismus kann eine wirkliche Entſcheidung 
bringen. A. Pannekoek. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Was nun? 
Von K. Kautsky. 


3 

Die Genoſſin Luxemburg hat durch einen Artikel in unſerem Dortmunder 
Parteiorgan die Frage des Maſſenſtreiks zur Diskuſſion geſtellt. 

Es gibt manche Gründe, die gegen die Erſprießlichkeit einer derartigen 
Diskuſſion im jetzigen Moment ſprechen. Ich ging ihr möglichſt lange aus 
dem Wege. Aber es würde falſch ausgelegt werden, wollte ich ihr noch 
weiter ausweichen, namentlich nach dem Angriff, den ein Verfechter der Auf⸗ 
faſſung der Genoſſin Luxemburg in der „Bremer Bürgerzeitung“ gegen 
Mehring richtet, mit dem ich in dieſer Frage vollkommen übereinſtimme. Da 
Mehring augenblicklich verreiſt iſt und nicht ſelbſt entgegnen kann, erſcheint 
es mir um ſo mehr geboten, an ſeiner Stelle zu antworten. 

Ob eine Diskutierung der Frage des Maſſenſtreiks zweckmäßig iſt, hängt 
davon ab, in welchem Sinne man ſie führt. Es kann ſich hier nicht darum 
handeln, darüber zu diskutieren, ob der Maſſenſtreik als Waffe für uns über⸗ 
haupt in Betracht kommt. Dieſe Frage iſt ſeit dem Jenaer Parteitag entſchieden. 
| Sollen wir aber in eine Diskuſſion darüber eintreten, ob der Maſſenſtreik 

im jetzigen Augenblick Ausſichten auf Erfolg bietet oder nicht? Eine ſolche Dis⸗ 
kuſſion hieße nicht bloß die Momente darlegen, die für ihn, ſondern auch 
jene, die gegen ihn ſprechen; es hieße, beide gegeneinander abwägen. Geſchieht 
das in der Offentlichkeit, ſo iſt das gleichbedeutend damit, daß man dem 
Gegner die ſchwachen Punkte der eigenen Poſition mitteilt. Die ganze Dis⸗ 
kuſſion wäre ebenſo zweckmäßig, als wollte man einen Kriegsrat darüber, ob 
man dem Gegner eine Schlacht liefern ſoll, in Hörweite des Feindes ab— 
halten. Wenn die Genoſſen unter ſich dieſe Frage erörtern, kann es nur 
nützlich ſein. Ich würde es aber ſehr bedauern, wenn der Artikel der Ge— 
noſſin Luxemburg den Erfolg hätte, in der Parteipreſſe eine Diskuſſion zu 
entfachen, in der die eine Seite ihre Gründe für die augenblickliche Ausſichts⸗ 
loſigkeit eines Maſſenſtreiks auseinanderſetzte. Sie mögen recht oder unrecht 
haben, anfeuernd zur Aktion wirkt eine derartige Erörterung auf keinen Fall. 
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Auf dieſe Seite der Frage will ich daher nicht eingehen. Aber man kann 
ihr noch eine andere Seite abgewinnen, und deren öffentliche Diskutierung 
wird auf keinen Fall ſchaden. Genoſſin Luxemburg ſtellt die Behauptung 
auf, wir hätten nur die Wahl, den Maſſenſtreik als nächſtes Mittel der 
Maſſenaktion der Partei zu wählen oder dieſe gänzlich zuſammenbrechen zu 
laſſen. Danach wäre es alſo ein Gebot der Selbſterhaltung der Partei, den 
Maſſenſtreik mit allen Mitteln ſchon für die nächſte Zeit anzuſtreben. 

Wenn wir dieſe Auffaſſung teilten, dann brauchten wir freilich nicht zu 
erwägen, ob der Maſſenſtreik im gegebenen Moment Ausſichten auf Erfolg 
bietet, dann müßten wir ihn provozieren um jeden Preis, weil ſelbſt die 
Niederlage beſſer wäre als tatloſes Kapitulieren vor dem Feinde. 

Dieſe Frage iſt es, die im folgenden unterſucht werden ſoll. 

Zunächſt aber einige Vorbemerkungen. Wir müſſen uns vor allem klar 
werden darüber, was wir unter Maſſenſtreik verſtehen wollen. Genoſſin 
Luxemburg ſchreibt: 


„Der Maſſenſtreik, namentlich als ein kurzer, einmaliger Demonſtrationsſtreik, 
iſt ſicher nicht das letzte Wort der begonnenen politiſchen Kampagne.“ 


Bei unſeren taktiſchen Erwägungen müſſen wir den Maſſenſtreik als 
Mittel der Demonſtration und den Maſſenſtreik als Mittel des Zwanges 
ſtreng auseinanderhalten, denn jeder ſetzt andere Bedingungen voraus und 
erfordert eine andere Taktik. Zwiſchen beiden iſt der Unterſchied ebenſo groß 
wie zwiſchen einem Manöver und einer wirklichen Entſcheidungsſchlacht. Der 
politiſche Maſſenſtreik als Zwangsmittel wird unternommen, um die poli⸗ 
tiſchen Machthaber, etwa Regierung oder Parlament, zu zwingen, irgend 
etwas zu tun oder zu laſſen. Er ſcheitert, er führt zu einer Niederlage, wenn 
ihm das nicht gelingt. Er wird mit allen Kräften ſo lange durchgeführt, bis 
er ſein Ziel erreicht oder die Maſſen ermattet zuſammenbrechen. 

Ein Demonſtrationsſtreik hat von vornherein eine begrenzte Dauer, ohne 
Rückſicht darauf, ob er irgend ein praktiſches Reſultat erzielt oder nicht. Die 
Maſſen werden nach ſeiner Beendigung ebenſo geſchloſſen wieder aus der 
Aktion herausgeführt, wie ſie in dieſe eintraten. 8 

Ein Demonſtrationsſtreik kann lokaler Natur ſein, als Proteſt gegen ein 
lokales Vorkommnis, etwa Polizeibrutalitäten. Solche Demonſtrationsſtreiks 
hatten wir bereits in der gegenwärtigen Wahlrechtsbewegung. Sollten die 
Polizeibrutalitäten ſich mehren oder ſteigern, wird das gleiche mit den Proteſt⸗ 
ſtreiks der Fall ſein. 

Ein politiſcher Maſſenſtreik als Zwangsmittel gegenüber einer zentralen 
politiſchen Einrichtung, wie Regierung oder Parlament, muß dagegen all⸗ 
gemeiner Natur ſein; er muß möglichſt die Arbeiterklaſſe des ganzen Staates 
ergreifen und möglichſt alle Arbeiterſchichten. Er wird nur dann gelingen, 
wenn ſeine Wucht ſo gewaltig iſt, daß ſie auch Arbeiterſchichten mitreißt, die 
für einen Demonſtrationsſtreik nicht zu haben ſind, zum Beiſpiel Eiſenbahner. 

Will die Genoſſin Luxemburg bloß lokale Demonſtrationsſtreiks propa⸗ 
gieren oder die augenblickliche Bewegung bis zum allgemeinen Zwangsſtreik 
weitergetrieben ſehen? Das iſt aus ihrem Artikel nicht deutlich zu erkennen, 
und doch iſt es wichtig, darüber klar zu ſein. Gar mancher wird lokale 
Proteſtſtreiks in der heutigen Situation für wünſchenswert halten, der den 
Gedanken eines Zwangsſtreiks als verbrecheriſche Torheit zurückweiſen würde. 
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Andererſeits, wenn wir den Gedanken des Maſſenſtreiks ohne jede Unter⸗ 
ſcheidung propagieren, obwohl wir nur Demonſtrationsſtreiks für notwendig 
halten, kann es uns paſſieren, daß wir bei lebhafteren Naturen wider unſeren 
Willen den Gedanken des Zwangsſtreiks großziehen und Aktionen hervorrufen, 
die wir nicht beabſichtigen, die weder der Situation noch den Kraftverhältniſſen 
entſprechen und zu Niederlagen führen. | 
Vergeſſen wir nicht, daß der Maſſenſtreik als Zwangsſtreik unfere letzte 
Waffe iſt, die wir einzuſetzen haben. 
Genoſſin Luxemburg ſpricht vom Maſſenſtreik „namentlich als kurzem, 
einmaligem Demonſtrationsſtreik“. Sie hat alſo auch andere Formen des 
Maſſenſtreiks im Auge. Das geht auch daraus hervor, daß ſie den poli⸗ 
tiſchen Maſſenſtreik in Zuſammenhang bringt mit ökonomiſchen Streiks und 
dabei die Anſicht entwickelt, der eine dieſer Faktoren fördere den anderen: 


„Bei näherem Zuſehen kann das Zuſammentreffen eines umfangreichen Maſſen⸗ 
ſtreiks im Kohlenbergbau mit einer politiſchen Streikbewegung für beide nur von 
Nutzen ſein. In jeder großen Maſſenbewegung des Proletariats wirken zahlreiche 
politiſche und wirtſchaftliche Momente zuſammen, und ſie voneinander künſtlich 
losſchälen, ſie pedantiſch auseinanderhalten wollen, wäre ein vergebliches und 
ſchädliches Beginnen. Eine geſunde, lebensfähige Bewegung, wie die gegenwärtige 
preußiſche Kampagne, muß und ſoll aus allem aufgehäuften ſozialen Zündſtoff 
Nahrung ſchöpfen. Andererſeits kann für den Erfolg der engeren Bergarbeiter⸗ 
ſache nur von Nutzen ſein, wenn ſie dadurch, daß ſie in eine breitere, politiſche 
einmündet, den Gegnern — den Kohlenmagnaten und der Regierung — mehr 
Furcht einflößt. Um ſo eher würden dieſe ſich gezwungen ſehen, durch Konzeſſionen 
die Bergarbeiter zu befriedigen, und ſie von der politiſchen Sturmflut zu iſolieren 


ſuchen.“ 


Ein ökonomiſcher Streik iſt von vornherein ein Zwangsſtreik, kein bloßer 
Demonſtrationsſtreik. Mit einem ſolchen läßt ſich ein ökonomiſcher Streik kaum 
vereinbaren. Aber auch der politiſche Zwangsſtreik und der ökonomiſche Streik 
ſind zwei ſehr verſchiedene Dinge. 

Ich muß aber offen geſtehen, daß ich „pedantiſch“ genug bin, das „ver⸗ 
gebliche und ſchädliche Beginnen“ zu wagen, beide Arten des Kampfes „aus⸗ 
einanderhalten“ zu wollen. Das Leben iſt nämlich bisher jo pedantiſch ge⸗ 
weſen, dies ebenfalls zu tun, ſchon aus dem einfachen Grunde, weil jede der 
beiden Arten Streiks ganz verſchiedenen Bedingungen des Erfolges unterliegt. 

Genoſſin Luxemburg wird mich vielleicht auf Rußland 1905 verweiſen. 
Dort herrſchte damals die Revolution. In einer ſolchen Situation, wo die 
Geſamtheit des geſellſchaftlichen Lebens umgewälzt wird, vereinigen ſich 
natürlich politiſche und ökonomiſche Forderungen in einer gleichzeitigen Streik⸗ 
bewegung. Indes vorläufig haben wir in Preußen noch nicht die Revolution. 

In den Wahlrechtskämpfen Weſteuropas wurde aber bisher das ökono— 
miſche und das politiſche Moment ſtreng geſchieden. t 

Im öſterreichiſchen Wahlrechtskampf verjuchten einmal Gewerkſchafter, 
namentlich Bergarbeiter, mit der Bewegung für das allgemeine Wahlrecht 
eine Bewegung für den Achtſtundentag zu vereinigen. Die Mehrheit unſerer 
öſterreichiſchen Genoſſen war pedantiſch genug, darin nicht eine Förderung, 
ſondern eine Erſchwerung des Wahlrechtskampfes zu ſehen (vergl. darüber 
die Verhandlungen des Wiener Parteitags 1894). Auch aus anderen Ländern 
Weſteuropas iſt mir eine Vereinigung von Wahlrechtskampf mit ökonomiſchen 
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Forderungen nicht bekannt geworden. Und daß es hier zu einer ſolchen Ver⸗ 
einigung nicht kam, iſt nicht ſchwer zu begreifen. 

Nehmen wir an, die Bergarbeiter ſtreikten, um auf die Regierung und den 
Landtag wegen des Wahlrechtes und gleichzeitig auf die Zechenherren wegen 
der Verkürzung der Arbeitszeit einen Druck zu üben. 

In welcher Weiſe könnte die eine dieſer Bewegungen die andere fördern? 
Die Grubenbeſitzer würden doch, wenn der Streik ſie bedrängt, nur zu dem 
Zwecke nachgeben, die Arbeiter wieder zur Arbeit zurückzuführen. Wenn 
aber dieſe weiterſtreiken wollen, bis das Wahlrecht reformiert iſt, welchen 
Zweck hätte es, ihre ökonomiſchen Forderungen zu bewilligen? 

Oder aber, die Grubenherren geben nach, bewilligen den Arbeitern ihre 
ökonomiſchen Forderungen unter der Bedingung, daß ſie die Arbeit ſofort 
wieder aufnehmen. Das iſt der Fall, den die Genoſſin Luxemburg im Auge 
hat: die Kohlenmagnaten würden ſich gezwungen ſehen, „durch Konzeſſionen 
die Bergarbeiter zu befriedigen und von der politiſchen Sturmflut zu iſo⸗ 
lieren“. 

Die Verquickung des allen Arbeitern gemeinſamen politiſchen Kampfesziels 
mit beſonderen, für verſchiedene Arbeitszweige verſchiedenen gewerkſchaftlichen 
Zielen böte alſo ein Mittel, die einzelnen Arbeiterſchichten voneinander zu 
iſolieren. Wie dadurch der Maſſenſtreik als Mittel des Wahlrechtskampfes 
geſtärkt werden ſoll, iſt mir nicht ganz klar. 

Wenn wir die Frage diskutieren, müſſen wir alſo Demonſtrationsſtreik 
und Zwangsſtreik, ebenſo wie politiſchen und ökonomiſchen Streik ſtreng 
auseinanderhalten. 

Andererſeits aber geht es nicht an, ſich für die gegenwärtige Situation in 
Preußen auf das Vorbild anderer Länder zu berufen. 

Genoſſin Luxemburg ſchreibt: 

„Es gilt, zu entſcheiden, ob die deutſche Sozialdemokratie, die ſich auf die 
ſtärkſten Gewerkſchaftsorganiſationen und das größte Heer der Wähler in der 
Welt ſtützt, eine Maſſenaktion zuſtande bringen kann, die im kleinen Belgien, in 
Italien, in Sſterreich⸗-Ungarn, in Schweden — von Rußland gar nicht zu 
ſprechen — in verſchiedenen Zeiten mit großem Erfolg zuſtande gebracht worden iſt.“ 

Was Oſterreich in dieſem Zuſammenhang zu tun hat, weiß ich nicht. 
Dort iſt es zum Maſſenſtreik im Wahlrechtskampf überhaupt nicht gekommen. 

Wohl hätten dort die Straßendemonſtrationen ſchließlich den Kampf nicht 
entſchieden; ohne die Unruhen in Ungarn und die ruſſiſche Revolution wäre 
der Maſſenſtreik wahrſcheinlich auch in Oſterreich unerläßlich geworden. Ich 
bin der letzte, der das leugnen möchte. Aber auf keinen Fall beweiſt das 
öſterreichiſche Beiſpiel, daß die raſche Steigerung der Bewegung von der 
Straßendemonſtration zum Maſſenſtreik binnen wenigen Monaten, ja Wochen 
unter allen Umſtänden ein Gebot der inneren Logik einer modernen Maſſen⸗ 
aktion des Proletariats ſei. 

Was das ruſſiſche Beiſpiel anbelangt, ſo vollzog ſich dort, wie ſchon be⸗ 
merkt, der erſte erfolgreiche Maſſenſtreik unter Bedingungen, wie ſie heute in 
Preußen nicht beſtehen: ein Krieg ſchmählich verloren, die Armee desorganiſiert, 
alle Klaſſen der Bevölkerung voll Haß und Verachtung gegen die Regierung. 
Hier war der Maſſenſtreik der letzte Stoß, der ein wankendes Regime zum 
1 brachte. Mit dieſem Beiſpiel iſt bei uns augenblicklich auch nichts an⸗ 
zufangen. 
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Die anderen Beiſpiele von Maſſenſtreiks entſprangen ökonomiſchen Kämpfen, 
nicht einem Wahlrechtskampf, außer dem des „kleinen Belgien“. Warum Ge⸗ 
noſſin Luxemburg die Kleinheit Belgiens beſonders hervorhebt, iſt nicht recht 
erſichtlich. Sollte in einem kleinen Gebiet ein Streik ſchwerer durchführbar 
ſein als in einem großen, etwa in ganz Deutſchland leichter als im Ruhrrevier 
allein? Ich dächte, das Umgekehrte wäre der Fall. Andererſeits beſitzt aber 
Belgien bis heute noch nicht das gleiche Wahlrecht. Mit dieſem Beiſpiel 
kommen wir alſo auch nicht weit. 

Der Blick ins Ausland nützt uns demnach nichts. Wir müſſen unſere 
Bitte aus den Bedingungen der heutigen Situation in Preußen ſelbſt ent⸗ 
wickeln. 


II. 


Die moderne Kriegswiſſenſchaft unterſcheidet zwei Arten von Strategie, die 
Niederwerfungs- und die Ermattungsſtrategie. 

Die erſtere zieht ihre Streitkräfte raſch zuſammen, um dem Feinde ent⸗ 
gegenzugehen und entſcheidende Stöße zu verſetzen, in denen dieſer nieder⸗ 
geworfen und kampfunfähig gemacht wird. Bei der Ermattungsſtrategie da⸗ 
gegen weicht der Feldherr zunächſt jeder entſcheidenden Schlacht aus; er ſucht 
die gegneriſche Armee durch Manöver aller Art ſtets in Atem zu erhalten, 
ohne ihr Gelegenheit zu geben, ihre Truppen durch Siege anzufeuern; er 
ſtrebt danach, ſie durch ewige Ermüdung und Bedrohung allmählich aufzu⸗ 
reiben und ihre Widerſtandskraft immer mehr herabzudrücken und zu lähmen. 

Die gewöhnliche Strategie des Krieges iſt die der Niederwerfung. Von 
vornherein muß ſie größere Anziehungskraft für jeden Kämpfer haben; ſie iſt 
einfacher, klarer, anfeuernder. Zur Ermattungsſtrategie wird ſich ein Feld⸗ 
herr nur dann verſtehen, wenn er keine Ausſicht hat, durch die Nieder⸗ 
werfungsſtrategie zu ſeinem Ziele zu kommen. Aber auch da iſt ſie ihm nicht 
immer verſtattet. Die Ermattungsſtrategie ſetzt Kämpfer voraus, die nicht 
die Ausſicht auf Sieg und Beute zu den Fahnen führt; die unter allen Um⸗ 
ſtänden, mag kommen, was da will, mit Leib und Seele an ihrer Sache 
hängen. Sie ſetzt ferner voraus, daß die Lebensquellen der Armee dem Gegner 
unzugänglich ſind. Die Ermattungsſtrategie findet ihr Ende, wenn es dem 
Gegner gelingt, die Gebiete zu beſetzen, aus denen die eigene Armee ihre 
Rekruten, Lebensmittel, Waffen bezieht. 

In dem Kampfe Hannibals gegen Rom war für jenen die Nieder⸗ 
werfungstaktik gegeben, denn er ſtand an der Spitze eines Söldnerheers, das 
nur durch Erfolge angefeuert, durch Sold und Beute zuſammengehalten wurde 
und das bei längerer Dauer des Krieges an Kriegstüchtigkeit durch Strapazen 
und Krankheiten nur verlieren konnte. 

Anders die Römer. Ihre Soldaten waren bäuerliche Milizen, den kriegs⸗ 
gewohnten Söldnern Hannibals in offener Feldſchlacht zunächſt nicht ge⸗ 
wachſen. Je länger der Krieg dauerte, deſto ebenbürtiger wurden ſie dem 
Feinde. Dabei war nicht zu befürchten, daß hinhaltende Taktik ſie kampfes⸗ 
müde machen werde. In dem Kampfe handelte es ſich für ſie um ihre 
Exiſtenz, um den eigenen Herd. Trotzdem hätte Fabius Cunctator ſeine an⸗ 
ſcheinende Zaudertaktik Hannibal gegenüber nicht durchführen können, wenn 
er nicht ſicher geweſen wäre, daß dieſer nicht über die Kräfte verfüge, die 
erheiſcht ſeien, Rom zu erobern oder auch nur zu belagern. 
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Einen Unterſchied ähnlicher Art bietet ein Vergleich der Strategie der 
revolutionären Klaſſen in den erſten und den letzten Jahrzehnten des vorigen 
Jahrhunderts. Durch ein Zuſammentreffen günſtiger Umſtände war es den 
Revolutionären in Frankreich während der Zeit von 1789 bis 1793 gelungen, 
in kühnem Angriff durch einige entſcheidende Schläge das herrſchende Regime 
niederzuſchlagen. Dieſe Niederwerfungsſtrategie war damals, im abſoluten 
Polizeiſtaat, der jede Möglichkeit der Bildung von Parteien, der geſetzlichen 
Beeinfluſſung der Regierungen durch die Volksmaſſe ausſchloß, die einzig 
gegebene für eine revolutionäre Klaſſe. Jede Ermattungsſtrategie wäre daran 
geſcheitert, daß die Regierung ſtets die Möglichkeit hatte, ihren Gegnern, die 
ſich zu dauerndem Widerſtand gegen ſie vereinigen wollten, alle Mittel der 
Organiſierung und des Zuſammenhaltes abzuſchneiden. 

Dieſe Niederwerfungsſtrategie war noch in voller Blüte, als unſere Partei 
gegründet wurde. Die Erfolge Garibaldis in Süditalien, die glänzenden, wenn 
auch ſchließlich erfolgloſen Kämpfe der polniſchen Inſurrektion gingen un⸗ 
mittelbar der Laſſalleſchen Agitation und der Gründung der Internationale 


vorher. Bald folgte ihnen die Pariſer Kommune. Aber gerade dieſe zeigte 


deutlich, daß die Tage der Niederwerfungstaktik vorläufig vorüber ſeien. Sie 
hatte gepaßt für politiſche Zuſtände, in denen eine Großſtadt dominiert, bei 
unzureichenden Transportmitteln, die es unmöglich machten, raſch große 
Truppenmaſſen aus dem Lande zuſammenzuziehen; bei einer Technik des 
Straßenbaues und der Bewaffnung, die für den Straßenkampf manche 
Chancen bot. 

Gerade damals wurden jedoch die Grundlagen gelegt für die neue Stra⸗ 
tegie der revolutionären Klaſſe, die Engels ſchließlich in ſeinem Vorwort zu 
den Marxſchen „Klaſſenkämpfen in Frankreich“ der alten revolutionären 
Strategie ſo ſcharf gegenüberſtellte und die man ſehr wohl als Ermattungs⸗ 
ſtrategie bezeichnen kann. Sie hat uns bisher die glänzendſten Reſultate 
gebracht, dem Proletariat von Jahr zu Jahr wachſende Kraft verliehen, es 
immer mehr in den Mittelpunkt der europäiſchen Politik gedrängt. 

Man darf aber nicht etwa meinen, die Einführung der neuen Strategie 
ſei bloß das Produkt höherer Einſicht geweſen. Wir haben ſchon darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Ermattungsſtrategie für eine revolutionäre Klaſſe früher 
unmöglich war. Dazu mußte erſt der Boden geſchaffen werden durch das 
allgemeine Wahlrecht, das Koalitionsrecht, die Preßfreiheit, die Vereinsfreiheit. 

Ebenſowenig darf man andererſeits meinen, als mache die Ermattungs⸗ 
ſtrategie jede Schlacht überflüſſig. Das dürfte kaum je der Fall geweſen 
ſein. Die Ermattungsſtrategie unterſcheidet ſich von der Niederwerfungsſtrategie 
nur dadurch, daß ſie nicht, wie dieſe, direkt auf den Entſcheidungskampf los⸗ 
geht, ſondern ihn lange vorbereitet und ſich zu ihm erſt dann ſtellt, wenn 
ſie den Gegner genügend geſchwächt weiß. Aber dieſer müßte ſchon außer⸗ 
gewöhnlich demoraliſiert ſein, ſollte es gelingen, ihm ohne großes, entſcheidendes 
Ringen die Quellen ſeiner Machtmittel zu entreißen. Die Ermattungsſtrategie 
der Römer gegenüber Hannibal befreite ſie nicht von der Notwendigkeit, dem 
Feldherrn der Karthager ſchließlich die entſcheidende Schlacht von Zama zu 
liefern. Aber auch ſchon vor der letzten Entſcheidung vermag die Ermattungs⸗ 
ſtrategie nicht jeder Schlacht auszuweichen, die der Gegner herbeizuführen ſucht. 

So war auch, um im Bilde zu bleiben, Friedrich Engels durchaus nicht 
der Anſicht, die Ermattungsſtrategie des Proletariats werde ausreichen und 
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ihm den großen Endkampf um die politiſche Macht erſparen. Wenn ſein 
„politiſches Teſtament“ von reviſioniſtiſcher Seite ſo ausgelegt wurde, ſo tat 
ſie ihm damit Gewalt an. 

Auch darin unterſcheidet ſich die Ermattungsſtrategie, wie ſie Engels in 
ſeinem „Teſtament“ formulierte, von der Taktik des Reviſionismus, daß 
jene von der Unverſöhnlichkeit und ſteten Verſchärfung des Klaſſengegenſatzes 
zwiſchen dem Proletariat und den beſitzenden Klaſſen ausgeht, indes dieſe die 
Milderung der Klaſſengegenſätze erwartet. Um im Bilde zu bleiben, verzweifelt 
dieſe an der Kraft der eigenen Armee, ohne Allianz mit einer anderen Armee 
zum Ziele zu gelangen; ſie glaubt, in einem Flügel der feindlichen Streit⸗ 
kräfte einen Bundesgenoſſen zu finden und mit deſſen Hilfe ſo weit zu kommen, 
daß der Gegner aus ſeinen Poſitionen hinausmanövriert wird, ohne jede 
Entſcheidungsſchlacht. 

Die Ermattungsſtrategie im Engelsſchen Sinne hegt dagegen das ſtärkſte 
Vertrauen zur Kraft und Zuverläſſigkeit der eigenen Armee, ſobald man ſie 
zweckmäßig anwendet. Nur unter der Vorausſetzung eines ſolchen Vertrauens 
iſt dieſe Strategie möglich. Dagegen iſt ſie voll des ſtärkſten Mißtrauens zu 
allen bürgerlichen Parteien. Wohl verkennt ſie nicht deren Verſchiedenheiten 
und Gegenſätze, und ſie ſucht ſie nach Möglichkeit auszunutzen. Aber ſie be⸗ 
trachtet jede dieſer Parteien als Feind, ſucht jede von ihnen zu ſchwächen, zu 
desorganiſieren, ihr Selbſtvertrauen, ihre Achtung in der Volksmaſſe zu unter⸗ 
graben, indes ſie gleichzeitig die Stärkung der eigenen Organiſation, ſowie 
des Zutrauens der Maſſen zu uns aufs unermüdlichſte betreibt, und fo den 
Zuſammenbruch der Gegner und den eigenen Sieg vorbereitet. 

Engels hätte eine Politik für Dummheit oder für Verrat gehalten, die 
darauf hinauslief, unſere Partei und ihre Macht dadurch ſtärken zu wollen, 
daß man den Maſſen Zutrauen zu einer bürgerlichen Partei einflößte und vor 
ihnen die Verantwortung für dieſe Partei übernahm. Welche Vorteile dieſe 
famoſe Taktik bringt, konnte ſie in Frankreich zeigen, wo ſie Gelegenheit hatte, 
ſich in ausgiebiger Weiſe praktiſch zu erproben. Die Teilnahme an der 
politiſchen Macht hat das erbauliche Reſultat gezeitigt, daß die ſozialiſtiſche 
Partei die Geſinnungslumpen lieferte, die jetzt als Miniſter den Diebſtahl an 
Staatsgeldern verteidigen, und daß die ſozialiſtiſche Partei in weiten Kreiſen 
des franzöſiſchen Proletariats als die Brutſtätte gleicher Lumperei und Kor⸗ 
ruption betrachtet wird. 

Sicher iſt es nicht leicht, die Ermattungsſtrategie im Engelsſchen Sinne 
zu handhaben. Und doch gelang es der deutſchen Sozialdemokratie glänzend 
unter dem Sozialiſtengeſetz, wo ſie dieſe Strategie ſowohl gegen die Forderung 
der Moſtianer nach Anwendung der Niederwerfungsſtrategie, wie gegen die 
Beſtrebungen der damaligen Reviſioniſten von Höchberg und Schramm bis 
Viereck nach Gewinnung bürgerlicher Sympathien durch Abſchwächung des 
Kampfescharakters unſerer Bewegung durchzuführen verſtand. 

Eine Lücke bot aber jenes Engelsſche „Teſtament“ inſofern, als es nichts 
darüber ſagte, welche Kampfesmittel dem Proletariat für den Fall zu Gebote 
ſtänden, den er für ſicher anſah, daß unſere Gegner, durch das unaufhaltſame 
Wirken unſerer Ermattungsſtrategie zur Verzweiflung gebracht, eines ſchönen 
Tages einen Gewaltſtreich verſuchten, um uns von unſerer Baſis abzuſchneiden. 
Die Antwort war in der belgiſchen Praxis bereits gegeben, als Engels ſein 
„Teſtament“ ſchrieb, ſie hat ein Jahrzehnt ſpäter die Zuſtimmung der deutſchen 
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Sozialdemokratie gefunden, nachdem eine Reihe weiterer praktiſcher Erfahrungen 
geſprochen. Der Maſſenſtreik kann unter Umſtänden ein Mittel werden, die 
Ermattungsſtrategie im politiſchen Kampfe des Proletariats in die Nieder⸗ 
werfungsſtrategie überzuführen, wenn die erſtere unzureichend oder unmöglich 
wird. Hier iſt das Wort Maſſenſtreik im Sinne von Zwangsſtreik zu nehmen. 
Über den Demonſtrationsſtreik brauchte man nicht fo lange zu diskutieren. 
Den hat unſere Partei bereits ſeit 1890 ohne weiteres akzeptiert, als ſie die 
Arbeitsruhe für die würdigſte Feier des 1. Mai erklärte. 

Wenn heute die Frage aufgeworfen wird, ob es unſere Aufgabe iſt, auf den 
Ausbruch eines Maſſenſtreiks hinzuarbeiten, ſo heißt das nichts anderes als die 
Frage aufwerfen, ob die Fortführung der bisherigen Ermattungsſtrategie unſerer 
Partei jetzt ſchon unmöglich geworden iſt oder unſere Partei ſchwer bedroht. 

Wohlgemerkt, es handelt ſich nicht darum, zu unterſuchen, welche Aus⸗ 
ſichten ein Maſſenſtreik haben mag, den irgend ein plötzliches Ereignis, ſagen 
wir ein Blutbad nach einer Straßendemonſtration, ganz ſpontan ohne unſer 
Zutun herbeiführt. Darüber ſich den Kopf zu zerbrechen, wäre zwecklos, weil 
wir über die Bedingungen eines derartigen Ereigniſſes nichts wiſſen, darauf 
auch gar keinen Einfluß haben. Was hier zur Erörterung ſteht, iſt die Frage, 
ob unſere Ermattungsſtrategie nicht länger mehr am Platze iſt; ob die Situation 
ſich ſo geändert hat, daß die Niederwerfungsſtrategie beſſere Erfolge ver⸗ 
ſpricht, aber ob gar die erſtere Strategie unmöglich wird, ob ſie bei längerer 
Fortdauer zur Demoraliſierung der eigenen Reihen führen muß; ob, um 
dieſe zuſammenzuhalten und mit Kampfesmut und Zuverſicht zu erfüllen, die 
Einleitung einer neuen Taktik unerläßlich iſt, die wir, unter übertragung eines 
militäriſchen Begriffs in die Welt der Politik, als die der Niederwerfung 
bezeichnet haben, als Taktik der Niederwerfung des Widerſtands der Gegner 
des gleichen Wahlrechts durch einen gewaltigen Stoß. 

Die erſte Frage, die wir da zu erörtern haben, geht dahin: Iſt unſere 
Situation wirklich eine ſolche, daß uns nur die Wahl bleibt zwiſchen Maſſen⸗ 
ſtreik oder Zuſammenbruch der Maſſenaktion? (Schluß folgt.) 


der Wahlrechtskampf in Braunſchweig. 


Von Richard Wagner. 


Einem Elſäſſer, der ſich in Frankfurt a. M. an einer Wahlrechtsdemon⸗ 
ſtration beteiligte, ſoll bei der polizeilichen Vernehmung geſagt worden ſein: 
„Ja, was geht denn Sie das preußiſche Wahlrecht an?“ Echte Polizei⸗ 
weisheit! Die ganze klaſſenbewußte Arbeiterſchaft Deutſchlands iſt ſich klar 
darüber, daß der preußiſche Wahlrechtskampf für das geſamte Deutſchland 
von der größten Bedeutung iſt, weshalb auch bereits die bayeriſchen und 
württembergiſchen Genoſſen durch Demonſtrationen vor den preußiſchen Ge⸗ 
ſandtſchaften daran teilgenommen haben. So hoch gehen die Wogen des 
Wahlrechtskampfes, daß er auch in den nichtpreußiſchen Bundesſtaaten alle 
übrigen Fragen zurücktreten läßt. Ganz anders jedoch als etwa in Olden⸗ 
burg, Baden, Heſſen, Württemberg, Bayern uſw. wird im Herzogtum Braun⸗ 
ſchweig die Arbeiterſchaft in den Wahlrechtskampf hineingezogen. In Braun⸗ 
ſchweig handelt es ſich nicht um bloße Sympathiedemonſtrationen. Der braun⸗ 
ſchweigiſche Wahlrechtskampf richtet ſich gegen das braunſchweigiſche Drei⸗ 
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klaſſenwahlrecht, durch das die Arbeiterſchaft Braunſchweigs faſt noch mehr 
entrechtet wird als die Preußens. Das arbeitende Volk in Braunſchweig kämpft 
alſo denſelben Kampf wie Preußen. Jeder Sieg in Preußen bedeutet auch 
einen Erfolg in Braunſchweig, zugleich fördert jedoch auch jeder Sieg in Braun⸗ 
ſchweig die Bewegung in Preußen. Die Braunſchweiger wollten nicht ruhig den 
Sieg der preußiſchen Genoſſen abwarten, der auch das braunſchweigiſche Drei⸗ 
klaſſenwahlſyſtem mit Naturnotwendigkeit mitzertrümmern müßte, ſie haben es 
vorgezogen, in der Vorhut zu kämpfen, ſtatt in der Reſerve den Ausgang der 
Schlacht abzuwarten. 

Daß dieſe Taktik richtig war, zeigt ſich ſchon jetzt. Das kleine braun⸗ 
ſchweigiſche Staatsweſen iſt durch den Anſturm der Wahlrechtskämpfer weit 
ſchwerer erſchüttert worden als das große preußiſche. Die braunſchweigiſchen 
Gewalthaber befinden ſich bereits in einem Zuſtand völliger Ratloſigkeit, der 

ſie von einer Unklugheit in die andere taumeln läßt. Sie treiben uns nicht 

nur die bisher noch indifferenten Arbeiterkreiſe in Scharen zu, ſondern auch 
eine Menge bürgerlicher Mitläufer, die, was man auch von der Mitläufer⸗ 
ſchaft halten mag, jedenfalls den Beweis liefern, daß die Regierung alles 
Vertrauen verloren und das ganze werktätige Volk gegen ſich hat. Selbſt 
die bürgerliche Preſſe — in Braunſchweig ausſchließlich reaktionär oder 
charakterlos — iſt eingeſchüchtert und wagt nicht mehr, offen die Partei der 
Regierung zu ergreifen. 

Einen Vorläufer hatte der braunſchweigiſche Wahlrechtskampf in einer 
impoſanten Straßendemonſtration am 22. Januar 1908, durch die die Polizei 
völlig überraſcht wurde. Regierung und Landtag zogen daraus jedoch keine 
Lehre. Die Juſtizkommiſſion des Landtags arbeitete zwar eine Wahlreform⸗ 
vorlage aus, die aber kaum beſſer war als die preußiſche. Die indirekte Wahl 
ſollte durch die direkte erſetzt, die Dreiklaſſeneinteilung indeſſen beibehalten 
und mit einer Art Pluralwahlrecht verquickt werden. Die Regierung äußerte 
ſich zu der Kommiſſionsarbeit überhaupt nicht, und der Landtag ließ ſeine 
Vorlage im Papierkorb verſchwinden, für den fie wohl auch ſchon von vorn⸗ 
herein beſtimmt war. Man ſuchte die Wahlrechtsfrage totzuſchweigen und 
die politiſch indifferente Maſſe durch byzantiniſches Schaugepränge über die 
Unhaltbarkeit des Landtagswahlſyſtems hinwegzutäuſchen, das in der Haupt⸗ 
ſache noch aus dem Jahre 1832 ſtammt. Das Jahr 1848 hatte dem braun⸗ 
ſchweigiſchen Volke zwar ein freiheitlicheres Wahlrecht beſchert; aber die 
Reaktion der fünfziger Jahre brachte wieder das alte vormärzliche Wahl- 
unrecht zur Geltung. Der Landtag hat 48 Sitze, wovon 18 von den privi⸗ 

llegierten Berufsſtänden — der Geiſtlichkeit, dem Großgrundbeſitz, dem hohen 
Beamtentum, der Großinduſtrie und den reichſten Rentnern — beſetzt werden, 
während die übrigen 30 Abgeordneten aus der Dreiklaſſenwahl hervorgehen. 
Bei der Reichstagswahl im Jahre 1907 wurden im Herzogtum Braunſchweig 
rund 37000 ſozialdemokratiſche, 18000 nationalliberale, 18000 agrariſche, 
14000 welfiſche, 3200 freiſinnige und 1100 ultramontane Stimmen abgegeben. 
Im Landtag ſitzen, mit Ausnahme eines einzigen Welfen, nur nationalliberale 
Großkapitaliſten und Beamte ſowie vornehmlich Großagrarier, die die Mehr⸗ 
heit haben und nicht im geringſten beſſer ſind als die preußiſchen Vollblut⸗ 
jjuunker. Die äußerſte Linke wird durch einen nationalliberalen Kommerzien⸗ 
kat gebildet, der etwa den politiſchen Standpunkt des preußiſchen Landtags⸗ 
abgeordneten Friedberg einnimmt. 
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Die erwähnten byzantiniſchen Veranſtaltungen ſollten zwei Fliegen mit 
einer Klappe ſchlagen. Sie ſollten nicht nur das Wahlkampffeuer auslöſchen, 
ſondern auch die Anhänger des verbannten welfiſchen Herzogshauſes mit der 
mecklenburgiſchen Regentſchaft verſöhnen. Deshalb ſuchte man das Jahr⸗ 
hundertjubiläum der ſogenannten Schwarzen Schar, des zweiundneunzigſten 
Infanterieregiments und der Totenkopfhuſaren, zu einem lokalpatriotiſchen 
Volksfeſt auszugeſtalten. Die mecklenburgiſchen und die preußiſchen, die wel⸗ 
fiſchen und die deutſchen Farben wehten friedlich nebeneinander. Der Schau⸗ 
und Vergnügungsluſt der Bevölkerung kam man in jeder Weiſe entgegen. 
Aus allen öffentlichen Kaſſen wurden in verſchwenderiſcher Weiſe Mittel be⸗ 
willigt. Dennoch hatte der „Volksfreund“, der in ſatiriſcher Weiſe das wahre 
Weſen dieſer Feier und die Abſichten ihrer Veranſtalter enthüllte, die Lacher 
auf ſeiner Seite. Je lauter die byzantiniſchen Fanfaren ſchmetterten, um ſo 
ſchärfer wurde die Schreibweiſe des „Volksfreund“, um ſo energiſcher ſetzte 
die ſozialdemokratiſche Agitation ein, um dem Volke die Augen zu öffnen und 
den Wahlrechtskampf vorzubereiten. 

Die Regierung ſtellte ſich dem gegenüber tot, um nicht den ſelbſtgeſchaffenen 
Wahn zu zerſtreuen, als ob ſie die Mehrheit des Volkes hinter ſich habe und 
alles Freude und Jubel über die mecklenburgiſche Regentſchaft ſei. Ja, ſie 
glaubte uns mit ihren althergebrachten Polizeiſchikanen zurückſchrecken zu 
können. Sie verbot jeden größeren Umzug bei Arbeiterfeſten und ſtattete am 
1. Mai die Polizei mit Revolvern aus. Berufliche Organiſationen, wie die 
Dienſtbotenvereine, wurden aufgehoben, unpolitiſche Verſammlungen über⸗ 
wacht uſw. Das Reichsvereinsgeſetz ſchien für Braunſchweig nicht zu exiſtieren. 
Dagegen ließ man die Preſſe damals noch ungeſchoren, um außerhalb Braun: 
ſchweigs den Glauben zu erwecken, als ob im Herzogtum alles ruhig und zu⸗ 
frieden ſei. Den Höhepunkt erreichte das byzantiniſche Schaugepränge Mitte 
Dezember 1909, als der Regent ſich zum zweiten Male verheiratete und mit 
ſeiner jungen Braut einen Einzug hielt, der an die Hoffeſtlichkeiten der 
Rokokozeit erinnerte. Auch jetzt beachtete man die ſcharfen Artikel des „Volks⸗ 
freund“ nicht. Es ſollte ſo ausſehen, als ob überhaupt keine Oppoſition im Lande 
exiſtiere, als ob ſich nur „ſozialdemokratiſche Hetzer“ vergeblich heiſer ſchrien. 

Der Hochzeitseinzug brachte jedoch zugleich den Wendepunkt. Die Fabriken 
hatten den Arbeitern frei gegeben, um die Zahl der Statiſten zu vermehren. 
Die Arbeiter aber riefen nicht „Hoch“, ſondern „Wahlrecht“, bildeten einen 
Demonſtrationszug, ſangen die Arbeitermarſeillaiſe und proteſtierten in impo⸗ 
nierender Weiſe gegen den byzantiniſchen Feſtestrubel. Die Polizei wurde auch 
dieſes Mal überraſcht und kam erſt angeſtürzt, als ſich der Zug der demon⸗ 
ſtrierenden Arbeiter bereits auflöſte. Da mag ſie wohl ſtillſchweigend das Ge⸗ 
löbnis abgelegt haben, künftig gegen Demonſtranten aufs ſchneidigſte vorzugehen. 

Sie ſollte bald genug Gelegenheit zum Einhauen finden! Der Regent 
reiſte noch im Dezember mit ſeiner jungen Frau auf mehrere Monate nach 
Siam und Niederländiſch⸗Indien, woraus das Volk den Schluß ziehen konnte, 
wie überflüſſig die Regentſchaft iſt. Die Regierungsgewalt ging jetzt voll⸗ 
ſtändig auf den leitenden Staatsminiſter v. Otto über, der auch unter dem 
Prinzregenten Albrecht allmächtiger braunſchweigiſcher Miniſter war. Natürlich 
ſollte jetzt erſt recht alles in größter Ruhe verlaufen. Die Regierung ſetzte 
ihre Wanzentaktik der Wahlrechtsfrage gegenüber mit doppeltem Stillſchweigen 
fort. Im Landtag hätte nur eine Stimme die Ruhe geſtört, die des Genoſſen 
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Dr. Jasper, der in Braunſchweig mit Hilfe verärgerter bürgerlicher Wahl⸗ 
männer bei einer Nachwahl in den Landtag gewählt worden war. 

Ein mit Illuſtrationen verſehener Artikel des „Volksfreund“ zur Er⸗ 
öffnung des Landtags ließ jedoch Regierung und Landtag ahnen, daß ſich 
die Arbeiterſchaft durch Stillſchweigen nicht täuſchen laſſen würde. So hielt 
denn der Landtag am 25. Januar 1910 ſeine erſte Tagung hinter ver⸗ 
ſchloſſenen Türen ab. Die Polizei ſperrte die Tribünen und den Platz vor 
dem Landtagsgebäude. Hinter verſchloſſenen Türen wurde dann das Mandat 
des Genoſſen Jasper kaſſiert, weil ein Wahlmann einen doppelten Wahl— 
zettel für den bürgerlichen Kandidaten Nieß abgegeben hatte. Da der doppelte 
Wahlzettel gut zuſammengefaltet war, hatte ihn der Wahlkommiſſar, dem 
Brauche bei Reichstagswahlen entſprechend, vernünftigerweiſe als eine Stimme 
gezählt. Da ſetzte nun der Landtag ein und erklärte die Wahl Jaspers für 
ungültig. Das geſchah am 25. Januar in einer Vorberatung. Erſt am 
26. Januar wurde der Landtag feierlich eröffnet. Nach der Verfaſſung kann 
er erſt nach der Eröffnung Beſchlüſſe faſſen, und zwar nur in öffentlicher 
Sitzung. Das Mandat Jaspers war alſo verfaſſungswidrig kaſſiert worden. 

In der Thronrede, die der Staatsminiſter am 26. Januar verlas, war 
mit keinem Worte von einer Wahlreform die Rede. Der Landtag nahm das 
ruhig hin, auch kein einziger Abgeordneter erhob ſich, um nach der Wahl⸗ 
reform zu fragen, der beſte Beweis dafür, daß es dem Landtag ſelbſt mit 
einer Reform nicht ernſt geweſen und daß er im Jahre 1908 dem Vorſchlag 
der Juſtizkommiſſion nur zugeſtimmt hatte, um die Wahlrechtsfrage auf Sankt 
Nimmerlein zu vertagen. 

Nachdem alle Vorlagen in zwei Stunden durchgepeitſcht und an die be- 
treffenden Kommiſſionen verwieſen waren, vertagte der Staatsminiſter den 
Landtag ſchon in der Eröffnungsſitzung auf Ende Februar. Über die ſonder⸗ 
bare Art der Stellvertretung, die alle Funktionen des abweſenden Regenten 
auf den Staatsminiſter überträgt, ſo daß dieſer gegenwärtig Staatshaupt und 
Miniſterpräſident in einer Perſon iſt und für alle Regierungshandlungen 
Blankowechſel des Regenten in der Taſche hat, iſt das braunſchweigiſche Volk 
bis jetzt überhaupt noch nicht aufgeklärt worden, nur dem Landtag wurde, 
wiederum hinter verſchloſſenen Türen, eine notdürftige Auskunft gegeben, von 
der nur das in die Öffentlichkeit gedrungen iſt, daß ſich Herzog Johann 
Albrecht bei übernahme der Regentſchaft vorbehalten hat, alljährlich große 
Auslandsreiſen zu unternehmen. 

Da der Landtag früher am Eröffnungstag im Miniſterialgebäude ein 
Zweckeſſen abzuhalten pflegte, ſammelte ſich am 26. Januar zwiſchen 5 und 
6 Uhr vor dieſem Gebäude eine Arbeitermenge von einigen tauſend Köpfen 
an, um für das gleiche Wahlrecht zu demonſtrieren. Das Eſſen fand jedoch 
nicht ſtatt, nur die drei Miniſter waren, wie ſich ſpäter herausſtellte, in ihren 
Arbeitszimmern anweſend. Die Demonſtranten ſangen die Arbeitermarſeillaiſe 
und brachten Hochs auf das gleiche Wahlrecht aus. Die Menge war in die 
ziemlich enge Straße vor dem Miniſterialgebäude eingekeilt und füllte noch 
eine ebenfalls ganz enge Seitenſtraße, den ſogenannten Hagenſcharrn. Die 
Polizei war durch Spitzel über die Abſicht der Arbeiterſchaft, vor dem 
Miniſterialgebäude zu demonſtrieren, im voraus unterrichtet. Sie hatte 
Geheimpoliziſten poſtiert und die Schutzmannſchaft zuſammengezogen. Zwiſchen 
5 ½ und 6 Uhr kam plötzlich eine Schutzmannskette angeſtürmt, um ſofort 
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mit blanken Säbeln auf die dichtgedrängte Menge einzuhauen, ſie in den 
engen Hagenſcharrn hineinzutreiben und hindurchzujagen. Selbſt auf die 
Frauen hieben die Poliziſten ein. Zahlreiche Demonſtranten wurden verletzt. 
Im Laufe des Abends und der Nacht ſetzten dann die Poliziſten, wie es im 
Polizeideutſch heißt, die Säuberung der Straßen fort, wobei ganz unbeteiligte 
Perſonen — an demſelben Abend, am Vorabend des Geburtstags Wilhelms II., 
fand auch militäriſcher Zapfenſtreich ſtatt — verletzt wurden. Die größte 
Empörung rief die Mißhandlung einer alten Frau hervor, die von einem 
Poliziſten mit der ſcharfen Klinge ins Geſicht geſchlagen wurde. 

Die Polizei hatte offenbar die Abſicht, der Arbeiterſchaft das Demon⸗ 
ſtrieren fürs gleiche Wahlrecht durch rückſichtsloſes Vorgehen für immer zu 
verleiden. Das Blutbad in den Straßen Braunſchweigs eröffnete den dies⸗ 
jährigen Wahlrechtskampf. Die Polizei hatte ſich jedoch verrechnet. Die Ent⸗ 
rüſtung über ihr Vorgehen ergriff die weiteſten Kreiſe. Die Bewegung wurde 
nicht gedämpft, ſondern ganz gewaltig geſchürt. Das merkte die Polizei ſchon 
in der Nacht vom 26. auf den 27. Januar, in der direkt auf das Blutbad 
folgend drei große überfüllte Proteſtverſammlungen ſtattfanden. Die Polizei 
änderte nun ihre Taktik. Man ſuchte die Wahlrechtsdemonſtranten zu ver⸗ 
unglimpfen. Die bürgerliche Preſſe öffnete ihre Spalten den Polizeiberichten 
und ſtellte den Vorgang ſo hin, als ob unreife, radauluſtige Burſchen vor 
dem Miniſterialgebäude demonſtriert, die Poliziſten beſchimpft und durch 
Werfen mit Steinen, Flaſchen und Eisſtücken zum Einhauen gezwungen 
hätten. Der „Volksfreund“ kaufte ſich jedoch die bürgerliche Preſſe ſo 
gründlich, daß die Verunglimpfung der Demonſtranten nicht dieſe, ſondern 
die bürgerliche Preſſe und die Polizei traf. Dem „Volksfreund“ ſtrömten 
förmlich neue Abonnenten zu. Jede Auflage war ſofort vergriffen. Bis weit 
in das Bürgertum hinein war die Sympathie auf ſeiten der Demonſtranten, 
ſo daß ſchließlich auch die bürgerliche Preſſe nicht mehr wagte, für die Polizei 
einzutreten. Nur der Reichsverband machte einen ſchwachen Verſuch, durch 
ein mit groben Beſchimpfungen der Wahlrechtskämpfer angefülltes Flugblatt 
die Stimmung der Bevölkerung gegen die Sozialdemokratie zu kehren. Es 
mißlang ihm kläglich. Wir hatten die Einwohnerſchaft durch Artikel im 
„Volksfreund“ und ein maſſenhaft verbreitetes Flugblatt ſo gründlich auf⸗ 
geklärt, daß ſich die Reichsverbändler, deren Namen der „Volksfreund“ wieder⸗ 
holt veröffentlichte, ſelbſt an den Pranger ſtellten und es vorzogen, ſich 
künftighin im verborgenen zu halten. 

Schon am 6. Februar zeigte es ſich, daß wir die Straße erobert hatten. 
Pünktlich um 11 Uhr vormittags bewegte ſich ein endloſer Demonſtrationszug 
vom Bahnhof aus durch die verkehrsreichſten Straßen der Innenſtadt. Die 
Polizei wagte nicht einzuſchreiten und ließ den über 10000 Teilnehmer 
zählenden geſchloſſenen Zug ungehindert ſogar am Herzogsſchloß vorbei⸗ 
paſſieren. Die Luſt zum Einhauen war ihr gründlich ausgetrieben worden. 

Landtag und Regierung ſuchten jedoch noch weiter die Wahlrechtsfrage 
totzuſchweigen, bis ihnen endlich durch einen ſcharfen Artikel des „Volks⸗ 
freund“ der Mund geöffnet wurde. Zugleich zeigte am 6. März eine Wahl⸗ 
rechtsverſammlung unter freiem Himmel der Regierungsgewalt, wie gering 
ihr Anhang iſt und wie ſehr die Zahl der Wahlrechtskämpfer angewachſen 
war. An dieſer Verſammlung beteiligten ſich nach ziemlich genauer Berech⸗ 
nung nahezu 30000 Perſonen, die ſich einſtimmig bereit erklärten, den Wahl⸗ 
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rechtskampf mit allen Mitteln zu führen. Da die Stadt Braunſchweig noch 
nicht 150000 Einwohner zählt, demonſtrierte alſo der fünfte Teil der Ge- 
ſamteinwohnerſchaft, das iſt die erdrückende Mehrheit der erwachſenen Bevöl⸗ 
kerung, für das gleiche Wahlrecht. Das würde für Groß⸗Berlin eine Demon⸗ 
ſtration von 600000 Teilnehmern bedeuten. Man kann daraus ſehen, welchen 
Boden der Wahlrechtskampf in Braunſchweig bereits gewonnen hat. 

Auch außerhalb der Stadt Braunſchweig folgte eine Demonſtration der 
anderen. Aus allen Teilen des Herzogtums gingen dem Landtag Eingaben 
zu, die das gleiche Wahlrecht forderten. Selbſt die reaktionäre welfiſche 
Partei, die ſich ſonſt nur mit den Hofberichten aus der Reſidenz des Herzogs 
von Cumberland befaßt, wurde in den Wahlrechtskampf gezogen. Sie ſprach 
ſich in einer unter dem Vorſitz des Grafen v. Schulenburg⸗Hehlen, des Ver⸗ 
trauensmanns des Cumberländers, tagenden Verſammlung für das allgemeine, 
gleiche, direkte und geheime Landtagswahlrecht aus, das ſie allerdings auf 
die braunſchweigiſchen Staatsangehörigen beſchränkt wiſſen wollte. Ohne 


3 unſere Demonſtrationen hätte natürlich dieſe Partei kein Lebenszeichen von 
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Endlich am 13. März brach der Landtag fein Schweigen. Die Sitzung 
ſtand unter dem Zeichen der blaſſen Angſt und der tödlichſten Verlegenheit. 
Der Interpellant, ein nationalliberaler Kommerzienrat, hob hervor, daß die 
Bevölkerung gegen das beſtehende Wahlrecht ſo erbittert ſei, daß es ſich bei 
der nächſten Reichstagswahl gar nicht mehr lohnen werde, dem ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Kandidaten einen „nationalen“ entgegenzuſtellen. Auch die agrariſchen 
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miniſter mußte ſich zu einer Erklärung herbeilaſſen. Er führte etwa aus, 
daß die Zeit ſehr ernſt ſei, daß die Regierung wohl wiſſe, daß nicht nur die 
Sozialdemokratie, ſondern auch ein großer Teil der übrigen Bevölkerung mit 
dem beſtehenden Wahlrecht unzufrieden ſei, daß aber die Regierung keine 
Vorlage hätte machen können, weil ſie nicht wüßte, was ſie tun ſolle. Die 
Forderung der Sozialdemokratie, gleiches Wahlrecht für alle Perſonen über 
20 Jahren ohne Unterſchied des Geſchlechts, ſei für die Regierung unan⸗ 
nehmbar; bringe ſie aber eine andere Vorlage, ſo werde die Sozialdemokratie 
doch nicht zufriedengeſtellt und die Wahlrechtsbewegung gehe weiter. Die 
Regierung ſtelle es dem Landtag anheim, ſelbſt eine Wahlvorlage auszu⸗ 
arbeiten. 

Es iſt wohl kaum jemals von einer Regierung ein ſo unumwundenes 
Geſtändnis der Ohnmacht und der Unfähigkeit abgelegt worden. Es kam 
aber noch beſſer. Als einige Zeit ſpäter die Regierung den Landtag bis zum 
Herbſt vertagen wollte, ſtellte der Vizepräſident, Braunſchweigs Oberbürger⸗ 
meiſter Retemeier, den Antrag, den Landtag nur bis zum Mai zu vertagen, 
da die Wahlrechtsbewegung ſo bedrohlich geworden ſei, daß die Wahlreform 
nicht bis zum Herbſt verſchleppt werden dürfe. Auch dieſe Erklärung war 
ein Angſtprodukt, denn der Antragſteller hatte bisher zu den eifrigſten Ver⸗ 
teidigern des Dreiklaſſenwahlſyſtems gehört. Noch mehr ſprach die Angſt aus 
den Worten eines agrariſchen Wahlrechtsfeindes, der ausführte, daß man an 
die Wahlrechtsfrage nicht rühren dürfe, weil auch auf dem Lande Regierung 
und Landtag die Wählermaſſen nicht mehr hinter ſich hätten. Der Staats⸗ 
miniſter verſuchte ſich noch einmal als Verſchleppungstaktiker, wobei er aller⸗ 
dings das beſchämende Eingeſtändnis machen mußte, daß Braunſchweig gegen⸗ 
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wärtig ohne verfaſſungsmäßige Regierung iſt. Er meinte nämlich, die Re⸗ 
gierung könne ſich nur als Zuhörer an den Wahlreformverhandlungen der 
betreffenden Kommiſſion beteiligen, da ſie nicht komplett ſei und während der 
Abweſenheit des Regenten nicht wiſſe, wie ſie ſich zu einer Wahlreform ſtellen 
ſolle. Das Miniſterium müſſe ſich erſt über dieſe kitzliche Situation einig 
werden. Dennoch vertagte er den Landtag nicht auf den Herbſt, wie es ſonſt 
ſtets üblich war, ſondern auf den 24. Mai, an dem die Wahlreformberatungen 
beginnen ſollen. Man ſieht daraus, wie durch den Wahlrechtskampf die Re⸗ 
gierung in die Enge getrieben worden iſt. Sie hatte dem Regenten die Ver⸗ 
ſicherung gegeben, daß während ſeiner Abweſenheit die gewohnte Friedhofſtille 
im Herzogtum Braunſchweig herrſchen werde, und muß es jetzt erleben, daß 
ihr die Wogen des Wahlrechtskampfes über dem Kopfe zuſammenſchlagen, daß 
ihre Wanzentaktik gänzlich über den Haufen geworfen worden iſt, und daß 
ſie gezwungen wird, noch ehe die Regierung wieder komplett iſt, eine Frage 
anzuſchneiden, in der ſie ſelbſt nicht mehr aus und ein weiß. Die Regierung 
iſt völlig in Mißkredit gebracht, ſie hat durch ihre Ratloſigkeit alles Vertrauen 
im Lande eingebüßt. Die byzantiniſche Stimmung, die der Regent künſtlich 
zu entfachen ſich ſo ſehr bemüht hatte, iſt gänzlich erloſchen. Die Sozial⸗ 
demokratie triumphiert. 

Natürlich hat damit der Wahlrechtskampf nur die erſte Etappe erreicht. 
Sobald Landtag und Regierung Miene machen, ſtatt einer wirklichen Wahl⸗ 
reform dem Volke eine Scheinreform vorzuſetzen, wird der Sturm mit ver⸗ 
doppelter Wucht wieder einſetzen. Daß ſich die Zahl unſerer Anhänger fort⸗ 
während vermehrt, daß ſich die Erbitterung gegen das herrſchende Syſtem 
bis zur Siedehitze ſteigert, daß das Miniſterium auch den letzten Reſt von 
Vertrauen beim Volke einbüßt, dazu trägt die Regierung ſelbſt am meiſten 
bei. Sie hat nämlich die unglaubliche Unklugheit beſeſſen, nachdem ſie im 
großen nichts mehr erreichen konnte, es im kleinen zu verſuchen und mit Juſtiz⸗ 
aktionen die ſozialdemokratiſche Preſſe mundtot zu machen. 

Zuerſt warf ſich der Staatsminiſter ſelbſt dem Staatsanwalt in die Arme. 
Der „Volksfreund“ hatte ihn, der gegenwärtig leitender Miniſter und Regent 
in einer Perſon iſt, ſelbſtverſtändlich für das Blutbad vom 26. Januar ver⸗ 
antwortlich gemacht und ihm auf den Kopf zugeſagt, daß man damit der 
Arbeiterſchaft das Demonſtrieren für alle Zeiten verleiden wollte. Um nun 
die allgemeine Entrüſtung von ſich abzuwenden und ſich perſönlich reinzu⸗ 
waſchen, klagte der Staatsminiſter, Herr v. Otto, ein Bureaukrat der alten 
Schule und der vormärzlichen Praxis, wegen Beleidigung. In der Gerichts⸗ 
verhandlung beſchwor er freilich, von der Polizei über die bevorſtehende 
Demonſtration nicht in Kenntnis geſetzt worden zu ſein. Der Polizeipräſident 
mußte jedoch zugeben, darum gewußt zu haben. Auch wurde feſtgeſtellt, daß 
der Staatsminiſter und der Miniſter des Innern am 26. Januar von den 
Fenſtern des Miniſterialgebäudes der direkt unter ihren Augen vor ſich gehenden 
Säbelattacke zugeſehen hatten, ohne ihr im geringſten Einhalt zu tun. Der 
Miniſter des Innern mußte ſogar vor Gericht ſelbſt die Polizeilegende zer⸗ 
ſtören, daß unreife, radauluſtige Burſchen vor dem Miniſterialgebäude demon⸗ 
ſtriert und die Polizei provoziert hätten. Er ſagte auf ſeinen Eid, daß er 
nur erwachſene Arbeiter geſehen und von irgend einer Beläſtigung der Polizei 
durch die Demonſtranten nichts bemerkt habe. Der Staatsminiſter mußte zu⸗ 
geben, daß das Schlachtfeld am Hagenſcharrn mit Stöcken und Hüten bedeckt 
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war, nachdem es die Polizei geräumt hat. Auch er hat von einer Provo⸗ 
zierung der Polizei durch die Demonſtranten nichts wahrgenommen. Deſſen⸗ 
ungeachtet erklärt er, überzeugt zu ſein, daß die Polizei nur vorſchriftsmäßig 
gehandelt habe. Die Vernehmung verſchiedener Poliziſten ergab jedoch, daß, 
während ihre Inſtruktion ihnen vorſchreibt, erſt alles in der friedlichſten Weiſe 
zu verſuchen, um die angeſammelten Maſſen zu zerſtreuen, ſie nach einer 
einzigen Aufforderung, auseinanderzugehen, die niemand hören und in dem 
Gedränge auch nicht befolgen konnte, ſofort mit blanken Säbeln eingehauen 
haben. Als jedoch die Verteidigung noch durch weitere Zeugen feſtſtellen 
wollte, daß die Polizei tatſächlich ohne Zwang auf die wehrloſe Menge ein⸗ 
gehauen hatte, ſchloß der Gerichtshof die Zeugenvernehmung gerade in dem 
Augenblick, wo ſie für die Polizei ſehr verhängnisvoll geworden wäre. Deſſen⸗ 
ungeachtet ging der Gerichtshof, dem ein Landgerichtsdirektor Roßmann, ein 
ausgeſprochener Sozialiſtenfeind, präfidierte, über den Antrag des Staats⸗ 
anwaltes um 2 Monate hinaus und verurteilte den verantwortlichen Redakteur 
des „Volksfreund“, Genoſſen Weſemeier, zu 8 Monaten Gefängnis. 

Eine unerhört ſchwere Strafe für eine Beleidigung, die auf ein formales 
Nichts zuſammengeſchrumpft war! Aber wenn der Staatsminiſter glaubte, 
die Erbitterung gegen die Regierung mit dieſem Prozeß dämpfen zu können, 
ſo hat er ſich ſchwer getäuſcht. Die Entrüſtung über das Schreckensurteil iſt 
allgemein. Nicht einmal die bürgerliche Preſſe wagte ein Wort des Triumphes 
über die Aburteilung des ſozialdemokratiſchen Redakteurs. Von allen Seiten, 
ſelbſt von Leuten, von denen man ſonſt nie eine Sympathiekundgebung für 
die Sozialdemokratie zu verzeichnen hatte, gingen ſolche dem Verurteilten zu. 
Sogar über hundert Staats⸗ und Kommunalbeamte ſandten dem „Volks⸗ 
freund“ eine Zuſchrift, in der ſie ihre Entrüſtung über das Schreckensurteil 
ausdrückten und mit Genugtuung konſtatierten, daß auch unter der Beamten⸗ 
ſchaft immer mehr die Meinung Platz greife, daß das jetzige Regierungsſyſtem 
unhaltbar ſei. | 

Unter den Parteigenoſſen, deren Zahl ebenfo wie die Abonnentenziffer 
des „Volksfreund“ in der letzten Zeit rapid zugenommen hat, herrſcht eine 
Kampfesfreude ſondergleichen. Inzwiſchen ſorgt die Regierung ununterbrochen 


dafür, daß die Erbitterung nicht nachläßt, ſondern geſteigert wird. Obwohl 


der Staatsminiſter ſelbſt von der Polizei abzurücken und ſeine Hände in Un⸗ 
ſchuld zu waſchen ſuchte, hat die Staatsanwaltſchaft einen Monſterprozeß 
wegen Polizeibeleidigung gegen die Volksfreundredaktion angeſtrengt und dabei 
die kleinſten Kleinigkeiten ausgegraben. Auch wegen Landtagsbeleidigung will 
man den „Volksfreund“ belangen und ſelbſt ein Gottesläſterungsprozeß iſt 
anhängig gemacht, weil eine feuilletoniſtiſche Plauderei die Predigten des 
Nazareners den Taten der braunſchweigiſchen Gewalthaber gegenübergeſtellt 
hatte. Das alles ſchart die Wahlrechtskämpfer nur um ſo inniger um ihre 
Führer. So dürfte dann, wenn der Landtag wieder zuſammentritt, die Kampfes⸗ 


luſt der Wahlrechtsſtreiter auf einem Höhepunkt angelangt ſein, daß es nur 


eines letzten energiſchen Anſturms bedarf, um entweder eine freiheitliche Wahl⸗ 
reform zu ertrotzen, oder die Regierung fo in die Enge zu treiben, daß ſie 
ſich kaum noch länger halten kann. 
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die perſiſche Revolution, ihre Urſachen, ihr Charakter 
und ihre Kampfesmethoden. 0 
Don Kichel Pawlowitſch (Freiwilliger). 


Noch nicht lange iſt es her, daß Perſien der Typus eines aſiatiſchen 
Staates war. Das alte perſiſche Regime, das auf politiſchem Gebiet einer⸗ 
ſeits in unbeſchränkter Herrſchaft des Schahs, andererſeits in vollſtändigem 
Sklavenſinn ſeiner Untertanen zum Ausdruck kam, entſprach auch ganz der 
ökonomiſchen Rückſtändigkeit des Landes, der ſchwachen Entwicklung ſeiner 
Produktivkräfte. Bis in die letzte Zeit gab es in Perſien weder Eiſenbahnen 
noch andere bequeme Verkehrsmittel und auch keine Fabriken. Die einzige 
Eiſenbahnlinie, die übrigens nur 5 Kilometer lang war, ging von Teheran 
bis zum nächſtliegenden Orte Schah⸗Abdul⸗Aſim, wohin die Einwohner der 
Hauptſtadt wallfahrten. Sie hatte gar keine Handelsbedeutung, nahm über⸗ 
haupt keine Frachten auf und beförderte lediglich Paſſagiere. Der Schah 
Naſſr eddin, der im Jahre 1896 getötet wurde, machte einige Verſuche, in 
Perſien eine Fabrikinduſtrie nach europäiſchem Muſter einzuführen. So 
gründete er Stearin⸗ und Papierfabriken und Zuckerſiedereien, ließ zu dieſem 
Zwecke Arbeiter aus Rußland und Frankreich ſowie neue, vollkommene 
Maſchinen aus Europa kommen, doch gingen alle dieſe Fabriken ein, und 
Perſien mußte ſich auch weiterhin ausſchließlich auf den Gebrauch aus⸗ 
ländiſcher, engliſcher und ruſſiſcher Erzeugniſſe beſchränken. 

Das perſiſche Volk ertrug demütig und klaglos den Deſpotismus des 
Schahs, die Willkür und den Eigendünkel ſeiner Statthalter, der Satrapen, 
die die ihnen anvertrauten Provinzen ganz nach ihrem Belieben verwalteten. 
Dieſer Gehorſam den Regierenden gegenüber war nicht die Folge der Furcht 
vor der Macht des Regierungsapparats: ſeine Quelle war vielmehr die Ehr⸗ 
furcht der Volksmaſſen vor dem Schah, der von der Höhe ſeines Thrones, 
im Glanze des ihn umgebenden Nimbus dem demütigen Volke als über⸗ 
irdiſches Weſen, als Verkörperung der Gottesallmacht erſchien. Es gab im 
Lande faſt keine Armee, auch keine Polizei, und doch unterwarfen ſich volle 
10 Millionen Menſchen, die ganze Bevölkerung, ohne den geringſten Wider⸗ 
ſtand der Tyrannei der Satrapen, von denen jeder in ſeiner Provinz ein 
kleiner Selbſtherrſcher war, ſolange er nicht bei dem Schah in Ungnade fiel. 
Im Lande herrſchte vollſtändige Ruhe. 

Inzwiſchen brachte die ökonomiſche Hebung Kleinaſiens, die Belebung des 
Verkehrs zwiſchen Kleinaſien und Indien ſowie das Eindringen des engliſchen 
und ruſſiſchen Einfluſſes in Perſien eine ökonomiſche Umgeſtaltung mit ſich. 
Rußland baute gute Landſtraßen im nördlichen Iran, wohin man vorher nur 
auf unwegſamen Pfaden gelangen konnte, die bloß für Maultiere zugänglich 
waren; alle Karawanen mit ihren Warentransporten aus Erzerum, Täbris, 
Bender⸗Abaſa uſw. waren bis vor kurzem auf dieſe mühſamen Wege an⸗ 
gewieſen. Die ruſſiſchen Fabrikate kamen nun auf den von Rußland her⸗ 
geſtellten Landſtraßen und verdrängten leicht die auf dem langen Karawanen⸗ 
weg aus Kleinaſien und von den Ufern des Perſiſchen Meerbuſens her⸗ 
transportierten Waren. Zugleich wurden die ruſſiſchen Landſtraßen zu den 
wichtigſten Arterien des inneren Warenverkehrs, der von Tag zu Tag wuchs. 
Andererſeits errichteten die Engländer, die ihren Einfluß in Perſien zu ſtärken 
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und die drohende Hegemonie Rußlands zu beſeitigen ſuchten, überall 
Telegraphenleitungen — dieſe mächtigen Vorpoſten des induſtriellen und poli⸗ 
tiſchen Einfluſſes —, und bald war ganz Perſien von einem Netz engliſcher 
Telegraphendrähte überzogen, die mit der Telegraphenlinie des Indiſchen 
Reiches verbunden ſind. Im eigenartigen perſiſchen Milieu wurden die eng⸗ 
liſchen Telegraphenbureaus nicht nur zu Werkzeugen des engliſchen handels⸗ 
politiſchen Einfluſſes in Iran; ganz unerwartet wurden fie mit der Zeit zu 
unantaſtbaren „Zufluchtsorten“ — zu ihnen flüchtet in Fällen beſonders 
furchtbarer Mißbräuche der Satrapen die einheimiſche Bevölkerung, um von 
ihnen aus unter dem Schutze der mächtigen engliſchen Flagge den Schah mit 
ergebenen telegraphiſchen Forderungen zur Entſetzung des dem Volke miß⸗ 
liebigen Gouverneurs zu bombardieren. 

Außer den Telegraphenlinien gründen die Engländer in jeder Stadt 
Filialen der Reichsbank, die Depoſiten von den perſiſchen Kaufleuten ent⸗ 
gegennehmen und ihnen die Sicherheit bieten, daß ihre Gelder an zuverläſſigen 
Orten aufbewahrt werden; dieſe Banken geben auch den Zahlungsfähigen 
Darlehen und fördern energiſch das ökonomiſche Leben im Lande. Nach und 
nach verſchwindet unter Rußlands und Englands Einfluß die alte Natural⸗ 
wirtſchaft, die großen hiſtoriſch berühmten Städte wie Teheran, Täbris, 
Reſcht, Iſpahan, die Wiegen der Völker, leben wieder auf, ſie werden zu den 
wichtigſten Zentren des Handels, und neues Leben blüht aus den Ruinen 
des alten, ſcheinbar für ewig eingeſchlummerten Landes. Manche Städte, ſo 
zum Beiſpiel Täbris, werden zu Zentralpunkten, von denen aus alle Waren 
aus Mittelaſien in großen Maſſen nach Europa transportiert werden. 

1889 betrug der Handelsumſatz Perſiens mit England 75 Millionen 
Franken, mit Rußland 50 Millionen Franken; für 1901/02 berechnete die bel⸗ 
giſche Adminiſtration des perſiſchen Zollamtes den perſiſch⸗engliſchen Handel 
auf 59 Millionen Franken, den perſiſch⸗ruſſiſchen auf 96 Millionen; 1905/06 
erreichte nach Angaben der belgiſchen Adminiſtration der ruſſiſch-perſiſche 
Handel infolge des für Rußland günſtigen Handelsvertrags 170 Millionen 
Franken. In demſelben Jahre betrug der Handel Perſiens mit England 
70 Millionen, mit Frankreich 16 Millionen, mit Oſterreich 6 / Millionen ufm.” 

Infolge der Hebung des Handels wächſt natürlich der Einfluß der handel— 
treibenden Klaſſe. In jeder perſiſchen Stadt exiſtierten ſchon längſt Korpo⸗ 
rationen von Kaufleuten, die reguläre Verſammlungen abhielten und ihre 
Mitglieder mit einem beſtimmten Betrag beſteuerten. Seit der Belebung des 
Handelsverkehrs bildeten ſich zahlreiche perſiſche Kolonien in Konſtantinopel, 
Bagdad und im Kaukaſus (hauptſächlich in Baku und Tiflis), in Indien (vor⸗ 
wiegend in Kalkutta und Bombay), endlich in Marſeille, London, Mancheſter. 
Alle dieſe Kolonien unterhalten Beziehungen zu Perſien, verbreiten überall 
vaterländiſche Erzeugniſſe wie Teppiche, Opium, getrocknete Früchte uſw. So 
wächſt der Reichtum und die Bedeutung der perſiſchen Kaufmannſchaft im 


1 „Revue des Deux Mondes“, April 1908. 

2 Wie wir ſehen, vergrößerte ſich beſonders raſch der Handel Rußlands mit Perſien. 
„Vor zehn Jahren betrug der ruſſiſche Import nur 15 Prozent des ausländiſchen Im—⸗ 
portes nach Perſien, während der engliſche 70 Prozent erreichte. Jetzt iſt der ruſſiſche 
Import auf 39 ½ Prozent geſtiegen, während der engliſche auf 27¼ Prozent fiel.“ 
Questions diplomatiques et coloniales, vol. XX, p. 314. Les progrès du commerce 
russe, 
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Laufe der Jahrzehnte. Selbſt die Regierung nimmt bei vielen perſiſchen 
Kaufleuten unter verſchiedenen Garantien Anleihen auf. So wird die Rel zie⸗ 
rung des Schahs von den angeſehenſten Vertretern der Handelsklaſſe ab⸗ 
hängig. 

Aber die immer wachſenden Bedürfniſſe des Schahs und ſeiner Kamarilla, 


die großen Ausgaben von Muſaffer eddin für ſeinen Aufenthalt im Ausland 


und für ſein Pariſer Leben zwangen ihn auch zu Geldanleihen bei Aus⸗ 
ländern. Schon 1892 hatte die perſiſche Regierung des Schahs Naſſr eddin 
eine Anleihe in England gemacht und dieſem dafür als Garantie die Ein⸗ 
nahmen der Zollämter im Perſiſchen Meerbuſen überlaſſen. 1897 leiht die 
ruſſiſche Regierung durch die Teheraner Bank dem Schah Muſaffer eddin bei 
der Thronbeſteigung 22 Millionen Rubel und erhält als Garantie dafür das 
Kontrollrecht über die ganze übrige Zollinie Perſiens. 

1901/02 machte der Schah neue Anleihen in Rußland in der Höhe von 
32 Millionen Rubel." Mit Hilfe ſeiner Bank in Teheran eroberte Rußland 
das Finanzmonopol im nördlichen Gebiet Perſiens. Dabei verpflichtete ſich 


die Regierung des Schahs, weiterhin nirgends als in Rußland e zu 


1 und bis 1910 keine Eiſenbahnen zu bauen. 

Inzwiſchen macht die reich gewordene Handelsklaſſe Verſuche, die ein⸗ 
heimiſche Induſtrie zu entwickeln. Die ungünſtigen Handelsverträge, die der 
perſiſchen Induſtrie den Kampf gegen die Konkurrenz der ruſſiſchen und eng⸗ 
liſchen Waren unmöglich machen, hemmen jedoch ihre Entwicklung. Die Eng⸗ 
länder und Ruſſen erwarben durch Verträge mit der Regierung des Schahs 
das Recht, alle Reichtümer des Landes, feine Kohlen-, Eiſen⸗ und Blei⸗ 
bergwerke ſowie ſeine Naphthaquellen auszubeuten. Die Ruſſen und die Eng⸗ 
länder, die alle Naturreichtümer des Landes monopoliſierten, ohne auch nur 
den geringſten Teil derſelben ausbeuten zu können, die jede freie Konkurrenz 
anderer europäiſcher und amerikaniſcher Kaufleute ausſchloſſen und auf dieſe 
Weiſe die einheimiſche Fabrikinduſtrie in ihrer Entwicklung hemmten, wurden 
ſo zu Haupthinderniſſen des Aufblühens von Handel und Induſtrie in 
Perſien und der Entwicklung ſeiner Produktivkräfte. 

Das ruſſiſch⸗engliſche Joch ſowie der Druck der deſpotiſchen Macht des 
Schahs und ſeiner Satrapen erſcheinen nun den fortſchrittlichen Elementen in 
der perſiſchen Geſellſchaft als die vornehmſten Hemmungsmomente in der 
Entwicklung Perſiens bei deſſen Europäiſierung und bei der Umgeſtaltung 
des perſiſchen Landes zu einem reichen und mächtigen Staate. Da die perſiſche 
Bourgeoiſie fürchtet, das Land könne früher oder ſpäter von Kapitaliſten⸗ 
gruppen mit Beſchlag belegt oder von der engliſchen und der ruſſiſchen Re⸗ 
gierung erobert werden, beginnt ſie den Kampf gegen das alte m welches 
das Land unter das ausländische Joch zwang. 

Außer der Handelsklaſſe führt auch die Geiſtlichkeit einen energiſchen 
Kampf gegen die Regierung. Die höhere Geiſtlichkeit ſtand anfangs der Be⸗ 
freiungsbewegung feindlich gegenüber; der mittlere und der niedere Klerus 
jedoch hatten dieſe Bewegung ins Leben gerufen und ſtehen auch jetzt noch 
an ihrer Spitze. In Perſien ſind die Geiſtlichen Volkslehrer (andere als geiſt⸗ 
liche Schulen gibt es in Perſien nicht), Prediger, Geſetzeskundige uſw. Außer 


Die Staatsſchulden Perſiens erreichen gegenwärtig die für dieſes Land ſehr hohe 
Summe von 150 Millionen Franken. 
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den offiziellen Vertretern der Geiſtlichkeit, den Imamen und den Schejch⸗Ul⸗ 
Imamen uſw., die verſchiedene adminiſtrative und richterliche Poſten bekleiden 
und gar keinen Einfluß auf das Volk haben (wie es jetzt auch in Rußland 
bei den Juden mit den offiziellen Rabbinern der Fall iſt), gibt es in Perſien 
eine ganze Klaſſe inoffizieller Geiſtlicher, der „Mudſcheiden“, die von der 
Volksmaſſe als heilig und allwiſſend betrachtet werden und ſehr ſtarken Ein⸗ 
fluß auf dieſe ausüben. Die Mudſcheiden ſind von Segiden und Mollas 
umgeben, die den Gottesdienſt und das Richteramt ausüben, Notariatsakte 
abſchließen, die Volksbildung leiten uſw. Das iſt ein wahres geiſtliches 
Proletariat, das im allgemeinen ein ärmliches Leben führt, alle Freuden und 
Leiden des Volkes teilt und ſchon deshalb oppoſitionell ſein muß. Dieſe 
oppoſitionelle Stimmung der Geiſtlichkeit ward durch die Politik der Regie⸗ 
rung noch verſtärkt: dieſe beſchränkte die Kompetenz der Geiſtlichen im Richter⸗ 
amt, beraubte ſie des Rechtes, in Kriminalprozeſſen als Richter zu fungieren, 
verbot ihnen, Notariatsakte abzufaſſen, endlich konfiszierte ſie ſogar die Be⸗ 
ſitztümer verſchiedener religiöſer Inſtitute. So entſteht und ſteigert ſich der 
Konflikt zwiſchen der geiſtlichen und der weltlichen Macht, wobei im Gegenſatz 
zu der ſonſt üblichen Entwicklung die erſtere zur Trägerin der Kultur und 
des Fortſchritts wird, die andere aber die Reformen bekämpft und die alten 
Traditionen verteidigt. 

Nach und nach ergreift die oppoſitionelle Stimmung die ganze Geiſtlich⸗ 
keit; ſogar die höchſten Vertreter derſelben (natürlich mit einigen Ausnahmen) 
werden von der Bewegung hingeriſſen. Schließlich nimmt die ganze Maſſe 
der Segide, Derwiſche, Imame, Medſcheide uſw. eine feindſelige Stellung der 
Regierung gegenüber ein und agitiert gegen dieſe in Volksſchulen, in Moſcheen 
und auf Märkten. Die Geiſtlichen drohen dem Schah mit dem Zorne Allahs, 
den Beſchützern der Konſtitution aber verſprechen ſie ein glückliches Jenſeits. 
Der Einfluß der Geiſtlichkeit iſt ſo tief eingedrungen, daß, nachdem ſich in 
der an ruſſiſches Gebiet grenzenden Provinz Aſerbeidſchan unter dem un⸗ 
mittelbaren Einfluß der revolutionären Bewegung im Kaukaſus eine perſiſche 

„Sozialdemokratiſche Partei“ gebildet hatte, auch dieſe unter dem Banner 
„Allahs und ſeines großen Propheten“ in die Offentlichkeit trat. Als die 
Nachricht von der Umwälzung in Teheran und der Erklärung der perſiſchen 
Konſtitution nach Täbris gelangte, veröffentlichte der ſozialdemokratiſche Aus⸗ 
ſchuß der „Andſchumen“ eine Proklamation, die in Zehntauſenden von Exem⸗ 
plaren in Perſien verbreitet wurde. Sie lautete: 

„Vereinigt euch, ihr Armen alle! Wir, Sozialdemokraten, Beſchützer des Islam 
und Perſiens, begrüßen an dieſem feierlichen Tage der Erklärung der Konſtitution 
alle Freunde der Freiheit, wo ſie ſich auch befinden. Wir begrüßen vor allem die 
Ulemas und die Kaufleute, dieſe eifrigen Mitarbeiter im Kampfe für das Volk, 
dieſe Beſchützer des Islam in Teheran, die ihr Leben und Gut dem heiligen Zwecke 
widmeten. 

„So ſagen wir unſeren Teheraner Brüdern: 

„O, unſere Landsleute, unſere Brüder, preiſen wir den Allmächtigen, der in 
ſeiner höchſten Gerechtigkeit uns die Möglichkeit gab, durch Einigkeit und Opfer 

der Freiheitsfreunde den erſten wichtigen Schritt zu unſerem heiligen Zwecke zu 

machen. 

255 ihr, unſere wahren Brüder, jetzt iſt es ganz offenbar, daß man mit Einig⸗ 
keit und Eintracht alles erreichen kann. Mit Recht ſagt der Dichter: „Was gab die 
Eintracht den Ameiſen? Sie gab ihnen die Kraft, das Fell des raſenden Löwen 
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zu zerfetzen.“ Das kleine, aber von Enthuſiasmus erfüllte Japan hatte genug Kraft, 
um Rußland zu beſiegen. Alſo dürfen auch wir, Beſchützer des Islam, indem vir 
auf dem von Allah gezeigten Wege weiter ſchreiten, keine Minute raſten und nicht 
meinen, wir hätten alles Erſtrebte bereits erreicht. Halten wir alſo das rote 
Banner der Freiheit hoch und erlauben wir nicht, daß ein Häuflein von Feinden 


9 


der Gerechtigkeit die lichten Strahlen der Konſtitution, die wir mit ſolchen An⸗ 4 


ſtrengungen, ja mit Lebensopfern erobert haben, durch den Schatten ihrer perſön⸗ 
lichen Intereſſen verdunkeln. Die Freunde der Konſtitution und der Freiheit leben 
hoch! Verachtung werde den Egoiſten zuteil! 

„Die Partei der Beſchützer des Islam, die Sozialdemokraten Perſiens. 25. Dje⸗ 
madi II, 1324.“ 

Wenn dieſe Proklamation uns einerſeits zeigt, daß das Wort „Sozial⸗ 
demokrat“ in Perſien in den Volksmaſſen als Synonym des Begriffs „Be⸗ 
ſchützer, Kämpfer für Freiheit und beſſeres Leben für alle Armen und Unter⸗ 
drückten“ zu gelten beginne (wie es jetzt nicht nur in Indien, China, Japan, 
ſondern auch bei den Aſchantis und nordamerikaniſchen Indianern der Fall 
iſt), ſo zeugt ſie andererſeits von der großen Rolle, die die perſiſche Geiſtlich⸗ 
keit in dem Befreiungskampf des Landes ſpielt. An dieſem Kampfe für die 


Konſtitution nehmen ſogar die höchſten Vertreter der Geiſtlichkeit, die „Hüter 


des Glaubens“, teil. Um alle etwaigen Zweifel zu beſeitigen, ſandte die 
Teheraner Geiſtlichkeit einen Eilboten nach dem türkiſchen Nedſchef, wo die 
heiligen Greiſe, die als die größten Autoritäten geltenden Mutſcheide, die 
„Verkünder der göttlichen Wahrheit“, leben und wohin Wallfahrer von ganz 
Perſien ſich begeben. Die Antwort auf dieſe Anfrage war ein Aufruf an 
alle Gläubigen, der alle treuen Mohammedaner zum Kampfe für die Konſti⸗ 
tution verpflichtete. | 

Außer der Geiſtlichkeit nahm noch die perſiſche Jugend an der Bewegung 
den lebhafteſten Anteil. Die Studenten der höheren techniſchen Schulen in 
Teheran ſowie die Studierenden der Landwirtſchaft und der Sozialwiſſen⸗ 
ſchaften waren während der blutigen Straßendemonſtrationen von 1906 in 
den vorderſten Reihen. Ebenſo mutig ſtellten ſich zum Kampfe die zahl⸗ 
reichen Studierenden, die die „Medreß“ beſuchen, wo Arabiſch, Theologie und 
Philoſophie vorgetragen wird. Die ſtudierende Jugend wurde von der Be⸗ 
wegung ſo ſehr mitgeriſſen, daß viele perſiſche Studierende, die die Hoch⸗ 
ſchulen in Frankreich, England, Belgien uſw. beſuchten, die Fremde verließen, 
um in die Heimat zurückzukehren und an dem allgemeinen nationalen Kampfe 
gegen das alte Regime teilzunehmen. 

Auch die Fabrikarbeiter und die Handwerker beteiligten ſich energiſch an 
der Befreiungsbewegung. Es gibt natürlich in Perſien keine Statiſtik des 
Fabrikproletariats, ſo daß ſeine Zahl nicht beſtimmt werden kann. Jeden⸗ 
falls iſt die Zahl der Fabriken gegenwärtig nicht mehr unbedeutend. Allein 
in Täbris zählt man mehr als 100 Fabriken, die gegen 10000 Arbeiter be⸗ 
ſchäftigen. Ebenſo bedeutend iſt die Zahl der Fabriken in Teheran, Iſpahan, 
Reſcht, deren Handelsumſatz 30 Millionen Rubel im Jahre erreicht. 

Die Sorge um die Entwicklung und den Schutz der einheimiſchen Induſtrie 
iſt einer der wichtigſten Gründe der Feindſeligkeit der perſiſchen Bourgeoiſie 
gegen die Herrſchaft des Auslands. Im Lande wird energiſch für den aus⸗ 
ſchließlichen Gebrauch einheimiſcher Erzeugniſſe agitiert. Die perſiſche Geiſt⸗ 
lichkeit macht in einer ganzen Reihe von „Fatren“ (Aufrufen) darauf auf⸗ 


merkſam, daß man die einheimiſche Induſtrie unterſtützen ſolle, und nur per⸗ 
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ſiſche Produkte kaufen dürfe. Auch die Kleinhandwerker und die Arbeiter ſind 
bereits in Korporationen, die ihre Sekretäre und Kaſſierer haben, organiſiert. 

Die Volksklaſſe, die ſich am wenigſten an der Bewegung beteiligte, waren 
die Bauern, obwohl ihre Lage eine ganz troſtloſe iſt. 


Welche Kampfmittel ergriff die perſiſche Bevölkerung? 

Das erſte Kampfmittel war der ökonomiſche Boykott. Als im Jahre 1890 
der Schah, der Geld brauchte, einer engliſchen Geſellſchaft das Monopol auf 
die Tabakinduſtrie verkaufte, brach im ganzen Lande allgemeine Empörung 
aus. In Volksverſammlungen, in Moſcheen und auf Märkten wurden Reſo⸗ 
lutionen abgefaßt, die zur völligen Enthaltung vom Rauchen bis zur Auf⸗ 
hebung des Monopols verpflichteten. Der Boykott wurde mit vollſtändigem 
Erfolg durchgeführt. Selbſt im Harem des Schahs verzichteten die Odaliſken 
auf das Rauchen. Infolge der furchtbaren Verluſte löſte die engliſche Geſell⸗ 
ſchaft den Vertrag auf, wobei ihr gemäß der Forderung der engliſchen Re⸗ 
gierung 10000000 Mark als Schadenerſatz vom Schah ausgezahlt werden 
mußten. 

Dieſer ſo glänzend durchgeführte Boykott des Tabaks war der erſte Akt, 
in dem ſich die Fähigkeit der perſiſchen Maſſen zu planmäßigem, organiſiertem 
Kampfe deutlich zeigte; gleichzeitig trat in dieſem Boykott zum erſtenmal ein 
ſcharfer Konflikt zwiſchen der Regierung des Schahs und der perſiſchen 
Bourgeoiſie zutage. Die Volkspartei blieb Siegerin und der Schah mußte 
kapitulieren. 

Aber zu einem ſolchen Kampfmittel, wie der ökonomiſche Boykott, kann 
man nur in Ausnahmefällen greifen. 

Man kann ſich leicht vorſtellen, daß in einem Lande wie Rußland, wo das 
Branntweinmonopol eine der bedeutendſten Einnahmequellen des Staates 
bildet, die revolutionäre Enthaltſamkeit, von der ganzen Bevölkerung durch— 
geführt, ein mächtigeres Mittel wäre, als viele der bereits im Kampfe gegen 
den Zarismus angewandten. In Perſien hatte der Boykott eine große Wir⸗ 
kung. Trotzdem vermochte er nicht, der Regierung einen entſcheidenden Schlag 
beizubringen, und diente nur als vorübergehendes Hilfsmittel im Kriege gegen 
den Volksfeind. Als wirkſameres Kampfmittel für das perſiſche Volk erwies 
ſich der „Best“ — der Generalſtreik. 
Lange Zeit war der „Best“ das einzige Kampfmittel. Das heißt wenn die 
Bevölkerung irgend einer Stadt Proteſt gegen die Unterdrückung durch die 
Beamten oder gegen die Übergriffe eines Gouverneurs erheben wollte, ſo 
wurde immer dieſelbe Kampfmethode angewandt: die Marktbuden wurden 
geſchloſſen, die Arbeiter verließen die Fabriken, die Handwerker ſchloſſen die 
Werkſtätten, die Geiſtlichen ihre Schulen. Das Volk verſammelte ſich in einer 
Moſchee oder vor einem engliſchen Telegraphenbureau und brachte hier die 
Zeit zu, indem es die Reden der Agitatoren und Prediger anhörte. Gab es 
in einer Gegend verſchiedene Parteien, ſo wählte jede für ſich einen beſonderen 
Zuſammenkunftsort. 

Unter den Agitatoren ſpielte der Molla „Sadr⸗Ul⸗Moakinin“ eine beſonders 
große Rolle. Nach einer Wallfahrt zu den heiligen Gräbern von Nedſchef 
wurde er von der Idee ſeiner hohen Miſſion beſeelt, kehrte in die Heimat 
zurück und begann dort ſeine agitatoriſche Tätigkeit. a vielen Städten 
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ausgewieſen, erſcheint er im Mittelpunkt der revolutionären Bewegung in 3 


Teheran, und entflammt die Völkermaſſen mit feinen feurigen Reden. Außer 
dem Moakinin gab es auch andere hervorragende Agitatoren, die Geiſtliche 
waren. Sie hatten ſtarken Einfluß auf die Maſſen und galten als ihre an⸗ 
erkannten Führer. Im Juli 1905 nahm der Kampf zwiſchen der Geiſtlichkeit 
und dem Schah ſchärfere Formen an. Die Geiſtlichkeit forderte die Entſetzung 
des Sadr⸗Aſams (des erſten Miniſters) und die Einführung der Konſtitution 
im Lande. Der Schah weigerte ſich. Nun erklärte die Teheraner Geiſtlichkeit, 
ſie verlaſſe die Hauptſtadt und begebe ſich zu den heiligen Gräbern. Der 
Auszug der Geiſtlichkeit aus Teheran machte auf die ganze Bevölkerung Per⸗ 
ſiens einen erſchütternden Eindruck. Es wurde in Teheran der Generalſtreik 
proklamiert, als Zuſammenkunftsort ſollte der rieſige Park der engliſchen 
Geſandtſchaft dienen. 

Erſchreckt durch die allgemeine Volksgärung, entſchloß ſich nun der 
Schah zu einem Kompromiß, und am 27. Juli erſchien ein Manifeſt, das die 
baldige Einberufung des „Nationalrats“ in Teheran, ſowie die Einführung 
der Konſtitution in Perſien verſprach. Bei dieſer Nachricht kehrte die Teheraner 
Geiſtlichkeit, die übrigens ſehr langſam in der Richtung nach der Türkei zu 
gewandert war, raſch in die Hauptſtadt zurück. Der Einzug der Geiſtlichkeit 
nach Teheran geſtaltete ſich, unter dem allgemeinen Jubel des Volkes, das 
die Straßen geradezu überſchwemmte, zu einem förmlichen Triumphzug. Am 
8. Oktober wurde das Parlament eröffnet. Die perſiſche Konſtitution exiſtierte 
aber nicht lange; im Juli 1908 wurde der Medſchilis von der Koſakenbrigade 
Ljachows auseinandergejagt. 

Geſtützt auf dieſe Brigade, ſeine einzige reale Macht, erklärte der Schah 
der ganzen Bevölkerung den Krieg und hob die Konſtitution auf. 

Die Bevölkerung Teherans und anderer perſiſchen Städte griff zu dem er⸗ 
probten Verteidigungsmittel — zum Generalſtreik, diesmal aber blieb dieſe 
Waffe der Tyrannei der Macht gegenüber wirkungslos. 

Gebrauchen wir militäriſche Ausdrücke, ſo können wir ſagen, daß der 
Generalſtreik in beſtimmten Verhältniſſen eine zweckmäßige und mächtige 
Kampfmethode, als Angriffsmittel, als Mittel der unerwarteten Attacke 
gegen eine bereits demoraliſierte und von früheren Schlägen erſchlaffte Re⸗ 
gierung darſtellt; aber als Abwehrmittel gegen die zum inneren Kampf 
vorbereitete und bereits zur Attacke gegen die revolutionäre Bewegung über⸗ 
gangene Regierung iſt der Generalſtreik von vornherein zum Scheitern ver⸗ 
urteilt. Die Erfahrung des zweiten ruſſiſchen und des zweiten perſiſchen 
Generalſtreiks bezeugt die Richtigkeit unſerer Behauptung für jeden nüchtern 
Denkenden, deſſen Blick nicht etwa durch die unſinnigen Theorien des revo⸗ 
lutionären Syndikalismus getrübt iſt. 

In den modernen ziviliſierten Ländern bildet die Armee gegenwärtig einen 
Staat im Staate, ſie iſt im gewiſſen Sinn ein ſozialer Organismus, der ſich 
ſelber Selbſtzweck iſt. Die Armee hat ihre Bäcker, ihre Schuſter, ihre Schneider, 
ihre Schmiede uſw., ihre gepanzerten Eiſenbahnwagen, ihre Automobile mit 
ſchnellſchießenden Kanonen, die überall hingelangen können; endlich hat ſie 
ihre koloſſalen Vorräte an Mehl, Hülſenfrüchten, Zwieback, Konſerven und 
ſonſtigen Nahrungsmitteln, die in Feſtungen und Proviantmagazinen für den 
Fall einer feindlichen Invaſion oder einer Belagerung aufgehäuft werden. 
Man kann die Armee weder beſiegen, noch durch Hunger vermittels des 
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Generalſtreiks beugen, dafür kann aber die Armee den Streikenden blaue 
Bohnen zukommen laſſen. 

Auch in Perſien erwies ſich der Generalſtreik als gänzlich unwirkſam im 
Kampfe gegen die Karabiner der winzigen Armee der Teheraner Koſaken und 
der Sobaſen des Schahs. Wir machten daher im Januar 1909 unſere per⸗ 
ſiſchen Genoſſen auf die Unzulänglichkeit der alten Kampfmethode zur Herbei⸗ 
führung eines völligen Sieges aufmerkſam. Die perſiſchen Kämpfer beſchloſſen 
denn auch eine Militärmacht zu bilden, die den Schah mit Waffengewalt be— 
zwingen und die Stütze der perſiſchen Reaktion, die Armee der Teheraner 
Koſaken, aufs Haupt ſchlagen ſollte. Der Marſch gegen Teheran, die Zuſammen⸗ 
ſetzung der revolutionären Armee und die Rolle, die die kaukaſiſchen Revo⸗ 
lutionäre, die Bachtiaren und die perſiſchen Revolutionäre in ihr ſpielten, 
das alles ſoll noch in einem beſonderen Artikel behandelt werden. 


Sozialdemokratie und Oktroi. 
Von Jean Martin (Mülhauſen i. E.). 


Die Durchführung des § 13 des Zolltarifgeſetzes vom 25. Dezember 1902, 
wo beſtimmt iſt, daß vom 1. April 1910 ab kommunale Abgaben „auf Ge- 
treide, Hülſenfrüchte, Mehl und andere Mühlenfabrikate, desgleichen auf Back⸗ 
waren, Vieh, Fleiſch, Fleiſchwaren und Fett“ nicht mehr erhoben werden dürfen, 
hat in Elſaß⸗Lothringen die Frage der Abſchaffung des Oktrois zu einer 
brennenden gemacht. Trotz der von der Regierung erlaſſenen bedenklichen 
Ausführungsbeſtimmung, nach welcher Wild und Geflügel nicht als Vieh oder 
Fleiſch im Sinne dieſes Paragraphen zu betrachten ſind, beträgt zum Beiſpiel 
in Mülhauſen der Einnahmeausfall infolge des Inkrafttretens jener Beſtim⸗ 
mung nahezu ein Fünftel der geſamten Oktroieinahmen (290000 Mark bei den 
Eßwaren und 40000 Mark beim Viehfutter). Betragen dann noch die Er⸗ 
hebungskoſten, wie dies in kleineren Gemeinden leicht der Fall iſt, ein Fünftel 


oder gar ein Viertel der geſamten Oktroieinnahmen, ſo iſt es natürlich, daß 


ſelbſt rein bürgerliche Stadtverwaltungen, denen das Syſtem der indirekten 
Steuern ſonſt äußerſt ſympathiſch iſt, die Frage der Abſchaffung der ganzen 
Einrichtung ernſthaft in Erwägung ziehen. So haben im induſtriellen Oberelſaß, 
wo ein friſcherer politiſcher Wind weht als in den übrigen Landesteilen, unter 
dem Drucke einer lebhaften, über alle Parteigrenzen hinausgehenden Volks- 
bewegung die drei Kreisſtädte Thann, Altkirch und Gebweiler (mit 3400 bis 
13400 Einwohnern) nacheinander die völlige Abſchaffung des Oktrois und 
den Erſatz durch Erhöhung der Gemeindezuſchläge auf die direkten Staats⸗ 
ſteuern beſchloſſen. Der Gemeinderat von Markirch hingegen, das rund 
12300 Einwohner zählt und wo die Erhebungskoſten den vierten Teil der 
ganzen Oktroieinahme verſchlingen, beſchloß, wenngleich mit knapper Mehr⸗ 
heit, die Aufrechterhaltung des Oktrois, desgleichen die lothringiſche Kreisſtadt 
Saargemünd und andere mehr. Und in dem vom finanztechniſchen Stand— 
punkt ganz begreiflichen Beſtreben, das Verhältnis der Erhebungskoſten, wenn 
die Steuer doch nun einmal fortbeſteht, zu den Geſamteinnahmen günſtiger zu 
geſtalten, geht man dann hier gleich zum anderen Extrem über und erhöht 
die beſtehenden Oktroiſätze in der unglaublichſten Weiſe oder ſchafft neue, indem 
man bislang unverſteuerte Verbrauchsartikel mit Oktroi belegt. 


0 5 i 2 * Dr 4 
56 Die Neue Zeit. 


Dabei hat ſich nun ergeben, daß die Stellungnahme der Parteigenoſſen im 
Lande eine keineswegs einheitliche, von denſelben grundſätzlichen und partei⸗ 
taktiſchen Erwägungen getragene geweſen iſt, ſondern daß beiſpielsweiſe in 
Markirch bei der Abſtimmung über den geſtellten Aufhebungsantrag die acht 
Mitglieder zählende ſozialdemokratiſche Gemeinderatsfraktion ſich in zwei faſt 
gleiche Hälften ſpaltete, und daß die Fortdauer dieſes unſozialen Kommunal⸗ 
ſteuerſyſtems, das den Maſſenverbrauch ganz beiſpiellos belaſtet, in jenem 
Proletarierſtädtchen der Vogeſen lediglich der Zuſtimmung einzelner ſozial⸗ 
demokratiſcher Arbeitervertreter zu verdanken iſt. Die Verworrenheit der An⸗ 
ſichten und die Zerfahrenheit der Stellungnahme, die dabei zutage trat, iſt 
das Ergebnis einer am 20. Februar in Kolmar abgehaltenen Konferenz ſozial⸗ 
demokratiſcher Gemeindevertreter Elſaß⸗Lothringens, auf welcher der vom 
Landesvorſtand in Straßburg beſtellte Referent über „Sozialdemokratiſche 
Steuerpolitik in der Gemeinde“ in Abrede ſtellte, daß das ſozialdemokratiſche 
Kommunalprogramm für Elſaß⸗Lothringen den Parteigenoſſen in den Ge⸗ 
meinderäten den grundſätzlichen Kampf gegen das Oktroi zur Pflicht mache, 
wobei er weiter ausführte, es könne nicht vorausgeſagt werden, ob bei Auf⸗ 
hebung des Oktrois die Preiſe der Waren fallen werden: die Verminderung 
des Oktrois auf Bier würde wohl in der Hauptſache den Bierbrauern zugute 
kommen und dergleichen mehr. Mit dem S 13 des Zolltarifgeſetzes habe man 
keine arbeiterfreundliche, ſondern Mittelſtandspolitik getrieben: „Von den Ar⸗ 
beitern verlangt man, für die Aufhebung des Oktrois einzutreten, während 
auf der anderen Seite die Preiſe der Waren nicht herabgeſetzt werden. Was 
heute noch im Oktroi iſt, das wird auch von den Beſitzenden getragen.“ Der 
ſozialdemokratiſche Vertreter im Gemeinderat habe ſich alſo zu fragen, ſchade 
oder nütze ich mit der Aufhebung des Oktrois meinen Auftraggebern? und dann 
zu entſcheiden. Er habe dabei beſonders zu berückſichtigen, daß, wenn das 
Oktroi ganz aufgehoben wird, auch die Befugnis der Gemeinde wegfällt, die 
unteren Stufen der Lohn- und Beſoldungsſteuer bis zum Jahreseinkommen 
von 1300 Mark auf die Gemeinde zu übernehmen.“ Dabei berief ſich der 
Referent, Genoſſe Peirotes in Straßburg, unter anderem auf Kautsky, der in 
der „Neuen Zeit“ „zugegeben“ habe, „daß bei ſchlechten Einkommenſteuern 
die Bedenken der Gemeindebevollmächtigten ſehr wohl berechtigt ſeien und ſie 
wohl zweifeln könnten, was drückender ſei, die direkten oder die indirekten 
Steuern“. 

Die damit in der Partei neu aufgerollte Frage, die Ende 1908 und An⸗ 
fang 1909 auf Anregung des Genoſſen Schiller in Fürth in der „Neuen 
Zeit“ lebhaft erörtert wurde, muß die Parteigenoſſen auch in jenen Teilen 
des Reiches intereſſieren, in welchen die kommunalen Verbrauchsabgaben nicht 
ſo drückend empfunden werden wie hier in Elſaß⸗Lothringen. Bei uns iſt 
dieſer Druck ganz enorm; das Oktroi, das bekanntlich franzöſiſchen Urſprunges 


Im elſaß⸗lothringiſchen Geſetz über die Lohn- und Beſoldungsſteuer heißt es nämlich 
in $ 29: „Die Gemeinden mit Oktroi ſind berechtigt, die für die Landeskaſſe und den Bezirk 
veranlagten Steuerbeträge der unterſten Stufen bis zum Betrag von 1300 Mark (Jahres⸗ 
einkommen) auf das Oktroi zu übernehmen.“ Von der Befugnis, die das geſetzgeberiſche 
Feigenblatt für das in empörender Weiſe auf dem Maſſenverbrauch der Armſten laſtende 
Oktroi iſt, haben die Gemeinderäte der Oktroiſtädte nur zum Teil Gebrauch gemacht. So 
läßt zum Beiſpiel Mülhauſen ſeit 1. April 1910 die Lohnſteuer von 700 Mark an erheben. 

Der Verfaſſer. 
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iſt — es datiert von dem glorreichen Regime Ludwigs XIV., des „Sonnen⸗ 
königs“ —, trifft in den Städten Mülhauſen, Metz und Straßburg den Kopf 
der Bevölkerung mit jährlich 19, 20 und 21 Mark, das heißt es laſtet auf 
einer fünfköpfigen Familie mit rund 100 Mark im Jahreshaushalt, während 
ſonſt in den größeren deutſchen Städten die kommunalen Verbrauchsſteuern 
überall unter 10 Mark pro Einwohner bleiben. Das Verhältnis der kommu⸗ 
nalen Verbrauchsſteuern zum geſamten gemeindlichen Steuerertrag iſt in den 
drei größten Städten des Reichslandes derart, daß das Oktroi noch 1903 in 
Mülhauſen 69, in Straßburg 80 und in Metz gar 89 Prozent der ganzen 
Steuerleiſtung der Einwohner an die Gemeinde erreichte. Seitdem hat das 
Steigen der Gemeindezuſchläge das Verhältnis allerdings erheblich verſchoben, 
zumal in Mülhauſen, wo die ſozialdemokratiſche Gemeinderatsmehrheit 1904 
bei Reviſion des Oktroitarifs einige notwendige Maſſenbedarfsartikel befreite 
und ſo die Oktroieinnahmen um rund 130000 Mark verminderte, nachdem ein 
ebenfalls von ihr gefaßter Gemeinderatsbeſchluß auf Aufhebung des ganzen 
Fleiſchoktrois die erforderliche Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde 
nicht erhalten hatte. Ein Beſchluß der Fraktion, das Oktroi um ganze 
200000 Mark zu vermindern, ſcheiterte auch damals an der prinzipiellen Un⸗ 
klarheit einzelner ſozialdemokratiſcher Gemeindebevollmächtigter, die mit dem 
Bürgermeiſter und den bürgerlichen Demokraten bei einzelnen Oktroipoſitionen 
(Baumaterialien und dergleichen) die Sätze zur teilweiſen Gegenleiſtung er⸗ 
höhten. 

Zunächſt ſei hier zur Ehrenrettung des Kommunalprogramms der Partei 
in Elſaß⸗Lothringen feſtgeſtellt, daß das Programm von der Gemeinde fordert: 
„Abſchaffung aller indirekten Steuern, beſonders des Oktrois auf Lebens- 
mittel. Beſtreitung der kommunalen Haushaltskoſten durch direkte pro⸗ 
greſſive Steuern und durch die Erträge der Gemeindebetriebe.“ Das Pro⸗ 
gramm fordert alſo unzweideutig die Abſchaffung des Oktrois überhaupt, 
wenngleich die Aufhebung des Oktrois auf Lebensmittel als beſonders 
dringend hervorgehoben iſt. Der Verſuch, eine Reviſion des Parteiprogramms 
durch Umdeutung des Satzes dahin durchzuführen, daß das Programm nur 
die Aufhebung des Oktrois auf Lebensmittel fordere, iſt daher von der Hand 
zu weiſen. Außerdem: was ſind „Lebensmittel“? Ich meine, es ſind die 
Mittel zum Leben, es ſind die Bedarfsartikel der Maſſe beim jeweiligen 
Stande der Kultur. Es geht nicht an, den Begriff Lebensmittel auf 
Nahrungsmittel im engeren Sinne des Wortes einzuſchränken und dann, 
wie es zur Verteidigung des Markircher Votums für Beibehaltung des Oktrois 
in der Parteipreſſe geſchehen iſt, einfach zu erklären: „Lebensmittel in nennens⸗ 
wertem Maße trifft das Oktroi nicht mehr.“ Wäre dies der Fall, ſo würde 
ſich die Oktroifrage von ſelbſt dadurch erledigen, daß das Oktroi nicht einmal 
mehr feine Erhebungskoſten deckte, denn die paar eigentlichen Luxusartikel, 
die durch den Oktroitarif empfindlich getroffen werden, pflegen, wie die Er⸗ 
fahrung zeigt, zumal in einem ſo ausgedehnten Landſtädtchen wie Markirch 
bei der Mangelhaftigkeit der Kontrolleinrichtungen und der Scheu der Oktroi— 
angeſtellten vor den „Herren“ bei der Einfuhr gar nicht deklariert zu werden. 
Rückſichtslos angewendet wird der Oktroitarif aber ſtets bei den Maſſen⸗ 
bedarfsartikeln gegen die unteren Klaſſen. Da aber finden wir auch in dem 
für elſaß⸗lothringiſche Verhältniſſe ziemlich niedrigen Oktroitarif von Markirch 
beſteuert: Wein mit 1 Pfennig pro Liter, Fruchtſäfte jeder Art ohne Alkohol 
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mit 10 Pfennig pro Liter, Bier mit 2 Pfennig pro Liter, zerſtückeltes Wild 
jeder Art mit 30 Pfennig das Kilo, Haſen mit 50 Pfennig das Stück, ge⸗ 
mäſtetes Geflügel mit 40 Pfennig das Stück, gewöhnliche Gänſe mit 30 Pfennig 
das Stück uſw. Gewöhnliche Seefiſche zahlen 5 Pfennig das Kilo, Schokolade 
ſage und ſchreibe 80 Pfennig das Kilogramm, alſo 40 Pfennig das Pfund. 
Beſteuert ſind ferner alle Brenn⸗ und Baumaterialien, darunter Stearinkerzen 
mit 10 Pfennig pro Kilo oder 5 Pfennig pro Pfund, Steinkohlen, Koks und 
dergleichen mit 10 Pfennig pro 100 Kilo, hartes Brennholz mit 25 Pfennig 
der Raummeter. Toilettenſeifen und Parfümerien jeder Art, deren Er⸗ 
höhung () eine von den Markircher Genoſſen in einer öffentlichen Verſamm⸗ 


lung mit Mehrheit angenommene Reſolution fordert, um andere Artikel ent⸗ 


laſten zu können, zahlen nach dieſem bisherigen Tarif ſchon 10 Pfennig 
pro Kilogramm! ... 

Die letztere Verirrung zeigt, wohin wir gelangen, wenn wir irgendwo und 
irgendwie für indirekte Steuern eintreten. Im ſelben Augenblick, in welchem 
die Genoſſen im Lande Flugblätter gegen die Steuerlügen des Zentrums 
verteilen, worin die vom Zentrum im Reichstag vorgeſchlagene „Steuer auf 
die Reinlichkeit“ mit nur zu verdientem bitteren Spott abgewieſen wird, 
bringt eine allzu ſtaatsmänniſche Gruppe von Parteigenoſſen in einem elſäſ⸗ 
ſiſchen Vogeſenſtädtchen — leider aber mit der ausdrücklichen Billigung des 
Parteiblatts, zu deſſen Verbreitungsbezirk der Ort gehört — eine Erhöhung 
der kommunalen Parfümerieſteuer zur Rettung der Gemeindefinanzen in Vor⸗ 
ſchlag! Schon ſolche taktiſche Erwägungen ſollten von dem hier betretenen 
Wege abhalten. Es iſt aber auch nicht richtig, wenn behauptet wird, daß 
die praktiſchen Vorteile für die Arbeiterklaſſe in einer Situation, wie ſie in 
Markirch und anderen elſäſſiſchen Klein⸗ oder Mittelſtädten zurzeit gegeben 
iſt, die Nachteile des Oktrois überwiegen. Dieſe Behauptung ſteht und fällt 
mit der Vorausſetzung, daß die Abſchaffung des Oktrois eine günſtige Ein⸗ 
wirkung auf die Warenpreiſe nicht haben würde. Daß es ſich auch bei dem 
Markircher Tarif nicht etwa lediglich um Bruchpfennige für den Einkauf 
handelt, iſt ſchon durch die paar obigen Stichproben gezeigt worden. Mit 
Recht iſt in den Debatten über die Oktroiabſchaffung in Markirch, Gebweiler, 
Thann uſw. auf die preisregulierende Wirkung der Arbeiterkonſumvereine 
hingewieſen worden; dort, wo es ſich bei der Herabſetzung des Oktrois nur 
um Bruchpfennige für den Einkauf im Detail handelt, kann dieſer Einfluß 
und die Wirkung der durch Syndikatsbildung noch nicht eingeſchränkten 
freien Konkurrenz im Kleinhandel mit Hilfe der Oktroiaufhebung zu beſſeren 


Qualitäten der Ware führen. Daß tatſächlich Preisherabſetzung um den Be⸗ 


trag des Oktrois eintritt, zeigte die praktiſche Erfahrung bei der Abſchaffung 
des Oktrois auf Zucker, gewöhnliche Seefiſche, denaturierten Weingeiſt, Petro⸗ 
leum und Koks durch die ſozialdemokratiſche Gemeinderatsmehrheit im Jahre 
1904 in Mülhauſen; jetzt hat die Geſchäftswelt in Gebweiler, wo ebenfalls 
Konſumorganiſationen der Arbeiterſchaft beſtehen, ſich ſchon vor Faſſung des 
Oktroiaufhebungsbeſchluſſes im Gemeinderat öffentlich verpflichtet, mit dem 
Inkrafttreten des Aufhebungsbeſchluſſes alle Waren um den Betrag des 
Oktrois zu verbilligen, und zwar ſollen verkauft werden: Zucker das Paket 
von 5 Pfund 5 Pfennig billiger, Stearinkerzen das Paket von 500 Gramm 
5 Pfennig billiger, gewöhnlicher Eſſig das Liter 8 Pfennig billiger, Petroleum 
das Liter 2 Pfennig billiger, Speiſeöl das Liter 2 Pfennig billiger, Brenn⸗ 
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ſprit das Liter 2 Pfennig billiger, Gemüſe⸗ und Obſtkonſerven 1 Kilogramm⸗ 
doſe 6 Pfennig billiger, Sardinen die Doſe 4 Pfennig billiger, Olivenöl das 
Liter 16 Pfennig billiger uſw. Es iſt, wie mir ſcheinen will, alles andere 
als „praktiſche Politik“, wenn man ſolche Tatſachen ignoriert. 

Richtig iſt, daß bei den im allgemeinen etwas niedrigeren Oktroiſätzen, 
die der Markircher Tarif aufweiſt, die Preisherabſetzung bei Aufhebung des 
Oktrois vorausſichtlich nicht ebenſo unmittelbar ſich bemerkbar machen würde, 
wie in Gebweiler. Aber dann ſprechen für die Aufhebung um ſo entſchiedener 
die in einem ungünſtigeren Verhältnis zum Oktroiertrag ſtehenden Erhebungs⸗ 
koſten. Dieſe Koſten vermindern ſich natürlich prozentual mit der Erhöhung 
der Steuerſätze und mit der höheren Einwohnerzahl; derart, daß zum Beiſpiel 
für Straßburg mit ſeinen (bei der Volkszählung 1905) 167678 Einwohnern 
die Ziffer der bei der Abſchaffung des Oktrois erforderlich werdenden Gemeinde- 
zuſchläge zu den direkten Staatsſteuern auf 122 berechnet worden iſt, für 
Mülhauſen mit ſeinen 94498 Einwohnern auf rund 90, für Gebweiler mit 
13313 Einwohnern auf rund 50, während für Markirch bei 12362 Ein⸗ 
wohnern mit niedrigeren Sätzen als Gebweiler nur etwa 32 Zuſchläge mehr 
als bisher erforderlich werden würden. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß bei 
Löſung der Oktroifrage allen dieſen Verhältniſſen Rechnung zu tragen iſt und 
daß man in Gemeinden, wo eine ſo horrende Steigerung der Zuſchläge auf die 


direkten Steuern ſich ergeben müßte, mit der Oktroiabſchaffung nur ſchritt⸗ 


weiſe vorgehen kann. Völlig verwerflich aber und direkt programmwidrig 
ſind für den Parteigenoſſen alle Oktroierhöhungen, und als taktiſch vollkommen 
verfehlt muß es bezeichnet werden, wenn dort, wo eine ſtarke Bewegung für 
Oktroiabſchaffung durch die kleinbürgerlichen Kreiſe geht, unſere Parteigenoſſen 
im Gemeinderat Hand in Hand mit den Vertretern des Großkapitals die Ab⸗ 
ſchaffung verhindern. Das zurzeit in Elſaß⸗Lothringen beſtehende Syſtem der 
direkten Steuern läßt auf Grund der Gemeindeordnung für alle Steuerarten 
und alle Steuerſtufen nur gleiche Gemeindezuſchläge zu; und in den Steuer⸗ 


ſtufen fehlt im allgemeinen die von uns geforderte Progreſſion: da iſt die Grund⸗ 


ſteuer, die Gebäudeſteuer, die Gewerbeſteuer, die Bergwerksſteuer; ferner die 
Kapitalſteuer mit Degreſſion bis 4000 Mark, von 4000 Mark ab volle 3 Pro⸗ 


zent des Ertrags; dann die Lohn⸗ und Beſoldungsſteuer mit Degreſſion bis 


20000 Mark, von 20000 Mark ab volle 1,90 Prozent des Ertrags. Wenn 
nun dieſes nichts weniger als einheitliche, vor einer ſich unabweislich auf⸗ 
zwingenden gründlichen Reform ſtehende Steuerſyſtem unſeren ſteuerpolitiſchen 
Grundſätzen auch keineswegs völlig entſpricht, ſo erweiſen ſich die Zuſchläge 
auf dieſe direkten Steuern doch als ſo einſchneidend für das Kapital und die 
großen Einkommen, daß bei der Erörterung über die Oktroiabſchaffung in 


Gebweiler vom Bürgermeiſter feſtgeſtellt werden konnte: im Falle der Ab- 


ſchaffung würden zehn kapitalkräftige Bürger der Stadt Gebweiler an Ge— 
meindezuſchlägen allein 28000 Mark jährlich mehr zu zahlen haben als vor⸗ 
dem. Ohne Unterſchied ihrer politiſchen Parteiſtellung haben denn auch ſieben 
Vertreter kapitaliſtiſcher Intereſſen im Gemeinderat von Gebweiler den Oktroi— 
abſchaffungsbeſchluß mit der Erklärung des Austritts aus dem Gemeinderat 
beantwortet, um, wie ſie betonten, damit an die Wählerſchaft zu appellieren, 
— noch mehr wohl in der Hoffnung, die ſtaatliche Aufſichtsbehörde zur Nicht⸗ 
genehmigung des Gemeinderatsbeſchluſſes zu veranlaſſen. Iſt dieſer wütende 
Widerſtand der Kapitaliſten für die Vertreter der Arbeiterklaſſe nicht Fingerzeig 
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genug, daß ſie mit dem Kampfe gegen das Oktroi auf dem richtigen Wege 


ſind? ... Die 5 bis 10 Mark, welche demgegenüber der einzelne Arbeiter in 


Gebweiler an direkter Steuer jährlich mehr als bisher zu zahlen hat, werden 
durch die Verbilligung der Lebensmittel dank der Beſeitigung des Oktrois für 
die Arbeiterfamilie mehrfach aufgewogen. 

Unſerem Kampfe gegen die Zölle und indirekten Steuern im Reiche, der 
mit dem immer gewaltigeren Anſchwellen dieſer Steuern ſich ganz naturgemäß 
verſchärfen muß, wird die Spitze abgebrochen, wenn wir in der Kommune einer 
Steuerpolitik das Wort reden, die unter dem Vorwand unabweislicher prak⸗ 


a 


1 


tiſcher Geſichtspunkte die ſonſt führenden ſteuerpolitiſchen Grundſätze mit Füßen | 


tritt. Die Behauptung, mit dem § 13 des Zolltarifgeſetzes ſei „keine arbeiter- 
freundliche, ſondern Mittelſtandspolitik“ getrieben worden, würde unſere Reichs⸗ 


tagsfraktion treffen, die — wie Genoſſe Paul Hirſch in Nr. 16 der „Neuen 
Zeit“ vom 15. Januar 1909 dargelegt hat — im November 1902 für dieſe 


teilweiſe Aufhebung der ſtädtiſchen Abgaben auf Lebensmittel lebhaft eintrat. 
Nicht zuletzt unſerer Reichstagsfraktion auch iſt es zu verdanken, daß der wieder⸗ 


holte Anſturm der Finanzbureaukratie kapitaliſtiſcher Stadtverwaltungen gegen 


den § 13 des Zolltarifgeſetzes erfolglos blieb. Wir haben keinen Grund, die 
Reichstagsfraktion ob dieſer Haltung zu tadeln. Sie wird vielmehr dieſelbe 
Haltung einzunehmen haben, wenn die Frage der beim großen Reichsſteuer⸗ 
raubzug gegen das Bier im vorigen Jahre „bis auf weiteres“ in alter Höhe 
noch geduldeten Oktroiſätze auf Bier (in Mülhauſen 4,80 Mark pro Hektoliter!) 
an den Reichstag wieder herantritt. Das Verlaſſen dieſes Weges um ein⸗ 
gebildeter praktiſcher Vorteile willen muß die Reichstagsfraktion ebenſo ent⸗ 
ſchieden ablehnen, wie unſere Genoſſen in den Stadtparlamenten vor dem 
grundſatzloſen Hin⸗ und Herſchwanken in der kommunalen Steuerpolitik ſich 
in acht nehmen müſſen. Davor ſoll hiermit gewarnt werden. 


Die vereinheitlichung des Arbeiterrechtes. 
Von Friedrich Kleeis (Halle a. S.). 


Die Frage der Zuſammenlegung ſämtlicher Beſtimmungen des Arbeiter⸗ 
ſchutzes zu einem einzigen Geſetz iſt in neuerer Zeit wieder vielfach erörtert 
worden. Der heutige Zuſtand iſt auch tatſächlich nicht aufrechtzuerhalten. 

Gegenwärtig haben wir arbeiterrechtliche Vorſchriften faſt in dem größten 
Teile unſerer Reichsgeſetze verſtreut: im Bürgerlichen Geſetzbuch, in der Ge⸗ 
werbeordnung, der Zivil⸗ und Konkursordnung, in den Arbeiterverſicherungs⸗ 


geſetzen, dem Hilfskaſſengeſetz, dem Handelsgeſetzbuch, dem Unterſtützungs⸗ 


wohnſitzgeſetz, dem Reichsgeſetz betreffend die Kinderarbeit in gewerblichen Be⸗ 
trieben, dem ſogenannten Phosphorgeſetz, dem Reichsgeſetz betreffend Phosphor⸗ 
zündwaren, dem Geſetz über die Sicherung von Bauforderungen uſw. Hierzu 
kommen noch eine Reihe Landesgeſetze, wie die bundesſtaatlichen Berg⸗, Geſinde⸗ 
und anderen „Ordnungen“. Teils bilden die arbeiterrechtlichen Beſtimmungen 
den Hauptgegenſtand, meiſt aber nur beiläufiges Nebenwerk der betreffenden 
Geſetze. Oft ergänzen ſich die Geſetze, oft widerſprechen ſie ſich aber auch. 
Wieviele Beſtimmungen kommen heute nicht allein für den Arbeitsvertrag in 
Betracht, und zwar ſowohl für den gewerblichen als für den Geſindedienſt⸗ 
vertrag, den Werkvertrag uſw. EL: SEEN 
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Dadurch leidet die Rechtsſicherheit. Auf dem Gebiet des Geſindedienſt⸗ 
vertrags weiß man zum Beiſpiel oft gar nicht mehr, was „Rechtens“ iſt. Die 
Folge iſt eine weitverbreitete Rechts unkenntnis. Die Unüberſichtlichkeit und 
Zerſplitterung der einſchlägigen Vorſchriften hat zur Folge, daß nicht nur, 
wie nicht anders zu erwarten, die Arbeiter über ihre Rechte und Pflichten 
oft im unklaren ſind, ſondern auch die Behörden, namentlich die unteren, nicht 
aus und ein wiſſen. Der Beweis dafür iſt die Notwendigkeit zahlreicher Arbeiter⸗ 
ſekretariate und Rechtsauskunftſtellen, deren Inanſpruchnahme ſtändig ſteigt. 

Unſer heutiges Arbeiterrecht leidet aber nicht nur an einer unheimlichen 
Vielheit der einſchlägigen Geſetze, ſondern auch an der krauſen Geſtalt der⸗ 
ſelben. Man denke nur an die gegenwärtige Geſtalt der Gewerbeordnung. 
Seit der Übernahme derſelben vom Norddeutſchen Bund auf das Deutſche 
Reich im Jahre 1871 iſt ſie etwa vier Dutzend Male geändert worden. Dieſe 
Häufigkeit der Anderung iſt ſchon zum Geſpött geworden. Man hat an ihr 
herumgeflickt — meiſt ergänzt — und neben altertümlichen, verzopften Vor⸗ 
ſchriften finden ſich eine Anzahl moderner Rechtseinrichtungen. Da finden 
ſich gänzlich überlebte Anordnungen über das Getriebe der Innungen, der 
Innungsausſchüſſe uſw., gleichzeitig aber auch über Sonntagsruhe, Arbeits: 
buch, Lohnbücher, Schutz der jugendlichen Arbeiter, der Arbeiterinnen, Arbeits⸗ 
ordnungen, Arbeiterausſchüſſe uſw. Sogar die einzelnen Paragraphen — zum 
Beiſpiel § 105 und § 120 — haben dutzendweiſe Zuſätze bekommen, die innerlich 
widerſpruchsvoll ſind. Von den 156 Paragraphen, welche die Gewerbeordnung 
urſprünglich hatte, büßte ſie nur 2 ein, erhielt dafür aber 170 neue, ſo daß 
ſie jetzt 324 enthält. Dazu kommt noch weiter, daß kaum ein Geſetz mehr 
als die Gewerbeordnung durch eine Menge von Ausführungsverordnungen, 
Bekanntmachungen des Bundesrats, Erlaſſen der Reſſortminiſter uſw. ergänzt 
worden iſt. In der Gewerbeordnung kann ſich der einfache Arbeiter nicht 
mehr zurechtfinden — ſchon deshalb nicht, weil man eine komplette, auf den 
jeweilig neueſten Stand ergänzte, gedruckte Gewerbeordnung kaum mehr zu 
kaufen bekommt. Wenn von den verſchiedenen vollſtändigen Ausgaben eine 
Neuauflage vorliegt, gilt ſie bereits nicht mehr oder es iſt eine weitere Anderung 
des Geſetzes im Werke. | 

Dasſelbe ift aber auch der Fall mit anderen, das Arbeiterrecht berührenden 
Geſetzen. So gibt zum Beiſpiel das Unterſtützungswohnſitzgeſetz nur ein ganz 
mangelhaftes Gerippe für unſere Armenverſorgung ab. Und das auch nur 
teilweiſe, denn von dem Geltungsbereich des Geſetzes iſt Bayern und Elſaß⸗ 
Lothringen ausgeſchloſſen. ber die näheren Einrichtungen des Unterſtützungs⸗ 
weſens haben nach § 8 die einzelnen Bundesſtaaten ſelbſt Beſtimmungen zu 
treffen, und zwar auch über die Art und das Maß der im Falle der Hilfs⸗ 
bedürftigkeit des Arbeiters zu gewährenden Unterſtützung. Daß manche der 
einzelnen Bundesſtaaten dieſe wichtigen Angelegenheiten in der mangelhafteſten 
Weiſe geregelt haben, iſt bekannt. 

In welch troſtloſem Zuſtand befinden ſich ſodann erſt manche Geſinde⸗ 
ordnungen! Preußen hat überhaupt keine einheitliche Geſindeordnung. Es 
beſitzt deren nicht weniger wie 18 (achtzehn!), teils für einzelne Provinzen, 
teils ſogar für einzelne Städte. Die hauptſächlichſte iſt die für die Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen, Poſen, Schleſien, Pommern, Sachſen, Weſtfalen und 

einigen kleineren Kreiſen, die am 8. November 1810 erlaſſen iſt, alſo jetzt 
gerade hundert Jahre alt iſt. Sie iſt nur eine anderweite Redaktion eines 
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Teiles des ſeinerzeit beſtehenden Landrechtes geweſen. Die Geſindeordnung 
hat inzwiſchen viele Ergänzungen durch „Novellen“, „Miniſterialreſkripte“ uſw. 
erhalten, ſo daß ſich auch in ihr ſchwerlich jemand zurechtfindet. In den übrigen 


Provinzen gibt es Geſindeordnungen, die noch älter ſind. So ſtammt die für 
Lauenburg aus dem Jahre 1732, die für die Städte Kaſſel, Marburg, Rinteln 
und Hanau von 1797, die für die Landſtädte in Kurheſſen von 1801. Die 
ſonſtigen Bundesſtaaten haben anläßlich der Einführung des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs für das Deutſche Reich ihre Geſindeordnungen neu aufgeſtellt, teil⸗ 
weiſe ſogar gänzlich abgeſchafft. So kennt Bayern nur noch ein „Ausführungs⸗ 
geſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch“, ebenſo Waldeck. Nur Preußen mit ſeiner 
Junkerherrſchaft zeigt ſich auch hier als der zurückgebliebenſte Staat. 


Wie rückſtändig die einzelſtaatlichen Berggeſetze ſind, die meiſt gleichzeitig 


auch das Knappſchaftsweſen regeln, iſt bekannt. Sie dienen weniger dem 
Schutze der Arbeiter als vielmehr dem der Grubenbarone. Hat man doch 
nicht einmal das Selbſt⸗ oder Mitverwaltungsrecht, welches die Arbeiter in 
den reichsgeſetzlichen Arbeiterverſicherungsinſtituten haben, auf das Knapp⸗ 
ſchaftskaſſenweſen ausgedehnt. 


Dieſe Vielgeſtaltigkeit iſt bis zu einem gewiſſen Grade erklärlich. Zunächſt 
iſt das Arbeiterrecht noch jungen Datums, wenigſtens im Verhältnis zu dem 


aller anderer Rechtsgebiete. Sodann hat aber auch infolge der wirtſchaftlichen 
Entwicklung kein anderes Rechtsgebiet derartig fortſchreitend neue Anforde⸗ 
rungen an die Geſetzgebung geſtellt wie das Arbeiterrecht. Das allgemeine 
bürgerliche Recht, das Strafrecht uſw. ſind durch lange Zeiträume hindurch 
ausgereifte Rechtsnormen, während es ſich im Arbeiterrecht immer noch um 
etwas neu Entſtehendes, Werdendes handelt. Die einzelnen Geſetze gleichen 
noch verſchiedenen Rechtsſchichten, den geologiſchen vergleichbar, die im Laufe 
der Jahre aufeinander gelagert worden ſind, nur daß ſie ihre Verſchieden⸗ 
artigkeit nicht der Natur, ſondern den wirtſchaftlichen Wandlungen verdanken. 

Iſt die Mannigfaltigkeit aber auch erklärlich, ſo iſt ſie doch wenigſtens für 
die Gegenwart nicht mehr zu entſchuldigen. Es muß endlich darauf gedrungen 
werden, daß das Arbeiterrecht zu einem einheitlichen Geſetz zuſammengefaßt 
wird. Für einzelne Zweige, ſo zum Beiſpiel für das Gebiet des Arbeits⸗ 
vertrags, iſt das unerläßlich. Es muß gleichgültig ſein, ob es ſich um einen 
gewerblichen Arbeiter, einen Landarbeiter, einen Dienſtboten, einen Berg⸗ 
arbeiter, einen Handelsgehilfen uſw. handelt: die einſchlägigen Rechtsnormen 
müſſen in einem Geſetzbuch zu finden ſein. Dasſelbe iſt auch der Fall für 
das Gebiet der Rechtſprechung über Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis. 
Da gibt es Innungsſchiedsgerichte, Bergſchiedsgerichte, Gewerbe- und Kauf⸗ 
mannsgerichte uſw. Für den größten Teil von Arbeitern, nämlich den Ar⸗ 
beitern in den kleinen Städten und auf dem Lande und den Landarbeitern 
und Dienſtboten uſw. gibt es aber auch dieſe Gerichte nicht, für ſie ſind noch 
die Amtsgerichte mit ihren langweiligen Verfahren und ohne der Zuziehung 
von Beteiligten bei der Aburteilung zuſtändig. 

Bereits vor einem Jahrzehnt forderte der Reichstag durch eine Reſolution 
eine Vereinheitlichung des Dienſtvertragsrechts — ohne ſich indes in⸗ 
zwiſchen bei ſeinen praktiſchen Arbeiten darauf zu beſinnen. Die Zahl der 
bürgerlichen Sozialpolitiker, welche die hier aufgeſtellten Forderungen unter⸗ 
ſtützen, wird immer zahlreicher. So weiſt der Bonner Univerſitätsprofeſſor 
Dr. Fritz Stier⸗Somlo in einem kürzlich erſchienenen Buche „Die neueſte 
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Entwicklung des deutſchen Gewerbe- und Arbeiterſchutzrechtes“ 
(E. Sebald, Nürnberg und Leipzig) darauf hin, daß die neueſte Entwicklung 
des Gewerbe- und Arbeiterſchutzrechtes ebenfalls dringend notwendig mache, 
mit dem unſeligen Flickwerk endlich aufzuhören und eine großzügige Geſamt⸗ 
regelung vorzunehmen. Er verlangt, daß aus der Gewerbeordnung alle Be- 
ſtimmungen über den Arbeiterſchutz herausgenommen und dieſe zuſammen mit 
den übrigen Arbeiterſchutzgeſetzen und Verordnungen zu einem einheitlichen 
Arbeiterſchutzgeſetz verarbeitet werden. Das gleiche müſſe mit dem Handwerker⸗ 
recht geſchehen. Die jüngſten Geſetze hätten gezeigt, daß ſich ein Handwerker- 
recht herausbilde. Mit dieſer Tatſache müſſe auch in Zukunft gerechnet werden. 
Deshalb ſollten auch alle die auf das Handwerk gerichteten Beſtimmungen 
in einem Handwerkergeſetz zuſammengefaßt werden. Schon aus techniſchen 
und juriſtiſchen Gründen ſei der gegenwärtige Zuſtand ganz unhaltbar. Dieſe 
Anſichten vertritt auch Profeſſor Lotmar, der ebenfalls ein Buch darüber 
geſchrieben hat, und die Geſellſchaft für ſoziale Reform, die ſich in ihrer 
letzten Generalverſammlung damit beſchäftigte. Der bevorſtehende Deutſche 
Juriſtentag will ſich gleichfalls mit der Materie befaſſen und es beſteht 
kein Zweifel darüber, daß er zu derſelben Stellung kommt. In der Schweiz 
iſt man jetzt dabei, dieſen Beſtrebungen Rechnung zu tragen. Dort iſt ſoeben 
ein Entwurf zu einer weitgehenden Regelung des Dienſtvertrags im all⸗ 
gemeinen bürgerlichen Recht veröffentlicht worden, der weit darüber hinaus⸗ 
geht über das, was das Deutſche Bürgerliche Geſetzbuch vorſieht und in 
größerem Umfange Zwangsrecht ſchafft. So bringt er eine Rechtsverbindlichkeit 
der Tarifverträge uſw. 

Die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion hat wiederholt ſchon im Reichstag 
Anträge eingebracht, die auf eine Zentraliſation des Arbeiterrechtes hinzielen. 
So hat ſie ſchon die Einführung eines Reichsberggeſetzes beantragt, um die 
verſchiedenartige Behandlung der Bergarbeiterangelegenheiten in den Land⸗ 

tagen der einzelnen Bundesſtaaten zu beſeitigen. Die Fraktion beantragte 
ferner, die Geſindeverhältniſſe reichsgeſetzlich zu regeln, insbeſondere alle landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften, welche Strafbeſtimmungen gegen ländliche Arbeiter 
oder gegen das Geſinde wegen Nichtantritt oder wegen Verlaſſens des Arbeits⸗ 
verhältniſſes oder wegen Vertragsverletzungen uſw. enthalten, aufzuheben. 

Weiter verlangte unſere Partei, daß die Gewerbegerichte für alle Orte be: 
ziehungsweiſe Bezirke obligatoriſch eingeführt werden, daß ſie mit den Kauf⸗ 
mannsgerichten vereinigt und in Anlehnung an dieſelben Schiedsgerichte zur 
Entſcheidung von Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis zwiſchen ländlichen 
Arbeitern und deren Arbeitgebern ſowie aus dem Geſindeverhältnis eingerichtet 
werden. Die Sozialdemokratie hat alſo ſchon eine Reihe praktiſcher Verſuche 
unternommen, den unhaltbaren Zuſtänden zu ſteuern. 

Von einem „Abſchluß“, und ſei es auch nur einem vorläufigen, kann bei 
dem Arbeiterſchutz keine Rede ſein, ſchon weil er noch viel zu jung und 
primitiv iſt. Deshalb hat auch eine Vereinheitlichung der Arbeiterſchutzgeſetze 
nur einen Sinn, wenn die Reform auch nach dieſer Richtung hin großzügig 
iſt, ſie alſo einen wirklichen Schritt nach vorwärts macht. Noch viel gibt es 
zu verbeſſern und zu vervollkommnen. Es ſei nur an die rechtliche Anerken⸗ 
nung der behufs Feſtlegung der Arbeitsbedingungen von den Organiſationen 

Rgeſchloſſenen Kollektivverträge und der Schutz der Tarifverträge gegen Durch⸗ 
brechungsgelüſte erwähnt. Nicht minder wichtig iſt die Vertiefung, Erweite⸗ 
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rung und Sicherſtellung des Koalitionsrechtes, das nicht nur den gewerblichen 3 
Arbeitern, ſondern auch den Dienſtboten, dem Geſinde uſw. einzuräumen iſt. 
In der gegenwärtigen Zeit der Regierung des Bundes der Landwirte und 1 
des Zentralverbandes deutſcher Induſtrieller find aber die Erwartungen nicht 
zu hoch zu ſchrauben. Man denke nur an den Erfolg der Verſuche, auf dem 
Gebiet der Arbeiterverſicherung eine Zentraliſation herbeizuführen. Der | 
Entwurf einer Reichsverſicherungsordnung bringt alles mögliche, nur keinen 
Fortſchritt auf dem Gebiet der ſozialen Verſicherung. Nicht einmal in formaler | 
Hinficht. Bisher war von der Regierung und der Reichstagsmehrheit immer 
nur etwas zu erreichen, indem ihnen jede einzelne Beſtimmung gewiſſermaßen 
„aus den Zähnen geriſſen“ wurde. Gerade deshalb beſteht ja eben unſere 
ganze Arbeiterſchutzgeſetzgebung aus lauter armſeligen Brocken. Es fragt ſich 
alſo ſehr, ob das Kräfteverhältnis der an einer weitgehenden Reform des 
Arbeiterrechtes intereſſierten Parteien ſo beſchaffen iſt, daß von einem ſolchen 
Unternehmen jetzt ſchon etwas erhofft werden kann. f 
Wir müſſen alſo auf eine günſtigere Zuſammenſetzung der geſetzgebenden 
Stellen hoffen. Die erſte Klärung der Frage der Reform unſerer Arbeiter⸗ 
ſchutzgeſetzgebung muß daher von einer Reichstagsw ahl kommen. Erſt wenn 
die nächſten Wahlen die arbeiterfeindliche Mehrheit des Reichstags beſeitigt 
haben werden, wird der Weg geebnet ſein für eine Zuſammenfaſſung ſowohl 
der Arbeiterverſicherungs⸗ als auch der Arbeiterſchutzgeſetze. Die Verzögerung 
der Reform der ſozialen Verſicherung läßt den Anſchein erwecken, als werde 
auch die Fortentwicklung der Sozialreform die Parole für die nächſten Reichs⸗ 
tagswahlen abgeben. Der Sozialdemokratie kann das nur erwünſcht ſein. Sie 
erhielt dadurch die beſte Gelegenheit, das Märchen, ſie ſei eine Feindin der 
ſozialen Geſetzgebung, zu widerlegen. In dieſem Zeichen müßte ſie ſiegen. 


Literarifche Kundſchau. 


Dr. Karl Siegl, Die Egerer Junftordnungen. Ein Beitrag zur Geſchichte des 
Zunftweſens. Prag 1909, J. G. Calveſche Buchhandlung. 167 Seiten Oktav. 


In den Archiven der alten deutſchen Städte ſchlummern ſo manche ungehobene 
Schätze. Dr. Siegl hat ſich mit Fleiß bemüht, einen ſolchen Schatz zu heben. Die 
Egerer Zunftrollen, die er ſammelte und nun publiziert, geben einen wertvollen 
Einblick in das Leben und Treiben einer mittelalterlichen Stadt. Wir erfahren 
eine Reihe recht intereſſanter Einzelheiten über die Sitten und Gebräuche der zünf⸗ 
tigen Handwerker, und auch ihre wirtſchaftliche Lage vermögen wir ziemlich klar 
zu erkennen. Leider iſt indes die Bearbeitung der geſammelten Zunftrollen nicht 
ſo zufriedenſtellend wie die Sammlung ſelbſt. Der Verfaſſer begnügt ſich, in einer 
kurzen Einleitung den Inhalt der Zunftrollen zu reſümieren, er unterläßt es aber 
— ſehr zum Nachteil ſeiner Studie —, die einzelnen Beſtimmungen der Zunft⸗ 
ordnungen auf ihre Entſtehungsurſache und ihre Wirkſamkeit hin zu unterſuchen. 
So erfahren wir aus ſeiner Arbeit denn auch nichts Genügendes über die wirt⸗ 
ſchaftlichen Gegenſätze zwiſchen Meiſter und Geſellen, obwohl gerade dieſe erſt 
eine Reihe von Beſtimmungen der Zunftrollen erklärlich machen. Es ermangelt 
der Schrift auch ein Index, der die nötigen Überſetzungen aus dem mittelalterlichen 
Deutſchen in das Neuhochdeutſche enthält. Dieſe Mängel verurſachen, daß die Samm⸗ 
lung eigentlich nur für fachlich geſchulte Hiſtoriker brauchbar iſt. Jul. Deutſch. 
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noch einmal Schulfragen. 
Berlin, 2. April 1910. 


Die Anſicht Langes, von der wir jüngſt ſprachen, daß es nämlich für die 
geiſtige Freiheit in jeder Beziehung gefährlicher ſein würde, ein Staatsſchulweſen, 
wie etwa das preußiſche, unter die energiſche Leitung eines liberalen und 
religiös freiſinnigen Schulmanns zu ſtellen, als die Volksſchulen den Kirchen⸗ 
geſellſchaften völlig zurückzugeben, unter den Vorausſetzungen einer wirklichen 
Religions⸗ und Lehrfreiheit, klingt etwas paradox, und um ſie richtig zu 
würdigen, muß man dabei Langes perſönliche Eigenart berückſichtigen. 

Er war in einem evangeliſchen Pfarrhaus aufgewachſen und hatte ſehr 
ſtarke Gemütsbedürfniſſe, die ihn von den religiöſen Erinnerungen ſeiner 
Jugend nie völlig frei werden ließen. Weshalb die religiöſe Erziehung in 
den Mittelpunkt des Volksſchulunterrichtes geſtellt iſt, wußte er ſehr wohl, 
aber ſie hatte in ſeinen Augen immer noch ſo etwas wie einen Heiligenſchein. 
Er meinte, ſie ſei ebenſo reich an Elementen, die das Gemüt bilden, die 
Phantaſie beleben und das Herz bereichern, wie ſie eine beſtändige Schulung 
zur Unterwürfigkeit ſei, und zwar zu einer Unterwürfigkeit gegen Mächte, die 
ſelbſt nach durchaus anderen Grundſätzen handelten und die den Einfluß, den 
ſie durch die allgemeine Schulung der Gemüter gewännen, hauptſächlich zur 
Befeſtigung einer Herrſchaft verwendeten, die mit der Entwürdigung der Er⸗ 
wachſenen zwiefältig wieder verdürbe, was mit der Pflege der Jugend gut 
gemacht werde. Die Kinder werden fromm, edel und duldend gemacht, damit 
die Männer duldend, gemein und frivol werden, ein Kreislauf, der aus den⸗ 
ſelben Bedingungen ſich immer wieder aufs neue erzeugt. 

Lange ſieht alſo den Religionsunterricht in der Volksſchule von zwei 
Seiten an, und was er Belebendes und Bereicherndes daran entdeckt, wird 
mehr oder weniger auf ſeine ſubjektive Rechnung zu ſetzen ſein. Immerhin 
bleibt aber auch daran etwas objektiv Richtiges. Die chriſtliche Religion mag 


heute ſo abgeſtorben und überlebt ſein wie ſie will, aber ſie iſt mit der euro⸗ 
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päiſchen Kultur ſeit zwei Jahrtauſenden aufs engſte verflochten geweſen, und 
ſie iſt ſicherlich ein würdigerer Gegenſtand für die Beſchäftigung des Geiſtes, 
als die Sorte von Geſchichtsunterricht, die an der Volksſchule verzapft wird. 
Iſt doch ſelbſt für die höheren Schulen, an deren Verdummung den herr⸗ 
ſchenden Klaſſen lange nicht ſo viel gelegen iſt als an der Verdummung der 


er Geſchichtsunterricht an der deutſchen Volksſchule läuft darauf hinaus, 

den Schülern Ehrfurcht und Liebe vor den verſchiedenen deutſchen Landes⸗ 
vätern, etwa von den Tagen der Reformation bis zu dem höchſtſeligen Vater, 7 
manchmal auch bloß Großvaker des regierenden Herrn mit aller Gewalt ein⸗ F. 
zupauken, alſo vor einer Ahnenreihe, deren Namen durchaus nur auf der 
Kehrſeite der menſchlichen Kultur verzeichnet ſtehen und deren Sündenlaſt die 

erſcheinen läßt. Inſoweit hat Lange nicht unrecht, wenn er in dem Geſchichts⸗ 

ünterricht an der Volksſchule, wie er von den Liberalen gefördert und ge⸗ 
fordert wird, eine für die geiſtige Geſundheit der Jugend gefährlichere Gift⸗ 
quelle eröffnet ſieht, als in dem Religionsunterricht, den die Ritter und die 
Heiligen fördern und fordern. | 

Wollten die Liberalen konſequent fein, jo müßten fie dafür eintreten, daß 
in der Volksſchule zumeiſt Naturwiſſenſchaft und Kenntnis des öffentlichen 
Rechtes gelehrt würde. In der Frage der Naturwiſſenſchaften hat Lange auch 
eine etwas paradoxe Anſicht geäußert. Er meinte, mit ihren Leiſtungen auf dem 
Gebiet der elementariſchen Kenntniſſe brauche die preußiſche Volksſchule auch 
nicht ſo groß zu tun; weit wichtiger ſeien naturwiſſenſchaftliche Kenntniſſe. 
„Wenn wir einen Arbeiter nehmen, der ſeinen Namen mit drei Kreuzen ſchreibt, 
und der dagegen einige richtige und klare Grundbegriffe von den Geſetzen des 
Hebels, von der ſchiefen Ebene und von dem Parallelogramm der Kräfte hat, 
der die Ausdehnung des Körpers durch die Wärme, die Brechung des Lichtes, 
die Expanſionskraft der Dämpfe kennt, und wir ſtellen einen deutſchgeſchulten 
Arbeiter daneben, der von all dieſen Dingen gar nichts weiß, ſo iſt der Vor⸗ 
ſprung des erſteren unverkennbar.“ Das iſt vielleicht etwas ſchroff ausgedrückt; 
ein Arbeiter, der ſich das von Lange vorausgeſetzte Maß naturwiſſenſchaftlicher 
Kenntniſſe erworben hat, wird auch wohl über die Schwierigkeiten des Leſens, 
Schreibens und Rechnens hinausgekommen ſein. 

Aber es iſt unzweifelhaft richtig, daß die Kenntnis der Naturwiſſenſchaften 
an erſter Reihe in den Unterrichtsplan der Volksſchule gehört, und daß die 
Annahme, der Arbeiter könne ſich ſchon ſelbſt die für ihn notwendigen natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe verſchaffen, wenn er nur leſen gelernt habe, eine 
wenn gutgläubige, ſo jedenfalls haltloſe Einbildung der preußiſchen Schul⸗ 
bureaukratie iſt. Lange, der nicht nur ein ausgezeichneter Pädagoge, ſondern 
auch mit dem Leben der rheiniſchen Arbeiterkreiſe ſehr vertraut war, hielt die 
Fähigkeit, ſich aus Büchern zu unterrichten, für viel ſeltener, als man glaube, 
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auch unter ſogenannten Gebildeten, ja unter dieſen verhältnismäßig noch ſeltener 
als unter den Arbeitern. 

Noch wichtiger aber als der Unterricht in den Naturwiſſenſchaften iſt für 
die Volksſchule der Unterricht in den Landesgeſetzen und im öffentlichen Rechte. 
In allen einfacheren Kulturzuſtänden gilt es als das Kennzeichen eines freien 
Mannes, ſich gegen Unrecht ſelbſt ſchützen, vor Gericht als Ankläger und Ver⸗ 
teidiger auftreten zu können und in Prozeſſen ſein eigener Sachwalter zu ſein. 
Dagegen iſt freilich die Anſchauung ebenſo urſprünglich, daß es vollkommen 
erlaubt ſei, ſich durch überlegene Rechtskenntniſſe und Beredſamkeit Vorteile 
über einen Gegner zu verſchaffen, die man bei gleich guter Führung beider 
Sachen nicht hätte erlangen können. Dies juriſtiſche Fauſtrecht gilt heutzutage 
mehr als je, während der Zuſtand unſerer Geſetzgebung und Rechtsordnung 
ſo verwickelt geworden iſt, daß man in der einfachſten Sache des fachmäßigen 
Juriſten bedarf, deſſen Beiſtand teuer erkauft werden muß. Wir haben alſo 
die Übelſtände der naiven Barbarei und der ausartenden Ziviliſation zu gleicher 
Zeit, und es liegt auf der Hand, daß dieſe übelſtände in erſter Reihe die 
arbeitenden Klaſſen treffen. 

2: offen anerkannte Grundſatz, daß die Unkenntnis des Rechtes einer 
Partei einfach zum Nachteil gereichen muß, mochte für die antike Geſellſchaft 
ganz zutreffend ſein, die ſich auf die Sklaverei ſtützte und deren einzig an⸗ 
erkannte Mitglieder alle Zeit und Gelegenheit hatten, ſich auf dem Forum 
zu unterrichten, deſſen Beſuch als Bürgerpflicht galt; heutzutage iſt dieſer 
Grundſatz nichts als ein bitterer Hohn auf die Lehre von der Gleichheit vor 
dem Geſetz. Wie immer es um die viel beſchwatzte Unparteilichkeit des deutſchen 
Richterſtandes ſtehen mag, was nutzt ſie, ſelbſt wenn ſie in idealſter Voll⸗ 
kommenheit ſtrahlen ſollte, ſo lange es in tauſend und abertauſend Fällen 
dem Arbeiter ganz unmöglich iſt, ſich Recht zu ſchaffen, weil er nicht einmal 
die erſten Schritte dazu richtig zu tun weiß? Heute ſind es Formfehler, morgen 
die Furcht vor erdrückenden Prozeßkoſten, übermorgen ein verſtrichener Termin, 
was ihn um das Seinige bringt, und in unzähligen Fällen iſt es ein unter⸗ 
drücktes und verletztes Selbſtgefühl, das den erſten Keim zu einer Selbſthilfe 
legt, die bei aller moraliſchen Berechtigung den, der ſie übt, unter das juridiſche 
Fallbeil des Strafgeſetzes wirft. 

Dieſe „traurigen und ſchmachvollen Verhältniſſe“ hat Lange ſchon vor 
mehr als vierzig Jahren den Liberalen in ſeiner beredten Weiſe vorgehalten, 
aber irgend eine Wirkung auf ihre abgehärteten Gemüter hat er damit nicht 
erzielt. Was die Liberalen jeweilig befürwortet haben, iſt ein an der Volks⸗ 
ſchule zu erteilender Unterricht in der Volkswirtſchaftslehre, worunter ſie die 
mancheſterliche Schaumſchlägerei verſtanden, das herrliche Naturgeſetz, wonach 
es immer reiche Kapitaliſten und immer arme Arbeiter geben muß; ſeitdem 
aber die Junker dies Thema auf ihre Weiſe abwandeln, wonach es zwar 
gewiß bei den armen Arbeitern, jedoch — zur Abwechſlung — nicht bei den 
reichen Schlot⸗, ſondern bei den reichen Landjunkern bleiben ſoll, iſt es auch 
davon ſtill geworden. Darin ſind aber alle herrſchenden Klaſſen einig, daß 
der Unterricht in Geſetzeskunde und öffentlichem Rechte der Volksſchule fern⸗ 
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gehalten werden muß; das wäre ja noch ſchöner, wenn auf dieſe Weiſe ein 
Schritt getan würde, die vielgerühmte Gleichheit vor dem Geſetz herzuſtellen. 
Deshalb muß auch der Donnerkeil auf die Lehrer in Bremen niederfahren; 
ſie haben ſich genug im öffentlichen Leben umgeſehen, um zu wiſſen, von 
welcher Partei allein die Volksſchule etwas zu erwarten hat, im Gegenſatz 
zu allen anderen Parteien, deren Intereſſen darauf gerichtet ſind, die Volks⸗ 
ſchule zu lähmen und niederzuhalten. 

Aber die Früchte ihrer Henkersarbeit werden die liberalen Inquiſitoren 
nicht pflücken. Der Satz: wer die Schule hat, der hat die Zukunft, war 
immer nur eine halbe Wahrheit und iſt heute längſt zum abgedroſchenen Ge⸗ 
meinplatz geworden. Vor mehr als hundert Jahren hat Wilhelm v. Humboldt 


ſchon gejagt: „So wichtig und auf das ganze Leben einwirkend auch der 


Einfluß der Erziehung ſein mag, ſo ſind doch noch immer wichtiger die Um⸗ 
ſtände, die den Menſchen durch das ganze Leben begleiten.“ Das iſt heute 
noch viel wahrer, als zu Humboldts Zeit. Wohl raubt die Volksſchule der 
heranwachſenden Arbeiterjugend einen großen Teil koſtbarer Zeit, aber ihren 
Charakter verbilden kann ſie nirgends mehr, wo die Arbeiterbewegung eine 
lebendige Macht geworden iſt. Das ſind vergangene Zeiten. Bei aller menſch⸗ 
lichen Sympathie mit ſeinen Opfern können wir das Ketzergericht in Bremen 
doch nur begrüßen als ein höchſt wirkſames Mittel, die ſtaatliche Volksſchule 
in ihrem richtigen Lichte zu zeigen und damit ein gutes Stück des richtigen 
Kredits einzuweiſen, den ſie in den Augen der unaufgeklärten Volksmaſſen 
noch beſitzen mag. 


Was nun? 
Von K. Kautsky. 
III. 


Wie jede Strategie iſt auch die Ermattungsſtrategie an beſtimmte Bedin⸗ 
gungen geknüpft, die allein ſie möglich und zweckmäßig machen. Es wäre 
Torheit, ſie unter allen Umſtänden durchführen zu wollen, und der Umſtand, 
daß wir jahrzehntelang mit ihr die glänzendſten Erfolge erzielten, iſt für ſich 
allein kein Grund, an ihr feſtzuhalten. Geänderte Umſtände können ſehr wohl 
ein Abgehen von ihr erheiſchen. 

Die Ermattungsſtrategie wird im Kriege unmöglich oder unzweckmäßig 
dann, wenn der Feind uns von unſerer Baſis abzuſchneiden oder dieſe ſelbſt 
wegzunehmen droht. Da wird es ein Gebot der Selbſterhaltung, ihn nieder⸗ 
zuwerfen, ehe er dazu gelangt. Ebenſo muß die Ermattungsſtrategie auf⸗ 
gegeben werden, wenn ſie die eigenen Truppen demoraliſiert und entmutigt, 
wenn ſie Feigheit und Fahnenflucht herbeizuführen droht und nur ein kühner 
Schlag die Armee aufzurichten und zuſammenzuhalten vermag. | 

Das Ergreifen der Offenſive zu einem ſolchen Schlage wird auch dann 
unvermeidlich, wenn wir in eine Sackgaſſe geraten ſind, in der wir nur die 
Wahl haben zwiſchen Niederwerfung des Feindes oder ſchimpflicher Kapitulation. 

Endlich iſt der Übergang zur Niederwerfungsſtrategie geboten, wenn der 
Feind ſelbſt in eine Klemme geraten iſt, wenn ſich uns eine günſtige Situation 
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bietet, deren raſche und energiſche Ausnutzung es ermöglicht, ihm einen gewal⸗ 
tigen, vielleicht tödlichen Schlag zu verſetzen. 

Die Übertragung dieſer Darlegungen aus dem Militärifchen ins Politiſche 
bedarf keiner langen Auseinanderſetzung. 

Als der Parteitag von Jena den Maſſenſtreik, jedenfalls im Sinne des 
Zwangsſtreiks, als eines unſerer Kampfesmittel anerkannte und es damit für 
möglich erklärte, daß wir einmal von der Ermattungsſtrategie zur Nieder⸗ 
werfungsſtrategie übergehen, da faßte er zunächſt nur den erſten der eben ent⸗ 
wickelten Fälle ins Auge, daß der Feind unſere Baſis bedroht, unſeren Kampf 
in der bisherigen Weiſe durch die Antaſtung des Reichstagswahlrechtes oder 
ſonſtiger Lebensbedingungen der proletariſchen Organiſation und Propaganda 
unmöglich macht. 

Ein ſolcher Fall liegt in der jetzigen Situation noch nicht vor. 

Wird aber der Maſſenſtreik etwa deshalb notwendig, weil wir augen⸗ 
blicklich nur noch durch ſtete und raſche Steigerung unſerer Aktionsmittel die 
Maſſen an unſere Fahne heften können? Da ſie uns ſonſt verlaſſen und 
anderen Parteien zuſtrömen oder mißmutig und enttäuſcht der ganzen Politik 
den Rücken kehren, weil bei ihr doch nichts herauskommt? 

Genoſſin Luxemburg ſcheint das zu glauben, wenn ſie von dem „Dilemma“ 
ſpricht, vor dem die „Dreimillionenpartei“ ſteht: „Entweder um jeden Preis 
vorwärts, oder die begonnene Maſſenaktion bricht erfolglos in ſich zuſammen.“ 

Dies Dilemma ſoll die Folge der inneren Logik einer jeden Maſſen⸗ 
bewegung ſein. Genoſſin Luxemburg erklärt, daß 


„die Maſſenkundgebungen ihre eigene Logik und Pſychologie haben, mit denen 
zu rechnen ein dringendes Gebot für Politiker iſt, die ſie meiſtern wollen. Die 
Außerungen des Maſſenwillens im politiſchen Kampfe laſſen ſich nämlich nicht 
künſtlich auf die Dauer auf einer und derſelben Höhe erhalten, in ein und dieſelbe 
Form einkapſeln. Sie müſſen ſich ſteigern, zuſpitzen, neue, wirkſamere 
Formen annehmen. Die einmal entfachte Maſſenaktion muß vorwärts 
kommen. Und gebricht es der leitenden Partei im gegebenen Moment an Ent⸗ 
ſchloſſenheit, der Maſſe die nötige Parole zu geben, dann bemächtigt ſich ihrer un⸗ 
vermeidlich eine gewiſſe Enttäuſchung, der Elan verſchwindet und die Aktion bricht. 
in ſich zuſammen.“ | | 


Alſo nicht aus den Bedingungen der gegebenen Situation leitet die 
Genoſſin Luxemburg die Notwendigkeit des Maſſenſtreiks ab, ſondern aus 
allgemeinen pſychologiſchen Erwägungen, die für jede Maſſenaktion gelten 
ſollen, wo und wann immer dieſe vor ſich gehen mag. Stets muß ſie ſich 
zuſpitzen, neue, wirkſamere Formen annehmen. Hat man einmal eine Maſſen⸗ 
aktion eingeleitet, jo muß fie raſch vorwärts gehen, von Straßendemonſtra⸗ 
tionen zum Demonſtrationsſtreik, vom Demonſtrationsſtreik zum Zwangs⸗ 
ſtreik — und was dann? Welche „Zuſpitzung“ bleibt uns dann noch übrig? 

Die Auffaſſung, die Genoſſin Luxemburg hier vorbringt, entſprach ſehr 
wohl den Verhältniſſen der ruſſiſchen Revolution, alſo Bedingungen, unter 
denen die Niederwerfungstaktik am Platze war. Sie ſteht aber in vollem 
Widerſpruch mit den Erfahrungen, auf denen die Ermattungsſtrategie unſerer 
Partei beruht. Dieſe beruht gerade auf der Erkenntnis, daß das Proletariat 
ein zäher Kämpfer iſt, an Zähigkeit und Ausdauer den anderen Klaſſen über⸗ 
legen; daß es Maſſenaktionen viele Jahre lang durchführen kann, ohne bei 
der Wahl ſeiner Aktionsmittel etwas anderes in Betracht zu ziehen als ihre 
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jeweilige Wirkſamkeit und Zweckmäßigkeit; daß es, um zu ſeinen letzten und 
ſchärfſten Mitteln zu greifen, noch andere und triftigere Gründe haben muß 
als das Bedürfnis, die bisher angewandten zu überbieten. | | 

Die Genoffin Luxemburg ift ja mehrfach auf das öſterreichiſche Vorbild 
zu ſprechen gekommen. Über ein Dutzend Jahre hat dort der Wahlrechts⸗ 
kampf gedauert; ſchon 1894 wurde die Anwendung des Maſſenſtreiks von den 
öſterreichiſchen Genoſſen erwogen, und doch vermochten ſie bis 1905 ihre 
glänzende Maſſenbewegung ohne jene Steigerung und Zuſpitzung im Gange 
zu halten, die für die Genoſſin Luxemburg die „innere Logik“ einer jeden 
Maſſenbewegung iſt. Nie ſind die Genoſſen Oſterreichs in ihrem Wahlrechts⸗ 
kampf über Straßendemonſtrationen hinausgegangen, und doch verſchwand 
nicht ihr Elan, brach ihre Aktion nicht zuſammen. 

Und die Proletarier Deutſchlands können es an Zähigkeit ſicher mit denen 
Oſterreichs aufnehmen. N 


Gäbe es keinen anderen Grund, jetzt im Wahlrechtskampf über die 


Straßendemonſtrationen und eventuelle lokale Proteſtſtreiks hinaus zu ſchär⸗ 
feren Mitteln zu greifen und an Stelle der Ermattungsſtrategie die Nieder⸗ 
werfungsſtrategie zu ſetzen — beſtünde in der „inneren Logik“ jeder Maſſen⸗ 
aktion der einzige Grund für das Vorwärtstreiben zum Maſſenſtreik, dann 
wäre deſſen Begründung etwas dürftig. 

Wenn die Sozialdemokratie von ihren Anfängen an die Ermattungs⸗ 
ſtrategie akzeptierte und zur Vollkommenheit entwickelte, ſo geſchah es nicht 
bloß deshalb, weil die damals gegebenen politiſchen Rechte ihr eine Baſis 
dazu boten, ſondern auch deshalb, weil die Marxſche Theorie des Klaſſen⸗ 
kampfes ihr die Gewähr gab, daß ſie auf das klaſſenbewußte Proletariat ſtets 
rechnen kann, ſolange ſie ſeine Klaſſenintereſſen energiſch verficht, mag ſie die 
Maſſen durch Erfolge oder neue Senſationen begeiſtern oder nicht. 

Sicher ſtrebt der Proletarier mit allen Faſern ſeines Herzens nach dem 
raſcheſten Umſturz der beſtehenden Geſellſchaftsordnung, die ihn ſo furchtbar 
mißhandelt. Wenn ihm die Möglichkeit winkt, dieſe Geſellſchaftsordnung 
über den Haufen zu werfen, wird ihn niemand davon abhalten können, und 
wollte die Sozialdemokratie es verſuchen, würde er ſie verächtlich beiſeite 
ſchieben. 

Aber ſo ſteht die Sache heute nicht. Es gibt heute nur eine Partei, die 
der Feind der bürgerlichen Geſellſchaft iſt, die Sozialdemokratie. Das Prole⸗ 
tariat findet keine andere, die es ſchneller zum Siege führen könnte, es findet 
keine andere, die es überhaupt zum Siege führen wollte und könnte; es findet 
keine, die auch nur innerhalb der heutigen Produktionsweiſe ſeine Klaſſen⸗ 
intereſſen im Gegenſatz zu den bürgerlichen Intereſſen verträte. 

Proletarier können durch Unwiſſenheit einer bürgerlichen Partei zugeführt 
werden, nicht durch revolutionäre Ungeduld. 

Kann aber dieſe Ungeduld nicht in ihr Gegenteil umſchlagen, in Er⸗ 
ſchlaffung und Mutloſigkeit, wenn ſie enttäuſcht wird, wenn die Sozialdemo⸗ 
kratie ihre Erwartungen nicht erfüllt? Sicher iſt das möglich. Wann aber 
wird das eintreten? Wenn unſere Partei Erwartungen rege macht, die ſie 
nicht erfüllen kann; wenn ſie mehr verſpricht, als ſie zu leiſten vermag. 

Iſt das heute der Fall? 

Wenn die Sozialdemokratie den Maſſen verſprochen hätte, binnen wenigen 
Monaten das gleiche Wahlrecht in Preußen um jeden Preis durchzuſetzen, 
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dann allerdings würde ſie die Maſſen ſchwer enttäuſchen, wenn ſie nun nicht 
alles aufböte, die Aktion raſch zu ſteigern und die Maſſen zur Anwendung 
ihrer letzten und ſchärfſten Kampfesmittel anzuſpornen. Dann ſtände ſie wohl 
vor dem Dilemma: entweder das Außerſte zu wagen, mag daraus kommen, 
was da wolle, oder einen bedenklichen moraliſchen Zuſammenbruch zu erleiden, 
der ihre Werbekraft für längere Zeit zu lähmen vermöchte. 

Aber die Sozialdemokratie Preußens hat nie derartiges verſprochen. Im 
Gegenteil. Wir dürfen darauf hinweiſen, daß gerade die Marxiſten es waren, 
die ſtets betonten, der Wahlrechtskampf in Preußen ſei noch ſchwieriger als 
anderswo, weil es ſich hier nicht um eine bloße Wahlreform handle, die ein 
paar Mandatsverſchiebungen nach ſich ziehe, ſondern um den Sturz der 
Junkerherrſchaft. Dieſe verliert ihre Grundlage mit dem gegenwärtigen Wahl⸗ 
recht in Preußen. Sie wird es mit Nägeln und Zähnen aufs äußerſte ver⸗ 
teidigen. Die Erringung des freien Wahlrechtes bedeutet in Preußen etwas 


ganz anderes als etwa in Bayern oder Baden oder Oſterreich, fie fällt zu- 


ſammen mit der Niederwerfung des Junkertums. 

Ich darf hier wohl daran erinnern, daß ich dieſe Auffaſſung unter anderem 
in Polemiken gegen die Genoſſen Eisner und Stampfer in den Jahren 1905 
und 1906 entwickelte, die damals zu den energiſchſten Aktionen trieben und 
mich angriffen, weil ich von einer Agitation abriet, die uns auf den politiſchen 
Maſſenſtreik verpflichte, der unter den Verhältniſſen Deutſchlands nur in einer 
revolutionären Situation einen Sinn habe. Wie wurde ich von Eisner und 
Stampfer abgekanzelt, weil ich in der Frage des Wahlrechtskampfes den 
Standpunkt eines „opportuniſtiſchen Krämers“ einnehme und in der Frage 
des Maſſenſtreiks die ruſſiſche Revolution verraten habe! 

Ich verfocht damals die gleiche Auffaſſung wie heute. 

Es wäre höchſt leichtfertig geweſen, hätte unſere Partei verſprochen, mit 
einem ſo gewaltigen Gegner wie Junkertum und preußiſche Regierung binnen 
wenigen Monaten fertig zu werden. Das haben wir auch nie getan. Die 
deutſche Sozialdemokratie hat nie die Parole ausgegeben: Niederwerfung des 
gegenwärtigen Regimes durch eine ſich raſch ſteigernde Aktion binnen wenigen 
Monaten, ſondern nur die Parole: Keine Ruhe in Preußen, ſolange 
nicht das gleiche, geheime, direkte Wahlrecht erobert iſt. 

Das haben wir verſprochen, dies Verſprechen ſind wir verpflichtet zu halten. 


Das beſagt aber nur, daß es gilt, die Aktionsmittel, die unſere Genoſſen heute 


ſchon mit fo großem Erfolg angewandt haben, vor allem die Straßen— 
demonſtration, weiter zur Anwendung zu bringen, darin nicht zu erlahmen, 
ſie im Gegenteil immer machtvoller zu geſtalten. Aber wir haben nicht die 
geringſte Verpflichtung, „um jeden Preis vorwärts“ zu gehen und „die Straßen⸗ 
demonſtrationen jetzt ſchon als ein bald von der Welle der Ereigniſſe überholtes 
Mittel“ zu betrachten, das durch ein ſchärferes zu erſetzen iſt. 

Das Dilemma, von dem die Genoſſin Luxemburg ſpricht, tritt erſt dann 
ein, wenn wir eine Propaganda für den Maſſenſtreik entfalten, wenn wir er⸗ 
klären, Straßendemonſtrationen genügten uns nicht, eine raſche, ſtete Steigerung 
der Mittel der Maſſenaktion ſei erforderlich. 

Wenn wir eine derartige Propaganda entfalten, wenn wir in den Maſſen 
die Erwartung wachrufen, nun gehe es mit Hurra, Marſch Marſch vorwärts 
an die Niederwerfung des Feindes durch die ſchärfſten Mittel, über die das 
Proletariat verfügt, dann werden wir allerdings binnen kurzem vor dem 
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Dilemma ſtehen, entweder die Maſſen aufs tiefſte zu enttäuſchen oder mit 


einem gewaltigen Satze dem Junkerregime an die Gurgel zu fahren, um es 


niederzuwerfen oder von ihm niedergeworfen zu werden. ei 
Heute beſteht dies Dilemma noch nicht. Heute find wir noch frei in der 
Wahl unſerer Aktionsmittel. 


IV. 


Die Befürchtung, die Maſſen würden uns im Stiche laſſen, iſt alſo kein 
Grund, uns zu veranlaſſen, zu ſchärferen Mitteln zu greifen, die ein übergehen 
zur Niederwerfungstaktik bedeuten. 

Sicher verſchärfen ſich in jedem Kampfe die Gegenſätze. Schon ſeine Dauer 
vermehrt die Erbitterung. Dazu kommt die Verſchärfung der Klaſſengegenſätze 
durch die ökonomiſche Entwicklung, das Wachſen der Machtmittel durch die 
Vergrößerung der Organiſationen oder die Fortſchritte der Technik. Aber nicht 
um dieſe allmähliche, von ſelbſt eintretende „innere Logik“ der Verſchärfung 
und Zuſpitzung der Maſſenaktionen handelt es ſich hier, ſondern um ein Er⸗ 


greifen neuer, ſchärferer Machtmittel, das durch eine „Parole“, eine planmäßige 


Agitation der Partei herbeigeführt werden ſoll. 

Dafür iſt ein Grund in der Furcht vor der Enttäuſchung der Maſſen nicht 
gegeben. Das Dilemma, von dem die Genoſſin Luxemburg ſpricht, beſteht für 
uns nicht, ſolange wir es nicht durch unſere Agitation ſelbſt ſchaffen. Für 
uns dürfte es, außer dem in der Jenaer Reſolution angeführten, nur noch 
einen Grund geben, die Ermattungsſtrategie aufzugeben und zur Nieder⸗ 
werfungsſtrategie durch raſcheſte Zuſpitzung und Steigerung der Kampfes⸗ 
mittel der Maſſenaktion überzugehen: wenn unſere Gegner in eine Klemme 
gerieten, die es gälte, aufs raſcheſte auszunutzen, und die durch einen Maſſen⸗ 
ſtreik am wirkſamſten auszunutzen wäre. 

Iſt die heutige Situation dieſer Art? Das iſt die entſcheidende Frage. 
Von ihrer Beantwortung und nicht von der inneren Logik von Maſſenkund⸗ 
gebungen hängt es ab, ob eine Propagierung des Maſſenſtreiks im gegebenen 
Moment zweckmäßig erſcheint oder nicht. 

Auf den erſten Blick mag es ſcheinen, als ſei die jetzige Situation ein 
Produkt der Straßendemonſtrationen. Man mag ſagen: dank dem Umſtand, 
daß die Sozialdemokratie zu ſchärferen Mitteln griff, hat ſie die Maſſen be⸗ 
geiſtert und die Regierung in die Enge getrieben. Aber dieſe Begeiſterung 
wird ſich raſch verflüchtigen und die Regierung wieder an Anſehen, Kraft und 
Vernunft gewinnen, wenn wir nicht auf der einmal betretenen Bahn fort⸗ 
ſchreiten, das heißt unſere Mittel immer mehr verſchärfen, dadurch die Maſſen 
immer mehr begeiſtern und die Regierung immer mehr in die Enge treiben, 
bis ſie vor dem überwältigenden Anſturm der Maſſen zuſammenbricht. 

Wäre das die Situation, dann verfündigte ſich jeder ſchwer am Prole⸗ 
tariat, der jetzt nicht mit allen Kräften daran arbeitete, es zu ſchärferen 
Kampfesmethoden anzutreiben. 

Aber mir ſcheint die Situation anders zu liegen. 

Sicher haben die Straßendemonſtrationen große Begeiſterung erregt. Sicher 
iſt die Regierung in die Enge getrieben. Aber wenn es ſo ohne weiteres 
möglich wäre, auf ſolche Weiſe Begeiſterung zu wecken und das Anſehen ſowie 
die Kraft der Regierung zu ſchwächen, warum haben wir nicht ſchon längſt 
zu dieſem einfachen Mittel gegriffen? | 
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Umgekehrt wird eben ein Schuh daraus. Unter den preußiſchen Verhält⸗ 
niſſen war ein Gelingen der Straßendemonſtrationen und ihre große moraliſche 
Wirkung erſt möglich, nachdem die Sozialdemokratie eine Partei großer Maſſen 
geworden und dieſe in die größte Erregung geraten waren. Nur dadurch, daß 
ſie aus der tiefſten Erregung der Maſſen geboren waren, haben die Straßen⸗ 
demonſtrationen ihren gewaltigen Umfang und ihre tiefe Wirkung erreicht, 
haben ſie Begeiſterung und Ermutigung in den Maſſen, Verwirrung und 
Kopfloſigkeit bei der Regierung und den Regierungsparteien hervorgerufen. 

Es ſind ſehr tiefgehende Urſachen, denen dieſe gewaltige Erbitterung der 
Maſſen entſpringt, Urſachen, die ſchon ſeit Jahren wirken und noch jahrelang 
beſtehen werden. Ich habe ſie in meinem „Weg zur Macht“ bereits gezeigt 
und brauche ſie hier nur kurz zu rekapitulieren. 

Da haben wir vor allem die gewaltige Urſache weiteſter Unzufriedenheit: 
die Teuerung der Lebensmittel. Als ich in meinem „Weg zur Macht“ 
auf dieſe Teuerung als eine der Urſachen hinwies, die die Klaſſengegenſätze 
zuſpitzen und die revolutionäre Stimmung der Maſſen vermehren, hielt es das 
„Korreſpondenzblatt der Gewerkſchaften“ für notwendig, mich deshalb als 
Feind der Gewerkſchaften zu denunzieren. Es war ſehr ungehalten darüber, 
daß ich nicht im angeblichen Intereſſe der Gewerkſchaften den Kopf in den 
Sand ſteckte und daß ich Tatſachen ſah, die für die Theorie des friedlichen 
Hineinwachſens in den Sozialismus ſehr unbequem ſind. Heute iſt es jeder⸗ 
mann klar, daß eine derartige Straußenpolitik wirkliche „Siſyphusarbeit“ wäre. 
Kein vernünftiger Menſch zweifelt mehr daran, daß die Teuerung ſeit einiger 
Zeit alle Lohnerhöhungen hinter ſich läßt — aber freilich wird es auch keinen 
vernünftigen Menſchen geben, der darin ein Argument gegen die Gewerkſchaften 
ſieht. Nicht gegen dieſe, ſondern gegen die beſtehende Staats- und Geſellſchafts⸗ 
ordnung werden die Maſſen durch die Teuerung aufgereizt. 

Deren Wirkungen werden noch verſtärkt durch das Wettrüſten, das gerade 
in letzter Zeit die wahnſinnigſten Dimenſionen annimmt, da zu den Land⸗ 
rüſtungen nun die Seerüſtungen kommen, die viel raſcher wachſen als jene. 
Denn bei der Marine ſpielt die Höhe der Technik eine größere Rolle als die 
Menge der Streitkräfte, und dieſe Höhe der Technik läßt ſich bei dem nötigen 
Aufgebot von Geld raſch ſteigern. 

Daher das Wachstum des Steuerdrucks, was die Klaſſengegenſätze noch 


mehr verſtärkt, gleichzeitig aber auch die internationale Lage immer drohender 


geſtaltet, denn die herrſchenden Klaſſen können ſich zu einer Abrüſtung nicht 
verſtehen. Außer dieſer gibt es aber nur einen Ausweg, der immer unerträg⸗ 
licheren Steuerlaſt zu entgehen: einen Krieg. 

Dieſe Verhältniſſe ſind international, führen überall zu wachſender Er⸗ 
regung der Maſſen, gleichzeitig aber auch zu wachſenden Gegenſätzen der 
herrſchenden Klaſſen untereinander; nicht nur zu wachſender internationaler 
Nervoſität, ſondern auch zu ſteigendem Gegenſatz der Maſſe der bürgerlichen 
Welt — Kleinbürger, Intellektuelle, Händler und kleinere Kapitaliſten — gegen 
Grundbeſitz, hohe Finanz und große induſtrielle Monopoliſten, die alle Vor⸗ 
teile dieſer unerträglichen Zuſtände einheimſen und alle Laſten auf die anderen 
abzuwälzen ſuchen. | 

In Preußen erhält dieſe allgemeine internationale Situation eine beſondere 
Verſchärfung dadurch, daß hier das oſtelbiſche Junkertum den Staat beherrſcht 
und dadurch die Vorteile, die es auf Koſten der anderen Klaſſen einheimſt, 
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noch größer, deren Laſten noch gewaltiger, die allgemeinen Zuſtände noch 
unerträglicher macht. a 

Es gibt vielleicht keine Klaſſe in Europa, die ſo viel der brutalen Gewalt 
verdankt, wie das preußiſche Junkertum. Dabei gibt es unter den herrſchenden 
Klaſſen Europas wohl keine, die unwiſſender wäre als dieſe, geographiſch 
ganz abſeits vom Weltverkehr gelegen und nie in die Notwendigkeit verſetzt, 
ſich durch überlegenes Wiſſen zu behaupten. 

So haben die Junker keine Ahnung davon, daß ihre brutale Gewalt nur 


dort eine wirkliche Wirkung erzielte, wo ſie in der Richtung der ökonomiſchen 


Entwicklung wirkte, namentlich in der Richtung der nationalen Einigung 
Deutſchlands. Ihre Erfolge haben in ihnen einen Kultus der brutalen Ge⸗ 
walt als ſolcher entwickelt, und ſie kehren dieſe Seite um ſo trotziger und 
rückſichtsloſer hervor, je mehr ſie ihre privilegierte Stellung bedroht ſehen, 
das heißt je mehr dieſe Stellung in Widerſpruch zu den Bedürfniſſen der 
geſellſchaftlichen Entwicklung gerät N Je ſchädlicher ſie werden, deſto dümmer, 
frecher und brutaler werden ſie. 


Das tritt natürlich vor allem und am meiſten dem Proletariat und ſeiner 


Klaſſenpartei gegenüber zutage. Aber zuſehends bekommen auch die bürger⸗ 
lichen Maſſen und Parteien in immer höherem Grade dieſe Brutalität und 
Rückſichtsloſigkeit zu ſpüren in der Art und Weiſe, wie das Junkertum Lebens⸗ 
mittel und Rohſtoffe künſtlich verteuert, die Steuern von ſich abwälzt, alle 
guten Poſten in Bureaukratie und Armee für ſich allein in Anſpruch nimmt, 
Regierung, Gerichte, Polizei als ſeine Werkzeuge behandelt, die jede unbequeme 
Oppoſition niederzuknüppeln haben. 

Endlich aber wird dieſes Junkerregime ſelbſt ſehr entſchiedenen Ausbeutern 
und Gegnern des Proletariats läſtig, ja es erſcheint ihnen unheimlich und 
gefährlich, wenn ſie zu der Einſicht gekommen ſind, die außerhalb Rußlands, 
Preußens und Japans die geſamte kapitaliſtiſche Welt erfaßt hat, daß die 
Arbeiterklaſſe eine zu gewaltige Macht geworden iſt, als daß es noch möglich 
wäre, ſie mit brutalen Zwangsmitteln niederzuhalten. Regierungen und Aus⸗ 
beuter haſſen das kämpfende Proletariat überall in gleicher Weiſe, aber in 


vorgeſchrittenen Staaten haben ſie doch erkannt, daß die Möglichkeit, ſeinen 


Fortſchritt noch einigermaßen zu hemmen, nur noch in der Anwendung feinerer 
Mittel liegt, als fie der Polizeiſtaat aufzuwenden weiß; daß dies weit eher er⸗ 


reicht wird durch anſcheinendes Entgegenkommen, das die Reihen der Proletarier 


ſpaltet, einen Teil ihrer energiſchſten Elemente korrumpiert und die anderen 
entkräftet, wie das in England, Amerika, Frankreich zeitweiſe gelungen iſt. 

Mit Grauen ſehen die klügeren Verfechter der kapitaliſtiſchen Ausbeutung 
in Preußen und außerhalb Preußens im übrigen Deutſchland, wie die kopf⸗ 
loſen Brutalitäten der Junker und ihrer Regierung die Reihen der arbeitenden 
Klaſſen immer enger zuſammenſchließen, ſie immer mehr erregen, ihr Fühlen 
und Denken immer revolutionärer geſtalten. 

So wenden ſich nicht bloß die arbeitenden Maſſen, ſondern auch weite 
Schichten der bürgerlichen Welt immer ſtärker gegen das Junkerregime; aus 
den verſchiedenſten, mitunter recht widerſprechenden Urſachen, aber alle immer 
mehr einig in der Überzeugung, daß dieſes Regime Deutſchland einem Ab⸗ 
grund zutreibt. 

Am ſtärkſten und einheitlichſten iſt die Erbitterung in den unteren Schichten, 
die am meiſten unter Teuerung, Steuerdruck und bureaukratiſcher Mißhand⸗ 
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lung zu leiden haben. Sie lenkt dieſe Schichten naturgemäß der Sozialdemo⸗ 


kratie zu, läßt ſie in dieſer ihren Hort und den Verfechter ihrer Intereſſen 


ſehen. Das ſind die Gründe, die unſeren Straßendemonſtrationen eine ſolche 
Wucht und Bedeutung geben, die aber auch die Reihen unſerer Wähler ſchwellen, 
wie jede Nachwahl zum Reichstag zeigt, die die allgemeinen Reichstagswahlen 
im nächſten Jahre zu einem furchtbaren Tage des Gerichts für die Regierung 
der preußiſchen Junker und deren ganze oder auch nur halbe Bundesgenoſſen 
zu machen droht. Gegneriſche Wahlſtatiſtiker rechnen bereits mit der Mög⸗ 
lichkeit, daß wir bei den kommenden Wahlen 125 Mandate erobern. 

Bis dahin können freilich noch anderthalb Jahre vergehen und das Volk 
vergißt ſchnell. Müſſen wir nicht befürchten, daß inzwiſchen ſein Grimm ver⸗ 
raucht? Daß die Regierung durch einen geſchickten Schachzug eine populäre 
Wahlparole findet, die ihr Anſehen wiederherſtellt und all den Haß, alle 
die Verachtung von ihr abwäſcht, die ſie in der letzten Zeit ſo reichlich über⸗ 
ſchüttet haben? Begeiſterung iſt bekanntlich keine Heringsware, die ſich ein⸗ 
pökeln läßt; wollen wir aus ihr Nutzen ziehen, dann muß es ſofort geſchehen; 
und da uns heute dazu nicht der Kampfboden der Reichstagswahlen zu Gebote 
ſteht, müſſen wir einen anderen ſchaffen und der kann nur der des Maſſen⸗ 
ſtreiks ſein. 

So wird alſo mancher denken, und dieſe Argumentation hätte manches 
für ſich, wenn wir erwarten müßten, die Urſachen, die die heutige Erregung 
der Maſſen herbeiführten, würden zur Zeit der nächſten Reichstagswahlen 
nicht mehr wirken. Zu dieſer Annahme iſt aber kein Grund vorhanden. 

Teuerung und Steuerdruck, aber auch junkerliche Brutalität ſind in Ver⸗ 
hältniſſen begründet, die ſich ſo leicht nicht ändern, ſie werden 1911 ebenſo 


ſtark wirken wie 1910, eher noch ſtärker, denn das Wettrüſten geht weiter. 


Wohl wird die Regierung ihr möglichſtes tun, alle neuen Forderungen für 
die Zeit nach den nächſten Wahlen zu verſchieben — ein Grund für ſie, dieſe 
zu beſchleunigen —, aber ſie wird nicht können wie ſie will. In England 
ſind die Konſervativen obenauf. Sie haben bereits das liberale Kabinett ge— 
zwungen, die Seerüſtungen zu verſtärken. Kommen ſie ſelbſt, wie zu erwarten, 
noch im Laufe dieſes Jahres ans Ruder, dann wird das Rüſten in noch 
raſcherem Tempo betrieben werden. 

Die Teuerung aber wird ſich nicht mindern. Wer wiſſen will, was wir 
auf dieſem Gebiet zu erwarten haben, tut gut, die amerikaniſchen Verhältniſſe 
zu verfolgen, die für den internationalen Lebensmittelmarkt entſcheidend ſind. 
Dieſe aber laſſen nur eine weitere Steigerung der Preiſe befürchten. 

Man wird vielleicht einwenden, die Arbeitsloſigkeit habe nicht wenig dazu 
beigetragen, die Arbeitermaſſen zu erbittern, und die werde nach einem Jahre 
bedeutend zurückgegangen ſein, da die Kriſis überwunden ſei. Daran iſt ſo 
viel richtig, daß das nächſte Jahr wieder das eines günſtigeren Geſchäfts⸗ 
ganges zu werden verſpricht. Aber ob eines glänzenden Geſchäftsganges, 
iſt zweifelhaft. Und noch mehr als ſchon in der letzten Proſperitätsperiode 
werden diesmal die Unternehmerverbände den Rahm abſchöpfen und die 
Arbeiter von der Proſperität nicht viel mehr zu verſpüren bekommen als die 
Teuerung; denn die Proſperität bedeutet ein Steigen der Warenpreiſe. 

Andererſeits darf man aber nicht meinen, in Zeiten der Proſperität ſeien 
die Arbeiter ſo zufrieden, daß Erbitterung über Entrechtung und Mißhand⸗ 
lung in ihnen nicht aufkomme. Man könnte auch umgekehrt jagen, in Zeiten 
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der Kriſe ſeien die Arbeiter zaghaft und kampfunfähig, vor allem zu jedem 
Streik, alſo auch politiſchem Maſſenſtreik, nicht zu haben, weil jeder froh ſei, 
Arbeit zu finden oder zu behalten. 

Das eine iſt, abſolut genommen, ebenſo falſch wie das andere. An dem 
einen wie an dem anderen iſt ſo viel richtig, daß jede Aktion des Proletariats 
Hinderniſſe findet, ſowohl zur Zeit der Kriſe wie zur Zeit der Proſperität, 
die ſie beeinträchtigen. Daß jene ſeine Kampffähigkeit, dieſe ſeinen revolutio⸗ 
nären Drang nicht ſo ſtark in Erſcheinung treten läßt, als es ſonſt der Fall 
wäre. Ein proletariſcher Politiker wird auf dieſe Verhältniſſe wohl Rückſicht 
nehmen müſſen bei der Wahl ſeiner Kampfesmittel. In der Zeit der Kriſe 
werden große Straßendemonſtrationen leichter durchzuführen ſein als Maſſen⸗ 
ſtreiks. In der Zeit der Proſperität dürfte der Arbeiter ſich für einen Maſſen⸗ 
ſtreik leichter begeiſtern, als während der Kriſe. 

Wir haben aber nicht bloß mit Proſperität und Kriſe zu rechnen, ſondern 
auch mit dem Wechſel zwiſchen Proſperität und Kriſe, und dieſe Perioden 
des Überganges, ſcheint es, ſind jene, in denen der Arbeiter am aktions⸗ 
luſtigſten iſt; namentlich ſcheint dies der Fall zu ſein in den erſten Zeiten 
der Proſperität, wenn noch die Erinnerung an die Entbehrungen, die quälende 
Unſicherheit, die Degradation der Kriſe in ihm lebendig iſt, gleichzeitig aber 
auch das Kraftgefühl und die Kampfesluſt, die der Proſperität entſpringen. 

So war die revolutionäre Kampfesſtimmung des deutſchen Proletariats 
am Ende der achtziger Jahre, die den Zuſammenbruch des Sozialiſtengeſetzes 
und den glänzenden Aufſchwung der Reichstagswahl von 1890 herbeiführte, 
mit durch die Proſperität bedingt, die nach langer Kriſe 1888 einſetzte. 

Wer ſich jener Zeit erinnert, wird manche Ahnlichkeit mit der heutigen 
Situation herausfinden: auch damals ein Regime, das ſeinem Ende entgegen⸗ 
ging, das bei den arbeitenden Klaſſen immer energiſcheren Widerſtand fand, 
in der Bourgeoiſie ſelbſt immer geringere Begeiſterung und Zuverſicht erweckte, 
mit wachſenden Schwierigkeiten der internationalen Beziehungen zu kämpfen 
hatte und dem nichts mehr gelingen wollte, weder innen noch außen, bis die 
Niederlage bei den Wahlen 1890 zum Zuſammenbruch führte. 

Aber in den zwei Jahrzehnten ſeitdem iſt die Welt nicht ſtehen geblieben, 
die Situation iſt heute weit we für die herrſchenden Klaſſen, weit 
hoffnungsvoller für uns. 

Der leitende Staatsmann Preußens war damals noch ein Genie, getragen 
von dem glänzenden Preſtige dreier glücklicher Kriege, in denen er alle 
ſeine Gegner niedergeworfen und das Sehnen des deutſchen Volkes nach Ein⸗ 
heit in einer, wenigſtens die deutſche Bourgeoiſie befriedigenden Form erfüllt, 
das Deutſche Reich zur Vormacht Europas erhoben hatte. Heute ein Reichs⸗ 
kanzler ohne jedes Anſehen bei Freund und Feind, der Gefangene de der 1 
und rückſtändigſten Partei des Reiches, das Geſpött der Welt. T „Am 

Damals internationale Schwierigkeiten teils unbedeutender Art — mit 
Spanien, der Schweiz —, teils aber ſolche, die die Nation ſelbſt zu bedrohen 
ſchienen, durch den Gegenſatz zu Frankreich und Rußland, bei denen die Re⸗ 
gierung darauf rechnen konnte, im Ernſtfall die ganze Nation hinter ſich zu 
haben. Heute die Gefahr eines Krieges mit England, wobei weder hier noch 
dort die Nation als ſolche bedroht wäre. Wobei nicht Lebensfragen der 
Nation, ſondern Fragen des kolonialen Beſitzes, bloße Lebensfragen einiger 
Ausbeutercliquen ausgefochten würden. Sobald ein Krieg ſolcher Art Opfer 
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koſtet — und er wird furchtbare Opfer koſten —, trennt fich leicht die Maſſe 
des Volkes von der kriegführenden Regierung und wendet ſich bei dem Aus⸗ 
bleiben von Erfolgen gegen ſie. Und auch wenn es nicht zum Kriege kommt, 
ſo erwecken ſchon die Rüſtungen dazu nichts weniger als Begeiſterung, ſtoßen 
ſie auf wachſenden Widerſtand. Außer der Sozialdemokratie hätte in den 
achtziger Jahren niemand Abrüſtung gegenüber Rußland und Frankreich ver⸗ 
langt. Heute iſt das Verlangen nach Abrüſtung gegenüber England weit über 
die Kreiſe unſerer Partei hinausgedrungen. 

Und dieſe ſelbſt, wie iſt ſie inzwiſchen gewachſen! Von 1887 bis 1907 
hat ſie ihre Stimmenzahl vervierfacht. Gelänge es ihr, bei der Wahl von 
1911 einen gleichen Sprung zu machen wie 1890 — und die Situation iſt 
vielverheißend —, das heißt ihre Stimmenzahl zu verdoppeln, fo könnte 
ſie die abſolute Mehrheit aller abgegebenen Stimmen erreichen. 

Selbſtverſtändlich ſind wir nicht ſo ſanguiniſch, mit einem ſolchen Sprunge 
zu rechnen. Aber darin iſt alle Welt einig, daß wir einen gewaltigen 
Sprung vorwärts machen werden, der die Erreichung der abſoluten Mehr⸗ 
heit der abgegebenen Stimmen zu einer Frage weniger Jahre macht. 

Wird dies in der nächſten Reichstagswahl offenbar, dann bedeutet das 
mehr als einen gewöhnlichen Wahlſieg. In der heutigen Situation, angeſichts 
der gewaltigen Erregung der Volksmaſſen, der geſpannten inneren und äußeren 
Situation bedeutet ein ſolcher Sieg nichts Geringeres als eine Kataſtrophe 
des ganzen herrſchenden Regierungsſyſtems. 

Es unterliegt für mich gar keinem Zweifel, daß die nächſten Wahlen dieſes 
Syſtem in ſeinen Grundfeſten erſchüttern werden. 

Entweder pauken die Wahlen den herrſchenden Elementen endlich Dialektik 
ein, daß ſie begreifen, in der bisherigen Weiſe nicht weiterwirtſchaften zu 
können, und ſich entſchließen, weſtliche Methoden zur Abwehr der ſteigenden 
Flut des Sozialismus in Anwendung zu bringen; daß ſie verſuchen, größere 
Schichten des arbeitenden Volkes durch Konzeſſionen zu gewinnen. 

Angeſichts der hochgradigen Erbitterung und der gewaltigen Zuſpitzung 
der Gegenſätze müßten das ſchon erhebliche Konzeſſionen ſein, ſollten ſie einige 
beſänftigende Wirkung üben: mit Geringerem als der Gewährung des Reichs— 
tagswahlrechtes für Preußen wird's da nicht getan ſein. 

Oder aber, und das iſt das Wahrſcheinlichere, unſer Sieg übt die entgegen⸗ 
geſetzte Wirkung: er ſtachelt die herrſchenden Klaſſen an, durch brutale Gewalt⸗ 
ſtreiche die Bewegung niederzuſchlagen, mit der ſie auf dem Boden des gel⸗ 
tenden Rechtes nicht fertig werden. 

Endlich ift noch eine dritte Möglichkeit vorhanden, und fie iſt die wahr: 
ſcheinlichſte von allen: das herrſchende Regime verliert den Kopf, ſchwankt 
ratlos hin und her zwiſchen Brutalitäten und Konzeſſionen, verfolgt keine der 


beiden Richtungen konſequent, ſo daß ſeine Brutalitäten nur erbittern, ſeine 


Konzeſſionen nur den Eindruck der Schwäche hervorrufen, die einen wie die 
anderen die Flamme nur anblaſen, die ſie erſticken wollen. 

Wie immer die Verhältniſſe ſich geſtalten mögen, die Reichstagswahlen 
müſſen eine Situation ſchaffen, die für unſere Kämpfe eine neue und breitere 
Baſis erzeugt; eine Situation, die, wenn eine der beiden letzterwähnten Alter⸗ 
nativen eintritt, allerdings durch ihre innere Logik raſch ſich immer mehr zu⸗ 
ſpitzt zu großen Entſcheidungskämpfen, die wir aber auf der neuen, breiten 
Baſis ganz anders auszukämpfen imſtande ſein werden als heute. 
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Den Schlüſſel zu dieſer gewaltigen hiſtoriſchen Situation, den überwälti⸗ 
genden Sieg bei den nächſten Reichstagswahlen, haben wir bei der ganzen 
Konſtellation der Dinge heute bereits in der Taſche. Nur eines könnte be⸗ 
wirken, daß wir ihn verlieren und die glänzende Situation für uns ver⸗ 
pfuſchen: eine Unklugheit von unſerer Seite. Eine ſolche wäre es, 
wenn wir uns durch Ungeduld verleiten ließen, die Früchte pflücken zu 
wollen, ehe ſie reif geworden ſind; wenn wir eine Kraftprobe vorher provo⸗ 
zieren wollten auf einem Terrain, auf dem uns der Sieg keineswegs ſicher iſt. 

Gewiß muß man in jedem Kampfe vieles wagen; ein Feldherr, der 
Schlachten nur dann ſchlagen wollte, wenn ſeine Niederlage von vornherein 
ausgeſchloſſen iſt, wird kaum große Triumphe feiern. 

Aber wenn man durch die Gunſt der Verhältniſſe und ihre geſchickte Aus⸗ 
nutzung dahin gelangt iſt, einen unzweifelhaften großen Sieg vor ſich zu ſehen, 
wenn dieſer Sieg durch nichts gefährdet werden kann als durch den Übergang 
zu einer neuen Strategie, die eine Schlacht auf einem unüberſichtlichen und 


zweifelhaften Kampfterrain provoziert, dann iſt es eine gewaltige Torheit, eine 


derartige Schlacht vor dem ſicheren Siege heraufzubeſchwören und dadurch 
dieſen ſelbſt zu gefährden. Kein vernünftiger Feldherr wird einen Kampf von 
dem Schlachtfeld, auf dem er ſeines Sieges gewiß iſt und auf dem ſich ihm 
der Gegner ſtellen muß, auf ein anderes hinüberſpielen, wo der Ausgang ein 
zweifelhafter. 

Der ſchon im erſten Artikel erwähnte Artikelſchreiber der „Bremer Bürger⸗ 
zeitung“ hält Mehring freilich die Frage entgegen, „ob eine ſolche Nieder⸗ 
lage (des Maſſenſtreiks) die Chancen unſeres künftigen Wahlkampfes nicht 
ſteigern würde“. Aber ich glaube nicht, daß dieſe verblüffende Auffaſſung 
viele Gläubige finden wird. 

Richtig iſt es, daß jeder Kampf ſo viel Erregung und Erbitterung erweckt, 
daß er dadurch unſere Agitation befruchten kann, ſelbſt wenn er mit einer 
Niederlage endet. Aber dann geſchieht es trotz, nicht wegen der Niederlage, 
und nur dann, wenn die materielle Niederlage ein moraliſcher Sieg iſt. Wenn 
der Kampf von unſerer Seite ſo glänzend geführt wurde, daß wir ſelbſt dem 


Gegner Achtung abnötigen, und wenn er unvermeidlich war, uns von den 


Gegnern aufgenötigt wurde. | 

So erwarten wir von den Gewerkſchaftskämpfen dieſes Jahres auch eine 
Steigerung der Erbitterung und eine Verſtärkung des Wahlrechtskampfes, 
ſelbſt für den Fall, daß ſie materiell nicht ſo erfolgreich ſein ſollten, als wir 
es wünſchen — auch das iſt einer der Gründe, warum uns die augenblickliche 
Periode der Erregung nicht ſo kurzlebig erſcheint wie der Genoſſin Luxemburg 
und ihren Freunden. Aber dieſe Verſtärkung des Wahlrechtskampfes und des 
Wahlkampfes durch vorhergehende Kämpfe würde in ihr Gegenteil verkehrt, wenn 
ſie uns Niederlagen brächten, die wir ſelbſt verſchuldet hätten, Nieder⸗ 
lagen, dadurch hervorgerufen, daß wir aus freien Stücken das Proletariat in 
ſchwere Kämpfe mit höchſt zweifelhaftem Ausgang verwickelt hätten, ohne es 
zu müſſen, ohne uns darum zu kümmern, ob es ihnen gewachſen ſei oder nicht. 

Die ſchlimmſte Niederlage aber wäre es — und auch dieſe Möglichkeit iſt 
in Betracht zu ziehen —, wenn wir das Proletariat zum politiſchen Maſſen⸗ 
ſtreik aufriefen und es nicht in überwältigender Überzahl dem Appell folgte. 

Wir würden alle die vielverſprechenden Keime, die die kommende Reichs⸗ 
tagswahl im Schoße trägt, erſticken, wenn wir vor ihr, ohne es zu müſſen, 


ER 0 
EEE DER 


er 
3 — 


K. Kautsky: Was nun? 79 


Kämpfe provozierten, die uns ſchwere Niederlagen brächten. Die Regierung 
und ihre Parteien könnten ſich nichts Beſſeres wünſchen. Wir provozierten 
gerade das, was ſie braucht, um aus ihrer Klemme herauszukommen. 

Nicht auf den Maſſenſtreik haben wir heute unſere Agitation zuzuſpitzen, 
ſondern jetzt ſchon auf die kommenden Reichstagswahlen. 

Schon einmal ſuchten unſere Genoſſen für das Unrecht des Landtags⸗ 
wahlrechtes Revanche bei den Reichstagswahlen, und es gelang glänzend: das 
war in Sachſen 1903, wo unſere Partei damals von 23 Mandaten des 
Landes 22 eroberte. Jetzt gilt es, die gleiche Revanche mit wahrſcheinlich 
noch größerer moraliſcher Wirkung für Preußen zu nehmen. 

Halten wir die Bewegung im Fluſſe, erlahmen wir nicht in Demon⸗ 
ſtrationen; benutzen wir jede Gelegenheit, die Autorität der herrſchenden Klaſſen 
zu untergraben, ihre Schädlichkeit und Volksfeindlichkeit zu demonſtrieren, aber 
zeigen wir auch den Maſſen, daß es ſich im Wahlrechtskampf um mehr handelt 


als um einige Anderungen des Wahlgeſetzes; daß es um die Niederwerfung 


des Junkerregimes geht, um die Niederwerfung aller Elemente, die aus hohen 
Preiſen und neuen Steuern ihre Profite ziehen; daß ein ſolcher Kampf ein 
langer und zäher iſt, daß er mit der Verabſchiedung der Wahlrechtsvorlage 
nicht zu Ende ſein kann; daß die abſehbar nächſte Gelegenheit, den ſchlimmſten 
Feinden des Volkes einen erſchütternden Schlag zu verſetzen, die kommenden 
Reichstagswahlen ſind, daß es gilt, dafür alle Kräfte zuſammenzuraffen und 
aufzubieten. 

Fahren wir fort in der bisherigen Ermattungsſtrategie, halten wir uns 
die Hand frei in der Wahl unſerer Kampfesmittel und hüten wir uns vor 
einer Agitation, deren innere Logik die wäre, uns in ein Dilemma zu bringen, 
das uns zwingen könnte, am unrechten Orte und zur unrechten Zeit unſere 
letzten und ſchärfſten Kampfesmittel zur Anwendung bringen und dadurch ver- 
ſchwenden zu müſſen. ä 

Gerade weil wir überzeugt ſind, daß wir großen und ſchweren Kämpfen 
entgegengehen, daß wir dem Punkte nahe ſind, auf dem die Ermattungs⸗ 
ſtrategie in die Niederwerfungsſtrategie übergehen muß, gerade deswegen iſt 
es um ſo notwendiger, uns nicht von Ungeduld zu verfrühten Aktionen fort⸗ 
reißen zu laſſen und nicht unſere letzten Patronen in einleitenden Scharmützeln 
zu verſchießen. 

Eine Agitation, die darauf angelegt iſt, in den arbeitenden Maſſen die 
Erwartung wachzurufen, ſie könnten darauf rechnen, daß wir in den nächſten 
Wochen ſchon zu immer ſchärferen Mitteln greifen und verſuchen werden, den 
Widerſtand der Regierung durch Maſſenſtreiks zu brechen; eine Agitation, die 
darauf angelegt iſt, uns in ein Dilemma, in eine Zwangslage zu bringen, in 
der nicht mehr wir die Situation beherrſchen, ſondern die Situation uns; die 
darauf angelegt iſt, uns binnen kurzem vor die Alternative zu treiben, entweder 
loszuſchlagen um jeden Preis, wie immer die Verhältniſſe liegen mögen, oder 
zum Geſpött der Welt zu werden: eine ſolche Agitation war nie gefährlicher 
als eben jetzt, wo wir ohne ſie einem ſicheren Siege entgegengehen, der uns 
die Bahn zum großen Endkampf freizulegen verſpricht. 

Sollte die Genoſſin Luxemburg mit ihrer Anregung eine Agitation in dieſem 
Sinne herbeiführen wollen, dann könnten wir ihr nicht folgen. 

Anders wäre es, wenn ſie nur beabſichtigte, den Maſſen die Beſchäftigung 
mit der Idee des Maſſenſtreiks nahezulegen und ſie mit dieſer vertraut zu 
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machen. Sie hätte dafür freilich eine ſehr unglückliche, mißverſtändliche Form 3 


gewählt, aber das braucht uns nicht zu hindern, ihr in dieſem Sinne zus 
zuſtimmen. * 

Seit dem Beſtand des Deutſchen Reiches waren die ſozialen, politiſchen, 
internationalen Gegenſätze niemals ſo geſpannt wie jetzt. Gerade, weil die 
nächſten Reichstagswahlen für das herrſchende Syſtem eine furchtbare Nieder⸗ 
lage unvermeidlich machen, müſſen wir mit der Möglichkeit rechnen, daß deſſen 
Heißſporne vorher große Kämpfe entfeſſeln, in denen ſie beſſer abzuſchneiden 
hoffen. Sie haben dazu viel mehr Urſache als wir. Wir haben keinen Grund, 
derartige Kämpfe zu provozieren. Aber das beſagt nicht, daß wir alles ruhig 
hinnehmen müßten, was unſere Gegner verüben, und daß wir ihnen wehrlos 
gegenüberſtänden. Nichts leichter möglich als Überraſchungen, die noch vor 


den nächſten Reichstagswahlen zu gewaltigen Entladungen und Kataſtrophen 


führen, in denen das Proletariat zum Aufgebot aller ſeiner Kräfte und Macht⸗ 
mittel hingeriſſen wird. Ein Maſſenſtreik unter ſolchen Umſtänden könnte 
ſehr wohl imſtande ſein, das beſtehende Regime hinwegzufegen. 


So falſch es mir erſcheint, eine Agitation zu entfalten, die uns in das 


Dilemma brächte: Maſſenſtreik unter allen Umſtänden oder moraliſcher Bankrott; 
ſo ſehr ich es für notwendig halte, unſer Pulver für die nächſte große Schlacht 
trocken zu halten, und ſo wahrſcheinlich es mir erſcheint, daß dieſe in den 
kommenden Reichstagswahlen geſchlagen wird, ſo verkehrt erſchiene es mir, 
nicht auch mit der Möglichkeit von Überraſchungen zu rechnen, und noch ver⸗ 
kehrter, den Maſſenſtreik für ſolche Fälle als völlig ausſichtslos hinzuſtellen. 

Wir haben in der jetzigen Situation alle Trümpfe in der Hand, wenn wir 
es verſtehen, begeiſterte Kühnheit mit ausdauernder Zähigkeit und kaltblütiger 
Klugheit zu verbinden. 


Siſhphusarbeit? 
Von Otto Sauer. 

Die Artikel des „Korreſpondenzblatt“ gegen Kautskys „Weg zur Macht“ 
liegen nun, in einer kleinen Broſchüre geſammelt, vor uns. Die Broſchüre 
iſt zweifellos ein wertvolles Dokument für jeden, der die Entwicklung der 
deutſchen Gewerkſchaften ſtudiert: ein hocherfreuliches Dokument der Erfolge, 
die ſich das deutſche Proletariat in zahlloſen Kämpfen errungen hat, aber 
leider auch ein weit weniger erfreuliches Zeugnis der Stimmungen, die im 
Großen Generalſtab der deutſchen Gewerkſchaften herrſchen. 


Den Kern des Schriftchens bildet der Nachweis, welche Erfolge einige 


große Gewerkſchaften den deutſchen Arbeitern erkämpft haben. Aus der Lohn⸗ 
ſtatiſtik der Baugewerbe und der Bauhilfsarbeiter, der Lederinduſtrie, der 
Holzinduſtrie, der graphiſchen Gewerbe, der Handels- und Transportarbeiter 
und des Fabrikarbeiterverbandes gewinnen wir ein anſchauliches Bild gewerk⸗ 
ſchaftlicher Erfolge. So erfreulich dieſes Bild iſt, bleibt es doch noch hinter 
der Wirklichkeit zurück. Keine Gewerkſchaftsſtatiſtik kann uns ja ſagen, wie 
das Erſtarken der Gewerkſchaften die Stellung des Arbeiters in der Fabrik 


1 Siſyphusarbeit oder poſitive Erfolge? Beiträge zur Wertſchätzung der 


Tätigkeit der deutſchen Gewerkſchaften. Berlin 1910, Verlag der Generalkommiſſion der 
Gewerkſchaften Deutſchlands. f 
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ſelbſt, fein Verhältnis zum Unternehmer, zum Fabrikbeamten, zum Werkmeiſter 


umgeſtaltet hat, wie im gewerkſchaftlichen Kampfe das Selbſtbewußtſein der 
Arbeiter erſtarkt iſt, wie unter dem Einfluß der Gewerkſchaften, ihrer Kämpfe 
und Siege das ganze Kulturniveau des deutſchen Proletariats erhöht worden 
iſt. Aber ſo unvollkommen die Gewerkſchaftsſtatiſtik auch iſt, wird doch kein 
Sozialdemokrat die kurze Zuſammenfaſſung einiger ihrer Ergebniſſe ohne 
Gefühle der Freude und Ergriffenheit leſen: wer die lebendige Wirklichkeit 
des Arbeiterdaſeins kennt, wird aus dieſen nüchternen Zahlen ein Lied von 
raſtloſer Arbeit Tauſender Männer und Frauen, von Opferwilligkeit und 
Selbſtzucht, von ſchlichtem Heldentum herausleſen, ein Lied von dem beiſpiel⸗ 
loſen Werke der Selbſterziehung zum Kampfe, das die deutſche Arbeiterklaſſe 
in ihrer Organiſation vollbracht hat. 

Und dennoch haben wir keine Seite des Büchleins ohne ein Gefühl des 
Mißmuts leſen, bei mancher kaum ein Gefühl des Ingrimms unterdrücken 
können. Das ſchöne Bild proletariſcher Arbeit und proletariſcher Siege wird 
uns leider in einem wahrhaft abſtoßenden Rahmen vorgeführt. 

Dem Verfaſſer der Broſchüre iſt die Geſchichte der Siege des deutſchen 
Proletariats nicht mehr als — ein Argument gegen Kautskys „Weg zur 
Macht“. Nicht um die indifferenten Arbeiter zu gewinnen, nicht um irre⸗ 
geführte Proletarier auf die Bahn des zielbewußten Klaſſenkampfes zu führen, 
erzählt er uns, was die Gewerkſchaften Deutſchlands Hunderttauſenden 
deutſcher Proletarier errungen und erobert haben. Die ganze Broſchüre richtet 
ihre Spitze gegen Kautsky. Dabei wird aber der Gegenſtand, aus deſſen Er⸗ 
örterung das Büchlein hervorgegangen iſt, ſo völlig entſtellt, daß es einiger 
Überlegung bedarf, ihm ſeine urſprüngliche Geſtalt und Farbe wiederzugeben. 

Kautsky hat bekanntlich behauptet, wir dürften nicht hoffen, daß die Ge⸗ 
werkſchaften „durch rein gewerkſchaftliche Methoden das Proletariat noch ein⸗ 
mal ſo mächtig vorwärts bringen, wie es ihm im letzten Dutzend Jahre 
gelang“ (S. 76). Darauf antwortet der Verfaſſer der Broſchüre mit dem 
Nachweis, wie groß die Erfolge des letzten Dutzend Jahre waren. Iſt dies 
eine Antwort? Kautsky fürchtet, daß die Zukunft unſeren Gewerkſchaften 
weniger günſtig ſein werde, als ihnen die Vergangenheit war; kann ich ihn 
damit widerlegen, daß ich beweiſe, was er nicht beſtritten, vielmehr energiſch 


betont hat, daß die Vergangenheit uns wirklich große Erfolge gebracht hat? 


Wer Kautskys Prognoſe nachprüfen will, dem ſagt die Lohnſtatiſtik der Ver⸗ 
gangenheit gar nichts; er muß einen ganz anderen Weg gehen. Er muß zus 
nächſt auf dem Wege der theoretiſchen Analyſe zu ermitteln verſuchen, wie 
ſich die objektiven Bedingungen des gewerkſchaftlichen Kampfes in der Zu⸗ 
kunft wohl geſtalten werden, welche Veränderungen jener Faktoren wir er⸗ 
warten dürfen, die die Größe des Angebots und der Nachfrage auf dem 
Arbeitsmarkt beſtimmen; er muß zweitens unterſuchen, wie die Entwicklung 
der Unternehmerorganiſationen auf der einen, der Gewerkſchaften auf der 


anderen Seite innerhalb des durch die objektiven Kampfbedingungen um⸗ 


ſchriebenen Rahmens die Kämpfe der Arbeiter beeinfluſſen wird. Auf Grund 
einer ſolchen Analyſe habe ich die Ausſichten des gewerkſchaftlichen Kampfes 


etwas optimiſtiſcher beurteilt als Kautsky, obwohl auch ich nicht verkenne, 
daß wir mit der Wirkſamkeit einiger der Arbeiterklaſſe ungünſtigen Faktoren 


rechnen müſſen, die die gewerkſchaftlichen Kämpfe der letzten beiden Jahr⸗ 


zehnte noch gar nicht oder nur mit geringer Kraft beeinflußt haben. Ich habe 
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daraus den Schluß gezogen, daß die gewerkſchaftlichen Kämpfe verſchärft und | 


erſchwert werden, daß aljo nur beſonders ſtarke, finanziell kräftige Organi⸗ 
ſationen dieſe Kämpfe werden mit Erfolg beſtehen können und daß auch ſie 
nicht werden verhindern können, daß die Teuerung den Arbeitern auf dem 
Warenmarkt wieder einen Teil deſſen rauben wird, was ſie ſich im Lohn⸗ 
kampf erringen werden. Dieſer Schluß mag von dem Kautskys allerdings 
um eine Nuance verſchieden ſein; aber ob wir nun die Sachlage etwas mehr 


oder etwas weniger optimiſtiſch beurteilen, ob wir den oder jenen Faktoren, \ 


die die theoretiſche Analyſe aufdeckt, eine größere oder eine kleinere Bedeutung 


zumeſſen, in jedem Falle unterſcheidet ſich dieſe Analyſe völlig von der 1 


Polemik des „Korreſpondenzblatt“, das, ſtatt die Verſchiedenheit der künftigen 
von den vergangenen Kampfesbedingungen zu unterſuchen, nur einige der von 
niemandem beſtrittenen Erfolge der Vergangenheit aufzählt und darum aus der 
ernſthaften theoretiſchen Diskuſſion über Kautskys Theſe überhaupt ausſcheidet. 

Nun hat Kautsky freilich auch behauptet, daß ſchon in den letzten Jahren 
der vergangenen Proſperitätsperiode die Lohnerhöhungen hinter der Steige⸗ 


rung der Preiſe der von den Arbeitern gekauften Lebensmittel und Gebrauchs⸗ 


gegenſtände zurückgeblieben ſeien. Dieſe Behauptung ſteht mit Kautskys An⸗ 
ſicht über die Kampfesbedingungen und Siegesausſichten in der Zukunft in 
keinem notwendigen Zuſammenhang; jede der beiden Behauptungen könnte 
falſch ſein, auch wenn die andere als richtig erwieſen würde. Daher würde 
der Nachweis, daß die Lohnerhöhungen der letzten Jahre die ſchädlichen Wir⸗ 
kungen der Teuerung völlig aufgehoben hätten, die Richtigkeit von Kautskys 
Prognoſe überhaupt nicht berühren, den Grundgedanken ſeines „Weg zur 
Macht“ alſo völlig unangetaſtet laſſen. Dem „Korreſpondenzblatt“ erſcheint 
aber gerade dieſe Behauptung als ein wahrer Anſchlag auf die Gewerk⸗ 


ſchaften, als ein Zeugnis der Mißachtung ihres Wirkens — eine Anſicht, 


deren Lächerlichkeit ſchon dadurch erwieſen wird, daß ganz dieſelbe Behaup⸗ 
tung, die Kautsky aufſtellt, in dem Offenen Schreiben wiederholt wurde, 
das im Herbſt des vergangenen Jahres die öſterreichiſchen Gewerk⸗ 
ſchaften den öſterreichiſchen Unternehmerverbänden zugeſchickt haben! Hunderte 
öſterreichiſcher Gewerkſchaftsverſammlungen haben im November und Dezember 
1909 beſchloſſen, den Unternehmerverbänden ein Schreiben zu ſchicken, das 
mit der Behauptung begann, die ſpärlichen Lohnerhöhungen der letzten Jahre 
ſeien nicht imſtande geweſen, die Arbeiter dafür zu entſchädigen, was ihnen 
durch das Steigen der Preiſe der Lebensmittel und der Wohnungen geraubt 
worden ſei. Dieſe Behauptung hält das „Korreſpondenzblatt“ für einen 
Beweis feindſeliger Geſinnung gegen die Gewerkſchaften! Die Polemik gegen 
dieſe Behauptung — in Oſterreich bemühen ſich die Unternehmerſekretäre und 
die Soldſchreiber der Agrarier um ihre Widerlegung! — wird wieder in einer 
eigenartigen Weiſe geführt. Das „Korreſpondenzblatt“ ſtellt den Ergebniſſen 
der gewerkſchaftlichen Lohnſtatiſtik die bekannte Calwerſche Preisſtatiſtik gegen⸗ 
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über: jo ſoll bewieſen werden, daß die Löhne ſchneller geſtiegen ſeien als die 


Preiſe. Ich gebe gern zu, daß Calwers Preisſtatiſtik ein ganz anregender 
Verſuch iſt, der ſich von älteren ähnlichen Verſuchen in mancher Hinſicht vor⸗ 
teilhaft unterſcheidet. Daß aber die Ergebniſſe einer notwendig rohen 
Schätzung, die auf der Verbrauchsſtatiſtik des Reiches, alſo aller Klaſſen ſeiner 
Bewohner beruht, mit den Ergebniſſen der Lohnſtatiſtik einzelner Berufe nicht 


unmittelbar verglichen werden können, weiß doch natürlich auch der Statiſtiker 
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Ä der Generalkommiſſion! Indeſſen will ich über dieſen Mangel mit ihm nicht 


rechten; ich bin überzeugt, daß die Behauptung, die Löhne ſeien in den Jahren 
1895 bis 1908 etwas ſchneller geſtiegen als die Preiſe, richtig iſt. Aber 
damit iſt die Theſe, daß die Lohnerhöhungen in den letzten Jahren der 
Proſperitätsperiode, alſo etwa in den Jahren 1906 bis 1908, hinter den 
Preiserhöhungen zurückgeblieben ſeien, doch nicht widerlegt! Das „Korreſpon⸗ 
denzblatt“ hat einfach einen längeren Zeitraum ins Auge gefaßt; es hat in 
eine Zeit zurückgegriffen, in der die Lebensmittelpreiſe eben noch nicht geſtiegen 
ſind und die Unternehmerverbände noch viel ſchwächer waren als heute! Der 
Ritter der Generalkommiſſion kämpft auch hier gegen Windmühlen. 

Iſt die Polemik alſo in der Grundlage verfehlt, ſo können wir uns wohl 
die Mühe erſparen, die vielen Irrtümer über Einzelheiten zu widerlegen. 
Ebenſowenig wird man uns wohl zumuten, die böswilligen Entſtellungen, 
deren die Broſchüre voll iſt, einzeln herzunehmen und zu widerlegen. Ein 
paar Proben werden genügen. Kautsky wünſcht angeblich die Entwick⸗ 
lung der Gewerkſchaften zu „einem Syndikalismus, der ſich zum Spielball 
aller möglichen Experimente mehr oder weniger unverantwortlicher Literaten 
hergibt“. Er vermeint, „mit einem Sack voll Phraſen die Welt erobern zu 
können“. Die gewerkſchaftliche Lohnſtatiſtik iſt notwendig, „um Buchgelehrten 
à la Kautsky das Handwerk zu legen“. Gegen ſolche Schmähungen pole— 
miſiert man nicht. Es genügt, ſie der ſozialiſtiſchen Offentlichkeit zu denunzieren. 

Da aber Männer, die an der Spitze der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung 
ſtehen, jedes Wort über die objektiven Bedingungen gewerkſchaftlicher Kämpfe 
als einen Anſchlag auf die Gewerkſchaften anſehen, mögen wohl einige Worte 
über die Notwendigkeit ſolcher Unterſuchungen nicht überflüſſig ſein. 

Die Ausführungen in Kautskys „Weg zur Macht“, über die einige deutſche 
Gewerkſchafter ſo erboſt ſind, ſind nichts anderes als ein Beitrag zur Lehre 
von den Grenzen der Gewerkſchaftsbewegung. Dieſe Lehre iſt ſo alt 
wie der moderne Sozialismus; der Nachweis, daß aller Reformarbeit inner⸗ 
halb der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung — der politiſchen und genoſſen⸗ 
ſchaftlichen ganz ebenſo wie der gewerkſchaftlichen — enge Grenzen geſetzt ſind 
und daß darum die Arbeiterklaſſe mit dieſer Geſellſchaftsordnung niemals 
Frieden ſchließen kann, ſondern ſie völlig umwälzen muß, iſt ein unentbehr⸗ 
licher Beſtandteil der Kritik der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe und 
des Nachweiſes der Notwendigkeit des Sozialismus. Was das „Kor⸗ 
reſpondenzblatt“ für eine Kritik der Gewerkſchaften hält, iſt in Wahrheit eine 
Kritik des Kapitalismus. Am notwendigſten iſt dieſe Kritik natürlich dort, 
wo die Arbeiter lange glaubten, mit der gewerkſchaftlichen Aktion allein ihr 
Auskommen zu finden und auf den Kampf um die Eroberung der politiſchen 
Macht verzichten zu können, alſo vor allem in der angelſächſiſchen Welt. Ich 
rate den Kritikern Kautskys, die kurze Geſchichte der engliſchen Labour Party 
zu leſen, die Frank Roſe unter dem Titel „The coming force“ veröffentlicht 
hat (Verlag der Independent Labour Party). Dieſer Bewunderer der aus den 
Trade Unions zuſammengeſetzten Labour Party, der den engliſchen Gewerk— 
ſchaften ſo wenig feindſelig gegenüberſteht, daß ſeine Geſchichte der engliſchen 
Arbeiterpartei gerade darum mißlungen iſt, weil er ihre Keime allzu ausſchließlich 
in den Verhandlungen der Trade Unionskongreſſe ſucht — dieſer Mann, der 
Reformiſt durch und durch iſt, bewertet die rein gewerkſchaftlichen Kampfmittel 
viel niedriger, als irgend ein feſtländiſcher Marxiſt dies täte, er bezeichnet den 
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Ausſtand geradezu als ein veraltetes, kaum noch anwendbares Kampfmittel! 
Solche Übertreibungen ſind die unvermeidliche Reaktion gegen das engliſche 
Nurgewerkſchaftertum. 

Auf dem Feſtland ſind wir glücklicherweiſe in anderer Lage als unſere 
engliſchen Genoſſen. Aber auch hier iſt es von Zeit zu Zeit nötig, den Ar⸗ 
beitermaſſen zu ſagen, daß der Kapitalismus allen Bemühungen der politiſchen 
wie der gewerkſchaftlichen Organiſation Schranken ſetzt, die erſt mit dem Kapi⸗ 
talismus ſelbſt verſchwinden können. In dieſer Lage ſind wir heute zum Bei⸗ 
ſpiel in Oſterreich, wo eine durch überraſchend große Erfolge verwöhnte Ar⸗ 
beiterſchaft mißmutig zu werden begann, als die Zeit ſowohl für den politiſchen 
als auch für den gewerkſchaftlichen Kampf ungünſtiger wurde. Als der „Kampf“ 
jüngſt, dieſe Stimmung zu bekämpfen, wieder auf die Grenzen politiſcher und 
gewerkſchaftlicher Reformarbeit innerhalb der kapitaliſtiſchen Welt hinwies, 
wurden ſeine Ausführungen von den meiſten öſterreichiſchen Partei⸗ und Ge⸗ 
werkſchaftsblättern übernommen; Politiker und Gewerkſchafter haben es als 
ihr Bedürfnis empfunden, die Lehre von den Grenzen der Reformarbeit zu 


den Maſſen zu tragen! Nicht „Buchgelehrte à la Kautsky“, ſondern Praktiker, 


die marxiſtiſcher „Orthodoxie“ nicht verdächtig ſind, haben hier dieſes Be⸗ 
dürfnis gefühlt. 

Wenn einzelne deutſche Gewerkſchafter jedes Wort über die Grenzen ge⸗ 
werkſchaftlicher Aktion als einen Beweis der Geringſchätzung ihrer Tätigkeit 
anſehen, ſo mögen ſie ſich doch deſſen erinnern, daß der moderne Sozialismus 
ſtets mit nicht geringerem Nachdruck auch auf die Grenzen der politiſchen 
Reformarbeit hingewieſen hat — die Intereſſen der proletariſchen Geſamt⸗ 
bewegung gegen die beſonderen Bedürfniſſe jedes ihrer Teile zu vertreten, hat 
ja ſchon das Kommuniſtiſche Manifeſt den Kommuniſten als ihre Aufgabe zu⸗ 
gewieſen. Es gibt nur eine Arbeiterbewegung; es iſt dasſelbe Proletariat, 
das den politiſchen und den gewerkſchaftlichen Kampf führt. Aber die Arbeits⸗ 
teilung unter den Vertrauensmännern des Proletariats erzeugt die Gefahr, 
daß jeder einzelne von uns die Intereſſen des gemeinſamen Ganzen den An⸗ 
forderungen ſeiner beſonderen Teilarbeit opfert. Dieſer aus der Arbeitsteilung 
hervorgehenden und darum unvermeidlichen Gefahr ſucht der Marxismus ent⸗ 
gegenzuwirken. Er kritiſiert darum die Gewerkſchaften, wo ſie die politiſche 
Bewegung des Proletariats hemmen oder ihren Bedürfniſſen verſtändnislos 
gegenüberſtehen. Er kritiſiert aber ganz ebenſo auch die Politiker, wo ſie den 
Bedürfniſſen der Gewerkſchaften nicht Rechnung tragen. So führen gerade in 
dieſen Tagen viele tſchechiſche Gewerkſchafter mit Marxens Lehre im Herzen 
und Marxens Worten im Munde den Kampf gegen jene tſchechiſchen Politiker, 
die, den vermeintlichen Bedürfniſſen der Partei zuliebe, den Gewerkſchaften 
unzweckmäßige Organiſationsformen auferlegen wollen. Hier gegen gewerk⸗ 
ſchaftliche, dort gegen politiſche Einſeitigkeit gewendet, vertritt der Marxismus 
überall die Intereſſen der proletariſchen Geſamtbewegung. Darum iſt es ein⸗ 
ſichtslos, ihn feindſeliger Geſinnung gegen die Gewerkſchaften zu beſchuldigen. 

Als Kautskys „Weg zur Macht“ erſchien, habe ich meine Bedenken im 
„Kampf“ vorgebracht. Kautskys Entgegnung in der „Neuen Zeit“ hat mich 
über einzelne Fragen beruhigt; über andere Einzelfragen denke ich auch heute 
noch anders als Kautsky. Indeſſen find dies Differenzen innerhalb einer 
gemeinſamen Grundanſchauung. Da nun das „Korreſpondenzblatt“ meint, 
ſich auf einige meiner Sätze berufen zu können, iſt es mir ein wahres Bedürfnis, 
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zu ſagen, daß ich mit der Kritik des „Korreſpondenzblatt“, die in der Sache 
nichts beweiſt und in der Form unziemlich iſt, nichts zu ſchaffen habe. Wäre 
ich Kautskys Gegner, dann würde ich immer noch dieſe Bundesgenoſſenſchaft 
ſcheuen: Les ennemis de nos ennemis ne sont pas nos amis. Indeſſen vereint 
mich auch in dieſer Sache mit Kautsky weit mehr, als mich von ihm trennt. 
Wenn ich auch mit einzelnen ſeiner Argumente nicht ganz einverſtanden bin, 
jo teile ich doch die Überzeugung, deren Propaganda fein „Weg zur Macht“ 
dient: die Überzeugung, daß alle Zweige der großen internationalen Arbeiter⸗ 
bewegung, der wir alle, jeder an ſeiner Stelle, nach Kraft und Fähigkeit dienen, 
ihre Einheit finden müſſen im Geiſte der proletariſchen Revolution, in dem 
ſiegesfreudigen Glauben an der nahenden Zukunft großen Tag. 


Die Tarifverträge während der Kriſe. 
Von R. Leopold (Berlin). 


Daß die Tarifverträge die wirtſchaftlichen Kämpfe vermindern und als ge⸗ 
werbliche Friedensdokumente anzuſehen ſind, wird jetzt in ſchlagender Weiſe da⸗ 
durch widerlegt, daß durch die Verträge große Streiks und Ausſperrungen faſt zu 
regelmäßig wiederkehrenden Einrichtungen geworden ſind und dabei einen immer 
größeren Umfang annehmen. Trotzdem werden die Verträge als Kampfesmittel 
der Gewerkſchaften zu immer größerer Anwendung gelangen, um beſſere und ein⸗ 
heitliche Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen durchzuſetzen und dieſelben während den 
ungünſtigen Geſchäftsperioden zu erhalten. Allerdings werden allein ſtarke und 
leiſtungsfähige Organiſationen günſtige Verträge erlangen. 

Ihr Hauptvorteil liegt darin, daß ſie während den alljährlich wiederkehrenden 
ungünſtigen Geſchäftsperioden das Zurückgehen der Löhne und Verdienſte ver— 
hindern, beſonders während einer Kriſe. Deshalb enthalten alle Tarifverträge Be⸗ 
ſtimmungen, die eine Herabſetzung der Löhne verhindern ſollen. 

Ein Urteil über die Wirkung der Verträge während der Kriſe, das ſich auf 
ſtatiſtiſche Ergebniſſe ſtützen kann, liefert zum erſten Male die vom Deutſchen 
Holzarbeiterverband veranſtaltete ſtatiſtiſche Erhebung über die Lohn— 
und Arbeitsbedingungen in der Berliner Holzinduſtrie. Der Vergleich 
der Ergebniſſe dieſer Statiſtik mit früheren läßt ein maßgebendes Urteil zu, da an 
25000 Perſonen an ihr beteiligt waren. Die Organiſation der Berliner Holz- 
arbeiter umfaßt rund 20 Berufe und Branchen; für die Mehrzahl derſelben be— 
ſtehen Tarifverträge. Die Statiſtik zeigt den Unterſchied der Lohnſchwankungen in 
den Gewerben mit und ohne Verträge, und aus dieſem Unterſchied laſſen ſich 
Schlußfolgerungen über die Wirkung der Verträge in der Kriſe ziehen. 

Bei der ſtatiſtiſchen Erhebung wollte der Holzarbeiterverband feſtſtellen, in 
welchem Maße die wirtſchaftliche Kriſe auf die Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen ein⸗ 
gewirkt hat. Zu einer ſolchen Ermittlung konnte der Herbſt 1909 als recht geeignet 
gelten, denn der wirtſchaftliche Niedergang hatte damals in der Berliner Holz⸗ 
induſtrie eben ſein Ende erreicht, und alle Anzeichen eines beſſeren Geſchäftsganges 
machten ſich bemerkbar. Ehe die Kriſe hereinbrach, gerade in dem Monat, als die 
Zahl der beſchäftigten Holzarbeiter in Berlin den höchſten Stand erreicht hatte und 
es nun unaufhaltſam abwärts ging, im November 1906, hatte ebenfalls eine ſtati⸗ 
ſtiſche Aufnahme ſtattgefunden. Damals konnte ermittelt werden, auf welche Höhe 
der Holzarbeiterverband die Löhne in der Hochkonjunktur gebracht hatte. Ein Ver⸗ 
gleich der Ergebniſſe beider ſtatiſtiſchen Aufnahmen müßte, ſoweit nicht noch andere 
Faktoren auf die Löhne eingewirkt haben, die Einwirkungen der Kriſe zeigen. 

So hatten in der Periode zwiſchen den beiden ſtatiſtiſchen Aufnahmen, im 
Mai 1907, alſo bereits in der beginnenden Kriſe, die Unternehmer eine fünf⸗ 
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prozentige Lohnerhöhung bewilligen müſſen, die ſich auf 11187 Perſonen erſtreckte. 
Bei der im Februar 1909 vertraglich eingetretenen Arbeitszeitverkürzung iſt aber 
der Lohn für einen Teil dieſer Arbeiter um einen Stundenlohn wöchentlich, alſo 
um etwa 1½ bis 2 Prozent geſunken. Für die bei Lohnerhöhung nach der Aus⸗ 
ſperrung in Betracht kommenden Branchen kann man alſo den 1906 feſtgeſtellten 
Lohn für 1907 um 5 Prozent höher rechnen und dieſen Verdienſt mit dem von 
1909 in Vergleich ſtellen. 

Die Verträge in der Berliner Holzinduſtrie enthalten die Beſtimmung, daß 
Lohnabzüge unzuläſſig ſind und Verſchlechterungen der Lohn- und Arbeitsbedin⸗ 
gungen nicht ſtattfinden dürfen. Eine vollſtändige Gewähr gegen einen Rückgang 
der Löhne bieten aber die Verträge nicht, denn ſie ſind noch ſehr unvollkommen. 
Sie enthalten keine beſtimmten Lohnſätze für Lohnarbeiter und keine Mindeſtlöhne. 
Die Akkordpreiſe ſind nur für Bautiſchler, Einſetzer und Treppengeländerarbeiter 
tariflich geregelt. Die große Maſſe der Möbeltiſchler hat trotz des Vertrags nur 
zum Teil Werkſtattakkordtarife. Direkte Abzüge von den beſtehenden Löhnen und 
Akkordtarifen dürfen die Unternehmer freilich nicht vornehmen, ohne ſich vor der 
Schlichtungskommiſſion verantworten zu müſſen. Aber beim Wechſel der Arbeiter, 
bei Neueinſtellungen konnten ſie leicht billigere Leute annehmen, die ſich in der 


Kriſe maſſenhaft anboten. Die Akkordarbeiten wechſeln ebenfalls. Fortgeſetzt werden 


neue Arbeiten eingeführt, für die ein beſtimmter Akkordpreis noch nicht beſteht. Auch 
für ſolche Arbeiten fanden ſich Leute, die mit einem niedrigeren Verdienſt zufrieden 
waren. Dadurch war ein Sinken der Durchſchnittslöhne ſehr wohl möglich. 

Die Beſtimmungen der Verträge gelten auch nicht für alle Betriebe der 
Branche, die einen Vertrag abgeſchloſſen hat, ſondern nur für diejenigen, die Mit⸗ 
glied der vertragſchließenden Unternehmerorganiſation ſind. Die übrigen Unter⸗ 
nehmer können bei gutem Geſchäftsgang allerdings gezwungen werden, die gleichen 
und auch höhere Löhne und Preiſe zu zahlen, wie ſie die Tarifverträge vor⸗ 
ſchreiben. Aber in der Kriſe ſind Verſchlechterungen oft nicht abzuwehren. Von 
ſolchen Werkſtattabwehrſtreiks ſind in den Kriſenjahren eine Anzahl verloren ge⸗ 
gangen, und die dadurch eingetretene Lohnverſchlechterung mußte ungünſtig auf 
den Durchſchnittsverdienſt einwirken. Jedoch iſt nicht zu beſtreiten, daß die Ver⸗ 
träge auch auf die Lohnverhältniſſe in Nichtvertragsbetrieben und in verwandten 
Branchen von beſtimmendem Einfluß waren. 

Die Mängel der Verträge und die Tatſache, daß nicht alle Betriebe der be⸗ 
treffenden Branchen den Verträgen unterſtellt ſind, muß mit in Betracht gezogen 
werden, wenn man ſich ein Urteil bilden will, in welcher Weiſe Verträge ein 
Sinken der Löhne während der Kriſe verhindern können. 

Die ſtatiſtiſch ermittelten Durchſchnittslöhne der Berliner Holzarbeiter be⸗ 
tragen nun: 


1909 (alſo am Ende der Kriſe . . . . 32,93 Mark für 23 682 Perſonen 
1906 (am Ende der Hochkonjunktur und An⸗ 
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Bei noch früheren ſtatiſtiſchen Aufnahmen: 
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In den Jahren 1907 bis 1909 konnte der Holzarbeiterverband den Durch⸗ 
ſchnittsverdienſt immerhin noch um 40 Pfennig für rund 24000 Perſonen ſteigern. 
In dieſem Durchſchnitt ſind noch die Branchen und Perſonen eingeſchloſſen, deren 
Verdienſte geſunken ſind. 

Nun iſt die Steigerung des Durchſchnittsverdienſtes während der Kriſe nicht 
auf das Beſtehen der Verträge zurückzuführen. Das ſoll aber auch nicht geſagt 
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ſein. Wie ſchon angeführt, brachten die Ausſperrung im Frühjahr 1907 ſowie die 
anſchließenden Werkſtattkämpfe in Nichtvertragswerkſtätten für 11187 Arbeiter eine 
Lohnerhöhung von 5 Prozent (1,69 Mark durchſchnittlich). Nimmt man nun an, 
daß der Durchſchnittsverdienſt der für die Lohnerhöhung in Betracht kommenden 
Arbeitergruppen von 1906 zu 1907 um 5 Prozent geſtiegen iſt, ſo bekäme man für 
dieſe folgende Zahlen: 


1909 1907 1906 1905 
Mark Mark Mark Mark 
88821 Möbeltifchler . . . 33,71 34,45 32,81 31,86 
1993 Möbelpolierer . . 31,39 31,51 30,01 30,71 
1572 Maſchinenarbeiter . . 32,72 32,91 31,34 30,98 


Die Kriſe würde alſo dieſen am Anfang derſelben zu berechnenden Höchſtſtand 
der Löhne heruntergebracht haben bei den Möbeltiſchlern um 0,74 Mark, bei den 
Möbelpolierern um 0,12 Mark und bei den Maſchinenarbeitern um 0,19 Mark. 
Für die Bautiſchler und Treppengeländerarbeiter, die ebenfalls Verträge mit dem 
Arbeitgeberſchutzverband haben, 1907 aber keine Lohnerhöhung erhielten, betragen 
die ſtatiſtiſch ermittelten Löhne für Bautiſchler 1909 35,09 Mark, 1906 35,51 Mark; 
für Treppengeländerarbeiter 1909 34,46 Mark, 1906 34,66 Mark. Der Rückgang 
beträgt bei den Bautiſchlern 0,48 Mark und bei den Treppengeländerarbeitern 
0,20 Mark pro Woche. 

Für dieſe angeführten fünf Branchen iſt der durchſchnittliche Verdienſt zurück⸗ 

gegangen, jedoch lange nicht in dem Maße, wie allgemein angenommen wurde und 
wie ſogar die Leitung des Holzarbeiterverbandes befürchtet hatte. Zieht man nun 
noch die Lücken und Mängel der Verträge in Betracht und weiß man, daß die 
Organiſation der Holzarbeiter in Berlin von 28000 Mitgliedern 1906 auf 24000 
im Jahre 1908 und 1909 zurückgegangen iſt und dadurch den Einfluß auf eine 
Anzahl Betriebe eingebüßt hat, ſo muß man aus den Ergebniſſen der Sta⸗ 
tiſtik ſchließen, daß die Verträge ein Mittel waren, durch welches der 
Holzarbeiterverband die Löhne während der Kriſe faſt auf gleicher 
Höhe halten konnte. Günſtigere Verträge, die nicht mehr mit den ſchon er⸗ 
wähnten Mängeln behaftet ſind, mußten alſo ſogar bei gleichbleibender Stärke der 
Arbeiterorganiſation zur Verhinderung jeden Lohnrückganges angewendet werden 
können, ſelbſt in einer ſolch ſchweren Kriſe, wie ſie in der Berliner Holzinduſtrie 
1907/08 geherrſcht hat. 

Der Einwand kann nicht erhoben werden, daß die Löhne der Berliner Holz⸗ 
arbeiter deshalb nicht mehr geſunken ſind, weil die Holzinduſtrie nur wenig von 
der Kriſe betroffen wurde. Im Gegenteil: die Berliner Holzinduſtrie hatte eine 
derartig ſchwere Kriſe in früheren Jahren noch nicht zu verzeichnen. Wurden doch 
1908 und 1909 faſt je 40000 Arbeitsloſe in den beiden Nachweiſen ein⸗ 
geſchrieben. Die Höchſtzahl der Arbeitsloſen betrug 1908 4559, 1909 4309 bei 
einem Mitgliederbeſtand von 24000 im Durchſchnitt. An Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung wurden gezahlt 1908 504 860,26 Mark, 1909 288 233,96 Mark. Das beweiſt 
wohl zur Genüge, daß die Berliner Holzarbeiter von der Kriſe durchaus nicht ver⸗ 
ſchont worden ſind. a 

Nicht alle Branchen der Berliner Holzinduſtrie weiſen einen Rückgang der 
Löhne während der Kriſe auf. Die Stockarbeiter konnten ihren Durchſchnittslohn 
von 30,08 Mark im Jahre 1906 auf 32 Mark im Jahre 1909 ſteigern. Dies war 
möglich durch eine günſtige Erneuerung des 1908 abgelaufenen Stockarbeiter⸗ 
vertrags. Der Durchſchnittsverdienſt der Vergolder ſtieg von 29,07 auf 30,08 Mark. 
Für einen Teil der Vergolder, nämlich die Rahmenvergolder, wurde im Herbſt 1907 
ein neuer Vertrag vereinbart, der eine Lohnerhöhung von 7 Prozent brachte. Auch 
in einigen anderen kleineren Branchen konnten die Löhne durch Verträge der ein⸗ 
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zelnen Betriebe wie auch der ganzen Branche auf annähernd gleicher Höhe ges 
halten, teilweiſe noch etwas geſteigert werden. 1 

Andere Branchen der Holzinduſtrie, für die keine Verträge beſtehen, liefern ein 
treffendes Beiſpiel dafür, wie tief die Löhne ſinken können, wenn die Organiſation 
nicht in der Lage iſt, durch Anwendung günſtiger Tarifverträge den Verdienſt⸗ 
rückgang während der Kriſe aufzuhalten. Am deutlichſten tritt das bei den Parkett⸗ 
bodenlegern in Erſcheinung. Bis zum Jahre 1905 beſtand für die Branche ein 
Tarifvertrag, den die Unternehmer 1906 für abgelaufen erklärten, weil er nicht 
ausdrücklich die Beſtimmung enthielt, daß er jeweils ein Jahr weiter gilt, wenn er 
nicht rechtzeitig gekündigt wird. Es hieß darin nur: „Der Vertrag gilt ein Jahr 
weiter.“ Dieſes Jahr erklärten ihn die Unternehmer für abgelaufen. Auf eine 
Erneuerung des Vertrags wollten ſie ſich nicht einlaſſen, ſo wurde dann ohne 
Tarifvertrag gearbeitet. Die Unternehmer verſuchten nun, beim Eintritt der Kriſe 
Abzüge vorzunehmen. Die dadurch hervorgerufenen Streiks und Sperren gingen 
verloren, weil ſich unter den zahlreichen Nichtorganiſierten und Überläufern aus 
anderen Branchen genügend Arbeitswillige fanden. Kein Unternehmer zahlte den 
Tarif mehr. Das vorher durch den Tarif verbotene Zwiſchenunternehmerſyſtem 
griff wieder um ſich, und die während der Kriſe bei jenen beſchäftigten Bodenleger 
arbeiteten bis 50 Prozent unter dem Tarif. Als im Sommer 1909 eine allmähliche 
Beſſerung der Geſchäftslage eintrat, ſetzten die Bodenleger einer Anzahl Geſchäfte 
eine Aufbeſſerung der Preiſe durch, trotzdem waren die Akkordſätze im Herbſt, wie 
eine genaue Kontrolle zeigte, noch genau 30 Prozent niedriger wie die Sätze des 
früheren Tarifs. Sämtliche 327 damals beſchäftigten Bodenleger arbeiteten unter 
dem Tarif. Die Statiſtik weiſt Durchſchnittslöhne auf von 42,76 Mark im 
Jahre 1905, 36,85 Mark 1906 und 34,89 Mark 1909. 1906 mögen die Bodenleger 
noch ebenſoviel verdient haben wie 1905, trotz des Unterſchieds, daß die Statiſtik 
von 1906 am Jahresſchluß aufgenommen wurde, zu einer Zeit alſo, in der die 
Bodenleger auf den Bauten kürzere Arbeitszeit haben, während die ſtatiſtiſchen 
Aufnahmen von 1905 wie auch von 1909 im Herbſt erfolgten, wo Arbeitszeit und 
Verdienſt unverkürzt ſind. Für die übrigen Branchen der Holzinduſtrie kommt ein 
ſolcher Unterſchied nicht in Betracht. Übrigens iſt der Verdienſt faſt aller übrigen 
Branchen in dem einen Jahre 1905/06 geſtiegen, für alle rund 25000 Beteiligten 
von 31 auf 32,53 Mark. Bei den Bodenlegern aber iſt der Verdienſt in der ver⸗ 
tragsloſen Zeit von 42,76 Mark im Jahre 1905 auf 34,89 im Jahre 1909, alſo um 
7,87 Mark geſunken. : 

Die Branchen der Bürſtenmacher, Kammacher, Jalouſiearbeiter und zum Teil 
die Drechſler haben keinen Tarifvertrag, und ihre Löhne ſind ebenfalls geſunken, 
wenn auch nicht ſo ſtark wie bei den Bodenlegern. Die Durchſchnittslöhne dieſer 
Branchen betrugen: 


1906 1909 
Bürſtenmacher 24,85 Mark 24,08 Mark 
Drech fer! 29, 5 28, 802 
Jalouſtear beiter, 31 
Kammache ,, ebd... 24,24 = 


Die Jalouſiearbeiter hatten bis zum 1. März 1908 einen Tarifvertrag, den die 
Unternehmer gekündigt, aber nicht mehr erneuert haben. In den anderen drei 
Branchen beſtehen zwar auch noch alte Tarife, die aber nicht vertraglich vereinbart 
ſind. Würde es in den Branchen ebenſo wie bei den Bodenlegern zu einer Un⸗ 
gültigkeitserklärung der alten Tarife bei Beginn der Kriſe gekommen ſein, ſo hätte 
man mit einem weit größeren Rückgang der Löhne rechnen müſſen. 

Die Statiſtik der Berliner Holzarbeiter zeigt alſo an einzelnen Branchen, 
welchen Rückgang die Löhne in der Kriſe annehmen können, ſie weiſt aber auch 
nach, daß ſich die Tarifverträge dazu anwenden laſſen, die Löhne während der 
Kriſe auf faſt gleicher Höhe zu halten. 
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Dr. Hermann Levy, Monopole, Kartelle und Srufts in ihren Beziehungen zur 
Organiſation der kapitaliſtiſchen Induſtrie. Jena, Guſtav Fiſcher. 7,50 Mark. 
Herr Levy hat im genannten Werke eine recht inſtruktive Arbeit geliefert, die 
zum Verſtändnis des Kartellproblems viel beitragen kann. Er ſchildert die eng⸗ 
liſchen Verhältniſſe, vergleicht ſie mit den deutſchen und amerikaniſchen und zieht 
dann allgemeine Schlüſſe, die etwas unklar, verſchwommen — wohl infolge der 
ungenügenden theoretiſchen Erkenntnis —, aber dennoch meiſt zutreffend ſind. 

Schon die Charakteriſtik der Monopolorganiſationen im ſechzehnten Jahrhundert 
iſt beachtenswert. Dieſe entſtanden gewöhnlich durch beſondere königliche Erlaſſe, 
wurzelten aber tatſächlich in den damaligen Produktionsverhältniſſen, ſo daß das 
engliſche Parlament außerſtande war, die Monopole erfolgreich zu bekämpfen. 
Über die Wirkung eines Antimonopolgeſetzes von 1624 äußerte ſich ein Parlaments⸗ 
mitglied wie folgt: 

Vovz Beſſere Geſetze als dies hätten gegen die Projektenmacher gar nicht gemacht 
werden können — und doch ſind in den letzten Jahren, faſt als ob das Geſetz ihr 
Urheber wäre, mehr Monopole und Freiheitsverletzungen vorgekommen als in irgend 

einer Zeit ſeit der Eroberung (Englands, 1066).“ 

Im ſiebzehnten und beſonders im achtzehnten Jahrhundert wurde der Kampf 
gegen die Monopole noch heftiger geführt; 1711 wurde dann ein Verbot erlaſſen, 
das ſich ausdrücklich gegen alle Kontrakte und Vereinbarungen wandte, die zum 
Zwecke der Monopoliſierung von Kohle zwiſchen Kohlenbeſitzern und anderen ge— 

troffen würden. Und 1771 bildete ſich wieder ein Kohlenkartell, das bis 1843 

exiſtierte und ſchon alle Mittel der heutigen Kartelle zur Preisregulierung in Ans 

wendung brachte, nämlich die Kontingentierung, Fördereinſchränkung und Unter⸗ 

jochung des Handelskapitals. Die Fördereinſchränkung ging fo weit, daß 1843 

nur 44 Prozent der urſprünglichen Baſis tatſächlich zum Verkauf geſtellt wurden. 

5 Man ſieht, daß die Kartelle keineswegs eine vollſtändig neue Erſcheinung im 

Wirtſchaftsleben bilden, und tatſächlich rechnet mit ſolchen Monopolbildungen John 

Stuart Mill, von Marx ſchon gar nicht zu reden. 

In der ſpäteren Zeit haben ſich bekanntlich die Kartelle in England viel 
geringer entwickelt als in Deutſchland oder in den Vereinigten Staaten von Nord- 

amerika. Liefmann ſuchte den Grund dafür in dem extremen Individua⸗ 
lismus der Engländer. Demgegenüber bemerkte er mit Recht, daß „dieſer Glaube 
an den wirtſchaftlichen Individualismus immer dort eine Grenze gefunden hat, 
wo der einzelne Volksgenoſſe ſich nicht als Konſument, ſondern als Produzent 
fühlt“. Er beruft ſich dabei auf einen Engländer, Profeſſor Clapham, der 1907 
ſchrieb, daß „dieſe Hinderniſſe überwunden werden, wenn ein Gewinn zu machen 
oder ein Verluſt zu verhindern iſt“. 


* 


Dr. Levy ſelber reſümiert die Gründe für die geringere Vertruſtung der eng⸗ 


liſchen Induſtrie wie folgt: 


„Durch das Fehlen der Schutzzölle, den unbedeutenden Einfluß des Frachten⸗ 
ſchutzes und das geringe Vorhandenſein mineraliſcher Bodenproduktion mit natio⸗ 
nalem Monopolcharakter und leichter Monopoliſierbarkeit iſt innerhalb der britiſchen 

Großinduſtrie die Möglichkeit der Monopolbildung, ſoweit die ausländiſche Kon⸗ 
kurrenz in Frage kommt, auf ein im Vergleich zu Deutſchland und den Vereinigten 
Staaten kleines Gebiet beſchränkt. In dieſem Gebiet freilich iſt eine mehr oder 
minder große Immunität vor fremder Konkurrenz gegeben. Gelingt es aber hier, 
den unländiſchen Wettbewerb auszuſchalten oder zu beſchränken, ſo iſt dennoch die 
Möglichkeit einer monopoliſtiſchen Preiserhöhung geringer, die Grenzen, welche einer 
ſolchen gezogen ſind, enger und demnach der zu erwartende monopoliſtiſche Gewinn 
im allgemeinen kleiner als in Ländern, welche Schutzzoll, Frachtenſchutz und zahlreiche 
mineraliſche Bodenproduktion mit monopoliſtiſchem Charakter aufzuweiſen haben.“ 


A 
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Dennoch hat ſich in den letzten Jahren eine ganze Reihe von Truſts gebildet. 
Die Vorausſetzung dafür ſieht Levy ganz richtig in der Betriebskonzentration. Ein 
je größeres Anlagekapital notwendig iſt, um ein neues Unternehmen ins Leben zu 
rufen, und je geringer die Zahl der Unternehmer iſt, um ſo leichter kann und 
wird die Vertruſtung der Produktion vor ſich gehen. Die Konkurrenz der aus⸗ 
ländiſchen Kartelle hilft ſomit den großen Unternehmungen in England, die kleineren 
Betriebe zu vernichten, und dann ſchließen die Großen untereinander Kartelle ab. 
So bildete ſich das internationale Schienenkartell, zu dem die engliſchen, ameri⸗ 
kaniſchen, deutſchen, belgiſchen und ruſſiſchen Produzenten gehören. Auf ähnlichem 
Wege ging die Bildung des Tabakkartells vor ſich. N 

Dr. Levy hat daher meines Erachtens vollkommen recht, wenn er ſeine Unter⸗ 
ſuchung mit den Worten ſchließt: „Dasſelbe Volk, das als erſtes und unter einem 
großen Aufwand von Energie die Schranken beſeitigte, die früher der Entfaltung 
freier gewerblicher Konkurrenz entgegenſtanden, wähnt noch heute, für alle Zeiten 
jene Freiheit erobert zu haben. So wird vielleicht noch einige Zeit dahingehen, 
bis auch ihm die Überzeugung wird, daß auf großen Gebieten der induſtriellen 
Produktion eine organiſatoriſche Umwälzung anbricht, welche das wirtſchaftspolitiſche 
Denken und Handeln vor neue Aufgaben ſtellt.“ Ob Dr. Levy dieſe „neuen Auf⸗ 
gaben“ in ihrer vollen Tragweite überſieht, iſt aus dem vorliegenden Werke 
nicht zu urteilen. M. N. 


Die Judenpogrome in Rußland. Herausgegeben im Auftrag des Zioniſtiſchen 
Hilfsfonds in London. I Allgemeiner Teil, II. Einzeldarſtellungen. Leipzig 
und Köln 1910, Jüdiſcher Verlag. Preis 8 Mark. 


Vom Zioniſtiſchen Hilfsfonds in London wurde 1905/06 eine „Kommiſſion zur 
Erforſchung der Pogrome“ eingeſetzt, und in dem angeführten zweibändigen, zirka 
1000 Seiten umfaſſenden Werke ſind nun die Reſultate dieſer Unterſuchung ver⸗ 
öffentlicht. Leider erfahren wir aber ſehr wenig, wie und von wem dieſe Arbeit aus⸗ 
geführt wurde. Die Herausgeber verſichern, daß ihren Mitarbeitern die Objektivität 
zur Pflicht gemacht wurde, was indes herzlich wenig beſagt. Genaue Angaben 
über die Zuſammenſetzung der Enquetekommiſſion hätten erſt ermöglicht, über den 
Wert dieſer Berichte zu urteilen. Dann ſind die Antworten der Berichterſtatter 
nur zum Teil genau wiedergegeben; in den meiſten Fällen ſind ſie als Material 
neben vielen anderen Berichten zu einer allgemeinen Schilderung vereinigt. Somit 
iſt die Nachprüfung der Richtigkeit der geſammelten Angaben faſt unmöglich. Viel 
wertvoller wäre ſchon, wenn die Herren Zioniſten einfach die offiziellen Berichte 
und die Verhandlungen in den Pogromprozeſſen, ſoweit fie zu erhalten find, ver⸗ 
öffentlicht hätten. Die privaten Berichte ermangeln der Beweiskraft und ſind auch 
lückenhaft. Ich habe dem Pogrom in Shitomir ſelbſt beigewohnt und finde, daß 
der Bericht darüber hier vieles in bezug auf die Genauigkeit der Schilderung zu 
wünſchen übrig läßt, und doch könnte man aus den Gerichtsverhandlungen und 
den Unterſuchungen der Gerichtskommiſſion auch die Details feſtſtellen. 

Viel ſchlimmer noch ſteht es mit der Verarbeitung der Materialien. Sie iſt 
vom „nationalpſychologiſchen“ Standpunkt aus gemacht worden, oder richtiger vom 
gemäßigt nationaliſtiſchen. So wirft Herr Linden, der hierbei die Hauptarbeit ver⸗ 
richtete, den Sozialdemokraten Rußlands vor, daß ſie den Kampf gegen die 
Pogrome ausſchließlich in den Rahmen eines „Parteikampfes“ (will wohl fagen, 
vom Parteiſtandpunkt aus beleuchtet) hineingezwängt hätten. Ferner zweifelt er 
an, daß die Pogrome in den achtziger Jahren durch die Polizei organiſiert worden 
ſeien, obgleich ſogar Männer wie Tolſtoi gegen die Regierung dieſe Anſchuldi⸗ 
gung erhoben. Wenn die Regierung ſpäter öffentlich gegen die Pogrome auftrat, 
ſo kann es natürlich nicht als Beweis gegen ihre Schuld angeführt werden. Die 
Heuchelei gerade der ruſſiſchen Gewaltherrſcher iſt weltberühmt. Möglich auch, daß 

die Regierung, als ſich einige Revolutionäre der „Volksbewegung“ anſchließen 
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wollten, wirklich Angſt bekam, die Pogrome könnten die ihnen von der Regierung 
gezogenen Grenzen überſchreiten. Den Autoren paßt es aber in ihren Kram, die 
Pogrome mehr als Ausdruck „nationalpſychologiſcher“ Gegenſätze zu betrachten denn 
als ein Machwerk der Regierung, und ſo vertuſchen ſie gerade dieſe Seite der 
Frage. Wie würden ſie es ſonſt fertig bringen können, gegen den Klaſſenkampf 
und Parteiſpaltungen unter den Juden zu zetern und eine einheitliche nationale 
Organiſation zu empfehlen. 

Nebenbei ſei bemerkt, daß die Autoren ſich geradezu lächerlich machen, wenn 
ſie das Vorhandenſein eines jüdiſchen Proletariats einfach beſtreiten. Auch dies 
iſt eigentlich nicht neu, aber die Gegner der Sozialdemokratie ſind eben ſehr wenig 
erfinderiſch. 

Man ſieht, daß die ganze Arbeit nur mit großer Vorſicht zu gebrauchen iſt. 

Zum Schluſſe mag hier noch auf das Ehrenzeugnis hingewieſen werden, das 
Leute einer ganz anderen Parteirichtung den ruſſiſchen Genoſſen ausſtellen. 
Nirgends hat, erklären ſie (S. 368 ff.), der Kern der ſozialiſtiſch organiſierten 
Arbeiter an den Pogroms teilgenommen. Viele ruſſiſche Parteimitglieder bildeten 
Selbſtſchutzorganiſationen, und in einigen Städten (Jekaterinoslaw und Ja⸗ 
roslaw) gelang es ihnen, die Juden vor einem Pogrom zu ſchützen. In Jaroslaw 
erklärten die Eiſenbahner kategoriſch dem Gouverneur, ſie würden einen Streik be⸗ 
ginnen, wenn er dem Pogrom nicht ſofort ein Ende bereitete — und die Ausſchrei⸗ 
tungen hörten in der Tat ſofort auf. 

Dieſe wenigen Beiſpiele berechtigen uns, den Schluß zu ziehen, daß die Löſung 
der Judenfrage in Rußland, die Befreiung der Juden von der ewigen Gefahr der 
Pogrome nur durch die Erſtarkung der ſozialdemokratiſchen Bewegung möglich iſt. 
Dieſe Schlußfolgerung ziehen die Autoren aber nicht und beweiſen nur, daß 15 
ſelber nicht verſtehen, die Tatſachen zu erklären. 
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Die aul Stadt. Auf Grund des ſtatiſtiſchen Materials des ruſſiſchen 
Miniſteriums des Innern (Die Städte Rußlands im Jahre 1904) hat der Peters⸗ 
burger Stadtverordnete L. Welichow als Herausgeber der Zeitſchrift „Gorodskoje 
Djelo“ (Die Stadt) eine Tabelle über die Wohlfahrtseinrichtungen der ruſſiſchen 
Städte veröffentlicht. Die Zahlen, die Herr Welichow bringt, find eine neue ge- 
waltige Anklage gegen die ruſſiſche Regierung, die einerſeits in den Städten ein 
Wahlrecht aufrecht erhält, das die Stadt einem kleinen Klüngel ausliefert, und 
andererſeits jede gelegentliche freie Regung irgend einer Stadtverordnetenverſamm⸗ 
ſammlung unterdrückt. Das ſtädtiſche Wahlrecht beſitzen in Rußland nur Haus⸗ 
beſitzer. Was das zahlenmäßig bedeutet, ſagen uns zum Beiſpiel die Verhältniſſe 
in einer Stadt wie Riga, die bei einer Einwohnerzahl von 350000 bis 400000 
zirka 3000 Wähler für die Stadtverordnetenverſammlung hat. 

Welichow hat das Material für ſämtliche Städte Rußlands verarbeitet, mit 
Ausnahme von Petersburg und den Städten Finnlands. Im ganzen 1084 Städte; 
darunter 141 Orte, die nominell nicht als Städte gelten, aber mehr als je 10000 Ein⸗ 
wohner haben. 

Von den 1084 Städten ſind bloß 301 ordentlich beleuchtet. In der großen 
Maſſe der übrigen Städte gibt es nur eine Beleuchtung der Hauptſtraßen. In 
123 Städten oder 12½ Prozent aller Städte gibt es überhaupt keine Beleuchtung. 
Von 1084 Städten haben eine Waſſerleitung bloß 257 oder weniger als 24 Prozent 
aller Städte; eine Abwäſſerkanaliſation beſitzen ganze 38 Städte oder weniger als 
3½ Prozent aller Städte. Dabei ſei bemerkt, daß die Zahl der Gouvernements⸗ 
ſtädte 88 iſt: weit mehr als die Hälfte aller Gouvernementsſtädte beſitzt alſo keine 
5 Es gibt aber auch 23 Gouvernementsſtädte (mehr als ein Viertel 
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aller Gouvernementsſtädte!), die keine Waſſerleitung haben.! Auch iſt eine ſibiriſche 
Gouvernementsſtadt nicht beleuchtet. 

Vollſtändige Straßenpflaſterung beſitzen bloß 14 Städte oder 1,3 Prozent der 
Städte! 320 Städte (beinahe 30 Prozent der Städte!) ſind überhaupt nicht ge⸗ 
pflaſtert, darunter wieder eine Reihe von Gouvernementsſtädten. Tomsk zum Bei⸗ 
ſpiel — mit Univerſität und techniſcher Hochſchule — iſt nicht gepflaſtert. 

In 40 Städten gibt es keine organiſierte Hilfe gegen Feuer. In einem Drittel 
der Städte iſt die Hilfe gegen Feuer lediglich privater Natur. 

Krankenhäuſer haben 854 Städte oder weniger als 80 Prozent der Städte, 
Arzte 1008 und Apotheken 1028 Städte. Im Durchſchnitt gibt es auf je 400 Städter 
einen Krankenhausplatz und auf je 2000 Städter einen Arzt. Zur Würdigung dieſer 
Zahlen ſei bemerkt, daß die Zahl für die Arzte in den ruſſiſchen Städten aller⸗ 
dings kaum geringer erſcheint als zum Beiſpiel in den Städten Deutſchlands. Erſt 
auf die geſamte Einwohnerzahl berechnet — die Arzte konzentrieren ſich überall in 
den Städten — ergibt ſich, daß es im europäiſchen Rußland (1904) dreimal 
weniger Arzte gibt als in Deutſchland (1905): 1,9 gegen 5,5 Arzte auf 10000 Ein⸗ 
wohner. Über die Zahl der Krankenhausplätze ſei bemerkt, daß das Krankenhaus 
der Stadt zugleich das Land zu verſorgen hat. Da auf die Städte Rußlands 
etwa 20 Prozent der geſamten Bevölkerung kommen, ſo hätten wir, für die geſamte 
Einwohnerzahl berechnet, einen Krankenhausplatz auf je 2000 Perſonen. Man 
vergleiche hiermit die entſprechenden Zahlen für Deutſchland: im Deutſchen Reiche 
(1900) 9,3 Krankenhausplätze auf je 2000 Einwohner, in Hamburg (1903), das als 
Beiſpiel für die Stadt gelten mag, 20,7 Krankenhausplätze auf je 2000 Einwohner.? 

Eine Reihe von Orten hat kein Krankenhaus, keine Ambulanz, 
keinen Arzt, keinen Feldſcher, keine Hebamme, keine Apotheke. Und das 
in Orten, die ſtädtiſchen Charakter tragen. 

Schlachthäuſer haben 913 Städte. Die Schlachthäuſer ſind primitiv eingerichtet. 

Elementarſchulen haben 1079 Städte von 1084. Im ganzen gibt es rund eine 
Million Schüler in den Elementarſchulen — um ein Vielfaches weniger, als der 
geſamten Einwohnerzahl der ruſſiſchen Städte entſpräche. 

Gymnaſien („Mittelſchulen“, worunter ſämtliche Typen der humaniſtiſchen, 
Real⸗ und Reformgymnaſien zu verſtehen ſind) haben 287 Städte oder 26 Prozent 
der Städte; Mittelſchulen für Mädchen haben 358 Städte oder 33 Prozent. Hoch⸗ 
ſchulen haben 14 Städte. 

Sehr inſtruktiv iſt folgende Gegenüberſtellung. Es haben 


Bibliotheken und Leſehalln . 256 Städte oder 23,6 Prozent der Städte 


Zeitungen 120 : = EV = = : 
Sonntagsſchulen u. Fortbildung: 

kurſe für Arbeiter * zirka 12,5 ⸗ - e 
Theater und Zirkus 187 oder 7 : 
Kirchen und Kapellen . 1082 ⸗ „99,98 E : 


Die zwei reſtierenden gottloſen Städte ſind in Polen gelegen, und es leben in 
ihnen ungeſtraft zirka 11000 und 37000 Leute. Im Durchſchnitt hat jede Gouverne⸗ 
mentsſtadt 30 Kirchen, jede Kreisſtadt 8 Kirchen. 

Welichow faßt ſeine Aufſtellung in folgenden lakoniſchen „Schlüſſen“ zuſammen: 

„Die Beleuchtung der Städte iſt 1 er, 

„Die Waſſerverſorgung iſt ungenügend. 


In Deutſchland haben in den Orten von über 15000 Einwohnern bloß 4 Prozent 
keine zentralen Anlagen für Waſſerverſorgung. Vergl. Das Deutſche Reich in geſundheit⸗ 
licher und demographiſcher Beziehung. Feſtſchrift des Kaiſerlichen Geſundheitsamtes. S. 144 
und 145. Berlin 1907. 


2 Die Zahlen für Deutſchland find entnommen: Prinzing, Handbuch der mediziniſchen 
Statiſtik, S. 544 und 545. Jena 1906. 


5 geitſchriſtenſchau. i 1 93 


„Die Abwäſſerkanaliſation iſt ungenügend. 
„Der Zuſtand der ſtädtiſchen Straßen iſt ungenügend. 
„Die Volksbildung iſt ungenügend: zwei Drittel der Städte haben keine Mittel⸗ 
ſchulen, drei Viertel der Städte keine Bibliotheken und Leſehallen. 
nr Be ärztliche Hilfe iſt ungenügend: ein Fünftel der Städte hat keine Kranken⸗ 
äuſer 
„Die Hilfe gegen Feuer iſt ungenügend. . Ne 
„Vollkommen verſorgt ſind die Einwohner der Städte nur mit Kirchen, Bet⸗ 
= und Kapellen, deren es, auf die Geſamtzahl der ſtädtiſchen Bevölkerung 
berechnet, zweimal ſo viel gibt als im weſtlichen Europa. 1 
„Zum Schluſſe darf nicht unerwähnt bleiben, daß das Netz ſtaatlicher Schnaps⸗ 
läden in glänzender Weiſe ausgedehnt iſt. Es gibt in Rußland keinen bewohnten 
Ort, wo dank der Eigenart des ſtaatlichen Budgets nicht für ein reichliches Angebot 
von Spirituoſen geſorgt würde. In dieſer Beziehung kommt das Finanzminiſterium 
aller Nachfrage und allen Bedürfniſſen liebevoll entgegen.“ Lipſius. 


zcitſchriftenſchau. 


Im „Divenire Sociale“ vom 31. Dezember 1909 behandelt Ciattini die Frage 
des „Kntiklerikalismns“. Beſonders unter den romaniſchen Völkern hat dieſe Frage 
zum lebhafteſten Widerſtreit der Parteien Anlaß gegeben. Es handelt ſich hier um 

einen Konflikt zwiſchen zwei Mächten, der Kirche und dem Staate. Trotz des anti⸗ 
klerikalen Urſprungs der italieniſchen Bourgeoiſie teilt dieſe heute ihre Herrſchaft 
mit der Kirche. Die Demokratie verſucht dieſe Gemeinſamkeit aufzuheben: ſie will 
auch regieren, will ſich mit der Monarchie abfinden, mit der hohen Bureaukratie 
und den anderen Formen des Schmarotzertums, nur nicht mit der Kirche. 
Welches Intereſſe hat nun das Proletariat an dieſem Kampfe? Iſt ihm damit 
gedient, daß das liberale und freimaureriſche Bürgertum das Übergewicht über den 
Staat erlangt? Der Autor hält dafür, daß dem Proletariat der antiklerikale Staat 
ebenſo feindlich gegenüberſtehen muß wie die Kirche. Beide Organismen ſtrebten 
auf verſchiedenem Wege dazu, das Proletariat in ſeiner heutigen ſozialen Inferiorität 
zu erhalten. Auch ſei es ein Irrtum, zu jagen, der Sieg über die Kirche ſtelle den 
Sieg der Wiſſenſchaft über das Dogma dar, es gäbe neben dem religiöſen auch 
noch andere Dogmen, ſo das patriotiſche, das wirtſchaftliche uſw. Aber ſelbſt wenn 
man den Ideen der bürgerlichen Demokratie eine Überlegenheit gegenüber denen der 
Kirche zugeben wolle, ſo bliebe zu bedenken, daß die Kirche ſich nicht durch den 
Glauben, ſondern durch ihre finanzielle und wirtſchaftliche Macht erhielte. Jedes 
ſoziale Syſtem, das abgewirtſchaftet hat, iſt geiſtig tot, ſchon ehe es tatſächlich weg⸗ 
geräumt iſt. In dieſer Lage befindet ſich die Kirche heute. Die neue Macht, die 
ihren Sturz herbeiführen kann, iſt die Arbeiterklaſſe, aber dieſe wendet ſich nicht 
nur gegen die Kirche, ſondern gegen jede Form des Privilegs. Sie kann ſich nicht 
zur antiklerikalen Politik hergeben, um das bürgerliche Freimaurertum an die Herr⸗ 
ſchaft zu bringen. Für das Proletariat hat es keinen Zweck, eine der Säulen der 
heutigen Ordnung zu ſchwächen, um die andere zu verſtärken. Es kann ſogar 
ſchädlich für es ſein, wenn die liberale Bourgeoiſie das Proletariat für den anti⸗ 
klerikalen Kampf gewinnt und dadurch das Bewußtſein des Klaſſenkampfes ab⸗ 
ſchwächt. Außerdem wäre es eine gefährliche Illuſion, zu glauben, daß man durch 
bloße Propaganda die vorwiegend wirtſchaftliche Macht der Kirche brechen könne. 
Die Arbeiterſchaft muß zunächſt in ihrem eigenen Innern die Energien ausarbeiten, 
die ſie an Stelle der Kirche ſetzen will. Für den Syndikalismus, den der Autor 
als eine Philoſophie der proletariſchen Aktion bezeichnet, käme nur das in Betracht, 
was die Arbeiter tun, nicht das, was ſie glauben oder nicht glauben. Das Prole⸗ 
tariat braucht nicht die Grundſätze des bürgerlichen Freidenkertums, um ſeinen Be⸗ 
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freiungskampf zu idealiſieren. Die höchſten Kulturideale liegen in dieſem Kampfe 
ſelbſt. Die überwiegende Bedeutung, die der Antiklerikalismus in der italieniſchen 
Arbeiterbewegung erlangt hat, iſt dem übergewicht der Akademiker und dem demo⸗ 
kratiſchen politiſchen Strebertum zu danken, die zum Schaden des Proletariats 
wuchern. Oda Olberg. 

„The International Socialist Review“ vom Februar enthält einen Aufſatz 
von H. M. Hyndman: „Der Fluch des Kompromiſſes in Großbritannien“. Was 
wir früher fürchteten, iſt jetzt geſchehen; indem die Arbeiterpartei und die I. L. P. 
mit den Liberalen zuſammengingen, und ihre Führer mit den Organiſatoren einer 
großen kapitaliſtiſchen Partei unterhandelten, nicht um Vorteile für die Arbeiter, 
ſondern um Sitze für ſich ſelbſt zu erlangen, haben ſie der Bewegung großen 
Schaden zugefügt. Wir ſind nicht gegen jede Art der Abmachung mit einer 
bürgerlichen Partei oder eine Unterſtützung einer bürgerlichen Regierung, wenn 
ein weſentlicher Vorteil für das Proletariat damit erzielt wird. Will eine 
ſolche Regierung ernſthaft einem Übel des Kapitalismus, ſei es Arbeitsloſigkeit, 
ſei es Hunger der Schulkinder, mit kräftigen Reformen zu Leibe gehen, ſo 
unterſtützen wir dies gern, vorausgeſetzt es iſt Bürgſchaft dafür da, daß es ehr⸗ 
lich gemeint iſt. Aber zugleich müſſen wir dabei unſer Prinzip hochhalten, unſere 
Fahne nicht ſinken laſſen, den Klaſſenkampf, der immer weiter geht, auch weiter 
propagieren. Und vor allem dürfen wir uns nicht dazu verführen laſſen, uns 
durch Hintanhaltung unſeres Prinzips große unaufgeklärte Maſſen anzugliedern, 
die uns bei der erſten Gelegenheit wieder verlaſſen. Lieber mit einer kleineren 
Schar wirklich revolutionärer Sozialdemokraten für das Ziel kämpfen, als mit 
Millionen bürgerlich denkender Lohnſklaven zu Ehren ihrer beſoldeten Führer vor⸗ 
übergehende politiſche Augenblickserfolge einheimſen! Daher kann man nicht ohne 
Trauer, ja nicht ohne Mißbilligung die Haltung der Sozialiſten innerhalb der 
Arbeiterpartei anſehen. Natürlich fällt kein Tadel auf Männer wie Henderſon und 
Shackleton; ſie haben ſich nie für Sozialiſten ausgegeben; wenn ſie von der Re⸗ 
gierung möglichſt viel zu bekommen ſuchen und, ſelbſt liberal, zu den Liberalen 
immer wieder hinneigen, mag man ihre irrige Auffaſſung bedauern, aber man 
konnte nichts anderes erwarten. Das gilt aber nicht für die Männer der I. L. P., 
für Keir Hardie, Maedonald, Snowden, die ſich als Sozialiſten ausgeben und 
ſogar als die regelrechten Nachfolger von Marx und Engels gelten wollen. Sie 
haben vor Lloyd George und Churchill ihre Knie gebeugt und als ein Budget 
des armen Mannes, als ein ſozialiſtiſches Budget geprieſen, was nur ein pfiffiger 
Schwindel war, eine ſchwere Belaſtung des Volkes mit einer kleinen Beſteuerung 
des müßigen Reichtums verſüßt, die dem Kapitalismus nicht weh tut. Hier liegt 
eine Warnung für die Sozialiſten aller Länder, nicht Parlamentsſitze um jeden 
Preis als das höchſte zu ſchätzen. Es war geradezu beluſtigend, zu ſehen, wie 
mehrere Arbeiterführer, ſobald ſie Parlamentsmitglied geworden waren, ſich auf 
einmal an Weisheit gewachſen fühlten, und ſich „Staatsleute“ dünkten, die im⸗ 
ſtande ſeien, den Sturmwind des Kapitalismus zu reiten. Sie haben die Prole⸗ 
tarier Englands entmutigt und ſie einen gefährlichen Schritt in der Richtung des 
Wiederaufgehens in eine kapitaliſtiſche Partei geführt. 

„Das barbariſche Spohane* wird von Fred. W. Heslewood beſchrieben. 
Viele Monate kämpfen die Arbeiter der I. W. W. in der Stadt Spohane im fernen 
Nordweſten der Vereinigten Staaten für die Freiheit der Preſſe und der Verſamm⸗ 
lung mit der Waffe der paſſiven Reſiſtenz. Die Straße wird ihnen verboten, 
während ſie ſonſt jedem zu öffentlichen Reden offenſteht; ihre Preſſe wird von der 
Polizei konfisziert mit der einfachen Begründung: wir nehmen ſie und das genügt. 
Vierhundert Männer und Frauen liegen im Gefängnis, durch einen ungeſetzlichen 
Richterſpruch verurteilt, und werden dort in geradezu barbariſcher Weiſe miß⸗ 
handelt: bald bringt man ſie in heißen Dampf bis zum Erſticken, dann wieder in 
eiskalte offene Zellen ohne irgend eine Decke. Mehreren ſind Arme und Beine 
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oder der Kiefer von Polizeiknütteln zerſchmettert, ohne daß ſie ärztlich behandelt 
werden. Eiſenſtarke, wetterharte Männer, Holzhacker, die eben aus den Wäldern 
kamen, um am Kampfe gegen die Holzmagnaten teilzunehmen, werden im Gefängnis 
zu blaſſen, gebrochenen Geſtalten, für das ganze Leben vernichtet. Man fragt ſich, 
ob man in Amerika einer Zeit entgegengeht, wo man nur noch in geheimen Zu⸗ 
ſammenkünften den Sozialismus und den Kampf gegen den Kapitalismus flüſternd 
propagieren kann. Trotzdem unſere eigene Preſſe ungeſetzlich unterdrückt wird und 
die bezahlten bürgerlichen Blätter die Kämpfer als Strolche und Landſtreicher be⸗ 
geifern und die Menſchlichkeit der Polizei rühmen, ſickert doch ſogar in ihnen dann 
und wann etwas von der Wahrheit durch. Ein Journaliſt erklärte, wenn einer ſeine 
Mutter ermordet hätte, würde er nicht jo gemartert werden wie die I. W. W. Leute. 
Und das bloß, weil ſie auf der Straße Anſprachen hielten und das Recht gebrauchen 
wollen, das die Heilsarmee ſtets benutzt; ſie werden dann wegen „groben Unfugs“ 
oder als mittelloſe Landſtreicher — die Polizei nimmt ihnen vorher all ihr Geld — 
verurteilt. Aber die Arbeiter halten aus. Der Sozialismus, die ſozialiſtiſche Ge⸗ 
werkſchaft hat fie begeiſtert; fie haben die ſkandalöſen Behandlungsweiſen, die Bes 
trügereien und Ausbeutungsmethoden des Holztruſt kennen gelernt, aber auch durch 
ihre Gewerkſchaft viele Vorteile errungen. Daher wird der Kampf beiderſeits 
energiſch weitergeführt; und aus ganz Amerika ſchicken die klaſſenbewußten Arbeiter 
Geld zur Unterſtützung der Kämpfer. 

In einem Aufſatz „Induſtrialismus und Gewerkſchaften“ weiſt James 
Connolly auf die beiden von ihm in einer populären Schrift dargelegten Prin⸗ 
zipien hin, daß die Arbeiterklaſſe nur mittels des gewerkſchaftlichen Zuſammen⸗ 
ſchluſſes zum politiſchen Klaſſenbewußtſein kommen kann, und die übernahme der 
Produktionsmittel nur möglich iſt, nachdem das Proletariat auf dem wirtſchaft⸗ 
lichen Felde eine herrſchende Stellung erreicht hat. Daß der Sozialismus ſich nur 
auf eine kräftige Gewerkſchaftsbewegung ſtützen kann, wird jetzt in der Partei all⸗ 
gemein anerkannt. Bleibt die Frage, worüber die Meinungen auseinandergehen: 
ob die heutige Form der amerikaniſchen Gewerkſchaften dieſe Grundlage zu einer 
ſozialiſtiſchen Bewegung abgeben kann; ob die A. F. L. ſich dahin entwickeln kann. 
Um die Gründe für eine verneinende Antwort zu verſtehen, iſt es nötig, in die 
Geſchichte zurückzugehen. Diejenigen, die die A. F. L. als die einzige legitime, 
hiſtoriſche Organiſation der Arbeiter anſehen, vergeſſen, daß ſie als Gegenſatz zu 
den „Arbeitsrittern“ entſtanden iſt. Die Arbeitsritter bildeten eine revolutionäre 
Maſſenorganiſation aller Ausgebeuteten; ihr fehlte die Trennung in Gewerben, die 
zu erfolgreichen wirtſchaftlichen Kämpfen nötig war. Die erſten Schritte in jener 
Richtung wurden eben gemacht, als die Organiſation von der herrſchenden Klaſſe 
ſchwer angegriffen wurde und die A. F. L. ſich an ihre Stelle drängte. Die A. F. L. 
hat dann der konſervativen Lehre der Intereſſenharmonie zum Siege verholfen, 
weil die Organiſationsform der A. F. L. in nationale Fachvereine den damaligen 
Bedürfniſſen entſprach. Ohne ſie hätte ſich die Organiſation der Arbeitsritter doch 
zu Gewerkſchaftsverbänden entwickelt, und in dieſem Sinne kann die I. W. W. als 
die legitime Erbin jener älteſten amerikaniſchen Organiſation gelten. 

8 Aber jetzt iſt die nationale Organiſation in Fachverbänden überholt und zu 
einem Hindernis geworden. Haben die Zimmerer in Chicago einen Streit mit 
ihren Meiſtern, ſo müſſen alle Zimmerer von San Franzisko bis Boſton darüber 
mit urteilen, weil ihre Hilfe im Falle des Kampfes beanſprucht wird. Aber die⸗ 
ſelben Zimmerer von Chicago dürfen nicht die Maurer, die Maler, die Bauklempner, 
die unmittelbar neben ihnen arbeiten, in ihren Kampf hineinziehen, um gemeinſam 
mit ihnen vorzugehen. Wenn ſie alle überzeugt ſind, daß ſie gegen den ſie ge⸗ 
meinſam ausbeutenden Bauunternehmer kämpfen müſſen, können ſie nicht handeln, 
weil jeder von ſeiner nationalen Organiſation abhängt. Vereinigen ſie ſich zu 
einem lokalen Induſtrieverband, jo werden fie außerhalb der Stadt als „Scabs“ 

(Unorganiſierte, Streikbrecher) betrachtet. So bringt der nationale Fachverband 
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genau fo viel Trennung und Iſolierung wie Einigung; er verhindert durch ſeine 
Regeln eine zeitgemäße Entwicklung der Organiſationsform. Induſtrieverband 
und Fachverband kommen unaufhörlich in Konflikt miteinander; ein Maſchiniſt in 
einer Textilfabrik darf mit den Textilarbeitern nicht mitſtreiken, und ſchließt er ſich 
der Fabrikorganiſation an, ſo wird er vom Maſchiniſtenverein als Scab betrachtet. 
Durch ihre Tarifverträge, die immer zu einer für die Arbeiter un⸗ 
günſtigen Zeit ablaufen, erſchwert die A. F. L. auch die Kampffähigkeit der 
Arbeiter. Daher iſt die Form des Induſtrieverbandes zu einer erfolgreichen Ge⸗ 
werkſchaftsbewegung notwendig, die zugleich die Grundlage für eine kräftige ſozia⸗ 
liſtiſche Bewegung abgeben kann. | 
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Zwei ſozialiſtiſche Parteitage. 
Von Th. Rothſtein. 


Faſt zur ſelben Zeit — an den Oſter⸗ und den danach folgenden Geſchäfts⸗ 
feiertagen — und faſt am ſelben Orte — in London und einem ſeiner großen 
Vororte — hielten die beiden ſozialiſtiſchen Parteien Englands ihre dies⸗ 
jährigen Parteitage ab. Die Sozialdemokratiſche Partei, die 8. D. P., tagte in 
Weſt Ham, einer großen Induſtrieſtadt innerhalb der Grenzen von Groß— 
London, die zu ihren Hochburgen zählt, und die Unabhängige Arbeiterpartei, 
die Independent Labour Party (I. L. P.), tagte in einem der Hauptpunkte der 
mittleren Stadt, wo die Handels⸗ und Journaliſtenwelt zuſammentreffen. Die 
eine hatte für ihr Parteitagslokal eines der zwei Rathäuſer, über die die 
Stadt Weſt Ham verfügt, die andere fand einen bequemen Zufluchtsort in 
Memorial Hall, den Hauptquartieren des diſſidentiſchen Pfaffentums. Die 
eine ohne Zweifel appellierte mehr an das proletariſche Publikum, dagegen 
nahm die zweite mehr Rückſicht auf die bürgerliche Welt. Die 8. D. P. hatte 
am zweiten Abend ihrer Konferenz in dem Rathaus der Nachbarſtadt 
Eaſt Ham Tanz und Konzert, wo der „Liederchor Karl Marx“ der ſüd⸗ 
waliſiſchen Bergarbeiter ſozialiſtiſche Lieder vortrug, und die I. L. P. hatte in 
Verbindung mit ihrer Konferenz einen zweitägigen Baſar zugunſten der Partei⸗ 
kaſſe, der den Namen „Dickens Fair“ trug. Beide Organiſationen ſchloſſen 
ihre Parteitage mit einem großen Agitationsmeeting, die 8. D. P. in derſelben 
Stadthalle, wo ſie getagt hatte, und die I. L. P. in dem großen Konzertſaal 
vom Weſt End, in Queen's Hall. Außerdem ſchieden die Delegierten der S. D. P. 
unter den Tönen der Internationale und Hochrufen auf die ſoziale Revolution 
voneinander, und die der I. L. P. — begnügten ſich mit dem bekannten Volks⸗ 
lied „Auld Lang Syne“. 

Soviel über das Außere, das aber auch für das innere Weſen der beiden 
Parteien ziemlich kennzeichnend iſt. Nicht als ob die I. L. P. nicht eine prole⸗ 
tariſche Partei wäre. Aber ſie iſt eine opportuniſtiſche Partei, die ſich 
durch eine natürliche Ausleſe aus den Reihen der minderentwickelten prole⸗ 


tariſchen und überentwickelten kleinbürgerlichen Elemente rekrutiert und des⸗ 
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halb der ſozialiſtiſchen Pſychologie fremd iſt und vielleicht noch immer fremder 
wird. Es mag bei den landläufigen Anſchauungen über die I. L. P. als einer 
Partei, die ſich dem allgemeinen geiſtigen Niveau der engliſchen Arbeiterklaſſe 
anzupaſſen ſucht, ſehr ſeltſam klingen, iſt aber nichtsdeſtoweniger eine Tat⸗ 
ſache, daß ſie in ihren Reihen viel mehr bürgerliche Elemente beſitzt als etwa 
die 8. D. P. Von den alten Führern und Gründern der Partei abgeſehen, 
ſtammt die Mehrheit ihrer neuen Kräfte, der politiſchen wie der geiſtigen, aus 
der bürgerlichen Intelligenz, und wenn die Partei auf die große und raſche 
Zunahme ihrer Mitgliedſchaft nicht ohne Stolz hinweiſen kann, ſo muß dieſes 
Wachſen zum großen, wenn nicht größten Teile auf das Konto dieſes Zu⸗ 
ſtrömens bürgerlicher Elemente geſtellt werden. Das iſt die Wirkung des 
Opportunismus. Nicht ſo ſehr die Arbeiterklaſſe, als das vom Liberalismus 
enttäuſchte intelligente Bürgertum hat er in die Partei gezogen, wodurch dieſe 
ſelbſt noch mehr opportuniſtiſch geworden tft. In der 8. D. P., zum Glücke 
oder Unglück, iſt es anders. Ihrer ſcharfen marxiſtiſchen Stellung weicht die 
bürgerliche Intelligenz meilenweit aus, und obwohl auch die 8. D. P. die 


breiten Arbeitermaſſen nicht anzuziehen imſtande war, bleibt ſie mit ihren aus⸗ 


erwählten Geiſtern doch immer eine rein proletariſche Organiſation, die von 
einer aufrichtigen — man nennt es in gewiſſen Reihen auch „fanatiſchen“ — 
Begeiſterung für den Gedanken und das Werk des Sozialismus beſeelt iſt. 
Dieſe ſozialpſychologiſchen Verſchiedenheiten der beiden Parteien muß man 
ins Auge faſſen, um fie richtig begreifen zu können. Die 8. D. P., dank ihrer 
kleinen Zahl, mehr aber noch dank der unverſöhnlichen Feindſchaft der ge⸗ 
ſamten bürgerlichen und bürgerlich geſinnten Welt iſt aus der Sphäre des 
politiſchen praktiſchen Wirkens ausgeſchloſſen und, wie es immer in ſolchen 
Fällen geſchieht, der Gefahr des Sektierertums, das unter dem Namen des 
„echten Revolutionismus“ auftritt, ausgeſetzt. Dagegen findet ſich die I. L. P., 
dank der großen Zahl ihrer bürgerlichen Elemente, die bei ihr an der Spitze 
ſtehen, und infolge des regen Verkehrs mit der bürgerlichen Welt, in enger 
Berührung mit politiſcher Praxis, läuft aber dadurch Gefahr, den ſozialiſtiſchen 
Boden, wie ſchmal und wankend er auch geweſen war, gänzlich unter den 
Füßen zu verlieren. Die eine beſitzt, was der anderen fehlt, und der einen 
fehlt, was die andere beſitzt. Und deshalb gärt die Unzufriedenheit in den 
Reihen der beiden Parteien. Beſonders nach den jüngſten Wahlen, die die 
politiſche und praktiſche Iſoliertheit der 8. D. P. wieder einmal demonſtriert 
und andererſeits die I. L. P. in das liberale Fahrwaſſer entſchiedener als je 
hineingezogen haben, fühlt ſich die Maſſe der Arbeiter wie hier ſo dort auf 
das tiefſte enttäuſcht und iſt davon überzeugt, daß es einmal anders werden 
müſſe. Aus der Iſoliertheit müſſe endlich herausgetreten werden, jagt man 
bei der 8. D. P. Der Zuſammenarbeit mit dem Liberalismus müſſe endlich 


ein Ende geſetzt werden, meint man bei der I. L. P. Und beide Parteien 


traten zu ihren Jahreskonferenzen mit dieſer Überzeugung zuſammen. 
Die S. D. P. wurde bei der Eröffnung der Konferenz vom Bürgermeiſter 


— eine noch nie erlebte Ehre! —, vom Gewerkſchaftskartell und der Sektion 


der I. L. P. begrüßt. Schon dieſer Zwiſchenfall wirkte auf die Gemüter der 
Verſammelten ermutigend. Als dann Hyndman, der zum Vorſitzenden er⸗ 
wählt worden war, das Wort zur Begrüßung der Delegierten nahm — es 
waren deren 136, die 112 Zweigvereine (etwa die Hälfte der Geſamtzahl in 
der Partei) vertraten —, kam ſelbſt in ſeiner Rede der die Organiſation be⸗ 
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herrſchende Gedanke zum klaren Ausdruck. Da die Jahreskonferenz gerade 
die dreißigſte ſeit der Entſtehung der S. D. P. war, war es für Hyndman, den 
Vater der Partei, ſelbſtverſtändlich, eine Überficht der Vergangenheit zu geben, 
um dadurch nicht nur den allgemeinen Fortſchritt der ſozialiſtiſchen Bewegung 
zu ſchildern, ſondern auch jene „ſchamloſen Verdrehungen“ zu widerlegen, die 
jetzt „von manchen Arbeiterführern im Parlament verbreitet werden, die die 
Früchte unſerer langen und ſchwierigen Kämpfe eingeheimſt haben, ohne an 
unſeren Opfern oder Gefahren beteiligt geweſen zu ſein“. In knappen, aber 
ſehr prägnanten Worten ſchilderte er die großen Erfolge der praktiſchen Agita⸗ 
tion der 8. D. P. in einer Reihe Angelegenheiten, die, wie die Speiſung der 
Schulkinder, die Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit, die Schaf⸗ 
fung von billigen Wohnungen, die Anerkennung eines anſtändigen Lohnes 
durch die öffentlichen Behörden, die Einführung des unentgeltlichen Unter⸗ 
richtes uſw., einſt von den Radikalen und ſelbſt von den Arbeiterführern ver⸗ 
pbhöhnt wurden, die aber jetzt den eiſernen Beſtand jedes „praktiſchen“ Politikers 
bilden. Und wer hat für die Schaffung des Londoner Grafſchaftsrats agitiert 
zur Zeit, als deſſen ſelbſt die Radikalen müde geworden waren, wer hat 
geſucht, die Trade Unions mit ſozialiſtiſchem Geiſte zu erfüllen und auf allen 
ihren Kongreſſen für den ſozialiſtiſchen Gedanken agitiert, wer hat bei der 
Geburt des Neu⸗Unionismus mitgeholfen und bei allen Streiks auf der Seite 
der Arbeiter geſtanden, wenn nicht die S. D. P.? Eine ruhmvollere Geſchichte 
hat keine andere proletariſche Organiſation hinter ſich. Bei Betrachtung der 
gegenwärtigen Lage beſchuldigte Hyndman die Labour Party der Servilität 
gegenüber dem Liberalismus, „um ihren Führern ihre Parlamentsmandate 
mit Hilfe der liberalen Wähler zu ſichern“, wodurch „die Arbeiter in ihrem 
Glauben an eine unabhängige politiſche Aktion enttäuſcht worden ſind“, wies 
aber darauf hin, daß „die Auflehnung gegen den Opportunismus, die Kom⸗ 
promiſſelei und die Feigheit bereits begonnen hat und man jeden Grund hat, 
zu hoffen, daß eine kompakte, demokratiſche, klaſſenbewußte und von allen 
bürgerlichen Gruppen abſolut unabhängige ſozialiſtiſche Partei in naher Zu⸗ 
kunft auftreten wird“. Er meinte aber, bei dieſer Konjunktur habe die S. D. P. 
eine beſondere Aufgabe zu löſen. Die jüngſten Wahlen haben bewieſen, daß 
ein unabhängiger Kandidat unter dem gegebenen Wahlſyſtem gegenüber den 
beiden bürgerlichen Parteien keine Ausſichten auf Sieg hat. Selbſt die Arbeiter⸗ 
parteiler vermochten nicht, wo keine direkte Abmachung mit den Liberalen 
vorhanden war, auch nicht durch Verwäſſerung ihres Programms, einen Sieg 
zu erhaſchen. Das beſtehende Wahlſyſtem muß beſeitigt werden, und zu 
dieſem Zwecke müſſen die Sozialdemokraten, „ohne auch nur im mindeſten 
ihre Prinzipien preiszugeben, treulich mit allen denjenigen zuſammengehen, 
die bereit ſind, das Regiment der Handlanger der herrſchenden Klaſſe um— 
zuwerfen“. Noch mehr aber. „Unſere Arbeit als Apoſtel und Fanatiker iſt 
noch nicht zu Ende, aber die Methoden, dort zu ernten, wo wir ſelbſt geſät 
haben, müſſen wirkſamer gemacht werden. Und bei dieſem Streben, uns an 
die von uns ſelbſt herbeigeführten veränderten Bedingungen anzupaſſen, iſt 
es wünſchenswert, daß wir gegenüber denen, die wir überzeugen 
wollen, mehr Toleranz zeigen, als es bis jetzt der Fall geweſen 
iſt. Ich kann dies um ſo kräftiger betonen, als man mich kaum beſchuldigen 
wird, ich hätte in unſeren rohen Kämpfen und Streitigkeiten eine allzu große 
Höflichkeit bewieſen. Ich bin aber nicht zu alt, um zu lernen, und ich an⸗ 
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erkenne, daß viele bereit ſind, mit uns mitzugehen, die wir durch 
allzu bittere Angriffe auf ihr Halbwiſſen oder allzu ſcharfe Ver⸗ 
achtung für ihre Unwiſſenheit abgeſtoßen haben. Nicht alle haben 
wir den Sozialismus mit der Muttermilch eingeſogen. Ich erkläre alſo, die 
Bedingungen, die wir durch unſere Propaganda geſchaffen haben, 
erheiſchen eine größere Toleranz.“ 

Wenn ich ſo lange bei der Rede Hyndmans verweilt habe, ſo deshalb, weil 
ſie die Anſichten und die gegenwärtigen Gefühle der 8. D. P. vortrefflich wider⸗ 
ſpiegelt, und da ſie aus dem Munde eines Mannes kommt, der geradezu als 
Muſter der Unfähigkeit zur Anpaſſung und der Luſt am Streite gilt, beſitzt 
ſie hiſtoriſches Intereſſe. Größere Toleranz gegenüber der Unwiſſenheit, bieg⸗ 


ſamere Anpaſſung an die Tatſachen, die man nicht brechen kann, das ſind 


die Gefühle, die man weit und breit in den Reihen der 8. D. P. hegt. Und 
ſie kamen gleich am erſten Tage der Verhandlungen zum deutlichen Ausdruck, 
als die Konferenz an die Beratung wohl der wichtigſten Reſolution der ge⸗ 
ſamten Tagesordnung, die vom Zweigverein Central Hackney vorgeſchlagen 
worden war, heranging. Man bedenke, daß der geiſtige Urheber der Reſolu⸗ 
tion, Genoſſe Fairchild, ein Mitglied des Vereins iſt, der als Organiſator 
für London mit der 8. D. P. in London in engſter Berührung ſteht. Die Re⸗ 
ſolution lautete: „In Anbetracht, daß es für die Sache des Sozialismus 
weſentlich iſt, daß die für ihre Förderung gebildeten Organiſationen alle die⸗ 


jenigen umfaſſen, die nach der Befreiung der Arbeit vom Joche des Kapita⸗ 


lismus ſtreben, beauftragt dieſe Konferenz den Exekutivrat (Parteileitung), die 
ihm notwendig erſcheinenden Schritte zu tun, die zur Herbeiführung eines gemein⸗ 


ſamen Programms für alle Sozialiſten geeignet ſind, um dadurch ein politiſches 


Werkzeug zur Verwirklichung des Sozialismus zu ſchaffen und die innigſten 


Beziehungen zur organiſierten Arbeiterſchaft herbeizuführen.“ Die Reſolution 
leidet ohne Zweifel an Unbeſtimmtheit, und von mancher Seite, beſonders dem 
Flügel der Intranſigenten (in England „Impoſſibiliſten“ genannt), wurde fie 
eben deshalb angegriffen. Der Zweigverein von Coventry ſtellte auch ein 


Amendement zu der Reſolution, in dem verlangt wurde, der geſamte letzte 
Satz, nach den Worten „geeignet ſind“, möge geſtrichen und durch die Worte 
„die auf dem Boden des Klaſſenkampfes ſtehen“ erſetzt werden. Fairchild aber 


erklärte, die Reſolution ſei abſichtlich etwas unbeſtimmt formuliert worden, 


da ihm und ſeinem Verein nicht ſo viel an den Methoden, durch die das Ziel 
erreicht werden könne, liege, als auf der Anerkennung des Zieles ſelbſt, an 
der Konſtatierung, daß ein neuer Geiſt in der Partei erforderlich ſei. Die Partei 
müſſe alle vorhandenen ſozialiſtiſchen Elemente umfaſſen und Freundſchaft 
mit der organiſierten Arbeiterſchaft ſchließen — ſonſt könne man glauben, daß 


„es in England Führer gebe, die mehr Gewicht auf ihre Führerſchaft als auf 
den Sozialismus legen“. Und in der darauffolgenden Diskuſſion nahmen faſt 


alle Redner, mit Ausnahme der Impoſſibiliſten, denſelben Standpunkt ein. 


Der eine betonte die Notwendigkeit, toleranter gegenüber der Labour Party | 


und ſelbſt der I. L. P. aufzutreten, der andere tadelte den gehäſſigen Ton in 
der „Justice“, der dritte forderte, man ſolle nicht ausſchließlich mit dem End⸗ 


L 


ziel des Sozialismus operieren, ſondern mehr das Minimumprogramm in den 


Vordergrund ſchieben, und der vierte warnte, ſich nicht über die Arbeiterklaſſe 
zu ſtellen, ſondern neben ſie. Genoſſe Quelch war der einzige unter den 
leitenden Rednern, der die Verteidigung der bisherigen Taktik übernahm. Er 
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wies darauf hin, daß bereits vor 14 Jahren und auch mehrmals ſpäter die 
8. D. P. den anderen Organiſationen die Verſchmelzung vorgeſchlagen hatte, 
aber ſie ſei zurückgewieſen worden. War das Intoleranz? Oder wolle man 
ſich an die Labour Party anſchließen? Wenn es ſich um Ergattern von Parla⸗ 
mentsmandaten handle, ſo ſchließe man ſich beſſer an die liberale Partei an. 
Was die Angriffe auf die Labour Party in der „Justice“ betreffe, ſo könnte 
er zwar für die Vergangenheit die Klagen der Genoſſen begreifen, nicht aber 
jetzt, wo die Labour Party ganz in den Sumpf des Liberalismus geraten ſei 
und ihre Taktik ſelbſt von ihren einſtigen Bewunderern verurteilt werde. 
Darauf erhob ſich der impulſive Herbert Burrows — er iſt bei den jüngſten 
Wahlen in Haggerſton ſchwer durchgefallen — und brach in leidenſchaftliche An⸗ 
klagen gegen die bisherige Taktik der S. D. P. aus. Dieſe Partei, erklärte er, ſei 
politiſch bankrott. Sie habe als eine propagandiſtiſche Organiſation ihre Pflicht 
und Schuldigkeit mit großem Erfolg erfüllt, aber als eine politiſche Partei ſei 
ſie ein Mißerfolg. Nach 30 Jahren der größten Anſtrengungen ſei es ihr nicht 
gelungen, auch nur einen einzigen Mann ins Parlament, ja nicht einmal in 
den Londoner Grafſchaftsrat zu bringen, und ſie ſtehe jetzt außerhalb der 
Bewegung der Arbeiterklaſſe, nachdem ſie die Führung der Labour Party der 
I. L. P. überlaſſen habe. Nicht die I. L. P., ſondern die S. D. P. hätte im 
Parlament vertreten ſein müſſen, aber die 8. D. P. habe nicht verſtanden, die 


; ſich ihr bietenden Gelegenheiten auszunutzen. 


Dieſe Beſchuldigungen ſchienen den Delegierten zu weit zu gehen und wurden 
mit bemerklicher Unzufriedenheit aufgenommen. Es iſt doch eine Tatſache, daß 


es den anderen Organiſationen nur dadurch gelungen war, einen parlamen— 


tariſchen Erfolg zu erzielen, weil ſie auf ihren Sozialismus ſo gut wie voll⸗ 
ſtändig verzichtet haben, und es war etwas zu ſtarker Tabak, der S. D. P. 
deswegen Vorwürfe zu machen, weil ſie nicht dasſelbe getan hat. Allerdings 
iſt es eine andere Frage, ob nicht die S. D. P., auch ohne auf ihre Überzeugung 
zu verzichten, bei einem feineren Taktgefühl und elaſtiſcherer Anpaſſung gewiſſe 
Erfolge auf dem Gebiet der Sammlung der Kräfte hätte erreichen können. Die 
Reſolution von Central Hackney bejahte dies und ſelbſt der Exekutivrat ſprach 
ſein Einverſtändnis mit der Reſolution aus, ſo daß ſie mit einer Mehrheit von 
108 gegen 43 Stimmen von der Konferenz angenommen wurde. 

Die Bedeutung dieſes Votums liegt auf der Hand — es bekundet eine 
weſentliche Anderung in der Pſychologie der S. D. P. Mag ſein, ja 
ganz wahrſcheinlich, die Reſolution wird nicht ſofort praktiſche Anwendung 
finden. Man wird erſt noch die Methoden wie die Objekte der geforderten 
„Toleranz“ zu finden haben, ehe man ſie ausübt und dadurch eine Sammlung 


der zerſtreuten und eine Annäherung an die bereits organiſierten ſozialiſtiſchen 


und halbſozialiſtiſchen Elemente vollzieht. Aber man nimmt doch jetzt eine 
andere Stellung wie früher ein, und die Gelegenheiten zur ſozialiſtiſchen und 
überhaupt politiſchen Konzentration werden nun nicht mehr wie in der Ver⸗ 
gangenheit verſäumt werden. | 

Wie aber ſteht es bei der I. L. P.? Betrachten wir deren Konferenz. Es 
waren dort anweſend 310 Delegierten, die 227 Zweigvereine — etwa ein Viertel 
der Geſamtzahl — vertraten. Den Vorſitz führte der Präſident der Partei, 
Jowett, Parlamentsabgeordneter von Weſt⸗Bratford. Der Konferenz ging, 
wie in der Parteipreſſe ſo auch in den Vereinen, eine lebhafte Diskuſſion über 
die Taktik der Labour Party im neuen Parlament voraus. Die Oppoſition, 
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der ſich diesmal auch Keir Hardie und der „Labour Leader“ angeſchloſſen 
hatten, tadelte an den Arbeiterparteilern ihre regierungsfreundliche Haltung, 
die ſich darin ausgedrückt hat, daß die Fraktion die bekannte Erklärung ihres 
neuen Führers Barnes gegen den Asquitſchen Treubruch beim Vorgehen 
gegen die Lords desavouiert und bei der Abſtimmung über den Marineetat 
und ein von der Fraktion ſelbſt eingebrachtes Amendement bezüglich der anſtän⸗ 
digen Entlohnung der Staatsarbeiter ihre Prinzipien und ihr eigenes bisheriges 
Vorgehen verraten hat, nur um die Regierung in der Macht zu erhalten. Auch 
warf man den beiden I. L. P.⸗Abgeordneten Macdonald und Snowden vor, 
daß ſie im voraus ihre Bereitſchaft, die Regierung zu unterſtützen, angekündigt 
hatten, wobei ſie ſogar auf die Forderung des „Rechtes auf Arbeit“, als teil⸗ 
weiſe von der Regierung bereits befriedigt, verzichteten. Deshalb war auch 
die Eröffnungsrede Jowetts von einem mildkritiſchen Tone durchdrungen. 
Nachdem er die Wahltaktik der Partei gerechtfertigt hatte, erklärte er, zwar 
ſei er kein Anhänger „wilder Ausbrüche, die das Parlament diskreditieren“, 
und zwar glaube er, daß „eine Partei, die anſtrebt, die Autorität der Volks⸗ 
erwählten gegen die Kabinetteliquen zu behaupten, einen großen Dienſt dem 
Lande erweiſen und den Reſpekt des Publikums vor dem Parlament ſteigern 
wird“, allein „ein gewöhnliches Menſchenkind begreift es nicht, warum ein 
Mitglied des Parlamentes nicht für Dinge, die von ihm gefordert werden, 
ſtimmen darf, bloß weil das Votum als Tadelsvotum gegen die Regierung 
aufgefaßt werden kann! ... Ich meine, wir haben in deutlichen Worten zu 
bezeichnen, wonach wir ſtreben, und immer, ohne Rückſicht auf die Folgen, 
über die Fragen ihrem inneren Werte nach zu ſtimmen und nicht unſere all⸗ 
gemeine Unterſtützung für eine verſprochene und problematiſche Maßnahme 
auszutauſchen.“ Mit dieſen Worten war ſchon das Regiſter der oppoſitionellen 
Kritik angeſchlagen. Sie kam bei Beſprechung einer Reſolution der Zweig⸗ 
vereine Poplar und Fraſerburgh, die „das Zutrauen der Konferenz zur Labour 
Party ausſprach und ſie zu ihrer Tätigkeit im verfloſſenen Jahre beglück⸗ 
wünſchte“. Dazu lag ein Amendement des Zweigvereins Sideup vor, das die 
„Beglückwünſchung“ weglaſſen wollte. Man muß offen geſtehen, daß die meiſten 
Reden der Oppoſition recht ungeſchickt waren. Wahrſcheinlich beabſichtigten 
die beſſeren Redner, ſich erſt bei den weiteren Amendements zum Worte zu 
melden. Jedenfalls war bemerkenswert, wie faſt alle Redner konſtatierten, 
daß es in den Reihen der Partei eine ſtarke Gärung der Unzufriedenheit gibt. 
Die Fraktion wurde beſchuldigt, daß ſie bloß zu einem linken Flügel der Libe⸗ 
ralen geworden iſt, worauf manche andere ganz naiv bemerkten, daß es ohne 
die Unterſtützung der Liberalen überhaupt unmöglich ſei, Wahlſchlachten erfolg⸗ 
reich durchzukämpfen. Eine typiſche Rede war die des Vorſtandsmitglieds 
Me Lachlan. Er gebe zu, daß Beunruhigung in der Partei exiſtiere, weil 
zwei Strömungen, eine reviſioniſtiſche und eine revolutionäre, vorhanden ſeien. 
Er gebe auch zu, daß Barnes richtig gehandelt habe und von den anderen 
verraten wurde. Er meine aber, die Partei ſei noch immer eine unabhängige 
Partei, und die Fehler ſeien im guten Glauben begangen worden. 

Etwas ſtärker noch ſprach Keir Hardie, der aber die Lage nicht vom 


prinzipiellen, ſondern vom rein taktiſchen Standpunkt aus betrachtete. Die 7 


Aktion Barnes’ ſei richtig geweſen, da es taktiſch ein Gewinn wäre, wenn 
das Parlament, das ſowieſo aufgelöſt werden muß, infolge des mutigen Auf⸗ 
tretens der Partei aufgelöſt werden würde. Aus demſelben Grunde wollte 
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er auch, aber ohne Erfolg, die Fraktion zur Aufrollung der Arbeitsloſenfrage 
bewegen. Jetzt, infolge der falſchen Taktik, iſt die Partei als politiſcher Faktor 
ausgeſchaltet. Das müſſe geändert werden. Die Partei ſei im Parlament nicht 
dazu da, um die Regierung in der Macht zu erhalten, ſondern um eine große 
politiſche Partei der Arbeiterklaſſe zur Erkämpfung des Sozialismus aus⸗ 
zubilden. Barnes nahm auch das Wort, um vom taktiſchen Standpunkt 
aus ſeine Handlung zu verteidigen, aber vor Keir Hardie und Barnes hatte 
der geiſtige Führer der Partei, Maedonald, geſprochen, und der wußte ſchon, 
wie die Konferenz zufriedenzuſtellen ſei. Bereits ein paar Wochen vor der 
Konferenz hatte er einen Artikel im „Labour Leader“, überſchrieben „Woran 
eigentlich kränkelt die Partei?“, veröffentlicht, in dem er ausführte, die Partei 
kränkele eigentlich infolge gewiſſer Bazillen, die aus Eitelkeit, Leichtfertigkeit, 
Verdächtigung, Ungeduld und ſonſtigen „demokratiſchen Tugenden“ entſtanden 
ſeien und einer Anzahl ihrer Mitglieder ihre Arbeit verekeln. Auf der Kon⸗ 
ferenz wagte Macdonald dieſe ſchöne Diagnoſe der Partei nicht zu wieder⸗ 
holen, meinte vielmehr, die Partei habe eigentlich nichts getan, wofür ſie 
kritiſiert werden müßte. Wenn die Fraktion bei gewiſſen Gelegenheiten die 
Regierung unterſtützt hätte, ſo ſei es nicht um der Regierung willen geſchehen, 
ſondern im Intereſſe der Partei, die die zur Durchführung eines zweiten Wahl⸗ 
kampfes erforderlichen 40000 oder 50000 Pfund zu verſchwenden nicht imſtande 
ſei. Die Ausführungen Maedonalds wirkten, und das Sideup⸗Amendement 
wurde mit 241 gegen 105 Stimmen verworfen. | 

Damit waren nicht nur dieſe, ſondern überhaupt alle prinzipiellen Aus⸗ 
einanderſetzungen der Konferenz beendet. Als die Oppoſition, nachdem dieſes 
Sonderamendement verworfen worden war, andere Amendements ſtellen 
wollte, erklärte ſie der Vorſitzende, unterſtützt von der Geſchäftsordnungs⸗ 
kommiſſion, als nicht zuläſſig. Es ſtanden auf der Tagesordnung noch mehrere 
heikle Reſolutionen — die eine forderte, die Labour Party möge zur Auf⸗ 
ſtellung eines Programms bewogen werden, die andere bedauerte die liberal⸗ 
freundliche Tendenz der I. L. P., die dritte wollte das gemeinſame Auftreten der 
Parteimitglieder mit bürgerlichen Politikern in öffentlichen Verſammlungen 
verbieten, die vierte verurteilte die Aktion derjenigen Arbeiterparteikandidaten, 
die bei den jüngſten Wahlen liberale Kandidaten unterſtützt haben uſw. —, 
ſie wurden aber ſämtlich von der Geſchäftsordnungskommiſſion, die bei der 
I. L. P. nicht von der Konferenz ſelbſt, ſondern von der Parteileitung im 
voraus ernannt wird, auf den letzten halben Tag der Verhandlungen verſchoben, 
und die Delegierten in ihrer Ungeduld gingen über dieſe Reſolutionen faſt ohne 
Diskuſſion zur Tagesordnung über. Außer den ungeheuren Wahlausgaben 
mancher Parteikandidaten bei den letzten Wahlen wurde nur noch eine Frage, 
nämlich die des Wahlrechts, gründlich diskutiert, wobei die Konferenz ſich wieder 
mit großer Mehrheit zugunſten des „Damen“ wahlrechts ausgeſprochen hat. 

So war die Konferenz der I. L. P. gerade in dem weſentlichſten Punkte 
ihrer Verhandlungen wenig befriedigend. Während ſich in der S. D. P. ganz 
beſtimmt ein neuer Geiſt geltend macht, der gar manches für die nächſte Zu⸗ 
kunft verſpricht, iſt der alte Geiſt in der I. L. P. noch immer ſtark genug, um 
die beſten geiſtigen Kräfte der Partei an ſich zu ziehen und dadurch gegen⸗ 
über aller Oppoſition die alte Taktik zu behaupten. Wer die Verhandlungen 
auf der Konferenz der I. L. P. perſönlich verfolgt hat, der konnte nicht umhin, 
zu fühlen, daß eine Verſchmelzung der beiden Parteien der Sache des Sozia⸗ 
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lismus in England bitter not tut. Die Männer der 8. D. P. könnten jene 
geiſtige Überlegenheit des revolutionären Marxismus in die Bewegung hinein⸗ 
tragen, an der es jetzt in den Reihen der I. L. P. zur erfolgreichen Bekämpfung 
des Opportunismus fehlt, und die biegſamere Anpaſſungsfähigkeit der Leute 
der I. L. P. könnte jenen pſychologiſchen Umgeſtaltungsprozeß mächtig fördern, 
der ſich gegenwärtig in der S. D. P. vollzieht. In dieſem Zuſammenhang mag 
auch erwähnt werden, daß die Konferenz der S. D. P., auf Antrag des Exekutiv⸗ 
rates, beſchloſſen hat, die Frage der ſozialiſtiſchen Einigkeit in Eng- 
land vor das Internationale Bureau zu bringen. Wie in den vorigen 


ei 
2 


Jahren hatte es auch diesmal ein Begrüßungstelegramm an die Konferenz der 


I. L. P. geſchickt. 

Außer den geſchilderten Hauptfragen haben beide Konferenzen eine Menge 
anderer, innerparteiliche und ſozialpolitiſche Angelegenheiten behandelt, die 
aber für den auswärtigen Leſer von geringem Intereſſe ſind. Eines jedoch 
muß noch erwähnt werden. Die beiden Konferenzen behandelten den Mili⸗ 


tarismus und die auswärtige Politik, eine Frage, die gerade in der 


S. D. P. brennend iſt. Es iſt ein offenes Geheimnis, daß Hyndman mit 
allen engliſchen Chauviniſten darüber einig iſt, England ſtehe vor 
der Gefahr, von Deutſchland angegriffen zu werden, und bedürfe „daher“ 
einer ſtarken Flotte. Auch Quelch teilt dieſe Anſicht, meint jedoch, die 
engliſche Regierung treibe eine provokatoriſche Politik, die zwar 
nicht die Urſache der Eroberungsluſt Deutſchlands ſei, wohl aber dieſem als 


Anlaß und Rechtfertigung für einen Krieg mit England dienen könne. Dieſe 


Stellung — beſonders da Quelch Redakteur des Parteiorgans „Justice“ iſt — 
hat eine große und bedauerliche Verwirrung in den Reihen der 8. D. P. ge⸗ 
ſchaffen und ihr auch beträchtlich im politiſchen und parlamentariſchen Kampfe 
geſchadet. Die Partei wird mit dem famoſen Herrn Blatchford identifiziert, 
und manche haben ſie ſogar deshalb verlaſſen. Allein die Partei an und 
für ſich trägt nicht die mindeſte Schuld daran. Sie iſt ebenſo ent⸗ 
ſchieden antimilitariſtiſch wie irgend eine ſozialdemokratiſche Partei des Feſt⸗ 
landes, und trotzdem ſie nicht entſchieden Front gegen Hyndman und Quelch 
gemacht hat, bekämpft ſie, wie die Reden in den Wahlverſammlungen be⸗ 
weiſen, die Rüſtungen und die auswärtige Politik der Regierung mit großer 
Energie. Es war deshalb ein erfreuliches Zeichen, daß die Frage einmal auf 
die Tagesordnung der Konferenz geſtellt wurde. Es lagen dazu zwei Reſo⸗ 
lutionen vor. Die eine, von den Zweigvereinen Brixton und Central 
Hackney eingebracht, lautete: „Die Konferenz behauptet die Solidarität der 
Arbeiter aller Länder und proteſtiert gegen die immer ſteigenden 
Rüſtungen, die ſie als eine zunehmende Gefahr für den Weltfrieden und als 
feindlich den Intereſſen der Arbeiterklaſſe und dem Fortſchritt der Kultur 
betrachtet; ſie fordert die Regierung auf, eine Entente mit Deutſch⸗ 
land herzuſtellen, und mahnt die Arbeiter, ſich mit allen Kräften jeder 
Politik der Regierung zu widerſetzen, die einen Krieg provozieren kann.“ Die 
andere, vom Zweigverein Walthamſtow, ſagte: „Kriege, da ſie das 
natürliche und unvermeidliche Ergebnis der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung 
ſind, können nur mit der Beſeitigung dieſer ſelbſt aus der Welt geſchafft 
werden. Die Konferenz erklärt, daß das einzige Mittel, eine provokatoriſche 
Politik der Regierung zu durchkreuzen, die Einführung einer den militäriſchen 
Geſetzen nicht unterſtellten Volksmiliz iſt.“ Merkwürdigerweiſe hat die 


L 


Th. Rothſtein: Zwei ſozialiſtiſche Parteitage. 105 


Geſchäftsordnungskommiſſion in dieſe Reſolutionen eine Gegenſätzlichkeit hinein⸗ 
geleſen und die eine als Reſolution und die andere als ein Amendement zur 
Diskuſſion geſtellt. Da die Einführung einer Volksmiliz von manchen Partei⸗ 
mitgliedern, wie Herbert Burrows, und der geſamten I. L. P. zugunſten der 
völligen Entwaffnung bekämpft und ſeitens der Impoſſibiliſten haupt⸗ 


ſächlich vom Standpunkt einer zukünftigen Inſurrektion befürwortet wird, ſo 


konzentrierte ſich die Diskuſſion faſt ausſchließlich auf die Walthamſtower 


Reſolution, die auch mit großer Mehrheit angenommen wurde. Erſt dann 


bemerkte man, daß die Brixton⸗Hackney⸗Reſolution mit der Annahme des 
„Amendements“ unerwarteterweiſe gegenſtandslos wurde, und eine Anzahl 
Genoſſen unternahmen ſofort Schritte, um die Reſolution wieder zur Dis⸗ 
kuſſion zu ſtellen. Es war aber zu ſpät. Alles, was die betreffenden Genoſſen 
tun konnten, war, Unterſchriften für die Reſolution zu ſammeln und ſie der 
Konferenz als Dringlichkeitsantrag ohne Debatte einzubringen. Das wurde 
auch mit Erfolg durchgeführt, wobei ſelbſt Hyndman und Quelch ihre 
Unterſchriften zum Antrag gaben! So wurde zwar die antimilitariſtiſche 


Meinung der Konferenz regiſtriert, aber die ſonderbaren Anſichten der beiden 


leitenden Genoſſen haben die gebührende Zurückweiſung nicht erhalten. Dies 
iſt um ſo bedauerlicher, als die allgemeine Diskuſſion über dieſen Punkt von 
Quelch mit einer Rede eingeleitet wurde, in der er, zwar ſichtlich bemüht, die 
Oppoſition durch manche Zugeſtändniſſe zu entwaffnen, doch keinen Zweifel 
darüber ließ, daß er gegen die Flottenrüſtungen nichts einzuwenden habe. 
Auf der Konferenz der I. L. P. waren die Verhandlungen über dieſen 
Punkt viel einfacher. Faſt ohne Debatten wurde die folgende Reſolution der 
Parteileitung angenommen und damit der ganze Gegenſtand erledigt: „Die 
Konferenz betrachtet mit Beſorgnis die zunehmende Propaganda des Mili- 
tarismus und der Kriegshetzerei, die zu immer ſteigenden Ausgaben für 
Rüſtungen in England und im Ausland führen, und beauftragt die Partei⸗ 
leitung, ſofort Schritte zur Einberufung einer Konferenz aller Arbeiter— 
organiſationen, ſozialiſtiſcher, kooperativer und Unterſtützungsorganiſationen 
zu unternehmen, um die wirkſamſten Mittel zu finden, die dazu geeignet ſind, 
erſtens dem Anwachſen ſolcher Ausgaben ein Ende zu ſetzen und zweitens 


die Pläne der Kriegshetzer im voraus zu durchkreuzen. Die Konferenz ruft 


den Internationalen Kongreß zu Kopenhagen auf, dieſem Gegenſtand 
den erſten Platz auf der Tagesordnung einzuräumen, einen praktiſchen 
und wirkſamen Plan einer internationalen Aktion der Arbeiter zur Erhaltung 
des Friedens zu entwerfen, der ein planmäßiges Handeln der Arbeiter- und 


ſozialiſtiſchen Parteien für den Fall einer Kriegserklärung ermöglicht.“ 
* * 


* 
Wir haben die Verhandlungen auf den beiden Konferenzen etwas aus⸗ 


führlicher geſchildert, weil die engliſchen Verhältniſſe nicht immer in Deutſch⸗ 
land richtig eingeſchätzt werden und gerade das Zuſammentreffen der beiden 


Parteitage gute Gelegenheit geboten hat, die Stärke und Schwäche jeder der 
Parteien klar zu überſchauen. Die S. D. P. iſt eine marxiſtiſche, die I. L. P. 
iſt eine opportuniſtiſche Partei. Die Schwäche der einen lag bisher buch⸗ 
ſtäblich in ihrer hiſtoriſch bedingten Iſoliertheit, die Schwäche der anderen 


in ihrer falſchen Taktik. Die Verſchmelzung beider wäre die Schaffung einer 


Partei, auf die die Internationale ſtolz ſein könnte. 
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Die Ausſichten einer Arbeiterpartei 


in den vereinigten Staaten von Nordamerika. 
Don &.8.Boudin (New Vork). 


Seit einigen Monaten ift hier in Amerika die Luft mit Gerüchten über 
die Gründung einer Arbeiterpartei erfüllt. Bei den letzten Wahlen für die 
Parteileitung, das „Nationale Exekutivkomitee“ der Sozialiſtiſchen Partei, war 
die Haltung unſerer Partei zu dieſer in Ausſicht ſtehenden Arbeiterpartei 
von entſcheidender Bedeutung. Genoſſe Charles H. Kerr, der Herausgeber der 
„International Socialist Review“, ließ eine Umfrage an die 27 Kandidaten 
ergehen, die für dieſes Amt aufgeſtellt waren, wie ſie ſich zu dieſer Frage 
ſtellten. Die Veranlaſſung dazu bildete eine Anklage in unſerer Preſſe, worin 
behauptet wurde, einige Mitglieder des früheren Exekutivkomitees begünſtigten 
die Bildung einer ſolchen Partei, in der die ſozialiſtiſche ganz aufgehen ſollte. 
Die betreffenden Genoſſen, die in dieſen Verdacht gekommen waren, wieſen in 
ihren Antworten die Anklage zurück. Ja ſie waren der Anſicht, die ganze 
Diskuſſion ſei müßig, da gar keine Ausſichten auf die Gründung einer ſolchen 
Partei in der nächſten Zukunft beſtänden. 

Aber der Gedanke an eine Arbeiterpartei, eine „Labor Party“, wollte noch 
immer nicht zur Ruhe kommen. Trotz dieſer Verſicherungen von Leuten, die 
es doch am eheſten wiſſen mußten, dauert die Diskuſſion noch fort, ſowohl 
in als außerhalb der Partei. Und das hat ſeinen guten Grund. In der 
Diskuſſion kommt das allgemeine Gefühl des Unbehagens zum Ausdruck, das 
jetzt in der Arbeiterbewegung unſeres Landes herrſcht. In meinen Artikeln 
über „Die politiſche Situation in den Vereinigten Staaten und die Sozia⸗ 
liſtiſche Partei“ („Neue Zeit“, XXVIII, 1, S. 239, 260) habe ich auseinander⸗ 
geſetzt, daß die politiſche Lage in unſerem Lande ſich immer mehr zuſpitzt in⸗ 
folge des rückſichtsloſen Krieges, den der Kapitalismus mit Hilfe der Gerichte 
gegen jede ſelbſtändige Regung der Arbeiterklaſſe und gegen jede Verbeſſerung 
führt, die ſie den Unternehmern abringt. Daß daher die Zeit für eine ſtarke 
revolutionäre Bewegung gekommen ſei, die die geſamte Arbeiterklaſſe umfaßt, 
oder wenigſtens jenen Teil, der in den Gewerkſchaften organiſiert iſt und direkt, 
unmittelbar von der unerträglichen Tyrannei unſerer Gerichtshöfe betroffen 
wird. Ich habe auch auseinanderzuſetzen verſucht, warum unſere Methoden 
der Propaganda bisher immer ohne Erfolg geblieben ſind, und daß es die 
Aufgabe der Sozialiſtiſchen Partei iſt, hier voranzugehen, wenn ſie nicht eine 
ſo günſtige Gelegenheit verſäumen will, die Führerin einer geeinigten revolu⸗ 
tionären Arbeiterklaſſe zu werden. 

Ich muß jetzt leider hinzuſetzen, daß die Sozialiſtiſche Partei bisher dieſe 
Gelegenheit nicht benutzte und daß ſich dieſe Unterlaſſungsſünde bitter zu rächen 
beginnt, was ſich beſonders in dem Gedanken an eine Arbeiterpartei zeigt. 

Kaum war ein Monat ſeit den feierlichſten Verſicherungen ſo vieler 
unſerer führenden Genoſſen verfloſſen, an eine Labor Party ſei gar nicht zu 
denken, da brachte ein hervorragender Sozialiſt in der New Vork Central 
Federation Union eine Reſolution ein, die Gompers aufforderte, eine ſolche 
Partei zu gründen. Und daß dieſe ſo konſervative Vereinigung die Reſolution 
einſtimmig annahm, iſt bezeichnend; ebenſo bemerkenswert aber iſt es, daß 
die unmittelbare Urſache für dieſe Reſolution die Verurteilung des Hut⸗ 
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macherverbandes zu einer Buße von einer Viertelmillion Dollar (eine Million 
Mark) war, eine jener Großtaten richterlicher Tyrannei, wie ich ſie in meinen 
Artikeln erwähnte („Neue Zeit“, XXVIII, I, S. 262). 

Wer mit offenen Augen beobachtet, was um uns herum vorgeht, dem 
ſcheint die Frage der Labor Party ein ſehr reales, ja ein dringendes Problem 
zu ſein. Sie muß daher die Aufmerkſamkeit aller einſichtigen Sozialiſten auf 
ſich ziehen und von allen Seiten gründlich diskutiert werden. 

Dieſem Zwecke dient auch der vorliegende Artikel. 

Da das Problem zu vielſeitig ift und im Rahmen eines kurzen Artikels nicht 
vollſtändig genug behandelt werden kann, ſo werde ich mich auf die Erörterung 
eines Teiles der Frage beſchränken, nämlich der Frage, ob eine derartige Partei 
das Ziel, das ihr geſetzt würde, auch wirklich erreichen könnte; ich will die 
Frage unberührt laſſen, was ein ſolcher Erfolg koſten würde, ebenſo, ob nicht 
andere unvermutete Vorteile aus der Organiſation hervorgehen könnten. Dieſe 
und andere Seiten der Frage müſſen für ſich beſonders beleuchtet werden. 

Zunächſt müſſen wir uns fragen: „Was iſt überhaupt eine Arbeiterpartei?“ 
Jede ſozialiſtiſche Partei iſt natürlich als Arbeiterpartei gedacht. Aber was 
jene Genoſſen beabſichtigen, die von der Organiſierung einer Arbeiterpartei 
im Unterſchied von einer ſozialiſtiſchen Partei ſprechen, das iſt die Gründung 
einer Partei, die in ihrem Spielraum auf zwei Seiten eingeengt wird: erſtens 
durch die Ausſchaltung des höchſten ſozialiſtiſchen Ideals, des kommuniſtiſchen 
Gemeinweſens, und die Beſchränkung ihrer Propaganda auf aktuelle Probleme; 
zweitens durch die Ausſchaltung „allgemeiner“ Fragen und die Beſchränkung 
auf Aufgaben ſpeziell des Induſtrieproletariats, und zwar wieder nur jenes 
Teiles, der gewerkſchaftlich organiſiert iſt. Der Typus einer ſolchen Partei 
iſt die engliſche Labor Party in ihrer augenblicklichen Form. Es iſt hiſtoriſch 
wie logiſch ein Verſuch, mit Hilfe einer beſonderen politiſchen Partei das 
Programm und die Forderungen der aufgeklärteſten Gewerkſchafter durch⸗ 
zuſetzen ohne jede Beeinfluſſung durch ſozialiſtiſche Prinzipien und ſozialiſtiſche 
Taktik. Ihr Ziel iſt es, in ihrer Organiſation das ganze Induſtrieproletariat 
zu vereinigen, ganz gleich, welcher „politiſchen“ oder „ſozialen“ Überzeugung, 
unter einem Programm ihrer beſonderen „nächſten Forderungen“; und 
dieſes Programm durchzuſetzen mit Hilfe der radikalen Bourgeoiſie, die den 
„vernünftigen Forderungen der Arbeiter“ „ſympathiſch gegenüberſteht“, und 
mit Hilfe der bürgerlichen politiſchen Parteien, die ihre Hilfe im Parlament 
wohl brauchen können und bereit ſind, den Preis dafür mit einer „Arbeiter⸗ 
geſetzgebung“ zu bezahlen. 

5 Es iſt von der größten Wichtigkeit für eine derartige Partei, daß ſie nicht 
Hrevolutionär“ zu fein braucht. Erſtens weil es nicht ihr Ziel iſt, die beſtehende 
Ordnung umzuſtürzen, ſondern die Bedürfniſſe der Arbeiter unter dem jetzigen 
Syſtem zu befriedigen. Zweitens weil es ihr ſonſt nicht gelingen würde, die 
konſervativeren Elemente der Arbeiterklaſſe heranzuziehen. Und drittens weil 
ſie ſich dadurch die Gunſt der radikalen Bourgeoiſie verſcherzen würde und, was 
das wichtigſte iſt, weil ſie fürchtet, es würde einer bürgerlichen politiſchen 
Partei unmöglich werden, ihren Forderungen zuzuſtimmen. Ihre ganze Kraft 
muß in ihrer parlamentariſchen Stellung liegen. Ihr Hauptbeſtreben muß es 
daher ſein, ſo viele Stimmen auf ſich zu vereinen, daß ſie in Ländern des ſo⸗ 
genannten Zweiparteienſyſtems, wie England oder die Vereinigten Staaten, jede 
der anderen Parteien in der parlamentariſchen Minorität hält, ſo daß eine 
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regierungsfähige Majorität nur durch ein Bündnis mit der Labor Party 
möglich iſt. Um hierbei Erfolg zu haben, muß jede Spur von „revolutio⸗ 
närem“ Geiſte, der ſich dabei entwickeln könnte, erſtickt werden: einerſeits darf 
kein Teil der Wählerſchaft, bei dem man ſich einen Erfolg verſprechen kann, 
vernachläſſigt werden, und daher dürfen den Wählern nur die dringendſten 
Forderungen und ſolche, die kein Argernis bei dem „eingewurzelten Kon⸗ 
ſervatismus“ der Maſſen erregen könnten, vorgelegt werden. Andererſeits 
müſſen ihre Forderungen und Agitationsmethoden derart ſein, daß eine bürger⸗ 
liche Partei ſich mit ihr parlamentariſch verbinden kann, ohne die Intereſſen 
ihrer eigenen mehr konſervativen Wähler zu verletzen und ohne ſie ſich durch 
ein Kompromiß mit den „Umſtürzlern“ zu entfremden. Verſtößt man dagegen, 
ſo kann dies leicht dazu führen, daß die beiden bürgerlichen Parteien ſich 
gegen die Arbeiterpartei verbinden. 

Aus denſelben Gründen müſſen auch die Forderungen einer ſolchen Partei 
rein wirtſchaftliche bleiben. Sie muß alſo „praktiſch“ ſein und darf unter 
keinen Umſtänden zugeben, daß ſie ſich mit „Theorien“ oder „Abſtraktionen“ 
befaßt. Sie muß ſo „praktiſch“ ſein, daß ſie überhaupt keine „abſtrakten“ 
Prinzipien hat, ſoziale, politiſche oder andere, ſo daß ſie unter ihrem prak⸗ 
tiſchen Programm bei Wahlen wie im „ Leute von den verſchiedenſten 
„Prinzipien“ vereinigen kann. 

Es mag auf den erſten Blick ſcheinen, als ob dies gerade die richtige 
Partei für Amerika wäre. Denn wo in der Welt iſt die Neigung einer 
Partei, „praktiſch“ zu ſein, größer als in Amerika? Wo ſetzt man ſich leichter 
über „Theorien“ und „abſtrakte“ Prinzipien hinweg, um der dringenden Not⸗ 
wendigkeit zu gehorchen, auf politiſchem wie auf anderen Gebieten? Und doch 
wird man, wenn man genauer zuſieht, finden, daß ſich einer ſolchen Partei 
unüberwindliche Hinderniſſe in den Weg legen, Hinderniſſe, die einen prak⸗ 
tiſchen Erfolg, die Durchſetzung der Pläne, die ſie ſich vornimmt, unmöglich 
machen, ſo daß ſie von vornherein zur Unfruchtbarkeit verurteilt iſt. f 

Vor allem ſind die Verhältniſſe des bürgerlichen Parteilebens in unſerem 
Lande einer ſolchen Partei ungünſtig. Die Hauptbedingung für den Erfolg 
einer derartigen Partei iſt das Beſtehen einer radikalen bürgerlichen Partei, 
die ſich mit ſolch einer Arbeiterpartei verbinden könnte, wie dies zum Beiſpiel 
jetzt in England der Fall iſt. Dies ſetzt voraus, daß in den Prinzipien und 
der Politik der alten Parteien ein Unterſchied vorhanden iſt, daß die eine kon⸗ 
ſervativ, die andere fortſchrittlich geſinnt iſt, ſo daß die letztere oder wenigſtens 
eine radikale Mehrheit in ihr ſich in ihrer Politik und ihren Prinzipien mehr 
zur Arbeiterpartei als zu ihrem bürgerlichen Gegner hingezogen fühlt. Aber 
eine ſolche Partei gibt es nicht in Amerika, und es iſt auch keine Ausſicht 
auf ihre Bildung in der nächſten Zukunft vorhanden. Die Parteikonſtellation 
in Amerika iſt in verſchiedener Hinſicht recht eigentümlich und verwirrend für 
den, der nicht mit der Parteigeſchichte Amerikas und dem Betrieb unſerer 
Regierungsmaſchine vertraut iſt. Und ſelbſt für einen gut Unterrichteten iſt 
es eine ſchwierige Sache, den wirklichen Unterſchied zwiſchen den heutigen 
Demokraten und Republikanern anzugeben. Dies iſt der Tatſache zuzu⸗ 
ſchreiben, daß unſere Parteien gar keine Parteien im gewöhnlichen Sinne 
des Wortes ſind, ſondern Verbindungen von verſchiedenen Parteien, wie ſie 
durch unſer Wahl⸗ und Regierungsſyſtem notwendig gemacht werden. Trotz⸗ 
dem wird im allgemeinen von den Leuten, die an die Gründung einer 
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erpartei denken, angenommen, daß ſie für die Durchführung ihres Pro⸗ 
gramms auf die Hilfe der Demokraten rechnen könnten. Man kann keinen 
beſonderen Grund für dieſe Erwartung angeben, außer vielleicht die Tatſache, 
daß die Demokraten augenblicklich in der Minorität ſind und deswegen Oppo⸗ 
ſition treiben. Dann ſtehen ſie auch im Rufe, größere Gegner der Truſts zu 
ſein als die Republikaner, ein Umſtand, der ſeinerſeits wieder der Tatſache 
zugeſchrieben werden muß, daß die Demokraten Gegner des „Schutzzolltarifs“ 
find, des „Vaters aller Truſts“. Auch ſolche radikale Regungen in der Demo⸗ 
kratiſchen Partei, wie zum Beiſpiel die Bewegung des ultraradikalen Herrn 
Hearſt, trugen dazu bei, dieſen Glauben großzuziehen. 

Und doch iſt dieſer Glaube ganz ungerechtfertigt. Wenn zwiſchen Repu⸗ 
blikanern und Demokraten ein Unterſchied vorhanden iſt, ſo ſicher keiner, der 


| die letzteren uns näher ſtehen ließe. Denn tatſächlich ift die Demokratiſche 


Partei die reaktionärere der beiden und gar nicht geeignet, der Bundesgenoſſe 
einer wirklichen Arbeiterpartei zu werden oder auch nur irgendwie eine fort: 
ſchrittliche Politik einer ſozialen Arbeitergeſetzgebung zu führen, wie ich es ja 


vor einiger Zeit in einer Artikelſerie, die ſich ſpeziell mit dieſer Frage beſchäftigte, 


auseinandergeſetzt habe (Die politiſche Situation in den Vereinigten Staaten 


und die Demokratiſche Partei, „Neue Zeit“ 1906/07, 2. Bd., Nr. 44 bis 46). 


Ich will mich deshalb hier nicht mehr in Details einlaſſen, ſondern nur 
meine Schlußfolgerungen wiederholen und einige Beiſpiele anführen. Die 


Demokratiſche Partei in ihrer jetzigen Geſtalt iſt eine unerſchütterliche Gegnerin 
all der Forderungen der Arbeiter, die mit Notwendigkeit die Grundlage einer 
Arbeiterpartei bilden müſſen. Erſtens weil ſie in ihrer Majorität aus den 


ſüdſtaatlichen Millionären und anderen kleineren Finanzgrößen und aus ihren 


Bundesgenoſſen, den kleinen Kapitaliſten („smallmen“) im mittleren Weſten 
und anderwärts beſteht. Dieſe gehören zu den ſchlimmſten Ausbeutern, die 


noch auf ſehr primitiven Stufen der kapitaliſtiſchen Ausbeutung ſtehen. Sie 
ſind die geſchworenen Feinde jeglicher Arbeitergeſetzgebung, mag es ſich um 


die geſetzliche Beſchränkung der Arbeitszeit ſelbſt für Frauen und Kinder 
handeln oder um Fabrikgeſetze oder um ein Haftpflichtgeſetz für Unter⸗ 


nehmer uſw. Zweitens weil die Demokratiſche Partei durch Tradition und 


aus „Prinzip“ gegen jede Arbeitergeſetzgebung ift, die ſich auf die ganze Union 


erſtreckt, als unvereinbar mit dem Partikularismus der Einzelſtaaten, der 
durch unſere Verfaſſung feſtgeſetzt ſein ſoll und der den Hauptartikel des 
demokratiſchen Glaubensbekenntniſſes ausmacht. Indeſſen iſt eine „nationale“, 


das heißt den ganzen Bund umfaſſende Arbeitergeſetzgebung abſolut not⸗ 


wendig für den Fortſchritt der amerikaniſchen Arbeiterbewegung und müßte 
den Eckſtein für das Programm einer wirklichen Arbeiterpartei bilden. 

Die ſchamloſeſte Ausbeutung der Kinder iſt heutzutage ebenſogut eine 
„berechtigte Eigentümlichkeit“ des demokratiſchen Südens, wie es die Neger⸗ 


fſklaverei vor dem Bürgerkrieg war. Dem allen kann ein Ende nur durch 


eine nationale Geſetzgebung, nicht durch die von Einzelſtaaten gemacht werden. 
Doch eine ſolche wird „aus Prinzip“ von allen Demokraten, ſelbſt den wirklich 


„Radikalen“ bekämpft. Dasſelbe gilt für Haftpflichtgeſetze für Eiſenbahn⸗ 


unternehmer, für die ſtaatliche Minenbeaufſichtigung uſw. Die furchtbarſte 
Waffe im Kampfe gegen die Arbeiter, beſonders den Boykott, bilden die 
„Injunction“ (vergl. „Neue Zeit“, XXVIII, 1, S. 247), der gerichtliche Ein⸗ 
haltsbefehl, und die Anwendung des Shermanſchen Antitruſtgeſetzes an die 
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Gewerkſchaften. Dieſe Maßnahmen ſind es hauptſächlich, durch die die Agitation 
zugunſten der Labor Party angeregt wurde. Gerade dieſe Waffen zur Be⸗ 
kämpfung der Arbeiter werden aber mehr noch von den „kleinen“ und „mittleren“ 
Leuten (lies Kapitaliſten!), die mit der Demokratiſchen Partei verbunden find, 
verlangt, als von den Truſtmagnaten der Republikaniſchen Partei. Es ſind 
vor allem die kleineren und mittleren kapitaliſtiſchen Unternehmer, die einen 
Boykott durch die Gewerkſchaften zu fürchten haben — der Stahltruſt oder 
ein anderer der großen Truſts nicht. 

Ob ſich andererſeits die Republikaniſche Partei, wenn ſie in einer hoff⸗ 
nungsloſen Minorität wäre, mit einer Arbeiterpartei verbinden müßte, iſt 
höchſt zweifelhaft. Man könnte aus Amerika wie aus England Präzedenz⸗ 
fälle zugunſten dieſer Anſicht anführen. Jedenfalls liegt eine derartige Mög⸗ 
lichkeit ſo fern wie etwa die des gänzlichen Verſchwindens der heutigen Par⸗ 
teien und ihrer Wiederherſtellung auf ganz anderen Grundlagen, die den 
modernen Spaltungen und Strömungen in der Induſtrie in ſozialer und 
politiſcher Hinſicht beſſer entſprächen, und liegt deshalb außerhalb der Sphäre 
„praktiſcher Politik“. 

Dies iſt indeſſen nicht das einzige und ſelbſt nicht das größte Hindernis 
für den Erfolg einer Labor Party in Amerika. Ihr größtes beruht in der 
abſolut undemokratiſchen Verfaſſung unſeres Landes, in der großen Macht des 
Präſidenten, des Senats, der Gerichte. 

Nehmen wir an, es ſei eine Arbeiterpartei organiſiert und ſie habe bei 
den Wahlen 25 oder 30 Abgeordnete ins Parlament geſchickt. Geſetzt ferner 
den günſtigſten Fall, die numeriſche Stärke der beiden anderen Parteien ſei 
derartig, daß die Arbeiter gerade den Ausſchlag geben, was würde dann wohl 
geſchehen? Nun, nicht eben viel. 

Die Wahl von 25 bis 30 Abgeordneten mit rein gewerkſchaftlichem Pro⸗ 
gramm könnte wohl die beiden alten Parteien dazu bringen, Reformen zu 
unternehmen, um dem weiteren Anwachſen des klaſſenbewußten Proletariats 
zu begegnen. Dies wäre jedoch nicht das Reſultat der parlamentariſchen 
Stärke der Gruppe noch ihrer „praktiſchen“ oder „maßvollen“ Forderungen. 
Es wäre die Folge des erwachten Unabhängigkeitsgefühls der Arbeiterklaſſe, 
und das praktiſche Reſultat würde wahrſcheinlich im umgekehrten Verhältnis 
zu dem „praktiſchen“ Geiſte und der Mäßigung der Gruppe ſtehen und ihrem 
revolutionären Geiſte und ihrer Entſchloſſenheit direkt entſprechen. Und das iſt 
natürlich etwas anderes. Dagegen würde eine zugeſtandenermaßen nicht⸗ 
revolutionäre Arbeiterpartei mit ihrer rein parlamentariſchen Stärke und 
Geſchicklichkeit gar nichts oder wenigſtens faſt nichts ausrichten. 

Und zwar aus ſehr triftigen Gründen: Eine ſolche parlamentariſche Gruppe 
könnte den alten Parteien als Preis für die Durchführung ihres Programms 
nichts bieten, ihre Unterſtützung würde keine von beiden in Anſpruch nehmen, 
außer wenn ſie ſie umſonſt bekäme. Eine ſolche Gruppe könnte lange im 
Hauſe ſitzen, ohne daß es irgend jemand einfiele, ihre Unterſtützung erkaufen 
zu wollen, was doch für eine ſolche Partei die Grundlage ihres parlamen⸗ 
tariſchen Einfluſſes iſt. Die eine der beiden großen Parteien, die in der Oppo⸗ 
ſition ſteht, der weder der Präſident noch die Senatsmajorität angehört, kann 
natürlich den Arbeitern nichts zahlen, ſelbſt wenn ſie es wollte. Und die 
Partei, die am Ruder iſt, wird natürlich auch nicht bezahlen, da ſie ja ihre 
Hilfe gar nicht braucht, um die Regierung zu führen. Unſere Parteien ſind 
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noch viel mehr als die engliſchen oder die anderen europäiſchen beſonders 
eifrig darauf bedacht, die „Regierung“ zu erobern. Denn in Europa bedeutet 
dies einfach die Geſchäfte der beſitzenden Klaſſen beſorgen, während es bei 
uns neben dieſem auch noch die Übernahme eines großen Heeres von Strebern 
bedeutet, ſchon bei einer anſtändigen Staatsverwaltung, und dazu kommt noch 
die Ausbeutung all der Quellen der Beſtechung bei einer korrumpierten. Aber 
das alles hat bei uns nichts mit dem Parlament zu tun. Nicht dieſes ſetzt 
die Regierung ein. Der vom Volke erwählte Präſident iſt es, der mit Hilfe 
des Senats regiert. Die Präſidentſchaft wird deswegen bei den allgemeinen 
Wahlen am heißeſten umſtritten; das iſt der Kampfpreis, um den die alten 
Parteien ringen. 

Im Notfall können ſie auch ohne Geſetzgebung überhaupt weiterkommen. 
Tatſächlich wären die konſervativen Parteien froh, wenn ſie ohne Geſetzgebung 


wirtſchaften könnten. Es wäre ein Ideal für eine der alten Parteien in 


Amerika, wenn Präſident und Senat allein da wären ohne das Repräſentanten⸗ 
haus; das würde ihr die ganze Macht, die ſie braucht, in die Hände geben 
ohne die Verpflichtung, ein Programm durchzuführen, das jede Partei ihren 
Wählern vor den Wahlen natürlich verſprechen muß. Der Grund dafür, 
warum ſie nicht zielbewußt auf einen ſolchen Stand der Dinge hinarbeiten, 
iſt der, daß es jetzt, wo nur zwei Parteien kämpfen, kaum vorkommen wird, 
daß eine die Präſidentſchaft erobert, ohne auch die Majorität des Hauſes der 
Repräſentanten zu gewinnen. Aber wenn eine unſerer alten Parteien durch 
das Auftreten einer Labor Party in die Minorität verſetzt würde, ſo brauchte 
ſie das wenig kümmern, da dies nach unſerem Wahlſyſtem noch immer nicht 
den Verluſt des Präſidentenſtuhls nach ſich zöge. Es läge abſolut kein Grund 
für eine der alten Parteien vor, ſich deshalb mit der Arbeiterpartei in ein 
Bündnis einzulaſſen, das ſie zwänge, das Programm der letzteren oder 
wenigſtens einen großen Teil desſelben auszuführen. 

Infolge der Scheidung zwiſchen Regierung und Geſetzgebung, die die Re⸗ 
gierung tatſächlich abſolut unabhängig und unverantwortlich dem Volke oder 
ſeinen Vertretern gegenüber macht, ſpielen unſere Geſetzgeber im allgemeinen 
eine ſehr klägliche Rolle in unſerer Politik. Dies macht die Staatsverwaltung 
(das heißt praktiſch den Präſidenten) zu einer großen und gefürchteten Macht, 


vor der ſich jeder der Herren Geſetzgeber ehrfurchtsvoll beugt. Deshalb iſt 


auch unſer Senat im Gegenſatz zu allen anderen demokratiſchen Staaten bei 
weitem ſtärker als das Repräſentantenhaus, das in Wirklichkeit bedeutungs⸗ 
los iſt. Dank der Rolle, die der Senat in der Exekutive ſpielt, war er im⸗ 
ſtande, ſich eine unabhängige Exiſtenz zu bewahren, während ſich das Parla⸗ 
ment den Anordnungen der Regierung demütig beugen muß, ſelbſt unter ſo 
ſchwierigen Verhältniſſen wie jetzt, wo eine Spaltung der Regierungspartei 
ſehr gefährlich werden könnte. Das hat ſchließlich auch die einzelnen Mit⸗ 
glieder des Hauſes zu einer ſo unwürdigen Bedeutungsloſigkeit und Kraft⸗ 
loſigkeit herabgedrückt. 

In einem Parlament, in dem die einzelnen Mitglieder abſolut machtlos 
find, und bei einem Regierungsſyſtem, in dem dieſes Parlament eine jo unter: 
geordnete Rolle ſpielt, kann eine kleine Gruppe unmöglich dieſelbe Aufgabe 
verrichten, die eine ähnliche Gruppe in einem Parlament in Angriff nehmen 
könnte, in dem jedes Mitglied Geltung hat, und bei einem Regierungsſyſtem, 
in dem das Parlament der einzige maßgebende Faktor iſt. 
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Noch ein anderer Umſtand ift in Erwägung zu ziehen, der ebenfalls aus 
dieſem Mangel an parlamentariſcher Regierung reſultiert: Die Lage unſerer 
ſchon erwähnten Parteien iſt derartig, daß die Führer der alten Parteien 
nicht imſtande wären, ſich mit der Labor Party zu verbinden und ihre 
Wünſche zu erfüllen, ſelbſt wenn ſie es aufrichtig wünſchten. Als Gegenſtück 
zu der Schwäche der einzelnen Parlamentsmitglieder haben wir die Unfähig⸗ 
keit der Parteiführer, ſich den Gehorſam ihrer Anhänger zu erzwingen, und dies 
iſt doch die Grundlage für eine wohlgeordnete parlamentariſche Regierung. 
Mangel an Einfluß auf den Gang der Ereigniſſe erzeugt in den Abgeord⸗ 
neten ein Gefühl der Unverantwortlichkeit. Dazu kommt noch unſer eigen⸗ 
tümliches Wahlſyſtem (was auch wieder nur in einem Lande möglich iſt, das 
nicht wirklich parlamentariſch regiert wird), nach dem die Wahl jedes Abgeord⸗ 
neten ganz von der Gunſt der Wähler des Kreiſes abhängt, in dem er wohnt.“ 

Dies macht ihn für gewöhnlich zum Diener der lokalen politiſchen Draht⸗ 
zieher, die ihre eigenen Zwecke verfolgen und ſich verdammt wenig um ihre 
Partei kümmern. Im beſten Falle macht es ihn abhängig von den Geſchäfts⸗ 


intereſſen eines engeren Kreiſes. Die Parteiführer, ja ſelbſt die ganze Partei 


außerhalb ſeines Wahlkreiſes können ihn weder entſchädigen, wenn ſeine 
Wählerſchaft ihn verläßt (ausgenommen durch Zuſchanzung eines Amtes 
oder Geſchäftes), noch können ſie ihn beſtrafen, wenn ſeine Wähler zu ihm 
halten. 


Daher kommt es bei uns ſo oft vor, daß die Parte durchbrochen 


und ſelbſt die ſcheinbar heiligſten Artikel des Parteiglaubensbekenntniſſes 
übertreten werden. Daher auch die heißen Kämpfe, die die ganze Ge⸗ 
ſchichte unſerer Geſetzgebung, beſonders des Kongreſſes, erfüllen. Daher 
ſtammt der ſo häufige Wortbruch unſerer Parteien, den man nicht immer 
der Korruption und Treuloſigkeit unſerer Politiker zuzuſchreiben braucht. Oder 
vielmehr, dieſe Korruption und Treuloſigkeit ſind nur möglich infolge dieſer 
politiſchen Lage und würden unter einer wirklich demokratiſchen, parlamen⸗ 
tariſchen Regierung wohl verſchwinden. 

Vor allem ſteht jedoch eines dem Erfolg einer Arbeiterpartei in Amerika 
im Wege, nämlich daß ein bloßer Erfolg auf dem Gebiet der Geſetzgebung 
nicht für die Durchführung ihres Programms ausreichend wäre. Wie ich in 
meinen Artikeln über die politiſche Lage in den Vereinigten Staaten und die 
Sozialiſtiſche Partei gezeigt habe, liegt die eigentliche Initiative nicht beim 
Kongreß oder den Geſetzgebungen der Einzelſtaaten, ſondern bei den Gerichts⸗ 
höfen und vor allem dem oberſten Gerichtshof, dem „Supreme Court“. Ein 
Erfolg, wie ihn die engliſche Arbeiterpartei erreicht hat (nämlich die Annahme 
von Geſetzesvorſchlägen, die ſie durchbringen will, durch das Parlament), ſelbſt 
wenn ihn eine amerikaniſche Arbeiterpartei durch eine wunderbare Verkettung 
der Umſtände erreichen könnte, wäre daher arm an wirklichen Reſultaten. 
Denn tatſächlich würden die arbeitenden Klaſſen auf demſelben Punkte ſtehen 
bleiben, auf dem ſie ſich vor der Bildung der Arbeiterpartei befanden, denn 
der „Supreme Court“ würde unweigerlich jeden wichtigeren Erfolg, den die 
Labor Party in den geſetzgebenden Körpern durchſetzen würde, für un⸗ 
geſetzlich erklären. Tatſächlich hat er ſchon ſehr viele, und nicht bloß die 

Nach der een kann man nur in dem Staate gewählt werden, in 
dem man wohnt. In vielen Einzelſtaaten nur in dem Orte, in dem man wohnt. 

Die Redaktion. 
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radikalſten, im voraus als ungeſetzlich erklärt. Daß die Anweſenheit einer 
Arbeitergruppe im Kongreß den „Supreme Court“ nicht dazu bringen könnte, 
ſeine Beſchlüſſe umzuſtoßen und in Zukunft auch eine andere Auslegung der 
Konſtitution gelten zu laſſen, iſt allen denen klar, die die Geſchichte dieſes er⸗ 
habenen Tribunals genauer ſtudiert haben. Es iſt ſchwer zu ſagen, ob der 
„Supreme Court“ ſich dazu aus Furcht vor einer Empörung des Proletariats 
verſtehen oder ob er nicht lieber den Kampf um ſein Daſein wagen würde, 
ehe er klein beigäbe. Aber eines kann man mit abſoluter Sicherheit voraus⸗ 
ſagen, nämlich daß der „Supreme Court“ niemals an ein Nachgeben denken 
wird, wenn man ihn nicht klar, in nicht mißzuverſtehender Weiſe vor die 
Alternative ſtellt, ſich zu ändern oder zu enden — „to end or to mend“. 
Es wäre abſurd, wenn eine Arbeiterpartei bei uns ihre Kraft zum Durch⸗ 
ſetzen ſozialer Geſetze aufwenden würde, wenn ſie nicht Schritte tut, die es 
verhindern, daß dieſe Geſetze für verfaſſungswidrig erklärt werden. Das erſte 
müßte ſein, die Unterwerfung des „Supreme Court“ zu verlangen, die Ab— 
ſchaffung ſeiner Befugnis, Geſetze für verfaſſungswidrig zu erklären. Und 
die Arbeiterklaſſe müßte dieſe Forderung mit allen ihr zu Gebote ſtehenden 
Mitteln unterſtützen und den feſten Entſchluß zeigen, alle ihre Waffen in dem 
Kampfe um dieſe Forderung zu gebrauchen, bis die ganze Kapitaliſtenklaſſe, 
den „Supreme Court“ eingeſchloſſen, zu der überzeugung kommt, daß ſie Ande— 
rung ſchaffen muß, wenn ſie nicht ihr Ende heraufbeſchwören will. 

Mit anderen Worten, um praktiſche Erfolge zu erringen, muß das 
amerikaniſche Proletariat anfangen, revolutionär zu denken. Erſt dann 
kann der Traum einer geſunden, kräftigen amerikaniſchen Arbeiterpartei in 
Erfüllung gehen. b | 


Die finniſche Volksvertretung und die letzten Wahlen. 
Don KR. Martna. 


Nach ſiebenjährigen Verfaſſungskämpfen mußte die ruſſiſche Regierung am 
4. November 1905 unter der Wucht des revolutionären Generalſtreiks kapitu⸗ 
lieren. Unter Führung der organiſierten Arbeiterſchaft benutzte das finniſche 
Volk den günſtigſten Augenblick in der ruſſiſchen Revolution und bezwang 
die Gewalt, die Konſtitution, welche ſie faſt gänzlich aufgehoben hatte, wieder 
herzuſtellen. Der Zar⸗Großfürſt gelobte in ſeinem Manifeſt vom 4. November 
1905, das Land wieder verfaſſungsgemäß regieren zu laſſen, und 
ſagte zu, daß die notwendigſten Erneuerungen in der Verfaſſung ſofort vor⸗ 
genommen werden ſollten. Dazu wurde der Ständelandtag noch zum letzten 
Male einberufen. Er hatte die Verfaſſungsänderung vorzunehmen und das 
Geſetz für die Einkammer⸗ Volksvertretung auszuarbeiten, das allgemeine, 
gleiche, direkte und geheime Wahlrecht für alle vierundzwanzig Jahre alten 
Bürger und Bürgerinnen des Landes kam zuſtande und wurde am 20. Juli 1906 
vom Zar⸗Großfürſten ſanktioniert und unverletzlich erklärt. 

Gleich als das Manifeſt vom 4. November bekannt geworden, frohlockte 
die liberale Bourgeoiſie. Der Kampf ſchien glücklich zu Ende geführt, die 
Gewalt hatte kapituliert! Wer wagte auch an dem Zarenwort zu zweifeln! 
Nur die böſen Sozialdemokraten waren ſo verwegen und warnten. Sie 

führten an, daß das berühmte Freiheitsmanifeſt vom 30. Oktober in Rußland 


— — 
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bald als eine Falle benutzt wurde, um vertrauensſelige Leute auf die Schlacht⸗ 
bank zu führen. Bis zum 20. Juli, wo die finniſche Verfaſſung eine ſo wich⸗ 
tige Veränderung erfuhr, war die Reaktion in Rußland bereits ſo ſtark, daß 
die erſte Duma am Tage darauf aufgelöſt wurde! 

Auch in Finnland wuchs die Reaktion ſeitdem unaufhörlich. Der konſti⸗ 


tutionelle Senat ſelbſt hat ſie unter Beifall der geſamten Bourgeoiſie be⸗ 


günſtigt, trotz der ſtändigen Proteſte und Warnungen der Sozialdemokratie. 
Das Oſtermanifeſt des Zaren beweiſt nun aller Welt, daß die Sozialdemo⸗ 
kratie — leider! — recht hatte. Finnland ſoll in den wichtigſten Teilen ſeiner 
inneren Autonomie ruſſiſcher Geſetzgebungskompetenz unterſtellt werden, der 
finniſchen Volksvertretung verbleibt in den wichtigſten Fragen das zweifel⸗ 
hafte Recht, ihre Meinung über die von ruſſiſchen Geſetzgebungsinſtitutionen 
beſchloſſenen Geſetze abzugeben. Alle anderen Geſetze, welche die finniſche 
Volksvertretung noch in rein unbedeutenden Angelegenheiten zu beſchließen 
haben würde, ſollen den ruſſiſchen Geſetzgebungsinſtitutionen zur Beſtätigung 
überwieſen werden, und das auch nur für ſo lange, bis dieſe Inſtitutionen 
für Finnland eine andere Verwaltungsform beſchließen. Denn auch dieſes 
Recht ſollen ſie kraft der zariſchen Verfügung haben! Daß von der finniſchen 
Verfaſſung und von der inneren Selbſtändigkeit des Landes demnach nichts 
mehr übrig bleibt, iſt jedem klar. 

Natürlich wird die ruſſiſche Staatsſtreichduma das erwähnte Geſetz im 
Sinne des zariſchen Manifeſtes beſchließen und damit das kurze verfaſſungs⸗ 
mäßige Leben Finnlands abſchließen. Angeſichts dieſer traurigen Tatſache 
dürfte es doch noch von Intereſſe ſein, kennen zu lernen, welchen Entwick⸗ 
lungsgang es in dieſer Zeit nahm. Dazu bieten uns die letzten, am 1. und 
2. Februar dieſes Jahres vorgenommenen Wahlen — die vierten in der 
kurzen Zeit von drei Jahren! — ein treffliches Bild. 

Die Zahl der Wahlberechtigten betrug bei einer Geſam then von 
etwa 3 Millionen: 1907 1272873, 1908 1269177 und 1909 1305305. Die 
Zahl der Wahlberechtigten für 1910 iſt zur Zeit noch nicht bekannt. Daß 
die Zahl von 1907 auf 1908 zurückgegangen zu ſein ſcheint, iſt nicht auf einen 


Rückgang der Bevölkerung zurückzuführen, ſondern das beruht auf einer 


mangelhaften Regiſterführung. 
Von ihrem Wahlrecht machten Gebrauch: 


1907 . 899347 oder 70,7 Prozent 
e,, e a er 5 
1909. 85268838 683 ( 
,, TBIGBB Re - 


Die Zahlen konſtatieren einen Rückgang der Wahlbeteiligung, der um ſo 
auffallender iſt, da die wachſende Reaktion die Bevölkerung zur politiſchen 
Tätigkeit aufpeitſchen mußte. Eine Erklärung dafür finden wir erſtens daraus, 
daß die erſten Wahlen unter einer allzu großen Begeiſterung ſtattfanden, die 
ſich nicht auf gleicher Höhe halten ließ; zweitens wirkten die alljährlichen 
Auflöſungen und Neuwahlen ermüdend, wozu noch das Bewußtſein kam, 
daß die reaktionäre Gewalt die Volksvertretung zu einem fruchtloſen Mühen 


Davon (1909) Frauen: 681996, Männer: 623309. An der Wahl beteiligten ſich 
413023 Frauen oder 60,6 Prozent und 439 660 Männer oder 70,5 Prozent von allen wahl⸗ 
berechtigten Frauen und Männern. Die Männer weiſen alſo einen Vorſprung von etwa 
5 Prozent auf! f 
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verdammt hatte; drittens lehrte die Erfahrung, daß die Volksvertretung aus 
ihrer eigenen inneren Natur gar nicht fähig war, dieſe weitgehenden Erwar— 
tungen zu erfüllen, welche 1907 auf ſie geſetzt worden waren. 

Die bedrückten Volksklaſſen erwarteten, daß wenn die Volksvertretung an 
Stelle der Ständevertretung tritt, ſie auch alle Beſchwerden berückſichtigen 
und Abhilfe ſchaffen werde. Dieſe Hoffnungen wurden dadurch noch genährt, 
daß die großen bürgerlichen Parteien ſehr weitreichende Verſprechungen machten, 
ſo daß neuen, zeitgemäßen Geſetzen nichts mehr im Wege zu ſein ſchien. So⸗ 
bald aber die Volksvertretung an die geſetzgebende Arbeit ging, ſtellte es ſich 
heraus, daß die Intereſſengegenſätze trotz des Ablebens der Ständevertretung 
ſich auf die aus den allgemeinen Wahlen hervorgegangene Volksvertretung 
vererbt hatten! Die bürgerliche Mehrheit hielt gegenüber den Vertretern der 
unbemittelten Volksklaſſen an ihren Vorrechten einmütig feſt und wollte nichts 
von der Verwirklichung der während der Wahlagitation ſo frei gegebenen 
Verſprechungen wiſſen. Auch das Kleinſte mußte von der bürgerlichen Mehr: 
heit in hartem Kampfe errungen werden. 

Alle dieſe Umſtände bewirkten eine Wahlverdroſſenheit, die ſelbſt ſo weit 
ging, daß einige der beſten ſozialdemokratiſchen Parlamentarier, wie zum Bei⸗ 
ſpiel die Genoſſen Yrjö Sirola, O. V. Kuuſinen, Edvard Gylling und Väind 
Vuolijoki, nicht mehr kandidierten. Sie glaubten von der Unfruchtbarkeit 
der parlamentariſchen Arbeit unter ſolchen Umſtänden genügende Beweiſe zu 
haben und hatten keine Luſt, ihre Arbeitskraft dort zu vergeuden. 

Die abgegebenen Stimmen verteilten ſich in den vier Wahlen auf die ein⸗ 
zelnen Parteien! folgendermaßen: 


1907 1908 1909 1910 
Sozialdemokratie. . 329946 310082 337685 314931 
Suometarianer . . 243573 205 633 199 920 173 537 
Jungfinnen 121604 114819 122770 113586 
Schweden 112267 103 307 104191 107065 
Verband der Kleinbauern 51242 48667 56943 58981 
Chriſtliche Arbeiter.. 13801 20 553 23 259 17149 
In Prozent ausgedrückt: 
Sozialdemokratie 37,01 88,43 39,99 40,02 
Suometarianer 27,31 2547 28,65 22,05 
inn 13,63 14,22 14,45 14,40 
Schweden 90 12,58 12,81 12,34 13,60 
Verband der Kleinbauern 5,76 6,04 6,72 7,50 
Chriſtliche Arbeiter.. 1,51 2,54 2,73 2,20 
Mandate erlangten die Parteien: 
Sözialdeme emokratie l 80 83 84 . 
TDuüometarianer 59 54 48 42 
e eee, le, 25 7 28 28 
Schweden 24 25 25 26 
Verband der Kleinbauern 10 9 14 17 
Chriſtliche Arbeiter 992 2 1 12 


1 Vergl. den Artikel: Politiſche und nationale Parteigruppierungen in Finn⸗ 
land („Neue Zeit“ 1909, Nr. 39). N 

2 Die Daten für 1910 erſcheinen hier noch nicht in der endgültigen Form, weil die 
amtliche Statiſtik noch nicht abgeſchloſſen iſt — bis auf die Mandate. Aus demſelben 
Grunde ſind auch die Daten für 1909 hier etwas abweichend von den Daten, die ich 1909 
in dieſer Zeitſchrift mitgeteilt habe. M. 
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Im allgemeinen zeigen uns die Wahlen eine Zickzacklinie: bei der zweiten 
und vierten Wahl ein Sinken der Stimmen. Die erſte Ermüdung machte 
ſich 1908 geltend. Aber die Seſſion ſelbſt brachte eine außerordentlich leb⸗ 
hafte Agitation hervor. Neben anderen wichtigen Geſetzen lag das neue 
Pachtgeſetz vor, welches von den bürgerlichen Parteien ſehr heftig bekämpft 
und daher unter den Pächtern (Torpari), unter den nach Hunderttauſenden 
zählenden landloſen Landarbeitern und der organiſierten Arbeiterſchaft eine 
außerordentlich erbitterte Kampfesſtimmung hervorrief. Dieſelbe beherrſchte 
noch den darauffolgenden Wahlkampf und bewirkte lebhaftere Wahlen. Die 
Sozialdemokratie erlangte eine noch höhere Stimmenzahl als 1907. Der Zu⸗ 
wachs iſt hier hauptſächlich aufs Konto der Zwergpächter und Landarbeiter 
zu ſetzen, wie auch der diesjährige Rückgang. Durch Annahme des neuen 
Pachtgeſetzes ſcheint die Erregung unter dieſen Klaſſen etwas nachgelaſſen zu 
haben. Die abſolute Stimmenzahl der Sozialdemokratie iſt diesmal 
leider um zirka 23000 von 1909 zurückgegangen, eine bedauerliche Tatſache, 
die aber ihre natürliche Erklärung in den angeführten Umſtänden findet. 
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Die ſozialdemokratiſchen Wählermaſſen find ja feine feſt organifierten Kaders, 


ſondern enthalten überall viele „Mitläufer“, auf welche die allgemeine politiſche 
Stimmung beſtimmend einwirkt. Prozentual weiſt die Partei aber auch dies⸗ 
mal eine erfreuliche Zunahme auf, ſo daß ſie mit zwei Mandaten mehr in das 
Parlament ziehen konnte. In drei Jahren hat ſie ſechs Mandate gewonnen! 
Gerade das Gegenteil erblicken wir bei den Suometarianern. Sie 
verlieren Jahr für Jahr. Seit 1907 haben ſie zirka 70000 Stimmen und 
17 Mandate eingebüßt, das heißt über ein Viertel des urſprünglichen Standes! 
Und diesmal wären ſie noch weiter zurückgegangen, wenn nicht die Führer 
im Oktober 1909 aus dem Senat ausgetreten wären, wodurch die Partei einen 
oppoſitionellen Anſtrich erhielt. Sie ſind ſeitdem ängſtlich beſtrebt, dieſen 
Schein der Oppoſition zu erhalten. Denn die Führer der Partei gaben die 
Parole aus, daß Parteimitglieder, wenn ſie, wie zu wünſchen, in den Senat 
wieder eintreten, ſolches auf eigene Verantwortung täten, ohne die Partei 
dadurch irgendwie zu verpflichten. Auf dieſem „Umweg“ ſind wirklich zwei 
ſuometarianiſche Herren in den Ruſſenſenat eingetreten. Die Kautſchuknatur 
der Partei bewährt ſich auch hier! Vorwiegend iſt die Partei reaktionär, ob⸗ 
gleich ſie mit allen Gewaltmaßnahmen Stolypins ſich nicht befreunden kann. 
Ihr verhältnismäßig immer noch bedeutender Anhang aus den unbemittelten 
Volkskreiſen erklärt ſich aus der irrigen Annahme, daß die Suometarianer im 
Kampfe gegen die ſchwediſchen Oberklaſſen die Unterdrücker als ſolche be⸗ 
kämpften, während es ihnen in Wirklichkeit nur darauf ankommt, die ſchwediſchen 
Herren zu verdrängen, um ſich ſelbſt auf den Platz hinzuſetzen und die Unter⸗ 
drückung ungeſchwächt fortzuſetzen. Je mehr dies ſich durch die ſozialdemokratiſche 
Beleuchtung herausſtellt, verliert die Partei der Altnationaliſten an Anhang. 
Die Jungfinnen nähern ſich immer mehr der ſuometarianiſchen An⸗ 
ſchauungsweiſe und man ſpricht bereits von förmlichen Einigungsplänen. Die 
letzten Wahlkämpfe ſind immer mehr unter der Loſung geführt worden, daß beide 
in der Sozialdemokratie ihre gemeinſchaftliche Feindin zu bekämpfen haben. Auch 
ſie haben in der reaktionären Geſinnung Fortſchritte gemacht, und ihr Stimmen⸗ 
verluſt — zirka 7,5 Prozent — muß wohl auf dieſes Konto geſetzt werden. 
Die Schweden haben nicht nur ihren Beſtand von 1909 behalten, ſondern 
ſie gewannen gar zirka 3000 Stimmen hinzu! Dieſe Herrenpartei ſteht ja 


i 
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jetzt wieder in der Oppoſition gegen die ruſſiſche Gewalt, außerdem ſchickte 
ſie ihre alten Veteranen wie Leo Mechelin, Baron Wrede, Cederholm und 
andere bekannte Politiker als Retter in der Not vor, von welchen die Partei 
Wunder erwartet. N 

Der Verband der Kleinbauern füttert ſich auf Koſten der wachſenden 
Reaktion der größeren bürgerlichen Parteien. Die radikaleren Elemente fallen 
dort ab und ſchmiegen ſich an die Kleinbauern, von welchen ſie einen energi— 
ſcheren Ton erwarten. Dieſe Gruppe iſt in den Ruf der vernünftigen Re⸗ 
former gekommen, obgleich ſie bisher wenig Vernunft gezeigt hat. Sie ſtimmt 
faſt ſtets mit den Bürgerlichen, zeigt aber bisweilen auch Neigung zur Sozial⸗ 


demokratie zu haben. Daher die Angſt der Bürgerlichen, daß nun die ſozialiſtiſche 


Mehrheit — 86 Sozialdemokraten und 17 Kleinbauern — in Finnland obenauf 
ſei. Doch erwies es ſich bereits bei der erſten Abſtimmung, daß die Klein⸗ 
bauern ſich treu zu den Größeren hielten, die ſozialdemokratiſchen Anträge 
fielen mit Hilfe derſelben durch, die bürgerliche Mehrheit iſt faſt wie ehemals. 

Nach den letzten Wahlen zu urteilen, geht auch die Partei der chriſt— 
lichen Arbeiter zurück, obgleich ſie kaum ins Leben getreten iſt. Sie hat 
weniger Mandate als Stimmen, da viele Stimmen in den 15 Wahlkreiſen 
ſich zerſplittern. 1909 verlor ſie einen Platz, weil dem gewählten Dr. Matti 
Helenius⸗Seppälä ungerechterweiſe das Wahlrecht aberkannt wurde. 

Im großen und ganzen hat auch die vierte Volksvertretung ihren anfäng⸗ 
lichen oppoſitionellen Charakter behalten. Iſt auch die rechte Seite vielleicht 
noch mehr nach rechts gegangen, ſo ſind doch eine Reihe Suometarianer aus⸗ 
geſchieden, während die Linke an Plätzen gewonnen hat. Außerdem hat die 
tollwütende Reaktion auch die Biegſamſten in eine gewiſſe Oppoſition ge- 
trieben, ſo daß nach augenblicklicher Vorausſicht die einmütige Ablehnung des 
neueſten ruſſiſchen Staatsſtreichgeſetzes geſichert erſcheint. Momentan ſteht das 
ganze Volk wie ein Mann gegen den offenen Verfaſſungsbruch, den die ruſſiſche 
Regierung vergeblich in eine rechtliche Hülle einzuwickeln ſucht. Der finniſche 
Proteſt dagegen wird ein lauter und ſtürmiſcher ſein. Darin ſind die Parteien 
einig, das hat die erſte Leſung der Vorlage am 5. April klar erwieſen. Die 
Redner aller Parteien verurteilten die Vorlage in allen ihren Teilen. Es 
mag beſonders angeführt werden, daß der Führer der Suometarianer, 
Herr Danielſon-Kalmari, den geſchichtlichen Nachweis führte, daß das 
Recht völlig auf der Seite Finnlands ſteht, daß die ruſſiſche Gewalt einen 
ſchmählichen Rechtsbruch begeht und daß das finniſche Volk dazu ſeine 


Zuſtimmung niemals geben wird. 


Griechenlands innere Zuftände. 
Von E. £evit, 
I, 

„Der Grieche intereſſiert ſich mehr für die auswärtige Politik als für die 
inneren, ökonomiſchen und ſozialen Fragen“ — dies war noch vor kurzem 
die allgemein verbreitete Vorſtellung von „den Griechen“. Man dachte ſich 
nämlich die griechiſche Nation als ein einheitliches, in allen ihren Bevölkerungs⸗ 
ſchichten identiſches Ganzes, das nur von einem Gedanken, von einem Streben 
beſeelt ſei — vom Traume, das Ideal des „Großgriechenlands“ zu verwirk— 
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lichen. Nun haben die Ereigniſſe der letzten Zeit klar bewieſen, daß dieſe Vor⸗ 
ſtellung völlig irrig war, daß „der Grieche“, der die ganze Nation repräſen⸗ 
tieren ſoll, überhaupt nicht exiſtiert. Der Grieche von der Militärliga kann 
nicht mit dem Griechen vom Parlament identifiziert werden. Noch weniger 
der Grieche, der auf blutigſte Weiſe den Bauernaufſtand in Theſſalien zu 
unterdrücken ſucht, mit dem Griechen, der an der Bauernbewegung teilnimmt. 
Die Bevölkerung in Griechenland beſteht, ebenſo wie in anderen Ländern, aus 
verſchiedenen ſozialen Gruppen, deren jede ihre eigenen Intereſſen hat. Allein 
nicht jede Gruppe konnte bisher ihre Intereſſen zum Vorſchein bringen. 
Was man ſich unter „den Griechen“ vorſtellt, iſt bloß die herrſchende 
Minderheit, die Handels⸗ und Finanzbourgeoiſie, die ſich auch tatſächlich viel 
für die auswärtige Politik intereſſiert und auch allen Grund dazu hat. Selbſt⸗ 
verſtändlich iſt hier nicht die Rede von ideellen Gründen, ſondern vielmehr 
von Klaſſenintereſſen. Die Großbourgeoiſie Griechenlands beſchäftigt ſich aus⸗ 
ſchließlich mit Seehandel, aber nur zum Teil mit Ein- und Verkauf, ſondern 
hauptſächlich mit dem Transport. Griechiſche Transportſchiffe beſorgen nicht 
nur die Ein⸗ und Ausfuhr für Griechenland, ſondern transportieren auch 
Waren zwiſchen allen fremden Hafenſtädten des Mittelmeers wie des Schwarzen 
Meeres und des Bosporus. Für die griechiſchen Kaufleute wie die Beſitzer der 
Transportſchiffe iſt „die auswärtige Politik“ in der Tat ſehr wichtig, da von 
ihr die Zollbedingungen für den Seehandel abhängig ſind. Von dieſem zoll⸗ 
politiſchen Standpunkt aus war für die griechiſche Bourgeoiſie ſo wichtig der 
Anſchluß der Joniſchen Inſeln an das Königreich während der erſten Jahr⸗ 
zehnte nach der Befreiung, wie in den letzten Jahrzehnten der ſo begehrte An⸗ 
ſchluß der Inſel Kreta. Deshalb auch der „Patriotismus“, die Bereitwillig⸗ 
keit, die größten Opfer an „Geld und Blut“ zu bringen, um die Vereinigung 
mit den „Brüdern“ von Kreta zu erzielen! Die Opferwilligkeit erklärt ſich 
leicht dadurch, daß „Geld und Blut“ nicht die Kaufmannſchaft, ſondern die 
Volksmaſſen liefern müſſen. Damit ſoll nicht geſagt werden, daß das National⸗ 
gefühl keine Rolle in den bisherigen Kämpfen um Kreta geſpielt habe. In 
den erſten Jahren nach der Befreiung Griechenlands, wie nachher auch Serbiens 
und Bulgariens, waren zweifellos auch die Volksmaſſen in ihren nationalen 
Wünſchen enttäuſcht und über die willkürliche gewaltſame Abtrennung der Pro⸗ 
vinzen, deren Bevölkerung gleichen Stammes war, empört. Die neueren Genera⸗ 
tionen haben ſich jedoch ſchon längſt den neu geſchaffenen Zuſtänden angepaßt. 
Sowohl in den neu gegründeten Staaten wie in den gewaltſam abgetrennten 
Provinzen. Das durchaus ruhige Verhalten der ſerbiſchen Bevölkerung in 
Bosnien und der Herzegowina bei der Annexion dieſer Provinzen beweiſt, daß 
heutzutage die Volksmaſſen mehr um ihre wirtſchaftliche und politiſche Lage als 
um die „Untertanenſchaftsfrage“ beſorgt ſind. Ebenſo das ruhige Verhalten 
der bunten chriſtlichen Bevölkerung Mazedoniens während und nach der türkiſchen 
Revolution. Und dies trotz des eifrigen Bemühens des berühmten ſerbiſchen 
Thronfolgers und des bulgariſchen Königs! Auch in Serbien ſelbſt und in Bul⸗ 
garien vermag die „patriotiſche“ und „nationale“ Agitation ebenſowenig eine 
Volksbewegung hervorzurufen wie in Bosnien⸗Herzegowina oder in Mazedonien. 
Dasſelbe gilt auch für Griechenland. Auch hier dient der „Patriotismus“ 
und „Nationalismus“ bloß als Deckmantel für eine reine Klaſſenpolitik, die 
freilich durch das Verhalten der „Groß- und Schutzmächte“ ſehr begünſtigt, 
ja geradezu gefördert wird. Auf die Politik der Großmächte kann ich hier 


a 
2 


2 
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nicht näher eingehen; ich berufe mich nur auf das Urteil eines ſo kompetenten 
Mannes wie weiland Metternich, der ſchon die erſte Vereinbarung (zwiſchen 


England, Frankreich und Rußland) über Griechenland als ein Werk bezeichnete, 
„das von Lügen und Unbeſtimmtheiten wimmelte“. Der Tradition der „Lügen 
und Unbeſtimmtheiten“ ſind die Großmächte in der ſogenannten orientalifchen 
Frage bis auf den heutigen Tag treu geblieben, was die griechiſche Bourgeoiſie 
in ihren eigenen Intereſſen auszunutzen immer vortrefflich verſtand. 
II. 
Die Kretafrage iſt lediglich für die griechiſche Handelsbourgeoiſie von großer 


Wichtigkeit. Bereits der Griechiſch⸗Türkiſche Krieg von 1897 war nichts weniger 


als volkstümlich. Dadurch ſind auch zum Teil die kläglichen Mißerfolge dieſes 
Krieges zu erklären. Die Handelsbourgeoiſie iſt eben die herrſchende Klaſſe in 
Griechenland — war es wenigſtens bis jetzt —, und ihren Intereſſen iſt alles 
untergeordnet: die auswärtige Politik, die zu verderblichen, für die übrige Be⸗ 


völkerung durchaus unerwünſchten Kriegen führen kann, wie die innere Politik, 
die die Volksmaſſen zur völligen Verelendung, beinahe zum Verhungern ge— 


bracht hat. Und wenn die Großbourgeoiſie der induſtriellen Länder um Ab⸗ 
ſatzmärkte für Induſtrieprodukte ringt und auf dieſem Boden die moderne 


Kolonialpolitik und den modernen Induſtrieimperialismus entwickelt hat, ſo 


ringt die Großbourgeoiſie Griechenlands hauptſächlich um günſtige Verkehrs⸗ 
bedingungen für ihre Transportſchiffe und ſtrebt auf dieſem Boden ebenfalls 


zu einem eigenartigen ſozuſagen Transportimperialismus, der ebenſo 
Unterſtützung im Militarismus ſuchen muß wie jener Induſtrieimperialismus. 


Die Transportbourgeoiſie iſt nämlich beſtrebt, die Hafenſtädte der türkiſchen 


Küſte — in Europa, Nordafrika (Agypten) und Kleinaſien, ſowie am Schwarzen 
Meere — wenn auch nicht zu behaupten, ſo doch wenigſtens hier günſtige 
Verkehrsbedingungen zu erzielen, und muß aus dieſem Grunde immer zu einem 
Kriege mit dem türkiſchen Reiche bereit und gerüſtet ſein. Die „große“, „natio⸗ 


nale“ Kretafrage iſt nur ein kleiner Bruchteil dieſer Transportexpanſions⸗ 
politik, die bisher ſtets Begünſtigung bei den „Groß- und Schutzmächten“ 
fand, den Militarismus in Griechenland fördert und bereits einmal zu einem 


unglücklichen Kriege geführt hat. 


Der Militarismus erfordert ſo große, für das arme Land geradezu un⸗ 


geheuerliche Ausgaben, daß die Staatsſchuld, die bereits bei der Gründung 


des Königreichs groß genug war (die „großmütigen“ Großmächte haben 


nämlich nicht ganz unentgeltlich ihre Befreiungsaktion vollbracht), immer wächſt 
und bereits zweimal zum offiziellen Bankrott geführt hat. Im Jahre 1893 


mußte Griechenland die Zahlung der Zinſen einſtellen, unter Beihilfe der 


Mächte find dann die Zinſen um 13 Prozent reduziert worden. Nach dem 
unglücklichen Kriege von 1897 ſind die Finanzen Griechenlands unter Kon⸗ 
trolle der vier „Schutz“ mächte geſtellt worden. Eine Kommiſſion aus Ver⸗ 


tretern der Schutzmächte (Rußland, Frankreich, England und Italien) kon⸗ 


1 Noch vor einigen Wochen beklagte ſich der „reiſende“ griechiſche Kronprinz bitter über 


die Großmächte. Man hätte Griechenland zuerſt goldene Berge verſprochen und es 


dann in der Patſche ſitzen laſſen. . .. Jetzt, äußerte der Kronprinz, bleibe Griechenland nur 
übrig, ſich ein ſtarkes Heer zu ſchaffen und dadurch ſeine Anſprüche zu ſtützen. („Berliner 
Tageblatt“, Nr. 104, Abendausgabe: Eine Unterredung mit dem griechiſchen Kronprinzen.) 
Es wäre ſehr intereſſant, zu erfahren, auf welche von den Großmächten ſich dies bezieht und 
was für „goldene Berge“ ſie verſprochen hat. 
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 eotliert ſeitdem alle Einnahmen und Ausgaben des griechiſchen Staates. Die 


Be ——————————— 


Staatsſchuld beträgt gegenwärtig 872 Millionen Franken, die jährlichen Zinſen 
13 ½ Millionen Franken (ohne die offizielle Bankrotterklärung von 1893 
hätten die Zinſen allein gegenwärtig 40 Millionen Franken jährlich betragen 
müſſen). Auf Armee und Flotte werden jährlich 20 bis 25 Millionen 
Franken ausgegeben (der vierte Teil ſämtlicher Staatsausgaben). Zur Deckung 
dieſer Ausgaben werden immer neue — innere und auswärtige — Anleihen 
gemacht. Mit jedem Jahre ſteigen auch die Steuern und der Zoll auf alle 
eingeführten Gebrauchsartikel, unter anderem auch auf die Textilprodukte und 
Getreide. Beides muß eingeführt werden, da in Griechenland ſelbſt der 
Getreidebau und beſonders die Baumwollkultur in ganz geringem Umfang 
beſtehen, ſo daß ſie zur Deckung des inneren Bedarfes bei weitem nicht aus⸗ 
reichen. Infolgedeſſen iſt zum Beiſpiel in Griechenland der Brotpreis höher 
als in Frankreich. Außer mit Zöllen und indirekten Steuern iſt die Bevöl⸗ 
kerung noch mit einem außerordentlich ausgedehnten Syſtem von Staats⸗ 
monopolen belaſtet, das ſich nicht nur auf Tabak, Zündhölzer, Zigaretten⸗ 
papier und Spielkarten erſtreckt, ſondern auch auf Salz, Petroleum und — 
Schulbücher! Der Elementarunterricht iſt nämlich in Griechenland obliga⸗ 
toriſch und unentgeltlich. Nun hat man aus dieſer Tugend eine Not gemacht, 
indem man alle Lehrbücher auch für die Elementarſchule monopoliſierte und 
zu hohen Preiſen verkauft. Die Bildung iſt zum „Gebrauchsartikel“ der weiten 
Volksmaſſen geworden und wird ebenſo wie alle anderen Gebrauchsartikel der 
Volksmaſſen beſteuert. Eine ganz eigentümliche Art von Kulturträgerei aller⸗ 


\ dings, aber bei der obligatoriſchen Elementarbildung eine ziemlich vorteilhafte. 


III. 


Aus den oben ſkizzierten Zuſtänden iſt klar, daß alles in Griechenland 
den Intereſſen einer einzigen Klaſſe angepaßt iſt — der Handelsbourgeoiſie, 
die hauptſächlich den Seetransport betreibt. Zur Vorherrſchaft eben dieſer 
Klaſſe, wie wenig zahlreich ſie auch iſt (weniger als 2 Prozent der ſämtlichen 
Bevölkerung), hat alles beigetragen: die geographiſche Lage, die außerordentlich 
ausgedehnte Meeresküſte, zahlreiche für Häfen geeignete Buchten, wobei die 
Gegenden in der Nähe dieſer Buchten ſehr ungünſtig für die Landwirtſchaft 
ſind, die Gegenden hingegen mit günſtigen Boden- und Klimaverhältniſſen 
durch Gebirgszüge vom Meere und von den inneren Verkehrsſtraßen ab⸗ 
geſchnitten ſind. Auch die politiſchen Schickſale des Landes waren für die 
Handelsbevölkerung nicht ſo ſchädlich wie für die Bevölkerung der inneren 
fruchtbaren Landesteile, zum Beiſpiel für die Bevölkerung Mazedoniens und 
Theſſaliens. Die griechiſch⸗römiſchen Kriege, die Verlegung des politiſchen 
Zentrums nach Konſtantinopel und ſchließlich die türkiſche Eroberung haben 
in fruchtbaren Landesteilen die Entwicklung feudaler Agrarzuſtände und die 
Entſtehung einer ſtarken Feudalariſtokratie verhindert. | 

Die Hof, Dienſt⸗ und Günſtlingsariſtokratie, die während der byzanti- 
niſchen Periode ſich in Konſtantinopel ausgebildet hat, kommt hier nicht in 
Betracht. Sie beſaß niemals Landgüter im Mutterland; bei der türkiſchen 
Eroberung verlor ſie auch das Eigentumsrecht auf die mazedoniſchen und 
theſſaliſchen Güter." Von der türkiſchen Regierung wurden den griechiſchen 


1 Die türkiſche Regierung betrachtete bekanntlich ſämtlichen Grund und Boden in den 
eroberten Provinzen als Staatseigentum. 
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Ariſtokraten in Konſtantinopel zwar manche Vorrechte und Privilegien zu⸗ 
erkannt, jedoch nur in kirchlichen Dingen und in Fragen der Verwaltung der 
griechiſchen Gemeinde in Konſtantinopel ſelbſt. 

Ganz anders die griechiſche Kaufmannſchaft! Sie erwarb von der tür— 
kiſchen Regierung Handelsprivilegien für das ganze Ottomaniſche Reich 
und ſpielte eine hervorragende Rolle im Handel in Konſtantinopel ſelbſt. 

Sie beherrſchte ſchon damals den ſämtlichen Warentransport auf dem Mittel⸗ 
meer wie auf dem Schwarzen Meer und ſcheute mitunter auch vor Schmuggel 
und Piratentätigkeit nicht zurück. Große Reichtümer wurden namentlich von 
griechiſchen Schiffbeſitzern erworben durch Einſchmuggelung engliſcher Waren 
in alle europäiſchen Häfen während der napoleoniſchen „Kontinentalſperre“, 
ferner Ende des achtzehnten Jahrhunderts in Südrußland, in der Nähe der 
Krim und des jetzigen Gouvernements Cherſon durch ganz gemeinen Seeraub. 
Die internationale Transporttätigkeit gab dieſen Griechen Gelegenheit, in 
Verbindung mit allen auswärtigen Feinden des oſtaſiatiſchen Reiches zu 
treten, beſonders mit der ruſſiſchen Regierung, ebenſo mit den von den Tra⸗ 
ditionen der franzöſiſchen Revolution beſeelten Idealiſten und Freiheits⸗ 
kämpfern Englands und Frankreichs. Zur Zeit der Befreiungskämpfe war 
die Handels⸗ und Transportbourgeoiſie die einzig wirtſchaftlich tätige Schicht 
des griechiſchen Volkes, zugleich aber auch die reichſte, gebildetſte und kühnſte. 
Im Freiheitskampf übernahm ſie die führende Rolle, was zum Teil durch ihre 
Verbindungen im Ausland ermöglicht wurde, nach der Befreiung trat ſie als 
einzig organiſatoriſche Macht auf. 

Die Abweſenheit einer ſtarken Feudalariſtokratie erleichterte der Bourgeoiſie 
auch den Kampf gegen die autokratiſchen Beſtrebungen des Regenten Kapo⸗ 

diſtrias wie des bayeriſchen „Königsſohns“ Otto J. Letzterer hatte dreißig 
Jahre Griechenland nach deutſchen bureaukratiſch⸗junkeriſchen Muſtern „glück⸗ 

lich“ regiert und wurde ſchließlich nach drei kleineren und einer großen Re⸗ 

volution entthront und verjagt (1862). Es gab eben keine Junkerklaſſe, die 
dem König in ſeinem Kampfe gegen Bourgeoiſie und Volk ſich als Bundes⸗ 
genoſſin anſchließen konnte. 

Bereits bei der Ausarbeitung der erſten Verfaſſung Griechenlands 1830 
bis 1832 gelang es der Bourgeoiſie, alle von der byzantinischen Periode ge: 
erbten und von der türkiſchen Regierung erworbenen Privilegien einer para⸗ 
ſitiſchen Ariſtokratie abzuſchaffen (nur noch das Recht des ariſtokratiſchen 

Titels wurde ihr belaſſen). Auf Verlangen der „Schutzmächte“ wurde für 
das Wahlrecht zur Abgeordnetenkammer ein hoher Zenſus feſtgeſetzt und eine 
Obere Kammer, ein Staatsrat, deſſen Mitglieder von dem König ernannt 
wurden, eingeführt. Nach der Entthronung des „Königsſohns“ iſt der Staats⸗ 
rat abgeſchafft und das jetzt geltende „demokratiſche“ Parlamentswahlrecht 
eingeführt worden. | 

IV. 

Das Parlament befteht ſomit aus einer Kammer — aus dem Haufe der 
Abgeordneten, die auf Grund des allgemeinen, direkten, gleichen und geheimen 
Wahlrechtes gewählt werden. Der Wähler muß mindeſtens das einund⸗ 

zwanzigſte, der Kandidat mindeſtens das dreißigſte Lebensjahr erreicht haben. 

Abgeſehen von dieſem verhältnismäßig hohen Alter für den Kandidaten und 
Ausſchließung der Frauen, iſt ſoweit das Wahlrecht demokratiſch. Durch eine 
kleine Ergänzung verwandelt ſich jedoch das „demokratiſche“ Wahlrecht in 
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ein rein plutokratiſches: der Kandidat muß nämlich an die Staatskaſſe 
200 Franken zahlen — zur Deckung der Wahlunkoſten, wie es offiziell heißt, 
in der Tat aber, um das Eindringen demokratiſcher Elemente aus den unteren 
Bevölkerungsſchichten in das Parlament zu verhindern. Von den „Eigentümlich⸗ 
keiten“ des Wahlſyſtems ſeien hier noch folgende erwähnt: die Geiſtlichkeit iſt 
von der Beteiligung an den Wahlen völlig ausgeſchloſſen, den in aktivem Dienſt 
ſtehenden Militärperſonen ſteht hingegen das paſſive wie aktive Wahlrecht zu. 
Die Geiſtlichen ſind nämlich meiſtens „niederer Herkunft“ und ſtehen durch 
ihre Lebensweiſe und Familienverhältniſſ e den unteren Schichten der Bevölkerung 
nahe, während die Armee eine Schöpfung der Bourgeoiſie und von dieſer ab⸗ 
hängig iſt, — wenigſtens war ſie es zur Zeit der Ausarbeitung des neuen 
Wahlgeſetzes. 

So war die griechiſche Bourgeoiſie ſchon anfang der ſechziger Jahre (alſo 
die zweite Generation nach den Befreiungskämpfen) „demokratiſch“ nur inſo⸗ 
fern, als die Demokratie zur Bekämpfung des Abſolutismus und der Ariſto⸗ 
kratie dienen konnte; die „Demokratie“ verſagte jedoch ſchon damals, ſobald 
es ſich um Gewährung von demokratiſchen Rechten an die Volksmaſſen handelte, 
die dieſe auch ausnützen könnten. 

Durch dieſes Meiſterwerk, dieſes muſterhafte Wahlſyſtem hat ſich die 
griechiſche Bourgeoiſie gegen alle Feinde ſowohl von „oben“ wie von „unten“ 
geſichert, hat ſie ihre politiſche Selbſtherrſchaft etabliert. Handel und 
Verkehr beherrſchte ſie ſchon vorher, eine Induſtrie gab es noch nicht (außer 
der Haus⸗ und Handwerksinduſtrie, die nicht gefährlich ſein konnte). Es blieb 
nur noch übrig, ſich der Landwirtſchaft zu bemächtigen, um im ganzen 
Lande wirtſchaftlich ebenſo unbeſchränkt herrſchen zu können, wie politiſch. 
Dies geſchah durch den Erwerb der Latifundien in Theſſalien, kurz nach der 
Angliederung dieſer Provinz an das Königreich.“ 

Die Folgen der wirt] chaftlichen und politiſchen Alleinherrſchaft der Handels⸗ 
bourgeoiſie habe ich im allgemeinen ſchon oben geſchildert. Unter Entbehrung 
der allerelementarſten, allernötigſten Gebrauchsgegenſtände (wie Brot und Be⸗ 
kleidungsſtoff), unter dem Druck der Zoll⸗, Steuer⸗ und Monopollaſten leiden 
alle unteren Schichten der Bevölkerung: ſowohl der Kleingrundbeſitzer in den 
unfruchtbaren Landesteilen, wie der Hirt in den Gebirgen, als der Hand⸗ 
werker in den Städten, wie die verhungerte, halb verwilderte Maſſe der „Ge⸗ 
legenheitsarbeiter“, die die Induſtrie- und Hafenſtädte (auch Athen ſelbſt) 
überfüllen. Nicht viel beſſer geht es den Hafenarbeitern und der Mannſchaft 
der Transportſchiffe, die in direktem Dienſt bei den Transportbaronen ſtehen. 
Die Arbeits⸗ und Lohnbedingungen ſind hier unerhört ſchlechte, die Behand⸗ 
lung iſt eine geradezu unmenſchliche. Nicht beſſer geht es auch den Bauern 
auf den Latifundien in Theſſalien. Außer den indirekten Steuern müſſen ſie 
noch das ſogenannte „Zehntel“ der von ihnen erarbeiteten Produkte an den 
Staat abgeben. Das „Zehntel“ beträgt tatſächlich ſchon ſeit langer Zeit 


1 Die rechtliche Grundlage dieſes Erwerbs iſt eine ſehr zweifelhafte, die wirtſchaft⸗ 
liche oder vielmehr die finanzielle eine ſehr begreifliche. Theſſalien liefert nämlich Land⸗ 
wirtſchaftsprodukte für das ganze Land, ſowie für die Ausfuhr nach dem Ausland (Korinthen, 
Oliven und dergleichen). Der Transport erfordert große Geldſummen, über die weder die 
Bauernſchaft, noch der Staat verfügen. Als Vermittlerin konnte natürlich nur die geld⸗ 
beſitzende Bourgeoiſie auftreten, der aus dieſen Gründen auch das Eigentumsrecht auf Grund 
und Boden zuerkannt wurde. 
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15 Prozent, und da ſie höchſtens 50 Prozent der erzeugten Produkte vom 
Grundbeſitzer bekommen, ſo bleiben ihnen zur Deckung ihrer ſämtlichen Be⸗ 
dürfniſſe höchſtens noch 35 Prozent der Produkte übrig. Daß die Lage der 
Bauern Theſſaliens unerträglich, iſt ſchon längſt von der Regierung und 
Parlament anerkannt worden. Wiederholt hat das Parlament Beſchlüſſe über 
die Expropriation eines Teiles der Latifundien in Theſſalien und Verteilung 
derſelben an die Bauern gefaßt. Kein einziger von dieſen Beſchlüſſen iſt je⸗ 
doch bis jetzt verwirklicht worden. 


Auf die Unhaltbarkeit der griechiſchen Zuſtände hat bereits anfang der 
achtziger Jahre Eliſse Réclus in ſeiner „Geographie Universelle“ hingewieſen. 
Als Rettungsmittel empfahl er: Ausdehnung des Korn- und Baumwollbaus, 
Förderung der Induſtrie, Ausbeutung der Mineralſchätze, die in vielen Ort⸗ 
ſchaften Griechenlands vorhanden ſind, und vor allem Abſchaffung der ungeheuer⸗ 
lichen Steuern, Zölle uſw. Ein deutſcher Gelehrter, Alfred Philippſohn, 
der faſt zwei Jahrzehnte nach Réclus über Griechenland ſchrieb, ſchildert gleich⸗ 
falls die innere Lage als unhaltbar. Auch er hält eine induſtrielle Entwick⸗ 
lung innerhalb gewiſſer Grenzen für möglich und erwünſcht („Bearbeitung 
einheimiſcher Rohprodukte“). In anderen Fragen ſind ſeine Anſichten grund⸗ 
verſchieden von denen Réclus'. So zum Beiſpiel über die Steuern, deren Ab⸗ 
ſchaffung er nicht für nötig hält, da die Steuerlaſt „zwar ſchwer und ſehr 
ungleichmäßig verteilt, aber nicht erdrückend ()“ ſei. Die Urſache aller Miß⸗ 
ſtände ſieht er nicht in der wirtſchaftlichen Rückſtändigkeit, nicht in der un⸗ 
beſchränkten Herrſchaft der Ausbeuterbande, ſondern — im Parlamentarismus 
ſelbſt: „Was Griechenland not tut, iſt eine Anderung der Verfaſſung, eine 
Beſchränkung der Macht des Parlamentarismus, eine Stärkung der könig⸗ 
lichen Gewalt und eine ſtraffere zentraliſtiſchere Verwaltung.... Wenn man 
das Parlament auf die Geſetzgebung und das Budgetrecht beſchränkte, die 
Miniſter und Beamten nur von der Krone abhängig machte, ſo würde der 
ganzen Politik eine weniger egoiſtiſche und mehr ſachliche (?) Richtung, der 

Regierung Stetigkeit gegeben. Bildung, Moral und Ehrenhaftigkeit des Be⸗ 
amtenſtandes würden ſich von ſelbſt heben.“ 

Bis vor kurzem war die herrſchende Klaſſe ebenſowenig geneigt, den Rat⸗ 
ſchlägen des Herrn Philippſohn wie denen Réclus' zu folgen. Von einer 
„Stärkung der königlichen Gewalt“ wollte ſie ebenſowenig hören wie von 
einer Förderung der Landwirtſchaft und Induſtrie. Die „Stärkung der könig⸗ 
lichen Gewalt“ würde ja zur Schwächung ihrer eigenen Macht führen, und 
von der Entwicklung des inneren wirtſchaftlichen Lebens konnte ſie keine ſo 
großen Vorteile erwarten, wie von der Förderung der Politik des Transport⸗ 
imperialismus. Allein in den letzten Jahren ſind Ereigniſſe eingetreten, die 
die herrſchende Klaſſe zur Nachgiebigkeit veranlaſſen müſſen. Die Unzufrieden⸗ 
heit der Volksmaſſen wächſt mit jedem Jahre und von Zeit zu Zeit mußte 
man den Volksmaſſen kleine Konzeſſionen zuteil kommen laſſen. Sehr kleine 
Konzeſſionen allerdings, mehr von prinzipieller als wirtſchaftlicher Bedeutung: 
eine ganz kleine Erweiterung des Getreidebaus, Gründung einiger Fabriken 
und Mühlen mit Dampfbetrieb zur Linderung der Not an Kleidungsſtoffen 
und Brot uſw. Wie unbedeutend auch dieſe Konzeſſionen an und für ſich 

1 Griechenland und ſeine Stellung im Orient. Von Alfred Philippſohn, Privatdozent 
an der Univerſität Bonn. Seite 34. f 
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ſind, ſo beweiſen ſie doch, daß die Gefahren einer Volksbewegung exiſtieren 
und von der herrſchenden Klaſſe erkannt ſind. a 

Dann entſtand eine zweite, ganz unerwartete Gefahr. Der von der 
herrſchenden Klaſſe geſchaffene und großgezogene Militarismus hat zur Ent⸗ 
ſtehung einer Kriegerkaſte geführt, die ihre eigenen Kaſtenintereſſen höher 
als die Intereſſen der Bourgeoiſie ſtellt, die ihre eigene Gewalt über die 
Gewalt ſowohl des Königs wie des Parlaments zu erheben beſtrebt iſt. Das 
ſchneidige Vorgehen der berüchtigten Militärliga läßt keinen Zweifel darüber. 
Militärliga und Parlament (Kriegerkaſte und Transportbourgeoiſie) waren 
eben im Begriff, den entſcheidenden Kampf um die Macht anzufangen, als 
der Bauernaufſtand in Theſſalien ausbrach. Wie durch einen Zauberſchlag 
haben ſich da die unverſöhnlichen Feinde in intimſte Bundesgenoſſen ver⸗ 
wandelt. Die Militärliga hat freiwillig ihre Auflöſung beſchloſſen; das 
Parlament drückte feierlich ſein Zutrauen der Armee aus. Parlament und 
Militärliga beeilten ſich, dem König ihre Loyalität zu verſichern. Der König 
ſchließlich kündigt eine „Reform“ der Verfaſſung an — eine Reform im Sinne 
der Vorſchläge des Herrn Philippſohn. Parlament und Militärliga ſind voll 
Begeiſterung für die verſprochene „Reform“. Jetzt iſt man nunmehr bereit, 
„der Krone“ Zugeſtändniſſe zu machen, „die königliche Gewalt“ zu befeſtigen 
und zu erweitern, um mit geeinten Kräften die begonnene Volksbewegung 
niederzukämpfen. Die Blutbäder, die Polizei und Militär in Theſſalien ſeit 
Wochen unaufhörlich veranftalten, beweiſen, mit welcher Rückſichtsloſigkeit 
man entſchloſſen iſt, die gefährliche Bewegung zu unterdrücken. Der hart⸗ 
näckige Widerſtand aber beweiſt andererſeits, daß auch die Volksmaſſen nicht 
geneigt ſind, ihre Sache ſo el a 


Den neuen Bundesgenoſſen wird es ne gelingen, den Bauernaufſtand 
zu unterdrücken. Dennoch markiert dieſer Aufſtand den Beginn einer neuen 
Ara für Griechenland — einer Ara entſchiedener Kämpfe der Volksmaſſen um 
ein menſchliches Daſein. Der Aufſtand kann unterdrückt werden, die Be⸗ 
wegung nicht. Der Bauernbewegung wird zweifellos eine Bewegung der 
entrechteten, hungernden Bevölkerung in den Städten folgen. „Der Grieche“ 
hat ſich bisher in der Tat viel zu wenig für „innere, ſoziale und wirtſchaft⸗ 
liche Fragen“ intereſſiert. Nun wird er durch die Maſſenbewegung gezwungen 
ſein, dieſe Fragen anſtatt der „auswärtigen Politik“ in den Vordergrund des 
politiſchen Lebens zu ſtellen. Solange dies nicht geſchehen, kann die jetzt be⸗ 
gonnene Maſſenbewegung nicht aufhören. Vielleicht wird auch „der Grieche“ 
einem ganz anderen Griechen ſeinen ehren- und vorteilhaften Platz überlaſſen 
müſſen — dem induſtriellen Griechen. Bis dahin müſſen noch ſelbſtverſtänd⸗ 
lich manche ſchwere Kämpfe ausgekämpft werden. 


Literarifye Kundſchau. 


Gottlob Egelhaaf, VPolitiſche Jahresüberſicht für 1909. Stuttgart 1910. 
122 Seiten. Preis 2 Mark. 
Dieſes kleine Jahrbuch erſcheint ſchon zum zweiten Male, und es füllt eine 
vorhandene Lücke aus. Die großen hiſtoriſchen Kalender von Schultheß oder 
Wipperman erſcheinen erſtens zu ſpät, dann ſind ſie zu weitläufig. Dies letzte 
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Moment, das man ihnen als Materialienſammlungen als Verdienſt anrechnen muß, 
erſchwert aber ihren Gebrauch bei ſchneller journaliſtiſcher Arbeit, wo man ſich 
über eine Tatſache oder ein Datum informieren will, oder wenn es gilt, ſich kurz 
den äußeren Verlauf der Dinge ins Gedächtnis zu rufen. Egelhaaf informiert 
kurz, bündig und überſichtlich, wenn auch natürlich mit Tendenz, und zwar national⸗ 
liberaler. Er iſt Hiſtoriker und Verfaſſer einer brauchbaren, wenn auch bürgerlich⸗ 
oberflächlichen Geſchichte der neueſten Zeit (vom Frankfurter Frieden), was auch 
ſeinen Jahresüberſichten ihren Stempel aufdrückt. Wenn auch keine Quelle des 
Studiums der Zeitgeſchichte, können ſie unſeren überlaſteten Redakteuren und Refe⸗ 


renten als Nachſchlagebuch dienen. Karl Radek. 
notizen. 
Die Enge der Landarbeiter in Pommern, Es ſind drei verſchiedene Kategorien 


von Landarbeitern, an denen ſich unſere Grundbeſitzer bereichern: die Volltaglöhner, 
die Halbtaglöhner und die Deputanten. Die letzteren werden nur für beſtimmte 
Arbeiten angenommen als Pferdeknecht, Kutſcher, Fütterer uſw. Sie ſtellen ſich und 
ihre Frauen für den ganzen Tag, reſpektive eine erwachſene Perſon in der Regel 
für den Nachmittag, und für die ſechs Sommermonate einen Hofgänger für den 
ganzen Tag zur Verfügung, die Halbtaglöhner müſſen den ganzen Tag zur Arbeit 
gehen und für den Nachmittag eine erwachſene Perſon ſtellen. Wenn es verlangt 
wird, und namentlich in der Erntezeit, muß die Arbeitskraft auch den ganzen Tag 
zur Stelle ſein. Die Volltaglöhner müſſen alle vorkommenden Arbeiten verrichten 
und jeder noch zwei erwachſene Arbeitskräfte ſtellen. Sind in der Familie noch 
mehrere Arbeitskräfte vorhanden, ſo müſſen dieſe ſämtlich dem Gutshof fronden. 
Die Behandlung iſt eine geradezu unmenſchliche dank der Geſindeordnung, die die 
Landarbeiter in Sklavenfeſſeln legt. Sie erhalten zwar laut Kontrakt freie Wohnung. 
Wie iſt ſie aber beſchaffen? Meiſt beſteht ſie aus einer Stube und Kammer, größten⸗ 
teils mit Lehmfußboden, oft voller Lücken, die mit Ziegelſteinen loſe ausgelegt ſind, 
ſo daß man Gefahr läuft, die Beine zu brechen. Größtenteils ſind die Wohnungen 
baufällig, oft müſſen mit Balken und Brettern die Stubendecken geſtützt werden, 
denn große Stücke Lehm und Kalk ſind herausgefallen, und vielfach drohen die 
Decken gänzlich einzuſtürzen. Im Frühjahr läuft das Waſſer von den Wänden, ſo 
daß ſie ſchwarz ausſehen. In der Stube iſt auch der Kochherd. Neben der Woh— 
nung, unter demſelben Dache und nur durch eine Wand getrennt, liegt der niedrige 
dumpfe Viehſtall. 

An Lohn werden 40 bis 50 Pfennig den Tag gezahlt, für den zweiten Mann 
30 bis 75 Pfennig und für den dritten Mann 50 bis 100 Pfennig. Auch vor den 
Kindern macht die agrariſche Ausbeutung nicht Halt; ſie müſſen im Sommer mit⸗ 
helfen und dürfen nachharken, Diſteln ſtechen und Pflanzen verziehen, dafür er⸗ 
halten ſie 30 bis 50 Pfennig Taglohn bei 6 bis 7ſtündiger Arbeitszeit. An Naturalien 
werden gewährt 12 bis 36 Scheffel Roggen, 2 bis 7 Scheffel Gerſte, 2 bis 4 Scheffel 
Hafer, 8 bis 10 Raummeter Holz ſowie eine Fuhre Torf, ferner 1 bis 2 Morgen 
Gartenland und 3 bis 4 Morgen Acker zum Setzen der Kartoffeln. 

Verſuchen wir nun, das Einkommen eines Landarbeiters mit zwei Hofgängern 
feſtzuſtellen, und rechnen wir bei 300 Arbeitstagen den vollen Wert der gelieferten 
Naturalien an. 

Lohn pro Tag 50 Pfennig.. . 150 Mark jährlich 
Lohn für den zweiten Mann 75 Pfennig 225 
Lohn für den dritten Mann 100 Pfennig. 300 


. Das macht für drei erwachſene männliche Arbeiter bei täglich 12 bis 
13 ſtündiger Arbeitsdauer den horrenden Lohn von 675 Mark aus! Dazu kommen 
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FR 36 Scheffel Roggen a7 Mark. . . 252,— Mark 
. 7 Scheffel Gerſte a 6,50 Mark. 45,50 = 
4 Scheffel Hafer a 6,50 Mark. . .26,— 


10, Raäummeter Holz 889 
Torf. ER ES FREE NIEN 5,— = 
4 Morgen Land 100, 


Mithin ein Wert von 488,50 Mark 


Dies macht zuſammen 1163,50 Mark als Bezahlung für drei erwachſene 
männliche Perſonen, alſo pro Kopf 1,29 Mark pro Tag. Bei dieſer Aufſtellung iſt 
angenommen, daß die Frau als zweite reſpektiv dritte Arbeitskraft auftritt. Ge⸗ 
ſchieht dies nicht, ſo iſt für fremde Hilfe der Lohn und das Eſſen von dem Ein⸗ 
kommen noch in Abzug zu bringen! Und dieſes Rieſeneinkommen erhält der Tag⸗ 
löhner nicht einmal ganz, denn neben den Steuern und ſonſtigen Ausgaben muß 
auch noch Schulgeld gezahlt werden. Und damit die Steuern auch auf den Pfennig 
richtig einkommen, iſt den Gemeindevorſtehern eine jede Mark Einkommen in Be⸗ 
tracht ziehende Steuertabelle zugegangen, nach der bei einem Jahreseinkommen von 
100 Mark = 40 Pfennig, 102 Mark = 41 Pfennig, 104 Mark = 42 Pfennig uſw. 
Steuern gezahlt werden müſſen! Und dann ſchreien unſere Junker und Agrarier 
nach Ausnahmegeſetzen, wenn die Landarbeiter ſich danach ſehnen, dieſen Paradieſen 
zu entfliehen! Wenn die Paſtoren Sonntags von der Kanzel predigen „du ſollſt 
den Feiertag heiligen“ und wenn die „Herren“ zur Kirche gehen und ihre Frömmigkeit 
zur Schau tragen, dann müſſen die Lohnſklaven den Acker bearbeiten, um das 
„Deputat“ mühſam zu erwerben. Denn während der Woche gibt es dringende 
„Notſtandsarbeiten“, die fertiggeſtellt werden müſſen. Wehe, wenn ſich ein Land⸗ 
proletarier weigert, dann tritt das famoſe „Landarbeiterrecht“ in Kraft und er iſt 
der Leidtragende. Um nun die Knebelung der Landarbeiter noch vollſtändig zu 
machen, ſind die pommerſchen Agrarier auf einen famoſen Gedanken gekommen. 
Sie haben, um die Landarbeiter noch mehr niederdrücken zu können, einen Arbeit⸗ 
geberverein gegründet, als deſſen Zweck feſtgeſetzt wurde, die Löhne der Knechte 
niedrig zu halten und einen Kontrakt auszuarbeiten, „da die Knechte zu viel Frei⸗ 
heit genöſſen“. Auch der Arbeitsnachweis der Landwirtſchaftskammer für 
die Provinz Pommern hat die Löhne für die einzelnen Arten der Arbeiter und 
Arbeiterinnen bis ins kleinſte hinein genau geregelt. Die Löhne für 1909 waren 
bedeutend niedriger als im Jahre vorher. Dabei heimſen die Herren durch die 
Schutzzölle Rieſengewinne ein, wie ſich ſchon allein durch die Steigerung der Preiſe 
ihrer Güter erweiſen läßt. In Klein⸗Reinickendorf wurde ein Bauernhof von nur 
130 Morgen für 90000 Mark verkauft. Das Rittergut Barkotzen, das vor zirka 
drei Jahren für den Preis von 200000 Mark gekauft wurde, erzielte jetzt beim 
Verkauf 250000 Mark. In Nieder⸗Aalkieſt, Kreis Regenwalde, hat der Ritter⸗ 
gutsbeſitzer Lüdden ſein 1600 Morgen großes Gut zum Preiſe von 415000 Mark 
verkauft. Da er das Gut vor zwei Jahren für 320000 Mark erworben hat, er⸗ 
zielt er pro Jahr 47500 Mark Gewinn. Der Beſitzer des Gutes Ermiele bezahlte 
für dieſes vor drei Jahren 50000 Mark, jetzt hat er es für 120000 Mark los⸗ 
geſchlagen. Der Aufſchlag macht 140 Prozent aus. An dem kleinen Objekt ver⸗ 
diente der Verkäufer in drei Jahren 70000 Mark. Ein noch beſſeres Geſchäft 
wurde mit dem Verkauf des Gutes Seehof gemacht. Vor einigen Jahren kaufte 
es der Beſitzer für 65000 Mark und verkaufte es nun für 124000 Mark. 

Daß der Verband der Land-, Wald- und Weinbergsarbeiter entſtanden 
iſt, macht unſern Agrariern Unbehagen. Wir hoffen, daß die Genoſſen den Ver⸗ 
band kräftig unterſtützen werden, damit er ſeine ſchwere Aufgabe erfüllen und das 
Elend der Landproletarier bekämpfen kann. Georg Blödorn, Stolp. 
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„La vie ouvrière“ bringt in ihrer Nummer 6 vom 20. Dezember einen Aufſatz 
von P. Monatte über „Das Internationale Sekretariat gegen den Internatio- 
nalismus“. Der von der A. F. L. (Amerikaniſche Arbeiterföderation) in Toronto 
beſchloſſene Anſchluß an das Internationale Sekretariat der Gewerkſchaften iſt von 
ſehr großer Bedeutung, namentlich in bezug auf die Umwandlung der Sekretär⸗ 
konferenzen zu internationalen Kongreſſen. Die franzöſiſchen Gewerkſchaften haben 
dieſe Forderung ſchon ſeit einem Jahrzehnt erhoben, aber die Sozialdemokratie, die 
die europäiſchen Gewerkſchaften unter ihrer Vormundſchaft hält, ſorgte dafür, daß ſie 
ſtets abgewieſen wurde. Jetzt auf der letzten Konferenz ſprachen ſich aber auch die 
Amerikaner dafür aus, die im übrigen geradeſo auf der äußerſten Rechten ſtehen 
wie die franzöſiſchen Syndikate auf der äußerſten Linken; und jetzt wurde dieſe 
Forderung nicht mehr ſo unbedingt abgewieſen. 

Schon 1877 wollten die franzöſiſchen Gewerkſchaften einen internationalen Kon⸗ 
greß veranſtalten; nachher gingen ſie zuſammen mit den Sozialiſten auf die inter⸗ 
nationalen Sozialiſtenkongreſſe. Seitdem dort 1894 die anarchiſtiſchen Delegierten 
der Gewerkſchaften nicht anerkannt wurden, dagegen Jaureès, Viviani, Millerand, 
trotzdem ſie keine Delegierten waren, zugelaſſen, ſuchten dieſe Gewerkſchaften 
1900 ein internationales Gewerkſchaftsſyndikat zu gründen. Weil die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Gewerkſchaften fern blieben, ſchlug der Verſuch fehl; im nächſten Jahre 
wurde dann von der deutſchen Generalkommiſſion eine internationale Konferenz nach 
Kopenhagen zuſammenberufen. Seitdem haben 1902 in Stuttgart, 1903 in Dublin, 
1904 in Amſterdam die Franzoſen wiederholt verſucht, den Wirkungskreis dieſer 
Konferenzen zu erweitern, zunächſt dadurch, daß der Antimilitarismus und der 
Generalſtreik auf die Tagesordnung der Konferenz geſetzt wurden — aber ſtets ver⸗ 
gebens; ſie wurden immer an die Sozialiſtenkongreſſe verwieſen. Kann es aber 
etwas geben, das mehr die Intereſſen der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter 
berührt als der Krieg gegen den Krieg? Als dann die erſten Gerüchte einer Kriegs⸗ 
gefahr zwiſchen Frankreich und Deutſchland wegen Marokko auftauchten, wurde 
Griffuelhes nach Berlin geſchickt, um mit den deutſchen Gewerkſchaften einen ge⸗ 
meinſamen Proteſt gegen den Krieg zu veranſtalten. Dieſe verwieſen ihn an die 
ſozialdemokratiſche Partei; die Parteihäupter aber nahmen die Sache nicht ernſt; 
daß es in Marokko Erzlager gäbe, um die ſich Krupp und Schneider ſtritten, glaubten 
ſie einfach nicht, den es ſtand nichts davon in ihrer marxiſtiſchen Bibel. Glücklicher⸗ 
weiſe haben ſich Krupp und Schneider geeinigt; aber dieſe Erfahrung blieb nicht 
ohne Wirkung auf die franzöſiſchen Gewerkſchaften. Sie drängten durch ihre Re⸗ 
ſolution von Amiens noch einmal auf Diskuſſion jener Punkte; doch die internationale 
Konferenz in Chriſtiania verwies ſie wieder an die internationalen ſozialiſtiſchen 
Kongreſſe. Dieſe aber, auf denen Arzte, Rechtsanwälte und Parlamentarier über 
die Arbeiterfragen entſcheiden, haben ſeit 1893 die Frage des Antimilitarismus 
völlig liegen laſſen. So kam 1909 die Konferenz in Paris; zu dieſer hatten die 
franzöſiſchen Gewerkſchaften den Antrag geſtellt, die Konferenzen zu Kongreſſen 
umzugeſtalten, in denen prinzipielle und taktiſche Fragen behandelt werden könnten. 
Die Argumente von Jouhaux wurden von Hueber (Öfterreich) im Namen vieler 
Nationen durch eine Erklärung erwidert, worin die Einheit der politiſchen und 
gewerkſchaftlichen Aktion betont wurde. Statt eines Deutſchen, wie immer vorher, 
trat hier ein Oſterreicher als Generaliſſimus der ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften 
auf, weil Öfterreich jetzt durch die Stärke feiner Fraktion die Führung in der ſozia⸗ 
liſtiſchen Internationale hat. Legien hatte jedoch die Erklärung Huebers nicht unter⸗ 
zeichnet; er wußte, daß Gompers die von den Franzoſen vorgeſchlagene Um⸗ 
wandlung zur Bedingung des Beitritts der A. F. L. gemacht hatte, und wollte 
deshalb nur für den Augenblick, nicht für ſpäter den Vorſchlag ablehnen. Ihm 
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ſchloſſen ſich dann andere Delegierten an; trotzdem aber die Franzoſen mit ihren 
Gründen nicht durchdrangen, unterblieb eine jo ſchroffe Ablehnung wie in Chriſtiania. 
So wird die amerikaniſche A. F. L., deren internationales Empfinden am geringſten 
iſt, erreichen, was den Franzoſen nicht gelang, neben der ſozialiſtiſchen Internationale 
eine wirkliche Arbeiterinternationale ins Leben zu rufen. Entſprechend den Wünſchen 
Legiens und Gompers' ſoll dieſe einen nichtrevolutionären Charakter tragen. Aber 
die Verhältniſſe werden ſich mächtiger erweiſen. Die franzöſiſchen Syndikaliſten 
werden mit den revolutionären Minoritäten Fühlung ſuchen. In einem holländischen 
ſyndikaliſtiſchen Blatte wurde angeregt, daß die ſyndikaliſtiſchen Gruppen ſich 
international zuſammenſchließen⸗ a 

In Nr. 7 vom 5. Januar findet ſich ein Aufſatz von A. Merrheim über „Der 
Betrug mit den Krbeiterpenſionen⸗ (L'escroquerie des retraites ouvrières). Nach⸗ 
dem der Entwurf eines Arbeiterpenſionsgeſetzes erſt in der Kammer und dann viele 
Jahre im Senat geſchlafen hat, hat letzterer ihn auf die Bitte Vivianis diskutiert, 
damit die Abgeordneten vor den Wahlen etwas bekommen, was ſie den Wählern 
anbieten können. Die Senatskommiſſion ſtellt dem Regierungsſyſtem ein anderes 
Syſtem gegenüber; ſie will einen Teil der Beiträge verwenden, um den Greiſen 
ſofort etwas auszahlen zu können; die Regierung will dagegen alle Beiträge 
ſammeln und kapitaliſieren und erſt nach dreißig oder fünfzig Jahren mit Penſions⸗ 
zahlungen anfangen. Alljährlich ſollen die Arbeiter 97 Millionen, die Unter⸗ 
nehmer 97 Millionen, andere Verſicherte 7 Millionen und der Staat 109 Millionen 
— woher dieſe kommen ſollen, weiß noch keiner —, zuſammen 310 Millionen, bei⸗ 
tragen. Nach vierzig Jahren wird das Kapital 10 Milliarden betragen, und deren 
Zinſen ſollen dann zu Penſionen Verwendung finden. Daß die Arbeiter alle Vor⸗ 
teile dieſer Kapitalien genießen werden, wie Jaurès behauptet, trifft nicht zu; die 
ſoliden Unternehmungen, die hohe Profite machen, brauchen dieſes Kapital nicht, ſo 
daß es von den Panamaleuten verſchluckt werden wird. Der Staat ſelbſt wird jedes⸗ 
mal, bei Geldnot oder bei Kolonialeiſenbahnen, aus dieſem Schatze ſchöpfen. Es 
wird ein Wettrennen um die Gunſt der Regierung entſtehen, die ſolche Milliarden 
anzulegen hat; die unſauberſten Kapitaliſtengruppen werden ſich eines Teiles be⸗ 
mächtigen; Belohnungen politiſcher Freunde werden bei der Aufwendung eine 
Hauptrolle ſpielen; eine Quelle großartiger Korruption wird damit erſchloſſen. 
Eine ganze Armee kleiner regierungstreuer Kapitaliſten und Kleinbürger wird damit 
herangezüchtet, die gegen die revolutionäre Arbeiterbewegung als Ordnungstruppe 
dienen. Die landwirtſchaftlichen Kreditkaſſen, für die Jaures 1897 ſeinen Wider: 
ſtand gegen das Monopol der Franzöſiſchen Bank fallen ließ, haben ſich ebenfalls 
zu Anſtalten der politiſchen Korruption entwickelt, die nicht der Landwirtſchaft, 
ſondern den politiſchen Agenten der Regierungspartei zugute kommen. 

„Der Belagerungszuſtand in Buenos Kires“ bildet das Thema einer Mit⸗ 
teilung in derſelben Nummer von James Guillaume. Am 14. November 
wurde das Haupt der Polizei, Kolonel Falcon, durch eine Bombe getötet; Name 
und Herkunft des ſofort ergriffenen Täters, der völlig aus individueller Rache 
handelte, ſind unbekannt. Wahrſcheinlich hat er wegen der Polizeigreuel am 1. Mai 
Rache genommen. Dieſe Tat war ſofort das Signal zur Verfolgung der Arbeiter⸗ 
bewegung; die Zeitungen wurden konfisziert, die Redakteure verhaftet, der Be⸗ 
lagerungszuſtand für zwei Monate über das ganze Land verhängt, zahlloſe 
Arbeiter ausgewieſen. Gerade zuvor war die Arbeiterbewegung aufgeblüht; die 
Gewerkſchaft der Hafen- und Transportarbeiter, die bedeutend erſtarkt war, wollte 
eben zwei Vertreter auf eine Agitationstour längs der Küſte ſchicken. Dieſe Tour 
mußte nun vorläufig unterbleiben. Das Organ der revolutionären Gewerkſchafts⸗ 
bewegung hat ſich aber durch das Verbot nicht ſtören laſſen und iſt, als geheim 
gedrucktes illegales Organ, weiter erſchienen. 7 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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die maifeier und ihre wandlung. 


Mit dieſem Jahre tritt die Maifeier in ihr drittes Dezennium. Der zeit⸗ 
liche Abſchnitt allein würde einen Rückblick nicht rechtfertigen. Aber wenn 
nicht alle Zeichen trügen, wird gerade in Deutſchland die Maifeier neue Be⸗ 
deutung erhalten, nicht weil die Anſichten einzelner ſich geändert haben, ſondern 
weil die politiſche Situation und damit die Stimmung der Arbeiterklaſſe und 
ihre Kampfmethode eine andere geworden iſt. 

Der Pariſee Beſchluß hat in verſchiedenen Ländern ganz verſchiedene 
Durchführung und Wirkung erfahren und ganz verſchiedene hiſtoriſche Bedeu- 
tung gewonnen. Überall hatte die Idee, die Kampfgemeinſchaft und Soli⸗ 
darität des internationalen Proletariats zum ſichtbaren Ausdruck zu bringen, 
ſofort gezündet. Der Gedanke, einen Tag zu ſetzen, an dem das Proletariat 
der Welt die ihm wichtigſte Forderung der Sozialpolitik, den Achtſtundentag, 
die wichtigſte Forderung ſeiner inneren und äußeren Politik, die Abrüſtung 
und die Erhaltung des Weltfriedens, und ſein Endziel, die Abſchaffung der 
Lohnarbeit, durch eine Weltdemonſtration der feindlichen Welt des Kapita⸗ 
lismus vor Augen führt, entſprang unmittelbar aus der Stimmung, die 
die Schaffung der neuen Internationale auslöſen mußte. An einem ſolchen 
Tage mußte die Internationale auch dem Verſtockteſten als wirkende Macht 
zum Bewußtſein kommen, mußte das, was all unſeren Gegnern gerade die 
haſſenswerteſte Irrlehre ſchien, die unverbrüchliche Intereſſengemeinſchaft der 
Ausgebeuteten aller Nationen, als lebendige Tat ſich erweiſen. 

| Aber für manche Länder bedeutete die erſte Maifeier noch mehr. Wie ſie 
der Gedenktag der Begründung der neuen Internationale iſt, ſo iſt ſie für 
jene Länder, in denen die Arbeiterbewegung nach vielen Wirren zu neuem 
kräftigen Vorſtoß ſich erhob, der Tag der erſten großen Maſſenaktion. 

Es war eine wunderſame Zeit, die Zeit, in der der Pariſer Kongreß zu⸗ 
ſammentrat und den merkwürdigen Beſchluß faßte, der ſo unvernünftig ſchien 
und ſich doch ſo ſiegreich durchgeſetzt hat, durchgeſetzt nicht nur gegen den 
Hohn und Spott und den Widerſtand der Feinde, ſondern auch gegen die 
Zweifel und den Kleinmut vieler Freunde. Aber freilich, wie ſich der Gedanke 
der Maifeier durchſetzte, das war eine Überraſchung für alle. Deutſchland, 
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das Land, das durch die politiſche Durchbildung ſeiner Arbeiter, durch die 
Stärke ihrer Organiſation, ihrer Opferfähigkeit und Kampfgewohnheit damals 
noch mehr wie heute alle anderen Länder weit hinter ſich ließ, ſtand keines⸗ 
wegs an der Spitze. In Ländern aber wie Oſterreich und Rußland gewann 
die Maifeier für die Entwicklung der Partei eine Bedeutung, die nicht leicht 
überſchätzt werden kann. 

Fragt man nach den Gründen dieſer Erſcheinung, um aus den Lehren 
der Vergangenheit Schlüſſe für die Zukunft ziehen zu können, ſo fällt die 
Antwort nicht ſchwer. Die erſte Maifeier fiel in Deutſchland zuſammen mit 
dem größten Siege des Proletariats über ſeinen größten Gegner. Ein Jahr⸗ 
zehnt lang hatte der Ausnahmezuſtand die Arbeiterklaſſe außerhalb der Geſetze 
geſtellt. In einem zähen Kampfe, der an jeden einzelnen Anhänger der Partei 
die größten Anforderungen ſtellte, hatte ſich die Partei Schritt für Schritt ihr 
Betätigungsfeld erobert; um jeden Fußbreit Boden war mühſam unter un⸗ 
endlichen Opfern geſtritten worden; die Schlachtreihen des Proletariats waren 
aufgelöſt; in zahlloſen Einzelgefechten mußte dem Gegner jede Poſition ab⸗ 
gerungen werden; nur bei den Reichstagswahlen kam es zur geſchloſſenen 
Schlacht, und jede Schlacht war ein neuer Sieg. 

Zur Zeit der erſten Maifeier war aber der Kampf entſchieden. Das 
Sozialiſtengeſetz und mit ihm ſein Urheber waren bankrott. Die Partei hatte 
ſich den Boden der Legalität zurückerobert, die nötigſte Bewegungsfreiheit er⸗ 
kämpft; die Bahn ſchien frei, auf der neue Siege errungen werden mußten. 
Die Taktik aber, vor der die Übermacht des Feindes zur Kapitulation ge⸗ 
zwungen war, war eine Taktik des vorſichtigen, aber zähen und unaufhalt⸗ 
ſamen Vordringens, bei dem es zu keinen großen überwältigenden Aktionen 
kam, durch die der Widerſtand der Gegner im einmaligen Anſturm nieder⸗ 
geworfen worden wäre, die aber auch die Gefahr großer Rückſchläge hätten 
einſchließen können. Es war eine unermüdliche Arbeit der Organiſation und 
Agitation und Aufklärung, in der die Vertreter der Staatsmacht in tauſend 
und aber tauſend Einzelaktionen immer wieder überliſtet, irregeführt, über⸗ 
wunden wurden. Es war eine Agitation von Mann zu Mann, in der 
mühſam um Hirn und Herz faſt jedes einzelnen Arbeiters gerungen wurde, 
eine Agitation, in der aus dem niedergedrückten, dumpf dahinlebenden Lohn⸗ 
ſklaven der ſtolze, klaſſenbewußte, organiſierte Proletarier Deutſchlands ge⸗ 
worden iſt, der die Bedingungen ſeiner Unterdrückung und ſeiner Befreiung 
kennt und der weiß, daß, was er geworden, er ſeiner Partei dankt und ihrer 
unermüdlichen Arbeit. Aufklärung und Organiſation war ſo der aus den 
Verhältniſſen ſelbſt entſpringende Inhalt der Parteitätigkeit, und in ihren 
Dienſt ſtellte ſich auch die Tätigkeit der Vertreter des Proletariats im Par⸗ 
lament. Die Wahlen aber gaben die Gelegenheit zur Heerſchau über den 
Erfolg, und jede ſolche Heerſchau legte ein glänzendes Zeugnis ab für die 
Richtigkeit und Wirkſamkeit dieſer Taktik, bis ſchließlich die Februarwahlen 
des Jahres 1890 die Anerkennung des errungenen Sieges brachten. 

Wie ganz anders die Situation in jenen Ländern, denen die Betätigung 
auf parlamentariſchem Felde unmöglich war, wo die Partei der Arbeiter über 
keine großen Organiſationen verfügte, ihre Bewegungsfreiheit noch völlig ge⸗ 
hemmt, ihr Daſein ſelbſt der Offentlichkeit faſt unbekannt geblieben war. War 
die Partei noch klein und ihrer eigenen Stärke und Kraft nicht ſicher, ſo er⸗ 
ſchien ſie auch dem Gegner nicht übermäßig gefährlich. War die ſozialdemo⸗ 
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kratiſche Gefahr ſeit Gründung des Reiches in Deutſchland der Angelpunkt 
faſt der ganzen inneren Politik, ſtand ihr nicht nur die geſamte Staatsmacht 
entgegen, ſondern ſchloſſen ſich ihr gegenüber auch die politiſchen Parteien und 
die wirtſchaftlichen Organiſationen des Bürgertums immer enger zuſammen, 
ſo ſpielte etwa in Oſterreich die Partei in keiner Hinſicht auch nur annähernd 
eine ähnliche Rolle. Der Ausnahmezuſtand hatte hier ganz anders wie in 
Deutſchland gewirkt, die Arbeiterbewegung faſt völlig geſprengt, eine anarchiſtiſche 
Gegenaktion, die die Partei völlig lahmlegte, wachgerufen, jede politiſche Wirk⸗ 
ſamkeit vernichtet. Für irgend eine parlamentariſche Tätigkeit fehlte jede Voraus⸗ 
ſetzung, das Wahlrecht zu allen Vertretungskörpern ſchloß jeden proletariſchen 
Erfolg, ja nur jede Beteiligung zum Zwecke der Stimmenzählung völlig aus. 
Und gerade da feierte der Gedanke der Maifeier ſeinen größten Triumph. Es 
war die Notwendigkeit, allen Unterdrückungsmaßregeln des Staates ein Ende 
zu machen um jeden Preis, aus dem verborgenen Dunkel an das Licht zu 
treten, mit einem Schlage einzuholen, was ſo lange verſäumt, mit einem Rucke 
abzuſchütteln, was ſo lange niedergedrückt war. Dieſe zwingende Not erſt ließ 
den Entſchluß reifen, von den bedeutungsloſen, ſchwachen Organiſationen an 
die Klaſſe ſelbſt zu appellieren, die Maſſen aufzurufen zu eigener Tat, die 
endlich den lange Getretenen und Unterdrückten mit einem Schlage das Be⸗ 
wußtſein ihrer Zahl, ihrer Stärke, ihrer Macht geben ſollte. Und dieſe Kraft⸗ 
probe durfte um ſo eher gewagt werden, als auch ein Mißlingen nichts mehr 
ee konnte, ein Gelingen dagegen außerordentliche Wirkung tun 
mußte. / 

Trotzdem hätte das kühne Wagnis — und ein ſolches blieb es angeſichts 
der feindſeligen Erbitterung, den der Beſchluß der Arbeitsruhe am 1. Mai 
bei der Bourgeoiſie erweckte — niemals gelingen können, wäre der Gedanke 
der Feier nicht ſo ganz und gar Geiſt vom Geiſte des Proletariats, entſpräche 
er nicht ſo ganz dem proletariſchen Klaſſeninſtinkt und appellierte er nicht an 
das, was das beſte Beſitztum der Arbeiterklaſſe iſt, an das Bewußtſein ihrer 
Unentbehrlichkeit in der Produktion, aus dem der Stolz und die Siegesſicher⸗ 
heit des proletariſchen Kämpfers quillt. Lange bevor der Gedanke des politiſchen 
Maſſenſtreiks als eines wichtigſten proletariſchen Kampfmittels in dem Be⸗ 
wußtſein des Proletariats lebendig wurde, lange bevor die verſchiedenen Formen, 
Anwendungsmöglichkeiten und Grenzen der Wirkſamkeit politiſcher Streiks er⸗ 

örtert wurden, erwies der Gedanke, der Bourgeoiſie die Macht des Prole⸗ 
tariats in ihrer Elementarform zu demonſtrieren, ſeine hinreißende Kraft. 
So wurde die Maifeier in Oſterreich zur eigentlichen Geburtsſtunde der öſter⸗ 
reichiſchen Sozialdemokratie, ſo wurde ſie in Polen und Rußland der beſte 
Gradmeſſer der Bewegung und iſt dies noch heute. Unendliches verdankt die 
Bewegung der agitatoriſchen und propagandiſtiſchen Wirkung, die von der 
Arbeitsruhe ausging, die der Wille des Proletariats erzwungen hatte, und 
über ihren hohen Wert herrſcht in dieſen Ländern nicht zweierlei Meinung. 
Und wie in Öfterreic) und Rußland, fo wirkt die Maifeier immer fort in 
allen Ländern, in denen das Proletariat noch rückſtändigen Verhältniſſen 
gegenüberſteht. | 

Zugleich erfuhr die Feier auch eine Weſensänderung in ihrem Charakter. 
Die Maifeier war gedacht als eine Demonſtration des Achtſtundentags, der 
internationalen Solidarität und des Sozialismus; eine Veranſtaltung, dadurch 
unterſchieden von allen anderen Demonſtrationen des Proletariats, daß ſie 
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nicht dem Tageskampf, den unmittelbaren Sorgen der Arbeiterklaffe, ſondern 
vor allen ihren letzten, höchſten Zielen dienen ſollte. In Wirklichkeit aber 
wurde ſie gerade in den Ländern, in denen ſie ihre höchſte Bedeutung erhielt, 
die mächtigſte und eindrucksvollſte politiſche Demonſtration. Wenn auch die 
urſprüngliche Abſicht der Feier ſchon durch die Tatſache verwirklicht war, daß 
überall in der Welt am gleichen Tage das klaſſenbewußte Proletariat ge⸗ 
meinſam demonſtrierte, ſo wurde die Maifeier zugleich in den Dienſt des un⸗ 
mittelbaren politiſchen Kampfes geſtellt. In Sſterreich bezeichnet die Mai⸗ 
feier des Jahres 1893, die ganz unter dem anfeuernden Eindruck des erſten 
belgiſchen Generalſtreiks ſtand, den Anfang jener gewaltigen, ſtets ſich ſteigernden 
Demonſtrationen, die den Wahlrechtskampf eröffneten, und jeder Höhepunkt 
des Kampfes iſt bezeichnet durch eine Maifeier, die durch den Umfang der 
Arbeitsruhe, durch die Größe der Demonſtrationszüge, durch die Kundgebungen 
der Begeiſterung und Kampfentſchloſſenheit ihre Vorgänger immer wieder hinter 
ſich ließ. Und jene gewaltige Schlußdemonſtration des Wiener und des ge⸗ 
ſamten öſterreichiſchen Proletariats vom 28. November 1905, die den Sieg im 
Wahlrechtskampf beſiegelte und in dem Vorbeimarſch der Viertelmillion vor 
dem öſterreichiſchen Parlament ſeinen Höhepunkt erreichte, was war ſie anderes 
als ein auf einen anderen Tag verlegter „1. Mai“. Wenn in Sſterreich der 
Gedanke des Maſſenſtreiks ſo geringen Widerſtand fand, ſo nicht zuletzt, weil 
er den Maſſen vertraut war aus ſeiner jährlichen Wiederkehr am 1. Mai. 
Und wuchſen auch in Oſterreich mit der Stärke der Partei von Jahr zu Jahr 
die Widerſtände des Bürgertums, ſo war doch der Gedanke der Maifeier ſo 
feſt verankert in dem Bewußtſein der Maſſen, war das Recht auf dieſen Tag 
ihnen ſchon ſo ſehr zum unverletzlichen Menſchenrecht geworden, daß bei jedem 
Streik die Freigabe des Tages als ſelbſtverſtändliche, oft am zäheſten ver⸗ 
teidigte Forderung erſchien, daß zahlloſe Tarifverträge das Recht auf die Frei⸗ 
gabe anerkennen. 

Und wie in Oſterreich, ſo gewann auch in Polen und Rußland die Mai⸗ 
feier eine hervorragende Bedeutung für den Kampf des Proletariats. Auch hier 
bewährte der Gedanke der Maifeier ſeine hinreißende Kraft, ſchuf er die erſten 
großen Maſſenaktionen, die aller Unterdrückungen ſpotteten, um ſchließlich in 
den grandioſen Kundgebungen der revolutionären Periode ſeinen gewaltigſten 
Ausdruck zu finden. 

So war die Maifeier in Charakter und Aus dehnung ſelbſt beſtimmt durch 
die politiſchen Ereigniſſe; von dieſen erſt empfing ſie den entſcheidenden Inhalt, 
und nur, wo ſie ſich als taktiſches Mittel einfügen konnte in die Reihe der 
Kampfmittel des Proletariats, nur dort erfuhr ſie ihre höchſte Vollendung. 
Gerade dies aber war in Deutſchland keineswegs der Fall. Das Jahr 1890 
hatte im Februar den gewaltigen Aufſchwung der Partei bei den Wahlen 
offenbart; die bisherige Taktik aber hatte Maſſenaktionen gerade ausgeſchloſſen. 
Straßendemonſtrationen wurden von vielen — und konnten es wohl auch — 
als die Gelegenheit angeſehen, die einem bankrotten Syſtem die erwünſchte 
Gelegenheit bieten würde, durch ein Blutbad die vordringende Arbeiterklaſſe 
zurückzuwerfen und die eigene Macht zu behaupten. Die demonſtrative Feier 
durch Arbeitsruhe und Straßenumzüge erſchien ſo als ein Wagnis, deſſen 
Ausgang ungewiß war. Eine Niederlage aber hätte bedeutet, daß der große, 
politiſch ſo fruchtbare Eindruck der eben errungenen Erfolge vernichtet, der 
eben beſiegte Gegner ſeine ſchwindende Macht neu befeſtigt geſehen hätte. Er⸗ 
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ſchien in anderen Ländern ein Ausweg aus den bisherigen troſtloſen Zuftänben 
unter allen und ſelbſt den ungünſtigſten Verhältniſſen unausweichlich, jo war 
das in Deutſchland, wo das Proletariat ſiegreich vordrang, keineswegs der 
Fall. Den Maſſen ſelbſt — und auf ihren ſpontanen Willen kommt es bei 
jeder Maſſenaktion in allererſter Linie an — mußte unter dieſen Umſtänden 
die Maidemonſtration nicht als zwingende Notwendigkeit erſcheinen. Es fehlte 
das Gefühl, jetzt gelte es, alles an alles zu ſetzen. Dazu kam die Ungunſt 
der wirtſchaftlichen Lage, die die Befürchtung, die Unternehmer würden den 
günſtigen Moment zu einer Machtprobe ausnutzen, nicht unberechtigt erſcheinen 
ließ. Sollte die eben neu einſetzende und ſchwache Gewerkſchaftsbewegung 
ſolcher Fährnis ausgeſetzt werden? Kein Wunder, daß in den leitenden Kreiſen 
der Partei die Abneigung wuchs, den politiſchen Sieg, den die Wahlen ge— 
bracht, aufs Spiel zu ſetzen und eine Demonſtration zu wagen, die der bis⸗ 
herigen Taktik ſo fremd, die nicht aus den politiſchen Bedingungen in Deutſch⸗ 
land ſelbſt hervorgegangen war. Und dieſe Abneigung der Führer wurde auch 
nicht durch die Maſſen ſelbſt überwunden. Dieſe ſahen den Erfolg der bis⸗ 
herigen Taktik; zur neuen, nicht ungefährlichen Aktion drängte kein unmittel⸗ 
barer Zwang. So verzichtete gerade in Deutſchland die Partei von vornherein 
auf die Feier des 1. Mai, und von dieſem erſten Zurückweichen hat ſich die 
Maifeier in Deutſchland bisher nicht ganz erholen können. Mußte dies doch 
auch für ſpäterhin die anſtürmende Begeiſterung der Maſſen, die allein den 
Erfolg hätte bringen können, abkühlen, den Widerſtand der Gegner ermutigen. 

Aber nicht in Sinn und Abſicht eines Vorwurfes ſoll dies geſagt ſein. 
Es ſcheint vielmehr dem heute Rückſchauenden der Entſchluß Verhältniſſen ent⸗ 
ſprungen, die anderen Entſcheid ſchwer zuließen. Und heute dürfen die Folgen 
dieſer Haltung um jo ruhiger konſtatiert werden, da eben dieſe Verhältniſſe 
eine gänzliche Wandlung erfahren haben. 

Standen große Maſſenaktionen in anderen Ländern am Beginn der Bes 
wegung, ſo konnten in Deutſchland, wo eine ſtarke Staatsmacht von Anfang 
an die feindſeligſte Haltung gegen die Arbeiterklaſſe eingenommen hatte und 
das Wahlrecht die Möglichkeit bot, in der Reichspolitik eine weſentlich parla⸗ 
mentariſche Taktik zu verfolgen, ſolche Aktionen nur auf einem Höhepunkt der 
Entwicklung erfolgen, wo die ungeheure Überzahl der Teilnehmenden den 
Gedanken an gewaltſame Unterdrückung auch den Herrſchenden als wahn⸗ 
ſinnig und verbrecheriſch erſcheinen laſſen mußte. Die Möglichkeit mußte in 
dem Augenblick Wirklichkeit werden, wo die außerparlamentariſche Aktion ſich 
immer unentbehrlicher zeigte, ſei es zur Unterſtützung der parlamentariſchen, 
ſei es im Kampfe um den Zutritt zu den Parlamenten ſelbſt. So brachte der 
preußiſche Wahlrechtskampf in raſcher Steigerung gewaltige Straßendemon⸗ 
ſtrationen, die auch in Deutſchland ihre volle Wirkung taten: Steigerung des 
Selbſtbewußtſeins der Maſſen, Vermehrung der propagandiſtiſchen Kraft der 
Partei, raſche Zunahme ihrer Anhänger, während die Gegner in die Ver⸗ 
legenheit gebracht werden, entweder die Bewegung gewaltſam zu unterdrücken, 
was ſie doch nicht wagen können, da die Folgen auch für ſie unabſehbar 
wären, oder aber zurückzuweichen und fo die Macht der Maſſen anzu⸗ 
erkennen, das Preſtige und die Anziehungskraft der Partei aufs neue zu 
vermehren. 

Was ſo die Partei im Jahre 1890 vermieden hatte und wohl vermeiden 
mußte, die geſchloſſene Aktion der Maſſen ſelbſt, das iſt zwanzig Jahre ſpäter 
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mit vollem und faſt überraſchend ſchnellem Erfolg geſchehen. Die Macht des 
preußiſchen Staates, die unbegrenzt ſchien, offenbarte plötzlich ihre Grenzen, 
die Macht der Maſſen, die ſo gering geſchätzt wurde, ihre unwiderſtehliche 
Wucht. 

Damit hat ſich aber auch für die Maifeier in Deutſchland die 
Situation geändert. Wir haben geſehen, wie die Feier dieſes Tages ihren 
Inhalt, aber auch ihre Ausdehnung empfängt von den Zwecken, denen ſie 
dienen ſoll. Nicht Feſte feiern, ſondern Kämpfe führen iſt die Leidenſchaft 
des Proletariats. Solange die Maifeier als eine feſtliche Veranſtaltung er⸗ 
ſchien, als eine Kundgebung für die wichtigſten Ziele des Proletariats zwar, 
aber doch als eine Kundgebung, deren Gegenſtände nicht unmittelbare Kampf⸗ 
objekte waren, ſo lange war die demonſtrative Durchſetzung der Arbeitsruhe 
und der öffentlichen Kundgebung nichts der Feier Unentbehrliches, ſo ſehr 
auch ihre Durchſetzung Herzensſache des Proletariats ſtets geweſen iſt. Anders 
aber, wenn die größte und eigentümlichſte Kundgebung des Proletariats von 
der Kampfesbegeiſterung getragen wird, die die Wahlrechtsbewegung auslöſt. 
Dann rückt der demonſtrative Charakter der Feier in den Vordergrund, die 
Arbeitsruhe wird die dem Zweck allein entſprechende Form, und die Mai⸗ 
feier wird zum gewaltigſten und entſchloſſenſten Ausdruck des politiſchen 
Willens der Arbeiterklaſſe. 

So wird die Bewegung zur Erringung des gleichen Wahlrechtes, wie ſie 
die Straßendemonſtrationen erzeugt, den Gedanken an den politiſchen Streik 
im Bewußtſein der Maſſen neu belebt hat, auch die Feier des 1. Mai mit 
neuem Inhalt erfüllen, damit aber auch dem Streben nach Durchſetzung der 
Arbeitsruhe neue Energie und neuen Erfolg verleihen. Daß die Maifeier 
dieſes Jahres, die auf einen Sonntag fällt, den Kampf um die Erringung 
der Arbeitsruhe unterbricht, wird nicht hindern, daß gerade in dieſem Jahre 
des intenſivſten politiſchen und wirtſchaftlichen Kampfes der Gedanke an die 
Arbeitsruhe als der würdigſten Form der Feier erneute Kraft empfängt. Ge⸗ 
rade weil diesmal die Feier von allen Hemmungen befreit, aber von der 
ganzen angeſammelten politiſchen Leidenſchaft erfüllt, den größten Umfang an⸗ 
zunehmen verſpricht, wird der Wunſch lebendig bleiben, auch in künftigen 
Jahren der Maifeier ihre Größe zu bewahren, ihre politiſche Bedeutung ſtets 
zu erhöhen. 

Damit ſoll durchaus nicht geſagt ſein, daß künftig etwa zwingende Rück⸗ 
ſichten mißachtet werden ſollen. Die Maifeier ſtößt ja nicht nur bei der 
Staatsmacht auf Widerſtand, ſondern unmittelbarer noch bei den Unter⸗ 
nehmern. Sie zwingt daher von vornherein dazu, der Entſcheidung über die 
Art ihrer Begehung nicht nur politiſche, ſondern auch gewerkſchaftliche Er⸗ 
wägungen zugrunde zu legen. Nichts kann gerade den Anhängern der Mai⸗ 
feier ferner liegen, als durch alleinige Betonung politiſcher Momente Wider⸗ 
ſtände aufs neue wachzurufen, deren Beſeitigung eine Vorbedingung der er⸗ 
folgreichen Aktion iſt. Aber wenn auf der einen Seite die politiſchen Gründe 
ſich verſtärken, die eine demonſtrative Begehung der Maifeier nahelegen, ſo 
wird gerade in kommenden Jahren, die, wenn nicht außerordentliche Ereig⸗ 
niſſe eintreten, in die Proſperitätszeit fallen werden, auch die wirtſchaftliche 
Situation geſtatten, die politiſchen Bedürfniſſe zu erfüllen, ohne darum zu 
verſäumen, den notwendigen Rückſichten der Gewerkſchaften Rechnung zu 
tragen. 
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So mag die Hoffnung nicht unberechtigt ſcheinen, daß die Maifeier des 
Jahres 1910 nur die erſte einer Reihe ſein wird, die in ſteter Steigerung 
dem Beſchluß des Pariſer Kongreſſes auch in Deutſchland zu jener über⸗ 
ragenden Bedeutung für die Geſchichte der Arbeiterbewegung verhelfen wird, 
die er in anderen Ländern mit unentwickelterer Arbeiterbewegung längſt ge- 
wonnen und ſtets behauptet hat. 


der Unternehmerkampf 
zur Aushungerung der deutſchen Bauleute. 


Von Kuguſt Bringmann. 


Hamburg, 21. April 1910. 
In unſerer Parteitagespreſſe iſt mit Recht darauf hingewieſen, daß es ſich 
in dem gegenwärtigen Kampfe im Baugewerbe um „die erſte große Aus⸗ 
einanderſetzung der deutſchen Gewerkſchaften mit den Unternehmerverbänden“ 
handelt. Es dürfte deshalb geſtattet ſein, über die einzelnen Phaſen des 
Kampfes und ſeine Begleiterſcheinungen an dieſer Stelle etwas ausführlicher 
zu berichten, als es ſonſt üblich iſt. N 
Bei der Generalverſammlung des Unternehmerbundes, die am 22. März 
in Dresden ſtattgefunden, lag, wie ich bereits in meinem Artikel in Nr. 26 
vom 25. März bemerkte, die Entſcheidung, ob gekämpft oder eine Vereinbarung 
herbeigeführt werden ſollte. Dieſe Generalverſammlung glich in ihrer Zu⸗ 
ſammenſetzung, ihrer Geſchäftsordnung und ihrem Verlauf den berüchtigten 
Veranſtaltungen des Bundes der Landwirte im Zirkus Buſch in Berlin. Sie 
beſchloß die Aushungerung der deutſchen Bauleute, indem ſie ein Ultimatum 
ſtellte, das die in Frage kommenden Gewerkſchaften nicht annehmen konnten. 
Geht doch die Abſicht jenes Unternehmerbundes unverkennbar dahin, die Gewerk⸗ 
ſchaften, die Bollwerke der Arbeiter, mit Hilfe des Tarifvertrags zu einem Werkzeug 
des Unternehmerbundes herabzudrücken, um damit die Arbeiter niederzuhalten. 
Das Ultimatum des Unternehmerbundes „kennzeichnet deutlich das Beſtreben“, 
ſo ſchreiben ſelbſt bürgerliche Blätter, „die Arbeiter mit Hilfe der Tarifverträge 
zu knebeln und ſich diejenige Willkür tariflich zu ſichern, die früher dem ein⸗ 
zelnen Unternehmer durch ſeine wirtſchaftliche übermacht über den einzelnen 
Arbeiter gegeben war.“ 
Die Generalverſammlungen der in Frage kommenden Gewerkſchaften, die 
am 4. und 5. April in Berlin tagten, lehnten das Ultimatum des Unter⸗ 
nehmerbundes einmütig und entſchieden ab. Damit war der Abwehrkampf 
beſchloſſen. Daß ſeine Durchführung nicht leicht genommen wurde, beweiſen 
die Beſchlüſſe: Für den Fall der Ausſperrung gilt in allen in Frage kom⸗ 
menden Organiſationen eine zweiwöchige Karenzzeit, bevor die Aus— 
geſperrten von der Organiſation finanziell unterſtützt werden, und: Jedes 
Mitglied, das nicht ausgeſperrt wird, hat neben ſeinen regelmäßigen Ver⸗ 
bandsbeiträgen einen Extrabeitrag zu leiſten, der je nach den Stunden⸗ 
löhnen 10 Pfennig bis 1 Mark pro Tag beträgt. Dieſe Beſchlüſſe haben 
nicht etwa den Kampfesmut und die Begeiſterung gedämpft, im Gegenteil, 
ſie wirkten anfeuernd auf die Maſſen, weil damit die ſiegreiche Durchführung 
des Rieſenkampfes wahrſcheinlich wurde. 
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Nun verſuchte das Reichsamt des Innern den „ehrlichen Makler“ zu 
machen. In der bürgerlichen Welt knüpften ſich daran große Hoffnungen. 
„Bisher“ — ſchrieben unter anderem die „Dresdener Nachrichten“ — „hat ſo⸗ 
wohl die Reichsregierung wie die preußiſche Regierung jede Einmiſchung in 
wirtſchaftliche Streitfragen ſtreng vermieden. Fürſt Bülow lehnte ſogar bei 
dem großen Bergarbeiterſtreik im Jahre 1905 jede Vermittlung von ſeiten 
der Regierung ab und empfing nicht einmal die Vertreter der Bergarbeiter. 
Jetzt hat die Reichsbehörde zum erſten Male diefen Standpunkt aufgegeben; 
das iſt ein ſozialpolitiſches Ereignis erſten Ranges.“ Um ſo greulicher war 
der Katzenjammer, als der Verſuch des „ehrlichen Maklers“ ſcheiterte an dem 
Starrſinn des Unternehmerbundes! 

Natürlich iſt nicht das Eingreifen der Regierung „ein ſozialpolitiſches Er⸗ 
eignis erſten Ranges“, ſondern der Rieſenkampf! Weil es ſich in dieſem um 
„ein ſozialpolitiſches Ereignis erſten Ranges“ handelt, griff die Regierung 
ein. Dr. Wiedfeldt, der frühere zweite Bürgermeiſter in Eſſen, der jetzt 
Geheimrat im Reichsamt des Innern iſt, leitete die Verhandlungen, die am 
8. April im Reichstagsgebäude ſtattfanden, und er ſchätzte den Kampf ſo ein, 
wie ich andeutete. „Weniger die vielen Aufforderungen der Preſſe, auch nicht 
die zahlreichen Zuſchriften und Telegramme, die der Staatsſekretär erhalten 
hat, ſei es direkt, ſei es indirekt von anderen Verbänden, die nicht am Bau⸗ 
gewerbe beteiligt ſind“, hätten den Anlaß zum Eingreifen der Regierung 
gegeben, führte Dr. Wiedfeldt einleitend aus; hierin komme nur „zum Aus⸗ 
druck die Beſorgnis, daß das Gewitter, das ſich im Baugewerbe zu entladen 
droht, auch bei anderen Leuten einſchlagen und ſehr viele Verheerungen an⸗ 
richten kann. Gerade dieſer allgemeinen Bedeutung wegen, welche die Be⸗ 
wegung im Baugewerbe anzunehmen droht, hat ſich der Staatsſekretär für 
verpflichtet gehalten, einzugreifen. . .. Wir ſtehen jetzt in einer Zeit, wo eine 
neue Konjunktur ſachte aufzuleuchten beginnt und wo es Pflicht aller iſt, dafür 
zu ſorgen, daß dieſe Keime nicht gleich erſtickt und daß nicht die Hoffnungen 
von vornherein durch einen Kampf zerſtört werden.“ Das iſt ein trefflicher 
Kommentar zum Kommuniſtiſchen Manifeſt: „Jeder Klaſſenkampf iſt ein poli⸗ 
tiſcher Kampf.“ 

Dr. Wiedfeldt machte im Auftrag ſeines Chefs und in Übereinſtimmung 
mit dem Handelsminiſter und den ſonſtigen zuſtändigen Stellen den Vorſchlag, 
eine Verſtändigung dadurch verſuchen zu wollen, daß ſich die Parteien, wie 
das vorige Mal, wieder drei Unparteiiſche wählen. Von ſeiten der Arbeiter⸗ 
vertreter wurde erklärt, ſie ſeien der Meinung, es ſei zweckmäßig, wenn drei 
Unparteiiſche mit der Leitung der Verhandlungen beauftragt würden, ihre 
Kollegen würden dem zuſtimmen. Hingegen gaben die Unternehmervertreter 
die Erklärung ab: „Der deutſche Arbeitgeberbund für das Baugewerbe be⸗ 
dauert, den Vorſchlag auf Ernennung von drei Unparteiiſchen ablehnen zu 
müſſen.“ Dr. Wiedfeldt verſuchte nun eine gegenſeitige Ausſprache über die 
Streitpunkte herbeizuführen, er kam aber auch damit nicht weit. Von den 
Unternehmervertretern wurde verlangt, die Arbeitervertreter ſollten die Be⸗ 
ſchlüſſe ihrer Generalverſammlungen verleugnen, beziehungsweiſe preisgeben, 
und als ſie auf Widerſtand ſtießen, beantragte einer von ihnen, „daß nun⸗ 
mehr Schluß gemacht wird“. Sie ſeien gekommen in der Hoffnung, daß ihnen 
vielleicht von ſeiten der Arbeiter Vorſchläge gemacht würden, die den Unter⸗ 
nehmern vielleicht ein Eingehen auf deren Beſchlüſſe ermöglicht hätten. Das 
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ſei aber unterlaſſen worden, und damit falle für die Unternehmervertreter 
jeder Anlaß zu einer Beſprechung oder zu irgendwelchen Verhandlungen weg. 
Gegen dieſe Protzenhaftigkeit kam auch der Geheimrat Dr. Wiedfeldt nicht 
auf. Die Zuſammenkunft hatte von 2 Uhr 10 Minuten bis 4 Uhr 
35 Minuten gedauert und war reſultatlos verlaufen. Nur die Regierung 
war vielleicht um die Erfahrung reicher, daß ſie in noch viel abſoluterem 
Sinne „nur ein Ausſchuß, der die gemeinſchaftlichen Geſchäfte der ganzen 
Bourgeoisklaſſe verwaltet,“ iſt, als gewöhnlich angenommen wird. Die Unter⸗ 
nehmer laſſen ſich von ihr nicht einmal zur bürgerlichen Vernunft bekehren! 
Die Unternehmervertreter — es war der Geſamtvorſtand des Unternehmer⸗ 
bundes für das Baugewerbe! — faßten noch am gleichen Tage, wo ſie die 
Verhandlungen hintertrieben und der Reichsregierung eine Naſe gedreht 
hatten, den Beſchluß: „Alle Geſchäfte werden am 15. April dieſes Jahres 
geſchloſſen. Die Vorſtände der Landes⸗ und Bezirksverbände ſowie der dem 
Bunde direkt angeſchloſſenen Ortsverbände ſind in beſonderen Fällen befugt, 
ausnahmsweiſe die Weiterbeſchäftigung von nichtorganiſierten Bauarbeitern 
in denſelben Betrieben zu geſtatten, in denen ſie bisher tätig geweſen ſind.“ 
| In höchſt zweideutiger Weiſe leitartikelte nun die bürgerliche Preſſe: „Die 
Perioden des wirtſchaftlichen Aufſchwunges haben erfahrungsgemäß als un⸗ 
angenehme Begleiterſcheinungen Lohnkämpfe, und zwar macht ſich die Nei⸗ 
gung zu Kraftproben gewöhnlich auf ſeiten der Arbeiter am ſtärkſten geltend. 
Jetzt drohen auch ſchwere wirtſchaftliche Kämpfe, aber auffallenderweiſe liegt 
die Offenſive nicht bei der Arbeiterſchaft, ſondern bei den Verbänden der 
Unternehmer. . .. Augenblicklich ſtehen wir vor einem großen Kampfe im 
Baugewerbe, und er wird wiederum nicht durch einen Streik der Arbeiter, 
ſondern durch Ausſperrung ſeitens der Arbeitgeber eingeleitet.“ Das ſollte als 
eine Art Genugtuung in bürgerlichen Kreiſen empfunden werden. Aber die 
Freude darüber kehrte ſich bald in Bitterniſſe. Vor allem dämpfte eine 
Schilderung der Wirkungen eines ſolchen Kampfes, die die „Frankfurter Zei⸗ 
tung“ brachte und die weit und breit nachgedruckt und kommentiert wurde, 
die Freude darüber, daß nun anſtatt der Arbeiter die Unternehmer zum An⸗ 
griff übergehen. Die Schilderung geht von der Annahme aus, daß etwa 
400000 Arbeiter ausgeſperrt werden, das ſeien mit Frauen und Kindern weit 
über eine Million, vielleicht faſt anderthalb Millionen Menſchen, die bisher 
eine tägliche Lohneinnahme von 1200000 Mark gehabt. Die Werte, die ſonſt 
ihre Hände ſchufen, gehen jetzt der Volkswirtſchaft verloren. Durch den „Borg 
beim Krämer“ würden wie beim großen Bergarbeiterſtreik viele Krämer 
bankrott gehen. Ferner trete eine ſchwere Abſatzſtockung für all die Gewerbe 
ein, welche das Material zum Hausbau liefern, die Großeiſeninduſtrie, das 
Holz⸗ und Glasgewerbe, die Fabrikanten von Tür- und Fenſterklinken. 


„Die Einſtellung des Häuſerbaues iſt ein nationales Unglück für eine Volks⸗ 
wirtſchaft wie die deutſche, die ganz darauf eingerichtet iſt, einer ſtändig wachſenden 
Bevölkerung die notwendigen Lebensgrundlagen, in erſter Linie eben die Wohnungs 
gelegenheit zu ſchaffen. Als im Jahre 1907 der Kapitalmangel zur Einſchränkung 
der Bautätigkeit zwang, da war dies das Ende der Hochkonjunktur, weil von 
dieſem Zentrum aus Minderverbrauch und Arbeitsloſigkeit immer weitere Kreiſe 
zog; daraus mag man ermeſſen, welchen wirtſchaftlichen Schaden der kommende 
Kampf im Baugewerbe anrichten muß, auch wenn er nur einige Wochen hindurch 
dauert.“ N ! 
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Ob dieſe Verheerungen in dem geſchilderten Umfange eintreten, kann man 
abwarten. Tatſache iſt, wie auch unſere Parteizeitungen eingehend und ſcharf 
hervorgehoben haben, daß der Kampf in der angedeuteten Richtung wirken 
und weite und verſchiedene Kreiſe der Bevölkerung ſchwer treffen wird. 
Natürlich müßten die bürgerlichen Zeitungen nicht auch zugleich kapitaliſtiſche 
Zeitungen ſein, wenn ſie daraus die Konſequenzen ziehen und auch einmütig 
das ausſperrwütige Unternehmertum verurteilen ſollten. „Wer trägt die 
Schuld?“ So fragt die „Kölniſche Zeitung“ am 12. April, und ſie meint, man 
müſſe zu dem Urteil kommen, „daß beide Teile ſchuldig ſind an dem Unheil, 
das die bevorſtehende Ausſperrung im Baugewerbe in ſich birgt“. Man könne 
deshalb nur fragen: „Wer trägt die größere Schuld?“ Dieſe mißt ſie dem 
Unternehmer zu, welcher bei den Verhandlungen am 8. April den Schluß⸗ 
antrag geſtellt hat. 

„Die Erklärung des Herrn Buſch war verfehlt, weil ſie den Abbruch der Ver⸗ 
handlungen bedeuten mußte, und weil ſie verhinderte zu zeigen, wie weit die 
Gegenſeite entgegenzukommen trotz allem noch bereit war. Damit wurde eine 
durchaus unklare Lage gegeben, und den Arbeitern iſt es jetzt unbenommen, ihre 
Bereitwilligkeit zum Verhandeln und ſogar zu Zugeſtändiſſen ſo laut zu betonen, 
daß die Öffentlichkeit ohne viel Überlegung und Abwägung ihre Sympathie den 
Arbeitern wird zukehren können. Sie werden ſogar ſagen können, die Unternehmer 
hätten nur zum Schein ſich zu dem Einigungsamt bemüht und wären dann erſt, 
als ſie ernſtliche Verhandlungen befürchten mußten, ſchroff zurückgetreten, um nicht 
verhandeln zu müſſen. Das mag ein Trugſchluß ſein, er kann aber gezogen werden. 
Und gerade deshalb hätten wir gewünſcht, daß die Herren, die an dieſem folgen⸗ 
ſchweren Tage das Wort führten, auch den Schein vermieden hätten, als fehle es 
ihnen an gutem Willen, und als wollten ſie die Dinge bewußt der Kataſtrophe zu⸗ 
treiben laſſen.“ | 

So die „Kölnische Zeitung“. In der Sache gibt fie den Unternehmern völlig 
recht. Sie läßt durchblicken, daß die Arbeiter auf dem Wege der weiteren 
Verhandlungen doch noch eingeſeift worden wären, wie im Jahre 1908. „Das 
war ein erfriſchender Vorgang, der leider diesmal keine Nachfolge fand. Daß 
er ſie nicht fand, läßt darauf ſchließen, daß die beiden Lager ſich zu einem 
großen Schlage rüſten, daß diesmal ein Entſcheidungskampf gekämpft werden 
ſoll, ein Kampf bis zur völligen Kampfunfähigkeit des Gegners. Sollten ſolche 
Abſichten beſtehen und ſollten ſie diesmal verwirklicht werden wollen, mit 
Wirkung für alle übrigen Gewerbe und für abſehbare Zeiten, ſo würde man 
das aufrichtig bedauern müſſen. Unſere deutſche Volkswirtſchaft iſt 
noch zu jung, noch nicht in ſich gekräftigt genug, daß ſie ſolche 
Vernichtungskriege ſchadlos überſtehen könnte.“ 

Dieſes Eingeſtändnis zeigt, daß die Gewerkſchaftsbewegung keineswegs 
zur Unfruchtbarkeit verdammt iſt, und auch gegen die Unternehmerverbände 
aufkommen kann, wenn ſie ihre Strategie und Taktik danach einrichtet! Doch 
darüber vielleicht jpäter einmal. Hier will ich nur andeuten, daß die Sach⸗ 
lage auch in anderen intereſſierten Kreiſen ſo aufgefaßt wird. Der „Staats⸗ 
anzeiger für Württemberg“ legt die Stellung der dortigen Regierung offiziell 
wie folgt dar: 

„Die württembergiſche Regierung hat alsbald nach dem Bekanntwerden des 
ergebnisloſen Verlaufs der Einigungsverhandlungen vor dem Reichsamt des Innern 
ihrerſeits den Verſuch der Herbeiführung einer Verſtändigung zwiſchen den be⸗ 
teiligten württembergiſchen Verbandsgruppen ins Auge gefaßt. Die über die Be⸗ 
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reitwilligkeit zum Eintritt in ſolche Verhandlungen in den württembergiſchen Arbeit⸗ 
geberkreiſen an maßgebender Stelle eingezogenen Erkundigungen haben jedoch er— 
geben, daß die Arbeitgeber, wenigſtens zunächſt, jedem Vermittlungs erſuch 
der Regierung innerhalb Württemberg ſchon deshalb ablehnend gegenüber— 
ſtehen, weil ſie dem Deutſchen Arbeitgeberbund gegenüber gebunden 
ſind. Unter dieſen Umſtänden glaubt die württembergiſche Regierung, im jetzigen 
Zeitpunkt von der Einleitung formeller Verhandlungen mit beiden Teilen als 
keinerlei Erfolg verſprechend abſehen zu ſollen.“ 


Die Regierung hegt aber die Hoffnung, daß bald Ausſicht auf ein „er⸗ 
folgreiches Eingreifen“ vorhanden ſein dürfte. Dieſe Hoffnung wird übrigens 
faſt in der geſamten bürgerlichen Preſſe geäußert; ſie gründet ſich auf die 
Annahme, daß die deutſchen Bauleute bald niedergerungen ſein werden und 
dann einen entſprechenden Tarifvertrag abſchließen müſſen. Damit verſucht 
auch die „Baugewerkszeitung“ die läſtigen Kritiker im bürgerlichen Lager zu 
tröſten, indem ſie in dem Leitartikel ihrer Nummer 31 vom 16. April bemerkt, 
daß nach Beendigung der allgemeinen Auseinanderſetzung „doch wieder ein 
mehrjähriges ruhiges Arbeitsverhältnis in ganz Deutſchland zu erwarten iſt“. 
Unſer aller Aufgabe wird es ſein müſſen, dafür zu ſorgen, daß ſich dieſe 
Hoffnungen nicht erfüllen. 

Die vorliegenden erſten Nachrichten vom Kriegsſchauplatz find natür⸗ 
lich noch ſehr unvollſtändig. Der Zimmererverband umfaßt 722 Verbands⸗ 
zahlſtellen mit zuſammen 53821 Mitgliedern. Nach den bis Donnerstag, den 
21. April, abends, eingegangenen Meldungen war in 410 Verbandszahlſtellen, 
die zuſammen 36673 Mitglieder umfaſſen, ausgeſperrt. Davon machten 373 Ber: 
bandszahlſtellen, die zuſammen 34862 Mitglieder umfaſſen, die nähere Anz: 
gabe, daß zuſammen 20369 Mann ausgeſperrt ſeien. Aus den Verbänden 
der Maurer und Bauhilfsarbeiter liegen Zahlen noch nicht vor. Die Zahl 
ihrer Ausgeſperrten dürfte aber im annähernd gleichen Verhältnis zur Geſamt⸗ 
mitgliederzahl ſtehen wie im Zimmererverbande. Ausgeſperrt worden iſt auch 
an einer Reihe von Orten, wo lokale Tarifverträge beſtehen. Gewiß ein 
Zeichen dafür, wie wenig ein Tarifvertrag in den Augen der Unternehmer gilt! 

Die Unternehmerverbände machen verzweifelte Anſtrengungen, den Umfang 
des Kampfes zu vergrößern, die Betriebe ihrer Mitglieder und Nichtmitglieder, 
die nicht ausſperrten, ſtillzulegen. In Anwendung kommen Verrufserklärungen, 
Materialſperren und anderer Terrorismus, der, wenn er von Arbeitern an⸗ 
gewandt würde, hunderte von Jahren Gefängnis, wenn nicht gar Zuchthaus 
eintrüge. Aber wenn die Unternehmer damit den Umfang der Ausſperrung, 
den ſie wünſchen, auch nicht erreichen, den einen Erfolg kann ihnen niemand 
ſtreitig machen: fie haben den Gewerkſchaftskampf auf eine höhere Baſis ge⸗ 
bracht! Und wenn die „Deutſche Arbeitgeberzeitung“ in ihrem Eifer, den Kampf 
zu verſchärfen, meint: „Entſchieden werden ſoll die Frage, ob der Arbeitgeber 
oder der Arbeitnehmer Herr im Betriebe ſein ſoll,“ ſo ſteht zwar zweifellos 
feſt, daß im gegenwärtigen Kampfe weder ein Arbeiter noch ein Unternehmer 
um dies hohe Objekt ſtreitet, aber es ſteht nicht minder feſt, daß uns dieſer 
Kampf ein bedeutendes Stück jener Zeit näher bringt, wo im Ernſte um Sein 
oder Nichtſein des Unternehmertums heiß gekämpft werden wird. Das Scharf⸗ 
machertum fördert dieſe Entwicklung weit wirkſamer, als wir Sozialiſten es 
könnten! 
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Reformverſuche vor der franzöſiſchen Revolution. 


Von Hermann Wendel. 


In welchen Kurven verläuft die Entwicklung des Frankreich, das von dem 
gellenden Geläute der Sturmglocken und dem ſtürmiſchen Rhythmus der Mar⸗ 
ſeillaiſe jäh aufgeſchreckt wird? Welcher Art ſind die Fäden, die dieſes vor⸗ 
revolutionäre Frankreich mit der Revolution ſelbſt verbinden? Und inwiefern 
war die Revolution eine Fortſetzung dieſer Epoche? Wo zieht ſich die Scheide⸗ 
linie? Und in welchem Verhältnis ſtehen die Machtkämpfe, die in den Jahr⸗ 
zehnten vor 1789 die Grundlagen des ancien régime erſchüttern, zu den Macht⸗ 
kämpfen der Revolution ſelbſt? Dieſe Fragen, die die Vorgeſchichte jenes 
größten Ereigniſſes der neuen Zeit angehen und vom brennendſten Intereſſe 
für das Verſtändnis der Revolution an ſich ſind, harren noch immer vergeb⸗ 
lich einer Antwort vom Standpunkt des wiſſenſchaftlichen Sozialismus, eine 
Tatſache, die um ſo ſchmerzlicher iſt, als die Vorgeſchichte der Revolution in 
manchem öden Machwerk ihren höchſt unzureichenden Niederſchlag gefunden 
hat. Um nur eines zu nennen, hat der Freiburger Univerſitätsprofeſſor 
Adalbert Wahl! eine Vorgeſchichte der franzöſiſchen Revolution zuſammen⸗ 
geſtellt, bei der man nicht weiß, ob man ſich mehr über die allgemeinen ſub⸗ 
alternen Geſichtspunkte oder über die reaktionäre Grundſtimmung wundern 
ſoll. Wo in Wirklichkeit Dürre und Fäulnis herrſcht, ſieht Wahl Blüte und 
Frucht, und ſanfte Lämmer, wo reißende Wölfe hauſen; die Bauern, denen 
er nur eine beſchränkte Rolle bei der Entſtehung der Revolution zuweiſt, leben 
bei ihm in ſtets ſteigendem Wohlſtand, und nicht nur Sonntags, ſondern auch 
wochentags ſcheint jeder von ihnen das legendäre Huhn Heinrichs IV. im 
Topfe zu haben; die privilegierten Elemente, in Wahrheit gierige und un⸗ 
erſättliche Raubtiere vom Schlage der oſtelbiſchen Junker, quellen in ſeinen 
Darlegungen über von ſentimentalſter und ſelbſtloſeſter Opferwilligkeit, und 
auch das Königtum hat nur das Beſte des Volkes im Auge — kurz: das 
vorrevolutionäre Frankreich gleicht bei Wahl einer harmloſen Schäferidylle, 
von Watteaus roſigem Pinſel gemalt, daß man es nachgerade zu begreifen 
vermag, wie nur „die Zügelloſigkeit eines verwöhnten Pöbels, der keine 
ſtarke Hand über ſich fühlt“ (II, S. 60), es über ſich gewinnen kann, in dieſe 
liebliche Idylle mit plumper Hand hineinzufahren. Ein Werk von Eugen 
Guglia,' das ſich bewußt „zum Verteidiger des Alten“ vor der Revolution 
aufwirft, übertrifft die Arbeit Wahls an ehrlicher Bekenntnisfreude, aber 
kaum an reaktionärer Geſinnung, wobei es übrigens auch einen Gradmeſſer 
für den politiſchen Niedergang der bürgerlichen Klaſſe Deutſchlands abgibt, 
daß ſolche Geſchichtsklitterungen in unſeren Tagen geſchrieben werden können. 

Ein Buch allerdings, das vor kurzem ein anderer Profeſſor, der Mar⸗ 
burger Hans Glagau,? über die Reformverſuche und den Sturz des Abſo⸗ 
lutismus in Frankreich hat erſcheinen laſſen, hebt ſich licht und ſcharf von 
jenen Werken ab. Zwar ſteht auch Glagau nicht auf dem Boden der materia⸗ 


Adalbert Wahl, Vorgeſchichte der franzöſiſchen Revolution. Tübingen 1905/07. 

2 Eugen Guglia, Die konſervativen Elemente Frankreichs am Vorabend der Revo— 
lution. Gotha 1890. 

Hans Glagau, Reformverſuche und Sturz des Abſolutismus in Frankreich (1774 
bis 1788). München und Berlin 1908, Verlag von R. Oldenbourg. 
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liſtiſchen Geſchichtsbetrachtung, und ſein Urteil iſt von manchen Schiefheiten 
nicht frei; zuweilen ſchätzt er die Triebkräfte der Entwicklung falſch ein und 
ſtellt die ſchwächere an erſte, die ſtärkere an zweite Stelle, aber von dieſer 
Entwicklung ſelbſt zieht er doch die großen Richtlinien, ohne ſich in den 
Maulwurfsgängen von allerhand untergeordneten Kleinigkeiten zu verlieren. 
In den Reformverſuchen und ihrem Scheitern ſieht er auch nicht die Folge 
perſönlicher Marotten und Eiferſüchteleien, ſondern ſucht ſie zurückzuführen 
auf die großen Intereſſengegenſätze der Zeit, wie er überall durch den Nebel 
des Perſönlichen zum Kern des Sachlichen vorzudringen ſtrebt. Nicht zuletzt 
ſind es die überſichtliche Darſtellung und der friſche, klare Stil, die es zum 
Genuß machen, den Ausführungen Glagaus auch dort zu folgen, wo man 
nicht mitgehen kann. 

Zwei Hauptſtrömungen ſind es nach Glagau, die vor dem Ausbruch der 
Revolution in Frankreich um die politiſche Herrſchaft ringen: die Korpora⸗ 
tionen möchten den feudalen Ständeſtaat wieder in alter Glorie herſtellen, 
während das Königtum auf der Bahn zum zentraliſtiſchen Einheitsſtaat kräftig 
vorwärtsdrängte. Der monarchiſche Abſolutismus hatte im Laufe des acht⸗ 
zehnten Jahrhunderts dem politiſchen Einfluß der feudalen Elemente ziem⸗ 
lichen Abbruch getan: nur einige Landſchaften, die ſogenannten Pays d' Etats, 
die nach oberflächlicher Schätzung den vierten Teil des franzöſiſchen Staats⸗ 
gebiets darſtellten, hatten ſich noch ſtändiſche Einrichtungen bewahrt, und noch 
kurz vor der Thronbeſteigung Ludwigs XVI. hatte der Kanzler Maupeou die 
aufſäſſigen Parlamentshöfe gebändigt und nach ſeinem eigenen Ausdruck die 
Krone aus der Schreiberſtube zurückgeholt (retiré la couronne de la poussière 
du greffe). Ohne ſich um die provinzialen Ständeverſammlungen viel zu 
kümmern, herrſchten die Intendanten, jeder ein ſouveräner König in ſeinem 
Paſchalik, doch jeder auch nur eine Beamtenpuppe an den Drähten, die von 
Verſailles aus gezogen wurden. Aber an der Finanzmiſere, die in erſter 
Reihe eine Folge der ausſchweifenden Weltpolitik der franzöſiſchen Ludwige 
und in zweiter Reihe erſt eine Folge der ausſchweifenden Harems- und Höf⸗ 
lingswirtſchaft war, fand der Abſolutismus ſeine natürlichen Grenzen, und 
es ergab ſich von ſelbſt, daß an der Finanzfrage ſich der Kampf der ver⸗ 
ſchiedenen Gewalten entzünden mußte. 

Unter den Vorläufern der Revolution teilt Glagau, entgegen der land— 
läufigen Auffaſſung von den „Sturmvögeln der Revolution“, den Phyſio⸗ 
kraten die bedeutendſte Rolle zu, ohne allerdings, wie es Karl Marx getan, 
nach den geſellſchaftlichen Wurzeln ihrer ökonomiſchen Theorien wie ihres 
Staatsprogramms zu ſpüren. Die phyſiokratiſche Lehre iſt der Ausdruck der 
neuen kapitaliſtiſchen Geſellſchaft, die innerhalb des Rahmens der feudalen 
Geſellſchaft durchdringt, und entſpricht alſo der bürgerlichen Geſellſchaft in 
der Epoche, da fie aus dem Feudalweſen herausbricht. Wenn die Phyſio⸗ 
kraten im Ackerbau die einzige Quelle aller Werte ſehen, ſo ſcheint das auf 
eine Verherrlichung des Grundeigentums hinauszulaufen; in Wirklichkeit 
ſchlägt dieſe Verherrlichung aber in die ökonomiſche Verneinung des Orund- 
eigentums und in Beſtätigung der kapitaliſtiſchen Produktion um. Weil die 
Grundrente den Phyſiokraten der einzige Mehrwert iſt und daher jede Be— 
ſteuerung anderer Einkommensformen ſchließlich nur das Grundeigentum be- 
ſteuert, aber auf einem Umweg, alſo nur auf ökonomiſch ſchädlichem Wege, 
in einer die Produktion hindernden Weiſe, ſo will das Staatsprogramm der 
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Phyſiokraten die Steuer ganz auf die Grundrente gewälzt ſehen. Das bedeutet 
aber nichts anderes als eine zum Teil durchgeführte Konfiskation des Grund⸗ 
eigentums. Mit dieſer Fundamentalauffaſſung der Phyſiokraten von dem 
Ackerbau als der allein Mehrwert erzeugenden Tätigkeit ſind ihre Anſchau⸗ 
ungen von der ungehinderten freien Konkurrenz, der Beſeitigung aller Staats⸗ 
einmiſchung und Monopole innig verknüpft. „Da die Induſtrie nach phyſio⸗ 
kratiſcher Anſchauung nichts ſchafft, nur die ihr von der Agrikultur gegebenen 
Werte in andere Form verwandelt; da ſie dieſen Werten keinen neuen Wert 
zuſetzt, ſondern als Aquivalent nur in anderer Form die ihr gelieferten Werte 
zurückgibt, ſo iſt es natürlich wünſchenswert, daß dieſer Verwandlungsprozeß 
ohne Störungen und in der wohlfeilſten Weiſe vor ſich geht; und dies wird 
nur durch die freie Konkurrenz bewirkt, indem die kapitaliſtiſche Produktion 
ſich ſelbſt überlaſſen wird. Die Emanzipation der bürgerlichen Geſellſchaft von 
der auf den Trümmern der Feudalgeſellſchaft errichteten abſoluten Monarchie 
findet alſo nur im Intereſſe des in einen Kapitaliſten verwandelten und auf 
bloße Bereicherung bedachten feudalen Grundeigentümers ſtatt⸗ 

Aber mochten die Phyſiokraten auch im weſentlichen das bürgerliche 
Produktionsſyſtem auf den Ruinen des feudalen proklamieren, ſo prokla⸗ 
mierten ſie doch mit nichten eine demokratiſche Herrſchaft der bürgerlichen 
Klaſſe. Im Gegenteil wollten ſie den monarchiſchen Abſolutismus wie einen 
rocher de bronce ſtabiliſiert wiſſen und erwarteten gerade von der ſchranken⸗ 
los erweiterten Allmacht des Königtums eine Umwälzung des Staates in 
ihrem Sinne. Aber hier, in der Machtſtärkung des ſehr böſe diskreditierten 
Abſolutismus, ſteckte der Grund, weshalb auch der dritte Stand den phyſio⸗ 
kratiſchen Plänen die Gefolgſchaft weigerte und ſich eher im Kampfe gegen 
den Abſolutismus auf die Seite der Privilegierten ſchlug. 

Durch einen Zufall und nicht um zu reformieren — denn die Herrſchenden 
des vorrevolutionären Frankreich dachten nicht an Reformen, ehe ihnen das 
Feuer auf den Nägeln brannte —, kam Turgot, ein glühender Anhänger 
Quesnays und der phyſiokratiſchen Lehren, 1774 auf den einflußreichen Poſten 
eines Finanzminiſters (contröleur général). Turgot war alles in allem ein 
radikaler Bourgeoisminiſter, aber auch ſo weit Staatsmann in jedem bürger⸗ 
lichen Sinne des Wortes, um nicht als revolutionärer Feuerkopf gegen die 
Wand zu rennen, ſondern, um im Jargon des Blockfreiſinns zu reden, das 
„politiſch Mögliche“ und „praktiſch Erreichbare“ zu erſtreben. Gleichwohl 
klangen ſeine Beſtrebungen den feudalen Zeitgenoſſen wie dröhnende Axthiebe 
gegen den Bau des beſtehenden Syſtems zu Ohr. 

Schon daß er, um Ordnung ins Finanzweſen zu bringen, dem König die 
Bedingung vorſchrieb, daß ſeine Kollegen im Miniſterium ihre Ausgabeetats 
unter Aufſicht des Generalkontrolleurs zu ſtellen hätten, war etwas Un⸗ 
erhörtes, aber dieſe Forderung war nur eine Kleinigkeit gegen die Umgeſtal⸗ 
tungen, an die er bald heranging. Kaum am Ruder, ſchon im September 1774, 
ſtellte er die Freiheit des Getreidehandels wieder her, getreu den phyſiokra⸗ 
tiſchen Theorien, und löſte dadurch das wichtigſte Erzeugnis des Landmanns 
aus den Feſſeln, in die es überall die örtlichen Marktpolizeiverordnungen zu 
ſchlagen ſuchten. In ſeinen „Briefen über die Freiheit des Getreidehandels“, 
erſchienen 1770, hatte ſich Turgot ganz weſentlich von den Anſichten 
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Quesnays, die noch durch ihren feudalen Schein eine ganze Reihe Alt⸗ 
adliger täuſchen konnten, unterſchieden; ſie ſtellten „einen weiteren Schritt in 
den Beſtrebungen dar, eine vollſtändige Harmonie zwiſchen den Intereſſen 
des Ackerbaus und der Induſtrie, zwiſchen den Getreideproduzenten und den 
Konſumenten nachzuweiſen“. 

An ſich war die Freiheit des Getreidehandels für Frankreich nichts abſolut 
Neues. Die franzöſiſche Regierung nämlich trieb im geheimen Getreidehandel, 
und um reichere Gewinne einzuheimſen, benutzte ſie ihre Macht, um dem 
Getreidehandel, je nachdem es ihre Intereſſen verlangten, bald dieſe, bald 
jene Richtung zu geben, ein Getreideausfuhrverbot bald zu erlaſſen, bald 
wieder aufzuheben. In den Provinzen, wo es große überſchüſſe gab, verbot 
ſie die Ausfuhr, um in großen Mengen das Korn möglichſt billig anzukaufen; 
dann ließ man es für den König und auf ſeinen Befehl ausführen oder in 
ſolche Provinzen verkaufen, wo die Preiſe bedeutend höher ſtanden. Das 
waren die berüchtigten „pactes de famine“, von denen die reaktionäre Ge⸗ 
ſchichtſchreibung, wie auch Wahl, nichts wiſſen will. 

Dieſer infamen Politik mit ihrem Drum und Dran machte Turgots Edikt 
ein Ende; es kam hinzu, daß alle ſtädtiſchen Oktrois auf Getreide allmählich 
aufgehoben, die privilegierten Getreidehändler in Rouen ihrer Stellen ent⸗ 
hoben, das Bannrecht der Mühlen daſelbſt abgeſchafft und die Aus⸗ und 
Einfuhr von einem franzöſiſchen Hafen zum andern erleichtert wurde. Allen 
den Subjekten, die an den „pactes de famine“ intereſſiert waren, mußte dieſer 
erſte Streich Turgots ein Stachel grimmiger Erbitterung ſein, und ſo rührten 
ſie, unter ihnen ein königlicher Prinz, im Frühjahr 1775 in der Provinz und 
in Paris die Unruhen an, die man unter dem Namen Mehlkrieg zuſammen⸗ 
gefaßt hat. Aber Turgot wußte Ludwig XVI. zu bewegen, nicht nur gegen 
die beſtechenden und beſtochenen Unruheſtifter mit eiſerner Hand vorzugehen, 
ſondern auch dem aufſäſſigen Parlamentshof von Paris einen Knebel an⸗ 
zulegen. 

Durch dieſen Erfolg in ſeiner Stellung befeſtigt, konnte Turgot im fol- 
genden Jahre zu einem entſcheidenden Schlage gegen den Feudalſtaat aus⸗ 

holen. Anfang 1776 unterbreitete er dem Pariſer Parlamentshof ſechs 
Reformedikte, von denen namentlich zwei von großer Tragweite waren: das 
eine, das die Umwandlung der Wegfronden in eine Geldleiſtung forderte, die 
nicht nur von den kleinen Landleuten und den Taglöhnern, ſondern haupt⸗ 
ſächlich von den Grundbeſitzern erhoben werden ſollte, und das zweite, das 
die Aufhebung der Pariſer Zünfte betraf und ſich gegen die privilegierte 
Stellung wandte, die die Meiſter in ihren Körperſchaften im Vergleich zu 
den Geſellen behaupteten. Das waren, fundiert auf dem phyſiokratiſchen 
Prinzip, Forderungen, die Maßregeln der Revolution vorwegnahmen, denn 
die eine ſchnitt die Frage der adligen Steuerprivilegien, die andere die Frage 
der Gewerbefreiheit an. 

Eine vollkommene Umwälzung des Steuerſyſtems hatte Turgot ſchon im 
Oktober 1775 ins Auge gefaßt: er gedachte die ſehr willkürlich umgelegte Auf⸗ 
lage der beiden Zwanzigſten durch eine Grundſteuer (sub vention territoriale) 
zu erſetzen, die mit Hilfe der vom König ins Leben zu rufenden Munizipali⸗ 

1 Dr. Awetis Araskhaniantz, Die franzöſiſche Getreidehandelspolitik bis zum Jahre 
1789 in ihrem Zuſammenhang mit der Land-, Volks- und Finanzwirtſchaft Frankreichs. 
Leipzig 1883. 
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täten nach dem wahren Ertrag der Güter umgelegt werden ſollte. Grund⸗ 
ſteuer und Munizipalitäten: das hieß Abbruch des feudalen Staates und 


Beſeitigung der ſtändiſchen Gliederung. „An die Stelle“, ſagt Glagau, „des 


durch ſtändiſche Gegenſätze zerklüfteten Feudalſtaats, der einzelne Schichten 
der Geſellſchaft zuungunſten der breiten Maſſe des Volkes mit Vorrechten 
ausſtattete, ſollte vielmehr der einheitlich organiſierte Nationalſtaat treten, in 
dem es nur eine einzige gleichartige Maſſe von Bürgern geben würde.“ 
Freilich war der Gedanke der Munizipalitäten in erſter Reihe praktiſchen 
Erwägungen entſprungen: als Intendant von Limouſin hatte Turgot die 


ungeheuren Schwierigkeiten einer Kataſtrierung kennen gelernt. Die Feudal⸗ 


herren, aus denen die dem Abſolutismus feindlichen Provinzialſtände zu⸗ 
ſammengeſetzt waren, ſträubten ſich ſtets mit Hand und Fuß gegen eine Neu⸗ 
aufnahme der Ländereien zum Zwecke einer Verbeſſerung der Kataſter, und 
ſo wurden die Auflagen auf Grund veralteter Kataſter erhoben und meiſt in 
der willkürlichſten Weiſe verteilt. Was den Provinzialſtänden die Klaſſen⸗ 


intereſſen ihrer Mitglieder verboten, zum Zwecke einer vollkommenen Steuer⸗ 


umwandlung genaue Kataſter aufzuſtellen, das ſollten die Munizipalitäten 
beſorgen, die nicht aus erblichen Standesherren, ſondern aus gewählten Ver⸗ 
tretern des Volkes beſtehen würden. Freilich durfte nach der phyſiokratiſchen 
Anſchauung dieſe Form der Mitarbeit der Nation nicht das Lebensprinzip 
des Abſolutismus irgendwie gefährden, und ſo war denn auch hier vor⸗ 
geſehen, das aktive und paſſive Wahlrecht an einen hohen Zenſus zu knüpfen 
und den größeren Grundbeſitzern in den Verſammlungen die ausſchlaggebende 
Rolle zu ſichern. Immerhin gaben die Sprengung der ſtändiſchen Gliederung, 
die Zuſammenwürfelung aller Volksgenoſſen in eine Maſſe unterſchiedsloſer 
Staatsbürger und der Angriff auf die Steuervorrechte den Privilegierten 
tauſend Gründe für einen ab, gegen den Miniſter Sturm zu laufen und mit 
ihm auch ſeine Reformpläne zu Fall zu bringen. ö 

Unter den Gegnern ſtand an erſter Stelle der Pariſer Parlamentshof, der, 
Vertreter der ſtändiſch und korporativ gegliederten Geſellſchaftsordnung, in 
Vorſtellungen an den König die Unantaſtbarkeit der Steuervorrechte und die 
Vorzüge der Zunftverfaſſung verfocht und ſich weigerte, von den ſechs Reform⸗ 
edikten fünf in ſeine Regiſter einzutragen. „Turgot aber hatte“, um mit 
Glagaus Worten zu reden, „nicht nur die Hochfinanz, die Parlamente und 
den Hofadel gegen ſich, ſondern auch alle diejenigen Kleinbürger, die an dem 
Beſtand der alten Wirtichafts-, Verwaltungs⸗ und Verfaſſungsverhältniſſe 
irgendwie intereſſiert waren. Gegen den freien Getreidehandel ſträubten ſich 
die zahlreichen Polizei⸗ und Aufſichtsbeamten, die bei der Regelung des Markt⸗ 
verkehrs früher ihren Profit gemacht hatten und jetzt darauf verzichten mußten. 
Wie ſehr verdroß die Aufhebung der Zünfte und Zunftſtatuten die Hand⸗ 
werksmeiſter, die dadurch mit einem Schlage ihrer privilegierten Stellung ſich 
beraubt ſahen und beklommenen Herzens, geängſtigt durch das Geſpenſt des 
freien Wettbewerbes, in die Zukunft ſchauten.“ Noch bänglicher aber war 
den nach vielen Tauſenden zählenden Beamten der Staatsverwaltung zumute. 
Wurden alle dieſe Leute nicht mit dem Tage brotlos, an dem Turgot die 
Verpachtung der Staatsgefälle aufhob, ein Plan, deſſen nahe bevorſtehende 
Ausführung von den phyſiokratiſchen Parteigängern des Generalkontrolleurs 
laut verkündet wurde? Vorderhand gelang es Turgot freilich noch einmal, 
über alle Widerſtände den Sieg davonzutragen: am 12. März 1776 befahl 
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der König dem Pariſer Parlamentshof die Eintragung der Turgotſchen Edikte. 
Damit hatten ſie Geſetzeskraft erlangt. 

Mit Recht ſchiebt Glagau bei der Unterſuchung über die Gründe für den 
Sturz Turgots die perſönlichen Momente in den Hintergrund. Zu Unrecht 
aber zählt er zu den perſönlichen Momenten Faktoren, die letzten Endes jach- 
lichen Gegenſätzen ihre Exiſtenz verdankten. So hat zweifellos die Abneigung 
der Königin Marie Antoinette, deren Willen Ludwig XVI. in faſt maſochiſtiſcher 
Gehorſamsfreude unterworfen war, zu dem Sturze Turgots beigetragen, aber 
dieſe Abneigung an ſich war wohl kaum perſönlicher Art, ſondern geſchürt 
von der feudalen Hofſippe, die den Einfluß der Königin zur Erhaltung ihrer 
Intereſſen benutzten. So flüſterten der Königin wie dem König die höchſten 
Würdenträger bei Hofe und die Prinzen von Geblüt, auch die Brüder des 
Königs, tagtäglich ins Ohr, der Generalkontrolleur ſei ein ſtaatsgefährlicher 
Neuerer, der an den Grundfeſten der alten Reichsverfaſſung zu rühren ſich 
nicht ſcheue, und auch der alte Maurepas, ein begeiſterter Anhänger der 
Politik des Fortwurſtelns, lieh dieſen Einflüſterungen bereitwillig Gehör. Die 
tiefere Urſache für den jähen Bruch zwiſchen Turgot und dem König ſieht 
Glagau in einer unüberbrückbaren Meinungsverſchiedenheit, die ſich Anfang 
April 1776 zwiſchen dem Generalkontrolleur und dem Minifter des Aus⸗ 
wärtigen, Vergennes, über die Frage erhob, ob Frankreich die Auflehnung 
der amerikaniſchen Kolonien gegen England unter der Hand begünſtigen ſolle. 
Wenn Glagau in den unter den franzöſiſchen Machthabern herrſchenden Kriegs⸗ 
gelüſten gegen England nur Revanchegedanken für die Niederlagen des Sieben⸗ 
jährigen Krieges ſieht, vergißt er, den Kampf um Seeherrſchaft, Kolonialbeſitz 
und Handelsmacht zu erwähnen, der ſeit einem Jahrhundert ſchon zwiſchen 
England und Frankreich tobte, und in dem die Unterſtützung der amerikaniſchen 
Rebellen durch Frankreich nichts als eine Epiſode iſt. Auf jeden Fall waren 
die Kriegspartei und die Vertreter einer gegen England gerichteten Politik an 
den entſcheidenden Stellen außerordentlich zahlreich, und Turgot mit ſeinen 
ſtarken Bedenken gegen Maßregeln, die die Gefahr eines Krieges in ſich bargen, 
ſtand unter ſeinen Miniſterkollegen als weißer Rabe da. Vergeblich waren 
die Einwände, die er in einer Denkſchrift dem König darlegte, daß die Her— 
ſtellung geordneter Finanzverhältniſſe durch allmähliche Beſeitigung des jähr⸗ 
lichen Fehlbetrags die dringlichſte Aufgabe ſei und ein Krieg ihre Löſung nur 
verzögern, wenn nicht für immer unmöglich machen würde; vergeblich waren 
erſt recht ſeine Einwände gegen den Beſitz von Kolonien überhaupt, deren 
Wert für Frankreich er, auf phyſiokratiſchen Anſchauungen fußend, für Null 
erklärte, und von denen er meinte, es ſei das beſte, wenn Frankreich ihnen die 
Freiheit ſchenke und ſie unter eigener Verwaltung laſſe — Ludwig XVI. ent⸗ 
ſchied ſich für eine Unterſtützung der Amerikaner, und einmal in ſeinem Ver⸗ 
trauen in Turgots politiſche Urteilskraft erſchüttert, bedurfte es nur eines Ge- 
ringen, um ihn zu bewegen, Turgot ganz fallen zu laſſen. Auf den Tag zwei 
Monate nach der Eintragung ſeiner Reformedikte in das Parlamentsregiſter 
wurde der Generalkontrolleur in ungnädigſter Form entlaſſen. 

Nachdem der weitblickende Staatsmann ſo letzten Endes über den er— 
bitterten Widerſtand der Feudalklaſſe geſtürzt war, gab für ein paar Monate 
ein Bruder Luſtig namens Clugny ſeinen Namen dazu her, um Turgots Werk 
zerſtören zu laſſen: mit einem Federſtrich ſchaffte Ludwig das Wegefronden— 
geſetz aus der Welt und rief die Zünfte wieder ins Leben, und die Phyſio— 


146 Die Neue Zeit. 


kraten wurden wie eine geſchlagene Armee zerſprengt, ihre Schriften nicht mehr 
zum Drucke zugelaſſen und ihre wöchentlichen Zuſammenkünfte verboten. Als 
Clugny ſtarb, wurde der Genfer Bankier Necker mit dem ausgeſprochenen 
Zwecke, den maßgebenden Börſenkreiſen Vertrauen einzuflößen, an die Spitze 
der Finanzverwaltung berufen. Bürgerlicher, Proteſtant und nicht aus der 
Staatsmandarinenſchaft hervorgegangen, erregte er an einer ſo wichtigen und 
einflußreichen Stelle dasſelbe Aufſehen wie etwa in unſeren Tagen Dernburg, 
der auch aus der Roture und auch aus der Bankwelt an einen hervorragenden 
Platz in der Verwaltungsmaſchine geſtellt wurde, wie denn auch noch manche 
andere Ahnlichkeiten zwiſchen Necker und Dernburg aufzuzeigen wären: es ſei 
nur an das Compte rendu drüben und die Wertberechnungen unſeres Kolonial⸗ 
beſitzes hüben erinnert. 

Necker war nicht wie Turgot Staatsmann, ſondern nur Finanzmenſch, und 
ſein Tun und Laſſen läßt ſich unter dem Geſichtswinkel beurteilen, daß er die 
leeren Staatskaſſen mit Gold füllen wollte, deſſen das gegen England kämpfende 
Frankreich mehr wie je bedurfte, und den auswärtigen Kredit des Landes zu 
heben ſuchte. Aber eben weil er als Vertrauter der Bank- und Börſenwelt 
der begründeten Überzeugung lebte, daß ohne eine umfaſſende Veränderung 
des Finanzweſens der dem Bankrott entgegenrollende Staat auch nicht für 
einen Heller Kredit genießen werde, ſah er ſich auf die Bahn einer Reform⸗ 
politik gedrängt. Wie Turgot und ſpäter Calonne unternahm alſo auch 
Necker ſeine Reformpläne im Intereſſe der herrſchenden Klaſſen und mit 
nichten zugunſten des dritten Standes, nur, daß Necker ganz andere Schichten 
der herrſchenden Klaſſen in Rückſicht zog. Was Turgot im Auge gehabt, den 
Abſolutismus des Königtums zu ſtärken, fiel Necker im Traume nicht ein: er 
dachte ſo wenig an einen Abbruch des Feudalſtaats, daß er ihn vielmehr be⸗ 
feſtigen wollte. 

Als letzte Urſache der Finanzmiſere und des geſchwundenen Staatskredits 
ſah Necker die Einrichtung des Abſolutismus an, bei dem ein Zucken der 
Augenbrauen genügte, um die ſtaatlichen Kaſſen zur Einſtellung der Zahlungen 
zu veranlaſſen oder den Zinsfuß der Staatspapiere willkürlich herabzuſetzen. 
Nur Verfaſſungseinrichtungen, mochte er es auch nicht offen ausſprechen, die 
die Machtbefugnis des abſoluten Herrſchers einſchränkten, ſchienen ihm geeignet, 
den Staatsgläubiger vor willkürlicher Beraubung durch die Regierung zu 
ſchützen, und dieſe Verfaſſungseinrichtungen dachte er durch eine Wiederbelebung 
des ſtändiſchen Einfluſſes zu erreichen, anknüpfend an die gegen den königlichen 
Abſolutismus gerichteten Machtgelüſte der Feudalklaſſe. Der Feudalklaſſe eine 
größere Gewalt in die Hände zu ſpielen als bisher, dünkte ihm auch durchaus 
angebracht, um das Finanzweſen zu ſanieren: er unterließ jeden Angriff auf 
die Steuerprivilegien und war lediglich darauf bedacht, die Auswüchſe fiskaliſcher 
Willkür möglichſt einzudämmen, die der Pariſer Steuerhof oft genug an der 
königlichen Verwaltung gerügt hatte. So ſetzte er Regeln feſt, die bei Er⸗ 
hebung des Zwanzigſten (Vingtieme) die Steuerzahler vor Übergriffen der 
Beamten und vor fiskaliſchen Bedrückungen ſichern ſollten, und auch bei der 
Taille (eine Art Vermögensſteuer) ſchob er dem rückſichtslos vorgehenden Fis⸗ 
kalismus einen Riegel vor, indem es ihm gelang, eine Erhöhung dieſer Ab⸗ 
gabe nicht mehr vom Belieben des Staatsrats, ſondern von der Zuſtimmung 
des Parlamentshofs abhängig zu machen. Wenn er ſchließlich die Zahl der 
fraßgierigen Blutegel am Leibe des Volkes, der Generalſteuerpächter, von 60 
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auf 40 herabſetzte und ihre Überſchüſſe erheblich einſchränkte, ſo diente er da⸗ 
mit ebenſo den Intereſſen der Staatskaſſe wie ſeiner Popularität. 

Ein Akt aber, der vollkommen den Tendenzen des machtlüſternen Feudal— 
adels entſprach, war Neckers Einführung von Provinzialverſammlungen, die 
die gleichen Aufgaben haben ſollten wie Turgots Munizipalitäten: Sorge für 
Wegebau und Armenpflege und Verteilung und Erhebung von Steuern. Doch 
mit Recht konnte Turgot von den Provinzialverſammlungen des Genfers ſagen, 
daß ſie ſeinen Munizipalitäten ſo wenig glichen wie eine Windmühle dem 
Monde, denn ſie waren ganz nach dem alten feudalen Schema der drei Stände 
zuſammengeſetzt, nur, daß Necker auch dem dritten Stande inſofern entgegen⸗ 
kam, als die Zahl ſeiner Mitglieder der von Adel und Klerus gleich ſein, und 
auch nicht nach Kurien, ſondern nach Köpfen abgeſtimmt werden ſollte. Dieſe 
Provinzialverſammlungen ſollten hinfort als Inſtrumente der Selbſtverwaltung 
ein wirkſames Gegengewicht gegen die Willkür der Intendanten bilden und 
dieſe königlichen Beamten im Zaume halten und überwachen. Ein ſtändiger 
Ausſchuß der Provinzialverſammlung ſollte ſogar wie ſie das Recht haben, 
über den Kopf des Intendanten hinweg unmittelbar mit dem Miniſter zu 
verkehren. Dieſe Selbſtverwaltung führte Necker in den Jahren 1778 und 1779 
in den Provinzen Berri und Haute Guyenne ein; als er aber 1780 ſeine 
Reformpläne auch auf das Bourbonnais übergreifen laſſen wollte, ſtieß er 
bei dem Intendanten auf entſchiedenen Widerſpruch, der im Staatsrat die 
Wurzeln ſeiner Kraft hatte. 

In den Kreiſen, die es anging, hatte man nämlich bald erkannt, welche 
Machteinſchränkung die Neckerſche Reformpolitik für den abſoluten Beamten⸗ 
ſtaat bedeute, und ſetzte ſich zur Wehr, in der rechten Erkenntnis, daß gerade 
das Landjunkertum in der Bildung der neuen Provinzialverſammlung einen 
bequemen Hebel erblicken würde, um ſeinen früheren politiſchen Einfluß wieder⸗ 
herzuſtellen. So erwuchſen ihm im Miniſterium und im Staatsrat lauter 
entſchloſſene Gegner, und da er es durch ſeine Sparſamkeit auch mit dem 
ſchmarotzenden Hofadel verdorben hatte, war es kein Wunder, daß ein Be 
ſchluß des Staatsrats vom Juli 1781 die Wirkſamkeit der Provinzialverſamm⸗ 
lung des Bourbonnais auf unbeſtimmte Zeit vertagte und damit dem Anſehen 
Neckers einen derben Stoß verſetzte. 

Schon im Jahre 1780 war ſeine Stellung unterminiert, aber durch ſeine 
kapitaliſtiſche Brauchbarkeit dachte er ſich über Waſſer halten zu können und 
ſetzte beſondere Hoffnungen auf den Rechenſchaftsbericht (compte rendu), den 
er im Februar 1781 veröffentlichte, ſowohl um den wankenden Kredit des 
Staates wie ſeine eigene Stellung zu feſtigen. Dieſer Rechenſchaftsbericht war 
eines der dreiſteſten Taſchenſpielerſtücke der Weltgeſchichte, denn er entwarf 
ein glänzendes Bild von dem angeblich blühenden Zuſtand, in den die fran⸗ 
zöſiſchen Finanzen dank der Bemühungen Neckers gekommen ſeien. Seinem 
Vericht legte Necker nicht das Budget eines beſtimmten Jahres zugrunde, 
ſondern das nur in der Idee, aber nicht in Wirklichkeit beſtehende Budget 


eines ſogenannten Normaljahres, das heißt eines Friedensjahres, in dem das 


Gleichgewicht zwiſchen Einnahmen und Ausgaben nicht durch die Kriegslaſten 
verſchoben wurde. Die hohen Zinsſummen, die jährlich die durch gewaltige 
Anleihen in den letzten Jahren angeſchwollene Staatsſchuld verſchlang, brachte 


er auch nicht in Anrechnung. Unter den roſigen Ziffern dieſes Gaulkelſpiels 


aber lauerte die Verweſung und der Bankrott, denn da Necker ſeine finan⸗ 
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zielle Reform nur auf Anleihen baſierte, mußte das Defizit weiter wachſen 
und die Lage der franzöſiſchen Staatsfinanzen immer troſtloſer werden. | 

Doch zugleich war der Rechenſchaftsbericht eine revolutionäre Neuerung 
von um ſo größerer Tragweite, als ſie nach Neckers Ankündigung zu einer 
ſtändigen Einrichtung werden ſollte. Die Finanzverwaltung, hervorgezerrt 
aus der Dunkelkammer des Miniſteriums in die ſtrahlende Helle der Offentlich⸗ 
keit, mußte ein mächtiger Treibſtachel werden für die Fee der poli⸗ 
tiſchen Leidenſchaften in den Maſſen. 

So hatte auch Necker unbewußt das Seine zu der nahenden Staats⸗ 
umwälzung beigetragen, als er im Jahre 1781 noch dem Widerſtand der 
herrſchenden Schreiber und des adligen Hofgeſindes erlag, zuletzt wie Turgot 
mit ſeinen Miniſterkollegen in einen Konflikt verwickelt wegen des Krieges 
gegen England, deſſen unheilvolle Bedeutung für die fortſchreitende Zerrüttung 
der franzöſiſchen Finanzen er wohl erkannte. 

Auf der Liſte der Leute, die vor dem Ausbruch der großen Revolution 
an der Spitze des franzöſiſchen Finanzweſens genannt werden müſſen, ſteht 
nach Necker Calonne. Auch er ſcheint, an ſich der Günſtling einer einfluß⸗ 
reichen Hofelique, der Rückſicht auf die Börſe ſeine Ernennung (1783) ver⸗ 
dankt zu haben. In ſeiner Leichtlebigkeit und Leichtherzigkeit ganz ein Typ 
des ancien régime, war Calonne der Bankrotteur, der glänzend den Bankrott 
zu verſchleiern weiß. Mehr noch als bei Necker hieß das A und O ſeiner 
Finanzpolitik Anleihen, und deshalb galt es für ihn, die Welt der Kapita⸗ 
liſten mit allen Mitteln, auch den ſkrupelloſeſten, in Sicherheit zu wiegen. 
So trug er zuerſt im Gegenſatz zu ſeinen Vorgängern dafür Sorge, daß den 
Inhabern von Rentenſcheinen die Zinſen pünktlich am Verfalltag ausgezahlt 
wurden, er gründete eine Amortiſationskaſſe mit einem angeblich unveräußer⸗ 
lichen Fonds von jährlich 3 Millionen, der zur Schuldentilgung beſtimmt 
war, und ließ ferner, um den Eindruck des Überfluſſes zu erwecken, in allen 
großen Städten des Reiches koſtſpielige öffentliche Arbeiten unternehmen: 
Wegebauten, Stadterweiterungen und Hafenanlagen. Zielte er damit auf die 
Gunſt der bürgerlichen Klaſſe, ſo ſuchte er noch weit mehr das Wohlwollen 
der Hofſippe zu erwerben, indem er in ſinnloſer Verſchwendung ihren Launen 
opferte, und wieder, auch dadurch die Überzeugung der Börſe von einem 
gefüllten Staatsſchatz kräftigend, zwei Fliegen mit einer Klappe ſchlug. In 
der Tat jauchzten die Höflinge entzückt auf, als ein auch für ſie unerhörter 
Dukatenregen ſich in ihre Taſchen ergoß; kein Wunſch, der ihnen unerfüllt 
geblieben wäre, keine Laune der Königin vor allem, die dieſer Großſäckel⸗ 
bewahrer zu koſtſpielig befunden: „Noch niemals hatte man in Verſailles einen 
ſo ſcharmanten Finanzminiſter geſehen.“ 

Aber auch für dieſen ewig lächelnden Glückspilz ſchlug die Stunde, da er 
ſich am Ende ſeines Lateins ſah. Schon im Anfang 1786 fühlte er, daß die 
Schwindelſtützen ſeiner Finanzpolitik am Zuſammenbrechen waren. Da griff 
er zu dem Mittel für alle Fälle: auch er warf ſich auf die Bahn der Re⸗ 


1 Nach Chereft ſtand Calonne in engen Beziehungen zu der Frau des Hofbankiers 
d'Harvelay, und dieſer d'Harvelay habe die letzten Bedenken des Miniſters Vergennes und 
des Königs mit der Begründung zerſtreut, die Kapitaliſten erwarteten die Ernennung 
Calonnes mit Ungeduld; würde ihre Hoffnung getäuſcht, ſei eine Panik an der Börſe mit 
den unheilvollſten Folgen nicht zu vermeiden. Aimé Cheref, La chute de l’ancien 
régime. Paris 1884. 
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formen. Glagau wendet ſich mit Recht gegen die Verſuche Wahls und anderer, 

Calonne weißzubrennen, aber er ſelbſt verfällt in den Fehler, in Calonne einen 
Miniſter zu ſehen, der der Reform an ſich mit Leidenſchaft ergeben geweſen: 
aus dem tiefen Gefühlston ſeiner Reformdenkſchriften glaubt er das ſchließen 
zu dürfen. Aber möglich, daß Calonne wie die meiſten Menſchen, denen der 
Leichtſinn im Blute ſchäumt, von dem Rettungsmittel ſeiner Reformpläne 
berauſcht wurde, auf jeden Fall betrachtete er die Reform wie vorher ſeine 
finanziellen Brillantfeuerwerke nur als einen Weg, der zu gefüllten Kaſſen 
führen ſollte. Im Gegenſatz zu Turgot und Necker, die beide zag und taſtend 
vorgegangen waren, dachte dieſer Leichtfuß an einen jähen und radikalen 
Umſturz des Staatsſyſtems, für den er ſich die Ideen im phyſiokratiſchen 
Sinne durch einen überzeugten Anhänger Turgots, Dupont de Nemours, ein⸗ 
blaſen ließ. So findet ſich denn auf ſeinem Reformprogramm an Stelle der 
beiden Zwanzigſten eine allgemeine Grundſteuer, aufzubringen von allen 
Privilegierten ohne Ausnahme, die Einführung von Munizipalitäten im 
Turgotſchen Sinne, die in allen Provinzen des Reiches, abgeſehen von den 
Pays d' Etats, einzurichten waren, die Verwandlung der Wegfronden in eine 
Geldleiſtung, die Befreiung des Getreidehandels, die Aufhebung der inneren 
Zollſchranken, die Veräußerung der königlichen Domänen, die Reform der 
Salzſteuer (gabelle) und die Abſchaffung oder Einſchränkung einer Reihe von 
Verbrauchsſteuern. Das war wieder die Umſchmelzung des alten Stände⸗ 
ſtaats mit feinem Gemiſch von Provinzen, die nach den verſchiedenſten Grund⸗ 
ſätzen verwaltet wurden, in einen einheitlichen Organismus, in den nationalen 
Staat mit abſoluter Monarchengewalt, von dem Turgot und die Phyſiokraten 
geträumt, und wieder war es eine Kriegserklärung an die privilegierten 
Stände, dieſer Verſuch, den Abſolutismus auf die alles beherrſchende Höhe 
des Cäſarentums emporzuheben. Die Grundſteuer allein, die in jedem 
Bedarfsfall kautſchukartig nach Belieben erhöht werden konnte, machte die 
Krone in Zukunft finanziell unabhängig von den Bewilligungen der Körper⸗ 
ſchaften, der Parlamente, des Klerus und der Landſtände. 

Dieſen Widerſtand, den Calonne in ſeinem roſigen Optimismus nicht 
übermäßig hoch einſchätzte, dachte er dadurch zu brechen, daß der König zu 
den Reformplänen ſich der Zuſtimmung einer Notabelnverſammlung ver⸗ 
ſicherte. In dieſer Notabelnverſammlung, deren Mitglieder der König nach 
Willkür berief, ſah Calonne im weſentlichen nur einen erweiterten königlichen 
Rat, eine Art höherer Geſindeſtube, die zu allen Vorſchlägen der Krone ihr 
Ja und Amen zu ſagen hatte. Wurde ſie unbequem, ſo konnte ſie nach ſeiner 
Meinung jederzeit wieder leicht nach Hauſe geſchickt werden. 

Aber wie grimmig ſollte ſich Calonne getäuſcht haben! Als im Februar 
1787 die Notabelnverſammlung zuſammentrat, entpuppte ſie ſich bald als ein 
Inſtrument des feudalen Klaſſenkampfes gegen den Abſolutismus: faſt alle 
ihre Mitglieder zeigten ſich als entſchloſſene Vertreter des ſtändiſchen Prinzips 
und beantworteten den revolutionären Angriff des abſoluten Königtums und 
ſeines Miniſters mit einem konterrevolutionären Gegenangriff, zu dem Ende, 
den reinen Feudalſtaat auf den Trümmern des Abſolutismus aufzurichten. 
Glagau ſieht hier wohl wieder nicht ganz richtig, wenn er den Mitgliedern 
der Notabelnverſammlung zum Teil uneigennützige Abſichten zuſchreibt: es 
war vielmehr das nackteſte und brutalſte Klaſſenintereſſe, das ſie auf dem 
Wege des Widerſtandes vorantrieb. Sie hatten aber den dritten Stand und 
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die ganze öffentliche Meinung in dieſem Kampfe auf ihrer Seite, weil der 
Abſolutismus das freſſendſte Geſchwür am Leibe Frankreichs ſchien und man 
unter den Reformplänen Calonnes allzu leicht die Abſicht witterte, nur neue 
Millionen zur Vergeudung an die Hofjunker zuſammenzuſchaufeln. Welchen 
Einfluß die öffentliche Meinung damals ſchon auszuüben begann, zeigt 
Calonnes Plan, auch die Maſſen als Hebel für ſeine Pläne zu benutzen, 
indem er in den Straßen von Paris eine Beſchwerdeſchrift gegen den Eigen⸗ 
nutz der Notabeln verbreiten ließ und ſo einen Sturm der öffentlichen Mei⸗ 
nung gegen die unbequeme Verſammlung, freilich vergebens, zu entfachen 
hoffte. | 

Da Calonne mit ſchonungsloſer, faſt zyniſcher Offenheit die Praktiken feiner 
betrügeriſchen Finanzmache und das Rieſendefizit vor der Notabelnverſamm⸗ 
lung enthüllt hatte, war es ihr leicht, Angriffspunkte zuhauf zu finden. 
Ohne Rückſicht auf den König griffen ihre Redner Calonnes verſchwenderiſche 
Finanzverwaltung an, ziehen ihn, wohl nicht mit Unrecht, perſönlicher Un⸗ 
redlichkeiten, und bald ſtand die Frage ſo, daß ſich Ludwig XVI. für 
Calonne oder für die Notabeln entſcheiden mußte. Auflöſung der Notabeln⸗ 
verſammlung, das hieß Staatsbankrott und Unruhen und Aufſtände — alſo 
ließ der König Calonne über die Klinge ſpringen und verbannte ihn oben⸗ 
drein, um den Kapitaliſten die Furcht zu nehmen, er könne wieder in ſein 
Amt zurückkehren. 

Bald vollzog Ludwig XVI. eine neue Kapitulation vor den Notabeln, in⸗ 
dem er allen Wünſchen, die ſie niedergelegt und die auf die vollſtändige 
Wiederherſtellung des ſtändiſchen Staates hinausliefen, Rechnung zu tragen 
verſprach. An die Spitze der Finanzverwaltung trat, nach der kurzen und 
bedeutungsloſen Epiſode Fourqueux, der gleichfalls bedeutungsloſe Villedeuil, 
denn der neue leitende Miniſter, Brienne, gab jetzt den Ton an. In der 
rechten Erkenntnis, daß eine Kontrolle über die Finanzen den Lebensnerv 
des Staates in die Hände bekommen heiße, hatten ſich die Notabeln in das 
Studium des Etats vertieft, aber weder fanden ſie ſich in den dunkeln Irr⸗ 
gängen dieſer Finanzoperationen zurecht, noch konnte Brienne etwas anderes 
tun als eingeſtehen, die Höhe des Fehlbetrags könne auch von der Regierung 
nicht feſtgeſtellt werden. Dem Vorſchlag Briennes aber, dem Defizit durch 
jährliche Erſparniſſe von 40 Millionen, durch Anleihen von jährlich 50 Mil⸗ 
lionen und durch eine Grundſteuer mit einem Ertrag von 25 Millionen 
und zwei indirekten Steuern mit ebenfalls 25 Millionen Ertrag abzuhelfen, 
widerſtrebte die Verſammlung, erging ſich vielmehr in einer hartnäckigen und 
genauen Kritik der ſeit Jahrzehnten eingewurzelten Finanzmißſtände und ver⸗ 
langte die Einrichtung eines oberſten Finanzrats, zuſammengeſetzt aus Mit⸗ 
gliedern der Korporationen, und jährliche öffentliche Rechenlegung. Bei alle⸗ 
dem ſpielten ebenſo wie bei der Verweigerung jeder neuen Steuer, da ſie ſich 
für unzuſtändig erklärten, ungefähr ſo viel Patriotismus mit wie 1909 bei 
dem Widerſtand der oſtelbiſchen Junker gegen die Nachlaßſteuer, ſondern 
nichts anderes als ihr Klaſſenegoismus leitete ſie. Aber noch einmal errang 
dieſer ihr Klaſſenegoismus einen Sieg: als die Krone der Verſammlung über⸗ 
drüſſig wurde und ſie auflöſte, mußte ſie es in den ſchonendſten Formen und 


1 Sogar dieſelben Gründe wurden damals ſchon geltend gemacht: fo erklärte der Herzog 
du Chätelet in der Notabelnverſammlung, die geplante Grundſteuer ſei der Ruin des Acker⸗ 
baus! Das Schlagwort vom „Familienſinn“ war damals noch nicht erfunden. 
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mit den verzuckerteſten Redensarten tun, ein ſolches Schwergewicht lag bei 

den Notabeln. Aber ſo wenig erkannte die Regierung, daß ſchon die Ver⸗ 
handlungen über die Finanzmißbräuche für alle Zeiten die Autorität des 
Abſolutismus erſchüttern mußte, daß ſie unbedenklich die Protokolle der 
Notabelnverſammlung durch den Druck veröffentlichen ließ. 

Noch einmal hängte in der kurzen Zeitſpanne bis zum Zuſammenbruch 
des alten Frankreich die Regierung vor ihr Bedürfnis, um jeden Preis Geld 
in den Beutel zu bekommen, den gleißenden Schild einer Staatsreform. Der, 
wie er hoffte, leicht zu gewinnenden Zuſtimmung der Notabelnverſammlung 
hatte ſich Calonne verſichern wollen, um bequem um den Widerſtand des 
Pariſer Parlamentshofs, dieſes Bollwerkes des Beamtenadels, herumzu⸗ 
kommen. Nachdem aber die Notabeln verſagt, mußte man doch an das 
Parlament herantreten, und nach und nach, um es auf einen Schlag nicht 
allzuſehr zu reizen, legte ihm Brienne die Geſetzentwürfe über die Einführung 
der Provinzialverſammlungen, der Wegfrondenſteuer und der Freiheit des 
Getreidehandels, ſowie über die Stempelſteuer und die Grundſteuer vor. Die 
Stempelſteuer in ſeine Regiſter einzutragen weigerte ſich das Parlament kate⸗ 
goriſch, und als die Eintragung durch Gewalt (lit de justice) beſorgt wurde, 
erklärte es ſie für null und nichtig: unter dem ſtürmiſchen Beifall aller Klaſſen 
betonte es vielmehr, die Einberufung der Generalſtände ſei unvermeidlich, 
um neue Steuern auszuſchreiben. Ein zweiter Verſuch, von dem Parlamentshof 
die Zuſtimmung zu einer Anleihe von 420 Millionen Franken zu erlangen, 

ſcheiterte in dem gleichen Umfange. 

| Da beſchloß die Regierung, im Schatten einer allgemeinen Gerichtsreform 
einen Staatsſtreich gegen den Parlamentshof zu vollführen. Am 8. Mai 1788 
wurden die Edikte über die Gerichtsreform von Ludwig XVI. im Lit de justice 
verkündet: der Schwerpunkt der Rechtſprechung, der bislang bei dem Parla⸗ 
ment gelegen, ſollte fortan bei den grands bailliages, einer Art von Land⸗ 
gerichten ruhen; die Patrimonialgerichtsbarkeit empfing ihren Todesſtoß; die 
Ausnahmegerichte wurden abgeſchafft; vor allem aber wurde dem Pariſer 
Parlament das Recht entriſſen, den königlichen Geſetzen durch feierliche Ein⸗ 
tragung in die Regiſter des Gerichtshofs Gültigkeit zu verſchaffen, und dieſes 
Recht einer neugebildeten Körperſchaft, der cour pleniere übertragen, die zum 
großen Teil aus ergebenen Kreaturen des Königs beſtehen würde. Gegen 
dieſe Maiedikte erhoben ſich in einigen Provinzen Unruhen und beſchleunigten 
den Untergang des Abſolutismus. 

Als auch von der Generalverſammlung der Geiſtlichkeit nicht die erwünſchte 
Summe zu erlangen war, der habgierige zweite Stand vielmehr die Schwäche 
der Regierung wahrnahm, ſich ſeine Steuerfreiheit beſtätigen zu laſſen, als 
vollends der Geldmangel zum Zwangskurs der Scheine der Diskontokaſſe und 
zu Zahlungen in Papiergeld trieb, Maßregeln, die die unmittelbaren Vor⸗ 
boten des Staatsbankrotts waren, da mußte Brienne Necker Platz machen, 
die verbannten Richter kehrten im Triumph nach Paris zurück, die Edikte 
über die Juſtizreform wurden zurückgenommen und die Einberufung der General- 
ſtände für den Januar 1789 verkündet. So war im Klaſſenkampf zwiſchen 
Feudalismus und Abſolutismus die Feudalklaſſe, unterſtützt von der bürger⸗ 
lichen Klaſſe und auf der Grundlage einer durch das Kapital bedingten gejell- 
ſchaftlichen Entwicklung, Sieger geblieben, die abſolute Monarchie lag ver⸗ 
röchelnd am Boden und „die Verſammlung der Generalſtände ſchien nur 
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dazu berufen, um den Sieg der Ariſtokratie zu befeſtigen und die Monarchie 
der Vormundſchaft der Korporationen vollends zu unterwerfen. In dieſem 
Augenblick glaubten ſich die Privilegierten dem Ziel nahe, das ſie ſeit langem 
erſtrebt hatten.“ (Glagau.) | 

Aber in jener Verblendung, die untergehenden Klaſſen zu eigen ſein pflegt, 
ſahen ſie nicht, daß ſie nichts anderes getan hatten als die Dämme hinweg⸗ 
geräumt gegen die Springfluten der großen Revolution, die drohend ſchon 
heranrauſchten und ſie ebenſo aus der Weltgeſchichte fortſpülen ſollten wie 
die Reſte des Abſolutismus. 


Die Entwicklung des deutſchen Transportarbeiterverbandes 


zum Induftrieverband. 
Von Wilhelm Kimmritz. 


Eine gewaltige agitatoriſche Arbeit präſentiert ſich heute in der Organi⸗ 
ſation der deutſchen Transport⸗ und Verkehrsarbeiter. Unendliche Mühen, 
Hinderniſſe und Schwierigkeiten, wie ſie nur wenige Organiſationen zu über⸗ 
winden hatten, bezeichnen den Entwicklungsgang dieſes Verbandes. In Be⸗ 
rückſichtigung der außerordentlich ſchwierigen Umſtände in der Agitation iſt 
das Reſultat derſelben, nach einem dreizehnjährigen Beſtehen des Verbandes, 
ein geradezu glänzendes. Eine grenzenloſe Indifferenz war unter den Berufs⸗ 
angehörigen noch bis ans Ende der neunziger Jahre weit verbreitet. Das 
Fehlen der ſogenannten Zünfte, die als Vorläufer faſt aller Berufsorgani⸗ 
ſationen der gelernten Arbeiter charakteriſtiſch waren, begünſtigte im Handels⸗ 
und Transportgewerbe die Exiſtenz unzähliger Berufsvereine, die ſich 
durchweg nur der Unterſtützung und der Geſelligkeit, in neuerer Zeit vereinzelt 
auch dem Stellennachweis widmeten. Nachdem der Organiſationsgedanke, ab⸗ 
geſehen von den Vereinsgründungen eines Dr. M. Hirſch und F. Duncker, 
bereits in den ſechziger Jahren, zum Beiſpiel bei den Buchdruckern und Tabak⸗ 
arbeitern, Wurzel geſchlagen hatte und mit dem Fallen des Sozialiſtengeſetzes 
auch in faſt allen anderen Berufen eifrig propagiert wurde, gelangte die 
Frage der Organiſationsform, ſpeziell im Handelsgewerbe, zur Aktuellität. 
Begünſtigt durch die Exiſtenz der Berufsvereine, vermochte ſich hier die Idee 
der Lokalorganiſation am hartnäckigſten zu behaupten. Aber auch Schwierig⸗ 
keiten geſetzgeberiſcher Natur waren zu überwinden. So unterſtand unſer 
geſamter Beruf bis zu Anfang der neunziger Jahre tatſächlich der Geſinde⸗ 
ordnung. Erſt nachdem das Reichsgericht entſchieden hatte, daß die in 
Handelsgeſchäften tätigen Hilfsarbeiter nicht unter die Beſtimmungen der 
Geſindeordnung, ſondern unter jene der am 21. Juni 1869 eingeführten 
Gewerbeordnung fielen und durch das Bürgerliche Geſetzbuch ſowie 
durch Novellen zur Gewerbeordnung endgültig rechtlich feſtgelegt wurde, 
daß dieſelben nicht als Geſinde, ſondern als gewerbliche Arbeiter zu betrachten 
ſeien, war dem Organiſationsgedanken auch im Handelsgewerbe freie Bahn 
geſchaffen. 

Auf dem im Jahre 1890 in Hannover ſtattgefundenen „Kongreß der 
nichtgewerblichen Arbeiter“ wurde der Zentraliſationsgedanke bereits 
eingehend erörtert und demſelben von der Mehrzahl der Delegierten im 
Prinzip zugeſtimmt. Der Gedanke der Lokalorganiſation hatte ſich jedoch 
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| bereits viel zu ſehr eingeniſtet, um mit einem Schlage beſeitigt werden zu 
können. Es folgte eine Zeit unliebſamer Kämpfe zwiſchen den Anhängern 


der Zentraliſationsform mit den Lokaliſten. Zwei Jahre ſpäter triumphierte 
die Idee der Lokalorganiſation ſcheinbar wieder auf der ganzen Linie. Das 
ſogenannte Vertrauensmännerſyſtem ward laut Beſchluß der am 11. Sep⸗ 
tember 1892 ſtattgefundenen Konferenz von Vertretern der im Handels⸗ 
gewerbe beſchäftigten Handlungsgehilfen, Hausdiener, Packer und Berufs⸗ 
genoſſen neu eingeführt. 1894 fand in Halle a. S. ein Berufskongreß 
ſtatt, der ſich erneut mit der Frage der Organiſationsform beſchäftigte. Das 
Tätigkeitsgebiet der Organiſation hatte inzwiſchen eine bedeutungsvolle Er- 
weiterung durch den Anſchluß von zwei Berliner Transportarbeiter— 
vereinen erfahren. Der Kongreß, auf dem 14 Orte mit 30 Delegierten ver⸗ 
treten waren, ſtellte ſich in ſeiner Mehrheit auf den Standpunkt, die bisherige 
Organiſationsform weiter beizubehalten. Unverkennbar brach ſich jedoch der 
zentraliſtiſche Gedanke Bahn, denn die Agitationskommiſſion berief laut 
Beſchluß des Haller Kongreſſes 1896 einen zweiten Berufskongreß auf den 
24. Mai nach Halberſtadt ein. Auch auf dieſer Tagung, auf der 31 Orte 
durch 36 Delegierte vertreten waren, ſpielte die Frage der Organiſationsform 
die Hauptrolle. Das Reſultat der gründlichen Erörterungen war die Annahme 
von Anträgen, die die Einführung von zentraliſtiſchen Einrichtungen ſowie 
die Vorarbeit zur Einführung der Zentralorganiſation forderten. Da die 
Organiſationsleitung jedoch alles, was zur Durchführung dieſer Beſchlüſſe 
hätte dienen können, unterließ, berief ein Teil der Mitglieder einen außer⸗ 
ordentlichen Kongreß auf den 25. Dezember nach Altenburg ein. Um⸗ 
ſonſt verſuchte die Organiſationsleitung den Aufruf zu dem Kongreß zu ver⸗ 
hindern. Er fand ſtatt, und vertreten waren auf ihm 14 Orte mit 18 Dele⸗ 


gierten. Außerdem wohnte den Verhandlungen ein Vertreter der General- 


kommiſſion bei. Auf dieſem Kongreß wurde die Zentralorganiſation 
beſchloſſen. Am 1. Januar 1897 ſetzte ſomit der erſte Abſchnitt in der 
Entwicklung des Verbandes ein. Der Kampf zwiſchen den Anhängern zen⸗ 
traliſtiſcher und lokaliſtiſcher Richtung wurde indeſſen mit erneuter Heftigkeit 
weitergeführt. Erſt zirka dreieinhalb Jahre ſpäter, am 1. Juli 1 erfolgte 
der Anſchluß der lokaliſtiſchen Organiſation an den Zentralverband. In welchem 
Maße die Zentraliſationsidee an Umfang gewann und die der Lokalorganiſation 
an Boden verlor, geht deutlich aus folgenden Mitgliederzahlen hervor: 


1897 1898 1899 
Lokal Zentral Lokal Zentral Lokal Zentral 
2121 1881 2595 3907 4384 7114 
2. a 2095 2414 2874 4601 4309 7842 
3. z 220 3268 3447 5687 4745 9392 
4. : 2397 3474 3731 6069 4977 10540 


Das ee für die Entwicklung des Zentralverbandes war mit 
dieſem Anſchluß aus dem Wege geräumt. Von nun ab verſtrich faſt keine 
Geſchäftsperiode, in welcher nicht der Übertritt reſpektive Anſchluß irgend eines 
Berufsvereins zu verzeichnen war. Im Jahre 1906 traten auch die beiden 
größten Berliner Berufsvereine, der „Verein Berliner Hausdiener“ und der 
„Verein der Droſchkenführer“ mit zuſammen 10158 Mitgliedern zum Verband 
über. Die weitere Entwicklung des Verbandes bis zum Jahre 1908 zeigt 


folgende Tabelle. 


= 
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Die Mitgliederzahl betrug nach Branchen geordnet: 


Droſchken⸗ 
Hausdiener Kutſcher führer und Bierfahrer Hilfs⸗ Kohlen⸗ 
Geſchäftsperiode und und Kutſcher im und und ohlen⸗ 
Packer Fuhrleute Perſonen⸗ Mitfahrer ꝛc. Lagerarbeiter arbeiter 

fuhrweſen 


1897/8 1 ER 


1899/00 4160 6308 526 682 2646 — 
1901/02 5536 6473 436 1164 2187 698 
1903/04 10580 13037 783 2104 5096 1304 
1905/06 . . 24801 21950 4263 3353 9850 2995 
190% 0 25 453 22122 5003 3355 10131 2904 
ar Straßenbahn Speditions⸗ Mitglieder Nee 

; niter= : Mitglieder 

. 1 90 en en ERS: 1 8 an berhaupt 
angeſtellte arbeiter 

1897/98: 1 er = = 3 = 5687 
1899/00 . . — 3328 1332 — 462 19 444 
1901/2 198 1568 1799 511 344 20912 
1903/04 787 2305 3184 812 413 40 405 
1905/06 . . 2546 2128 8299 856 743 81784 
1907/08... ., 4378 2949 9684 1084 683 87 746 


In gleichem Maße, wie ſich die Organiſation an Mitgliedern entwickelte, 
wurden aber auch die inneren Einrichtungen immer mehr ausgebaut und ver⸗ 
vollkommnet. Da die Organiſation ſich nur aus den ehemaligen Unter⸗ 
ſtützungsvereinen entwickelt hatte, wurde es notwendig, daß dieſen Einrich⸗ 
tungen ſeitens der Verbandsleitung das Hauptaugenmerk zugewendet wurde, 
trotz der Angriffe aus dem lokaliſtiſchen Lager. Die beiden Unterſtützungs⸗ 
arten Krankenunterſtützung und Beerdigungsbeihilfe zum Beiſpiel 
mußten ſofort mit übernommen werden. Hinzu kamen bei der Gründung des 
Verbandes die Arbeitsloſen- und Rechtsſchutzunterſtützung, die letztere 
ſpeziell für die Gruppen Transport⸗ und Verkehrsarbeiter, die infolge ihrer 
beruflichen Tätigkeit recht häufig Differenzen und Streitigkeiten mit behörd⸗ 
lichen Organen ausgeſetzt ſind. Über die Inanſpruchnahme der einzelnen 
Unterſtützungsarten geben folgende Zahlen Auskunft. Vom Jahre 1897 bis 
1908 wurden ausgezahlt: an Arbeitsloſenunterſtützung 421534 Mark, 
Krankenunterſtützung 645 264 Mark, Rechtsſchutzunterſtützung 111402 
Mark, Beerdigungsbeihilfe 110377 Mark und für Unterſtützung in 
beſonderen Notfällen 76349 Mark. Für ſämtliche Unterſtützungszweige 
zuſammen alſo 1364925 Mark. Die letzte Vervollkommnung der Unter⸗ 
ſtützungseinrichtungen fand durch die Annahme der Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung durch den letzten Verbandstag am 1. Januar 1910 ſtatt. Durch 
dieſe Unterſtützungsart werden den Mitgliedern in Fällen der Erwerbsloſig⸗ 
keit und Erwerbsunfähigkeit noch weit größere Vorteile gewährt wie bisher. 

Aber trotz dieſer Mehrbelaſtung der Organiſationskaſſe war ſich die Ver⸗ 


N 


bandsleitung von vornherein darüber klar, daß ſie den Beſtrebungen des 


Während dieſer Geſchäftsperiode wurden ſpezialiſierte Feſtſtellungen nicht vor⸗ 
genommen. Der Verf. 
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Unternehmertums, die Arbeiter durch Errichtung von Unterſtützungskaſſen 
dauernd an ſich zu feſſeln, einen wirkſamen Damm entgegenſetzen müſſe. Auch 
im Transportgewerbe ſind derartige „Wohlfahrtseinrichtungen“ ſchon alltäg⸗ 
liche Erſcheinungen. Nicht allein daß ſie für die Arbeiter Sklavenketten bilden 
und dem Unternehmertum eine ſtändige Schutztruppe, in gelben Vereinen or⸗ 
ganiſiert, gewährleiſten, ſie erſchweren auch vor allem die gewerkſchaftliche 
Agitation, da ſie die Arbeiter auf eine angeblich ſorgenfreie Zukunft vertröſten. 
So ſind zum Beiſpiel im Verkehrsgewerbe ſämtliche Eiſenbahnangeſtellte 
durch ſolche „Wohlfahrtseinrichtungen“ zum lebenslänglichen Kadavergehorſam 
verurteilt. Privatbahn⸗ ſowie Omnibusgeſellſchaften uſw. haben dies nach⸗ 
geahmt. Ein anderer Grund, neue Unterſtützungseinrichtungen zu ſchaffen, war 
auch das am 1. April dieſes Jahres in Kraft getretene Automobilhaft- 
pflichtgeſetz, welches durch die aus ihm ſich reſultierenden Haftpflichtklagen 
die Exiſtenz einer großen Kategorie von Berufsangehörigen dauernd bedroht. 
Die auf Grund des letzten Verbandstagsbeſchluſſes am 1. April 1910 in Kraft 
getretenen Unterſtützungseinrichtungen ſind fakultativ und beſtehen in 1. Rechts⸗ 
ſchutz und Haftpflichtunterſtützung, 2. Invaliden⸗ reſpektive Pen⸗ 
ſionszuſchußunterſtützung, 3. Witwen- und Waiſenunterſtützung, 
4. Zuſchußunterſtützung in Todesfällen. 
Der Kampfescharakter des Verbandes kommt in folgenden Zahlen zum 
Ausdruck: In den zwölf Jahren wurden 2107 Lohnbewegungen, an denen 
145291 Berufs angehörige beteiligt waren, geführt. Für 38345 Beteiligte 
wurde während derſelben Zeit eine Verkürzung der Arbeitszeit und für 
100548 Beteiligte eine Erhöhung des Lohnes erzielt. An Streik- und Ge: 
maßregeltenunterſtützung zahlte der Verband zuſammen 1137352 Mark. 
Dieſe Kulturarbeit der Organiſation rief aber auch bald das Unternehmer⸗ 
tum im Transportgewerbe auf den Plan. In verhältnismäßig kurzer Zeit 
entwickelten ſich auch die Arbeitgeberorganiſationen zu reſpektablen Macht⸗ 
faktoren, die jeder auch noch ſo berechtigten Forderung der Arbeiter feindlich 
Hentgegentraten. Nunmehr wurde die Frage der Zuſammenfaſſung aller Kräfte 
ſeitens der Arbeiterorganiſationen, nachdem bereits verſchiedene Gewerkſchafts— 
kongreſſe die Frage der Schaffung von Induſtrieverbänden mehr oder 
weniger eingehend ventiliert hatten, auch für die Transportarbeiter brennend. 
Zwecks gegenſeitiger Unterſtützung in der Agitation und Organiſation, zur 
Verſtändigung bei der Einleitung und Durchführung von Lohnbewegungen, 
ſowie nicht in letzter Linie auch zur Beſeitigung der immer häufiger auftretenden 
leidigen Grenzſtreitigkeiten wurde deshalb die Idee eines alle Berufsangehörigen 
und berufsverwandten Gruppen umfaſſenden Kartellvertrags zwiſchen den 
Verbänden der Transportarbeiter, Hafenarbeiter, Seeleute, Eiſen— 
bahner und Maſchiniſten und Heizer im Jahre 1905 verwirklicht; 
er ſollte der Einheitsorganiſation im Transportgewerbe die Wege ebnen. Be⸗ 
reits ein Jahr ſpäter, am 7. und 8. September 1906, fand dann auch eine 
Konferenz der intereſſierten Verbände in Hamburg ſtatt; ihr Reſultat war die 
faſt allſeitige prinzipielle Zuſtimmung zur Einführung der Einheitsorganiſation 
und die Annahme von Grundſätzen, die ſich im weſentlichen den Einrichtungen 
des Transportarbeiterverbandes anlehnten. Die beteiligten Kontrahenten reſpek⸗ 
tive die Vertreter der vertragſchließenden Organiſationen hatten jedoch bei Ab⸗ 
ſchluß des Kartellvertrags die durch die ökonomiſche Entwicklung bedingte 
koloſſale Schwierigkeit und Kompliziertheit der Abgrenzung von Organiſations⸗ 
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gebieten unter berufsverwandten Arbeitern inſofern unterſchätzt, als ſie 
der Frage der Auslegung einzelner Beſtimmungen des Vertrags keine allzu 

hohe Bedeutung beimaßen. So entſtanden trotz des Kartellvertrags und trotz 

der bereits ſo weit gediehenen Zuſammenſchlußverhandlungen ſpeziell zwiſchen 

dem Transportarbeiterverband und den Verbänden der Hafenarbeiter und See⸗ 

leute neue Grenzſtreitigkeiten, die alle bisherigen an Schärfe übertrafen. 

Der Kartellvertrag wurde ſchließlich zwiſchen dieſen drei Verbänden wieder 

aufgehoben. In dies Stadium der Stagnation der Zuſammenſchlußverhand⸗ 

lungen infolge bedauerlicher Mißverſtändniſſe fiel der ſechſte Verbandstag des 

Transportarbeiterverbandes, der den Vorſtand beauftragte, von neuem mit 

den Bruderorganiſationen in Verbindung zu treten, da nur durch das Radikal⸗ 
mittel des Zuſammenſchluſſes alle Grenzſtreitigkeiten auf einmal und für alle 

Zeit beendet ſein würden. In Ausführung dieſes Beſchluſſes fand am 19. Oktober 

1909 in Hamburg eine Konferenz der Vorſtände der drei Verbände (der Ver⸗ 

band der Eiſenbahner hatte inzwiſchen ſeinen Anſchluß vollzogen) ſtatt, die 

ſich von neuem im Prinzip mit dem Zuſammenſchluß der drei Verbände ein⸗ 

verſtanden erklärte. Vom 13. bis 16. Dezember 1909 tagte dann abermals 

eine Konferenz von Vertretern dieſer Organiſationen, die einen vollſtändigen 

Statutenentwurf für die Einheitsorganiſation ausarbeitete. Über 

dieſen Statutenentwurf, der im weſentlichen diejenigen Grundſätze enthält, die 

bereits im Transportarbeiterverband eingeführt ſind, Toll der erſte gemeine 

ſame Verbandstag, der am 9. Mai dieſes Jahres in Hamburg ſtatt⸗ 

findet, nachdem die Sonderverbandstage der drei Verbände dazu Stellung | 
genommen haben, endgültig Beſchluß faſſen. 

Daß die zu ſchaffende Organiſation, die ſich aus drei bisher vollkommen 
ſelbſtändigen Organiſationen zuſammenſetzen wird, nicht gleich auf den erſten 
Schlag für die zahlreichen Einzelgruppen mit ihren zum Teil recht erheblich 
differierenden Einrichtungen nach jeder Richtung hin das Vollkommenſte treffen 
kann, iſt klar. Auch die Sonderbeſtimmungen zum Statut, die für einzelne 
Gruppen mit ganz beſonders abweichenden Verhältniſſen, zum Beiſpiel Eiſen⸗ 
bahner, Seeleute und Binnenſchiffer und Flößer, geſchaffen wurden, werden 
nicht alle Wünſche ſämtlicher Gruppen voll berückſichtigen können. Aber keine 
der drei beteiligten Organiſationen wird ſich auch den Standpunkt zu eigen 
machen können noch dürfen, bei dieſer Gelegenheit möglichſt viel dabei für ſich 
herauszuſchlagen. Im Gegenteil, alle beteiligten Gruppen müßten gern bereit 
ſein, im Intereſſe der zu ſchaffenden Einheitsorganiſation, wenn es erforderlich 
wäre, auch Opfer zu bringen, denn die neue Organiſation wird infolge ver⸗ 
doppelter Werbekraft eine neue Etappe zur Gewinnung der zirka 700000 Be⸗ 
rufsangehörigen zu Waſſer und zu Lande ſein. 

Der Aufbau der neuen Organiſation wird ſich auf derſelben Baſis voll⸗ 
ziehen, die im Transportarbeiterverband bereits vorhanden iſt und im Laufe 
der Zeit nach jeder Richtung hin ſich gut bewährt hat. Der Geſamtverband 
zerfällt in eine beſtimmte Anzahl von Gauen oder Bezirken mit eigenen Gau⸗ 
vorſtänden. Die Gaue erſtrecken ſich über alle innerhalb ihrer Grenze befind⸗ 
lichen Orte, die wieder jeder eine eigene Verwaltung beſitzen. Innerhalb der 
Verwaltungsſtellen gliedern ſich die geſamten Organiſationsmitglieder in einzelne 
örtliche Branchen. Für die Gruppen der Seeleute, Eiſenbahner und Straßen⸗ 
bahner wird die Form von Reichsſektionen geſchaffen werden, da dieſe 
Gruppen ganz beſonders gearteten, von den Einrichtungen der übrigen Mit⸗ 
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glieder erheblich abweichenden ſozialen und rechtlichen Verhältniſſen unter⸗ 
liegen. Für dieſelben Kategorien ſollen auch eigene Preßorgane beſtehen bleiben. 

Die Einheitsorganiſation, die aller Vorausſicht nach am 1. Juli dieſes 
Jahres in Kraft treten wird, wird aber nicht nur in nationaler, ſondern auch 
in internationaler Beziehung gute Früchte zeitigen. Auch die Berufsorgani⸗ 
ſationen des Auslandes werden aus dieſem Schritte ihrer deutſchen Kollegen 
ſicherlich die Konſequenzen ziehen. 

Die Arbeiterklaſſe überhaupt aber wird vielleicht erſt in den Kämpfen der 
Zukunft mit Genugtuung konſtatieren können, daß die deutſchen Transport⸗ 
arbeiter nicht nur berechtigt, ſondern verpflichtet waren, Verhältniſſe zu ſchaffen, 
infolge deren ſie in bezug auf Kopfzahl, Stoßkraft und Schlagfertigkeit in die 
vorderſte Reihe der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung eintreten. 


hinaus aufs Land! 
Von Dr. Wilhelm Grumach. 


In den letzten Monaten haben zwei große Ereigniſſe, die ſogenannte 
Reichsfinanzreform und die Wahlreform, alle anderen politiſchen Intereſſen 
in den Hintergrund gedrängt. So iſt es denn gekommen, daß eine unſerer 
wichtigſten praktiſchen Fragen, welche vorher im Zuge zu ſein ſchien, halb 
vergeſſen iſt, die Frage der Landagitation. 
über die dringende Notwendigkeit einer wirkſamen allgemeinen Land⸗ 


agitation kann in der Partei kein Zweifel beſtehen. Aber mit dieſer Einſicht 
in die Notwendigkeit der Landagitation und dem guten Willen dazu iſt leider 
5 wenig geſchehen, weil wir auf dem Lande vor ganz anderen Aufgaben ſtehen 
als in der Stadt und in den Induſtriegegenden. 


Schon rein äußerlich treten uns hier ganz andere Verhältniſſe entgegen. 
Die landwirtſchaftliche Bevölkerung wohnt nur zum geringeren Teile in 
Dörfern von einiger Größe. Orte von 300 bis 500 Einwohnern ſind wenigſtens 


in Oſtelbien das Gewöhnliche. Außerdem wohnt ein großer Teil der für uns 
in Frage kommenden Leute auf Gütern von ſelten mehr als 200 Einwohnern 


oder gar ziemlich vereinzelt auf weit voneinander entfernten Gehöften. Bei einer 
ſolchen Zerſtreuung der zu bearbeitenden Bevölkerung zu agitieren iſt ſchwer. 

Ferner haben wir es hier mit dem feindſeligſten Widerſtand der Staats⸗ 
gewalten zu tun; jeder Amtsvorſteher, jeder Gutsvorſteher und Gemeinde— 
vorſteher herrſcht in ſeinem Bezirk wie ein abſoluter König. Dazu kommt die 
geiſtige und vor allem die politiſche Rückſtändigkeit der Landbevölkerung, ihr 


Mißtrauen gegen den Städter und die Verſchiedenartigkeit ihres Charakters 


in den einzelnen Landesteilen, die ſchon eine verſchiedenartige Behandlung 
eines pommerſchen und eines oſtpreußiſchen Landarbeiters verlangt. 
Mögen aber dieſe Schwierigkeiten ſo groß ſein wie ſie wollen, das darf 


uns nicht irre machen. Haben wir einmal eingejehen, daß die Arbeit not⸗ 


wendig iſt, ſo müſſen wir heran, und zwar mit aller Macht heran. 
Dabei müſſen wir aber berückſichtigen, daß die beſonderen Ver— 
hältniſſe beſondere Maßregeln erfordern. 

Das erſte, was dazu not tut, iſt, daß unſere großſtädtiſchen Parteikreiſe, 


diejenigen, die in dem Zentrum der Agitation ſitzen, mehr Intereſſe für dieſe 


Frage betätigen. 
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Es muß das Intereſſe der großſtädtiſchen Genoſſen für dieſe Frage geweckt 
werden. Sie werden vermöge ihrer agitatoriſchen Schulung und Gewandt⸗ 
heit häufig ſich ſelbſt der Agitationsarbeit unterziehen müſſen, mindeſtens aber 
werden ſie häufig den kleinſtädtiſchen Genoſſen mit Rat und Tat zur Seite 
ſtehen müſſen. Belehrung darüber iſt weniger durch große Vorträge zu er⸗ 
warten als durch Beſprechungen an den Zahlabenden. In allen Bezirken 
befinden ſich Genoſſen, die vom Lande ſtammen oder wenigſtens jahrelang 
mit der Landbevölkerung in Berührung geſtanden haben. Es bedarf, wie ich 
das ſelbſt bei Vorträgen über ländliche Zuſtände erfahren habe, nur einer 
wirkſamen Anregung etwa des Bezirksführers oder des Mitteilungsblatts, um 
ſie geſprächig zu machen; eine ſolche Beſprechung wird auch die anderen zur 
Diskuſſion anregen und dadurch allgemeines Intereſſe wecken. Auch die 
Parteipreſſe müßte ſich der Sache energiſch annehmen. Der „Vorwärts“ und 
andere große Parteizeitungen müßten wie über die Frauenfrage, ſo über die 
Landarbeiterfrage eine ſtändige Rubrik bringen. In dieſer Rubrik 
könnten tatſächliche Mitteilungen und Schilderungen mit kurzen polemiſchen 
Artikeln und kurzen Originalabhandlungen abwechſeln. 

Zweitens iſt es notwendig, in der übrigen Parteiliteratur und in Broſchüren 
ein grundlegendes Tatſachenmaterial zu ſchaffen. Dazu ſind aber allgemeine 
Überſichten wenig geeignet. Vielmehr werden, da die Zuſtände in allen Landes⸗ 
teilen verſchiedene, oft grundverſchiedene ſind, Schilderungen aus einzelnen 
Landesteilen das Richtige ſein, Darſtellungen, die nicht nur die Zuſtände, 
Einkommensverhältniſſe uſw. darlegen, ſondern auch den Charakter und die 
Bildungsverhältniſſe berückſichtigen. Alle diejenigen, welche ländliche Verhältniſſe 
aus eigener jahrelanger Anſchauung kennen und die nur einiges ſchriftſtelleriſches 
Talent beſitzen, müßten es wenigſtens verſuchen, ſich dieſer Aufgabe zu unterziehen. 

Die Ausarbeitung eines Agitationsfeldzugsplans muß einer geſchloſſenen 
Konferenz überlaſſen bleiben, die ſich zuſammenſetzt aus Kennern des Landes 
und Kennern der Agitationsarbeit. Geſtützt auf das vorhandene Material, 
ausgehend von den Beſonderheiten der Arbeit auf dem Lande überhaupt und 
den Eigentümlichkeiten in den einzelnen Gegenden hätte ſie darüber zu be⸗ 
finden, inwieweit unſer ſonſtiges Agitationsſchema auf das Land paßt und 
wie es abzuändern iſt, um die in den ländlichen Verhältniſſen liegenden all⸗ 
gemeinen Schwierigkeiten zu überwinden und den Eigentümlichkeiten der einzelnen 
Landesteile gerecht zu werden. Auch über den Inhalt der Agitation wird man 
ſich einigen müſſen, beſonders über die Fragen der Behandlung der Religion, 
des Militarismus und ähnlicher Dinge. Die Gelegenheit zu einer ſolchen Aus⸗ 
ſprache, die ja mangels ausreichenden Materials noch keine endgültige zu ſein 
braucht, kann ſchon der nächſte Parteitag bieten. Gerade Magdeburg mit 
ſeiner landwirtſchaftlichen Umgebung darf als beſonders geeignet gelten. 

Um wenigſtens einigermaßen für die Parteitagsdiskuſſionen gerüſtet zu 
ſein, müſſen wir ſchon jetzt anfangen zu arbeiten. Und die Reichstagswahlen 
des nächſten Jahres geben uns weite Möglichkeiten, unſere Ideen zu propa⸗ 
gieren, in Verſammlungen vorzutragen, die gegneriſchen Lügen und Ent⸗ 
ſtellungen zu widerlegen. Es wäre gut, wenn wir uns da ſchon jetzt über 
unſer Vorgehen einigermaßen klar wären, womöglich ſchon eine Menge Klein⸗ 
arbeit geleiſtet hätten. Kleinarbeit wird auch hier die Hauptſache ſein. 

Darum hinaus aufs Land! Heran an die Arbeit, und zwar ſo ſchnell 
als möglich! Mögen die Schwierigkeiten noch ſo groß ſein, mögen wir an⸗ 
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fangs, was nicht ausbleiben wird, Mißerfolge haben, mit unſerer bekannten 
ſieghaften Stoßkraft an der einen Stelle, mit Energie und Zähigkeit an der 
anderen werden und müſſen wir das Ziel erreichen: die Gewinnung des länd⸗ 
lichen Proletariats. | 


notizen. 


Die Erſatzwahl in Pofen, Die durch die Mandatsniederlegung des früheren 
Abgeordneten v. Chzarnowski nötig gewordene Nachwahl im erſten Poſener Reichs⸗ 
tagswahlkreis hat diesmal eine Überraſchung gebracht, indem der offizielle Kan⸗ 

didat der Polen unterlag und der Sezeſſioniſt, der noch ein paar Tage vorher auf 
ſein Mandat verzichtet hatte, die Mehrheit der polniſchen Stimmen erhielt. Der Vor⸗ 
gang iſt in den letzten Tagen in der Tagespreſſe lebhaft diskutiert und ſind bereits 
die widerſprechendſten Konſequenzen daraus gefolgert worden. Aus dieſem Anlaß 
dürften einige kritiſche Betrachtungen hier angebracht ſein. 
Zunächſt drängt ſich uns die Frage auf: Bedeutet dieſer Erfolg der demo— 
kratiſchen Richtung unter den Polen eine energiſche Zurückdrängung der „Hofpartei“ 
und ihres Ideeneinfluſſes bei der polniſchen Bevölkerung ſowie eine Anderung der 
parlamentariſchen Taktik der Fraktion? Ich glaube nicht, und zwar aus folgenden 
Gründen: Die Urſachen der „Spaltung“ der polniſchen Wähler liegen nicht in 
prinzipiellen Geſichtspunkten, und es ſind durchaus nicht zwei Lager mit ver⸗ 
ſchiedenen Weltanſchauungen, die hier einander gegenüberſtanden, ſondern hier 
handelte es ſich hauptſächlich um Perſonenfragen und ſonſtige Nebenſächlichkeiten. 
Solange der langjährige Kandidat Chzorwowski zur Wahl ſtand, opponierte keine 
Seele dagegen, auch bei der Wahl von 1907 noch nicht, jetzt aber kam die leidige 
Kandidatenfrage, und das konſervativ geſinnte Komitee nominierte, nachdem es 
lange unſchlüſſig hin und her gependelt, den konſervativen Arbeiterführer Siſinski⸗ 
Bochum, dieſes Paradoxon für die Kandidatur. Siſinski war aber den Poſener 
Arbeitern und Kaufleuten durchaus fremd, und da unſere Genoſſen diesmal mit 
einer bekannten Poſener Perſönlichkeit aufwarteten und übrigens die bisherige 
Tätigkeit der Fraktion im Parlament vielfach gemißbilligt wurde, hielten ein Teil 

der Wähler den bekannten Poſener Arbeiterſekretär Nowicki für viel geeigneter, das 
Mandat gegen Sozialdemokratie und deutſchen Miſchmaſch zu verteidigen. Dazu 
kam, daß dem Soſinski die ſchmutzigſten, ehrenrührigſten Vorwürfe gemacht wurden 

— der ſchlimmſte davon war, daß er mit der preußiſchen Polizei im Bunde ge⸗ 
ſtanden habe, was unbedingt ziehen mußte —, von denen er ſich in der entſchei⸗ 
denden Wählerverſammlung nicht ſofort reinigen konnte. Das Wahlkomitee verlor 
zuletzt den Kopf, konnte ſich aber zu einer Nominierung des verhaßten Arbeiter⸗ 
führers Nowicki nicht entſchließen, und da Nowickis Leute an perſönlicher Gehäſſig⸗ 

keit in der Führung des Wahlkampfes der „Hofpartei“ durchaus nicht nachſtanden, 
riſſen fie die Mehrzahl der Stimmen an ſich. Speziell in der Stadt Poſen ver⸗ 
einigte Nowicki die weitaus meiſten Stimmen auf ſich, während in den Kreiſen 
Poſen⸗Oſt und Poſen⸗Weſt der deutſche Kandidat eine erhebliche Zunahme der 
Stimmen zu verzeichnen hatte. Das Anſchwellen der deutſchen Stimmen um über 
400 ſeit der letzten Wahl iſt leicht erklärlich. Symptomatiſche Bedeutung hat der 
Vorgang nicht; die polniſchen „Demokraten“ ſind ſowohl im Parlament als auch 

im praktiſchen Leben genau ſo undemokratiſch als die „Hofparteiler“, und hätten 

es letztere verſtanden, rechtzeitig einen einwandfreieren Kandidaten zu proklamieren, 

ſo wäre von dieſer „Sezeſſion“ nichts zu merken geweſen. Perſönlicher Zank und 
Streit war alles, und erſt nach den Schiebungen des Wahlkomitees wurden die 
gereizten Nowickileute „demokratiſch“ und „revolutionär“. Bald werden Arbeiter⸗ 

führer und Schlachzizen wieder gemeinſam im Parlament in Volksbetrug machen. 
a In welche Konſtellation ſind unſere Genoſſen gerückt? Die Hofparteiler müßten 
eigentlich den „Demokraten“ Dank wiſſen, denn durch ihr radikales Auftreten haben 
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ſie unſeren Genoſſen den Wind aus den Segeln genommen, was zur Folge hatte, | 
daß unſere Stimmenzahl nur um 864 feit der letzten Wahl ſtieg. Denn je „ſozia⸗ 


liſtiſcher“ ſich die Nationalpolen ſelbſt gebärden, um ſo weniger Chancen hat unſere 
Partei. Wäre hier nicht der populäre Arbeiterführer Nowicki in die Breſche ge⸗ 


ſprungen, ſo hätte unſere Partei, die diesmal einen von allen Poſener Arbeitern 
gekannten und geſchätzten Gewerkſchaftsführer aufſtellte, einen weit größeren 


Stimmenzuwachs erhalten. 
Wie wenig die Nowickileute „Demokraten“ ſind, beweiſt der Umſtand, daß ſie 


gegen unſere Redner in den Verſammlungen immer mit religiöſen Phraſen 


arbeiteten, ja ſchlimmer als die „Hofparteiler“ mit Verleumdungen und Gewalt⸗ 
tätigkeiten vorgingen. Wenn die „Leipziger Volkszeitung“ unlängſt ſchrieb, daß in 
Zukunft unſere Genoſſen den Zwiſt zwiſchen den feindlichen Brüdern zu ihrem 
Vorteil auszunutzen verſuchen müßten, ſo kann ich darauf wenig Hoffnung ſetzen, 
denn dieſer Zwiſt wird bald wieder verſchwinden: die Pfaffen beginnen ſich bereits 
die Nowickiwähler vorzunehmen. Nein, gerade gegen die Scheinphraſen der „Demo⸗ 


kraten“ werden ſie arbeiten müſſen, gegen die nationalpolniſche ſogenannte Arbeiter⸗ 
bewegung, die ſich äußerlich anarchiſtiſch gebärdet und innerlich ihrem Schöpfungs⸗ 


zweck bislang treu geblieben iſt, nämlich die Hilfstruppen der in Nationalitätsrummel 
machenden Schlachta zu ſein. Nowicki hat auch bereits die Maske fallen laſſen: er 
verkündet, daß er ein Blatt herausgeben wird, das ſich die Überbrückung der 


Klaſſengegenſätze unter den Polen zur Aufgabe machen will! J. Kliche. 


über den Arſprung der Ausdrücke „Sozialismus“ und „Zozialiſt“ veröffentlicht 
Profeſſor Karl Grünberg im Jahrgang 1909 der „Revue D'Histoire des Doctrines 


économiques et sociales“ eine intereſſante Studie. Er zeigt, daß die Anſprüche, 
die Reybaud und Leroux auf ihre Erfindung und erſte Anwendung gemacht haben, 


nicht berechtigt ſind. Zum erſtenmal ſcheint das Wort „Sozialismus“ in einem dem 


jetzt landläufigen ähnlichen Sinn von Joncières im „Globe“, dem Organ der Saint⸗ 


Simoniſten, vom 13. Februar 1832 verwendet worden zu ſein. Von dort dürfte 
Leroux den Ausdruck, vielleicht ohne ſich der Quelle zu erinnern, entnommen haben. 


Allerdings hat Deville das Wort ſchon in einem Aufſatz der Zeitſchrift „Le 


Semeur“ vom 12. November 1831 gefunden, doch wird es dort keineswegs in einem 


dem modernen ähnlichen Sinne gebraucht, ſondern in einer Diskuſſion über ein 


religiöſes Thema zur Charakteriſierung der katholiſchen, vereinigenden Lehre im 


Gegenſatz zum individualiſierenden Proteſtantismus. Wie wenig damals die Be⸗ 
deutung dieſer Ausdrücke noch fixiert war, geht auch daraus hervor, daß der 


Fourieriſt Pellarin die Anhänger St. Simons im Gegenſatz zu denen Fouriers in 


einem Artikel vom 12. April 1833 als „Sozialiſten“ bezeichnet. 


Nun hat aber Grünberg das Vorkommen der beiden Ausdrücke bereits in einem 


Buche eines italieniſchen Geiſtlichen, des Giacomo Giuliani, aus dem Jahre 1803 


nachweiſen können. In „L'antisocialismo confutato“ polemiſiert der Mönch aus 


Vicenza gegen den „Antiſozialismus“ der individualiſtiſchen Philoſophen des acht⸗ 


zehnten Jahrhunderts, beſonders gegen Rouſſeau, der die beſtehende Ordnung zu⸗ 


gunſten eines ſtreng individualiſtiſch konſtruierten Naturzuſtandes umſtürzen will. 
Demgegenüber verteidigt Giuliani den beſtehenden Zuſtand des „Socialismo“, das 
heißt des geſellſchaftlichen Zuſammenhanges der Individuen, wie ihn die beſtehende 
Geſellſchaft verbürgt. Die Worte „Sozialismus“ und „Sozialiſt“ hatten daher bei 


ihrer erſten Verwendung einen vom heutigen durchaus abweichenden, ihm faſt ent⸗ 
gegengeſetzten Sinn. Es iſt aber fraglich, ob die Verwendung der beiden Ausdrücke, 


die ſich erſt wieder im Anfang der dreißiger Jahre in Frankreich und England 


nachweiſen läßt, mit dem Buche des italieniſchen Mönches in irgendwelchem Zu⸗ 
ſammenhang ſteht. Guſt. Eckſtein. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Die Entwicklung der Produktionskräfte und der Arbeitslohn. 
Von P. Maßlow. 


1. Einfluß des Konfums auf die Gruppierung der Produktionskräfte. 


| Der Kampf der Arbeiter um die Aufbeſſerung ihrer Lage und unter anderem 
um die Erhöhung ihres Arbeitslohns verſchärft ſich immer mehr und nimmt, 
ſich auf alle kapitaliſtiſchen Länder ausdehnend, immer größere Dimenſionen 
an. Der letzte ſchwediſche Streik zeigte der ganzen Welt nicht nur die Ausdauer 
der Arbeiter in dieſem Kampfe, ſondern auch ihre internationale Solidarität. 
f Die Praxis hat aber die Theorie überflügelt. Die Frage, welchen Einfluß 
der Kampf um die Erhöhung des Arbeitslohns auf die Entwicklung der Volks⸗ 
wirtſchaft ausübt, iſt noch vollkommen unaufgeklärt, und ſtets müſſen die 
Arbeiter die Argumente der Kapitaliſten und ihrer Handlanger anhören, daß 
die Erhöhung des Arbeitslohns nicht nur die Entwicklung der Volkswirtſchaft 
hemmen, ſondern zu einer völligen ökonomiſchen Stagnation führen könne. 
| Die Akkumulation des Kapitals führt weniger zum verſtärkten Konſum der 
Kapitaliſten als zur vermehrten Aufwendung der geſellſchaftlichen Arbeit für 
Produktionsmittel und in Verbindung damit für Tauſch⸗ und Verkehrsmittel. 
Das beſtändige Streben des Kapitaliſten nach einem höheren Profit, ſein Be⸗ 
ſtreben, nicht nur ſelbſt der Konkurrenz ſtandzuhalten, ſondern auch ſeine Kon⸗ 
kurrenten aus dem Felde zu ſchlagen oder wenigſtens zu ſchwächen, veranlaßt 
ihn, die Exploitation des Arbeiters zu verſtärken und die Produktivität ſeiner 
Arbeit vermittels neuer Aufwendungen für die Verbeſſerung der Produktions⸗ 
mittel zu erhöhen. Die Bedingungen der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe ſtoßen 
auf dieſe Weiſe die kapitaliſtiſche Geſellſchaft unaufhaltſam auf den Weg der 
vermehrten Verwendung der nationalen Arbeit für die Herſtellung von Pro⸗ 


1 Dieſer Artikel iſt die gekürzte Wiedergabe eines Kapitels aus dem noch nicht ver- 
öffentlichten Buche „Die Entwicklungstheorie der Volkswirtſchaft“. Die hiſtoriſchen Exkurſe 
und ſchematiſchen Darſtellungen, mit denen der Verfaſſer dort den Gegenſtand noch weiter 
erläutert und veranſchaulicht, konnten hier wegen Raummangels nicht aufgenommen werden, 
weshalb auf das Originalwerk verwieſen ſei. Die Redaktion. 
1909-1910, II. Bd. 11 
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duktions⸗ und Verkehrsmitteln: das Wachstum der letzteren iſt mit dem Wachs⸗ 
tum des Warenaustauſches eng verknüpft. Darum führt die dank der Akkumu⸗ 


lation des Kapitals und der erhöhten Produktivität der Arbeit erfolgte Ver⸗ 


mehrung der Produktionskräfte der Geſellſchaft in erſter Linie zu einer vermehrten 
Arbeitsaufwendung in der Produktion von Werkzeugen für die Produktion von 


Werkzeugen. 


Wie wir ſehen werden, wächſt das fixe Kapital hauptſächlich in der Pro⸗ 


duktion von Maſſenkonſumartikeln. Ebenſo iſt die Arbeitsaufwendung für die 


Herſtellung beſſerer Kommunikationsmittel hauptſächlich erforderlich in An⸗ 


betracht des Transportes der Maſſenkonſumartikel. Es verſteht ſich von ſelbſt, 
daß ſich der Maſchinenbau ebenfalls dank der Produktion und dem Transport 
der Maſſenkonſumartikel entwickelt. Dagegen erfordert eine vermehrte Pro⸗ 
duktion von Luxusartikeln — wie das aus dem Nachfolgenden erſichtlich ſein 


wird — eine niedrigere Struktur des Kapitals und keine Vermehrung der Ver⸗ 
kehrsmittel, das heißt neuer Kommunikationsmittel, denn die Luxusartikel 


ſpielen in der Geſamtmaſſe der für den Transport beſtimmten Waren eine 
verſchwindend geringe Rolle. 


Auf dieſe Weiſe führt das Wachstum der Produktionskräfte, ſoweit es in 


einer wenn auch nur geringen Vermehrung der Maſſenkonſumartikel zum Aus⸗ 


druck gelangt, zu einer Neuverteilung der Produktionskräfte zwiſchen den ver⸗ 


ſchiedenen Induſtriezweigen. 
In verſchiedenen Perioden der kapitaliſtiſchen Entwicklung iſt die relative 


Zunahme oder Abnahme des Konſums der Kapitaliſten⸗ oder Arbeiterklaſſe 


verſchieden, aber die Tendenz bleibt konſtant: die Aufwendungen an geſell⸗ 


ſchaftlicher Arbeit für Produktions- und Verkehrsmittel nehmen mit der Akkumu⸗ 


lation des Kapitals im Lande abſolut und relativ immer mehr zu. 


Aber die Zunahme der Produktions- und Verkehrsmittel muß auf die 
relative Reduktion der unmittelbaren Bedarfsartikel bei den Kapitaliſten und 


Arbeitern ſtoßen, denn in letzter Linie wird die Produktion für den Konſum 


organiſiert. Da aber der Umfang des geſellſchaftlichen Konſums eines jeden 
Produktes nicht feſtgeſtellt wird, ſo führt die Zunahme des Kapitals in dieſem 


oder jenem Induſtriezweig zur Überproduktion und zur Kriſis. 
Nehmen wir an, daß das akkumulierte Kapital ſich in der Produktion von 


Kattun realiſiert. Das Kapital iſt in Geſtalt von Baumwolle, Spinnerei⸗ 


maſchinen realiſiert, die Kattunproduktion hat ſich um das Doppelte vermehrt. 


Da aber der Konſum der Kapitaliſten und der anderen geſellſchaftlichen Klaſſen 5 


nicht entſprechend dem Wachstum der Produktion ſteigen kann, ſo erweiſt ſich 
die Maſſe des produzierten Kattuns ſchließlich größer, als abgeſetzt werden kann. 
Der Kapitaliſt iſt im Beſitz eines Mehrproduktes in Geſtalt von Kattun, das 
er in einem anderen Induſtriezweig in Produktionsmitteln realiſieren muß, 
um es in Kapital zu verwandeln und fortgeſetzt Profit zu erlangen. Da er 
aber den Kattun nicht abſetzen kann, ſo kann er auch nicht für den neuen 
Induſtriezweig Produktionsmittel kaufen. Folglich kann auch der Kapitaliſt, 


. 


Se 


der die Produktionsmittel für den erſteren beſitzt, ihm dieſelben nicht ver⸗ 


kaufen. Die Produktionsmittel, die der zweite Kapitaliſt produzierte, bleiben. 


unverkauft, obgleich der erſte Kapitaliſt ihrer bedarf, denn er hat ſeinen Kattun 


nicht verkauft. 


Die angehäuften Güter des Kattunfabrikanten können ſich alſo im Verlauf 
einer gewiſſen Periode, bis der Markt die von ihm produzierten überſchüſſigen 


een 
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Produkte aufgenommen haben wird, auch nicht realiſieren. Das Bedürfnis, 
die den Markt überfüllenden Waren abzuſetzen, ruft den Wettlauf nach einem 
auswärtigen Markt hervor, der die Realiſation der Produkte erleichtern und 
die Überproduktion abſchwächen ſoll. 

Obgleich der Kattunkonſum infolge der Zunahme der Bevölkerung oder der 
dank den Fortſchritten der Technik erfolgten Verbilligung der Produktion ſteigen 
kann, kann ſich der Markt in Anbetracht der beſchränkten Kaufkraft der Maſſe 
der Bevölkerung dennoch nicht ſo ſchnell erweitern, wie ſich die Akkumulation 
des Kapitals vollzogen hat. Es iſt klar: das neu akkumulierte Kapital muß 
entweder in anderen Induſtriezweigen realiſiert werden, wo man durch die 
Vermehrung des fixen Kapitals die Produktivität der Arbeit bedeutend erhöhen 
und die Handarbeit durch die Konkurrenz vernichten kann, oder es muß eine 
ganz neue Produktion ſolcher Waren, die bisher nicht produziert wurden, ins 
Leben gerufen und der Konſum der geſellſchaftlichen Klaſſen, wenn auch um 
den Preis der Einſchränkung anderer Bedürfniſſe, geſteigert werden. In dieſem 
wie in jenem Falle wird eine Neugruppierung der Produktionskräfte der Ge⸗ 
ſellſchaft in der Richtung der Produktionserweiterung der Produktionsmittel 
eintreten. Denn die Zunahme der Produktivität der Arbeit, die Ablöſung der 
Handarbeit durch die Maſchinenarbeit iſt nur möglich bei einer Zunahme des 
fixen Kapitals, bei vermehrten Kapitalaufwendungen für Bauten, für An⸗ 
fertigung von Maſchinen uſw. Ebenſo iſt die Erſchließung neuer Induſtrie⸗ 

zweige gewöhnlich verknüpft mit neuen Maſchinen, neuen Aufwendungen an 
fixem Kapital, denn die verſchiedenen Arten der Handarbeit haben ſchon früher 
exiſtiert, und auf dieſem Gebiet iſt es ſchwer, etwas Neues zu finden. 
| Je ſchneller ſich darum die Akkumulation des Kapitals vollzieht, deſto be⸗ 
trächtlicher iſt die Summe der Produktionskräfte, die die Geſellſchaft für die 
Produktion des fixen Kapitals: für die Gewinnung von Eiſenerz, für die Pro⸗ 
duktion von Stahl, Maſchinen, Baumaterialien uſw. aufwenden muß. 

Darum bedarf der Kapitaliſt einer ſtetigen Markterweiterung, damit auf 
dieſem Boden eine Produktionsvermehrung und Produktionsmittelanhäufung 
eintreten könnte. Dank dem Umſtand, daß der Arbeitslohn der Arbeiter auf 
einem niedrigen Niveau ſteht und die Kapitaliſten ſich deſſen „enthalten“, den 
geſamten Wert, den ſie aus der Exploitation der Arbeiter herausſchlagen, zu 
konſumieren, vollzieht ſich die Markterweiterung hauptſächlich entweder auf 


Koſten der Bevölkerungszunahme oder auf Koſten eines auswärtigen Marktes. 


Darum ſind die Entwicklungsbedingungen der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe 
in Ländern mit einer konſtanten Bevölkerungsziffer (Frankreich), oder in kleinen 
Ländern, die keinen auswärtigen Markt beſitzen, weniger günſtig als in ums 
fangreichen Ländern mit einer ſteigenden Bevölkerungsziffer. 

5 Die Märkte⸗ und Kriſenthorie iſt eines der ſchwierigſten Probleme der 
politiſchen Okonomie. Eine ſcharfſinnige und zum Teil richtige Märktetheorie 
hat M. Tugan⸗Baranowski in ſeinem Buche „Induſtrielle Kriſen“ geliefert, 
aber indem er ſich von der Abſtraktion hinreißen ließ, führte er ſeine Theorie bis 
zum logiſchen Abſurdum. Tugan⸗Baranowski weiſt nach, daß der Markt durch 
die Entwicklung des Kapitalismus ſelbſt geſchaffen wird, und daß bei einer 
richtigen Verteilung der Produktionskräfte keine Überproduktion eintreten kann. 
Der Gedanke, daß der Markt durch die Entwicklung des Kapitalismus ſelbſt 
geſchaffen wird, iſt richtig, und wir haben gezeigt, daß der Bedarf an Pro⸗ 
duktions⸗ und Verkehrsmitteln mit der Akkumulation des Kapitals zunimmt. 


. 
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Man darf aber nicht glauben, daß dieſe Zunahme, wie das von Tugan⸗ 


Baranowski angenommen wird,“ der Akkumulation des Kapitals proportional 
iſt. Denn letzten Endes dienen die Produktionsmittel zur Herſtellung der un⸗ 
mittelbaren Bedarfsartikel. Wenn Tugan⸗Baranowskis Theorie richtig 
wäre, ſo würde ſich der Kapitalismus um ſo ſchneller entwickeln, 
je weniger Produkte die Geſellſchaft konſumieren, das heißt je 
weniger unmitttelbare Bedarfsartikel der innere Markt aufnehmen 
würde. Denn je kleiner der Teil der Geſamtſumme der Produktionskräfte der 
Geſellſchaft iſt, der für die Produktion der unmittelbaren Bedarfsartikel auf⸗ 
gewendet wird, je weniger die letzteren unmittelbar konſumiert werden, deſto 
mehr Kapital muß übrig bleiben, das für die Herſtellung von Produktions⸗ 
mitteln verwendet wird. 

Nehmen wir an, daß die Geſellſchaft in einem Jahre 1000 Werteinheiten 
produziert, von denen 500 für den unmittelbaren Konſum und 500 als Pro⸗ 
duktionsmittel dienen. Wenn der unmittelbare Konſum auf 300 Einheiten ſinkt, 


ſo tritt eine Neugruppierung der Produktionskräfte ein: die Herſtellung der 


unmittelbaren Bedarfsartikel wird eingeſchränkt und die der Produktionsmittel 
von 500 auf 700 Einheiten erhöht. Auf dieſe Weiſe wird die Akkumulation 
des Kapitals und die Entwicklung des Kapitalismus durch die Einſchränkung 
des unmittelbaren Konſums beſchleunigt, wobei die beſchleunigte Entwicklung 
des Kapitalismus der Einſchränkung der Kaufkraft der Arbeiter und der Kapi⸗ 
taliſten für ihren perſönlichen Bedarf, das heißt der Einſchränkung des inneren 
Marktes, ſoweit die letztere den perſönlichen Bedarf befriedigt, proportional iſt. 

Wir ſtehen auf dieſe Weiſe vor dem Problem des Einfluſſes des ſteigenden 
Konſums verſchiedener geſellſchaftlicher Klaſſen auf die Entwicklung und Ver⸗ 
teilung der Produktionskräfte, einem Problem, das, in der politiſchen Okonomie 


vollkommen unerörtert und ungelöſt, von beſonderer Wichtigkeit für die Ar⸗ 


beiterklaſſe iſt. 


Die Wichtigkeit des Problems des Einfluſſes der Konſumſteigerung der 


Arbeiterklaſſe auf die Entwicklung und Verteilung der Produktionskräfte der 


Geſellſchaft wird für die Arbeiterklaſſe dadurch hervorgerufen, daß ſie ſtets 


gezwungen iſt, für die Verbeſſerung ihrer Lage, das heißt für die Steigerung 


ihres Konſums zu kämpfen und dabei die Intereſſen der wirtſchaftlichen Ent⸗ 


wicklung der ganzen Geſellſchaft im Auge haben muß, damit der Kampf der 
Arbeiter dieſe Entwicklung nicht beeinträchtige. 
Welche Bedeutung hat alſo die Zunahme des Konſums der Arbeiterklaſſe; 


bei welchen Bedingungen fördert ſie die ſchnellere ökonomiſche Entwicklung der 


Geſellſchaft, und bei welchen Bedingungen kann ſie dieſe Entwicklung aufhalten? 
Wie bekannt, ruft jeder Verſuch der Arbeiter, ihren Arbeitslohn zu erhöhen 


und auf dieſe Weiſe ihren Konſum zu ſteigern, die Klagen der Unternehmer 


hervor, daß dieſe Verſuche die Produktion verluſtbringend geſtalten und die 
Entwicklung der Induſtrie hemmen. Wieweit ſind dieſe Klagen berechtigt? 


1 „Wir ſehen alſo eine Erweiterung der geſellſchaftlichen Produktion bei einer gleich⸗ 5 


zeitigen Einſchränkung des geſellſchaftlichen Konſums ohne jegliche Störung des Gleich⸗ 
gewichtes zwiſchen dem geſellſchaftlichen Angebot und der geſellſchaftlichen Nachfrage.“ ... 
„Auf dieſe Weiſe erweiſt ſich zu gleicher Zeit eine Zunahme des geſellſchaftlichen Reichtums 
(in Form von Produkten, die die Geſellſchaft beſitzt) und eine Abnahme des geſellſchaftlichen 
„Einkommens“ als möglich.“ M. Tugan⸗Baranowski, „Grundlagen der politiſchen Okonomie“ 
(ruſſiſch), S. 103 bis 104. 
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2. Einfluß des Konfums auf die entwicklung der Produktionskräfte. 


Aus der angeführten Analyſe der Neugruppierung der Produktionskräfte 
infolge einer gewiſſen Zunahme des perſönlichen Konſums iſt erſichtlich, daß 
die Entwicklung des inneren Marktes und der Produktion ſich um ſo ſchneller 
vollzieht, je mehr Produktions⸗ und Verkehrsmittel für die Herſtellung und 


den Abſatz der neu produzierten Waren erforderlich ſind. Es iſt klar, daß 


wenn der Konſum von Arbeitsprodukten zugenommen hat, die keinen großen 
Aufwand an Produktionsmitteln erfordern, der innere Markt ſich nur wenig 
erweitern und die Entwicklung der Produktionskräfte der Geſellſchaft ſich lang⸗ 
ſamer vollziehen wird. 

Der Konſum der Kapitaliſten⸗ und der Arbeiterklaſſe unterſcheiden ſich nach 
ihrem Charakter ſchroff voneinander. Die Konſumſteigerung der Arbeiter⸗ 
klaſſe führt zu einer Vermehrung der Maſſenproduktion, die in den meiſten 
Fällen eine höhere Struktur des Kapitals, das heißt relativ teurere Werkzeuge, 
die Anwendung von Maſchinen uſw. erfordern. Die Konſumſteigerung der 
Kapitaliſtenklaſſe erfordert im Gegenteil eine relativ niedrige Struktur des 
Kapitals und „unproduktive“ Arbeit. Hauptſächlich ſteigert ſich die In⸗ 
anſpruchnahme der Dienſtboten zu verſchiedenen Dienſtleiſtungen. Wie bekannt, 
iſt ſowohl für die Ballettänzerinnen wie für die Handwerker, die koſtbare 
Luxusartikel anfertigen, kein hohes fixes Kapital erforderlich. 

Die Dienſtboten konſumieren allerdings Maſſenbedarfsartikel, aber ebenſo 


werden die letzteren konſumiert von den Arbeitern, die die Maſſenbedarfs⸗ 


artikel herſtellen. Die Konſumſteigerung der Kapitaliſtenklaſſe führt auf dieſe 


Weiſe zur Konſumſteigerung der Perſonen, die die Bedürfniſſe der Kapita⸗ 


j 


liſten befriedigen und die wir mit dem gemeinſamen Namen „Dienerſchaft“ 
bezeichnen. Die Konſumſteigerung der Arbeiterklaſſe führt nicht nur zur Ver⸗ 


mehrung der Arbeiterzahl, die die Bedarfsartikel der Arbeiter produzieren, 


ſondern auch zu einer Vermehrung der Arbeiterzahl, die Werkzeuge und 


Tauſchmittel für die Zuſatzprodukte anfertigen. So führt zum Beiſpiel die 


Zunahme des Kattunkonſums nicht nur zu einer Vermehrung der Zahl der 


Spinner, Weber uſw., ſondern auch der Arbeiter, die Spinnmaſchinen, Baum⸗ 


wollreinigungsmaſchinen uſw. herſtellen. Und die Zunahme der Weber, der 


Schloſſer uſw. führt wiederum zu einer Vermehrung der von dieſen Arbeitern 
konſumierten Produkte. i 

Dieſelbe Bedeutung wie die Konſumſteigerung der Kapitaliſten hat auch die 
Zunahme der unproduktiven Ausgaben des Staates für Armee, Flotte uſw., 
denn in der Volkswirtſchaft haben dieſe Ausgaben etwa dieſelbe Bedeutung 
wie die Ausgaben für perſönliche Bedienung. 
Gewiß, der Konſum der reichen Klaſſen beſchränkt ſich nicht bloß auf die 


Vermehrung der Zahl der Perſonen, die ihre zuweilen teuren und äſthetiſche 
Genüſſe bereitenden perſönlichen Dienſtleiſtungen anbieten. Auch der Konſum 
von Luxusartikeln nimmt zu. Aber auch bei der Produktion dieſer Artikel iſt 


die Struktur des Kapitals bedeutend niedriger als bei der Produktion von 
Maſſenkonſumartikeln, da im erſteren Falle in weit höherem Maße die Hand⸗ 
arbeit und in weit geringerem Maße der Maſchinenbetrieb angewendet wird. 
Die Angaben der Gewerbezählung in den Vereinigten Staaten Nordamerikas 
weiſen auf den ſchroffen Unterſchied der Kapitalſtruktur bei der Produktion 


von Luxusartikeln und der Produktion von Maſſenkonſumartikeln hin. Das 
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Verhältnis des fixen Kapitals zum variablen, das heißt zum Arbeitslohn, it 
in verſchiedenen Induſtriezweigen folgendes:“ 


1. Luxusartikel: In den Jahren 


1905 1890 
Künſtleriſche Erzeugniſſe von Blumen und . 1,84 :1 1,5 21 
Bronzeartikel 0 2.75 1 2,34: 1 
Künſtleriſche Gigeugniffe S Re a ee 1,93:1 
Juwelierartikel . ER 2.77 J 
Prächtige Teppiche Yu e ae 3.1001 
Pelzwerke, bearbeite... ( 15 1 

2. Maſſenproduktionsartikel: 
Einfache Teppichhtt ee 3,44: 1 
Baumwollerzeugniſſ ee ee 5,36: 1 
Schreibwarenproduktior n See 8,70:1 
Waßa ref Se, 5:1 551 
3. Produktions mittel: 

Steinkohle Z USE ES We 5:1 
Eiſen und Stahl i e TR 5:1 

1905 1900 
Rupferihmelsung: ws mu a a a 7 Dt 
Bleiſchmelzun z ae e 14:1 


Und fo weiter. 


Aus der angeführten Tabelle iſt erſichtlich, daß die Luxusartikel eine 


niedrigere Kapitalſtruktur erfordern, obgleich viele von ihnen, wie zum Bei⸗ 


ſpiel die Bronze- und Juwelierartikel, von der breiten Maſſe des Publikums 


konſumiert werden und infolgedeſſen zum Teil die Anwendung von Maſchinen 
erforderlich machen. Aus dem Vergleich des fixen Kapitals im Jahre 1905 
mit dem fixen Kapital im Jahre 1890 iſt erſichtlich, daß bei einer Maſſen⸗ 
produktion nicht nur die Kapitalſtruktur höher iſt, ſondern daß ſich auch das 
Wachstum des fixen Kapitals ſchneller vollzieht als bei einer Luxusartikel⸗ 
produktion, denn bei der Produktion des fixen Kapitals iſt die Kapitalſtruktur 
am höchſten.? Beſonders charakteriſtiſch iſt die Kapitalſtruktur in der Teppich⸗ 
produktion. Früher, im Jahre 1890, war die Kapitalſtruktur in der Pro⸗ 


duktion der teuren Teppiche ähnlich der Kapitalſtruktur in der Produktion der 
einfachen Teppiche. Im erſten Falle belief ſich das Verhältnis des fixen 
Kapitals im Jahre 1890 auf 3,15: 1, im letzteren Falle auf 3,44: 1. Aber 
mit der zunehmenden Nachfrage nach koſtbaren Teppichen ſank die Struktur 


des Kapitals auf 1,63: 1, während die Produktionsſteigerung der einfachen 
Teppiche das Verhältnis des fixen Kapitals zum Arbeitslohn auf 4,36: 1 


ſteigerte. 


! „Manufactures“, 1905, P. II, Waſhington 1907. Ich habe bei meinen Berech⸗ 
nungen nur das fixe Kapital und den Arbeitslohn berückſichtigt. Der Wert des Rohmaterials 


und ſonſtige Ausgaben (miscellaneous expenses) werden, da ſie für die Struktur des 


Kapitals nicht charakteriſtiſch ſind, nicht in Betracht gezogen. 


2 Es verſteht ſich, daß auch die Volksmaſſe die Erzeugniſſe der Handarbeit konſumiert 
(zum Beiſpiel Kleider, Speiſen) und die Dienſte der Dienſtboten in Anf ſpruch nimmt, aber 


die Konſumerweiterung 17 ſich hauptſächlich auf Koſten der Artikel, die ein hohes fees 
Kapital erfordern. 


Wann 1 a N 
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Dieſe Beſonderheit der Luxusartikelproduktion erklärt ſich nicht nur daraus, 


| daß die beſchränkte Nachfrage eine Maſſenproduktion ausſchließt, ſondern 


auch daraus, daß der Konſum an Luxusartikeln hauptſächlich der nichtigen 
Eitelkeit der Reichen entſpringt, die mit ſolchen Gegenſtänden prunken wollen, 
die andere nicht beſitzen, das heißt mit ſolchen, die nicht reproduziert werden 
können. 

Die Hauptausgabe der reichen Klaſſen gipfelt aber in der Inanſpruch⸗ 
nahme jeglicher Art perſönlicher Dienſtleiſtungen, die gar keines oder nur 
wenig fixes Kapital erfordern: jeglicher Art Dienerſchaft, Konzerte, Bälle, 
Theater uſw. verſchlingen einen bedeutenden Teil des Budgets. So verausgabt 
nach Hampke ein Bankier bei einem Budget von 75000 Mark für Dienſtboten 
14,7 Prozent, für „Erholung“ (wo Vergnügungen die erſte Stelle einnehmen) 
33,4 Prozent, für Kuren 7,4 Prozent, mit anderen Worten, die Luxusbedürf⸗ 


niſſe (außer den Aufwendungen für Luxusartikel) verſchlingen mehr als die 


Hälfte des geſamten Budgets.“ 

Die Analyſe des Arbeiterbudgets zeigt im Gegenteil, daß die Zunahme 
des Budgets des Arbeiters mit einer relativen Einſchränkung der Ausgaben 
für Nahrungsmittel verbunden iſt, deren Produktion die am wenigſten kom⸗ 
plizierte Struktur des Kapitals erfordert, und zu einer Vermehrung der Aus⸗ 
gaben für die Produkte der bearbeitenden Induſtrie führt. Selbſt das ftei- 
gende Bedürfnis nach Bildung und Selbſtentwicklung führt weniger zu einer 


5 vermehrten Inanſpruchnahme der perſönlichen Dienſte der Künſtler, Artiſten uſw., 


als zu einer vermehrten Nachfrage nach Büchern, Gravüren, Zeitungen uſw. 
Eine gewiſſe Steigerung des Bedürfniſſes nach Theater, Muſik uſw. führt 


allerdings auch zu einer vermehrten Nachfrage nach perſönlichen Dienſt⸗ 


leiſtungen, aber nicht in einem ſolchen Maße und nicht in der Richtung wie 
die Steigerung der Bedürfniſſe der reichen Klaſſen, die hauptſächlich die Dienſte 
der Hausbedienſteten in Anſpruch nehmen, Bilder für ihren perſönlichen 
Bedarf kaufen ufm. 

Während bei den reichen Klaſſen die Ausgaben für Dienerſchaft und für 


„Erholung“ wachſen, ſteigen bei den Arbeitern die Ausgaben für phyſiſche 


Bedürfniſſe (Komfort), für Bücher und für Zeitungen.“ 


So belaufen ſich die Ausgaben der Berliner Arbeiter für nicht phyſiſche 


Bedürfniſſe bei einem Budget von 900 bis 1000 Mark auf 13,91 Mark, für 


Bücher und Zeitungen auf 5 Mark; bei einem Budget von 2300 bis 2400 
Mark für nicht phyſiſche Bedürfniſſe 158 Mark, für Bücher und Zeitungen 


16,6 Mark. 


Das Geſamteinkommen der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft teilt ſich in drei 


Teile: einen Teil konſumieren die Arbeiter in Geſtalt des Arbeitslohns, den 


anderen konſumieren die Kapitaliſten, und der dritte wird für Produktions⸗ 
und Umlaufsmittel verwendet, wobei die Erweiterung der Produktion, wenn 
nur der Markt ſich ausweitet, um ſo größer iſt, je umfangreicher dieſer dritte 
Teil iſt. Wir zeigten, daß je mehr ſich der Konſum der Arbeiter auf Koſten 
des Konſums der Kapitaliſten ſteigert, die Ausweitung des inneren Marktes 
nicht bloß für die Bedarfsartikel, ſondern auch ki die Produktionsmittel der⸗ 


ſelben deſto beträchtlicher iſt. 


1 Karl Hampke, Das Ausgabebudget der Privatwirtſchaften. Jena 1888. S. XXXV. 
2 Die Struktur des Kapitals in der Schreibwareninduſtrie in den Vereinigten Staaten 
beläuft ſich auf 8,7: 1, im Druckereigewerbe auf 4:1. g 
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Aber die Frage der Konſumſteigerung der Arbeiter iſt nicht ſo einfach, wie 
ſie auf den erſten Blick erſcheint. Vor allem taucht die Frage auf, ob ſie auf 
Koſten der Konſumeinſchränkung der Kapitaliſtenklaſſe und nicht etwa auf 
Koſten der Mittel für die weitere Produktion geſchieht? Zweitens, ob die Er⸗ 
höhung des Arbeitslohns nicht zu einer Preiserhöhung der angefertigten Pro⸗ 
dukte und zu einer Förderung der ausländiſchen Konkurrenz, die dieſelben 
Produkte herſtellt, führen würde? 

Bei einer Erhöhung des Arbeitslohns der Arbeiterklaſſe kann ſich der 
Anteil, den die Arbeiter von der Summe der von ihnen hergeſtellten Produkte 
erhalten, entweder auf Koſten des Anteils, den die Kapitaliſten erhalten, oder 
auf Koſten des Anteils, der zur Vermehrung des fixen Kapitals und zur Er⸗ 
weiterung der Produktion beſtimmt iſt, ſteigern. Theoretiſch iſt auch der letz⸗ 
tere Fall denkbar, in Wirklichkeit kann er aber nicht eintreten, ſolange eine 
Konſumeinſchränkung der Kapitaliſtenklaſſe möglich iſt. 

Wir wieſen ſchon darauf hin, daß die Konkurrenz der Kapitaliſten unter⸗ 
einander ſie beſtändig zwingt, ihr Kapital zu vermehren, um an der Spitze 
der Produktion zu ſtehen. Die Kapitaliſten, die einen ſo großen Teil des 
ihnen zufließenden Mehrwertes konſumieren, daß ſich die Anhäufung des 
Kapitals in ihren Händen verlangſamt, werden einfach von den „ſparſameren“ 
Kapitaliſten verdrängt, die, wenn auch um den Preis einer größeren Ein⸗ 
ſchränkung ihres perſönlichen Bedarfes, Kapital anhäufen.“ 

Eine ſolche Auswahl findet zum Beiſpiel in der Klaſſe der Grundbeſitzer 
in Rußland ſtatt. Die Leibeigenſchaft in Rußland verlangte von dem Adel 
nicht, daß er Kapital anhäufte. Im Gegenteil, alle Arbeitserzeugniſſe, die 
man von den Leibeigenen erhielt, mußten in dieſer oder jener Form von den 
Grundbeſitzern konſumiert werden. Die Konkurrenz konnte den Gutsbeſitzer 
nicht aus ſeinem Gute verdrängen. Nach der Aufhebung der Leibeigenſchaft 
blieben die adligen Gewohnheiten und Traditionen lebendig, während die Be⸗ 
dingungen der kapitaliſtiſchen Warenwirtſchaft die Kapitalanhäufung für den 
Kampf um den Markt forderten. 

Die „vornehme“ Gewohnheit, alles „durchzubringen“, was in Geſtalt des 
„Einkommens“ von dem Landgut einfließt, hat dahin geführt, daß die Gruppe 
der adligen Grundbeſitzer, ungeachtet der Protektion und der Liebesgaben der 
Regierung, ihre Ländereien an Kaufleute, Kleinbürger und Bauern abtreten 
muß, die die adligen Gewohnheiten weder geerbt noch ſich angeeignet haben. 

In der ſchnellen Ablöſung des adligen Grundbeſitzes durch den Grund⸗ 
beſitz der Kaufleute und Bauern ſehen wir einen Prozeß der Auswahl von 
Perſonen, die fähig ſind, die Miſſion der Kapitalanhäufung zu übernehmen, 
einen Prozeß, der auch ſtets in der Klaſſe der Kapitaliſten ſtattfindet, wo er 
eine Verlangſamung des Akkumulationsprozeſſes, die durch die Einſchränkung 
des fixen Kapitals und die Steigerung des perſönlichen Konſums der Kapi⸗ 
taliſten eintreten könnte, verhindert. Der Konſum der Kapitaliſten ſteigert ſich 
ſtets nur auf Koſten der relativen Einſchränkung des Anteils, den die Arbeiter⸗ 
klaſſe aus dem vermehrten Nationaleinkommen erhält, und auf Koſten des 
ſchnellen Wachstums des letzteren. 


1 Wie ſehr die Kapitaliſten mit der Notwendigkeit der beſtändigen Kapitalanhäufung 
rechnen, iſt daraus erſichtlich, daß der Beſuch amerikaniſcher Millionäre in europäiſchen Kur⸗ 
orten zur Zeit einer Kriſis zurückgeht, obgleich es für einen Millionär eine Lappalie iſt, 
einige Tauſend für eine Reiſe hinauszuwerfen. 


— 
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5 Vermag ſich aber der Arbeitslohn zu ſteigern, ohne die Produktion zu be⸗ 

einträchtigen, ohne zu einer Einſchränkung derſelben durch die Konkurrenz der 
billigeren ausländiſchen Produktion zu führen? Da der Arbeitslohn nicht 
gleichzeitig in allen Produktionszweigen zunimmt, ſondern nur dort, wo die 
Arbeiter organiſiert ſind und ihre Intereſſen leichter verteidigen können, ſo 
wird die Erhöhung des Arbeitslohns in einem ſolchen Produktionszweig zu 
einem relativen Sinken der Profitrate und zu einem Abfluß des Kapitals in 
andere Produktionszweige führen. 

Der Kampf der Arbeiter um die Aufbeſſerung ihrer Lage ſteht noch in den 
erſten Stadien ſeiner Entwicklung. Indeſſen dringt der Gedanke immer mehr 
in ihr Bewußtſein, daß dieſer Kampf die Intereſſen der Arbeiter der ganzen 
Welt aneinanderkettet. In dem Maße, wie ſich der internationale Verkehr 
und die ökonomiſche Abhängigkeit der Länder voneinander entwickeln wird, 
wird die Notwendigkeit der gemeinſamen Aktion der Arbeiter aller kapita⸗ 
liſtiſchen Länder, ſelbſt im ökonomiſchen Kampfe, immer deutlicher hervortreten. 
Wahrſcheinlich werden wir in der nächſten Zukunft Zeugen internationaler 
Vereinbarungen im ökonomiſchen Kampfe und einer erweiterten Tätigkeit der 
internationalen gewerkſchaftlichen Bureaus ſein. 

Vom Standpunkt der Intereſſen der Arbeiter iſt es für ſie vorteilhafter, 
den größten Teil der Erzeugniſſe der Volkswirtſchaft zu erhalten. Vom Stand⸗ 
punkt der Intereſſen der Kapitaliſten iſt es vorteilhafter, wenn ſie ſelbſt den 
größten Teil dieſer Erzeugniſſe erhalten. Welches Verhältnis muß nun 
zwiſchen den Teilen, die jede geſellſchaftliche Klaſſe erhält, beſtehen, damit die 
größtmögliche Entwicklung der Produktionskräfte gewahrt würde? 
| Aus der Analyſe des Konſums der Kapitaliſten und der Arbeiter ift er⸗ 
ſichtlich, daß die Entwicklung des Konſums der letzteren auf Koſten der 
erſteren zugleich die Entwicklung der Produktionskräfte fördert. Auf dieſe 


Weiſe gibt die Erhöhung des Arbeitslohns auf Koſten des Konſums der 


Kapitaliſtenklaſſe einen Anſtoß für die weitere Entwicklung der Produktions⸗ 
kräfte. 

Da die Produktionskräfte des Landes ſich in dem Maße ihres Wachstums 
in einer beſtimmten Proportion zwiſchen den verſchiedenen Induſtriezweigen, 
zwiſchen der Produktion der unmittelbaren Bedarfsartikel und der der Pro⸗ 
duktionsmittel verteilen, muß die Anhäufung des Kapitals begleitet werden 
von einer proportionalen Erweiterung aller Zweige der Volkswirtſchaft. Es 
iſt klar, daß ſich die Produktion der unmittelbaren Bedarfsartikel mit der 
Anhäufung des Kapitals vermehren muß, da ſich nur unter dieſer Be⸗ 
dingung ein Markt für die Produktionsmittel eröffnet (das folgt aus der 
oben dargelegten Kritik Tugan⸗Baranowskis). Folglich muß im Intereſſe 
einer größtmöglichen Entwicklung der Produktionskräfte der Anteil der un⸗ 
mittelbaren Konſumtionsartikel proportional der Anhäufung des Kapitals 

ſteigen. 
| Oben zeigten wir aber, daß ſich die Bedingungen für die Entwicklung 
der Produktionskräfte um ſo günſtiger geſtalten, je größer der Teil der un⸗ 
mittelbaren Bedarfsartikel, der von den Maſſen, und je kleiner der Teil, der 
von den Kapitaliſten konſumiert wird. 

Die größtmögliche Entwicklung der Produktionskräfte des Landes, und wenn 
es auch über ungeheure Produktionsmittel verfügt, iſt bei der kapitaliſtiſchen 
Ordnung unmöglich. Der ungenügende Konſum der erzeugten Produkte durch 
1909-1910. II. Bd. 12 
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die Arbeiterklaſſe wird in einem fort zu den periodiſchen Kriſen führen, die alle 
kapitaliſtiſchen Länder durchleben. Demnach iſt der Kampf der Arbeiter um die 
Aufbeſſerung ihrer Lage einer der wichtigſten Faktoren, der die Entwicklung 
der Produktionskräfte des Landes fördert und den inneren Markt nicht nur 
für die unmittelbaren Maſſenbedarfsartikel, ſondern hauptſächlich für die Pro⸗ 
duktions⸗ und Verkehrsmittel erweitert. 


Das Budget des deutſchen Arbeiters — eine Statiftik des Elends. 
von Dr. K. Sipſchütz. 


1. Einleitung. 

Innerhalb eines verhältnismäßig kurzen Zeitraums ſind zwei ſtatiſtiſche 
Erhebungen über den Haushalt von Arbeitern zuſtande gekommen. Die eine 
vorgenommen von der Abteilung für Arbeiterſtatiſtik des Kaiſerlichen. 
Statiſtiſchen Amtes, die andere — vom Deutſchen Metallarbeiter⸗ 
verband.” Beide Erhebungen bringen ein Material, wie es in dieſer Aus⸗ 
dehnung bisher nicht zur Verfügung geſtanden hat. Verdienen ſie ſchon allein 
darum die größte Aufmerkſamkeit von ſeiten der Genoſſen, ſo wird anderer⸗ 
ſeits das Intereſſe für die Ergebniſſe der beiden Erhebungen noch geſteigert 
durch die Tatſache, daß beide Erhebungen beinahe gleichzeitig vorgenommen 
worden ſind und ſo eine gegenſeitige Kontrolle abgeben. 

Die techniſche Seite der beiden Erhebungen, die Art und Weiſe ihres Zu⸗ 
ſtandekommens und ihrer Vorbereitung iſt eine kleine Statiſtik für ſich, die 
uns manchen intereſſanten Einblick gewährt in die verſchiedenen ſtatiſtiſchen 
„Machtmittel“, die einerſeits der ſtatiſtiſchen Reichsorganiſation und anderer⸗ 
ſeits einer freien Gewerkſchaft zukommen, wenn ſie ſich einmal mit groß⸗ 
zügiger Statiſtik befaßt. 

Die amtliche Statiſtik hatte ſich in bezug auf Unterſuchungen über private 
Wirtſchaftsführung lange Zeit „zurückhaltend gezeigt, was ſich aus dem Be⸗ 
ſtreben erklärt, ein amtliches Eindringen in das Gebiet des Familienlebens 
zu vermeiden.“ Das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt hatte zum erſtenmal auf der 


„J’accuse, . «,* 


Konferenz der Vorſtände der Statiſtiſchen Amter deutſcher Städte in Altona | 


(1902) die Anregung zu einer Statiſtik der Haushaltungsbudgets von Arbeitern 
gegeben. Auf einer weiteren Konferenz (Stuttgart 1906) wurde die Mitwirkung 
der ſtädteſtatiſtiſchen Amter an einer Reichsſtatiſtik über das Haushaltungs⸗ 
budget minderbemittelter Familien beſchloſſen. 

Neben den Statiſtiſchen Amtern von 32 Großſtädten, die ihrer Mitwirkung 
an der Erhebung nicht nur durch die Verteilung der Haushaltungsbücher für 
die täglich zu geſchehende Aufſchreibung der Einnahme⸗ und Ausgabepoſten 


1 Erhebung von Wirtſchaftsrechnungen minderbemittelter Familien im 
Deutſchen Reiche. Bearbeitet im Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte, Abteilung für Arbeiter⸗ 
ſtatiſtik. Zweites Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt. Berlin 1909, Carl Heymanns Verlag. 
77 u. 229 Seiten. 

2 320 Haushaltungsrechnungen von Metallarbeitern. Bearbeitet und heraus⸗ 
gegeben vom Vorſtand des Deutſchen Metallarbeiterverbandes. Stuttgart 1909, Verlag von 
Alexander Schlicke & Komp. 159 Seiten. 

3 Erhebungen uſw., Seite 5. (In der Folge als „Reichsſtatiſtik“ bezeichnet.) 
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an die geeigneten Familien, ſondern auch zum großen Teil durch die erſte 
Bearbeitung der Haushaltungsbücher Ausdruck gaben, waren es noch eine 
Reihe anderer Organiſationen, die die Erhebung unterſtützten: Arbeitervereine, 
Beamtenvereine, Krankenkaſſen und andere. In 17 Städten wurden die Er⸗ 
hebungen von 33 freien Gewerkſchaften unterſtützt. Eine — weit geringere — 
Anzahl auch chriſtlicher und Hirſch⸗Dunckerſcher Gewerkvereine beteiligten ſich 
an der Sache. Leider läßt ſich aus den Mitteilungen der Reichsſtatiſtik nicht 
erſehen, inwiefern die Mitarbeit der Gewerkſchaften für den Erfolg der Er⸗ 
hebung zahlenmäßig ins Gewicht fällt. 

Der große in Bewegung geſetzte Apparat ermöglichte es, 8855 Haushaltungs⸗ 
bücher, deren Führung ein Jahr lang durchgeſetzt werden ſollte, zur Ver⸗ 
teilung zu bringen. Aber nur 960 Haushaltungsbücher wurden die ganze 
feſtgeſetzte Friſt hindurch geführt: bloß rund ein Viertel (24,9 Prozent) 

aller verteilten Bücher konnte im Sinne des vom Kaiſerlichen Statiſtiſchen 
Amte von vornherein aufgeſtellten Grundſatzes, daß die Erhebung ſich auf 
ein volles Jahr zu erſtrecken hat, verwertet werden. 
| Von den 960 brauchbaren Büchern ſchieden aus allerlei Gründen noch 
einige weitere aus, jo daß im ganzen 852 Haushaltungsbücher bearbeitet 
werden konnten. Von dieſen waren 522 Haushaltungsrechnungen von Ar⸗ 
beitern und 218 von mittleren Beamten und Lehrern, die übrigen von Privat⸗ 
angeſtellten und Unterbeamten. Die Erhebung der Reichsſtatiſtik erfaßt das 
Jahr 1907. Ay 
| Die Statiſtik der Metallarbeiter, die das Jahr 1908 erfaßt, erſtreckt 
ſich auf 42 Städte. Zur Verteilung kamen 400 Haushaltungsbücher, von 
denen 320 ein volles Jahr geführt wurden und einer vollſtändigen Bearbeitung 
unterzogen werden konnten. Es waren alſo rund 80 Prozent aller ver⸗ 
teilten Bücher brauchbar. 
ö Für die Leiſtungsfähigkeit der Arbeiterorganiſation ſpricht noch der Um⸗ 
ſtand, daß unter den 522 Arbeiterhaushaltungsrechnungen der Reichsſtatiſtik 
ſich 102 von Metallarbeitern befinden, von denen in der Bearbeitung der 
Metallarbeiterſtatiſtik die Annahme gemacht wird, daß ſie in der Mehrzahl 
wohl gewerkſchaftlich organiſiert ſind. Und dabei brachte es der Metallarbeiter⸗ 
verband fertig, ein Jahr darauf wiederum 320 brauchbare Jahresbudgets von 
Metallarbeitern zu erhalten! Und die Zahl hätte die aller brauchbaren Haus⸗ 
haltungsrechnungen der Reichsſtatiſtik erreicht, „wenn wir uns nicht wegen 
der damit verknüpften Arbeit und Koſten hätten Beſchränkung auferlegen 
müſſen !. 
So iſt der organiſierten Arbeiterſchaft durch den techniſchen Verlauf der 
Statiſtik das glänzendſte Zeugnis ausgeſtellt. | 


2. Das Einkommen der Arbeiter. 


| Das durchſchnittliche Geſamteinkommen eines Arbeiterhaushaltes iſt bei 
beiden Erhebungen ungefähr gleich, was von vornherein die volle Zuverläſſig⸗ 
keit und abſolute Brauchbarkeit der Ergebniſſe garantiert. Es beträgt das 
durchſchnittliche Geſamteinkommen | 


! 1835,38 Mark 
„ ⸗Sctatiſtik der Metallarbeiter. . 1856,19 = 


Der Fehler würde ſomit nur 1,1 Prozent betragen. 
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Von den 320 Budgets der Metallarbeiter erreichten 181 oder 56,5 Pro⸗ 
zent aller Budgets dieſe durchſchnittliche Geſamteinnahme nicht, 139 oder 
43,5 Prozent ſtanden über dieſem Durchſchnitt. Zergliedert man ſämtliche 
Haushaltungen in mehrere Einkommenſtufen, ſo ergibt ſich folgendes: 


Tabelle J. 
Durchſchnittliche 
Es hatten Mit einem Einkommen von Im Durchſchnitt Zahl der 
Haushaltungen eine Einnahme von Familienangehörigen 
12 unter 1200 Mark 1104,37 Mark 2,83 
80 1200 bis 1600 = 1446,33 2 3,57 
116 1600 = 2000 = 1786,44 - 3,72 
91 2000 = 2500 = 2201,94 . 3,97 
21 über 2500 = 2734,24 5,53 
320 | | 1856,19 Mark 3,84 


Das durchſchnittliche Geſamteinkommen in der oberſten Stufe iſt beinahe 
um 150 Prozent höher als in der niedrigſten. Doch aus der vierten Spalte 
der Tabelle erſehen wir, daß das Geſamteinkommen mit der Zahl der 
Familienmitglieder wächſt. Es ergibt ſich die Notwendigkeit, den even⸗ 
tuellen Einfluß der Kopfzahl auf das Zuſtandekommen der Geſamteinnahme 
zu unterſuchen, die Zahlen für die Geſamteinnahme in den einzelnen 
Einkommenſtufen zu zergliedern, den Anteil verſchiedener Einnahme⸗ 
quellen an der Geſamteinnahme herauszuerkennen. 

Es ſeien an dieſer Stelle die Zahlen für die Kopfſtärke in den von beiden 
Erhebungen erfaßten Haushaltungen eingeſchoben. 

Von den 320 Haushaltungen der Metallarbeiterſtatiſtik waren 27 kinder⸗ 
los, in den übrigen Familien waren im Durchſchnitt 2,77 Kinder in je einer 
Familie. Im Durchſchnitt kamen auf einen Haushalt 4,91 Köpfe. 

In den von der Erhebung des Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amtes erfaßten 
Haushaltungen gab es im Durchſchnitt 4,55 Köpfe auf jede Arbeiterfamilie. 

In der Statiſtik der Metallarbeiter iſt in ſämtlichen zitierten Tabellen 
jedoch nicht die wirkliche Kopfzahl angegeben, ſondern eine nach dem Vorbild 
der Reichsſtatiſtik reduzierte Zahl. Die Perſon des erwachſenen Mannes 
iſt als Einheit gerechnet, erwachſene weibliche Perſonen als 0,8, Kinder ver⸗ 
ſchiedenen Lebensalters in entſprechenden Abſtufungen. | 

In den zitierten Tabellen der Reichsſtatiſtik entſprechen die Angaben, 
wenn nicht anders hervorgehoben, der wirklichen Kopfzahl. 5 

A. Die Einnahmequellen des Arbeiterhaushaltes. 0 

Die Statiſtik der Metallarbeiter zergliedert die Geſamteinnahme in vier 
Unterabteilungen: Verdienſt des Mannes, Verdienſt der Familienangehörigen,! 
Unterſtützungen (Erwerbsloſenunterſtützung vom Verband während Krankheit ; 
oder Arbeitsloſigkeit, Unterſtützung der privaten und ſtaatlichen Kranken⸗ 
verſicherung) und „ſonſtige“ Einnahmen (Abvermieten von Räumlichkeiten, 
Dividenden von Konſumvereinen, Zuwendungen von Verwandten, Geſchenke, 
aber auch Entnahme von Spareinlagen und Aufnahme von Darlehen). 


1 Zum Verdienſt der Familienangehörigen iſt in der Metallarbeiterſtatiſtik auch der 
Nebenverdienſt des Mannes gerechnet. 5 
7 

j 
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Bei einer derartigen Zergliederung der durchſchnittlichen Geſamteinnahme 
innerhalb der einzelnen Einkommenſtufen ergibt ſich folgende DR 


Tabelle II. 


Es betrugen die durchſchnittlichen Einnahmen 


Durchſchnitt⸗ 
liche Zahl aus dem 
der Einkommenſtufe aus dem Verdienſt aus aus 
Familien Insgeſamt Verdienſt der Unter- ſonſtigen 
angehörigen des Mannes Familien, ſtük⸗ Ein⸗ 
angehörigen ungen nahmen 
2,83 Unter 1200 Mark. 1200 Mark. 1104,37 955,13 28,82 79,00 41,42 
3,57 1200 bis 1600 = 1446,33 1187,90 83,15 81,66 93,62 
3,72 1600 = 2000 ⸗ 1786,44 || 1483,80 | 155,74 | 44,79 1102,11 
9,97 2000 = 2500 2201,94 || 1728,09 | 221,74 | 47,22 204,89 
5,53 über 2500 = 2734,24 || 1873,55 | 572,64 | 41,18 247,07 


3,84 Im Durchſchn. e 1856,19 || 1485,04 | 178,96 55,74 136,45 


Wir erſehen aus dieſen Zuſammenſtellungen, daß der Übertritt von 
einer niedrigeren in eine nächſthöhere Einkommenſtufe mit bedingt 
iſt durch die Inanſpruchnahme von Hilfsquellen: durch den Ver⸗ 
dienſt der Familienangehörigen und durch die ſonſtigen Ein- 
nahmen. Und zwar nicht in dem Sinne, daß dieſe gleichen Schritt hielten 
mit der Zunahme des Verdienſtes des Mannes, des Haushaltungsvorſtandes! 
Vielmehr ſinkt mit ſteigendem Wohlſtand der Anteil, den das Lohn- 
einkommen des Mannes zum Geſamteinkommen beiſteuert. Die 
Zahlen für den in Prozenten ausgedrückten Anteil, den der Verdienſt des 


Mannes und die beiden genannten Hilfsquellen am Einkommen haben, zeigen 


uns in wunderbar geſetzmäßiger Weiſe dieſes Verhalten: 
Tabelle III. 


Vom Hundert der Einnahmen entfallen auf 


Durchſchnitt⸗ 2 | 
liche Zahl den Ver⸗ 
der 5 P dienſt der Unter⸗ ſonſtige Ein⸗ 
Familien⸗ Familien- | ftügungen nahmen 
angehörigen Mannes angehörigen 
2,83 Unter 1200 Mark. 86,9 2,61 | 75 3,75 
3,57 1200 bis 1600 = 0 82,13 5,75 5,65 6,47 
IB 1600 = 2000 = 83,06 8,72 2,51 5,71 
3,97 2000 = 2500 - 78,48 10,07 2,14 9,31 
BD an Aber 00 68,51 20,947 D 68,51 20,94 1,51 9,04 
3,84 Im Durchſchnitt aller e 3,84 Im Durchschnitt aller Haushaltungen 80,01 | 9,64 | 300 | 7,85 


In ſehr augenfälliger Weiſe läßt ſich die Rolle des Verdienſtes der 
Familienangehörigen und der ſonſtigen Einnahmen für den Übertritt in eine 
nächſthöhere Einkommenſtufe demonſtrieren, wenn man die Frage ſo for⸗ 
muliert: Welchen Anteil haben die beiden Hilfsquellen an dem 
Mehr an Einkommen, deſſen es zum Übertritt in die nächſthöhere 


Einkommenſtufe bedarf? Die Antwort ergibt ſich aus folgender Zu⸗ 


ſammenſtellung. Es wurde das Mehreinkommen, deſſen es zum Übertritt in 


eine nächſthöhere Einkommenſtufe bedarf, in ſeine Komponenten zergliedert und 
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ihr prozentiſcher Anteil an dem Mehreinkommen berechnet. Die Unterſtützungen 
ſind bei der Berechnung vom Geſamteinkommen abgezogen worden. 


Tabelle IV. 


Von der Mehreinnahme entfallen auf 
Durchſchnittliche den Mehr⸗ 


. x vermehrte 
1 Einkommenſtufe Kinn a. Fonfige 
mitglieder Mannes angehörigen Einnahmen 
| Prozent Prozent Prozent 
2,83 Unter 1200 Mark — — a 
3,57 1200 bis 16000 N, 68,6 16,0 15,4 
3,72 1600 „ 2000 78,4 19,3 2,3 
397 2000 = 2500 = 59,2 16,0 24,8 
5,53 über 2500 = 27,0 65, 2 za 


Die Tabelle zeigt, welch eine gewaltige Rolle dem Verdienſt der Familien⸗ 
angehörigen zukommt, wenn es gilt, in eine nächſthöhere Einkommenſtufe auf⸗ 
zuſteigen. Bei den Einkommen über 2500 Mark, wo der Verdienſt der 
Familienangehörigen faſt 21 Prozent der Geſamteinnahmen ausmacht (ſiehe 
Tabelle III auf S. 173), ſind es mehr als 65 Prozent vom Mehr⸗ 
einkommen, die von den Familienangehörigen geleiſtet werden. Sehr 


inſtruktiv iſt die Berechnung, daß beim Übertritt von der unterſten in die 


höchſte Einkommenſtufe zum Mehreinkommen beigetragen werden: 


Vom Manne . q. . 55,1 Prozent des mee 
Von den Familienang ehörigen 32,6 2 E 
Von ſonſtigen Einnahmen 12,3 z - - 


Zudem bedeuten auch die „jonftigen Einnahmen“ zum Teil eine | 


ei Belaſtung der Familienangehörigen. 


In der Reichsſtatiſtik ſind für ſämtliche Arbeiter Men Durchſchnitts⸗ 


zahlen angegeben: 


Tabelle V. 

In Prozent der 

| Sl Gejamteinnahme 
Verdienſt des Mannes 1507,92 82,2 

Verdienſt der Fanltenangebörigen Gnttufioe 9 Neben 

verdient des Mannes) 0 164,78 8,9 
Sonſtige Einnahmen 161,68 8,9 
Insgeſamt 1835,38 100,0 


Ein Vergleich mit Tabelle II und III zeigt, daß die Zahlen nur geringe 
Abweichungen von denjenigen der Metallarbeitererhebung aufweiſen. Dieſe 
geringfügigen Abweichungen laſſen ſich aus einigen, auch vom Bearbeiter der 
Reichsſtatiſtik hervorgehobenen Mängeln in der Verzeichnung der Einnahmen 
in der Reichserhebung erklären. 


In bezug auf die Frage nach der Bedeutung der einzelnen Einnahme⸗ 


quellen im Budget verſchiedener Einkommenſtufen ſind in der Reichserhebung 


die Haushaltungsrechnungen der Arbeiter mit den übrigen Haushaltungs⸗ 


rechnungen zuſammengeworfen, und es ergibt ſich ein zahlenmäßig etwas ver⸗ 
ändertes Bild. Aber auch hier treten — in mancher Hinſicht in noch kraſſerer 
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Weiſe — die beiden gekennzeichneten Tendenzen hervor: das Steigen des 
Einkommens mit der Zahl der Familienmitglieder und die große 
und mit der Kopfzahl zunehmende Bedeutung des Verdienſtes der 
Familienmitglieder. Die Tabellen illuſtrieren uns dieſe Tatſachen: 


Tabelle VI. 


— ͤ— . — - (:ͤ— —— .ꝶ᷑—ĩ—————————ů—ßv—5vð—[ð⅛—vß.—ß—vr8r838r338383— 


Zahl der 5 Neben⸗ Verdienſt 
Familien zu | Haus || Gelamt- Verdienſt verbienft des der Sonſtige 
haltungen einnahme des Mannes Mann Familien⸗ Einnahmen 
| angehörigen 
2 bis 4 Perſonen 421 2069,98 || 1761,87 42,89 72,57 192,65 
1 6 = 317 2308,14 || 1858,52 59,42 104,07 286,13 
über 6 5 114 2320,25 1818,06 58,30 167,93 275,96 
Tabelle VII. 
Vom Hundert der Einnahmen entfallen auf 
Familien zu . den Verdienſt Nebenverdienſt ! er ſonſtige Ein⸗ 
des Mannes des Mannes SUN, nahmen 
angehörigen 
2 bis 4 Berjonen . 85,1 2,1 3,5 9,3 
5 6 z 8 80,5 2,6 4,5 12,4 
Über 6 = 78,3 2,5 7,3 11,9 


In der Tabelle, die in der Veröffentlichung des Kaiſerlichen Statiſtiſchen 
Amtes enthalten iſt, ſind die Poſten für den Verdienſt der Familienangehörigen 
noch zergliedert in die Einnahmen der Ehefrau und der Kinder: 


Tabelle VIII. 


g N Geſamt⸗ Verdienſt Verdienſt Verdienſt Verdienſt 

Familien zu einkommen der Ehefrau der Kinder der Ehefrau der Kinder 

in Mark in Mark in Mark in Prozent in Prozent 
2 bis 4 Perſonen. 2069,98 61,31 11,26 3,0 0,5 
5 6 . . 2308,14 65,69 38,38 2,8 177 
Über 6 = 2320,25 41,28 126,65 1,8 5,5 


Hier iſt von Intereſſe der ſinkende Anteil des Verdienſtes der Frau in 
den kopfreichen Familien. Das wirft ein Schlaglicht auf die Bedeutung 
der Hilfsquellen im Budget des Arbeiters: ſoweit es geht, werden alle Kräfte 
dem Verdienen dienſtbar gemacht. Im Geſamteinkommen eines minder⸗ 
bemittelten Haushaltes iſt ſtets das Maximum enthalten, das ſich 
durch die Mitarbeit ſämtlicher Familienmitglieder überhaupt er⸗ 
reichen läßt. Allein der Verdienſt der Kinder ſtellt mehr als 46 Prozent 
zum Mehreinkommen, das die Familien mit über 6 Köpfen vor den⸗ 

jenigen mit 2 bis 4 Köpfen voraus haben. Vergleiche mit der Statiſtik 
der Metallarbeiter laſſen ſich hier nicht ziehen, da in den Tabellen der Reichs⸗ 
ſtatiſtik alle Gruppen der Haushaltungen (Lehrer, Arbeiter, Beamte) zuſammen⸗ 
geworfen ſind und für die Kopfzahl die wirkliche Zahl der Familienmitglieder 
angegeben iſt. 8 

Wichtig ſind noch die Angaben über die Zahl der Familien, die überhaupt 
auf ein Nebeneinkommen angewieſen ſind. Bei den Metallarbeitern hatten von 
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320 Familien 186 oder 56 Prozent Beiträge von Familienangehörigen. 230 Fa⸗ 
milien hatten ſonſtige Einnahmen. Nur in 21 Fällen oder kaum 6,6 Prozent 
aller Budgets iſt der Arbeitslohn des Mannes die einzige Ein⸗ 
nahmequelle. 

Die Reichsſtatiſtik weiſt hier folgende Verhältniſſe auf, die ſich auf alle 
minderbemittelten Familien beziehen: 


Tabelle IX. 


Zahl der Zahl der Familien mit einem Einkommen aus 
Bei einer Geſamtausgabe von W Verdienſt Nebenerwerb Einnahmen Verdienſt 
5 erhaup des Mannes des Mannes der Ehefrau der Kinder 


Unter 1200 Mark. 18 12 4 7 1 
1200 bis 1600 = . 171 171 67 79 9 
1600 2000 = 234 234 103 96 24 
2000 = 2500 =: 190 190 77 77 44 
2500 3000 = 103 102 34 13 17 

In Prozent der Familien überhaupt 

Unter 1200 ⸗ 92,4 30,8 54,0 7,7 
1200 bis 1600 = 100,0 39,2 46,2 5,3 
1600 = 2000 2 100,0 44,0 41,0 10,2 
2000 = 2500 = 100,0 40,5 40,5 23,2 
2500 = 3000 = 99,1 33,0 12,6 16,5 


Die Neue Zeit. 


Die Zahl der Haushaltungen unter 1200 Mark iſt zu gering, um ſich | 
hier ein rechtes Bild über die zahlenmäßige Beteiligung der einzelnen Ein- 


nahmequellen zu machen. 

Bei den anderen Stufen zeigt ſich deutlich die Tatſache, daß 40 und mehr 
Prozent aller Haushaltungen auf einen Nebenverdienſt des Mannes angewieſen 
ſind! Dieſe Zahl ſinkt nur bei der höchſten Einkommenſtufe. Die Zahl der 
Familien mit Verdienſt der Frau ſinkt mit der Höhe des Geſamteinkommens; 
ganz rapid iſt der Sturz bei der höchſten Stufe. Die Zahl der Familien, in 
denen die Kinder mitarbeiten, ſinkt bei der höchſten Stufe gegenüber der voraus⸗ 
gehenden, hält ſich aber auch hier bedeutend höher als in den niedrigeren Ein⸗ 
kommenſtufen. Im ganzen betrachtet, zeigt auch dieſe Tabelle, wie ſtark die 
Inanſpruchnahme der Familienmitglieder iſt. 

Wertvoll iſt folgender Hinweis des Bearbeiters der Metallarbeiterſtatiſtik. 


Wenn man annimmt, daß das ermittelte durchſchnittliche Einkommen von 


1856 Mark als Mindeſtgrenze für die Beſtreitung des Lebensunterhaltes einer 
vierköpfigen Familie notwendig iſt, ſo fragt ſich, inwiefern dem das Lohn⸗ 
einkommen des Mannes genügt. Die Zuſammenſtellung 


Tabelle X. 


Zahl der Mit einem Verdienſteinkommen 
Haushaltungen des Mannes von 
„„ weniger als 1200 Mark 
% a u Puder 1200 bis 1600 ⸗ 
S 1600 2000 
eee NEE, YArR, 2000 = 2500 


„%% ET a über 2500 
ergibt, daß wohl 90 Prozent der erfaßten Familien ihren Lebens- 
unterhalt durch das Lohneinkommen des Mannes allein nicht be⸗ 
ſtreiten können. 
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B. Das Einkommen in den verſchiedenen Berufen. 


Über die Verſchiedenheiten im Einkommen der einzelnen Arbeiterſchichten 
je nach ihrem Beruf gibt die Reichsſtatiſtik intereſſante Aufſchlüſſe. Hier iſt 
bemerkenswert, wie der Beitrag der Ehefrau abſolut und prozentual umgekehrt 
proportional dem Verdienſt des Mannes anſteigt: 


Tabelle XI. 


%%% Er Hundert 


in Mark 


Zahl Durch⸗Arbeits⸗ Ein⸗ der 
der ſchnittl. verdienſt nahmen Geſamteinnahmen 
Haus⸗ Geſamt⸗ des ber entfallen auf den 
hal⸗ einnahme Mannes Frau . 
tungen PR: 


in Mark in Mark Mannes Ehefrau 


Gewerbliche Arbeiter. 


a. gelernte. 
b. ungelernte. 


Handels⸗ und Verkehrsarbeiter . 
Arbeiter ohne nähere Bezeichnung. 


73,94 82,3 | 4,0 


65,57 83,2 3,5 
133,19 75,5 7,7 


111,18 79,1 6,4 
97,93 84,7 | 62 


1885,68 1569,46 
1726,51 1303,01 


1737,31 1374,20 


1865,96 || 1536,46 
1588,81 1345,65 


Bei den gelernten und ungelernten Arbeitern ift das beſonders deutlich zu 
ſehen. Hier ſind übrigens — auf der Tabelle der Einfachheit halber nicht 
mit angegeben — Verdienſt der Kinder und ſonſtige Einnahmen bei beiden 
nicht ſehr verſchieden. Die hohe Prozentzahl des Arbeitsverdienſtes des Mannes 
bei den Arbeitern ohne nähere Bezeichnung iſt bedingt durch die hier ſehr 
geringen ſonſtigen Einnahmen. 

Auch in der Statiſtik der Metallarbeiter iſt der prozentiſche Anteil des 
Arbeitsverdienſtes des Mannes bei den ſchlechter bezahlten ungelernten Ar⸗ 
beitern geringer als bei den gelernten: 


Tabelle XII. 


Verdienſt 


Geſamt⸗ Verdienſt des Mannes 
einkommen des Mannes in Prozent des 
Geſamt⸗ 
in Mark in Mark einkommens 


Gelernte Arbeiter 
Ungelernte Arbeiter 


1854,61 
1666,58 


1595,92 
1271,37 


86,0 
76,4 


Dieſe in beiden Erhebungen zutage tretende Erſcheinung gewinnt außer⸗ 
ordentliches Intereſſe, wenn wir ſie der durch die Tabelle III illuſtrierten Tat⸗ 
ſache entgegenhalten, daß bei den Arbeitern überhaupt mit einem Sinken 
des Geſamteinkommens gerade ein Anſtieg des prozentiſchen Anteils 
des Arbeitsverdienſtes des Mannes einhergeht: mehr als bei allen 
anderen Arbeiterkategorien tritt bei den ungelernten Arbeitern die 
Bedeutung des Lohnes in den Hintergrund, wenn es gilt, das Minimum 
aufzubringen, deſſen es für den Haushalt der betreffenden Arbeiterſchicht 
bedarf. Dieſelbe Erſcheinung treffen wir bei einem Vergleich der Einnahmen 
in verſchiedenen Ortsgrößenklaſſen wieder an. 


„ us 
N 2 

ur 
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C. Das Einkommen in verſchiedenen Ortsgrößenklaſſen. f 

Um die Verſchiedenheiten des Budgets je nach der Ortsgruppe feſtzulegen, 
ſind in der Metallarbeiterſtatiſtik die 42 Erhebungsorte in drei Klaſſen geteilt: 
in Großſtädte mit mehr als 100000 Einwohnern, in Mittelſtädte mit 30000 bis 

100000 Einwohnern und in Kleinſtädte mit weniger als 30000 Einwohnern. 
Es beträgt: b 
Tabelle XIII. 


Geſamt⸗ Verdienſt⸗ ee 

einkommen einkommen e f 

pro Familie pro Familie Geſamt⸗ 

in Mark in Mark einkommens | 
Großſtä dt 1977,19 1588,20 80,3 
Wiege N en a. 1711,69 1374,30 80,2 
ff 2 el 2039,09 05.1 wa a 


Die Tatjache, daß mit dem Sinken des Geſamteinkommens in den Klein⸗ 
ſtädten ein Sinken des prozentiſchen Anteils des Verdienſtes des Mannes 
einhergeht — dieſelbe Erſcheinung, deren wir eben bei einem Vergleich des 
Einkommens gelernter und ungelernter Arbeiter Erwähnung getan haben —, 
iſt ein Ausdruck dafür, daß die niedrigeren Löhne in der Kleinſtadt 
nicht allein diktiert ſind durch die geringeren Koſten der Lebens⸗ 
haltung in dieſer Ortsgrößenklaſſe. Hier, ebenſo wie bei den ungelernten 
Arbeitern, müſſen es andere Momente ſein, welche das Lohneinkommen des 
Mannes herabdrücken und eine erhöhte Inanſpruchnahme von Hilfsquellen 
nötig machen. Es iſt im höchſten Grade wahrſcheinlich, daß jedenfalls eines 
dieſer Momente gegeben iſt durch die geringere Widerſtandskraft der Arbeiter 
der Kleinſtadt im ſozialen Ringen. Bemerkt ſei noch, daß hier in keinem Falle 
eine Wirkung der höheren Kopfzahl vorliegt, denn es entfallen auf eine Familie 
in den Großſtädten 3,87 Köpfe, in den Mittelſtädten 3,67 Köpfe und in den 
Kleinſtädten 3,60 Köpfe. Alſo — eine größere Inanſpruchnahme der Arbeit 
der Familienangehörigen trotz geringerer Kopfzahl in den Kleinſtädten! | 

Die Zuſammenſtellungen der Reichsſtatiſtik find in bezug auf die Einnahmen 
nach Ortsgrößenklaſſen wertlos, da hier wieder Arbeiter und Beamte zuſammen⸗ 
geworfen find: eine ſehr große Zahl der viel höheren Lehrerbudgets ſtammt 
aus Klein⸗ und Mittelſtädten, was das ganze Bild zugunſten dieſer natur⸗ 
gemäß trüben muß. Schluß folgt.) 


1 


Elendsbilder aus dem Rhöngebirge. 
Don Vaul Sauerbrey (Großbreitenbach). 


Der Thüringer Wald und das Rhöngebirge haben zweierlei gemeinſam, 
einmal die an Abwechſlung reiche Schönheit der Landſchaft und das große 
Elend ſeiner Bevölkerung. Was das letztere anbetrifft, ſo weiß man nicht, 
welchen von beiden Gebirgen der Vorrang gebührt. Die Heimarbeit und Haus⸗ 
induſtrie, der Herd des größten Elends, iſt in beiden Gebirgen faſt gleich ſtark 
vertreten. Und das Elend der Heimarbeit und Hausinduſtrie ſoll hier auf 
Grund eines reichen Materials, welches ich mir durch eine längere politiſche 
und gewerkſchaftliche Tätigkeit im Rhöngebiet verſchaffte, beſprochen werden. 
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Die Rhön iſt ein eigenartiges Gebirge, eine lange Kette ſich unſymmetriſch 
aneinander reihender Baſaltberge, die ihren vulkaniſchen Urſprung auf Schritt 
und Tritt verraten. Das Innere der Berge birgt gewaltige Schätze an Baſalt 
und auch Kohle, ohne daß es bei den gegenwärtigen mangelhaften Verkehrs⸗ 
verhältniſſen möglich wäre, dieſe Reichtümer zu heben. Die Berge, bald be— 
wachſen mit dichtem Laub⸗ und Nadelwald, bald düſter kahl, ſo daß man ſich 
faſt in die Alpen verſetzt glaubt, umſchließen teilweiſe recht fruchtbare obſt⸗ 
reiche Täler, deren Dörfer und Flecken von einer gut ſituierten Bauernſchaft 
bewohnt werden. 

Als Haupterwerbszweig kommt die Landwirtſchaft in Betracht, die aber 
bei der allgemeinen Beſchaffenheit des Bodens und bei dem Stande der gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſe nur einen Bruchteil der Bevölkerung ernähren kann. 
So haben ſich neben der Landwirtſchaft noch eine ganze Anzahl Elends⸗ 
induſtrien eingebürgert und fortgeerbt. Gut zwei Drittel der ganzen Rhön⸗ 
bevölkerung lebt unter den drückendſten, teilweiſe elendeſten Verhältniſſen. Trotz 
des gewaltigen Waldreichtums, trotzdem im Innern der Berge große Schätze 

ſchlummern, gibt es im ganzen Rhöngebiet keine Induſtrien von Bedeutung, 
welche die Bevölkerung ernähren könnten. Der lebhafte wirtſchaftliche Verkehr 
ſcheint vor dem Rhöngebirge Halt gemacht zu haben, die Verkehrswege ſind 
mangelhaft, Bahnen exiſtieren faſt gar nicht. Eine ſchmalſpurige Bahn führt 
von Dorndorf nach Kaltennordheim und verbindet das Ober- mit dem Unter⸗ 
land nur ungenügend, eine weitere Bahn, Tann⸗Hilders, verbindet nur teil⸗ 
weiſe die Rhön mit dem Süden Deutſchlands. 
1 Hunderte von Arbeitern ſind gezwungen, ihren Erwerb in der Ferne zu 
ſuchen. Sie ziehen im Frühjahr in die großen Induſtriezentren von Rhein⸗ 
land⸗Weſtfalen, wo fie in den Bergwerken und Zuckerfabriken Arbeit nehmen 
und erſt bei Eintritt des Winters wieder nach Hauſe kommen und ſich den 
Winter über mit der Herſtellung von Elendsartikeln beſchäftigen. So ſind in 
manchen Orten über die Hälfte der männlichen Arbeiterſchaft im Frühjahr und 


Sommer von ihrer Heimat abweſend. ' 


| Als Beſchäftigung der armen Bevölkerung kommen in Frage die Plüſch— 
weberei, die Peitſchenfabrikation, Puppenfabrikation, Verferti⸗ 
gung von Holzwaren, Holzſchuhen, Körben, Kiepen genannt, Holz— 
ſchnitzerei und die Korkinduſtrie. 
Es gibt faſt kein Rhöndorf, in welchem nicht das eintönige Klappern des 
Webſtuhls ertönt. Man trifft beſonders arme Dörfer, wo in faſt keinem Hauſe 
der Webſtuhl fehlt. Gewebt wird nur Plüſch vom einfachſten bis zum feinſten 


Mäasſchinenplüſch. Dieſe Hunderte von Webern kennen nichts anderes als 


arbeiten, arbeiten vom früheſten Morgen bis in die ſinkende Nacht. Es liegt 
ein Stück heroiſcher Tragik darin, wie dieſe Klaſſe verzweifelt um ihre Exiſtenz 
ringt und täglich die Überlegenheit der Maſchine ſpüren muß. | 

| Die Weber arbeiten für die Fabriken in Rheinland⸗Weſtfalen. In jedem 
Orte befindet ſich ein Faktor. Derſelbe gibt die Rohſtoffe aus und nimmt 
dann die fertige Ware entgegen, um ſie dann an das Geſchäft zu ſenden. Er 
bildet die Mittelsperſon zwiſchen Unternehmer und Arbeiter. Für die Arbeit 
des Stoffabmeſſens und die Ausgabe der Rohſtoffe erhalten ſie 5 bis 7 Pfennig 
pro Meter. Die Preiſe, die den Webern bezahlt werden, ſind ſo niedrig, daß 
dieſe kaum exiſtieren können. Es wird bezahlt für den Meter Plüſch mit 
790 Faden 48, 50 und 52 Pfennig, derſelbe mit ſtärkerem Einſchlag 728 Faden 
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47 bis 52 Pfennig. Die Höchſtleiſtung beträgt pro Tag 3 Meter. Dabei iſt 1 
aber die Arbeitszeit unbegrenzt. Sie währt von morgens 6 Uhr bis nachts 
10 und 11 Uhr. Beſſer bezahlt wird der Frieſenplüſch. Hier wird für den 
Meter 1,05 bis 1,15 Mark bezahlt. Ein leiſtungsfähiger Arbeiter kann in 
10ſtündiger Arbeitszeit 1¼ Meter fertigſtellen. Für Maſchinenplüſch wird je 
nach Güte und Beſchaffenheit 1,50 bis zu 2,50 Mark pro Meter bezahlt. Dieſer 
beſſere Plüſch wird hauptſächlich in Oſtheim hergeſtellt. Ein tüchtiger Arbeiter 
kann es bei der Herſtellung dieſes Plüſches auf 3 Mark pro Tag bringen. 

Auf einem Stücke befinden ſich 52 bis 55 Meter Plüſch, woran ein Ar⸗ 
beiter ungefähr 4 bis 5 Wochen zu tun hat. Der Preis wird aber dem 
Weber bei der Ablieferung nicht voll ausbezahlt, er muß erſt warten, 
ob ſeine Arbeit Gnade vor dem Fabrikherrn findet. Iſt das letztere nicht der 
Fall, dann gibt es Abzüge, die ihm vom Lohne abgerechnet werden. So lebt 
der Weber in der Regel nur von ſeinen Abſchlagszahlungen. Iſt ein Stück 
abgewebt und kommt aus dem Stuhle, dann muß erſt der Stuhl für das 
nächſte Stück hergerichtet werden, was mit dem Abputzen des fertigen 
Plüſches drei volle Tage in Anſpruch nimmt. Für dieſe Zeit erhält der 
Arbeiter keinen Pfennig entſchädigt. Die Stühle müſſen die Weber 
ſelbſt ſtellen. Ein Stuhl koſtet 100 Mark, und meiſtens wird erſt das Geld 
dazu geborgt. Sieht man von den wenigen mit der Herſtellung des guten 
und beſſer bezahlten Plüſches beſchäftigten Arbeiter ab, dann bewegt ſich der 
Verdienſt dieſer Armſten zwiſchen 1,20 bis 2,50 Mark bei 10 ſtündiger Arbeits⸗ 
zeit und intenſivſter Arbeitsleiſtung. | 

Die Wohnungs⸗ und Ernährungsverhältniſſe find dem Verdienſt 
angepaßt. Kartoffeln und Kraut bilden die Hauptnahrung, eine Stube, in 
welcher der Webſtuhl ſteht, eine, im höchſten Falle zwei Kammern bilden die 
Wohnung, in welcher die immer ſehr zahlreiche Weberfamilie einen Teil ihres 
Daſeins vertrauert. | | 

Nicht beſſer, eher noch ſchlechter find die Peitſchenmacher geftellt. Früher 
waren Hunderte von Arbeitern mit der Herſtellung von geflochtenen Peitſchen 
beſchäftigt, die zum großen Teile ins Ausland gingen. Die Wirkungen der 
Zollpolitik ſind aber auch hier nicht ausgeblieben, und auch die Verbreitung 
des Automobils hat viel zur Einſchränkung des Abſatzes beigetragen. Immerhin 
aber ſind noch über hundert Perſonen mit der Herſtellung dieſes Artikels beſchäftigt. 

Die Peitſchenſtiele werden aus Ahorn, Eſche und Ulme hergeſtellt, und 
zwar auf folgende Weiſe: Aus dem runden Stück Baum in der Länge von 
1,50 bis 1,80 Meter, je nach Länge der Peitſche, werden zunächſt vierkantige 
Stücke herausgeſpalten, dieſe dann wieder in 4, 7, 8 und bis 20 Teile, und 
dieſe Teile dann mit ſcharfen Meſſern abgerundet und geglättet, hierauf der 
Stiel in kochendes Waſſer getan, um die Teile geſchmeidig zu machen, und 
darauf werden die Teile geflochten. Der ſo zuſammengeflochtene Stiel kommt 
darauf in eine Preſſe, wo er einen Tag verbleibt. Dann wird der untere 
Abſatz abgerundet, der ganze Stiel nachgeputzt und iſt ſo zum Abliefern fertig. 
Es gehört immer eine gewiſſe Kunſtfertigkeit dazu, um die Arbeiten zu verrichten. 

Der Artikel wird nach Schock bezahlt. Für ein Schock gut gearbeitete 
Peitſchen werden bezahlt: 1 Meter lang 6 bis 7 Mark, Kinderpeitſchen 4 bis 
4,50 Mark, Peitſchen mittlerer Länge 12 Mark und lange, 1,60 bis 1,70 Meter 
lang, 14 Mark. Für Peitſchen, die aus 20 Teilen geflochten ſind, werden 
20 Mark Höchſtpreis bezahlt. Das Holz müſſen die Peitſchenmacher ſelbſt ſtellen 


| Paul Sauerbrey: Elendsbilder aus dem Rhöngebirge. 181 


und kaufen. Dasſelbe muß oft 6 bis 7 Stunden weit hergeholt werden. Der 
Raummeter koſtet, 1,50 Meter lang, 20 Mark. Dabei müſſen die Peitſchen⸗ 
macher das Holz ſelbſt abmachen. Die Staatsforſtverwaltung gibt kein 
Holz an die Peitſchenmacher ab, trotzdem wiederholt an die Verwaltung peti⸗ 
tioniert worden iſt. Im Jahre 1849 ließ die damalige Forſtverwaltung alle 
Ahorn⸗, Ulmen⸗ und Eſchenpflanzen herausreißen, damit, wie die Maßnahme 
begründet wurde, die Peitſchenmacher kein Holz mehr ſtehlen könnten! Man 
kennt in der weimariſchen Regierung die Lage dieſer Armſten, tut aber nicht 
das geringſte, um ihre Lage beſſer zu geſtalten. 

Der Verdienſt der Peitſchenmacher beträgt abzüglich aller Auslagen 1 Mark 
bis höchſtens 1,50 Mark. Aus einem Stamme im Werte von 50 Pfennig 
werden, wenn das Holz nicht ſpröde iſt, günſtigenfalls 8 Peitſchen hergeſtellt. 

Ein anderer Teil verfertigt die Riemen zu den Peitſchen. Aus einem 
großen Stück Leder werden eine Anzahl Riemen geſchnitten und dieſe dann 
zuſammengeflochten. Auch dieſe Arbeit wird nicht beſſer bezahlt. Die Peitſchen 
werden dann an die Fabrikanten abgeliefert, welche ſie verſenden. Einige der⸗ 
ſelben haben es zu einem reſpektablen Vermögen gebracht. 

Was bei den Webern über die Ernährungs⸗ und Wohnungsverhältniſſe 
geſagt wurde, trifft auch bei den Peitſchenmachern zu. 

Frauen und Kinder der Plüſchweber und Peitſchenmacher verfertigen 
Puppen, in Oberweid iſt eine Spitzenſtickerei, in Kaltenſundheim und 
Kaltenweſtheim je eine Zigarrenfabrik, die einem Teile der weiblichen Ar⸗ 
beiterinnen erwünſchte Gelegenheit zum Verdienen geben. 

Auch der Holzſchnitzerei hat ſich die Heimarbeit bemächtigt und ſie zum 
Krebsſchaden dieſer Induſtrie herausgebildet. Die Schnitzerei hat ihren Hauptſitz 
in Empfertshauſen, wo ſich drei Fabriken befinden. Wiederholt ſind Verſuche 
unternommen worden, die Schnitzerei der Rhön zu heben. In dem Orte ſelbſt 
befindet ſich eine ſtaatliche Schnitzſchule, an welcher zwei techniſche Lehrer an⸗ 
geſtellt find, welche die Schüler im Schnitzen, Drechſeln, Zeichnen, Model— 
lieren uſw. unterrichten. Die Koſten der Schule werden teils aus der ſtaat⸗ 
lichen Hauptkaſſe, teils aus der Karl⸗Alexanderſtiftung gedeckt. Trotz aller 
Verſuche mit ſtaatlichen Mitteln und trotzdem ſich am Orte ein Stamm tüch⸗ 
tiger Arbeiter befindet, die es zum Teil zu einer hohen künſtleriſchen Vollendung 
gebracht haben, iſt die Schnitzerei nicht über die Herſtellung von billigen 
Maſſenartikeln hinausgekommen. Die Heimarbeit iſt ſehr verbreitet und drückt 
auf die Löhne der in den Fabriken beſchäftigten Arbeiter. Hergeſtellt werden 
Andenken, Tiere, Zigarrenſpitzen, Thermometerbretter, Pfeifenköpfe uſw. Auch 
Frauen ſind beim Schnitzen von Pfeifenköpfen mit tätig. Sie punktieren die 
geſchnitzten Köpfe. Auch hier iſt die Arbeitszeit faſt unbegrenzt. Der Verdienſt 

ſchwankt zwiſchen 9 und 15 Mark. 
| In Andenhauſen, Föhlritz, Brunnhardtshauſen und anderen Orten werden 
Körbe und Holzſchuhe hergeſtellt. Aus Aſpe, Buche und Saalweide werden 
breite Späne geſpalten und davon die Körbe geflochten, die dann die Frauen 
der Korbflechter in der Umgegend verkaufen. Im günſtigſten Falle wird für 
einen ſolchen Korb ein Preis von 2,50 Mark erzielt. Mehr wie vier Körbe 
find in einer Woche bei 13⸗ und 14ſtündiger Arbeitszeit nicht fertigzuſtellen. 
Die Auslagen für einen Korb betragen 70 Pfennig. Genau ſo elend werden 
die Holzſchuhe bezahlt. Der Preis für Holzſchuhe ſchwankt zwiſchen 40 Pfennig 

und 1,20 Mark, der Tagesverdienſt zwiſchen 90 Pfennig und 1,30 Mark. 
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Eine ganz beſonderes Kapitel des Elends bildet die Lage der Korkarbeiter 


des Rhöngebirges. Die Korkinduſtrie hat ihren Sitz im Dermbacher und 


1 


Gaiſaer Bezirk. Hier hat die Heimarbeit geradezu abſtoßende Blüten gezeitigt. 


Obwohl in Dermbach 7 Fabriken mit 130 beſchäftigten Arbeitern ſich be⸗ 


finden, ſind doch dieſe Arbeiter faſt ſämtlich noch nebenbei Heimarbeiter, denn 


infolge des niedrigen Verdienſtes ſind ſie faſt allgemein gezwungen, nach 
Fabrikſchluß noch zu Hauſe zu arbeiten. In Ober⸗ und Unteralba, in Zella 
und in dem katholiſchen Gaiſaer Amte kommen faſt nur Heimarbeiter in 
Frage. 


Es gibt wohl kaum ſchlechter geſtellte Arbeiter als wie dieſe Armſten, 


die vom früheſten Morgen bis in die ſinkende Nacht in gebückter Stellung 
an ihrem Tiſche ſitzen und mit haarſcharfen Meſſern den Kork bearbeiten. 
Der in den Fabriken bezahlte Lohn ſchwankt zwiſchen 1 Mark und 2,50 Mark 
pro Tag. 

Die Heimarbeiter ſind in Akkord beſchäftigt. Es werden bezahlt für 


1000 Weinkorken 1,90 Mark, für Selters⸗ und andere Korken 60 bis 


80 Pfennig pro 1000. Noch vor einigen Jahren war der bezahlte Lohn 


geringer, auch die Preiſe haben erſt vor einigen Jahren eine Verbeſſerung 
erfahren. Nach einer Feſtſtellung der großherzoglichen Bezirksdirektion in 
Dermbach betrug der Durchſchnittsverdienſt der Korkarbeiter im Jahre 1889 
7,20 bis 10,80 Mark bei 13 bis 14ſtündiger Arbeitszeit. Das Werkzeug — ein 
Meſſer zum Zuſchneiden für 12 Mark, ein zweites zum Schneiden der Würfel 
für 1 Mark, ein drittes zum Rundſchneiden der Korke für 50 Pfennig — muß 
ſich der Arbeiter ſelbſt kaufen. Bei der ununterbrochenen Benutzung wird 
wöchentlich ein Meſſer gebraucht. Der Abfall muß an die Fabrik zurück⸗ 
geliefert werden, wo er wieder verwendet wird. Aus einem Zentner Kork 
müſſen 45 Pfund reine Korke herausgearbeitet werden. Ein mittelmäßiger 
Arbeiter ſchnitzt bei intenſivſter Anſtrengung täglich ungefähr 1¼ Tauſend. 
Die Arbeitszeit iſt auch hier unbegrenzt. Sie währt bei gutem Geſchäftsgang 
von morgens 5 und 6 Uhr bis nachts 10, 11 und 12 Uhr. Ein Teil der 
Korkſchnitzer beſchäftigt ſich mit der Herſtellung von Federhaltern. Die 
Preiſe für dieſe Artikel ſind in den letzten Jahren ganz ungemein geſunken, 
ſie ſchwanken zwiſchen 2,50 und 5 Mark pro Gros gegen früher 3,60 und 
6 Mark. Die Halter gehen ſechsmal durch die Hände, ſie werden zu⸗ 
geſchnitten, abgerundet, gebohrt, die Hülſen eingeſetzt, mit Eichengrund die 
Poren verrieben und geſchliffen. Kinder und Frau müſſen mitarbeiten. 

Die Wohnungsverhältniſſe ſpotten aller Beſchreibung. Die meiſten 
Heimarbeiter ſind durch ein Häuschen an die Scholle gefeſſelt. Eine zugleich 
als Arbeitsraum dienende Stube, eine, im höchſten Falle zwei Kammern und 
ein als Küche dienender Vorraum bilden die Häuslichkeiten der Korkarbeiter. 
Der aus der friſchen Luft in die Stube Tretende verſpürt nach kurzem Auf⸗ 
enthalt eine eigentümliche Rauheit in den Luftröhren und das unangenehme 
Knirſchen feiner Staubkörner zwiſchen den Zähnen. Der Kork enthält eine 
Unmenge feinen Erdſtaub, der beim Verarbeiten aufgewirbelt wird. 

Dabei liegt der Abfall oft bis zu 20 Zentimeter hoch unter den Füßen 
der Arbeiter und wird in der Stube herumgetragen, kein Wunder, wenn die 
Geſundheitsverhältniſſe äußerſt ungünſtige ſind. Ein Beiſpiel aus meinem 
reichhaltigen Material: Korkarbeiter H. aus O., Vater von zwölf Kindern, 
die Frau befindet ſich mit dem dreizehnten in geſegneten Umſtänden. Er beſitzt 


na 
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ein eigenes Häuschen, eine Stube, 4 Meter lang, 3,50 Meter breit, 2 Meter 
hoch, zwei Kammern, einen als Küche dienenden Vorraum. Es iſt vor kurzem 
aus der Lungenheilanſtalt entlaſſen worden und iſt Invalide, war früher 
einer der leiſtungsfähigſten Arbeiter. Ich könnte Dutzende ähnlicher Beiſpiele 
anführen. 

Das Elend hat dem Volke ſeinen Stempel aufgedrückt und ihm deutliche 
Degenerationsmerkmale ins Geſicht eingegraben. Überall trifft man blaſſe, 
unterernährte Kinder, früh verblühte Frauen mit entzündeten Augen und 
gelber Geſichtsfarbe, Männer mit zerſtörten Nerven im beſten Alter gebeugt 
und zermürbt. 

Die Unternehmer, die ihren Sitz in Frankfurt und Trier haben, machen 
ein glänzendes Geſchäft mit dem Elend des Volkes. | 

Wie ſoll nun all dieſen Armſten geholfen werden? 

Gewerkſchaftlich waren dieſe Arbeiter trotz der größten Anſtrengung 
der Verbände nicht zu erfaſſen, bei der Eigenart dieſer Elendsinduſtrien und 
der großen Ausdehnung der Heimarbeit iſt auf abſehbare Zeit auch an eine 
Organiſierung dieſer Arbeiter nicht zu denken. Zu einem wirkſamen Heim: 
arbeiterſchutzgeſetz aber kann ſich die Geſetzgebung nicht aufſchwingen, ſo⸗ 
lange die gegenwärtige Mehrheit die Klinke der Geſetzgebung in Händen hat, 
und mit ſtaatlicher Unterſtützung wird man niemals die furchtbaren Zu⸗ 
ſtände beſeitigen können. Die weimariſche Landesgeſetzgebung iſt reaktionär, 
durch das Pluralwahlſyſtem in den kleinen Gemeinden iſt die Verwaltung 
der Gemeinden immer den begüterten Grundbeſitzern und Bauern ausgeliefert, 
die mit allen Mitteln die Induſtrialiſierung hintertreiben, weil ſie befürchten, 
daß dadurch die Löhne der Landarbeiter eine Steigerung erfahren müſſen. 
So ſind die wiederholten Verſuche, zum Beiſpiel Induſtrien in Dermbach an⸗ 
zupflanzen, von der reaktionären Verwaltung mit allen Mitteln und Erfolg 
hintertrieben worden. | 

Zur Beſeitigung der gejchilderten Zuftände müſſen ganz andere Faktoren 
einſetzen. Es iſt die wirtſchaftliche Umwälzung, die auch im Rhöngebiet 
nicht ausbleiben wird und deren Wirkungen jetzt ſchon, wenn auch nur ſchwach 
verſpürt werden, die all den Armen Rettung aus ihrer traurigen Lage bringen 

kann. Die Erſchließung dieſes Gebirges durch Verkehrswege, 
Bahnen uſw., durch Schaffung geeigneter Erwerbsverhältniſſe wird 
immer brennender, und auch die maßgebenden Kreiſe können ſich der Not⸗ 
wendigkeit dieſer Forderungen nicht mehr entziehen. Die letzte Reichstags⸗ 
erſatzwahl, die für unſere Partei gerade unter der ſtark vertretenen ländlichen 
Bevölkerung der Rhön eine ungemein große Zunahme an Stimmen brachte, 
hat das übrige getan, um die Aufmerkſamkeit der maßgebenden Kreiſe auf die 
Rhön zu lenken. Es können noch Jahre vergehen, ehe die Entwicklung ein⸗ 
ſetzt, fie wird aber einſetzen, dafür ſorgt ſchon der baſaltreiche Boden des 
Rhöngebirges, das in ſeinem Innern große Schätze birgt und ſchon dadurch 
die Aufmerkſamkeit profitgieriger Unternehmer auf ſich gezogen hat. 

Mit dem Einzug größerer Induſtrien wird auch das Elend der Heimarbeit 
langſam verdrängt werden, und der Kapitalismus wird ſeine alles um⸗ 
geſtaltende Tätigkeit entfalten. 

Der Wahlkreis iſt von unſerer Partei in hartem Ringen gewonnen worden, 
er wird Beſitzſtand unſerer Partei bleiben. Gerade in dieſem Kreiſe hat es 
ſich gezeigt, wie töricht die Behauptung iſt, daß alle Verſuche unſerer Agi⸗ 
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tation an dem „gefunden“ Sinne der Bauern ſcheiterten. Gerade dieſe Klafje 
hat bei der letzten Erſatzwahl in hervorragender Weiſe für unſere Partei 
geſtimmt. 

Sind auch alle Verſuche, die Angehörigen der Elendsinduſtrien zu organi⸗ 
ſieren, ohne Erfolg geblieben, ſo wird doch auch für dieſe Arbeiter die Zeit 
kommen, wo ſie, zum vollen Bewußtſein ihrer Klaſſenlage gelangt, gebieteriſch 
das fordern, was man ihnen bisher vorenthalten hat. 

Unſere Fraktion im weimariſchen Landtag wird bei jeder Gelegenheit 
die Forderungen der Armſten des Rhöngebirges vertreten. Insbeſondere werden 
ſie mit allem Nachdruck auf die Notwendigkeit neuer Bahnſtrecken hin⸗ 
weiſen und die Staatsregierung zwingen, daß ſie dieſe Forderungen mit aller 
Entſchiedenheit bei der preußiſchen Staatsregierung vertritt. 

Die Verhältniſſe im Rhöngebiet ſind übrigens ein abſchreckendes Beiſpiel 
für die Weltmachtspolitik der herrſchenden Klaſſe. Während man zu den un⸗ 
ſinnigſten und unerhörteſten Militärausgaben jede Summe zur Verfügung 
hat, verweigert man einem großen Gebietsteil des Reiches die notwendigſten 
und dringendſten Kulturausgaben und hemmt dadurch deſſen wirtſchaftliche 
Entwicklung und Entfaltung. Der Proteſt bei der Erſatzwahl wird auch in 
dieſer Hinſicht der maßgebenden Inſtanz die Wege zeigen und dieſem Gebiets⸗ 
teil mehr als bisher Beachtung verſchaffen. Was wir bei der letzten Wahl 
erreicht, werden wir durch fortgeſetzte Agitation und Aufklärung der Maſſen 
ausbauen und beim nächſten Sturme zu erhalten wiſſen. | 


Die fachtechnik in der öewerkſchaftspreſſe. | 
Don Joſef Kliche, 


Für diejenigen, die keinen Überblick über die deutſche Gewerkſchaftspreſſe haben, 
dürften einige Angaben über die Berückſichtigung der fachgewerblichen Technik in 
den einzelnen Gewerkſchaftsblättern willkommen ſein. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
dieſe Organe dazu geſchaffen worden ſind, um jeweilig ihre engeren Berufsgenoſſen 
über die Vorgänge im Gewerbe, über Streiks und Ausſperrungen, über die Lage 
der Arbeiter und die wirtſchaftliche Konjunktur zu informieren, daneben auch als 
politiſches Barometer zu dienen und insbeſondere die ſozialpolitiſchen Fragen ge⸗ 
bührend zu diskutieren. Trotzdem gibt es eine Anzahl Organe, die daneben noch 
die Schulung und Belehrung der Verbandsmitglieder in fachtechniſchen Fragen zu 
ihrer Aufgabe gemacht haben, für die ihnen das Unternehmertum eigentlich Dank 
wiſſen ſollte. Denn abgeſehen von ſolchen Berufen, wo die techniſche Fertigkeit 
des einzelnen für den Kapitaliſten keinen Wert beſitzt und es nur auf die phyſiſche g 
Kraft und die Schnelligkeit und Gewandtheit des Arbeiters ankommt, wie in den 
ungelernten Berufen der Transport-, Hafen⸗, Bauhilfs⸗, Fabrik⸗ und ſtädtiſchen 
Arbeiter, muß auch heute im Zeitalter der Maſchine dem Unternehmer vielfach 
noch an der Tüchtigkeit des gewerblichen Arbeiters etwas gelegen ſein. Gewiß 
gibt es Berufe, in denen der Kapitalismus das großſtädtiſche Handwerk geradezu 
korrumpiert und degeneriert hat, wie vor allem das Baugewerbe. Hier kommt es 
nur noch auf die raſcheſte Aufeinanderſchichtung ganzer Berge von weißem oder . 
rotem Steinmaterial an, die glitzernden Verblendſteine oder der weiße Putzmörtel 
decken mit Leichtigkeit die hintere Schande zu. Einige „tüchtigere Kräfte“, die die 
vordere Herrlichkeit beſorgen, gibt es auf jedem Bau, zudem macht ja die im letzten 
Jahrzehnt mächtig angeſchwollene Reſervearmee jede beliebige „Auswechſlung“ 
möglich. 
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Etwas anderes iſt es bei Berufen, in denen die Maſchine die Spezialiſierung 
zwar noch viel unheimlicher vorgenommen hat und der Lehrling oder Geſelle unter 
Umſtänden ſein ganzes Leben an einem Spezialſtück zubringen kann, gleich einem 
an die Galeere geſchmiedeten Sklaven, was bekanntlich für den Fabrikanten äußerſt 
vorteilhaft iſt, wie in der Holz⸗ und Metallinduſtrie. Hier würde ein Lehrling trotz 
einer drei⸗ und vierjährigen Lehrzeit gar keinen Überblick über die Herſtellung der 
einzelnen Gegenſtände auf praktiſchem Wege mehr bekommen, wenn ihm nicht das 
fachtechniſche Wiſſen auf theoretiſchem Wege leidlich beigebracht würde. Dieſes 
Beibringen ſteht aber in unſerem Klaſſenſtaat auf einem ſehr niedrigen Niveau. 

In ſolchen Zeiten iſt es daher ohne Zweifel ein Verdienſt um die heran⸗ 
wachſenden Berufsgenoſſen und an der Geſamtkultur, wenn die Organiſationen 
verſuchen, ihre Mitglieder beruflich zu ſchulen. Denn das, was früher der er⸗ 
fahrene Kollege dem an ſeiner Seite ſtehenden Lehrling während der Arbeitszeit 
begreiflich machen konnte, kann heute nur noch außerhalb des Werkplatzes und der 
Arbeitszeit geſchehen, andernfalls würden die kapitaliſtiſchen Räder beide, ſowohl 
Jungen wie Alten überrollen und aus der Fabrik hinausbeſorgen. Von den Or: 

ganiſationen, die auf dieſen Punkt Wert legen, ſteht an erſter Stelle der Holz 
arbeiterverband, deſſen „Fachblatt für Holzarbeiter“ nun bereits im fünften 
Jahrgang jeden Monat erſcheint. Was Inhalt und Ausſtattung anbelangt, iſt es 
den techniſchen Zeitſchriften der Unternehmer durchaus ebenbürtig. In Quart⸗ 
format, jedesmal zweieinhalb Bogen ſtark, bringt es fachgewerbliche Aufſätze von 
erſten Autoritäten des Gebietes, zumeiſt illuſtriert. Ahnlich, was Ausſtattung uſw. 
betrifft, doch weſentlich anders im Inhalt, gibt ſich das gleichfalls monatlich jetzt 
im dritten Jahrgang erſcheinende Bildungsorgan der Metallarbeiter „Der Zeit⸗ 
geiſt“. Die drei Bogen ſtarken Hefte bringen in erſter Reihe politiſche und geſell⸗ 
ſchaftswiſſenſchaftliche Aufſätze. Nur ein kleiner Teil des Raumes tft der Belehrung 
über das Fachgewerbe zugewandt; dieſe Einrichtung dürfte den organiſierten Arbeiter 
ſympathiſcher berühren als die vom Holzarbeiterverband herausgegebene Zeitſchrift. 
f Außer den genannten beiden Organen gibt es keine ſelbſtändigen ins Fach⸗ 
techniſche ſchlagenden Publikationen, dagegen haben einige Verbände neben ihrem 
Gewerkſchaftsblatt eine monatliche fachgewerbliche Beilage eingeführt. So enthält 
zum Beiſpiel die „Sattler⸗ und Portefeuiller⸗Zeitung“ alle vier Wochen 
eine „Fachtechniſche Rundſchau“, die einen Bogen ſtark iſt und illuſtrierte 
Artikel bringt. Ferner erſcheint bei den Gärtnern das „Gärtnerei⸗Fachblatt“, 
gleichfalls einen Bogen ſtark und illuſtriert; auch die „Graphiſche Rundſchau“, 
die, einen halben Bogen ſtark, eine Zugabe zur „Graphiſchen Preſſe“ bildet, 
jedoch vierzehntäglich erſcheint, gehört in dieſes Gebiet. Auf ihrem diesjährigen 
Verbandstag haben auch die Steinſetzer und verwandte Berufsgenoſſen dem 
Vorſtand einen Antrag überwieſen, der die Herausgabe einer Fachbeilage bezweckt, 
obwohl in dieſem Gewerbe am wenigſten von Fachwiſſenſchaft geredet werden 
kann, zudem erſt noch das Fachorgan vierzehntäglich erſcheint und ein Antrag, es 
achttäglich herauszugeben, vom ſelben Verbandstag abgelehnt wurde. Größere 
illuſtrierte Fachartikel bringt noch die „Schmiedezeitung“, jedoch nicht mehr in 
ſelbſtändiger Beilage. Das Illuſtrationsweſen iſt durchweg bei dieſen Schöpfungen 
bedingt, da es ein ſchnelleres und klareres Verſtändnis für die textlichen Angaben 
und Beiſpiele ermöglicht. Außer dieſen ſtändigen Einrichtungen bringen ungefähr 
fünfzehn Organe ab und zu ein kleines fachgewerbliches Feuilleton, 
darunter die Organe der Maurer, Stukkateure, Bildhauer, Bäcker, Buch- 
binder, Typographen und Friſeure. Aus der Feder von Fachautoritäten 
werden hier insbeſondere neue Herſtellungsweiſen behandelt. Die übrigen achtund⸗ 
dreißig Gewerkſchaftsblätter, worunter allerdings eine ganze Anzahl verſchwindend 
kleiner, legt auf Fachbelehrung kein Gewicht, teils weil die Redaktionen ſie nicht 
für ihre Aufgabe halten, teils weil ihre Organiſationsmitglieder „ungelernte“ 
Arbeiter ſind. 


186 Diie Neue Zeit. 
Ob freilich im Zeitalter des Klaſſenkampfes es Aufgabe der Gewerkſchafts⸗ 


preſſe iſt, für die fachwiſſenſchaftliche Bildung der Organiſationsmitglieder zu ſorgen 


und die für die Kampfeszwecke fo dringend nötigen Mittel dafür zu verwenden, iſt 
eine andere Frage, mit der ſich die Generalverſammlungen unſerer Gewerkſchaften 


ſehr bald werden eingehend beſchäftigen müſſen. Waffen für den Kampf werden 
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durch dieſe Fachbelehrung nicht geſchmiedet — und daß der Kampf die einzige Auf⸗ 
gabe der Gewerkſchaften iſt, davon werden die ſich ſtets mehr zuſpitzenden Gegen⸗ 


ſätze die Gewerkſchafter bald mehr als manchem lieb iſt überzeugen. 


literariſche RKundſchau. 


Joh. Heußer, Bezirksrichter, Die bedingte Verurteilung. Zürich 1909, Verlag 
der Buchhandlung des Schweizeriſchen Grütlivereins. „Sozialpolitiſche Zeitfragen 
der Schweiz“ (herausgegeben von Paul Pflüger), Heft 7. 24 Seiten. Preis 


50 Centimes. 


überall, beſonders in Deutſchland, Oſterreich und der Schweiz, ſtehen zurzeit f 


die Fragen der Strafrechtsreform mit im Vordergrund des Intereſſes. Zu den 
Problemen, die der geſetzlichen Regelung harren, gehört insbeſondere die bedingte 


Verurteilung, die in den Ländern, in denen ſie eingeführt iſt, glänzende Reſul⸗ 
tate erzielt hat. Sie beſagt, daß derjenige, der zum erſten Male mit den Straf⸗ 


geſetzen in Konflikt kommt, bei leichteren Straftaten nur für den Fall verurteilt 


wird, daß er ſich innerhalb einer beſtimmten Friſt ein neues Delikt zuſchulden 


kommen läßt. So bleibt der bedingt Verurteilte in der Regel von dem Makel der 


Vorſtrafe und den entſittlichenden Wirkungen der Strafverbüßung verſchont und 


wird dem ehrlichen Leben wiedergewonnen. In Deutſchland behilft man ſich noch 
immer mit einem kümmerlichen Surrogat, der bedingten Begnadigung, das 


heißt der Träger des Gnadenrechtes bewilligt dem Verurteilten eine Ausſetzung 
der Strafvollſtreckung und ſtellt ihm die völlige Begnadigung in Ausſicht für den 


Fall, daß er ſich in der Zwiſchenzeit gut führt. Auch dieſes Syſtem hat gute Er⸗ 
folge erzielt, trotzdem es ein reines Willkürſyſtem iſt und dem bedingt Begnadigten 
zwar den Strafvollzug, aber nicht den Makel der Vorbeſtraftheit erſpart (vergleiche 


meine Zuſammenſtellung in der „Neuen Zeit“, XXIII, 2, S. 455 f.). Der neue Vor⸗ 


entwurf zum deutſchen Strafgeſetzbuch begnügt ſich, wie überall, wo es ſich um 
einen Fortſchritt handelt, mit einer halben Maßregel, indem er das Syſtem der 
bedingten Strafausſetzung einführt. Dieſes Syſtem hat vor dem der be⸗ 
dingten Begnadigung den Vorteil, daß die Entſcheidung beim Richter und nicht 
bei der Verwaltungsbehörde liegt, es hat jedoch gegenüber dem der bedingten Ver⸗ 
urteilung den Nachteil, daß derjenige, dem die Rechtswohltat zuteil wird, ver⸗ 
urteilt wird und alle dadurch verurſachten Exiſtenzerſchwerungen durchzukoſten hat. 

Eine Überſicht über die einzelnen Syſteme und die damit in den einzelnen 
Ländern erzielten Reſultate bietet die vorliegende Broſchüre. Als ſolche wird ſie 


manchen, die ſich mit dieſen Problemen befaſſen wollen, willkommen ſein. Eine 
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ſelbſtändige Kritik läßt der Verfaſſer freilich vermiſſen. Veranlaſſung zur Broſchüre 


iſt ein dem Züricher Volke zur Abſtimmung vorgelegter Geſetzentwurf betreffend 


die bedingte Verurteilung. Siegfried Weinberg. 


Die geſellſchaftliche Bewegung in Rußland am Anfang des zwanzigſten Jahr⸗ 
hunderts. Unter der Redaktion von L. Martoff, P. Maßloff und A. Potreſſoff. 


Erſter Band: Die Vorboten und Grundurſachen der Bewegung. St. Peters⸗ 


burg 1909. 


Die Revolution in Rußland iſt durch die Konterrevolution abgelöſt worden. 


Iſt dieſe Konterrevolution nur eine neue Etappe im Entwicklungsprozeß der Re⸗ 
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volution, die Kräfte jammelt für einen neuen Ausbruch, oder bedeutet fie den 
Abſchluß der Revolution, ihre endgültige „Niederlage“ — dieſe Fragen wecken 
noch immer leidenſchaftliche Debatten in den Reihen der Revolutionskämpfer. Und 
nicht minder leidenſchaftlich wird die Frage diskutiert, wer die Schuld trägt an 
dieſem Ausgang der Bewegung, weſſen Fehler dieſe Niederlage heraufbeſchworen 
haben. Wenn die liberalen Parteien bemüht ſind, die ganze Schuld auf die Sozial⸗ 
demokratie abzuwälzen, die unerfüllbare Forderungen aufſtellte und durch ihre Un⸗ 
verſöhnlichkeit die Bourgeoiſie von ſich abſtieß, ſo finden wir auch in den Reihen 
der Sozialdemokratie ſelbſt die entgegengeſetzteſten Anſichten in dieſer Frage. Eine 
Fraktion beſchuldigt die andere, und jede weiſt auf die Fehler der anderen hin, die 
unausbleiblich zur „Niederlage“ führen mußten. 

In der letzten Zeit iſt dieſer Streit in eine neue Phaſe eingetreten. Iſt es 
doch klar, daß wenn dieſe oder jene Perſonen, dieſe oder jene Parteien „die Schuld 
an der Niederlage tragen“ und die „Niederlage“ ſelbſt durch „Fehler“ in der „Ein⸗ 
ſchätzung“ des „jeweiligen Momentes“ hervorgerufen wurde, beſtimmte objektive 
Urſachen dieſen Fehlern zugrunde liegen mußten. So tritt das Bedürfnis zutage, 
ſich über alle Begebenheiten dieſer revolutionären Periode Rechenſchaft abzugeben, 
ihre vorhergehenden Schickſale, ihre Urſachen, ſoweit ſie durch die ſozialökonomiſchen 
Verhältniſſe Rußlands bis 1905 beſtimmt wurden, zu unterſuchen und die Entwick⸗ 
lung der verſchiedenen Parteien zu prüfen, die im Verlauf der Revolution offen in 
die politiſche Arena traten. 

Die Aufgabe, dieſes Bedürfnis zu befriedigen, nahm eine Gruppe ſozialdemo⸗ 
kratiſcher Schriftſteller menſchewiſtiſcher Richtung auf ſich. Unter der Redaktion von 
L. Martoff, P. Maßloff und A. Potreſſoff erſcheint jetzt ein umfangreiches Werk, 
das auf fünf große Bände berechnet iſt. Die Redakteure „ſtellen ſich zur Aufgabe, eine 
objektve Unterſuchung des hiſtoriſchen Prozeſſes zu liefern, der die am Anfang dieſes 
Jahrhunderts von Rußland durchlebte geſellſchaftliche Kriſe notwendig machte, und 
zugleich den Verlauf dieſer Kriſe zu erklären und die Wirkung der objektiven und 
ſubjektiven Faktoren aufzudecken, die auf ihren Gang einwirkten“. Der erſte Band 
dieſes Werkes iſt den „Vorboten und Grundurſachen der Bewegung“ gewidmet und 
ſoll eine Vorgeſchichte der Revolution enthalten. In dem zweiten Bande ſoll eine 
Schilderung der Maſſenbewegung in den Jahren 1904 bis 1907, in dem dritten eine 
Analyſe der Zuſammenſetzung der Parteien, ihrer Entwicklung und ihres Hervor- 
tretens in der Maſſenbewegung, bei den Wahlen und in der Duma, in dem vierten 
eine Unterſuchung der Veränderungen in der ökonomiſchen und politifchen Struktur 
Rußlands in den Jahren 1904 bis 1907, und endlich in dem fünften Bande ein Bild 
der Entwicklung der Ideen und die allgemeinen Schlußfolgerungen gegeben werden. 

Schon dieſe gekünſtelte Gruppierung des Materials zeigt, daß der Plan des 
Werkes große Mängel enthält. Bei einer ſolchen Trennung eng miteinander vers 
bundener Momente der revolutionären Bewegung ſind ſtete Wiederholungen un— 
vermeidlich, und das Werk wird koloſſale Dimenſionen annehmen müſſen, die die 
Sache nicht fördern. Dieſer Mangel zeigt ſich ſchon im erſten Bande, der aus⸗ 
ſchließlich der vorrevolutionären Epoche gewidmet iſt. Verſchiedene Autoren ſehen 
ſich genötigt, einen und denſelben Gegenſtand zu berühren, und jeder von ihnen 
muß auf das Gebiet ſeines Nachbarn übergreifen. So wird die Entwicklung der 
ſozialdemokratiſchen Bewegung in drei Artikeln behandelt, und trotzdem ſieht ſich 
die Redaktion genötigt, in dem zweiten Bande einen weiteren Artikel zu verſprechen, 
der die Ausarbeitung und Entwicklung des Marxismus in Rußland darſtellen ſoll. 
Während einige Artikel des erſten Bandes von Spezialiſten in den betreffenden 
Fragen geſchrieben ſind, wurden andere von zufälligen Mitarbeitern eilig zuſammen⸗ 
geſtellt, und ſie harmonieren ſchlecht mit dem „ſtreng wiſſenſchaftlichen“ Charakter, 
den die Redakteure ihrem Werke verleihen wollen. 

Mehr als alle hat der Teil des erſten Bandes gelitten, der dem „ökonomiſchen 
Stande des Landes und der Entwicklung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe“ bis 1905 
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gewidmet iſt. Außer eilig zuſammengeſtellten Kompilationen über die Geſchichte der 
Induſtrie und des Handels in Rußland, deren Autoren kaum das Tatſachenmaterial 
bewältigt haben, finden wir dort noch eine höchſt oberflächliche Skizze über die 
finanzielle Entwicklung Rußlands, die nur infolge eines Verſehens der Redaktion 
in ein ſozialdemokratiſches Kollektivwerk hineingeraten ſein kann. | 
In einem gewiſſen Grade findet dieſe ſtiefmütterliche Behandlung der ſozial⸗ 
ökonomiſchen Fragen ihre Erklärung in der Tendenz der Redaktion, das ideologiſche 
Moment ausführlicher zu behandeln. Dieſe Tendenz iſt beſonders ſtark in dem 
umfangreichſten Artikel des erſten Bandes zum Ausdruck gekommen, in welchem 
A. Potreſſoff die „Entwicklung des geſellſchaftlichen und politiſchen Gedankens in 
der vorrevolutionären Epoche“ ſchildert. Als Maß für den hiſtoriſchen Wert der 
verſchiedenen Erzeugniſſe dieſes Gedankens dient dem Autor die „Senſation“, die ſie 
in der ſogenannten „legalen“ Literatur hervorriefen. Seine ganze Aufmerkſamkeit 
wird von verſchiedenen „ſenſationellen“ Autoren in Anſpruch genommen, denen es 
gelang, die Aufmerkſamkeit der „öffentlichen Meinung“ für ein paar Jahre auf ſich 
zu lenken. Und anſtatt einer Geſchichte der Ideenentwicklung, die der ganzen revolu⸗ 
tionären Bewegung ihren Stempel aufprägte, anſtatt der Entwicklung des revolu⸗ 
tionären Marxismus macht ſich jetzt Potreſſoff die Geſchichte der Partei zurecht, 
beeinflußt durch die niedergedrückte Stimmung, die in einem Teil der ruſſiſchen 
Sozialdemokratie herrſcht, und ſo liefert er unter Anführung zahlreicher Zitate, aber 
ohne jeden Verſuch, die Wurzeln der Erſcheinungen aufzudecken, eine Geſchichte der 
Wandlungen und Seitenſprünge der ſogenannten „legalen Marxiſten“, die niemals 
imſtande waren, Brentano von Marx zu unterſcheiden. Die Geſchichte des ruſſiſchen 
ſozialdemokratiſchen Gedankens, ſoweit ſie mit der Geſchichte der Gruppe der „Be⸗ 
freiung der Arbeit“ verknüpft iſt, wird kaum erwähnt und figuriert bloß in der 
Rolle eines „Treibhausgewächſes“. Man denke ſich einen Hiſtoriker, der die Ideen⸗ 
geſchichte der deutſchen Sozialdemokratie ſchreibt und ſtets nur die Artikel der Ein⸗ 
tagsfliegen zitiert, die von dem Auf und Ab der proletariſchen Bewegung an⸗ oder 
abgeſtoßen werden. 4 
Das Werk hätte als eine Art Glaubensbekenntnis einer bedeutenden Richtung 
innerhalb der ruſſiſchen Sozialdemokratie und ein Bild der ruffifchen Revolution 
in menſchewiſtiſcher Beleuchtung von großer Bedeutung ſein können. Aber da der 
Hauptvertreter dieſer Richtung, G. Plechanoff — wegen des erwähnten Artikels von 
Potreſſoff — aus der Redaktion ausgetreten iſt, wird dieſes Werk nur die Anſichten 
einer Fraktion innerhalb einer Fraktion der ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei 
Rußlands darſtellen. N. Riaſanoff. 
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Seit Oktober des vorigen Jahres findet in den Heften der öſterreichiſchen 
Parteizeitſchrift „Der Kampf“ eine Diskuſſion ſtatt über das Thema „Nationale 
Minderheitsſchulen“, über die wir hier zuſammenhängend referieren. Im Oktober⸗ 
heft eröffnete Otto Bauer die Beſprechung. Durch die Verfaſſung iſt den Ein⸗ 
wohnern das Recht gewährleiſtet, daß dort, wo mehrere Volksſtämme nebeneinander 
wohnen, die Ausbildung der Schuljugend in jeder ortsüblichen Sprache ſtattfindet. 
Nach dieſem Grundſatz wird überall in Böhmen, wo eine deutſche oder tſchechiſche 
Minorität wohnt, dieſen Minoritäten das Recht auf die eigene Schule zuerkannt. 
Aber in Wien wurde die Errichtung tſchechiſcher Schulen mit der Begründung ab⸗ 
gelehnt, in Wien ſei die tſchechiſche Sprache nicht landesüblich. Außer in Böhmen 
iſt die Frage überall eine ungeregelte, um die heftig geſtritten wird. Daher muß 
auch die Sozialdemokratie zu ihr Stellung nehmen. 

Vom pädagogiſchen Standpunkt aus kann nur der Unterricht in der Mutter⸗ f 
ſprache, die das Kind zu Hauſe ſpricht und am beſten kennt, fruchtbringend ſein. 
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Aber zu dem, was das Kind ſpäter kennen ſoll, gehört neben den Wiſſenſchaften 
auch die Mehrheitsſprache, die es überall hört, und deren gründliches Verſtändnis 
für eine nationale Minorität von größter Wichtigkeit iſt. Die Mehrheitsſprache 
muß alſo ein Hauptobjekt des Unterrichtes ſein; und zwar nicht nur Unterrichts⸗ 
gegenſtand, ſondern in den höheren Klaſſen bei einigen Fächern Unterrichts⸗ 
RR So erfordert die nationale Minderheitsſchule einen eigenen beſonderen 
ehrplan. 
Die Frage iſt aber nicht bloß eine pädagogiſche, ſondern auch eine nationale. 
Der Kapitalismus läßt überall neue Minoritäten proletariſcher Einwanderer ent⸗ 
ſtehen, deren Intereſſen wir zu verfechten haben. Zum Teil werden ſie von der 
Nation, in deren Mitte ſie ſich ſetzen, aſſimiliert, zum Teil bieten ſie der Aſſimi⸗ 
lation Widerſtand. Die dort wohnende Mehrheit ſucht die Aſſimilation oft durch 
Zwang, durch Verweigerung der Kulturmittel, die zur Erhaltung der Sprache nötig 
ſind, künſtlich zu fördern. Wir ſind natürlich gegen jeden ſolchen Zwang; aber wir 
wollen die Aſſimilation, die ein natürliches Produkt der kapitaliſtiſchen Entwicklung 
it, auch nicht hemmen. Hier erweiſt ſich unſer Typus der Minoritätsſchule als 
zweckmäßig, die dem Kinde die einzige nationale Kultur ſichert und es zugleich 
befähigt, die Kultur der anderen Nation kennen zu lernen, fo daß es ſelbſt 
nachher wählen kann. Indem wir fo das Intereſſe der zugewanderten Prole⸗ 
tarier verfechten, dienen wir zugleich dem Intereſſe der alteingeſeſſenen Arbeiter⸗ 
ſchaft, die, durch Lohndrückerei der Einwanderer bedroht, das größte Intereſſe daran 
hat, daß dieſe Einwanderer durch gute Schulbildung raſch ein höheres Kultur⸗ 
niveau erſteigen. | 
Die Furcht, die Minoritätsſchulen könnten den natürlichen Aſſimilationsprozeß 
hemmen, iſt unbegründet. Vielmehr hemmt ſie der Haß gegen die unterdrückende 
Majorität, die die Minderheitsſchule verweigert. In Wien gibt es 300000 Per⸗ 
ſonen, die aus tſchechiſchen Ländern gekommen ſind; davon bekennen ſich 80000 
zur tſchechiſchen Sprache; gut 200000 ſind alſo aſſimiliert. Würde man dies dem 
Fehlen tſchechiſcher Schulen zuſchreiben, ſo ſteht dem gegenüber, daß in den 
deutſchen Schulen Böhmens, wo Minoritätsſchulen beſtehen, die Aſſimilation gleich 
groß iſt, ungefähr 74 Prozent. Die Maſſe der tſchechiſchen Einwanderer hatte mit 
Wiener Schulen auch gar nichts zu tun; ſie haben in ihrer Heimat die tſchechiſche 
Schule beſucht und ſind nachher eingewandert. In Wien handelt es ſich bei der 
Schulfrage um 20000 Kinder; um ihre Aſſimilation zu fördern, verweigern die 
Deutſchen in Wien tſchechiſche Schulen, wodurch ſie die Aſſimilation von 200000 
Erwachſenen hemmen, deren Nationalgefühl aufgeſtachelt und verletzt wird. Schon 
vor fünfzig Jahren war ein Viertel der Wiener Bevölkerung aus den Sudeten⸗ 
ländern gebürtig; der Zufluß iſt alſo immer derſelbe geblieben, die Aſſimilation 
ging ruhig vor ſich, und erſt in der Neuzeit wird ſie durch den Chauvinismus 
geſtört. Bauer ſtellt ſeinen Vorſchlag, der geeignet iſt, dem Chauvinismus ſeine 
Nahrung zu nehmen, zur Diskuſſion. Im Novemberheft wendet ſich Ludo 
M. Hartmann gegen Bauers Vorſchlag. Die Arbeiterklaſſe muß dieſe Frage vom 
allgemeinſten Standpunkt betrachten, nicht das Intereſſe des einzelnen oder der 
Gruppe, ſondern das Geſamtintereſſe der wirtſchaftlichen Entwicklung muß für uns 
maßgebend ſein. Nun iſt die Sprache einfach ein wirtſchaftliches Verkehrs- und 
Verſtändigungsmittel; kleine ſprachliche Minoritäten ſind unnütze Einſiedler in⸗ 
mitten der übrigen Menſchheit, mit der ſie nicht verkehren können. Trotz aller 
Gefühlsmomente, die den einzelnen an ſeine Sprache binden, iſt die Aſſimilation 
das Zweckmäßige und Erſtrebenswerte; der Politiker, der kein Sonderintereſſe ver⸗ 
folgt, muß ſie fördern und gegen jede Hemmung eintreten. Der nationale Chauvi⸗ 
nismus mag zeitweilig dieſen Prozeß hemmen, aber er kann ihn nicht aufhalten 
und erzeugt nur Kraftvergeudung. Die Schule ſoll Bildung vermitteln, das heißt 
die Fähigkeit zur Anpaſſung an die Umgebung; ihr Ziel muß alſo Förderung der 
nationalen Aſſimilation ſein; natürlich iſt hier der zwangsweiſe Unterricht in einer 
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Sprache, die die Kinder nicht verſtehen, ein untaugliches Mittel, und durch den 
Haß, den er weckt, bewirkt er genau das Gegenteil. Aber auch die von Bauer 
vorgeſchlagene Minoritätsſchule würde die Aſſimilation erſchweren; ſchon die Kinder 
ſind da nach Nationen getrennt und lernen einander feindlich betrachten; und die 
Lehrer fühlen ſich als Führer im nationalen Kampfe. Der Unterricht in der Mehr⸗ 
heitsſprache wird daher auch ohne Liebe und Eifer ſtattfinden und ſein Ziel ver⸗ 
fehlen. Es gibt aber ein beſſeres Mittel. Die Kinder, die der Mehrheitsſprache 
nicht mächtig ſind, erſcheinen pädagogiſch als ungenügend vorgebildete oder ſchwach 
begabte Kinder, denen durch beſondere Vorklaſſen und Nebenklaſſen ſo viel nachzu⸗ 
helfen iſt, bis ſie in die gewöhnlichen Klaſſen einrücken können. Alſo eine einheit⸗ 
liche Schule; dieſe könnte dann viel beſſer ſein als jetzt, wo eine kleine Gemeinde 
ihr Geld auf mehrere Schulen verteilen muß, die dann alle ſchlecht bleiben. Die 
Nachhelfeklaſſen find in wirklich zweiſprachigen Gegenden nötig; in Wien, wo die 
tſchechiſchen Kinder ausreichende Gelegenheit haben, ſich raſch das Deutſche an⸗ 
zugewöhnen, ſind ſie überflüſſig. Gegen dieſen Vorſchlag werden ſich natürlich vor 
allem die Chauviniſten derjenigen Nation erheben, die ſich noch im Vordringen 
fühlt. Aber das Ausbreiten tſchechiſcher Minoritäten wird wahrſcheinlich bald 
ſein Ende finden, wenn die Induſtrie ſich auch in tſchechiſchen Bezirken ausdehnt. 
Wien wird ſo wenig tſchechiſch werden, wie Prag wieder deutſch werden kann. 

Franz Tomaſchek bekämpft im Dezemberheft in einem Aufſatz „Nationale 
Kinderheitsſchulen als ſoziale Erſcheinung“ dieſe Ausführungen Hartmanns. So⸗ 
lange der Einwanderer wenige ſind, aſſimilieren ſie ſich leicht; werden ſie viele, ſo 
halten ſie mehr zuſammen, bilden eigene Vereine, haben eine eigene Preſſe uſw. 
Die Sozialdemokratie hat am meiſten zum Bewußtwerden der Minderheiten bei⸗ 
getragen dadurch, daß ſie ihnen zuerſt politiſche und wirtſchaftliche Aufklärung und 
dann Kultur brachte. Als Erzieherin der unbewußten Maſſe mußte ſie in Flug⸗ 
blättern, Verſammlungen, Zeitungen zu ihr in der eigenen Sprache reden und 
machte dadurch erſt dieſe Sprache zu einem wertvollen Gute. Was ſie den Er⸗ 
wachſenen brachte, ſoll ſie das jetzt den Kindern verweigern? Der klaſſenbewußte 
Arbeiter will für ſeine Kinder möglichſt guten Unterricht, den nur die Schule in 
der Mutterſprache geben kann. Das Fehlen ſolcher Schulen iſt eine der Urſachen, 
weshalb unter den politiſch unreifſten Schichten und den Chriſtlichſozialen die 
tſchechiſchen Namen vorherrſchen. Unterricht in der fremden Sprache zerreißt das 
Familienband; und weil die Proletarier durch den Kapitalismus bald hier⸗, bald 
dorthin gezogen werden, iſt es für den Unterricht der Kinder notwendig, überall 
nationale Schulen zu finden. Daher fordern gerade unſere Genoſſen überall 
Minoritätsſchulen. i 

Hätte nun Hartmann recht, daß damit der natürliche Prozeß der Entwicklung 
aufgehalten wird, ſo würde dies ſchwer wiegen. Aber er hat nicht recht. Die 
nationalen Minoritäten ſind ein Produkt der kapitaliſtiſchen Entwicklung; die alten 
Nationen mit ihren Gebieten dagegen als etwas Feſtes, Unerſetzbares ſchützen zu 
wollen, wäre ein verſteinerter Konſervatismus, der doch fruchtlos gegen die Ent⸗ 
wicklung ankämpfen würde. Prag wird niemals wieder deutſch werden; es war 
es alſo früher, und dieſes frühere deutſche Prag hätte nach Hartmann durch Ver⸗ 
hinderung tſchechiſcher Schulen immer deutſch bleiben ſollen! Auch ſind ſeine Vor⸗ 
ſchläge praktiſch undurchführbar; die Schulen der alten Minoritäten ſind doch nicht 
zu beſeitigen, alſo richten ſie ſich bloß gegen die neuen proletariſchen Minoritäten. 
Die beſtehenden Geſetze würden auch tſchechiſche Schulen in Wien ganz gut er⸗ 
lauben, wenn man alle Reichsgerichtsentſcheidungen heranzieht. In der Einrich⸗ 
tung der Minoritätsſchule ſtimmt der Autor mit Bauer überein. Dieſe Schulen 
können die chauviniſtiſche Verblendung und den Haß bedeutend eindämmen und eine 
gegenſeitige Würdigung der Nationen bewirken. Die Koſten müßten natürlich nicht 
bloß den Gemeinden zur Laſt fallen, ſondern auf größere Gebiete, zum Beiſpiel auf 
die Nationen ſelbſt, abgewälzt werden. 
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Jakob Piſtiner zieht in demſelben Hefte einige Erfahrungen aus der Buko⸗ 
wina heran. Hier kommen Aſſimilierungen von Ruthenen und Rumänen häufig 
vor, oft ſogar bewußt, indem ein rutheniſches Dorf in rumäniſchem Gebiet einfach 
beſchloß, die Kinder bloß rumäniſch unterrichten zu laſſen. Dagegen findet eine 
allgemeine Aſſimilation von Polen und Deutſchen nicht ſtatt, weil ſie ſchon kul⸗ 
turell zu hoch entwickelt ſind. Die polniſchen Kleinhandwerker ſaugen die Deutſchen 
auf, die deutſchen Bauarbeiter dagegen die Polen, wegen der Gleichheit der Arbeit. 
Sobald eine Minorität etwas durch die Aſſimilation einbüßt, verlangſamt ſich der 
Prozeß; auch die verſchiedene ſoziale Stellung wirkt hemmend. Heute iſt es auch 


in Sſterreich mit feinem ſcharfen Nationalbewußtſein zu ſpät für eine Aufſaugung 


einer Minorität durch eine andere Nation, und jeder Verſuch, ſie künſtlich zu 
fördern, bewirkt ein entgegengeſetztes Reſultat. Daher iſt die Minderheitsſchule 
notwendig. Die Erfahrungen in Czernowitz haben auf rein praktiſchem Wege zu 
demſelben Typus der Einrichtung geführt, den Bauer vorſchlägt. 

> Sm Januarheft behandelt Auguſt Weſely die Frage vom Standpunkt des 
Lehrers und wirft ſeine Erfahrung als Lehrer in die Wagſchale. Amerika zeigt 
uns die Überlegenheit eines Staatsweſens, in dem die nationalen Einwanderer 
einfach aufgeſogen und aſſimiliert werden. Das iſt das Zweckmäßigſte; darin hat 
Hartmann recht. Aber ſein Vorſchlag von Nachhilfklaſſen iſt unnötig. In einer 
Schule, die die Nordbahn für die Kinder ihrer Angeſtellten in dem Aſyl in Felds⸗ 
berg errichtete, wurden anfangs die des Deutſchen nicht kundigen Kinder in be— 
ſondere Klaſſen untergebracht. Aber ſie erlernten das Deutſche fo raſch, größten- 
teils auch durch Umgang mit den deutſchen Kindern, daß beſchloſſen wurde, dieſe 
beſonderen Klaſſen aufzuheben und damit zugleich das Ziel des ganzen Unter⸗ 
richtes höher zu ſtecken. Sie wurden einfach in die entſprechenden Klaſſen ein⸗ 
geſetzt, und nach Überwindung einiger Schwierigkeiten zu Anfang waren ſie bald 
den deutſchen Schülern ebenbürtig und oft überlegen. Wenn der Lehrer nur beide 


Sprachen gut verſteht, ſind Vorklaſſen nicht nötig. Dann wird aber auch der ganze 


Unterricht beſſer ſein können, wenn das Geld nicht auf mehrere ungenügende 


Schulen verpulvert zu werden braucht. Vielleicht könnten dann für beſondere natio⸗ 


nale Zwecke Privatſchulen dienen. 


Im Februarheft tritt Ludo M. Hartmann noch einmal gegen feine Be⸗ 
kämpfer auf. Worin beſteht die natürliche Entwicklung? Die proletariſchen Wan⸗ 
derungen ſcheinen die nationalen Grenzen zu verſchieben. Aber das iſt wahrſcheinlich 


nur vorübergehend. Die ganze Geſchichte zeigt uns eine wunderbare Konſtanz der 


ſprachlichen Grenzen, die von allgemeinen geographiſchen Verhältniſſen bedingt 


ſcheinen. Die Grenze zwiſchen Deutſchen und Slawen fällt mit der Grenze zweier 


Pflanzengebiete zuſammen und hat ſich im Laufe der Jahrhunderte kaum verſchoben. 
Die deutſch⸗italieniſche Grenze in Tirol, die deutſch⸗franzöſiſche in der Schweiz und 


am Rhein iſt jetzt noch dieſelbe wie in der Römerzeit. Allerdings find auch in der 


Geſchichte große Gebiete entnationaliſiert worden, wie die jetzt romaniſchen Länder 


durch die Römer; ſo etwas geſchieht, wenn alte Verkehrsgemeinſchaften zerſprengt 


und durch Koloniſierung neue gebildet werden. Auch hier iſt für die Sprache die 
Verkehrsgemeinſchaft das Entſcheidende. Die alten Städte hatten ihre eigene 


Sprache, die oft von dem umgebenden Lande verſchieden war. Als aber die Städte 
immer mehr zu Verkehrseinheiten mit dieſem Lande wurden, mußten ſie deren 


Sprache annehmen, und deshalb wurde Prag tſchechiſch. 

Joſef Prachensky aus Innsbruck vertritt in demſelben Hefte die Anſchauung 
die nationalen Minderheitsſchulen fachen nur das Feuer der nationalen Feindſchaft 
an. Ohne ſie kommt man praktiſch ganz gut aus; die Italiener in Innsbruck be⸗ 


gehren ſie nicht, da ihre Kinder deutſch raſch genug erlernen und zugleich ihre 
Mutterſprache behalten. Wir müſſen zur Dämpfung des Chauvinismus uns auf 


den Standpunkt ſtellen, daß jede Nation ihr heutiges Gebiet behält; was darin 


einwandert, muß ſich aſſimilieren. 
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In einem Schlußwort im Märzheft zieht Karl Renner das Fazit aus dieſer 
Diskuſſion. Hartmann hat naturwiſſenſchaftliche Gründe ins Feld geführt; er 
plädiert für die Gemeinſchaft, in die ſich das Individuum einzufügen hat. Aber 
nicht bloß Stadt und Gebiet ſind ſolche Gemeinſchaften, auch die Nation iſt es. 
Welche ſoll vergehen? Hartmann ſagt: das Gebiet; die dort lebende Mehrheit ſoll 
der Minderheit ihre Sprache auferlegen. Aber welche Verkehrsgemeinſchaft gilt g 
hier? Die Deutſchen in Prag, die Tſchechen in Wien ſollen ſich anpaſſen. Aber 
die ganze tſchechiſche Nation ſitzt mitten in der großen deutſchen Verkehrsgemein⸗ € 
ſchaft eingekeilt; ſoll fie ſich dann nicht anpaſſen? Die ſcheinbar naturwiſſenſchaft⸗ 
liche Begründung zeitigt noch mehr falſche Schlüſſe. Die Gemeinſchaft, das Kol⸗ 
lektivum ſoll maßgebend ſein; aber die Mehrheit iſt nicht das Kollektivum. Die 
Gemeinſchaft Prag, Pilſen, Böhmen iſt zweiſprachig. Dieſer Wirklichkeit haben die 
Einrichtungen ſich anzupaſſen; hier iſt Doppelſprachigkeit für den Verkehr nötig. 
Auch das Argument der Konſtanz der Sprachgrenzen beweiſt kein übermenſchliches 
Müſſen, ſondern nur die Seßhaftigkeit und Iſoliertheit der bäuerlichen Bevölkerung. 
Der Kapitalismus bringt jetzt die Maſſen in Bewegung, und die Grenzlinien 
bröckeln bald da, bald dort ab. Naturwiſſenſchaftliche Argumente helfen nichts zu 
der Frage, ob das Geſetz eine ſprachliche Minorität zum Annehmen der Mehrheits⸗ 
ſprache zwingen ſoll. ü 

Die Affimilation, unabhängig von geſetzlichen Zwangsmaßnahmen, geht fort⸗ 
während vor ſich, aber nicht überall gleich ſtark. Sie iſt ein ſozialer Prozeß. 
Piſtiners Beiſpiel beweiſt, daß Aſſimilation nur unter ſozial gleichartigen Gruppen 
ſtattfindet. Tſchechiſche Arbeiterminoritäten werden von deutſchen Arbeitermaſſen 
aſſimiliert; als Maſſe gegenüber deutſchen Unternehmern werden ſie national ab⸗ ; 
geſtoßen und verſelbſtändigt. Okonomiſcher Wettbewerb führt ſogar zur Diſſimi⸗ 
lation, indem zuvor einſprachige Städte zweiſprachig werden. All dieſe Einzelheiten 
ſind von einem einzigen allgemeinen Geſetz nicht zu faſſen. Die erreichte Kultur⸗ 
höhe iſt ein weiteres großes Hemmnis für die Aſſimilation. Soziale Gegenſätze 
wirken mit, und ſo bildet ſich die ſelbſtbewußte Minorität, die inmitten der Majo⸗ 
rität ein Fremdkörper iſt. Nur ein wahrhaft demokratiſches Gemeinweſen könnte ſie 
in das Ganze einfügen. 

Wie ſteht es nun mit der geſetzlichen Beeinfluſſung der Aſſimilation, mit der 
Zwangsaſſimilation? Sie wird erſtens begründet mit dem Bedürfnis der Verwal⸗ 
tung, die bei einer Sprache bequemer und billiger iſt. Auch enthält das Sprachen⸗ 
recht nicht bloß das Recht, zu ſprechen, ſondern auch das Recht, verſtanden zu 
werden, was vor allem die Mehrheit angeht. Die Bourgeoiſie gebraucht dieſe Ar⸗ 
gumente als Vorwand, die billigen fremdſprachigen Arbeitskräfte, die ſie heranzieht, 
auf einem niedrigen Kulturniveau ohne ausreichende Schulbildung zu halten. Wir 
fordern für dieſe Arbeiter dieſelbe Lohnhöhe, dieſelbe Kultur, als für alle anderen, 
und fordern von der Bourgeoiſie, daß ſie für die Folgen ihrer kapitaliſtiſchen Lohn⸗ 
politik aufkommt. Iſt nun aber das Recht der Minderheit auf ihre Sprache mit 
dem Bedürfnis der Verwaltung und dem Rechte der Mehrheit vereinbar? Nicht, 
ſolange wir im Dogma der einſprachigen Schule befangen bleiben. Die Zwangs⸗ 
aſſimilierung führt nicht zum Ziele, ſondern weiter von ihm weg. Die kleinen ein⸗ 
ſprachigen Zwergſchulen aber bedeuten ſchlechten Unterricht. Ein neuer Schultypus 
iſt nötig: die mehrſprachige Schule. Sie ſchützt die eigene Sprache und verſchafft 
dazu die Kenntnis der anderen. Sie neutraliſiert die Schule und iſt ein Werkzeug 
des Friedens und der Verſöhnung. Der von Tomaſchek ſkizzierte Typus iſt ſehr 
zweckmäßig. Natürlich hat er auch Übeljtände, und es ſoll nicht überall ſofort an 
ihre Gründung geſchritten werden, ſondern nur, wo es unbedingt nötig iſt. Ob 
aber Hartmann oder Bauer recht bekommt, jedenfalls wünſchen wir, daß die 
Nationen ſelbſt darüber entſcheiden und ſich bewußt bleiben, daß jeder dabei genau 
ſo viel gewinnt, wie er verliert. N 
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verwirrung. 
Von Hans Glock. 


Die Staatsmannskunſt des Herrn v. Bethmann Hollweg in Verbindung 


mit dem reaktionären Draufgängermut der Herrenhausgranden hat zur all⸗ 


gemeinen Überraſchung und Beluſtigung das mühſam zuſammengeleimte 


Wahlrechtskompromiß des konſervativ⸗klerikalen Blocks in Scherben geſchlagen. 


Der Zweck der Handlung iſt leicht zu erkennen, ſchwer aber iſt es, einen ver⸗ 
nünftigen Sinn darin zu finden. Das liegt nicht etwa daran, daß wir mit 
Maßſtäben an die Sache herantreten, die für dieſe beiden geſetzgebenden Fak⸗ 
toren nicht exiſtieren, ſondern gerade von ihrem Standpunkt aus fehlt dieſem 
unbekümmerten Zuſammenſchlagen des blau⸗ſchwarzen Porzellans der zu⸗ 
reichende Grund. Der Zweck iſt die Entrechtung der Maſſen, der Mandats⸗ 
raub an der Sozialdemokratie, vor allem aber die Befriedigung der Schwer⸗ 


induſtrie, für die Freikonſervative und Nationalliberale die plutokratiſche 


Ausgeſtaltung des Dreiklaſſenſyſtems durch die Drittelung in größeren Be— 


| zirken fordern. So klar aljo der Zweck des Beſchluſſes über die Drittelung 


iſt, ſo ſehr verliert er jeden vernünftigen Sinn, ſobald man ihn nicht iſoliert 


für ſich, ſondern in ſeinen Konſequenzen für die Vorlage betrachtet. Denn er 


ſtellt ihr Schickſal durchaus ins Ungewiſſe, er ſchafft die Möglichkeit, daß 
ſchließlich gar nichts zuſtande kommt. Das kann weder die Regierung noch 
die Junkermehrheit des Herrenhauſes wünſchen. Denn ſo ungern beide auch 
an die Anderung des Dreiklaſſenwahlrechtes gehen, es iſt ihnen doch bewußt, 
daß die Wahlrechtsbewegung, die ihnen arge Beklemmungen bereitet, einen 
neuen gewaltigen Anſtoß erhalten würde, wenn der Ausgang der ganzen 


Aktion ein völlig negativer wäre. 


Dennoch hat ſich der Miniſterpräſident mit einer Entſchiedenheit, die ihm 
nach ſeinem Verhalten bei den Wahlrechtsdebatten im Herrenhaus kaum zu⸗ 
zutrauen war, für den entſcheidenden Drittelungsantrag Schorlemer eingeſetzt. 
Im Abgeordnetenhaus erſchien die Regierung völlig ausgeſchaltet. Ihre ganze 
Rolle beſchränkte ſich darauf, zu den Beſchlüſſen des konſervativ⸗ klerikalen 
Blocks Ja und Amen zu ſagen. Zwar hat ſie ſchon damals die Drittelungs⸗ 
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anträge der Freikonſervativen und Nationalliberalen empfohlen und ging 
dabei ſogar ſo weit, die Ausführungen ihrer eigenen Begründung, die von 
dem konſervativen Sprecher gegen dieſe Anträge zitiert wurden, preiszugeben. 
Aber dieſe Empfehlungen wurden doch eben nur als Empfehlungen gegeben, 
und niemand konnte aus ihnen herausleſen, daß die Regierung um dieſes 
Punktes willen das ganze Werk der blau⸗ſchwarzen Mehrheit umzuſtoßen ver⸗ 
ſuchen werde. Und nun plötzlich dieſe ſonderbare Energieentwicklung im 
Herrenhaus, dieſes unumwundene Einſetzen der ganzen Regierungsautorität 
für die freikonſervativ⸗nationalliberale Forderung, dieſes Eintreten für einen 
Beſchluß, der das ganze Werk wieder in Frage ſtellt. 

Dieſe merkwürdige Erſcheinung, dieſes Schwanken Bethmann Hollwegs 
zwiſchen ſchmiegſamer Unterwerfung unter den Willen der Abgeordnetenhaus⸗ 
mehrheit und dem plötzlichen Verſuch, dieſe Mehrheit ſeinem Willen gefügig 
zu machen, iſt ein Produkt der allgemeinen Unſicherheit, die ſeit dem Zerfall 
des Vilowölocs an der Reichslinanzrekormklippe in die bürgerliche Politik 
eingezogen iſt. Wie die wirtſchaftliche Kriſe die allgemeine Unſicherheit zum 
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ausgelöſt haben, fühlt ſich keine der bürgerlichen Parteien bei den kommenden 
Reichstagswahlen ihrer Poſition ſicher, und ſie fühlen ſehr wohl, daß ſie bei 
ihrer Uneinigkeit der ſozialdemokratiſche Vorſtoß ſchwer treffen wird. Die Re⸗ 
gierung fühlt dieſe Sorgen mit — ſie muß bangen um die künftige Reichstags⸗ 
mehrheit. So macht denn der Kanzler den verzweifelten Verſuch, mittels der 
preußiſchen Wahlrechtsvorlage die Nationalliberalen dem Block der Konſerva⸗ 
tiven und Klerikalen zuzuführen. So ſoll nicht bloß eine gewiſſe Stabiliſierung 
der Parteiverhältniſſe im Reiche, ein Ausgleich zwiſchen Konſervativen, Zentrum 
und Nationalliberalen herbeigeführt, ſondern zugleich auch der Wahl, reform“ 
eine breitere Baſis gegeben werden. Wenn die Nationalliberalen zu Mit⸗ 
ſchuldigen an dieſer Lüge einer Reform werden, ſo rechnet die Regierung auf 
Beruhigung in der Bourgeoiſie — den Wahlrechtskampf des Proletariats und 
der ſchmalen demokratiſchen Schicht des Bürgertums glaubt ſie beſtehen zu 
können, wenn das neue Wahlſyſtem nur erſt vom Großbürgertum akzeptiert 
wird. Deshalb alſo der Verſuch Bethmann Hollwegs, mit Hilfe des Herren⸗ 
hauſes, das wegen ſeiner Zuſammenſetzung leichter für Regierungswünſche zu 
haben iſt als das Abgeordnetenhaus mit ſeinen feſtgefügten, durch Rückſichten 
auf Wähler und Nachbarparteien gebundenen Parteien, die Parteikonſtellation 
zu meiſtern, widerſtrebende Parteien zuſammenzuführen. 

Aber er hat über dem Streben nach dem Ziele die Hinderniſſe ſchlecht be⸗ 
rechnet. Vorerſt hat er die Wirren im bürgerlichen Lager, die er dämpfen 
will, nur geſteigert, und ſtatt der Wahlrechtsvorlage die erſehnte breitere 
Grundlage zu geben, hat er ſie auf des Meſſers Schneide geſtellt. Er ließ 
den Spatzen fliegen und es iſt noch ſehr fraglich, ob er die Taube auf dem 
Dachs erwiſchen wird. 

In aller Schärfe hat die Zentrumspreſf e das unbedingte Nein der klerikalen 
Fraktion ausgeſprochen. Und wenn ein Zentrumsnein vor der Schlußabſtim⸗ 
mung auch an und für ſich nicht mehr Kredit verdient als ein nationallibe⸗ 
rales, nämlich gar keinen, jo hat es in dieſem Falle doch innere Glaubwürdig⸗ 
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keit. Das Zentrum kann zwar nicht alles, aber doch ſehr viel an Verſtößen 
gegen die Forderungen wagen, auf die es ſich vor ſeinen Wählern verpflichtet 
hat — ſein verräteriſches Verhalten zur Wahlrechtsvorlage hat es ja eben erſt 
wieder bewieſen. Und für die Poſition als Regierungspartei, für ein gutes 
Verhältnis zu den regierenden Junkern zahlt es gewiß ohne Bedenken hohen 
Preis. Aber ſo gleichmütig es auch bei der Wahlrechtsvorlage die Intereſſen 
der Arbeiterſchaft preisgegeben hat, weil es unter dem Dreiklaſſenwahlrecht 
ebenſo gute Geſchäfte macht als unter dem Reichstagswahlrecht — ſehr viel 
andere Bedeutung hat für das Zentrum die Regelung der Drittelung im Drei⸗ 
klaſſenſyſtem. Die Zuſtimmung zur Drittelung in Bezirken von 15000 und 
20000 Einwohnern bedeutet für das Zentrum den Verluſt einer Reihe von 
Mandaten, die es heute im induſtriellen Weſten auf Grund der jetzigen Dritte⸗ 
lung in den kleinen Urwahlbezirken beſitzt. Und dieſen Verluſt und der Zorn 
der benachteiligten Arbeiter⸗ und Mittelſtandswähler ſollte das Zentrum auf 
ſich nehmen, um neben den Nationalliberalen als Regierungspartei fungieren 
zu dürfen! Dieſer Gewinn erſcheint denn doch wohl zu mager. Eher würde 
das Zentrum ſich die Ausſchaltung der Nationalliberalen etwas koſten laſſen, 
die trotz aller reaktionären Knochenerweichung auf dem Gebiet der Schul⸗ und 
Kirchenpolitik doch immer Gegner des Klerikalismus bleiben müſſen, und die 
im Reich die Politik des Großkapitals in einer Weiſe betreiben, daß das Zentrum, 
das Rückſicht nehmen muß auf ſeinen ſtarken kleinbürgerlichen und proleta⸗ 
riſchen Anhang, den nationalliberalen Einfluß auf die Regierung nicht zu ver⸗ 
ſtärken wünſchen kann. Ein konſervativ⸗klerikal⸗nationalliberaler Dreibund, wie 
er früher beſtand, iſt alſo nichts, was das Zentrum beſonders reizen könnte. 
Außerdem aber hat dieſe Partei duͤrchaus nicht das große Intereſſe an 
der ſchnellen Erledigung der Wahlrechtsvorlage, wie Regierung und Junker. 
Nur um der Regierungsfähigkeit willen hat ſie ſich zum Verrat am Volks⸗ 
intereſſe entſchloſſen. Tritt das Zentrum vom Pakt zurück, um eine weitere 
Verſchlechterung zu verhüten, ſo gewinnt es auf der einen Seite, was es auf 
der anderen verliert. Es präſentiert ſich ſeinen Wählern wieder einmal in der 
Glorie der Oppoſitionspartei und es wird die Empörung der Wähler über 
die Wahlrechtsverſchlechterung noch zu ſteigern und für ſich auszunützen wiſſen, 
indem es ihnen erzählt, das katholiſche Volk ſei abermals ſchwer beleidigt, 
indem man ſeine Partei, das Zentrum, ausgeſchaltet habe, denn die Regierung 
habe nur deshalb die erſteren, beſſeren Beſchlüſſe umgeſtoßen, weil ſie die 
Reform nicht aus den Händen des Zentrums empfangen wollte, weil ſie das 
Zentrum als eine minderwertige, nicht gleichberechtigte Partei betrachte. So 
wird die katholiſche Volksſeele ins Kochen gebracht werden und das tiefere 
Nachdenken der Wählerſchaft über die Rolle, die ihre politiſche Vertretung im 
Wahlrechtsfeldzug geſpielt hat, von vornherein verhindert werden. In der 
Poſe des ehrlichen Wahlrechtskämpen würde das Zentrum vor ſeine Wähler 
treten und natürlich wäre in dieſem Falle die Entlarvung weit ſchwieriger, 
als wenn der ſchwarzblaue Block beiſammen bliebe und ſein ſchändliches Werk 
am Wahlrecht doch noch vollbringen würde. 

Die Möglichkeit dazu iſt vorhanden, nur iſt es fraglich, ob dann die 
Vollendung noch vor der Sommervertagung des Landtags möglich wäre. 
Denkbar iſt es, daß Konſervative und Zentrum feſt blieben, daß der Dritte⸗ 
lungsbeſchluß des Herrenhauſes im Abgeordnetenhauſe wieder geſtrichen würde 
und daß Herrenhaus und Regierung ſich ſchließlich fügten. Aber um zu dieſem 


AR, 


196 | Die Neue Zeit, 


Reſultat zu kommen, müßte der Landtag bis weit in den Sommer hinein 
zuſammenbleiben. 

Der andere mögliche Fall iſt die Bildung einer neuen Mehrheit im Ab⸗ 
geordnetenhauſe, die die Vorlage in der Herrenhausfaſſung annimmt. Kon⸗ 
ſervative, Freikonſervative und Nationalliberale müßten zuſammenwirken. Die 
Freikonſervativen ſind bereit, und den Nationalliberalen, die ſich vorläufig 
noch zieren, darf man unbedenklich die Niedertracht und Dummheit zutrauen, 
die zu ſolchem Entſchluß gehört. Die Geldſäcke des Weſtens drücken auf ſie 
und machen ſie mürbe. Zwar ſind die Herren auf das direkte Wahlrecht 
wenigſtens verpflichtet, aber dieſer Zwirnsfaden wird ſie nicht vor dem Um⸗ 
fallen bewahren. Nachdem ſie erſt durch ihren Widerſtand gegen das gleiche 
Wahlrecht dem Zentrum den Vorwand gegeben haben, den Kampf um dieſe 
Forderung als ausſichtslos zu bezeichnen, werden ſie den Verrat des Zentrums 
am direkten Wahlrecht als Deckung nehmen, um dieſe ihre Bedingung für die 
Zuſtimmung fallen zu laſſen und ſich mit der ſchweren Verſchlechterung des 
Drittelungverfahrens begnügen. 

So wäre denn alſo die neue Mehrheit komplett — wenn die Konſervativen 
mitmachen. Das aber iſt noch die Frage. Für die Junker iſt die Art der 
Drittelung im großen und ganzen gleichgültig. In den großen Städten und 
induſtriellen Bezirken, wo ſie die Verteilung der Wählerſchaft auf die drei 
Abteilungen erheblich beeinflußt, haben ſie gemeinhin ſo wie ſo keine Ausſichten, 
Mandate zu gewinnen, in den ländlichen Bezirken aber ſind ihnen die Man⸗ 
date ſo und ſo ſicher. Für die Konſervativen entſcheidet bei ihrer Stellung 
zur Drittelungsfrage weit weniger das eigene Intereſſe als die Rückſicht auf 
das Zentrum — dieſe aber wiegt ſchwer. Wiegt ſogar ſchwerer noch als der 
Haß der Junker gegen die Sozialdemokratie, der ſie ja ſicherlich nur zu gern 
den Weg in den Landtag wieder verrammeln, der ſie mit Wolluſt das halbe 
Dutzend Vertreter im Abgeordnetenhauſe wieder nehmen würden, da ſie eine 
andere Art der Bekämpfung gefährlicher Gegner als die rohe Gewalt nicht 
kennen und im allgemeinen beſchränkt genug ſind, ſich von dieſer Methode 
Erfolg zu verſprechen. Darauf verzichten ſie indes ohne weiteres, wenn ſie 
ſo die Hilfe des Zentrums gewinnen können. Seit den Tagen, da Bülow 
geſtürzt und der konſervativ⸗liberale Block zur großen Erleichterung der Kon⸗ 
ſervativen geſprengt wurde, hat ſich das Zentrum ihnen ſtets als zuverläſſiger 
Verbündeter erwieſen. Es hat auf die Bedürfniſſe der Junker ſtets die zärt⸗ 
lichſte Rückſicht genommen — es hat ſich nicht geſcheut, in der Geſchäftsord⸗ 
nungskommiſſion des Reichstags auf eine raffinierte Weiſe dieſelben Forderungen 
zu Fall zu bringen, die es während der Periode des Bülowblocks ſelbſt ver⸗ 
treten hatte. Das Gebiet der Sozialpolitik allein ausgenommen — und auch 
hier iſt das Zentrum ganz zahm geworden —, ſteht es den Junkern in jeder 
Hinſicht näher als die Nationalliberalen. Jedenfalls iſt den Konſervativen 
die platoniſche Erklärung des Zentrums für das gleiche Wahlrecht viel weniger 
unangenehm als die nicht ſo platoniſch gemeinte Forderung der National⸗ 
liberalen nach einer neuen Wahlkreiseinteilung. Gewiß wäre es den Kon⸗ 
ſervativen ſchon um der beſſeren Rückendeckung willen ſehr angenehm geweſen, 
wenn die Nationalliberalen dem Kompromiß beigetreten wären, und ſie haben 
ja deshalb auch ſehr eifrige Verſuche gemacht, einen Mittelweg zwiſchen den 
Intereſſen des Zentrums und der Nationalliberalen zu finden, der beide Teile 
befriedigen ſollte. 
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Und das Zentrum, das die Rückendeckung auch gebrauchen konnte, hat ſich 
zu dieſen Verſuchen nicht ganz ablehnend verhalten. Es war bereit, den 
Nationalliberalen entgegenzukommen — aber das Entgegenkommen ſchien dieſen 
zu winzig und ihre Forderung war der Gegenſeite zu hoch. Damals ſind die 
Konſervativen auf der Seite des Zentrums geblieben, bei dem ihnen ihre Inter⸗ 
eſſen beſſer gewahrt erſchienen. Und jetzt ſollten ſie umkehren, nachdem inzwiſchen 
ihr Verhältnis zu den Nationalliberalen durch den Verluſt von Oletzko⸗Lyck⸗ 
Johannisburg noch mehr verſchärft worden iſt? Das iſt nicht ſehr wahr⸗ 
ſcheinlich. Freilich hat ſich die einflußreiche „Kreuzzeitung“ für die Herren⸗ 
hausbeſchlüſſe ausgeſprochen, aber das konnte von der Abſicht diktiert ſein, das 
Zentrum zur Nachgiebigkeit zu bewegen. Die „Deutſche Tageszeitung“ hat 
auf der anderen Seite energiſch zum Feſthalten am Kompromiß aufgefordert, 
während die „Konſervative Korreſpondenz“ beide Seiten ermahnt, vorerſt ab: 
zuwarten und den Mund zu halten. Inzwiſchen iſt ein Ereignis eingetreten, 
das uns zeigt, wie die Parteikonſtellation im Abgeordnetenhauſe noch dieſelbe 
iſt wie vor den Herrenhausbeſchlüſſen. Der Hausknechtsparagraph, die Ver⸗ 
ſchärfung der Geſchäftsordnung des Dreiklaſſenparlaments iſt mit den Stimmen 

des Zentrums gegen die der Nationalliberalen angenommen worden. Wenn 
die Abſtimmung zu anderer, zu normaler Zeit ſtattgefunden hätte, ſo wäre 
die Stellung der beiden Parteien wahrſcheinlich gerade die umgekehrte geweſen. 

Nach ihrer allgemeinen Haltung hätte das Zentrum gegen, die nationalliberale 
Fraktion für den Paragraphen u müſſen. Die Umkehrung erklärt ſich 

aus Gründen der Taktik. 

Das Zentrum will ſein Verhältnis zu den Konſervativen in dieſem kritiſchen 
Moment nicht durch eine Ablehnung gefährden, die Nationalliberalen aber 
ſehen zu einem Entgegenkommen an die Konſervativen keine Veranlaſſung und 
ſtimmen gegen die Vorlage, die ihren Neigungen entſpricht, um vor den Wählern 
als konſequente Oppoſitionelle auftreten zu können. Ebenſo bezeichnend iſt, 

daß der nationalliberale Herr Friedberg im Abgeordnetenhauſe den Maiumzugs⸗ 
verbot⸗Erlaß des Polizeiminiſters verurteilte, während ſich aus dem Zentrum 

keine Stimme für das mißhandelte Verſammlungsrecht erhoben hat. 

Nach alledem will es ſcheinen, daß Herr v. Bethmann Hollweg ſich arg 
verrechnet hat, und daß ihm dieſer Verſuch, ſich über die ſtreitenden bürger⸗ 
lichen Parteien zu ſtellen, ſchlecht bekommen wird. Alles deutet darauf hin, 
daß er an die „gottgewollten Abhängigkeiten“, die die Regierung zu reſpektieren 
hat, unſanft erinnert werden wird. Eine weitere Verminderung der Regierungs⸗ 
autorität wird die Folge ſein. 

Was dabei aus der Wahlreform werden wird, das läßt ſich allerdings 
noch nicht annähernd erkennen. Möglich, daß vorerſt nichts zuſtande gebracht 
wird, daß unter einem neuen Miniſterum die ganze Arbeit noch einmal von 
vorn angefangen werden muß. Möglich auch, daß der blau⸗ſchwarze Block 
ohne ſolche Verzögerung ſeinen Willen durchſetzt. Auf alle Fälle wird der 
Streit im bürgerlichen Lager verſchärft, wird die Verwirrung vermehrt. 

Je länger ſie andauert, je heftiger der Streit im Lager ihrer Feinde wird, 
um ſo größere Aufgaben, aber 5 um ſo größere Wirkensmöglichkeiten er⸗ 
öffnen ſich der Sozialdemokratie. Die Herrenhausverhandlungen und »beſchlüſſe 
ſind für das klaſſenbewußte Proletariat eine Aneinanderreihung der frechſten 
Herausforderungen. Der Verſuch der geborenen und ernannten Geſetzgeber 
und der Regierung, die ſogenannte Wahlreform direkt in ihr Gegenteil zu 
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verkehren, an die Stelle einer lächerlich erbärmlichen Zehntelsreform den 
Mandatsraub, die abſolute Entrechtung der Arbeiterſchaft zu ſetzen, die 
Wiederausgrabung des „Kulturträger“privilegiums und endlich die Reden, die 
dieſe Schandarbeit begleiteten, die giftigen Ausfälle auf das Reichstagswahl⸗ 
recht, wobei einige Vertreter bürgerlicher Wiſſenſchaft und bürgerlicher Selbſt⸗ 
verwaltung die Junker ſchier zu überbieten ſuchten, die hochmütige Verachtung, 
die dieſe Drohnen der Nation der arbeitenden Klaſſe ins Geſicht zu ſchleudern 
wagten, alles das wird die Sozialdemokratie heimzuzahlen haben doppelt und 
dreifach. Der Kampf iſt der Mutterboden, aus dem ſie ſtetig neue Kraft zieht, 
und daß das Objekt des Kampfes ſo bald noch nicht in den Archiven des 
Landtags geborgen wird, dafür hat die Staatsmannskunſt Bethmann Hollwegs 
und der blinde Reaktionseifer ſeiner Herrenhausgarde geſorgt. Ihrer Sache 
ſicher, kann die Sozialdemokratie dem weiteren Verlauf der Dinge entgegen⸗ 
ſehen nicht im müßigen Abwarten, ſondern Stoß auf Stoß führend in die 
Flanken ihrer uneinigen Feinde. 


Die wirtſchaftlichen und fozialen Urſachen 
der perſiſchen Revolution. 
Von Krſchavir Sſchilinkirian. 

f f I. 

Die Völker Perſiens haben mehr als drei Jahre lang gegen das alte 
Regime gekämpft, viel Blut mußte fließen, um das Joch des Schahs und 
des Abſolutismus abzuſchütteln. Vor der Revolution war Perſien als ein 
Land bekannt, das am ſtrengſten an ſeinen uralten religiöſen, politiſchen und 
ſozialen Traditionen feſthielt. Jetzt aber lehnt es ſich ſo entſchieden gegen 
dieſe Traditionen auf, daß die Frage nach den Urſachen ſeines Aufſtandes 
ſich uns allen unmittelbar aufdrängt. 

Die Geſchichte der europäiſchen Revolutionen hat uns gezeigt, daß eine 
Revolution das Reſultat der Entwicklung der Produktivkräfte eines Landes 
iſt. Wer die perſiſche Revolution genau unterſucht, wird ebenfalls darin ihren 
Urſprung kennen. 

Wie hat ſich dieſer Prozeß in Perſien abgeſpielt? 
| Das Reich der Perſer gehörte im Altertum zu jenen des drientaliſchen 

Deſpotismus, in denen es einem kriegeriſchen Nomadenſtamm gelang, die 
Zentralgewalt zu erobern, welche zahlreiche Völker mit bäuerlichem Ackerbau 
und große Städte zuſammenhielt. Als die Völker Aſſyriens und Babyloniens 
ſchon Ackerbau trieben und eine ſtarke, in großen Städten konzentrierte 
Regierungsgewalt entwickelt hatten, waren die Perſer, ein Stamm der Indo⸗ 
germanen, die auf dem Plateau von Iran wohnten, noch nomadiſche Jäger 
und Viehzüchter; die ökonomiſche Entwicklung vollzog ſich eben nicht gleich⸗ 
mäßig auf der Erde. Okonomiſch ſtanden die Perſer hinter ihren Nachbarn 
zurück, aber als Jäger und nomadiſche Viehzüchter waren ſie waffentüchtig 
und wohl vertraut mit der Kriegskunſt. Im Verkehr mit Elamiten und Medern 


1 Wir haben erſt kürzlich (in Nr. 28 vom 8. April) einen Artikel über die perſiſche 
Revolution gebracht. Trotzdem veröffentlichen wir gern auch dieſen, der von einem etwas 
abweichenden Standpunkt geſchrieben iſt und den erſteren ergänzt. Die Redaktion. 
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hatten fie deren Regierungsformen kennen gelernt; unter Cyrus’ Führung, der 

Statthalter in einer mediſchen Provinz war, bemächtigten ſich die Perſer 
nach und nach Mediens, Lydiens, Babyloniens, Aſſyriens uſw. In kurzer Zeit 
bildete ſich das perſiſche Rieſenreich, deſſen Grenzen im Weſten bis zur Donau, 
im Oſten bis nach Indien reichten. Selbſtverſtändlich ſtellte dieſes Reich wie 
auch die anderen Reiche des Altertums keine organiſche Einheit dar wie unſere 
heutigen Staaten, ſondern es war ein Konglomerat, denn die Elemente, aus 
denen das Reich beſtand, waren wirtſchaftlich voneinander unabhängig. 

Die Regierung des Perſerreichs war von Anfang an abſolutiſtiſch und 
deſpotiſch. Dieſe Regierungsform blieb unter den Dynaſtien der Achämeniden, 
Saſſaniden, Seldſchukiden bis zu der der Kadſcharen immer dieſelbe. Dies 
iſt leicht zu verſtehen, denn die Produktionsweiſe hatte ſich in Perſien während 
Jahrtauſenden nicht geändert. Eine ſoziale Ordnung, die auf dieſen ökono⸗ 
miſchen Beziehungen baſierte und die ſo lange erhalten blieb, mußte natürlich 
einen großen Einfluß auf alle Seiten des Lebens der perſiſchen Völker zeitigen. 
Hätte ein anderes Volk an Stelle des perſiſchen weniger konſervativ ſein 
können? 

| II. 

Der Handel Perſiens erreichte eine beträchtliche Ausdehnung an den 
Orten, wo die Zentralgewalt der Regierung ihren Sitz hatte. Reiche Mittel 
ſtanden ihr zu Gebote — die angehäuften Steuern der Dorfgemeinden, die 
natürlich die Entfaltung des Luxus in den Verwaltungszentren begünſtigten. 
Dieſe letzteren wuchſen und wurden zu großen Städten, in die die indiſchen, 
ägyptiſchen und andere Karawanen kamen. Der Handel revolutioniert die 
menſchlichen Beziehungen: er erweitert die Verbindungen der einzelnen Ge— 

meinden, er vertieft das Denken, er zerſtört die alten patriarchaliſchen An⸗ 
ſchauungen uſw. Doch ſpielte ſich der alte Handel faſt ausſchließlich inner⸗ 
halb der großen Städte ab und ging kaum darüber hinaus. Infolgedeſſen 
beſchränkten ſich die Veränderungen, die er hervorrief, auf die Elemente, die 
in den Städten wohnten. Für den Bauer hörte die Welt außerhalb ſeiner 
Gemeinde auf. 

Obwohl die perſiſchen Städte ſchon ſeit altersher als Märkte für die Kauf⸗ 
leute dienten, obwohl vor der Entdeckung des Seewegs ſämtliche indiſchen 
Karawanen, die nach dem Abendland wollten, Perſien paſſieren mußten, konnte 
ſich doch in Perſien das Handwerk nicht raſch entwickeln wegen der geogra— 
phiſchen Lage und wegen der häufigen Einfälle und der Herrſchaft der Nomaden. 

Wie im Altertum ſtand auch im Mittelalter Perſien in regen Handels⸗ 
beziehungen zu Europa. Europäiſche Kaufleute kamen zu uns, um Seide, 
Edelſteine, Perlen uſw. zu kaufen. Sie kamen aus Genua und Venedig, 
ſpäter aus Amſterdam und London. Aber auch dieſer Handel war wie der 
des Altertums reiner Luxushandel und hatte auf die herrſchende Produktions⸗ 
weiſe keinen Einfluß. 

Das änderte ſich, als der induſtrielle Kapitalismus in Europa aufkam. Je 
weiter das neunzehnte Jahrhundert fortſchritt, deſto mehr drang der moderne 
Induſtrialismus auch in Perſien vor. 

Ein ruſſiſcher Beobachter ſagt darüber: 

„Infolge verſchiedener Veränderungen“ (wir würden ſagen: infolge der Ent⸗ 
wicklung der kapitaliſtiſchen Induſtrie. Der Verfaſſer) „trat allmählich in den Auf⸗ 

gaben der ausländiſchen Kompanien eine Anderung ein: ſeit der zweiten Hälfte 
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des neunzehnten Jahrhunderts betrieben dieſe Kompanien nicht mehr die Ausfuhr | 


aus Perſien, ſondern die Einfuhr nach Perſien“ (M. L. Tomara, Die ökonomiſche 
Lage Perſiens, S. 98). f 

Tatſächlich beſtanden gegen Ende des neunzehnten Jahrhunderts in allen 
größeren Städten Perſiens ausländiſche Kaufhäuſer — franzöſiſche, italieniſche, 


engliſche, ruſſiſche —, die in Perſien Textilprodukte, Metallwaren, Zucker, Tee, 


Petroleum uſw. einführten und noch einführen. Dieſe Waren werden nicht nur 
in den Städten, ſondern auch in den Dörfern verkauft. Die Einfuhr ſteigert 


ſich von Jahr zu Jahr, was der Leſer aus folgenden Ziffern erſehen kann. 


Aus Europa, Rußland und Indien wurden in Perſien an Waren ein⸗ 


geführt: f 
1901/02 für 59715443 Rubel 1904/05 69982922 Rubel 
1902/03 54688532 1905/06 78292618 
1903/04 77007 231 1906/7 = 86207854 = 


Der Import iſt alfo in wenigen Jahren um mehr als 26 Millionen 
Rubel (über 50 Millionen Mark) geſtiegen. Der Unterſchied wäre noch 
größer, wenn wir die Ziffern älterer Jahrgänge mit denen von 1906/07 
vergleichen könnten. Dieſe Ziffern fehlen leider, denn bis zum Anfang des 
zwanzigſten Jahrhunderts waren ſämtliche Regierungsſtellen ebenſo wie die 
öffentlichen Einrichtungen — Zölle, Poſt, Paßweſen uſw. — an Privat⸗ 
perſonen oder an die Miniſter und großen Würdenträger verpachtet. Dieſe 
führten keine Statiſtiken, denn mit der Pachtung dieſer Einrichtungen wurden 
ſie deren Herren im weiteſten Sinne des Wortes und die Statiſtiken hätten 
ja nur den Grad der Ausbeutung und ihre Betrügereien ans Licht gebracht. 
In den Quellen, die uns zur Verfügung ſtanden, fanden wir nur den Wert 
der aus Rußland 1884 eingeführten Waren, der ſich auf 3921000 Rubel 
belief, und dann den der aus Rußland 1906/07 eingeführten Waren, der ſich 


auf 45075933 Rubel bezifferte. Gleichzeitig mit der Einfuhr der Waren kam 
auch ausländiſches Kapital nach Perſien, das hier viel höhere Zinſen trägt 


als in Europa. Die Beſitzer dieſer Kapitalien begründeten Kreditanſtalten. 
Die übrigen europäiſchen Bankiers nicht mitgerechnet, haben allein die ruſ⸗ 
ſiſchen und engliſchen Banken in allen größeren Städten Perſiens ihre Zweig⸗ 
anſtalten und operieren jährlich mit Hunderten von Millionen. 


el. 


Durch die Einführung der durch Maſchinen erzeugten Produkte wurde das 


Kleingewerbe in Perſien mehr und mehr zugrunde gerichtet. Der kleine Hand⸗ 
werker konnte der Konkurrenz der europäiſchen Kapitaliſten keinen Widerſtand 
entgegenſetzen. 

Der Anfang des neunzehnten Jahrhunderts ſah Perſien im Kriegszuſtand 
mit Rußland, der mit einigen Unterbrechungen bis zum Frieden von Turk⸗ 
mantſchai (1828) fortdauerte. Der Friede entlaſtete etwas die Bevölkerung. 


Seitdem hoben ſich Handel und Handwerk ein wenig. Beſonders das Hand⸗ 


werk hatte zu Beginn der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts eine 
ſo hohe Entwicklungsſtufe erreicht, daß es nicht nur die Bedürfniſſe des eigenen 


Landes befriedigen, ſondern ſogar Baumwoll- und Kupfererzeugniſſe nach 
Kaukaſien und der Türkei ausführen konnte. Doch nun kamen die europäiſchen 
Waren und nahmen dem perſiſchen Handwerk nicht nur ſeine auswärtigen 


Abſatzmärkte, ſondern ſelbſt die im eigenen Lande. 


u 
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Gleichen Schritt mit der Entwicklung der Maſchinentechnik in Europa hielt 
dort die Entwicklung des Militärweſens. Nach dem ruſſiſch⸗perſiſchen Kriege 


hatten die Schahs erkannt, wie weit Perſien in militärtechniſcher Hinſicht 


zurückgeblieben, wie dringend notwendig Reformen im perſiſchen Heere ſeien. 
Doch zur Durchführung dieſer Reformen brauchte man Geld, ſehr viel Geld. 
Um hier Abhilfe zu ſchaffen, verfügte die Regierung, daß die Steuern von 
den Bauern künftig in Geld eingetrieben werden ſollten, ſo daß der Bauer 
gezwungen war, ſeine Produkte in der Stadt zu verkaufen. 

Die kapitaliſtiſche Induſtrie ruinierte nicht allein das ſtädtiſche Handwerk, 


ſondern auch die bäuerliche Hausinduſtrie. Der Bauer konnte ſich bald über⸗ 


zeugen, daß er, wenn er nur Ackerbau betrieb, für den Erlös ſeiner ländlichen 
Produkte in der Stadt fabrikmäßig hergeſtellte Stoffe kaufen konnte, die den 
auf dem Dorfe durch Handarbeit verfertigten überlegen waren. Die wirt— 
ſchaftliche Entwicklung machte alſo aus dem Bauern einen Warenproduzenten. 
Der Handel im letzten Viertel des neunzehnten Jahrhunderts war in Perſien 
auf eine ganz neue Baſis geſtellt, die weſentlich von der vergangener Zeiten 
verſchieden war. N 

Wir haben eben auseinandergeſetzt, wie ſich die Aufgabe der europäiſchen 
Kaufleute änderte und wie ſie den perſiſchen Markt mit europäiſchen Fabrikaten 


überſchwemmten. Doch blieben fie hierbei nicht ſtehen. Wenn die Kapitaliſten 


einen Markt zum Abſatz ihrer Waren brauchen, ſo brauchen ſie ebenſo auch 
Rohmaterialien. Daran iſt Perſien reich: Baumwolle, Wolle, Felle, Obſt, 
Seide uſw. gibt es im Überfluß. Die wachſende Nachfrage nach dieſen Roh⸗ 
ſtoffen ließ ihre Produktion auf breiterer Baſis entſtehen, eine Produktion, die 
naturgemäß nur die ausüben konnten, denen reiche Produktionsmittel zu Gebote 
ſtanden — Großgrundbeſitzer, Großkaufleute und Bankiers. In kurzer Zeit 


entſtanden bedeutende Baumwoll-, Wein⸗ und Reisplantagen, in denen die 


Bauern und die ruinierten Kleinhandwerker arbeiteten, die ins Proletariat 


herabgeſunken waren. 

Die Produktion von Rohſtoffen dehnt ſich immer weiter aus, was man 
aus folgenden Ziffern ſehen kann. Aus Perſien wurden an Feldfrüchten, Fellen, 
Teppichen uſw. nach Rußland, Europa und Indien ausgeführt: 

1901/2 für 30119551 Rubel 1904/05 für 49592268 Rubel 


1902/03 = 37804015 =: 1905/06 = 58628666 = 
1903/04 = 50954900 = 1906/07 = 70675368 


Wenn wir die Ziffern der Ein⸗ und Ausfuhr vergleichen, jo bemerken 


wir, daß die Ausfuhr noch raſcher wächſt als die Einfuhr. Dieſe nahm von 
1901 bis 1906 um 26 Millionen zu, die Ausfuhr um 40 Millionen. 


Mit der Ausfuhr von Feldfrüchten und der Entwicklung des Handels nahm 
auch die Teppichmanufaktur zu. Vor Zeiten wurden die Teppiche von den 
Frauen der Nomaden für ihre eigenen Bedürfniſſe hergeſtellt. In Europa 
fanden ſie als Raritäten Abſatz. Jetzt eröffnete ſich ihnen ein großer Markt, 
nicht bloß in Europa, ſondern auch in Amerika, daher wurden nun große 
Teppichfabriken von perſiſchen kapitaliſtiſchen Unternehmern in den großen 


Städten Perſiens ins Leben gerufen. In dieſen Fabriken ſind Tauſende von 


Arbeitern beſchäftigt. Allein aus Aſerbeidſchan wurden 1906/07 Teppiche im 


Werte von 680626 Pfund Sterling (zirka 14 Millionen Mark) ausgeführt. 


Ebenſo entwickelte ſich der Handel im Innern. Obgleich uns Statiſtiken 


fehlen, die dieſen Fortſchritt zeigen, jo wird doch niemand das Gegenteil be⸗ 


1909-1910. II. Bd. 15 


202 Die Neue Zeit. 


haupten wollen angeſichts der großen Reis-, Tabak⸗ und Opiumpflanzungen. 
Wenn die Reisausfuhr nach Rußland allein ſchon einen Wert von 10 Millionen 
Mark pro Jahr repräſentiert, ſo muß der Binnenhandel mit der Ware dieſen 
Wert um ein Mehrfaches überſteigen. Zur beſſeren Illuſtration dieſes Vor⸗ 
gangs wollen wir nur hinzufügen, daß eine engliſche Tabakgeſellſchaft (Imperial 
Tobacco Corporation of Persia), die ein Jahr lang exiſtierte, in dem einzigen 
Jahre 1891 15000 Tonnen Kaliuntabak, 5000 Tonnen Pfeifentabak und 
650 Tonnen Zigarettentabak verkaufte. Seither hat ſich der Tabakanbau 
noch weiter verbreitet. 
IV. 

Die ökonomiſche Entwicklung warf Perſien alſo in die Bahn der kapita⸗ 
liſtiſchen Produktion. In den größeren perſiſchen Städten, wie Täbris, Teheran, 
Schiras, Meſchhed, Reſcht, Isfahan, ſiedelten ſich Kaufleute, Bankiers, kapita⸗ 
liſtiſche Unternehmer, Handwerker und Arbeiter an. Der neue Handel zerſtörte 
den Partikularismus der verſchiedenen Elemente, aus denen Perſien beſteht. 


Die Provinzen, die einſt wirtſchaftlich voneinander unabhängig waren, hatten 


ihre beſonderen Geſetze und Gebräuche. Selbſt ihre Münzen, Maße und Ge⸗ 
wichte waren voneinander verſchieden. Jeder Khan war König in ſeiner Provinz. 
Dies hemmte den Aufſchwung des neuen Elementes in Perſien, der Klaſſe der 
Kaufleute. Die Handelsbourgeoiſie verlangte Befreiung von dieſen Feſſeln 
und die Schaffung einer legislativen und adminiſtrativen Zentralgewalt im 
Lande. Und die letzten Könige Perſiens aus der Dynaſtie der Kadſcharen er⸗ 
füllten die Wünſche der neu entſtandenen perſiſchen Bourgeoiſie, denn es war 


7 
f 


“ 


hauptſächlich die Klaſſe der Kaufleute, die Geld ins Land brachten, deſſen 


Mangel ſich ſo lebhaft im letzten Viertel des neunzehnten Jahrhunderts fühl⸗ 


bar machte. Die Schahs ſelbſt, wie Fath Ali und Nafir ed Din, verſuchten 


die Entwicklung des Handels im Lande möglichſt zu fördern. 
Man kann ja zwar in Perſien jetzt noch die letzten Spuren der alten 


Khanate, der Herrſchaft der Feudalherren, finden, doch waren im großen ganzen 


die Khanate ſchon unter Naſſr ed Dins Regierung verſchwunden, und an Stelle 


des früheren Partikularismus trat die politiſche Zentraliſation. Früher wurden 


die Steuern von dem Feudalherrn, dem Khan, eingetrieben, und dieſer ſandte 


einen Teil davon dem König. Bis zum Jahre 1879 hatte jeder Khan das 


Recht, Münzen mit ſeiner Aufſchrift prägen zu laſſen, wofür er dem König 
eine Steuer erlegen mußte. Das Gewicht und der Wert der in den einzelnen 
Khanaten geprägten Münzen zeigten große Verſchiedenheiten. Eine unter Fath 


Alis Regierung 1877 veranſtaltete Unterſuchung zeigt uns den Unterſchied in 


Gewicht und Wert des perſiſchen Kran: 


Name der Stadt Gewicht in Gramm Wert in Franken 
Hama dann. 0,836 
Kaſch nnn 0 0, 91658 
Maſan daran 0 0,2277 
Teher gn 0,004 
Tah 0,8926 
,, nn 5 0,91 um: 


Im Jahre 1879 verbot die eg den Khans, Münzen zu prägen, und 


man fing an, im Staatsſchatz zu Teheran Krans herzuſtellen. Das ſind jene 


Krans, alle gleich an Wert und Gewicht, die jetzt in allen Provinzen Perſiens 


Kurs haben. 


* 
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Mit der politiſchen Zentraliſation verloren die alten Feudalherren ihre Be- 
deutung, doch ſuchte die Regierung den großen Adel durch Verleihung von 
Amtern zu entſchädigen. Die kleinen und mittleren Feudalherren, die unter 
dem alten Regime die Verwaltung ausgeübt hatten, gingen dabei leer aus, 
doch befriedigte ſie die Regierung durch die Gewährung ſtaatlicher Penſionen. 

Mit der Entwicklung des Handels kam auch mehr Geld ins Land. In einem 
Jahre führten die Firmen Gebrüder Toumanian, John Caſtelli, die Kaiſerlich 
Perſiſche Bank und die Filiale der Internationalen Moskauer Bank 286450 Kilo⸗ 
gramm Silber ein im Werte von 6500000 Tomans (1 Toman Silber rund 
gleich 4 Mark). | 

Wir haben weiter oben geſehen, daß die Regierung Geld zur Reformierung 
des Heeres brauchte. Aber das iſt noch nicht alles. Die Einfuhr europäiſcher 
Waren erhöhte die Ausgaben des Königs, der Fürſten und der größeren und 
kleineren Feudalherren. Um Geld zu bekommen, mußten die kleineren Adligen 
ihre Güter an die Großkaufleute und die eingeborenen Bankiers verkaufen. 
Bei den großen Adligen, den Fürſten und Königen war das Bedürfnis nach 
Geld natürlich noch größer. In ihren Händen befanden ſich Verwaltung und 
Regierungseinrichtungen des Landes. Um Geld zu bekommen, verfügten ſie, 
daß die Zölle, die Poſt, der Telegraph, die Steuern, mit einem Worte ſämtliche 
ſtaatlichen Einrichtungen verpachtet würden. Der Staatspächter bezahlte die 
Pacht auf einmal und wurde damit unumſchränkter Herr auf dem gepachteten 
Gebiet. Der Pächter konnte hier ſeine Geſetze geben und ganz nach ſeinen 
Launen ſchalten und walten. Hatte er zum Beiſpiel die Zölle gepachtet, ſo 
konnte er ihre Höhe willkürlich feſtſetzen; er hatte volle Freiheit, den einen 
Kaufmann mit Abgaben zu überlaſten und die Waren eines anderen zollfrei 

paſſieren zu laſſen. Mit einem Worte, er hatte hier volle geſetzgebende und 
regierende Gewalt. Da die Pächter in ſtändiger Angſt lebten, ihre Konkurrenten 
könnten ſie nach Ablauf ihres Pachtvertrags durch einen höheren Pachtzins 
überbieten, ſo ſuchten ſie aus dem Volke während der Dauer ihres Kontraktes 
in der grauſamſten Weiſe herauszuſchinden, was herauszuſchinden war. Daß 
dieſes Syſtem einer günſtigen Entwicklung des Handels ſehr hinderlich war, 
das erkennt ſelbſt M. L. Tomara, der ruſſiſche Beamte, an, der vom ruſſiſchen 
Finanzminiſterium 1893 nach Perſien geſandt worden war, um den ruſſiſch⸗ 
perſiſchen Handel an Ort und Stelle zu ſtudieren. 

„Was die finanzielle Organiſation und die Art und Weiſe, die Steuern ein⸗ 
zutreiben, anbelangt“, ſagt Tomara, „ſo kann man tiefwurzelnde Fehler finden, die 
dem ökonomiſchen Wohlſtand des Landes ſchaden und die Entwicklung des euro— 
päiſchen Handels in Perſien hemmen. Das Finanzſyſtem Perſiens beruht auf der 
Verpachtung der Staatseinkünfte, infolge deren die finanziellen, adminiſtrativen und 
gerichtlichen Funktionen der Staatsbeamten miteinander in Konflikt kommen“ (To⸗ 
mara, Okonomiſche Lage Perſiens, S. 78, 79). 

Die Verpachtung der Zölle, der Poſt und des Telegraphen wurde zu Bes 
ginn der Regierung Naſſrſed Dins abgeſchafft, denn die Einnahmen aus dieſen 
Einrichtungen ſollten die ruſſiſche Anleihe amortiſieren. 

Außer Zöllen und Poſt waren auch alle Regierungsämter verpachtet. Der 
Großweſier, die Miniſter und die Gouverneure der Provinzen und Diſtrikte 
kauften ihre Stellen von der Regierung und preßten aus dem Volke zehn-, 
hundertmal mehr heraus, als ſie dafür an Pacht bezahlt hatten. Die Diener 
und Beamten der Miniſter und Gouverneure erhielten keinen Lohn von ihren 


> * 
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Herren, ſie mußten auf Koſten des Volkes leben. Ebenſowenig bezahlte die 
Regierung die Polizeibeamten. Die ganze Polizei, die entweder den oberſten 
Miniſtern oder den Gouverneuren unterſtand, mußte von den Peſchkaſchs 
(Trinkgeldern) der Bürger und von den Geldbußen der Verhafteten leben. Die 
Farraſchs (Poliziſten) lauerten gierig auf jeden Schuldigen, um ihn bis zum 
eben Heller auszuziehen. 

In den Dörfern ging es noch ſchrecklicher zu. Die Bauern mußten nicht 
nur den Steuerpächtern die drückenden Steuern bezahlen, ſie mußten auch 
noch die durch das paraſitiſche Leben frech gewordenen Diener der Grund⸗ 
beſitzer erhalten, die Regierungsbeamten und deren Reittiere. Sie mußten 
den Grundbeſitzern Jahr für Jahr Hühner, Schafe und Eier ſchicken, ſie 
mußten ihnen wertvolle Geſchenke darbringen, wenn ſie ſich verheiraten 
wollten uſw. 

Die gerichtlichen Zuſtände des Landes befanden ſich in einem noch ſchlim⸗ 
meren Zuſtand. Der Generalgouverneur, der auch mit den richterlichen Funk⸗ 
tionen betraut war, erkannte einfach den als ſchuldig und ſtrafbar, deſſen 
Löſegeld zu klein war. Nur der vermochte ſich loszukaufen, der dem Gou⸗ 
verneur ein größeres Löſegeld anbieten konnte. Es kam öfters vor, daß die 
Gouverneure an ein und demſelben Tage ſich widerſprechende Befehle gaben. 


* 


Wir haben weiter oben ausgeführt, daß die Perſerſchahs nach dem ruſſiſch⸗ 
perſiſchen Kriege (1828) den Wunſch hegten, die perſiſche Armee möglichſt zu 
reformieren. Doch kamen nach Naſſr ed Din die Heeresreformen bald zum 
Stillſtand. Gegen Ende des neunzehnten Jahrhunderts war Perſien zum 
Markt der beiden Rieſenſtaaten Rußland und England geworden. Vielleicht 
dachte ſogar einer der beiden Rivalen, Rußland zum Beiſpiel, an eine Annexion 
von Perſien, doch wäre dann unmittelbar nachher ein Krieg zwiſchen Rußland 
und England unvermeidlich geweſen. England verfolgt in Perſien nicht allein 
kommerzielle, ſondern auch politiſche Ziele. Es kann keineswegs zugeben, daß 
der Perſiſche Golf unter Rußlands Oberhoheit kommt, da es dann für Indien 
bangen muß. Deshalb befolgten beide, Rußland wie England, die Politik 
des „friedlichen Eindringens“ in Perſien. Der Konkurrenzneid zwiſchen beiden 
Mächten ſicherte Perſien ſeine politiſche Freiheit. Die Schahs brauchten ſich 
nicht mehr um die Unterhaltung eines ſtarken Heeres zu kümmern, da die 
Ferraſchs hinreichten, die Ordnung im Innern aufrecht zu erhalten; im Gegen⸗ 
teil, jetzt konnten die Miniſter und die hohen Beamten einen großen Teil der 
Summen einſacken, die urſprünglich für das Heer beſtimmt waren. Die Armee 
löſte ſich auf, und unter Muzaffer ed Dins Regierung blieb kaum ein Schatten 
von ihr übrig. In militäriſcher Hinſicht war die Regierung ſo ſchwach, daß 
ſie ſogar manchmal einen rebelliſchen Eingeborenenſtamm nicht un ee 
konnte, deſſen Kämpferzahl ſich kaum auf ein paar Hunderte belief. 

Obwohl der Hof, die Fürſten und die hohen Beamten beinahe ſämtliche 
Staatseinnahmen verſchluckten, war doch der Staatsſchatz ſeit Naſſr ed Dins 
Zeiten immer leer. Gleich nach ſeiner Thronbeſteigung nahm Muzaffer ed Din 
eine Anleihe in Rußland auf, die jedoch nicht lange vorhielt. Eine zweite 
Anleihe folgte der erſten. Die Millionen, die der Schah diesmal bekam, ver⸗ 
ſchwendete er ſelbſt in Europa, ſoweit ſie nicht in den Taſchen ſeiner Minister 
und Günſtlinge verſchwanden. 
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Die Ausbeutung der Feudalherren blieb aber hierbei nicht ſtehen. In den 
Städten gab es viele Kaufleute, Handwerker, Bauunternehmer und Arbeiter, 
das heißt Elemente, die die ländlichen Erzeugniſſe, Weizen, Gerſte, Butter uſw., 
kauften. Die Beſitzer der politiſchen Macht, die Miniſter, Gouverneure uſw., 
verbündeten ſich nun mit den Großgrundbeſitzern zu den frechſten Spekula⸗ 
tionen zur Ausbeutung der ſtädtiſchen Konſumenten. Sie bildeten Syndikate, 
trieben die Getreidepreiſe in die Höhe und erzeugten ſo künſtlich Hungersnöte. 
Der Khalwar (588 Kilogramm) Getreide, der 1890 10 bis 17 Mark gekoſtet 


hatte, ſtieg 1895 auf 85, ja ſpäter ſogar auf 150 Mark. Infolgedeſſen war 
das Brot, das in den letzten Jahren verkauft wurde, alles andere, nur kein Brot. 

Dasſelbe geſchah mit den andern Lebensmitteln. Die Volksmaſſen hatten 
furchtbar unter dieſen wiederholten Hungersnöten und dieſer unerhörten Teuerung 
zu leiden. Die Arbeitermaſſen konnten kaum ihr Leben friſten, ſie verarmten 
raſch und kamen phyſiſch und moraliſch herunter. Auf der anderen Seite 
konnten die Mitglieder dieſer Aushungerungsgenoſſenſchaften ihren Beſitz an 
Grundſtücken, ja an ganzen Dörfern, vermehren. Um ein Beiſpiel von der 
Konzentration des Bodens in Perſien zu geben, ſei bloß Sillih Sultan er— 
wähnt, der ehemalige Generalgouverneur der Provinz Isfahan, der jetzt im 
Exil lebt. Dieſer allein beſitzt 1200 Dörfer, ein ganzes Königreich für ſich. 
Wie grauſam die Ausbeutung der Feudalherren war, beſonders während der 
letzten Jahre, da der orientaliſche Deſpotismus noch in Perſien herrſchte, das 
kann die Sozialgeſchichte dieſer Jahre zeigen, die man wirklich eine Geſchichte 
des Elends und der Hungersnot nennen könnte. Das Maß war voll; das 
Volk durchbrach mit inſtinktivem Drang die Ketten ſeiner Traditionen, es fiel 
wütend über die Großgrundbeſitzer her, es plünderte ihre Güter und Scheuern. 


ä———̃ 


Am Anfang des zwanzigſten Jahrhunderts brachen faſt an allen Punkten des 


Reichs die Volksaufſtände mit dem Schrei nach Brot aus, je unerträglicher 
die Grauſamkeit der Feudalherren wurde. Die Plünderung und die Zerſtörung 
beruhigte die Erbitterung des Volkes, ja ſie führten ſogar zeitweilig Beſſe— 
rungen herbei, freilich nur zeitweilig. Sie bereiteten indeſſen das Volk auf 
die Zukunft vor. Schluß folgt.) 


Zum Rampfe im Baugewerbe. 
Von Kuguſt Bringmann. 
Hamburg, 7. Mai 1910. 


„Iſt die Ausbeutung des Arbeiters durch den Fabrikanten ſo weit be— 
endigt, daß er feinen Arbeitslohn bar ausbezahlt erhält, jo fallen die anderen 
Teile der Bourgeoiſie über ihn her, der Hausbeſitzer, der Krämer, der Pfand— 

leiher uſw.“, ſagt das Kommuniſtiſche Manifeſt, und damit iſt ſchon an⸗ 
gedeutet, daß die Intereſſen der Bourgeoiſie in Kolliſion geraten, wenn große 
Arbeitermaſſen infolge einer Ausſperrung gar keinen Arbeitslohn bekommen, 
alſo ausgehungert werden ſollen. Damit erklärt es ſich auch, daß die „Preſſe 
beinahe einſtimmig und entſchieden ſich auf die Seite der ausgeſperrten Bau⸗ 
arbeiter geſtellt hat“. Und in der Tat, die bürgerliche Preſſe findet teils 
recht ſcharfe Worte gegen „die brüllenden Baulöwen“. In einem geheimen 
Rundſchreiben vom 30. April an ſeine Unterverbände, das der „Zimmerer“ 
zu veröffentlichen Gelegenheit hatte, teilt der Vorſtand des Unternehmerbundes 
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für das Baugewerbe jedoch mit, daß er „jeden Mittag, 2 Uhr, 150 große 
deutſche Tageszeitungen“ mit Artikeln füttert, „einige Redakteure beſonders 
maßgebender Zeitungen ſind vom Geſchäftsamt aus perſönlich beſucht“ und 
für die Sache der Scharfmacher gewonnen. Wie ſich unter dieſen Umſtänden 
die bürgerlich⸗kapitaliſtiſche Preßtätigkeit geſtaltet, möchte ich an einem be⸗ 
merkenswerten Beiſpiel zeigen, das einem weithin leuchtenden Schlaglicht 
gleichkommt. 

Wie die Reichsregierung und einige Regierungen von Bundesſtaaten ver⸗ 
ſucht haben, den Kampf im Baugewerbe zu vermeiden, ſo auch viele Stadt⸗ 
verwaltungen. Unter anderen auch der Oberbürgermeiſter von Nürnberg, der 
als Sozialiſtenfeind hinlänglich bekannte Geheime Hofrat Dr. v. Schuh. In 
der Nürnberger Magiſtratsſitzung vom 15. April teilte er nach dem „Frän⸗ 
kiſchen Kurier“ mit, daß er tags zuvor mit noch zwei Herren mit den Ver⸗ 
tretern der Unternehmer und Arbeiter verhandelt habe, „um zu verſuchen, 
ob nicht doch noch eine Einigung herbeizuführen und eine Ausſperrung mit 
ihren bedenklichen Folgen fernzuhalten ſei. Leider ſei aber eine Einigung 
nicht erfolgt, da zwar die Arbeitervertreter mit der Fortdauer des bis⸗ 
herigen Arbeitstarifs einverſtanden waren, die Arbeitgeber jedoch erklärten, 
von den Abmachungen des Zentralverbandes und namentlich den Dresdener 
Beſchlüſſen nicht abgehen zu können und nicht abgehen zu wollen. Deshalb 
ſei es überhaupt nicht möglich geweſen, über einzelne Punkte zu verhandeln.“ 

Bereits am nächſten Tage verſuchte der „Fränkiſche Kurier“ den klaren 
Sachverhalt umzukehren, die Arbeiter anzuſchuldigen und die wilde Kampfes⸗ 
luſt der Unternehmer zu rechtfertigen. 

„Wie die Arbeiter ihre Genoſſen ſo und ſo oft wider deren Willen gezwungen 
haben, in den Ausſtand zu treten, ſo muß jetzt jeder Arbeitgeber ausſperren, er 
mag wollen oder nicht. Die Arbeiter haben kein Recht, zu klagen; wie du mir, 
ſo ich dir! Der neue Arbeitsſtreit wird anſcheinend ein Kampf ſein, wie ihn Fürſt 
Bismarck einmal nach einem franzöſiſchen Sprichwort charakteriſierte: Seigner 
jusqu'au blanc. Das iſt der Aderlaß, bis das Weiße kommt.“ 

Der Artikel genannten Blattes richtet ſich, wie ſo viele in anderen kapi⸗ 
taliſtiſchen Zeitungen, gegen die „Sentimentalität“ der Reichs⸗, Staats⸗ und 
Stadtverwaltungen, die zum Frieden rieten. Das Zitat aus einer Rede Bis⸗ 
marcks iſt nicht zufällig herangezogen, ſondern es umſchreibt in der Tat die 
Kampfparole der Unternehmer. | 

Der Gewaltigſte des Unternehmerbundes für das Baugewerbe, Feliſch, 
jetzt ein hochbetagter Greis, verfocht jene Parole ſchon in ſeiner „Baugewerks⸗ 
zeitung“ im Jahre 1878 während der großen Sozialiſtenhetze. „Unſere Maß⸗ 
regeln gegen die Sozialdemokratie müſſen energiſch und mannhaft ſein!“ So 
ſchrieb er damals. „Die Mittel ſind entſchieden, aber einfach: Ausſchluß aller 
Sozialdemokraten als Umſtürzler und Kriegserreger aus allen Geſellſchaften 
und Körperſchaften; Verſagung jeder Arbeit an ſolche Arbeiter, die ſich zur 
Sozialdemokratie bekennen; keine Wohnungsvermietung und überhaupt keine 
Gemeinſchaft mit Sozialdemokraten. Führen wir ein Jahr dieſen Krieg mit 
Mut und Ausdauer, und auch bei uns wird die Sozialdemokratie verſchwunden 
ſein.“ Der Mann hat ſeitdem nichts hinzugelernt, er meinte bei den Verhand⸗ 
lungen am 8. April dieſes Jahres im Reichstagsgebäude: „Wir ſind weiß Gott 
nun ſchon lange genug Amboß geweſen, ſchon ein Jahrzehnt. Da werden wir 
doch dazu gebracht, endlich zu verſuchen, wieder einmal Hammer zu werden.“ 


Auguſt Bringmann: Zum Kampfe im Baugewerbe. | 207 


Die beiden Zentralen der Unternehmerverbände, die „Hauptſtelle deutſcher 
Arbeitgeberverbände“ und der „Verein deutſcher Arbeitgeberverbände“ waren 
am 19. April in Berlin beiſammen, um den Bauunternehmern mit der Er⸗ 
klärung den Rücken zu ſteifen, ſie „erkennen durchaus an, daß das Vorgehen 
des deutſchen Arbeitgeberbundes für das Baugewerbe berechtigt geweſen iſt 
und daß den immer weiter gehenden Anſprüchen und Beſtrebungen der 
Arbeiterorganiſationen auch einmal der berechtigte Standpunkt des Arbeit⸗ 
gebers entgegengeſetzt werden muß“. Sie wollen ihren Klaſſengenoſſen alſo 
helfen, „wieder einmal Hammer zu werden“. Und es ſcheint ihnen damit 
ernſt zu ſein, denn ſie haben ihre Mitglieder angewieſen, „mit aller Sorgfalt 
darauf zu achten, daß keine Bauarbeiter angeſtellt werden .. .; die Fertig— 
ſtellung der Bauten um diejenige Zeit zu verlängern, welche der Kampf im 
Baugewerbe dauert“, und „Mitgliedsfirmen, die Bauarbeiten in eigener Regie 
ausführen, ſollen die Arbeit nach Möglichkeit gänzlich einſtellen oder nur dann 
zur Ausführung bringen, wenn es ſich um dringend notwendige Reparatur⸗ 
arbeiten handelt“. Ihre Unterverbände beſchließen entſprechend, alle Zeitungen 
ſind davon voll. Ich gedenke dieſe Eingriffe von Außenſeitern im Auge zu 
behalten und ſpäter darauf zurückzukommen. 

Die Abſicht zum „Aderlaß, bis das Weiße kommt“, iſt alſo auf ſeiten der 
organiſierten Unternehmer vorhanden. Allein die Intereſſen eines Teiles 
der Unternehmer geraten mit dieſer Scharfmacherei in Widerſpruch. Jene 
Intereſſenten ſind Gegner der Ausſperrung, nicht etwa aus Liebe zu den 
Arbeitern, ſondern um ſich vor dem Untergang zu ſichern! 

Die „Voſſiſche Zeitung“ vom 14. April ſetzte auseinander, wie der Handel 
mit Baumaterial unter dem Kampfe zu leiden habe, und ſie meinte am 
Schluſſe ihres Artikels: „Die Intereſſenten am Baumarkt werden alles in 
allem mit gewichtigen Bedenken in die Zukunft zu blicken haben. Sie werden 
nicht allein um den Abſatz ihrer Ware, um die Geſtaltung ihrer Preiſe, 
ſondern vor allen Dingen — und das iſt der wundeſte Punkt für den ge— 
ſamten Baumaterialienhandel — um die Erhaltung der Zahlungsfähigkeit 
ihrer Abnehmer beſorgt ſein müſſen.“ Hier ſind wir bei einer ſehr intimen 
Seite des geſamten Kapitalismus: der Lieferant hat ſeinen Abnehmer zahlungs⸗ 
fähig zu erhalten! Und doch iſt das kein Geheimnis. Unſere „Leipziger Volks⸗ 
zeitung“ weiſt in ihrer Wirtſchaftlichen Rundſchau vom 9. April ſchon darauf 
hin, daß viele Tauſende von Bauunternehmern ganz und gar auf den Kredit 
angewieſen ſind. Solange ſich das Rad dreht, ſolange es möglich iſt, zu 
bauen, finden ſie immer wieder neuen Kredit; alte Schulden werden ab— 


geſtoßen, neue werden kontrahiert, und damit wird die Karre weitergeſchleppt. 
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In dem Augenblick aber, wo der Kreislauf ins Stocken gerät, wo die an⸗ 
gefangenen Bauten nicht weitergeführt, neue nicht in Angriff genommen 
werden können, verſagt auch der Kredit, neue Geldgeber finden ſich nicht, an 
Aufnahme von Hypotheken iſt nicht zu denken, während die alten Gläubiger 
drängen. So iſt die Pleite fertig. Und davor kann keine Organiſation dieſe 
Leute ſchützen. 

Es handelt ſich da um Rieſenſummen, die die Organiſation den in 
Schwierigkeiten geratenen Bauunternehmern zur Verfügung ſtellen müßte, um 
ſie während der Ausſperrung über Waſſer zu halten, Summen, die in vielen 
Fällen verloren wären, weil trotzdem ſchließlich die Pleite über dieſe Leute 
hereinbrechen kann. 
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Freilich, es iſt auch nicht bloß einfache Scharfmacherei, die zur Stillegung 
der Baubetriebe drängt und ihre Stillegung möglichſt lange erzwingen möchte; 
es ſtecken auch kapitaliſtiſche Intereſſen dahinter. Unſere „Münchener Poſt“ 
verweiſt in ihrer Nummer vom 22. April darauf, daß es ſchon im Jahre 1906 
nicht an Befürchtungen fehlte, daß die Terrainſpekulation einen allgemeinen 
Baukrach herbeiführen werde, und ein ſolcher wäre wohl auch nicht aus⸗ 
geblieben, wenn nicht die Großbanken ſich der Terrainſpekulation bemächtigt 
hätten. Dieſe wünſchen nun die Brachlegung des Baugewerbes, um die Er⸗ 
ſchließung ihrer Terrains hinauszuſchieben, ſonſt könnten ſie zur Bebauung 
ihrer Terrains gezwungen werden, und dann wäre der Krach da, weil eben 
dieſe Terrains überlaſtet ſind. Stellenweiſe haben Terraingeſellſchaften aller⸗ 
dings momentan entgegengeſetzte Intereſſen. In Berlin zum Beiſpiel bot ſich 
gleich nach den Generalverſammlungen der Gewerkſchaften ein Verein der 
Terraingeſellſchaften zum Friedensvermittler an. Und in Hamburg dürften 
ebenfalls Terraingeſellſchaften, deren Terrains in der Bebauung begriffen ſind, 
einer Ausſperrung entgegengewirkt haben. 


Genug, die kapitaliſtiſchen Intereſſen ſind doch recht verſchieden, der „Ader⸗ 


laß, bis das Weiße kommt“, iſt nicht ſo leicht zu vollziehen, wie es ſich die 
Scharfmacher gedacht und wie es — ich möchte es offen ausſprechen — viele 
Gewerkſchafter gefürchtet haben. Die Scharfmacher ſind denn auch darüber 
fuchswild, daß „die Taktik der Arbeiterführer erſichtlich darauf hinausgeht, den 
Kampf möglichſt in die Länge zu ziehen“, daß ſie „die Organiſationen bei 
denjenigen Firmen, die außerhalb des (Unternehmer-) Verbandes ſtehen, ruhig 
weiterarbeiten laſſen, ohne an dieſelben mit ihren Forderungen heranzutreten“ 
(„Baugewerkszeitung“ vom 27. April). Die Scharfmacher hätten lieber ge⸗ 
ſehen, die Gewerkſchaften wären von der Abwehr zum Angriff übergegangen, 
dann wäre ihnen der Kampf leichter geworden. 
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Es iſt allerdings verſtändlich, daß die Scharfmacher von vornherein darauf 


ſpekuliert haben, die Arbeiter der Bauberufe würden die Ausſperrung mit 
einem Gegenangriff beantworten, denn ſie wiſſen genau, wie ſehr Lohn⸗ 
erhöhungen und Arbeitszeitverkürzungen im Baugewerbe ein Bedürfnis ſind. 
„Unſere Genoſſen ſtehen zähneknirſchend mit Gewehr bei Fuß“, wurde auf den 


Generalverſammlungen der in Frage kommenden Gewerkſchaften immer wieder 


ausgeführt und mit toſendem Beifall begleitet. Aber die Aufklärung in den 
Arbeiterreihen iſt erfreulicherweiſe ſo weit vorgeſchritten, daß man nicht mehr 
blindlings ins Verderben rennt. Erſt muß das neue Schlachtfeld gehörig auf⸗ 
gehellt ſein, das die Unternehmerverbände geſchaffen haben, bevor der Auf⸗ 
marſch zum ausſichtsvollen Angriff erfolgen kann! 

Von dieſem Standpunkt ſind auch die lokalen Tarifabſchlüſſe zu werten, 
die inzwiſchen vollzogen ſind. Der Tarifabſchluß in Hamburg und Berlin. 

In Hamburg iſt im Vorjahr ein langwieriger Kampf geführt worden, der 
das Zugeſtändnis zeitigte, daß der Stundenlohn im Jahre 1910 auf 85 Pfennig 
kommen ſoll. Vom 1. April 1910 ab beträgt der Stundenlohn 83 Pfennig 
und vom 1. Juli ab 85 Pfennig. Damit kommt der Hamburger Stundenlohn 
um 10 Pfennig über den Berliner hinaus, der 75 Pfennig beträgt. Er iſt mit 
der neunſtündigen Arbeitszeit tarifvertraglich bis zum 31. März 1913 feſtgelegt. 
Bevor die Lohn- und Arbeitsbedingungen im übrigen Deutſchland nicht ganz 
erheblich beſſere werden, haben weitere Verbeſſerungen in Hamburg keine Aus⸗ 


ſicht auf Erfolg. Und da das Hamburger Unternehmertum bereits im Vorjahr 2 
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ausſperrmüde geworden war, dürfte es ſelbſtverſtändlich erſcheinen, daß in 
Hamburg ein Tarifvertrag zuſtande kam. 

In Berlin liegt die Sache allerdings nicht ſo einfach, obgleich auch dort der 
Tarifabſchluß eine Selbſtverſtändlichkeit darſtellt. In Berlin iſt im Jahre 1907 
um den Achteinhalbſtundentag und 80 Pfennig Stundenlohn gekämpft worden. 
In der zweiten Auguſtwoche 1907 arbeiteten 7412 Maurer und 5117 Zimmerer 
zu den geforderten Bedingungen. Noch kein voraufgegangener Streik hatte 
in Berlin ein ſo günſtiges Reſultat gezeitigt als dieſer. Bei allen früheren 
Streiks in Berlin hatte die nachfolgende aufſteigende Konjunktur nachholen 
müſſen, was der Streik nicht geſchafft: Die völlige Anerkennung der geforderten 
Bedingungen. Diesmal ſchlug der wirtſchaftliche Aufſchwung jedoch in eine 
Kriſis um und die Unternehmerorganiſation beſchloß, im Laufe des Winters 
den Stundenlohn bis auf 65 Pfennig zu reduzieren. Nach einer Statiſtik vom 
25. März 1908, welche über die Arbeitszeit und die Stundenlöhne von 
3913 Zimmerern Auskunft gibt, hatten nur noch 459 einen achteinhalbſtündigen 
oder kürzeren Arbeitstag, 3454 Zimmerer einen längeren; 624 Zimmerer bezogen 
noch 80 Pfennig oder einen höheren Stundenlohn, 3289 einen geringeren; den 

von der Unternehmerorganiſation beſchloſſenen Stundenlohn von 65 Pfennig 
oder einen noch geringeren Stundenlohn bezogen allerdings nur 482 Zimmerer. 
Von den Maurern liegen Zahlen nicht vor, aber es ſah bei ihnen nicht beſſer 
aus. Der Streikerfolg vom Jahre 1907 war zunichte gemacht! Bei den Tarif- 
verhandlungen im Jahre 1908 wurden für Berlin die neunſtündige Arbeitszeit 
und 75 Pfennig Stundenlohn bis Ende März 1910 feſtgeſetzt, obwohl nach 
einem am 17. April 1907 gefällten, von den Berliner Bauleuten aber ab- 
gelehnten Schiedsſpruch des dortigen Gewerbegerichts der Stundenlohn für 
1907 auf 78 Pfennig, für 1908 auf 80 Pfennig und für 1909 auf 82 Pfennig 
gebracht werden ſollte. Unter der überaus traurigen Geſchäftskonjunktur im 
Frühjahr 1908 wurde dem Tarifabſchluß mit neunſtündiger Arbeitszeit und 
75 Pfennig Stundenlohn zugeſtimmt. Befriedigen konnte er natürlich nicht. 
Nun iſt wiederum ein Tarifabſchluß auf der Baſis der neunſtündigen Arbeits- 
zeit bis Ende März 1913 zuſtandegekommen; der Stundenlohn ſteigt Anfang 
Auguſt dieſes Jahres um 3 Pfennig und Anfang Oktober 1911 nochmals 
um 2 Pfennig, ſo daß dann der Stundenlohn von 80 Pfennig erreicht wird. 
Es iſt ſicher einem jeden ſchwer gefallen, dieſem Tarifabſchluß zuzuſtimmen, 
allein in der gegebenen Situation blieb nichts anderes übrig. Der Ablehnung 
wäre die Ausſperrung auch in Berlin auf dem Fuße gefolgt und mit ihr 
wäre den Scharfmachern im Unternehmerbunde ein großer Gefallen getan. 
Sie haben nichts unverſucht gelaſſen, die Vereinbarung in Berlin zu hindern! 
Und in feinem Rundſchreiben vom 30. April klagt der Vorſtand des Unter⸗ 
nehmerbundes bitter, „wie ſchwer die Einzelverhandlungen in Berlin (ſeine 
Scharfmacherei) geſchädigt haben“. 
War der Tarifabſchluß in Berlin unter der gegebenen Situation eine Selbſt— 
verſtändlichkeit, jo iſt es aber nicht minder ſelbſtverſtändlich, daß er nicht be⸗ 
friedigen kann. Es fragt ſich nur, zu welchen Konſequenzen die Unzufriedenheit 
mit dem Tarifabſchluß führt. Sie kann für die Aufwärtsbewegung der Lohn⸗ 
und Arbeitsbedingungen ſehr wertvoll ſein; ſie kann aber auch bewirken, daß 
die Berliner Bauleute auf lange Zeit hinaus bis zur Kampfunfähigkeit ge⸗ 
ſchwächt werden. Das letztere würde unfehlbar eintreten, wenn die Syndikaliſten 
größeres Terrain in der Berliner Arbeiterbewegung gewännen. Sie ſind mit 
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allen ſchäbigen Mitteln bemüht, die in der Natur der Sache liegende Unzu⸗ 
friedenheit mit dem diesjährigen Tarifabſchluß gegen die Gewerkſchaften zu 
ſteuern. Vorderhand iſt freilich nicht zu befürchten, daß ſie mit ihren Machi⸗ 
nationen großes Terrain gewinnen, weil jeder nicht bornierte Arbeiter einſehen 
muß, daß ihr Treiben eine weſentliche Hilfe für die ſchamloſeſten Ausbeuter 
bedeutet. Sie verſuchen nämlich, die Berliner Arbeiter dafür zu gewinnen, 
ihre im übrigen Deutſchland ausgeſperrten Genoſſen nicht zu unterſtützen. | 

Mit den Tarifabſchlüſſen in Hamburg und Berlin und in einigen kleineren 
Orten ſind den Scharfmachern, wie ſchon die „Leipziger Volkszeitung“ richtig 
ſagt, einige Rippen gebrochen, aber noch nicht das Rückgrat! Das Ausſcheiden 
aller dieſer Orte aus der Ausſperrung iſt noch kein Sieg, der die Bauunter⸗ 
nehmer im ganzen Reiche ohne weiteres zur Kapitulation zwänge. Das Bau⸗ 
gewerbe des einen Ortes iſt von allen anderen Orten unabhängig! Immerhin, 
jede lokale Vereinbarung ſtärkt die Poſition der Arbeiter, und nachdem der 
außerordentliche Gewerkſchaftskongreß am 25. April durch einmütige Annahme 
einer Reſolution den ausgeſperrten Arbeitern der Bauberufe feine vollite 
Sympathie ausgeſprochen und ſämtliche organiſierten Arbeiter Deutſchlands 
aufgefordert hat, ihre Solidarität durch ſofortige allgemeine Sammlungen zu 
beweiſen, iſt nicht nur die Gewähr gegeben, daß das Scharfmachertum ſein 
Ziel, die Gewerkſchaften niederzuwerfen, nicht erreicht, ſondern in dieſem 
Kampfe wird ſich auch die Ausſperrwut des Unternehmertums merklich ab⸗ 
kühlen. Darauf kommt es vor allem an! 

Die Zahl der Ausgeſperrten hat der Vorſtand des Unternehmerbundes für 
das Baugewerbe in der erſten Ausſperrungswoche auf 200000 angegeben und 
jetzt auf 186000 reduziert, aber auch dieſe Angabe beruht nicht auf genauer 
Zählung; alle von ſeinen Unterverbänden angegebenen Zahlen ſchließen mit 
dem untrüglichen Zeichen der Oberflächlichkeit, mit Nullen. Hingegen gibt 
der Maurerverband die Zahl ſeiner Ausgeſperrten auf 64361 an, der Zimmerer⸗ 
verband die ſeinigen auf 21560, der Bauhilfsarbeiterverband zählt 23983 Aus⸗ 
geſperrte, außerdem gehören 5500 ausgeſperrte Bauhilfsarbeiter zu anderen 
Verbänden, und die Chriſtlichen geben 13224 Ausgeſperrte an. Zuſammen 
alſo 128628 Ausgeſperrte! Davon ſind mittlerweile mehrere Tauſend ander⸗ 
weitig in Arbeit getreten und aus den Ausſperrungsgebieten abgereiſt. Über 
die Zahl der in Mitleidenſchaft gezogenen Familienangehörigen und die Ver⸗ 
ſchiebungen durch Ab⸗ und Zugang laſſen ſich erſt dann zuverläſſige Feſt⸗ 
ſtellungen machen, wenn die Gewerkſchaften ihren Ausgeſperrten Unterſtützung 
zahlen. Der Vorſtand des Unternehmerbundes teilt in dem oben erwähnten 
Rundſchreiben vom 30. April ſeinen Unterverbänden allerdings mit, „daß erſt 
jetzt der eigentliche Kampf beginnt und die Zeit, wann derſelbe zu beenden 
ſein wird, noch gar nicht abgeſchätzt werden kann“. Die Unternehmerverbände 
hätten ſich „auch noch auf weitergehende Maßnahmen einzurichten, als bis 
jetzt von der Bundesleitung angeordnet ſind. Von einem Verhandeln, wie es 
ſo vielfach von unberufenen Vermittlern angeboten wird, kann gar keine Rede 
ſein. . .. Weder Magiſtrate, noch Regierungsperſonen, noch Sozialideologen“ 
hätten einen Anſpruch darauf, daß die Unterverbände des Bundes „ſich auf 
faule Friedensvorſchläge einlaſſen. . . . Beſſer ein Ende mit Schrecken als ein 
Schrecken ohne Ende“. 
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Das Budget des deutſchen Arbeiters — eine Statiftik des Elends. 
Von Dr. K. Sipſchütz. 


3. Die Ausgaben der Arbeiter. 


Aus der Betrachtung über die Art und Weiſe, wie der Arbeiter ſeine Ge⸗ 
ſamteinnahme zuſammenbringt, wie er beſtrebt iſt, alle zur Verfügung ſtehenden 
Arbeitskräfte — Nebenverdienſt, Arbeit der Frau und der Kinder, Abvermietung — 
auszunutzen, wird es wahrſcheinlich, daß das Maximum feines Geſamt⸗ 
einkommens ſtets und immer nur das Minimum deſſen iſt, was der 
Haushalt des Arbeiters an Einkommen bedarf. Eine Betrachtung über 
die Ausgaben des Arbeiterhaushaltes beſtätigt das vollauf. 


(Schluß.) 


A. Die Ausgaben in verſchiedenen Einkommenſtufen. 


Über die Ausgaben der Arbeiter in der Statiſtik der Metallarbeiter orien⸗ 
tieren die folgenden Tabellen: 


Tabelle XIV. 


Die durchſchnittlichen Ausgaben betragen für 
Durch⸗ = = 
Zahl ſchnittl. e = 2 a 5 15 
der Zahl der Sig = 2 = 53 = 
Haus⸗ Fa⸗ Einkommenſtufe 3 = = ex 8 3 3 8 Yet 
hal⸗ milien⸗ & 8 e 8 „ 
tungen = = Ss 8 se 8 S288 
=; ya 2 = So | 3 = 85 
8 8 3 „ „ 
= 8 8 Br 8 S 8 
123 8 8 85 S5 8 (0) 
Unter 1200 Mark 1145,93 || 564,82 75,36 143,24 56,52] 69,95 143,260 19,50 73,28 
5 1200 bis 1600 = 1440,69 712,77 93,12 196,29 65,92 91,60 168,49 25,56 | 86,94 
116 3,72 1600 = 2000 = 1579,02 832,74 104,03 261,78 76,54 110,54 219,530 35,71 118,15 
91 3,97 || 2000 = 2500 = 2148,56 977,15 140,86! 319,77 68,48 124,49 291,92 47,25 160,64 
21 5,53 über 2500 ]ñ 2643,95 1228,37 180,06 362,88 103,47 134,04 381,32 65,33 188,48 
320 3,84 Im Durchſchnitt 1825,28 859,73 115,69 264,09 77,78 109,79 235,11 37,79 125,35 
f Tabelle XV. 
Vom Hundert der Geſamtausgaben entfallen auf 
= N 28 
— 8 as IN 
2 — N ar E 2 2 292 
Einkommenſtufe 85 — 8 5 8 8 28 8 35 u 
— S — m»: S3 2 2 © 
% ee 
2 = & Ba Je,2 2838| 38 = 
S 8 S 8 5 Se ee S 
= S Si 2 8 2 S 8 25 E 
Unter 1200 Mark. 49,29 6,57 12,50 4,93 6,11 12,50 1,70 6,40 
1200 bis 1600 = 49,47 | 6,46 13,63 4,58 6,36 | 11,69 | 1,77 | 6,04 
1600 = 2000 = 47,34 | 5,92 | 14,88 | 4,36 | 6,28 | 12,48 | 2,05 | 6,71 
2000 = 2500 = 45,47 | 6,56 | 14,88 | 4,03 | 5,79 | 13,59 | 2,20 | 7,48 
e 46,46 6,81 13,73 3,91 5,07 14,42 2,47 7,13 
Im Durchſchnitt 47,10 | 6,33 | 14,47 | 4,28 | 6,01 | 12,88 | 2,07 | 6,86 


Die Ausgaben der Arbeiter in der Reichsſtatiſtik werden durch die Tabellen XVI 
und XVII illuſtriert: 
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Tabelle XVI. 
0 Durchſchnittsausgaben in Mark für 
er 
Haus⸗ Einkommenſtufe ene Heizung 
hal⸗ ausgabe Nahrung Kleidung Wohnung und Be⸗ | Sonftiges 
tungen leuchtung 
11 Unter 1200 Mark. 1086,84 593,36 100,18 215,05 66,04 112,21 
154 1200 bis 1600 = 1435,05 || 787,86 134,74 | 241,00 | 69,96 | 201,49 
196 1600 = 2000 = 1793,18 927,32 197,79 | 817,63 | 77,09 | 273,35 
127 || 2000 =: 2500 = 2185,15 1097,26 261,44 | 370,42 | 84,18 | 371,85 
24 || 2500 = 3000 = 2655,33 1348,16 352,41 | 411,51 | 87,59 | 455,66 
10 || 3000 = 4000 ⸗ 3224,23 1721,86 455,68 | 448,02 | 130,85 | 467,82 
522 Im Durchſchnitt 1835,06 955,06 204,67 312,52 77,99 284,82 
Tabelle XVII. 
Vom Hundert der Ausgaben entfallen auf 
Einkommenſtufe Heizung 
Nahrung Kleidung Wohnung und Sonſtiges 
| Beleuchtung 
Unter 1200 Mark. 54,6 9,2 19,8 6,1 10,3 
1200 bis 1600 - 54,9 9,4 16,8 4,9 14,0 
1600 2000 = 51,7 11,0 17,7 4,3 15,8 
2000 2500 50,2 12,0 17,0 3,9 16,9 
2500 = 3000 - 50,8 13,3 15,5 33 17,1 
3000 = 4000 ⸗ 53,4 14,1 13,9 4,1 14,5 
Im Vcc 52,0 1 4,3 | 155 


Manche Unſtimmigkeiten in den entſprechenden Tabellen der Statiſtik der 
Metallarbeiter einerſeits und der Reichsſtatiſtik andererſeits ergeben ſich ohne 
weiteres aus manchen Verſchiedenheiten in der Rubrizierung einzelner Aus⸗ 


gabenpoſten. 


. (aus der Veröffentlichung der Metallarbeiter): 


Tabell 


e XVIII. 


In der Einkommenſtufe 


Geſamtausgaben 
Kleidung und Wohnung 
Heizung und Beleuchtung 
Sonſtige Ausgaben 
Nahrung SL 


Von 1200 bis Von 1600 bis 
1600 Mark 2000 Mark 

Bei 151 Bei 80 Bei 196 Bei 116 
Haushal- | Haushal- || Haushals Haushal⸗ 
tungen der tungen der tungen der tungen der 

Reichs⸗ Metall⸗ Reichs⸗ Metall⸗ 
ſtatiſtik arbeiter ſta iſtik arbeiter 
1435,05 1440,69 1793,18 1759,02 
375,74 | 364,78 || 515,42 | 481,31 
69,96 65,92 77,09 76,54 
201,49 204,10 273,35 264,40 
787,86 | 805,89 927,32 936,77 


Berückſichtigt man dieſes Moment, ſo ergibt ſich folgende Ver⸗ 


Von 2000 bis 


2500 Mark 

Bei 127 Bei 91 
Haushal⸗ Haushal⸗ 
tungen der tungen der 

Reichs⸗ Metall⸗ 
ſtatiſtik arbeiter 
2185,15 2148,56 
631,86 611,69 
84,18 86,48 
371,85 332,38 
1097,26 1118,01 


Die inte an ie unter 1200 Mark iſt in der Tabelle weggelaſſen — hier 
iſt die Zahl der erfaßten Haushaltungen in beiden Statiſtiken gering, und die 
Differenzen in den Ausgabenpoſten ſind verhältnismäßig größer, wenn auch kaum 
ſchwer ins Gewicht fallend. Die Stufen über 2500 Mark laſſen ſich ohne vor⸗ 
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herige Bearbeitung nicht vergleichen, da ſie in beiden Erhebungen verſchieden 
rubriziert ſind, wie ohne weiteres aus den Tabellen XIV bis XVII erſichtlich iſt. 

Tabelle XVIII zeigt uns, in wie tadelloſer Weiſe die Daten beider Er⸗ 
hebungen auch im einzelnen übereinſtimmen. 

Es ſeien nun die einzelnen Ausgabenpoſten betrachtet. Die Hälfte der 
Geſamtausgabe fällt auf Nahrungsmittel. Dabei iſt es von größtem Intereſſe, 
daß beim Übergang in eine nächſthöhere Ausgabenſtufe das Engelſche Geſetz, 
daß mit der Höhe der Geſamtausgabe der prozentiſche Anteil der Ausgaben 
für Nahrung ſukzeſſive ſinkt, hier nur in geringem Maße zum Ausdruck ge⸗ 
langt: in der niedrigſten Stufe ſind es 49,29 Prozent (reſp. 55,96 Prozent, wenn 
man die Genußmittel hinzurechnet), die für die Nahrung verausgabt werden; 
in der höchſten Stufe ſind es noch immer 46,46 Prozent (reſp. 53,27 Prozent — 
Tabelle XV und XVII). Es kommt hier in Betracht, daß die Kopfzahl mit 
der Wohlhabenheit zunimmt und darum die abſolute Ausgabe für Nahrungs⸗ 
mittel nicht ſtationär bleiben kann, ſondern von Stufe zu Stufe zunehmen 
muß, wie es die Tabelle XIV zeigt.“ Aber auch die Ernährung wird beſſer, 
was aus der Tatſache folgt, daß auch die Nahrungsausgabe pro Kopf all— 
mählich zunimmt, wie uns die vierte Spalte der folgenden Tabelle lehrt: 

Tabelle XIX. | 


Von den Ausgaben entfallen auf den Kopf (in Mark) für 


Durch⸗ g 
Rabe Klei- 
Geſamt⸗ . Ver⸗ dung, 3 
Zahl der Einkommenſtufe ausgaben Nah⸗ | Heizung ſicherung Neu- Bildung 
Fami⸗ pro Kopf rungs⸗ Genuß⸗ Woh⸗ und Be⸗ End anſchaf⸗ und Son⸗ 
9 15 mittel mittel nung ns Vereins- fung und 1 0 ſtiges 
en ung beiträge Repara⸗ haltung 
9 Mark Mark turen 
2,83 Unter 1200 || 405,64 || 199,94 | 26,68 | 50,70 | 20,01 | 24,76 50,71 6,90 | 25,94 
3,57 1200 bis 1600 || 404,12 || 199,98 | 26,12 | 55,06 18,49 | 25,70 | 47,26 7,17 | 24,39 
3,72 || 1600 = 2000 || 472,61 || 223,76 | 27,95 | 70,34 | 20,56 | 29,70 | 58,98 9,59 | 31,73 
3,97 || 2000 = 2500 || 540,99 || 246,04 | 35,46 | 80,52 | 21,77. | 31,35 | 73,50 | 11,90 | 40,45 
5,53 über 2500 || 478,23 222,19 | 32,56 | 65,64 18,72 | 24,24 68,97 11,81 | 34,10 
3,84 Im Durchſchnitt 475,53 223,98 | 30,14 68,80 20,25 | 28,60 61,25 9,85 | 32,66 


Wie groß das Beſtreben des Arbeiters iſt, ſeine Ernährung mit ſteigendem 
Wohlſtand zu verbeſſern,' geht aus der Tatſache hervor, daß 37,5 und 38,1 Pro⸗ 
zent der Mehrausgaben, die bei Übertritt aus der zweiten in die dritte und 
aus der dritten in die vierte Einkommenſtufe auf den Kopf fallen, für Nah- 


rung verwandt werden. Das zeigt uns die folgende Zuſammenſtellung: 


Tabelle XX. 

Geſamte Davon Mehr⸗ a da 

Einkommen Mehrausgabe ausgabe für in Prozent 

pro Kopf Nahrung der geſamten 

in Mark in Mark Mehrausgabe 
1200 bis 1600 Mark — — Zr 
1600 = 2000 = 68,49 25,66 37,5 
2000 = 2500 = 68,38 29,79 38,1 


1 Auch in Tabelle XVI (der Reichsſtatiſtik) ift dieſe Zunahme der abſoluten Nahrungsausgabe 
erſichtlich, doch fehlen hier die Berechnungen für die Kopfzahl der einzelnen Einkommensgruppen. 

2 Die Beſprechung der Einzelheiten der Ernährung auf Grund des vorliegenden 
Materials erfolgt in einem beſonderen Artikel. 
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Wie Tabelle XIX zeigt, ſinkt in der höchſten Stufe mit einem Einkommen 
von über 2500 Mark wieder die Nahrungsausgabe pro Kopf, wie überhaupt 
die geſamte Lebenshaushaltung in dieſer höchſten Einkommenſtufe 
ſchlechter iſt als in der voraufgehenden: ein Blick auf die Tabelle belehrt 
uns darüber. Das iſt gerade diejenige Einkommenſtufe, wo — wie Tabelle III 
zeigt — die Mitarbeit der Familienangehörigen 21 Prozent der Geſamt⸗ 
einnahme aufbringt: eine erneute Beſtätigung dafür, daß die Inanſpruchnahme 
von Einnahmequellen neben dem Verdienſt des Mannes dem Arbeiter durch 
die Not diktiert wird. 

Bei allen anderen Ausgaben ſehen wir ein Anſteigen wie bei der Aus⸗ 
gabe für Nahrungsmittel: Tabelle XIV bis XVII. Allerdings vollzieht ſich 
dieſer Anſtieg nicht immer in ganz gleichem Maße bei den verſchiedenen Aus⸗ 
gabenpoſten. 

Mit dem Anſteigen der Poſten wird nicht bloß den Anforderungen 
höherer Kopfzahl Genüge geleiſtet, ſondern in allen notwendigen Dingen 
findet eine Verbeſſerung der Lebenshaltung ſtatt, wie uns das Tabelle XIX 
zeigt, wo die Ausgaben pro Kopf in den verſchiedenen Einkommenſtufen an⸗ 

gegeben ſind. 

| In der Tabelle XV ſehen wir, daß der prozentiſche Anteil, den die Aus⸗ 
gaben für Bildung und Unterhaltung an den Geſamtausgaben haben, ver⸗ 
hältnismäßig ſtark anſteigt. Aber es ſind nur ganz geringfügige Summen, 
die dem Arbeiter aus dem Mehreinkommen verbleiben, wenn er den not⸗ 
wendigſten Anforderungen einer erhöhten Lebenshaltung nachgekommen iſt — 
ſehr inſtruktiv iſt in dieſer Beziehung die Zergliederung der jeweiligen ge⸗ 
ſamten Mehrausgabe, die die einzelnen Einkommenſtufen auszeichnet, in 
die verſchiedenen Ausgabenpoſten. 

Dieſe Berechnung iſt auf Grund der Tabelle XVI (aus der Reichsſtatiſtik) 
vorgenommen worden: 

Tabelle XXI. 


Geſamte Mehrausgabe in Prozent der geſamten Mehrausgabe für 
Mehr⸗ 
ausgabe Nahrung 


Heizung 
und Be⸗ 
leuchtung 


Einkommenſtufe 


Kleidung Wohnung Sonſtiges 


| Unter 1200 Mark. — — — — — — 
1200 bis 1600 = . 348 55,9 9,9 75 „ a 
1600 = 2000 358 89,0 17,6: 2, ⁵fff 
2000 = 2500 392 43,5 16,2 13,4 18 100 
500 300 0% 1% 534 | 19,4 8, % 

— 47 15,8 888 


Rund 48 Prozent der Mehrausgabe, die die höchſte Einkommenſtufe vor 
der niedrigſten voraus hat, werden für Nahrung verausgabt. Nach Erledi⸗ 
gung der Mehrausgaben für Wohnung und Kleidung verbleiben uns nur 
noch 22 Prozent für ſonſtige Ausgaben. Aber auch die ſonſtigen Ausgaben 
ſind zum großen Teil unentbehrliche Dinge: Fahrgeld, Schulbedarf, Seife. 
Für Bildung und Unterhaltung ſtehen ihm bloß 1,36 bis 3,18 Pro- 
zent (oder 2,4 Prozent im Durchſchnitt) von der geſamten Mehr⸗ 
ausgabe zur Verfügung, wie eine Zergliederung der Mehrausgaben aus 
der Tabelle XIV der Metallarbeiter erweiſt: 
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Tabelle XXII. 


Für Bildung und 


Für Nahrung Unterhaltung 


Einkommenſtufe Geſamte Mehr⸗ in Prozent in Prozent 
ausgabe der geſamten der geſamten 


e Mehrausgabe Mehrausgabe 


ar ,055 5 


on, 295 56,3 2,05 
˙⸗1 EN 319 41,1 3,18 
TVC 389 44,0 2,97 
EEE EEE SERIEN 495 58,7 1,36 

| m 50,0 2,40 


Der deutſche Arbeiter hat das Glück, ſich von einer wöchentlichen Aus⸗ 
gabe von 37 Pfennig für Bildung und Unterhaltung in der unterſten Ein⸗ 
kommenſtufe auf eine ſolche von 1,26 Mark in der höchſten Stufe aufzu⸗ 
ſchwingen.. O, du großes Volk der Dichter und Denker, wo einem 
Arbeiterhaushalt von beinahe vier Köpfen im Durchſchnitt die 
gewaltige Summe von 73 Pfennig pro Woche für Bildung und 
Unterhaltung zur Verfügung ſteht! Dreiundſiebzig Pfennig pro Woche 
für eine vierköpfige Familie für Zeitungen, Bücher, Briefpapier, Porto, 
Konzerte, Theater, ſonſtige Veranſtaltungen, Eiſenbahn⸗ und Straßenbahn⸗ 
fahrgelder zu Vergnügungszwecken und Ausflügen, beſondere Ausgaben bei 
Ausflügen uſw.! Leider iſt gerade in dieſem ſo wichtigen Punkte ein Ver⸗ 
gleich mit den Ergebniſſen der Reichsſtatiſtik wegen Verſchiedenheiten in der 
Rubrizierung nicht möglich. 

Die von beiden Erhebungen in abſolut übereinſtimmender Weiſe erwieſene 

Tatſache, daß die Hälfte ſämtlicher Mehrausgaben bloß für Nahrung ver⸗ 
wandt werden muß, wirft ein Schlaglicht auf den inneren Beweggrund der 
gewerkſchaftlichen Kämpfe, ſoweit ſie ſich innerhalb der betrachteten Ein⸗ 
kommensgrenzen — und das trifft doch beinahe für ſämtliche Lohnkämpfe 
zu — bewegen: die Lohnkümpfe ſind bis zu 50 Prozent ein Kampf ums Brot 
im unmittelbarſten Sinne des Wortes. 


B. Die Beziehungen zwiſchen Kopfzahl und Lebenshaltung. 


Bei der Betrachtung der Einkommensquellen des Arbeiterhaushaltes haben 
wir der gewaltigen Rolle Erwähnung getan, die der Mitarbeit der Familien⸗ 
angehörigen zukommt. 

Es fragt ſich nun, inwiefern durch die höhere Kopfzahl die Lebens- 
haltung, die Möglichkeit, pro Kopf eine gewiſſe Summe auszu⸗ 
geben, beeinflußt wird. 

Schon die Betrachtung der Tabelle XIX zeigt uns, daß, wenn der über⸗ 
gang in die nächſthöhere Einkommenſtufe gepaart iſt von einer ſtärkeren Zu⸗ 
nahme der durchſchnittlichen Kopfzahl, die Lebenshaltung, ausgedrückt in der 
durchſchnittlichen Ausgabe pro Kopf, ſtationär bleibt oder ſinkt: bei Übertritt 
von der erſten in die zweite und von der vierten in die fünfte Stufe. Schon 
dieſe Beobachtung allein genügt zur Kennzeichnung einer der höheren Kopf— 
zahl innewohnenden Tendenz, die Lebenshaltung herabzudrücken. 


1 Metallarbeiterſtatiſtik, Seite 56. In dem ſehr inſtruktiven Abſchnitt über „Die Haus⸗ 
haltungsrechnungen in durchſchnittlicher wöchentlicher Einnahme und Ausgabe“. 
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Dieſe Tendenz tritt ganz unverkennbar vor Augen, wenn man die Familien 
nicht nach dem Einkommen, ſondern nach der Kopfzahl der Familien gruppiert 
und die durchſchnittlichen Ausgaben pro Kopf in jeder Gruppe berechnet, wie 
es der Bearbeiter der Reichsſtatiſtik getan hat. Es wurden aus der 18 
zahl aller 852 Haushaltungen 391 ſogenannte Normalfamilien ausgewählt, in 


denen erwachſene Kinder, die ſich ja zum Teil ſelbſt unterhalten, nicht da waren: 
Tabelle XXIII. : 
3 
Familien Zahl Ausgaben Familien | Zahl Ausgaben 1 
mit der pro reduzierten mit der pro reduzierten J 
Perſonen Familien 1,0 Kopf Per ſonen Familien 1,0 Kopf 2 

2 43 1199,10 

3 89 998,62 

4 93 917,54 

5 93 850,37 


Speziell für die Arbeiter wird die gekennzeichnete Tendenz 955 hohen 
Kopfzahl in ihren Einzelheiten illuſtriert durch folgende Tabellen: 


Tabelle XXIV. a 


Familien Seht Durchſchnittliche Ausgabe in Bi für Geſamt⸗ 
mit 8 175 i Heizung ausgabe 
Perſonen Haus⸗ Nahrung Kleidung Wohnung und Sonſtiges % 
haltungen Beleuchtung in Mark 3 
2 bis 4 274 867,81 184,43 317,24 ö | 75,70 288,89 1734,07 4 
5 :6 181 1009,41 215,87 311,64 79,64 285,75 1902,31 ; 
über 6 67 1165,02 257,18 295,58 82,91 265,67 2066,36 


Tabelle XXV. = 


55 Zahl Vom Hundert der Ausgaben entfallen auf i { 
Familien 5 JJ 8 Geſamt⸗ 
mit 1 9 Heizung ausgabe 
Perſonen Haus⸗ Nahrung Kleidung Wohnung und Sonſtiges x 
haltungen Beleuchtung in Mark 

8 

2 bis 4 274 50,0 10,6 18,3 4,4 16,7 1734,07 
PR 8 181 53,1 11,3 16,4 4,2 15, 1902375 
über 6 67 56,4 12,4 14,3 4,0 12,9 2066,36 


Die erſte Tabelle zeigt uns, daß zwar die Geſamtausgabe mit ſteigender 
Kopfzahl zunimmt. Aber beinahe die geſamte Mehrausgabe wird 
für Nahrung verbraucht. Einen Anſtieg der Ausgaben ſehen wir auch 
für Kleidung. Dagegen erfahren die Ausgaben für Wohnung und Sonſtiges 
eine Abnahme — eine Abnahme bei zunehmendem „Wohlſtand“, wenn 
man dieſen durch die Höhe der Geſamtausgabe charakteriſieren wollte. Das 
ganze Elend kopfreicher Familien wird durch die zweite Tabelle vor Augen 
geführt, die nur den prozentiſchen Anteil der einzelnen Ausgabepoſten an 
der Geſamtausgabe zeigt. Namentlich auf den verhältnismäßig gewaltigen 
Rückgang des Poſten Sonſtiges ſei hingewieſen. 

Einen guten Einblick in die Wirkungen der hohen Kopfzahl auf die Lebens⸗ 
haltung minderbemittelter Familien gewährt die Zergliederung einiger Aus⸗ 
gabepoſten in Unterabteilungen, wie fie in der Reichsſtatiſtik für ſämtliche 
Haushaltungen vorgenommen iſt. | 
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Die Kleidungsausgabe zerfällt in 
Tabelle XXVI. 


| Durchſchnittsausgabe in Mark 
bei den Familien 


mit über 6 


Perſonen Perſonen 


mit 2 bis 4 | mit 5 bis 6 
Perſonen 


Kleidung ) 200 
Wäſche und Bettzeug . A 23,30 25,98 25,07 
Reinigung von Kleidung und Wäſche | 28,51 32,10 81,86 


Während die Ausgabe für Kleidung zunimmt, weiſt die Ausgabe für Wäſche 
und für Reinigung von Kleidung und Wäſche ein unbedeutendes Wachstum 
oder ſogar einen Rückgang auf. Ein Zeichen, daß die Einſchränkung ſich auf 
alles erſtreckt, was den Komfort des Lebens ausmacht. Genau dasſelbe ſehen 
wir bei einer Zergliederung der Wohnungsausgabe: 


Tabelle XXVII. 


Durchſchnittsausgabe in Mark 
j bei den Familien 
mit 2 bis 4 | mit 5 bis 6 | mit über 6 
Perſonen Perſonen Perſonen 
Miete FF | 335,49 309,38 
Ziergarten, Zierpflanzen M 5 2,76 2,42 2.52 
Einrichtung, Inſtandhaltung, Reinigung. N 77,28 | 68,53 64,72 


Der relativ bedeutende Rückgang der Ausgabe für Einrichtung und In⸗ 
ſtandhaltung der Wohnung iſt hier charakteriſtiſch. Es dürfte hier und in der 
Tabelle XXVI wohl die vermehrte häusliche Arbeit der Frau mitſpielen. 
Die Einſchränkung in allem nicht unbedingt Notwendigen tritt uns auch 
in der Ausgabe für Beleuchtung entgegen: 


Tabelle XXVIII. 


Durchſchnittsausgabe in Mark 
bei den Familien 


mit über 6 
Perſonen 


mit 5 bis 6 
Perſonen 


mit 2 bis 4 
Perſonen 


%% . 60,28 66,65 71,33 
Beleuchtung 25,81 28,35 25,42 


Der Anſtieg der Ausgabe für Heizung darf wohl zur vermehrten Nahrungs⸗ 
ausgabe in Parallele geſtellt werden. 

Sehr bemerkenswert iſt die Einſchränkung in den Ausgaben für Geſund⸗ 
heits⸗ und Körperpflege: 


4 


Tabelle XXIX. 


Durchſchnittsausgabe in Mark 
bei den Familien 


mit über 6 
Perſonen 
34,95 
7,65 


mit 2 bis 4 mit 5 bis 6 
Perſonen Perſonen 


Geſundheitspflege. 


| 43,86 | 39,91 
Körperpflege . 


10,20 9,68 


218 | | Die Neue Zeit. 


| 


4 


Ebenſo in den Ausgaben für kulturelle Bedürfniſſe im engeren Sinne 


des Wortes: 5 
Tabelle XXX. _ 0 


Durchſchnittsausgabe in Mark f 

bei den Familien 4 

mit 2 bis 4 mit 5 bis 6 mit über 6 

Perſonen Perſonen Perſonen 

Zeitüngen Bücher, Veiein n 55,31 51,19 47,01 
Vergnügungen 39,02 34,06 31,10 


In den Tabellen XXIV bis XXX ee ſich ſämtliche Zahlen 
auf die Ausgaben der Familien. Der Unterſchied in der Lebenshaltung 
würde noch kraſſer in die Erſcheinung treten, wenn wir die jeweiligen Aus⸗ 
gaben für den (reduzierten) Kopf berechnen wollten. Wie weit die Ein⸗ 
ſchränkung in den Ausgaben, die nicht zu den allernotwendigſten gehören 
geht, zeigt uns Tabelle XXXI: N 


Tabelle XXXI. 


Geſamt⸗ 
I Zahl ausgabe Ausgaben in Mark auf den Kopf für 

Familien der Geſamt⸗ pro Kopf 
mit Haus⸗ ausgaben bei 2 bis — 2 
Perſonen hal⸗ pro Kopf 4 köpfigen f Heizung 7 
tungen Familien Nahrung Kleidung Wohnung | und Be⸗ Sonſtiges 
— 100 leuchtung 0 
2 bis 4 225 995,6 100 100 100 100 100 100 b 
55 6 136 819,84 82 92 87 73 78 69 
Über 6. 30 750,61 76 82 88 67 74 63 f 


In keiner anderen Ausgabe kann die Einſchränkung ſo weit gehen wie in 
der für Sonſtiges: ſie beträgt hier 37 Prozent gegenüber 18 Prozent in der 
für Nahrung. 

Für die Einzelpoſten der Rubrik Sonſtiges iſt die Berechnung pro Kopf 
nicht immer berechtigt. Es ſeien hier die Zahlen nur für drei der Poſten 
angegeben: | i 

Tabelle XXXIL 


Ausgaben pro Kopf in Familien mit 


2 bis 4 Perſonen | 5 bis 6 Perſonen über 6 Perjonen 


Geſundheits⸗ und Körperpflege. 24,85 14,01 
Geiſtige und geſellige Bedürfnijfe . 48,08 29,26 
Unterricht, Schulgeld, Lernmittel. 208 10,86 


Die letzte Zeile der Tabelle zeigt die ſich mehrenden Ausgaben für die 
Bedürfniſſe der Kinder in den kopfreichen Familien an. 
C. Fehlbeträge und üÜberſchüſſe. 


Die in den vorhergegangenen Abſchnitten vor Augen geführte Tatſache, daß 
das unter ausgedehnter Inanſpruchnahme von Hilfsquellen zuſtande gebrachte 
Einkommen eben nur zur Beſtreitung der unentbehrlichſten Ausgaben hinreicht, 
bei möglichſter Einſchränkung in allen auf kulturelle Bedürfniſſe gerichteten 
Ausgaben — dieſe Tatſache macht es erklärlich, daß eine große Zahl von 
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Haushaltungen das Rechnungsjahr mit Fehlbeträgen abſchließt. Die folgende 
Tabelle aus der Metallarbeiterſtatiſtik orientiert über die Verhältniſſe: 


Tabelle XXXIII. 


Haus⸗ Durchſchnitt⸗ e 
Zahl Haus⸗ Haus⸗ haltungen licher Über⸗ 1 
der Einkommenſtufe haltungen haltungen in Ein⸗ ſchuß (+) ji 3 

im 5 : er 
Haus⸗ „ mit mit nahme oder Fehl⸗ Geſamt⸗ 
haltungen Überſchuß Fehlbetrag und Aus⸗ betrag (—) | „;..- 

gabe gleich in Mark Ran 

12 Unter 1200 Mark 4 8 1 — 41,56 — 

80 1200 bis 1600 2 52 28 — — 5,64 0,4 
116 1600 = 2000 = 87 29 — — 27,42 1,5 
5 91 2000 2500 = 69 A! 1 —— 58,38 2,6 

21 über 2500 = 16 5 = — 90,29 33 
320 1856,19 228 91 1 ＋ 30,91 

+ 70,45 — 67,58 


Die Überſchüſſe und Fehlbeträge ſchwanken im allgemeinen zwiſchen wenigen 
Pfennigen und einigen 100 Mark. Im Durchſchnitt erweiſt es ſich, daß bei 
den Einkommen von 1200 bis 1600 Mark die Ausgaben eben erſt gedeckt 
werden können — ein Überſchuß von 5,64 Mark. Die bei den höheren Ein- 
kommenſtufen erzielten Überſchüſſe find ebenfalls jo gering, daß fie zum Beiſpiel 
hinter ſämtlichen Einnahmepoſten der betreffenden Einkommenſtufen zurück⸗ 
ſtehen. Zudem kommt noch in Betracht, daß faſt alle Budgets mit dem 
31. Dezember abſchließen und an faſt alle dieſer Liſtenführer noch kurz vor 
Abſchluß des Jahres eine Lohnzahlung erfolgt war, mit der noch weitere 
8 bis 10 Tage zu haushalten war: man kann fo die geringen „Überſchüſſe“ ganz 
vernachläſſigen. Das Einkommen beinahe ſämtlicher Haushaltungen 
erlaubte den Arbeitern nicht, die von überweiſen Sozialpolitikern 
gepredigte Tugend des Sparens zu üben. 

Will man die erzielten „Überſchüſſe“ als Erſparniſſe betrachten, jo zeigt 
es ſich, daß — wie aus der letzten Spalte der Tabelle XXXIII erſichtlich — 
die Tugend auch prozentiſch in um ſo ausgedehnterem Maße geübt werden 
kann, je höher das Einkommen des Haushaltes iſt. 

Intereſſant iſt es noch, die durchſchnittliche Höhe des Überſchuſſes ſämt⸗ 
licher Haushaltungen von 30,91 Mark der durchſchnittlichen Unterſtützungs⸗ 
ſumme ſämtlicher Haushaltungen von 55,74 Mark gegenüberzuſtellen. Sollten 
die Unterſtützungen wegfallen, ſo würden die Haushaltungen mit 
einem durchſchnittlichen Fehlbetrag von zirka 25 Mark abſchließen! 

Charakteriſtiſch iſt noch, daß diejenigen Berufe und Orte, die ein geringeres 
Einkommen haben, größere Fehlbeträge aufweiſen. 

Die Angaben der Reichsſtatiſtik über Fehlbeträge ind, wie der Bearbeiter 
ſelbſt hervorhebt, nicht zuverläſſig. Übrigens ſind in der Reichsſtatiſtik die 
Fehlbeträge größer, was ſich aus einer weniger Ben Notierung der Ein⸗ 
nahmen ergeben hat. 

4. Zufammenfaffung. 

Da die Ergebniſſe beider Erhebungen zuſammenfallen, jo laſſen ſich auf 
Grund ihrer kombinierten Betrachtung folgende als amtlich feſtgelegt zu 
geltenden Schlüſſe ausſprechen: 
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Beinahe 90 Prozent der deutſchen Arbeiter haben ein Lohneinkommen, | 


welches das durchſchnittliche Geſamteinkommen des Arbeiterhaushaltes 


nicht erreicht. 


56 Prozent der Haushaltungen arbeiten die Familienangehörigen mit. 


40 Prozent der Arbeiter find auf einen Nebenerwerb angewieſen. In 


Nur 6,6 Prozent aller Haushaltungen beſtreiten ihre Ausgaben allein 


mit dem Lohneinkommen des Mannes. 


Beim Aufſtieg eines Arbeiterhaushaltes in eine höhere Einkommen⸗ 


klaſſe ſind im Durchſchnitt mehr als 30 Prozent des Mehreinkommens 


der Mitarbeit der Familienangehörigen zu danken. 


Beinahe die Hälfte des Mehreinkommens, das die einzelnen Ein⸗ 


kommenſtufen voneinander voraus haben, wird für Nahrung ver⸗ 


wandt. 


beſſere Ernährung. 


Es find darum alle Lohnkämpfe bis zu 50 Prozent Kämpfe um eine 


. Die minderbemittelten Familien mit über 6 Köpfen haben vor den 


mit 2 bis 4 Köpfen ein Mehreinkommen voraus, das zu mehr als 


46 Prozent aus der Mitarbeit der Kinder herrührt. 


„Dieſes Mehreinkommen wird beinahe insgeſamt (Tabelle XXIV) für 


Nahrungsausgaben verwandt: die Mitarbeit der Kinder iſt darum 


eine unumgängliche Einkommenquelle des deutſchen Arbeiters. 


„Trotz der Mitarbeit der Kinder gelingt es aber nicht, die Lebens⸗ 


haltung in den kopfreicheren Familien derjenigen in den kopfärmeren 
gleichzuſtellen: mit der Zahl der Kinder ſinkt die Lebenshaltung der 


Familien, namentlich mit Bezug auf alles, was über die Notdurft 


des Lebens hinausreicht. 


für eine vierköpfige Familie für Bildung und Unterhaltung aus. 


N 


„Der deutſche Arbeiter gibt im Durchſchnitt 73 Pfennig in der Woche 


Wenn man die Unterſtützungen der Gewerkſchaften und der Kranken⸗ 5 
kaſſen vom Einkommen der Arbeiter abzieht, jo haben die Haus⸗ 
haltungen im Durchſchnitt mit einem Defizit von 25 Mark das Rech⸗ 


nungsjahr abgeſchloſſen. 


Es ſei uns geſtattet, die Beſprechung der beiden Erhebungen zu beſchließen 
mit den Worten, mit welchen die Frau eines Schmiedes in Charlottenburg 
ihre an den Metallarbeiterverband in Sachen der Erhebung gerichtete Zu⸗ 
ſchrift beſchließt: „So muß man ſich ducken und winden und ſparen 


und knipſen an allen Ecken, um nur das nackte Leben friſten zu 


können.““ 


Fritz Düvell und Franz Diederich, Kometen. Wiſſenſchaft und Aber⸗ 


Literariſche Kundſchau. 


glaube. Mit Bildniſſen Edmund Halleys und des Bauernaſtronomen 


Palitzſch und 28 Abbildungen im Texte. Dresden, Kaden & Co. 119 Seiten. 


Preis 1 Mark. 
Die Nähe des Halleyſchen Kometen hat dem furchtſamen Teile der Menſchheit 
Weltuntergangsängſte und dem Büchermarkt ein Stößchen aſtronomiſcher Bücher 


1 Metallarbeiterſtatiſtik, Seite 90. 
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verurſacht. Aus dieſem Haufen der Angebote ſei vor allem das Werkchen unſerer 
Genoſſen Diederich und Düvell lobend herausgehoben, weil es weder in den Ton 
trockener Gelehrſamkeit verfällt noch in aſtronomiſche Spekulationen, wie ſie momentan 
in einem Teile der bürgerlichen Preſſe zur Tagesſenſation geworden ſind. Als Ant⸗ 
wort auf all die abenteuerlichen Fragen, die an die Nachbarſchaft des Halleyſchen 
Kometen geknüpft werden, führt das Werkchen ein in die Forſchungsmethoden und 
Forſchungsergebniſſe der Aſtronomie, macht mit ihren Arbeitswerkzeugen bekannt, 
rechnet mit den Dummköpfen von früher und heute ab, erzählt von den Kometen, 
ihrer Geſchichte, ihrer Leibesbeſchaffenheit, ihrer Macht und ihrer Ohnmacht, von 
den Wiſſenſchaftlern und Dichtern, die ſich in die Rätſel des Weltalls vertieften, 
von den Pionieren der Kometenkunde, von den Politikern, die ihre Argumente und 
Parolen den Zeichen des Himmels entlehnten, von den Gewalthabern, die bis ins 
achtzehnte Jahrhundert herauf ihre Geſchäfte von der Sterndeuterei verklären ließen. 
Im Kapitel Aberglaube und Politik — einer der originellſten Abſchnitte des Buches — 
unterſucht Genoſſe Diederich an hiſtoriſchen Dokumenten die Rolle der Kometen⸗ 
aſtrologie und Sterngucklerei in der Geſchichte. So wächſt das Werkchen über ſeine 
Augenblicksbedeutung hinaus und wird zu einem Buche, das in leichtverſtändlichem, 
heiterem Plauderton in die Geheimniſſe und Entwicklung der Himmelskunde ein⸗ 
weiht und den Blick für die Ewigkeiten unſeres Daſeins weiten will. Daneben 
enthält das Buch alte aſtronomiſche Bilder und rettet ſo manches der mittelalter⸗ 
lichen Kulturdokumente vor der Vermoderung in vergilbten Kometenſchriften. Kurz: 
ein Buch, das eine Lücke in der Bibliothek der Arbeiterſchaft ausfüllen hilft und 
bei ſeinem billigen Preiſe in vielen Häuſern ſein ſollte. R. G. 


; 
Dr. Johann Hüppy, Geſchichte des Schweizeriſchen Gewerkſchaftsbundes. 
Zürich 1910, Verlag der Buchhandlung des Schweizeriſchen Grütlivereins. 
198 Seiten Oktav. 
In der kleinbürgerlichen Demokratie der Schweiz vermochte ſich lange Jahre 
hindurch eine bodenſtändige, moderne Arbeiterbewegung nicht zu entfalten. So 
mancher bürgerliche Phantaſt iſt darob in Entzücken geraten und hat der Demo⸗ 
kratie die Fähigkeit angedichtet, Wunder im Klaſſenkampf zu wirken. Der ſchöne 
Traum iſt in der rauhen Wirklichkeit brüchig geworden; auch in die „freie“ Schweiz 
zog mit der Entwicklung des Kapitalismus eine Verſchärfung der Klaſſengegenſätze 
ein, und erbitterte Klaſſenkämpfe wurden geſchlagen. Ein lebenswarmes Bild dieſer 
Kämpfe, ihrer Urſachen und Wirkungen gibt uns das flott geſchriebene Buch Hüppys 
über die Geſchichte der Schweizer Gewerkſchaftsbewegung. 

Der Verfaſſer führt uns von den erſten Anfängen der Arbeiterbewegung in 
den dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts bis zu den großen, heftigen Wirt⸗ 
ſchaftskämpfen der letzten Jahre. Die erſten Arbeitervereine der Schweiz hatten 
nicht Schweizer zu Mitgliedern, ſondern eingewanderte deutſche Handwerksgeſellen. 
Auch als Johann Philipp Becker von Genf aus für die „Internationale“ Mit⸗ 
glieder warb, blieben die bodenſtändigen Schweizer Arbeiter der Bewegung fern. 

Anders wurde es erſt, als die wirtſchaftlichen Gegenſätze Arbeiter und Unternehmer 
in eine unmittelbare Kampfſtellung gegenüber brachten. In ſolchen Kämpfen ent⸗ 
ſtanden in den ſechziger Jahren die erſten lokalen Gewerkſchaftsvereine. Die not⸗ 
wendige Zentraliſation dieſer ſchwachen lokalen Vereine führte zur Gründung des 

Schweizeriſchen Arbeiterbundes. Dieſer Bund trug keinen rein gewerkſchaftlichen 
Charakter, ſondern umfaßte auch Grütlivereine, Arbeiterbildungsvereine und 
Krankenkaſſen. Groß war ſeine Wirkſamkeit nie, zählte er doch zur Zeit ſeiner 
Blüte im Jahre 1876 nur 3300 Mitglieder. Im Jahre 1880 trat an die Stelle 
des kläglich eingegangenen Arbeiterbundes der Allgemeine Gewerkſchaftsbund. 
Nachdem dieſer neue Bund die Schwierigkeiten der erſten Jahre überwunden und 
ſich ſpäter mit einer zentralen Widerſtandsorganiſation, der Allgemeinen Schweize⸗ 
riſchen Arbeiterreſervekaſſe, vereinigt hatte, ging es raſcher vorwärts. 
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Von beſonderem Intereſſe find die Darlegungen Hüppys über das Verhältnis 
der Schweizer Gewerkſchaftsbewegung zur Sozialdemokratie. Bis gegen das Ende 
der neunziger Jahre waren Partei und Gewerkſchaft innig miteinander verſchmolzen 
geweſen. Das gewerkſchaftliche Zentralorgan, „Die Arbeiterſtimme“, von Robert 
Seidel redigiert, war zugleich auch ein politiſches Blatt. Nun aber machten ſich 
Beſtrebungen geltend, die Gewerkſchaften zu neutraliſieren. Die führenden 
Gewerkſchafter hofften durch eine feierliche Neutralitätserklärung die eben empor⸗ 8 
kommende chriſtliche Arbeiterbewegung der Geſamtgewerkſchaftsbewegung zuzuführen. 
Unter der Führung Hermann Greulichs kam man den „Chriſtlichen“ ſo weit ent⸗ 
gegen, als es nur irgendwie anging. In der „Arbeiterſtimme“ ſchrieb damals ein 
Mitarbeiter, daß er niemals geglaubt hätte, Sozialdemokraten könnten ſich er⸗ 
niedrigen, den Gegnern ſo „entgegenzukriechen“. Aber den Chriſtlichen war alles 
Entgegenkommen nicht genug, fie forderten „Beſeitigung der Arbeiterſtimme“ und Er⸗ 
ſetzung derſelben durch ein neu herauszugebendes neutrales Blatt, Ausmerzung aller 
gegen Religion und Sittlichkeit () verſtoßenden Bücher aus den Bibliotheken der Gewerk⸗ 
ſchaften und Abſchaffung aller, demonſtrativen' Feſtlichkeiten in den Gewerkſchaften“. Da 
angeſichts ſo anmaßender Forderungen alles Liebeswerben um der chriſtlichen Kon⸗ 
kurrenzgewerkſchaften Gunſt zwecklos blieb, kam man von der Neutralität wieder ab. 

In recht inſtruktiver Weiſe ſchildert der Verfaſſer im letzten Teile ſeines 
Buches die gewerkſchaftlichen Kämpfe der letzten Jahre, das parteiiſche Vorgehen 
der Behörden gegen die Arbeiter, die Taktik der Gewerkſchaften und ihre Organi⸗ 
ſationsform. Wir vermiſſen hier nur eine eingehende Darlegung des Verhältniſſes 
der franzöſiſchen Gewerkſchaften zu den deutſchen. Statt der gelegentlichen Hin⸗ 
weiſe auf den Föderalismus der Franzoſen wäre eine nähere Unterſuchung, wie 
uns ſcheint, wohl am Platze geweſen. Derartige kleine Mängel e aber den 
hohen Wert dieſer Arbeit nicht zu beeinträchtigen. 1 

Alles in allem iſt das Buch des Genoſſen Hüppy recht warm zur Lektüre zu 
empfehlen. Auch der Nichtſchweizer wird aus dem Buche viel Anregung und Be 
lehrung ſchöpfen. Julius Deutſch. 
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Die amerikaniſche Zeitſchrift „The International Socialist Review“ vom 
März enthält einen Aufſatz von Marg. E. Marcy: „Die Arſache der ſteigenden 
Preiſe“. Die meiſten Leute glauben heutzutage, daß die Monopole die Urſache der 
gegenwärtigen hohen Preiſe ſind. Zweifellos haben die Monopole das Beſtreben, 
möglichſt über den Wert zu verkaufen und dadurch die Koſten der Lebenshaltung 
zu erhöhen. Andererſeits aber ſind ihre Preiſe oft niedriger als früher, bevor die 
Induſtrie vertruſtet war; weil die Truſts viele Unkoſten ſparen, können ſie billiger | 
verkaufen und trotzdem enorme Gewinne erzielen. Jetzt wendet fich die Empörung 
der Maſſen allgemein gegen den Fleiſchtruſt; dieſer aber behauptet, daß er den 
Bauern und Viehzüchtern viel höhere Preiſe bezahlen muß, und dieſe ſeien die Ur⸗ 
ſachen der Teuerung. In der Tat zeigt ſich, daß die Viehpreiſe ſeit einem Jahre 
bedeutend geſtiegen ſind; ohne einen Truſt zu bilden, bekommen die Bauern höhere 
Preiſe, weshalb, wiſſen ſie ſelbſt nicht. überall in der Welt zeigt ſich dieſe Er⸗ 
ſcheinung; eine Welle der Proſperität zieht über die agrariſchen Produzenten, be⸗ 
fähigt überall die Bauern, ihre Hypotheken und Schulden abzulöſen und ihren Beſitz 
zu erweitern. Das wirkt auf alle Gebiete zurück; die Marktpreiſe ſind allgemein 
25 Prozent höher als vor zehn Jahren. Dr. Irving Fiſher von der Yale Univerſity 
ſagt: Mit Unrecht wird die Steigung der Preiſe den Gewerkſchaften zugeſchrieben, 
denn ſie zeigt ſich in der ganzen Welt, und in Amerika ſind die Löhne viel weniger 
ſtark geſtiegen. Wo liegt die Urſache? Ri; 

Marx' politifche Ökonomie zeigt uns den Weg, und die Finanzleute entdecken 
jetzt dasſelbe einfache Geſetz, das Marx vor fünfzig Jahren ſchon hervorhob. Wenn 
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der Wert des Goldes fällt, ſteigt der Goldausdruck aller Warenwerte. In Thomas 
Gibſons „Market Letters“ gibt Mr. Byron W. Holt eine Betrachtung über das, 
was er eine „Entwertung des Goldes“ nennt. Seit 1896 iſt der Goldvorrat der 
Welt von 4360 Millionen Dollar auf 7250 Millionen Dollar im Jahre 1908 ge⸗ 
ſtiegen, alſo um 66 Prozent; die Preiſe ſtiegen in dieſer Zeit in England um 40, 
in Amerika um 60 Prozent; da die Goldzufuhr weiter ſteigt, wird der Goldvorrat 
und werden daher die Preiſe vorausſichtlich 1913 ſchon um weitere 25 Prozent, 
1918 um 50 Prozent geſtiegen ſein. 
Die Urſache liegt in der Verbeſſerung der Technik und der Arbeitsmethoden. 
Je mehr die reichen Erze an der Oberfläche erſchöpft wurden, um ſo beſſere Me⸗ 
thoden fand man, die das Bearbeiten immer ärmerer Erze lohnend machten. Jetzt 
werden ſchon Erze mit Vorteil benutzt, die nur 3 oder gar 2 Dollar Gold pro 
Tonne enthalten. Solchen Goldgehalt beſitzen ganze Gebirge; der Vorrat an dieſen 
Erzen iſt einfach unerſchöpflich. Und da die Extrahierungsmethoden immer noch 
verbeſſert werden, iſt es ſogar möglich, daß die Maſſe des alljährlich gewonnenen 
Goldes in geometriſcher Proportion ſteigt. Das erwähnte Organ der großen Finanz⸗ 
leute ſieht ſchon klar die Zukunftsbedeutung dieſer Tatſache: „Eine längere Periode 
raſch ſteigender Preiſe wird zweifellos eine Zeit der Unruhen, der Unzufriedenheit, der 
Agitation, der Streiks, der Krawalle, Aufſtände und Kriege werden“. Keine andere 
ökonomiſche Macht iſt jo gewaltig als die der Goldproduktion. 
Was haben die Arbeiter zu tun? Der Wert ihres Lohnes iſt ſchon um zwei 
Drittel gefallen und wird noch weiter fallen. Genoſſenſchaften können hier nichts aus⸗ 
richten. Bloß die Gewerkſchaften können hier helfen, indem ſie verſuchen, den wirk⸗ 
lichen Lohn auf die alte Höhe zurückzubringen. Höhere Geldlöhne! muß die Parole 
ſein, damit wir nicht verarmen. Lohnkämpfe müſſen geführt werden. Der Boykott 
des Fleiſchtruſtes iſt ein zweckloſes bürgerliches Verfahren, das das Übel an der 
verkehrten Stelle ſucht. Höhere Löhne, durch ſcharfe gewerkſchaftliche Kämpfe ge⸗ 
wonnen, iſt das einzige, was helfen kann. 
In der Monatsüberſicht der „Gewerkſchaftswelt“ behandelt Max. S. Hayes 


die Vereinigung des alten Bergarbeiterverbandes „Vereinigte Minenarbeiter“ (U. 
M. W.), hauptſächlich aus Kohlenbergarbeitern, und der ſozialiſtiſchen „Weſtlichen 
Föderation der Minenarbeiter“ (W. F. M.), die vor allem aus Erzminenarbeitern 
beſteht. In der Jahresverſammlung der erſten Organiſation in Indianapolis wurde, 
nachdem eine Delegation der W. F. M. das Wort geführt hatte, die Vereinigung 
beſchloſſen; vorläufig behält jeder Verband noch ſeine eigene innere Organiſation, 
bis eine völlige Verſchmelzung möglich ſein wird. Die Sozialiſten in den beiden 
Organiſationen haben am meiſten dafür gekämpft. Übrigens zeigte die Stimmung 
in dieſer Verſammlung, daß die Maſſe der Bergarbeiter der Kohlendiſtrikte jetzt 
gründliches Klaſſenbewußtſein, ökonomiſch und politiſch, beſitzen. Die Agitatoren, 
die in dieſen Diſtrikten auftraten, ſind alle der Meinung, daß die Bergarbeiter an 
der Spitze der amerikaniſchen Arbeiterbewegung marſchieren werden. Sie werden 
jetzt dadurch bedroht, daß die Steel Corporation, dieſe Erzfeindin der organiſierten 
Arbeit, große Kohlenlager erworben hat. 

| Weniger zufrieden iſt J. L. Engdahl in ſeinem Artikel „Die Konvention der 
vereinigten Ninenarbeiter“ mit derſelben Jahresverſammlung. Dieſe Gewerkſchaft 
hatte immer John Mitchell als beſoldeten Präſidenten, der jetzt Beamter der 
„Civic Federation“ geworden iſt mit einem Gehalt von 6000 Dollar, um dort 
die Harmonie von Kapital und Arbeit zu verteidigen! Viele Delegierte traten gegen 
die Civic Federation auf und ſchlugen eine Reſolution gegen fie vor, aber die 
Verſammlung ließ ſie unter den Tiſch fallen. Den wiederholten Maſſenkataſtrophen 
der letzten Wochen, von denen man erwarten könnte, ſie würden einen Sturm der 
Empörung wecken, wurde kaum einige Aufmerkſamkeit geſchenkt; mit einer kühlen 
Begründung einer Reſolution, in zwei Minuten, war man fertig. Ein Verſuch, 
den Kongreß für den Kampf in Spokane zu begeiſtern, ſchlug auch fehl; einen 
Augenblick wurde mit halbem Herzen darüber geredet, und dann wurde die Reſo⸗ 
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lution in einer Kommiſſion begraben. Und mit dieſen Gewerkſchaftern ſoll die 
W. F. M. ſich vereinigen! Natürlich nicht ſofort; es wird ihr ein paar Jahre 
Zeit gegeben, ihren Geiſt zu derſelben Stufe der Unterwürfigkeit umzubilden und 
ſich der reaktionären Geſellſchaft der A. F. L. anzupaſſen. Moyer, der Präſident 
der W. F. M., ſieht in der A. F. L. hoffnungsvolle Zeichen eines neuen Geiſtes. 
Es wird aber für dieſe kleine Gruppe ein ſchwerer Kampf ſein, ihrem Prinzip 
Geltung zu verſchaffen. Unterliegen ſie, ſo wird man es ihnen kaum anrechnen 
können. Der Schluß der Verſammlung war nicht weniger charakteriſtiſch. Haſtig 
wurden die letzten Punkte der Tagesordnung abgefertigt, um die (alten ſchmutzigen) 
Expreßwagen zu erreichen, die ſie nach Toledo bringen ſollten, wo die Unternehmer 
ſie zu Unterhandlungen erwarteten. Die Arbeiterdelegierten, raſch ihren Kongreß 
abbrechend, um auf Geheiß der ungeduldig werdenden Meiſter ſich gehorſamſt zu 
ihnen zu begeben, das vollendet das Bild jener Jahresverſammlung! 9 

„The Socialist Review“ vom Februar enthält einen Aufſatz von Semen 
Rapoport über „Monarchismus und Diplomatie“, der ein Beiſpiel der bürger⸗ 
lichen Geſchichtsbetrachtung bietet, die unter den engliſchen Demokraten vorherrſcht. 
Monarchen ſind, ſo führt der Autor aus, Menſchen wie wir, mit denſelben Trieben, 
Tugenden und Laſtern ausgeſtattet wie andere Sterbliche; die natürliche Sorge für 
das eigene Intereſſe und nicht irgend eine abſtrakte „Liebe zu ihrem Volke“ be⸗ 
ſtimmt ihr Handeln. Genau ſo wie unter Bergarbeitern oder Rechtsanwälten lebt 
auch bei den Königen ein ſtarkes Klaſſen⸗ oder Standesgefühl; ſie haben Intereſſe 
daran, einander zu unterſtützen, und bilden eine ſolidariſche Körperſchaft. Statt 
Gewerkſchaft oder Brüderſchaft nennen ſie ihre Verbände „heilige Allianzen“, Kon⸗ 
ventionen und Ententen, von denen die alte „heilige Allianz“ von 1815 der be⸗ 
rüchtigte Schutzverband der Fürſten gegen ihre Völker ein Muſter war. Auch ohne 
geſchriebene Traktate hatten die Fürſten immer Intereſſe daran, ſich gegenſeitig die 
Throne zu ſichern. In den letzten Jahrzehnten wurde das Band loſer, weil überall 
die Fürſtenherrſchaft beſſer gefeſtigt wurde und die Angriffe aufhörten; auch in 
England verſchwanden — aus unbekannten Urſachen — die republikaniſchen Ge⸗ 
fühle. In Rußland erzeugten erſt die Gewalttaten des Monarchen gegen Ende 
des Jahrhunderts ein neues Auflodern des revolutionären Geiſtes. Nur in Deutſch⸗ 
land beſtand dies größere Gefühl der Sicherheit bei den Fürſten nicht; nach einem 
vergeblichen Verſuch, die Volksgunſt zu gewinnen, trat der deutſche Kaiſer immer 
mehr in ſcharfen Gegenſatz zu der demokratiſchen Volksmaſſe. Seine Iſolierung 
hörte jedoch auf, als Eduard VII. 1901 den engliſchen Thron beſtieg; dieſer ſah das 
Herannahen des Sozialismus, und er ſchloß ſich mit vollem Herzen dem Fürſten⸗ 
bündnis gegen die Völker an. Am meiſten wurde Eduard von dem Aufſtieg der 
Arbeiterpartei beunruhigt, und ihr Wahlſieg 1906 veranlaßte ihn, ſich über alle 
Rückſichten auf die demokratiſchen Gefühle des Volkes hinwegzuſetzen. Er fand 
einen geeigneten Diener in dem Miniſter des Auswärtigen Sir Edward Grey, der 
die Diplomatie im alten Stile betreibt, als ein geheimes Spiel einer kleinen ariſto⸗ 
kratiſchen Clique. Der König trieb mit Hilfe dieſes Miniſters zu einer Annähe⸗ 
rung an den ruſſiſchen Zaren, die er ſchrittweiſe durchſetzte bis zu dem Grade, daß 
er den Zaren beſuchte und der Zar als Gaſt des Königs nach England kam, trotz 
der Proteſte der demokratiſchen Volksmaſſe. Dieſe Freundſchaft iſt nichts als ein 
Ausfluß des monarchiſchen Prinzips, eine gegenſeitige Sicherung gegen die Völker. 
Dieſe engliſche Freundſchaft geſtattete Rußland, ſeine verderbliche Politik in Perſien 
durchzuführen. Die engliſche Regierung war auch dabei, gemeinſam mit Frank⸗ 
reich, Rußland und Italien in Athen den Führern der Militärliga zu bedeuten, 
daß ſie keinen Angriff auf das griechiſche Königtum dulden würden; alſo wieder 
die gegenſeitige Fürſtenverſicherung. Die Forderung der Demokraten muß daher 
ſein, daß die Fürſten aus den auswärtigen Beziehungen der Länder ausgeſchaltet 
werden und darauf keinen Einfluß haben ſollen. 5 Fr 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Die franzöſiſchen wahlen vom 24. April und 8. Mai. 
Don Ch. Rappoport (Paris). 
In meiner Überſicht über die franzöſiſchen Wahlen von 1906 („Neue 


Zeit“ 1905/06, XXIV, 2, S. 321) kam ich zu folgendem Schluſſe: „Die 
Radikale Partei gelangt jetzt an das Ruder der Regierung. Zwei Wege 
ſtehen ihr offen. Entweder entſchließt ſie ſich zu einer höchſt gründlichen 


Reformarbeit, zu einem ehrlichen Entgegenkommen der Arbeiterklaſſe gegen⸗ 
über. In dieſem Falle wird ſie von der Sozialiſtiſchen Partei in allem, was 


ſie Gutes leiſtet, unterſtützt werden. ... Wird aber der bürgerliche Radika⸗ 
lismus mehr den kapitaliſtiſchen Wächter als den ſozialen Reformator ſpielen 
wollen, dann um ſo ſchlimmer für ihn. Seine Rolle wird in dieſem Falle 
bald ausgeſpielt ſein. In beiden Fällen kann der Sozialismus nur ge⸗ 
winnen.“ 


Nach den vorletzten Wahlen ſtand alſo der regierende Radikalismus vor 


dem Dilemma: entweder bloß oder hauptſächlich kapitaliſtiſche Polizeipolitik 


oder vornehmlich ſoziale Reformpolitik. Bekanntlich hat der Radikalismus 
während der letzten Legislatur (1906 bis 1910) ſeine Rolle des „kapitaliſtiſchen 
Wächters“ weit ernſter genommen als die des ſozialen Reformators. Die 


Wahlen von 1906 hatten ihm ein Vertrauensvotum der übergroßen Mehrheit 


des Landes gebracht. Sie hatten ſeinen entſchiedenen Kampf gegen den Kleri⸗ 


kalismus und die Trennung der Kirche vom Staate gebilligt. Die demokra⸗ 


tiſche Republik ward im Prinzip endgültig befeſtigt und gegen alle ihre 
möglichen Gegner ſichergeſtellt. Die bürgerliche Demokratie hatte ſich endlich 
mit Hilfe der Arbeiterklaſſe und des Sozialismus eine feſte und unbeſchränkte 


politiſche Grundlage erkämpft, auf der ſie weiterzubauen hatte. 


Der Monarchismus und ſein treuer ſchwarzer Spießgeſelle, der Klerika⸗ 


8 lismus, waren beſiegt. Es galt jetzt für die bürgerliche Demokratie, ſich ein 
ſoziales Programm zu ſchaffen, ſich neue Aufgaben zu ſtellen, die demo⸗ 


kratiſchen Verſprechungen auch auf ſozialem Gebiet einzulöſen. Da aber ſtellte 


ſich heraus, daß die bürgerliche Demokratie, wie ſelbſt das ſchönſte Mädchen, 


nicht mehr zu bieten vermocht hat, als ſie ſelbſt beſaß: ſie lieferte ſich den 
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herrſchenden kapitaliſtiſchen Mächten aus. Sie opferte die demokratiſche Form | 


ihrem bürgerlich⸗kapitaliſtiſchen Inhalt. 


Der Radikalismus ſchreckte dabei vor keinem Mittel zurück. Der Zyniker 
Clemenceau gebrauchte rückſichtslos die Gewalt. Der Schlaukopf Briand 


bediente ſich der Liſt. Für beide aber gilt der Kampf dem Sozialismus, der 


Arbeiterklaſſe. Vor allem ſoll die herrſchende Ordnung gerettet werden. „Ich 
ſtehe auf der anderen Seite der Barrikade“, erklärte offen Herr Clemenceau 
den Arbeitervertretern. Herr Briand ſagte nichts. Er handelte. Als die 


Pariſer Arbeiter, um nur das Allerneueſte hervorzuheben, Miene machten, 


eine friedliche Maidemonſtration zu veranſtalten, da zog Herr Briand, der 


ehemalige Apoſtel des Generalſtreiks, unzählige Regimenter in Paris zu⸗ 
ſammen und ließ durch ſeinen Polizeipräfekten dem Volke verkünden, daß er 
jede Demonſtration, wenn nötig, in einem Blutbad ertränken werde. 


Bei einer ſolchen Sachlage konnten die Wahlen von 1910 keine beſondere 
Begeiſterung im Volke hervorrufen. Es waren die ſtillſten Wahlen, die man 


je in Frankreich erlebt hat. Bei der politiſchen Reife des Landes, nachdem 
es die traurige Periode des Boulangismus und des Nationalismus hinter 
ſich hatte, konnte der Verrat des bürgerlichen Radikalismus wenigſtens für 
die Gegenwart keinen neuen Aufſchwung der Reaktion zeitigen. Die breiten 
kleinbürgerlichen Volksmaſſen, ſofern ſie noch nicht zu einem ſozialiſtiſchen 


Bewußtſein gelangt waren, fuhren fort, für die Radikalen zu ſtimmen, aber 
ohne Überzeugung, ohne Wärme, ohne Vertrauen, eher aus Gewohnheit, als 
einem inneren Triebe folgend. Dabei find beträchtliche Schwankungen zu 


verzeichnen. Die ungewöhnlich große Zahl der Stichwahlen beweiſt dieſes 
Zögern und dieſe innere Unſicherheit am beſten. 1906 gab es bloß 156 
Stichwahlen, diesmal ſtieg ihre Zahl auf 231, beinahe 40 Prozent der 


597 Kammerſitze. 


Es vollzieht ſich dabei augenſcheinlich ein innerer, ſehr tiefgehender Zer⸗ 


ſetzungsprozeß im Radikalismus ſelbſt. Der Radikalismus mauſert ſich und 


erfüllt ſich allmählich mit einem konſervativen opportuniſtiſchen Inhalt. Er 


artet in eine bloße Etikette, in eine elende Phraſe aus. Statt Kampfpolitik 


treibt er Verdauungspolitik. Er will genießen, was er beſitzt. Er ſpricht von 


allgemeiner Verſöhnung, Ruhe und Beſchwichtigung. Die ſanften Flötentöne 


des Herrn Briand, die ehedem, unter Méline oder Dupuy, im radikalen 


Lager den bitterſten Hohn hervorgerufen hätten, werden gegenwärtig als der 


Gipfel der Staatsklugheit gefeiert. Nicht mehr der Wille zum ſozialen Fort⸗ 
ſchritt, ſondern nur noch die Furcht vor dem Sozialismus vermag das ruhe⸗ 
liebende Bürgertum aus ſeinem ſüßen Schlummer wachzurütteln. 


Kein Wunder, daß die meiſten Gewinſte an Stimmen und Sitzen unter 


den bürgerlichen Republikanern den Gemäßigten, den Konſervativſten zufallen. 


Nach den Angaben der Regierungsblätter gewannen die Radikalen und 
Radikalſozialiſten zuſammen gegen 200000 Stimmen, während die ſogenannten 
Linksrepublikaner, die eine offene antiſozialiſtiſche Kampfpolitik treiben, einen 


Zuwachs von rund 250000 Stimmen aufzuweiſen haben, faſt ebenſoviel wie 


der Stimmenzuwachs der Sszialiſtiſchen Partei. Bei der Verſchärfung des 
Klaſſenkampfes erſtarken die entſchiedenen gegenſätzlichen Kräfte, während die 
Halben und Schwankenden erſchlaffen und zurückgehen. Im ganzen erhielten 


die ſogenannten Radikalen und Radikalſozialiſten 3¼ Millionen Stimmen, 
die Gemäßigten rund 1½ Millionen. Die Monarchiſten und Nationaliſten, 


N. 
8 0 ) 
* 7 
8 


Ch. Rappoport: Die franzöſiſchen Wahlen vom 24. April und 8. Mai. 227 


die die größten Verluſte zu verzeichnen haben, etwas mehr als 900000 Stimmen. 
Die Geſamtzahl der abgegebenen Stimmen beträgt rund 8 Millionen (genau 
8563 716). 

Hier eine vergleichende Tabelle der Parteien in der Kammer nach den 


Wahlen von 1906 und von 1910. (Die Angaben für die bürgerlichen Par⸗ 


teien ſind den Regierungsquellen, die nicht immer zuverläſſig ſind, entnommen.) 


1906 1910 
Radikale und „„ „ 260 
Linksrepublikaner . 7 66 
Republikanern „ 22 
Unabhängige Auch⸗ Sosinliften 2 21 
Progreſſiſten „ 68 59 
ee, TEL 86 
Geeinigte Sozialiſten. 53 76 


Wenn man nach dieſer Tabelle rechnet, ſo ſcheinen die Radikalen die 
Differenz von 260 — 247 = 13 gewonnen zu haben. Man darf aber dabei 


nicht die Veränderungen außer acht laſſen, die im Laufe der letzten Legislatur⸗ 


periode eingetreten waren. Tatſächlich haben ſelbſt nach den für ſie günſtigſten 


Regierungsangaben die Radikalſozialiſten im erſten Wahlgang 6, im zweiten 


12, zuſammen 18 Sitze verloren, während die Geeinigte Sozialiſtiſche Partei 
23 Sitze gewonnen hat, meiſtens auf Koſten der Radikalen. 


Die ſozialiſtiſchen Siege. 
Nach den Wahlen von 1906 war es leicht vorauszuſehen, daß in jedem 


Falle „der Sozialismus nur gewinnen könne“ (vergl. „Neue Zeit“, 1. c.). 


Hätte die radikale Partei wirkliche Reformarbeit geleiſtet, jo hätte fie dieſe nur 
mit Hilfe und unter dem Drucke der Sozialiſten verrichten können. In dieſem 


Falle konnte die wachſende politiſche Bedeutung und Unentbehrlichkeit des 
Sozialismus niemandem entgehen. Im anderen Falle, wenn der fortgeſchrittenſte 
bürgerliche Flügel verſagte, mußte der Sozialismus als der einzig ſichere Faktor 
der ſozialen Reform daſtehen. Es geſchah das letztere. Und der Sozialis— 
mus iſt diesmal der Hauptſieger bei den Wahlen. Er hat einen be= 
deutenden Stimmenzuwachs zu verzeichnen. Am 24. April 1910 erhielt 
die Geeinigte Sozialiſtiſche Partei rund 1110000 (genau 1106047) gegen 
877999 Stimmen? im Jahre 1906. Alſo ein Gewinn von 228048 Stimmen 
gleich 25 Prozent. Es fehlen noch einige Angaben, die das Endreſultat kaum 
bedeutend umändern können. Wir können unſeren Gewinn auf rund eine 


Viertelmillion Stimmen veranſchlagen. Ein recht bedeutendes Reſultat für die 


franzöſiſchen kleinbürgerlichen Verhältniſſe! Dabei kommen folgende Umſtände 
in Betracht. Im Jahre 1906 wurden zu den ſozialiſtiſchen Kandidaten fünf 
Unabhängige (Paſtre, Devéeze, Fournier, Coutant, Heppenheimer) mitgerechnet, 


die ſeitdem die Partei verließen. Man dürfte alſo beim Vergleich der ent⸗ 


ſprechenden Reſultate zu der Viertelmillion etwa noch 40000 Stimmen mit⸗ 
rechnen. Ferner: 1906 ſtellte die Partei rund 400 Kandidaten auf. Diesmal 
führte ſie bloß 350 ins Treffen. Hätte die Partei überall Zählkandidaten auf⸗ 
geſtellt, ſo wäre der Stimmenzuwachs noch bedeutender geweſen. 


1 Die Republikaner wie die . gehören ihrer Richtung nach zur Union 


 Democratique, 


2 Wir entnehmen diefe Zahlen dem „Le Socialiste“, Zentralorgan der Partei. 
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Die Einzelreſultate find höchſt lehrreicher Natur. Von 90 Landesfödera⸗ 
tionen, die die Partei bilden, haben 56 an Stimmen gewonnen. Die meiſten { 
Gewinne fallen auf den nördlichen und den induſtriellen Teil überhaupt. 
Pas⸗de⸗Calais mit ſeinen großartigen Bergwerken marſchiert an der Spitze. 
Die Partei verdoppelte hier ihre Stimmenzahl, die von 28921 auf 56414 
(Gewinn 27493) ſtieg. Unmittelbar folgt das Norddepartement mit 129000 
gegen 105723 Stimmen im Jahre 1906. In Haute⸗Vienne haben wir einen 
Gewinn von 16638 Stimmen (mehr als 100 Prozent). In manchen Departe⸗ 
ments iſt der Stimmenzuwachs noch bedeutender, fo in Iſere, wo die Zahl 
von 11997 auf 32172, alſo beinahe um 300 Prozent ſtieg. Iſere war bis 
in die letzte Zeit die Hochburg des „unabhängigen“ Auch⸗Sozialismus. Im 
Departement Loire, im Hauptquartier des Herrn Briand, erhielt die Geeinigte 
Sozialiſtiſche Partei rund 13000 rein ſozialiſtiſche Stimmen, die den „Un⸗ 
abhängigen“ entriſſen wurden. Auch die ſüdlich liegenden Gegenden, die von 
der wirtſchaftlichen Kriſe am meiſten zu leiden hatten, gaben uns eine ſtatt⸗ 
liche Zahl von Stimmen. So lieferte das Departement Aude (Hauptſtadt 
Narbonne, wo während der Winzerkriſe Blut floß) 15879 Stimmen (19068 
6962); Bouche⸗du⸗Rhöne 33195 (1906 26105, Zuwachs 7090); Gironde 
34235 (1906 13706, Zuwachs 19529. Im induſtriellen Departement 
Saöne⸗et⸗Loire erhielten wir 30425 Stimmen (1906 20062, Zuwachs 
10363). Vaueluſe gewinnt 2670 Stimmen; Rhone 6198 (29663 gegen 23465 7 
im Jahre 1906). Dies ſind ſozuſagen unſere natürlichen Fortſchritte, die ſich 
aus der Entwicklung der Induſtrie oder aus wirtſchaftlichen Kriſen von ſelbſt a 
ergeben. g 
Was die Wahlen vom 24. April aber beſonders kennzeichnet und ſie zu 5 
einem gewiſſen Wendepunkt in der Bewegung ſtempelt, ift der glänzende 
pr wol hrend der kes en hre mit der A Die ſtändige Beſchäftigung der 

arter während der letzten Jahre mit der Agrarfrage, die unermüdliche Tätigkeit 
unſeres tüchtigſten Landagitators Compére⸗Morel, fein glänzendes Auftreten 
in der Kammer fangen an ihre Früchte zu tragen. Wir machen auf dem 
Lande überraſchende Eroberungen. Compere-Morel ſelbſt wurde faſt lediglich 
von Bauern im erſten Wahlgang gewählt. Die Bauern des Departements 
Gard, wo ſein Wahlkreis liegt, gehörten vorher mit Leib und Seele der Reaktion 
oder dem proteſtantiſchen Freidenkertum. Als dieſer glänzende Agitator ſeine 
erſte Wahlſchlacht gewonnen hatte, brandmarkten ihn die Bürgerlichen als 
einen „Mann der Reaktion“. Seine Wahl wurde als das Werk eines Zu⸗ i 
falls oder eines Manövers betrachtet. Nun hat er die Bauern durch eine 
unermüdliche und glänzende Agitation ſo feſt an ſich gefeſſelt, daß weder die 
Reaktion noch das Freidenkertum je hoffen können, ſie ihm abzunehmen. 
Mögen in der vorletzten Wahl manche Reaktionäre die Wahl be uch dae 
aus Rache gegen die Freidenker unterſtützt haben, ſo haben ſie ſich dabei arg 
verrechnet. Sie bekommen die Bauern nie wieder zurück. 

Ebenſo ging es im Departement Allier, wo Genoſſe Brizon mit einem 
Male 5000 ländliche Wähler ſeinem radikalen Gegner entriß und im erſten 
Wahlgang ſiegte. Genoſſe Charles Dumas, ein junger und talentvoller Mit⸗ 
arbeiter der marxiſtiſchen Wochenſchrift „Le Socialisme“ (redigiert von 
Jules Guesde), gewann im erſten Wahlgang gegen eine radikale Leuchte rund B 
11000 Stimmen. Im ganzen Departement Allier haben wir unſere Stimmen 5 
verdoppelt (41566 ſtatt 21437 des Jahres 1906). In Cher erhielt ein an⸗ 
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derer ländlicher Agitator, Genoſſe Mauger, im erſten Wahlgang rund 5000 
Stimmen. Im Departement Eure⸗et⸗Loir, „der Kornkammer Frankreichs“, 
wo wir bis jetzt nur vereinzelte Stimmen aufwieſen, erhielten wir 3041. Auch 
im Departement Nievre haben wir unſere meiſten Anhänger auf dem Lande 
erworben. Unſere Stimmenzahl ſtieg dort von 15898 auf 17799. In Deux⸗ 
Sévres wurde unſer junger Genoſſe Henri de la Porte im erſten Wahlgang 
hauptſächlich von Bauern gewählt. Dabei vermehrten ſich unſere Stimmen 
um 2800 (6551 ſtatt 3750 des Jahres 1906). 

Freilich haben wir auch Verluſte zu verzeichnen. Wir verloren ſo be⸗ 
deutende Kräfte wie de Preſſenſé, Paul Conſtans. Auch Paul Brouſſe und 


Allemane fielen durch, ferner im Norden Durre und Frevet, im Süden Maurice 


Allard. Wie es leicht vorauszuſehen war, hat Paris uns am ſchlimmſten mit⸗ 
geſpielt. Hier hauſt ſchrankenlos der anarcho⸗ſyndikaliſtiſche Konfuſionismus. 
Die Antiparlamentarier aus der herveiſtiſchen Schule traten offen gegen die 
Partei für Stimmenthaltung auf. Sie entfalteten ihre Tätigkeit ſelbſtverſtänd⸗ 
lich bloß im ſozialiſtiſchen Lager. Die bürgerlichen Wähler waren im voraus 
ihrem Einfluß unzulänglich. Die anarchiſtiſchen Helden konnten alſo, wie 
üblich, bloß dem Sozialismus, nicht dem Kapitalismus Schaden zufügen. 


Zwar ſprach ſich Herve mit feiner gewöhnlichen Zerfahrenheit gegen die 


parlamentariſche Aktion aus, aber auch gegen das „Stören des Wahlkampfes“ 


(Sabotage électorale). Die Wahltätigkeit ſoll nach der Auffaſſung dieſes 


genialen Taktikers zu jeder Zeit bekämpft werden — bloß nicht während der 
Wahlperiode. Seine rein anarchiſtiſchen Bundesgenoſſen aber waren kon⸗ 
ſequenter. Sie bekämpften die Wahlaktion während der Wahlperiode. Genoſſe 
Rouanet im achtzehnten Arrondiſſement von Paris, den die Anarchiſten am 


heftigſten bekämpften, verlor mehr als 3000 Stimmen (8289 gegen 11490 im 
Jahre 1906). Im neunzehnten Arrondiſſement von Paris verlor Genoſſe 
Dubois mehr als 2000 Stimmen (6740 gegen 8809 im Jahre 1906). Aber 


was noch ſonderbarer und für die Partei empfindlicher iſt, es haben ſogar 


alte und hochverdiente Genoſſen, wie Ed. Vaillant und Dejeante, in reinen 
Arbeitervierteln bedeutende Verluſte zu verzeichnen. Vaillant verlor im zweiten 
Wahlkreis des zweiundzwanzigſten Arrondiſſements mehr als 1000 Stimmen 
(8632 gegen 9828 im Jahre 1906) und ſiegte bloß mit einer Mehrheit von 


einigen hundert Stimmen. Dejeante verlor im Pariſer zwanzigſten Arrondiſſe⸗ 


ment (erſter Wahlkreis) gegen 700 Stimmen. Auch im dreizehnten Arrondiſſe⸗ 
ment (erſter Wahlkreis), wo die „Inſurrektionellen“ unter der Führung des 
nun aus der Partei ausgetretenen Jobert einen gewiſſen Einfluß beſitzen, hat 


die Partei anderthalb tauſend Stimmen verloren. Auch der redegewandte 


Sembat verlor gegen 1000 Stimmen. Rozier im neunzehnten Arrondiſſement 
(zweiter Wahlkreis) verlor 1300 Stimmen. Paul Brouſſe, der Theoretiker des 
ſozialiſtiſchen Poſſibilismus, erhielt nur 5270 Stimmen, ſtatt 6456, die im 
Jahre 1906 auf ihn gefallen waren, und kam in Stichwahl, in der er durchfiel. 
Auch Genoſſe Grouſſier, der große Sachkenntniſſe auf ſozialpolitiſchem Gebiet 
beſitzt, verlor einige Stimmen und mußte die Feuerprobe der Stichwahl beſtehen. 
Außer Allemane, der ein paar hundert Stimmen gewann, haben ſämtliche 
ſozialiſtiſche Deputierte der Hauptſtadt einen bedeutenden Stimmen- 
verluſt zu verzeichnen, und zwar trotz der Zunahme der Bevölkerung. 
Die Politik des Entgegenkommens dem anarcho⸗ſyndikaliſtiſchen Konfuſio⸗ 


nismus gegenüber hat nichts genützt. Paris unterliegt dem verheerenden Ein⸗ 
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fluß des Nationalismus und der monarchiſtiſchen Reaktion einerſeits — ſämt⸗ 
liche reaktionäre Deputierten wurden dort im erſten Wahlgang wieder⸗ 
gewählt! — und der ebenſo unfruchtbaren anarchiſtiſchen Phraſe andererſeits. 
Das Haupt und das Gehirn Frankreichs, die „Stadt des Lichtes“, wie Paris ſich 
ſtolz ſelbſt nennt, iſt unglücklicherweiſe von den dunkeln Mächten der Reaktion 
und der blinden Gewalt der Phraſe beherrſcht. Die geſunde Unzufriedenheit 
mit dem Beſtehenden findet auf dem einſt glühenden Boden der Revolution 
zwar noch bis jetzt einen lebendigen und temperamentvollen Ausdruck, aber 
einen trüben und manchmal kindiſchen, noch öfter aber einen demagogiſchen. 
Paris ſteht heute politiſch und ſozial hinter der Provinz zurück. 
Hätte die Rückſtändigkeit der Hauptſtadt nur die bürgerlichen Elemente ge⸗ 
troffen, ſo wäre dieſe Erſcheinung ganz natürlich. Leider, wie wir ziffermäßig 
gezeigt haben, unterliegt dieſem Übel auch ein Teil der Arbeiterbevölkerung, 
wenn auch in einer ganz anderen Form. Die ſozialiſtiſche Aufklärung und 
Organiſationsarbeit muß hier mit aller Kraft einſetzen. Wir müſſen unſere 
Hauptwaffe, die „Humanité“, die einzige Pariſer ſozialiſtiſche tägliche Zeitung, 
dieſem Zwecke entſprechend geſtalten. 

Weit beſſer liegen die Verhältniſſe in den Pariſer Vorſtädten, wo dank 
den neuen Verkehrsmitteln die Arbeiterbevölkerung je weiter deſto mehr ſich 
anſammelt. Hier gewinnen wir Stimmen und Sitze, wenn auch nicht in er⸗ 
wünſchter Weiſe und nicht ausnahmslos. (So verloren die Genoſſen Walter 
Meslier und Adrien Weber eine bedeutende Zahl von Stimmen.) Hier ſiegte 
Lucien Voilin, ein Arbeiter, der ſich dem Genoſſenſchaftsweſen gewidmet hat. 
Er wurde ſchon im erſten Wahlgang mit 5577 Stimmen gewählt. Ferner 
Albert Thomas, der Redakteur der reviſioniſtiſchen „Revue Socialiste“ und 
Mitarbeiter der „Humanité“. 

Das Geſamtergebnis, ſoweit es die Zahl unſerer eroberten Sitze betrifft, 
iſt folgenderweiſe zu kennzeichnen. Schon im erſten Wahlgang eroberten wir 
29 Sitze, dabei haben wir 8 neue gewonnen, 4 verloren. Alſo Rein⸗ 
gewinn des erſten Wahlganges 4. Zwar hatten wir 1906 ſchon im erſten 
Wahlgang 33 Sitze erobert, aber dafür hatten wir für die Stichwahlen nur 
in 28 Wahlkreiſen die größte Stimmenzahl, während 1910 die Partei in 43 
Wahlkreiſen den erſten Rang behauptet. Und in einer großen Zahl von Wahl⸗ 
kreiſen war diesmal der Radikale von den ſozialiſtiſchen Stimmen abhängig. 

Wirklich überraſchend iſt unſer Sieg im zweiten Wahlgang. Wir haben 
mit einem Schlage 47 Sitze erobert. Zuſammen werden wir zum erſten Male 
in der Kammer über die ſtattliche Zahl von 76 Deputierten verfügen. An⸗ 
geſichts der Schlagfertigkeit der franzöſiſchen Genoſſen, der Möglichkeit der 
Ausnutzung der demokratiſchen Einrichtungen, der Beeinfluſſung der radikalen 
Mehrheit, die ſehr oft auf ſozialiſtiſche Hilfe angewieſen ſein wird, vermag 
ſich eine ſo zahlreiche ſozialiſtiſche Gruppe zu einem politiſchen Machtfaktor 
erſten Ranges zu geſtalten. Für die zu erwartende große Rolle der ſozia⸗ 
liſtiſchen Fraktion iſt von beſonderer Wichtigkeit der Eintritt zahlreicher junger 
und friſcher Kräfte in die Kammer: Cachin, Charles Dumas, Roux⸗Coſtadan, 
Ellen⸗Prevot, Goude, Myrens, Briquet, Aubriot, Lauche, Miſtral und Albert 
Thomas, der zwar zur reformiſtiſchen Richtung zählt, aber eine ſehr tüchtige 
und kenntnisreiche Arbeitskraft iſt. Von 76 ſozialiſtiſchen Deputierten ſind 30 
neugewählt. Sie werden unſerer parlamentariſchen Fraktion neues, friſches 
Blut, neue Tatkraft zuführen, was im Lande der parlamentariſchen Verſump⸗ 
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fung, die auch manchen von den Unſrigen anſtecken kann, von nicht zu unter⸗ 
ſchätzender Bedeutung iſt. Ebenſo wichtig iſt der Umſtand, daß ein Viertel (20) 
der Abgeordneten der „guesdiſtiſchen“ oder marxiſtiſchen Richtung 
angehört. 

Zwar haben wir die meiſten Siege nicht lediglich aus eigenen Kräften er⸗ 
rungen, ſondern mit Hilfe der Radikalen im zweiten Wahlgang, in einzelnen 
Fällen ſogar mit der der Reaktionäre. Es vermindert aber um kein Jota 
weder die moraliſche noch die politiſche Tragweite unſeres Sieges. Die Gründe 
dafür ſind ſonnenklar. Erſtens unterſtützten uns die Radikalen nicht um 
unſerer ſchönen Augen willen, ſondern ſie wurden durch unſere wachſende 
Macht im ganzen Lande dazu gezwungen. Das Schickſal zahlreicher Radi⸗ 
kalen lag in unſeren Händen. Überall erfüllte die Sozialiſtiſche Partei ihre 
demokratiſche Pflicht und ſperrte der ſchwarzen Reaktion den Weg. In Mar⸗ 
ſeille, um nur eins hervorzuheben, rettete ſie den Veteranen der Republik und 
des freien Gedankens, den Herrn Briſſon, den Kammerpräſidenten, der ohne 
ſozialiſtiſche Hilfe im zweiten Wahlgang unterlegen wäre. In Paris rettete 
fie unter anderen Buiſſon. Sie handelte überall im Geiſte der Kongreß⸗ 
reſolutionen von Chälon und Nimes, die fie „zur Erhaltung und Entwicklung 
der republikaniſchen Freiheiten“ verpflichtete. Sie bettelte dabei nicht um 
die gegneriſchen Stimmen. Mit Würde und Ruhe zog ſie ihre Kandidaten 
einfach zurück, indem ſie an die Kongreßreſolutionen erinnerte. Die Radikalen 
haben an vielen Orten Verrat geübt, indem ſie ſich mit der Reaktion gegen 
den „Geeinigten“ (Sozialiſten) zuſammenſchloſſen. Sogar gegen Genoſſen 
Jauréès, der am meiſten von der Reaktion bedroht war, kämpften fie bis zur 
letzten Stunde. Dabei liefen die meiſten der Radikalen im zweiten Wahlgang 
zur Reaktion über. Dieſes ſkandalöſe Verhalten des Radikalismus einem 
Manne wie Jaureés gegenüber, der nie die Radikale Partei, als ſolche, an⸗ 
greift und zu jeder Zeit bereit iſt, mit ihr in Reih und Glied für die ge⸗ 
ringſten Reformen zu kämpfen, verdient eine beſondere Erwähnung. Im erſten 
Wahlgang erhielt Jauréss 5997 Stimmen gegen den Radikalen Rigaud, der 
2956 Stimmen aufzſeinen Namen ſammelte, und den Reaktionär mit 3355 
Stimmen. Der Haß der Reaktionäre gegen Jaursés iſt jo groß, daß ſein ehe⸗ 
maliger Konkurrent feine erzreaktionären Truppen aufforderte, gegen Jaurés 
für den Radikalen zu ſtimmen, der ein Gottesläſterer und dazu ein Kongre⸗ 
gationsliquidator, alſo der Teufel in persona ſelbſt iſt. Doch zog der Radikale 
für die Stichwahl ſeine Kandidatur zurück. Was geſchah nun beim zweiten 
Wahlgang? Jaureés erhielt 6445 Stimmen, alſo bloß um 448 Stimmen mehr 
als im erſten Wahlgang, während der Reaktionär 5543 Stimmen ſtatt der 
3355 des erſten Wahlganges bekam. Von den etwa 3000 Stimmen des 
Radikalen ſind mehr als 2000 auf den Reaktionär und bloß ein paar hundert 
auf Jaurés übergegangen. Und dies trotz des feierlichen Beſchluſſes der lokalen 
radikalen Leitung, trotz der Beſchwörung der radikalen Autoritäten, die öffentlich 
erklärten, daß der Durchfall von Jauréès eine Schande für Frankreich und das 
Parlament fein würde. So lohnte den guten und liebevollen Jaurss die bürger⸗ 
liche Demokratie für ſeinen demokratiſchen Eifer, der ihn leider manchmal 
allzu weit führte. Genoſſe Jaures erblickt aus beſter und aufrichtigſter Über⸗ 
zeugung ſeine vornehmſte Aufgabe in der Hervorhebung deſſen, was den 
Sozialismus mit der fortgeſchrittenen bürgerlichen Demokratie einigt. Allein 
die harte kapitaliſtiſche Wirklichkeit, die dem ſozialen Pantheismus und 
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Panreformismus abhold zu ſein ſcheint, erinnert auf Schritt und Tritt an 
die Kluft, die die ſozialiſtiſche Welt von der bürgerlichen trennt. Genoſſe 
Jaurès hat es an feinem eigenen Leibe in Carmaux erfahren können. 

Die unfreiwillige Unterſtützung der ſozialiſtiſchen Kandidaturen durch 
die Radikalen beim zweiten Wahlgang iſt zweitens dadurch notwendig ge⸗ 
worden, daß die Radikalen ſich entgegen jeder Gerechtigkeit der Reform des 
Wahlverfahrens hartnäckig widerſetzten. Der Proporz hätte dieſe Unterſtützung 
überflüſſig gemacht, und die Sozialiſtiſche Pärkei hätte genau ebenſo viele 
Sitze erhalten. Die gegenwärtige Zahl der ſozialiſtiſchen Sitze entſpricht der 
Geſamtzahl der ſozialiſtiſchen Stimmen, wenn man ſie nach den Regeln der 
Verhältniswahl berechnet. Die Sozialiſtiſche Partei iſt alſo zu ihrem Rechte 
auf indirektem Wege gekommen. 

Eine höchſt erfreuliche Erſcheinung der letzten Wahlen iſt die Niederlage der 
„unabhängigen“ Sozialiſten, deren Führer auf Regierungsbänken ſitzen. Herr 
Viviani, der Miniſter der Arbeit, mußte aus Paris in die Provinz fliehen, 
da er in Paris ſeiner Niederlage im voraus ſicher war. Die Genoſſen waren 
bereit, für den ſchlimmſten Gegner zu ſtimmen gegen einen ſozialiſtiſchen Über⸗ 
läufer. Herr Millerand kam in Stichwahl und konnte nur mit der größten 
Mühe gerettet werden. Die unabhängigen Leuchten, wie Zevass, Cornaud, 
Ledin, Jourde und andere ſind glänzend durchgefallen. Beſonders lehrreich 
iſt der Fall Zevaés, einſt ein Liebling von Jules Guesde, den er ſchmählich 
verraten hat. Zevaès trieb ſeine „Unabhängigkeit“ To weit, daß er gegen einen 
anderen „Unabhängigen“, Cornaud, ſeine Kandidatur aufſtellte. Die Herren 
bekämpften ſich aufs heftigſte. Der Wahlkreis fiel dem lachenden Dritten zu, 
dem Geeinigten Sozialiſten, einem treuen „Guesdiſten“. Auch an anderen 
Orten bekämpften ſich die „Unabhängigen“ unter ſich. Die ideale Zwang⸗ 
loſigkeit der Herren „Unabhängigen“, die bloß von ihrem perſönlichen 
Intereſſe und Ehrgeiz abhängen, hat ſie dem Fluche der Lächerlichkeit und 
des Mißerfolges ausgeliefert. Es iſt ein Sieg des Parteiweſens und der 
Diſziplin, der unſere Partei ſehr kräftigen wird. Und gerade hierzulande war 
es vonnöten. 

Noch ein Kennzeichen der Wahlen! Zum erſtenmal ſtellte die Partei off 
ziell der geſetzlichen Unvernunft und Ungerechtigkeit zum Trotz einige Frauen 
als Kandidaten auf: Eliſabeth Renard, die mehr als 2000 Stimmen erhielt, 
die Genoſſinnen Anna Kaufmann und Dr. Madeleine Pelletier, die einige 
Hunderte Stimmen ſammelten, und zwar in Wahlkreiſen, wo manche männ⸗ 
liche Kandidaturen bedeutend weniger Stimmen auf ſich vereinigen konnten. 
Die bürgerliche Frauenrechtlerin Frau Marguerite Durand hatte gar keinen 
1 1 als . Auch in dieſem Falle hat ſich die Kraft der Partei 

ewährt. 
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Was nun? 
Der regierende Radikalismus iſt nicht geſchlagen. Er geht aber moraliſch 5 
und politiſch geſchwächt aus dem Kampfe hervor. Die franzöſiſche ſtaatliche 
Bureaukratie, die eine Verſorgungsanſtalt für beinahe eine Million Bürger 4 
iſt und über unzählige Mittel der Wahlbeeinfluſſung verfügt, ſtand diesmal 1. 
im Dienſte der Radikalen Partei. Trotzdem hat dieſe erhebliche Verluſte 
zu verzeichnen. Das Volk wendet ihr den Rücken. Die radikalen Streber 
werden ſchwerlich ihrem gegenwärtigen Führer Briand die Wahlniederlage * 
verzeihen. Früher oder ſpäter wird der ſozialiſtiſche Überläufer den glän⸗ 5 
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zenden ſozialiſtiſchen Sieg mit dem, was ihm am wertvollſten iſt, mit ſeinem 
Miniſterportefeuille, bezahlen müſſen. Schon eröffnet gegen ihn das einfluß⸗ 
reiche radikale Organ „La Depeche de Toulouse“ eine Preßkampagne. Es 
berührt die wunde Stelle Briands: ſeine unendliche Geſchmeidigkeit und Treu⸗ 
loſigkeit. Es vergleicht ihn mit jener Sorte von Weibern, deren Gunſt jedem 
zugänglich iſt. Die Radikalen beginnen den zweiſchneidigen Charakter der Ver⸗ 
dauungs⸗ und Genußpolitik einzuſehen. Laſſen wir die Toten die Toten begraben. 

Was uns hier beſonders intereſſiert, iſt die Politik der lebendigen und 
wachſenden Macht der Ssozialiſtiſchen Partei, der Partei der Zukunft. 

Unſere Parteiverhältniſſe ſind allgemein bekannt. Die letzte mißlungene 
Maidemonſtration wirft auf ſie ein grelles Licht. Mit Rückſicht auf ein 
Häuflein Pariſer anarchiſtiſcher Krakeelmacher unternimmt die Partei ſeit 

Jahren nichts für die Maifeier. Sie läßt den „revolutionären“ Syndikaliſten 
die Bahn frei und hinkt ihnen hilflos nach. Die „revolutionären“ Strategen 

verführen die Maſſen von Blamage zu Blamage. Ihre Taktik iſt: entweder 

ſinnloſes Blutvergießen wie in Villeneuve⸗St. Georges (1908) oder ein er: 
niedrigender Rückzug wie am letzten 1. Mai. Nachdem ſie, ohne ſich mit der 
Sozialiſtiſchen Partei zu verſtändigen, wie dies bei der großartigen Demon⸗ 
ſtration für Ferrer geſchehen war, mit großem Tamtam die Eroberung des 
Bois de Boulogne angekündigt hatten, haben die anarchiſtiſchen und „revo— 
lutionären“ Führer ſofort den Kopf verloren, als der gewiſſenloſe Briand 
ihnen mit einem Maſſaker drohte. Beide Seiten verſuchten einander durch 
ſchwindelhafte Drohungen und Renommiſtereien zu überbieten. Herr Briand 
erwies ſich dabei als der Stärkere und Schlauere — die Konföderation hat 
ſich lächerlich gemacht. Sie zog die Partei in Mitleidenſchaft. Die Partei 

hat als ſolche auf jedes unabhängige Verhalten der Konföderation gegenüber 

verzichtet. Die Parteileitung iſt, dank dem ſonderbaren § 28 des Organiſations⸗ 
ſtatuts, der die Parlamentarier aus ihrer Mitte ausschließt, jeder weitgehenden 

Autorität und Tatkraft beraubt. Sie iſt wenig leiſtungsfähig. Ihre Tätig⸗ 
keit beſchränkt ſich meiſtens auf die Erledigung kleinerer laufender Geſchäfte. 

Um ſo ſtärker muß die innere Zugkraft des ſozialiſtiſchen Gedankens fein, 

daß wir trotz Hervéismus, trotz „revolutionärem“ Syndikalismus einen jo 

glänzenden Sieg erkämpfen konnten. 

Was fangen wir nun mit dieſem Siege an? Genoſſe Jaures veröffentlicht 
einen leidenſchaftlichen und ſtellenweiſe zutreffenden Aufruf zur Reform⸗ und 
Gegenwartsarbeit. Aber woher dieſe Reformen und beſonders woher die 
Mittel zu ihrer Durchführung nehmen? Die Radikale Partei hat die Einkommen⸗ 

teuer beſchloſſen. Sie hat fie aber in den Papierkorb des Senats geworfen. 

Der Senat wird dafür ſorgen, daß ihr dasſelbe traurige Los beſchieden wird 

wie der Arbeiterverſicherung. Im beſten Falle werden die neuen Millionen 

der Einkommenſteuer ins uferloſe Waſſer geſchleudert in der Form der Dread— 
naughts. Schon verlangte die Regierung anderthalb Milliarden für 
neue Kriegsſchiffe! Auch die Luftſchiffe harren des Millionenregens. Dazu iſt 
das laufende Budget mit einem Defizit von 200 Millionen abgeſchloſſen worden. 

Die Radikale Partei wird ſo tun, als ob ſie eine Wahlreform durchführen 

wolle, wird aber im letzten Augenblick auf den politiſchen Selbſtmord ver⸗ 

zichten. Sie wird hier und da einige billige Maßregeln zugunſten der welt— 
lichen, aber kapitaliſtiſchen Schule, die in den offiziellen Schulbüchern den 

Sozialismus verhöhnt, mit Ach und Weh durchzuſetzen ſuchen. Iſt dieſes Werk 
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der radikalen Ohnmacht des Fleißes einer welterſtürmenden Partei, wie die 
ſozialiſtiſche, wirklich wert? Die Flickarbeit des Kapitalismus wird, ob wir 
wollen oder nicht, jeder von den Herren, die an deſſen Fleiſchtöpfen ſitzen, 
beſorgen. Daß wir an einzelnen Ausbeſſerungen mithelfen müſſen, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Aber darin unſere Lebensaufgabe zu ſehen, wäre ein 
tödlicher Irrtum. : 
Wir ſollen das Schickſal unferer Partei nicht mit dem des wanfenden 

morſchen kapitaliſtiſchen Gebäudes und ſeiner abſterbenden politiſchen Parteien 9 
verbinden. Mit der Reformarbeit ſteht es in der gegenwärtigen am Rande 
des Bankrotts ſtehenden Geſellſchaft ſehr ſchlecht. In Frankreich mehr als in f 
manchen andern Ländern. Unſere Politik in der franzöſiſchen Kammer muß f 
notgedrungen eine Sammlungs-, Organiſations⸗ und Agitations⸗ 
politik ſein. Die blinden Mächte arbeiten für uns. Der Zerſetzungsprozeß 
der bürgerlichen Parteien wird, wie die letzten Wahlen von neuem beſtätigen, 
unaufhörlich weiter vor ſich gehen. Wir haben die Aufgabe, mit Aufwand 3 
aller unſerer Kräfte, aller unſerer Begeifterung für unſere große Sache in 5 
derſelben Richtung zu wirken, um dem leitenden Gedanken der Amſterdamer 

g 


Reſolution gerecht zu werden: wir ſind keine Partei der Flickarbeit, ſondern 
der Revolution im beſten und edelſten Sinne des Wortes. 

Wie nach dem großartigen Dreimillionenſiege in Deutſchland, verlangt jetzt 
der rechte Flügel der franzöſiſchen Partei die Ausnutzung der g roßen Reſultate 
zu kleinen Zwecken. Die Wahlen von 1910 können, wenn ſie im großen 
Umfange ausgenützt werden, zum Beginn einer neuen Ara im franzöſiſchen 
Sozialismus werden. Unſere Loſung dabei a aber dann fein: Mehr Sch 
lismus! Und nicht: Mehr Flickarbeit!. 


Die wirtſchaftlichen und fozialen Urſachen 
der perſiſchen Revolution. 

Von Arfchasie Sſchilinkirian. 

F 
VI. a 
Während die einheimiſchen Kaufleute und Unternehmer durch die wuche⸗ 
riſchen Praktiken der Gouverneure in ihrem Gedeihen gehemmt und geſtört 
waren, zeigte ſich dieſe Situation für die ausländiſchen Kapitaliſten höchſt 
günſtig. Die Schahs hatten in Rußland und England Anleihen aufgenommen, 
aber dieſe Mächte ſtreckten das Geld nicht vor um der ſchönen Augen der 
Schahs willen, ſondern weil ſie außer den hohen Zinſen, die ſie den Geld⸗ 
leuten ihrer Länder verſchafften, wertvolle Konzeſſionen für ſich erhielten, zum 
Beiſpiel Banken zu eröffnen, Transportgeſellſchaften einzurichten, Straßen zu 
bauen, die außer dem direkten Profit, den ſie abwarfen, auch den Abſatz fremder 
Waren in Perſien erleichterten. Das Leben und das Vermögen der aus⸗ 
ländiſchen Kapitaliſten befand ſich unter dem unmittelbaren Schutze ihrer 
heimiſchen Regierungen. Denn die fremden Kapitaliſten waren der perſiſche 5 
Gerichtsbarkeit nicht unterworfen, ſie brauchten ſich auch nicht um die In⸗ 
trigen und die Eiferſucht der Gouverneure und Fürſten zu kümmern. Die 
Gouverneure, die auf die perſiſchen Bürger abſolut keine Rückſicht nahmen, 
ſorgten dagegen liebevoll dafür, daß den Europäern kein Haar gekrümmt 
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wurde. Da die Schahs von ausländiſchem Kapital abhängig waren, mußten 
ſie den Fremden Monopole gewähren. Und je mehr dieſe Abhängigkeit wuchs, 
deſto ſerviler beugten ſich die Schahs vor dem fremden Kapital. Das konnte 
natürlich der perſiſchen Bourgeoiſie nicht verborgen bleiben. Infolgedeſſen wuchs 
ihr Haß nicht nur gegen die Regierung, ſondern auch gegen das fremde Kapital. 
Als die europäiſchen Fabrikate in Perſien in Aufnahme kamen, als ſich 
der Handel entwickelte, da hielt das Wachstum des einheimiſchen Kapitals 
damit gleichen Schritt. Es gibt jetzt perſiſche Bankiers, die reicher ſind als 
die Banken fremder Kapitaliſten in Perſien. Die perſiſchen Bankiers machen 
ihren engliſchen und ruſſiſchen Lehrmeiſtern mit Erfolg Konkurrenz, und wenn 
die fremden Kapitaliſten doch noch einen guten Profit in Perſien machen, ſo 
nur deshalb, weil ſie unter dem Abſolutismus ihre Stellung feſtigen konnten. 
Das konſtitutionelle Perſien wird durch Beſeitigung der Hinderniſſe, die die 
heimiſchen Kapitaliſten hemmten, der perſiſchen Bourgeoiſie ein günſtigeres 
Terrain für die Konkurrenz ſchaffen. 

Wir könnten ausführlicher über die Rolle des fremden Kapitals in Perſien 
ſprechen, doch um keine Wiederholungen zu machen, verweiſen wir den Leſer 
lieber auf Kautskys Artikel über den amerikaniſchen Arbeiter in der „Neuen 
Zeit“ XXIV, 1, S. 676, ruſſiſch erſchienen als Broſchüre unter dem Titel: 
„Handel, Politik und Arbeiterklaſſe, amerikaniſche und ruſſiſche Arbeiter“, und 
den Brief, den er voriges Jahr an die ſozialdemokratiſche Gruppe in Täbris 
gerichtet hat und der in Überſetzung in einem Petersburger Blatt erſchienen 
iſt. Er hat hier klar auseinandergeſetzt, wie ſchädlich das ausländiſche Kapital 
in Perſien wirkt und wie dieſes Kapital, indem es einen großen Teil des 
Mehrwerts des Landes ins Ausland bringt, die ökonomiſche und ſoziale Ent- 
wicklung Perſiens hemmt. 1 

Mit der Entwicklung der perſiſchen Handelsbeziehungen zu Europa und 
der Vermehrung der Beziehungen der perſiſchen Kaufleute mit der europäiſchen 
Geſellſchaft drang auch die abendländiſche Kultur in Iran ein. Wenn die 
perſiſchen Kaufleute dieſe Kultur nicht haßten, denn deren Einführung war 
aufs innigſte mit ihrer geſchichtlichen Aufgabe verbunden; wenn die Regie— 
rung, die zum Sklaven des fremden Kapitals geworden war, nolens volens 
Perſien dieſer Kultur eröffnet hat, jo war der perſiſche Klerus immer der er: 
bittertſte Feind alles deſſen, was aus dem Weſten kam. Der perſiſche Klerus, 
in deſſen Händen ſich die öffentliche Erziehung befindet, tat ſein möglichſtes, 
um die gläubigen Mohammedaner bei den alten Traditionen zu erhalten, bei 
den alten religiöſen und dogmatiſchen Anſchauungen, auf denen dieſe jahr⸗ 
hundertelange Ausbeutung beruhte. Er erhob ſich gegen die europäiſche Kultur, 
da er in ihr den mächtigſten der Faktoren ſah, die ſeine Stellung bedrohten. 
Die Macht des Klerus wuchs beſonders im letzten Viertel des neunzehnten 
Jahrhunderts. Zu dieſer Zeit war er ſo ſtark, daß er eine zweite Regierung 
in Perſien bildete, die öfters der wirklichen Regierung über den Kopf wuchs. 
Die Macht der Geiſtlichkeit ſtieg im ſelben Maße, wie ſich ihr Grundbeſitz 
vermehrte. Dieſer Beſitz heißt in mohammedaniſchen Ländern „Vakuf“. Dieſe 
Vakufgüter hatten ſchon unter der Herrſchaft Nadirs und Agha Mohammed 
Khans die Gier der Schahs erregt. Ja wir wiſſen aus der perſiſchen Ge⸗ 
ſchichte, daß die oben erwähnten Schahs einen Teil der Moſcheengüter ein⸗ 
zogen und Staatsdomänen daraus machten. Trotzdem wuchs der Grundbeſitz 
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ein Viertel ſeiner beweglichen und unbeweglichen Habe der Moſchee vermachen. 
Wie reich die Moſcheen ſind, die dem hohen Klerus unterſtehen, können fol⸗ 

gende Ziffern zeigen. Nach M. L. Tomara beliefen ſich die jährlichen Ein⸗ 
künfte einer Moſchee in Meſchhed 1890 auf 60000 Tomans (1 Toman = 
4 Mark) und auf 3000 Tonnen Korn; Die Einkünfte aus den Vakufgütern 
und das von den Gläubigen vermach bewegliche Gut ſollten nach der Sr 
dition hauptſächlich unter die Familien der Armen und unter die Waiſen 
verteilt werden. N 

Aber je mehr der Reichtum der Geiſtlichkeit wuchs, um ſo mehr ſah ſie 
ſich gezwungen, ſich ein Gegengewicht gegen die Eiferſucht der Schahs und 
der Fürſten zu ſchaffen. Anſtatt ſeine Einkünfte unter die Armen zu ver⸗ 
teilen, begann der Klerus, ſich davon bewaffnete Banden zu halten, die ſich 
aus Talabas (Theologieſtudenten) zuſammenſetzten und die Intereſſen 0 
Klerus auf der Straße verteidigten. Die Geistlichkeit war ſo ſtark geworden, 
a ſie die Befehle der Staatsregierung durch einen Wink umſtoßen konnte. 
Im ſelben Maße wie die politiſche und ökonomiſche Macht des Klerus wuchs 
auch ſeine Gerichtsbarkeit. Das machte den Regierungsvertretern ernſtliche 
Sorge. Die perſiſchen Gerichte waren reiche Einnahmequellen für ſie, während 
ſich das Volk zu den geiſtlichen Gerichten drängte. Ein wenn auch ſchwerer 
Kampf entbrannte zwiſchen Regierung und Geiſtlichkeit, in dem die lezen 
aus einer Poſition nach der anderen verdrängt ward. 

Wie wir oben geſehen haben, mußten natürlich in Ermanglung einer 
Kontrolle die Einkünfte der Moſcheen in die Taſchen der hohen Geiſtlichen 
und ihrer Kreaturen wandern. Aber die hohe Geiſtlichkeit ließ es nicht babe 
bewenden, ſich dieſe Einkünfte anzueignen, ſie vergriff ſich auch am Grund⸗ 
beſitz der Moſcheen ſelbſt. „Eine der größten kirchlichen Domänen, die 
380 Dörfer umfaßt — ſie war der Moſchee von einem gewiſſen Zahrie vor 
zweihundert Jahren vermacht worden —, iſt jetzt faſt völlig in die Hände 
von Privatleuten übergegangen, und nur noch 12 bis 15 Dörfer ſind den 
Moſcheen unterſtellt“ (Atrpet, Mahmed Ali Schah, S. 44). Doch nicht genug 
damit. Der hohe Klerus entblödete ſich nicht, nach dieſer Annexion der 
Moſcheendörfer, wodurch er ſeinen Beſitz erhöhte, ſich den Vereinigungen der 
großen Feudalherren zur Erhöhung der Lebensmittelpreiſe anzuſchließen, um 
das Volk durch künſtliche Hungersnot bis auf den letzten Heller auszuſaugen. 

„Als das Volk im Jahre 1895 Hungers ſtarb und für ſeine Kinder kein Brot 
zu finden war, lagen in den Scheuern des Muchtayid Seyid Nizam ul Ulema 
10000 Khalwars (1 Khalwar — 588 Kilogramm) Getreide und in denen Seyid 
Morteſas 8000 Khalwars. Das Volk überfiel ihre Häuſer und plünderte ihr Korn 
und ihre Güter“ (Atrpet, Mahmed Ali Schah, S. 140). Be 


Der Gegenſatz zwiſchen Regierung und Geiſtlichkeit vertiefte ſich, je mehr 
die Regierung den Klerus aus ſeinen Poſitionen verdrängte und ſo, wenn 
auch auf indirektem Wege, der europäiſchen Kultur das Eindringen in Perſien 
erleichterte. 5 

Unter Muzaffer ed Dins Regierung kamen die hauptſächlichſten Staats: 
einrichtungen wie Zölle, Poſt, Paßweſen unter ruſſiſche Kontrolle, denn die 
Einkünfte daraus mußten dazu herhalten, die ruſſiſche Anleihe zu amorti⸗ 
ſieren. Belgiſche Beamte erſetzten die alten Pachtherren. Die perſiſche Sprache 
wurde aus dieſen Einrichtungen verbannt. = 


der Mofcheen immer mehr! Jeder Mohammedaner muß auf dem 1 
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Der perſiſche Kaufmann, in ſtändiger Beziehung mit den europäiſchen 
Induſtriellen, fühlte immer mehr das Bedürfnis, ſich fremde Sprachen an⸗ 
zueignen; außerdem arbeitete die ruſſiſche Regierung am Anfang des zwan⸗ 
zigſten Jahrhunderts mit fieberhaftem Eifer daran, den ruſſiſchen Kapitaliſten 
in Perſien möglichſte Vorteile zu verſchaffen. Sie baute Straßen, gründete 
Banken, Verkehrsbureaus uſw. Jedermann war beſtrebt, fremde Sprachen zu 
lernen, beſonders die Intellektuellen und die neue Generation. Nach und 
nach wurden Elementarſchulen nach neuen Syſtemen eröffnet, wo die jungen 
Perſer das erſte Mal neben fremden Sprachen auch Geſchichte, Geographie, 
Naturwiſſenſchaften uſw. lernten, ohne mit den langweiligen, geiſttötenden 
Dogmen des Koran geplagt zu werden. Der Klerus mußte zuſehen, wie vor 
ſeinen Augen ſeine ideologiſche Herrſchaft zuſammenſtürzte. Man kann ſich 
die Unzufriedenheit der Geiſtlichkeit denken, die ſeit altersher nicht nur die 
religibſen Vorſtellungen, ſondern überhaupt das geiſtige Leben der Perſer 
repräſentierte. Auseinanderzuſetzen, warum im Orient und ſpeziell in Perſien 
geiſtige Entwicklung und Kult zuſammengingen, fällt nicht mehr in den 
Rahmen unſerer Darlegungen. 

VIII. 

Während ſich das ſoziale und wirtſchaftliche Leben Perſiens zu einer neuen 
Phaſe entwickelte, blieb der politiſche Aufbau des Landes derſelbe. Mit dem 
Abſolutismus waren die breiteſten Schichten der Bevölkerung unzufrieden: die 
Induſtrie⸗ und Handelsbourgeoiſie, die Bauern, die Handwerker und die Ar⸗ 
beiter. Auch der Klerus war unzufrieden, nur mit dem Unterſchied, daß dieſer 
reaktionären Beſtrebungen huldigte, während der dritte Stand fortſchrittliche 
Ziele verfolgte. 

Wir müſſen uns auch noch mit der Laienintelligenz beſchäftigen. Zwar hat 
die perſiſche Revolution keinen Montesquieu, keinen Holbach und keine Enzyflo- 
pädiſten aufzuweiſen, auch hat ſich dieſe Klaſſe der nichtkirchlichen Intelligenz 
erſt in neueſter Zeit gebildet, aber ſeit ihrer Entſtehung war dieſe Klaſſe 
oppoſitionell durchaus. Die perſiſchen Intellektuellen verdanken ihren Ur⸗ 
ſprung dem Niedergang des Feudalweſens. Der kleinere und mittlere Adel 
ſah angeſichts des Ruins ſeine Rettung in der Bildung ſeiner Kinder. Dieſe 
wurden nach Europa geſchickt, wo ſie eine militäriſche Ausbildung genoſſen, 
um einen Poſten in der perſiſchen Armee erhalten zu können. Doch die Hoff- 
nungen der ruinierten Adligen und ihrer gebildeten Kinder erwieſen ſich als 
trügeriſch; das Vaterland zeigte ſich den Intellektuellen gegenüber wenig gaſtlich. 
Wenn die Korruption bei der Bewerbung um ein Amt die erſte Rolle ſpielt 
und Begabung und Bildung ganz in den Hintergrund tritt, ſo mußten natürlich 
die Intellektuellen leer ausgehen. Vor der Revolution führte die Intelligenz 
einen ſchweren Kampf gegen die Regierung, indem ſie auf adminiſtrativem 
und legislativem Gebiet Reformen verlangte. Melkam- Khan und Moſtacher 
Dquleh können als die glänzendſten Vertreter der kämpfenden Intelligenz an⸗ 
geſehen werden. Der erſte würde mr Naſfr ed Din 15 Europa verbannt, 
weil er ihm ſein Reformprogramm überreicht hatte, und der andere ſtarb im 
Gefängnis. a | 
Die Beziehungen dieſer Klaſſen zur Regierung blieben geſpannt bis zum 
Ausbruch des Ruſſiſch⸗Japaniſchen Krieges. Dieſer erweckte lebhaftes Intereſſe 
in Perſien. Mit Begeiſterung ſprach man von den Siegen der Japaner. 
Die Intellektuellen und die Bourgeoiſie ſchrieben dieſe Siege der japaniſchen 
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Regierung zu, die für den ökonomiſchen und intellektuellen Fortſchritt Japans 
gearbeitet hätte. 

Auf den Ruſſiſch⸗Japaniſchen Krieg folgte 1905 die ruſſiſche evolution 
die ihrerſeits wieder einen großen Einfluß auf die Volksmaſſen in Perſien hatte. 
Die Agitation ſetzte ein. In den Cafés, in den Moſcheen, an allen öffentlichen 
Plätzen ſprach man laut von der Konſtitution. Die Schahs, die Fürſten, die 
Weſire waren demgegenüber nicht gleichgültig. Sie beſoldeten ein Heer von 
Spionen, die ihnen täglich Nachrichten brachten. | 

Zur ſelben Zeit begannen die Angriffe der Intellektuellen, die im Ausland 
lebten: die Zeitung „Habl ul Matin“, die in Kalkutta erſchien, verdoppelte ihre 
Energie und entſchleierte unbarmherzig vor dem Volke die Armſeligkeit der 
perſiſchen Regierung. 

Im Sommer 1906 waren Geiſtlichkeit und Volk auf den Beinen. Der 
Klerus gab den erſten Anſtoß zur Bewegung und verlangte gerichtliche und 
politiſche Reformen, da er dadurch ſeine eigene Stellung zu feſtigen hoffte. 
Es kam zum erſten Zuſammenſtoß zwiſchen den Aufſtändiſchen und der Re⸗ 
gierung, bei dem beide Teile Verluſte hatten. Aber dieſer Zuſammenſtoß öffnete 
dem Volke die Augen über die Schwäche der Regierung. Die Soldaten gingen 
ohne Zaudern zum Volke über; ſie rekrutierten ſich aus den Bauern, die von 
dem Adel ſchon ſo lange ausgeſogen wurden. Dies beſtimmte die Regierung 
zum Nachgeben. Als ſich das Volk von der Schwäche der Regierung über⸗ 
zeugt hatte, da genügten ihm natürlich die von der Geiſtlichkeit vorgeſchlagenen 
Reformen nicht mehr, ſondern es verlangte, unter dem Eindruck friſcher Nach⸗ 
richten aus dem revolutionären Rußland, eine Verfaſſung auf dem Wege des 
Generalſtreiks. Der Klerus widerſetzte ſich anfangs nicht, da er überzeugt 
war, das Volk würde für ihn ſtimmen. Muzaffer ed Din unterzeichnete die 
Verfaſſung. Dieſe, in Perſien mit dem Namen Kanun⸗Aſſaſſi bezeichnet, „ 
füllte ſämtliche Wünſche der revolutionären Bourgeoiſie Perſiens. D 
> nt, wurde zum einzigen Geſetzgeber in Perſien; die alte gan 

wirtſchaft wurde abgeſchafft. Kanun⸗Aſſaſſi befreite das Eigentum der Bour⸗ 
geoiſie von den widerrechtlichen Eingriffen der großen und kleinen Deſpoten 
Perſiens; das Gerichtsweſen wurde von Grund aus nach den neuen 1 
ſchauungen abgeändert; die Peſchkaſchs, Trinkgelder, die man geben mußte, 
und die Fronden wurden beſeitigt; die einſt ſo willkürlichen und mächtigen 
Minifter wurden nun vor der Kammer und dem Senat verantwortlich. Was 
den König angeht, „er kann nicht den Thron beſteigen, ehe er nicht vor Kammer 
und Senat den Treueid geleiſtet hat“ (Kanun⸗Aſſaſſi, S. 14, 8 39). Der Sou⸗ 
verän war zwar unverantwortlich, aber „kein Ferman (Dekret) im Reiche iſt 
ausführbar, wenn es nicht die Gegenzeichnung der Miniſter führt“ (a. a. O. 
S. 16, 8 45). 5 
Der Kanun⸗Aſſaſſi garantierte dem Volke Rede⸗ und Preßfreiheit. Der erſte 
Medſchlis ſetzte die Ausgaben des Hofes herunter und beſchloß, Ausländern 
keine Konzeſſionen zu erteilen, außer bei Zuſtimmung der Majorität im Medſchlis. 

Die Endſchumen, die revolutionären Klubs, bildeten Provinzialausſchüſſe, 
die vom Volke gewählt, die Macht hatten, für ſchnelle und exakte Ausführung 
der Geſetze zu ſorgen und über das Wohlergehen der Provinz zu wachen. 

„Der 19 1 hatte 1 50 langes Leben. Bald 1 5 5 
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könne. Wenn er ſich auch darin nicht getäuſcht hatte, daß das Volk für ihn 
ſtimmen würde, ſo hatte er ſich in der Annahme getäuſcht, das Volk leicht 
befriedigen zu können. Die Preß⸗ und Verſammlungsfreiheit war der Kirche 
nicht minder gefährlich als der Regierung. „Sur-Israfil“, „Mussawat“, „Habl ul 
Matin“ und „Molla Nasreddin“, ſie alle geißelten die Geiſtlichkeit mit derſelben 
Erbitterung. Der hohe Klerus bemerkte endlich die Kluft, die ihn vom Volke ſchied 
und die viel tiefer war als der leichte Gegenſatz zwiſchen ihm und der Regierung. 
Wenn dieſer Gegenſatz durch gegenſeitige Kompromiſſe ausgelöſcht werden 
konnte, ſo mußte die Kluft zwiſchen der hohen Geiſtlichkeit und dem Volke 
unüberbrückbar werden. Der Klerus konnte nicht länger mit dem Volke gehen 
und ſein Umfall mußte offenkundig werden. Dieſe reinliche Scheidung vollzog 
ſich im Medſchlis, der nach ſeiner Eröffnung zuerſt energiſch das ausländiſche 
Kapital bekämpft und die Abberufung der belgiſchen Zoll- und Poſtbeamten 
verfügt hatte, dann aber, als er zu den Reformen im Innern kam, die Hände 
in den Schoß legte. Das Volk hatte den Rückzug des Klerus bemerkt, ein 
Rückzug, der ihn in kürzeſter Zeit der ärgſten Reaktion in die Arme warf. 

Wer das ſoziale und politiſche Leben Perſiens in den letzten Jahren etwas 
aufmerkſamer verfolgt hat, dem mußte der Zynismus auffallen, mit dem ſich 
dieſer Rückzug vollzog. 

Die reaktionären Beſtrebungen der Geiſtlichkeit, die die Urheberin des Auf⸗ 


ſtandes geweſen war, gab der perſiſchen Reaktion neuen Mut; und jetzt, kurz 


nach ſeinem Eide auf die Verfaſſung, organiſierte der neue Schah Mohammed 


Ali ſeine Söldnerbanden und ließ das erſte perſiſche Parlament bombardieren. 
Die Verzweiflung war allgemein, die Reaktion war Herrin der Situation. 
Doch das Volk blieb nicht lange untätig. Es erhob ſich, um die Reaktion 


endgültig zu ſtürzen, die Reaktion des großen Adels und der hohen Geiſtlich⸗ 


keit. Zur ſelben Zeit, wo der neue Schah den Medſchlis in Teheran bom⸗ 


bardierte, erklärte das Volk in Perſiens zweiter Hauptſtadt, in Täbris, dieſer 


Hochburg der perſiſchen Demokratie, dem Schah den Krieg. 


Mit der Bombardierung des Parlamentes und dem Ausbruch der Revolu— 


tion in Täbris tritt die perſiſche Revolution in ihre zweite Phaſe. Die Gegen⸗ 
ſätze der Klaſſen traten nun ſcharf zutage. Die hohe Geiſtlichkeit, einſt die 


Urheberin der Revolution, hatte diesmal alle reaktionären Elemente der Stadt 
um ſich geſchart: die Großgrundbeſitzer, die hohen Beamten, die Mollahs uſw. 
Das Wiedererwachen der Revolution in Täbris wurde verhängnisvoll für die 
Reaktion. Nach einem erbitterten Kampfe, der ein Jahr lang währte, griff 


das Volk faſt in ſämtlichen Provinzen Perſiens zu den Waffen, die revolu⸗ 


tionäre Streitmacht bemächtigte ſich Teherans, dieſes Hortes der Reaktion — 
Kanun⸗Aſſaſſi hatte geſiegt. 


IX. 
Der Sturz des orientaliſchen Abſolutismus und der alten Anſchauungen, 


die unter dem ancien régime geboren wurden, bildete eine Epoche für Perſien. 


Doch dürfen wir die Erfolge der perſiſchen Revolution nicht überſchätzen. Es 


iſt wahr, die Revolution brach ganz unerwartet los, aber die Bourgeoiſie, die 
klaſſenbewußteſte Schicht unter den Revolutionären, konnte ſich ſofort der 


Leitung der Bewegung bemächtigen. Wenn die Volksmaſſen ſich ſpäter in⸗ 
ſtinktiv erhoben, wenn bei ihnen die Ziele nicht klar ausgeſprochen waren, ſo 


hatte die perſiſche Bourgeoiſie es wohl verſtanden, ihre Klaſſenintereſſen wahr⸗ 


zunehmen. Sie konnte alle unzufriedenen Elemente um ſich verſammeln, und 
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ihre eigenen Forderungen wurden zu denen des Volkes. Der dritte Stand in 
Perſien war wenig verſchieden von dem der klaſſiſchen Revolution von 1789. 
Obwohl nach der Revolution in Frankreich neue Klaſſen und damit auch neue 
Ideen aufgetaucht waren, fo waren doch dieſe neuen Ideen für die Perſer 
eine terra incognita geblieben. } 

Die Bourgeoiſie kämpfte für Freiheiten, aber nur für gemäßigte Frei- 
heiten. Die Konſtitution garantiert zwar den Bürgern Perſiens Preß⸗ und 
Verſammlungsfreiheit, wer jedoch auf irgend eine Weiſe den Islam zu kriti⸗ 
ſieren wagte, der würde hart beſtraft werden. Am Tage vor der Einnahme 
Teherans wurden zwei perſiſche Journaliſten, Redakteure an den Zeitungen 
„Habl ul Matin“ und „Sebat“, verhaftet und ins Gefängnis geſetzt, weil ſie 
Artikel veröffentlicht hatten, die die Religion kritiſierten und die Ideen der 
Frauenemanzipation verbreiteten. Dasſelbe gilt für Verſammlungen. Es 
ſind nur ſolche erlaubt, die nicht die moraliſchen Anſchauungen des Islam 
gefährden und nicht die öffentliche Ordnung ſtören (das heißt natürlich die 
Ordnung der Bourgeois. Anm. d. Verf.). Die Verfolgungen find ſchon voraus⸗ 
zuſehen, die die Arbeiterorganiſationen ebenſo wie ihre Literatur durchzumachen 
haben werden. | 

Außer von Perſern und Tataren iſt Perſien von Armeniern, Kurden, 
Chaldäern, Parſen oder Gebern (Feueranbetern), Juden uſw. bewohnt. Jede 
dieſer Nationalitäten iſt im Parlament durch einen Abgeordneten vertreten, 
obgleich es einige gibt, die ein Recht auf mehrere hätten. 5 

Wir ſehen in Perſien keine ſo heftige Kriſe in der Agrarfrage wie in 
Rußland. Aber werden die Bauern, die die Steuern verweigern und ſich die 
Acker und Liegenſchaften der Großgrundbeſitzer angeeignet haben, werden ſie 
mit rein politiſchen Reformen zufrieden ſein? Das muß uns ſchon die 
nächſte Zukunft lehren. | | 9 

Täbris, im November 1909. 


zum Elfäffer Oktroiſtreit. 
Von Jean Kartin (Mülhauſen i. E.). 


In Nr. 28 der „Neuen Zeit“ vom 8. April 1910 ſind die Parteidifferenzen 
beſprochen worden, die in Elſaß⸗Lothringen anläßlich der Oktroiabſchaffung 
zu Anfang dieſes Jahres ausbrachen. Unterdeſſen fährt Genoſſe J. Peirotes 
in Straßburg, wie der Bericht in dem von ihm geleiteten Straßburger Partei⸗ 
blatt über ein in einer Parteiverſammlung zu Kolmar i. E. gehaltenes Referat 
zeigt, fort, die „Oktroiabſchaffung im gegenwärtigen Moment“ als „Mittel⸗ 
ſtandspolitik“ zu bekämpfen, „bei welcher die Arbeiter die Koſten zu tragen 
haben“. Und zwar geſchieht dies beiläufig unter Berufung „auf Ausführungen 
der Genoſſen Wurm und Lindemann, welche beſagen, daß wir wohl in die 
Lage kommen können, ſogenannte direkte Steuern, welche die Arbeiter belaſten, 
abzulehnen, jedoch indirekte zum Teil befürworten zu müſſen“. Die Genoſſen 
Wurm und Lindemann kommen damit wohl zu ihrer eigenen Überraſchung 
in die Lage, in welche von derſelben Seite auf der ſozialdemokratiſchen 
Gemeindevertreterkonferenz vom 20. Februar in Kolmar ſchon Genoſſe Kautsky 
gebracht wurde, nämlich als Stützen zu dienen für die in der Partei, wie es 
mir ſcheinen will, ganz neue Forderung, die Parteigrundſätze als Richtſchnur 
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für die ſteuerpolitiſche Tätigkeit unſerer Vertreter in den Gemeindeparlamenten 
auszuſchalten. Genoſſe Peirotes ſtellt dieſe Forderung allen Ernſtes in 
Nr. 12 der „Kommunalen Praxis“ (vom 19. März 1910) am Schluſſe zweier 
Artikel auf, die ſich mit der Abſchaffung des Oktrois befaſſen. Er ſchreibt 
dort wörtlich: 


„Mit obigen Darlegungen will ich keineswegs den grundſätzlichen Kampf gegen 
das indirekte Steuerſyſtem aufgeben. Ich verlege ihn lediglich dorthin, wo er 
hingehört, in die geſetzgebende Körperſchaft. Im Parlament haben unſere 
Vertreter den Kampf gegen das indirekte Steuerſyſtem zu führen. Dort iſt auch 
der Ort, wo ſie für eine einigermaßen gerechte Art der Steuererhebung wirken 
können. In der elſaß⸗lothringiſchen Gemeinde iſt das nicht der Fall. Da ſie 
kein Steuerrecht beſitzt, deshalb muß ſich hier auch der ſozialiſtiſche Gemeinde— 
vertreter auf den Boden der Tatſachen ſtellen, die Nachteile des Oktrois mit den 
Nachteilen der ſogenannten direkten Steuern vergleichen und darf ſich nur für das⸗ 
jenige Syſtem erklären, das der Arbeiterſchaft den geringſten Schaden zufügt.“ 


Wenn nun die Genoſſen außerhalb Elſaß⸗Lothringens bei Beurteilung 
unſerer Oktroidifferenzen ſich wirklich auf den Boden der Tatſachen ſtellen 
wollen, was auch ich begreife, ſo haben ſie in erſter Reihe zu berückſichtigen, 
daß das Wahlrecht zum elſaß⸗lothringiſchen Landesausſchuß, der hier in 
kümmerlicher Weiſe die Stelle der geſetzgebenden Körperſchaft vertritt, ſo unter 
aller Kritik iſt, daß die Sozialdemokratie ſeit dem Beſtehen des Landes⸗ 
ausſchuſſes nur in den Jahren 1903 bis 1906 einen Vertreter in dieſem 
Notabelnparlament ſitzen hatte, nämlich den Genoſſen Emmel von Mülhauſen, 
während wir jetzt wie vordem wieder ohne alle Vertretung darin ſind. Und 
doch wurden bei den Reichstagswahlen 1907 im Lande 81589 Stimmen 
(23,7 Prozent aller abgegebenen gültigen Stimmen) auf die Namen der 
Parteikandidaten vereinigt. Noch im vergangenen Herbſt iſt die Erwartung, 
daß Genoſſe Peirotes ſelber mit Unterſtützung liberaler Stimmen — nachdem 
die Liberalen kurz zuvor bei den Bezirkstagswahlen die ſozialdemokratiſche 
Stichwahlunterſtützung erhalten hatten — in den Landesausſchuß einziehen 
könnte, bitter getäuſcht worden. Schon die ſo gerne angerufenen praktiſchen 
Gründe empfehlen uns alſo dringend, auf den Vorſchlag des Genoſſen Peirotes 
nicht einzugehen, wenn wir nicht bei Abwägung der Nachteile und Vorteile 
der von ihm in der „Kommunalen Praxis“ empfohlenen Taktik in dieſem 
Punkte der Arbeiterſchaft vorerſt gar nichts bieten wollen. Wenn die Kom⸗ 
mune in Elſaß⸗Lothringen „kein Steuerrecht“ im Sinne der Einführung ganz 
neuer Steuern beſitzt, wie dies übrigens auch ſonſt im Reiche gemeinhin der 
Fall ſein dürfte, ſo hat ſie doch einen großen Spielraum in der Erſetzung in⸗ 
direkter Steuern durch direkte und umgekehrt, und die eifrige, nachdrückliche 
Ausnutzung dieſes Spielraums im Intereſſe der Arbeiterklaſſe iſt unſere ernſte 
Pflicht. Es hieße nicht nur die Parteigrundſätze auf einem wichtigen und 
weiten Gebiet preisgeben, es hieße auch das Unpraktiſchſte der Welt tun, 
wollte man den Arbeitervertretern in den Gemeinderäten Elſaß⸗Lothringens 
im Ernſte zurufen: Ihr habt den Kampf gegen die indirekten Steuern im 
Gemeinderat aufzugeben, denn dieſer Kampf gehört in den Landesausſchuß, 
wo wir — keinen Vertreter haben! ... Die Arbeiter würden uns bei ſolcher 
Rede davonlaufen — und mit Recht. 

Wir müſſen alſo der Forderung des Genoſſen Peirotes in der „Kommu⸗ 
nalen Praxis“, den grundſätzlichen Kampf gegen die indirekten Steuern in den 
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Gemeinden aufzugeben und ihn in die geſetzgebende Körperſchaft des Landes 
zu verlegen, gerade vom Standpunkt der reellen Tatſachen aus, die er dabei E 
zu Ehren bringen will, auf das entſchiedenſte widerſprechen. Nun jagt” 
Genoſſe Peirotes allerdings auch in dieſem Artikel, die Zuſchläge zu den 
direkten Staatsſteuern, die an die Stelle des Oktrois treten müſſen, ſeien „ein 
recht zweifelhaftes Geſchenk an die minderbemittelte Bevölkerung“, und es ſei 
ein „Scheinargument“, wenn man ihm einwende: Ja, aber die Beſſer⸗ 
bemittelten werden doch noch durch höhere Zuſchläge getroffen. Um ſeinen 
Standpunkt zu ſtützen, behauptet Genoſſe Peirotes ſchlankweg, daß gerade 
beim elſaß⸗lothringiſchen Steuerſyſtem, das keine eigentliche Progreſſion kennt, 
eine allgemeine Steuererhöhung ſicher auf die Minderbemittelten abgewälzt 
werden kann und wird. 5 
Dem muß doch widerſprochen werden. Ein recht zweifelhaftes Geſchenk 
iſt zweifellos jede Art von Steuer, aber die Partei hielt bisher mit Recht 
dafür, daß die Steuer, deren Höhe aus dem Steuerzettel erſichtlich iſt, ſchon 
dieſerhalb dem Syſtem der indirekten Steuern vorzuziehen ſei, das die Lebens⸗ 
mittel und Gebrauchsartikel des Volkes in einem Maße belaſtet, welches ſich 
der Kontrolle des einzelnen mehr oder weniger entzieht. Die Steuerabwälzung 
durch die Beſitzenden, die der Genoſſe Peirotes von der allgemeinen Erhöhung 
der direkten Steuern befürchtet, iſt beim Oktroi zum Syſtem erhoben: der 
Arbeiter, der durch höhere Warenpreiſe Oktroi zahlt, ſieht nicht ohne weiteres, 
daß er dabei Steuern für den Reichen zahlt; und je weniger die Steuer 
der großen Maſſe der Bevölkerung zum Bewußtſein kommt, deſto } 
geringer der Widerſtand der Maſſe gegen die ſteuerpolitiſche ac 
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beutung. Als Klaſſenkampfpartei müſſen wir daher ſchon aus agitatoriſchen 
Gründen das Syſtem vorziehen, welches durch beſtimmte Zahlen des 
Steuerzettels jede Steuererhöhung dem einzelnen unmittelbar 
zum Bewußtſein bringt. Das Bekenntnis Bismarcks für die Aufbringung 
aller Mittel aus indirekten Steuern muß uns ein Fingerzeig ſein, wie wir es 
nicht machen ſollen. Nun beſchuldigt aber Genoſſe Peirotes die direkten 
Steuern in Elſaß⸗Lothringen, daß ſie gar keine direkten Steuern ſeien und 1 
daß bei dieſem Syſtem, das keine eigentliche Progreſſion kennt, „eine all⸗ 
gemeine Steuererhöhung ſicher auf die Minderbemittelten abgewälzt werden . 
kann und wird“. Wie ſtellt ſich Genoſſe Peirotes denn dieſe Abwälzung vor? 
Da iſt zum Beiſpiel die Lohn⸗ und Beſoldungsſteuer, die von 20000 Mark N 
Jahresgehalt ab volle 1,9 Prozent des Gehaltes beträgt, während die Steuer 
dank der eingeführten Degreſſion bei 5000 Mark nur die Hälfte, bei 2000 Mark 
nur ein Viertel, bei 1300 Mark nur ein Fünftel, bei 700 Mark nur ein Zehntel 
dieſer 1,9 Prozent des Lohnes oder Gehaltes beträgt; und da iſt die Kapital. 
ſteuer, die von 4000 Mark Jahresrente ab volle 3½ Prozent beträgt, 
während infolge der auch hier beſtehenden Degreſſion zum Beiſpiel bei 800 Mark % 
Jahresrente nur die Hälfte dieſer 3 Prozent erhoben wird — wie ſoll hier 
die Abwälzung auf die Schultern der Armſten ohne weiteres vor ſich gehen? 
Genoſſe Peirotes verweiſt auf die Gebäude- und die Gewerbeſteuer und meint: 


„Tritt eine Erhöhung dieſer Steuern in dem angedeuteten Umfang und gleich⸗ 
mäßig bei allen Hausbeſitzern und Gewerbetreibenden ein, ſo iſt doch tauſend gegen 
eins zu wetten, 1 0 5 ſie ſich durch eine Erhöhung der Mieten, durch eine Preis: 
ſteigerung der Waren ſchadlos halten. Wird das Oktroi auf Baumaterialien 
aufgehoben, ſo werden die beſtehenden Wohnungen nicht billiger. Er 
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höht ſich jedoch die Gebäudeſteuer, ſo werden die Wohnungen ſicher 
teurer.“ 

Bei ſolcher Art von Betrachtung muß das Oktroi natürlich immer recht 
haben, und es iſt nicht wohl einzuſehen, wie Genoſſe Peirotes oder der Leſer 
der „Kommunalen Praxis“, der für ſeinen Standpunkt gewonnen iſt, bei ſo 
viel Peſſimismus gegenüber den direkten Steuern auch ſelbſt im Landes⸗ 
parlament noch einen „grundſätzlichen Kampf gegen das indirekte Steuer⸗ 
ſyſtem“ führen will. Denn die Grundſteuer, die Gebäudeſteuer und die 
Gewerbeſteuer will Genoſſe Peirotes, wie er auf der elſäſſiſchen Gemeinde⸗ 
vertreterkonferenz vom 20. Februar als Referent über ſozialdemokratiſche 
Steuerpolitik erklärt hat, nicht etwa abſchaffen, ſondern den Gemeinden über⸗ 
weiſen, indem fie „beſſer ausgebaut werden, weil die Grundbeſitzer und Unter- 
nehmer von den Einrichtungen der Gemeinden größere Vorteile haben“. 
Werden dieſe Steuern aber beſſer ausgebaut und geht die Abwälzung auf 
die Nichtbeſitzenden und Nichtgewerbetreibenden ſo leicht vor ſich, wie Genoſſe 
Peirotes oben annimmt, ſo wäre es in der Tat gehopſt wie geſprungen, ob 
wir Oktroi haben oder dieſe Ertragſteuern — es ſind immer nur die Nicht⸗ 
beſitzenden, die ſie zu tragen haben. Man ſieht: Genoſſe Peirotes glaubt an 
die behauptete Leichtigkeit der Abwälzung dieſer Ertragſteuern auf die Maſſe 
der Nichtbeſitzenden ſelbſt nicht, ſonſt könnte er nicht deren „beſſeren Ausbau“ 
unter Überweiſung der Steuererträge an die Gemeinden fordern. 

In ſeinem kurioſen Beſtreben, das Syſtem der direkten Steuern in Elſaß⸗ 
Lothringen als äußerſt bedenklich im Vergleich zu dem anſcheinend weit un⸗ 
bedenklicheren Oktroiſyſtem hinzuſtellen, operiert Genoſſe Peirotes in der „Kom⸗ 
munalen Praxis“ zu Nutz und Frommen des Oktrois aber auch mit ganz 
unzutreffenden Zahlen. Er ſchreibt: 

„In Straßburg zum Beiſpiel würde die Aufhebung des Oktrois eine Erhöhung 
der Zuſchläge um mindeſtens 150 Prozent zur Folge haben. Mit den jetzt ſchon 


zu leiſtenden Zuſchlägen für Gemeinde und Bezirk würde das gerade 300 Prozent 


ausmachen. Ein Arbeiter mit 1000 bis 1300 Mark Lohn würde dann etwa 40 Mark 


an direkten Steuern zu entrichten haben.“ 


Die Summe der Gemeindezuſchläge, welche durch die gänzliche Aufhebung 


“ des Oktrois in Straßburg am 1. April 1910 erforderlich geworden wären, ift 
um dieſelbe Zeit, in welcher Genoſſe Peirotes feinen Artikel für die „Kom⸗ 


munale Praxis“ ſchrieb, nämlich anfangs März, von einem bürgerlichen Ge— 
meindefinanzpolitiker in Straßburg (Dr. Bruno Weil in der „Straßburger 
Neuen Zeitung“) auf 122 berechnet worden. Inzwiſchen hat der Gemeinderat 
der Stadt Straßburg am 21. März den Oktroitarif abgeändert, zum teilweiſen 
Erſatz für den durch den § 13 des Zolltarifgeſetzes hervorgerufenen Ausfall 


neue Oktroipoſitionen geſchaffen und alte erhöht und ſchließlich die Zahl der 


Gemeindezuſchläge auf die direkten Staatsſteuern von 77 auf 91 Prozent er⸗ 
höht. Bei Berückſichtigung der damit eingetretenen Veränderungen würden 
jetzt in Straßburg nicht ganz 98 ſogenannte Zuſchlagspfennige erforderlich 
ſein, um den Reinertrag des Oktrois zu decken. Das ſind 52 weniger, als 
Genoſſe Peirotes — bei anderen Vorausſetzungen — Mitte März in der 


„Kommunalen Praxis“ angegeben hat. Aber ſelbſt wenn man die Zahl von 


300 Prozent als Geſamtbetrag der Gemeinde- und Bezirkszuſchläge auf die 
direkten Staatsſteuern für Straßburg nach erfolgter Oktroiabſchaffung mit 
Peirotes als richtig annehmen wollte, ſo wäre die Angabe von Peirotes, daß 
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dann ein Arbeiter mit 1000 bis 1300 Mark Lohn etwa 40 Mark an direkten . 
Steuern zu entrichten haben würde, abſolut falſch. Der ſteuerpflichtige Mittel⸗ 
betrag von 1000 bis 1300 Mark iſt 1150; der Steuer von 1,90 Prozent unter⸗ 
liegen nach dem Degreſſionstarif (Geſetz über die Lohn⸗ und Beſoldungsſteuer 
vom 13. Juli 1901) hier 20 Prozent des Mittelbetrags, das ſind 230 Mark. 
Der geſetzliche Grundbetrag der Steuer (das ſogenannte Steuerprinzipal) für 
die Stufe von 1000 bis 1300 Mark Lohn iſt ſomit 4,37 Mark. Bei einem Zur” 
ſchlag von 300 Prozent (4 * 4,37 Mark) ergeben ſich 17,48 Mark, nicht „etwa 
40 Mark“, wie Genoſſe Peirotes in der „Kommunalen Praxis“ den mit den 
elſaß⸗lothringiſchen Steuergeſetzen nicht vertrauten Leſern verſichert. Der Unter⸗ 
ſchied iſt ſo erheblich, daß, wenn Peirotes mit ſeiner Angabe recht hätte und 
die Laft der direkten Steuer für die genannten Arbeitereinkommen mehr wie 
doppelt ſo ſchwer wäre, als ſie tatſächlich iſt, eine andere Beurteilung und 
Stellungnahme gegenüber dem Oktroi bei der Arbeiterſchaft wohl erklärlich 
ſein könnte. Man darf annehmen, daß die Mehrheit der Markircher Partei⸗ 
genoſſen bei ihrer Entſcheidung für die Beibehaltung des Oktrois unter dem 
Einfluß ſolch falſcher Berechnungen geſtanden hat und daß die widerſpruchs⸗ 
volle Verteidigung, die ihre Entſchließung nachträglich findet, pſychologiſch 
daraus zu erklären iſt. 9 

Tatſächlich geht eine in Nr. 92 des Straßburger Parteiblatts vom 21. April 
1910 erſchienenen Zuſchrift aus Markirch, welche das Votum für Beibehaltung 
des Oktrois zahlenmäßig zu rechtfertigen verſucht, davon aus, daß die Summe 
der Zuſchläge auf die direkten Staatsſteuern, welche die Aufhebung des Oktrois 
am 1. April 1910 erforderlich gemacht haben würde, unter Zugrundelegung 
der Durchſchnittserträge des Oktrois in den letzten drei Jahren zu ermitteln 
iſt. Dabei iſt die Lücke in den Einnahmen, die durch das Inkrafttreten des 
§ 13 des Zolltarifgeſetzes geriſſen wird, nicht berückſichtigt. So kommt es, 
daß die Zuſchrift eine Oktroieinnahme von 77000 Mark auch für das Jahr 
1910 vorausſetzt, während das Budget der Stadt Markirch für 1910 nur eine 
Oktroieinnahme von insgeſamt 57000 Mark vorſieht. Die Differenz von 
20000 Mark würde in Markirch 16 Gemeindezuſchläge mehr bedeuten. Nach 
genauer Berechnung würde die Oktroiabſchaffung in Markirch, wie ſchon früher 
hervorgehoben, nicht ganz 32 Zuſchläge erfordert haben, die Gemeindezuſchläge 
würden ſich jetzt ſtatt auf 56 auf etwa 88 belaufen, und der Steuerzettel 
würde unter Zurechnung der Bezirkszuſchläge uſw. alles in allem für die jetzt 
in Markirch dank dem Oktroi von der direkten Steuer befreiten unteren Stufen 
der Lohnſteuer von 700 bis 1000 Mark 5 bis 9 Mark an direkter Steuer 
aufgewieſen haben. Die Belaſtung an indirekten Steuern durch das Dftroi 7 
hingegen beträgt in Markirch pro Kopf der Bevölkerung 4,61 Mark, für die 
fünfköpfige Arbeiterfamilie 23,05 Mark! ... Aber in Markirch ſcheinen manche 
Genoſſen bereits zu glauben, daß das Oktroi die — Fabrikanten zahlen. N 

Vom „grundſätzlichen Kampfe gegen das indirekte Steuerſyſtem“ iſt bei 
dieſer Oktroirettungskampagne, wie ſie in unſerem Straßburger Parteiblatt 
— allerdings unter dem Widerſpruch eines großen Teiles der dortigen Ge⸗ 
noſſen — geführt wird, wenig mehr zu ſpüren. Die Kritik im führenden wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Organ der Partei nötigt ſich bei ſolchen Erſcheinungen auf. Es 
muß ſich an der Partei rächen, wenn gegenüber den indirekten Steuern in 
der Gemeinde eine andere Politik verfolgt wird als im Reiche. Und der 
Augenblick, ſolche ſteuerpolitiſche Extratouren zu tanzen, iſt weniger denn je 
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gegeben jetzt, wo der Steuerblock der Junker und Pfaffen durch den Halb⸗ 
milliardenſegen von 1909 das Volk weit über die Grenzen der kämpfenden 
Arbeiterklaſſe hinaus in flammende, weiter und weiter freſſende Empörung 
hineingetrieben hat. Jetzt mehr denn je müſſen unſere Vertreter in den Ge⸗ 
meinderäten und müſſen unſere Parteiorgane ſich in acht nehmen, Rückzugs⸗ 
ſignale zu geben im Augenblick, da unter dem Drucke der allgemeinen Be⸗ 
wegung im Reiche ſelbſt die oft ſo borniert rückſtändigen Mittelſchichten der 
Kleinhändler und Kleingewerbetreibenden die Fahne zum Sturme gegen die 
veraltete Inſtitution des Oktrois erheben. Daß die Oktroiabſchaffung der 
Maſſe der Konſumenten, wenn nicht beſondere Umſtände ausnahmsweiſe ent⸗ 
gegenwirken, tatſächlich zugute kommt, zeigte ſich am vergangenen 1. April 
und ſeit dieſem Tage gleichſam an einem typiſchen Beiſpiel in dem ober⸗ 
elſäſſiſchen Städtchen Thann, wo der mit ſtarker Mehrheit gefaßte Aufhebungs⸗ 
beſchluß des Gemeinderats die Genehmigung der Regierung fand. (In Gebweiler, 
wo der Beſchluß nur mit einer Stimme Mehrheit gefaßt wurde und wo eine 
Anzahl großkapitaliſtiſcher Intereſſenvertreter den Beſchluß ſofort mit der Amts⸗ 
niederlegung beantwortete, wurde mit Berufung auf das widerſpruchsvolle 
Verhalten eines Mitglieds bei der Abſtimmung die Genehmigung verſagt!) 
Alsbald mit dem Inkrafttreten des Aufhebungsbeſchluſſes ſanken 
in Thann die Warenpreiſe um den Betrag des Oktrois und — dank 
der friſch einſetzenden Konkurrenz — zum Teil darüber hinaus. So 
wird verkauft: Zucker das Fünfpfundpaket 10 Pfennig billiger, Petroleum, Brenn⸗ 
ſpiritus das Liter 4 Pfennig billiger, Salatöl das Liter 8 Pfennig billiger, 
Eſſig das Liter 4 Pfennig billiger, Teigwaren das Kilo 8 Pfennig billiger, 
getrocknete Früchte das Kilo 16 Pfennig billiger, getrocknetes Obſt das Kilo 
12 Pfennig billiger, Weißwein das Liter 8 Pfennig billiger uſw. Auch das 
Bier, die Brennmaterialien, die Möbel uſw. gingen entſprechend zurück. Und 
ſelbſt die Fleiſchpreiſe find in mehreren Gemeinden trotz der allgemein ſteigenden 
Tendenz und trotz der mit der Aufhebung des Oktrois Hand in Hand ge— 
gangenen Erhöhung der Schlachtgebühren bei den gewöhnlicheren Fleiſchſorten 
ermäßigt worden. Übrigens: Warum helfen die Gemeindeverwaltungen dort, 
wo es nicht ſofort geſchehen iſt, nicht ein wenig nach durch die Einrichtung 
von Gemeindeſchlächtereien? ... Wo dies geſchieht, wird auch die feſteſte 
Innungsorganiſation der Metzger zum Nachgeben gezwungen oder — geſprengt. 
Und damit iſt auch hier der Weg bezeichnet, den unſere Genoſſen in den Ge— 
meindevertretungen zu gehen haben. 
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Profeſſorengelehrſamkeit. — Der Rationalismus in der Technik. — 
Arbeiterverdrängung am Hafen. 


Auf den techniſchen Hochſchulen iſt es ebenſo wie auf anderen ſtaatlich⸗akade⸗ 
miſchen Lehranſtalten Sitte, daß der Geburtstag des Kaiſers gefeiert wird. 
Die letzte Rektoratsrede anläßlich einer ſolchen Gelegenheit hielt auf der 
Techniſchen Hochſchule zu Berlin Profeſſor Matheſi ius. Er ſprach über die Ent⸗ 
wicklung der Eiſeninduſtrie in Deutſchland, von dem jetzt die Unternehmerpreſſe mit 
Vergnügen Notiz nimmt, weil er über die Arbeiterfrage folgendes zum beſten gab: 
„Die fortſchreitende Mechaniſierung unſerer induſtriellen Betriebe differenziert 
die moderne Arbeiterſchaft. Den gelernten induſtriellen Arbeiter trennt in all 
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ſeinem Denken und Fühlen eine weite Kluft von dem Manne, der nichts weiter 
gelernt hat, als etwa mit Hacke und Spaten die Kraft ſeiner Arme zu betätigen; 
er wird in ſeiner Berufstätigkeit Tag für Tag zu fortſchreitender geiſtiger Anſpan⸗ 
nung gezwungen, er muß von Jahr zu Jahr unter ſteigender eigener Verantwor⸗ 
tung ſeine Arbeit verrichten; er wird durch ſie zu geiſtiger Selbſtändigkeit erzogen. 
Es kann auch nicht ausbleiben, daß dieſe Entwicklung auch auf diejenigen Gebiete 
hinübergreift, die mit der Berufstätigkeit des einzelnen nicht in unmittelbarem Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen. Der Arbeiter, der in ſeinem Beruf ſelbſtändig zu denken und 
zu entſcheiden gelernt hat, wird auch bei feiner Betätigung auf allgemeinen Ge⸗ 
bieten, zum Beiſpiel bei Ausübung einer Wahlhandlung, ſich ſelbſt nicht 
mehr zum gedankenloſen Nachbeter deſſen erniedrigen, der ihm in agitatoriſcher 
Weiſe ſeine Anſchauungen von der Welt und den ſie bewegenden Kräften auf⸗ 
drängen will; er empfindet auch hier mehr und mehr das Verlangen, ſelbſt zu ur⸗ 
teilen und ſelbſt zu entſcheiden. 

„Dieſe Arbeiterkreiſe erkennen heute ſchon, daß ſie einen Vorteil davon nicht 
erwarten können, wenn ein unverantwortlicher Volksbeglücker als erſtrebenswerten 
Idealzuſtand eine Arbeitsordnung hinſtellt, die allen Arbeitern unterſchiedslos 
gleichen Stundenlohn gewährt. Sie wiſſen ganz gut, daß dann dieſer Lohn 
ſich höchſtens auf der Höhe von 2 Mark täglichen Arbeitsverdienſtes 
bewegen könnte. Sie haben heute bereits erkannt, daß dieſe Utopie für ihre 
Lebenshaltung nicht einen Fortſchritt, ſondern einen gewaltigen Rückſchritt bedeuten 
würde. Dieſer Teil unſerer Arbeiterſchaft iſt deshalb heute ſchon in ſeinem innerſten 
Herzen umſtürzleriſchen Ideen abhold, und er wird dies in um ſo ſtärkerem Maße 
werden, je mehr geiſtige Allgemeinbildung innerhalb ſeiner Kreiſe ſich ausbreitet.“ 

Welch profeſſorale Weisheit! Zwei Mark Tagelohn für alle Arbeiter — das 
iſt genau nach dem Rezept von Eugen Richters Teilphantaſtereien berechnet! 

Aber damit nicht genug! Rektor Profeſſor Matheſius verherrlicht gleichzeitig 
in ſeinem Vortrag die Opferwilligkeit der Eiſeninduſtrie auf dem Gebiet 
der Arbeiterverſicherung. In Zahlen und Schaubildern werden die Summen 
von ihm fixiert, die von den Eiſeninduſtriellen für die Zwecke der Arbeiterverſiche⸗ 
rung „aufgebracht“ werden mußten. Ausgerechnet kommt man uns hier mit der 
Wohlfahrtspolitik der Firma Krupp, des Bochumer Vereins, der Phönix A.⸗G., 
der Union Dortmund. | | 

Der Tun des deut ich immer durch eine gewiſſe Welt⸗ 
fremdheit ausgezeichnet. Das iſt auch hier der Fall. Rektor einer unſerer 

Arten kechniſchen Hochschulen entwickelt geradezu naive Anſichten über die Arbeiter⸗ 
frage und über das Gedankenleben der eiſeninduſtriellen Arbeiterſchaft. Er erbringt 
damit den Beweis, daß er fremd und fern dem praktiſchen Induſtrieleben gegen⸗ 
überſteht. Augenſcheinlich beſchränkt ſich Profeſſor Matheſius nur darauf, im Hör⸗ 
ſaal den Studenten die Konſtruktionsformen der Maſchinen ſeines Fachgebiets rein 
theoretiſch vorzuführen, ohne Beziehungen zu der Welt der Arbeit anzuknüpfen, in 
der die Maſchinen ihre Wirkſamkeit entfalten. Er weiß nicht, wie es im Arbeits⸗ 
ſaal ausſieht, ſonſt würde es ihm zum Beiſpiel klar ſein, daß hier jeder techniſche 
Fortſchritt das Arbeitstempo ſteigert. Der kapitaliſtiſche Unternehmer gliedert 
immer größere und koſtſpieligere Maſchinenanlagen dem Produktionsprozeß ein. 
Dieſe neuen Arbeitsmaſchinen und Produktionsmethoden find durch den konſtruk⸗ 
tiven Wettbewerb ſtetigen Veränderungen unterworfen. Die einmal inveſtierten 
Betriebskapitalien müſſen daher rationell ausgenutzt werden, jeder Stillſtand und 
jedes Leerlaufen der Maſchinen bedeutet für den Unternehmer Gewinnausfall, und 
ſo kennzeichnet ſich auch überall der moderne maſchinenwirtſchaftliche Betrieb durch 
ein intenſives Arbeitstempo. Im Bergbau, in der Eiſenhütte, in der Werft und 
am Hafen, im Maſchinenbau und in der elektrotechniſchen Fabrik, überall beſtimmt 
die Arbeitsweiſe der Maſchine auch das Tempo der induſtriellen Arbeit an ſich. 
Dr. Oskar Stillich hat das einmal ſehr hübſch zum Ausdruck gebracht. Er ſtand 
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auf der Hängebank eines modernen Kohlenbergwerkes und ließ das Bild dieſer 
Arbeitsſtätte auf ſich einwirken. „Mit Eilzugsgeſchwindigkeit ſauſt der Förderkorb 
mit vier beladenen Wagen aus einer Tiefe von 500 Meter in die Höhe. Auf der 
Höhe angekommen, wird die Schachttür von zwei kräftigen Männern aufgeſchlagen, 
der Wagen erfaßt, heruntergeriſſen und weitergerollt. Schon ſind die leeren Wagen 
auf das Geſtell geſchoben. Es iſt das Werk eines Augenblicks. Die Tür fällt zu. 
Ein Signal ertönt, und der Korb raſt wieder in die Tiefe zurück, um nach einigen 
Momenten wieder zu erſcheinen. Das alles in einem Höllenlärm, in einer von tauſend 
Kohlenſtäubchen geſchwängerten Atmoſphäre, in dem Dienſte eines einzigen Gedankens: 
Fördern! Es iſt einem, als ob jede Minute mit Gold aufgewogen würde!“! 
Durch dieſe Steigerung des Arbeitstempos im modernen Maſchinenbetrieb ver⸗ 
mehren ſich naturgemäß auch die Gefahrenquellen für den Arbeiter, noch dazu, 
wenn die Unternehmer ungeſchulte Arbeitskräfte an die Maſchinen ſtellen. Jedes 
Gewerkſchaftskartell und jedes Arbeiterſekretariat könnte den Herrn Profeſſor dar⸗ 
über belehren, wie groß die Opfer ſind, welche die heutige Arbeitsweiſe an Leben 
und Geſundheit der Arbeiter fordert. Die Referenten und Diskuſſionsredner auf 
dem Gewerkſchaftskongreß, der jüngſt in Berlin ſtattfand, haben darüber ſehr er- 
ſchöpfendes Material gebracht. Auch das lehrt die Praxis der Arbeiterverſicherung, 
daß die Entſchädigungsverpflichtungen der Unternehmer total unzureichend ſind. 
Sit zum Beiſpiel im Betrieb ein Arbeiter zum Krüppel geworden, muß erſt ein 
zäher Kleinkrieg mit der Berufsgenoſſenſchaft und mit anderen Behörden geführt 
werden. Der Kampf um die Rente geht unter großen Schwierigkeiten vor ſich, 
und „Rentenquetſchen“ nennt daher der Arbeiter auch alle jene Einrichtungen, die 
ihn gegen Krankheit und Unfall „verſichern“ ſollen. Aber davon ſchweigt die 
Kaiſergeburtstagsrede des Herrn Rektor Profeſſor Matheſius. 
In der techniſchen Fachpreſſe macht ſich in neuerer Zeit immer ſtärker das 
Bedürfnis geltend, über den Rahmen reiner Facharbeit hinaus die Zuſammenhänge 
der Technik mit den Grenzgebieten zu erkennen und zu behandeln. Technik und 
Wirtſchaft, Technik und Kunſt, Technik und Geſchichte ſind für literariſche Arbeiten 
ſehr beliebte Themen geworden. So erfreulich die Beſchäftigung mit dieſen Fragen 
vor allen Dingen für den Techniker ſelbſt iſt, jo werden doch jetzt ſchon in die all- 
gemeine Diskuſſion Theorien eingeſchmuggelt, deren Beweiskraft auf ſehr ſchwachen 
Füßen ſteht. Das gilt beſonders von der Theſe über die ſozialen Wirkungen der 
techniſchen Fortſchritte auf die Arbeiterklaſſe. a 
So ſelbſtverſtändlich die Erkenntnis iſt, daß die Technik als mächtige Trieb⸗ 
kraft auf die Kulturentwicklung der Menſchheit eingewirkt hat, ſo ſicher die Lebens⸗ 
formen und Lebensmöglichkeiten für den einzelnen ſowohl wie für die Geſamtheit 
durch die techniſchen Fortſchritte unſerer Zeit kulturell gehoben wurden, ſo wollen 
wir uns doch die Tatſache nicht verſchleiern laſſen, daß die Entwicklung der indu⸗ 
ſtriellen Technik jenſeits aller ſozialen Gefühlswerte vor ſich geht. Der kapitaliſtiſche 
Unternehmer geht nicht mit den modernen Maſchinen zum Arbeiter, um ihn zu 
„befreien“, um ſeine Arbeit zu „vergeiſtigen“, ſondern er hebt die alte Arbeitsweiſe 
auf, weil der Maſchinenbetrieb rationeller iſt. In der techniſchen Fachpreſſe 
mehren ſich jetzt die Siegesberichte, daß es gelingt, mit China und Japan eine 
Induſtrialiſierung vorzunehmen. Wenn wir dieſe beiden Staaten alſo in gewiſſem 
Sinne als Morgenländer der kapitaliſtiſchen Kultur bezeichnen dürfen, ſo fällt es 
dem Techniker dort nicht ein, an dem japaniſchen und chineſiſchen Kuli ein ſoziales 
Befreiungswerk zu verrichten, vielmehr iſt es rationell geworden, ſelbſt dieſe bil- 
ligen und tiefſtehenden Produktionsgebilde durch moderne Arbeitsformen zu über⸗ 
winden. Die Entwicklungstendenzen in der heutigen Technik können wir daher nur 
verſtehen, wenn wir auf den Grund der Dinge ſehen, nämlich auf die zahlenmäßig 
beſtimmbaren Wirtſchaftsberechnungen. 


1 Kohlenbergwerk, von Stillich⸗Gerke. Leipzig, Voigtländers Verlag. S. 5. 
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Wie wenig der techniſche Fortſchritt durch Rückſichten auf die ſoziale Lage der 
Arbeiter aufgehalten wird, das zeigt gegenwärtig die Arbeiterverdrängung 
am Hafen. Die konſtruktive Weiterbildung der Hebezeuge am Hafen bringt die 
gleichen Entwicklungstendenzen hervor wie in den übrigen großbetrieblichen Pro⸗ 
duktionsſtätten, in denen eine maſchinelle Laſtenbeförderung eine große Rolle fpielt, . 
Die heutige Hebemaſchine ſoll große Hubleiſtungen ausführen können, dann aber 
in ihrer Steuerung und Regulierbarkeit ſich dem Arbeitsprozeß möglichſt ſchmiegſam 5 
anpaſſen. Erſtrebt wird weiterhin eine Verminderung der Hilfsarbeiter und eine 
Verkürzung der Arbeitszeit, die zum An- und Abhängen der Laſt notwendig iſt. 

Die älteren Hebemaſchinen haben für das Befeſtigen und Löſen der Laſt von 
dem Aufhängehaken der Krankette je nach der Art der Laſt im Durchſchnitt vier N 
bis acht geübte Hilfsarbeiter notwendig gemacht. Um dieſe Arbeitslöhne zu er⸗ N 
fparen, ging man bei Laſten, die nur aus gleichmäßigen Stücken beſtehen (Kohle, 
Erz, Sand und dergleichen), zu folgenden techniſchen Hilfsmitteln über: Man 
führte Fördergefäße ein, die durch einen Bügel feſtgehalten werden und von ſelbſt 
umkippen, wenn von dem Arbeiter der Bügel ausgeklinkt wird. Nach der Ent⸗ 
leerung geht der Kübel wieder in ſeine erſte Lage zurück, weil im Boden ein 
Gegengewicht eingelaſſen iſt, das das leere Gefäß wieder ſenkrecht ſtellt und der 
Bügel dadurch ſich von ſelbſt wieder einklinkt. Aber auch dieſe Konſtruktion iſt 
unzureichend, da die Laſt mit der Hand, beziehungsweiſe mit der Schaufel erſt 
wieder eingeſchaufelt werden muß. Um dafür die notwendigen Hilfsarbeiter zu er⸗ 
ſparen, ſind dann die ſogenannten Selbſtgreifer konſtruiert worden. Das Förder⸗ 
gefäß beſteht aus zwei Hälften, die aufklappbar ſind. Die Unterkanten der Schaufel 
hat man mit Schneiden oder Zähnen aus gehärtetem Stahl ausgerüſtet und gräbt 
ſich der Förderkorb durch ſein Eigengewicht in den Kohlenhaufen, Sandberg uſw. 
ein. Beim Anziehen der Kette ſchließen ſich die beiden Hälften und halten das 
Fördergut ſo lange feſt, bis wiederum die Schaufeln vom Führerſtand aus ent⸗ 
koppelt werden. 2 

In der Praxis aber haben ſich nun bald die Nachteile dieſer Selbſtgreifer 
gezeigt. Weil ſich der Förderkorb mit einer gewiſſen Wucht eingraben muß, kann 
der Boden des Ladeſchiffes leicht beſchädigt werden, dieſe Typen ſind daher auch 
nicht ganz gefahrlos im Betrieb. Die Amerikaner haben deshalb zuerſt Stiel⸗ 
greifer eingeführt, die ſich von den früheren Konſtruktionen dadurch unterſcheiden, 
daß der Förderkorb nicht an einer Kette, ſondern an einem ſtarren Hebelarm 5 
hängt. Die Stielgreifer haben oft den Vorzug leichter Regulierbarkeit. 1 

Aber nicht nur Kohle, Sand, Erz uſw. werden im Hafen verladen, ſondern 
auch Stückgüter (Säcke, Fäſſer uſfw.). Für dieſe Zwecke bemühen ſich daher die 1 
Konſtrukteure, ihre Selbſtgreifer zangenförmig je nach Art des Förderguts aus⸗ 
zubilden. So kehrt in dieſem Maſchinentyp am klarſten die Urform des Werk. 
zeugs wieder: das äußerſte freie Ende eines gewaltigen Armes läuft in eine Rieſen⸗ 
hand aus, deren Finger ſelbſttätig die Fördergüter ergreifen, heben und weiter⸗ 
transportieren. 85 

Dann wären noch die Getreideheber zu erwähnen. Hier ſetzt die neueſte Ent 5 
wicklung der Hebetechnik am Hafen ein. Auch dieſe Konſtruktionen ſind aus 
Amerika zu uns herübergekommen, die deutſchen Ingenieure für Hebezeuge haben 
entweder ſelbſt amerikaniſche Betriebe beſichtigt oder die nachhaltigſten Anregungen 
aus der amerikaniſchen Fachliteratur erhalten. In die Laderäume der großen 


Getreideſchiffe zum Beiſpiel in dem Hamburger Hafen an. Die Getreidekörner 
werden nun nicht etwa geſchaufelt, ſondern durch Druckluft gehoben. Der Getreide⸗ 
heber iſt im Prinzip ein rieſiges transportables Rohr, deſſen unteres Ende als 
Saugrüſſel bis zu dem Boden des zu entladenden Schiffes hinunterreicht. Durch 
maſchinell getriebene Luftpumpen werden die Getreidekörner angeſaugt, gehoben, 
an einer automatiſchen Wage vorbeigeführt, gewogen und das Gewicht regiſtriert. 
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Die abgewogenen Getreidemaſſen fallen dann durch ein Abflußrohr in die Ent⸗ 
ladeſchiffe oder in die Behälter, in denen das Getreide weiterverfrachtet werden ſoll. 

Daß die Einführung dieſer Getreideheber eine Gefahr für die Hafenarbeiter 
bedeutet, iſt ohne weiteres klar. Der „Hafenarbeiter“, das Gewerkſchaftsorgan 
dieſer Berufsgruppe, war in der Lage, darüber ſehr intereſſantes Material zu ver⸗ 
öffentlichen. Der Sektionsleiter der Speditionsarbeiter hat die jetzige Situation 
durch folgende Ausführungen gekennzeichnet. Nach einem kurzen Überblick über 
die 7 der Kriſe auf die Lage der Speditionsarbeiter heißt es dort 
wörtlich: 

„Noch troſtloſer haben ſich die Verhältniſſe in der Getreide- und Ladungs⸗ 
kontrolle ſowie in der Kornumſtecherbranche geſtaltet. An der Getreidekontrolle ſind 
14 Firmen beteiligt, welche vor Einführung der Getreidehebemaſchinen an 200 Mann 
beſchäftigten, jetzt aber die Zahl ihrer Angeſtellten auf 80 bis 100 eingeſchränkt 
haben. Durch die Einführung der Heber iſt mit dem alten Syſtem gebrochen und 
kann die Arbeit auch bei guter Konjunktur von etwa 80 bis 100 Mann bewältigt 
werden. Früher waren von den Kornakkordſchauerleuten durchſchnittlich 50 Gänge 
(je 7 Mann) erforderlich, für jeden Gang war eine Wagſchale und Kaſten zum 
Einſchütten des Getreides notwendig; oft wurde von 7, 8 und 9 Gängen an einem 
Schiffe gearbeitet; für jeden Gang war ein Wäger, Kaſtenaufzieher und Probe— 
macher erforderlich, das heißt wenn 50 Gänge in Tätigkeit waren, im ganzen für 
jeden Gang nur 3 Getreidearbeiter gerechnet, 150 Mann. Bei den 10 Getreide⸗ 
hebern, die je nur eine Schale haben, ſind heute, wenn alle 10 in Tätigkeit, für 
jede Schale und Kaſten nur 3 Mann mit dem Probemacher, zuſammen 30 Mann, 
erforderlich. Auf dem Siloſpeicher, der jetzt von der Hebergeſellſchaft übernommen 
iſt, kommen 6 Wagſchalen in Frage, ſo daß bei voller Tätigkeit nur 48 Mann be⸗ 
nötigt werden. Die Löſchung des loſen Getreides wird auch nur ausſchließlich von 
den Hebern bewältigt.“ 5 Richard Woldt. 
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Was kann der Arbeiter für Bildungszwede aufwenden? In einem ſo betitelten 
Artikel in Nr. 13 der „Neuen Zeit“ will Genoſſe J. Heiden durch Statiſtiken nach— 
weiſen, „daß die große Maſſe der Arbeiter gar nicht imſtande iſt, für 
Zwecke der Weiterbildung, insbeſondere für Bücher, von den geringen 
Einkommen Aufwendungen zu machen“. Genoſſe Heiden ſtützt ſeinen Beweis 
in der Hauptſache auf die „Erhebung von Wirtſchaftsrechnungen minderbemittelter 
Familien im Deutſchen Reiche“, bearbeitet im Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte. 

Die Erhebung erſtreckt ſich über 852 Haushaltungen, davon 701 in Großſtädten; 
das iſt aber ein Verhältnis, welches der Verteilung der Bevölkerung in Groß-, 
Mittel⸗, Kleinſtädte und dem platten Lande nicht entfernt entſpricht. Dazu kommt, 
daß von den 522 Arbeiterhaushaltungen ſich nur 40 in Städten unter 100000 Ein⸗ 
wohnern befinden. Überwiegen alſo in den behandelten Haushaltungen der Groß— 
ſtädte die Arbeiter, ſo in denen der kleineren Städte die Privatangeſtellten, Lehrer 
und Beamten, welche mit 321 Familien beteiligt ſind, ſo daß die Arbeiterſchaft 
ganz bedeutender Induſtrien nicht in genügendem Maße berückſichtigt iſt. Ein 
Bergarbeiter iſt überhaupt nicht an der Erhebung beteiligt, von den Textilarbeitern 
ſind nur 10 erfaßt, dagegen zum Beiſpiel 26 Schriftſetzer, Buch⸗ und Steindrucker. 
Nur durch eine derartige Zuſammenſtellung iſt es möglich geweſen, einen Durch⸗ 
ſchnitt der Ausgaben der Arbeiter für geiſtige und geſellige Bedürfniſſe von 
72,70 Mark zu erzielen, wie auch im Handumdrehen eine Ausgabe von jährlich 
1835,06 Mark pro Arbeiterfamilie erzielt wurde — auf dem Papier. 

Die Arbeiterfamilien gaben 51,47 Mark für Zeitungen, Bücher und Vereine 
aus, und zwar in ſtändiger Steigerung von 38,99 Mark bei einer Geſamtausgabe 
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von 1200 bis 1600 Mark (Genoſſe Heiden hätte mit mehr Recht dieſe Zahlen 5 
ſeinem Artikel zugrunde legen können, um ſich nicht zu weit von der Wirklichkeit 
zu entfernen) auf 65,61 Mark bei einer Ausgabe von 3000 bis 4000 Mark. Die A 
Ausgaben für Vergnügungen ſteigen in noch bedeutenderem Maße von 12,10 Mar . 
auf 57,73 Mark. 

Aber auf die vom Genoſſen Heiden geſtellte Frage geben dieſe Zahlen eine 
herzlich ſchlechte Antwort, da es unmöglich iſt, zu ſehen, wie groß der Anteil fir 
Gewerkſchafts⸗, Partei- und Vereinsbeiträge oder für Bücher iſt, wieviel der Aus⸗ 
gaben für Vergnügungen, alſo Konzerte, Theater, Bälle uſw., für Bildungs⸗ 
zwecke aufgewendet wurden. Die „Erhebung“ verſagt demnach für den Zweck des 
Genoſſen Heiden, und ſie mußte ſchon aus den vorhin angeführten Gründen ver⸗ 
ſagen, wenn auch wirklich dieſe Ausgaben ſpezialiſiert wären. 5 

Mit den anderen Statiſtiken des Genoſſen Heiden ſieht's noch windiger aus. 
Die Nürnberger Erhebung verzeichnet zum Beiſpiel bei einem Einkommen von 1250 
bis 1500 Mark 6 Mark an Ausgaben für Bücher, bei 1500 bis 1750 Mark nur 
noch 3,44 Mark. Die Frankfurter Erhebung „beweiſt“ gar, daß die Arbeiter über⸗ 
haupt keine Bücher kaufen. 9 

Mit den Statiſtiken iſt alſo nicht viel anzufangen, was auch gerade kein über⸗ 
großes Unglück iſt. Es braucht nicht erſt bewieſen zu werden, daß die deutſchen 
Arbeiter nicht viel Geld für Bildungszwecke ausgeben können (trotzdem doch heute 
eine Tageszeitung, ein Buch, ein Theaterbeſuch zu den notwendigen Lebens⸗ 
bedürfniſſen gehören), die Wirklichkeit redet ſchon eine deutliche Sprache. Genoſſe 
Heiden hat daher unbedingt recht, wenn er ſchreibt, „daß hier die öffentliche 
Bibliothek eine Aufgabe zu erfüllen hat, die ohne fie ungelöſt bleibt“. Aber f ein 
Zahlenmaterial iſt nicht beweiskräftig, da es einerſeits die Verhält⸗ 0 
niſſe zu roſig, andererſeits zu ſchwarz färbt! A 
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Fünfundzwanzig Jahre Lithographen- und Steindruckerorganiſation. Die Ge⸗ f 
ſchichte einer Arbeiterorganiſation iſt immer ein Stück Erlebnis der Arbeiterbewegung. 
Stets ſind es dieſelben Richtlinien, die ſich in der Entwicklung der einzelnen Or⸗ 
ganiſationen erkennen laſſen. Die ſoziale Schichtung der Berufsangehörigen, der 
Entwicklungsgang der in Frage kommenden Produktion gibt nur das beſondere 1 
Kolorit. x 

Zu den Arbeitern, unter denen der Organiſationsgedanke raſch Wurzeln trieb, 
gehören die Lithographen und Steindrucker nicht. In der erſten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts war dieſer Beruf nicht nur eine junge, ſondern auch eine 
verhältnismäßig wenig gebrauchte Kunſt. Die proletariſche Lage der Berufs⸗ 
angehörigen hat allerdings ſchon damals zu verſchiedenen Malen Anlauf zu Ver 
bandsbewegungen erzeugt, aber ebenſoviele Male verſumpften dieſe zu Nurunter⸗ 
ſtützungseinrichtungen. 1848 wurde in Hamburg ein Unterſtützungsverein gegründet. 
Berlin ſah den erſten ſchon 1838, es war eine Kranken- und Sterbekaſſe mit Reiſe⸗ 
unterſtützungseinrichtung. Nach dem Kriege 1870/71 kam die überra] chende Blüte der 
deutſchen Induſtrie, mit ihr tauchte der Organiſationsgedanke auch im graphiſchen 
Gewerbe von neuem auf. Die Hirſch⸗Dunckerſchen Gewerkvereinsführer gründeten 
in allen Berufen Arbeiterorganiſationen. Es war ſchon damals der in das Wirt⸗ 
ſchaftliche übertragene Kampf gegen die aufſtrebende Sozialdemokratie. Die gute 5 
Zeit mit ihren ſprunghaft geſtiegenen Löhnen — im Oldruck wurde damals in 
Berlin ein Durchſchnittsverdienſt von 10 bis 15 Taler pro Woche erzielt — blieb 
nicht für immer. Schon Ende 1872 hatte ſich die damalige Berliner Unternehmer⸗ 
organiſation ſchwarze Liſten geleiſtet. Die Antwort war der Verſuch zur Gründung 
einer Arbeiterorganiſation. Von Berlin aus ſollte der Weg zu einem einheitlichen 
Reichsverband führen. Von anderen Städten kamen ähnliche und andere Wünſche. 
1873 kam es in Würzburg zu einem Kongreß, der Senefelderbund wurde ge⸗ N 
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gründet. Der Hirſch⸗Dunckerſche Verband ſchickte ſeinen erſten Vorſitzenden; Dr. Max 
Hirſch ſandte einen großen Schreibebrief, es half aber nichts, die Leitung der neuen 
Organiſation erhielt Chriſtian Meyer aus Nürnberg, ein überzeugter Sozial⸗ 
demokrat Eiſenacher Richtung. Seine Entſchiedenheit war ſein Verderben, der 
„Sozialdemokratismus“ erſchien den Berufskollegen von damals noch recht unbehag⸗ 
lich. Später kam dann der Senefelderbund auf die ſchiefe Ebene. Der in Berlin 
beſtehende Ortsverein war immer prinzipientreu Eiſenacher Richtung geblieben, ſo⸗ 
lange Ferd. Erhardt an der Spitze war. Neben ihm waren es Paul Möhring 
und H. Meyſel. Möhring bekannte ſich offen als Sozialdemokrat, ſein Einfluß 
war in der Gewerkſchaftsbewegung dieſer Berufe lange Jahre ſehr groß. Heute 
hat er die neue Zeit ſo wenig verſtanden, daß er gegen die Verſchmelzung des 
Senefelderbundes mit der Gewerkſchaftsorganiſation des Bundes war, ſogar die 
von den Unternehmern gegründete gelbe Unterſtützungsorganiſation wurde ihm zum 
Mittel gegen den Verband. 1876 kam andere Luft aus Sachſen. Das Polizei⸗ 
regiment wurde lebendig. Das Sozialiſtengeſetz ſpielte dem Senefelderbund eben⸗ 
falls arg mit. 1881 hatte er nur noch 187 Mitglieder. Inzwiſchen waren aber 
Veränderungen anderer Art vor ſich gegangen. Die Pflege lediglich des Unter⸗ 
ſtützungsweſens konnte natürlich auf die Dauer nicht genügen. Die Verhältniſſe 
drängten wieder zur Gründung von Gewerkſchaften, die — das Sozialiſtengeſetz 
war noch in Kraft — zunächſt nur als örtliche Fachvereine neu aufleben konnten. 
Den Anfang machten wieder die Berliner Kollegen, die im Jahre 1885 den „Fach- 
verein der Steindrucker und Lithographen“ gründeten. Die weſentlichſte 
Urſache war die wirtſchaftliche Depreſſion dieſer Jahre. Die lithographiſche Schnell- 
preſſe hatte eine ſcharfe Umwälzung der Produktionstechnik mit ſich gebracht. Anfang 
der ſiebziger Jahre wurden die erſten Schnellpreſſen eingeführt, und ſchon im 
Jahre 1885 liefen in Berlin 270. Heute ſind es 600 mit doppelt jo großen For⸗ 
maten wie damals; Amerika hat ſich aber ſchon mit der lithographiſchen Rotations⸗ 
ſchnellpreſſe den techniſchen Vorrang vor Deutſchland erobert. Die Einführung der 
Schnellpreſſe bedeutete einen ſcharfen Rückgang der Löhne; die durch Überarbeitszeit 
ausgedehnte Arbeitszeit währte meiſt von morgens 7 bis abends 10 Uhr, ver⸗ 
einzelt ſogar bis nachts 12 Uhr, ohne daß ein Überſtundenzuſchlag gezahlt wurde. 
Die deswegen geführten Streiks gingen wegen der zahlreichen Streikbrecher ſtets 
verloren. Charakteriſtiſch iſt nun, daß nach Schluß einer ſtark beſuchten Verſamm⸗ 
lung des Senefelderbundes in Berlin die Anweſenden einige Kollegen mit der Ein⸗ 
berufung einer öffentlichen Verſammlung zum Zwecke der Agitation für eine wirt⸗ 
ſchaftliche Intereſſenvereinigung beauftragten. In der dann verwirklichten Ver⸗ 
ſammlung hielt der damalige Stadtverordnete Fr. Görki das Referat. Es wurde 
beſchloſſen, einen Fachverein zu gründen. Hervorzuheben iſt, daß die vorberei⸗ 
tenden Kommiſſionsſitzungen unter polizeilichem „Schutze“ tagten. Damals mußte 
ja jede „offizielle“ gewerkſchaftliche Vorſtandsſitzung polizeilich angemeldet werden. 
Luſtig war, daß der kontrollierende Wachtmeiſter als früherer Lithograph ſich ſelbſt 
an der Statutenberatung durch „gute Winke“ beteiligte. So wurde 1885 der 
Fachverein gegründet! Allerdings nicht, ehe der Polizeipräſident das Statut 
einmal zu ändern gezwungen hatte. Damals wurde ſchon der Genoſſe Otto 


Sillier in den Vorſtand gewählt, heute iſt er ſeit zwei Jahrzehnten der Vor⸗ 


ſitzende der Zentralorganiſation. In ſozialiſtengeſetzlicher Zeit blieben die Schikanen 
natürlich nicht aus. Verbote von Aufrufen gegen die Lehrlingsausbeu⸗ 


tung, Auflöſung von Verſammlungen uſw. waren an der Tagesordnung. 


Ein Jahrzehnt und noch länger kämpfte die Organiſation ohne ſichtbare Er⸗ 


folge. Die Streiks gingen verloren, die Gewerkſchaft wollte nicht ſtärker werden. 
1890 kam es zur Gründung des Zentralverbandes für ganz Deutſchland. Auch 


damit hatte Berlin die Bahn der gewerkſchaftlichen Erfolge noch nicht erreicht. 
Gegenſätze innerhalb der zuſammengehörigen Berufe traten immer wieder zutage. 
Die Lithographen fühlten ſich als nicht zu den proletariſchen Steindruckern gehörig. 
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Es kam zu manch innerem Zwiſt und verſchiedene Male zur direkten Trennung. 
Der bekannte Chriſtian Tiſchendörfer, damals noch Lithograph, prägte das 
Wort derer „vom anderen Holze“. Der Name Tiſchendörfer umſchließt eine ganze 
Epiſode in der Entwicklung des Berliner Verbandes, ſie hat bei all ihren Sonder⸗ 
heiten für die Kollegen viel Gutes gebracht. 1890 brach Tiſchendörfer die ſtreik⸗ 
begeiſterte Stimmung der Berliner Kollegen, als er in der entſcheidenden Verſamm⸗ 
lung gegen den Streik ſprach, nachdem er ſchon vorher hinter dem Rücken der 
Streikkommiſſion mit den Unternehmern verhandelt hatte. Die Bewegung wurde 
ſo in ihren Anfängen erſtickt. Einige Jahre ſpäter kam es zu dem berühmt gewor⸗ 
denen Referat Bebels über die Neutralität und die Gewerkſchaften. Tier 
dörfer verlor fich ſpäter aus den Reihen der freiorganiſierten Arbeiter. 

Beachtenswert erſcheint nun, daß erſt mit dem Jahre 1904 für die Organ 
ſation die Zeit der gewerkſchaftlichen Erfolge gekommen war. Von dieſem Moment 
an haben die Kollegen mit kurzen Unterbrechungen immer im Kampfe geſtanden. 
Heute iſt die Organiſation ſtark und mächtig, konnte ſie doch erſt vor kurzem trotz 
der wirtſchaftlich äußerſt ungünſtigen Zeit eine Geſamtausſperrung der Unternehmer 
glatt abwehren. Die Arbeiter ſiegten bei der Rieſenausſperrung auf der ganzen Linie, 

So liegen die Dinge heut. In Berlin iſt die entſcheidende Mehrzahl der 
Kollegen organiſiert, die Kaſſen ſind glänzend ausgebaut, die Unterſtützungseinrich⸗ 
tungen bedeuten jetzt kein Hemmnis für die Kampfesfähigkeit der Organiſation 
mehr. Sie ſelbſt nimmt fortgeſetzt verwandte Berufe in ſich auf. Chemigraphen, 
Lichtdrucker, Kupferdrucker, Photographen, Formſtecher und Tapetendrucker ſind 
ſchon in ihr vereinigt. Und alle Reden der Vertreter verwandter Organiſationen 
deuteten bei der Jubelfeier in Berlin darauf hin, daß der nächſte Schritt die 
graphiſche Einheitsorganiſation ſein wird. 

Wenn dies alles auch nicht zu einem falſchen Optimismus führen darf, auß 
jeden Fall kann geſagt werden, daß die Gewerkſchaft der Lithographen, Steindrucker 
und verwandten Berufe, die von Berlin aus mit ihren ſtärkſten Anſtoß erhalten 
hat, heute im Beruf den mitbeſtimmenden Faktor darſtellt, den die Arbeiterorgani⸗ 
ſation darſtellen ſoll. Kurt Heinig, u 

Die Krbeiterverhältniſſe in Kuſtralien. Den Lockrufen gegenüber, die die 
auſtraliſche Regierung allüberall in Europa erſchallen läßt, um Proletarier zur 
Auswanderung nach Auſtralien zu bewegen, iſt es dringend notwendig, auf 
die wahren Zuſtände hinzuweiſen, die in dieſem Weltteil herrſchen. Mag auch für 
den kapitaliſtiſchen Einwanderer Auſtralien das Land bedeuten, wo Milch und 
Honig fließt, ſo iſt es doch für den Arbeiter und Bauern dort nicht um ein Haar 
beſſer als in jedem anderen unter kapitaliſtiſcher Herrſchaft ſtehenden Lande. Die⸗ 
ſelbe Lohnſklaverei wie überall! Die Arbeitszeit iſt nur in einigen Berufen etwas 
kürzer, weil die Intenſität der Arbeit eine ungeheure und daher ſehr anſtrengend 
iſt; elende Wohnungsverhältniſſe, ſehr hohe Mietpreiſe, alle Lebensmittel und Ge⸗ 
brauchsgegenſtände ein Drittel, wenn nicht doppelt ſo teuer als in Europa, die 
Reiſe ſehr koſtſpielig. Vier Fünftel der ganzen Bevölkerung find in den Große 6 
ſtädten Sydney, Melbourne, Adelaide, Brisbane zuſammengepfercht, die alle ab⸗ 
ſcheulichen Merkmale der Großſtädte überhaupt an ſich tragen. u 

Gewiſſenloſe Agenten im Bunde mit Regierungsbeamten haben ſich der Speku⸗ 
lation mit Grund und Boden bemächtigt und die Preiſe hochgetrieben; der Staat 
plündert nun im Verein mit den privaten Bodenwucherern alle die armen Opfer, a 
leichtgläubig ihr letztes Scherflein zum Ankauf von Land hergaben. 

Abgeſehen von ganz wenigen günſtigen Orten iſt es für den Anſiedler an. 
möglich, zu heiraten, denn die Lebensbedingungen ſind durchaus ungeeignet, Kinder 
zu erziehen. Bei der Schafſchur, Landbeſtellung und Bergarbeit werden dieſe a 
läſtiges Hindernis empfunden. Eine kürzlich in der Londoner „Times“ veröffent⸗ 
lichte leidenſchaftliche Kontroverſe der auſtraliſchen Regierung und verſchiedener 
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Auswandererkommiſſäre mit dem auſtraliſchen Korreſpondenten dieſer Zeitung, der 
auf die Schmach hinwies, daß jungen Einwanderern das Heiraten und Kinder— 
kriegen direkt unterſagt oder doch unmöglich gemacht wird, beweiſt, wie recht jener 
mit ſeinen Behauptungen hatte und in wie hohem Grade unangenehm es den 
offiziellen Behörden war, daß er in dieſes Weſpenneſt ſtach. Denn Regierungs⸗ 
beamte, Kolonialämter, Schiffahrtsgeſellſchaften, private Agenten im Verein mit 
Arbeitsvermittlungsbureaus ſtecken alle unter einer Decke und bieten alles auf, um 
die nötigen „Hände“ herbeizuſchaffen. Jedes nach Europa heimkehrende Schiff hat 
20, 30, ja 50 Prozent enttäuſchter, mißvergnügter und oft gänzlich ruinierter An⸗ 
ſiedler und Auswanderer an Bord. Eine rieſige Arbeitsloſenarmee in jeder Stadt 
erſchwert das Fortkommen der Einwanderer. So vermochten die Unternehmer die 
ſtreikenden Kohlenarbeiter in Sydney binnen wenigen Tagen durch eine gleiche An⸗ 
zahl von Streikbrechern zu erſetzen. Nur die Schafſcherer ſind einigermaßen or⸗ 
ganiſiert; die Goldgräber beſitzen keine nennenswerte Organiſation und ſind infolge⸗ 
deſſen ſehr niedrig entlohnt. Die Löhne in Auſtralien ſind nur 10 bis 20 Prozent 
höher als in England. Dagegen ſtellt ſich der Lebensunterhalt um 25 bis 50 Pro⸗ 
zent höher, die Eiſenbahnfahrten koſten 25 Prozent mehr und bieten vergleichsweiſe 
kaum die Hälfte an Komfort wie in England. 

Die Landarbeiter müſſen außergewöhnlich ſchwer arbeiten und ſind ſtets nur 
Saiſonarbeiter. 

Die Schafſcherer ſind Wanderarbeiter, die ein nomadiſches Daſein führen; ihre 
Bezahlung ſchwankt zwiſchen 25 und 20 Schilling pro 100 Schafe. 
Die Kohlenarbeiter ſind etwas höher bezahlt als in England bei bedeutend 
teurerer Lebensweiſe. a . 

Die Goldgräber arbeiten nach dem ſogenannten „Tributſyſtem“, das heißt es 
iſt ihnen ein beſtimmter Anteil an ihren Funden garantiert, und darin beſteht die 
ganze Bezahlung für ihre Arbeit. Sie müſſen ſich den beſtehenden Verordnungen 


fügen, die beſtimmte Arbeitszeit einhalten, und arbeiten daher oft monatelang nur 


zum Nutzen des Unternehmers und ohne jeden Lohn. 
Maſchinenarbeiter, Schreiner, Mechaniker, Bauarbeiter find faſt alle nicht ſeß⸗ 
hafte Wanderarbeiter, von denen 5 bis 25 Prozent ſtändig arbeitslos oder nur 
die halbe Zeit beſchäftigt ſind. 

Transport⸗ und Verkehrsarbeiter find ſchlecht bezahlte Gelegenheitsarbeiter; bei 
dauernder Beſchäftigung ſind die Löhne niedrig. 
In Schneiderei, Drechſlerei und Holzbearbeitung machen die Chineſen den Weißen 
ernſtliche Konkurrenz, und da ihre Lebenshaltung in jeder Hinſicht eine unglaublich 


niedrige iſt, ſo können die Weißen nicht gegen ſie aufkommen. Ebenſo ſteht es in 


der Kunſt⸗ und Gemüſegärtnerei. Das Schwitzſyſtem ſteht in Blüte, und die 
„Schiedsgerichte“, die ſich aufgetan haben, um zwiſchen Arbeitern und Schwitz— 
meiſtern zu intervenieren, bedeuten nichts als einen Krebsſchaden für die Organi⸗ 
ſationen. Sie ſetzen ſich aus Philanthropen und allen möglichen Sorten von Sozial⸗ 
reformern und Ethikern zuſammen, ſind vor dem Geſetz nicht verantwortlich und 
haben nur das eine Beſtreben, allen Konflikten die Spitze abzubrechen und alle 


Streitigkeiten in dem Sinne beizulegen, daß ſie ſtets für möglichſt niedrige Löhne 


eintreten. 

Die Zahl der Geburten iſt niedrig, die der Kinderſterblichkeit hoch. Ver⸗ 
heiratete Männer und Frauen und ganze Familien, die aus den Großſtädten ver⸗ 
trieben werden, können in den ländlichen Gebieten keine Arbeit finden. Und doch 
ziehen die Einwanderungsagenten immer neues Menfchenmaterial herbei, um die 
beſtehenden Löhne noch herabzudrücken und zugunſten der Kapitaliſtenklaſſe eine 
möglichſt große Reſervearmee zu ſchaffen. Es ſind denn auch ſchon eine ganze Reihe 
von Millionären entſtanden, beſonders in der Warenhausbranche, die ihre Hand⸗ 
lungsgehilfen noch ſchlechter entlohnen, als dies in England geſchieht. Die Kapita⸗ 
liſtenklaſſe hat ſich auch bereits aller großen Einrichtungen bemächtigt, die den 


254 | Die Neue Zeit. 


Handel und Wandel des Landes beeinfluffen. Ihr gehören Grund und Boden, 
alle Verkehrsmittel, der Bergbau, die Viehzucht und die Fleiſchverſorgung und f amt. 
liche Fabriken. 

Wenn die Einwanderer das nötige Reiſegeld hätten, ſo würden ſicherlich 
90 Prozent von ihnen nach einigen Monaten in die alte Heimat zurückkehren. Jeder 
neue Schub von Einwanderern dient nur dazu, auf Koſten ihrer eigenen Geſund⸗ 
heit das Land zu verbeſſern und durch Elend und Armut den Mehrwert der Kapita⸗ 
liſten zu vergrößern. 

Fabrikinſpektion und Unfallverſicherung exiſtieren in Auſtralien nicht; Menſchen⸗ 
leben ſind dort buchſtäblich wertlos. Bei Streiks wird gegen die Arbeiter auf das 
ſchonungsloſeſte vorgegangen; die Polizei ſchießt die Leute kurzerhand nieder, auch 
wenn ſie ganz friedlich auftreten. 

Die Gewerkſchaften wenden ſich unaufhörlich gegen die Einwanderung; ſie 
bemühen ſich auch, Armengeſetze oder ſtaatliche Unterſtützung der Notleidenden zu 
erreichen. 

Auſtralien iſt alſo das Land der Monopole, des Schwitzſyſtems, des Elends; 
ſeine Ausbeuterklaſſe kann ſich kühnlich an die Seite jeder anderen ſtellen. Der 
Volksmund nennt jene zahlloſen, einſamen, troſtloſen, weltverlaſſenen Orte der Aus⸗ 
beutung mit ironiſchem Schmerze „The never, never land“, was ſich etwa mit 
„Kehrniewiederland“ am beſten wiedergeben läßt. 

Wir entnehmen dieſe Schilderungen einem Briefe, den unſer alter engliſcher 
Genoſſe und bewährter Gewerkſchafter Ben Tillet uns zur Veröffentlichung fandte- 
Da auch in Deutſchland vielfach Arbeiter zur Auswanderung nach Auſtralien geſucht 
werden, wird unſere Parteipreſſe gewiß den hier mitgeteilten i Tillets die 
weiteſte Verbreitung geben. I. K. 


zeltichriftenſchau. 


„Der Kampf“ vom März bringt einen Artikel von Otto Bauer: „Gefahren 
des Reformismus“. In weiten Kreiſen des öſterreichiſchen Proletariats herrſcht 
Mißmut und Enttäuſchung: „Jetzt haben wir das allgemeine Wahlrecht und 
88 Sozialdemokraten im Parlament, und doch geſchieht nichts gegen Teuerung und 
Arbeitsloſigkeit“, ſo klagen ſie. Die älteren Genoſſen wiſſen zwar, wie eine jahr⸗ 
zehntelange Vorarbeit zu jenen Erfolgen nötig war; aber die jüngeren erinnern ſich 
nur des letzten Sturmes, nicht der vorhergehenden langen Belagerung. Sie haben 
den Grundgedanken des Sozialismus, daß trotz aller Verſuche zur Linderung die 
Ausbeutung immer wächſt und daher der Sturz des Kapitalismus das einzige Ziel 
ſein muß, noch nicht verſtanden. Sie ſind enttäuſcht, da ſie nun die Schranken 
ſehen, die der Kapitalismus dem Aufſtieg des Proletariats in den Weg ſtellt. Immer 
waren Zeiten der Kriſe und der Teuerung auch Zeiten revolutionärer Erhebung; 
das ſteigende Elend rüttelt die Maſſen zum energiſcheren Vorgehen auf. Nur in 
Oſterreich hat die Kriſe die Maſſen enttäuſcht und entmutigt, und viele ziehen ſich 
hoffnungslos aus der Bewegung zurück. Daran ſehen wir eben die Gefahren des 
Reformismus. Die alten Kerntruppen ſind natürlich feſt geblieben; aber die Hundert⸗ 
tauſende, die in dem Wahlrechtskampf erobert und in den Lohnkämpfen der letzten 
Jahre mitgeriſſen wurden, ſahen in der Partei nur die große Reformpartei; ſie 
ſetzten überſchwengliche Hoffnungen in das Parlament und werden jetzt bei den 
zahlloſen Hinderniſſen der Reformarbeit im Parlament ungeduldig. Sie glauben, 
es ſei nur eine falſche Taktik der Partei, die uns um die Erfolge des Wahlrechts⸗ 
kampfes bringe. Sie glauben, man brauche nur wieder in derſelben Weiſe wie 
damals vorzugehen, um wieder reiche Früchte zu ernten. Sie gebärden ſich äußerſt 
radikal, aber dieſer Radikalismus iſt nichts als einfachſter Reformismus. In dieſer 
Erſcheinung liegt die Mahnung, noch mehr wie bisher durch intenſive Aufklärung 
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die Maſſen mit dem wiſſenſchaftlichen Sozialismus zu erfüllen; ſie ſollen nicht ihre 


Hoffnungen auf ein demokratiſches bürgerliches Parlament ſtellen, ſondern wir 
müſſen ihnen die wahre große Hoffnung der Arbeiterklaſſe zeigen, die großen Um⸗ 
wälzungen der Zukunft, deren Vorboten bereits überall fichtbar werden. „Wir 
müſſen in unſeren Zeitungen und unſeren Verſammlungen etwas weniger von 
Miniſtern und Abgeordneten ſprechen, etwas mehr von den allgemeinen Ent⸗ 
wicklungstendenzen der kapitaliſtiſchen Welt, von den großen Tatſachen des prole⸗ 
tariſchen Klaſſenkampfes.“ 

Daß der Kapitalismus mit den Bedürfniſſen des Proletariats unvereinbar iſt, 
und dieſe nur durch die ſoziale Revolution, die Aufhebung des Privateigentums 
an Produktionsmitteln ihre Befriedigung finden können, iſt der Grundſatz des 
Sozialismus. Wohl kämpfen alle ſozialiſtiſchen Parteien für Verbeſſerungen der 
Lage der Arbeiter, aber ſie erklären zugleich, daß dieſen Verbeſſerungen unter dem 
Kapitalismus ſtets enge Grenzen gezogen ſind. Sie kämpfen für die Demokratie, 


aber ſie lehren das Volk zugleich, daß auch der demokratiſche Staat ein Herrſchafts⸗ 
inſtrument der beſitzenden Klaſſen bleibt, ſolange die Arbeiter nicht die politiſche 


Macht erobert haben. Die Erkenntnis der Grenzen aller Reformarbeit innerhalb 


des Kapitalismus ſcheidet den Sozialismus von allen ſozialen Reformparteien. 


Daher ſind die Zeiten, worin dieſe Grenzen 5 werden, zugleich die Zeiten 
größter Werbekraft für den Sozialismus. 


Auch die nationalen Probleme bekommen durch die reformiſtiſche Denkweiſe 
eine gefährliche Form. Lernen die Arbeiter alles vom Standpunkt der unmittelbaren 


kleinen Vorteile beſehen, ſo betrachten ſie auch die nationalen Kämpfe in dieſer Weiſe 


und laſſen ſich leicht durch nationaliſtiſche Phraſen mitreißen. Der revolutionäre 


Sozialismus ſieht in den nationalen Kämpfen nur Teile der allgemeinen ökonomiſchen 
Umwälzung der Welt, ein Symptom der revolutionären Entwicklung, und wir 


ſuchen hinter den kleinen Streitigkeiten dieſe tieferliegenden Kräfte. Dann ändert 


ſich auch die Wertſchätzung der Einzelfragen. Die polniſch⸗ukrainiſche Frage, das 


ſüdſlawiſche Problem, das auf den Balkan hinübergreift, das italieniſche Problem, 


das die Gruppierung der Großmächte beeinflußt, erweiſen ſich dann als viel wich⸗ 


tiger, als der deutſch⸗tſchechiſche Streit in den Sudetenländern, der das politiſche 


Leben Sſterreichs beherrſcht. 


Martin Rapoldi behandelt „Wirtſchaftliche und politiſche Amwälzungen 
in Tirol“. Bis vor kurzem ſtand Tirol wirtſchaftlich auf der primitivjten Stufe. 


Die Produktion fand hauptſächlich für den Selbſtbedarf ſtatt. Nur ſo viel ver⸗ 


kaufte der Bauer, als für die Steuern und einige andere Ausgaben nötig war. 


Sein Gut war ſein Königreich; alles da draußen war ihm gleichgültig. Aus⸗ 


genommen in Innsbruck und Bozen, die als Durchgangsſtationen einigen Verkehr 


hatten, ſpielte ſich ſelbſt das ſtädtiſche Leben monoton ab. Die ideologiſche Form 
entſprach dieſer Wirtſchaftsweiſe; der ſtrenge Katholizismus herrſchte unbeſchränkt. 
Einigkeit im Glauben, Einigkeit in der Politik war das Merkmal des Landes. 


Nicht der demagogiſche Klerikalismus einer modernen, ökonomiſch unterwühlten 


kleinbürgerlichen Welt, ſondern der finſterſte, rückſtändigſte Klerikalismus vertrat 
dieſes Land politiſch. 
Dann kam aber die neue rückſichtsloſe Macht des Kapitalismus, untergrub die 


galten Verhältniſſe und riß fie auseinander. Die Induſtrie zog ein, wenn auch 


zuerſt nur als Fremdeninduſtrie. Die Landwirtſchaft fand darin einen wichtigen 


Markt für Molkereiprodukte; die Bauern produzieren jetzt nur für dieſen Markt, 


ſie ſind ganz zur Molkereiwirtſchaft übergegangen und bauen kaum noch Getreide. 


Ihre Lebensmittel müſſen ſie jetzt kaufen, und jede Preisſteigerung des Getreides 


drückt ſie nicht weniger als die ſtädtiſchen Arbeiter. Eine zweite Wirkung iſt die 
Steigerung der Bodenpreiſe: bis über 20 Prozent in zehn Jahren. Da aber viel 
Boden gekauft und verkauft wird und bei Beſitzwechſel die Kinder mit ihrem Erb⸗ 


teil abgefertigt werden müſſen, gerät der Bauer in Schulden. Was Milch, Käſe 
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und Eier mehr einbringen, geht an den ſteigenden Getreidepreiſen weg. Auch 
andere Induſtrie kommt durch die Benutzung der Waſſerkräfte empor. Neue geſell⸗ 
ſchaftliche Klaſſen ſtehen einander gegenüber und kämpfen um die Macht. Daher 

iſt auch in der Politik ein Umſchwung eingetreten. Der verſchuldete Bauer ſucht 

in der Politik jetzt etwas mehr als Hochhaltung der Religion; er will auch Linde⸗ 
rung der irdiſchen Not. Die alte konſervative klerikale Partei, die alles Neue be⸗ 
kämpfte, aber nichts dagegen zu tun wußte, konnte ſich nicht behaupten. Auf dem 
Lande traten die Chriſtlichſozialen, in den Städten Liberalismus und Sozialdemo⸗ 
kratie auf. Die Chriſtlichſozialen verſprachen unter Führung von Schraffl und 
Dr. Schöpfer den Bauern alles, was ſie wünſchten, Aufhebung der Steuerlaſt, der 
Gutsverſchuldung, der drückenden Dienſtpflicht, des Privilegienwahlrechtes. Und 
da ſie zugleich die Religion hochhielten, konnte die konſervative Partei, die nur die 
Religion auf ihrer Fahne hatte, nicht gegen fie auffommen. Die Wahlen zum 
Reichsrat von 1907 fegten die ganze konſervative Macht weg, und 1908 nahmen 
die Chriſtlichſozialen ihnen auch für den Landtag alle Landgemeinden ab; in den 
Städten faßten die Sozialdemokraten Fuß. | 

Es iſt aber fraglich, ob dieſe chriſtlich⸗ſoziale Herrſchaft von Dauer ſein wird. 
Die Tiroler halten noch etwas auf Treu und Glauben, und ſie werden bald ent⸗ 
täuſcht werden. Dadurch wird der Boden für unſere Partei geebnet; die Um: 
wälzung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe arbeitet uns vor, und wenn wir auch 
nicht auf raſche große Erfolge zu rechnen haben, wird eine raſtloſe Aufklärungs⸗ 
und Organiſationsarbeit doch gute Früchte tragen. 

Über „Die Beſteuerung der geiſtigen Getränke“ ſchreibt Arnold Holitſcher:; 
Die wiſſenſchaftliche Erkenntnis, daß alkoholiſche Getränke auch bei mäßigem Ge⸗ 
brauch giftig und ſchädlich ſind und dem Menſchen gar nicht notwendig, wird unter 
der ſozialdemokratiſchen Arbeiterſchaft allgemein anerkannt. Daher iſt es kein 
Wunder, daß ſie auch, wo ſie dazu imſtande ſind — in Finnland, Schweden, Nor⸗ 
wegen — politiſch gegen den Alkohol auftreten, ſogar ſcharfen Verboten ihre Unter⸗ 5 
ſtützung geben. Geiſtige Getränke ſehen wir nicht als notwendige Konſumartikel an. 
Nun ſind wir gegen indirekte Steuern auf Konſumartikel, weil ſie den Verbrauch 
erſchweren; wie ſtellen wir uns da zu der Beſteuerung des Alkohols? Hier wäre 
eine Erſchwerung des Konſums gerade erwünſcht; alſo läßt ſich der allgemeine Satz, 
daß wir gegen jede Konſumſteuer ſind, hier nicht dogmatiſch anwenden, und muß 
dieſe Frage für ſich geprüft werden. 

Iſt die Beſteuerung alkoholiſcher Getränke ein wirkſames Mittel zur Betämpfung 
des Alkoholismus? Die Erfahrung hat gezeigt, daß ſie dazu ein zweifelhaftes un⸗ 
ſicheres Mittel iſt, dem viele Mängel anhaften. Der Verbrauch ſteigt und fällt 
nicht mit dem Preiſe; vielleicht einen Augenblick, aber nicht dauernd, denn das Be⸗ 
dürfnis nach dem gewohnten Genußgift, das viel lebhafter als das Bedürfnis nach 
anderen Dingen wirkt, macht ſich doch wieder geltend. Finanzminiſter und Alkohol⸗ 
kapitaliſten wiſſen ganz gut, daß der Konſum nicht bei Preisſteigerung ſinkt, ſonſt 
zögerten ſie wohl mit der Preiserhöhung. Was an Alkohol mehr, wird an guten 
Lebensmitteln weniger ausgegeben; ſo wird die Lebenshaltung der Arbeiter ver⸗ 
ſchlechtert. Dabei wird der Staat zum großen Alkoholintereſſenten, der von einer 
wirklichen Bekämpfung des Trinkens nichts wiſſen will. Daher müſſen unſere Ge⸗ 
noſſen ſich der Beſteuerung der geiſtigen Getränke immer entſchieden widerſetzen; 
fort mit dieſen Steuern, und dafür planmäßige Tätigkeit zur Eindämmung des 
Alkoholgenuſſes durch Aufklärung, Verringerung der Lizenzen und der Schank⸗ 
zeit, durch Gemeindeverbotsrecht uſw. Dringen ſie hiermit nicht durch, dann 
ſollen ſie jedenfalls fordern, wie die Genoſſen im deutſchen Reichstag es ſchon 
machten, daß ein Teil des Mehrertrags zur Bekämpfung des Alkoholismus be⸗ 
ſtimmt wird. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet. 


Ermattung oder Kampf? 
Von Roſa Luremburg. 


J. 
Ich komme infolge meiner mündlichen Agitation mit erheblicher Verſpätung 
dazu, dem Genoſſen Kautsky zu antworten. Wenn aber mein Artikel über den 


„Maſſenſtreik und meine Agitation im April auch nichts anderes erreicht hätten, 


als daß eine eingehende Diskuſſion über Probleme der Taktik in der Partei 
Platz gegriffen hat, daß das Verbot der Diskuſſion über den Maſſenſtreik 
namentlich auch in unſerem theoretiſchen Organ, der „Neuen Zeit“, durch⸗ 
brochen iſt, ſo könnte ich vollauf zufrieden ſein. Es handelte ſich nämlich in 
erſter Linie darum, dem unbegreiflichen Verſuch entgegenzutreten, eine öffentliche 
Diskuſſion in der Parteipreſſe über Fragen zu unterbinden, die das Intereſſe 
der weiten Parteikreiſe aufs tiefſte erregen. War doch mein Artikel über den 
Maſſenſtreik nicht nur von unſerem Zentralorgan „Vorwärts“, ſondern auch 
von der „Neuen Zeit“, wo er zuerſt akzeptiert und ſogar ſchon geſetzt war, 


zuletzt aus dem Grunde abgelehnt worden, weil eine Diskuſſion über den 
Maſſenſtreik in der Parteipreſſe nicht erwünſcht wäre. 


Das Verkehrte dieſes Verſuchs tritt erſt dann im rechten Lichte hervor, 
wenn man in Betracht zieht, daß es ſich durchaus nicht um eine vom Zaune 
gebrochene Diskuſſion, nicht um den Einfall einer einzelnen Perſon handelt, 


wie es der Genoſſe Kautsky hinſtellt, indem er in ſeinem ganzen Artikel aus⸗ 


ſchließlich von mir und meiner Agitation ſpricht und ſeinen Artikel mit dem 
Satze beginnt: „Die Genoſſin Luxemburg hat durch einen Artikel in unſerem 
Dortmunder Parteiorgan die Frage des Maſſenſtreiks zur Diskuſſion geſtellt.“ 
Ehe ich noch überhaupt mit meinem Artikel hervorgetreten bin, war die Frage 
des Maſſenſtreiks bereits in einer ganzen Reihe wichtiger Parteizentren und 
Parteiblätter auf die Tagesordnung geſtellt. Die Genoſſen in Halle, der Heſſen⸗ 
Naſſauſche Agitationsbezirk hatten in formellen Anträgen dem Parteivorſtand 
die Befaſſung mit der Frage des Generalſtreiks nahegelegt. Die Genoſſen in 
Königsberg, in Eſſen, in Breslau, in Bremen hatten beſchloſſen, Vorträge mit 
Diskuſſion über den Maſſenſtreik zu veranſtalten. In Kiel und in Frank⸗ 
1909-1910. II. Bd. N 17 
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furt a. M. waren ja bereits halbtägige Demonſtrationsmaſſenſtreiks mit ſchönem 
Erfolg durchgeführt worden. Genoſſe Pokorny vom Bergarbeiterverband hatte 
in einer öffentlichen Verſammlung in Eſſen den Maſſenſtreik in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt und die Hoffnung ausgeſprochen, daß in den kommenden großen politiſchen 


Kämpfen den Bergarbeitern die führende Rolle zufallen würde; ſelbſt unſere 


Abgeordneten im preußiſchen Abgeordnetenhaus hatten bereits mit dem Maſſen⸗ 
ſtreik gedroht. Wie ſehr die Erörterung des Maſſenſtreiks einfach der Stim⸗ 
mung und dem Bedürfnis der großen Maſſe der Parteigenoſſen entſprach, 
beweiſt der Umſtand, daß mein Artikel ſo ziemlich von der geſamten preußiſchen 
Parteipreſſe und noch von einigen Blättern außerhalb Preußens nachgedruckt 
worden iſt, beweiſt ferner der Umſtand, daß in den ſechzehn großen Verſamm⸗ 
lungen, die ich im April in Schleſien, in Kiel, in Bremen, in Frankfurt a. M., 
im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriebezirk und am 1. Mai in Köln abgehalten 
habe, die Loſung des Maſſenſtreiks überall ohne Ausnahme die ſtürmiſchſte 
Zuſtimmung fand. Nur noch eine Loſung ruft jetzt in den Parteimaſſen in 
Deutſchland — wie ich feſtſtellen konnte — eine gleich ſtürmiſche Zuſtimmung 
hervor: es iſt dies die ſcharfe Betonung unſeres republikaniſchen Standpunktes, 


einer Loſung, mit der man leider gleichfalls weder im „Vorwärts“ noch in 3 


der „Neuen Zeit“ an die Öffentlichkeit treten kann, während ein Teil unſerer 
Provinzpreſſe — von der „Dortmunder Arbeiterzeitung“ bis zur „Breslauer 
Volkswacht“ — auch in dieſer Beziehung ihre Schuldigkeit tut. 

So beſteht alſo in den breiteſten Maſſen der Partei eine ſo ſtarke Kampf⸗ 
ſtimmung, ein jo entſchloſſener Wille, nötigenfalls durch Maſſendruck auf der 
Straße den begonnenen Wahlrechtskampf zum Siege zu führen, und ein ſo 


geſpanntes Intereſſe für die Idee des Maſſenſtreiks, wie noch nie bis jetzt in 


Deutſchland. Von dieſer Stimmung im Lande iſt nur ein Parteiblatt bis jetzt 
gänzlich unberührt geblieben — unſer Zentralorgan, der „Vorwärts“, der bis 
auf den heutigen Tag nicht mit einer Silbe von der ganzen Maſſenſtreikdebatte 
in der Parteipreſſe Notiz genommen hat, und eine Parteimitgliedſchaft iſt 
darüber in gänzlicher Unwiſſenheit — die Berliner Genoſſen, die ja durch den 
„Vorwärts“ von der Stimmung und dem Geiſtesleben der Partei im Lande 

informiert werden ſollen. Ja, das Zentralorgan geht in ſeiner ſtrikten Be⸗ 
folgung der erhalten Direktive fo eifrig zu Werke, daß es ſelbſt aus Berichten 
über Verſammlungen, die in Berlin abgehalten werden, jedes Wörtchen vom 
Maſſenſtreik ſtreicht; iſt doch auch in der Einſendung, die der „Vorwärts“ 
über die Maſſenverſammlung in Frankfurt a. M. vom 17. April gebracht hatte 
— derſelbe Bericht erſchien offenbar „unredigiert“ in anderen Parteiblättern —, 
bezeichnenderweiſe der Satz: „Die Referentin löſte mit der Propagierung des 
Maſſenſtreiks ſtürmiſche Zuſtimmung der Verſammelten aus“, ſorgſam ge⸗ 
ſtrichen worden. Aus dem „Vorwärts“ ſchöpfte wohl auch der Genoſſe Kautsky 
ſeine Information über die Anſichten der Parteikreiſe im Lande, da er es für 
möglich hielt, unter ſolchen Umſtänden eine öffentliche Diskuſſion über den 
Maſſenſtreik zu unterbinden. 

Es iſt übrigens nicht das erſte Mal, daß der Verſuch gemacht wird, die 
öffentliche Erörterung des Maſſenſtreiks zu verbieten, und ſchon das jedesmalige 
Scheitern dieſer Verſuche bis jetzt hätte meines Erachtens das Zweckloſe eines 
ſolchen Beginnens genügend dartun ſollen. Der Kölner Gewerkſchaftskongreß 
hatte ja im Jahre 1906 die „Propagierung des Maſſenſtreiks“ in Deutſchland 
unterſagt. Die Vorkonferenz der deutſchen Parteigenoſſen in Oſterreich vor 
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dem Salzburger Parteitag im Jahre 1904 hatte gleichfalls beſchloſſen, daß die 
Loſung des Maſſenſtreiks auf dem Parteitag nicht erörtert und nicht erwähnt 
werden ſolle. Beide Beſchlüſſe ſind aber an dem einfachen Umſtand geſcheitert, 
daß die Sozialdemokratie keine Sekte iſt, die aus einer Handvoll gehorſamer 
Schüler beſteht, ſondern eine Maſſenbewegung, in der Fragen, die ſie im 
Innern erregen, ſo oder anders an die Offentlichkeit treten müſſen, ob man 
es will oder nicht. | 

Nicht der Verſuch ſelbſt, die Diskuſſion über den Maſſenſtreik zu unter: 
binden, iſt es alſo, was im gegebenen Falle betrübend erſcheint — der⸗ 
gleichen Verbote ſind meines Erachtens eher mit heiterer Seelenruhe als mit 
Entrüſtung aufzunehmen —, ſondern die allgemeine Auffaſſung vom Maſſen⸗ 
ſtreik, die jenem Verſuch zugrunde liegt. Hört man nämlich die Argumente, 
womit die Schädlichkeit einer öffentlichen Erörterung des Maſſenſtreiks im 
gegenwärtigen Moment begründet wird, ſo könnte man glauben, die Lehren 
der ruſſiſchen Revolution, der ganze reiche Schatz der Erfahrungen jener 
Periode, die für die Beurteilung des Maſſenſtreiks und der proletariſchen 


Kampftaktik überhaupt epochemachend war, ſeien ſpurlos vorübergangen und 


wir befänden uns noch in den ſchönen Zeiten der Debatten mit Domela 
Nieuwenhuis und Corneliſſen. | 

N „Geſchieht das“ — nämlich die Erörterung des Maſſenſtreiks, jagt Genoſſe 
Kautsky — „in der Offentlichkeit, ſo iſt das gleichbedeutend damit, daß man 


dem Gegner die ſchwachen Punkte der eigenen Poſition mitteilt. Die ganze ö 


Diskuſſion wäre ebenſo zweckmäßig, als wollte man einen Kriegsrat dar⸗ 
über, ob man dem Gegner eine Schlacht liefern ſoll, in Hörweite des Feindes 
abhalten.“ n | 
N Der Maſſenſtreik wäre demnach ein ſchlau erſonnener Coup, der vom 
„Kriegsrat“ der Sozialdemokratie — alſo etwa vom Parteivorſtand und der 
Generalkommiſſion der Gewerkſchaften — im verſchloſſenen Stübchen geheim 
ausgeheckt und womit der Feind — hier die bürgerliche Geſellſchaft — über⸗ 
rumpelt wird. Gegen dieſe Auffaſſung habe ich bereits im Jahre 1906 meine 
ganze im Auftrag der Hamburger Genoſſen geſchriebene Broſchüre über den 
Maſſenſtreik gerichtet, und ich kann nur wiederholen: 

„Auf demſelben Boden der abſtrakten unhiſtoriſchen Betrachtungsweiſe 
ſtehen heute diejenigen, die den Maſſenſtreik nächſtens in Deutſchland auf dem 
Wege eines Vorſtandsbeſchluſſes auf einen beſtimmten Kalendertag anſetzen 
möchten, wie auch diejenigen, die, wie die Teilnehmer des Kölner Gewerk⸗ 
ſchaftskongreſſes, durch ein Verbot des ‚Propagierens‘ das Problem des 
Mäaſſenſtreiks aus der Welt ſchaffen wollen. Beide Richtungen gehen von der 
gemeinſamen rein anarchiſtiſchen Vorſtellung aus, daß der Maſſenſtreik ein 
bloßes techniſches Kampfmittel iſt, das nach Belieben und nach beſtem Wiſſen 
und Gewiſſen ‚bejchlofjen‘ oder auch ‚verboten‘ werden könne, eine Art Taſchen⸗ 
meſſer, das man in der Taſche ‚für alle Fälle zuſammengeklappt bereit halten 
oder auch nach Beſchluß aufklappen und gebrauchen kann.“ 

Auf die aus dieſer Auffaſſung geborenen Befürchtungen des Genoſſen 
Kautsky, die öffentliche Erörterung des Maſſenſtreiks würde dem Feinde „die 
ſchwachen Punkte“ unſerer Poſition verraten, kann ich nicht beſſer antworten 
als mit den Worten des Genoſſen Pannekoek, der die meiſten ſchwachen 
Punkte der Kautskyſchen Poſition bereits in der „Bremer Bürgerzeitung“ 
beleuchtet hat: | | | 
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„Wie irreführend“ — jchrieb Pannekoek — „dieſer kriegstechniſche Ver⸗ 9 
gleich iſt, beweiſt die Tatſache, daß die Partei nie etwas anderes getan hat, 


als vor der vollen Offentlichkeit ihre ſtarken und ſchwachen Punkte zu disku⸗ 
tieren. Das war nicht anders möglich, weil die Sozialdemokratie keine kleine 
geſchloſſene Gruppe, ſondern eine Maſſenbewegung iſt. Da iſt mit geheimen 
Plänen nichts zu machen. Die Kraft und die Schwäche hängen hier von all⸗ 
gemeinen politiſchen und ſozialen Verhältniſſen ab, von denen nichts geheim 
zu halten iſt, die durch Geheimhaltung nicht zu vergrößern oder zu verringern 
ſind. Wie könnten wir da dem Feinde unſere Schwächen verraten? Er kennt 
ſie ſo gut wie wir. Und wenn er ſie nicht kennt, wenn er ſich über unſere 
und ſeine Kraft einer Täuſchung hingibt, ſo liegt auch dies in notwendigen 
hiſtoriſch⸗ſozialen Verhältniſſen begründet, woran taktiſche Geheimhaltung nichts 
ändern kann.“ 


* 
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Aber Genoſſe Kautsky deutet noch andere ſchädliche Wirkungen einer 


öffentlichen Debatte an. „Ich würde es ſehr bedauern“ — ſchreibt er —, 
„wenn der Artikel der Genoſſin Luxemburg den Erfolg hätte, in der Partei⸗ 


preſſe eine Diskuſſion zu entfachen, in der die eine Seite ihre Gründe für die 


augenblickliche Ausſichtsloſigkeit eines Maſſenſtreiks auseinanderſetzte. Sie 
mögen recht oder unrecht haben, anfeuernd zur Aktion wirkt eine derartige 
Erörterung auf keinen Fall.“ „Dies iſt nun ein Standpunkt, der mir voll⸗ 
kommen unbegreiflich iſt und den die Sozialdemokratie bis jetzt noch nie ver⸗ 
treten hat. Wir haben die „Anfeuerung zur Aktion“ noch nie durch Illuſionen 


und durch Vertuſchung des wahren Sachverhalts vor den Maſſen zu erzielen 
geſucht. Haben die Gegner des Maſſenſtreiks mit ihren Gründen für die 


Ausſichtsloſigkeit einer ſolchen Aktion recht, ſo iſt es durchaus heilſam und 
notwendig, daß wir ihre Gründe hören und ihnen beipflichten. Haben ſie 


unrecht, ſo iſt es ebenſo heilſam und notwendig, daß ihre Gründe öffentlich 
als unſtichhaltig erkannt werden. Die eingehendſte Erörterung kann da nurn 


von Nutzen ſein und zur Selbſtklärung der Partei beitragen, uns auf die 5 


Schwächen unſerer Bewegung aufmerkſam machen, uns die dringendſten prak⸗ 


tiſchen Aufgaben der Agitation oder Organiſation vor die Augen führen. 
Hatte aber Genoſſe Kautsky hier gar die Gefahr im Auge, daß durch 


meine ſchriftliche und mündliche Agitation die Gewerkſchaftsführer auf den 
Plan gerufen und ihre großen Kanonen gegen die Idee des Maſſenſtreiks 
auffahren würden, jo lag in dieſer Befürchtung meines Erachtens eine Über- 


ſchätzung der Macht der Führer, die wieder nur durch die etwas mechaniſche 
Auffaſſung des Maſſenſtreiks als eines vom „Generalſtab“ ausgeheckten und 
kommandierten Überrumpelungsplans erklärt werden kann. In Wirklichkeit 


ſind die Gewerkſchaftsführer gar nicht imſtande, eine Maſſenſtreikbewegung 


zu unterbinden, wenn dieſe ſich aus den Verhältniſſen, aus der Zuſpitzung 
des Kampfes, aus der Stimmung der proletariſchen Maſſen ergibt. Treten 
in ſolchen Situationen die Gewerkſchaftsführer gegen die Beſtrebungen der 
Maſſe auf, dann iſt es nicht um die Stimmung der Maſſe, ſondern um die 
Autorität der Gewerkſchaftsführer geſchehen. Tatſächlich herrſcht bereits jetzt 


eine ſo lebhafte Kampfſtimmung in der Arbeiterſchaft, daß das öffentliche f 
Auftreten des gewerkſchaftlichen Generalſtabs im Sinne des Bremſens nichts 


anderes zur Folge gehabt hätte, als das Erwachen der Kritik und des Pro⸗ 


teſtes in den eigenen Reihen der Gewerkſchaftsgenoſſen. Im Intereſſe der 
„Anfeuerung zur Aktion“ konnte alſo nichts wünſchenswerter ſein, als daß 
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die Gewerkſchaftsführer endlich mit ihren „großen Kanonen“ auf dem Plane 
erſchienen, damit man ſich ihre Argumente bei Lichte beſehen und damit kon⸗ 
ſtatiert werden konnte, wie ſehr die Führer in ihrem Fühlen und Denken 


hinter den Maſſen zurückgeblieben ſind. Daß Genoſſe Kautsky den Gewerk⸗ 


ſchaftsführern dieſe peinliche Mühe abgenommen hat, indem er ſelbſt ſich 
zuerſt gegen die öffentliche Diskuſſion ſträubte und, als dies vergeblich war, 
öffentlich auftrat, um ſeinerſeits als Theoretiker des Radikalismus die Ge⸗ 
danken und das Intereſſe vom Maſſenſtreik auf die kommenden Reichstags⸗ 
wahlen abzulenken, das wird ſicher die lebhafte Genugtuung der General⸗ 


kommiſſion der Gewerkſchaften hervorgerufen haben. Ob es aber geeignet 


war, „anfeuernd auf die Aktion“ zu wirken, erſcheint mir zweifelhaft. 

Was hat alſo den Genoſſen Kautsky eigentlich veranlaßt, ſeinen Warnungs⸗ 
ruf ertönen zu laſſen? Welche Gefahren waren es, vor denen es die Partei 
zu retten galt? Dachte vielleicht irgend jemand daran, von heute auf morgen 
einen Maſſenſtreik zu kommandieren, oder aber beſtand die Gefahr, daß man 
in der Partei grundloſe Illuſionen in bezug auf die wundertätige Wirkung 
des Maſſenſtreiks erweckte und damit die Maſſen leichtfertig in eine Aktion 
trieb, von der ſie die Löſung aller Fragen mit einem Schlage erhofften? Mir iſt 
nichts Derartiges in den Verſammlungen oder in der Preſſe bekannt geworden. 
Meinerſeits ließ ich jedenfalls gar keine Zweifel nach dieſer Hinſicht zu. 

„Ein aus der Piſtole geſchoſſener, durch einfaches Dekret der Partei eines 
ſchönen Morgens ‚gemachter‘ Maſſenſtreik“, ſchrieb ich, „iſt bloß kindiſche Phantaſie, 
anarchiſtiſches Hirngeſpinſt. Ein Maſſenſtreik aber, der ſich nach einer monate⸗ 
langen und an Dimenſionen zunehmenden Demonſtrationsbewegung gewaltiger 
Arbeitermaſſen ergibt, aus einer Situation, in der eine Dreimillionenpartei vor 
dem Dilemma ſteht: entweder um jeden Preis vorwärts, oder die begonnene 
Maſſenaktion bricht erfolglos in ſich zuſammen, ein ſolcher an dem inneren Be⸗ 
dürfnis und der Entſchloſſenheit der aufgerüttelten Maſſen und zugleich aus der 
zugeſpitzten politiſchen Situation geborener Maſſenſtreik trägt ſeine Berechtigung 
wie die Gewähr ſeiner Wirkſamkeit in ſich ſelbſt. f 

„Freilich iſt auch der Maſſenſtreik nicht ein wundertätiges Mittel, das unter 
allen Umſtänden den Erfolg verbürgt. Namentlich darf der Maſſenſtreik nicht als 
ein künſtliches, ſauber nach Vorſchrift und nach Kommando anwendbares ein⸗ 
maliges mechaniſches Mittel des politiſchen Druckes betrachtet werden. Maſſen⸗ 
ſtreik iſt bloß die äußere Form der Aktion, die ihre innere Entwicklung, ihre Logik, 


ihre Steigerung, ihre Konſequenzen hat, im engſten Zuſammenhang mit der poli- 


tiſchen Situation und ihrem weiteren Fortgang. Der Maſſenſtreik, namentlich als 
ein kurzer einmaliger Demonſtrationsſtreik, iſt ſicher nicht das letzte Wort der be⸗ 


0 gonnenen politiſchen Kampagne. Aber er iſt ebenſo ſicher ihr erſtes Wort im 


gegenwärtigen Stadium. Und wenn der weitere Verlauf, die Dauer, der unmittel⸗ 
bare Erfolg, ja die Koſten und die Opfer dieſer Kampagne ſich auch unmöglich mit 
dem Bleiſtift auf dem Papier im voraus, wie die Koſtenrechnung einer Börſen⸗ 
operation, aufzeichnen laſſen, ſo gibt es nichtsdeſtoweniger Situationen, wo es poli⸗ 
tiſche Pflicht einer Partei, die Führerin von Millionen iſt, mit Entſchloſſenheit die 


8 Parole zu geben, die einzig den durch ſie begonnenen Kampf weiter vorwärts 


treiben kann.“ b i 

Und zum Schluſſe ſagte ich ganz deutlich, worauf es meines Erachtens 
ankommt: 

„Jedennoch darf keinesfalls erwartet werden, daß eines ſchönen Tages von der 


oberſten Leitung der Bewegung, vom Parteivorſtand und von der Generalkommiſſion 
der Gewerkſchaften, das Kommando“ zum Maſſenſtreik ergeht. Körperſchaften, die 
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eine Verantwortung für Millionen tragen, ſind in ihren Entſchlüſſen, die doch 
andere ausführen müſſen, von Hauſe aus naturgemäß zurückhaltend. Überdies kann 
der Entſchluß zu einer unmittelbaren Aktion der Maſſe nur von der Maſſe ſelbſt 
ausgehen. Die Befreiung der Arbeiterklaſſe kann nur das Werk der Arbeiterklaſſe 
ſelbſt ſein — dieſer wegweiſende Satz des Kommuniſtiſchen Manifeſtes hat auch 
noch die Bedeutung im einzelnen, daß auch innerhalb der Klaſſenpartei des Prole⸗ 
tariats jede große entſcheidende Bewegung nicht aus der Initiative der Handvoll 
Führer, ſondern aus der Überzeugung und Entſchloſſenheit der Maſſe der Partei⸗ 
anhänger herrühren muß. Auch der Entſchluß, den gegenwärtigen preußiſchen 
Wahlrechtskampf gemäß dem Worte des preußiſchen Parteitags „mit allen 
Mitteln“, alſo auch durch das Mittel des Maſſenſtreiks zum Siege zu führen, 
kann nur durch die breiteſten Parteiſchichten gefaßt werden. Es iſt Sache der 
Partei⸗ und Gewerkſchaftsgenoſſen, in jeder Stadt und jedem Bezirk zu den 


| Fragen der gegenwärtigen Situation Stellung zu nehmen und ihrer 


Meinung, ihrem Willen in klarer und offener Weiſe Ausdruck zu geben, damit die 
Meinung der organiſierten Arbeitermaſſe als Ganzes ſich Gehör 


verſchaffen kann. Und iſt das geſchehen, dann werden auch unſere Führer fiher 


auf dem Poſten ſein, wie ſie bis jetzt ſtets geweſen find.“ 


Die Hauptſache alſo, worum es ſich handelte, war, daß die Maſſen ſich 


mit der Frage des Maſſenſtreiks befaſſen und dazu Stellung nehmen. Ob ein 


Maſſenſtreik möglich, angebracht, notwendig, würde ſich dann aus der weiteren 
Situation und aus der Haltung der Maſſe ergeben. Das Auftreten des Ge⸗ 
noſſen Kautsky dagegen erſcheint nun gerade vom Standpunkt der Marxſchen 
Auffaſſung merkwürdig. Genoſſe Kautsky ſelbſt baut ſeine ganze Theorie von 
der „Ermattungsſtrategie“ darauf, daß wir zwar nicht jetzt, aber nach den 
Reichstagswahlen im nächſten Jahre in die Zwangslage kommen können, den 
Maſſenſtreik anzuwenden. Genoſſe Kautsky gibt ferner ſelbſt zu, daß „irgend 
ein plötzliches Ereignis, ſagen wir ein Blutbad nach einer Straßendemonſtration“ 


den Maſſenſtreik ganz ſpontan notwendig machen kann. Ja, er ſchreibt ſelbſt 


zum Schluſſe: „Seit dem Beſtand des Deutſchen Reiches waren die ſozialen, 
politiſchen internationalen Gegenſätze niemals fo geſpannt wie jetzt — — Nichts 


leichter möglich als überraſchungen, die noch vor den nächſten Reichstags⸗ 


wahlen zu gewaltigen Entladungen und Kataſtrophen führen, in denen das 
Proletariat zum Aufgebot aller ſeiner Kräfte und Machtmittel hingeriſſen wird. 


F 


Ein Maſſenſtreik unter ſolchen Umſtänden könnte ſehr wohl imſtande ſein, 9 


das beſtehende Regime hinwegzufegen.“ 

Iſt dem aber ſo, iſt auch nur eine Möglichkeit vorhanden, daß der Maſſen⸗ 
ſtreik in nächſter Zukunft in Deutſchland in Anwendung kommt, dann ergibt 
es ſich von ſelbſt, daß es unſere Pflicht iſt, auch den Maſſen alle dieſe Even⸗ 
tualitäten vor die Augen zu ſtellen, jetzt ſchon in möglichſt breiten Kreiſen des 
Proletariats Sympathie für dieſe Aktion zu wecken, damit die Arbeiterſchaft nicht 
überrumpelt wird, damit ſie nicht blindlings, nicht unter einem Affekt, ſondern 
mit vollem Bewußtſein, in ſicherem Gefühl der eigenen Kraft und in möglichſt 
gewaltigen Maſſen in die Aktion eintritt. Die Maſſe ſelbſt ſoll eben für alle 
politiſchen Eventualitäten reif ſein und ſelbſt ihre Aktionen beſtimmen, nicht 
aber „im gegebenen Moment“ auf den Taktſtock von oben warten, „vertrauend 
ihrem Magiſtrat, der fromm und liebend ſchützt den Staat durch huldreich 
hochwohlweiſes Walten“, während es der Parteimaſſe ſtets geziemt, „das Maul 
zu halten“. Die Marxſche Auffaſſung beſteht ja gerade in der Beachtung der 
Maſſe und ihres Bewußtſeins als des beſtimmenden Faktors bei allen poli⸗ 
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tiſchen Aktionen der Sozialdemokratie. Im Geiſte dieſer Auffaſſung iſt auch 
der politiſche Maſſenſtreik — wie der ganze Kampf um das Wahlrecht — 
ſchließlich doch nur ein Mittel zur Klaſſenaufklärung und Organiſation der 
breiteſten Schichten des Proletariats. Wie man alſo an die Ausführung ſolcher 
Aktionen möglicherweiſe in der nächſten Zukunft denken und zugleich der Maſſe 
verbieten kann, ſich mit dieſem Problem zu befaſſen, als wenn es ſich um das 
Spielen mit dem Feuer handelte, vor dem die Maſſe bewahrt werden müßte, 
iſt gerade vom Standpunkt der Marxſchen Lehre ganz rätſelhaft, und alle 


moderne und antike Kriegsſtrategie vermag dieſes Rätſel nicht zu erklären. 


II. 


Im engſten Zuſammenhang mit dieſer Auffaſſung vom Maſſenſtreik, als | 


einer nach dem Taktſtock des Generalſtabs kommandierten Aktion, ſteht auch 
die peinliche Unterſcheidung, die Genoſſe Kautsky in bezug auf die diverſen 
Spielarten: Demonſtrationsſtreik, Zwangsſtreik, ökonomiſcher Streik, politiſcher 
Streik durchführt. Genoſſe Kautsky fordert, daß man ſie ſtreng auseinander⸗ 
halte, denn bei ungenügender Klarheit der Propaganda könnten die Maſſen 
uns falſch verſtehen und anſtatt des von uns beabſichtigten Demonſtrations⸗ 
ſtreiks unverſehens einen unangebrachten „Zwangsſtreik“ ausführen, die Ver⸗ 
mengung aber ökonomiſcher Forderungen und ſogar einer Bewegung für den 
Achtſtundentag mit der Wahlrechtsbewegung könne dieſe letztere nur ſchädigen. 

Nun mögen ſolche ſtrengen Rubrizierungen und Schematiſierungen des 
Maſſenſtreiks nach Arten und Unterarten auf dem Papier gut beſtehen und 


auch für den gewöhnlichen parlamentariſchen Alltag ausreichen. Sobald jedoch 


große Maſſenaktionen und politiſche Sturmzeiten beginnen, werden dieſe 
Rubriken vom Leben ſelbſt durcheinandergeworfen. Dies war zum Beiſpiel 
in höchſtem Maße in Rußland der Fall, wo Demonſtrationsſtreiks und Kampf⸗ 
ſtreiks unaufhörlich abwechſelten und wo die unaufhörliche Wechſelwirkung der 
ökonomiſchen und der politiſchen Aktion gerade das Charakteriſtiſche des ruſ⸗ 
ſiſchen Revolutionskampfes und die Quelle ſeiner inneren Kraft ausmachte. 
Genoſſe Kautsky lehnt freilich das Beiſpiel Rußlands ab, weil „in Rußland 
damals die Revolution herrſchte“. Da die ruſſiſchen Vorgänge unter die 


Rubrik „Revolution“ gehören, ſollen die Lehren der ruſſiſchen Kämpfe für 
andere Länder keine Geltung haben. Aber je mehr wir auch in Deutſchland 
Zeiten ſtürmiſcher Auseinanderſetzungen des Proletariats mit der herrſchen⸗ 


den Reaktion entgegengehen, um ſo mehr gelten auch die Erſcheinungen der 


revolutionären Situation für unſere Verhältniſſe. 
| Doch brauchen wir nicht einmal nach Rußland zu blicken, um das Unzu: | | 


treffende jenes lebloſen Schemas einzuſehen. Genau dasſelbe zeigt uns näm⸗ 


lich auch die Geſchichte des Wahlrechtskampfes in Belgien, wo weder Krieg 
noch Revolution ſtattfanden. Genoſſe Kautsky meint, „das Leben ſei bisher 
ſo pedantiſch geweſen“, den ökonomiſchen und den politiſchen Kampf ſtreng 
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auseinanderzuhalten, wenigſtens „in den Wahlrechtskämpfen Weſteuropas wäre 
bisher das ökonomiſche und das politiſche Moment ſtreng geſchieden“ geweſen. 


Genoſſe Kautsky befindet ſich im Irrtum. 
Die belgiſche Wahlrechtsbewegung nahm ihren Anfang im Jahre 1886, und 


zwar von einem ganzen Sturm wirtſchaftlicher Kämpfe. Zuerſt war es ein 


elementarer Streik der Bergarbeiter, der das Signal zur Erhebung gab. Dem 


Bergarbeiterſtreik folgten faft in allen Städten und Branchen andere Streiks, 
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X in denen Lohnforderungen im Vordergrund ſtanden. Aus dieſen rein gewerk⸗ 
ſchaftlichen Kämpfen war in Belgien die Maſſenbewegung für das allgemeine 
Wahlrecht geboren. Den Lohnforderungen wurde bald überall die Forderung 
des allgemeinen Wahlrechts zugeſellt und unter Benutzung der großen Er⸗ 
regung des wirtſchaftlichen Kampfes konnte die junge belgiſche Sozialdemokratie 
am 15. Auguſt 1886 ihre erſte Maſſendemonſtration für das allgemeine Wahl⸗ 
recht in Brüſſel veranſtalten. Dasſelbe wiederholte ſich auch ſpäter. Der große 
politiſche Maſſenſtreik des Jahres 1891, der die Wahlrechtsvorlage der Re⸗ 
gierung erzwungen hatte, iſt im Zuſammenhang mit dem Kampfe um den 
Achtſtundentag, nämlich unter dem unmittelbaren Anſtoß der Maifeier ent⸗ 
ſtanden und war das Produkt einer Reihe gewerkſchaftlicher Aktionen. Es war 
wieder ein großer Lohnkampf der Bergarbeiter, dem Streiks in den Eiſen⸗ und 
Stahlwerken, ſodann Streiks der Tiſchler, Zimmerer, Hafenarbeiter und anderer 
folgten. Aus dieſen Branchenſtreiks bildete ſich unter der kühnen und feſten 
Leitung der damaligen belgiſchen Parteiführer der erſte Wahlrechtsmaſſen⸗ 
ſtreik, der auch den erſten Sieg errungen hat. Nachdem dieſer politiſche Maſſen⸗ 
ſtreik angeſichts der Konzeſſion der Regierung beendet war, ſetzten die Berg⸗ 
arbeiter in Charleroi ihren Streik noch fort, um eine Verkürzung der Arbeits⸗ 
zeit und Lohnerhöhung zu erringen. Das ganze Jahr 1892 hindurch dauerte 
in der belgiſchen Induſtrie eine latente Kriſe, die eine große Erregung unter 
der Arbeiterſchaft, mehrere Streiks zur Abwehr von Lohnreduktionen und Ende 
des Jahres eine umfangreiche Arbeitsloſigkeit erzeugte. Am 8. November 1892, 
dem Tage der Kammereröffnung, organiſierte die Partei in Brüſſel in ſämt⸗ 
lichen Fabriken einen Demonſtrationsmaſſenſtreik. Im Dezember aber desſelben 
Jahres nahm ſich die belgiſche Sozialdemokratie der Sache der Arbeitsloſen 
an und veranſtaltete einige grandioſe Demonſtrationen der Arbeitsloſen. So 
wurde in beſtändiger Wechſelwirkung der Demonſtrations⸗ und der „Zwangs⸗ 
ſtreiks“, der wirtſchaftlichen und der politiſchen Aktion der folgende große 
Wahlrechtsmaſſenſtreik und der entſcheidende Kampf im Jahre 1893 vorbereitet. 
Wenn Genoſſe Kautsky jetzt ſeltſamerweiſe auch dieſen Sieg zu verkleinern 
ſucht, indem er darauf hinweiſt, daß ja „Belgien bis heute noch nicht das 
gleiche Wahlrecht beſitzt“, ſo wäre dieſe allgemein bekannte Tatſache nur gegen 
den ein Argument, wer den politiſchen Maſſenſtreik als ein wunderwirkendes 
Allheilmittel zur Erringung aller Siege mit einem Schlage, etwa nach an⸗ 
archiſtiſchem Rezept, anpreiſen würde. Vorläufig handelt es ſich aber um die 
Tatſache, daß der Maſſenſtreik jedenfalls ein vorzügliches Mittel war, deem 
belgiſchen Proletariat überhaupt den Zutritt zum Parlament und gleich bei 
den erſten Wahlen die Eroberung eines Fünftels aller Mandate zu ermög⸗ 
lichen, und daß bei dieſer Wahlrechtsbewegung wirtſchaftliche Kämpfe die 
hervorragendſte Rolle geſpielt, den Ausgangspunkt und die Baſis des poli⸗ 
tiſchen Maſſenſtreiks gebildet haben. 

Aber auch unſere eigenen bisherigen Erfahrungen widerſprechen der An⸗ 
nahme des Genoſſen Kautsky. Wir haben in dieſem Augenblick den großen 
Kampf im Baugewerbe. Nach dem obigen Schema müßten wir dieſen wirt⸗ 
ſchaftlichen Kampf von unſerer Wahlrechtsbewegung ſtreng ſcheiden, und am 
liebſten hätte ja dieſer Kampf als ſchädlich im Intereſſe der Wahlrechtsbewegung 
womöglich vermieden werden ſollen. In Wirklichkeit läßt ſich jene Scheidung 
gar nicht durchführen, und ſie wäre ſo ziemlich das Törichteſte, was wir 
beginnen könnten. Im Gegenteil kommt man naturgemäß in jeder Wahl⸗ 
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rechtsverſammlung auf die Ausſperrung im Baugewerbe zu ſprechen, die Aus⸗ 
geſperrten bilden in jeder Verſammlung und Demonſtration einen Teil unſeres 
Publikums, und unter dem Eindruck der Brutalität des Kapitals im Bau⸗ 
gewerbe weckt jedes Wort der Kritik an den beſtehenden Zuſtänden ein leb⸗ 
hafteres Echo in den Maſſen. Mit einem Worte: die Kraftprobe im Baugewerbe 
trägt dazu bei, die Kampfſtimmung für das Wahlrecht zu erhöhen, und um⸗ 
gekehrt kommt die allgemeine Sympathie, die allgemeine Erregung der Maſſen 
im Wahlrechtskampf den Bauarbeitern zugute. 

Desgleichen haben wir uns eigentlich ſchon gegen das Schema verſündigt, 
indem wir den Wahlrechtskampf mit der Maifeier, alſo mit dem Kampfe um 
den Achtſtundentag verknüpft haben, indem wir die Maifeier direkt zu einer 
Wahlrechtsdemonſtration geſtaltet haben. Allein jedermann verſteht, daß dieſe 
Verknüpfung ein einfaches Gebot der ſozialdemokratiſchen Taktik war, und daß 
gerade durch die Verbindung mit den Mailoſungen des internationalen Sozia⸗ 
lismus unſer preußiſcher Wahlrechtskampf ſeinen richtigen Rahmen als prole⸗ 
tariſcher Klaſſenkampf erhalten hat. 

Hier liegt eben der Schwerpunkt der Frage. Wollen wir unſere preußiſche 
Wahlrechtsbewegung im Sinne des bürgerlichen Liberalismus und in Bundes⸗ 
genoſſenſchaft mit ihm als einen nur politiſchen Verfaſſungskampf führen, dann 
iſt allerdings eine ſtrenge Scheidung dieſer Bewegung von allen ökonomiſchen 
Kämpfen mit dem Kapital am Platze. Dann iſt aber auch der ſtreng politiſche 
Maſſenſtreik von vornherein als eine halbe Maßregel zum Fiasko verurteilt, 
wie dies die Schickſale des belgiſchen Maſſenſtreiks im Jahre 1902 dartun, 
die dem Genoſſen Kautsky vielleicht erklären können, warum „andererſeits 

Belgien bis heute noch nicht das gleiche Wahlrecht beſitzt“. Wollen wir hin⸗ 
gegen den Wahlrechtskampf im Sinne rein proletariſcher Taktik, das heißt als 
eine Teilerſcheinung unſeres allgemeinen ſozialiſtiſchen Klaſſenkampfes führen, 
wollen wir ihn durch eine umfaſſende Kritik der allgemeinen wirtſchaftlichen 
und politiſchen Klaſſenverhältniſſe begründen und auf die eigene Macht und 
Klaſſenaktion des Proletariats allein ſtützen, dann iſt es klar, daß eine „ſtrenge 
Scheidung“ von wirtſchaftlichen Intereſſen und Kämpfen des Proletariats zweck— 

widrig, ja unmöglich erſcheint. Es hieße dann die Kraft und den Schwung der 
Wahlrechtsbewegung künſtlich lähmen, ihren Inhalt ärmer machen, wollten wir 
nicht alles in ihr aufnehmen, fie nicht von allem tragen laſſen, was die Lebens⸗ 
intereſſen der Arbeitermaſſen berührt, was in den Herzen dieſer Maſſe lebt. 

Genoſſe Kautsky redet hier gerade jener pedantiſch-engherzigen Auffaſſung 
der Wahlrechtsbewegung das Wort, die uns ohnehin bereits geſchadet hat. 
Als wir im Jahre 1908 und 1909 den erſten Demonſtrationsſturm in der 
preußiſchen Wahlrechtsbewegung erlebten, bekam die Arbeiterſchaft eben die 
Schrecken der wirtſchaftlichen Kriſe zu koſten. Eine grauenhafte Arbeitsloſigkeit 
herrſchte in Berlin und äußerte ſich in erregten Arbeitsloſenverſammlungen 
und Demonſtrationen. Anſtatt nun dieſe Arbeitsloſenbewegung mit in den 
Strudel des Wahlrechtskampfes zu lenken, anſtatt den Ruf nach Arbeit und 
Brot mit dem Rufe nach gleichem Wahlrecht zu verbinden, wurde umgekehrt 
die Sache der Arbeitsloſen von der Sache des Wahlrechtes auf das ſtrengſte 
geſchieden, und der „Vorwärts“ gab ſich alle Mühe, die Arbeitsloſen von 
den Rockſchößen der Wahlrechtsbewegung öffentlich abzuſchütteln. Nach dem 
Schema des Genoſſen Kautsky war dies ein weiſes Stück „Ermattungsſtrategie“, 
nach meiner Auffaſſung war es ein Verſtoß gegen die elementarſte Pflicht einer 
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wirklichen proletariſchen Taktik und mit ein Mittel, die damalige Demon⸗ 
ſtrationsbewegung bald zum Stillſtand zu bringen. 

Indem Genoſſe Kautsky jetzt wieder die ſtrenge Trennung der Wahlrechts⸗ 
bewegung von den großen wirtſchaftlichen Maſſenkämpfen befürwortet, ſtützt 
er theoretiſch gerade jenen Geiſt in der Partei, aus dem heraus ſich die 
Neigung unſerer führenden Parteikreiſe erklärt, am liebſten Demonſtrationen 
nur mit Organiſierten zu veranſtalten, jenen Geiſt, der die ganze Wahlrechts⸗ 
bewegung als ein unter ſtrengem Kommando der oberen Inſtanzen nach ge⸗ 
nauem Plane und Vorſchrift ausgeführtes Manöver auffaßt, ſtatt in ihr eine 
große hiſtoriſche Maſſenbewegung, ein Stück des großen Klaſſenkampfes zu 
ſehen, der aus allem ſeine Nahrung ſchöpft, was den heutigen Gegenſatz zwiſchen 
dem Proletariat und dem herrſchenden Klaſſenſtaat ausmacht. 

Mit einem Worte, Genoſſe Kautsky ſtützt theoretiſch juſt die Vorurteile 
und Beſchränktheiten in der Auffaſſung unſerer leitenden Kreiſe, die ohnehin 
jeder größeren und kühneren politiſchen Maſſenaktion in Deutſchland im Wege 
ſtehen, und die zu überwinden das dringende Intereſſe der jetzigen Wahlrechts⸗ 
bewegung gebietet. . (Schluß folgt.) 


Die Arbeiterbeweg ung in den vereinig ten Staaten. 
Von Klgernon See. 


1. Die fortſchritte der Sozialiſtiſchen Partei. 


Das letzte Jahr war in politiſcher wie in ökonomiſcher Beziehung nicht 


ohne wichtige Vorkommniſſe in der Arbeiterbewegung der Vereinigten Staaten. 

ielleicht am wichtigſten wurden für uns die Gemeindewahlen in Milwaukee 
am 7. April, durch die die Sozialiſtiſche Partei zum erſten Male die Verwal⸗ 
tung einer amerikaniſchen Großſtadt in ihre Hand bekam. 


Milwaukee hat ungefähr 350000 Einwohner und ſteht unter den Städten 


der Vereinigten Staaten an dreizehnter Stelle. Es iſt zwar nicht politiſch, 
aber der Bedeutung nach die Hauptſtadt von Wisconſin. Dieſer Staat liegt 
im mittleren Norden unſeres Landes am Michigan⸗ und Oberen See und 


am Oberlauf des Miſſiſſippi. Er beſitzt ausgedehnte Fichtenwälder, Eiſen⸗ 


und Kupferbergwerke, und beſonders im Nordweſten wird viel Weizen an⸗ 


gebaut. Die Stadt iſt berühmt durch ihre Bierbrauereien, doch finden ſich 
auch manche andere wichtige Induſtriezweige dort, da Milwaukee der Mittel- 
punkt eines regen Handelsverkehrs iſt, ſowohl durch Eiſenbahnen wie durch 


Dampfboote auf den großen Seen. 


Die Stärke des deutſchen Elementes unter der Bevölkerung und vor allem ' 


die Organiſation der Brauereiarbeiter bildete ſchon früh einen kraftvollen Kern 
für eine ſozialiſtiſche Bewegung. Doch hat dieſe neuerdings alle Schranken 


der Nationalität überſchritten und erſtreckt ſich jetzt auf alle Teile der Arbeiter⸗ 


bevölkerung der Stadt. 


Es gelang der Sozialiſtiſchen Partei in Milwaukee ſchon vor Jahren 


— beſſer als in den meiſten anderen Städten Amerikas — feſte und freund⸗ 


liche Beziehungen mit den Gewerkſchaften anzuknüpfen und ſie aufrecht⸗ 
zuerhalten, zum großen Vorteil beider Teile. Die Stimmenzahl der Sozia⸗ 
liſten ſtieg beſtändig in Milwaukee und auch, obzwar etwas langſamer, in 


den übrigen Teilen des Staates. Seit einigen Jahren hatten wir ein paar 
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ſozialiſtiſche Vertreter im Stadtrat von Milwaukee, im Kontrollausſchuß 
(County Board of Supervisors) und in beiden geſetzgebenden Häuſern von 
Wisconſin. Sie zeichneten ſich nicht durch beſonders glänzende und hervor⸗ 
ragende Aktionen aus, ſondern durch ein unermüdliches und erfolgreiches Ein⸗ 
treten für die Intereſſen der Arbeiterklaſſe wie für die allgemeinen ſozialen 
Intereſſen der Bevölkerung überhaupt gegenüber den Anſtrengungen der 
Kapitaliſten und ihrer Werkzeuge, der Geſchäftspolitiker der alten Parteien. 
Es gelang ihnen zwar nur in einigen weniger wichtigen Punkten, poſitive 
Reformen in ſozialiſtiſchem Sinne durchzuſetzen. Doch vermochte ihre lebhafte 
Oppoſition manchen Anſchlag der korrumpierten Elemente der Reaktion zunichte 
zu machen. Ihre mühſame Arbeit iſt jetzt endlich von Erfolg gekrönt worden. 
Die Sozialiſten eroberten in den Wahlen dieſes Frühlings die vier Haupt⸗ 
verwaltungsämter der Stadtregierung — Bürgermeiſter, Kontroller, Schatz⸗ 
meiſter und Stadtanwalt —, 21 von den 35 Sitzen des Stadtrats, 11 von 
den 16 Sitzen des Kontrollausſchuſſes, zwei von den niedrigeren Richterſtellen 
und einige kleinere Amter. Niemals vorher hat die Sozialiſtiſche Partei in 
irgend einer Stadt von Amerika die volle Verwaltungsgewalt in Händen 
gehabt; und nie vorher hat ſie auch nur einen nennenswerten Anteil an der 
Verwaltung in einer größeren Stadt beſeſſen. Haverhill, Brockton und die 
anderen Orte, die die Sozialiſten wenigſtens vorübergehend erobert hatten, 
ſind alles Städte mit weniger als 50000 Einwohnern. | 
Die Befugniſſe der ſtädtiſchen Verwaltung werden in den Vereinigten 
Staaten ſehr eingeengt durch die Verordnungen der Städteverfaſſungen (City 
charters), durch die Geſetze des betreffenden Staates und des ganzen Bundes 
und auch durch das Gewohnheitsrecht, wenigſtens nach der Auslegung der 
höheren Gerichtshöfe. Trotzdem können unſere Genoſſen, die in Milwaukee 
gewählt worden ſind, während der zwei Jahre ihrer Amtsdauer viel wert⸗ 
volle Arbeit leiſten. Ja, man kann auch erwarten, daß im nächſten November 
zu den ſozialiſtiſchen Abgeordneten in der Wisconsin State Legislation noch 
einige dazu kommen werden, und vielleicht vermag Milwaukee ſogar einen 
oder zwei Sozialiſten in den Kongreß der Vereinigten Staaten zu entſenden 
Der Sieg in Milwaukee iſt nicht nur von lokaler Bedeutung. Er hat die 
Sozialiſten von ganz Amerika mit friſchem Mute beſeelt, von denen manche 
durch das langſame Anwachſen der ſozialiſtiſchen Stimmenzahl ſeit 1904 etwas 
niedergeſchlagen waren. Kaum weniger wichtig iſt es, daß dieſer Sieg wahr⸗ 
ſcheinlich die Bildung einer Arbeiterpartei auf nationalem, das heißt den 
ganzen Staatenbund umfaſſenden Boden, die der jetzigen Sozialiſtiſchen Partei 
vielleicht feindlich gegenüberſtehen würde, in weite Ferne gerückt hat, während 
noch vor wenigen Wochen dieſe Gründung mehr als wahrſcheinlich war. 
Am 15. Mai findet in Chicago ein Parteitag der amerikaniſchen Sozia⸗ 
liſten ſtatt. Dies iſt etwas Ungewöhnliches in der Geſchichte unſerer Be⸗ 
wegung. Sonſt trat der Parteitag nur alle vier Jahre einmal zuſammen, 
um über die Aufſtellung des Präſidenten und Vizepräſidenten zu beraten. 
Die Wahl dieſer Kandidaten und die Vorbereitungen für eine Wahlkampagne 
drängten jedesmal alle anderen Fragen in den Hintergrund und verhinderten 
den Parteitag, ſich ernſtlich mit der eigentlichen und ſchließlich auch wich— 
tigeren Aufgabe der Partei zu beſchäftigen. Es ſteht zu hoffen, daß dieſer 
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Parteitag eine neue Epoche in der Geſchichte des Sozialismus der Vereinigten 
Staaten einleiten, daß er die richtige Stellung der Partei feſtlegen wird ſo⸗ 
wohl gegenüber allzu opportuniſtiſchen Tendenzen, die in einigen Kreiſen 
herrſchen, wie auch gegenüber dem „Impoſſibilismus“ und der revolutionären 
Phraſe, mit denen auf der anderen Seite gearbeitet wird. Er ſoll ein ver⸗ 
ſtändiges Programm der nächſten Forderungen aufſtellen, die Parteiorgani⸗ 
ſation ſtärken und ihre Aktionsmethoden in mancher Hinſicht vervollkommnen. 
Es wird indeſſen beſſer ſein, über all das lieber einige Wochen ſpäter, nach dem 
Kongreß zu berichten, als jetzt (2. Mai) zu verſuchen, den Propheten zu ſpielen. 

Die Anzahl der organiſierten Parteigenoſſen wächſt beſtändig, wenn auch 
nicht mehr ganz ſo ſchnell wie in den zwei Jahren vor den letzten großen 
Wahlen. Auf dem Parteitag im Mai 1904 konnte der Parteiſekretär eine 
Mitgliederanzahl von 16000 feſtſtellen. Nach dem Bericht, der dem Partei⸗ 
tag vom Mai 1908 vorlag, iſt dieſe Zahl in vier Jahren auf ungefähr 
41000 geſtiegen. Aus der Summe der Organiſationsbeiträge von 1909 und 
dem erſten Viertel von 1910 ergibt ſich eine Summe von 43811 organiſierten 
Genoſſen. Auf dem Parteitag im Mai wird der Parteiſekretär ſicher mit⸗ 
teilen können, daß rund 50000 Genoſſen wirklich in die Organiſationsliſten 
eingetragen ſind und regelmäßig Beiträge zahlen, denn gerade in den letzten 
Monaten war das Anwachſen der Organiſationen ziemlich bedeutend. 3 

Daß die Sozialiſtiſche Partei Amerikas auch nicht ganz auf ihre Pflichten 
gegenüber der internationalen Arbeiterbewegung vergeſſen hat, beweiſen ihre 
Geldbeiträge für ausländiſche Zwecke. In den letzten fünfzehn Monaten hat 
das Parteiſekretariat dem Fonds zum Schutze von ruſſiſchen und mexika⸗ 
niſchen Flüchtlingen, die den Henkern von Nikolaus II. und Diaz entgangen 
ſind, 1416 Mark überwieſen; dem Fonds für die Hinterbliebenen der Opfer 
des Erdbebens in Kalabrien, der von unſeren italieniſchen Genoſſen gegründet 
war, 296 Mark; 1268 Mark für die Hinterbliebenen der Opfer der ſpaniſchen 
Reaktion; und ſchließlich für den ſchwediſchen Generalſtreik 26484 Mark. 
Natürlich ſind bei dieſen Zahlen nicht die verſchiedenen Beiträge mitgerechnet, 
die von Lokalorganiſationen der Partei oder von Organiſationen, die zwar 
mit der Partei ſympathiſieren, aber ihr nicht angehören, direkt geſandt wurden, 
und die die Geſamtſumme beträchtlich erhöhen würden, beſonders bei den 
Fonds für die Ruſſen und Mexikaner. ö 


2. Die Unzufriedenheit im Volke und das Projekt der Arbeiterpartei. 

Die fteigenden Lebensmittelpreiſe haben eine immer ſtärker werdende Un⸗ 
zufriedenheit unter den ärmeren Bevölkerungsſchichten wachgerufen, beſonders 
unter den Lohnarbeitern, deren Löhne nicht im ſelben Verhältnis wie die Preiſe 
für faſt alle Verbrauchsgegenſtände gewachſen ſind. Ein Teil der Farmer 
(keineswegs aber alle) konnte aus dem Steigen der Preiſe für ländliche Pro⸗ 
dukte einigen Gewinn ziehen. Gleichwohl ſind die Preiſe, die ſie erhielten, 
in den meiſten Fällen nicht jo ſehr geſtiegen wie jene, welche die Konſumenten 
für dieſelbe Ware zu zahlen hatten. Die Differenz kommt als Extraprofit den 
Kapitaliſten zugute, die den Handel und Transport in Händen haben und 
zwiſchen den Produzenten und den Konſumenten der Lebensmittel ſtehen. Der 
Farmer iſt einerſeits abhängig von den Eiſenbahngeſellſchaften, den Korn- und 
Baumwollſpekulanten, dem Fleiſch⸗ und Tabaktruſt, den großen Butter, Käſe⸗ 
und Milchgeſellſchaften, denen er ſeine Produkte verkaufen muß, andererſeits 
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wieder von dem Kapitaliſten, von dem er Maſchinen und Erſatzteile, Kleidung, 
Hausgerät und Se Arten von e bezieht. 
de cher vor des Gold 
Are ihre Bone Dies bringt die Arbeiter in eine ſchwierige Lage, da ſie, währen 
te ihre Konſummittel 40 bis 60 Prozent teurer bezahlen müſſen, nur 20 bis 
30 Prozent mehr Lohn einnehmen als vor zehn Jahren. Die Konzentration 
der kapitaliſtiſchen Macht in allen Induſtriezweigen verſchärft noch die Situation, 
da ſie in manchen Fällen eine Preisſteigerung hervorruft, deren Gewinn ſtets 
in die Taſchen der großen Kapitaliſten fließt. Alles außer den Finanzmagnaten 
wird unruhig, und es ſtellt ſich immer mehr heraus, daß dem übel mit klein⸗ 
lichen Reformen, wie ſie die bürgerlichen Parteien durchführen wollen, nicht 
beizukommen iſt. 

Die Demokratiſche Partei hat ſich völlig unfähig gezeigt, die Gunſt des 
Augenblicks auszunutzen. Die vernichtende Niederlage bei den Präſidenten⸗ 
und Kongreßwahlen 1908 hat die Reihen ihrer Anhänger ſehr entmutigt. Ihre 
Führer ſind uneins, manche böſe kompromittiert. Ihre Fraktion im Kongreß 
hat ſich mehr dadurch ausgezeichnet, daß ſie die reaktionärſten, republikaniſchen 
Elemente in kritiſchen Momenten unterſtützte, als daß ſie der Regierung eine 
einigermaßen konſequente Oppoſition entgegenſtellte. Die Trage: „Was iſt ein 
Demokrat? ijt ein ermorden Leiner weiß eine Antwort auf 


Der republikaniſchen Regierung iſt es gelungen, die ganze Maſſe der Wähler 

gründlich zu enttäuſchen, die für Taft und das republikaniſche Programm in 

dem Glauben geſtimmt hatten, er und ſeine Partei ſeien verpflichtet, Rooſevelts 

Politik fortzuführen. Die Republikaner ſind heute in zwei Lager geſpalten, 
die ſich heftig befehden, die „Regulären“ und die „Inſurgenten“. Letztere 
bilden die eigentliche Oppoſition im Kongreß und haben eine ſtarke Anhänger— 
ſchaft in der Bevölkerung hinter ſich, während jene dadurch im Vorteil ſind 

(was in den Vereinigten Staaten weit wichtiger iſt als in jedem anderen Lande), 
daß ſie die Parteiorganiſation in der Hand haben. 

Unter dem Drucke der teuren Preiſe und der zunehmenden Intenſität der 
Arbeit ſahen ſich die Arbeiter veranlaßt, höhere Löhne und kürzere Arbeits⸗ 
zeiten zu fordern. Die Arbeiterbewegung beginnt ſich langſam von den ſchweren 
Folgen der Kriſe von 1907/08 zu erholen, und fie iſt von einem fortſchritt⸗ 
licheren Geiſte beſeelt als in den Jahren kurz vor dieſer Kriſe. Gerade als 
die Arbeiterbewegung wieder aufzuleben begann, wurde ſie ſchwer durch eine 
Reihe von ungünſtigen Gerichtsurteilen betroffen (beſonders in dem Prozeß 
der Bucks Stove Company gegen die Leiter der American Federation of Labor 
und in dem von D. Lowe & Co. gegen den Hutmacherverband), und weder 
bei Demokraten noch bei Republikanern, bei den „Inſurgenten“ ſo wenig wie 

bei den „Regulären“, konnten die Arbeiter Hilfe und Unterſtützung finden. Der 
Gedanke einer ſelbſtändigen politiſchen Aktion hat daher in den Reihen der 
organiſierten Arbeiter während der letzten zwei Jahre große Fortſchritte gemacht. 

Freilich gab dieſe Idee noch nicht den Anſtoß zu einer beſtimmten Aktion. 
Welche Form ſie annehmen wird, das wird hauptſächlich davon abhängen, 
welchen Kurs die Sozialiſten in der nächſten Zukunft verfolgen. Wenn es der 
Partei nicht gelingt, in dieſem Jahre eine größere Zahl organiſierter Arbeiter 
als bisher für unſere Sache zu gewinnen, und wenn ſie nicht bei den Staats⸗ 
und Kongreßwahlen im November einen erheblichen Stimmenzuwachs auf⸗ 
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zuweiſen hat, fo iſt ernſtlich zu befürchten, daß uns bald eine Arbeiterpartei 
gegenüberſteht ohne feſtes politiſches Programm, halb ſozialiſtiſch und halb 
bürgerlich, ohne Klarheit, ohne Zuſammenhalt und demokratiſche Diſziplin, 
den großen kapitaliſtiſchen Parteien gegenüber verhältnismäßig ohnmächtig, 
aber doch ſtark genug, um die ſozialiſtiſche Partei den Proletariern zu ent⸗ 
fremden, ihren Fortſchritt aufzuhalten und lange Jahre innerer mörderiſcher 
Kämpfe über uns zu verhängen. Dieſe Gefahr müſſen die amerikaniſchen 
Sozialiſten dadurch abzuwenden ſuchen, daß ſie ihre Partei zum energiſchen 
und wirkſamen Verfechter der Intereſſen der Arbeiterklaſſe machen, der augen⸗ 
blicklichen ſowohl wie der fernſten; zu gleicher Zeit muß ſie ſich aber auch 
davor hüten, daß ſie ſich dadurch jene ſehr erhebliche Zahl von Elementen in 
ihren eigenen Reihen entfremdet, die, von einem tiefen Mißtrauen gegen die 
amerikaniſchen Gewerkſchaften und von großer Feindſeligkeit gegen jeden Oppor⸗ 
tunismus erfüllt, dazu neigen, jedes Betonen unſerer unmittelbaren Forde⸗ 
rungen, jeden Verſuch, unſere Grundſätze auf konkrete, aktuelle Fragen an⸗ 
zuwenden, als ein Abirren von der ſozialiſtiſchen „Orthodoxie“ zu betrachten. 

Eine ſogenannte „Union Labor Party“ exiſtiert ſeit ungefähr ſieben Jahren 
in Kalifornien. Dreimal ſiegte ſie in den Munizipalwahlen in San Franzisko, 
das mit 400000 Einwohnern die größte Stadt des fernen Weſtens und die 
neuntgrößte in den Vereinigten Staaten überhaupt iſt. Dieſe Partei iſt ein 
merkwürdiges Gemiſch von mehr oder weniger fortſchrittlichen Arbeitern und 
von Induſtrierittern und Abenteurern aus den Reihen der bürgerlichen Ge⸗ 
ſchäftspolitiker. Man glaubte, ſie hätte einen tödlichen Schlag dadurch erhalten, 
daß Eugen Schmitz, den ſie zweimal zum Bürgermeiſter von San Franzisko 
gewählt hatte, der Beſtechung und Erpreſſung überführt wurde und einige 
andere Führer mit ihm ſchwer kompromittiert waren. Indeſſen war die Partei 
doch imſtande, die Wahlen im vorigen Jahre wieder erfolgreich zu beſtehen 
und Patrick H. Me Cartly an Stelle des diskreditierten Schmitz als Bürger⸗ 
meiſter zu wählen. Unter ihren Führern ſind ein paar ſehr tüchtige, energiſche 
Gewerkſchafter, und ſie kann eine große Menge organiſierter Arbeiter an der 
Pazifiſchen Küſte zu den Ihren zählen. Ihre Erfolge haben Verſuche ähnlicher 
Art in anderen Teilen des Landes begünſtigt. 

Ein anderes Zentrum für dieſe Beſtrebungen iſt Chicago. Dies iſt mit 
über 2000000 Einwohnern die zweitgrößte Stadt von Amerika. Es iſt die 
Hauptſtadt des mittleren Weſten. Es beherbergt die verſchiedenſten Induſtrie⸗ 
zweige in gewaltiger Ausdehnung, und iſt der Mittelpunkt für die Bahnlinien 
des ganzen Landes und der Markt, wo die Induſtrie- und Ackerbauprodukte 
von ganz Amerika zuſammenfließen und ausgetauſcht werden. Alle charakte⸗ 
riſtiſchen Züge einer rapiden Entwicklung und des zügelloſeſten Kapitalismus 
finden ſich in Chicago am ſchärfſten ausgeprägt — ſeine grauſame Gier, ſein 
vulgäres Protzentum, ſeine ſchamloſe Korruption, ſeine geſetzloſe Brutalität — 
und ſie finden ihr Widerſpiel in dem energiſchen, aber unſtäten und konfuſen 
Charakter der Arbeiterbewegung dieſer Stadt. Als 1904 die Demokratiſche 
Partei ein Spielball entſchieden reaktionärer Elemente wurde, gab Chicago 
für die Sozialiſten 45000 Stimmen ab. Indeß verloren ſie ſchon im nächſten 
Jahre zwei Drittel ihrer Wähler, und die Stimmenzahl der Sozialiſten ſchwankte 
ſeither zwiſchen 15000 und 20000. Die Stadt hatte mehrere große Streiks 
durchzumachen — die Fleiſcharbeiter, Fuhrleute und Bauarbeiter traten in den 
Ausſtand —, die ein ſtarkes Klaſſenbewußtſein erweckten, denen aber leider die 
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beſonnene Diſziplin und Standhaftigkeit einer reifen ſozialdemokratiſchen Be⸗ 
wegung nur zu ſehr fehlte. Im letzten Jahre hat die Federation of Labor von 
Chicago — der Zentralausſchuß, in dem ſämtliche Gewerkſchaften der Stadt 
vertreten ſind — bei mehr als einer Gelegenheit Reſolutionen angenommen, 
die auf die Notwendigkeit einer ſelbſtändigen politiſchen Aktion der Arbeiterklaſſe 
hinwieſen und die amerikaniſche Federation of Labor aufforderten, die Initiative 
zur Bildung einer Arbeiterpartei auf nationaler Grundlage zu ergreifen. 

In Pennſylvanien haben dieſe Beſtrebungen noch weiter geführt. Während 
des Generalſtreiks — es war ein Sympathieſtreik für die Straßenbahner — 
im Februar und März in der Stadt Philadelphia wurde der Gedanke an die 
Gründung einer Arbeiterpartei eifrig diskutiert. Als der Streik zu Ende war, 
wurde eine Zuſammenkunft abgehalten, an der ſich Vertreter von faſt allen 
Gewerkſchaften der Stadt beteiligten. Dieſe Zuſammenkunft glänzte nicht 
gerade durch Harmonie. Einige der konſervativeren Gewerkſchaften wollten 
von der Idee einer Arbeiterpartei von vornherein nichts wiſſen, ebenſo wie 
einige, die mehr ſozialiſtiſch gefärbt ſind. Trotzdem wurde die Gründung einer 
Arbeiterpartei beſchloſſen, in der Erwartung, daß ſie ſich über den übrigen 
Staat ausdehnen und daß eine ähnliche Bewegung auch in den anderen Teilen 
der Vereinigten Staaten platzgreifen werde. 

Nach ein paar Wochen, am 21. April, wurde eine zweite Beſprechung ab- 
gehalten, bei der ein Parteiprogramm angenommen wurde, das eine große 
Zahl Einzelforderungen enthielt. Einige von ihnen ſtimmen mit Forderungen 
des ſozialdemokratiſchen Programms überein, während andere mehr nach bürger- 
lichem Radikalismus riechen. Einige Delegierte machten den Vorſchlag, ein 
rein ſozialiſtiſches Programm an deſſen Stelle zu ſetzen, doch wurde er von 
einer großen Majorität zurückgewieſen. Es iſt jetzt noch zu früh, um feſtſtellen 
zu können, ob dieſe Labor Party in Pennſylvanien lebensfähig iſt, ob in ihr 
die wirklichen Arbeiterelemente am Ruder bleiben können oder ob ſie doch 
wieder ins Fahrwaſſer der bürgerlichen Politiker einlenken wird. Es wäre 
indeſſen unnütz, ihre Bedeutung zu verkleinern. Sie iſt zum mindeſten bezeich⸗ 
nend für die weite Verbreitung des Strebens nach einer Arbeiterpartei, mit 
dem, welche Geſtalt immer es annehmen möge, die ſozialiſtiſche Partei zu 
rechnen hat. 

Weder in Chicago noch in Philadelphia ſtanden die Sozialiſten in den 
Gewerkſchaften der Bildung einer Labor Party freundlich gegenüber; ſie hätten 
natürlich eine offene Anerkennung der exiſtierenden ſozialiſtiſchen Partei lieber 
geſehen. Auf der anderen Seite fand die Arbeiterpartei eine erbitterte Oppo⸗ 
ſition bei den älteren, konſervativeren Führern in den Gewerkſchaften, beſonders 
von ſeiten der Freunde der Gompersſchen Verwaltung der amerikaniſchen 
Federation of Labor. Manche von ihnen ſtehen auch in mehr oder weniger 
einträglichen Beziehungen, öffentlichen oder geheimen, zu den Demokraten 
oder Republikanern, und müſſen einen Verluſt ihres Preſtiges befürchten, 
wenn dieſe Beziehungen zerriſſen werden. Andere ſind feſt davon überzeugt, 
daß eine ſelbſtändige politiſche Aktion der Arbeiterklaſſe unmöglich iſt und 
daß ſie, ohne Erfolg zu haben, nur die Gewerkſchaften ſpalten und ſchwächen 
würde. Es gibt aber zwiſchen dieſen beiden Extremen, den Konſervativen und 
Sozialiſten, doch immer noch genug anſtändige Gewerkſchafter mit fortſchritt⸗ 
licher Geſinnung und Kampfesluſt, die jedoch nicht genügend politiſch geſchult 

ſind, um das ganze ſozialiſtiſche Programm anzunehmen und denen die Sozia⸗ 
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liſten als eine doktrinäre Sekte erſcheinen, deren Politik für amerikaniſche Ver⸗ 
hältniſſe unmöglich ſei. Es wäre verfehlt, die Zahl dieſer Elemente zu unter⸗ 
ſchätzen oder an ihrer Ehrenhaftigkeit und Intelligenz zu zweifeln. Andererſeits 
ſtehen da unſere bewährten Vorkämpfer, die jahrelang ihre volle Kraft dafür 
ausgaben, die ſozialiſtiſche Bewegung auszubauen, denen die Hinderniſſe wohl⸗ 
bekannt ſind, die ſie zu überwinden hatte, die die hinreißende Gewalt ſozia⸗ 
liſtiſcher Begeiſterung und Parteidiſziplin kennen, die ſchließlich die glänzenden 
Ausſichten ſehen, die ſich dem Sozialismus jetzt eröffnen; man kann nicht er⸗ 
warten, daß ſich dieſe Männer leichten Herzens dazu verſtehen werden, alle 
Errungenſchaften der Partei aufs Spiel zu ſetzen durch eine Verbindung mit 
jenen unerfahrenen und oft haltloſen Elementen, die augenblicklich in einer 
Arbeiterpartei an die Spitze kommen würden. 

Die Lage wird noch verwickelter dadurch, daß die vorgeſchlagene Be⸗ 
wegung keine rein proletariſche ſein ſoll. In den letzten Jahren ſind, haupt⸗ 
ſächlich im mittleren Weſten, zwei mächtige Organiſationen der Farmer ent⸗ 
ſtanden — die Farmers' Educational and Cooperative Union und die American 
Society of Equity. Dieſe Organiſationen umfaſſen Tauſende kleiner Farmer, 
Pächter wie arbeitende Eigentümer, die alle ein gemeinſames Intereſſe haben 
im Gegenſatz zu den Bahngeſellſchaften und den großen induſtriellen Truſts, 
und die, wenigſtens augenblicklich, zuſammen mit den Induſtriearbeitern 
gehen wollen. Höhere Preiſe für ihre ländlichen Erzeugniſſe zu erzielen, iſt 
das Hauptziel dieſer Geſellſchaften, das ſie dadurch zu erreichen hoffen, daß 
ſie direkte Verbindungen zwiſchen dem ländlichen Produzenten und dem Kon⸗ 
ſumenten in der Stadt anbahnen, teils durch Genoſſenſchaften, teils durch 
Geſetze, die, wie ſie hoffen, die Frachtſpeſen auf den Bahnen herunterſetzen 
und die Macht des Truſts brechen ſollen. 4 

Anfang Februar tagte eine Geheimkonferenz in Chicago, bei der Beamte 
der Ackerbaugeſellſchaften mit hervorragenden Gewerkſchaftsführern zuſammen⸗ 
trafen und über eine gemeinſame politiſche Aktion diskutierten. Samuel 
Gompers, der Präſident der American Federation of Labor, war bei dieſer 
Konferenz zugegen, und es iſt bekannt, daß er gegen dieſen Vorſchlag eintrat, 
daß er aber nicht imſtande war, die Förderer der Aktion von ihrem Vor⸗ 
haben abzubringen. Einige Wochen ſpäter nahm die Federation of Labor 
von Chicago eine Reſolution an, die ſich offen mit der vorgeſchlagenen Eini⸗ 
gung zwiſchen Arbeitern und Farmern auf dem Gebiet der Politik ein⸗ 
verſtanden erklärte, und dieſe Reſolution fand ein Echo an manchen anderen 
Orten im mittleren Weſten. Gerade jetzt ſoll eine öffentliche Konferenz in 
St. Louis ſtattfinden, von der man die Vereinigung der beiden Farmerbünde 
erhofft und auf der Präſident Gompers und andere Beamte der American 
Federation of Labor mit den Führern der Farmer über den Plan zur gemein⸗ 
ſamen politiſchen Aktion beraten wollen. Der Ausgang dieſer Zuſammenkunft 
wird mit begreiflichem Intereſſe erwartet. 

Wenn Gompers ſich allen Plänen einer Arbeiterpartei widerſetzt, ſei es 
in Verbindung mit den ackerbauenden Elementen oder nicht, ſo braucht man 
doch nicht anzunehmen, wie manche Sozialiſten tun, er laſſe ſich dabei von 
dem Wunſche leiten, der Kapitaliſtenklaſſe oder ihren Parteien zu dienen. E 
iſt kein ausreichen ud vorhanden, Gompers der Korruption oder wire 
licher Unehrlichkeit zu beſchuldigen, fo nachdrücklich man auch betonen muß, 
daß er ungeeignet iſt, die amerikaniſche Arbeiterbewegung zu führen. Er iſt 
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beſchränkt und eigenſinnig, aufgeblaſen und dabei feig; doch glaubt er zweifel— 
los aufrichtig an die Kraft des unpolitiſchen Nurgewerkſchaftertums und iſt 
ebenſo aufrichtig von der Verderblichkeit einer politiſchen Aktion des Prole- 
tariats überzeugt. Seine alte Fehde mit den Sozialiſten hat ihn noch in 
dieſer Haltung beſtärkt. Denn er iſt ſchlau genug, einzuſehen, daß wenn eine 
unabhängige Arbeiterpartei gegründet werden würde, ſie entweder eine mehr 
oder weniger ſozialiſtiſche Tendenz aufweiſen oder aber zu einem willenloſen 
Werkzeug in den Händen der ſchlimmſten kapitaliſtiſchen Geſchäftspolitiker 
werden müßte — und beides ſcheint ihm gleich unheilvoll zu ſein. Ferner 
fürchtet er, die Anteilnahme an politiſchen Aktionen könnte die Gewerkſchaften 
ſpalten und desorganiſieren und ihre Arbeit auf ökonomiſchem Gebiet beein⸗ 
trächtigen, die er ja für das Höchſte hält. Schließlich haben die Erfahrungen 
des Jahres 1908 ſeinen Widerſtand gegen politiſche Tätigkeit noch mehr be⸗ 
feſtigt. In dieſem Jahre übernahm er gegen ſeinen Willen, aber gedrängt 
von anderen Arbeiterführern und widrigen Ereigniſſen (Einhaltsbefehle, un⸗ 
günſtige Gerichtsurteile uſw.), die nominelle Führerſchaft in einem ſehr matt: 
herzigen Unternehmen gegen die politiſche Tätigkeit der Gewerkſchaften. Im 
Namen der American Federation of Labor appellierte er an den republika⸗ 
niſchen Parteikongreß, in ſein Programm einige den Arbeiterorganiſationen 
günſtige Forderungen aufzunehmen. Als dieſer Antrag verächtlich abgewieſen 
wurde, wandte er ſich mit derſelben Sache an die Demokraten. Und als 
deren Parteivorſtand eine wenig warme und ſehr verklauſulierte Zuſtimmung 
gab, da genügte das Gompers, die organiſierten Arbeiter des ganzen Landes 
zur Unterſtützung der Demokraten aufzurufen. Sie ſollten „ihre Freunde be— 
lohnen und ihre Feinde beſtrafen“ dadurch, daß ſie für den Demokraten 
ſtimmten. Wie viele von ihnen ſeiner Anweiſung folgten, läßt ſich nicht feſt— 
ſtellen, aber die Stimmenzahl muß doch verhältnismäßig gering geweſen ſein. 
Die überwältigende Niederlage der Demokraten zeugt genügend von der 
lächerlichen Ohnmacht dieſer Sorte von Politikern. Gompers ſteht jedoch auf 
einem Standpunkt, daß ihn das Scheitern dieſer feigen und feilen Politik noch 
in ſeiner Anſicht beſtärkte, es ſei für die Arbeiterklaſſe unmöglich, aus eigener 
Kraft eine Partei aufzubauen. 

Sollte in der nächſten Zukunft in den Vereinigten Staaten eine Arbeiter⸗ 
partei gegründet werden, ſo wird dies dadurch veranlaßt werden, daß das un⸗ 
beſtimmte, inſtinktive Klaſſenbewußtſein der organiſierten Arbeiter die Oppoſition 
der konſervativen Arbeiterführer überwunden hat und daß es die Sozialiſtiſche 

Partei nicht verſtanden hat, zu den Maſſen zu dringen, um ſie politiſch auf- 
zuklären und ſie zur Überzeugung zu bringen, ſie bilde in Wahrheit die Partei 
der arbeitenden Klaſſen. 


die ſpaniſchen Wahlen. 


Don Kario Antonio. 


Die letzten Wahlen in Spanien ſind in verſchiedener Hinſicht höchſt inter⸗ 
eſſant. Waren es doch die erſten Wahlen, die nach der Diktatorenherrſchaft 
Mauras, nach dem Kriege von Melilla, nach den Ereigniſſen der tragiſchen 
Juliwoche und nach all den weithin vernehmlichen Proteſten Europas gegen 
die Meuchelung Ferrers ſtattgefunden hatten. Auch der Umſtand, daß dieſe 
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Wahlen unter einer ſogenannten demokratiſchen Regierung ſich vollzogen und 
dabei zum erſten Male in Spanien Republikaner und Sozialiſten geeinigt 
gegen den gemeinſamen monarchiſtiſchen und reaktionären Gegner vorgingen, 
war geeignet, beſonderes Intereſſe einzuflößen. Wir müſſen daher gleich 
vorausſchicken, daß das Reſultat weit hinter den Erwartungen zurückbleibt 
und daß die neue Kammer im Grunde nichts anderes iſt als eine ſchwach 
verbeſſerte Neuauflage der vorhergehenden. | 

Der angebliche Demokrat Canalejas hat nämlich auch dieſes Mal trotz 
ſeiner gegenteiligen Verſicherungen bei den Wahlen zur neuen Kammer die⸗ 
ſelben ſchmachvollen Mittel angewendet, die ſeit jeher zu den charakteriſtiſchen 
Merkmalen der ſpaniſchen Politik gehören. Obgleich in Spanien das ge⸗ 
heime und direkte allgemeine Wahlrecht beſteht und jeder Bürger vom fünf⸗ 
undzwanzigſten Lebensjahr ab das Wahlrecht beſitzt, ſo iſt und bleibt doch 
jede Wahl in Spanien die reine Komödie. In den meiſten Gegenden, ſo 
hauptſächlich in Andaluſien, Eſtremadura, Murcia, in Neu⸗ und Altkaſtilien 
und in einem Teile Arragoniens ſind die Wähler ganz teilnahmlos oder 
wählen ganz nach dem Willen der „Kaziken“, einer Art politiſcher Führer, 
deren Herkunft man in die mittelalterliche Zeit des Feudalismus zurück⸗ 
datieren muß und deren Einfluß von der regierenden Klaſſe ſehr hoch ein⸗ 
geſchätzt wird. Das Parlament iſt denn auch trotz der durch die Verfaſſung 
in Spanien gewährleiſteten parlamentariſchen Regierungsform nicht Schöpfer 
der Regierung, ſondern im Gegenteil: Kammer und Senat ſind Geſchöpfe der 
Regierung. Dieſe iſt daher im vorhinein wohl informiert über die Wahl⸗ 
ergebniſſe, insbeſondere iſt der große Wahlmacher, der Miniſter des Innern, 
genau orientiert. Mit dem Führer jener monarchiſtiſchen Partei, die ſich jeweils 
zu Wahlzeiten eben in der Oppoſition befindet, ſetzt der Herr Miniſter die Zahl 
der Mandate feſt, die an Liberale und Konſervative vergeben werden ſollen, 

und manches Mal bekommen auch karliſtiſche und ſogar republikaniſche Kandi⸗ 
daten auf dieſe offiziöſe Art Sitze in der Kammer zugeteilt (encasillados). 5 

Nur in den vier kataloniſchen Provinzen Barcelona, Tarragona, Lérida 
und Gerona ſowie in einigen größeren Städten wie Madrid, Valencia, 
Bilbao und mehreren weniger bedeutenden Orten vollziehen ſich die Wahlen 
ehrlich und ordnungsgemäß. Nur dort gibt es eine wirkliche öffentliche Mei⸗ 
nung und organiſierte Parteien, die trotz des Druckes der Regierung darüber 
wachen, daß die Stimmenabgabe ſich in vollſter Ordnung vollzieht, und die 
ſich für den Kampf der Geiſter intereſſieren und erwärmen. Das Wahl⸗ 
reſultat in ſolchen Städten übt denn auch einen großen Einfluß auf die Re⸗ 
gierung und die öffentliche Meinung aus und trägt in entſcheidender Weiſe 
dazu bei, die politiſche Phyſiognomie des Landes zu beſtimmen. 

Unter dieſem Geſichtspunkt betrachtet, hatten die letzten Wahlen einen ent⸗ 
ſchieden fortſchrittlichen und vorgeſchrittenen Charakter. In Madrid ver⸗ 
einigten ſich auf die republikaniſch⸗ſozialiſtiſche Lifte 42000 Stimmen, während 
die Monarchiſten nur 31000 Stimmen erhielten. In Barcelona bekamen die 
radikalen Republikaner 30000, die Republikaner der katalaniſchen Linken 23000, 
die Katalaniſten 15000 und die Katholiken 9000 Stimmen. Ebenſo triumphierten 
die Republikaner in Valencia, wo die republikaniſchen Unioniſten 12000, die radi⸗ 
kalen Republikaner 9000 und die Monarchiſten 13000 Stimmen erhielten. Auch 
in Bilbao, Alicante, Malaga, Santander, Tarragonien, Lerida, Oviedo und 
in der Mehrzahl der kataloniſchen Gebiete errangen die Republikaner den 
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Sieg. Es folgen hier zum Vergleich die Ziffern, aus denen die Parteien ſich 
in der früheren und in der jetzigen Kammer zuſammenſetzen: 


1909 1910 

e el 987 100 
e BE er 208 
e OB 17 5/gg 
54 5 7 
BLEI ENTE Ga a 3 9 
eee, Re 3 5 
ee 0 I 
Nicbhangtgesn 8 5 
384 376 

/ urn, 30 0 
Bis zur Stunde unbekannte Wahlreſultate 0 28 
404 404 


Charakteriſtiſch an dieſer Tabelle iſt die Zahl von 39 Deputierten der 
republikaniſchen Minorität, die ſich vielleicht noch auf 42 ſteigern wird, und 
die Anweſenheit eines ſozialiſtiſchen Abgeordneten, unſeres Genoſſen Pablo 
Igleſias. Seit der bourboniſchen Reſtauration iſt dies die ſtärkſte republi⸗ 
kaniſche Minorität, die Spanien je geſehen, und es iſt das erſte Mal, daß ein 
Sozialiſt die Kammer — den congreso — betritt. | | 

Wenn man nun auch die Tragweite dieſer beiden Ereigniſſe nicht zu unter⸗ 

ſchätzen braucht, ſo darf man ſie auch andererſeits nicht allzu hoch einſchätzen, 
ſondern man muß ſie auf ihren wahren Gehalt unterſuchen. 

Die rund vierzig Deputierten der republikaniſchen maden een inn lane lich in 
etwa N Gruppen: Angehörige der republikaniſchen nationalen Union Unker 
der Führüng von Sol y Ortega; Anhänger der ſogenannten katalaniſchen Linken, 
deren Leiter Pedro Corominas iſt; dann die radikale Gefolgſchaft von Lerroux, 
ſowie die radikalen Parteigänger Sorianos, ferner die Progreſſiſten unter Führung 
von Dr. Esquerdo, und endlich die Föderaliſten, deren Haupt Piyy Arſuaga iſt. 
Man könnte ſogar noch von anderen Gruppen ſprechen, da es auch noch eine 
alte republikaniſche Union gibt, über deren Ziele und Führer ſich jedoch nichts 
Genaues ſagen läßt. 

Alle dieſe Gruppen find, auch abgeſehen von den perſönlichen Streitigkeiten 
der Führer, weit von Einigkeit entfernt. So haben ſich in Barcelona die Radi⸗ 
kalen der Lerrouxſchen Richtung und die katalaniſche Linke bis aufs Meſſer 
bekämpft. Und in Valencia ſtanden ſich die Kandidaten der alten republikaniſchen 
Union und die Anhänger Sorianos gegenüber. Auch in mehreren Städten 
Kataloniens gab es Kämpfe unter den verſchiedenen republikaniſchen Fraktionen. 

Was läßt ſich aber von Republikanern erhoffen, die nicht einmal in ſolchen 

hochwichtigen, entſcheidenden Momenten ihre inneren Streitigkeiten zu vergeſſen 
vermochten, ſondern ſich weiter bekämpften, ſtatt ihre ganze Kraft auf den 
Kampf gegen die Monarchie zu konzentrieren? 

Was kann man von republikaniſchen Führern erwarten, die vor und während 
der Wahlſchlacht kaum von dem Kriege in Melilla und von der ungeſetzlichen 
Verſchickung der Reſerviſten nach dem Kriegsſchauplatz ſprachen, ſich weder mit 
den Ereigniſſen in Barcelona, noch mit der Gewaltherrſchaft Mauras und der 

Ermordung Ferrers beſchäftigten, ſondern einzig und allein ihre Streitigkeiten 
untereinander auszufechten trachteten? Hätten die republikaniſchen Führer 
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Spaniens ſich loyal und rückhaltlos geeinigt, hätten fie ein gemeinſames, 
klares Wahlprogramm aufgeſtellt, ſo hätten ſie das ganze Land in Erregung 
gebracht und hätten trotz aller Umtriebe und Fälſchungen der Regierung mehr 
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als hundert Deputierte in die Kammer gebracht, die ſtatt einer ungeſchulten 
Herde eine feſte geſchloſſene Wählermaſſe hinter ſich hätten, welche wohl im⸗ 
ſtande wäre, der unheilvollen Monarchie des Königs Alphons ein Ende zs 


bereiten. 


Wir können alſo die letzten Wahlen durchaus nicht als einen Sieg der 
Republikaner begrüßen. In Anbetracht deſſen, daß das ſpaniſche Volk anti⸗ 
monarchiſch geſinnt iſt, erſcheinen ſie uns weit eher als eine Niederlage, denn 
ſie haben nicht energiſch genug gegen die Monarchie Front gemacht. Es wäre 


ein leichtes geweſen, die antimonarchiſchen Regungen durch die Erinnerung an 


die Diktatur Mauras zu ſchüren, ſo daß ſie in heißen Flammen emporgelodert 
wären. Statt deſſen haben Unfähigkeit, böſer Wille und Egoismus der republi⸗ 


kaniſchen Führer ſie erſtickt. 


Nun noch ein Wort zu dem Eintritt unſeres tapferen Genoſſen Igleſias, f 
des erſten Sozialiſten, in die ſpaniſche Kammer. Dieſe Wahl hat in ganz 
Spanien die freudigſte Zuſtimmung gefunden, aber man darf ſie nicht bloß als 


Sieg des ſozialiſtiſchen Gedankens anſehen. Der Führer der ſpaniſchen ſozia⸗ 


liſtiſchen Arbeiterpartei iſt mit Hilfe republikaniſcher Stimmen auf Grund 
einer gemiſchten republikaniſch⸗ſozialiſtiſchen Lifte gewählt worden. Zweifellos 
wird Pablo Igleſias in der Kammer einen bedeutenden Einfluß ausüben; aber 
es wird des Aufbietens größter Entſchiedenheit und Klarheit bedürfen, ſoll die 


Verbindung, die die ſpaniſche Arbeiterpartei mit den Republikanern einging, 
nicht ein Reſultat zeitigen, das trotz alles guten Willens und aller guten Vor⸗ 


ſätze den Erwartungen unſerer Freunde von der Arbeiterpartei ſchnurſtracks 


zuwiderläuft. 


Ich hoffe noch Gelegenheit zu haben, dieſe heikle Frage ausführlicher er⸗ 


örtern zu können. 


Tkukrung und proletariſche Politik. 
Don Dr. Max Adler. 


Von Otto Baner-Wien ift kürzlich eine neue Schrift erſchienen, deren 


Titel „Die Teuerung. Eine Einführung in die Wirtſchaftspolitik der Sozial⸗ 


demokratie“ weitaus nicht zureicht, auf den gedankenvollen und bedeutſamen 


Inhalt dieſer Arbeit aufmerkſam zu machen. Denn während dieſer Titel und 


die beſcheidene Ausſtattung des Büchleins! eine bloße Gelegenheitsſchrift er⸗ 


warten laſſen, wie ſie momentane Bedürfniſſe der Agitation verlangen, wird 


der Leſer mit angenehmer Überraſchung und von Seite zu Seite ſteigendem 


Intereſſe gewahr, daß er es zwar ſicher mit einer Agitationsbroſchüre zu tun 


hat, aber nur mit einer ſolchen, deren Agitation nicht auf Augenblicksbedürf⸗ 


niſſe gerichtet iſt, ſondern allein darin beſteht, das wiſſenſchaftliche Verſtändnis 


der ſozialen Welt den breiteſten Schichten des Volkes, vor allem dem Prole⸗ 


* 


tariat zugänglich zu machen. Agitationsſchrift iſt Bauers Broſchüre nur, 
weil ſie gemeinverſtändlich ſein will, was ihr auch trefflich gelungen iſt. Und 
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Agitationsſchrift iſt dieſes Buch, weil es in überall klarer und anſchaulicher 
Weiſe das Denken des Leſers von den unmittelbaren Erſcheinungen und Vor— 
gängen der kapitaliſtiſchen Gegenwart auf die große ſozialiſtiſche Zukunft 
richtet und ſo die revolutionäre Kulturbedeutung der Sozialdemokratie in das 
hellſte Licht ſetzt. Daß es dies aber tut nicht etwa bloß mit der Leidenſchaft 
des Agitators, auch nicht mit dem bedenklichen Verzicht auf ernſthafte Beweis⸗ 
führung, die eine falſche Popularität ſo häufig ſich erlauben zu dürfen 
glaubt, ſondern daß ſich dieſer Ausblick auf den Sozialismus an ſo vielen 
Stellen des Buches überall nur als die faſt ſelbſtverſtändliche Konſequenz der 
theoretiſchen Gedankenentwicklung ergibt, darin liegt die große Bedeutung der 
Bauerſchen Arbeit, die jo direkt zu einer neuartigen Begründung des Sozia— 
lismus wird, zu einer Begründung von der Seite der Praxis her, die alſo 

Haus den Aufgaben einer proletgriſchen Politik herauswächſt. 

Die Teuerung, dieſe vielſeitige und immer noch vielſeitiger werdende Be— 
drohung der Lebenshaltung des Proletariats und breiter Volksſchichten dar⸗ 
über hinaus iſt in der Tat ſehr geeignet, der Ausgangspunkt für eine Dar- 
ſtellung einer proletariſchen Politik in dem Sinne zu ſein, um an ihr nicht 
nur das eigentliche Weſen einer ſozialdemokratiſchen Politik zu erläutern, 
ſondern damit zugleich auch ihre abgrundtiefe Scheidung von allen Ziel— 
ſetzungen einer anderen, wenn auch noch ſo demokratiſchen bürgerlichen Politik 
ins Bewußtſein zu rücken. Denn die Teuerung iſt ja nur der Ausdruck der 
Tatſache, daß die Geſellſchaft in ihrer gegenwärtigen Geſtalt dem Zwecke nicht 
mehr genügen kann, den alle ihre Glieder von ihr erfüllt verlangen: ein 

Mittel für die Befriedigung ihrer Lebensbedürfniſſe, ja darüber hinaus auch 

ihrer Kulturbedürfniſſe zu ſein. In der Teuerung, ſobald ſie einmal begriffen 
iſt nicht als eine bloß vorübergehende Erſcheinung ſchlechter Zeiten oder als 
eine bloß lokale Kalamität, ſondern als das notwendige Reſultat der kapita⸗ 
liſtiſchen Weltwirtſchaft auf dem modernen Standpunkt ihrer Entwicklung, 
wird nun am deutlichſten ſowohl der Widerſpruch ſichtbar, in welchen dieſe 
Wirtſchaftsordnung mit ihren eigenen Kräften und Mitteln geraten iſt, als 
auch die Unzulänglichkeit aller Verſuche der Abhilfe, die ſich innerhalb dieſer 

Wirtſchaftsverfaſſung bewegen. 

Dies bringt die Bauerſche Schrift zu überaus eindringlicher Darſtellung. 
Sie zeigt im erſten Abſchnitt die internationalen Urſachen der Teuerung 
auf. Sie ſtellt alſo von vornherein das Problem der Teuerung in den um⸗ 
faſſenden Zuſammenhang des Weltmarktes und Weltverkehrs und weitet ſo 
den Blick dafür, zu erkennen, wie die aktive Solidarität der Proletarier aller 
Länder nur die notwendige und bewußte Konſequenz aus der Tatſache iſt, 
daß ſchon vorher die Solidarität ihrer Leiden durch dieſe wirtſchaftliche Ver⸗ 

ochtenheit aller Länder begründet wurde. In dieſem Weltzuſammenhang 
geht Bauer nun den Urſachen der Teuerung nach und zeigt ſie auf in der 
techniſchen Rückſtändigkeit der Landwirtſchaft und Viehzucht, die wieder eine 

Folge des unrationellen Betriebs auf den Latifundien und insbeſondere der 
Zerſplitterung des Bodens in zahlloſe leiſtungsunfähige Zwergbetriebe iſt. 
Er zeigt dieſe Urſachen weiters auf in der Anarchie der Produktion, die durch 

die große Ausdehnungsmöglichkeit der Induſtrie, welcher die Urproduktion 
nicht mit gleicher Beweglichkeit folgen kann, mit jeder Hochkonjunktur zu einer 
Disproportionalität der geſellſchaftlichen Güterverſorgung führen muß, die 
allemal eine rapide Preisſteigerung der Erzeugniſſe der Urproduktion hervor 
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ruft, um ſchließlich in einer wirtſchaftlichen Kriſe mit Produktionsſtockung und 1 


Arbeiterentlaſſung zu enden. Zu dieſen alten Teuerungstendenzen treten alis 


gewaltige neuere Urſachen die Kartelle und Truſts, in deren Richtung auch 
der Großhandel wirkt, wo er imſtande iſt, die Produzenten von ſich in Ab⸗ 
hängigkeit zu bringen und die Induſtrie von ſich aus zu kartellieren. 
Schließlich werden noch in Zwiſchen- und Detailhandel, in dem ſinkenden 
Geldwert und in dem ſteigenden Weltbedarf, der einerſeits einer unökonomiſchen 
und vielfach direkt ungenügenden Produktion, andererſeits aber, wie beſonders 
im Militarismus, einer Vergeudung geſellſchaftlicher Kräfte gegenüberſteht, 
ebenſo viele weitere und mächtige Urſachen der Teuerung bloßgelegt, welche alle 
die kapitaliſtiſche Geſellſchaft nicht beſeitigen kann, ohne ſich ſelbſt aufzuheben. 

An dieſe Darſtellung der Urſachen der Teuerung ſchließt ſich im zweiten 
Teile eine Erörterung und Kritik der kapitaliſtiſchen Zoll⸗ und Handelspolitik, 
die mit ihrem Syſtem von Agrar: und Kartellſchutzzöllen, mit ihren Verkehrs⸗ 
tarifen und Ausfuhrbegünſtigungen wieder neue und umfaſſend wirkende Be⸗ 


dingungen der Teuerung ſetzt. Die genaue Aufdeckung dieſer verderblichen 


Wirkungen zeichnet auch den Weg einer proletariſchen Politik in der Bekämpfung 
dieſes kapitaliſtiſchen Zoll⸗ und Finanzweſens vor, um freilich zugleich deutlich 
erkennbar zu machen, wie dieſe Politik den erbittertſten Widerſtand des kapita⸗ 
liſtiſchen Staates, ſei es auf agrariſchem, induſtriellem oder kommerziellem 
Gebiet hervorrufen muß, der niemals kapitulieren kann. 

Im dritten und letzten Teile ſeiner Schrift behandelt Bauer das Verhältnis 
von Arbeitslohn und Warenpreis und tritt hier dem landläufigen bürgerlichen 
Vorurteil, das oft auch beſſer unterrichtete Leute teilen, kräftig entgegen, daß 


die Teuerung eine Folge der höheren Löhne und kürzeren Arbeitszeit, alſo der 


Arbeiterbewegung ſei. Indem Bauer nachweiſt, wie in einer ſolchen Anſicht, 
welche die Arbeiter mit der Vorſtellung der Nutzloſigkeit ihres Kampfes zu 
ſchrecken ſucht, eine Verfälſchung der Tatſachen unterläuft, hebt er doch anderer⸗ 
ſeits den nicht zu überſehenden Umſtand hervor, daß die Teuerung als eine 
mit der modernen Geſtalt des Kapitalismus unvermeidliche Erſcheinung aller⸗ 
dings der Arbeiterſchaft einen großen Teil der Errungenſchaften raubt, die ſie 
ihren Gewerkſchaften verdankt. Damit rührt Bauer an die Schranken, die 
innerhalb des Kapitalismus dem gewerkſchaftlichen Kampfe gezogen ſind, deſſen 
Aufgabe er an einer früheren Stelle dahin bezeichnet hat: „die Höhe der Geld⸗ 
löhne dem veränderten Werte des Geldes anzupaſſen,“ das heißt, den Sach⸗ 
lohn der Arbeit unverſehrt zu erhalten und womöglich zu erhöhen. Es iſt 
dies eine große Aufgabe, die, obgleich ſie innerhalb der Bedingungen der 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaft liegt, gleichwohl von revolutionärem Geiſte erfüllt 
ſein kann, wenn ſie von der Erkenntnis geleitet wird, in der Bauers Schrift 
ausmündet, daß die wirkliche Bekämpfung der Teuerung, das heißt aber der 
Lebens⸗ und Kulturbedrohung des Proletariats, nur in der Beſeitigung dieſer 
Geſellſchaftsordnung gelegen ſein kann. 

Und dies iſt der große Wert der Bauerſchen Arbeit, daß ſie dieſen revolutio⸗ 
nären Geiſt, der zugleich doch nichts anderes iſt als die letzte Konſequenz 
klarer theoretiſcher Erkenntnis, von jeder Seite ſeines Buches auf den Leſer 
einſtrömen läßt. Von den alltäglichſten Aufgaben der Zeitpolitik ausgehend, 
von den Fragen der Veterinär- oder Verkehrspolitik, der Zölle und Handels⸗ 
verträge gelangt Bauer in ſtreng logiſcher Geſchloſſenheit der Gedankenführung 
überall zu jener Höhe, von der ſich immer die gleiche Alternative ergibt: ent⸗ 
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weder Fortdauer und Verſchärfung der Zuſtände, unter denen das Proletariat 
leidet, oder Abſchaffung dieſer Welt von Klaſſengegenſätzen. So wächſt die 
ſozialdemokratiſche Forderung, das ſogenannte Endziel, als der ganz unum⸗ 
gänglich immanente, immer gegenwärtige Geiſt aller Gegenwartspolitik hervor, 
wenn dieſe wirklich eine ſozialdemokratiſche ſein ſoll, und es wird klar, was 
nie hätte unklar ſein dürfen, daß der bloße Klaſſenſtandpunkt noch keine ſozial⸗ 
demokratiſche Politik iſt, wenn ihm dieſe ſtete Bezugnahme auf das Endziel 
nicht geiſtig lebendig iſt und eine innere Bereitſchaft für eine neue Welt be⸗ 
wirkt. Und in dieſem Sinne gibt Bauers Schrift mehr als bloß eine Ein⸗ 
führung in die Wirtſchaftspolitik der Sozialdemokratie. Sie iſt vielmehr eine 
Hinausführung aus dem engen Horizont der bürgerlichen Welt, obgleich ſie 
ſich nur mit den Dingen dieſer Welt beſchäftigt, ſie iſt eine Darlegung und 
Rechtfertigung der revolutionären Politik, die allein nicht nur die Zukunft 
des Arbeiters herbeiführen, ſondern auch ſeine Gegenwart geiſtig veredeln 
kann. Und deshalb ſollte dieſes Büchlein in keines Arbeiters Hand fehlen. 


Literariſche Kundſchau. 


Johannes Gaulke, Im Zwiſchendeck. Ein Kulturbild aus dem Auswanderer⸗ 
leben. Berlin⸗Tempelhof 1909, Freier literariſcher Verlag. 256 Seiten. Preis 
2,50 Mark. N a 


In lebhaft anſchaulichen Bildern führt dieſes Buch das Leben deutſcher Aus⸗ 

wanderer an uns vorüber. Die verſchiedenſten Menſchentypen lernen wir kennen, 
wobei die Schilderung niemals einen novelliſtiſchen Charakter annimmt. 
Gaulke zeigt uns zuerſt das furchtbare Elend, welches das Zwiſchendeck eines 
Auswandererſchiffes birgt. Das armſelige Proletariat, das dort für die Überfahrt 
nach Amerika eingepfercht iſt, wird von dem alles beherrſchenden Oberſteward in 
zwei Teile geſondert, denen fein ſouveräner Wille den Charakter einer Ober- und 
Unterklaſſe verleiht. Die „Schlowaken“ — ſo nennt er alle, die aus dem Oſten 
Europas kommen — bilden die Klaſſe der Ausgeſtoßenſten der Ausgeſtoßenen, 
während die „anderen Kerls“, das heißt die Paſſagiere aus Mittel⸗ und Weſt⸗ 
europa, mit etwas gemilderter Verachtung behandelt werden. Aber die Qualen der 
Zwiſchendeckexiſtenz ſind jo groß, daß die Bevorzugten ihrer Privilegien nicht froh 
werden und die am meiſten Verachteten den Druck vermehrter Mißhandlung kaum 
noch fühlen. Nachdem der Kampf um jeden Fingerbreit Raum und jeden Biſſen 
der abſcheulichen Nahrung, der am erſten Tage der Reife entbrennt, durch ein not⸗ 
gedrungenes Kompromiß beigelegt iſt, entſteht bald eine Art trauriger Solidarität 
zwiſchen all dieſen Leidensgenoſſen, die durch jede beſondere Unbill, wie Sturm⸗ 
wetter mit ſeinem Gefolge von Seekrankheit und Todesangſt verſtärkt wird, die 
aber auch ſogleich wieder ſchwindet, ſobald der amerikaniſche Hafen erreicht iſt 
und jeder einzelne von der Sorge um die erſte Unterkunft in dem unbekannten 
Lande befallen wird. 

Wie groß auch die Schrecken des Zwiſchendecks ſind, dieſer Hölle, in die kapi⸗ 
taliſtiſche Profitgier den menſchlichen Abfall europäiſchen Wirtſchaftslebens zwängt, 
das Schickſal der armen Auswanderer, die in New Pork und Chicago Arbeit 
ſuchen, erſcheint dem Autor nicht minder hart. Er zeigt uns das Treiben in einer 
deutſchen Einwandererkneipe, dem „Café Germania“, deren geriebener Wirt ſeine 
Landsleute zu beſchützen und zu begönnern vorgibt und ihnen dabei die letzten 
Pfennige abzupreſſen weiß, ebenſo wie die Skrupelloſigkeit amerikaniſcher Gejchäfts- 
leute, die ſich die Hilfloſigkeit der fremden Einwanderer zunutze machen, um aus 
ihrer Verzweiflung erhöhten Profit zu ziehen. 
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Überall ſtößt der Hoffende nur auf Enttäuſchung, Kälte, Härte und Gleich⸗ 
gültigkeit. Der Menſch iſt dem Menſchen nichts in dieſem Lande höchſtentwickelter 
kapitaliſtiſcher Ausbeutung; er gilt nur als Anhängſel zweier arbeitsfähiger Serum 
die man nach Bedarf anziehen oder abſtoßen kann. 

Man merkt den peſſimiſtiſchen Schilderungen wohl an, daß der Autor unter 
dem unmittelbaren Eindruck der furchtbaren wirtſchaftlichen Kriſe ſtand, von der 
die Vereinigten Staaten heimgeſucht waren, aber das macht die Einblicke, die er 
uns gewährt, nicht weniger wertvoll. 

Sehr interefjant iſt die Schilderung einer Demonſtration der Arbeitsloſen. Si | 
gibt uns einen ungefähren Begriff von der Roheit gewiſſer Schichten der Bevölke⸗ 
rung von Chicago. : 

Ein findiger Gastwirt vermietet um einen relativ hohen Preis die Sitzplätze 
in ſeinem an der Landſtraße gelegenen Reſtaurationsgarten, von denen aus man 
den Aufzug des Elends würde beobachten können. Wie nun dieſer Zug länger aus⸗ 
bleibt, als man erſt erwartet hat, nimmt das Publikum, das ſich ſchon um die er⸗ 
hoffte Senſation betrogen glaubt, eine ſo drohende Haltung an, daß der geängſtigte 
Wirt ſich gezwungen ſieht, mittlerweile ein Feuerwerk zu veranſtalten, um die Un⸗ 
geduldigen zu zerſtreuen. So ziehen denn die aufgelöſten Reihen der Ausgehungerten 
und Erſchöpften, als ſie nach mehrſtündigem Marſche endlich nahen, unter ben⸗ 
galiſcher Beleuchtung vorüber oder werfen ſich ermattet auf die Raſenplätze nieder, 

Eine eigenartige Erſcheinung zeigt uns Gaulke in dem „Sekretär“ für Militär⸗ 
angelegenheiten, einem durchtriebenen Burſchen, der von weit und breit ſchwäch⸗ 
liche und krüppelhafte junge Leute anwirbt, um ſie mit den Dokumenten ſtellungs⸗ 

pflichtiger deutſcher Einwanderer verſehen zur Rekrutierung aufs deutſche Konſulat 
zu chicken. Sobald die Untauglichkeit zum Militärdienſt atteſtiert iſt, erhält der 
Rekrut ein paar Dollar Entſchädigung, nur einen kleinen Teil der Summe, die 
der „Sekretär“ von dem Stellungspflichtigen fordert und die jedesmal nach der 
Zahlungsfähigkeit des Kunden bemeſſen wird. 

Die Geſtalt eines Anarchiſten, den uns Gaulke vorführt, eines halb baſtungen 
Schwärmers, der am Proletariat und am Sozialismus verzweifelt und alles von 
einer gewaltſamen Zerſtörung des Beſtehenden erwartet, hat nichts an ſich, das 
ausſchließlich durch amerikaniſche Verhältniſſe bedingt wäre, doch mag dieſer Typus 
dort beſonders häufig anzutreffen ſein, wo wie in den nordamerikaniſchen Staaten 
die zielbewußte Arbeiterbewegung in ihrer Entwicklung mit der des kapitaliſtiſchen 
Syſtems noch nicht Schritt zu halten vermag und wo darum das ſchmerzhafte 
Gefühl der Ohnmacht, das den einzelnen anwandelt angeſichts der zermalmenden 
Macht des Kapitals, nicht beſänftigt wird durch das Kraftbewußtſein, das ihm aus 
dem Zuſammenſchluß der Maſſen zuſtrömen ſollte. 

Statt aber in dem Anwachſen der ſozialdemokratiſchen Arbeiterorganiſation 
die Kraft zu erkennen, die berufen iſt, all dem Elend abzuhelfen, das in der neuen 
Welt faſt noch kraſſer zutage tritt als in der alten, findet Gaulke ſchließlich keinen 
anderen Troſt als den Hinweis auf den in völliger Abgeſchloſſenheit und ohne 
jedes Kulturbedürfnis dahinlebenden Farmer, der „ſeine Lebensaufgabe in der 
Schweinezucht gefunden hat“. Das ſentimentale Verlangen nach „Rückkehr zur 
Natur“ iſt ja längſt charakteriſtiſch geworden für die Hilfloſigkeit des in bürger 
lichen Anſchauungen befangenen Menſchenfreundes. Thereſe Schlee 0 


notizen. 


Die Erſatzwahl in Poſen. In Nr. 31 der „Neuen Zeit“ beleuchtet Genoſfe 
Kliche die Bedeutung der Erſatzwahl in Poſen, wobei er auch gegen einen Artikel 
der „Leipziger Volkszeitung“ über dasſelbe Thema polemiſiert. Es ſei mir 
erlaubt, um ſo mehr als ich der Verfaſſer der kritiſierten politiſchen Überſicht den 
„Leipziger Volkszeitung“ bin, kurz auf die Vorgänge a 
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Die Erſatzwahlen in Poſen waren ein ſehr charakteriſtiſches Symptom der 
Verſchiebung im politiſchen Leben Poſens, und ſie trugen ihrerſeits dazu bei, die 
ſchon begonnene Entwicklung zu beſchleunigen. Der Kampf um das Mandat für 
einen nationaldemokratiſchen oder konſervativen Arbeiterkandidaten war eine Er⸗ 
ſcheinungsform des Aufſtiegs des polniſchen Kleinbürgertums und gleichzeitig eine 
Probe, die Arbeiterklaſſe politiſch für dasſelbe auszunutzen. Bisher befand ſich die 
politiſche Repräſentation der polniſchen „Geſellſchaft“ in den Händen des Adels 
und der mit ihm koalierten Kleriſei. Als unter der Führung des Redakteurs 
Szymanski das Kleinbürgertum einen Teil des politiſchen Einfluſſes für ſich rekla⸗ 
mierte, verſtanden die polniſchen Junker es, zurückzudrängen, denn ſie waren nicht nur 
ökonomiſch die Stärkeren und hielten das Kleinbürgertum in materieller Abhängigkeit 
von ſich — es beſtand doch größtenteils aus Krämern und Kleinhandwerkern, die 
auf die „hohe“ Kundſchaft nicht verzichten können — ſie verkörperten nicht nur die 
Traditionen des politiſchen Lebens in Preußiſch⸗Polen, ſondern fanden auch eine 
treffliche Stütze in der famoſen preußiſchen Polenpolitik, die es ihnen erlaubte, jeden 
ihrer Widerſacher als Zerſtörer der polniſchen Einheit angeſichts der nationalen 
Gegner zu denunzieren. Dieſes Übergewicht des Junkertums war ſo groß, daß 
ſelbſt ſeine direkten Techtelmechtel mit der Regierung zur Zeit des neuen Kurſes — 
wo Herr Koscielski ſelbſt beim Kaiſer ein gnädiges Ohr fand — ihn nicht ſchwächen 
konnten. 
Die von den einflußreichſten polniſchen Inſtitutionen und Gruppen gewählten 
Provinzialdelegiertentage und Wahlkomitees waren gänzlich in den Händen 
der Junker und Pfaffen, und keiner, der ihnen ungenehm war, konnte in den 
Land⸗ oder Reichstag hineinkommen. Durch die Fraktionsſolidarität wußten 
ſie einem jeden Eindringling den Mund zu ſtopfen. Die Probe aufs Exempel 
gelang, als Kulerski, Brejski, Korfanty, vom Kleinbürgertum und der „national“ 
geſinnten Arbeiterſchaft gewählt (teilweiſe, wie Kulerski, gegen den Willen der 
Wahlkomitees) in den Reichstag kamen; obwohl „Demokraten“, tanzten ſie am 
Bande der nationalen Solidarität, wie die Junker pfiffen. So war es zuletzt auch 
bei der Reichsfinanzreform. 

Aber wie in vielen anderen Teilen Deutſchlands, ſo ging der Kampf um die 

Finanzreform nicht ohne Einfluß auf die polniſche Bevölkerung vorüber. Die 
ſchändliche Preisgabe aller Volksintereſſen und die gänzliche Auslieferung des pol⸗ 
niſchen Kleinbürgertums und der Arbeiter an die Junker durch die polniſche Frak⸗ 
tion rief eine große Gärung nicht nur unter der polniſchen Arbeiterſchaft von 
Berlin, in Rheinland⸗Weſtfalen, ſondern auch in dem Kleinbürgertum und der 
Arbeiterſchaft im Poſenſchen hervor. 
Dieſe Gärung im Kleinbürgertum wurde dem Junkertum um ſo gefährlicher, 
weil das Kleinbürgertum ſelbſt in den letzten Jahren ſichtlich erſtarkt iſt, was 
in erſter Linie in der ſchnellen Entwicklung der kleinbürgerlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften zutage tritt. Die nationale Unterdrückung erlaubte dem Kleinbürger⸗ 
tum durch den Ruf: Kauft nur bei den Polen! ſich die Kundſchaft der Arbeiter 
und Bauern zu verſichern, den Handel in eigenen Händen zu konzentrieren (ſelbſt 
die Juden ziehen im Kampfe mit dem polniſchen Kleinbürgertum den kürzeren 
und emigrieren aus dem Poſenſchen); die nationale Verfolgung und die von 
ihr hervorgerufene Stimmung führt die Tatſache herbei, daß der polniſche Ar⸗ 
beiter, der in Weſtfalen arbeitet, und der polniſche Bauer ſeine Spargroſchen in 
den Erwerbs⸗ und Kreditgenoſſenſchaften des polniſchen Kleinbürgertums anlegt, 
und ſo verfügen die 234 Genoſſenſchaften, die im Jahre 1908 dem Verband an⸗ 
gehörten — dies ſind die letzten veröffentlichten Zahlen —, bei 105793 Mitgliedern 
und 19 Millionen Mark Anteilen über 148 Millionen Mark Depofiten.! 


Wir entnehmen die Zahlen einem inſtruktiven Artikel im Warſchauer „Ekonomista“, 
4. Quartalheft 1909, S. 283. 
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Eine ſich im Aufſchwung befindende Klaſſe tritt auch ſelbſtverſtändlich auf poli⸗ 
tiſchem Gebiet energiſcher auf als eine ſtagnierende. Und ſo ſehen wir in den letzten 
Jahren das Entſtehen einer kleinbürgerlichen Partei, der Nationaldemokratie, die 
eine Politik der ſchärferen Tonart der Regierung gegenüber und einer größeren 
Berückſichtigung der Intereſſen des handeltreibenden und produzierenden Klein⸗ 
bürgertums der agrariſchen Politik der polniſchen Fraktion gegenüber vertritt. Die 
Tatſache, daß aus den Söhnen des Kleinbürgertums ſich eine Schicht der freien 
Berufe, Arzte, Rechtsanwälte uſw. ausbildet, fördert dieſen Prozeß, denn bis jetzt 
litt das Kleinbürgertum daran, daß ihm politiſche Führer fehlten. Die National⸗ 
demokratie kennt natürlich viel beſſer als die Junker oder Landpfaffen die Stim⸗ 
mung unter dem Kleinbürgertum und der „nationalen“ Arbeiterſchaft, und jo be⸗ 
merkte ſie die Aufregung in dieſen Kreiſen wegen der Haltung der Reichstags⸗ 4 
fraktion bei der Reichsfinanzreform. Um dieſe Stimmung einerſeits als Wind in 
den eigenen Segeln zu fangen und andererſeits das Abſchwenken eines Teiles der 
Arbeiterſchaft in das Lager der Sozialdemokratie zu verhindern, ſchob ſie bei den 
Erſatzwahlen nach dem Rücktritt des Abgeordneten Chrzanowski die Kandidatu 4 
des Poſener Gewerkſchaftsſekretärs Nowicki vor. Die Perſon Nowickis — er iſt 
ein verſpießerter Schriftſetzer mit ganz bürgerlichen Auffaſſungen — war für fiel 
eine Garantie, daß das Experiment keinen für fie unangenehmen Ausgang nehmen 
konnte. Die Junker aber ſahen mit ſcharfem Inſtinkt die Bedeutung dieſer Kan⸗ 
didatur: ſie ſahen in ihr einen Vorſtoß der kleinbürgerlichen Partei und die Ein⸗ 
führung eines neuen Elementes in die polniſche Reichstagsfraktion: der Arbeiter⸗ 
ſchaft. Wie unangenehm ihnen dies war, ſo wollten ſie dies dem Kleinbürgertum 
nachmachen, ſtanden doch die polniſchen Gewerkſchaften bis jetzt unter der Führung 
der Junkergarde, der Pfaffen. Und ſo wählten die Junker zu ihrem Kandidaten 
den Vorſitzenden der polniſchen Gewerkſchaftsvereinigung für ganz Deutſchland, 
Soſinski, der auch für das ihm angebotene Mandat zur Junkerfahne ſchwor, indem 
er in einem Offenen Briefe ihre Politik bei der Reichsfinanzreform guthieß. Der Schach⸗ 
zug der Junker war ſehr ſchlau; aber er hatte den Fehler, durch den jede Schlau⸗ 
heit Maſſenſtimmungen gegenüber verſagt: er verkannte die Tatſache, daß das 
Kleinbürgertum und die Arbeiterſchaft gegen die Junker aufgebracht waren und daß 
das ſich erſt zu regen beginnende Selbſtändigkeitsgefühl der in den Gewerkſchaften 
organiſierten Arbeiter darin ſich äußert, daß für ſie eine Arbeiterkandidatur nur 
dann von Bedeutung iſt, wenn ſie nicht als Junker⸗ und Pfaffenkandidatur er⸗ 5 
ſcheint, denn dieſes Selbſtändigkeitsgefühl iſt bis jetzt größtenteils erſt eine Un 
zufriedenheit der jungen Gewerkſchaftsbewegung mit der Wirtſchaft der geiftlichen 
Patrone. Dieſe Momente verurſachten den Bruch der nationalen Solidarität durch 
die Poſener Arbeiter und Kleinbürger, den Fall des junkerlichen Kandidaten bei 
den Wahlen. Dies durch die Agitation der Nationaldemokratie zu erklären, wie es 
Genoſſe Kliche tut, iſt ebenſo richtig, wie die Niederlage der deutſchen Junker in 
Lyk⸗Oletzko durch die Agitationsmethoden der Nationalliberalen zu erklären. Ob⸗ 
wohl den polniſchen Junkern der Landrat nicht zur Seite ſteht, verfügten ſie über 
viel größere Agitationsmittel als die Nationaldemokraten, und wenn es ſich um 
die Verlogenheit in der Agitation handelt, ſo ſind ſie gewiß dieſelben Meiſter wie % 
die Nationaldemokraten, wie es der Kampf ihrer Preſſe gegen die Sosialbemotuai 8 
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zeigt. Das Geſagte beweiſt genügend, daß ſich Genoſſe Kliche ſehr irrt, wenn er 
ſchreibt, „ſymptomatiſche Bedeutung habe der Vorgang nicht“, denn „alles war ein 
perſönlicher Zank und Streit“. 

Die Frage, inwieweit die ſogenannte Nationale Demokratie eine andere Politik 
als die Junker treiben würde und inwieweit ſie demokratiſch iſt, ſteht auf einem 
ganz anderen Blatte. Die Nationaldemokratie iſt ganz gewiß ebenſowenig demo⸗ 
kratiſch, wie es auf der jetzigen Stufe der ſozialen Entwicklung überhaupt klein⸗ 
bürgerliche Parteien ſind. Trotzdem wäre es ganz verfehlt, die Politik der 
Nationaldemokraten in einen Topf mit der der konſervativen Hofpartei zu werfen. 
Das würde nur uns ſchädigen, weil man, um eine Politik bekämpfen zu können, 
ihre Eigenart würdigen muß. In der Wirtſchaftspolitik wird ſich die National⸗ 
demokratie bemühen, die Intereſſen des Kleinbürgertums zu vertreten, und ſich den 
Anſchein geben, als vertrete ſie die Arbeiterklaſſe — und das erfordert unſererſeits 
eine andere Art der Bekämpfung. 

Was die Frage betrifft, welchen Einfluß dieſer Kampf auf die Entwicklung der 
polniſchen Arbeiterſchaft zur Sozialdemokratie hat, ſo befindet ſich Genoſſe Kliche 
auch hier im Irrtum. Die Nationaldemokratie iſt gewiß für uns durch ihr Spielen 
mit Arbeiterpolitik augenblicklich gefährlicher als die Pfaffen und Konſervativen, 
um ſo mehr als ſie viel rühriger, volkstümlicher iſt als dieſe. Trotzdem arbeitet 
ſie für uns, indem ſie, um ihre Poſition den Junkern gegenüber zu ſtärken, an das 
Selbſtändigkeitsgefühl der Maſſen appellieren muß und, wenn die Junker nicht 
gehörig nachgeben, ihre Politik bekämpfen wird. Heute haben die Junker nach⸗ 
gegeben und das Mandat Nowickis anerkannt; ob ſie es auch ferner tun werden, 
iſt mehr als zweifelhaft. Und die Politik Korfantys in Oberſchleſien kann auch 
kein Beweis dafür ſein, daß die Nationaldemokratie den Kampf gegen die Junker 
nicht (natürlich in ihrer Weiſe) führen wird, denn in Oberſchleſien iſt die Front 
Korfantys nur gegen die Sozialdemokratie gewendet, ſeinen einzigen ernſten Feind, 
da es dort keine konſervative Partei gibt, während im Poſenſchen die National⸗ 
demokratie ſich nur im Kampfe gegen die Junker behaupten kann. Und daß uns 
dieſer Kampf zunutze kommen wird, braucht man nicht näher auseinanderzuſetzen. 
Schon ſein Beſtehen muß im Vergleich mit dem bisherigen Idyll im Sumpfe als 
Fortſchritt angeſehen werden. Karl Radek. 


Das fünfund zwanzigjährige Beſtehen des Bäcker- und Konditoren verbandes. 
Vor fünfundzwanzig Jahren, am 5. Juni 1885, wurde, nach einem vorausgegangenen 
Kongreß der Bäckereiarbeiter Deutſchlands in Berlin, der „Deutſche Bäcker⸗ 
verband“ gegründet. Die Zentralorganiſation entſtand hier viel ſpäter als bei 
einer Reihe anderer Berufe, obgleich ſchon vor Jahrhunderten die Väckergeſellen 
ſich organiſiert hatten. Wie die Unternehmer im Bäckergewerbe ſchon im drei⸗ 
uten und vierzehnten Jahrhundert ſich in Zünften vereinigten, ſo die Geſellen 
in Bruderſchaften; dieſe gingen mit den Zünften zugrunde. 
| Bis zum Jahre 1848 gibt es mit wenig Ausnahmen keine Gefellenvereinigung. 
Aber im Revolutionsjahr ſtreikten in Frankfurt a. M. die Geſellen, weil ihren 
Forderungen, in Betten zu ſchlafen und eine Feiernacht alle vierzehn Tage, nicht 
ſtattgegeben, ſondern in einer öffentlichen Erklärung der Arbeitgeber das Verlangen 
abgelehnt wurde. Nach zwanzig Jahren, 1868, verſuchten die Berliner Geſellen in 
eine Lohnbewegung einzutreten, zu deren Durchführung kam es jedoch nicht. Im 
gleichen Jahrzehnt erfolgte die Gründung einiger Lokalorganiſationen, aber ſie ver⸗ 
ſchwanden bald wieder. Nun folgte eine organiſationsloſe Zeit, die vom Unter⸗ 
nehmertum weidlich zur Ausbeutung und Entrechtung der Bäckergeſellen ausgenützt 
wurde. Streiks, die aus plötzlich ſich Luft machender Empörung daraus ent⸗ 
ſtanden, endeten mit Niederlagen. | 
13874 organiſierten ſich die Meiſter im Zentralverband Deutſcher Bäckerinnungen, 
erſt elf Jahre ſpäter folgten die Geſellen, denn die Aufklärungsarbeit war mit 
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unſäglichen Schwierigkeiten verknüpft. Die mörderiſch lange tägliche Nacht⸗ 
arbeit und die ſiebentägige Arbeitswoche übt auf die Beſchäftigten 
unbeſchreibliche Verwüſtungen an Geiſt und Körper aus. Die wenigen 
freien Stunden wurden in den ſchmutzigſten Spelunken bei Spiel und bei Dirnen 
verbracht; für die Beſſergeſtaltung der Lohn: und Arbeitsverhältniſſe war kein 
Intereſſe vorhanden. Der allgemein gebräuchliche Koſt⸗ und Logiszwang gab den 
Unternehmern die Möglichkeit an die Hand, die Bevormundung und Aufſicht der 
Geſellen auch außerhalb der Arbeit zu behalten. 

In den erſten zehn Jahren war von einem nennenswerten Fortſchritt in der 
Organiſation keine Rede. Hauptſächlich wurde in dieſer Zeit die Agitation gegen 
die unmenſchlich lange Arbeitszeit aufgenommmen. Genoſſe Bebel unterſtützte 
den Verband in beſonders hervorragender Weiſe. Das von der Organi⸗ 
ſation geſammelte Material wurde 1889 in der Broſchüre „Zur Laß der Bäckerei⸗ 
arbeiter“ von Genoſſen Bebel der Öffentlichkeit unterbreitet. In der Anklage 
gegen die unmenſchliche Ausbeutung wurde feſtgeſtellt, daß in 48,5 Prozent der 
Betriebe die tägliche Arbeitszeit 13 bis 15 Stunden dauerte und in 
28,7 Prozent der Betriebe wurde täglich 16 bis 20 Stunden gefrondet. 
Erſt daraufhin fühlte ſich die Regierung bemüßigt einzugreifen, und ſie legte die 
Arbeitszeit in einer Bundesratsverordnung auf täglich 12 Stunden feſt. Von dieſer 
Zeit an iſt auch ein rüſtiges Vorwärtsſchreiten des Verbandes zu bemerken. ö 

1895 wird die Zentralleitung von Berlin nach Hamburg verlegt. Der Verband 
zählte damals 186 Mitglieder; am Schluſſe des erſten Quartals 1910 muſterte die 
Organiſation einſchließlich 2400 weiblicher rund 22000 Kämpfer! Vor drei Jahren 
erfolgte die Fuſion mit dem Konditorenverband, der bis dahin als Zentral- 
verband für die Konditoren und der Beſchäftigten in der Schokoladen⸗ und Zucker⸗ 
wareninduſtrie beſtanden hatte. \ 

Durch die Innungsarbeitsnachweiſe und die vom Innungsverband eingeführten 
Arbeitsbücher waren den Unternehmern Mittel in die Hand gegeben, um alle 
unliebſamen Geſellen arbeitslos zu machen. Maßregelungen und Ausſperrungen 
ſollten die Organiſation zertrümmern, demſelben Zwecke dienten ein Zentralarbeits⸗ 
nachweis zur Streikbrechervermittlung, die Gründung eines Arbeitgeberverbandes 
und Aushaltung der „Gelben“ mit Innungsgeldern. Die Fabrikanten der Schoko⸗ 
laden⸗ und Zuckerwareninduſtrie ſind in zwei Arbeitgeberverbänden unter Anſchluß 
an die Streikverſicherungsgeſellſchaft vereinigt. Als Zweck des Zuſammenſchluſſes 
wird im Statut vornehmlich „die Förderung der Intereſſengemeinſchaft der Fabri⸗ 
kanten gegenüber den Koalitionen ihrer Arbeitnehmer“ beſtimmt. 5 

Trotz all dieſen Schwierigkeiten erkämpfte ſich die Arbeiterorganiſation eine 
achtunggebietende Stelle. Seit der Reorganiſation von 1895 iſt eine Einnahme von n 
2½ Millionen zu verzeichnen, der eine Ausgabe von 2,1 Millionen gegenüberjteht. 
Ende Dezember 1909 betrug der Kaſſenbeſtand 214210 Mark oder pro Mitglied 
10,94 Mark. 4 

An Lohnkämpfen wurden in dieſer Periode 109 Streiks und Ausfperrungen, 
ſowie 212 Lohnbewegungen ohne Arbeitseinſtellungen geführt. Das Reſultat 
der Kämpfe iſt: Arbeitszeitverkürzung für 18479 Perſonen von 73325 Stunden 
pro Woche, Lohnerhöhung für 35 200 Perſonen pro Woche 62176 Mark. Der Koſt⸗ 
und Logiszwang beim Arbeitgeber wurde für 15407 Beſchäftigte beſeitigt. Mit 
den Unternehmern ſind 169 korporative Arbeitsverträge abgeſchloſſen worden. 
Für die Lohnkämpfe wurden rund 302000 Mark verausgabt. Die eingeführten 
Unterſtützungszweige verurſachten eine Ausgabe von 648974 Mark oder 27,9 1 
zent der Geſamteinnahmen. 

Außer dieſen Vorteilen, welche die Organiſation für die Berufsangehörigen 
erreichte, iſt ſie ſeit ihrem Beſtehen beſtrebt, die Intereſſen der Brotkonſu⸗ 
menten wahrzunehmen. Durch Aufdeckung der großen Mißſtände bei der Er⸗ 
zeugung des hauptſächlichſten Nahrungsmittels, war die Regierung gezwungen, über 
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die innere Einrichtung der Betriebe zum Schutze der Beſchäftigten wie der Konſu⸗ 
menten Beſtimmungen zu erlaſſen, durch die der Unreinlichkeit einigermaßen vor⸗ 
gebeugt wird. So hat der Bäcker⸗ und Konditorenverband im erſten Viertel⸗ 
jahrhundert ſeines Beſtehens ein Kulturwerk vollendet, mit dem er ſich würdig der 
Geſamtarbeiterbewegung zur Seite ſtellen kann. 

Die wirtſchaftliche Umwälzung im Gewerbe, die immer höher ſich auftürmenden 
Klaſſengegenſätze zwiſchen Arbeiter und Unternehmer werden in den kommenden 
Jahren die Abſeitsſtehenden der Organiſation zuführen, um dieſe noch ſchlagfertiger 
und machtvoller zu geſtalten. A. Lankes, Hamburg. 


Sur gewerkſchaftlichen Kgitation. Wie ſchwer es den gewerkſchaftlichen Organi⸗ 
ſationen in kleineren Orten wird, Erfolge zu erzielen, zeigt als lehrreiches Beiſpiel 
die 32000 Einwohner zählende Stadt Lüdenſcheid i. W. Sie beherbergt ſeit 
Jahren durchſchnittlich 100 organiſationsfähige Holzarbeiter, die aber ſehr ſchwer 
zu organiſieren ſind, weil ſie meiſt in Kleinbetrieben beſchäftigt und, falls ſie nicht 
von auswärts, nicht zu der Einſicht zu bringen ſind, daß ſie die Berufsorganiſation 
nötig haben. Sind einmal viel Auswärtige am Orte beſchäftigt, ſo iſt auch die 
Organiſation ſtark. Der Wechſel dieſer „Fremden“ iſt im Sommer enorm, da dann 
viel Arbeit iſt. Zwiſchen 25 und 65 ſchwankte die Zahl der Mitglieder in der Zahl⸗ 
ſtelle des Holzarbeiterverbandes. 

Auf dem ſechſten Holzarbeiterverbandstag in Köln 1906 — der nächſte iſt im 
Juni dieſes Jahres in München — war der Beſchluß gefaßt worden: „Die Gau⸗ 
vorſtände zu beauftragen, in den rückſtändigen Gegenden mehr Agitation 
zu entfalten, damit auch dort die Kollegen der Organiſation zugeführt und hier⸗ 
durch die Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe in dieſen Gegenden beſſere werden.“ 
Lüdenſcheid und ſeine ganze weitere Umgebung gehört nun ohne Zweifel für uns 
Holzarbeiter zu den rückſtändigen Gegenden. Es hat auch noch niemals an Agitation 
gefehlt, um die nichtorganiſierten Holzarbeiter zu organiſieren, neuerdings verſuchen 
die „Chriſten“, dem Holzarbeiterverband Konkurrenz zu machen. Die Zahlſtelle 
Lüdenſcheid meines Verbandes beſteht ſeit dem Jahre 1893, alſo ſeit Beginn des 
Verbandes ſelbſt. 

| Die Erfolge oder richtiger die beſtehenden Verhältniſſe — da Lohnbewegungen 
nicht geführt wurden — ſind für Lüdenſcheid folgende: 


Durchſchnittl. Arbeitszeit: Durchſchnittl. Wochenverdienſt: 
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Dieſe Reſultate würden noch geringer ſein, wenn in der Statiſtik auch die Un⸗ 
organiſierten, die noch dazu die große Mehrheit bilden, einbezogen wären und das 
horrende Steigen der Lebensmittel, der Wohnungsmieten, Steuern uſw. in Ver⸗ 
gleich geſtellt würde. Aber auch hierüber laſſen ſich dieſe „Einheimiſchen“ nicht ſo 
leicht aufklären, da ſie allzuſehr „ſpießbürgerlich“ denken. Wir ſind der Meinung, 
daß es in Deutſchland wohl noch recht viele Orte gibt wie Lüdenſcheid. Manche 
Submiſſionsblüten werden verſtändlich, wenn man die Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe 
in ſolch rückſtändigen Gegenden näher kennen lernt. Mehr Agitation könnte 
dort mit Erfolg entfaltet werden, ſobald nur ein Holzarbeiterverband auf 
moderner Grundlage beſtände und wirkte und nicht noch Zimmerer-, Glaſer⸗, 
Böttcher⸗, Bildhauerverband uſw. daneben. Unſere Zahlſtelle braucht ſehr wenig 
Gelder, denn ſobald ſich ein Mitglied in der Werkſtätte mehr als dem Unternehmer 
lieb iſt, bemerkbar macht, wird es gemaßregelt, bekommt am Flecken keine Arbeit 
wieder, geht mithin der Zahlſtelle verloren und an den miſerablen Zuſtänden kann 
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nichts geändert werden. In großen Zahlſtellen brauchen Organiſierte ſich nicht das 
bieten zu laſſen, wie in kleinen, wo obendrein die Unorganiſierten die Mehrheit bilden. 
Daher muß Zufammenlegung der Verbände oder Bezirksangeſtellte 
für kleine Orte der gleichberuflich reſpektive verwandten Gewerbe die 
Loſung ſein! Dann nur können die rückſtändigen Gegenden nicht nur mit fort⸗ 
geriſſen, ſondern auch hochgebracht und hochgehalten werden in der Organiſation, 
die doch nur in gewiſſer Stärke ſtabile und nach und nach beſſere Verhältniſſe für 
alle Berufsangehörige ſchaffen kann. 

Der betreffende Kölner Beſchluß könnte auch in München we 
gefaßt werden, denn in den rückſtändigen Gegenden liegen die Verhältniſſe 
heute genau noch ſo, vielleicht vielfach ſchlimmer als wie vor zwei Jahren! Daß 
eine Reihe Zahlſtellen und zahlreiche Kollegen Lohnerhöhungen und Arbeitszeit 
verkürzungen erreichten, wird niemand beſtreiten, es fragt ſich nur auf wie lange 
das im Einzelfall zutrifft. Und es iſt doch auch nicht unwichtig zu erfahren, 
wie viele Berufsgenoſſen keine Lohnerhöhungen und Arbeitszeitverkürzungen 
bekommen haben. Darum fortdauernd „mehr Agitation“, es bedarf noch N 
vieler Arbeit, ehe wir durchweg Errungenſchaften verzeichnen können. 

Bruno Kühn, Cüdenfieid, 
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„La revue socialiste“, die reformiſtiſche franzöſiſche Zeitſchrift, hat ſich zu 
Anfang 1910 mit der von Albert Thomas redigierten „Revue syndikaliste“ vereinigt 
und heißt jetzt „La Revue Socialiste, syndiealiste et cooperative“. In 
ihrem erſten Hefte, vom Januar 1910, bringt ſie einen Aufſatz von dem als Agrar⸗ 
theoretiker bekannten Genoſſen E. Tarbouriech über „Das landwirtſchaftliche 
Genoſſenſchaftsweſen“ (La cooperation agricole). Es gibt bürgerliche Autoren, 
die von den Agrargenoſſenſchaften die völlige Löſung der Agrarfrage erwarten. 
Gerade umgekehrt erwarten viele Genoſſen von ihnen nichts mehr, als daß die 
Bauern durch die Praxis der Kooperation andere Anſchauungen bekommen und 
den ſozialiſtiſchen Ideen zugänglicher werden, weil ſie dann den Gedanken des 
kollektiviſtiſchen Staates als einer rieſigen Genoſſenſchaft verſtehen und würdigen 
lernen. Demgegenüber meint Tarbouriech, daß die Agrargenoſſenſchaften neben 
ihrer Wirkung auf die Bauernköpfe auch das Wirtſchaftsleben beeinfluſſen, nament⸗ 
lich einen Anfang zur Organiſation der Produktion und Zirkulation ſchaffen können. 
Dieſe Auffaſſung, die auch von der Agrarkommiſſion der franzöſiſchen Partei über⸗ 
nommen wurde, bringt mit ſich, daß ſolchen Genoſſenſchaften ſelbſt beſtimmte Be⸗ 
dingungen und Direktiven auferlegt werden. Sie müſſen ſich als Klaſſenorgani⸗ 
ſationen betrachten und ſich auf den Boden des Klaſſenkampfes ſtellen. Die heutigen 
Genoſſenſchaften werden meiſt von den Großbauern beherrſcht. Deshalb empfahl 
auch die Agrarkommiſſion in einer Reſolution den Landarbeitern, Kleinbauern und 
Kleinpächtern, ſich nicht für die Genoſſenſchaften der Großbauern einfangen zu 
laſſen, die dieſe zum eigenen Nutzen errichten, ſondern eigene Genofſenſ eg 
gegen das Kapital und den Grundbeſitz zu bilden. 

Nun hat ſich gezeigt, daß ſich zwiſchen den Agrargenoſſenſchaften 1 
den Arbeiterkonſumvereinen ein ſcharfer Gegenſatz entwickelt. Die 
Bauern, die ſich zum gemeinſamen Verkauf ihrer Produkte zuſammenſchließen, ſuchen 
nichts als den eigenen Vorteil; ſie haben Intereſſe an hohen Preiſen und kommen 
alſo mit den Intereſſen der Arbeiter in Widerſpruch. Das hat ſich ſchon bei den 
Winzervereinen des Südens gezeigt, und in dieſer Weiſe könnte ein immer ſchärferer 
Gegenſatz zwiſchen den Proletariern des Landes und denen der Stadt entſtehen. 
Die Produktivgenoſſenſchaften leiden überhaupt ſchon lange unter dem Dilemma: 
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entweder mittellos zu bleiben, oder zu kapitaliſtiſchen Unternehmungen auszuarten, 
die den Arbeitern genau ſo gegenüberſtehen wie jeder Arbeitgeber. Der einzige 
Ausweg iſt, daß die Produktivvereine zu Unterabteilungen der Konſumvereine 
werden, die ihnen einen feſten Abſatzmarkt bieten und ſie außerdem mit Kapital 
verſehen. Daher erklärte die Agrarkommiſſion ſich gegen die Autonomie der Agrar⸗ 
genoſſenſchaften und empfahl eine enge Verbindung mit den Konſumvereinen, wo⸗ 
durch ihre Leitung im Sinne des Klaſſenkampfes und des Proletariats geſichert 
wird. Schon fängt der Großeinkaufsverein an, ſich mit Produzentenvereinen auf 
dem Lande zu verbinden und Vorſchläge, Bauernhöfe zu mieten oder zu kaufen 
werden in einigen Konſumvereinen ſchon praktiſch erwogen. Damit wird allmählich 
eine Annäherung und Verſtändigung zwiſchen den ſtädtiſchen und den Landprole⸗ 
tariern angebahnt. 

Die ſozialiſtiſche Partei fordert die Nationaliſierung der Unternehmungen, die einen 
großen Betrieb erheiſchen, der Bergwerke und des Handels mit Bergwerkprodukten, 
der Fabrikation und des Verkaufs von Alkohol und Zucker, und daneben die 
Munizipaliſierung des Vieh⸗ und Fleiſchhandels, des Obſt⸗ und Milchverkaufs. 
Alle ſolche Monopole können ſich vorteilhaft der Mitarbeit der Genoſſenſchaften 
bedienen, da ihnen der Verkehr mit ſchon vorhandenen Vereinen von Kleinbauern 
viel bequemer iſt als mit jedem einzelnen. Die Staatsforſten könnten dem Syndikat 
der Holzhacker in Regie übergeben werden, wie es jetzt ſchon in Yonne geſchieht. 
Alle Zirkulation der Agrarprodukte würde einfacher vor ſich gehen. Die Partei 
hat ſchon die Forderung erhoben, daß die Überreſte des alten bäuerlichen Kom: 
munismus überall geſchont und vor Vernichtung bewahrt bleiben ſollen, im Intereſſe 
der armen Teilhaber. Daneben ſoll ſie aber fordern, daß die neuen kommuniſtiſchen 
Organe, die Genoſſenſchaften, aufgebaut und geſchützt werden ſollen, und daß durch 
Verſuche mit der Exploitation landwirtſchaftlicher Betriebe durch Vereine von Land⸗ 
| arbeitern ihre Zweckmäßigkeit erprobt und ausgebildet wird. 

ITnm Februarheft derſelben Zeitſchrift findet ſich ein Aufſatz von P. G. La 

Chesn ais: „Die Vorzüge der Proportionalwaßhl für die ſozialiſtiſche Partei“. 
Die ſozialiſtiſche Partei hat ſich in ihrer Mehrheit für die Proportionalwahl aus⸗ 
geſprochen. Nicht weil ſie davon einen Zuwachs an Stimmen oder Mandaten er⸗ 
wartet. Es könnte ſogar umgekehrt kommen, weil viele Stimmen von Linksrepubli⸗ 
kanern jetzt auf einen Sozialiſten als „Linken“ fallen, die nur gegen die Reaktion 
gemeint ſind und einen Linksbürgerlichen bevorzugen würden. Aber eben dieſe Un⸗ 
klarheit iſt die Klage der Sozialiſten. Sie wollen ihre eigenen Wähler aus der 
Maſſe der Linkswähler herausheben, und dazu dient die Proportionalwahl. Das 
iſt vor allem in Frankreich nötig, wo die 60000 Parteimitglieder nur einen kleinen 
Teil aller ſozialiſtiſchen Stimmen (870000) bilden. Natürlich kommt hinzu, daß die 
zerſtreuten Minoritäten, die beſonders bei unſerer Partei zahlreich ſind, dann erſt 
zur Geltung kommen werden. Aber die Hauptſache iſt die Klärung der Politik. 
Gerade deshalb iſt zum Beiſpiel Breton dagegen, weil er prinzipiell die Politik 
der zwei großen Koalitionen, der Rechten und der Linken, bevorzugt. Seine Aus⸗ 
nahmeſtellung zeigt daher noch klarer, daß die Proportionalwahl dem heutigen 
politiſchen Leben mit ſeinen vielen Parteien am beſten angepaßt iſt. Für Wahl⸗ 
abkommen wird immer noch Gelegenheit bleiben, da die Proportionalwahl, wenn 
überhaupt, von den Radikalen nicht für größere Einheiten als die Departements 
eingeführt werden wird. In Belgien hat ſich auch unter dieſem Syſtem die Praxis 
des Wahlkartells zwiſchen Liberalen und Sozialiſten eingebürgert. Übrigens werden 
die ſich ergebenden politiſchen Reſultate an Taktik und Gepflogenheiten von den 
Einzelbeſtimmungen des Geſetzes abhängen. 

Für uns iſt die Hauptſache, daß die ſozialiſtiſche Wählermaſſe, dieſe gut 800000, 
ſich ſcharf von den anderen Wählern abgrenzen. Jetzt weiß man nicht, wo ſie 
ſteht. Die Partei darf nicht auf ihre Mitglieder allein als die echten Sozialiſten 
hinſtarren. Jetzt ſteht draußen eine Maſſe, die mehr oder weniger verſchwommen 
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etwas für ſie fühlt, und aus irgend welchen Gründen für ihre Männer ſtimmt. 
Dann ſteht neben den Mitgliedern eine Maſſe, die unſere Partei wählt und be⸗ 
vorzugt vor anderen Parteien. Sie dürfen als Sozialiſten zweiten Grades be⸗ 
trachtet werden, als die unorganiſierten Sozialiſten, denen man Rechnung tragen 
kann. 

Aber auch auf andere Parteien wird die Einführung der Proportional 
einen günſtigen Einfluß ausüben. Das iſt für uns wichtig wegen der Rückwirkung 1 
auf die allgemeine Politik. Wir ſehen, daß ſich in den letzten Jahren immer b 3 
eine radikale Partei organiſiert, die ihren Einfluß auf die Deputierten allmählich 
geltend macht. Auch die liberale (reaktionäre) und die klerikale Partei organiſieren 
und konſolidieren ſich. Das bedeutet ein gewaltiges Stück politiſche Selbſterziehung 
der Wähler, die uns vielleicht zuerſt Nachteile bringen mag, aber uns als eine 
Geſundung des politiſchen Lebens, als ein Anfang des Selbſtdenkens der Maſſen 
erfreuen muß. Was in dieſer Maſſe von elf Millionen geſchieht, iſt wichtiger als 
viele inneren Angelegenheiten der 60000 Parteimitglieder. Die Proportionalwahl 
fördert dieſen Prozeß der großen Parteibildung; an Stelle der Perſonen treten die . 
Parteien mit ihren Programmen und die jetzt herrſchende Unverantwortlichkeit der 
Deputierten hört auf. Wir werden beſſer die feindlichen Parteien unterſcheiden, 
während wir jetzt gegen Perſonen kämpfen müſſen. Dabei wird unſere Partei ſelbſt f 
mehr erzogen werden; und fie braucht das, fie braucht vor allem mehr Diſßiplin 
und mehr Mitglieder. Die Wirkung der Proportionalwahl iſt eine demokratiſche, 
da ſie die unmittelbare politiſche Direktive in die Maſſen legt, ſtatt ſie den Deyn 
tierten zu überlaſſen. A 

„Die Krbeitskonföderation in Italien“ wird von Roberto Joa behandelt. $ 
Im Jahre 1900 beſtanden nur die lokalen Arbeitskammern; dann haben ſich ale 
mählich die nationalen Verbände gebildet; inzwiſchen war 1901 eine Föderation 
der Arbeitskammer gegründet worden, die bis 1906 die Bewegung führte, Ver⸗ 
bände und Arbeitskammern gründete und Streiks leitete. Im Jahre 1906, als ſich 
viele nationale Verbände gebildet hatten, und eine Arbeiterbewegung ſich ſcharf 
abzeichnete, wurde ſie zur Arbeitskonföderation umgeſtaltet, die nun ſeit drei Jahren 
die Leitung der Bewegung in den Händen hat. Von den 7787000 Arbeitern, die 
es 1901 in Italien gab (3129000 in der Induſtrie und 4658000 in der Landwirt⸗ 
ſchaft), waren 1908 546541 (7 Prozent) organiſiert (im Jahre 1907 gar nur 387 384), 
von denen 306957, alſo 57 Prozent, der Konföderation angehörten; dieſe verteilten 
ſich auf 177000 Induſtrie⸗ und 130000 Landarbeiter (die letzten waren größtenteils 
im letzten Jahre hinzugekommen); die Provinz Reggio⸗Emilia hat den größten Teil 
der Mitglieder, an 100000. 5 

Vorher wurden alle großen und politiſchen Bewegungen des italieniſchen Prole⸗ 
tariats von der ſozialiſtiſchen Partei geleitet. Jetzt iſt an ihre Stelle die Konz 
föderation getreten; die Arbeiterbewegung iſt autonom geworden, hat ſich von jener 
Vormundſchaft befreit, und entwickelt eine eigene Klaſſenpolitik. Sie ſtellt kein 
einziges Prinzip im voraus feſt; die Klaſſenlage ihrer Mitglieder iſt ihr Daſeins: 
grund; ſie ſtützt ſich auf jede Partei, die ihr nützlich ſein kann, vor allem auf 
die ſozialiſtiſche und die republikaniſche Partei, und befolgt im allgemeinen eine 
reformiſtiſche Taktik. Die Syndikaliſten hatten ſich 1906 nicht der Konföderation 
angeſchloſſen. Nach drei Jahren heftigen Kämpfens haben ſie kürzlich beſchloſſen, 
ſich der Konföderation anzuſchließen und deren Programm anzuerkennen. Die 
Wirkung der Konföderation beſtand hauptſächlich in der Regelung der Unter⸗ 
ſtützung bei Streiks; die Notwendigkeit dieſer Regelung war die erſte Urſache 

ihres Gegenſatzes zu der ſozialiſtiſchen Partei, die ſchließlich zu einem Abkommen 7 
1 wobei die Partei alles, was ſich auf Streiks bezieht, der Sonn 
überließ. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Das Begräbnis. 

ö 7 Berlin, 28. Mai 1910. 
Schmählich gelebt und ſchmählich geſtorben: dies iſt die Grabſchrift, die 
dem Ungetüm gebührt, das geſtern unter kläglichen Zuckungen ausgeatmet hat, 
oder wenn man ihm die Ehren eines boruſſiſchen Pathos angedeihen laſſen 
will, ſo mag man ſeine Lebensgeſchichte in den Worten Treitſchkes zuſammen⸗ 
faſſen: „Die geſpannte Teilnahme, womit der Weltteil die Kämpfe verfolgte, 
ſtand dem Mitleid näher als der Bewunderung. Kein Schimmer einer Idee 

durchleuchtete dieſen dumpfen Kampf um den Beſitz der Macht.“ 

Es iſt nicht mehr nötig, die Einzelheiten des troſtloſen Spektakels zu rekapitu⸗ 
lieren, die in dieſen Blättern wiederholt vom Genoſſen Block in trefflichſter Weiſe 
dargeſtellt worden ſind. Was ſich wie ein roter Faden durch ſie hindurchzieht, iſt 

der geiſtige, moraliſche und politiſche Bankrott aller bürgerlichen Parteien, die 
im deutſchen Staatsleben eine herrſchende Stellung beanſpruchen oder auch ein⸗ 
nehmen. In ihnen allen iſt der letzte Schimmer der Idee erloſchen; keiner von 
ihnen galt das nationale Intereſſe auch nur einen Pfifferling; die wilde Jagd 
um einige Mandate mehr oder weniger war der einzige Trieb, der ſie bewegte. 
Eine treffliche Illuſtration zu dem jahrzehntelangen Gejammer, daß die 
Arbeiterklaſſe, unbekümmert um das nationale Wohl, nur ihre eigenen Inter⸗ 


j eſſen kenne und verfechte! d e e e d ee 
zuſammenfiele mit dem Wohl und Wehe ihrer ungeheuren Mehrheit! er 
auch für die Blinden und Tauben hat der alberne Vorwurf den letzten Reſt 
ſeiner Zugkraft verloren durch die Tragikomödie der letzten Monate. Man 
mag lange in den Jahrbüchern der Geſchichte ſuchen, ehe man ähnliche Bei⸗ 
ſpiele einer eigenſüchtigen und engherzigen Intereſſenpolitik findet. Es ſei denn 
in der Geſchichte von Staaten, die unwiderruflich dem Untergang geweiht 
ſind. So konnten die herrſchenden Klaſſen des alten Frankreich nicht von 
ihren giftigen und ſchmutzigen Katzbalgereien laſſen, als für alle ſehenden 
Augen ſchon die Revolution an die Tore pochte. 
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Niemand kann von den herrſchenden Klaſſen beanſpruchen, daß ſie dem 
proletariſchen Klaſſenkampf anders als mit äußerſter Feindſeligkeit gegenüber⸗ 
ſtehen. Er bedroht ihre Exiſtenz, und ſie haben ganz recht, wenn ſie annehmen, 
daß es ſich um keine leere Drohung handelt. Nicht aus ihrem Widerſtande 
gegen die Arbeiterbewegung läßt ſich deshalb das Maß ihrer inneren Auf⸗ 
löſung erkennen, wohl aber aus der Art ihres Widerſtandes. Fühlen ſie ſich 
noch einigermaßen ſicher, oder haben ſie, was auf dasſelbe hinausläuft, noch 
einiges hiſtoriſche Recht zur Herrſchaft, ſo werden ſie von dem Inſtinkt der 
Macht niemals ſo gänzlich verlaſſen ſein, um ihrem gemeinſamen Klaſſenintereſſe 
nicht einen gewiſſen Vorrang vor den Sonderintereſſen ihrer einzelnen Schichten 
einzuräumen. So ſehr ſie die Arbeiterbewegung haſſen und bekämpfen, ſo wird 
ihr Haß ſie niemals ſo völlig verblenden, um zu verkennen, daß ſie dem Feinde, 
der in geſchloſſenen Reihen anrückt, auch geſchloſſene Reihen entgegenſtellen 


müſſen. Sie werden den Kampf niemals ſo führen, daß er notgedrungen ſie 


ſelbſt verſchlingt. 

Noch iſt es niemals in der Geſchichte dageweſen — und es widerſpricht 
zu ſehr der Natur der Dinge, um je daſein zu können —, daß herrſchende 
Klaſſen aus freiem Antrieb das Los der unterdrückten Klaſſen mildern. Sie 
tun es, wenn ſie es tun, im eigenen Intereſſe oder weil ſie den Zorn der 
Unterdrückten fürchten oder aus beiden Gründen zugleich. So wirkte beides 
zuſammen, als ſich der moderne Abſolutismus um die Emanzipation der 
bäuerlichen Klaſſe bemühte oder als die moderne Induſtrie ſich zur Arbeiter⸗ 
ſchutzgeſetzgebung bequemte. Es iſt allemal die reine Heuchelei, wenn die herr⸗ 
ſchenden Klaſſen ſich in ſolchen Fällen anſtellen, als handelten ſie aus reinem 
Edelmut, aber ſie wiſſen, daß ſie auf dieſe Weiſe noch am eheſten ihre Herr⸗ 
ſchaft befeſtigen. Immer unter der Vorausſetzung, daß ihre Herrſchaft noch 
hiſtoriſche Wurzeln hat, daß fie demgemäß noch den Inſtinkt der Macht beſitzen. 

Auch der Anlauf zu einer Reform des preußiſchen Wahlrechtes war ebenſo 
durch die eigenen Intereſſen der herrſchenden Klaſſen wie durch den Anſturm 
des proletariſchen Klaſſenkampfes geboten. Dies Wahlrecht oder vielmehr 
Wahlunrecht ſiechte an ſeinem inneren Widerſinn dahin, und ſobald es zum 


Gegenſtand einer die Maſſen bis auf den tiefſten Grund aufwühlenden Be⸗ i 


wegung wurde, waren ſeine Tage gezählt. Von vornherein war ausgeſchloſſen, 


daß die herrſchenden Klaſſen ſich alsbald zum allgemeinen Wahlrecht bekehren 


würden, trotz des platoniſchen Bekenntniſſes des ohnmächtigen Freiſinns, der, 


als er noch das preußiſche Abgeordnetenhaus beherrſchte, die Dreiklaſſenwahl 
ebenſo zärtlich geſtreichelt hat, wie es heute die Junker tun. Aber irgend eine 


nette Abſchlagszahlung mußten die herrſchenden Klaſſen leiſten, wenn ſie ſich 


überhaupt ans „Reformieren“ machten, und die Nationalliberalen waren in 
ihrer Weiſe nicht ganz übel beraten, wenn ſie wenigſtens die direkte und ge⸗ 


heime Wahl forderten. Das hätte immerhin nach etwas ausgeſehen und, ſo⸗ 


lange die Wurzel des Übels blieb, die Ungleichheit der Wahl, hätte es den 
herrſchenden Klaſſen noch nicht wehe getan. 

Statt deſſen das Gefauche und Gezanke um die eigenen kleinen Profitchen, 
das wir ſeit Monaten ſchaudernd mit erlebt haben! Um des elendeſten Man⸗ 
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datsſchachers willen, um die jämmerliche Frage, ob dieſe Sorte Reaktionäre 
ein halbes Dutzend Mandate mehr, oder jene Sorte Reaktionäre ein halbes 
Dutzend Mandate weniger erhalten könne, mißhandelten alle Sorten von Re⸗ 
aktionären ihr gemeinſames Klaſſenintereſſe, unbekümmert darum, ob ſie da⸗ 
durch ihren Todfeinden ein ſeltenes Gaudium bereiteten. Unter dieſen Miß⸗ 
handlungen hauchte ſchließlich der traurige Wechſelbalg ſeine arme Seele aus 
und von dem verſcharrten Leichnam ſchlich ſich eine Schar zerprügelter Hunde 
zum Friedhof hinaus. 

Ob dieſer Ausgang für die proletariſchen Intereſſen günſtiger iſt oder ob 
es noch günſtiger für ſie geweſen wäre, wenn die Mißgeburt irgendwie ein 
künſtliches Leben erlangt hätte, das iſt im Grunde eine Doktorfrage. Möglich, 
daß im zweiten Falle die Verräterei der Nationalliberalen ſich noch draſtiſcher 
offenbart hätte, aber auch ſo haben wir ſchon genug davon erlebt, und der 
rein negative Ausgang wirkt draſtiſcher und ſchneidet alle Mogeleien der herr— 
ſchenden Parteien gründlicher ab. Je klarer ihre völlige Impotenz vor aller 
Welt Augen liegt, um ſo nachdrücklicher kann und wird die proletariſche 
Wahlbewegung einſetzen. 

An dieſer Impotenz hat auch die Regierung ihr gerüttelt und geſchüttelt 
Teil. Es iſt ſogar wahrſcheinlich, daß auf Herrn v. Bethmann Hollweg zumeiſt 
als den allgemeinen Sündenbock eingeſchlagen werden wird, und irgendwelches 
Mitleid mit ſeiner traurigen Geſtalt wäre gewiß am unrechten Platze. Aber 
hiſtoriſch und politiſch wäre es völlig verkehrt, in ſeinen perſönlichen Unzu⸗ 
länglichkeiten, ſo groß ſie ſein mögen, die Urſachen des furchtbaren Krachs zu 
ſuchen. In ihnen ſpiegelt ſich eben auch nur die innere Auflöſung der herr⸗ 
ſchenden Klaſſen wider, die kein Genie mehr weder erzeugen noch ertragen 
können. An der tatſächlichen Lage der Dinge ändert das Bleiben oder das 
Gehen des gegenwärtigen Reichskanzlers nichts. 

Die Entſcheidung der Dinge liegt ganz wo anders, vor allem in der Hand 
des Proletariats. Selbſt in den letzten Jahren des Sozialiſtengeſetzes haben 
ihm die Sterne kaum jo günſtig geleuchtet, wie gegenwärtig, und unauf- 
haltſam rückt der Tag heran, wo ihm eine reichere Ernte winkt, als jemals 
früher. Dem Niedergang der herrſchenden Klaſſen entſpricht der Aufſtieg der 

arbeitenden Klaſſen. So will es das eherne Geſetz der Geſchichte. 


dee Noſa Luxemburg. 
CCC ee BREIT 

Kommen wir zur Hauptſache. 

Genoſſe Kautsky ſucht die Frage, ob jetzt in Deutſchland an einen Maſſen⸗ 
ſtreik gedacht werden könne, auf die breite Baſis einer allgemeinen Theorie 
über Strategien zu ſtellen. Bis zum Pariſer Kommuneaufſtand ſei für die 
revolutionären Klaſſen die „Niederwerfungsſtrategie“ maßgebend geweſen, 
ſeitdem aber ſei die „Ermattungsſtrategie“ an ihre Stelle getreten. Dieſer 
Ermattungsſtrategie verdankte die deutſche Sozialdemokratie ihr ganzes Wachs⸗ 


(Schluß.) 


# 


tum und ihre bisherigen glänzenden Erfolge, und wir hätten keinen Grund, 
jetzt mit einem Maſſenſtreik dieſe ſiegreiche Strategie zu verlaſſen, um zur 
Niederwerfungsſtrategie überzugehen. Die Auseinanderſetzungen des Genoſſen 
Kautsky über die zwei Strategien und die Vorteile der Ermattungsſtrategie 
ſind offenbar der wichtigſte Pfeiler ſeiner Argumentation. Namentlich ver⸗ 
leiht Genoſſe Kautsky ſeiner Stellungnahme dadurch die größte Autorität, daß 
er ſeine „Ermattungsſtrategie“ direkt zum „politiſchen Teſtament“ Friedrich 
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Engels' erklärt. Leider beruht hier die ganze Argumentation auf einem neuen 


Worte, einer neuen Etikette für alte, wohlbekannte Dinge. Legt man aber 
dieſen neuen und irreführenden Namen auf die Seite, dann hat die Streitfrage 


mit Friedrich Engels ſehr wenig zu tun. Was ſteckt, konkret geſprochen, hinter 


jener angeblichen „Ermattungsſtrategie“, die Genoſſe Kautsky ſo preiſt und der 
die deutſche Sozialdemokratie ihre bisherigen glänzenden Erfolge verdankt? Die 
Ausnutzung der parlamentariſchen Mittel des bürgerlichen Staates zum täg⸗ 
lichen Klaſſenkampf, zur Aufklärung, Sammlung und Organiſation des Prole⸗ 
tariats. Für dieſe „neue Strategie“ waren übrigens nicht erſt ſeit der 


Pariſer Kommune die Grundlagen gelegt, ſondern namentlich in Deutſchland 


ſchon faſt ein Jahrzehnt früher durch die Agitation Laſſalles, der darin, wie 
Engels ſagt, nur ein Vollſtrecker der Weiſungen des Kommuniſtiſchen Mani⸗ 
feſtes war. Dieſe Taktik empfiehlt und begründet in der Tat Friedrich 


Engels in ſeinem berühmten Vorwort zu den „Klaſſenkämpfen in Frankreich“. 


Anſtatt indes wie Genoſſe Kautsky allgemeine Schemata über Strategien auf⸗ 


zuſtellen, ſagt Engels ganz deutlich, worin die von ihm empfohlene Taktik 
beſteht, namentlich aber — gegen welche andere Taktik ſie gerichtet iſt. „Alle 
bisherigen Revolutionen liefen hinaus auf die Verdrängung einer beſtimmten 
Klaſſenherrſchaft durch eine andere; alle bisherigen herrſchenden Klaſſen waren 
aber nur kleine Minoritäten gegenüber der beherrſchten Volksmaſſe. Eine 


herrſchende Minorität wurde ſo geſtürzt, eine andere Minorität ergriff an 


ihrer Stelle das Staatsruder und modelte die Staatseinrichtungen nach ihren 
Intereſſen um.“ Da alle dieſe Umwälzungen eigentlich Minoritätsrevolu⸗ 
tionen waren, ſo kamen ſie auf dem Wege von Überrumpelungen zuſtande. 
Auf demſelben Wege einer Überrumpelung durch eine revolutionäre Mino⸗ 


rität hoffte man 1848 die ſozialiſtiſche Umwälzung einleiten zu können. 


„Die Geſchichte“, ſagt Engels, „hat uns und allen, die ähnlich dachten, N 
unrecht gegeben. Sie hat klar gemacht, daß der Stand der ökonomiſchen 


Entwicklung auf dem Kontinent damals noch bei weitem nicht reif war für 
die Beſeitigung der kapitaliſtiſchen Produktion“, daß es „1848 unmöglich war, 


die ſoziale Umgeſtaltung durch einfache Überrumpelung zu erobern“. Es wurde 


klar, daß erſt im langen Entwicklungsprozeß der bürgerlichen Geſellſchaft die 


objektiven Grundlagen für die ſozialiſtiſche Umwälzung und in einem langen 


zähen täglichen Klaſſenkampf die Vorbereitung des Proletariats zu ſeiner 


Miſſion bei dieſer Umwälzung erreicht werden könne. „Die Zeit der Über 


rumpelungen, der von kleinen bewußten Minoritäten an der Spitze bewußt⸗ 
loſer Maſſen durchgeführten Revolutionen iſt vorbei. Wo es ſich um eine 
vollſtändige Umgeſtaltung der geſellſchaftlichen Organiſation handelt, da 
müſſen die Maſſen ſelbſt mit dabei ſein, ſelbſt ſchon begriffen haben, worum 


es ſich handelt, für was ſie eintreten ſollen. Das hat uns die Geſchichte der 


letzten fünfzig Jahre gelehrt. Damit aber die Maſſen verſtehen, was zu tun 


iſt, dazu bedarf es langer, ausdauernder Arbeit, und dieſe Arbeit iſt es 
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gerade, die wir jetzt betreiben, und das mit einem Erfolg, der die Gegner 
zur Verzweiflung bringt.“ Und nun hebt Engels als hervorragendſte Waffe 
in dieſem Sinne — die Benutzung des allgemeinen Stimmrechtes hervor. 
„Mit dieſer erfolgreichen Benutzung des allgemeinen Stimmrechtes war — 
eine ganz neue Kampfweiſe des Proletariats in Wirkſamkeit getreten, und 
dieſe bildete ſich raſch weiter aus.“ Auf der anderen Seite zeigt Engels, wie 
ſich gleichzeitig die Chancen für revolutionäre Überrumpelungen alten Stils 
auch äußerlich verſchlechtert hätten. „Denn auch hier hatten ſich die Bedin⸗ 
gungen des Kampfes weſentlich verändert. Die Rebellion alten Stils, 
der Straßenkampf mit Barrikaden, der bis 1848 überall die letzte Ent⸗ 
ſcheidung gab, war bedeutend veraltet.“ Nachdem Engels die militärtechniſche 
Seite des Barrikadenkampfes in den modernen Bedingungen beleuchtet hat, 
ſagt er: „Dies Wachstum — der deutſchen Sozialdemokratie, wie ſie es dank 
der Ausnutzung des allgemeinen Wahlrechtes aufweiſt — ununterbrochen im 
Gange zu halten, bis es dem herrſchenden Regierungsſyſtem von ſelbſt über 
den Kopf wächſt, das iſt unſere Hauptaufgabe. Und da iſt nur ein Mittel, 
wodurch das ſtetige Anſchwellen der ſozialiſtiſchen Streitkräfte in Deutſchland 
momentan aufgehalten und ſelbſt für einige Zeit zurückgeworfen werden 
könnte: ein Zuſammenſtoß auf großem Maßſtab mit dem Militär, ein Ader⸗ 
laß wie 1871 in Paris.“ Daher ſucht die verzweifelte Bourgeoiſie uns zu 
einem ſolchen zu verleiten. Beweis: die Umſturzvorlage. 
Dies das „politiſche Teſtament“ von Friedrich Engels, wie es vor fünf⸗ 
zehn Jahren im Moment, wo die Zuchthausvorlage erſchien, veröffentlicht 
wurde. Klar, deutlich, konkret kritiſiert er den vormärzlichen utopiſchen 
Sozialismus, der durch einen Barrikadenkampf die Verwirklichung des End⸗ 
ziels einzuleiten gedachte, und ſtellt ihm den modernen ſozialdemokratiſchen 
Tageskampf entgegen, der namentlich den Parlamentarismus ausnutzt. 
Und nun frage ich: Was hat dieſes „Teſtament“ von Engels in aller Welt 
mit der heutigen Situation und mit unſerer Frage vom Maſſenſtreik zu tun? Hat 
denn irgend jemand an eine plötzliche Einführung des Sozialismus durch den 
Maſſenſtreik gedacht? Oder iſt es irgend jemand eingefallen, auf einen Barrikaden⸗ 


4 kampf, auf „einen Zuſammenſtoß mit dem Militär auf großem Maßſtab“ hinzu⸗ 


arbeiten? Oder endlich gedachte vielleicht irgend ein Menſch, gegen die Benutzung des 
allgemeinen Wahlrechtes, gegen die Ausnutzung des Parlamentarismus zu eifern? 
8 Es iſt klar: indem Genoſſe Kautsky das Engelsſche „Teſtament“ gegen 
die Loſung des Maſſenſtreiks im heutigen preußiſchen Wahlrechtskampf ins 
Feld führt, ficht er wiederum ſiegreich in der Luft gegen ein anarchiſtiſches 
Geſpenſt vom Maſſenſtreik, und es ſind offenbar die eingefrorenen Trompeten⸗ 
töne Domela Nieuwenhuis', die ihn plötzlich zu ſeinem Feldzug aufgeſcheucht 

haben. Andererſeits wendet ſich aber das Engelsſche „Teſtament“, ſofern es 


1 Es iſt übrigens intereſſant, die Stellung der heutigen Anarchiſten zum Maſſenſtreik 
in Deutſchland kennen zu lernen. Auf ihrer jüngſten Tagung in Halle während des Pfingſt— 
feſtes — es ſcheint, daß noch einige Dutzend von dieſer Sorte in Deutſchland exiſtieren — 
haben ſie nach dem Bericht des „Berliner Tageblatts“ folgende Weisheit verzapft: 

Nach der im Anarchismus vorherrſchenden Meinung iſt ein bloßer Demon- 
ſtrationsſtreik abſolut verwerflich. Ein ernſthaft unternommener politiſcher 
Maſſenſtreik, bei dem die Arbeit nicht eher wieder aufgenommen werden dürfe, als 
bis das geſteckte Ziel erreicht ſei, bedeute aber den Anfang zur großen Revolution. Dieſe 
würde aber unter den gegenwärtigen Verhältniſſen ein Unglück für das geſamte Proletariat 
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die veraltete Taktik der Überrumpelungen kritiſiert, höchſtens gegen den Ge⸗ 


noſſen Kautsky ſelbſt, der ja den Maſſenſtreik als einen vom „Kriegsrat“ 


geheim ausgeheckten überrumpelungsſtreich auffaßt. 

Wie wenig die vom Genoſſen Kautsky verteidigte „Ermattungsſtrategie“ 
in Wirklichkeit mit dem „politiſchen Teſtament“ von Engels zu tun hat, be⸗ 
weiſt ein heiterer Umſtand. Gleichzeitig mit dem Genoſſen Kautsky tritt in 
den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ Ed. Bernſtein gegen die Loſung des 
Maſſenſtreiks in der gegenwärtigen Situation auf. Mit denſelben Argu⸗ 
menten, ſtellenweiſe in faſt wörtlicher Übereinſtimmung mit Genoſſen Kautsky, 
will Bernſtein den Demonſtrationsſtreik vom „Zwangsſtreik“ ebenſo wie den 
gewerkſchaftlichen Streik vom politiſchen ſtreng geſchieden wiſſen und wettert 
gegen jene „Spieler“, die die gefährliche Loſung eines „Zwangsſtreiks“ jetzt 
in die Maſſen werfen. Eine ſolche Taktik ſei nicht angemeſſen „für Vertreter 
der Bewegung der Arbeiterklaſſe, die die Gewißheit ihres ſozialen Aufſtiegs 
in ſich trägt, für die aber als das ſicherſte Mittel zur Verwirklichung dieſes 


Aufſtiegs ſich in Deutſchland die unabläſſige Organiſationsarbeit 


bewährt habe“. Auf die Gefahren eines Maſſenſtreiks ankommen zu laſſen, 
„liege wahrhaftig kein Grund vor, wo die deutſche Arbeiterbewegung auf dem 
bisher von ihr beobachteten Wege vielleicht langſam, aber ſtetig und ſicher 
Schritt für Schritt vorwärts gekommen ſei“. Bernſtein, nicht Engels, verteidigt 
hier die „Ermattungsſtrategie“ des Genoſſen Kautsky. Dieſe Ermattungs⸗ 
ſtrategie bedeutet aber ganz etwas anderes als das Engelsſche Teſtament. 


Der Maſſenſtreik, wie er gegenwärtig im preußiſchen Wahlrechtskampf zur 


Debatte ſteht, war und iſt von keinem Menſchen als Gegenſatz zum Par⸗ 


lamentarismus, ſondern als ſeine Ergänzung, ja, als Mittel, parlamentariſche 


Rechte zu erringen, gedacht. Nicht als Gegenſatz zum täglichen Werke der 
Schulung, Aufklärung und Organiſierung der Maſſen, ſondern als ein hervor⸗ 


K 


ragendes Mittel, gerade die Schulung, Aufklärung und Organiſierung der s 


proletariſchen Maſſen zu fördern. Da Genoſſe Kautsky nun dieſem ſo ge⸗ 


dachten Maſſenſtreik unſere altbewährte Taktik des Parlamentarismus entgegen⸗ 5 


ſtellt, empfiehlt er in Wirklichkeit vorläufig und für die gegenwärtige Situation 


einfach Nichtsalsparlamentarismus; nicht im Gegenſatz zum utopiſchen i 


Barrikadenſozialismus, wie Engels, ſondern im Gegenſätz zur ſozialdemo⸗ 5 
kratiſchen Maſſenaktion des Proletariats zur Erringung und Ausübung po⸗ 


litiſcher Rechte. 
In der Tat weiſt uns Genoſſe Kautsky — dies der Grundpfeiler ſeiner 


Ermattungsſtrategie — mit Nachdruck auf die kommenden Reichstagswahlen 


bedeuten; denn die herrſchenden Klaſſen ſchlafen nicht. ... Soweit würde es aber kaum 
kommen, denn zum ernſthaften Maſſenſtreik fehle es der Sozialdemokratie eben an 
Menſchenmaterial, da die Generalkommiſſion für den ernſthaften Maſſenſtreik nicht zu 
haben ſei, und was dieſe nicht wolle, könne die Partei nicht durchführen. 

. . . Sämtliche Delegierten waren ſich darüber klar, daß ein ernſthafter Maſſenſtreik 
zurzeit nur eine Verſchlechterung der ſozialen Lage des Proletariats bringen könne, 
während ein Demonſtrationsſtreik den Grundſätzen des Anarchismus widerſpreche. 

Man ſieht, es iſt das Typiſche das Raiſonnement der Anarchiſten: der Maſſenſtreik als 


ein einmaliger großer Streik, die „große Revolution“, ſeine Ausführung abhängig davon, 


ob „die Generalkommiſſion“ für ihn „zu haben iſt“ oder nicht. Und von einer ſolchen Auf⸗ 


faſſung kommt man eben heute dazu, zu erklären, der Maſſenſtreik wäre „ein Unglück“ für a 


das Proletariat. 
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hin. Von dieſen Reichstagswahlen ſei alles Heil zu erwarten. Sie bringen 
uns ſicher einen überwältigenden Sieg, ſie werden eine ganz neue Situation 
ſchaffen, ſie geben uns eine breitere Baſis zum Kampfe, ſie können allein die 
Bedingungen herſtellen, unter denen wir an eine „Niederwerfungsſtrategie“, 
will ſagen einfach an eine Maſſenaktion denken können, ſie werden „eine 
Kataſtrophe des ganzen herrſchenden Regierungsſyſtems“ bringen, ſie geben 
uns jetzt ſchon „in der Taſche den Schlüſſel zu dieſer gewaltigen hiſtoriſchen 
Situation“. Mit einem Worte, der Himmel der kommenden Reichstagswahlen 
hängt für uns Sozialdemokraten ſo voller Geigen, daß wir ſträflich leichtſinnig 


wären, angeſichts eines ſo ſicher „in der Taſche“ ſteckenden zukünftigen Sieges 


durch den Wahlzettel jetzt an einen Maſſenſtreik zu denken. 

Ich glaube nicht, daß es gut und angebracht iſt, unſeren künftigen Sieg 
bei den Reichstagswahlen in gar ſo leuchtenden Farben der Partei vorzumalen. 
Ich glaube vielmehr, daß es ratſamer wäre, uns auf die Reichstagswahlen, 
wie immer, mit allem Eifer und aller Energie, aber ohne übertriebene Er— 
wartungen vorzubereiten. Wenn wir ſiegen und in welchem Maße wir ſiegen, 
werden wir ja erleben. Im voraus künftige Siege auskoſten, liegt ſo gar 
nicht im Weſen ernſter revolutionärer Parteien, und ich bin ganz der Anficht 
des Genoſſen Pannekoek, daß es beſſer wäre, ſolche phantaſtiſche Perſpektiven, 
wie eine Verdoppelung unſerer Stimmenzahl, gar nicht erſt zu erwähnen. 

Aber vor allem: was hat der künftige Reichstagswahlſieg mit der Frage 
des preußiſchen Wahlrechtskampfes heute zu tun? Genoſſe Kautsky meint, 
der Ausfall der Reichstagswahlen würde „eine ganz neue Situation“ 
ſchaffen. Worin jedoch dieſe neue Situation beſtehen ſoll, iſt zunächſt un⸗ 
klar. Wenn wir nicht der phantaſtiſchen Hoffnung leben, daß wir plötzlich 
die Mehrheit der Mandate kriegen, wenn wir auf dem Boden der Wirk⸗ 
lichkeit bleiben und ſelbſt die Annahme von einem Wachstum unſerer 
Fraktion auf etwa 125 Mann ins Auge faſſen, ſo iſt damit zunächſt noch 
durchaus keine Umwälzung in den politiſchen Verhältniſſen gegeben. Wir 
bleiben immer noch eine Minorität im Reichstag, der eine geſchloſſene reaktio⸗ 
näre Mehrheit entgegenſteht, und daß unſer Wahlſieg auf die preußiſche Reaktion 
ſo überwältigend wirken würde, daß ſie uns plötzlich das gleiche Wahlrecht 
in Preußen aus freien Stücken konzediert, glaubt Genoſſe Kautsky wohl ſelbſt 
nicht. Die ganz „neue Situation“ kann alſo nur in einem beſtehen — im 
Staatsſtreich, in der Kaſſierung des Reichstagswahlrechtes. Dann, meint Ge⸗ 
noſſe Kautsky, werden wir mit allen Mitteln, auch mit dem Maſſenſtreik vor⸗ 
gehen. Die „Ermattungsſtrategie“, die gegen eine größere Maſſenaktion für 
heute eifert, iſt verknüpft mit einer Spekulation auf den Staatsſtreich, der 
uns erſt zu großen Aktionen befähigen ſoll. Nun hat dieſe Spekulation auf 
die Zukunft mit allen derartigen Spekulationen das gemein, daß ſie eben — 
Zukunftsmuſik iſt. Tritt der Staatsſtreich nicht ein, ſondern wird das bis— 
herige Fortwurſteln im Zickzackkurs fortgeſetzt — und Genoſſe Kautsky muß 
ſelbſt zugeben, daß dieſes Ergebnis der Reichstagswahlen das allerwahr- 
ſcheinlichſte iſt —, jo fällt auch die ganze Kombination mit der „neuen Situa⸗ 
tion“ und unſeren großen Aktionen in ſich zuſammen. Suchen wir freilich 
unſere Taktik nicht auf die Reichstagswahlen und den Staatsſtreich zuzuſpitzen, 
wollen wir uns überhaupt nicht auf beſtimmte Zukunftskombinationen ein⸗ 
richten, dann kann uns die Frage, ob wir mehr oder weniger Mandate bei 
den nächſten Wahlen erobern, ob der Staatsſtreich dann erfolgt oder nicht, 
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ziemlich kühl laſſen. Tun wir nur in jedem Moment in der Gegenwart 
unſere Pflicht, um in jeder gegebenen Situation das Höchſtmaß an Aufrütte⸗ 
lung und Aufklärung der Maſſen zu leiſten und auf der Höhe der Situation 
und ihrer Anforderungen zu ſein, dann werden wir bei jedem weiteren Gange 


der Ereigniſſe unſere Rechnung finden. X Will man hingegen, wie Genoſſe 


Kautsky, eine ganze „Ermattungsſtrategie“ für heute mit einer Ausſicht auf 
Großtaten der „Niederwerfungsſtrategie“ im nächſten Jahre begründen, wobei 
dieſe letztere auch noch erſt von einem eventuellen Staatsſtreich abhängig iſt, 
dann bekommt unſere „Strategie“ eine leichte Ahnlichkeit mit derjenigen der 
kleinbürgerlichen Demokraten in Frankreich, die Marx im „Achtzehnten Bru⸗ 
maire“ ſo genial charakteriſiert hat: Über die eigenen Halbheiten und Nieder⸗ 
lagen in der Gegenwart pflegten ſie ſich mit der Hoffnung auf Großtaten bei 
der nächſten Gelegenheit zu tröſten. „über den 13. Juni vertröſteten ſie ſich 
mit der tiefen Wendung: Aber wenn man das allgemeine Wahlrecht an⸗ 
zugreifen wagt, aber dann! Dann werden wir zeigen, wer wir ſind. Nous 
Verrons“ 
IV. 

Andererſeits kommt der Proteſt des Genoſſen Kautsky im Namen der „Er⸗ 
mattungsſtrategie“, die alle ihre Hoffnungen auf die kommenden Reichstags⸗ 
wahlen ſetzt, reichlich ſpät. Nicht erſt gegen die jetzige Erörterung des Maſſen⸗ 
ſtreiks hätte er ſeinen Mahnruf richten ſollen, ſondern bereits gegen die Straßen⸗ 
demonſtrationen, ja gegen den ganzen Zuſchnitt der Wahlrechtsbewegung in 
Preußen, wie ſie durch den preußiſchen Parteitag im Januar eingeleitet worden 
iſt. Auf dieſem Parteitag ſchon iſt der leitende Geſichtspunkt der ganzen 
Wahlrechtskampagne mit Nachdruck formuliert worden, nämlich, daß die 
preußiſche Wahlreform nicht durch parlamentariſche Mittel — alſo weder durch 
die Tätigkeit innerhalb des Parlaments, noch durch noch ſo glänzende Parla⸗ 
mentswahlen — erreicht werden könne, ſondern einzig und allein durch eine 
ſcharfe Maſſenaktion draußen im Lande. „Es gilt eine Volksbewegung größten 
Stiles auf den Plan zu rufen,“ erklärte dort der Referent unter lebhaftem 
Beifall, „ſonſt werden die Entrechteten kläglich geäfft und betrogen werden. 
Und was noch ſchlimmer iſt, wir ſelbſt würden uns die Schuld daran zu⸗ 
zuſchreiben haben, daß das Volk ſo betrogen wird.“ 

Dem Parteitag lagen bereits fünf Anträge — aus Breslau, Berlin, Spandau⸗ 
Oſthavelland, Frankfurt aF. M. und Magdeburg — vor, die die Anwendung 
ſchärferer Mittel, der Straßendemonſtrationen und des Maſſenſtreiks, forderten. 
Die Reſolution, die dann einſtimmige Annahme fand, ſtellt die Anwendung 
im Wahlrechtskampf „aller zu Gebote ſtehenden Mittel“ in Ausſicht, und der 
Referent gab ihr folgenden Kommentar in ſeiner Rede: „Meine Reſolution 
hat ausdrücklich davon Abſtand genommen, Straßendemonſtrationen oder den 
politiſchen Maſſenſtreik zu erwähnen. Aber dieſe Reſolution ſoll bedeuten 
— ich wünſche, daß der Parteitag ſie auch ſo auffaßt —, daß wir entſchloſſen 
ſind, alle uns zu Gebote ſtehenden Mittel anzuwenden.“ Wann dieſe Mittel 
zur Anwendung kämen, das hängt immer ab „von dem Grade der Ent⸗ 
flammung, der durch unſere Aufklärung und Aufrüttelung in den Maſſen her⸗ 
vorgerufen wird. Wir müſſen das Hauptgewicht darauf legen, daß wir vor allem 
für dieſe Entflammung der Maſſen im Wahlrechtskampf zu arbeiten haben.“ 

Die Demonſtrationen, die ſeit dem preußiſchen Parteitag einſetzten, waren 
ſomit von vornherein im Zuſammenhang mit der Loſung eines eventuellen 
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Maſſenſtreiks gedacht, als Mittel, jenen Grad der „Entflammung der Maſſen“ 
zu erreichen, bei dem die ſchärfſten Mittel zur Anwendung kämen. Dieſe 
Demonſtrationen fielen alſo bereits bedenklich aus dem Rahmen der „Er⸗ 
mattungsſtrategie“ ins Gebiet der „Niederwerfungsſtrategie“ heraus und leiteten 
zu dieſer letzteren direkt hinüber. | 

Dies auch noch aus einem weiteren Grunde. Gehört es zur „Ermattungs⸗ 
ſtrategie“, daß man im Sinne des Engelsſchen Teſtaments vom Jahre 1895 
jede Eventualität eines Zuſammenſtoßes mit der Militärmacht vermeidet, dann 
ſind die Straßendemonſtrationen allein und mehr noch als der Maſſenſtreik 
bereits ein Bruch mit jener „Strategie“. Um ſo ſeltſamer erſcheint nun, daß 
Genoſſe Kautsky ſeinerſeits doch Demonſtrationen befürwortet, ja er gibt zu, 
daß es notwendig ſei, „vor allem die Straßendemonſtration weiter zur An⸗ 
wendung zu bringen, darin nicht zu erlahmen, ſie im Gegenteil immer macht⸗ 
voller zu geſtalten“. Aber er will Demonſtrationen ohne Steigerung, ohne 
Zuſpitzung. Die Demonſtrationen ſollen „immer machtvoller“ ſein, ſie ſollen 
aber nicht „um jeden Preis vorwärts“ gehen, ſie ſollen „nicht erlahmen“, ſich 
aber nicht zuſpitzen. Mit einem Worte: die Demonſtrationen ſollen nicht vor⸗ 
wärts und nicht rückwärts gehen. 

Dies iſt nun eine rein theoretiſche Auffaſſung der Demonſtrationen, der 
Maſſenaktion überhaupt, die mit den wirklichen praktiſchen Bedingungen, mit 
der lebendigen Wirklichkeit nicht viel rechnet. Wenn wir große proletariſche 
Maſſen auf die Straße zur Demonſtration rufen; wenn wir ihnen erklären, 
die Situation ſei eine derartige, daß einzig und allein durch ihre eigene Maſſen⸗ 
aktion, nicht durch parlamentariſche Aktionen, der Zweck erreicht werden könne; 
wenn es uns gelingt, immer mehr die Maſſen zu entflammen; wenn die 
Straßendemonſtrationen immer mächtiger und der Elan, die Kampfſtimmung, 
immer größer, zugleich die unvermeidliche Verſchärfung der Verhältniſſe mit 
der Staatsmacht, die Möglichkeit der Zuſammenſtöße mit der Polizei und dem 
Militär immer größer wird, dann erſteht in den Maſſen von ſelbſt die Frage: 
Was weiter? Die Demonſtrationen bringen ja die Löſung nicht; ſie ſind der 
Anfang, nicht das Ende der Maſſenaktion; ſie ſchaffen zugleich von ſelbſt eine 
Zuſpitzung der Lage. Und wenn die von uns entfachte Maſſenbewegung nach 
weiteren Direktiven, weiteren Ausſichten ruft, ſo müſſen wir ihr dieſe weiteren 
Ausſichten zeigen, oder — wenn wir das aus dieſem oder jenem Grunde nicht 
imſtande ſind — dann bricht auch die Demonſtrationsbewegung über kurz oder 
lang zuſammen, ſie muß zuſammenbrechen. f f 

Genoſſe Kautsky beſtreitet dies. Er beruft ſich auf Oſterreich: „Über ein 
Dutzend Jahre hat dort der Wahlrechtskampf gedauert; ſchon 1894 wurde die 
Anwendung des Maſſenſtreiks von den öſterreichiſchen Genoſſen erwogen, und 
doch vermochten ſie bis 1905 ihre glänzende Maſſenbewegung ohne jede Steige⸗ 
rung und Zuſpitzung im Gange zu halten. — Nie find die Genoſſen Oſter⸗ 
reichs in ihrem Wahlrechtskampf über Straßendemonſtrationen hinausgegangen, 
und doch verſchwand nicht ihr Elan, brach ihre Aktion nicht zuſammen.“ 

Genoſſe Kautsky irrt ſich in bezug auf die Tatſachen in Oſterreich, wie er 
ſich in bezug auf die Tatſachen des belgiſchen Wahlrechtskampfes geirrt hat. 

Die Genoſſen in Oſterreich vermochten ſo wenig über ein Dutzend Jahre 
„ihre glänzende Maſſenbewegung“ im Gange zu halten, daß dieſe Maſſen⸗ 
bewegung vielmehr von 1897 bis 1905, alſo etwa acht Jahre lang, vollſtändig 
daniederlag. Darüber haben wir ein zuverläſſiges Zeugnis — in der Geſtalt 
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ſämtlicher Parteitage der öſterreichiſchen Genoſſen für dieſe Zeit. Seit 1898 
bis 1905 bilden nämlich die Klagen über den Zuſammenbruch der Maſſen⸗ 
aktion, über das Daniederliegen des Wahlrechtskampfes eine ſtändige herr⸗ 
ſchende Note aller Parteitage. Schon auf dem Parteitag in Linz im Jahre 
1898 bemängelt Genoſſe Winarsky, daß im Referat über die Parteitaktik „über 
das allgemeine Wahlrecht faſt gar nichts geſprochen“ wurde und erklärt: „es 
müſſe wieder ein Sturm auf dieſe Baſtion unternommen werden“. Dieſelben 
Forderungen und Klagen wurden laut auf dem Parteitag in Brünn 1899. 
Auf dem Parteitag in Graz im Jahre 1900 konſtatiert Emmerling: „Seit dem 
Jahre 1897 haben wir den Kampf für das allgemeine Wahlrecht vollſtändig 
eingeſtellt.“ Skaret meint, „daß es heute an uns ſein wird, aus dem Parteitag 
heraus eine Wahlrechtsbewegung zu machen“. Pölzer teilt mit: „Die Genoſſen 
ſagen: ſeitdem wir die fünfte Kurie haben, iſt es ſo, als ob die Generale 
hypnotiſiert wären, es rührt ſich nichts mehr. Ich meine alſo, es müſſen 
überall Demonſtrationsverſammlungen für das allgemeine Wahlrecht abgehalten 
werden.“ Bartel erklärt: „In dem Manifeſt der Parteivertretung und des 
Verbandes wurde ein ſchüchterner Aufruf zum Wahlkampf erlaſſen. Wir haben 
in der Provinz aufgeatmet, weil wir meinten, endlich werde etwas geſchehen. 
Es geſchah aber nichts und wir ſtehen dort, wo wir vor dem Manifeſt 
ſtanden.“ Sämtliche Redner äußerten ſich in demſelben Sinne. Dieſelben 
Klagen wiederholen ſich auf dem Parteitag in Wien 1901, in Auſſig 1902 
und wieder in Wien 1903. Auf dem Parteitag in Salzburg im Jahre 1904 
endlich gab es einen ganzen Sturm des Unwillens über den Stillſtand in der 
Wahlrechtsbewegung. Pölzer rief: „Ja, was wird denn eigentlich geſchehen? 
— Genoſſen, das geht nicht weiter. Wenn wir Drohungen ausſprechen, müſſen 
wir ſie verwirklichen, — eingreifen gilt es mit aller Macht, denn lange genug 
haben wir bloß gedroht.“ Schuhmeier konſtatiert: „Es läßt ſich nicht leugnen, 
daß in unſeren Reihen die Stimmung abgeflaut iſt, daß das Feuer der 
Kampfesbegeiſterung nachgelaſſen hat.“ So groß war die allgemeine Gedrückt⸗ 
heit, der Elan ſo gering, daß Schuhmeier in Salzburg — ein knappes Jahr 
vor dem ſiegreichen Sturm im November 1905 — erklären konnte: „Ich bin 
heute überzeugt, daß wir vom allgemeinen Wahlrecht weiter entfernt 
ſind als je.“ Freundlich ſtellt feſt, „es herrſche in den Maſſen eine Hoff⸗ 
nungsloſigkeit und Teilnahmloſigkeit gegenüber dem politiſchen Leben, wie 
ſie in dieſem Umfange noch nicht beobachtet worden ſei“. Pernerſtorfer meinte, 
nicht einmal Straßendemonſtrationen wären mehr zuſtande zu bringen: man 
fordere, „daß wir auf die Straße gehen, daß wir die Parteigenoſſen auf⸗ 
fordern, eine Art Demonſtration zu beginnen, wie ſie ja auch ſchon einmal 
gemacht worden ſind, — nun meinen wir aber ganz ernſtlich, daß wir mit 
einer ſolchen Aktion jetzt ein Fiasko erleben würden“. Winarsky ſagt aus⸗ 
drücklich: „Wir haben ſieben Jahre gewartet, und ich glaube, es iſt endlich not⸗ 
wendig, daß dieſe Zeit des Wartens im Intereſſe der Partei ein Ende nehme.“ 

Mit der „glänzenden Maſſenbewegung“, die in Oſterreich zwölf Jahre 
lang im Fluß erhalten wurde, und dem Elan, der nicht nachließ, ſah es alſo 
ziemlich dürftig aus. Freilich lag die Schuld nicht an der Parteileitung. Die 
wirkliche Urſache hat Adler ſchon in Linz erſchöpfend nachgewieſen — indem 
er ſagte: „Sie verlangen — man möge eine Wahlrechtsbewegung ins Werk 
ſetzen, — offenbar eine Bewegung, die mit derſelben Entſchiedenheit auftritt, 
wie die, die wir vor mehreren Jahren hatten. Demgegenüber erkläre ich 
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Ihnen: Heute können wir das nicht tun, vielleicht müſſen wir es morgen 
tun, ich weiß es nicht. Daß wir es aber heute nicht fun können, das iſt 
klar. Solche Bewegungen werden nicht ins Werk geſetzt, weil man ſie machen 
will, ſolche Bewegungen müſſen ſich als innere Notwendigkeit aus den Ver⸗ 
hältniſſen ergeben.“ Und ſeitdem mußte dasſelbe auf jedem Parteitag wieder⸗ 
holt werden, denn das „Morgen“, an dem eine Maſſenbewegung für das 
Wahlrecht in Oſterreich wieder möglich wurde, ergab ſich erſt — im Jahre 1905, 
als unter dem unmittelbaren Eindruck des ſiegreichen Maſſenſtreiks in Ruß⸗ 
land, der das Verfaſſungsmanifeſt des 30. Oktober erzwungen hatte, die auf 
dem Parteitag verſammelten Genoſſen die Verhandlungen abbrachen, um auf 
die Straße zu ſteigen, entſchloſſen, „ruſſiſch zu reden“, wie ſie zehn Jahre 
früher entſchloſſen waren, „belgiſch“ zu reden. 

Während alſo das Proletariat in Oſterreich tatſächlich nur in den zwei 
ſtürmiſchen Anläufen der Maſſenbewegung die Wahlreform durchgeſetzt hat, 
die es anfangs der neunziger Jahre unter dem Anſtoß des belgiſchen Maſſen⸗ 
ſtreiks und 1905 unter dem Anſtoß des ruſſiſchen Maſſenſtreiks genommen 
hatte, lehnt Genoſſe Kautsky ſowohl das belgiſche wie das ruſſiſche Beiſpiel 
für Preußen ab, um uns als Muſter auf jene dazwiſchenliegende achtjährige 
Periode in Oſterreich zu verweiſen, in der die Wahlrechtsbewegung als Maſſen⸗ 
aktion in Wirklichkeit völlig daniederlag. Und in beiden Fällen, ſowohl bei 
der Erringung der Taaffeſchen Kurie des allgemeinen Wahlrechts wie bei der 
Erringung der jüngſten Wahlreform, war die Maſſenbewegung in Oſterreich 
mit der Entſchloſſenheit zum Maſſenſtreik feſt verknüpft. Im Jahre 1905 
waren ja, wie Genoſſe Kautsky wohl weiß, ſogar die Vorbereitungen zum 
Maſſenſtreik in ernſteſter Weiſe getroffen. Es kam zum Maſſenſtreik nur des⸗ 
halb nicht, weil in beiden Fällen die der Wahlreform zugeneigte Regierung 
ſehr bald die Konzeſſion machte. Bezeichnenderweiſe tauchte auch in Sſterreich, 


als in der triſten Zwiſchenzeit nach Mitteln geſucht wurde, die Maſſenbewegung 
zu beleben, jedesmal wieder — die Loſung des Maſſenſtreiks auf. In Graz 


wie in Salzburg verwandelte ſich die Debatte über die Wahlrechtsbewegung 
in eine Debatte über den Maſſenſtreik. Die Genoſſen fühlten nämlich alle, 
was Reſel in Graz ausgeſprochen hat: „eine Wahlrechtsbewegung könne man 
nur dann einleiten, wenn man ſie bis zum Außerſten durchzuführen entſchloſſen 
ſei.“ Freilich genügt die Entſchloſſenheit allein nicht, denn weder Maſſen⸗ 
ſtreiks noch Maſſendemonſtrationen laſſen ſich künſtlich aus dem Boden ſtampfen, 
wenn die politiſche Situation einerſeits und die Stimmung der Maſſen anderer⸗ 
ſeits nicht eine entſprechende Steigerung erfahren haben. Man ſoll ſich aber 
keinen Illuſionen hingeben, daß man umgekehrt eine Maſſenbewegung, daß 
man Demonſtrationen jahrelang ohne Steigerung und ohne die Entſchloſſen⸗ 
heit zum ſchärfſten Kampf aufrechterhalten könne. 

Wie wenig dies möglich iſt, beweiſt der bisherige Verlauf unſerer eigenen 
Wahlrechtsbewegung in Preußen. Daß vor zwei Jahren die begonnene erſte 
Demonſtrationsbewegung nach kurzer Zeit eingeſtellt wurde, obwohl der 
Elan der proletariſchen Maſſe durchaus nicht im Abflauen begriffen war, 
iſt ja eine bekannte Tatſache. Aber auch in dieſem Jahre verrät die Be— 
wegung in gewiſſer Hinſicht dieſelben Züge. Bei jeder großen Demon⸗ 
ſtration, die in Berlin veranſtaltet wurde, hatte man das deutliche Ge— 
fühl, daß ſie mit dem inneren Gedanken unternommen wurde: „Nun aber 
Schluß!“ Nach der großartigen Demonſtration im Tiergarten am 6. März, 


die ein großer Schritt vorwärts war von der Demonftration des 12. Februar, 
war die Stimmung der Maſſen in Berlin ſo gehoben, daß ſich für die Partei, 
wenn es ihr wirklich darum zu tun war, die Demonſtrationen „immer mäch⸗ 
tiger“ zu geſtalten, die Pflicht ergab, eine nächſte paſſende Gelegenheit zu er⸗ 
greifen, um eine neue noch wirkſamere Demonſtration zu veranſtalten. Eine 
ſolche Gelegenheit bot ſich aber, und eine glänzende — am 18. März oder 
wenigſtens am nächſten Sonntag nach dem 18. März. Anſtatt deſſen, und 
um dieſer Demonſtration aus dem Wege zu gehen, wurden am 15. März 
jene drei Dutzend Verſammlungen in Berlin angeordnet, die angeſichts der 
Stimmung der Maſſen und nach dem 6. März einen kläglichen Rückzug be⸗ 
deuteten. Der 18. März aber — ein Datum, das in dieſem Jahre für die 
Maſſenbewegung eine Bedeutung und Aktualität erlangt hatte, wie noch in 
keinem früheren Jahre, der Jahrestag der deutſchen Revolution und der 
Pariſer Kommune, der ſich für die Aufrüttelung der Maſſen, für politiſche 
Rückblicke und geſchichtliche Analyſe, für unbarmherzige Kritik der bürgerlichen 
Parteien glänzend verwerten ließ — der 18. März wurde in Berlin über⸗ 
haupt nicht gefeiert. Weder eine Demonſtration, noch auch nur Maſſen⸗ 
verſammlungen, noch eine Gedenkſchrift — ein matter Leitartikel im „Vor⸗ 
wärts“, und keine Zeile in der „Neuen Zeit“ — das war die Art, wie man 
die ausgezeichnete Gelegenheit und die ausgezeichnete Stimmung der Maſſen 
zu „immer machtvolleren Demonſtrationen“ wahrgenommen hat. Und dies iſt 
ganz natürlich. Geht man nicht an die Demonſtrationen mit der klaren 
Entſchloſſenheit heran, die Bewegung immer weiter zu treiben und vor 
ihren Konſequenzen nicht zurückzuſchrecken, dann ergibt ſich jene Zaghaftig⸗ 

keit, die der Möglichkeit jeder ſtürmiſcheren Demonſtration lieber aus dem 
Wege geht. 

Die Verſammlungen des 15. März in Berlin, die den 18. März tot⸗ 
geſchlagen haben, waren ein direkter Schritt zurück, gemeſſen an der Stim⸗ 
mung der Maſſen in Berlin und — der Parteigenoſſen in der Provinz. 
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Wäre hier, wo die Genoſſen auch den 18. März nach Möglichkeit aus⸗ 


genutzt haben und wo die Loſung des Maſſenſtreiks immer lauter wurde, 
die Kampfſtimmung und die Entſchloſſenheit nicht ſo groß geweſen, ſo 
hätten wir ſicher nicht die Demonſtration des 10. April bekommen. Wie 
ſehr dies zutrifft, beweiſt ein weiterer Umſtand. Kaum hatten wir in Berlin 


am 10. April den großen Sieg über die Reaktion, das Recht auf Straßen⸗ 
demonſtrationen durchgedrückt, was wieder einen Schritt vorwärts über den 


6. März hinaus bedeutete, wie es zweifellos die Frucht des 6. März war, ſo 
ergab ſich für die Partei die klare Pflicht, falls ſie überhaupt die Demon⸗ 
ſtrationen weiter führen und ſie „immer machtvoller“ geſtalten wollte, das 


neuerrungene Recht auf die Straße aufs Außerſte auszunutzen. Die nächſte 


Gelegenheit dazu war — der 1. Mai. Hier erlebten wir aber die befremdende 
Tatſache: während im ganzen Lande auch die kleinſten Orte am 1. Mai in 
dieſer oder jener Weiſe Straßendemonſtrationen veranſtaltet haben, während 
in größeren Zentren — in Dortmund, in Köln, in Magdeburg, in Frank⸗ 
furt a. M., in Solingen, in Kiel, Stettin, Hamburg, Lübeck — die Straßen⸗ 
demonſtrationen des 1. Mai an Umfang und Stimmung alle vorhergehenden 
übertroffen haben und ein wirklicher Schritt vorwärts waren, ſowohl in der 
Wahlrechtsbewegung wie in der Maifeier, hat in Berlin gar keine Straßen⸗ 
demonſtration ſtattgefunden — weder eine erlaubte, noch eine unerlaubte, 
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noch auch ein Verſuch zu einer ſolchen. Ein Schock Verſammlungen war alles, 
worin man wieder die prächtige Kampfſtimmung der Berliner Arbeiterſchaft 
zerſplittert hat. 

Während die parlamentariſche Behandlung der Wahlrechtsvorlage — das 
Hinundher zwiſchen dem Herrenhaus und dem Abgeordnetenhaus — noch eine 
monatelange Friſt und Gelegenheit zu Demonſtrationen bietet, und während 
die Stimmung der Maſſen nicht das geringſte Abflauen zeigt, hat es gar ſehr den An⸗ 
ſchein, als gingen wir einer ſchönen „Sommerpauſe“ entgegen, in der uns ſchon 
andere Sorgen plagen — Genoſſe Kautsky weiſt uns ja auf die kommenden 
Reichstagswahlen hin, — und in der die Demonſtrationsbewegung ruhig aber 
ſicher zum Schlaf gebettet wird. Das iſt die unvermeidliche Logik der Dinge. 
Nicht durch meine ſträfliche Agitation wird die Partei vor ein Dilemma ge⸗ 


ſtellt, wie Genoſſe Kautsky meint, ſondern durch die objektive Sachlage. Ent⸗ 


weder will man „eine Volksbewegung größten Stils“ hervorrufen, die Loſung 
„keine Ruhe in Preußen“ wahr machen, die Demonſtrationen immer mächtiger 
ausgeſtalten, dann muß man mit der Entſchloſſenheit an die Sache heran⸗ 
treten, bis zum Außerſten zu gehen, der Zuſpitzung der Situation, die ſich 
ergeben kann, nicht ausweichen, alle großen wirtſchaftlichen Konflikte für 
die politiſche Bewegung ausnutzen, und dann muß man auch die Loſung des 
Maſſenſtreiks auf die Tagesordnung ſtellen, ſie in den Maſſen populär machen, 


denn nur auf dieſe Weiſe wird die Sicherheit, die Kampffreude und der Mut 


der Maſſen auf die Dauer erhalten. Oder aber will man nur ein paar 


Demonſtrationen als kurze Parade nach dem Schnürchen und nach dem 


Kommando ausführen, um dann vor einer Verſchärfung des Kampfes zurück⸗ 
zudweichen und ſich ſchließlich auf die altbewährte Vorbereitung zu den Reichs⸗ 
tagswahlen über ein Jahr zurückzuziehen, dann ſollte man lieber nicht von einer 
„Volksbewegung größten Stils“ reden, die Anwendung „aller zu Gebote 
ſtehenden Mittel“ auf dem Parteitag ankündigen, im „Vorwärts“ im Januar 


ein ohrenbetäubendes Säbelgeraſſel inſzenieren und ſelbſt im Parlament mit 
dem Maſſenſtreik drohen. Dann darf man ſich aber auch keiner Täuſchung 


hingeben, daß wir die Demonſtrationen auf die Dauer erhalten und immer 


mächtiger geſtalten werden. Sonſt kommen wir in die Gefahr, wiederum ein 
wenig an die Schilderung der franzöſiſchen Demokratie im „Achtzehnten 
Brumaire“ zu erinnern, von der Marx ſagt: „Die revolutionären Drohungen 


der Kleinbürger und ihrer demokratiſchen Vertreter ſind bloße Einſchüchterungs⸗ 
verſuche des Gegners. Und wenn ſie ſich in eine Sackgaſſe verrannt, wenn 
ſie ſich hinlänglich kompromittiert haben, um zur Ausführung ihrer Drohungen 
gezwungen zu ſein, ſo geſchieht es in einer Weiſe, die nichts mehr vermeidet 
als die Mittel zum Zweck und nach Vorwänden zum Unterliegen haſcht. Die 
ſchmetternde Ouvertüre, die den Kampf verkündete, verliert ſich in ein klein⸗ 
lautes Knurren, ſobald er beginnen ſoll, — und die Handlung fällt platt zu⸗ 
ſammen, wie ein luftgefüllter Ballon, den man mit einer Nadel ſticht.“ 


V. N 
Wie iſt denn die Sachlage im ganzen? Zum erſtenmal haben wir in 


1 Deutſchland endlich eine lebhafte Maſſenbewegung bekommen, zum erſtenmal 


ſind wir über die bloßen Formen des parlamentariſchen Kampfes hinaus⸗ 
gegangen und haben es fertig gebracht, den Acheron in Bewegung zu ſetzen. 


Umgekehrt, wie es in Sſterreich faſt ein Jahrzehnt lang der Fall war, ſind 
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wir nicht vor die harte Aufgabe geſtellt, eine Maſſenaktion mitten in der all- 
gemeinen Apathie mit aller Gewalt heraufzubeſchwören, ſondern wir haben 
nur die dankbare und natürliche Aufgabe, die kampffreudige, erregte Stimmung 
der Maſſen auszunutzen, um ihr die politiſchen Loſungen zu geben, um ſie in 
politiſche, ſozialiſtiſche Aufklärung umzuprägen, um den Maſſen wegweiſend 
voranzugehen, ſie vorwärts zu führen. Aus dieſer Situation heraus ergibt 
ſich auch auf die natürlichſte Weiſe, daß die Loſung des Maſſenſtreiks in den 
Vordergrund getreten iſt, und es iſt Pflicht der Partei, ſie offen und klar zu 
erörtern, als ein Mittel, das ſich früher oder ſpäter aus der anſchwellenden 
Demonſtrationsbewegung und dem hartnäckigen Widerſtand der Reaktion er⸗ 
geben muß. Nicht darauf kommt es an, plötzlich von heute auf morgen einen 
Maſſenſtreik in Preußen zu kommandieren oder für die nächſte Woche zum 
Maſſenſtreik „aufzufordern“, ſondern im Zuſammenhang mit der Kritik aller 
bürgerlichen Parteien und der Beleuchtung der ganzen Situation in Preußen⸗ 
Deutſchland geſchichtlich, ökonomiſch, politiſch den Maſſen klarzumachen, daß 
ſie nicht auf bürgerliche Bundesgenoſſen und nicht auf die parlamentariſche 
Aktion, ſondern bloß auf ſich ſelbſt, auf die eigene entſchloſſene Klaſſenaktion 
angewieſen ſind. Die Loſung des Maſſenſtreiks ergibt ſich dabei nicht als ein 
ausgeklügeltes patentiertes Mittel zur Erfechtung von Siegen, das angeprieſen 
wird, ſondern als die Formulierung, die Zuſammenfaſſung der politiſchen und 
hiſtoriſchen Lehren der heutigen Verhältniſſe in Deutſchland. 

Eine ſo geartete Agitation für den Maſſenſtreik gibt die Möglichkeit, die 
ganze politiſche Situation, die Gruppierung der Klaſſen und Parteien in 
Deutſchland in ſchärfſter Weiſe zu beleuchten, die politiſche Reife der Maſſen 
zu ſteigern, ihr Kraftgefühl, ihre Kampffreude zu wecken, an den Idealismus 
der Maſſen zu appellieren, neue Horizonte dem Proletariat zu zeigen. Da⸗ 
durch wird die Erörterung des Maſſenſtreiks zum hervorragenden Mittel, in⸗ 
differente Schichten des Proletariats aufzurütteln, proletariſche Anhänger der 
bürgerlichen Parteien, namentlich des Zentrums, zu uns herüberzuziehen, die 
Maſſen für alle Eventualitäten der Situation bereit zu machen und endlich 
in wirkſamſter Weiſe auch für die Reichstagswahlen vorzuarbeiten. 

Wenn nun Genoſſe Kautsky gegen dieſe Agitation den Feldzug eröffnet, 
die Erörterung des Maſſenſtreiks für gefährlich erklärt und die ganze Wahl⸗ 
rechtsbewegung auf die kommenden Reichstagswahlen als den einzigen Ziel⸗ 
punkt zu richten ſucht, ſo heißt das einfach, die bereits auf neuen Bahnen 
erfreulich vorgeſchrittene Parteibewegung wieder in die alten ausgetretenen 
Geleiſe des reinen Parlamentarismus zurückſchrauben. 

Aber Genoſſe Kautsky trägt wieder Eulen nach Athen, wenn er uns in 
Deutſchland parlamentariſchen Optimismus und parlamentariſche Aktion predigt. 
Wir haben ohnehin ſchon ſeit Jahrzehnten unſer Parteileben auf die Reichs⸗ 
tagswahlen als die Hauptaktion eingerichtet, und unſere Taktik wird ohnehin 
mehr wie genug von Rückſichten auf die Parlamentswahlen beeinflußt. Mit 
dem Hinweis auf bevorſtehende Reichstagswahlen werden periodiſche Aus⸗ 
einanderſetzungen über die Taktik gerügt. Aus Rückſicht auf die Reichstags⸗ 
wahlen ward im Jahre 1907 die völlig verkehrte Politik vom „Vorwärts“ 
befolgt, alle Kanonen gegen den Liberalismus zu richten und das Zentrum, 
weil es ſich parlamentariſch in der Oppoſition befand, aus dem Spiele zu laſſen. 
Nur weil unſere Provinzpreſſe, namentlich im weſtlichen Bezirk, dieſem Beiſpiel 
nicht gefolgt war und das Zentrum rückſichtslos bekämpft hat, iſt es gelungen, 
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unſere Poſition zu behaupten. Auf die Reichstagswahlen ift ja ohnehin das 
Hauptaugenmerk unſerer Parteileitung gerichtet, und während zum Beiſpiel bei 
jeder Reichstagswahl es als ſelbſtverſtändlich gilt, daß im ganzen Lande eine 
unermüdliche Agitation entfaltet wird, ſämtliche Redner aufgeboten, in jeder 
Stadt und jedem Städtchen zahlloſe Verſammlungen abgehalten werden, wird 
jetzt, während der Wahlrechtsbewegung, nichts Derartiges getan. Die in Ver⸗ 
ſammlungen und Flugſchriften geleiſtete Agitation iſt allerminimalſt. Aus par⸗ 
lamentariſchen Geſichtspunkten iſt unter anderem der 18. März in dieſem 
Jahre für die Agitation ungenützt geblieben: die für den 15. März angeord⸗ 
neten Berliner Verſammlungen ſollten an die dritte Leſung des preußiſchen 
Abgeordnetenhauſes, ſtatt an die Revolution anknüpfen. Endlich aus Rückſicht 
auf den Parlamentarismus und aus parlamentariſchen Gewohnheiten wird 


bei uns die republikaniſche Agitation ſo ſehr vernachläſſigt, die jetzt dringender 


erforderlich iſt wie je. 


War es alſo wirklich eine noch größere Zuſpitzung unſerer ganzen Taktik 


auf die Reichstagswahlen, eine noch größere Faſzinierung der Maſſen durch 
Parlamentswahlen, was uns gerade jetzt in Deutſchland not tat? 

Ich finde es nicht. Irgendwelche „Gefahren“, gegen die es aufzutreten 
galt, konnten nur in der Einbildung derjenigen exiſtieren, die ſich von den 
anarchiſtiſchen Vorſtellungen über den Maſſenſtreik nicht losmachen können. 
Der wirkliche Effekt des Auftretens des Genoſſen Kautsky iſt alſo nur der, 
daß er eine theoretiſche Schirmwand für die Elemente in der Partei und 
in den Gewerkſchaften geliefert hat, die ſich bei der weiteren rückſichtsloſen 


Entfaltung der Maſſenbewegung unbehaglich fühlen, ſie im Zaume halten und 
ſich am liebſten jo ſchnell wie möglich auf die alten bequemen Bahnen des 


parlamentariſchen und gewerkſchaftlichen Alltags zurückziehen möchten. Indem 


Genoſſe Kautsky unter Berufung auf Engels und den Marxismus dieſen 


Elementen für ihr Vorgehen eine Gewiſſensberuhigung gebracht hat, hat er 
zugleich ein Mittel geliefert, um derſelben Demonſtrationsbewegung wieder für 


die nächſte Zeit das Genick zu brechen, die er immer machtvoller geſtalten 
möchte. 


Es iſt aber klar, daß die weiteren Ausſichten der Wahlrechtsbewegung 
jetzt, umgekehrt, gerade eine Fortſetzung und machtvollere Entfaltung der 
Maſſenaktion erfordern. Der parlamentariſche Zuſammenbruch der Wahl- 


rechtsvorlage bedeutet den Bankrott der Regierung wie des konſervativ⸗ 


klerikalen Blocks. Die Aktion der Gegner iſt vorläufig mit ihrem Latein zu 
Ende, die Aktion des Proletariats muß um ſo nachdrücklicher einſetzen. Der 


. Gegner befindet ſich auf dem Rückzug, uns gebührt die Offenſive. Nicht tröſt⸗ 


| 


liche Erwartungen auf die grandiofe Revanche in anderthalb Jahren an 


der Wahlurne, ſondern Schlag auf Schlag jetzt ſchon, nicht Ermattung, 


ſondern Kampf auf der ganzen Linie, das iſt es, was uns not tut. Und 
ich wiederhole: Wenn die Maſſe der Parteigenoſſen dies begreift und emp⸗ 
findet, dann werden auch unſere Führer auf dem Poſten ſein. „Die Menge 


tut es.“ 


Zum Schluſſe eine kleine hiſtoriſche Reminiſzenz, die aber nicht ohne 


— nern 


e oralen mit ber Gegenwart it. Genoſſe Kautsky lehnt die Beiſpiele 
anderer Länder, in denen der Maſſenſtreik in der letzten Zeit in Anwendung 
gekommen iſt, für Preußen ab. Rußland tauge als Beiſpiel nicht, auch nicht 


Belgien und ſelbſt nicht Oſterreich. Überhaupt „gehe es nicht an, ſich für die 


— 
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gegenwärtige Situation in Preußen auf das Vorbild anderer Länder zu be- 
rufen“. Genoſſe Kautsky ſelbſt geht aber, um das richtige Muſter für unſere 
Taktik zu holen, auf die alten Römer und Hannibal zurück. Hier findet er das 
Beiſpiel, an dem ſich das deutſche Proletariat erbauen ſoll, in Fabius dem 
Zauderer mit ſeiner angeblich ſiegreichen „Ermattungsſtrategie“. Mir ſcheint 
es etwas weit ausgeholt, auf die antiken Römer zurückzugreifen, da aber Ge⸗ 


noſſe Kautsky dies nun einmal tut, ſo möchte ich immerhin konſtatieren, daß 


auch hier die Tatſachen nicht ganz zutreffen. Die Fabel von der notwendigen 


—H— . — 


und ſiegreichen Strategie des Cunctators hat ſchon Mommſen zerſtört, indem 


er nachwies, daß „die natürliche und richtige Verwendung“ der römiſchen 


Streitmacht von Anfang an ein entſchloſſener Angriff geweſen wäre, und daß 
die zaudernde Haltung des Fabius, die Mommſen das „methodiſche Nichts⸗ 
tun“ nennt, nicht die Außerung irgend eines tiefen und durch Umſtände ge⸗ 
botenen ſtrategiſchen Planes, ſondern ein Ausfluß der ganzen konſervativen, 
greiſenhaften Politik des Senats war. „Quintus Fabius“, ſagt Mommſen, 
„war ein hochbejahrter Mann, von einer Bedachtſamkeit und Feſtigkeit, die 
nicht wenigen als Zauderei und Eigenſinn erſchien; ein eifriger Verehrer der 
guten alten Zeit, der politiſchen Allmacht des Senats und des Bürgermeiſter⸗ 
kommandos, erwartete er das Heil des Staates nächſt Opfern und Gebeten 


von der methodiſchen Kriegführung.“ „An einem leitenden, die Verhältniſſe 


im Zuſammenhang beherrſchenden Staatsmann muß es gefehlt haben“, ſagt 
er an einer anderen Stelle; „überall war entweder zu wenig geſchehen oder 
zuviel. Nun begann der Krieg, zu dem man Zeit und Ort den Feind hatte 
beſtimmen laſſen; und im wohlbegründeten Vollgefühl militäriſcher Überlegen⸗ 
heit war man ratlos über Ziel und Gang der nächſten Operationen.“ Der 
Angriff in Spanien und Afrika war das erſte Gebot der Taktik, „allein man 
verſäumte das Gebot des Vorteils nicht minder wie das der Ehre“. „Daß durch 

jene Zögerung die ſpaniſchen Bundesgenoſſen Roms zum zweitenmal auf⸗ 
geopfert wurden, konnte man ebenſo ſicher vorherſehen, als die Zögerung ſelbſt 
ſich leicht vermeiden ließ.“ „So weiſe es war, ſich römiſcherſeits verteidigend zu 
verhalten und den Haupterfolg von dem Abſchneiden der Subſiſtenzmittel des 
Feindes zu erwarten, ſo war es doch ein ſeltſames Verteidigungs⸗ und Aus⸗ 
hungerungsſyſtem, bei welchem der Feind unter den Augen einer an Zahl 
gleichen römiſchen Armee ganz Mittelitalien ungehindert verwüſtet und durch 
eine geordnete Fouragierung im größten Maßſtab ſich für den Winter hin⸗ 
reichend verproviantiert hatte.“ „Endlich, was das römiſche Heer anlangte, 
ſo konnte man nicht ſagen, daß es den Feldherrn zu dieſer Kriegführung nötigte; 
es beſtand wohl zum Teil aus einberufener Landwehr, aber doch ſeinem Kerne 
nach aus den dienſtgewohnten Legionen von Arminum, und weit entfernt, 
durch die letzten Niederlagen entmutigt zu ſein, war es erbittert über die wenig 
ehrenvolle Aufgabe, die ſein Feldherr, „Hannibals Lakai', ihm zuwies, und ver⸗ 
langte mit lauter Stimme, gegen den Feind geführt zu werden. Es kam zu 
den heftigſten Auftritten in den Bürgerverſammlungen gegen den eigenſinnigen 
alten Mann.“ In dieſem Sinne geht es bei Mommſen eine ganze Strecke 
weiter. „Nicht der „Zaudereré hat Rom gerettet“, ſagt er mit dürren Worten, 
„ſondern die feſte Fügung ſeiner Eidgenoſſenſchaft und vielleicht nicht minder 
der Nationalhaß, mit dem der phöniziſche Mann von den Okzidentalen empfangen 
ward.“ Dies war ſo offenkundig, daß ſchließlich ſogar „die Majorität des Senats 
trotz der Quaſilegitimation, welche die letzten Ereigniſſe dem Zauderſyſtem des 


N 
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Fabius gegeben hatten, doch feſt entſchloſſen war, von dieſer den Staat zwar 
langſam aber ſicher zugrunde richtenden Kriegführung abzugehen.“ 


So ſieht es mit der ſiegreichen „Ermattungsſtrategie“ des Fabius Cunctator | 
aus. Tatſächlich ift ſie eine Legende, die auf unſeren Schulen den Gym⸗ 


naſiaſten gepredigt wird, um ſie im konſervativen Geiſte zu drillen und vor 
„Überſtürzung“ und „Umſtürzlern“ zu warnen, ihnen als Geiſt der Welt⸗ 
geſchichte das Motto einzubläuen, nach dem der Landſturm marſchiert: 
„Immer langſam voran.“ Daß dieſe Legende nun für das revolutionäre 
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unerwarteten Fügungen des Schickſals. 


gt hat: „Die Peitſche 
tut immer gut, und ich geſtehe, daß mir Außerungen auf dem Parteitag, die 
ſich beklagen, daß zu wenig geſchehe, weit lieber ſind als ſolche, die zur Klug⸗ 
heit und Beſonnenheit raten. Die Beſonnenheit beſorgen ſchon wir, vielleicht 
in zu großem Maße. Zum Bremſen brauchen wir Sie nicht.“ So ungefähr, 
denke ich, iſt es auch bei uns. Daß Genoſſe Kautsky ſeine Feder und ſein 
hiſtoriſches Wiſſen der Befürwortung der Cunctator⸗Strategie lieh, war zum 


Proletariat gelten ſoll, heute, in dieſer Situation — das iſt eine von den 


—— ——— — 


mindeſten eine Verſchwendung. Zum Bremſen, Genoſſe Kautsku brauchen 


die Lage des induſtriellen Proletariats in Ungarn. 
Von Eugen Varga. 


Wie alljährlich fand auch heuer zu Oſtern der Kongreß der ungarländiſchen 

ſozialdemokratiſchen Partei in Budapeſt ſtatt. Wir wollen die Gelegenheit 
benutzen und eine weitergehende Darſtellung der Verhältniſſe des ungariſchen 
induſtriellen Proletariats verſuchen. Die Tätigkeit der Partei kann nur auf 
dieſer Grundlage richtig beurteilt werden. 


zahl und verteilung der induftriellen Arbeiter. 
Ungarn iſt ein Agrarland, welches jedoch in ziemlich raſcher Induſtriali⸗ 
ſierung begriffen iſt. 
Ein beſtimmtes Maß für den Fortſchritt der Induſtrialiſierung und die 
Zahl der induſtriellen Arbeiter iſt ſchwer widerzugeben. Die letzte Volks⸗ 


zählung fand im Jahre 1900 ſtatt; die amtlichen Spezialſtatiſtiken find nicht 


beſonders verläßlich; den Gewerkſchaften iſt es bisher nicht gelungen, eine 
eigene Statiſtik herzuſtellen: die ausgeſchickten Fragebogen kommen infolge der 
mangelhaften Schulung der Arbeiter unausgefüllt oder mit unbrauchbaren 
Daten verſehen an das Gewerkſchaftsſekretariat zurück. Nachſtehende Daten 
können daher auf abſolute Genauigkeit nicht Anſpruch erheben. Sie beziehen 
ſich, wo wir nicht das Gegenteil bemerken, nur auf Ungarn, mit Ausſchluß 
Kroatiens und Slawoniens. 


1 Römiſche Geſchichte von Theodor Mommſen, 1. Band, 3. Aufl., 1856, S. 551 bis 577. 
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Die industrielle Bevölkerung Ungarns (Bergbau und Hüttenbetriebe, 


Induſtrie, Handel und Verkehr zuſammen) betrug: 
Im Jahre 1890 
Erwerbstätige . 1103575 42,5 Prozent 
Erhaltene . . 1494549 57,5 = 
Zuſammen 2598124 100,0 Prozent 
In Prozent der Geſamtbevölkerung 17,1 
Im Jahre 1900 
Erwerbstätige . 1430325 41,0 Prozent 
Erhaltene . 2060899 59,0 = 
Zuſammen 3491224 100,0 Prozent 
In Prozent der Geſamtbevölkerung 20,7 


Die Geſamtbevölkerung Ungarns betrug 1900: 16838 255 Seelen. 

Der Bevölkerungszuwachs betrug:? 

Zwiſchen 1880 bis 1890. 10,3 Prozent 
„1890 M Se 10 

Nehmen wir für die Periode 1900 bis 1910 rund 10 Prozent Zuwachs 
an, jo würde die Bevölkerung Ungarns Ende dieſes Jahres 18522081 Seelen 
betragen. 

Die Steigerung des Prozentanteils der induſtriellen Bevölkerung belief 
ſich zwiſchen 1890 bis 1900 auf 3,4 Prozent der Geſamtbevölkerung. Wir 
haben allen Grund, anzunehmen, daß der Fortſchritt der Induſtrialiſierung 
in den letzten zehn Jahren ebenfalls kein geringerer war. Wir wollen trotz⸗ 
dem nur eine rund 23 Prozent der Geſamtbevölkerung ausmachende induſtrielle 
Bevölkerung für das laufende Jahr annehmen. Dies würde eine indu⸗ 
ſtrielle Bevölkerung von 4260083 Seelen ausmachen. 

Trotz der fortſchreitenden Induſtrialiſierung iſt der Prozentſatz der in⸗ 
duſtriellen Bevölkerung kleiner als in allen weſteuropäiſchen Ländern, ja 
kleiner als in Rußland. 


Auf die raſche kapitaliſtiſche Entwicklung der Induſtrie deuten 


folgende Zahlen hin: 

Der Prozentſatz der Selbſtändigen und Beamten betrug 1890 
46,5 Prozent, 1900 39,7 Prozent; der der Hilfskräfte 1890 53,5 Prozent, 1900 
60,3 Prozent. 

Wir können alſo für den gegenwärtigen Zeitpunkt eine Verteilung von 
35 Prozent zu 65 Prozent ruhig annehmen. Bei dieſer Annahme hätten wir 
gegenwärtig eine induſtrielle Arbeiterzahl von 1135310 Seelen (Frauen 
und jugendliche Arbeiter eingerechnet). Unter „induſtrieller“ Arbeiterſchaft 
verſtehen wir immer auch die im Bergbau, Handel und Verkehr beſchäftigten 
Arbeiter im Hauptberuf. 

Für die Richtigkeit unſerer Annahmen ſpricht die Statiſtik der Kr ante 
kaſſen. Am 31. Dezember 1908 betrug die Mitgliederzahl der Landeskranken⸗ 
kaſſe 780828 Perſonen. In dieſer Zahl ſind die privatverſicherten Gruben⸗ 
arbeiter und Tabakfabrikarbeiter (zuſammen zirka 110000) nicht enthalten. 
Ziehen wir in Betracht, daß die im Winter nicht beſchäftigten Bau⸗, Ziegelei⸗ 
und Erdarbeiter ebenfalls in dieſer Zahl nicht enthalten ſind, ferner daß der 

1 Statiſtiſche Mitteilungen, 27. Band (Neue Folge), 1909, S. 155. 2 Ebenda, S. 34 


s Ebenda, S. 229. 
Bericht der Landeskrankenverſicherungskaſſe 1907/08. 
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Zeitpunkt zwei Jahre hinter dem von uns berechneten zurückliegt; endlich 
daß Ende 1908 infolge der Kriſe die Arbeitsloſigkeit ſehr groß war, ſo können 
wir die oben berechnete Zahl von 1135000 induſtrieller Arbeiter für richtig 
annehmen.“ 
In neuerer Zeit veröffentlicht die Krankenkaſſe auch ihren monatlichen 
5 jedoch mit großen Verſpätungen. Die Zahl der Verſicherten 
etrug: 


1909 Männer Frauen Zuſammen 
24527 128300 952827 
ieee 848865 131297 979562 
September 849798 129 445 979 243 
e, ,,,, aba 127264 978634 


November 843 126 123 521 966 647 


Der geringere Stand des Monats Juli iſt dem Umstand zuzuſchreiben, 
daß viele Arbeiter Erntearbeiten verrichten, daher der Verſicherungspflicht ent⸗ 
hoben ſind. 

Die Verteilung der induſtriellen Hilfskräfte zeigt folgende Tabelle für das 
Jahr 1900: 


Beamte eingerechnet Ohne Beamte 

i Männer | Frauen Männer | Frauen 
Bergbau und Hüttenweſen 54880 1001 53 724 993 
Eigentliche Induſtri ek. . 540496 103692 
Haus⸗ und Volksinduſtrie . 4608 4588 530634 | 106063 
n 552 147 
Handel und Kreditweſen 91210 18166 67590 15947 
e 102297 5377 86842 1059 


Zuſammen 794043 | 132971 | 738790 | 124062 


Eine ähnliche Verteilung angenommen, hätten wir gegenwärtig zirka 
970000 männliche und 165000 weibliche induſtrielle Hilfskräfte, Beamte nicht 
eingerechnet. 

Für die Beurteilung der Entwicklung des Kapitalismus iſt es von großer 
Wichtigkeit, welche Größe die Betriebe haben, in welchen die Arbeiter be⸗ 
ſchäftigt ſind. 

Das Verhältnis zwiſchen Selbſtändigen und Hilfskräften ſtellte ſich im 
Jahre 1900 wie folgt:“ 


Selbſtändige Hilfskräfte 


Zahl | Prozent Zahl Prozent 
Bergbau und Hüttenweſen 543 1,0 55881 99,0 
C848 682 35,1 644188 64,9 
Handel und Kreditweſen 100586 47,9 109376 52,1 
1585187 14,5 107674 85,5 
Zuſammen 503311 | 35,2 927014 | 64,8 


I Zu bemerken ift, daß in dieſer Zahl auch die in der Induſtrie beſchäftigten ganz un⸗ 


gelernten Arbeiter, Taglöhner, mit eingerechnet ſind. 


2 Statiſtiſche Mitteilungen, Neue Folge, 27. Band, ©. 238 und 180. 5 Ebenda, S. 166. 
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Dieſe Zahlen zeigen die ſtarke Kapitalkonzentration im Bergbau und 
Hüttenweſen ſowie im Verkehr, dagegen die noch immer geringe Kapitali⸗ 
ſierung in der Induſtrie. Im Handel zeigt ſich gar, daß beinahe ſo viel 
Selbſtändige als Hilfskräfte beſchäftigt waren, was durch die ſtarke Zer⸗ 
ſplitterung des Kleinhandels verurſacht iſt. 

Der Fortſchritt der Kapitalanhäufung in der eigentlichen Induſtrie zeigt 
ſich nicht in der Abnahme der Betriebe, ſondern darin, daß fortſchreitend 
eine größere Zahl Arbeiter in den großen Betrieben Beſchäftigung 
findet. Dies beweiſen folgende Tabellen.“ 

Von den induſtriellen Betrieben arbeiteten mit Hilfsarbeitern: 


Keinem | 1 | 2 | 3 bis 5 | 6 bis 10 | 11 bis 20 | Über 20 
Gehilfen in Prozent 
1890 | 1900 1890 | 1900 | 1890 | 1900 || 1890 | 1900 | 1890 | 1900 || 1890 | 1900 | 1890 | 1900 


62,0 61,6 021,1 20,1 88 86 62| 68| 15 | 17 | 05 0% 04| 06 


Von den Hilfskräften arbeiteten in den Betrieben obiger Größe in Prozent der Geſamtzahl 
— | — 18,5 13,8 14,6 11,8 19,6 168 9,7 | 86 | 65 | 6,3311 42,7 


Den Fortſchritt der Kapitalanhäufung zeigt der Umſtand, daß im 
Jahre 1890 noch 68,9 Prozent der Arbeiter in Betrieben mit weniger als 
20 Hilfskräften arbeiteten, im Jahre 1900 nur mehr 57,3 Prozent. In 
0,6 Prozent der Betriebe arbeiteten bereits 42,7 Prozent der Arbeiter, was 
einen ziemlichen Grad der Betriebsgröße bedeutet. 

Von den Hilfskräften entfallen auf Betriebe mit Hilfskräften: 

21 bis 50 51 bis 100 101 bis 500 501 bis 1000 über 1000 
38 606 = 18 ⅝ é 29670 = 14% 70565 33,3 %. 23910 = 11,2% 49346 = 23,8 % 

Zuſammen 212097 Arbeiter. 


Die Zunahme der in obigen Größenkategorien beſchäftigten Arbeiter zwiſchen 


1890 und 1900 betrug in Prozent: 
47,2 74,8 68,7 102,5 205,9 
Neuere Daten über die Größe der Betriebe ſtehen uns nur für die ſo⸗ 
genannte Fabrikinduſtrie zur Verfügung. Unter einer Fabrik verſteht man 


in der ungariſchen Statiſtik jeden Betrieb, in dem ein mit Elementarkraft be⸗ 
triebener Motor arbeitet, oder welcher mehr als 20 Arbeiter, wenn auch ohne 


Motorbetrieb, beſchäftigt. Dieſe Begrenzung iſt zum Zwecke der Unfall⸗ 


verſicherung und der Gewerbeinſpektion gemacht. Am 1. Oktober 1906 wurde 


eine Statiſtik der Fabriken aufgenommen. Es waren im Betrieb:! 


Fabriken Beſchäftigte Arbeiter 
4% mf 8 1 bis 5 
„„ N AR 8 * 10 
e , er Re 02 20 

4100990 % ⸗ ⁰ ONE Tee 50 
555 ᷑U¶WüVÄBE “ſAi NaE ak!) 
II/ (( 

AN ,,, RE MELDE 1000 
3934 


Die durchſchnittliche Zahl der beſchäftigten Arbeiter beträgt pro Betrieb 
90; die Konzentration iſt in den Maſchinenfabriken uſw. die größte. 


1 Statiſtiſche Mitteilungen, Neue Folge, 27. Band, kombiniert von S. 170 bis 171. 
2 Statiſtik der Fabrikbetriebe Ungarns. Herausgegeben vom Handelsminiſterium. 
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der Arbeitslohn. 

Bei der letzten Volkszählung wurde verſucht, eine Arbeitslohnſtatiſtik auf⸗ 
zunehmen. Der Verſuch mißlang ſo ſehr, daß die Daten überhaupt nicht 
ausgearbeitet und veröffentlicht werden können. Auch die Gewerkſchaften 
ſcheiterten bisher mit ihren Verſuchen, eine Lohnſtatiſtik herzuſtellen. 

Für einen Teil der induſtriellen Arbeiterſchaft, für die zirka 300 000 Arbeiter, 
welche in den „Fabriken“ — im oben angegebenen Sinne — arbeiten, beſitzen 
wir eine Lohnſtatiſtik vom 1. Oktober 1906. 


Lohn pro Woche Männer Frauen Lehrlinge Zuſammen Prozent 
Din Nun. N — 2362 2362 0,8 
Unter 10 Kronen . . 28195 37823 9167 75185 24,8 
10 bis 14 0 20510 — 65228 21,5 
14 20 z 64478 8112 — 12776 24,0 
20 30 E 51561 2662 — 54223 17,9 
30 40 : 22142 166 — 22308 1,3 
40 = 50 z 7455 12 — 7467 2,5 
50 = 60 E 1.999 — — 1999 0,7 
60 ,= 70 : 735 — — 735 0,2 
Über 70 = . 468 — — 468 0,1 
Der Arbeitslohn war unbekannt bi. 754 0,2 


303508 100,0 
Berechnet wurde der Wochenlohn der am 1. Oktober 1906 in Arbeit 
ſtehenden Arbeiter, wobei für diejenigen, welche weniger als 10 Kronen Wochen⸗ 
lohn haben, 6 Kronen im Durchſchnitt angenommen werden. 


Zahl der Arbeiter Prozent Wochenlohn Verdienſt 

10 Kronen 75185 24,8 6 451110 
10 bis 14 Kronen. . 65228 21,5 12 782736 
14 20 4 24,0 17 1237192 
20 = 30 E 54223 17,9 25 1355 575 
30 = 40 E 22308 7,3 35 780780 
40 50 2 7467 2,5 45 336015 
50 = 60 < 1999 0,7 55 109 945 
60 = 70 = 735 0,2 65 47775 
Über 70 2 468 0,1 75 35100 
300389 — 5136222 


Der Durchſchnittswochenlohn iſt daher 17,10 Kronen; wird 1 Krone 
zu 86 Pfennig berechnet, ſo beträgt der Arbeitslohn 14,71 Mark! 

Die Daten wurden durch Fragebogen von den Fabrikleitern beſchafft, ſind 
daher eher zu hoch als zu niedrig angegeben. Die Löhne in den kleinen Betrieben, 
im Handwerk ſind noch bedeutend niedriger. Zur Kontrolle diene die Statiſtik 
der Krankenkaſſen. Der Stand der Verſicherten betrug am 31. Dezember 
1908 780828 Arbeiter. Hiervon entfielen auf Betriebe mit über 5 Arbeitern 
620044 Arbeiter, auf Betriebe mit weniger als 5 Arbeitern 160 784 Arbeiter. 

Die Arbeiter waren in folgende Wochenlohnkategorien angemeldet: 

Zu⸗ 


[ſammen 


21 Kr. | 27 Kr. 


In den Betrieben mit we⸗ 
niger als 5 Arbeitern . || 66839 45155 | 30704 | 12305 3924 | 1359 357 | 151 || 160784 
In Prozentnn 41,6 28,1 19,1 AT 2,4 0,8 0,2 0,1 100,0 
In den Betrieben mit mehr 
als 5 Arbeitern. | 86829 | 182097 | 167985 | 91631 | 45280 | 27287 | 10431 | 8504 || 620044 
Prozenten 14,1 29,3 2771 14,8 7,4 4,4 170 1,3 100,0 
Prozente der Geſamtzahl. 19,7 29,1 25,4 13,6 6,3 3,7 1,4 1,1 — 


1 Statiſtik der ungarischen Fabrikinduſtrie. Herausgegeben v. ungariſchen Handelsminiſterium. 
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Die Prozentzahlen decken ſich beinahe vollkommen mit denen der vorigen 
Statiſtik. 

Bis 17 Kronen Lohn hatten in den Fabrikbetrieben 70,3 Prozent der 
Arbeiter, bis 15 Kronen hatten laut der Krankenkaſſe in den Betrieben mit 
mehr als 5 Arbeitern 70,2 Prozent. Es ſcheint ſogar eine Verſchiebung nach 
unten ſtattgefunden zu haben, was wohl darauf zurückzuführen iſt, daß dort 
die Löhne eher höher, hier eher niedriger angegeben wurden. 

Der Verdienſt der ungarländiſchen Arbeiter iſt alſo entſetzlich niedrig, be⸗ 
ſonders in den Kleinbetrieben; verdienen doch hier 41,6 Prozent aller 
Arbeiter zirka 5 Mark wöchentlich, weitere 28,1 Prozent nicht ganz 
8 Mark wöchentlich. 

Zur richtigen Beurteilung der Lage der Arbeiter muß noch bemerkt 


werden, daß die Preiſe der Lebensmittel in Ungarn gegenwärtig höher 
ſind als in Deutſchland, Frankreich oder England. Davon kann ſich jeder⸗ 


mann durch Vergleichung der Notierungen der Brotfrüchte an der Börſe in 
Berlin und Budapeſt überzeugen.“ Niedrige Löhne und hohe Wohnungs⸗ und 
Lebensmittelpreiſe kennzeichnen die gegenwärtige Lage der Arbeiter in Ungarn. 


Die Arbeitszeit. 

Über die Länge der Arbeitszeit beſitzen wir auch nur für die Fabrik⸗ 
induſtrie Daten; doch können wir ruhig behaupten, daß die Arbeitszeit in den 
handwerksmäßigen Betrieben keinesfalls kürzer iſt als in den Fabrikbetrieben. 

Die Arbeitszeit betrug im Jahre 1906 nach Abzug der Pauſen:? 


Winter Sommer Winter Sommer 
Zahl Zahl 
der Be Proz. der Be⸗ Arbeiter Proz. || Arbeiter Proz. 
triebe triebe | 


Mehr als 14 Stunden. 7 0,2 31 08 164 0,0 816 02 


14 Stunden d aa 43 0,0 893 03 
a 47 0 %% 190905 26 0% 917 03 
1535 21 0, 71 19 371 0% 2687 0m 
7% 21 0,6 75 1,9 865 03 2197 06 
2 112 3,2 279 74 2202 0,8 11412 39 
„ 68 1,9 148 3,9 2796 1,0 6912 24 
1 303 8,5 422 11,2 21871 77 286189 89 
10% . 536 14,9 597 15,8 48268 17,0 47653 | 168 
10 % 1113 31,1 1168 30,8 115967 | 40,9 122673 410 
„ 333 9,3 306 8,1 16418 58 17107 58 
9 483 13,5 403 10,6 30819 10,9 25266 8,6 
9 185 5,2 88 2,3 10962 3/9 83094 28 
8 207 5,8 99 2,6 202711IT(!˖ . Tao 
Weniger als 8 Stunden 177 4,9 40 11 12796 45 5812 20 
3578 100,0 3788 100,0 283839 1000 292845 1000 


Im Sommer arbeiten noch immer 6,4 Prozent aller induſtriellen Arbeiter 


12 bis 14 Stunden täglich, 69,7 Prozent 10 bis 11 Stunden und nur 
über die Urſachen dieſer Erſcheinung ſiehe Otto Bauer, Die Teuerung. Wien, Volks⸗ 


buchhandlung Ign. Brand. 
2 Statiſtik der ungarländiſchen Fabrikinduſtrie, S. 100 ff. 
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23,6 Prozent weniger als 10 Stunden; die Arbeitszeit eines kleinen Bruch⸗ 
teils iſt unbekannt. Im Winter iſt die Arbeitszeit etwas kürzer: dies iſt dem 
Umſtand zuzuſchreiben, daß in Ungarn die primitiven Induſtriezweige, in denen 
nur bei natürlicher Beleuchtung gearbeitet wird (Holzſägewerke, Ziegeleien uſw.), 
in großer Zahl vorhanden ſind. 

Nachtarbeit gab es in 1055 Betrieben; die Arbeitszeit bei Nachtarbeit betrug: 


12 Stunden und darüber. . . in 17,1 Prozent der Betriebe 
11 bis 11½ Stunden 1 38,3 ⸗ . . 
10 10% = 0 - - - 
Weniger als 10 Stunden 18,6 = = . 


In den letzten drei Jahren haben zwar diejenigen Kategorien der Ar⸗ 
beiter, welche gewerkſchaftlich gut organiſiert ſind, Verkürzungen der Arbeits⸗ 
zeit erreicht; im weſentlichen aber decken ſich die obigen Angaben noch mit 
den gegenwärtigen Verhältniſſen. 


frauen- und Kinderarbeit. 

Dem Fortſchritt des Kapitalismus entſpricht die fteigende Beteiligung der 

Frauen und Kinder in der Induſtrie. 
23,9 Prozent ſämtlicher Arbeiter der Fabrikinduſtrie, 74341, ſind weiblichen 
Geſchlechts. Das größte Kontingent ſtellt die Textilinduſtrie, wo 47 Prozent 
der Arbeiter Frauen ſind, ferner die Tabakfabriken. Auch in den Zündhölzchen⸗ 
fabriken arbeiten 1147 weibliche Arbeiter, wobei zu bemerken iſt, daß das 
Verbot des Gebrauchs von weißem Phosphor in Ungarn noch nicht beſteht! 
14,5 Prozent ſämtlicher Arbeiter der Fabrikinduſtrie find jugendliche Arbeiter 
unter 18 Jahren. Der Prozentſatz war im Jahre 1901 nur 13,1. Darunter gibt 
es ſogar Kinder mit unter 12 Jahren! Die Zahl derſelben iſt zwar in der Statiſtik 
als ſehr gering angegeben, doch beſteht die Wahrſcheinlichkeit, daß die Fabrik⸗ 
leitungen geringere Zahlen angegeben haben, als wirklich in Betracht kommen. 

Über die Urſachen und Wirkungen der Zunahme der jugendlichen 
Arbeiter ſagt die offizielle Statiſtik folgendes:“ 

„Die häufige Verwendung 14⸗ bis 15jähriger, ja ſelbſt noch jüngerer Arbeiter 
iſt auf wirtſchaftliche Gründe zurückzuführen: unſere arme Arbeiterbevölkerung, be⸗ 
ſonders in Oberungarn, iſt in hohem Maße darauf angewieſen, daß alle Mitglieder 
der Familie ihr tägliches Brot ſelbſt verdienen ſollen. Der Fehler liegt nicht in 
dem, daß jugendliche Arbeiter — oft ſogar Kinder — in unſeren Fabriken 
verwendet werden: dieſe Beſchäftigung iſt meiſtens ſegenbringend, weil fie 
eine beſſere Ernährung und im allgemeinen eine entſprechendere Lebensweiſe ſichert. 
Es kann (?) aber für eine ſehr ungünſtige Erſcheinung gehalten werden, daß 
jugendliche Arbeiter oft eine ihrer Entwicklung und phyſiſcher Kraft 
nicht entſprechende Arbeit verrichten und in der ſchweren Arbeit ihren 
ſchwachen, ſich entwickelnden Körper zugrunde richten.“ 

Über die rechtswidrige Verwendung der Kinder in den Fabriken 

legen die Berichte der Gewerbeinſpektoren dahin Zeugnis ab, daß es genügt, 
wenn der Fabrikant ſich auf die Gefährdung ſeiner Konkurrenzfähigkeit beruft, 
um ihm Strafloſigkeit zu ſichern. 
Die Ergebniffe der Gewerkſchaftsbewegung. 
Die Lage des ungarländiſchen induſtriellen Proletariats iſt, wie ſchon aus 


dieſen nicht ſehr verläßlichen und unvollſtändigen Daten hervorgeht, eine recht 
ſchlechte. Hierzu kommt, daß Regierung und Behörden jeder Arbeiterbewegung 


1 Statiſtik der ungarländiſchen Fabrikinduſtrie, S. 70 ff. 
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entſchieden feindlich gegenüberſtehen, die Gewerkſchaften unterdrücken, hingegen 
die Arbeitgeberverbände auf jede Weiſe unterſtützen. Die völlige politiſche 
Rechtloſigkeit verſchlechtert ebenfalls die Lage der Arbeiter: nicht nur das 
Parlament, ſondern auch die Lokalbehörden ſind in Händen der Grundbeſitzer⸗ 
klaſſe; das Bürgertum iſt ſchwach, politiſch ohne Einfluß, von feudaler Ideologie 
beherrſcht. Wir müſſen behaupten, daß es kaum ein Land gibt, wo die Arbeiter⸗ 
bewegung größere Hinderniſſe zu überwinden hätte! Wir wollen nunmehr ver⸗ 
ſuchen, ein Bild der Organiſation und Stärke der Arbeiterbewegung zu geben. 

Da müſſen wir vor allem darauf hinweiſen, daß Partei und Gewerk⸗ 
ſchaften in Ungarn im innigſten Zuſammenhang ſtehen. Dies ge⸗ 
ſchieht dadurch, daß jeder gewerkſchaftlich organiſierte Arbeiter als ſolcher auch 
Mitglied der ſozialdemokratiſchen Partei iſt; er bezahlt den Parteibeitrag 
an die freie Gewerkſchaft, welche ihn an die Parteikaſſe abführt. Alle haupt⸗ 
ſtädtiſchen Organiſationen führen ihre Parteiſteuer unmittelbar an das Zentral⸗ 
ſekretariat ab. Die gewerkſchaftlichen Organiſationen im Lande ſind von ver⸗ 
ſchiedener Art; es gibt ſolche, die ihre Zentralorganiſationen in Budapeſt haben 
und ihre Parteiſteuer dorthin abführen; es gibt wieder andere Branchen, deren 
lokale Gruppen in den Provinzſtädten zuſammen die eigentliche Parteiorgani⸗ 
ſation bilden; von den eingezahlten Parteiſteuern wird ein Teil für die lokale Agi⸗ 
tation verwendet, der andere Teil an die Parteizentrale nach Budapeſt eingeſchickt. 

Eigentliche Parteiorganiſationen, nach Art der Wahlvereine, wo alſo Arbeiter 
aus verſchiedenen Berufen vereinigt ſind, gibt es nur ſeit der jüngſten Zeit, 
und auch nur in der Hauptſtadt. Die politiſchen Aktionen der Partei (Demon⸗ 
ſtrationen, Volksverſammlungen uſw.) werden durch die freien Gewerkſchaften, 
welche in jedem Beruf neben den mit behördlicher Genehmigung beſtehenden 
Gewerkſchaftsorganiſationen beſtehen, geleitet, ebenſo wie die wirtſchaftlichen 
Kämpfe, da den behördlich anerkannten Gewerkſchaften das Sammeln eines 
Streikfonds, die Unterſtützung der in Lohnkämpfen ſtehenden Genoſſen, ver⸗ 
boten iſt. Die Partei beſteht alſo eigentlich aus der Vereinigung der freien 
Gewerkſchaften, aus den neuen politiſchen Bezirksorganiſationen, und aus 
einzelnen, keinem gewerkſchaftlich organiſierten Berufe angehörenden Genoſſen. 

Dieſe Organiſationsform, ſowie die ſtarke Konzentration der Induſtrie in 
der Hauptſtadt hat zur Folge, daß Budapeſt die ganze Parteibewegung 
dominiert. Auf dem diesjährigen Kongreß zum Beiſpiel waren doppelt ſo⸗ 
viel Budapeſter als Provinzdelegierte anweſend; in der Parteileitung finden 
wir ſtets die führenden Männer der ſtärkſten Gewerkſchaften. Daher gilt auch 
bei uns die Entwicklung der Gewerkſchaften für die Entwicklung der Partei. 
Die Stärke der gewerkſchaftlichen Organiſationen gibt der von der Partei 
herausgegebene „Wegweiſer der Gewerkſchaftsbewegung“ folgendermaßen an: 


Jahr Mitgliederzahl Einnahmen Ausgaben 
i Re 9999 . 

190% „ Die Daten fehlen 
903% /%/%0 ͤ í•·0ceœ2 273880 201189 
190 % % % / 531609 846 820 706 520 
1908 1, 71178 1131987 878367 
1906 . 129332 1680059 1330208 
4907 130120 1944233 1819 480 
1908 102054 1762106 1932 224 


Über das Jahr 1909 fehlen noch die endgültigen Daten. Laut den Mit⸗ 
teilungen des Sekretärs der ungariſchen Gewerkſchaftszentrale Jaſſai, im 
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„Korreſpondenzblatt der Gewerkſchaften Deutſchlands“ (Nr. 5, 1910), hat im 
Jahre 1909 ein weiterer Rückgang ſtattgefunden, welcher beiläufig 20 Prozent 
betragen dürfte. Die Zahl der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter dürfte 
daher Ende 1909 80000 betragen haben. Seither iſt ein langſames, aber 
ſtetiges Erſtarken der Organiſationen zu bemerken. 

Betrachten wir die Entwicklung der Zahl der Mitglieder, ſo finden wir 
eine raſche und gleichmäßige Zunahme in den erſten fünf Jahren; ein ſprung⸗ 
haftes Anſchwellen im Jahre 1906, ein Stagnieren im Jahre 1907 und einen 
ſtarken Rückgang in den Jahren 1908 und 1909. 

Die Gründe dieſer Erſcheinung ſind teils wirtſchaftlicher, teils politiſcher 

Natur. Ein Teil des Aufſchwungs und des Rückgangs fällt auf Rechnung 
der Hochkonjunktur und der Kriſe. Zum Unglück fiel die wirtſchaftliche Kriſe 
zuſammen mit der Koalitionsregierung, welche die Organiſationen der Arbeiter 
mit brutaler Gewalt verfolgte. 
Welch großen Anteil die politiſche Verfolgung an dieſem Rückgang hat, 
beweiſen folgende Zahlen: Der Geſamtrückgang der Gewerkſchaften 1907 bis 
1908 beträgt 28000; von dieſer Zahl entfallen nicht weniger als 8300 auf die Land⸗ 
arbeiter, deren Organiſationen mit Gewalt vernichtet wurden, und 11000 auf 
die Organiſationen der Eiſenbahnarbeiter, deren Fachverein aufgelöſt wurde. Die 
Stagnation der Mitgliederzahl im Jahre 1907 iſt ebenfalls auf die rieſigen Ver⸗ 
luſte zurückzuführen, welche die Organiſation der Landarbeiter infolge der be- 
hördlichen Verfolgungen erlitten hat. Mitte 1907 hatte die Organiſation der 
Landarbeiter 72000 Mitglieder. Ende des Jahres nur mehr 11910. 

Von dem beiläufig 20000 Mitglieder betragenden Rückgang des Jahres 1909 
entfällt wiederum ein ſehr großer Teil auf die Eiſen⸗ und Metallarbeiter: 
vom 31. Dezember 1908 an war die Tätigkeit dieſer Gewerkſchaft durch einen 

Gewaltakt des Miniſters des Innern ſuſpendiert — außer der Zentrale 100 Orts⸗ 
gruppen. Die Lokale wurden geſperrt, die Bücher mit Beſchlag belegt. Als 
die Tätigkeit des Vereins nach vier Monaten wieder freigegeben wurde, mußte 
die Organiſationsarbeit wieder ganz von vorn angefangen werden. 

Die Zahl der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter beträgt daher keine 
10 Prozent der induſtriellen Arbeiter, was jedenfalls ein ſehr ſchwaches Er⸗ 
gebnis iſt. Doch iſt hierbei in Betracht zu ziehen, daß es unter den am 
Anfang unſeres Artikels ausgerechneten 1135000 induſtriellen Hilfskräften 
große Arbeiterkategorien gibt, welche der gewerkſchaftlichen Organiſation un⸗ 
zugänglich find, darunter etwa 90000 Bergbau: und Hüttenarbeiter, etwa 
70000 ſtaatliche Eiſenbahner; beide Kategorien können wegen des brutalen 
Widerſtands der Behörden nicht organiſiert werden. 

Ferner gibt es darunter große Maſſen ganz ungelernte Arbeiter (25000 
Ziegeleiarbeiter, 30000 Waldarbeiter bei Dampfſägen), 15 Prozent = 160000 
jugendliche Arbeiter, Kinder und Lehrlinge; eine unbeſtimmte Anzahl der Or⸗ 
ganiſation abſolut unzugänglicher Frauen; endlich eine kaum ſchätzbare, aber 
unbedingt ziemlich große Zahl Dorfhandwerksgeſellen, welche das Heimatdorf 
überhaupt nicht verlaſſen und jeder Organiſation unzugänglich ſind; wie groß 
dieſe Zahl iſt, können wir uns einen Begriff dadurch machen, daß es im 
Jahre 1900 63604 induſtrielle Betriebe mit nur einer Hilfskraft gab! Ziehen 

ı Im Jahre 1908 gab es Arbeiter im Bergbau und Hüttenweſen: 76 200 Männer, 
1619 Frauen, 5848 Kinder; zuſammen 83 587. Statiſtiſches Jahrbuch 1908; herausgegeben 
vom ungariſchen Handelsminiſterium, S. 148. 
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wir all dieſe Umſtände in Betracht, ſo reduziert ſich die für die gewerkſchaft⸗ 
liche Organiſation zugängliche Arbeiterſchaft — von den Landarbeitern ab⸗ 
geſehen — auf zirka 500000; die Zahl der Organiſierten beträgt daher zirka 
20 Prozent der Zugänglichen. | 

Welches ſind nun die Ergebniſſe der gewerkſchaftlichen Organiſation? Unſere 
Gewerkſchaften haben erſt ſeit dem Jahre 1905 eine Streikſtatiſtik; die Er⸗ 
gebniſſe ſind folgende (1 Krone = 0,86 Mark): 


| Lohnerhöhung Arbeitszeit⸗ Auf einen Auf einen 
erhielten verkürzung Arbeiter e 
Ausſper⸗ ommt 
95 rungen Arbeitszeit⸗ 
Arbeiter h erhöhung verkürzung 
pro J 


39798 30811830 32418 


65115 63097 12 
44276 75282 | 5680241 19587 0,7 
19414 7415| 415445 0,8 


| 1837 | 310 182982 201828 |15815985|122453 141343 1,50 | 1,10 


Die Statiſtik der Lohnbewegungen im Jahre 1909 liegt noch nicht vor; 
doch werden ſie an Größe diejenigen des Jahres 1908 kaum erreichen, weder 
was die Zahl der Arbeiter, noch was die Ergebniſſe anbelangt. 

5 Das Ergebnis der vierjährigen Lohnkämpfe iſt alſo die Erhöhung des 
Arbeitslohns von 200000 Arbeitern um 1,50 Kronen pro Woche; 
Verkürzung der Arbeitszeit von 122000 Arbeitern um 1 Stunde 
und 10 Minuten täglich — wobei es natürlich gleichgültig bleibt, ob Lohn⸗ 
erhöhung und Arbeitszeitverkürzung in aufeinanderfolgenden Jahren dieſelben 
Arbeiter öfter errungen haben; wir ſuchen nur das allgemeine Ergebnis. 

Wenn wir die geſamte Lohnſteigerung und Arbeitszeitverkürzung auf die 
geſamte induſtrielle Arbeiterſchaft beziehen, ſo kommt auf jeden Arbeiter 
— die Zahl derſelben auf rund eine Million angeſetzt — eine Wochenlohn⸗ 
erhöhung von 0,30 Kronen und eine tägliche Arbeitszeitverkürzung 
von zirka einer Viertelſtunde. Natürlich iſt dieſe Berechnung nicht ganz 
zutreffend, weil die durch die Gewerkſchaftskämpfe errungenen Vorteile, wenn 
auch in verkleinertem Maßſtab, auch auf die Löhne und die Arbeitszeit der⸗ 
jenigen Arbeiter, welche der Gewerkſchaftsbewegung fernſtehen, von Einfluß ſind. 

Sicher iſt jedoch, daß ſelbſt wenn die Lohnſteigerung von 1,50 Kronen pro 
Woche allen induſtriellen Arbeitern gleichmäßig zugefallen wäre, was doch 
keineswegs anzunehmen iſt, die ſo entſtandene zirka 15prozentige Lohn⸗ 
erhöhung das Steigen der Lebensmittelpreiſe in den letzten Jahren 
durchaus nicht wett gemacht hätte! 


Stand und Ergebniffe der politiſchen Bewegung. 
über die Stärke der ſozialdemokratiſchen Partei in Ungarn iſt es ſchwer, be⸗ 
ſtimmte Daten anzugeben. Da in Ungarn im ganzen 38000 Arbeiter bei dem 
jetzigen Wahlrecht Wähler ſind, kann die bei den Wahlen abgegebene Stimmen⸗ 
zahl keinen Maßſtab liefern. Die rein politiſchen Organiſationen ſind 
ganz neu; über dieſelben gibt der Parteibericht folgenden Ausweis: 


1 Wegweiſer der Gewerkſchaftsbewegung, S. 25. 
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Ausweis über die Tätigkeit der hauptſtädtiſchen Bezirks⸗ 
Parteiorganiſationen. 
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Einen beſſeren Maßſtab würde die Verbreitung der ſozialdemokratiſchen 
Parteipreſſe geben. Es erſcheinen: ein ungariſches Tagblatt, drei deutſche 
Blätter, davon eines wöchentlich dreimal in Preßburg, eines wöchentlich zwei⸗ 
mal in Temesvar, eines wöchentlich einmal in Budapeſt; ferner zwei unga⸗ 
riſche, ein ſerbiſches, ein italieniſches und ein ſlowakiſches Wochenblatt in der 
Provinz; zwei rumäniſche Organe monatlich einmal, endlich das monatlich 
einmal erſcheinende wiſſenſchaftliche Organ der Partei in ungariſcher Sprache. 

Wie groß die Auflage dieſer Organe iſt, läßt ſich aus dem Parteibericht 
nicht feſtſtellen; aus den Einnahmen des Zentralorgans „Nepszava“ läßt ſich 
eine tägliche Auflage von zirka 16000 bis 17000 Exemplaren ausrechnen; 
nehmen wir für die anderen Organe zuſammen eine doppelt jo große Auf- 
lage an (was die wirkliche Zahl ſtark übertreffen dürfte), ſo haben wir eine 
Abonnentenzahl von zirka 50000. Die Stärke der ſozialdemokratiſchen Partei 
iſt alfo, wie immer wir dieſelbe ermitteln wollen, recht gering: doch muß 
betont werden, daß es ſicherlich das Mehrfache der oben ausgewieſenen Zahlen 
an Leuten in Ungarn gibt, die unter dem Drucke der Behörden, der Arbeit⸗ 
geber und der großen Armut darauf verzichten müſſen, ein Blatt zu abon⸗ 
nieren oder einer Organiſation beizutreten! Als bezeichnend wollen wir noch 
anführen, daß laut dem Parteibericht im Berichtsjahr, dem letzten Jahre der 
Koalitionsregierung, folgende Urteile gegen die Genoſſen gefällt wurden: 
Prozeſſe in der Zeit vom 16. „ 1909 bis Kr 1. März 1910. 


Wegen Aufwiegelei . . . . in 2 Fällen 
= Aufreizung . 5 
z Gewalttätigkeiten gegen Behörden und Private l 
Verleumdung und Ehrenbeleidigung. . „ DIE, 
„Verherrlichung und Unterſtützung ſträflicher Hand⸗ 
lungen ſowie Aufforderung u e e a 
„ Erpreſſung. . 
: Politiſterens ohne Blattkaution e 
Verwaltungsgerichtliche Urteile 181 


Zuſammen in 343 Fällen 
Konfiskation von Zeitungen und Preßerzeugniſſen . . in 10 Fällen 
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An Freiheitsſtrafen wurden verhängt: | 
Staatsgefängni® . . . » . 4 Jahre 4 Monate — Tage 
Gefängnis nur a 1 . 11 99 
Kerlen; is 3 : Ar 


Zuſammen 27 Jahre 8 Monate 15 Tage 
Summe der Geldſtrafen: 11740 Kronen. 


In allerjüngſter Zeit iſt eine Wendung in der Behandlung der politiſchen 
Prozeſſe eingetreten; der neue Juſtizminiſter ließ auf einen Schlag 148 poli⸗ 
tiſche Prozeſſe einſtellen. 

Das brutale Regiment der Agrarier war alſo bis jetzt eines der Haupt⸗ 
hinderniſſe der Entwicklung der Arbeiterbewegung. Dies hatte zur Folge, daß 
die Partei ſeit Jahren ihr Hauptbeſtreben auf die Wahlreform richtete. In 
unſeren früheren Artikeln! gaben wir eine Schilderung der ungarischen Partei⸗ 
bildungen und Klaſſenkämpfe. Hier wollen wir nur bemerken, daß die in 
unſerem letzten Artikel angekündigte Vereinigung der agrariſchen Elemente 
auch diesmal nicht vollſtändig gelungen iſt. Die Partei der Magnaten, die 
ſogenannte Verfaſſungspartei, löſte ſich auf; aber nur ein Teil der früheren 
Mitglieder ſchloß ſich dem neuen Miniſterpräſidenten an. Die geiſtigen 
Führer der Partei hingegen erklären, daß ſie ſich von dem politiſchen Leben 
zurückziehen, oder treten mit parteiloſem Programm in den Wahlkampf. 

In der neuen Regierungspartei zeigen ſich jetzt ſchon ſcharfe Gegenſätze 
in der Frage der Wahlreform. Während die rein agrariſche Fraktion, an 
deren Spitze Graf Tisza ſteht, einer radikalen Wahlreform feindlich gegen⸗ 
überſteht und ein Wahlrecht propagiert, welches nur einem geringen Teile der 
induſtriellen Arbeiter, die einen „ſozialen Zenſus“ beſitzen (ſchriftkundig, 
gedienter Soldat, zwei Jahre ununterbrochen bei demſelben Arbeitgeber be⸗ 
ſchäftigt, verheiratet), das Wahlrecht gibt und die Landarbeiter ganz aus⸗ 
ſchließt, will die um den Miniſterpräſidenten ſtehende Gruppe das allgemeine 
gleiche Wahlrecht. Der Gegenſatz dieſer zwei Gruppen iſt ſo ſcharf, daß die 
Feſtlegung der „offiziellen“ Kandidaten unmöglich erſcheint und die Feſtſtellung 
der Liſte derſelben fortwährend verſchoben wird. 

Das vorläufige Schickſal der Wahlreform hängt alſo davon ab, welche 
von dieſen Fraktionen in der Partei und bei den Wahlen die Oberhand 
gewinnt. Die Aktion der Partei kann ſich unter dieſen Umſtänden nur darauf 
beſchränken, von allen Kandidaten der bürgerlichen Parteien eine klare 
Stellungnahme in der Frage der Wahlreform zu erzwingen und gegen die 
Wahlrechtsfeinde durch Demonſtrationen, Verhinderung der Agitation uſw. 
vorzugehen. 

Dieſe Taktik wird gegenwärtig mit recht gutem Erfolg angewandt. Es 
iſt gelungen, einer großen Anzahl von zukünftigen Abgeordneten das Ver⸗ 
ſprechen abzuzwingen, für das allgemeine, gleiche, geheime Wahlrecht ein⸗ 
zutreten. 

Der Ausfall der Wahlen wird über das vorläufige Schickſal der Wahl⸗ 
reform und damit über die Entwicklung der Arbeiterbewegung entſcheiden. 
Die Wahlreform bedeutet für Ungarn die Möglichkeit, aus einem agrar⸗ 
feudalen Staat ein modern⸗bürgerliches Staatsweſen zu werden; es bedeutet 
für die Arbeiter nicht nur politiſchen Einfluß, ſondern auch die Möglichkeit 
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einer erfolgreicheren gewerkſchaftlichen Organiſation: denn politiſche 
Gewalt war es, welche in den letzten zwei bis drei Jahren die Entwick⸗ 
lung der Gewerkſchaften verhinderte. Die Arbeiter Ungarns müſſen 
ſich erſt die politiſche Gleichberechtigung erkämpfen, um erfolgreich um die 
Verbeſſerung ihrer wirtſchaftlichen Lage kämpfen zu können. 


Der erſte plurallandtag in Sadıfen. 


Von Herm. Fleißner. 


Die Ende Oktober vorigen Jahres unter dem neuen Vierſtimmenwahl, recht“ 
vollzogene Wahl zur Zweiten Kammer des ſächſiſchen Landtags wurde kurz 
danach in der „Neuen Zeit“ bereits gewürdigt. Nach der amtlichen Wahl⸗ 
ſtatiſtik ergibt ſich, daß die damals nach Berechnung bürgerlicher Blätter an⸗ 
gegebenen Stimmenzahlen den bürgerlichen Parteien etwas zu günſtig, der 
Sozialdemokratie aber ein wenig zu ungünſtig berechnet ſind. Nach den Angaben 
in der „Zeitſchrift des Königlich Sächſiſchen Statiſtiſchen Landesamts“ entfielen 
auf die einzelnen Parteien Stimmen: 


Konſervative und Bund der Landwirte 281804 
, , an. as, 5605 
Mittelſtands vereinigung und d Antifemiten a 55502 
Nationalliberale SLR. ꝓ Bon 
Freiſinnige ß en 100804 
Sozialdemokraten , nass 2492528 
EEE RE ee rin oe RE 1220 


Zuf ammen 1273998 


Die Sozialdemokratie hat alfo ſelbſt unter dem Vierſtimmenwahlrecht von 

allen Parteien die weitaus größte Stimmenzahl auf ſich vereinigt, nämlich 
38,66 Prozent, während auf die Nationalliberalen und Konſervativen 26,42 
beziehungsweiſe 22,12 Prozent der abgegebenen Stimmen fielen. 

Den rechten Maßſtab für die Bedeutung dieſer Wahl darf man aber nicht 
in der Zahl der Stimmen, ſondern man muß ihn in der Zahl der Wähler 
ſuchen. Wir ſchrieben damals, es ſei ſehr wahrſcheinlich, daß die Sozial⸗ 
demokratie die abſolute Mehrheit aller Wähler für ſich bekommen hat. 
Die amtliche Statiſtik beſtätigt das! 

Von den Wählern ſtimmten für: 


Konſervative und Bund der Landwirte . 103517 
Freikonſervatidee 5 2036 
Mittelſtandsv ereinigung und Anti emiten ne 220249 
Nationalliberale. Sr f 7 
Freiſinnige FFF BR Sn 0 4807 
Sozialdemokraten %%% [wies 
e ne ren Be 523 


"auf ammen 634735 


Bon ſämtlichen Wählern des Landes ſtimmten 53,79 Prozent für 
die Sozialdemokratie, während auf die Nationalliberalen nur 19,72, die 
Konſervativen gar nur 16,31 Prozent der Wähler entfielen. Dabei iſt zu be⸗ 
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achten, daß die Ausübung des Wahlrechtes an eine Anzahl erſchwerender Be⸗ 
dingungen gebunden iſt, die faſt nur den ſozialdemokratiſchen Wählern hinderlich 
| find. Hätten wir nach dem Reichstagswahlrecht gewählt, die Nieder: 
lage der Bürgerlichen wäre eine furchtbare geworden! 

| Das größte Kontingent für unſere Partei ſtellen natürlich die Einſtimmen⸗ 
wähler: 77,60 Prozent. Aber auch die Zweiſtimmenwähler brachten uns noch 


1 die (ſogar über die Geſamtzahl hinausgehende) abſolute Mehrheit mit 54,12 
Prozent; von Dreiſtimmenwählern entfielen 26,46, von den Vierſtimmenwählern 


\ 8,26 Prozent auf die ſozialdemokratiſchen Kandidaten. Die verhältnismäßig 
große Zahl ſozialdemokratiſcher Wähler aus den letzten beiden Gruppen iſt 
den Beſitzenden beſonders auf die Nerven gefallen. 


Der Landtag wurde am 11. November 1909 unter einer für die Zweite 
Kammer völlig veränderten Situation eröffnet. Das ſeit 1896 geltende Drei⸗ 
klaſſenwahlſyſtem hatte nach und nach alle Sozialdemokraten aus dem Landtag 
gedrängt. 1901 wurden die letzten vier hinausgeworfen; von da bis 1907 war 
die Zweite Kammer völlig ſozialiſtenrein. 1907 bekam die Sozialdemokratie 
wieder ein einziges Mandat. Seit Jahrzehnten haben die Konſervativen bis 
zum vorigen Landtag mit abſoluten, längere Zeit hindurch ſogar mit Zwei⸗ 
drittelmehrheiten dominiert. Es iſt oft genug dargetan worden, daß an dieſem 
in einem Lande wie Sachſen unerhörten Zuſtand die Nationalliberalen die 
Hauptſchuld trugen. Mit ihrer Hilfe wurde das Dreiklaſſenwahlſyſtem ge⸗ 
ſchaffen, und auch ſonſt haben ſie in allen wichtigen Fragen aus Angſt vor der 
Sozialdemokratie gemeinſame Sache mit den ultrareaktionären Agrarkonſerva⸗ 
tiven im ſächſiſchen Landtag gemacht. Die Sozialdemokratie hat nach zwölf 
Jahre lang geführtem energiſchen Wahlrechtskampf ſchließlich einen Sieg 
davongetragen, deſſen Bedeutung nicht nur in den Mandaten, ſondern viel⸗ 
mehr noch in dem ungeheuren Gewicht der Wählermaſſen und der ganzen 
Stimmung im Lande liegt. | 

Die Zahl der Mandate iſt um 9 vermehrt, von 82 auf 91. Die konſervative 
Fraktion (mit 2 Hoſpitanten) und die nationalliberale (mit 1 Hoſpitanten) 
zählten je 29 Abgeordnete. Die ſozialdemokratiſche Fraktion war 25 Mann 
ſtark (bisher hatten — 1895 — höchſtens 15 Sozialdemokraten der Zweiten 
Kammer angehört!), und die freiſinnige zählte 8 Mitglieder. Zwiſchen den 
beiden größten Fraktionen entbrannte ein heftiger Kampf um den Präſi⸗ 
dentenſitz, den ſeit Menſchengedenken ſtets ein Konſervativer geziert hatte. 
Die Konſervativen beriefen ſich angeſichts der gleichen Fraktionsſtärke gegen⸗ 
über den Nationalliberalen auf die Tradition, die unter dieſen Umſtänden 
entſcheidend ſei. Die Nationalliberalen aber hatten von vornherein auch die 
Freiſinnigen auf ihrer Seite. Und da ganz ausgeſchloſſen war, daß die Sozial⸗ 
demokraten einer konſervativen Präſidentſchaft zuſtimmen würden, war die 
nationalliberale ſicher, ſelbſt wenn wir uns an dieſer Wahl nicht beteiligt 
hätten. Die Konſervativen machten zuletzt noch den kurioſen Vorſchlag, aus⸗ 
zuloſen, welche von beiden Fraktionen die Priorität habe. Sie hatten damit 
natürlich kein Glück, ihr Anſinnen zeigte aber, was fie glaubten den National 
liberalen zumuten zu können. Die ſozialdemokratiſche Fraktion ſtellte ſich gegen⸗ 
über der Wahl des Direktoriums lediglich auf den Standpunkt parlamenta⸗ 
riſchen Brauches, nach dem das Stärkeverhältnis der Fraktionen für die Be⸗ 
ſetzung dieſer Amter maßgebend iſt. Demnach billigten fie den Nationalliberalen 
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den Präſidenten, den Konſervativen den erſten Vizepräſidenten zu und machten 
ſelbſt Anſpruch auf den zweiten Vizepräſidenten und einen Sekretär. Die 
Konſervativen lehnten den Eintritt von Sozialdemokraten ins Direktorium ab, 
hatten aber nicht die Macht, das zu verhindern, wenn nicht die National⸗ 
liberalen in geradezu heimtückiſcher Weiſe Handlangerdienſte geleiſtet hätten. 
Sie erkannten zwar die Anſprüche unſerer Genoſſen an, machten aber die 
Wahl eines ſozialdemokratiſchen Vizepräſidenten davon abhängig, daß er auch 
die höfiſchen Verpflichtungen mit übernehme beziehungsweiſe bei der „feier⸗ 
lichen“ Eröffnung des Landtags unter altmodiſchem Pomp mit ins Schloß 
gehe. Die Herren Liberalen ſuchten ſich mit dieſem Verlangen auf die 
Verfaſſung zu ſtützen. Darin ſteht kein Wort von höfiſchem Formelkram, 
ſondern nur, daß der König den Landtag zu eröffnen hat. Die fozialdemo- 
kratiſche Fraktion lehnte das Anſinnen entſchieden ab, erklärte aber, daß ihr 
Vizepräſident alle wirklich verfaſſungsmäßigen Verpflichtungen übernehme. 
Wenn die Nationalliberalen nur einen Funken Loyalität und parlamenta⸗ 
riſchen Anſtandes gegenüber der ſtärkſten Partei des Landes beſeſſen hätten, 
konnten ſie ſich mit dieſer Erklärung zufrieden geben. Die Verantwortung 
für die Erfüllung der übernommenen Verpflichtung braucht wahrlich nicht ihre 
Sorge zu ſein. Doch der „Männerſtolz vor Königsthronen“ dieſer politiſchen 
Weichtiere iſt ganz eigener Art. Sie beſtanden auf ihrem Schein. Der fozial- 
demokratiſche Vizepräſident wurde nicht gewählt, worauf die ſozialdemokratiſche 
Fraktion auch den ihr angebotenen Sekretärspoſten ablehnte. Wenn eine Ver⸗ 
tretung der Sozialdemokratie im Direktorium der Kammer für ihre parlamen- 
tariſche Mitarbeit recht zweckmäßig und an ſich wünſchenswert ſein mag — ſo 
wichtig iſt ſie nicht, daß die Sozialdemokratie ſich deshalb auf derartige ihrer 
ganzen Auffaſſung widerſtrebende Vorſchriften einlaſſen könnte. Die National⸗ 
liberalen aber zeigten gleich zu Anfang, wes Geiſtes Kind ſie — geblieben ſind. 
| Die Thronrede, mit der der Landtag eröffnet wurde, war auffallend in- 
haltlos. Sie kündigte einige Geſetzesvorlagen an, ſprach wie ſeit Jahren von 
der „Schwierigkeit“, das Gleichgewicht des Etats herzuſtellen, regiſtrierte einige 
Fürſtenbeſuche und militäriſche Jubiläumsfeiern. Unter anderem enthielt ſie 
aber auch folgenden bezeichnenden Satz: „Insbeſondere wird Meine Regie- 
rung es nach wie vor als ihre ernſteſte Aufgabe anſehen, dem Volke die 
Religion zu erhalten. Möge der Geiſt des Glaubens und der Zucht 
nicht nur in den Familien, ſondern auch in den Schulen Meines Landes 
lebendig bleiben und, wo es not tut, zu neuem jegenbringenden Leben er— 
wachen.“ Der Satz ſollte ſicher mehr fein wie eine dekorative Redens— 
art — er bedeutet eine Kriegserklärung an die Mehrheit der gewiß nicht 
radikalen ſächſiſchen Lehrerſchaft in der Frage der Reform des Religions- 
unterrichtes. Nach Inhalt und Form gleich mittelalterlich, iſt er nicht von 
einem einzigen bürgerlichen Abgeordneten angefochten worden. An „Königs- 
worten zu deuteln“, dazu fehlt den Herren das gehörige bißchen Mut. Nur 
die Sozialdemokraten nahmen Gelegenheit, den in dem Religionsſatz zum 
Ausdruck kommenden Standpunkt der Regierung zu bekämpfen und dieſem 
Programm das ihre: Keine Religion in der Volksſchule! entgegenzuſtellen. Es | 
kam dieſerhalb wiederholt zu lebhaften Zuſammenſtößen mit dem Kultus⸗ 
miniſter, der für einen ehemaligen Oberbürgermeiſter der Arbeiter- und In⸗ 
duſtrieſtadt Chemnitz ein erſtaunliches Maß von Staatsreligionsfanatismus 
entwickelte. Von ihm hat das ſächſiſche Volk in dieſer Frage — die Volks⸗ 
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ſchulreform kommt wahrſcheinlich an den nächſten Landtag — nicht viel zu 
erwarten. Die Konſervativen ſtehen auf ſeiner Seite, die Liberalen werden 
elend verſagen und die wirklich moderne Geiſtesrichtung im Parlament wird 
allein auf die Sozialdemokratie angewieſen ſein. 

Bei den allgemeinen Vorberatungen zum Etat ſprachen für die ſozial⸗ 
demokratiſche Fraktion drei Redner. Bis in die neueſte Zeit war es im 
ſächſiſchen Landtag Uſus, daß dabei nur zum Etat geſprochen werden durfte. 
Unter ſolchen Umſtänden verloren dieſe Reden von vornherein jedes all⸗ 
gemeine Intereſſe. In den letzten Jahren wurden Verſuche auf Anderung 
dieſer Methode gemacht, und man ließ etwas freieren Spielraum. In dieſem 
Landtag aber ſtellten ſich die Fraktionen, beſonders auf Betreiben unſerer 


Genoſſen, auf den Standpunkt, daß — wie im Reichstag — bei dieſen Be⸗ 


ratungen die wirtſchaftlichen und politiſchen Verhältniſſe im allgemeinen be⸗ 
ſprochen werden dürften. Unſere Genoſſen machten davon ausgiebigen 
Gebrauch. Sie übten nicht nur ſcharfe Kritik an dem Etat und an der 
ſächſiſchen Finanz und Wirtſchaftspolitik, an dem Verhalten der Regierung 
im Bundesrat, ſondern ſie betonten auch ſcharf unſere grundſätzliche Stellung 
zum bürgerlichen Staat und zu den politiſchen Parteien. Ihre „poſitive 
Mitarbeit“ ſtellten ſie in Ausſicht unter der Bedingung, daß Regierung und 
bürgerliche Parteien auch zu wirklich ernſten Reformen bereit ſeien. Im 
anderen Falle würden ſie uns in der ſchärfſten Oppoſition finden. 

Im Verlauf der Seſſion hat ſich gezeigt, daß die Nationalliberalen, 
die für wirkliche Reformbeſtrebungen die Mehrheit herbeiführen können, 
weder die Kraft noch den Willen haben, das zu tun. Sie machen gou⸗ 
vernementale Politik, ſie wollen die Konſervativen ausſtechen, um Regierungs⸗ 
partei zu werden, und ſind gerade ſo „liberal“, als der Regierung angenehm 
iſt. Man kann ſich vorſtellen, was dabei herauskommt! Bemerkenswert iſt 
ein Vorfall bei den Etatsberatungen. Der nationalliberale Redner, ein Herr 
Landgerichtsdirektor Dr. Hettner, hatte ein liberaleres Regiment unter Berückſich⸗ 
tigung der veränderten Verhältniſſe gefordert. Darauf antwortete der Fin anz⸗ 
miniſter Dr. v. Rüger, ein alter, in ſtockkonſervative Anſchauungen ver⸗ 


biſſener Herr, ganz trocken, man ſolle ihm doch erſt einmal ſagen, was man 


unter liberal zu verſtehen habe, mit derartigen „allgemeinen Phraſen“ ſei es 


nicht getan. Wenn das eine Ironiſierung des Liberalismus der National⸗ 


liberalen ſein ſollte, dann hatte Rüger es fein getroffen. Ton und Form 
dieſer Polemik aber waren in einem Parlament unerhört; auch unſere Ge⸗ 
noſſen mußten ſolche provokatoriſche Überhebung mißbilligen. Es gab eine 
Szene, wie ſie ſich ähnlich ſpäter noch einige Male wiederholte. Konſequenzen 


haben aber die Nationalliberalen daraus nicht gezogen, oder die verkehrten. 


Einige ihrer mehr links ſtehenden Heißſporne (mit ihnen iſt es inzwiſchen zum 


Krach gekommen, der Fabrikant Merkel, der auch Reichstagsabgeordneter iſt, 


trat aus der Landtagsfraktion) wurden mit Worten etwas grob gegen die 
Regierung — dann war's wieder gut. Und als es in einer Stenogramm⸗ 
angelegenheit beinahe zu einer Präſidentenkriſe gekommen wäre, waren es die 


Sozialdemokraten im Seniorenkonvent, die dem Herrn Hettner das Rückgrat 


zugunſten des nationalliberalen Präſidenten ſteifen mußten. Sonſt wären die 
Herren auch in dieſem Falle im Intereſſe der Regierung zu Kreuze gekrochen. 
Ein anderes Mal erklärte auf eine Anzapfung hin der Miniſter des Innern, 


Graf Vitzthum v. Eckſtädt, den Staatsbeamten würden zwar formell 
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keine Vorſchriften über ihre politiſche Geſinnung gemacht, ſoweit 
es ſich um liberal oder konſervativ handelt. Da die Konſervativen 
aber noch ſtaatserhaltender ſeien als die Liberalen, ergebe ſich von ſelbſt, daß 
die Beamten meiſt konſervativ wären. Die Nationalliberalen begnügten ſich 
auch hier mit einigen ſchmollenden Bemerkungen. Selbſtverſtändlich finden 
auch ſie es, daß ein Staatsbeamter nicht Sozialdemokrat ſein darf. Er hat 
vielmehr nationalliberal zu wählen, dann iſt alles in Ordnung. 

Die Herren „Liberalen“ ſind in dieſer Beziehung aber noch weiter ge⸗ 
gangen. Die ſächſiſche Regierung verbietet den Staats arbeitern (Eiſen⸗ 
bahnern) bei Strafe ſofortiger Entlaſſung das gewerkſchaftliche Koalitiong- 
recht. Während der Landtag beiſammen war, wurden ſogar in Chemnitz 
vierzehn Eiſenbahner lediglich deshalb aufs Pflaſter geworfen, weil ſie eine 
öffentliche gewerkſchaftliche Verſammlung beſucht hatten. Die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Fraktion brachte eine Interpellation ein und nahm außerdem noch 
einige Male Gelegenheit, das Verhalten der Regierung ſcharf zu bekämpfen 

und für das unbeſchränkte Koalitionsrecht aller Staatsarbeiter einzutreten. 
Die ſächſiſche Regierung ſtützt ſich auf das formale Recht, indem ſie eine 
Beſtimmung der Gewerbeordnung ganz willkürlich in ihrem Sinne auslegt 
und anwendet. Arm in Arm mit den Konſervativen gaben die ſogenannten 
Liberalen der Regierung recht, ſie billigten die brutalen Maßregelungen, ob- 
wohl ſie vor der Wahl in Eiſenbahnerverſammlungen für das unbeſchränkte 
Koalitionsrecht aller Eiſenbahnarbeiter eingetreten waren! Kein Wort wußten 
fie zur Erwiderung, als ihnen von unſeren Genoſſen dieſe ſkandalöſe Hal⸗ 
tung vorgeworfen wurde. So könnte noch durch viele Einzelfälle bewieſen 
werden, daß momentan nicht davon die Rede ſein kann, es werde in 
Sachſen mit Hilfe der Liberalen der erſte Verſuch freiheitlicher 
und ſozialpolitiſch fortſchrittlicher Zuſtände möglich. Allein der 
Druck der Maſſen von untenauf kann hier Wandel ſchaffen, wie er 
in der neueren Zeit im Vergleich mit früheren Zuſtänden bereits einige Beſſe⸗ 
rung herbeigeführt hat. Dieſen Druck, dieſe Macht ſtärken — das iſt es, 
worauf es ankommt. 
Recht klug und vorſichtig muß die Art bezeichnet werden, wie ſich die 
Konſervativen mit der veränderten, für fie jo ungünſtigen Situation ab- 
zufinden, ſich ihr anzupaſſen verſuchten. Man hätte ihnen eine derartige Re⸗ 
ſerve kaum zugetraut. Sie ſtellten ſich nicht in den Schmollwinkel, hüteten 
ſich aber auch vor allzu großer Aggreſſivität. Sie glauben offenbar, daß ihre 
Zeit wiederkommen wird, und rechnen dabei wohl nicht mit Unrecht auf ihre 
„ſtaatserhaltenden“ nationalliberalen Freunde. Geradezu auffällig war das 
Verhalten der Konſervativen gegenüber den Sozialdemokraten, wenn man es 
mit früher vergleicht. Sie vermieden ganz gefliſſentlich ſchärfere Konflikte mit 
unſeren Genoſſen, und auch die lebhafteſten Auseinanderſetzungen blieben in 
den Formen politiſchen Anſtandes. Dieſer Vorgang zeigt ebenfalls die er⸗ 
zieheriſche Wirkung des ſozialdemokratiſchen Einfluſſes in der öffentlichen 
Meinung. In allen Fällen verhielten ſich die Konſervativen in der Defenſive; 
ſie ließen die Dinge an ſich herankommen. Über ihren wahren Charakter kann 
natürlich das von politiſcher Berechnung diktierte Verhalten uns niemals 
täuſchen. Im allgemeinen wurde die Politik und Taktik der Konſervativen 
im Landtag wohl beſtimmt von dem Willen, der Regierung gegen etwa zu 
üppige liberale Forderungen die Stange zu halten. Viel gab es da aber nicht 
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zu tun. — Größere Betriebſamkeit jedoch entwickelte die konſervative Preſſe. 
Sie hat das Möglichſte an boshaften Hetzereien gegen das liberale Präſidium 
und die Arbeitsfähigkeit der Zweiten Kammer geleiſtet. Die Angegriffenen ſind 
darüber mehr als nötig nervös geworden. Und die Liberalen vergeſſen ganz, 
daß ſie es früher den Konſervativen gegenüber genau ſo gemacht haben, wie 
ihnen jetzt auf ihre Heulmeierei mit berechtigtem Sarkasmus der konſervative 
Führer Opitz geantwortet hat. Die beiden Gruppen haben ſich ganz gewiß 
nichts vorzuwerfen. Und inſoweit die Sozialdemokratie von dieſer Hetzerei be⸗ 
troffen iſt, wird ſie ſich ihrer Haut ohne unangebrachte Sentimentalität zu 
wehren wiſſen. Mit weinerlichen Klagen kommt man im politiſchen Gewühl 
nicht weit. 

Die acht Freiſinnigen ſuchten die Qualität ihrer parlamentariſchen Arbeit 
durch die Quantität zu erſetzen. Ihre Anträge und Reden waren aber wieder⸗ 
holt alles andere als wirklich liberal. Und wenn es galt, einem ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Antrag die Zähne auszubrechen, dann war Herr Günther da. Der 
Herr iſt auch Reichstagsabgeordneter und maßgebend in der kleinen Landtags⸗ 
fraktion. Dort ſitzen einige Leute mit etwas feſterem Freiſinn. Aber der kor⸗ 
rumpierende Einfluß des Reichstagsfreiſinns tut hier ſeine Wirkung. Günther 
iſt ein Mann, der von Programmen und großzügiger Politik keine Ahnung 
hat, nur in den engen Grenzen ſpießbürgerlicher Bierbankweisheit eine Rolle 
ſpielen kann, weiter draußen zur abſoluten Bedeutungsloſigkeit verurteilt iſt. 
Er ſucht ſeit einigen Jahren im Landtag eine Rolle zu ſpielen; nun ihn ein 
ſtarkes Kontingent Sozialdemokraten dem verdienten Fluche der Lächerlichkeit 
preisgibt, wird er wütend. Er war es, der, als einziger bürgerlicher Ab⸗ 
geordneter, der ſozialdemokratiſchen Fraktion mit einer überaus lächerlichen 
Bemerkung in den Rücken fallen wollte, da ſie das Geſamtbudget ablehnte. 
Trotz alledem ſind die Freiſinnigen in ſtrittigen Punkten mehrfach mit unſeren 
Genoſſen gegangen; in allen wichtigen aber haben ſie uns im Stiche 
gelaſſen, entgegen ihren freiſinnigen „Prinzipien“. 

* * 


Dieſe Ausführungen bezwecken nicht, eine ins einzelne gehende Darſtellung 
der Tätigkeit des Landtags zu geben. Auch die der ſozialdemokratiſchen 
Fraktion fol nur im allgemeinen ſkizziert ſein. Sie war inſofern gegen 
früher verſchieden, als unſere Abgeordneten entſprechend ihrer Stärke in allen 
Kommiſſionen Vertretung erhielten. Die ſtärkſte und wichtigſte Seite ſozial⸗ 
demokratiſcher Tätigkeit in den Parlamenten des kapitaliſtiſchen Staates 
mit bürgerlichen Mehrheiten iſt die Kritik der beſtehenden Zuſtände, das 
Drängen nach Einrichtungen des modernen und ſozialen Kulturfortſchrittes im 
Sinne proletariſcher Forderungen. Man muß aber auch den Weg zeigen und 
die Mittel ſchaffen, mit denen Beſſeres an Stelle des Bekämpften zu ſchaffen 
iſt. Das iſt die ſogenannte poſitive Arbeit, ein Schlagwort, das einen 
Begriff einſchließt, der im Parlament ſehr leicht auf ins Uferloſe gehende Ab⸗ 
wege leitet und einer klaren, prinzipiellen Politik der Sozialdemokratie ge⸗ 
fährlich werden kann. Das bekannte Wort von dem Konzeſſionsſchulzen hat 
ſeinen tiefen ernſten Sinn. Für uns Sozialdemokraten gibt es eine Grenze 
der „pofitiven Arbeit“. Wo man uns mit lächerlichen Lappalien abſpeiſen 
will, wird immer ſchärfſte Kritik die beſte Methode bleiben. 5 

Ob die ſozialdemokratiſche Landtagsfraktion hier immer das Richtige ge⸗ 
troffen hat, werden in erſter Linie die ſächſiſchen Genoſſen zu beurteilen haben. 


Herm. Fleißner: Der erſte Plurallandtag in Sachſen. 323 


Die feſte Abſicht war jedenfalls vorhanden. — Die wichtigſte Frage im Staate 
iſt und bleibt die des Wahlrechtes. Und da das in Sachſen zurzeit alles 
andere als gut iſt, hatten unſere Genoſſen den üblichen Wahlrechtsantrag ein⸗ 
gebracht. Er iſt leider nicht verhandelt worden! Man wird kaum fehlgehen, 
wenn man bei den Bürgerlichen wie bei der Regierung Abſicht annimmt. 
Unſere Fraktion hat wiederholt gedrängt; ein geſchäftsordnungsmäßiges Mittel 
zur Erzwingung der Verhandlung gibt es aber nicht. 

Wir hatten ferner die Verpflichtung, zur Durchführung unſerer vielen 
ſozialen und kulturellen Forderungen die nötigen Mittel zu beſchaffen. Das 
geſchah durch einen Antrag auf radikale Steuerreform, den man gegen 
die ſozialdemokratiſchen Stimmen ablehnte. Wir forderten ferner die Be- 
ſeitigung der Erſten Kammer, die ein weſentlicher Stützpunkt reaktio⸗ 
närer Politik iſt. Die bürgerlichen Parteien brachten drei verſchiedene An⸗ 
träge auf Reform der Pairskammer ein, worauf wir uns nicht einließen. 
Keiner der Anträge hat eine Mehrheit gefunden. Weiter hat die ſozial⸗ 
demokratiſche Fraktion eine ganze Reihe ſozialpolitiſcher Anträge 
eingebracht. Sie forderte mehr ſtaatlichen Arbeiterſchutz, Berggeſetzreform zu⸗ 
gunſten der Arbeiter, ſtaatliche Arbeitsloſenfürſorge, beſſere Lohn- und Arbeits⸗ 
verhältniſſe für die Staatsarbeiter uſw. Dieſe Anträge wurden meiſt abgelehnt, 
zum Teil ſtark verwäſſert, ſo daß nur wenig Poſitives dabei herausgekommen 
iſt. Das war auch nicht zu erwarten. Die bürgerlichen Parteien und die 
Regierung find aber gezwungen worden, Stellung zu nehmen, Farbe zu be: 
kennen. Das Volk kann urteilen! Gegen das Ende des Landtags brachte 
die Regierung noch einen Nachtragsetat, der 1¼ Millionen Ausgaben für 
Aufbeſſerung der Löhne und Penſionsverhältniſſe der Eiſenbahner enthielt. 
Es iſt kein Zweifel, daß dieſes Entgegenkommen hauptſächlich der Kritik und 
den Forderungen der Sozialdemokraten zuzuſchreiben iſt. Die tatſächlichen 
Angaben ſprachen doch zu aufreizend. Auch zwei Interpellationen wurden 
eingebracht, eine wegen der Chemnitzer Eiſenbahnermaßregelung, die andere 
wegen der Ausſperrung der Bauarbeiter. Außerdem haben die fozialdemo- 
kratiſchen Abgeordneten durch Anträge und Anregungen beim Etat in unſerem 
Sinne zu wirken verſucht. Dabei ſind hier und da Verbeſſerungen erzielt 
worden. Die Tatſache zum Beiſpiel, daß in Zukunft im Königlichen Opern⸗ 
haus, das ärmeren Kreiſen ſonſt ganz unzugänglich iſt, billige und gute Volks⸗ 
vorſtellungen veranſtaltet werden ſollen, iſt lediglich eine Folge jozialdemo- 
kratiſcher Initiative. — Soweit von bürgerlicher Seite fortſchrittliche Anregungen 
kamen, wurde ihnen von unſerer Seite natürlich zugeſtimmt. Den Geſamtetat 
lehnte die ſozialdemokratiſche Fraktion in der letzten Sitzung mit einer ent⸗ 
ſprechenden prinzipiellen Erklärung ab. 

Der Landtag iſt am 13. Mai geſchloſſen worden; er hat ziemlich ſieben 
Monate getagt. Der Reſt der Arbeit mußte im Hetztempo, bei Tag und Nacht, 
erledigt werden. Die Zweite Kammer wollte über Pfingſten hinaus tagen, die 
Erſte und die Regierung aber hatten es ſatt. Und ſo wurde geſchloſſen. Be⸗ 
vor der Landtag wieder zuſammentritt, geht es in den Reichstagswahlkampf, 
den die ſächſiſchen Genoſſen bereits energiſch vorbereiten. 
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Gottfried Schaub, Die Krbeit, das Grundproblem unſerer Zeit. Bern 2 
Verlag von G. Grunau. 292 Seiten. 


Dem Beobachter des geſellſchaftlichen Lebens konnte es nicht entgehen, daß der 
Sozialismus immer mehr in die Kreiſe proletariſcher Schichten eindringt, die noch 
kürzlich ihm ganz fremd gegenüberſtanden. So gewinnt der Sozialismus unter 
anderem unter den Volksſchullehrern immer neue Anhänger. Mögen Reaktionäre 
aller Schattierungen, offen oder unter der Maske etwa des Bremer Liberalismus, 
noch ſo ſehr dagegen wüten, es wird ihnen nie gelingen, dieſen Geiſt zu vernichten. 
In der Stellung der Volksſchullehrer iſt nämlich eine tiefe Anderung vor ſich ge⸗ 
gangen; es wird immer mehr zwiſchen den Lehrern aus den oberen und denen 
aus den unteren Volksklaſſen unterſchieden. Die letzteren müſſen immer Volks⸗ 
ſchullehrer bleiben, während die erſteren bei höheren Anſtellungen bevorzugt werden. 
Wichtiger noch iſt, daß die Lehrer in unmittelbare Berührung mit den Volks⸗ 
maſſen kommen und durch ſie früher oder ſpäter angeſteckt werden müſſen. 

Wenn nun die Bremer Lehreraffäre ein Kampf ſozialiſtiſcher Lehrer um ihr 
Recht war, ſo zeigt der Baſeler Lehrer G. Schaub den Werdegang, wie ein Lehrer 
Sozialiſt wird. In ſeinem Werke behandelt er ſehr viele Fragen: Staat und 
Arbeit, Kirche und Arbeit, Schule und Arbeit; und behandelt ſie „ober⸗ 
flächlich, das heißt Iidealiſtiſch⸗, wie ſich in ſolchen Fällen Genoſſe Plechanoff 
treffend ausdrückt. In Schaubs Abhandlung ſpürt man aber das ſoziale Leiden 
des Volkes, ſein Sehnen nach einer beſſeren Zukunft. Der Autor bekennt ſich offen 
zum Sozialismus. Aber das iſt ein eigenartiger, rein ſchweizeriſcher Gefühlsſozia⸗ 
lismus. Der Sozialismus iſt für ihn ein „Kampf gegen den Zufall“. „Alles Zu⸗ 
fällige iſt unſozial“, erklärt er, „und alle unſere heutigen geſellſchaftlichen Einrich⸗ 
tungen ſtehen unter der Herrſchaft des Zufalls. Ich erinnere nur an die drei 
hauptſächlichſten dieſer Inſtitutionen — an unſere Rechtsſatzungen, an unſere 
Schule und Kirche. . ..“ Man hört hier das Notgeſchrei gegen den Kapitalismus 
von einem, der die Hoffnung auf den „Zufall“ aufgegeben, aber noch nicht gelernt 
hat, in dem „Zufall“ Geſetzmäßigkeit zu entdecken. Daher kann für ihn der Sozia⸗ 
lismus noch nicht eine beſtimmte Zukunft ſein, ſondern bloß irgend eine beſſere 
Zukunft. „Das Empor iſt das Soziale, Allgemeingültige“, ruft er aus. Da nun 
„jeder das Empor will“, fo „iſt jeder in dieſem echten (2) Sinne Sozialiſt.“ 
Andererſeits gibt er zu, daß „der Kampf gegen den gemeinſamen Feind der 
Hauptſache nach nur von dem Proletariat ausgefochten werden muß und wird“. 

Marx it für ihn Prophet — „der erſte, große Prophet des neuen Bundes“ 
Was die Alten“, fügt er hinzu, „lernten: „Tut Buße — bekehrt euch — ihr ſeid am 
Ende — das Gericht iſt nahe!“ — — das lehrte auch Marx. ...“ „Nur mit ein 
bißchen anderen Worten!“ möchten wir ihm darauf antworten. Wenn Herr Schaub 
glaubt, der Marxismus genüge nicht mehr, ſo wollen wir ihm raten, zuerſt den 
Marxismus etwas näher kennen zu lernen. 

Wie dem aber auch ſei, Schaubs Arbeit im ganzen iſt ein Zeichen der De 
für die Strömung unter den Lehrern, die immer deutlicher hervortritt. M. N 


Ferdinand Dubief, L’apprentissage et l'enseignement technique. Paris 1910, 
Verlag von Girard & Briere. 506 Seiten. 8°. | 


Jede Wirtſchaftsſtufe hat notwendigerweiſe ihr eigenes Syſtem der gewerb⸗ 
lichen Erziehung. Die mittelalterliche Produktion brachte die Meiſterlehre zur Ent⸗ 
faltung. Den Lehrling zur ſelbſtändigen Verfertigung eines Gegenſtandes zu er⸗ 
ziehen, war das Ziel dieſer Lehre. Als dann Arbeitsteilung und techniſche Ent⸗ 
wicklung die Arbeit ſpezialiſierten, mußte die Meiſterlehre vielfach überflüſſig werden. 
Wohl erhielt ſie ſich noch in vielen Berufen, aber ihr Daſein verdankt ſie nur dem 
Umſtand, daß in den taſtenden Verſuchen nach einem neuen Lehrſyſtem noch kein 
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Reformvorſchlag ſiegreich durchzudringen vermochte. Die Reformer ſind ſich wohl 
darin einig, daß der beſtehende Zuſtand unhaltbar ſei, — „man erkannte an, daß 
das Lehrlingsweſen in Frankreich im Verfall iſt,“ ſagte Dubief —, aber man ver⸗ 
n bis nun nicht darüber zu einigen, wie die notwendige Reform beſchaffen 
ſein ſoll. UN 

Dubief, der Vizepräſident der franzöfifchen Kammer und ehemaliger Handels⸗ 
miniſter der Republik, verſucht in ſeinem ſoeben erſchienenen Werke über die Lehre 
und die techniſche Erziehung den ihm für Frankreich gangbar erſcheinenden Weg 
der Reform zu zeichnen. Die Urſachen des gegenwärtigen betrüblichen Zuſtandes 
ſcheinen ihm darin zu liegen, daß erſtens das Bedürfnis der Arbeiterfamilien, ihr 
mageres Budget zu erhöhen, die Kinder zur unqualifizierten Arbeit in die Fabriken 
treibe. Zweitens ſei die nicht ſeltene Arbeitsloſigkeit in den qualifizierten Berufen 
nicht danach angetan, die Luſt zur Erlernung eines ſolchen Berufs wachzurufen. 
Und ſchließlich ermögliche ja die Arbeitsteilung vielen Unternehmern, auch mit 
unqualifizierten Kräften das Auslangen zu finden. Die Reformen, die nun einzu⸗ 
ſetzen hätten, müßten darin beſtehen, einesteils die praktiſche Meiſterlehre zu ver⸗ 
beſſern, ſie mit obligatoriſchen theoretiſchen Unterricht zu verknüpfen, andererſeits 
ſtaatliche und private Schulen für Handel und Induſtrie, mit Umgehung der 

Meiſterlehre, zu ſchaffen. Vor allem ſoll aber eine Umformung der höheren Volks⸗ 
ſchulklaſſen in Lehrſchulen, das heißt in Schulen des praktiſchen Unterrichtes er⸗ 
folgen. 

Dubiefs Vorſchläge, die er ſeinerzeit auch in einem Geſetzesvorſchlag zuſammen⸗ 
gefaßt dem franzöſiſchen Parlament vorlegte, ſind Kompromißvorſchläge. Als das 
Ziel der Entwicklung ſchweben ihm offenbar die Staatslehrwerkſtätten vor. Weil 
dieſe, als eine obligatoriſche Einrichtung, natürlich jetzt nicht durchzuſetzen ſind, 
ſucht er durch allgemeinen theoretiſchen Unterricht die Meiſterlehre zu ergänzen 

und ſie dort, wo es angängig iſt, ſchon jetzt durch die Errichtung ſtaatlicher oder 
privater Handwerkerſchulen zu erſetzen. Dubief iſt kein radikaler Umſtürzler, er iſt 
im Gegenteil ein ziemlich konſervativer Herr, aber die Logik der Entwicklung drängt 
ihn zu Vorſchlägen, die die allmähliche Beſeitigung der Meiſterlehre vorbereiten. 
Der Kapitalismus iſt über die Meiſterlehre bereits hinausgewachſen. 
Das Buch enthält viel leſenswertes Material über den gegenwärtigen Zuſtand 
der techniſchen Erziehung in Frankreich und den anderen Induſtrieländern. An⸗ 
genehm fällt es auf, daß Dubief ſentimentale Redensarten über die gegenwärtigen 
Vorteile beſſerer techniſcher Ausbildung für die Arbeiter möglichſt vermeidet. Ihm 
kommt es darauf an, den Unternehmern, „der Induſtrie“, Vorteile zu ſichern. Es 
ſollen Arbeiter geſchaffen werden, „die fähig ſind, uns den Sieg in den ökonomiſchen 
Kämpfen zu ſichern“. Das heißt: wir brauchen eine beſſere Ausbildung der Arbeiter, 
damit dieſe „fähig werden, den Sieg in den ökonomiſchen Schlachten“ mit dem 
Ausland für die Kapitaliſten zu erfechten. Julius Deutſch. 


notizen. 


Zu den Erhebungen von Haushaltungsrechnungen. Die Notiz von Ge⸗ 
noſſe -kl- in Nr. 34 gibt mir den Anlaß, nochmals mit einigen Worten auf die 
„Erhebung von Wirtſchaftsrechnungen minderbemittelter Familien im Deutſchen 
Reiche“ und die „320 Haushaltungsrechnungen von Metallarbeitern“ einzugehen. 
Denn die Notiz zeigt, in welcher Richtung Mißverſtändniſſe bei der Bewertung 
derartiger Unternehmungen möglich ſind. Dieſe Mißverſtändniſſe gilt es zu vermeiden. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die durchſchnittliche Geſamtausgabe eines Arbeiter⸗ 

haushalts von jährlich 1835 und 1856 Mark, wie ſie die beiden Erhebungen auf⸗ 
weiſen, nicht die durchſchnittliche Ausgabe des deutſchen Arbeiters überhaupt iſt! 
Das Durchſchnittseinkommen in den Erhebungen iſt höher als den Lohnſtatiſtiken 
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entſprechen ſollte, weil unter den erfaßten Haushalten nach der Reichserhebung dig 
beſſer bezahlten Metallarbeiter mit 20 Prozent vertreten ſind. Das Durchſchnitts⸗ 
einkommen als Ausgabe des deutſchen Arbeiters überhaupt zu erfaſſen, 
iſt aber auch gar nicht der Zweck derartiger Erhebungen. Wie aus der | 
Beſprechung der beiden Erhebungen in Heft 32 und 33 ohne weiteres erſichtlich 
iſt, liegt ihr Schwerpunkt darin, daß ſie uns einen Einblick gewähren in die Art 
und Weiſe, wie der Arbeiter mit ſeinem Einkommen haushalten kann und wie 
er das nötige Minimum aufbringt. Dieſe Momente ſollen durch die Erhebung 
von Haushaltungs rechnungen in verſchiedenen Einkommensgruppen auf⸗ 
gedeckt werden. Natürlich würde die Genauigkeit einer derartigen Unterſuchung ge⸗ 
winnen, wenn ſie nach demſelben Prinzip vorgenommen würde wie manch andere 
ſtatiſtiſche Erhebung, nämlich daß ſämtliche Arbeiterhaushalte erfaßt würden. 
Das iſt aber praktiſch unmöglich, und man kann darum nicht anders verfahren, 
als daß man eine möglichſt ausgedehnte Stichprobe macht und eine beſchränkte 
Reihe von Haushaltungen erfaßt. Daß auf dieſe Weiſe ein vortrefflicher Einblick 
in den Betrieb des Arbeiterhaushalts getan wird, zeigen die beiden letzten groß⸗ 
zügigen Erhebungen des Reiches und des Metallarbeiterverbandes doch zur Genüge. 
An der Hand der Ergebniſſe einer Erhebung von Haushaltungsrechnungen läßt ſich 
dann auch der Betrieb eines jeden typiſchen Arbeiterhaushaltes beurteilen, indem 
man ihn — entſprechend ſeinem Geſamteinkommen — in eine der erfaßten Ein⸗ 
kommensgruppen eingliedert. 8 

Was die Ausgaben für Bildung betrifft, ſo ſcheinen uns die Ausführungen 
von Genoſſe Heiden in Heft 13 der „Neuen Zeit“, „daß die große Maſſe der Arbeiter 
gar nicht imſtande iſt, für Zwecke der Weiterbildung, insbeſondere für Bücher, von 
den geringen Einkommen Aufwendungen zu machen,“ durch die Metallarbeiter 
ſtatiſtik doch ihre Beſtätigung zu finden. Es genügt der erneute Hinweis, daß bei 
einer Ausgabe von insgeſamt 1850 Mark 73 Pfennig für Bildung und Unter⸗ 
haltung (und Vergnügungen) in der Woche ausgegeben werden. Würde man hier 
die Ausgaben für Bücher und Broſchüren für ſich herausgreifen, ſo würden ſich 
wohl kaum höhere Zahlen ergeben, als in den kleineren Erhebungen in Frankfurt 
(von Dr. Conrad) und Nürnberg (von Dr. Braun). Lipſchütz. 


Zeitſchriftenſchau. 


„The Social Domocrat“ vom April bringt einen Aufſatz von H. Quelch über 
„Sozialdemokratie und induſtrielle Organiſation“. Die Prinzipien der Sozial 
demokratie ſind feſt und für die ganze kapitaliſtiſche Geſellſchaft die gleichen; die 
praktiſch anzuwendenden Mittel dagegen nach Ort und Zeit verſchieden. Daher 
herrſcht in praktiſchen Fragen große Meinungsverſchiedenheit und die jährlichen 
Konferenzen der Partei dienen dazu, ſich darüber auseinanderzuſetzen. Es iſt zu 
bedauern, daß nicht überall alle ſozialiſtiſchen Organiſationen daran teilnehmen, 
ſondern ein Teil wegen des Bündniſſes mit nichtſozialiſtiſchen Organiſationen fern⸗ 
bleibt. In der Mitte der Meinungsverſchiedenheiten ſteht der Parlamentarismus. 
In allen Ländern zeigt ſich immer mehr eine Auflehnung gegen den wachſenden 
Einfluß des Parlamentarismus. Natürlich wiſſen wir, daß die ſoziale Entwicklung 
ſich nicht dem Schritt der bürgerlichen Geſetzgebung anpaſſen wird; und es liegt 
zum Teil an der Wichtigtuerei der Parlamentarier ſelbſt, daß die Oppoſition gegen 
den Parlamentarismus immer ſtärker wird. Deshalb ſoll aber die politiſche Aktion 
nicht verachtet werden; als Mittel zur Bekämpfung des Kapitalismus iſt ſie un⸗ 
erſetzlich. Die antiparlamentariſche Tendenz will jetzt zu den alten Methoden des 
proletariſchen Kampfes zurückkehren, die induſtrielle Organiſation an die Stelle der 
politiſchen und den Generalſtreik an die des Parlamentarismus ſtellen. Als Sozial⸗ 
demokraten ſind wir für beide Organiſationen und beide Mittel. Aber unſere 
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Aufgabe iſt die Organiſation einer politiſchen Partei; die industrielle Organiſation 
iſt Aufgabe der Gewerkſchaften. Natürlich kann und ſoll man dabei einander unter⸗ 
ſtützen. Man hat uns Sozialdemokraten einen Vorwurf daraus gemacht, daß wir 
die Arbeiterpartei verließen, anſtatt unſeren Sozialismus zu vertuſchen. Wenn aber 
Sozialiſten und Gewerkſchafter ſich zu einem politiſchen Ziel vereinigen, dann foll 
die politiſche Organiſation die Führung haben; ähnlich wie die Partei ſich bei der 
Unterſtützung eines Streiks der Führung der Gewerkſchaft unterordnet und zum 
Beiſpiel nicht fordert, daß der Streik in erſter Linie zu ſozialiſtiſcher Propaganda 
benutzt wird. Die Aufgaben von Sozialdemokratie und Gewerkſchaft ſind ver⸗ 
ſchieden, und es iſt töricht zu behaupten, unſere Partei ſtehe den Gewerkſchaften 
feindlich gegenüber, weil ſie ſich ihnen nicht unterordnen will. Keine Partei hat 
je die Gewerkſchaften ſo kräftig unterſtützt als wir, und ihre Entwicklung iſt zum 
Teil eine Folge unſeres Wirkens. Urſprünglich eine engherzige Ariſtokratie der 
Arbeit, ſind ſie jetzt demokratiſiert und vertreten ſie alle Arbeiterſchichten; wenn ſie 
trotzdem nur eine Minorität aller Arbeiter umfaſſen, ſo liegt das in anderen Ur⸗ 
ſachen. Aber ihre Anzahl wächſt fortwährend, bisweilen wie im Jahre 1890 ſprung⸗ 
weiſe. Von 1688000 Ende 1898 iſt die Mitgliederzahl Ende 1907 auf 2406000 
geſtiegen. Und zugleich ſind Zunftgeiſt und gegenſeitige Eiferſucht einer ſteigenden 
Klaſſenſolidarität gewichen, während die Neigung zur Bildung großer Induſtrie⸗ 
verbände wächſt. Natürlich ſind die alten Fehler oft noch mächtig, aber im ganzen 
bewegen ſich die Gewerkſchaften auf dem richtigen Wege und kommen die von den 
Mitgliedern der Sozialdemokratiſchen Partei ſeit zwanzig Jahren propagierten 
Prinzipien immer mehr zum Durchbruch. 

| „Sozialismus und Politik“ ijt ein Aufſatz von W. G. Veals im felben Heft. 
In England iſt die ſozialiſtiſche Bewegung als politiſche Macht noch jung, und 
die Politik wird ganz von den anderen Parteien beherrſcht, von denen der Schrift- 
ſteller Thorold Rogers einmal ſagte, daß ſich die Engländer für die Politik nicht 
erwärmen, weil ſie der Anſicht ſind, daß ſie nur ein Spiel zweier erblicher Parteien 
darſtellt und es gleichgültig ſei, wer gewinne. Begeiſterung für die Whig- oder 
die Torypartei kommt nicht vor; ein Kandidat gewinnt den Sitz, weil er reich iſt 
und angeſehen, Reichtum zur Schau ſtellt oder ein bekannter Sportsman iſt. Hier 
findet ſich der Sozialiſt ſofort in einer ungünſtigen Lage; er wird nach der ber- 
kömmlichen Tradition beurteilt und als ein Mann befunden, der nichts beſitzt und 
nichts bieten kann. Trotz aller ſchönen Verſammlungserfolge bleibt immer die 
Frage: wie einen Sitz gewinnen? Während die Männer mit den beſten Ideen über 
poſitive Arbeit an den Straßenecken reden müſſen, halten die alten Parteien die 
Machtpoſitionen inne. Die Maſſe wird noch von Ideen aus alter Zeit beherrſcht, 
die von der kapitaliſtiſchen Entwicklung ſchon längſt überholt ſind. Allerdings, ein 
Fortſchritt iſt unverkennbar; wir zählen viele Tauſende Anhänger, in Gemeinden 
und im Parlament ſitzen einige Sozialiſten, und daneben viele Arbeiterparteiler. 
Aber es iſt nötig, daß dieſe feſter und unabhängiger gegenüber den alten Parteien 
auftreten als bisher. Das muß betont werden, weil der Parlamentarismus die 
Hauptwaffe des Proletariats iſt und durch den Maſſenſtreik nicht erſetzt, ſondern 
höchſtens in beſonderen Fällen ergänzt werden kann. Andererſeits beſteht eine noch 
größere Gefahr darin, daß man allzu politiſch wird. Nie iſt eine herrſchende Klaſſe 
durch die Logik und die Beſcheidenheit der Unterdrückten für den Fortſchritt ge⸗ 
wonnen worden. Die Helden der Vergangenheit haben ſich um das Wahren guter 
Formen nie gekümmert. Ihre Kraft lag in der Notwendigkeit deſſen, was ſie ver⸗ 
traten, als eine Folge der wirtſchaftlichen Entwicklung. Dieſe Entwicklung hat jetzt 
bewirkt, daß zwiſchen Liberalen und Tories nur noch untergeordnete Differenzen 
beſtehen und ihr Kampf vor allem ein Spiel iſt, um die Aufmerkſamkeit der Unter⸗ 
drückten abzulenken. Eine Arbeiterpartei, die dieſes Spiel nicht durchſchaut und 
ſich täuſchen läßt, verliert damit jede Kraft. Eine Arbeiterpartei hat die Aufgabe, 
das Parlament zu zwingen, den ſchlimmen Leiden der Arbeiter Beachtung zu 
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ſchenken. Weitgehende, tiefeinſchneidende Reformen können nicht von Männern er⸗ 
rungen werden, die ſich vor allem hüten, die Ohren der Machthaber nicht durch 
ſcharfe Worte zu verletzen. Die Arbeiterklaſſe darf nicht ins Parlament gehen, um 
leiſe einige Reformen zu erbitten; ſie muß mit allen Mitteln ſich Gehör verſchaffen, 
ſie muß, ſei es durch Obſtruktion, noch mehr Macht ausüben, als ihrer Anzahl ent⸗ 
ſpricht. Nur dadurch kann ſie den Enthuſiasmus der Maſſe wecken; durch eine 
ſolche Taktik iſt das Volk zu gewinnen. Unſere Politik darf nicht Politik der ge⸗ 
wöhnlichen herkömmlichen Art ſein. g 
Wir ſind jetzt in England ſo weit, daß wir eine eigene Arbeiterpartei im 
Parlament haben. Sie iſt das höchſte, wozu die organiſierten engliſchen Arbeiter 
es gebracht haben, und ſie iſt dieſen Arbeitern weder voraus, noch ſteht ſie hinter 
ihnen an Einſicht zurück. Unſere Aufgabe iſt es, dieſe Arbeiterbewegung mit ſozia⸗ 
liſtiſchem Geiſte zu erfüllen. Keinem Sozialiſten wird es einfallen, der Arbeiter⸗ 
partei entgegenzutreten, damit ſie geſchlagen oder vernichtet wird. Aber es iſt 
töricht, zu glauben, man könne unſere Prinzipien darin verbreiten, indem man ſie 
ſelbſt verwäſſert oder vertuſcht. Nichtſozialiſten kann man nicht dadurch zu Sozia⸗ 
liſten machen, daß man zu ihrem Standpunkt hinunterſteigt. In der heutigen Lage 
wäre eine kleine entſchloſſene Fraktion im Parlament, die dort für die Volksſache 
mit allen Mitteln kämpft, für die Propaganda des Sozialismus von allerhöchſtem Werte. 
2 In Nr. 13 von „La Vie Ouvriere* (5. April) wird unter dem Titel „Ein 
rreichterliches Verbrechen“ über einen Streikprozeß in Limoux, im Süden Frank⸗ 
reichs, berichtet. Dort war ein Kampf in der Hutfabrikation ausgebrochen, und 
der Delegierte des Hutmacherverbandes, Roux, war den Unternehmern beſonders 
verhaßt, weil er den Ausſtand organiſierte und eine Genoſſenſchaft zur Unterſtützung 
der Ausſtändigen gründete. Daher wurde er vor das Gericht geſchleppt unter der 
Anklage, er habe die Gendarmen durch ein Schimpfwort beleidigt. Das ſollte ge⸗ 
ſchehen ſein, als 27 Kinder von Streikenden, von ihren Eltern begleitet, nach einem 
andern Orte in der Nähe zogen. Die Gendarmen wollten dabei ſein, begleiteten 
den Zug und trieben mutwillig ihre Pferde in den Menſchenzug hinein. Roux, der 
die Aufregung der Arbeiter ob dieſer Provokation bemerkte, bat die Gendarmen, 
etwas mit den Pferden zurückzuhalten; dieſe antworteten jedoch: wir haben von 
dir keine Befehle zu empfangen. Dann ſoll er ihnen das Schimpfwort zugerufen 
haben, wofür er angeklagt wurde. k 
Vor Beginn des Zeugenverhörs ließ der Präſident mit beſonderem Nachdruck 

den Entlaſtungszeugen die Geſetzesartikel vorleſen, worin die Strafe für falſches 
Zeugnis angegeben wird. Nachdem die Gendarmen ihre Ausſage gemacht hatten, 
erzählte ein Zeuge, der Gendarm habe ſeiner Weigerung ein Schimpfwort gegen 
Roux folgen laſſen, und dann habe Roux ihm dasſelbe Wort zurückgegeben. Als 
der Zeuge auf wiederholtes Befragen dabei bleibt, daß der Gendarm zuerſt be⸗ 
leidigt habe, läßt ihn der Staatsanwalt ſofort verhaften. Ein zweiter Zeuge ſagt 
genau ſo aus; er wird ebenſo verhaftet; gleichfalls ein dritter und vierter. Der 
Verteidiger, Advokat Aureol, proteſtiert energiſch gegen dieſe unerhörte Art, die 
Zeugen einzuſchüchtern, und es kommt zu heftigen Zuſammenſtößen zwiſchen ihm 
und dem Präſidenten. Schließlich ſind zwölf Zeugen feſtgenommen und von Gen⸗ 
darmen umringt. Der Staatsanwalt fordert die höchſte Strafe für den Anſtifter 
eines ſo völlig ungerechtfertigten Streiks und erklärt alle Zeugen, mit Ausnahme 
der Gendarmen, für unglaubwürdig. Der Präſident bietet den feſtgenommenen 
Zeugen noch Gelegenheit, ihre zu Protokoll gegebenen Ausſagen umzuändern, aber 
alle beharren bei ihren Ausſagen. Schließlich hat das Gericht es doch nicht 
gewagt, weiter zu gehen; die Zeugen wurden alle freigelaſſen, aber Roux trotz- 
dem zu einem Monat Gefängnis verurteilt. Das iſt die franzöſiſche Juſtiz der 
freien demokratiſchen Republik. N 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Das andere Mal. 
? Berlin, 4. Juni 1910. 


| Nach der ſchmählichen Niederlage, die Herr v. Bethmann Hollweg mit 
ſeinem Wechſelbalg von „Wahlrechtsreform“ erlitten hat, ſucht er ſich zu re⸗ 
habilitieren, indem er dem preußiſchen Landtag eine Vorlage zugehen läßt, 
die eine Erhöhung der Zivilliſte um 3½ Millionen Mark verlangt. | 
Es iſt ſicherlich ein origineller Gedanke, indes hat ihn Herr v. Bethmann 
Hollweg doch nicht aus eigenem Buſen geſchöpft. Er ahmt nur ein Vorbild 
nach, wenngleich kein Vorbild aus der preußiſchen Geſchichte. Was der König 
Friedrich in ſeinem Teſtament ſagt: „Ich habe die Einkünfte des Staates 
immer als die Bundeslade betrachtet, die keine unheilige Hand berühren dürfe. 
Ich habe die öffentlichen Einkünfte nie zu meinem beſonderen Nutzen ver⸗ 
wendet. Meine Ausgaben haben nie in einem Jahre 220000 Taler über⸗ 
ſtiegen“ — das iſt für den tiefſinnigen Philoſophen, der augenblicklich den 
Poſten eines deutſchen Reichskanzlers und eines preußiſchen Miniſterpräſi⸗ 
denten bekleidet, viel zu trivial. Immerhin ahmt er ein Vorbild aus der 
deutſchen Geſchichte nach, inſoweit bleibt er wenigſtens ein teutſcher Mann. 
Es war im Herbſte 1756, als der König Friedrich von Preußen das Kur⸗ 
fürſtentum Sachſen mitten im Frieden überfiel, um es in freundnachbarlicher 
Geſinnung in die eigene Taſche zu ſtecken. Im letzten Augenblick gelang es 
jedoch dem Kurfürſten von Sachſen, der zugleich König von Polen war, ſich 
mit ſeinen Truppen ins Felſenlager von Pirna zu retten, wo er alsbald von 
den Preußen belagert wurde. Bald wurden die eingeſchloſſenen Sachſen die 
Beute quälenden Hungers; nur der König Auguſt nebſt ſeinem Hofgeſchmeiß 
litt nicht darunter, denn er bedang ſich von dem preußiſchen König aus, daß 
ihm täglich die ausgeſuchteſten Leckerbiſſen geliefert würden, und König Friedrich 

war pfiffig genug, ihm dieſen Wunſch zu gewähren. 
| In den loyalen Geſchichtsbüchern kann man heute noch die Flamme fitt- 
licher Entrüſtung über dies Verhalten des ſächſiſchen Kurfürſten lodern ſehen. 
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Aus guten Gründen wollen wir nur ein paar von diejen Stimmen anführen, 
und zwar ſolche, die ſich noch am mildeſten äußern. So ſchreibt Carlyle in 
ſeiner Biographie Friedrichs: „Die eigene Tafel der polniſchen Majeſtät wird 
ad libitum verſorgt, aber dem gemeinen Soldaten werden ſofort kleinere 
Rationen, die immer kleiner werden, verabreicht. Das 1¾ Pfund Brot 
täglich war auf die Hälfe dieſer Portion herabgeſunken, die 2 Lot Fleiſch 
in der Woche waren verſchwunden oder Pferdefleiſch von der äußerſten 
Magerkeit geworden.“ Und Bernhardi ſchreibt: „Auch im Lager von Pirna 
dachte dieſer Kurfürſt⸗König nicht entfernt daran, etwa wie Karl XII. von 
Schweden, Mangel und Gefahren mit ſeinen Soldaten teilen zu wollen; er 
dachte nicht einmal daran, ſich das Anſehen zu geben, als wolle er das. In⸗ 
folge einer beſonderen Konvention kamen während der Blockade ſeine wohl⸗ 
verſorgten, mit dem gewählteſten Küchenmaterial ausgeſtatteten Küchenwagen 
täglich durch die preußiſche Stellung und die preußiſche Vorpoſtenkette in ſein 
einſtweiliges ‚Hoflager‘ in dem eingeſchloſſenen Lager angefahren. Die Zeit 
nahm daran keinen ſonderlichen Anſtoß. Am Dresdener Hofe herrſchte da⸗ 
mals, wie ſelbſt noch in Zeiten, die uns ſehr viel näher liegen, entſchiedener 
ſogar als in den meiſten anderen, die Anſicht, die in einem Staate nur den 
Landbeſitz ſah, der beſtimmt ſei, dem regierenden oder vielmehr beſitzenden 
Hauſe die Mittel einer fürſtlichen Exiſtenz zu gewähren, und in dieſem fürſt⸗ 
lichen Daſein ſelbſt den Zweck aller Dinge.“ Es mag an dieſen Stimmen 
genug ſein; andere Patrioten drücken ſich viel kräftiger aus und tröſten ſich 
höchſtens damit, daß ſo etwas nur einmal in teutſchen Landen paſſiert ſei. 

Herr v. Bethmann Hollweg jedoch ſorgt für das andere Mal. Während 
für die breiten Maſſen des Volkes, dank der fluchwürdigen Junkerpolitik, die 
Rationen an Brot und Fleiſch immer kleiner werden, während die Mittel nicht 
aufzubringen ſind, den Invaliden des deutſchen Heeres ein menſchenwürdiges 
Daſein zu ſchaffen, verlangt er eine Erhöhung der Zivilliſte, die jetzt ſchon 
15 Millionen jährlich beträgt, um 3 ½ Millionen. 

Sehen wir uns indeſſen etwas näher die Gründe an, die er für ſeine 
Forderung vorbringt. Zunächſt feiert er die „Selbſtloſigkeit“ der preußiſchen 
Krone — wobei er einen gar nicht liebenswürdigen Seitenblick auf die „meiſten 
anderen“ deutſchen Kronen wirft —, weil ſie die eigenen Intereſſen hinter die 
Intereſſen des Staates habe zurücktreten laſſen und „bereits durch königliche 
Verordnung vom 17. Januar 1820 die ſämtlichen Domänen und Forſten gegen 
eine feſte Rente von 2'/ Millionen überlaſſen habe“. Herr v. Bethmann Holl⸗ 
weg verſchweigt hier ſchamhaft, wem die Krone die Domänen und Forſten 
überlaſſen habe. Nämlich den Staatsgläubigern. 

Die Domänen und Forſten ſind niemals privates Eigentum der Krone 
geweſen, auch nicht nach den Anſchauungen des alten Abſolutismus, der in 
ihnen vielmehr, wie wir eben durch den alten Fritz hörten, eine Bundeslade 
ſah, an die keine unheilige Hand rühren dürfe. Allerdings wurde aus ihrem 
Ertrag auch der Unterhalt der königlichen Familie beſtritten, aber eben nur ſo 
wie andere Staatsausgaben auch. Nun hatten die preußiſchen Könige Friedrich 
Wilhelm II und Friedrich Wilhelm III mit der „Bundeslade“ ſehr „unheilig“ 
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gewirtſchaftet, ſo daß der preußiſche Staat 1820 vor dem Bankrott ſtand. Er 
entging ihm dadurch, daß die Krone ſich den Staatsgläubigern gegenüber ver⸗ 
pflichtete, keine neuen Anleihen ohne Zuſtimmung von Reichsſtänden auf⸗ 
zunehmen, und daß ſie ihnen ſämtliche Domänen und Forſten verpfändete, 
„mit Ausnahme der Domänen, welche zur Aufbringung des jährlichen Bedarfs 
von 2½ Millionen Talern für den Unterhalt der königlichen Familie not⸗ 
wendig ſind“. Alſo die Krone ſicherte ſich durch die Verordnung vom 17. Januar 
von 1820 für den Fall des Bankrotts, an deſſen Rand ihre Politik den Staat 
geführt hatte, was Herr v. Bethmann Hollweg dahin erläutert, daß ſie die 
Intereſſen des Staates ihren Intereſſen vorgezogen habe. Als Logiker ſteht 
er leider nicht ganz ſo hoch wie als Philoſoph. 

Bei dieſer wirklichen Lage der Dinge iſt es natürlich der reine Nonſens, 
wenn Herr v. Bethmann Hollweg weiter folgert, da der Wert der Domänen 
ſeit 1820 beträchtlich geſtiegen ſei, ſo müſſe auch die Abfindungsſumme be⸗ 
trächtlich geſteigert werden. Und dieſe Schlußfolgerung würde ſelbſt dann ein 
Nonſens bleiben, wenn die Krone wirklich ein Eigentumsrecht an den Domänen 
beſeſſen hätte. Mit demſelben Rechte könnten, wie der „Vorwärts“ ſehr richtig 
ſagt, die Bauern, deren Großväter und Urgroßväter bei der ſogenannten Bauern⸗ 
befreiung einen Teil ihres Grundbeſitzes für Ablöſung der Fronden an die 
Junker abtreten mußten, von den jetzigen Junkern den Wertzuwachs einfordern. 

Ferner macht Herr v. Bethmann Hollweg für ſeine Vorlage die allgemeine 
Steigerung der Lebensmittelpreiſe geltend, wobei er nur vergißt, zu erzählen, 
daß dieſe Steigerung durch dieſelbe Junkerpolitik verurſacht worden iſt, die 
den gewaltigen privaten Grundbeſitz der Krone um ein Gewaltiges profitabler 
gemacht hat. Welch ausgleichende Gerechtigkeit, die den größten Grundbeſitz 
Deutſchlands noch entſchädigt für die allgemeine Verteuerung der notwendigſten 

Lebensbedürfniſſe, durch die der ganze Großgrundbeſitz ſeine Schäfchen ſchert! 
| Dann beruft ſich Herr v. Bethmann Hollweg auf die Vermehrung der prinz⸗ 
lichen Hofhaltungen. Auch hier geht er weit hinter den alten Abſolutismus 
zurück, der, ſo ſehr er für ſeine illegitime Nachkommenſchaft zu ſorgen pflegte, 
doch in ſeinem eigenen Intereſſe ſowohl wie im Intereſſe des Staates ſeine 
legitime Nachkommenſchaft in gewiſſen Schranken zu halten pflegte. Der alte 
Fritz ſah in den Prinzen „unglückliche, unbefriedigte Zwitterweſen, eine Art 
Amphibien“, die man nicht über Gebühr vermehren dürfe, und es war ein 
Hausgeſetz der preußiſchen Krone, daß nur die Söhne und Brüder von Königen 
„ſtandesgemäß“ heiraten dürften, womit geſagt war, daß ihre Haushaltungen 
von Staats wegen unterhalten werden müßten; alle entfernteren Verwandten 
blieben auf morganatiſche Ehen angewieſen. In den letzten Jahrzehnten aber 
iſt dies Hausgeſetz oft durchbrochen worden; ſelbſt die Urenkel von Königen, 
wie der Prinz Friedrich Leopold, der mit einer Schweſter der Kaiſerin ver- 
ehelicht iſt, haben ſchon „ſtandesgemäß“ geheiratet, und wenn das jo weitergeht, 
wie Herr v. Bethmann Hollweg verheißt, ſo eröffnen ſich für die Preußischen 
Steuerzahler freilich liebliche Ausſichten. 
Endlich ſteift ſich der philoſophiſche Staatsmann auf — künſtleriſche 
Intereſſen. Von den 3 ½ Millionen, die er fordert, ſollen 1½ Millionen für 
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die Hoftheater verwandt werden. Daß die preußiſchen Hoftheater als wahrer 
Krebsſchaden an der Kunſt zehren, das iſt ſeit Jahrzehnten eine allgemein 
bekannte und beklagte Tatſache; um nur ein Item anzuführen, ſo ſei erwähnt, 
daß Herr Paul Lindau, nachdem er als Leiter eines Privattheaters künſtle⸗ 
riſchen Bankrott gemacht hatte, zum Leiter des Königlichen Schauſpielhauſes 
ernannt wurde und heute noch dieſes Amtes waltet. Wir wollen indes auf 
das traurige Kapitel nicht näher eingehen, ſondern uns abermals darauf be⸗ 
ſchränken, zu zeigen, wie der alte Abſolutismus in dieſem Punkte dachte. Der 
alte Fritz, ſo große Freude er am Theater hatte, ſchrieb doch, als die Zeiten 
ſchlecht wurden, an ſeinen Lindau, einen gewiſſen Arnim: „Die gegenwärtige 
Lage der Dinge bereitet auf ernſte Szenen vor. Man kann deshalb ſehr wohl 
auf komiſche verzichten, und aus dieſem Grunde entziehe ich allen Schau⸗ 
ſpielern und Schauſpielerinnen meines Theaters ihre Gehälter und Penſionen. 
Die Ihrigen ſind darin einbegriffen, und nachdem Sie alle Schauſpieler ver⸗ 
abſchiedet haben, wird es von Ihnen abhängen, ſich ganz Ihren Liebſchaften 
zu widmen.“ Das war die Art des alten Abſolutismus, die mindeſtens für 
die Steuerzahler ihre entſchiedenen Vorzüge hatte vor der Art des Herrn 
v. Bethmann Hollweg. 

Aber freilich — jedes Volk hat die Miniſter, die es verdient, und wenn 
Bernhardi von dem einen Mal des ſächſiſchen Kurfürſten⸗König ſagte: „Die 
Zeit nahm keinen ſonderlichen Anſtoß daran,“ ſo gilt das gleiche von dem 
andern Mal des preußiſchen Miniſterpräſidenten. Er iſt mit ſſeiner ſauberen 
Beſcherung erſt ans Tageslicht gerückt, als er ſich hinter den Kuliſſen mit 
allen bürgerlichen Parteien verſtändigt und ihrer aller Zuſtimmung erhalten 
hatte: auch der biedere Freiſinn hat ſein Ja und Amen genickt, und binnen 
acht Tagen wird der Streich gelungen ſein. Nur in der heimlichen Haſt, 
womit er betrieben wurde, verriet ſich die Scheu des böſen Gewiſſens. 

Der einzige Fortſchritt ſeit den Tagen des Felſenlagers von Pirna beſteht 
darin, daß die Arbeiterklaſſe an ſolchen Dingen allerdings „ſonderlichen An⸗ 
ſtoß“ nimmt. Unſere Genoſſen im preußiſchen Landtag werden der Katze 
die Schelle anzuhängen wiſſen, auch wenn darüber der Leutnant mit zehn 
Mann in glorreiche Erſcheinung treten ſollte. Und den Reſt werden die 
Reichstagswahlen beſorgen. Wenn man ſieht, wie die bürgerlichen Parteien 
jeden Tag für ihren künftigen Ruin ſorgen, ſo iſt man faſt verſucht, zu ſagen: 
Allzuviel der Güte! | 


Eine neue Strategie. 
Von K. Kautsky. 
1. Ein Erfolg. 

In ihrer Erwiderung hat mich die Genoſſin Luxemburg vor allem durch 
eines überraſcht: durch eine Beſcheidenheit, die den Durchſchnitt deſſen weit 
überſteigt, was man bei einem Normalmenſchen zu finden gewöhnt iſt. 

Man bedenke: Anfangs März ſchrieb die Genoſſin Luxemburg einen Artikel, 
in dem ſie ausführte, das Mittel der Straßendemonſtrationen ſei überholt: 
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„Die Straßendemonſtrationen haben ſchon nach ihrem erſten Anlauf in den 
letzten Wochen durch ihre innere Logik eine Stimmung bei den Maſſen ausgelöſt 
und zugleich objektiv eine Situation auf dem Kampfplatz geſchaffen, die über ſie 
hinausführt, die über kurz oder lang weitere Schritte, ſchärfere Mittel unum⸗ 
gänglich notwendig macht.“ 


Wir müßten uns beſinnen, was unſer „nächſtes Kampfmittel“ ſein 
wird. Es könne kein anderes ſein als der Maſſenſtreik, „ſicher nicht das 
letzte Wort der begonnenen politiſchen Kampagne. Aber ebenſo ſicher ihr 
erſtes Wort im gegenwärtigen Stadium.“ 

Wir ſtünden vor dem Dilemma: entweder um jeden Preis vorwärts, oder 
die begonnene Maſſenaktion breche erfolglos in ſich zuſammen. Da ſei es die 
politiſche Pflicht der Partei, 

„mit Entſchloſſenheit die Parole zu geben, die einzig den durch ſie begonnenen 
Kampf weiter vorwärts treiben kann“. 


So ſtand am 14. März in der „Dortmunder Arbeiterzeitung“. Derſelbe 
Artikel, nur etwas ausführlicher gehalten, war früher — noch vor dem 
6. März — der „Neuen Zeit“ angeboten. Ich darf mich hier auf ihn be⸗ 
ziehen, weil mir die Genoſſin Luxemburg jetzt die Zurückweiſung dieſes 
Artikels zum Vorwurf macht. Darüber weiter unten noch mehr. Hier genügt 
die Tatſache, daß die Genoſſin Luxemburg auch heute noch alles unterſchreibt, 
was ſie damals ausführte. Dort hatte es noch geheißen: 
| „Die Lage der Partei im gegenwärtigen Augenblick iſt in dem einfachen 
Dilemma gegeben: Entweder wird die Maſſenaktion bald über die bloßen Ver⸗ 
ſammlungen und Straßendemonſtrationen hinaus vorwärts getrieben — und der 

Maſſenſtreik iſt hier das einzige Mittel, das ſich aus der Situation er⸗ 
gibt —, oder aber die ganze Aktion gelangt auf einen toten Punkt und wird nach 
einiger Zeit unvermeidlich in nichts zerrinnen. Eigentlich hat eine Partei, die das 

Anſehen und die Verantwortlichkeit der deutſchen Sozialdemokratie beſitzt, gar 
keine Wahl mehr. Nachdem ſie ſelbſt die Maſſen auf den Plan gerufen hat, 
kann ſie unmöglich zum Rückzug blaſen. Das Mundſpitzen genügt nun nicht mehr, 
es muß gepfiffen werden. Die Partei kommt ſomit in die Lage, zum erſten 
Male ihren vor fünf Jahren in Jena gefaßten Beſchluß in bezug auf 

den Maſſenſtreik zur Anwendung zu bringen.“ 

Alle dieſe Ausführungen konnten nur einen Sinn haben: den, eine ge⸗ 
waltige Bewegung zu entfeſſeln, die alle Widerſtände niederwarf, um baldigſt 
einen koloſſalen Maſſenſtreik hervorzurufen. 

Seitdem ſind faſt drei Monate vergangen. Davon, einen Maſſenſtreik als 
nächſten Schritt unſerer Bewegung hervorzurufen, iſt aber im gegen— 
wärtigen Moment weniger die Rede als zu der Zeit, in der die Genoſſin 
Luxemburg ihren Artikel ſchrieb. Vor dieſem Artikel hatten in Frankfurt und 
Kiel Anſätze zu Demonſtrationsſtreiks ſtattgefunden. Nach dem Erſcheinen des 
Artikels der Genoſſin Luxemburg kam es nicht einmal mehr zu ſolchen Anſätzen. 

Genoſſin Luxemburg erklärt trotzdem jetzt in ihrer Entgegnung, ſie ſei mit 
dem, was ihr Artikel erreicht, „vollauf zufrieden“. 

Als ſie auszog, rief ſie: Wir ſind verloren, wenn nicht ſofort der Maſſen⸗ 
ſtreik ins Werk geſetzt wird. 

Ein Vierteljahr ſpäter verſichert ſie triumphierend, vollauf erreicht zu 
haben, was ſie wollte, weil vom Maſſenſtreik — geredet wird. 

Ich denke, beſcheidener kann man nicht ſein. 
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Freilich wird dieſe enorme Beſcheidenheit nur möglich gemacht durch eine 
auffallende Vergeßlichkeit. Sie weiß jetzt abſolut nicht mehr, was ſie mit 
ihren Artikeln im März bezweckte. Ihr kommt es jetzt ſo vor, als habe ſie 
bloß deshalb das Wort über den Maſſenſtreik ergriffen, um — zum Worte 
zu kommen, und als beſtehe ihr großer Sieg darin, daß ihr dies gelang. 
Damit habe ſie errreicht, 


„das Verbot der Diskuſſion über den Maſſenſtreit in unſerem theoretiſchen 
Organ, der ‚Neuen Zeit', zu durchbrechen“. 


In Wirklichkeit iſt es mir natürlich nie eingefallen, das Diskutieren des 
Maſſenſtreiks „verbieten“ zu wollen. Was ich im März für unzweckmäßig 
erklärte, war die Diskuſſion darüber, ob der Moment des Maſſenſtreiks ge⸗ 
geben ſei. Die Diskuſſion darüber iſt nicht durch mein „Verbot“, ſondern 
durch die Verhältniſſe mauſetot geſchlagen worden. Genoſſin Luxemburg ſelbſt 
macht heute nicht die mindeſte Miene, ſie wieder aufzunehmen. Ja, ſchon die 
Aufnahme ihres Artikels muß ihr gezeigt haben, daß ſie den Zeitpunkt für 
ihre Diskuſſion ſchlecht gewählt hatte. Sie hatte ſich nach der Veröffentlichung 
ihres Artikels in der Dortmunder „Arbeiterzeitung“ aufgemacht, um in zahl⸗ 
reichen Verſammlungen über den Maſſenſtreik zu reden. Aber das geſchah 
in ganz anderer Weiſe wie in ihrem Artikel. Sie beruft ſich jetzt auf den 
ſtürmiſchen Beifall, den ſie in jenen Verſammlungen fand. Ich kann ihr ver⸗ 
raten, daß ich in jenen Beifall aus vollem Herzen eingeſtimmt hätte. Ihr Frank⸗ 
furter Vortrag iſt jetzt als Broſchüre erſchienen unter dem Titel: „Der preußiſche 
Wahlrechtskampf und ſeine Lehren.“ Eine treffliche Broſchüre, die ich gern 
empfehle, in der aber von alledem, was unſere Differenz bildete, kein Wort 
ſteht. Nichts von der Parole, daß der Maſſenſtreik unſeren nächſten Schritt 
zu bilden habe, daß die Form der Straßendemonſtration überholt und der 
Moment gekommen ſei, den Jenaer Beſchluß über den Maſſenſtreik in Kraft 
zu ſetzen. Wir finden da nur noch den Hinweis darauf, daß 

„einmal auch in Preußen, in Deutſchland der Moment kommen muß, wo die 
Reaktion vor der Macht des proletariſchen Maſſenſtreiks im Staube liegen wird. 

Nicht ewig wird die Blindheit dieſer genasführten Proletarier dauern 
Iſt es mit der Macht des Zentrums vorbei, iſt das Proletariat in Deutſchland 


geeinigt und kampfbereit, dann gibt es keine Macht, die ſich uns auf die Dauer 
widerſetzen kann“ (S. 13 und 14). 


Wer wird ſolchen Worten nicht ſtürmiſchen Beifall zollen? Wer wird aber 
glauben, daß die Redaktion der „Neuen Zeit“ ſich je einer Propagierung des 
Maſſenſtreiks in dieſer Weiſe widerſetzt hätte? 

Jene Art der Propagierung, die ich für unzweckmäßig erklärte und der ich 
mich widerſetzte, hat die Genoſſin Luxemburg nur in einem Artikel verſucht 
und dann nicht weiter fortgeſetzt. Sie hat ſie freiwillig aufgegeben zu— 
gunſten einer Art der Diskutierung des Maſſenſtreiks, zu der ich ihr ſelbſt 
riet. Am Schluſſe meines Artikels „Was nun?“ wendete ich mich wohl da⸗ 
gegen, eine Agitation zu entfachen, 

„die darauf angelegt iſt, in den arbeitenden Maſſen die Erwartung wachzu⸗ 
rufen, ſie könnten darauf rechnen, daß wir in den nächſten Wochen ſchon zu 
immer ſchärferen Mitteln greifen und verſuchen werden, den Widerſtand der Re⸗ 
gierung durch Maſſenſtreiks zu brechen. . .. Sollte die Genoſſin Luxemburg mit 
ihrer Anregung eine Agitation in dieſem Sinne herbeiführen wollen, dann 
könnten wir ihr nicht folgen. 


} 
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„Anders wäre es, wenn ſie nur beabſichtigte, den Maſſen die Beſchäftigung 
mit der Idee des Maſſenſtreiks nahezulegen und ſie mit dieſer vertraut zu machen. 
Sie hätte dafür freilich eine ſehr unglückliche, mißverſtändliche Form gewählt, aber 
das brauchte uns nicht zu hindern, ihr in dieſem Sinne zuzuſtimmen.“ 

Denn, führte ich weiter aus, die gegebene politiſche Situation ſei ſo 
geſpannt, daß die Bedingungen eines politiſchen Maſſenſtreiks, die zurzeit noch 
nicht gegeben ſeien, jeden Moment eintreten könnten. 

Was jetzt Genoſſin Luxemburg tut, iſt im Grunde nichts anderes, als daß 
ſie die Poſition aufgibt, die ſie zuerſt einnahm, und ſich in die Poſition begibt, 
auf die ich ſie hinwies. Kampflos gibt ſie ihre urſprüngliche Poſition auf, 
denn mit keinem Worte kommt ſie nochmals darauf zu ſprechen, daß in den 
letzten Monaten alle Bedingungen eines erfolgreichen Maſſenſtreiks gegeben 
waren. Sie kann nichts mehr darüber ſagen, weil die Tatſachen ſeitdem 
zu deutlich gezeigt haben, daß ſie die Gunſt der Situation überſchätzt hatte. 
Sie fordert nicht mehr eine ſofortige Aktion, die zum Maſſenſtreik führt, 
ſondern diskutiert ihn nur theoretiſch. 

Aber gibt ſie ihre Poſition ohne Kampf auf, ſo doch nicht ohne große 
Kanonade, in der nicht mit rauchloſem Pulver geſchoſſen wird, in der die 
Entwicklung von maſſenhaftem Rauch vielmehr die Hauptſache iſt. Dieſer 


ſoll den Wechſel der Poſition maskieren, auf daß es nicht bemerkbar werde, 
wie das große Viktoriageſchrei, das ſie anſtimmt, einen Rückzug abſchließt. 


Das iſt freilich nicht Ermattungsſtrategie, aber auch nicht Niederwerfungs⸗ 
ſtrategie, ſondern eine beſondere Art Strategie, für die es in der Kriegswiſſen⸗ 
ſchaft noch keinen Namen gibt. Vielleicht könnte man fie Verblüffungs⸗ 
ſtrategie nennen. 


2. Die Sünden der Redaktion der ‚Neuen Zeit’. 

Der Ausgangspunkt der Diskuſſion iſt alſo aus ihr völlig verſchwunden. 
Noch raſcher als der Halleyſche Komet hat ſich der für dieſelbe Zeit als un⸗ 
erläßlich angekündigte Maſſenſtreik verflüchtigt. Zu meinem Leidweſen. Ich 
wollte, ich hätte diesmal falſch prophezeit und die ſiegreiche Maſſenaktion 


wäre jetzt ſchon gekommen. 


Wenn nun die Genoſſin Luxemburg die Diskuſſion auf ein ganz neues Geleiſe 
zu ſchieben verſucht, ſo muß ich inſofern dagegen proteſtieren, als ſie den An⸗ 
ſchein erwecken will, die jetzige Diskuſſion ſei diejenige, die ich „verbot“. Er⸗ 


örterungen, wie jenen, die Genoſſin Luxemburg jetzt vorbringt, hätte ich nie 


etwas in den Weg gelegt. Eine Diskuſſion dieſer Art ſcheint mir um ſo mehr 
am Platze, als ſich herausgeſtellt hat, daß ſich unter uns Befürwortern der 


Idee des Maſſenſtreiks recht verſchiedenartige Anſchauungen über ihn finden. 


Eine Klärung darüber kann ſicher nichts ſchaden. 
Ich will verſuchen, eine ſolche herbeizuführen. Ehe ich aber auf dieſe ſach⸗ 


lichen Differenzen eingehe, muß ich noch die Spitzen einiger perſönlichen Parther⸗ 


pfeile abbrechen, durch die Genoſſin Luxemburg ihren Rückzug zu decken ſucht. 

Genoſſin Luxemburg beklagt ſich über die ſchlechte Behandlung, der ſie 
bei der Redaktion der „Neuen Zeit“ begegnete, die ihren Artikel über den 
Maſſenſtreik, der dann gekürzt in der Dortmunder „Arbeiterzeitung“ erſchien, 


anfangs akzeptierte, ſogar abſetzen ließ, ſchließlich aber ablehnte. 


Daß ich das getan, iſt richtig. Ich ſchwankte eine Zeitlang gegenüber dem 
Artikel, ob ich ihn veröffentlichen ſolle oder nicht, aber ich ließ die Genoſſin 
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Luxemburg keinen Moment darüber im unklaren, daß ich ſeine Veröffentlichung 
für einen Fehler hielt. Ich erklärte ihr von vornherein, wenn ſie ihn ver⸗ 
öffentliche, zwinge ſie mich zu einer Polemik mit ihr. 

Aber wozu war es notwendig, dem Artikel der Genoſſin Luxemburg ent⸗ 
gegenzutreten? Durfte man nicht ruhig abwarten, ob es ihm gelang, jene 
Maſſenaktion zu entfeſſeln, die er als nächſten Schritt in Ausſicht ſtellte? 

Nein, das durfte man nicht. 

Zur Zeit, als die Genoſſin Luxemburg ihren Artikel ſchrieb, war die Er⸗ 
regung der Maſſen wohl noch lange nicht ausreichend zu einer ſo energiſchen 
Aktion, die allein einen Maſſenſtreik zu einem ſiegreichen Ausgang führen 
kann, aber ſie war groß genug, daß die Anregung der Genoſſin Luxemburg 
ſehr wohl vereinzelte Verſuche, Experimente in der Richtung des Maſſenſtreiks 
hervorrufen konnte, Verſuche, die nach der Sachlage fehlſchlagen und dadurch 
das Anſehen der Partei in den Maſſen ſchwer ſchädigen mußten. Wer das 
einſah, war verpflichtet, den Anſchauungen der Genoſſin Luxemburg eine 
nüchternere Auffaſſung entgegenzuſetzen. 

Für mich gab es aber noch einen perſönlichen Grund dazu. Ich war einer 
der erſten, die in Deutſchland die Idee des Maſſenſtreiks propagierten und 
ihr zum Durchbruch verhalfen. Um ſo mehr glaubte ich verpflichtet zu ſein, 
einer Anwendung dieſer Idee entgegenzutreten, die meines Erachtens verfehlt 
war, ſie und ihre Anhänger kompromittieren mußte. 

Die Genoſſin Luxemburg meint, die Erregung der Maſſen ſei ſo ſtark geweſen, 
daß ſie alle ihre Führer beiſeite geſchoben hätte, die es wagten, dem Maſſenſtreik 
entgegenzutreten. Aus dieſer unangenehmen Situation hätte ich die Gewerk⸗ 
ſchaftsführer gerettet. Aber wenn jene Erregung ſtark genug war, ſämtliche 
Gewerkſchaftsführer über den Haufen zu rennen, wieſo kommt es, daß ſie vor 
mir, einem einzelnen Theoretiker, Halt machte? 

In Wirklichkeit wird umgekehrt ein Schuh daraus. Ich habe nicht die Ge⸗ 
werkſchaftsführer davor gerettet, eine Niederlage durch die Genoſſin Luxemburg 
zu erleiden, ſondern ich bemühte mich, die Idee des Maſſenſtreiks vor der 
Niederlage zu behüten, die ihr die Gewerkſchaftsführer beigebracht hätten, 
wenn die Auffaſſung der Genoſſin Luxemburg vom Maſſenſtreik als die einzig 
mögliche ins Land ging. 

Wenn ſie ſprach, mußte ich ihr widerſprechen — und das war r der einzige 
praktiſche Erfolg, den ſie mit ihrem Artikel erzielen konnte. Sie konnte nichts 
erreichen, als daß wir Marxiſten uns gegenſeitig in die Haare gerieten — 
wenn ich mit einer dichteriſchen Lizenz ſo ſagen darf. Das wollte ich ver⸗ 
mieden wiſſen und auch deshalb juchte ich das Erſcheinen ihres Artikels zu 
verhindern. N 

Die Genoſſin Luxemburg findet es ſonderbar, daß ich ihren Artikel akzep⸗ 
tierte, ja abſetzen ließ und ſchließlich doch ablehnte. Ich muß ihr verraten, 
daß noch mehr geſchehen war: Ich hatte auch ſchon eine Antwort auf ihren 
Artikel fertig. Der Gedanke, dieſe Antwort zu veröffentlichen, öffentlich zum 
Gaudium unſerer zahlreichen gemeinſamen Gegner der Genoſſin Luxemburg 
entgegenzutreten, widerſtrebte mir aber ſo ſehr, daß ich den Verſuch machte, 
das Erſcheinen meiner Polemik gegenſtandslos zu machen und Genoſſin Luxem⸗ 
burg zu veranlaſſen, auf das Erſcheinen ihres Artikels zu verzichten. ; 

Nun, fie erlebt jetzt den Triumph, mich zur Polemik gegen fie gezwungen 
zu haben, und ſie erklärt, mit dieſem Reſultat, dem einzigen, das ihr Artikel 


8 
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erreicht, „vollauf zufrieden zu ſein“. Ob ſie dazu Urſache hat, müſſen die 
Leſer unſerer Ausführungen entſcheiden. 

Nur noch eine ihrer Bemerkungen über meine Redaktionsführung muß ich 
richtigſtellen. Genoſſin Luxemburg ſchreibt über 

„die ſcharfe Betonung unſeres republikaniſchen Standpunktes, einer Loſung, 
mit der man leider gleichfalls weder im „Vorwärts“ noch in der „Neuen Zeit“ an 
die Offentlichkeit treten kann, während ein Teil unſerer Provinzpreſſe — von der 
Dortmunder „Arbeiterzeitung“ bis zur „Breslauer Volkswacht“ auch in dieſer Be⸗ 
ziehung ihre Schuldigkeit tut.“ 

Genoſſin Luxemburg iſt hier ſehr im Irrtum. Ich ſelbſt habe ſtets den 
republikaniſchen Charakter unſerer Partei betont; erſt vor einem Jahre in 
meinem „Weg zur Macht“, und ich ſollte dieſe Betonung in der „Neuen 
Zeit“ verbieten wollen? Das fällt mir gar nicht ein. 

Was Genoſſin Luxemburg zu ihrer Anklage veranlaßt, iſt folgendes: 

In ihrem Artikel über den Maſſenſtreik, den ſie zuerſt in der „Neuen 
Zeit“ veröffentlichen wollte, fand ſich ein Paſſus über die Republik, deſſen 
Faſſung mir unzweckmäßig ſchien. Daß wir auf dieſem Gebiet aus den ver⸗ 
ſchiedenſten Gründen vorſichtig ſein müſſen, iſt klar. Die Genoſſin Luxemburg 
hat ihren Artikel dann in der Dortmunder „Arbeiterzeitung“ veröffentlicht, 
die in bezug auf die Betonung des republikaniſchen Standpunktes „ihre 
Schuldigkeit tut“. Aber vergebens wird man in dieſem Artikel jenen 
Paſſus über die Republik ſuchen, über deſſen Beanſtandung durch mich 
jetzt Genoſſin Luxemburg öffentlich Beſchwerde führt. 

Ich habe auch nicht gefunden, daß ſie dieſen Paſſus irgendwo anders ver⸗ 
öffentlicht hätte. In ihren Reden, zum Beiſpiel dem Frankfurter Vortrag, 
betont ſie den republikaniſchen Gedanken in der harmloſen Form, daß ſie den 
Liberalen vorwirft, ſie hätten 1848 nicht die deutſche Republik gemacht. Da 
habe ich ſchon ſtärkere Betonungen des republikaniſchen Gedankens in der 
„Neuen Zeit“ veröffentlicht. | 

Die feige Prinzipienverhüllung, die uns die Genoſſin Luxemburg vorwirft, 
reduziert ſich alſo darauf, daß wir einen Paſſus ihres Artikels beanſtandeten, 
deſſen Veröffentlichung ſie ſelbſt ſeitdem freiwillig unterlaſſen hat. 

Solche Strategie iſt kein Heldenſtück, Oktavia! 


3. Vverſchiedene Streikarten. 

Soviel über die mehr perſönliche Seite der Sache. Wenn wir nun zur 
Frage des Maſſenſtreiks ſelbſt übergehen, müſſen wir vor allem verſuchen, feſt⸗ 
zuſtellen, wie die Genoſſin Luxemburg darüber denkt. Das iſt nicht leicht. 

In der Dortmunder „Arbeiterzeitung“ hatte Genoſſin Luxemburg erklärt, 
die Außerungen des „Maſſenwillens“ müßten ſich ſtets „ſteigern, zuſpitzen, 
neue, wirkſamere Formen annehmen. ... Dieſelbe Erfahrung beſtätigen die 
Beiſpiele analoger Kämpfe in Belgien, Sſterreich-Ungarn, Rußland, die gleich- 
falls jedesmal die unvermeidliche Steigerung, das Fortſchreiten der Maſſen⸗ 
aktion aufwieſen und erſt dank dieſer Steigerung einen politiſchen Effekt er⸗ 
zielten.“ Und dann weiter wurde unter den Staaten, die dem Maſſenſtreik 
ihre großen Erfolge zu danken haben, neben Belgien, Italien, Schweden, 

Rußland auch Oſterreich genannt. 8 
| Darauf fragte ich, wieſo Oſterreich in dieſe Lifte gelange. In Oſterreich 
ſei es zum Maſſenſtreik gar nicht gekommen, und gerade Oſterreich beweiſe, 
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daß die raſche und ſtete Zuſpitzung der Außerungen des Maſſenwillens kein 
notwendiges Gebot der proletariſchen Maſſenaktion unter allen Umſtänden ſei. 

„Nie find die Genoſſen Oſterreichs in ihrem Wahlrechtskampf über Straßen⸗ 
demonſtrationen hinausgegangen, und doch verſchwand nicht ihr Elan, brach nicht 
ihre Aktion zuſammen.“ 


Demgegenüber heißt es in der Erwiderung meiner Freundin: 

„Genoſſe Kautsky irrt fi in bezug auf die Tatſachen in Oſterreich. ... Seit 
1898 bis 1905 bilden nämlich die Klagen über den Zuſammenbruch der Maſſen⸗ 
aktion, über das Daniederliegen des Wahlrechtskampfes eine ſtändige, herrſchende 
Note aller Parteitage.“ f 


Zuerſt weiſt alſo die Genoſſin Luxemburg auf Oſterreich hin als ein Bei⸗ 
ſpiel dafür, wie dort die Maſſenaktion glänzend geglückt ſei, weil ſie ſich 
ſtändig zuſpitzte und ſteigerte. Jetzt hören wir dagegen, daß die Maſſenaktion 
in Oſterreich elend verunglückt ſei, weil ſie ſich nicht ſtändig zuſpitzte und 
ſteigerte. | 

Das eine ift das Gegenteil des andern. Merkwürdigerweiſe ift aber beides 
gleich falſch. | 

Richtig iſt, daß ſeit 1898 eine Zeitlang die Wahlrechtsbewegung ruhte. 
Das rührte aber nicht von einem Zuſammenbruch her, ſondern von einem 
Siege. Die erſte Wahlrechtsbewegung hatte es erreicht, daß dem öſter⸗ 
reichiſchen Proletariat zunächſt wenigſtens die Konzeſſion der fünften 
Kurie des allgemeinen Stimmrechtes gemacht wurde. Die erſten Wahlen 
nach dem neuen Wahlſyſtem fanden 1897 ſtatt. Es iſt ganz natürlich, daß 
die Aufmerkſamkeit der Maſſen nun zunächſt ganz auf die Wahlkämpfe ſowie 
auf die Kämpfe im Parlament konzentriert wurde und es unmöglich war, ſie 
gleich wieder zu einer energiſchen Maſſenaktion für Gewährung des vollen 
gleichen Wahlrechtes zu gewinnen. Das iſt eine Erſcheinung, die nach jedem 
größeren Siege eintritt, die man aber gewöhnlich nicht als ein „Zuſammen⸗ 
brechen“ der Aktion zu bezeichnen pflegt. Mit dem Abſehen vom Maſſenſtreik 
hat dieſer „Zuſammenbruch“ nicht das mindeſte zu tun. 

Das neue Wahlrecht der fünften Kurie mußte erſt die Maſſen enttäuſcht 
und ſeine Unzulänglichkeit aufs kraſſeſte gezeigt haben, ehe es möglich war, 
ſie wieder zu einer energiſchen Aktion zugunſten einer neuen Wahlreform zu 
bewegen. 5 

Doch dies nur nebenbei. Wichtiger iſt folgendes. 

Die Genoſſin Luxemburg hatte erklärt, der nächſte Schritt der preußiſchen 
Wahlrechtsbewegung müſſe der Maſſenſtreik ſein. Darauf hatte ich gefragt, 
wie ſie ſich dieſen Streik denke, ob als bloßen Demonſtrationsſtreik oder als 
Zwangsſtreik. Sie hatte ferner auseinandergeſetzt, das Zuſammenfallen eines 
politiſchen Maſſenſtreiks mit einem ökonomiſchen Rieſenſtreik, zum Beiſpiel einem 
Bergarbeiterſtreik, ſei für beide Teile von Vorteil, was ich in Frage ſtellte. 

Welche Antwort erhalte ich jetzt auf dieſe Fragen? Gar keine. Sie er⸗ 
klärt einfach: 

„Solche ſtrenge Rubrizierungen und Schematiſierungen des Maſſenſtreiks nach 
Arten und Unterarten mögen auf dem Papier gut beſtehen und auch für den ge⸗ 
wöhnlichen parlamentariſchen Alltag ausreichen. Sobald jedoch große Maſſen⸗ 
aktionen und politiſche Sturmzeiten beginnen, werden dieſe Rubriken vom Leben 
ſelbſt durcheinandergeworfen. Dies war zum Beiſpiel in höchſtem Maße in Ruß⸗ 
land der Fall, wo Demonſtrationsſtreiks und Kampfſtreiks unaufhörlich abwechſelten 
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und wo die unaufhörliche Wechſelwirkung der ökonomiſchen und politiſchen Aktion 
gerade das Charakteriſtiſche des ruſſiſchen Revolutionskampfes und die Quelle 
ſeiner inneren Kraft ausmacht“ (S. 268). 

Ich hatte freilich auf Weſteuropa hingewieſen, aber, jagt Genoffin Luxem⸗ 
burg, auch in der Zeit des belgiſchen Wahlrechtskampfes, der 1886 begann 
und ſich viele Jahre lang hinzog, vollzogen ſich viele wirtſchaftliche Kämpfe. 

Ja, meint ſie weiter, wir in Deutſchland erlebten jetzt, zur Zeit des Wahl⸗ 
rechtskampfes, einen großen Kampf im Baugewerbe. Der müßte nach meinem 
„Schema“ ſchädlich für die Wahlrechtsbewegung ſein; er fördere ſie aber. 

Es ſei eine höchſt „pedantiſch⸗engherzige Auffaſſung der Wahlrechts⸗ 
bewegung“, die ich bekunde. 

So die Genoſſin Luxemburg. Aber wann habe ich je geleugnet, daß öko⸗ 
nomiſche und politiſche Aktion einander ſtützen, wann habe ich geſagt, zur Zeit 
eines Wahlrechtskampfes ſeien wirtſchaftliche Kämpfe als ſchädlich zu meiden? 
Gerade in meiner Erwiderung gegen die Genoſſin Luxemburg habe ich betont, 
daß der Wahlrechtskampf aus ökonomiſchen Gegenſätzen und Kämpfen ſeine 
ſtärkſte Kraft ziehe, und ſpeziell im Hinblick auf die erwartete Bauarbeiter⸗ 
ausſperrung erklärt: | | 
„So erwarten wir von den Gewerkſchaftskämpfen dieſes Jahres auch eine 
Steigerung der Erbitterung und eine Verſtärkung des Wahlrechtskampfes“ (S. 70). 

Mit ihren Ausführungen darüber rennt alſo Genoſſin Luxemburg offene 
Türen ein. Nicht darum handelt es ſich, ob während der Jahre eines Wahl⸗ 
rechtskampfes nicht ökonomiſche Kämpfe vorkommen und auf jenen zurück⸗ 
wirken können, ſondern darum, welcher Art der beſtimmte nächſte 
Maſſenſtreik ſein ſoll, den die Genoſſin Luxemburg erwartet. Das iſt di 

Frage, um die es ſich handelt. Will fie behaupten, daß in Weſteuropa irgend- 

wo ein beſtimmter Streik vorkam, der gleichzeitig mit politiſchen Forde⸗ 
rungen der Geſamtheit des Proletariats an Regierung und Parlament auch 
ökonomiſche Sonderforderungen einzelner Arbeiterſchichten an einzelnen Kapi⸗ 
taliſtengruppen durchzuſetzen ſuchte? 

Andererſeits iſt die Erkenntnis, daß mitunter Demonſtrationsſtreiks und 
Zwangsſtreiks einander folgen, wohl unleugbar richtig, bietet aber denjenigen, 
die nun die „Parole“ des nächſten Maſſenſtreiks ausgeben ſollen, gerade nicht 
allzuviel Aufſchluß darüber, welcher Art dieſe Parole zu ſein hat. 
Die Genoſſin Luxemburg hat freilich noch einen triftigen Grund entdeckt, 
ſich um die Beantwortung dieſer Frage herumzudrücken: Bernſtein unterſcheidet 
nämlich auch zwiſchen Zwangsſtreik und Demonſtrationsſtreik — alſo darf 

ein guter Marxiſt ſich auf ſolche Unterſcheidungen nicht einlaſſen. Nun glaube 
ich, daß für die Bewertung einer Idee kein Urſprungszeugnis notwendig iſt, 
und mitunter findet ja auch ein blindes Huhn einen ganz fetten Regenwurm. 
Ich ſehe hier ganz davon ab, daß Bernſtein in der Frage des Wahlrechts⸗ 
kampfes eine Taktik vertritt, die der von mir verfochtenen noch weit mehr 
widerſpricht als die der Genoſſin Luxemburg. 

Gerade bei unſerer jetzigen Auseinanderſetzung ergäben ſich aber beſonders 
heitere Situationen, wollte einer dem andern ſeine unfreiwilligen Bundes⸗ 
genoſſen vorwerfen. Denn in der Frage des Maſſenſtreiks laufen die ver⸗ 

ſchiedenſten Richtungen durcheinander. Haut ſie meinen Bernſtein, ſo haue 
ich ihren Zepler, der im „Demokrat“ eine Artikelſerie zugunſten der Luxem⸗ 
burgſchen Auffaſſung des Maſſenſtreiks veröffentlicht. 
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Und wenn ſie Bernſtein ablehnt, ſo wird ſie gegen Freund Pannekoek 
nichts einzuwenden haben. Stimmt ſie doch ſeinen Artikeln gegen mich in der 
„Bremer Bürgerzeitung“ zu. Was jagt aber dort Pannekoek? In ſeinem 
zweiten Artikel heißt es: 

„Nichts iſt wichtiger, als die Formen, die in Deutſchland eine Maſſenſtreik⸗ 
bewegung im weiteren Verlauf der Entwicklung annehmen wird, einigermaßen klar 
zu erkennen.“ 


Sehr richtig, aber in ſchroffem Gegenſatz zu der Genoſſin Luxemburg, die 
gerade das Unterſcheiden der Formen als „lebloſes Schema“, als „pedantiſch⸗ 
engherzige“ Unterſcheidung verwirft. 

In ſeinem dritten Artikel ſchrieb dann Pannekoek gegen mich: 

„Wir müſſen von vornherein jene Idee ausſchalten, daß es ſich um einen 
großen Zwangsſtreik zur Erringung der Staatsgewalt handelt. Es handelt ſich 
bloß um die praktiſche Frage eines Demonſtrationsſtreiks. ... Kautsky geht 
über die unmittelbare praktiſche Frage, um die es ſich handelt, mit Stillſchweigen 
hinweg. Dieſe Frage iſt: wäre es notwendig, nützlich oder ſchädlich, die Straßen⸗ 
demonſtrationsbewegung durch Demonſtrationsſtreiks zu ſtärken und zu ſteigern? 
Dieſe Frage behandelt er gar nicht, ſondern an die Worte der Genoſſin Luxemburg 
anknüpfend, daß eine ſolche Aktion einmal angefangen, ſich ſtetig ſteigern muß, 
geht er ſofort zu der Behandlung großer Zwangsſtreikbewegungen über, die einen 
Entſcheidungskampf, eine „Niederwerfung“ der Regierung bezwecken ſollen. Des⸗ 
halb ſei nochmals bemerkt, nicht darum handelt es ſich, ſondern um den Gewinn 
oder Schaden, die die Anwendung einfacher Demonſtrationsſtreiks unſerer Bewegung 
bringen würden, und darüber erfahren wir bei Kautsky nichts.“ 


Nein, lieber Pannekoek, darüber erfährt man bei der Genoſſin Luxemburg 
nichts. Ich verlangte von ihr ausdrücklich, ſie ſolle uns genau ſagen, ob der 
Maſſenſtreik, den ſie meine, ein Demonſtrationsſtreik ſein ſolle oder nicht. Erſt 
wenn wir das wüßten, könnte die Diskuſſion ein beſtimmtes Reſultat ergeben. 
Die Genoſſin Luxemburg war es, die der Beantwortung der Frage auswich 
mit der Erklärung, nur eine beſchränkte Seele oder ein Bernſteinianer könne 
derartige Unterſchiede machen, für einen richtigen Marxiſten laufe alles 
durcheinander, politiſcher und ökonomiſcher Streik, Demonſtrationsſtreik und 
Zwangsſtreik. 

Es iſt aber auch nach Pannekoeks Erklärung noch ſehr fraglich, ob er die 
Anſchauung der Genoſſin Luxemburg richtig wiedergibt. 

Manches von dem, was ſie vom Maſſenſtreik ſagt, paßt gar nicht auf den 
Demonſtrationsſtreik. 

Überhaupt iſt das Bild, das ſie vom Maſſenſtreik entwirft, nicht über⸗ 
mäßig klar und etwas widerſpruchsvoll. Sie ſpricht von Maſſenſtreiks im 
Kohlenbergbau, amerikaniſchen Sympathieſtreiks, ebenſo wie vom belgiſchen 
Maſſenſtreik und von Demonſtrationsſtreiks. Wie Fauſt mit dem Hexentrank im 
Leibe Helenen ſieht in jedem Weibe, ſo unſere Genoſſin in jeder Art Streik 
ein Muſter des kommenden Maſſenſtreiks. Andererſeits führt ſie aus, ein 
Maſſenſtreik laſſe ſich nicht von oben herab kommandieren, er müſſe aus der 
Erregung der Maſſe geboren werden, „die ſelbſt ihre Aktionen beſtimmt“, 
alles mit ſich fortreißt, die Führer der Arbeiterſchaft ſelbſt, wenn ſie ſich ihr 
entgegenſtemmen wollen, hinwegſchwemmt. Den Anſtoß zur Maſſenaktion 
können nicht die Leitungen der proletariſchen Organiſationen geben, ſondern 
nur die Maſſen ſelbſt: 


Be I I SUR 
Kr. * 
N 
2 
1 
i 
N 


Th. Rothſtein: Die engliſche Krone. | | 341 


„Der Entſchluß zu einer unmittelbaren Aktion der Maſſe kann nur von der 
Maſſe ſelbſt ausgehen.“ 


Dieſe ſelbe Maſſenaktion ſoll aber nach der Genoſſin Luxemburg ganz 
davon abhängen, daß dazu der Maſſe von der Partei „die Parole ausgegeben 
wird, die einzig den durch ſie begonnenen Kampf weiter vorwärts treiben kann“. 

Wird im „gegebenen Moment“ dieſe Parole nicht gegeben, dann bemächtigt 
ſich der Maſſe eine Enttäuſchung, „die Aktion bricht in ſich zuſammen“. 

Auf der einen Seite kann alſo der Maſſenſtreik nicht gemacht werden; er 
entſteht von ſelbſt. Auf der anderen Seite wird er durch eine Parole der 
Partei gemacht. Zuerſt iſt die Maſſe der Urſprung und Träger der ganzen 
Aktion. Dann wieder vermag die Maſſe gar nichts, wenn ihr nicht die Parole 
zugerufen wird. (Fortſetzung folgt.) 


Die engliſche Krone. 
Von Th. Rothſtein. 


„Der britiſche Sozialismus hat ſich bis jetzt vom feſtländiſchen dadurch 
unterſchieden, daß er faſt einſtimmig Anhänger des monarchiſchen Prinzips 
war. Da ein Volksoberhaupt als nationaler Vertreter bei öffentlichen Zere⸗ 
monien und dem Empfang auswärtiger Gäſte notwendig iſt, ſo ſagten wir uns, 
eine dazu erzogene und berufsmäßig eingeübte Perſon ſei in vieler Hinſicht 
paſſender als ein Dilettant; und als wir die bei den Präſidentenwahlen in 
Frankreich und Amerika vorkommenden Intrigen und Schikanen betrachteten, 
ſo kamen wir zur Überzeugung, daß ein erbliches Königsamt, wie albern es 
auch in der Theorie ſei, in der Praxis, unter den engliſchen Bedingungen, 

ein Vorteil iſt.“ 

So ſchrieb einmal der ſozialiſtiſche „Clarion“! — ſogar als er noch nicht 
in der Perſon ſeines Chefredakteurs Robert Blatchford mit der „Daily Mail“ 
verbunden war. Die Worte bildeten eine ungeheuere Verleumdung des eng⸗ 
lichen Sozialismus, denn ſowohl die S. D. P., wie auch der größte Teil der 
I. L. P. ſind prinzipiell republikaniſch. Sie waren aber auch für jene Kreiſe 

der heutigen bürgerlichen Demokratie, zu denen die Trabanten des „Clarion“, 
die Fabianer und ſonſtige „Sozialiſten“ eigentlich gehören, nicht ganz zu⸗ 
treffend, zumal dieſe ihre durchaus unbeſtreitbare Anhängerſchaft (wohlbemerkt 
Anhängerſchaft, nicht etwa paſſive Akzeptierung!) an das monarchiſche 
Prinzip von der beſonderen Gewandtheit eines Königs von Beruf bei Zere⸗ 
monien und Feſtlichkeiten ableiteten. Sicherlich könnte ein ſo äußerlicher Vor⸗ 
teil, wenn an ihm wirklich einer Demokratie gelegen iſt, eine ſo grundſätzliche 
Umwälzung in den politiſchen Anſchauungen der engliſchen bürgerlichen Demo— 
kratie nicht herbeigeführt haben, wie ihre während des letzten halben Jahr⸗ 
hunderts ganz beſtimmt ſtattgefundene Durchmauſerung vom Republikanismus 
zum Monarchismus. Zwar ſagt der „Clarion“ auch weiter: 

„Dieſe Anſicht hatte immer zur Vorausſetzung, daß der britiſche König die 
rein⸗ſymboliſche Auffaſſung ſeiner Poſition und ſeiner Pflichten annehme. 
Wir haben nie auf das Lebensprinzip verzichtet, daß alle Ausführungsbefug⸗ 
niſſe und alle Macht auf der Grundlage der demokratiſchen Wahl beruhen 
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müſſen. Wir waren darauf eingegangen, von dem göttlichen Rechte des 
Volkes Abſtand zu nehmen, nur unter der Bedingung, daß auch der König 
alle Anſprüche des göttlichen Rechtes auf den Thron fallen läßt.“ 

Allein auch dieſe näheren Erklärungen ſind unzulänglich, zumal ſie 
höchſtens nur beweiſen, wieſo es dazu kam, daß die Demokratie von ihrer 
Bekämpfung der Monarchie Abſtand genommen hat, nicht aber warum ſie 
jetzt zu ihrer Anhängerin geworden iſt. 

Tatſächlich hat der Schreiber im „Clarion“ zwei verſchiedenartige Stel⸗ 
lungen des engliſchen Volkes zur Monarchie verwechſelt, die auch zu zwei 
verſchiedenen Perioden der engliſchen Geſchichte gehören. Eigentlich war das 
engliſche Volk — das Bürgertum und ſogar die Arbeiterklaſſe — nie, auch 
nicht in den fünfziger und ſechziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts, 
als die Wogen der republikaniſchen Geſinnung unter dem Einfluß der reak⸗ 
tionären Palmerſtoneſchen Politik einerſeits und der Lehren und des Wirkens 
von Mazzini und Garibaldi anderſeits, beſonders hoch ſchlugen — gegen die 
Monarchie. Mit Ausnahme eines Häufleins verbiſſener Republikaner — „rote“, 
wie Julian Harney, und bürgerliche, wie Joſeph Cowen — führte niemand 
eine aktive Agitation gegen die Monarchie, derer Trägerin, Viktoria, teils 
von ihrem perſönlichen Temperament geleitet, teils von den Umſtänden be⸗ 
lehrt, es verſtanden hatte, ſich aus der politiſchen Arena, wo die Groß⸗ 
bourgeoiſie diktatoriſch waltete und das Prinzip vom Staatsnihilismus pro⸗ 
klamierte, zurückzuziehen und eben auf die Repräſentativfunktionen zu be⸗ 
ſchränken. Der Republikanismus wurzelte bei den meiſten bloß in dem Gefühl 
der Nutzloſigkeit der Monarchie, die ſich nur noch bei Feſtlichkeiten verwerten 
ließ, ſonſt aber für das Gute wie für das Böſe ohnmächtig war, und doku⸗ 
mentierte ſich hauptſächlich in luſtigen Späßen über die Königin und ihre 
Familie und in halb ernſten und halb ſcherzhaften Klagen über das ſchöne 
Gold, mit dem das Land dieſe Ausſchmückung der Verfaſſung zu bezahlen 
hat. Da zur ſelben Zeit auch die Theorie der friedlichen Entwicklung immer 
populärer wurde, ſo nahm der damalige Republikanismus die Form der Er⸗ 
wartung an, daß die Monarchie, wie übrigens alle anderen archaiſchen Über⸗ 
bleibſel der politiſchen Ausgeſtaltung der engliſchen Staatsordnung (die Lords⸗ 
kammer eingeſchloſſen), ſich allmählich ausleben und im Lethe verſinken würden. 
Eben aus jener Zeit — aus der Zeit der Zurückhaltung und des anſcheinend 
zunehmenden Abſterbens der Monarchie wie der Lordskammer — ſtammt 
jene Gleichgültigkeit dieſen rückſtändigen politiſchen Formenſtücken gegenüber 
die ſich noch heute ſelbſt innerhalb der Arbeiterklaſſe geltend macht und ſie 
verhindert, von der prinzipiellen Verwerfung zur tätigen Bekämpfung über⸗ 
zugehen. Wenn eine Einrichtung ſo ohnmächtig iſt, wie die Monarchie, wozu 
noch Zeit und Mühe vergeuden, ihr Ende näher zu bringen? 

Dieſer — wie man ihn nennen kann — negative Republikanismus herrſchte 
bis in die achtziger Jahren hinein. Dann kam unmerklich eine Wendung. 
Die Großbourgeoiſie entdeckte wieder die Notwendigkeit des Staates als Werk⸗ 
zeug der Verteidigung der kapitaliſtiſchen Intereſſen, und mit ihm auch die der 
Monarchie. Als 1877. Lord Begconsfield ſeine Königin zur Kaiſerin von Indien 
proklamierte, da konnten ſich ſelbſt die Höflinge des nie Lachens nich? 

wehren, aber als genau zehn Jahre ſpäter das goldene Jubiläum der Re⸗ 
gierung Viktorias gefeiert wurde, da war ſchon die Stellung der herrſchenden 
Klaſſen eine ganz andere. Die Königin wurde als das ehrwürdige Haupt 
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des mächtigen britiſchen Reiches und als die ſymboliſche Einheit der Völker 
und Raſſen, die es bewohnen, verherrlicht. Noch weitere zehn Jahre, und 
das 60 jährige Jubiläum geſtaltete ſich zu einer Kundgebung zur Ehre des 
Monarchen, wie ihresgleichen England nie in ſeiner langen Geſchichte vorher 
geſehen hat. Groß⸗ und Kleinbourgeoiſie und die Arbeiterklaſſe eiferten unter⸗ 
einander, um der Greiſin, die ſo würdig und mit ſolcher Treue zur Verfaſſung 
drei Menſchenalter lang das britiſche Reich regiert hatte, den Tribut der Ehr⸗ 
erbietung zu zollen, und mit dem Republikanismus war es vorbei. Gerade 
jene negativen Eigenſchaften der engliſchen Monarchie, die ſie um die Mitte 
des Jahrhunderts in den Augen der breiten Schichten der Bevölkerung ſo 
minderwertig erſcheinen ließ, haben ſie nach Verlauf der weiteren Dezennien 
eben mit dieſen Schichten ausgeſöhnt und ſomit den Boden vorbereitet, auf 
dem die Popularität der Monarchie ſich auch poſitiv entwickeln konnte. 

Und das geſchah unter dem Sohne Viktorias, Eduard VII. Er war keine 
außergewöhnlich begabte Perſönlichkeit. Er war klug, gewandt, kannte gut 
die Welt, hatte manche ſonderbare Erfahrungen durchgemacht, war mit der 
ganzen Finanzwelt intim bekannt, intereſſierte ſich für Theater, Sport, leichte 
Literatur, las wahrſcheinlich kein einziges ernſtes Buch während ſeines ganzen 
Lebens, verfolgte aber die politiſchen Zeitungen, und beſaß dabei ein lebens 
frohes Temperament. Er war Bourgeois vom Scheitel bis zur Sohle und 
außerdem ein Kenner und Freund Europas, wie es nur ganz wenige in England 

gibt. Hätte er den Thron unter anderen Umſtänden oder in einer anderen 
Zeit beſtiegen, ſo hätte er ſich ausgezeichnet amüſiert, aber von einem hiſtori⸗ 
ſchen Wirken hätte er kein Spur hinterlaſſen. Zu ſeinem Glück aber lagen 
die Dinge in England jetzt ſo, daß er gerade kraft ſeiner Eigenſchaften eine 
hiſtoriſche Rolle ſpielen konnte. Die Monarchie in England war nicht mehr 
die verſchmähte oder im beſten Falle ignorierte Einrichtung, wie ſie einſt ge⸗ 
weſen war. Das Volk hat vor ihr, dank den perſönlichen und konſtitutionell 
politiſchen Eigenſchaften Viktorias, eine gewiſſe Ehrfurcht bekommen, während 
die herrſchenden Klaſſen beim Auftauchen ihrer imperialiſtiſchen Anſchauungen 
in ihr ein gutes Mittel zur Verknüpfung der verſchiedenen Teile des britiſchen 
Reiches erblickten. Jeder König, der es verſtand, die zurückhaltende Stellung 
der Krone in inneren Angelegenheiten mit einer maßvollen Pflege des neuen 
imperialiſtiſchen Kultus zu verquicken, hätte auf dieſem Wege viele Lorbeeren 
ernten können, wenn der Imperialismus nicht gerade zu jener Zeit eine ſo 
ſcheußliche Form, wie der Burenkrieg, angenommen hätte. Allein das Ge⸗ 
ſicht des Imperialismus war damals häßlich, und Eduard ſelbſt war, wie 
geſagt, ein Europäer, der viel mehr auf die Macht und das Anſehen Eng⸗ 
lands in Europa, als auf das pomphafte und teilweiſe utopiſtiſche Geſchwätz | 
von der Verbindung mit den Kolonien Wert legte. Deshalb konnte und 
wollte er dieſen Weg zur Popularität nicht wählen. Vielmehr war es ſeine 
erſte Sorge, dieſer ſchändlichen Epiſode, dem Burenkriege, ein Ende zu machen, 
was ihm auch ohne große Schwierigkeit und ſogar mit Ruhm gelang, da 
ſelbſt die Imperialiſten, von den Liberalen und der Arbeiterklaſſe ganz ab: 
geſehen, des ungeſchickten Krieges herzlich müde waren. Wenn aber nicht 
dieſen, wo konnte er einen anderen Weg zur Erhaltung und Steigerung des 
Preſtiges der Krone finden? Gab es einen ſolchen überhaupt? Das hiſtoriſche 
Scchickſal wollte, daß ein ſolcher für Eduard ſich gerade zu jener Zeit öffnete: 
der Weg der auswärtigen beziehungsweiſe europäiſchen Politik. 
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Die auswärtige Politik gehört zu jenen Gebieten, wo auch in England 
e, der Einfluß der Krone ſogar in den Tagen ihres moraliſchen Niederganges 
s ſich mehr oder weniger geltend machte, und zwar aus dem Grunde, weil ſie, 
auf Intrigen und Perfidie, kurz geſagt auf Diplomatie aufgebaut, ſeit jeher 
der Kontrolle des Parlaments entzogen iſt und in den geheimen Kabinetten 
betrieben wird, wo den verſchiedenartigſten perſönlichen Einwirkungen Spiel⸗ 
raum gewährt iſt. Beſonders aber wurde in den letzten Jahren der Krone 
die Möglichkeit geſchaffen, eine tätige Rolle auf dieſem Gebiet zu ſpielen. 
Die emporſteigende Seemacht Deutſchlands hat in der auswärtigen Politik 
Englands eine neue Orientierung erheiſcht, und zwar in einer Richtung, die 
für die Engländer immer als eine eminent „nationale“ galt. Es war näm⸗ 
lich die Frage der Erhaltung der britiſchen Seeobermacht. Während langer 
Jahrhunderte war dieſe Frage in allen ſeinen auswärtigen Beziehungen für 
England die maßgebende, und nicht nur die direkten Angriffe gegen Spanien, 
Holland und Frankreich, ſondern auch die geſamte Politik der Bündniſſe und 
der Rivalitäten auf dem Feſtlande, die England ſeit jeher getrieben, waren 
durch ſie diktiert. Jetzt, am Anfang des 20. Jahrhunderts, nachdem die 
franzöſiſche Gefahr eigentlich ſchon lange ausgeſchieden war, galt es angeſichts 
des Auftauchens der deutſchen Gefahr, den alten Kampf wieder aufzunehmen, 
aber auf der Grundlage einer ganz neuen Orientierung. Es galt, die alten 
Rivalitäten mit Frankreich beizulegen, Freundſchaft mit den mittelländiſchen 
Mächten zu ſchließen, und dann, von hinten geſichert, die ganze Aufmerkſam⸗ 
keit und die geſamte Flotte auf die Nordſee zu konzentrieren. Wahrſcheinlich 
waren ſich die beiden bürgerlichen Parteien in ihrer Auffaſſung der Bedeutung 
dieſer politiſch⸗ſtrategiſchen Bewegungen nicht ganz einig. Vermutlich erblickten 
die Liberalen in dieſem Plane hauptſächlich ein Defenſivmittel, während die 
Konſervativen, die damals am Ruder ſtanden, ſich in letzter Linie auch einen 
tatſächlichen Vormarſch gegen Deutſchland verſprachen. Allein über die Not⸗ 
wendigkeit der Bewegungen ſelbſt waren die Liberalen und Konſervativen 
unter ſich vollkommen einverſtanden, wodurch die auswärtige Politik über die 
Parteien erhoben wurde und jenen „nationalen“ Charakter bekam, der auch 
das Mitwirken der Krone erlaubte, ohne den konſtitutionellen „Anſtand“ allzu 
ſcharf zu verletzen. Wie die „Times“ im vorigen Jahre bei einer Gelegenheit 
ſchrieb, „ein Monarch kann Lob für den Erfolg der auswärtigen Politik 
ſeines Landes nicht bekommen ohne Gefahr zu laufen, falls dieſe Politik miß⸗ 
glückt, auch dafür getadelt zu werden; allein in bezug auf die auswärtige 
Politik gibt es bei uns ein Sicherheitsmittel, das für die inneren Angelegen⸗ 
heiten nicht exiſtiert — nämlich unſere auswärtige Politik iſt glücklicherweiſe 
eine ſtetige (continuous) geworden, ſo daß die Politik, die der Monarch in 
dieſem oder jenem Augenblick ausführen hilft, nicht nur die Politik ſeiner gegen⸗ 
wärtigen Miniſter, ſondern auch ihrer Nachfolger iſt. In anderen Worten, 
er handelt hier an Stelle der Nation.“ 

Und gerade Eduard war für dieſe Situation wie geſchaffen. Man ſagte, 
er liebte die Deutſchen nicht. Sicher war es, daß er die Franzoſen liebte 
und außerordentlich gut kannte. Abgeſehen aber davon, war er durch ſeine 
Rührigkeit, Geſcheitheit und intime Kenntnis der bürgerlichen Welt gut dazu 
geeignet, den Plänen ſeiner Miniſter entgegenzukommen und ſie mit Liebe, 


1 Leitartikel vom 14. Oktober 1909. 
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Intereſſe und Geſchick, wie einen hübſchen Sport auszuführen. Und er löſte 
ſeine Aufgabe wirklich mit Glanz, wie es wahrſcheinlich kein Berufsdiplomat 
vermocht hätte. Und da Eintracht mit Frankreich ſeit jeher der heißeſte Wunſch 
der bürgerlichen und Arbeiterdemokratie geweſen war, ſo gewann ihm ſeine 
Arbeit auch im Volke eine außerordentliche Popularität und den Ruhm — 
in vollem Unverſtändnis des angeſtrebten Endziels — eines „Weltfrieden⸗ 
machers“. Selbſt die ſpätere Annäherung an Rußland und die Bündniſſe 
mit den gehaßten Herrſchern von Spanien und Portugal vermochten dieſe 
Popularität und dieſen Ruhm nicht zu vermindern: das Publikum tadelte 

die Regierung — hauptſächlich Sir Edward Grey, mit dem König aber 
hatte es nur Mitgefühl. 

So ſtieg das Anſehen des Königsamtes während der kurzen Zeit der 
Regierung Eduards auf eine noch nie dageweſene Höhe. Es war mit ihm — 
um eine kleine Analogie anzuführen — wie mit dem Kolonialamte unter 
Chamberlain und dem Handelsamte unter Lloyd George: dank der Perſön⸗ 
lichkeiten ihrer Inhaber, die die Möglichkeiten ihrer Stelle zu richtiger Zeit 
erkannt hatten, ſtiegen ſie aus ihrer früheren Nichtigkeit in den erſten Rang 
empor. So viel hängt in den Wandlungen der Geſchichte noch immer von 
der Perſönlichkeit ab! Ein rechter Menſch, an geeigneter Stelle, zur rechten 
Zeit — und er wird zum Träger des geſchichtlichen Schickſals, das auch 
anders nicht verwirklicht werden kann. 

Damit aber iſt geſagt, was wir früher bemerkt haben, nämlich daß die 
Zunahme des Anſehens und des Einfluſſes der engliſchen Krone überhaupt 
eine hiſtoriſche Notwendigkeit war, der nur Eduard äußerſt geſchickt gedient 
hat. Freilich war dieſer Einfluß hauptſächlich auf das Gebiet der aus⸗ 
wärtigen Politik beſchränkt, wo die Krone am beſten den konſtitutionellen 

Anſtand bewahren konnte. Allein es fehlte ſchon nicht an Anzeichen, daß, / 
hätte Eduard länger gelebt, diefer Einfluß auch in den innerpolitifchen An⸗ 
gelegenheiten immer mehr an Boden gewonnen hätte. Schließlich iſt der 
Träger der Krone eine pſychologiſche Einheit wie jeder Menſch, und wenn er 
ſich einen Einfluß und ein Anſehen auf einem Gebiet erwirbt, ſo ſtrebt er, 
ſie auch auf die anderen Gebiete auszudehnen. Schon der Umſtand, daß er 
auf ſeinen ausländiſchen Reiſen, wo er mit den fremden Mächten verhandelte, 
nicht von dem verantwortlichen Miniſter begleitet wurde, deutete auf eine 
Neigung zur Selbſtherrlichkeit hin, die ſonſt in England unbekannt geweſen war, 
und derſelbe Zug offenbarte ſich bei der Beſtätigung Asquiths im Amte des 
Premierminiſters, als er ihn zu ſich nach Biarritz kommen ließ, ſtatt, wie es 
der konſtitutionelle Uſus fordert, ſelbſt ſich nach England zu begeben und 
auf britiſchem Boden dieſen wichtigen Staatsakt zu vollziehen. Es lag eine 
gewiſſe Anmaßung auch in dem bekannten Zwiſchenfalle vor etwa zwei 
Jahren, als der König aus der Liſte der nach Windſor eingeladenen Mit⸗ 
glieder des Parlaments die Namen derjenigen ausſtrich, die gegen ſeine Reiſe 
nach Reval proteſtiert hatten. Die Einladung im gegebenen Falle galt nicht 
den Perſonen, ſondern den Mitgliedern des Parlaments, und die Handlung 
des Königs verletzte ſozuſagen das „erworbene“ Recht des Parlaments. Endlich 
ſteht es auch feſt, daß er in den Kampf der beiden bürgerlichen Parteien über 
das Budget zweimal eingegriffen hat und nicht nur mit ſeinen offiziellen 
Ratgebern, den Miniſtern, ſondern auch mit den Führern der Oppoſition 
und anderen privaten Perſonen konferierte. 
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, Kleinigkeiten ſind dieſe Vorgänge alle, aber ſo fremd waren ſie dem Geiſte 
Fund der Praxis der Verfaſſung, daß ſie jedesmal irgendwelchen Proteſt ſelbſt 
der bürgerlichen Parteien hervorgerufen haben. So proteſtierten die Radikalen 
gegen den Windſor⸗Zwiſchenfall und gegen die ausländiſchen Reiſen ohne 
Miniſter, und ſelbſt die „Times“ erhob heftigen Einſpruch gegen die Fahrt 
Asquiths nach Biarritz. Sie nannte die Handlung des Königs „eine ſehr 
weite Abweichung von einem bisher ununterbrochenen Gebrauche“, und ſagte, 
daß „jeder, der mit unſerem politiſchen Syſtem vertraut iſt, hoffen muß, daß 
ſo etwas nie wieder vorkommen werde“. Allein wie es ſcheint, nahm der 
König nicht viel Notiz davon und beging eine Verletzung gegen den konſti⸗ 
tutionellen Anſtand nach der anderen, als ob er damit beweiſen wollte, daß 
für ihn, den Grandſeigneur (und als ſolcher, bei all ſeiner Bonhomie und 
Volkstümlichkeit, ſpielte er ſich immer auf), dieſe Pedantereien nicht geſchaffen 
ſind. Tatſächlich war, trotz dieſer Proteſte, das Publikum höchſt entzückt über 
dieſe „Selbſtändigkeit“ des Königs und ſagte ſich mit Stolz: „Unſer Neddy 
iſt ein Mann!“ Was darin ſteckte, kam bei einer Gelegenheit in einer Rede 
zum Ausdruck, die Herr Haldane, der Kriegsminiſter und Hegelianer, öffentlich 
hielt.? Es gebe, erklärte er, keinen größeren Irrtum, als zu glauben, dem 
Monarchen gehöre keine Initiative in den Staatsgeſchäften. Ganz im Gegen⸗ 
teil. „Je beſſer, je größer der Monarch, um jo mehr Initiative weiſt er auf. 
Unſer König iſt in hohem Maße an der Volksbildung, an der Armee und 
Flotte, an auswärtigen Angelegenheiten und an allen Staatsangelegenheiten 
intereſſiert, und in allen dieſen Dingen iſt es ſeine große Eigenſchaft, die 
Initiative zu ergreifen und in Übereinſtimmung mit ſeinen Miniſtern, dem 
Parlament und dem Volke zu handeln. . .. Die Geſetze unſerer Verfaſſung 
ſind ungeſchriebene, aber doch reale, und ſie gewähren Freiheit der Initiative 
dem Manne, der es verſteht, mit dem Ganzen und das Ganze mit ſich zu 
identifizieren. In dem Maße, wie es einem Monarchen gelingt, wird er groß, 
und wir hatten niemals einen größeren König als den, der zurzeit auf dem 
Throne ſitzt.“ 

Das waren merkwürdige Worte, paſſend etwa für einen Bolingbroke oder 
— einen deutſchen Reichskanzler, aber ſie ſtießen kaum irgendwo auf einen 
Widerſtand. Und das war von einem Miniſter der Krone geſprochen, der die 
Verantwortlichkeit für jede Handlung des Königs trägt und der unter ge⸗ 
wiſſen Umſtänden für dieſe Handlungen auch angeklagt werden kann! An⸗ 
geſichts ſolcher Theorien von einem „w patriotiſchen König“ à la Bolingbroke 
kann man ſich kaum wundern, daß ein Seddon oder ein Edwards, Vertreter 
der Arbeiterpartei und jener ſogar Sozialiſt aus der I. L. E., ſich bei Gelegen- 
heiten in ſolchen royaliſtiſchen Rhapſodien ergehen können, wie ſie es unlängſt 
getan haben.“ Es unterliegt keinem Zweifel, daß wenn er nicht ſo früh ge⸗ 


1 Vom 9. April 1908. 
2 „Times“, 17. Dezember 1907. 
Herr Seddon ſprach bei der dritten Leſung der Vetoreſolutionen gegen die Lords am 
14. April wie folgt: „Es war ſehr ungeſchickt, daß die Krone in dieſe Debatten hineingezogen 
wurde. Das gegenwärtige Verhalten des Landes, beſonders der arbeitenden Klaſſen, zur 
Krone iſt von der tiefſten Liebe diktiert, und das iſt nicht durch die Prärogative der Krone 
hervorgerufen, ſondern von dem jetzigen erlauchten (illustrious) Inhaber des Thrones und 
ſeiner erlauchten Mutter, durch ihr Intereſſe und ihre herzlichen Sympathien für die Mühen, 
Leiden und die Wohlfahrt des Volkes geſchaffen und entwickelt worden. Das Volk erkennt 
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ſtorben wäre, Eduard manch bedeutſame Prärogative der Krone wieder ins 
Leben gerufen hätte. 

Er iſt aber geſtorben. Iſt damit der Prozeß, den er ſo geſchickt geleitet 
hat, zu Ende gekommen? Wir glauben nicht. Im Gegenteil, wir glauben, 
daß unter dem neuen König die Entwicklung der engliſchen Krone zur Macht 
erſt recht jene Form annehmen wird, die ihr entſpricht. Wie die Idee des 
Imperialismus zuerſt eine Art Spielzeug in den Händen des kleinbürgerlichen 
Liberalismus wie in jenen des großkapitaliſtiſchen Konſervatismus war, um 
nachher eine mächtige Waffe in den Händen des letzteren zu werden, ſo wird 
auch der Monarchismus, mit dem jetzt ſelbſt die bürgerliche Demokratie Lieb- 
äugelt, ſeinen richtigen Platz im Kampfe der beiden bürgerlichen Lager früher 
oder ſpäter finden. Das Großkapital, das nach der Diktatur wie nach außen 
ſo auch im Innern ſtrebt, verlangt nach der Erſtarkung der unverantwortlichen 
Elemente der Verfaſſung, und wie ſehr auch ſeine Leiborgane zurzeit die Heran⸗ 
ziehung der Krone in die parteipolitiſchen Kämpfe verurteilen, wird es doch, 
wenn es ſeines Bodens ſicherer ſein wird, keinen Augenblick zögern, auch die 
Krone als Waffe im Kampfe zu gebrauchen. Und dafür wird ſich der neue 
König ganz gut eignen. Er beſitzt keine der Eigenſchaften ſeines Vaters und 
wird wahrſcheinlich unter dem Volke nie populär ſein. Er iſt auch kein 
Europäer, der in der weiten Welt und in der auswärtigen Politik eine Rolle 
ſpielen könnte. Er iſt aber Imperialiſt, er kennt und liebt die engliſchen 
Kolonien, und wird ſich leicht dazu verleiten laſſen, eine imperialiſtiſche Politik 
zu treiben. Uns dünkt, daß Genoſſe Barnes in ſeiner veröffentlichten und 
ſpäter widerrufenen Unterredung mit dem Vertreter eines deutſchen Blattes 
recht hatte, als er unter dem neuen König eine Verſchlechterung der inner⸗ 
und außerpolitiſchen Lage erwartete. Der neue König wird ſich in den Dienſt 
der konſervativen Partei ſtellen, und wenn ein Kampf zwiſchen den Verehrern 
der Monarchie und ihrer Gegner ausbricht, werden wir wiſſen, daß in dieſem 
Falle, wie in dem der Lordskammer, es ſich um die wirtſchaftlichen Intereſſen 
zweier Schichten des Bürgertums unter der Form eines Verfaſſungskampfes 
handelt. 


an, daß die Monarchie eine viel beſſere Form für fein Glück iſt als irgendwelche andere Re— 
e 0 

err Enoch Edwards, Führer der Bergarbeiter, die jetzt der Arbeiterpartei angeſchloſſen 
| find, ſprach am 11. Mai im Unterhaus aus Anlaß des Todes Eduards: „Nie konnte der 
Verluſt eines Monarchen das Leben der Volksmaſſen ſo tief berühren wie der Verluſt, den 
die Nation in dieſen letzten Tagen erlitten hat. Der König hat durch ſein edles Leben, ſeine 
heroiſchen Dienſte den großen Maſſen der Arbeiter das Verſtändnis dafür geſchaffen, daß die 
Leute an der Spitze des Staates ihre große Macht dazu benutzt haben, um das Los der Ar— 
beiter glücklicher zu machen. . . . Ich bin ſicher, daß es am heutigen Tage in allen Ecken und 
Winkeln des Landes nur ein Gefühl geben wird, und das iſt, daß ſie, die Maſſen, einen ihrer 
beſten Freunde verloren haben“ uſw. uſw. Herr Edwards erklärte in ſeiner Rede, er ſpreche 
im Namen der Arbeiterpartei. Es iſt ſehr ſonderbar, daß die Arbeiterpartei dieſen Ausbruch 
des Byzantinismus nicht desavouiert hat! 


"Ev 
A4 


348 | | Die Neue Zeit. 


Die Arbeiterbewegung in den vereinigten Staaten. 
Von Algernon See. 


3. Die Solidarität unter den Bergarbeitern. | | 

Manche Zeichen deuten auf ein Anwachſen des Solidaritätsgefühls in den 
Reihen der amerikaniſchen Arbeiter hin. Mit am bemerkenswerteſten iſt die 
Annäherung, die ſich allmählich zwiſchen dem Weſtlichen Bergarbeiterverband 
einerſeits und der American Federation of Labor ſowie den mit ihr ver⸗ 
bundenen Gewerkſchaften andererſeits anbahnt. 

Die Leſer der „Neuen Zeit“ werden mit dem Namen des Weſtlichen 
Bergarbeiterverbandes (Western Federation of Miners) wohl vertraut ſein, 
denn ſeine Führer, Moyer, Haywood und Pettibone, waren die Haupt⸗ 
perſonen in dem größten Kampfe, den jemals der Kapitalismus gegen die 
Arbeiter vor amerikaniſchen Gerichten ausgefochten hat. Dieſer Verband um⸗ 
faßt die große Maſſe der Bergarbeiter im Weſten — in den Rocky Mountains 
und an der pazifiſchen Küſte — und dringt nordwärts bis in die kanadiſchen 
Provinzen von Britiſch⸗Kolumbien vor, während er im Süden nach Mexiko 
hinübergreift. Die meiſten ſeiner Mitglieder ſind in Gold⸗, Silber⸗, Kupfer⸗ 
und Bleibergwerken beſchäftigt, doch arbeiten auch eine große Zahl in Kohlen⸗ 
gruben, beſonders in Kolorado und Britiſch⸗Kolumbien. 

Die Western Federation of Miners iſt ein Induſtrieverband (industrial 
union), der ſich von den Fachverbänden (trade unions) inſofern unterſcheidet, 
als er nicht nur die Bergarbeiter, ſondern ſämtliche Lohnarbeiter zu umfaſſen 
ſucht, die in oder bei den Bergwerken beſchäftigt ſind, zum Beiſpiel in den 
Schmelzöfen und ähnlichen Einrichtungen. Dieſe Körperſchaft, die jetzt 
70000 Mitglieder zählt, war ehedem ein Zweig der American Federation of 
Labor, doch vor ungefähr vierzehn Jahren trennten ſich die beiden. Gegen 
Ende der neunziger Jahre fing ſie an, ſich ſozialiſtiſchen Tendenzen zuzuneigen. 
Niemals beſtand die Mehrzahl ihrer Mitglieder aus ausgeſprochenen Sozia⸗ 
liſten, die bei den Wahlen für den ſozialiſtiſchen Kandidaten ſtimmten; doch 
ſeit ungefähr einem Jahrzehnt liegt die Verwaltung des Verbandes größten⸗ 
teils in den Händen von Sozialiſten, nicht weil dieſe durch Intrigen oder 
Gewaltmaßregeln die Leitung an ſich riſſen, ſondern weil ſie die fähigſten 
und eifrigſten Führer lieferten, die das größte Vertrauen der Organiſation 
gewannen. Der Verband hat auch als ſolcher die Scozialiſtiſche Partei 
moraliſch und finanziell unterſtützt. 

Vor ungefähr zehn Jahren verſuchte man, im Weſten eine allgemeine 
Vereinigung der Gewerkſchaften unter Führung der Western Federation of 
Miners herbeizuführen, unabhängig von der American Federation of Labor. 
Der neue Verband hieß zuerſt Western Labor Union. Er umfaßte Organi⸗ 
ſationen von Arbeitern vieler anderer Induſtrien außer den Bergarbeitern. 
Aber in keinem dieſer Induſtriezweige fand die neue Vereinigung ein völlig 
freies Feld. Es gab überall ſchon Gewerkſchaften, die mit der American 
Federation of Labor verbunden waren; natürlich kam es zu hitzigen Kämpfen 
zwiſchen den neuen und den alten Verbänden, was weder die Kapitaliſten 
noch die bürgerlichen Politiker auszunutzen verabſäumten. 1902 trat die 
American Federation of Labor an die Western Federation of Miners und 
die anderen Gewerkſchaften des Weſtens mit dem Antrag heran — der aller⸗ 
dings nicht allzu dringend, aber doch ernſtlich gemeint war —, ſich mit der 
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Mehrheit der Arbeiterorganiſationen der Vereinigten Staaten zu vereinen. 
Dieſer Vorſchlag wurde ſchroff abgewieſen, vor allem wegen der konſervativen 
Tendenzen und Organiſationsmethoden der American Federation. Dieſe wollte 
von der Form des Fachverbandes an Stelle des Induſtrieverbandes nicht 
abgehen, zeigte Gleichgültigkeit, ja Abneigung gegen die politiſche Tätigkeit. 
Beſonders abſtoßend wirkte die Verbrüderung einiger der hervorragendſten 
Führer der American Federation mit einer Gruppe von Millionären, die in 
der Civic Federation die Harmonie zwiſchen Kapital und Arbeit predigten. 
Anſtatt die Einladung der American Federation of Labor anzunehmen, änderte 
die Western Labor Union ihren Namen, nannte ſich fortan American Labor 
Union, nahm ausdrücklich das Programm der Scozialiſtiſchen Partei an und 
ſchickte ſich an, ihr Aktionsfeld vom Weſten auf die ganzen Vereinigten 
Staaten auszudehnen, mit anderen Worten, ſie erklärte der American Fede- 
ration of Labor offen den Krieg. Eine Zeitlang ſchien es, als ob ihre Pläne 
einigermaßen von Erfolg begleitet wären. Einige kleine Verbände im Oſten 
trennten ſich von der American Federation of Labor und ſchloſſen ſich der 
American Labor Union an; ein paar neue Gewerkſchaften wurden unter den 
Auſpizien des neuen Verbandes organiſiert. Man verſuchte auch, die Sozia⸗ 
liſtiſche Partei zur Anerkennung der American Labor Union zu bewegen und 
in den Kampf gegen die alte Arbeiterorganiſation zu verwickeln. Die Partei 
vermied es indeſſen, irgend einen derartigen Schritt zu tun, und erklärte, ſie 
müſſe die Autonomie der Gewerkſchaften reſpektieren und es ihnen überlaſſen, 
ihre Streitigkeiten unter ſich auszufechten, ſie könne nur die Arbeiter zur 
Solidarität gegenüber dem Kapitalismus ermahnen. In ein bis zwei Jahren 
zeigte es ſich, daß der Plan geſcheitert war, die American Federation of Labor 
zu ſprengen oder ihr in der American Labor Union einen ebenbürtigen Gegner 
im Lande zu ſchaffen. Die American Labor Union ſiechte dahin, die Western 
Federation of Miners, die immer den Hauptſtamm gebildet hatte, ſagte ſich 
von ihr los, und die Überbleibſel vereinten ſich zu der phantaſtiſchen Parodie 
einer Arbeiterorganiſation unter dem pompöſen Namen der „Induſtriearbeiter 
der Welt“ (Industrial Workers of the World). Sie wurden bald eine Beute, 
dann ein Opfer der Machenſchaften Daniel De Leons, des Papſtes der kleinen, 
nicht mehr lebensfähigen Sonderorganiſation, die den Namen „Soziäaliſtiſche 
Arbeiterpartei“ (zum Unterſchied von der „Sozialiſtiſchen Partei“) führt. 
Ungefähr zur ſelben Zeit, 1903 und in den folgenden Jahren, wurde die 
Western Federation of Miners in einen rieſenhaften, verzweifelten und lang⸗ 
wierigen Kampf mit den organiſierten Bergwerksunternehmern der Rocky 
Mountainsſtaaten verwickelt. Den äußeren Anlaß zu dem Streit bildete die 
Durchführung des Achtſtundentaggeſetzes in und bei den Bergwerken, Quarz⸗ 
mühlen und Schmelzöfen von Kolorado. Tatſächlich war jedoch der Verband 
der Bergwerksbeſitzer (Mine Owners Association) geſonnen, den Bergarbeiter⸗ 
verband mit Stumpf und Stiel auszurotten, während dieſer ſich wohl bewußt 
war, daß er um ſein Leben ſelbſt kämpfte. Der Mittelpunkt des Kampfes 
lag in Kolorado, wo Metall- und Kohlengräber beteiligt waren. Die Gewerk— 
ſchafter wurden ausgeſperrt, Einhaltsbefehle wurden erlaſſen, die ſie ver⸗ 
hindern ſollten, ſich mit den Arbeitswilligen in Verbindung zu ſetzen, die im⸗ 
portiert wurden, um an ihre Stelle zu treten, der Belagerungszuſtand wurde 
erklärt, und viele Angeſtellte oder Freunde der Gewerkſchaften wurden will⸗ 
kürlich verhaftet, wochen⸗, ja monatelang ohne gerichtliche Unterſuchung in 
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Haft gehalten oder aus dem Staate ausgewieſen mit der Warnung, fie feien 
ihres Lebens nicht ſicher, wenn ſie es wagten, zurückzukehren. Die Sozialiſtiſche 

Partei im ganzen Lande unterſtützte die Western Federation of Miners in 

ihrem Kampfe, indem ſie die öffentliche Meinung zu ihren Gunſten aufrüttelte 

und Geld für die Angehörigen der Opfer ſammelte. Zur Ehre der organi⸗ 

ſierten Arbeiterſchaft ſei es geſagt, daß trotz der heftigen Fehde zwiſchen der 

American Federation of Labor und dem Bergarbeiterverband eine ganze 

Reihe der der erſteren angehörenden Gewerkſchaften ſich den Sozialiſten in 

der Unterſtützung der Bergarbeiter anſchloß. Der Kampf endete mit dem 

Siege der Bergarbeiter. Aber kaum war er errungen, da verſuchten die 
Unternehmer die Gewerkſchaften an einer neuen Seite zu packen, nämlich ſie 

durch einen Juſtizmord an dreien ihrer angeſehenſten Führer einzuſchüchtern. 

Nun folgten zwei Jahre unermüdlicher Agitation im ganzen Lande, bei der 

die Sozialiſtiſche Partei die Führung übernahm, an der ſich aber auch die 

konſervativſten Gewerkſchaften und ſchließlich ſogar die Federation of Labor 

ſelbſt beteiligten. Sie wurde von Erfolg gekrönt, denn Haywood wurde im 

Juli 1907, Pettibone im Januar 1908 freigeſprochen und Moyer ohne Urteil 

aus der Haft entlaſſen. 

Der fünfjährige Kampf hatte in den verſchiedenſten Richtungen Gutes 
gezeitigt. Wohl erſchöpfte er die Kräfte der Western Federation of Labor 
aufs äußerſte und ſchlug ihr Wunden, die ſelbſt heute noch nicht verheilt ſind, 
aber dabei lehrte er doch die Arbeiter des ganzen Landes eine große Lehre, 
weckte in ihnen kriegeriſchen Trotz, deſſen ſie früher ermangelt hatten, und 
zeigte ihnen klarer als je die Notwendigkeit der Einigkeit und der politiſchen 
neben der ökonomiſchen Aktion gegen ihre Ausbeuter. Die Früchte dieſer 
Erfahrungen ſind jetzt noch nicht alle geerntet. Augenblicklich iſt es ſehr wahr⸗ 
ſcheinlich, daß als eine ſpäte Frucht dieſer furchtbaren Kraftprobe die lange 
feindliche Trennung zwiſchen der Federation of Labor und der Western Fede- 
ration of Miners endlich ihren Abſchluß finden wird. > 

Augenblicklich ſteht die Western Federation in Unterhandlungen, die eine 
Vereinigung mit den United Mine Workers of America anſtreben, der Orga⸗ 
niſation der Kohlengräber, die der American Federation of Labor angehört. 
Die United Mine Workers bilden den größten einzelnen Arbeiterverein in der 
ganzen Welt. Er umfaßt 262000 Kohlengräber, hauptſächlich in den Oſt⸗, 
Mittel⸗ und Südſtaaten. Er iſt auch ein Induſtrieverband, der alle Arten 
von Arbeitern in und bei den Kohlenbergwerken einſchließt. Die United 
Mine Workers ſind als Körperſchaft nicht ſozialiſtiſch, doch wurde vor einem 
Jahre von ihrem Verbandstag eine Reſolution angenommen, die, freilich in 
etwas allgemeinen Ausdrücken, erklärt, die letzte Löſung der Arbeiterfrage 
bilde das Gemeineigentum (Public ownership) an den Produktionsmitteln. 
Unter den Mitgliedern der Organiſation ſind nicht wenige Sozialiſten, deren 
Zahl ſeit dem großen Anthrazitkohlenſtreik von 1902 beſtändig wächſt. Die 
große Maſſe der Kohlengräber iſt inſtinktiv klaſſenbewußt und kampfluſtig, 
wenn ſie auch vielleicht an politiſcher Erziehung hinter dem Durchſchnitt in 
anderen Gewerben zurückſteht. John Mitchell, ihr Präſident während des 
großen Streiks und eine Zeitlang der einflußreichſte Arbeiterführer in den 
Vereinigten Staaten, hat ſeitdem bedeutend an Anſehen unter den Kohlen⸗ 
gräbern verloren, beſonders wegen ſeiner Verbindung mit der Civie Fede- 
ration und ſeines Widerſtandes gegen den Sozialismus. Die Verwaltung der 
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United Mine Workers liegt augenblicklich in den Händen von Männern, die, 
wenn auch nicht Sozialiſten, doch geneigt ſind, den Unternehmern gegenüber 
eine mehr aggreſſive Haltung einzunehmen und den übrigen Arbeitern gegen⸗ 
über eine engere Solidarität zu bekunden als die alten Führer. Sie werden 
weder von der Civic Federation noch von den führenden Beamten der 
Federation of Labor gern geſehen. In der zweiten Reihe der Führer der 
United Mine Workers, das heißt unter den Präſidenten und Sekretären der 
einzelnen Diſtrikte, die jeder ungefähr 10000 bis 50000 Mann umfaſſen, ſind 
einige ausgeſprochene Sozialiſten, von denen manche einen großen Einfluß 
ausüben, nicht nur in ihrem Diſtrikt, ſondern auch in der Geſamtorganiſation. 

Die Verhandlungen wegen der Vereinigung der Western Federation of 
Miners mit den United Mine Workers bieten mancherlei Schwierigkeiten, und 
es kann noch lange dauern, ehe fie zu einem befriedigenden Abſchluß führen. 
Vor etwas mehr als einem Jahre wurde ein Abkommen getroffen, nach dem 
die beiden Organiſationen gegenſeitig ihre Mitgliedskarten anerkennen, und 
von Zeit zu Zeit werden Beratungen unter ihren Beamten abgehalten, um 
Reibungen zu vermeiden und ſie inſtand zu ſetzen, den Kapitaliſten in Zeiten 
der Not gemeinſam die Spitze zu bieten. Ausſchüſſe, die zu dieſem Zwecke 
auf den letzten Jahresverſammlungen der beiden Gewerkſchaften gewählt 
wurden, haben einen Einigungsplan entworfen, der den Mitgliedern beider 
Organiſationen unterbreitet werden und zur Durchführung gelangen ſoll, wenn 
in jeder der beiden die Mehrheit dafür iſt. Der Bericht der beiden ver⸗ 
einigten Ausſchüſſe beantragt: 1. die Vereinigung der beiden Verbände zu 
einem; 2. bis dieſe Vereinigung vollzogen, ſoll die augenblickliche gegenſeitige 
Anerkennung der Mitgliedskarten beibehalten werden; 3. es ſollen bis dahin 
regelmäßig Konferenzen ſtattfinden, um einheitliche Aktionen durchzuführen; 
4. die Western Federation of Miners ſoll ſich wegen ihrer Wiederaufnahme 
an die American Federation of Labor wenden, der die United Mine Workers 
bereits angehören; endlich 5. ſoll die American Federation of Labor auf⸗ 
gefordert werden, eine eigene Abteilung (Department) für den Bergbau zu 
bilden, in derſelben Weiſe, wie bereits ſolche beſondere Abteilungen für die 
Bauarbeiter und Metallarbeiter beſtehen, um ſo die Organiſationen des Berg⸗ 
baus in feſte Verbindung miteinander zu bringen und es ihnen zu ermög⸗ 
lichen, ihre Angelegenheiten ſelbſt zu regeln. 

Augenblicklich wird von den Mitgliedern der Western Federation über die 
Frage abgeſtimmt, ob man die Wiederzulaſſung bei der American Federation 
of Labor verlangen ſolle. Dies iſt natürlich eine notwendige Vorbedingung 
für die vollſtändige Verſchmelzung mit den United Mine Workers. Man kann 
erwarten, daß ſich eine bedeutende Majorität für dieſen Schritt ausſprechen 
und daß die Wiederaufnahme dann ohne weiteres erfolgen wird. Freilich iſt 
noch viel Haß auf beiden Seiten lebendig, der in den langen Jahren der 
Trennung und des oft mörderiſchen Bruderkampfes ſeine Wurzel hat. In⸗ 
deſſen kann die American Federation of Labor eine ſo machtvolle Organi⸗ 
ſation wie die Western Miners ſchwerlich zurückweiſen, wenn ſie die Auf⸗ 
nahme fordern. Die Bergleute aus dem Weſten ſind ihrerſeits zur Er⸗ 
kenntnis gekommen, daß ſie doch einmal den tätigen Beiſtand der Arbeiter 
des ganzen Landes brauchen könnten und daß es für beide Teile ſicherer und 
nützlicher ſei, wenn ſie ihren Platz in der allgemeinen Organiſation der 
Arbeiterverbände der Vereinigten Staaten einnähmen. 
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Man ſchätzt die Zahl der Kohlengräber in den Vereinigten Staaten auf 
ungefähr 600000 und die der Metallgräber auf 260000; das macht zuſammen 
eine Summe von 860000 Bergleuten. Von dieſen werden, wenn die Einigung 
vollzogen iſt, 332000 einer einzigen Organiſation angehören — ungefähr 
40 Prozent der ganzen Zahl. Es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß die Begeiſterung 
über eine ſolche Einigung es ermöglicht, noch Tauſende in die Organiſationen 
zu ziehen, beſonders von den Eiſengräbern, die bisher nur ſchwach organiſiert 
ſind, und den Kupfergräbern, deren Organiſation keineswegs ſo ſtark iſt, wie 
es wohl zu wünſchen wäre. Zwei Umſtände machen die geplante Einigung 
der Bergarbeiterverbände beſonders erfreulich: erſtens hat ſich eine Anzahl 
von früher unabhängigen Kupferbergwerksgeſellſchaften dem Kupfertruſt an⸗ 
geſchloſſen. Infolgedeſſen wird die Kupferinduſtrie ſehr bald dieſelbe vor⸗ 
geſchrittene Stufe kapitaliſtiſcher Konzentration erreicht haben, auf der die 
Stahl⸗ und Eiſeninduſtrie und einige andere bereits ſtehen; und es iſt von 
äußerſter Wichtigkeit, daß wenn dieſe Zeit kommt, die Arbeiter in den Kupfer⸗ 
minen und Schmelzwerken gut organiſiert und durch ſtarke Bande mit den 
Arbeitern in anderen Zweigen der Mineninduſtrie und anderen Induſtrien 
verbunden ſind. Der zweite wichtige Punkt bei dieſer Vereinigung iſt der, 
daß die American Federation of Labor in einen entſcheidenden Kampf zu⸗ 
gunſten der Eiſen⸗ und Stahlarbeiter gegen den Stahltruſt eingetreten iſt; die 
Schmiedung eines ſtarken Bandes zwiſchen den Kohlen- und den Eiſengräbern 
kann von großer ſtrategiſcher Bedeutung in dieſem Kampfe werden. | 


Literariſche Kundſchau. 


S. P. Altmann, Finanzwiſſenſchaft. Band 306 der Sammlung „Aus Natur und 
Geiſteswelt“. Leipzig 1910, Verlag B. G. Teubner. 


In ſeinem Vorwort ſagt der Autor, Fr. Liſt zitierend: „Sollen in Deutſchland 
die Nationalintereſſen durch die Theorie der politiſchen Okonomie gefördert werden, 
ſo muß ſie aus den Studierſtuben der Gelehrten, von den Kathedern der Pro⸗ 
feſſoren, aus den Kabinetten der Staatsbeamten herabſteigen, mit einem Worte: ſie 
muß Gemeingut aller Gebildeten in der Nation werden.“ Eine populäre Schrift 
über die Finanzwiſſenſchaft iſt in der Tat notwendig. Aber eine wenn auch leicht⸗ 
verſtändliche Wiedergabe der Tatſachen und kurze Definitionen der einzelnen Be⸗ 
griffe machen noch keine „Wiſſenſchaft“ aus. Das ſchwierigſte und wichtigſte finanz⸗ 
politiſche Problem — die Steuerüberwälzung — wird in dem vorliegenden Schriftchen 
kaum geſtreift, ja die Einteilung in direkte und indirekte Steuern wird überhaupt 
nur nebenbei vorgenommen. | 

Ebenſo ijt es tiefſinnig, wenn Herr Altmann bemerkt, „internationale Ver: 
gleiche ſind aus vielen Gründen mit größter Vorſicht anzuſtellen“, ohne ſelber dieſe 
Vergleiche zu machen noch die Gründe anzugeben, die dem im Wege ſtehen. Ja, 
was bleibt denn dann zu populariſieren, wenn man alle theoretiſchen Probleme 
vorſichtig vermeidet? 

Auch die wirtſchaftliche und politiſche Seite der bargen wird kaum be⸗ 
rührt. Bloß die techniſchen Fragen ſind ziemlich klar dargeſtellt. Einige flüchtige 
Bemerkungen zeigen, daß der Autor die Probleme, die in den modernen Staaten 
mit der Finanzfrage verbunden ſind, ſehr wohl kennt. Aber er läßt den unkundigen 
Leſer ganz in Unklarheit darüber. b 

Eine äußerſt intereſſante Frage wirft er auf, auf die er aber keine Antwort 
gibt noch geben kann. Er ſieht in den Rüſtungsausgaben eine notwendige „natio⸗ 


* * j 
1 


Biterarifche Rundſchau. | 353 


nale Verſicherung“ (sich), fragt aber, ob deren „Entwicklung ſich ohne ſchwere 
Schädigung der wirtſchaftlichen Kräfte dauernd fortſetzen läßt“, und zitiert in einer 
Anmerkung den engliſchen Miniſter des Auswärtigen, der am 29. März 1909 geſagt 
hat, daß bei dieſem Tempo der Ausgabeſteigerungen der Bankrott der Staaten 
eintreten müſſe. Was zu tun wäre, um dieſer Gefahr entgegenzuſteuern, dar⸗ 
über ſchweigt Herr Altmann. ; 

Nur in dem Sinne iſt dieſe Schrift brauchbar, daß fie eine Fülle von Tat: 
ſachen bringt, und da ſie, wie erwähnt, die techniſche Seite der Steuerfragen eben⸗ 
falls kurz und gut beleuchtet, ſo kann ſie denjenigen empfohlen werden, die 
Wurms Schrift über die Finanzgeſchichte des Reiches ſchon kennen. M. N. 


Martin Hartmann, Anpolitiſche Briefe aus der Türkei. Der islamitiſche 
Orient, 3. Band. Leipzig, Verlag von Rudolf Kraft. 262 Seiten. Preis 8 Mark. 


Der bekannte Orientaliſt weilte zuletzt vierzig Tage in Saloniki und Konſtan⸗ 
tinopel, um ſich das Antlitz der neuen Türkei — die alte war ihm von mehreren 
Reiſen her wohl bekannt — anzuſehen. Bei ſeiner tiefen Kenntnis der Geſchichte 
des Landes auf allen Gebieten und ſeinem eindringenden, von kapitaliſtiſchen Profit⸗ 
intereſſen nicht geblendeten und von ideologiſcher Schwärmerei nicht geſchwächten 
Blicke hatte er in dieſer Zeit wahrhaftig ſehr viel geſehen und erzählt uns in 
ſeiner anſpruchsloſen Weiſe von den Veränderungen im Geijtes-, politiſchen und 
wirtſchaftlichen Leben der Türkei. Die Wandlungen im literariſchen und religiöſen 
Leben ſtehen natürlich an erſter Stelle, und die bezüglichen Erzählungen Hart⸗ 
manns ſind wohl das Vorzüglichſte, was in deutſcher Sprache darüber geſchrieben 
worden iſt: ſie vertiefen und verändern unſer Urteil über die Stagnierung der tür⸗ 
kiſchen Nation unter der abſolutiſtiſchen Regierung, das man ſich aus dem 
Studium der wirtſchaftlichen und politiſchen Verhältniſſe gebildet hat. Die wenig 

tröſtliche Darſtellung der Wandlungen auf politiſchem und ökonomiſchem Gebiet, 
die Hartmann gibt, iſt reich an Einzelheiten, die in anderen Berichten fehlen, und 
dabei umweht von einem humanitär⸗demokratiſchen Geiſte, den man in den üblichen 
deutſchen Reiſewerken nicht oft trifft. Für uns Sozialdemokraten haben ein ſpezielles 
Intereſſe die an mehreren Stellen des Buches zerſtreuten Nachrichten über die 
junge ſozialiſtiſche Bewegung in der Türkei, die Hartmann gleicherweiſe als Be⸗ 
obachter wie auch als Menſchen ehren. 

Wir können unſer Urteil über dieſes Buch Hartmanns mit der gleichen Be⸗ 
merkung ſchließen, mit der wir ſein vortreffliches Büchlein über den Islam den 
Leſern empfohlen haben: es iſt gleichfalls für den Politiker wie für die kultur⸗ 
geſchichtlich intereſſierten Leſer aufs wärmſte empfehlbar. Karl Radek. 


M. Liepmann, Profeſſor des Strafrechts in Kiel, Die Beleidigung. Band II 
und III von „Das Recht, Sammlung von Abhandlungen für Juriſten und Laien“. 
Berlin 1909, Puttkammer & Mühlbrecht. 132 Seiten. Preis 3,60 Mark. 


Zu den wichtigſten Streitpunkten bei der — man darf wohl trotz der Jämmer⸗ 
lichkeit der beſtehenden Zuſtände ſagen: drohenden — Strafrechtsreform gehören 
die Strafbeſtimmungen über die Beleidigung. Anſtatt dieſe Beſtimmungen einzu⸗ 
ſchränken, die unter der Flagge des Ehrenſchutzes Bütteldienſte leiſten bei der Be⸗ 
kämpfung des freien Wortes und politiſcher ſowie ſozialer Gegner, wird von der 
Regierung im trauten Verein mit allen Reaktionären eine arge Verſchlimmerung 
jener Paragraphen vorgeſchlagen. Da darf eine Monographie über die Beleidigung 
auf Intereſſe rechnen, um ſo mehr, wenn ſie, wie die vorliegende, in wichtigen 
Punkten für den von der Sozialdemokratie eingenommenen Standpunkt plädiert. 

Eine alte Forderung der Sozialdemokratie vertritt der Verfaſſer, wenn er ſich 
energiſch gegen die jetzige Praxis wendet, die auf Grund der Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen zugebilligte Strafloſigkeit einzuſchränken auf die Fälle, 
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ech der „Beleidiger“ nur feine eigenen egoiſtiſchen Intereſſen verfolgt. Mit 
Recht wirft er deswegen der Rechtſprechung des Reichsgerichts vor: „Sie hat aus 
krimineller Reizbarkeit das Recht der freien Meinungsäußerung namentlich bei 
Preßäußerungen engherzig eingegrenzt, ſie hat den Philiſterſtandpunkt ſanktioniert, 
das wir nur da zu löſchen hätten, wo es uns ſelbſt brenne, daß wir uns nicht um 
fremdes Wohl und Wehe zu bekümmern oder für das Wohl des Gemeinweſens in 
die Schranken zu treten hätten.“ (S. 118.) „Dazu kommt, daß die Judikatur des 
Reichsgerichts die beſonderen Exiſtenzbedingungen der Preſſe gründlich verkennt. 
Die Preſſe kann ihre Aufgaben gar nicht anders erfüllen, als daß ſie fremde 
Intereſſen wahrnimmt: ihre Macht beſteht darin, daß ſie Sprachrohr und zugleich 
Mundſtück für Wünſche und Forderungen in der Öffentlichkeit iſt.“ (S. 39.) Ins⸗ 
beſondere wendet ſich der Verfaſſer ſcharf gegen die beliebte Praxis, dem angeb⸗ 
lichen Beleidiger die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen zuzubilligen und ihm 
doch die Strafloſigkeit auf Grund der vagen Formel zu verſagen, daß ſich aus der 
Form der Außerung das Vorhandenſein einer Beleidigung ergebe. An dieſem vom 
Verfaſſer ſcharf gegeißelten Zuſtand würde auch durch den neuen Strafgeſetzentwurf 
nichts geändert werden. 

Der genannte Entwurf hat ſich bekanntlich das reaktionäre Verlangen, die 
„Verhältniſſe des Privatlebens“ unter beſonderen ſtrafrechtlichen Schutz zu 
ſtellen, und in betreff derſelben den Wahrheitsbeweis auszuſchließen, zu 
eigen gemacht. Sehr richtig führt Liepmann zu dieſen Beſtrebungen aus: „Das 
bedeutet nicht einen Schutz der Anſtändigen gegen Klatſch, ſondern in ſehr vielen 
Fällen eine rückſichtsvolle Verdeckung ſchmutziger Verhältniſſe auf Koſten reinlich 
denkender und mutiger Männer.“ (S. 104.) Freilich beeinträchtigt es den Wert 
ſeiner Haltung, daß ſich der Verfaſſer gegen die angeblich laxe Haltung der Ge⸗ 
richte wendet, weil dieſe den Wahrheitsbeweis mitunter nicht ſtreng auf die be⸗ 
haupteten Tatſachen beſchränkten. 

Wenn der Verfaſſer ſich ferner gegen die Ausdehnung der Strafbeſtimmungen 
über die Beleidigung Verſtorbener wendet, und wenn er energiſch das Märchen 
bekämpft, als ob in Deutſchland Beleidigungen zu milde beſtraft würden, und 
wenn er, beſonders auch unter Hinweis auf die viel milderen Strafen anderer 
Länder, gegen die angeſtrebte Erhöhung der Freiheitsſtrafen für Beleidigung Front 
macht, ſo kritiſiert er damit gleichzeitig die einſchlägigen Beſtimmungen des bei 
Erſcheinen der Schrift noch nicht veröffentlichten Strafgeſetzentwurfs. 

Sehr annehmbar iſt der Vorſchlag Liepmanns, bei freiwilligem Widerruf 
in der mündlichen Verhandlung Beleidigungen, die auf Grund irrtümlicher Infor⸗ 
mation erfolgt ſind, für ſtraflos zu erklären. Eine ſolche Beſtimmung würde freilich 
viel zu viel Einſicht, insbeſondere in das Weſen der Preſſe, verlangen, als daß 
man ernſtlich auf ihre Einführung rechnen könnte. 

Wenn der Verfaſſer verlangt, daß der Beleidigte auch im Offtzialverfahren 
ſtets uneidlich zu vernehmen ſei, ſo fordert er damit eigentlich nur eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit. Dennoch iſt nicht anzunehmen, daß ſich unſere Herrſchenden die 
Möglichkeit beſchränken wollen, auf Grund eidlicher Zeugniſſe von Poliziſten, Streik⸗ 
brechern und ähnlichen beleidigten Stützen des Staates ihre Gegner in ſchwere 
Strafen zu nehmen. 

Im Gegenſatz zu der ſonſtigen anerkennenswerten Haltung des Verfaſſers ſteht 
es freilich, daß er ſich dem reaktionären Verlangen nach Beſchränkung der Offent⸗ 
lichkeit anſchließt, und daß er ſich mit einer Erhöhung der Geldſtrafen auf Be⸗ 
leidigung einverſtanden erklärt. 

Die Schrift, die außer dem deutſchen Recht das öſterreichiſche und teilweiſe 
auch dasjenige der anderen europäiſchen Länder berückſichtigt. dürfte in dem Kampf 
um die Strafrechtsreform von Wert ſein. Ihr Preis muß freilich ein unbeſcheidener 
genannt werden. Siegfried Weinberg. 
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Die Fachtechnik und die Gewerkſchaftspreſſe. In Nr. 32 der „Neuen Zeit“ 
behandelt Genoſſe J. Kliche die Fachtechnik in der Gewerkſchaftspreſſe — aber 
leider hat er das Thema nicht erſchöpfend behandelt. Die Abſicht, die ſeiner 
Arbeit zugrunde liegt, iſt gewiß anerkennenswert. Aber die Aufzählung der Ge- 
werkſchaftspreſſe, die fachgewerbliche Artikel bringt, iſt unvollſtändig, und dann 
unterläßt er jede Angabe über den beabſichtigten Zweck, der mit der Aufzählung 
und Schilderung dieſer Gewerkſchaftsorgane erſtrebt wird, jede Schlußfolgerung, die 
aus der fachtechniſchen Fortbildung zu ziehen iſt. Der letzte Abſatz des Artikels 
ſcheint allerdings die Quinteſſenz der Arbeit zu ſein, wenngleich die darin zum 
Ausdruck gebrachte Anſicht eine glatte Desavouierung der eingangs anerkannten 
Zweckmäßigkeit der fachgewerblichen Bildung iſt und das dort Geſagte vollſtändig 
über den Haufen wirft. 

Die eigenartigen Anſichten, zu denen Kliche in ſeinen Schlußſätzen kommt, ver⸗ 
anlaſſen auch die „Holzarbeiter⸗ Zeitung“, zu dem Artikel Stellung zu nehmen. 
Bevor ſie ſich nun mit dem Artikel ſelbſt befaßt, hält ſie es für notwendig, ſich erſt 
an der „Neuen Zeit“ zu reiben. Sie ſchreibt nämlich in ihrer Nr. 20 nach einer 
kurzen Einleitung: 

„Der ganze Artikel legt Zeugnis davon ab, daß der Schriftſteller Joſef Kliche 
in unſtillbarem Betätigungsdrang ſich an Dinge heranwagt, die er nicht verſteht; 
man könnte über ſeine Leiſtung ruhig zur Tagesordnung übergehen, wenn es nicht 
gerade die ‚Neue Zeit‘ wäre, die ihm ihren Raum zum Abladen feiner Weisheit 
zur Verfügung geſtellt hat. Es könnte der Arbeiterbewegung nur zum Vorteil ge⸗ 
reichen, wenn das wiſſenſchaftliche Organ der deutſchen Sozialdemokratie an die 
Gewerkſchaftskritiker, die ſich bei ihr zum Wort melden, einen ſchärferen Maßſtab 
der Kritik anlegen würde, als es hier der Fall war.“ 

Die „Neue Zeit“ kann es nun einmal gewiſſen zart empfindenden Seelen nie 
recht machen. Auf früheren Parteitagen, ſo in Lübeck und beſonders in München, 
wurde der Redaktion der „Neuen Zeit“ vorgeworfen, daß ſie keine andere Anſicht 
als die ihrige aufkommen laſſen will, daß ſie zu ſehr zenſiere und den Groß— 
inquiſitor ſpiele. Ob zu Recht oder Unrecht, ſei hier dahingeſtellt. Jetzt will die 
„Holzarbeiter⸗Zeitung“ die Rolle des Großinquiſitors ſpielen und der „Neuen Zeit“ 
vorſchreiben, was fie bringen ſoll. Man merkt die Abſicht — — — 

Kliche nennt als Blätter, die die Fachtechnik pflegen, das vom Holzarbeiter⸗ 
verband herausgegebene „Fachblatt für Holzarbeiter“ ſowie den „Zeitgeiſt“ 
des Metallarbeiterverbandes. Die letztere Zeitſchrift iſt aber kein Fachblatt, wie 
Kliche ja ſelbſt anführt. Statt deſſen hätte er die fachtechniſche Beilage des 
„Deutſchen Maſchiniſten und Heizer“, des Verbandsorgans des Maſchiniſten⸗ 
und Heizerverbandes, anführen müſſen. Früher füllten bei dieſem alle vierzehn 
Tage erſcheinenden Organ die fachtechniſchen Artikel faſt zwei Drittel des ganzen 
Blattes, wodurch der allgemeine Teil des Blattes tatſächlich zu kurz kam. Seit der 
Generalverſammlung dieſes Verbandes im Jahre 1908 werden die fachtechniſchen 
Artikel und Fragen in einer eigenen, monatlich einmal erſcheinenden Beilage gebracht, 
die dem Verbandsorgan beigelegt wird; die mit Illuſtrationen verſehene Fachſchrift 
iſt ſehr inhalts⸗ und lehrreich. Sie kann zweifellos zu den beſten fachtechniſchen 
Schriften der Gewerkſchaften gezählt werden. 

Sehr gepflegt wird die fachtechniſche Ausbildung im Verband der Buch— 
drucker, und zwar in den ſogenannten Sparten. Zwar geht die fachgewerbliche 
Fortbildung von den Mitgliedern ſelbſt und nicht von der Verbandsleitung aus. 
Dies kommt jedoch bei Behandlung dieſer Frage nicht in Betracht. Von den 
Sparten der Buchdrucker, die eigentlich zur Erörterung der einzelnen berufstechniſchen 
Fragen gebildet wurden, geben die Maſchinenſetzer und die Stereotypeure 
und Schriftgießer eigene Mitteilungen heraus, in denen die jeweiligen fach⸗ 
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techniſchen Fragen behandelt werden. Die Korrektoren und Maſchinenmeiſter 
pflegen die Fachausbildung in Vorträgen. Die letztgenannte Sparte hält ſogar 
Fachunterrichtskurſe ab. Nun befaßt ſich Kliche allerdings nur mit der Fach⸗ 
ausbildung durch die Gewerkſchaftspreſſe. Sonderbarerweiſe; denn das iſt eben 
nur halbe Arbeit. Wird ſchon einmal die Zweckmäßigkeit der fachtechniſchen Fort⸗ 
bildung beſprochen, dann ſoll man ſie auch vollſtändig und in ihren ganzen 
Konſequenzen behandeln. Um ſo mehr, wenn man zu ſolch bedeutungsvollen Schluß⸗ 
folgerungen kommt, wie Kliche am Ende ſeiner Ausführungen. Der Vollſtändigkeit 
halber wäre noch zu erwähnen, daß — ſoweit mir noch bekannt iſt — neben den 
von Kliche angeführten Gewerkſchaftsblättern der „Korreſpondent für Deutſch⸗ 
lands Buchdrucker und Schriftgießer“, die „Metallarbeiter- Zeitung“, 
der „Steinarbeiter“, ſowie die „Textilarbeiter⸗Zeitung“ bei paſſenden Ge⸗ 
legenheiten fachtechniſche Artikel und Feuilletons bringen. Zweifellos brächten noch 
verſchiedene Gewerkſchaftsblätter mehr fachtechniſche und fachwiſſenſchaftliche Artikel 
oder Beilagen, wenn ſie die dazu nötigen Mitarbeiter bekommen könnten! So hat 
zum Beiſpiel die Redaktion der „Schmiede⸗Zeitung“ jahrelang an verſchiedene 
Stabs⸗ und Oberſtabsveterinäre — als die berufenſten Fachmänner auf dem be⸗ 
treffenden Gebiet — wegen Lieferung von Artikeln über das Hufbeſchlagweſen ge⸗ 
ſchrieben, um — eine einzige Antwort zu erhalten und dieſe lautete, daß es dem 
aktiven Soldat verboten ſei, Mitarbeiter einer politiſchen Zeitung zu 
ſein. Für die Fachblätter und Verbandsorgane der Unternehmer können die Herren 
aber ungeniert ſchreiben. 
über die Zweckmäßigkeit der fachtechniſchen Weiterbildungsbeſtrebungen — der 
theoretiſchen wie der praktiſchen — brauchen wohl keine langen Ausführungen ge⸗ 
macht werden. Es unterliegt gar keinem Zweifel, daß im Berufe tüchtige Arbeiter 
überhaupt, beſonders aber im Kleingewerbe, viel größeren Einfluß in allen Fragen 
haben. Dem Unternehmer ſowohl, als auch der Arbeiterſchaft gegenüber. Bei 
der Frage der Berufsbildung handelt es ſich vorwiegend um Weiterbildung. Die 
techniſche Entwicklung bringt in allen Berufen Neuerungen, Umwälzungen, in 
Theorie und Praxis. Daß die Gewerkſchaftsmitglieder mit allen Neuerungen ver⸗ 
traut ſind, liegt auch im Intereſſe der Gewerkſchaftsmitglieder ſelbſt. Schon heute 
iſt es eine feſtſtehende Tatſache, daß die gewerkſchaftlich organifierten Arbeiter die 
tüchtigſten im Berufe ſind. Wenn dies noch im vermehrten Maße der Fall wird, 
kann dies den Gewerkſchaftsorganiſationen nur von Vorteil ſein. a 
Die fachtechniſche Weiterbildung der Mitglieder liegt auch inſofern im Intereſſe 
der Gewerkſchaften, als ſie dadurch ein weiteres Propagandamittel zur Gewinnung 
indifferenter Arbeiter haben. } 
Es iſt ein Zeichen der Stärke der Gewerkſchaften, wenn fie noch für 
andere Zwecke Zeit und Geld übrig haben als bloß für die Regelung der Lohn⸗ 
und Arbeits verhältniſſe. Und je mehr ſie ſich auch auf anderen Gebieten des Wirt⸗ 
ſchaftslebens Einfluß und Geltung verſchaffen können, um ſo wichtiger, bedeutungs⸗ 
voller und einflußreicher werden ſie. 5 
Nun iſt es richtig, daß — wie auch Kliche findet — die fachgewerbliche Bildung 
der Arbeiter auch den Unternehmern zugute kommt. Das iſt aber ſelbſtverſtändlich 
kein Grund, ſie zu unterlaſſen. Die Hauptſache iſt, daß die Arbeiter davon Vor⸗ 
teile haben. Die Gewerkſchaften kommen bei der Durchführung ihrer Aufgaben 
— das iſt Verbeſſerung der Lohn- und Arbeitsverhältniſſe — noch öfters in die 
Lage, mit den Unternehmern zuſammen beſtimmte Aktionen ausführen zu müſſen. 
Es ſei hier nur an die Bekämpfung der Schmutzkonkurrenz erinnert, die bei den 
Buchdruckern ſowie bei den Töpfern in München zu dem ſogenannten Organi⸗ 
ſationsvertrag geführt hat. Zweifellos könnten auch die kleineren Unternehmer im 
Buchdruckgewerbe höhere Arbeitslöhne und kürzere Arbeitszeit gewähren, wenn die 
Preiſe für Abonnements, Inſeraten und Druckaufträgen nicht ſo herabgedrückt und 
ſo hohe Rabattſätze gegeben würden. Und wenn im Töpfergewerbe Arbeiter und 
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Unternehmer durch eine Vereinbarung, durch Leiſtung nur ſolider Arbeit und mög⸗ 
lichſter Vervollkommnung des Produktes das Gewerbe gehoben und die Exiſtenz 
auch für den kleinen Unternehmer gebeſſert haben, ſo iſt dies kein Schaden für die 
organiſierte Arbeiterſchaft. Für ſie iſt die Hauptſache, daß für die Arbeiter durch 
die Vereinbarung geregelte Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe geſchaffen werden. Da⸗ 
durch wird am Weſen des Klaſſenkampfes nichts geändert, ebenſowenig das ge⸗ 
werkſchaftliche Prinzip verletzt. K. Schmidt, Würzburg. 


Englands Geldkapital. Das Land, das noch vor einem halben Jahrhundert 
die Werkſtatt der Welt ſein wollte, wird induſtriell durch Amerika und Deutſch⸗ 
land immer mehr zurückgedrängt. Um ſo mehr aber wird es der Geldſchrank 


der Welt. 


Dem engliſchen Geldmarkt wurde in den letzten zwei Jahren von folgenden 


Ländern die nachſtehend verzeichneten Summen entnommen: 


1908 


1909 


Großbritannien 50051700 Pfd. Sterl. 18681400 Pfd. Sterl. 
Britiſche Kolonien 
Indien und Ceylon 13146200 - - 15336100 = . 
Südafrika 6209 700 = - 11291500 = . 
Kanada 27327400 = z 26814200 = = 
Auftralien BEN 4028200 = s 11380300 = - 
Andere britiſche Beſitzungen . 7438800 = r 9936100 = 5 


Fremde Länder 


58650300 Pfd. Sterl. 


74758 200 Pfd. Sterl. 


Rußland. 3810500 Pfd. Sterl. 9472500 Pfd. Sterl. 
Finnland . — 2 = 2323400 | = = 
Dänemark 2121000 = - 487500 = - 
Schweden 2940000 = : 831000 = s 
Norwegen 3 = - 381100 : 
Vereinigte Staaten 21472000 : D 15905400 - 5 
Brafilien . 12991600 = - 9218600 = z 
Argentinien . 15012500 = E 21733100 = 2 
Chile 1298800 = - 4098000 = l 
Mexiko Se 8113500 = e 9109600 = e 
T 14600 - 1591700 = 5 
Andere amerikaniſche Republiken 4225600 = . 2615800 = - 
China J 7 VL LOG = = 740000 = z 
SE a AN: 2920000 = E 4723600 = - 
Andere fremde Länder . 3550500 = - 5625900 = 


83501700 Pfd. Sterl. 


88917200 Pfd. Sterl. 


192203700 Pfd. Sterl. 


England entnahm alſo ſeinem Geldmarkt im vergangenen Jahre nur ein 
Zehntel des Kapitals, das ihm überhaupt entnommen wurde — rund 400 Mil⸗ 
lionen von 4000 Millionen Mark. Der Reſt ging vornehmlich in Agrarländer, um 
dort Eiſenbahnen zu bauen, Fabriken und Bergwerke in Betrieb zu ſetzen. 


182356800 Pfd. Sterl. 


Auffallend iſt der geringe Betrag, den China in Anſpruch nahm. Nicht einmal 


1 Million Pfund Sterling, bloß 15 Millionen Mark. Es ſucht ſeinen eigenen 
Kapitalismus zu entwickeln, ſich induſtriell und finanziell auf eigene Füße zu ſtellen. 
Den Löwenanteil nahm Amerika in Anſpruch, über 90 Millionen Pfund Sterling, 
K. 
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Zeitſchriftenſchau. 


„Der Kampf“ vom April bringt einen Aufſatz von F. Auſterlitz: „Wand⸗ 
lungen des Parlamentarismus“. Die Klage über den Niedergang des Parlamen⸗ 
tarismus iſt nicht auf Oſterreich beſchränkt, ſondern iſt ganz allgemein. Das Über⸗ 
wuchern der lokalen Angelegenheiten, die Unfruchtbarkeit der Geſetzgebung, die 
Laxheit in der Kontrolle der Verwaltung, der Leichtſinn beim Geldausgeben, das 
Übergewicht der Mandatsintereſſen über Staatsintereſſen wird dem franzöſiſchen 
Parlament mit gleicher Emphaſe vorgeworfen; auch der deutſche Reichstag iſt nicht 
frei davon, und das engliſche Unterhaus hat zulaſſen müſſen, daß ſeine Suprematie 
immer mehr von anderen Organen eingeſchränkt wird. Die Urſache liegt darin, 
daß ſeit ſeiner Entſtehung das Weſen des Parlamentarismus ſich völlig umgewandelt 
hat. Früher bedeutete das Parlament den Kampf des Volkes gegen den Abſolutis⸗ 
mus. Sein Ziel war, die politiſche Macht für das Volk zu erobern. Zwar beſtand 
das Volk aus mehreren Klaſſen, aber da ſie in dieſem Ziele zuſammengingen, konnte 
das Parlament als einheitliche Vertretung des Volkes erſcheinen. Mit der öko⸗ 
nomiſchen Entwicklung fand dieſer Kampf ſein Ende; die Volksherrſchaft entſchleierte 
ſich als Klaſſenvorrecht, und die Bourgeoiſie machte aus Furcht vor den nach⸗ 
rückenden Klaſſen ihren Frieden mit Adel, Dynaſtie und Klerus. Jetzt wird der 
Inhalt des Parlamentarismus ein anderer, ein Kampf der Klaſſen um die Macht. 
„Der Kampf um die Konſtitution wird von dem Kampfe um das Wahlrecht ab⸗ 
gelöſt; die Frage, welche Macht dem Parlament zufallen ſoll, wandelt ſich in die 
Frage um, wem das Parlament gehören ſoll.“ Parlamente, die darin rückſtändig 
ſind, verfallen dem Siechtum, der techniſchen Unfähigkeit oder der allgemeinen Ver⸗ 
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achtung. Mit dieſer Umwälzung verſchwindet das äſthetiſch⸗ſchöne Schauſpiel, das 


früher die Zeitgenoſſen entzückte und das Parlament volkstümlich machte. Das 
Parlament des allgemeinen Wahlrechtes bringt die wirklichen Klaſſenkämpfe im 
Volke zum Ausdruck; der Kampf der Parteien beherrſcht ſeine Taten, und die Ab⸗ 
ſtimmungen werden vom Klaſſenbewußtſein diktiert. Begeifterung und überſchwäng⸗ 
liche Gefühle kann es nicht auslöſen; der ernſte Kampf der Klaſſen, der ein düſter⸗ 
ſchweres Leben, kein äſthetiſch⸗ harmoniſches Schauſpiel iſt, drückt ihm ſeinen Stempel 


auf. Das gilt ſchon für jedes Parlament, aber für das öſterreichiſche in doppeltem 


Maße, weil hier zu dem Klaſſengegenſatz noch der Gegenſatz der Nationen kommt. 
Zwar iſt überall allgemeines Staatsintereſſe eine Phraſe, da nur die Klaſſen⸗ 


intereſſen herrſchen; aber in Oſterreich wirkt die nationale Kraft, die anderswo 


fördernd ſein könnte, noch beſonders lähmend. Weil die Wähler, als die Erſcheinung 
der Nation, das Wirkliche bilden, im Gegenſatz zu dem abſtrakten Staate, erſcheint 
hier ein Zurückſtellen der Staatsintereſſen gegen das Intereſſe der Wähler als eine 
lobenswerte nationale Tat. Die Unnatur dieſes ſchrecklichen Staates macht ein 
fruchtbares Wirken der Demokratie unmöglich. f a 

Die treibende Kraft der Politik in Oſterreich iſt die Demagogie. Auch anderswo 
herrſcht ſie, aber hier herrſcht ſie unbeſchränkt. Vom Anfang der Sitzung an be⸗ 
herrſcht den Abgeordneten nur die einzige Frage, wie er das nächſte Mal wieder 
gewählt wird. Das beſtimmt all ſein Handeln und daher alle Politik. Daher die 
bis ins Unſinnige geſteigerten nationalen Phraſen und Forderungen; jeder fürchtet, 
wenn er nicht radikal genug auftritt, vor den Wählern des nationalen Verrats be⸗ 
zichtigt zu werden und zu fallen. Allerdings ſteckt hinter dem Vorwurf, die Ab⸗ 
geordneten laſſen ſich zu wenig von Staatsintereſſen leiten, oft nur der Wunſch, ſie 
ſollen noch glatter neue Steuern und neue Rekruten bewilligen. Aber es iſt immerhin 
richtig, daß die demagogiſche Politik ſie zwingt, für ihre Wähler gegen den Staat 


auch in anderen Fällen einzutreten. Sie müſſen ihren Wählern zeigen, wie tätig 
und eifrig ſie ſind; das politiſche Brot wird jetzt ſchwer verdient — deshalb ſpricht 


jeder zu jedem Thema, bringt jeder Initiativanträge und Interpellationen ein; und 
die Folge dieſer Maſſenproduktion iſt, daß nur wenige Geſetze zum Abſchluß kommen, 
daß keine Initiativanträge erledigt und keine Interpellationen beantwortet werden. 
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So lähmt die demagogiſche Politik die Arbeitsfähigkeit des Hauſes. Natürlich iſt hier 
mit Klagen und Ratſchlägen, die Abgeordneten ſollen dieſe Politik aufgeben, nichts zu 
machen; wer ſich beſſern ließe, könnte nur zu leicht zum Düpierten werden. Die De⸗ 
magogie iſt eine natürliche Folge der Umſtände; die ſtaatsbürgerliche Einheit fehlt, die 
Parteien haben ſich kaum entwickelt und ſind nur erſt Parteiſtrömungen, und ſchließlich 
kommt die Jugend des allgemeinen Wahlrechtes hinzu, wodurch alles noch im Fluſſe iſt. 
Unter dem Titel „Wachstumsſchmerzen“ behandelt Otto Bauer den Kampf, 

der innerhalb der tſchechiſchen Arbeiterſchaft um die Frage: Nationale oder gemein⸗ 
ſame zentraliſierte Gewerkſchaften? entbrannt iſt. Die Deutſchnationalen folgern 
aus dieſem Kampfe zwiſchen „Autonomiſten“ und „Zentraliſten“, daß anders als 
die deutſchen Sozialiſten die tſchechiſchen Genoſſen noch nationales Empfinden haben. 
Daran iſt nur ſo viel Wahrheit, daß die allgemeine Grundſtimmung der tſchechiſchen 
Arbeiter dem Sozialismus gegenüber etwas anders iſt. Der Deutſche weiß, daß 
ſeine nationale Kultur reich und angeſehen in der Welt iſt, und braucht ſie deshalb 
nicht zu betonen; die Tſchechen haben ſie erſt ſeit kurzem, in ſchweren Kämpfen er⸗ 
worben, und müſſen daher ihre Nationalität ſtark betonen, wollen ſie ſie nicht ver⸗ 
lieren. Der tſchechiſche Arbeiter findet ſich vom deutſchen Bourgeois ausgebeutet, 
vom deutſchen Staatsbeamten beherrſcht; deutſche Schulen für ſeine Kinder werden 
ihm aufgezwungen; daher haßt er das Deutſchtum und wird der nationaltſchechiſchen 
Propaganda zugänglich. Der Sozialismus tritt dieſen nationalen Vorurteilen ent⸗ 
gegen; während dabei aber der deutſche Arbeiter über eine reiche ſozialiſtiſche 
Literatur verfügt, die ihn international denken und empfinden lehrt, muß die kleine 
tſchechiſche Arbeiterſchaft ſich eine ſolche Literatur erſt ſchaffen. Der wiſſenſchaftliche 
Sozialismus, der uns am beiten aus dem engen Öfterreichertum hinaushebt und in die 
Weite der europäiſchen Klaſſenkämpfe führt, iſt in die tſchechiſche Partei viel weniger 
eingedrungen. Es iſt fraglich, ob eine noch ſchroffere Betonung der Internationalität 
in unſerer Propaganda nicht beſſer geweſen wäre als unſere an ſich gerechtfertigte An⸗ 
erkennung der nationalen Forderungen. So iſt es erklärlich, daß vor allem die Maſſen, 
die in den letzten Jahren zuſtrömten, nur ungenügend aufgeklärt wurden, und daher 
äußert ſich der Prozeß der allmählichen Aſſimilierung jetzt in ſchmerzhaften Formen. 
Seitdem eine Gruppe tſchechiſcher Genoſſen austrat und einen Konkurrenzverband 
neben dem Metallarbeiterverband gründete, wird, vor allem in Brünn, unter den 
tſchechiſchen Gewerkſchaftern ein heftiger Kampf, oft mit unſchönen Mitteln, über 
die Form der Gewerkſchaft geführt. Die tſchechiſchen Separatiſten behaupten, ſie 
wollen doch international bleiben; die verſchiedenen nationalen Gewerkſchaften ſollen 
ſich föderativ verbinden. So weit ſind auch bürgerliche Vereine ſchon. Was Kautsky 
als zukünftige Gliederung der Menſchen anſah: nach Wirtſchaftsgebieten für wirt⸗ 
ſchaftlich⸗techniſche, nach Nationen für kulturelle Zwecke, dazu vermögen ſich hier 
organiſierte Arbeiter noch nicht einmal aufzuſchwingen. Die alten, mit ſchwerer 
Arbeit und Mühe aufgebauten Organiſationen werden zerriſſen, ihre Kraft zur Er⸗ 
ringung von Verbeſſerungen wird gelähmt, ihre Werbekraft auf die abſeits ſtehenden 
Arbeiter geſchwächt, und daneben wird durch die Argumente des Kampfes die 
nationale Feindſchaft geſtärkt. Während die Bekämpfung des Nationalismus die. 
Pflicht jedes Genoſſen ſein ſollte, wird er hier durch rückſichtsloſe Kampfargumente 
geſchürt. Natürlich iſt dieſer Brünner Streit nur eine Epiſode, die unſer Wachstum 
bezeugt; in allen Ländern hat die Partei ſich durch ſchwere innere Kämpfe empor⸗ 
arbeiten müſſen. Hier kann der Ausgang nicht zweifelhaft ſein: die Einheitlichkeit 
der Klaſſenorganiſation wird ſich durchſetzen. Dabei müſſen aber die zweckmäßigen 
Formen geſucht werden, wie unter Wahrung des einheitlichen Vorgehens den natio⸗ 
nalen Gruppen eine möglichſt weite Selbſtbeſtimmung gegeben wird. Vom euro⸗ 
päiſchen Standpunkt iſt der tſchechiſche Bruderzwiſt nur der Irrtum eines Augenblicks. 
Über „Die Revolution der Kunſt und ihr Einfluß auf das Gewerbe“ ſchreibt 
Karl Richter: Die Kunſtgewerbe werden von der ſogenannten hohen Kunſt be⸗ 
| fruchtet; die wechſelnde Kunſtrichtung beſtimmt ihr Aufkommen und Verblühen. 
Davon bietet die Vergolderei ein Beiſpiel. Von alters her angeſehen, erreichte ſie 
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erſt im achtzehnten Jahrhundert ihren Höhepunkt. Alles, Möbel, Wände, Bildhauer⸗ 
arbeit, jeder Gebrauchsgegenſtand wurde vergoldet. Wien und Paris gaben den 
Ton an. Dieſe Kunſtrichtung blieb bis in die neueſte Zeit, als in den neunziger 
Jahren der Ruf „Zurück zur Natur“ ertönte. Materialechtheit und Naturtreue 
waren die neuen Prinzipien, wozu die Vergolderei nicht mehr paßte. In dem Maße, 
wie die neue Richtung (Sezeſſion, Jugendſtil) ſich durchſetzte, ging das Vergolder⸗ 
gewerbe immer mehr zurück. Die Zahl der Vollarbeiter verringerte ſich in Wien 


von 541 im Jahre 1898 auf 322 im Jahre 1908, alſo um 40 Prozent. Die meiſten 


ſich anderen Beſchäftigungen zugewandt. Die Zahl der Meiſter hielt ſich ungefähr 


y 


der arbeitslos Gewordenen, ſowie die in dieſer Zeit freigeſprochenen Lehrlinge haben 


auf der früheren Höhe, aber ſie ſind ſtark heruntergekommen. Allerdings iſt auch die 


Technik hinzugekommen, die in dem Bronzepulververfahren einen N Erſatz 
für die Blattvergoldung ſchuf. 
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Eine ertragreiche Woche. 
ö 1 Berlin, 11. Juni 1910. 
Auch in dieſer Woche hat der Schnapsblock gute Arbeit geliefert, die ihm 


die Anerkennung ſelbſt ſeiner Todfeinde ſichern muß. Er hat die Lohn⸗ 
erhöhung der Krone mit 3 ½ Millionen Mark durchgeſetzt und zugleich in der 
Debatte über die Borromäus⸗Enzyklika des Papſtes eine abgeſchmackte Komödie 
geſpielt, wie ſie ſogar in den Jahrbüchern des preußiſchen Abgeordnetenhauſes 


nicht alle Tage zu verzeichnen iſt. 

Allerdings wagte er nicht, die Erhöhung der Zivilliſte ſo ſchnell durch⸗ 
zupeitſchen, als urſprünglich beabſichtigt war. Er mimte eine Vorberatung 
in der Budgetkommiſſion, in der natürlich die ſozialdemokratiſche Fraktion 
nicht vertreten war, und hier ſoll der Finanzminiſter v. Rheinbaben die Not⸗ 
lage der Krone ſo beweglich dargeftellt haben, daß alle bürgerlichen Parteien 
in tiefer Rührung dahinſchmolzen. Eigentümlich illuſtriert wurde dieſe Not⸗ 
lage dadurch, daß genau an demſelben Tage eine Hochzeit im königlichen 
Hauſe ſtattfand, die einen beträchtlichen Teil der neu bewilligten Millionen 
vorwegnimmt, um ein junges Ehepaar zu apanagieren, von dem nicht ab⸗ 


zuſehen iſt, was ſeine Exiſtenz, wir ſagen gar nicht mit den Intereſſen des 


Staates, ſondern nur mit den Intereſſen der Monarchie zu tun hat. 


Wenn nach Anſicht des alten Fritz die Prinzen von Geblüt nur dazu da ‘ 
find, für die Fortpflanzung des Herrſcherhauſes zu forgen, und darüber hinaus 


die Vermehrung dieſer „Zwitterweſen“, die nach den preiswürdigen Grund⸗ 
ſätzen der Monarchie all ihr Lebtag zu einem geſchäftigen Müßiggang ver⸗ 
urteilt ſind, dem Anſehen der Krone nicht dient, ſo iſt dieſer einzige Zweck 
prinzlichen Daſeins augenblicklich ſchon durch die ſechs Söhne und wir wiſſen 
nicht wie viele Enkel des Kaiſers reichlich geſichert. Dazu kommen nun noch 
verſchiedene prinzliche Nebenlinien, ſo daß die „ebenbürtige“ Verheiratung 
eines entfernten Verwandten des Kaiſers, eines Vetters im zweiten Grade, 


juſt an demſelben Tage, wo den hungernden Maſſen ein neuer Tribut von 
1909-1910. II. Bd. 24 
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3½ Millionen Mark auferlegt wird, um der notleidenden Krone aufzuhelfen, 
in einem recht eigentümlichen Lichte erſcheint. 

In um ſo eigentümlicherem Lichte, als dieſelben Blätter, die im vorderen 
Teile rührſelige Tränen vergoſſen über die koloſſalen Apanagen, die die Krone 
an die Prinzen und Prinzeſſinnen zu zahlen habe, ihre Schmockgewohnheiten 
nicht genug zu bändigen wußten, um nicht in ihrem hinteren Teile zu erzählen, 
daß ſich in dieſer Hochzeit nicht nur zwei unvergleichlich liebenswürdige Per⸗ 
ſönlichkeiten, ſondern auch zwei unvergleichlich mächtige Geldſäcke umarmten. 
Der Bräutigam ſei, von ſeiner Großmutter, einer holländiſchen Prinzeſſin, her, 
unermeßlich reich, und der Vater der Braut, der Herzog von Ratibor, gehöre 
zu den größten Grundbeſitzern in Preußen. Die Tatſachen ſind ganz richtig, und 
es wird gewiß für die hungernden Maſſen ein Troſt ſein, daß ein beträchtlicher 
Teil der 3'/ Millionen, die ihnen von neuem auferlegt worden ſind, dazu ver⸗ 


braucht werden wird, den Haushalt eines ſo blutarmen Pärchens zu beſtreiten. 


Doch das iſt ſchließlich nur ein beiläufiges Item aus dieſem patriotiſchen 
Schauſpiel, das hoffentlich noch ſeinen Hiſtoriker finden wird, ehe die Reichs⸗ 
tagswahlen herankommen, wobei denn auch die Geſchichtsklitterungen des 
Herrn v. Rheinbaben ihre gebührende Würdigung finden müßten. Den Schau⸗ 
ſpielern ſelbſt war offenbar unheimlich zumute, und ſie beeilten ſich, aus der 


Lakaienlivree in die Toga der Kulturpaukerei zu ſchlüpfen, die, zerſchliſſen wie 
ſie iſt, die Blöße ihrer Glieder erſt recht nicht deckt. 


Die Vermutung liegt nahe, daß der Spektakel über die Borromäus⸗Enzyklika 
des Papſtes von vornherein angezettelt worden war, um die Aufmerkſamkeit 
der Maſſen von der Plünderungstätigkeit des Schnapsblocks abzulenken. 
Immerhin iſt wahrſcheinlicher, daß der Vatikan bei der Abfaſſung dieſes 
Aktenſtückes gar keinen Hintergedanken gehabt hat. Er ſpricht darin von der 
Reformation ſo, wie der Papſt davon ſprechen muß, und was er über die 
Rolle der Fürſten in der reformatoriſchen Bewegung des ſechzehnten Jahr⸗ 


hunderts ſagt, trifft namentlich auf die damaligen Hohenzollern alleſamt Punkt 


für Punkt zu, iſt ſogar eher zu milde als zu ſcharf ausgedrückt. Sicherlich 
war mit den damaligen Päpſten auch kein Staat zu machen, aber die prote⸗ 
ſtantiſchen Päpſtlein haben mit ihnen auch nie Staat gemacht. Das ſchlimmſte, 
was in der Borromäus⸗Enzyklika ſteht, iſt lindes Säuſeln beiſpielsweiſe gegen 
Luthers Schrift über das „vom Teufel geſtiftete Papſttum“, wie er den Papſt 
ziemlich hundertmal als Ew. Hölliſchheit anredet, ihn einen „verfluchten Anti⸗ 
chriſt“, einen „verzweifelten Spitzbuben und Böſewicht“, einen „unerſättlichen, 
grundloſen Geizwanſt“, eine „epikuriſche Sau, wie alle Päpſte, deine Vor⸗ 
fahren“, einen „groben Eſel, einen Papſteſel“ ſchimpft, worin er von allen 
Päpſten ſagt, ſie ſeien „durchtriebene Ertzſpitzbuben, Mörder, Verräter, Lügner, 
und die rechte Grundſuppe aller böſeſten Menſchen auf Erden“, der Papſt ſei 
„Gottes und der Menſchen Feind, der Chriſtenheit Zerſtörer und des Satans 
leibhaftige Wohnung“ uſw. uſw. Schließlich empfiehlt Luther, dem Wappen des 
Papſtes eine Ehre anzutun, die wir lieber nicht bei Namen nennen, und das alles 
ſchrieb er beiläufig nicht in der Hitze des Kampfes, ſondern in ſeinem Todes⸗ 
jahre, als er längſt geſiegt hatte und proteſtantiſcher Gegenpapſt geworden war. 
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Dieſer, wie Knuten⸗Oertel ſagen würde, „Sauherdenton“ iſt von jeher her⸗ 
kömmlich geweſen zwiſchen den verſchiedenen Konfeſſionen der Religion, die 
ſich die Religion der Liebe nennt, und wenn man darüber eine Rechnung 
aufmachen wollte, ſo würde ſie vielleicht ergeben, daß die Geſcheitelten ein 
ungleich ſchwerer belaſtetes Konto haben als die Geſchorenen. Indeſſen kommt 
es darauf nicht an, und nur im Vorbeigehen möchten wir auch bemerken, 
daß wir die Anſicht einzelner Parteiblätter nicht zu teilen vermögen, die, ge⸗ 
ſtützt auf Janſſen, bei dieſer Gelegenheit die Anſicht ausgeſprochen haben, bei 
einem Zank über die Reformation hätten die katholiſchen Pfaffen eine günſtigere 
Poſition als die proteſtantiſchen. Janſſen hat freilich eine Unzahl proteſtan⸗ 
tiſcher Legenden zerſtört, aber wer, in der proteſtantiſchen Schule von Kindes⸗ 
beinen an mit dieſen Legenden genährt, an ihn herankommt, unterliegt leicht 
der Gefahr, ihn zu überſchätzen: tatſächlich iſt er von ſeinem Standpunkt aus 
ein ebenſo leichtfertiger oder auch bösartiger Geſchichtsklitterer wie ſeine prote⸗ 
ſtantiſchen Antipoden. Wie die herrſchenden Klaſſen des Reformationszeitalters 
ſich hüben und drüben nichts vorzuwerfen hatten, ſo ſind heute die Pfaffen 
hüben und drüben aufs Schimpfen angewieſen; um die Schäflein in die eigene 
Hürde zu locken, gebieten ihnen die einfachſten Geſetze des unlauteren Wett⸗ 
bewerbes, die Konkurrenten möglichſt ſchlecht zu machen. 

Alſo war an der Borromäus⸗Enzyklika des Papſtes gar nichts Auffallendes 
und Neues, und ſo ſcheint man auch im Vatikan durch das Theatergeraſſel, 
das ſie hervorgerufen hat, einigermaßen verblüfft worden zu ſein. Es will 
uns nicht recht wahrſcheinlich dünken, daß die Junker aus freiem Antrieb die 

Gelegenheit ergriffen haben, um die Patrone des „konfeſſionellen Friedens“ 
und der „proteſtantiſchen Gewiſſensfreiheit“ zu ſpielen. Sie ſind zu verſchmitzt, 
um nicht vorherzuſehen, daß dies Abenteuer kläglich enden würde. Aber ihre 
getreueſten Helfershelfer, die proteſtantiſchen Pfaffen, waren durch die päpſt⸗ 
liche Enzyklika in ihren heiligſten Gefühlen verletzt, und dann ſchürten auch 
die nationalliberalen Kulturpauker, die einmal wieder den alten Phraſenſchatz 
vom Kampfe gegen Rom verhökern wollten. So konnten die Junker nicht 
länger ſchweigen, und da ſie einmal wohl oder übel daran mußten, ſo ſuchten 
ſie aus der Not eine Tugend zu machen und ihre doch vielfach kopfſcheu ge⸗ 
wordenen Wähler dadurch einzuſeifen, daß fie taten, als verteidigten fie die 
himmliſchen Güter auch gegen das Zentrum, mit dem ſie in den irdiſchen 
Gütern gemeinſame Rappuſe machen. f 
Der ſchale Schwindel iſt ihnen ſchlecht bekommen; es genügte ſchon, daß 
ein freiſinniger Redner ihn ein wenig unter die Lupe nahm, um den Schnaps⸗ 
block mit feiger Angſt zu ſchlagen, ſo daß er durch einen brutalen Gewaltakt 
dem ſozialdemokratiſchen Redner das Wort abſchnitt. Er blamierte ſich da⸗ 
mit zwar vor dem ganzen Lande, aber offenbar zog er dies trübſelige Schickſal 
noch der Gefahr vor, ſeine elenden Machenſchaften vor allem Volke aufgedeckt 
zu ſehen. Ein zweites Mal wird er ſich auf dieſem fahlen Pferde ſchwerlich 
betreffen laſſen; ſeine nackte Intereſſenpolitik läßt ſic durch kein ideologiſches 
Mäntelchen mehr verkleiden. Und das iſt ſicherlich ein Fortſchritt, wenn au 
nicht für ihn. 
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Als eine kleine Schlappe wird er es auch wohl empfinden, daß der letzte 
Mann der Ara Bülow das ſinkende Schiff verläßt, mit der impoſanten Geſte 
dazu: Ich verlaſſe euch, weil ihr ſterben werdet! Weder die Konſervativen noch 
die Ultramontanen haben Herrn Dernburg geliebt, und die Zeit, wo ſie ihn 
abhalfterten, wäre wohl nicht fern geweſen, allein daß er das Prävenire 
geſpielt hat, das iſt ihnen doch fatal. Herr Dernburg hat ſich auch bei dieſer 
Gelegenheit als ein geſchickter Geſchäftsmann erwieſen, und wir haben nichts 
gegen den kleinen Streich einzuwenden, den er dem Schnapsblock geſpielt hat; 
auch erkennen wir es bis zu einem gewiſſen Grade als Fortſchritt an, daß er 
die bureaukratiſch⸗feudale Wirtſchaft in den Kolonien durch die kapitaliſtiſche 
Wirtſchaft erſetzt hat. Dafür gebührt ihm gewiß auch die feurige Bewunde⸗ 
rung aller kapitaliſtiſchen Intereſſenten. Aber wenn das mit ihm verſippte 
„Berliner Tageblatt“ nunmehr verlangt, daß wir dem Macher der Hottentotten⸗ 
wahlen und Hauptträger der liberalen Blockpolitik als einem Moſes folgen 
ſollen, der das unglückliche Volk aus der feudalen Wüſte ins gelobte Land 
der Freiheit führen werde, ſo ſcheint uns das eine etwas harte Zumutung 
zu ſein. | 

Bleiben wir lieber auf dem Boden der nüchternen Tatſachen und erinnern 
wir uns, welch traurige Rolle der Freiſinn, zu dem angeblich Herr Dernburg 
gehört, eben in den Verhandlungen über die Erhöhung der Zivilliſte geſpielt 
hat. Sein Redner, Herr Fiſchbeck, ſcheute ſelbſt davor nicht zurück, ſeine und 
ſeiner Freunde monarchiſche Geſinnung gegenüber der ſozialdemokratiſchen Op⸗ 
poſition wie ein ſeidenes Tuch herauszuſtreichen. Es gäbe keine Dankbarkeit 
in der Welt, wenn dafür beim nächſten Ordensfeſt nicht ein paar rote Piep⸗ 
mätze angeflattert kämen. 

Inzwiſchen nach dieſem erſten Streiche der neugeeinten Fortſchrittlichen 
Volkspartei kann alsbald ihr zweiter folgen. Bei der Stichwahl in dem Reichs⸗ 
tagswahlkreis Uſedom⸗Wollin hat ſie demnächſt zwiſchen dem Kandidaten des 
Junkertums und der Sozialdemokratie zu entſcheiden. Die Junker ſetzen ihr die 
Piſtole auf die Bruſt und wir, wir hoffen, gemäß der ſozialdemokratiſchen 
Politik gegenüber dem Freiſinn, auf die längſt das Wort Schillers zutrifft: Am 
Grabe noch pflanzt ſie die Hoffnung auf. | 

Jedoch wir können uns dieſe Seligkeit im Vertrauen gönnen, der das 
Sprichwort ſonſt bedenkliche Folgen nachſagt. Denn ob ſo oder ſo — die 
Gewinner ſind wir allemal. 


Eine neue Strategie. 
Von K. Kautsky. 


4. Streikbedingungen in Rußland. 

Wir haben gejehen, wie wir in ein Netz von Widerſprüchen geraten, ſo⸗ 
bald wir verſuchen, der Parole für den Maſſenſtreik, deren Diskutierung die 
Genoſſin Luxemburg verlangt, eine beſtimmte Form zu geben. Das muß 
ſicher bei einer ſonſt ſo ſcharfſinnigen und klaren Denkerin wie Genoſſin 
Luxemburg überraſchen. Aber es verliert den Anſchein der Rätſelhaftigkeit, 
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wenn wir von den Ideen zu den Dingen zurückgehen, denen ſie entſpringen. 
Wir finden dann, daß die Widerſprüche in der Auffaſſung vom Maſſen⸗ 
ſtreik bei unſerer Freundin bloß die Widerſprüche zwiſchen den Bedingungen 
des Maſſenſtreiks in Rußland und in Deutſchland reflektieren. 

Immer wieder weiſt uns die Genoſſin Luxemburg auf die ruſſiſche Revo⸗ 
lution hin, deren Lehren wir zu beherzigen hätten. Ich bin der letzte, der 
die Bedeutung dieſer rieſenhaften Kataſtrophe unterſchätzen und der leugnen 
möchte, daß wir alle aus ihr lernen können und viel zu lernen haben. 

Aber lernen heißt nicht einfach nachahmen. Die gewöhnliche Auffaſſung 
der Geſchichte als Lehrmeiſterin iſt die, daß ſie eine Sammlung von Erfolgen 
und Mißerfolgen darſtellt; daß ihre bloße Betrachtung uns die Wege zeigt, die 
zum Erfolg führen, und die Abwege, die zu vermeiden ſind. Nichts verkehrter, ja 
verderblicher, als dieſe Auffaſſung. Sie wäre nur dann berechtigt, wenn die Ge⸗ 
ſchichte wirklich, wie viele Leute glauben, die ſtete Wiederholung derſelben Vor⸗ 
gänge wäre, wenn bloß die Namen, die Sprache und die Koſtüme der Akteure 
wechſelten, ihre Rollen und der Verlauf des Stückes ſich gleich blieben. In 
Wirklichkeit macht die Geſellſchaft eine ſtete Entwicklung zu immer kompli⸗ 
zierteren Formen durch, eine Folge der fortſchreitenden techniſchen Entwicklung, 
wiederholen ſich alſo nie völlig die gleichen Bedingungen der ökonomiſchen 
und politiſchen Kämpfe, die die Geſchichte ausmachen, und werden dieſe 
immer mannigfaltiger. Zu den verſchiedenen Zeiten und in den verſchiedenen 
Ländern haben daher ſehr verſchiedene Methoden Erfolge gehabt, und es iſt 
kaum eine Methode des Kampfes, kaum eine politiſche Einrichtung denkbar, 

für die ſich nicht Belege ihrer Vorzüglichkeit in der Geſchichte finden ließen, 
für jakobiniſchen Terrorismus und chriſtliche Ergebung, für die aufs Ganze 
gehende Revolution und die ſchrittweiſe vordringende Reformation, für Re⸗ 
publik und Monarchie, Föderalismus und Zentralismus uſw. 

Auf dieſem Wege kann man aus der Geſchichte beweiſen, was man will, 
und wird dabei nur zu leicht genarrt ſein, denn die Vergangenheit wiederholt 
ſich nicht und hinter äußerlichen Ahnlichkeiten verſchiedener Zeiten ſtecken oft 
die größten ſozialen Verſchiedenheiten. 

Beſonders gefährlich iſt es, ſich auf revolutionäre Vorbilder zu berufen. 
Ein ſo gewaltiges Ereigniß, wie eine große Revolution, hinterläßt die tiefſten 
Eindrücke, die Generationen lang fortwirken. Die Wege, auf denen ſie ihre 
gewaltigen Erfolge erzielte, gelten lange als die einzig richtigen. Ein ſolches 
Ereigniß erweckt aber auch immer in enthuſiaſtiſchen Seelen große Erwar⸗ 
tungen, die es nicht erfüllt, um ſo größere Erwartungen, je rieſenhafter es 
ſelbſt iſt. Nimmt die Revolution zum Schluß einen anderen Verlauf, als jene 
begeiſterten Jünger erhofft, dann gilt das als eine Folge von „Fehlern“, 
die man gemacht, und die man das nächſtemal vermeiden will. So erſcheint 
gerade eine Revolution immer höchſt fruchtbar an „Lehren“, die zeigen ſollen, 
wie weitere Revolutionen zum Siege zu führen ſind und vor welchen Fehlern 
man ſich dabei zu hüten hat. 

Aber eine ſolche große Revolution kann nicht vorübergehen, ohne die Be⸗ 
dingungen, die ſie vorfand und unter denen ſie ſich abſpielte, von Grund 
aus zu verändern. Sie hält nicht immer das, was viele von ihr erhoffen 
und erwünſchen, aber ſie wälzt ſtets die politiſchen und ſozialen Verhältniſſe 
um, die ſie vorfindet, und ſchafft neue, die neue Methoden des Kampfes 
und der Propaganda notwendig machen, ſo daß wir ganz irregeführt werden, 
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wenn wir nach der Revolution die Lehren ihrer Erfolge und Mißerfolge ohne 
weiteres auf unſere Praxis anwenden wollen. 

Damit iſt jedoch nicht geſagt, daß wir nicht aus der Geſchichte und nament⸗ 
lich aus der von Revolutionen lernen können und ſollen. Aber was wir ihr zu ent⸗ 
nehmen haben, iſt nicht eine Sammlung erfolgreicher und fehlerhafter Methoden, 
ſondern die Erkenntnis kauſaler Zuſammenhänge. Indem wir die kau⸗ 
ſalen Zuſammenhänge der geſellſchaftlichen Vorgänge einer beſtimmten Periode 
unterſuchen, erkennen und mit denen anderer Perioden ſowie unſerer Zeit 
vergleichen, wird uns die Erkenntnis der letzteren erleichtert; wird es uns 
ermöglicht, die weſentlichen Faktoren ihrer Entwicklung von den oberflächlichen 
und zufälligen Erſcheinungen zu trennen, die einzelnen Faktoren zutreffender 
zu bewerten und aus ihrer Unterſuchung ſicherere Schlüſſe auf die Zukunft 
und damit auf unſere Aufgaben in der Gegenwart zu ziehen, als wir ſonſt 
vermöchten. 

Wer etwa die franzöſiſche Revolution daraufhin anſieht, welche Vorteile 
die Methode des Jakobinismus gewährt oder die des Zuſammenwirkens von 
Bauern, Bürgern, Proletariern unter der anfeuernden Wirkung der ethiſchen 
Formeln der Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit, wird zu Reſultaten 
kommen, die für die Gegenwart nur zu leicht irreführen. Es iſt einer der 
Mängel des franzöſiſchen Sozialismus, daß die „Lehren“ der großen Revo⸗ 
lution in ihm immer noch nachwirken. Dagegen iſt eine Unterſuchung der 
Rolle, welche die verſchiedenen Klaſſen in der Revolution ſpielten, für die 
Erkenntnis des Weſens dieſer Klaſſen und ihrer Verhältniſſe zueinander ſehr 
wichtig; namentlich wenn man ſie in Vergleich ſetzt mit ſpäteren Entwicklungs⸗ 
formen, etwa von 1848, 1871 und jetzt. Wir ſehen dann klar, was das Prole⸗ 
tariat von den Intellektuellen, den großen induſtriellen Kapitaliſten, den Klein⸗ 
bürgern, den Bauern heute noch zu erwarten hat; inwieweit es mit ihnen 
zuſammenwirken kann oder ihnen entgegentreten muß. Die Ergebniſſe der 
politiſchen und ökonomiſchen Erfahrungen unſerer Zeit werden vertieft und 
geklärt durch ihren Vergleich mit den Erfahrungen der Vorzeit. 

Und ähnliches gilt von dem Vergleich der Erfahrungen verſchiedener Länder 
miteinander. Jedes Land kann und ſoll von den anderen Ländern lernen. 
Aber nicht dadurch, daß es einfach deren Methoden nachahmt, ſondern da⸗ 
durch, daß es ſeine Erfahrungen mit denen anderer Länder vergleicht, deren 
Erfolge und Mißerfolge auf ihre Urſachen zurückführt und unterſucht, inwie⸗ 
weit die gleichen Urſachen bei uns beſtehen, beſtanden oder im Kommen be⸗ 
griffen ſind und daher gleiche Wirkungen für uns mit ſich bringen oder er⸗ 
warten laſſen. 

Die Genoſſin Luxemburg weiſt uns immer wieder auf das Beiſpiel der 
ruſſiſchen Maſſenſtreiks hin, die die Revolution von 1905 einleiteten und 
herbeiführten. Unter welchen Umſtänden vollzogen ſie ſich? 

Sie ſetzten zu einer Zeit ein, wo die ruſſiſche Regierung zur ſchwächſten 
Regierung der Welt geworden war. Keine Klaſſe ſtand mehr hinter ihr, allen 
Klaſſen, auch den Grundbeſitzern und den Kapitaliſten, erſchien ſie als die 
Urſache des Ruins Rußlands, als der Fluch des Landes, als ein verderb⸗ 


liches Raubtier, das zur Strecke gebracht werden müſſe. Die Fülle von Kor⸗ 


ruption, die wahnſinnige Verſchwendung der Mittel des Landes, die völlige 


Unterbindung ſeiner ökonomiſchen Entwicklung, die Desorganiſation der ganzen | 


Verwaltung war auf das kraſſeſte zutage getreten in einem Kriege, der auf 
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das leichtfertigſte herbeigeführt worden war, gegen Gegner, die man verlacht 
und verſpottet und die nun der Armee eine furchtbare Niederlage nach der 
anderen beibrachten, wodurch ſie nicht nur dieſen letzten Halt der Regierung 
zerbrachen, ſondern ſogar ihn zu einem Mittel der Rebellion geſtalteten. Die 
Offiziere waren in allgemeine Verachtung bei den gemeinen Soldaten geraten, 
die ſie höhnten und mißachteten. Und zu den erbittertſten Gegnern der Re⸗ 
gierung geſellten ſich von den Offizieren ſelbſt alle Elemente, die noch Ehr⸗ 
gefühl, Kraft und Intelligenz beſaßen. | 

Neben der Armee war bis dahin die feſteſte Stütze des Zarismus die 
Bauernſchaft geweſen, die in dem Zaren ein höheres Weſen verehrt hatte, 
einen Gott, allmächtig und allgütig, von dem ſie immer wieder Hilfe in ihrer 
troſtloſen Lage erwartete. Dieſe Stimmung hatte 1905 völlig aufgehört. Ein 
Bauernaufſtand jagte den anderen. 

Das war die Situation, in der die Maſſenſtreikbewegung gedieh und 


ſchließlich zu unwiderſtehlicher Kraft anſchwoll. 


Auf der anderen Seite finden wir zu jener Zeit in Rußland ein Prole⸗ 
tariat, das in manchen Städten ſchon ſehr zahlreich war, dabei aufs äußerſte 
gedrückt und erbittert, dem aber jede Möglichkeit legaler Organiſation, legaler 
Betätigung, legaler Aufklärung vorenthalten wurde. Wollten ſich die Prole⸗ 


tarier zuſammenfinden, wollten fie ihre Forderungen kundgeben, gegen ihr 


Elend proteſtieren, dann blieb ihnen nur ein Mittel: der Streik. Anderer⸗ 
ſeits kamen gerade durch den Streik die vereinzelten Arbeiter in Fühlung 
miteinander; ſie gewannen durch ihn das Kraftgefühl, das die Maſſe über 
den einzelnen erhebt; ſie ſchöpften daraus Begeiſterung, ihre Hoffnungs⸗ 
loſigkeit ſchwand, ſie wurden neuen Ideen zugänglich, die ſie begierig auf⸗ 


nahmen. 


So wurde der Streik für den ruſſiſchen Arbeiter eine Lebensnotwendig— 
keit; es war ſchon die bloße Tatſache des Streiks, die ihn belebte, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob er ein Demonſtrationsſtreik war oder ein Kampfſtreik, ob er 
ſich gegen Kapitaliſten richtete oder gegen die Regierung. Die Tatſache, daß 
geſtreikt wurde, war für ſich ſchon ein Erfolg, ein Sieg. Die Forderungen und 
Ziele des Streiks traten dahinter zurück und kamen oft nicht einmal deutlich 
zum Ausdruck. Und andererſeits wurde jeder Streik, welches immer ſein 
ſonſtiger Charakter, von vornherein zu einer Empörung gegen die Geſetzlichkeit, 
zu einer revolutionären Aktion. 

Das war bereits in den letzten Jahren vor der Revolution ſo geweſen. 
Der Krieg, der Zuſammenbruch der Regierung, die ökonomiſche Kriſe, die Not 
ſtachelten nun die Arbeiter immer öfter zu Streiks auf, die immer mehr einen 
politiſchen Charakter des Proteſtes gegen das ganze Regierungsſyſtem an⸗ 
nahmen, damit aber auch immer mehr Sympathien in den Kreiſen der bürger⸗ 
lichen Oppoſition gewannen. 

Die Eigenart dieſer Streikbewegung wurde noch verſtärkt durch die un⸗ 
geheure Ausdehnung des Reiches und ſein mangelhaftes Kommunikations⸗ 


weſen, ſeinen Mangel an Eiſenbahnen, Poſtverbindungen, Zeitungen. Noch 


bildet Rußland nicht eine ökonomiſche Einheit, es zerfällt in zahlreiche Gebiete, 
die voneinander ökonomiſch völlig unabhängig, deren Proletariermaſſen ohne 


Fühlung miteinander ſind. Geſtaltete ſich die Streikbewegung im Laufe des 


Jahres 1905 allenthalben immer mehr zu einer Kampfbewegung gegen den 
Zarismus, ſo war ſie doch entfernt davon, in allen Punkten einheitlich zu 
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fein. Sie brach nicht überall zu gleicher Zeit los, ſondern heute in Lodz in Polen | 


und morgen in Baku jenſeits des Kaukaſus; dann vielleicht im Ural, in Peters⸗ 


burg, in Odeſſa, ſpäter in Riga, endlich am Don. Dieſe Zerſplitterung ſchädigte 
aber zunächſt die Bewegung nicht; fie ſorgte vielmehr dafür, daß ſie nicht zur 
Ruhe kam, daß das ganze Reich während des ganzen Jahres in beſtändiger 


Bewegung erſchien, daß die Regierung ſich nirgends ſicher fühlte, ihre Macht⸗ 
mittel nirgends konzentrieren konnte, überall zerſplittern mußte und ſchließlich 
zuſammenbrach, als im Oktober die gewaltige Bewegung zu einem Sturme 
anſchwoll, der das ganze Reich gleichzeitig durchbrauſte. 

Beſonders glänzend hatten ſich dabei die Arbeiter Ruſſiſch⸗Polens gehalten. 
Dies Land iſt das induſtriellſte Gebiet des Reiches, deſſen Arbeiter intellektuell 


am höchſten entwickelt ſind (abgeſehen von Finnland), dabei aber womöglich 
noch ſchlimmerem Drucke unterworfen als die des eigentlichen Rußland und 


mehr als dieſe zur Rebellion geneigt, da ihre Nation auf eine Reihe kraft⸗ 
voller Inſurrektionen gegen den Zarismus zurückblickt. 

Die revolutionäre Streikbewegung in Ruſſiſch⸗Polen gehört ſicher zu den 
heroiſchſten und großartigſten Leiſtungen im bisherigen Emanzipationskampf 
des europäiſchen Proletariats. Ich werde der Genoſſin Luxemburg durchaus 
nicht widerſprechen, wenn ſie die Arbeiter ihrer Heimat als die Preisfechter 
des Sozialismus unſerer Tage betrachtet. 

Aber meine Hochachtung und Bewunderung für dieſe Helden kann mich 
nicht veranlaſſen, einfach den deutſchen Arbeitern zuzurufen: Gehet hin und 
tuet desgleichen. Schon Cervantes wußte, daß, was Heldentum unter be⸗ 
ſtimmten Verhältniſſen iſt, unter geänderten Verhältniſſen zur Donquichotterie 
wird. 

5. Streikbedingungen in Preußen. 

Im heutigen Preußen iſt die Situation eine ganz andere als die in Ruß⸗ 
land vor fünf Jahren. Hier haben wir es mit der ſtärkſten Regierung der 
Gegenwart zu tun. Nirgends find Armee und Bureaukratie ſo ſtraff diszipliniert, 
vielleicht nirgends iſt die Zahl der Staatsarbeiter größer; ſicher ſtehen ſie 
nirgends in ſolcher „gottgewollten Abhängigkeit“, nirgends werden ſie durch 
einen ſchlimmeren Kadavergehorſam im Zaume gehalten wie in Deutſchland 

und beſonders in Preußen. Über dieſer terroriſierten Maſſe ſtehen aber Aus⸗ 
beuter von einer Kraft und Brutalität, die ihresgleichen ſuchen. Alle dieſe großen 
Ausbeuter ſtehen geſchloſſen hinter der Regierung, um ſo geſchloſſener, je hart⸗ 
näckiger ſie am Beſtehenden feſthält. Und unterſtützt wird ſie als Hüter des 
Beſtehenden gegen jeden Umſturz durch große Maſſen Bauern und Kleinbürger. 

In Rußland 1905 war die Regierung völlig iſoliert. In Preußen von 
heute iſt das Proletariat bei jeder Aktion iſoliert, in der es energiſch den be⸗ 
ſtehenden Zuſtänden an den Leib rücken will. 

Und war 1905 in Rußland die Regierung in einem leichtfertigen Kriege 
gegen eine kleine Macht ſchmählich zuſammengebrochen, ſo wird die preußiſche 
ſeit bald einem Jahrhundert von dem Glanze beſtändiger Siege getragen, 
Siege über die ſtärkſten Großmächte der Welt. 

Auf der anderen Seite ſind aber auch die Lebensbedingungen des deutſchen 
Proletariers keine ſo verzweifelten wie die des ruſſiſchen bis zur Revolution. 


Für ihn bildet keineswegs der Streik die einzige Möglichkeit der Betätigung 


als Klaſſe, die einzige Möglichkeit, ſich zu ſeinen Kameraden zu geſellen, mit 


ihnen vereint zu proteſtieren, Forderungen zu erheben, Kraft zu entfalten. 
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Vereine, Verſammlungen, Preſſe, Wahlen aller Art beſchäftigen ihn vollauf. 
Unter dieſen Bedingungen erhält für ihn der Streik eine ganz andere Bedeutung. 

War in Rußland ſchon die Tatſache eines Streiks ein Sieg, welches immer 
ſein praktiſcher Ausgang ſein mochte; war der Streik an ſich ſchon ein Mittel 
der Organiſation, der Aufklärung, der Anfeuerung, ſo iſt das bei uns keines⸗ 
wegs der Fall. Wir haben andere Mittel, das zu erreichen. Zum Streik greift 
der Arbeiter in Deutſchland — und in Weſteuropa überhaupt — nur als 
Kampfesmittel, wenn er die Ausſicht hat, dadurch beſtimmte Erfolge zu 
erzielen. Bleiben dieſe Erfolge aus, dann hat der Streik ſeinen Zweck ver⸗ 
fehlt. Und entſpringt die Erfolgloſigkeit ſchlechter Führung, die entweder den 
Zeitpunkt des Streiks unglücklich wählte oder die Machtmittel der eigenen oder 
der gegneriſchen Organiſation falſch einſchätzte oder ſonſt verkehrt operierte, 
ſo kann der Streik ſehr leicht das Gegenteil deſſen erzielen, was er bezweckte, 
niederdrückend auf die Arbeiter wirken. 

Daher überlegt man vor einem Streik genau ſeine Chancen, und es wird 
eine wichtige Aufgabe der Streikleitung, ſchon bei ſeinem Beginn die Forde— 
rungen genau zu formulieren, die durchgeſetzt werden ſollen. Von ihrer Ge- 
ſtaltung hängt zum großen Teile der Erfolg ab. Sie dürfen nicht zu gering⸗ 
fügig ſein, ſoll nicht der Elan der Kämpfenden verſagen. Sie dürfen aber 
auch nicht zu weit über das Maß deſſen hinausgehen, was bei den gegebenen 
Machtverhältniſſen durchzuſetzen iſt, ſollen ſie nicht einen Sieg von vornherein 
unmöglich machen. 

Was vom Standpunkt des amorphen, primitiven Streiks des revolutio⸗ 
nären Rußland eine überflüſſige, pedantiſch⸗engherzige Unterſcheidung ſein 
mochte, iſt in Weſteuropa eine weſentliche Bedingung jeder rationellen Streik⸗ 


führung. Sicher kann eine Streikbewegung ſich mit einer anderen kreuzen, ſicher 


kann auch eine Streikbewegung in ihrem Verlauf verſchiedene Formen an⸗ 
nehmen, die nicht vorherzuſehen ſind. Aus einem Demonſtrationsſtreik kann 
eine Ausſperrung oder ein Zwangsſtreik werden, ein ökonomiſcher Einzelſtreik 


kann die Dimenſionen eines Sympathiemaſſenſtreiks annehmen und ſchließlich 


politiſche Bedeutung erlangen. Ein ſiegreicher politiſcher Maſſenſtreik kann 
einzelne ökonomiſche Ausläufer nach ſich ziehen. Alles das hindert nicht, daß 
es ſehr verſchiedene Arten des Streiks gibt, und daß unter unſeren Verhält⸗ 
niſſen jedesmal bei Beginn eines Streiks deſſen Weſen und Art, ſowie die 
Ziele und Zwecke, die man ihm ſetzen will, genau erwogen ſein müſſen. 

Die Bedingungen des Streikens ſind alſo in Weſteuropa und ſpeziell in 


Deutſchland ſehr verſchieden von denen des vorrevolutionären und revolutio⸗ 


nären Rußland. Eine Streiktaktik, die ſich dort bewährt hat, braucht deshalb 
noch lange nicht hier am Platze zu ſein. 

Schon beim bloßen Demonſtrationsſtreik machen ſich Unterſchiede bemerkbar. 
Es dürfte viel ſchwerer ſein, in Deutſchland einen Demonſtrationsſtreik von 
ſolcher Ausdehnung zuſtande zu bringen, wie er in Rußland öfter durchgeführt 
wurde, daß er das ganze Straßenbild ändert und dadurch auf die geſamte 
bürgerliche Welt wie auch auf die indifferenteſten Schichten des Proletariats 
den tiefſten Eindruck macht. 

Über ſüdruſſiſche Demonſtrationsſtreiks vom Juli 1903 ſchrieb damals die 


Genoſſin Wera Saſſulitſch in der „Iskra“: 


„So etwas hat Rußland, und ich glaube ſogar auch Weſteuropa, noch nie ge⸗ 
ſehen. Als etwas Neues in der Weltgeſchichte erſcheint hier die abſolute Solidarität 
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aller Arbeiter ohne Unterſchied von Beruf und Nationalität. Es ſtreiken wie ein 


Mann alle Arbeiter von den gutſituierten Berufsklaſſen herab bis auf die niedrigſten 


Schichten der Laſtträger. Es ſtockt der Dampfſchiff⸗ und der Eiſenbahnverkehr, die 
elektriſche und Gasbeleuchtung iſt ausgelöſcht, es ſtreiken die Handlungsgehilfen der 


großen Magazine, es ſtreikt die Straßenbahn, die Zeitungen erſcheinen nicht, Brot 


und Lebensprodukte ſteigen rapid im Preiſe, die Bauten ruhen; in Baku iſt die 


Waſſerverſorgung zum Stillſtand gebracht. In Weſteuropa ſind ſolche Streiks noch 
nie dageweſen, trotz eines halben Jahrhunderts der Geſchichte der ſozialiſtiſchen 
Bewegung, der ſozialdemokratiſchen Organiſation und der politiſchen Freiheit.“ 
(Zitiert bei Tſcherewanin, Das Proletariat und die ruſſiſche Revolution, S. 15.) 


Sicher, Demonſtrationsſtreiks dieſer Art ſind in Weſteuropa noch nicht da⸗ 
geweſen. Und ſie werden auch ſo leicht nicht kommen, nicht trotz, ſondern 
wegen des halben Jahrhunderts ſozialiſtiſcher Bewegung, ſozialdemokratiſcher 
Organiſation und politiſcher Freiheit. Sie bilden die Eigentümlichkeit eines 
Zuſtandes, in dem ein modernes Maſſenproletariat, mit dem Beiſpiel eines 
halben Jahrhunderts ſozialiſtiſcher Bewegung und politiſcher Freiheit in Weſt⸗ 
europa vor ſich, ſelbſt jeglicher legalen Bewegungsmöglichkeit entbehrt. 


In Weſteuropa ſind infolge des halben Jahrhunderts proletariſchen Klaſſen⸗ 


kampfes nicht nur die proletariſchen Organiſationen, ſondern auch die kapita⸗ 
liſtiſchen Organiſationen zur Unterdrückung des Proletariats weit ſtärker ent⸗ 
wickelt, und ſie treten auch bei einem bloßen Demonſtrationsſtreik viel eher 
und kraftvoller in Aktion. Andererſeits haben dank der politiſchen Freiheit 


die Arbeiter ſo reichliche Gelegenheit, ohne Riſiko ihre Anſchauungen kund⸗ 
zutun, daß ſelbſt bei außerordentlichen Anläſſen nur die kraftvollſten und vor⸗ 


geſchrittenſten unter ihnen das Riſiko eines Streiks auf ſich nehmen werden, 
wenn dieſer eine bloße Demonſtration bleiben ſoll. 

Angeſichts der eiſernen Diſziplin in den ſtaatlichen, ſtädtiſchen und privaten 
großen Monopolbetrieben und angeſichts des ſtrammen Zuſammenhaltens von 


Regierung und Kapital iſt gar nicht daran zu denken, daß bei uns in einem 
Demonſtrationsſtreik gegen die Regierung Stadtbahnen, Straßenbahnen, Gas⸗ 
werke zum Stillſtand kommen. Aber auch in vielen anderen Betrieben wird 


ein ſehr ſtarker Antrieb erforderlich ſein, ſollen die Arbeiter in einen bloßen 
Demonſtrationsſtreik eintreten, ſobald ſie auf Seite der Unternehmer Wider⸗ 


ſtand finden. Iſt doch der Streik für ſie nicht die einzige mögliche Form 
politiſcher Betätigung und politiſchen Proteſtes, ja ein bloßer Demonſtrations⸗ 
ſtreik nicht einmal die eindrucksvollſte. Eine ſiegreiche Reichstagswahl macht 
weit größeren Eindruck. Es dürfte kaum möglich ſein, ohne einen gewaltigen 
Anlaß einen Demonſtrationsſtreik, der eine wirkliche Maſſendemonſtration wird, 
für das ganze Reich machtvoll durchzuführen, wenn er einer Sache gilt, die 


nicht ſofortige Abwehr erheiſcht, ſondern bloßen Proteſt gegen ein Unrecht bekunden 


Toll, das ſchon mehr als ein halbes Jahrhundert beſteht. Eher ſind lokale Demon⸗ 


ee 


ſtrationsſtreiks als Proteſt gegen ein augenblickliches, tiefempfundenes Unrecht 
denkbar, das momentan die Maſſen erregt und nach ſofortiger Abigeß ſchreit, x 
die nicht etwa bis zur nächſten Wahl verfchoben werden kann. In meinem 


Artikel „Was nun?“ habe ich auch der Erwartung Ausdruck gegeben, daß 
ſolche Demonſtrationsſtreiks, wie wir ſie ſchon in Kiel und Frankfurt hatten, 


; 
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ſich wiederholen und ſteigern würden, wenn die Polizeibrutalitäten ſich wieder⸗ { 


holten und ſteigerten. Vorher diskutieren laſſen ſich aber ſolche Streiks nicht. 
Sie entſpringen von ſelbſt aus beſtimmten Situationen. 
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Eine weitertragende politiſche Wirkung könnte von ſolchen lokalen Demon⸗ 
ſtrationen nicht ausgehen, wenn ſie auch auf den Fortgang der Bewegung 
belebend wirken müſſen. Um politiſch zu wirken, müßte der Demonſtrations⸗ 
ſtreik eine größere Ausdehnung haben. Genoſſin Luxemburg meint ſogar, der 
Maſſenſtreik im jetzigen Wahlrechtskampf, den ſie im Auge hat, was immer 
ſie darunter verſtehen mag, müſſe nicht bloß Preußen, ſondern ganz Deutſch⸗ 
land umfaſſen. 1 

Auch ein ſolcher Streik wäre keineswegs unmöglich, aber, wie ſchon er- 
wähnt, er ſtieße auf große Schwierigkeiten, könnte nur bei einem Zuſammen⸗ 
treffen höchſt günſtiger Momente gelingen und würde doch kaum mehr be— 
wirken als etwa eine Reichstagswahl. 

Mit Demonſtrationsſtreiks ſollte es denn auch nach der Anſchauung der 
Genoſſin Luxemburg nicht abgetan ſein. Sie ſpricht von einer ſich ſtets 
ſteigernden und zuſpitzenden Maſſenaktion, die vielleicht durch einen „kurzen, 
einmaligen Demonſtrationsſtreik“ eingeleitet wird. 

Deutlicher als die Genoſſin Luxemburg in ihrem Artikel ſpricht ſich Genoſſe 
Pannekoek aus. Er ſagt in ſeinem zweiten Artikel: 

„Der Maſſenſtreik als politiſches Zwangsmittel gegen die Regierung kann hier, 
in dem Kampfe um die Regierung, nicht ein einziger Akt ſein, ſondern nur ein 
längerer Prozeß. Er kann nur ein langes, zähes Ringen ſein; das kann dann 
nicht ein lang andauernder einziger Streik ſein — das halten die Arbeiter ſelbſt 
nicht aus —, ſondern es muß eine auf⸗ und abflutende koloſſale Streikbewegung 
ſein, wobei bald hier, bald dort die Kämpfer pauſieren, Atem ſchöpfen müſſen, 
bevor ſie ſich wieder in den Kampf ſtürzen, wobei ſie möglichſt alle Kräfte zu 
einem gleichzeitigen Streik vereinigen, bisweilen vielleicht auch ſich wieder in Einzel⸗ 
gefechten trennen.“ 


Dieſe Auffaſſung iſt ganz der ruſſiſchen Streikgeſchichte entnommen. In 
der Tat ſagt Pannekoek ſelbſt vorher: 

„Nichts iſt wichtiger, als die Formen, die in Deutſchland eine Maſſenſtreik⸗ 
bewegung im weiteren Verlauf der Entwicklung annehmen wird, einigermaßen klar 
zu erkennen. Dabei können uns aber die Beiſpiele aus Weſteuropa am wenigſten 
dienen, denn hier ging es niemals um die ganze Herrſchaft der regierenden Klaſſe. 
Eher könnte die ruſſiſche Streikbewegung als Beiſpiel dienen. Aller⸗ 
dings iſt auch dieſes Beiſpiel nicht ohne weiteres zu gebrauchen — nicht aus dem 
Grunde, wie Kautsky meint, daß in Rußland die Revolution herrſchte und hier 
nicht, denn die ruſſiſche Revolution beſtand gerade in der Maſſenſtreikbewegung, 
und die deutſche Revolution hat mit dem preußiſchen Wahlrechtskampf im Grunde 
ſchon begonnen. Sondern der Unterſchied liegt in der gewaltigen Organiſations⸗ 
macht des deutſchen Proletariats, wie ſie in einem ſolchen Kampfe noch nie geſehen 
wurde, und die ihm eine ungeheure Wucht geben wird.“ 


Alſo nicht auf Weſteuropa beruft ſich Pannekoek, ſondern auf Rußland. 
Freilich fügt er gleich ſelbſt hinzu, daß zwiſchen den ruſſiſchen und deutſchen 
Verhältniſſen ein Unterſchied beſtehe, aber er ſieht ihn nur in der „gewal⸗ 
tigen Organiſationsmacht des deutſchen Proletariats“ und meint, dieſer 
Unterſchied könne nur dazu führen, die Wucht des Kampfes zu vermehren. 

Ich bin anderer Anſicht. 

Dieſe gewaltige Organiſationsmacht des deutſchen Proletariats iſt eine 
Folge der gewaltigen Konzentration des Kapitals und der nicht minder ge— 
waltigen Entwicklung des Verkehrs, die alle Gebiete des Reiches immer mehr 
in die engſte ökonomiſche und geiſtige Verbindung miteinander bringt, aber 
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auch nicht bloß die Organiſationen der Proletarier, ſondern ebenſo die der 


Unternehmer und der ſtaatlichen Gewalt immer mehr zentraliſiert und ein⸗ 
heitlicher geſtaltet. 


Damit werden die Kämpfe zwiſchen dieſen Organiſationen ebenfalls immer 


mehr zentraliſiert und konzentriert. Sie gewinnen dadurch ſicher, wie Pannekoek 
bemerkt, an Wucht, aber ſie werden damit auch — immer ſeltener. Man 
überlegt ſich's da lange, ehe man ſich auf einen Kampf einläßt, iſt er aber 
einmal entbrannt, dann gewinnt er ſofort die weiteſte Ausdehnung und muß 
durchgefochten werden mit allen Machtmitteln entweder bis zum Siege oder 
völliger Erſchöpfung der Kräfte auf der ganzen Linie. 

Ein ſolcher Kampf läßt ſich ſo ſchnell nicht wiederholen, um ſo weniger 
ſchnell, je gewaltiger ſeine Ausdehnung geweſen, je mehr die geſamte Maſſe 
des Proletariats daran beteiligt war. Die Vorſtellung einer Periode der 


Maſſenſtreiks, die zunächſt keinen praktiſchen Erfolg haben, aber ſich immer 


wieder erneuern, nach kurzen Pauſen des Atemſchöpfens, bis der Gegner zur 
Strecke gebracht iſt, findet einigen Halt in der ruſſiſchen öbkonomiſchen Rück⸗ 
ſtändigkeit, ſie widerſpricht völlig den Kampfbedingungen eines hochentwickelten 


Induſtrielandes mit weitgetriebener Konzentration des Kapitals und Zentrali⸗ 


ſation der Kampfesorganiſationen ſowohl der Proletarier wie der Unternehmer 
und ihrer Regierung. 


Andererſeits entſprang es aus der politiſchen Rückſtändigkeit Rußlands, | 


daß dort jeder Streik, auch ein rein ökonomiſcher, zu einem Akte revolutio⸗ 
närer Politik wurde, ſo daß man dahin kommen konnte, eine Periode von 
Streiks aller Art — darunter vorwiegend lokale und ökonomiſche — als eine 
Periode „des Maſſenſtreiks“ oder gar als „den Maſſenſtreik“ anzuſehen. 

In dieſem Sinne ſagte die Genoſſin Luxemburg in ihrer Schrift über 
„Maſſenſtreik, Partei und Gewerkſchaften“: 


„Es iſt gänzlich verkehrt, ſich den Maſſenſtreik als einen Akt, eine Einzelhand⸗ 


handlung zu denken. Der Maſſenſtreik iſt vielmehr die Bezeichnung, der Sammel⸗ 
begriff einer ganzen jahrelangen, vielleicht jahrzehntelangen Periode des 
Klaſſenkampfes. Von den unzähligen verſchiedenen Maſſenſtreiks, die ſich in Ruß⸗ 
land ſeit vier Jahren abgeſpielt haben (ſeit 1902), paßt das Schema des Maſſen⸗ 
ſtreiks als eines rein politiſchen, nach Plan und Abſicht hervorgerufenen kurzen 
Einzelaktes lediglich auf eine, und zwar untergeordnete Spielart: auf den reinen 
Demonſtrationsſtreik. . .. Alle übrigen großen und partiellen Maſſenſtreiks und 
Generalſtreiks waren nicht Demonſtrations-, ſondern Kampfſtreiks, und als ſolche 


entſtanden ſie meiſtens ſpontan, jedesmal aus ſpezifiſchen lokalen, zu⸗ 


fälligen Anläſſen, ohne Plan und Abſicht, und wuchſen ſich mit elementarer 
Macht zu großen Bewegungen aus, wobei ſie nicht einen ‚geordneten Rückzug“ an⸗ 


traten, ſondern ſich bald in ökonomiſchen Kampf verwandelten, bald in Straßen⸗ 


kampf, bald von ſelbſt zuſammenfielen“ (S. 29). 


Es iſt offenbar, daß nach einem „halben Jahrhundert ſozialdemokratiſcher 


Organiſation und politiſcher Freiheit“ Streiks ein anderes Ausſehen gewinnen 
als dieſe ruſſiſchen Streiks, daß das für uns in Deutſchland nicht der Streik 
der Zukunft iſt. Bei uns iſt der Streik eine ganz legale Betätigung, er kann 
frei beſprochen und organiſiert werden, hat an ſich noch keine Spitze gegen 


die Regierung, und der Streik völlig unorganiſierter Maſſen „ohne Plan und ir 
Abſicht“ verſchwindet immer mehr. Streiks werden in der Regel vor ihrem 
Ausbruch genau erwogen, fallen dann nicht ſchließlich „von ſelbſt zuſammen“ 


und verwandeln ſich auch nicht „in Straßenkampf“. Wenn ſich zu gewiſſen 
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Zeiten Streiks häufen, wird es bei uns niemand einfallen, eine derartige 
Streikperiode mit dem Sammelbegriff „des Maſſenſtreiks“ bezeichnen zu 
wollen, und ebenſowenig wird jemand glauben, daß eine derartige Periode 
ökonomiſcher und lokaler Streiks ſchon eine revolutionäre Aktion ſei, die zum 
Umſturz der Regierung führe. Wenn heute bei uns die Bergarbeiter im 
Ruhrrevier ſtreiken und nach einem halben Jahre die Bauarbeiter in Berlin 
und wieder nach einem halben Jahre die Textilarbeiter in Crimmitſchau zur 
Erreichung höherer Löhne, ſo wird niemand erwarten, das ſei der Maſſen⸗ 
ſtreik, der die preußiſche Regierung auf die Knie zwinge.“ 

Soll bei uns eine Aktion als ein politiſcher Maſſenſtreik wirken, dann 
darf ſie nicht lokal, ohne Abſicht und Ziel ſein, dann muß ſie von vornherein 
nach Plan und Abſicht als ein politiſcher Streik auflodern, und dieſer muß es 


bis zu ſeinem Ende bleiben. Er muß den ganzen Staat umfaſſen, darf nicht 


ein „partieller“, „lokaler“ Maſſenſtreik ſein, und er führt zu einer empfind⸗ 


lichen Niederlage, wenn er ſich ohne politiſches Reſultat „in einen ökono⸗ 


miſchen Kampf verwandelt, in Straßenkampf, oder von ſelbſt zuſammenfällt“. 

Nur unter der völligen Unfreiheit Rußlands konnte eine jahrelange 
Periode aufeinander folgender Streiks meiſt lokaler und ökonomiſcher Natur 
einen derart revolutionären Charakter annehmen, daß man ſie als „den Maſſen⸗ 


ſtreik“ bezeichnen durfte, ohne dem Begriff allzu großen Zwang anzutun. 


Wenn aber die Genoſſin Luxemburg meinte, eine ſolche Streikperiode 
ließe ſich ins Ungemeſſene jahrzehntelang ausdehnen, ſo hat ſeitdem die Er— 
fahrung gezeigt, daß das auch unter ruſſiſchen Verhältniſſen nicht möglich war. 

Schließlich mußte auch das ruſſiſche Proletariat durch die ſtets wieder⸗ 
kehrenden Streiks erſchöpft werden und es kam der Moment, wo es vor dem 
Dilemma ſtand, entſcheidend zu ſiegen oder für lange Zeit niedergeworfen zu 
werden. Daß der Streik das Proletariat organiſiert, aufklärt, ſtärkt, ohne 


Rückſicht darauf, ob er in ſich zuſammenfällt oder niedergeworfen wird oder 


ſiegt, galt ſelbſt unter den ruſſiſchen Verhältniſſen nur eine Zeitlang. Je 
mehr die ruſſiſche Streikperiode den Charakter eines wirklichen politiſchen 
Maſſenſtreiks annahm, deſto mehr näherte ſie ſich dem Moment, in dem es 
hieß: Siegen oder untergehen. 

Ich ſage das nicht etwa, um mich jenen Sicherheitskommiſſären anzu⸗ 


ſchließen, die heute dem ruſſiſchen Proletariat weiſe Lehren über die Verwerf⸗ 


lichkeit ſeiner Gewaltpolitik halten. Seine Maſſenſtreikaktion war ein elementares 
Ereignis, von niemand gemacht. Die Aufgabe der Sozialiſten war es, in dieſer 
Aktion, wie in jeder Maſſenaktion des Proletariats, ſich an ihre Spitze zu 
ſtellen, welches immer das vorausſichtliche Reſultat ſein mochte. Und es war 


keineswegs von vornherein klar, daß der Zarismus noch einmal ſiegen müſſe. 


Endlich, wenn auch dieſe Maſſenaktion nicht erreicht hat, was wir alle 
wünſchten, umſonſt iſt ſie nicht geweſen. Sie hat ein anderes Rußland hinter 
ſich gelaſſen, als ſie vorfand. 


1 Da ſcheine ich wieder einmal falſch prophezeit zu haben. Als ich das ſchrieb, hatte 
ich noch nicht das Referat im „Vorwärts“ über die Rede geleſen, die Genoſſin Luxemburg 
in Charlottenburg am 7. Juni hielt. Dort erklärte ſie, wenn das Referat richtig iſt: 

„Wir haben ja jetzt auch ein Stück Maſſenſtreik: die Ausſperrung im Baugewerbe.“ 

Gehört auch eine Ausſperrung dazu, dann wird wohl alles, was innerhalb der 
Arbeiterbewegung paſſiert, „ein Stück Maſſenſtreik“. Am Ende ſtehen wir ſchon ſeit einem 


halben Jahrhundert in dem „Maſſenſtreik“, der unſer nächſter Schritt zu ſein hat. 
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Aber damit hat ſie vielleicht ſogar für Rußland ſelbſt jene Verhältniſſe 


beſeitigt, die es ermöglichten, daß man eine jahrelange Streikperiode als „den 
Maſſenſtreik“ bezeichnen konnte. Sobald in Rußland wieder eine Arbeiter⸗ 


bewegung kraftvoll einſetzt, und das wird hoffentlich bald der Fall ſein, kann 
ſie Bedingungen vorfinden, die den „Streik ohne Plan und Abſicht“, den 
Streik, der ein Gewinn iſt, ob er „im Straßenkampf endet“ oder „in ſich 
zuſammenfällt“, als einen Rückfall in veraltete Methoden erſcheinen laſſen. 
Dann wird wohl auch in Rußland die „pedantiſche“ Scheidung der Streiks 
nach Plan und Abſicht notwendig ſein und wird ein politiſcher Maſſenſtreik 
ebenſo wie in Weſteuropa ein einmaliger Akt werden, deſſen Bedingungen 
von denen des ökonomiſchen Streiks ſtreng geſchieden ſind. 

Aber wie dem auch ſein möge, für deutſche Verhältniſſe paßt jedenfalls das 
Schema des ruſſiſchen Maſſenſtreiks vor und während der Revolution nicht. 


* 
* 


Hier, in dieſer Auffaſſung, liegt der tiefſte Grund der Differenzen über | 


den Maſſenſtreik, die zwiſchen meinen Freunden und mir beſtehen. Sie er⸗ 
warten eine Periode der Maſſenſtreiks, ich vermag mir unter Verhält⸗ 
niſſen, wie ſie in Deutſchland beſtehen, einen politiſchen Maſſenſtreik nur als 
ein einmaliges Ereignis vorzuſtellen, in den das ganze Proletariat des Reiches 
mit ſeiner ganzen Macht eintritt, als einen Kampf auf Leben und Tod, als 


einen Kampf, der unſere Gegner niederringt oder die Geſamtheit unſerer 


Organiſationen und unſere ganze Macht für Jahre hinaus zerſchmettert oder 
mindeſtens lähmt. 
Natürlich ſtelle ich mir dies einmalige Ereignis nicht als einen „aus der 


Piſtole geſchoſſenen“ iſolierten Akt vor. Auch ich erwarte eine Ara erbitterter 


Maſſenkämpfe und Maſſenaktionen, aber den Maſſenſtreik als die letzte 
Waffe, die dabei ins Gefecht geführt, diejenige, mit der der entſcheidende 
Schlag geführt wird; ich halte es für unmöglich, unter deutſchen Verhält⸗ 
niſſen den ganzen Kampf von Anfang an mit dieſer Waffe zu führen und 
dieſe immer und immer wieder in Anwendung zu bringen, deren Wucht unſere 

eigenen Arme zu raſch erlahmen ließe. 
Man führt nicht Vorpoſtengefechte mit ſchwerer Artillerie. a 
Schluß folgt. 


die ungariſchen Wahlen. 
Von Eugen Varga. 


Es geſchehen noch Zeichen und Wunder! Vor vier Monaten wurde ein 1 


Mann zum Miniſterpräſidenten von Ungarn ernannt, der keinen einzigen 
Parteigänger im ungariſchen Parlament hatte, der ſelbſt nicht Mitglied des 
Reichstags war. Heute gebietet derſelbe Mann, Graf Khuen, über eine 
rieſige Partei, welche die abſolute Majorität des Parlamentes bildet. Alle 
Gegner ſind zu Boden geſchlagen. Von den 250 Mitgliedern der Unab⸗ 
hängigkeitsparteien, welche die Majorität des geweſenen Reichstags bildeten, 
kehren kaum 90 Mann zurück. Die klerikale Partei verliert mehr als die Hälfte 
ihrer Mandate; die Nationalitäten (das heißt die nichtma yariſchen) werden 
über keine zehn Mandate gebieten. Dieſelben Wähler, die vor vier Jahren 
die Majorität der Unabhängigkeitspartei ſchufen, ſchicken heute eine noch größere 
Partei der wirtſchaftlichen Gemeinſamkeit mit Oſterreich ins Parlament. Es 
geſchehen noch Zeichen und Wunder! 
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Für ausländiſche Beobachter iſt dieſes Ergebnis ein kaum lösbares Rätſel. 
Auch unſere heimiſchen Politiker rechneten nicht auf dieſen Ausfall der Wahlen. 
Man muß tief in die Verhältniſſe der ungariſchen Wähler eindringen, um 
eine Erklärung dieſes Ergebniſſes zu finden. 


Wer ſind aber dieſe ungariſchen Wähler, deren Sinn ſich ſo raſch wandelt? 

Es gab in Ungarn im Jahre 1907 auf eine (berechnete) Bevölkerung von 
18048 106 Köpfen 1097829 Wähler = 5,9 Prozent der geſamten Be— 
völkerung.“ 

Für das Jahr 1910 beſitzen wir keine Daten; die Verhältniszahl der Wähler 
wird ſich ein wenig gehoben haben; wir können ſie auf 6 Prozent ſchätzen. 

Die Zahl der männlichen Bevölkerung im Alter von über 20 Jahren be- 


trug im Jahre 1904 4322960 Köpfe. 


Von dieſen waren 


h e168 Köpfe 
Miehtmagga en 2074792 

Von den Wählern im Jahre 1904 waren 
rr 52 Prozent 
Nichtmagyaren 428424 43,8 ⸗ 


Wir können uns vorſtellen, was in Ungarn an Wahlkreisgeometrie und 


Wahlmache geleiſtet werden muß, wenn 43,8 Prozent der nichtmagyariſchen 


Wähler niemals mehr als 6 Prozent der Abgeordneten, diesmal nur 2 Prozent 


ſtellen können! In der Geſamtbevölkerung macht die Zahl der Nichtmagyaren ji 


48,6 Prozent aus, nach der amtlichen Statiſtik, die unbedingt zugunften der 
Magyaren gefärbt iſt. ; 
Die ſoziale Gliederung der Wählerſchaft ift ganz eigenartig: das Wahl⸗ 


recht beſaßen im Jahre 1908 auf Grundlage von 


% 882,9 Prozent 
e re en EB. 2 
Bantsewensieiler 2 u ut at - 
Intelligenz i Aa ar aa TAN e 
Mer e een un 8 N 


100,0 Prozent 


Während aber die Rechtstitel der Intelligenz und der Einkommenſteuer 
für das ganze Land einheitlich geregelt und feſtgeſtellt ſind, ſo daß die Wähler 


dieſes Rechtstitels eine halbwegs einheitliche Schicht der Bevölkerung bilden, 


ſteht es bei den Wählern des Grundbeſitzes ganz anders. In jeder Gemeinde 


iſt nämlich ein Minimum der direkten Grundſteuer feſtgeſtellt, das ein Bauer 


zahlen muß, ſoll er Wähler ſein können. Dieſes Minimum iſt aber in einzelnen 
Gemeinden hundertmal größer als in anderen; die auf Grundlage 
der Grundſteuer Wählenden bilden daher in verſchiedenen Ge— 


meinden des Landes, ja desſelben Wahlbezirkes ganz verſchiedene 


ſoziale Schichten! 
Zur Illuſtrierung mögen folgende Zahlen dienen. 
1 Die Daten ſind dem Wahlrechtsgeſetzentwurf des Grafen Julius Andraſſy entnommen; 


weichen ſie von der Wahrheit ab, dann ſicherlich in einer für das gegenwärtige Syſtem 
günſtigen Richtung! Seite 13. 
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Pr 
a Niedrigſtes Minimum der Grunde Höchſtes Minimum der Grundſteuer, 
— Landesteil ſteuer, um Wähler zu ſein um Wähler zu ſein 
Gemeinde Kronen Gemeinde Kronen 
Links der Donau . . . Nagyborove 1,24 Kural 63,52 
Zwiſchen Donau und Theiß Apoſtag 2,88 Bacsfefeete Regy 86,86 
Rechts der Theiß. . Puſztahaza —,68 Mezökövesd 44,76 
Zwiſchen Theiß und Maros Kishalmägy 1,44 Zadorlak ROTER 


Von Wahlbezirk zu Wahlbezirk, ja gemeindeweiſe ändert fich der Steuer⸗ 
zenſus. Neben Wahlbezirken, in denen je nach der Gemeinde das Minimum 


des Zenſus zwiſchen 68 Heller und 6,44 Kronen ſchwankt, finden wir Bezirke, ; 


wo die Gemeinde mit dem kleinſten Zenſus noch 14,42 Kronen fordert, alle 
anderen Gemeinden aber bedeutend mehr. Wenn wir in Betracht ziehen, daß 


in den an Zahl überwiegenden Wahlkreiſen des flachen Landes 80 Prozent 


der Wähler und mehr auf Grundlage der Grundſteuer wählen und der Zenſus 


derartige Verſchiedenheiten aufweiſt, wird es verſtändlich, warum es ſpeziell 


in Ungarn ſo ſchwer iſt, die Ausſichten irgend einer Partei zu beurteilen. 
Endlich wollen wir noch bemerken, daß 19,9 Prozent der Wähler des 
ganzen Landes im Jahre 1904 nicht leſen und ſchreiben konnten: in einzelnen 
von den Nationalitäten bewohnten Komitaten ſteigt die Zahl der des 
Leſens und Schreibens unkundigen Wähler bis auf 76,5 Prozent. 
Von einer Wahlagitation im weſteuropäiſchen Sinne kann unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden natürlich keine Rede ſein! 


* 


b | 
Zum Verſtändnis der ungarischen Wahlen gehört noch die Kenntnis der 


Rolle, die Gewalt und Beſtechung ſpielen. 


Viele Wochen, diesmal vier Monate, vor der Wahl beginnt die Agitation. 


Fahnen mit dem Namen des Kandidaten werden auf den Häuſern der Wähler 


gehißt, bunte Federn mit dem Namen des Kandidaten an den Hüten getragen. 


Die Wirtshäuſer werden belebt; die Agitatoren der Kandidaten, die „Kortes“, ö 


laſſen Wein, Bier, Schnaps und Champagner — je nach der ſozialen Stellung 


der Wähler — aufmarſchieren. So geht es Tag um Tag, Woche für Woche. 


Die Überzeugung wird in klingende Münze verwandelt. Im ganzen Bezirk 
iſt es ein offenes Geheimnis, wie viel die verſchiedenen Kandidaten den Wählern 


pro Kopf bieten; das Geſetz ſelbſt ſanktioniert dieſen Unfug, indem es geſtattet, 


den Wählern unter dem Titel „Fuhrlohn“, „Verfaſſungsmäßige Unkoſten“ 
Gelder zu geben. 


Da ereignen ſich nun ganz eigenartige Sachen. 


In vielen Gemeinden verſammeln ſich die Wähler, 100 bis 300 an der 


Zahl, bei Beginn der Wahlbewegung und beſchließen, welche Summe ſie für 


ihre Stimmen haben wollen; dies teilen ſie den Kandidaten ohne Unterſchied 


der Partei mit. 


Bei der gegenwärtigen Wahl kam es ſogar vor, daß die Vorſteher einer 
großen Gemeinde, die den Ausſchlag bei der Wahl gab, die zwei Kandidaten 


aufforderten, ihre Angebote der Kaufſummen einzureichen, die ſie für die . 
Stimmen zu geben geneigt ſeien. Die Kandidaten waren aber klüger. Statt : 


1 Die Gründe dieſer verſchiedenen Höhe des Zenſus find überwiegend hiſtoriſche: die 7 


verſchiedene Größe und Güte der Hufen, die verſchiedene Stellung der Bauern vor der Bauern⸗ 


befreiung (Freibauern, Koloniſten, Hörige) uſw. Eine weitere Darlegung liegt außer dem 
Rahmen unſeres Artikels. 


. z 
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die Wähler zu kaufen, kaufte der Reichere einfach und zu billigerem 
Preiſe ſeinen Gegenkandidaten! Dieſer trat während der Abſtimmung 
zurück, und der andere mußte gewählt werden! Solche Fälle kommen bei jeder 
Wahl dutzendweiſe vor. | 

Der ſeit Jahrzehnten übliche Stimmenkauf hat ſchon eine ganz eigene 
Ideologie entwickelt. In einem Bezirk der Hauptſtadt wurde ein Wähler 
aufgefordert, ſeine Stimme für einen der Kandidaten abzugeben; der Mann 
iſt mehrfacher Hausbeſitzer, verlangte aber trotzdem 200 Kronen gleich 170 Mark 
für ſeine Stimme. Und als der Kortes ihm vorhielt, daß er es doch nicht not⸗ 
wendig habe, ſeine Stimme zu verkaufen, er ſtehe auf die 200 Kronen doch 
nicht an, gab er die klaſſiſche Antwort: „Wenn die Stimme jedes Hunger⸗ 
leiders 20 Kronen wert iſt, ſo iſt meine Stimme, der ich ein unabhängiger 
Herr bin, doch wohl 200 Kronen wert!“ 

Oft kommt es vor, daß die Wähler einer Gemeinde das Geld für ihre 
Stimmen nehmen und am Wahltag mit fliegenden Fahnen in das gegneriſche 
Lager übergehen: dank der öffentlichen Abſtimmung läßt ſich das genau feſt⸗ 
ſtellen. Um ſich gegen ſolchen „Verrat“ zu ſchützen, laſſen die Kandidaten 
von den Wählern Schuldſcheine über die erhaltenen Summen unterfertigen. 
Als Kurioſum teilen wir den Wortlaut eines ſolchen gedruckten Schuldſcheins 
mit, der bei der letzten Wahl in Lovrin, einem Bezirk mit überwiegend deutſcher 
Bevölkerung, im Gebrauch war: 5 
c Quittung. 

„Unterfertigter verpflichte mich und gebe mein Ehrenwort, daß ich auf der 


am 1. Juni 1910 in Lovrin ſtattfindenden Abgeordnetenwahl auf Dr. Johann 


Baroſs ſtimmen werde, und beſtätige, daß ich für geſetzlich erlaubte Fahrſpeſen 
1 K. H. bekommen habe. 

Für den Fall, daß ich aus was für einem Grunde immer bei der Wahl nicht 
erſcheinen oder meine Stimme auf Dr. Johann Barofßs nicht abgeben ſollte, ver⸗ 
pflichte ich mich, obige Summe innerhalb 24 Stunden zurückzuzahlen. 
VTV D SR, PNA NNRE 1910. 
neue Unterſchrift 


Unter ſolchen Umſtänden iſt es natürlich, daß nur reiche Leute Abgeordnete 


werden können! 


Neben den nur mit viel Geld zu erobernden Bezirken gibt es zirka 150 Be⸗ 


zirke, über die jede Regierung verfügen kann, mag ſie welcher Parteirichtung 
immer angehören. Es ſind dies zum Teil Landſtädtchen mit 200 bis 800 Wählern, 


nach Art der engliſchen Rottenboroughs im vorigen Jahrhundert, in denen 


die von der Regierung direkt oder indirekt abhängigen Elemente den Aus⸗ 
ſchlag geben: zum Teil Bezirke mit unwiſſender ſlawiſcher Bevölkerung, die 
von den Behörden nach Gutdünken dirigiert werden; die Siebenbürger Sachſen 
beherrſchen zwei Dutzend Bezirke und halten immer ohne Ausnahme zu der 


jeweiligen Regierung uſw. Die jeweilige Regierung braucht alſo nur 80 bis 


100 Mandate mit Geld oder Gewalt zu erobern, um die Majorität im Parla⸗ 


ment zu haben! 
Die Abſtimmung ſämtlicher Wähler des Wahlbezirkes an einem einzigen 
Orte bietet die Handhabe zu tauſenderlei Mißbräuchen und Gewaltakten. Die 
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Waähler der verſchiedenen Gemeinden müſſen oft einen Weg von 50 Kilometer, 


meiſtens per Wagen, zurücklegen, um abſtimmen zu können. Gehören ſie zur 
Oppoſition, dann werden ſie unterwegs von der Gendarmerie oder vom Militär 
aufgehalten und gezwungen, zurückzukehren und einen anderen Weg zu be⸗ 
nutzen; bis ſie anlangen, hat der Wahlleiter bereits die Abſtimmung geſchloſſen, 
ſie können nicht mehr abſtimmen. — Oppoſitionelle Wahlſtimmen werden auch 
vom Präſidenten unter den nichtigſten Vorwänden zurückgewieſen. — Iſt es 
notwendig, ſo läßt man im Orte der Wahl Feuer anlegen, und die Gendarmerie 
zwingt die oppoſitionellen Wähler zu Löſcharbeiten; unterdeſſen ſtimmen die 
Wähler des Regierungskandidaten ab, der Präſident ſchließt den Wahlakt und 
erklärt den Kandidaten der Regierung für gewählt. = Immer wieder werden 
neue Kniffe erſonnen. Der Vizegeſpan (Departementsvorſteher) einer ober⸗ 
ungariſchen Gemeinde verfiel bei den gegenwärtigen Wahlen auf den Einfall, 
das Auftreten von Trachom (anſteckende Augenentzündung) in einer großen 
oppoſitionellen Gemeinde feſtſtellen zu laſſen und die Wähler dieſer Gemeinde 
von der Teilnahme an der Wahl wegen Anſteckungsgefahr auszuſchließen! 
Wahlkreisgeometrie, ungleicher Zenſus, Beſtechung, Preſſion, Gewalt. das 
ſind die Mittel, durch welche ſich die Regierungen in Ungarn ihre Majorität 
verſchaffen! 1 N 


Mit Recht könnte aber jemand einwenden, daß bisher jede Regierung dieſe 
Mittel bei jeder Wahl angewendet hat; dieſelben könnten alſo zur Erklärung 
des Wahlergebniſſes nicht ausreichend ſein! 

Indeſſen muß bemerkt werden, daß es in der parlamentariſchen Geſchichte 
Ungarns bisher nur ein einziges Mal vorkam, daß eine Regierung 
bei den Wahlen unterlegen wäre: im Jahre 1905. f 

Die Urſachen der damaligen Niederlage — die Regierungspartei erhielt 
immerhin 160 von 413 Mandaten — war die wachſende Unzufriedenheit der 
kleinbürgerlichen und bäuerlichen Wähler mit ihrer ökonomiſchen Lage. Dieſe 
Unzufriedenheit machte ſich in maſſenhaftem Anſchluß an die Unabhängigkeits⸗ 
partei geltend. Dies hätte aber zur Niederlage der Regierung nicht genügt. 
Den Ausſchlag gab, daß ſich die Großgrundbeſitzer gegen die Regierung wendeten, 
ſich offen oder geheim der Oppoſition anſchloſſen. | 

Der Einfluß der Großgrundbeſitzer gibt aber den Ausſchlag bei den Wahlen. 
So wie jedwede Regierung über 150 Mandate verfügt, haben auch die Un⸗ 
abhängigkeitsparteien einen unbedingt ſicheren Beſitzſtand von 80 bis 100 Man⸗ 
daten. Die Großgrundbeſitzer entſcheiden dann meiſtens darüber, welche Richtung 
in den unſicheren Bezirken die Oberhand gewinnt. N 

Die Großgrundbeſitzer üben teils durch ihre ökonomiſche Übermacht einen 
Druck auf die bäuerlichen Wähler aus. Die Bauern, denen es an Land fehlt, 
brauchen die Weide, den Wald, die Pachtfelder uſw. des Grundbeſitzers. Es 
gibt in Ungarn nicht wenige Bezirke, die von einigen Magnaten unbedingt 
beherrſcht werden, auch gegen den Willen der Regierung. Noch wichtiger iſt 
vielleicht der Einfluß, den die Großgrundbeſitzer durch die Beherrſchung der 
lokalen Verwaltung, der Komitate ausüben. 4 

Die Beamten der Komitate, wie auch die Präſidenten der Wahlen werden 
nämlich, direkt oder indirekt, durch die Komitatsausſchüſſe gewählt. Dieſe Aus⸗ 
ſchüſſe beſtehen aber zur Hälfte aus den höchſten Steuerzahlern des Komitats, 


Nähere Ausführungen ſiehe „Neue Zeit“ 1909, Nr. 51; 1910, Nr. 20. 
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alſo natürlich aus Großgrundbeſitzern; die andere Hälfte aus gewählten Mit⸗ 
gliedern, unter welchen ſich wiederum eine große Zahl Grundbeſitzer befinden. 
Die Lokalverwaltung iſt alſo in der Hand der Großgrundbeſitzer! Nun genügt 
freilich die Macht der Komitate nicht, der Regierung offenen Widerſtand zu 
leiſten; dies zeigt die Geſchichte des „nationalen Widerſtandes“. Aber die 
Regierung kann die Lokalverwaltung beim „Machen“ der Wahlen unmöglich 
entbehren: ein geheimer Widerſtand dieſes Apparats genügt ſchon, um der 
Regierung eine Niederlage beizubringen. Dies geſchah im Jahre 1905. 

Die ſpäteren Ereigniſſe ſind bekannt. Die Parteien der Oppoſition gegen 
die Regierung koalierten ſich und übernahmen im Jahre 1906 die Regierung. 
Drei Umſtände hatten die Agrarier dazu bewogen, dieſer Koalition beizutreten: 
1. Die Handelsverträge waren abgeſchloſſen, die Aufrechterhaltung des gemein⸗ 
ſamen Zollgebiets geſichert. 2. Die von der unparlamentariſchen Féjérväry⸗ 
Regierung den Landarbeitern gewährte Koalitionsfreiheit bedrohte die Möglich⸗ 
keit der ſchrankenloſen Ausbeutung. 3. Die angekündigte Einführung des all⸗ 
gemeinen, gleichen, geheimen Wahlrechtes bedrohte die politiſche Herrſchaft 
der Großgrundbeſitzer. Dies ſollte verhindert werden! 

Die Neuwahlen des Jahres 1906, welche die Koalitionsregierung leitete, 
ergaben ein Parlament, in dem es außer den 27 Abgeordneten der Nationali⸗ 
täten und einigen Wilden keinerlei Oppoſition gab: die Unabhängigkeitspartei 
zog 250 Mann ſtark ins neue Haus. | 

Drei Jahre dauerte die Herrlichkeit. Die Herrſchaft der Agrarier wurde 
auf der ganzen Linie befeſtigt: die Koalitionsfreiheit der Landarbeiter und ihre 
Organiſationen vernichtet, dieſelben durch neue Geſetze geknebelt. Eine bisher 
ungeahnte Mißwirtſchaft, eine rieſige Korruption inauguriert, Freunde, Ver⸗ 
wandte mit Stellungen verſorgt uſw. 

Es iſt nur ſelbſtverſtändlich, daß, trotzdem die Unabhängigkeitspartei in 
der abſoluten Majorität war, an den mit Oſterreich gemeinſamen Inſtitutionen 
nicht gerüttelt werden konnte. Dagegen konnte der König bewogen werden, die 
Forderung des allgemeinen Wahlrechtes fallen zu laſſen. 

Indeſſen dauerte die Herrlichkeit nicht lange. Der kleinbürgerlich⸗bäuerliche 
Flügel der Unabhängigkeitspartei, der bei der Verteilung der Beute betrogen 
wurde, deſſen Wähler mit der parlamentariſchen Wirkſamkeit der Partei un⸗ 
zufrieden waren, ſprengte durch die Forderung der ſelbſtändigen Bank zuerſt 
die Koalition, dann die Unabhängigkeitspartei, machte jede parlamentariſche 
Arbeit unmöglich. Die Koalitionsregierung gab ihre Demiſſion; mit ihrem 
Verſchwinden wurde auch ihre Mißgeburt, der Geſetzentwurf zur Einführung 
des Pluralwahlrechtes zu Grabe getragen. 

Nach einer Reihe von erfolgloſen Verſuchen, mit der kleinbürgerlichen Un⸗ 
abhängigkeitspartei eine Regierung zu bilden, ernannte der König Khuen zum 
Miniſterpräſidenten, ohne Partei, ohne ein Programm. Sein ganzes Programm 
beſtand aus Verneinungen: Wahlreform ohne Pluralität; kein Rütteln an den 
gemeinſamen Inſtitutionen, kein Hader mit dem König uſw. Jedermann wurde 
in der Partei der Regierung willkommen geheißen, wenn er keine ſtaatsrecht⸗ 
liche Oppoſition trieb, mochte er ſonſt was immer ſein! 

Wie war es nun möglich, auf Grundlage dieſes nichtsſagenden Programms 
eine Majorität, einen ſo großen Wahlerfolg zu erringen? 

Wie jede Regierung konnte auch Khuen auf die 150 „amtlichen“ Bezirke 
ſicher rechnen! Weiter ſchloſſen ſich die Agrarier der neuen Partei — 
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mit ganz geringen Ausnahmen — willig an. Das allgemeine, gleiche, ge⸗ 
heime Wahlrecht ſtand als drohendes Geſpenſt vor ihnen; ſie wollten Frieden 
mit dem Hof um jeden Preis; ſie wollten ein arbeitsfähiges Parlament, das 
die Wünſche des Hofes glatt befriedigt, um den König von einer Anderung 
des Wahlrechtes abzubringen. Das führende Organ der Agrarier ſpricht dies 
jetzt nach den Wahlen offen aus.“ 

Zudem kam aber eine ſchreckliche Ernüchterung über die Wähler der 

Unabhängigkeitspartei. Jahrzehntelang hatten die guten Bauern und Klein⸗ 
bürger gehofft, durch den Sieg ihrer Partei ihre ökonomiſche Lage zu beſſern. 
Was hatten ihre Führer ihnen nicht alles verſprochen! Magyariſches Militär, 
Steuernachläſſe, Felder, goldene Berge! Jetzt war ihre Partei in der Majorität 
und alles blieb beim alten. In ihren Hoffnungen getäuſcht, von der Kor⸗ 
ruption angeekelt, wendeten ſich die überzeugteſten Anhänger der Unabhängig⸗ 
keitspartei von der Politik ab! Die Wahlbeteiligung war, von Ausnahmen 
abgeſehen, im allgemeinen eine minimale! Statt um Prinzipien wurde um 
10 Kronen mehr oder weniger Bezahlung für jede Stimme geſtritten. Der 
Bauer dachte ſich: nützt mir der Sieg meiner Partei ſo wie ſo nichts, ſo will 
ich aus den Herren Kandidaten das Mögliche herausſchlagen.“ Und das ließ 
ſich von ihrem Standpunkt aus ſehr wohl begreifen. 
Der Kampf galt in erſter Linie dem kleinbürgerlich⸗bäuerlichen Flügel der 
Unabhängigkeitspartei; dieſe ſchrumpfte von 140 Mitgliedern auf 40 bis 50 
zuſammen; der agrariſche Flügel unter Führung Koſſuths wurde ein wenig 
geſchont; er behält die gute Hälfte ſeiner Mandate. Die Klerikalen verlieren 
die Hälfte, die Nationalitäten zwei Drittel ihrer bisherigen Mandate. 


Die Arbeiter intereſſiert vor allem das Schickſal der Wahlreform. Die 
Pluralität iſt gefallen. Dagegen wollen die Agrarier der Regierungspartei ein 
neues Zenſuswahlrecht, welches die oberen Schichten der induſtriellen Arbeiter⸗ 
ſchaft aufnehmen, die Landarbeiter aber ausſchließen würde, mit öffentlicher 
Abſtimmung. Die neue Majorität iſt in dieſer wichtigſten Frage abſolut nicht 
einig. Neben den reaktionären Agrariern gibt es darin aufgeklärte Vertreter 
des Bürgertums, die eine ehrliche Wahlreform fordern. Der Juſtizminiſter 
ſelbſt hat ſich wiederholt für das allgemeine, gleiche, geheime Wahlrecht erklärt! 


1 „Die jetzigen Wahlen beweiſen, daß unſer Wahlſyſtem gut und zweckentſprechend iſt. .. 
Se. Majeſtät der König, der das allgemeine Wahlrecht wünſchte und den die öſterreichiſchen 
Erfahrungen von dieſer Idee abgebracht haben mögen, ſieht jetzt oder kann es ſehen, 
daß ſeine Vertrauensmänner auch auf Grundlage unſeres alten Wahlrechtes 
ſiegen können, und er wird es verſtehen, daß ein Verſuch, der heute nur Demagogen und 
den nationaliſtiſchen Lagern zum Schlachtruf dient, für die Dynaſtie und die Nation mehr 
Gefahren birgt, als es rätlich iſt, heraufzubeſchwören.“ („Budapesti Hirlap“ vom 3. Juni.) 

2 Das agrariſche Organ des geweſenen Miniſters des Innern, Andraffy, ſchreibt: 

„Nach dem Urteil der Sachverſtändigen waren dies die teuerſten Wahlen ſeit 
40 Jahren. Dies iſt kein Wunder. Vor dieſen Wahlen hat die Wählerſchaft zweimal ohne 
Geld gewählt, aus begeiſtertem Patriotismus. Seitdem iſt ſie ein wenig enttäuſcht, ein wenig 
bitterer und berechnender geworden und hat bei dieſer Wahl die zweimal unter- 
bliebenen verfaſſungsmäßigen Speſen mit Zinſen eingetrieben. Und daß ſich 
die Wage ſo auf jene Seite geneigt hat, wo das Geld mehr und ſicherer war, iſt natürlich.“ 
(„Magyar Hirlap“ vom 4. Juni.) 

Man ſchätzt die Koſten der Wahl auf oppoſitioneller Seite auf 30, in Wiener Blättern 
auf 12 Millionen Kronen! 
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Das Schickſal der Wahlreform hängt jetzt von drei Faktoren Ungarns ab: 

1. Wie ſtark die fortſchrittliche und wie ſtark die agrariſch-reaktionäre Fraktion 
in der neuen Regierungsmajorität ſein wird. Dies läßt ſich vorläufig nicht 
beſtimmen. 

2. Wie ſcharf der Kampf der niedergeſchlagenen Juſthpartei (des klein⸗ 
bürgerlichen Flügels der Unabhängigkeitspartei) im neuen Hauſe um die Ande⸗ 
rung des Wahlrechtes ſein wird; die Partei hat ſich während des Wahlkampfes 
für das allgemeine, gleiche, geheime Wahlrecht erklärt! | 

3. Welchen Druck die Arbeiterſchaft und die radikalen bürgerlichen Ele⸗ 
mente von außen auf das Parlament werden ausüben können. — 

Endlich gibt es noch einen außerhalb Ungarns wirkenden Faktor, der zur⸗ 
zeit dort mächtiger iſt als alle anderen: der Wille des Hofes in Wien! 

Die Anderung des gegenwärtigen Wahlrechtes ſteht nach wie vor im Mittel⸗ 
punkt des politiſchen Lebens in Ungarn; daran hat dieſer unerwartete, aber 


leicht erklärbare Ausfall der Wahlen nichts geändert. 


Die Ronfumgenofſenſchaften und der Sozialismus. 
Von Siegmund Kaff. 


Der Kopenhagener Kongreß ſoll ſich, der Tagesordnung zufolge, welche 
das Internationale Sozialiſtiſche Bureau vorſchlägt, an erſter Stelle mit den 
Beziehungen zwiſchen den Genoſſenſchaften und den politiſchen Parteien be⸗ 
ſchäftigen. Dieſe Tatſache — an und für ſich ein Beweis für die wachſende 
Bedeutung des Genoſſenſchaftsweſens — wird alle diejenigen mit Genugtuung 
erfüllen, welche die Wichtigkeit der wirtſchaftlichen Aſſoziation für den Klaſſen⸗ 
kampf des Proletariats erkannt haben und von der Notwendigkeit überzeugt 
ſind, daß auf dem verbreiterten Kampffeld einheitliche taktiſche Regeln zur 
Anwendung kommen müſſen, wenn Störungen und Überraſchungen vermieden, 
Erfolge und Vorteile geſichert werden ſollen. 

Selbſtverſtändlich können unter den Genoſſenſchaften nur die Konſumvereine 
verſtanden ſein; ſie allein oder doch in erſter Linie fie kommen für das Prole⸗ 
tariat in Betracht, indes die einſt ſo hochgehaltenen Produktivaſſoziationen 
ſowie die meiſten übrigen Genoſſenſchaften — die Wohnungsgenoſſenſchaften 
allenfalls ausgenommen — dem Proletariat zunächſt verſagt ſind, weil ſie 


einen Beſitz von Produktionsmitteln vorausſetzen, der bei der Arbeiterklaſſe 


nicht vorhanden iſt. Darum waren die Produktivgenoſſenſchaften Laſſalles 
von vornherein eine Totgeburt, und diejenigen, die ſich danach bildeten und 


beſtehen blieben, wandelten ſich mehr und mehr in kapitaliſtiſche Unter⸗ 


nehmungen um, auch wenn ſie die genoſſenſchaftliche Form noch beibehielten; 


oder ſie erſtarrten und wurden von der induſtriellen Entwicklung überholt, ſo 


daß ſie teils zur Liquidation, teils zur Verſchmelzung mit Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaften gezwungen waren, was — wie die Erfahrung in England zeigt — 
noch als das Zweckmäßigſte erſcheint, weil der ewige Kapitalmangel, deſſen 
Stillung Laſſalle vergebens vom Staate erhofft hatte, nur durch den geſicherten 
Abſatz kompenſiert werden kann. 

Da die Produktivaſſoziationen der Arbeiter nicht emporzukommen ver⸗ 


mochten, wendete ſich die Aufmerkſamkeit der Arbeiter den Konſumvereinen 


zu. Das Lohneinkommen der Konſumvereinsmitglieder wurzelt zwar in der 
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kapitaliſtiſchen Privatwirtſchaft, aber das war ja mangels eines geſicherten 
Abſatzes auch bei den Produktivaſſoziationen der Fall. Dafür bot die von 
den Kapitaliſten verſchmähte Sicherung des Abſatzes durch die Konſumenten 
ſelbſt gerade den Arbeitern mannigfache wirtſchaftliche Vorteile und ſogar 
eine auch für den Klaſſenkampf nicht zu unterſchätzende Waffe. Waren es 
ſelbſtverſtändlich in erſter Linie jene Vorteile, die den Beſitzloſen in die Augen 
ſtachen, ſo konnte es auf die Dauer nicht fehlen, daß die weiterblickenden Vor⸗ 
kämpfer der Arbeiterklaſſe die Frage erwogen, ob und inwiefern ſich der 
organifierte Konſum für den Emanzipationskampf des Prole⸗ 
tariats überhaupt verwerten läßt. Indirekt ſteht er zweifellos heute 
ſchon im Dienſte der proletariſchen Schichten, indem er die lokalen Markt⸗ 
preiſe zu ihren Gunſten beeinflußt und den überwuchernden Detailhandel zu⸗ 
rückdrängt, zum Teil ſogar auf den großen Zwiſchenhandel und die Engros⸗ 
märkte übergreift. Mit der wachſenden Ausbreitung der konſumgenoſſenſchaft⸗ 


lichen Organiſation, die ſich immer mehr Produktions- und andere Betriebe 


angliedert, iſt nun die Frage entſtanden, die das Brüſſeler Internationale 
Sozialiſtiſche Bureau aufwirft und die da lautet: Müſſen die Genoſſenſchaften 
neutral unabhängig von den politiſchen Parteien oder mit dieſen durch ein 
perſönliches Band verknüpft oder ſchließlich an die Partei geſchloſſen ſein? 

Dieſe Frageſtellung zeichnet ſich weder durch beſondere Präziſion noch durch 
beſondere Prägnanz aus, und auch die Begründung: daß die den Konſum⸗ 
vereinen angehörigen Parteigenoſſen gern Angaben über die beſte Art der 
Leitung ihrer jungen Organiſation zu erhalten wünſchen, iſt weder ſachlich 
berechtigt noch taktiſch klug. Aber dieſe Fragen umſchließen ein anderes Problem: 
das Verhältnis zwiſchen (Konſum⸗)Genoſſenſchaften und Sozialismus beziehungs⸗ 
weiſe und Sozialdemokratie. Iſt dieſes klargeſtellt, dann können obige Fragen 
je nach dem Stande der Entwicklung in den einzelnen Ländern leicht be⸗ 
antwortet werden. | 

Für die Klarſtellung aber find hauptſächlich drei Momente heranzuziehen, 
und zwar das der wirtſchaftlichen Urſachen, die zur Bildung von wirtſchaft⸗ 
lichen Aſſoziationen, ſpeziell der Konſumvereine, drängten; dann die hiſtoriſche 
Abſtammung der Genoſſenſchaften und drittens ihre ökonomiſche Stellung in 
der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung. Erſt wenn dieſe Fragen geprüft ſein 
werden und wenn das Ergebnis der Unterſuchung die Tendenzen der ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Entwicklung aufgedeckt haben wird, erſt auf Grund dieſes 
Ergebniſſes wird ſich feſtſtellen laſſen, ob und welche Beziehungen zwiſchen 
Konſumvereinen und Partei hergeſtellt werden können oder hergeſtellt werden 


müſſen. Daß es ſich dabei nur um die ſozialdemokratiſche Partei handeln R 


kann, ſoll nicht vorweggenommen werden, wenn es auch bezeichnend iſt, daß 


ſelbſt die größten Gegner jeder Annäherung an eine Partei nur die Sozial⸗ 
demokratie im Auge haben, wobei neutrale Genoſſenſchafter und bürgerliche 
Konſumvereinsfeinde einträchtig Hand in Hand gehen und Schulter an Schulter 


kämpfen. 

Es bedarf aber dieſes Fingerzeigs nicht, um die Tatſache zu begründen, daß 
die Genoſſenſchaften im allgemeinen und die Konſumvereine im beſonderen 
dem Bedürfnis der beſitzloſen Volksklaſſen entſprungen ſind, ſich der Um⸗ 


ſchlingungen durch den Kapitalismus zu erwehren. Bürgerliche Wirtſchafts⸗ 8 


politiker verſuchten hierbei den Handwerkern und Arbeitern einzureden, daß es 


ihnen im Wege der genoſſenſchaftlichen Selbſthilfe — und nur dieſer — ge⸗ i 
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lingen werde, den Kapitalismus ſelbſt zu entwurzeln, und ſelbſt heute ſpukt 
dieſer an ſich ganz nette Gedanke noch unter Genoſſenſchaftern herum. Die 
Illuſionen verflogen aber alsbald, zerdrückt unter der Wucht der kapitaliſtiſchen 
Entwicklung, die raſch einen Vorſprung gewann, der nicht mehr eingeholt 
werden konnte, eine Entwicklung, die heute noch nicht abgeſchloſſen iſt, und 
ſelbſt dort, wo fie bereits in langſamerem Tempo marſchiert — in England —, 
von der raſch ausgreifenden Genoſſenſchaftsbewegung nichts zu fürchten hat, 
obgleich letztere in England frühzeitig genug einſetzte und von der Arbeiter⸗ 
ſchaft ganz einſeitig forciert wurde. Wenn heute noch dort Genoſſenſchafter 
ſich der Täuſchung hingeben, daß die wirtſchaftliche Aſſoziation ein ausreichendes 
Gegengewicht gegen die Anarchie des Kapitalismus und ſeine Kartelle dar⸗ 
ſtellen, ſo entſpringt dieſe Täuſchung dem Irrtum, daß die freie Konkurrenz 
das elementarſte Grundgeſetz der bürgerlichen Wirtſchaft iſt. Wäre dies der 
Fall, würde nur oder vorzugsweiſe dieſes eine Geſetz unſer Wirtſchaftsleben 
beherrſchen, dann allerdings könnte es ſich im weſentlichen bloß darum handeln, 
durch Schaffung möglichſt vieler und ſtarker Organiſationen die Herbeiführung 
eines Gleichgewichtes anzubahnen. Allein die bisherigen Erfahrungen lehren, 
daß die Kartelle und Truſts — ſtatt die Wiederkehr von Kriſen und Kon⸗ 
jiunkturſchwankungen hintanzuhalten — die Gegenſätze nur verſchärfen, weil 
ſie in der Hand des Großkapitals nichts anderes ſind als Inſtrumente zur 
Steigerung und Potenzierung des Profits. | 

Das gleiche gilt auch von den landwirtſchaftlichen Aſſoziationen, die nur 
der Form nach Genoſſenſchaften, in Wirklichkeit jedoch Aſſoziationen des Grund⸗ 
kapit als mit Kartellzwecken ſind, wie überhaupt die genoſſenſchaftliche Form 


von den kapitaliſtiſchen Klaſſen gerne für Profitzwecke mißbraucht wird. Daß 


unter ſolchen Umſtänden die Konſumvereine, die eine nicht nur von den Kapitals, 
ſondern auch von den Perſonalaſſoziationen grundverſchiedene Aufgabe zu er⸗ 
füllen haben, im ſtrikteſten Intereſſengegenſatz zu den letzteren ſtehen, liegt auf 
der Hand. Dieſe Aufgabe beſteht in der Ausſchaltung des Profits, 
zuerſt des Handels⸗, dann auch des Produktionsprofits. Natürlich kann dieſe 
Ausſchaltung nur teilweiſe vor ſich gehen, und ſie wird auch im allergünſtigſten 
Falle — ſiehe England! — ſtets nur bis zu einer gewiſſen Grenze erfolgen 
können. Zu groß iſt die Diſtanz zwiſchen den kapitaliſtiſchen und den genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Unternehmungen, und niemals wird ſie — innerhalb der kapita⸗ 
liſtiſchen Wirtſchaftsordnung — ganz zum Verſchwinden gebracht werden 
können. Mag ſie auch noch ſo abgekürzt, mag die Entfernung noch ſo gering 
werden, die unüberſteigbare Schranke für die Entwicklung iſt gegeben: eben 
die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe, die ſich auf dem Privateigentum an den 
Arbeitsmitteln aufbaut. 

Das ſpricht natürlich keineswegs gegen den Wert der Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften, ſo wenig deshalb die Gewerkſchaften an Wert verlieren, weil ſie 
immer nur Teilerfolge erzielen. Aber die Grenze, bis zu welcher die anti⸗ 
kapitaliſtiſche Funktion der Konſumvereine wirken kann, iſt damit ziemlich 
deutlich markiert. Das wirtſchaftliche Leben läßt ſich durch Kartelle und Truſts 
oder andere Kapitalaſſoziationen nicht „regulieren“, und dabei kommt bloß 
die Produktion in Betracht; ebenſowenig iſt dies durch Konſum⸗ und andere 
Genoſſenſchaften möglich, obzwar uns von bürgerlichen Genoſſenſchaftern und 
ſolchen, die noch in ihren Ideologien befangen find, immer wieder vor⸗ 
deklamiert wird, daß „die Genoſſenſchaft der Friede“ iſt, daß alle Menſchen 


384 Die Neue Zeit. 


als Konſumenten gleiche Intereſſen haben, weil ja doch alle eſſen müſſen. 
Als ob ein gewiſſes phyſiologiſches Minimum an Eiweiß, Fett und Kohle⸗ 
hydraten über die wirtſchaftlichen Intereſſen zu entſcheiden und die bloße 
Stillung des Hungers die Kluft zwiſchen den proletariſchen Klaſſen und jener 
Minderheit, die über die Produktionsmittel und damit auch über die Ver⸗ 
teilung des Arbeitsertrags ſowie über die Befriedigung des Nahrungsbedürf⸗ 
niſſes entſcheidet, überbrückt werden könnte! Die bürgerlichen Genoſſenſchafter 
ſowie jene, die in der wirtſchaftlichen Aſſoziation das Mittel zur „Aus⸗ 
höhlung“ des Kapitalismus erblicken, überſehen, daß dieſer mit den übrigen 
Grundlagen der kapitaliſtiſch organiſierten Geſellſchaft ſo eng verflochten und 
ſeiner zahlreichen politiſchen Machtmittel ſo ſicher iſt, daß er der Anſtrengungen 
der Konſumvereine ſpotten kann. 

An dieſer Tatſache ändert auch der Klaſſenhaß der bürgerlichen Konſum⸗ 
vereinsfeinde nicht das geringſte. Denn nicht die Unterminierung des Kapi⸗ 
talismus fürchten die Gegner — ſo weit denken ſie gar nicht —, vielmehr 
genügt ihnen der momentane Entgang an Profitmöglichkeiten vollſtändig, um 
die Konſumvereine in Grund und Boden zu verwünſchen. Der Entgang an 
Profit tritt in der wirtſchaftlichen Stärkung der organiſierten Konſumenten 
ſichtbarlich in Erſcheinung, und da dies zu vier Fünfteln Arbeiter ſind, die 
ſo auch ihre geſellſchaftliche Poſition ſtärken, iſt der Haß doppelt ſo groß. 
Da ein Mittelſtand nur beſtehen kann, wenn eine große Menge Proletarier 
die Exiſtenzgrundlage bietet, hat ſich das Kleinbürgertum von allem Anfang an 
gegen die Genoſſenſchaften der Arbeiter gewendet. Damit ſteht der Umſtand, 


daß gerade von bürgerlicher Seite den Arbeitern der Weg der Selbſthilfe 


gepredigt wurde, nicht im Widerſpruch. Schulze⸗Delitzſch verſtand darunter 
die Errichtung kleiner Konſumvereine für die Arbeiter unter bürgerlicher Ober⸗ 
leitung. Je beſcheidener die Dimenſionen dieſer Aſſoziationen waren, deſto 
lieber hat er ſie gehabt. V. Am. Huber, der die engliſchen Kooperativwerke 
kennen gelernt hatte, ging ſchon etwas weiter und forderte die Ausgeſtaltung 


der Arbeitergenoſſenſchaften zur vollen Leiſtungsfähigkeit, weil er ihnen eine 


große ſozialreformatoriſche Miſſion zuſchrieb. Laſſalle wollte das Problem 
noch gründlicher angepackt wiſſen. Er ging von der richtigen Vorausſetzung 


aus, daß der Kapitalprofit nur durch Produktivgenoſſenſchaften beſeitigt 


werden könne, wodurch die Arbeiter ſelbſt zu Unternehmern würden. Erſt 


wenn das Lohnverhältnis aufgehoben und ein reichliches Einkommen geſichert 
erſcheint, iſt auch für einen genügenden Verbrauch Sorge getragen. Denn 


* 


dieſer hängt von jenem ab, und der Irrtum der bürgerlichen Wirtſchafts⸗ 


politiker beſtand eben darin, daß ſie mit der beſſeren ſtatt mit der vollen Be⸗ 


friedigung des Bedarfes durch Verbilligung der Verteilungskoſten die „ſoziale 


Frage löſen“ wollten. Die Konſumvereine konnten dieſer Aufgabe um ſo 


weniger entſprechen, als — wie Laſſalle und (in ſeiner Schrift über die 


Wohnungsfrage) Engels nachwies — die Konſumvereine für die Arbeiter die 
Gefahr heraufbeſchworen hätten, daß die Unternehmer jede Hebung der Kauf⸗ 
kraft des Arbeitslohns durch eine Senkung desſelben wettgemacht haben 
würden. Daß dieſe Gefahr keine eingebildete war und das ſogenannte eherne 


Lohngeſetz in dieſem Sinne Geltung hatte, läßt ſich nach den bisherigen Er⸗ 


fahrungen nicht mehr ernſtlich beſtreiten, zumal es damals Gewerkſchaften 


noch nicht oder nur in geringer Anzahl gab und die Arbeiter wehrlos den 
Ausbeutungsmethoden der Unternehmer preisgegeben waren. Vollzieht ſich 
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doch heute der umgekehrte Prozeß, indem die Agrarier jede effektive Erhöhung 
des Arbeitslohns, die die Gewerkſchaften bewirken, durch eine Preisſteigerung 
für ſich zu fruktifizieren verſtehen, was infolge der noch unzureichenden Ent⸗ 
wicklung des Proletariats gerade auf genoſſenſchaftlichem Gebiet derzeit noch 
möglich iſt. 

Laſſalles Standpunkt war alſo durch die Sachlage durchaus gerechtfertigt, 
und der ganze Streit, ob Staatshilfe oder Selbſthilfe, erhielt ſeinen tieferen 
Sinn durch die Tatſache, daß es ſich in Wirklichkeit um die Frage handelte, 
ob die Arbeiter im Wege der Verringerung des Handelsprofits bloß eine Er⸗ 


lleichterung oder durch die Inangriffnahme der Produktion eine Befreiung von 


der Lohnſklaverei ſich verſchaffen ſollen. Als organiſierte Konſumenten bleiben 


ſie nach wie vor die Ausbeutungsobjekte des Kapitalismus, als ſelbſtändige 


Produzenten können ſie ſich des Zwiſchenhandelswuchers leichter erwehren. 
Bekanntlich mußten aber die Träume der genoſſenſchaftlichen Selbſthilfler, 

ſowohl derjenigen, die für Konſumvereine, als auch derjenigen, die für 

Produktivaſſoziationen ſchwärmten, in der rauhen Luft der politiſchen Kämpfe 


erfließen. Laſſalle zeigte den Arbeitern, daß ſie ſich vor allem die Vor⸗ 


bedingungen aller ſozialen Reform: politiſche Freiheit mittels des allgemeinen 
gleichen Wahlrechtes, erobern müſſen, und Karl Marx lehrte ſie, daß der auf 
die Beherrſchung der Staatsgewalt gerichtete Klaſſenkampf nicht bloß aus 
wirtſchaftlichen Gründen, ſondern auch zu wirtſchaftlichen Zwecken geführt 


1 werden müſſe. Und das deutſche Proletariat hat zum Glücke dieſe Notwendig⸗ 


keiten begriffen! In ſeinem dunklen Drange war es ſich des rechten Weges 
— vielleicht nicht immer in der gleichen Stärke, aber doch — bewußt und hat 
in gewaltigem Ringen die Bahn zur Vervollſtändigung ſeiner wirtſchaftlichen 
Rüſtungen freigelegt. So wie es ſich politiſch aus dem bürgerlichen Kiel⸗ 
waſſer herausſchwang, ſo tat es dies auch gewerkſchaftlich und ließ die 


Harmoniedusler rechts liegen. Später folgten die Konſumvereine: die Schultze 


und Crüger waren ja ebenſowenig wie die Hirſch und Duncker einen Schuß 
Pulver wert, und die Abwerfung der bürgerlichen Kuratel mußte ſich früher 
oder ſpäter auch auf genoſſenſchaftlichem Gebiet vollziehen. Proletariſche 
Intereſſen vertragen nun einmal keinerlei Bevormundungen, weder Staat noch 
Kirche noch Bourgeoiſie vermögen ihren Klaſſenſtandpunkt gegenüber dem 
Proletariat aufzugeben, ohne auf Privilegien und Vorteile zu verzichten, die 
ſie ſonſt — wenn auch nicht unangefochten — genießen. Es iſt daher nicht 
bloß eine grobe Selbſttäuſchung, zu glauben, daß irgend eine bürgerliche Partei 
den Genoſſenſchaften der Arbeiter jemals freundlich oder auch nur tolerant 
geſinnt ſein könnte, und das ganze Wohlwollen einzelner Ausnahmsunter⸗ 
nehmer — die aber nur die Regel beſtätigen — beſchränkt ſich darauf, die 
Konſumvereine ihren berüchtigten „Wohlfahrtseinrichtungen“ einzureihen, die 
der Knebelung der Arbeiter dienen, indes die überwiegende Mehrheit — ſiehe 
den famoſen Hanſabund — ſich mit den Kleinkaufleuten gegen die Konſum⸗ 
vereine verbündet. 

Was unter ſolchen umständen der geringe Prozentſatz bürgerlicher Ele⸗ 
mente, die den Konſumvereinen angehören, für eine Bedeutung haben kann, 
läßt ſich leicht erraten: gar keine. Auf dieſe Rückſicht zu nehmen iſt daher 
nur eine Selbſtfopperei, und die Furcht, daß ſonſt die übrigen kleinbürger⸗ 
lichen Konſumenten — die freilich auch eſſen müſſen, wenn ſie am Leben 
bleiben wollen — vor den allerwerteſten Flachkopf geſtoßen werden könnten, 
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erſcheint einfach läppiſch. Denn entweder dieſe Konſumenten haben als ſolche 
mit den Arbeiterkonſumenten gleiche Intereſſen — dann müſſen ſie ſich mit 
ihnen ſolidariſch fühlen und mit dafür ſorgen, daß die genoſſenſchaftliche 
Wirtſchaftspolitik ſtets eine ausgeſprochen antikapitaliſtiſche ſei; oder das klein⸗ 
bürgerliche Konſumentenintereſſe iſt ein anderes als das proletariſche — dann 
iſt es ſinnlos, ihm zuliebe die Leiſtungsfähigkeit und Stoßkraft der Konſum⸗ 
vereine abzuſchwächen, beziehungsweiſe zu zügeln. Antikapitaliſtiſch iſt aber 
nur die ſozialiſtiſche Wirtſchaftspolitik! Nur dann, wenn die Konſumvereine 
eine ſolche machen; wenn ſie durch Anſammlung kollektiver Vermögensbeſtände 
dem privaten Kapital in Handel und Gewerbe möglichſt Abbruch tun und 
die fiskaliſchen und agrariſchen wie überhaupt alle Attentate auf die wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen der Konſumenten mit Eifer abwehren, beziehungsweiſe 
den Abwehrkampf derſelben dort, wo er am intenſivſten und rückhaltloſeſten 
erfolgt — im klaſſenbewußten Proletariat — entſchieden unterſtützen und 
fördern; nur dann werden ſie ihrer Aufgabe gerecht und erfüllen ſie wirklich 
ihren Zweck. Ob man dies Anlehnung oder Anſchluß an die Sozialdemo⸗ 
kratie nennt und darob die Genoſſenſchafter denunziert, iſt ganz gleichgültig 
im Verhältnis zu der andernfalls unvermeidlichen Entwertung des Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſens für die Arbeiter. Mögen nur die Gegner zetern: die ziel⸗ 
bewußten Genoſſenſchafter werden ſich nicht irre machen laſſen! Sie erſchrecken 
vor ihren drohenden Gebärden nicht, weil ſie wiſſen, daß — ſo wie jene nicht 
ihren Klaſſenſtandpunkt verlaſſen — ebenſowenig die Konſumvereine ihre anti⸗ 
kapitaliſtiſche, das heißt ſozialiſtiſche Wirtſchaftspolitik aufgeben können, ohne 
ſich ſelbſt, ohne ihre Zukunft preiszugeben. 

Die Notwendigkeiten der genoſſenſchaftlichen Entwicklung werden nur durch 
eine ſozialiſtiſche Wirtſchaftspolitik erfüllt und befriedigt. Eine ſolche Politik 
erfordert naturgemäß Sozialiſten als Genoſſenſchafter. Nur ſie haben die 
erforderlichen Vorkenntniſſe und neben den Fähigkeiten auch den Willen, in 
ſozialem Geiſte zu handeln. Und das iſt das Entſcheidende. So wenig echte 
Gewerkvereine, ſo wenig können echte Genoſſenſchaften der ſozialiſtiſchen 
Führung und Leitung entbehren, wollen ſie nicht zu bürgerlichen Pſeudo⸗ 
genoſſenſchaften herabſinken. Das Proletariat — nur dieſes, nicht etwa auch 
das Kleinbürgertum — bedarf der doppelten Front gegen den Kapitalismus; 
wenigſtens iſt der Grad dieſes Bedürfniſſes bei der Arbeiterſchaft ungleich 
ſtärker als bei Angehörigen des Mittelſtandes, die trotz aller Beſitzloſigkeit 
doch nur bürgerliche Intereſſen haben. Dieſe doppelte Wehr bieten die Koa⸗ 
lition und Aſſoziation. Beide aber ſind für das Proletariat nur zu ge⸗ 
brauchen, wenn ſie in ſozialiſtiſchem Sinne angewendet werden. Je un⸗ 
eingeſchränkter dies geſchieht, deſto nützlicher für die Intereſſen des Prole⸗ 
tariats. Daß damit direkt und indirekt ſeinem Klaſſenkampf gedient wird, iſt 
nur ein Grund mehr, neben den Gewerkvereinen auch die Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaften zu pflegen. Wie dies im einzelnen möglich und durchführbar iſt, 
hängt freilich von den jeweiligen politiſchen Verhältniſſen des betreffenden 
Landes ab. Wo — wie in England — ſich der Staat zu völliger Neu⸗ 
tralität gegenüber den Genoſſenſchaften aufgeſchwungen hat, mag es begreiflich 
ſein, daß auch dieſe ſich politiſch eine gewiſſe Reſerve auferlegen, aus der ſie 
allerdings erforderlichenfalls ganz furchtlos hervortreten. In anderen Staaten, 
wo die herrſchenden Klaſſen die Aſſoziation des Proletariats — und nur 
dieſe — anfeinden, iſt es einfach abſurd, ſich des kräftigſten, ja einzigen 
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Schutzes zu begeben, den die Sozialdemokratie bietet — die Partei, die allein 
Konſum und Produktion in Einklang bringen will und kann. Beſteht die 
Neutralität darin, daß die Konſumvereine den Kapitalismus ſchonen ſollen, 
dann zum Teufel mit der „Neutralität“! Wer aber dieſes nicht will, darf 
vor der Verletzung der Neutralität, die doch nur im kapitaliſtiſchen Intereſſe 
liegt, nicht zurückbeben. Wer A jagt, muß auch B ſagen. Die ſozia⸗ 


liſtiſche Wirtſchaftspolitik legt den Genoſſenſchaften ſozialiſtiſche Pflichten 


auf, und die können nur durch eine entſprechende Fühlung mit der Sozial⸗ 
demokratie erfüllt werden. Jede Neutralität, die die Genoſſenſchaften in 
dieſem natürlichen Zuſammenhang zu ſtören unternimmt, iſt Heuchelei, dumme 
Vogelſtraußpolitik, gleich ſchädlich für die Arbeiter wie für die Genoſſen⸗ 
ſchaften. Nicht ſo ſteht die Frage, ob die Sozialdemokratie die Konſumvereine 
braucht — das iſt nicht der Fall —, ſondern ob dieſe die Sozialdemokratie 
brauchen. Und Urſprung, Geſchichte ſowie Stellung der Konſumvereine in 
der gegenwärtigen Wirtſchaftsordnung bezeugen es, daß die Genoſſenſchaften 
des Proletariats — alſo die Konſumvereine — auf die ſozialdemokratiſche 
Partei angewieſen ſind. Die übrigen Genoſſenſchaften, die Aſſoziationen der 


kapitaliſtiſchen Klaſſen, die faſt ausſchließlich auf den Erwerb ausgehen, halten 


ſich an die bürgerlichen Parteien; für die Konſumvereine wäre dieſer Schirm 
verderblich. Nicht das Parteiintereſſe der Sozialdemokraten, ſondern das 


genoſſenſchaftliche Intereſſe verlangt die Kooperation mit der Partei des 
klaſſenbewußten Proletariats. Wenn aber geſagt wird, die Sozialdemokratie 
habe ſich bisher den Konſumvereinen gegenüber ablehnend verhalten und 


geringes Verſtändnis für ihre Bedeutung an den Tag gelegt, ſo iſt dies im 


allgemeinen eine unbegründbare Beſchuldigung. Aus allen Schriften unſerer 
Vorkämpfer von Owen bis Karl Marx leuchtet die hohe Wertſchätzung der 
wirtſchaftlichen Kooperation der Arbeiter hervor. Ebenſowenig haben Bebel und 
Kautsky die Bedeutung der Genoſſenſchaften verkannt. Einzelne einſchränkende 
Bemerkungen, die zuſammenhanglos zitiert werden, haben nur gewiſſe Über⸗ 


ſchätzungen im Auge gehabt, denen insbeſondere diejenigen Genoſſenſchafter 


zu verfallen geneigt ſind, welche ſich und anderen von der aſſoziativen Selbſt⸗ 
hilfe alles Heil verſprachen und die Teilung der Arbeit ſo mißverſtehen, daß 
ſie glauben, ihre Aufgaben ohne jeden Zuſammenhang mit den übrigen Fak⸗ 


toren der ökonomiſchen und geſellſchaftlichen Entwicklung vollführen zu können. 


Nein, der Marxismus ſteht dem genoſſenſchaftlichen Sozialismus nicht im 
Wege, und umgekehrt ſteht letzterer nicht im Gegenſatz zum Marxismus. 


Dieſer war es, der das Geheimnis aufdeckte, wodurch und wie der Mehr⸗ 
wert entſteht; er iſt es, der den Genoſſenſchaften die Wirtſchaftspolitik zu 


machen ermöglicht, die ihnen das Klaſſenintereſſe ihrer Mitglieder diktiert; der 
ferner all die ſcheinbaren Widerſprüche beſeitigen hilft, in die die Konſum⸗ 
vereine mit ihren ſozialiſtiſchen Entwicklungstendenzen innerhalb der kapita⸗ 
liſtiſchen Geſellſchaftsordnung geraten müſſen. Die Arbeitsteilung aber, die 


immerhin zwiſchen Partei und Genoſſenſchaften eingehalten werden ſoll, iſt 


gewiß nicht jo aufzufaſſen, daß dieſe losgelöſt von allen politiſchen Erforder⸗ 


niſſen nach bürgerlichen Ideologien darauf loswirtſchaften können, ohne dem 
Klaſſenintereſſe der Mitglieder zu ſchaden. Indem ſie den Sozialismus vor⸗ 
bereiten helfen, handeln ſie nur im übertragenen Wirkungskreis und tun 
nichts, was etwa die Partei von ihnen begehren würde, ſondern nur, was 
ihr eigener Daſeinszweck verlangt und ihre Exiſtenzberechtigung ausmacht. 
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Jene, die ſich einbilden, die geſamte Menſchheit mittels des Konſumenten⸗ 
intereſſes einfangen zu können, werden durch eine Illuſion geblendet, die ſie 
überſehen läßt, daß das Eigentum an den Produktionsmitteln die Menſchheit 
in zwei Lager trennt, die keine Brücke — auch keine genoſſenſchaftliche — 
verbindet. 


Literariſche Kundſchau. 


Hans Drieſ ch, Zwei Vorträge zur Naturphiloſophie. Leipzig 1910, Verlag von 
Wilhelm Engelmann. 38 Seiten. | 


Der erſte der beiden Vorträge iſt in einer Verſammlung des famoſen Kepler: 
bundes gehalten, der zweite iſt die Wiedergabe einer öffentlichen Vorleſung zur 
Erlangung der venia docendi für „Naturphiloſophie“ an der Univerſität Heidel⸗ 
berg, wo Drieſch als Zoologe tätig iſt. Wenn hier über Drieſchs Vorträge referiert 
wird, ſo bloß, um an einem ſchönen Beiſpiel zu zeigen, weß Geiſtes Kind die 
teleologiſch-vitaliſtiſche Denkweiſe iſt, die in der modernen Biologie immer wieder 
hervortritt. 

In ſeinem erſten Vortrag über „Die logiſche Rechtfertigung der Lehre von der 
Eigengeſetzlichkeit des Belebten“ geht Drieſch davon aus, „daß jede Art ‚mecha= 
niſtiſcher“ Auffaſſung der Lebensvorgänge falſch iſt, daß das Leben ſeine Eigen⸗ 
geſetzlichkeit, ſeine Autonomie beſitzt, daß — mit anderen Worten — Biologie 
nicht angewandte Phyſik und Chemie iſt, ſondern etwas ganz anderes, eine Sache 
für ſich. Als Vitalis mus iſt eine ſolche Lehre von jeher bezeichnet worden.“ 
Nachdem Drieſch in früheren Arbeiten auf dem Wege der Erfahrung aus dem 
Gebiet der Biologie „die vitaliſtiſche Lehre geradezu zu beweiſen verſucht“ hatte, 
will er nun die logiſche „Rechtfertigung“ des Vitalismus aufdecken. 

Drieſchs Erfahrungen auf dem Gebiet der Biologie haben ihn die hervor⸗ 
ragende Tat der Neuentdeckung der Ariſtoteliſchen „Entelechie“ vollbringen laſſen, 
eines „Naturagens“, das „ſich mit dem vorhandenen Bewegungs- oder Energiequantum 
abfinden“ kann, indem es dieſes „lenkt“. Doch die Entelechie, die Drieſch neu 
entdeckt hat, kann noch viel mehr: „Auch eine Neuſchöpfung von Energie ſeitens 
der Entelechie würde nichts Denkunmögliches bedeuten, denn der Satz von der Er⸗ 
haltung der Energie iſt nur dann bejahungsnotwendig oder aprioriſtiſch, wenn 
lediglich räumliche, materielle Kauſalität im Spiel iſt.“ Großer Gott, der du 
Entelechie heißeſt und biſt, auf welche Bahnen haſt du das Denken deines Jüngers 
Drieſch gelenkt! 5 

Doch die Spitze der Konfuſion wird erreicht, wo Drieſch an die „logiſche 
Rechtfertigung“ des Vitalismus geht. Auch hier hat er wieder eine gewaltige Ent⸗ 
deckung gemacht: bei Kant „fehlt eine ganz weſentliche, wohl begründbare Kate⸗ 
gorie“ im Syſtem der reinen Denkformen, die „Kategorie der Individualität“, 
denn der Geiſt „denkt auch über den Begriff des Ganzen im Verhältnis zu ſeinen 
Teilen“. Damit iſt „unſere neue Kategorie“ der Individualität genügend be⸗ 
gründet, und „wie auf Grund der Kategorien Subſtanz und Kauſalität gewiſſe 
Naturkonſtituenten geſchaffen werden, nämlich die Begriffe Materie, Kraft, 
Energie uſw., ſo werden auf Grund der Kategorie Individualität andere Natur⸗ 
konſtituenten, wie zum Beiſpiel die Entelechie, geſchaffen.“ Im Verein mit den 
aus der Erfahrung gewonnenen „Beweiſen“ bringt dieſe logiſche Rechtfertigung 
das Syſtem des Vitalismus zum Abſchluß: „ſo kommt alles zum Zuſammenſchluß.“ 
Trotzdem hält es Drieſch wohlweislich für geboten, noch auf weiteren acht (von 
insgeſamt zwanzig) Seiten „die Lehre von der Eigengeſetzlichkeit des Lebens poſitiv 
zu rechtfertigen“, auf einem logiſchen Wege, von dem Drieſch ſelbſt ſagt, daß er 
„ſchwieriger gangbar als der erſte“ iſt. Derart ſchwierig, daß es mir leider nicht 
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gelungen iſt, dem Verfaſſer auf dieſem Wege zu folgen, trotzdem ich mir die ehr- 


lichſte Mühe hierbei gegeben habe. 

Was Drieſch „über Aufgabe und Begriff der Naturphiloſophie“ in ſeinem 
zweiten Vortrag denkt, zu ergründen, war mir aus demſelben Grunde nicht mög⸗ 
lich, wie ich offen geſtehen muß; wobei als mindernder Umſtand in Betracht kommen 
dürfte, daß Drieſch die Aufgaben der Naturphiloſophie durch die Forderungen einer 
Logik begründet, deren Urſprung „nicht in einer ‚Eigenfchaft‘ meiner Seele geſucht, 
ſondern bewußtermaßen im Dunkel, ja im myſtiſchen Dunkel gelaſſen wird; die 
Forderungen werden einfach hingeſetzt.“ Hingepappſt und fertig Lipſchütz. 


notizen. 


Die FJachtechnik in der Gewerkſchaftspreſſe. Gegen den von mir in Nr. 32 
der „Neuen Zeit“ vertretenen Standpunkt, daß die Pflege der fachgewerblichen 
Bildung der Organiſationsmitglieder nicht eigentlich zu den Aufgaben der Gewerk⸗ 
ſchaftspreſſe gehöre, haben die „Holzarbeiterzeitung“ und das „Korreſpondenzblatt 
der Generalkommiſſion“ Stellung genommen. Wenn das letztere die kulturelle Be⸗ 
deutung der fachtechniſchen Belehrung durch die Organiſation betont, ſo ſagt es mir 
damit nichts Neues, denn in meinem Artikel heißt es wörtlich: „... Es iſt ohne 
Zweifel ein Verdienſt um die heranwachſenden Berufsgenoſſen und an der Ge— 
ſamtkultur, wenn die Organiſationen verſuchen, ihre Mitglieder beruflich zu 


ſchulen.“ Es iſt doch recht auffallend, daß die Redaktion des „Korreſpondenz⸗ 


blatt“ dieſe Ausführungen totſchweigt. Die „Holzarbeiterzeitung“ wendet ſich 


dagegen, daß ich ſage: „Das, was früher der erfahrene Kollege dem an ſeiner 


Seite ſtehenden Lehrling während der Arbeitszeit begreiflich machen konnte, 


kann heute nur noch außerhalb des Werkplatzes und der Arbeitszeit geſchehen, 
andernfalls würden die kapitaliſtiſchen Räder beide, Junge wie Alte, überrollen 


und aus der Fabrik hinausbeſorgen.“ Die „Holzarbeiterzeitung“ nennt dies eine 


vſtarke Übertreibung“. Dabei ſteht doch feſt, daß heute, wo in allen Berufen an 


die quantitative Leiſtung jedes einzelnen immer höhere Anforderungen geſtellt werden, 


bei Zeitlohn dem Geſellen keine Zeit mehr bleibt, den Lehrling anzulernen, und 


für den Unternehmer iſt das intenſive Arbeiten des im Zeitlohn arbeitenden Ge⸗ 
ſellen von bedeutend größerem Intereſſe als die Schulung des Lehrlings, weil ja 
heute die Entſchädigungen der Lehrlinge — wenn überhaupt ſolche erfolgen — faſt 
überall jo minimal find, daß der Unternehmer ſchon bei zwei⸗ oder dreiſtündiger 


durchaus nicht intenſiver Arbeitszeit des Lehrlings auf ſeine Koſten kommt. Deshalb 


hat ſich ja gerade die Maſſenzüchtung von Lehrlingen in ſolch unheimlicher Weiſe 
entfaltet, daß ſowohl der Staat als auch die Organiſationen dagegen einſchreiten 


mußten. Iſt der Geſelle aber im Akkordlohn beſchäftigt, dann hat er ſelbſt das 
lebhafteſte Intereſſe daran, durch keine belehrende Unterhaltung mit dem Lehrling 


in ſeinem Schaffen behindert zu werden, denn Zeit iſt Geld, und die Akkordſätze 
nehmen auf Lehrlingsbelehrung keine Rückſicht. Ausnahmen beſtätigen die Regel. 
Die „Holzarbeiterzeitung“ aber erklärt: 

„So wenig wir die großen Mängel in der heutigen Lehrlingsausbildung ver⸗ 


kennen, ſo gebietet es doch die Gerechtigkeit, anzuerkennen, daß recht kräftige 


Anſätze für eine Reform des Lehrlingsweſens vorhanden find. Werk⸗ 


ſtellen, in welchen die Lehrlinge planmäßig ſowohl in der Praxis als auch in der 


Theorie ausgebildet werden, find allerdings nur ganz vereinzelt an- 


zutreffen.“ 


Von dem, was hier im erſten Satze behauptet wird, iſt außerhalb der Redaktion 


der „Holzarbeiterzeitung“ nichts bekannt, denn unſere übrige Gewerkſchaftspreſſe hat 
noch nichts davon gemeldet. Freilich in der Redaktion der „Holzarbeiterzeitung“ 


weiß man es beſſer. 
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Sie ſchreibt: 

„Durch die Vermittlung des Fachwiſſens hebt ſich das geiſtige Niveau des 
Arbeiters und zugleich ſein Selbſtbewußtſein. Er ſtrebt danach und gewinnt auch 
mit der Zeit die Fähigkeit, ſeinem Arbeitsprodukt den Stempel ſeines Geiſtes 
aufzudrücken. Dazu bietet ſich auch heute noch Gelegenheit. Denn trotz 
der Ausbildung der Maſchinentechnik iſt die Spezialiſierung der Arbeit insbeſondere 
in der Tiſchlerei noch nicht ſo weit entwickelt, daß ſich der Arbeiter in jedem Falle 
als Teil der Maſchine fühlen mußte.“ 

Welch kühne — aber leider vergebliche Hoffnungen! Die Entwicklung der Technik 
räumt unbarmherzig mit der ſelbſtändigen Tätigkeit des Arbeiters auf. Wir empfehlen 
den allzu hoffnungsſeligen Schwärmern die Lektüre der „Techniſch⸗wirtſchaftlichen 
Rundſchau“ des Genoſſen Woldt in der „Neuen Zeit“. 

Übrigens gibt das „Korreſpondenzblatt“ ſelbſt zu, die fachliche 
Schulung ſei nur deshalb nötig, um unſichere Mitglieder zu halten. 
Nun iſt es wohl richtig, daß der einzelne Arbeiter meint, wenn er ſich in ſeiner 
beruflichen Fertigkeit vervollkommt, er auch einen Nutzen davon haben müſſe. Das 
trifft aber nur theoretiſch zu. Denn den eigentlichen Nutzen hat faſt immer nur der 
Unternehmer. Als Beweis ein paar Zahlen. Im Berliner Baugewerbe erhielten 
vor fünf Jahren die Akkordmaurer für das Verarbeiten von 1000 Mauerſteinen 
7 und 7,50 Mark, ſeit anderthalb Jahren ſteht der Lohn auf 4 und 4,50 Mark. 
Bei den Rabitzputzern wurde 1894 für den Quadratmeter Putz 1,20 Mark bezahlt, 
heute wird dieſelbe Arbeit für 60 Pfennig geliefert. Bei den Rabitzſpannern wurden 
vor ſechs Jahren für den Quadratmeter Geflecht 40 Pfennig bezahlt, heute wird 
die gleiche Arbeit für 20 Pfennig hergeſtellt. Der Arbeitgeber hat ſich die 
erlangte Fertigkeit der Arbeiter eben zunutze gemacht. Bei den genannten 
Berufen aber ſind die Stundenlöhne in derſelben Zeit teilweiſe bis zu 50 Prozent 
geſtiegen. Was half das? Der Unternehmer verſtand es, das Schwergewicht 
auf die Akkordarbeit zu legen! | 

Nun jagt das „Korreſpondenzblatt“: „Wir wiſſen wohl, daß dieſe Ein⸗ 
richtungen den Unternehmern Nutzen bringen, aber es wäre eine 
dumme Politik, wenn wir deshalb auf ſie verzichten ſollten.“ Den Be⸗ 
weis für dieſe Behauptung bleibt das „Korreſpondenzblatt“ aber ſchuldig — das 
iſt ſeine ganze Klugheit. Auch der inzwiſchen in der „Neuen Zeit“ erſchienene Aufſatz 
des Genoſſen Schmidt⸗Würzburg hat meines Erachtens keine ſtichhaltigen Gegen⸗ 
gründe angeführt. Wenn Genoſſe Schmidt meint, ich hätte in meinem Artikel durch 
meine radikalen Schlußfolgerungen das Erſtgeſagte wieder über den Haufen ge⸗ 
worfen, ſo muß ich dem widerſprechen. Es iſt durchaus logiſch und konſequent, 
wenn man die Vermittlung der Fachbildung durch die Arbeiterpreſſe als eine 
Kulturtat bezeichnet, ſie aber trotzdem nicht für unſere Aufgabe hält. Daß ich die 
Organe der Buchdrucker, Metalle, Textil⸗ und Steinarbeiter nicht als ſolche Blätter 
aufgeführt habe, die ab und zu ein fachgewerbliches Feuilleton bringen, iſt doch 
ganz belanglos und die Regiſtrierung unangebracht, weil es ja in meinem Artikel 
heißt: Es befinden ſich darunter die Organe der uſw. Die Fachbeilage der 
Maſchiniſten und Heizer aber zeugt gerade dafür, daß hier bereits der Schwer⸗ 
punkt auf das Fachgewerbe gelegt iſt. Denn dort hat man es noch nicht für nötig 
gehalten, das reguläre Verbandsorgan achttägig erſcheinen zu laſſen, vorerſt erſcheint 
es immer noch vierzehntägig, aber jeder zweiten Nummer liegt die ſtarke Fach⸗ 
beilage bei. Bei der heutigen Stärke der deutſchen Arbeiterbewegung kann man 
doch auf ſolche Propagandamittel verzichten. Ferner ſieht Schmidt in den Auf⸗ 
wendungen für den genannten Zweck „ein Zeichen der Stärke der Gewerkſchaften“. 
Wir ſind doch aber bei jedem größeren Lohnkampf gezwungen, öffentliche Samm⸗ 
lungen zu veranſtalten, weil die vorhandenen Mittel nicht ausreichen. Und was 
für die Fachbildung ausgegeben wird, muß eben an anderer, wichtigerer Stelle 
abgeſpart werden! 
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Nach wie vor halte ich die fachgewerbliche Belehrung der Organiſations⸗ 
mitglieder durch die Gewerkſchaftspreſſe für eine Konzeſſion an den Indifferentismus 
— dieſes iſt auch von den genannten drei Seiten zugegeben und als einziger in 
ihrem Sinne ſtichhaltiger Grund für die Fachbeilagen angeführt worden. 


Joſef Kliche. 
Ztitſchriftenſchau. 


„The Social Democrat* vom Mai enthält einen Aufſatz von H. Quelch 
über „Sozialiſtiſche Politik und Gewerkſchaftsbewegung“. Während einige Sozia⸗ 
liſten die Neigung haben, die Bedeutung des Parlamentarismus zu verkleinern, 
verſucht man andererſeits, gemeinſchaftliche Komitees zur Erzielung ſozialiſtiſcher 
Wahlen zu gründen oder gar ein Nationalkomitee nach der Art des Komitees der 
Arbeiterpartei. Solche Komitees ſind geeignet, Organiſationen mit weit auseinander⸗ 
gehenden Grundanſchauungen zu einer zeitweiligen praktiſchen Aktion zuſammen⸗ 
zufaſſen. So war es bei der Gründung des Komitees für Arbeitervertretung, aus 
dem nachher die Arbeiterpartei entſtand. Hier hatte man Vereine mit den ver⸗ 
ſchiedenſten Anſchauungen, die ſich miteinander verbanden, um Arbeitervertreter 
ins Parlament zu ſchicken. Gerade umgekehrt liegt die Sache bei den ſozialiſtiſchen 
Organiſationen. Dieſe ſind in ihren Grundprinzipien, ihren Zielen einig, aber ſie 
unterſcheiden ſich durch ihre Taktik, ihre unmittelbaren Methoden; Zuſammenſchluß 
für einen unmittelbaren praktiſchen Zweck iſt hier alſo unangebracht. Zwar ſind 
ſie darin einig, daß ſie den Parlamentarismus anwenden. Aber die Gründung 
eines Komitees, um ſozialiſtiſche Vertreter ins Parlament zu ſchicken, würde die 
Wahlen zu ſehr als Hauptobjekt der Partei in den Vordergrund ſchieben. Zwiſchen 
ſozialiſtiſchen Organiſationen muß ein engeres Band möglich ſein, und das wird 
durch die gelegentlichen lokalen Wahlbündniſſe ſchon angebahnt. 

Nun begegnen wir dabei einer neuen Strömung, die ſich gegen die Wert⸗ 


a ſchätzung und die Anwendung des Parlamentarismus auflehnt, namentlich in den 
romaniſchen Ländern, wo dieſe Richtung nur eine neue Form des Anarchismus iſt. 


Ihr Predigen der Wahlenthaltung hat in Frankreich das Anſteigen der ſoziali⸗ 


ſtiſchen Stimmen nicht verhindern können; in der Tat iſt dieſe Richtung auch mehr 
eine theoretiſche, die von Schriftſtellern gebildet wird, als eine wirkliche Macht 
innerhalb der Arbeiterbewegung. In England und Amerika nimmt ſie die Geſtalt 
Heiner Kritik an, nicht nur des Parlamentarismus, ſondern auch der heutigen Ge⸗ 


werkſchaftsbewegung. Sie ſetzt voraus, daß die Arbeiter nichts lieber wollen als 


ſofort Revolution machen, aber durch veraltete enge Formen der Organiſation und 


furchtſame reaktionäre Führer am Handeln verhindert werden; und daß dieſe alten 
dummen Formen bloß durch den neuen Unionismus beſeitigt zu werden brauchen, 


um den raſchen Vormarſch zur Befreiung ſiegreich zu beginnen. Dieſe Theorie iſt 
ja ſehr verlockend, aber leider trifft ſie nicht zu. Nur eine ganz kleine Minorität 


iſt revolutionär geſinnt, während die Maſſe nicht die geringſten Opfer für die 


Verbeſſerung der Geſellſchaft bringen will. Das ſehen wir gerade an der Arbeiter⸗ 


partei. Ihre Gründung entſprach den Wünſchen der Maſſe der Gewerkſchafter. 
Trotzdem ſehen wir die Arbeitervertreter im Parlament mit Energie für die Auf⸗ 
hebung des Richterſpruchs kämpfen, der verbot, Gelder aus den Gewerkſchafts⸗ 


kaſſen für die Wahlen zu benutzen. Weshalb? Weil ſie ſehr gut wiſſen, daß ſie 


15 auf freiwillige Beiträge der Mitglieder für die Wahlen nicht rechnen können. Bei 


dieſer Minorität der engliſchen Arbeiter (1Y/ Millionen Organiſierte von 8 Mil⸗ 
lionen Arbeitern) iſt alſo nicht einmal auf 20 Pfennig jährlich pro Kopf als Beitrag 
für eine Parlamentsvertretung zu rechnen. Nur 100000 zeigen dadurch, daß ſie einer 


ſozialiſtiſchen Organiſation angehören, ihre Bereitwilligkeit, dafür etwas zu opfern. 


Die große Maſſe der Arbeiter wählt nicht einmal den Arbeitervertreter; wie wäre da 
zu erwarten, ſie würde für ihre Befreiung etwas zahlen, oder gar ſtreiken oder rebellieren? 
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Die Geiſtesverfaſſung der Maſſen wird nicht dadurch umgewälzt, daß man den 
alten Organiſationen neue Formen und Namen gibt. Auch die beſtehenden Organi⸗ 
ſationsformen ſind notwendige Folgen der beſtehenden ökonomiſchen Verhältniſſe, 
ſie ſind ihnen angepaßt, und wenn man ſie durch eine „Allgemeine Univerſale 
Internationale Föderation aller Ausgebeuteten der Welt“ erſetzte, würde dieſe doch 
notwendig dieſelben Formen annehmen müſſen. Das iſt die Lehre aller Erfahrung. 
Der „neue Unionismus“ der neunziger Jahre hat nur ſoweit Dauerndes geſchaffen, 
als er die Methoden des alten Unionismus übernahm. Daher müſſen die Sozia⸗ 
liſten vor allem Geduld haben. Wir ſehen einen wenn auch langſamen Fortſchritt; 
die Gewerkſchaften erkennen die Notwendigkeit der unabhängigen Politik an und 
kommen ſchon zu neuen Methoden. Mögen ihnen noch ſo viele Fehler anhaften, 
die Gewerkſchafter bilden nicht mehr eine iſolierte Ariſtokratie, ſondern ſie ſind die 
Blüte des Proletariats. Mögen ſie apathiſch, beſchränkt, reaktionär ſein, ſo ſteht 
doch dies eine feſt: ſind ſie nicht für den Sozialismus zu gewinnen, ſo iſt der 
Sozialismus überhaupt unmöglich. 

„The International Socialist Review“ vom Mai bringt einen Aufſatz 
von J. Keir Hardie über „Die engliſche Arbeiterpartei“, der die Taktik dieſer 
Partei gegen mehrere Kritiken in derſelben Zeitſchrift, namentlich von Hyndman 
in der Februarnummer (vergl. „Neue Zeit“, Nr. 29, S. 94) verteidigt. Die Be⸗ 
hauptung, die Arbeiterpartei habe ſich mit den Liberalen verſtändigt, iſt unrichtig 
und wird durch die Tatſache widerlegt, daß faſt alle Kandidaten der Arbeiterpartei 
einen dreieckigen Wahlkampf, ſowohl gegen Liberale wie gegen Tories, zu führen 
hatten. Die Arbeiterpartei hat ihre eigene Organiſation und führt ihren Kampf 
völlig unabhängig von anderen Parteien. Der einzige Verſuch, zu einem Kompromiß 
mit den Liberalen zu gelangen, ging von Hyndmans Freund Quelch aus, wurde 
aber von den Liberalen zurückgewieſen. Der zweite Vorwurf Hyndmans beſteht in 
unſerer Unterſtützung des Budgets. Wir unterſtützten aber bloß die Beſitzſteuern 
und lehnten die Beſteuerung der Volksmaſſen ab. Der Finanzminiſter brauchte 
360 Millionen Mark für Sozialreformen und den größten Teil dieſer Summe 
wollte er durch neue Beſitzſteuern auf die hohen Einkommen und die Einkommen, 
die nicht aus Arbeit fließen, aufbringen laſſen. Dieſe Steuern waren ſozialiſtiſche 
Steuern und würden der Gemeinſchaft ein Teil deſſen, was ihr genommen war, 
zurückgeben. Die Konſervativen wollten durch Zölle die Volksnahrung beſteuern. 
Wir mußten zwiſchen dieſen beiden wählen. Hyndman ſelbſt hätte, wäre er Parla⸗ 
mentsmitglied geweſen, in dieſem Falle für das Budget geſtimmt; und er hat ſelbſt 
in der Wahlkampagne erklärt, für das Budget zu ſtimmen, wenn er gewählt 
werden ſollte. 

Die Unabhängige Arbeiterpartei wird durch ihr Bündnis mit den anderen 
Organiſationen gar nicht in der Agitation für ihre Prinzipien eingeengt. Jede 
Organiſation behält ihre volle Selbſtändigkeit. Jede an die Arbeiterpartei an⸗ 
geſchloſſene Organiſation trägt zu den Koſten bei und hat das Recht, Kandidaten 


1 


auf die Liſte der Arbeiterpartei zu bringen; dieſe Kandidaten ſind nur verpflichtet, 
nicht mit Kandidaten einer anderen Partei zuſammenzugehen, und ſich der Arbeiter⸗ 


fraktion anzuſchließen. Die Frage, ob es in Amerika zweckmäßig wäre, eine Arbeiter⸗ 
partei zu gründen, läßt ſich von England aus nicht beurteilen. Die Auffaſſung, 
eine Arbeiterpartei und eine ſozialiſtiſche Partei könnten nebeneinander ihre Ab⸗ 
geordneten wählen laſſen, die dann zuſammenzuarbeiten hätten, erſcheint weniger 
zweckmäßig, da daraus Reibungen und gegenſeitige Bekämpfung entſtehen könnte. 
Beſſer wäre es, ſich im voraus über die gemeinſamen Kandidaten zu verſtändigen. 
Eine Arbeiterpartei bietet uns nicht, was wir als Sozialiſten wünſchen, aber ſie 
iſt eine urwüchſige proletariſche Bewegung, die in der Lage iſt, durch eigene Er⸗ 


fahrung die Schwäche und mangelnde Einſicht, aus der ſie entſtand, zu verbeſſern. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Von Hamburg nach Neapel. 


ferdinand freiligrath. 


6eb . Juni 1810. 
Don Karl Korn, 


Die zünftigen Literarhiſtoriker, die Ferdinand Freiligraths Lebenswerk von 
der Warte ihres Katheders einzuſchätzen haben, finden ſich heute wie vor einem 


Menſchenalter in einer kurioſen Situation. Was groß an ihm iſt und lebendig in 


unſeren Tagen wie nur je in den vierziger und fünfziger Jahren des vorigen Jahr⸗ 
hunderts, ſeine Revolutionsdichtung, dürfen ſie bloß „hiſtoriſch“ anerkennen, die⸗ 


weil Leben und Größe für ihre Klaſſe ſelber nur ein Kapitel der Vergangen- 


heit, beſtenfalls eine wehmütige ſchwarzrotgoldene Jugenderinnerung, bedeutet. 
Aber auch für das Vergängliche ſeiner Dichtung fehlt ihnen das Gleichnis, da 
ihnen trotz aller hiſtoriſchen Poſe die Einſicht in die elementarſte Bedingtheit 
jeder, auch der geiſtigſten Einzelperſönlichkeit, den Zuſammenhang zwiſchen 
Individuum und Klaſſe, durch ihre ideologiſche Befangenheit ſozuſagen von 
Amts wegen verſchloſſen iſt. 

So finden ſie ihr Genüge daran, des Dichters Leben und Leiſtungen 
ſäuberlich in Perioden einzuteilen und jede Periode durch eine mehr oder 
minder zutreffende Spitzmarke abzutun. Wüſtenpoeſie, politiſche Tendenz⸗ 


dichtung und nationaler Heldenſang heißen bekanntlich die Schlagworte, unter 


denen Freiligraths Schaffen ein für allemal in die offizielle Literaturgeſchichte 
verarbeitet iſt, und ebenſo endgültig wird die eine „Periode“ belächelt, die 


andere verdammt, und die letzte als ſpäte, aber um ſo erfreulichere Rückkehr 


des Dichters zu ſeinem beſſeren Selbſt geprieſen. Daneben wird, gewiſſer⸗ 


maßen als Anmerkung hinterm Text, von ſeiner glänzenden Überſetzungskunſt, 


die ſich durch alle drei Perioden hinzieht, hochachtungsvoll Notiz genommen. 


Daß bei ſolcher Einſchlachterei ſogar das leitende Prinzip aller ideolo— 
giſchen Kritik, die Perſönlichkeit mit den angeblich ſouveränen Geſetzen ihres 
Weſens und Werdens, rettungslos im kritiſchen Hexenkeſſel verſchwindet, liegt 
auf der Hand. Aber nicht nur ihren Helden, auch die unbeſtreitbarſten Tat⸗ 


N ſachen ſeiner Wirkung vergewaltigt dieſe Betrachtungsmethode. Freiligrath 


war in allen drei Perioden ſeiner Dichtertätigkeit der Liebling weiter Schichten 
des literariſch intereſſierten zeitgenöſſiſchen Publikums. Seine erſten dichte⸗ 
riſchen Verſuche, die er in Soeſter und Mindener Lokalblättern veröffentlicht, 
verſchaffen ihm die Bekanntſchaft und das Intereſſe von Männern wie Grabbe 


und Immermann, Uhland, Chamiſſo und Schwab, Menzel und Gutzkow. 


Bald ſtehen dem jungen Handlungskommis die führenden literariſchen Zeit 
ſchriften offen. Der von Schwab und Chamiſſo herausgegebene Muſen⸗ 
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nch enthält vom Jahre 1835 ab zahlreiche Beiträge aus ſeiner Feder, 
ebenſo das Stuttgarter Morgenblatt, das im Feuilleton von Schwab redigiert 


wird und in dem der Literaturpapſt Menzel die kritiſche Fuchtel ſchwingt. Die 
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angeſehenſte Verlagsfirma Deutſchlands, Cotta in Stuttgart, erbietet ſich zur 


Herausgabe ſeiner geſammelten Dichtungen. 

Unmittelbar nach der Veröffentlichung dieſer ſeiner erſten Sammlung mit 
ihrer Wüſte, ihren Löwen und Mohren, findet ſich Freiligrath von der zeit⸗ 
genöſſiſchen Kritik und vom Publikum als einer unſerer erſten Lyriker begrüßt. 
Die Auflagen jagen ſich, und wenn man nicht die Angaben auf dem Titel⸗ 
blatt, ſondern die Zahl der gedruckten Exemplare berückſichtigt, ſo iſt nach 
des Dichters eigener Feſtſtellung bis in die ſiebziger Jahre hinein Jahr für 
Jahr eine ausgewachſene Auflage Freiligrathſcher Wüſtenpoeſie begehrt und 
konſumiert worden. 

Die Wirkung ſeiner politiſchen Gedichte war vielleicht nicht ſo ausgebreitet, 
aber dafür um ſo tiefer, denn es war die geiſtige Elite der Nation, Bürger 
wie Arbeiter, die in dem Jahrzehnt von der Mitte der vierziger bis zur Mitte 
der fünfziger Jahre Freiligrath als den berufenſten dichteriſchen Wortführer 
ihrer Hoffnungen, ihrer Kampfesenergien und — ihrer Enttäuſchungen auf 
den Schild erhob. 

Dagegen iſt gerade der Erfolg ſeiner patriotiſchen Poeſie, die allein noch 
Gnade vor der offiziellen Literaturgeſchichte findet, eine ziemlich problematiſche 
Sache, denn im Blutrauſch von „Siebenzig“ wurde auch das Bänkelſänger⸗ 


lied von Kutſchke und Napolium als nationaler Heldenſang empfunden, wie 


es denn andererſeits notiert werden muß, daß die Nationalſpende, die unſerem 
Dichter die Anerkennung ſeiner Zeitgenoſſen am ſinnenfälligſten atteſtierte, 
drei volle Jahre vor ſeiner angeblich patriotiſchen Periode eingeſammelt 
wurde, alſo zu einer Zeit, da als letztes dichteriſches Geſinnungsbekenntnis 
Freiligraths immer noch bloß die unverſöhnlich⸗ revolutionären Dichtungen vom 
Anfang der fünfziger Jahre vorlagen und überdies allgemein bekannt war, 
wie entrüſtet er wiederholt die Aufforderung, um Amneſtie nachzuſuchen, 
zurückgewieſen hatte. Die Legende von einem Geſinnungswechſel Freiligraths 
war es alſo jedenfalls nicht, die dem bürgerlichen Publikum die Goldfüchſe 
entlockt hat. 

Nein, es gibt keine „Perioden“ in dieſem langen Dichterleben, keine 


Perioden der äußeren Wirkung und noch weniger Perioden im Weſen ſeines 


Schaffens. Und ſo iſt es auch kein Zufall, bedeutet es kein Verſiegen der 
dichteriſchen Kraft, daß die Freiligrathſche Poeſie im letzten Drittel ſeines 
Lebens in Gelegenheitsdichterei zu verſanden ſcheint, dergeſtalt, daß im weiten 
Bereich ſeiner Sippſchaft und Freundſchaft keine Hochzeit gefeiert, kein 


Menſchenskind ans Licht der Welt befördert oder aus ihr herausgetragen 
werden konnte, ohne daß der alternde Dichter mit einer mehr oder minder 


rührſeligen Reimerei ſich einſtellte. Freiligraths Dichtung war eben immer 


Gelegenheitsdichtung. 1838 ſo gut wie 1848 und 1870. Ihre Gelegenheiten 


aber waren die großen hiſtoriſchen Erlebniſſe ſeiner Klaſſe. 
Von ſeiner politiſchen und nationalen Periode iſt das ohne weiteres ein⸗ 
leuchtend. Aber was war ſchließlich auch ſeine vorpolitiſche, exotiſche Dich⸗ 


tung anderes als der Reflex der großen verpaßten Gelegenheit ſeines 


Volkes, ſeine Art Romantik, in der er die politiſche und wirtſchaftliche 
Stagnation der zwanziger und dreißiger Jahre des vorigen Jahrhunderts 
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dichteriſch zu „überwinden“ bemüht war, wobei es ſich nachgerade von ſelbſt 
verſteht und nicht mehr angemerkt zu werden braucht, daß die ideologiſche 
Überwindung eines Wirklichkeitsbeſtandes in der Praxis die Kapitulation und 
die Reſignation vor dieſer Wirklichkeit nicht ausſchließt. Aber jedenfalls war 
die Freiligrathſche Wüſtenpoeſie eine ungleich gemeinverſtändlichere Art 
Romantik, als was ſonſt in Philoſophie und Literatur auf dieſem Gebiet 
produziert wurde, war in eminentem Maße Romantik fürs Volk, für das lite⸗ 


rariſch intereſſierte Volk, die Mittelklaſſe, deren hausbackenem Menſchen⸗ 


verſtand auch die Flucht aus der Wirklichkeit nur möglich iſt in eine andere 
Wirklichkeit, nicht in die verſtiegene Welt der Spekulation und der vierten 
Dimenſion, deren Sprache, geſchweige denn Sinn ihr damals wie heute voll⸗ 
kommen abſurd vorkommen mußte. Romantik als geographiſcher Begriff, als 
Exotik, war die Zauberformel, mit der Freiligraths vorpolitiſche Dichtung der 
profanen Maſſe den Weg in jenes Exil der deutſchen Kultur eröffnete, in das 
ſich die führenden Geiſter aus dem Elend der erſten Jahrzehnte längſt ge: 
flüchtet hatten und aus dem ſie unverſtanden ihre Lockrufe erſchallen ließen. 
Daher die Popularität auch ſeiner Wüſtenperiode: er war damals wie ſtets 


der Dichter ſeiner Klaſſe. 


Und wie er immer in der Vorhut der deutſchen Mittelklaſſe marſchierte, ſo 
war er eigentlich auch zeitlebens Romantiker, und gerade als Romantiker Mann 
der Vorhut, wenn anders die Geſchichte des deutſchen Bürgertums im neun⸗ 


zehnten Jahrhundert bis in die ſiebziger Jahre, wo es endlich in der kapita⸗ 


liſtiſchen Wirklichkeit des Geſchäftes ſich ſelber zu finden begann, als ein langer 


Ausklang, als eine politiſche Verballhornung der romantiſchen Spekulation und 


Dichtung aufgefaßt werden muß. 
Aber letzten Endes iſt er der große Gelegenheitsdichter ſeiner Klaſſe doch 


nur, weil die große Gelegenheit die pſychologiſche Vorausſetzung ſeines 


Schaffens iſt. Vorausſetzung in doppelter Hinſicht, inſofern die große Ge: 


legenheit, das Pathos der Situation, ſeine dichteriſchen Energien am voll⸗ 
ſtändigſten auslöſte und weil andererſeits die grandioſe Situation die Form 
war, in der ſeine Geſtaltungskraft die kongenialſte Ausdrucksmöglichkeit fand. 
Dieſe Dichtung ſcheint bloß auf Gipfeln einherzuſchreiten und nur von 


; Abenteuern und Gewaltſamkeiten zu leben. In der geographiſchen und hiſto⸗ 
riſchen Romantik ihrer Jugend iſt ihr die Wüſte mit ihrem Samum, ihren 
Löwen und Beduinen, die Südſee mit ihren Piratenſchlachten, der Orient mit 


ſeinen Serailintrigen und ſeidenen Schnüren, der Miſſiſſippi, der Kongo das 
vertrauteſte Terrain. Hiſtoriſch ſchwelgt ſie in den Merowingergreueln und 
in den Geuſenkämpfen. Und wenn ſie in die Heimat und in die Gegenwart 


herabſteigt, ſo iſt ihr in der Heimat deren romantiſchſter Bezirk, der Rhein, 

mit ſeinen Burgen und Rebenhügeln der liebſte Tummelplatz, und in der 

Gegenwart pflanzt ſie die rote Fahne auf hoch auf der Barrikade, oder ſie 

reitet bei Gravelotte mit verhängten Zügeln die Todesattacke der Magde— 
burger Küraſſiere mit. 


Aber die Exotik und Romantik, wenn ſie auch von den Zeitgenoſſen ſofort 


als typiſch für die Freiligrathſche Poeſie empfunden wurde, iſt doch nicht das 
weſentliche Moment ſeiner Geſtaltungskraft, ſondern charakteriſtiſch iſt noch 
viel mehr das Anſchauliche, Bildliche, Pointierte, in gutem Sinne Anekdotiſche 
dieſer Phantaſie. Alles gipfelt in einer Situation, einer Viſion, einem zur 
Kataſtrophe vorwärts gepeitſchten Vorgang. Und für Bild wie Handlung iſt 
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immer das berückendſte Symbol bereit: der Löwe, der Proletariermaſchiniſt, 


RR; 


die ſtolze Rebellenleiche der „Neuen Rheiniſchen Zeitung“, die geborſtene 


Trompete von Gravelotte. 

Das hebt ja gerade Freiligrath als Revolutions- und Freiheitsdichter hoch 
über die politiſchen Dichter des Vormärzes und der achtundvierziger Zeit 
empor, daß er uns die Freiheit und die Revolution nie in Deklamationen 
vorführt, ſondern immer in Aktion und in hinreißender, zum Sprunge aus⸗ 
holender Poſe. Sogar der Grimm über die verpfuſchte Revolution ſingt 
ihm „kein Klagelied, kein Thränenlied“, ſondern allmächtig ſpringt er auf und 

Gehobnen Armes, wehenden Haars, daſteht er wild und prächtig! 
Die roſt'ge Büchſe legt er an, mit Fenſterblei geladen.. 


So wird unſerem Dichter überall der Begriff zur Anſchauung und noch 
lieber zur lebenſtrotzenden Perſönlichkeit, die Handlung zur ſich überſtürzenden 
Situation, und wäre es nötig, für dieſen unerreicht plaſtiſchen Charakter 
ſeiner Phantaſie weitere Belege zu erbringen, faſt jedes einzelne Stück der 
Ca ira-Lieder und der Neueren politiſchen und ſozialen Gedichte von 1849 
und 1851 könnte von der erſten bis zur letzten Strophe als Beiſpiel dienen. 

Weil Freiligraths wertvollſtes Schaffen Gelegenheitsdichtung war und die 
gewaltigſte Gelegenheit ſeines Lebens die 1848er Erhebung, deshalb lebt er 
auch als Revolutionsdichter fort. Nicht im Andenken der Bürgerklaſſe, der 
das Jahr 1848 eine Epiſode, eine jugendliche Verirrung war, aber im Herzen 
des Proletariats, das im Konkurs der bürgerlichen Ideale auch die zerſchoſſene 
Fahne ihres feurigſten Sängers übernommen hat und in Ehren hält. 

Gewiß fällt es keinem klaſſenbewußten Arbeiter unſerer Tage ein, Freilig⸗ 
rath als Sozialiſt, geſchweige denn als Sozialdemokrat zu reklamieren, viel⸗ 
mehr wird der Ideengehalt ſeiner politiſchen und ſozialen Dichtungen durch 


ſo verſchwommene utopiſche Formeln, wie Freiheit und Revolution, begrifflich 


vollkommen zutreffend erfaßt. Aber wenn ſeine bürgerlichen Biographen, wie 
zuletzt wieder der Herausgeber der Heſſeſchen Sammlung, der „roten Inter⸗ 
nationalen“ das Recht abſprechen wollen, „Freiligrath für ſich zu be⸗ 
anſpruchen“, weil er als ein „Verſöhnter“ geſtorben ſei, ſo hat es mit dieſer 
Verſöhnung ſeine eigene Bewandtnis. Die Buchnerſche Ausgabe ſeiner Briefe 


iſt gewiß auf dieſe ſchöne Legende hin ſiebenmal geſiebt, aber feſt ſteht doch, 


daß Freiligrath nach ſeiner Rückkehr nicht riskiert hat, ſich am Rhein nieder⸗ 


zulaſſen, von wegen der Preußen. Und aus mehr als einer der dort mit⸗ 


geteilten vertraulichen Außerungen geht hervor, daß er ſich im Schwabenland 
ſo fern ſeiner Heimat fühlte wie nur je im Schweizer und Londoner Exil. 
Was aber ſeine „packenden Dichtungen des Jahres 1870“ anlangt, jo hat er 
vier Jahre jpäter, als der Rauſch verflogen war, Berthold Auerbach gegenüber 
den Überſchwang von 1870 verdammt trocken kommentiert, als er ſchrieb: 
„Ich akzeptiere die Dinge, wie ſie ſind 
t dafür.” 

Fremdwörter überſetzen iſt gewiß eine löbliche Sache. Aber die unverkenn⸗ 
bare Reſignation, die ſolche Außerungen atmen, heißt auf deutſch zehnmal 
eher Katzenjammer als Verſöhnung. Und wenn Freiligrath jetzt auch noch 


als eine zeitweilige Notwendigkeit, a 


hiſtoriſch heimatlos geworden iſt, wer anders, zum Teufel, ſollte ihn „be⸗ 


anſpruchen“, als die deutſche Arbeiterklaſſe, für die das Jahr 1848 keine 
verpaßte Gelegenheit bedeutet, ſondern eine Parole, die in die Zukunft weiſt? 


. 
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der fabrinbau und die Kultur. 
Von Joſeph Aug. Zur. 


Sentimentalität, die Krankheit unſeres Jahrhunderts, hat auch auf die 
Entwicklung des Bauweſens einen gewiſſen Einfluß ausgeübt. Das Heimat⸗ 
liche, Trauliche, Kleinſtadtmäßige iſt gewiſſermaßen eine äſthetiſche Forderung 
für die Architektur geworden, ſehr zum Nachteil einer konſequenten modernen 
Entwicklung. Man verlangt das Maleriſche, wo das Konſtruktive zu fordern 
wäre; man wünſcht Gewohnheitsbilder wieder erſtehen zu ſehen, wo man aus 
innerer Zweckmäßigkeit das Neue erwarten müßte; man betont die Stimmung, 
wo man beſſer auf den Geiſt ſehen ſollte. Aber dieſes Maleriſche, dieſe 
Stimmung, dieſe Gewohnheitsbilder können nur aus der Vergangenheit ge⸗ 
ſchöpft werden als Kulturformen, die nicht mehr die unſerigen ſind. Dieſer 
Umſtand zwingt, zu einer Anzahl von Fälſchungen zu greifen, die zwar ſenti⸗ 
mentalen Gemütern Befriedigung geben, jedoch recht übel ſind. 

Ich beſtreite nicht die Segnungen der ſogenannten Heimatkunſt, die, aus 
England zu uns herüberkommend, viel Gutes gewirkt hat. Im Landhaus, 
auf dem Dorfe, in der Kleinſtadt, wo noch die Verhältniſſe und Lebens⸗ 
gewohnheiten der alten Zeit herrſchen, iſt ſie an ihrem Platze. Sie iſt der 
Stil der Vergangenheit, nicht der unſerige. Das moderne Leben hat eine 
große Menge von neuen Bauorganismen hervorgerufen, die nicht im Stil der 
Vergangenheit gelöſt werden können, weder in einem hiſtoriſchen Stil, noch 
im Sinne der Heimatkunſt, ſondern die neue Formen bedingen, Formen, die 
aus dem Weſen der Sache, aus der Beſtimmung des Bauwerkes und aus den 
konſtruktiven Beſchaffenheiten geſchöpft werden müſſen. Charakteriſtiſch iſt der 
oberſte Grundſatz moderner Baukunſt. Große Bauwerke, die Lebensformen 
unſerer Zeit darſtellen, wie Banken, Bahnhöfe, Theater, Warenhäuſer, Fabriken, 
können nicht im Stil der Heimatkunſt gebaut werden, es ſei denn, daß, wie 
es in ſolchen Fällen immer geſchieht, die entlehnten heimatlichen Motive zur 
leeren Dekoration herabſinken, zu einer Schablone oder einem Schema, das 
mit dem inneren Gefüge keine Beziehung unterhält, und daher als bloße 
Stimmungsmacherei verſtimmend wirkt, wie jede Lüge und Maskerade. 

So ſehe ich das berühmte hohe Dach, dem Bauernhaus entlehnt, auf groß⸗ 
ſtädtiſchen Warenhäuſern, ſechs Stockwerke hoch, wiederkehren, obſchon es hier 
durch die innere Anlage ſolcher Bauten nicht mehr zu rechtfertigen iſt. Ich 
ſehe die traulichen grünen Fenſterläden auf ſtädtiſchen Mietkaſernen im dritten 
und vierten Stockwerk, aber fie find, wie begreiflich, nicht zum Schließen ein⸗ 
gerichtet, ſondern als Zierat an den Pfeilern zwiſchen den Fenſtern feſtgenagelt. 
Es gibt noch verhängnisvollere Irrtümer der Heimatkunſt. So ſehe ich Fabriken 
entſtehen, die nicht ausſehen dürfen wie Fabriken. Sogar in lokale Bau⸗ 
vorſchriften hat ſich dieſes Mißverſtändnis eingeſchlichen, ſo daß in gewiſſen 
Gegenden, die für Landhausbebauung vorgeſehen ſind, nur Fabrikanlagen 
geduldet werden, die „Villencharakter“ haben. Eine holländiſche Kakaofirma, 
die bei Wien eine Fabrik gründete, hat ſich einer ſolchen pſeudo-heimat⸗ 
künſtleriſchen Vorſchrift fügen müſſen, wenngleich ſie die Verlegenheit zum 
Beſten zu wenden verſtanden hat. 

Es wundert mich nicht, wenn Laien die Sache der Heimatkunſt ſo weit 
mißverſtehen, daß ſie die Verſchönerung des Landes in ſolchen Verſchleierungen 
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oder Vortäuſchungen erblicken. Denn es werden auch von ganz ernſten 
Architekten Mißgriffe dieſer Art häufig genug gemacht. Fabriken mit Dampf⸗ 
und Maſchinenbetrieb, großinduſtriell angelegt, entſtehen und bemühen ſich, 
als Rittergut zu erſcheinen in Form eines rieſig vergrößerten Bauernhauſes. 
Waſſerwerke werden gebaut, die, in der Ferne geſehen, ebenfalls wie ein durch 
optiſche Luftwirkungen vergrößertes Bauerngehöft ausſehen. Nur die Feuereſſe 
iſt ein böſer Verräter, eine immerwährende Verlegenheit für den mit der Ver: 
gangenheit liebäugelnden Erbauer Ein Kurort hat ſich jedoch zu helfen ge⸗ 
wußt, indem er den Schornſtein eines Elektrizitätswerkes in einen Kirchturm 
umwandelte, damit ſich der äſthetiſche Sinn der Kurgäſte nicht beleidigt fühle. 
Daß aus dem Kirchturm fortwährend dicker Rauch qualmt, war keine Be⸗ 
leidigung des äſthetiſchen Sinnes! 

Trotzdem dürfen uns die Vertreter dieſer Richtung ſagen, daß ſie eine 
Wendung zum Beſſeren herbeigeführt haben. Waren nicht vorher, in den 
früheren Jahrzehnten, die Fabriken, Nutzbauten und andere Arbeitsſtätten 
der Induſtrie mit dem Stempel einer abſchreckenden Häßlichkeit gezeichnet? 
Sind Fabrikorte nicht gefürchtet als Stätten des Elends, des Schmutzes und 
der Roheit? Obgleich dieſe Induſtriebezirke die eigentlichen Schöpfer der 
modernen Kultur ſind? Die Heimatkunſt hat inſofern eine Beſſerung herbei⸗ 
geführt, als ſie die Pflicht für die Verſchönerung des Landes von neuem 
einprägte und, weil kein ſchönerer Gegenſatz zur Hand war, auf die Lieblich⸗ 
keiten der alten Orte und Provinzen hinwies, die den Segen der Induſtrie 
noch nicht kannten. Der Vergleich mit dieſen alten Beiſpielen hat dazu ge⸗ 
führt, daß man die neuen Schöpfungen in ein altes oder altertümlich 
ſcheinendes Gewand ſteckte, weil für die niedere Baupraxis, die immer Muſter 
braucht, keine beſſeren Vorbilder zur Hand waren. 

Aber mag die Heimatkunſt in dieſen Dingen manches gebeſſert haben, ſie 
iſt trotzdem eine Sackgaſſe. Sie bedeutet einen Rückſchritt der Baukunſt, zu⸗ 
mindeſt jedoch keine Löſung moderner Probleme. So iſt trotz der Verbeſſe⸗ 
rungen im einzelnen der Fabrikbau immer noch ein Problem geblieben. 

Wie bei allen Werken der Baukunſt, ſo muß namentlich auch hier das 
moderne Leben der Ausgangspunkt für die Löſung ſein. Die Form muß aus 
der Beſonderheit der Aufgabe gefunden werden. Im Weſen der Charakteriſtik 
liegt es, daß das Gebäude ſeine Beſtimmung klar ausdrücke. Es hat ſich 
zwar ſeit der Mitte des neunzehnten Jahrhunderts ein beſſerer Fabriktypus 
herausgebildet, der der Hauptſache nach aus ein paar tragender Gebäude⸗ 
rippen oder Pfeilern beſteht, deren Zwiſchenräume verglaſt ſind. Mehrere 
Stockwerksabteilungen im Innern bilden zuſammen mit dieſer einfachen Kon⸗ 
ſtruktion die weſentliche Struktur des Gebäudes. Es hat ſich aber ergeben, 
daß dieſe Schablone unzugänglich iſt, wie alle Schablonen. Erſtens können 
nur beſtimmte Fabrikationszweige mit einem jo einfach organiſierten Gebäude⸗ 
typus auskommen, die meiſten brauchen Wandflächen, während hier keine 
vorhanden ſind. Zweitens bringen die großen Abkühlungen der Glasflächen 
im Winter, oder die Erhitzung im Sommer, ſowie die ungünſtige Belichtung 
von unten her ſchwere Nachteile mit ſich. Es iſt nicht zu viel geſagt, daß 
gerade der Fabrikbau nicht leicht einer Schematiſierung unterworfen werden 
kann. Es ſtellt ſich heraus, daß kaum eine moderne Bauaufgabe exiſtiert, die 
ſo verſchiedenartige Anſprüche an den Architekten ſtellt, ſo daß jeder neue 
Bau faſt von Grund aus eine neue Schöpfung bedeutet. 5 
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Es ſind nicht nur von Fall zu Fall geſchickte ökonomiſche Raum⸗ und 
Grundrißlöſungen zu ſuchen, ſondern es iſt eine große Menge von organi⸗ 
ſatoriſchen, ſozialen, techniſchen und ſonſtigen Vorausſetzungen zu erfüllen, die 
in der Eigenart des Betriebes liegen und von Fall zu Fall ſtudiert werden 
müſſen. Daß in ſozialer und hygieniſcher Beziehung alles vorgeſehen ſein 
muß, was aus allgemein kulturellen Gründen zu fordern iſt, wie neben den 
Schutzvorkehrungen entſprechende Garderoberäume, Speiſeſäle, Ambulanten⸗ 
zimmer, Apotheke, Hausbibliothek und ähnliche Einrichtungen, die das Fabrik⸗ 
leben zu einem kulturellen Mikrokosmus ausgeſtalten, verſteht ſich von ſelbſt, 
zumal da große Induſtriefirmen in Deutſchland mit gutem Beiſpiel vorangegangen 
ſind. Dazu gehören die Forderungen der guten Belichtbarkeit, Heizbarkeit, 
Lüftbarkeit, alles, was die geſteigerten hygieniſchen Anſprüche verlangen, und 
endlich aus arbeitstechniſchen Gründen die Möglichkeit einer guten Kontrolle, 
die von einem Punkte aus ſämtliche Arbeitskräfte an ihren Plätzen beobachten 

kann. Das ſind Umſtände, die eine ſolche Bauaufgabe ſchon außerordentlich 
komplizieren können, wobei aber insbeſondere zu bedenken iſt, was der Betrieb 
ſelbſt an mannigfaltigen Raumerforderniſſen begehrt, wie Heizhaus, Maſchinen⸗ 
haus, Arbeitsräume verſchiedenſter Art, die oft nicht nur Stockwerke, ſondern 
verſchiedene Gebäudegruppen umfaſſen, Lagerräume, Packräume, Ladehöfe, 
Gleisanſchluß, Schuppen, Stallungen uſw., Bauteile, die gemäß dem Arbeits⸗ 
oder Herſtellungsprozeß organiſch ineinandergreifen müſſen, Zeit, Entfernung 
und Raum ſparen ſollen, und ſolcherart ein ſehr geiſtreiches, durchdachtes und 
in formaler Hinſicht äußerſt dankbares Gebilde darſtellen können. 

In formaler Hinſicht entſcheidet, daß dieſes innere Gefüge nach außen hin 

klar zum Ausdruck komme. Sodann entſcheidet das Konſtruktionsprinzip, die 
Natur des Bauſtoffes, die techniſche Seite der Angelegenheit. Und drittens 
die Rückſicht auf die Umgebung, auf die Lage in der Landſchaft oder im 
Stadtbild. Im allgemeinen, man kann, um weit auszugreifen, nur Allgemeines 
ſagen, wird die Form ſchön ſein, wenn ſie in guter Ausführung groß und 
einfach daſteht. Hier, wo kein Ornament am Platze iſt, muß die Architektur 
durch ihre eigentliche künſtleriſche Geſetzmäßigkeit wirken, durch das Geheimnis 
ſchöner Proportionen. Es iſt Sache des Genius, den Einigungspunkt zu 
finden, wo die künſtleriſchen, techniſchen und praktiſchen Forderungen zuſammen⸗ 
wirken. Wenn dieſe Vorausſetzungen erfüllt ſind, dann hat der Künſtler keine 
ſtiliſtiſche Rückſichten zu üben, als jene, die in der Natur der Sache und in 
ihren Notwendigkeiten liegen. Nicht die Nachahmung vergangener Formen 
entſcheidet hier, ſondern die inneren Erforderniſſe der Konſtruktion, der Technik, 
des Betriebes. Die neuen Weiten, die neuen Linien und die neuen Höhen, 
die durch die Eiſenkonſtruktion erzeugt ſind, harren noch des künſtleriſchen 
Adels; wir bewundern ſie wegen ihrer Kühnheit und räumen ihnen von vorn⸗ 
herein das äſthetiſche Heimatrecht ein. In konſtruktiver und techniſcher Hin⸗ 
ſicht wird der Künſtler in den neuen Stoffen nicht etwa eine Verlegenheit 
oder eine Störung ſeines vorgefaßten Stilbegriffes erblicken, ſondern Anreger 
und freundliche Helfer zu neuen konſequenten und berechtigten Ausdrucksweiſen. 
So werden ſich durch neue, vereinfachte Eiſenkonſtruktionen ſowie durch den 
modernſten Bauſtoff, das Betoneiſen, überraſchende Wirkungen ergeben. Die 
Leerform beim Stampfbeton kann durch dekorativ beherrſchte Auflager ſchon 
ornamentalen Abſichten dienen; das Sparrenwerk beim Eiſenbeton, entſprechend 
zum Ausdruck gebracht, iſt an und für ſich ſchon eine techniſch⸗ſtiliſtiſche Neuheit. 
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Und was endlich das rhythmiſche Geſetz der Raumwirkung betrifft, das 
Symphoniſche des Geſamtbildes, die beherrſchende künſtleriſche Form, ſo iſt 
dies ein perſönliches Eigentum des Künſtlers, der die Ahnung des Geſamt⸗ 
bildes in ſich trägt und das Zuſammenſpiel der Teile untereinander und im 
Zuſammenhang vorausſieht. Er ſieht es nach jeder Richtung hin voraus, 
worunter auch das Praktiſche gemeint iſt, denn ſeine künſtleriſche Form iſt 
nicht hineingetragen oder aufgezwängt, ſondern der natürliche geiſtige Ausdruck 
deſſen, was innerlich notwendig war. Auf dieſer ſachlichen Grundlage können 
auch Fabriken den Stempel moderner Schönheit tragen, und in der Zukunft 
wird das Kulturideal erreicht werden, wonach auch Fabrikorte zu dem werden, 
was ſie ſein ſollen: die gern aufgeſuchten und geprieſenen Orte der Schönheit 
und Fruchtbarkeit, bewohnt von glücklichen und ſchaffungsfreudigen Menſchen, 
deren Glück und Freude in allen Häuſern, Wohnungen, Gärten, Werkſtätten uſw. 
ſichtbar wird, als Sauberkeit, Vortrefflichkeit aller Einrichtungen, und unab⸗ 
läſſiges Walten eines hochentwickelten Schönheitsſinnes, der nichts Unzweck⸗ 
mäßiges, nichts Häßliches, nichts Geſchmackwidriges oder Geſundheitsſchädliches 
duldet. 


Bücherſchau. 


Wir ſind die Kraft! Auswahl politiſcher und proletariſcher Gedichte von Fer⸗ 
dinand Freiligrath. Gedächtnisausgabe zum hundertſten Geburtstag des 
Volksdichters. Mit einer biographiſchen Skizze von Konrad Haeniſch. Dort⸗ 
mund 1910, Druck und Verlag von A. Geriſch. 48 Seiten. Preis 15 Pfennig. 


Obgleich dieſe vortreffliche Auswahl aus Freiligraths Gedichten ſchon in den 
Tageszeitungen der Partei reichlich angezeigt worden iſt, glauben auch wir unſere 
Leſer darauf aufmerkſam machen zu ſollen. Sie iſt in ihrer Art muſterhaft, nicht 
nur in der Zuſammenſtellung der Gedichte, ſondern auch in der friſchen, kräftigen 
Einleitung, die vom Genoſſen Haeniſch verfaßt und durchaus geeignet iſt, das Bild 
des Dichters wie des Mannes der Arbeitermaſſe in feſten und klaren Umriſſen 
einzuprägen. Nur ein beiläufiger Irrtum hat ſich in ſie eingeſchlichen. Genoſſe 
Haeniſch überſchätzt den Opfermut der Bourgeoiſie, wenn er den Ertrag der Samm⸗ 
lung, die ſie für den alternden Dichter veranſtal ete, auf 600000 Mark angibt. Es 
waren noch nicht ganz 60000 Taler. — „„ hör Ve 

Wir wünſchen dem tischen, das, an ſich ſchon ſehr billig, für Arbeiter⸗ 


organiſationen zu 10 Pfennig abgelaſſen wird, die weiteſte Verbreitung. 


Georg Büchner, Geſammelte Schriften. In zwei Bänden. Herausgegeben von 
Paul Landau. Berlin . verlegt bei Paul Caſſirer. 254 Seiten und 
207 Seiten. 


Über dem literariſchen Erbe Georg Büchners hat von jeher ein ſeltſamer Un⸗ 
ſtern gewaltet. Einer Sammlung ſeiner Schriften, die Gutzkow gleich nach dem 
Tode Büchners plante, widerſetzte ſich die Familie, und als der Bruder Ludwig 
im Jahre 1850 die Ehrenſchuld abtrug, gab er gerade die beiden Arbeiten, an die 
ſich vornehmlich das Andenken Georg Büchners knüpft, den „Heſſiſchen Landboten“ 
und „Dantons Tod“, in arg verſtümmelter Form heraus. 

Möglich, daß ſie zur Zeit, wo die Gegenrevolution in ihrer Sünden Blüte 
ſtand, nicht anders herauszubringen waren. Aber als nun in des neudeutſchen 
Reiches Herrlichkeit die Verlagshandlung eine vollſtändige Ausgabe plante und mit 
ihrer Beſorgung C. Franzos beauftragte, jagte das Sozialiſtengeſetz dieſem 
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Braven einen ſolchen Schreck ein, daß er feine Einleitung mitten im Satze abbrach 
und der Verlagshandlung allein das Riſiko der Veröffentlichung überließ, das ſie 
denn auch in einem „Vorbericht“ übernahm. 

Gegen dieſe Ausgabe iſt die neueſte, die Herr Paul Landau beſorgt hat, nun 
wieder ein Rückſchritt. Sie ſtützt ſich im weſentlichen auf Franzos, bringt aber 
nicht nur weniger, wenn auch das, was ſie fortläßt, nicht allzu wichtig iſt, ſondern 
potenziert deſſen Hauptfehler, nämlich die — wenn der Ausdruck geſtattet iſt — 
Verbelletriſtung des Revolutionärs Büchner. Leſſings Wort: „Welcher dramatiſche 

Dichter aus allen Jeten und Aaflönelf härte in ſeinem vierundzwanzigſten Jahre 

ſterben können, ohne die Kritik über feine wahren Talente zweifelhaft zu laſſen“, 
iſt für Herrn Landau nicht geſchrieben. Büchners poetiſche Bruchſtücke ſind nur 
an Shakeſpeare und Byron, Goethe und Schiller zu meſſen; Büchner war „ein viel 
e Geiſt“ als Hebbel und enthält im Keime ſchon die Hauptmann, Holz und 
Schlaf. 

In ſeltſamem Widerſpruch mit dieſer äſthetiſchen Verſtiegenheit, die ſich 
ſchließlich in die banalſten Phraſen auflöſt, oder vielmehr in holdem Einklang mit 
ihr ſteht das langweilig⸗triviale Gerede über Büchners revolutionäre Tätigkeit. Doch 
hat es keinen Zweck, dabei zu verweilen. 

So iſt die von Franzos beſorgte Ausgabe von Büchners Schriften noch die 
verhältnismäßig beſte. 


Ceſare Caſtelli, Das dritte Rom. Überſetzung von Stefania Goldenring. Berlin 
1910, Verlag Kontinent. 405 Seiten. | 


Der Roman, deſſen italieniſche Ausgabe ſchon vor mehreren Jahren erſchienen 
iſt, gibt ein Kulturbild Roms während der letzten zwei Jahrzehnte des vorigen 
Jahrhunderts. Zunächſt zeigt Caſtelli das der Baukriſe und dem großen Bankkrach 

zuſteuernde Rom, die Zeit des Gründerwahnſinns, in der man die Stadt gewaltſam 
nach allen Richtungen auszudehnen ſtrebte und überall Rieſenbauten errichtete, als 
ob ſie mit einem Schlage zur Millionenſtadt werden ſollte. Wir ſehen jene Periode 
erſtehen, in der Rom aus allen Teilen Italiens Arbeitskräfte an ſich zog, ohne ſie 
zu aſſimilieren, ſo daß ſein Straßenbild den bunteſten Wirrwarr der Landestrachten 
bot und das wirtſchaftliche Leben jenen ſchnellen Pulsſchlag aufwies, den das Haſten 
nach leicht erworbenem Reichtum in den oberen, der ſchwere verzweifelte Kampf 
ums tägliche Brot in den unteren Schichten auslöſt. Dann zeigt der Autor den 
Augenblick, wo das ganze fieberhafte Getriebe ins Stocken gerät: die Zukunft, von 
der man die Verwertung der zahlloſen Neubauten erwartete, läßt ſich nicht herbei⸗ 
zaubern; die Zahlungsverpflichtungen der Stunde leiden keinen Aufſchub; das 
Kapital, das die Verheißung eines Rieſenprofits angezogen hatte, wird ſtutzig und 
zieht ſich zurück. Große Baufirmen brechen zuſammen und reißen die kleineren in 
ihren Ruin mit. Eine ungeheure Entmutigung lagert ſich über die ganze Stadt. 

Der zweite Teil führt unter verändertem Namen den Fall der Banca Romana 
vor. Falſche Spekulationen und die von der Baukriſe herrührende Überlaſtung mit 
nicht zu verkaufenden Grundſtücken bringen die Hypothekenbank, in die der Vatikan 
zu der Zeit, wo ſie die höchſten Profite verſprach, 20 Millionen geſteckt hat, an den 
Rand des Abgrundes. Ein Humbugprojekt, das rieſige Waſſerkräfte nach Rom 
ziehen ſoll, ſoll die Regierung zur Sicherſtellung von 100 Millionen, die die Bank 
emittieren will, veranlaſſen: die Beſtechung bearbeitet Preſſe und Parlament, und 
der Vatikan zahlt, um ſeine wankenden Kapitalien zu retten. Ein Geſchäftsgegner 
des Bankdirektors enthüllt den Schwindel in zwölfter Stunde, und das ganze von 
der Spekulation gebaute Kartenhaus des Wohlſtandes und Reichtums bricht kläglich 
zuſammen. i 

Dieſe Ereigniſſe bilden den Hintergrund für die Lebensgeſchichte einer Familie, 
an die ſich, mehr oder weniger loſe verknüpft, Epiſoden aus dem Großſtadttreiben 
anreihen. Paolo Santi iſt Bauunternehmer, und wir lernen ihn als reichen Self— 
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mademan kennen, hart gegen die Arbeiter und hart gegen ſich ſelbſt. Die Baukriſe 
macht ihn zum Bettler, aber ein Neffe, den er in ſeinem Hauſe erzieht, ſichert durch 
feine Arbeit feiner Adoptivfamilie eine beſcheidene Exiſtenz. Der junge Mann wird 
zum Militär einberufen, und die Familie lebt nun kümmerlich von der Arbeit der 
einzigen Tochter Ida, die in der Familie des Direktors der Hypothekenbank Ge⸗ 
ſellſchafterin iſt. Die Not führt Paolo Santi unter jenes unterirdiſche großſtädtiſche 
Lumpenpack, das in den Spielhöllen, auf den Rennplätzen und unter allem erdenk⸗ 
baren phyſiſchen und moraliſchen Schmutz ſein Leben friſtet. Er ſinkt von Stufe 
zu Stufe und wird ſchließlich ein Säufer, der ſeine Frau mißhandelt und ſein Kind 
ausbeutet. Ein gütiges Geſchick läßt die Mutter wegſterben, ehe es zum Außerſten 
kommt. Mario, der Neffe, der heimlich mit Ida verlobt iſt, kommt auf Urlaub 
vom Militär, und ſeine Braut klagt ihm, daß ein Neffe der Dame, bei der ſie in 
Stellung iſt, ein Kavallerieoffizier, ſie mit Liebesanträgen verfolge. Der Soldat 
hört dieſen Offizier im Café zyniſch über ſein Mädchen ſprechen und fällt in blinder 
Wut über ihn her. Es folgt ein Militärprozeß, bei dem kein Zeuge Marios zu⸗ 
gelaſſen wird und der mit der Verurteilung des als „Anarchiſten“ angeſehenen 
Soldaten zu drei Jahren Gefängnis endet. Ida verläßt ihre Stelle, gerät in äußerſte 
Not, der ſie ſich durch Selbſtmord zu entziehen ſucht. Gerettet, ſucht ſie bei ihrem 
Vater Schutz und fällt, als dieſer ſie brutal fortweiſt, demſelben Manne zum Opfer, 
der ihren Bräutigam zugrunde gerichtet hat. Schließlich endet ſie durch Selbſtmord, 
den ſie gemeinſam mit Mario begeht, der aus dem Militärgefängnis entflohen iſt. 
Der betrunkene Vater, der fchon fo weit gekommen war, von der Schande ſeiner 
Tochter zu leben, ſchläft ſeinen Rauſch vor dem Zimmer aus, in dem das junge 
Mädchen mit dem Manne ihrer Liebe ſich den Tod gibt. 

In dem Buche, das an Milieufchilderung reich iſt, fehlt jede pſychologiſche 
Ausſchattierung der Perſönlichkeiten. In der Entwicklung finden ſich Sprünge, die 
wohl ſchwerlich bei einer das Innenleben berückſichtigenden Behandlung überbrückt 
worden wären: mir wenigſtens erſcheint es eine pſychologiſche Unmöglichkeit, daß 
ſich ein Mädchen wie Ida unter den geſchilderten Umſtänden einem Manne hingibt, 
den ſie verabſcheut. Aber das Buch will in großen Zügen das Leben des dritten 
Rom zeichnen, und die einzelnen Lebensſchickſale ſind nur die Fäden, auf die die 
wechſelnden Bilder aufgereiht ſind. An Milieuſchilderungen ſind beſonders einige 
Elendsepiſoden aus dem Agro Romano durch ihre Lebhaftigkeit und Plaſtik bes 
merkenswert. Wer Rom kennt oder kennen lernen will, wird in dem anregend ge⸗ 
ſchriebenen Buche viele Elemente finden, die ihm das Leben der „ewigen Stadt“ 
näher rücken und viele ſeiner Anomalien aus der jüngſten, noch nicht Geſchichte 
gewordenen Vergangenheit verſtändlich machen. 

Was die überſetzung betrifft, ſo trägt ſie durchaus den Charakter des durch 
Grammatik und Wörterbuch, nicht durch den lebendigen Gebrauch erlernten Italieniſch. 
So iſt Giovane mit Jüngling überſetzt. Der Agro Romano gar, für den dies Wort 
beibehalten werden mußte, mit Romaniſcher Acker. Das Wort Firma, gleich Unter⸗ 
ſchrift, mit Firma; das Wort Palaſt finden wir immer wieder falſch angewendet 
und ähnliches mehr. Die Sprache iſt korrekt und im ganzen frei von Unarten, aber 
auch frei von Eigenart. Oda Olberg. 


John Henry Mackay, Max Ztirner. Bein Leben und fein Werk. Mit vier Ab⸗ 
bildungen, mehreren Fakſimiles und einem Anhang. Zweite, durchgeſehene und 
um eine Nachſchrift: Die Stirner-Forſchung der Jahre 1898 bis 1909 vermehrte 
Auflage. Treptow bei Berlin 1910, Bernhard Zacks Verlag. 298 Seiten. Preis 
6 Mark, gebunden 7 Mark. 

Die erſte Auflage dieſes Buches erſchien vor etwa zehn Jahren und iſt da⸗ 
mals von Bernſtein an dieſer Stelle beſprochen worden: mit lebhafter Anerkennung 
des Fleißes und der Sorgfalt, die der Verfaſſer an ſeine Aufgabe geſetzt hat, aber 
auch mit nicht minder lebhaftem, kritiſchem Vorbehalte gegen ſeine Ergebniſſe. 
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bekundet; es iſt je einmal 
e, je zweimal ins Franzöſiſche. 
e übertragen worden; auch hat es manche neue Beleuchtung 
erfahren, unter anderem hat Herr Viktor Baſch, Profeſſor an der franzöſiſchen 
Univerſität Rennes, eine umfaſſende Arbeit über Stirner als Vater des individuellen 
Anarchismus veröffentlicht. 
Die Ankündigung, daß Herr Mackay die zweite Auflage ſeiner Biographie um 
eine Nachſchrift über „Die Stirner⸗Forſchung der Jahre 1898 bis 1909“ vermehrt 
habe, veranlaßte uns, auch dieſe zweite Auflage durchzuſehen, in der Annahme, 
daß es ſich dabei um eine kritiſche Überficht deſſen handle, was im letzten Jahr⸗ 
zehnt über Stirner veröffentlicht worden ift. Allein dieſe Annahme erwies ſich 
leider als eine Täuſchung. Für Herrn Mackay iſt Stirner der ragende Genius, 
mit deſſen „tieferer Auffaſſung“ die profane Menſchheit einſtweilen noch genug zu 
tun hat, ſo daß alle Verſuche, ihn kritiſch zu würdigen — mit einem Lieblings⸗ 
ausdruck Mackays —, „keiner ernſthaften Erwähnung wert“ ſind. Der einzige „ernſt⸗ 
hafte“ Verſuch, Stirners Herrlichkeit zu ergründen, iſt von Viktor Baſch gemacht 
worden, aber er iſt „nicht durchweg gelungen“; er iſt auch nur erſt ein „Verſuch“, 
noch keine „Ergründung“. 
Die Kritik Stirners aber durch Marx und Engels, die vor einigen Jahren in 
den „Dokumenten des Sozialismus“ veröffentlicht wurde, iſt „ſicherlich das Außerſte 
an alberner und leerer Wortſpielerei, was die dialektiſchen Kämpfe ſeinerzeit her⸗ 
vorgebracht“ haben. | 
Zu diskutieren iſt alſo mit Herrn Maday über Stirner nicht; er verlangt 
gläubige Anbetung, und injofern iſt es auch ganz konſequent, daß er ſelbſt die 
Gründe, die ihn veranlaſſen, in Stirner den erhäbenſten Denker aller Zeiten zu 
verkünden, im S 
ja nicht miteinander. f 
deckung der S e interlaſſen hat. Deren hat er in 
ſſeiner zweiten Auflage einige mehr gefunden als in der erſten, jo zum Beiſpiel 
daß Stirners Eltern um eines Erbonkels willen von Bayreuth nach Kulm gezogen 
ſind, daß Stirner das Erbe, ein Haus in Kulm, noch vor dem Tode ſeiner Mutter 
für deren Todesfall verkauft und darauf eine Anzahlung von tauſend Talern er⸗ 
halten hat, daß Stirner aber vor ſeiner Mutter geſtorben iſt, nach deren Tode 
dann ihre ſonſtigen Erben, Neffen und Nichten, mit dem Käufer des Hauſes in 
einen Erbſchaftsprozeß geraten ſind, deſſen Akten aufzufinden und zu veröffentlichen 
wohl das nächſte Ziel der „Stirner⸗Forſchung“ ſein wird. Einſtweilen entſchädigt 
uns Herr Mackay durch drei Stammbäume, von Stirners Vater, von ſeiner Mutter _ 
und endlich von ſeinem Stiefpater, was ſicherlich, um die Einzigkeit des Einzigen 
zu erhärten, notwendig war, da die Evangelien nur zwei Stammbäume Jeſu ent⸗ 
halten, und obendrein beide nur von väterlicher Seite her. 
Es tut uns leid, kein günſtigeres Urteil über dieſe zweite Auflage fällen zu 
können, da die mühſame Arbeit, die Herr Mackay an ſeine Aufgabe ſetzt, bei alle⸗ 
dem etwas ſehr Sympathiſches hat. Aber wir haben darin nichts anderes, für die 
Geſchichte der Philoſophie Bewerkenswertes gefunden, als etwa die kleine Notiz, 
daß jener Szeliga, der eine Zeitlang unter den Berliner Junghegelianern ſpukte 
und von Marx in der „Heiligen Familie“ als philoſophiſcher Ausleger Eugen 
Sues verſpottet worden iſt, Zychlinski hieß und im Jahre 1900 als General der 
Infanterie in Berlin geſtorben iſt. 


Sammlung kulturgeſchichtlicher Publikationen. I. Das galante Preußen gegen 
das Ende des achtzehnten Jahrhunderts. Sammlung kulturgeſchichtlich wert⸗ 
voller Teile aus ſelten gewordenen Pamphleten und Satiren. Ausgewählt, ſowie 
mit Anmerkungen, Einleitung und Bibliographie verſehen von Artur Schurig. 
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Mit 6 Porträts und Bildern und einer Beilage. Berlin und Leipzig 1910, Ver⸗ 
lagsgeſellſchaft Berlin. 322 Seiten. Preis 20 Mark. . 


Der opulent ausgeſtattete Band iſt „als Privatdruck“ hergeſtellt und ſoll „aus⸗ 
ſchließlich für einen wiſſenſchaftlich intereſſierten Leſerkreis“ beſtimmt ſein. Er zer⸗ 
fällt in drei Abſchnitte, von denen der erſte ſich mit der Gräfin Lichtenau, der be⸗ 
rufenſten Mätreſſe des preußiſchen Königs Friedrich Wilhelm II., der zweite mit 
einer „ganz beſonders exquiſiten hiſtoriſchen Perſönlichkeit“ beſchäftigt, der Madame 
Schuwitz, „der einzigen Bordellwirtin, der es, ſeitdem die ſündhafte ſchöne Welt 
beſteht, gelungen iſt, die Unſterblichkeit zu erlangen“, der dritte endlich an der 
Hand zeitgenöſſiſcher Zeugniſſe ein anſchauliches Bild von den ſittlichen Zuſtänden 
in Berlin gegen das Ende des achtzehnten Jahrhunderts geben ſoll. 

Der Herausgeber ſagt ſelbſt, daß kaum eines der Pamphlete, aus denen er 
Bruchſtücke mitteilt, literaturgeſchichtlichen oder künſtleriſchen Wert beanſpruchen 
dürfe; die preußiſche Satire ſei geiſtlos und plump, namentlich im Vergleich mit 
der ähnlichen gleichzeitigen Literatur in Frankreich. Das iſt unbedingt richtig. Aber 
wenn er hinzufügt, daß ihr kulturgeſchichtlicher Wert dadurch ſteige und ſie um jo 
beſſer den Geiſt der Zeit kennzeichne, ſo iſt das freilich auch richtig, aber er hat 
des Guten oder des Schlechten allzuviel getan, indem er dieſen widerlichen Schmutz 
in eintöniger Breite auseinanderſtreut. 

Das Beſte an dem Bande iſt die ſorgfältige Bibliographie der damaligen 
Pamphletliteratur, die „wiſſenſchaftlich intereſſierten Kreiſen“ ein beſcheidenes Hilfs⸗ 
mittel ſein mag. Irgend einen Verſuch, ſelbſt ſeinen Gegenſtand „wiſſenſchaftlich“ 
zu behandeln, was wenigſtens beim erſten und namentlich beim dritten Abſchnitt 
des Bandes möglich geweſen wäre, macht der Herausgeber nicht. Mit der 
Lichtenau ſteht es ähnlich wie mit der Pompadour; beide verdanken ihren böſen 
Ruf nicht ſowohl ihren Sünden, als vielmehr dem „niedrigen Stande“, worin ſie 
geboren waren Die ekelhaften Pamphlete auf die Lichtenau hatten ihren ekelhaften 
Urſprung in dem Neide des Adels auf den Einbruch der „Rotüre“ in ſein altes 
einträgliches Privileg, die Dirnen der Fürſten zu ſtellen, einem Neide, der um ſo 
zehrender wurde, als der wiederholte Verſuch der uckermärkiſchen Granden, die 
Lichtenau durch Mätreſſen aus ihrer eigenen Mitte zu verdrängen, eine Gräfin 
Voß, eine Gräfin Dönhoff uſw., ſtets ſcheiterte Ahnlich wie die Pompadour war 
die Lichtenau ihres plebejiſchen Urſprunges nie ganz uneingedenk; wenn die Pom⸗ 
padour die Enzyklopädie vor dem Scheiterhaufen ſchützte, jo verhöhnte die 
Lichtenau ihrem königlichen Galan ins Geſicht die Roſenkreuzerei, durch die ihn di 
Junker verdummten. iR 

Am ärgſten verſah es die Lichtenau aber, indem ſie dem Junkertum die 
Preiſe verdarb, alſo den kitzlichſten Punkt der Junkerehre unſanft berührte. Sie 
hat ſich nie von fremden Mächten beſtechen laſſen und ſich auch nie an dem pol⸗ 
niſchen Güterraube beteiligt, den das Junkertum, ſelbſt der nationale Held Blücher 
betrieb. Friedrich v. Coelln, der hervorragendſte der Pamphletiſten, die nach der 
Niederlage von 1806 auftraten, ſchreibt über die Lichtenau: „Den König hat ſie 
nie zu großen Ausgaben verleitet, und was ſie erhielt, war wahrlich für einen 
königlichen Verſchwender, der hundert Millionen aus dem Fenſter geworfen hat, 
eine Bagatelle. Einige Güter in der Mark, ein paarmal hunderttauſend Taler 
Juwelen, und fünfmalhunderttauſend Taler, um die ſie der Miniſter Struenſee 
geprellt hat, waren das Ganze.“ Über dieſen unlauteren Wettbewerb ergrimmten 
die Junker und ließen die Lichtenau durch ihre literariſchen Soldknechte mit Pam⸗ 
phleten überſchütten, von deren bodenloſer Gemeinheit man ſich aus der Samm⸗ 
lung des Herrn Schurig überzeugen kann. 

Unter dem eben angedeuteten Geſichtspunkt mögen dieſe Dokumente einen ge⸗ 
wiſſen kulturgeſchichtlichen Wert haben, aber ihr Herausgeber hat davon keine 
Ahnung; er denkt nicht daran, dem Leſer einen orientierenden Weg durch den 
Sumpf zu bahnen, durch den zu wandern ſchließlich auch für robuſte Nerven un⸗ 
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erträglich wird. Was von dem erſten Abſchnitt gilt, das gilt auch für die beiden 


anderen, doch können wir darauf nicht näher eingehen. Nur ſei noch bemerkt, daß 
man das Kapitel über die Madame S 


em Roman von Wiltbald Alexis: Ruhe iſt die erſte Bürgerpflicht, leſen kann 


Wöher beiläufig 5 Erich Hartleben feine Erzählung vom Gaſtfreien Paſtor ent: 
nommen hat. 


Lofe Blätter. 


Bon Hamburg nach Neapel. Als Schiller vor mehr als hundert Jahren 
dichtete: „Die Welt iſt vollkommen überall, Wo der Menſch nicht hinkommt mit 
ſeiner Qual“, ahnte er wenig, wie herrlich das kapitaliſtiſche Zeitalter dies Wort 
erfüllen würde. Vor der Qual des Kapitalismus rettet weder das Hochgebirge 
mehr, noch das Weltmeer. 

In einem furchtbaren Schneeſturm, der auf den Höhen des Montblanc tobte, 
erbrachen einige Bergſteiger, um dem ſonſt ſicheren Tode zu entgehen, das Obſer⸗ 
vatorium, das ſich ein Pariſer Profeſſor auf dem Gipfel des höchſten Alpenberges 
eingerichtet hat. Sie verbrauchten einige Lebensmittel und ein wenig Heizungs⸗ 
material, verſchloſſen das Gebäude aber wieder ſorgfältig, nachdem ſie ein Protokoll 
hinterlaſſen hatten, worin ſie die Gründe ihres Einbruchs darlegten und ſich zu 
jedem Schadenerſatz erboten. Ein gleiches Protokoll legten ſie bei der Behörde 
nieder, als ſie ins Tal von Chamonix zurückgekehrt waren, und ein drittes Exemplar 
ſandten ſie an den Pariſer Profeſſor, worin ſie dringend ſeine Verzeihung erbaten. 
Gleichwohl denunzierte ſie dieſer fanatiſche Vorkämpfer des heiligen Eigentums 
wegen Einbruchsdiebſtahls und fand auch wirklich einen Staatsanwalt — wofür 

fände ſich kein Staatsanwalt? —, der die angeblichen Einbrecher als ſolche anklagte. 
lücklicherweiſe gelangte der öſiſche und nicht vor deutſche Gerichte 
und en mit der Freiſprechung der Angeklagten. N 
So auch ſchwingt der Kapitalismus fein Zepter über die See. Wie unendlich 
ſind die Zauber des Meeres, die man vom Strande doch nicht völlig genießen 
kann! Erſt auf dem Meere lernt man das Meer kennen: vom erſten Morgen⸗ 
ſonnenſtrahl, der über die aufſchauernde Waſſerwüſte gleitet, bis die Sterne am 
Himmel aufziehen und in der weißen Furche, die das Schiff durch die dunkle 
Fläche zieht, phosphoriſche Funken aufleuchten. In jeder Stunde des Tages ein 
neues Bild, und wie unendlich die Farbenſpiele in Luft und Waſſer wechſeln 
mögen, immer ſind ſie ſchön, und niemals kann man ſich ſatt an ihnen ſehen. Der 
Weg des Schiffes allein — oben wie weiße, kunſtvoll geſponnene Spitzenſchleier, 
darunter aber die blaugrünen Farben des Gletſchereiſes wie verzauberte Kunde 
von den Wundern der Tiefe. Wenn die Sonne ſich hinter Wolken birgt, jedoch 
ihre Strahlen am Horizont ungehindert das Meer erreichen, glänzt es in der Ferne 
wie geſchmolzenes Silber; bei klarem Wetter verklärt ſich die wogende Flut zum 
feinſten und reichſten Blau. Dann liegt der weite Spiegel wie ſchlummernd im 
tiefſten Frieden, bis ſich eine friſche Briſe erhebt, die Wellen mit weißem Schaume 
ſich krönen und unaufhaltſam, unaufhörlich herandrängen wie die flatternden Fähn⸗ 
lein ſtürmender Geſchwader. Und wie ſie ſich tiefer und tiefer aufwühlen, werfen 
ſie jede lichte Farbe ab und pochen in grauem Gewand an die Wände des Schiffes, 
wie die Hand der Sorge an die Tür der Menſchen klopft. Was ſich dem Sonnen⸗ 
auge eines Goethe einſt an den dünnen Fäden des Staubbachs bei Lauterbrunnen 
enthüllte, das drängt ſich auch dem Menſchen, der kein Sonntagskind iſt, auf dem 
Ozean mit bannender Macht auf: Seele des Menſchen, wie gleichſt du dem Waſſer! 
Schickſal des Menſchen, wie gleichſt du dem Wind! 

Aber das Schiff ſelbſt iſt nur ein Mikrokosmos der kapitaliſtiſchen Geſell⸗ 

ſchaft: von der Bequemlichkeit und Üppigfeit und ſelbſt dem geſpreizten Luxus der 
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Promenadendecks bis zu dem traurigen Loſe der Heizer und Kohlenzieher in den 
unteren Regionen. Im engen Raume zeigen ſich die Klaſſengegenſätze nur um ſo 
ſchroffer, auch wenn ſie durch keine äußere Scheidewand getrennt ſind. Wie jammer⸗ 
voll iſt die Lage der Stewards auch auf den Reichspoſtdampfern, wo ſie bei 
ſechzehn⸗ oder achtzehnitundiger Arbeitszeit gar nicht oder fo ungenügend entlohnt 
werden, daß ſie im weſentlichen auf die Almoſen der Paſſagiere angewieſen ſind, 

dabei aber für allen Bruch und ſonſtigen Schaden des Materials aufkommen 
müſſen, der bei der rieſigen Gläſer⸗ und Tellerwirtſchaft eines großen Dampfers, 
in der ſchon ein unerwarteter Windſtoß die größten Verheerungen anrichten kann, 

natürlich nicht gering iſt. Selbſtverſtändlich ſoll das nicht vom Standpunkt des 
Philiſters aus geſagt ſein, der bei allem Abſcheu vor Prinzipien ſich doch krampf⸗ 
haft an das „Prinzip“ klammert, keine oder möglichſt ſchäbige Trinkgelder zu 
zahlen; es wäre nicht der Rede wert, davon zu reden, wenn es ſich nur darum 
handeln würde, daß Leute, die in der glücklichen Lage ſind, eine Erholungs⸗ oder 
Vergnügungsreiſe zu machen, einen Bruchteil ihres Reiſegeldes armen Mitmenſchen 
opfern ſollen, die ſich bis aufs Blut plagen müſſen, um ihnen das Reiſen angenehm 
zu machen. 

0 Das Entwürdigende und Erniedrigende dieſes Trinkgelderunfugs liegt nicht 
auf Seite der Geber, ſondern der Empfänger, die auf Gnade angewieſen ſind, 

wo ſie ein Recht haben, zu fordern, und die dabei allen demoraliſierenden Wir⸗ 
kungen unterliegen, welche mit der völligen Unſicherheit des Einkommens verbunden 
zu ſein pflegen. Bei dem verwickelten Trinkgelderſyſtem, wie es ſich an Bord der 
Reichspoſtdampfer ausgebildet hat, iſt auch der gutwillige Trinkgeldgeber nicht 
immer in der Lage, zu entſcheiden, ob er jedem gibt, was jedem nach ſeiner 
Arbeitsleiſtung zukommt, wenn er ſich zum Abſchied mit den Bades, den Deck⸗, den 
Salon⸗, den Kabinen⸗, den Muſik⸗, den Speiſezimmer⸗, den Rauchzimmer⸗ und 
welchen Stewards ſonſt noch freundſchaftlich auseinanderzuſetzen hat. 

Die Reichspoſtdampfer der Wörmanlinie brauchen für die Fahrt von Hamburg 
nach Neapel ſechzehn Tage, von welcher Zeit ein großer Teil für den Aufenthalt 
in den Häfen abgeht: in Rotterdam, Southampton, Liſſabon, Tanger und Marſeille. 
Der Lärm des Aus⸗ und Einladens, der den ganzen Tag über und manchmal auch 
durch die Nacht währt, macht dann das Leben auf dem Schiffe mehr oder weniger 
unerträglich, während die Zeit doch nicht ausreicht für halbwegs ergiebige Ausflüge 
ins Land. Am einfachſten iſt die Sache in Rotterdam, von wo man nur einen 
Katzenſprung hat zur Galerie des Haags mit ihren herrlichen Potters und Rem⸗ 
brandts; am ſchwierigſten in Aſſabon wo deutſche Reiſende gemeiniglich durch die 
Unkenntnis der portugieſiſchen Sprache auf Schritt und Tritt behindert ſind und 
ſich anfangs ſchwer in die ſeltſame Währung finden (1000 Reis glei 50. Mark). 
Man tut aber klüger daran, ſich auf eigene Fauſt durchzuͤſchlagen — ent nee 
ſpricht das Portemonnaie alle Sprachen —, als ſich den Herdenausflügen an⸗ 
zuſchließen, die von den Dampferagenturen zur Unterhaltung der Paſſagiere ver⸗ 
anſtaltet zu werden pflegen, und die nicht nur viel langweiliger, ſondern auch viel 
koſtſpieliger ſind. Ihr Knalleffekt iſt ein angebliches Maurenſchloß in Zintra und 
danach ein Stiergefecht in Liſſabon; das eine wie das andere kann jedoch nur als 
Talmiware gelten. Das angebliche Maurenſchloß iſt eine kümmerliche Imitation 
aus der Mitte des vorigen Jahrhunderts, und das Stiergefecht würde ein dummer 
Humbug ſein, wenn es ſchließlich nicht doch eine widerliche Tierquälerei wäre. Die 
Stiere find wehrlos gemacht und können weder Menſch no erd töten; dafür 
kommen auch ſie mit dem Leben davon, aber durch die Pfeile mit Wi erhaken, die 
ihnen die ſogenannten Stierkämpfer in den Nacken zu ſtoßen bemüht ſind, werden 
ſie arg mißhandelt. Sie ſind denn auch nichts weniger als kampfluſtig, ſondern 

Li jt ſchnell vom Kampfplatz zu ommen, w je immerhin den 
als ſeien ſie die kinzigen vernünftigen Weſen 


in der tobenden Arena. 
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Liſſabon iſt gewiſſermaßen der Ausgangspunkt der modernen Touriſtik ge⸗ 
worden, ſeitdem Byron ſeinen Childe Harold mit der Schilderung der Stadt eröffnete: 
Lisboa, welche Reiz' entfaltet ſie! 
Wie ſchwimmt ihr Bild in jener ſtolzen Flut, 
Der einſt die Sag' ein goldnes Bett verlieh! 


Ohne gerade hervorragende Bauwerke zu beſitzen, mit der einen, freilich groß⸗ 
artigen Ausnahme des Kloſters Betlem, wo die beiden berühmteſten Portugieſen, 
Camoéns und Vasco de Gama, ihre letzte Ruheſtätte gefunden haben, iſt Liſſabon 
reich an herrlichen Blicken, und ſo auch muß man die königlichen Schlöſſer aus 
Zintra wegſtreichen, um den vollen Reiz dieſer Landſchaft zu empfinden, wie ihn 
Byron empfand: 

Der graue Korkwald, der die Schlucht umzäunt, 

Die Kloſtermauern, die vom Felſen ſcheinen, 

Der Berge Moos, vom Himmelsbrand gebräunt, 
Die Kluft, wo ſonnenloſe Sträucher weinen, 

Der Schimmer goldner Frücht' in grünſten Heinen, 
Der wellenloſen Bucht azurnes Blau, 

Der Gießbach, der ins Tal ſpringt von den Steinen, 
Die Rebe droben, unten Weidengrau — 

All dieſe Pracht verſchmilzt zu einer Wunderſchau. 


Von Liſſabon nach Tanger fährt der Dampfer einen Tag, und hier verweilt er 
einige Stundenkauf der Reede, die von den Paſſagieren benutzt zu werden pflegen, 
ſich ans Land rudern zu laſſen. Die Stadt liegt maleriſch am Abhang eines kahlen 
Kalkgebirges und bietet in ihrer engen, aber vom regſten Handelsverkehr durch— 
fluteten Hauptſtraße ein ungemein feſſelndes Bild der allerverſchiedenſten Volks⸗ 
typen: beturbante Araber, vermummte Maurinnen, Juden in Kaftan und gelben 
Pantoffeln, Neger, Waſſerträger mit klappernden Trinkgefäßen und mancherlei 
anderes Volk drängen ſich durcheinander. Es verſteht ſich, daß die Paſſagiere, die 
auf einige Stunden ans Land kommen, von dem Völkchen als willkommenes Strand: 
gut betrachtet werden. Manche wiſſen deutſch zu radebrechen, und alle bekunden 
eine beſondere Vorliebe für deutſche Münze, im Gegenſatz zur franzöſiſchen, was 
den deutſchen Patriotismus angenehm kitzelt, aber ſeinen profanen Grund darin 
hat, daß eine Mark — mit Kupfer und Nickel befaſſen ſich die ſtolzen Söhne des 
Propheten überhaupt nicht — um ein Fünftel mehr gilt als der Frank. Sehr nett 
iſt auch der ſogenannte „Harem des Paſcha“, eine verfallene Baracke, etwas ent⸗ 
fernt von der Stadt, mit ein paar geputzten Dämchen garniert, zugänglich für jedes⸗ 
ungläubige Weiblein gegen eine Mark bar, worauf ſie auch alle gläubig genug 
hineinfallen. 5 

So ſchön aber das Panorama der Häfen von Liſſabon, Tanger und Marſeille 
ſein mag, fo werden fie alle weit übertroffen durch den Golf von Neapel, Und wie 
ſich dem Nordländer in ihm erſt alle höchſten Reize der italieniſchen Natur er⸗ 
ſchließen, ſo iſt Neapel auch die am meiſten italieniſche Stadt geblieben, der gegen⸗ 
über Venedig, Florenz und Rom faſt ſchon als internationale Karawanſereien er⸗ 
ſcheinen. Freilich hat auch Neapel ſchon beträchtliche Anſätze zu einer Fremdenſtadt 
gemacht, namentlich in ſeinen weſtlichen Stadtteilen, nach dem Poſitipp zu, und auch 
im Oſten iſt ſchon eine breite Straße, der Corſo Umberto, durch das enge Straßen⸗ 
gewirr gebrochen, jo daß man das alte Neg Mn Einer de nenden 
eigentlich nur noch in der Gegend um die Piazza del Mercgto findet, wo Kouradins 

aupt un ile fiel und der Aufſtand Waſaniellos ausbrg Aber dennoch 
at ſich Neapel und ſeine Bevölkerung einen durchaus eigenartigen Charakter be⸗ 
wahrt. 
Und zwar, wenn man den Reiſehandbüchern und denen, die ihnen nachplappern, 
glauben will, einen nicht durchaus empfehlenswerten. Die Faulheit der Lazzaroni, 
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ihre Bettelei, die Gaunerei mit falſchem Gelde, die Unvermeidlichkeit, trotz aller 
Vorſicht geprellt zu werden — alles das und ähnliches betet eines dem andern 
nach, während im Grunde nichts davon wahr oder das Wenige, was daran wahr 
ſein mag, unendlich übertrieben iſt. Falſches Geld kurſiert in Italien nicht mehr 
als anderswo, nur daß man ſich, wenn man die Augen offen hat, viel leichter 
davor ſchützen kann. Es handelt ſich weſentlich nicht um falſches, ſondern außer 
Kurs geſetztes Geld, um geringe Kupfermünzen aus den Tagen der bourboniſchen 
oder päpſtlichen Herrſchaft, oder um an ſich vollwertige franzöſiſche Zehneentimes⸗ 
oder ſchweizeriſche Zwanzigeentimesſtücke, die in Italien nicht als geſetzliches 
Zahlungsmittel gelten. Meiſtens geht das „falſche Geld“ unbeſehen von Hand zu 
Hand, aber wenn es dann einmal in der Hand eines Fremden von einem Ein 
heimiſchen zurückgewieſen wird, ſo iſt der Lärm da. 

Ahnlich ſteht es mit der Prellerei, der man in Neapel nicht mehr oder gar 
weniger ausgeſetzt iſt als in Berlin oder Hamburg. Als wir vom Hamburger 
Bahnhof zum Hafen fuhren, mit ein paar leichten Handkoffern, in etwa zwanzig 
Minuten, forderte der Droſchkenkutſcher 5 Mark und wurde ſackgrob, als wir einen 
leiſen Zweifel an der tarifmäßigen Berechnung dieſer Forderung äußerten, ſo daß 
wir uns nur durch die ſchleunigſte Befriedigung ſeiner Wünſche retten konnten. 
In Neapel überfordert zunächſt zwar auch jeder Droſchkenkutſcher, aber einmal in 
ungleich beſcheideneren Grenzen, und dann — wenn er ſieht, daß er mit einem 
Pratico zu tun hat, ſo iſt es ein wahres Vergnügen, mit ihm zu ſchachern, bis der 
Tarif anerkannt und mit ein paar Soldi Trinkgeld Friede geſchloſſen und Freund⸗ 
ſchaft verbürgt wird. In den Hotels und Penſionen Neapels lebt man, unter der 
Vorausſetzung gleicher Preiſe, angenehmer, bequemer und reichlicher, als in den 
Penſionen des Harzes oder des Schwarzwaldes; was aber in italieniſchen Herbergen 
an Prellerei vorkommen mag, reicht nicht entfernt auch nur an die greuliche und 
noch dazu geſundheitsgefährliche Prellerei heran, die in einer Unzahl von deutſchen 
Gaſthöfen mit dem Wein getrieben wird. 

Es iſt nicht ohne Intereſſe, daß ſchon Goethe dieſes deutſche Phariſäertum 
bekämpft hat, das ſich in den Reiſehandbüchern ſeiner Zeit eben ſo breit machte wie 
in den heutigen. Vor allem wandte er ſich gegen das Märchen von den vielen 
tauſend Faulenzern, die in Neapel herumlungern ſollen, und wies bis ins einzelne 
hinein nach, daß und wie die angeblichen Faulenzer tätig ſeien. Dieſe Tatſache, 
meinte er, würde noch klarer hervortreten, wenn jemand ein ausführlicheres Gemälde 
von Neapel zu ſchreiben unternehmen ſollte, wozu denn freilich kein geringes Talent 
und manches Jahr Beobachtung erforderlich ſein würde. „Man würde alsdann im 
ganzen vielleicht bemerken, daß der ſogenannte Lazzarone nicht um ein Haar breit 
untätiger iſt als alle übrigen Klaſſen, zugleich aber auch wahrnehmen, daß alle in 
ihrer Art nicht arbeiten, um bloß zu leben, ſondern um zu genießen, und daß ſie 
ſogar bei der Arbeit des Lebens froh werden wollen.... Man bemerkt bei dem ge 
ringen Volke in Neapel wie bei frohen Kindern, denen man etwas aufträgt, daß 
ſie zwar ihr Geſchäft verrichten, aber auch zugleich einen Scherz aus dem Geſchäft 
machen.“ Aus dieſen Worten Goethes erklärt ſich auch, weshalb es ſelbſt ihm nicht 
gelungen iſt, das Vorurteil gegen das neapolitaniſche Volksleben auszurotten, wes⸗ 
halb ſich dies Vorurteil vielmehr um ſo feſter eingewurzelt hat. Denn wenn man 
zu Goethes Zeit wenigſtens noch arbeitete, um zu leben, ſo darf der moderne Ar⸗ 
beiter nach dem ſtrengen Dogma des Kapitalismus überhaupt nur leben, um zu 
arbeiten, und arbeiten, um zu genießen, iſt die oberſte aller Todfünden. 

Es iſt dieſer ſonnige Charakter des Volkes, faſt mehr noch als die ſonnige 
Natur, der das Leben in Italien für den Nordländer ſo frei, ſo glücklich, ſo leicht 
macht, und der dem alten 2 den Seufzer erpreßte, ſeit ſeiner Heimkehr aus 
Rom habe er keinen glücklichen Tag mehr geſehen. 


Für die Redaktion des Feuilletons verantwortlich: Franz Mehring, Steglitz. 
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Nusſichten. 
* Berlin, 18. Juni 1910. 
Die Wahl in Uſedom⸗Wollin iſt geſtern erfolgt und hat der Partei einen 
neuen Sieg eingetragen. Inwieweit ſie ihn fortſchrittlicher Stichwahlhilfe zu 
danken hat, wird ſich erſt mit einiger Sicherheit ſagen laſſen, wenn die 


Stimmenverhältniſſe aus den einzelnen Wahlbezirken vorliegen; ſoweit ſich die 
Sache heute ſchon überſehen läßt, ſcheinen die fortſchrittlichen Wähler etwa 
zur Hälfte für den junkerlichen, zur Hälfte für den ſozialdemokratiſchen Kan⸗ 
didaten geſtimmt zu haben. Die Fortſchrittliche Volkspartei hätte ſich dann 


gelähmt und die ſozialdemokratiſche Partei aus eigener Kraft den Sieg über 
das Junkertum erfochten. 

Offiziell hat die Fortſchrittliche Volkspartei die alte, ſchon von Eugen 
Richter eingeführte Taktik beobachtet, ihren Wählern die Stimmabgabe frei⸗ 


zugeben. So haben die fortſchrittlichen Vereine des Wahlkreiſes Uſedom⸗ 
Wollin beſchloſſen, nachdem ihr eigener Kandidat verſucht hatte, ſie zur Ab⸗ 


ſtimmung für den Junker zu verleiten, und die Berliner Parteileitung hat 


es abgelehnt, einzugreifen, da fie dazu kein ſtatutenmäßiges Recht habe. Dies 


ſtatutenmäßige Recht iſt nun freilich gerade bei der Einigung der drei frei⸗ 
ſinnigen Fraktionen ausgeſchloſſen worden, um die Parteileitung der poli⸗ 
tiſchen Verantwortlichkeit für Fälle wie den vorliegenden zu entheben. Es iſt 
ſo, als wenn ein Menſch, um nicht Holz hacken zu müſſen, ſich die Hand ab⸗ 


haut, und wenn er nun doch Holz hacken ſoll, voll ſittlicher Entrüſtung oder 


tragiſcher Reſignation ausruft: Wie kann ich arbeiten, da mir die Hand fehlt! 
Die Taktik ſelbſt zeugt weder von Klugheit noch von Mut, aber immerhin 


von einer gewiſſen Pfiffigkeit. Eugen Richter wußte natürlich ſehr gut, daß 


er mit ihr hüben und drüben anſtieß, aber er ſagte ſich: In den Wahlen er⸗ 
hitzen ſich in dem ſcharfen Kampfe zwiſchen Reaktion und Revolution die Ge⸗ 
müter ſo, daß ſie in den Stichwahlen trotz alledem lieber einem dritten den 


Sieg gönnen als dem Gegner, mit dem ſie eben auf Leben und Tod gerungen 
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haben. Wenn er dann dafür ſorgte, daß die angebliche Freigabe der frei⸗ 
ſinnigen Stimmen unter hundert Malen neunundneunzigmal den Junkern zugute 
kam, ſo war das auch einer ganz pfiffigen und obendrein für die Sozialdemo⸗ 
kratie ſehr ſchmeichelhaften Berechnung geſchuldet. Er ſagte ſich: Den Arbeitern 
geht ſchließlich ihre Sache über alles, und wenn ſie bis zur Unerträglichkeit 
auf die Hühneraugen getreten werden, ſo entſcheiden ſie ſich im letzten Augen⸗ 
blick doch immer für das „kleinere Übel“, dagegen iſt den Junkern in dieſem 
Punkte nicht zu trauen; ärgert man dieſe rabiate Raſſe zu ſehr, ſo ſchiert 
ſie ſich ſchließlich den Teufel um die heiligſten Güter der Nation und kriegt 
es fertig, aus Rache am Freiſinn einem Sozialdemokraten durchzuhelfen. 
Immerhin hatte Eugen Richter eine Art wenn nicht Entſchuldigungs⸗, jo 
doch Erklärungsgrund für dieſe Stichwahltaktik. Mehr als einmal ſind einzelne 
ſeiner näheren Parteifreunde, von Reu' und Scham übermannt, mit der Forde⸗ 
rung an ihn herangetreten, mit der Bitte, doch endlich auch die Stimme der 
politiſchen Ehre und Pflicht zu hören, aber ſie erhielten von ihm regelmäßig 
die Antwort: Und wenn wir die Stichwahlparole für die Sozialdemokratie 
ausgeben, ſo laufen unſere Leute auseinander wie die Schafe, in deren Hürde 
der Wolf bricht. Daran war unſtreitig etwas Wahres. Der fortſchrittliche 
Kleinbürger ſieht nicht ſo weit über ſeine vier Pfähle hinaus, um zu begreifen, 
daß er in ſeinem eigenen Intereſſe handelt, wenn er in der Wahl zwiſchen 
einem Junker und einem Arbeiter ſich für dieſen entſcheidet. Innerhalb ſeiner 


er 


# 
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vier Pfähle aber wird er durch die wachſende Ungebärdigkeit ſeiner Geſellen 


und Lehrlinge, ſeiner Knechte und Mägde, genug der Volksſchichten, an deren 
Ausbeutung er doch auch ſein beſcheidenes Teil haben will, Tag für Tag viel 


zu ſehr angeärgert, als daß er ſich entſchließen könnte, für die dreimal ver⸗ 


maledeite Partei zu ſtimmen, die für ihn die Urheberin aller dieſer Ungelegen⸗ 
heiten iſt. 
Das eigentliche Intereſſe an der Wahl in Uſedom⸗Wollin lag nun nicht 


in der Frage, ob die offiziellen Inſtanzen der Fortſchrittlichen Volkspartei an 


der alten Stichwahltaktik feſthalten würden, ſondern vielmehr in der Frage, 


ob ſich unter den fortſchrittlichen Wählern ſelbſt ein Umſchlag zur politiſchen 
Vernunft zeigen würde. In jener Beziehung war von vornherein nichts zu 


erwarten; es wäre ja auch ein naturgeſchichtliches Wunder, wenn aus einem 


Bunde von drei Schwindſuchtskandidaten ein geſunder Menſch entſtehen könne. 


Viel eher ließ ſich erwarten, daß die Skorpionen, womit der Schnapsblock die 


Volksmaſſen und nicht zuletzt auch das Kleinbürgertum gezüchtigt hat, die 


braven Spießer aufrütteln würden. 
Dieſe Erwartung hat den Ausfall der Wahl in Uſedom⸗Wollin nicht völlig 
enttäuſcht, aber ſchließlich doch mehr enttäuſcht als erfüllt. Die freiſinnigen 


Wähler ſind nicht in hellen Haufen zur Reaktion hinübergelaufen, wie ſo oft 
früher in ähnlichen Fällen, aber ſie ſind ebenſowenig mit energiſchem Ruck 


nach links abgerückt, ſondern haben ſich geſpalten, womit der Reaktion nicht 
geſchadet und der Sozialdemokratie nicht geholfen wird. Wenn ſie es ſelbſt 


jetzt, wo die Wunden noch friſch bluten, die ihnen der Schnapsblock geſchlagen 
hat, nur zu dieſer ſchwächlichen Politik bringen, dann wird erſt recht nichts 
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zu erwarten ſein für die allgemeinen Wahlen des nächſten Jahres. Hingen 


ihre Ausſichten davon ab, daß die bürgerliche Linke ſich aufrafft, jo wären 


dieſe Ausſichten ſehr trübe, aber zum Glück haben andere Leute darüber zu 
entſcheiden, und die werden es nicht an ſich fehlen laſſen. 

Neben der Wahl in Uſedom⸗Wollin war der Enzyklikarummel und der 
Notenwechſel zwiſchen Berlin und Rom das Ereignis dieſer Woche. Wenn 


die geſinnungstüchtige Preſſe aus der Nachgiebigkeit der römiſchen Kurie einen 


großen Erfolg des Reichskanzlers zurechtbaſteln möchte, ſo haben die ſozial⸗ 
demokratiſchen Tagesblätter dieſer tendenziöſen Mache mit Recht widerſprochen. 
Aber man würde zu weit gehen, wenn man in dem Verzicht des Vatikans 
auf die kirchenamtliche Veröffentlichung der Enzyklika in den preußiſchen 
Diözeſen ein alltägliches Ereignis ſehen wollte. Unſeres Wiſſens iſt der 
Vatikan auf den Proteſt einer proteſtantiſchen Regierung hin noch nie ſo 
ſchnell und ſo weit zurückgewichen; mindeſtens wenn man ſich erinnert, mit 
wie zäher Hartnäckigkeit er zur Zeit der Kölner Biſchofswirren und auch zur 


Zeit des Kulturkampfes feine Poſition zu verteidigen wußte, jo kann man 


ſich der Tatſache nicht verſchließen, daß er in dieſem Falle ſehr auffallend von 
ſeinen alten Überlieferungen abgewichen iſt. Ä 
Natürlich haben das nicht die diplomatiſchen Künſte des Herrn v. Beth⸗ 


mann Hollweg bewirkt; da iſt der Vatikan noch mit ganz anderen Leuten 


5 
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fertig geworden. Ebenſowenig oder womöglich noch weniger werden ihm die 
lärmenden Proteſtverſammlungen imponiert haben, die in Berlin und anderen 
Orten zum Gaudium derer, die nicht alle werden, abgehalten worden ſind. 


Wenn man die wirklichen Gründe ſucht, die die Taktik des Vatikans be⸗ 
ſtimmt haben, jo fällt einem unwillkürlich das geflügelte Wort Lothar Buchers 


Hein, daß heutzutage göttliches Recht, hiſtoriſche Tradition und theologiſche 


Phraſen ſich zähneknirſchend unter eine Poſition des Tarifs beugen müßten. 


5 Mit anderen Worten: Was ſich der Vatikan in den dreißiger und ſelbſt in 
den ſiebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts noch leiſten konnte, das kann 
er ſich heute nicht mehr leiſten: er kann nicht, unbekümmert um die Klaſſen⸗ 


kämpfe der Gegenwart, ſeine Blitze ſchleudern, wenn er nicht die Gefahr 


laufen will, daß ſie ihm ſelbſt das Haus überm Kopfe anzünden. 


Die Herrſchaft des Zentrums in Deutſchland iſt heute nur noch aufrecht⸗ 


zuerhalten im engen Zuſammenhang mit der Exiſtenz des Schnapsblocks; ſeine 
Rolle als Vorkämpfer für „Wahrheit, Freiheit und Recht“ iſt ſeit der deutſchen 
Reichsfinanzreform und der preußiſchen Wahlrechtsfrage für immer ausgeſpielt. 
Auf ſein Bündnis mit den Konſervativen aber mußte die Enzyklika wie ein 
Sprenggeſchoß wirken. Nicht als ob die Junker und Pfaffen untereinander 


ſich nicht mit einem Augurenlächeln darüber verſtändigt hätten, allein die 


agitatoriſche Ausnützung der päpſtlichen Flüche durch die politiſchen Gegner 
der holden Zwillinge hätte eine ſchwere Gefahr für ihre ſaubere Freundſchaft 
bedeutet. Die feige Brutalität, womit ſie den ſozialdemokratiſchen Rednern in 
der Debatte des Abgeordnetenhauſes über die Enzyklika das Wort abſchnitten, 
war ein beredtes Zeugnis für ihre Angſt. Die Enzyklika mußte um jeden Preis 
aus der Welt geſchafft werden, und es ſind ohne Zweifel die flehenden Bitten 
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der deutſchen Biſchöfe und Zentrumsführer geweſen — in erſter Reihe wird 
Kardinal Kopp als Vermittler genannt —, die den Vatikan bewogen, ſich in 
der für ihn neuen Rolle des Zurückhufens zu üben. 

Ein anderer Grund für ſeine Nachgiebigkeit iſt ſchlechterdings nicht zu 
finden, und inſofern eröffnet der an ſich herzlich gleichgültige Zwiſchenfall ganz 
erfreuliche Ausſichten. Das Zentrum hat Angſt; der vielgerühmte Turm bebt 
in ſeinen Grundfeſten. So gut wird es uns gewiß nicht werden, ihn ſchon in 
den nächſten Wahlen zuſammenſtürzen zu ſehen, aber wenn ihm auch nur einige 
Steine ausgebrochen werden könnten, ſo wäre damit ſchon viel gewonnen. Um 
die Herrſchaft einer Partei zu brechen, die äußerlich ſehr feſt verankert iſt, 
aber die innerlich alle Stützen verloren hat, iſt gewöhnlich nur der Anfang ſchwer. 

Das wiſſen die ſchlauen Politiker des Zentrums beſſer als irgend wer, und 
ſo läßt das Pater peccavi des Heiligen Vaters auf eine ſehr verſtörte Stim⸗ 
mung in ihrem Kämmerlein e 


Eine neue Strategie. 
Von K. Kautsky. 


6. Bedingungen des politiſchen Maflenftreiks. 


Die Anſchauung, die ich hier entwickle, ift nicht etwa ein Produkt des 
Bedürfniſſes, zu bremſen, das Genoſſin Luxemburg an mir entdeckt und 
tadelt. Ich entwickelte dieſe Anſchauung ſchon vor mehr als ſechs Jahren 
in der „Neuen Zeit“ in einer Artikelſerie: „Allerhand Revolutionäres“, deren 
dritter Artikel ſich ſpeziell mit dem Maſſenſtreik beſchäftigte (XXII, I, S. 685 ff). 
Der Ausgangspunkt der Artikel bildete auch damals eine Polemik mit 
einem polniſchen Genoſſen, der mich wegen meiner „Zaghaftigkeit“, meines 
„Bremſens“ in der Sache des bewaffneten Aufſtands tadelte. Nur gehörte 
mein damaliger Gegner zur P. P. S. Es ſcheint mir nicht überflüſſig, den 
Gedankengang jenes Artikels zu wiederholen und jene Punkte herauszuheben 
und mit einigen Bemerkungen zu verſehen, auf die es bei unſerer jetzigen 
Diskuſſion ankommt. 

Ich war ſchon damals ſo engherzig und pedantiſch, die verſchiedenen Arten 
des Streiks zu unterſcheiden und die verſchiedenen Bedingungen ihres Erfolges 
zu unterſuchen. Ich fand, daß die Bedingungen des ökonomiſchen Streiks 
ganz andere ſind als die des politiſchen. 

„Alle ökonomiſchen Faktoren, die den Erfolg der Arbeiter begünſtigen, beſtehen 
bei einem Maſſenſtreik um ſo weniger, je mehr er ein allgemeiner, ein General⸗ 
ſtreik wird“ (S. 688). 


Nichts irriger als die Meinung, der Maſſenſtreik erziele ſeine Wirkung 
dadurch, daß er die Kapitaliſten aushungere. Sicher leben dieſe von der 
Arbeit des Proletariats. Aber nicht ſie allein. Die Proletarier ſelbſt leben 
ebenfalls davon. Und wenn es ans Hungern kommt, trifft das die wenig 
Bemittelten früher als die Bemittelten. 

Nicht die Aushungerung der Beſitzenden vermag den Maſſenſtreik zum 
Erfolg zu führen, ſondern nur die Desorganiſation der Regierungsgewalt 
durch die proletariſche Organiſation. Es iſt die letzte und höchſte Form des 


(Schluß.) 
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Kampfes zwiſchen der auf der Difziplin des ſelbſtloſen Enthuſiasmus be⸗ 


ruhenden freiwilligen Organiſation des Proletariats und der auf der Diſzi⸗ 
plin des Terrorismus beruhenden Zwangsorganiſation des Staates; er wird 
die entſcheidende Kraftprobe zwiſchen beiden. 

Der Maſſenſtreik wirkt dadurch, daß er die Staatsgewalt zu der außer⸗ 
ordentlichſten Machtentfaltung zwingt und gleichzeitig ihre Machtmittel mög⸗ 
lichſt lähmt. Dies bewirkt er ſchon durch ſeine Maſſenhaftigkeit. Er wirkt 


um ſo ſtärker, je mehr die Lohnarbeiterſchaft über die anderen arbeitenden 


Klaſſen überwiegt und je mehr die geſamte Lohnarbeiterſchaft in ihn eintritt; 
nicht bloß in den Großſtädten und den Induſtriegegenden, ſondern auch in 
abgelegenen Fabrikorten. Beſonders wirkſam würde er, wenn auch die Land⸗ 
arbeiter auf den großen Gütern in ihn einträten. 


Den Ausgangspunkt werden freilich ſtets die großen Städte bilden 


müſſen — aber eine der Bedingungen ſeines Erfolges bildet es, daß er von 


ſolcher allgemeinen Erregung des Volkes ausgeht und ſie ſo ſehr ſteigert, daß 
wenige Tage des Beſtehens des Streiks hinreichen, ihn auch auf die abge⸗ 
legenen Gegenden überſpringen zu laſſen. 

Je allgemeiner der Streik, deſto verbreiteter und hochgradiger die Befürch⸗ 
tungen der großen Beſitzer, der Herren des Staates und der Regierung, für 
ihr Eigentum und ihr Leben, deſto ungeſtümer rufen ſie nach militäriſchem 
Schutz. Nun ſoll plötzlich jedes Herrenhaus, jede Scheune, jede Fabrik, jede 
Telegraphenleitung, jede Eiſenbahnſtrecke militäriſch bewacht werden. Dazu 
reicht das Heer nicht aus. Die Soldaten kommen nicht zur Ruhe, werden 
von einem Punkte zum andern geſandt, überall hin, wo ſich gefährliche An⸗ 


ſammlungen bilden; fie ſind bald erſchöpft, ohne irgend einen großen Kampf 


und Sieg, der fie anfeuern könnte, denn wo fie hinkommen, zerſtiebt die 


Menge, um ſich überall zu ſammeln, wo ſie noch nicht hinkamen oder eben 
waren. 
Noch früher als auf die Soldaten wird der Streik auf viele ſtädtiſche 


und ſtaatliche Arbeiter wirken, die in innigem Zuſammenhange mit der Maſſe 


der Proletarier ſtehen, aus ihnen kommen, unter ihnen wohnen, mit ihnen 


bekannt, befreundet, verwandt ſind. Je ſchwankender die Macht der Regierung 


erſcheint, deſto mehr verliert ihr Terrorismus ſeine Schrecken. Gas⸗ und 


CElektrizitätswerke hören auf zu funktionieren, Straßenbahnen zu verkehren. 


Schließlich werden ſelbſt Poſt und Eiſenbahn vom Streikfieber ergriffen; zu⸗ 
nächſt ſtreiken die Werkſtättenarbeiter, dann auch die jüngeren Betriebsbeamten, 


Rindeß unter den anderen mindeſtens paſſive Reſiſtenz einreißt. 


Die Staatsgewalt ſucht ſich zu helfen durch Einberufung von Reſerviſten, 


aber das iſt ein zweiſchneidiges Schwert, denn damit verleibt ſie dem Heeres⸗ 


körper die gegen den inneren Feind am wenigſten verläßlichen Elemente ein, 


die ſchon vom Streikfieber ergriffen ſind und es nun in die Kaſerne ein⸗ 


ſchleppen. 
Sie treffen dort auf Soldaten, die erſchöpft ſind durch ewigen Wachdienſt, 
hin⸗ und hergehetzt durch die widerſprechendſten Befehle, was ebenſo erbittert, 


wie es den Reſpekt vor der Obrigkeit herabdrückt. Die Lockerung der Diſzi⸗ 
plin tritt um ſo leichter ein, je weniger die Situation das Zuſammenwirken 


in großen Truppenkörpern erlaubt, je mehr ſie es notwendig macht, die 


Truppen zur Bewachung aller der zahlloſen bedrohten Punkte in kleinſte 


Detachements zu zerſplittern, die ſtunden⸗, ja tagelang keinen höheren Offizier 
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zu ſehen bekommen, dagegen ſtets umgeben ſind von friedlichen Mitbürgern, 
die auf ſie in mannigfachſter Weiſe einzuwirken vermögen. N 

Tritt in dieſer Situation Kopfloſigkeit der Regierung und ihrer höheren 
Vertreter ein, dann iſt ſie verloren. Und wie leicht kommt es jetzt dazu. 
Von ihren Anhängern wird ſie teils angſtvoll beſtürmt, nachzugeben, dem 
Volke Konzeſſionen zu machen, um es zu beſänftigen und das Außerſte zu 
verhüten; teils beſtürmt, die Kanaille niederzumetzeln und den Ausſtand im 
Blute zu erſticken. Einmal hierhin, einmal dorthin gezerrt, den Launen und 
Stimmungen von oben preisgegeben, die mit den wechſelnden Nachrichten 
jäh wechſeln, vermag ſie heute Ol ins Feuer zu gießen durch Veranlaſſung 
eines Maſſakers harmloſer Neugieriger, um morgen zuſammenzuklappen auf 
die Nachricht, daß dieſes oder jenes Regiment anfange, ſchwierig zu werden, 
daß hier und da Soldaten mit den Streikenden fraterniſieren, Eiſenbahner 
ſtreiken, erbitterte Landarbeiter dies oder jenes Schloß geſtürmt haben, dem 
kein militäriſcher Schutz zu bringen war. 

Das alte Regime wird unhaltbar und ein neues tritt an deſſen Stelle. 

So ungefähr ſtellte ich mir ſchon vor der ruſſiſchen Revolution 
die Formen vor, die ein Maſſenſtreik annehmen müſſe, ſolle er unter den 
Verhältniſſen eines modernen zentraliſierten Militärſtaats dem Proletariat zum 
Siege verhelfen können. 

Ein derartiger Streik iſt alſo keine einfache Sache und erfordert eine ganze 
Reihe von Vorbedingungen. Genoſſin Luxemburg ſagt in ihrer Broſchüre 
über den preußiſchen Wahlrechtskampf, S. 10: 


„Die Welt vermag nicht vierundzwanzig Stunden zu exiſtieren, wenn die Arbeiter 
einmal die Arme kreuzen.“ (Stürmiſcher, lang anhaltender Beifall.) 


In der Tat iſt es ein erhebendes Bewußtſein, der Träger der Welt zu 
ſein, aber das darf uns darüber nicht täuſchen, daß zum Gelingen eines Maſſen⸗ 
ſtreiks noch mehr gehört, als bloßes „Kreuzen der Arme“. 

Die Bedingungen eines ſolchen Streiks werden aber teils durch die ökono⸗ 
miſche Entwicklung, teils durch unſere Tätigkeit immer mehr gegeben und 
damit die Ausſichten auf einen Sieg im Maſſenſtreik immer mehr verbeſſert. 

Die ökonomiſche Entwicklung vermehrt die Zahl der Proletarier und 
konzentriert ſie. Unſere Tätigkeit in den Parteiorganiſationen, in den Ge⸗ 
werkſchaften, in der Preſſe, den geſetzgebenden und ſtädtiſchen Körperſchaften 
organiſiert die Arbeiter, verleiht ihnen Kraftgefühl und Diſziplin, aber auch 
politiſche Aufklärung, Einſicht in die Organiſationen unſerer Gegner. 

Während eines Maſſenſtreiks wird ſich's nicht bloß darum handeln, die 
Arme zu kreuzen, ſondern den organiſatoriſchen Zuſammenhang des Prole⸗ 
tariats im ganzen Reiche zu wahren. Wir müſſen darauf gefaßt ſein, daß 
alle unſere Vertreter beim Beginn eines ſolchen Streiks verhaftet, unſere 
Blätter unterdrückt werden. Die ſogenannten „Unteroffiziere“ werden dann 
den Kampf zu leiten haben. Sie müſſen dafür ſorgen, daß die einzelnen 
Gruppen in Fühlung bleiben und einheitlich vorgehen; daß ſich die Maſſe 
nicht provozieren läßt zu Straßenſchlachten, aber auch nicht einſchüchtern durch 
trotzdem vorkommende Gewalttaten. Sie müſſen genau wiſſen, welches unſere 
Forderungen ſind, dürfen nicht zum Rückzug blaſen, ehe dieſe erfüllt ſind, 
müſſen aber auch dahin wirken, daß der . ſich nicht in Einzelkämpfe 
um lokale Beſchwerden auflöſt. 
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Alles das ſetzt voraus, daß in der Maſſe eine Fülle von Selbſtzucht, von 
politiſchem Verſtändnis, von Einheitlichkeit des Denkens und Handelns vor⸗ 
handen iſt, die nur in langer politiſcher und gewerkſchaftlicher Tätigkeit er⸗ 
langt werden kann. 

Auf der anderen Seite ſetzt das Gelingen des Maſſenſtreiks voraus, daß 
die Desorganiſation unter den Maſſen, auf die ſich die Regierung ſtützt, ſchon 
ziemlich weit vorgeſchritten iſt. Das braucht ſich nicht, wie in Frankreich, in 
offenen Meutereien zu äußern. Der militäriſche Terrorismus vermag ſolche 
Außerungen des Mißvergnügens zu unterdrücken. Um ſo tiefer frißt es, um 
ſo mehr wird der militäriſche Gehorſam bloße Heuchelei, die man um ſo 
raſcher und überraſchender abwirft, wenn einmal die Machtſtellung der Kom⸗ 
mandierenden bedroht erſcheint. 

Dem in der bäuerlichen patriarchaliſchen Familie oder in der Rechtloſig⸗ 
keit und Hilfloſigkeit des Landarbeiters aufgewachſenen jungen Manne mag 
der militäriſche Gehorſam als etwas Selbſtverſtändliches in Fleiſch und Blut 
übergehen. Die jungen Leute der Großſtadt, namentlich die Induſtriearbeiter, 
ſind an eine ganz andere Freiheit der Lebensführung gewöhnt, wenn ſie zum 
Militär kommen. Von ihnen wird der Kadavergehorſam nur unwillig er— 
tragen, wenn auch gerade fie zu klug find, offen dagegen aufzumucken, ſo⸗ 
lange es nichts nutzt. Ein Maſſenſtreik bietet dagegen reichliche Veranlaſ⸗ 
ſungen dazu. | 

Je mehr die induſtrielle Entwicklung fortſchreitet, deſto geringer aber die 
Zahl der aus der Landwirtſchaft ſtammenden, alſo einigermaßen gegen den 
inneren Feind verläßlichen Rekruten. Ich verwies in meinem erwähnten 
Artikel vom Februar 1904 auf eine Statiſtik aus dem Jahre 1902, die unter 
anderem folgende Zahlen zeigte: 


In der Land⸗ 
wirtſchaft beichäftigte 


Armeekorps Taugliche Taugliche 
Abſolut Prozent 
1. bayeriſches (Oberbayern, Niederbayern, Schwaben) 11041 4560 41,5 
7. preußiſches (Weſtfalen, Rheinprovinz) 34959 5810 16,6 
2. ſächſiſches (Leipzig, Chemnitz, Zwickau) 11884 1847 15,5 


Man ſieht, wie ungeheuer in manchen Armeekorps bereits die nichtland⸗ 
wirtſchaftliche Bevölkerung überwiegt. 

Andere Urſachen treiben dazu, die Unzufriedenheit der Staatsarbeiter 
zu mehren. Gerade ihre Unfreiheit muß von ihnen immer drückender emp⸗ 
funden werden. Sie würden ſich vielleicht dafür entſchädigt fühlen, wenn 
ihre ökonomiſche Lage ſich verbeſſerte. Aber das ſtößt immer mehr auf 
Widerſtände in dem Maße, in dem die Finanznot wächſt und die ſtaatlichen 
Betriebe zur „Sparſamkeit“ getrieben werden, viele von ihnen, wie Eiſen⸗ 
bahnen, Poſt, Bergwerke, durch reichlicheren Ertrag das Defizit decken ſollen. 
Gerade die ſtramme militäriſche Diſziplin, die jede Kritik von unten im Keime 
erſtickt, macht gleichzeitig den ganzen ungeheuren Komplex der Staatsbetriebe 
immer ſchwerfälliger, aber auch immer unüberſichtlicher, immer mehr der Kor⸗ 
ruption zugänglich, was ihre Rentabilität vermindert und wieder die oberen 
Stellen dazu drängt, durch vermehrten Druck nach unten und vermehrte Aus⸗ 
beutung hereinzuholen, was durch die Schuld des Syſtems verloren geht. 
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So wächſt auch unter den Staatsarbeitern die Unzufriedenheit, und es 
bedarf nur einer plötzlichen Lähmung des Terrorismus von oben, um dieſe 
Unzufriedenheit hell auflodern zu laſſen. 

Wie aber gleichzeitig oben Kopfloſigkeit, Haltloſigkeit, Einſichtsloſigkeit wächſt, 
dafür gibt die Geſchichte der letzten Jahre Beweiſe genug. Auch dies Wachstum 
iſt kein Zufall. Die Gegenſätze innerhalb der Staaten ſowie zwiſchen den 
Staaten ſpitzen ſich immer mehr zu, es wachſen die Rüſtungen, die Finanznot 
wird immer größer. Andererſeits wächſt mit der Zunahme der kapitaliſtiſchen 
Ausbeutung nicht bloß die Lebenshaltung der großen Kapitaliſten, ſondern 
es wachſen damit auch die Anſprüche der großen Ausbeuter des Staates, die 
es den großen Kapitaliſten an Genuß und Glanz gleichtun wollen. Die An⸗ 
ſprüche der Höflinge und Junker an den Staat wachſen gleichzeitig mit den 
Rüſtungen und bringen den Staat immer mehr in eine verzweifelte finanzielle 
Lage. Ein Staatsmann von Intelligenz und Charakter müßte damit beginnen, 
den ganzen ſtaatlichen Paraſitismus zum Teufel zu jagen und von den be⸗ 
ſitzenden Klaſſen große Opfer zu fordern, um den Staat wieder auf eine ge⸗ 
ſunde Grundlage zu ſtellen. Aber die Aufgabe, die einem Staatsmann heute 
von den Herren des Staates geſtellt wird, iſt gerade die, dem ſtaatlichen 
Paraſitismus neue Geldquellen zu eröffnen und alle Widerſtände dagegen zu 
überwinden. Kein Staatsmann von Intelligenz und Charakter wird ſich dazu 
hergeben, immer mehr werden nur gewiſſenloſe Streber dafür zu haben ſein, 
denen die Zukunft des Staates gleichgültig iſt, wenn nur für den Augenblick 
der Anſchein des Erfolges erweckt wird; oder Einfaltspinſel, die von den 
Schwierigkeiten der Situation keine Ahnung haben, oder gedankenloſe Lakaien, 
die gehorſam jeden Auftrag erfüllen, der ihnen zuteil wird. Immer geringer 
der Reſpekt der Bevölkerung und des Beamtenapparats ſelbſt vor der Re⸗ 
gierung, immer größer die Ausſicht, daß ein Maſſenſtreik gerade ſolche Elemente 
an der Regierung vorfindet, die der Situation abſolut nicht gewachſen ſind 
und ſofort den Kopf verlieren, ſtets verkehrt handeln, ſowohl wenn ſie Maß⸗ 
regeln der Unterdrückung, wie wenn ſie ſolche der Beſchwichtigung ins Werk 
zu ſetzen ſuchen. 

Alle dieſe Bedingungen eines erfolgreichen Maſſenſtreiks wenden ſich im 
Laufe der Entwicklung und der ſozialdemokratiſch— gewerkſchaftlichen Organi⸗ 
ſations⸗, Aufklärungs⸗ und praktiſchen Reformarbeit immer mehr zugunſten 
des Proletariats. Soll aber ein Maſſenſtreik unter preußiſchen Verhältniſſen 
zum Siege führen, dann iſt es vor allem notwendig, daß er von vornherein 
mit überwältigender Wucht auftritt, in einer Maſſenhaftigkeit und einer Be⸗ 
geiſterung, die alles mit 1 fortreißt, die ganze arbeitende Bevölkerung er⸗ 
greift, ſie mit wildeſtem Ingrimm und tiefſter Verachtung für das beſtehende 
Regime erfüllt. 

Nichts irriger, als der Maſſenſtreik werde erſt dann möglich, wenn das 
geſamte Proletariat organiſiert ſei. Das hieße ſeine praktiſche Unmöglichkeit 
anerkennen, denn zur Organiſierung aller Schichten des Proletariats wird es 
kaum je kommen. Aber der Maſſenſtreik wird nur dann möglich, wenn die 
Maſſe des Proletariats ſich wie ein Mann erhebt, um alles einzuſetzen zur 
Lähmung und Desorganiſierung des herrſchenden Regimes. 

Iſt nicht die Geſamtheit des Proletariats organiſiert, dann wird eine der⸗ 
artige einmütige Erhebung des Proletariats im ganzen Reiche, in Nord und 
Süd, Stadt und Land nur möglich unter dem Drucke eines gewaltigen Er⸗ 
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eigniſſes, das plötzlich das geſamte Proletariat aufs tieffte erbittert, ihm 


* 


den Sturz des herrſchenden Regimes als eine Lebensnotwendigkeit aufzwingt. 
Es muß ein Sturm ſein, der vor allem jeden Widerſtand im eigenen Lager 
hinwegfegt. 

Die Genoſſin Luxemburg ſtellte die Frage zur Diskuſſion, ob die Situation 
reif ſei für einen Maſſenſtreik. Aber ſchon die Tatſache, daß man darüber 
diskutiert, zeigte, daß die Situation dieſe Reife noch nicht erlangt hat. So 
lange man noch ſtreiten und unterſuchen kann, ob der Maſſenſtreik am Platze 
ſei oder nicht, ſo lange iſt das Proletariat als Geſamtmaſſe noch nicht von 
jenem Maße Erbitterung und Kraftgefühl erfüllt, die notwendig ſind, ſoll ſich 
der Maſſenſtreik durchſetzen. Wäre die nötige Stimmung dafür im März 
vorhanden geweſen, dann mußte eine abmahnende Stimme wie die meine von 
einem Proteſt toſender Entrüſtung erſtickt werden. Mir iſt kein erfolgreicher 
Maſſenſtreik bekannt, der mit einer Diskuſſion in einer Zeitſchrift darüber, ob 
er am Platze ſei, eingeleitet wurde. Das Unerwartete, Plötzliche, Elementare 
des Maſſenſtreiks iſt eine der Bedingungen ſeines Erfolges. 

Aber wenn dem ſo iſt, welchen Zweck hat es, den Maſſenſtreik zu disku⸗ 
tieren, deſſen Kommen ja nicht von uns abhängt? | 

Sicher, der Zeitpunkt feines Kommens hängt nicht von uns ab, wohl 


aber, wenn er einmal ausgebrochen iſt, fein Sieg. Nur dann wird dieſer 


möglich, wenn eine ſtarke organiſierte proletariſche Macht vorhanden iſt, die 
weiß, um was es ſich handelt, was ſie will, die dem ungeſtümen Strome der 
Volkswut, der von ſelbſt losbricht, ſein Bett gräbt und ihn dorthin leitet, wo 
er befruchtende politiſche Wirkung üben kann, der ſonſt nach mannigfacher 
Zerſtörung erfolglos im Sande verliefe. 

Je mehr die organiſierten Proletarier mit der Idee des Maſſenſtreiks 
vertraut ſind, je mehr ſie überlegt haben, wodurch er am kräftigſten wirkt, 
wohin ſie ſeine Kraft zu lenken haben, um ſo eher dürfen wir erwarten, daß 
ſie ſich den ungeheuren Anforderungen an ihre Klugheit, ihre Einſicht, ihren 
Zuſammenhalt, ihre Ausdauer, ihre Selbſtzucht, ihre Kühnheit gewachſen zeigen, 
die eine derartige unerhörte Situation an ſie ſtellt. 

Das theoretiſche Diskutieren iſt in dieſem Falle um ſo notwendiger, weil 
der politiſche Maſſenſtreik als äußerſtes, letztes Mittel des Klaſſenkampfes 
keines iſt, das ſich leicht wiederholen läßt. Aus der Praxis lernen hieße hier, 


zu teures Lehrgeld zahlen. Da gilt es, die nötige Erkenntnis ſoweit als möglich 


durch theoretiſche Arbeit zu gewinnen. 


Noch von einem anderen Standpunkt aus iſt es nötig, die Idee des 
Maſſenſtreiks zu diskutieren. Die Politik der Maſſen, aber auch die unſerer 


Gegner wird eine ganz andere, wenn dieſe wie jene wiſſen, daß das Prole⸗ 


tariat nicht wehrlos jeder Gewalttat gegenüberſteht, daß auch heute noch wie 
ehedem eine Grenze hat Tyrannenmacht. Die Idee des Maſſenſtreiks verleiht 
dem Proletariat erhöhtes Kraftbewußtſein und vermag den Übermut ſeiner 
Gegner zu dämpfen, freilich unter Umſtänden auch ihre Angſt und Nervoſität 
zu vermehren. Sind ihnen Konzeſſionen auf friedlichem Wege abzuringen, dann 
am eheſten dort, wo die Idee des Maſſenſtreiks im Proletariat lebendig iſt. 
Aus den verſchiedenſten Rückſichten iſt die Diskutierung der Idee des 
Maſſenſtreiks ſehr nützlich, ja unerläßlich, ſoll der proletariſche Klaſſenkampf 
im jetzigen Stadium ſeine volle Kraft und Klarheit gewinnen. Aber ganz ver⸗ 
kehrt ſcheint es mir, den Zeitpunkt eines Maſſenſtreiks durch eine theore⸗ 
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tiſche Diskuſſion in der Preſſe herausfinden zu wollen. Jene hohe Begeiſte⸗ 


rung und Erbitterung, die allein einem Maſſenſtreik zu ſiegreichem Durch⸗ 


bruch verhelfen kann, iſt ſo wenig eine Pökelware, daß ſie keine Woche Lagerns 
verträgt. Sie müßte längſt verraucht ſein, ehe die Diskuſſion nur erſt in 
Gang gekommen wäre. 

Dies der Standpunkt, den ich vor ſechs Jahren entwickelte. Wenn ich 
heute noch ihn vertrete, geſchieht es, weil mir ſeitdem keine Tatſachen oder 
Argumente bekannt wurden, die ihm widerſprachen, wohl aber ſehr viele, die 
ihn beſtätigten. Keineswegs verfocht ich ihn deswegen, weil mich jetzt eine 
Laune packte, zur Abwechſlung einmal zu bremſen. 

Der Genoſſin Luxemburg erſcheint es als ein perverſes Gelüſte, wenn ein 
Marxiſt einmal bremſt. Sie lobt ſich die Peitſche. 

Aber abgeſehen davon, daß es auch der ſchärfſte Radikale nicht für nötig 


halten wird, die Genoſſin Luxemburg anzupeitſchen — als Peitſche der 


Peitſche zu fungieren —, muß ich geſtehen, daß ich gewohnt bin, meine Über⸗ 
zeugung zu vertreten, ohne mich darum zu kümmern, ob ſie jeweilig als 
Bremſe wirkt oder als Peitſche. 

Ich habe ſchon einmal darauf hingewieſen, daß mich die Verfechtung 
meines Standpunktes in der Frage des Maſſenſtreiks zur Zeit der ruſſiſchen 
Revolution in Konflikt mit Eisner und Stampfer brachte. Wenn ich jetzt 
darob in Konflikt mit einer Genoſſin komme, mit der ich ſo manchen gemein⸗ 
ſamen Kampf ausgekämpft habe, ſo iſt mir das durchaus unerwünſcht. Aber 
ich kann deshalb meine Anſchauungen nicht ändern. Amicus Plato, magis 
amica veritas. Die Sache ſteht über der Perſon. 


7. Ermattungsſtrategie und wahlkampf. 


Und nun noch ein paar Worte über die Ermattungsſtrategie. Der Leſer 
braucht nicht zu fürchten, daß ich den 14 Seiten der Genoſſin Luxemburg 
darüber noch weitere 14 Seiten entgegenſetzen werde. Sie höhnt mich, daß 
ich — freilich nur nebenbei — eine Bemerkung über die römiſche Ermattungs⸗ 
ſtrategie mache, bringt dann aber ſelbſt darüber mehr als eine Seite lang 
Zitate aus Mommſen, die für unſere Diskuſſion gar nichts beweiſen, aber 
freilich für die Genoſſin Luxemburg den unſchätzbaren Reiz haben, zu einer 
Reihe wegwerfender Bosheiten über den Parteivorſtand, die Generalkommiſſion 
und mich Gelegenheit zu geben. Sollte die Genoſſin Luxemburg darüber hinaus 
für die Frage der römiſchen Zauderſtrategie wirkliches ſachliches Intereſſe 
empfinden, dann ſei ſie auf den im Jahre 1901 erſchienenen erſten Band von 
Delbrücks „Geſchichte der Kriegskunſt“ hingewieſen, wo auf Grund der neueſten 


. 


Forſchungen im Gegenſatz zum alten Mommſen dieſe Strategie gerecht⸗ 


fertigt wird. 


Wichtiger wäre es, ſich mit der Genoſſin Luxemburg über unſere jetzige 


Taktik auseinanderzuſetzen. Aber auch das verſpricht nicht ſehr fruchtbringend 
zu werden, da ſie ja die Diskuſſion von vornherein auf ein falſches Geleiſe 
ſchiebt, indem ſie einfach bemerkt, unter der „Ermattungsſtrategie“ verſtehe ich 
bloßen „Nichtsalsparlamentarismus“ im Gegenſatz zu jeder Maſſenaktion. 
Woher ſie zu dieſer Anſicht kommt, weiß ich nicht, ich habe nie etwas Der⸗ 
artiges geäußert. 

Als Ermattungsſtrategie bezeichnete ich die Geſamtheit der bisherigen Praxis 
des ſozialdemokratiſchen Proletariats ſeit dem Ende der ſechziger Jahre. Ich 


ä 
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glaubte, dieſe ſei genug bekannt, um nicht erſt ausführlich erläutert werden 


zu müſſen. Dieſe Praxis geht dahin, den Krieg gegen den beſtehenden Staat 
und die beſtehende Geſellſchaft in einer Weiſe zu führen, die das Proletariat 
beſtändig ſtärkt, ſeine Gegner beſtändig ſchwächt, ohne ſich dabei zu einer 
Entſcheidungsſchlacht provozieren zu laſſen, ſolange wir die Schwächeren ſind. 
Uns dient alles, was unſere Gegner desorganiſiert und ihr Anſehen wie ihr 


Kraftgefühl untergräbt, ebenſo alles, was das Proletariat organiſiert, ſeine 


Einſicht und ſein Kraftgefühl hebt, das Zutrauen der Volksmaſſe zu ſeinen 
Organiſationen mehrt. Dazu gehört nicht bloß der Parlamentarismus, dazu 
gehören auch glücklich ausgefochtene Lohnbewegungen und Straßendemon⸗ 
ſtrationen. 
Gerade die jüngſte Demonſtrationskampagne war ein Muſter erfolgreicher 
Ermattungsſtrategie. Wenn wir uns ſtets als Peitſche fühlen ſollten, hätten 
wir nach dem Verbot der Verſammlung im Treptower Park am 6. März die 
„Maſſen auffordern müſſen, dem Verbot zu trotzen, bewaffnet zu erſcheinen und 
gewaltſam die Abhaltung der Verſammlung zu erzwingen. Das wäre Nieder⸗ 
werfungsſtrategie geweſen. Ermattungsſtrategie war es, dem Feinde dort aus⸗ 
zuweichen, wo er uns erwartete, ihn zu überliſten durch ein Manöver, das 
die Überlegenheit unſerer Organiſation über die des Gegners ins glänzendſte 
Licht ſetzte. Das Selbſtbewußtſein der Maſſen wie die Beſtürzung der Gegner 
wurde dadurch erheblich geſteigert. f 
Ich bin alſo weit entfernt davon, „Nurparlamentarismus“ zu predigen. 
Aber das iſt kein Grund, die Bedeutung des Parlamentarismus zu unter⸗ 


ſchätzen. Es wird unter den gegebenen politiſchen Verhältniſſen kaum ein 


Mittel geben, außer einem ſiegreichen Maſſenſtreik, das ſo große moraliſche 
Wirkung übt wie ein großer Wahlſieg. 

Eine der Hauptaufgaben unſerer Strategie beſteht darin, das Kraftgefühl 

des Proletariats und das Zutrauen der Maſſe zu uns zu ſteigern. Das wird 
erreicht durch ſichtbare Erfolge. Nichts iſt ſo erfolgreich wie der Erfolg, ſagt 
ein engliſches Sprichwort. Je ſtärker unſere Partei den Maſſen erſcheint, deſto 
eifriger werden ſie ihr zuſtrömen, deſto größer ihre Anſprüche, ihre Kühnheit, 
deſto mehr werden fie ſchließlich der Partei nicht bloß folgen, ſondern ſie vor⸗ 
wärts drängen. 
Es gibt aber wenig Erfolge, die ſo ſinnenfällig der Maſſe unſere ſteigende 
Kraft dokumentieren, wie Wahlſiege, wie die Eroberung neuer Mandate. Die 
Maſſen treiben nicht Statiſtik, ſie können nicht immer die ökonomiſche und 
politiſche Entwicklung genügend verfolgen. Die Parteipreſſe iſt ihnen oft un⸗ 
zugänglich und die gegneriſche Preſſe lügenhaft. Aber wie immer ſie lügen 
und fälſchen mag, gewonnene Mandate kann ſie nicht umlügen. 

Wie jedes Streben nach Erfolg, kann freilich auch das nach Mandaten 
irreführen, zur Anwendung von Mitteln veranlaſſen, die dem Erfolg des 
Augenblicks den der Zukunft opfern. Gegen ſolches Streben muß man natürlich 
ſtets auftreten, das hindert aber nicht, daß jedes ehrlich, in prinzipieller 
Agitation erfochtene Mandat ein großer Erfolg iſt, der die Volksmaſſe be- 
lebt, anfeuert, unſere Sache fördert. Wohl müſſen wir in die Wahlkämpfe 


eintreten, um unſere Prinzipien zu propagieren und die der Gegner zu wider⸗ 


legen, nicht minder aber auch, um Wahlkreiſe zu erobern und dadurch unſeren 


wachſenden Einfluß im Volke zu dokumentieren und weiter an Einfluß zu 


wachſen. 
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Die gegenwärtige Situation iſt nun eine ſolche, die es uns ermöglicht, wenn 
wir unſere Schuldigkeit tun, einen Wahlſieg von einer Wucht zu erkämpfen, 
die ihn zu einer Kataſtrophe für das herrſchende Regierungsſyſtem geſtaltet. 

Dieſe Anſchauung begegnet natürlich wieder gewaltigem Hohn der Genoſſin 
Luxemburg! Sie meint: „Wenn wir ſiegen und in welchem Maße wir ſiegen, 
werden wir ja erleben. Im voraus künftige Siege auskoſten, liegt ſo gar nicht 
im Weſen ernſter revolutionärer Parteien“; derartiges paſſiert nur Leuten, 
die fo wenig ernſt find, fo allen revolutionären Empfindens bar wie unſereins. 

Und weiter fragt Genoſſin Luxemburg, was ſich Erhebliches ändert, wenn 
wir wirklich 125 Mandate eroberten? Wir bleiben eine Minorität, und es 
ändert ſich nichts, wenn unſere Gegner ſich nicht zu einem Staatsſtreich hin⸗ 
reißen laſſen. Es kann alſo 

1 Frage, ob wir mehr oder weniger Mandate bei den nächſten Wahlen er⸗ 
obern . .. uns ziemlich kühl laſſen“. 


Das iſt eine ſehr ſtreuge Sittenpredigt. Aber auch der ſtrengſte Sittenpeedie 
kann einmal ſündigen. In dem Artikel der Dortmunder „Arbeiterzeitung“, der 
unſere Diskuſſion hervorrief, erklärte unſere ernſte revolutionäre Genoſſin, die 
Maſſen könnten einen Grad von Aufklärung und Stimmung erreichen, 


„der die kommenden Wahlen zu einem betäubenden Waterloo für das 
herrſchende Syſtem geſtalten wird“. 


Das iſt genau dieſelbe „Auskoſtung künftiger Siege“, für die ich meine 
Strafpredigt erhielt. Nur drückt ſich mein Abraham a Santa Roſa noch 
draſtiſcher aus. f | 

Damit iſt freilich nicht gejagt, daß wir in dieſem Punkte ganz einig feien. 
Die Genoſſin Luxemburg erwartet den nötigen Grad von Aufklärung und 
Stimmung der „breiteſten Maſſen“, der die Reichstagswahlen zu einem „be⸗ 
täubenden Waterloo“ geſtalten ſoll, von einem Maſſenſtreik, der vor ihnen 
ausgefochten wird. Und das zu begreifen wird mir ſchwer. Entweder ſiegt 
der Maſſenſtreik, und dann muß dieſer zu einem ſo „betäubenden Waterloo“ 
für unſere Gegner werden, daß keine Reichstagswahl es mehr übertrumpfen 
kann. Oder der Maſſenſtreik ſiegt nicht, und dann wird er zu einem „be⸗ 
täubenden Waterloo“ für uns, und es gehört ſehr viel „revolutionärer Ernſt“ 
dazu, um aus einer ſolchen Niederlage entſpringende „an Siege“ vorher 
„auszukoſten“. t 

Damit jind wir wieder zu dem Ausgangspunkt der Diskuſſion zurückge⸗ 
kehrt. Er ſei nochmals mit kurzen Worten zuſammengefaßt, da er über der 
Fülle von Einzelheiten, die auftauchten, verloren gehen konnte. ö 

Die Genoſſin Luxemburg erklärte anfangs März, die Straßendemon⸗ 
ſtrationen ſeien überholt, ſchärfere Mittel müßten in Anwendung gebracht 
werden. Die Zeit zur Anwendung des Jenaer Beſchluſſes ſei gekommen. 

Darauf erwiderte ich ihr, daß das Maß der Erregung, das unzweifelhaft 
unter den Maſſen herrſche, noch nicht jene Höhe erreicht habe, die allein unter 
deutſchen Verhältniſſen einen ſiegreichen Maſſenſtreik erwarten laſſe. Sei ein 
ſolcher aber unter den gegebenen Umſtänden nicht zu erwarten, dann gebe 
es nur ein Mittel, die Aktion über das erreichte Stadium hinauszutreiben, 
die nächſten Reichstagswahlen. Dieſe fänden unter den beſten Ausſichten für 
uns ſtatt. Auf ſie hätten wir unſere Aufmerkſamkeit und Kraft jetzt ſchon 
hinzulenken. Die Neuwahlen würden eine ganz neue Situation ſchaffen, die 
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ſich heute noch nicht beſtimmen laſſe. Immerhin würde ein großer Wahlſieg 
ein ſo geſteigertes Kraftgefühl der Maſſe, eine ſo geſteigerte Nervoſität der 
Gegner ergeben, daß daraus eher eine Maſſenaktion entſpringen könne, die 
in einem Maſſenſtreik ende, für deſſen ſiegreichen Ausgang dann die Vor⸗ 
bedingungen weit günſtiger lägen als heute. | 

Da ich den Maſſenſtreik als eine Aktion betrachte, die dem ſpontanen 
Druck der Maſſe entſpringt, habe ich natürlich nicht, wie man nach manchen 
Ausfällen der Genoſſin Luxemburg annehmen könne, den Maſſenſtreik für 
jetzt abbeſtellt, um ihn für die Zeit nach den Wahlen anzukündigen. Ich 
betrachte ihn als ein Elementarereignis, deſſen Eintreten nicht nach Belieben 
herbeizuführen iſt, das man erwarten, nicht aber feſtſetzen kann. 

Die Genoſſin Luxemburg hat meinen Hinweis auf die Reichstagswahlen 
mit Hohn abgetan. Aber ſoviel ſie dagegen ſagte, vergeblich ſuche ich nach einer 
anderen greifbaren Parole, die ſie heute der meinen entgegenſetzt. Sie forderte 
im März von uns eine „Parole“ für den „nächſten Schritt“, den wir zu 
unternehmen haben und der der Maſſenſtreik ſein ſolle. Heute ſpricht ſie nur 
noch von der Notwendigkeit der Erörterung des Maſſenſtreiks, welche 
Erörterung zum 


„hervorragenden Mittel wird, indifferente Schichten des Proletariats aufzurütteln, 
proletariſche Anhänger der bürgerlichen Parteien, namentlich des Zentrums, zu uns 
herüberzuziehen, die Maſſen für alle Eventualitäten der Situation bereit zu machen 
und endlich in wirkſamſter Weiſe auch die Reichstagswahlen vorzubereiten.“ 


Das heißt, ſie ſpricht nicht mehr von der Notwendigkeit der Aktion durch 
den Maſſenſtreik als nächſtem Schritt vor den Reichstagswahlen, ſondern von 
der Notwendigkeit der Agitation zur Vorbereitung der Reichstags⸗ 
wahlen, wobei auch der Maſſenſtreik zu behandeln iſt. 

Iſt das die Parole, die ſie jetzt ausgibt, dann frage ich, womit ſie die 
Verachtung für meinen Standpunkt rechtfertigt? 

Oder will ſie jetzt noch den Standpunkt vertreten, den ſie in ihrem Artikel 
für die „Neue Zeit“ anfangs März vertrat, daß die Zeit für die Anwendung 
des Jenaer Beſchluſſes gekommen ſei? Oder will fie behaupten, damals, an⸗ 
fangs März, ſei der richtige Zeitpunkt dafür geweſen, und nur der Redakteur der 
„Neuen Zeit“ habe die Revolution im Keime erſtickt, indem er ſich weigerte, ſeine 
„Schuldigkeit zu tun“ und den Artikel der Genoſſin Luxemburg abzudrucken? 

Auf alles das haben wir in ihrer Erwiderung keine Antwort bekommen, 
ebenſowenig wie auf die Frage, in welcher Weiſe ſich die Genoſſin Luxemburg 
einen Maſſenſtreik unter den deutſchen Verhältniſſen vorſtellt. Als Ergebnis 
ihrer neuen Strategie bleibt nichts übrig als ein Bündel Fragezeichen. 


Die Wahlen in Belgien. 


Von Louis de Brouckèére. 


Der Ausfall der letzten Wahlen hat unſere Antiklerikalen arg enttäuſcht, 
deren ganze Politik nur ein Ziel kennt, den Sturz der konſervativen Regie⸗ 
rung. Dagegen ſcheint dieſer Wahlausfall ſehr ermutigend für jene Sozia⸗ 
liſten zu ſein, die entſchloſſen ſind, auf dem Boden des Klaſſenkampfes zu 
bleiben, und die Bildung einer ſtarken, klaſſenbewußten Arbeiterpartei als 
1909-1910. II. Bd. 29 
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Schlüſſel zu den notwendigen Reformen und als Unterpfand für die Revo⸗ 
lution anſehen. | 

Die belgiſche Kammer wird alle zwei Jahre zur Hälfte neugewählt. Die 
Zahl der Abgeordneten, deren Mandatsdauer am 22. Mai ablief, betrug 
49 Katholiken, 22 Liberale und 12 Sozialiſten, während die andere Hälfte, 
deren Mandate 1912 ablaufen, aus 38 Katholiken, 21 Liberalen, 1 freien 
chriſtlichen Demokraten (democrate chrétien libre) und 23 Sozialiſten beſteht. 
Diesmal war es alſo eine ſtarke Majorität der Regierung, die zur Wahl kam, 


und ſie iſt ihr verblieben. Tatſächlich haben ſämtliche Parteien in allen 


Wahlkreiſen genau dieſelbe Zahl ihrer Sitze behalten, die ſie vor der Wahl 
inne hatten. Nur eine Ausnahme gibt es von dieſer Regel: im Wahlkreis 
Nivelles iſt ein Katholik durch einen liberalen Bankier verdrängt worden, 
einen Herrn May. Aber dieſer „Sieg“ wurde unter ſo beſonderen Umſtänden 
davongetragen, daß man ihm keine ernſtliche politiſche Bedeutung zuſchreiben 
kann. Die katholiſche Partei beſchuldigt den freiſinnigen Geldmann vor der 
Offentlichkeit, er habe ſich die nötige Stimmenzahl ganz einfach zuſammen⸗ 
gekauft. Nach ihrer Behauptung habe eine Unterſuchung von ein paar Tagen 
genügt, um in 160 Fällen Wahlſchwindeleien ganz klar nachzuweiſen. Die 
liberale Preſſe hat andererſeits bis heute kaum einen Verſuch gemacht, ihren 
Mann zu verteidigen; ſie begnügte ſich mit der Antwort, daß auch die Katho⸗ 
liken, wie männiglich bekannt, im ganzen Lande Stimmenkauf betrieben hätten. 
Es ſcheint, als ob der Wechſel des Mandats in Nivelles nicht einer Meinungs⸗ 
änderung, ſondern bloß einer Kapitalienverſchiebung zu danken ſei. Der ein⸗ 
zige Schluß, den man aus dieſer Wahl ziehen kann, iſt der, daß die Beein⸗ 
fluſſung der Wähler und die Wahlſchwindeleien in einem Lande wie dem 
unſeren blühen, wo die Proletarier beſonders arm und ihre Herren und 
Meiſter beſonders reich ſind. 

Sonſt reichte, wie ich ſchon geſagt habe, die Veränderung der Stimmen⸗ 


zahl nirgends aus, um auch nur einen einzigen Sitz in die Hände irgend 


einer anderen Partei gelangen zu laſſen. Die Gründe für eine ſo außer⸗ 
gewöhnliche politiſche Stabilität ſind verſchiedener Art. Manche ſind in 
unſerem Wahlgeſetz begründet. Dieſe will ich zuerſt behandeln. Doch ſie 
reichen nicht aus, um alles zu erklären, und ſo muß man noch nach anderen 
Gründen ſuchen, worunter der wichtigſte die falſche Wahltaktik der Oppoſition. 


I. 


Bei dem Syſtem der Einzelwahl mit Majoritätenvertretung ſchwankt die 


Zuſammenſetzung des Parlamentes gewöhnlich viel mehr als die der Wähler⸗ 
ſchaft. Ging nicht in England bei einer Stimmenverſchiebung, die kaum 
7 Prozent betrug, mehr als die Hälfte aller Mandate von rechts nach links 
über? Nichts Ahnliches kann ſich unter der Herrſchaft des Proportional⸗ 
ſyſtems vollziehen, das im Gegenſatz zum erſten die Schwingungen des poli⸗ 
tiſchen Pendels zu verlangſamen ſucht. Das belgiſche Syſtem erſchwert Ver⸗ 
änderungen noch ganz beſonders. Unſere Wahlkreiſe beſitzen eine ganz ver⸗ 
ſchiedene Ausdehnung, ſo wählt Brüſſel 22 Abgeordnete, Virton dagegen 
nur 2; das Gewöhnliche ſind 4 bis 6 Abgeordnete pro Wahlkreis. Die Wahl⸗ 


bezirke ſind zu ausgedehnt, als daß lokale Meinungsverſchiebungen ſtärker zur 


Geltung kommen könnten, wie es bei der Einzelwahl gewöhnlich vorkommt. 
Andererſeits ſind ſie wieder zu klein, als daß eine mäßige Anderung in der 
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Stimmenverteilung genügte, einer Partei einen neuen Sitz zu verſchaffen. In 
einem Wahlkreis mit vier Mandaten zum Beiſpiel erhält die Partei, die mehr 
als 40 Prozent der Stimmen bekommt, zwei Sitze, will ſie aber drei erringen, 
ſo muß ſie über 60 Prozent der Wähler unter ihren Fahnen verſammeln, 
wenn ſämtliche Gegner ſich gegen ſie vereint haben, was gewöhnlich bei uns 
zutrifft. Unſer Wahlmechanismus geſtattet ihnen dies, ohne daß ſie ein 
Wahlbündnis im engeren Sinne zu ſchließen brauchten. Innerhalb dieſer 
ausgedehnten Grenzen kann die Stimmenzahl einer Partei zu⸗ oder abnehmen, 
ſie kann vom Volke begünſtigt werden oder die öffentliche Meinung gegen 
ſich haben, das Schickſal ihrer Kandidaten wird davon nicht im geringſten 
berührt. Wäre der Wahlkreis ſo ausgedehnt, daß 20 Abgeordnete auf ihn 
kämen, dann würde ſchon eine viermal geringere Stimmenänderung not: 

wendigerweiſe den Verluſt oder Gewinn mindeſtens eines Mandats nach ſich 
ziehen. Man kann die Wahlen als ein Inſtrument betrachten, die Kraft der 
politiſchen Anſichten im Lande zu bemeſſen. Bei uns ſcheint man beſtrebt zu 
ſein, dies Wahlinſtrument möglichſt unempfindlich zu machen, ein Ziel, das 
zur Genüge erreicht zu ſein ſcheint. 


Aber unſer Proportionalwahlſyſtem wirkt nicht nur Mandatsverſchiebungen 
entgegen, ſondern auch Veränderungen in der Zahl der Stimmen, die auf 
jede Partei entfallen. Darüber iſt man in Belgien ziemlich einig. Die Par⸗ 
teien wiſſen ganz gut, daß ſie bei einer Wahl viel Sitze weder gewinnen noch 
verlieren können, und das praktiſche, unmittelbare Intereſſe an dieſen Be⸗ 
fragungen des Volkes iſt infolgedeſſen ſehr gering. In einem Lande wie dem 
unſerigen, das nur zu ſehr zu erſchreckender Gleichgültigkeit in politiſchen 
Dingen neigt, wo der Kampf für eine Zukunftsidee ohne Ausſicht auf un⸗ 
mittelbaren Gewinn die Maſſen nur ſchwer in Fluß bringen kann, da iſt es 
klar, daß die Wahlkampagnen ſehr an Lebhaftigkeit verlieren. 

Ihre jedesmalige praktiſche Bedeutung für die Parteien nimmt alſo ab. 
Dagegen iſt ſie freilich ſehr groß für einige der Kandidaten. Wenn in einem 
Wahlkreis nur eines der Mandate gefährdet iſt, ſo braucht das die Kraft 
und den parlamentariſchen Einfluß der Partei nicht zu bedrohen, der in dem⸗ 
ſelben Wahlkreis vielleicht vier Mandate ſicher ſind. Dagegen läuft jener ihrer 
Kandidaten, der auf der Parteiliſte an letzter Stelle ſteht, Gefahr, ſein Mandat 

ganz zu verlieren. Das Intereſſe, das ſich an den Ausfall der Wahlen 
knüpft, iſt im großen und ganzen beim Proportionalwahlſyſtem viel mehr per⸗ 
ſönlicher Natur als beim Einzelwahlſyſtem. Und das iſt vielleicht die ſchlimmſte 
Seite des Wahlſyſtems, dem wir unterworfen ſind. Der politiſche Kampf 
ſinkt bei uns nur zu oft zu einer Nebenbuhlerſchaft zweier Männer um die 
Popularität herab. Es iſt bemerkenswert, daß die Gegner des Proportional⸗ 
wahlſyſtems in Belgien dieſem faſt genau denſelben Vorwurf machen wie die 
franzöſiſchen Proportionaliſten dem Einzelwahlrecht.! Es ſoll nämlich die 
Abgeordneten in einer Weiſe degradieren, daß es aus ihnen eine Art Agenten 
macht, die durch ihre Wahl verpflichtet ſind, einigen einflußreichen Wählern 
kleine perſönliche Gefälligkeiten zu erweiſen. Sie werden ganz von den 
Schritten in Anſpruch genommen, die ſie zum Nutzen ihrer Wähler in den 
Miniſterien und Verwaltungsſtellen tun müſſen, von ihrer Korreſpondenz, von 

1 Man vergleiche die ſehr intereſſante Studie des Genoſſen Deſtrée, die als Vorrede 

zu dem neuen Werke des Genoſſen Breton über das Proportionalwahlſyſtem erſchienen iſt. 


Geſchäften aller Art, die fie auf ſich nehmen, jo daß fie weder Zeit noch Luft 
haben, ſich mit den großen politiſchen Fragen abzugeben, die ihrer Hut an⸗ 
vertraut ſind. Daß ſich dieſe Klagen ſo hartnäckig immer wiederholen und 
ſo wohlbegründet ſind unter ſo verſchiedenen Wahlſyſtemen wie denen 
Belgiens und Frankreichs, beweiſt zur Genüge, daß das Übel, über das man 
klagt, nicht ausſchließlich auf dieſem oder jenem Wahlrecht beruht, ſondern 
daß es eines der traurigſten Symptome der Kriſe des Parlamentarismus in 
den demokratiſchen Staaten darſtellt. Freilich muß man zugeben, daß das 
Proportionalſyſtem dieſem Übel im Gegenſatz zu den Hoffnungen ſeiner theo⸗ 
retiſchen Verfechter nicht nur nicht abgeholfen, ſondern es ſogar noch ver⸗ 
ſchärft hat. | 

Dieſe kleinliche, perſönliche und im ganzen außerpolitiſche Tätigkeit manches 
Kandidaten kann bei den Wahlen nicht den Eifer erzeugen, den der Mangel 
an allgemeinerem Intereſſe ihnen genommen hat. Am allerwenigſten wird 


von Eifer in den zahlreichen Wahlkreiſen die Rede ſein, wo jeder Mandats⸗ 


wechſel praktiſch unmöglich iſt. 

Ein Kreis mit ſechs Abgeordneten würde in einem Lande mit Einzel⸗ 
wahlen in ſechs Wahlkreiſe geteilt ſein, und mindeſtens zwölf Kandidaten 
würden mit der größten Erbitterung um den Sieg kämpfen. Bei uns da⸗ 
gegen gibt es auf demſelben Areal unter den Kandidaten kaum zwei, die letzten 
auf den beiden Kandidatenliſten, die ein Intereſſe daran hätten, ſo erbittert 
zu kämpfen. Der Kampf iſt mindeſtens ſechsmal ſchwächer. 

Aus all dieſen Gründen, politiſchen wie anderen, werden bei uns heutzu⸗ 
tage die Wähler weniger umworben als vor Einführung des Proportional⸗ 
wahlſyſtems, und leider iſt die Propagierung der Idee faſt ganz verſchwunden 
vor der perſönlichen Propaganda. Übrigens hat der Wähler ſelbſt, der ja 
weiß, daß die Bedeutung der Stimme, die er abgibt, praktiſch gleich Null, 
oder doch jedenfalls ſehr gering iſt, wohl kaum große Luſt, ſich ernſter mit 
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Wahlfragen zu beſchäftigen. Er ſtimmt eben ganz einfach ſo wie bei der 


vorigen Wahl oder wie ſein Vater geſtimmt hat. Und man verſinkt ſo all⸗ 
mählich in politiſchen Marasmus. | 

Unſer Pluralwahlrecht trägt noch zu dieſer Stagnation bei. Ich will 
es meinen Leſern nicht antun, ſie mit einer detaillierten Schilderung dieſes 
verrückten Syſtems zu plagen, deſſen Merkwürdigkeiten ſogar gewiegte Kenner, 
die ſich ſpeziell damit beſchäftigt haben, aus dem Geleiſe bringen. Es genügt 
zu wiſſen, daß jeder Bürger von fünfundzwanzig Jahren eine Stimme hat, 
und daß er noch eine zweite und dritte dazu bekommen kann, wenn er eine 
Menge komplizierter Bedingungen erfüllt, die in letzter Linie faſt alle auf 


Vermögen oder Stellung beruhen. Die Kommunalbehörden, die die Liſten 


aufſtellen, haben eine ſehr ſchwierige Aufgabe zu löſen, die große Sorgfalt 
erheiſcht. Selbſt beim beſten Willen können da viele Irrtümer vorkommen, 
und es iſt leicht, wenn man ſolche abſichtlich begeht, die Fälſchungen zu ver⸗ 
heimlichen. Man kann ſich denken, daß unter dieſen Verhältniſſen die Be⸗ 
hörden konſervativer Gemeinden, die der Nachſicht der vorgeſetzten Behörde 
ſicher ſind, die Liſten zum Vorteil ihrer Partei herrichten. Die politiſchen 
Vereine üben ja eine gewiſſe Kontrolle über die Verwaltungsarbeit aus, aber 
ſie können doch nur dann zu einem ernſthafteren Reſultat kommen, wenn ſie 
eine enorme Arbeit und beträchtliche Koſten nicht ſcheuen. Nur die Katho⸗ 
liſchen waren imſtande, eine in dieſer Hinſicht vollkommene Organiſation zu 
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ſchaffen; ſie konnten infolgedeſſen ihren Freunden einen Haufen Stimmen 
widerrechtlich zuſchanzen, während ſie ihren Gegnern eine Menge legitimer 
Stimmen raubten. 

Munizipalbeamte und Beamte der konſervativen . begingen natürlich 
ihre Betrügereien mit um ſo größerer Hingabe, je mehr vom Ausgang der 
Wahlen der Beſtand der Regierung abhing. In der Tat vermehrten ſich die 
zuſätzlichen zweiten und dritten Stimmen auffallend in den Wahlkreiſen, in 
denen den Klerikalen ein Verluſt von Sitzen drohte. Die Rechte kann ſo eine 
Menge Wähler verlieren, ohne daß ſich die Ziffern ihrer Stimmen im ſelben 
Maße verringern. Die Meinungsverſchiebungen, die ſchon an und für ſich 
gering ſind, werden, ſo wie ſie ſich zeigen, durch Mogeleien faſt völlig am 
Erſcheinen verhindert. Belgien gibt uns daher ſeit einigen Jahrzehnten das 
Beiſpiel einer Beſtändigkeit des Wahlausfalls, wie ſie wohl in keinem anderen 
Lande vorkommt. 1 

Die Liberalen und auch ein Teil der Sozialiſtiſchen Partei waren vor dem 
22. Mai feſt davon überzeugt, daß die bevorſtehenden Wahlen trotz aller dieſer 
Umſtände den endlichen Sturz der klerikal⸗konſervativen Majorität herbeiführen 
würden, die ſchon ſeit 26 Jahren im Lande regiert. Ich werde gleich die 
Gründe dieſes Optimismus auseinanderſetzen. Zunächſt begnüge ich mich damit, 
ihn feſtzuſtellen. Dieſe bloße Feſtſtellung wird es dem Leſer erleichtern, ſich 
über die augenblickliche politiſche Situation in Belgien und die Haltung der 
Parteien klar zu werden. 

In ſechs kleineren Wahlkreiſen, in Rouſſelaere, Brügge, Turnhout, Mecheln, 
Löwen und Nivelles waren bei der früheren Wahl die katholiſchen Stimmen 
nur um ganz wenig, nur um dreitauſend und etliche hundert Stimmen über 
das hinausgegangen, was unumgänglich nötig zur Erhaltung ihrer Mandate 
war. In den größeren Kreiſen, Brüſſel und Antwerpen, die 22 bezw. 13 Ab⸗ 
geordnete wählen, mußte, eben wegen der großen Zahl ihrer Abgeordneten, 
ſchon eine geringe Verſchiebung der Stimmenzahlen genügen, dem Gegner ein 


Mandat zu entreißen und die konſervative Vertretung zurückzudrängen. Man 


glaubte, nach allen Anzeichen diesmal den Gewinn von 8 Sitzen erwarten zu 
dürfen, was eine Verſchiebung von 16 Stimmen in der Wagſchale der Parteien 
bedeutet hätte. 

Die Majorität der Rechten war ſeit 1908 auf 8 Stimmen reduziert. Seit 
1902 ſinkt ſie, obzwar langſam, aber doch beſtändig. Sie betrug 1902 26, 
1904 20, 1906 12 und 1908 8 Stimmen. Es hätte genügt, daß dieſe langſame 
Verſchiebung, die ſeit ſo langer Zeit begonnen hatte, ſich in gleichem Tempo 
fortſetzte, um unter ſo günſtigen Verhältniſſen, wie ich ſie eben geſchildert habe, 
die Konſervativen bei der Wahl vom 22. Mai in die Minorität zu drängen. 

Nun waren die Antiklerikalen ganz allgemein der Überzeugung, daß die 
öffentliche Meinung ſich diesmal mit mehr Energie als früher gegen die Kon⸗ 
ſervativen ausſprechen werde: man rechnete darauf, daß das Miniſterium in 
Mißkredit geraten ſei; die Klerikalen, ſagte man, hätten ſich bei der Regierung 
abgenutzt; ſie ſeien gelähmt durch Uneinigkeit, auf einem Punkte, wo ihre Re⸗ 
gierung nichts mehr zu unternehmen wage aus Furcht, von ihren eigenen 
Anhängern im Stiche gelaſſen zu werden; ſie beſäßen nur mehr einen Schatten 
von Macht und hielten ſich nur noch durch ein Wunder im labilen Gleich⸗ 
gewicht; der geringſte Anſtoß reiche aus, um ſie zu Fall zu bringen; wie 
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könnten ſie in einer ſo gefährdeten Lage die Skandale überdauern, die Schlag 
auf Schlag von der Oppoſition veröffentlicht wurden? 

Die Oppoſition hatte tatſächlich in den letzten Monaten vor der Wahl eine 
Reihe von Skandalen aufgedeckt, wobei einige Miniſter und Parteiführer der 
Rechten bös kompromittiert wurden. Am ſchwerſten wurde der Kolonialminiſter 
Renkin bloßgeſtellt. Zur Zeit der Kongoübernahme hatte die Kammer be⸗ 
ſchloſſen, ſämtliche Paſſiva zu übernehmen, mit denen der alte Kongoſtaat 
belaſtet war, ohne eine Rechnungslegung über irgend etwas zu fordern, und 
zwar auf die feierliche Verſicherung des Miniſters hin, man habe ihm die 
Mittel an die Hand gegeben, ſich von der abſoluten Richtigkeit aller Rechnungen 
zu überzeugen. Man konnte nun ſeither unwiderleglich beweiſen, daß Leopold II., 
wie viele unſerer Genoſſen ſchon damals behaupteten, ſich ohne jegliche Be⸗ 
rechtigung für mindeſtens 30, vielleicht jedoch auch für 60 Millionen Kongo⸗ 
rente angeeignet hatte, die die Paſſiva in betrügeriſcher Weiſe belaſteten, und 
von denen er ſich vorbehielt, daß er ſie nach Belieben verwenden könne. Der 
Miniſter mußte zugeben, daß er niemals eine Unterſuchung vorgenommen, 
trotzdem er ſein Wort verpfändet, und daß er in einer ſo wichtigen Sache die 
Kammer hinters Licht geführt habe! 

Der Juſtizminiſter wiederum wurde überführt, als Wohnungszuſchuß 
18000 Franken widerrechtlich zu beziehen. Die Stellung des Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten wurde dadurch in ein recht ſchiefes Licht geſetzt, daß be⸗ 
kannt wurde, er belaſte ſein Budget mit den Koſten für die Unterhaltung von 
fünf Automobilen, die beinahe ausſchließlich für ſeinen Privatgebrauch beſtimmt 
ſeien. Ahnlicher Machenſchaften wurde der klerikale Senator Dupré überführt, 
der belgiſcher Generalvertreter auf der Mailänder Ausſtellung war. Endlich 
enthüllte Genoſſe Terwagne in der Kammer in einer ſenſationellen Inter⸗ 
pellation die Umtriebe des konſervativen Parteihäuptlings von Antwerpen, des 
Abgeordneten und Gemeinderats Coremans, der dafür, daß er für die Tramway⸗ 
konzeſſion geſtimmt, einen Gewinn einheimſte, den er ſelbſt auf 150000 Franken 
ſchätzte und deſſen Zahlung er mit einem unglaublichen Zynismus auf dem 
Rechtsweg betrieb! 


* * 
* 


Dieſer peinlichen Situation der Majorität ſtellte man gern die günſtigen 
Bedingungen gegenüber, unter denen die Oppoſition den Kampf begann. Man 
ſprach von „der Oppoſition“ und nicht von „den Oppoſitionsparteien“, denn 
man war in den verſchiedenſten Kreiſen zu der Anſicht gelangt, daß Sozialiſten 
und Liberale einander zu nahe ſtänden, um nicht einen Block gegen die kleri⸗ 
kalen Gegner zu bilden. Gerade auf die Feſtigkeit dieſes Blockes gründete man 
die größten Hoffnungen. Die „Kartell “politik ſchien ihn endgültig gefeſtigt zu 
haben. In unſerem Politikerjargon nennt man „Kartell“ ein Wahlabkommen. 
Mitunter nimmt es die Geſtalt eines förmlichen Bündniſſes an, wobei die 
Kandidaten von beiden Parteien gemeinſam aufgeſtellt werden; mitunter, und 
zumeiſt, führt es nur zu einer einfachen „Aneinanderreihung“ (Juxtaposition) 
der Kandidatenliſten. Das iſt ein Kunſtſtück, das nirgends ſonſt etwas Ahn⸗ 
liches hat und das erſonnen worden iſt, um einige Eigentümlichkeiten unſeres 
Wahlſyſtems auszunutzen. Bei einer derartigen Aneinanderreihung der Liſten 
ſtimmen ſowohl Liberale wie Sozialiſten für ihre eigenen Kandidaten, aber 
da dieſe erklärt haben, eine einzige Liſte bilden zu wollen, ſo folgt daraus, 
daß der Überſchuß an Stimmen der einen Partei — das heißt die Stimmen⸗ 
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zahl, die ſie außer dem Minimum an Stimmen erhält, das ihr diefelbe An⸗ 
zahl Mandate einbringen würde — der verbündeten Partei zugute kommt und 
ihr manchmal den Gewinn eines Sitzes verſchafft. Das erinnert, wie man 
ſieht, ein wenig an die Stichwahl unter der Einzelwahl, freilich mit zwei 
merklichen Unterſchieden. Der erſte beſteht darin, daß die Aneinanderreihung 
formell und endgültig ſchon zu Anfang der Wahlkampagne vollzogen wird. 
Der zweite rührt daher, daß der Wähler trotz der Übereinkunft der Parteien 
eine für alle Kandidaten gemeinſame Stimme abgeben kann, ohne unter ihnen 
einen beſtimmten auszuwählen. Dieſe beiden Umſtände bieten natürlich leichter 


und öfter Gelegenheit zu Annäherungen und Verſchmelzungen. 


Freilich iſt es um die „Aneinanderreihung“ im allgemeinen ebenſo wie um 
andere Vorgänge dieſer Art beſtellt. Ihre wirkliche Tragweite hängt ganz von 


der Art und Weiſe ab, wie ſie angewendet wird. Ihre Geſtalt iſt immer die 


gleiche, aber ihre Folgen für die Politik können unendlich mannigfach ſein. Manch⸗ 
mal hindert ſie die betreffenden Parteien durchaus nicht, ihre Unabhängigkeit 
voll zu wahren und ſich ſogar gegenſeitig zu bekämpfen: es iſt ſchon dageweſen, 
daß ſie heftiger einander als dem gemeinſamen Gegner Stimmen ſtreitig machten. 
In anderen Fällen wieder kommt es bloß zu Scheingefechten zwiſchen den 
Blockbrüdern, die Unabhängigkeit der beiden Parteien iſt eine leere Redensart: 
Liberale und Sozialiſten führen den Wahlkampf parallel, man verſtändigt ſich, 
damit die Propaganda der einen Partei nicht der der anderen in die Quere 
kommt, man organiſiert gemeinſame Verſammlungen und man vereinbart, daß 
alle Kandidaten gleichlautende Erklärungen erlaſſen ſollen, man verteilt die- 
ſelben Flugblätter, man ſchlägt dieſelben Plakate an. Kurz und gut, Sozia⸗ 
liſten und Liberale vereinen ihre „unabhängigen“ Aktionen ſo gut miteinander, 
daß die Offentlichkeit ſchließlich keinen Unterſchied mehr ſieht und nur die Ein⸗ 
geweihten bemerken können, daß es ſich nicht um eine einzige Partei handelt. 

Ich habe zwei extreme Typen beſchrieben. Beide ſind Ausnahmen. Aber 
man muß doch zugeben, daß man ſich im Laufe der letzten Jahre viel öfter 
dem zweiten als dem erſten zugewandt hat, und dieſe Tendenz der Einigung 
zwiſchen ſozialer Demokratie und bürgerlichem Antiklerikalismus hat man eben 
„Kartellpolitik“ getauft. 

Man verkündete nun, daß dieſe Verſchmelzung, dieſe Bildung des Blocks 
auf das Land einen tiefen Eindruck machen würde. Wenn man die Anhänger 
der neuen Politik hörte — oder ſagen wir beſſer dieſer Wiedererweckung der 
Politik einer Zeit, in der der Sozialismus noch nicht aufgetreten war —, ſo 
hatte Belgien nur deshalb nicht ſchon früher das klerikale Joch abgeſchüttelt, 
weil es nichts an deſſen Stelle zu ſetzen hatte. Es gab, wie ſie ſagten, keine 
Regierung zum Erſatz der Klerikalen, ſolange Sozialiſten und Liberale getrennt 
blieben, jede Partei für ſich allein zu ſchwach, um die Regierung zu über⸗ 
nehmen. Aber die wachſende Herzlichkeit und Innigkeit des Verhältniſſes 
zwiſchen den beiden Kartellparteien, die immer vollkommenere Übereinſtimmung 
der beiden Parteien der Linken in den Parlamentsdebatten zeigten zur Genüge, 
daß die „antiklerikale Armee“ jetzt den nötigen Zuſammenhalt und die nötige 
Diſziplin erlangt habe, um gemeinſam zu regieren. \ 

Man ſtellte alfo der altersſchwachen, zerriſſenen Partei der Klerikalen, die 
ruhmlos dahinvegetierte, ohne ſich zur geringſten Reform aufzuraffen, die durch 
ſenſationelle Skandalprozeſſe demoraliſiert und kompromittiert war, eine jugend⸗ 
liche, einige, ſtarke, von Begeiſterung und Selbſtvertrauen beſeelte Partei der 
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Vereinigten Linken gegenüber. Sie verfügte über ein glänzendes Regierungs⸗ 
perſonal, denn neben den liberalen Größen zählte man einige der hervor⸗ 
ragendſten unter unſeren Genoſſen, die als Miniſter dem Lande Vertrauen 
und Beruhigung einflößen ſollten. Unter ſolchen Umſtänden wollte der Block, 
ſämtliche Reformen durchführen, die er für notwendig hielt, zwar mit „Vor⸗ 
ſicht“, um die Bourgeoiſie nicht in Aufregung zu bringen, aber doch auch 
genügend „fortſchrittlich“, um dem Proletariat Genüge zu tun. Mußte die 
Nation nicht der demokratiſchen Trilogie Beifall klatſchen, die ihr endlich von 
einer Vereinigung vorgeführt werden ſollte, der die Kraft innewohnte, ſie zu 
verwirklichen? 

Die demokratiſche Trilogie iſt das Programm der Linken, die Zuſammen⸗ 
faſſung aller Vorſchläge des Blocks zur Löſung der dringendſten politiſchen 
Probleme. Sie umfaßt die drei Forderungen des allgemeinen Stimmrechtes, 
des Schulzwanges, der Heeresreform, außerdem noch den Arbeiterſchutz, denn 
die drei Reformen der Trilogie ſind eigentlich vier, wie die drei Musketiere. 
Aber von der vierten ſpricht man nur wenig und nur in ſehr unbeſtimmten 
Ausdrücken. 

Die Trilogie kommt freilich denen ſehr dürftig vor, die wiſſen, wie wenig 
Realität in dieſen Formeln wohnt und wie namentlich das Verſprechen des 
allgemeinen Stimmrechtes im Programm illuſoriſch und trügeriſch iſt. Man 
war jedoch ganz ernſtlich der Überzeugung, die Wählerſchaft ſei durch dieſes 
„Programm“ aufs tiefſte aufgewühlt und würde endlich aus ihrem langen 
Schlummer erwachen, ſie werde endlich die Ketten der klerikalen Herrſchaft 
abſchütteln. 

Aber am Wahltag zeigte es ſich, daß die Wählerſchaft nicht im geringſten 
aufgerüttelt war, daß ſie nicht einmal den Verſuch gemacht hatte, eine ab⸗ 
gelebte Regierung, die ihr nicht im mindeſten ſympathiſch war, durch eine 
funkelnagelneue zu erſetzen. Was ſage ich, ſie blieb nicht einmal ihrer alten 
Gewohnheit treu, der Regierung ein paar Mandate abzunehmen: die Oppo⸗ 
ſition hat diesmal nur ein einziges gewonnen, wenn anders man ein Mandat 
überhaupt als gewonnen betrachten kann, das einem Bankier unter den oben⸗ 
genannten Umſtänden zufiel. Wenn ſich auch alles vereinte, um die Stellung 
der Majorität unhaltbar zu machen, wenn auch ihre Exiſtenz nur mehr an 
einem Faden hing, ſo war die Begeiſterung, auf die man im Lande ſpekulierte, 
nicht einmal ſtark genug, um dieſes Fädchen zu zerreißen. Die Rechte hat 
ſogar weniger Stimmen verloren als bei den vorigen Wahlen: die Regierung, 
die vor vier Jahren 56,2 Prozent der Geſamtſtimmenzahl bekommen hatte, 
die in den Provinzen für die drei großen Parteien abgegeben wurde, bekam 
diesmal immer noch 54,8 Prozent. Und in den Wahlkreiſen, wo es ein „Kartell“ 
gab, iſt ihr Verluſt noch weniger zu merken: er beträgt dort nicht einmal 
1 Prozent. Selten hat man ſo große Hoffnungen ſo jämmerlich zu Waſſer 
werden ſehen. 

Ul. 

Ich weiß nicht, wie es die Lobredner des Blocks in Zukunft anſtellen 
werden, um uns zu überzeugen, daß das Land ſeine Befreiung nur von jenen 
Methoden erwartet, die ſie uns anpreiſen, und von der Regierung, die ſie 
herausſtreichen. Es ſollte mich aber doch ſehr wundern, wenn ſie auf dies 
ſchwierige Unternehmen verzichten ſollten. Es wird ſicher noch mehr als ein 
mißglückter Verſuch nötig ſein, bis ſie ihre Fehler einſehen. 
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Wenn ſie jedoch das Ergebnis der Wahl einigermaßen objektiv ſtudieren würden, 
ſo könnten ſie viel Nützliches dabei lernen. Vor allem könnten ſie erkennen, daß 
unſere Wähler, ſo gleichgültig ſie der Lehre von der antiklerikalen Konzentration 
gegenüberſtanden, Sympathie für die Taktik und die Ideen des Sozialismus 
zeigten, überall wo es ihnen möglich war, dies durch ihre Stimme kundzutun. 

Beſonders in drei Wahlkreiſen fand der Kampf unter Bedingungen ſtatt, 
die weder zu einer Verſchmelzung noch zu Zweideutigkeiten Anlaß gaben: in 
Brüſſel, Antwerpen und Courtray. In den beiden erſteren hatten ſich unſere 
Genoſſen geweigert, ein Kartell zu ſchließen und ſich offen gegen jede anti⸗ 
klerikale Politik der Annäherung an die Liberalen ſowie gegen jede gemeinſame 
Regierung mit den Liberalen ausgeſprochen. Und obwohl die Mehrzahl unſerer 
Kandidaten darin dem Standpunkt der Arbeiterorganiſationen entgegengeſetzt 
war, ſo muß man doch anerkennen, daß die Wahlagitation hier mit großer 
Energie und Entſchiedenheit geführt wurde. Andererſeits hatten wir in Courtray 
ein Kartell mit aneinandergereihten Liſten, doch ſchadete das dort nur un⸗ 
bedeutend. Genoſſe Debunne hat hier mit einem Feuer und einer Begeiſterung 
agitiert, der niemand ſeine Hochachtung verſagen kann. Sein Intereſſe an der 
Wahl veranlaßte ihn übrigens ebenſo wie ſeine Überzeugung, keine der bürger⸗ 
lichen Parteien zu ſchonen, denn er hatte mindeſtens ebenſoviel Ausſicht, den 
bisher von den Liberalen behaupteten Sitz zu erobern wie das Mandat ſieg⸗ 
reich gegen die Klerikalen zu verteidigen, das er bei den vorigen Wahlen gewonnen 
hatte. Man braucht nur ſeine Wahlflugblätter zu leſen, nur ſeine Propaganda⸗ 
ſchriften durchzugehen, um ſich zu überzeugen, daß keine Verſchmelzung der Oppo⸗ 
ſitionsparteien in Courtray ſtattgefunden hat. Jeder, der die Bevölkerung dieſes 
Wahlkreiſes kennt, weiß übrigens, daß eine Verſchmelzung der Parteien der 
Linken nur einen unheilvollen Einfluß auf den Ausgang gehabt hätte. 
Hier einige Zahlen über die ſozialiſtiſchen Stimmen in den drei Kreiſen 
in den Jahren 1906 und 1910: 


1906 1910 
eee, 87720 68 604 
Nieren 14503 16720 
, RT ee (0282 14911 
78505 100235 


Ein ganz anftändiger Gewinn! Er erſcheint beſonders befriedigend, wenn 
man bedenkt, daß unſer Wahlſyſtem einer Stimmenverſchiebung ſehr entgegen⸗ 
wirkt. Beſonders in Courtray iſt der Zuwachs bemerkenswert, er erinnert an die 
großartige Ausdehnung des Sozialismus in Belgien im Jahre 1894. Bei einer 
einzigen Wahl nahmen wir damals den Liberalen beinahe ein Drittel ihrer 
Stimmen, indem wir gleichzeitig den Klerikalen ernſtlich zuſetzten. 
| Was beſagen dieſe Ziffern anderes, als daß ein ſozialiſtiſcher, ein rein 
ſozialiſtiſcher Wahlſieg bei uns möglich iſt, wie auch manche Genoſſen darüber 
denken mögen, bei uns übrigens wie in jedem anderen Lande, wo ein zahl: 
reiches Proletariat ſich um die Fabrikſchornſteine zuſammenſchart. Wenn man 
zu den Arbeitern von ihren Intereſſen ſpricht, wenn man ihnen all das zeigt, 
was ſie ſich durch einen mannhaften Kampf gegen die Gewalten der kapita⸗ 
liſtiſchen Welt erobern können, wenn man fie an die großartige Aufgabe er- 
innert, die auf den Schultern ihrer Klaſſe ruht, die ſich organiſiert und um 
eine neue Welt kämpft, dann kann man ſicher ſein, den Weg zu ihrem Herzen 
zu finden und ihre Begeiſterung und ihre Energie zu wecken. Die in den drei 
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eben erwähnten Wahlkreiſen gewonnenen ſozialiſtiſchen Stimmenzahlen, in einem 
Moment errungen, wo die größte Partei des Landes in dem gefährlichen Dunkel 
der antiklerikalen Annäherungspolitik herumtappt, bilden einen ſcharfen Kontraſt 
zu der allgemeinen Niederlage der Blockpolitik und beweiſen von neuem in 
erhebender Weiſe die ſieghafte Kraft der Klaſſenpolitik. 


Es iſt ſehr ſchwer, genaue und vollſtändige Daten über den Fortſchritt 
oder den Rückgang der Parteien in den übrigen Wahlkreiſen zu geben. Das 
Kartell macht es oft unmöglich, eine genaue Scheidung zwiſchen liberalen und 
proletariſchen Stimmen vorzunehmen. Die Geſtalt der Wahlbündniſſe ſchwankt 
außerdem von Wahl zu Wahl, ſo daß eine Vergleichung nur unſichere Reſultate 
gibt. Wir können daher nur einzelne Zahlen bruchſtückweiſe anführen. 

In einigen kleinen Wahlkreiſen verzichteten die Sozialiſten von vorn⸗ 
herein auf einen Kampf, da ihre Bedeutung hier praktiſch gleich null war, 
und ſie beſchloſſen, den Liberalen ihre Stimme zu geben. In einigen anderen 
Kreiſen, beſonders in Brügge, Turnhout, Mecheln und Arlon, ließ das Wahl⸗ 
bündnis unſeren Genoſſen genügend freie Hand, aber ihre mangelhafte Or⸗ 
ganiſation und die wenig günſtige wirtſchaftliche Lage ließ nicht auf ein allzu 
glänzendes Ergebnis hoffen. Unſere Stimmenzahl wuchs jedoch in dreien dieſer 
Kreiſe, zwar, um die Wahrheit zu ſagen, nur ſehr beſcheiden, da ſie kaum 
3 oder 4 Prozent ſämtlicher abgegebenen Stimmen beträgt. In Mecheln gingen 
wir dagegen ſogar etwas zurück, ohne Zweifel unter dem leidigen Einfluß 
von Streitigkeiten, die ſich in dem Wahlkreis abſpielten. 

In Löwen behielten wir, ebenfalls unter den Auſpizien eines Wahlbünd⸗ 
niſſes, unſere alte Stimmenzahl ohne weſentliche Anderung. 

In den noch übrigen Kreiſen von Nivelles, Namur und Dinant⸗Philippe⸗ 
ville iſt die Zahl der ſozialiſtiſchen Wähler ziemlich bedeutend und das 
Bündnis mit den Liberalen beſonders innig. Hier kann man am beſten die 
Annäherungspolitik an eine bürgerliche Partei ſtudieren. 

In Dinant-Bhilippeville verloren wir an Stimmen, wir fielen von 16828 
auf 13890. Das ganze liberal⸗ſozialiſtiſche Kartell verliert an Kraft gegen⸗ 
über den Klerikalen. 1906 erhielten Sozialiſten und Liberale dort zuſammen 
29564 Stimmen gegen 35319 klerikale. Diesmal vereinten fie 30034 Stimmen 
auf ihre Kandidaten gegen 38484 der Regierungspartei (31096 ſtimmten für 
die offizielle katholiſche Liſte und 7388 für einen katholiſchen Wilden). Die 
konſervative Mehrheit ſtieg alſo in den letzten vier Jahren von 5755 auf 
8450 Stimmen. Manche meiner Freunde behaupten freilich, der Wilde hätte 
auch antiklerikale Stimmen bekommen, und ſie verſuchen, durch eine kompli⸗ 
zierte Rechnung nachzuweiſen, daß die Majorität der Regierungspartei bloß 
5674 Stimmen beträgt. Aber auch die größten Optimiſten verſteigen ſich nur 
zur Behauptung, daß der Block nicht zurückgegangen iſt, während ſie den 
Rückgang der Sozialiſten eingeſtehen müſſen. 

In Namur, wo bei den zwei letzten Wahlen Liberale und Sozialiſten ge⸗ 
meinſam ſtimmten, kann man deshalb keine Scheidung der Stärken der einzelnen 
Parteien vornehmen, noch mit Beſtimmtheit ſagen, ob der Sozialismus Fort⸗ 
ſchritte gemacht hat oder zurückgegangen iſt, wie viele Genoſſen annehmen. 
Der Wahlblock hat ſicher auch hier keinen Erfolg gehabt. Seine Majorität 
ſank von 4764 auf 4492 Stimmen; ja fie beträgt ſogar nur mehr 3570, wenn 
man der Regierung noch die 922 Stimmen des katholiſchen Wilden gutſchreibt. 
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Bloß in Nivelles machte der Block bemerkenswerte Fortſchritte. Seine 
Majorität ſtieg von 9556 auf 16762 Stimmen. Der Herr Bankier May 
weiß, was das gekoſtet hat! Aber auch hier macht ſich ein ſtarker Rückgang 
des Sozialismus bemerkbar. Unſere Genoſſen werden dort ſtändig zurück⸗ 
gedrängt, ſeitdem ſie ihr Geſchick mit dem der antiklerikalen Bourgeoiſie ver⸗ 

knüpft haben. 1902 kämpften ſie noch allein und erhielten 20037 Stimmen, 
heute dagegen nur 16799. In derſelben Zeit ſtiegen die liberalen Stimmen 
von 16629 auf 22462. Außerdem erhielt das Kartell noch 6998 Stimmen 
ohne Unterſchied der Partei. Und da während dieſer Zeit die Klerikalen ihre 
Stimmenzahl von 27610 auf 29497 ſteigen ſahen, ſo folgt daraus, daß allein 
die Sozialiſten einen abſoluten Rückgang in dieſem Wahlkreis zu verzeichnen 
haben, in dem fie einſtmals jo glänzend vorwärtsſchritten. 

Dieſe Tatſachen zeigen uns aufs eindringlichſte die zweifache Wahrheit: 
Die Blockpolitik drängt die Klerikalen nicht zurück und fügt ihnen höchſtens 
ganz geringfügige Verluſte zu; wohl aber ſchwächt ſie die ſozialiſtiſche Streit⸗ 
macht zum Vorteil ihrer liberalen „Bundesgenoſſen“. 


Das Verſagen der Blockpolitik, das Verſagen des Sozialismus überall 
dort, wo er Blockpolitik betrieb, werden den nicht in Erſtaunen ſetzen, der ſich 
klar iſt über die Notwendigkeit der rein proletariſchen Aktion. Sie bilden ein 
wichtiges Argument für die Genoſſen, die ſich bei uns bemühen, die Partei 
zu bewegen, die alte kraftvolle Klaſſenaktion wieder aufzunehmen, die ihr ſo 
lange den Erfolg geſichert hat. Wird man auf ihre Stimme hören? Später 
wird dies ja ſicher einmal der Fall ſein, aber anzunehmen, daß dieſe War⸗ 
nung jetzt ſchon die antiklerikale Zukunftsmuſik übertönen werde, dazu gehört 
doch ein geſunder Optimismus. Die Urſachen, die die Partei in ihre heutige 
Lage gebracht haben, ſind tief eingewurzelt. Sie können eine furchtbare Kriſe 
hervorrufen, auf die die Partei lostreibt, ohne daß ſie es zu bemerken ſcheint. 
Ich hoffe, ſpäter noch Gelegenheit zu haben, den Leſern der „Neuen Zeit“ die 
Eigenart der politiſchen Situation auseinanderſetzen zu können, vor der wir 
ſtehen. Ihr Studium kann den Genoſſen anderer Länder ſehr nützlich werden. 


der Aufftand in Albanien. 
Von Karl Radek. 
1. Albanien. 

Es iſt noch kein Jahr her, als nach dem vernichtenden Zuge Djawid 
Paſchas durch Altſerbien die türkiſche Preſſe verſicherte, Albanien ſei „beruhigt“. 
Heute ſteht Albanien in einem Kampfe, der, wie auch ſein Ausgang ſein 
mag, lange dauern wird und, indem er alle Kräfte der Türkei in Anſpruch 
nimmt, große internationale Verwicklungen nach ſich ziehen kann. 
Dies genügt, um die albaneſiſche Frage intereſſant zu machen; aber auch ohne 


1 Die Literatur über das albaneſiſche Problem iſt keinesfalls reich. Ein vollſtändiges 
Verzeichnis bringt Die Albaneſiſche Bibliographie von Manek, Pekmetzi und 
Stolz. Die wichtigſten Arbeiten über Albanien, die nach dem grundlegenden Werke von 
Hahn: Albaneſiſche Studien (Wien 1854) erſchienen ſind, enthält das Sammelwerk 
Zur Kunde der Balkanhalbinſel, das von Karl Patſch in Sarajewo bei D. A. Kajon 
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dieſe aktuelle Bedeutung iſt ſie wert, beſprochen zu werden: iſt doch ein Blick 
in die Lebensverfaſſung eines Volkes, das in Europa bis jetzt faſt auf der Stufe 
der Naturalwirtſchaft verblieb, an und für ſich lehrreich. Die Eigenart Albaniens 
hängt in erſter Linie von ſeiner geographiſchen Lage ab. Nur an ſeinen Rändern 
(am Adriatiſchen Meer und in Altſerbien) Flachland, iſt es größtenteils ein 
wildes Hochland, deſſen zerriſſene Schluchten und Höhen nur für gute Kenner 
des Landes und waghalſige Bergſteiger paſſierbar ſind. Das hat zur Folge, 
daß nicht nur den Globetrottern Albanien unbekannt geblieben iſt, ſondern 
daß auch ſein nomineller Beſitzer, die Türkei, nicht viel von ihm weiß. Auch 
die wirtſchaftliche Verfaſſung Albaniens wird durch ſeine geographiſche Lage 
beſtimmt. Nur am Küſtenland konnte ſich nennenswerter Ackerbau entwickeln, 
während er in den Bergen ſpärlich iſt und das Hauptgewicht dort in der 
Viehzucht liegt. Der Ackerbau — größtenteils iſt es Maisbau — ſteht auf 
der niedrigſten Stufe der Entwicklung: die Fruchtwechſelwirtſchaft iſt noch 
unbekannt. Die geographiſche Lage beſtimmt auch die Eigentumsverhältniſſe 
Wie in Deutſchland zuerſt in „den engen Tälern, wie im Bergiſchen, auf 
ſchmalen, flachen Höhenrücken, zwiſchen Sümpfen, wie in Weſtfalen ... die 
Felder aus der Gemeinſchaft ausgeſchloſſen und den einzelnen Bauern erblich 
zugeteilt waren“ (Engels: Die Mark, S. 58, von der Utopie zur Wiſſenſchaft), 
ſo ging es auch in Albanien, wenn überhaupt jemals — wie es nicht feſt⸗ 
ſteht — bei ihnen Gemeineigentum geherrſcht haben ſollte. Bei dem indi⸗ 
viduellen Beſitz waren ſie jedoch von jeher voneinander ſehr abhängig, weil 
ſie im Kampfe mit der Natur und den ſie bedrängenden Gegnern zuſammen⸗ 
halten mußten. Und ſo exiſtiert in Albanien bis heute in den Bergen die 
Stammesverfaſſung. Jeder Stamm hat ſeinen Bannerträger, den Bairaktar, 
der den Stamm einige Male im Jahre zur Beſprechung gemeinſamer Ange⸗ 
legenheiten zuſammenruft, an der die Häuptlinge der Sippen (Giobar), der 
Verbände einiger Sippen (Krue) und die Oberhäupter der Familie teilnehmen. 
Dem Stamme gehören die Familien an, die als Blutverband zuſammenhalten. 
Die Funktion des Bairaktars iſt erblich. Obwohl die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe wenig differenziert ſind, hat — wahrſcheinlich dank den vielen Kriegen, 
an denen die Albaneſen teilnahmen — eine gewiſſe ſoziale Differenzierung 
ſtattgefunden und wir ſehen an vielen Orten Albaniens das Beſtehen ver⸗ 
ſchiedener Adelsgeſchlechter. Wie abgeſchloſſen auch die Stämme leben und 
wie klein an Zahl der Mitglieder ſie ſind, entſtand doch bei ihnen ein kompli⸗ 
ziertes Sittengeſetz, das alle ſoziale Beziehungen regelt, — das Kanun Lek 
Dukadſchin (das Geſetz Alexander Dukadſchins), das von einem mythiſchen 
Volksheros ſtammen ſoll. Das Geſetz baſiert auf der Blutrache, die, wie 
ſchrecklich und barbariſch ſie auch iſt — ſie vernichtet an einzelnen Orten 
40 Prozent der erwachſenen Männer —, das ſtärkſte ſoziale Band im Lande 
bildet und allein, da eine zentrale Gewalt gänzlich fehlt, die Ausführung des 


und ſpäter bei Hartleben in Wien erſcheint; es find bis jetzt zehn Hefte (a 2,50 Mk.), 
unter denen die Arbeiten von Steinmetz die wichtigſten ſind: „Eine Reiſe durch Hochländer⸗ 
gaue Oberalbaniens“ (Wien 1907), „Ein Vorſtoß in die Nordalbaniſchen Alpen“ (Wien 1905). 
Auf Grund der erwähnten Arbeiten und eigener Anſchauung iſt die Arbeit von Paul 
Siebertz: Albanien und die Albaneſen (Wien, Verlag der Manzſchen Buchhandlung, 
Preis 9 Mk.) geſchrieben. Alle hier angeführte Literatur enthält nur rohes Material; den 
Verfaſſern fehlt infolge ihres Mangels an ſoziologiſchen Kenntniſſen die Möglichkeit einer 
Verallgemeinerung und des Verſtändniſſes für verwickeltere Zuſammenhänge. 
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Gewohnheitsrechts garantiert.! Obwohl ſie Schon im Mittelalter unter dem Ein⸗ 
fluß Venedigs ſtanden, haben die Albaneſen doch bis weit ins neunzehnte 
Jahrhundert die Naturalwirtſchaft bewahrt. Erſt ſeitdem Griechenland und 
noch mehr Mazedonien (ſeit dem Krimkriege) in den Bann der Waren⸗ 
produktion hineingezogen worden waren, kann man eine gewiſſe Einwirkung 
der Geldwirtſchaft ſelbſt im Hochland Albaniens bemerken. Mit Geld wird 
die Braut gekauft, durch Geld ſucht man der Blutrache zu entgehen; alljähr⸗ 
lich wandern Zehntauſende von Albaneſen nach Griechenland, Mazedonien 


und ſelbſt nach Amerika aus, wo ſich ſtets dreißigtauſend Albaneſen aufhalten, 


um 100 bis 150 Mark zu verdienen und ſie nach Hauſe zu bringen. Aber das 
Fundament des wirtſchaftlichen und ſozialen Lebens im Hochland iſt noch heute 
die Naturalwirtſchaft, was ſich in dem ſehr hohen Zinsfuß, der in Albanien 
üblich iſt, äußert. In den albaneſiſchen Grenzländern, wo viele albaneſiſche 
Auswanderer ſich dauernd niederließen, hat der Einfluß des eindringenden 
Geldes ſich in ſehr eigenartiger Weiſe im Stammesleben gezeigt. Die albane⸗ 


ſiſchen Auswanderer gehören nämlich den verſchiedenſten Stämmen an und 


können keine ſozialen Verbände auf Grund der Verwandtſchaft bilden; da ſtellt 
ſich das Geld als einigendes Band ein: ein Albaneſe, der darüber verfügt, 


1 kauft 100 Martinigewehre und borgt fie gegen Zins aus; diejenigen, die durch 


ihn mit Waffen verſehen ſind, bilden einen Stamm. Eine unvergleichlich höhere 
Stufe der ökonomiſchen Entwicklung haben die Albaneſen in Südalbanien 


. (Epirus) erreicht, wo fie ſich ſelbſt an Handel und Induſtrie beteiligen.” 


Dieſe wirtſchaftliche Verfaſſung beſtimmt das Verhältnis Albaniens zur 
türkiſchen Macht, wie auch in dieſem Verhältnis die Eigenart des Staates 


klar zutage tritt. Seit dem Jahre 1497 zur Türkei nominell gehörend, war 


Albanien niemals türkiſches Land ſelbſt in dem Sinne, wie es Mazedonien 


iſt und war. Die ganze Türkei klagte unter dem Hamidiſchen Regime über 
Korruption der Bureaukratie. Albanien hatte keinen Grund zum Klagen, denn 


es kam mit der türkiſchen Bureaukratie ſehr wenig in Berührung. In Skutari 


und anderen Städten der Adriaküſte, wie auch an dem an Mazedonien 


grenzenden öſtlichen Saume Albaniens, gab es türkiſche Beamte; im Hochland 


ſind fie nicht da. Und dieſe letzte Urſache verurteilt die türkiſche Bureaukratie 


zur Ohnmacht auch dort, wo ſie ſich ſchon feſtſetzte. Ins Hochland einzu⸗ 
dringen, iſt ſie nicht imſtande, und das Hochland gibt den Albaneſen in den 
Städten, in denen die Vertreter des türkiſchen Staates walten, Widerſtands⸗ 
kraft. So weigerten ſich die Albaneſen in Skutari, ſich zählen zu laſſen, ſelbſt 
dann, als der Wali im vorigen Jahre Kanonen gegen die Stadt auffahren 
ließ. Die Albaneſen im Hochlande zahlen keine Steuer, ſelbſt die des muſel⸗ 
maniſchen Glaubens dienen nicht auf Grund der Militärpflicht, die ſich auf 


1 Über die Blutrache ſchreibt ein berühmter Theologe, Profeſſor Dr. Alois Muſil, in 


ſeinem von der Wiener Akademie der Wiſſenſchaften herausgegebenen Werke Arabia ö 
Petraea (Wien 1907): „Die Inſtitution der Blutrache gehört in den Gebieten, die 


einer feſten Staatsmacht entbehren, zu den größten Wohltaten. Denn wenn man 
keinen Rächer hinter ſich hätte, wäre man einzig auf Gott und ſich ſelbſt angewieſen und 
darum in ſtändiger Gefahr, das Leben gewaltſam zu verlieren. Hat man aber einen Rächer, 


r 


ſo kann man des Lebens ſicher ſein und ſich auch in der Wüſte ſo ſicher fühlen wie in der 


belebteſten Straße einer europäiſchen Großſtadt.“ (III. Bd., S. 359. Zitiert bei Siebertz.) Wie 
wir ſehen, iſt der Wirklichkeitsſinn des frommen Forſ chers größer als ſein Zutrauen zu Gott. 
2 Hartmann, Unpolitiſche Briefe aus der Türkei. Leipzig 1910. S. 74. 


h 


— 


434 | Die Neue Zeit. 


alle Muſelmänner erſtreckt, ſondern nur auf Grund ſpezieller Abmachungen. 
Aber es gibt Stämme, wie die Miriditen, die ſelbſt formell keinem türkiſchen 
Kaimakan unterliegen, ſondern einen freigewählten Führer haben und ſich 
nur für den Kriegsfall zur Heeresfolge verpflichtet fühlen. Dieſes Verhältnis 
zum türkiſchen Staate wurde gar nicht verändert durch die Tatſache, daß viele 
albaneſiſche Häuptlinge, nachdem ſie ſich in türkiſchen Kriegen ausgezeichnet 
hatten, führende Stellen im türkiſchen Heere und der türkiſchen Verwaltung 
einnahmen; dieſe Tatſache bezeugte nur, daß zwiſchen den Zuſtänden Albaniens 
und der Türkei kein ſo großer Unterſchied beſteht. Und hier kommen wir zum 
ſpringenden Punkt in der Frage des Verhältniſſes Albaniens zur Türkei. 
Der türkiſche Staat war als ſozialer Organismus nicht viel mehr entwickelt 
als Albanien, und darum hatte er keine Kraft, die Widerſtände, die ihm die 
geographiſche Lage Albaniens bot, zu überwältigen, wie er ſie in Kurdiſtan 
und Arabien ebenfalls nicht überwältigen konnte. Die weiter fortgeſchrittene 
ſoziale Differenzierung Mazedoniens und Kleinaſiens, wie auch die Anleihen 
an den europäiſchen Börſen, deren er ſich in den letzten dreißig Jahren zu 
bedienen begann, erlaubten ihm eine freilich ſchlecht funktionierende Ver⸗ 
waltung und ein Militär zu unterhalten, die das Reich der Ausſaugung ſeitens 
der Regierung preisgaben. Von der Erfüllung irgendwelcher ſozialer Funk⸗ 
tionen, die ein moderner Staat ſonſt erfüllt, war bei der Türkei keine Rede, 
kein Wunder alſo, daß ſie, nur auf die Waffengewalt geſtützt, das durch ſeine 
Lage geſchützte Land dem Reiche nicht einverleiben konnte. Dies ließ ſich nur 
durch ſoziale Einflüſſe erreichen, die wirtſchaftlich die beiden Länder verknüpften. 
Weil es an dieſem Bande fehlte, mußten die bisherigen Verſuche der ſul⸗ 
taniſchen wie auch der jungtürkiſchen Regierung, durch Feuer und Schwert 
Albanien mit der Türkei zuſammenzuſchweißen, fehlſchlagen. 


2. Der Aufftand. 

Solange die jungtürkiſche Regierung nicht den feſten Willen zeigte, 
Albanien der Türkei einzuverleiben, waren, wenn nicht die Albaneſen über⸗ 
haupt, denen der Unterſchied zwiſchen den Jungtürken und der alten Regie⸗ 
rung wohl bis in die letzte Zeit unklar blieb, ſo doch die aus Albanien 
ſtammenden türkiſchen Offiziere und die albaneſiſchen Geiſtlichen Freunde der 
jungtürkiſchen Bewegung, weil dieſe ebenſo von der Regierung verfolgt war 
wie die junge, in Albanien erſt entſtehende albaneſiſche nationale Bewegung. 

Der Fall des Abſolutismus wurde von der dünnen Schicht der albane⸗ 
ſiſchen aufgeklärten Bevölkerung mit großer Freude begrüßt, weil auch die 
angeſehenſten albaneſiſchen Familien, wenn ſie in Regierungsdienſte ein⸗ 
traten, niemals vor der Ungunſt der Regierung ſicher geweſen waren. Aber 
nicht lange dauerte der Freudentaumel. Die jungtürkiſche Regierung war 
dazu verurteilt, durch ihre Aktion gegen die paraſitiſchen Elemente, die das 
alte Regime großgezogen hatte, deren Gegenaktion zu entfachen, wobei den 
Reaktionären die Mißſtimmung der türkiſchen Bevölkerung durch verſchiedene 
notwendige, aber harte Maßregeln (wie die rückſichtsloſe Aushebung der Re⸗ 
kruten und die Einführung eines viel mehr anſtrengenden Militärunterrichts) 
zugute kam. Aber dabei handelte es ſich nur um Übergangserſcheinungen; 
ſelbſt eine kurze Wirkungszeit der beſſeren jungtürkiſchen Verwaltung, ſelbſt 
die kurze Arbeit zur Hebung der Produktivkräfte des Landes, die die Jung⸗ 
türken trotz der prekären finanziellen Lage anfingen, zeigte dem türkiſchen 
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Volke in Kleinaſien, daß das jungtürkiſche Regime doch beſſer ift als das 
Abdulhamidiſche. Wenn auch der Zentralismus der Jungtürken, ihre Unduld⸗ 
ſamkeit den nationalen Erforderniſſen der ſlawiſchen Bevölkerung Mazedoniens 
gegenüber auf die Dauer eine ernſte Gefahr für das Beſtehen der jung⸗ 
türkiſchen Herrlichkeit bildet, augenblicklich konnte die Türkei die von ihrer 
Regierung als notwendig angeſehenen Reformen in Mazedonien durchführen. 
Der nationale Kampf der Slawen Mazedoniens hat zwar ſeine Wurzeln in 
den ökonomiſchen Umwandlungen Mazedoniens, aber ſein ſtärkſtes Förde⸗ 
rungsmittel waren die Expanſionsbeſtrebungen Bulgariens und Serbiens und 
die Abwehraktion Griechenlands, und dieſe ſind aus Gründen, auf die ich 
hier näher nicht eingehen kann, ſeit dem öſterreichiſch⸗ſerbiſchen Konflikt ge⸗ 
ſchwächt, was der mazedoniſchen Frage das brennend Aktuelle nimmt. 
Anders iſt die Lage in Albanien. Hier war jede Maßregel der jungtürkiſchen 
Regierung ein Stoß ins Herz der albaneſiſchen Bevölkerung. 

Albanien iſt ein ſehr armes Land. Das Gefühl der Armut ſitzt tief im 
Gemüt der Bevölkerung. Bis jetzt zahlten die Albaneſen keine Steuer. Der 
erſte Schritt der jungtürkiſchen Regierung aber war „auf Steuererhebung ge⸗ 
richtet. Die noch faſt auf der Stufe der Naturalwirtſchaft ſtehenden Alba⸗ 
neſen ſehen in den Steuern — und das mit Recht — ein Mittel der Prole⸗ 
tariſierung, und alle anderen Maßregeln der jungtürkiſchen Regierung be⸗ 
trachten ſie als Vorarbeiten zur Steuererhebung. Darum widerſetzen ſie ſich 
jeder Feſtſtellung der Bevölkerungszahl, jedem Verſuch, den albaneſiſchen Grund 
und Boden aufzunehmen. Das Beſtreben der jungtürkiſchen Regierung, die 
ſozialen Funktionen eines Staates — in erſter Linie die Gerichtsbarkeit — zu 
übernehmen, muß ebenfalls auf Widerſtand ſtoßen. Die Blutrache war durch 
das Fehlen eines ſtaatlichen Zuſammenhanges und einer regulierten Gerichts⸗ 
barkeit entſtanden. Ihre Entfernung läßt ſich aber nicht im Handumdrehen 
durch Einführung türkiſcher Gerichte herbeiführen, weil ſie zu einer traditionell 
eingebürgerten Macht des albaneſiſchen Lebens geworden iſt. Und die Tat- 
ſache, daß die jungtürkiſche Regierung, um die Blutrache aus der Welt zu 
ſchaffen und dabei die Widerſtandsmacht der Albaneſen zu ſchwächen, eine 
allgemeine Entwaffnung durchführen will, erweckt bei den Albaneſen die ganz 
berechtigte Vermutung, daß es ſich der Regierung nicht ſo ſehr um den Erſatz 
einer niedrigeren Art der Gerichtsbarkeit durch eine höhere handelt, als um 
die Beſeitigung der albaneſiſchen Freiheit.“ 
| Die Verſuche der Jungtürken, Albanien dem Reiche einzuverleiben, ſtoßen 
auf einen um jo gewiſſeren Widerſtand, weil ſich die Albaneſen wohl deſſen 
1 Steinmetz gibt die Überſetzung eines albaneſiſchen Liedes, in dem die Armut des 
Landes in folgenden beredten Worten geſchildert wird: 

„O übet Gnade, die Not iſt groß, Für ſieben Häuſer ein Tragtier dient. 
O mildert Albaniens trübes Los! Im Sturm und Schnee trägt ohne Raſt 
Der Reichſte beſitzt nur ein Stückchen Feld, Entblöſt und nackt der Mann ſeine Laſt; 
Vier Schafe, vier Ziegen der Reichſte ſich hält. Die Flinte bei ſich, bloß Salz zum Brot, 
Aus Felſen man wenig Futter gewinnt, Wird ſtets er von Todesgefahr bedroht.“ 
2 Wie ſehr die Blutrache in Albanien eingebürgert iſt, beweiſt die Tatſache, daß das 
Chriſtentum gegen fie gar nicht zu kämpfen wagt. „Wozu hat uns denn die göttliche Vor⸗ 
ſehung die Gewehre gegeben,“ antwortete ein Albaneſe dem Albanienforſcher Baron Nopcza, ö 
als dieſer ihm den Gegenſatz zwiſchen der chriſtlichen Lehre und der Blutrache vorhielt. Die J 
einzige Errungenſchaft der katholiſchen Kirche auf dieſem Gebiet iſt, daß am Tage der Kirch- 
weih der Albaneſe Abſtand von der Blutrache nimmt. 
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bewußt ſind, daß ſie in der Türkei keinen Erſatz für die verlorene Freiheit in 
einer größeren Arbeitsgelegenheit finden können. Wenn ein kapitaliſtiſcher Staat 
die kulturell niedriger ſtehenden und darum widerſtandsloſeren Gebiete, die 
er ſich einverleibt, pauperiſiert, dann verwandelt er gleichzeitig die verarmte 
Bevölkerung in Lohnarbeiter und weiſt ihnen einen Platz im Produktions⸗ 
prozeß an. Die Türkei iſt dazu nicht imſtande, weil ihre Einverleibungsverſuche 
nicht ein Konſolidationsprozeß eines bereits kapitaliſtiſchen Staates ſind, ſondern 
eines Staates, der ſich konſolidieren will, um kapitaliſtiſch werden zu können. 

Es wurde viel in der Preſſe davon gefaſelt, der albaneſiſche Aufſtand ſei 
ausgebrochen, weil die Jungtürken den Albaneſen die türkiſche Schriftſprache 
aufdrängen wollten. Bei der faſt allgemeinen Unkenntnis der hohen Kunſt 
des Schreibens, die die Albaneſen auszeichnet, iſt es natürlich ausgeſchloſſen, 
daß dieſe Maßregel die Maſſen näher berührte. Daß aber die albaneſiſche 
Intelligenz, die nach langen Kämpfen ſich erſt 1908 darauf einigte, das 
lateiniſche Alphabet anzunehmen, durch das Beſtreben der jungtürkiſchen Regie⸗ 
rung, das arabiſche Alphabet einzuführen, einen Vorgeſchmack der jungtürkiſchen 
Regierungsart bekommt, die ſie für die Jungtürken nicht begeiſtern kann, 
iſt ohne weiteres klar. Die Erbitterung aus dieſem Grunde iſt aber nur ein 
kleiner Teil der aus allgemeinen ſozialen Gründen fließenden. Der albaneſiſche 
Aufſtand wird für die türkiſche Regierung eine ſehr harte Nuß bilden, ob⸗ 
wohl es nur ein Märchen iſt, daß die Albaneſen gute Schützen ſind. Obwohl 
ſie alle bewaffnet ſind und von Jugend an von dem Gewehr ſich nicht trennen, 
ſchießen ſie ſchlecht, weil ſie ihre Armut nötigt, die Patronen möglichſt zu 
ſchonen. Ihre Zerklüftung in Stämme, die ſich einander bekämpfen, und ihre 
religiöſe Zerklüftung iſt auch ein Element der Schwäche, weil ſie dadurch ge⸗ 
hindert werden, eine einheitliche Aufſtandsarmee zu ſchaffen. Aber dieſe 
Schwäche der Albaneſen wird von der Eigenart des Kampfterrains ausge⸗ 
glichen. Bis jetzt befindet ſich der Kampfplatz nicht auf dem eigentlichen 
albaneſiſchen Terrain: das Dreieck zwiſchen Ipek⸗Prizrend⸗Diakowo wird von 
einer Bahn durchſchnitten, gibt alſo der türkiſchen Armee die Möglichkeit der 
Verproviantierung, hat gangbare Wege und iſt der türkiſchen Armee wohl be⸗ 
kannt, anders iſt es mit Nordalbanien, wohin der Kampf nach eventuellen 
und ſehr möglichen Siegen der türkiſchen Armee auf dem bisherigen Kampf⸗ 
platz übertragen werden muß. Nordalbanien hat keine Wege, die für die Ge⸗ 
ſchütze und den ganzen Verproviantierungsmechanismus paſſierbar wären. 
Und dieſe Lage des zukünftigen Kriegsterrains öffnet keine erfreulichen Aus⸗ 
ſichten für die Türkei. Die Jungtürken haben zweifellos vieles zur Hebung 
der Militärkraft des Reiches getan, und die Armee, die ſie jetzt gegen die 
Albaneſen ins Feld ſchicken, iſt der türkiſchen Armee der Abdulhamidiſchen 
Regierung ſehr wenig ähnlich. So ſchreibt der Korreſpondent der Kölni⸗ 
ſchen Zeitung (vom 21. April 1910) vom Kriegsſchauplatz: 

„Wenn man früher bei derartigen Anläſſen die Soldaten ſah, mußte man un⸗ 
willkürlich Mitleid mit den zum Teil barfuß laufenden, ſchlecht gekleideten Mann⸗ 
ſchaften empfinden, die durch ihr Außeres ſchon die mangelhafte Verpflegung ver⸗ 
rieten. Mißmutig und unwillig führten die Leute die Befehle ihrer Vorgeſetzten 


Siehe darüber: Generaloberſt von Golz: Die Wahrheit über die türkiſchen Kriegs⸗ 
rüſtungen („Tag“, vom 20. Februar 1910); H. Alberſtall: Die Verjüngung der türkiſchen 
Armee und ihr erſtes Manöver (Militärwochenblatt 1910, Nr. 10, 11, 12); der letzte Ver⸗ 
faſſer iſt der Referent in „v. Löbels Jahresberichten“ über die Armeen der Balkanſtaaten. 
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aus. Meiſtens waren es auch Landwehrbataillone, die bei Unruhen mobil gemacht 
wurden. Kein Militärzug konnte rechtzeitig abgehen, ſoviel Mühe ſich die Beamten 


auch gaben; Verſpätungen von mehreren Stunden ſtanden auf der Tagesordnung, 


da die Mannſchaften einfach die Wagen verließen und ſich in der Stadt zerſtreuten, 
wo man ſie mit großer Mühe zuſammenſuchen mußte. Das lebensgefährliche Schnell⸗ 
feuer bei der Abfahrt wurde bereits erwähnt. Es blieb nie aus und war das 
einzige, worauf man rechnen konnte. Heute iſt es ein Vergnügen, die gut gekleideten 
Leute zu ſehen. Niemand verläßt ohne Befehl den Wagen. Mit vergnügten Ge⸗ 
ſichtern, ſingend, erwarten die Soldaten die Abfahrt, pünktlich, ruhig, ohne Geräuſch 


wird jeder Befehl ausgeführt, es herrſcht ſtrengſte Zucht, und zur feſtgeſetzten Zeit 


ſetzt ſich der Zug in Bewegung. Zwiſchen früher und jetzt liegen kaum zwei Jahre, 
die doch auch recht ſtürmiſch waren. An dem Unterſchied kann man ermeſſen, welche 


Rieſenarbeit in der kurzen Zeit von der türkiſchen Armee geleiſtet worden iſt. Fährt 
man ſo fort, ſo kann ein großer Erfolg nicht ausbleiben.“ 


Dieſe Vorzüge des neuen türkiſchen Heeres könnten aber nur auf dem bis⸗ 


g herigen Schauplatz zutage treten. In den Gebirgen, wo die Armee in kleine 
Abteilungen zerteilt wird, wo es auf die Intelligenz und Erfahrung jedes 


einzelnen Soldaten ankommt, wird ſie einen ſchweren Stand haben. Da die 
Geſchütze nur wenig angewandt werden können, wird ſie nicht einmal das 
große Übergewicht der Ausrüſtung haben. Denn faſt alle Aufſtändiſchen ſind 
mit Mannlichergewehren bewaffnet.! Zieht man dies alles in Betracht, fo 


kann man den Optimismus eines Teiles der Preſſe über die ſchnelle Nieder⸗ 
drückung des albaneſiſchen Aufſtandes keinesfalls teilen. Es wäre kein Grund 
zum Optimismus auch für den Fall, wenn in Mazedonien, in Kurdiſtan, in 


Arabien alles ſtill bliebe und es zu keinen Konflikten mit Griechenland kommen 
würde. Die ſteigende Konjunktur, die den Balkanſtaaten die Aufnahme von An⸗ 
leihen erſchwert, kann für die nächſte Zukunft wohl lähmend auf ihre ſchürende 
Tätigkeit in Mazedonien wirken. Andererſeits befindet ſich jedoch ſo viel Zünd⸗ 
ſtoff im Innern der Türkei, daß bei einer längeren Dauer des albaneſiſchen 
Aufſtandes mit dem Ausbruch des Feuers in allen Ecken der Türkei gerechnet 
werden muß. 


3. Der Aufftand und der italieniſch⸗öſterreichiſche 6egenſatz. 

Wir zeigten die Gründe des Aufſtandes, ſprachen von ſeinen Ausſichten, 
aber erklärten noch nicht ſein Ziel — und zwar deshalb, weil die Aufſtän⸗ 
diſchen kein konkretes Ziel haben. Denn was die Preſſe immer wieder als 
albaneſiſche Wunſchzettel auftiſcht, das ſind Kombinationen von Journaliſten 


oder außerhalb ihres Landes lebender Albaneſen, die in keiner Verbindung 
mit dem albaneſiſchen Aufſtand ſtehen. Die Albaneſen kämpfen um die Bei⸗ 


behaltung ihrer bisherigen Stellung in der Türkei, die ſie unter dem Namen 


der Autonomie fixieren, obwohl es eigentliche Unabhängigkeit iſt. Gelingt es 


den Türken, in kurzer Zeit Albanien zu erobern, es durch Bahnen zu durch⸗ 


1 Die Quelle, aus der ſie die Waffen bezogen haben, wird in der Berliner „Germania“ 
(vom 17. Mai) von diplomatiſcher öſterreichiſcher Seite erklärt: Während der ſerbiſch-öſter⸗ 
reichiſchen Kriſe, in der Montenegro ſich auf die Seite Serbiens ſtellte, meldeten die Albaneſen, 


die mit Montenegro alte Rechnungen haben, „in Wien ihre Bereitwilligkeit, einen eventuellen 


montenegriniſchen Einfall zu paralyſieren“. Oſterreich ging auf den Vorſchlag ein und lieferte 
den Albaneſen die Waffen, die jetzt gegen die Türkei knattern. Die Geſchichte iſt ſehr glaub⸗ 
würdig; aus der „Germania“ und der „Kölniſchen Volkszeitung“ kann man ſich oft 
über die Interna der öſterreichiſchen auswärtigen Politik beſſer orientieren als aus der öſter⸗ 


reichiſchen Preſſe. 
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queren — dies ſcheint bei der Lage Albaniens und der Finanznot der Türkei 
faſt unmöglich —, gelingt es ihnen, ſich in Albanien feſtzuſetzen, ſo werden 
wir das Verſchwinden des albaneſiſchen Volkes erleben; teilweiſe Emigration 
nach Italien und Mazedonien, teilweiſe Ausrottung und die Verwandlung 
einer kleinen Zahl der reichſten Familien in Ackerbauer, das iſt die Zukunft, 
die die Albaneſen für den Fall eines endgültigen Sieges der Türken erwartet. 
Wir zeigten jedoch bereits, wie unwahrſcheinlich dieſer Sieg iſt, und müſſen 
alſo auch die Möglichkeit eines langen Kampfes und ſeiner Kon⸗ 
ſequenzen in Betracht ziehen: und dieſe heißen europäiſche Inter⸗ 
vention. Ihre Möglichkeit, die in dem italieniſch⸗öſterreichiſchen Gegenſatz auf 
der Adria liegt, führte ſchon in der engliſchen und ruſſiſchen bürgerlichen Preſſe 
zu dem Gerücht, Sſterreich ſtehe hinter dem albaneſiſchen Aufſtand, während 
in Wirklichkeit der albaneſiſche Aufſtand der öſterreichiſchen Regierung ſehr 
unzeitgemäß gekommen iſt. | 
Worin beſteht der öſterreichiſch-italieniſche Gegenſatz in der 
Balkanpolitik, deſſen Knoten ſich in Albanien befindet?? Aus Tunis durch 
die Franzoſen verdrängt, in Abeſſinien aufs Haupt geſchlagen, hat Italien 
ſeine Augen nach dem Weſtbalkan gewendet, mit dem es ſeit der Zeit 
Venedigs durch viele Bande verbunden war und über deſſen eventuelle Be⸗ 
deutung für Italien ſeit dem Jahre 1880 in der italieniſchen Preſſe Dis⸗ 
kuſſionen gepflogen wurden. Der italieniſche Imperialismus, der mit der 
wirtſchaftlichen Erſtarkung Italiens in den letzten fünfzehn Jahren den Kopf 
immer höher erhebt, ſchielt nach dem Balkan. Im Oſten der Balkaninſel 
iſt natürlich nicht viel zu holen, weil doch die wirtſchaftliche und politiſche 
Entwicklung Bulgariens, des zukunftsreichſten ſlawiſchen Balkanſtaats, dort 
jede politiſche Möglichkeit für einen europäiſchen Staat abſchneidet. Der 
Balkan iſt auch geographiſch Italien als Brücke zum Orient am nächſten. 
Der Drang nach dem Orient mündet in der Loſung: die Adria muß ein 
italieniſcher Binnenſee werden. „Dieſes Meer“, ſchrieb im Jahre 1900 die 
offiziöſe „Tribuna“, „welches ein italieniſcher See ſein ſollte, iſt durch unſere 
ökonomiſche und politiſche Nachläſſigkeit ſchon teilweiſe unſerem Einfluß ent⸗ 
zogen und würde uns definitiv an dem Tage verloren gehen, an welchem in 
Durazzo und Valona die öſterreichiſch-ungariſche oder ruſſiſche Flagge flattern 
würde. Im Falle einer Auflöſung der Türkei könnte Italien ſeinerſeits nie 
zugeben, daß auf jenem Territorium (Albanien) ein anderer als eigener Ein⸗ 
fluß erſtehe und ſich geltend mache.“ Oſterreichs Imperialismus macht erſt 
die erſten Schritte; nicht nur das Handels⸗ und Induſtriekapital, ſondern 
ſelbſt das von Hauſe aus abenteuerluſtige Bankkapital Oſterreichs verrät noch 
ſehr wenig Wageluſt, und nicht ſo ſeine jetzigen, wie ſeine zukünftigen Inter⸗ 
eſſen ſind es, die die öſterreichiſche Regierung bei ihrer Balkanpolitik im 
Auge behält. In der albaneſiſchen Frage handelt es ſich für Oſterreich 


i Was darüber A. Ular in ſeinem Buche „Der erlöſchende Halbmond“ (Frank⸗ 
furt 1909) erzählt, iſt nicht nur unkontrollierbar, ſondern phantaſtiſch. Die am beſten über 
den öſterreichiſch-italieniſchen Gegenſatz in der Balkanpolitik orientierende Arbeit iſt das Buch 
des bſterreichif chen Imperialiſten Leopold Freiherr v. Chlumetzky, „Oſterreich— Ungarn 
und Italien“. Wien 1907, Deuticke (2. Auflage). Chlumetzky widmet zwar der Dar⸗ 
feln der ökonomiſchen Seite der Frage zu wenig Platz, aber er gibt dem Leſer die Mög⸗ 
lichkeit, durch eine ausführliche Wiedergabe der entſprechenden italieniſchen Literatur ſich ein 
ſelbſtändiges Urteil über die Frage zu bilden. 
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darum, ob die beiden Küſten der Adria ſich in italieniſchen Händen befinden 
ſollen; würde dieſer Fall eintreten, dann läge es in den Händen Italiens, 
den öſterreichiſchen Seeverkehr wie in einem Sacke zuzuſchließen. „Die kühle 
Abwägung realer Faktoren zwingt uns“ — ſchreibt Chlumetzky — „die Er⸗ 
kenntnis auf, daß wir ſogar eher noch ein ruſſiſches Konſtantinopel als ein 
italieniſches Valona oder Saloniki dulden können. Denn letzteres wäre gleich⸗ 
bedeutend mit einer wirtſchaftlichen Kataſtrophe der Monarchie“ (1. e. S. 156). 
Dies in den Augen behaltend, entwickelten beide Staaten eine energiſche 
Tätigkeit in Albanien, um ſich die Herzen der Bevölkerung zu gewinnen. 
Schulen, Spitäler beider Staaten wie ökonomiſche Unternehmungen an den 
albaneſiſchen Geſtaden der Adria ſollen die Herrſchaft der beiden Staaten 
dort vorbereiten, welche Umtriebe wir hier aus Raumrückſichten nicht näher 
ſchildern können. Aber eben dieſer Gegenſatz bringt es mit ſich, daß man 
jetzt weder von öſterreichiſchen noch von italieniſchen Machinationen in Albanien 
ſprechen kann. Oſterreich iſt jetzt im Begriff, eine Flotte zu bauen, die, wenn 
ſie auch nicht geeignet iſt, wie es die ſchwarzgelben Flottenſchwärmer neueſten 
Datums erzählen, den Frieden an der Adria zu garantieren, jo doch erſt ge- 
baut ſein muß, bevor Oſterreich eine Löſung der Frage herbeizuführen imſtande 
iſt. Italien rüſtet jetzt auch zu See und Land, und weil es zu Land Oſter— 
reich noch nicht gewachſen iſt, ſehnt es ſich gewiß nicht nach einer ſchnellen 
Austragung des Gegenſatzes. Wie albern indes die Märchen von den Hetze— 
reien Italiens oder Oſterreichs in Albanien im gegenwärtigen Augenblick ſind, 
das Beſtehen des italieniſch⸗öſterreichiſchen Gegenſatzes in der Adria kann den 
albaneſiſchen Aufſtand in eine Gefahr für den europäiſchen Frieden ver⸗ 
wandeln. Denn ruft Albanien die Intervention eines Staates herbei und 
kommt es nicht zu einem aufſchiebenden Einverſtändnis zwiſchen Italien und 
ſterreich, dann verſchärft ſich der Gegenſatz, und ſeine Entwicklung befindet 
ſich dann nicht mehr in den Händen der beiden Regierungen. 

Die Gefahr, die der Aufſtand bei ſeiner längeren Dauer für den europäiſchen 
Frieden in ſich birgt, liegt auch in dem großen Aufwand der Energie, die er von 
der Türkei erfordert, in den Schlappen, die er ihrem Heere noch beibringen kann 
und die auf andere ſeparatiſtiſche Bewegungen anfeuernd wirken müſſen, auf 
Bewegungen, in denen verſchiedene Mächte ihre Händchen im Spiele haben, wie 
das, was die arabiſche Bewegung betrifft, nicht nur einmal bewieſen worden iſt. 

So iſt die Lage, deren Löſung durch verſchiedene Momente verſchleppt 
werden kann, die aber auf die Dauer unhaltbar geworden iſt und gelöſt 
werden muß, wobei dann dieſe Möglichkeiten, die wir hier kurz geſchildert 
haben, eine aktuelle Bedeutung bekommen werden. 


die Arbeiterbewegung in den vereinigten Staaten. 
Don Klgernon See. 


4. Das Erwachen der Eifen- und Stahlar beiter. 
| Keine andere Induſtrie in den Vereinigten Staaten, die große Maſſen von 
Lohnarbeitern beſchäftigt, iſt in dem Maße vertruſtet wie die der Eiſen⸗ und 
Stahlproduktion. 
Die United States Steel Corporation — bekannter unter dem Namen des 
Stahltruſtes — verfügt über ein Kapital von über einer Milliarde Dollar 


(Fortſetzung.) 
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und ſteht völlig unter dem Einfluß der Morgan, Rockefeller und Carnegie. 
Mehr als zwei Drittel der geſamten Stahlproduktion der Vereinigten Staaten 
liegt in ihren Händen, und einige Zweige der Eiſeninduſtrie hat ſie faſt voll⸗ 
ſtändig monopoliſiert. Der Stahltruſt beſitzt und bearbeitet ausgedehnte Eiſen⸗ 
bergwerke in Wisconſin und Minneſota, ſowie Kohlengruben in Pennſylvanien, 
Ohio, Indiana, Tenneſſee und Alabama; auf dieſe Weiſe hat er die Lieferung 
des Rohmaterials für ſeine Fabrikunternehmungen ganz in ſeiner Hand. Er 
beſitzt und betreibt eine Dampferlinie auf den Großen Seen und eine Reihe 
von Eiſenbahnlinien, die ſeine Quellen von Rohmaterial mit ſeinen Fabrikanlagen 
verbinden. Seine Fabrikunternehmungen produzieren Roheiſen, Stahlblöcke, 
Stahlſchienen, Eiſen- und Stahlträger, Pfeiler, Gitter uſw. für Brücken und 
Häuſer, Panzerplatten für Kriegsſchiffe, Weißblech und viele andere Erzeugniſſe. 

Nach dem Jahresbericht für 1909 betrug die Durchſchnittszahl der Arbeiter 
des Stahltruſts während dieſes Jahres über 193000. 37000 davon waren 
in den Bergwerken beſchäftigt, 17000 beim Transport und 139000 in den 
Schmelzwerken, den Hochöfen, Gießereien, Eifen- und Stahlhämmern und den 
übrigen Fabrikwerken. Die ausgedehnteſten ſeiner Fabrikanlagen ſind in oder 
bei Pittsburg in Pennſylvanien; aber auch in Gary in Indiana, in Loraine 
in Illinois und anderwärts beſitzt der Truſt faſt ebenſo große Anlagen. 

Vor zwanzig Jahren war der Vereinigte Verband der Eiſen⸗, Stahl⸗ und 
Weißblecharbeiter (Amalgamated Association of Iron-, Steel- and Tin Plate 
Workers) eine mächtige Arbeiterorganiſation, die faſt alle gelernten Arbeiter 
dieſer Induſtrie umfaßte. Dennoch haftete ihr eine Schwäche an, die alle 
älteren amerikaniſchen Gewerkſchaften hatten. Sie beſchränkte nämlich ihre 
Aufgabe praktiſch darauf, die gelernten und beſſer bezahlten Arbeiter zu ſchützen, 
die einen Teil der „Arbeiterariſtokratie“ bildeten, während ſie ſich um die Hand⸗ 
langer und ungelernten Arbeiter nicht bekümmerte. In den achtziger und noch 
Anfang der neunziger Jahre war ſie ſehr erfolgreich. Damals herrſchte ſtarke 
Konkurrenz in der Eiſen- und Stahlinduſtrie, und für keine der beteiligten Ge⸗ 
ſellſchaften wäre es von Vorteil geweſen, den Forderungen der Gewerkſchaften 
entgegenzutreten, deren Mitglieder Löhne von 5 bis 10 Dollar pro Tag, ja 
noch mehr erhielten, und daher über eine wohlgefüllte Kaſſe verfügten, die ſie 
in Stand ſetzte, wenn es darauf ankam, viele Wochen lang zu ſtreiken, ohne 
ſehr darunter zu leiden. 

Doch 1892 erlitten ſie eine ſchwere Niederlage. Der Streik in den Carnegie⸗ 
werken in Homeſtead bei Pittsburg — damals die größten Eiſenwerke der 
Welt — wurde von beiden Seiten mit der größten Erbitterung ausgefochten, 
wobei alle Beteiligten, Streikende wie Streikbrecher und das Militär, ſehr 
gewalttätig vorgingen. Das Militär war aufgeboten worden, um die „Ord⸗ 
nung aufrechtzuerhalten“, was auf das ganze Land, auf alle Klaſſen einen 
tiefen Eindruck machte. Die öffentliche Meinung ſympathiſierte mit den Strei⸗ 
kenden; doch Carnegie war gewillt und imſtande, im Notfall Millionen daran⸗ 
zuwenden, um ſich die abſolute Herrſchaft über die Arbeiter zu ſichern. Er 
ſiegte, während der Verband eine Niederlage erlitt, von der er ſich niemals 
wieder erholt hat. Die Kriſis in der Induſtrie, die im nächſten Jahre einſetzte 
und bis 1897 dauerte, ſchwächte die Gewerkſchaft noch mehr, die neun Jahre 
lang nach dem Streik von Homeſtead keinen Kampf mehr wagte. 

Im Jahre 1901 bildete ſich der Stahltruſt. Man zweifelte ganz allgemein 
daran, daß ſich ein ſo ausgedehntes Unternehmen auf die Dauer halten könne. 
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So mancher große Truſt hatte ſich im Laufe des letzten Jahrzehnts gebildet, 
nur um ſich nach wenigen Jahren wieder aufzulöſen, und dasſelbe Schickſal 
prophezeite man Morgans Billionenſeifenblaſe, wie man den Truſt ſpöttiſch 
benannte.“ Die Eiſen⸗ und Stahlarbeiter mögen dieſen Wahn geteilt haben. 
Jedenfalls unternahm die Amalgamated Association wenige Monate nach der 
Bildung des Truſtes einen ausgedehnten Ausſtand, um ihr Anſehen wieder— 
herzuſtellen. Dieſer Streik endete mit einer Niederlage. In vielen Eiſenwerken 
wurde das Syſtem des „open shop“, der „offenen Werkſtatt“ (das heißt die 
Beſchäftigung unorganiſierter Arbeiter) eingeführt, in denen bis dahin Gewerk— 
ſchafter als gelernte Arbeiter angeſtellt waren. Viele von den Mitgliedern des 
Verbandes verloren ihre Stellung und waren nicht mehr imſtande, wieder 
Arbeit in ihrer Branche zu finden. Die Amalgamated Association nahm rapid 
an Mitgliederzahl und Einfluß ab. Nur in den Weißblechwerken konnte ſie 
ſich eine gewiſſe Stärke bewahren bis zum vorigen Jahre, wo auch das letzte 
dieſer Werke zum „open shop“ erklärt wurde. 

Hauptſächlich ſchuld an dem Niedergang der Gewerkſchaft iſt natürlich die 
Konzentration des Unternehmertums in den Händen einer einzigen Körperſchaft 
von Kapitaliſten ſeit der Gründung des Stahltruſts. Doch vielleicht ebenſo 
wichtig iſt die Unterlaſſungsſünde des Verbandes, der es verſäumte, ungelernte 
Arbeiter zu organiſieren und zu ſchützen. Der Truſt zögerte natürlich nicht, 
aus dieſer veralteten, kurzſichtigen Politik der Gewerkſchaft Vorteil zu ziehen. 
„Dieſe verfluchten Narren wiſſen nicht, was gut für ſie iſt“ (The damned 
Fools do not know what is good for them), rief Morgan grimmig aus, als 
die Amalgamated Association 1901 den Streik proklamierte. Der Truſt aber 
zeigte fortwährend, daß er wenigſtens wußte, was für ihn gut ſei. Er führte 
viele techniſche Erfindungen ein, durch die der Bedarf an gelernten Arbeitern 
eingeſchränkt wurde, und beſchäftigte unausgebildete Arbeiter zu Schundlöhnen 
bei Arbeiten, die früher die Erfahrung und Geſchicklichkeit eines gelernten 
Mechanikers erfordert hatten. Die Organiſation der „Arbeiterariſtokraten“ 
wurde weiterhin dadurch geſchwächt, daß ſyſtematiſch die Mitglieder der Ge— 
werkſchaft zurückgeſetzt wurden, während jene begünſtigt wurden, die einen 
Teil ihres Lohnes zum Ankauf von Stahltruſtaktien verwendeten und ſo an 

dem Nutzen der Unternehmer mitintereſſiert wurden. Andererſeits ſtieß der 
Stahltruſt bei der Rekrutierung ſeines Rieſenheers von ungelernten Arbeitern 
die iriſchen und amerikaniſchen Elemente, die er bis dahin beſchäftigt hatte, 
nach und nach ab und erſetzte ſie durch Neger aus dem Süden und durch 
Italiener, Ungarn, Slowaken, Polen, Litauer und ſeit neueſtem auch durch 
Ruſſen, die von Einwanderungsagenten in Europa durch das Verſprechen 
ſtändiger Beſchäftigung, hoher Löhne und aller Vorteile, die das Leben in 
einem „freien Staate“ bietet, verführt werden, übers Meer zu kommen. Dieſe 
Leute arbeiten für niedrigere Löhne, als ſich ein amerikaniſcher Arbeiter jemals 
entſchließen könnte anzunehmen. Ihre Raſſenvorurteile und die Verſchieden— 
heiten in Sprache, Religion und Sitten machen es furchtbar ſchwer, ſie zum 
Widerſtand zu organiſieren. Armut und Unkenntnis der Sprache und der 
Verhältniſſe ihres neuen Vaterlandes erſchweren es ihnen, ihre Stellung zu 
verlaſſen und anderswo Arbeit zu ſuchen. Vor allem brauchten die Unter— 
nehmer, da dieſe Leute weder Familien noch Freunde hier haben, keinerlei 
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Rückſichten auf ſie zu nehmen; denn es koſtet ſie wenig oder gar nichts, wenn 
ein ſolcher Arbeiter in der Fabrik getötet oder ſchwer verletzt wird. 

Die Stahl⸗ und Eiſenwerke wurden zu wahren Schlachthäuſern, wo Blut 
und Schweiß der Arbeiter in Strömen vergoſſen wurde, um den unerſättlichen 
Profithunger der Stahlkönige zu ſtillen. War es in dieſer Hinſicht ſchon früher 
ſchlimm genug beſtellt geweſen, ſo wurde es jetzt noch immer ärger. Von 
jeher war die Arbeit ſchon ſo wahnſinnig anſtrengend geweſen, daß nur 
wenige Arbeiter fähig waren, ſie über das Alter von vierzig oder fünfund⸗ 
vierzig Jahren hinaus zu leiſten, vorausgeſetzt, daß ſie überhaupt ſo glücklich 
waren, ſo lange ohne Unfall davonzukommen. Aber früher waren die Ge⸗ 
fahren und Anſtrengungen der Arbeit wenigſtens einigermaßen durch relativ 
hohe Löhne aufgewogen worden; je mühſamer und gefährlicher jedoch die 
Arbeit wurde, deſto A gingen die Löhne für gelernte wie für ungelernte 
Arbeiter herunter. Im beſten Falle blieben ſie auf der alten Stufe, während 
die Lebens mittelpreiſe von Jahr zu Jahr ſtiegen. 

Im Frühſommer 1909 wurde die Lage ganz unerträglich. Mit geſchwächter 
Organiſation, und vielfach überhaupt nicht organiſiert, verſuchten damals 
viele der Arbeiter für beſſere Arbeitsbedingungen zu kämpfen. Dieſer Kampf 
dauert wie ein krampfartiger Zuſtand noch heute an. Bald brachen hier, bald 
dort in den verſchiedenen Stahltruſtanlagen unter gelernten wie ungelernten 
Arbeitern Streiks aus. Streikbrecher von Profeſſion wurden herbeigerufen; 
auf beiden Seiten kam es zu Gewalttaten, was immer dann der Fall iſt, 
wenn die Streikenden nicht gut organiſiert ſind. In einigen Fällen errangen 
die Leute einen teilweiſen Erfolg; man machte ihnen Konzeſſionen, doch wurden 
ſie nicht immer eingehalten. Im großen und ganzen kann man von einem 
Mißerfolg der Arbeiter ſprechen. Die alte Amalgamated Association verlor 
ihre letzte Poſition in dem Augenblick, wo die Weißblechwerke zu „open 
shops“ erklärt wurden — was in der Praxis bedeutet, daß man die Gewerk⸗ 
ſchafter ſo ſchnell als möglich von der Arbeit ausſchließt. Die Arbeiter 
kämpften in getrennten Gruppen, ſo daß der Truſt, der ſeine Kraft konzen⸗ 
trierte, ſie einzeln zerſchmettern konnte. 

Es verdient übrigens erwähnt zu werden, daß es Ruſſen waren, die zu⸗ 
meiſt die Führerſchaft in den heißeſten Kämpfen der Arbeiter übernahmen. 
Dieſe hatten wenigſtens einen Hauch revolutionären Geiſtes in ihrer Heimat 
verſpürt und hatten 1905/06 einige revolutionäre Erziehung bekommen; nach 
dem Siege der Reaktion in Rußland waren ſie dann nach Amerika entflohen. 

Die „Industrial Workers of the World“ haben in dieſen Kämpfen eine ge⸗ 
wiſſe Rolle geſpielt. Dieſe Organiſation hat eigentlich wenig Bedeutung außer 
auf zwei Gebieten, nämlich bei den Eifen- und Stahlarbeitern von Pennſyl⸗ 
vanien und bei den Papierarbeitern in den Staaten Maine, Vermont und 
New Pork. Ihre unverſöhnliche Feindſchaft gegen die älteren Organiſationen 
iſt zwar zu bedauern, dennoch kann ſie in gewiſſen Fällen einen günſtigen 
Einfluß ausüben, indem ſie die Gewerkſchaften zwingt, ſich auch der ungelernten 
und ſchlechtbezahlten Arbeiter kräftiger anzunehmen, um die ſie ſich früher 
viel zu wenig kümmerten. 

Natürlich nahm ſich die ſozialiſtiſche Preſſe der Sache der ſtreikenden Stahl⸗ 
arbeiter an und wies auf die Übelſtände hin, unter denen fie zu leiden haben. 
Ferner wurde die öffentliche Aufmerkſamkeit durch die Enthüllungen einer 
ſoziologiſchen Unterſuchung, der ſogenannten „Pittsburg Survey“, wachgerufen 
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und beſonders auf die erſchreckende Häufigkeit von Unglücksfällen hingelenkt, 
die das Leben der Proletarier in dieſem größten Induſtriezentrum der Welt 
auf das empörendſte bedrohen. 

Bald nach Beginn dieſes Kampfes berief das Exekutivkomitee der American 
Federation of Labor eine Sonderkonferenz ein, an der die Beamten der Amal- 
gamated Association und anderer Verbände teilnahmen, die mit der Eiſen⸗ 
und Stahlinduſtrie in Verbindung ſtehen. Es wurde hier beſchloſſen, ſyſte⸗ 
matiſch gegen den Stahltruſt zugunſten der Arbeiter aller Arten vorzugehen. 
Was an dieſem Beſchluſſe am ſympathiſchſten berührt, iſt die Erklärung, daß 
die Amalgamated Association künftighin ihre Beſtrebungen nicht mehr wie 
früher nur auf die gelernten Arbeiter beſchränken, ſondern ſich auch die Organi⸗ 
ſierung und den Schutz der ſchlechtbezahlten Arbeiter angelegen ſein laſſen 
will. Wenn ſie dieſer Politik treu bleibt, ſo läßt ſich viel für die Bewegung 
erhoffen. Die Schwierigkeiten, die ſich dabei bieten werden, ſind durchaus nicht 
zu unterſchätzen. Die Mannigfaltigkeit der Raſſen und Sprachen bildet ein 
großes Hindernis; und außerdem hegen manche Arbeiter eine tiefgewurzelte 
Abneigung gegen die Amalgamated Association und die American Federation 
of Labor, die eine Folge der engherzigen Politik ſind, die dieſe beiden In⸗ 
ſtitutionen bisher verfolgt haben, und find daher wenig geneigt, deren neuen 
Plänen viel Vertrauen zu ſchenken. 

Der geplante Feldzug der American Federation of Labor bezweckt nicht 
nur die Organiſierung der Arbeiter des Stahltruſts. Sie greift auch den 
Stahltruſt öffentlich durch die Preſſe und durch Vorſtellungen bei der Re⸗ 
gierung und Kongreßmitgliedern an. Dieſe Angriffe haben auch ſchon poſitive 
Reſultate ergeben. Am 1. Mai erhöhte der Stahltruſt ſeinen ſämtlichen 
Arbeitern „aus freien Stücken“ die Löhne. Daß das dringend nötig war, 
beweiſen die Statiſtiken des Truſts ſelbſt. Nach dem Bericht für 1909 wurden 
in den Lohnliſten durchſchnittlich 193000 Mann verzeichnet, und es wurden 
pro Mann und Jahr durchſchnittlich 3000 Mark an Löhnen und Gehältern 
gezahlt. Wenn man die Zahl der Kranken, Arbeitsloſen uſw. noch ſo gering 
veranſchlagt, ſo müßte man doch die tatſächliche Geſamtzahl an verſchiedenen 
Arbeitern in allen Betrieben auf mindeſtens 215000 beziffern, worauf ſich 
als jährlicher Durchſchnittslohn nur 2700 Mark ergäbe. Nun kommt aber 
noch eine große Anzahl von Werkführern, Aufſichts⸗ und anderen Beamten 
in Betracht, deren jährliche Gehälter in die Tauſende und Zehntauſende von 
Dollars gehen. Zieht man alles das in Erwägung, ſo kann man ruhig ſagen, 
daß das Durchſchnittseinkommen eines wirklichen Lohnarbeiters, ob gelernt 
oder ungelernt, nicht einmal 2500 Mark im Jahre beträgt, und daß zwei 
Drittel des geſamten Arbeiterheeres durchſchnittlich nur 1800 Mark erhalten. 
Nach europäiſchen Begriffen mögen 1800 Mark ein ganz annehmbarer Arbeits⸗ 
lohn ſein. Um aber ſeine Bedeutung für Amerika zu verſtehen, müſſen wir 
die dortigen un verhältnismäßig höheren Preiſe in Rechnung ziehen. Die 
elendeſte Wohnung koſtet 400 bis 600 Mark pro Jahr. Das ſchlechteſte Fleiſch 
koſtet 88 Pfennig bis 1,23 Mark pro Kilo, die Milch 25 bis 36 Pfennig pro 
Liter, und ſo verhält es ſich mit allen andern Waren. Außerdem zwingen 
die Lebensbedingungen in Amerika den Arbeiter, wenn er nur halbwegs als 
Kulturmenſch leben und wenn er bei der wahnſinnig anſtrengenden Arbeit in 
der amerikaniſchen Fabrik nur einigermaßen ſeine Körperkraft erhalten will, 
ſich mit manchen Dingen zu verſorgen, die einem europäiſchen Arbeiter als 
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überflüſſiger Luxus erſcheinen mögen. New⸗Porker Autoritäten auf dem Ge⸗ 
biet der Armenfürſorge haben kürzlich feſtgeſtellt, daß 3500 Mark das mindeſte 
Einkommen iſt, das eine fünfköpfige Familie bei der größten Einſchränkung 
braucht, um phyſiſch leiſtungsfähig zu bleiben. In ländlichen Diſtrikten und 
Kleinſtädten mag ja auch eine kleinere Summe genügen, aber in Pittsburg 
und anderen Zentren der Stahlinduſtrie ſtehen die Koſten des Arbeiterhaus⸗ 
halts denen von New⸗York kaum nach. Infolgedeſſen kann die große Maſſe 
der Eiſen⸗ und Stahlarbeiter mit den gebräuchlichen Löhnen ihre Bedürfniſſe 
nicht decken. Ledige Männer können damit auskommen und können ſogar, 
wenn ſie ſich aufs äußerſte einſchränken, ein paar Mark jährlich zurücklegen, 
allerdings nur in der traurigen Erwartung, dieſe Erſparniſſe durch Unfall, 
Krankheit oder Arbeitsloſigkeit wieder aufzubrauchen. Verheiratete Männer, 
die für ſolche Löhne arbeiten müſſen, ſind zur tiefſten Erniedrigung und zum 
äußerſten Pauperismus verurteilt. 

Die Lohnerhöhung, zu der ſich der Stahltruſt herbeigelaſſen hat, iſt nicht 
gerade ſehr großartig. Man ſchätzt ſie auf durchſchnittlich 50 Pfennig täglich 
pro Arbeiter. Gleichzeitig aber weigert ſich der Truſt hartnäckig, die Arbeitszeit 
zu reduzieren, die in manchen Fällen unerträglich lang iſt. Tauſende müſſen 
zwölf Stunden täglich, ſieben Tage in der Woche arbeiten, wenn die Werke 
beſchäftigt ſind, und feiern dann wochen⸗, ja monatelang, wenn die Arbeit 
flau iſt. 

Zugleich mit der Lohnerhöhung verkündigte der Truſt, er wolle ein Syſtem 
einrichten, um Leuten, die in ſeinem Betriebe verunglückten, und den Witwen 
und Waiſen derer, die im Dienſte der Geſellſchaft ums Leben gekommen ſeien, 
Schadenerſatz zu leiſten. Seit einigen Jahren exiſtiert ſchon ein derartiges 
Syſtem wenigſtens für einen Teil der Arbeiter, wobei indeſſen die Arbeiter 
regelmäßig Beiträge für einen Fonds zahlen mußten, zu dem auch der Truft 
beiſteuerte und zu deſſen Hüter er ſich ſelbſt machte. Unter dem neuen Syſtem 
ſoll nun der Schutz auf alle Arbeiter ausgedehnt werden, und die Geſellſchaft 
fol ſämtliche Koſten tragen. Im Falle zeitweiliger Arbeitsunfähigkeit, die 
aus einem Betriebsunfall hervorgeht, ſoll das Opfer 35 Prozent ſeines Lohnes, 
wenn er Junggeſelle, und 50 Prozent erhalten, wenn er verheiratet iſt. Wenn 
ein Verheirateter infolge eines Betriebsunfalls ſtirbt, ſo bezahlt der Truſt der 
Witwe den Lohn des Verunglückten für achtzehn Monate aus, und im Falle 
dauernder Arbeitsunfähigkeit ſoll die Zahlung einen beſtimmten Bruchteil der 
Summe betragen, die im Todesfalle bezahlt würde. In allen Fällen kommt 
noch eine unbedeutende Zahlung für jedes Kind unter ſechzehn Jahren hinzu 
und ein weiterer Zuſatz wird gezahlt, ſobald der Verunglückte länger als fünf 
Jahre vor dem Unfall dauernd in den Dienſten der Geſellſchaft geſtanden hat. 

Dieſe Zahlungen werden freiwillig von der Geſellſchaft geleiſtet. Das 
Schadenerſatzverſprechen wird nicht kontraktlich feſtgelegt, ſo daß es nicht an⸗ 
gängig iſt, die Hilfe der Gerichte anzurufen, wenn die Geſellſchaft ſich weigert 
zu zahlen. Iſt das Opfer eines tödlichen Unfalls ein Ausländer, deſſen 
Familie nicht in Amerika lebt, ſo kann man mit Sicherheit vorausſagen, daß 
weder die Geſellſchaft ſeine Witwe in irgend einem ungariſchen oder ruſſiſchen 
Neſt ſuchen laſſen und ihr das Geld ſchicken, noch daß es der Witwe möglich 
ſein wird, das Geld zu verlangen. Da dieſe Vorausſetzungen auf einen 
großen Prozentſatz der Arbeiter zutreffen, ſo iſt das Anerbieten der Geſellſchaft 
nicht ſo großartig, wie es zuerſt wohl ſcheinen mag. Auch iſt die Zahl der 
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Arbeiter, die länger als fünf Jahre ununterbrochen in den Dienſten der Ge⸗ 
ſellſchaft geſtanden haben, ſehr gering, zumal unter den Handlangern. Sobald 
dieſe eine amerikaniſche Lebenshaltung annehmen und eine Lohnerhöhung 
fordern, aber keine Organiſation hinter ſich haben, die ihre Anſprüche durch⸗ 
drückt, ſo werden ſie auf die Straße geſetzt, und neue Einwanderer treten an 
ihre Stelle. Die Geſellſchaft hofft indeſſen, daß die Beſtimmung der fünf⸗ 
jährigen Dienſtzeit die Wirkung haben wird, die Leute mehr mit ihrer jetzigen 
Lage zu verſöhnen und von Streiks abzuſchrecken, durch die ſie um die ver⸗ 
ſprochene Vergünſtigung kommen. | 

Als die Lohnerhöhung und die neue Art des Schadenerſatzes bekannt 
gegeben wurde, ſchrieb die „New Vork Times“, das angeſehenſte amerika⸗ 
niſche Blatt zur Vertretung der kapitaliſtiſchen Intereſſen: „Dieſe Konzeſſionen 
bildeten einen Teil der Politik des Stahltruſts, der ſeine Arbeiter dadurch 
zur Unterwürfigkeit erziehen und die wirklichen und eingebildeten Beweis— 
gründe des Sozialismus und der Gewerkſchaften entkräften wolle.“ Es fügte 
hinzu: „Alle dieſe Konzeſſionen zuſammen werden, wie man in Wall-Street 
glaubt, die American Federation of Labor entwaffnen, die ſich an die maß⸗ 
gebenden Stellen in Waſhington gegen den Stahltruſt gewendet hat, und 
gleichzeitig der Geſetzgebung über die Haftpflicht der Unternehmer einen Riegel 
vorſchieben.“ Es iſt wohltuend, wenn von ſo zuſtändiger Seite die Erfolge 
der ſozialiſtiſchen und gewerkſchaftlichen Agitation ſo hoch eingeſchätzt werden, 
daß aus Furcht vor ihnen der größte Unternehmer der Welt ſich gezwungen 
ſieht, Verbeſſerungen in den Arbeitsbedingungen zuzugeſtehen. Dennoch be— 
zweifeln wir, ob dieſe Konzeſſionen die beabſichtigte Wirkung haben werden 
oder ob nicht vielmehr die Eiſen⸗ und Stahlarbeiter durch ſie ermutigt werden, 
noch höhere Forderungen zu ſtellen und ſie noch nachdrücklicher zu vertreten. 


Literariſche Kundſchau. 


Dr. H. Lindemann und Dr. A. Südekum, Kommunales Jahrbuch. Zweiter 
Jahrgang. Jena 1909, Guſtav Fiſcher. Erſter Teil: 646 Seiten. Zweiter Teil: 
679 Seiten. Preis 14 Mark, gebunden 15 Mark. 


Der zweite Jahrgang iſt um mehr als 400 Seiten umfangreicher als der (in 
Nr. 30 des 27. Jahrganges der „Neuen Zeit“ beſprochene) erſte Jahrgang. Die 
rieſige Fülle von Einzelheiten der kommunalen Tätigkeit verſuchen die Herausgeber 
durch einige Tabellen überſichtlicher zu machen, zum Beiſpiel über die Löhne der 
ſtädtiſchen Arbeiter, die öffentlichen Bäder, die Schlacht⸗ und Viehhöfe. Eine nütz⸗ 
liche Neuerung ſind die Einleitungen, die aber erſt bei einigen Kapiteln einen Über⸗ 
blick über die Fortſchritte auf dem behandelten Gebiet gewähren, ſo beſonders 
die von Profeſſor Pfeiffer⸗Hamburg über den Stand der Bekämpfung der Krank⸗ 
heiten, Dr. Fritz⸗ Charlottenburg über Volksbildungsweſen. In dieſer Weiſe müßte 
bei jedem Abſchnitt dargelegt werden, welche Maßnahmen bereits allgemein getroffen 
find, und welche als notwendige Neuerungen gefordert werden. Freilich wäre dann 
nicht zu vermeiden, daß auch auf die politiſche Richtung der Antragſteller und 
ihrer Gegner hingewieſen wird. Aber ſchließlich hilft doch alles „neutrale“ Verſtecken⸗ 
ſpielen nichts: in den Gemeindevertretungen platzen die wirtſchaftlichen Gegenſätze 
ebenſo aufeinander wie in den Landes- und Reichsparlamenten, und ein kommunales 
Jahrbuch, als Spiegelbild der Vorgänge, müßte dieſe Gegenſätze erkennen 
laſſen. Das iſt nun leider bei dem vorliegenden Werke nicht der Fall; die Partei⸗ 
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jtellung derer, welche Fortſchritte befürworten oder bekämpfen, wird nicht erwähnt. 
Da die allgemeinen Überſichten zum Teil von Vertretern bürgerlicher Parteien ge⸗ 
ſchrieben werden, iſt unvermeidlich, daß die ſozialdemokratiſchen Beſtrebungen zu 
kurz kommen, das heißt nicht einmal Erwähnung finden. So wird auf die prinzipielle 
Streitfrage, ob Arbeitsloſenzählungen durch Bureauzählung oder hauſierende Zählung 
vorgenommen werden ſollen, in dem Referat von Dr. H. Wolff⸗Halle gar nicht hin⸗ 
gewieſen, obwohl es deshalb in Berlin zu ſcharfen Konflikten zwiſchen der Mehrheit 
der Stadtverordnetenverſammlung und deren ſozialdemokratiſchen Mitgliedern wie 
der Gewerkſchaftskommiſſion kam. Wenn Streitfragen — und wir könnten noch 
eine große Reihe anderer anführen — nicht mit ihrem Für und Wider erwähnt 
werden, kann das Jahrbuch als einſeitige Quelle der Information nur bei den⸗ 
jenigen vollen Beifall finden, denen die Exiſtenz der Sozialdemokratie in den Ge⸗ 
meinden ſo unangenehm iſt, daß ſie ſie am liebſten totſchweigen. 
Der erſte Band enthält noch eine Abhandlung von Dr. Eliſabeth Altmann⸗ 
Gottheiner-Mannheim: Die Frau in der Gemeindevertretung, eine gut 
informierende Überſicht über den jetzigen Stand dieſer mit Recht als beſonders 
wichtig hervorgehobenen Frage. Der zweite Band bringt eine überſicht über die 
Einrichtungen der deutſchen Gemeinden mit mehr als 5000 Einwohnern. Bei Be⸗ 
ſprechung des vorigen Jahrganges hatten wir den Wunſch ausgeſprochen, der zweite 
Band möge als Separatband erſcheinen; das iſt auch geſchehen, aber der erſte Band 
iſt trotzdem nicht ſeparat käuflich — und darauf kommt es uns an. Denn obwohl 
diesmal der zweite Band eine vollkommenere überſicht gibt als im Vorjahr, ſo iſt 
dieſe doch nur für einen kleinen Intereſſentenkreis von Wert, verteuert dagegen 
allen den Preis des Werkes. Und wenn dieſer zweite Teil gar nicht erſchiene, würde 
ſein Fehlen auch keine Lücke hinterlaſſen. Eine ſyſtematiſche, zuſammenfaſſende 
Überſicht über die Gemeindeetats und die beſonders wichtigen Einrichtungen würde 
weit nützlicher ſein als die bloße Aneinanderreihung der Etats der einzelnen Ge⸗ 
meinden. 

Trotz der von uns hervorgehobenen Mängel können wir aber das Kommunale 
Jahrbuch auch unſeren Genoſſen zur Anſchaffung empfehlen. Jede Bibliothek unſerer 
Gemeindefraktionen müßte es beſitzen, da es das einzige Nachſchlagebuch auf kom⸗ 
munalem Gebiet iſt. ew. 


Zeitſchriftenſchau. 


In der „Revue Socialiste, Syndicaliste et Cooperative“ vom März 
behandelt Jacques Debriis unter dem Titel „Für die Kapitaliſierung“ (Pour 
la Capitalisation) die Auffaſſung in der Partei, die über die Altersverſicherung die 
Mehrheit fand. Die Partei hat in ihrer Reſolution von Nimes nicht bloß die Ab⸗ 
geordneten beauftragt, für den Entwurf der Regierung zu ſtimmen, ſondern ſich 
dabei ausdrücklich für das Prinzip der „Verſicherung“ ausgeſprochen. Worin beſteht 
die Verſicherung? Darin, daß man ſich durch Beiträge im voraus gegen künftige 
Gefahr ſichert, in dieſem Fall gegen die Gefahr, im hohen Alter mittellos zu ſein. 
Nach der Statiſtik erreichen 54 Prozent aller Perſonen über achtzehn Jahre das 
fünfundſechzigſte Lebensjahr; mögen die Chancen dabei für andere Klaſſen auch 
günſtiger ſein als für Arbeiter, ſo gibt es doch ſehr viele alte Arbeiter. Bei der 
Methode der Verteilung zahlen alle Arbeiter zwiſchen achtzehn und fünfundſechzig 
Jahren (10800000 Perſonen) alljährlich 18 Franken, alſo ſind 194 Millionen jähr⸗ 
lich zu verteilen; da es nach der Statiſtik 1353000 alte Arbeiter gibt, unter die jene 
Summe zu verteilen wäre, ſo könnte jeder jährlich eine Penſion von 144 Franken 
bekommen. Das iſt die Methode der Verteilung, die im Grunde gar keine Ver⸗ 
ſicherung iſt, denn keiner erhält von dem Gelde, das er bezahlt hat, etwas zurück, 
ſondern die jungen Arbeiter unterhalten durch ihre Beiträge ihre alten Klaſſen⸗ 
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genoſſen. Jede Anderung der äußeren Umſtände wirft die Berechnungen um, und 
eine Herabſetzung der Altersgrenze auf ſechzig Jahre würde eine Erhöhung der 
Beiträge oder eine Verringerung der Renten mit ſich bringen. Nun fordern die 
Gewerkſchaften Zuſchüſſe vom Staate; aber dieſe bilden keine „Verteilung“ mehr, 
ſondern einfach eine Armenunterſtützung. Und jede Schwierigkeit des Staates 
(Krieg, Steuerausfall, Kriſe) kann bewirken, daß er ſeine Unterſtützung verringern 
muß. Es beſteht keine Sicherheit, man lebt von der Hand in den Mund, weil 
keine Reſerven, keine Kapitalien da ſind. Die Kapitaliſation beruht auf einem 
anderen Prinzip; wenn 100000 Leute von achtzehn Jahren 18 Franken zahlen, das 
Geld mit 3 Prozent verzinſen, und ſo alljährlich ihren Beitrag weiter zahlen, 
während nichts ausgegeben wird, und das Kapital durch Zinſeszinſen wächſt, ſo 
ſteht den 54000 Überlebenden im fünfundſechzigſten Lebensjahre ein Kapital von 
178 Millionen zur Verfügung, und jeder kann daraus eine Rente von 354 Franken 
bekommen, nahezu zweieinhalbmal ſoviel wie bei der Verteilungsmethode. Hier 
hat man eine wirkliche Verſicherung; man hat eine Sicherheit durch das zuſammen 
erſparte und verzinſte Kapital, woran auch die inzwiſchen Verſtorbenen mitgezahlt 
haben. 

Nun werfen die Gegner dieſes Syſtems ihm vor, ihm fehle jede Bürgſchaft 
für die richtige Verwendung der Kapitalien. Sie fürchten, der Staat könne dieſe 
Kapitalien zu anderen Zwecken verwenden. Der Staat ſpielt aber nur die Rolle 
des Verwalters und der Oberaufſicht; den Verſicherten ſtehen außer den unmittelbar 
vom Staate verwalteten Kaſſen noch viele private, örtliche oder Verbandskaſſen 
offen, wobei der Staat nur finanzielle Kontrolle ausübt. Jeder Verſicherte erhält 
alljährlich eine Abrechnung auf Grund mathematiſcher Rechnungen aufgeſtellt. Kann 
man größere Sicherheit verlangen? 

Nun wird offen die Furcht ausgeſprochen, es ſei ſchwierig, für 200 Millionen 
jährlich eine ſichere Anlage zu finden. Die engliſchen Verſicherungsgeſellſchaften 
wiſſen aber ganz andere Summen unterzubringen. Man könnte ſie nach dem Vor⸗ 
ſchlag Millerands in Staatsunternehmungen unterbringen; dann käme es aber auf 
die alte Verteilung hinaus, da die Renten aus den Staatseinkünften bezahlt werden 
würden. Und kein Privatmann wird für ſein ganzes Kapital an einer einzigen 
Stelle Anlage ſuchen. Auch verlangte Millerand es, daß man Handel und Induſtrie 
dieſe Millionen zur Verfügung ſtellte, ſtatt ſie brach liegen zu laſſen. Wer garantiert 
uns aber, daß ſie dann nicht nach Rußland gehen für ruſſiſche Staatsanleihen? 
Beſſer wäre die Verwendung dieſer Kapitalien für ſoziale Unternehmungen. In 
Deutſchland ſind die Verſicherungskapitalien etwa ſo angelegt: 239 Millionen Mark 
für Arbeiterwohnungen, 95 Millionen für Agrarkredit, Hypotheken, Lokalbahnen uſw., 
340 Millionen für Spitäler, Sanatorien, Kolonien und Aſyle verſchiedener Art; 
54 Prozent der Kapitalien, aus denen die Unfallrenten bezahlt werden, ſind in ſolchen 
Sozialen Unternehmungen untergebracht und bringen dieſelben Zinſen wie andere 
Unternehmungen. Nun fordert die ſozialiſtiſche Partei immer die Verſtaatlichung 
der Naturſchätze, wie der Uenzaerzlager und der Waſſerkräfte der Alpen. Wenn 
es richtig iſt, daß der Staat dieſe beſſer und ſicherer als Private ausbeuten kann, 
| weshalb dafür dann nicht die Kapitalien der Altersrenten verwenden? Und ſchließlich 
könnte das Genoſſenſchaftsweſen durch die Penſionskaſſen mit Kapitalien verſehen 
werden; was wäre ſchöner, als daß die Beiträge der Arbeiter für ihre Alters⸗ 
renten zugleich ihren Großeinkaufsgeſellſchaften die nötigen Mittel verſchafften? 
So dringt das Proletariat ſelbſt in den kapitaliſtiſchen Mechanismus ein und lernt 
ihn zu gebrauchen. 

„The Socialist Review“ vom Mai enthält einen Aufſatz von S. V. Dorais⸗ 
wami über „Die Arſache der Unzufriedenheit in Indien“. Die Bewegung in 
Indien, die immerfort tiefer geht, findet ihren unmittelbaren Anlaß in der Teilung 
Bengalens im Jahre 1905, die ein Willkürakt des Vizekönigs Lord Curzon war. 
Als neulich Morley Reformen für Indien ankündete, ſagte ein Erzbureaukrat, Lord 
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Macdonell, daß dieſe vier Jahre zu ſpät kämen und nichts helfen würden, wenn 
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nicht jene Teilung Bengalens, der größte Mißgriff ſeit der Eroberung durch Clive, 
wieder rückgängig gemacht würde. Lord Curzons Prinzip war der Imperialismus; 
nur das Intereſſe der europäiſchen Staaten gilt und die Völker des Oſtens ſollten 
ohne Murren gehorchen und ſich als eine Viehherde behandeln laſſen. Dadurch 
ſtieg die Unzufriedenheit immer mehr, bis ſchließlich die Teilung Bengalens die 
Empörung auf die Spitze trieb. Die alte Provinz Bengalen mit 85 Millionen Ein⸗ 
wohnern, 63 Millionen Hindus (wovon 30 Millionen Bengalis) und 21 Millionen 
Mohammedaner, wurde in zwei Teile getrennt, und aus der Oſthälfte zuſammen mit 
Aſſam eine neue Provinz gebildet. Dadurch wurde das Volk der Bengalis, das 
ſchon ein einheitliches Nationalbewußtſein entwickelte, zerriſſen und in der Oſthälfte 
zu einer einflußloſen Minorität gegen die dort wohnenden 12 Millionen Moham⸗ 
medaner gemacht. Die Abſicht bei der Teilung ging eben dahin, die Macht der 
rückſtändigen, England ergebenen Mohammedaner zu vergrößern, die Bedeutung 
Kalkuttas als Zentrum politiſchen Lebens zu verringern, und mehr Stellen für die 
Bureaukratie zu ſchaffen, alſo kurz, die Macht des Fortſchritts zu brechen. Dieſer 
Charakter tritt auch darin zutage, daß die Maßnahme zuerſt geheim gehalten wurde 
und dann plötzlich die öffentliche Meinung überraſchte. Ganz Indien, bis in ſeine 
gemäßigten Schichten, wendete ſich dagegen; fünfhundert Proteſtverſammlungen 
wurden durch ganz Indien abgehalten, eine von 60000 Perſonen gezeichnete Adreſſe 
wurde an das Parlament geſchickt, aber es half nichts. Dem Übeljtand, daß die 
Provinz zu groß für die Verwaltung geworden war, hätte in anderer Weiſe ab⸗ 
geholfen werden können, ohne die Einheit der Bengalis zu zerſtören. Daß es ge⸗ 
rade auf dieſe Zerſtörung abgeſehen war, beweiſen die Argumente des Vizekönigs, 
daß es nicht gut für ein Volk ſei, wenn die öffentliche Meinung, oder was dafür 
gilt, in einem Zentrum von wenigen Perſonen gemacht wird; und daß die Entſtehung 
mehrerer Zentren unabhängigen Denkens mit lokalen Aſpirationen gefördert werden 
muß, damit nicht das erwachende Intellekt Bengalens zu früh in eine ſtarre Form 
gepreßt wird. Darin wird die machiavelliſtiſche Abſicht klar ausgeſprochen. Von 
der liberalen Regierung Bannermans wurde erwartet, ſie werde jene Zerſtücklung 
Bengalens aufheben; aber Miniſter Morley, obgleich er anerkannte, daß ſie den 
Wünſchen der Bevölkerung widerſprach, weigerte ſich, ſie aufzuheben. Er zeigte 
ſich gleichfalls als Autokrat, indem er es ablehnte, eine Deputation von indiſchen 
Intellektuellen, Unternehmern und Grundbeſitzern zu empfangen. Bei der Debatte 
am 30. Juni 1908, wobei Curzon ſich verteidigte, hat ſich gezeigt, daß England 
nicht mehr die weitblickenden Politiker beſitzt, die es von unheilvollem Wege zurück⸗ 
halten könnten. Es handelt ſich hier nicht um eine Kleinigkeit, ſondern um ein 
Prinzip, um den Kampf zwiſchen der Bureaukratie und dem Volke, das ſeine Geſchäfte 
ſelbſt verwalten will. Die Regierung engt die Rechte und Freiheiten des Volkes 
immer mehr ein; durch ungerechte Beſtimmungen drückt ſie den Einfluß der Hindus 
gegenüber dem der Mohammedaner herunter. Die natürliche Folge iſt die Ent⸗ 
ſtehung einer radikalen Partei, die alles Zutrauen zu England verloren hat, und 
die gewaltſame Unterdrückung, die Knebelung der Preſſe, die Verbannung angeſehener 
Führer hat dann anarchiſtiſche Methoden emporkommen laſſen. Vor allem war es 
der Leutnant Curzons, Sir Joſeph Fuller, der als Gouverneur Oſtbengalens wütete 
wie ein Stier in einem Porzellanladen, bis er ſchließlich abberufen werden mußte. 
Andere Urſachen der Unzufriedenheit kamen hinzu; das Schulgeſetz brachte keine 
Verbeſſerungen des Schulweſens, auch nicht den heiß verlangten techniſchen Unter⸗ 
richt, ſondern bloß Einſchränkung der Unabhängigkeit der höheren Schulen. Aber 
die Hauptſache für die liberale Regierung, will ſie die Empörung Indiens be⸗ 
ſchwichtigen, bleibt die Aufhebung der Zerſtücklung Bengalens, womit England 
ſeine beſten Freunde in bittere Feinde verwandelt hat. | N 
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Der Gang der beſchichte. 
Berlin, 25. Juni 1910. 

Und wieder ein Sieg! Die Wahl in Friedberg⸗Büdingen hat zum erſtenmal 
die rote Fahne über einem Wahlkreis aufgepflanzt, der bisher lange Jahre 
durch einen als Nationalliberaler verkleideten Agrarier vertreten war. Es 
darf als ein beſonders günſtiges Zeichen betrachtet werden, daß diesmal der 
Freiſinn ſeine politiſche Schuldigkeit getan und in einer ehrlichen Erklärung 
von vornherein die in ſeinem wie im nationalen Intereſſe einzig richtige 
Wahlparole ausgegeben hat: nämlich Unterſtützung des ſozialdemokratiſchen 
Kandidaten. Wir wiſſen wohl, daß eine Schwalbe noch lange keinen Sommer 
macht, aber es liegt auch kein Anlaß vor, einen erſten Schritt der Beſſerung 
zu verkleinern. 

Der ſozialdemokratiſche Sieg iſt um ſo erfreulicher, als die Bündler mit 
den gemeinſten Waffen gekämpft, unter anderem die Sozialdemokratie als An: 
ſtifterin eines Bombenattentats und Raubmordverſuchs denunziert haben, 
deſſen Schauplatz in den Tagen der Wahl das Städtchen Friedberg war. 
Knuten⸗Ortel und ſeinesgleichen ſchweigen ſich über dieſe Heldentat aus; um 
ſo geſprächiger ſind ſie in ihrer Wut über den „Verrat des Freiſinns“ und 
hecken den ſchamloſen Plan aus, durch ein organiſiertes Spionageſyſtem die 
geheime Abſtimmung bei den Reichstagswahlen zu beſeitigen. Natürlich iſt 
nichts dagegen einzuwenden, daß ſie aus ihrem Herzen keine Mördergrube 
machen; je offener ſie ihr wahres Geſicht enthüllen, um ſo abſchreckender iſt 
die Wirkung, und nichts kann uns willkommener ſein, als daß ſie das Grauen 
offenbaren, womit ſie das Steigen der roten Flut erfüllt. 

Gegenüber den fröhlichen Vorboten des nahenden Gerichtes macht das 
Geraune und Gerede über den Wechſel, der kürzlich im preußiſchen Miniſterium 
ſtattgefunden hat, einen recht kläglichen Eindruck. Ob Herr v. Moltke durch 
Herrn v. Dallwitz im Miniſterium des Innern oder Herr v. Arnim durch 

Herrn v. Schorlemer⸗Lieſer im Miniſterium für Landwirtſchaft erſetzt worden 
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ift, was liegt daran? Und was liegt daran, daß die nationalliberale Fraktion 
durch ihr offizielles Organ, eben dieſer Miniſterernennungen willen, eine ge⸗ 
harniſchte Kriegserklärung an Herrn v. Bethmann Hollweg richtet? Daraus 
ſpricht ja doch nur die Wut darüber, daß die ewigen Miniſterhoffnungen der 
Fraktion Drehſcheibe wieder getäuſcht worden ſind, und wenn ſie wirklich er⸗ 
füllt worden wären, was läge daran? Die paar Nationalliberalen, die je, 
mit Herrn Miquel an der Spitze, auf einen Miniſterſeſſel gekommen ſind, 
haben ſich ſtets als die ergebenſten Junkerknechte bewährt. 

All das Kuliſſengeſchwätz darüber, weshalb die einen gegangen und die 
anderen gekommen ſind, iſt keinen Pfifferling wert. Bedeutet es an ſich ſchon 
die reine Utopie, daß ein einzelner Miniſter an dem alten Gebäude des preußiſchen 
Junker⸗, Militär⸗ und Polizeiſtaats irgend etwas ändern könne, ſelbſt wenn 
er wollte, ſo hat in unſeren Tagen jede Befürchtung oder Hoffnung dieſer Art 
nicht einmal ſo viel wirkliches Gewicht wie ein Spinnwebe. Verglichen mit 
den Miniſtern, die heute kommen und gehen, wie das Laub am Baume grünt 
und welkt, waren ſelbſt die vormärzlichen Miniſter noch eine Art von Charakteren, 
oder ſie hatten doch wenigſtens Phyſiognomien, die ſich voneinander abhoben, 
während von den nahezu hundert Miniſtern, die unter der Regierung des 
gegenwärtigen Kaiſers verbraucht worden ſind, ſich mindeſtens neunzig ſo wenig 
voneinander unterſchieden wie die Blätter eines Baumes. 

Es wäre voreilig, daraus zu folgern, daß die Miniſter vor ſechzig Jahren 
ihren Nachfahren an Charakter und Geiſt überlegen geweſen ſeien. Das wäre 
für jene eine unverdiente Schmeichelei und für dieſe eine unverdiente Herab⸗ 
ſetzung. Vielmehr erſcheinen die Alteren und die Neueren nur unter ver⸗ 
ſchiedener Beleuchtung. Der Schwerpunkt der hiſtoriſchen Entwicklung hat 
ſich von oben nach unten, von den regierenden Perſonen in die regierten 
Maſſen verſchoben; aus der Tiefe bricht das Licht der Zeit, worin die ſo⸗ 
genannten Spitzen von Geſellſchaft und Staat grau und ſchattenhaft er⸗ 
ſcheinen. In etwas abweichendem Sinne beginnt ſich das bekannte Wort 
Johann Jacobys zu erfüllen; es kommt mehr darauf an, was in dem kleinſten 
Arbeiterverein, als was in ſämtlichen Miniſterien des preußiſchen Staates 
geſchieht. Und aller Wechſel von Perſonen in den Miniſterien bedeutet 
nicht mehr als die Unruhe eines Kranken, der ſich bald auf die eine, bald 
auf die andere Seite wälzt, weil er das Herannahen des Endes in allen 
Gliedern ſpürt. 

Von einer anderen Seite her iſt es nur dieſelbe Sache, wenn heute das 
Junkertum als eigentlicher Beherrſcher des preußiſchen Staates viel heller be⸗ 
leuchtet daſteht als ehedem, beleuchtet eben durch das Licht aus der Tiefe. 
Vor hundert Jahren war es erſt eine ſehr ſpärlich geſäte Erkenntnis, wenn 
Chamiſſo ſang: Und der König abſolut, wenn er unſern Willen tut, oder der 
Profeſſor Kraus in Königsberg, der Nachfolger Kants, meinte, Preußen ſei 
gar keine Monarchie, ſondern nur eine etwas verſchleierte Ariſtokratie. Noch 
in der Revolution von 1848 hat die Mißachtung und Verkennung der junker⸗ 
lichen Macht eine manchmal ſehr verhängnisvolle Rolle geſpielt, und ſogar in 
ſozialdemokratiſchen Kreiſen konnte man noch vor einigen Jahrzehnten das 
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Wort Eugen Richters wiederholt hören: Wenn die Regierung ihre Hand von 
den Junkern zöge, ſo kämen ihrer nicht ſo viele, wie eine Droſchke zu faſſen 
vermöge, in den Landtag. 

Heute täuſcht ſich niemand mehr ſo über die wirkliche Lage der Dinge. 
Heute beginnt auch dem blödeſten Philiſter die Erkenntnis zu dämmern, wo 
eigentlich der Feind ſteht. Davon iſt das Junkertum ſchwerlich ſehr erbaut. 
Es war ja viel bequemer, wenn es den „geheiligten Willen des Königs von 
Gottes Gnaden“ als Vorſpann für ſeine eigenſichtigen Pläne benutzen, wenn 
es die Krone in den Vordergrund ſchieben konnte, ſobald die Gefahr drohte, 
daß Prügel einzuheimſen waren. Das iſt nun vorbei; die Junker müſſen ſelbſt 


für die Zeche aufkommen, die ſie gemacht haben, und wie wenig wohl ihnen 


dabei zumute iſt, zeigt ihre Wut über die ſozialdemokratiſchen Wahlerfolge, 
eine Wut, die ihnen manchmal ſchon den Verſtand zu rauben droht. Sie 
werden ſicherlich mit Nägeln und Zähnen um ihre Herrſchaft kämpfen, und 
um ſie zu erhalten vor keiner noch ſo giftigen und ſchmutzigen Waffe zurück⸗ 
ſchrecken; aber ſie ſind wirklich nicht mehr recht geſcheit, wenn ſie Pläne aus⸗ 
plaudern, die zunächſt doch keine andere Wirkung haben können, als den Zorn 
der Maſſen, der ſie bedroht, ins Ungemeſſene zu ſteigern. 

Solange ſie ihrer Sache noch ſicher waren, haben ſie wohl gewußt, daß 
man von reaktionären Streichen nicht ſchwatzen darf, ſolange man noch nicht 


in der Lage iſt, ſie auszuführen. Die holden Träume der Bismarck und Hammer⸗ 
ſtein, die Arbeiterbewegung in einem Blutbad zu erſticken, ſind erſt lange nach 
dem Tode dieſer genialen Staatsmänner ans Tageslicht gekommen. Die er⸗ . 
leuchteten Denker vom Schlage des Knuten⸗Ortel jedoch ſind nicht ſo vorſichtig 


mehr und drohen, das öffentliche Leben durch ein infames Spionageſyſtem zu 
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vergiften, falls die Maſſen dem Schnapsblock nicht willige Gefolgſchaft leiſten. 
So hörbar hat dieſer Block in ſeinem inneren Gefüge noch nicht gekracht und 
geknarrt; ſchließlich iſt doch ſchon fürs Tollhaus reif, wer ſeine Gegner damit 
einzuſchüchtern droht, daß er ſich ſelbſt die Kehle abzuſchneiden droht. 

Begreifen kann man bei alledem die Empfindung der Junker, daß für ſie 
Matthäi am Letzten iſt. Das Junkertum iſt eine ökonomiſch längſt bankrotte 
Klaſſe: oft iſt prophezeit worden und auch mit Recht, daß es ſich nur durch 
immer tiefere und unverſchämtere Griffe in den allgemeinen Säckel an der 
Herrſchaft erhalten könne und ſomit einmal ein Ende mit Schrecken nehmen 
müſſe. 

Aber der Zeitpunkt dieſes Endes iſt nicht minder oft mit allzu vor— 
eiligem Optimismus berechnet worden; nach jedem neuen Attentat der Junker 
hoffte man, daß nunmehr auch die Geduld des guten Bürgers erſchöpft ſein 
werde, und immer hoffte man vergebens. Nun aber ſcheint das Faß am Über- 
laufen zu ſein; ein ſozialdemokratiſcher Wahlſieg nach dem anderen ſteigt am 
Himmel der Junker als drohendes Menetekel auf, und dieſe edle Raſſe weiß 
ſehr gut, daß ſie dies Spiel am letzten Ende verlieren muß, trotz aller Kraft⸗ 
ſtreiche, die ſie noch wagen mag. Auf die Dauer läßt ſich kein großes Volk 
von einer bankrotten Klaſſe ausplündern, und ſelbſt den Schlotjunkern der 
großen Induſtrie, ſoviel innere Wahlverwandtſchaft ſie mit den Landjunkern 
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verbinden mag, werden die Soldanſprüche dieſer Prätorianergarde nachgerade 
unerſchwinglich. a 

Laſſen wir alſo die Dallwitz und Schorlemer-Lieſer ihr Fliegendaſein 
führen, wie es der Tag gebiert und endet; der große Gang der Geſchichte 
zeigt ſeine Flammenſpur in den wachſenden Siegen der Arbeiterklaſſe. 


X Zur Parteilage in Italien. 
Rz Don Oda Olberg (Rom). 


Viele Anzeichen deuten darauf hin, daß in den italieniſchen Parteikreiſen 
eine weitgehende Unzufriedenheit herrſcht. Der Parteitag von Florenz hat alle 
Parteiorgane, ſowohl den Parteivorſtand als den „Avanti“, den Reformiſten 
zugeführt, die ohne Minderheitsvertretung nach ihrem Belieben ſchalten und 
walten konnten. Für die Reformiſten war ſo gleichſam eine Ara des Welt⸗ 
friedens angebrochen, da die kleinen Reſte der intranſigenten Fraktion ſich in 
den Schmollwinkel der Tatenloſigkeit zurückzogen, während die Syndikaliſten 
außerhalb der Partei ihre Entwicklung zum Anarchismus oder zum bürger⸗ 
lichen Individualismus vollendeten und damit ihren Rückhalt in der Arbeiter⸗ 
klaſſe und die politiſche Bedeutung einbüßten, die ſie eine Zeitlang zweifellos 
gehabt haben. Wie hat nun der reformiſtiſche Flügel dieſe faſt zweijährige 
Periode ſeines abſoluten Übergewichtes benutzt? Hat er irgend eine der für 
ſeine Anſchauungen charakteriſtiſchen Forderungen verwirklicht, hat er die prak⸗ 
tiſchen Früchte gezeitigt, die er dem Proletariat verheißen? 

Um dieſe Frage zu beantworten, müſſen wir zunächſt verſuchen, uns Rechen⸗ 
ſchaft über die Merkmale abzulegen, die für den italieniſchen Reformismus 
charakteriſtiſch ſind. Da iſt ein Charakteriſtikum, von dem ſich alle anderen 
ableiten laſſen: die Reformiſten ſind vor allem Empiriker. Sie ſind Feinde 
der vorgefaßten Formel und haben kaum mehr als ein mitleidiges Lächeln 
für jene zukünftige Geſellſchaft, die als ſozialiſtiſches Ideal die Maſſen begeiſtert 
hat. Eine Partei, die ſich durch die Erfahrungen des Augenblicks und Einzel⸗ 
lebens meiſtern läßt, iſt aber natürlich den Ereigniſſen des Tages in ganz 
anderer Weiſe ausgeliefert als eine ſolche, die ihre Leitſätze der geſchichtlichen 
Erfahrung der Jahrhunderte entnimmt und ihren Blick auf Ziele richtet, die 
einer ganz anderen Perſpektive bedürfen, als ſie unſere Tagespraxis zuläßt. 
Als Empiriker leben die Reformiſten taktiſch von der Hand in den Mund. 
Sie legen ſich nicht feſt, ſie binden ſich nicht: ſie ſchwimmen mit dem Strome. 
Und ſie tun das nicht, weil der Strom ſie fortreißt, ſondern weil ſie in der 
Anpaſſung die höchſte politiſche Weisheit ſehen und einer Formel vom „ge⸗ 
ringſten Kraftaufwand“ huldigen, deren Anwendung beſonders dann leicht er⸗ 
ſcheint, wenn man die Quantität des Aufwandes für ausſchlaggebender anſieht 
als das durch ihn erreichte Reſultat. Charakteriſtiſch für den Empiriker iſt 
eben jene Hingabe an die Tatſache, deren Ergebnis ſich nicht in dem äußert, 
was man leiſtet, ſondern in dem, was man erwiſcht. Nicht in dem, was man 
aus ſich macht, ſondern in der Stellung, die man den anderen gegenüber ein⸗ 
zunehmen verſteht, Faſt wäre man verſucht, zu jagen, daß das Charakteriſtiſche 
hier gerade darin liegt, nichts Charakteriſtiſches zu haben. 

Wenn man aber den Reformiſten näher in ihr Programm leuchtet, ſo findet 
man doch auch einige poſitive Merkmale. In erſter Linie die Auffaſſung, daß 
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der berufene Träger der ſozialiſtiſchen Bewegung die Gewerkſchaften und die 
Genoſſenſchaften ſeien. Daneben, wenn auch in merkwürdigem Widerſpruch 
zu dieſer Auffaſſung — Erfahrung iſt nicht konſequent und braucht es auch 
nicht zu ſein —, die Anſicht, daß die parlamentariſche Aktion große Bedeutung 
für das Proletariat hat, nicht als eine Form des Ausdrucks proletariſcher 
„Macht, ſondern als eine Macht an ſich, die durch geſchicktes Fördern und 
Hemmen der im Parlament zur Geltung kommenden Intereſſenſtrömungen 
für das Proletariat Vorteile erringen kann, welche Vorteile für die Maſſen 
eben nur jenen „geringſten Kraftaufwand“ erfordern, einen ſozialiſtiſchen Ab⸗ 
geordneten zu wählen, der dann nach eigenem Ermeſſen, fern vom Verſtändnis 
der ungebildeten Menge, deren Intereſſen vertritt und deren Kämpfe kämpft. 
Ferner iſt es für die italieniſchen Reformiſten bezeichnend, daß ſie wohl die 
Grenze nach links ſehr ſcharf, die nach rechts aber möglichſt undeutlich zu 
ziehen ſuchen. Wenn man — um uns über die Ortsbeſtimmung zu verſtändigen — 
die Ablehnung der heutigen Zuſtände und Inſtitutionen, die in den Anarchiſten 
den höchſten Grad erreicht, als äußerſten linken Punkt annimmt, ſo daß die 
Sozialiſten zu ihrer Linken die Anarchiſten und Syndikaliſten, zu ihrer Rechten 
die Republikaner und Radikalen hätten, ſo finden wir bei den Reformiſten 
ſtets das Beſtreben, ſich gut mit ihren Nachbarn zur Rechten und möglichſt 
ſchlecht mit denen zur Linken zu ſtellen. Weiter halten ſich die Reformiſten 
für die berufenen Sachwalter der Intereſſen der Beamtenſchaft, und wenn 
wir die Parteifraktion je einen größeren Kraftaufwand machen ſehen, ſo handelt 
es ſich ſtets, wie bei der jüngſten Rede Turatis bei der Diskuſſion über das 
Budget des Innern, um Intereſſen der Beamtenſchaft. Die Auffaſſung, daß 
der Sozialismus die Intereſſen der produzierenden Klaſſe gegen die der para⸗ 
ſitären zu wahren hat, macht hier einer anderen Platz, die in dem Sozialismus 
den Verteidiger der Schwachen gegen die Starken, der Mageren gegen die 
Fetten ſieht. Hier tritt jener philanthropiſche Charakter des Reformismus 
hervor, der ſich unfehlbar einſtellt, ſobald der Klaſſencharakter zurücktritt. 
Aus dem Geſagten geht hervor, daß man den Reformismus als Ganzes 
nicht richten kann und nicht das Recht hat, zu ſagen, daß die Ereigniſſe ihn 
beſtätigt oder verworfen hätten. Denn um ein Ganzes zu ſein, müßte den 
Reformismus eine einigende Idee beſeelen, er müßte ein theoretiſches Rückgrat, 
einen doktrinären Umriß haben, den er nicht hat. Da er ſich in tauſendfältiger 


prinzipieller Anpaſſung zerfaſert, kann man das Fazit ſeiner Erfolge und Miß⸗ 
erfolge einzig dadurch ziehen, daß man das von ihm im Einzelfall Erreichte 


an dem im Einzelfall Gewollten mißt. 


Was iſt auf dem Gebiet des Zuſammenwirkens mit den Gewerkſchaften 


erreicht worden? Die größte Zentralorganiſation der italieniſchen Gewerkſchafts⸗ 
bewegung, die Konföderation der Arbeit, liegt in Händen von Vollblutrefor⸗ 
miſten. Eine Haupterrungenſchaft des Parteitags von 1908 ſollte es ſein, ein 
beſtändiges und regelmäßiges Einvernehmen zwiſchen Konföderation und Partei 
herzuſtellen, ein gegenſeitiges Unterſtützen durch Rat und Tat und ſolche ſchönen 
Dinge mehr. Faſt ſchien es, als hätte man den Gewerkſchaften ein allzu großes 
Entſcheidungsrecht in Parteiſachen eingeräumt. In der Praxis hat ſich die 
Sache ſo geſtaltet, daß ein Einvernehmen zwiſchen Parlamentsfraktion und 
Konföderation nicht einmal angebahnt wurde, fo daß Genoſſe Morgari feſt⸗ 
ſtellen mußte, daß zwiſchen den Sekretariaten der beiden Körperſchaften kaum 
irgend eine Beziehung, geſchweige denn ein regelmäßiger Meinungsaustauſch 
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2 —beſtände. Differenzen haben ſich ergeben, ſoweit es irgend möglich war, ſo 
bei Gelegenheit der Demonſtration gegen den Zarenbeſuch, und das „Ein⸗ 
vernehmen“ hat ſchließlich ſeinen Höhepunkt in dem Vorſchlag erreicht, der 
von gewerkſchaftlicher Seite ausging, in Italien eine Arbeitspartei nach dem 
Muſter der engliſchen Labour Party ins Leben zu rufen. Die Gewerkſchaften 
haben alſo das Werben des Reformismus nicht mit Gegenliebe beantwortet. 
Sie zeigen vielmehr durch die Sympathie, mit der ſie den Plan der Gründung 
einer eigenen Gewerkſchaftspartei aufnehmen, daß ſie von den Reformiſten nichts 
verlangen und auch nichts erwarten. Man leſe hierüber das Urteil, das die 
Confederazione del Lavoro dem Vorſchlag der neuen Parteigründung folgen läßt: 

„Niemandem kann die Wichtigkeit der aufgeworfenen Frage entgehen. Der Ge⸗ 
danke, eine Parlamentsfraktion der Arbeit zu gründen, iſt uns oft durch den Kopf 
gegangen und kehrt jedesmal wieder, wenn wir beklagenswerten Schauſpielen des 
Politikantismus beiwohnen. Eine Parlamentsfraktion, die direkt von der Konföde⸗ 
ration abhinge, würde im Grunde nur den Ausbau des Programms darſtellen, das 
ſich die Konföderation von Anfang an vorgezeichnet hat. Wie man die direkten 
Vertreter der Gewerkſchaften in die techniſchen und beratenden Körperſchaften des 
Staates beruft, fo ſollte man fie auch in das Parlament wählen. ... Gründe zu⸗ 
gunſten dieſer Theſe gibt es im Überfluß; ſie ſpringen einem in die Augen, und 
die Parteien der äußerſten Linken tun ihr möglichſtes, um ſtets neue beizubringen. 
Trotzdem ſind wir immer vorſichtig geweſen in der Außerung zu dieſer Frage, weil 
es uns Pflicht ſchien, uns auf unſere eigene Reife zu prüfen. Wer leiſtet uns Gewähr 
dafür, daß die Gewerkſchafter anders oder beſſer ſein werden als die politiſchen 
Parteien? Ach, die Antwort war bis jetzt wenig ermutigend! Wieviel organiſierte 
Arbeiter ſind heute die wärmſten Verfechter einer reinen Parteipolitik an Stelle 
weitſichtiger Klaſſenpolitik. Und dies ſowohl in der ſozialiſtiſchen wie in der republi⸗ 
kaniſchen Partei.“ 


Als Quittung für zwanzig Monate langes Hinſchmelzen der Reformiſten 
zum Beſten der Gewerkſchaftsbewegung iſt dieſes Dokument nicht eben er⸗ 
freulich. Wenn ſich die Reformiſten trotzdem darüber freuen, ſo ſpricht das 
für eine hochgradige Genügſamkeit. Die Konföderation ſagt doch im Grunde 
in ziemlich deutlichen Worten, daß ſie mit der Art, wie die ſozialiſtiſche Partei 
die politiſchen Intereſſen der Arbeiter vertritt, nicht zufrieden iſt. Darin liegt 
entweder der Vorwurf, daß die Partei ihre Pflicht nicht getan hat, oder der 
andere, daß es der Partei nicht gelungen iſt, in der organiſierten Arbeiter⸗ 
ſchaft das Bewußtſein und die richtige Einſchätzung der derzeitigen Macht⸗ 
mittel der ſozialiſtiſchen Partei und die Einſicht in ihre taktiſchen Wege zu 
wecken. Der „Avanti“ fühlt dieſen Vorwurf gar nicht, beleuchtet gefällig den 
neuen Plan und ſcheint es einfach ſelbſtverſtändlich zu finden, wenn die Ge⸗ 
werkſchaften über die ſozialiſtiſche Partei zur Tagesordnung übergehen. 

Denſelben ſtillbeſcheidenen Sinn müßten die Reformiſten an den Tag legen, 
wenn ſie mit ihrer parlamentariſchen Aktion zufrieden ſein wollten. Seit die 
neuen Wahlen die ſozialiſtiſche Kammerfraktion von 26 auf 42 erhöht haben, 
iſt auch nicht ein einziges der Geſetze durchgedrungen, die Turati vor dem 
Wahlkampf für dringend und wichtig erklärt hat. Kein Arbeiterſchutzgeſetz, 
nicht einmal die ſo kümmerliche Mutterſchaftsverſicherung, mit der die Re⸗ 
gierung ſeit faſt fünf Jahren ſchwanger geht. Freilich ſoll ja die goldene 
Zeit der Ernte erſt jetzt hereinbrechen, wo die ganze Kammer ſich in einen 
großen Mehrheitsſumpf verwandelt hat; aber ſelbſt wenn dieſer Schlamm eine 
reiche Vegetation ſozialer Geſetze hervorbringen ſollte, ſo könnte doch kein 
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Menſch mit normalem Verſtand irgend einen Teil des Verdienſtes unſerer 
Parteifraktion zuſprechen, die man gar nicht braucht, deren Stimmen über⸗ 
flüſſig ſind, die kaum eine andere Funktion erfüllt als die, die übergroße 
Mehrheit Luzzattis politiſch zu kompromittieren und in die neue bürgerliche 
Ara der Bruderliebe die ſtörende Erinnerung an eine Kampfpartei hinüber⸗ 
zuleiten. Daß die Sozialiſtiſche Partei heute in der Kammer mehr Preſtige 
genießt als in früheren Jahren, glaubt ſie ſelbſt nicht. Um nur ja keinen 
Zweifel aufkommen zu laſſen, hat die Mehrheit ihr noch den auf den Namen 
Andrea Coſtas eroberten Vizepräſidentenſitz abgenommen. Dem „geringſten 
Kraftaufwand“ entſpricht hier der geringſte Erfolg. Wie wenig die Arbeiter: 
ſchaft durch dieſe Taktik ihre Intereſſen gewahrt glaubt, ſieht man ja aus 
dem Vorſchlag, eine Arbeitspartei zu ſchaffen. 

Was nun die Stellung zu den „verwandten Parteien“ betrifft, ſo iſt hier 
der Mißerfolg der reformiſtiſchen Taktik ſogar den Reformiſten ſelbſt zum 
Bewußtſein gekommen. Wohl hat die Partei bei den Wahlen eine ausgiebige 
Bündnispolitik getrieben, aber das hat keineswegs die Republikaner der 
Romagna gehindert, bei Stichwahlen ihre Stimmen dem bürgerlichen Kan⸗ 


didaten zuzuführen und ihm gegen den Sozialiſten zum Siege zu verhelfen. 


In der Kammer ſelbſt iſt ein Bündnis und Einvernehmen der äußerſten 
Linken nicht zuſtande gekommen. Radikale, Republikaner und Sozialiſten 
gehen alle ihre eigenen Wege, und als in das Kabinett Luzzatti zwei Radikale 
als Miniſter und zwei als Unterſtaatsſekretäre eintraten, da war nicht davon 
die Rede, daß die äußerſte Linke als Ganzes über die Bedingungen befragt 
würde, unter denen die Radikalen in ein konſervatives Kabinett eintraten. 
Die Radikalen, die bei anderen Gelegenheiten die Bedingung geſtellt hatten, 
den Militäretat nicht weiter zu erhöhen, haben ſich diesmal faſt bedingungs⸗ 
los zur Teilnahme an der Regierung bereit gefunden. Jener Block der Demo— 
kratie, den die Reformiſten träumen, iſt trotz all ihres Entgegenkommens und 
der Willigkeit ihrer Hingabe nicht zuſtande gekommen.“ 

Sehen wir uns zuletzt an, wie es mit der Fürſorge der Fraktion für die 
Beamtenſchaft beſtellt iſt, ſo kommen wir freilich in ein Gebiet größerer 
Tätigkeit und beſſerer Erfolge. Für die Beamtenſchaft hat die ſozialiſtiſche 
Fraktion zweifellos viel getan, fie kümmert ſich ungemein um die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Bureaukratie und fährt auch in jener Kontrolle der öffentlichen 
Verwaltung fort, die ſeinerzeit im Prozeß Naſi ihre Triumphe gefeiert hat 
und die notwendigerweiſe dazu beitragen muß, den Verwaltungsorganismus 
des Staates zu ſtärken. Wenn die Arbeiter mit der Parteifraktion unzufrieden 
ſind, ſo können es die Beamten unmöglich ſein. Wären ſie es, ſo zeigten ſie 
ſchnöden Undank. Der Beamte ſieht in Italien im Sozialismus geradezu ſeine 
Partei, die natürliche Stätte, an der er gegen Übergriffe ſeiner Vorgeſetzten 
Beiſtand findet, den Anwalt, an den er ſich in allen Schwierigkeiten wendet. 

So können wir ſagen, daß die Reformiſten ſich im Sinne ihres Programms 
nur da betätigen konnten, wo es ſich um die Vertretung der Beamtenſchaft 
handelt. Auf der ganzen übrigen Linie, in ihrer Beziehung zu den Gewerk— 
ſchaften, in der parlamentariſchen Aktion, in der Stellung zu Republikanern 
und Radikalen ſind lediglich Mißerfolge geerntet worden. 


1 Dieſer Mißerfolg bezieht ſich übrigens nur auf die parlamentariſche Aktion. Bei den 
kommunalen Wahlen dieſes Jahres ſind die Blockbildungen ſehr zahlreich und haben auch 
Siege zu verzeichnen. 
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Iſt aber dieſer einzige Sieg, der zu verzeichnen bleibt, nicht eine Nieder⸗ 
lage? Iſt es der Aufgabe der Sozialiſtiſchen Partei gemäß, die Vertretung 
von Schichten zu übernehmen, die durch die Schwerkraft der Dinge ſelbſt 
Intereſſe an der Erhaltung des heutigen Klaſſenregimes haben? Gewiß hat 
der Beamte, der Lehrer, der Arzt eine wichtige Aufgabe in der heutigen Ge⸗ 
ſellſchaft und wird ſie auch in der künftigen haben. Gewiß ſind die hier 
betrachteten Kategorien von Staat und Gemeinde ausgenutzt, und ſie würden 
auch dem Proletariat gegenüber beſſer ihre Pflicht erfüllen, wenn ſie in an⸗ 
gemeſſener Weiſe bezahlt würden. Gewiß iſt jede Ungerechtigkeit empörend 
und verdient an die Offentlichkeit gezogen zu werden, gleichgültig ob ſie gegen 
einen Arbeiter oder gegen einen Beamten verübt wird. Aber wenn es wahr 
iſt, daß der Klaſſenkampf nicht nur eine objektive Tatſache, ſondern auch eine 
parteitaktiſche Formel iſt, gleichzeitig eine Richtſchnur und eine Grenze unſerer 
Aktion, ſo ſollte ſich daraus ergeben, daß nicht jede gerechte Sache unſere 
volle Kraft erheiſcht, nicht jedes zertretene Recht von unſerer Partei gewahrt 
werden kann. Und das einmal, weil der Druck, mit dem unſere Geſellſchafts⸗ 
ordnung auf dem Proletariat laſtet, ſo übermächtig und gewaltig iſt, daß 
unſere Kraft noch lange nicht ausreicht, um jedem Unrecht auch nur Stimme 
zu verleihen. Dann, weil es in der Natur der Sache liegt, daß die Berufs⸗ 
tätigen des mittleren und kleinen Bürgertums unſchwer Vertreter ihrer Inter⸗ 
eſſen finden,, eben weil es ſich hier um Intereſſen handelt, deren Vertretung 
keineswegs die Ablehnung unſerer Geſellſchaftsordnung vorausſetzt. Gerade 
dieſer letzte Umſtand verleiht der Vertretung der Beamtenſchaft und der bür⸗ 
gerlichen Berufe jenen philanthropiſchen Charakter. In ſie ſpielt der Klaſſen⸗ 
kampf nicht hinein oder doch nur in ganz mittelbarer Weiſe, inſofern eine 
Erhöhung der Leiſtungsfähigkeit der Bureaukratie das heutige Staatsregime 
ſtärkt und jede Beſſerſtellung der Beamtenſchaft dieſe immer mehr an der 
Aufrechterhaltung der heutigen Ordnung intereſſiert. Indem die Sozialiſtiſche 
Partei ſich mit Feuereifer die Vertretung der Beamtenſchaft und einiger freien 
Berufe angelegen ſein läßt, konſolidiert ſie alſo ein Regime, das ſie ſtürzen 
will, ein Einwurf, den die Reformiſten dahin beantworten, daß keiner ein 
Haus einreißt, in dem er nun einmal wohnen muß. Gerade dieſer Einwand 
ſollte ihnen klar machen, daß ſie nur anderen die Arbeit abnehmen, denn in 
der Tat würde die Bourgeoiſie das Haus, in dem ſie und das Proletariat 
wohnen, vor Einſturz zu retten wiſſen und mit ganz anderem Eifer an die 
Sache gehen wie das Proletariat, da ſie weſentlich angenehmere und wohn⸗ 
barere Teile des Gebäudes inne hat. Die Frage, ob die Syndikaliſten recht 
haben, wenn ſie meinen, daß dem Proletariat um ſo beſſer gedient wäre, je 
mehr der bürgerliche Staat durch die Schlamperei, Untüchtigkeit und Un⸗ 
zufriedenheit ſeiner Bureaukratie ſeine eigene Feſtigkeit gefährde, will ich hier 
gar nicht berühren. Nicht darum handelt es ſich, ob Energie auf den Schutz 
der Beamtenintereſſen und auf die Leiſtungsfähigkeit der Bureaukratie ver⸗ 


1 Selbſtverſtändlich iſt hier nicht die Rede von den Staatsarbeitern, Eiſenbahnern, dem 
ſubalternen Poſtperſonal, die in Italien mächtige, auf dem Boden des Klaſſenkampfes ſtehende 
Organiſationen haben. 5 
2 Gerade in Italien haben das Kleinbürgertum und die freien Berufe in der republi⸗ 
kaniſchen und radikalen Partei Vertreter ihrer Intereſſen, denen die Sozialiſten Zuzug leiſten 
können, denen ſie aber nicht die Arbeit abnehmen ſollten, ſolange ſie nicht ihrer ſpezifiſchen 
Aufgabe, der Vertretung der proletariſchen Intereſſen, zu genügen vermögen. 
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— 
wendet werden ſoll oder nicht, ſondern nur darum, ob gerade die Sozialiſten 
dieſe Energie aufbringen ſollen. Gibt es doch andere Parteien, denen dieſe 
Dinge viel mehr am Herzen liegen müſſen, und wenn je eine Arbeitsteilung 
ſich aus der inneren Logik der Dinge ergibt, ſo iſt es jene, die die Sozialiſten 
auf die Vertretung der proletariſchen Intereſſen beſchränkt. Freilich gibt es 
ein neutrales Bereich der Philanthropie, in dem ſich nur ein entfernter Rück⸗ 
ſchlag der Woge des Klaſſenkampfes fühlbar macht. Hier können gelegentlich 
bürgerliche Parteien für Arbeiterforderungen und die proletariſche Partei für 
Beamtenforderungen eintreten, aber aus der Wahrung von Beamtenintereſſen 
eine Hauptaufgabe zu machen, widerſpricht der geſchichtlichen Aufgabe der 
Sozialiſtiſchen Partei. 

Als erſte praktiſche Folge ergibt ſich daraus, daß die proletariſchen Inter⸗ 
eſſen vernachläſſigt werden und das Proletariat aus der Aktion ſeiner eigenen 
Partei nicht mehr klug wird. 

Daß dieſes Reſultat tatſächlich erreicht worden iſt, zeigt die weitgehende 
Mißſtimmung in der Partei. Und auch die Reformiſten ſind mit ſich ſelbſt 
unzufrieden. Der ultrareformiſtiſche Parteivorſtand hat nach langer Beratung 
über das Votum der Fraktion zugunſten des Miniſteriums Luzzatti die fol⸗ 
gende Tagesordnung angenommen: 


„Nach Kenntnisnahme der Gründe, die die ſozialiſtiſchen Abgeordneten für und 
gegen das jüngſte Vertrauensvotum der Parteifraktion geltend gemacht haben, gibt 
der Parteivorſtand der überzeugung Ausdruck, daß die Haltung der Fraktion einer 
aufrichtigen, wenn auch übertriebenen Bewertung der für das Proletariat, beſonders 
in Sachen der Wahlreform, zu erwartenden poſitiven Reſultate entſprungen ſei. 
Obwohl der Parteivorſtand trotz der Teilnahme der Radikalen an der Regierung 
und der von ihnen erhaltenen Verſprechungen nicht alle Hoffnungen teilt, die die 
Fraktionsmehrheit auf das gegenwärtige Kabinett ſetzt, und ſeinerſeits an ſeiner 
früheren Erklärung feſthält, nach der die heutige Kammer unfähig iſt, mit irgend 
einem aus ihr hervorgegangenen Miniſterium wirklich demokratiſche Reformen und 
wirkliche Vorteile für die Arbeiterklaſſe durchzuſetzen, iſt er der Meinung, daß die 
Partei — auch in Gemäßheit der Autonomie der Parlamentsfraktion — dieſer 
freiſtellen ſolle, auf eigene Verantwortlichkeit das begonnene Experiment zu voll⸗ 
enden, ohne übertriebene Hoffnungen darauf zu bauen, aber auch ohne ein abſo— 
lutes Mißtrauen zu zeigen, das in gewiſſer Weiſe die Energien der Fraktion lähmen 
könnte. Der Parteivorſtand betont ſchließlich die Notwendigkeit, daß die Partei den 
Kampf für das allgemeine Wahlrecht fortſetzen und verſtärken müſſe, im Verein mit 
der Propaganda der ſozialiſtiſchen Grundſätze und Ziele und ihre Stimme mit der 
des Vorſtandes vereinen, um den ſozialiſtiſchen Abgeordneten klar zu machen, daß 
ſie den Kampf für das allgemeine Wahlrecht nicht nur gegenüber der Regierung 
und Kammermehrheit aufrechterhalten müſſen, ſondern auch die Pflicht haben, tat⸗ 
kräftig an der Agitation teilzunehmen, die der Parteivorſtand zugunſten dieſer 
grundlegenden Reform durchführt.“ 


So ſieht die der Fraktion günſtige Tagesordnung Ciotti aus, die mit 5 
gegen 4 Stimmen angenommen wurde. Die andere des Genoſſen Modigliani 
war ein regelrechtes Mißtrauensvotum. Alſo auch der Parteivorſtand empfindet 
die Unzulänglichkeit der Fraktion, in der doch der Reformismus den höchſten 
Ausdruck und den eigentlich berufenen Führer der Bewegung ſieht! Und an⸗ 
geſichts dieſer Unzulänglichkeit fällt ihm etwas ganz Unreformiſtiſches, etwas 
ganz Veraltetes ein, die unzählige Male verhöhnte Propaganda der ſozia⸗ 
liſtiſchen Grundſätze und Ziele! Wer erinnert ſich nicht des Hohnes, den 
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Turati periodiſch in der „Critica Sociale“ über die „Katecheten des Sozia⸗ 
lismus“, über die „evangeliſche Propaganda“ und über diejenigen ausſchüttet, 
die an ſolche Ammenmärchen und ihre Wirkſamkeit noch glauben? Wie kommt 
es, daß ſich der Parteivorſtand den von der höheren Bildung überwundenen 
Stadien des Urſozialismus zuwendet? Doch wohl, weil jene Ara, die durch 
offizielle Abſchaffung der Parteipropagandiſten eingeleitet wurde, auch im 
reformiſtiſchen Sinne nicht die Reſultate ergeben hat, die man von ihr er⸗ 
wartete, weil die Lektion der Tatſachen ſich nicht als Lektion ſozialiſtiſcher 
Erziehung herausgeſtellt hat. 

Wenn wir einerſeits die Reformiſten mit Wohlwollen auf den Vorſchlag 
blicken ſehen, der ihrer Partei die Ablöſung durch eine Arbeitspartei verheißt, 
wenn wir ſie andererſeits zurückkehren ſehen zu jenen ſozialiſtiſchen Grund⸗ 
ſätzen und Idealen, die ſie längſt in das Vorſtadium des praktiſchen Refor⸗ 
mismus verwieſen hatten, ſo dürfen wir hierin wohl eine Bankrotterklärung 
des Reformismus durch ſeine eigenen Vertreter ſehen. Nicht von außen, 
ſondern von innen, aus den Reihen der Reformiſten ſelbſt kommt die Kritik. 
Ja, ſie beweiſt gerade darum ſo viel, weil die Reformiſten in ihrem Einfluß 
auf die Partei heute ganz unter ſich ſind, weil niemand ihnen die Arbeit 
verdirbt, weil auf niemand die Verantwortung für das Mißlingen ihres 
Experimentes abgewälzt werden kann. 

Welche Stellung nehmen aber die Intranſigenten ein, was tun ſie, um 
die Lehre der letzten anderthalb Jahre den Maſſen einzuprägen? Die Ant⸗ 
wort iſt ſchnell gegeben: Sie tun nichts, aber auch gar nichts. Die Fraktion, 
die in Bologna (1904) mit der Tagesordnung Ferri den Sieg über die Re⸗ 
formiſten davontrug, in Rom der integraliſtiſchen Koalition erlag, die noch 
einen Teil der intranſigenten Grundſätze beibehalten hatte, um in Florenz 
(1908) ganz von den Reformiſten verdrängt zu werden, iſt heute aus dem 
italieniſchen Parteileben ſo gut wie verſchwunden. Einzig in einigen Wochen⸗ 
blättern der Provinz und in der „Avanguardia*, dem Zentralorgan der 
Jugendorganiſation, erhebt ſie noch manchmal ihre Stimme. An der heutigen 
Demolierung des praktiſchen Reformismus hat ſie keinen Anteil und kein 
Verdienſt: das haben die Reformiſten im Bunde mit ihren geliebten Tatſachen 
ganz allein beſorgt. Für dieſe Trägheit und Schlaffheit der Intranſigenten 
mag es Entſchuldigungsgründe geben. Einmal haben die Syndikaliſten vor 
und nach ihrer Sezeſſion dieſem Flügel geſchadet, weil ſie einen Teil ſeiner 
Grundſätze verzerrten und die Intranſigenten nötigten, ſich ſcharf von den 
Syndikaliſten zu differenzieren, was in den Maſſen den Eindruck förderte, 
daß man unter Scozialiſten in allem Weſentlichen eines Sinnes wäre, die 
Kluft zwiſchen Reformiſten und Intranſigenten überbrückt, oder doch belang⸗ 
los ſei gegenüber der viel größeren und tieferen, die die Sozialiſten von den 
Syndikaliſten ſchied. Dann hat natürlich das Verhalten Ferris die intran⸗ 
ſigente Fraktion ſehr diskreditiert. Daß ein Mann, der einen überragenden 
perſönlichen Einfluß ausübte, vom Antiminiſterialismus zum Miniſterialismus 
überging, war befremdend genug: daß er es aber unter antireformiſtiſchen 
Erklärungen tat, daß er dabei ſeine Trennung von den Reformiſten aufrecht⸗ 
erhalten wollte, das mußte zu einer heilloſen Verwirrung Anlaß geben. Auch 
eine kraftvollere Fraktion, als es die Intranſigenten waren, hätte darunter 
leiden müſſen, daß ſich ihr Führer zum Kinderſpott machte. Das Unheilvolle 
des Perſönlichkeitskultus hat der Fall Ferri recht deutlich dargetan. N 
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Aber das ſind Milderungsgründe, die die Schuld nicht aufheben. Die 
Intranſigenten rühren ſich nicht, tun nichts, um den Reformiſten das Feld 
ſtreitig zu machen. Ja, ſie ſcheinen kaum ſo viel Energie aufzuwenden, um 
auch nur jenen Boden zu beſetzen, den dieſe verlaſſen. Wenn das Prole⸗ 
tariat unzufrieden mit den heutigen Parteiverhältniſſen und mit dem Aus⸗ 
fall des reformiſtiſchen Experimentes iſt, ſo iſt dies ein — freilich unbeab⸗ 
ſichtigter — Erfolg der reformiſtiſchen Wirkſamkeit. Die Intranſigenten 
haben nichts getan, um in der Erkenntnis der Maſſen einen Zuſammenhang 
herzuſtellen zwiſchen den reformiſtiſchen Grundſätzen und Methoden und 
den vielfältigen Mißerfolgen und der Zielloſigkeit der ſozialiſtiſchen Be⸗ 
wegung. Sie haben weder durch Kritik zerſtört, noch durch Propaganda auf⸗ 
gebaut. Gewiß hat man ihnen alle Mittel genommen, ihre Grundſätze durch 
Parteiorgane und im Rahmen der Partei zu vertreten. Aber es iſt eine alte 
Geſchichte, daß, wer ſich mundtot machen läßt, dadurch zeigt, daß er es nicht 

beſſer verdient. Werden die Intranſigenten in den vier Monaten, die uns 
noch vom Parkeitag trennen, ſich auf ſich ſelbſt und auf ihre Pflichten gegen 
das Proletariat beſinnen? 


Die Konfumvereine und die Einheit der Arbeiterbewegung. 
Don Ernſt Lenz. 


Auf der Tagesordnung des diesjährigen Internationalen Sozialiſtenkongreſſes 
in Kopenhagen ſteht als erſter Punkt der Gegenſtand: Die Beziehungen zwiſchen 
den Genoſſenſchaften und den politiſchen Parteien. Ein Rundſchreiben 
des Internationalen Sozialiſtiſchen Bureaus bemerkt dazu: „Der erſte Punkt der 
Tagesordnung iſt ein Vorſchlag, der veranlaßt iſt durch den Punkt der Stuttgarter 
Tagesordnung: Die Beziehungen zwiſchen den Gewerkſchaften und den politiſchen 
Parteien. Die Genoſſenſchaftsbewegung entwickelt ſich in gewiſſen Ländern immer 
mehr, und die Parteigenoſſen möchten gern Angaben über die beſte Art der Lei- 
tung ihrer jungen Organiſationen erhalten. Müſſen die Genoſſenſchaften ſelbſt 
neutral, unabhängig von den politiſchen Parteien oder mit dieſen durch ein per⸗ 
ſönliches Band verknüpft oder ſchließlich an die Partei angeſchloſſen ſein? Dies 
ſind die verſchiedenen Geſichtspunkte des Problems.“ 

Dieſer Beratungsgegenſtand des Kongreſſes hat nicht die Billigung der 
„Konſumgenoſſenſchaftlichen Rundſchau“ gefunden. Das Organ des Zentral⸗ 
verbandes deutſcher Konſumvereine ſchreibt in ſeiner Nummer vom 2. April: „Uns 
ſcheint, als ſei ein internationaler Sozialiſtenkongreß kaum der geeignete Ort, um 
„Angaben über die beſte Art der Leitung“ einer Genoſſenſchaft zu machen. Aber es 
iſt verfrüht, jetzt ſchon dieſe Frage zu erörtern. Wenn der Internationale Sozialiſten⸗ 
kongreß geſprochen hat, haben die Genoſſenſchaften am Ende auch noch etwas 
zu der Angelegenheit zu ſagen.“ 

Und uns ſcheint, als habe die „Konſumgenoſſenſchaftliche Rundſchau“ das 
Rundſchreiben des Internationalen Bureaus nicht ganz richtig aufgefaßt. Bezögen 
ſich die Worte von der beſten Art der Leitung auf Details der Vereinsverwaltung, 
etwa auf die Methoden des Wareneinkaufs und -verfaufs, dann freilich hätte die 
„Konſumgenoſſenſchaftliche Rundſchau“ mit ihrer Gloſſe recht; derartige Fragen ſind 
nicht geeignet, einen internationalen Sozialiſtenkongreß zu beſchäftigen. Aber kann 
jemand im Ernſt dieſen Punkt der Tagesordnung ſo auffaſſen? Es iſt doch klar, 
daß mit jenen Worten etwas ganz anderes gemeint iſt, daß es ſich um den Geiſt 
handelt, in dem die Genoſſenſchaftsbewegung geleitet werden ſoll, um die großen 
Richtlinien der genoſſenſchaftlichen Politik, um das Verhältnis zwiſchen Arbeiter⸗ 
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partei und Genoſſenſchaften. Und dieſes Problem iſt zweifellos ein der Be⸗ 
ratungen des Arbeiterweltparlamentes ebenſo würdiger Gegenſtand wie ſeinerzeit 
die Frage der Beziehungen zwiſchen Partei und Gewerkſchaften. 

Freilich wird auch ſo verſtanden dieſer Gegenſtand der Tagesordnung nicht 
die Billigung der „Konſumgenoſſenſchaftlichen Rundſchau“ und der derzeitigen Lei⸗ 
tung der deutſchen Konſumvereinsbewegung finden. Das iſt bei den hier herr⸗ 
ſchenden Anſchauungen ganz außer Zweifel. Die heute tonangebenden Genoſſen⸗ 
ſchafter find ja bekanntlich ſehr erpicht auf genaue Kompetenzabgrenzung. Hie 
Genoſſenſchaften, hie Gewerkſchaften, hie politiſche Partei! ſo wird fein ſäuberlich 
geſchieden. Ein jedes hat ſein Reſſort, in das ihm die anderen nichts dreinzureden 
haben. Eiferſüchtig hütet man die Grenzen, eiferſüchtig wehrt man jede Kompetenz⸗ 
überſchreitung ab. Das iſt echt bureaukratiſch, wird man finden. In der Tat, 
Bureaukratismus gibt es nicht nur im Staate, Bureaukratismus gibt es auch in 
der Genoſſenſchaftswelt. Und wie ſollte der Genoſſenſchaftsbureaukrat 
anders geartet ſein als alle anderen? Wie ſollte er nicht auch ſeine Schemata 


haben, in die man die Tatſachen des vielgeſtaltigen Lebens ſauber einreihen kann? 


Daß in der Wirklichkeit ineinander verfließt, was ſich begrifflich auch noch ſo 
reinlich ſcheiden läßt, was tut's? Der Bureaukrat hält ſich lieber an das gewohnte 
Schema als an das reale Leben. Und ſo trägt er die Genoſſenſchaft auf dem 
A-Blatt ein, die Gewerkſchaft auf dem B-Blatt, die Partei auf dem C-Blatt, und 
dann tut er einen Umſchlag herum, auf dem ſteht „Neutralität“, und iſt hoch 
erfreut, daß die Dinge ſich ſo ſchön rubrizieren laſſen. 

Nun hat natürlich der Genoſſenſchaftsbureaukrat — der tüchtige, ver⸗ 
ſteht ſich — ſein gutes Recht auf Exiſtenz wie irgend einer. Der Mann, der am 
Schreibtiſch treu ſeine Pflichten erfüllt und ganz in den beſchränkten Intereſſen 
ſeines Berufs aufgeht, eben dadurch freilich auch eine Beſchränkung ſeines Geſichts⸗ 
kreiſes erfährt, der iſt auch in der Genoſſenſchaftsbewegung eine nützliche und not⸗ 
wendige Kraft, wenn er an ſeinem Platze ſteht. So ſchätzbar der Bureaukrat 
auf mehr ſubalternem Poſten iſt, ſo ungeeignet iſt er, Führer zu ſein. Wie ein 
Gamaſchenknopf nicht die Stelle des Feldherrn, ein Akten erledigender Staats⸗ 
bureaukrat nicht die Stelle des ſchöpferiſchen Staatsmanns, ſo kann auch ein 
Genoſſenſchaftsbureaukrat nicht die Stelle des Genoſſenſchaftspolitikers ausfüllen. 
Die in der relativen Beſchränktheit beſtehende Tugend des erſteren wird bei dem 
letzteren zum Laſter. Der genoſſenſchaftliche Politiker, der Leiter und Lenker, darf 
nicht in die berufliche Enge gebannt ſein, er darf nicht am Kleinlichen haften, er 
muß über die Grenzen der Genoſſenſchaftsbewegung hinausſehen können, kurz er 


darf nicht dem „genoſſenſchaftlichen Kretinismus“ verfallen ſein, von dem der 


Neutralitätswahn ein weſentlicher Beſtandteil iſt. 

Was ſehen wir aber? In der Leitung der deutſchen Konſumvereinsbewegung 
macht ſich heute ödeſte Nurgenoſſenſchafterei breit. Je nachdem, wie es ſich mit 
dem Schema verträgt, ſieht man Dinge, die gar nicht exiſtieren, wie die Einheit 
und Weſensgleichheit aller Genoſſenſchaftsarten, und ſieht andererſeits die augen⸗ 
fälligſten Tatſachen nicht wie die, daß die Konſumvereinsbewegung die erdrückende 
Mehrzahl ihrer Mitglieder aus der Arbeiterklaſſe rekrutiert, alſo faktiſch eine 
Klaſſenbewegung des Proletariats, ein Teil der modernen ſozialen Bewegung iſt. 
Dieſe Tatſache, die jede weiterblickende Genoſſenſchaftspolitik richtig abzuſchätzen 


wüßte und als erſten Faktor in ihre Rechnung ſtellen würde, wird heute mit dem 


„Argument“ abgetan, daß wir alle Konſumenten ſind und der Zutritt in die 
Konſumentenorganiſationen den Angehörigen aller Klaſſen offen ſtehe.! 


Dieſe Behauptung gehört zu den Grundlagen der offiziellen deutſchen Genoſſenſchafts⸗ 
„theorie“, die überhaupt etwas Koſtbares iſt! Man kann ſich ja beiläufig denken, was heraus⸗ 
kommt, wenn ein „Bureaukrat mit theoretiſchen Intereſſen“ Theorien ſpinnt. „Heinrich, mir 
graut vor dir“, denkt der Leſer und blättert raſch weiter. Auf dieſen Zweig der genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Eigenproduktion würden wir gern verzichten. 
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Wir haben an dieſer Stelle ſchon einmal auf die Klaſſenzugehörigkeit der 
deutſchen Konſumgenoſſenſchafter hingewieſen.! Die neueren Zahlen zeigen wieder, 
wie ſehr das Arbeiterelement unter ihnen überwiegt. Dem Bericht des Zentral⸗ 
verbandes deutſcher Konſumvereine über das Jahr 1908 entnehmen wir folgende 


Zahlen: 


1903 1904 | 1905 | 1906 | 1907 | 1908 
I. Selbſtänd. Gewerbetreibende | 
und Landwirte 46878 53 902 58450 61494 67201 71903 
II. Angehörige der freien Berufe, 
öffentliche Beamte. 22593 | 30085 27897 29488 32122 35456 
III. Gegen Gehalt oder Lohn be⸗ 
ſchäftigte Perſonen . . 405412 371331450548 502207 583 280 666 635 
IV. Perſonen ohne beſtimmten 
Beruf (Privatiers, Alters⸗ 
ier fw 24123 36318 40597 | 45260 | 55255 | 64079 


Summe 499 006 491 636 577 474 


737858 838073 


In Prozenten: 


| 1903 | 1904 | 1905 | 1906 | 1907 1908 
I. Selbſtänd. Gewerbetreibende | | 
und Landwirte ; 9,39 | 10,96 | 10,12 9,63 9,11 8,58 
II, Angehörige derfreien Berufe, 
öffentliche Beamte 4,53 6,12 4,83 4,62 4,35 4,23 
III. Gegen Gehalt oder Lohn be⸗ 
ſchäftigte Perſonen . | 81,25 75,53 78,02 | 78,66 | 79,05 | 79,54 


IV. Perſonen ohne beſtimmten 
Beruf (Privatiers, Alters⸗ 6 
e e,, iu 04,88 7,39 7,03 7,09 7,49 7,65 


Es gehören alſo 80 Prozent der Mitglieder unzweifelhaft der Arbeiterklaſſe an. 
Erwägt man aber, daß die letzte Gruppe in Geſtalt der Altersrentner und der 
Frauen ein überwiegend proletariſches Kontingent ſtellt — Rentiers werden ja nicht 
gar viele darin zu finden ſein —, weiter, daß die „Selbſtändigkeit“ der Gewerbe: 
treibenden und Landwirte eine ſehr fragwürdige Sache iſt, indem eine Unmenge 
dieſer „Selbſtändigen“ bekanntlich Hausinduſtrielle und ſonſtige Kapitalshörige 
ſind, die mit der Arbeiterſchaft gleich gerichtete Intereſſen haben, ſchließlich daß 
unter den Angehörigen der freien Berufe eine ſchwere Menge proletariſcher Exi⸗ 
ſtenzen zu finden iſt, ſo kann man beruhigt ſagen, daß neun Zehntel der 
Konſumgenoſſenſchafter dem Proletariat angehören und vom Reſt ein 
großer Teil dem Proletariat in Lebenshaltung und Intereſſen naheſteht. Und aus 
inneren Gründen kann es auch gar nicht anders fein.? 

Aber was bekümmern ſolche handgreifliche Tatſachen den Bureaukraten? Was 
kümmert es ihn auch, daß fein Verhalten nicht die Billigung der Maſſe der Ge⸗ 


1 „Neue Zeit“, XXVI, 1, S. 295 ff. 

2 Dem erſt nach Abſchluß dieſes Artikels erſchienenen Bericht des Zentralverbandes für 
das Jahr 1909 entnehmen wir folgende Zahlen: Selbſtändige Gewerbetreibende und Land— 
wirte: 72 639 (8,33 Prozent), Angehörige der freien Berufe: 35075 (4,02 Prozent), gegen 
Gehalt oder Lohn beſchäftigte Perſonen: 707433 (81,31 Prozent), Perſonen 
ohne beſtimmten Beruf: 55162 (6,34 Prozent). Alſo eine neuerliche Beſtätigung unſerer 
obigen Darlegungen! 
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noſſenſchafter findet? Er bleibt doch bei feiner hundertmal wiederholten Redens⸗ 
art, die Konſumvereine ſeien Organiſationen der unterſchiedsloſen Konſumenten⸗ 
maſſe und könnten nie und nimmer Klaſſenorganiſationen fein, und er betont mit 
beſonderem Nachdruck die Neutralität gerade der Klaſſenbewegung des Proletariats 
gegenüber. 

Ganz anders wird der genoſſenſchaftliche Politiker vorgehen, ſobald er die 
berufliche Zuſammenſetzung der von ihm vertretenen Bewegung überblickt und er⸗ 
kannt hat, mit welchen realen Kräften für oder gegen ſeine Sache er zu rechnen 
hat. Er wird weniger darauf bedacht ſein, gegen die Arbeiterbewegung die Neu⸗ 
tralität hervorzukehren, als darauf, mit ihr in beſtem Einvernehmen zu leben, 
weniger darauf, bei den bürgerlichen Parteien nur ja keinen Anſtoß zu erregen, als 
darauf, die wertvolle Bundesgenoſſenſchaft der Arbeiterpartei zu finden, die das 
Vertrauen von neun Zehnteln der Genoſſenſchafter beſitzt; der Politiker wird 
weniger von der imaginären „Einheit und Weſensgleichheit“ aller Genoſſenſchafts⸗ 
arten reden, aber er wird die Einheit und Weſensgleichheit aller Zweige der 
Arbeiterbewegung erkennen, er wird weniger pathetiſch die ſchönen Sprüchlein: 
„Die Genoſſenſchaft iſt der Friede“, „Einigkeit macht ſtark“ und dergleichen tief⸗ 
ſinnige Wahrheiten mehr zitieren,! aber er wird an die lebendige Kraft der prole⸗ 
tariſchen Klaſſenſolidarität appellieren, er wird weniger von der Gleichheit aller 
Konſumentenintereſſen reden, aber er wird den Klaſſencharakter der gegen die 
Konſumvereine gegebenen und geplanten Ausnahmsgeſetze erkennen, er wird die 
Gegner weniger mit ſchweren Folianten beſchießen und in Strömen von Drucker⸗ 
ſchwärze ertränken wollen,? aber er wird gegen die geſetzesbrecheriſchen Vexationen 
der herrſchenden Klaſſen und ihrer Diener den ſchärfſten Kampf zu entfeſſeln 
trachten. Unpolitiſch kann, das lehren ſchon die unaufhörlichen Verfolgungen der 
Konſumvereine, die Genoſſenſchaftsbewegung in einer von Klaſſenkämpfen ſo durch⸗ 
tobten Zeit wie unſerer nicht ſein. Auch die engliſchen Genoſſenſchaften haben ihr 
parlamentariſches Komitee, und auch von der proletariſchen Genoſſenſchaftsbewegung 
Belgiens könnte die deutſche noch manches Gute lernen. Daß die Politik der 
Arbeiterkonſumvereine in Deutſchland einzig die der Sozialdemokratie ſein kann, iſt 
ſelbſtverſtändlich. Nur nicht dieſe falſche Furcht vor dem Verluſt einiger Mit⸗ 
glieder! Die wenigen, die aus politiſchen Gründen abfallen können, werden bald 
reichlich erſetzt ſein, und der Gewinn, der für die Konſumvereine entſtehen muß, 
wenn ſie als innerlich geſchloſſene, mit den übrigen Arbeiterorganiſationen Schulter 
an Schulter kämpfende Armee daſtehen werden, kann gar nicht hoch genug ver⸗ 
anſchlagt werden. Wer könnte dieſer Phalanx auf die Dauer widerſtehen? 

Doch ſo weit ſind wir noch nicht, und darum iſt es gerade im Hinblick auf 
die deutſchen Verhältniſſe zu begrüßen, daß der Internationale Kongreß in Kopen⸗ 
hagen — und nach ihm, den auf dem Leipziger Parteitag gegebenen Anregungen 
folgend, hoffentlich auch der deutſche Parteitag — ſich mit dem Verhältnis von 
Partei und Genoſſenſchaft beſchäftigen wird. Es iſt wohl mit Sicherheit an⸗ 
zunehmen, daß er nicht nur unſeren theoretiſchen Standpunkt zur Genoſſen⸗ 
ſchaftsbewegung präziſieren, ſondern daß er — unter ſelbſtverſtändlicher Rückſicht⸗ 
nahme auf die nationalen Eigenarten — der Arbeiterſchaft Direktiven für die der 
Genoſſenſchaftsbewegung, dieſer durch und durch proletariſchen Bewegung, gegen⸗ 
über zu beobachtende Politik geben und die Pflichten der den Konſumvereinen an⸗ 
gehörenden Parteigenoſſen deutlich feſtſtellen wird. 


1 Von dem Bureaukratenpathos nur ein Pröbchen aus dem vorletzten „Jahresbericht“: 
„Durch das Brauſen des herannahenden Völkerfrühlings aber ertönt immer lauter, alles 
bezwingend und immer tiefer in alle Herzen dringend, wie Glockengeläute und Orgelton, 
der Klang des hehren Wortes: Die Genoſſenſchaft iſt der Friede!“ — —? 

2 Die heutige bureaukratiſche Vielſchreiberei geht ſchon ins Aſchgraue. Das letzte Jahr⸗ 
buch des Zentralverbandes zum Beiſpiel beſteht aus zwei dicken Bänden von 974 und 999 
Seiten! Lieber weniger Akten und mehr Aktion! 
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Die Konſumvereinsbewegung iſt ein fo bedeutungsvoller und für die Arbeiter- 
ſchaft ſo fruchtbarer Zweig der ſozialen Bewegung geworden, daß die Partei ſich 
auf die Dauer nicht darauf beſchränken kann, ſie freundlichen Auges anzuſehen, im 
übrigen aber gehen zu laſſen, wohin ſie geht. Das iſt ja ſo ungefähr der Stand⸗ 
punkt der Hannoverer Reſolution, der Standpunkt der wohlwollenden Neutralität, 
der aber doch wohl kein Definitivum ſein kann. Der unnatürliche Zuſtand wird 
nicht länger ertragen werden können, daß ein wichtiger Teil des Kampfes der Ar⸗ 
beiterſchaft nicht unter dem Banner des Sozialismus ausgefochten wird. 

An das Laſſalleſche Wort von der verdammten Bedürfnisloſigkeit der Arbeiter 
möchte man auch hier erinnern. Könnte es möglich ſein, daß das Proletariat in 
Beſcheidenheit zuſieht, wie ſeine Organiſationen in fremden Händen ſind und nicht 
in ſeinem Geiſte geleitet werden, und daß es ſich einreden ließe, die Genoſſen⸗ 
ſchaftsbewegung habe ihre ganz beſonderen, eigenartigen Entwicklungsgeſetze und 
habe mit der ſozialen Bewegung nichts gemein? Nein, ein Kräutchen Rühr⸗mich⸗ 
nicht⸗an kann uns das Genoſſenſchaftsweſen nicht ſein. 

Und wenn der Nichts⸗als⸗Genoſſenſchaftsmenſch ſagt: „Nur keine Zerſplitterung 
der Genoſſenſchaften durch politiſche Parteinahme! In ihrer Einigkeit liegt ihre 
Stärke, darum ſind wir für die Neutralität“, ſo erwidern wir als Sozialiſten: 
„Jawohl, nur keine Abſplitterung von der Armee des Proletariats, deſſen Stärke 
in ſeiner Einigkeit liegt! Darum ſind wir gegen die Neutralität und für die Ein⸗ 
heit der ſozialen Bewegung.“ Wir wiſſen, daß eine engere Verbindung mit der 
Arbeiterbewegung den Genoſſenſchaften nicht ſchaden kann, ſondern daß ſie, je 
ſtärker ſie mit dieſem ihrem Mutterboden verbunden ſind, um ſo größere Kraft aus 
ihm ziehen. Die Form dafür wird ſich ſchon finden, ohne daß der Selbſtverwaltung 
der Genoſſenſchaften irgendwie nahegetreten wird und auch ohne daß die durch 
Geſetz und neudeutſche Geſetzesanwendung gezogenen Grenzen überſchritten werden. 

Uns iſt um die Entwicklung nicht bange. Der geſunde Sinn der Arbeiterſchaft 
und die verfolgungsſüchtige Dummheit unſerer Gegner ſind ſichere Bürgſchaften für 
die Zukunft. Fahren dieſe in ihrem blindwütigen Toben gegen die Konſumvereine 
ſo fort wie bisher, dann werden ſie bald den letzten Neutralitätsanhänger eines 
Beſſeren belehrt und die annoch getrennten Teile der Arbeiterbewegung zu einer 
feſten Einheit zuſammengeſchweißt haben. Aber iſt es nicht rühmlicher, wenn die 
Arbeiterſchaft ſelbſt die Initiative dieſes Fortſchrittes ergreift? 


Das neue Kaligefetz. 
Don S. Emmel. 
13 

In nahezu zwölfſtündiger Schlußſitzung des diesjährigen Tagungsabſchnittes 
peitſchte der deutſche Reichstag den „Entwurf eines Geſetzes über den Abſatz 
von Kaliſalzen“ in zweiter und dritter Leſung durch, das „Kaligeſetz“, wie es 
kurzweg genannt wird, das nach mancher Richtung ein vollſtändiges Novum 
in der deutſchen Geſetzgebung iſt. i 

Deutſchland beſitzt ein natürliches Monopol in Kaliſalzen. Sit es ſchon das 
ſalzreichſte Land der Welt, ſo iſt es vor allem bis jetzt das einzige Land der 
Welt, in dem ſich große Lager hochprozentiger Kaliſalze vorfinden. Geſteins⸗ 
ſchichten, die geringe Mengen (etwa 6 bis 8 Prozent) Kali enthalten, findet man 
überall, doch iſt das in ihnen enthaltene Kali ſehr ſchwer löslich. Die lös⸗ 
lichen Kaliſalzlager, die bis 1907 ermittelt waren, wurden damals von der 
Königlichen Geologiſchen Landesanſtalt auf 10790 Millionen Kubikmeter geſchätzt, 
davon lagern 9360 Millionen Kubikmeter bis zu einer Tiefe von 1200 Meter, 
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find alſo ſehr gut abzubauen, 1054 Millionen Kubikmeter liegen in der Tiefe 
von 1200 bis 1500 Meter und der Reſt von 376 Millionen Kubikmeter mit 
unbeſtimmter Tiefe. Über 10000 Millionen Kubikmeter ſind alſo in gut abbau⸗ 
würdiger Lage. Hierzu kommen noch die im Oberelſaß feſtgeſtellten Lager, die 
nicht in die Ermittlung einbegriffen find. Dieſelben werden auf annähernd 
200 Millionen Kubikmeter geſchätzt. Die Ausbeutung dieſes rieſigen deutſchen 
Nationalſchatzes erfolgt zumeiſt durch private Kapitaliſten⸗ und Spekulanten⸗ 
gruppen, die jahrzehntelang ſehr hohe Überſchüſſe aus den Kaliwerken zogen. 
Dies hatte zur Folge, daß immer neue Kapitalien zur Anlage in der Kali⸗ 
gewinnung ſtrömten. Da die Kuxe und Aktien der alten Werke in feſten Händen 
waren, wurden immer neue Werke gegründet. So kam es, daß trotz ſteigenden 
Konſums die Rentabilität eines Teiles der Werke zweifelhaft zu werden begann. 
Dies führte unter tätiger Mitwirkung des preußiſchen Bergſiskus als großem 
Kaliwerksbeſitzer zur Gründung einer die Produktion nach beſtimmten Grund⸗ 
ſätzen verteilenden und die Preiſe regelnden Vereinigung, dem Kaliſyndikat. 
Eine Zeitlang konnte das Syndikat durch Herabſetzung der prozentualen Be⸗ 
teiligungsziffer der einzelnen Werke den neu förderungsfähig werdenden Werken 
eine noch rentable Förderungsmöglichkeit gewähren und dieſe Werke dadurch 
in das Syndikat locken. Mit jedem neuen Werke wurde das ſchwieriger, weil 
die alten Werke ſich gegen die fortwährende Verwäſſerung ihrer Quote wehrten. 
Der Ablauf der Vertragsdauer des Syndikats wurde dadurch ein Tag des 
Schreckens für die ſchwächeren Elemente im Kalibergbau, dagegen ein Tag des 
Triumphes für diejenigen, die es verſtanden hatten, ſich noch ein oder das 
andere Tauſendſtel des Geſamtabſatzes mit der Drohung, Außenſeiter zu werden, 
zu erpreſſen. Ein Bild der Entwicklung gibt nachſtehende Tabelle. Die Kali⸗ 
ſalzmengen ſind auf Doppelzentner reines Kali berechnet. 


Geſamtabſatz Zahl der Durchſchnittlicher Abſatz auf ein Werk 
Jahr Menge Wert Werke am Menge Wert 
Doppelzentner Mark Jahresſchluß Doppelzentner Mark 
1900 3036099 56230316 15 202407 3748688 
1904 4301 406 74077764 28 153 621 2645 634 
1908 5915760 97813218 50 118315 1956264 


In acht Jahren iſt alfo die Menge des abgeſetzten Kali durchſchnittlich bei 
einem Werke um 41,5 Prozent und der Wert desſelben um 47,8 Prozent geſunken. 
Am Schluſſe des Jahres 1909 hatte ſich die Zahl der Werke auf 58 erhöht, dazu 
kamen 8 Werke, die vertraglich dem Syndikat angegliedert waren, deren Quote 
jedoch noch nicht endgültig feſtgeſtellt war, 3 Werke, die in proviſoriſchem 
Lieferungsverhältnis mit dem Syndikat ſtanden, und 26 im Bau begriffene 
Werke, das ſind insgeſamt 95 Werke, gegen 15 Werke im Jahre 1900. Der 
Abſatz hatte ſich in dieſer Zeit trotz reger Propaganda nur etwas mehr als 
verdoppelt. Infolgedeſſen ging bei den Kaliwerken die Rentabilität gewaltig 
zurück und drohte noch weiter zurückzugehen, wie aus der dem Reichstag vor⸗ 
gelegten Abrechnung zweier dem preußiſchen Fiskus gehörenden Werke — der 
Salzwerke zu Staßfurt und zu Bleicherode — hervorgeht. 

Die Anlagekoſten haben ſich verzinſt mit 


Jahr Salzwerk zu Staßfurt Salzwerk zu Bleicherode 
19000 29,4 Prozent — Prozent 
aa EEE ILS = 42,1 . 
1906 /ꝶc lf! DAR 12,9 


190809 2 1,8 
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Wenn auch nicht überall ein gleich ſtarker Rückgang des Ertrags ſtattfand, 
ſo doch ein ſtarkes Zurückweichen der Profitrate bei allen Werken. 

Die Vertragsdauer des letzten alle Werke umfaſſenden Kaliſyndikats endete 
am 30. Juni 1909 nachts 12 Uhr. Bis zur letzten Minute hatte der Kampf 
um die Verteilung der Tauſendſtel der Beteiligungsziffer gedauert, eine Einigung 
war nicht erzielt worden. Da erhob ſich der Vertreter des preußiſchen Berg⸗ 
fiskus, um zu erklären, daß die dem preußiſchen Fiskus gehörigen Werke ſich 
nicht mehr gebunden erachteten und freihändige Verkäufe abſchließen würden. 
Während der Vertreter des preußiſchen Bergfiskus hierauf der Nachtruhe 
pflegte, ſchloß die ſogenannte Schmidtmanngruppe mit dem Vertreter der drei 
großen amerikaniſchen Düngertruſts, die den Düngervertrieb in Amerika mono⸗ 
poliſiert haben, einen Lieferungsvertrag ab, demzufolge der weitaus größte 
Teil des amerikaniſchen Kalibedarfs von dieſer Gruppe zu decken iſt. Der vers 
einbarte Preis war freilich nur ungefähr halb ſo hoch, als er bis dahin an 
das Syndikat gezahlt werden mußte. Die Schmidtmanngruppe — die Werke 
Aſchersleben, Sollſtedt und Einigkeit — konnte aber trotz dieſer Preisherab— 
ſetzung noch ein Geſchäft machen, weil ſie infolge der amerikaniſchen Lieferungs⸗ 
verträge in der Lage iſt, ihre volle Leiſtungsfähigkeit auszunutzen und da⸗ 
durch die Generalunkoſten auf größere Produktionsmengen zu verteilen, ſo daß 
trotz des niederen Preiſes ein rentabler Betrieb möglich iſt. Die Produktions⸗ 
einſchränkung durch das Kaliſyndikat hatte nach den amtlichen Feſtſtellungen 
in der Kalikommiſſion 80 Prozent der Leiſtungsfähigkeit bei den preußiſchen 
Kaliwerken betragen. Es konnte alſo nur ein Fünftel deſſen gefördert werden, 
was produziert werden konnte. Ahnlich war es bei allen anderen Werken ges 
weſen. Es iſt daher begreiflich, daß das Bekanntwerden der rieſigen Verkäufe 
der Schmidtmanngruppe wie eine Bombe in die Intereſſentenkreiſe einſchlug. 
Der preußiſche Bergfiskus, der mit ſeiner Drohung, ſelbſtändige Verkäufe vor⸗ 
zunehmen, einen letzten Druck zugunſten der Wiedergeburt des Syndikats 
auszuüben glaubte, hatte das Gegenteil erreicht. Drei Werke, in denen das 
amerikaniſche Großkapital ſich vorher einzuniſten gewußt hatte, die nur etwa 
62 Tauſendſtel des Geſamtabſatzes nach dem Syndikatsvertrag zu beanſpruchen 
hatten, riſſen ungefähr ein Sechſtel des Geſamtabſatzes an ſich und ließen 
den übrigen Werken das Nachſehen. Dieſe ſchloſſen ſich ſofort zu einem 
Rumpfſyndikat zuſammen, um den Kampf gegen die Außenſeiter gemeinſam 
zu führen. Dieſen Kampf durch Unterbietung der Preiſe zu führen, war aus⸗ 
ſichtslos, da die Außenſeiter ſehr leiſtungsfähig ſind und durch ihre Lieferungs⸗ 
verträge gedeckt waren. Kleine Schikanen, wie die Wegmietung der Elb— 
ladeplätze, die Wegkaperung der Eiſenbahnwaggons uſw., waren auch nicht 
wirkungsvoll. Da blieb nichts anderes übrig, als ein Einſchreiten der Geſetz⸗ 
gebung zu fordern, was williges Gehör fand, weil Preußen, Anhalt und mehrere 
andere Bundesſtaaten, eine Reihe einflußreicher Fürſtlichkeiten und verſchiedene 
namhafte Politiker und Parteiführer als Kaliintereſſenten an dieſer Frage lebhaft 
perſönlich intereſſiert ſind. Das preußiſche Miniſterium ergriff die Initiative und 
veröffentlichte ſchon am 17. Dezember 1909 einen Geſetzentwurf, bevor er noch 
dem Bundesrat vorgelegen hatte. Das in dieſem Entwurf vorgeſehene Verbot, 
neue Kaliwerke zu errichten, wurde vom Bundesrat beſeitigt. Der dem Reichstag 
im Januar 1910 zugehende Geſetzentwurf ſtellte ſich als geſetzlich feſtgelegtes 
Zwangsſyndikatsſtatut dar. Irgend ein neuer Gedanke war nicht darin enthalten. 
Das Statut des Syndikats war mit Zwangsbeitrittsbeſtimmungen ergänzt. 
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Bei der erſten Leſung im Plenum des Reichstags zeigte es ſich, daß nie⸗ 
mand von der Vorlage befriedigt war, deſſenungeachtet aber alle Parteien, mit 
Ausnahme der Freiſinnigen, ein geſetzliches Eingreifen für nötig hielten. Hinter 
den Kuliſſen wurde von den verſchiedenen Intereſſentengruppen ſcharf gegen⸗ 
einander gearbeitet. Sehr bald gab die Regierung ihren Entwurf preis; die Kon⸗ 
ſervativen und das Zentrum verhandelten mit den Vertretern des Kalirumpf⸗ 
ſyndikats und die Regierung beteiligte ſich an dieſem Kuhhandel; alle Zwiſchen⸗ 
entwürfe wurden von Regierungsvertretern geſetzestechniſch bearbeitet. Schließ⸗ 
lich bildete die Unterlage für die Kommiſſionsberatungen ein Antrag, der unter 
der Firma v. Damm⸗HKölle ſegelte; er hatte mit der Regierungsvorlage nur 
noch Nebenſächliches gemein; alles Grundſätzliche des Entwurfes war beſeitigt 
und durch andere Grundſätze der Kaliintereſſenten erſetzt. So blieb es auch 
bei der Verabſchiedung des Geſetzes im Plenum des Reichstags. Aus dem 
Geſetz für ein Zwangskaliwerkſyndikat wurde ein Geſetz, das eine Kontingen⸗ 
tierung des Kaliabſatzes feſtlegt und zwecks Verteilung der Mengen an die 
einzelnen Werke eine Verteilungsſtelle ſchafft, gegen deren Feſtſetzungen Rekurs 
an eine Berufungskommiſſion eingelegt werden kann. Die Verteilungsſtelle 
beſteht aus drei vom Bundesrat zu ernennenden und vier von den Kaliwerk⸗ 
beſitzern zu wählenden Mitgliedern. Die Berufungskommiſſion wird ganz vom 
Bundesrat beſtellt. Das Geſetz enthält dann eine Feſtſetzung des Höchſtpreiſes 
für den Inlandabſatz, der gleichzeitig Minimalpreis für das Ausland iſt. Der 
Inlandpreis iſt derart feſtgelegt, daß die bisherigen Preiſe um mindeſtens 
10 Prozent ermäßigt ſind. Zur Verhinderung einer Kontingentsüberſchreitung 
hat man eine beſondere Abgabe eingeführt, die jede Mehrproduktion unrentabel 
macht. Für jeden Doppelzentner reines Kali beträgt dieſe Strafſteuer 10 bis 
17 Mark. Die Beſtimmung richtet ſich in der Hauptſache gegen die Amerika⸗ 
verträge der Gruppe Schmidtmann. Es iſt die Form der allgemeinen Abgabe 
für Überkontingent gewählt; ſie macht die Erfüllung der Schmidtmannverträge 
nicht unmöglich, aber unrentabel. Gegen ſonſtiges Überkontingent würde die 
vorgeſehene Ordnungsſtrafe von 10000 Mark genügen. 

Eine weitere Abgabe von 60 Pfennig für den Doppelzentner reines Kali 
iſt zur Deckung der dem Reiche aus der Ausführung des Geſetzes entſtehenden 
Koſten und zur Hebung des Kaliabſatzes beſtimmt. Die Einnahmen und Aus⸗ 
gaben ſind, in Verfolg eines ſozialdemokratiſchen Antrags, in den Reichshaus⸗ 
haltsetat einzuſtellen. Hohe Geldſtrafen, im Wiederholungsfall Gefängnis bis 
zu ſechs Monaten, ſichern die Zahlung der Abgaben. Ordnungsſtrafen bis 
zu 10000 Mark können wegen aller Zuwiderhandlungen gegen das Geſetz 
verhängt werden. Um das Entſtehen neuer Werke einzuſchränken, hat man 
eine Karenzzeit für neu lieferungsfähig werdende Werke eingeführt, die eine 
ſtaffelförmige Beteiligung derartig vorſieht, daß ſolche Werke erſt nach fünf 
Jahren die ihnen zuſtehende volle Quote erhalten. Kaliwerke, die ſich im 
Eigentum und Betrieb des Reiches oder eines Bundesſtaats befinden oder an 
denen dieſelben mindeſtens zu einem Drittel beteiligt ſind, unterliegen dieſen 
Beſchränkungen nicht. Bei gleichen Vorausſetzungen darf bezüglich der Ge 
währung von Rabatten eine unterſchiedliche Behandlung nicht ſtattfinden, und 
alle Abnehmer dürfen ſich zwecks Erlangung günſtiger Rabattſätze zu Vereini⸗ 
gungen zuſammenſchließen. Dieſe eigentlich nur Selbſtverſtändliches enthaltenden 
Beſtimmungen waren nötig, da die landwirtſchaftlichen Verbände bisher ihren 
Einfluß mit Erfolg dahin geltend gemacht hatten, daß durch das Syndikat 
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den Händlern eine Vereinigung unterſagt und ſie bezüglich der Rabatte weſent⸗ 
lich ſchlechter geſtellt waren als die landwirtſchaftlichen Organiſationen. 

Die gewünſchte Wirkung, die beſtehenden Kaliwerke in ihrer Rentabilität 
dauernd zu ſichern, wird dieſes Geſetz nicht haben. Der Zuwachs an neuen 
Werken überſteigt weit die Abſatzſteigerung. Die Karenzbeſtimmungen mögen 
wohl die Errichtung neuer Werke erſchweren, unmöglich machen ſie dieſelbe 
nicht. Ja — in dem Geſetz liegt geradezu ein Anreiz zur Gründung neuer 
Werke, weil jedem neuen Werke nach der Karenzzeit ſeine volle Quote garantiert 
iſt. Die Gültigkeitsdauer des Geſetzes iſt bis 1925 feſtgeſetzt. Es iſt nicht un⸗ 
wahrſcheinlich, daß ſchon lange vorher gründliche Anderungen vorgenommen 
werden müſſen. 

Die ſozialdemokratiſche Fraktion des Reichstags hat der Kontingentierung 
des Abſatzes und, in logiſcher Konſequenz deſſen, der Abgabe für das Über— 
kontingent zugeſtimmt, weil ein geſetzlicher Eingriff auch im Intereſſe der Kali⸗ 
arbeiter nötig und für einen beſſeren Weg der Geſetzgebung eine Mehrheit 
nicht zu haben war. Die Preisfeſtſetzung mußte im Intereſſe der Konſumenten 
erfolgen, da ſonſt das Geſetz unfehlbar ein neues Syndikat zur Folge gehabt 
haben würde, das die Konſumenten hätte bluten laſſen. 

Außer der Rückſicht auf die Konſumenten, Händler und ſonſtigen Intereſſenten 
kamen aber für die ſozialdemokratiſche Fraktion eine Reihe ſozialpolitiſcher Ge⸗ 
ſichtspunkte in Frage. 1 

Daß als wirkliches Heilmittel im Kalibergbau nur die Verſtaatlichung der 

geſamten Betriebe in Frage kommen könne, brachte der ſozialdemokratiſche 
Fraktionsredner ſofort bei der erſten Leſung des Geſetzes zum Ausdruck. In 
der Kommiſſion ſtellten die ſozialdemokratiſchen Mitglieder einen Verſtaat⸗ 
lichungsantrag und konnten bei deſſen Begründung darauf verweiſen, daß im 
Jahre 1894 das preußiſche Miniſterium dem Landtag einen Geſetzentwurf vor⸗ 
legte, welcher dasſelbe Ziel für Preußen im Auge gehabt hatte. Die Regie⸗ 
rung aber ſowohl als die bürgerlichen Parteien erklärten, damals ſei das noch 
möglich geweſen, jetzt ſei das unmöglich wegen der ganz horrenden Koſten der 
Verſtaatlichung und wegen des Riſikos, obwohl die Monopolſtellung Deutſch⸗ 
lands auf dieſem Gebiet in abſehbarer Zeit ein Riſiko ausſchließt. Hinter 
dieſen Ausreden verſteckte ſich das privatkapitaliſtiſche Profitintereſſe. Die Kon⸗ 
ſervativen, die früher für die Verſtaatlichung eingetreten waren, haben ſich 
eines anderen beſonnen, ſeit der Bund der Landwirte die Gruben Alleringers⸗ 
leben und Ummendorf⸗Eilsleben erworben hat. Nach Ablehnung des Verſtaat⸗ 
lichungsantrags beantragten unſere Genoſſen Schaffung eines Reichshandels⸗ 
monopols. Es wurde abgelehnt mit der Begründung, es finde ſich im Reichstag 
keine Mehrheit dafür. Das Reſultat des Kuhhandels, der Antrag v. Damm⸗ 
Kölle, berührte mit keinem Worte den Schutz der Arbeiter in den Kaliwerken, 
die bei der vorausſetzlichen Produktionseinſchränkung ſchweren Nachteil erleiden 
mußten. Hiergegen beantragten unſere Genoſſen eine Reihe von Beſtimmungen. 

Der Bundesrat ſollte verpflichtet werden, den Abſchluß von Tarifverträgen 
zwiſchen den Arbeitern und den Kaliwerkbeſitzern auf der Grundlage eines 
Minimallohns und eines Maximalarbeitstags für die einzelnen Arbeitergruppen 

zu fördern. Streitigkeiten über die Einführung, den Inhalt und die Aus⸗ 
legung der Tarifverträge ſollte die im Geſetz vorgeſehene Berufungskommiſſion 
entſcheiden. Anträge an dieſe ſollten innerhalb einer Ausſchlußfriſt von einem 
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Monat von den Beteiligten oder deren Beauftragten geſtellt werden. In einem 
Zuſatzantrag forderten unſere Genoſſen, daß, ſolange die tarifvertragliche 
Regelung der Arbeitsbedingungen nicht erfolgt, der 1909 gezahlte Lohn mit 
einem Aufſchlag von 10 Prozent bei unverlängerter Arbeitszeit gezahlt werden 
müſſe. Zur Begründung der letzten Forderung wurde darauf hingewieſen, 
daß das Kalirumpfſyndikat in einem Schreiben an die Kommiſſionsmitglieder 
deutlich hatte durchblicken laſſen, bei der Höhe der beabſichtigten Preisfeſtſetzung 
würden die bisherigen Löhne für Arbeiter und Beamten nicht mehr gezahlt 
werden können, alſo die Preisherabſetzung auf die Arbeiter abgewälzt werden. 
Der ſozialdemokratiſche Tarifvertragsantrag wurde abgelehnt. Das Zentrum 
ſtimmte getrennt, zum Teil für den Antrag, zum Teil dagegen. Hätte das 
Zentrum geſchloſſen für den Antrag geſtimmt, ſo wären — wie vor der Ab⸗ 
ſtimmung in der Kommiſſion konſtatiert wurde — von den 28 Kommiſſions⸗ 
mitgliedern 16 Stimmen dafür abgegeben worden. Das Zentrum trägt 
daher die Verantwortung für dieſe Ablehnung. 

Die Regierung hatte im Verlauf der Diskuſſion eingeſehen, daß etwas zu⸗ 
gunſten der Arbeiter geſchehen müſſe, wenn das Geſetz zuſtande kommen ſolle. 
Deshalb brachte der Konſervative v. Brockhauſen einen von der Regierung 
ausgearbeiteten Antrag ein, der nach Verbeſſerung durch mehrere ſozialdemo⸗ 
kratiſche Zuſatzanträge in dem Geſetz Aufnahme fand. Danach tritt eine Kürzung 
der Beteiligungsziffer an der Produktion im ſelben Verhältnis — mindeſtens 
aber von 10 Prozent — ein, in dem eine Lohnminderung oder Arbeitszeitverlänge⸗ 
rung im Verhältnis zum Jahresdurchſchnitt von 1907 bis 1909 vorgenommen 
wird. Bei neuen Kaliwerken wird der Jahresdurchſchnitt gleichartiger Werke 
zur Beurteilung zugrunde gelegt. Die gekürzte Menge wird an die anderen 
Werke verteilt; ausgeſchloſſen bleiben die Werke, denen aus obigem Grunde 
die Beteiligungsziffer gekürzt wurde. Auf Grund eines Zentrumsantrags 
wurde hier dem abgelehnten Tarifvertragsantrag ein Grabſtein geſetzt. Es 
wurde beſchloſſen, daß obige Beſtimmungen auf diejenigen Kaliwerke keine An⸗ 
wendung finden, bei denen die Lohn- und Arbeitsbedingungen durch beſondere 
Verträge, welche die Zuſtimmung der Mehrheit der beteiligten Arbeiter und 
der Werkbeſitzer gefunden haben, geregelt ſind. In der zweiten Leſung im 
Plenum wurde beſtimmt, daß die Zuſtimmung in geheimer Abſtimmung er⸗ 
folgen muß. Auf Antrag unſerer Genoſſen wurde noch hinzugefügt, daß die 
Verträge keine Beſtimmungen enthalten dürfen, die das Vereinigungsrecht der 
Arbeiter behindern oder verbieten. Da über die Kürzung der Beteiligungsziffer 
die Verteilungsſtelle zu befinden hat, ſo beantragten unſere Genoſſen, daß bei 
ſolchen Entſcheidungen an Stelle zweier der vier von den Kaliwerkbeſitzern ge⸗ 
wählten Beiſitzer der Verteilungsſtelle zwei Beiſitzer mitwirken, die von den 
Arbeitervertretern der Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft aus den beim Kaliberg⸗ 
bau beſchäftigten Arbeitern gewählt werden. Dieſer Antrag wurde angenommen. 
In allen Fragen, bei denen direkte Arbeiterintereſſen in Frage kommen, wirken 
nun drei vom Bundesrat ernannte, zwei von den Kaliwerkbeſitzern gewählte 
Vertreter und zwei Kaliarbeiter mit. 

Die Quotenübertragung erfuhr ebenfalls infolge der Anregung unſerer Ge⸗ 
noſſen eine halbwegs befriedigende Löſung. Sie beantragten, daß bei der 
Übertragung von 25 Prozent der Beteiligungsziffer die Genehmigung der 
Landeszentralbehörde nachzuſuchen iſt — die verſagt werden muß, wenn die 
beteiligten Gemeinden widerſprechen. Ferner ſollten die beſchäftigungslos wer⸗ 


L. Emmel: Das neue Kaligeſetz. 469 


denden Arbeiter und Beamten mit übernommen und ihnen die Überſiedelungs⸗ 
koſten erſtattet werden. Nach langen Verhandlungen kam ein Kompromiß 
zuſtande, nach dem die infolge einer Quotenübertragung beſchäftigungslos 
werdenden Beamten und Arbeiter, wenn ſie eine ihren Fähigkeiten entſprechende 
andere Arbeit nicht finden, auf die Dauer von 26 Wochen den entſtehenden 
Einnahmeausfall von dem Werkbeſitzer erſetzt erhalten. Bei Streitigkeiten aus 
dieſen Beſtimmungen ſind die Gewerbegerichte zuſtändig, wo ſolche vorhanden. 
Überſteigt die Übertragung die Hälfte der Quote, fo bedarf fie der Genehmigung 
der Landeszentralbehörde, welche vorher die beteiligten Gemeinden zu hören 
hat. Die Erteilung iſt von einer ausreichenden Sicherſtellung für die Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche der Arbeiter und Beamten abhängig zu machen. 

Im Verfolg ihres Verſtaatlichungsantrags beſtrebten ſich die Sozialdemo⸗ 
kraten, eine Bevorzugung der ſtaatlichen Werke herbeizuführen. Sie beantragten, 
daß der jährliche Zuwachs des Geſamtabſatzes ſo lange allein den fiskaliſchen 
und den mindeſtens zu 51 Prozent im Beſitz eines Bundesſtaats befindlichen 
Werken zugeteilt werde, bis dieſe Werke ihre volle Leiſtungsfähigkeit ausnützen 
können. Der preußiſche Handelsminiſter erklärte, er ſei wohl zufrieden, wenn 
der Reichstag ſo beſchließe, aber im Intereſſe des Zuſtandekommens des Ge— 
ſetzes halte er die Annahme des Antrags doch für bedenklich. Die Kommiſſion 
lehnte auch die ſozialdemokratiſchen Anträge ab; nur ein ganz ſchwacher Reſt 
des Verſtaatlichungsgedankens blieb in dem Geſetz, indem beſtimmt wird, daß 
die Karenzzeit auf ſtaatliche Werke keine Anwendung findet. 

Die Sozialpolitiker des Zentrums in der Kommiſſion beſtrebten ſich, ihre 
ſozialdemokratiſchen Kollegen in den Schatten zu ſtellen und beantragten, eine 
Beteiligung der Arbeiter am Gewinn geſetzlich feſtzulegen. In dem erſten An⸗ 
trag wollten ſie von dem Reingewinn auf das eingezahlte Kapital 5 Prozent 
Dividende berechnen und dann von dem verbleibenden Reſt ein Drittel an die 
während des Jahres beſchäftigten Arbeiter im Verhältnis ihrer Jahreslohn— 
ſumme ausgezahlt haben. Sehr bald aber berichtigten ſie ihren Vorſchlag dahin, 
daß erſt 6 Prozent Dividende in Abzug gebracht werden, nachdem die regel⸗ 
mäßigen Abſchreibungen erfolgt ſind, dann ſoll von dem verbleibenden Reſt 
ein Drittel an die Arbeiter verteilt werden. 5 Prozent Dividende und zwei 
Drittel des verbleibenden Reingewinns wäre auch gar zu wenig geweſen für 
die armen Kaliwerkbeſitzer! Unſere Genoſſen beantragten ſofort, daß durch die 
Gewinnbeteiligung den Arbeitern keinerlei Einſchränkungen ihres Koalitions⸗ 
rechtes, der Freiheit ihrer gewerkſchaftlichen oder politiſchen Betätigung oder 
ihres Wohnrechtes auferlegt werden dürften. 

Die große Zentrumsaktion nahm ein klägliches Ende. Die Sozialdemokraten 
erklärten, trotz ſehr gewichtiger Bedenken für den Antrag zu ſtimmen. Alle 
anderen Parteien, mit Ausnahme der Freiſinnigen Volkspartei, und die Regie⸗ 
rung aber erklärten ſich dagegen, zum Schluſſe ſelbſt der Zentrumsagrarier 
Herold. Bei der Abſtimmung ſtimmten die Sozialdemokraten, die Freiſinnigen 
und die Herren Schiffer, Erzberger und Müller-Fulda für den Zentrums⸗ 
antrag, während die Zentrumsleute Herold, Schüler und Pauly⸗Kochem da⸗ 
gegen ſtimmten und der bayeriſche Bauern⸗Doktor Heim und der Zentrums⸗ 
graf Oppersdorf fehlten. 

In dritter Leſung ſtimmte die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion für 
das ganze Geſetz. Sie tat es nicht, weil ſie in dem Geſetz etwas Vollkommenes 
erblickte, ſondern obwohl ſie in ſehr vielen Dingen mit den durch das Geſetz 


470 Die Neue Zeit. 


geſchaffenen Zuſtänden durchaus nicht einverſtanden iſt. Wenn ſie trotzdem 
dafür eintrat, ſo einmal weil im Intereſſe der Arbeiter und Gemeinden, der 
Händler und Konſumenten eine Beſeitigung der nur von den Agrariern be⸗ 
einflußten, ſonſt unbeſchränkten ſchikanöſen Herrſchaft des Syndikats geboten 
war; dann aber, weil in dem Geſetz bezüglich des Schutzes der Ar⸗ 
beiter ganz neue Wege gewandelt werden, die bei ſpäteren Geſetzen 
außerordentlich ausgebaut werden können, nachdem das Prinzip ein⸗ 
mal Eingang in die Geſetzgebung gefunden hat, und endlich, weil hier zum 
erſtenmal in der Praxis mit dem Grundſatz gebrochen wird, daß 
die Berggeſetzgebung alleinige Sache der einzelnen Bundesſtaaten, 
keinesfalls Sache des Reiches ſei. Seit vielen Jahren verlangen die Sozial⸗ 
demokraten ein Reichsberggeſetz. Dieſe Forderung wurde immer zurückgewieſen 
mit der Begründung, das gehe das Reich nichts an. Jetzt haben wir ein 
Reichsberggeſetz. Wenn es auch nur für einen kleinen Teil des Bergbaues gilt, 
ſo erſcheinen aber auf Grund dieſes Geſetzes beſtimmte Einnahmen und Ausgaben 
im Reichshaltetat, die eine alljährliche Kritik der ganzen Verhältniſſe im Kali⸗ 
bergbau ermöglichen und zu deren Würdigung eine vergleichsweiſe Heranziehung 
der Verhältniſſe im Kohlen- und Erzbergbau nicht verhindert werden kann. 

Wohl haben Regierung und bürgerliche Parteien feierlichſt erklärt, daß 
aus ihrer Stellungnahme in dieſem Falle keine Schlüſſe gezogen werden könnten 
für ihr zukünftiges Verhalten. Aber das Kaligeſetz iſt und bleibt der erſte 
Schritt zu einem Reichsberggeſetz, und darin liegt ſeine Bedeutung. 


Techniſch⸗wirtſchaftliche Rundſchau. 


Das Vordringen der Maſchinenwirtſchaft in der Feinmechanik und Uhrmacherei. — 
Die Owensmaſchine und die Glasarbeiter. — Maſchinenwirtſchaft in der Eiſenhütte 
gegen Arbeitermangel. 


Die moderne Maſchinenwirtſchaft erſetzt im Produktionsprozeß nicht nur die 
Muskelkraft des Arbeiters, ſondern macht auch in ſolchen Induſtriegebieten Fort⸗ 
ſchritte, in denen bisher eine hochqualifizierte Handgeſchicklichkeit notwendig war. 
Das iſt zum Beiſpiel in der Feinmechanik und in der Uhrmacherei der Fall. 

Die wichtigen Erfindungen am Ausgang des letzten Jahrhunderts, die neuen 
Aufgaben der exakten naturwiſſenſchaftlichen Forſcherarbeit haben auch neuartige 
Apparate und Inſtrumente entſtehen laſſen. Zur Herſtellung dieſer Gegenſtände 
wurde eine beſondere Berufsgruppe gelernter Handarbeiter notwendig. Die Fein⸗ 
mechaniker hatten eine ſehr ſorgfältige Lehre durchzumachen, da die vorhandene 
Arbeitsweiſe ein hohes Maß von Handgeſchicklichkeit erforderte. Die Meßinſtrumente, 
Mikroſkope, Fernrohre, Laboratoriumsapparate waren noch nicht Fabrikware, ſondern 
Einzelfabrikation. Die mechaniſchen Hilfsmittel, Drehbänke und Werkzeuge, konnten 
nur verhältnismäßig unvollkommen die Handarbeit unterſtützen und erſetzen. Des⸗ 
halb haben lange Zeit die Feinmechaniker ſich eine gewiſſe Sonderſtellung ſchaffen 
können, wegen ihres Künſtlerſtolzes wurden ſie auch von den übrigen Kollegen der 
Metallarbeiterſchaft als die „weißen Weſten“ ſpöttiſch bezeichnet. 

Aber auch hier iſt die großbetriebliche Entwicklung eingedrungen und hat nach⸗ 
haltige Veränderungen hervorgerufen. Selbſt dort, wo der Klein- und Mittelbetrieb 
ſich noch verhältnismäßig lebenszäh behaupten konnte, weil der Verbrauch beſtimmter 
Spezialinſtrumente keine Maſſenproduktion zuließ, haben doch die allgemeinen Fort⸗ 
ſchritte im Werkzeugmaſchinenbau den Herſtellungsprozeß in der Metallverarbeitung 
mechaniſiert. Das erforderliche Maß von Handgeſchicklichkeit iſt herabgedrückt worden. 
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Wo die Vorausſetzung für Maſſenfabrikation aber gegeben war, ſind auch Groß— 
betriebe entſtanden. So für die Herſtellung photographiſcher Apparate und die 
Apparateerzeugung für die elektrotechniſche Praxis. 

Vor ungefähr zwanzig Jahren war ein erſtklaſſiger photographiſcher Apparat 
mit gutem Momentverſchluß und Zubehör für eine mechaniſche Werkſtätte noch ein 


ſauberes Stück Arbeit, heute find die einzelnen Armaturen zu dieſen Artikeln dank % 
der großbetrieblichen Herſtellungsweiſe beinahe zur Pfennigware herabgeſunken. 


Damals hatte auch Siemens in ſeine Säle hochqualifizierte Arbeitskräfte hinein⸗ 
gezogen, und in ſeinen Briefen und Lebenserinnerungen beklagt er ſich häufig über 
den Mangel an wirklich tüchtigen Mechanikergehilfen. Denn die Räder und Trieb⸗ 
teile für die erſten Bogenlampenkonſtruktionen, die erſten Meßinſtrumente, Tele⸗ 


graphenapparate uſw. waren feinmechaniſche Produkte. Wie ganz anders ſieht der 


Herſtellungsprozeß heute aus! Die Einzelteile werden auf der automatiſch arbeitenden 
Maſchine, durch Frauenhände bedient, geſtanzt, gelocht, geſchnitten, die Montage— 
arbeiten werden ebenfalls von Frauen ausgeführt, und ſelbſt aus der letzten Do— 
mäne der „weißen Weſten“, dem Eichraum, ſind die Mechaniker verdrängt worden. 
Das Unglaubliche in dieſer Beziehung iſt jetzt erreicht. Faſt in allen größeren 
elektrotechniſchen Werken werden die fertigen Meßinſtrumente, Bogenlampenuhr— 


werke uſw. unter Leitung eines Kolonnenführers nach ſehr ſcharfſinnig ausgeklügelten 


Meßmethoden durch weibliche Arbeiterinnen juſtiert und ausprobiert. Dieſes gewiß 
ſehr intereſſante Wirtſchaftsgebiet harrt noch der kundigen wiſſenſchaftlichen Be— 
arbeitung; den Verſuch dazu hat Dr. Cl. Heiß in einer neueren Arbeit über „Die 
Entlohnungsmethoden in der Berliner Feinmechanik“! gemacht. Ich habe mich ſchon 
an anderer Stelle mit dem Verfaſſer darüber auseinandergeſetzt, weshalb ich ſeine 
Arbeit für mißlungen halte, hier kommt es nur darauf an, die Tatſache zu regiſtrieren, 
daß die moderne Maſchinenwirtſchaft mit allen ihren Folgeerſcheinungen ſelbſt in 
ſolchen Wirtſchaftszweigen wie die Feinmechanik an Terrain gewinnt, obwohl der 
Arbeitsprozeß eine ganz beſondere Sauberkeit und Präziſion vorausſetzt. 

Ein paralleles Gebiet der Feinmechanik iſt die Uhrmacherei. Auch hierüber 
iſt neuerdings eine größere literariſche Arbeit erſchienen. Im 11. Band der „Techniſch⸗ 
volkswirtſchaftlichen Monographien“? beſchäftigt ſich Dr. P. Dienstag mit der tech- 
niſchen Entwicklung und volkswirtſchaftlichen Bedeutung der deutſchen Uhreninduſtrie. 

An der Hand einer ſehr fleißig durchgearbeiteten Materialſammlung ſchildert 
er, wie der techniſche Fortſchritt auch hier die Kleinbetriebe zerſchlagen hat, wie 
die Mittelbetriebe zurückgedrängt wurden und die modernen Großbetriebe auch hier 
ſieghaft ſich durchſetzen. Allerdings hatte der Großbetrieb in der Uhrmacherei ganz 
andersgeartete Widerſtände zu überwinden wie der Großbetrieb in der Feinmechanik. 
Handelt es ſich bei der letzteren um einen modernen Wirtſchaftszweig, herausgeboren 
aus den Bedürfniſſen der neueren techniſch⸗induſtriellen Entwicklung, fo ſchlägt die 
Uhrmacherei ihre Wurzeln zurück bis in die Zunftverfaſſung des Mittelalters. Meß⸗ 
inſtrumente, Mikroſkope uſw. in größeren Mengen benötigte man erſt im Ausgang 
des letzten Jahrhunderts; der Vater der Uhrmacherkunſt, Peter Heinlein, hat bereits 
im Jahre 1505 ſeine erſte Federzuguhr gebaut. Von da ab beginnt ſchon ein regel— 
rechtes Uhrmacherhandwerk, dem dann im Laufe des letzten Jahrhunderts eine immer 
weiter ausgedehnte Hausinduſtrie ſich beigeſellte. So hatte denn auch im Gegenſatz 
zur feinmechaniſchen Fabrik der Großbetrieb in der Uhrmacherei im zähen Ringen 
alle tiefeingewurzelten Produktionsformen des Handwerkes und der Hausinduſtrie 
zu überwinden. 

Noch ein anderer Faktor verdient bei der Arbeit von Dienstag unſer Intereſſe. 


Der Amerikaner hat mit ſeiner hochentwickelten Technik fördernd auf die maſchinelle 


Uhrenerzeugung in Deutſchland eingewirkt. Aus Amerika bezog man die erſten Werk⸗ 
zeugmaſchinen, von dem amerikaniſchen Maſchinenkonſtrukteur hatte man ſich die erſten 
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entſcheidenden Anregungen geholt, um auch hier den Produktionsprozeß zu mechani⸗ 

ſieren. Da es ſich in meiner Rundſchau nur um die Erörterung techniſch⸗organiſa⸗ 

toriſcher Fragen handelt, gehe ich auf die ſozialpolitiſchen Anſichten des Verfaſſers hier 

nicht ein, zu denen allerdings von unſerem Standpunkt aus manches zu ſagen wäre. 
* * 


* 

Auch in der Glasinduſtrie macht ſich das Vordringen der Maſchinenwirt⸗ 
ſchaft bemerkbar. Naturgemäß kommen hier jene Arbeitsgebiete zunächſt in Frage, 
in denen eine Maſſenproduktion einſetzen kann, zum Beiſpiel in der Flaſchen⸗ 
erzeugung. Die Verſuche, den Produktionsprozeß zu mechaniſieren, hat der In⸗ 
genieur Owens durch ſeine Maſchine jetzt bis zu einem gewiſſen Abſchluß gebracht. 
Die Aufgabe war auch hier geſtellt, die Maſchine in ihren Konſtruktionselementen 
dem bisherigen Arbeitsprozeß anzupaſſen. Die ältere Flaſchenerzeugung ſetzte ſich 
aus folgenden Arbeitspoſitionen zuſammen: Je ein Junge (der ſogenannte An⸗ 
fänger), ein Gehilfe (der Külbelmacher), ein Meiſter (der Glasmacher) bilden eine 
Arbeitskolonne. Der Junge nimmt am Kopfe eines langen Blasrohrs, der ſo⸗ 
genannten Pfeife, etwas Glas aus dem Schmelzgefäß auf. Dabei dreht er das 
eiſerne Rohr behende zwiſchen den Fingern, bis ſchließlich nach öfterem Abkühlen 
und Eintauchen ein zwiebelförmiger weicher Klumpen an der Pfeife kleben bleibt. 

„Das angefangene Glas bearbeitet der Gehilfe zu einem Külbel (Kölbchen) vor, um 
die weiche Maſſe — unter Einblaſen von etwas Luft — ſo zu verarbeiten, daß Hohl⸗ 
raum und Wandſtärke bei der ſpäterhin zu formenden Flaſche die rechten Maße be⸗ 
kommen. Er wälzt nämlich die Zwiebel zunächſt zum Kegelſtumpf, bläſt etwas Luft 
nach, wärmt ein, wälzt und bläſt wieder, bis ſchließlich durch Anwärmen und darauf⸗ 
folgendes Drehen und Blaſen an der ſenkrecht gehaltenen Pfeife das fertige Külbel 
hängt. Der Meiſter vollendet die Arbeit des Gehilfen. Er treibt das Külbel hängend 
und ſchwankend zum luftgefüllten „Darm“ auf, den er dann raſch in die eiſerne Form 
taucht und (unter ſtetem Drehen um die Achſe der Pfeife) zur fertigen Flaſche aufbläſt. 

Zunächſt ging man dazu über, die Lungenkraft des Arbeiters durch andere 
Hilfsmittel zu erſetzen. Es wurden Flaſchenblaſemaſchinen konſtruiert, von denen 
die Blasarbeit durch ein Preßluftgebläſe geleiſtet werden konnte. Die bewegende 
Kraft wurde entweder durch Dampfmaſchinen oder auf elektriſchem Wege hervor⸗ 
gebracht. Immerhin hatte bei dieſer Maſchinenanwendung der Arbeiter ſelbſt das 
Glas aus dem Ofen zu ſchöpfen und in die Form einzugießen, den Luftzutritt zu 
regulieren und die fertige Flaſche wieder herauszunehmen. Dieſes Syſtem machte 
daher auch den gelernten Arbeiter noch nicht überflüſſig, da lange übung und Ver⸗ 
trautheit mit der Behandlung geſchmolzenen Glaſes nötig war, um gerade die 
richtige Menge Glas in die Form einzufüllen. Die ſpäter konſtruierten Maſchinen 
gingen wieder einen Schritt weiter und übernahmen auch die Regulierung des 
Luftzutrittes, ſo daß dem Arbeiter nur das Aufnehmen des Glaſes verblieb. Die 
Stärke des Luftdruckes wurde dabei durch ein Manometer und die Zeitdauer durch 
ein Uhrwerk erkenntlich gemacht. Das Syſtem Owens hat auch die Arbeit des 
Glasaufnehmens der Maſchine übertragen, ſo daß nun ein vollkommen automatiſcher 
Betrieb eingerichtet iſt. So iſt denn ein „ſechsarmiges Ungeheuer“ daraus geworden, 
„das die flüſſige Glasmaſſe automatiſch aufſaugt, durch ein Meſſer abſchneidet, in 
die ausgewechſelte Flaſchenform ausbläſt, abtrennt, in der Muffel verſchmilzt, in 
den Kühlofen transportiert, und daraus echt amerikaniſch in Kiſten verpackt.“. 
„Der Reihe nach tauchen die ſechs eiſernen Rüſſel in die glutflüſſige Maſſe, lutſchen 
ſich voll, puſten den feurigen Teig in Formen aus und kühlen ſich, während alles 
im Kreiſe herumläuft, wieder ab.“ „Tag und Nacht arbeitet der unermüdliche 
Automat, der jeder Menſchenkraft ſpottet, und von drei Jungen bedient wird. 
Innerhalb eines Tages ſpeit fie 15000 Flaſchen aus.“! 


Zſchimmer, Die Glasinduſtrie in Jena. Jena, Verlag Diederichs. Siehe auch: 
Großmann, Die techniſche Entwicklung der Glasinduſtrie in ihrer wirtſchaftlichen Be⸗ 
deutung. Sinzheimers Monographien, Band III. Leipzig, Verlag W. Klinkhardt. 
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Über die Brauchbarkeit der Owensmaſchine gehen die Meinungen ſehr aus— 
einander. Zſchimmer und Großmann urteilen verhältnismäßig ſehr optimiſtiſch über 
die neue Arbeitsmethode. Auch in der beſonders dabei intereſſierten Fachpreſſe 
wird die Anwendung der Owensmaſchine als rationell bezeichnet. Demgegenüber 
betont die Gewerkſchaft der Glasarbeiter, daß die Maſchine durchaus noch 
nicht ſo hetriehsſicher und billig arbeitet, um die älteren Arbeitsmethoden über: 
flüſſig zu machen. Im Gegenteil haben ſich praktiſch mancherlei Hinderniſſe und 
Schwierigkeiten gezeigt. So wird betont, daß die automatiſche Zubereitung der 
flüſſigen Glasmaſſe in der Wanne unzuverläſſig und der Anſchaffungspreis der 
Maſchine noch zu hoch ſei, um ſich gut verzinſen zu können, daß häufig Reparaturen 
vorgenommen werden müßten uſw. Die Arbeiter machen ferner geltend, daß die 
Arbeitgeber abſichtlich gefärbte Berichte über die Brauchbarkeit der neuen Maſchine 
lanzieren, um auf die Arbeiter bei Lohnforderungen einen Druck ausüben zu können. 

Sicher werden die Einwendungen der Gewerkſchaften nicht unbegründet ſein. 
Die induſtrielle Praxis hat faſt bei jeder wichtigen maſchinentechniſchen Umwälzung 
gezeigt, daß nicht gleich die Maſchine vollendet und gebrauchsfertig auf den Plan 
getreten iſt, ſondern daß die erſten Unternehmer Lehrgeld zahlen mußten. Eine 
Maſchine mag konſtruktiv richtig durchgeführt ſein, in ihren Einzelheiten wird ſie 
zunächſt immer Mängel aufweiſen, die erſt durch den praktiſchen Gebrauch erkannt 
und beſeitigt werden können. Haben wir alſo alle Veranlaſſung, die Berichte aus 
der Unternehmerfachpreſſe ſehr kritiſch aufzunehmen, ſo zeigt doch die gegenwärtige 
Situation, daß auch in der deutſchen Glasinduſtrie die Möglichkeiten großbetrieb- 
licher Arbeit unter ſteigender Anwendung der Maſchinen vorhanden ſind. Daran 
läßt auch der „Fachgenoſſe“, das Gewerkſchaftsblatt der Glasarbeiter, keinen Zweifel, 
daß entſcheidende Kämpfe zwiſchen Arbeiter und Maſchine hier bevorſtehen. 

* * 


* 

Um in bergbaulichen Betrieben in Zeiten der Überproduktion, bei zeit- 
weilig auftretendem Wagenmangel, bei Betriebsſtörungen in den Aufbereitanlagen 
und dergleichen nicht die normale Förderung einſchränken zu müſſen, iſt man in 
neuerer Zeit dazu übergegangen, Vorrichtungen zu bauen, welche derartige Zwiſchen— 
fälle unabhängig machen ſollen. 

Die auf jeder Grube vorhandenen Haldenplätze werden mit geeigneten Stürz⸗ 
vorrichtungen zur Lagerung der Kohle in Haufen bebaut. Durch maſchinelle Hilfs⸗ 
mittel werden im Bedarfsfalle die abgelagerten Kohlenhaufen wieder gehoben und 
auf mechaniſchem Wege der Aufbereitungsanlage oder der Verladeſtelle unmittelbar 
zugeführt. 

Eine ſolche Verladeanlage iſt kürzlich für die dem Grafen Henckel von Donners— 
marck gehörige Radzionkaugrube in Oberſchleſien gebaut worden. Darüber berichtet 
ſehr ausführlich Profeſſor Buhle- Dresden in einer der letzten Nummern der Zeit— 
ſchrift des Vereins deutſcher Ingenieure.! Auf die techniſch⸗konſtruktiven Einzel- 
heiten kann hier natürlich nicht eingegangen werden, nur nachfolgende Zahlen 
mögen den Fachmann über die Größenverhältniſſe informieren: Nutzgröße des 
Haldenplatzes 33000 Quadratmeter, Faſſungsvermögen der Halde 180000 Kubik⸗ 
meter, Anlagekoſten rund 280000 Mark; erforderliche Mannſchaften beim Stürzen 4, 
beim Rückverladen 8; Höchſtleiſtung beim Stürzen 300 Tonnen pro Stunde, beim 
Rückverladen 100 Tonnen pro Stunde; Betriebskoſten (bei großen Leiſtungen) zeit⸗ 
weiſe bis herab auf 0,048 Mark pro Tonne (alſo 4¼ Pfennig pro Tonne Koſten). 

Die „Vorzüge“ dieſer Verladeanlage kennzeichnet Profeſſor Buhle mit folgenden 
Worten: „Derartige Verladeanlagen machen die Förderung vollkommen unabhängig 
vom Verſand. Während man früher bei Abſatzmangel und insbeſondere bei dem 
zuweilen ſehr plötzlich auftretenden Wagenmangel gezwungen war, eine große An— 
zahl von Bedienungsmannſchaften, die (weil ſie in den meiſten Fällen nur ganz 
vorübergehend beſchäftigt werden konnten) ſchwer zu beſchaffen waren, anſtellen 
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mußte, kann man heute mit nur wenigen Leuten die ganze Förderung jederzeit auf 
die Halde ſtürzen. Noch günſtiger liegen die Verhältniſſe bei plötzlich eintretender 
ſtarker Nachfrage. Mit Hilfe derartiger Anlagen iſt man ohne weiteres imſtande, 
mit nur einigen wenigen Arbeitern in ganz kurzer Zeit viele hundert Tonnen auf 
den Markt zu werfen, alſo die augenblickliche Wirtſchaftslage in hervorragender 
Weiſe auszunutzen. Das ſcheiterte früher oft daran, daß man niemals die zum 
Verladen erforderlichen Leute (150 und mehr) im entſcheidenden Augenblick zur 
Verfügung hatte.“ N 

Ferner wird der ſoziale Geſichtspunkt betont, der bei dem Bau derartiger 
Anlagen mitſpricht, indem die Förderung bei Verſandeinſchränkung nicht mehr 
herabgeſetzt zu werden braucht, und dadurch die Arbeiter unter Tage vor wirt⸗ 
ſchaftlichen Verluſten geſchützt werden können. 

Wie wenig in Wirklichkeit dieſe „ſozialen Geſichtspunkte“ eine Rolle ſpielen, 
zeigen die weiteren Ausführungen unſeres Profeſſors, mit denen er die Einführung 
der Verladeanlage empfiehlt: „Man iſt in der Lage, bei Streikgefahr bedeutende 
Kohlenmengen auf die Halde zu ſtürzen, die nach Streikausbruch durch nur wenige 
Leute (nötigenfalls ſogar durch Beamte der Grube) verladen werden können. 
Daß durch dieſe Möglichkeiten ein abſchwächender Einfluß auf eine auftauchende 
Streikbewegung ausgeübt werden könnte, iſt nicht unwahrſcheinlich.“ 

Ganz richtig werden in dieſen letzten Sätzen die Geſichtspunkte erörtert, die 
für den Unternehmer jeden maſchinentechniſchen Fortſchritt wünſchenswert machen: 
Der Betrieb mird mechaniſiert, wird möglichſt unabhängig von dem Einfluß der 
Arbeiterſchaft gehalten. Entſtehen doch Differenzen, ſo müſſen die geiſtigen Lohn⸗ 
ſklaven, die Angeſtellten, Streikbrecherdienſte leiſten. Richard Woldt. 


Literariſche Rundfcyau. 


Hedwig Lemberger, Der Sehnſtundentag in den fabrikmäßigen Betrieben der 
Textil- und Bekleidungsinduſtrie Oſterreichs. Wien 1909. 71 Seiten. 


In Sſterreich beſteht der elfſtündige Maximalarbeitstag. Die Verfaſſerin unter: 
ſucht in der vorliegenden Schrift, die ſie zum Teil der vierten Delegiertenverſamm⸗ 
lung der internationalen Vereinigung für geſetzlichen Arbeiterſchutz (Luzern 1908) 
unterbreitete, ob die Reduktion des Arbeitstags auf zehn Stunden „ohne Schädigung 
der Induſtrie“ möglich iſt. Eigentlich iſt die Antwort ſchon in den Angaben über 
die beſtehende Arbeitszeit gegeben. Nach den Berichten der Fabrikinſpektoren hatten 
nämlich im Jahre 1906 bereits 66,7 Prozent aller in der öſterreichiſchen Textil⸗ 
induſtrie beſchäftigten Arbeiter eine kürzere Arbeitszeit als die geſetzlich zuläſſige. 
Das haben ſich die Arbeiter durch ihre Organiſation erkämpft. Daraus folgt der 
bündige Schluß: wenn ein großer Teil der Betriebe bei dieſer Reduktion konkurrenz⸗ 
fähig iſt, ſo liegt kein Grund vor, warum die übrigen nicht eine ſolche Reduktion 
ertragen könnten. Sie können nur deshalb ihre Arbeiter noch volle elf Stunden 
ſchinden, weil nicht überall die Arbeiter ſich organiſieren und den Kampf aufnehmen 
konnten. Hervorzuheben iſt, daß wie überall auch in Sſterreich die Beſtimmungen 
über den geſetzlichen Maximalarbeitstag in hohem Grade illuſoriſch gemacht werden 
durch Bewilligung von „Arbeitszeitverlängerungen“. Im Jahre 1906 wurden zum 
Beiſpiel 29302 Arbeiter gezwungen, länger als elf Stunden zu arbeiten und die 
geleiſteten Überitunden betrugen 1831306. 

Die Verfaſſerin hat nun eine Umfrage bei den Unternehmern veranſtaltet, bei 
der ſich ergab, daß nachteilige Folgen von einer geſetzlichen Reduktion auf zehn 
Stunden nicht befürchtet werden. Das iſt nicht weiter zu verwundern: in der Regel 
geben nur beſſer geleitetete Unternehmungen auf derartige Fragen Antwort, und 
in dieſen Betrieben haben dann eben die Arbeiter ſich bereits erlaubt, die Korrektur 
der geſetzlichen Beſtimmungen vorzunehmen. Die betreffenden Unternehmer haben 
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denn auch gar keinen Grund, an dem Geſetze feſtzuhalten, das ihren Konkurrenten 
in rückſtändigen Gegenden erlaubt, noch volle elf Stunden arbeiten zu laſſen. 

Was die Herren im übrigen der Verfaſſerin mitgeteilt haben, ſind „olle Ka⸗ 
mellen“. So zum Beiſpiel erzählt ſie ein langes und breites darüber, daß mit 
Verringerung der Arbeitszeit die Intenſität der Arbeit wohl ſteigt bei rein manueller 
Arbeit, aber nicht oder nur ſehr wenig in Fällen, wo es ſich „nur um die Be— 
dienung der Maſchine“ handelt. Seit den Unterſuchungen von Ras und Abbe ſind 
das längſt widerlegte Dinge. Es gibt keine Maſchine, die in der Hand eines 
leiſtungsfähigen Arbeiters nicht in der gleichen Zeit mehr liefert, als in der Hand 
eines übermüdeten und niedergedrückten Arbeiters. Die unabhängig vom Arbeiter 
„ſelbſttätig“ arbeitende Maſchine exiſtiert nur in der Phantaſie von Leuten, die die 
Fabrikarbeit bloß vom Hörenſagen kennen. 

Für die Arbeiterſchaft gilt es den Achtſtundentag, und kein Sachverſtändiger 
zweifelt, daß er heute ſchon durchgeführt werden kann, ohne Verringerung der 
Produktionsmengen. Allerdings würden dabei eine Anzahl minder leiſtungsfähiger 
Betriebe zugrunde gehen, was indeſſen vom Standpunkt des ſozialen Fortſchrittes 
kein Schaden wäre. Für die ſozialen Quackſalber aller Art iſt die Durchführbar— 
keit des Zehnſtundentags noch „eine Frage“. Das Buch von Hedwig Lemberger 
iſt nur ein weiterer Beleg für die Hilfloſigkeit, mit der ſie der Sache gegenüber⸗ 
ſtehen. J. Karski. 


= RD 


F. Zietſch, Kommunale Arbeitstofenfürforge. Heft 10 der Sozialdemokratiſchen 
Gemeindepolitik. Kommunalpolitiſche Abhandlungen, herausgegeben unter Leitung 
von Paul Hirſch. Berlin, Buchhandlung Vorwärts. 80 Seiten. 50 Pfennig. 


Eine ſehr willkommene überſicht über die ſeit der letzten Kriſe immer mehr in 
den Vordergrund tretenden ſozialpolitiſchen Aufgaben, deren Bedeutung wie Löſung 
noch ſo lebhaft umſtritten wird. Genoſſe Zietſch überſchätzt ſie nicht; er weiß, daß 
die induſtrielle Reſervearmee untrennbar mit der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe 
verknüpft iſt. Aber er zeigt auch, daß und wie weit der Verelendung der Maſſen 
Einhalt geboten werden kann und unterſucht, wem dieſe Aufgabe zufällt. Bei der 
Erörterung der bisher eingeführten Arbeitsloſenverſicherungen im In- und Auslande 
ſind auch die auf dem letzten belgiſchen Gewerkſchaftskongreß erhobenen Angriffe 
gegen das Genter Syſtem und die Befürwortung des Lütticher Syſtems berück— 
ſichtigt, die vorausſichtlich auf dem Kopenhagener internationalen Kongreß bei Er— 
örterung der Arbeitsloſenverſicherung eine große Rolle ſpielen werden; das Lütticher 
Syſtem ſelbſt wird von Zietſch erläutert und ein Bild der in Deutſchland ge— 
machten Verſuche mit dem Genter Syſtem und der Forderungen unſerer Partei 
entworfen. ew. 


Alexander v. Peez, England und der Kontinent. Wien 1910, Verlag Karl 
Fromme. Preis 1,25 Mark. 


Die kleine, knapp, faſt aphoriſtiſch geſchriebene Arbeit des bekannten öſter— 
reichiſchen Politikers, die in der bürgerlichen Preſſe aller Richtungen über den 
grünen Klee gelobt wird — Friedjung ſieht in ihr eines der beſten politiſchen 
Eſſays der deutſchen Literatur —, iſt ein ſo charakteriſtiſches Beiſpiel bürgerlicher 
politiſcher Publiziſtik, daß es wert iſt, bei ihrer ſtarken Verbreitung — in einem 
Jahre drei Auflagen — ihr einige Worte zu widmen.“ 

Wie einſt Urquhart hinter allen Vorfällen der Welt die ruſſiſche Hand ſuchte 
und Zuſammenhänge aufdeckte, die jetzt beim Durchblättern ſeiner Arbeiten direkt 
wie eine Groteske wirken, ſo ſucht jetzt der bürgerliche deutſche Schriftſteller hinter 
allem, was in der Welt vorgeht, England. Um aber den engliſchen Gottſeibeiuns 
zu erklären, greift man zur Analyſe des engliſchen Charakters, die mit Zitaten aus 
Kant geſchmückt, alles erklären ſoll und eigentlich erſt ſelbſt erklärt werden muß. 
Wenn zum Beiſpiel Peez die Stetigkeit der engliſchen Politik zu erklären ſucht 
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durch die Tatſache, daß die engliſche Politik ſeit jeher feſtgelegte Ziele hat und 
daß die Engländer ein gehorſames Volk ſind, weil ſie als Seefahrer die Bedeutung 
des Gehorſams dem Kapitän gegenüber gelernt haben, jo kann man dazu nur 
lächeln. Die Stetigkeit der Ziele der engliſchen Politik läßt ſich in viel einfacherer 
Weiſe erklären. England treibt Weltpolitik länger als alle anderen Staaten, hat 
alſo einen alten Komplex von Intereſſen, die es ſtets zu verteidigen gilt. Der 
Feudalismus wurde in England früher als anderswo niedergeworfen, die aus⸗ 
wärtige Politik wurde in England früher als irgendwo den Intereſſen des Bürger⸗ 
tums dienſtbar gemacht, ſie iſt jetzt konſequenter kapitaliſtiſch als in anderen 
Ländern, und darum hat ſie einen ſteteren Charakter als in anderen Ländern. 
Dieſe natürliche Erklärung macht alle tiefſinnigen Betrachtungen über den Charakter 
der Engländer und ihre teufliſchen Pläne überflüſſig. Das oben angeführte Bei⸗ 
ſpiel war nur eine Stichprobe, die man dutzendfach vermehren könnte. Dieſes Buch, 
für das ſolch große Reklame gemacht wird, iſt ein Beiſpiel, wie vorſichtig man die 
politiſche bürgerliche Publiziſtik benutzen muß. Karl Radek. 


notizen. 


Ai. amerikaniſchen-Gemenkidlaliteu- Als im vorigen Jahre auf feiner euro⸗ 
pälſchen „Studſenreife“ der Präſident der American Federation of Labor, Samuel 
Gompers, in öffentlicher Rede in Hamburg erklärte, daß den europäiſchen organi⸗ 
ſierten Auswanderern die amerikaniſchen Gewerkſchaften offen ſtehen, ſammeln unſere 
amerikaniſchen Genoſſen Material, um zu zeigen, wie ſchwer es iſt, Mitglied einer 
amerikaniſchen Union zu werden, welche Eintrittsgebühren bezahlt werden müſſen, 
welche Bedingungen zu erfüllen ſind, welche Prüfungen zu beſtehen, ob und in 
welchem Maße europäiſche Gewerkſchaftsbücher anerkannt werden, wie die Beiträge 
reſpektive die Aufnahmegebühren bezahlt werden müſſen und welche Leiſtungen die 
amerikaniſchen Gewerkſchaften den Mitgliedern bieten. Eine offizielle Statiſtik 
der Bundesregierung exiſtiert darüber nicht. Und was von den Einzelſtaaten ge⸗ 
macht wird, iſt unzulänglich und unzuverläſſig. Die amerikaniſchen Statiſtiker ſind 
ja berüchtigt, daß ſie politiſch tendenziös oder für Intereſſengruppen färben und 
fälſchen. Werden doch auch dieſe Amter für politiſche Dienſte vergeben! Fähig⸗ 
keiten ſind nichts weniger denn ausſchlaggebend. Wenn daher Genoſſe Fehlinger in 
Nr. 5 der „Sozialiſtiſchen Monatshefte“ die Angaben des Arbeitsamtes von New 
York und Maſſachuſetts benutzt, jo muß ich ſagen, daß erſteres nachgerade berüchtigt 
iſt und das zweite erſterem nicht nachſteht. 

Es iſt eine Eigenheit der engliſchen Gewerkſchaften überhaupt, nicht nur der 
amerikaniſchen, daß ſie ein zünftleriſches Unweſen treiben. Man wird ſich noch der 
Kritik des holländiſchen Delegierten auf dem letzten internationalen Gewerkſchafts⸗ 
kongreß gegenüber den engliſchen Unions erinnern. Und der Abgeſandte Englands 
erklärte ſich außerſtande, etwas zu tun, da einheitliche Bedingungen an der Autonomie 
der einzelnen Verbände zerſchellen. Schon Engels erörtert vor gerade zwanzig Jahren 
dieſe zünftleriſche Haltung der Trades Unions und ſpricht von Narren und Zopf⸗ 
brüdern, welche ſich durch hohe Eintrittsgebühren und andere Pedanterien ab⸗ 
ſchließen und ſich eine Armee von Blacklegs (Streikbrecher) ſchaffen. Dieſes Urteil 
paßt vorzüglich noch heute auf die Zuſtände und auf die amerikaniſchen Unions 
beſonders. Insbeſondere ſind es die ſogenannten „beſſeren“ Berufe, bei denen 
manuelle Fähigkeiten erforderlich ſind, die nicht das geringſte Beſtreben haben, alle 
Berufsangehörigen in ihre Organiſation zu bringen. Ja einzelne Gewerkſchaften 
gehen ſo weit, während beſtimmter Perioden oder wenn ſie ſich für ſtark genug 
halten, die Bücher zu ſchließen und keine Aufnahmen vorzunehmen. 

Es ſoll nicht geleugnet werden, daß verſchiedene Probleme, vor allem die 
Maſſenemigration, mitbeſtimmend für dieſe Umſtände ſind, doch bedeuten obige 


Notizen. 477 


Maßregeln, welche viele, die ſich organiſieren wollen, davon abhalten, ein voll: 
ſtändiges Fiasko. Belege hierzu ſind in Hülle und Fülle vorhanden, und jetzt beim 
Generalſtreik in Philadelphia zeigte es ſich wieder, daß ſehr viele unorganiſierte 
Arbeiter mitſtreikten, die keine Gelben zu nennen ſind, denen es aber unmöglich 
gemacht wurde, einer Gewerkſchaft beizutreten. An den hohen Eintrittsgebühren 
und ſchweren Bedingungen ſind in erſter Linie die Bauarbeiter beteiligt, ſodann 
die gelernten Berufe, Muſiker und Bühnendarſteller mit inbegriffen. Bei den in 
der Montaninduſtrie beſchäftigten Arbeitern dagegen iſt ein großer Unterſchied, die 
Gebühren ſind niedrig und der Formalitäten wenig. Die Minenarbeiterunions haben 
viele Organiſatoren, um möglichſt alle Berufsangehörigen in die Gewerkſchaften zu 
bekommen. Desgleichen ſind die Gebühren und Bedingungen der jüdiſchen Gewerk— 
ſchaften liberal, und ebenſo jene der den Industrial Workers of the World an⸗ 
geſchloſſenen Verbände. Fehlingers Zahlen beziehen ſich nur auf zwei Staaten. Die 
nordamerikaniſche Union hat aber 46 und 4 Territoren außer den Kolonien, in 
denen auch Gewerkſchaften exiſtieren und auch der Föderation angeſchloſſen ſind. 

Ich ſelbſt habe an der Quelle vor Jahren ſchon darüber Material geſammelt, 
das jetzt ergänzt werden kann durch die Zahlen, welche die „New Yorker Volks⸗ 
zeitung“ geſammelt hat. Die Redaktion unſeres Bruderorgans wandte ſich an die 
Sekretäre aller amerikaniſchen Nationalverbände. Und ſie machte dabei wie andere 
die Erfahrung, daß mancher dieſer Gewerkſchaftsfunktionäre es für überflüſſig hält, 
zu antworten. Der größte Teil allerdings hat ausführlich und zuvorkommend die 
verlangten Fragen beantwortet. Von 90 Verbänden liegen ausführliche Zahlen vor, 
die ein vollkommenes Bild ergeben. 

Einheitliche, innerhalb der Verbände geltende Gebühren und Bedingungen ſind 
nicht vorhanden. Ihre Feſtſetzung bleibt der lokalen Gewerkſchaft vorbehalten. An 
die Zentralkaſſe muß pro Kopf ein gewiſſer Betrag abgeliefert werden. So rangieren 
daher die Gebühren innerhalb einiger Verbände zwiſchen 5 bis 50 Dollar und 
darüber, in anderen betragen ſie 1 bis 25 Dollar. Wieder in anderen Unions 
werden dieſe Gebühren nach dem Alter fixiert und auch nach der Lohnhöhe. Einige 
Verbände haben Minimal- und Maximaltarife. Bei anderen muß derjenige, der 
um Aufnahme nachſucht, Bürger der Vereinigten Staaten ſein, was bedingt, daß 
er mindeſtens 5 Jahre im Lande ſich befinden muß. Auch das ſogenannte erſte 
Bürgerpapier, das jeder Einwanderer bekommen kann, wenn er ſich darum bemüht, 
wird noch von einem Teile der Verbände verlangt. Andere Verbände hinwiederum 
nehmen erſt dann die Bewerbung an, wenn der Bewerber eine beſtimmte Zeit im 
Lande ſich befindet — von drei Monaten bis zu einem Jahre. Über Lehrzeiten muß 
man ſich ausweiſen können, und werden ſolche in einem großen Teile von Berufen 
von 2½ bis 5 Jahren als Bedingung geſtellt. Bei den Papiermachern werden ſogar 
6 Jahre verlangt. An verſchiedenen Orten muß der Berufausübende eine Lizenz 
haben, ſo Barbiere, Inſtallateure, Maſchinenwärter, Heizer und andere mehr. 

Unter den höchſten Eintrittsgebühren figurieren vor allem die Glasbläſer, die 
nicht weniger als 500 Dollar fordern, wovon 100 Dollar gleich bezahlt werden 
müſſen und der Reſt mit der Hälfte des Lohnes; 5 Jahre nachweisbare Lehrzeit 
find eine weitere Bedingung. Dann kommen zunächſt, ſoweit offizielle Zahlen vor— 
liegen, die Photograveure und Modelltiſchler. Erſtere Gewerkſchaft erhebt 200, 
letztere 125 Dollar, die gleich bezahlt werden müſſen. Ausländiſche Gewerkſchafts⸗ 
bücher werden nicht angenommen. Damit ſind aber die Unions, die 100, 200 Dollar 
und darüber verlangen, noch nicht erſchöpft. Unter den Gewerkſchaften, die ein 
Eintrittsgeld von 200 und 100 Dollar fordern, ſind eine ganze Anzahl, ſo die 
Kachelleger, Elektriker, Brückenbauer, Gardinenweber, Bühnenarbeiter, Muſiker uſw. 
Bei manchen Unions ſind dieſe Gebühren zur Hälfte ſofort zu bezahlen. Ge⸗ 
werkſchaftskarten werden nicht anerkannt, und wo ja, müſſen doch die Eintritts— 
gebühren bezahlt werden, ſo bei den Gardinenwebern. Mehrjährige Lehrzeiten, 
Prüfungen, eine beſtimmte Aufenthaltsdauer im Lande, Altersgrenze und erſte 
Bürgerpapiere ſind weitere Forderungen an den Bewerber. Unter den bis zu 
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75 Dollar Eintritt erhebenden Gewerkſchaften können unter anderen die Zement⸗ 
arbeiter, Anfangsmonteure, Gipſer, Maſchinenwärter und Metallblecharbeiter ge⸗ 
nannt werden. Die Anſtreicher, Appreteure, Köche und Schankkellner, Schlachthaus⸗ 
arbeiter, Maſchinenführer, Holzarbeiter, Maurer, Tapezierer, Steinhauer, Stereo⸗ 
typeure, Kohlengräber, Lithographen, Eiſenarbeiter, Brauer, Buchbinder, Ziegelei⸗ 
arbeiter, Mützenmacher uſw. haben bis zu 25 Dollar zu entrichten. Selbſtverſtändlich 
gelten auch hier alle bereits angeführten weiteren Beſtimmungen. In manchen der 
zuletzt genannten Gewerkſchaften werden nur Weiße zur Mitgliedſchaft zugelaſſen. 
Das Eintrittsgeld ſpielt bei vielen hier genannten Gewerkſchaften das am wenigſten 
ausſchlaggebende reſpektive erſchwerende Moment für den organiſationswilligen 
Kandidaten. Man muß die ſpezifiſchen Verhältniſſe kennen, von der Anmeldung 
des Kandidaten bei einem Gewerkſchaftsfunktionär bis zur Prüfung und Aufnahme 
desſelben, um dieſe Hinderniſſe würdigen zu können. Nicht nur für die Ein⸗ 
gewanderten, ſondern auch für die einheimiſche Bevölkerung gilt dies. Für einen 
„Händedruck“ kann man allerdings auch hier manches umgehen und leichter machen. 
Bei vielen Gewerkſchaften, die Prüfungen vornehmen, iſt noch eine beſondere Ge⸗ 
bühr zu erlegen, die verfällt, falls der Kandidat durchfällt. Berufe wie die Fracht⸗ 
verlader, Streckenarbeiter, Wäſchereiarbeiter, Steinbrucharbeiter, Eiſenbahnarbeiter, 
Weichenſteller, Erzgräber, Kutſcher uſw. haben nur bis zu 5 Dollar betragende 
Eintrittsgelder. Man kann alſo aus den bis jetzt angeführten Tatſachen erſehen, 
wie roſig die Verhältniſſe ſind. Reaktionäre Maßregeln ſeitens der amerikaniſchen 
Gewerkſchaften, um die Einwanderer — und zwar handelt es ſich hier nur um die 
organiſierten — von den Organiſationen möglichſt fernzuhalten, ſind nichts Seltenes. 
So beſchäftigten ſich mit ſolchen vom „nackten materiellen Egoismus diktierten Be⸗ 
dingungen“ der letzte internationale Hutarbeiterkongreß, der im Auguſt 1909 in 
Wien tagte, mit dieſer Frage, desgleichen die letzte internationale Konferenz der 
Tabakarbeiter in Antwerpen. Von den eingewanderten organiſierten Tabakarbeitern 
wollte man 200 Dollar Eintrittsgelder verlangen! B. Rudner. 


Zeitſchriftenſchau. 


„Der Kampf“ vom Mai bringt eine Anzahl Artikel zu der ſeparatiſtiſchen 
Bewegung unter den tſchechiſchen Gewerkſchaftern, zum Teil Beiträge aus anderen 
Ländern, die alle in dasſelbe Reſultat ausmünden: auch in ſprachlich gemiſchten 
Ländern kann nur eine einheitliche Gewerkſchaftsbewegung Erfolge erzielen, und 
nirgends findet ſich eine Trennung der Gewerkſchaften nach Nationen, wie ſie ein 
Teil der tſchechiſchen Gewerkſchafter befürworten. Bekanntlich haben dieſe Artikel 
nicht die Mehrheit des tſchechiſchen Parteitags davon abhalten können, ſich für die 
Separatiſten auszuſprechen. Wir geben hier von einigen dieſer Artikel eine Über- 
ſicht. Adolf Braun ſchreibt unter dem Titel: „Nationale oder internationale 
Gewerkſchaften?“ Die Kapitaliſten ſorgen immer mehr für eine Vereinheitlichung 
der Wirtſchaftsbedingungen; Münze, Maß, Tarif, Recht, Arbeitsbedingungen, Preiſe, 
alles wird durch Geſetz oder übereinkunft einheitlich geregelt. Unterſchiede von 
Nation oder Abſtammung zählen nicht mit. Das Wirtſchaftsleben drängt überall 
nach Vereinheitlichung und Zentraliſation; und das Streben der tſchechiſchen 
Separatiſten zeugt von einer Unterſchätzung dieſer wirtſchaftlichen Tatſachen gegen 
politiſch⸗organiſatoriſche und nationale Motive. Die heutige Zeit zeigt eine Ver⸗ 
ſchärfung des Klaſſengegenſatzes zwiſchen kapitaliſtiſchen und Arbeiterorganiſationen, 
die in großen Ausſperrungen zum Ausdruck kommt. Daher gilt es auch, gewerk⸗ 
ſchaftlich ſtark zu ſein und die indifferenten Arbeiter zu organiſieren. Wie kann 
man dieſe aber zur Organiſation bringen, wenn mehrere Organiſationen mit⸗ 
einander konkurrieren? Die Zerſplitterung der Gewerkſchaftsorganiſation bringt für 
ſie viele Nachteile mit ſich. Jede kann weit weniger Verwaltungsſtellen haben als 
eine große Organiſation, und dadurch wird praktiſch die Freizügigkeit der Arbeiter 
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verringert. Um Kämpfe vorzubereiten und durchzuführen, ſind große einheitliche 
Organiſationen nötig. Bei einer Spaltung wird Agitationskraft, Zeit, Raum im 
Fachblatt, Geld und Energie vergeudet in dem Bruderſtreit der Organiſationen, 
und viele Arbeiter wenden ſich mißmutig ab. In Amerika ſehen wir nicht nur 
Tſchechen, ſondern Angehörige aller Nationen in den internationalen Trade Unions 
vereinigt; ähnlich in Deutſchland. In Oſterreich beſteht dieſelbe Notwendigkeit; 
überall wohnen und arbeiten Tſchechen, Deutſche, Ruthenen, Slowenen, Italiener, 
Mazedonier und andere neben- und miteinander. Ihr Gemeinſames iſt dieſelbe 
Fabrik, dasſelbe Intereſſe des Kampfes gegen denſelben Unternehmer vereinigt ſie 
und überbrückt alle Unterſchiede. Wirtſchaftsgebiet und Gewerkſchaftsorganiſation 
müſſen zuſammenfallen. Daher werden die Arbeiter auch nicht nach dem Beruf, 
den ſie erlernt haben, ſondern nach der Unternehmung, in der ſie beſchäftigt ſind, 
zuſammengefaßt. Das Streben nach dem Induſtrieverband, nach der Konzentration 
der Gewerkſchaften entſpricht der Richtung der wirtſchaftlichen Entwicklung. Durch 
die Zerſplitterung der Gewerkſchaften wird das Feſtſtellen des einheitlichen Willens 
und der Kampfmethoden erſchwert. Jede Aktion wird verlangſamt, wenn über das 
Aufſtellen der Forderungen zuerſt viele Vereine gehört werden müſſen; die Einhellig⸗ 
keit wird erſchwert und die Ausſichten des Unternehmers werden günſtiger. Wenn 
nicht nur, wie jetzt, drei oder fünf Zentralorganiſationen in Frage kommen, ſondern 
vier⸗ oder fünfmal ſo viele nationale Gewerkſchaften, ſo 5 jede praktiſche Aktion 
unmöglich geworden. 

Man hat daher territoriale Gliederung vorgeſchlagen, 8 in jedem Territorium 
eine der nationalen Organiſationen die Führung haben ſoll. Aber dies iſt praktiſch 
durch das Durcheinanderwohnen unausführbar und eine Quelle endloſer Grenz⸗ 
ſtreitigkeiten und Schwierigkeiten. Nur die internationale Organiſation, die über 
Kräfte aller Nationen verfügt, kann überall den nötigen Schutz und die nötige 
Macht aufbringen. Dabei kommt auch in Betracht, daß die Verantwortlichkeit für die 
Geldausgabe mit der Entſcheidung über die Verwendung der Gelder zuſammengeht. 

Die Separatiſten weiſen auf Deutſchland hin, aber mit Unrecht. Daß die 
Metallarbeiter in Stuttgart, die Bauarbeiter in Hamburg ihren Zentralſitz haben, 
hat nichts mit Dezentraliſation oder Territorien zu tun. Auch in Oſterreich gibt es 
Zentralverbände, die nicht in Wien ihren Sitz haben. Gerade die Entwicklung in 
Deutſchland zeigt uns eine allmähliche Überwindung alles Partikularismus durch 
die Schaffung ſtarker Zentralverbände. Die Separatiſten behaupten nun, daß ſie 
den Internationalismus pflegen und predigen wollen; aber dies iſt ganz etwas 
anderes, als ihn als lebendige Kraft wirken zu laſſen. Durch die ſeparatiſtiſche 
Bewegung wird der tſchechiſche Arbeiter von ſeinen Klaſſengenoſſen getrennt, der 
internationalen Bewegung entfremdet, und die Kraft gegen das Unternehmertum 
geht verloren. 

Julius Deutſch behandelt in einem Aufſatz „Vom Landesverein zum 
Reichsverband“ die Entſtehung der zentralen Verbände mit ihrem Sitz in Wien. 
In den Argumenten der Separatiſten ſpielt eine Art Zentralismus eine Rolle, den 
ſie ſich nach dem Muſter des Staatszentralismus zurechtzimmern. So wie die 
Deutſchen im Staate herrſchen und durch ſeine zentrale Verwaltung die anderen 
Nationen unterdrücken, ſo denken ſie ſich auch die zentralen Verbände als Herr⸗ 
ſchaftsmittel deutſcher Gewerkſchaftsführer, die dadurch ihre Herrſchaft den Ar⸗ 
beitern anderer Nationen aufzwangen. Die geſchichtliche Entwicklung zeigt es ganz 
anders. Die Zentralverbände ſind das gemeinſame Produkt beider Nationen, die 
ſie zuſammen errichteten. Zu Anfang der neunziger Jahre, als neue Kampfluſt 
emporkam, wurde überall das Ungenügende der neuen Verbände erkannt. Gerade 
die tſchechiſchen Gewerkſchafter waren es da, die mit Kraft für die Zentraliſation 
eintraten, weil die lokalen und die Provinzvereine finanziell zu ſchwach waren, um 
große Kämpfe führen zu können. Dabei kam es oft vor, daß die Wiener Genoſſen 
verſuchten, die Zentralleitung von ſich abzuſchieben, aber ſie ſchließlich doch über— 
nehmen mußten, weil ſonſt nirgends die Kräfte vorhanden waren. Die Entwick— 
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lung vom Landesverein zum Reichsverband hat die Provinzvereine finanziell ge⸗ 
kräftigt, ihnen höhere Löhne errungen und es dadurch ermöglicht, daß ſie ihre Mit⸗ 
glieder kulturell erziehen konnten. 

„La vie ouvriere* Nr. 14 vom 20. April enthält einen Artikel von 
L. Jouhaux über „Der revolutionäre Zondikalismus bei den Staatsarbeitern“. 
Weil ſehr oft die Notwendigkeit und Nützlichkeit von revolutionär vorgehenden 
Gewerkſchaften für Staatsarbeiter verneint wird, iſt es gut, die Geſchichte der 
Föderation der Zündholzarbeiter zu betrachten. Unter den Staatsarbeitern haben 
ſie die höchſten Löhne und die meiſte Freiheit; die Organiſation umfaßt 98 Prozent 
aller Berufsangehörigen und macht ſtets ihren Einfluß geltend. Dieſe Reſultate 
wurden dadurch erzielt, daß immer die Methode der direkten Aktion angewandt 
wurde; und weil man ſtets kampfbereit war, brauchte man nicht immer zu kämpfen. 

Anfang 1890 übernahm der Staat das Monopol der Zündhölzchenfabrikation. 
Die Lage der Arbeiter war elend; die Arbeitsdauer unbeſchränkt, bisweilen bis 
10 Uhr abends; die Löhne ſtiegen kaum über 5 oder 5 Franken pro Tag; ge: 
ſundheitliche Fürſorge war unbekannt. Die Phosphornekroſe wütete ſchlimm unter 
den Arbeitern. Der Staat tat dagegen nichts, denn ſein einziges Ziel bei der 
Übernahme war der Profit. Aber die Arbeiter organiſierten ſich; 1890 bis 1892 
bildeten ſich in vier Fabriken Organiſationen, die ſich 1892 zu einer Föderation 
zuſammenſchloſſen, und durch ihre Agitation folgten 1893 bis 1896 die übrigen 
zwei Fabriken. Inzwiſchen war 1894 das Geſetz aufgehoben, das die Organiſation 
der Staatsarbeiter verbot, an das ſich die Arbeiter ja doch nicht gekehrt hatten. 
Als ſie noch klein an Mitgliederzahl war, warf ſich die junge Organiſation ſchon 
in den Kampf; ſie ſtellte Lohnforderungen und bekam 1893, nach einem Streik von 
elf Tagen, eine Lohnerhöhung von 15 Prozent. Im Jahre 1895 kam es zu einem 
größeren Kampfe; die Hauptforderung war jetzt die Beſeitigung des weißen 
Phosphors, jenes ſchrecklichen Giftes, das die Arbeiter verſtümmelte. Der Streik 
währte 35 Tage; alles ſtreikte, aber man hatte zuerſt mit dem Widerſtand des 
Publikums zu tun, das in den Streikenden Vergeuder von Staatsgeld ſah. Der 
Streik hatte Erfolg; die Direktion verſprach, die Fabrikationsmethode zu ändern; 
Lohnerhöhungen fanden ſtatt, die zugleich eine allmähliche Verkürzung der Arbeits⸗ 
zeit mit ſich zogen. Von jetzt an konnten die Arbeiterdelegationen auch ihren Ein⸗ 
fluß geltend machen, um durch Verhandlung die ſtetigen kleinen Differenzen und 
Schikanen zu beſeitigen. Die Phosphornekroſe wurde, unter dem Drucke der Agi⸗ 
tation der Gewerkſchaft, als Berufskrankheit anerkannt, für die Unterſtützung ge⸗ 
zahlt werden mußte; und von nun an wirkten dieſe Ausgaben dahin, daß die 
Direktion ſelbſt Intereſſe an der Beſeitigung des Giftes bekam und ſie ſchließlich 
durchführte. 1902 fand noch ein allgemeiner Streik ſtatt wegen der Entlaſſung einer 
Arbeiterin, der gleichfalls zugunſten der Arbeiter endete. 

Um die Macht der Arbeiter zu brechen, plante die Direktion ſeit 1895 die 
Einführung von arbeitſparenden Maſchinen; ſie wollte eine Fabrik mit denſelben 
einrichten und die Arbeiter ſo lange hungern laſſen. Durch einen Streik wußten 
die Arbeiter dieſe Abſicht zu durchkreuzen; eine gemiſchte Kommiſſion von Beamten 
und Arbeitern wurde eingeſetzt, um die Umänderung der Produktionsbedingungen 
zu überwachen, wobei die Arbeiterdelegierten in ſteter Fühlung mit den Arbeitern 
als ihren Auftraggebern blieben. In dieſer Weiſe gelang es, die Neuerungen 
durchzuführen, ohne daß die Arbeiter dadurch Schaden litten. Die Arbeiter ſtellen 
ſich der Verbeſſerung der Technik nicht entgegen; ſie wollen aber, daß durch die 
Einführung des Achtſtundentags und das Aufhören des Ankaufs von billigen 
Zündhölzchen in Belgien die Anzahl der Arbeiter nicht verringert, ſondern die 
Produktion erweitert wird. Die Geſchichte dieſer Organiſation zeigt, daß beſſer 
als durch Petitionen an das Parlament die Staatsarbeiter ihre Intereſſen durch 
Organiſation und eigenen Kampf fördern können. 
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Minifterftürzerei. 
7 Berlin, 2. Juli 1910. 


Herr v. Bethmann Hollweg mag ſonſt die preußiſchen Traditionen hoch⸗ 
halten, aber dem Grundſatz des alten Fritz, daß man mit Flöten, Hunden 
und Miniſtern ſparſam umgehen müſſe, huldigt er jedenfalls nicht. In de 
vergangenen Woche iſt noch ein Miniſter geſtürzt und ein Staatsſekretär dazu. 
Wenngleich an der allgemeinen Lage der Dinge dadurch auch noch nichts ge⸗ 
ändert worden iſt, ſo handelt es ſich dieſes Mal doch um Perſönlichkeiten von 
einigermaßen ausgeprägten Zügen, nicht um bloße Nullen, von denen die eine 
genau ſo ausſieht wie die andere. 

Herr v. Schön, der als Staatsſekretär des Auswärtigen ſcheiden muß, um 
als Botſchafter nach Paris zu gehen, hatte bei allen vernünftigen Leuten einen 
Stein im Brett, ſeitdem ihn die alldeutſchen Kriegsſchreier zum Opfer einer 
wilden Hetze gemacht hatten. Er hat bei verſchiedenen Anläſſen gezeigt, ſo 
namentlich bei der Mannesmannaffäre, daß er die auswärtigen Geſchäfte als 
beſonnener Geſchäftsmann zu behandeln verſtand; wenn damit in ziviliſierten 
Ländern nicht allzuviel Gutes geſagt wäre, ſo iſt es im neudeutſchen Reiche 
des Lobes genug. Herr v. Kiderlen⸗Wächter, der nunmehrige Staatsſekretär 
des Auswärtigen, iſt, ſoweit ſeine bisherigen Affären ein Urteil über ihn ge⸗ 
ſtatten, entſchieden kein Wechſel zum Beſſeren. Er war ehedem der Intimus 
Holſteins und als amüſanter Plauderer ſteter Begleiter des Kaiſers auf deſſen 
Reiſen, bis er wegen irgendeines höfiſchen Verſtoßes auf den beſcheidenen Ge⸗ 
ſandtenpoſten in Bukareſt verbannt wurde, wo er zehn lange Jahre fern der 
Gnadenſonne weilen mußte. Nun iſt er wieder erlöſt worden, angeblich wegen 
ſeiner ſtrammen Haltung in der Novemberkriſe. Er machte ſich damals zwar 
vor dem profanen Volke lächerlich, als er, proviſoriſch ins Auswärtige Amt 
berufen, deſſen Schlampereien in hohem Tone vorm Reichstag als muſter⸗ 
hafte Ordnung verteidigte, aber deshalb mögen tiefer blickende Augen deſto 
wohlgefälliger auf ihm geruht haben. 
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Kam die Entlaſſung Schöns nach der Hetze den alldeutſchen Patrioten nicht 
allzu unerwartet, ſo wirkte es mit dem vollen Reize einer Überraſchung, als 
die „Kreuzzeitung“ eines ſchönen Morgens verkündete, daß der preußiſche 
Finanzminiſter v. Rheinbaben ſeinen Abſchied erbeten und erhalten habe. Rhein⸗ 
baben war der eigentliche Eckſtein des Junkertums im preußiſchen Miniſterium 
und galt als gefährlicher Nebenbuhler ehedem Bülows und nunmehr Beth⸗ 
mann Hollwegs. Offiziell gilt als Grund ſeines Scheidens ſein eigener Wunſch, 
ſich nach den Anſtrengungen einer zehnjährigen Miniſtertätigkeit in dem be⸗ 
haglichen Oberpräſidium der Rheinprovinz auszuruhen, das durch Schorlemers 
Berufung ins landwirtſchaftliche Miniſterium frei geworden iſt. Daran glaubt 
nun zwar niemand, was man auch niemandem verdenken kann, aber weshalb 
Rheinbaben eigentlich gegangen iſt, das weiß auch niemand, was man wiederum 
niemandem verargen kann. 


Soweit es uns gelungen iſt, uns in dem Stimmengewirr der Geberden⸗ 


ſpäher und Geſchichtenträger zurechtzufinden, gibt es vier Lesarten über die 
Frage, weshalb Herr v. Rheinbaben gegangen iſt. Erſtens ſoll er ſeinen Ab⸗ 
ſchied gefordert haben, als Ultimatum, um die Krone zur Entſcheidung zwiſchen 


ihm und dem Reichskanzler zu drängen. Zweitens ſoll er gegangen ſein, weil 


er den Krach Bethmanns vor der Tür ſieht, ſich nicht dahinein verwickeln 
laſſen, ſondern für beſſere Zeiten aufſparen will. Drittens ſoll er geopfert 
worden ſein, um ſeinen Platz einem Liberalen einzuräumen und auf dieſe 
Weiſe die Sammlung aller bürgerlichen Parteien um das reaktionäre Banner 
zu ermöglichen. Viertens ſoll er als nachträgliches Opfer der Novemberkriſe 
gefallen ſein, in der er ſich mit Bülow ſolidariſch erklärt hatte; die Rache iſt 
bekanntlich ein Gericht, das kalt genoſſen werden muß. 

Von dieſen Lesarten wird die dritte dadurch unterſtützt, daß Herr v. Rhein⸗ 
baben einen ſogenannten Liberalen zum Nachfolger erhalten hat, Herrn Lentze, 
den bisherigen Oberbürgermeiſter von Magdeburg, daß die offiziöſen Trom⸗ 
peter, voran der Obertrompeter der „Frankfurter Zeitung“, zum Sammeln 
blaſen, und daß die Nationalliberalen nach ihrem kühnen Vorſtoß gegen 
Bethmann Hollweg ſachte wieder einlenken. Mit dieſer dritten Lesart ließe 
ſich die vierte verbinden, inſofern als ſie erklären würde, daß gerade der 
beſondere Liebling des Junkertums aus dem Miniſterium ſcheiden muß. 
„Kreuzzeitung“ und „Deutſche Tageszeitung“ können ihren Grimm darüber 
nur mühſam verhehlen, aber da ihnen ſonſt aller Wille geſchieht, und der 
„Liberalismus“ des Herrn Lentze für ſie alles andere als fürchterlich iſt, ſo 
müſſen ſie ſchon ein kleines Zugeſtändnis in der Perſonenfrage machen. Das 


iſt alte Junkerpolitik; der einzelne Junker muß daran glauben, wenn nur 


das Junkertum das Heft in der Hand behält. 


Bei alledem iſt auch durch dieſen Miniſterwechſel an den Dingen ſelbſt 


nichts oder wenig geändert; ſelbſt wenn er eine mittelparteiliche Sammelpolitik 


einleiten ſollte, ſo würde er nur, nach der Anſicht der offiziöſen Blätter, die 
ihn in dieſem Sinne auslegen, eine Folge der ſozialdemokratiſchen Wahlſiege 


ſein. In ihm liegt nach wie vor der Schwerpunkt der politiſchen Lage. über 
ſolche Miniſterwechſel beginnen ſich jetzt auch ſchon bürgerliche Blätter ähnlich 
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auszulaſſen, wie es vor acht Tagen an dieſer Stelle geſchehen iſt; es bleibe 
bei dem alten Regiment, gleichviel ob Schulze oder Müller Miniſter ſeien, 
die man kaum mehr voneinander unterſcheiden könne. Das Traurige an der 
Sache iſt nur, daß die bürgerlichen Parteien, denen dieſe Blätter dienen, gar 
kein Empfinden mehr für die Schmach eines ſo verrotteten Syſtems haben und 
trotz des gelegentlichen Spottes ihrer Preſſe keinen Augenblick ernſthaft daran 
denken, dies Syſtem zu ſtürzen. 

Immerhin iſt anzuerkennen, daß die Miniſterſtürzerei Bethmann Hollwegs 

in würdiger Weiſe den hundertſten Todestag der Königin Luiſe feiert, der in 
die nächſte Zeit fällt, und von den preußiſchen Schulen, ehe ſie in die Sommer⸗ 
ferien gingen, bereits mit großem Gepränge begangen worden iſt. Wenn der 
alte Fritz noch ſparſam mit Miniſtern umging, ſo war es, weil er ſelbſt mit 
einigen Schreibern von ſeinem Kabinett aus regierte und die Miniſter nur 
koſtſpielige Statiſten vorſtellten; nachdem dieſe Kabinettsregierung in dem 
großen Krach des Jahres 1806 zertrümmert worden war und ein verantwort- 
liches Miniſterium im modernen Sinne des Wortes eingeſetzt werden ſollte, 
begann auch die Miniſterſtürzerei von hinten herum; Herr v. Bethmann Holl⸗ 
weg kann ſich darauf berufen, daß er in den letzten Wochen nur praktiziert 
habe, was hundert Jahre vor ihm von der Königin Luiſe, dem preußiſchen 
Schutzgeiſt, wie dieſe Dame offiziell heißt, exekutiert worden iſt. 
Um den Herren Dirckſen und Kreth, die im Reichstag die Verhimmelung 
der Königin. LQuiſe gewerbsmäßig betreiben, nicht patriotiſche Krämpfe zuzu⸗ 
ziehen, wollen wir ihrer Heldin weiter nichts nachſagen. Schlecht erzogen und 
mangelhaft unterrichtet, was ja nicht ihre Schuld, ſondern die Schuld ihrer 
Eltern war, die unſeres Wiſſens noch nicht in den preußiſchen Heiligenkalender 
aufgenommen worden ſind, war ſie ein luſtiges Kind, kokett und oberflächlich, 
aber gutmütig und im letzten Grunde doch liebenswürdig, ſo daß Alexander 
v. Humbold ſie entſchieden zu ſcharf beurteilt hat, wenn er ſagte, ſie ſei äußerſt 
ſelbſtſüchtig, verſchlagen und verſtockt geweſen. Alles das lag nicht in dem 
Weſen dieſes niedlichen Dämchens, das eher offenherzig und opferfähig war, 
wenigſtens für die ihm Naheſtehenden, und zumal auf Regimentsunkoſten; 
weder die Liederlichkeit ihrer Schweſtern noch die Feigheit ihrer Brüder konnten 
eine gütigere Patronin finden als die Königin Luiſe. 

Ihr größtes Verdienſt aber war, mit einem ſo unglaublichen Trottl, wie 
dem König Friedrich Wilhelm III., fertig zu werden. Man kann es ihr nicht 

ſo ſehr verargen, wenn ſie ſich gelegentlich kleine Extratouren erlaubte, erſt 
mit dem Prinzen Louis Ferdinand und dann namentlich mit dem Zaren 
Alexander, zumal da ſie aus dieſen Fährniſſen ihre „anatomiſche Unſchuld“ 
gerettet zu haben ſcheint. Es blieb immer eine ſtaunenswerte Leiſtung, mit 
einem Gatten dieſes Kalibers ſechzehn Jahre hausgehalten und ihm zehn Kinder 
geboren zu haben. 

Lobenswert war auch, daß die Königin Luiſe ſich nur um ihre höfiſchen 
Vergnügungen, aber keineswegs um Politik kümmerte, natürlich unter dem 
Vorbehalt, daß die Politik nicht ihre Vergnügungen ſtöre. Dann freilich ſagte 
dieſe Freundin Alexanders: Ja, Bauer, das iſt ganz was anderes. Als der 
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Miniſter v. Stein nach der zerſchmetternden Niederlage von Jena, zu einer 
Zeit, wo der Würgengel des Hungers Tauſende und aber Tauſende ins Grab 
ſtreckte, auf eine Einſchränkung der verſchwenderiſchen Hofhaltung drängte, 
erklärte die Königin Luiſe in gerechtem Unwillen, daß ſie doch nicht von der 
Luft leben könne. Und als der Miniſter v. Stein ſich weigerte, öffentliche 
Gelder, die für die Wiederherſtellung der verheerten Provinz Oſtpreußen be⸗ 
ſtimmt waren, anzugreifen für die Unkoſten einer prunkhaften Vergnügungs⸗ 
reiſe, die die Königin Luiſe an den Hof ihres „einzigen Alexanders“ plante, 
da verband ſie ſich mit dem gemeinſten Pack von Bureaukraten und Junkern, 
um den unpatriotiſchen Miniſter von hinten herum zu ſtürzen, was ihr denn 
auch gelang. f 

Dieſe Methode der Miniſterſtürzerei, die der preußiſche Schutzengel vor 
hundert Jahren begann, hat ſich ſeitdem in dem geſegneten Rechtsſtaat Preußen 
fortgeſetzt bis auf Herrn v. Bethmann Hollweg. Vielleicht ſagt dieſer erleuchtete 
Staatsmann, unter den Miniſtern, die er aus heimlichen Gründen habe über 
die Klinge ſpringen laſſen, ſei kein Stein geweſen, und einer von ihnen habe 
ja eben mit Händen und Füßen für die Erhöhung der königlichen Zivilliſte 
gefochten, zur Zeit, wo abermals das Geſpenſt des Hungers im Lande um⸗ 
gehe. Das iſt gewiß richtig, allein bewieſen wird dadurch doch nur, daß die 
elende Methode ſeit hundert Jahren noch weit elender geworden iſt. 

Jedoch, wenn mit ihr die neue Sammelpolitik gegen die ſozialdemokratiſchen 
Wahlſiege eingeleitet werden ſoll, ſo wäre es der reine Selbſtmord, wenn wir 
etwas dagegen einwenden wollten. 


die ruſſiſche Arbeiterbewegung in den Zeiten der Reaktion. 
Von Klexandra Kollontay. 


Es gab eine Zeit, in der das ruſſiſche Proletariat das eigentliche Herz 
des internationalen Proletariats bildete, und je lebhafter es in Rußland zu⸗ 
ging, je mächtiger die revolutionäre Bewegung die alten verhaßten Regierungs⸗ 
formen angriff, deſto mutiger waren auch die ausländiſchen Genoſſen in ihren 
Kämpfen. 

Dieſe Tage ſind vorüber. Und je größer die Erwartung geweſen, deſto 
größer iſt nun die Enttäuſchung. Die Reaktion erhielt die Oberhand. Und 
wenn die „abſolutiſtiſch-konſtitutionelle Regierung“, dieſe neue eigenartige, den 
Geiſt der Juriſten in Verwirrung ſetzende ſtaatswiſſenſchaftliche Kategorie, bis 
zur Auflöſung der zweiten Duma am 3.16. Juni 1907 eine diplomatiſche 
Komödie zu ſpielen pflegte und ſich mit dem europäiſchen Mäntelchen einer 
ſcheinkonſtitutionellen Politik zu verhüllen verſucht hatte, ſo zeigt ſie ſich ſeit⸗ 
dem in aller Pracht und Nacktheit ihrer auf Bajonette und Galgen geſtützten 
Macht. Schritt für Schritt werden die aktiven revolutionären Kräfte vom 
offenen Kampfesfeld verdrängt. Hinrichtungen, Verbannungen, Verhaftungen, 
eilige Abſchaffung der Oktobererrungenſchaften — darin äußert ſich die blutige 
Beruhigungspolitik Stolypins, eine „konſtitutionelle Politik“, die die „rein⸗ 
abſolutiſtiſche“ durch Grauſamkeiten weit zu übertreffen ſucht. Nach dem mäch⸗ 
tigen revolutionären Aufſchwung der Jahre 1905 und 1906 ſcheint es mit 
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einem Male in Rußland mäuschenſtill geworden zu ſein. Iſt das aber wirklich 
der Fall? Täuſchen uns nicht die äußeren Erſcheinungen: das Jubelgeſchrei 
der Reaktionäre, das grauſame, rachſüchtige Verfahren des noch immer ge⸗ 
ängſtigten Zarismus? 

Wohl iſt es nicht zu leugnen: eine gewiſſe Schicht der Bevölkerung, das 
„liberale Bürgertum“, das noch jüngſt radikal, ja ſogar revolutionär auftrat, 
predigt gegenwärtig „Ruhe“ und „Mäßigung“. Auch die Bauern, die ihre 
Unzufriedenheit in immer gewaltſameren Formen zu äußern begonnen hatten, 
ſind jetzt in „geheimnisvoller“ Ruhe und ſcheinen ſich krampfhaft an die illu⸗ 
ſoriſchen Agrarreformen zu klammern. Und das Proletariat, dieſe treibende, 
ſchaffende Kraft der Revolution? Iſt die Arbeiterbewegung in Rußland wirklich 
beſiegt? Liegt ſie wirklich tot am Fuße des ruſſiſchen Zarenthrons? Freilich, 
wenn wir den Maßſtab der revolutionären Periode anlegen, wenn wir noch 
immer an die 2863173 ſtreikenden Arbeiter des Jahres 1905, an die 245555 
Arbeiter umfaſſende Gewerkſchaftsbewegung vom Anfang des Jahres 19072 
denken, ſo können wir wohl leicht in Peſſimismus verfallen. Aber einen Maß⸗ 
ſtab, der unter ganz außergewöhnlichen Verhältniſſen entſtanden iſt, darf man 
nicht im alltäglichen Leben anwenden. Nein, man muß den gegenwärtigen 
Zuſtand mit dem, was in Rußland vor der Revolution vorhanden war, vers 
gleichen. Und dann ſchwindet auch unſer Peſſimismus. 

Es iſt doch nicht zu leugnen, daß vor 1905 keine Maſſenorganiſation 
in Rußland beſtand. Die verfolgte, gehetzte, ins Gefängnis und in die Ver⸗ 
bannung geſchickte Sozialdemokratie tat ihr möglichſtes, die Maſſen aufzuklären, 
ſie im ſtillen, geheimen zu organiſieren, ihnen Kampfesmut einzuflößen. Aber 
unzählige, unüberwindliche Hinderniſſe ſtanden ihr im Wege. Die „Bewegung“ 
war wohl da (man denke nur an die Maſſenausſtände im Süden Rußlands 
1902 und 1903), aber eine geſchloſſene Maſſenorganiſation der Arbeiter⸗ 
klaſſe, die nicht nur die Elite des Proletariats, ſondern die breiteren Schichten 
umfaßt, fie war noch nicht vorhanden. Den eigentlichen Wendepunkt der Ar⸗ 
beiterbewegung in Rußland brachte der „blutige Sonntag“, der 22./9. Januar 
1905. Er wurde zum Grundſtein der Maſſenorganiſation der ruſſiſchen Ar⸗ 
beiterklaſſe. Die Grenzen der geheimen politiſchen Organiſation, zu der der 
Zutritt durch notwendige Vorſichtsmaßregeln den breiteren Schichten aufs 
äußerſte erſchwert war, ſchienen mit einem Male zu eng geworden zu ſein. 
Es wird für das Koalitionsrecht gekämpft, das Vereinsrecht wird tatſächlich 
noch vor ſeiner geſetzlichen Beſtätigung praktiſch erobert. Mit Leidenſchaft 
verteidigen nun die Arbeiter dieſe unvollſtändige Errungenſchaft der Revolutions⸗ 
zeit.“ Und nun, da die Maſſenorganiſation einmal ins Leben gerufen iſt, kann 
man ſie nicht wieder ſo leicht ſchwinden laſſen. Ungeachtet all der Schwierig⸗ 
keiten, der Hinderniſſe, die ihr im Wege ſtehen, gewinnt die Arbeiterbewegung 
in Rußland doch an innerer Stärke, Schulung und politiſcher Reife. 

Zwei unbeſtreitbare Errungenſchaften hat der revolutionäre Sturm der 
ruſſiſchen Arbeiterklaſſe hinterlaſſen: ein klareres Klaſſenbewußtſein und einen 
unwiderſtehlichen Drang zur Organiſation. Und wenn man die Verhältniſſe, 


1 Offizielle Statiſtik der Arbeiterſtreiks für die Jahre 1906 bis 1908. S. 3. 

2 W. Grinewitſch, Gewerkſchaftliche Bewegung in Rußland. 

s Das unvollſtändige, mit engen Grenzen verſehene Vereins- und Verſammlungsgeſetz 
des 4/17. März 1906 wird noch durch „Ergänzung“ feiner Paragraphen ſeitens der höheren 
Juſtizbehörde und durch beſtändiges Eingreifen der Polizei faſt illuſoriſch gemacht. 
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in denen ſich die gegenwärtige Arbeiterbewegung Rußlands abſpielt, ſich vor 
Augen hält, ſo muß man wirklich ſtaunen, wie dieſe koſtbare Erbſchaft jetzt 
noch unverletzt beſtehen kann. 

Denn nicht nur die Drangſalierungsſucht der Regierung, ſondern eine Reihe 
wirtſchaftlicher Momente wirken verhängnisvoll und hemmend auf die weitere 
Entwicklung der Maſſenbewegung des ruſſiſchen Proletariats. In erſter Linie 
die dauernde wirtſchaftliche Depreſſion, die auch zurzeit noch nicht überwunden 
iſt. Die Kriſe, welche am Anfang nur die mit wahrer väterlicher Fürſorge 
der abſolutiſtiſchen Regierung großgezogene Metallinduſtrie traf, dehnte ſich all⸗ 
mählich von einem Induſtriezweig auf den anderen aus. Die noch im Jahre 
1906 blühende Textilinduſtrie ſpürte ſchon im Jahre 1907, wie durch die 
niedrige Kaufkraft der Bevölkerung der Abſatz zurückging, und hatte ſchwer 
unter Überproduktion zu leiden. Die übrigen Branchen der Induſtrie wurden 
eine nach der anderen von demſelben „Elend“ getroffen. 

Eine Arbeitsloſigkeit, deren Dimenſionen infolge mangelnder Statiſtik zwar 
nicht richtig beurteilt werden kann, die aber nichtsdeſtoweniger ihre peinliche 
Wirkung auf die proletariſchen Maſſen ausübt, war die unvermeidliche Begleit⸗ 
erſcheinung der Kriſe. Im Jahre 1908 zählten die Metallarbeiter wenigſtens 
27 Prozent Arbeitsloſe. Von 59 Eiſengießereien, die im Uralgebiet vorhanden 
ſind, ſtockten im Jahre 1908 bereits 27; die mechaniſchen Fabriken in Riga 
und Polen arbeiteten zumeiſt nur eine halbe Woche. Die größten Metall⸗ 
fabriken und mechaniſchen Werkſtätten im Zentrum Rußlands (Charkoff, 
Moskau) gingen zum Einſchichtſyſtem über, verminderten die Zahl ihrer Ar⸗ 
beiter oder ſchloſſen ſogar gänzlich ihre Werkſtätten. Die Textilfabriken Moskaus, 
Polens, des Wolgagebiets und St. Petersburgs arbeiteten in den Jahren 1908 
bis 1909 nur vier bis fünf Tage pro Woche. Auch die Nahrungsmittelinduſtrie⸗ 
branche wurde von der Kriſe getroffen: riefige Mühlen am Wolgagebiet, Zucker⸗ 
fabriken im Süden Rußlands ſtellten die Arbeit ein. 

Im engen Zuſammenhang damit ſteht die enorme Steigerung der Nahrungs⸗ 
mittelpreiſe. Selbſt das Organ der Unternehmer, die „Handels- und Induſtrie⸗ 
zeitung“, ſtellt feſt, daß von 1897 bis 1908 die Löhne um 13 Prozent, 
die Preiſe der Lebensmittel aber um 20,8 Prozent geſtiegen ſind. 
Die Löhne befinden ſich ſeit dem Siege der politiſchen Reaktion in beſtändigem 
Sinken. In der Revolutionszeit war es gelungen, den Lohn bis 25 Prozent 
zu ſteigern; zurzeit iſt er um 30 und mehr Prozent herabgedrückt. In einigen 
Gebieten (zum Beiſpiel im Weſten) erreicht der Lohn ein ſo niedriges Niveau, 
daß die Arbeiter die Fabriken verlaſſen und zur landwirtſchaftlichen Arbeit 
greifen. Eine eigenartige wirtſchaftliche Erſcheinung bringt die Herabſetzung 
der Löhne mit ſich: die Metallkönige am Ural ſchließen ihre Werkſtätten und 


1 Die Verſuche der Großkapitaliſten, in nähere Beziehungen zur Kadettenpartei zu treten, 
ihre „liberalere“ Redeweiſe bei den Kongreſſen der Induſtriellen ſcheinen zu beweiſen, daß 
die Vertreter der Großinduſtrie ſich nach etwas mehr „konſtitutioneller“ Politik zu ſehnen 
beginnen. Es muß aber berückſichtigt werden, daß nicht alle Induſtriezweige im ſelben Maße 
unter den gegenwärtigen Zuſtänden in Rußland leiden. Wenn einerſeits die Textil-, chemiſche, 
Baugewerbe- und andere Induſtrien von der Kaufkraft der Bevölkerung abhängig ſind und in⸗ 
folgedeſſen die Hebung des „wirtſchaftlichen Wohlſtandes“ der Bevölkerung, der Bauern ins⸗ 
beſondere, als Bedingung ihres eigenen Wohles vorausſetzen, fo findet andererſeits die Metall-, 
die Bergwerk, die mechaniſche und andere Induſtrien noch immer einen Ausweg durch die 
väterliche Fürſorge der zariſchen Regierung. 
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geben die Arbeit an die ſogenannten „Kuſtari“ ins Haus. Sogar in der 
Petersburger Provinz (Jamburg) wird eine große Trikotagenfabrik geſchloſſen 
und die Arbeit ins Haus übertragen. 

Freilich benutzen die Kapitaliſten die ungünſtigen wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe, Depreſſion und Arbeitsloſigkeit zu ihrem Vorteil. In aller Eile greifen 
die „bedrohten“ Herren zur Organiſation, bilden Vereine, Unternehmerſtreik⸗ 
kaſſen, um ſich gegen das Andrängen der Proletarier zu wehren. Die Unter⸗ 
nehmerverbände beginnen auch in Rußland feſten Fuß zu faſſen.! Maſſen⸗ 
ausſperrungen, die einen beſonders großen Umfang in Polen und im weſt⸗ 
lichen Rußland erreichten, „Schwarze Liſten“, die gewöhnlich die aufgeklärteſten, 
in der Bewegung tätigen Elemente brandmarken — das ſind die Waffen, mit 
denen die Arbeiterbewegung immer wieder gelähmt und geſchwächt wird. Und 
dieſelbe Regierung, die auf grauſamſte Weiſe die Arbeitervereine verfolgt und 
zerſtört, begrüßt freundlich die Verſuche der Unternehmer, ſich „geſetzlich“ zu 
organiſieren. Kapital und Bureaukratie marſchieren Hand in Hand! Schritt 
für Schritt werden die ſo ſchwer in der revolutionären Zeit auf dem wirt— 
ſchaftlichen Gebiet erkämpften Errungenſchaften den Proletariern entzogen. 
Hier wird die Arbeitszeit bis zu 10 und 11 Stunden verlängert, dort der Lohn 
herabgedrückt, hier die Auszahlung des Wohnungsgeldes (zum Beiſpiel in den 
Textilfabriken an der Wolga) entzogen, da die Arbeitsbedingungen verſchlechtert. 
Von einem Achtſtundentag, von einer Sonntagsruhe, zum Beiſpiel bei den 
Druckereiarbeitern, iſt keine Rede mehr. „Es iſt nicht mehr ein Kampf“, 
behauptet ſogar ein Kadettenorgan, „es iſt vielmehr eine Verfolgung und 
Vernichtung der flüchtenden Armee des beſiegten Feindes durch die Unter— 
nehmer.“? 

Und in dieſer Atmoſphäre der ſiegesbewußten politiſchen Reaktion, der wirt: 
ſchaftlichen Anarchie, kann da noch eine Arbeiterbewegung beſtehen? Tatſächlich 
muß viel revolutionärer Sinn, viel Mut und Energie vorhanden ſein, um un⸗ 
geachtet all dieſer ungünſtigſten Bedingungen die Bewegung aufrechtzuerhalten! 
Deshalb — mögen die Zahlen auch noch ſo gering ſein, die Verſuche, Arbeiter⸗ 
organiſationen ins Leben zu rufen, noch jo beſcheiden, dienen ſie doch als Be⸗ 
weis, als erfreuliches Symptom, daß durch Galgen und Bajonette die Be— 
wegung nicht vernichtet werden kann. Der revolutionäre Geiſt der ruſſiſchen 
Arbeiter iſt nicht tot. Denn in Rußland praktiſche Arbeit zu verrichten, für 
die täglichen Intereſſen zu ſorgen, die zahmſte Organiſation ins Leben zu 
rufen — heißt gleichzeitig für den revolutionären Kampf tätig ſein. 

Abgeſehen von der geheimen ſozialdemokratiſchen Partei, deren Vertreter 
in der Duma 17 Sitze haben, für deren offene Zugehörigkeit aber der ruſſiſche 
Staatsbürger vors Gericht gezogen wird, ſind es die folgenden Formen der 
legalen Arbeiterorganiſationen, die gegenwärtig in Rußland vorhanden ſind: 
Gewerkſchaften, Arbeiterbildungsvereine (Arbeiterklubs genannt) und Konſum⸗ 
vereine. Die Arbeiterbildungsvereine gedeihen beſonders in St. Petersburg. 
Es gibt immer 10 bis 16 Arbeiterklubs, deren Zahl aber wechſelnd iſt, da 
die polizeiliche Willkür immer wieder eingreift und bald den einen, bald den 


1 Charakteriſtiſch iſt es, daß der erſte Unternehmerverband, deſſen Zweck es war, ſich 
gegen das Andrängen der Arbeiter zu ſchützen und gegenſeitige Hilfe zu leiſten, anfangs 
November 1905 gebildet wurde, in derſelben Zeit, als die Großkapitaliſten auf politiſchem 
Gebiet am radikalſten auftraten. 

2 „Moskauer Wochenblatt“, 1909, Nr. 5. 
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anderen Klub unter verſchiedenen Gründen auflöſt. In Moskau wurde mit 
großem Erfolg ein derartiger Arbeiterbildungsverein, der ungefähr 1000 Mit⸗ 
glieder umfaßte, im Frühling des Jahres 1909 gebildet, aber ſeiner „zu 
lebhaften“ Tätigkeit wurde jüngſt polizeilich ein Ende gemacht.“ Die Zahl der 
Klubmitglieder in St. Petersburg iſt ſehr verſchieden, in einigen Klubs gibt 
es 150 bis 200 Mitglieder, in den anderen 500 und mehr. Im ganzen zählt 
man in den Arbeiterbildungsvereinen in St. Petersburg bis 4000 Ar⸗ 
beiter. Die Hauptaufgabe der Klubs iſt die Aufklärungsarbeit der Maſſen 
im Sinne der Sozialdemokratie, ſoweit es die engen Grenzen der polizeilichen 
Willkür möglich machen. In den Klublokalen werden Kurſe über wiſſen⸗ 
ſchaftliche und ſoziale Fragen abgehalten, Bibliotheken und Leſehallen ein⸗ 
gerichtet, wiſſenſchaftliche Exkurſionen für die Mitglieder des Klubs und Ver⸗ 
gnügungsabende organiſiert. Freilich iſt die Arbeit durch das beſtändige Ein⸗ 
greifen der Polizei aufs äußerſte erſchwert. Vorträge werden verboten, Haus⸗ 
ſuchungen im Klublokal ſind Alltäglichkeiten geworden, ein Referent nach dem 
anderen wird von der Polizei als „unzuverläſſig“ geſtempelt und erhält 
keine Erlaubnis zu Vorträgen. Und doch verlieren die in der Klubbewegung 
tätigen Arbeiter nicht den Mut und die Hoffnung, die Bewegung aufrecht⸗ 
zuerhalten. Und ſobald ein Klub geſchloſſen wird — entſteht ein anderer an 
ſeiner Stelle. 

Die Beiträge der Mitglieder ſchwanken von 15 bis 45 Kopeken pro Monat 

(30 bis 90 Pfennig). Der begrüßenswerte Kern dieſer Form der ruſſiſchen 
Arbeiterbewegung beſteht darin, daß die Initiative zur Bildung dieſer Vereine, 
die Leitung der ganzen Klubarbeit in den Händen nicht der Intellektuellen, 
Studenten, Studentinnen, Lehrerinnen, Advokaten, Schriftſteller uſw., ſondern 
der Proletarier ſelbſt ruht. Und obwohl eine Zeitlang ein etwas ſyndika⸗ 
liſtiſches Vorurteil gegen die Intellektuellen in den Klubs herrſchte, hat die 
rein proletariſche Leitung der Klubarbeit doch einiges zur Entwicklung der 
Selbſttätigkeit der breiteren Maſſenſchichten und zur Ausbildung geſchulter 
Führer beigetragen. 
Die zweite und freilich auch bedeutendere Form der Bewegung ſind die 
Gewerkſchaften. Am Ende des Jahres 1909 gab es in St. Petersburg 
20 Gewerkſchaften, die ungefähr 10000 Mitglieder umfaßten. Zu den größeren 
Gewerkſchaften zählen die Metallarbeiter mit 3500 Mitgliedern, von denen 
aber nur ungefähr 2000 regelmäßig die Beiträge zahlen, Druckereiarbeiter, 
deren Organiſation Ende 1909 auf 1219 Mitglieder (1137 regelmäßig zahlende) 
geſtiegen war, Textilarbeiter mit ungefähr 800 Mitgliedern, Holzarbeiter mit 
434 Mitgliedern, von denen aber nur etwa 100 zahlungsfähig ſich erwieſen. 
Die kleineren Gewerkſchaften: Kartonnagearbeiter, Bäcker, Schneider und 
Schneiderinnen, Konfektfabrikarbeiter, Gold: und Silberarbeiter uſw. umfaſſen 
100 bis 300 Mitglieder. | 

Die folgende, zwar etwas veraltete Tabelle gibt doch ein Bild von der 
Stärke der Gewerkſchaften in Zeiten der ſchwerſten politiſchen Reaktion, das 
heißt am 1. Januar 1909, in St. Petersburg:“ 


ı In Baku (Gebiet der Naphthainduſtrie) beſteht auch ein Arbeiterbildungsverein, der 
ganz rege Tätigkeit entfaltet und am 1. April 1910 bis 837 zahlende Mitglieder umfaßte. 

2 „Woschroschdenje“, 1910, Nr. 6, ©. 64. 

s Fabrikleben“, Organ der Textilarbeitergewerkſchaft, 1910, Nr. 3. 

Gewerkſchaftsbote“, 1909, Nr. 22. 


A. Kollontay: Die ruſſiſche Arbeiterbewegung in den Zeiten der Reaktion. 489 


— 


Far 
Benennung der ne Einkommen Ausgaben . 
Fachorganiſationen den Mitglieder in Rubel in Nude e ere 
für 1908 in Rubel 
Metallarbeiter. . 2252 | 2048357 | 1982839 | 18343,47 
Bertilarheiter '. .. ..-. 1646 3339,36 3334,45 1014,75 
Druckereiarbeiter . 506 3310,45 2 685,87 624,55 
CC 435 4339,36 4462,17 231,16 
Holzarbeiter . 5 396 1919,68 2649,57 126,96 
Gold⸗ und Silberarbeiter 335 2391,25 1779,97 1239,17 
Kartonnagearbeiter . 321 1847,94 1347,43 1513,03 
Lederarbeiter . . | 127 825,40 | 740,13 238,35 
Insgeſamt 7418 | 88591,61 | 36227,98 | 23331,44 


Seither haben ſich einzelne Zahlen geändert, aber indem fie bei einigen 
Gewerkſchaften ſanken, ſehen wir wieder eine Hebung der Zahlen bei den 
anderen. Am ſchwerſten haben am Beginn der politiſchen Reaktion und der 
wachſenden Kriſe die Metall⸗, Textil⸗, Druckereiarbeiter, aber auch die Bäcker, 
Schneider und Schneiderinnen uſw. gelitten. Die Metallarbeitergewerkſchaft 
umfaßte zum Beiſpiel noch Anfang 1908 etwa 10000 Mitglieder. Nur all⸗ 
mählich in der letzten Zeit iſt ein Wiederaufleben der Organiſationen dieſer 
Berufe zu ſpüren. Aber der „tote Punkt“ ſcheint überwunden zu ſein. In 
gut beſuchten, öffentlichen Verſammlungen mit 1000 und mehr Teilnehmern, 
einberufen von den großen Gewerkſchaften, wurden Gewerkſchaftsangelegen— 
heiten, aber auch prinzipielle Fragen erörtert. Auch machen die Beiträge der 
Mitglieder einen immer größeren Teil des Geſamteinkommens der Gewerk⸗ 
ſchaften aus, was auf die wachſende Stetigkeit und Reife der Organiſation 
hinweiſt. „Das Budget der Gewerkſchaften ſtützt ſich viel mehr als früher 
auf ein regelmäßiges, nicht auf ein wie vordem zufälliges Einkommen, was 
den Boden für ein planmäßiges Arbeiten der Gewerkſchaften vorbereitet und 
daran gewöhnt, die Tätigkeit der Gewerkſchaften nach ihrem Kaſſenbeſtand zu 
richten,“ beſtätigt das Zentralorgan der Gewerkſchaften. Das Ab- und Zu⸗ 
ſtrömen der Mitglieder, das in der Revolutionszeit ſtattfand, iſt durch größere 
Beſtändigkeit erſetzt worden. Quantitativ kannten die Gewerkſchaften ſchon 
beſſere Tage, qualitativ aber haben ſie gewonnen. 

Auch in Moskau beſtehen gegenwärtig 16 Gewerkſchaften mit etwa 7000 
organiſierten Arbeitern. Im Vergleich zu dem, was in Moskau im März 1907 
vorhanden war, als 32 Gewerkſchaften 71566 Mitglieder umfaßten, ſind die 
gegenwärtigen Zahlen freilich ſehr beſcheiden. Aber man darf nicht die be⸗ 
ſonderen Schwierigkeiten, die in Moskau ſeit dem blutigen Dezemberaufſtand 
1905 beſtehen, außer acht laſſen. Von 368000 Moskauer Arbeitern iſt 170000 
Arbeitern faktiſch das Recht der Organiſation entzogen worden. Dieſe Maß⸗ 
regel trifft beſonders die Arbeiter der Großinduſtrie. Infolgedeſſen finden wir 
auch, daß die Gewerkſchaftsbewegung in den Branchen feſten Fuß faßt, die 
gewöhnlich am ſchwerſten zu organiſieren ſind: die Handlungsgehilfen zählten 
im Jahre 1909 2000 Mitglieder, die Köche 1700, die Kellner 1000. Ihnen 
folgt der Stärke nach die Druckereiarbeitergewerkſchaft, die am 1. Januar 1910 
bis 1689 Mitglieder zählte, von denen aber nur 668 regelmäßig Beiträge 


1 Gegenwärtig polizeilich aufgelöft. 
1909-1910. II. Bd. | 33 
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lieferten. Die kleineren Gewerkſchaften, Textilarbeiter, Schneider und Schneide⸗ 
rinnen, Hutmacher uſw., umfaſſen höchſtens ein paar hundert Mitglieder. 

In der Provinz ſtehen der Bewegung noch ärgere Hinderniſſe im Wege. 
Faſt jede Provinz ſtellt eine Satrapie vor, deren Geſetze von den Gouverneuren 
gemacht werden. Das Vorgehen der Generäle Tolmatſchoff (Odeſſa), Dumbadze 
(Krim) uſw. hat ja Weltruhm erlangt und greift oft ins Humoriſtiſche hinein.“ 
Ohne weiteres werden da die Gewerkſchaften aufgelöſt, die Arbeiterpreſſe ver⸗ 
boten, die Führer ins Gefängnis geſteckt. Viel Energie und Mut muß man 
beſitzen, um der unerhörten Willkür Widerſtand leiſten zu können. Und doch 
hat die tobende Reaktion den Gewerkſchaftskampf nicht vernichtet. Vom nörd⸗ 
lichen Wologda bis zum ſüdlichen Kaukaſus, vom weſtlichen Polen und den 
Baltiſchen Provinzen bis zum öſtlichen Ural werden immer erneute Verſuche 
gemacht, die Organiſation der breiteren Maſſen aufrechtzuerhalten. 

Im März 1909 beſtand in Wilna eine ſtarke Gewerkſchaft der Druckerei⸗ 
arbeiter (bis 1200 Mitglieder) und kleinere Gewerkſchaften der Metall- und 
Lederarbeiter, der Handlungsgehilfen und andere. In Polen ſind es die 
Druckerei⸗, Metall⸗, Textilarbeiter⸗ und Maurergewerkſchaften, die den Klaſſen⸗ 
kampf aufrechterhalten: im Sommer verteidigten die Druckereiarbeiter Bjaloſtoks 
den Achtſtundentag, im September 1909 erkämpften die Maurer den Achtſtunden⸗ 
tag in Warſchau uſw. Im Kaukaſus beſtehen im Gebiete der Naphthainduſtrie 
Naphtha⸗ und Metallarbeitergewerkſchaften. Sogar in Odeſſa führten noch im 
Sommer 1909 die Schneider mit Hilfe der lokalen Gewerkſchaft einen mutigen 
Kampf gegen die Ausbeuter. Auch dort, unter der Herrſchaft des berühmten 
Generals Tolmatſchoff, ſehen wir eine ganze Reihe kleinerer Gewerkſchaften: 
Tapezierer, Druckereiarbeiter und Lithographen, Lederarbeiter uſw., deren Exiſtenz 
zwar beſtändig bedroht wird, die aber doch nicht zugrunde gehen. Beſcheidene, 
doch ſymptomatiſch wichtige Verſuche, die gewerkſchaftliche Bewegung aufrecht⸗ 
zuerhalten, finden wir auch in Jekaterinoslaff, Eliſabetgrad, Tula, Kiew, Riga, 
Cherſon, Perm uſw. 

Ungeachtet der vielen Schwierigkeiten ſeitens der Zenſur und Polizei be⸗ 
ſteht auch in Rußland eine „legale“ Gewerkſchaftspreſſe, die den breiteren 
Arbeiterſchichten viel zugänglicher iſt als die „illegale“, „geheime“, und infolge⸗ 
deſſen öfters erfolgreicher wirkt. Im Laufe des Jahres 1909 erſchienen 216 
Nummern der 34 Gewerkſchaftsblätter; 15 wurden in der Provinz, 15 in 
St. Petersburg, 4 in Moskau herausgegeben. Im Jahre 1909 erſchienen drei 
allgemeine Gewerkſchaftsblätter (in St. Petersburg der „Gewerkſchafts⸗Bote“, 
in Baku und Charkoff) und 10 bis 12 Fachblätter, deren genaue Zahl ſchwer 
feſtzuſtellen iſt, da die Blätter immer wieder konfisziert und verboten werden 
und dann von neuem unter anderem Namen erſcheinen.? Der harte Kampf, 
den die Gewerkſchaftspreſſe gegen den Druck der Regierungsmacht zu führen 
hat, erſchwert freilich ihre Arbeit. Ofters gehen die Fachblätter infolge des 
wiederholten Verbots aus Mangel an Geld zugrunde. Und doch werden 


1 Es genügt, daran zu erinnern, wie der General Tolmatſchoff nach einem Todesfall, der 
in der Klinik bei der Anwendung eines neuen anäſtheſierenden Stoffes eingetreten war, eine 


Vorſchrift erſcheinen ließ, in der er den Arzten ausdrücklich befahl, nur „erprobte“ mediziniſche 


Mittel anzuwenden.... 

® Außer der im Ausland „illegal“ erſcheinenden Parteiliteratur gibt es gegenwärtig in 
Rußland zwei „marxiſtiſche“ Zeitſchriften, von denen die in Moskau erſcheinende beſonders 
gern von den Arbeitern geleſen wird. 
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1 5 neue Verſuche gemacht, die Arbeiterpreſſe in Rußland aufrechtzu⸗ 
erhalten. 

Von der ſchroffen, ungeſetzlichen Weiſe, in der die Gewerkſchaften ſeitens 
der zariſtiſchen Regierung behandelt werden, braucht hier nicht geſprochen zu 
werden — in der ausländiſchen Preſſe der Bruderparteien werden genügend 
Beiſpiele davon beigebracht. Wenn auch nur ein einziges Mitglied einer Gewerk⸗ 
ſchaft in Verdacht kommt, ſofort wird die Organiſation aufgelöſt: die „zu rege 
Tätigkeit“ der Gewerkſchaft paßt dem Geſchmack des Satrapen nicht. Wenn 
kein paſſender Grund vorhanden iſt, ſteckt man mit Hilfe von Spitzeln Bomben 
ins Gewerkſchaftslokal und die mit Mühe und Sorgfältigkeit aufgebaute Or⸗ 
ganiſation geht zugrunde, die Mitglieder aber erhalten dazu noch ſchwere 
Strafen. In den letzten Monaten des Jahres 1908 wurden 80 Gewerkſchaften 
aufgelöſt und 27 Gewerkſchaftsblätter verboten. Die ungeſetzliche Willkür der 
Regierung gegenüber den Arbeiterorganiſationen gibt oft Anlaß zu Inter⸗ 
pellationen in der Reichsduma ſeitens der ſozialdemokratiſchen Fraktion. 

Selbſtverſtändlich iſt es, daß bei den gegebenen Verhältniſſen die Gewerk— 
ſchaften nur eine beſcheidene Tätigkeit entfalten können. Ausbildung des 
Hilfskaſſenweſens, Einrichtung von Bibliotheken, von Aufklärungskurſen, Ver⸗ 
anſtaltung von Enqueten uſw. — darin beſteht ihre Haupttätigkeit. Doch ſinken 
die ruſſiſchen Gewerkſchaften nicht zu zahmen, farbloſen Hilfskaſſen herab — das 
kann in Rußland nicht der Fall ſein, dafür ſorgt die Polizei, deren Vorgehen 
die Gemüter immer wieder revolutioniert. Ob man will oder nicht, es muß 
„Politik getrieben“ werden. Wollen die Gewerkſchaften oder die Klubs zum 
Beiſpiel gemeinſame Tätigkeit entfalten, ſo ſtehen ihnen geſetzliche Vorſchriften 
im Wege. Wollen ſie als Vertreter des Proletariats auf einen zahmen Kongreß 
(zum Beiſpiel zur Bekämpfung des Alkohols) gehen, ſo werden ihre Delegierten 
verhaftet uſw. Eine „legale“, in den Grenzen des Geſetzes gehaltene Tätigkeit 
muß immer durch „halblegale“ und geheime Arbeit ergänzt werden. Daher 
ſehen wir, daß die ruſſiſchen Gewerkſchaften von ſozialiſtiſchem Geiſte erfüllt 
ſind, und wo immer ſie im öffentlichen Leben auftreten, ſtehen ſie auch auf dem 
Boden des Klaſſenbewußtſeins und ſind von proletariſchen Idealen begeiſtert. 

Daß dem ruſſiſchen Proletariat der rebelliſche, kampfesluſtige Sinn auch 
jetzt nicht fremd geworden iſt, daß er durch die Henkerarbeit nicht vernichtet 
werden kann, beweiſen die Zahlen der Arbeitseinſtellungen während der 
Reaktion. Im Jahre 1908, das heißt in der ſchlimmſten Zeit, als die Stimmung 
der Arbeiter ganz beſonders ſtark gedrückt war, wurden in Rußland 892 Arbeits⸗ 
einſtellungen mit 176101 Teilnehmern durchgeführt, alſo von faſt einem Zehntel 
der Geſamtarbeiter Rußlands.“ Die größten Streiks fanden in der Metall:, 
Textil⸗ und Nahrungsinduſtriebranche ſtatt. Die durchſchnittliche Zahl der 
durch Streiks verlorenen Arbeitstage auf je eine Fabrik erreicht die Zahl von 
969, auf je einen ſtreikenden Arbeiter von 4,9. 

Freilich find es meiſtenteils keine Angriffs-, ſondern Abwehrſtreiks, mit 
deren Hilfe die Arbeiter die Errungenſchaften der Jahre 1905 bis 1906 auf⸗ 
rechtzuerhalten verſuchen. Doch charakteriſtiſch für die Geſinnung der ruſſiſchen 
Arbeiterklaſſe iſt das folgende Ergebnis: es ſind politiſche Gründe, die noch 
immer Anlaß zu Arbeitseinſtellungen geben. Summieren wir die bei Streiks 


1 Im Jahre 1909, von Juni bis November, fanden 89 Streiks mit 20246 Teils 
nehmern ſtatt, von denen aber nur 10 einen günſtigen Ausgang für die Arbeiter hatten. 
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wiederholten Forderungen, ſo finden wir, daß den politiſchen Arbeitseinſtel⸗ 
lungen der erſte Platz 1906 ſein muß (Offizielle Statiſtik der Streiks 
für die Jahre 1906 bis 1908, S. 38): 


5 politiſchen Charakters. 462 
wegen Lohnverhältniſſen . . 442 

„ Arbeitsverhältniſſen . . 187 

Länge des An „ „l 

Übrige ungen 3 „i 


Noch deutlicher tritt dieſe Eichen N wenn wir die geſamte Zahl 
der Streiks, die einen politiſch⸗demokratiſchen Charakter tragen, mit den rein 
ökonomiſchen vergleichen. 

So gab es im Jahre 1908 politiſche Demonſtrationsſtreiks 462 mit 92604, 
reinökonomiſche Streiks 428 mit 83407 Teilnehmern. 

Sit das kein ſchlagender Beweis, daß der „politiſch-rebelliſche“ Geiſt noch 
über Rußland ſchwebt, daß das „rote Geſpenſt“ wohl gefeſſelt, aber nicht 
tot am Boden liegt? Und das Auftreten der Arbeiter auf den vielfachen Kon⸗ 
greſſen — „Volksuniverſitätskongreß“, „Frauenkongreß“, „Fabrikärzte“, „Zur 
Bekämpfung der Proſtitution“, „Antialkoholkongreß“ uſw., welche die Stimmung 
der ruſſiſchen Geſellſchaft und die Beziehungen zwiſchen Klaſſen und Parteien 
ſo deutlich abſpiegeln —, iſt das nicht auch eine Beſtätigung, daß der ſozial⸗ 
demokratiſche, revolutionäre Sinn tief in die Maſſen gedrungen iſt und ihre 
Beſtrebungen auf den richtigen Weg gelenkt hat? Die Taktik, die Reden, die 
Forderungen und Reſolutionen der Vertreter der Arbeiterbildungsvereine und 
Gewerkſchaften auf den Kongreſſen, waren immer in ſtreng ſozialdemokratiſchem 
Sinne gefaßt. Und wenn dieſe Kongreſſe einen „oppoſitionellen“ und ſogar 
„revolutionären“ Charakter trugen, ſo war es meiſtenteils der Arbeiterdelegation 
zu verdanken. 

Mit derſelben Begeiſterung, mit der die Sozialdemokratie während des 
großen revolutionären Aufſchwunges den kühnen Kampf der Volksbefreiung 
geführt hatte, ſcheut ſie ſich jetzt nicht, die alltägliche „Kleinarbeit“, die zum 
Ziele hat, die Maſſen aufzuklären, ſie zum Sozialismus zu gewinnen, durch 
verſchiedene Organiſationsformen zum großen, proletariſchen Kampfe zu 
ſchulen, zu übernehmen und unermüdlich und energiſch die 9 vor⸗ 
wärts zu bringen. 

Die Stimmung der Bauern mag noch ſo zahm ſein, das Bürgertum mag 
aus Furcht vor dem „roten Geſpenſt“ die Hände immer wieder flehend zum 
Zaren erheben — die weitere Entwicklung der Produktionskräfte wird einen 
Konflikt zwiſchen der bureaukratiſchen Macht und den Intereſſen der ganzen 
wirtſchaftlich tätigen Elemente unvermeidlich mit ſich bringen. In dieſem 
kritiſchen Moment muß aber die Arbeiterklaſſe zum Kampfe gerüſtet ſein. Das 
kann jedoch nur dann geſchehen, wenn die Arbeiterbewegung breitere prole⸗ 
tariſche Schichten umfaßt, wenn die Arbeitermaſſe durch alltägliche politiſche 
und gewerkſchaftliche „Kleinarbeit“ zum Klaſſenbewußtſein und Klaſſenkampf 
erzogen wird. Und nur dann kann die Sozialdemokratie ihr in Feuer und 
Flammen der ruſſiſchen Revolution begonnenes politiſches Werk ſiegreich zu 
Ende bringen. 

Der Sieg des ruſſiſchen Proletariats auf dem politiſchen Gebiet führt aber 
auch das internationale Proletariat einen Schritt näher zum Sozialismus. 
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Sozialdemokratie und Jugendbewegung. 
Von Heinrich Schulz. 


Vor einigen Wochen hat eine Konferenz der Jugendausſchüſſe ſtatt⸗ 
gefunden. Es iſt vorher nicht viel Weſens von ihr gemacht worden, weil es 
den Veranſtaltern nicht um das äußere Drum und Dran einer Konferenz 
und auf das Aufſehen, das ſie in der Offentlichkeit hätte erregen können, an⸗ 
kam, ſondern lediglich auf eine interne und intenſive Verſtändigung der Be- 
teiligten. Und nach der Konferenz iſt trotz des Berichtes, der in der geſamten 
Parteipreſſe veröffentlicht worden iſt, keine öffentliche Diskuſſion entſtanden. 
Das läßt darauf ſchließen, daß der Zweck der Konferenz erreicht worden iſt, 

und daß für eine öffentliche Erörterung kein Bedürfnis vorhanden war. 

Wenn ich trotzdem an dieſer Stelle auf die Konferenz zurückkomme, ſo 
leitet mich hierbei der Wunſch, daß die „Neue Zeit“, die von Anfang an 
eine wohlwollende und eifrige Förderin der proletariſchen Jugendbewegung 
geweſen iſt, an dieſer wichtigen Etappe nicht ſtumm vorübergehen möge. 

Die Konferenz der Jugendausſchüſſe war von 125 Delegierten aus allen 
Gegenden Deutſchlands, von Königsberg bis Pforzheim, von Bant bis 
Breslau, beſucht, und zwar waren nicht nur die älteren Mitglieder der 
Jugendausſchüſſe delegiert worden, ſondern auch die jüngeren Elemente 
waren zahlreich vertreten. Was der Diskuſſion über die bisherige Tätigkeit 
der Zentralſtelle ihren Stempel aufdrückte, war der jugendlich belebte Eifer, 
mit dem eine Anzahl der jüngeren Delegierten eine noch regere Tätigkeit der 
Zentralſtelle wünſchten. Es wäre um den proletariſchen Nachwuchs traurig 
beſtellt, wenn ſich ſolcher Eifer nicht gezeigt hätte. Die Zentralſtelle wird 
ſich dieſem Drängen gewiß nicht widerſetzen, ſoweit ihr ein raſcheres Tempo 
überhaupt möglich iſt; auf jeden Parteigenoſſen konnte es nur erfriſchend 
und herzerfreuend wirken, zu beobachten, wie die jungen Arbeiter ſelbſt mit 
Ernſt und mit ungeduldigem Ungeſtüm an den Ketten rütteln, in denen 
ſie vom Unverſtand und von der böſen Abſicht des Klaſſenſtaats gehalten 
werden. Andererſeits wurde ſchon auf der Konferenz mit Fug und Recht 

darauf aufmerkſam gemacht, daß die Zentralſtelle keinen Nürnberger Trichter 
zur Verfügung habe, und daß ſie auch keine allgewaltige bureaukratiſche 
Zentralbehörde ſein könne oder wolle. Das eigentliche Leben in der prole— 
tariſchen Jugendbewegung kann nur durch die lebhafte Anteilnahme der 
Jugendlichen ſelbſt und durch die Tätigkeit der lokalen Jugendausſchüſſe er⸗ 
zeugt werden. Die Form, in der die Jugendbewegung der einzelnen Orte 
und der größeren Bezirke und Landesteile ſich betätigt und entwickelt, iſt nicht 
die Hauptſache. Durch die Beſchlüſſe der Parteitage und des Gewerkſchafts⸗ 
kongreſſes iſt allen Formen Bewegungsfreiheit gelaſſen worden mit der ein⸗ 
zigen Einſchränkung, daß überall Jugendausſchüſſe einzuſetzen ſind, die den 
Mittelpunkt und die nächſte verantwortliche Inſtanz für die örtliche Jugend⸗ 
bewegung zu bilden haben. Nun möge man darüber hinaus diejenige Form 
der Betätigung wählen, die den beſonderen Verhältniſſen am beſten entſpricht, 
und dieſe Form möge man mit dem rechten Inhalt, mit einer friſchen, fröh— 
lichen Jugendbewegung erfüllen! Die Zentralſtelle wird es nach wie vor nicht 
an Unterſtützung fehlen laſſen; die „Arbeiter⸗Jugend“ aber, das Organ der 
proletariſchen Jugendbewegung, die ſich jetzt bereits je länger je beſſer zum 
geiſtigen Mittelpunkt der ganzen Bewegung entwickelt hat, wird zugleich 
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um alle einzelnen Zweige und Organiſationsformen ein feſtes geiftiges Band 
lingen. 

I Die Konferenz hat aber nicht nur einen kritiſchen Blick auf die eigene 
Arbeit geworfen, ſie hat auch der gegneriſchen Jugend die nötige Beachtung 
geſchenkt. Genoſſe Korn, der Redakteur der „Arbeiter-Jugend“, hatte ein 
reiches Material über die Organiſationsformen und über die Ziele der bür⸗ 
gerlichen Jugendbewegung zuſammengetragen. Auf der Konferenz konnte er 
nicht alle Einzelheiten behandeln, aber er wird den Gegenſtand demnächſt in 
einer beſonderen Schrift eingehender darlegen. Das iſt mit Freuden zu be⸗ 
grüßen, denn vielen Arbeitern iſt noch gar nicht klar, welche Bedeutung, 
welchen Umfang, welche Gliederung und welche Betätigungsformen die 
bürgerliche Jugendagitation hat. Wenn wir aber Wert darauf legen, unſere 
eigene heranwachſende Jugend vor der bürgerlichen „Verführung“ zu ſchützen, 
und wenn wir außerdem zugeben, daß man unter Umſtänden auch vom 
Gegner lernen kann, ſo iſt es notwendig, daß wir den Gegner und ſeine 
Methoden gründlich kennen. 

Die bürgerliche Jugendbewegung gibt ſich beſonders in ihrer neueſten 
Form, in der ſtaatlich geförderten, interkonfeſſionellen, die ſich auf der Fort⸗ 
bildungsſchule aufbaut, äußerlich harmlos und wohlwollend; in Wirklichkeit 
aber iſt dieſe Form die gefährlichſte, weil ſie ihre letzten Ziele verſchleiert. 
Dieſe letzten Ziele laufen lediglich auf eine Bekämpfung der Sozialdemokratie 
hinaus. Selbſt die Verhandlungen der letzten deutſchen Lehrerverſammlung in 
Straßburg über Jugendfürſorge ſtanden teilweiſe, bewußt oder unbewußt, 
im Dienſte dieſer Beſtrebungen. Die eigentliche Seele der „Fürſorge für 
die ſchulentlaſſene männliche Jugend, namentlich im Anſchluß an 
die Fortbildungsſchule“ iſt die Zentralſtelle für Volkswohlfahrt; unter 
ihrer Flagge „arbeiten“ Pfarrer, Lehrer, Regierungsräte, Stadträte, Generäle, 
Fortbildungsſchuldirektoren, Univerſitätsprofeſſoren, ja ſogar ein leibhaftiger 
abgehalfterter Miniſter, der „lange“ Möller, an dem „Wohle“ der jugend⸗ 
lichen Arbeiter. Einer der maßgebenden Herren dieſes Kreiſes, der Unitäts⸗ 
direktor Bauer aus Herrnhut, will die Notwendigkeit der Arbeit an den 
Jugendlichen „nicht eigentlich aus dem Kampfe gegen die Sozialdemokratie“ 
ableiten, er will auch „deren Beſiegung nicht als beſtimmenden Zweck“ ſetzen, 
aber er erhofft „gleichwohl ihre innere Überwindung als Erfolg“. 
Das zeugt zwar von einer gründlichen Verkennung der inneren Beziehungen 
zwiſchen Arbeiterjugend und Sozialdemokratie, es iſt zudem ganz vorſichtig und 
milde in der Form ausgedrückt; aber den eigentlichen Zweck der bürgerlichen 
Jugendbewegung läßt es deutlich genug erkennen. Noch vorſichtiger, beinahe 
entgegenkommend iſt ein anderer Agitator der interkonfeſſionellen Jugend— 
bewegung, Dr. Franz Recke. Er iſt nicht ſo naiv, die ſozialdemokratiſche 
Jugendbewegung von vornherein als ein Erzeugnis der Verhetzung hin: 
zuſtellen, er hat eine Ahnung ihrer tiefer liegenden ſozialen Urſachen. Und da 
möchte er der Bewegung ihre eigentliche Kraft, ihr Rückgrat nehmen, indem 
er — ihr ein Plätzchen unter dem großen Hute der interkonfeſſionellen Jugend⸗ 
bewegung einräumen will! Freilich muß ſich die Arbeiterjugend vorher erſt 
gründlich beſſern. Wie ſich Herr Recke das denkt, geht aus der folgenden 


Heft 3 der neuen Folge der Schriften der Zentralſtelle für Arbeiterwohlfahrtseinrich⸗ 
tungen. Berlin 1909, Karl Heymanns Verlag. 
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Stelle ſeines Referats auf der dritten Konferenz der Zentralſtelle für Volks⸗ 
wohlfahrt hervor: „Energiſch bekämpfen müſſen wir die Hereinzerrung der 
Jugend in die gewerkſchaftlichen und politiſchen Kämpfe, die trotz Vereins⸗ 
geſetz doch geſchieht; die Arbeiterjugend wird ſchon früh genug einſeitig und 
verbittert. Bedauern müſſen wir ihre Überfütterung mit Phraſen, die ein⸗ 
ſeitige Betonung der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung, die damit zuſammen⸗ 
hängende kritikloſe Herunterreißung der Vorgänge und Perſönlichkeiten der 
vaterländiſchen Geſchichte und ſchließlich die von einzelnen Radikalen offiziell 
verkündete Proſtituierung jeden Bildungsbetriebs. ... Wünſchen möchten 
wir ſchließlich, daß ſich die Arbeit der Jugendorganiſationen beziehungsweiſe 
Bildungsausſchüſſe auf das neutrale Gebiet von Fortbildungskurſen, von 
Muſeumsbeſuchen uſw., ferner auf die Pflege von Turnen, Spiel und Sport 
richten beziehungsweiſe beſchränken möge — ohne die im Arbeiterturnerbund 
doch mal vorhandene politiſche Unterſtrömung; ſchließlich daß auch in der Praxis 
die antialkoholiſche Propaganda getrieben werde, was durchaus nicht immer 
der Fall iſt. Wenn nach Berückſichtigung aller dieſer Ausſtellungen 
und Forderungen noch etwas Beſonderes übrig bleibt von der 
ſpezifiſch ſozialdemokratiſchen Jugendbewegung, nun, dann könnte man ſich 
vom allgemeinen Standpunkt der Jugendarbeit vielleicht darüber freuen, daß 
hier für Zehntauſende von jungen Menſchen, die ſonſt eventuell in Bummelei, 
Roheit, Gemeinheit verſinken würden, überhaupt eine ſammelnde und an⸗ 
regende Tätigkeit entfaltet wird, dann könnte man vielleicht mit ihr 
zuſammenarbeiten. Aber das liegt wohl noch im weiten Felde, wenn 
nicht in Utopia.“ 

So malt ſich in dieſem Kopfe die Welt! Solche geradezu kindliche Ver⸗ 
ſtändnisloſigkeit für Weſen und Wollen der modernen Arbeiterbewegung und 
ihrer ringenden und ſtrebenden Jugend verrät ein Mann, ein Sozialpolitiker, 
der zweifellos einer der beſten Kenner der bürgerlichen Jugendbewegung iſt! 
Es wäre grauſam von uns, wenn wir die elegiſche Prophezeiung des Herrn 
Recke enttäuſchen wollten; möge er ſeine utopiſtiſchen Zukunftsträume fort⸗ 
ſpinnen, die jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen gehen lächelnd über den 
kurioſen Vorſchlag zur Tagesordnung über, ſich des beſten Teiles ihres 
Kämpfens und Hoffens zu entäußern und dafür der Aufnahme in das 
Sammelſurium bürgerlicher Jugendarbeit gewürdigt zu werden. 

Neben den interkonfeſſionellen bürgerlichen Jugendbeſtrebungen verliert die 
konfeſſionelle Jugendbewegung, die katholiſche wie die evangeliſche, 
langſam an Bedeutung. Die konfeſſionellen Jünglings⸗ und Jungfrauenvereine 
ſind im übrigen der proletariſchen Jugendbewegung nicht ſonderlich gefährlich. 


Gegenüber der religiöſen Indifferenz der großen Maſſe der Arbeiter haben 


ſie von vornherein einen ſchweren Stand. Dazu kommt, daß die Volksſchüler 5 
während der Schulzeit die „Religion“ mit ihrem aufreizenden Übergewicht im 


Lehrplan ſo in ihr Herz geſchloſſen haben, daß ſelbſt in religiös geſinnten | . 
Schichten, auch in bürgerlichen, die Konfirmation nur als Schlußpunkt unter 
einem Lebensabſchnitt betrachtet wird, von dem man ſich durch einige Jahre 118 


kirchlich⸗religiöſer Totalabſtinenz erholen zu müſſen glaubt. FE 
Die Bildungsarbeit bildet den wichtigſten Zweig der proletarifchen 
Jugendbewegung. Aber es kommt darauf an, welcher Art die Bildung ſein 
ſoll, die den jugendlichen Arbeitern und Arbeiterinnen gereicht wird. Der 
Verfaſſer dieſes Artikels, der auf der Konferenz die Bildungsbeſtrebungen in 
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der Jugendbewegung zu behandeln hatte, ging davon aus, daß das Prole⸗ 
tariat in den Jugendlichen nicht Unmündige ſehen dürfe, die dem Weſen und 
Streben der Arbeiterklaſſe fremd gegenüberſtehen. Die Jugendlichen ſind die 
demnächſtigen Kollegen und Mitkämpfer im gewerkſchaftlichen und politiſchen 
Kampfe. Deshalb darf auch für die Jugendlichen keine andere Bildung in 
Betracht kommen als für die Erwachſenen. Wohl wird der Stoff und be⸗ 
ſonders die Methode hier und da anders ſein, Ziel und Weſen der Bildung 
aber iſt bei erwachſenen und jugendlichen Arbeitern gleich. Mit den bürger⸗ 
lichen Bildungsidealen, die auf Herrſchaft und Ausbeutung hinauslaufen, ver⸗ 
mag die Arbeiterklaſſe nichts anzufangen; das Bildungsziel des Sozialismus 
kommt für die unmittelbare praktiſche Betätigung in der Gegenwart noch nicht 
in Betracht; wenn wir deshalb heute von Arbeiterbildung reden, für die wir 
unmittelbar tätig ſein wollen, ſo meinen wir die Bildung, der das Proletariat 
heute in ſeinen gegenwärtigen Kämpfen und Nöten bedarf, die den einzelnen 
Arbeiter und damit auch die ganze Klaſſe zur möglichſt erfolgreichen und 
energiſchen Führung des Klaſſenkampfes befähigt. Ob die bürgerlichen Herren 
in einer ſolchen Auffaſſung eine „Proſtituierung des Bildungsbetriebs“ ſehen, 
läßt uns vollkommen kalt. Wir wiſſen, daß die Bildung von jeher als Mittel 
zum Zwecke, als Waffe im Kampfe ums Daſein, als Hebel für den ſozialen 
Fortſchritt benutzt worden iſt. Was anderen Klaſſen bisher recht war, iſt für 
die Arbeiterklaſſe um ſo mehr billig, als die Arbeiterklaſſe ihre beſondere Ar⸗ 
beiterbildung dazu benutzen will, für die Zukunft endlich einmal mit dem un⸗ 
erhörten Mißbrauch der Bildung zu Zwecken der wirtſchaftlichen und politiſchen 
Herrſchaft ein Ende zu machen. 

Die proletariſche Jugendbewegung hatte von Anbeginn an einen ſtarken 
wirtſchaftlichen Zug. Beſonders der norddeutſche Zweig der Bewegung mit 
ſeiner Berliner Leitung nahm mit Recht viele Rückſichten auf die Stellung 
der Jugendlichen im Produktionsprozeß als Lehrlinge oder jugendliche Arbeiter. 
Beſonders ſchlimme Lehrlingsausbeuter wurden an den Pranger geſtellt, die 
Gewerkſchaften wurden erſucht, ſich bedrängter Lehrlinge anzunehmen, die Ge⸗ 
ſetzgebung wurde zu Maßnahmen im Intereſſe der jugendlichen Arbeiter auf⸗ 
gefordert, die Stellung der jugendlichen zu den erwachſenen Arbeitern wurde 
geſtärkt. Letzteres war — und iſt! — ſelbſt bei organiſierten Arbeitern oft 
genug bitter notwendig. 

Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß auch die neue Organiſation der prole⸗ 
tariſchen Jugendbewegung durch Partei und Gewerkſchaft die ſozialpolitiſche 
Seite gebührend pflegen muß. Die Konferenz hörte das Referat eines guten 
Kenners der ſozialpolitiſchen Materie über den Jugendſchutz, Genoſſe Robert 
Schmidt trug in überſichtlicher Weiſe vor, was bisher ſchon von der Geſetz⸗ 
gebung für den Schutz der Jugendlichen geſchieht. Es iſt wenig genug, be⸗ 
ſonders ſind es die einſchlägigen Beſtimmungen der Gewerbeordnung und des 
Kinderſchutzgeſetzes. Dieſe mageren Beſtimmungen werden von den profit⸗ 
lüſternen Unternehmern noch nach allen Regeln der Kunſt umgangen. Da 
iſt 15 Pflicht der gewerkſchaftlichen Organiſationen, ſich der Jugendlichen an⸗ 
zunehmen. 

Um den jugendlichen und allen übrigen Arbeitern, die ſich des wirtſchaft⸗ 
lichen Schutzes der Jugendlichen annehmen wollen, eine ſchnelle Orientierung 
über die geſetzlichen Beſtimmungen zu ermöglichen, ſoll das Referat des Ge⸗ 
noſſen Schmidt als Broſchüre veröffentlicht werden. 
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Für den Arbeiter der kapitaliſtiſchen Produktion gibt es ein „Heim“ im 
alten Sinne, ſo wie es ſich bürgerliche Ideologie und Sentimentalität aus⸗ 
malt, nicht mehr. Wie ſoll ſich ein „Heim“ geſtalten, wenn der Vater tags⸗ 
über in der einen, die Mutter in der anderen und die Kinder ſchließlich in 
einer dritten Fabrik arbeiten? Vor der rauhen kapitaliſtiſchen Wirklichkeit zer⸗ 
ſtiebt die rührſelige Phraſe von der beſcheidenen, aber friedlichen Häuslichkeit 
des einfachen, aber zufriedenen Arbeiters wie ein Häuflein Aſche vor einem 
Windſtoß. Erſt die gewaltige Kulturarbeit, die von den Organiſationen des 
Proletariats auch für die Lebenshaltung des einzelnen geleiſtet wird, hat auch 
in die engen und öden Räume des Arbeiters einen Strahl aus dem Sonnen⸗ 
meer der Schönheit geleitet; aber alle Arbeit auf dieſem Gebiet kann in der 
Zeit der kapitaliſtiſchen Ausbeutung immer nur beſcheidenes Stückwerk bleiben, 
das im günſtigſten Falle die Sehnſucht nach dem Schönen, nach allem, was 
dem Arbeiter heute vorenthalten wird, wachhält und anfeuert. Wirkliche Heime 
können ſich die Arbeiter heute nur durch gemeinſame Tätigkeit in größeren 
Gemeinſchaften ſchaffen. Es iſt erfreulich, daß bei der Erbauung und Ein⸗ 
richtung von Gewerkſchafts⸗ und Volkshäuſern, von Bibliotheken, Leſeſälen, 
gewerkſchaftlichen und anderen Bureaus und Aufenthaltsräumen die Aſthetik 
in wachſendem Maße zu Hilfe gerufen wird. Kann der Arbeiter in ſeinen 
eigenen vier Wänden — oft genug ſind die „vier Wände“ wörtlich zu nehmen — 
mit ihrer Enge, ihrer Überfüllung, ihren verſchiedenen Zwecken als Wohn-, 
Koch⸗ und Schlafraum, ihrer äußerlichen Verlotterung, für die die Profitgier des 
Hauswirtes in ausreichendem Maße ſorgt, wenig oder nichts tun, um ſich ein 
behagliches „Heim“ zu ſchaffen und ſeinen eigenen künſtleriſchen Sinn und den 
ſeiner Kinder zu pflegen, ſo geben ihm die ſelbſtgeſchaffenen Sammelplätze der 
gewerkſchaftlichen, politiſchen und bildenden Betätigung dafür einen Erſatz. 

Aus dieſen Tatſachen erwächſt der proletariſchen Jugendbewegung ein 
wichtiges Problem. Wollen wir die Jugendlichen zur äußeren und inneren 
Sammlung, zur Weckung ihres Klaſſengefühls und zur Bildung ihres Charakters 
und Geiſtes zuſammenberufen, ſo brauchen wir dazu Räume. Sollen wir ſie 
aber in die rauchgeſchwängerten, alkoholduftenden Nebenräume der Gaſthäuſer 
ziehen? In Lokalitäten, die vielen anderen Zwecken dienen und die deshalb 
auf die Beſonderheiten der Jugendlichen und ihrer Beſtrebungen nur wenig 
Rückſicht nehmen können? Leider wird das in den Anfängen der Bewegung 
noch oft genug als Notbehelf notwendig ſein. Aber das Ziel muß doch die 
Schaffung von Jugendheimen ſein. Es müſſen behagliche Räume ein⸗ 
gerichtet werden, in denen die jungen Arbeiter und Arbeiterinnen zwanglos 
zuſammenkommen können, wenn die Fron der täglichen Arbeit ein Ende hat, 
die engen Räume des Elternhauſes oder des Lehrherrn aber keinen Anreiz zu 
behaglichem Verweilen bieten. Und mehr noch als bei den ſonſtigen Lokali⸗ 
täten der Arbeiterſchaft iſt bei den Jugendheimen auf freundliche und äſthetiſch 
wirkende Ausſtattung Wert zu legen. Die Errichter der beiden erſten Jugend⸗ 
heime in Berlin, der Rixdorfer und der Berliner Jugendausſchuß, haben recht 
getan, als ſie für die Innenausſtattung den Rat und die Hilfe tüchtiger 
Künſtler in Anſpruch nahmen. Beide Heime laden ſchon rein äußerlich zur 
Wiederkehr ein, und ihre künſtleriſch erziehende Wirkung auf die zahlreichen 
jugendlichen Beſucher wird ſicherlich nicht ausbleiben. 

Die Beſchaffung und Einrichtung von Jugendheimen koſtet Geld. Nun 
laſſen ſich beſchedene und kleine Räume zwar ſchon für ein Geringes ſchaffen; 
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aber die kleinen Heime kommen auch faſt nur für die kleinen Orte in Betracht, 
in denen kleine Organiſationen mit geringen finanziellen Mitteln beſtehen, ſo 
daß die Schwierigkeiten in kleinen und großen Orten relativ die gleichen ſind. 
Die Konferenz hat in einem beſonderen Beſchluß einen Appell an die Partei⸗ 
und Gewerkſchaftsorganiſationen gerichtet, wonach ſie mehr als bisher für die 
Errichtung von Jugendheimen tätig ſein ſollen. Das Geld, das für ſolche 
Zwecke angelegt wird, trägt ſpäter reichen Gewinn. 

Der letzte Punkt, der die Konferenz beſchäftigte, betraf die Bedeutung von 
Sport und Spiel für die proletariſche Jugendbewegung. Es wäre eine 
gefährliche Unterlaſſungsſünde, wenn wir den wichtigen Faktor der körper⸗ 
lichen und geſellſchaftlichen Erfriſchung außer acht laſſen wollten. Erfreulicher⸗ 
weiſe hat ſich ganz allgemein die Anſchauung über Sport, Spiel, Turnen, 
Wandern und andere Mittel der körperlichen Kräftigung im Laufe der letzten 
zehn bis fünfzehn Jahre geändert. Man hat erkannt, daß man es dem 
eigenen Körper und der Geſamtheit ſchuldig iſt, die belebenden Wirkungen 
der freien Natur nach beſten Kräften für ſich auszunutzen. Freilich iſt die 
Arbeiterſchaft auch hierbei wie in allen anderen Dingen des Lebens gegen die 
begüterte Geſellſchaft ſtark benachteiligt. Aber wir wollen doch nicht ver⸗ 
kennen, daß die Arbeiter auch heute ſchon an Sonn- und Feiertagen mehr 
als bisher für ihre Erholung und Kräftigung tun könnten: durch Wanderungen 
(bei denen die Wirtshäuſer in weitem Bogen zu umgehen ſind), durch un⸗ 
gebundenes Spiel in Wald und Feld, durch Baden in Luft und Waſſer und 
durch die vielen ſonſtigen Mittel, die der Aufenthalt in der freien Natur 
koſtenlos bietet. Leider ſteht vielen erwachſenen Arbeitern die Gewohnheit im 
Wege. Für ſie beſteht ein Ausflug darin, daß ſie mit der Eiſenbahn oder 
mit der Elektriſchen möglichſt nahe an ein Gartenlokal fahren und dort bei 
Bier und Zigarren am Tiſch hocken und wohl gar Karten ſpielen. 

Da iſt es notwendig, bei den jugendlichen Arbeitern ſolche Gewohnheiten 
nicht erſt einreißen zu laſſen. Sie müſſen angehalten werden, die freien Stunden, 
die ihnen ihre ſonſtigen Pflichten laſſen, nach Möglichkeit im Freien und mit 
geſunden Leibesübungen auszufüllen. Glücklicherweiſe lockt die Freude, die 
das ungezwungene Spiel, die muntere Bewegung der Gliedmaßen, die ſanges⸗ 
frohe Kameradſchaft, die Erprobung körperlicher Ausdauer und Geſchicklichkeit 
mit ſich bringen, ohne viel Aufforderung zur ſtändigen Wiederholung. Sind 
die Ausflüge der Jugendlichen doch ſchon zur feſten Einrichtung geworden, 
und mancher Erwachſene iſt durch das belebende Beiſpiel der jungen Garde 
aus Bequemlichkeit und Läſſigkeit aufgerüttelt worden; er marſchiert in gleichem 
Schritt und Tritt mit und fühlt ſich wieder jung mit den Jungen. 

Es wurde als ſelbſtverſtändlich betrachtet, daß die Jugendausſchüſſe ſo⸗ 
weit wie möglich kameradſchaftlich Hand in Hand mit den Arbeiterturn⸗ 
vereinen arbeiten; aber es wurde auch darauf aufmerkſam gemacht, daß die 
Teilnahme an einem Turnverein den einzelnen leicht mit einſeitigem Eifer 
für die Turnerei erfüllen könne. Das Turnen darf immer nur als ein Teil 
der geſamten Jugendbewegung betrachtet werden, dem ſich derjenige widmen 
kann, dem ſeine ſonſtigen Pflichten gegen die Allgemeinheit dazu noch die nötige 
Zeit laſſen, oder den beſondere Neigung zum Turnen treibt. 

Die erſte Konferenz deutſcher Jugendausſchüſſe endete mit einem har⸗ 
moniſchen Schlußakkord. Der Vorſitzende der Zentralſtelle, Genoſſe Ebert, 
fand freundliche und wohlwollende Worte, durch die er bewies, daß er für 
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den jugendlichen Übereifer, der ſich am erſten Tage beſonders in der Kritik 
der Zentralſtelle geäußert hatte, volles Verſtändnis beſitzt. In der prole— 
tariſchen Jugendbewegung vereint ſich das Feuer und die vorwärtstreibende 
Tatkraft der Jugend mit der Ruhe und der Erfahrung der älteren Generation. 
Und alle Anzeichen ſprechen dafür, daß dieſe Vereinigung einen guten Klang 
gibt, und daß die Jugendbewegung in Zukunft noch raſcher vorwärts eilen 
wird als bisher. 


verpflegungsſtationen und Wanderarbeitsſtätten. 
Von H. Backhaus (Frankfurt a. M.). 


In Nr. 6 der Zeitſchrift „Der Arbeitsmarkt“ werden die Verpflegungs⸗ 
ſtationen und Wanderarbeitsſtätten als außerordentlich ſegensreich für alle 
Beteiligten gerühmt. Dieſer einſeitigen Lobhudelei gegenüber erſcheint es 
notwendig, daß auch wir uns einmal eingehend mit der Frage der Arbeits— 
loſenfürſorge beſchäftigen, um ſo mehr als unſere Genoſſen in den Gemeinde— 
vertretungen vielfach gezwungen ſind, ſich für oder gegen ſie zu entſcheiden. 

Die Verpflegungsſtationen und Wanderarbeitsſtätten ſind keineswegs aus 
Fürſorge für die wandernden Arbeiter entſtanden, ſondern fie ſollen die ein- 
geſeſſene Bevölkerung vor Beläſtigungen durch Bettler ſchützen. Dieſer Zweck 
wird in ſämtlichen Artikeln des „Arbeitsmarkt“ mehr oder weniger offen aus⸗ 
geſprochen. Für den Wandernden aber ſei es unter allen Umſtänden der 
größte Segen, um jeden Preis wieder in einer Arbeitsſtelle untergebracht zu 
werden. 

Schon dieſe Vorausſetzung iſt eine falſche. Denn abgeſehen davon, daß 
es Unternehmer gibt, die ihre Arbeiter ſo ſchlecht entlohnen, daß dieſe nicht 
imſtande ſind, ihre beſcheidenſten Bedürfniſſe zu befriedigen, wird auch der 
bildende Wert des Wanderns völlig verkannt. Im Mittelalter bis ins acht⸗ 
zehnte Jahrhundert hinein beſtand die Pflicht für den Handwerksgeſellen, auf 
die Wanderſchaft zu gehen; letztere gehörte mit zur beruflichen Ausbildung. 
Auf der Reiſe lernte der junge Handwerker Welt und Menſchen kennen und 
vervollkommnete ſeine beruflichen Kenntniſſe durch Arbeiten an verſchiedenen 
Orten. Trotz der ſittlichen und moraliſchen Gefahren iſt dieſer Wert des 
Wanderns auch heute noch nicht zu unterſchätzen. Aber das Wandern wird 
jetzt, wo der Wanderzwang nicht mehr beſteht, größtenteils allein durch die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe verurſacht. Wohl gehen auch noch viele junge 
Leute auf die Reiſe, nur um ſich anderswo umzuſchauen; doch immer mehr 
ſchwindet die Luſt dazu; die billigeren Verkehrsmittel ermöglichen ja leichter 
wie früher, von Ort zu Ort zu fahren. Die Poeſie des Landſtraßenlebens 
verſchwindet immer mehr; die Zahl derjenigen, die aus Vergnügen auf die 
Walze gehen, wird geringer. Meiſtens zwingt erſt die Arbeitsloſigkeit 
den Arbeiter zum Wandern. Sind die Arbeitsausſichten an einem Orte 
ſchlecht, dann verſucht er an einem anderen ſein Glück, und es iſt ehrenhafter, 
von Ort zu Ort, wenn es ſein muß, auch mal bettelnd, zu ziehen, als am 
Orte zu bleiben und Eltern oder ſonſtigen Verwandten zur Laſt zu fallen. 
Gewiß find Einrichtungen, die dem Wandernden es ermöglichen, ſich ohne 
Betteln ehrlich durchzuſchlagen, zu begrüßen. Sollen ſie aber wirklich für ihn 
von Segen ſein, dann müſſen ſie von allem läſtigen Zwange befreit ſein und 
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dürfen nichts Drückendes an ſich haben. Die Arbeitsloſigkeit kann ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht durch Wanderarbeitsſtätten aus der Welt geſchafft werden. 
Ihre Schäden ſind in der heutigen Geſellſchaft nur zu mildern durch all⸗ 
gemeine Hebung der Arbeiterklaſſe — wie höhere Löhne, welche Erſparniſſe er⸗ 
möglichen, Ausbau der Arbeitsloſenverſicherung und beſſere Bildungsmöglich⸗ 
keiten. Iſt in dieſer Beziehung eine Beſſerung gegen früher eingetreten, dann iſt 
ſie vor allem auf das Konto der immer ſtärker werdenden Gewerkſchaften 
zu ſetzen, die dem wandernden Arbeiter durch Reiſeunterſtützung beſſere 
Dienſte leiſten als die Wanderarbeitsſtätten. Wanderer, die von ihrer Gewerk⸗ 
ſchaft eine regelmäßige Reiſeunterſtützung beziehen, werden ſich ſelten dem 
Zwange der Wanderarbeitsſtätten unterwerfen; für ſie iſt aber ebenfalls die 
Notwendigkeit vorhanden, andere Hilfe zeitweilig in Anſpruch nehmen zu 
müſſen, ohne dauernd auf ſie angewieſen zu ſein. Sie können ſich auch nicht 
der Zwangsroute unterwerfen, die von den Wanderarbeitsſtätten verſchiedent⸗ 
lich vorgeſchrieben iſt, weil die Gewerkſchaften ebenfalls darüber Vorſchriften 
haben, die eingehalten werden müſſen, wenn letztere auch nicht von ſo eng⸗ 
herzigem Geiſte diktiert ſind wie die Zwangsrouten der Wanderarbeitsſtätten. 
Engherzig iſt es aber, wenn Paſtor Bodelſchwingh, einer der eifrigſten 
Befürworter der Wanderarbeitsſtätten, forderte: „Umſchau und zweckloſes Um⸗ 
herſchweifen iſt verboten; das Wandern geſchieht nur auf beſtimmten, vor⸗ 
geſchriebenen Routen mit dem Ziele der Feſtſtellung, ob Arbeit in geregelter 
Weiſe zu haben iſt.“ Solange nicht alle Arbeitsſtellen durch die Arbeitsnachweiſe 
beſetzt werden, was in abſehbarer Zeit ausgeſchloſſen und auch nur dann zu er⸗ 
reichen iſt, wenn die am Orte befindlichen Arbeitsloſen ebenfalls nicht umſchauen, 
wird dem wandernden Arbeiter das Arbeitſuchen durch das Umſchauverbot er⸗ 
ſchwert. Und was kann alles unter „zweckloſem Umherſchweifen“ verſtanden 
werden? Soll ein Arbeiter, der durch eine ſchöne Gegend wandert, ſich nicht 
auch freuen dürfen an der Natur; ſoll er auf Freuden, die ihm Naturſchön⸗ 
heiten oder Sehenswürdigkeiten, die vielleicht durch kleine Umwege leicht zu er⸗ 
reichen ſind, zu bieten vermögen, verzichten nur deshalb, damit er ja zur vor⸗ 
geſchriebenen Zeit in der nächſten Wanderarbeitsſtätte eintrifft? Auch unter 
den reiſenden Handwerksburſchen gibt es viele, die aus Freude an der Natur 
zum Wanderſtab griffen, die von ihrer Heimat fortzogen, um die Welt zu 
ſehen, und die nur dieſes Mittel haben, um ihre Sehnſucht zu befriedigen. 
Für den jungen Arbeiter iſt die Reiſezeit eine Zeit der Lehre für das fernere 
Leben. Gewiß iſt es für einen jungen Arbeiter nicht unbedingt notwendig, 
auf die Reiſe zu gehen. Wer von den Arbeitern aber ſelbſt gereiſt iſt, wer 
den erzieheriſchen Wert des Reiſens ſelbſt empfunden hat, wer weiß, daß die⸗ 
jenigen Arbeiter, die gereiſt ſind, im allgemeinen auch die fortgeſchrittenſten 
und weitſichtigſten ſind: der empfiehlt jedem jungen Arbeitskollegen, es ihm 
nachzutun und ebenfalls ſeine jungen Jahre zu benutzen, um die Welt und 
Menſchen kennen zu lernen. 

Wer mit der Abſicht, ſeine Kenntniſſe und ſein Wiſſen zu bereichern, auf 
die Wanderſchaft geht, iſt nicht mit dem „Stromer“ auf eine Stufe zu ſtellen. 
Zwar iſt es auch bei dieſen nicht immer Hang zur Faulheit, die ſie immer 
wieder auf die Landſtraße treibt; jeder einzelne von ihnen hat ſeine beſondere 
Geſchichte und die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſind meiſtens an ihrem Elend 
ſchuld. Manche ſind auch unrettbar für regelmäßige Arbeit verdorben; viele 
werden auch wegen ihres Alters von keinem Unternehmer mehr eingeſtellt. 
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Solange es ihnen möglich iſt, ſich durch Betteln durchs Leben zu ſchlagen, 
wird dieſer Teil der Wanderburſchen die Arbeitsſtätten meiden. Diejenigen 
aber, die von ihnen Gebrauch machen, ſind darum noch lange nicht die beſten 
Elemente unter den Wandernden. Wer über kleine Erſparniſſe verfügt oder 
von ſeiner Gewerkſchaft Unterſtützung bezieht, wird vorziehen, frei ſeines 
Weges zu gehen. Was können ihm auch dieſe Arbeitsſtätten bieten? Sehen 
wir uns nur die Beſtimmungen der von Herrn Oberbürgermeiſter Quentin 0 
im „Arbeitsmarkt“ ſo ſehr gelobten Wanderarbeitsſtätte in Herford, die 
mit anderen weſtfäliſchen Stationen in Verbindung ſteht, etwas genauer an. Für 
den Wanderſchein muß der Wanderer ſchon 50 Pfennig opfern oder 4 Stunden, 
nach den neueren Beſtimmungen ſogar 1 Tage arbeiten, das heißt 8 + 4 
12 Stunden für 50 Pfennig und die Koſt — ein Lohn, der noch niedriger 
als der von den Agrariern bezahlte iſt. Dann hat er auf feine Freiheit voll- 
ſtändig zu verzichten, und da ſoll er diejenigen, die ihm dieſe nehmen, noch 
als ſeine Wohltäter betrachten? Jede Arbeit, die ihm zugewieſen wird, hat 
er anzunehmen; ſein freies Selbſtbeſtimmungsrecht wird alſo völlig illuſoriſch 
gemacht. Lehnt er eine Arbeit ab, vielleicht deshalb, weil der Arbeitgeber 
nicht den üblichen Lohn zahlen will, dann wird ihm der Wanderſchein ab 
genommen. Das Verlaſſen der Herberge iſt ſtreng verboten. Morgens hat 
der Wanderer 4 Stunden lang für die magere Koſt zu arbeiten, muß dann 
weitere 4 Stunden, in denen er vielleicht mal etwas freier aufatmen könnte, 
wie ein Sklave den Weg zur nächſten Station zurücklegen, darf ſich die Stadt 
oder am Wege liegende Sehenswürdigkeiten nicht anſehen, ſondern muß ſich 
flugs wieder in der Verpflegungsſtätte melden, die er wie ein Gefängnis nicht 
verlaſſen darf. Eventuell wird ihm auch noch vorgeſchrieben, wohin er gehen 
ſoll. Und dies alles deshalb, weil ihm dafür als Aquivalent magere Koſt und 
Quartier geboten wird. Wenn ſich trotz dieſer für den Arbeiter ungünſtigen 
Beſtimmungen der Beſuch dieſer Station nach den Angaben des genannten 
Herrn gegen 1904/05 um mehr als das Doppelte gehoben hat, fo iſt dies eben 
allein, wie in der tabellariſchen Zuſammenſtellung bemerkt iſt, auf die ſchlechte 
wirtſchaftliche Konjunktur zurückzuführen. Waren nun dieſe Beſtimmungen 
ſchon nicht günſtig, fo find die erſt vor kurzem eingeführten neuen Beſtim⸗ 
mungen für dieſe Wanderarbeitsſtätten derart, daß von einer im Intereſſe 
der Wandernden geſchaffenen Einrichtung erſt recht nicht mehr die Rede ſein 
kann. Die Feſtſetzung einer 12ſtündigen Arbeitszeit (8 ＋ 4 Stunden) ſtempelt 
die Wanderarbeitsſtätten zu Ausbeutungsinſtituten ſchlimmſter Art. Man 
denke: 12 Stunden Arbeit nur für die Gewährung von Koſt und 
Quartier! J 

Nun könnte man entgegnen, daß die Art der Arbeit und die häufig vor: 
handene Ungeübtheit der Wandernden keine große Ausnutzung zulaſſen. Den: 
gegenüber iſt darauf hinzuweiſen, daß unter den alten Verhältniſſen keine 
beſonders hohen Aufwendungen für die Stationen gemacht wurden. Jeden⸗ 
falls aber ſind die gewährten Zuſchüſſe nicht derartig hoch, daß die Ausdehnung 
der Arbeit um das Dreifache zu rechtfertigen wäre. Auch wird dadurch den 
eingeſeſſenen Arbeitern Lohn und Brot genommen, mindeſtens aber die Be— 
wertung ihrer Arbeit herabgedrückt. 

Sämtliche Artikel im „Arbeitsmarkt“ gehen von der Anſicht aus, daß das 
Wandern der Arbeiter eine unerfreuliche Erſcheinung ſei und ſeine Ausrottung 
der größte Segen wäre. Man will das Betteln unmöglich machen: das iſt 
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der Kern der hochgeprieſenen Wanderfürſorge. Man will nicht beläſtigt werden 
und deshalb ſo tun, als wenn man etwas täte. 

Das Beſtreben, die wandernden Arbeiter wieder in Arbeit zu bringen, 
darf auch nicht jo weit gehen, wie es in Elſaß⸗Lothringen angeſtrebt 
wurde, worüber Herr J. Weydmann (Straßburg) in einem Artikel berichtet. 
Es heißt da: 

„Das ganze Land wird mit einer Anzahl nicht zu weit voneinander entfernt 
liegenden Naturalverpflegungsſtationen überzogen. Der hilfeſuchende Wanderer 
wird, mit dem Allernotwendigſten verſehen, von der Ortsarmenbehörde, bei der er 
vorſtellig geworden, auf dem kürzeſten Wege — wöglicherweiſe mit der Eiſen⸗ 
bahn — nach der nächſtgelegenen Station verbracht. . .. Auf der Station bekommt 
der Wanderer Wohnung und Obdach gegen eine beſtimmte, ſeinen Kräften an⸗ 
gemeſſene ernſte Arbeitsleiſtung. Den Arbeitsfähigen wird von hier aus durch 
möglichſt raſchen Nachweis von Arbeit zu helfen geſucht, ſie werden auf alle Fälle 
nur kurze Zeit auf der Station beſchäftigt und verpflegt. Bei dem gut durchgeführten 
und unter der Führung des Straßburger Arbeitsamtes ausgezeichnet funktionie⸗ 
renden Zuſammenarbeiten der reichsländiſchen Arbeitsnachweiſe dürfte in normalen 
Zeiten eine raſche Unterbringung nicht ſchwer fallen, beſonders wenn ein 
ſtarker Bruchteil der Arbeitsloſen der Landwirtſchaft, der es — im 
Sommer wenigſtens — doch immer an Arbeitskräften mangelt, zugeführt werden 
kann. Die Naturalverpflegungsſtationen ſind alſo zunächſt Aufſaugeſtellen zur 
Säuberung der Landſtraßen. Gelingt es nicht, den eingelieferten Arbeitsloſen 
innerhalb 3 bis 4 Tagen in Stellung zu bringen, ſo wird er nach der nächſt⸗ 
gelegenen größeren Sammelſtelle, der eigentlichen Wanderarbeitsſtätte, gebracht... 
Die normalen Fälle werden da bald bis auf einen kleinen Reſt ‚erledigt‘ fein. Es 
bleiben ſchließlich nur noch die ſchwierigen Elemente übrig, die körperlich oder 
geiſtig Minderwertigen. . . . Hier wird man auch bald die Arbeitswilligen von 
den Arbeitsſcheuen unterſchieden haben und die Arbeitsfähigen dann anders 
behandeln als die Kranken, Alten, Ganz- und Halbinvaliden. Die letzteren 
ſind als Unterſtützungsbedürftige im engeren Sinne des Wortes den Armenbehörden 
zu überweiſen. Wer von den auch jetzt noch übrig bleibenden nicht in Stellung 
gebracht werden kann — meiſt wird es ſich bloß noch um minderwertige Arbeiter 
handeln —, wird der Landesarbeiterkolonie überwieſen.“ 


Dieſer ſchöne Plan iſt nicht zur Durchführung gekommen, und dadurch iſt — 
die Löſung der ſozialen Frage verhindert worden! Wie ſchön wäre doch auf 
dieſe Weiſe die Arbeitsloſigkeit aus der Welt zu ſchaffen; die Landwirte, die 
immer über Leutenot zu klagen haben, würden mit genügend Arbeitskräften 
verſorgt und das „arbeitsſcheue Geſindel“ oder kranke, beziehungsweiſe invalide 
Arbeiter von der Landſtraße fortgebracht! Ob die Arbeiter für die ihnen 
zugewieſene Arbeit tauglich oder überhaupt gewillt ſind, außer ihrem erlernten 
Beruf zu arbeiten, ſcheint bei der ganzen Frage keine Rolle geſpielt zu haben. 
Der Arbeiter iſt nichts als der Repräſentant der Ware Arbeitskraft, ſie ſobald 
als möglich zu verkaufen iſt die Hauptſache. Die erwerbsbeſchränkten Arbeiter 
ſollten einer zu errichtenden Landesarbeiterkolonie überwieſen werden, die 
gedacht war als landwirtſchaftlicher Betrieb, verbunden mit einfachen indu⸗ 
ſtriellen Anlagen. Die Landesarbeiterkolonie ſollte ferner „gleichzeitig als 
Arbeitshaus für diejenigen Elemente dienen, die vermittelte Stellen immer 
wieder verlaſſen und alle paar Tage in einer anderen Station auftauchen, 
um ſich verpflegen zu laſſen“. Daß dieſe Leute als Arbeitsſcheue zu gelten 
haben und in ſtrenge Zucht zu nehmen ſeien, iſt bei dieſer beſchränkten Auf⸗ 
faſſung der ganzen Frage nicht weiter verwunderlich. | 
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In ähnlicher Weiſe wie in Weſtfalen iſt die Frage der Wanderarbeits- 
ſtätten in Württemberg geregelt worden, worüber Dr. Hausmann (Stutt⸗ 
gart) berichtet. Danach hat ſchon im Jahre 1906 das württembergiſche Mini⸗ 
ſterium des Innern die Amtskörperſchaften des Landes auf die Beſtrebungen 
zur Verbeſſerung der Wanderarmenfürſorge durch Einrichtung von Wander: 
arbeitsſtätten aufmerkſam gemacht und fie zur Prüfung ihrer Durchführbar⸗ 
keit auch in Württemberg aufgefordert. Den im Erlaß ausgeſprochenen Ge— 
danken und Anregungen gegenüber verhielt ſich die große Mehrzahl der Amts— 
körperſchaften ablehnend. Trotzdem wurde der Verſuch unternommen, wozu 
die Regierung Mittel zur Verfügung ſtellte. Es ſind am 1. Oktober 1909 
27 Wanderarbeitsſtätten in Württemberg eröffnet worden. Aufnahme können 
unter anderem nur ſolche Wanderer finden, die nicht mehr als 1 Mark in 
barem Gelde beſitzen und an Ort und Stelle keine Arbeit finden können. 
Nachzuweiſen hat der Aufnahmeſuchende, daß er innerhalb des letzten Viertel⸗ 
jahres gearbeitet hat, oder er hat durch Krankheitsbeſcheinigung glaubhaft 
nachzuweiſen, daß er während dieſes Zeitraums zur Übernahme von Arbeit 
außerſtande war. Die Möglichkeit, daß ein Arbeiter länger als ein Viertel⸗ 
jahr arbeitslos ſein könnte, wird alſo ohne weiteres ausgeſchaltet. Ahnlich 
wie in Weſtfalen dürfen auch hier die Arbeiter nur mit beſonderer Erlaubnis 
die Station verlaſſen. Als Arbeitsleiſtung iſt eine vierſtündige vorgeſehen. 
Der Wanderer hat eine ihm durch den Arbeitsnachweis vermittelte Arbeits⸗ 
ſtelle, „die für ihn nach ſeinen Kräften paſſend iſt“, anzunehmen. Berichtet 
wird ferner, daß in einzelnen Wanderarbeitsſtätten Gewerbetreibende ſich in 
den Dienſt der Sache geſtellt und einfache Arbeiten durch die Gäſte verrichten 
laſſen. Sollte das nicht in den meiſten Fällen nur deshalb geſchehen, um 
billig dieſe Arbeiten hergeſtellt zu bekommen? 

Eine Folge der Einrichtung von Arbeitsſtätten iſt das ſchärfere Vorgehen 
gegen die Bettler und Landſtreicher. Darunter hat mancher zu leiden, der 
gern arbeiten möchte, aber nur in ſeinem erlernten Beruf. Die polizeilichen 
Verfolgungen werden auch neben der allgemeinen wirtſchaftlichen Not die Ur⸗ 
ſache der ſtarken Benutzung der Wanderarbeitsſtätten ſein; es nahmen 27361 
Wanderer im letzten Vierteljahr die in Württemberg beſtehenden 27 Wander: 
arbeitsſtätten in Anſpruch. 

Im Gegenſatz zu dem von den drei genannten Herren geſchilderten jo: 
genannten weſtfäliſchen Syſtem der Wanderfürſorge weiſt das Liegnitzer 
nicht ſo ſcharfe Beſtimmungen auf, wie Herr Regierungsrat v. Prott in 
einem weiteren Artikel berichtet. Das hat zum Teil ſeine Urſache darin, daß 
es ſich hier um ein kleineres Gebiet handelt. Es wird keine beſondere Legiti 
mation verlangt und jeder Arbeitsfähige, der ſich zur Leiſtung der vor— 
geſchriebenen Arbeit verpflichtet, aufgenommen. Da die beſtehenden acht 
Wanderarbeitsſtätten zum Teil zu weit auseinander liegen, verbietet ſich das 
Vorſchreiben einer beſtimmten Reiſeroute von ſelbſt. 

In einem anderen Artikel „Wandererfürſorge und Arbeitsnachweis in 
großen Städten“ weiſt Stadtrat Dr. Luppe (Frankfurt a. M.) darauf hin, 
daß die Fürſorge für die wandernden Arbeitsloſen faſt ausnahmslos das Bild 
großer Zerſplitterung zeige, namentlich in großen Städten. Er betont die 
Notwendigkeit eines beſſeren Ausbaus der Arbeitsnachweiſe, um dadurch eine 
weſentliche Einſchränkung des „ziel⸗ und nutzloſen Hin⸗ und Herwanderns“ 
herbeizuführen. Das Problem der Wandererfürſorge ſei nur lösbar durch all- 
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gemeine Arbeitsloſenverſicherung mit zentraliſiertem Arbeitsnachweis und, ſo⸗ 
lange nur mit Anfängen auf beiden Gebieten zu rechnen ſei — und das 
werde leider wohl noch recht lange der Fall ſein —, bleibe nichts übrig, 
als die beſtehenden Wandereinrichtungen nach Möglichkeit auszubauen, ganz 
abgeſehen davon, daß ſie für einen nicht unerheblichen Bruchteil der arbeiten⸗ 
den Bevölkerung wohl nie entbehrlich ſein würden. Als dem Ideal am 
nächſten kommend werden in dem Artikel ganz richtig die Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützungen der Gewerkſchaften bezeichnet, aber auch die Gewerkſchaften 
müßten bei der Mangelhaftigkeit des Arbeitsnachweiſes in großem Maße ihre 
jüngeren Mitglieder mit Reiſeunterſtützungen auf die Walze ſchicken und für 
Herbergsgelegenheit ſorgen. Das iſt gewiß kein Unglück. Auch der beſte Arbeits⸗ 
nachweis wird es nicht ermöglichen, das Wandern überflüſſig zu machen, denn 
die Arbeitsvermittlung nach entfernteren Orten ſtößt vielfach auf Schwierig⸗ 
keiten, weil die nachgewieſene Arbeit vielleicht nur kurze Zeit dauert, und des⸗ 
halb die Annahme wegen der mit der Überſiedlung verbundenen Unkoſten für 
den Arbeiter oft unmöglich wird. In vielen Berufen hat das Aushilfsweſen 
einen ſolchen Umfang angenommen, daß es mitunter ſchwer wäre, genügend 
Aushilfskräfte zu bekommen, wenn nicht durch die Wandernden ein Ausgleich 
geſchaffen würde. Wenn Herr Dr. Luppe meint, daß kein Arbeitgeber ohne Not 
einen wandernden Geſellen nehmen werde, ſo trifft das wohl nicht zu; denn 
eine große Anzahl von Arbeitgebern bevorzugt gerade auswärtige Arbeiter. Dies 
beſtätigt Herr Dr. Luppe auch ſelbſt durch die Behauptung, daß viele Arbeit⸗ 
geber auf den ſtädtiſchen Arbeitsnachweiſen ausdrücklich Zugereiſte verlangen. 

Die Frage der Errichtung von Wanderarbeitsſtätten wird vorausſichtlich 
immer mehr Gemeindevertretungen beſchäftigen. Deshalb iſt es gut, die jetzt 
ſchon beſtehenden Einrichtungen zu prüfen, und dafür bieten die Artikel im 
„Arbeitsmarkt“ ſchätzbares Material. Wir haben aber alle Urſache, uns da⸗ 
gegen zu wenden, daß durch Zwangsbeſtimmungen unſeren reiſenden Kollegen 
das Daſein noch mehr erſchwert wird, als es ohnehin ſchon jetzt durch die 
Polizeiorgane geſchieht. Dieſe Gefahr liegt aber meines Erachtens dann vor, 
wenn die Wanderarbeitsſtätten allgemein eingeführt würden. Jeder, der ſich 
ihrer dann nicht bediente, käme in Gefahr, als Landſtreicher behandelt zu 
werden. Das ſchwierige Problem der Wanderfürſorge für mittelloſe Wanderer 
iſt allein von den Gewerkſchaften und nur dadurch zu löſen, daß ſie eine 
einigermaßen ausreichende Reiſeunterſtützung gewähren, die es ermöglicht, den 
notwendigſten Lebensunterhalt zu beſtreiten. Soll von Staatswegen etwas 
geſchehen und will man bei Gewährung von Verpflegung nicht auf Arbeits⸗ 
leiſtung verzichten, dann muß ein richtiges Verhältnis zwiſchen Verpflegung 
und Arbeitsleiſtung vorhanden ſein. Jeden Zwang und alle Polizeimaßregeln 
haben wir dabei auf das entſchiedenſte zu bekämpfen. 


Die Unterſtützungsfrage — das Grab der Maifeier? 
Don H. Salzmann. 

Wer Gelegenheit hatte, den Verhandlungen beizuwohnen, die infolge der 
Reſolution des Leipziger Parteitags wegen Schaffung der Bezirks⸗Maifeier⸗ 
fonds ſtattfanden, wird ſich der Einſicht nicht verſchließen können, daß jene 
Genoſſen anſcheinend recht behalten haben, die den Kaſſandraruf erſchallen 
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ließen, daß die Regelung der Unterſtützungsfrage in dieſer Richtung das Grab 
der Feier bedeute. 

Auch ich bin von meinem Optimismus kuriert. Wenn ich auf dem Leipziger 
Parteitag der Maifeierreſolution des Parteivorſtandes das Wort redete, ſo 
deshalb, weil in ihr der Satz ſteht: „Die Feier darf an keinem anderen Tage 
als am 1. Mai ſtattfinden.“ In bezug auf die Unterſtützungsregelung in den 
Bezirken glaubte ich den ſeſten Willen aller an dieſer Aufgabe Beteiligten 
vorausſetzen zu dürfen. Doch die Enttäuſchung iſt nur zu ſchnell eingetreten. 
Die Verhandlungen haben gezeigt, auf der Grundlage freiwilliger Beiträge 
können auch nur einigermaßen zureichende Fonds nicht zuſtande kommen. 
Da die Generalkommiſſion ſich gegen die Einführung obligatoriſcher Bei— 
träge geſträubt und dieſe zu Falle gebracht hat, iſt den Fonds das Lebens⸗ 
licht ausgeblaſen. 

Doch damit iſt nicht bewieſen, daß die Unterſtützungsfrage an ſich das 
Grab der Feier ſein muß. Nein, im Gegenteil. Vielmehr haben die Ver: 
handlungen in den Bezirken nur das eine ergeben, daß zur Bildung von zu⸗ 
reichenden Fonds obligatoriſche Beiträge eingeführt werden müſſen. 

Der Einwand, daß Gewerkſchafter in ſchwarzen Gegenden, die eben erſt 
der Organiſation zugeführt ſind und nicht imſtande wären, die Maifeier zu 
begehen, nicht verpflichtet werden könnten, für Maiausgeſperrte in Berlin 
oder Hamburg zu bezahlen, iſt ganz hinfällig, denn dieſelben Gewerkſchafts⸗ 
beiträge werden doch auch zu Streiks in Hamburg oder Berlin mitverwendet, 
und ſo wie die Lohnbewegungen der großen Städte rückwirkende Kraft auf 
die Lebenslage der Arbeiter in entfernteren Gegenden ausüben, ſo auch der 
demonſtrative Charakter der Maifeier, der Maigedanke. 

Aus welchen Mitteln ſetzt ſich der freiwillige Fonds zuſammen? Zunächſt 
aus den Beiträgen derjenigen Genoſſen, die entſprechend der Nürnberger Res 
ſolution am 1. Mai feiern und keinen Lohnausfall erleiden. Das bringt aber 
nicht viel. Ferner kommen die Überſchüſſe der Feiern als ſolcher in Betracht. 
Aber bezeichnenderweiſe werden dieſe nicht einmal ganz an die Fonds ab⸗ 
geführt, ſondern meiſt nur zu einem Prozentſatz. Außerſt windig ſieht es mit 
den freiwilligen Beiträgen aus. Entſprechend dem Verhalten der Gewerk— 
ſchaftszentralen beziehungsweiſe der Generalkommiſſion ſträuben ſich die Ge⸗ 
werkſchaftsbeamten in den Bezirken gegen jede Verpflichtung. Ja, ſie lehnen 
es ſogar ab, für winzige Beiträge von 25 Pfennig pro Kopf und Jahr 
irgend eine Garantie der Einziehung oder irgend eine Verpflichtung ihrer 
Kaſſen zu übernehmen. Sie wollen nur dahin ihren Einfluß ausüben, daß 
die Gelder eingezogen werden. Wie es aber mit der Beitreibung auf ſo un⸗ 
ſicherer Grundlage beſtellt iſt, zeigt die Erfahrung: das Geld kommt auf die 
Dauer nicht ein. Es bleibt dann die Sammlung auf Liſten übrig. Daß auf 
dieſen nicht viel zuſammenkommen wird, hat ebenfalls die Erfahrung gezeigt. 

Alles in allem, mit dieſen Bezirksfonds iſt es nichts. Es bleiben des⸗ 
halb für die Regelung der Unterſtützung nur die in den einzelnen Gewerk⸗ 
ſchaftsverbänden vorgeſehenen Gemaßregeltenunterſtützungen und das 
in der Reſolution vorgeſehene Umlageverfahren übrig. 

Ob ſich das letztere bewähren wird und nicht unerquickliche Scherereien 
entſtehen, muß abgewartet werden. Soweit die Situation jetzt zu überſehen iſt, 
erwarten die Gegner der Arbeitsruhe, die Unterſtützungsregelung werde ſo viele 
Schwierigkeiten verurſachen, daß die Feier am 1. Mai endgültig begraben wird. 
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Und tatſächlich wird dieſe Folge nicht abzuwehren ſein, wenn nicht Zwangs⸗ 
beiträge eingeführt werden. Über ihre Höhe kann man ſtreiten; die Praxis 
wird wie bei allen derartigen Fragen ſchon das Richtige bringen. Zunächſt 
wird man mit möglichſt kleinen Beiträgen den Anfang machen müſſen. 
Zweifel kann man hegen, ob ein einheitlicher Zentralfonds oder viele Bezirks⸗ 
fonds am Platze ſind. Entſprechend dem Zentraliſationsprinzip würde der 
erſtere vorzuziehen ſein. Doch darauf braucht man ſich nicht zu verſteifen. 
Es wäre beiſpielsweiſe zu überlegen, ob nicht zunächſt die Abrundung der 
Bezirke gemäß den politiſchen Bezirksorganiſationen der Partei vorzuziehen iſt. 
Aber auch hier wird die Praxis Lehrmeiſterin ſein müſſen. 

Aus der ſtarken Beteiligung der diesjährigen Feier, die auf einen Sonntag 
fiel, erheben die Feinde der Arbeitsruhe die alte Forderung auf ſtändige 
Verlegung. Das würde aber der Anfang vom Ende der Maifeier ſein. 
Die heurige Maſſenbeteiligung iſt nicht darauf zurückzuführen, daß das Mai⸗ 
feſt auf einen Sonntag fiel, ſondern auf die andauernde jährliche Propaganda 
für die Feier und auf ihren bisherigen revolutionären Charakter, der in der 
Arbeitsruhe liegt. Darum nahmen dieſes Mal alle jene an der Feier teil, 
die wochentags nicht in der Lage ſind, zu feiern. Hinzu kam die augenblick⸗ 
liche erregte Situation infolge der Wahlrechtsbewegung. 

In demſelben Moment aber, wo die Maifeier ein für allemal auf einen 
Sonntag verlegt wird, wird das Intereſſe an ihr ſchnell abnehmen. Man 
wird ſie nicht mehr beachten wie jedes andere beliebige Feſt auch, wenn nicht 
zufällig ein beſonderer Anlaß ſie momentan neu belebt. Um die Maifeier 
lebensfähig zu erhalten, hat ſie den Anſporn zur Arbeitsruhe nötig. 

Wenn in letzter Zeit Genoſſen, die bisher Anhänger der Arbeitsruhe waren, 
zu Gegnern geworden ſind und aus dem Grunde, daß bei der Vielſeitigkeit 
der gewerkſchaftlichen und beſonders der politiſchen Aufgaben es an Zeit und 
Geld für die Maifeier mangele, ſo iſt das inſoweit richtig, als die agitatoriſche 
und Verwaltungsarbeit in Partei und Gewerkſchaften immer mehr zunimmt. 
Damit iſt aber die Maifeier nicht überflüſſig, wohl gar Ballaſt geworden. Im 
Gegenteil. Der revolutionäre Elan der Feier gibt den aufreibenden Tages⸗ 
ſorgen neuen Impuls. Daß uns die Folgen in unſerer ruhigen fortſchreitenden 
Organiſationsarbeit und in unſeren ſonſtigen Aktionen ſtören, iſt ein Trug⸗ 
ſchluß. Das Kapital hat es jederzeit in der Hand, dem Vordringen des Prole⸗ 
tariats entgegenzutreten; es braucht nicht auf die Maifeier zu warten. Es 
ſcheint manchmal nur, als ob die Maifeier den Anlaß zum Vorſtoß des Kapitals 
gab, aber der Kampf wäre auch ohne ſie losgebrochen, ſobald das Kapital 
den geeigneten Augenblick für gekommen hält. Was man aber für die Be⸗ 
deutung des 1. Mai ſo leicht überſieht, iſt die Internationalität. In rück⸗ 
ſtändigen Ländern, in Ländern des Abſolutismus iſt die Maifeier faſt die einzige 
Gelegenheit, die Ideale des Sozialismus zu propagieren, die Maſſen für dieſen 
zu intereſſieren. Aber nicht die Sonntagsfeier, ſondern jene durch Arbeitsruhe. 
Natürlich koſtet das Opfer, ohne die keine umwälzende Idee möglich iſt. 

Ich hoffe deshalb, der internationale Kongreß wird ein gewichtiges Wort 
ſprechen, daß die Maifeier nicht ihrer Bedeutung entkleidet, ſondern ihr neues, 
friſch pulſierendes Leben zugeführt wird. Und das deutſche Proletariat, das 
bislang die Führung in der Internationale hatte, ſoll auch in dieſer Frage 
weiter voranmarſchieren. Das allein iſt einer ſo ſtarken, gut organiſierten 
Partei würdig. 3 
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Techniſche RNonatshefte. Zeitſchrift für Technik, Kultur und Leben. Herausgegeben 
von Friedrich Kahl und Diplomingenieur Dr. Adolf Reitz. Heft 1 bis 2. 
Stuttgart, Franckhſche Verlagsbuchhandlung. 48 Seiten. Vierteljährlich (mit Buch⸗ 
beilage) 1,75 Mark. 


In einer Literaturbeſprechung über zwei neuere Geſchichtswerke der Technik! 
habe ich zu ſkizzieren verſucht, weshalb der Einfluß des Technikers auf die heutige 
Literatur ſo gering geweſen iſt. Der techniſche Wiſſenſchaftler iſt in demſelben 
Maße Zunftmenſch geworden wie der Fachgelehrte der anderen Wiſſensgebiete. 
Er wurde als Arbeitsmenſch vom Kapital eingeſpannt, hatte zu konſtruieren und zu 
bauen. Der deutſche Techniker hat den deutſchen Induſtrialismus mit einer wunderbar 
ausgebildeten Maſchinenwirtſchaft ausgeſtattet, hat aber nicht die Zeit gefunden, 
ſich über die Wirkung ſeiner Arbeit klar zu werden. Kammerer hat das als Ein⸗ 
leitung ſeiner bereits zitierten hiſtoriſchen Studie ſehr zutreffend charakteriſiert: 
„Dem Steuermann eines Schiffes gleich muß der Ingenieur, der inmitten des 
raſtlos pulſenden Getriebes der modernen Welt ſteht, ſeine Augen unabläſſig auf 
das gerichtet halten, was vor ihm liegt. Was überwunden hinter ihm bleibt, ent⸗ 
ſchwindet auch bald aus ſeiner Erinnerung.“ 

Das gleiche Bild nüchterner Facharbeit zeigt die techniſche Zeitſchriftenpreſſe. 
Die Vereinszeitſchriften der akademiſchen Fachverbände werden ganz vorzüglich 
redigiert, ſind aber nur Informationsquellen für den Fachmenſchen. Die Zeit⸗ 
ſchriften zweiten und dritten Grades führen wohl eine etwas gemeinverſtändlichere 
Sprache, werden dafür aber recht mittelmäßig redigiert und von weniger tüchtigen 
Mitarbeitern bedient. 

Ihrer ganzen Art nach können dieſe Zeitſchriften keine ſorgfältig zuſammen⸗ 
geſtellten Situationsbilder über den Gang der techniſch⸗induſtriellen Entwicklung 
geben, ganz abgeſehen davon, daß ſich auch hier das Bearbeitungsgebiet auf rein 
techniſch⸗konſtruktive und techniſch⸗wirtſchaftliche Fachfragen beſchränkt. 

Ein ganz neuartiges Unternehmen ſoll die Herausgabe der vorliegenden 
„Techniſchen Monatshefte“ darſtellen. Wie es in dem Programm heißt, ſollen 
„Techniker und Laien in den ‚Technifchen Monatsheften Anregung und Belehrung 
finden. Der Ingenieur, der Architekt, der Beamte, der Induſtrielle und Kaufmann 
wie auch jeder andere gebildete Laie wird hier in anregender Form das dargeſtellt 
finden, was als notwendige Kenntnis in den Rahmen ſeiner Bildung gehört. Und 
techniſche Kenntniſſe gehören heute in unſerem Zeitalter zur elementaren Bildung.“ 
Außerdem wird in dem Programm noch mehr verſprochen: Die Technik ſoll in 
ihren Wirkungen auf die Grenzgebiete Wirtſchaft, Geſchichte, Kunſt unterſucht werden. 

Es bleibt abzuwarten, ob das Programm erfüllt werden kann. Schließlich iſt 
die innere Entwicklung einer jeden Zeitſchrift auch von dem Mitarbeiterkreis ab- 
hängig, der ſich ihr zur Verfügung ſtellt. Bringt die deutſche Technikerſchaft ſchon 
genügend befähigte Köpfe hervor, die produktiv und anregend in dem Sinne wirken 
können, wie ſich das die Herausgeber denken? Ich möchte dieſe Frage vorläufig 
verneinen. Die alten Herren in ihren Fachverbänden werden, unternehmertreu 
und ſtrebſam, bei ihrer bisherigen Facharbeit bleiben und die tüchtigſten Kräfte 
der jüngeren Generation werden noch auf Jahre hinaus eingeſchirrt von der 
ſozialen Bewegung der techniſch-induſtriellen Beamten, die jetzt immer lebhafter 
einſetzt und zu gewerkſchaftlicher Kampftaktik mit den Unternehmern führen muß. 
0 Aber der Verſuch mit einer ſolchen Zeitſchrift mußte einmal gemacht werden 
und den Herausgebern iſt deshalb für ihr Unternehmen der beſte Erfolg zu 
wünſchen. Richard Woldt. 


1 Matſchoß, Die Entwicklung der Dampfmaſchine; Kammerer, Die Technik der Laſten— 
beförderung einſt und jetzt. „Neue Zeit“, XXVII, 2, ©. 765. 
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Dr. Franz Erich Junge, Kmerikaniſche Wirtſchaftspolitik, ihre ökonomiſchen 
Grundlagen, ihre ſozialen Wirkungen und ihre Lehren für die deutſche Volks⸗ 
wirtſchaft. Berlin 1910, Verlag von J. Springer. 300 Seiten. 


Herr Dr. Junge ſchildert das amerikaniſche Leben ſehr düſter. Das wäre wohl 
ſehr zutreffend, wenn es nicht die Folie abgäbe, von der ſich eine roſenrote Schil⸗ 
derung des ſozialen Deutſchlands abhebt. Was Dr. Junge über die ſozialen Zu⸗ 
ſtände Amerikas ſagte, iſt beachtenswert. Seine Ausführungen ſtützen ſich in 
vielen Fällen auf offizielle Unterſuchungen (er benutzt aber auch Zeitungsnotizen 
und ähnliche Quellen, denen er in bezug auf die Verhältniſſe in Deutſchland 


weniger Zutrauen ſchenken würde). Eigentlich ſagt er nicht viel Neues. So wenn 


er auf Grund der bekannten Lohnſtatiſtik und der Statiſtik der Arbeitseinſtellungen 
folgert, daß der Kampf der Arbeiter immer ſchwieriger wird.“ Oder wenn er 
darauf hinweiſt, daß etwa 20 Prozent der Bevölkerung in den Induſtrieſtaaten 
Amerikas in Dürftigkeit leben und daß allein in den Induſtrien (alſo Bergbau 
und Eiſenbahnen ausgenommen) jährlich 200000 Unfälle zu verzeichnen ſind, von 
denen 5000 tödlich verlaufen. Das ſind allerdings himmelſchreiende Tatſachen, die 
indes dem Autor noch kein Recht geben, im Vergleich zu Amerika Deutſchland als 
Muſterſtaat hinzuſtellen. Was er als Auswüchſe des amerikaniſchen Kapitalismus 
betrachtet, iſt die naturnotwendige Begleiterſcheinung jeder kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 


ſchaft. Man leſe beiſpielsweiſe, was er über „die ſozialen Wirkungen des 


Maſchinenzeitalters“ jagt: „Die Konzentration techniſcher Betriebskräfte“ a 


what Veranlaſſung gegeben zur Erweiterung der Kluft zwiſchen Kapital und Arbeit 


. . . und zu all den Problemen, mit denen wir in allen Induſtrieländern 
mehr oder weniger zu rechnen haben: einſeitige Entwicklung des nationalen Arbeits⸗ 
körpers, Entgeiſtung der Arbeitenden durch automatiſche Betätigung, Schädigung 
der techniſchen Intelligenz des induſtriellen Nachwuchſes, Erſetzung der Männer⸗ 
durch Frauen⸗ und Kinderarbeit. . .. Begünſtigung ſozialer Ungleichheit, Auf⸗ 
ſaugung großer Kapitalmengen in Privathänden und Beeinfluſſung der wirtſchaft⸗ 
lichen Konjunktur durch Privatmonopole in nationalſchädlicher Weiſe.“ Hier haben 
wir eine Charakteriſtik des Kapitalismus, wie wir ſie mit geringen Anderungen 
auch in den ſozialdemokratiſchen Programmen faſt aller Länder leſen. Dr. Junge 
gibt zu, daß dieſe Zuſtände überall zu finden ſind, ſieht aber nicht, daß ſie den 
Boden ſchaffen, auf dem die „ſozialen Mißſtände“ üppig gedeihen, die er bloß in 
Amerika zu finden glaubt. 
Ebenſo beſtätigen ſeine Ausführungen über die Klaſſenjuſtiz Amerikas die 
Schilderung dieſer Zuſtände durch den Genoſſen Boudin. Aber wiederum ſehen 
wir nicht ein, welcher Unterſchied es für den unſchuldig abgeurteilten Arbeiter iſt, 
ob der Richter ſo handelt, weil er zu „einer höheren Kaſte“ gehört und weil ſeine 
Rede „durch den Geiſt der Ahnen gemodelt ward“ oder weil er von den Geld⸗ 
herren abhängig iſt? Abſolut falſch iſt es aber, daß dem deutſchen Richter nur 


der Vorwurf der „Sozialjuſtiz“ gemacht werden kann, die Schwächeren gegen die 


Stärkeren ſchützen zu wollen. 

Die Krone der ganzen zugunſten Deutſchlands höchſt tendenziöſen Schrift bildet 
die Schlußfolgerung, daß Amerika den Bankrott der Demokratie bezeugt, während 
„unſer völkiſcher Idealismus ... in dem preußijch-paternalen Regierungsſyſtem 
eine zweckentſprechende, wenn auch“ eineswegs vollkommene Ausdrucksform gefunden 
hat“ (S. 65). 

Marx hat einmal geſagt, daß er in England es vorzieht, den Engländern 


die Deutſchen entgegenzuſtellen. Dr. Junge zieht es vor, von New York aus den 


Deutſchen zu ſchmeicheln, für die Deutſchen über die deutſchen Zuſtände falſche 
Berichte zu ſchreiben 


Nebenbei jet bemerkt, daß Herr Junge, der Ingenieur in New Pork iſt, die viel⸗ 
beſtrittene amerikaniſche Lohnſtatiſtik als eines der zuverläſſigſten Dokumente betrachtet. 


— 
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Bemerkenswert iſt in der Schrift die Konſtatierung der Tatſache, „daß die 7 
enzentration hemmend auf den Fortſchritt wirkt. Dr. Junge 7 
Ingenieur von Beruf, und man kann ihm in dieſer Beziehung wohl glauben, wenn 
er ſchreibt, daß der techniſche Fortſchritt unter dem Einfluß der denten 
tration immer mehr gehemmt wird. f 
„Der Großbetrieb“, ſagt er, „hat in der Tat mehr Geld für Neuerungen aus⸗ 
zuwerfen als der Kleinbetrieb; aber die Forderung der Aktionäre nach Erzielung 
hoher Dividenden, alſo augenblicklicher Vorteile, drängt das Verlangen nach fort⸗ 
ſchreitender techniſcher Vervollkommnung, wie es den Beſitzer eines kleinen Betriebs 
wohl beſeelt, in den Hintergrund und ſchreibt dem Direktorium die Richtlinien 
feiner Operation vor. ... Es ſcheint auch“, fügt er dem hinzu, „als ob die 
wirklich umwälzenden Erfindungen alle zu einer Zeit gemacht wurden, da von tech⸗ 
niſcher (kapitaliſtiſcher! M. N.) Konzentration im modernen Sinne noch nicht die 
Rede war.“ i 
Er führt dann einige Beiſpiele an, die überzeugend beweiſen, daß die „Sucht 
nach augenblicklicher Erzielung hoher Dividenden ... die Fortſchritte der Technik 
nicht zulaſſe“. So fand ein neues Telegraphenſyſtem keinen Eingang, mit dem 
man 1000 Worte in der Minute über einen Draht zu befördern imſtande ſein 
würde. ö 
Wie die Eigentumsverhältniſſe zu Feſſeln der Produktivkräfte geworden ſind, 
ſo verurſachen ſie auch eine geradezu unglaubliche Verſchwendung dieſer Produktiv⸗ 
kräfte. Es genügt, nur darauf hinzuweiſen, daß die Reklamekoſten in Amerika 
jährlich die gewaltige Summe von 600 Millionen Dollar ausmachen, um den 
Widerſinn des Kapitalismus augenfällig zu machen. i 

So hat Dr. Junge, der auszog, die amerikaniſche Wirtſchaftspolitik zu ver⸗ 
urteilen, um das preußiſche Junkerregime zu loben, Waffen gegen den Kapitalismus 
in ſeiner Geſamtheit geliefert. M. N. 


Dr. Alfons Paquet, Kſiatiſche Reibungen. Politiſche Studien. München 1909, 
Verlag Sutter. 112 Seiten. Preis 2,50 Mark. 


Der durch ſeine inhaltsvollen oſtaſiatiſchen Artikel — ſie erſcheinen in der 
„Frankfurter Zeitung“ — bekannte Verfaſſer gibt uns in dreizehn politiſchen Skizzen 
ein intereſſantes, wenn auch nicht ſyſtematiſches und nicht volles Bild der Wand⸗ 
lungen Oſtaſiens, ſpeziell Chinas nach dem Ruſſiſch⸗Japaniſchen Kriege: die ruſſiſche 
Koloniſationsarbeit in Sibirien, das Eindringen des ausländiſchen Kapitals in 
dieſe Gebiete, die Mongolei und Mandſchurei nach 1905, der Intereſſenkampf 
der Großmächte in dieſen Ländern werden neben einer Anzahl ſpezielleren Fragen 
von Paquet mit der Friſche beſprochen, mit der man perſönlich geſehene Sachen 
ſchildert. 

Daß der Verfaſſer ſich von dem perſönlich Erblickten manchmal zu ſehr be⸗ 
einfluſſen läßt, zeigt ſich zum Beiſpiel bei ſeiner zu ſehr optimiſtiſchen Beurteilung 
der Ausſichten der ruſſiſchen Koloniſation in Sibirien: ſpeziell was das Amurland 
betrifft, ſo ſchiebt unlängſt eine von den Semſtwoorganiſationen in ruſſiſcher Sprache 
ausgegebene Sammelarbeit jedem Optimismus einen Riegel vor. Wenn auch der 
Verfaſſer dieſe Arbeit nicht benutzen konnte, ſo gaben die Arbeiten Kaufmanns und 
das in den ruſſiſchen Monatsrevuen zerſtreute Material genügend Argumente gegen 
ſeinen Optimismus. Ich ſpreche mich darüber etwas weitläufiger aus, weil von 
der Anſicht über die ſibiriſchen Koloniſationsunternehmungen Rußlands auch die 
Beurteilung der Ausſichten der Stolypinſchen Agrarreform abhängt. 

Einem anderen Fehler fällt der Verfaſſer zum Opfer in der Beurteilung der 
japaniſchen Emigration. Trotz des beachtenswerten Materials, das er dem Leſer 
unterbreitet, ſcheint mir ſeine Behauptung von dem Einfluß der japaniſchen Re⸗ 
gierung auf dieſen Maſſenprozeß zu beſtimmt. Auf den Gang der Emigration ver: 
ſucht wohl die Regierung Einfluß zu üben, aber dieſen Prozeß ausſchließlich als 
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Werk der Regierung zu betrachten, iſt etwas zu gewagt. Zum Schluſſe ſei be⸗ 
merkt, daß in die neuen politiſchen Strömungen, die die Maſſen Oſtaſiens beleben, 
das Büchlein keinen Einblick gibt, was jedoch nicht verhindert, anzuerkennen, daß es 
eine ganz brauchbare Arbeit iſt. Da es viel Material über die jüngſten Ereigniſſe 
und Wandlungen enthält, kann es ſehr gut als Ergänzung der hier ſchon beſprochenen 
Arbeit von Dehn dienen. arl Radek. 
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Über das „Votum der Sozialiſten für das Kabinett“ ſchreiben in der „Critica 
Sociale“ vom 16. Mai Genoſſe Aleſſandro Schiavi, ein Anonymus und Genoſſe 
Turati. 

Schiavi führt aus, daß die ſozialiſtiſche Partei nur ein einziges Mal ein Ver⸗ 
trauensvotum gegeben hat, und zwar im Jahre 1901 dem Miniſterium Zanardelli⸗ 
Giolitti, das von der Reaktion bedroht war und nur durch die Stimmen der Sozia⸗ 
liſten gerettet wurde. Die heutige Situation ſei in keiner Weiſe mit der damaligen 
zu vergleichen. Was ſollen die Maſſen von einer Haltung denken, die die ſozialiſtiſche 
Fraktion mit den Klerikalen, mit den Großinduſtriellen, mit den Militariſten in 
einen Topf wirft? Nur die am meiſten Entwickelten, die ſeit zwanzig Jahren in 
den Genoſſenſchaften, in den Stadtverwaltungen uſw. zum Erfaſſen der techniſchen 
Probleme der Politik Erzogenen würden vielleicht die Haltung verſtehen. Aber wie 
könnte man hoffen, den fundamentalen Klaſſengegenſatz durch die Löſung techniſcher 
Fragen aufzuheben? Der ganze Sozialismus verlöre ſeine Werbekraft, wenn man 
ihm die Ideale der Zukunft und die Kampfſtimmung der Gegenwart nähme. Die 
Partei und die Fraktion ſeien heute ſo praktiſch geworden, ſo beſorgt um tägliche 
Errungenſchaften, ſo ſchüchtern gegenüber der Möglichkeit, die Gunſt einer Situation 
zu beeinträchtigen, daß all dieſes beiſeite gelegt werde. Iſt die Partei etwa zu alt 
geworden, um revolutionär zu ſein, iſt ſie ſchon eine Regierungspartei? Vielleicht, 
meint Schiavi, wäre es am beſten, einige der Leute, die heute anſcheinend die Partei 
führen, kämen wirklich zur Regierung. Dies würde eine wohltätige Reaktion zur 
Folge haben, vielleicht eine Spaltung, die für alle Teile gut wäre. Nur dadurch 
würde die Partei zur Maſſe zurückkehren. 

Der Anonymus — er nennt ſich L, hat aber nichts 55 dem unter dieſem Zeichen 
ſchreibenden römiſchen Korreſpondenten der „Wiener Arbeiterzeitung“ zu tun — be⸗ 
grüßt das Vertrauensvotum, das dem Miniſterium des „ſozialen Pantheismus“ ge⸗ 
währt wurde, als einen Anlaß zu prinzipiellen Diskuſſionen in der Partei und meint, 
daß wenn bis heute nur die römiſche Parteifraktion ſich mit dem Votum beſchäftigt 
hätte, dies wohl nur der Erſtarrung zu danken ſei, in die man vor Erſtaunen ver⸗ 
fallen iſt. Wie hat man es fertig gebracht, ein Vertrauensvotum zu geben, nach⸗ 
dem man vier Wochen vorher beſchloſſen hatte, jedes Miniſterium zu bekämpfen, 
das nicht das allgemeine Stimmrecht gewähre? Der „Avanti“ hätte freilich bes 
rechnet, daß die Luzzattiſche Wahlrechtserweiterung etwa zwei Millionen neuer 
Wähler ſchaffen würde. Aber welche Garantie hätte man, daß das Geſetz wirklich 
im November eingebracht würde? Der Autor meint, daß die Regierung, nachdem 
ſie ſich durch den Miniſterialismus der Sozialiſten gefeſtigt hätte, im November ein 
Wahlgeſetzchen einbringen würde. Senat und Kammer würden daran zurechtſtutzen, 
bis ſo gut wie gar nichts mehr übrig bliebe, und ſchließlich wären die Sozialiſten 
die Genasführten. Die Fraktion hätte den Stützpunkt des Klaſſenkampfes verloren. 
Nach langem Marasmus hätte man den Kampf für die Eroberung des allgemeinen 
Wahlrechtes, der neue Energien entfeſſelte, aufgenommen: jetzt wären durch das 
Votum der Fraktion auch dieſe letzten Hoffnungen zuſchanden geworden. 

Dieſen beiden Anklägern folgt Turati als Verteidiger. Er wäre unter den neun 
Abgeordneten geweſen, die ſich gegen das Vertrauensvotum ausgeſprochen hätten. 
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In der Fraktion wäre man ſich darüber einig geweſen, daß die Gründe für das 
Ja und Nein einander ungefähr das Gleichgewicht hielten. Deshalb hätte man 
ſich geſagt: wenn wir für das Kabinett ſtimmen, ſo muß unſer Redner dagegen 
ſprechen, und wenn wir dagegen ſtimmen, ſo muß er dafür ſprechen. Turati ſelbſt 
hätte ſich für ein ablehnendes Votum ausgeſprochen, aus Beſorgnis, die Partei zu 
disorientieren. Aber dies ſei ein Kriterium, das man mit Vorſicht benutzen müſſe, 
denn indem man ſich dem Niveau der weniger Vorgeſchrittenen anpaßte, mache 
man ſich der Demagogie ſchuldig. Im übrigen ſei ein ſo verklauſuliertes Votum 
kein Vertrauensvotum. Wer im Parlament ſei, könne nicht die Aktion derer ein⸗ 
halten, die das Parlament verachten. Die Aufgabe der Partei und die der Fraktion 
ſeien miteinander verknüpft, aber von Grund aus verſchieden: die Fraktion hätte 
den Staat im Auge und die Vorteile, die ſie der Regierung abgewinnen könnte; 
die Partei orientierte ſich im Sinne der geſchichtlichen Entwicklung. Was opportun 
ſei, ſei im Parlament Pflicht, während es im Lande ein Mißgriff ſein könnte. Wenn 
wirklich Marasmus in der Partei beſtehe, ſo könnte man dafür die Fraktion nicht 
verantwortlich machen. Die Urſachen des Übels lägen in der Partei ſelbſt, und in 
der Partei ſelbſt wären auch die Heilmittel zu finden. Wer ſie wo anders ſucht, 
betrügt ſich ſelbſt. 

Unter dem Titel „Kilitäriſche Geldvergeudung unter ſozialiſtiſchem Beiſtand“ 
behandelt Sylva Viviani, ein Pſeudonym, unter dem ſich ein Oberſt und angeſehener 
Militärſchriftſteller verſteckt, in den „Pagine libere“ vom 15. Mai die Frage der 
italieniſchen Militärausgaben und ihr Verhältnis zu den Geſamteinnahmen des 
Staates. Die Nettoeinnahmen des Staates beliefen ſich im Budgetjahr 1908/09 auf 
1461991000 Lire, denen 1426711000 Lire an Ausgaben gegenüberſtehen. Von dieſen 
Ausgaben werden 515 Millionen, alſo weit mehr als ein Drittel für Militärkoſten 
verwendet, 501 Millionen für Staatslaſten, das heißt vorwiegend für die Verzinſung 
der Staatsſchuld; übrig bleiben 411 Millionen für alle anderen Dienſtleiſtungen 


für Geſundheitsweſen 3½ Millionen, für Wohltätigkeit 10 Millionen. Betrachtet 
man die Militärausgaben im Verhältnis zu der Summe, die nach Abzug der Staats⸗ 
ſchuldzinſen übrig bleibt, ſo bilden ſie über 55 Prozent, während alle übrigen Reſſorts 
ſich in den Reſt teilen müſſen. Der Autor analyſiert dann im einzelnen die Ver⸗ 
wendung der Militärausgaben. Unter den Einzelheiten, die er hervorhebt, verdient, 
das Geſetz Caſana⸗Spingardi Beachtung. Viviani gibt an, daß die auf Grund dieſes 
Geſetzes hergeſtellten Kanonen abſichtlich nach falſchem Muſter gemacht worden ſeien. 
Man hatte lediglich im Auge, die ſtaatlichen Artilleriewerke mit Arbeit zu verſorgen. 


Der Miniſter Spingardi vermehrte dann die Zahl der Offiziere um 1200, bildete 


18 neue Artillerieregimenter mit 29 neuen Batterien, ein Ingenieurregiment und 
veranſchlagte für all das nur 6 Millionen unter den gewöhnlichen und 4 Millionen 
unter den außergewöhnlichen Ausgaben! Nun weiſt Viviani nach, daß allein die 
Offiziere und die Pferde der Batterien 6 Millionen im Jahre Mehrkoſten erfordern, 
ſo daß für die 19 neuen Regimenter, ſoweit ſie aus Soldaten und Unteroffizieren 
beſtehen, gar nichts übrig bleibt. Ebenſo ſteht es mit den 4 Millionen der außer⸗ 
gewöhnlichen Ausgaben: davon ſollen 1700 Pferde mit Geſchirr angeſchafft, 19 Kaſernen 
gebaut, kurz eine Ausgabe beſtritten werden, die Viviani auf 40 Millionen ver⸗ 
anſchlagt. Ahnliche Rechnungen werden für die Marine aufgeſtellt. Die Folge dieſes 
Syſtems iſt, daß die Geſetzesentwürfe von der völlig unkritiſchen Kammer bewilligt 
werden, weil die finanziellen Anforderungen gering erſcheinen. Nachher beweiſt man 
dann den weiſen Volksvertretern teelöffelweiſe, daß das ausgeworfene Geld nicht 
reicht und holt ſo das Vierfache oder Fünffache der urſprünglichen Summe aus der 
Staatskaſſe heraus. Es wäre wünſchenswert, daß ſich die Parteipreſſe und die 
Fraktion mit den wichtigen Enthüllungen dieſes Artikels befaßten. 
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Im „Divenire Sociale“ vom 1. Mai ſchreibt Genoſſe A. Renda über „Die 
pſychologiſchen Eharacteriſtica des Armen“. Der Autor meint, daß man die Armen 
pſychologiſch in drei Gruppen teilen müſſe, die auch für eine rationelle ſoziale Hilfe⸗ 
leiſtung von Bedeutung ſind. 

Die erſte Gruppe iſt die der „disagiati“, was ſich etwa mit „nicht Wohlhabenden⸗ 
überſetzen läßt. Ihre Notlage hängt nicht von ihrer Individualität ab, ſondern von 
der Stellung, die ſie im ſozialen Organismus einnehmen. Ihr Elend iſt Klaſſen⸗ 
elend und findet ſeinen pſychologiſchen Ausdruck in der Erhöhung der Bedürfniſſe 
und der Schwierigkeit, ſie zu befriedigen. Dieſe Form von Armut beſteht überall, 
wo es ſoziale Konflikte gibt. 

Gelegentliche Arme nennt Renda die, deren Notlage einem Zufall entſpringt. 
Ihre Not iſt weder Klaſſennot, noch hängt ſie von ihrer Individualität ab: ſie iſt 
ganz und gar zufälligen Umſtänden zur Laſt zu legen und verſchwindet mit dieſen. 
In dieſe Gruppe rechnet Renda außer den Arbeitsunfähigen die Greiſe, wobei 
allerdings die Betrachtung des Alters als Zufall befremden muß. 

Der gewohnheitsmäßige Arme charakteriſiert ſich einmal durch die Beſtändigkeit 
ſeiner Notlage, dann durch deren innige Verbindung mit ſeiner Individualität. 
Während die vorige Gruppe die Not, die ſie fühlt, zu verbergen ſucht, ſtrebt dieſe 
danach, eine Not zur Schau zu ſtellen, die ſie nicht empfindet. Dieſe Miſere iſt nach 
Renda ein Zuſtand, eine Form der Lebenshaltung, nicht ein ſozialer Mißſtand und 
nicht ein Mißgeſchick. 

Die erſte Gruppe geht die öffentliche Wohltätigkeit nichts an, und der Autor 
bezeichnet es als einen Irrtum, wenn man beim Studium des Pauperismus dieſe 
Gruppe einbegreift, deren ungünſtige Lage Folge ihrer Klaſſenſtellung iſt. Vom 
moraliſchen Standpunkt iſt hier die Wohltätigkeit ſchädlich, vermengt Recht und 
Mitleid und ſtumpft das Gerechtigkeitsgefühl ab. Für die gelegentlichen Armen 
bleibt der Wohltätigkeit am meiſten zu tun. Hier iſt praktiſcher Erfolg am leichteſten 
zu erzielen. Über die gewohnheitsmäßigen Armen jagt Renda ganz richtig, daß die 
Wohltätigkeit deshalb nichts für ſie tun kann, weil ihr Leben und ihr Weſen uns 
ganz und gar unbekannt ſind. Die Geſellſchaft hat ſich nie die Mühe gegeben, ſie 
kennen zu lernen, weil ihr keine Bedrohung aus ihnen erwächſt, wie aus den Ver⸗ 
brechern und Irren. Weil die Geſellſchaft ſie nicht kennt, nimmt ſie an, daß die 
Notlage dieſer Leute rein wirtſchaftliche Urſachen habe, während ſie zum großen 
Teile in der anormalen Beſchaffenheit des Individuums begründet iſt. Der gewohn⸗ 
heitsmäßige Arme erwartet alles von anderen, von den Menſchen oder von Gott, 
und erſehnt gar nicht, ſeine Lage zu ändern, ſondern erſtrebt nur die Befreiung 
von feiner augenblicklichen Not, es ſei dieſes Hunger, Krankheit, Froſt ujw. Sein 
pſychiſches Leben dehnt ſich in keiner Weiſe in die Zukunft aus. Ihm fehlen auch 
alle ſozialen Intereſſen. Wenn dieſe Leute Verbrecher werden, ſo geſchieht es mehr, 
weil ſie fremdem Willen keinen Widerſtand leiſten können, als aus eigener Initiative. 
Sie haben eine pſychologiſch und ſozial verkümmerte Perſönlichkeit. 

Nach dieſer Darlegung des Charakters des gewohnheitsmäßigen Armen, der 
jeder Kenner dieſes Milieus eine gewiſſe Richtigkeit zuſprechen muß, befremdet es 
ungemein, den Autor für fie eine Wohltätigkeit fordern zu hören, die „eine erzieh⸗ 
liche und anregende Kraft hat“. Er meint, die Geſellſchaft müſſe verſuchen, dieſe 
Elemente, die heute unnötig ſind, zu aſſimilieren, da ſie ſie nicht ausſtoßen kann. 
Sie müſſe daher dem pſychologiſchen und ſozialen Elend dieſer Leute auch durch 
geiſtige Nahrung abhelfen. Die vorbeugende Erziehung, von der Renda ſpricht, 
müßte man meiner Anſicht nach bei den Eltern der kommenden Geſchlechter an⸗ 
fangen. Ganz richtig hat Renda hervorgehoben, daß das Elend dieſer Schicht nicht 
im Milieu liegt. Um in der Individualität wurzelndes Elend auszurotten, muß 
man eben die Erzeugung derartig mißglückter Individuen verhüten. Oda Olberg. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Die Nemefis der Klaffenjuftiz. 
7 Berlin, 9. Juli 1910. 


Die Dinge haben immer ihre eigene Konſequenz in ſich, und auch die 
Klaſſenjuſtiz kann nicht über ihren Schatten ſpringen. Sie wuchert fort und 
fort, und jeder neue Tag bezeugt ihr wirkendes Leben. Am ſchlimmſten 
aber fährt ſie, wenn ſie wirklich einmal zeigen will, daß ſie ein bloßes Phantom 
ſei, wie die abgeſtempelten Patrioten behaupten. 

Zweimal hat ſie in den letzten Jahren verſucht, hochgeſtellte Sünder oder 
Sünderinnen mit der Schärfe des Schwertes heimzuſuchen, und beide Male 
iſt es ihr gänzlich mißlungen. So ſehr mißlungen, daß ſchließlich ſelbſt ihre 
heftigſten Gegner riefen: Nun laß es genug ſein des grauſamen Spiels! So⸗ 
wohl der Prozeß gegen den Fürſten Eulenburg wie der Prozeß gegen die 
Frau v. Schoenebeck iſt ausgegangen wie das Hornberger Schießen. Fürſt 
Eulenburg lebt trotz der Anklage des Meineids, die über ihm ſchwebt, 
gemächlich in ſeinem Schloſſe, und Frau v. Schoenebeck ſiedelt trotz der An⸗ 
klage, die wegen Anſtiftung zum Morde gegen ſie erhoben worden iſt, eben 
in ein behagliches Sanatorium über, wo fie in Ruhe abwarten kann, bis ſich 
die Waſſer verlaufen haben. 

Darüber trauert niemand, denn es iſt eben auch nur Klaſſenjuſtiz, die an 
dieſen Frevlern geübt worden iſt. Sie ſollten in die Wüſte geſchickt werden, 
beladen mit den Sünden ihrer Klaſſe, auf daß dieſe wieder friſch aufatmen 
könne, nach der alten Litanei, daß ſie mit raſchem Entſchluß ein brandiges 
Glied von ſich zu trennen wiſſe, ſobald es als brandig erwieſen ſei. Fürſt 
Eulenburg fiel, nicht wegen ſeiner angeblichen oder wirklichen perverſen Nei⸗ 
gungen, die ihn nicht gehindert hatten, die höchſten Ehrenſtellen im Staate zu 
erklimmen, ſondern weil er, als Haupt einer höfiſchen Clique, einer anderen 
höfiſchen Clique unbequem geworden war, und Frau v. Schoenebeck mußte vor 
die Geſchworenen, um den Schmutz abzuwaſchen, der durch die Allenſteiner 
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Mordaffäre auf das Offizierkorps gefallen war, was der Vorſitzende des 
Schwurgerichtshofs wiederholt mit dankenswerter Offenheit als Zweck der lang⸗ 
wierigen Verhandlungen hervorhob. 

Das Ergebnis dieſer Verhandlungen war für den unbefangenen Beobacht 
kein anderes, als daß die Frau, bei allem, was man ihr ſonſt vorwerfen mag, 
an der Straftat, wegen deren ſie angeklagt wurde, vollkommen unſchuldig 
war. Mag man ſie eine Dirne nennen, ſo hatte ſie gerade als Dirne nicht 
den geringſten Anlaß, den bequemen Ehemann, der ihr als ſeiner Gattin und 
der Mutter ſeiner Kinder das Leben einer Dirne geſtattete, um die Ecke zu 
bringen, um dafür einen eiferſüchtigen und unbequemen Liebhaber einzutauſchen. 
Das einzige Zeugnis gegen ſie war, wie der Vorſitzende mit unerquicklichem 
Pathos ſagte, die „Stimme aus dem Grabe“, die Bezichtigung des feigen 
Mörders, der, nachdem er die Hoffnung aufgeben mußte, ſein elendes Leben 
zu retten, wenigſtens noch die Ehre der Uniform retten wollte, und ehe er ſich 
den Hals abſchnitt, nach bekanntem Muſter die „Frau“, die ihn bis zur Sinn⸗ 
loſigkeit betört habe, als die Anſtifterin des Mordes verleumdete. 

Die Ehre der Uniform zu retten, damit ſie nicht „von ausländiſchen und 
ſozialdemokratiſchen Blättern“ beſudelt werde, wie der Kriminalkommiſſar 
Wannowsky wiederum mit erfreulicher Offenheit ſagte, das war der rote Faden, 
der ſich durch die Verhandlungen in Allenſtein zog. Ein ganzes Heer von 
Offizieren war geladen, um als Zeugen den Hauptmann v. Goeben trotz ſeines 
hinterliſtigen Mordes für einen malel- und tadelloſen Ehrenmann zu erklären, 
und ſie alle, alle legten dies Zeugnis ab. Erſt als ſich im Laufe der Ver⸗ 
handlungen herausſtellte, daß Goeben von jeher ein eitler Prahler und Schwindler 
geweſen ſei, der ſeine Aufſchneidereien bis in die hiſtoriſchen Werke des General⸗ 
ſtabs zu ſchmuggeln gewußt habe, erſt da fanden ſich einige dieſer Zeugen 
bemüßigt, zu erklären, daß ſie ſich entweder in Goeben getäuſcht hätten oder 
daß Goeben den Mord im Wahnſinn begangen haben müſſe, während andere 
dieſer Zeugen auch jetzt, nach allen niederſchmetternden Enthüllungen über 
Goeben, den Gentleman noch über das Grab hinaus ihrer „freundſchaftlichen 
Geſinnungen“ verſicherten. 

Die Ehre der Uniform iſt in dieſem Prozeſſe nicht gerettet worden, ganz 
im Gegenteil! Eher daß die Angeklagte, wenn auch nicht als Siegerin, ſo 
doch als ein gemartertes Opfertier, dem ſich ein gewiſſes Gefühl des Bedauerns 
und des Mitleids nicht verſagen läßt, aus den Verhandlungen hervorgegangen, 
Schon als halbes Kind, bei krankhaften Anlagen, von einem ſchuftigen Pfaffen 
angetaſtet, dann ſchlecht erzogen, in all der Oberflächlichkeit und aufs Außer⸗ 
liche gerichteten Dreſſur der „vornehmen Stände“, endlich an einen älteren 
Mann verſchachert, ſo iſt ſie geworden, was ſie war, und wenigſtens dies 
Eine darf man an ihr loben, daß ſie „der Heuchelei dürftige Maske“ ver⸗ 
ſchmähte. Viel tiefer als ſie ſtanden die Männer, mit denen ſie zu ſchaffen 
hatte: der biedere Gatte von Major, der, um ihr Vermögen zu behalten, mit 
Augen, die ſahen, aber nicht ſehen wollten, aus ſeinem Hauſe ein Bordell 
machen ließ, ſeine Kameraden, die ſich wie geile Böcke dazu drängten, ſein 
eheliches Lager zu beſchmutzen, und gar der letzte Liebhaber, der im Schatten 
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des Todes, der auch den verhärtetſten Sünder zu erſchüttern pflegt, die Ge⸗ 
liebte dem Henker denunzierte, alles zur höheren Ehre der Uniform! 

Eine ſaubere Ehre in der Tat! Hätte einer der Offiziere, von denen Allen⸗ 
ſtein wimmelte, den Major v. Schoenebeck auf den Skandal aufmerkſam ge⸗ 
macht, den die Spatzen von den Dächern pfiffen, ſo hätte er nach dem albernen 
Ehrenkodex vor die Piſtole des „beleidigten Ehemannes“ müſſen, und ſo 
ſchwiegen alle. Der biedere Goeben drohte ſogar ganz öffentlich, jeden nieder⸗ 
zuknallen, der ihn eines unerlaubten Verhältniſſes zur Frau v. Schoenebeck 
bezichtige, und keiner ſprach. Dank der Vorſorge, die Offentlichkeit vor ge⸗ 
wiſſen Partien des Prozeſſes auszuſchließen, iſt nur ein geringer Teil der 
Allenſteiner Skandale bekannt geworden, aber was davon bekannt geworden 
iſt, genügt reichlich und überreichlich, auch wenn man nur die beſcheidenſten 
Anſprüche an die Ehre der Uniform ſtellt. 

Die Sorge um dieſe Ehre beherrſchte den Vorſitzenden des Schwurgerichts⸗ 
hofs ſo, daß die unparteiiſche Leitung des Prozeſſes — natürlich ohne daß 
er ſich deſſen bewußt wurde — einigermaßen darunter litt. Er ſelbſt hat ſich 
mit wehleidiger Miene — namentlich als einmal ſein „hoher Vorgeſetzter“ 
anweſend war — darüber beklagt, daß ihm der Vorwurf gemacht würde, die 
Angeklagte allzu höflich und zuvorkommend zu behandeln, ein Vorwurf, der 
gewiß ungerecht war, wenngleich er ſich dadurch erklären läßt, daß die 
profane Welt aus den „niederen Ständen“, wenn ſie das Unglück hat, auf 
die Anklagebank zu kommen, ſich gemeiniglich nicht einer ähnlichen Aufmerk⸗ 
ſamkeit zu erfreuen hat. Jedoch dadurch ließ ſich der Vorſitzende ſeinen Blick 
für die kriminaliſtiſche Seite der Sache nicht trüben, und man kann ihn irgend 
einer Voreingenommenheit zugunſten der Angeklagten nicht zeihen. Er hat 
ihr nichts von ihrem Sündenregiſter geſchenkt; nur freilich wurde dadurch ſein 
anerkennenswertes Beſtreben, allen Schmutz von der Armee zu entfernen, einiger⸗ 
maßen vereitelt. Denn je tiefer die Angeklagte in den Sumpf geſtoßen wurde, 
um ſo höher ſpritzte dieſer Sumpf an den Offizierskreiſen in Allenſtein empor. 

Eins freilich bleibt der Ehre der Uniform zum Troſte. So ſehr der tote 
Gatte und der tote Liebhaber dieſe Uniform entehrt haben, ſo erſcheinen ſie 
faſt noch in einer Art von tragiſchem Schimmer, wenn man ſie mit dem gegen⸗ 
wärtigen Gatten der Angeklagten vergleicht, einem Herrn Weber, Schriftſteller 
ſeines Zeichens, der ſein Talent bisher in Satiren auf Ehemänner erprobt 
hat. Er hat für ſeine bisher unbekannt gebliebenen Werke durch ſeinen Ver⸗ 
leger, der ominöſerweiſe feinen eigenen Namen trägt und ihm anſcheinend jehr | 
nahe ſteht, heftige Reklame machen laſſen, unter Berufung darauf, daß er ſich 
an den Allenſteiner Skandal angeheiratet habe. Wenn er ſich nun gar ges | 
horſam aus dem Gerichtsſaal trollte, ſobald ihm der Vorſitzende ſagte: Herr 
Weber, wollen Sie nicht das Lokal verlaſſen, es kommen Sachen vor, die für 
Sie als Ehemann gar zu genierlich ſind, ſo bewies er zwar ſeine hervorragende 
Befähigung für eine ſatiriſche Auffaſſung des Eheſtandes, aber er beſtätigte 
zugleich die alte Erfahrung, daß, wenn es einen mildernden Umſtand für adlige 
Fäulnis gibt, die bürgerlichen, ſagen wir, Ehrenmänner, die es noch ärger 
treiben, ſolch mildernder Umſtand ſind. 
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Und dieſelbe Erfahrung zeigt ſich auch in dem grotesken Nachſpiel des 
Allenſteiner Prozeſſes. Es begreift ſich leicht, daß Herr Maximilian Harden, 
der, wie die Made im Speck, in der Fäulnis der herrſchenden Klaſſen vegetiert, 
ſich auf dieſen Skandal ſtürzte, zumal da der Eulenburgſkandal ſchon bis zur 
Bewußtloſigkeit von ihm ausgeſchlachtet worden iſt. Er veröffentlichte in ſeiner 
„Zukunft“ vor vierzehn Tagen einen Artikel über „Schoenebecks“, der in ſeinem 
perverſen Gedankengang und Stile vielleicht das Gemeinſte und Schmutzigſte 
iſt, was je in deutſcher Sprache veröffentlicht worden iſt. Statt aber die Ab⸗ 
urteilung des Sünders der Offentlichkeit zu überlaſſen, ließ die Staatsanwaltſchaft 
leider, nach ihrer verkehrten Manier, den Artikel mit Beſchlag belegen, auf 
Grund von § 184 des Strafgeſetzbuchs, der die Verbreitung unzüchtiger Schriften 
mit Geld⸗ und Gefängnisſtrafe bedroht. So ſchien es, als ob Herr Harden 
gar zum Märtyrer der Preßfreiheit werden ſollte für eine Leiſtung, die noch 
tief unter dem Allenſteiner Niveau ſtand. 

Glücklicherweiſe iſt dieſe Gefahr abgewandt worden. Im „Lokalanzeiger“ 
flehte Herr Harden oder flehten ſeine Spießgeſellen den Staatsanwalt an, keine 
Anklage zu erheben, da Herr Harden ſonſt mit fürchterlichen Skandalen hervor⸗ 
brechen werde, was ſich ja bei all dem Stank, womit die Schatzkammern der 
„Zukunft“ bis zum Berſten gefüllt ſind, ganz glaubhaft anhörte. Jedoch iſt 
dem Staatsanwalt alle Mühewaltung erſpart worden, da geſtern die achte 
Strafkammer des Landgerichts I die Beſchlagnahme aufgehoben hat, weil 
Herrn Hardens Artikel nicht gegen den § 184 verſtoße und bei der geiſtigen 
Höhe, auf der die Leſer der „Zukunft“ ſtänden, auch keinen Anſtoß errege. 

Natürlich beſteht kein Zuſammenhang zwiſchen dieſem Beſchluß der Straf⸗ 
kammer und den unverhüllten Drohungen des „Lokalanzeigers“, die ſich ja 
auch nur an den Staatsanwalt richteten, für den ſie durch den Beſchluß der 
Strafkammer erledigt ſind. Es iſt rein objektiv nichts als die Nemeſis der 
Klaſſenjuſtiz, die man auch in dieſem Satyrſpiel walten ſieht. 


Die Intereſlen kämpfe in Südweftafrika. 
Von G. Ledebour. 


Während der jüngſten Auseinanderſetzungen im Reichstag über die ſüd⸗ 
weſtafrikaniſche Politik wurde deren Verlauf in der liberalen Preſſe fortgeſetzt 
als eine Kette glänzender Triumphe des Staatsſekretärs Dernburg auspoſaunt. 
Leuten, die das für bare Münze genommen haben, muß die plötzliche Amts⸗ 
niederlegung dieſes gefeierten Kolonialpolitikers höchſt überraſchend gekommen 
ſein. Einer eingehenden Prüfung hält jener Reklame⸗Tamtam indes nicht 
ſtand. Da die ſüdweſtafrikaniſche Kolonialpolitik ein gutes Spiegelbild der 
kapitaliſtiſchen Kolonialpolitik überhaupt liefert und gleichzeitig zur Erläute⸗ 
rung der ſozialdemokratiſchen Haltung ihr gegenüber dient, ſoll hier näher 
darauf eingegangen werden. 

Um die Vorgänge, die ſich im Reichstag abgeſpielt haben, richtig würdigen 
zu können, muß man ſich die Zuſtände vergegenwärtigen, die durch die 
deutſche Okkupation in Südweſtafrika geſchaffen worden ſind. 
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Ehe die deutſche Flagge dort gehißt wurde, war das heute Deutſch-Süd⸗ 
weſtafrika genannte Gebiet im Beſitz einer Anzahl unabhängiger Eingeborenen- 
ſtämme. Der Süden des Landes, nahezu die Hälfte des ganzen Gebiets, 
wurde von Hottentottenſtämmen bewohnt, die Mitte von den Herero, 
die zu den Bantunegern gehören, der kleinſte nördliche Teil, der ein nahezu 
tropiſches Klima hat, von dem Bantuſtamm der Ovambo. Letztere trieben 


Ackerbau, während die Herero und Hottentotten auf ihren dürren Hochebenen 


faſt ausſchließlich von Rindviehzucht lebten. Zwiſchen den Herero eingeſprengt 
fanden ſich auch noch Reſte des Damaraſtamms, nach dem jenes mittlere 
Gebiet auch Damaraland genannt wird. Alles in allem wurde die Ein⸗ 
geborenenbevölkerung auf nicht mehr als 200000 Perſonen geſchätzt. Sie ver⸗ 
teilen ſich auf ein Gebiet von 835100 Quadratkilometer, das alſo anderthalb: 
mal ſo groß iſt wie das Deutſche Reich. Seit Jahrzehnten ſchon waren unter 
ihnen chriſtliche Miſſionare tätig geweſen, während Handelsleute europäiſcher 
Abkunft von der Küſte und dem engliſchen Kapland aus unter den Eins 
geborenen Handel trieben. Der Zugang zu dem Lande wurde dadurch er— 
ſchwert, daß die langgeſtreckte Küſte von dem Binnenland durch einen etwa 
100 Kilometer breiten Wüſtengürtel getrennt war. 

Die Engländer hatten ſich damit begnügt, nur auf einigen ſpärlich der 
Küſte vorgelagerten Inſeln ſowie an der einzigen größeren Bucht des 
Damaralandes, der Walfiſchbai, ihre Flagge zu hiſſen. Dadurch, daß 1884 


der Bremer Kaufmann Lüderitz von den Hottentotten die Herrſchaftsrechte 
über den füdlichẽn Küſtenſtrich in der Breite von 20 geographiſchen Meilen 


mit ſehr fragwürdigen Mitteln „erwarb“ — er hat dafür 10000 Mark bar 


und 60 Gewehre bezahlt —, wurde die deutſche Reichsregierung veranlaßt, 
über das Gebiet der heutigen Reichskolonie Südweſtafrika die Reichshoheit 
zu proklamieren. 

Als Rechtsnachfolger des früh verſtorbenen Herrn Lüderitz übernahm unter 
deutſcher Herrſchaft die Deutſche Kolonialgeſellſchaft für Südweſt— 
afrika ſeinen Beſitz. Der überwiegende Teil der neuen Kolonie kam im 
Laufe der Zeit durch ähnliche Mittel, wie ſie Herr Lüderitz anwandte, oder 
durch „Schenkung“ der Reichsregierung in die Hände anderer Landgeſell⸗ 
ſchaften. Der leitende Gedanke der Reichsregierung bei der Vergebung ſolcher 
Landgerechtſame war der, daß dieſe kapitaliſtiſchen Geſellſchaften durch Ver⸗ 


wendung von Kapitalien das Land kulturell und wirtſchaftlich erſchließen 


und die Beſiedlung durch Weiße anbahnen ſollten. Die Geſellſchaften, teils 
deutſchen, teils engliſchen Urſprungs, erfüllten dieſe Erwartungen nur in höchſt 
dürftiger Weiſe. Ihre Kapitalaufwendungen waren winzigſter Art. Sie machten 
es wie die Bodenſpekulanten in der Nachbarſchaft europäiſcher Großſtädte: ſie 
legten die Hände in den Schoß und warteten ab, bis die wirtſchaftliche Ent⸗ 
wicklung, bis die Geldopfer der deutſchen Steuerzahler den Bodenpreis ſo in 
die Höhe getrieben haben würden, daß ſie ihre Ländereien im einzelnen mit 
gutem Profit losſchlagen können. Nur eine geringe Anzahl von Farmen war 
ſo bis zur Jahrhundertwende von europäiſchen Anſiedlern beſetzt und nach 
dem Vorbild der Eingeborenen zur Rindviehzucht verwendet worden. Nur 
im Norden des Damaralandes hatte infolge der Entdeckung reicher Kupfererze 


eine Erwerbsgeſellſchaft ein bedeutenderes induſtrielles Unternehmen, die Otavi⸗ 


bergwerke, ins Leben gerufen. Gleichzeitig vollzog ſich aber der Prozeß der 


Eingeborenenenteignung durch die Aktion der europäiſchen Händler, die, die 
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Geſchäftsunkenntnis der Eingeborenen ausnutzend, fie in Schulden brachten 
und dann mit Hilfe der deutſchen Verwaltung ihnen Land und Vieh zwangs⸗ 
weiſe verſteigerten. 

Es iſt bekannt, daß dieſe Praktiken es hauptſächlich waren, die den Stamm 
der Herero und im Anſchluß daran auch die meiſten Hottentottenſtämme in 
einen großen Aufſtand hineintrieben. Erſt nach mehrjährigem Ringen unter 
dem Opfer von mehr als 2000 deutſchen Soldaten und über 500 Millionen 
Mark Koſten konnte der Aufſtand niedergeſchlagen werden. In barbariſcher 
Weiſe war dabei durch die Ausrottungsſtrategie des Gene otha der 
Hereroſtamm bis auf ein Viertel ſeines Beſtandes reduziert, aber auch die 
Hottentotten etwa um die Hälfte vermindert worden. Das Vieh hatten die 
aufſtändiſchen Stämme eingebüßt, das Land wurde ihnen durch Dekret der 
Reichsregierung völlig weggenommen. Nur engbegrenzte „Reſervate“ wurden 
ihnen belaſſen. ö 

Das „Regierungsland“ ſucht die Regierung ſeit jener Zeit in einzelne 
Farmen verteilt an Anſiedler zu verkaufen. Bedeutende Fortſchritte ſind damit 
aber bisher noch nicht erzielt worden. Auch der Landverkauf durch die Ge⸗ 
ſellſchaften kommt nicht recht vorwärts. Das Haupthindernis für die Be⸗ 
ſiedlung des Landes liegt in dem Waſſermangel. Abgeſehen von den ſpär⸗ 
lichen Quellen und Teichen mit dauerndem Waſſer führen die Flußläufe 


1 


Waſſer nur in der dreimonatigen Regenzeit. Dann verſickert das Waſſer und 


läßt ſich nur durch Brunnen in den Flußläufen erbohren. Mit noch größeren 
Koſten muß an anderen Stellen durch arteſiſche Brunnen Waſſer erſchloſſen 
werden. So läßt ſich dort eigentlich nur extenſivſte Weidewirtſchaft mit 
Erfolg treiben. Die normale Größe einer Farm wird auf 10000 Hektar ein⸗ 
geſchätzt. Die Regierung ſelbſt warnt davor, daß Leute mit einem geringeren 
Kapital als 30000 Mark ſich an ein ſolches Unternehmen heranmachen. Selbſt 
für die ſogenannten Kleinbetriebe wird ein Kapital von 10000 bis 15000 Mark 
angefordert. Alle ſolche ſogenannten „Kleinſiedler“ werden alſo nach euro⸗ 
päiſchem Maßſtab als mittlere Grundbeſitzer anzuſehen ſein. Das entſcheidende 
Merkmal für die ſoziale Stellung der ſüdweſtafrikaniſchen Farmer iſt denn 
auch, daß ſie ihre Betriebe ſamt und ſonders mit Eingeborenen bewirtſchaften. 


So gab der famoſe Herr Schlettwein, der bei den Hottentottenwahlen als 


ſüdweſtafrikaniſcher Muſterbauer in Deutſchland umherreiſte, auf Befragen an, 
er verwende ſieben bis acht männliche Eingeborene mit ihren Familien auf 
ſeiner Farm. 

Die ſüdweſtafrikaniſchen Farmer ſind alſo Viehzüchter, die von der kapita⸗ 
liſtiſchen Ausbeutung der Eingeborenenarbeit ihre Profite machen. Die Ver⸗ 
ſuche mit Gartenkultur in der Nähe der wenigen größeren Ortſchaften ſind 
infolge der Ungunſt bisher völlig fehlgeſchlagen und kommen, ſelbſt wenn 
ſie künftig hier oder dort etwas günſtiger ausfallen ſollten, für die Beurtei⸗ 
lung der Bewirtſchaftungsmöglichkeiten im großen und ganzen überhaupt nicht 
in Betracht. | 

Aus dem Ausbeutungsintereſſe der Anſiedler europäischer Abkunft in Süd⸗ 
weſtafrika erklärt ſich denn auch deren lebhafte Gier nach billigen und willigen 


eingeborenen Arbeitskräften. Damit hapert es aber bedenklich. Die ruchloſe 


Ausrottungsſtrategie hat die verfügbaren Eingeborenen enorm reduziert. 
Nach den ſtatiſtiſchen Angaben der letzten amtlichen Denkſchrift betrug am 
1. Januar 1909 
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die geſamte farbige Bevölkerung (ausſchließlich Ovamboland und 
5 Caprivizipfeh: 

Am Mehr 

Raſſe Männer Frauen Kinder Zu⸗ 1. Januar bezw. 
n 1908 weniger 
896 48 44 988 1790 — 802 
CC 6171 7748 4468 | 18387 || 16363 | +2024 
agg 4833 5400 5604 15837 16471 — 634 
Nama (Hottentotten) dz. 4567 5697 4095 14359 13114 | +1245 
Burpleite: WB, .....00.0% 2847 2909 1760 7516 6910 | + 606 
o 1324 1386 1574 4284 3539 L 745 
r 116 116 85 317 297 ＋ 20 
J 1201247 22 6 1275 592 J 683 
TTT 60 — 3 63 66 — 3 
Ge 60 14 17 91 71 TL 20 
Zuſammen 22121 23340 17656 63117 59213 ＋ 3904 

Dagegen im Vorjahr [19904 21037 18272 59213 — — 
Zunahme (+), Abnahme (—) |+2217 2803 —616 3904 15 | 


Dazu iſt zu bemerken, daß die hier aufgeführten Ovambo meift zugewanderte 
Arbeiter ſind aus dem zwar im Schutzgebiet gelegenen, aber der deutſchen 
Verwaltung bisher nicht unterſtellten Ovambolande im Norden, deſſen Be: 
völkerung auf etwa 60000 Perſonen geſchätzt wird. Die „Kapjungen“ (ſchlechte 


Überſetzung von: Cape boys) ſind zugewanderte Neger aus dem Kaplande, die 


„Krujungen“ (Kroo boys) von der Guineaküſte. Die ſtarke Vermehrung der 
Herero und Hottentotten erklärt ſich aus der teilweiſen Heimkehr der in das 
Wüſtengebiet der Kalahari geflohenen Aufſtändiſchen. Dabei iſt eine höchſt 
bedenkliche Erſcheinung der außerordentliche Rückgang der Kinder unter den 
Herero und Buſchleuten. Letztere ſterben vor der eindringenden „Ziviliſation“ 
aus. Der Rückgang der Kinderzahl der ſonſt widerſtandsfähigen Herero mag 
als Nachwirkung der Entbehrungen während der Kriegsjahre eine vorüber⸗ 
gehende Erſcheinung ſein. Aber auch ſo bleibt ſie ein Denkmal für die Seg⸗ 
nungen der deutſchen Okkupation. Das ſtarke Anwachſen der Miſchlings⸗ 
bevölkerung erklärt ſich natürlich daraus, daß auch noch neben dem ſeit langer 
Zeit abgeſondert lebenden, aus dem Kaplande eingewanderten Baſtardſtamm 
von Rehoboth noch überall neue Miſchlinge heranwachſen, die der Vermiſchung 
der deutſchen Soldaten und Anſiedler mit eingeborenen Frauen entſtammen. 
Das machte den amtierenden Kolonialpolitikern ſchwere Sorge. Um dem An⸗ 
wachſen der Miſchlingsbevölkerung zu ſteuern, verfielen deshalb der echtchriſt⸗ 
liche Gouverneur v. Schuckmann und der nicht minder chriſtliche Staats⸗ 
ſekretär Dernburg auf den Gedanken, die Ehen zwiſchen Weißen und Ein⸗ 
geborenen zu verbieten und den Weißen, die mit Eingeborenen im Konkubinat 
leben, gewiſſe ſtaatsbürgerliche Rechte zu entziehen. Die Wirkung iſt natur⸗ 
gemäß die, daß nunmehr an Stelle der Ehe oder des Konkubinats vollſtändig 
der ungeregelte Geſchlechtsverkehr tritt, da nun einmal die beiden Muſter⸗ 
chriſten Dernburg und v. Schuckmann durch kaiſerliche Verordnungen die Natur⸗ 


triebe nicht ausrotten können. Eheſchließungen zwiſchen weißen Männern und 
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Frauen ſind aber bisher der überwiegenden Zahl der in Südweſtafrika lebenden 
Weißen unmöglich geweſen, da es an der erforderlichen Anzahl weißer Frauen 
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＋ mangelt. Nach der Statiſtik betrug nämlich am 1. Januar die Zahl der er⸗ 
wachſenen weißen Männer, verglichen mit dem Vorjahre: 8010 (5295), der 
erwachſenen weißen Frauen 1826 (1491), der Unerwachſenen 1955 (1427). 
Es erhellt daraus, daß das Mißverhältnis zwiſchen erwachſenen weißen 
Männern und Frauen noch immer zunimmt — trotz der Bemühungen der 
Kolonialpatrioten, teutſche Jungfrauen auf Heiratsſpekulation nach Südweſt⸗ 
afrika zu verlocken. Die Eingriffe der Dernburg und Schuckmann in den 
Geſchlechtsverkehr erhalten noch eine beſonders pikante Färbung dadurch, daß 
Herr v. Schuckmann, ehe er als amtlicher Kulturträger nach Südweſtafrika 
auszog, eine Säule der inneren Miſſion war und im preußiſchen Abgeordneten⸗ 
haus als konſervativer Abgeordneter eine donnernde Strafpredigt über das 
ſündhafte nächtliche Treiben in der Friedrichſtraße in Berlin hielt. Daß der 
nämliche Mann, unter Beihilfe des Herrn Dernburg, dann ein Jahr ſpäter 
in Südweſtafrika durch Verbot der chriſtlichen Ehe und des Konkubinats mit 
eingeborenen Frauen die Weißen in den ungeregelten Geſchlechtsverkehr mit 
den eingeborenen Frauen hineintreibt, iſt ein klaſſiſcher Beweis dafür, wie 
raſch die äußere Tünche der Chriſtlichkeit und Humanität bei dieſen Vertretern 
kapitaliſtiſcher Kultur unter dem Einfluß des Klaſſenintereſſes einer Herrſchafts⸗ 
kaſte abſchilbert. 

Die deutſchen Südweſtafrikaner haben übrigens ſchon die logiſche Konſequenz 
aus der Ehepolitik der Dernburg und Schuckmann gezogen, indem ſie im 
Bundesrat die Einrichtung von ſtaatlichen Bordellen, die mit eingeborenen 
Frauen zu beſetzen ſind, verlangt haben. Schade, daß die Herren Dernburg 
und Schuckmann ſelbſt nicht mehr auch dieſen edeln Wunſch verwirklichen 
können! Sie würden dabei der ſtillſchweigenden Billigung der bürgerlichen 
Parteien des Reichstags ebenſo ſicher ſein wie bei der Erörterung des Ehe⸗ 
verbotes. Denn als von uns dieſe ſkandalöſe Geſchichte im Frühjahr 1909 im 
Reichstag zur Sprache gebracht wurde, drückte ſich Herr Dernburg ebenſo 
um die Verantwortung herum, wie der gleichfalls anweſende Herr v. Schuck⸗ 
mann, ohne daß aus der Mitte der bürgerlichen Parteien auch nur ein Wort 
zur Unterſtützung der ſozialdemokratiſchen Kritik laut wurde. 

Noch mehr tritt der Ausbeutungscharakter der Dernburgſchen Eingeborenen⸗ 
politik hervor in der Landlosmachung und dem Viehhaltungsverbot. 

Es wurde bereits angeführt, daß die geſamte weiße Bevölkerung ein leb⸗ 
haftes Intereſſe an der Proletariſierung der Eingeborenen hat. Je weniger 
die Eingeborenen die Möglichkeit haben, ſich in ſelbſtändigen Wirtſchafts⸗ 
betrieben ihren Lebensunterhalt zu erwerben, um ſo widerſtandsloſer, um ſo 
billiger müſſen ſie ſich der Ausbeutung durch die weißen Unternehmer preis⸗ 
geben. Die Weißen brauchen aber die ſchwarze Arbeitskraft für alle ihre 
Betriebe, beſonders für den Farmbetrieb, die Rindviehzucht im großen. Kein 
Wunder, daß die weiße Ausbeuterſchaft in Südweſtafrika unverhohlen auf 
Rechtlosmachung und Wehrlosmachung der Eingeborenen hinarbeitet. 

Dieſem Streben hat denn auch Herr Dernburg vollauf ein verſtändnis⸗ 
volles Entgegenkommen gezeigt. Der Aufſtand gab den erwünſchten Vor⸗ 
wand, den aufſtändiſchen Stämmen alles Land zu nehmen. Als ſeine eigene 
Ruhmestat hat Herr Dernburg ſelbſt dieſe Begünſtigung kapitaliſtiſcher Aus⸗ 
beutung noch in den letzten Verhandlungen des Reichstags in ſehr charakte⸗ 
riſtiſchen Worten angeprieſen. Den Hinweis darauf, daß auch die Engländer 
den Minenbeſitzern im Transvaal eine Kriegsſteuer auferlegt hätten und daß 
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man nach dieſem Vorbild doch auch die Minenintereſſenten in Südweſtafrika 


nachträglich zu den Kriegskoſten heranziehen müſſe, glaubte er widerlegen zu 


können durch die Worte: 


„Und ich kann mich durch die Beweisführung des Herrn Abgeordneten 
Erzberger, daß England einem Lande wie dem Transvaal, welches es nach 
vierjährigem ſcharfen Kampfe erobert hat, eine Kriegskontribution auferlegt 
hat, nicht überzeugen laſſen, daß es richtig iſt, denjenigen Leuten, die wir 
von den Herero befreit haben, dasſelbe zu tun. (Sehr richtig! bei den 


Nationalliberalen.) Wir haben nicht gegen die Deutſchen dort gekämpft, 
ſondern gegen die Herero. Denen haben wir alles weggenommen, 
was ſie hatten, Land und Rechte.“ (Hört, hört! und Zurufe bei den 


Sozialdemokraten.) | 

In dem Kopfe dieſes „liberalen Staatsmanns“ malt ſich alſo die teilweiſe 
Ausrottung der Herero und die völlige Beraubung der armſeligen Reſte 
dieſes Stammes als eine „Befreiung“ der Ausbeuter von den Herero. Es 
fehlt nur noch, daß ſeine nationalliberalen und freiſinnigen Bewunderer 
dieſen genialen Mann in patriotiſchen Geſchichtsfibeln verherrlichen als 
„Dernburg, der Befreier“. 

Selbverſtändlich hat die Sozialdemokratie ſich bemüht, den volkverſklavenden 
Wirkungen dieſer „Befreiungstat“ nach Möglichkeit entgegenzuarbeiten. Die 
ſozialdemokratiſche Fraktion hatte deshalb bereits im Jahre 1908 den Antrag 
geſtellt: 

den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, Anordnungen zu treffen, durch 
welche den Eingeborenenſtämmen im Schutzgebiet Südweſtafrika, denen in⸗ 
folge des Aufſtandes ihr Land genommen wurde, aus den der Regierung 
zur Verfügung ſtehenden Ländereien ſo viel Land zurückgegeben wird, daß 
ſie darauf ihren Lebensunterhalt in der den Landesverhältniſſen entſprechenden 
Wirtſchaftsweiſe in ſelbſtändigen Betrieben gewinnen können. 

Dieſer Antrag wurde vom Reichstag mit großer Mehrheit angenommen. 
Dagegen ſtimmte nur die Rechte. Doch enthielten ihre Vertreter ſich vorſichtig 
jedweden Verſuchs einer Widerlegung der eingehenden, auf Gründe der Ge⸗ 
rechtigkeit und Menſchlichkeit ſich ſtützenden ſozialdemokratiſchen Darlegungen. 
Aber auch das Zentrum und die Liberalen ſchwiegen ſich aus. Das nach⸗ 
trägliche Verhalten dieſer Parteien hat gezeigt, daß ihr Schweigen nur die 
innerliche Gleichgültigkeit für das Schickſal der Eingeborenen verdeckte. Sie 
wagten nicht, durch ihre Abſtimmung ſich mit ihrer ſtets betonten Chriſtlich⸗ 
keit und Humanität in Widerſpruch zu ſetzen, aber ſie gaben nicht einen 
Pfifferling dafür, daß der Reichstagsbeſchluß auch ausgeführt werde. 

Die Antwort auf dieſen im Jahre 1908 gefaßten Beſchluß ließ anderthalb 
Jahre auf ſich warten. Sie wurde mit einem anderen Haufen von Entſchei⸗ 
dungen des Bundesrats auf Beſchlüſſe des Reichstags publiziert und lautete: 

„Den Eingeborenen iſt volle Freiheit gewährt, ihren Lebensunterhalt 
ſelbſtändig zu erwerben. Infolge der Nachwirkungen des Krieges ſind ſie 
hierzu nur in Ausnahmefällen imſtande und daher in der Regel auf die 

Arbeit bei den Weißen angewieſen. Die Zuteilung eigenen Landes 
würde an dieſem Zuſtand nichts ändern, da ſie zum Betrieb von 
Viehzucht, die im weſentlichen für ſie in Betracht kommt, wegen 
Mangels an Vieh nicht imſtande ſind. Die Bildung ſelbſtändiger 
Viehzuchtunternehmungen ſeitens der Eingeborenen muß der weiteren Ent— 
1909-1910. II. Bd. 35 
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X wicklung überlaſſen bleiben. Die Reſervate bleiben für die Eingeborenen 
wie früher vorbehalten.“ 

Nun liegt es ſchon auf der Hand, daß dieſe Antwort die Frage, um die 
es ſich handelt, auf den Kopf ſtellt. Denn die Verfügung über Land, ge⸗ 
pachtetes oder eigenes, iſt die Vorbedingung für Viehzucht überhaupt in 
Afrika wie in Deutſchland. Aber die Antwort, die Herr Dernburg dem 

Bundesrat ſuggeriert hat, iſt noch etwas Schlimmeres als ein logiſcher 
Schnitzer. Sie verſchweigt nämlich die Tatſache, daß Dernburg, der Befreier, 
in ſeiner rührenden Fürſorge für die uneingeſchränkte Ausbeutung der unter⸗ 
worfenen Eingeborenen ihnen die Haltung von Großvieh hat verbieten 
laſſen. Sie dürfen nur Kleinvieh (Schafe und Ziegen) halten, mit deren 
Wartung ſie bisher wenig vertraut waren. Will ein Mitglied der unter⸗ 
worfenen Stämme ſich Großvieh halten, ſo bedarf es dazu in jedem einzelnen 
Falle der Genehmigung des Gouvernements. Der Zweck dieſer Verfügung 
iſt ja ſonnenklar. Die Eingeborenen, die Herero im beſonderen, ſind gute 
Viehzüchter. Zitiert doch der Miſſionar Irle eine unter den Herero früher 
umlaufende Redensart: „Wenn ich nur zwei Kühe und einen Bullen übrig 
behalte, ſo bin ich nach zehn Jahren doch wieder ein reicher Mann.“ Durch 
das Viehhaltungsverbot ſollen alſo dieſe Leute dauernd als wehrloſe Aus⸗ 
beutungsobjekte für die weißen Unternehmer niedergehalten werden. 

Das Skandalöſe an der Bundesratsantwort iſt nun, daß der Nichtbeſitz 
von Rindvieh, der durch jenes Viehhaltungsverbot erſt zu einer dauernden 
Einrichtung gemacht wird, als Grund für die Ablehnung des Reichstags⸗ 
beſchluſſes vorgeſchützt wird. 

Dieſe Tatſache habe ich nicht weniger als viermal in der Budgetkommiſſion 
und im Plenum des Reichstags vorgebracht, ohne daß der ſonſt ſo redſelige 
Herr Dernburg einen Verſuch der Rechtfertigung gemacht hat. Die Reichs⸗ 
tagsmehrheit aber, die dem ſozialdemokratiſchen Antrag ſeinerzeit zugeſtimmt 
hat, ſchwieg gleichfalls zu dieſer Verhöhnung des Reichstags durch Herrn 
Dernburg, und die bürgerliche Preſſe hat ſich an der Totſchweigetaktik be⸗ 
teiligt. Das wird aber nichts helfen. Wir werden in der kommenden Seſſion 
dieſe ſchmachvollen Dinge abermals zur Sprache bringen. 

Was die Eingeborenenpolitik anbetrifft, ſo hatte alſo die Ausbeuterſippe 
in Südweſtafrika allen Grund, mit Herrn Dernburg zufrieden zu ſein. Iſt 
ſie ſchließlich dennoch mit ihm auseinandergeraten, ſo iſt das auf die Inter⸗ 
eſſengegenſätze zurückzuführen, die ſich zwiſchen den verſchiedenen kapitaliſtiſchen 
Intereſſentengruppen infolge der Entdeckung der Diamantfelder herausgebildet 
haben. | Schluß folgt.) 


Das Ende des Unternehmerkampfes zur Aushungerung 
der deutſchen Bauleute. 

Von Kuguſt Bringmann (Hamburg). 

Am Schluſſe meines letzten Artikels (Heft 33 vom 13. Mai) verwies ich 
darauf, daß dem Unternehmerbund für das Baugewerbe ein Ende mit Schrecken 
lieber ſei als ein Schrecken ohne Ende. In der Tat ſchien ein Ende mit Schrecken 
in greifbare Nähe zu rücken. Die verſprochene finanzielle Hilfe von ſeiten der 
Induſtriellen, die in den Reihen der Bauunternehmer ſo große Zugkraft geübt 
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hatte, blieb aus. Die Induſtriellen hatten nach einem Schreiben des Architekten 
Fritz in Eſſen vom 6. Mai an den Kommerzienrat Menck in Altona! ihre 
Unterſtützung von einem beſtimmten Umfang der Ausſperrung abhängig ge⸗ 
macht. Fritz ſchreibt, „daß in der Ausſchußſitzung (des Vereins deutſcher Arbeit⸗ 
geberverbände) am 19. April und in der darauffolgenden Beſprechung in kleiner 
Kommiſſion zwiſchen Hauptſtelle und Verein (deutſcher Arbeitgeberverbände) 
ausdrücklich geſagt wurde, daß, wenn es ſich um eine Ausſperrung von 150000 
bis 200000 Arbeitern handeln würde, man die Ausſperrung als gelungen 
anſehen könnte“. Da dieſe Zahl bekanntlich nicht erreicht worden iſt, hatte ſich 
der Bauunternehmerbund große Mühe gegeben und keinerlei Terrorismus ge⸗ 
ſcheut, um das Fehlende einzuholen. Er wirkte auf die Stukkateur⸗, Dachdecker⸗, 
Bauklempner⸗, Bauſchloſſer⸗ und Bauſchreinergeſchäfte ein, damit auch ſie aus⸗ 
ſperrten, und dann berichtete der Vorſtand des Bauunternehmerbundes am 
24. April, „daß die Ausſperrung bereits eine Höhe von 186000 erreicht hatte 
und daß ſie während der Zeit nicht nur ſtabil geblieben, ſondern daß weitere 
10000 bis 20000 Arbeitnehmer nachträglich ausgeſperrt wurden, ſo ... daß 
die runde Zahl von 200000 erreicht iſt“. Fritz richtete darob die „dringende 
Bitte“ an Menck, „bei der Hauptſtelle“ deutſcher Arbeitgeberverbände vorſtellig 
zu werden „und nunmehr der Offentlichkeit gegenüber die finanzielle Unter⸗ 
ſtützung in Zahlen zu kleiden, welche den Beweis liefern ..., daß die Er⸗ 
klärung vom 19. April (die Ausſperrung voll und ganz zu unterſtützen) auch 
in die Tat umgeſetzt iſt. Ein Zurückziehen der Induſtrie, wie es ſeitens der 
Hauptſtelle (deutſcher Arbeitgeberverbände) in der letzten Kartellausſchußſitzung 
der Fall zu ſein ſchien, dürfte nicht nur dem Baugewerbe, ſondern auch der 
Induſtrie für die Folge großen Schaden bringen“. Genug, „ein Ende mit 
Schrecken“ ſtand bevor. a 

Nun machte die Hauptſtelle deutſcher Arbeitgeberverbände 130000 Mark 
locker; 100 000 Mark „zur Unterſtützung wirklich notleidender“ Bauunternehmer 
oder helfender Fuhrleute, Ziegler uſw., und 30000 Mark für Agitationszwecke 
„zur Verallgemeinerung der Ausſperrung“. Alles in allem: Ein kleiner Tropfen 
auf einen heißen Stein! Und dieſe winzigen Geldſummen wurden unter ſehr 
ſchwierigen Bedingungen verteilt.? 

Obgleich nach einer Berliner Korreſpondenz in den „Münchener Neueſten 
Nachrichten“ vom 6. Mai im Herbſt vorigen Jahres aus dem Reichsamt des 
Innern führenden Berliner Arbeitgebern mitgeteilt worden war, „ein amtliches 
Eingreifen in einem etwa ausbrechenden Kampfe werde nicht erfolgen“, und 
trotz des brüsken Verhaltens der Unternehmer am 6. April, wo das Reichsamt 
des Innern zu vermitteln ſuchte, warf man in genanntem Blatte nun doch die 
Frage auf, „ob jetzt nicht die Zeit gekommen ſei, wo das Reichsamt des Innern 
ſeine Vermittlungsaktion wieder aufnehmen ſollte“. Gewerbegerichtsdirektor 
Dr. Prenner in München wandte ſich darob mit einer Eingabe an das bayeriſche 
Staatsminiſterium, in der er ausführt, daß wohl die Wahrſcheinlichkeit beſtehe, 
der Kampf werde ſich auf unabſehbare Zeit hinausziehen, ohne daß ſchließlich 
weder von einem Sieger noch von einem Beſiegten geſprochen werden könne. 
„Aber auch wenn ein Teil vollſtändig die Oberhand gewinnen ſollte, ſo könnte 

Abgedruckt im „Grundſtein“ Nr. 22 vom 28. Mai 1910. 

2 Die „Vorſchriften für die Einreichung von Unterſtützungsgeſuchen“ find abgedruckt im 
„Zimmerer“ Nr. 22 vom 28. Mai, und die „Formulare für Verpflichtungsſcheine“, die 
empfangene „Unterſtützung“ zurückzuzahlen, im „Zimmerer“ Nr. 23 vom 4. Juni 1910. 
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dies nur auf dem Wege der Zertrümmerung oder doch der weſentlichen Schwächung 
einer Organiſation, ſei es auf Arbeitgeber-, ſei es auf Arbeitnehmerſeite, ge⸗ 
ſchehen. Ein derartiges Ergebnis wäre aber vom Standpunkt des im 
Tarifvertrag verwirklichten ſozialen und wirtſchaftlichen Einver- 
nehmens keineswegs wünſchenswert; es würde dies auch nicht im Intereſſe 
des obſiegenden Teiles gelegen ſein, da mangels einer mächtigen Gegen⸗ 
organiſation die unbedingt notwendige Garantie für die Durchführung der 
Verpflichtungen ſeitens der einzelnen Mitglieder fehlen würde.“ Am Schluſſe 
der Eingabe wird das bayeriſche Staatsminiſterium gebeten, dahin wirken zu 
wollen, daß das Reichsamt des Innern in kürzeſter Friſt den beteiligten Zentral⸗ 
organiſationen der Arbeitgeber und Arbeiter ſeine Vermittlung zur Beilegung 
des Kampfes im Baugewerbe anbiete. Nicht lange darauf griff das Reichsamt 
des Innern ein. Am 27. Mai begannen bereits im Reichstagsgebäude zentrale 
Verhandlungen unter Leitung von drei Unparteiiſchen, Oberbürgermeiſter 
Dr. Beutler aus Dresden, Vortragender Rat im Reichsamt des Innern Dr. Wied⸗ 
feldt und Gewerbegerichtsdirektor Dr. Brenner aus München, die ſich indeſſen 
ſelbſt nicht als Unparteiiſche bezeichneten, ſondern als Vertreter des öffent- 
lichen Intereſſes. 

Die zentralen Verhandlungen ſchleppten ſich zwei Tage hin, ohne daß ſich 
die Parteien dabei näher kamen. Das Unternehmertum ſchien der Auffaſſung 
zu ſein, daß es Aufgabe der Vertreter des öffentlichen Intereſſes ſei, die 
Arbeiter einzuſeifen und den Abſichten der Scharfmacher zum Siege zu ver⸗ 
helfen. Die Matadore des Unternehmerbundes und ſeiner verſchiedenen Ab⸗ 
teilungen hatten kurz vor den Verhandlungen nochmals mit allen Kräften den 
Schleifſtein gedreht, „um die Niederlage der Gewerkſchaften zu einer endgültigen 
zu machen“. Aber die Arbeitervertreter ließen ſich keinen Augenblick ins Wanken 
bringen. Als die zweitägigen Verhandlungen nicht von dem toten Punkte 
herunterzubringen waren, formulierten die Unparteiiſchen am 31. Mai Vor⸗ 
ſchläge, beſtehend aus einem „Hauptvertrag“, einem Formular zum Abſchluß 
örtlicher Tarifverträge, „Protokollariſche Erklärungen“ und einem „Mantel“ 
zu ihren Vorſchlägen, die den Parteien zur beiderſeitigen Annahme empfohlen 
wurden. Diejenige Partei, die ſie ablehnte, konnte gewiß ſein, daß ſie auf 
der Strecke blieb! Insbeſondere wurde den Unternehmervertretern vom Reichs⸗ 
amt des Innern im Ernſt angedeutet, daß hinter den Vorſchlägen die Reichs⸗, 
Staats⸗ und Kommunalbehörden ſtänden. Allein auch den Gewerkſchaften 
wäre es ſchwer gefallen, die Vorſchläge abzulehnen. Sie anzunehmen fiel ihnen 
hingegen nicht ſchwer. Alle jene prinzipiellen Forderungen des Unternehmer⸗ 
bundes, welche die Knebelung der Arbeiter bezweckten und die Gewerkſchaften 
offen zum Vollſtrecker des Unternehmerwillens machen ſollten, fielen dabei 
unter den Tiſch. Der Rechtsweg bei Tarifſtreitigkeiten wurde ausgeſchloſſen; 
auch ſoll „die Geltendmachung irgendwelcher vermögensrechtlicher Anſprüche 
aus dem Vertrag ausgeſchloſſen ſein“. Damit iſt die Abſicht des Reichsgerichts⸗ 
urteils, das ich in Heft 23 vom 4. März dieſes Jahres anführte, hinfällig 
geworden. Alle Veränderungen, die das neue Vertragsformular 
gegenüber dem alten aufweiſt, bedeuten für die Arbeiter Verbeſſe— 
rungen. Den Vorſchlägen der Unparteiiſchen wurde friſtgerecht (6. Juni) von 
beiden Parteien zugeſtimmt. 

Nun ſollten nach den angenommenen Vorſchlägen „die Verhandlungen 
über den Abſchluß der örtlichen Verträge ſofort beginnen“ und bis zum 13. Juni 
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beendet ſein. Wo bis dahin in einem Vertragsgebiet kein Vertrag zuſtande 
käme, ſollten die Anträge beider Parteien einem Schiedsgericht unterbreitet 
werden, das am 13. Juni zuſammentreten und endgültig entſcheiden ſollte. 
Späteſtens am 15. Juni war hiernach die Ausſperrung aufzuheben. 

Hatten bis dahin die Unternehmervertreter ſowohl wie die Unternehmer⸗ 
organe immer vorgegeben, auf ein paar Pfennige Lohnerhöhung komme es gar 
nicht an, ſondern der Unternehmer wolle nur „Herr im Hauſe“ ſein, ſo hinter⸗ 
trieben ſie nun ſyſtematiſch die örtlichen Verhandlungen und wollten nirgends 
etwas von angemeſſenen Lohnerhöhungen wiſſen. Vereinbarungen kamen, von 
ganz untergeordneten Ausnahmen abgeſehen, nirgends zuſtande. Die Tauſende 
von Streitfragen, die ſich naturgemäß ergaben, kamen vor das Schiedsgericht. 
Konſequenterweiſe hätte dieſes auf der Aufhebung der Ausſperrung am 15. Juni 
beſtehen und die Streitfragen alleſamt zu örtlichen Verhandlungen zurück⸗ 
verweiſen müſſen, weil es gar nicht in der Lage war, ſie zu löſen. Damit 
wäre der Unternehmerknäuel, der ſich im Baugewerbe gebildet, auf Jahre 
hinaus durchhauen worden. Dieſe Konſequenz beſaß aber das Schiedsgericht 
nicht. Es ließ ſich vielmehr von der Abſicht, Einzelſchiedsſprüche zu fällen, 
abdrängen und ging zu einem generellen Schiedsſpruchverfahren über. Dieſes 
Verfahren fand in der Zeit vom 14. bis 17. Juni in Dresden ſtatt. Am 
16. Juni wurde vom Schiedsgericht die Aufhebung der Ausſperrung verkündet 
und damit ſollte der Kampf ſein Ende erreicht haben. 


Die zentrale Feſtſetzung der Lohn- und Arbeitsbedingungen iſt für die Ar⸗ 
beiter eine recht mißliche Sache; ſie wirkt mehr empörend als befriedigend, 
weil ſie es, ſelbſt wenn der gute Wille vorhanden iſt, niemandem recht machen 
kann. Die Geſtaltung des Arbeitsvertrags iſt eben zu verſchieden, als daß 
ſie von einer Zentralſtelle aus diktiert werden könnte. Nun gar erſt die Lohn⸗ 
ſätze und die täglichen Arbeitszeiten im Baugewerbe! Nach einer Statiſtik des 
Zimmererverbandes vom Jahre 1906, welche über die Stundenlöhne von 
78763 Zimmerern Auskunft gibt, wurden 107 verſchiedene Lohnklaſſen feſt⸗ 
geſtellt, die Stundenlohnſätze ſchwankten zwiſchen 15 Pfennig und 1,20 Mark.“ 

Die bis zum Jahre 1907 zuſtandegekommenen Tarifverträge der Zimmerer, 
die auf lokaler Grundlage baſierten, boten in bezug auf Lohnhöhe das nach⸗ 
ſtehende ſtatiſtiſche Bild: N 


Geltungsbereich 


Stundenlöhne 


Orte | Betriebe | Zimmerer 


Enter Pfennig 1 1 2 24 
30 bis 40 Pfennig 8 144 617 945 9423 
50 a 165 999 1716 12657 
51 = 0 = 72 1053 2459 16918 
0h 5 19 144 562 4225 
Bl 80.0.3: a: 6 47 268 2969 
29 bis 80 Pfennig 407 2861 5947 | 46216 


1 „Organiſationsverhältniſſe, Arbeitszeit und Stundenlöhne im deutſchen Zimmerer⸗ 
gewerbe.“ Hamburg 1908. — 2 „Der Tarifvertrag im deutſchen Zimmerergewerbe mit 
beſonderer Berückſichtigung der Tarifbewegung im Jahre 1908.“ Hamburg 1908. 
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Dieſe großen Verſchiedenheiten, die übrigens auch die tägliche Arbeitszeit 
aufwies, empörten nirgends, weil ſie ſich an die örtlichen Verhältniſſe an⸗ 
ſchmiegten. 

Aber nun kommt der generelle Schiedsſpruch vom 16. Juni dieſes Jahres 
und beſtimmt von zentraler Stelle aus: 


Die gegenwärtigen tariflichen Löhne werden während der Vertragsdauer all⸗ 
gemein um 5 Pfennig erhöht. In Orten, die nach der letzten Volkszählung (1905) 
weniger als 5000 Einwohner hatten, werden die tariflichen Löhne um 4 Pfennig 
erhöht; gehören ſolche Orte nach ihrem letzten Tarifvertrag zum Vertragsgebiet 
eines größeren Ortes, ſo tritt auch bei ihnen eine Lohnerhöhung um 5 Pfennig ein. 

Die Lohnerhöhung iſt in folgender Weiſe durchzuführen: wo 5 Pfennig gewährt 
werden, ſofort 1 Pfennig, am 1. April 1911 2 Pfennig, am 1. April 1912 2 Pfennig; 


© 


wo 4 Pfennig gewährt werden, ſofort 1 Pfennig, am 1. April 1911 2 Pfennig, am 


1. April 1912 1 Pfennig. In den Orten, wo bisher kein Tarif beſtanden hat, 
gelten dieſe Beſtimmungen entſprechend. 


In Frankfurt a. M., Offenbach, Mannheim, Ludwigshafen und Wiesbaden wird 


die Arbeitszeit auf 9½ Stunden am 1. April 1911 herabgeſetzt. Die Lohnerhöhung 
iſt in folgender Weiſe durchzuführen: in Frankfurt a. M., Mannheim und Ludwigs⸗ 
hafen ſofort 2 Pfennig, am 1. April 1911 4 Pfennig, am 1. April 1912 2 Pfennig; 
in Offenbach und Wiesbaden ſofort 2 Pfennig, am 1. April 1911 3½ Pfennig, am 
1. April 1912 2 Pfennig. 

In Orten, wo die Arbeitszeit mehr als 10½ Stunden beträgt, wird ſie am 
1. April 1911 auf 10% Stunden und am 1. April 1912 auf 10 Stunden herab⸗ 
geſetzt. In Orten, wo ſie 10½ Stunden oder weniger beträgt, wird ſie am 
1. April 1911 auf 10 Stunden herabgeſetzt. 


Beträgt in einem Orte, der nach der letzten Volkszählung (1905) unter 10000 


Einwohner hatte, die hiernach während der Vertragsdauer eintretende Arbeitszeit⸗ 
verkürzung eine Stunde, ſo tritt der übliche volle Lohnausgleich hier ausnahms⸗ 
weiſe nur zur Hälfte ein. 

In München wird die Arbeitszeit am 1. April 1911 auf 9½ Stunden herab⸗ 
geſetzt. Der Lohn wird ſofort um 2 Pfennig, am 1. April 1911 um 4 Pfennig, am 
1. April 1912 um 2 Pfennig erhöht. Im übrigen gilt für die örtlichen Zuſätze der 
frühere Vertrag unverändert weiter. 

In Nürnberg werden die Löhne der Maurer und der Zimmerer ſofort um 
1 Pfennig, am 1. April 1911 um 2 Pfennig, am 1. April 1912 um 1 Pfennig, der 


Lohn der Bauhilfsarbeiter ſofort, am 1. April 1911 und am 1. April 1912 um je 
2 Pfennig erhöht. Hinſichtlich der beſonderen Zuſchläge für gewiſſe ſchmutzige 


Arbeiten bleibt es bei der früheren vertraglichen Regelung. Die Streitfrage über 


den Vorſitz im örtlichen Schiedsgericht und die Arbeitszeit iſt durch den Haupt⸗ 


vertrag geregelt. 

In Bremen werden nach Vereinbarung im Schiedsgericht die Löhne der Maurer 
und der Zimmerer ſofort um 1 Pfennig, am 1. Oktober 1910 um 1 Pfennig, am 
1. April 1911 um 2 Pfennig, am 1. April 1912 um 2 Pfennig, die Löhne der Bau⸗ 
hilfsarbeiter ſofort um 1 Pfennig, am 1. Oktober 1910 um 1 Pfennig, am 1. April 
1911 um 3 Pfennig, am 1. April 1912 um 2 Pfennig erhöht. 


Was der Schiedsſpruch, als Ganzes genommen, in bezug auf Lohnerhöhung 
bietet, iſt entſchieden mehr als in den letzten drei Jahren von den baugewerb⸗ 
lichen Gewerkſchaften erreicht iſt. Auch die Verkürzung der Arbeitszeit, die er 


anordnet, kann der in früheren Jahren erreichten zur Seite geſtellt werden, 


wenn ſie auch keineswegs darüber hinausragt. Man kann auch ſagen, daß 
auf dem Wege des Kampfes in den nächſten drei Jahren nicht mehr erreicht 
worden wäre, als der Schiedsſpruch — immer als Ganzes genommen — bringt. 


A. Bringmann: Das Ende des Unternehmerkampfes uſw. 527 


Sobald man aber ſeine tatſächliche Wirkſamkeit im einzelnen zu erfaſſen ſucht, 
dann kommt man zu anderen Schlüſſen und wird gewahr, daß er nirgends 
befriedigen kann. Es iſt nämlich nur richtig, daß der Schiedsſpruch vielen 
Orten mehr bringt, als mit dem Gewerkſchaftskampf in den nächſten drei 
Jahren erreicht werden könnte, das heißt allen jenen Orten, wo ein Reger⸗ 
werden der Bautätigkeit nicht in Ausſicht ſteht, und ſolchen, wo die Gewerk⸗ 
ſchaften noch nicht ſtark genug ſind, die Konjunktur voll auszunutzen. Aber 
an dieſen Orten ſteht die Verbeſſerung der Löhne und der Arbeitszeit, die der 
Schiedsſpruch verheißt, vielfach nur „in Gottes Hand“. Es iſt fraglich, ob ſie 
von den Unternehmerorganiſationen durchgeführt wird. Tatſächlich verlautet 
jetzt ſchon, daß örtliche Unternehmerverbände aus ihrem Bunde austreten, um 
den Schiedsſpruch nicht durchführen zu müſſen. 

An gar nicht ganz wenigen Orten hätte in den nächſten drei Jahren jedoch 
mehr errungen werden können, als der Schiedsſpruch bietet. Während ſich 
aber an ſolchen Orten, wo der Schiedsſpruch mehr bietet, als auf dem Wege 
des Gewerkſchaftskampfes errungen werden konnte, die Unternehmer ihren Ver⸗ 
pflichtungen leicht entziehen können, iſt es in jenen Orten, wo auf dem Wege 
des Kampfes mehr hätte durchgeſetzt werden können, als der Schiedsſpruch 
bringt, kaum noch möglich, mehr herauszuſchlagen. 

Der Schiedsſpruch hat für ſolche örtliche Arbeiterorganiſationen, die das 
verſuchen wollten, in der nachſtehenden Beſtimmung gewiſſermaßen einen 
Galgen errichtet: 

„Die Zentralorganiſationen verpflichten ſich, ihre örtlichen Organiſationen zum 
Abſchluß von Verträgen nach dem Vertragsmuſter mit allen an dieſen Verträgen 
beteiligten Gegenorganiſationen anzuhalten und auf den Abſchluß mit allen Mitteln 
wiederholt hinzuwirken. Kommt deſſenungeachtet ein derartiger Vertrag durch Ver— 
halten einer Organiſation nicht zuſtande, ſo hat die Gegenorganiſation volle Hand— 
lungsfreiheit; dabei darf die den Vertragsabſchluß ablehnende Organiſation von 
ihrer Zentralorganiſation in keiner Weiſe unterſtützt werden. 

Die Organiſationen können daneben mit anderen als den an dieſen Verträgen 
beteiligten Organiſationen gleichartige Verträge ſchließen; dies gilt auch, wenn mit 
den beteiligten Organiſationen kein Vertragsabſchluß zu erzielen iſt.“ 


Wie geſtalten ſich die Lohnſätze und täglichen Arbeitszeiten aber nach Durch⸗ 
führung des Schiedsſpruchs? Es iſt natürlich nicht möglich, auf dieſe Frage 
heute ſchon eine erſchöpfende Antwort zu geben. Ich kann hier nur ein flüchtiges 
Bild von den Großſtädten, das heißt von den Orten mit mehr als 100000 
Einwohnern bieten. Es fehlen darunter Bremen, Köln und Düſſeldorf, wo 
die Zimmerer nicht unter den Schiedsſpruch fallen, weil die Bremer Zimmer⸗ 
leute vor dem 31. März 1910 weder unter Tarifvertrag ſtanden, noch mit 
ausgeſperrt wurden, und in Köln und Düſſeldorf Tarifverträge mit Zimmer⸗ 
meiſterinnungen beſtehen, die in dieſe Tarifbewegung nicht mit einbezogen 
waren. 

Die übrigen 38 Großſtädte ſind in nachſtehender Tabelle in alphabetiſcher 
Ordnung aufgeführt. In der fünften Spalte wird angegeben, an welcher 
Stelle ſie in der Ordnung nach der Einwohnerzahl ſtehen, in der ſechſten Spalte, 
an welcher Stelle ſie in der Ordnung nach dem Stundenlohnſatz ſtehen, in 
der ſiebenten Spalte, an welcher Stelle ſie nach der geographiſchen Ordnung 
von Nord nach Süd, und in der achten Spalte, an welcher Stelle ſie in der 
geographiſchen Ordnung von Weſt nach Oſt ſtehen. 
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Stadt 


1. 12. 1905 


Einwohner⸗ 


zahl am 


Tägliche 
Sommer⸗ 
arbeitszeit 
in 
Stunden 


lohn 
in 


Stunden⸗ 


Reihenfolge 


von 
Norden 

nach 
Süden 


Aachen. 
Altona. 
Barmen 
Berlin. 
Bochum 
Braunſchweig 
Breslau 
Caſſel! 
Charlottenburg. 
Chemnitz. 
Crefeld 
Danzig. 
Dortmund 
Dresden . 
Duisburg. 
Elberfeld . 
Eſſe n 
Frankfurt a. M. 
Gelſenkirchen 
Halle a. S. 
Hamburg . 
Hannover 
Karlsruhe 
Kiel 
Königsberg . 
Leipzig. . 
Magdeburg . 
Mannheim 
München . 
Nürnberg. . 
Plauen i. V. 
Poſen. 
Rixdorf ; 
Schöneberg . 
Stettin ; 
Straßburg i. E.. 
Stuttgart. 
Wiesbaden 


144095 
168320 
156080 


2040148 


118464 
136397 
470904 
120467 
239559 
244927 
110544 
159648 
175577 
516996 
192346 
162853 
231360 
394978 
147005 
169916 
802793 
250024 
111249 
163772 
223 770 
503 672 
240633 
163693 
538983 
294426 
105381 
136808 
153513 
141010 
224119 
167 678 
249286 
100953 


68 


60 
58 
61—63 
56 


18 
35 


29 1 

5 18 
25 7 

7 29 
18 6 
13 21 
24 36 
21 16 

8 30 
28 28 
23 2 

3 37 
16 9 
27 33 
20 3 
26 8 
19 4 
32 14 
17 5 
15 25 

6 19 
12 17 
88 12 

2 20 

1 38 
22 27 
14 24 
33 13 
38 23 
34 22 
30 26 
11 35 

9 31 
10 32 

4 34 
37 10 
36 15 
31 11 


Wer ſich der Mühe unterzieht, in dieſe Tabelle einzudringen, wird finden, 
daß ſich in keiner Richtung eine Regel ergibt, daß in jeder Richtung große 
Widerſprüche ſich ergeben. Das iſt aber nicht nur erklärlich, ſondern ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Die die Lohnſätze und Arbeitszeiten beſtimmenden Faktoren waren 


bisher die Konjunktur und die Kraft der Gewerkſchaftsorganiſation. 


Beide 


Faktoren wirkten keineswegs immer in gleicher Weiſe, und ſie waren auch 
keineswegs immer an allen Orten gleich ſtark. Was die Tabelle zeigt, iſt die 
kapitaliſtiſche Entwicklung im Baugewerbe! Bei der völlig freien Ausnutzung 
der kapitaliſtiſchen Entwicklung im Baugewerbe würden die großen Ungleich⸗ 
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heiten, welche die Tabelle andeutet, vielleicht etwas ausgeglichen; vielleicht 
wären ſie noch größer geworden, aber zweifellos wären im Laufe der Jahre 
Verſchiebungen vorgekommen, denn die Gewerkſchaftsorganiſation, die ſelbſt in 
vielen Großſtädten lange gefehlt, ſich in vielen Großſtädten erſt im letzten 
Jahrzehnt allmählich oder ſprunghaft entwickelt hat, iſt jetzt in allen Groß⸗ 
ſtädten annähernd gleich ſtark. Was die kapitaliſtiſche Entwicklung im Bau⸗ 
gewerbe aber auch gebracht hätte, eine Ausgleichung oder Vergrößerung der 
Unterſchiede oder Verſchiebungen, immer wäre es zugunſten der Arbeiter aus⸗ 
gefallen. Nun kommt der generelle Schiedsſpruch von zentraler Stelle, bietet 
in drei Jahren 5 Pfennig Lohnerhöhung, an einigen wenigen Orten auch eine 
halbſtündige Verkürzung der Arbeitszeit und kommandiert im übrigen: Halt! 
Daß ein ſolches Experiment nicht befriedigen kann, muß ſelbſt jenen einleuchten, 
welche die ſoeben angedeuteten Zuſammenhänge nicht kennen. Zudem ſind es 
die Hochburgen der Arbeiterbewegung, jene Orte, wo unſere Genoſſen ſeit einem 
Menſchenalter die großen und ſchweren Opfer getragen haben, die zum Kampfe 
gegen die Verelendung der Arbeitermaſſen notwendig zu bringen waren, die 
in dem Schiedsſpruch nun ſehr mager bedacht worden ſind. Sie ſind nirgends 
darüber neidiſch, daß die kleineren und zurückgebliebenen Orte etwas weniger 
mager bedacht worden ſind; ſie gönnen es ihren Berufsgenoſſen ſicher von 
Herzen, aber ſie empfinden gerechten Zorn darüber, daß fie ein zentraler Schieds⸗ 
ſpruch hindern ſoll, von der kapitaliſtiſchen Entwicklung im Baugewerbe das ab— 
zubekommen, was ſie ohne dieſen generellen Schiedsſpruch abbekommen hätten. 

Gewiß, das liegt nicht an den Schiedsrichtern, nicht an den Unparteiiſchen 


oder Vertretern des öffentlichen Intereſſes und ſicher nicht an den Gewerk— 


ſchaftsführern, die im Schiedsgericht mitgewirkt haben, Bömelburg, Schrader, 
Behrendt und Wiedeberg, ſondern es liegt im letzten Grunde an dem Vor: 
handenſein von Unternehmerverbänden. Aber dieſer Umſtand iſt keineswegs 
dazu angetan, den gerechten Zorn unſerer viel zu kurz gekommenen Genoſſen 
zu dämpfen, er ſteigert ihn vielmehr. Da ſoll man nicht, wie es oft geſchieht, 
ſagen: „Das find ja alte, feſte Organiſationen, ſie gehören zum eiſernen Be- 


ſtande, die machen wohl eine Weile Krach, aber dann arbeiten fie auch auf 


der neuen Grundlage kräftig mit.“ Der gerechte Zorn unſerer Genoſſen richtet 
ſich nicht nur gegen den mageren Schiedsſpruch, ſondern in weiten Kreiſen 
bewußt und in anderen Kreiſen unbewußt gegen die nichtswürdige Politik der 
Unternehmerverbände. Dahin müſſen die Unternehmerverbände gebracht 
werden, daß ſie bei dem Abſchluß von Tarifverträgen mindeſtens das bewilligen, 
was vorausſichtlich im Laufe der Vertragsdauer auf dem Wege des örtlichen 
Gewerkſchaftskampfes erreicht werden kann. Und es iſt gut, daß unſere Ge⸗ 
noſſen gerechten Zorn darüber empfinden, daß ſie an vielen Orten und ſicher 
in ihrer großen Maſſe diesmal nicht das erreicht haben, was ſie auf Grund 


der kapitaliſtiſchen Entwicklung hätten erreichen müſſen. Dieſer Zorn richtig 


erfaßt und richtig geleitet, wird die Gewerkſchaftsbewegung in der Zukunft 
zu befriedigenderen Erfolgen führen! 

Nach der Statiſtik des Zimmererverbandes über das vierte Quartal 1909 
zählten wir in den Orten mit mehr als 100000 Einwohnern 24971 Verbands⸗ 
mitglieder, in den Orten mit 20000 bis 100000 Einwohnern 11890 Ver⸗ 


bandsmitglieder, in den Orten mit 5000 bis 20000 Einwohnern 9841 Ver⸗ 


bandsmitglieder, in den Orten mit 2000 bis 5000 Einwohnern 4655 Verbands⸗ 
mitglieder und in den Orten mit unter 2000 Einwohnern 2364 Verbands⸗ 
1909-1910. II. Bd. 98 
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mitglieder. In den anderen Organiſationen der deutſchen Bauleute verteilen 
ſich die Mitglieder ebenſo. Was ſoll es bei dieſer Sachlage anders bedeuten, 
wenn ein Ausgleich in den Lohnſätzen und täglichen Arbeitszeiten dadurch 
geſchaffen werden ſoll, daß man für die kleinen und zurückgebliebenen Orte 
eine befriedigende Verbeſſerung bewilligt und die Bauleute der Groß⸗ und Mittel⸗ 
ſtädte mit wenigen Pfennigen abſpeiſt, als: die ganze Arbeiterklaſſe wird betrogen! 

Bei der Wertung des pekuniären Erfolges darf man aber auch die Opfer 
nicht überſehen, die gebracht worden ſind. In den Jahren 1903 bis 1907 
ſtanden alljährlich im Durchſchnitt 7193 Zimmerer 15,6 Tage im Kampfe, und 
bei dem gewaltigen Kampfe in dieſem Jahre rund 16000 neun Wochen hin⸗ 
durch. Ein bürgerliches Blatt, die „Münchner Neueſten Nachrichten“, be⸗ 
rechnet in ſeiner Nummer vom 18. Juni den Lohnausfall der deutſchen Bau⸗ 
leute während des Kampfes auf 48 Millionen Mark, und der Arbeitgeberverband 
für das Baugewerbe in Nürnberg teilte unterm 20. Juni dem „Fränkiſchen 
Kurier“ mit, die Durchführung des Schiedsſpruches „bedeutet für die Bauen⸗ 
den eine Mehrbelaſtung von 30 Millionen Mark“, alſo eine Erhöhung des 
Lohneinkommens der deutſchen Bauleute in gleicher Höhe. Danach ſind die 
Lohnausfälle bei dem gewaltigen Kampfe in drei Jahren noch lange nicht 
gedeckt. Die früheren Kämpfe waren zumeiſt freiwillige; diesmal wurden die 
Arbeiter aufs Straßenpflaſter geworfen. Das alles löſt in Arbeiterkreiſen große 
und gerechte Erbitterung aus, auch wenn es nirgends geſchrieben ſtände, jeder 
Arbeiter, der die Sache mitgemacht hat, fühlt, wie grauſam die Frivolität des 
Ausbeutertums mit ihm umgeht. 


* 

War der Ausgang des Kampfes eine Niederlage oder ein Sieg der deutſchen 
Bauleute? 

Nichts wäre unſinniger, als von einer Niederlage der deutſchen Bauleute 
in dieſem gewaltigen Kampfe zu reden! Es handelt ſich vor allem um zwei 
Phaſen des Kampfes, in der erſten Phaſe um die Niederkämpfung der unver⸗ 
ſchämten Forderungen der Scharfmacher, aus den Bollwerken der Arbeiter, 
den Gewerkſchaften, Exekutivorgane zur Vollſtreckung des Willens der Unter⸗ 
nehmerverbände zu machen, und in der zweiten Phaſe um die Umwertung des 
Erfolges in klingende Münze und Verkürzung der Arbeitszeit. 

Die erſte Phaſe des Kampfes hat mit einem ſchönen Siege der deutſchen 
Bauleute abgeſchloſſen. Die unverſchämten Forderungen der Scharfmacher, 
um welche der Kampf geführt wurde, dürften endgültig niedergerungen ſein. 
Um ſo mehr, da im Unternehmerbunde für das Baugewerbe ſelbſt eine Propa⸗ 
ganda betrieben wird, die auf eine anders geartete Politik hinwirkt und die 
vom Berliner Unternehmerverband ausgeht, der bekanntlich nicht mit ausgeſperrt 
hatte.“ Allein der Sieg iſt keineswegs derart, daß wir nun die Waffen ablegen 
und auf dem Siegeslorbeer ausruhen könnten. Denn ſelbſt wenn die vom 
Berliner Unternehmerverband propagierte Politik im geſamten Unternehmer⸗ 
bunde herrſchend würde, ſo würde das keineswegs bedeuten, daß in Zukunft 
mit allgemeinen Kämpfen nicht mehr zu rechnen ſei, ſondern nur, daß um ſo 
unſinnige Forderungen, wie diesmal, keine allgemeine Ausſperrung mehr ſtattfände. 

Wenn der Sieg nicht noch glänzender war, ſo liegt es einmal daran, weil 
die Regierung mit ihrem Eingriff in den Kampf in der Tat ihre Hand ſchützend 

„Die Stellung Berlins zu dem Tarifkampf des deutſchen Baugewerbes im Jahre 1910.“ 
Herausgegeben von dem Verband der Baugeſchäfte von Berlin und den Vororten. Berlin 1910. 
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über den Unternehmerbund hielt und weil die finanzielle Anſpannung der ge⸗ 
ſamten Arbeiterklaſſe zur Unterſtützung der Kämpfenden manches zu wünſchen 
übrig ließ. Am 22. Juni, alſo nach der neunten Kampfwoche, quittierte die 
Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands über 655591,58 Mark 
Sammelgelder.“ Bei einer längeren Dauer des Kampfes wäre der Unter⸗ 
nehmerbund in Frage geſtellt geweſen. Doch das kann den tatſächlichen ſchönen 
Sieg nicht trüben, ſondern in der Hauptſache nur Bedeutung für die Strategie 
und Taktik der Zukunft haben. 

Allein dieſe Umſtände waren auch für die zweite Phaſe des Kampfes mit⸗ 
beſtimmend. Wenn in dieſer Phaſe nicht das errungen iſt, was die Denk⸗ 
ſchrift der vier Vorſtände der baugewerblichen Gewerkſchaften als Forderungen 
vertritt? und wenn es wiederum zu einem generellen Schiedsſpruch gekommen 
iſt, ſo liegt das im Grunde genommen daran, weil der Unternehmerbund für 
das Baugewerbe nicht genug geſchwächt worden war. Immerhin bedeutet eine 
allgemeine Lohnerhöhung von 4 bis 5 Pfennig pro Stunde und die Verkürzung 
der Arbeitszeit um eine halbe Stunde für mehrere tauſend Bauleute ſelbſt⸗ 
verſtändlich keine Niederlage, ſondern, wenn man von den Abſichten des Unter⸗ 
nehmerbundes ausgeht, der bekanntlich unter keinen Umſtänden eine allgemeine 
Lohnerhöhung und unter keinen Umſtänden eine Verkürzung der Arbeitszeit 
unter zehn Stunden bewilligen wollte, ebenfalls ein ſchöner Sieg. Weshalb 
er in Arbeiterkreiſen ſo wenig befriedigt, iſt bereits auseinandergeſetzt. Dieſe 
Unzufriedenheit mit dem Schiedsſpruch in unſeren Genoſſenkreiſen gibt der 
Unternehmerwelt nichts zu lachen, denn das Schönſte an dem Siege in beiden 
Kampfesphaſen iſt, daß er in den Reihen der deutſchen Bauleute nachhaltige 
Kampfesſtimmung ausgelöſt hat, die zu großen Hoffnungen berechtigt. Die 
Scharte von 1908 iſt ausgewetzt! (Schluß folgt.) 


Die Alkoholiker in der Krankenftatiftik. 
2 Von K. Ellinger. 


Ein kürzlich vom Kaiſerlich⸗Statiſtiſchen Amt (Abteilung für Arbeiterſtatiſtil) 
herausgegebenes vierbändiges Tabellenwerk „Krankheits- und Sterblich— 
keits verhältniſſe in der Ortskrankenkaſſe für Leipzig und Um- 
gegend“ enthält neben ſehr intereſſanten Zahlen über die Geſundheitsverhält⸗ 
niſſe der Arbeiter aller Berufe auch einen Anhang, in dem die Geſundheits- 
verhältniſſe der Alkoholiker beſonders behandelt ſind. Das Werk, zu 
deſſen Gelingen die Leipziger Ortskrankenkaſſe durch die Herausgabe ihrer 
Perſonal⸗ und Krankenkarten in dankenswerter Weiſe beigetragen hat, iſt auf 
Anregung des „Ausſchuſſes zur Vorbereitung der Pariſer Weltausſtellung im 
Jahre 1900“ entſtanden, nachdem der Reichstag im Jahre 1903 zu ſeiner 
Ausführung 325000 Mark bewilligt hatte. 

Die Arbeit iſt mit großer Sorgfalt gemacht worden. Die Beobachtungen 
erſtrecken ſich über einen Zeitraum von 18 Jahren (1887 bis inkluſive 1904). 
In dieſer Zeit wurden alle Tage, an denen Perſonen unter dem Verſicherungs⸗ 


ı „Correſpondenzblatt der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands“ Nr. 25 
vom 25. Juni 1910. 

2 „Denkſchrift über die Tarifbewegung im deutſchen Baugewerbe im Jahre 1910.“ 
Hamburg 1910. 
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riſiko der Kaſſe ſtanden, zuſammengezählt und zu Riſikojahren umgerechnet. 
Insgeſamt wurden 468870003 Riſikotage feſtgeſtellt, was auf Riſikojahre um⸗ 
gerechnet bedeutet, daß 1284576 Perſonen je ein Jahr unter dem Verſicherungs⸗ 
riſiko der Kaſſe ſtanden. Davon waren 952674 männliche Pflichtmitglieder, 
von denen in der Statiſtik wieder 4847 = 0,52 Prozent als „Alkoholiker“ 
bezeichnet werden, das heißt dieſe Zahl ergibt ſich, wenn die 1769038 Tage, 
an denen Alkoholiker der Kaſſe angehörten, auf Mitgliedſchaftsjahre umgerechnet 
werden. Die wirkliche Zahl der „Alkoholiker-Einzelperſonen“ betrug 
630, die durchſchnittlich je 2808 Tage oder 7,7 Jahre unter dem Verſicherungs⸗ 
riſiko der Kaſſe ſtanden. 

Wenn hier von Alkoholikern geſprochen wird, ſo ſind damit ſelbſtverſtändlich 
nicht alle diejenigen gemeint, welche im Gegenſatz zu den Abſtinenten Alkohol 
genießen, ſondern nur ſolche, auf deren Krankenkarten vom Arzt entweder ein 


„P“ (S Potator, Trinker) oder die Angabe „chroniſche Trunkſucht“, „Delirium 


tremens“, „Säuferwahnſinn“ geſetzt war. Auch Perſonen, bei denen eine ge⸗ 
werbliche oder akute Alkoholvergiftung in der Karte verzeichnet ſtand, ſind 
von der Gruppe „Alkoholiker“ ausgeſchloſſen. 

Sind ſo einerſeits ſicherlich nur übermäßige Trinker in Betracht gezogen, 
ſo muß andererſeits doch berückſichtigt werden, daß die Allgemeinheit der 
Kaſſenmitglieder neben den Abſtinenten auch die große Maſſe der mäßigen 
Alkoholverbraucher, ja ſelbſt die als Alkoholiker Gezählten mit enthält. Ferner 
muß beachtet werden, daß für jede einmal als Alkoholiker bezeichnete Perſon 
die ganze Dauer der Kaſſenmitgliedſchaft als Alkoholiker-Beobachtungszeit ge⸗ 
rechnet wurde, weil ja keine Möglichkeit vorlag, feſtzuſtellen, wann der einzelne 
Alkoholiker die Gewohnheit des übermäßigen Trinkens zuerſt angenommen hatte. 

Wurden dadurch die dem Alkoholismus eigentümlichen Merkmale zweifellos 
abgeſchwächt, ſo iſt trotzdem der Unterſchied der Geſundheitsverhältniſſe der 
Alkoholiker gegenüber denen der Allgemeinheit außerordentlich groß. Schon 
das Verhältnis der Beitragstage zu der Zahl der Riſikotage iſt 
für die Alkoholiker ſehr ungünſtig. Auf 100 Riſikotage entfielen bei 
der Allgemeinheit der Kaſſenmitglieder 93,2, bei den Alkoholikern aber nur 
85,7 Beitragstage, ein Beweis, daß dieſe durch Krankheit und Arbeitsloſigkeit 
ſehr oft unter dem Verſicherungsriſiko der Kaſſe ſtehen, ohne Beiträge zu 
zahlen. Umgekehrt kommen bei der Allgemeinheit der männlichen verſicherungs⸗ 
pflichtigen Kaſſenmitglieder auf 100 Beitragstage nur 2,5, bei den Al⸗ 
koholikern dagegen 8,8 Krankheitstage; das iſt ein Mehr von 6,3 Krank 
heitstagen oder 252 Prozent bei den Alkoholikern. 

Ahnlich ungünſtig iſt das Verhältnis für die Alkoholiker, wenn man die 
Zahlen der auf 1000 Perſonen entfallenden Krankheitsfälle, Krankheits- 
tage und Todesfälle betrachtet. Auf 1000 männliche verſicherungspflichtige 
Perſonen entfallen bei der Allgemeinheit 396,5, bei den Alkoholikern aber 1167 
Krankheitsfälle, das ſind 770,5 oder 194,3 Prozent mehr. Krankheitstage 
entfallen auf 1000 ein Jahr beobachtete Perſonen: bei der Allgemeinheit 8549, 
bei den Alkoholikern aber 27450, das ſind 18901 oder 221 Prozent mehr. 
Die Zahl der Todesfälle beträgt bei der Allgemeinheit auf 1000 Perſonen 
7,65, bei den Alkoholikern aber 26,20, das ſind 18,55 oder 242,5 Prozent 
mehr. Bei der Allgemeinheit kam ein Todesfall auf 51,7 Krankheitsfälle und 
1117 Krankheitstage, bei den Alkoholikern dagegen ſchon auf 44,5 Krankheits⸗ 
fälle und 1047 Krankheitstage. 
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Auch in der Unfallſtatiſtik ſtehen die Alkoholiker äußerſt ungünſtig. 
Auf 1000 je ein Jahr lang beobachtete männliche verſicherungspflichtige Per⸗ 
ſonen entfallen bei der Allgemeinheit 82,0, bei den Alkoholikern aber 229,6 Un⸗ 
fälle (einſchließlich Betriebsunfälle) bis zu 28 Tagen Dauer; das ſind auf die 
Alkoholiker 147,6 oder 180 Prozent Fälle mehr. Unfälle mit über 28 Tagen 
Dauer entfallen auf 1000 Perſonen der Allgemeinheit 15,4, auf die Alkoholiker 
53,4, das ſind auf die Alkoholiker 38 oder 246,7 Prozent Fälle mehr. 
Ferner kamen Betriebsunfälle mit bis zu 28 Tagen Dauer auf 1000 ein 
Jahr beobachtete Perſonen: bei der Allgemeinheit 32,1, bei den Alkoholikern 
86,2, das ſind auf die Alkoholiker 54,1 oder 168,5 Prozent Fälle mehr. 
Betriebsunfälle mit über 28 Tagen Dauer entfallen auf die Allgemeinheit 9,6, 
auf die Alkoholiker 30,1, demnach auf letztere 20,5 oder 213,5 Prozent 
Fälle mehr. | 

Bei den Unfällen bis zu 28 Tagen Dauer kamen auf 1000 ein Jahr be: 
obachtete Perſonen der Allgemeinheit 927, auf 1000 Alkoholiker dagegen 2698 
Krankheitstage, das iſt auf die Alkoholiker ein Mehr von 1771 Tagen 
oder 191 Prozent. Bei den Unfällen mit über 28 Tagen Dauer entfallen auf 
1000 Perſonen der Allgemeinheit 857, auf 1000 Alkoholiker aber 3095 Krank⸗ 
heitstage, das iſt auf die Alkoholiker ein Mehr von 2238 Tagen oder 
261,1 Prozent. Bei den Betriebsunfällen bis zu 28 Tagen Dauer entfallen 
auf 1000 Perſonen der Allgemeinheit 393, auf die Alkoholiker 1083 Krankheits⸗ 
tage, demnach auf die Alkoholiker ein Mehr von 690 Tagen oder 175,3 Prozent. 
Bei den Betriebsunfällen mit über 28 Tagen Dauer entfallen auf 1000 Perſonen 
der Allgemeinheit 548, auf die Alkoholiker aber 1794 Krankheitstage, das iſt 
ein Mehr von 1246 Tagen oder 227,4 Prozent. 

Über 13 Wochen dauernde Betriebsunfälle entfielen auf 1000 ein 
Jahr lang beobachtete Perſonen: bei der Allgemeinheit 1,98, bei den Alfo- 
holikern 6,4, das ſind auf die Alkoholiker 4,42 oder 223 Prozent über 
13 Wochen dauernde Unfälle mehr. Tödliche Betriebsunfälle entfielen 
auf 1000 je ein Jahr lang beobachtete Perſonen: bei der Allgemeinheit 0,25, bei 
den Alkoholikern 0,41, bei den Alkoholikern alſo 0,16 oder 64 Prozent mehr. 

Verteilt man die Alkoholiker auf beſtimmte Altersklaſſen, ſo zeigt ſich, 
daß der höchſte Prozentſatz von ihnen auf die Jahre des reifen 
Mannesalters entfällt. Von 100 beobachteten Alkoholikern ſtanden 4,4 
im Alter von 15 bis 24, 25,4 im Alter von 25 bis 34, 39,3 im Alter von 
35 bis 44, 22,2 im Alter von 45 bis 54, 7,4 im Alter von 55 bis 64 und 
1,3 im Alter von 65 Jahren und darüber. 

Der prozentuale Anteil der einzelnen Altersklaſſen an Krankheitsfällen, 
Krankheitstagen und Todesfällen iſt ſehr verſchieden, und zwar findet von den 
niederen zu den höheren Klaſſen eine außerordentlich ſtarke Steigerung ſtatt. 
So entfallen zum Beiſpiel in der erſten Altersklaſſe auf 100 beobachtete Per⸗ 
ſonen 65,7, in der zweiten 97,3, in der dritten 119,6, in der vierten 127,0, 
in der fünften 149,0 und in der ſechſten 209,0 Krankheitsfälle. Auch bei der 
Allgemeinheit tritt zwar bei den höheren Altersklaſſen eine Steigerung ein, 
doch iſt hier die niederſte Zahl nur 36,4 und die höchſte 71,3. Die Alkoholiker 
weiſen demnach an Krankheitsfällen in der niederſten Klaſſe das 1,8 fache, in 
der höchſten aber das 2,93 fache der Allgemeinheit auf, ein Beweis, daß 
ſich die gefährlichen Wirkungen des Alkoholmißbrauchs mit der 
Dauer dieſes Mißbrauchs fortgeſetzt ſteigern. Bei den Krankheits— 
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tagen entfällt auf die Alkoholiker in der unterſten Altersklaſſe das 1,48 fache 
und in der höchſten das 2,6 fache der Allgemeinheit. Bei den Todesfällen 
haben die Alkoholiker zwar an und für ſich auch noch eine ſtarke Steigerung; 
im Vergleich zur Allgemeinheit nimmt dieſe aber ab, und zwar beträgt ſie in 
der unterſten Altersklaſſe das 2,3 fache, in der höchſten dagegen nur noch das 
1,8 jache der Allgemeinheit. 

In der Statiſtik werden 335 Krankheitsformen und Todesurſachen mit 
weit über 200 Ergänzungen in 16 Krankheitsgruppen beziehungsweiſe Unter⸗ 
gruppen eingeteilt, ſo daß es möglich iſt, bei jeder Krankheitsgruppe die auf 
die Alkoholiker entfallenden Zahlen den auf die Allgemeinheit entfallenden 
Zahlen gegenüberzuſtellen. Um zu zeigen, wie verſchiedenartig bei den einzelnen 
Krankheitsgruppen das auf die Alkoholiker entfallende Mehr an Krankheits⸗ 
fällen, Krankheitstagen und Todesfällen iſt, geben wir nachſtehend eine genaue 
zahlenmäßige Darſtellung für die zehn wichtigſten Krankheitsgruppen. N 

Es entfallen auf 1000 je ein Jahr lang beobachtete verſicherungspflichtige 
männliche Perſonen bei den Infektions- und paraſitären Krankheiten 
(Scharlach, Maſern, Diphtherie, fibrinöſe Lungenentzündung, Tuberkuloſe aller 
Art, akuter Gelenkrheumatismus, Gonorrhöe, Syphilis uſw.): 

Krankheitsfälle Krankheitstage Todesfälle 


Bei den Alkoholikern . 819 1861 3,92 
Bei der Allgemeinheit . 50,1 1423 2,76 
Bei den Alkoholikern mehr . . . 31,8 438 1,16 
Mehr in Prozenten 30,8 42,0 


Bei der Gruppe der „Sonſtigen allgemeinen Krankheiten“ (Gicht, 
Alkoholvergiftung, Krebs, Karzinom uſw.): 


Krankheitsfälle Krankheitstage Todesfälle 
Bei den Alkoholikern AG 1149 2,89 
Bei der Allgemeinheit 9,0 266 0,14 
Bei den Alkoholikern mehr. . 37,4 883 2,75 
Mehr in Prozenten 415,5 331,9 1964,3 


Bei den „Krankheiten des Nervenſyſtems“ (Gehirnſchlag, Kongeſtionen, 
Gehirnanämie, einfache Seelenſtörung, Rückenmarkſchwindſucht, Neuritis, Neur⸗ 
algie, Lähmung der peripheren Nerven, Fallſucht, Krämpfe, Neuraſthenie uſw. ): 


Krankheitsfälle Krankheitstage Todesfälle 
Bei den Alkoholikfern 72,0 2424 2,48 
Bei der Allgemeinheie . . 13,3 456 0,47 
Bei den Alkoholikern mehr . . . 58,7 1968 2,01 
Mehr in Prozen n 10744175 431,6 427,6 


Bei den „Krankheiten der Atmungsorgane“ (Kehlkopfentzündung, 
Luftröhrenkatarrh, akute und chroniſche Bronchitis, Lungenemphyſem, Lungen⸗ 
entzündung, Lungenkrankheit, Blutſturz, Bruſtfellentzündung uſw.): 


Krankheitsfälle Krankheitstage Todesfälle 
Bei den Alkoholikern . 1570 4720 7,63 
Bei der Allgemeinheit 656,2 1489 1,51 
Bei den Alkoholikern mehr . . 100,8 3231 6,12 
Mehr in Prozenten . 1793 216,9 405,3 


Bei den „Krankheiten der Kreislauforgane“ (alle Arten von Herz⸗ 
krankheiten, Arterienverſtopfung und ⸗verkalkung, Aderbruch, Venenentzündung, 
Blutgefäßverſtopfung uſw.): 
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Krankheitsfälle Krankheitstage Todesfälle 


Bei den Alkoholikern . 26,6 864 1,44 
Bei der Allgemeinheit. . . . . 101 312 0,65 
Bei den Alkoholikern mehr .. 16,5 552 0,79 
Mehr in Prozenten 1363,3 176,9 121,5 


Bei den „Krankheiten der Verdauungsorgane“ (Hämorrhoidalknoten, 
Halsentzündung, Magenkatarrh, Magenkrampf, Magengeſchwür, Darmkatarrh, 
Durchfall, Leberentzündung, Gelbſucht, Leberleiden, Gallenſteine uſw.): 


Krankheitsfälle Krankheitstage Todesfälle 
Bei den Alkoholikeern . 197,4 4153 1,44 
Berner, Algemein heit 60,2 917 0,59 
Bei den Alkoholikern mehr . . . 137,2 3236 0,85 
Mehr in Prozenten 227,9 352,9 144,1 

Bei den „Krankheiten der Harn- und Geſchlechtsorgane“: 

Krankheitsfälle Krankheitstage Todesfälle 
Bei den Alkoholikfeern 10,9 375 0,41 
Bei der Allgemeinheit 4,9 128 0,16 
Bei den Alkoholikern mehr . . . 6,0 247 0,25 
Mehr in Prozenten . . 19234 192,9 156,2 


Bei den „Krankheiten der äußeren Bedeckungen“ (Krätze, Haut⸗ 
ausſchläge, Furunkel, Zellgewebsentzündung uſw.): 


ö Krankheitsfälle Krankheitstage Todesfälle 
Bei den Alkoholikern 171,8 1424 0,21 
Bei der Allgemeinheit.. 36,1 583 0,02 
Bei den Alkoholikern mehr . . . 35,7 841 0,19 
Mehr in Prozenten 98,9 144,2 950,0 


Bei den „Krankheiten der Bewegungsorgane“ (Muskel-, Sehnen-, 
Gelenk⸗ und Knochenentzündung, Muskel⸗ und Gelenkrheumatismus uſw.): 


Krankheitsfälle Krankheitstage Todesfälle 
Bei den Alkoholikeern . . 202,2 4290 0,41 
Bei der Allgemeinheit. » 49,1 995 0,11 
Bei den Alkoholikern mehr . . . 155,1 3295 0,30 
ehr in Prozenten 311,8 331,1 27277 

Bei den „Verletzungen und anderweitigen äußeren Einwirkungen“: 

Krankheitsfälle Krankheitstage Todesfälle 
Bei den Alkoholikern 275,0 5616 a 
Allgemeinheit 92,8 1695 0,52 
Bei den Alkoholikern mehr . . 182,2 3921 1,75 
9 rro zenten 1856,38 231,3 336,5 


Auch bei allen anderen Krankheitsgruppen — ſoweit dieſe berückſichtigt 
ſind — kommen die Alkoholiker ungünſtiger und zum Teil viel ungünſtiger 
weg als die Allgemeinheit. Dagegen ſtehen fie, wenn man nicht die Krank— 
heitsgruppen, ſondern die Einzelkrankheitsformen betrachtet — von denen in 
der Statiſtik allerdings nur ein Teil behandelt iſt — bei einigen Krankheits⸗ 
formen günſtiger als die Allgemeinheit, ſo bei Halsentzündung und — ſo 
ſonderbar das klingen mag — bei Tuberkuloſe. Von der Halsentzündung 
entfallen auf 1000 Perſonen der Allgemeinheit 16,46 Krankheitsfälle und rund 
160 Krankheitstage, auf 1000 Alkoholiker dagegen nur 13,0 Krankheitsfälle 
und 150 Krankheitstage. Von der Tuberkuloſe entfallen auf 1000 Perſonen 
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der Allgemeinheit 7,7 Krankheitsfälle und 620 Krankheitstage, auf 1000 Alko⸗ 
holiker aber nur 6,6 Krankheitsfälle und 384 Krankheitstage. 

Es wäre nun freilich verkehrt, wenn man annehmen wollte, das günſtige 
Reſultat bei dieſen beiden Krankheitsformen und insbeſondere bei Tuberkuloſe 
ſei auf die günſtige Wirkung des Alkohols zurückzuführen. Im Textband des 
Werkes wird denn auch mit vollem Rechte darauf hingewieſen, daß das Re⸗ 
ſultat für die Alkoholiker dadurch günſtig beeinflußt wird, daß die meiſten 
Alkoholiker Berufen angehören, die eine große Körperkraft er- 
fordern und denen ſich ſchwächliche Perſonen gar nicht oder doch 
nur in geringem Maße zuwenden. Dadurch wird in dieſen Be⸗ 
rufen eine Selbſtausleſe kräftiger Perſonen erzielt, die der Tuber- 
kuloſe erfahrungsgemäß weniger unterworfen ſind als der Durch⸗ 
ſchnitt. So entfielen von den 630 Alkoholikereinzelperſonen auf die Hilfs⸗ 
arbeiter im Maurergewerbe 87, auf die Maurer 56, auf die Schloſſer und 
Eiſendreher 33, auf die Steinſetzer 32, auf die Straßenarbeiter, Eifer uſw. 
38, auf die Arbeiter in Abbruchgeſchäften ſowie die Ausläufer, Abträger und 
Markthelfer 30, auf die Former, Gußputzer und Arbeiter in Eiſenwerken 28, 
auf die Zimmerer und Dachdecker 27, auf die Fuhrleute, Kutſcher und 
Straßenbahner 25 Alkoholiker uſw. 8 

Dieſe Zahlen geben natürlich über den prozentualen Anteil, den die ein⸗ 
zelnen Berufe im Verhältnis zu ihrer Mitgliederzahl an Alkoholikern ſtellen, 
keinen Aufſchluß. Betrachtet man das Verhältnis zwiſchen Alkoholikern 
und Beruf, ſo ſtehen die Steinſetzer mit 0,35 Prozent der Mitgliederzahl 
dieſes Berufs an erſter Stelle; ihnen folgen die Arbeiter in Abbruch- 
geſchäften mit 0,34, die Hilfsarbeiter im Maurergewerbe mit 0,24, 
die Straßenarbeiter, Eifer uſw. mit 0,23, die Arbeiter in Gärtnerei 
und Landwirtſchaft mit 0,16, die Brauer und Branntweinbrenner 
mit 0,15, die Fuhrleute, Kutſcher uſw. mit 0,12, die Hilfsarbeiter im 
Gaſtwirtsgewerbe mit 0,11 und die Zimmerer und Dachdecker mit 
0,10 Prozent. Alle anderen hauptſächlich in Betracht kommenden Berufe haben 
weniger als 0,10 bis herab zu 0,02 Prozent der Mitglieder dieſer Berufe. 

Alles in allem gibt das großangelegte Tabellenwerk ſo erſchreckende Be⸗ 
weiſe von der Gefährlichkeit des übermäßigen Alkoholgenuſſes, daß die Arbeiter⸗ 
organiſationen alle Urſache haben, im Kampfe gegen den Alkoholismus nicht 
zu erlahmen. Wer die Zahlen dieſes Werkes ſtudiert hat, der muß zugeben, 
daß der Kampf gegen den Alkoholmißbrauch eine Kulturbewegung erſten 
Ranges iſt. 


nochmals ‚hinaus aufs Land! 
Von Dr. Wilhelm Grumach. 


Mein kurzer Artikel „Hinaus aufs Land“ in Nr. 31 dieſer Zeitſchrift muß 
der agrar⸗konſervativen „Danziger Allgemeinen Zeitung“ ſchwer auf die Nerven 
gefallen ſein, denn ſie widmet ihm in ihrer Ausgabe vom 21. Mai eine zwei 
Spalten lange Beſprechung. Ob ihm dieſe Ehre auch von anderen ähnlichen 
Blättern zuteil geworden iſt, weiß ich nicht; aber es genügte mir, den ängſt⸗ 
lichen Widerhall meines Rufes aus denjenigen Kreiſen zu hören, aus deren 
Kenntnis heraus ich ſprach, den weſtpreußiſchen. — Heimatsklänge! — Habe 
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ich doch auch daraus feſtſtellen können, daß in den letzten fünf Jahren in dieſen 
Kreiſen Logik und ſoziales Verſtändnis nicht zugenommen haben. 

Das Blatt ſpricht von den Schwierigkeiten, welche meiner Anſicht nach ſich 
unſerer Agitation auf dem Lande entgegenſtellen, und ſagt dazu, auf dem 
Lande könne man ſich „dieſe ſozialdemokratiſchen Ausſtellungen zum Ruhme 
anrechnen“. Ja, welche denn? Etwa das Zerſtreutwohnen der Landproletarier? 
Oder die Paſchawirtſchaft der ländlichen ſogenannten Selbſtverwaltungsbeamten? 
Oder gar die Rückſtändigkeit der Landbevölkerung? 

Übrigens ſcheint die „Danziger Allgemeine Zeitung“ von der Rückſtändig⸗ 
keit der Landbevölkerung nicht überzeugt zu ſein, tut wenigſtens ſo, denn das 
Wort Rückſtändigkeit ſetzt ſie in Gänſefüßchen. Nun — kann man es zum 
Beiſpiel anders nennen, wenn eine Frau einen Arbeiter allen Ernſtes wegen 
Beleidigung verklagt (es kam ſogar zur Hauptverhandlung, und ich war medi⸗ 
ziniſcher Sachverſtändiger), weil er ihr nachgeſagt hatte, ſie habe ihm einen 
chroniſchen Darmkatarrh angehext? Oder wenn man erzählt, es werde Krieg 
geben, weil ein Kaiſer dem anderen „ens ver de Freß“ geſchlagen habe? 
Sollten aber dieſe Exempel oſtelbiſcher Kulturhöhe, welche ſich leicht ver- 
mehren ließen, der „Danziger Allgemeinen Zeitung“ zur Beurteilung nicht aus⸗ 
reichen, die Rückſtändigkeit läßt ſich durch geradezu erſchreckende amtliche Zahlen 
nachweiſen, die Zahlen der Analphabeten. Daß die Bildung der Städter 
überall ziemlich dieſelbe iſt, wird nicht beſtritten werden können; ſo fällt die 
Zahl der Analphabeten nur der Landbevölkerung zur Laſt. Nun konnten nach 
S. 21 des letzten „Statiſtiſchen Jahrbuchs für Preußen“ im Jahre 1908 von 
1000 Eheſchließenden, alſo Perſonen im jugendlichen Alter, ihren Namen unter 
die Heiratsurkunde nicht ſchreiben: 


in der Rheinprovinz. . 19 IURSHlEIte. nme re WLNO 
ie alen 33 in Oſſpreußnn 298 
, ee 7) eff!!! 9,6 
in Brandenburg 2,5 in Weſtpreußen . 40,3 
in Pommern 6,5 


Alſo je weiter nach Osten, deſto ſchlimmer! Daß nicht das Sprachengewirr 
in den öſtlichen Provinzen die Urſache iſt, wird dadurch bewieſen, daß Poſen 
prozentual doppelt ſo viel Polen hat als Weſtpreußen, trotzdem aber weniger 
Analphabeten. 

Von unſerem Agitationsplan macht ſich die „Danziger Allgemeine Zeitung“ 
ein phantaſievolles Bild. Vorerſt kann ich ihr verraten, daß ich in dem Artikel 
gar nicht vorhatte, einen Agitationsplan zu entwerfen. Das kann ich nicht, 
dazu mangelt mir die Erfahrung, und außerdem werde ich mich doch hüten, 
ſo etwas in der Offentlichkeit zu tun, damit unſere Gegner ſofort wiſſen, wie 
ſie uns lahmlegen können. Nein, ich wollte nur zu einer und zwar einer ge— 
ſchloſſenen Konferenz darüber anregen, und alles, was ich vorſchlug, ſollte 
nur der Vorbereitung zu einer ſolchen dienen. In der Parteiliteratur ſoll durch 
Zuſtandsſchilderungen ein der Beſprechung zugrunde zu legendes Material ge— 
ſchaffen werden. Die „Danziger Allgemeine Zeitung“ ſieht darin rote Agi- 
tationsſchriften, mit denen die Landproletarier überſchüttet werden ſollen. Be⸗ 
ſonders aber hat ihre Phantaſie erregt, daß ich erwähnte, wir müßten uns 
über die Fragen der Behandlung der Religion, des Militarismus und ähn⸗ 
licher Dinge einigen. Sie folgert daraus, die „Genoſſen“ würden „demnach 
in gewohnter Verkleidung (?) auf dem Lande erſcheinen. Es wird ihnen nicht 


538 Die Neue Zeit. 


darauf ankommen, ſich als religiöſe, militärbegeiſterte, königstreue Leute auf⸗ 
zuſpielen.“ Nein, ſo kindiſch werden wir es ſicher nicht machen. Solche Heuchelei 
widerſpricht unſeren Grundſätzen und würde nur das Gegenteil von dem er⸗ 
reichen, was wir wollen. 

Wir haben ſolche Mittel auch gar nicht nötig. Die Agrarier ſelbſt ſorgen 
ja durch die elenden Zuſtände, unter denen ſie ihre Arbeiter leben laſſen, 
dafür, daß dieſe endlich erwachen und fühlen müſſen, daß und wie ſchlecht es 
ihnen geht. Und wenn ſie dann erfahren, was wir ohne jede Verkleidung 
wollen, dann können die „ländlichen Beſitzer auf ihrem Poſten“ ſein, ſoviel 
ſie wollen, die Landarbeiter werden uns mit offenen Armen empfangen. Unſere 
ganze Landagitation bezweckt ja nichts weiter, als die Landarbeiter aufzurütteln, 
daß ſie ſich auf ſich ſelbſt und ihre Menſchenwürde beſinnen. Zum Sozialis⸗ 
mus kommen ſie dann von ſelbſt. Das fühlen die Agrarier auch ſelbſt. Gerade 
davor, daß die Landarbeiter erwachen, um ſich als Menſchen zu fühlen und 
ſich nicht weiter als freudloſe Arbeitstiere benutzen zu laſſen, davor haben die 
Agrarier ja die Heidenangſt, und da wir diejenigen ſind, die ſie wecken wollen, 
darum dieſe Gruſeligmacherei vor uns. 

Die ganze Angſt vor unſerer Aufklärung ſpricht aus der beſorgten Mahnung 
am Schluſſe: „Die Verkleidung zu durchſchauen, müſſen ſich die Landbewohner 
ſehr aufmerkſam angelegen ſein laſſen und ſich alle diejenigen, die mit Lockungen 
und Verſprechungen ſich heranmachen, ſehr genau anſehen.“ Weshalb dieſe 
Mahnung, wenn man nicht fürchtete, die Saat unſerer Aufklärung könnte auf 
fruchtbaren Boden fallen? Gerade dieſe Mahnung zeigt uns, daß wir auf 
richtigem Wege ſind, wenn wir jetzt eine energiſche Landagitation beginnen, 
daß es in der Tat nur äußere Schwierigkeiten ſind, die uns entgegenſtehen, 
daß aber der Boden ſelbſt reif iſt. Somit hat uns die „Danziger Allgemeine 
Zeitung“ einen großen Dienſt erwieſen, und wir können ihr dafür nur dankbar 
ſein, denn mit um ſo größerem Selbſtvertrauen können wir jetzt an die Arbeit 
gehen. 


literariſche Rundſchau. 


H. Freeſe, Die konſtitutionelle Fabrik. Jena 1909, Verlag G. Fiſcher. 170 Seiten, 
geh. 1,50 Mark, geb. 2,50 Mark. 

„Es waren am 3. Auguſt dieſes Jahres fünfundzwanzig Jahre ſeit dem Tage 
verfloſſen, an dem ich in meiner Fabrik durch Einberufung einer Arbeitervertretung 
zum konſtitutionellen Syſtem übergegangen bin. Die erſten Anläufe dazu liegen 
ſchon fünf Jahre weiter zurück.“ Mit dieſen Worten wird vom Verfaſſer das vor⸗ 
liegende Buch eingeleitet. Freeſe ſchildert dann ausführlich das Verfaſſungsleben 
ſeiner Fabrik und deſſen Erfolg, um dann die Nutzanwendung zu beſprechen, 
welche die Unternehmer aus dieſem durchgeführten Experiment ziehen ſollten. 

Freeſe, bekanntlich Jalouſiefabrikant in Berlin, wollte als Unternehmer den 
Verſuch machen, in ſeinen Betrieben den Gegenſatz zwiſchen Kapital und Arbeiter 
auszuſöhnen. Er begeiſterte ſich für die Einführung einer beſonderen Art von 
Gewinnbeteiligung, hielt es für wichtig, Fabrikſparkaſſen zu gründen, brachte dem 
Arrangement von gelegentlichen Landpartien und Fabrikfeſten ein großes Intereſſe 
entgegen und was dergleichen Dinge mehr ſind. Vor allem aber ſuchte er eine 
Fabrikverfaſſung zu ſchaffen, die ſich für alle Beteiligten rentiert. Er will Ruhe 
und Frieden in ſeinen Fabriken haben, weil er weiß, daß jeder innere Kampf auch 
die Aktionskraft des Unternehmens ſelbſt ſchädigt. Deshalb bemüht er ſich, alle 
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Konflikte mit ſeinen Arbeitern zu umgehen und ihnen ſoweit wie möglich entgegen⸗ 
zukommen. Er reſpektiert ihr Koalitionsrecht und verhandelt ruhig und vernünftig 
mit ihnen über ihre Lohnforderungen. 

Es wäre unrecht, wollte man nicht Freeſe zugeſtehen, daß er ein Maß von 
ſozialem Verſtändnis gezeigt hat, das man ſonſt nur in den allerſeltenſten Fällen 
bei unſeren Unternehmern findet. Was hat nun Freeſe mit ſeiner fünfundzwanzig⸗ 
jährigen Reformarbeit erreicht? Gewiß kann er feſtſtellen, daß es in ſeinen Fabriken 
zu verhältnismäßig geringen Auseinanderſetzungen zwiſchen Unternehmer und Ar: 
beiter gekommen iſt; aber Freeſes Ehrgeiz ging doch höher. Er wollte über die 
Grenzen ſeines Betriebes hinaus als Sozialreformer wirken, wollte ſeine Berufs⸗ 
genoſſen zu den gleichen Anſchauungen bekehren und ein Bahnbrecher des konſti— 
tutionellen Fabrikſyſtems werden. 

Bei einer Beſprechung von Freeſes neueſtem Buch drängt ſich daher ganz von 
ſelbſt eine höchſt zeitgemäße Betrachtung auf über die Veränderungen, die der 
ſozialpolitiſche Kurs bei uns in Deutſchland innerhalb zweier Jahrzehnte erfahren hat. 

Als Freeſe zum erſtenmal mit ſeinen Reformgedanken an die Offentlichkeit trat, 
war die Periode der ſozialpolitiſchen Ara angebrochen. Berlepſch wurde Miniſter 
und die bürgerlichen Ideologen glaubten der Erfüllung ihrer ſchönſten Blüten⸗ 
träume nahe zu ſein. Ein Mann wie Freeſe, der als Unternehmer ſolche Re⸗ 
formgedanken ausſprach, mußte die Aufmerkſamkeit der Sozialpolitiker auf ſich 

lenken. Daß dieſe Ara nur ein flüchtiger Rauſch war, iſt bekannt. Berlepſch mußte 
gehen und die Miniſter nach ihm haben ſich vor ſolchen Seitenſprüngen gehütet. 
Je nachdrücklicher die ſpäteren Miniſter für Sozialpolitik gegen die Sozialpolitik 
gearbeitet haben, um ſo beſſer konnten ſie ſich behaupten und ſich die Zufriedenheit 
der maßgebenden Leute in Induſtrie, Handel und Landwirtſchaft erwerben. 
| Aber der Gedanke des konſtitutionellen Fabrikſyſtems hatte doch beſtimmte 
Kreiſe bürgerlicher Sozialreformer ſo tief erfaßt, daß er nicht mehr ganz verſchwand. 
Da die Ausſicht immer geringer wurde, dieſe Ideen in die Praxis umſetzen zu 
können, flüchtete man ſich in das Reich der Literatur. In Zeitſchriften und Büchern 
wurde nun unendlich viel darüber geſchrieben. Man kann die Formel aufſtellen, 
daß die Literatur über dieſes Thema umgekehrt proportional zu den praktiſch aus⸗ 
geführten Fällen angewachſen iſt. So haben denn auch die wirklichen Fachleute 
unter den bürgerlichen Sozialpolitikern, die ſich ernſthaft und gründlich mit dieſen 
Dingen beſchäftigen konnten, darüber keinen Zweifel gelaſſen. Geradezu vernichtend 
iſt die Abrechnung, die L. Bernhard in feinem Handbuch der Löhnungsmethoden 
mit Freeſe und Genoſſen in der Frage der Gewinnbeteiligung, die ein wichtiger 
Beſtandteil des konſtitutionellen Fabrikſyſtems iſt, unternimmt. Er kommt, indem 
er die praktiſchen Fälle auf ihre wirkliche Bedeutung unterſucht, zu dem Fazit, daß 
die Geſchichte der Gewinnbeteiligung zwar reich iſt an Begeiſterung, aber arm an 
Erfolgen.! Zu einem ähnlichen Reſultat kommt auch Wilhelm Stiel, der kürzlich 
in einer Rundſchau die Bibliographie über die Gewinnbeteiligung der letzten fünf 
Jahre zuſammengeſtellt hat und dabei konſtatiert, daß trotz des koloſſalen Anz 
wachſens dieſer Literatur die praktiſche Verwirklichung der Gewinnbeteiligungs— 
gedanken keine Fortſchritte gemacht hat.? 
Das Urteil von Stiel iſt deshalb bemerkenswert, weil er ſelbſt ein fleißiger 
Arbeiter in dieſem Weinberg geweſen iſt. Anläßlich eines wirtſchafts⸗wiſſenſchaft⸗ 
lichen Preisausſchreibens der techniſchen Hochſchule Berlin ſchrieb Stiel eine Studie 


1 Handbuch der Löhnungsmethoden. Eine Bearbeitung von David F. Schloß’ 
Methods of Industrial Remuneration, von L. Bernhard. Verlag Duncker & Humblot. 
Kapitel 17. Seite 225. 

2 Jahrbuch für die ſoziale Bewegung der Induſtriebeamten. Herausgegeben vom Vorſtand 
des Bundes der Techniſch⸗Induſtriellen Beamten. 3. Jahrgang, 3. Heft. Berlin, Induſtrie- 
beamtenverlag. 
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über die Gewinnbeteiligung der Arbeit, die ſpäter im Verlag von Böhmert, Dresden, 
herausgegeben wurde. Nicht mit Unrecht hat einmal ein Kritiker dieſe Arbeit 
wegen der umfangreichen Materialzuſammenſtellung eine „Ameiſenburg“ genannt. 
Stiels Urteil iſt aber noch aus dem Grunde zu beachten, weil hier die Anſicht eines 
geiſtigen Führers aus der Technikerbewegung wiedergegeben wird. 

Der Gedanke nach einem konſtitutionellen Fabrikſyſtem ſchien nämlich eine kurze 
Wiederholung zu feiern, als ein neues Organiſationsleben in der Technikerſchaft 
entſtand. Die Techniker gingen zur gewerkſchaftlichen Selbſthilfe über, ſie wollten 
aktiv teilnehmen an den ſozialen Kämpfen der Zeit. Die Sozialpolitiker hofften, 
daß, wenn die Techniker für die Forderung nach einem konſtitutionellen Fabrik⸗ 
ſyſtem intereſſiert werden, die Frage damit wieder in Fluß kommen könnte. Denn 
gerade der Techniker iſt derjenige induſtrielle Mittelsmann, der am beſten über die 
innere Organiſation des Fabrikbetriebs orientiert ſein kann. Nun haben die 
Techniker am eigenen Leibe geſpürt, was es mit dem Fabrikparlamentarismus im 
Ernſtfalle auf ſich hat. Um die elementarſten Grundrechte ihrer Koalitionsfreiheit 
mußten ſie kämpfen, und alle Zeichen ſprechen dafür, daß auch hier der Aufſtieg 
zur Gewerkſchaftsbildung nur unter ſchweren Auseinanderſetzungen vor ſich gehen 
wird. Haben die Arbeiter ſich durch das Phantom eines konſtitutionellen Fabrik⸗ 
ſyſtems in ihrer Organiſationsarbeit nicht aufhalten laſſen, ſo müſſen auch die 
Angeſtellten mehr und mehr die alten Harmonielehren überwinden. Mögen ſie 
auch vorläufig noch mancherlei Schlagworte als Papierforderungen auf ihre Pro⸗ 
gramme ſchreiben. 

An den harten Tatſachen wird auch dadurch nichts geändert, daß die Harmonie⸗ 
apoſtel ſelbſt noch an die Verwirklichung ihrer Pläne glauben. So ſchließt Freeſe 
ſein Buch mit den Worten: „Ich hoffe, daß die guten Erfahrungen, die ich mit 
dieſen Mitteln gemacht habe, für meine Berufsgenoſſen nicht ohne Wert ſein werden. 
Nicht daß ich erwarte, daß ſich in der Induſtrie alsbald ein Umſchwung vollziehen, 
daß an Stelle der hergebrachten Fabrikverfaſſung überall eine andere treten wird 
und daß dem Streite die Eintracht, dem Mißtrauen gegenſeitiges Verſtehen folgen 
werden. ö 

„Ich glaube aber, daß meine Mitteilungen die Zahl der Betriebe, in denen 
Tarifverträge, Selbſtverwaltung und Gewinnbeteiligung eingeführt werden, ver⸗ 
mehren und daß ſie etwas dazu beitragen werden, dem konſtitutionellen Gedanken 
wie in den Staaten und Gemeinden auch in der Induſtrie zum Siege zu verhelfen.“ 

Ein unglaublicher Optimismus ſpricht aus dieſen Zeilen. Kennt Freeſe die 
Pſyche der deutſchen Unternehmer ſo wenig, daß er glaubt, ſie würden in nennens⸗ 
werter Zahl freiwillig von ihren Herrſchaftsrechten etwas abgeben? Oder glaubt 
Freeſe, daß die Regierung den Mut haben wird, durch geſetzgeberiſche Maßnahmen 
die Stellung des Unternehmers zu verändern? 

Viel weniger Optimismus haben in dieſer Beziehung die führenden Kreiſe der 
Unternehmer ſelbſt an den Tag gelegt. Die „Deutſche Arbeitgeberzeitung“ kommt 
in einer Beſprechung des Freeſebuchs zum Schluſſe, daß die bisher erzielten Reſultate 
keineswegs derartig ſind, um, „abgeſehen von einzelnen Idealiſten, die ebenſo wie 
Freeſe die Schattenſeiten nicht ſehen wollen, andere Arbeitgeber veranlaſſen zu 
1010 die Fußtapfen des Herrn Freeſe zu treten“ („Deutſche Arbeitgeberzeitung“, 
1910, Nr. 3). 

Die Theſe von der konſtitutionellen Fabrik iſt eben eine glatte Utopie. Der 
kapitaliſtiſche Betrieb kann ebenſowenig eine konſtitutionelle Verfaſſung erhalten wie 
der Militärſtaat einen wirklichen Parlamentarismus. Der oberſte Endzweck eines 
kapitaliſtiſchen Betriebs iſt die Erzielung eines möglichſt hohen Profits, ihm werden 
alle anderen Faktoren untergeordnet. Aus jeder einzelnen Arbeitskraft muß durch 
die reſtloſe Ausnutzung ihrer ganzen Leiſtungsfähigkeit der höchſte Nutzeffekt heraus⸗ 
gewirtſchaftet werden. Der kapitaliſtiſche Unternehmer hat alſo ein ſchrankenloſes 
Erwerbsintereſſe. Er müßte ſeine ganze innere Weſensart aufgeben, wollte er ſich 
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durch eine noch ſo zahme Fabrikverfaſſung irgendwelche Schranken auferlegen laſſen. 
Deshalb hat der Mißerfolg der ganzen ſozialreformeriſchen Bewegung um das 
konſtitutionelle Fabrikſyſtem ſeine letzten Urſachen in der Weſensart des kapita⸗ 
liſtiſchen Unternehmers, in den inneren Bewegungsgründen der heutigen Wirtſchafts⸗ 
verfaſſung. So erklärt ſich denn auch das Schickſal, das dem neuen Freeſebuch 
beſchieden iſt. Entweder wird es mit mitleidigem Spotte aufgenommen oder, was 
beinahe noch ſchlimmer iſt, es wird totgeſchwiegen. Über das konſtitutionelle Fabrik— 
ſyſtem diskutiert man heute in der Praxis nicht mehr, dieſe Fragen haben ſich er— 
ledigt. Hüben und drüben rüſten ſich die Heere zu immer ſchärfer werdenden 
Klaſſenkämpfen. Jede Beſtimmung des Arbeitsvertrags wird hart umkämpft und 
umſtritten, und die Tarifverträge werden nicht aus dem ſozialen Frieden, ſondern 
aus dem ſozialen Krieg herausgeboren. Jene ſoziale Friedensſchalmei von Freeſe 
paßt daher recht ſchlecht in unſere heutige Situation hinein, in der Maſchinen⸗ 
gewehre und Zwangsarbeitsnachweiſe diejenigen Hilfsmittel bilden, die „das Recht 
der Perſönlichkeit im Fabrikbetrieb“ wahren ſollen. Richard Woldt. 


Graf Poſadowsky, Die Wohnungsfrage als Kulturproblem. Vortrag, gehalten 
in München am 5. Januar 1910 in einer öffentlichen Verſammlung des Bayeriſchen 
Landesverbandes für Wohnungsförderung. München, Ernſt Reinhardt. 32 Seiten. 
50 Pfennig. 
Daß Miniſter im Exil weiterblicken — oder rückſichtsloſer ſprechen als im Amte, 
beweiſt wieder einmal dieſer Vortrag Poſadowskys. Er, der einſt als Staats⸗ 
ſekretär des Reichsſchatzamts auch die Forderungen der Kolonialpolitik vertrat, legt 
hier das Bekenntnis ab: In der beſten unſerer Kolonien, Südweſtafrika, die wir 
nun ſchon ſeit ſechsundzwanzig Jahren beſitzen, befinden ſich doch nur 6210 an⸗ 
ſäſſige Deutſche, einſchließlich der Beamten, während ſich unſere Bevölkerung in 
derſelben Zeit um faſt 18 Millionen vermehrt hat. „Auch die wärmſten Vertreter 
einer ſtarken Kolonialpolitik werden hiernach die Hoffnung kaum mehr aufrecht er— 
halten können, daß unſere Kolonien imſtande wären, einen irgendwie nennens⸗ 
werten Teil unſerer wachſenden Bevölkerung aufzunehmen.“ Poſadowsky wendet 
ſich auch dagegen, daß wir überhaupt einen entbehrlichen Bevölkerungsüberſchuß 
hätten. Nicht an Übervölkerung leide Deutſchland, ſondern an einer ungleichen 
und hierdurch ungünſtigen Verteilung der Bevölkerung. „Wenn wir daher unſeren 
beſtehenden Kulturzuſtand auch nur aufrecht erhalten wollen,“ müſſen für den jähr⸗ 
lichen Bevölkerungszuwachs von einer Million Menſchen fortgeſetzt neue, in geſund— 
heitlicher und ſittlicher Beziehung genügende Wohnſtätten geſchaffen werden. Jetzt 
ſeien überfüllte Maſſenquartiere vorhanden, aus denen Verbrecher hervorgehen, 
da ſie unter Verhältniſſen aufwachſen, die jedes Gefühl der Scham und der Schick— 
lichkeit abſtumpfen müſſen. Mindeſtens vier Fünftel der Stadtbevölkerung leben 
in ſogenannten Kleinwohnungen von zwei bis drei Räumen; aber nur in ſehr 
großen Entfernungen von ihrer Arbeitsſtelle können ſie ſie finden „zum Schaden 
ihrer Arbeits⸗ und Nachtruhe und ihres Familienlebens“. Dabei iſt je geringer 
das Einkommen, um fo größer der Prozentſatz, der hiervon auf die Miete ver- 
wendet werden muß. Poſadowsky zitiert aus dem Bericht des Weſtfäliſchen Vereins 
zur Beförderung des Kleinwohnungsweſens: Bis zu 63 Prozent der Bevölkerung 
leben in Zwei⸗ bis Dreizimmerwohnungen. In einzelnen Orten ſind ſie bis zu 
59 Prozent mit zwei, ja ſogar mit drei und vier Schlafgängern belegt, was „die 
kaum glaubliche Zerrüttung des Familienlebens in den Arbeiterfamilien“ erkläre. 
Aus der Statiſtik der Militärtauglichkeit zeigt er, daß mit der Dichtigkeit des Zu⸗ 
ſammenwohnens der Bevölkerung die körperliche Tauglichkeit entſprechend ſinkt, ſo 
daß geſetzliche Abhilfe dringend nötig ſei. Verſtändigerweiſe erklärt er eine geſetz⸗ 
liche Beſchränkung der Freizügigkeit als „völlig ausgeſchloſſen“. Von Umſatz⸗ und 
Wertzuwachsſteuern befürchtet er noch eine Steigerung der Mietpreiſe und damit 
des Elends der Bevölkerung. Die Urſache der Wohnungsnot ſieht er darin, „daß 
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man den Grund und Boden durch ſeine unbeſchränkte Verſchuldbarkeit zu einer 
Marktware gemacht hat“. Für den landwirtſchaftlich benutzten ebenſo wie den 
ſtädtiſchen Grundbeſitz müſſe eine geſetzliche Verſchuldungsgrenze eingeführt werden, 
da er nicht wie die meiſten Marktwaren beliebig vermehrt werden könne. Vor 
allem empfiehlt er die Ausgeſtaltung des Erbbaurechts, das durch das bürger⸗ 
liche Geſetzbuch eingeführt, aber noch ſehr wenig benutzt werde. Dazu gehöre eine 
durch neue Geſetzesbeſtimmungen herbeizuführende Sicherung der Hypotheken. Ferner 
müſſe durch geſetzliche Beſtimmungen vorgeſchrieben werden, daß in gewiſſen Stadt⸗ 
teilen nur Gebäude mit Kleinwohnungen errichtet werden dürften. Ein in allen 
deutſchen Staaten zu erlaſſendes Wohnungsgeſetz und eine geordnete Wohnungs: 
aufſicht müſſe „unhaltbare Wohnungszuſtände, wie ſie beſonders in Induſtrie⸗ 
ſtädten ſo vielfach beſtehen“, beſeitigen. 

Graf Poſadowsky erklärt ferner, daß Staat und Gemeinden eine andere 
Wohnungspolitik einſchlagen müſſen. „Bisher war es Grundſatz ſtaatlicher und 
ſtädtiſcher Finanzverwaltung, keine Grundſtücke auf Vorrat zu kaufen.. Von 
dieſer engen finanzwirtſchaftlichen Auffaſſung müſſen im Hinblick auf die wachſenden 
Bedürfniſſe Staat und Gemeinde abgehen ... und Vorſorge durch rechtzeitigen 
reichlichen Ankauf von Grund und Boden treffen.“ 

Aber Graf Poſadowsky weiß auch, was dieſen Maßnahmen im Wege ſteht. 
Offen heraus erklärt er: „Einer kräftigen und vorſorgenden Bodenpolitik im Intereſſe 
der minderbemittelten Bevölkerung ſtellt ſich leider vielfach das Übergewicht des 
Grund beſitzerſtandes in den ſtädtiſchen Vertretungen entgegen.“ 

Sehr richtig! Und wenn Graf Poſadowsky noch nicht a. D. wäre, die Kreiſe, 
deren Intereſſen er als Miniſter vertreten hat, würden ihn nach dieſer Rede 
ſchonungslos wegjagen. Doch freilich, als er noch im Amte war, hat er an den 
geheiligten Privilegien der Kapitaliſten nicht gerüttelt — und wenn er jetzt einige 
bekämpft, ſo iſt dies nur deshalb intereſſant, weil es zeigt, wie den Förderern der 
kapitaliſtiſchen Entwicklung vor deren Segnungen zu grauen beginnt. Gelöſt kann 
die Wohnungsfrage freilich weder durch Begünſtigung des Erbbaurechts werden 
noch allein durch Beſeitigung des Hausbeſitzerprivilegs in den Gemeindeverwal⸗ 
tungen. Aber eine Milderung der Not könnten entſprechende Geſetzesmaßnahmen 
wohl ſchaffen, es fehlt nur eine Kleinigkeit dazu: der gute Willen der Regierungen 
wie der Kapitaliſten. 


Zeitſchriftenſchau. 


„Der Kampf“ vom Juni enthält einen Aufſatz von Heinrich Weber über 
„Das Weſen des Internationalismus“. Der Kampf zwiſchen Zentraliſten und 
Separatiſten unter den tſchechiſchen Gewerkſchaftern hat zu einer lebhaften Erörte⸗ 
rung des Weſens des Internationalismus geführt. Die tſchechiſchen Separatiſten 
verſtehen darunter die Anerkennung der Gleichwertigkeit aller Nationen. Daher 
fordern wir für alle Völker die Gleichberechtigung. Wir bekämpfen jede nationale 
Fremdherrſchaft und verlangen für alle Völker, für die Tſchechen wie für die 
Deutſchen, nationale Autonomie. Unſer Kampfziel iſt die Selbſtbeſtimmung für alle 
Nationen, und dieſes Ziel iſt international. Wo die alte naturrechtlich⸗demokratiſche 
Anſchauungsweiſe nicht mehr die Begründung abgibt, wird dieſer Internationalis⸗ 
mus aus dem Klaſſenintereſſe des Proletariats abgeleitet. Aber auch dann bleiben 
ſeine Gebote erfüllt, wenn jedes Volk dem anderen zugeſteht, was es ſelbſt verlangt. 
Auf dieſe Auffaſſung berufen ſich die Separatiſten; ſie wollen für ſich autonome 
Gewerkſchaften und geſtehen allen anderen Nationen dasſelbe Recht zu. 

Nun verfechten wir tatſächlich die Gleichberechtigung aller Nationen. Aber die 
Internationalität unſerer Bewegung hört damit nicht auf, ſondern bedeutet noch 
mehr. Das zeigt ſich vor allem bei einer hiſtoriſchen Betrachtung. Hiſtoriſch wurzelt 
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der proletariſche Internationalismus in der Erkenntnis der proletariſchen Klaſſen⸗ 
intereſſen, die an keiner Landesgrenze aufhören, andererſeits in den internationalen 
Ideen der franzöſiſchen Aufklärung, der deutſchen Philoſophie und der engliſchen 
Okonomie, die der Sozialismus dann zu neuen Formen umwandelte. Engels zeigte 
ſchon 1845 und 1847, wie die Bourgeoiſie zentraliſierend auftrat, die lokalen Eigen⸗ 
tümlichkeiten und den Provinzialismus niederriß, die großen Nationen als gleich⸗ 
artige Maſſen mit gleichen Intereſſen ſchuf; wie aber die Bourgeoiſie über die 
Schranke der Nation nicht hinauskommen konnte, während das Proletariat in dieſer 
Richtung weitergeht und nicht nur die Nation, ſondern die ganze ziviliſierte Welt, 
alle Länder zuſammen zentraliſieren muß. Dieſen Gedankengang entwickelt auch 
das Kommuniſtiſche Manifeſt. Dort wird gezeigt, daß die Bourgeoiſie zum Verdruß 
aller Reaktionäre die Unterſchiede innerhalb einer Nation verſchwinden macht, wie 
daraus aber nicht der Weltfrieden, ſondern der Weltkampf der Nationen entſteht. 
Die Herrſchaft des Proletariats wird dann die nationalen Gegenſätze der Völker 
noch mehr verſchwinden laſſen; nur durch vereinigte Aktion kann es ſich befreien; 
mit der Ausbeutung der Individuen wird auch die Ausbeutung einer Nation durch 
die andere aufgehoben, und damit fällt die feindliche Stellung der Nationen zu⸗ 
einander weg. In dieſer Auffaſſung zeigt ſich nichts von irgend einem Naturrecht 
oder einer „Gleichberechtigung der Nationen“, ſondern tritt die notwendige Ent⸗ 
wicklung zu einer internationalen Volksgemeinſchaft als Frucht der ökonomiſchen 
Entwicklung hervor. 

Die Kämpfe von 1848 bis 1878 brachten den Sozialismus in enge Berührung 
mit den nationalen Bewegungen; das Streben der Nationen nach Freiheit und 
Einheit fand immer die Unterſtützung der proletariſchen Vorkämpfer. Aber ſie ver⸗ 
gaßen nicht, dabei immer das Geſamtintereſſe der Bewegung über die Einzelinter⸗ 
eſſen zu ſtellen und zu vertreten. Das große Intereſſe der proletariſchen Befreiung, 
der Sieg der europäiſchen Demokratie über die Reaktion ſtand bei ihnen an erſter 
Stelle und beſtimmte ihren Standpunkt. Sie hegten keine nationaliſtiſche Senti⸗ 
mentalität und wußten, daß der eherne Schritt der Geſchichte bisweilen über das 
Leben ganzer Nationen hinweggeht. Sie kämpften für Deutſchlands Einheit, be⸗ 
kämpften aber Bismarck, der dieſe Einheit in reaktionärer Weiſe verwirklichte. Marx 
und Engels ſtanden auf der Seite des nationalen Italien, ſetzten große Hoffnungen 
in die Serben und verteidigten die Sache der Tſchechen; aber ſie ſtellten ſich den 
„Befreiern“ Louis Napoleon und dem Zaren entgegen und bekämpften die Tſchechen, 
als dieſe ſich mit der Konterrevolution verbanden. Wo eine Nationalbewegung der 
Geſamtbewegung widerſprach, haben Marx und Engels ſie rückſichtslos bekämpft. 
Keinem Volke ſprachen ſie das Recht zu, ſeine nationalen Ziele auf Koſten der Ge⸗ 
ſamtentwicklung der Menſchheit zu verfechten. Von ihnen können wir lernen, daß 
der proletariſche Internationalismus ſich nicht in der Forderung der Gleichberechti⸗ 
gung aller Völker auflöſt, ſondern dieſe Forderungen begrenzt. Er bedeutet die 
Unterordnung der nationalen Ziele unter das Geſamtintereſſe des Proletariats. Er 
fließt aus der Wirklichkeit des proletariſchen Lebens ſelbſt hervor, worin die materielle 
Not und die Ausbeutung unendlich ſchwerer wiegen als die Sprache der Straßentafeln. 

Daher ſoll auch jetzt alles Handeln durch dieſe Erkenntnis beſtimmt werden, 
daß das allgemeine proletariſche Intereſſe über den nationalen Intereſſen ſteht. 
Der Sozialismus verficht die nationale Demokratie, aber er ſtellt die Forderung der 
internationalen Gemeinſchaft über fie. In dieſer Überordnung und nicht in Sym⸗ 
pathie und Geldſendungen nach dem Ausland liegt das Weſen des Internationa⸗ 
lismus. Wir ſehen, wie durch die Entwicklung das Wirtſchaftsleben ſich immer 
mehr vereinheitlicht und zentraliſiert, während das Kulturleben ſich reicher geſtaltet 
und differenziert. Einheit im Wirtſchaftsleben, Autonomie im Kulturleben iſt die 
Tendenz der Entwicklung, und ihr paſſen wir unſere Taktik an. Zu ihr ſetzen ſich 
die tſchechiſchen Separatiſten wie zu dem wirklichen Weſen des Internationalismus 
in Widerſpruch. 
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„Der Krieg der Mandate“ iſt ein Artikel von Fritz Auſterlitz überſchrieben. 
Im öſterreichiſchen Parlament fällt am meiſten die Aufgeregtheit auf, bei der eine 
ruhige Sitzung, in der ſachlich debattiert wird und lange und ſachliche Reden ge⸗ 
halten werden, eine Ausnahme bildet. Nicht gute geſetzgeberiſche Arbeit leiſten, iſt 
dort das Ziel; die Sucht nach Aktionen und die Luſt an Affären beherrſcht die Ab⸗ 
geordneten; der Ton iſt auf ein unechtes Pathos geſtellt, es wird immerfort ge⸗ 
ſchrien, die Reden ſind Selbſtzweck und die nervöſe Agitation wird noch erhöht 
durch die Journaliſten, die auf der Lauer nach Nachrichten liegen, aus denen ſie 
die „Lage“ konſtruieren. Zum Teil iſt dieſe reſultatloſe, raſtloſe Tätigkeit eine Folge 
der Kompliziertheit dieſes Parlamentes; wo es acht Nationen gibt, die ſich alle 
äußern müſſen, und jede Nation aus Klaſſen beſteht, die jede wieder in viele Partei⸗ 
teile zerfallen, iſt des Redens über eine Vorlage kein Ende und muß der Geſchäfts⸗ 
gang außerordentlich ſchleppend werden; und zugleich können die Verhandlungen 
durch die endloſen, inhaltloſen Reden, worin die ſelbſtverſtändlichſten Sachen immer 
wieder abgeleiert werden, kein Intereſſe erwecken. Ein Hauptcharakter dieſes Zu⸗ 
ſtandes liegt in dem Kriege der Mandate, der während der ganzen Legislaturperiode 
währt. Der Abgeordnete, der ſcheinbar nur zu einer beſtimmten Sache redet, redet 
hauptſächlich um fein Mandat. Die Wahlpolitif ſteht immer auf der Tagesordnung. 
Daher ſtammt die Demagogie, die den Perſonen und den Parteien ihre innere Frei⸗ 
heit nimmt. Namentlich die Chriſtlichſozialen fallen von einer Demagogie in die 
andere und löſen darin alle Gegenſätze auf. Alle demagogiſchen Künſte und Sprünge 
erklären ſich aus dieſem ewig marternden Gedanken: Wie erhalte ich mein Mandat, 
wie gewinne ich die Wähler? 

Natürlich liegt mehr als bei den Abgeordneten die Schuld bei den Wählern. 
Sie ſind politiſch noch nicht ſehr entwickelt, haben ſich erſt zu einem Teile in das 
feſte Gefüge der Partei als politiſcher Ausdruck ihrer Klaſſenintereſſen hineingefunden 
und ſind daher der Maſſe nach noch wechſelnden Einflüſſen und Strömungen unter⸗ 
worfen, ein Objekt der Demagogie. 

Die Urſache liegt hauptſächlich in dem Syſtem der Bezirkswahl. Wo jeder Kreis 
einen Abgeordneten wählt, wird dieſer Abgeordnete der Sklave der Kirchturms⸗ 
intereſſen; die allgemeinen Intereſſen treten gegen Gunſt oder Ungunſt einfluß⸗ 
reicher Bezirksgrößen zurück. Daher kann die Parlamentsdemagogie nur überwunden 
werden durch die Einführung der Liſtenwahl und des Proportionalwahlſyſtems. 
Damit würde die Blendung der Wähler durch „Betätigung“ des Abgeordneten im 
Parlament verſchwinden. Der einzelne Abgeordnete verſinkt vor den Augen der 
Wähler und an ſeine Stelle tritt die Partei, der er angehört, die für ihn den Wahl⸗ 
kampf kämpft und die Verantwortung für ihn trägt. Die Wahlkreispolitik wird er⸗ 
ſetzt durch die Klaſſenpolitik der Parteien. Der Wettbewerb um die Stimmen der 
Wähler wird dann zu einem großen politiſchen Kampf um Programme und Prin⸗ 
zipien. Auch die Wähler werden erzogen werden; da es keine Unmenge von Liſten, 
ſondern nur einige bürgerliche Liſten neben der ſozialdemokratiſchen geben würde, 
müßten ſie ſich über ihre allgemeine politiſche Zugehörigkeit entſcheiden. Eine 
weitere wichtige Folge wäre die Verbeſſerung in der Qualität des Abgeordneten⸗ 
materials. In den bürgerlichen Parteien bilden die Nullen einen betrüblichen Haufen, 
während hervorragende Talente äußerſt ſelten ſind. Die ſozialdemokratiſche Fraktion 
ſteht in dieſer Hinſicht weit über den bürgerlichen Parteien. Nicht weil die bürger⸗ 
lichen Klaſſen über weniger Talente verfügen, ſondern weil die] e für die Kirchturms⸗ 
demagogie nicht zu verwenden ſind und unſere Partei die einzige iſt, die bisher 
immer den Wahlkampf als großzügige allgemeine Klaſſenpolitik führte. Natürlich 
ſetzt die Liſtenwahl eine vorherige nationale Abgrenzung der Wahlbezirke voraus; 
eine ſolche demokratiſche Wahlreform muß vorangehen, bevor der verwüſtende Krieg 
der Mandate aufhören kann. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Hiſtoriſcher Materialismus. 
Don Franz Mehring. | 

Antonio Labriola, Zum Gedächtnis des Kommuniſtiſchen Manifeſtes. Ein⸗ 
geleitet und überſetzt von Franz Mehring. Mit einem Bildnis des Verfaſſers. 

Leipzig 1909, Verlag der Leipziger Buchdruckerei A.⸗G. 42 Seiten. Preis 1 Mark. 

Hermann Gorter, Der hiſtoriſche Materialismus. Für Arbeiter erklärt. Aus 
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von M. Nachimſon. Stuttgart, Verlag von J. H. W. Dietz Nachf. 112 Seiten. 
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Dieſe drei Schriften haben das Gemeinſame, daß ſie — obgleich nur eine 
von ihnen es ſchon im Titel ausſpricht — knapp und kurz gefaßte Darſtel⸗ 
lungen des hiſtoriſchen Materialismus oder genauer der hiſtoriſch⸗materia⸗ 
liſtiſchen Methode ſind. Sie ſind alle auf denſelben Grundton geſtimmt und 
von demſelben Geiſte beſeelt, aber ſie unterſcheiden ſich auch, nicht nur darin, 
daß jeder der Verfaſſer einer anderen Nation angehört, ſondern auch darin, 
daß jeder eine eigene Individualität iſt und die Dinge mit ſeinen eigenen 

Augen anſieht. Es iſt ein mehrſtimmiges Konzert, das in voller Harmonie 

ausklingt, ein überzeugendes Gegenſtück zu dem eintönigen Singſang von der 

„Schablone“, die angeblich der hiſtoriſche Materialismus ſein ſoll. 


I 


Die Schrift Labriolas iſt die älteſte von den dreien; fie iſt ſchon im 
Jahre 1895 verfaßt worden, als eine Gedenkſchrift zum fünfzigſten Geburts⸗ 
tag des Kommuniſtiſchen Manifeſtes, der damals in drei Jahren bevorſtand. 
Sie iſt aber nichts weniger als eine Gelegenheitsſchrift, obgleich der Verfaſſer 
ſelbſt ſie dafür zu erklären ſchien, indem er ſagte, daß er weder eine Analyſe 
noch einen Kommentar der weltgeſchichtlichen Urkunde geben wolle. Indem 
er die Entſtehungsgeſchichte des Manifeſtes ſchilderte und zugleich deſſen Wir⸗ 
kungen in den Kreis ſeiner Darſtellung zog, gab er doch beides, ſowohl eine 
Analyſe wie einen Kommentar. Als leicht faßliche und durchſichtig klare 
Einführung in die Gedankenwelt des Manifeſtes iſt Labriolas Arbeit eine 
vortreffliche Ergänzung zu der Schrift von Engels über die Entwicklung des 
Sozialismus von der Utopie zur Wiſſenſchaft. 

Dieſer ſachliche Wert der Schrift hat mich in erſter Reihe dazu veranlaßt, 
ſie zu überſetzen, wozu der Wunſch kam, auch der deutſchen Parteiliteratur 
eine Schrift des Mannes einzuverleiben, der in den Jahrbüchern des inter⸗ 
nationalen Sozialismus fortleben wird als der Beſten einer von denen, die 
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das Werk von Marx und Engels fortgeführt haben. Neben Paul Lafargue, 
den wir das Glück haben, noch rüſtig ſchaffen zu ſehen, hat Labriola das 
größte Verdienſt daran, die Schranken niedergeriſſen zu haben, die der Aus⸗ 
breitung des internationalen Sozialismus durch die Unterſchiede der über⸗ 
lieferten Denk⸗ und Sprachformen zwiſchen dem deutſchen Volke und den 
romaniſchen Nationen gezogen ſind. 

Niemand war ſich über die Schwierigkeit dieſer Aufgabe klarer als 
Labriola ſelbſt, eben weil er, den auch bürgerliche Blätter bei ſeinem Hin⸗ 
ſcheiden als „den eifrigſten und kenntnisreichſten Vermittler deutſchen Geiſtes⸗ 
lebens in Italien“ xühmten, am fähigſten war, fie zu löſen. Die Erläuterung 
der Werke von Marx und Engels wollte er den Deutſchen überlaſſen wiſſen; 
wenn Marx und Engels auch internationale Geiſter geweſen ſeien, ſo ſei doch 
die Form ihrer Gehirne, der Gang ihrer Produktion, die Organiſation ihrer 
Art, zu ſehen, ihre wiſſenſchaftliche Bildung und ihre Philoſophie die Frucht 
und das Reſultat deutſcher Kultur. Schon die bloße Überſetzung ihrer Werke 
in romaniſche Sprachen hielt Labriola für halb unmöglich; was im Deutſchen 
voll Kraft und Klarheit ſei, erſcheine zum Beiſpiel im Italieniſchen kalt, ohne 
Relief und manchmal ſelbſt als reiner Gallimathias. So hat auch Engels 
gelegentlich von der „Verflachung“ geſprochen, die der erſte Band des 
„Kapital“ in der franzöſiſchen Überſetzung erlitten habe, obgleich dieſe von 
Marx ſelbſt durchgeſehen worden iſt. Daß die eigentliche Schwierigkeit mehr 
noch in der Verſchiedenheit der Denk- als der Sprachformen liegt, dafür 
ſcheint auch die Tatſache zu ſprechen, daß der zweite und der dritte Band des 
„Kapital“ von einem Deutſchen, dem Genoſſen Julian Borchardt, ins Fran⸗ 
zöſiſche überſetzt worden ſind. 

Nichts aber wäre törichter, als daraus eine Überlegenheit der deutſchen 
Kultur über die Kultur der romaniſchen Nationen zu folgern. Im ſechzehnten 
Jahrhundert hat ſich die deutſche Kultur an der italieniſchen, im achtzehnten 
Jahrhundert an der franzöſiſchen Kultur emporgerankt. Wenn man in Leſſing 
den Schöpfer unſerer modernen Proſa erblickt, ſo ſind die Diderot und 
Voltaire ſeine Lehrmeiſter geweſen. Es waren Zuſtände des traurigſten Ver⸗ 
falls, die die deutſche Kultur zwangen, eine letzte Zuflucht in Denk⸗ und 
Sprachformen zu ſuchen, die ſich durch einen tiefen Abgrund von den Denk⸗ 
und Sprachformen der romaniſchen Nationen ſchieden. Iſt dieſer Abgrund 
ausgeglichen, ſo können die Deutſchen von den Franzoſen und Italienern 
ebenſoviel lernen, wie umgekehrt die Franzoſen und Italiener von den 
Deutſchen. Leſſing bewunderte ſchon an den franzöſiſchen Denkern, wie ſie 
immer den guten Geſchmack zu wahren wüßten, ohne je mit ihrer Gelehrſam⸗ 
keit zu prahlen, und wenn man einen Aufſatz Labriolas oder Lafargues neben 
Aufſätze deutſcher Sozialiſten über ähnliche Themata legt, ſo iſt man manches 
Mal verſucht, das Wort Labriolas umzukehren: drüben Klarheit und Kraft, 
hüben ſcheinbar der reine Gallimathias. 

Unter dieſem Geſichtspunkt ſcheint es mir nützlich zu ſein, ſolche Arbeiten, 
wie Labriolas Schrift, auch den deutſchen Genoſſen zugänglich zu machen. 
In ihrem Kern iſt ſie eine e über den hiſtoriſchen Materialismus; 
mit Recht ſagt Labriola: „Der Nerv, das Weſen, der entſcheidende Charakter 
des Kommuniſtiſchen Manifeſtes ſind ganz in der neuen Geſchichtsauffaſſung 
enthalten, die es beſeelt. Dank dieſer Auffaſſung hörte der Kommunismus 
auf, eine Hoffnung, eine Sehnſucht, eine Erinnerung, eine Vermutung, ein 
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Ausweg zu ſein, und fand zum erſten Male ſeinen angemeſſenen Ausdruck 
in dem Bewußtſein ſeiner Notwendigkeit, das heißt in dem Bewußtſein, daß 
er das Ende oder die Löſung der gegenwärtigen Klaſſenkämpfe ſei.“ 
Labriola hat den hiſtoriſchen Materialismus, wie ihn Marx und Engels ent⸗ 
wickelt haben, vollkommen durchdrungen, aber er reproduziert ihn als feld- 
ſtändiger Denker. 

So kann ſeine Schrift, wie ich meine, auch dazu beitragen, die Bande des 
internationalen Sozialismus feſter zu knüpfen. 


II. 


An Gorters Schrift muß man, wenn man ihr gerecht werden will, einen 
anderen Maßſtab anlegen, als an die Arbeit Labriolas. Sie will, wie ſie 
ſchon in ihrem Titel ſagt, den Arbeitermaſſen den hiſtoriſchen Materialismus 
erklären, und ſie verſucht dieſen Zweck zu erreichen, indem ſie an einer Reihe 
leicht faßlicher, keine beſonderen hiſtoriſchen Kenntniſſe vorausſetzender Bei⸗ 
ſpiele die Abhängigkeit der Wiſſenſchaften, der Erfindungen, des Rechtes, der 
Politik, der Sitte und Sittlichkeit, der Religion und Philoſophie, der Kunſt 
von der ökonomiſchen Produktionsweiſe darlegt. | 

Die Notwendigkeit dieſer Aufgabe liegt auf der Hand, aber nicht minder 
die Schwierigkeit, ſie zu löſen. Der Stoff des hiſtoriſchen Materialismus iſt 
nun einmal die Hiſtorie, und eine hiſtoriſche Forſchungsmethode zu erklären, 


ohne die Vorausſetzung hiſtoriſcher Kennntniſſe, ſcheint ein Widerſpruch in ſich 


ſelbſt zu ſein. In der Tat aber kennen die Arbeiter, ſo arm ſie an hiſtoriſchen 


Kenntniſſen ſein mögen, doch hiſtoriſche Zuſtände, und die wichtigſten dazu, 


nämlich die hiſtoriſchen Zuſtände, in denen ſie ſelbſt leben, und an ihnen 
läßt ſich der hiſtoriſche Materialismus allerdings aufzeigen, wenn auch keines⸗ 


wegs in erſchöpfender Weiſe. Denn die hiſtoriſchen Zuſtände, in denen die 


modernen Arbeiter leben, find ſelbſt nur das Produkt einer hiſtoriſchen Ent⸗ 
wicklung, die ſich ohne hiſtoriſche Kenntniſſe nicht verſtehen läßt. 
Es mag deshalb fraglich ſein, ob ſich den Arbeitern das Verſtändnis der 


materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung nicht doch leichter erſchließen läßt durch 


Darſtellungen eines beſtimmten Stückes Geſchichte, wo ſie dem Stoff ſelbſt die 
Methode abſehen können, als durch die agitatoriſch⸗diskuſſive Form, die unſer 
holländiſcher Genoſſe gewählt hat. Nehmen wir als Beiſpiel den Deutſchen 
Bauernkrieg von Engels, ſo wird ein Arbeiter, der ihn aufmerkſam lieſt, viel 


mehr vom hiſtoriſchen Materialismus und namentlich auch dem Zuſammen⸗ 


hang ökonomiſcher mit religiöſen Fragen begreifen, als wenn ihm Genoſſe 


Gorter in dem Kapitel über Religion und Philoſophie auseinanderſetzt, daß 


mit dem Emporkommen der modernen kapitaliſtiſchen Warenproduktion auch 
die proteſtantiſche Religion, das bürgerliche Selbſtbewußtſein aufgekommen ſei. 
So individualiſtiſch der Bürger, ſo individualiſtiſch ſei ſeine Religion, ſo ein⸗ 
ſam wie er ſei ſein Gott geworden. 

In dieſem Kapitel ſetzt das Büchlein denn auch ganz bedeutende hiſtoriſche 
Kenntniſſe voraus, um nicht einmal nur verſtanden, ſondern überhaupt um 
nicht gründlich mißverſtanden zu werden. Um zu zeigen, wie das Bild Gottes 
immer mehr vereinſamt und immer mehr vergeiſtigt worden ſei, als Bild des 


individualiſtiſchen, bürgerlichen Menſchen, ſagt Genoſſe Gorter, bei den großen 


Philoſophen des ſiebzehnten Jahrhunderts, Descartes, Spinoza, Leibniz, ſei 


Gott zu einem rieſigen Weſen geworden, innerhalb deſſen alles, außerhalb 
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deſſen nichts ſei. Bei Spinoza ſei Gott ein Rieſenkörper mit einem Rieſen⸗ 
geiſt, außer dem nichts ſei und der immerfort frei ſich bewege und denke. 
Man ſchalte einmal aus ſeinem Kopfe aus, was man von Descartes, Leibniz 
und Spinoza weiß, und verſuche, ſich aus dieſen Sätzen eine Vorſtellung 
dieſer Philoſophen zu machen, und man wird zugeben, daß auf ſolche Weiſe 
den Arbeitern der hiſtoriſche Materialismus nicht klar gemacht werden kann. 

Jedoch gebietet die Gerechtigkeit anzuerkennen, daß dies Kapitel über Re⸗ 
ligion und Philoſophie und daneben etwa noch das Kapitel über die Kunſt, 
das übrigens noch nicht ganz eine Druckſeite füllt, die anfechtbarſten Teile der 
Schrift ſind, und daß, wenn der Verfaſſer in ihnen ſeinem Gegenſtand nicht 
ganz gerecht geworden iſt, dies Mißlingen nicht ſowohl ſeinem Können und 
Wollen, als der Sache ſelbſt zuzuſchreiben iſt. In den übrigen Kapiteln hat 
er meiſt mit großem Geſchick verſtanden, 1 Aufgabe gerecht zu werden, ſo 
wie er ſie ſich einmal geſteckt hat. 

Allen Arbeitern, die ſich zunächſt einmal im allgemeinen orientieren wollen, 
was es mit dem hiſtoriſchen Materialismus auf ſich hat, kann die Schrift 
Gorters durchaus empfohlen werden; ſie werden reiche Anregung daraus ſchöpfen. 


III. 

Die Schrift Plechanows iſt zuerſt in einer ruſſiſchen Zeitſchrift erſchienen; 
ſie iſt, wie der Überſetzer in ſeinem Vorwort hervorhebt, eine Streitſchrift gegen 
verſchiedene Richtungen des ruſſiſchen Geiſteslebens, woraus ſich ergibt, daß 
ſie manche Fragen, die für ruſſiſche Leſer intereſſanter ſind als für deutſche, 
gründlicher behandelt, andere Fragen wieder, die für deutſche Leſer ee 
ſind als für ruſſiſche, flüchtiger ſtreift. 

Jedoch wird der Wert der Schrift dadurch nicht weſentlich beeinträchtigt 
Sie iſt ein außerordentlich lehrreiches Kompendium des hiſtoriſchen Materia⸗ 
lismus, in deſſen Literatur die Schrift einen dauernden Platz behaupten wird. 
Man muß ſtaunen, welch gewaltiges Material unſer ruſſiſcher Genoſſe, dank 
ſeiner ausgebreiteten Beleſenheit in der Literatur aller Kulturvölker und dank 
ſeiner konzentrierten Denkfähigkeit, auf dem engen Raume von kaum hundert 
kleinen Druckſeiten lichtvoll zuſammenzufaſſen und dadurch den unaufhaltſamen 
Siegeslauf des hiſtoriſchen Materialismus darzuſtellen gewußt hat. Eine leichte 
Lektüre, wie Gorters und in gewiſſem Sinne ſelbſt Labriolas Schrift, iſt die 
Arbeit Plechanows freilich nicht, aber es lohnt ſich, ſie zu durchackern. 

Ihre gedrängte Darſtellung macht es unmöglich, ihren Inhalt in wenigen 
Sätzen zuſammenzufaſſen, und ich beſcheide mich, bei einem Punkte zu ver⸗ 
weilen, deſſen Aufklärung gegenwärtig beſonders notwendig iſt, aber auch in 
der Darſtellung Plechanows meines Erachtens nicht völlig aufgeklärt oder, 
wie ich vielleicht richtiger ſagen ſollte, zwar völlig aufgeklärt worden iſt, aber 
dann doch wieder durch einige minder genaue Sätze Plechanows zum Gegen⸗ 
ſtand neuer Zweifel werden kann. 

Es handelt ſich um die Manie, den Marxismus „nach ſeiner philoſophiſchen 
Seite hin zu ergänzen“, dieſelbe Manie, gegen die ich mich vor einigen Mo⸗ 
naten an dieſer Stelle gewandt habe. Ganz unabhängig voneinander — denn 
als Plechanow ſeine Aufſätze für die ruſſiſche Zeitſchrift ſchrieb, konnte er von 
meinem noch nicht geſchriebenen Aufſatze nichts wiſſen, während ich, als ich 
dieſen Aufſatz ſchrieb, bei meiner Unkenntnis der ruſſiſchen Sprache nichts von 
jeinen Eſſays wußte — find wir zu demſelben Ergebnis gekommen. Marx 
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und Engels ſind immer auf dem philoſophiſchen Standpunkt Feuerbachs ge⸗ 
blieben, ſoweit ſie ihn nicht durch die Überleitung des Materialismus aufs 
hiſtoriſche Gebiet erweitert und vertieft haben; ſie ſind, um die Sache klipp 
und klar auszudrücken, auf naturwiſſenſchaftlichem Gebiete ebenſo mechaniſtiſche 
Materialiſten geweſen, wie auf geſellſchaftswiſſenſchaftlichem Gebiete hiſtoriſche 
Materialiſten. Plechanow hat jedoch dieſen Nachweis weit eingehender ge— 
führt als ich, und zwar ſo gründlich, daß darüber kein Wort mehr verloren 
zu werden braucht. 

Feuerbachs Materialismus führt am letzten Ende auf Spinoza zurück, der 
zuerſt unter den modernen Philoſophen die Einheit von Denken und Sein und 
die Geſetzmäßigkeit alles Geſchehens vertreten hat, wenn auch nur erſt auf 
theologiſchem Standpunkt oder — um den Genoſſen Stern nicht zu ſehr zu 
kränken — in theologiſcher Form. In den landläufigen Geſchichten der Philo— 
ſophie pflegen als ſeine Gegenfüßler einerſeits die franzöſiſchen Materialiſten 
und andererſeits Leibniz und deſſen deutſche Nachfolger genannt zu werden. 
Nun hat Plechanow ſchon in früheren Schriften nachgewieſen, daß viele fran⸗ 
zöſiſche Materialiſten, und gerade die hervorragendſten unter ihnen, nichts 
als enttheologiſierte Spinoziſten geweſen ſeien, während ſchon Leſſing geſagt 
hat, Leibniz ſei „im Grunde Spinoziſt“ geweſen. Leibniz vertheologiſierte 
Spinozas Lehre von der Einheit des Denkens und Seins durch die „präſtabi⸗ 
lierte Harmonie“, durch die Annahme, daß die Übereinſtimmung von Geiſt 
und Materie, von Seele und Leib von Anbeginn durch einen überirdiſchen 

Ratſchluß angeordnet worden ſei, ein Zugeſtändnis an den Herrn aller Heer⸗ 
ſcharen, das bis auf den heutigen Tag ſehr beliebt iſt, nur daß ſich die „präſta⸗ 
bilierte Harmonie“ noch etwas zungenbrecheriſcher in „pſychophyſiſchen Paralle⸗ 
lismus“ umgetauft hat. 

Die Behauptung, daß Marx und Engels den mechaniſchen Materialismus 
abgeſchworen haben ſollen, erinnert nun aufs lebhafteſte an den alten Streit 
darüber, ob Leſſing Leibnizianer oder Spinoziſt geweſen ſei. Leſſing war in 
ſeiner Jugend unzweifelhaft ein Leibnizianer, ſo daß er in Spinoza nur einen 
„berufenen Irrgläubigen“ ſah. Als er dann zu ſeinen Jahren kam, ſagte er 

der Metaphyſik ab: „Der Menſch ward zum Handeln und nicht zum Ver⸗ 
nünfteln geſchaffen.“ Gleichwohl trat er für Leibniz gegen die ſeichten Auf⸗ 55 
wie Marx ihn einmal nennt — auf den famoſen Einfall kam, die „prä⸗ 
ſtabilierte Harmonie“ ſei ſchon bei Spinoza zu finden, antwortete ihm Leſſing 
— dem Sinne nach — mit köſtlicher Ironie: „Freilich iſt Leibniz durch 
Spinoza auf die Spur gekommen, aber die ‚präftabilierte Harmonie“ iſt doch 
ſeine eigene Weisheit. Denken Sie ſich zwei Wilde, die ſich zum erſten Male 
im Spiegel erblicken, und nachdem die erſte Verwunderung vorbei iſt, darüber 
philoſophieren. Das Bild in dem Spiegel macht dieſelben Bewegungen wie 
der Körper und macht ſie in der nämlichen Ordnung. Folglich, ſchließen beide, 
müſſen die Bewegungen des Körpers und des Bildes dieſelbe Urſache haben. 
Aber über dieſe Urſache können ſie ſich nicht einigen. Der eine ſagt: es iſt 
nur eine Bewegung, die ſich zweimal darſtellt, der andere aber: Bild und 
Körper bewegen ſich, jeder für ſich, aber fje find durch eine verborgene Macht 

ſo eingerichtet, daß ihre Bewegungen übekeinſtimmen.“ Nun hat es Leſſing 
für überflüſſig gehalten, zu ſagen, welche dieſer beiden Meinungen er für die 
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richtige halte, und ſo haben ſehr gelehrte Leute ſehr gelehrte Abhandlungen 
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darüber geſchrieben, daß er durch dies Gleichnis ſich für Leibniz und gegen 
Spinoza habe erklären wollen.“ 

Blicken wir auf Marx, ſo war er, wie bekannt, in ſeiner Jugend 
Hegelianer. Als er zu ſeinen Jahren kam, ſagte er dann in ſeinen Theſen 
über Feuerbach dem Sinne nach: „Der Menſch iſt zum Handeln und nicht 
zum Vernünfteln erſchaffen.“ Deshalb hat er doch Hegel immer gegen die 
ſeichte Aufklärung vertreten, und zwar wiederholt — im Nachwort zur 
zweiten Auflage des „Kapital“ und in ſeinen Briefen an Kugelmann — unter 
Berufung auf den Streit Mendelsſohns und Leſſings über Spinoza. Marx 
hat ſich ebenſowenig wie Leſſing in ſeinen reifen Jahren mit philoſophiſchen 
Syſtemen eingelaſſen, ſondern wo er auf Philoſophie zu ſprechen kommt, ſie 
nach ihrer Stellung im hiſtoriſchen Leben gewürdigt. Wenn er aber mit 
dieſer und jener Wendung von der abſtrakten Einſeitigkeit des mechaniſchen 
und naturwiſſenſchaftlichen Materialismus geſprochen hat, ſo hat er es immer 
nur getan, um die Notwendigkeit des hiſtoriſchen Materialismus zu begründen, 
freilich ohne das Selbſtverſtändliche noch erſt weitläufig auseinanderzuſetzen, 
was ſeine Art ſo wenig war wie die Art Leſſings. Daraus haben dann philo⸗ 
ſophiſche Köpfe in der Partei gefolgert, daß er den mechaniſchen Materia⸗ 
lismus überhaupt verworfen habe. 

Dieſe Parallele zwiſchen Leſſing und Marx läßt auch ſonſt manche prak⸗ 
tiſche Nutzanwendung zu. Wenn anders Leſſings Leben ein Kampf für die 
Emanzipation der bürgerlichen Klaſſe geweſen iſt, ſo zeigt ſie, daß der Klaſſen⸗ 
kampf den Blick für den realen Untergrund der Philoſophie zwar ſchärft, aber 
ihn abſtumpft für alle philoſophiſchen Hirnwebereien, ja für dieſe mitunter auch 
trübt; es iſt ja nicht zu beſtreiten, daß zum Beiſpiel Engels in ſeiner Schrift 
über Feuerbach mit ſeinem an hiſtoriſchen Horizonten geſchärften Blick die Spinn⸗ 
weben überſehen hat, die um Kants koſtbares „Ding an ſich“ gewoben ſind. 

Man könnte danach einige Sorge empfinden, wenn in einer Partei, die 
ſo ganz und gar auf den Kampf um äußerſt greifbare Dinge geſtellt iſt, 
Zweifel darüber auftauchen, ob dieſe Dinge Phänomena oder Noumena ſind, 
oder wenn eine beliebige Modephiloſophie, wie der Neu-Lamarckismus, ein⸗ 
geladen wird, ſich als würdiger Genoſſe neben dem Marxismus niederzulaſſen, 
auf dem Stuhl, den der mechaniſche Materialismus räumen ſoll. 

Aber indem dieſe philoſophiſchen Anläufe gänzlich im Sande verrinnen, 
ſind ſie doch eine negative Probe auf die innere Geſundheit der Partei. 

IV. 

Damit komme ich auf den Genoſſen Plechanow zurück. In ſeiner Schrift 
finden ſich einige Sätze, die die Propaganda für den Neu-Lamardismus inner 
halb der Partei zu fördern geeignet ſind, und ſo ungefährlich dieſe Propaganda 
ſein mag, ſo wäre es doch nicht erwünſcht, daß ſie ſich auf die Autorität des 


1 Beiläufig möchte ich dies Gleichnis Leſſings der Aufmerkſamkeit des Genoſſen Stern 
empfehlen, der in ſeiner ausgezeichneten Monographie Spinozas den Unterſchied zwiſchen 
Materialismus und Spinozismus meines Erachtens viel zu ſcharf betont, dagegen gelegentlich 
von einem „pſychophyſiſchen Parallelismus“ Spinozas ſpricht und ſich dabei auf Wundt 
beruft. Wundt iſt von der erſten bis zur zweiten, dreißig Jahre ſpäter erſcheinenden Auf⸗ 
lage ſeiner „Vorleſungen über die Menſchen- und Tierſeele“ vom Standpunkt Spinozas auf 
den Standpunkt Leibnizens übergegangen, was Häckel, jo wenig mit deſſen Philoſophie ſonſt 
Staat zu machen ſein mag, doch mit Recht als einen totalen Prinzipienwechſel und gewal⸗ 
tigen Rückſchritt auffaßt. 
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Genoſſen Plechanow berufen könnte. Eben weil ich dieſe Autorität ſehr hoch 
ſtelle, halte ich für notwendig, ihr zu widerſprechen, wo ſie meines Erachtens irrt. 

Nachdem Genoſſe Plechanow auf Seite 42 ſeiner Schrift die Mutationstheorie 
von de Vries (die Lehre von der ſprunghaften Entwicklung der Arten) beſprochen 
hat, fährt er wörtlich fort (die geſperrten Worte ſind auch bei ihm geſperrt): 

Es ſei dem noch hinzugefügt, daß ſich in der modernen Naturwiſſenſchaft, 
hauptſächlich unter den Neu⸗Lamarckiſten, die Lehre von der Beſeeltheit der 
Materie verbreitet, das heißt die Lehre, daß die Materie überhaupt und die 
organiſche Materie im beſonderen ſtets einen gewiſſen Grad der Empfindlichkeit 
beſitzt. Dieſe Lehre iſt von manchen (fo beſpielsweiſe von R. H. France in dem 
ſonderbaren Werke: Der heutige Stand der Darwinſchen Fragen, Leipzig 1907) als 
der direkte Gegenſatz zum Materialismus aufgefaßt worden. In Wirklichkeit, wenn 
man ſie nur richtig verſteht, iſt ſie dagegen die Übertragung der materialiſtiſchen 
Lehre Feuerbachs von der Einheit von Sein und Denken, von Objekt und Subjekt 
in die Sprache der modernen Naturwiſſenſchaft. Man darf wohl mit Sicherheit 
behaupten, daß Marx und Engels, die dieſe Anſicht Feuerbachs geteilt haben, die 
erwähnte Richtung in der Naturwiſſenſchaft mit dem größten Intereſſe verfolgt 
hätten, die allerdings vorläufig noch ungenügend entwickelt iſt. 


In dieſen Sätzen ſind verſchiedene Geſichtspunkte durcheinandergeworfen, 
die ſtreng auseinandergehalten werden müſſen. Es iſt bekannt, daß ſich ſeit 
zehn Jahren und länger auf naturwiſſenſchaftlichem Gebiet eine ſtarke Oppo⸗ 
ſition gegen die darwiniſtiſche Theorie von der natürlichen Zuchtwahl als er⸗ 
klärendem Prinzip für die Entſtehung und Umwandlung der Arten geltend 
macht, und daß dieſe Oppoſition vielfach auf Lamarck zurückgeht, der jenes 
erklärende Prinzip in der aktiven Anpaſſung der Organismen an ihre Außen⸗ 
welt gefunden hatte. Bei dieſem Streite handelte es ſich um rein naturwiſſen⸗ 
ſchaftliche Kontroverſen, die ſachlich von hohem Intereſſe, grundſätzlich aber von 
verhältnismäßig geringer Bedeutung waren. Der gemeinſame Boden blieb der 
mechaniſche Materialismus, durch den erſt Lamarck und nach ihm Darwin zu 
ihrer Abſtammungslehre gekommen waren, und auch der Streit um ihre ver— 
ſchiedenen Erklärungsprinzipien wurde keineswegs ſo geführt, als ob dabei ſich 
ausſchließende Gegenſätze ins Spiel kämen. Gerade der Gelehrte, den man 
als Typ des einſeitigen Darwinismus anzuſehen gewohnt iſt, gerade Häckel 
hat ſchon vor 42 Jahren den Namen Lamarcks einer unverdienten Vergeſſen⸗ 
heit entriſſen, und Häckel hat ſtets das Erklärungsprinzip Lamarcks als ſehr 
wichtig, wenn auch nicht als ausreichend anerkannt, während umgekehrt die 
eifrigſten Parteigänger Lamarcks die Selektionstheorie Darwins nicht als völlig 
hinfällig, ſondern auch nur als nicht ausreichend bekämpft haben. Dieſer ganze 
Streit trug alſo alle Vorbedingungen einer fruchtbaren Diskuſſion in ſich, und 
Marx und Engels würden ihn, falls fie noch lebten, allerdings wohl mit leb- 
haftem Intereſſe verfolgt haben, fo zum Beiſpiel die Mutationstheorie von 
de Vries, die übrigens der darwiniſtiſchen Theorie eine wichtige Stütze nur 
fortſchlägt, um ſie durch eine noch viel feſtere Stütze zu erſetzen. 

Nun iſt weiter die „Beſeeltheit der Materie“ keineswegs eine beſondere 
Eigentümlichkeit Lamarcks. Im Gegenteil hat Lamarck nicht nur der an⸗ 
organiſchen Materie „einen gewiſſen Grad von Empfindlichkeit“ abgeſprochen, 
ſondern auch den Pflanzen, ſpeziell den ſogenannten Sinnpflanzen, wo die 
Sache ſozuſagen auf der Hand liegt, wie bei der Mimosa pudica. Vielmehr 
geht die „Beſeeltheit der Materie“, wie ja Genoſſe Plechanow am beſten weiß, 
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auf Spinoza zurück, deſſen Gedanken Genoſſe Stern treffend ſo erläutert: „Es 
iſt völlig unerklärlich, daß in der Tierzelle die Empfindung wie aus der Piſtole 
geſchoſſen erſcheint, ſondern es muß notwendig geſchloſſen werden, daß auch 
dem Anorganiſchen eine freilich minimale und einfache pſychiſche Qualität an⸗ 
haftet, die ſich auf der Skala der Lebeweſen mehr und mehr potenziert und 
ſublimiert.“ Dieſe „Beſeeltheit der Materie“ erkennen aber auch, wie Plechanow 
ſchon vor Jahren nachgewieſen hat, viele franzöſiſche Materialiſten an, während 
gerade Lamarck ſie nicht anerkennt. 

Deshalb und auch aus anderen Gründen nennen ſich die Neu⸗Lamarckiſten, 
eine Gruppe von Privatdozenten und Profeſſoren (France, Pauly, Ad. Wagner, 
J. G. Vogt und andere), die ſich ſeit ein paar Jahren in der „Zeitſchrift für 
den Ausbau der Entwicklungslehre“ ein eigenes Organ geſchaffen haben, nach 
Lamarck nur mit demſelben Rechte, womit ſich Herr Sombart und ähnliche Geiſter 
nach Marx benennen. Dieſe Neu-Lamarckiſten verwerfen die darwiniſtiſche 
Theorie ganz und gar; ihre kühnſten Geiſter nennen ſie ſogar eine „Biertiſch⸗ 
wiſſenſchaft“.! An ihre Stelle ſetzen fie eine neue Auflage der alten Lehre von 
der Lebenskraft, ſo daß es nicht „ſonderbar“, wie Plechanow meint, ſondern 
vielmehr ſehr logiſch iſt, wenn ſie den Materialismus widerlegen zu können 
glauben. Ihre Lehre will in erſter Reihe Philoſophie ſein; als ſolche ſteht 
ſie aber in ſchreiendem Gegenſatz zur Philoſophie Feuerbachs; ſie reiht ſich 
vielmehr würdig jenen Philoſophien an, die aus dem Bedürfnis geboren ſind, 
den lieben Herrgott ſamt ſeinem Gefolge von „kundigen Staatenlenkern“, von 
Rittern und Heiligen wieder ins Univerſum einzuführen. Sie iſt eine entartete 
Tochter Schopenhauers und eine echte Schweſter Eduard v. Hartmanns, den 
die Neu⸗Lamarckiſten denn auch als glorreichen überwinder Darwins und be⸗ 
deutendſten Philoſophen der Gegenwart preiſend auf den Schild heben. 

Immerhin beweiſt dieſe ſonderbare Blüte am Baume der Menſchheit, von 
der Kehrſeite her, weshalb Marx und Engels für die Naturwiſſenſchaft ſtets 
am mechaniſchen Materialismus feſtgehalten haben. Deshalb mag ſie im nächſten 
Hefte ein wenig genauer betrachtet werden. Für heute will ich nur noch be⸗ 
merken, daß ich natürlich weit entfernt bin, den Genoſſen Plechanow für dieſe 
Philoſophie verantwortlich zu machen. Sie widerſpricht aufs ſchroffſte allem, 
was er je geſchrieben hat. Wenn er ſie in den Sätzen, die ich bekämpfe, zwar 
nicht ohne ein gewiſſes unheimliches Gefühl, aber doch anerkennend erwähnt, 
ſo erklärt es ſich wohl daraus, daß er ſeine Eſſays zu einer Zeit geſchrieben 
hat, wo ſich der Neu⸗Lamarckismus noch im Keimzuſtand befand, ſich eben 
erſt aus der an ſich zunächſt fruchtbaren Diskuſſion zwiſchen Darwinismus 
und Lamarckismus entwickelte. 

Iſt es doch kaum ein Jahr her, ſeitdem Herr Adolf Wagner, Privatdozent 
an der Univerſität Innsbruck, alle holden Geheimniſſe dieſer Philoſophie mit 
ſchellenlauter Naivität aufgedeckt hat. 


„Aber der Darwinismus? Die Selektionslehre? Sie iſt künſtliche Entwicklungslehre, 
ſogar mehr: gekünſtelte Entwicklungslehre. Der große Anhang, den dieſe Lehre, vielleicht 
eben ihrer Oberflächlichkeit wegen, in der großen Menge hat, beweiſt nichts. Der kundige 
Staatenlenker ſieht verächtlich auf die Außerungen der ſogenannten Biertiſchpolitik herab und 
weiß die Kannegießerei zu würdigen. Es gibt auch eine Biertiſchwiſſenſchaft.“ Ad. Wagner, 
Privatdozent an der Univerſität Innsbruck, Geſchichte des Lamarckismus, als Einführung in 
85 pſycho⸗biologiſche Bewegung der Gegenwart. Franckhſche Verlagsbuchhandlung, Stuttgart, 
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Ein drama aus dem Bauernkriege. 


„Es wird Licht! — Es will Licht werden! — Es 
ſteigt ein En in unſere Gruft! — O herzbetrübtes 
Herzeleid ... ich kann's nicht glauben! ...“ 

Thomas Münzer, von Walter Lutz. 

Der große . des Jahres 1525 hat in der deutſchen Literatur bisher 
keine anſehnliche Rolle geſpielt. Zu dieſer Vernachläſſigung einer Geſchichtsperiode, 
deren kühne Ziele, deren urwüchſige, derbe und gewaltige Geſtalten an ſich zu 
einer hiſtoriſchen oder künſtleriſchen Bearbeitung wohl reizen möchten, haben ganz 
verſchiedene Urſachen beigetragen. 

Einmal iſt es bei einer jo in Grund und Boden hinein geſcheiterten Revo: 
lution, wie ſie der Bauernkrieg ſchließlich vorſtellte, nur natürlich, daß bei ihrer 
Beſchreibung faſt nur die Sieger zum Worte kamen, um ſo mehr als ihre Partei: 
Fürſten, Geiſtliche und die patriziſche Ehrbarkeit der Städte, von vornherein zwei 
für jede Überlieferung wichtige Vorausſetzungen, nämlich Bildung und Beſitz, faſt 
als Monopol beſaßen. Und ebenſo begreiflich iſt, daß dieſe drei Verbündeten, denen 
der Boden unter den Füßen ſo furchtbar gezittert hatte, nachher alles taten, um 
den gebändigten Rebellen das Brandmal nicht nur des Sklaven, ſondern auch des 
Verbrechers auf die Stirn zu drücken. Dieſe Tendenz mußte alle Urkunden, die 
ſich auf den Bauernkrieg bezogen, ſtark beeinfluſſen, und ſie hat auch bewirkt, daß 
ein glaubhaftes und unbefangenes Geſamtbild der großen Bewegung erſt in den 
vierziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts erſtehen konnte. Erſt mit dem 
Werke Zimmermanns war eine dank ſeinem ausgedehnten Quellenſtudium ſolide 
Grundlage geſchaffen, auf der alle ſpäteren Bearbeiter — Hiſtoriker und Dramatiker — 
einen feſten Stand hatten. 

Indeſſen, daß eben dieſe Bearbeiter ſo lange auf ſich warten ließen, hatte da⸗ 
mals nicht nur im Fehlen eines den ganzen Stoff umgreifenden Werkes ſeinen 
Grund; auch der Stoff ſelbſt mußte einer früheren Geſchichts- und Kunſtauffaſſung 
zu ſpröde und unperſönlich ſcheinen, als daß ſie gern länger bei ihm verweilt 
hätte. Eine Maſſenaktion, die ſich unmöglich nach der hergebrachten Methode auf 
eine einzelne Perſönlichkeit als ihren Erreger zurückführen ließ, deren Häupter keine 
wirklich überragenden Geiſter geweſen zu ſein ſchienen und die weder für ſich noch 
für ihre in gewiſſem Sinne reaktionären Ziele die ideelle Unſterblichkeit erkämpft 
hatten, eine Maſſenaktion, die nur zu zerſtören, aber nicht mehr zu bauen Zeit ge⸗ 
funden hatte, die ſchließlich wie ein Ungeheuer in ihrem eigenen Blute erſtickt 
wurde, wie hätte eine ſolche ehemals allgemeineres Intereſſe erwecken können? Ziel 
und Taktik des Bauernkriegs glichen bei äußerem Zuſehen einem eruptiven Sklaven⸗ 
aufſtand, der, ob in ſeinen Urſprüngen berechtigt oder nicht, durch ſeine Kultur⸗ 
feindlichkeit, die jeder Revolution von unten in einem beſtimmten Stadium an⸗ 
haftet, die Sympathien der Gebildeten auf lange hinaus verſcherzt hatte. 

Wurden doch die höheren Ziele der Bewegung im Bauernkriege ſelbſt nur ſehr 
unklar ausgeſprochen, ihre politiſchen Forderungen waren trotz aller Artikelbriefe 
ſo ungenau und uneinheitlich gefaßt, daß ſchon aus dieſer programmatiſchen Viel⸗ 
deutigkeit an einem Punkte eine tauſendköpfige Zerſplitterung erwachſen mußte. 
So wurde zum Beiſpiel das Verfahren wider die allernächſten Gegner, wider Adel 
und Geiſtlichkeit, nur ganz inkonſequent, einmal als Totſchlag, dann wieder als 
Verbrüderung gehandhabt. Von einer eigentlichen Taktik der Bauern läßt ſich unter 
dieſen Umſtänden überhaupt nicht reden. Sobald man, wie es Zimmermann unter⸗ 
nahm, an die Einzelheiten dieſes „Krieges“ herantritt, erſcheint er nur noch als 
eine Kette von Guerillas, als eine Häufung von Putſchen, von kühnen Anläufen, 
die verpuffen mußten, ſobald ſie irgend ein kleines Ziel, die Eroberung einiger feſten 
Punkte, die Ausraubung einiger fetten Klöſter erreicht hatten. 

Die Führer des Bauernkriegs waren dem Charakter nach ſo gut wie gar nicht, 
dem perſönlichen Schickſal nach mit ein paar kümmerlichen Daten, in ihrer hiſto⸗ 
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riſchen Rolle oft nur annäherungs- und vermutungsweiſe gekennzeichnet. So iſt 
zum Beiſpiel die Stellung, die ſeine beſten Köpfe, ein Wendel Hipler, ein Florian 
Geyer, zum Heilbronner Verfaſſungsentwurf oder zum Weinsberger Spießjagen, 
jener radikalen Bluttat, die ſeit bald vierhundert Jahren ſtets gleich übertrieben 
gegen die Bauern ausgeſchlachtet wird, einnahmen, heute noch nicht mit Sicherheit 
beſtimmt. Perſönliche Nachrichten, authentiſche Belege von der Hand, Reden aus 
dem Munde der Führer ſind bis auf ein paar Kampfſchriften und Volkspredigten 
Thomas Münzers und anderer, ein paar Sendſchreiben, Fehde-, Droh⸗ und Gnaden⸗ 
briefe, ſchließlich eine Anzahl Urgichten, Bekenntniſſe, die den Beſiegten unter Folter⸗ 
qualen ſchier mit der Zunge zugleich aus dem Leibe geriſſen wurden, ſo gut wie 
gar nicht auf uns gekommen, während die Kanzliſten der Fürſten und die Schreiber 
der Städte ſpäter Zeit genug hatten, die Chroniken in ihrem Sinne auszumalen. 
Die ſichtbaren Spuren ihres Tuns und Wollens aber, die die Bauern in Mittel⸗ 
und Süddeutſchland bis auf den heutigen Tag hinterließen, waren noch weniger 
dazu angetan, ihr Gedächtnis vor dem Haß und Fluch der Vergeſſenheit zu bewahren. 

Der deutſchen Romantik hätte es an ſich am nächſten gelegen, ſich mit dem 
Bauernkriege zu beſchäftigen. Aber gerade bei ihrer ausgeſprochenen Liebhaberei 
für Rittertum, Burgen und mittelalterliches Weſen, das ſie zudem mit einem 
Hauche von ſchwärmeriſcher Sentimentalität umgab, konnten der Romantik die 
melancholiſchen Reſte, die eben der Bauernkrieg von der einſtigen Herrlichkeit übrig 
gelaſſen hatte, die baumüberwachſenen Ruinen und verfallenden Gewölbe, kaum 
etwas anderes als einen adligen Zorn oder eine zarte Schwermut über jenen Lauf 
der Dinge vermitteln. Um in einem geborſtenen Turme und in einer geſchleiften 
Mauer die freudigen Zeugen einer irdiſchen Gerechtigkeit zu erblicken, dazu fehlte 
der romantiſchen Literaturperiode die revolutionäre Geſundheit, die echte Volks⸗ 
tümlichkeit und, um ein Wort von Börne gegen Heine zu gebrauchen, die tiefe Zu⸗ 
neigung zur deutſchen Freiheit, auch wenn ſie mit Miſt bedeckt iſt. Die aus⸗ 
geſaugten und ausgemergelten Männer des Bauernkriegs aber, denen Not und 
Haß die Miſtgabeln in die Hand gedrückt hatten, konnten nicht wohl anders als 
nach ihren Viehſtällen riechen, und dieſer Dunſt mußte ſich bei ihnen auch ge⸗ 
legentlich in Akten von reinſtem Vandalismus entladen. Für eine moderne Be⸗ 
urteilung kommt freilich dieſer Ausfluß der bäueriſchen Atmoſphäre viel weniger 
in Betracht gegenüber einem anderen, an dem der Bauernkrieg ſchließlich nicht 
zum wenigſten zugrunde gegangen iſt: jene Stallatmoſphäre, die den einzelnen ge⸗ 
fangen hielt, jener Bauernhofhorizont, jener ländliche Partikularismus, der aus 
dem engen Geſichtskreis des an ſeine Scholle gefeſſelten Landmanns erwuchs und 
der den Zuſammenfluß der einzelnen Haufen in eine ſtoßkräftige Heerſäule un⸗ 
möglich machte. Dieſe Unfähigkeit zur Organiſation läßt auch angeſichts der bar⸗ 
bariſchen Niederwerfung des Aufſtandes weniger das natürliche Mitleid mit einem 
verblutenden Kämpfer, als die dumpfe Beklemmung aufkommen, die uns bei der 
Schlachtung eines wehrloſen Stückes Vieh ergreift. 

Alſo nicht von individualiſtiſchen Geſichtspunkten aus, die zugleich die Geſichts⸗ 
punkte der Romantik geweſen ſind, iſt die Bauernrevolution von Anno 1525 zu 
erfaſſen und zu genießen. Nur als Maſſenbewegung genommen, beſitzt ſie eine 
geſchichtliche Logik, eine große Linie, die herauszumeißeln den Hiſtoriker wie den 
Dramatiker gleichermaßen locken kann, die aber freilich erſt klar zutage trat, nach⸗ 
dem der Mechanismus dieſes Geſellſchaftsprozeſſes als ein Klaſſenkampf mit allen 
ſeinen Verwicklungen und Konſequenzen erkannt war. Zu dieſer Erkenntnis finden 
ſich in dem Zimmermannſchen Werke, obſchon unter den allgemeinen Freiheits⸗ 
hymnen des demokratiſchen Hiſtorikers gelegentlich auch eine realiſtiſchere Be⸗ 
trachtungsweiſe hervorleuchtet, nur verſtreute Anläufe. Erſt die kleine Schrift von 
Engels aus dem Jahre 1850 hat hier Wandel geſchaffen; ſie bildete einen gedrängten 
Auszug aus dem älteren Werke, deſſen umfangreiches Rohmaterial zu höherer Rein⸗ 
heit der allgemeinen Auffaſſung geklärt wurde. Trotzdem bleibt das Buch Zimmer⸗ 
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manns durch ſeine Vollſtändigkeit, ſeine behagliche Kraft der Anſchauung, ſeine 
altväteriſchen, ſchwäbiſch⸗ſchweren Stil, der zu den ſchweren Figuren des Bauern⸗ 
kriegs trefflich paßt, und durch die edle Wärme der Geſinnung noch heute unüberholt. 
Dieſe Wärme hat dem Verfaſſer auch die Hand geführt, als er, ein paar Jahre vor 
der achtundvierziger Revolution, ſeinem Buche die ſophokleiſchen Worte voranſtellte: 
„Ich wag's, ein Grab dem heißgeliebten Bruder aufzuwerfen.“ 

Was in den dreihundert Jahren vorher über den Bauernkrieg geſchrieben 
wurde und von ihm in die deutſche Literatur überging, iſt verſchwindend wenig. 
Die ihm zugrunde liegende Idee einer Bauernemanzipation, die den Landmann 
wieder in eine Art von unabhängigem germaniſchen Urzuſtand zurückverſetzen und 
Deutſchland in einen möglichſt dezentraliſierten, fürſten⸗ und herrenfreien Agrar⸗ 
ſtaat unter dem Zepter eines Volks⸗ und Bauernkaiſers verwandeln wollte, war 
nach dem Kriege eigentlich noch gründlicher ausgerottet als die Vertreter dieſer 
Idee ſelbſt, von denen man doch beim beſten Willen nur einen Bruchteil mit Kopf⸗ 
abſchlagen, Händeabhauen und Augenausſtechen wieder zum Gehorſam bringen 
konnte. Das Prinzip des Sklavenaufſtandes ſelbſt aber war damit ſo endgültig 
ertötet, daß, nachdem der Kampf und Krampf, dem ſo viele kleinere Vorläufer 
vorangegangen waren, einmal ausgetobt hatte, ihm auch nicht die leiſeſte Zuckung 
mehr nachfolgte. Und mit dem Tode der Idee ſchien auch ihre lebendige literariſche 
Überlieferung ſo gut wie erloſchen zu ſein. 

Luthers brutale Parteiſchrift, mit der der große Reformator und kleine Re⸗ 
former den Revolutionären in den Rücken fiel, kommt in dieſem Zuſammenhang 
nicht in Betracht. Man darf ſie, weil die Kirche doch ſchon einen guten Magen 
hat, getroſt zur theologiſchen Literatur ſtellen. Merkwürdig iſt, daß in den deutſchen 
Volksliedern, wo ſo manche Raubritter, Krippenreiter, Lanzknechte, Schwartenhälſe 
und Störtebecker neben hiſtoriſchen Figuren ihre epiſche Verherrlichung fanden, der 
Bauernkrieg ſo gut wie keinen Widerhall hinterlaſſen hat, trotz der zahlreichen 
Vaganten und fahrenden Schüler, die zeitweiſe den Bauernhaufen anhingen und die 
Feder wohl noch beſſer als das Schwert handhabten. Erſt ein paar Jahrhunderte 
ſpäter hat es wenn auch uur flchlig wieder gewagt, den verfemten Boden des 
Bauernkriegs wenn auch nur flüchtig wieder zu betreten. Bewegung, Leben und * 
Ton der Zeit waren in ihm auch ohne großen Aufwand an hiſtoriſchen For⸗ 
ſchungen meiſterlich getroffen. Zum erſten Male wieder wurden die alten Harniſche 
mit Geſtalten von lebendigem Fleiſch und Blut erfüllt. Aber trotz allen volkstüm⸗ 
lichen Lebens, das im Götz pulſiert, blieb Goethes Ritterſtück doch faſt ausſchließlich 
in den Kreiſen des untergehenden Feudaladels haften, in deſſen Bezirk die bren⸗ 
nenden Dörfer und Schlöſſer des Bauernkriegs nur auf Augenblicke einen 
flackernden Lichtſchein werfen. Von den eigentlichen Zeitproblemen, den Forde- 
rungen der aufgeſtandenen Bauernſchaft hatte der junge Goethe bei ſeinem Mangel 
an hiſtoriſchem Intereſſe und revolutionärem Gefühl kaum eine Ahnung. In der 
erſten Bearbeitung des Götz: „Geſchichte Gottfriedens von Berlichingen mit der 
eiſernen Hand, dramatiſiert“, wußte er den Bauernkrieg überhaupt nur durch eine 
im Ugolinoſtil gehaltene Erzählung der Weinsberger Affäre zu charakteriſieren, und 
auch bei der ſpäteren Abfaſſung des „Schauſpiels“, wo die Greuel dieſer Moritat 
etwas gemildert wurden, hat er nicht viel weiter in die Tiefe gegraben. 

Der junge Wilhelm Hauff. ließ dann in ſeinem gefälligen hyperromantiſchen 
Lichtenſtein einen Vertreter des „Armen Konrad“, eines Vorläufers der großen 

auernrevolution, als Pfeifer vom Hardt auftreten, der jedoch, denkbar unhiſtoriſch, 
mit den ſentimentalen Tugenden herzoglich württembergiſcher Lehenstreue ſo auf⸗ 
dringlich geſchmückt ward, daß er dem Gedächtnis jener kräftigen Bauernrevolte 
nur zur Unehre gereicht. 

Die kühnſten nnd großgeſinnteſten Geſtalten des Jahres 1525 waren unſtreitig 
Florian Geyer und Thomas Münzer. Jenen hat Gerhart Hauptmann ſchon vor 
geraumer Zeit zum Helden eines Dramas gemacht, worin er durch minutiöſe Aus⸗ 
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anni des Hintergrundes die Prinzipien feiner Milieuſchilderung auch auf das 
hiſtoriſche Gebiet übertrug. Er zeichnete Florian Geyer als Mitkämpfer Huttens 
und Sickingens um die Wiedervereinigung der zerberſtenden deutſchen Nation zu 
einem Kaiſerreich auf volkstümlicher Grundlage. Aber wenn er auch mit den 
kleinen Mitteln ausführlicher Detailſchilderung ein getreues Zeitgemälde entwarf 
und darin mit vielem Fleiß die kräftigſten Zoten und ſchönſten Flüche von ehemals 
und heute zuſammentrug, gelang es ihm doch nicht, der großen Bewegung wirklich 
auf den Grund zu kommen. Wohl läßt er die Perſonen in hellen Haufen auf⸗ 
treten und den Ritter Florian Huttens eiſerne Rüſtung tragen, aber aus all dem 
reſultiert ſchließlich doch nur die Lehre, daß auch ein naturwahr gezeichneter Jahr⸗ 
markt doch immer noch kein lebendiges Drama abgibt. 

Den zweiten Stürmer und Dränger des Bauernkriegs, Thomas Münzer, hat 
kürzlich Walter Lutz in den Mittelpunkt eines Erſtlingswerkes gerückt und damit 
verſchiedene dichteriſche Probleme aufgeworfen, zu deren Löſung er ſelbſt bereits 
einen guten Schritt getan hat.!“ 5 

Wenn einer, ſo hat ſche ain Münzer, der großangelegte Makkabäer des 
Bauernkriegs, eine dramatiſche Auferſtehung, eine poſthume Genugtuung verdient. 
Die Reaktion des Jahres 1525 hat ſich nicht damit begnügt, den lebendigen Leib 
des Beſiegten zu zerfleiſchen, ſie hat, allen voran ſein erfolgreicherer Nebenbuhler 
Luther, auch das Andenken des Toten ſo ſchmählich verzerrt, daß überhaupt erſt 
das Zimmermannſche Werk in ſeiner Beurteilung einen Wechſel anzubahnen wagte. 
Und bis auf den heutigen Tag wird die Reinheit ſeines Bildes durch dieſe ſyſte⸗ 
matiſche Verdunkelung beeinträchtigt. 

x Thomas Münzer war ein Feuergeiſt, in dem der Funke der kirchlichen Refor⸗ 
mation und der Funke der Bauernemanzipation mit gleicher Stärke gezündet hatte 
Er wurzelte mit allen Faſern ſeines Weſens in dem dunkeln, aufgewühlten, blut⸗ 
gedüngten Boden ſeiner Zeit, deren religiöſe und myſtiſche Strömungen in ihm 
mächtig waren. Sie beſtimmten die äußere Form ſeines Auftretens, ſeine Wirkungs⸗ 
weiſe auf die Maſſen und die Grundlinien ſeiner kirchlichen Reformen. Aber 
eben mit dieſen war es einem ſo tief verinnerlichten, auf die Erneuerung des 
ganzen Menſchen und der ganzen Menſchheit gerichteten Geiſte noch nicht zur 
Hälfte getan. Münzer ſtrebte zugleich mit allen Faſern ſeiner Seele über die engen 
Möglichkeiten dieſer Zeit hinaus, in waghalſigen Zukunftsträumen, die ihn, über 

reihundert Jahre hinweg, ſelbſt in die Nachbarſchaft des Sozialismus führten 
und ihm bis auf den heutigen Tag den Titel eines Schwarmgeiſtes eingetragen 
haben. An der Unlösbarkeit dieſes Dilemmas hat er ſich noch in ſeinen Jünglings⸗ 
jahren verblutet. 

Wer ſich das Auftreten Münzers zum Gegenſtand eines Dramas wählt, beweiſt 
damit politiſchen Geſchmack und einen offenen Blick für urſprüngliche Kraft, aber 
er legt ſich auch Verpflichtungen auf, über deren Größe ihm nur tiefgreifende 
hiſtoriſche Unterſuchungen über die Münzerſche Epoche im weiteſten Sinne Auf⸗ 
ſchluß geben können. 

Walter Lutz hat die beſonderen Schwierigkeiten ſeiner Aufgabe durchaus nicht 
überſehen und nicht unterſchätzt; ſie waren es im Gegenteil, die ihn reizten, einen 
viel breiteren Vorwurf als das tragiſche Einzelſchickſal eines iſolierten Bahnbrechers 
dramatiſch zu geſtalten. Einige kurzgefaßte Bemerkungen, die der Verfaſſer ſeinem 
Buche beigegeben hat, beweiſen, daß er ſich über die Ausdehnung und Kompliziert⸗ 
heit des geſteckten Zieles vollkommen klar geweſen iſt, daß es für ihn galt, in der 
Wirkſamkeit Münzers die Mechanik eines ganzen Geſellſchaftsprozeſſes 
darzuſtellen. Lutz hat den ſozialen Vorgang, der dem Verlauf des Bauernkriegs 
und der Laufbahn Münzers zugrunde lag, ſehr genau ſtudiert und iſt dabei zu 
Reſultaten gekommen, die mit der materialiſtiſchen Auffaſſung der Schrift von 
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Engels über das Weſen des Bauernkriegs übereinſtimmen. Ob er Engels gekannt 
hat oder ganz ſelbſtändig vorgegangen iſt, läßt ſich nicht erſehen und iſt auch un⸗ 
beträchtlich. Jedenfalls bleibt es ſein Verdienſt, ſich an ein großes und zukunfts⸗ 
reiches Problem, die Eroberung eines ganzen Geſellſchaftsprozeſſes für die Bühne, 
mit ehrlichem Mute herangewagt zu haben. 

Das Drama begleitet Thomas Münzer von dem Höhepunkt ſeines Einfluſſes, 
der ſein Hauptquartier, die freie Reichsſtadt Mühlhauſen, zum Zentrum der thü— 
ringiſchen Bauern⸗ und Proletarierrevolution machte, bis zu der Schlußkataſtrophe 
bei Frankenhauſen. Hier wurde der ſchon längſt zerbröckelnde Kern der Auf- 
ſtändiſchen, die durch Zwieſpältigkeit ihrer Intereſſen einſtweilen vom Angriff in 
die Defenſive gedrängt waren, zuſammengepfercht in einer Wagenburg, von den ver- 


einigten ſächſiſchen und heſſiſchen Fürſten endgültig zerſchmettert. Lutz gibt von 


dieſem Verlauf der Ereigniſſe in drei Akten mit je einem Szenenwechſel ein voll⸗ 
ſtändiges und plaſtiſches Bild, das ſich bis auf die in Wirklichkeit erſt ſpäter er⸗ 
folgte Gefangennahme Münzers, ſelbſt in deſſen Reden, der größten hiſtoriſchen 
Treue befleißigt. Es iſt klar, daß bei dem Beſtreben des Dichters, die „unterirdiſchen 
Mächte und Vorgänge“ zu ſchildern, die „Münzers Schickſal hoben und ſenkten“, 
die individuelle Geſtalt des Mannes nicht allzu ſtark hervortreten durfte. Lutz hat 
ſeine Figur in den erſten Teilen des Dramas wohl ziemlich bewußt in den Hinter⸗ 
grund gedrängt. Immerhin hätte Münzer vielleicht an Eigenart gewonnen, ohne 
daß der hiſtoriſchen Wahrheit Abbruch getan wäre, wenn Lutz die myſtiſch⸗fanatiſchen 
Partien ſeines Charakters, die ihm die ſprunghafte Anknüpfung an moderne Prole⸗ 
tarierideen geſtatteten, noch ſtärker betont hätte, oder ſein altteſtamentariſches Richter⸗ 
bewußtſein, das ſich immer mächtiger in ihm auswuchs und beim allgemeinen Zu⸗ 
ſammenbruch den ganzen Mann faſt ins Gigantiſche erhob. Seinen letzten Drohbrief 
an den ihn ſchier erdrückenden Feind ſchloſſen die Worte: „Wir werden unverzüglich 
tun, was uns Gott befohlen hat, tu auch Du Dein Beſtes! Ich fahre daher! Thomas 
Münzer mit dem Schwert Gideons.“ 

Aus der Vielſchichtigkeit jener „unterirdiſchen Mächte“, denen Lutz nachſpürt, 
erwuchs für ihn die ſchwierige Aufgabe, Vorgänge, Strömungen bühnengemäß und 
dialogweiſe darzuſtellen, in denen eben nicht der einzelne das große Wort führt, 
ſondern Maſſenbewegungen zum Ausdruck kommen. Ihre Löſung mußte um ſo 
ſchwerer fallen, als Lutz wohl aus Rückſichten der Aufführbarkeit ſich in der Szenen⸗ 
zahl ziemlich beſchränkt. Sicherlich hat der von Shakeſpeare überkommene häufige 
Szenenwechſel, der auch im „Götz“ und in „Dantons Tod“ von Büchner geübt 
wird, den Vorzug größter Lebendigkeit und ermöglicht es dem Dichter am eheſten, 
durch eine Reihe realiſtiſcher Momentaufnahmen, die dem Auge raſch vorüberziehen, 
den Eindruck von Maſſenaktionen zu erzielen. Aber die lockere Szenenführung birgt 
auch die Gefahr zu zerſplittern in ſich, und für Lutz, der in dem Prozeß des Bauern⸗ 
kriegs eben einen einheitlichen Mechanismus erkannt hatte, mußte ſchon deshalb 
eine ſtrengere Konſtruktionsform näher liegen. 

Am beſten ſcheint uns Lutz ſein Ziel, Strömungen und ſogar gegenläufige 
Strömungen zu ſchildern, in der „Bauernverſammlung auf einem Kirchhof“ erreicht 
zu haben, die den erſten Teil des zweiten Aktes einnimmt. Hier kreuzen ſich die 
einzelnen Titel der berühmten „Zwölf Artikel“, welche die ſozialen Forderungen der 
Bauernſchaft enthielten, nach Art eines Reſponſoriums mit den von Wallfahrern 
geſungenen Verſen eines alten Marienlieds in eindrucksvollſter Weiſe; die ganze 
Szene atmet Leben und Charakteriſtik, das Auftreten Münzers, das den Bauern⸗ 
forderungen zum Siege über den Prozeſſionsgeſang verhilft, wirkt äußerſt wuchtig. 
Übrigens find nicht alle Partien des Dramas ganz gleichwertig. Während der 
Anfangsteil des erſten Aktes im Tone noch etwas unſicher ſcheint, gehört deſſen 
zweite Szene mit zum Beſten des ganzen Stückes. Das Milieu des Hofadels, das 
Leben am Fürſtenhof, der Charakter und vor allem die Politik der ſächſiſchen und 
heſſiſchen Landesherren, denen Münzer ſchließlich zum Opfer fiel, iſt geſchickt und 
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geiſtreich dargeſtellt. Sowohl die Münzerſche Strategie, die ihr Spiel anfänglich 
mit, ſpäter gegen die Fürſten ſpielen wollte, als die entſprechende der Fürſten, die 
dem Kampfe gegen Kloſter und Junkerburg eine Zeitlang ruhig zuſah, um ſchließlich 
ſelbſt die Ernte einzuheimſen, iſt glücklich analyſiert. Philipp von Heſſen, der ein⸗ 
undzwanzigjährige Draufgänger, Friedrich der Weiſe, Luthers kluger Schirmherr, 
der einzige, der die Situation politiſch überblickt und für ſeine Zwecke ohne Senti⸗ 
mentalität zu nützen weiß — er wird von Lutz mit leiſem Humor gezeichnet —, der 
brutale Herzog Georg von Sachſen, eine grobſtupide Phyſiognomie, wie ſie im Dreißig⸗ 
jährigen Kriege erſt recht geläufig wurde, ſie alle können mit den kurzen Worten, 
die ihnen in den Mund gelegt ſind, kaum beſſer charakteriſiert werden. Aus dem 
eingehenden Studium, das Lutz der Klaſſenſchichtung und Parteigruppierung des 
Bauernkriegs angedeihen ließ, ergab ſich die überlegte Wahl typiſcher Nebenfiguren, 
die im Detail manche Feinheit aufweiſen. Sie ſind keine zufälligen Statiſten, ſondern 
eben jene wichtigen Faktoren, aus deren wechſelnder Konſtellation ſich Münzers 
Aufſtieg und Sturz ergeben mußte. Sein beſonderes Schickſal entſprach in ſeinen 
einzelnen Phaſen durchaus der allgemeinen Revolutionskurve. So iſt das noch un⸗ 
entwickelte, aber in ſeinen Zielen extreme ſtädtiſche Proletariat durch Münzer, ſeinen 
Freund Pfeifer und den Flickſchuſter Jonas, die Maſſe der Bauern durch ein paar 
kräftige Hauptmannsgeſtalten, der ſtädtiſche Mittelſtand, deſſen Zunftmeiſterſchaft 
nur kurze Zeit im Strome des Aufſtandes mitſchwimmt, um ſich alsbald wieder 
auf den feſten Boden bürgerlicher Ruhe zu flüchten, und ſelbſt das Lumpenproletariat 
mit einigen „Kunden“ typiſch vertreten. 

Was Lutz in ſeinem Beiwort ausſpricht: „Dem Abfall des Mittelſtandes von 
dem ſtädtiſchen Proletariat, welches die Führung hatte, aber kommuniſtiſchen Zielen 
nachging, folgte der Abfall der Bauern, die in ihrer großen Maſſe Grundbeſitzer 
waren oder es dringend werden wollten und deshalb vom Kommunismus und 
Brüderlichkeit ebenſowenig wiſſen mochten. In dieſem Zuſammenbruch fanden 
Münzer und ſeine Getreuen den Untergang. Es war den Territorialfürſten, die 
nun aus ihrer abwartenden Stellung hervortraten, ein leichtes, die Trümmer der 
Revolutionsarmee zu vernichten“, dieſe Idee hat Lutz in ſeinem Schauſpiel folge⸗ 
richtig durchgeführt. In dieſem Zuſammenhang wird auch der Einſturz der brennenden 
Ritterburg (Schluß des zweiten Aktes), der die plündernden Bauern vor Münzers 
Augen unter ſich begräbt, vom Theatereffekt zur tieferen Wirklichkeit einer hiſtoriſchen 
Allegorie geſteigert. 

Die Kataſtrophe des letzten Aktes leitet mit richtigem Gefühl ein ſtimmungs⸗ 
volles Bild der Münzerſchen Dachſtube in Mühlhauſen ein, wo Weib und Kind 
auf den zu Felde Gezogenen warten: auf dem mittelalterlichen Gemach mit ſeinem 
Ausblick über die Giebel der Stadt hinweg in den Abendhimmel liegt die Stille 
und die dumpfe Beklemmung vor dem Gewitter. Münzers Verhältnis zu ſeiner 
Frau iſt durch einen feinen Zug von Zurückhaltung und geiſtiger Aſzeſe allerdings 
richtig und glaubhaft, das junge Weib ſelbſt aber doch etwas konventionell ge⸗ 
zeichnet. Im „Brand“ hat Ibſen ähnliche Fäden zu einem noch innerlicheren Knoten 
zu verſchlingen gewußt. 

Bei der Schilderung der Schlußkataſtrophe, deren Hereinbrechen nicht in allen 
Teilen gleich anſchaulich wirkt, hat ſich Lutz von der hiſtoriſchen Überlieferung etwas 
entfernt, ohne daß dieſe Lizenz dem Stücke ſelbſt zugute gekommen wäre. Nach 
Zimmermann war die Situation ſo: Die verbündeten Fürſten verhießen den in der 
Frankenhauſer Wagenburg eingeſchloſſenen Bauern durch den Herold Hans v. Werter 
Generalpardon, falls ſie ihren falſchen Propheten Thomas Münzer ſamt ſeinem 

Anhang gutwillig ausliefern wollten. In der Diskuſſion darüber im Bauernlager 
wagte es ein Prieſter und ein Edelmann — vermutlich ein in die „evangeliſche 
Brüderſchaft“ gezwungener —, für die Annahme des Vorſchlags zu reden. Münzer 
aber ließ beide ſofort in den Ring führen und enthaupten; ein kühner Akt von 
Terrorismus, wie er einem großen Revolutionär am Ende ſeiner Bahn wohl ver⸗ 
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ſtattet iſt. übrigens hat Münzer noch auf der Folter daran feſtgehalten, daß 5 
el des Edelmanns nach Kriegsrecht und Urteil der ganzen Gemeinde ge⸗ 
ehen ſei. 

Anders bei Lutz. Hier wirft ſich Münzer ſelbſt, und zwar dem Herold, der 
vom Zwieſpalt im Bauernlager ſchon zuviel gehört habe, an die Gurgel und bohrt 
ihm den Dolch in den Hals. Gegen die Eigenhändigkeit der Münzerſchen Diktatur 
im Drama wäre gar nichts einzuwenden, wenn Lutz nicht an die Stelle eines be⸗ 
liebigen Edelmanns eben jenen Herold geſetzt hätte. Dieſer extreme Bruch allen 
Kriegsbrauchs wirkt aber um ſo unwahrſcheinlicher, als ein ſolcher im Bauernkrieg 
allerdings eine gewiſſe Rolle geſpielt hat, aber immer nur vom Adel gegen die 
Inſurgenten geübt wurde, weil er in ihnen keinen rechtmäßigen Feind anerkennen 
wollte. So ließ noch die Weinsberger Ritterſchaft auf die bäuerlichen Abgeſandten, 
die zur übergabe aufforderten, ſchießen, und hat damit ihre eigene Hinrichtung zum 
guten Teile veranlaßt. Übrigens hat Lutz dieſe für den Adel ſpezifiſche Praktik ſehr 
wohl gekannt und ſie im vorhergehenden Akte glaubwürdig dargeſtellt. 

Die Sprache im „Thomas Münzer“ iſt gedrungen und kräftig, eher wortkarg, 
frei vom Übermaß archaiſtiſcher Vermummungen, nach denen zum Beiſpiel Gerhart 
Hauptmann die alten Muſeen und Zeughäuſer ſo emſig geplündert hat. Nur läßt 
Lutz feine natürliche Proſa an vielen Stellen in den jambiſchen Rhythmus über: 
ſpringen, ein Verſuch, den ſchon Goethe im Egmont unternahm, während der 
Götz in völlig ungebundener Sprache einhertappt. Dieſer Unterſchied bei Goethe 
iſt ſicher kein Zufall, wenn er auch für keinen ſpäteren Dichter vorbildlich ſein kann. 
Egmont ſpielt in einer viel gebildeteren, vornehmeren und zeremonielleren Sphäre 
als der Götz, nämlich in den Kreiſen der holländiſchen Ariſtokratie und Bourgeoiſie. 
Dort weiß man Brüſſeler Spitzen zu tragen und die Worte zierlich zu ſetzen. Der 
Thomas Münzer aber ſteht eher dem Götz parallel, mit dem er den derben volks⸗ 
tümlichen Boden teilt. In ihm wirkt daher der gelegentliche Jambus zwar nicht 
vornehm, wohl aber pathetiſch. Ein Schillerſches, deklamatoriſches Element kommt 
in die realiſtiſche Unterhaltung, wenn die Wirtin zum Hecht in Mühlhauſen einem 
alten Bauern jagt: „Die Unruh hetzt uns noch die Seele aus dem Leib! ... Zieht 
Neues ſo mit Unraſt her, lob' ich das Alte!“ Vollends eine Sentenz wird durch 
den heroiſchen Rhythmus im Munde einer einfachen Wirtin auf allzu tönerne Füße 
geſtellt. 

Indeſſen, das ſind Einzelheiten. Ihrer ungeachtet bleibt dieſer Thomas Münzer 
doch ein tüchtiger Beweis dafür, wieviel auch die Dichtkunſt dabei gewinnt, wenn 
ſie den geſchichtsmaterialiſtiſchen Apparat für ihre Zwecke in Bewegung ſetzt. 

Diefenbach. 


Bücherſchau. 


F. A. Lange, Die Krbeiterfrage. Neu bearbeitet und herausgegeben von A. Grabowsky. 
Leipzig, Alfred Kröner Verlag. 92 Seiten. Preis 1 Mark. 2 


Wenn wir dieſe neue Ausgabe von Langes Arbeiterfrage anzeigen, ſo geſchieht 
es nicht, um ſie zu beſprechen, ſondern um einen literariſchen Skandal feſtzunageln, 
wie er unſeres Wiſſens noch nicht dageweſen iſt. Herr Grabowsky läßt ſich nicht 
etwa daran genügen, aus den drei verſchiedenen Auflagen von Langes Schrift 
einen Heringſalat nach eigenem Geſchmack herzurichten, ſondern er will auch durch 
Verbeſſerungen und Zuſätze von eigener Hand das Werk im einzelnen mit den 
fortgeſchrittenen Erkenntniſſen der Zeit „verſöhnen“ und ſagt darüber: „Natur⸗ 
gemäß konnte dabei nicht mit philologiſcher Würde vorgegangen werden. Wo 
eine Lichtung gemacht werden ſoll, fallen viele Bäume. Der Herausgeber kann 
auch nicht weitläufig erörtern, an welchen Stellen er gerodet und geändert hat, 
und warum dort überall.“ „Selbſtverſtändlich“ hat Herr Grabowsky ſeine „perſön⸗ 
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liche Meinung“ bei feinen Anderungen „nicht ganz unterdrücken“ können, jeine 
„politiſche Anſicht, die von der Friedrich Albert Langes ſehr verſchieden iſt“. 
Während er das Kapitel über Marx ganz fortläßt, ſchiebt er einen Abſchnitt aus 
Langes Geſchichte des Materialismus ein, aber auch dieſen „mit beſonders ſtarken 
Streichungen und ein paar belangvolleren Veränderungen“. Dabei gibt der Herr 
nirgends auch nur mit der leiſeſten Andeutung an, wo er in den Text Langes, um 
in ſeiner eleganten Sprache zu reden, „hineinkomponiert“ hat. 

Den Gipfel der Dreiſtigkeit erreicht er ſchließlich, wenn er ſchreibt: „Auch 
ſtiliſtiſch war nicht alles zu halten. So wundervoll anſchaulich Lange ſchreibt, zu⸗ 
mal wenn ſich ſeine volle Begeiſterung entladet, ſo merkt man doch häufig genug 
die Stilverwahrloſung der ſechziger und ſiebziger Jahre, die ja überhaupt für 
unſere künſtleriſche Kultur einen wahren Zuſammenbruch bedeuteten. ... Auf einem 
anderen Felde ſteht wieder die Vorliebe Langes für Kraftausdrücke. Er redet gern 
in Superlativen, w was ſich ja in Volksverſammlungen, wo er häufig genug geſprochen 
hat, immer ganz gut macht, im Buche aber manchmal die beſten Wirkungen ver⸗ 
fehlt. Hier habe ich alſo gerade nur der Wirkung wegen einiges abgeſchwächt.“ 

Der Abſcheu vor Superlativen ſollte dieſen famoſen Herausgeber übrigens 

| nicht fo ſehr beunruhigen. Es gibt keinen Superlativ der deutſchen Sprache, der 
ausreichen würde, um ſein Attentat auf das Andenken Langes gebührend zu brand⸗ 
marken. 


Lofe Blätter. 


Gedankenſpäne von Waldeck MNanaſſe. Wenn die Hohen der Erde etwas Menſch⸗ 
liches oder etwas Unrechtes durchſetzen wollen, ſo verteidigen ſie es mit dem aller⸗ 
höchſten Befehl des Himmels, als eine Gott gefällige Sache. — 

Im Namen des Gottes der Liebe wurde mehr Menſchenblut vergoſſen, als alle 
heidniſchen Völker zuſammengenommen aus religiöſem Fanatismus geopfert haben. — 

Die offiziellen Patrioten gleichen mehr Kaufleuten, die nicht aus, ſondern mit 
Patriotismus handeln. Beweis: die ſteifnackigen, bedingt königstreuen Agrarier 
auf Kündigung und die Staatskrippenmänner, die rückgratlos ihr Vaterland lieben, 
damit es ſie wieder liebe. — 

Wenn ein Volk in das Schwitzbad der Reaktion gezwungen war, dann iſt die 
Revolution der natürliche Dampf, der deutlich zeigt, daß die Geduld des Volkes 
den hundertgradigen Siedepunkt überſchritten hat. — 

Es gibt aber auch partielle Keſſelexploſionen, wie in den Novembertagen 1908. 
Da war es eine allgemeine letzte Modeſitte, auf den Monarchen zu ſchelten, den 
man ſo lange umnebelt hatte. Tapferer waren diejenigen, die einſt für jedes freie 
Wort Gefängnis und Verfolgung litten. Zu deren Ehren hätte man ſich im Reichs⸗ 
tag von den Sitzen erheben ſollen. Wie ſchnell iſt aber der Wind umgeſchlagen, 
„und nun treiben neue Weihrauchwolken zum Throne empor. — 

Wo nie der Sonnenſtrahl von Mutterliebe und Vatertreue ein Kinderherz er⸗ 
wärmten, wo Tyrann Roheit und Dämon Alkohol tägliche Vorbilder und Begleiter 
waren, da kann keine Kindesknoſpe ſich zu echter Menſchlichkeit entfalten. — 

Wie nahe oder wie entfernt auch meine letzte Arbeitsſtunde ſein mag, ſo iſt der 
ſehnlichſte Wunſch an mein Glück, daß ſie auch zuſammenfallen möge mit meiner 
letzten Lebensſtunde.! — 


1 Wir entnehmen dieſe Aphorismen den „Lebensfragen“ des Genoſſen Waldeck Manaſſe, 
die im Verlag von Otto Roth in Berlin erſchienen ſind und als nachdenkſame Lektüre — zu⸗ 
mal bei ihrem billigen Preiſe von 20 Pfennig — warm empfohlen werden können. 


Für die Redaktion des Feuilletons verantwortlich: Franz Mehring, Steglitz. 
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Kanton Badliſch. . 


7 Berlin, 16. Juli 1910. 


Als vor einigen Wochen der hundertſte Geburtstag Freiligraths gefeiert 
wurde, glaubte auch die bürgerliche Preſſe ſich daran beteiligen zu müſſen, 
und es verſteht ſich, daß die Huldigungen, die ſie dem Dichter des Prole⸗ 
tariats darbrachte, etwas abſonderlich ausfielen. So behauptete das „Ber⸗ 
liner Tageblatt“, Freiligrath habe ſich in dem berühmten Abſchiedslied der 
„Neuen Rheiniſchen Zeitung“ ſelbſt als „ſtolze Rebellenleiche“ verherrlicht. 
Aber dem echten Patrioten müſſen alle Dinge zum Beſten dienen, und heute 
darf dasſelbe Blatt mit Recht ſeinen Freiligrath zitieren: „Seht, wie mit der 
Rede Stahl Badens Männer ſtreiten.“ 

Dieſe Bewunderung iſt um jo bewundernswerter, als fie keineswegs irgend⸗ 
welchen freiſinnigen Gevattern, ſondern der ſozialdemokratiſchen Fraktion des 
badiſchen Landtags gilt. Dieſe hat entgegen dem Beſchluß des Nürnberger 
Parteitags für das Budget geſtimmt und ſich dazu in einer Reihe von Huldi⸗ 
gungen an den Großherzog von Baden erſchöpft, die den roten Adler auf der 
Bruſt jedes wackeren Mugdaneſen begrüßen könnten. Nachdem ſchon vor Jahren 
ein badiſcher Landtagsabgeordneter der Partei — oder waren es gar ihrer 
zwei? —, um mit unſerem Bremer Parteiblatt zu ſprechen, „ſeinen Laſſalle⸗ 
kopf mit einem Zylinder und Trauerflor bewaffnet hatte und alſo in dem 
höfiſchen Leichenzug eines Großherzogs einhergeſchritten war, in der holden 
Illuſion, daß Bruder Großherzog dermaleinſt auch hinter ſeiner Bahre einher⸗ 
ſchreiten werde“, hat die ſozialdemokratiſche Landtagsfraktion den lebenden 
Großherzog zu ſeinem 53. Geburtstag beglückwünſcht, auch ſchon ein paar ihrer 
Mitglieder beauftragt, ſich im September bei der Gratulationscour zur ſilbernen 
Hochzeit des großherzoglichen Paares im Karlsruher Schloß einzufinden, und 
was dieſer mehr loyalen als anmutigen Scherze ſonſt noch ſein mögen. 

Nun mag das „Berliner Tageblatt“ ſich an dieſen „politiſchen Taten“ noch 


ſo ſehr begeiſtern, aber mit ſeiner Annahme, daß „gewiſſe Berliner e 
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Kreiſe“ dadurch ſtark verſtimmt ſeien, iſt es auf dem Holzweg. Sicherlich 
haben die badiſchen Vorkommniſſe eine ſehr ernſte Seite. Es iſt tief bedauer⸗ 
lich, daß die badiſche Landtagsfraktion in einem Augenblick, wo die Ausſichten 
der Partei ſo günſtig ſtehen wie noch nie, einen ſo ſchweren Diſziplinbruch be⸗ 
geht, wie er ebenfalls noch nie in der Partei dageweſen iſt, und dazu ſchweigen 
kann und wird die Geſamtpartei gewiß nicht. Der Parteivorſtand hat denn 
auch bereits dieſe „ſchwere Verfehlung gegen die Einheit der ſozialdemokratiſchen 
Partei“ gebührend gekennzeichnet, und der Parteitag wird der Wiederholung 
ähnlicher Dinge einen Riegel vorzuſchieben wiſſen. Allein die Partei wird ſich 
ihre frohe Kampfſtimmung nicht durch dieſe Epiſode trüben laſſen. Soweit ſich 
bisher die Parteipreſſe darüber geäußert hat, iſt es mit derſelben überlegenen 
Ruhe geſchehen, womit Engels die Krähwinkeleien des „Kanton Badiſch“ zu 
betrachten pflegte. f 

Man mag gern anerkennen, daß wenn ſich die badiſche Landtagsfraktion 
für ihre Seitenſprünge auf die „beſonderen Verhältniſſe“ ihres Ländchens be⸗ 
ruft, ſolche Verhältniſſe wirklich beſtehen. Baden iſt von jeher die eigentliche 
Heimſtätte jenes heiteren Partikularismus geweſen, der die Republik will, 
aber den Großherzog auch. Und der, wenn er je überall in Deutſchland ge⸗ 
herrſcht hätte, der deutſchen Nation als ſolcher den Garaus gemacht haben 
würde. Freilich kann dieſer heitere Partikularismus auch einmal ein ſehr 
trauriges Ende nehmen, wie gerade auch die Geſchichte Badens beweiſt. 

Im achtzehnten Jahrhundert beſtand das damalige Markgrafentum Baden 
nur aus einigen Flecken deutſcher Erde, die, von der Schweizer Grenze bis 
über Karlsruhe hinab zerſtreut, kaum dreißig Quadratmeilen umfaßten und 
zum Reichsheer ganze 95 Mann ſtellten. Erſt als Napoleon ſich durch einige 
ſüddeutſche Mittelſtaaten feſte Stützen ſeiner Fremdherrſchaft ſchaffen wollte, 
wurde die beſcheidene Fläche faſt verzehnfacht. Napoleon ſchüttete das rechts⸗ 
rheiniſche Ufergelände von Konſtanz bis Mannheim, ein unabſehbares Gewirr 
von geiſtlichen, fürſtlichen, gräflichen, reichsritterſchaftlichen und reichsſtädtiſchen 
Territorien, zum Großherzogtum Baden zuſammen, das, ſechzig Meilen am 
Rhein hingedehnt, an ſeiner ſchmalſten Stelle nur zwei Meilen breit, faſt ganz 
aus Grenzbezirken beſtand. 

Die konſtitutionellen Verfaſſungen, womit die ſüddeutſchen Fürſten nach 
dem Sturze Napoleons vorgingen, entſprangen der Sorge um den Zuſammen⸗ 
halt ihrer künſtlich konſtruierten Staaten. Die kleinfürſtliche Souveränität 
lief dabei keine Gefahr; im Gegenteil erhielt ſie ſich auf dieſe Weiſe ſtärker, 
als ſie ſich auf irgend eine andere Weiſe hätte erhalten können. Wurden ihr 
die Kammern zu aufſäſſig, ſo ſtützte ſie ſich auf den Bundestag; bedrängte 
ſie der von Oſterreich und Preußen beherrſchte Bundestag, ſo ſtützte ſie ſich 
auf die Kammern. Da Baden der am künſtlichſten konſtruierte dieſer Staaten 
war, ſo erhielt er die liberalſte Verfaſſung, und in dem Selbſtbewußtſein des 
konſtitutionellen Muſterländles verſchmolzen die tauſend Trümmer, aus denen 
das Großherzogtum Baden zuſammengeflickt worden war. Überall in Deutſch⸗ 
land feierte der vormärzliche Liberalismus die badiſchen Kammerhelden, wie 
Rotteck und Welcker und Itzſtein, als die Vorhut der bürgerlichen Freiheit, 


Kanton Badiſch. * 5. 
in denſelben überſchwenglichen Tönen, die das „Berliner Tageblatt“ heute 
den Genoſſen Frank und Kolb widmet. 
Der Urſprung des badiſchen Konſtitutionalismus ergab aber ſeine völlige 
Nichtigkeit. Die einander folgenden Fürſten des Landes, die ſich nur dadurch 


unterſchieden, daß bei den ei mehr die Böswilligkeit, bei den anderen mehr 
er Stumpfſinn überwog, benutzten die Verfaſſung zu dem Gaufel- und Schaukel⸗ 

oem, das ſie norwendig gemacht hatte, und je mehr der badiſche Konſtitutio⸗ 
nalismus ſeinen eigentlichen Zweck als Werkzeug der fürſtlichen Souveränität 
erfüllte, um ſo mehr verflüchtigte ſich ſein Zweck als Werkzeug der Volks⸗ 
intereſſen. Die vormärzliche Reaktion wirtſchaftete in dem Ländchen trotz 
aller ſchöner Kammerreden ebenſo ungeniert oder noch ungenierter als anderswo. 
Erſt als ſich die Vorboten der Revolution meldeten, mußte fie ihre ſich hoch⸗ 
mütig blähenden Segel ein wenig einziehen. 

Nun aber zeigte der badiſche Konſtitutionalismus, daß er keineswegs der 
unentwegte Vorkämpfer der bürgerlichen Freiheit war, den die Mitwelt in 
ihm bewundert hatte. Gerade ſeine klügeren Köpfe, wie die Baſſermann und 
Mathy, bekundeten eine ſehr patriotiſche Neigung, mit der trätabel gewor— 
denen Reaktion profitable Geſchäftchen zu machen, Geſchäftchen, die ſich nicht 
einmal, wie die der rheiniſchen Liberalen, mit materiellen Klaſſenintereſſen 
entſchuldigen ließen, denn eine große Induſtrie gab es in Baden noch ſo gut 
wie gar nicht. Andere Kammerhelden blieben freilich ſtandhafter, und ſie 
nannten ſich ſogar „Sozialdemokraten“, wie die Brentano und Struve, aber 
ſie waren es nicht einmal in der damaligen kleinbürgerlich-demokratiſchen Be⸗ 
deutung des Wortes. Vielmehr, wenn die nunmehrige Scheidung der badiſchen 
Oppoſition in Liberale und Radikale den Sinn hatte, daß die Liberalen ſich 
als mehr oder weniger ehrgeizige Streber und rückſichtsloſe Stellenjäger ent⸗ 
puppten, ſo waren die Radikalen zwar ihrer eigenen Meinung nach revolu⸗ 
tionäre, aber tatſächlich kleinbürgerlich beſchränkte Politiker, die, als ihnen die 
Erhebung der Maſſe im Frühjahr 1849 das Heft in die Hand gab, ihre ganze 
Politik danach einrichteten, daß ſie ſie vor dem durch die Maſſen aus dem 
Lande gejagten Großherzog bei ſeiner etwaigen Rückkehr verantworten könnten. 

Was bei dieſer famoſen Taktik herauskam, hat Engels in ſeinen Aufſätzen 
über die Reichsverfaſſungskampagne draſtiſch geſchildert. Die Republik mit 
dem Großherzog an der Spitze erwies ſich, ſchön wie dies politiſche Ideal in 
patriotiſchen Träumen erſcheinen mochte, als eine äußerſt klägliche Wirklichkeit, 
die ihre hiſtoriſche Weihe nur durch das Blut ſchuldloſer Männer erhielt, das 
der „Kartätſchenprinz“ in ruchloſer Grauſamkeit verſchüttete, und durch den 
Mut anderer Männer, wie Friedrich Engels, Joſef Moll, Johann Philipp 
Becker, Wilhelm Liebknecht, die freilich nie den Zylinder aufgeſtülpt haben, 
um einen toten Großherzog zur Gruft ſeiner Väter zu geleiten oder einer 
lebenden Großherzogin die ſilberne Myrte zu überreichen. 

Vergegenwärtigt man ſich die badiſche Geſchichte, die hier natürlich nur in 

ganz großen Umriſſen gezeichnet werden konnte, jo wird man über die Bora 
gänge, die ſich gegenwärtig, zum Gaudium aller Parteigegner, im badiſchen 
Landtag abgeſpielt haben, noch am mildeſten urteilen. Man mag nun freilich 
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einwenden, ſeit ſechzig Jahren habe ſich das Blatt gewendet, ſeitdem ſei auch 
Baden mehr und mehr in den großen Strom des Weltverkehrs geriſſen worden. 
Das kann ſich nun aber gerade nicht in ſeinen Kammern geltend machen! 
Denn mit dem badiſchen Konſtitutionalismus iſt heute noch nicht mehr los als 
vor ſechzig Jahren. a 
Dagegen werden allerdings dieſe Jahrzehnte an der Bevölkerung des Länd⸗ 
chens nicht ſpurlos vorübergegangen ſein, und ſo iſt die Hoffnung geſtattet, 
daß die proletariſchen Wähler in Baden die Politik ihrer Erwählten zu be⸗ 
richtigen wiſſen werden. Sollte dieſe Hoffnung dennoch trügen, ſo wird der 
badiſche Zweig der Sozialdemokratie zwar auch die Geſamtpartei, aber noch 
viel mehr ſich ſelbſt ſchädigen; der Baum kann eher eines Zweiges entbehren, 
als ein Zweig des Baumes. Aber wir glauben nicht daran, daß die badiſchen 
Parteigenoſſen noch nach bald vierzig Jahren das bisher nur lächerliche Hohnwort 
Treitſchkes zur traurigen Wahrheit machen werden: „Das Zuſammenwirken der 
Sozialdemokratie mit dem Partikularismus berechtigt uns zu guten Erwar⸗ 
tungen; eine der Zukunft ſichere Macht verbündet ſich nicht mit einem Leichnam.“ 
Über die Illuſion der bürgerlichen Preſſe nun gar, als könne die Taktik 
der badiſchen Landtagsfraktion irgendwie auf die Taktik der Geſamtpartei ein⸗ 
wirken, lohnt es ſich nicht, ein ernſthaftes Wort zu verlieren. Der Wunſch 
iſt hier wieder einmal der Vater des Gedankens. Oder bildet dieſe Preſſe 
ſich wirklich ein, daß — um einen Vergleich aus einer ihr verſtändlichen, alſo 
aus der bürgerlichen Sphäre zu wählen — die Krupp und Stumm ihre Politik 
einrichten könnten nach den Bedürfniſſen und Neigungen der ehrſamen Bürger 
von Schilda? 
In kleinen Landparzellen, durch die nach Laſſalles Wort die Zugluft der 
Geſchichte nicht ſtreicht, entſcheiden ſich die Geſchicke des proletariſchen Klaſſen⸗ 
kampfes niemals. 


Die Cheorie und die Praxis. 
Don Roſa Luxemburg. 
I. 

Die erſte Frage, die in unſerer gegenwärtigen Auseinanderſetzung das 
Intereſſe der Parteikreiſe beanſprucht, iſt die, ob der Diskuſſion über den 
Maſſenſtreik in der Parteipreſſe, namentlich im „Vorwärts“ und in der „Neuen 
Zeit“, Hinderniſſe in den Weg gelegt worden ſind oder nicht. Genoſſe Kautsky 


1 Das unerwartete Pronunziamento in Baden macht in einer Reihe Parteigenoſſen und 

uns ſelbſt den Wunſch rege, in der „Neuen Zeit“ alles zurückzuſchieben, was als Streit im 

eigenen Lager des Marxismus erſcheint. Wir haben ferner die Empfindung, daß unter dem 

Eindruck der badiſchen Vorkommniſſe das Intereſſe unſerer Leſer für eine Diskuſſion wie die 

vorliegende nur ein geringes ſein kann. Aus dieſen Gründen hielten wir es für rätlich, 
den Abdruck des Artikels der Genoſſin Luxemburg zu verſchieben, und ſchlugen ihr vor, dies 

mit folgender Erklärung der Redaktion zu motivieren, der ſich die nachfolgende Ehren⸗ 

erklärung Kautskys anſchließen ſollte: 
An unſere Leſer! Es iſt uns eine ausführliche Erwiderung der Genoſſin Luxem⸗ 
burg in der Frage des Maſſenſtreiks zugegangen, deren erſter Teil in der vorliegenden 
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beſtreitet dies, indem er behauptet, „es ſei ihm natürlich nie eingefallen, 
das Diskutieren des Maſſenſtreiks ‚verbieten‘ zu wollen“. Genoſſe Kautsky 
will mich da mißverſtehen. Es handelte ſich ſelbſtverſtändlich nicht um ein 
Verbot des Genoſſen Kautsky — ein einzelner Redakteur kann nichts „ver⸗ 
bieten“ —, ſondern um ein Verbot der „höheren Inſtanzen“, dem Genoſſe 
Kautsky in ſeinem Machtbereich, in der „Neuen Zeit“, gefolgt war, entgegen 
ſeiner urſprünglichen Aufnahme meines Artikels. Was die andere Frage — die 
Propagierung der Republik — betrifft, ſo ſtellt Genoſſe Kautsky auch hier in Ab⸗ 
rede, daß er mir Hinderniſſe in den Weg gelegt hatte. „Das falle ihm gar nicht 
ein.“ Es hätte ſich bloß um einen Paſſus über Republik in meinem Maſſenſtreik⸗ 
artikel gehandelt, „deſſen Faſſung“ der Redaktion der „Neuen Zeit“ „unzweck— 
mäßig ſchien“. Ich hätte dann ſelbſt meinen Artikel in der „Dortmunder Arbeiter: 
zeitung“ veröffentlicht. „Aber vergebens wird man in dieſem Artikel jenen Paſſus 
über die Republik ſuchen.“ Genoſſe Kautsky hat auch „nicht gefunden“, daß ich 
dieſen Paſſus irgendwo anders veröffentlicht hätte. „Die feige Prinzipienverhüllung, 
die uns die Genoſſin Luxemburg vorwirft“, ſchließt er, „reduziert ſich alſo darauf, 


Nummer erſcheinen ſollte und ſchon abgeſetzt war. Im Einvernehmen mit der Genoſſin 
Luxemburg ſtellen wir dieſe Erwiderung zurück, da es in dem gegenwärtigen Moment, 
angeſichts der unerhörten Provokation eines Teiles der ſozialiſtiſchen Landtagsfraktion 
Badens, ihres frivolen Bruches der Parteidiſziplin und ihres Byzantinismus Aufgabe 
aller revolutionären und wirklich republikaniſch geſinnten Elemente in unſerer Partei iſt, 
einheitlich zuſammenzuſtehen und alle Differenzen gegenüber einem Opportunismus beiſeite 
zu ſchieben, dem die gute Meinung der Nationalliberalen höher ſteht als die Willens— 
meinung und die Achtung des ſozialdemokratiſchen Proletariats Deutſchlands. Die Redaktion. 
* * 


* 

Anſchließend daran fühle ich mich veranlaßt, heute ſchon einen Irrtum zu berichtigen, 

der in dem zurückgeſtellten Artikel der Genoſſin Luxemburg klargeſtellt wird. Der Paſſus 
über die republikaniſche Agitation, der meine Bedenken erregte, iſt nicht, wie ich annahm, 
unveröffentlicht geblieben, ſondern mit einer neuen Einleitung und neuem Schluſſe verſehen 
als beſonderer Artikel in der Breslauer „Volkswacht“ erſchienen. Meine Schlußfolge— 
rungen, die ich an die vermeintliche Nichtveröffentlichung knüpfte, werden damit hinfällig. 
An unſeren ſachlichen Differenzen ändert das nichts. Aber dieſe auszutragen, muß 

aus den oben, angeführten Gründen auf einen günſtigeren Zeitpunkt verſchoben werden. 
x * K. Kautsky. 


*. 

Die Genoſſin Luxemburg weigert ſich, einer Verſchiebung ihres Artikels zuzuſtimmen. 
Ihre Angelegenheit erſcheint ihr ſo ungeheuer wichtig, daß ſie nicht den mindeſten Aufſchub 
duldet. Wäre ihr Widerpart nicht Redakteur der „Neuen Zeit“ ſelbſt, ſo würden wir uns 
durch den Widerſpruch der Genoſſin Luxemburg nicht abhalten laſſen, einen Artikel zurück— 
zuſtellen, der im gegenwärtigen Moment der Sache des Proletariats nur ſchaden kann. Denn 
er vermöchte, wenn er jetzt überhaupt beachtet würde, nur zu bewirken, daß die Aufmerk- 
ſamkeit der Genoſſen zerſplittert wird, die ſich im Moment einmütig auf die badiſchen „In- 
ſurgenten“ konzentrieren muß. Und er ſtellt ſich die Aufgabe, den Parteivorſtand, den „Vor— 
wärts“, überhaupt jene Elemente zu diskreditieren, hinter denen wir jetzt den Diſziplin— 
brechern gegenüber geſchloſſen ſtehen müſſen. 

In eigener Sache wollen wir jedoch auch nicht einmal eine bloß aufſchiebende Ent- 
ſcheidung treffen. Die Genoſſen werden aber begreifen, daß Kautsky es für einen Fehler 
hielte, der Genoſſin Luxemburg jetzt zu antworten. Jetzt gilt es andere Fragen zu ent— 
ſcheiden. Eine gründliche Abrechnung mit ihr, Zurückweiſung falſcher Behauptungen und 
Beleuchtung ihrer Zitiermethoden ſoll der Genoſſin Luxemburg nicht erſpart bleiben. Dafür 
wird aber der geeignete Moment erſt gekommen ſein, nachdem der badiſche Vorſtoß zurück— 
gewieſen iſt. Im Augenblick gibt es Wichtigeres zu tun. Die Redaktion. 
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daß wir einen Paſſus ihres Artikels beanſtandeten, deſſen Veröffentlichung ſie 
ſelbſt ſeitdem freiwillig unterlaſſen hat. Solche Strategie iſt kein Heldenſtück, 
Oktavia!“ Genoſſe Kautsky iſt in dieſer für mich ſo blamablen Darſtellung 
der Tatſachen das Opfer ſeltſamer Irrtümer geworden. In Wirklichkeit handelte 
es ſich gar nicht um „einen Paſſus“ und die etwaige Gefährlichkeit ſeiner 
„Faſſung“, es handelte ſich um den Inhalt, um die Loſung der Republik und 
die Agitation dafür, und Genoſſe Kautsky muß mir ſchon geſtatten, daß ich 
in der prekären Lage, in die er mich mit ſeiner Darſtellung des Sachverhaltes 
verſetzt hat, ihn ſelbſt zum Kronzeugen und Retter in der Not anrufe. Genoſſe 
Kautsky ſchrieb mir nämlich, nachdem er meinen Maſſenſtreikartikel erhalten: 

„Dein Artikel iſt ſehr ſchön und ſehr wichtig, ich bin nicht mit allem ein⸗ 
verſtanden und behalte mir vor, dagegen zu polemiſieren. Heute habe ich keine 
Zeit, das brieflich zu tun. Genug, ich nehme den Artikel gerne, wenn Du die 
Seiten 29 bis Schluß ſtreichſt. Die kann ich auf keinen Fall bringen. Schon ihr 
Ausgangspunkt iſt falſch. In unſerem Programm ſteht kein Wort von der Republik. 
Nicht aus Verſehen, nicht wegen einer redaktionellen Liebhaberei, ſondern aus wohl⸗ 
erwogenen Gründen. Auch das Gothaer Programm ſprach nicht von der Republik, 
und Marx, ſo ſehr er dies Programm verurteilte, erkannte an, daß es nicht anginge, 
offen die Republick zu fordern, in ſeinem Briefe (Neue Zeit‘, IX, 1, ©. 573). Über 
die gleiche Angelegenheit im Erfurter Programm ſprach Engels (Neue Zeit, XX, 1, 
S. 11). Ich habe nicht die Zeit, Dir die Gründe, die Marx und Engels, Bebel 
und Liebknecht als ſtichhaltig anerkannten, auseinanderzuſetzen. Genug, was Du 
willſt, iſt eine völlig neue Agitation, die bisher ſtets abgelehnt worden war. Dieſe 
neue Agitation iſt aber der Art, daß es nicht gut angeht, ſie öffentlich zu diskutieren. 
Du würdeſt mit Deinem Artikel auf eigene Fauſt, als einzelne Perſon, eine völlig 
neue Agitation und Aktion proklamieren, die die Partei ſtets verworfen hat. In 
dieſer Weiſe können und dürfen wir nicht vorgehen. Eine einzelne Perſönlichkeit, 
wie hoch ſie ſtehen mag, darf nicht auf eigene Fauſt ein fait accompli ſchaffen, das 
für die Partei unabſehbare Folgen haben kann.“ 


Im gleichen Sinne ging es noch etwa zwei Seiten lang. 
Die „völlig neue Agitation“, die für die Partei „unabſehbare Folgen“ haben 
konnte, hatte folgenden Wortlaut: 


„Das allgemeine, gleiche, direkte Wahlrecht für alle Erwachſenen ohne Unter⸗ 
ſchied des Geſchlechtes iſt das nächſte Ziel, das uns die begeiſterte Zuſtimmung der 
breiteſten Schichten im gegenwärtigen Moment ſichert. Aber dieſes Ziel iſt nicht 
das einzige, das wir jetzt predigen müſſen. Indem wir in Beantwortung der in⸗ 
famen Wahlreformſtümperei der Regierung und der bürgerlichen Parteien die Loſung 
eines wahrhaft demokratiſchen Wahlſyſtems proklamieren, befinden wir uns immer 
noch — die politiſche Situation im ganzen genommen — in der Defenſive. Gemäß 
dem alten guten Grundſatz jeder wirklichen Kampftaktik, daß ein kräftiger Hieb die 
beſte Verteidigung iſt, müſſen wir die immer frecheren Provokationen der herrſchenden 
Reaktion damit beantworten, daß wir in unſerer Agitation den Spieß umdrehen 
und auf der ganzen Linie zum ſcharfen Angriff übergehen. Dies kann aber am 
ſichtbarſten, deutlichſten, ſozuſagen in lapidarſter Form geſchehen, wenn wir die⸗ 
jenige politiſche Forderung klar in der Agitation vertreten, die den erſten Punkt 
unſeres politiſchen Programms ausmacht: die Forderung der Republik. In 
unſerer Agitation hat bisher die republikaniſche Parole eine geringe Rolle geſpielt. 
Dies hat ſeine guten Gründe darin gehabt, daß unſere Partei die deutſche Arbeiter⸗ 
klaſſe vor jenen bürgerlich» oder richtiger kleinbürgerlich⸗republikaniſchen Illuſionen 
bewahren wollte, die zum Beiſpiel für die Geſchichte des franzöſiſchen Sozialismus 
ſo verhängnisvoll waren und bis heute noch geblieben ſind. In Deutſchland wurde 
der proletariſche Kampf von Anfang an konſequent und entſchloſſen nicht gegen dieſe 
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oder jene Formen und Auswüchſe des Klaſſenſtaats im einzelnen, ſondern gegen 
den Klaſſenſtaat als ſolchen gerichtet, er zerſplitterte nicht in Antimilitarismus, Anti⸗ 
monarchismus und anderen kleinbürgerlichen „Ismen“, ſondern geſtaltete ſich ſtets 
zum Antikapitalismus, zum Todfeind der beſtehenden Ordnung in allen ihren Aus⸗ 
wüchſen und Formen, ob unter monarchiſchem oder republikaniſchem Deckmantel. 
Durch vierzig Jahre dieſer gründlichen Aufklärungsarbeit iſt es denn auch gelungen, 
die überzeugung zum ehernen Beſitz der aufgeklärten Proletarier in Deutſchland zu 
machen, daß die beſte bürgerliche Republik nicht weniger ein Bollwerk der kapita⸗ 
liſtiſchen Ausbeutung iſt wie eine heutige Monarchie, und daß nur die Abſchaffung 
des Lohnſyſtems und der Klaſſenherrſchaft in jeglicher Geſtalt, nicht aber der äußere 
Schein der „Volksherrſchaft“ in der bürgerlichen Republik die Lage des Proletariats 
weſentlich zu verändern vermag. 

„Allein gerade weil in Deutſchland den Gefahren republikaniſch⸗kleinbürgerlicher 
Illuſionen durch die vierzigjährige Arbeit der Sozialdemokratie fo gründlich vor- 
gebeugt worden iſt, können wir heute ruhig dem oberſten Grundſatz unſeres politiſchen 
Programms in unſerer Agitation mehr von dem Platze einräumen, der ihm von 
Rechts wegen gebührt. Durch die Hervorhebung des republikaniſchen Charakters 
der Sozialdemokratie gewinnen wir vor allem eine Gelegenheit mehr, unſere prin— 
zipielle Gegnerſchaft als eine Klaſſenpartei des Proletariats zu dem ver- 
einigten Lager ſämtlicher bürgerlicher Parteien in greifbarer, populärer Weiſe 
zu illuſtrieren. Der erſchreckende Niedergang des bürgerlichen Liberalismus in Deutſch⸗ 
land äußert ſich ja unter anderem beſonders draſtiſch in dem Byzantinismus vor 
der Monarchie, in dem das liberale Bürgertum noch das konſervative Junkertum 
um einige Naſenlängen ſchlägt. 

„Doch nicht genug. Die ganze Lage der inneren wie der äußeren Politik Deutjch- 
lands in den letzten Jahren weiſt auf die Monarchie als den Brennpunkt oder zum 
mindeſten die äußere ſichtbare Spitze der herrſchenden Reaktion hin. Die halb— 
abſolutiſtiſche Monarchie mit dem perſönlichen Regiment bildet zweifellos ſeit einem 
Vierteljahrhundert, und mit jedem Jahre mehr, den Stützpunkt des Militarismus, 
die treibende Kraft der Flottenpolitik, den leitenden Geiſt der weltpolitiſchen Aben- 
teuer, wie ſie den Hort des Junkertums in Preußen und das Bollwerk der Vor- 
herrſchaft der politiſchen Rückſtändigkeit Preußens im ganzen Reiche bildet, ſie iſt 
endlich ſozuſagen der perſönliche geſchworene Feind der Arbeiterklaſſe und der 
Sozialdemokratie. Die Loſung der Republik iſt alſo in Deutſchland unendlich 
mehr als der Ausdruck eines ſchönen Traumes von dem demokratiſchen „Volks⸗ 
ſtaat“, oder eines in den Wolken ſchwebenden politiſchen Doktrinarismus, ſie iſt 
ein praktiſcher Kriegsruf gegen Militarismus, Marinismus, Kolonialpolitik, Welt⸗ 
politik, Junkerherrſchaft, Verpreußung Deutſchlands, ſie iſt nur eine Konſequenz 
und draſtiſche Zuſammenfaſſung unſeres täglichen Kampfes gegen alle dieſe Teil⸗ 
erſcheinungen der herrſchenden Reaktion. Insbeſondere aber weiſen nach derſelben 
Richtung gerade die Vorgänge der jüngſten Zeit: es ſind dies die abſolutiſtiſchen 
Staatsſtreichdrohungen des Junkertums im Reichstag und die frechen Attacken des 
Reichskanzlers gegen das Reichstagswahlrecht im preußiſchen Landtag, ſowie die 
Einlöſung des „königlichen Wortes“ in Fragen des preußiſchen Wahlrechts durch 
die Bethmannſche Reformvorlage.“ 


Ich kann dieſe „völlig neue Agitation“ um ſo ruhigeren Gewiſſens hierher 
ſetzen, als ſie bereits im Druck erſchienen iſt, ohne daß die Partei den geringſten 
Schaden an Leib und Seele genommen hätte. Ich habe nämlich, nachdem 
mir Genoſſe Kautsky, trotz der Zuſtimmung, die ich zwar mit Achſelzucken, 
aber mit Reſignation zur Streichung des Kapitels über die Republik gegeben, 
doch ſchließlich den ganzen Artikel über den Maſſenſtreik retourniert hatte, 
die von ihm verpönten Seiten „29 bis Schluß“, ohne ein Wort daran zu 
ändern, mit Einleitung und Abſchluß verſehen und als ſelbſtändigen Artikel 
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unter dem Titel „Zeit der Ausſaat“ in der „Breslauer Volkswacht“ vom 
25. März veröffentlicht, worauf er von einer Reihe von Parteiblättern, ſoviel 
ich mich erinnere, in Dortmund, Bremen, Halle, Elberfeld, Königsberg und 
in thüringiſchen Blättern, nachgedruckt worden iſt. Das alles war ſicher kein 
Heldenſtück von mir, es iſt bloß mein Pech, daß Genoſſe Kautsky ebenſo 
flüchtig die Parteipreſſe in jener Zeit las, wie er die Stellung der Partei 
zur Loſung der Republik überlegte. Hätte er nämlich reiflicher die Sache 
überlegt, ſo konnte er unmöglich in der Frage der Republik Marx und 
Engels gegen mich ins Feld führen. Der Engelsſche Aufſatz, auf den 
Genoſſe Kautsky verweiſt, iſt die Kritik des vom Parteivorſtand ausgearbeiteten 
Entwurfes des Erfurter Programms vom Jahre 1891. Hier ſagt Engels 
im Kapitel II „Politiſche Forderungen“: 

„Die politiſchen Forderungen des Entwurfes haben einen großen Fehler. Das, 
was eigentlich geſagt werden ſollte, ſteht nicht drin. Wenn alle dieſe zehn For⸗ 
derungen bewilligt wären, ſo hätten wir zwar diverſe Mittel mehr, um die poli⸗ 
tiſche Hauptſache durchzuſetzen, aber keineswegs die Hauptſache ſelbſt.“ 


Die dringende Notwendigkeit, dieſe „Hauptſache“ der politiſchen Forde⸗ 
rungen der Sozialdemokratie klarzuſtellen, begründet Engels mit dem Hinweis 
auf den „in einem großen Teile der ſozialdemokratiſchen Preſſe einreißenden 
Opportunismus“. Dann fährt er fort: | 


„Welches find nun dieſe kitzlichen, aber ſehr weſentlichen Punkte? Erſtens. 
Wenn etwas feſtſteht, fo iſt es dies, daß unſere Partei und die Arbeiter: 
klaſſe nur zur Herrſchaft kommen kann unter der Form der demokratiſchen 
Republik. Dieſe iſt ſogar die ſpezifiſche Form für die Diktatur des Proletariats, 
wie ſchon die große franzöſiſche Revolution gezeigt hat. Es iſt doch undenkbar, 
daß unſere beiten Leute unter einem Kaiſer Miniſter werden ſollten, wie Miguel, 
Nun ſcheint es geſetzlich nicht anzugehen, daß man die Forderung der Republik 
direkt ins Programm ſetzt, obwohl das ſogar unter Louis Philippe in Frankreich 
ebenſo zuläſſig war wie jetzt in Italien. Aber das Faktum, daß man nicht einmal 
ein offen republikaniſches Parteiprogramm in Deutſchland aufſtellen darf, beweiſt, 
wie koloſſal die Illuſion iſt, als könne man dort auf gemütlich friedlichem Wege 
die Republik einrichten, und nicht nur die Republik, ſondern die kommuniſtiſche 
Geſellſchaft. Indes kann man an der Republik ſich allenfalls vorbeidrücken. Was 
aber nach meiner Anſicht hinein ſollte und hinein kann, das iſt die Forderung der 
Konzentration aller politiſchen Macht in den Händen der Volksvertretung. Und 
das würde einſtweilen genügen, wenn man nicht weiter gehen kann. Zweitens. 
Die Rekonſtitution Deutſchlands. — — Alſo einheitliche Republik. — — Von allen 
dieſen Sachen wird nicht viel ins Programm kommen dürfen. Ich erwähne ſie 
auch hauptſächlich, um die Zuſtände in Deutſchland zu kennzeichnen, wo ſo etwas 
zu ſagen nicht angeht, und damit gleichzeitig die Selbſttäuſchung, die ſolche Zu⸗ 
ſtände auf geſetzlichem Wege in die kommuniſtiſche Geſellſchaft überführen will. 
Und ferner, um dem Parteivorſtand in Erinnerung zu bringen, daß es noch andere 
politiſche Fragen von Wichtigkeit gibt als die direkte Geſetzgebung durch das Volk 
und die unentgeltliche Rechtspflege, ohne die wir am Ende auch vorankommen. 
Bei der allgemeinen Unſicherheit können dieſe Fragen von heute auf morgen 
brennend werden, und was dann, wenn wir ſie nicht diskutiert, uns nicht darüber 
verſtändigt haben?“ 

Man ſieht, Engels erblickt „einen großen Fehler“ des Parteiprogramms 
darin, daß es nicht die Forderung der Republik enthält, nur auf die katego⸗ 
riſchen Vorſtellungen aus Deutſchland hin, daß dies aus polizeilichen Gründen 
„nicht angehe“, entſchließt er ſich mit ſichtlichem Unbehagen und einigen 


Roſa Luxemburg: Die Theorie und die Praxis. 569 


Zweifeln, in den ſauren Apfel zu beißen und ſich „allenfalls“ an der For⸗ 
derung der Republik „vorbeizudrücken“. Was er aber ganz unumwunden 
für notwendig erklärt, iſt die Erörterung der Loſung der Republik in 
der Parteipreſſe: 

„Ob es ſonſt noch möglich iſt,“ ſagt er nochmals, „in bezug auf die ſoeben dis⸗ 
kutierten Punkte Programmforderungen zu formulieren, kann ich hier nicht ſo gut 
beurteilen, als Ihr dort. Aber wünſchenswert wäre es, daß dieſe Fragen inner— 
halb der Partei debattiert würden, ehe es zu ſpät iſt.“ 


Dieſes „politiſche Teſtament“ von Friedrich Engels wird allenfalls in 
eigentümlicher Weiſe vom Genoſſen Kautsky ausgelegt, indem er die Er⸗ 
örterung der Notwendigkeit einer Agitation für die Republik als „völlig neue 
Agitation“, die angeblich „ſtets von der Partei verworfen wurde“, aus der 
„Neuen Zeit“ verbannt. 

Was aber Marx betrifft, ſo ging er in ſeiner Kritik des Gothaer Pro— 
gramms ſo weit, daß er erklärte: habe man nicht die Möglichkeit, offen die 
Republik als oberſte politiſche Programmforderung aufzuſtellen, dann dürfe 
man auch nicht all die anderen demokratiſchen Detailforderungen im Pro— 
gramm aufzählen. Er ſchreibt über das Gothaer Programm: 


„Seine politiſchen Forderungen enthalten nichts außer der alten weltbekannten 
demokratiſchen Litanei: allgemeines Wahlrecht, direkte Geſetzgebung, Volksrecht, 
Volkswehr uſw. — — Aber man hat eins vergeſſen. Da die deutſche Arbeiter: 
partei ausdrücklich erklärt, ſich innerhalb ‚des heutigen nationalen Staates“, alfo 
ihres Staates, des preußiſch-deutſchen Reiches, zu bewegen — — jo durfte ſie die 
Hauptſache nicht vergeſſen, nämlich, daß alle jene ſchönen Sächelchen auf der An⸗ 
erkennung der ſogenannten Volksſouveränität beruhen, daß ſie daher nur in einer 
demokratiſchen Republik am Platze ſind. Da man nicht in der Lage iſt 
— und weislich, denn die Verhältniſſe gebieten Vorſicht (Notabene, Marx ſchrieb 
dies vor fünfunddreißig Jahren, in der Ara Teſſendorf, als das Sozialiſtengeſetz 
ſeine Schatten vorauswarf) —, die demokratiſche Republik zu verlangen, wie es die 
franzöſiſchen Arbeiterprogramme unter Louis Philippe und unter Louis Napoleon 
taten, jo hätte man auch nicht zu der . . . Finte flüchten ſollen (die Punkte erſetzen 
ein burſchikoſes Adjektiv von Marx), Dinge, die nur in einer demokratiſchen Re— 
publik Sinn haben, von einem Staate zu verlangen, der nichts anderes als ein 
mit parlamentariſchen Formen verbrämter, mit feudalem Beiſatz vermiſchter, ſchon 
von der Bourgeoiſie beeinflußter, bureaukratiſch gezimmerter, polizeilich gehüteter 
Militärdeſpotismus iſt. Selbſt die vulgäre Demokratie, die in der demokratiſchen 
Republik das hundertjährige Reich ſieht und keine Ahnung davon hat, daß gerade 
in dieſer letzten Staatsform der bürgerlichen Geſellſchaft der Klaſſenkampf definitiv 
auszufechten iſt, ſelbſt ſie ſteht noch berghoch über ſolcher Art Demokratentum 
innerhalb der Grenzen des polizeilich Erlaubten und des logiſch Unerlaubten.“? 

Alſo auch Marx führte eine ganz andere Sprache in puncto Republik. 
Marx wie Engels ließen — auf Verſicherungen aus Deutſchland hin — kurz 
vor und gleich nach dem Sozialiſtengeſetz allenfalls noch gelten, daß es viel⸗ 
leicht nicht anginge, die Forderung der Republik im Programm in aller 
Form aufzuſtellen. Daß aber dieſe Forderung heute, ein Vierteljahrhundert 
ſpäter, in der Agitation — und nur um dieſe handelte es ſich ja — als 
etwas „völlig Neues“ und Unerhörtes gelten ſollte, davon ließen ſich die 
beiden ſicher nicht träumen. 


1 „Neue Zeit“, XX, 1, S. 11 bis 12. 
„Neue Zeit“, IX, 1, S. 573. 
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Genoſſe Kautsky beruft ſich freilich darauf, daß er in der „Neuen Zeit“ 
ſchon „ganz anders“ die Republik propagiert habe, als ich es in meiner 
harmloſen Art jetzt tue. Er muß es ja beſſer wiſſen, mich läßt mein Ge⸗ 
dächtnis in dieſem Falle etwas im Stich. Bedarf es aber eines über⸗ 
zeugenderen Beweiſes, daß in dieſer Hinſicht auf Schritt und Tritt in der 
Praxis nicht das Nötige getan wird, als die Vorgänge der jüngſten Tage? 
Die Erhöhung der preußiſchen Zivilliſte bot wiederum die denkbar glänzendſte 
Gelegenheit und ſchuf zugleich für die Partei die unabweisbare Pflicht, die 
Loſung der Republik ſcharf und klar hervorzukehren und für ihre Propaganda 
zu ſorgen. Die freche Herausforderung, die in dieſer Regierungsvorlage un⸗ 
mittelbar nach dem ſchmählichen Ende der Wahlrechtsvorlage lag, hätte un⸗ 
bedingt mit der Aufrollung der politiſchen Funktion der Monarchie und des 
perſönlichen Regiments in Preußen⸗Deutſchland beantwortet werden müſſen, 
mit der Hervorhebung ihres Zuſammenhanges mit dem Militarismus, Mari⸗ 
nismus, dem ſozialpolitiſchen Stillſtand, mit der Erinnerung an die berühmten 
„Reden“ und „Ausſprüche“ von der „Rotte von Menſchen“, der „Kompott⸗ 
ſchüſſel“, mit der Erinnerung an die Zuchthausvorlage, mit der Beleuchtung 
der Monarchie als des ſichtbaren Ausdrucks der ganzen reichsdeutſchen 
Reaktion. Die rührende Einmütigkeit ſämtlicher bürgerlichen Parteien bei der 
byzantiniſchen Behandlung der Vorlage zeigte wieder einmal draſtiſch, daß 
die republikaniſche Loſung in dem heutigen Deutſchland zum Erkennungswort 
der Klaſſenſcheidung, zur Parole des Klaſſenkampfes geworden iſt. Nichts 
von alledem iſt in der „Neuen Zeit“ wie im „Vorwärts“ geſchehen. Nicht 
von politiſcher Seite, ſondern hauptſächlich als Geldfrage, als Frage des 
Einkommens der Familie Hohenzollern iſt die Erhöhung der Zivilliſte be⸗ 
handelt und mit mehr oder weniger Witz breitgetreten, nicht mit einer Silbe 
aber iſt die republikaniſche Loſung in unſeren beiden leitenden Organen ver⸗ 
treten worden. 

Genoſſe Kautsky iſt ein berufenerer Marxkenner als ich, er wird beſſer 
wiſſen, mit welchem punktierten Adjektiv Marx wohl dieſe „Finte“ belegen 
würde und dieſe Art Republikanertum „innerhalb der Grenzen des polizeilich 
Erlaubten und politiſch Unerlaubten“. 

Bei alledem befindet ſich Genoſſe Kautsky im Irrtum, wenn er ſagt, ich 
„beklage mich“ über die „ſchlechte Behandlung“ ſeitens der Redaktion der 
„Neuen Zeit“. Ich finde, daß Genoſſe Kautsky nur ſich ſelbſt ſchlecht be⸗ 
handelt hat. 

145 

Und nun zum Maſſenſtreik. Um ſeine unerwartete Stellungnahme gegen 
die Loſung des Maſſenſtreiks in der jüngſten preußiſchen Wahlrechtskampagne 
zu erklären, hatte Genoſſe Kautsky eine ganze Theorie von den zwei Strategien, 
der Niederwerfungs⸗ und der Ermattungsſtrategie, geſchaffen. Jetzt geht 
Genoſſe Kautsky noch weiter und baut ad hoc wieder eine ganz neue Theorie 
über die Bedingungen des politiſchen Maſſenſtreiks in Rußland und in 
Deutſchland. Wir hören da zunächſt allgemeine Betrachtungen darüber, wie 
verfänglich geſchichtliche Beiſpiele ſeien, wie man bei mangelnder Vorſicht aus 
der Geſchichte ſo ziemlich für alle Strategien, Methoden, Richtungen, Inſti⸗ 
tutionen und Dinge der Welt treffende Belege finden könne — Betrachtungen, 
die in ihrer Allgemeinheit und Breite eher harmloſer Natur ſind, deren 
weniger harmloſe Tendenz und Spitze aber dahin formuliert iſt, daß es 
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„beſonders gefährlich ſei, ſich auf revolutionäre Vorbilder zu berufen“. Dieſe 
Warnungen, die ihrem Geiſte nach etwa wie väterliche Ermahnungen des 
Genoſſen Frohme anmuten, richten ſich namentlich gegen die ruſſiſche Revo⸗ 
lution. Darauf folgt eine Theorie, die uns den völligen Gegenſatz zwiſchen 
Rußland und Deutſchland aufzeigen und dartun ſoll, daß die Bedingungen für 
den Maſſenſtreik wohl in Rußland, nicht aber in Deutſchland gegeben ſeien. 

In Rußland hätten wir die ſchwächſte Regierung der Welt, in Preußen 
die ſtärkſte, in Rußland einen unglücklichen Krieg gegen ein kleines aſiatiſches 
Land, in Deutſchland den „Glanz bald eines Jahrhunderts beſtändiger Siege 
über die ſtärkſten Großmächte der Welt“, in Rußland ökonomiſche Rück⸗ 
ſtändigkeit und ein Bauerntum, das bis zum Jahre 1905 an den Zaren wie 
an einen Gott glaubte; in Deutſchland die ſtärkſte ökonomiſche Entwicklung, 
bei der die konzentrierte Macht der Unternehmerverbände die Arbeitermaſſe 
durch äußerſten Terrorismus niederhält; in Rußland gänzlicher Mangel an 
politiſchen Freiheiten, in Deutſchland politiſche Freiheit, die den Arbeitern 
vielerlei Formen für ihren Proteſt und ihren Kampf „ohne Riſiko“ verſchafft, 
ſo daß ſie „Vereine, Verſammlungen, Wahlen aller Art vollauf beſchäftigen“. 
Und das Ergebnis dieſer Kontraſte iſt: in Rußland war das Streiken die 
einzig mögliche Form des proletariſchen Kampfes, deshalb war das Streiken 
an ſich ſchon ein Sieg, wenn es auch planlos und ergebnislos war, ferner 
war jeder Streik an ſich ſchon politiſche Tat, weil die Streiks verboten waren, 
in Weſteuropa hingegen — hier erweitert ſich das Schema Deutſchlands auf 
ganz Weſteuropa — ſind ſolche „amorphe, primitive“ Streiks eine längſt 
überwundene Sache, hier ſtreike man nur noch, wenn ein poſitiver Erfolg zu 
erwarten ſei. Die Moral aus alledem iſt die, daß die lange revolutionäre 
Periode der Maſſenſtreiks, in denen die ökonomiſche und politiſche Aktion, die 
Demonſtrations⸗ und die Kampfſtreiks beſtändig einander ablöſten und in⸗ 
einanderſpielten, ein ſpezifiſches Produkt der ruſſiſchen Rückſtändigkeit dar⸗ 
ſtellt. In Weſteuropa und ſpeziell in Deutſchland ſei ſogar ein Demon— 
ſtrationsmaſſenſtreik nach der Art der ruſſiſchen äußerſt ſchwierig, faſt un⸗ 
möglich, „nicht trotz, ſondern wegen des halben Jahrhunderts ſozialiſtiſcher 
Bewegung“, der politiſche Maſſenſtreik als Kampfmittel könne hier nur als 
ein einmaliger letzter Kampf „auf Leben und Tod“ in Anwendung kommen, 
wo es ſich nur noch darum für das Proletariat handeln könne, zu ſiegen 
oder zugrunde zu gehen. 

Ich will nur im Vorbeigehen darauf hinweiſen, daß die Schilderung, die 
Genoſſe Kautsky von den ruſſiſchen Verhältniſſen gibt, in den wichtigſten 
Punkten faſt total verkehrt iſt. Das ruſſiſche Bauerntum zum Beiſpiel fing 
nicht erſt 1905 plötzlich an zu rebellieren, ſondern ſeine Aufſtände ziehen ſich 
ſeit der ſogenannten Bauernbefreiung im Jahre 1861 — mit alleiniger Ruhe⸗ 
pauſe zwiſchen 1885 und 1895 — wie ein roter Faden durch die innere 
Geſchichte Rußlands, und zwar ſowohl Aufſtände gegen die Gutsbeſitzer wie 
tätlicher Widerſtand gegen die Regierungsorgane; iſt doch dadurch das be— 
kannte Rundſchreiben des Miniſters des Innern vom Jahre 1898 veranlaßt 
worden, das die geſamte ruſſiſche Bauernſchaft unter Belagerungszuſtand 
geſtellt hat. Das Neue und Beſondere des Jahres 1905 war nur, daß 
die chroniſche Rebellion der Bauernmaſſe zum erſten Male eine poli- 
tiſche und revolutionäre Bedeutung erlangte, als Begleiterſcheinung und Er⸗ 
gänzung einer zielklaren revolutionären Klaſſenaktion des ſtädtiſchen Prole⸗ 
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tariats. Noch verkehrter aber iſt womöglich die Auffaſſung des Genoſſen 
Kautsky von dem Hauptpunkt der Frage — von der Streik⸗ und Maſſen⸗ 
ſtreikaktion des ruſſiſchen Proletariats. Das Bild von den chaotiſchen 
„amorphen, primitiven“ Streiks der ruſſiſchen Arbeiter, welche einfach vor 
Verzweiflung ſtreikten, nur um überhaupt zu ſtreiken, ohne Ziel und Plan, 
ohne Forderungen und „beſtimmte Erfolge“, iſt eine blühende Phantaſie. Die 
ruſſiſchen Streiks der revolutionären Periode, die eine ſehr beträchtliche Er⸗ 
höhung der Löhne, vor allem aber eine faſt allgemeine Verkürzung der 
Arbeitszeit auf 10, vielfach auf 9 Stunden durchgeſetzt haben, die in Peters⸗ 
burg mehrere Wochen hindurch in zäheſtem Kampfe den Achtſtundentag auf⸗ 
recht zu erhalten vermochten, die das Koalitionsrecht nicht nur der Arbeiter, 
ſondern auch der Staatsangeſtellten bei den Eiſenbahnen und Poſten erkämpft 
und — ſolange die Konterrevolution nicht Oberhand gewonnen hatte — gegen 
alle Angriffe verteidigt haben, die es fertig gebracht haben, das Herrenrecht 
des Unternehmers zu brechen und in vielen größeren Unternehmungen Arbeiter⸗ 
ausſchüſſe zur Regelung aller Arbeitsbedingungen zu ſchaffen, die ſich die 
Abſchaffung der Akkordarbeit, der Heimarbeit, der Nachtarbeit, der Fabrik⸗ 
ſtrafen, die ſtrikte Durchführung der Sonntagsruhe zur Aufgabe ſtellten, dieſe 
Streiks, aus denen in kurzer Friſt hoffnungsvolle Gewerkſchaftsorganiſationen 
faſt in allen Gewerben aufkeimten, mit regſtem Leben, mit ſtrammer Leitung, 
Kaſſen, Statuten und einer anſehnlichen Gewerkſchaftspreſſe, dieſe Streiks, 
aus denen eine ſo kühne Schöpfung wie der berühmte Petersburger Rat der 
Arbeiterdelegierten geboren wurde zur einheitlichen Leitung der ganzen Be⸗ 
wegung in dem Rieſenreich — dieſe ruſſiſchen Streiks und Maſſenſtreiks waren 
ſo wenig „amorph und primitiv“, daß ſie vielmehr an Kühnheit, Kraft, Klaſſen⸗ 
ſolidarität, Zähigkeit, materiellen Errungenſchaften, fortſchrittlichen Zielen und 
organiſatoriſchen Erfolgen jeder „weſteuropäiſchen“ Gewerkſchaftsbewegung ruhig 
an die Seite geſtellt werden dürfen. Freilich iſt der größte Teil der öko⸗ 
nomiſchen Errungenſchaften nach der Niederlage der Revolution zuſammen mit 
den politiſchen nach und nach wieder verloren gegangen. Aber das ändert 
offenbar nichts an dem Charakter der Streiks, ſolange die Revolution dauerte. 
Nicht „gemacht“ und deshalb „planlos“, „von ſelbſt“ wuchſen ſich dieſe 
ökonomiſchen, partiellen und lokalen Konflikte alle Augenblicke zu allgemeinen 
politiſchen und revolutionären Maſſenſtreiks aus, wie ſie aus dieſen wieder 
aufſproſſen dank der revolutionären Situation und der hohen Spannung der 
Klaſſenſolidarität in den proletariſchen Maſſen. Nicht „gemacht“ und 
elementar war auch der Verlauf und der jeweilige Ausgang einer ſolchen 
allgemeinen politiſch⸗revolutionären Aktion, wie er es in Maſſenbewegungen und 
in ſtürmiſchen Zeiten allezeit und überall bleiben wird. Will man aber den 
fortſchrittlichen Charakter der Streiks und die „rationelle Streikführung“ an 
ihren unmittelbaren Erfolgen meſſen, wie dies Genoſſe Kautsky tut, dann hat 
die große Streikperiode in Rußland in den paar Jahren der Revolution an 
wirtſchaftlichen und ſozialpolitiſchen Erfolgen verhältnismäßig mehr durch⸗ 
geſetzt als die deutſche Gewerkſchaftsbewegung in den vier Jahrzehnten ihrer 
Exiſtenz. All dies iſt freilich weder einem beſonderen Heldentum noch einer 
beſonderen Kunſt des ruſſiſchen Proletariats zu danken, ſondern einfach den 
Vorteilen des Sturmſchritts einer revolutionären Periode im Vergleich mit 
dem langſamen Gange der ruhigen Entwicklung im Rahmen des bürgerlichen 
Parlamentarismus. ü 
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Wie ſagte doch Genoſſe Kautsky in feiner „Sozialen Revolution“, 2. Auf⸗ 
lage, S. 63: i 


„Gegen dieſe ‚Revolutionsromantif‘ gibt es nur noch einen Einwand, der 
freilich um ſo häufiger vorgebracht wird, nämlich den, daß die Verhältniſſe in 
Rußland nichts für uns in Weſteuropa bewieſen, da ſie von dieſen grundverſchieden 
ſeien. Die Verſchiedenheit der Verhältniſſe iſt mir natürlich nicht unbekannt, wenn 
man ſie auch nicht übertreiben darf. Die jüngſte Broſchüre unſerer Genoſſin 
Luxemburg beweiſt klar, daß die ruſſiſche Arbeiterklaſſe nicht ſo tief ſteht und ſo 
wenig erreicht hat, als man gewöhnlich annimmt. Wie die engliſchen Arbeiter es 
ſich abgewöhnen müſſen, auf das deutſche Proletariat als ein rückſtändiges Ge⸗ 
ſchlecht herabzuſehen, ſo müſſen wir in Deutſchland uns das gleiche gegenüber dem 
ruſſiſchen abgewöhnen.“ Und noch weiter: „Die engliſchen Arbeiter ſtehen als 
politiſcher Faktor heute noch tiefer als die Arbeiter des ökonomiſch rückſtändigſten, 
politiſch unfreieſten europäiſchen Staates: Rußland. Es iſt ihr lebendiges, revo⸗ 
lutionäres Bewußtſein, was dieſen ihre große praktiſche Kraft gibt; es war der 
Verzicht auf die Revolution, die Beſchränkung auf die Intereſſen des Augenblicks, 
die ſogenannte Realpolitik, was jene zu einer Null in der wirklichen Politik machte.“ 


Doch laſſen wir vorläufig die ruſſiſchen Verhältniſſe beiſeite und wenden 
uns der Schilderung zu, die Genoſſe Kautsky von den preußiſch⸗deutſchen 
Verhältniſſen gibt. Merkwürdigerweiſe vernehmen wir auch hier Erſtaun⸗ 
liches. Bis jetzt iſt es zum Beiſpiel das Vorrecht des oſtelbiſchen Junkertums 
geweſen, dem erhebenden Bewußtſein zu leben, daß Preußen „die ſtärkſte 
Regierung der Gegenwart“ beſitze. Wie hingegen die Sozialdemokratie dazu 
kommen ſollte, eine Regierung in allem Ernſt als „die ſtärkſte“ anzuerkennen, 
die „nichts anderes, als ein mit parlamentariſchen Formen verbrämter, mit 
feudalem Beiſatz vermiſchter, ſchon von der Bourgeoiſie beeinflußter, bureau⸗ 
kratiſch gezimmerter, polizeilich gehüteter Militärdeſpotismus iſt“, das zu be⸗ 
greifen fällt mir etwas ſchwer. Das läppiſche Jammerbild des Bethmann 
Hollwegſchen „Kabinetts“, eine Regierung, die reaktionär bis auf die Knochen, 
dabei ohne Plan, ohne jede Richtlinie der Politik, mit Lakaien und Bureau⸗ 
kraten ſtatt Staatsmännern, mit einem ſchrullenhaften Zickzackkurs, im Innern 
der Spielball einer ordinären Junkerclique und eines frechen Intrigenſpiels 
des höfiſchen Geſindels, in der auswärtigen Politik der Spielball eines unzu⸗ 
rechnungsfähigen perſönlichen Regiments, vor wenigen Jahren verächtlicher 
Stiefelputzer der „ſchwächſten Regierung der Welt“, des ruſſiſchen Zarismus, 
geſtützt auf eine Armee, die zu einem enormen Teil aus Sozialdemokraten beſteht, 
mit dem ſtupideſten Drill, den infamſten Soldatenmißhandlungen der Welt — 
dies die „ſtärkſte Regierung der Gegenwart“! Jedenfalls ein eigentümlicher 
Beitrag zur materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung, die bis jetzt die „Stärke“ 
einer Regierung nicht aus ihrer Rückſtändigkeit, Kulturfeindlichkeit, dem „Kadaver⸗ 
gehorſam“ und dem Polizeigeiſt ableitete. Nebenbei hat Genoſſe Kautsky für 
dieſe „ſtärkſte Regierung“ noch ein übriges getan und ſie ſogar mit dem „Glanz 
bald eines Jahrhunderts beſtändiger Siege über die ſtärkſten Großmächte der 
Welt“ umwoben. In den Kriegervereinen hat man bis jetzt nur von dem 
„glorreichen Feldzug“ von 1870 gezehrt. Um ſein „Jahrhundert“ des preußiſchen 
Glanzes zu konſtruieren, hat Genoſſe Kautsky offenbar auch ſchon die Schlacht 
bei Jena mitgenommen, ſowie den Hunnenfeldzug nach China mit unſerem 
Walderſee an der Spitze und den Sieg Trothgs über die, Hottentottenweiber 
und Kinder in der Kalahari, ½ Ar A . , 000 
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Wie hieß es doch in dem ſchönen Artikel des Genoſſen Kautsky „Die 
Situation des Reiches“ im Dezember 1906 zum Schluß einer langen und 
detaillierten Schilderung: 

„Man vergleiche die glänzende äußere Lage des Reiches bei ſeinem Beginn mit 
der heutigen Situation und man wird zugeben, daß nie ein glänzendes Erbe an Macht 
und Preſtige raſcher vertan ward, — — niemals ſeit ſeinem Beſtand war des Deutſchen 
Reiches Stellung in der Welt ſchwächer und nie hat eine deutſche Regierung ge⸗ 
dankenloſer und launenhafter mit dem Feuer gefpielt, wie in der jüngſten Zeit.“ 


Damals galt es allerdings den glänzenden Wahlſieg auszumalen, der uns 
bei den Wahlen 1907 erwartete, und die gewaltigen Kataſtrophen, die ſich 
daraus nach Genoſſen Kautsky mit derſelben Notwendigkeit ergeben ſollten, 
mit der er ſie jetzt auf die nächſte Reichstagswahl folgen läßt. 

Auf der anderen Seite konſtruiert Genoſſe Kautsky auf Grund ſeiner 
Schilderung der ökonomiſchen und politiſchen Verhältniſſe Deutſchlands und 
Weſteuropas eine Streikpolitik, die — an der Wirklichkeit gemeſſen — eine 
geradezu erſtaunliche Phantaſie iſt. „Zum Streik“, verſichert uns Genoſſe 
Kautsky, „greift der Arbeiter in Deutſchland — und in Weſteuropa über⸗ 
haupt — nur als Kampfesmittel, wenn er die Ausſicht hat, dadurch be— 
ſtimmte Erfolge zu erzielen. Bleiben dieſe Erfolge aus, dann hat der 
Streik ſeinen Zweck verfehlt.“ Genoſſe Kautsky hat mit dieſer Entdeckung 
ein hartes Urteil über die Praxis der deutſchen und „weſteuropäiſchen“ Ge: 
werkſchaften geſprochen. Denn was zeigt uns zum Beiſpiel die Statiſtik der 
Streiks in Deutſchland? Von den 19766 Streiks und Ausſperrungen, die wir 
insgeſamt ſeit 1890 bis 1908 hatten, ſind ein ganzes Viertel (25,2 Prozent) 
völlig erfolglos, faſt ein weiteres Viertel (22,5 Prozent) nur teilweiſe erfolg⸗ 
reich und weniger als die Hälfte (49,5 Prozent) ganz erfolgreich gemefen.? 
Ebenſo kraß widerſpricht dieſe Statiſtik der Theorie des Genoſſen Kautsky, 
wonach infolge der machtvollen Entwicklung der Arbeiterorganiſationen wie 
der Unternehmerorganiſationen „die Kämpfe zwiſchen dieſen Organiſationen 
ebenfalls immer mehr zentraliſiert und konzentriert“ und deshalb „immer 
ſeltener“ werden. In dem Jahrzehnt 1890 bis 1899 hatten wir in Deutſch⸗ 
land insgeſamt an Streiks und Ausſperrungen 3772, in den neun Jahren 
aber 1900 bis 1908, in der Zeit des größten Wachstums der Unternehmer⸗ 
verbände wie der Gewerkſchaften, 15994. Die Streiks werden ſo wenig „immer 
ſeltener“, daß ſie vielmehr im letzten Jahrzehnt viermal zahlreicher geworden 
ſind, wobei im ganzen in dem vorhergehenden Jahrzehnt 425 142 Arbeiter an 
den Streiks beteiligt waren, in den letzten neun Jahren 1709415, wiederum 
viermal ſoviel, alſo im Durchſchnitt pro Streik ungefähr die gleiche Zahl. 

Nach dem Schema des Genoſſen Kautsky hätten ein Viertel bis die Hälfte 
aller dieſer gewerkſchaftlichen Kämpfe in Deutſchland „ihren Zweck verfehlt“. 
Allein jeder gewerkſchaftliche Agitator weiß ſehr wohl, daß der „beſtimmte 
Erfolg“ in Geſtalt von materiellen Errungenſchaften durchaus nicht der einzige 
Zweck, nicht der einzige maßgebende Geſichtspunkt bei den wirtſchaftlichen 
Kämpfen iſt und ſein darf, daß die Gewerkſchaftsorganiſationen „in Weſt⸗ 
europa“ vielmehr auf Schritt und Tritt in die Zwangslage kommen, den 
Kampf auch mit geringen Ausſichten auf „beſtimmten Erfolg“ aufzunehmen, 


1 „Neue Zeit“, XXV, 1, S. 427. 
e e der Genestttomifion der Gewerkſchaften“, 1909, Nr. 7, Statiſtiſche 
Beilage. 
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wie dies namentlich die Statiſtik der reinen Abwehrſtreiks zeigt, von denen 
in den letzten neunzehn Jahren in Deutſchland ganze 32,5 Prozent völlig 
erfolglos verliefen. Daß ſolche „erfolgloſe“ Streiks indes nicht bloß „ihren 
Zweck“ nicht „verfehlt“ haben, ſondern daß ſie zur Verteidigung der Lebens⸗ 
haltung der Arbeiter, zur Aufrechterhaltung der Kampfenergie in der Arbeiter⸗ 
ſchaft, zur Erſchwerung künftiger neuer Angriffe des Unternehmertums eine 
direkte Lebensbedingung ſind, das gehört ja zu den elementarſten Grund⸗ 
ſätzen der deutſchen Gewerkſchaftspraxis. Es iſt ferner allgemein bekannt, daß 
außer dem „beſtimmten Erfolg“ an materiellen Errungenſchaften und auch 
ohne dieſen Erfolg die Streiks „in Weſteuropa“ das vielleicht wichtigſte Er⸗ 
gebnis haben, als Ausgangspunkt der gewerkſchaftlichen Organiſation zu 
dienen, und daß es namentlich in zurückgebliebenen Orten und in ſchwer zu 
organiſierenden Arbeitszweigen meiſt ſolche „erfolgloſe“ und „unüberlegte“ 
Streiks ſind, aus denen immer wieder die Fundamente der Gewerkſchafts⸗ 
organiſation entſtehen. Die Kampf: und Leidensgeſchichte der Textilarbeiter 
im Vogtland, deren berühmteſtes Kapitel der große Crimmitſchauer Streik 
bildet, iſt ein einziger Beleg dafür. Mit der „Strategie“, die ſich Genoſſe 
Kautsky jetzt zurechtgelegt hat, läßt ſich nicht bloß keine große politiſche Maſſen⸗ 
aktion führen, ſondern nicht einmal eine gewöhnliche Gewerkſchaftsbewegung. 

Aber das obige Schema für die „weſteuropäiſchen“ Streiks hat noch eine 
andere klaffende Lücke, und zwar gerade in dem Punkte, auf dem der wirt— 
ſchaftliche Kampf für die Frage der Maſſenſtreiks, alſo für unſer eigentliches 
Thema in Betracht kommt. Dieſes Schema ſchließt nämlich ganz die Tat⸗ 
ſache aus, daß gerade „in Weſteuropa“ je länger je mehr gewaltige Streiks 
ohne viel „Plan“ wie ein Elementargewitter auf ſolchen Gebieten ausbrechen, 
wo eine große ausgebeutete Maſſe von Proletariern der konzentrierten Über— 
macht des Kapitals oder des kapitaliſtiſchen Staates gegenüberſteht, Streiks, 
die nicht „immer ſeltener“, ſondern immer häufiger werden, die meiſt ganz 
ohne „beſtimmte Erfolge“ verlaufen, trotzdem aber oder vielmehr gerade des— 
halb von größter Bedeutung ſind, als Exploſionen eines tiefen inneren Gegen— 
ſatzes, der direkt auf das politiſche Gebiet hinüberſpielt. Hierher gehören die 
periodiſchen Rieſenſtreiks der Bergarbeiter in Deutſchland, in England, in 
Frankreich, in Amerika, hierher gehören die ſpontanen Maſſenſtreiks der Land- 
arbeiter, wie ſie in Italien, in Galizien ſtattgefunden haben, ferner die Maſſen⸗ 
ſtreiks der Eiſenbahnarbeiter, die bald in dieſem, bald in jenem Staate 
ausbrechen. Wie hieß es doch in dem trefflichen Artikel des Genoſſen Kautsky 
über „Die Lehren des Bergarbeiterſtreiks im Ruhrrevier“ im Jahre 1905: 

„Nur auf dieſem Wege laſſen ſich erhebliche Fortſchritte für die Bergarbeiter— 
ſchaft erzielen. Der Streik gegen die Grubenbeſitzer iſt ausſichtslos geworden; der 
Streik muß von vornherein als politiſcher auftreten, ſeine Forderungen, ſeine 
Taktik müſſen darauf berechnet ſein, die Geſetzgebung in Bewegung zu ſetzen. Dieſe 
neue gewerkſchaftliche Taktik“, fährt Genoſſe Kautsky fort, „die des politiſchen 
Streiks, der Verbindung von gewerkſchaftlicher und politiſcher Aktion, iſt die 
einzige, die den Bergarbeitern noch möglich bleibt, ſie iſt überhaupt diejenige, die 
beſtimmt iſt, die gewerkſchaftliche wie die parlamentariſche Aktion neu zu beleben 
und der einen wie der anderen erhöhte Aggreflivfraft zu geben.“ 


| Es könnte ſcheinen, daß hier unter „politischer Aktion“ vielleicht nur die 
parlamentariſche Aktion und nicht etwa politiſche Maſſenſtreiks zu verſtehen 
ſind. Genoſſe Kautsky zerſtreut jeden Zweifel, indem er klipp und klar erklärt: 
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„Die großen entſcheidenden Aktionen des kämpfenden Proletariats werden immer 
mehr durch die verſchiedenen Arten des politiſchen Streiks auszufechten ſein. Und 
die Praxis ſchreitet da ſchneller vorwärts wie die Theorie. Denn während wir über 
den politiſchen Streik diskutieren und nach ſeiner theoretiſchen Formulierung und 
Begründung ſuchen, entbrennt ſpontan, durch Selbſtentzündung der Maſſen, ein ge⸗ 
waltiger politiſcher Maſſenſtreik nach dem anderen — oder wird jeder Maſſenſtreik 
zu einer politiſchen Aktion, gipfelt jede große politiſche Kraftprobe in einem Maſſen⸗ 
ſtreik, ſei es bei den Bergarbeitern, ſei es unter den Proletariern Rußlands, den 
Landarbeitern und Eiſenbahnern Italiens uſw.“ („Neue Zeit“, XXIII, 1, S. 780). 


So ſchrieb Genoſſe Kautsky am 11. März 1905. | 

Hier haben wir „die Selbſtentzündung der Maſſen“ und die gewerkſchaftliche 
Leitung, ökonomiſche Kämpfe und politiſche Kämpfe, Maſſenſtreiks und Re⸗ 
volution, Rußland und Weſteuropa im ſchönſten Durcheinander, alle Rubriken 
des Schemas in lebendigem Zuſammenhang einer großen Periode heftiger 
ſozialer Stürme verſchmolzen. N 

Es ſcheint, daß „die Theorie“ nicht bloß langſamer „vorwärts ſchreitet“ 
als die Praxis, ſie macht leider zuweilen auch noch Purzelbäume nach rückwärts. 


III. 

Wir haben die tatſächliche Unterlage der neueſten Theorie des Genoſſen 
Kautsky über Rußland und Weſteuropa kurz geprüft. Das Wichtigſte an 
dieſer jüngſten Schöpfung iſt jedoch ihre allgemeine Tendenz, die dahin geht, 
einen ſchroffen Gegenſatz zwiſchen dem revolutionären Rußland und dem 
parlamentariſchen „Weſteuropa“ zu konſtruieren und die hervorragende Rolle, 
die der politiſche Maſſenſtreik in der ruſſiſchen Revolution geſpielt hat, als 
ein Produkt der ökonomiſchen und politiſchen Rückſtändigkeit Rußlands 
hinzuſtellen. 

Hier iſt aber dem Genoſſen Kautsky das Unangenehme paſſiert, viel zu 
viel bewieſen zu haben. Etwas weniger wäre in dieſem Falle entſchieden 
mehr geweſen. 

Vor allem hat Genoſſe Kautsky nicht bemerkt, daß ſeine jetzige Theorie 
ſeine frühere Theorie von der Ermattungsſtrategie umbringt. Im Mittel⸗ 
punkt der Ermattungsſtrategie ſtand der Hinweis auf die kommenden Reichs⸗ 
tagswahlen. Mein unverzeihlicher Fehler lag ja darin, daß ich ſchon im 
gegenwärtigen Kampfe um das preußiſche Wahlrecht den Maſſenſtreik für 
angebracht hielt, während Genoſſe Kautsky erklärte, daß erſt unſer künftiger 
gewaltiger Sieg bei den Reichstagswahlen im nächſten Jahre die „ganz neue 
Situation“ ſchaffen werde, die den Maſſenſtreik notwendig und angebracht 
machen dürfte. Nun hat aber Genoſſe Kautsky jetzt mit aller wünſchens⸗ 
werten Klarheit bewieſen, daß für eine Periode politiſcher Maſſenſtreiks in ganz 
Deutſchland, ja in ganz Weſteuropa überhaupt die Bedingungen fehlen. „Wegen 
des halben Jahrhunderts ſozialiſtiſcher Bewegung, ſozialdemokratiſcher Organi⸗ 
ſation und politiſcher Freiheit“ ſeien in Weſteuropa ſogar einfache Demon⸗ 
ſtrationsmaſſenſtreiks von dem Umfang und der Wucht der ruſſiſchen faſt un⸗ 
möglich geworden. Iſt dem aber ſo, dann erſcheinen die Ausſichten auf den 
Maſſenſtreik nach den Reichstagswahlen ziemlich problematiſch. Es iſt klar, 
daß all die Bedingungen, die den Maſſenſtreik in Deutſchland überhaupt un⸗ 
möglich machen: die ſtärkſte Regierung der Gegenwart und ihr glänzendes 
Preſtige, der Kadavergehorſam der Staatsarbeiter, die unerſchütterliche trotzige 
Macht der Unternehmerverbände, die politiſche Iſolierung des Proletariats, 
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daß all das nicht bis zum nächſten Jahre plötzlich verſchwinden wird. Liegen 
die Gründe, die gegen den politiſchen Maſſenſtreik ſprechen, nicht mehr in der 
momentanen Situation, wie es noch die Ermattungsſtrategie wollte, ſondern 
gerade in den Reſultaten des „halben Jahrhunderts ſozialiſtiſcher Aufklärung 
und politiſcher Freiheit“, in dem hohen Entwicklungsgrad des ökonomiſchen 
und politiſchen Lebens „Weſteuropas“, dann erweiſt ſich die Verſchiebung der 
Erwartungen auf einen Maſſenſtreik von jetzt auf das nächſte Jahr nach den 
Reichstagswahlen bloß als ein beſcheidenes Feigenblatt der „Ermattungsſtrategie“, 
deren einziger reeller Inhalt demnach in der Empfehlung der Reichstagswahlen 
beſteht. Ich habe in meiner erſten Antwort darzulegen geſucht, daß die „Ermat⸗ 
tungsſtrategie“ in Wirklichkeit auf „Nichtsalsparlamentarismus“ hinausläuft. 
Genoſſe Kautsky beſtätigt dies jetzt ſelbſt durch ſeine theoretiſchen Vertiefungen. 
Noch mehr. Genoſſe Kautsky verſchob zwar die große Maſſenaktion auf 
die Zeit nach den Reichstagswahlen, er mußte aber gleichzeitig ſelbſt zugeben, 
daß der politiſche Maſſenſtreik bei der jetzigen Situation „jeden Augenblick“ 
notwendig werden könne, denn „ſeit dem Beſtand des Deutſchen Reiches 
waren die ſozialen, politiſchen, internationalen Gegenſätze niemals ſo geſpannt 
wie jetzt“. Wenn nun aber allgemein die ſozialen Bedingungen, der geſchicht⸗ 
liche Reifegrad in „Weſteuropa“ und namentlich in Deutſchland eine Maſſen⸗ 
ſtreikaktion unmöglich machen, wie kann dann auf einmal „jeden Augenblick“ 
eine ſolche Aktion ins Werk geſetzt werden? Eine brutale Provokation der 
Polizei, ein Blutvergießen bei einer Demonſtration können plötzlich die Er⸗ 
regung der Maſſen ſehr ſteigern und die Situation verſchärfen, ſie können 
aber offenbar nicht jener „ſtärkſte Anlaß“ ſein, der plötzlich die ganze wirt⸗ 
ſchaftliche und politiſche Struktur Deutſchlands umſtülpt. 

Genoſſe Kautsky hat aber noch weiter etwas Überflüſſiges bewieſen. Sind 
die allgemeinen wirtſchaftlichen und politiſchen Bedingungen in Deutſchland 
derartige, daß ſie eine Maſſenſtreikaktion in der Art der ruſſiſchen unmöglich 
machen, und iſt die Ausdehnung, die der Maſſenſtreik in der ruſſiſchen Revolution 
angenommen hatte, das Ergebnis der ſpezifiſch ruſſiſchen Rückſtändigkeit, 
dann iſt nicht bloß die Anwendung des Maſſenſtreiks im preußiſchen Wahlrechts⸗ 
kampf, ſondern der Jenaer Beſchluß überhaupt in Frage geſtellt. Bis jetzt wurde 
der Beſchluß des Jenaer Parteitags als eine ſo hochbedeutſame Kundgebung im 
In⸗ und Ausland betrachtet, weil er offiziell den Maſſenſtreik als politiſches 
Kampfmittel dem Arſenal der ruſſiſchen Revolution entlehnte und der Taktik der 
deutſchen Sozialdemokratie einverleibte. Freilich wurde dieſer Beſchluß formell 
ſo gefaßt und von manchen ausſchließlich ſo ausgelegt, daß die Sozialdemokratie 
erklärte, nur im Falle der Verſchlechterung des Reichstagswahlrechtes den 
Maſſenſtreik anwenden zu wollen. Jedenfalls gehörte aber Genoſſe Kautsky 
früher nicht zu jenen Formaliſten, denn er ſchrieb ja ſchon im Jahre 1904 
ausdrücklich: „Lernen wir vom belgiſchen Beiſpiel, dann werden wir zur Über⸗ 
zeugung kommen, es wäre für uns in Deutſchland ein verhängnisvoller Fehler, 
wollten wir uns auf die Proklamierung des politiſchen Streiks für einen be⸗ 
ſtimmten Termin, etwa für den Fall der Verſchlechterung des gegen: 
wärtigen Reichstagswahlrechtes, feſtlegen.“ Die Hauptbedeutung, der 
eigentliche Inhalt des Jenaer Beſchluſſes lag in der Tat nicht in dieſer for⸗ 
maliſtiſchen „Feſtlegung“, ſondern in der Tatſache, daß die deutſche Sozial⸗ 
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demokratie grundſätzlich die Lehren und das Beiſpiel der ruſſiſchen Revolution 
akzeptierte. Es war der Geiſt der ruſſiſchen Revolution, der die Tagung un⸗ 
ſerer Partei in Jena beherrſchte. Wenn nun Genoſſe Kautsky gerade die 
Rolle des Maſſenſtreiks in der ruſſiſchen Revolution aus der Rückſtändig⸗ 
keit Rußlands ableitet und damit einen Gegenſatz zwiſchen dem revolutionären 
Rußland und dem parlamentariſchen „Weſteuropa“ konſtruiert, wenn er vor 
Beiſpielen und Methoden der Revolution nachdrücklich warnt, ja wenn er 
andeutungsweiſe ſogar die Niederlage des Proletariats in der ruſſiſchen Re⸗ 
volution der grandioſen Maſſenſtreikaktion, durch die das Proletariat „ſchließlich 
erſchöpft werden mußte“, auf das Schuldkonto ſchreibt — kurz, wenn Genoſſe 
Kautsky jetzt klipp und klar erklärt: „Wie dem auch ſein möge, für deutſche 
Verhältniſſe paßt jedenfalls das Schema des ruſſiſchen Maſſenſtreiks vor 
und während der Revolution nicht“, dann erſcheint offenbar von dieſem 
Standpunkt als eine unbegreifliche Verirrung, wenn die deutſche Sozial⸗ 
demokratie offiziell gerade von der ruſſiſchen Revolution als neues Kampf⸗ 
mittel den Maſſenſtreik entlehnte. Die jetzige Theorie des Genoſſen Kautsky iſt 
im Grunde genommen eine grauſam⸗gründliche Reviſion des Jenaer Beſchluſſes, 
Um ſeine einzelne ſchiefe Stellungnahme in der letzten preußiſchen Wahl⸗ 
rechtskampagne zu rechtfertigen, gibt ſo Genoſſe Kautsky Schritt für Schritt 
die Lehren der ruſſiſchen Revolution für das deutſche und weſteuropäiſche 
Proletariat, die bedeutendſte Erweiterung und Bereicherung der proletariſchen 
Taktik im letzten Jahrzehnt preis. (Schluß folgt.) 


Die Intereffenkämpfe in Südweſtafrika. 
Von G. Sedebour. (Schluß.) 


Um die Beſiedlung und wirtſchaftliche Ausnutzung des Schutzgebiets Süd⸗ 
weſtafrika durchzuführen, waren einer Anzahl Aktiengeſellſchaften große Kon⸗ 
zeſſionen gewährt worden. Da aber dieſe ſüdweſtafrikaniſchen Landgeſell⸗ 
ſchaften nur in höchſt dürftiger Weiſe ihre Aufgaben erfüllt hatten, während 
ihnen doch durch die Aufwendungen aus Reichsmitteln zur Erſchließung des 
Schutzgebiets große Vorteile zufloſſen, gewann immer mehr im Reichstag die 
Anſicht Boden, daß gegen ſie vorgegangen werden müßte. Zwei Geſichtspunkte 
traten dabei beſonders hervor. Es wurde gefordert, daß die Geſellſchaften, 
denen auch aus der Niederwerfung des Eingeborenenaufſtandes materielle 
Vorteile erwachſen waren, zu den enormen Kriegskoſten heranzuziehen ſeien. 
Darüber hinaus wurde die Frage aufgeworfen, ob nicht die Geſellſchaften 
ganz oder teilweiſe durch Nichterfüllung der übernommenen Erſchließungs⸗ 
verpflichtungen ihre Nutzungsrechte überhaupt verwirkt hätten. Solche Er⸗ 
wägungen verdichteten ſich ſchließlich zu Anträgen auf Einſetzung einer parla⸗ 
mentariſchen Unterſuchungskommiſſion. | 

Am 17. Februar 1905 wurde in der Budgetkommiſſion ein Antrag geftellt, 
zur Prüfung der Rechte und Pflichten und der bisherigen Tätigkeit der Land⸗ 
und Bergwerksgeſellſchaften in Südweſtafrika eine Kommiſſion zu berufen, zu 
welcher vom Reichstag zu wählende Mitglieder des Reichstags und toloniale | 
Sachverſtändige zuzuziehen jeien. 

Auch die Sozialdemokraten waren mit dieſem Antrag durchaus ein⸗ 
verſtanden, nur verlangten ſie, daß die Kommiſſion zur wirkſamen Durch⸗ 
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führung ihrer Aufgaben die Befugnis der zeugeneidlichen Vernehmung 
der Intereſſenten haben müſſe, ſowie daß die Vertreter dieſer Intereſſenten 
nicht als Mitglieder der Kommiſſion fungieren dürften. Darauf wollten 
indes weder die bürgerlichen Parteien noch die Regierung ſich einlaſſen. Der 
ſozialdemokratiſche Antrag wurde abgelehnt und dann der oben angeführte 
Antrag ſowohl in der Kommiſſion wie im Plenum auch mit unſerer Zuſtim⸗ 
mung angenommen. Der ſpätere Verlauf der Kommiſſionsverhandlungen hat 
aber gezeigt, wie wertvoll die zeugeneidliche Vernehmung geweſen wäre, denn 
in Ermanglung dieſes Informationsmittels floß als Prüfungs⸗ und Beratungs⸗ 
material der Kommiſſion nach ihrer Konſtituierung nur zu, was die Geſell⸗ 
ſchaften und die Regierung ihr mitzuteilen beliebten. 

Ein weiterer im Laufe der Verhandlungen zur gründlicheren Durchführung 
der Kommiſſionsaufgaben geſtellter ſozialdemokratiſcher Antrag hatte ein ſehr 
charakteriſtiſches Schickſal. Er bezweckte, die Rechtmäßigkeit des urſprüng⸗ 
lichen Erwerbes des Geſellſchaftslandes einer Prüfung zu unterziehen, und 
verlangte deshalb zunächſt eine Darlegung der Rechtsverhältniſſe der Ein⸗ 
geborenen durch einen Sachverſtändigen. Da die ſüdafrikaniſchen Eingeborenen 
vor der europäiſchen Okkupation das Land nur als Stammesbeſitz beſaßen, 
hätte jene Prüfung vorausſichtlich zu dem Ergebnis geführt, daß die Häupt⸗ 
linge überhaupt gar nicht berechtigt waren, das Stammesland an irgendwelche 
Privatperſonen zu „verkaufen“, ganz abgeſehen davon, daß die ſogenannten 
Kaufpreiſe durch ihre Winzigkeit beweiſen, daß das ganze Geſchäft auf eine 
Beſchwindelung der Eingeborenen hinausgekommen iſt. 

Die Landkommiſſion, in der anfangs noch der Erbprinz zu Hohenlohe 
als Kolonialdirektor den Vorſitz führte, nahm zunächſt mit großer Mehrheit 
den ſozialdemokratiſchen Antrag an. Die Regierung ſchob jedoch deſſen Durch- 
führung auf die lange Bank. Als dann aber im Jahre 1906 Herr Dern- 
burg die Leitung des Kolonialamtes übernommen hatte, zielte eine ſeiner 
erſten Aktionen in der Kommiſſion darauf ab, die Prüfung des Urſprunges 
der Landerwerbungen zu vereiteln. Er vertrat die Auffaſſung, daß unter 
keinen Umſtänden die Rechtsbeſtändigkeit des Landerwerbes angefochten werden 
dürfe, und beantragte deshalb, die Vernehmung der Sachverſtändigen auf un⸗ 
beſtimmte Zeit zu vertagen und damit tatſächlich überhaupt zu beſeitigen. 
Dieſer Antrag wurde denn auch von ſämtlichen bürgerlichen Mitgliedern der 
Kommiſſion gegen die zwei Sozialdemokraten angenommen. Einer jener Herren 
tat dabei den bezeichnenden Ausſpruch, ſie hätten ſich „in einer ſchwachen 
Stunde“ zur Annahme des ſozialdemokratiſchen Antrags verleiten laſſen. 

Der Vorgang iſt deshalb ſo intereſſant, weil er einen Einblick geſtattet 
in die kapitaliſtiſche Eigentumsmoral. Herr Dernburg hatte eine feine Witte⸗ 
rung dafür, daß die Urſprünge der Kapitalsbildung überhaupt keine Nach⸗ 
prüfung nach rechtlichen oder moraliſchen Grundſätzen vertragen. Die bürger⸗ 
lichen Kommiſſionsmitglieder hatten ſich vorübergehend durch ihre moraliſchen 
und politiſchen Ideologien bewegen laſſen, den Raub als Raub, den 
Schwindel als Schwindel zu behandeln, oder doch wenigſtens zu unterſuchen, 
ob da Raub und Schwindel bei der Aneignung des Eingeborenenlandes 
durch Vertreter des europäiſchen Kapitalismus vorgekommen war. Als der 
börſianiſch geſchulte Herr Dernburg eine ſolche Prüfung als Sünde gegen 
den Geiſt des Kapitalismus entlarvte, da warfen jene Herren ſchleunigſt die 
Ideologien der Chriſtlichkeit, der Humanität, des Liberalismus in den Müll⸗ 
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faften und folgten fügſam dem Banner kapitaliſtiſcher Kolonialpolitik, das 
ihnen Herr Dernburg vorantrug. In der Tat, was ſich da in Südweſtafrika 
vollzogen hat und noch vollzieht, zeigt nur, zeitlich zuſammengedrängt, wie in 
einem Hohlſpiegel ein Bild der kapitaliſtiſchen Akkumulation überhaupt. 
Sind doch von jeher die brutalſten, unmenſchlichſten Methoden kapitaliſtiſcher 
Aneignung und Ausbeutung in den Kolonien praktiziert worden. 

Da alſo die Kommiſſion von einer Vorprüfung der Rechtsbeſtändigkeit 
des urſprünglichen Landerwerbes der Geſellſchaften Abſtand nahm und oben⸗ 
drein ohne das einzig wirkſame Mittel zur Ermittlung unbequemer Wahr⸗ 
heiten, die zeugeneidliche Vernehmung, arbeiten mußte, konnte nur wenig bei 
ihrer auf Akten geſtützten Unterſuchung herauskommen. Den ſehr unbeſtimmten 
Verpflichtungen waren die Geſellſchaften formal meiſt nachgekommen. Nur 
eine einzige, die Hanſeatiſche Minen- und Landgeſellſchaft, hatte 


ſelbſt dieſen beſcheidenen Anſprüchen nicht genügt. Es konnte deshalb am 


31. Dezember 1907 die ihr erteilte Konzeſſion für verfallen erklärt werden; 
doch wurde den Aktionären die Vergünſtigung zuteil, daß ſie als „Hanſea⸗ 
tiſche Minengeſellſchaften“ gewiſſe Vorrechte auf bergmänniſche Ausbeute des 
Gebiets von Rehoboth (alſo ohne Landzuteilung) auf eine Reihe von 
Jahren überwieſen erhielten. 

Was die übrigen Geſellſchaftsgebiete anbetrifft, ſo wurde das Kolonial⸗ 
amt erſucht, in Verhandlungen mit den einzelnen Landgeſellſchaften ein⸗ 
zutreten, um auf dieſe Weiſe die Verfügungsrechte über das Land in die 


Hände der Verwaltung zu bringen. Das iſt denn auch bis zu einem gewiſſen 


Grade gelungen. Nur die engliſche Geſellſchaft „South African Terri- 
tories“, die große Gebiete im Hinterland von Lüderitzbucht, zwiſchen Keet⸗ 
manshoop und Warmbad, in Händen hat, verhielt ſich nach einigen 
Spiegelfechtereien tatſächlich ablehnend. Sie fühlt ſich offenbar ſicher, weil 
bei einem geſonderten Vorgehen gegen eine engliſche Geſellſchaft im deutſchen 
Schutzgebiet die Gefahr internationaler Verwicklungen zu beſorgen iſt. 

Als das Endergebnis der Verhandlungsbemühungen mit den übrigen 
Landgeſellſchaften iſt nun erreicht worden, daß ein Teil der Konzeſſions⸗ 
ländereien von ihnen zurückgegeben wurde, ein anderer Teil in ihrem Beſitz 
verblieb. Soweit aber nicht einzelne Farmen von den Geſellſchaften in 
eigenen Wirtſchaftsbetrieb genommen werden, haben die Geſellſchaften die 
Aufteilung und den Verkauf ihrer Ländereien an Anſiedler der Kolonial⸗ 
verwaltung auf zehn Jahre überlaſſen. Die Verwaltung lieferte dann den 
Kaufpreis nach Abzug der Koſten an die Geſellſchaften ab. Durch dieſes Ab⸗ 
kommen ſoll erreicht werden, daß nicht die Geſellſchaften das Terrain auf 
Spekulation liegen laſſen. Die Verwaltung hat dann ihre Verkaufsbefugniſſe 
derart angewandt, daß ſie zunächſt das Geſellſchaftsland zu verkaufen ſucht 
und erſt in zweiter Reihe das fiskaliſche Land. Es wird auch verſucht, das 
fiskaliſche Land in Erbpacht zu vergeben. Auf Einzelheiten kann hier nicht 
eingegangen werden. Es kommen für dieſe Betrachtung hauptſächlich die Ver⸗ 
hältniſſe der „Deutſchen Kolonialgeſellſchaft für Südweſtafrika“ in Betracht, 
da auf ihrem Gebiet nach der Vertragsſchließung die Diamanten entdeckt 
wurden und dadurch neue und tiefergehende Intereſſengegenſätze zwiſchen 
den Ausbeutergruppen hervorgerufen wurden. 

Mit der Deutſchen Kolonialgeſellſchaft für Südweſtafrika wurde durch die 


Verwaltung am 2. April 1908 ein Abkommen erzielt, der ſogenannte „Berg⸗ 


. 
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rezeß“, der die Berggerechtſame der Geſellſchaft ausdrücklich beſtätigt, aber 
für das Gebiet der Geſellſchaft die allgemeine Schürffreiheit ausbedingt. Es 
konnte danach alſo jedermann auf Mineralien ſchürfen, Felder zur berg⸗ 
männiſchen Ausbeutung belegen uſw. Er hatte nur beſtimmte Schürf⸗ 
gebühren zu entrichten, die Verwaltungsfunktionen auf Grund der Berghoheit 
übernahm jedoch der Fiskus, der die eingezogenen Schürfgebühren nach Abzug 
der Verwaltungskoſten an die Geſellſchaft abzuführen hatte. 

Nach Abſchluß dieſes Bergrezeſſes waren nun im Frühjahr 1908 in dem 
Gebiet der Geſellſchaft, und zwar in dem Wüſtengürtel der Namib, die ſich 
etwa 100 Kilometer breit längs der Küſte hinzieht, Diamanten entdeckt 
worden. Der Entdecker war ein beim Eiſenbahnbau beſchäftigter Kapneger, 
der früher in den Diamantfeldern von Kimberley gearbeitet hatte und daher 
die rohen Diamanten kannte. Den Vorteil von der Entdeckung hatte natürlich 
nicht der Schwarze, ſondern zunächſt ſein weißer Vorgeſetzter, dem er Kenntnis 
davon gegeben. Der Oberbahnmeiſter Stauch und eine Anzahl anderer 
Leute belegten ſchleunigſt in aller Stille Schürffelder für ſich. Als die Geſchichte 
ruchbar wurde, ſtrömten ſofort Haufen von Diamantſuchern in dem Wüſten⸗ 
gebiet zuſammen. Es zeigte ſich, daß in den Längstälern der Dünen bis 
zum Oranjefluß hinunter Diamanten vorkommen. 

Der Fiskus hatte ſich zunächſt einige Schürffelder ſelbſt geſichert. Dann 
aber wurde durch die Verwaltung das geſamte Gebiet vom 26. Breitengrad 
hinunter bis zum Oranjefluß für Diamantſucher geſperrt, und zwar zu⸗ 
gunſten der Kolonialgeſellſchaft für Südweſtafrika. Es durften nunmehr alſo 
Privatperſonen keinerlei neue Schürffelder in dem Sperrgebiet mehr belegen. 
In Verbindung mit dieſer Maßregel wurde die Regie eingerichtet: alle in 
Südweſtafrika durch den Fiskus, durch die Kolonialgeſellſchaft und die bereits 
begründeten Schürfgeſellſchaften gewonnenen Diamanten mußten einer von 
der Regierung errichteten Zentralverkaufsſtelle in Berlin ausgeliefert werden. 
Durch die Abgaben, die dabei erhoben wurden, ſteigerte ſich der Anteil des 
Landesfiskus an dem Diamantenerlös auf etwa 50 Prozent. Im Zuſammen⸗ 
hang mit der Sperre und der Regie ſteht nun ein neues Abkommen, das 
die Regierung mit der Kolonialgeſellſchaft für Südweſtafrika getroffen hatte. 
Es lief darauf hinaus, daß die Geſellſchaft als Erſatz für die Vergünſtigungen, 
die ihr aus der Sperre zu ihren Gunſten erwachſen, nahezu ihren geſamten 
Land beſitz bis auf einige Grundſtücke in den Hafenorten ſowie einige bereits 
in Betrieb genommene Farmen an den Fiskus abtrat. Sie wurde ſo eine reine 
Bergbaugeſellſchaft mit Berggerechtſamen im Gebiet des früher ihr gehörigen 
Landgebiets. Dieſe Landabtretung iſt indes trotz der Größe des Gebiets 
gegenüber den Bergrechten nur von geringem Wert, da der ganze hundert: 
Kilometer breite Küſtenſtrich — faſt ausſchließlich Sandwüſte — für landwirt⸗ 
ſchaftlichen oder auch nur Weidebetrieb nur an vereinzelten Stellen in Betracht: 
kommt. Welche ungeheuren Gewinne der Geſellſchaft aus dem Glückszufall der 
Diamantfunde und der Haltung der Regierung erwachſen, geht klärlich daraus 
hervor, daß die Kurſe ihrer Aktien von etwa 150 auf 2000 geſtiegen waren. 

Gegen dieſe Maßregeln der Regierung erhob ſich nun eine ſcharfe Oppo⸗ 
ſition in Südweſtafrika ſelbſt. Sie ging von den privaten Diamantenſuchern 
aus, die ſich in der Möglichkeit, ferner Schürffelder zu belegen, behindert ſahen. 
Nicht angefochten wurde die Einrichtung der Regie, alſo der Zentraliſation 
des Diamantenverkaufs in Berlin. Es wurde anerkannt, daß dieſe Maßregel 
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notwendig war. Auch die Sperre wurde hauptſächlich unter dem Geſichts⸗ 
punkt bekämpft, daß ſie zugunſten der Kolonialgeſellſchaft erlaſſen war. 

Zur Sprache kam die Sache zunächſt im Januar in der Budgetkommiſſion 
auf Grund einer telegraphiſchen Eingabe einiger Lüderitzbuchter Intereſſenten, 
an deren Spitze der Bürgermeiſter Kreplin ſtand. In der Depeſche wurde 
gegen den Staatsſekretär Dernburg der Vorwurf erhoben, daß er völlig un⸗ 
berechtigterweiſe das Diamantengebiet zugunſten der Kolonialgeſellſchaft geſperrt 
habe. Es hieß in der Depeſche: 

„Der Staatsſekretär vergab das Sperrgebiet als Geſchenk an die der Entwick⸗ 
lung des Landes ſeit ihrer Gründung ſchädlichſte Landgeſellſchaft und machte ſogar 
den Verſuch, die Konzeſſion zu einer dauernden zu machen, indem er Behörden des 
Schutzgebiets, die pflichtgemäß Einſpruch erhoben, aufforderte, dieſen Einſpruch 
fallen zu laſſen.“ | 

Das war alſo der ſchwerwiegende Vorwurf der pflichtwidrigen Verſchenkung 
von Gerechtſamen an Privatperſonen. Auch wurde ihm der Vorwurf ge⸗ 
fliſſentlicher Täuſchung des Reichstags gemacht. Die Kommiſſion kam nach 
eingehender Prüfung der Sache zu dem Urteil, daß dieſe Vorwürfe un⸗ 
begründet ſeien. Sie ging deshalb über die Eingabe zur Tagesordnung 
über. Die Faſſung dieſer Zurückweiſung war von ſozialdemokratiſcher Seite 
vorgeſchlagen worden. Weitergehendere Anträge anderer Parteien waren zurück⸗ 
gezogen worden, um einen einmütigen Beſchluß auf Grund des ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Antrags zu ermöglichen. Nachträglich iſt dieſer Beſchluß in der 
liberalen Preſſe als ein „Vertrauensvotum“ für Herrn Dernburg aus⸗ 
poſaunt worden. Trotzdem ſpäter im Plenum die Widerſinnigkeit dieſer Be⸗ 
hauptung nachgewieſen wurde, beharrten die Dernburgfreunde bei ihrer irre⸗ 
führenden Auslegung. Eigentlich müßte es für jedermann verſtändlich ſein, 
daß die Zurückweiſung einer falſchen Beſchuldigung kein Vertrauens votum iſt. 
Tatſächlich befand ſich die Budgetkommiſſion gegenüber dieſer Eingabe in der 
Lage eines Gerichtshofs, der zu prüfen hat, ob eine beſtimmte Anſchuldigung 
gerechtfertigt iſt oder nicht. Die Anſchuldigung ging dahin, Herr Dernburg 
habe Bergrechte „verſchenkt“. Nun war den Mitgliedern der Kommiſſion voll⸗ 
auf bekannt, daß die Bergrechte der Kolonialgeſellſchaft ſchon vor den Diamant⸗ 
funden durch die Verwaltung anerkannt waren. Das Berggeſetz vom 2. April 
1908 ſpricht ihr ausdrücklich die Berggerechtſame zu. Es gründet ſich auf die 
amtliche Anerkennung der Lüderitzerwerbungen, die alle Land- und Bergrechte 
in dem fraglichen Gebiet umfaſſen. Wir Sozialdemokraten hatten allerdings 
die Rechtmäßigkeit dieſes Landerwerbs aus den früher bereits erwähnten 
Gründen angefochten, da er nur durch eine Täuſchung der Eingeborenen und 
unter Nichtachtung ihrer Landbeſitzrechte zuſtande gebracht war. Mit dieſer 
Auffaſſung waren wir aber allein geblieben. Die bürgerlichen Parteien hatten 
ſich durchweg auf den Standpunkt der Regierung geſtellt, daß die Lüderitz⸗ 
erwerbungen zu Recht beſtehen. Auf Grund dieſer Auffaſſung hatte dann die 
Regierung mit der Rechtsnachfolgerin des Herrn Lüderitz, der Kolonialgeſell⸗ 
ſchaft, jenen Vertrag abgeſchloſſen, der der Geſellſchaft ausdrücklich die Berg⸗ 
rechte zuſpricht. Die Regierung würde nunmehr der Kolonialgeſellſchaft gegen⸗ 
über gegen Treu und Glauben gehandelt haben, wenn ſie, nachdem auf dem 
fraglichen Gebiet Diamanten gefunden wurden, plötzlich den kurz vorher von ihr 
abgeſchloſſenen Vertrag zerriſſen hätte. Herr Dernburg konnte ſich obendrein 
für ſeine Rechtsauffaſſung auf ein Gutachten des Reichsjuſtizamtes berufen. 
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Aus allen dieſen Gründen mußte alſo die Budgetkommiſſion zu dem Schluſſe 
kommen, daß der Vorwurf der Lüderitzbuchter, Herr Dernburg habe die Berg⸗ 
gerechtſame in dem Sperrgebiet an die Kolonialgeſellſchaft für Südweſtafrika 
„verſchenkt“, vollkommen unbegründet iſt und deshalb unzweideutig zurück⸗ 
gewieſen werden mußte. Mit dieſem Beſchluß hat aber die Kommiſſion 
in keiner Weiſe ein Vertrauensvotum für Herrn Dernburgs Politik 
überhaupt oder auch nur für ſeine Diamantpolitik im beſonderen 
ausgeſprochen. Es gehörte wirklich ein hoher Grad von Schamloſigkeit und 
Verlogenheit dazu, wenn fortgeſetzt in der Offentlichkeit mit einem ſolchen „Ver⸗ 
trauensvotum“ für den Staatsſekretär Dernburg Propaganda gemacht wurde. 

Ganz anders ſteht es mit der Frage, ob in dem neuen Abkommen vom 
Januar 1909 nicht der Kolonialgeſellſchaft zu günſtige Bedingungen zugeſtanden 
ſeien. Die Kritik, die da im Plenum des Reichstags und in der Budget⸗ 
kommiſſion einſetzte, hat dazu geführt, daß das Abkommen ſeitens der Re⸗ 
gierung nicht ratifiziert wurde, daß vielmehr neue Verhandlungen eingeleitet 

wurden, die dann zu einem neuen dem Fiskus günſtigeren Abkommen führten. 
Dieſes zweite Abkommen lag den letzten Verhandlungen des Reichstags im 
April zugrunde. Nach den Angaben der Regierung ſelbſt erhält danach der 
Fiskus eine erhöhte Beteiligung an dem Reingewinn aus dem Diamanten⸗ 
vertrieb. Nach einer Berechnung im amtlichen „Kolonialblatt“ würde bei einer 
Jahresförderung von 200000 Karat der Geſellſchaft 1029000 Mark, dem 
Fiskus 2881000 Mark zufließen, alſo etwa 74 Prozent vom Geſamtgewinn. 
Das iſt eine erhebliche Verbeſſerung gegenüber dem erſten Abkommen vom 
Januar 1910. Das neue Abkommen iſt denn auch am 7. Mai 1910 ratifiziert 
worden und damit in Kraft getreten. 

Von anderen Einzelheiten dieſes Vertrags, insbeſondere von den Sonder⸗ 
abmachungen wegen einzelner Gebiete, kann hier Abſtand genommen werden. 
Es kam hier nur auf den Hinweis an, daß durch die Kritik im Reichstag und 
in der Kommiſſion die Regierung zu einem für den Fiskus erſprießlicheren 
Abkommen mit der Geſellſchaft angetrieben wurde. Damit iſt denn aber auch 
das zweite Schwindelmanöver der Dernburgfreunde hinlänglich widerlegt, als 
ob der Kolonialſekretär bei den Auseinanderſetzungen über die Diamanten⸗ 
politik durchweg recht behalten und eine Kette glänzender parlamentariſcher 
Triumphe erfochten hätte. 15 

Den kapitaliſtiſchen Intereſſenkämpfen, die aus dieſem Anlaß im Reichstag 
ausgefochten wurden, ſteht die Sozialdemokratie völlig objektiv gegenüber. Ob 
die großkapitaliſtiſche Aktiengeſellſchaft, die von Herrn Dernburg begünſtigt 
wurde, oder ob die kleinkapitaliſtiſchen Unternehmer an Ort und Stelle in 
Südweſtafrika, als deren Wortführer die agrariſchen Parteien im Reichstag 
auftraten, den Hauptteil der Profite aus dem Diamantengewinn ſchlucken, iſt 
für das Proletariat und ſeiner parlamentariſchen Vertretung, die Sozialdemo⸗ 
kratie, vollkommen gleichgültig. Sie hat nur darauf zu achten, daß der Fiskus, 
alſo das Intereſſe der deutſchen Steuerzahler, dabei nicht zu kurz kommt. Von 
dieſem Geſichtspunkt ließ ſich unſere Partei denn auch leiten bei Erörterung 
einer dritten Frage, die im Zuſammenhang mit den Diamantfunden auf⸗ 
tauchte, bei der Frage der Heranziehung der Intereſſenten in Süd— 
weſtafrika zu den enormen Kriegskoſten. 

Die Landkommiſſion hatte in ihrer Schlußſitzung vom 13. Dezember 1909 
eine Anzahl Vorſchläge formuliert, die auf eine weitgehende Beſteuerung der 
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Leute abzielen, denen aus der Okkupation Südweſtafrikas Vorteile erwachſen 
ſind. Es wird da zunächſt darauf hingewieſen, daß Anſätze zu einer ſolchen 
Beſteuerung bereits in Südweſtafrika vorhanden ſind: 

„Es ſind Vorkehrungen getroffen, daß die Geſellſchaften im Hinblick auf die 
durch die Verwaltungstätigkeit und durch den letzten Krieg herbeigeführte Steigerung 
ihrer Konzeſſionswerte dem Fiskus einen Anteil an der Wertſteigerung durch Grund⸗ 
und Umſatzſteuer, durch Beitragsleiſtungen zu den Koſten des Bahnbaues, durch 
erhöhte Bergbauabgaben gewähren.“ 


In dem folgenden Satze wird von der Grundſteuer geſprochen, die in 
Südweſtafrika einzuführen ſei. Dann heißt es: 

„Die Wertzuwachsſteuer iſt für die Gemeinden und Bezirksverbände 
in Ausſicht genommen.“ 


Im 8 4 wird ferner verlangt: 

„Die Kolonialverwaltung muß eine weitere ſteuerliche Heranziehung des Schutz⸗ 
gebiets zur gegebenen Zeit im Auge behalten. Es kann dies durch eine erhöhte Be⸗ 
ſteuerung, zum Beiſpiel durch eine progreſſive Einkommenſteuer erreicht werden.“ 

Schließlich wird geſagt: 

„Sollten bei den beſtehenden Geſetzen und Abkommen infolge veränderter Ver⸗ 
hältniſſe die Intereſſen des Fiskus zu wenig berückſichtigt ſein, ſo ſind weitere 
Maßnahmen zu treffen, die Intereſſen der Allgemeinheit zu ſichern, insbeſondere 
eine erhöhte Grundſteuer auf unbenutzten Grund und Boden einzuführen.“ 

Daß dieſe Empfehlungen nicht auf dem Papier ſtehen bleiben, liegt jeden⸗ 
falls im allgemeinen Intereſſe, insbeſondere der deutſchen Steuerzahler. Eine 
Gelegenheit, jenen Forderungen nachzukommen, bot ſich bei dem Nachtrags⸗ 
etat für Südweſtafrika vom 24. Februar 1910. Er enthielt zur Deckung 
der Kriegskoſten eine Nachforderung von 23700000 Mark, die im Wege des 
Kredits flüſſig gemacht werden ſollten. Wenn man überhaupt ernſtlich daran⸗ 
gehen wollte, die ſüdweſtafrikaniſchen Profitintereſſenten zu den auf mehr als 
400 Millionen Mark angeſchwollenen Kriegskoſten heranzuziehen, ſo hatte der 
Reichstag hier die letzte Gelegenheit, die Regierung zu einer ſolchen Maßregel 
zu nötigen. Es war deshalb an ſich vollkommen gerechtfertigt, daß der Ab⸗ 
geordnete Erzberger in der Budgetkommiſſion einen ſolchen Verſuch machte, 
indem er beantragte, in den Geſetzentwurf eine Beſtimmung hineinzuarbeiten, 
durch welche als Kriegskoſtenbeitrag in Südweſtafrika eine Vermögensſteuer 
im Geſamtbetrag von 80 Millionen Mark in ſechs Jahresraten auf die großen 
Vermögen (über 300000 Mark) erhoben werden ſolle. Aus dem Veranlagungs⸗ 
modus geht ſchon hervor, daß damit nicht die kleineren Unternehmer, ſondern 
nur die großen, insbeſondere die Aktiengeſellſchaften getroffen werden ſollten. 
Gegen Einzelbeſtimmungen dieſes Vorſchlags ließ ſich ſachlich viel einwenden. 
In der Dernburgpreſſe wurde die Sache aber ſofort unter dem Geſichtspunkt 
behandelt, der Antrag bezwecke den „Sturz Dernburgs“. Ob dieſer Gedanke 
bei dem Antragſteller und ſeinen Freunden mitgeſpielt hat, läßt ſich ſchwerlich 
einwandfrei feſtſtellen. Das iſt für unſere Beurteilung des Antrags an ſich 
aber auch völlig gleichgültig. Auf die Perſon des Staatsſekretärs kommt es 
der Sozialdemokratie nicht an. Wir treiben keine Politik perſönlicher Ranküne, 
haben aber ſicher auch keinen Anlaß, ſachlich richtige Forderungen zurückzu⸗ 
ſtellen, weil ſie irgend einem der miniſteriellen Handlanger in dem kapita⸗ 
liſtiſchen Regierungsbetrieb unbequem ſind. Die prinzipielle Berechtigung einer 
Heranziehung der kapitaliſtiſchen Intereſſenten zu den Kriegskoſten anerkennend, 
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konnten wir jedoch für den Erzbergerſchen Antrag nicht eintreten, da er die 
Sache am verkehrten Ende anfaßt. Er wurde von Herrn Dernburg haupt⸗ 
ſächlich mit dem Nachweis bekämpft, daß damit einzelnen kapitaliſtiſchen Be⸗ 
trieben das Lebenslicht ausgeblaſen und das Kapital überhaupt aus Süd⸗ 
weſtafrika fortgeſcheucht würde. Herr Erzberger ſelbſt zog ſich deshalb, nachdem 
ſein Antrag in der Kommiſſion gefallen war, auf den Antrag des Antifemiten. 
Lattmann zurück, der den angeforderten Ertrag der Vermögensſteuer auf 
36 Millionen Mark reduzierte. Die Sozialdemokratie brachte dagegen zunächſt 
in der Kommiſſion, dann im Plenum einen Antrag ein, die Inkraftſetzung 
des Geſetzes abhängig zu machen von einer Vereinbarung zwiſchen 
Regierung und Reichstag über folgende Punkte: 

1. Die Koſten der Niederwerfung des Aufſtandes, ſoweit ſie aus Anleihemitteln 
gedeckt worden ſind, werden als eine Schuld des Südweſtafrikaniſchen Schutzgebiets 
gegenüber dem Reiche feſtgeſtellt. 

2. Zur Verzinſung und Amortiſierung dieſer Schuld dienen in erſter Reihe die 
Erträge aus einer Wertzuwachsſteuer für das Südweſtafrikaniſche Schutzgebiet. 


Dieſer Vorſchlag war prinzipiell deshalb richtiger als der Erzbergerſche, 
weil er dem berechtigten Einwand begegnet, daß unterſchiedslos das in die 
Kolonie hineingeleitete Kapital ebenſo beſteuert werden ſolle, wie der dort erzielte 
Kapitalzuwachs. Der ſozialdemokratiſche Antrag wollte dagegen zur Deckung 
der Kriegskoſten nur dieſen Kapitalzuwachs treffen. In der Begründung wurde 
auch unſererſeits ausdrücklich darauf hingewieſen, daß es nur darauf ankomme, 
prinzipiell die Verpflichtung der Kolonie zur Koſtendeckung geſetzlich feſtzulegen, 
daß aber die Zinsrate und Amortiſationsquote völlig der Leiſtungsfähigkeit der 
Kolonie angepaßt werden könne. Trotzdem wurde, nachdem vorher der An⸗ 
trag Lattmann abgelehnt war, auch der ſozialdemokratiſche Antrag gegen die 
Stimmen der Sozialdemokraten und Polen abgelehnt. Selbſtverſtändlich haben 
die Sozialdemokraten dann auch gegen das ganze Geſetz geſtimmt, das von 
den bürgerlichen Parteien angenommen wurde. 

Auch die Ablehnung der Intereſſentenbeſteuerung wurde von der Dernburg⸗ 
preſſe als ein großer Triumph des Staatsſekretärs auspoſaunt. Tatſächlich 
laſſen die Verhandlungen deutlich erkennen, daß Herr Dernburg für ſeine 
großkapitaliſtiſche Intereſſenpolitik nur der Unterſtützung der Nationalliberalen 
und der Fortſchrittlichen Volkspartei ſicher war, während nicht nur Zentrum 
und Antiſemiten, ſondern auch die Konſervativen mit den kleinkapitaliſtiſchen 
Unternehmern und Farmern in Südweſtafrika ſympathiſierten. Die Sozial⸗ 
demokratie ſteht dieſen beiden Gruppen ablehnend gegenüber. Sie will keine 
auf Koſten der anderen begünſtigen, ſondern vertritt das Intereſſe der deutſchen 
Steuerzahler gegenüber den Profitjägern jeder Art. Dann aber ſucht ſie als 
Verfechterin der Unterdrückten, ſich auch in Südweſtafrika der dorthin ver⸗ 
ſchlagenen weißen Proletarier wie der unterjochten und rückſichtslos aus⸗ 
gebeuteten Eingeborenen anzunehmen. Bisher allerdings leider nur mit ge⸗ 
ringem Erfolg! Denn auch in dieſem Kampfe hat die Sozialdemokratie die 
geſamten kapitaliſtiſchen Parteien gegen ſich, wie ſtark auch ſonſt deren Intereſſen⸗ 
gegenſätze in Deutſchland und Südweſtafrika einander widerſtreiten. 

Anmerkung. In dem erſten Teile dieſes Artikels in Nr. 42 muß es auf 
Seite 520, Abſatz 2, Zeile 3 ſtatt „Bundesrat“ heißen: Landes rat. (Gemeint iſt 
nämlich der Landesrat für Südweſtafrika, ein aus den Anſiedlern gewählter Beirat 
des Gouverneurs.) 
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das Ende des unternehmerkampfes zur Auspungerung 


der deutſchen Bauleute. 
Von Kuguſt Bringmann (Hamburg). | (Schluß.) 


Aus dem gewaltigen Kampfe im Baugewerbe dürften ſich manche Lehren 
für die Gewerkſchaftsbewegung im allgemeinen ergeben. Allein der Kampf iſt 
zu Ende, aber die Bewegung noch nicht. Das Schiedsgericht hatte der Be⸗ 
endigung eine Friſt bis zum 15. Juli geſetzt, aber die Bewegung iſt auch jetzt 
noch nicht abgeſchloſſen, und im Augenblick iſt ihr Ende auch noch nicht ab⸗ 
zuſehen; bis ein völlig abſchließender Überblick gewonnen werden kann, werden 
noch Monate vergehen. 

Sagen läßt ſich indes ſchon jetzt, daß man ſeinen Gegner nicht von vorn⸗ 
herein unterſchätzen ſoll. Wer ſich bei dieſem gewaltigen Kampfe auf die 
Berichterſtattung unſerer Tagespreſſe verlaſſen hat, der konnte zu der Auf⸗ 
faſſung kommen, daß die Ausſperrung von vornherein ein Schlag ins Waſſer 
war, dann immer mehr abflaute und daß zuletzt der Unternehmerbund nieder⸗ 
gerungen am Boden lag. Wenn eine ſolche Berichterſtattung auch den Zweck 
verfolgt, Mißmut im Kreiſe der Gegner zu erregen, den Glauben an den 
Sieg des Gegners zu erſchüttern, in dieſem Kampfe iſt das nicht gelungen, 
ſondern der Unternehmerbund und ſeine Getreuen haben um ſo mehr Eifer 
aufgewandt, um ein Abflauen der Ausſperrung nicht Platz greifen zu laſſen; 
es wurde zu immer ſchärferem Terrorismus gegriffen. Die höchſte Zahl der 
unterſtützten Ausgeſperrten wurde im Zimmererverband in der fünften Aus⸗ 
ſperrungswoche erreicht, ſie betrug 16377. In der neunten Ausſperrungs⸗ 
woche betrug die Zahl der unterſtützten Ausgeſperrten 15299; alſo rund 1100 
weniger. So lag die Sache auch in den anderen an der Ausſperrung be⸗ 
teiligten Organiſationen, und da kann man weder von einem „Schlag ins 
Waſſer“ noch von einem Abflauen reden. Denn daß die Zahl der Aus⸗ 
geſperrten langſam zurückging, lag nicht etwa daran, daß Unternehmer in 
nennenswerter Zahl von der Ausſperrung abfielen, ſondern die Ausgeſperrten 
haben ſich vielfach andere Arbeit geſucht. Mit der irreführenden Bericht⸗ 
erſtattung hat man aber viel dazu beigetragen, daß die Sammlungen in der 
Arbeiterſchaft für die Kämpfenden zu wünſchen übrig ließen. In weiten 
Kreiſen griff ſogar die Auffaſſung Platz, daß die kämpfenden Gewerkſchaften 
die zu Unterſtützenden mit Leichtigkeit aus ihren regelmäßigen Beiträgen be⸗ 
friedigen könnten, kaum ihre Reſervefonds anzugreifen brauchten. 

Es iſt auch nicht angebracht, mit einem Erfolg, wie er in dieſem Kampfe 
erzielt worden iſt, eine Art Hurraſtimmung zu erwecken. Teils hat ſich gerade 
hierdurch erſt der Zorn in unſeren Genoſſenkreiſen über die Nichterfüllung 
berechtigter Wünſche Luft gemacht. Und als man daran ging, mit der Schürung 
der Hurraſtimmung die durchaus berechtigte Oppoſition zu erſticken, griff der 
Unternehmerbund geſchickt zu und ſtand im Begriff, aus dem Siege der Ar⸗ 
beiter eine Niederlage zu machen, indem er ſeinen Unterverbänden die weiteren 
Verhandlungen zum Abſchluß örtlicher Tarifverträge unterſagte und zum 30. Juni 
ſeine Hauptverſammlung nach Halle a. S. berief, um „weitere Maßnahmen“ 
zu beſchließen. Er machte in ſeinen Organen und in der bürgerlichen Tages⸗ 
preſſe ein großes Geſchrei, daß ſich in der Arbeiterbewegung eine ſtarke Oppoſition 
bemerkbar mache, die mit den „großen Zugeſtändniſſen“, die der Schiedsſpruch 
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den Arbeitern bringe, und „trotz ihrer einſichtigen Führer“ nicht zufrieden ſei 
und mehr erkämpfen wolle. Dabei war er hübſch ruhig darüber, daß in ſeinen 
Unterverbänden die Oppoſition darüber, daß der Schiedsſpruch zu weit gehe, 
weit größer war als die Oppoſition in der Arbeiterbewegung. Er wurde an 
ſeinem Vorhaben gehindert, ſcheinbar wiederum von der Reichsregierung. 

Im übrigen muß ſchon jetzt davor gewarnt werden, aus der abgewehrten 
Ausſperrung die kühnſten Schlüſſe zu ziehen. Sie gibt nur Fingerzeige für die 
Abwehrſtrategie und ⸗taktik. Man ſollte nicht daraus ſchließen, daß ſich die 
Dinge auch bei einem gewerkſchaftlichen Generalſtreik ſo geſtalten müßten, wie 
ſie ſich bei der beabſichtigten Generalausſperrung geſtaltet haben. Bei einem 
ſolchen würde ſich ſicherlich alles das gegen uns kehren, was bei dieſer Aus: 
ſperrung für uns wirkſam war. 

Nichtsdeſtoweniger iſt der Verlauf und das Reſultat dieſer Ausſperrung 
dazu angetan, auch die gewerkſchaftliche Angriffsſtrategie und ⸗taktik wieder zu 
beleben. Man braucht das Initiativbegehren der einzelnen Arbeitergruppen 
nicht mehr ſo niederzuhalten, wie es beſonders in den letzten Jahren immer 
mehr und ſchärfer um ſich gegriffen, weil man Gefahr lief, daß auf jeden noch 
jo unbedeutenden Angriff eine Generalausſperrung folgen könnte, von der man 
glaubte, ihr nicht gewachſen zu ſein. Dieſer gewaltige Kampf hat dargetan, 
daß die Scheu — wenn man nicht ſagen will Furcht — vor großen Aus⸗ 
ſperrungen übertrieben war. Man wird den einzelnen Arbeitergruppen im 
Gewerkſchaftsleben alſo wieder mehr Aktionsfreiheit und Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht einräumen können, nachdem eine große Ausſperrung jo glänzend ab» 
gewehrt worden iſt. Und man wird das tun müſſen, wenn bei ſolchen Siegen 
in Zukunft der materielle Erfolg ein größerer werden ſoll, als er es in dieſem 
Falle war. Damit wäre ja nur wenig, kaum Nennenswertes erreicht, wenn 
wir uns alle drei bis fünf Jahre wollten einmal ausſperren laſſen, um die 
Ausſperrung dann abzuwehren und hintennach den Ausbeutern bei einigen 
Pfennigen Lohnerhöhung für drei bis fünf Jahre einen billigen, für viele 
Arbeitergruppen ſogar unbilligen Frieden zu garantieren. So kann es nicht 
weitergehen, und ſo braucht es nicht weiterzugehen. 

Der Verlauf des gewaltigen Kampfes und ſein materieller Erfolg, der für 
ſehr viele Arbeiter kein Erfolg iſt, ſondern tatſächlich eine Bindung, die ſie 
hindert, die kapitaliſtiſche Entwicklung auszunutzen, zeigt draſtiſch, daß wir 
uns in der Gewerkſchaftsbewegung mit der Einpferchung immer mehr ver⸗ 
ſchiedener Berufsgruppen in nur einer Organiſation und mit der immer weiteren 
Einſchränkung der Aktionsfreiheit und Selbſtbeſtimmung der örtlichen Organi— 
ſationen nicht auf dem richtigen Wege befinden. Aber wenn uns das alles 
nicht zu dieſer Erkenntnis führen ſollte, dann blicken wir einmal in die kapi⸗ 
taliſtiſche Welt, dort pfeifen es die Spatzen von den Dächern. Kurz vor Be⸗ 
ginn der Ausſperrung hielt der Profeſſor von der Frankfurter Akademie für 
Sozial⸗ und Handelswiſſenſchaften, Dr. Philipp Stein, in Düſſeldorf vor einem 
Kreiſe von Leitern und Angeſtellten in der Induſtrie Vorleſungen, und zwar 
auch über das Weſen der Gewerkſchaften und der Tarifverträge. Über die 
Gewerkſchaften führte er aus: 

„In den erſten Jahrzehnten waren ſie auf Kämpfe angewieſen, aber in den 
letzten Jahren haben die Streiks nachgelaſſen. Die großen Gewerkſchaften wachſen 
und werden auch Millionäre, und das wird niemand ungeſtraft. Die großen Ges 
werkſchaften ſind Großbetriebe geworden, die ihre Beamten beſonders ausbilden 
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müſſen. Wir haben auf dieſem Gebiet heute weit mehr als 3000 Arbeiterbeamte, 
eine große Arbeiterbeamtenbureaukratie. Als Großbetriebe unterliegen dieſe Ge⸗ 
werkſchaften auch den Geſetzen des großen Betriebs, ſie ſind immer zentraliſtiſcher 
geworden. Mehr und mehr beginnt in den großen Gewerkſchaften die zentrale 
Gewalt Einfluß auf alles zu beſitzen, und mehr und mehr wird der Einfluß der 
unteren Organe ausgeſchaltet. Das zeigt ſich auch beim Streik. Durch die Or⸗ 
ganiſation der Unternehmer hat ſich auch das ganze Leben der Gewerkſchaften ge⸗ 
ändert; die Organiſationen der Arbeitgeber haben ſie gezwungen, zentraliſtiſch zu 
werden und Millionen zu ſammeln. Die großen Gewerkſchaften haben auch das 
Wort vom „Herrn im Hauſe“ unter ſich ſelbſt geltend gemacht und den einzelnen, 
der ſich nicht fügen will, ausgemerzt. Es wird kein Brückenbau von der Regierung 
ſo im einzelnen vorbereitet, wie heute von den Gewerkſchaften ein Angriffſtreik. 
Und rückſchauend führte der Redner kurz aus: Der geiſtige Kampf gegen die Sozial⸗ 
demokratie, von dem im Anfang der neunziger Jahre nach der Aufhebung des 
Sozialiſtengeſetzes ſo viel die Rede war, iſt recht wenig wirkſam geweſen. Im 
politiſchen und im öffentlichen Leben iſt allein ausſchlaggebend die Macht. Und für 
die Geſundung und Ernüchterung der Auffaſſung der Arbeiter über ihre Macht 
und die ihnen gegenüberſtehende Wirtſchaftsordnung haben die Organiſationen der 
Arbeitgeber großen Einfluß ausgeübt und gezeigt, daß die Arbeitnehmerorgani⸗ 
ſationen es bei den Unternehmern nicht mit einer zermürbten Schicht der wirtſchaft⸗ 
lichen Welt, ſondern mit einer mindeſtens gleichberechtigten und gleichwertigen Macht 
zu tun haben.“! 

Was Dr. Stein hier der Macht der Unternehmerorganiſation andichtet, iſt 
nichts weiter als theoretiſche Schwäche der Gewerkſchaften. Anſtatt aus den 
Theorien für die politiſche Arbeiterbewegung den Geiſt zu holen, damit aber 
die Tatſachen ſelbſt zu werten, um zu erfolgreichen Methoden zu kommen, holt 
man aus den Theorien der politiſchen Arbeiterbewegung die Methoden und er⸗ 
füllt ſie mit anderem Geiſte. Man hat für dieſen ſonderbaren Geiſt noch keine 
Bezeichnung gefunden. Dr. Stein hilft uns in vorſtehendem aus der Verlegen⸗ 
heit. Er ſagt uns mit dürren Wortent es iſt der kapitaliſtiſche Geiſt, der in 
euren Gewerkſchaften die Dinge leitet. Leugne, wer kann! Der ſozialiſtiſche Geiſt 
bäumt ſich dagegen auf, bei jedem Abſchluß einer Aktion droht er, ſich zu 
entladen, und vor einigen Wochen ſtanden die Organiſationen der Bauleute auf 
dem Spiele. Es iſt hohe Zeit, daß die Gewerkſchaften ihm Rechnung tragen. 

Über das Weſen der Tarifverträge führte Dr. Stein aus: 

„Das iſt jetzt das Eigentümliche, daß nicht mehr wie ſeit Jahren die Arbeiter 
die Angreifenden ſind, ſondern daß ſie in die Defenſive gedrängt wurden. An Stelle 
der blutigen Konflikte hat man ſich auf diplomatiſches Handeln eingelaſſen. Aus 
dieſem Grunde hat ſich auch auf beiden Seiten ein Beamtentum, eine Bureaukratie 
entwickelt, und das Diplomatiſieren hat dazu geführt, den Abſchluß eines Kampfes 
in Form eines friedlichen Vertrags niederzulegen. Dieſe Friedensabkommen ſind 
das, was man als Tarifgemeinſchaft bezeichnet hat. Wenn man von einem Tarif⸗ 
vertrag ſpricht, denkt man, daß er eine Einigung oder Feſtlegung über Lohn⸗ 
verhältniſſe bedeutet und daß darin feſte Tarife für die Löhne aufgeſtellt feien- 
Das iſt ein begreiflicher Irrtum. Es gibt heute Tauſende von Tarifverträgen, man 
ſchätzt ſie auf 5000; namentlich das Baugewerbe und die damit zuſammenhängenden 
Gewerbe ſind die eigentlichen Gebiete der Tarifverträge. Viele haben gar keine, 
die meiſten nur allgemeine Beſtimmungen über die Löhne. Der Lohn iſt Sache des 
einzelnen Arbeitsvertrags. Der Tarifvertrag iſt vergleichbar mit der Arbeitsordnung 
des Unternehmers. Wie dieſe nicht an die Stelle der einzelnen Arbeitsverträge 
tritt, ſondern nur das Gewohnheitsrecht des Arbeitsvertrags enthält, die Grenzen, 
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innerhalb deren der Unternehmer mit den Arbeitern Verträge abſchließen will, ſo 
iſt der Tarifvertrag in gewiſſem Sinne nur eine Fortführung deſſen, was in der 
Arbeitsordnung des einzelnen Betriebs feſtgeſtellt iſt. Der Tarifvertrag iſt nichts 
anderes als eine offizielle Vereinbarung zwiſchen den Organen der Arbeitnehmer 
und des Unternehmertums, was als Regel zu gelten hat für ein beſtimmtes Unter⸗ 
nehmen, für einen Berufszweig oder für die Grenzen eines ganzen Landes. Inner⸗ 
halb der Grenzen dieſes Tarifvertrags ſchließt nun der Arbeitgeber mit ſeinen 
Arbeitern den Arbeitsvertrag ab. Dieſer Arbeitsvertrag darf über den Tarifvertrag 
hinausgehen, aber nicht darunter bleiben. Deshalb hat man auch vorgeſchlagen, 
dieſen Vertrag nicht Tarifvertrag, ſondern Tarifnorm zu nennen. Im Baugewerbe 
zum Beiſpiel ſoll jetzt in den Tarifvertrag hineinkommen, daß Akkordarbeit zuläſſig 
iſt, daß die Akkordarbeit nicht mehr von den Arbeiterorganiſationen bekämpft werde. 
Wie aber die Akkordverhältniſſe im einzelnen geregelt werden, wird in dem Tarif⸗ 
vertrag nicht geſagt, das beſtimmt der Arbeitsvertrag mit den Arbeitern. Schroff 
ablehnend verhielten ſich früher auch die Arbeitnehmerorganiſationen gegen die 
Tarifverträge; ſie ſahen darin eine Bindung, und in den Arbeiterkreiſen iſt immer 
noch eine Strömung gegen Bindung, beſonders gegen langfriſtige Bindung vor⸗ 
handen. In ihrer rechtlichen Natur ſind die Tarifverträge heute noch gar nicht 
faßbar; rechtlich iſt der Tarifvertrag ein Zwitter. Das Reichsgericht hat den Tarif⸗ 
vertrag einmal als eine Koalition bezeichnet. Die Organe der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer müſſen hier durch die Entwicklung der Tarifverträge die Rechtsbildner 
werden. Auch muß es dahin kommen, daß dieſe Vereinbarungen von Organiſationen 
geſchloſſen werden, die fähig und willens ſind, ſie auch zu halten. Unſere Arbeiter⸗ 
organiſationen müſſen dahin gebracht werden, daß ſie nachher ihre Bevollmächtigten 
nicht im Stiche laſſen. Das ſind harte und langwierige Entwicklungen, aber ohne 
ſie kann man nicht zu geregelten Verhältniſſen kommen. Die Tarifverträge ſind, 
ſolange die Gegenſätze beſtehen, nicht Friedensinſtrumente, ſondern Waffenſtillſtands⸗ 
inſtitute. Sie ſind Schöpfungen des bewaffneten Friedens, ſie ſetzen aber an die 
Stelle der vielen kleinen Reibungen und Vereinbarungen große Abmachungen. Sie 
ſchieben die Konflikte hinaus und erweitern die Konflikte. Je größer aber die Maſſen 
ſind, die ſich gegenüberſtehen, und je größer und komplizierter die zu entſcheidenden 
Fragen ſind, deſto ſchwerer iſt es, in den Konflikt hineinzugehen, und deſto mehr 
wird man ſich auf diplomatiſche Verhandlungen einlaſſen. Allmählich tritt an die 
Stelle des Streites und des Kampfes ein diplomatiſches Verhandeln.“ 


Mit dieſen Ausführungen verrät Dr. Stein, daß er das Tarifvertrags⸗ 
muſter, welches der Unternehmerbund für das Baugewerbe durchſetzen wollte, 
voll erfaßt hat. Es iſt gefallen, das alte Tarifmuſter iſt in etwas beſſerer 
Form wieder zur Geltung gekommen. Eine andere Tendenz, wie ſie Dr. Stein 
in ſeinen vorſtehenden Ausführungen umſchreibt, iſt damit aber noch nicht in 
die Tarifverträge gebracht. Es gehört noch ſehr viel dazu, das zu vollbringen. 
Vor allem gehört dazu mehr Sozialismus in die Gewerkſchaften! In 
den Gewerkſchaften wird auf energiſche Betätigung, um nicht ſich dem Milieu, 
ſondern das Milieu ſeinen eigenen im Intereſſe der Höherentwicklung notwendigen 
Bedürfniſſen anzupaſſen, hingewirkt werden müſſen. Das iſt ganz was anderes, 
als die immer wiederkehrenden Redensarten: „Wir müſſen mit den Verhält⸗ 
niſſen rechnen, uns der Entwicklung anpaſſen.“ In der Theorie der politiſchen 
Arbeiterbewegung ſind hiermit beſtimmte Begriffe verbunden; in der gewerk⸗ 
ſchaftlichen Agitation ſind ſolche Redewendungen aber ſchlimmer als Schall 
und Rauch, wenn ſie zu nichts weiter führen, als den . den 
weiteſten Spielraum zu gewähren. 


* „Kölniſche Zeitung“ vom 18. April 1910. 
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Wo trieben wir denn hin, wenn das ſo fortgeht? Trotz der abgewehrten 
Ausſperrung beſteht auch für das Baugewerbe in der Zukunft ein einheitlicher 
Ablauftermin für alle mit Unternehmerverbänden abgeſchloſſenen Tarifverträge. 
Der Verein deutſcher Arbeitgeberverbände, dem alle Unternehmerbünde, die 
Tarifverträge abſchließen, angehören, faßte am 19. April d. J. den Beſchluß, 
daß ſeine Mitglieder dafür ſorgen müſſen, „daß ſämtliche Tarifverträge im 
Verein deutſcher Arbeitgeberverbände an demſelben Tage ablaufen“. Was das 
bedeutet, braucht man an dieſer Stelle nicht mehr zu erklären. Außerdem 
wurde zur gleichen Zeit der Beſchluß gefaßt, „daß innerhalb der Verbände 
des Vereins deutſcher Arbeitgeberverbände Arbeitsnachweiſe, welche von Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitnehmern gemeinſam verwaltet werden, nicht neu errichtet 
werden dürfen und die Beſeitigung der beſtehenden angeſtrebt werden ſoll“. 
Solche Beſchlüſſe ſind „Verhältniſſe“ und ihre Durchſetzung iſt „Entwicklung“. 
Sollen wir nun mit den erſteren rechnen und der letzteren uns anpaſſen? Ach 
nein, ſolchen Verhältniſſen und Entwicklungen müſſen die Gewerkſchaften den 
kräftigſten Widerſtand leiſten und ſie überwinden. Das iſt übrigens auch der 
Sinn des Rechnens mit den Verhältniſſen und der Anpaſſung an die Ent⸗ 
wicklung in der Theorie der politiſchen Arbeiterbewegung. Gewiß geht das 
nicht von heut auf morgen. Mit dem Kopfe durch die Wand kann man nicht, 
aber unſer Streben muß dahin gehen, wir dürfen uns nicht auf den Rücken 
legen und uns von den Verhältniſſen treiben laſſen! 


zeitſchriktenſchau. 


Die holländiſche Revue „De Nieuwe Tyd* bringt in ihrer Mainummer einen 
Aufſatz von Joh. Viſcher, der ſich unter dem Titel „Koloniale Straußpolitik“ 
mit der internationalen Lage der holländiſchen Kolonien beſchäftigt. Die holländiſche 
Bourgeoiſie, die ſich aus dem indiſchen Inſelreich ungeheure Schätze holt, wiegt ſich 
in der ruhigen Sicherheit, daß die alten Verhältniſſe immer fortdauern werden, 
und daß, trotzdem ſie ſelbſt militäriſch machtlos iſt, Indien ihr durch die gegen⸗ 
ſeitige Eiferſucht der Großmächte geſichert bleibt. Sie achtet nicht darauf, daß die 
internationale Lage ſich allmählich geändert hat. Das holländiſche Proletariat hat 
viele Jahre Van Kol als Kenner Indiens in das Parlament geſchickt, der dort 
gegen die Unterdrückung der Einwohner Indiens durch das holländiſche Großkapital 
auftrat. Aber dieſe Politik behielt einen philanthropiſchen Charakter; eine Ver⸗ 
bindung zwiſchen Kolonialpolitik und Arbeiterintereſſe wurde nicht hergeſtellt; ſie 
gipfelte in dem Vorſchlag Van Kols, einen Teil Indiens zu verkaufen. Trotzdem 
haben die indiſchen Fragen auch für die Arbeiterklaſſe Intereſſe, aber auf dem Um⸗ 
weg der Weltpolitik. Die internationale Lage Hollands, worin indiſche Fragen eine 
Hauptrolle ſpielen, bringt ſteigende Rüſtungen, ſteigende Steuern, weniger Sozial⸗ 
reformen und daher eine Zuſpitzung der Klaſſenintereſſen. Die ausländiſchen Kapi⸗ 
taliſten ſuchen in Indien ein Anlagefeld für ihre Kapitalien. Viel Boden liegt dort, 
der für gewinnbringende Plantagenhalter verwendbar iſt. Aber dieſer Boden ge⸗ 
hört zum Teil den Eingeborenen, und iſt dann keine verkäufliche Ware; andere 
Teile ſind Gemeindebeſitz, den die Regierung zu erhalten ſucht, während ſie bei 
der zeitweiligen Verpachtung dieſes Bodens die Ausländer ausſchließt. Dem fremden 
Kapital wird der Zugang zu dem indiſchen Boden erſchwert; darin liegt für die 
Großmächte ein Grund, durch Verträge ihren Einfluß auf Indien geltend zu machen, 
damit holländiſche Expeditionen, von holländiſchen Arbeitern bezahlt, die Intereſſen 
engliſcher, deutſcher oder amerikaniſcher Kapitaliſten verfechten. 
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Durch die Eroberungszüge der vorigen Jahrhunderte iſt der ganze ſüdöſtliche 
Teil Aſiens, mit Ausnahme Siams, unter die Herrſchaft Europas geraten. Als 
Reſultat vieler Kriege hat ſchließlich England das Feſtland, Holland die Inſeln 
behalten. Wiederholt hatte England ſich auf den Inſeln feſtgeſetzt (ſo von 1811 
bis 1816 ſogar auf Java), aber immer zog es ſich wieder zurück. Die Urſache lag 
darin, daß England nur als Kaufmann auftrat, nichts ſuchte als Märkte, um ſeine 
Induſtrieprodukte zu verkaufen, und ſich vor bloßem Länderbeſitz wegen der damit 
verbundenen Koſten ſcheute. Die Inſeln Indiens konnten keine Rohſtoffe für die 
Induſtrie Englands liefern, und der Abſatz ſeiner Waren fand hauptſächlich auf 
dem Feſtland Europas ſtatt; nur mit Widerwillen wurde daher Geld für unproduktive 
Ausgaben, wie das Beſetzen von Stützpunkten in fremden Weltteilen, ausgegeben, 
was freilich nicht ganz vermieden werden konnte. Von 1870 ab kommt der Um⸗ 
ſchwung, und nun ſucht England immer mehr ſein Weltreich zu vergrößern und 
abzurunden. Jetzt wundert ſich der Engländer, weshalb ſeine Großväter ſo dumm 
waren, den Holländern ohne Entſchädigung Java zurückzugeben; er ahnt nicht, daß 
die Großväter damit nur im eigenen damaligen Intereſſe handelten. Indien war 
nur während der zweiten Hälfte des ſiebzehnten Jahrhunderts eine Goldquelle für 
die Holländer geweſen, und um 1800 mehr eine Laſt als eine Luſt. Die Engländer 
beſetzten 1811 Java nur aus Furcht, Napoleon könne dort einen Stützpunkt ge⸗ 
winnen; Raffles, der es dauernd behalten wollte, fand keine Zuſtimmung, denn 
England wünſchte nichts als Handelsfreiheit, während andere die Koſten der Ver⸗ 
waltung tragen ſollten. | | 

Seitdem hat fich die Lage geändert. Erſtens ſuchen die englifchen Kapitalien 
immer begieriger Anlage in dem reichen Niederländiſch Indien. Daneben wächſt 
die militäriſche Bedeutung dieſer Inſeln. Vorher wurde Englands Politik durch 
die Furcht vor Rußlands Vordringen beſtimmt; daher ſtärkte es ſich und dehnte 
ſich nach Nordweſten aus, nach Kaſchmir, Afghaniſtan und Beludſchiſtan. Nach der 
Vernichtung der ruſſiſchen Macht und der Entente mit Frankreich ſind Deutſchland, 
Amerika und Japan die gefährlichen Nachbarn; jetzt droht die Gefahr für das eng⸗ 
liſche Indien nicht von Nordweſt, ſondern von Südoſt. Dort liegt Inſulinde, das 
indiſche Inſelreich, als ein Stützpunkt für jede Flotte, die das Herz des engliſchen 
Weltreichs, Britiſch Indien, angreifen will. Es verbindet Vorderindien und Hinter⸗ 
indien; nach Norden liegt Franzöſiſch Indien, nach Nordoſten liegen die Philip⸗ 
pinen Amerikas und das Japaniſche Reich, nach Oſten die Stützpunkte Deutſchlands 
in Polyneſien, nach Südoſten liegt die künftige Großmacht Auſtralien. Alle wider⸗ 
ſtreitenden und kämpfenden Intereſſen lagern ſich dort um die indiſchen Inſeln, die 
Brücke zwiſchen Aſien und Auſtralien, die, mit einer endloſen Menge der vor⸗ 
züglichſten Häfen und Seearme, mit fruchtbaren Ebenen und reichen Kohlenminen 
verſehen, ſtrategiſch von höchſter Wichtigkeit iſt; und dieſe Inſeln befinden ſich im 
Beſitz eines militäriſch völlig machtloſen Kleinſtaates. England iſt daher immer 
weiter vorgedrungen; Singapore iſt zum Malta des Oſtens geworden und durch 
ein ungeteiltes Küſtengebiet mit Kalkutta verbunden. Vielleicht hat England ſchon 
lange mit Holland einen ähnlichen Geheimvertrag wie mit Siam abgeſchloſſen, daß 
keine andere Macht auf dieſen Inſeln eine Flotten⸗ oder Kohlenſtation erwerben 
darf; jedenfalls betrachten die engliſchen Blätter Sumatra als einen Teil der britiſchen 
Einflußſphäre, und auch ohne einen ſolchen Vertrag iſt Englands Einfluß in der 
holländiſchen Kolonialregierung groß. In dem Maße, wie der Stille Ozean zu 
einem Hauptträger des Weltverkehrs wird und um ihn herum ſich große Weltreiche 
(Kanada, Amerika, Japan, China, Auſtralien) entwickeln, rückt das indiſche Inſel⸗ 
reich in den Brennpunkt der großen internationalen Konflikte. 

Natürlich wird Holland nicht imſtande ſein, darin irgendwelche Rolle mit⸗ 
zuſpielen; es wird dem erſten, der ſeine Beſitzungen okkupiert, weichen müſſen. 
Trotzdem wird die holländiſche Bourgeoiſie ſich einbilden, daß ſie den Verſuch des 
Widerſtandes machen und ſich dazu rüſten muß. Oder ſie wird ſich mit England 
und Deutſchland über die Neutralität verſtändigen wollen, aber auch dabei wird 
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ſie ihre Militärkraft vergrößern müſſen. In jedem Falle iſt das Reſultat: ſchwerere 

militäriſche Laſten, mehr Steuern für die Arbeiter, während von Sozialreformen, 

die etwas koſten, nichts kommen wird. Sache der Arbeiter iſt es alſo, ſich dieſer 

bürgerlichen Politik energiſch zu widerſetzen. Und geht Indien der holländiſchen 
Bourgeoiſie verloren, ſo iſt das im Intereſſe des Proletariats nur zu begrüßen; 

denn dabei werden die Kapitalien im Inland ſelbſt produktiv angelegt werden 

müſſen und die ökonomiſche Entwicklung des eigenen Landes fördern. 

„La vie ouvrière“ Nr. 17 vom 5. Juni enthält einen Aufſatz von Abel 
Martin über „Die ruſſiſche Gaunerei“ (L'escroquerie russe), der an eine Artikel⸗ 
reihe von Lyſis in einer bürgerlichen Zeitſchrift („La grande revue“) anknüpft. 
„La vie ouvriere* behandelt wohl meiſt Lohnfragen, Streiks und Ausſperrungen, 
aber damit erſchöpft ſich ihre Aufgabe nicht; ſie kämpft zugleich für allgemeine 
Intereſſen, und deshalb widmet ſie den ruſſiſchen Anleihen eine Betrachtung. Der 
bürgerliche Autor Lyſis kommt, weil er das allgemeine Intereſſe der Kapitaliſten 
über das Intereſſe einzelner ſtellt, aus rein finanziellen Erwägungen zu Schlüſſen, 
die uns dienen können. Die großen Banken wagen ohne Bedenken die ihnen an⸗ 
vertrauten Kapitalien dort, wo ihnen perſönlich die größten Vorteile winken, und 
ſie werden bei dieſer Gaunerei von Regierungen und Diplomaten unterſtützt. Ein 
Privater, der Geld braucht, aber keine Sicherheit bieten kann, muß hohe Zinſen 
zahlen; bei dem Verleiher drängt die Gier dann die Vorſicht zurück. Eine Regie⸗ 
rung, die Geld braucht, muß ſich an die Banken wenden; ein zahlungsfähiger 
Staat braucht keine hohen Zinſen zu bieten, ſondern nur hohe Maklerlöhne zu be⸗ 
zahlen, die um ſo höher ſind, je riskierter die Anleihe iſt. Daher iſt aber das 
Intereſſe der Bank dem der kleinen Geldbeſitzer, die ihr Geld für die Anleihe her⸗ 
geben ſollen, entgegengeſetzt; ſie muß ihnen die ſchlechteſten Kapitalanlagen empfehlen, 
weil ſie ſelbſt dabei das beſte Geſchäft macht. Daher alle großen und kleinen Panamas! 

In fünfzehn Jahren hat Rußland bei der franzöſiſchen Bourgeoiſie 16 Mil⸗ 
liarden geliehen. Was ſind dagegen die 5 Milliarden, die Deutſchland uns 1871 
„raubte“? Oder die kleine Milliarde der Kongregationen, die Duez und ſeine 
Freunde verpulverten? Daß dieſe 16 Milliarden dazu dienten, ein blutiges Henker⸗ 
regiment aufrecht zu erhalten, das die beſten Kräfte Rußlands vernichtete, wird den 
kleinen Rentiers wenig Sorge machen. Moral ſucht man bei ihnen nicht, aber 
immer noch etwas Vernunft. Das Schlimmſte für ſie iſt, daß ihr Geld Gefahr 
läuft. Faſt alles iſt unproduktiv verausgabt; um einigermaßen die Hilfsmittel eines 
ziviliſierten Landes zu bekommen, wären nach Witte für Rußland noch einmal 
15 Milliarden nötig. Bisher wurden die Zinſen aus dem Verkauf der Ernte, aus 
dem Alkoholverkauf des Staates und aus neuen Anleihen bezahlt. Aber dabei 
gehen das Land und ſein Ernteertrag immer mehr zurück; die beiden Euter des 
ruſſiſchen Budgets, die Hungersnot und der Alkoholismus, find nicht unerjchöpflich. 

Die Tatſache iſt alſo einfach dieſe: die franzöſiſchen Kleinkapitaliſten ruinieren 
ſich ſelbſt, während ſie zugleich ein großes Volk ruinieren, das ohne ihr Gold ſich 
zur Ziviliſation emporgehoben hätte. Die Bankiers und die ihnen ergebene Bande 
von Journaliſten ſind die einzigen, die dabei gewinnen. Die Politiker, die dieſe 
Gaunerei unterſtützen, ſagen, daß wir uns dabei die militäriſche Hilfe unſeres 
großen Alliierten ſichern. Das iſt Unſinn; erſtens hat der Krieg in der Mandſchurei 
bewieſen, was die ruſſiſche Armee wert iſt, und zweitens würde Rußland einen 
Krieg nur führen können, wenn wir ihm alle Koſten vorſchießen wollten, wobei 
unſere alten 16 Milliarden zugleich in die Luft verduften würden. Die ſchlimmſten 
Feinde der Arbeiterklaſſe ſind nicht die großen Unternehmer, die uns direkt gegen⸗ 
überſtehen und gegen die wir gute Kampfmittel beſitzen. Aber wir ſind machtlos 
gegenüber der Dummheit der kleinbürgerlichen Maſſen, die durch ihren blinden 
Egoismus ein großes Volk in Sklaverei halten und die Rz ri - 
Frankreichs aufhalten. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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neu⸗ Lamarckismus und mechaniſcher Materialismus. 
Von Franz Mehring. 5 N 


I. 


Wenn ich im vorigen Hefte ſagte, daß Lamarck fich zu dem mechanischen 
Materialismus bekannt habe, den die Neu⸗Lamarckiſten aufs heftigſte bekämpfen, 
ſo genügt es, zum Beweis folgende Sätze aus Lamarcks Zoologiſcher Philoſophie 
zu zitieren: 

Das Leben iſt nur ein phyſikaliſches Phänomen. Alle Lebenserſcheinungen be- 
ruhen auf mechaniſchen, auf phyſikaliſchen und chemiſchen Urſachen, die in der Be: 
ſchaffenheit der organiſchen Materie ſelbſt liegen. Die einfachſten Tiere und die 
einfachſten Pflanzen, die auf der tiefſten Stufe der Organiſationsleiter ſtehen, ſind 
entſtanden und entſtehen noch heute durch Urzeugung. Alle lebendigen Naturkörper 
oder Organismen ſind denſelben Naturgeſetzen wie die lebloſen Naturkörper oder 
die Anorgane unterworfen. Die Ideen und Tätigkeiten des Verſtandes ſind Be⸗ 
wegungserſcheinungen des Zentralnervenſyſtems; der Wille iſt in Wahrheit niemals 
frei; die Vernunft iſt nur ein höherer Grad von Entwicklung und Verbindung der 
Urteile. 


Ja noch mehr, Lamarck ſelbſt hat ſchon den Neu⸗Lamarckismus abgetan, 
indem er ſchrieb: 

Die alten Philoſophen haben ſich eine Lebenskraft gedacht, eine Seele der 
Tiere, haben auch ſelbſt den Pflanzen eine Seele zugeſchrieben; anſtatt poſitiver 
Kenntniſſe haben ſie ſo bloß Worte zuwege gebracht, mit denen man nur un⸗ 
begründete und unbeſtimmte Begriffe verbinden kann. Jedesmal aber, wenn wir 
die Natur verlaſſen, um uns den phantaſtiſchen Eingebungen der Einbildungskraft 
hinzugeben, verlieren wir uns ins Unbeſtimmte und in Irrtümer. Die einzigen 
Kenntniſſe, die wir erlangen können, ſind und werden immer nur diejenigen ſein, 
die wir aus dem beharrlichen Studium der Naturgeſetze ſchöpfen. 


Wie können ſich nun aber angeſichts ſolcher Zeugniſſe, die ſich bei vor⸗ 
handenem Raume leicht vermehren ließen, die Neu⸗Lamarckiſten auf Lamarck 
berufen? 

Sie antworten auf dieſe Frage mit einem jener Fechterſtreiche, an denen 
alle Afterphiloſophien unerſchöpflich reich ſind, mit einem „dialektiſchen Kunſt⸗ 
griff“, durch den ſie, wie Schopenhauer gerade auch an einer anderen Ver⸗ 
drehung Lamarckſcher Gedanken nachweiſt, nur erraten, daß ſie ſich im 
ſtillen bewußt ſind, unrecht zu haben.“ Sie ſagen: Ja freilich hat Lamarck 
materialiſtiſche Grundſätze bekannt, aber er hat ſich auch auf den „erhabenen 
Schöpfer“ der Welt berufen. Eins iſt gemogelt wie das andere. Lamarck wollte 
es weder mit der herrſchenden naturwiſſenſchaftlichen Richtung verderben, noch 
wollte er ſich eine zu ſtarke kirchliche Gegnerſchaft auf den Hals laden. Das 
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iſt heute ja auch noch uch viel beſſer, fügt Herr Adolf Wagner als intimer 
Kenner deutſcher und öſterreichiſcher Univerſitätszuſtände hinzu. 

Um fi) auf Lamarck berufen zu können, machen die Neu⸗Lamarckiſten aus 
ihm einen xbeliebigen Profeſſor oder Privatdozenten, der ſein Mäntelchen dreht, 
je nachdem der Wind weht! Damit vergleiche man die ſchönen Worte, durch 
die Lamarck von Häckel als genialer und kühner Forſcher gefeiert wird, um 
zu erkennen, wo das Andenken Lamarcks beſſer aufgehoben iſt, bei der „Bier⸗ 
tiſchwiſſenſchaft“ oder bei den Neu-Lamarckiſten. Will man überhaupt über 
deren Fechterſtreich ein ernſtes Wort verlieren, ſo iſt einfach zu ſagen, daß 
Lamarck, wenn er gelegentlich einmal vom Schöpfer ſpricht, es ganz in der 
herkömmlichen Weiſe der franzöſiſchen Materialiſten tut, die Lamettrie noch 
im Sterben eine facon de parler genannt hat, als von einem alten Herrn, 
der irgendwo im Weltall ein behagliches Altenteil haben mag, aber ſich nicht 
erlauben darf, auch nur das kleinſte Rädchen in ſeiner Schöpfung zu verrücken, 
in der vielmehr alles nach mechaniſchen Geſetzen zugeht. Nun gar die Unter⸗ 
ſtellung, daß im Jahre 1809, wo die Zoologiſche Philoſophie Lamarcks erſchien, 
die materialiſtiſche Weltanſchauung eine tyranniſche Herrſchaft in Frankreich 
ausgeübt habe, der Lamarck wider ſeiner Überzeugung die ausſchweifendſten 
Zugeſtändniſſe habe einräumen müſſen, beweiſt nichts, als daß die Neu⸗ 
Lamarckiſten bei ihren Ausflügen ins Gebiet der Geſchichtswiſſenſchaft ebenſo 
keck, aber auch ebenſo unglücklich ſind wie bei ihren Ausflügen ins Gebiet der 
Naturwiſſenſchaft. 

Ihren Anküpfungspunkt an Lamarck ſuchen die Neu⸗Lamarckiſten nun in 
der Lehre von der aktiven Anpaſſung der Organismen an die Außenwelt. 
Nach Lamarck haben ſchwimmende Vögel und Säugetiere erſt dadurch, daß 
ſie beim Schwimmen die Zehen auseinanderſtrecken, allmählich Schwimmhäute 
erhalten; Sumpfvögel bekamen infolge ihres Watens lange Beine; Hornvieh 
kämpfte, ohne taugliches Gebiß, nur mit dem Kopfe, und dieſe Kampfluſt er⸗ 
zeugte allmählich Hörner oder Geweihe; die Schnecke war anfangs, wie andere 
Mollusken, ohne Fühlhörner, aber aus dem Bedürfnis, die vor ihr liegenden 
Gegenſtände zu betaſten, entſtanden ſolche allmählich; das ganze Katzengeſchlecht 
erhielt erſt aus dem Bedürfnis, die Beute zu zerfleiſchen, mit der Zeit Krallen, 
und aus dem Bedürfnis, dieſe beim Gehen zu ſchonen und zugleich nicht da⸗ 
durch gehindert zu werden, die Scheide der Krallen und deren Beweglichkeit; 
die Giraffe, im dürren, grasloſen Afrika, auf das Laub hoher Bäume an⸗ 
gewieſen, ſtreckte Vorderbeine und Hals ſo lange, bis ſie ihre wunderliche Ge⸗ 
ſtalt erhielt. Jede Anderung in den Verhältniſſen, in denen eine Tierart lebt, 
führt zu einer Anderung ihrer Bedürfniſſe; um dieſen Bedürfniſſen zu genügen, 
werden andere Tätigkeiten und folglich Gewohnheiten nötig; ſo ändern ſich 
die Organe der Tiere, indem die einen häufiger gebraucht werden, ſich alle 
mählich vergrößern und verſtärken, andere weniger oder gar nicht gebraucht 
werden, dadurch verkümmern und endlich ganz verſchwinden. | 

Lamarck erklärte dieſe Entwicklung aus dem Selbſterhaltungstrieb der Tiere. 
Daraus macht ſich Herr Adolf Wagner folgendes Verslein zurecht: „Wer wie 
Lamarck das Bedürfnis“ als Quelle aller Anpaſſung anſieht, der denkt durch und 
durch pſychiſtiſch, mag er dabei in feinen Definitionen noch jo ungenau, ja 
ſelbſt irrig fi) ausdrücken; daß das ‚Bedürfnis‘ ein pſychiſches Moment dar⸗ 
ſtellt, wird nicht zu leugnen fein, und wer alles Geſchehen von dieſem ‚Be: 
dürfnis‘ ableitet, der faßt die Natur pſychiſtiſch auf.“ In der Tat, wer kann 
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daran zweifeln, daß der Hunger aus der Seele und 1 etwa aus dem 
Magen kommt? 

Andere Neu⸗Lamarckiſten ſind vorſichtiger als dies Schreckenskind ihrer 
Schule, aber im Weſen der Sache bleibt es dieſelbe Methode. Bei dem da- 
maligen Entwicklungsſtand der Naturwiſſenſchaften hat Lamarck ſeine bahn⸗ 
brechenden Gedanken oft nur in einer krauſen und wunderlichen Form ent⸗ 
wickelt; indem die Neu⸗Lamarckiſten ſeine klaren und unzweideutigen Sätze 
durch dialektiſche Kunſtgriffe beſeitigen, wie wir deren einen kennen gelernt 
haben, ſuchen ſie aus Lamarcks „irrigen und ungenauen Definitionen“ ihren 
„Neo⸗Vitalismus“ oder „Pſychismus“ oder „Pſycho⸗Vitalismus“ abzuleiten. 

Der alte Vitalismus nahm eine beſondere Lebenskraft an, wodurch er die 
organiſche von der anorganiſchen Natur losriß und, wie gerade auch Lamarck 
treffend hervorgehoben hat, ſich vom Boden der Wiſſenſchaft entfernte, um 
„phantaſtiſchen Eingebungen der Einbildungskraft“ nachzujagen. Dagegen ver: 
trat der mechaniſche Materialismus die Einheitlichkeit der anorganiſchen und 
organiſchen Natur, indem er ſagte, daß die Lebenserſcheinungen ſich nur 
mechaniſch von den Erſcheinungen der anorganiſchen Natur unterſchieden. Der 
Neo⸗Vitalismus will nun zwar die Brücke zwiſchen organiſcher und anorganiſcher 
Natur nicht gleich abbrechen; er gibt zu, daß ſich in den Organismen keine 
anderen phyſiko⸗chemiſchen Wirkungsweiſen entdecken ließen, als in der an⸗ 
organiſchen Natur vorhanden ſeien, aber er fügt hinzu, bei der belebten Natur 
zeige ſich doch eine Sondergeſetzlichkeit, die noch „irgend ein näher zu Be⸗ 
ſtimmendes“ vorausſetze, ein „Lebensprinzip“, das unmöglich als phyſikaliſch 
gedacht werden könne. Dies Lebensprinzip brauche nicht von vornherein als 
ein Sonderbeſitz der organiſchen Natur betrachtet zu werden; vielmehr laſſe die 
Einheitlichkeit der anorganiſchen und organiſchen Natur die Möglichkeit offen, 
daß es ſich um ein der ganzen Natur immanentes Wirkſamkeitsprinzip handle. 

Oder um die Sache in der kernigen Kürze des Herrn Adolf Wagner dar— 
zuſtellen: „Für den älteren Vitalismus iſt eine prinzipielle Verſchiedenheit 
zwiſchen organiſcher und anorganiſcher Natur vorhanden. Für die Mechaniſtik 
iſt ein einheitliches Verſtändnis der ganzen Natur von vornherein ſelbſt— 
verſtändlich, und ſie erklärt dieſes als erreichbar von unten nach oben. Für 
den Neo⸗Vitalismus endlich iſt das einheitliche Verſtändnis der Natur eine 
Möglichkeit, deren Erreichung aber nur von oben nach unten erzielt werden 
kann.“ Der „Pſychismus“ beſteht alſo darin, daß man von der Seele des 
Menſchen ausgehen muß, um die Erſcheinungen der Natur zu erklären. 


II. 


Wenn danach der Neu⸗Lamarckismus mit Lamarck nichts gemein hat, es ſei 
denn, daß er das Lebendige an ihm durch dialektiſche Kunſtgriffe zu töten und 
das Tote an ihm durch ebenſolche Kunſtgriffe zu beleben verſucht, ſo ſchwebt 
er deshalb keineswegs wurzellos in der Luft. Er iſt vielmehr ein echt deutſches 
Gewächs, und ſeine Ahnentafel läßt ſich mit einer urkundlichen Genauigkeit 
herſtellen, die ſelbſt das königlich preußiſche Heroldsamt befriedigen würde. 

Die darwiniſtiſche Theorie iſt ihrem Weſen nach eine revolutionäre Theorie, 
mag auch Darwin kein Revolutionär und mögen manche Darwiniſten ſelbſt 
Reaktionäre geweſen ſein; hat doch ſogar Häckel dem Junker Bismarck auf 
offenem Markte ſeine Verehrung bezeugt. Aber unheimlich bleibt der Darwinis— 
mus, der alle überirdiſchen Mächte ſo gründlich ausſchaltet, bei alledem den 
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herrſchenden Klaſſen, die dem Volke die Religion erhalten wollen; von den Ge 
lehrten der „Kreuzzeitung“ bis zu weiland Herrn Virchow waren und ſind ſie 
ein Herz und eine Seele darüber, daß der Darwinismus am letzten Ende zu 
Attentaten auf hohe Häupter, zu Pariſer Kommunen und ähnlichen entſetzlichen 
Sachen führen müſſe. Auf naturwiſſenſchaftlichem Wege iſt aber dagegen 
nichts zu machen, denn ſelbſt wenn es gelänge, den Darwinismus durch Zurück⸗ 
gehen auf Lamarck zu beſeitigen, ſo bliebe die Geſchichte für die herrſchenden 
Klaſſen gleich unheimlich; ſo ſehr ſie die Abſtammungslehre bekümmert, ſo 
gänzlich gleichgültig iſt es ihnen, wie ſie naturwiſſenſchaftlich begründet wird. 
Und da mit der Theologie kein Hund mehr vom Ofen gelockt werden kann, 
ſo muß die Philoſophie helfen, ſo gut es noch geht. 

Es iſt denn auch nicht von ungefähr, daß in dem halben Jahrhundert, 
das der Darwinismus hinter ſich hat, ziemlich jedes Jahrzehnt eine neue Philo⸗ 
ſophie aufgetaucht iſt, um ihn zu widerlegen. Schopenhauer erklärte die 
darwiniſtiſche Theorie für „platten Empirismus“; Eduard v. Hartmann ent⸗ 
deckte, daß ſich das darwiniſtiſche Prinzip, in ſeinen Konſequenzen verfolgt, 
immer ſelbſt aufeſſe; der große Nietzſche ſah in Darwin einen „achtbaren, 
aber mittelmäßigen Geiſt“ von einer gewiſſen Enge, Dürre und fleißiger 
Sorglichkeit, während der Könnende in großem Stile, der Schaffende möglicher⸗ 
weiſe ein Unmiffender fein müſſe, Fund wie der Neu⸗Lamarckismus mit dem 
Darwinismus umſpringt, iſt ſchon im vorigen Hefte gezeigt worden. 

ee war der erſte Neo-Bitalift, der ſich in ſeiner Weiſe auch auf 
Lam̃arck bezog. Die materialiſtiſche Polemik gegen die Annahme einer Lebens⸗ 
kraft verwarf er als „nicht nur falſch, ſondern geradezu dumm“, als „höchſten 
Gipfel der Abſurdität“, als „frechen Unſinn“. Er taufte dieſe Lebenskraft 
auf den Namen Wille, der bei ihm freilich ganz etwas anderes bedeutet als 
die „ſogenannte Seele“, die er als „Lebensprinzip“ in entſchiedenſter Weiſe 
ablehnte. Sein Wille iſt auf der unterſten Stufe, in der anorganiſchen Natur, 
ein „blinder Drang“, ein „finſteres dumpfes Treiben“, das nur auf mechaniſche 
Urſachen reagiert, als Schwere, als Elektrizität, als chemiſche und phyſikaliſche 
Eigenſchaften uſw. wirkt. In der Pflanzenwelt „objektiviert“ der Wille ſich 
ſchon deutlicher, bleibt aber noch völlig erkenntnislos und reagiert erſt auf 
äußere Reize. Erſt in der Tier- und Menſchenwelt zündet der Wille ſich ein 
Licht der Erkenntnis an und verliert ſeine inſtinktive Unfehlbarkeit. Der Wille 
iſt das Urſprüngliche, die Erkenntnis das Abgeleitete; erſt aus der Verbindung 
beider entſteht die Seele. 

Noch mehr unterſcheidet ſich Schopenhauer von den Neu⸗Lamarckiſten da⸗ 
durch, daß er ſeinen Willen in die Metaphyſik verſetzt. Der Wille iſt für 
Schopenhauer das Ding an ſich, das Subſtrat der ganzen Natur, jenes uns 
unmittelbar Bekannte und genau Vertraute, das wir im Innern unſeres 
eigenen Selbſt finden, aber zugleich Unerklärliche, an dem die Naturwiſſen⸗ 
ſchaft ihre Grenze hat; Ausdrücke wie Lebenskraft, Naturkraft, Bildungs⸗ 
trieb uſw. ſagen nicht mehr als xy z. So iſt Schopenhauer weit entfernt, 
an dem „unvergeßlichen Lamarck“ irgend etwas „Pſychiſtiſches“ zu entdecken; 
er ſagt im Gegenteil, daß Lamarck als Naturforſcher eine ſehr richtige und 
tiefe Auffaſſung der Natur bekundet, jedoch nur einen „genialen Irrtum“ 
produziert habe, aus Unkenntnis der Metaphyſik. | 

Lamarck habe im ganzen Ernſte behauptet und ſich bemüht, ausführlich 
darzutun, daß die Geſtalt, die eigentümlichen Waffen und nach außen wir⸗ 
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kenden Organe jeder Tierart keineswegs bei ihrem Urſprung ſchon vorhanden 
geweſen, ſondern erſt infolge der Willensbeſtrebungen des Tieres, welche die 
Beſchaffenheit und Lage ſeiner Umgebung hervorgerufen habe, durch ſeine 
eigenen Anſtrengungen und daraus entſprungenen Gewohnheiten allmählich 
im Laufe der Zeit und durch die fortgeſetzte Generation entſtanden ſeien. Das 
heiße aber die Dinge auf den Kopf ſtellen. Vielmehr habe der Wille des 
Tieres, auf dieſe Weiſe zu leben, auf ſolche Art zu kämpfen, die dazu 
paſſenden Organe geſchaffen; dieſer Wille habe die Erkenntnis erzeugt, nicht 
aber, wie Lamarck meine, die Erkenntnis den Willen. So ſonderbar dieſe An⸗ 
ſicht erſcheinen mag, ſo war Schopenhauer in ſeiner Weiſe konſequent, indem 
er ſagte, ſein Wille habe nichts mit der Naturwiſſenſchaft, ſondern nur mit 
der Metaphyſik zu tun, und indem er anerkannte, daß Lamarck nichts mit 
der Metaphyſik, ſondern nur mit der Naturwiſſenſchaft zu ſchaffen habe. 

Mit ſeinem Willen als dem ſchlechthin unerklärlichen Subſtrat der ganzen 
Natur hatte Schopenhauer eine Breſche in den kauſalen Zuſammenhang der 
Naturerſcheinungen gelegt. Er kündete dem mechaniſchen Materialismus, den 
„Herren vom Tiegel und der Retorte“, unverſöhnliche Fehde an und wurde 
ſo der erſte Modephiloſoph der herrſchenden Klaſſen. Aber dauernd genügte 
er ihren Bedürfniſſen nicht. Er war nicht nur ihr erſter Modephiloſoph, 
ſondern auch der letzte unſerer großen Philoſophen. Selbſt ſeiner Natur⸗ 
philoſophie, ein ſo buntes Durcheinander ſie darſtellt, fehlte es nicht an ein⸗ 
zelnen Lichtblitzen; in ſeiner Weiſe hat er ſchon vor ſechzig Jahren die 
Mutationstheorie von de Vries vertreten. Sein Wille ließ ihn zum Opfer 
manches ſpiritiſtiſchen Schwindels werden, aber die Pfaffen hielt er ſich durch 
ſeine urwüchſigen Grobheiten an die Adreſſe des „Judengottes“ kräftig vom 
Leibe, und noch viel gründlicher rechnete er mit der Kathederphiloſophie ab, 
die im Intereſſe der Regierungen das Volk verdumme. 

Trotz aller reaktionären Schrullen blieb Schopenhauer ein unbequemer 
Geſelle, der ſich nie dazu erniedrigte, ſeine Philoſophie den jeweiligen Macht⸗ 
bedürfniſſen der herrſchenden Klaſſen anzupaſſen. Auch die peſſimiſtiſchen 
Schlußfolgerungen, die er aus ſeiner Lehre vom Willen zog, paßten der 
Bourgeoiſie nicht in den Kram, die bekanntlich die beſte der Welten ge— 
ſchaffen hat. 
| III. 


Dieſen beklagenswerten Schwächen der Schopenhauerſchen Philoſophie half 
nun Edugrd v mann mit ſeiner Philoſophie des Unbewußten ab. Er 
„milberte den i 
mismus“, der es zwar für die Kanaille beim „Weltelend“, beim „wahn⸗ 
Mien Karneval der Exiſtenz“ beließ, aber denen, die die nötigen Moneten 
beſitzen, keineswegs verbot, die guten Dinge dieſer Welt mitzunehmen, wenn 
es nur mit „ hſtiller Hoheit der Reſignation“ und „erhabener Trauer“ geſchähe, 
in dem ſie ganz erfüllenden Gedanken, dadurch „den Entwicklungsprozeß der 
Menſchheit zu fördern und ſeinem Ziele näher zu führen“. 

Dien herrſchenden Klaſſen erwies ſich Hartmann als gefügiger Handlanger, 
indem er philoſophiſch ſogar die Notwendigkeit des Sozialiſtengeſetzes nach: 
wies; den Pfaffen machte er noch den befonderen Spaß, über die „Selbſt— 
zerſetzung des Chriſtentums“ zu orakeln, während er neue Munition in ihr 
Lager karrte, ſo daß ſie ſagen konnten: Sehet da, wie dieſer Feind des 
Chriſtentums als naturwiſſenſchaftlicher Denker gezwungen iſt, das Walten 
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überirdiſcher Mächte anzuerkennen. Mit der ganzen geſpreizten Eitelkeit eines 
Modephiloſophen ſchrieb Hartmann ſchon wenige Jahre nach ſeinem erſten 
Hervortreten: „Aus dieſem Grunde“ — nämlich weil er „die modernen 
Naturwiſſenſchaften in den Idealismus einfügen“ wolle — „beginnt ſeit 
einiger Zeit ſelbſt die Theologie einen wertvollen Bundesgenoſſen in mir zu 
ſchätzen, obſchon wohl kaum jemand in ſchärferer Form als ich ſeine Über⸗ 
zeugung ausgeſprochen hat, daß das Chriſtentum kein lebendiger Faktor 
unſerer Kulturentwicklung mehr iſt und alle ſeine Phaſen bereits durchlaufen 
hat.“ Dazu würde Schopenhauer jagen: Pfui Teufel; Julius Duboc, ein 
Schüler Feuerbachs, meint nicht mit Unrecht, daß Schopenhauer die Philo⸗ 
ſophie des Unbewußten, wenn er ſie noch erlebt hätte, mit der Rute geſtraft 
und in die Ecke geſtellt haben würde. Das iſt ebenſo begreiflich, wie es be⸗ 
greiflich iſt, daß der lauteſte Trompeter des Neu-Lamarckismus, eben unſer 
Herr Adolf Wagner, ſich von einem Bewunderer Schopenhauers zu einem 
Bewunderer Hartmanns entwickelt hat. 

Über die Philoſophie des Unbewußten ſelbſt ſei geſtattet, zwei Hiſtoriker 
der Philoſophie abzuhören, denen man alles andere eher vorwerfen kann, als 
einſeitige Vorliebe für den Materialismus. Karl Vorländer ſchreibt in ein 


Geſchichte der Philoſophie: 


Sie ſtellt eine „neuromantiſche Reaktion gegen den Realismus der Natur- 
wiſſenſchaft⸗ (Höffding) dar. Nimmt Hartmann auch Atomkräfte als letzte Ele⸗ 
mente der Materie an, ſo verſtehen wir doch dieſe letzten Kräfte nach ſeiner Mei⸗ 
nung erſt dann, wenn wir ſie als hervorgegangen aus einem unbewußten 
Wollen und Vorſtellen auffaſſen. Überall, wo Hartmann eine Lücke in der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Erklärung, von der er ausgehen will, zu finden meint, ſetzt er — 
zwar nicht die Allmacht des Schöpfers, wohl aber das Zaubermittel des Un⸗ 
bewußten ein. „Die bewußte Vernunft iſt nur negierend, kritiſierend, kontrol⸗ 
lierend, korrigierend, meſſend, vergleichend, kombinierend, ein- und unterordnend, 

. aber niemals ſchöpferiſch, produktiv, niemals erfinderiſch.“ Hierin hängt der 
Menſch vielmehr „ganz vom Unbewußten“ ab, dem „Quell ſeines Lebens“, und 
„wehe dem Zeitalter, das es gewaltſam unterdrückt“! Darwins Prinzip der 
natürlichen Ausleſe zum Beiſpiel iſt nur ein mechaniſches Mittel in der Hand des 
von dem engliſchen Gelehrten überſehenen Unbewußten. Das Unbewußte herrſcht 
nicht bloß in der „Leiblichkeit“, das heißt im Inſtinkt, den Reflexwirkungen, der 
Naturheilkraft, den organiſchen Gebilden, ſondern auch im menſchlichen Geiſte, in 
der geſchlechtlichen Liebe, in dem Gefühl, dem Charakter, dem äſthetiſchen Urteil 
und der künſtleriſchen Produktion, der Sprache, dem Denken, ja auch in der Ge 
ſchichte, wo es die einzelnen ohne ihr Wiſſen im Dienſte der großen Weltzwecke 
arbeiten läßt. Und zwar iſt das Unbewußte ein einziges, allumfaſſendes, wenn 
auch unperſönliches Individuum; den Namen Gott vermeidet unſer Philoſophe 
weil er alle anthropomorphen Vorſtellungen fern halten will. 


F. A. Lange aber ſagt in ſeiner Geſchichte des Materialismus, daß Hart⸗ 
manns Philoſophie, indem ſie mechaniſche Arbeit aus nichts ſchaffe und damit 
den Kauſalzuſammenhang der Natur vernichte, vollſtändig auf den Stand⸗ 
punkt des Köhlerglaubens und der roheſten Naturvölker herabſinke. Könne 
man die vollſtändige Erklärung einer Naturerſcheinung nicht finden, ſo ie 
devil devil im Spiele. Er fährt dann fort: | 


Dem Naturforſcher freilich ziemt es, in ſolchen Fällen einfach zu ſagen, daß 
die phyſiſche Urſache noch nicht entdeckt ſei, und in der ganzen Geſchichte ſeiner 
nie raſtenden Wiſſenſchaft wird er den Impuls finden zu neuen Forſchungen, die 
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ihn dem Ziele um einen Schritt näher führen. Der Auſtralneger aber und der 
Philoſoph des Unbewußten machen da halt, wo ihr Vermögen natürlicher Er⸗ 
klärung aufhört und ſchieben den ganzen Reſt auf ein neues Prinzip, mit welchem 
alles durch ein einziges Wort höchſt befriedigend erklärt iſt. Die Grenze, bei welcher 
die phyſiſche Erklärung aufhört und der Spuk dafür eintritt, iſt bei beiden ver⸗ 
ſchieden, die wiſſenſchaftliche Methode aber dieſelbe. Dem Auſtralneger zum Bei⸗ 
ſpiel iſt der Funke der Leydener Flaſche wahrſcheinlich devil devil, während Hart⸗ 
mann ihn noch natürlich erklären kann, allein die Methode des Überganges von 
dem einen Prinzip zum anderen iſt durchaus dieſelbe. Das Blatt, welches ſich zur 
Sonne wendet, iſt für Hartmann, was die Leydener Flaſche für den Auſtralneger 
iſt. Während die Unermüdlichkeit der Forſcher gerade auf dieſem Gebiet täglich 
neue Entdeckungen hervorbringt, welche alle darauf hinweiſen, daß auch dieſe Er⸗ 
ſcheinungen ihre mechaniſche Urſache haben, hat der Philoſoph des Unbewußten 
mit ſeinen botaniſchen Studien hier zufällig an einem Punkte halt gemacht, welcher 
das Myſterium noch in voller Unverletztheit beſtehen läßt, und hier iſt nun 
natürlich auch die Grenze, wo der phantaſtiſche Reflex der eigenen Unwiſſenheit, 
die „geiſtige Urſache“ eintritt und dasjenige ohne weitere Mühe erklärt, was noch 
unerklärlich iſt. 

An die Stelle der „geiſtigen Urſache“ ſetze man die „pſychiſche Urſache“ 
und man hat ein treffendes Bild des Neu⸗Lamarckismus, mit der einzigen 
Einſchränkung, daß die Sache, je häufiger ſie ſich wiederholt, um ſo geiſt— 
reicher wird. Um bei dem Beiſpiel Langes zu bleiben, ſo ſagt Schopenhauer: 
die Urſache, die das Blatt zur Sonne wendet, iſt ſein Wille, der erkenntnis⸗ 
los auf äußere Reize reagiert; Hartmann aber ſagt: das Unbewußte 
wendet das Blatt zur Sonne, ſo ſicher wie es die Schlacht bei Leipzig ge— 
ſchlagen hat; der Neu⸗Lamarckismus endlich ſagt: die Urſache, die das Blatt 
zur Sonne wendet, iſt ſeine Seele. | 

Von dieſer Pflanzenſeele entwirft Herr France, eine Hauptleuchte der 
Schule, ein ergreifendes Bild. „Das ſeeliſch wirkende Prinzip in der Pflanze 
hat ſich bisher immer und immer wieder als von ſehr beſchränkten Kräften 
herausgeſtellt.“ Ihr „Hauptkennzeichen“ iſt die „Enge ihres Urteils, anders 
geſagt, die vielen Unzulänglichkeiten und die mannigfachen Dummheiten, die 
ſich im Leben der Pflanze finden“. Deshalb muß ſie „eine Menge Ungemach 
über ſich ergehen laſſen“, ohne ſich helfen zu können. Der Menſch mit ſeinem 
Denken kann die Pflanze „leicht täuſchen“, dank ihrer „geiſtigen Unbildung“. 
„Die Arme kann eben nur mit Körperzellen denken, ſie hat kein ſpezialiſiertes 
Denkorgan — daher wurde ſie in der Lebensſchule auf den letzten Platz 
geſetzt.“ Vom lieben Gott doch hoffentlich, und nicht vom devil devil.“ 


1 Es iſt ſchon geſagt worden, daß ſich der Neu-Lamarckismus am allerwenigſten mit 
der „Pflanzenſeele“ auf Lamarck berufen darf. Wohl aber darf er ſich damit — und das 
beleuchtet auch ſeine Konfuſion — auf den ſchroffſten Gegner von Lamarcks Abſtammungs— 
lehre berufen. Cuvier ſchreibt in ſeiner Geſchichte der naturwiſſenſchaftlichen Fortſchritte: 
„Die Pflanzen haben gewiſſe, anſcheinend von ſelbſt entſtandene Bewegungen, die ſie unter 
gewiſſen Umſtänden zeigen, und die den Bewegungen der Tiere ſo ähnlich ſind, daß man 
wohl ihretwegen den Pflanzen eine Art Empfindung oder Willen beilegen möchte.. So 
ſtreben die Wipfel der Bäume ſtets nach der ſenkrechten Richtung, es ſei denn, daß ſie ſich 
nach dem Lichte beugen. Ihre Wurzeln gehen dem guten Erdreich und der Feuchtigkeit 
nach und verlaſſen, um dieſe zu finden, den geraden Weg. Aus dem Einfluß äußerer Ur— 
ſachen ſind dieſe verſchiedenen Richtungen nicht erklärlich, wenn man nicht auch eine innere 
Anlage annimmt, die erregt zu werden fähig und von der bloßen Tätigkeitskraft in den 
anorganiſchen Körpern verſchieden iſt.“ 
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Bei alledem aber kann die Pflanze noch von Glück ſagen, daß ſie ſich nur 
mit einer Seele abrackern muß, während die höheren Tiere und der Menſch 
nach Herrn France mit deren zwei oder, genau genommen, mit deren drei 
geplagt ſind. Zunächſt iſt jede Zelle des tieriſchen oder menſchlichen Körpers 
„ein kleines ſeeliſches Einzelweſen“ mit beſcheidenen Kräften und beſcheidener 
Urteilskraft, das zunächſt für ſich allein agiert und „egoiſtiſche Sonder⸗ 
intereſſen“ verfolgt, aber das doch auch „gemeinſame Intereſſen“ mit ſeinen 
Mitzellen hat und ſomit zu „altruiſtiſchen Verbrüderungen“ mit ihnen ge⸗ 
zwungen iſt. 

Dieſe Art ſeeliſchen Doppelweſens nennt Herr Francé die Körperſeele, 
die noch „ein gar beſchränktes, hinfälliges Ding iſt, das ſich nie zu kompli⸗ 
zierter Tätigkeit aufſchwingen kann“. Jedoch über ihr thront — als Oberſter 
von's Ganze, wie der Berliner ſagt — die Gehirnſeele, die dazu berufen 
iſt, mit ihrer „höheren Urteilskraft“ die „Dummheiten“ der Körperſeele zu 


durchſchauen. „Die Gehirnzellen haben es gelernt, weil ſie von Anfang an 


nie etwas anderes gemacht haben, als ſich im Urteilen und Denken zu üben, 
während die Körperzellen als gemeine Arbeiterſchar auch ihren vielfachen 
Handwerken nachgehen mußten.“ So Herr France! 

Man kann ſeine geiſtvollen Ausführungen nicht leſen, ohne daß ſich einem 
immer wieder der Gedanke aufdrängt: Was für ein Eſel war doch jener 
Menenius Agrippa, der die römiſchen Plebejer mit der plumpen Fabel vom 
Magen einſeifte, den die Glieder ernähren müßten, weil ſie ohne ihn nicht 
leben könnten. Wie viel geiſt⸗ und namentlich ſeelenvoller hätte er ſich aus⸗ 
gedrückt, wenn er den Neu⸗Lamarckismus gekannt hätte! Die Pflanzenſeelen 
von Sklaven, die von wegen angeborener Dämlichkeit auf den letzten Platz 
in der Lebensſchule geſetzt ſind. Die Körperſeelen von Plebejern, die auch noch 
keiner komplizierten Tätigkeit fähig ſind und nur Dummheiten machen, zumal 
da ſie als gemeine Arbeiterſchar ihren vielfachen Handwerken nachgehen 
müſſen. Endlich die Gehirnſeelen von Patriziern, die nie etwas anderes tun, 
als im Intereſſe des Gemeinwohls denken und urteilen. 

Ja, die Zeiten ſchreiten fort, und wenn ein moderner Menenius Agrippa 
die Klaſſenherrſchaft im allgemeinen und die preußiſche Dreiklaſſenwahl im 
beſonderen auf eherne Naturgeſetze gründen will, ſo hat er es leichter als ſein 
biederer Vorfahr, dank dem Neu⸗Lamarckismus. 


IV. 

In ihrem Kampfe gegen den Darwinismus verwenden die Neu-Lamarckiſten 
entweder naturwiſſenſchaftliche oder „pſychiſtiſche“ Waffen. Die erſten ſind 
aber nicht von ihnen geſchmiedet worden, und die zweiten ſind nicht Schwerter, 
ſondern Strohhalme. 

So will Herr J. G. Vogt den Darwinismus lächerlich machen, indem er 
unterſtellt, die ganze Menſchheit ſei ausgeſtorben, dagegen ſeien ihre Kultur⸗ 
werke erhalten, und nun ſolle ein Darwiniſt erklären, wie ſich das Ruderſchiff 
auf dem Wege der natürlichen Ausleſe zum Segelſchiff und das Segelſchiff 
auf demſelben Wege zum Dampfſchiff entwickelt habe. Die plumpe Sophiſtik 
liegt auf der Hand, wenngleich man zugeben mag, daß zwar nicht der Dar⸗ 
winismus, aber diejenigen Darwiniſten, die die Entwicklungsgeſetze der Natur 
ohne Vorbehalt auf die menſchliche Geſellſchaft übertragen haben, dabei mit 
ihrem eigenen Fette beträufelt werden. Immerhin käme der Darwiniſt mit 
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der ihm zugemuteten Aufgabe noch näher ans Ziel als Herr J. G. Vogt, der 
die Entwicklung der Ruder- zu Segel- und der Segel- zu Dampfſchiffen mit 
der leeren Phraſe erklärt, daß „der treibende Menſchengeiſt der wahre innere 
Entwicklungsfaktor“ geweſen ſei. 

Doch iſt es ganz überflüſſig, auf ſolche Einzelheiten einzugehen, da ſie alle 
aus demſelben Prinzip entfließen und das Prinzip zunächſt der entſcheidende 
Punkt in dem Streite zwiſchen Darwinismus und Neu⸗Lamarckismus iſt. Bisher 
galt die ſtrenge Durchführung des Kauſalitätsprinzips, unter Beſeitigung aller 
unklaren Annahmen, die aus bloßen Begriffen abgeleitet werden, als der 
leitende Geſichtspunkt für das geſamte Feld der Naturwiſſenſchaften; es galt 
noch immer, was F. A. Lange vor vierzig Jahren ausſprach, „daß keine Be⸗ 
kämpfung des Darwinismus naturwiſſenſchaftlich berechtigt iſt, welche nicht in 
gleicher Weiſe wie der Darwinismus ſelbſt von dem Prinzip der Erklärbarkeit 
der Welt unter durchgehender Anwendung des Kauſalitätsprinzips ausgeht“. 

Wollen nun die Neu⸗Lamarckiſten ihr „pſychiſtiſches Prinzip“ als leitenden 
Geſichtspunkt für die Naturwiſſenſchaften aufſtellen, ſo haben ſie vor allen 
Dingen dieſe „unklare Annahme“ zu erläutern. 

Herr J. G. Vogt ſagt: „Es exiſtiert etwas, es gibt ein abſolutes Sein, aber 
dieſes in ſeiner wahrhaftigen Exiſtenz unantaſtbare Etwas offenbart ſich nur 
in meinem Ich, in meiner ſubjektiven Welt; nur in der letzteren kann ich es 
erfaſſen, nur in ihr exiſtiert es.“ Das iſt, mit etwas anderen Worten, die 
Erklärung, die Schopenhauer von ſeinem Willen gab, nur daß Schopenhauer 
das „abſolute Sein“, das er „Ding an ſich“ nannte, für metaphyſiſch erklärte, 
für an ſich unerklärlich, während die Neu⸗Lamarckiſten ſich gegen nichts heftiger 
ſträuben als gegen den Einwand, daß ſie „Metaphyſiker“ ſeien; bei all ihrer 
Philoſophie wollen ſie mit ihrem „pſychiſtiſchen Prinzip“ auf phyſiſchem Boden 
bleiben. 

Mit dieſer Behauptung hört aber die Erklärung ihres Prinzips überhaupt 
auf. Herr France jagt zwar, daß ſeine Pflanzen, Körper: und Gehirnſeelen 
reiches Licht nach allen Seiten würfen, aber er fügt hinzu: „die Natur des 
Pſychiſchen iſt nicht erklärt damit.“ Am forſcheſten geht natürlich wieder unſer 
Freund Wagner ins Zeug. Er meint, es handle ſich gar nicht darum, was 
das Pſychiſche ſei. Man ſolle ihn doch mit der „ewigen Erklärungsmanie“ 
verſchonen, die ſchon ſoviel Verwirrung angerichtet habe. „Wir“ wollen zwar 
„hoffen“, aber „es kümmert uns heute nicht, ob die Zukunft in experimenteller 
und theoretiſcher Arbeit zu einer befriedigenden und endgültigen Analyſe der 
Pſyche kommen“ werde. Man könne nicht alles erklären, jedenfalls das 
nicht, was man als Grundlage der übrigen Erklärungen nehme; die Mecha⸗ 
niſtik wiſſe auch nicht, was ihr „Stoff“, ihre „Materie“, ihre „Kraft“ und 
„Energie“ ſei. 

Dieſer Hieb gegen die Mechaniſtik geht nun aber wieder völlig daneben. 
Der mechaniſche Materialismus behauptet keineswegs, alles erklären zu können 
oder gar alles erklärt zu haben; er beanſprucht nur, „als Grundlage der 
übrigen Erklärungen“, ein klares Prinzip zu haben, das ihm geſtattet, mehr 
und mehr wiſſenſchaftlich von den Naturerſcheinungen zu erklären, ſelbſt wenn 
er für immer darauf verzichten müßte, alles zu erklären. Und wenn man ſagt, 
dies Prinzip, die Erklärbarkeit der Natur unter ſtrenger Durchführung des 
Kauſalitätsgeſetzes, ſei auch nur eine „Hypotheſe e“ oder „Vorausſetzung“, nun, 
ſo erprobt ſich auch hier der Pudding im Eſſen. Iſt anders das Bibelwort 
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richtig: An ihren Früchten ſollt ihr ſie erkennen!, ſo iſt der mechaniſche Materia⸗ 
lismus in all ſeiner Gottloſigkeit ein wahrer Milliardär an bibliſchen Leiſtungen, 
während der „Pſychismus“ an naturwiſſenſchaftlicher Erkenntnis noch nicht 
eines roten Hellers Wert produziert hat. 

Hier iſt das Rhodus, wo getanzt werden muß. Kann der „Pſychismus“ 
ſein eigenes Prinzip nicht erklären, ſo muß er ſich ſchon beſcheiden, daß er, um 
noch einmal F. A. Lange zu zitieren, an die Stelle eines noch unvollſtändigen, 
aber wirklichen Begreifens einen Lappen ſtopft aus einer Weltanſchauung, in 
welcher nach ihren Grundlagen nur ein ſchwaches Analogon des Begreifens, 
nur eine Ordnung der Erſcheinungen nach leeren Begriffen und plumpen 
anthropomorphen Phantaſien möglich iſt. 

Der mechaniſche Materialismus iſt auf naturwiſſenſchaftlichem Gebiet das 
wiſſenſchaftliche Forſchungsprinzip, wie es auf geſellſchaftswiſſenſchaftlichem 
Gebiet der hiſtoriſche Materialismus iſt. Behaupten, daß Marx und Engels, 
indem ſie dem mechaniſchen Materialismus ſein Recht auf dem Gebiet der 
Gefchichte beſtritten, ihm auch fein Recht auf dem Gebiet der Natur beſtritten 
hätten, heißt dieſe Männer aus dem Bereich wiſſenſchaftlichen Denkens in das 
Gebiet des Aberglaubens verweiſen, auf dem devil devil der Auſtralneger, die 
Philoſophie des Unbewußten und des „Pſychismus“ der Neu⸗Lamarckiſten ihr 
unholdes Weſen treiben. 


Runſter ziehung und Kunftverftändnis. 
Von &. Radlof. 


Seit einigen Jahren verſendet der Dürerbund in Dresden an die Ortskartelle 
der deutſchen Gewerkſchaften ein Rundſchreiben, worin er dieſe auf von ihm ver⸗ 
anſtaltete Wandſchmuckausſtellungen aufmerkſam macht. Es ſind zwei Formen von 
Ausſtellungen, die der Dürerbund anbietet. Die eine ſtellt ſich dar als Wander⸗ 
ausſtellung von meiſt eingerahmten Bildern, die in Kiſten verpackt gegen Deckung 
der Frachtkoſten (bei weiteren Entfernungen etwa 20 Mark) zu beziehen, die zweite 
enthält vom Dürerbund beſtimmtes Bildermaterial, das von den Verlegern direkt 
zu beziehen iſt. Die Verleger bieten bei etwaigem Abſatz finanzielle Vorteile in 
Form von erhöhtem Rabatt. Die Ausſtellungen werden um ſo billiger, je mehr 
Kartelle ſich an dieſer ſchönen Sache beteiligen. Soweit ich ſehe, haben eine ganze 
Anzahl von Kartellen von dieſem verhältnismäßig billigen Anerbieten des Dürer⸗ 
bundes oder der Verleger Gebrauch gemacht. Die Wünſche der Kartelle liefen 
beim Dürerbund ſo zahlreich ein, daß ſie nur ſchwer befriedigt werden konnten. 
Man muß anerkennen, daß der Dürerbund durch ſolche Wandſchmuckausſtellungen 
eine ungemein fruchtbringende Arbeit in die Wege geleitet hat. Mit ſicherem künſt⸗ 
leriſchen Inſtinkt iſt hier eine Arbeit begonnen worden, die von der organiſierten 
Arbeiterſchaft weiter ausgeſtaltet werden muß. 

Es iſt eine merkwürdige Tatſache, daß auch unſere Großſtädte ſich an dieſem 
Unternehmen beteiligt haben, wo doch dieſe ſelbſt aus ſich heraus imſtande wären, 
eine Wandſchmuckausſtellung zu veranſtalten. Das liegt nicht allein daran, daß 
der Dürerbund hübſche Anleitungen für den Aufbau und die Zuſammenſtellung 
der Ausſtellung beifügte, ſondern vor allem auch daran, daß in der Ausſtellung 
alles beieinander iſt, was man ſonſt auch in der Großſtadt nur zerſtreut ſehen kann. 
Dazu beherrſchte die Bildungsausſchüſſe und die die Ausſtellung beſuchenden 
Arbeiterfamilien das Gefühl, daß es ſich um ihr ureigenſtes Werk handle, an dem 
ſie mit treuer Liebe gearbeitet haben. Beſonders da, wo mit der Wandſchmuck⸗ 
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ausſtellung eine von der Kolportage- oder Parteibuchhandlung veranſtaltete Bücher⸗ 
ausſtellung verbunden war, ſahen wir die Begeiſterung ins Große wachſen und ſich 
widerſpiegeln in den freudeglänzenden Geſichtern. 

Jedoch bei allem Lobe, das wir den Dürerbundausſtellungen ſpenden dürfen, 
können wir uns nicht verhehlen, daß dem Unternehmen nicht geringe Mängel an⸗ 
haften. Zunächſt wirken die Ausſtellungen einſeitig und eintönig, wenn ſie nicht 
in zweckentſprechender Weiſe ergänzt werden. Eine derartige Ausſtellung muß 
— wenn ſie Eindruck machen ſoll — vielſeitig ſein. Sie muß dem Arbeiter zeigen, 
wie ein Haushalt heute vielfach iſt und wie er ſein kann und muß, ohne weſentlich 
mehr Geldmittel als ſonſt aufzuwenden. Eine nach künſtleriſchen Geſichtspunkten 
geordnete und wirkende Ausſtellung darf ſich nicht auf Wandſchmuck beſchränken, 
ſondern muß den vielen kleinen, in einem Arbeiterhaushalt anheimelnd wirkenden 
Gegenſtänden wie Vaſen, Skulpturen uſw. mehr Intereſſe zuwenden. Das Auge 
des ſich bildenden Arbeiters braucht dann nicht lediglich auf den Bildern zu ver⸗ 
weilen, ſondern es kann ſich auch einmal ausruhen und am ausliegenden Kinder— 
ſpielzeug erfreuen, kann mit naivem Gemüt ein Stück Kindheitserinnerung wieder 
heraufbeſchwören und ſo das greuliche Einerlei des Tages vergeſſen. Wenn der 
Arbeiter dann auch wieder ſeine Blicke auf ein Bild richtet, wie etwa den „Streik“, 
das zuerſt von mir vor Jahren im Neuen Welt⸗Kalender geſehen wurde und einen 
bezwingenden Eindruck auf mich machte, wie der Mann im Arbeitskittel, die Mütze 
in der Hand, mit zuſammengebiſſenen Zähnen und Groll im Auge daſteht, hinter 
ihm ſein Weib in gebeugter Haltung mit wehem Geſicht und auf dem Arme ihr 
kleines Kind, der wird nimmermehr vergeſſen, daß es eine hohe und heilige 
Kunſt gibt. | 

Dieſe von mir gemeinten Ausstellungen ſollen den Beſuchern viel mehr bieten 
als die vom Dürerbund veranſtalteten Wandſchmuckausſtellungen. Ich möchte ſie 
mit dem Namen Zimmerſchmuckausſtellung bezeichnen, weil ſie alles umfaſſen, 
was in einem Wohnraum Schönes ſein kann und muß. Wer die Freude hatte, 
eine derartige Zimmerſchmuckausſtellung mit aufbauen zu helfen und den inneren 
Jubel miterlebt hat, den die beſichtigenden Arbeiter an den Kunſtwerken haben, 
der wird nie das wachſende Verſtändnis vergeſſen, das unſere Arbeiterſchaft der 
künſtleriſchen Kultur darbringt. Gerade deshalb iſt es aber auf das peinlichſte zu 
beachten, daß alle Ausſtellungsgegenſtände daraufhin geprüft werden müſſen, ob ſie 
auch dem Verſtändnis der Arbeiterſchaft näher gebracht werden können, ſeien es 
nun Bilder, Vaſen, Skulpturen, Kinderſpielzeug oder ſonſt was. 

Eine nicht wegzuleugnende Unzulänglichkeit iſt es, daß der Dürerbund die Aus⸗ 
ſtellungsgegenſtände faſt nur zum Weihnachtsfeſt verſendet. Er rechnet mit der 
Möglichkeit, daß gerade dann die Neigung zum Kaufe in viel höherem Maße vor— 
handen iſt als ſonſt. Und das mit Recht. Auf der anderen Seite halte ich es aber 
für erforderlich, daß ſolche Ausſtellungen zu jeder Jahreszeit veranſtaltet werden. 
Insbeſondere die Arbeiterſchaft in den Großſtädten muß ihr Augenmerk darauf 
richten, dauernde Ausſtellungen zu veranſtalten, die zu jeder Zeit an jedem Tage 
den Maſſen zugänglich ſind, um ſich im Geſchmack zu bilden. In Hamburg hat 
der Verein für Kunſtpflege eine derartige Einrichtung geſchaffen und ſie erfreut ſich 
weiteſtgehender Beachtung. Hinzufügen will ich, daß dieſe Ausſtellung zwei regel⸗ 
rechte Arbeiterwohnungen darbietet (alte und neue Richtung), um die grund: 
verſchiedenen Geſchmacksrichtungen aufzuzeigen. Das muß auch in anderen Städten 
geſchehen. | 

Wenn man ſich die Sache weiter überlegt, muß noch dafür geſorgt werden, 
daß die Ausſtellungen ſtets von ſachverſtändigen Führern erklärt werden, damit 
die Beſucher das Weſentliche vom Unweſentlichen unterſcheiden lernen und einen 
allmählich ſich ſchärfenden Blick für das Charakteriſtiſche gewinnen. Am beſten iſt 
es, wenn ſich den Dauerausſtellungen von Zeit zu Zeit und zu beſtimmten Tages⸗ 
ſtunden Vorträge anſchließen, um neue Seelen der Kunſt zu erſchließen. Ich weiß 
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wohl die Schwierigkeiten zu würdigen, die ſich meinem Wunſche entgegenſtellen. 
Indes haben wir dieſe noch immer in glücklichſter Weiſe zu überwinden vermocht 
und ich ſehe nicht ein, weshalb wir nicht auch auf dieſem Gebiet Fortſchritte 
machen können. Die Referentenfrage iſt ſo ſchwierig wie bedeutſam, ſchon des⸗ 
halb, weil uns in kunſtgewerblichen Fragen nicht viele Kräfte zur Verfügung 
ſtehen, die das ganze Stoffgebiet beherrſchen. Die Bildungsausſchüſſe ſollten des⸗ 
halb Verbindungen anzuknüpfen verſuchen mit Lehrern, die ſich für unſere Sache 
intereſſieren und den proletariſchen Bildungsbeſtrebungen Sympathie entgegen⸗ 
bringen. Aus Hamburg weiß ich zu berichten, daß eine ganze Anzahl bureau⸗ 
kratiſch nicht verknöcherter Lehrer in uneigennütziger Weiſe auf dieſem Gebiet tätig 
ſind. Nicht nur daß ſie in Gewerkſchaften und Abteilungen der Jugendorganiſation 
bildende Vorträge halten, ſondern ſie fördern beſonders auch die künſtleriſchen Be⸗ 
ſtrebungen innerhalb der organiſierten Arbeiterſchaft auf alle nur mögliche Weiſe, 
So gut es unſere Aufgabe ſein muß, den Nachwuchs an Lehrkräften aus den 
proletariſchen Reihen zu gewinnen, ſo wenig dürfen wir auf den Zuſtrom aus 
bürgerlichen Kreiſen verzichten, wenn nur ſonſt dieſe Lehrkräfte der Arbeiterbewegung 
ſympathiſch gegenüberſtehen. Die Bildungsausſchüſſe in den Großſtädten ſollten 
ſich ſogar nicht ſcheuen, eine den Verhältniſſen angemeſſene Beſoldung zu gewähren, 
denn was ſchließlich den Maſſen unſeres Volkes an Bildung zugeführt wird, das 
wird tauſendmal aufgewogen durch das dem Lehrer bewilligte Honorar. 

Auf die Dauer können wir uns unentgeltliche Lehrkräfte nicht leiſten, weil der 
Kreis der Tätigkeit zu groß wird und eine Vernachläſſigung dieſer Beſtrebungen 
ſich ſchwer rächen kann. Eine beiſpielloſe Aufklärung auf künſtleriſchem Gebiet hat 
ja der Direktor der Hamburgiſchen Kunſthalle, Profeſſor Dr. Lichtwarck, geleiſtet. 
Leider fanden die allſonntäglich ſtattfindenden Vorträge einen ſtarken Zuſtrom nur 
aus bürgerlichen Kreiſen. Insbeſondere waren es Privatſchulen und Gymnaſien, 
die ihre Schüler in die Vorträge ſandten und ſenden. Immerhin ſahen wir auch 
manchen gutgekleideten Proletarier, den der Wiſſensdurſt zu dieſen Vorträgen 
lockte. 

Man wird einſehen, daß hier noch ein unüberſehbares Feld der Beackerung 
harrt und daß die Bildungsausſchüſſe vielleicht gemeinſam mit dem Zentralbildungs⸗ 
ausſchuß auf einer Konferenz den Einzelheiten des hier erörterten Projekts näher 
treten. Ich weiß wohl, daß beide Arten von Körperſchaften ſtark belaſtet ſind, 
aber ſollte ſich nicht auch auf dem Gebiete der Bildungsbeſtrebungen eine gewiſſe 
Dezentraliſation erzielen laſſen, um allen Zweigen der Bildung gerecht zu werden? 

Es erübrigt ſich ſchließlich zu betonen, daß die Ausſtellungen für jedermann 
unentgeltlich ſein müſſen. 


Bücherſchau. 


Goethe, Wilhelm Reiſters theatraliſche Sendung. Mitteilungen über die wieder⸗ 
gefundene erſte Faſſung von Wilhelm Meiſters Lehrjahren. Von Guſtav Billeter, 
Zürich 1910, Verlag von Raſcher & Komp. 111 Seiten. 


Die Goethegeſellſchaft, die in dieſem Sommer ihren fünfundzwanzigſten Geburts⸗ 
tag feierte, mußte bei dem feſtlichen Anlaß manch unliebſames, aber deshalb nicht 
unverdientes Wort der Kritik hören. Sie hat in der Tat viel weniger dazu bei⸗ 
getragen, das Leben und die Werke Goethes im Gedächtnis der Nation lebendig 
zu erhalten, als vielmehr die Freude an dem Schaffen des Genius durch allexandri⸗ 
niſche Wortklauberei zu erſticken. Aber eine Genugtuung iſt ihr doch geworden; 
gleichſam zum Angebinde ihres Feſttages hat Herr Guſtav Billeter, Profeſſor am 
Züricher Gymnaſium und Privatdozent an der Züricher Univerſität, eine Abſchrift 
des erſten Entwurfs von Goethes Wilhelm Meiſter aufgefunden, und dies „ſeit 
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Jahrzehnten wichtigſte literaturhiſtoriſche Ereignis“, wie eine bekannte literariſche 
Zeitſchrift den Fund nennt, bietet den Goethephilologen eine willkommene Gelegen- 
heit, ihren abgetriebenen Gaul friſch aufzuzäumen. 

Vorläufig freilich müſſen ſie ſich noch gedulden. Um das Urheberrecht an dem 
aufgefundenen Manuſkript hat ſich ein weitläufiger Streit entfponnen, aus dem 
ein Sanitätsrat Vulpius als Sieger hervorgegangen iſt. Es kennzeichnet beiläufig 
die Goethekenntnis der bürgerlichen Preſſe, daß ſie — vom „Berliner Tageblatt“ 
bis zur „Deutſchen Tageszeitung“ — dieſen Herrn zu einem „direkten Nachkommen 
von Goethes Frau“ macht und es ausgerechnet dem „Vorwärts“ überläßt, den 
richtigen Sachverhalt anzugeben. Goethes und ſeiner Frau direkte Nachkommen 
ſind ſeit einem Vierteljahrhundert ausgeſtorben; Herr Sanitätsrat Vulpius iſt ein 
Enkel oder gar ſchon Urenkel des berüchtigten Schauerromanfabrikanten Vulpius, 
der du eine Schweſtern mit Goethe verſchwägert war, aber mit unſerer 
klaſſiſchen Literatur dern deren Zuſammenhang hat, als daß ihn Schiller in 
einem ſeiner Briefe an Körner luſtig ſchildert: „eine kleine dürre Figur in weißem 
Frack und grüngelber Weſte, krumm und ſehr gebückt“, von devotem und unter⸗ 
tänigem Weſen. 

Dieſes Weſen muß der Verfaſſer des Rinaldo Rinaldini auf ſeine Nachkommen 
vererbt haben. Denn Herr Sanitätsrat Vulpius, dem dank der Verrücktheit des 
kapitaliſtiſchen Erbrechts die Verfügung über den ſogenannten Ur-Meifter zugefallen 
iſt, hat beſtimmt, daß deſſen Veröffentlichung in der ſogenannten Sophienausgabe 
von Goethes Werken erfolgen ſolle, die ſchon mehr a als 12 125 Bände umfaßt, gegen 
ese delt koſtet und in einzelnen Bänden nicht abgegeben wird, alſo vom 

Tofanen Volk nicht gekauft werden kann. Über fie iſt jetauft auf den Namen 
einer Großherzogin, die ihre Sorge für dies Patenkind dabürch betätigt hat, daß 
ſie ihm aus 8 höfiſcher r Prüderie herrliche Dichtungen Goethes fern hält, und ſo muß 
denn wohl ein echter Reichspatriot, wie Herr Sanitätsrat Vulpius zweifellos iſt, 
ſeinen koſtbaren Schatz unter den Schutz eines ſo erlauchten Namens ſtellen. 

Im Zweifel, ob man über die Komödie weinen oder lachen ſoll, darf man 
ſich immerhin für den heiteren Teil der Alternative entſcheiden. So gar wichtig 
iſt die ganze Sache nicht. Wenn auch der Genuß des Ur⸗-Meiſters, zu deſſen 
Herausgeber der Züricher Univerſitätsprofeſſor Harry Maync beſtimmt iſt, nur 
denen beſchieden ſein wird, die reich mit irdiſchen Glücksgütern geſegnet ſind, ſo 
hat doch Herr Billeter, der Entdecker des Manuſkripts, als Finderlohn die Erlaubnis 
erhalten oder ſich genommen, einige Koſthäppchen daraus zu veröffentlichen. 
| Es iſt begreiflich, daß er möglichſt großes Weſen daraus macht; er ſagt, mit 
dieſem Manuffript habe nicht nur die deutſche, ſondern die Weltliteratur „eine der 
köſtlichſten Schöpfungen wieder erhalten“; nur Einer habe ſo erzählen können, und 
auch er nur einmal in ſeinem Leben; Herr Billeter fragt unmutig, wie Goethe 
dies „wunderliebliche Gebilde“ habe zerſtören können ufw. Man mag ihm, wie 
geſagt, ſolche überſchwengliche Redensarten hingehen laſſen, aber deshalb brauchen 
unbefangene Urteiler kein Hehl daraus zu machen, daß nach dieſen Proben der 
Ur⸗Meiſter, wie inzwiſchen auch Herr Maync erfreulicherweiſe in einem Vortrag 
anerkannt hat, eben nur der erſte, noch ſehr unvollkommene Entwurf eines 
künſtleriſchen Werkes iſt und ſich mit dieſem Werke ſelbſt nicht entfernt ver⸗ 
gleichen läßt. 

Ob es im Sinne Goethes gehandelt heißt, eine vorläufige Skizze, die er ſelbſt 
verworfen hat, nun noch nachträglich herauszugeben, iſt eine Frage, die verſchieden 
beantwortet werden wird, von denen, die den Dichter Goethe bewundern, ehren 
und lieben, und von denen, die in Goethe eine wehrloſe Beute philologiſcher Klein⸗ 
krämerei erblicken. Jedoch wenn es den Goethepedanten trotz allen heißen De: | 
mühens noch nicht gelungen iſt, den Dichter der Nation zu entfremden, fo jteht zu | 
hoffen, daß der Spektakel über den „Ur⸗Meiſter“ auch keine allzu nachteiligen Folgen i 
haben wird. Goethe kann ja manchen Puff aushalten. 
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Hat er doch auch ſchon den einzigen, wenn nicht Entſchuldigungs⸗, ſo doch 


„Eertlärungsgrund der Goethephilologie geahnt: 
\ 


„Sage, wie es dir nur gefällt, 

Solch zerſtückeltes Zeug zu treiben?“ 

Seht nur hin: für gebildete Welt 

Darf man nichts anders beginnen und ſchreiben. 


Und nun gar, wo Beſitz und Bildung ſich paaren, da müſſen die Goethe ſich 
beſcheiden und die Vulpius haben ihr unveräußerliches Patriotenrecht: in ihrer 


ſchwarz⸗ weiß⸗roten Tracht noch viel mehr, als ehedem in ihrer weiß⸗grün⸗gelben. 


Alfons Petzold, Trotz alledem! Gedichte. Wien 1910, Wiener Volksbuchhand⸗ 
lung Ign. Brand & Co. 32 Seiten. Preis 1 Krone. 


Ein Bändchen, das nicht viel mehr als zwei Dutzend durchaus eigenartiger 
Gedichte enthält. Der Zorn des Enterbten und der Mut des Kämpfers ſprechen 
laut aus dem größten Teile dieſer faſt allzu ſchlichten und ein wenig ungelenken 
Verſe, die im Leſer die Empfindung wecken, daß ſie nicht all die Phantaſie und 
Leidenſchaft, die den Dichter bewegen, zum Ausdruck bringen. 

Aus dem Geleitwort, das Joſef Luitpold dem Büchlein gegeben hat, erfahren 
wir, daß Petzold nicht nur ein Proletarier, ſondern ein Kind des tiefſten Elends 
iſt, ja daß Unglück und Krankheit ſeine treuen Weggenoſſen geblieben ſind. Daher 
begreift ſich, daß der junge Dichter trotz ſeiner originellen Gedanken und obgleich 
er, wie Luitpold berichtet, viel Gutes geleſen hat, doch noch nicht Herr einer „ge 
bildeten Sprache iſt, die für ihn dichtet und denkt“. 

Wenn heute ſo viele Gymnaſiaſten und höhere Töchter, getragen vom Gefühls⸗ 
überſchwang der Entwicklungsjahre und begünſtigt durch ein literariſch gerichtetes 
Milieu und eine vorwiegend ſchöngeiſtige Bildung, mit ſchwungvollen Verſen 
ſcheinbar vielverſprechend beginnen, um dann ſehr bald wieder den erborgten 
Königsmantel abzuſtreifen und im ödeſten Dilettantismus unterzugehen, ſo voll⸗ 
zieht ſich die Entwicklung dieſes proletariſchen Talentes langſam von innen heraus. 

Petzolds Ausdruck bewegt ſich in den verhältnismäßig engen Grenzen, die den 
Sprachſchatz des gebildeteren Arbeiters umſchließen, und alle Kraft der Empfin⸗ 
dung vermag dieſe Abgrenzung noch nicht zu durchbrechen, die Dichtung noch nicht 
zu beflügeln. Sie ſchreitet gerade dann wie mit gebundenen Gliedern einher, 
wenn der Gegenſtand höheren epiſchen Schwung oder dramatiſche Bewegtheit 
gebieteriſch erfordert. 

Die weitaus ſchönſten unter Petzolds Gedichten ſind die rein lyriſchen. Was 
bei Gedichten ſozialen Inhaltes als Mangel zutage tritt, wird hier zum Vorzug: 
die unnachahmlich einfache Technik. Einige dieſer Gedichtchen haben die zarte 
Stimmung und den ſchlicht⸗innigen Ton des Volkslieds. Die folgenden zwei mi 
für ſich ſelber ſprechen. 

Mein Acker. 
Rings um mich dehnt ſich mein Ackerland, 
Leer von Samen ſeh' ich meine Hand. 
Scholl' um Scholle auf den Feldern ſpricht: 
Warum ſäſt du, junger Sämann, nicht? 
Ich ſoll ſäen? Seht, die Hand iſt leer, 
Habe keine Saatenkörner mehr. 
Was die Hand an Körnern hat errafft, 
Nahm der Sturmwind meiner Leidenſchaft. 
Warf es irgendwo in Meer und Sand, 
Arm ſteh' ich nun hier im Ackerland. 
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Ahnung. 
Es wird ein Sternlein fallen Auf ſeinem Knochenpferde 
In einer ſtillen Nacht, Sprengt einer durch die Nacht, 
Es wird ein Ton verhallen Wirft an mein Fenſter Erde 
Ganz ſacht — — ganz ſacht — — Ganz ſacht — — ganz ſacht — — 
Ein Ringlein wird zerſpringen Der bleiche Senſenreiter 
Eh' du's, mein Lieb, gedacht. Grüßt mich und winkt und lacht. 
Hörſt du die Stunden ſingen: Ihr meine trauten Begleiter, 
Gib acht! — — Gib acht! Gebt acht! — — Gebt acht! — — 


Möchte es doch dieſem vielverſprechenden Dichtertalent gegönnt ſein, die 
ſchweren Hemmniſſe zu beſiegen, die bisher ſeiner Entwicklung entgegenſtanden, 
und ſo zur vollen Reife zu gelangen. Thereſe Schleſinger. 


Lofe Blätter. 


Bendelin Beifeimer, Seit 1862 Hans v. Bülow auf Laſſalles Wunſch Her⸗ 
weghs „Bet und arbeit“ als Kampflied des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins 


in Muſik geſetzt hatte, fehlte es jahrzehntelang an Komponiſten für den Kampf des 
Proletariats. Die Dichtungen, die ſein Streben zum Ausdruck brachten, mußten ſich 
an bekannte Melodien anſchmiegen, und erſt nach dem Entſtehen größerer Arbeiter: 
geſangvereine erklangen auch neue Weiſen zum neuen Text. Einer der bedeutendſten 
Komponiſten ſozialiſtiſcher Lieder war der am 16. Juni verſtorbene Wendelin Weiß⸗ 
heimer, der ſeinen reichen Lebensabend ganz in den Dienſt des Arbeitergeſanges 
geſtellt hat — getreu dem Grundzug ſeines Weſens, das ihn bereits als Jüngling 
hintrieb zu allem, was vorwärtsſtürmte. 2 3 
Am 16. Februar 1838 in Oſthofen (Rheinheſſen) geboren, ſchloß er ſich als 
Muſikſtudent in Leipzig!der damals verfemten „neuen Richtung“ begeiſtert an. 1858 
lernte er Richard Wagner kennen, bald darauf auch Franz Liſzt, der ihn unter ſeine 
auserwählten Schüler aufnahm. Weißheimer wurde der getreue Freund Wagners 
und der ſorgliche Helfer in all den kleinen wie großen Nöten, mit denen ſich jener 
herumſchlagen mußte: Die ſtete Geldmiſere, die Wagners Schaffenskraft zu lähmen 
drohte, konnte Weißheimer, der aus wohlhabender Familie ſtammte, wiederholt 
lindern. Vor allem aber mühte ſich Weißheimer, die Werke Wagners bekannt zu 
machen, denn die Theater⸗ wie Konzertdirektoren ſträubten ſich zumeiſt, ſie aufzu⸗ 
führen. Namentlich war Leipzig der Sitz der Oppoſition. Nach Überwindung vieler 
Schwierigkeiten konnte Weißheimer ein Konzert im Leipziger Gewandhaus arran— 
gieren, aber trotz der erſtmaligen Wiederanweſenheit Wagners in Sachſen und in ſeiner 
Geburtsſtadt, trotzdem er ſeine neueſte Kompoſition, das Vorſpiel zu den Meiſterſingern, 
ſelbſt dirigierte — ein faſt leerer Saal. Statt Wagners Taſchen zu füllen, mußte 
Weißheimer ſchleunigſt ſeinen Vater zu Hilfe rufen, damit nur das Defizit gedeckt wurde. 
Abfällige bösartige Kritiken waren der einzige Erfolg, der ſich auch auf Weißheimers 
Kompoſitionen erſtreckte, obwohl oder weil ſie Wagners Beifall gefunden hatten. 
Weißheimer hat dieſe ſchwere Zeit der Not ſehr anſchaulich geſchildert in ſeinem 
1898 bei der Deutſchen Verlagsanſtalt in Stuttgart erſchienenen Buch: „Erlebniſſe 
mit Richard Wagner, Franz Liſzt und vielen anderen Zeitgenoſſen, 
nebſt deren Briefen“. Zu dieſen Zeitgenoſſen gehörte auch Ferdinand Laſſalle. 
Weißheimer hatte deſſen Schriften geleſen und ſuchte ſeine Bekanntſchaft, als Laſſalle 
am 3. Juli 1864 in Frankfurt a. M. ſprach. Laſſalle und die Gräfin Hatzfeldt be⸗ 
ſuchten ihn in Oſthofen, wo ihnen Weißheimer feine Oper „Theodor Körner“ vor: 
ſpielte. Sie begeiſterte Laſſalle ſo, daß er, wie Weißheimer ſchreibt, „vom Sofa auf⸗ 
ſchnellte, mich vom Klavierſtuhl riß, im Nu mich ſtürmiſch umarmte und küßte und 
in die Worte ausbrach: ‚Eine ſolche Muſik⸗ und Deklamationsgewalt wie die Ihre 
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würde mir für die Agitation hochwillkommen ſein. Vor Ihrem Können die allergrößte 
Hochachtung! Wollen Sie, daß ich Ihnen einen meinen Abſichten und Ihren Fähig⸗ 
keiten entſprechenden Operntext ausarbeite, fo bin ich mit Vergnügen dazu bereit.“ 
Selbſtverſtändlich ging ich freudig darauf ein, und ſofort machten wir uns an die Stoff⸗ 
wahl. Vom Bauernkrieg kamen wir auf Florian Geyer und Thomas Münzer und zu⸗ 
letzt auf den Böhmen Ziska, welchen Laſſalle für den Geeignetſten hielt. Er verſprach, 
gleich nach ſeiner Ankunft in der Schweiz ans Werk zu gehen.“ Bald darauf war Laſſalle 
im Duell gefallen und Wagner aus feiner Miſere durch Ludwig von Bayern errettet. 
In einem Jubelbrief meldet Wagner, das unbeſchreibliche Glück“ feinem „liebſten 
Wendelin“. „Ich bin durch die Liebe des jungen Königs für alle Zeiten gegen jede 
Sorge geſchützt, kann arbeiten, habe mich um nichts zu bekümmern, keinen Titel, 
keine Funktion, keine Art von Verpflichtung. . .. Der junge König iſt für mich ein 
wundervolles Geſchenk des Schickſals. Wir lieben uns, wie nur Lehrer und Schüler 
ſich lieben können. Er iſt ſelig, mich zu haben und ich ihn.“ Aber Wagners Glück 
brachte für Weißheimer bittere Enttäuſchungen. Jetzt, wo Wagner ihn fördern 
konnte, verſagte Wagner. Weißheimers innigſter Wunſch, ſeine Oper „Theodor 
Körner“ in München aufgeführt zu ſehen, erfüllte ſich nicht. Hans v. Bülows Frau 
Coſima, die damalige Freundin, ſpätere zweite Gattin Wagners, ſchrieb 1868 an 
Weißheimer im Auftrag des Meiſters eine Abſage: „Er glaubt, daß der Text das 
Werk für Hofbühnen unmöglich macht, da es in friedlichen Zeiten der aufrühreriſchen 
Tendenz wegen alle möglichen Unannehmlichkeiten von außen zuziehen könnte.“ Die 
perſönlichen Beziehungen erloſchen gänzlich. Wie Weißheimer annahm, war dies 
Frau Coſimas Werk, der er nicht die überſchwengliche Bewunderung gezollt hatte, 
die ihr ſonſt von Wagners Verehrern entgegengebracht wurde. Darüber ſollte Näheres 
mitteilen ein von der Fränkiſchen Verlagsanſtalt in Nürnberg bereits angekündigter 
zweiter Band der „Erlebniſſe“ Weißheimers: „Bayreuther Ränkeſpiele — Wagner⸗ 
rache“ — aber die Erben haben von der Herausgabe Abſtand genommen! 
Weißheimer war ſpäter Kapellmeiſter an den Theatern in Mainz, Zürich, Straß⸗ 
burg, leitete in Baden⸗Baden die großen Kurhauskonzerte und komponierte eine 
dramatiſche Oper „Meiſter Martin und ſeine Geſellen“, die zuerſt in Karlsruhe 
1879 aufgeführt wurde. Als Muſikſchriftſteller lebte er dann jahrelang am Comer 
See, bis ihn ſeine Geſinnung wie perſönlichen Beziehungen in immer engere Ver⸗ 
bindung mit unſerer Partei brachten. Er komponierte mehrere Männerchöre, die 
im Verlag von J. H. W. Dietz, Stuttgart, erſchienen ſind; ferner für den Mainzer 
Parteitag Herweghs „Bet' und arbeit!“ — Bülows Kompoſition iſt verjchollen —, 
das er ſelbſt einſtudierte und dirigierte, ebenſo wie er den Mannheimer Parteitag 
mit der Kompoſition des „Empor zum Licht“ beſchenkte, das auf dem Parteitag zu 
Nürnberg wiederholt wurde. Und hier fand nun Weißheimer ein Feld der Tätig⸗ 
keit, wie er es ſich ſchon lange gewünſcht und das er nun trotz ſeines Greiſenalters 
mt Jugendeifer bearbeitete: Organiſation des Maſſengeſangs von Arbeiterchören. 
Große Chorwerke zu ſchaffen, wie ihm dies ſchon in jungen Jahren mit dem 
„Grab im Buſento“ gelungen, war ſein Ziel. Nürnbergs große kunſtfreudige Arbeiter⸗ 
ſängerſchar nahm ſeine Anregungen begeiſtert auf. Weißheimers Plan war, in 
Nürnberg einen großen gemiſchten Volkschor zu gründen von 1300 Männern und 
ebenſoviel Frauen und Kindern, entſprechend den Maſſenkundgebungen und Rieſen⸗ 
feſten der gewaltigen Arbeiterpartei. Als Komponiſt wie als Dirigent widmete er 
dieſer Aufgabe ſeine ganze Kraft. Trotz ſeiner zweiundſiebzig Jahre leitete er 
dreißig Proben für das am Pfingſtfeſt dieſes Jahres abgehaltene Bayeriſche Sänger⸗ 
feſt. Während er noch für den von ihm begründeten neuen Frauenchor Freilig⸗ 
raths „O lieb, ſolang du lieben kannſt“ komponierte, bereitete ein Schlaganfall 
dem Schaffen des Unermüdlichen ein jähes Ende. An ſeinem Grabe trauern alle 
Freunde des Arbeitergeſanges. Emanuel Wurm. 


Für die Redaktion des Feuilletons verantwortlich: Franz Mehring, Steglitz. 
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der Kampf gegen die monarchie. 
Berlin, 23. Juli 1910. 
Die Art, wie im „Vorwärts“ und an dieſer Stelle die Erhöhung der 
preußiſchen Zivilliſte beſprochen worden iſt, hat im vorigen Hefte der „Neuen 
Zeit“ einen herben Tadel erfahren. Es iſt geſagt worden, nicht von der 
politiſchen Seite, ſondern hauptſächlich als Geldfrage, als Frage des Einkommens 
der Familie Hohenzollern ſei die Erhöhung der Zivilliſte behandelt und mit 


mehr oder weniger Witz breitgetreten; nicht mit einer Silbe ſei die vepubli- 
kaniſche Loſung in unſeren beiden leitenden Organen ausgegeben worden. Und 


man hat daran die Frage geknüpft, mit welchem punktierten Adjektiv Karl 
Marx wohl dieſe „Finte“, dieſe Art Republikanertum „innerhalb der Grenzen 
des polizeilich Erlaubten und politiſch Unerlaubten“ belegt haben würde. 
Glücklicherweiſe iſt die Antwort auf dieſe Frage ſehr leicht. Hätten der 
„Vorwärts“ und die „Neue Zeit“ die Erhöhung der preußiſchen Zivilliſte be— 
nützt, um die republikaniſche Loſung auszugeben, hätten ſie die Koſtſpieligkeit 
der Monarchie als Feldgeſchrei für die Republik ausgemünzt, etwa am fran⸗ 
zöſiſchen oder nordamerikaniſchen Staatshaushalt verglichen, was unſere dreißig 
und mehr Duodezvaterländer zahlen müſſen, um verwaltet und gemaßregelt 
zu werden, ſo würde Marx von den „polternden Ausbrüchen einer eingebildeten 


Demagogie“ geſprochen haben. 


Nämlich um mit Heine zu reden: „Das alles, meine Süße, iſt uns ſchon 
einmal geſchehn.“ Zur Zeit, wo Karl Heinzen die Parole ausgab: „Ihr wollt 
den Akzent der Zeit auf ſoziale Fragen legen, und ihr ſeht nicht ein, daß es 
keine wichtigere ſoziale Frage gibt, als die nach Königtum und Republik.“ 
Ohne Zweifel war Marx Republikaner und ohne Zweifel iſt die deutſche 


Sozialdemokratie republikaniſch geſinnt, woraus jedoch noch nicht folgt, daß 


ſie die Monarchie vom verkehrten Ende zu bekämpfen braucht. Ebenſowenig 
wie man einem Reiter, der ſein Pferd nicht am Schwanze aufzäumen mag, 
deshalb den Vorwurf machen darf, daß er nicht reiten will. 
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Der „Vorwärts“ und die „Neue Zeit“ haben die Erhöhung der Zivilliſte 
allerdings auch von der politiſchen Seite bekämpft: als eine neue Belaſtung 
der ohnehin bis auf Haut und Knochen ausgepowerten Volksmaſſen, als einen 
Anſpruch der Monarchie, der ſie dieſen Maſſen um ſo unerträglicher macht. 
Aber darüber hinaus ſind ſie nicht gegangen, aus dem einfachen Grunde nicht, 
um die Ziele des proletariſchen Klaſſenkampfes nicht zu verſchleiern, um nicht 
den trügeriſchen Anſchein hervorzurufen, als ob es ſich bei der Frage: Monarchie 
oder Republik? darum handle, daß jene etwas koſtſpieliger und dieſe etwas wohl⸗ 
feiler wirtſchaftet. Dies Problem war wohl geeignet, die vormärzlichen Bieder⸗ 
männer à la Karl Heinzen aufzuregen, die, um mit Marx zu ſprechen, jenem 
idiotiſchen Kaufmann glichen, der die Kaufmannsbriefe ſeines reichen Rivalen 
kopieren wollte, um durch dieſe Kopie auch in den Beſitz des beneideten Reichtums 
zu gelangen, aber für den proletariſchen Klaſſenkampf iſt es ganz nebenſächlich. 

Indem Marx und Engels ſchon vor der Märzrevolution ablehnten, ſich 
in dieſe nebenſächliche Frage zu verbeißen, wurden ſie von Heinzen und Ge⸗ 
noſſen beſchuldigt, daß ſie „den Fürſten eine revolutionäre Fontanelle ſichern“ 
wollten. Darauf antwortete Marx: „Die deutſchen Arbeiter wiſſen ſehr wohl, 
daß die abſolute Monarchie keinen Augenblick ſchwankt oder ſchwanken kann, 
ſie im Dienſte der Bourgeoiſie mit Kanonenkugeln und Peitſchenhieben zu be⸗ 
grüßen. Warum ſollten ſie alſo die brutale Plackerei der abſoluten Regierung 
mit ihrem halbfeudalen Gefolge der direkten Bourgeoisherrſchaft vorziehen? .. 
Die Arbeiter wiſſen, daß die Abſchaffung der bürgerlichen Eigentumsverhältniſſe 
nicht herbeigeführt wird durch die Erhaltung der feudalen. Sie wiſſen, daß durch 
die revolutionäre Bewegung der Bourgeoiſie gegen die feudalen Stände und 
die abſolute Monarchie ihre eigene revolutionäre Bewegung nur beſchleunigt 
werden kann. Sie wiſſen, daß ihr eigener Kampf erſt anbrechen kann an dem 
Tage, wo die Bourgeoiſie geſiegt hat. Trotz alledem teilen ſie die bürgerlichen 
Illuſionen des Herrn Heinzen nicht. Sie können und müſſen die bürgerliche 
Revolution als eine Bedingung der Arbeiterrevolution mitnehmen. Sie können 
ſie aber keinen Augenblick als ihren Endzweck betrachten.“ Wenn alſo Marx, 
da er einmal zum Schiedsrichter über den „Vorwärts“ und die „Neue Zeit“ 
aufgerufen worden iſt, anders recht hat, ſo beſteht das Verbrechen dieſer armen 
Sünder darin, daß ſie ſich keinen „bürgerlichen Illuſionen“ darüber hingegeben 
haben, wie der Kampf gegen die Monarchie zu führen iſt. | 

Nun ſoll „die rührende Einmütigkeit ſämtlicher bürgerlichen Parteien bei 
der byzantiniſchen Verhandlung der Vorlage (über die Zivilliſte) wieder ein⸗ 
mal draſtiſch gezeigt haben, daß die republikaniſche Loſung in dem heutigen 
Deutſchland zum Erkenntniswort der Klaſſenſcheidung, zur Parole des Klaſſen⸗ 
kampfes“ geworden ſei. Wenn dem ſo ſein ſollte, ſo iſt die ſozialdemokratiſche 
Partei allerdings von jeher auf Irrwegen gewandelt. Denn dieſe „rührende 
Einmütigkeit ſämtlicher bürgerlichen Parteien“ beſteht ſchon ſehr lange. Hören 
wir auch darüber Marx, der ja nun einmal Schiedsrichter ſein ſoll: „Außer 
durch perſönliche Vorurteile ſind den Fürſten die Hände gebunden durch eine 
ganze Zivil-, Militär- und Pfaffenbureaukratie — Beſtandteile der abjoluten 
Monarchie, die ihre herrſchende Stellung keineswegs mit einer dienenden gegen 
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die Bourgeoiſie vertauſchen wollen. Andererſeits halten die feudalen Stände 
zurück, bei denen es ſich um Sein oder Nichtſein, das heißt um Eigentum 
oder Expropriation handelt. Es iſt klar, daß der abſolute Monarch trotz aller 
ſervilen Huldigungen der Bourgeoiſie auf Seite dieſer Stände ſteht.“ Die 
Bureaukratie und die feudalen Klaſſen bewilligen der Monarchie als ihrem 
Werkzeug gern ein paar Milliönchen jährlich mehr, und die liberale Bour— 
geoijte tut das gleiche, aus „ſerviler Huldigung“, in der kindiſchen Hoffnung, 
die Monarchie dadurch für ſich zu gewinnen. 

Von dieſer „ſervilen Huldigung“ haben wir eben jetzt ein erbauliches Stückchen 
erlebt. Vor einigen Wochen war an dieſer Stelle die preußiſche Königin Luiſe 
erwähnt worden: mit ausdrücklicher Zurückweiſung der übertriebenen An⸗ 
ſchuldigungen, die Alexander v. Humboldt gegen ihren Charakter gerichtet, 
aber unter Anerkennung der hiſtoriſchen Tatſache, daß fie ſich mit dem ge- 
meinſten Pack von Bureaukraten und Junkern verbunden hat, um den Reform- 
miniſter v. Stein zu ſtürzen, weil er ſich geweigert hatte, öffentliche, für die 
Wiederherſtellung der Provinz Oſtpreußen beſtimmte Gelder anzuweiſen für 
die Unkoſten einer prunkhaften Vergnügungsreiſe, die die Königin nach Peters: 
burg, an den Hof ihres „einzigen Alexanders“ plante. Dieſe Tatſache iſt ganz 
unanfechtbar, dutzendfach bezeugt gerade durch preußiſche Patrioten, wie dem 
Feldmarſchall v. Boyen; aber trotzdem beeilt ſich die „Nationalliberale Korre⸗ 
ſpondenz“, das offizielle Organ der nationalliberalen Partei, unter einer Flut 
gemeiner Schimpfworte, die wir der edlen Vorkämpferin für Beſitz und Bildung 
gern ſchenken, die „Neue Zeit“ dem Staatsanwalt wegen „Beleidigung des 
preußiſchen Königshauſes“ zu denunzieren. 

Auf eine ähnliche Denunziation eines liberalen oder gar freiſinnigen Blattes 
hin, auch der beſagten Luiſe wegen, wurde vor einiger Zeit der Genoſſe Marck— 
wald von der „Königsberger Volkszeitung“ zu einer unglaublich hohen Strafe 
verurteilt, wenn wir nicht irren, zu fünfviertel Jahren Gefängnis. Gegenwärtig 
ſteht Genoſſe Marckwald wieder vor den richterlichen Schranken, weil er in 
den Debatten über die Erhöhung der Zivilliſte den ganz harmloſen und, wie 
uns ſcheinen will, recht zweckmäßigen Vorſchlag gemacht hat, daß wenn fünf— 
zehn Millionen Mark jährlich nicht ausreichten, um eine wachſende Zahl ver⸗ 
heirateter Prinzen zu unterhalten, dieſe erlauchten Perſönlichkeiten ja eine pro» 
duktiv nützliche Tätigkeit entfalten könnten, ſei es auf dem Gebiet der Wiſſen⸗ 
ſchaft — einer von ihnen hat ja wohl ſeinen Doktor gemacht, und noch dazu 
mit einer rühmlichen Geſchwindigkeit, die kein profaner Sterblicher je erreicht 
hat —, ſei es auf dem Gebiet der Induſtrie, denn daß alle preußiſchen 
Prinzen ein Handwerk lernen müſſen, iſt uns allen ſchon als Beweis für die 
Zweckmäßigkeit ihrer Exiſtenz auf den Schulbänken eingepaukt worden. Ob 
Genoſſe Marckwald auch in dieſem Falle das Opfer einer liberalen Denun⸗ 
ziation geworden iſt, wiſſen wir im Augenblick nicht; immerhin hielten wir es 
für nötig, auch dieſen Fall mit heranzuziehen, da unſeres Erachtens bisher 
die Parteipreſſe noch nicht genügend Alarm geſchlagen hat über einen Akt 
bureaukratiſcher Verfolgungsſucht, den wir unerhört nennen würden, wenn 
überhaupt noch etwas in der preußiſchen Bureaukratie unerhört ſein könnte. 
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Alſo die rührende Einſtimmigkeit, womit ſich alle bürgerlichen Parteien um 
die Monarchie und deren reichliche Verſorgung ſcharen, iſt eine ſehr alte Ge⸗ 
ſchichte, wenn ſie auch immer neu bleiben mag. Sie beweiſt aber nicht, daß 
die Klaſſengeſellſchaft um die Monarchie als ihren Schwerpunkt kreiſt, ſondern 
nur, daß die Monarchie je nachdem das bequemſte Werkzeug der Klaſſen⸗ 
herrſchaft iſt. Wo immer die Monarchie beſteht, iſt ſie — und je ſtärker ſie 
iſt, um ſo mehr — die Gefangene der herrſchenden Klaſſen, und wenn ſie je 
einmal nach Art eines Gefangenen an ihren Ketten rüttelt, ſo ſind die herrſchen⸗ 
den Klaſſen die erſten, den Heiligenſchein zu zerſtören, den ſie, um die be⸗ 
herrſchten Klaſſen zu nasführen, durch die ſchnurrigſten Legenden und die ver⸗ 
wogenſten Majeſtätsbeleidigungsprozeſſe um die Monarchie zu weben pflegen. 

Indem wir den Kampf gegen die Klaſſenherrſchaft führen, führen wir auch 
den Kampf gegen die Monarchie, aber wer den Kampf gegen die Monarchie 
führt, braucht deshalb noch lange nicht den Kampf gegen die Klaſſengeſell⸗ 
ſchaft zu führen. Aus dieſem einfachen und klaren Grunde iſt es ein taktiſcher 
Fehler, die Monarchie zur Parole des Klaſſenkampfes zu machen, und eben 
aus dieſem Grunde hat Marx die Heinzen und Genoſſen weidlich verſpottet. 

Wer ein verfallenes Gemäuer niederreißt, ſorgt hinlänglich dafür, daß der 
Adler, der auf deſſen Firſt horſtet, ſich wo er ſonſt mag eine neue Stätte 
ſuchen muß. Aber das ganze Geſchütz auf das Neſt des Adlers konzentrieren, 
heißt mit Kanonen auf, nun ja auf Adler ſchießen. 


Der Aufftand in Baden. 
Von K. Kaufsky. 
J. 

Die neueſten „poſitiven“ Leiſtungen unſerer badiſchen Landtagsfraktion ſind 
bereits von unſerer geſamten Parteipreſſe eingehend gewürdigt und faſt ein⸗ 
ſtimmig verurteilt worden — wenigſtens jenſeits der Mainlinie. Aber auch 
ſüdlich des Mains haben ſie uneingeſchränkte, ſachliche Zuſtimmung außerhalb 
der badiſchen Parteipreſſe faſt nirgends gefunden. Höchſtens ſucht man nach 
Entſchuldigungen, die die Verurteilung abſchwächen ſollen: Parteitagsbeſchlüſſe 
ſeien ſchon früher durchbrochen worden, das ſei nicht jo tragiſch zu nehmen. 
Und die Sechsundſechzig hätten ſchon in Nürnberg erklärt, daß der bekannte 
Parteitagsbeſchluß ſie nicht binde, folglich binde er ſie nicht! Endlich, jetzt, vor 
den Wahlen, heiße es nicht ſtreiten, ſondern einig ſein. Da müſſe man über 
kleine Verfehlungen ein Auge zudrücken. Alle die Entſchuldigungen ſind von 
vornherein äußerſt fadenſcheiniger Natur. 

Wenn das Durchbrechen von Parteitagsbeſchlüſſen nicht tragiſch zu nehmen 
iſt, wozu dann die Parteitage? 

Tatſache iſt, daß bisher Durchbrechungen von Parteitagsbeſchlüſſen ſtets 
ſehr ernſt genommen wurden. Die Verfechter der Diſziplinloſigkeit berufen 
ſich gewöhnlich auf den bekannten Beſchluß des Kongreſſes von St. Gallen 
von 1887, der 1890 vom Zentralwahlkomitee durchbrochen wurde; den Be— 
ſchluß, bei Stichwahlen zwiſchen bürgerlichen Kandidaten ſollten wir uns un⸗ 
bedingt der Stimmen enthalten. Im Gegenſatz dazu empfahl das Zentral⸗ 
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wahlkomitee bei den Wahlen 1890, wir ſollen bei Stichwahlen zwiſchen bürger⸗ 
lichen Kandidaten jenen von ihnen mit unſeren Stimmen unterſtützen, der ſich 
gegen jede Verlängerung des Sozialiſtengeſetzes ausſpreche. 

Das war ſicher die Verletzung eines Parteitagsbeſchluſſes, ſie wurde daher 
auch von niemand leicht genommen. Das Zentralwahlkomitee entſchloß ſich 
auf Antrag Liebknechts, den Parteitagsbeſchluß außer Kraft zu ſetzen, weil die 
Verhältniſſe ſich ſeit St. Gallen in unerwarteter Weiſe völlig geändert hatten. 
1890 handelte es ſich nicht wie ſonſt um ein paar bloße Mandatsverſchiebungen; 
der Ausfall der Hauptwahl zeigte die Möglichkeit, den Sturz des Sozialiſten⸗ 
geſetzes und des Bismarckſchen Regimes herbeizuführen, wenn wir bei den 
Stichwahlen für die bürgerliche Oppoſition ſtimmten. Die Notwendigkeit, unter 
dieſen Umſtänden die Stichwahlparole zu ändern, war ſo dringend, daß das 
Zentralwahlkomitee ſicher war, dabei die große Mehrheit der Partei hinter ſich 
zu haben. Deren Anſicht einzuholen war aber kurz vor den Stichwahlen keine 
Zeit. Wie richtig das Zentralwahlkomitee die Anſchauungen der Genoſſen 
beurteilt hatte, bewieſen die Verhandlungen des Kongreſſes zu Halle, wo das 
Verfahren des Wahlkomitees nachträglich mit großer Mehrheit gebilligt wurde. 

Ganz anders liegt die Sache mit der Budgetbewilligung in Baden. Das 
iſt eine Frage, die ſeit einem Jahrzehnt ſchon wiederholt aufs eingehendſte er⸗ 
örtert und von den Parteitagen mit großer Mehrheit ſtets im gleichen Sinne 
entſchieden wurde. Hier kann man weder von einer unerwarteten Situation 
ſprechen, noch liegt der mindeſte Zweifel vor, daß die große Mehrheit der 
Partei das Vorgehen der badiſchen Fraktion entſchieden verwirft. Dies Vor⸗ 
gehen bedeutet nicht eine taktiſche Wendung, die durch einen plötzlichen Situations⸗ 
wechſel notwendig gemacht und für die man der nachträglichen Zuſtimmung 
der Mehrheit der Parteigenoſſen gewiß iſt; es bedeutet vielmehr eine bewußte 
Auflehnung gegen die Mehrheit der Partei; hier wird erklärt: Die 
Partei kann beſchließen, was ſie will, wir pfeifen drauf. 

Wir beſtreiten ganz entſchieden, daß ein derartiger Diſziplinbruch einer 
ganzen Parlamentsfraktion, nicht einiger untergeordneter Stänker, in der Partei 
bisher vorgekommen iſt, geſchweige denn, daß ſie jemals ein derartiges Verfahren 
als Kleinigkeit betrachtet hätte, über die ſich nur „Prinzipienreiter“ und „Dogma⸗ 
tiker“ aufregen, indes weiſe Häupter mit überlegenem Lächeln darüber hinwegſehen. 

Daß das Vorgehen der badiſchen Fraktion eine Auflehnung gegen die Mehr— 
heit der Partei bedeutet, wird ſie ſelbſt nicht leugnen. Aber die Badenſer und 
ihre Freunde glauben förmlich ein Recht auf Diſziplinbruch zu haben. Der 
„Rechtsboden“ ſolle für ſie die Erklärung ſein, welche die Sechsundſechzig in 
Nürnberg abgaben, die zu Protokoll genommen wurde und damit von der 
Partei als gültig anerkannt worden ſein ſoll! 

Daß eine Erklärung, die nicht debattiert, über die nicht abgeſtimmt, ſondern 
bloß ins Protokoll genommen wird, die Wirkung haben ſoll, einen Parteitags⸗ 
beſchluß aufzuheben, iſt etwas Neues, namentlich dann, wenn es die Erklärung 
einer Minorität von 66 unter 369 Kongreßmitgliedern tft. 

Noch wackliger wird aber der Rechtsboden des Diſziplinbruchs, wenn man 
die Faſſung der Erklärung anſieht, die zu Protokoll gegeben wurde. Dort 
heißt es ſehr unverbindlich: 

„Wir find der Anſicht .. ., daß die jeweilige Entſcheidung über die Budget⸗ 
abſtimmung dem pflichtgemäßen Ermeſſen der ihrer Landesorganiſation verantwort⸗ 
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Eine Anſicht wurde hier ausgeſprochen, nicht etwa ein Proteſt, eine 
Weigerung, dem Parteitagsbeſchluß nicht Folge zu leiſten, ſondern nur die 
beſcheidene Bemerkung, man ſei anderer Anſicht als die Majorität. Natürlich 
hat jeder Genoſſe das Recht auf ſeine eigene Anſicht. Durch Mehrheitsbeſchluß 
wird niemand auf beſtimmte Anſichten, wohl aber auf beſtimmtes Handeln 
verpflichtet. Die badiſchen Landtagsabgeordneten haben das Recht zur An⸗ 
ſicht, die Budgetbewilligung im Landtag ſei nicht Sache des Parteitags, 
ſondern der Landtagsfraktion. Aber ſie haben nicht das Recht, das Budget 
tatſächlich zu bewilligen, ſolange der Parteitagsbeſchluß beſteht, der das ver⸗ 
bietet. Solches Tun iſt grober Diſziplinbruch und Parteiverrat. 

Und dieſer Verrat wird nicht beſſer durch ſeine Begleiterſcheinungen und 
ſeine Begründung, ſowie durch die Situation, in der er erfolgt. 


II. 


Ein Teil unſerer badiſchen Landtagsabgeordneten begnügt ſich nicht damit, 
der Regierung das Budget zu bewilligen, ſie verſuchen ſich auch gleichzeitig 
an die Monarchie anzubiedern. Sie nehmen an Huldigungen für den Groß⸗ 
herzog teil und entſenden eine Deputation, die zur Gratulationscour beim 
Feſte der ſilbernen Hochzeit des großherzoglichen Paares gehen, alſo die Funktion 
von Hofſchranzen oder demütigen Untertanen ausüben ſoll — denn als Familien⸗ 
mitglieder werden ſie nicht zum Familienfeſt kommen, ſondern als huldigende 
Diener zum gnädigen Herrn. Dürfen wir uns da noch über die Verkommen⸗ 
heit der Bourgeoiſie entrüſten, die ihre demokratiſchen Ideale preisgibt, um 
vor hohen Herren zu ſchweifwedeln? 

Es iſt richtig, in unſerem Programm ſteht nicht ausdrücklich die Republik. 
Aber daran iſt doch nicht zu zweifeln, daß man nicht ein guter Sozialdemokrat 
ſein kann, wenn man nicht ein guter Republikaner iſt. Man kann darüber ver⸗ 
ſchiedener Meinung ſein, in welcher Weiſe wir unſeren republikaniſchen Stand⸗ 
punkt am zweckmäßigſten zum Ausdruck bringen. Aber gerade weil republikaniſche 
Propaganda in Deutſchland ſo viele Hinderniſſe findet, müſſen wir um ſo ſorg⸗ 
fältiger alles vermeiden, das in den Maſſen den Glauben erwecken könnte, als 
hätten wir unſere republikaniſchen Überzeugungen abgelegt oder gar wir erwar⸗ 
teten von der Monarchie eine Förderung proletariſcher Ziele. Oder ſind unſere 
Abgeordneten in Baden ſchon ſo weit, derartiges ſelbſt zu glauben? Dann mögen 
ſie es doch offen bekennen, daß ſie auch ſchon ihren demokratiſchen Anſchauungen 
aus „Taktik“ und im Intereſſe „poſitiven Wirkens“ den Laufpaß gegeben haben. 
Solange ſie ſich nicht offen als Monarchiſten bekennen, ſolange ſie als Repu⸗ 
blikaner gelten, iſt jede Beteiligung an höfiſchen Huldigungen eine Würdeloſigkeit. 

Schon im Intereſſe ihrer Manneswürde müßten ſozialdemokratiſche Ab⸗ 
geordnete ſich von jeder monarchiſtiſchen Huldigung fernhalten. 

Monarchiſtiſche Demonſtrationen ſind aber auch keine Privatſache ſozial⸗ 
demokratiſcher Abgeordneter. Sie ſind unvereinbar mit der Demokratie, alſo 
mit unſerem Programm. | | 

Das empfindet unſere Partei fo tief, daß fie es in ihrer Dresdener Reſo⸗ 
lution ablehnte, Poſten im Präſidium des Reichstags mit ihren Kandidaten 
zu beſetzen, wenn daran höfiſche Verpflichtungen geknüpft würden, obwohl die 
Verpflichtungen eines Vizepräſidenten des Reichstags noch nicht als Huldigungen 
betrachtet werden müſſen und nicht freiwillige, ſondern vorgeſchriebene find. 
Für dieſe Reſolution, die heute noch gilt, ſtimmten auch Kolb und Frank. 
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Heute ſind ſie dafür, daß ſozialdemokratiſche Abgeordnete ohne irgendwelche 
Veranlaſſung an Veranſtaltungen teilnehmen, die nicht etwa bloß die Monarchie 
als einen tatſächlich beſtehenden politiſchen Faktor anerkennen, ſondern entweder 
ehrliche perſönliche Begeiſterung für den Monarchen oder elende Heuchelei dar⸗ 
ſtellen, auf keinen Fall etwas bedeuten, wobei ein Demokrat Ehre einlegt. 

Unſere Partei iſt es ihren demokratiſchen Grundſätzen wie ihrer Ehre in 
gleicher Weiſe ſchuldig, jede Teilnahme an höfiſchen Huldigungen aufs ſtrengſte 
zu verbieten, die ſie auf das Niveau der Hurrakanaille herabdrücken würden, 
wenn ſie ſich wiederholten und Nachahmung fänden. Gibt es ſozialdemokratiſche 
Abgeordnete, deren republikaniſches Empfinden und deren Mannesſtolz nicht 
genügend entwickelt iſt, ſie vor ſolchen Fehltritten zu bewahren, dann muß 
unſere Partei ihnen ausdrücklich Schranken ſetzen. 

III. 

Das Vorgehen unſerer Fraktion im badiſchen Landtag iſt entſchieden zu 
verurteilen. Darüber iſt wohl die große Mehrheit der Genoſſen einig. 

Aber es genügt nicht, ſie zu verurteilen. Wir müſſen auch verſuchen, ſie 
zu begreifen, ſie zu erklären. Denn das iſt ja ſelbſtverſtändlich, aus purem 
Übermut oder reiner Gedankenloſigkeit haben die badiſchen Genoſſen ihren 
Diſziplinbruch und ihre Verleugnung der Demokratie nicht begangen. Sie 
mußten glauben, damit etwas zu erreichen, ſonſt hätten ſie es nicht getan. 

Was ſie zu erreichen ſuchten, iſt freilich nicht ſo leicht zu erfaſſen. Am 
4. Juli hatte die Fraktion den Beſchluß gefaßt, es ſei mit ihrer politiſchen 
Ehre unverträglich, für das Budget zu ſtimmen, da der Miniſter Bodman 
die Gleichberechtigung der Sozialdemokratie ablehne. Einige Tage ſpäter aber 
hieß es im Karlsruher „Volksfreund“, es ſei Pflicht der Fraktion geweſen, für 
das Budget zu ſtimmen, weil ſie die Aufgabe hatte, den Miniſter Bodman 
vor dem Sturze zu bewahren! 

Woher dieſe Sprünge? Dafür finden wir in dem zitierten Parteiorgan auch 
eine Erklärung: 

„Herr v. Bodman iſt, wie Genoſſe Dr. Frank einmal ſagte, eine komplizierte 
Natur. . .. Zwar ſchleppt er das Bleigewicht veralteter Traditionen am Bein, aber 
ſchon mehr wie einmal hat er ein überraſchendes Verſtändnis für die moderne geſell⸗ 
ſchaftliche Entwicklung und die in ihr wirkenden Kräfte bewieſen. So paſſiert es 
ihm, einmal nach links und einmal nach rechts anzuſtoßen.“ 

Stößt er nach links an, dann iſt es mit der politiſchen Ehre unvereinbar, 
ihm das Budget zu bewilligen. Stößt er nach rechts an, dann muß es ihm 
bewilligt werden, um ihn vor dem Sturze zu bewahren. 

Man denke, welch unerſetzlicher Verluſt für die Menſchheit es wäre, wenn 
ein Miniſter der eben beſchriebenen Art, ein Vertreter des unzuverläſſigſten 
Zickzackkurſes ſtürzte. Da verſetzt man lieber der Parteidiſziplin eine ſchallende 
Ohrfeige und ſagt der Mehrheit der Genoſſen den Krieg an, als daß man 
einen ſolchen Muſterminiſter gefährdete! 

Und man denke, eine Fraktion, die ihre Stellung zur Regierung nicht nach deren 
Geſamthaltung feſtſetzt, ſondern nach der letzten ihrer zufälligen Schwenkungen. 
Da es Herrn Bodman zufällig paſſierte, daß der letzte Anſtoß vor der Budget— 
abſtimmung, den er bewirkte, nicht nach links, ſondern nach rechts ging, wurde der 
Geſamtregierung das Budget bewilligt, das ihr ſonſt verweigert worden wäre. 

Offenbar iſt Herr v. Bodman ein Schlaumeier, der ſeine Pappenheimer 
kennt. In ſeinen Taten „ſchleppt er das Bleigewicht Veraltete Traditionen 
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am Bein“, iſt er ſozialiſtenfeindlich, er verweigert der Sozialdemokratie die 
Gleichberechtigung. Aber ſeine Redensarten weiß er ſo zu drechſeln, daß 
naive Gemüter daraus ein „überraſchendes Verſtändnis für die moderne geſell⸗ 
ſchaftliche Entwicklung“ heraushören. Und es genügt, daß er ein paar ſolcher 
Redensarten äußert, die zu nichts verpflichten, und ſofort iſt in unſerer Fraktion 
aller Groll vergeſſen und Herr v. Bodman der Mann, der um jeden Preis, 
auch um den des Diſziplinbruchs gehalten werden muß! 

Die franzöſiſchen Miniſterialiſten verlangten doch praktiſche Konzeſſionen, 
Amter für ſich und ihre Freunde. Die badiſchen Miniſterialiſten laſſen ſich 
ſchon durch leere Redensarten ködern. 

Aber wozu der monarchiſtiſche Taumel? Wozu eben jetzt das gefliſſentliche 
Hervorkehren der Untertanentreue, das Wettrennen mit den bürgerlichen Parteien 
um die großherzogliche Gunſt? Dafür wird uns nicht einmal der Verſuch einer 
Erklärung gegeben. Wir müſſen nach einer ſolchen ſelbſt ſuchen. 3 

Da gibt es nur eine, die einen Sinn hat und auch die Budgetbewilligung 
weit beſſer motiviert, als das Bedürfnis, die Dienſte des ſo wechſelvollen 
Herrn v. Bodman dem badiſchen Volke zu erhalten: dieſe Erklärung liegt in 
der Großblockpolitik, in dem Streben, mit den Nationalliberalen zuſammen 
eine Regierungspartei auszumachen und dieſe Politik aus Baden auf das 
Reich zu übertragen. Auch das deutet der Artikel des Karlsruher „Volks⸗ 
freund“ an. Er ſagte, es handelt ſich darum, der Reaktion „eine aktions⸗ 
fähige Mehrheit entgegenzuſtellen. Dies iſt in Baden mit dem Großblock erſt⸗ 
mals gelungen, und zwar mit einem Erfolg, der weit über die Grenzen 
Badens hinaus von großer Bedeutung iſt“. 

Hier haben wir ſelbſt den Hinweis darauf, daß wir es in der badiſchen 
Aktion nicht mit einem lokalen Vorkommnis zu tun haben, das die Genoſſen 
im übrigen Deutſchland nichts angeht, ſondern mit einem Vorkommnis, das 
„weit über die Grenzen Badens hinaus von großer Bedeutung iſt“. 

Gleichzeitig mit der Budgetbewilligung erſchienen in den „Monatsheften“ 
Artikel, die für die Blockpolitik im Reiche eintraten als Mittel, „der Reaktion 
eine aktionsfähige Mehrheit entgegenzuſtellen“, ein Mittel, das bei den nächſten 
Reichstagswahlen zur Anwendung kommen ſoll, wo die Sozialdemokratie Arm 
in Arm mit den Nationalliberalen vor die Wähler treten müſſe, um für Deutſch⸗ 
land die Freiheit zu erobern, für die die Nationalliberalen bekanntlich ſeit 
jeher bereit waren, ihr Herzblut hinzugeben. 

Nur als Vorbereitung für die Wahlpolitik iſt der badiſche Diſziplinbruch 
zu verſtehen. Nur daher auch das plötzliche Hervorkehren der Untertänigkeit 
der badiſchen Republikaner. Es gilt, ſich bei den Nationalliberalen lieb Kind 
zu machen, ihnen zu beweiſen, daß die Sozialdemokratie bereit iſt, alle ihre 
Prinzipien an den Nagel zu hängen, wenn ihr dafür von den National⸗ 
liberalen gnädigſt erlaubt wird, in dem von ihnen kommandierten „Groß⸗ 
block“ mitzutun. 

Das iſt des Pudels Kern. Und deshalb jetzt, vor dem Eintritt in die 
Agitation für die Reichstagswahlen, der Vorſtoß. 


IV. 
Die Idee des Blocks von Baſſermann bis Bebel ſieht auf den erſten Blick 
ganz vernünftig aus: zerſplittert find wir nichts, vereint find wir eine Macht. 
Und die nächſten Intereſſen der Liberalen wie der Sozialdemokratie ſind die 
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gleichen: „die Überführung Deutſchlands aus einem bureaukratiſchen Feudal⸗ 
ſtaat in einen verfaſſungsmäßigen, parlamentariſch geleiteten, liberal und in⸗ 
duſtrialiſtiſch geleiteten Staat“. Stellen wir alſo alles zurück, was uns 
trennt, die Revolution und das Endziel, heben wir die gemeinſamen Auf⸗ 
gaben hervor, dann werden wir im Bunde mit den Liberalen einen gewal⸗ 
tigen Wahlſieg erfechten, der doch die Bourgeoiſie nicht erſchreckt, ſondern an 
uns feſſelt, ſo daß wir mit ihr gemeinſam einen „regierungsfähigen Block 
der Linken ſchaffen, der Zentrum und Konſervative auf die Dauer in der 
Minderheit hält und durch ſeine poſitiv⸗fruchtbare Politik vor allem Volke den 
Beweis zu liefern vermag, daß ihm die Zukunft des deutſchen Volkes auf 
die Dauer anvertraut werden darf“. 

Dies der Weg zur Macht, den Maurenbrecher vorſchlägt und den die 
Badenſer offenbar bereits eingeſchlagen haben. 

Die Gangbarkeit dieſes Weges hängt davon ab, ob es möglich iſt, das 
zurückzuſtellen, was uns trennt, ob unſer nächſter Weg in derſelben Richtung 
geht, wie der des Liberalismus. Das erweiſt ſich ſofort als unmöglich, wenn 
man die politiſche Entwicklung nicht als rein parlamentariſche auffaßt, nicht 
die Parteien ins Auge faßt, ſondern die Klaſſen, die hinter ihnen ſtehen. 
Da zeigt ſich's, daß die ökonomiſchen Intereſſen der Kapitaliſten und die der 
Proletarier nicht erſt in der fernen Zukunft, ſondern bereits in der Gegenwart 
auf Schritt und Tritt auseinandergehen. 

Und das „Endziel“ ſelbſt, iſt es ein bloßer Traum der fernen Zukunft, 
der auf unſere Praxis nicht den mindeſten Einfluß hat? Das Endziel iſt 

nicht eine Forderung, die man nach Belieben aufjtellt oder beiſeite ſchiebt. 

Es entſpringt der Erkenntnis, daß die kapitaliſtiſche Geſellſchaft auf der Aus⸗ 
beutung des Proletariats begründet iſt und daß ſich das Proletariat in dieſer 
Geſellſchaft zu keiner Lage erheben kann, die es befriedigt. Daß alle Ver⸗ 
beſſerungen ſeiner Lebens⸗ und Arbeitsbedingungen durch Gewerkſchaften und 
Sozialpolitik den auf ſeiner Ausbeutung beruhenden Klaſſengegenſatz nicht 
verringern; daß ihre ſoziale Bedeutung vielmehr darin ruht, die Kampffähig⸗ 
keit des Proletariats zu vermehren. Daß es daher die politiſche Macht nur 
dazu benutzen kann, der kapitaliſtiſchen Ausbeutung durch die Expropriation 
der Kapitaliſten für immer ein Ende zu machen; daß es jeden Bruchteil poli⸗ 
tiſcher Macht, den es erringt, dazu benutzen muß, die Macht des Kapitals 
einzuſchränken. 

Das iſt eine Erkenntnis, die, einmal gewonnen, nicht wieder verloren gehen 
kann. Und wenn wir ſelbſt dieſe Erkenntnis verdunkeln wollten, würde dies 
bloß auf das Proletariat zurückwirken, nicht auf die Bourgeoiſie. Dieſe hat 
ein zu ausgebildetes Klaſſenbewußtſein, als daß ſie den Klaſſengegenſatz 
zwiſchen Kapital und Arbeit und die Gefahr der politiſchen Macht des Prole⸗ 
tariats nicht ſchon frühzeitig begriffen hätte — lange vor Marx. Seit den 
Tagen der franzöſiſchen Revolution hat jeder wirkliche Machtzuwachs des 
Proletariats die Bourgeoiſie erſchreckt und ins Lager der Reaktion getrieben, 
indes er gleichzeitig die Anforderungen des Proletariats an den Staat 
ſteigerte. Die Arbeiterklaſſe hat bisher noch keinen großen Sieg errungen, der 
nicht die Kluft zwiſchen ihr und der geſamten Bourgeoiſie erweitert hätte. 
Nichts anderes kann auch die Folge der nächſten Reichstagswahl ſein, wenn 
ſie wirklich für unſere Partei den großen Sieg bringt, den alle Welt er⸗ 
wartet. 
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Sollte es aber nächſte „gemeinfame Aufgaben“ von Liberalismus und 
Sozialismus geben, ſo großartiger Natur, daß ſie die Gegenſätze zwiſchen 
beiden Parteien wenigſtens vorübergehend zu überwinden vermöchten? 

Die eine dieſer Aufgaben ſoll darin beſtehen, Deutſchland in einen „in⸗ 
duſtrialiſtiſch regierten Staat“ zu verwandeln. Das iſt eine jener national⸗ 
ſozialen Phraſen, die Maurenbrecher ſeinem Lehrer Naumann nachſchwätzt, 
eine ſchillernde Seifenblaſe, die platzt, ſobald man ſie berührt. Leidet das 
deutſche Volk etwa unter einem Mangel an Induſtrialismus? In keinem 
Lande der Welt, mit Ausnahme der Vereinigten Staaten, hat ſich in den 
letzten vierzig Jahren der induſtrielle Kapitalismus ſo gewaltig entwickelt wie 
in Deutſchland. Die Verwandlung des jetzigen Deutſchland aus einem 
Feudalſtaat in einen Induſtrieſtaat zu fordern, iſt eine Sinnloſigkeit. Soll 
Deutſchland etwa kein Induſtrieſtaat ſein, weil die preußiſchen Junker noch 
ſolche Macht haben? Da könnte man ebenſogut England einen Feudalſtaat 
nennen, wo der Großgrundbeſitz und das Haus der Lords mindeſtens ebenſo 
feſt wurzeln wie in Preußen das Junkertum. Die Macht der preußiſchen 
Junker beruht heute nicht auf ihrer Beherrſchung der Kapitaliſten, ſondern 
auf ihrer Unterſtützung durch die Kapitaliſten. Das Junkertum ſelbſt iſt 
völlig dem Feudalismus entwachſen, durch und durch induſtrialiſiert und 
kapitaliſiert und an der weiteren Induſtrialiſierung Deutſchlands aufs leb⸗ 
hafteſte beteiligt. 

Was heißt aber überhaupt „induſtrialiſtiſch“ regieren? Doch nicht die In⸗ 
duſtrie künſtlich ſtärker entwickeln als die Landwirtſchaft? Daran denkt niemand. 
Tatſächlich handelt es ſich aber auch den induſtriellen Kapitaliſten ebenſowenig 
um die Induſtrie wie den Grundbeſitzern um die Landwirtſchaft. Das ſind 
ſchöne Worte, um die Intereſſenpolitik für die naive Maſſe zu verſtecken. Die 
Kapitaliſten treiben Induſtrie um des Profits willen, wie die Grundbeſitzer 
Landwirtſchaft treiben oder, beim Pachtſyſtem, treiben laſſen um der Grund⸗ 
rente willen. Die einen ſagen, ſie wollen die Ernährung des deutſchen Volkes 
ſicherſtellen, und verſtehen darunter die Erhöhung der Grundrente durch Ver⸗ 
teuerung der Lebensmittel. Die anderen erklären, ſie wollen dem deutſchen 
Volke Beſchäftigung geben, und verſtehen darunter die Erhöhung des Profits 
durch vermehrte Ausbeutung der Arbeiter. Ein induſtrialiſtiſch regiertes Deutſch⸗ 
land iſt für ſie ein Deutſchland, in dem die Staatsgewalt für den Profit der 
Kapitaliſten beſorgt iſt. 

Sollte die Sorge für den induſtriellen Profit wirklich eine gemeinſame 
Aufgabe ſein, die Arbeiter und Kapitaliſten zuſammenkettet und aus ihnen 
eine eherne Phalanx gegenüber den Grundbeſitzern macht? 

Und die andere Aufgabe, die Erſetzung des perſönlichen und bureaukra⸗ 
tiſchen Regimes durch ein parlamentariſches, alſo Unterwerfung der Regie⸗ 
rung unter das Parlament? Das iſt ſicher eine der wichtigſten Aufgaben für 
die Sozialdemokratie. Aber ſeit wann iſt es eine für die Nationallibe⸗ 
ralen? Sie iſt es heute weniger als je. 

In dem Maße, in dem das Proletariat politiſche Fortſchritte macht, 
ſchwindet in den beſitzenden Klaſſen das Bedürfnis, im Parlament die 
oberſte Macht des Landes zu beſitzen, wächſt in ihnen das Bedürfnis nach 
Erſtarkung der Regierungsgewalt gegenüber dem Parlament. Das ſehen wir 
in England, wo das Königtum in den letzten Jahren eine Macht erlangt 
hat, wie es ſie ſchon lange nicht beſaß. Wir ſehen es in der Republik 
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Amerika, wo Rooſevelt die Stellung eines ungekrönten Königs einnimmt. 
Wir ſehen es in Frankreich, wo der neue Autokrat ausgerechnet ein ehe— 
maliger Apoſtel des Generalſtreiks iſt. Und gerade jetzt ſollten die National⸗ 
liberalen in Deutſchland, die ſo unendlich viel feiger ſind als die Liberalen 
Englands, Frankreichs, Amerikas, entſchloſſen ſein, die Macht der deutſchen 
Regierungen zu brechen, und dazu die Hilfe der Sozialdemokratie anrufen? 

Die Gratulationscour bei der ſilbernen Hochzeit des Großherzogs ſoll 
wohl den gemeinſamen Kampf der beiden Verbündeten gegen die Regierungen 
feierlich eröffnen? 

Es kann nichts Lächerlicheres geben als den Glauben, ein Bündnis mit 
den Nationalliberalen zu einem „regierungsfähigen Block“ ſei der Weg, der 
das Proletariat zur Macht führt. Selbſt wenn wir alle unſere Grundſätze 
über Bord würfen, aus Sozialdemokraten Nationalſoziale würden, was ſich 
Maurenbrecher offenbar ebenſo einfach vorſtellt wie die Verwandlung aus 
einem Nationalſozialen in einen Sozialdemokraten; ſelbſt wenn wir kaiſer— 
treue Kolonialſchwärmer und Flottenpatrioten würden, erhöhte Zivilliſten und 
Kriegsrüſtungen mit Begeiſterung votierten, um unſere „Regierungsfähigkeit“ 
zu erweiſen, würde das „herzliche Einvernehmen“ mit den Nationalliberalen 
ſchon an der Frage des preußiſchen Wahlrechts ſcheitern. Wollen ſie es doch 
noch plutokratiſcher geſtalten, als es ohnehin ſchon iſt! 


„Der wichtigſte Schritt“, ſagt Maurenbrecher, „auf dem Wege zur Macht iſt, 

daß es uns gelingt, im kommenden Reichstag die liberal⸗ſozialdemokratiſche Abwehr: 

majorität gegen die Konſervativen auch zu einer pofitiv-fruchtbaren Arbeitsmajorität 
auszugeſtalten.“ f 


Man nenne uns eine, aber auch nur eine einzige „poſitive“ Arbeit zu— 
gunſten des Proletariats, die von dieſer „Arbeitsmajorität“ zu erwarten 
wäre. 

Die Nationalliberalen und ſelbſt der größte Teil der Freiſinnigen ſind 
ebenſo unſere Gegner, ebenſo geneigt, jegliche Reaktion mitzumachen, wie der 
ſchwarzblaue Block. Nur eines verbündet uns mit ihnen: die momentane 
gemeinſame Gegnerſchaft gegen das Zentrum. 

Dieſe beruht aber bei uns auf ganz anderen Motiven wie bei ihnen und 
erfordert bei uns eine ganz andere Art der Bekämpfung. Nicht einmal bei 
der Propaganda gegen das Zentrum dürfen wir mit den Nationalliberalen 
ins gleiche Horn blaſen. 

Das erfordert eine kleine Erläuterung. 

Die Gegenſätze der Parteien ſind in letzter Linie zurückzuführen auf die 
Gegenſätze der Klaſſen, die ſie vertreten. Jede Partei ſucht die Staatsmacht 
zu erobern, um ſie den Intereſſen beſtimmter Klaſſen dienſtbar zu machen, 
dadurch Staat und Geſellſchaft in beſtimmtem Sinne zu geſtalten. Die Ziele 
ihres politiſchen Kampfes legt ſie in einem Programm nieder. 

Aber bei den bürgerlichen Parteien ſehen wir, daß ſie ſich im Laufe der 
Entwicklung einander immer mehr nähern, ihre programmatiſchen Gegenſätze 
immer mehr abſtumpfen oder ihr Programm immer mehr aus den Augen ver⸗ 
lieren. Sie werden eben immer mehr konſervativ, Staat und Geſellſchaft ſind 
im weſentlichen bereits ihren Intereſſen gemäß eingerichtet, ihre kleinen Gegen⸗ 
ſätze treten immer mehr zurück hinter den großen Gegenſatz zum Proletariat, 

von deſſen Ausbeutung ſie alle leben; und ihr Bedürfnis, den Staat noch 
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mehr als bisher in ihrem Sinne umzugeſtalten, tritt zurück hinter das Be⸗ 
dürfnis, ihn ſo zu erhalten, wie er iſt, um ihn vor der Umgeſtaltung durch 
das Proletariat zu behüten. 

Aber dieſe Tendenz zur Annäherung der bürgerlichen Parteien aneinander 
wird immer wieder durchbrochen durch neue Tendenzen, die nach ſtets wachſender 
Entzweiung der Parteien ſtreben. 

Dahin wirkt vor allem der „neue Mittelſtand“, der an Stelle des ver⸗ 
ſinkenden alten tritt, die Scharen der Intellektuellen und ihrer Handlanger, 
die ſich aus dem Nachwuchs des alten Mittelſtandes, überſchüſſigem Nachwuchs 
der Kapitaliſtenklaſſe und einzelnen aufſteigenden Spitzen der Arbeiterklaſſe 
rekrutieren. 

Dieſe Scharen wachſen raſch an, weit raſcher als die Nachfrage nach ihren 
Dienſten. Auch in ihren Reihen bildet ſich Überproduktion. Um ſo wichtiger 
wird für ſie der Staat. Deſſen Bedarf an Hilfskräften aller Art, hohen und 
niederen Beamten, wächſt einesteils infolge der Zunahme der Funktionen des 
Staates, andererſeits auch infolge der Ausdehnung des Staatsgebiets durch 
die Kolonialpolitik: der Staatsdienſt gewinnt ſo für den neuen Mittelſtand 
immer größere Bedeutung. Zugleich auch die Staatslieferungen immer größere 
Bedeutung für die verſchiedenſten Warenproduzenten. 

Indes, ſo groß die Staatskrippe iſt und ſo ſehr ſie ununterbrochen wächſt — 
ſie reicht doch nicht aus, aller Nachfrage nach Stellen zu genügen, alle zu 
verſorgen, die verſorgt ſein möchten. Ein Teil bleibt von der Krippe aus⸗ 
geſchloſſen. Die Regierung aber iſt es in letzter Linie, die entſcheidet, wer an 
die Krippe darf, wer nicht. Ihre Freunde werden zugelaſſen, ihre Gegner aus⸗ 
geſchloſſen. 

So erſteht für die einzelnen Parteien ein zweites Motiv, nach der Staats⸗ 
gewalt zu ſtreben, neben dem, die Macht zur Durchführung ihres Programms 
zu erringen: das, die Verfügung über alle die unzähligen Poſten und Pöſtchen 
zu erlangen, die von der Regierung beſetzt werden. Vom Beginn des modernen 
Staates an war dieſes Beſtreben bei den bürgerlichen Parteien vorhanden. 
Es tritt jedoch in dem Maße in den Vordergrund, in dem das andere Motiv 
zurücktritt. Je weniger ernſt es den Parteien iſt, die Regierung zu gewinnen, 
um ihr Programm durchzuführen, um ſo ernſter wird für ſie die Gewinnung 
der Regierung zur Ausnutzung des Staates für ihren Anhang als Verſorgungs⸗ 
anſtalt. Der Weg zur Macht erhält ſo für ſie eine eigenartige Bedeutung. 
Die Macht, die ſie anſtreben, iſt ſchließlich nicht mehr die Macht, den Staat 
umzugeſtalten, ſondern nur noch die, den Staat auszubeuten. 

In den verſchiedenen Staaten ſind je nach ihrer hiſtoriſchen Entwicklung 
die Kriterien ſehr verſchieden, nach denen die Zulaſſung zum Staatsdienſt oder 
das raſchere Fortkommen in ihm beſtimmt wird. In Eſterreich bildet die 
Zugehörigkeit zu beſtimmten Nationalitäten dabei eine große Rolle. Im 
Deutſchen Reiche die Religion. Es macht einen gewaltigen Unterſchied im 
Fortkommen, ob man Proteſtant, Katholik oder Jude iſt. 

Die Parteien, welche die bisher im Staatsdienſt begünſtigten Kategorien 
vertreten, kämpfen mit Nägeln und Zähnen dafür, dies Privileg aufrecht⸗ 
zuerhalten. Die Vertreter der zurückgeſetzten oder gar ganz ausgeſchloſſenen 
Kategorien kämpfen ebenſo wütend dafür, ſelbſt zur Macht zu kommen, um 
das Privileg zu brechen. Obwohl die Prinzipienkämpfe der bürgerlichen Par⸗ 
teien immer mehr aufhören, tritt doch nicht Friede unter ihnen ein, ſondern 
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ihre Kämpfe werden oft noch erbitterter als bisher, gerade deswegen, weil 
ſich's dabei nicht mehr um große, weltbewegende Ideen, ſondern um bloße 
Geldgeſchäfte handelt. So groß kann die Wut der Kämpfenden werden, daß 
manche unter ihnen dabei ſich ſchließlich dazu verſteigen, im Kampfe um den 
Futtertrog die Unterſtützung ſogar der Sozialdemokraten anzurufen, von denen 
man doch durch eine tiefe Kluft getrennt iſt. 

Die gewöhnliche Methode iſt das freilich nicht, ſchon deshalb nicht, weil ja 
die Sozialdemokraten noch nicht über die Regierungsgewalt verfügen, und wenn 
ſie einmal darüber verfügten, allem Ausbeutungsunweſen ein Ende machen 
würden. Der nächſte und gangbarſte Weg iſt der, ſich dem Herrn der Regierungs⸗ 
gewalt als verwendbare Diener anzubieten, ihm zu zeigen, daß man alle Prin⸗ 
zipien als ſchädlichen Ballaſt betrachtet und bereit iſt, dem Herrn ebenſogut zu 
dienen und noch billiger als die eben im Amte befindliche Konkurrenz, daß man 
als Demokrat bereit iſt, jede Erhöhung der Zivilliſte und des Militärbudgets 
mit Hurra zu bewilligen. 

Indes das genügt nicht immer, um die Konkurrenz aus dem Felde zu 
ſchlagen. Man muß auch zeigen, daß man bequemeres Regieren verheißt als 
ſie, das heißt, man muß trachten, ſie im Parlament in die Minorität und ſich 
ſelbſt in die Majorität zu bringen. 

Dazu gibt es zwei Wege. Einmal den, ſich mit anderen Parteien zu ver⸗ 
binden, wenn man allein nicht über die Mehrheit verfügt. Das war ehedem 
nicht leicht, ſolange die Parteien noch für Programme und Prinzipien fochten. 
Nur einander verwandte Parteien konnten ſich verbünden. Heute geht das 

einfacher. Man verbündet ſich ja nicht, um irgend ein Programm durchzu— 
führen, ſondern um „regierungsfähig“ zu werden, das heißt Zutritt zur ſtaat⸗ 
lichen Verſorgungsanſtalt zu erlangen. Sobald man ſich mit anderen Mit⸗ 
ſtrebern darüber verſtändigt hat, liegt dem Zuſammentreten zu einer „poſitiv⸗ 
fruchtbaren Arbeitsmajorität“ nichts mehr im Wege. Der Bülowblock hat 
gezeigt, daß ſogar eine Koalition zwiſchen Freiſinnigen und Konſervativen nicht 
mehr zu den Unmöglichkeiten gehört. 

Störend wirkt dabei nur eins: Jede der Cliquen möchte ſo viel als mög⸗ 

lich aus dem Staate herausholen, das ſetzt aber voraus, daß vorher auch recht 
viel hineingetan wird. Darüber, daß die jetzigen Ausgaben des Staates in 
ihrer bisherigen Höhe verbleiben müſſen und die Maſſe der arbeitenden Schichten 
zu ihrer Deckung aufkommen muß, ſind ſie alle einig. Aber die Belaſtung der 
Volksmaſſen findet ihre Grenzen, wird auch immer gefährlicher. Die Beſitzenden 
müſſen ſchließlich ebenfalls zu den Staatslaſten zugezogen werden — jeder will 
aber ſo viel als möglich nehmen, ſo wenig als möglich geben. Jede Clique 
ſucht das Zahlen den anderen zuzuſchieben, wenn einmal die Beſteuerung der 
Beſitzenden unvermeidlich wird. Darüber entſpinnen ſich oft die wütendſten 
Kämpfe. Dieſelben Elemente, die mit größter Gemütsruhe den arbeitenden 
Klaſſen die größten Laſten auferlegen, geraten außer ſich und erklären die 
heiligſten Güter der Menſchheit für bedroht, ſobald ihnen eine neue, wenn 
auch noch ſo unbedeutende Steuer zugemutet wird. In Geldſachen hört leicht 
nicht nur alle Gemütlichkeit, ſondern auch alle Blockpolitik auf. 

Außer durch Bündniſſe mit anderen Parteien kann man auch durch Ver⸗ 

änderungen des Wahlrechts die Stärke der eigenen Partei vermehren. Neben 

dem wachſenden Anſturm der Sozialdemokratie iſt dies einer der Gründe, 
warum in den verſchiedenſten Ländern und Gemeinden Wahlrechtsänderungen 
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in letzter Zeit vorgenommen werden. Aber auch hier handelt es ſich bei den 
bürgerlichen Parteien nicht mehr um Prinzipien und Programme, ſondern nur 
noch um Mandate. 

Nur die Sozialdemokratie verficht in dieſer wie in jeder anderen Sache 
ſtets den gleichen prinzipiellen demokratiſchen Standpunkt. Die Forderungen 
und Beſtrebungen jeder einzelnen bürgerlichen Partei, ſelbſt der bürgerlichen 
Demokratie, wechſeln dagegen mit den Umſtänden. Wo es profitabel iſt, tritt 
nicht bloß der Freiſinn, ſondern auch das Zentrum fürs allgemeine, gleiche und 
direkte Wahlrecht ein. Neben der Sozialdemokratie waren es die Ultramon⸗ 
tanen in Süddeutſchland wie in Öfterreich, die die letzten Wahlreformen machten. 
Aber derſelbe Freiſinn, der in Preußen anſcheinend eine Verbeſſerung des 
Wahlrechts fordert, verſchlechtert das Wahlrecht, wo ihm die Sozialdemokratie 
auf den Ferſen iſt, und dasſelbe Zentrum, das in Bayern die Wahlreform 
förderte, hindert ſie in Preußen. Nirgends ein großzügiges Programm, überall 
nur kleinliche Berechnung des nächſtliegenden Augenblicksvorteils. 

Auch bei dieſer Rauferei um die Mandate gibt es oft lebhafte Kämpfe 
zwiſchen den bürgerlichen Parteien. 

Die Sozialdemokratie muß natürlich alle Zwiſtigkeiten zwiſchen ihren Gegnern 
zu ihren Gunſten auszunützen ſuchen, mögen deren Differenzen auch nicht mehr, 
wie ehedem, prinzipiellen Gegenſätzen, ſondern nur noch dem Hunger nach 
Amtern und Liebesgaben und der Abneigung vor der Tragung von Staats⸗ 
laſten entſpringen. Sie muß jeweilig einzelne Parteien gegen andere unter⸗ 
ſtützen, wie ſie es ſeit jeher getan. Aber ſie kann das nur tun, um dabei be⸗ 
ſtimmte einzelne Erfolge zu erreichen, etwa eine beſtimmte Wahlreform durch⸗ 
zuſetzen, die ſchon beraten wird, oder eine beſtimmte Steuer abzulehnen, die 
vorgeſchlagen iſt. Dagegen wäre es ſchlimmer als zwecklos, wollte ſie ſich mit 
einzelnen bürgerlichen Parteien zu einer längeren Aktion oder gar zu einer 
feſten, dauernden Regierungsmehrheit vereinigen. Derartiges erwies ſich ſchon 
undurchführbar zu der Zeit, wo die bürgerlichen Parteien noch feſte, weithin⸗ 
ſchauende Programme hatten. Selbſt damals, als der deutſche Liberalismus 
noch etwas an ſich hatte, das nach revolutionärem Charakter ausſah, wurde 
er die Furcht vor der politiſchen Macht des Proletariats und den Gegenſatz 
des Kapitaliſten zum Arbeiter nicht los. Heute aber iſt auf keine der bürger⸗ 
lichen Parteien in irgendeiner der Fragen, die das Proletariat intereſſieren, 
irgendwie ein Verlaß möglich. 

Man ſpricht von einem liberal-ſozialdemokratiſchen Block zur Bekämpfung 
der Reaktion des Zentrums und der Konſervativen. Jedoch geſtern erſt mußten 
unſere Genoſſen in Süddeutſchland mit dem Zentrum Hand in Hand gehen, 
um den liberalen Widerſtand gegen die Wahlreform zu überwinden, und geſtern 
erſt fanden ſich die Freiſinnigen mit den Konſervativen in Preußen zuſammen, 
um eine „poſitiv⸗fruchtbare Arbeitsmajorität“ zu bilden. 

Sicher müſſen wir heute das Zentrum bekämpfen wegen ſeiner reaktionären 
Politik. Aber die Liberalen bekämpfen es nicht aus dem gleichen Grunde. Sie 
waren bereit und ſind bereit, mit den Konſervativen gemeinſame Politik zu 
machen. Was ſie gegen das Zentrum erbittert, das iſt die Tatſache, daß es 
den Konſervativen ermöglicht, reaktionäre Politik ohne Liberale zu treiben, daß 
der Platz an der Futterkrippe durch klerikale Streber beſetzt wird, auf den die 
liberalen Streber Anſpruch erheben. Die liberalen und klerikalen Streber gleich⸗ 
zeitig zu befriedigen, geht ſchwer an, dazu iſt der Ausbeutungsorganismus des 
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Staates noch nicht groß genug. Die Liberalen haſſen die Klerikalen, aber ſie 
ſind ſtets bereit, um ſie zu erſetzen, an ihrer Stelle reaktionäre Politik zu machen. 
Und das ſind die Bundesgenoſſen, die wir uns ſuchen ſollen, um derent⸗ 
willen wir alles aufgeben ſollen, was unſere Sache groß und ſiegreich macht! 
Man muß alles ſozialiſtiſche Empfinden verloren haben, muß alles prin⸗ 
zipielle Denken verlernt oder nie beſeſſen haben, muß ſich ganz vom bürger⸗ 
lichen Beiſpiel, von dem Vorbild der jetzigen, nicht ehemaliger bürgerlicher 
Politik beherrſchen laſſen, um die Kühnheit aufzutreiben, unſerer Partei zu 
raten, ſich mit den Nationalliberalen zu einer Regierungsmehrheit in gleicher 
Weiſe zuſammenzutun, wie es die Freiſinnigen mit den Konſervativen taten. 
Der Karlsruher „Volksfreund“ hat recht, wenn er erklärt, die „Prinzipien⸗ 
reiterei“ komme bei der Großblocktaktik „nicht auf ihre Koſten“. Allerdings, 
wenn er hinzufügt, die „Prinzipienreiterei“ ſei ein „ebenſo leichtes wie be⸗ 
quemes Vergnügen“, ſo beweiſt er damit, daß er nicht weiß, was ein Prinzip 
iſt, auf welche Weiſe man ſich zu Grundſätzen durchringt, in welcher Weiſe 
man unter ihrer Leitung kämpft. Er ſcheint unter Prinzipien leere Redens⸗ 
arten zu verſtehen. Jeder urteilt über Prinzipien nach denjenigen, die er hat. 
Wenn unſere Partei ſich ſoweit kaſtrieren würde, daß ſie ſelbſt die Gegner: 
ſchaft der Nationalliberalen in Zutrauen verwandelte, ſo würde ſie doch dabei 
nicht einmal vorübergehend gewinnen — weder ſie noch das Proletariat, denn 
das gemeinſame Arbeiten wäre ja nur dadurch möglich, daß unſere Partei 
alles vermiede, was bei den Liberalen Anſtoß erregen könnte, wie ja auch 
ſchon das badiſche Beiſpiel beweiſt, wo unſere Genoſſen im Landtag ſich ge⸗ 
zwungen ſahen, die neue Gemeindeordnung, die das Dreiklaſſenwahlſyſtem 
verewigt und die Arbeiter dauernd hindert, zur Mehrheit in der Gemeinde— 
vertretung zu gelangen, als demokratiſche Errungenſchaft zu preiſen. Denn 
um ihre nationalliberalen Bundesgenoſſen nicht abzuſtoßen, durften ſie nicht 
eine Agitation für das gleiche Wahlrecht zur Gemeindeordnung im Lande 
entfalten. f 

Der ganze Effekt der Großblockpolitik, wenn ſie im Reich überhaupt möglich 
wäre, könnte höchſtens der ſein, daß wir den Liberalen als Stufe dienten, 
über die ſie zur Staatskrippe hinaufſtiegen, um dieſelbe reaktionäre Politik 
mit einigen unbedeutenden Variationen zu machen, die jetzt gemacht wird: 

Weltpolitik, Flottenpolitik, Vermehrungen der Landarmee, Erhöhung der Zivil⸗ 
liſte, Fortſetzung der Schutzzollpolitik, Verſchleppung der preußiſchen Wahlreform. 
Geändert hätte ſich nichts als eine Kleinigkeit: Wir hätten uns ſelbſt matt⸗ 
geſetzt, wären nicht mehr imſtande, alledem entgegenzutreten, ja wir würden 
ſogar die Mitſchuldigen an allen dieſen Dingen werden. Freilich, ein national⸗ 
ſoziales Herz würde das nicht ſchwer empfinden und wir gewönnen dafür die 
unſchätzbare Genugtuung, daß einmal am Ende ſelbſt ein deutſcher Reichs⸗ 
kanzler unſere Bewegung als eine Kulturbewegung bezeichnete! 

War die Idee des Blocks der Linken von Baſſermann bis Bebel ſtets eine 
Torheit — vom ſozialdemokratiſchen, nicht vom bürgerlichen Standpunkt —, fo 
nie mehr als im jetzigen Moment. Alle bürgerlichen Parteien ohne Ausnahme 
ſind moraliſch bankrott. Die Teuerung, die Steuererhöhungen, das Wettrüſten, 
der wachſende Notſtand von Volk und Reich, das alles erregt ſteigende Er⸗ 

bitterung in allen unteren Volksſchichten, weit über die eigentliche Arbeiter⸗ 

klaſſe hinaus, eine Erbitterung, die ſich gegen alle Parteien richtet, deren Mit⸗ 
ſchuld an dem beſtehenden Regierungsſyſtem außer Frage iſt, nicht bloß gegen 


624 Die Neue Zeit. 


die Parteien des ſchwarzblauen Blocks, ſondern auch gegen die des Bülow⸗ 
blocks. 

Nur zur Sozialdemokratie haben die Maſſen noch Zutrauen, weil ſie die 
einzige Partei iſt, die dem herrſchenden Regime in unverſöhnlicher Feindſchaft 
gegenüberſteht, die einzige, die mit ihm nicht paktiert, die nicht ihre Grund⸗ 
ſätze für Amter verkauft; die einzige, die energiſch gegen den Militarismus, 
das perſönliche Regime, das Dreiklaſſenwahlſyſtem, die Hungerzölle zu Felde zieht. 

Darauf beruht die ungeheure Werbekraft, die unſere Partei heute ausübt. 
Daher die blaſſe Furcht unſerer Gegner vor den nächſten Wahlen, daher der 
große Erfolg, den ſie uns verſprechen. Wie weit ſie uns einen Mandats⸗ 
gewinn bringen, das läßt ſich heute nicht berechnen, da die gegenwärtige 
Situation ganze große Volksſchichten uns zugewandt hat, die uns bisher ferne 
ſtanden. Sicher aber iſt ein großer Zuwachs an Stimmen — wenn wir bleiben, 
was wir waren, die Todfeinde des beſtehenden politiſchen und ſozialen Zu⸗ 
ſtandes, der die Maſſen immer quälender bedrückt, deſſen Überwindung ſie 
immer heißer herbeiſehnen. 

Treten wir dagegen in den Wahlkampf, Arm in Arm mit den Freiſinnigen 
oder gar mit den Nationalliberalen, machen wir uns zu ihren Mitſchuldigen, 
erklären wir uns bereit zu der gleichen Erbärmlichkeit, deren ſich die Frei⸗ 
finnigen ſchuldig machten durch ihr Eintreten in den Bülowblock, fo enttäuſchen 
wir die Maſſen; wir ſtoßen ſie von uns ab und ertöten das politiſche Leben. 
Denn wenn ſelbſt die Sozialdemokratie als Oppoſitionspartei verſagt, wenn 
ſelbſt ſie bereit iſt, ihre Grundſätze zu verraten, ſobald ſie dadurch „regierungs⸗ 
fähig“ wird, dann verlieren alle von den heutigen Zuſtänden Bedrängten das 
Zutrauen, durch politiſchen Kampf vorwärts zu kommen; dann ſäen wir auf 
der einen Seite die Saat der politiſchen Gleichgültigkeit und auf der anderen 
die des anarchiſtiſchen Syndikalismus. 


V 


Die Großblockpolitik bei den Reichstagswahlen wäre ſchlimmer als ein Ver⸗ 
brechen, ſie wäre eine ungeheure Dummheit. Es iſt auch ganz ſicher, daß die 
überwiegende Mehrheit der Genoſſen ſie ohne weiteres entſchieden ablehnt. Das 
wiſſen die Verfechter dieſer Politik ſelbſt. Aber ſie geben die Hoffnung nicht 
auf. Können ſie die Partei nicht veranlaſſen, die Großblocktaktik zu machen, 
ſo erwarten ſie doch, durch ein „kluges“ Vorgehen es dahin zu bringen, daß 
die Partei die Taktik des Blocks der Linken dort duldet, wo dieſe Taktik 
Gläubige findet. Dazu ſoll die Durchbrechung der Parteidiſziplin dienen. Es 
handelt ſich darum, die Bahn frei zu machen für eine Wahlpolitik unter dem 
Zeichen des Blocks der Linken nicht bloß in Baden, ſondern „weit über die 
Grenzen Badens hinaus“. 

Darum auch der Diſziplinbruch gerade im jetzigen Moment. Es erſcheint 
unerklärlich, wie Genoſſen es fertig bringen können, gerade jetzt, vor den 
Reichstagswahlen, die diesmal von entſcheidendſter Bedeutung werden, wo 
wir die Einigkeit notwendiger brauchen als je, ohne Not einen Zankapfel in 
unſere Reihen zu werfen, der ſie mit der ſchlimmſten Zerklüftung bedroht. 
Es wäre unerklärlich, wenn es nicht gerade die Aufgabe des Zankapfels 
wäre, jene Zerklüftung für die Wahlbewegung zu ſchaffen. 

Die Badenſer Abgeordneten wollen freie Bahn gewinnen, um den Wahl⸗ 
kampf im Namen und im Sinne des Blocks der geſamten Linken zu führen. 
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Sie rechnen darauf, daß unmittelbar vor den Wahlen der Parteitag es nicht 
wagen wird, energiſch gegen ihren Diſziplinbruch vorzugehen, ſondern ſich 
mit einiger Entrüſtung begnügen wird. 

Wäre es aber nicht doch möglich, daß ihre Spekulation auf die Zwangs⸗ 
lage der Partei ſich als falſch erweiſt? Wenn man ſagt: nur keinen Streit 
am Tage vor der Schlacht, ſo darf man wohl mit der Frage antworten: 
wann iſt es mehr geboten, die . aufrecht zu halten, als am Tage vor 
der Schlacht? 

Der große moraliſche Wert der Diſziplin, der ſie unſchätzbar für jeden 
Kampf großer Maſſen macht, beruht in der Tatſache, daß unter ihr jeder 
Kämpfende ſich auf alle Mitkämpfer feſt verlaſſen kann, er ſicher iſt, daß ſie 
alle in gleicher Hingebung gegen den gleichen Feind der gleichen Parole folgen 
und dadurch den Erfolg ſichern. 

Man kann nicht mit voller Zuverſicht kämpfen, wenn man neben ſich 
Kameraden weiß, die bereit ſind, aus den Reihen zu treten, um mit dem 
Feinde zu paktieren. Wir müſſen, ehe der Wahlkampf beginnt, der vollſten 
und aufrichtigſten Diſziplin aller unſerer Genoſſen ſicher ſein. Wir können 
nicht mit Elementen zuſammenkämpfen, die ſie uns verweigern. 

Man glaube ja nicht, daß es ſich bei der badiſchen Budgetbewilligung um 
ein Ding der Vergangenheit handelt. Nein, der Diſziplinbruch hängt aufs 
engſte zuſammen mit dem kommenden Wahlkampf. Läßt man ihn hingehen, 
erklärt die Partei, ſie ſei wegen der Nähe des Wahlkampfes nicht imſtande, 
die Befolgung der Parteidiſziplin zu erzwingen, ſo öffnet ſie damit Tür und 
Tor allen Diſziplinbrüchen mitten im Wahlkampf ſelbſt. Dann haben wir 
ſtatt eines einheitlichen Wahlkampfes das greulichſte Chaos, dann kämpfen die 
einen Wahlkreiſe unter dem Zeichen des Blocks der Linken und die übrigen 
unter dem Zeichen der Gegnerſchaft gegen alle bürgerlichen Parteien. Welche 
Gegnerſchaft natürlich nicht ausſchließt — das ſei hier bemerkt, um Miß⸗ 
verſtändniſſen vorzubeugen —, daß wir wie ſtets bei Stichwahlen für das 
kleinere Übel ſtimmen, und daß diesmal wohl überall das Zentrum als der Übel 
größtes erſcheint. Das iſt ja ſelbſtverſtändlich, ſchließt aber nicht aus, daß 
unſere Agitation allen bürgerlichen Parteien die Maske vom Geſicht reißt, 
keine ſchont. | 

Wird die badische Großblocktaktik konſequent weiter entwickelt, dann muß 
es auch noch dahin kommen, daß die Sozialdemokratie davon abſieht, eigene 
Kandidaten in Wahlkreiſen aufzuſtellen, wo ſie ſelbſt keine Ausſicht hat und 
die Wahl eines Liberalen gefährdet; daß ſchon für die Hauptwahlen von 
Nationalliberalen und Sozialdemokraten gemeinſame Kandidaten aufgeſtellt 
werden. Unſer Darmſtädter Kandidat Queſſel befürwortet das bereits ganz 
offen. 

Wer ſo denkt wie die Mehrheit der badiſchen Landtagsfraktion, der iſt von 
ſolcher Wahltaktik nicht entfernt, und in einem Jahre kann ja der badiſche 
Großblock noch nette Früchte bringen. 

Gerade die Notwendigkeit der Einheit im Wahlkampf mahnt uns alſo aufs 
dringendſte, die Dinge nicht einfach laufen zu laſſen, ſondern jeder Möglich⸗ 
keit eines Diſziplinbruchs einen feſten Riegel vorzuſchieben. 
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Im Lichte der Konſequenzen, die ſich aus der neueſten Theorie des Ge⸗ 
noſſen Kautsky ergeben, kommt erſt deutlich zutage, wie ſehr dieſe Theorie 
von Grund aus verfehlt iſt. Die in der Geſchichte der modernen Klaſſen⸗ 
kämpfe beiſpielloſe Maſſenſtreikaktion des ruſſiſchen Proletariats aus der 
ſozialen Rückſtändigkeit Rußlands ableiten, heißt mit anderen Worten die 
hervorragende Bedeutung, die führende Rolle des ſtädtiſchen großinduſtriellen 
Proletariats in der ruſſiſchen Revolution durch die „Rückſtändigkeit“ Ruß⸗ 
lands erklären, heißt alſo die Dinge direkt auf den Kopf ſtellen. Es war 
nicht die ökonomiſche Zurückgebliebenheit, ſondern gerade die hohe Entwick⸗ 
lung des Kapitalismus, der modernen Induſtrie und des Verkehrs in Ruß⸗ 
land, was jene grandioſe Maſſenſtreikaktion ermöglicht und bedingt hat. Nur 
weil das ſtädtiſche Induſtrieproletariat in Rußland bereits ſo zahlreich, in 
großen Zentren zuſammengefaßt, von dem Klaſſenbewußtſein ſo ſtark ergriffen, 
nur weil der echt moderne kapitaliſtiſche Gegenſatz ſo weit gediehen war, 
konnte der Kampf um die politiſche Freiheit in entſchloſſener Weiſe nur von 
dieſem Proletariat geführt, als ſolcher aber kein reiner Verfaſſungskampf nach 
liberalem Rezept, ſondern ein echter moderner Klaſſenkampf in ſeiner ganzen 
Breite und Tiefe werden, in dem ſowohl um ökonomiſche wie um politiſche 
Intereſſen der Arbeiter geſtritten wurde, gegen das Kapital wie gegen den 
Zarismus, um den Achtſtundentag wie um die demokratiſche Verfaſſung. Und 
nur weil die kapitaliſtiſche Induſtrie und die mit ihr verbundenen modernen 
Verkehrsmittel bereits zur Exiſtenzbedingung des wirtſchaftlichen Lebens des 
Staates geworden, konnten die Maſſenſtreiks des Proletariats in Rußland 


1 Der ebenſo unmotivierte wie ſcharfe Angriff der Redaktion der „Neuen Zeit“ in der 
letzten Nummer und ihre Behauptung, daß mein Artikel „im gegenwärtigen Moment der 
Sache des Proletariats nur ſchaden könne“, zwingen mich zur folgenden Erwiderung: 

1. Ich weiſe mit aller Entſchiedenheit die Behauptung der Redaktion zurück, als handle 
es ſich in der vorliegenden Diskuſſion um „meine Angelegenheit“, die mir „ſo ungeheuer 
wichtig“ erſcheine. Die Frage des preußiſchen Wahlrechtskampfes und der in ihm anzu⸗ 
wendenden Taktik iſt nicht „meine“ Angelegenheit, ſondern die der ſozialdemokratiſchen Be⸗ 
wegung Deutſchlands. 

2. Die Wahlrechtsfrage ſteht auf der Tagesordnung des Parteitags in Magdeburg, iſt 
auch nach dem Vorfall in Baden von der Tagesordnung nicht abgeſetzt worden. Es beſteht des⸗ 
halb für die Parteipreſſe, in erſter Linie für das theoretiſche Diskuſſionsorgan der Partei, die 
einfache Pflicht, die Debatten des Parteitags durch allſeitige Klärung der Frage vorzubereiten. 

3. Die Anklage, ich entfache „Streit im eigenen Lager des Marxismus“, iſt unbegründet. 
Der Marxismus iſt nicht eine Clique, die es nötig hätte, ernſte ſachliche Meinungsdifferenzen 
vor der Welt zu vertuſchen. Er iſt eine große geiſtige Bewegung, die wir nicht mit uns 
paar Leuten identifizieren dürfen, eine Weltanſchauung, die im offenen freien Ideenkampf groß 
geworden iſt und nur in ihm ſich vor Verknöcherung zu bewahren vermag. 

4. Die Erklärung der Redaktion, mein Artikel „ſtelle ſich die Aufgabe, den Partei- 
vorſtand, den ‚Vorwärts‘, überhaupt jene Elemente uſw. zu diskreditieren“, läuft auf 
die Behauptung hinaus, daß wer die leitenden Parteiorgane und die von ihnen befolgte Politik 
kritiſiert, dabei nur die Abſicht haben könne, ſie zu „diskreditieren“. Das iſt wörtlich das⸗ 
ſelbe Argument, womit bis jetzt die Gewerkſchaftsſührer jede Kritik an der Politik der Ge⸗ 
werkſchaften, insbeſondere auch die Kritik des Redakteurs der „Neuen Zeit“, abzuwehren 
ſuchten. Die Redaktion eines theoretiſchen Diskuſſionsorgans der Partei ſollte die allerletzte 
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eine ſo erſchütternde, ausſchlaggebende Wirkung erzielen, daß die Revolution 
mit ihnen ihre Siege feierte und mit ihnen unterlag und verſtummte. 

Ich finde momentan keine genauere Formulierung derjenigen Momente, 
auf die es hier ankommt, als die ich ſchon einmal in meiner Schrift über den 
Maſſenſtreik aus dem Jahre 1906 gegeben: 


„Wir haben geſehen“, ſchrieb ich dort, „daß der Maſſenſtreik in Rußland nicht 
ein künſtliches Produkt einer abſichtlichen Taktik der Sozialdemokratie, ſondern eine 
natürliche geſchichtliche Erſcheinung auf dem Boden der jetzigen Revolution dar⸗ 
ſtellt. Welche ſind nun die Momente, die in Rußland dieſe neue Erſcheinungsform 
der Revolution hervorgebracht haben? 

„Die ruſſiſche Revolution hat zur nächſten Aufgabe die Beſeitigung des Abſo— 
lutismus und die Herſtellung eines modernen bürgerlich-parlamentariſchen Rechts⸗ 
ſtaats. Formell iſt es genau dieſelbe Aufgabe, die in Deutſchland der März— 
revolution, in Frankreich der großen Revolution am Ausgang des achtzehnten 
Jahrhunderts bevorſtand. Allein die Verhältniſſe, das geſchichtliche Milieu, in 
dem dieſe formell analogen Revolutionen ſtattfanden, ſind grundverſchieden von 
denjenigen des heutigen Rußland. Das Entſcheidende iſt der Umſtand, daß zwiſchen 
jenen bürgerlichen Revolutionen des Weſtens und der heutigen bürgerlichen Revo— 
lution im Oſten der ganze Zyklus der kapitaliſtiſchen Entwicklung abgelaufen iſt. 
Und zwar hatte dieſe Entwicklung nicht bloß die weſteuropäiſchen Länder, ſondern 
auch das abſolutiſtiſche Rußland ergriffen. Die Großinduſtrie mit allen ihren Kon⸗ 
ſequenzen, der modernen Klaſſenſcheidung, den ſchroffen ſozialen Kontraſten, dem 
modernen Großſtadtleben und dem modernen Proletariat, iſt in Rußland die herr⸗ 
ſchende, das heißt in der ſozialen Entwicklung ausſchlaggebende Produktionsform 
geworden. Daraus hat ſich aber die merkwürdige, widerſpruchsvolle geſchichtliche 
Situation ergeben, daß die nach ihren formellen Aufgaben bürgerliche Revolution 
in erſter Reihe von einem modernen klaſſenbewußten Proletariat ausgeführt wird 


ſein, die zu kleinlichen Verdächtigungen der Kritiker innerhalb der Partei greift, auch wenn 
ſie ſich zufällig ſelbſt unter den Kritiſierten befindet. 

5. Die mir von der Redaktion aus Rückſicht auf die badiſche Budgetabſtimmung zu— 
gemutete Abbrechung der Diskuſſion über den preußiſchen Wahlrechtskampf bedeutete, daß 
wir die Fragen des Kampfes gegen die bürgerlichen Gegner auf unbeſtimmte Zeit zurück— 
ſtellen, um uns ausſchließlich für den Kampf in den eigenen Reihen zu ſammeln. Da die 
Vorſtöße von opportuniſtiſcher Seite ſeit einem Dutzend von Jahren gar nicht aufhören, ſo 
hieße es die Partei einfach unter Belagerungszuſtand durch den Opportunismus erklären, 
wollte man alle ernſten Debatten über die Taktik, alle Probleme der Weiterentwicklung der 
ſozialdemokratiſchen Kampfweiſe jedesmal an den Nagel hängen, wenn es unſeren Reviſio⸗ 
niſten beliebt, einen neuen Streich zu ſpielen. Ein ſo aufgeregtes Getue widerſpricht auch 
den eigenen Worten der Redaktion an einer anderen Stelle. Die badiſche Angelegenheit muß 
mit Energie und Konſequenz erledigt werden. „Allein“ — leſen wir im Leitartikel des Ge— 
noſſen Mehring in derſelben Nummer der „Neuen Zeit“ — „die Partei wird ſich ihre frohe 
Kampfſtimmung nicht durch dieſe Epiſode trüben laſſen. Soweit ſich bisher die Parteipreſſe 
darüber geäußert hat, iſt es mit derſelben überlegenen Ruhe geſchehen, womit Engels die 
Krähwinkeleien des „Kanton Badiſch zu betrachten pflegte.“ Ich wünſche der Redaktion der 
„Neuen Zeit“ etwas von dieſer „frohen Kampfſtimmung“ und dieſer „überlegenen Ruhe“. 

x 4 ö Roſa Luxemburg. 
* 

Mit jener „überlegenen Ruhe“, die Genoſſin Luxemburg von uns fordert, drucken wir 
neben den dreißig Seiten ihres Artikels auch noch dieſe Erklärung ab und überlaſſen ruhig 
unſeren Leſern das Urteil darüber, ob eine Polemik von der Art der vorliegenden im jetzigen 
Moment am Platze iſt und ob das heftige Sträuben der Genoſſin Luxemburg gegen jede 
Zurückſchiebung ihrer Antwort um einige wenige Wochen nicht eine Überſchätzung der Wichtig⸗ 
keit ihrer eigenen Ausführungen bedeutet. Die Redaktion. 
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und in einem internationalen Milieu, das im Zeichen des Verfalls der bürger⸗ 
lichen Demokratie ſteht. Nicht die Bourgeoiſie iſt jetzt das führende revolutionäre 
Element, wie in den früheren Revolutionen des Weſtens, während die proletariſche 
Maſſe, aufgelöſt im Kleinbürgertum, der Bourgeoiſie Heerbanndienſte leiſtet, 
ſondern umgekehrt, das klaſſenbewußte Proletariat iſt das führende und treibende 
Element, während die großbürgerlichen Schichten teils direkt konterrevolutionär, 
teils ſchwächlich-⸗liberal, und nur das ländliche Kleinbürgertum nebſt der ſtädtiſchen 
kleinbürgerlichen Intelligenz entſchieden oppoſitionell, ja revolutionär geſinnt ſind. 
Das ruſſiſche Proletariat aber, das dermaßen zur führenden Rolle in der bürger⸗ 
lichen Revolution beſtimmt iſt, tritt ſelbſt frei von allen Illuſionen der bürgerlichen 
Demokratie, dafür mit einem ſtark entwickelten Bewußtſein der eigenen ſpezifiſchen 
Klaſſenintereſſen, bei einem ſcharf zugeſpitzten Gegenſatz zwiſchen Kapital und 
Arbeit, in den Kampf. Dieſes widerſpruchsvolle Verhältnis findet ſeinen Ausdruck 
in der Tatſache, daß in dieſer formell bürgerlichen Revolution der Gegenſatz der 
bürgerlichen Geſellſchaft zum Abſolutismus von dem Gegenſatz des Proletariats 
zur bürgerlichen Geſellſchaft beherrſcht wird, daß der Kampf des Proletariats ſich 
mit gleicher Kraft gleichzeitig gegen den Abſolutismus und gegen die kapitaliſtiſche 
Ausbeutung richtet, daß das Programm der revolutionären Kämpfe mit gleichem 
Nachdruck auf die politiſche Freiheit und auf die Eroberung des Achtſtundentags 
ſowie einer menſchenwürdigen materiellen Exiſtenz für das Proletariat gerichtet iſt. 
Dieſer zwieſpältige Charakter der ruſſiſchen Revolution äußert ſich 
in jener innigen Verbindung und Wechſelwirkung des ökonomiſchen 
mit dem politiſchen Kampfe, die wir an der Hand der Vorgänge in 
Rußland kennen gelernt haben und die ihren entſprechenden Ausdruck 
eben im Maſſenſtreik findet. 

„So erweiſt ſich der Maſſenſtreik alſo nicht als ein ſpezifiſch ruſſiſches, aus 
dem Abſolutismus entſprungenes Produkt, ſondern als eine allgemeine Form 
des proletariſchen Klaſſenkampfes, die ſich aus dem gegenwärtigen 
Stadium der kapitaliſtiſchen Entwicklung und der Klaſſenverhältniſſe 
ergibt. Die drei bürgerlichen Revolutionen: die große franzöſiſche, die deutſche 
Märzrevolution und die jetzige ruſſiſche, bilden von dieſem Standpunkt eine Kette 
der fortlaufenden Entwicklung, in der ſich das Glück und Ende des kapitaliſtiſchen 
Jahrhunderts ſpiegelt. . . . Die heutige Revolution realiſiert ſomit in der beſonderen 
Angelegenheit des abſolutiſtiſchen Rußland zugleich die allgemeinen Reſultate der 
internationalen kapitaliſtiſchen Entwicklung und erſcheint weniger ein letzter 
Nachläufer der alten bürgerlichen wie ein Vorläufer der neuen Serie 
der proletariſchen Revolutionen des Weſtens. Das zurückgebliebenſte Land 
weiſt, gerade weil es ſich mit ſeiner bürgerlichen Revolution ſo unverzeihlich verſpätet 
hat, Wege und Methoden des weiteren Klaſſenkampfes dem Proletariat 
Deutſchlands und der vorgeſchrittenſten kapitaliſtiſchen Länder.“ 


Aus derſelben hiſtoriſchen Perſpektive betrachtete früher auch Genoſſe 
Kautsky die ruſſiſche Revolution. Im Dezember 1906 ſchrieb er in voll⸗ 
kommener Übereinſtimmung mit meiner Auffaſſung: „Wir dürfen der ruſ⸗ 
ſiſchen Revolution und den Aufgaben, die ſie uns ſtellt, am eheſten dann 
gerecht werden, wenn wir ſie weder als bürgerliche Revolution im herkömm⸗ 
lichen Sinne noch auch als ſozialiſtiſche betrachten, ſondern als einen ganz 
eigenartigen Prozeß, der ſich an der Grenzſcheide zwiſchen bürgerlicher und 
ſozialiſtiſcher Geſellſchaft vollzieht, die Auflöſung der einen fördert, die Bildung 
der anderen vorbereitet und auf jeden Fall die ganze Menſchheit der kapi⸗ 
taliſtiſchen Ziviliſation um ein gewaltiges Stück in ihrem Entwicklungsgang 
vorwärts bringt.“ 


Triebkräfte und Ausſichten der ruſſiſchen Revolution. „Neue Zeit“, XXV, 1, S. 333. 
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Faßt man aber ſo die wirklichen ſozialen und hiſtoriſchen Bedingungen, 
die der Maſſenſtreikaktion, der ſpezifiſchen neuen Kampfform der ruſſiſchen 
Revolution, zugrunde liegen — und eine andere Auffaſſung iſt nicht gut 
möglich, wenn man ſich nicht den tatſächlichen Verlauf dieſer Aktion frei 
aus der Luft zuſammenphantaſiert, wie Genoſſe Kautsky dies jetzt mit ſeinen 
„amorphen, primitiven Streiks“ tut —, dann wird es klar, daß die Maſſen⸗ 
ſtreiks als Form der revolutionären Kämpfe des Proletariats für Weſteuropa 
noch mehr in Betracht kommen als in Rußland, in dem Maße, als der Kapi⸗ 
talismus in Deutſchland zum Beiſpiel viel höher entwickelt iſt. 

Gerade alle die Bedingungen, die Genoſſe Kautsky gegen den politiſchen 
Maſſenſtreik ins Feld führt, ſind ebenſo viele Momente, die die Maſſenſtreik⸗ 
aktion in Deutſchland noch viel unvermeidlicher, umfangreicher und gewaltiger 
machen müſſen. 

Die trotzige Macht der Unternehmerverbände, auf die ſich Genoſſe Kautsky 
jetzt beruft und die „ihresgleichen ſucht“, ſowie der Kadavergehorſam, in dem 
die enorme Kategorie der Staatsarbeiter in Deutſchland gehalten wird, ſind es 
ja gerade, die eine ruhige, erſprießliche Gewerkſchaftsaktion für das Gros des 
Proletariats in Deutſchland immer ſchwieriger machen, immer gewaltigere Kraft⸗ 
proben, Exploſionen auf wirtſchaftlichem Gebiet provozieren, deren elementarer 
Charakter wie Maſſenumfang je länger je mehr politiſche Bedeutung annehmen. 

Gerade die politiſche Iſolierung des Proletariats in Deutſchland, auf die 
ſich Genoſſe Kautsky beruft, gerade die Tatſache, daß die geſamte Bourgeoiſie 
bis ins Kleinbürgertum hinein wie eine Mauer hinter der Regierung ſteht, 
bringt es mit ſich, daß jeder große politiſche Kampf gegen die Regierung ſich 
zugleich zum Kampfe gegen die Bourgeoiſie, gegen die Ausbeutung geſtaltet. 
Und dieſelben Umſtände bürgen uns dafür, daß jede energiſche revolutionäre 
Maſſenaktion in Deutſchland nicht die parlamentariſchen Formen des Libe⸗ 
ralismus oder die ehemaligen Kampfformen des revolutionären Kleinbürger⸗ 
tums, die der kurzen Barrikadenſchlacht, ſondern die klaſſiſche proletariſche 
Form, die des Maſſenſtreiks, annehmen wird. 

Und endlich gerade weil wir in Deutſchland „ein halbes Jahrhundert 
ſozialiſtiſcher Aufklärung und politiſcher Freiheit“ hinter uns haben, muß die 
Aktion des Proletariats, ſobald die Situation ſo weit reif iſt, daß die Maſſen 
auf dem Plan erſcheinen, aus Anlaß jedes politiſchen Kampfes alle veralteten 
Rechnungen mit der privaten und ſtaatlichen Ausbeutung aufrollen und dem 
politiſchen einen wirtſchaftlichen Maſſenkampf zugeſellen. Denn, ſchrieb Genoſſe 
Kautsky im Jahre 1907, „wir haben auch nicht den mindeſten Grund, an⸗ 
zunehmen, daß der Grad der Ausbeutung des deutſchen Proletariers ein 
geringerer iſt als in Rußland. Im Gegenteil, wir haben geſehen, daß mit 
dem Fortſchreiten des Kapitalismus die Ausbeutung des Proletariats ſteigt. 
Iſt der deutſche Arbeiter vielfach noch beſſer geſtellt als der ruſſiſche, ſo iſt 
dafür die Produktivität ſeiner Arbeit auch eine viel größere und ſind ſeine 
Bedürfniſſe entſprechend der allgemeinen Lebenshaltung der Nation viel höhere, 
ſo daß der deutſche Arbeiter das kapitaliſtiſche Joch vielleicht noch ſchmerz⸗ 
licher empfindet als der ruſſiſche.““ Genoſſe Kautsky, der jetzt jo farben⸗ 
prächtig ausmalt, wie der deutſche Arbeiter mit „Vereinen, Verſammlungen, 
Wahlen aller Art vollauf beſchäftigt“ iſt, hat in dieſem Moment die ganzen 


1 Die ſoziale Revolution, 2. Auflage, S. 60. 
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enormen Sklavenſcharen der preußiſch⸗deutſchen Staatsarbeiter, der Eiſen⸗ 
bahner, der Poſtangeſtellten ſowie der Landarbeiter vergeſſen, die leider in 
ſehr geringem Maße das Vergnügen haben, von „Vereinen, Verſammlungen 
und Wahlen aller Art“ beſchäftigt zu ſein, dieweil ihnen das Koalitionsrecht 
rechtlich oder faktiſch fehlt. Er hat vergeſſen, daß dieſe enormen Kategorien 
politiſch wie wirtſchaftlich mitten in der königlich preußiſchen Freiheit in echt 
„ruſſiſchen“ Zuſtänden leben, daß alſo gerade dieſe Kategorien — von Berg⸗ 
arbeitern gar nicht zu reden — bei einer politiſchen Erſchütterung unmöglich 
den Kadavergehorſam bewahren und nicht auch ihre Sonderrechnungen in 
Form von rieſigen Maſſenſtreiks präſentieren. 

Doch blicken wir auf „Weſteuropa“. Genoſſe Kautsky, der dies alles be⸗ 
ſtreitet, müßte ſich noch mit einer anderen Opponentin als ich auseinander⸗ 
ſetzen, mit der Wirklichkeit. Was ſehen wir nämlich hier, wenn wir nur die 
wichtigſten Maſſenſtreiks der letzten zehn Jahre hervorheben? b 

Die großen belgiſchen Maſſenſtreiks, die das allgemeine Wahlrecht er⸗ 
rungen hatten, ſtehen noch iſoliert in den neunziger Jahren als kühnes Ex⸗ 
periment da. Seitdem aber welche Fülle und Mannigfaltigkeit! 

Im Jahre 1900 der Maſſenſtreik der Bergarbeiter in Pennſylvanien, der 
nach dem Zeugnis der amerikaniſchen Genoſſen mehr für die Ausbreitung 
der ſozialiſtiſchen Ideen getan hat als zehn Jahre Agitation, 1900 gleichfalls 
Maſſenſtreik der Bergarbeiter in Oſterreich, 1902 Maſſenſtreik der Bergarbeiter 
in Frankreich, 1902 Generalſtreik in der geſamten Produktion in Barcelona 
zur Unterſtützung der kämpfenden Metallarbeiter, 1902 Demonſtrationsmaſſen⸗ 
ſtreik in Schweden für das allgemeine gleiche Wahlrecht, 1902 Maſſenſtreik 
in Belgien für das allgemeine gleiche Wahlrecht, 1902 Maſſenſtreik der Land⸗ 
arbeiter in ganz Oſtgalizien (über 200000) zum Schutze des Koalitionsrechtes, 
1903 im Januar und April zwei Maſſenſtreiks der Eiſenbahner in Hol⸗ 
land, 1904 Maſſenſtreik der Eiſenbahner in Ungarn, 1904 Demonſtrations⸗ 
maſſenſtreik in Italien als Proteſt gegen die Metzeleien in Sardinien, im 
Januar 1905 Maſſenſtreik der Bergarbeiter im Ruhrrevier, im Oktober 1905 
Demonſtrationsmaſſenſtreik in Prag und Umgegend (100000 Arbeiter) für das 
gleiche allgemeine Wahlrecht zum böhmiſchen Landtag, im Oktober 1905 
Demonſtrationsmaſſenſtreik in Lemberg für das allgemeine gleiche Wahlrecht 
zum galiziſchen Landtag, im November 1905 Demonſtrationsmaſſenſtreik in 
ganz Oſterreich für das allgemeine gleiche Wahlrecht zum Reichsrat, 1905 
Maſſenſtreik der Landarbeiter in Italien, 1905 Maſſenſtreik der Eiſenbahner 
in Italien, 1906 Demonſtrationsmaſſenſtreik in Trieſt für das allgemeine 
gleiche Wahlrecht zum Landtag, der die Reform auch ſiegreich er⸗ 
zwungen hat, 1906 Maſſenſtreik der Hüttenarbeiter in Wittkowitz (Mähren) 
zur Unterſtützung von 400 wegen der Maifeier entlaſſener Vertrauensmänner, 
ſiegreich beendet, 1909 Maſſenſtreik in Schweden zur Verteidigung des Koa⸗ 
litionsrechtes, 1909 Maſſenſtreik der Poſtangeſtellten in Frankreich, im 
Oktober 1909 Demonſtrationsmaſſenſtreik ſämtlicher Arbeiter in Trient und 
Rovereto als Proteſt gegen politiſche Verfolgungen der Sozialdemokratie, 
1910 Maſſenſtreik in Philadelphia zur Unterſtützung der Trambahnangeſtellten 
im Kampfe um das Koalitionsrecht und in dieſem Augenblick Vorbereitungen 
zum Maſſenſtreik der Eiſenbahner in Frankreich. 

So ſieht die „Unmöglichkeit“ der Maſſenſtreiks, insbeſondere der Demon⸗ 
ſtrationsmaſſenſtreiks in „Weſteuropa“ aus, die Genoſſe Kautsky ſo ſchön 
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ſchwarz auf weiß nachgewieſen hat. Genoſſe Kautsky hat theoretiſch wie auf 
flacher Hand die Unmöglichkeit der Vermengung politiſcher und ökonomiſcher 
Streiks, die Unmöglichkeit allgemeiner impoſanter Demonſtrationsmaſſenſtreiks, 
die Unmöglichkeit der Maſſenſtreiks als einer Periode wiederholter Einzel⸗ 
kämpfe erwieſen, und er hat vergeſſen, daß wir ſeit zehn Jahren in einer Periode 
von ökonomiſchen, politiſchen, Kampf⸗ und Demonſtrationsmaſſenſtreiks leben, 
einer Periode, die ſich mit auffallender Übereinſtimmung faſt auf alle „weſt⸗ 
europäiſchen Länder“ ſowie auf die Vereinigten Staaten erſtreckt, auf kapita⸗ 
liſtiſch zurückgebliebenſte wie Spanien und auf die fortgeſchrittenſten wie Nord⸗ 
amerika, auf Länder mit ſchwächſter Gewerkſchaftsbewegung wie Frankreich 
und auf ſolche mit ſtrammen ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften wie Oſter⸗ 
reich, auf das agrariſche Galizien und auf das hochinduſtrielle Böhmen, auf 
halbfeudale Staaten wie die habsburgiſche Monarchie, auf Republiken wie 
Frankreich und auf abſolutiſtiſche Staaten wie Rußland. Neben den auf- 
gezählten ſteht nämlich noch die grandioſe Maſſenſtreikaktion Rußlands 1902 
bis 1906, die gezeigt hat, wie die Bedeutung und der Umfang des Maſſen⸗ 
ſtreiks erſt zuſammen mit der revolutionären Situation und der politiſchen 
Aktion des Proletariats wachſen. 

„Denn während wir über den politiſchen Streik diskutieren und nach 
ſeiner theoretiſchen Formulierung und Begründung ſuchen, entbrennt ſpontan 
durch Selbſtentzündung der Maſſen ein gewaltiger politiſcher Maſſenſtreik 
nach dem anderen, oder wird jeder Maſſenſtreik zu einer politiſchen Aktion, 
gipfelt jede große politiſche Kraftprobe in einem Maſſenſtreik, ſei es bei den 
Bergarbeitern, ſei es unter den Proletariern Rußlands, den Landarbeitern 
und Eiſenbahnern Italiens uſw.“ 

Demnach ſcheint es beinahe, als wenn Genoſſe Kautsky durch ſeine neueſte 
Theorie von der Unmöglichkeit einer Periode politiſcher Maſſenſtreiks in 
Deutſchland nicht einen Gegenſatz zwiſchen Rußland und Weſteuropa, ſondern 
vielmehr einen Gegenſatz zwiſchen Deutſchland und der übrigen Welt, ein⸗ 
geſchloſſen Weſteuropa wie Rußland, nachgewieſen hätte. Preußen müßte in 
der Tat eine Ausnahme unter allen kapitaliſtiſchen Ländern ſein, wenn das 
wahr wäre, was Genoſſe Kautsky über die Unmöglichkeit ſelbſt kurzer all⸗ 
gemeiner Demonſtrationsmaſſenſtreiks in Preußen ausführt. Es ſoll „gar nicht 
daran zu denken“ ſein, daß bei uns in einem Demonſtrationsſtreik gegen die 
Regierung „Stadtbahnen, Straßenbahnen, Gaswerke zum Stillſtand kommen“, 
daß wir in Deutſchland einen Demonſtrationsſtreik erleben, der „das ganze 
Straßenbild ändert und dadurch auf die geſamte bürgerliche Welt wie auch 
auf die indifferenteſten Schichten des Proletariats den tiefſten Eindruck macht“. 
Dann müßte aber in Deutſchland undenkbar ſein, was in Galizien, in Böhmen, 
in Italien, in Ungarn, in Trieſt, Trient, in Spanien, in Schweden ſich 
als möglich erwieſen hat. In allen dieſen Ländern und Städten haben 
glänzende Demonſtrationsſtreiks ſtattgefunden, die „das Straßenbild“ gänzlich 
veränderten. In Böhmen herrſchte am 20. November 1905 eine abſolut all⸗ 
gemeine Arbeitsruhe, die ſich ſelbſt auf die Land wirtſchaft erſtreckte, was 
man in Rußland noch nicht erlebt hat. In Italien haben im September 1904 
die Landarbeiter, die Trambahnen, Elektrizitäts⸗ und Gaswerke gefeiert, ſogar 
die geſamte Tagespreſſe hatte ihr Erſcheinen einſtellen müſſen. „Es iſt wohl 
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der vollſtändigſte Generalſtreik geweſen“ — ſchrieb die „Neue Zeit“ —, „den 
die Geſchichte kennt: man hatte drei volle Tage die Stadt Genua ohne Licht und 
Brot und Fleiſch gelaſſen, man hatte das ganze wirtſchaftliche Leben unter⸗ 
bunden.“ In Schweden waren in der Hauptſtadt Stockholm ſowohl 1902 
wie 1909 in der erſten Woche ſämtliche Verkehrsmittel — Straßenbahnen, 
Droſchken, Rollfuhren, kommunale Arbeiten — ſtillgelegt. In Barcelona ruhte 
1902 das geſamte wirtſchaftliche Leben mehrere Tage. 

Wir bekämen ſo ſchließlich in dem Preußen-Deutſchland mit ſeiner 
„ſtärkſten Regierung der Gegenwart“ und ſeinen beſonderen „deutſchen Ver⸗ 
hältniſſen“, die allerlei Unmöglichkeiten der proletariſchen Kampfweiſe erklären 
ſollen, die in der ganzen übrigen Welt möglich ſind, ein unerwartetes Gegen⸗ 
ſtück zu jenen beſonderen „bayeriſchen“ und „ſüddeutſchen“ Verhältniſſen, die 
Genoſſe Kautsky ſeinerzeit mit uns anderen ſo weidlich auslachte. Namentlich 
aber machen ſich dieſe deutſchen „Unmöglichkeiten“ ſchön angeſichts der Tat⸗ 
ſache, daß wir ja gerade in Deutſchland die ſtärkſte Partei, die ſtärkſten Ge⸗ 
werkſchaften, die beſte Organiſation, die größte Diſziplin, das aufgeklärteſte 
Proletariat und den größten Einfluß des Marxismus haben. Wir kämen 
ja auf dieſe Weiſe tatſächlich zu dem eigentümlichen Reſultat, daß je ſtärker 
die Sozialdemokratie, um ſo ohnmächtiger die Arbeiterklaſſe iſt. Ich meine 
aber, ſagen, daß in Deutſchland heute Maſſenſtreiks und Demonſtrationsſtreiks 
unmöglich ſind, die in verſchiedenen anderen Ländern möglich waren, heißt, 
dem deutſchen Proletariat ein Armutszeugnis ausſtellen, das es noch durch 
nichts verdient hat. 

V 


Was bleibt eigentlich von der Maſſenſtreiktheorie des Genoſſen Kautsky 
übrig, nachdem er alle die „Unmöglichkeiten“ nachgewieſen hat? Der eine, 
„letzte“ rein politiſche Maſſenſtreik, der nur ein einziges Mal, losgelöſt von 
ökonomiſchen Streiks, aber ganz zum Schluß, wie ein Donner aus heiterem 
Himmel einſchlägt. „Hier, in dieſer Auffaſſung,“ ſagt Genoſſe Kautsky, „liegt 
der tiefſte Grund der Differenzen über den Maſſenſtreik, die zwiſchen meinen 
Freunden und mir beſtehen. Sie erwarten eine Periode der Maſſen⸗ 
ſtreiks, ich vermag mir unter Verhältniſſen, wie ſie in Deutſchland beſtehen, 
einen politiſchen Maſſenſtreik nur als ein einmaliges Ereignis vorzu⸗ 
ſtellen, in den das ganze Proletariat des Reichs mit ſeiner ganzen Macht 
eintritt, als einen Kampf auf Leben und Tod, als einen Kampf, der unſere 
Gegner niederringt oder die Geſamtheit unſerer Organiſationen und unſere 
ganze Macht für Jahre hinaus zerſchmettert oder mindeſtens lähmt.“ 

Zu dieſem Bilde des „letzten Maſſenſtreiks“, wie es dem Genoſſen Kautsky 
vorſchwebt, iſt nun vor allem zu ſagen, daß es jedenfalls eine ganz neue 
Schöpfung iſt, die nicht nach der Wirklichkeit, ſondern aus reiner „Vorſtellung“ 
gezeichnet iſt. Denn es paßt nicht nur zu keinem ruſſiſchen Vorbild; auch nicht 
ein Maſſenſtreik unter den vielen, die in „Weſteuropa“ oder den Vereinigten 
Staaten ſtattgefunden haben, ähnelt annähernd dem vom Genoſſen Kautsky 
für Deutſchland erfundenen Exemplar. Keiner von den bisher bekannten 
Maſſenſtreiks war ein „letzter“ Kampf „auf Leben und Tod“, keiner hat zum 
völligen Siege der Arbeiter geführt, keiner aber auch „die Geſamtheit der Or⸗ 
ganiſationen“ und „die ganze Macht“ des Proletariats „auf Jahre hinaus 
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zerſchmettert“. Der Erfolg war meiſt nur ein teilweiſer und ein mittelbarer. 
Die Rieſenſtreiks der Bergarbeiter endeten gewöhnlich unmittelbar mit einer 
Niederlage, im weiteren Gefolge hatten ſie aber wichtige ſoziale Reformen 
durch ihren Druck erzielt: in Oſterreich den Neunſtundentag, in Frankreich 
den Achtſtundentag. Der belgiſche Maſſenſtreik im Jahre 1893 hat als 
hochwichtiges Ergebnis die Eroberung des allgemeinen ungleichen Wahl⸗ 
rechts gehabt. Der ſchwediſche Maſſenſtreik des vorigen Jahres hat formell 
mit einem Kompromiß abgeſchloſſen, im Grunde genommen eine General— 
attacke des koalierten Unternehmertums auf die ſchwediſchen Gewerkſchaften 
abgewehrt. Die öſterreichiſchen Demonſtrationsſtreiks haben die Wahlreform 
mächtig gefördert. Die Maſſenſtreiks der Landarbeiter haben, bei ihrer for⸗ 
mellen teilweiſen Ergebnisloſigkeit, die Organiſation unter den Landarbeitern 
in Italien und Galizien geſtärkt. Alle Maſſenſtreiks, ob ökonomiſche oder 
politiſche, demonſtrative oder Kampfſtreiks, haben das gehalten, was die Ge— 
noſſin Oda Olberg ſo treffend in ihrer Bilanz des italieniſchen Eiſenbahner⸗ 
ſtreiks ſeinerzeit in der „Neuen Zeit“ ſchrieb: „Die Errungenschaften des poli⸗ 
tiſchen Streiks ſind nicht einzuſchätzen: je nach dem Grade des proletariſchen 
Klaſſenbewußtſeins wechſelt ihr Wert. Ein mit Kraft und Solidarität durch⸗ 
geführter politiſcher Streik iſt immer unverloren, weil er das iſt, was er be— 
zweckt, eine Machtentfaltung des Proletariats, bei der die Kämpfenden ihre 
Kraft und ihr Verantwortungsgefühl ſtählen und die herrſchenden Klaſſen der 
Stärke der Gegner bewußt werden.!“ 

Hat aber bis jetzt noch jeder Maſſenſtreik ohne Ausnahme, in „Weſt⸗ 
europa“ wie in Rußland, im ſtrikten Gegenſatz zum neueſten Schema des 
Genoſſen Kautsky, weder völligen Sieg noch die Zerſchmetterung des Prole— 
tariats gebracht, ſondern umgekehrt, faſt immer eine Stärkung der Organi⸗ 
ſationen, des Klaſſenbewußtſeins und des Machtgefühls der Arbeiter, jo ent- 
ſteht auf der anderen Seite die Frage: Wie kann in Deutſchland jener große 
und „letzte“, jener apokalyptiſche Maſſenſtreik, bei dem die ſtärkſten Eichen krachen, 
die Erde berſtet und die Gräber ſich öffnen, überhaupt zuſtande kommen, 
wenn die Maſſe des Proletariats nicht vorher durch eine ganze lange Periode 
von Maſſenſtreiks, von ökonomiſchen oder politiſchen Maſſenkämpfen dazu 
vorbereitet, geſchult, aufgerüttelt wird? In dieſen „letzten“ Maſſenſtreik ſoll 
ſich ja nach dem Genoſſen Kautsky „das ganze Proletariat des Reichs“ und noch 
dazu „mit ſeiner ganzen Macht“ ſtürzen. Wie ſollen aber plötzlich die preußiſch⸗ 
deutſchen Staatsarbeiter, die Eiſenbahner, Poſtbeamten uſw., die heute im 
„Kadavergehorſam“ erſtarrt ſind, die Landarbeiter, die kein Koalitionsrecht 
und keine Organiſation haben, die breiten Schichten der Arbeiter, die noch 
in gegneriſchen Organiſationen, in chriſtlichen, in Hirſch⸗Dunckerſchen, gelben 
Gewerkſchaften ſtecken, kurz, die ganze große Maſſe des deutſchen Prole⸗ 
tariats, die bis jetzt weder unſerer gewerkſchaftlichen Organiſation noch 
der ſozialdemokratiſchen Agitation zugänglich war, mit einem Sprunge für 
einen „letzten“ Maſſenſtreik „auf Leben und Tod“ reif ſein, wenn ſie nicht 
durch eine vorherhergehende Periode ſtürmiſcher Maſſenkämpfe, Demonſtrations⸗ 
ſtreiks, partieller Maſſenſtreiks, wirtſchaftlicher Rieſenkämpfe uſw., nach und 
nach aus ihrer Starrheit, ihrem Kadavergehorſam, ihrer Zerſplitterung los⸗ 
gelöſt und der Gefolgſchaft der Sozialdemokratie angegliedert wird? 
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Das muß wohl auch Genoſſe Kautsky einſehen. „Natürlich“ — ſagt er — 
„ſtelle ich mir dies einmalige Ereignis nicht als einen ‚aus der Piſtole ge⸗ 
ichoffenen‘ iſolierten Akt vor. Auch ich erwarte eine Ara erbitterter Maſſen⸗ 
kämpfe und Maſſenaktionen, aber den Maſſenſtreik als die letzte Waffe.“ 
Allein, welche „Maſſenkämpfe und Maſſenaktionen“ hat denn Genoſſe Kautsky 
im Sinne, die jenem „letzten“ Maſſenſtreik vorausgehen und die ſelbſt nicht 
aus Maſſenſtreiks beſtehen ſollen. Sollen es Straßendemonſtrationen ſein? 
Aber man kann nicht jahrzehntelang bloße Straßendemonſtrationen machen. 
Und allgemeine, eindrucksvolle Demonſtrationsſtreiks ſollen ja nach dem Ge⸗ 
noſſen Kautsky in Deutſchland eben ausgeſchloſſen ſein; es ſei ja „gar nicht 
daran zu denken, daß bei uns in einem Demonſtrationsſtreik gegen die Re⸗ 
gierung Stadtbahnen, Straßenbahnen, Gaswerke zum Stillſtand kommen“. 
Wirtſchaftliche Maſſenſtreiks können gleichfalls jene Vorbereitungsarbeit für 
den politiſchen Maſſenſtreik nicht verrichten, ſie ſind ja nach dem Genoſſen 
Kautsky vom politiſchen Maſſenſtreik ſtreng fernzuhalten, ſie ſeien ihm gar 
nicht förderlich, ſondern geradezu ſchädlich. Worin ſollen alſo ſchließlich jene 
„erbitterten“ Maſſenkämpfe und Maſſenaktionen der Vorbereitungsära beſtehen? 
Etwa in „erbitterten“ Reichstagswahlen oder in Verſammlungen mit Proteſt⸗ 
reſolutionen? Aber jene gewaltigen Schichten des nichtorganiſierten oder 
gegneriſch organiſierten Proletariats, auf die es beim „letzten“ Maſſenſtreik 
ankommt, bleiben ja leider unſeren Verſammlungen fern. Und ſo iſt es 
ſchlechterdings nicht abzuſehen, wie wir eigentlich das „ganze Proletariat des 
Reiches“ für den letzten Kampf „auf Leben und Tod“ gewinnen, aufrütteln 
und ſchulen werden. Ob Genoſſe Kautsky es will oder nicht, ſein letzter 
Maſſenſtreik kommt eben, da er eine Periode von Maſſenſtreiks wirtſchaft⸗ 
lichen und politiſchen Charakters ausſchließt, einfach aus der Piſtole ge⸗ 
ſchoſſen. 

Schließlich muß man ſich aber fragen: Was tft das eigentlich für ein „letzter“ 
Maſſenſtreik, der nur einmal kommt und in dem das ganze Proletariat des 
Reiches mit ſeiner ganzen Macht auf Leben und Tod ringt? Soll darunter 
ein periodiſcher „letzter“ Maſſenſtreik verſtanden ſein, der in jeder großen 
politiſchen Kampagne, alſo etwa um das preußiſche Wahlrecht, um das Reichs⸗ 
tagswahlrecht, zur Verhinderung eines verbrecheriſchen Krieges uſw., zum 
Schluß die Entſcheidung gibt? Aber man kann nicht periodiſch und mehrmals 
„auf Leben und Tod“ kämpfen. Ein ſo ausgemalter Maſſenſtreik, in dem 
„das ganze Proletariat“ und obendrein „mit ganzer Macht“ „auf Leben und 
Tod“ ringt, kann nur jener Kampf ſein, wo es ſich um die ganze politiſche 
Macht im Staate handelt, das kann offenbar nur jener „letzte“ Kampf auf 
„Leben und Tod“ ſein, in dem das Proletariat um ſeine Diktatur ringt, um 
dem bürgerlichen Klaſſenſtaat den Garaus zu machen. Der politiſche Maſſen⸗ 
ſtreik für Deutſchland verſchiebt ſich auf dieſe Weiſe immer weiter; erſt wurde 
er durch die Ermattungsſtrategie nach den Reichstagswahlen im nächſten Jahr 
erwartet, jetzt entſchwindet er als der „letzte“, der einzige Maſſenſtreik unſeren 
Blicken und neckt uns gar aus bläulicher Ferne der — ſozialen Revolution. 

Erinnern wir uns jetzt noch an die Bedingungen, die Genoſſe Kautsky in 
ſeinem erſten Artikel „Was nun?“ an die Ausführung des politiſchen Maſſen⸗ 
ſtreiks knüpfte: die ſtrengſte Geheimhaltung der Vorbereitungen vor dem 
Feinde, Beſchlußfaſſung durch den oberſten „Kriegsrat“ der Partei, möglichſte 
Überrumpelung der Gegner, — und wir bekommen unverſehens ein Gedanken⸗ 


Roſa Luxemburg: Die Theorie und die Praxis. 635 


bild, das eine ſtarke Ahnlichkeit mit dem „letzten, großen Tag“, dem General⸗ 
ſtreik nach anarchiſtiſchem Rezept hat. Die Idee des Maſſenſtreiks ver⸗ 
wandelt ſich aus einem geſchichtlichen Prozeß der modernen proletariſchen 
Klaſſenkämpfe in ihrer jahrzehntelangen Schlußperiode in einen Kladderadatſch, 
in dem das „ganze Proletariat des Reichs“ plötzlich mit einem Ruck der 
bürgerlichen Geſellſchaftsordnung den Garaus macht. 

Wie ſchrieb doch Genoſſe Kautsky 1907 in ſeiner „Sozialen Revolution“, 
2. Auflage, Seite 54: 

„Das iſt unſinnig. Ein Generalſtreik in dem Sinne, daß alle Arbeiter 
eines Landes auf ein gegebenes Zeichen die Arbeit niederlegen, ſetzt eine Ein⸗ 
mütigkeit und eine Organiſation der Arbeiter voraus, die in der heutigen 
Geſellſchaft kaum je erreicht werden kann, und die, wenn einmal erreicht, ſo 
unwiderſtehlich wäre, daß ſie des Generalſtreiks nicht erſt bedürfte. Ein ſolcher 
Streik würde aber mit einem Ruck nicht bloß die beſtehende Geſellſchaft, ſondern 
überhaupt jede Exiſtenz unmöglich machen, die der Proletarier noch eher als 
die der Kapitaliſten, er müßte alſo unfehlbar gerade in dem Moment zu— 
ſammenbrechen, in dem er ſeine revolutionäre Wirkſamkeit zu entfalten be⸗ 
gänne. Der Streik als politiſches Kampfmittel wird kaum je, ſicher nicht in 
abſehbarer Zeit, die Form eines Streiks aller Arbeiter eines Landes an⸗ 
nehmen. — — Wir gehen einer Zeit entgegen, wo gegenüber der Übermacht 
der Unternehmerorganiſationen der iſolierte, unpolitiſche Streik ebenſo aus⸗ 
ſichtslos ſein wird, wie gegenüber dem Druck der von den Kapitaliſten ab» 
hängigen Staatsgewalt die iſolierte parlamentariſche Aktion der Arbeiter⸗ 
parteien. Es wird immer notwendiger werden, daß beide ſich ergänzen und 
aus ihrem Zuſammenwirken neue Kräfte ſaugen. Wie der Gebrauch jeder 
neuen Waffe, ſo muß auch der des politiſchen Streiks erſt gelernt 
werden.“ = 

So hat Genoſſe Kautsky, je mehr er zur Rechtfertigung feiner Stellung⸗ 
nahme im preußiſchen Wahlrechtskampf zu breiten theoretiſchen Verallgemeine⸗ 
rungen ausholte, um ſo mehr die allgemeinen Perſpektiven der Entwicklung 
des Klaſſenkampfes in Weſteuropa und in Deutſchland aus dem Auge ver⸗ 
loren, die zu zeichnen er ſelbſt in den letzten Jahren nicht müde wurde. Er 
hat wohl auch ſelbſt das unbehagliche Gefühl der Inkongruenz ſeiner jetzigen 
mit ſeinen früheren Geſichtspunkten gehabt und war deshalb ſo zuvorkommend, 
im letzten, dritten Teil ſeiner Replik gegen mich ſeine Artikelſerie aus dem 
Jahre 1904 „Allerhand Revolutionäres“ ausführlich zu reproduzieren. Der kraſſe 
Widerſpruch iſt freilich dadurch nicht aus der Welt geſchafft, er hat nur den 
chaotiſchen, ſchillernden Charakter jenes letzten Artikelteils verurſacht, der den 
Genuß bei deſſen Lektüre ſo ungemein beeinträchtigt. 
| Doch nicht jene Artikelſerie allein bildet eine jchrille Diſſonanz mit dem, 
was Genoſſe Kautsky jetzt ausführt. In ſeiner „Sozialen Revolution“ leſen 
wir von einer ganzen langen Periode revolutionärer Kämpfe, in die wir ein⸗ 
treten werden und in denen der politiſche Maſſenſtreik „ſicher eine große Rolle 
ſpielen wird“ (S. 54). Die ganze Broſchüre „Der Weg zur Macht“ iſt der Schil⸗ 
derung derſelben Perſpektiven gewidmet. Ja, hier ſind wir bereits in die 
revolutionäre Periode eingetreten. Hier revidiert Genoſſe Kautsky das, Politiſche 
Teſtament“ von Friedrich Engels und erklärt, die Zeit der „Ermattungsſtrategie“, 
die ja in der geſetzlichen Ausnutzung der gegebenen ſtaatlichen Grundlage be- 
ſteht, ſei bereits vorüber: 
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„Anfangs der neunziger Jahre“ — ſagte er — „habe ich anerkannt, daß 
eine ruhige Weiterentwicklung der proletariſchen Organiſationen und des 
proletariſchen Klaſſenkampfes auf den gegebenen ſtaatlichen Grundlagen das 
Proletariat in der Situation jener Zeit am weiteſten vorwärts bringe. Man 
wird mir alſo nicht vorwerfen können, es ſei das Bedürfnis, mich in Rrre⸗ 
volution und Rrradikalismus zu berauſchen, wenn mich die Beobachtung 
der heutigen Situation zu der Anſchauung führt, daß die Verhältniſſe 
ſeit dem Anfang der neunziger Jahre gründlich geändert ſind, daß 
wir alle Urſache haben, anzunehmen, wir ſeien jetzt in eine Periode 
von Kämpfen um die Staatseinrichtungen und die Staatsmacht 
eingetreten, Kämpfe, die ſich unter mannigfachen Wechſelfällen durch Jahr⸗ 
zehnte hinziehen können, deren Formen und Dauer vorläufig noch unab⸗ 
ſehbar ſind, die aber höchſt wahrſcheinlich bereits in abſehbarer Zeit erhebliche 
Machtverſchiebungen zugunſten des Proletariats, wenn nicht ſchon ſeine Allein⸗ 
herrſchaft in Weſteuropa herbeiführen.“ Und weiter: „In dieſer allgemeinen 
Unſicherheit ſind aber die nächſten Aufgaben des Proletariats klar gegeben. 
Wir haben ſie bereits entwickelt. Es kommt nicht mehr vorwärts ohne 
Anderung der ſtaatlichen Grundlagen, auf denen es ſeinen Kampf 
führt. Die Demokratie im Reich, aber auch in den Einzelſtaaten, nament⸗ 
lich in Preußen und Sachſen, aufs energiſchſte anzuſtreben, das iſt ſeine 
nächſte Aufgabe in Deutſchland, ſeine nächſte internationale Aufgabe der Kampf 
gegen Weltpolitik und Militarismus. Ebenſo klar wie dieſe Aufgaben, 
liegen auch die Mittel zutage, die uns zu ihrer Löſung zu Gebote 
ſtehen. Zu den bisher ſchon angewandten iſt noch der Maſſenſtreik 
getreten, den wir theoretiſch bereits anfangs der neunziger Jahre akzeptierten, 
deſſen Anwendbarkeit unter günſtigen Umſtänden ſeitdem wiederholt erprobt 
wurde.“ 5 

In ſeiner „Sozialen Revolution“, im „Weg zur Macht“, in der „Neuen 
Zeit“ predigte Genoſſe Kautsky den deutſchen Gewerkſchaften den „politiſchen 
Streik“ als die „neue Taktik“, die immer mehr geboten ſei, angeſichts der 
Tatſache, daß der rein gewerkſchaftliche Streik durch die Unternehmerverbände 
immer mehr zur Erfolgloſigkeit verurteilt werde. Dieſe Auffaſſung war es 
ja, die ihm im vergangenen Jahre die erbitterte Fehde mit dem „Korreſpondenz⸗ 
blatt“ der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften eingetragen hat. 

Jetzt will Genoſſe Kautsky ökonomiſche Streiks von politiſcher Aktion ſtreng 
ſcheiden, jetzt erklärt er, daß alle Streiks in Weſteuropa unbedingt „beſtimmte 
Erfolge“ erreichen, ſonſt haben ſie „ihren Zweck verfehlt“, und zu Mitteln, 
welche „das Proletariat organiſieren, ſeine Einſicht und ſein Kraftgefühl heben 
und das Zutrauen der Volksmaſſe zu ſeinen Organiſationen mehren“, zählt 
er nur „glücklich ausgefochtene Lohnbewegungen“. Jetzt brauchen wir über⸗ 
haupt nichts dringender, als „ſichtbare Erfolge“, um den Maſſen zu imponieren. 
Es gibt aber „wenig Erfolge, die ſo ſinnenfällig der Maſſe unſere ſteigende 
Kraft dokumentieren, wie Wahlſiege, wie Eroberung neuer Mandate“. Alſo 
Reichstagswahlen und Mandate! — das iſt Moſes und die Propheten. 

Jetzt hören wir, daß der deutſche Arbeiter nur für Kundgebungen „ohne 
Riſiko“ zu haben iſt, daß „ein bloßer Demonſtrationsſtreik nicht einmal die 
eindrucksvollſte“ Form des politiſchen Proteſtes iſt, „eine ſiegreiche Reichstags⸗ 
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wahl macht weit größeren Eindruck“! Und endlich „eine wirkliche Maſſen⸗ 
demonſtration“, die einer Sache gelten ſoll, „die nicht ſofortige Abwehr er— 
heiſcht, ſondern bloßen Proteſt gegen ein Unrecht bekunden ſoll, das ſchon 
mehr als ein halbes Jahrhundert beſteht“, ein ſolcher Demonſtrationsſtreik 
ſei in Deutſchland „ohne einen gewaltigen Anlaß“ kaum möglich. Genoſſe 
Kautsky hat bloß nicht bemerkt, daß er mit dieſer Argumentation im Vorbei⸗ 
gehen die ſchönſte theoretiſche Begründung für — die Abſchaffung der 
Maifeier geliefert hat. 

Mit vollem Rechte verweiſt Genoſſe Kautsky darauf, daß er „ſchon vor 
der ruſſiſchen Revolution“, in ſeinem Artikel „Allerhand Revolutionäres“, 
eine genaue Beſchreibung der Wirkungen eines politiſchen Maſſenſtreiks ge⸗ 
geben hatte. Doch kommt es, wie mir ſcheint, nicht bloß darauf an, revolu- 
tionäre Kämpfe und deren äußeren Verlauf in der theoretiſchen Abſtraktion, 
ſozuſagen im Nirgendwo zu ſchildern, ihr allgemeines Schema zu entwerfen, 
ſondern ebenſoſehr darauf, in der Praxis jeweilig diejenigen Loſungen zu 
geben, die das Maximum an revolutionärer Energie des Proletariats aus⸗ 
löſen, die Situation am meiſten und am raſcheſten vorwärts treiben können. 
Freilich hat Genoſſe Kautsky in ſeinen zahlreichen Artikeln, in feinen Bro: 
ſchüren das Bild der revolutionären Kämpfe der Zukunft mit zwingender 
Klarheit gegeben, bei der Beſchreibung des Maſſenſtreiks zum Beiſpiel ſchon 
1904 geſchildert, wie „jedes Herrenhaus, jede Scheune, jede Fabrik, jede 
Telegraphenleitung, jede Eiſenbahnſtrecke militäriſch bewacht werden“, wie 
die Soldaten überall gegen die Menge hingeſchickt werden und wie es doch 
nirgends zur Schlacht kommt, „denn wo ſie hinkommen, zerſtiebt die Menge, 
um ſich überall zu ſammeln, wo ſie noch nicht hinkamen oder eben waren“, 
wie zuerſt „Gas⸗ und Elektrizitätswerke aufhören zu funktionieren, Straßen⸗ 
bahnen zu verkehren, ſchließlich werden ſelbſt Poſt und Eiſenbahn vom Streik⸗ 
ſieber ergriffen; zunächſt ſtreiken die Werkſtättenarbeiter, dann auch die jüngeren 
Betriebsbeamten“ — kurz, alles mit einer Plaſtik, Lebendigkeit und einem 
Realismus, die um ſo bewundernswerter ſind, als es ſich um Vorgänge in 
der blauen Luft handelt. Als aber die Frage aus dieſer luftigen Höhe, wo 
die Theorie wie ein Aar ruhig ihre Kreiſe zog, zum erſten Male auf die 
platte Erde der preußiſchen Wahlrechtskampagne herniederſtieg, da ver— 
wandelte ſich plötzlich die kopfloſe und ratloſe preußiſche Regierung in einen 
Rocher de bronce, die zur ſozialen Revolution („Hurra Marſch Marſch“) 
fertigen deutſchen Verhältniſſe, wie ſie der „Weg zur Macht“ ſchildert, in ein 
ſtarres Land, wo „gar nicht daran zu denken iſt“, daß die ſtaatlichenn Werk: 
ſtättenarbeiter und die Betriebsbeamten, ſeien es jüngere oder ältere, an einer 
Demonſtration mittun, und die „revolutionäre Ara, die anhebt“, verwandelte 
ſich in eine fleißige Vorbereitung zu den Reichstagswahlen, denn „es gibt 
wenige Erfolge, die ſo ſinnenfällig der Maſſe unſere Kraft dokumentieren“ 
wie — Reichstagsmandate. 

Himmelſtürmende Theorie und „Ermattung“ in der Praxis, revolutionärſte 
Perſpektiven in den Wolken und Reichstagsmandate als einzige Perſpektive in 
der Wirklichkeit. Genoſſe Kautsky hat ſeinen Feldzug gegen mich mit der 
dringenden Notwendigkeit erklärt, die Idee des Maſſenſtreiks vor einer Kom⸗ 
promittierung zu retten. Ich fürchte beinahe, es wäre ſowohl für die Idee 
des Maſſenſtreiks wie für den Genoſſen Kautsky beſſer geweſen, wenn dieſe 
Rettungsaktion unterblieben wäre. 
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VI. 

Kehren wir nach Preußen zurück. 

Ich habe anfangs März angeſichts der begonnenen Wahlrechtskampagne 
und der ſteigenden Demonſtrationsbewegung erklärt, die Partei müſſe, wenn 
ſie die Bewegung weiter vorwärts führen wolle, die Loſung des Maſſenſtreiks 
auf die Tagesordnung ſtellen, wobei ein Demonſtrationsmaſſenſtreik „der erſte 
Schritt in der gegenwärtigen Situation“ ſei. Ich meinte, die Partei ſtehe vor 
einem Dilemma: entweder wird ſie die Wahlrechtsbewegung zu ſchärferen 
Formen ſteigern, oder aber die Bewegung wird, wie ſchon 1908, nach kurzer 
Zeit wieder einſchlafen. Dies war es ja, was den Genoſſen Kautsky gegen 
mich auf den Plan gerufen hat. 

Und was ſehen wir? Genoſſe Kautsky weiſt darauf hin, daß wir ja, 
mir zum Trotz, keine Spur von Maſſenſtreik erlebt hätten, er triumphiert, daß 
meine Anregung von den Verhältniſſen „mauſetot“ geſchlagen worden ſei. Nun, 
Genoſſe Kautsky hat ſcheint's im polemiſchen Eifer ganz überſehen, daß damit 
leider noch etwas anderes „mauſetot“ geſchlagen wurde: nämlich die Demon⸗ 
ſtrationen und mit dieſen die Wahlrechtsbewegung ſelbſt. Genoſſe Kautsky 
bewies gegen mich, daß eine Steigerung der Demonſtrationen gar nicht nötig ſei, 
daß kein Dilemma für die Partei beſtehe, die Hauptſache ſei, „vor allem die 
Straßendemonſtration weiter zur Anwendung zu bringen, darin nicht zu 
erlahmen, ſie im Gegenteil immer machtvoller zu geſtalten“.“ Nun, die 
Straßendemonſtrationen haben ſeit April gänzlich aufgehört. Und zwar nicht 
etwa aus Mangel an Stimmung und Kampfluſt bei den Maſſen, ſie ſind 
nicht etwa an innerer Erſchöpfung eingeſchlafen. Nein, die Straßendemon⸗ 
ſtrationen ſind einfach von den leitenden Parteiinſtanzen abbeſtellt, ent⸗ 
gegen den Anſtrengungen und Verſuchen der Parteigenoſſen in der Provinz, 
wie der 1. Mai gezeigt hat, wie noch im Mai die Demonſtrationen in Braun⸗ 
ſchweig, in Breslau gezeigt haben, mit Vorbedacht abbeſtellt worden. Genau 
wie ich bereits in meiner erſten Replik in der „Neuen Zeit“ ſchrieb, hatte 
man ſchon Ende März — ohne den weiteren Gang der Ereigniſſe und die 
Situation abzuwarten — die Demonſtration zum 10. April, unter dem Drucke 
der Stimmung in der Provinz, mit dem Gefühl feſtgeſetzt: Nun aber Schluß! 
Und Schluß iſt gemacht worden. Keine Demonſtrationen, nicht einmal Ver⸗ 
ſammlungen befaſſen ſich mehr mit der Wahlrechtsfrage, die ſturmatmende 
Rubrik des Wahlrechtskampfes iſt aus der Parteipreſſe verſchwunden. Und 
als ſicherſtes Symptom, daß die Sache einſtweilen vorbei und nicht mehr 
aktuell iſt, kann der Umſtand dienen, daß unſer leitendes Zentralorgan ſich 
mit der Taktik im Wahlrechtskampf zu befaſſen begann. „Die Volksbewegung 
größten Stils“ iſt vorläufig nach Hauſe geſchickt worden. 

Was ſagt Genoſſe Kautsky dazu? Wagt er, der gegen mich „Scherz, 
Satire, Ironie und tiefere Bedeutung“ ins Treffen führte, auch nur ein Wort 
des leiſeſten Tadels gegen die „oberſten Behörden“, die entgegen ſeiner 
Mahnung, ja „in Straßendemonſtrationen nicht zu erlahmen“, der Demon⸗ 
ſtrationsbewegung einfach den Garaus gemacht haben? Im Gegenteil, hier 
iſt Genoſſe Kautsky voller Bewunderung, er findet nur Worte der Begeiſte⸗ 
rung für „die jüngſte Demonſtrationskampagne“, die „ein Muſter erfolgreicher 
Ermattungsſtrategie war“. Ganz richtig. So ſieht eben in der Praxis die 
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Ermattungsſtrategie aus, die nach zwei kühnen Schritten ſich „ermattet“ auf 
den Lorbeeren ausruht und die ſchmetternde Ouvertüre der „Volksbewegung 
größten Stils“ im kleinlauten Knurren der Vorbereitungen für die Reichs⸗ 
tagswahlen auslaufen läßt. 
Die Wahlrechtsbewegung iſt alſo wieder auf ein, vielleicht zwei Jahre zum 
Stillſtand gebracht, und zwar in einem ſo geſchickt ausgewählten Moment, 
daß damit der Regierung der größte Dienſt erwieſen worden iſt, den man 
ihr überhaupt hätte erweiſen können. 
Die Zurückziehung der Wahlrechtsvorlage durch Bethmann Hollweg war 
der entſcheidende Moment. Die Regierung befand ſich gänzlich in der Klemme. 
Die parlamentariſche Flickarbeit an der Wahlreform, der parlamentariſche 
Kuhhandel war bankrott. Die Gegner ſtanden am Ende ihres Lateins. 
Wollte man wirklich mit dem „Wahlrechtsſturm“, mit der Loſung: „Keine 
Ruhe in Preußen“, mit den großen Worten des preußiſchen Parteitags Ernſt 
machen, dann war der Zuſammenbruch der Regierungsvorlage der gegebene 
Moment, um ſofort auf dieſes Fiasko der parlamentariſchen Aktion unter 
dem Rufe: Her mit einer neuen Vorlage! mit einem allgemeinen grandioſen 
Vorſtoß, mit Straßendemonſtrationen im ganzen Lande einzuſetzen, die dann 
weiter zum Demonſtrationsmaſſenſtreik geführt und den Kampf mächtig vor⸗ 
wärts getrieben hätten. Genoſſe Kautsky, der mir gütigſt vorſchlägt, ſolche 
Einfälle, wie zum Beiſpiel das „bewaffnete“ Erſcheinen im Treptower Park 
als die Anwendung meiner „Strategie“ anzuerkennen, hat hier ein deutliches 
Beiſpiel deſſen, was „meine Strategie“ in Wirklichkeit will. Nicht kindiſche 
Donquichotterien, wie die vom Genoſſen Kautsky mir zugemutete, ſondern poli— 
tiſches Ausnutzen der Niederlagen des Gegners wie der eigenen Siege, was 
übrigens nicht ſowohl die Erfindung irgend einer „neuen Strategie“ als viel⸗ 
mehr das Abe jeder revolutionären, ja jeder ernſten Kampftaktik iſt, das war 
die Aufgabe der Partei. Ich will damit nicht etwa die unbedingte Pflicht der 
Partei ausſprechen, alle Montag und Donnerstag mal eine „revolutionäre 
Periode“ einzuleiten. Aber ich meine: wenn die Partei eine Aktion beginnt, 
wenn ſie einmal Sturm geläutet und ihre reiſigen Völker auf den Plan ge— 
rufen hat, wenn ſie von einer „Volksbewegung größten Stils“, vom Sturm 
„mit allen Mitteln“ geſprochen, dann darf ſie nicht nach zwei Anläufen ſich 
plötzlich hinter dem Ohr kratzen, gähnen und erklären: Es war nichts, für dies 
mal war's nicht ernſt gemeint, gehen wir nach Hauſe. . . . Eine ſolche Sturm⸗ 
macherei auf Probe und Kommando iſt meines Erachtens der Größe der Partei 
und des Ernſtes der Situation unwürdig und geeignet, die Partei in den Augen 
der Maſſen zu diskreditieren. Die begonnene Wahlrechts⸗ und Demonſtrations⸗ 
bewegung war ferner eine ausgezeichnete Gelegenheit zur Aufrüttelung, Auf— 
klärung der indifferenten Maſſen, zur Gewinnung gegneriſch geſinnter Arbeiter⸗ 
kreiſe, wie es die regelmäßige Agitation entfernt nicht zu tun imſtande iſt. Die 

Partei hat mit dem abſichtlichen Abbrechen der Bewegung dieſe glänzende Ge— 
legenheit nach ſchönſtem Anfang ungenutzt gelaſſen. 

Vor allem kommen aber noch politiſche Geſichtspunkte in Betracht. Es iſt 
höchſt kurzſichtig, die Frage der preußiſchen Wahlreform von der Frage des 
Reichstagswahlrechtes mechaniſch zu trennen und zu erklären: aus Anlaß 
des preußiſchen Wahlrechtskampfes ſollen unſere großen Kanonen nicht ins 
Feld rücken, die wollen wir aufſparen für den Fall, daß nach den Reichs 
tagswahlen das Reichstagswahlrecht kaſſiert wird. Man muß ſich geradezu die 
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Augen vor den wirklichen Zuſammenhängen abſichtlich verſchließen, um nicht ein⸗ 
zuſehen, daß in der heutigen Situation der Kampf um die preußiſche Wahl⸗ 
reform im Grunde genommen nichts anderes als Kampf um das Reichstags⸗ 
wahlrecht iſt. Es iſt klar, daß eine kräftige und ſiegreiche Kampagne für das 
preußiſche Wahlrecht der ſicherſte Weg iſt, einen Schlag wider das Reichstags⸗ 
wahlrecht im voraus zu parieren. Die entſchloſſene und konſequente Fortſetzung 
des Wahlrechtskampfes wäre alſo zugleich eine Abwehraktion gegen Staats⸗ 
ſtreichgelüſte der Reaktion geweſen, eine Aktion, die alle Vorzüge der Offen⸗ 
ſive vor einer erzwungenen Defenſive gehabt hätte. ; 

Genoſſe Kautsky wendet nun ein — und das iſt ſein letzter Trumpf —, 
daß, da der Maſſenſtreik doch, wie wir ſehen, nicht ausgebrochen iſt, dies am 
beſten beweiſe, wie wenig er ſich aus der Situation ergab und wie verfehlt 
mein Standpunkt war. „Schon die Tatſache“ — ſagt er — „daß man dar⸗ 
über diskutiert, zeigte, daß die Situation dieſe Reife noch nicht erlangt hat. 
Solange man noch ſtreiten und unterſuchen kann, ob der Maſſenſtreik am 
Platze ſei oder nicht, ſo lange iſt das Proletariat als Geſamtmaſſe noch nicht 
von jenem Maße Erbitterung und Kraftgefühl erfüllt, die notwendig ſind, 
ſoll ſich der Maſſenſtreik durchſetzen. Wäre die nötige Stimmung dafür im 
März vorhanden geweſen, dann müßte eine abmahnende Stimme wie die 
meine von einem Proteſt toſender Entrüſtung erſtickt werden.“ Genoſſe 
Kautsky zeigt hier ein intereſſantes Pendeln zwiſchen Extremen: bald iſt der 
Maſſenſtreik ein ſorgſam im geſchloſſenen Zelte des Kriegsrats ausgeheckter 
Coup, der flüſternd im geheimen vorbereitet wird, bald iſt er „ein Elementar⸗ 
ereignis, deſſen Eintreten nicht nach Belieben herbeizuführen iſt, das man er⸗ 
warten, nicht aber feſtſetzen kann“. Ich meine, daß die Aufgabe der ſozial⸗ 
demokratiſchen Partei und ihrer Leitung weder im geheimnisvollen Aus⸗ 
hecken von „großen Plänen“ noch im „Warten“ auf Elementarereigniſſe be⸗ 
ſteht. Maſſenſtreiks können — wie ich deutlich in meinem erſten Artikel in 
der Dortmunder „Arbeiterzeitung“ ſchrieb — nicht auf Kommando der oberſten 
Inſtanzen „gemacht“ werden, ſie müſſen aus der Maſſe und ihrer fort⸗ 
ſchreitenden Aktion ſich ergeben. Aber dieſe Aktion politiſch im Sinne 
einer energiſchen Taktik, einer kräftigen Offenſive ſo vorwärts führen, daß die 
Maſſe ſich ihrer Aufgaben immer mehr bewußt wird, das kann die Partei 
und das iſt auch ihre Pflicht. Die Sozialdemokratie vermag nicht künſtlich 
eine revolutionäre Maſſenbewegung zu ſchaffen, ſie kann aber wohl unter 
Umſtänden durch ihre ſchwankende, ſchwächliche Taktik die ſchönſte Maſſen⸗ 
aktion lähmen. Den Beweis liefert der mißlungene oder vielmehr gleich nach 
Beginn abkommandierte Wahlrechtsmaſſenſtreik in Belgien im Jahre 1902. 
Wie wirkſam die Partei einen Maſſenſtreik, dieſes „Elementarereignis“, unter 
Umſtänden durch Bremſen verhindern kann, ſelbſt wenn die Maſſen in hohem 
Grade kampfbereit find, das hat Genoſſe Kautsky ſelbſt über Sſterreich be⸗ 
richtet. „Trotzdem“, erzählte er uns, „trotzdem die Verhältniſſe in Oſterreich 
den Maſſenſtreik weit mehr begünſtigen als bei uns, und trotzdem die Maſſen 
in Oſterreich zeitweiſe zu einer Erregung gelangt waren, von der wir in 
Deutſchland weit entfernt blieben, zu einer ſolchen Erregung, daß ſie nur 
durch das äußerſte Aufgebot aller Kräfte von dem Eintritt in den Maſſen⸗ 
ſtreik abgehalten werden konnten, trotzdem endlich wiederholt und in der poſi⸗ 
tivſten Weiſe mit dem Maſſenſtreik gedroht worden war, haben die für die 
Taktik verantwortlichen Genoſſen bisher auf das ſtärkſte gebremſt und den 
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Maſſenſtreik verhindert.“ Daß dieſe hemmende Rolle der Barteileitung am 
wirkſamſten in Deutſchland in die Erſcheinung treten kann, iſt ſelbſtverſtändlich 
angeſichts des außerordentlich ausgebildeten Organiſationszentralismus und 
der Diſziplin in unſerer Partei. 

„In einer Partei“, ſchrieb ich ſchon in meinem Artikel „Was weiter?“, 
„wo, wie in der deutſchen, das Prinzip der Organiſation und der Partei⸗ 
disziplin jo beiſpiellos hochgehalten wird, wo infolgedeſſen die Initiative un- 
organiſierter Volksmaſſen, ihre ſpontane, ſozuſagen improviſierte Aktionsfähig⸗ 
keit — ein ſo bedeutender, oft ausſchlaggebender Faktor in allen bisherigen 
großen politiſchen Kämpfen — faſt ausgeſchaltet iſt, da liegt der Partei die 
unabwendbare Pflicht ob, den Wert dieſer ſo hoch entwickelten Organiſation 
und Disziplin auch für große Aktionen, ihre Verwendbarkeit auch für andere 
Kampfformen als für parlamentariſche Wahlen nachzuweiſen.“ 

Das bisherige Schickſal der preußiſchen Wahlrechtsbewegung ſcheint bei— 
nahe zu beweiſen, daß unſer Organiſationsapparat und unſere Parteidiſziplin 
ſich einſtweilen noch beſſer im Bremſen als im Führen großer Maſſenaktionen 
bewähren. Wenn man ſchon im voraus die Straßendemonſtrationen nur zag⸗ 
haft und widerwillig ausführt, wenn man jeder gebotenen Gelegenheit zur 
Potenzierung der Demonftrationen, wie der 18. März, wie der 1. Mai eine 
war, peinlich ausweicht, wenn man eigene Siege, wie die Eroberung des 
Rechtes auf die Straße am 10. April, und ebenſo die Niederlagen der Gegner, 
wie die Zurückziehung der Regierungsvorlage, gänzlich ungenutzt läßt, wenn 
man ſchließlich die Demonſtrationen überhaupt an den Nagel hängt und die 
Maſſen nach Hauſe ſchickt, kurz wenn man alles tut, um die Maſſenaktion 
zurückzuhalten, zu lähmen, die Kampfſtimmung abzuſtumpfen, dann kann 
ſelbſtverſtändlich auch nicht aus der Maſſe heraus jene ſtürmiſche Bewegung 
entſtehen, die ſich in einem Maſſenſtreik Luft machen muß. 

Natürlich vermag die hemmende Wirkung einer ſo gearteten Leitung am 
eheſten dann den Ausſchlag zu geben, wenn die Maſſenaktion erſt in ihren 
Anfangsſtadien iſt, wie dies bei uns in Deutſchland der Fall, wo ſie noch 
die erſten Schritte tut. Iſt die revolutionäre Periode erſt in ihrer vollen 
Entfaltung, gehen die Wogen des Kampfes bereits hoch, dann wird kein 
Bremſen der Parteiführer viel auszurichten imſtande ſein, dann ſchiebt die 
Maſſe ihre Führer, die ſich dem Sturm der Bewegung widerſetzen, einfach 
auf die Seite. So kann es auch einmal in Deutſchland kommen. Aber ich 
finde es im Intereſſe der Sozialdemokratie weder notwendig noch wünſchens⸗ 
wert, dahin zu ſteuern. Wenn wir mit dem Maſſenſtreik in Deutſchland 
unbedingt warten wollen, bis die Maſſe mit „toſender Entrüſtung“ über ihre 
bremſenden Führer hinwegſtürmt, ſo kann dies offenbar nur auf Koſten des 
Einfluſſes und des Preſtiges der Sozialdemokratie geſchehen. Denn dann könnte 
ſich leicht herausſtellen, daß der komplizierte Organiſationsapparat und die 
ſtrenge Parteidiſziplin, auf die wir mit Recht ſtolz find, leider nur für den 
parlamentariſchen und gewerkſchaftlichen Alltag ein ausgezeichneter Notbehelf, 
daß ſie aber bei der gegebenen Beſchaffenheit unſerer leitenden Kreiſe ein 
Hindernis für die Maſſenaktion großen Stils ſind, wie ſie die kommende Ara 
der ſtürmiſchen Kämpfe erfordert. Und noch ein beſonderer ſchwacher Punkt 
unſerer Organiſationsverhältniſſe könnte dabei verhängnisvoll wirken. Wären 
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nämlich die Gewerkſchaftsführer allein in der jüngſten Wahlrechtskampagne 
gegen die Loſung des Maſſenſtreiks öffentlich aufgetreten, ſo hätte dies nur 
zur Klärung der Situation, zur Schärfung der Kritik bei den Maſſen geführt. 
Daß ſie dies nicht nötig hatten, daß ſie vielmehr durch das Medium der 
Partei und mit Hilfe des Parteiapparats die ganze Autorität der Sozialdemo⸗ 
kratie zum Bremſen der Maſſenaktion in die Wagſchale werfen konnten, das 
hat die Wahlrechtsbewegung zum Stillſtand gebracht, — Genoſſe Kautsky hat 
bloß die theoretiſche Muſik dazu gemacht. 

Freilich geht unſere Sache trotz alledem vorwärts. Die Gegner arbeiten für 
uns ſo unabläſſig, daß es kein beſonderes Verdienſt iſt, wenn unſer Weizen 
bei jedem Wetter blüht. Doch iſt es ja ſchließlich nicht die Aufgabe der Klaſſen⸗ 
partei des Proletariats, lediglich von den Sünden und Fehlern ihrer Gegner 
trotz eigener Fehler zu leben, ſondern durch eigene Tatkraft den Gang der 
Dinge zu beſchleunigen, nicht das Minimum, ſondern das Maximum an Aktion 
und Klaſſenkampf in jedem Moment auszulöſen. 

Und wenn in Zukunft die Maſſenaktion wieder anheben wird, dann wird 
die Partei genau vor demſelben Problem ſtehen, wie ſchon vor zwei Jahren 
und wie im letzten Frühjahr. Nach dieſen zwei Verſuchen müſſen die breiten 
Kreiſe unſerer Parteigenoſſen ſich von vornherein darüber klar ſein, daß eine 
wirkliche Maſſenaktion großen Stils ſich nur dann entfachen und auf die 
Dauer erhalten läßt, wenn man ſie nicht als eine trockene Exerzierübung nach 
dem Taktſtock der Parteileitung behandelt, ſondern als einen großen Klaſſen⸗ 
kampf, in dem alle bedeutenden wirtſchaftlichen Konflikte ausgenutzt, alle 
Momente, die die Maſſe erregen, in den Strudel der Bewegung geleitet 
werden müſſen und in dem man nicht einer ſteigenden Verſchärfung der 
Situation und entſcheidenden Kämpfen ausweicht, ſondern ihnen mit einer 
entſchloſſenen konſequenten Taktik entgegengeht. Vielleicht wird die jetzige N 
kuſſion dazu ihr Teil beitragen. 


Die Arbeiterbewegung in den bereinigten Staaten. 
Don Klgernon Cee. 


5. Ein Streik von dreißigtaufend frauen. 


Der Streik der New Yorker Bluſenmacherinnen verdient, in dieſer Über: 
ſicht über die jüngſte Geſchichte der Arbeiterbewegung in den Vereinigten 
Staaten erwähnt zu werden, nicht allein wegen ſeiner Größe, ſondern vor 
allem auch deshalb, weil er ein wichtiges Bindeglied zwiſchen der Arbeiter⸗ 
bewegung und der Bewegung für bürgerliche und politiſche Gleichſtellung det 
Geſchlechter bildet, die rapid an Stärke und Zielbewußtheit gewinnt. 

New York iſt das Hauptzentrum für Bekleidungsinduſtrie in den Ver⸗ 
einigten Staaten; ein ſehr wichtiger Zweig dieſer Induſtrie iſt die Herſtellung 
von Frauenbluſen, wobei über dreißigtauſend Perſonen allein in dieſer Stadt 
beſchäftigt ſind, faſt ausſchließlich junge Frauen oder Mädchen, von denen 
manche erſt ſechzehn, ja ſogar erſt vierzehn Jahre alt ſind. Die meiſten von 
ihnen ſind Jüdinnen, die aus Rußland, Polen, Oſterreich, Ungarn und 
Rumänien eingewandert oder die Töchter von Einwanderern ſind. Man findet 
aber auch Amerikanerinnen unter ihnen und ſeit neueſter Zeit eine große 
Anzahl von Italienerinnen. 
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Gearbeitet wird in etwa vierhundert Werkſtätten. In der größten ſind 
ungefähr 500 Perſonen beſchäftigt und in einigen anderen 100 bis 300; in 
den meiſten arbeiten jedoch weniger als fünzig. Faſt alle Unternehmer ſind 
Juden. Dies hindert ſie natürlich nicht, ihre Glaubensgenoſſinnen mitleidlos 
auszubeuten oder gegen ſie die religiöſen und Raſſenvorurteile der Ameri⸗ 
kanerinnen und Italienerinnen ins Feld zu führen. Es gibt da ein Syſtem von 
Kontrakten und Nebenkontrakten, das den ſogenannten Fabrikanten aller Ver⸗ 
antwortlichkeit für die Arbeitsbedingungen oder ſogar für die Zahlung der Löhne 
entbindet und die kleineren Unternehmer zum hitzigſten Wettbewerb mit den anderen 
antreibt, wenn auch unter der ſchändlichſten Ausbeutung ihrer Arbeiterinnen. 

Es wurde oft verſucht, dieſe zu organiſieren, aber bisher nur mit geringem 
Erfolg. Einige Jahre lang exiſtierte ein Verband, aber bis zum letzten Jahre 
hatte er nie mehr als ein paar hundert Mitglieder und war kaum imſtande, 
einen nennenswerten Einfluß auf die Arbeitsbedingungen auszuüben. Lange 
Arbeitszeit, niedrige Löhne, Überarbeit in der Geſchäftsſaiſon, ſonſt unfrei⸗ 
willige Muße — alle dieſe Übel wurden noch durch die ungeſunde Lage der 
Werkſtätten und die nichtswürdige Tyrannei der Unternehmer und Vorarbeiter 
verſchlimmert. Nach dem Ausbruch der Induſtriekriſe im Spätherbſt 1907 
wurde die Lage noch ſchlechter, und beim Aufleben des Gewerbes im 
Sommer 1909 begann ein aufrühreriſcher Geiſt unter den Bluſenmacherinnen 
zu erwachen. Die Mitgliederzahl des Verbandes wuchs, in zwei der größten 
Werkſtätten ſchloſſen ſich ihm die Arbeiter an. Als die Unternehmer dies be— 
merkten, entließen ſie die Verbandsmitglieder und beſetzten die leergewordenen 
Stellen mit unorganiſierten Arbeiterinnen, beſonders Amerikanerinnen und 
Italienerinnen, bis zu denen der Verband noch nicht hatte vordringen können. 
Deshalb wurde ein Streik und ein Boykott gegen dieſe Werkſtätten beſchloſſen, 
und der Kampf brach auf einmal mit voller Wut los. 

Der Bluſenmacherverband wurde von der „Woman's Trade Union League“ 
unterſtützt, einer Geſellſchaft, die ſich wenige Jahre vorher gebildet hatte, um 
die Organiſation der arbeitenden Frauen zu fördern, und die in ihren Reihen 
nicht nur Mitglieder der beſtehenden Frauengewerkſchaften zählt, ſondern auch 
Frauen aus der Klaſſe der Intellektuellen, die mehr aus Sympathie als aus 
materiellem Intereſſe ſich der Bewegung angeſchloſſen haben: einige der 
tätigſten von ihnen ſind Sozialiſtinnen. Das jüdiſch⸗ſozialiſtiſche Organ, der 
„Daily Forward“, unterſtützte die ſtreikenden Bluſenmacherinnen energiſch, 
ebenſo taten dies die jüdischen Arbeiterorganiſationen im Oſten von New Nork, 
die mit den United Hebrew Trades verbunden ſind. Auf der anderen Seite 
ſtellten ſich die vierhundert Bluſenfabrikanten der Stadt, die in einem Unter⸗ 
nehmerverband organiſiert waren, hinter die gewerkſchaftsfeindlichen Unter: 
nehmer; die Polizei und die niederen Gerichte wurden zu ihren Dienſten in 
der ſchamloſeſten Weiſe aufgeboten. Subjekte, die im Dienſte der Arbeitgeber 
ſtanden, durften die Streikenden ſtraflos beleidigen, ja mißhandeln, während 
die Mädchen unter den fadenſcheinigſten Vorwänden verhaftet wurden, ſogar 
ſchon, wenn ſie auf der Straße an einer ſtreikenden Werkſtatt nur vorbei⸗ 
gegangen waren. Trotz alledem nahm der Verband den Kampf unverzagt 
auf, und faſt jeden Tag verließen einige von den neu Angeſtellten in den 
ſtreikenden Werkſtätten ihre Arbeit und ſchloſſen ſich dem Verband an. 

So ging das fünf bis ſechs Wochen lang, die Streikenden harrten ſtand— 
haft aus trotz aller Verfolgungen, aber ſie konnten doch die Meiſter nicht 
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zum Nachgeben zwingen. Am Abend des 22. November wurden gleichzeitig 
mehrere Maſſenverſammlungen in verſchiedenen großen Sälen veranſtaltet, 
an denen Tauſende von Bluſenmacherinnen aus nicht ſtreikenden Werkſtätten 
teilnahmen, ſowie viele, die nicht zu dem Gewerbe gehörten, aber mit den 
Streikenden ſympatiſierten. Während der Reden wurde plötzlich aus den 
Reihen der Zuhörer in der größten Verſammlung der Vorſchlag gemacht, ſämt⸗ 
liche Bluſenmacherinnen der ganzen Stadt ſollten auf einmal die Arbeit nieder⸗ 
legen, um einheitliche Bedingungen in der ganzen Branche zu ſchaffen. Dieſer 
Vorſchlag wurde einſtimmig angenommen. Er wurde auch in den anderen 
Verſammlungen zur Sprache gebracht und mit Begeiſterung aufgenommen. 
Am Morgen kam die Nachricht in die Werkſtätten, und am Mittag waren 
alle geſchloſſen, während die Arbeiterinnen in die Hauptquartiere des Verbandes 
ſtrömten, um ſich in die Organiſation einſchreiben zu laſſen, ihr Scherflein 
zum Streikfonds beizuſteuern und ihre Dienſte für Streikpoſtenſtehen, Agitation 
uſw. anzubieten. 
| Es hat bisher in den Vereinigten Staaten, vielleicht ſogar in der ganzen 
Welt noch nie einen Streik gegeben, an dem 30000 Frauen und Mädchen 
beteiligt waren. Und noch nie wurde ein Streik tapferer und entſchiedener 
geführt als von dieſen Frauen und Mädchen, die drei Monate lang wacker 
ausharrten. Sie trotzten dem Winter, ohne einen Pfennig Geld in der Taſche, 
während ſie das organiſierte Kapital, eine brutale Polizei und knechtſelige Richter 
gegen ſich hatten. Aber ſie hielten treu zuſammen, und ſchließlich ſiegten ſie. 

Fünf Wochen nach Beginn des Streiks veröffentlichte der „Call“ ein 
ſtatiſtiſches Reſümee, aus dem hervorging, daß 653 Streikende verhaftet (von 
dieſen wurden 190 wieder entlaſſen, gewöhnlich erſt nach einer beſchimpfenden 
Strafpredigt des Richters), 248 zu Geldſtrafen, 19 zu fünf oder zehn Tagen 
Haft im Arbeitshaus verurteilt worden waren zuſammen mit Diebinnen und 
Proſtituierten (unter dieſen Verhafteten waren einige kaum fünfzehn Jahre 
alt), während 196 noch auf das Verhör warten mußten. Die Geldſtrafen, 
die aus der Verbandskaſſe bezahlt wurden, beliefen ſich auf über 5000 Mark. 
Außerdem mußte der Verband an Kautionsgeldern im ganzen über 10000 Mark 
für Mitglieder bezahlen, die verhaftet waren und nur gegen Bürgſchaft oder 
das Verſprechen freigelaſſen wurden, „Frieden zu halten“. Aber derſelbe 
Bericht zeigte auch, daß während dieſer Zeit 271 Unternehmer aus dem Unter⸗ 
nehmerverband austreten und die Forderungen der Streikenden erfüllen mußten, 
fo daß 22 000 von dieſen die Arbeit wieder aufnahmen mit einer Lohnerhöhung 
von 10 bis 20 Prozent, eine Reduktion der Arbeitszeit auf 52 Stunden in 
der Woche, einer radikalen Verbeſſerung der Werkſtattanlagen und vor allem 
der Anerkennung des Verbandes; 134 Unternehmer kämpften noch gegen den 
Verband. Nach ſieben weiteren Wochen, alſo um Mitte Februar, endete der 
Streik mit einem völligen Siege der Arbeiter auf der ganzen Linie. 

Auch in anderen Städten waren die Bluſenmacherinnen in dieſen Kampf 
mit verwickelt worden. New Yorker Fabrikanten hatten verſucht, ihre Arbeit 
in Philadelphia, Hartford, Yonkers und anderweitig ausführen zu laſſen. 
Überall, wo die Bluſenmacherinnen dies bemerkten, weigerten fie ſich, für 
New Yorker Aufträge zu arbeiten, und traten gegebenenfalls lieber in Aus 
ſtand, als daß ſie als Verräter gehandelt hätten. Gleichzeitig überreichten ſie 
in Philadelphia ihre eigenen Forderungen, und es folgte ein ausgedehnter 
Streik, der in allen feinen Phaſen dem New Norker ungemein ähnelt, aus⸗ 
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genommen daß die Zahl der Streikenden nur ungefähr ein Viertel ſo groß 
war. Das Reſultat bildete, in New York wie auch anderswo, eine wirkliche 
Verbeſſerung der Arbeitsbedingungen in dieſer Branche, eine erhebliche Stärkung 
des Bluſenmacherverbandes und ein ſtarker Anſporn für die Organiſation der 
arbeitenden Frauen in anderen Induſtriezweigen. Der Bluſenmacherverband 
zählt jetzt mehr als 10000 Mitglieder nach Abzug derjenigen, welche ihm 
während des Streiks beigetreten waren, um nach ſeiner Beendigung ſofort 
auszutreten. Dieſe jungen Mädchen und Frauen ſind Feuer und Flamme für 
die Arbeiterbewegung, und man kann in künftigen Kämpfen auf ihre tat⸗ 
kräftige Hilfe rechnen. Viele, die früher außer für ihre kleinen perſönlichen 
Angelegenheiten kein Intereſſe gezeigt hatten, ſind jetzt tätige Mitglieder der 
Sozialiſtiſchen Partei oder der Frauenſtimmrechtsorganiſationen oder auch aller 
beider. 

Dieſer Kampf iſt natürlich vor allem bezeichnend für das Erwachen der 
arbeitenden Frauen Amerikas. Das war nicht nur eine Lohnarbeiterrevolte; 
nein, das war gleichzeitig auch eine „Revolte der Frau“. Als Lohnarbeiter— 
ſtreik fand er Unterſtützung bei den Gewerkſchaften; als Frauenſtreik bei 
den Frauenorganiſationen jeder Art und ſogar bei einigen reichen Damen, 
die niemals das geringſte Intereſſe für die Arbeiterbewegung an den Tag 
gelegt hatten. Was die meiſten dieſer Damen anbelangt, ſo war freilich ihr 
Intereſſe nur ein momentanes. Ihre Hilfe, beſonders ihre Geldbeiträge waren 
wertvoll; aber bald machten ſich doch die Klaſſengegenſätze geltend, die ſtrei— 
kenden Mädchen waren durchaus nicht willens, ſich Vorſchriften machen zu 
laſſen, wenn auch von einer noch ſo noblen Gönnerin. Dieſe hinwiederum, 
die meiſtens nur ein ſentimentales Intereſſe für die Streikenden gehegt hatten, 
fanden bald ein neues Feld für ihre Betätigung, das ihnen mehr zuſagte. 
Indeſſen beeinflußte der Streik die Frauenſtimmrechtsbewegung als Ganzes 
ſehr tief. Die Frauenrechtler lernen allmählich, daß fie die wirkſamſte Unter: 
ſtützung bei der Arbeiterklaſſe finden werden, ſobald ſie deren Vertrauen ſich 
erwerben können. Sie verſtehen, daß die Forderung der „Frauenrechte“ nicht 
in ſentimentalen Gemeinplätzen oder in abſtrakten Theorien über „Natur: 
rechte“ ihre Erfüllung findet, ſondern in den Tatſachen der induſtriellen Ent⸗ 
wicklung. Dieſe verſetzt die Frauen in dieſelbe Umgebung, in der ſich die 
Männer der verſchiedenſten Klaſſen befinden, und erweckt in ihnen dieſelben 
Gedanken, Gefühle und Wünſche, die bis heute im allgemeinen nur die männ— 
liche Hälfte der Menſchheit gehegt hat. Das natürliche Ergebnis dieſer Fak— 
toren und ihrer klaren Erkenntnis iſt die Spaltung der Frauenbewegung in 
zwei Flügel: der eine bürgerlich in ſeinem Weſen, beſchränkt in ſeinen Be— 
griffen und konſervativ oder gar reaktionär in allen anderen Fragen außer 
dem gleichen Stimmrecht; der andere dagegen proletariſch und fortſchrittlich. 
Dieſe Spaltung wird ſich natürlich noch verſchärfen, aber den proletariſchen 
Flügel der Bewegung ſtärken und ihn in immer engere Beziehung zu den 
Gewerkſchaften und der Sozialiſtiſchen Partei bringen. 

Als beides, als Lohnarbeiterſtreik wie als Frauenſtreik, verdiente und empfing 
der Bluſenmacherinnenſtreik warme Hilfe von den Sozialiſten in New York 
und den öſtlichen Staaten. Beſonders hervorgehoben zu werden verdienen die 
ſozialiſtiſchen Frauen für ihr energiſches und tatkräftiges Wirken in dieſem 
Kampfe. Sie ſammelten Geld; ſie veranſtalteten eine Extraausgabe des „Call“ 
und verkauften 47000 Nummern auf der Straße; ſie ſtanden zuſammen mit 
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den ſtreikenden Frauen Streikpoſten und wurden auch in einigen Fällen mit 
ihnen zuſammen verhaftet; fie organiſierten öffentliche Meetings; fie ver: 
wandten ihre Erfahrung dazu, im Dienſte des Verbandes die Tauſende von 
Mädchen zu organiſieren, die niemals daran gedacht hätten, dem Verband 
beizutreten, und ihnen bei den Verhandlungen mit den Arbeitgebern zu 
helfen; und durch all dieſes zeigten ſie den jungen Mädchen, die am Kampfe 
beteiligt waren, daß der Sozialismus keineswegs nur eine abſtrakte Theorie 
oder ein Zukunftstraum iſt, ſondern ein lebendiger Teil des heutigen Kampfes 
gegen Elend und Unterdrückung. Ihr Wirken hat ſicher viel dazu beigetragen, 
das Anſehen der Sozialiſtiſchen Partei bei denen zu heben, an die ſich die 
ſozialiſtiſche Bewegung vor allem wendet. 

Seit dem Streik der Bluſenmacherinnen werden die Woman's Trade Union 
League und die Zentralſtellen der Arbeiterorganiſationen mit Anträgen be- 
ſtimmt, auch in anderen Zweigen die Arbeiterinnen organiſieren zu helfen — 
Kellnerinnen, Wäſcherinnen, Verkäuferinnen und Fabrikmädchen jeder Branche, 
Wahrſcheinlich werden wir im nächſten Jahre ein erhebliches Anwachſen der 
Zahl organiſierter Frauen und vielleicht auch weitere große Streiks von 
Arbeiterinnen erleben. (Fortſetzung folgt.) 


Literariſche Kundſchau. 


Maxim Anin, Die Nationalitätenprobleme der Gegenwart. Wien, Verlag Schnaken⸗ 
burg. Preis 1 Krone. 

Es iſt ſehr gut, daß die Herren „ſozialiſtiſchen“ Zioniſten gerade vor dem Inter⸗ 
nationalen Kongreß den ausländiſchen Genoſſen die Möglichkeit gewähren, dieſe 
Partei näher kennen zu lernen. Denn ſie wird den Kongreß gewiß wiederum be⸗ 
ſchäftigen, da ſie Anſpruch auf die Zulaſſung zu ihm macht. Man muß deshalb 
Herrn Anin dankbar ſein, daß er ſelbſt klar hervorhebt, was dieſe ſogenannte 
zioniſtiſch-ſozialiſtiſche Partei von den anderen ſozialiſtiſchen Parteien unterſcheidet, 
In einer Abhandlung: Der jüdiſche Sozialismus und ſeine Strömungen, 
ſagt Herr Anin, „daß bei den in ſelbſtändigen politiſchen Gebilden organiſierten 
Nationen der Klaſſenkampf des Proletariats einen ganz anderen Inhalt und 
ganz andere Bedeutung hat, als bei einer ſtaatsloſen und dabei noch exterri⸗ 
torialen Nation, wie es die Juden ſind“. Der jüdiſche ſozialdemokratiſche Arbeiter⸗ 
bund beſtreitet es natürlich, daß der „Inhalt des Klaſſenkampfes“ von dem Terri⸗ 
torium des Volkes abhängt. Er ſieht keinen Unterſchied zwiſchen dem Klaſſenkampf 
des jüdiſchen Proletariats und dem anderer Nationen. Anders aber die Partei 
Anins. Nun fragt es ſich, was hat ſie dann Gemeinſames mit den anderen ſozia⸗ 
liſtiſchen Parteien, die einen Klaſſenkampf ganz anderen Inhalts führen. „Das 
Proletariat,“ ſagt Anin weiter, „hat hier (bei den ſtaatlich-organiſierten Nationen) 
in erſter Linie einen Kampf zu führen für die weitmöglichſte Anpaſſung der Staats⸗ 
tätigkeit an feine ſpezifiſchen Klaſſenintereſſen.“ Alſo auch bei den territorial-organi- 
ſierten Nationen handelt es ſich bloß um die „Anpaſſung der Staatstätigkeit“, 
keineswegs aber um die Eroberung der politiſchen Macht? Woher nur Anin 
dieſe Weisheit ſchöpft? Aus den ſogenannten „ſozialiſtiſchen“ Monatsheften, deren 
eifriger Mitarbeiter er iſt? Sehen wir zu, was Anin daraus folgert. 

Eine exterritoriale Nation, erklärt Anin, kann den Staat nicht „ausnutzen“ und 
muß deshalb danach ſtreben, zuerſt die „normalen Bedingungen eines hiſtoriſch 
erfolgreichen und ſozialſchöpferiſchen Klaſſenkampfes“ zu ſchaffen. Nun, dann mögen 
die jetzigen Zioniſten und zukünftigen „Sozialiſten“ abwarten, bis ſie, auf einem 
nationalen Territorium angeſiedelt, einen richtigen Klaſſenkampf führen werden, um 
dann in der Internationale eine Vertretung zu fordern. ... 
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| Um die „Notwendigkeit“ eines Territoriums für die Juden zu begründen, hat 
Anin feine angeführte Schrift verfaßt. Sein flüchtiger Überblick über die Natio— 
nalitätenprobleme in den weſteuropäiſchen Ländern dient ihm bloß dazu, um ſeinen 
Schluß zu begründen, daß ein Territorium für die Juden notwendig iſt, um „alle 
Seiten ihres nationalen Daſeins, vor allem aber eine ungeſtörte ſozial⸗ökonomiſche 
Entwicklung“ entfalten zu können (S. 87). Allerdings geht aus den ſelbſt von Anin 
angeführten Definitionen der Nation als Kulturgemeinſchaft etwas ganz Entgegen⸗ 
geſetztes hervor. Es iſt überhaupt abſurd, zu ſagen, daß die ökonomiſche Entwick⸗ 


lung jeder Nation (nicht jedes Staates) anders iſt, oder zu behaupten, daß die 


Anomalien im ſozial⸗ökonomiſchen Bau des jüdiſchen Lebens ihren „letzten Grund 
in der Exterritorialität der jüdiſchen Nation haben“ (S. 96). Auf dieſen Unſinn 
braucht man gar nicht näher einzugehen. Dagegen mag noch erwähnt werden, daß 
Anin ſelbſt zugibt, die Erreichung des zioniſtiſchen Zieles ſei keineswegs ſicher, 
ſondern bloß möglich. 

Allerdings beſtreitet er auch die objektive Notwendigkeit des Sozialismus. Auch 
darüber wollen wir mit ihm nicht ſtreiten. Nur hat er kein Recht, ſich dabei auf 
Engels und Kautsky zu berufen, die gerade das Gegenteil behaupten. Weder Engels 
noch Kautsky trennen das Subjekt vom Objekt: die f ubjeftive Notwendigkeit iſt 


für ſie nur der Ausdruck der objektiven Notwendigkeit. Herr Anin ſcheint über⸗ 


von 


haupt den Marxismus in der Schule der „ſozialiſtiſchen“ Monatshefte gelernt zu 


haben. Auf dieſen „Marxismus“ mag er ſich meinetwegen auch ſtützen. M. N. 


Dr. R. Broda und Dr. Jul. Deutſch, Das moderne Proletariat, eine foziaf- 
pfſychologiſche Studie. Berlin 1910, Georg Reimer. 226 Seiten. 


Das Buch ſtellt einen ſehr beachtenswerten Verſuch dar, die ſich vielfach 
kreuzenden Tendenzen und Gegentendenzen, durch welche die pſychologiſche Ent— 
wicklung des modernen Proletariats in verſchiedenen Ländern und je nach dem Ent- 
wicklungsgrad des dort herrſchenden Produktionsſyſtems beſtimmt wird, ſyſtematiſch 
darzustellen und zu zeigen, wie ſich trotz der fo verſchiedenen Gegenſtrömungen doch 
eine einheitliche Richtungslinie beobachten läßt. | 
In dem überaus intereſſanten Kapitel „Prozeß der Organbildung“ wird die 
Entſtehung und Eigenart der vier verſchiedenen Organiſationsformen des Prole— 
tariats: politiſche Partei, Gewerkſchaft, Genoſſenſchaft und Bildungsorganiſation, 
in ihrem hiſtoriſchen Werdegang gezeigt und dargetan, in welcher Weiſe jede einzelne 
von ihnen die Pſyche des Arbeiters beeinflußt. Die Geſchichte jeder Kulturnation 
wirkt auf die Bildung dieſer Organiſationsformen verſchiedenartig ein und ver— 
urſacht es, daß hier die eine und dort die andere in den Vordergrund tritt und 
auf Koſten der übrigen erſtarkt. Dadurch allein aber werden ſchon dem Denken 
und Fühlen der organiſierten Arbeiter in verſchiedenen Ländern oft eigenartige 
Merkmale aufgedrückt und bewirkt, daß ſie zu der ſpeziellen Schulung und Er— 
kenntnis, die durch jede einzelne Organiſationsform großgezogen werden, in ver— 
ſchiedener Reihenfolge und zu verſchiedenen Zeiten gelangen. 

Schließlich unterſuchen die Autoren eingehend die pfychiſche Verfaſſung des— 
jenigen Teiles des Proletariats, der als der am weiteſten geiſtig vorgeſchrittene 
die Merkmale einer ſpeziell proletariſchen Pſychologie am deutlichſten aufweiſt. 
Dabei ſtützen ſie ſich vorwiegend auf mehrere im Laufe der letzten Jahre von 
Proletariern publizierte Autobiographien und auf eine Reihe von Skizzen, die auf 
ihre Anregung hin von Männern und Frauen der Arbeiterklaſſe verfaßt wurden, 
und die dem Buche als Anhang beigegeben ſind. 

Die Bedeutung des Buches liegt weniger in dem Ergebnis, zu dem die Ge— 
noſſen Broda und Deutſch gelangen, als vielmehr darin, daß ſie ſchon bekannte 
Tatſachen in ein überſichtliches Syſtem gebracht und dadurch der künftigen Forſchung 
manchen nützlichen Fingerzeig gegeben haben. Thereſe Schleſinger. 
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vorſpiele der Reichstagswahlen. 
7 Berlin, 30. Juli 1910. 


Einen kläglicheren Anblick als in den letzten Wochen hat die bürgerliche 
Preſſe lange nicht geboten, ſowenig ſie in dieſer Hinſicht die Mitwelt verwöhnt 
haben mag. War das ein Gegacker um die famoſe Großblockidee im allgemeinen 
und Herrn Baſſermann im beſonderen, der ſeine edelſte Kraft daran ſetzte, 
den fürchterlichen Krach der „Niederdeutſchen Bank“ aufzuhalten, während ſich 
die bürgerlichen Staatsmänner anſtellten, als hinge das Heil der Welt davon 
ab, ob er eine Kandidatur für den nächſten Reichstag annehme oder nicht. 

Wirklich — man kann eine aufrichtige Sehnſucht nach den Bennigſen und 
Miquel verſpüren, wenn man dieſen Spektakel um Herrn Baſſermann hört: 
um den würdigen Sohn des würdigen Vaters, der in vormärzlicher Zeit im 
badiſchen Muſterländle das Banner der Freiheit mit nerviger Fauſt ſchwang, 
aber ſofort ins reaktionäre Lager abſchwenkte, als ein ernſthafter Kampf um 
die Freiheit entbrannte, der ſich in dieſem Kampfe durch die Karikatur eines 
Witzblatts ſo erſchrecken ließ, daß er das ſich eben dem Novemberſtaatsſtreich 
unterwerfende Berlin als ein revolutionäres Sodom und Gomorra voll 
königsmörderiſcher „Geſtalten“ denunzierte. Eine ebenſo erhebende Rolle ſpielte 
der Sohn Baſſermann, als er bei den parlamentariſchen Gewaltſtreichen, mit 
denen der Hungertarif im Reichstag durchgeſetzt wurde, den Brotwucherern 
gehorſam die Schleppe trug. Und um dieſen Helden wurden zahlloſe Leit⸗ 
artikel verbrochen, als ſtände die Zukunft der Nation auf dem Spiele, wenn 
er im Reichstag nicht fürderhin die liberalen Grundſätze verraten könne. 
Selbſt die Hundstagshitze vermag ſolche Delirien nicht völlig zu erklären. 

Eher könnte man die Angſt vor der anſteigenden „roten Flut“ als zu⸗ 
reichende Urſache einer ſo traurigen, geiſtigen Verheerung betrachten. Sie 
bringt die bürgerlichen Gehirne außer Rand und Band, ſo daß ſie die tollſten 
Phantaſien gebären. Auch die glorreiche Großblockidee iſt weniger vom Haß 
gegen den Schnapsblock, als von dem Wunſche, die Sozialdemokratie einzu— 
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ſeifen, aus der Taufe gehoben worden. Wie wäre es ſonſt zu erklären, daß 
zum Beiſpiel das „Berliner Tageblatt“ ſich im Schweiße ſeines Angeſichts 
abmüht, die Differenzen, die durch den badiſchen Diſziplinbruch innerhalb der 
Partei entſtanden ſind, nach Kräften zu ſchüren? Einen Bundesgenoſſen, mit 
dem man es ehrlich meint, ſucht man doch nicht am Vorabend des Kampfes 
zu ſchwächen. Da ſchaut der Pferdefuß gar zu deutlich hervor. 

Ehrlicher iſt die „Voſſiſche Zeitung“, wenn ſie offen herausſagt, wie ſie 
ſich den Großblock denkt, an deſſen Herrlichkeit ſie, eben weil ſie aus ihrem 
Herzen keine Mördergrube macht, nicht zu glauben vermag. Sie will ſich auf 
den Schwindel nur einlaſſen, wenn bei den nächſten Reichstagswahlen den 
Heerſäulen der Arbeiterpartei die roten Vögel der Mugdaneſen voranflattern. 
Sie geht klipp und klar mit den Bedingungen heraus, unter denen der Frei⸗ 
ſinn für den Großblock zu haben wäre, indem ſie fragt: Wird die Sozial⸗ 
demokratie „unſerem“ Kämpf ſein Mandat gönnen, das letzte, das der Freiſinn 
in Berlin noch beſitzt, oder wird Genoſſe Haaſe darauf verzichten, „unſerem“ 
Gyßling das Königsberger Mandat wieder zu entreißen? Hierauf wagt die 
„Voſſiſche Zeitung“ nicht zu hoffen, und dadurch erweiſt ſich die gute Tante 
wirklich als ahnungsvoller Engel. Sie kann ruhig Gift darauf nehmen, daß, 
ſoweit es auf die Sozialdemokratie ankommt, weder „unſer“ Gyßling noch 
„unſer“ Kämpf den nächſten Reichstag zieren werden. 

Ob ſelbſt unter den Bedingungen, die die „Voſſiſche Zeitung“ vorausſetzt, 
auf irgendwelche Gegenleiſtungen des Freiſinns zu rechnen wäre, das wollen 
wir aus Höflichkeit dahingeſtellt ſein laſſen. Immerhin iſt es ein Verdienſt 
dieſes biedermänniſchen Organs, der wirklichen Lage der Dinge ins Geſicht, 
wenn auch nicht geſchaut, ſo doch geblinzelt zu haben. Bei den anſcheinend 
viel großartigeren Plänen des „Berliner Tageblatts“ hat man immer zu be⸗ 
denken: Trau, ſchau, wem? Bei dem Halsausrecken nach der Taube des Groß⸗ 
blocks, die irgendwo in der blauen Luft ſchweben ſoll, kommt der Spatz ganz 
in Vergeſſenheit, den man ſchon in der Hand hat oder doch jeden Augenblick 
haben kann, wenn man nur will. Ein Wahlbündnis zwiſchen Freiſinn und 
Sozialdemokratie iſt nur auf der Grundlage möglich, daß beide Parteien ſich 
im den Stichwahlen unterſtützen; wer es in dieſer Beziehung bisher an ſich hat 
fehlen laſſen, braucht nicht erſt geſagt zu werden. Diejenigen Blätter des Frei⸗ 
ſinns, denen es wirklicher Ernſt iſt mit der Bekämpfung des Schnapsblocks, 
können nichts Beſſeres und Dringlicheres tun, als aus den Köpfen der Philiſter 
die lächerliche Angſt vor dem roten Geſpenſt zu fegen; wenn ſie ſtatt deſſen 
die Prinzipien, an denen die große Mehrheit der ſozialdemokratiſchen Partei 
nun einmal feſthält, mit wenig Witz und viel Behagen zu karikieren ver⸗ 
ſuchen, ſo wiſſen ſie entweder ſelbſt nicht, was ſie tun, oder es liegt der 
dringendſte Anlaß vor, an ihrer Ehrlichkeit zu zweifeln. 

Ein Stichwahlbündnis der beiden Parteien würde auch, natürlich unter 
der Vorausſetzung, daß der Freiſinn endlich einmal Fuß beim Male hält, 
vollkommen hinreichen, den Schnapsblock zu ſtürzen. Seine Organe wiſſen 
das ſehr gut, denn für dieſen Fall ſparen ſie die Drohungen an die Adreſſe 
des Freiſinns nicht, während ſie über den Großblock nur mehr oder minder 
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gute Witze machen, meiſt ſogar ganz gute, denn an dieſer koloſſalen Zielſcheibe 
der Satire ſchießen auch ſchlechte Schützen nicht leicht vorbei. Aber das Stichwahl— 
bündnis zwiſchen Freiſinn und Sozialdemokratie ſuchen ſie allen Ernſtes zu 
verhindern, und da ſie ihre Pappenheimer kennen, ſo ſchwingen ſie den roten 
Lappen mit einer Energie, die bisher noch niemals ihre Wirkung auf die 
Haſenherzen der liberalen Spießbürger verfehlt hat. 

Ganz wohl iſt ihnen dabei auch nicht, allein ſoweit ſich aus ihren An 
deutungen und gelegentlichen unbedachten Außerungen ſchließen läßt, denken 
ſie bis zu den nächſten Wahlen noch nicht mit ihrem ſchweren Geſchütz vor⸗ 
zurücken. Sie rechnen mit dem, was man in der Strategie den „Kulminations⸗ 
punkt“ des Siegens zu nennen pflegt, mit der alten Erfahrung, daß wenn ein 
Heer einen großen Sieg erfochten hat, alsbald eine rückläufige Bewegung ein: 
zutreten pflegt. Eine ſolche Bewegung bietet ihnen vorteilhaftere Ausſichten, 
als wenn ſie die augenblicklich friſch lodernde Empörung der Volksmaſſen mit 
reaktionären Streichen erſticken wollten, die ſehr leicht ihren Urhebern am ge— 
fährlichſten werden könnten. Ganz anders, wenn die Sozialdemokratie in den 
nächſten Wahlen einen überwältigenden Erfolg erringt und der neue Reichstag 
etwa nicht für eine neue Militärvorlage zu haben ſein würde; dann könnte 
mit ganz anderer Ausſicht auf Erfolg ein bonapartiſtiſches Plebiſzit vom 
Kaliber der berüchtigten Faſchingswahlen inſzeniert werden. 

Unter dieſem Geſichtspunkt erklärt es ſich denn auch, daß die reaktionären 
Blätter, ganz gegen ihre ſonſtige Gewohnheit, der Sozialdemokratie gar nicht 
genug Mandate für die nächſten Wahlen prophezeien können; unter 120 tun 
ſie es ſchon gar nicht. Sehr mit Recht erinnert unſer Dortmunder Partei⸗ 
blatt daran, daß man dieſe Danger doppelt fürchten müſſe, wenn fie Geſchenke 
bringen. Es iſt vielleicht noch das wenigſte, daß ſie die proletariſchen Wähler 
mit der vorzeitigen Eskomptierung des künftigen ſozialdemokratiſchen Wahl: 
erfolges in trügeriſche Sicherheit wiegen wollen; viel gefährlicher wäre es, wenn 
es ihnen gelänge, in der Partei Illuſionen darüber zu erwecken, wie ſich bei der 
Eroberung möglichſt zahlreicher Mandate Mittel und Zweck zueinander verhalten. 

Es trifft durchaus zu, wenn die „Arbeiterzeitung“ in Dortmund ſchreibt: 
„Die Spekulation auf 120 Mandate ſteht und fällt mit der Hoffnung auf die 
Mitläufer. Kein Zurechnungsfähiger wird behaupten, daß die Zahl der über- 
zeugten Sozialdemokraten ſich ſeit 1907 verdreifacht habe. Und hieraus er⸗ 
wächſt nun die ſchwere Gefahr, daß wir aus Sehnſucht nach den 120 Man⸗ 
daten uns verleiten laſſen könnten, Taktik und Agitation auf die Gewinnung 
der Mitläufer einzuſtellen.“ Vor dieſer Gefahr kann allerdings nicht dringend 
genug gewarnt werden. Je größer die Zahl der Mitläufer bei den nächſten 
Wahlen ſein wird, um fo mehr wächſt die Ausſicht der Reaktion, den ſozial⸗ 
demokratiſchen Wahlerfolg alsbald durch irgendwelche reaktionäre Streiche wieder 
zu beſeitigen; hieraus erklärt ſich die Bereitwilligkeit der reaktionären Propheten, 
den roten Teufel, den ſie an die Wand malen, mit parlamentariſchen Mandaten 
zu überſchütten. Mehr noch als für jeden früheren Wahlkampf ergibt ſich für 
die nächſten Reichstagswahlen die Notwendigkeit, in der Wahlagitation die 
prinzipiellen Ziele der Sozialdemokratie mit rückſichtsloſer Schärfe zu vertreten. 


1 


652 Die Neue Zeit. g 


zwiſchen Baden und Luxemburg. 
Von K. Kautsky. 


1. Die Republik. 

Wir hatten die Genoſſin Luxemburg erſucht, im Intereſſe einmütiger Ab⸗ 
wehr des badiſchen Diſziplinbruchs der Verſchiebung ihrer Antwort zuzu⸗ 
ſtimmen, weil dieſe geeignet war, das Intereſſe der Genoſſen von den badiſchen 
Dingen abzulenken. Was zu erwarten war, iſt raſcher eingetroffen, als wir 
geglaubt. Der Karlsruher „Volksfreund“ beruft ſich bereits triumphierend auf 
die Genoſſin Luxemburg. Kurt Eisner iſt es, der ſie dort dem Diſziplinbruch 
dienſtbar macht. 

In einem Artikel, betitelt: „Das Große und das Kleine“, führt er aus: 
Was bedeute Baden gegenüber Preußen? Nichts Wichtigeres gebe es im 
Moment, als den preußiſchen Wahlrechtskampf. 

„Die neuerliche bedeutſame preußiſche Frage, ob der Wahlrechtskampf mit der 
notwendigen Entſchiedenheit und den richtigen Mitteln geführt worden iſt, das 
heißt die Frage des proletarifchen Lebensintereſſes und der deutſchen, ja der euro⸗ 
päiſchen Politik hat ſo ſehr den Vorrang, daß daneben der kleine Badenerſtreit ganz 
zurücktreten muß.“ 


Und früher ſchon heißt es in dem Artikel: 

„Genoſſin Luxemburg hat mit Fug denn doch die Diskuſſion über den preußi⸗ 
ſchen Kampf für wichtiger gehalten, und ihrer zähen Energie iſt es zu verdanken, 
daß (in der „Neuen Zeit‘) — der Wertordnung gemäß — das preußiſche Problem 
ausführlich im Text erörtert und die badiſche Epiſode mit einer Fußnote abgetan 
wird.“ 1 

Und in ſeinem Beginn erklärt er: 

„Wird von einer ſo einflußreichen und in ihren Anregungen und Ratſchlägen 
mit Recht ſo beachteten Genoſſin, wie Roſa Luxemburg, behauptet, daß die 
Lebensaufgabe der deutſchen Politik, die preußiſche Wahlrechtsbewegung, von der 
Partei durch falſche Behandlung verpfuſcht worden ſei, ſo wird damit eine Frage 
von ſolchem Ernſt und ſolcher Tragweite aufgeworfen, daß es Wichtigeres für die 
Geſamtpartei gar nicht geben kann und daß uns in dieſem Augenblick wahrhaftig 
das Tun und Laſſen der ſonſt gewiß ſehr geſchätzten Badenſer völlig gleichgültig 
wird.“ 

Nicht immer wurden die Anregungen und Ratſchläge der Genoſſin Luxem⸗ 
burg im Karlsruher „Volksfreund“ jo koloſſal hoch eingeſchätzt wie eben jetzt, 
Aber dieſer hat in der Tat alle Urſache, der Genoſſin Luxemburg zu danken, 
die als Schutzengel über dem „Kanton Badiſch“ ſchwebt, bemüht, das Donner⸗ 
wetter von ihm ab und nach Berlin zu lenken. 

Natürlich wiederholt Eisner im „Volksfreund“ alle Anklagen, die Genoſſin 
Luxemburg gegen uns geſchleudert hat, ſo auch die des „Verbots“ der Beton 
des republikaniſchen Standpunktes: 


„Heute wirft man den Badenſern Verſäumnis republikaniſcher Pflichten vor, 
obwohl doch gerade hier die Auffaſſung Mehrings zutrifft: auch für die Republik 
wird nicht in den Kleinſtaaten gekämpft . .. in Berlin iſt der Platz für republi⸗ 
kaniſche Agitation, die durchaus nicht ſchon in ſchweigender Stimmenthaltung, in 
Unterlaſſungen erfüllt wird, und in Preußen wie im Reiche läßt gerade die ‚Neue 
Zeit‘ ſolche Propaganda als unvereinbar mit der Parteitradition nicht zu.“ 


Wenn ich anfangs auf die Anwürfe der Genoſſin Luxemburg nicht ſofort 
antworten wollte, geſchah es, um nicht ebenſo wie ſie die Aufmerkſamkeit von 
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den Badener Vorgängen abzulenken. Der nächſte Parteitag wird nicht unter 
dem Zeichen des Maſſenſtreiks ſtehen, ſondern unter dem der Reichstags⸗ 
wahlen. Dieſe, nicht der Maſſenſtreik beſchäftigen jetzt die geſamte Partei. 
Und im Zuſammenhang mit den Wahlen der Diſziplinbruch, der eine ſo 
ſchwere Bedrohung des kommenden Wahlkampfes iſt. Inſofern könnte auch 
heute noch die Beantwortung der Luxemburgſchen Ausführungen warten. 

Was aber nicht mehr warten kann, ſind die Anwürfe, namentlich wegen 
des angeblichen Verbots der Betonung des republikaniſchen Standpunktes, die 
Genoſſin Luxemburg gegen mich ſchleuderte, denn dieſe werden von den 
badiſchen Hofgängern jetzt für ſich ausgenutzt, und ich mache den Genoſſen, 
die den wahren Sachverhalt nicht kennen, eine Zurückweiſung der badiſchen 
Ausnutzung der Luxemburgſchen Angriffe unmöglich, ſolange ich u nicht 
richtigſtelle. 

Jetzt darf ich nicht mehr ſchweigen. 

Über den Eisnerſchen Artikel ſelbſt brauche ich kein Wort weiter zu ver: 
lieren, nur als Kurioſum ſei ſein Satz zitiert: 


„Uns ſchien das Beiſpiel der revolutionären Jungtürken immer erzieheriſcher 
zu ſein als das der revolutionären Ruſſen.“ 


Eisner, deſſen revolutionäres Ideal die jungtürkiſche Offiziersverſchwörung 
iſt, als dritter im Bunde mit Roſa Luxemburg, der Verfechterin des Maſſen⸗ 
ſtreiks um jeden Preis und Kolb, dem Verfechter der Budgetbewilligung und 
der Hofgängerei: ein ſonderbares Kleeblatt! 

Und nun zur Republik. 

Genoſſin Luxemburg hatte behauptet, in der „Neuen Zeit“ könne man mit 
„der Loſung der Republik nicht an die Offentlichkeit treten“. 
| Das bezog fich darauf, daß ich von ihr gefordert hatte, in ihrem Artikel 
über den Maſſenſtreik, den ſie mir ſandte, einen Paſſus über republikaniſche 
Agitation zu ſtreichen. Ich bemerkte, ich hätte ihn zurückgewieſen, nicht weil 
er den republikaniſchen Standpunkt betonte, ſondern aus anderen Gründen. 
Sie hätte die Berechtigung dieſer Gründe anerkannt, indem ſie den Paſſus 
ſelbſt nicht veröffentlichte. 

Mit dieſer letzteren Behauptung hatte ich mich allerdings geirrt, wie ich 
ſchon zugegeben habe. 

Das Verſehen rührte daher, daß der Paſſus nicht in ſeinem urſprünglichen 
Zuſammenhang erſchien, ſondern faſt zwei Wochen nach dem Erſcheinen ihres 
Artikels über den Maſſenſtreik, den die Dortmunder „Arbeiterzeitung“ ge⸗ 
bracht hatte, in der Breslauer „Volkswacht“, die mir nicht zuging. 

Aber ſelbſt wenn mir der Artikel der „Volkswacht“ zu Geſicht gekommen 
wäre, hätte ich ihn nicht wieder erkannt. Er trägt jetzt einen ganz 
anderen Charakter. Roſa Luxemburg erklärt, ſie habe ihn veröffentlicht, „ohne 
ein Wort daran zu ändern“. Ich habe den Paſſus vor faſt fünf Monaten 
nur einmal geleſen, kann alſo nichts darüber ſagen, ob das buchſtäblich zu 
nehmen iſt. In meiner Erinnerung jedoch machte er einen weit weniger harm⸗ 
loſen Eindruck wie jetzt. 

Das mag aber bloß daher rühren, daß er jetzt nicht mehr in ſeinem 
alten Zuſammenhang ſteht. In dieſem Zuſammenhang, als Schluß des 
Artikels, der zum Maſſenſtreik aufforderte, erklärte er, die Agitation für das 
freie Wahlrecht genüge nicht mehr. Es gelte jetzt die Agitation für die Re⸗ 
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publik. Und da meinte ich allerdings, republikaniſche Agitation in Verbin⸗ 
dung mit Maſſenſtreikaktion, das wäre eine völlig neue Agitation und Aktion, 
die für die Partei unabſehbare Folgen haben könne, die nicht ein einzelner 
auf eigene Fauſt proklamieren dürfe, die aber auch nicht gut öffentlich disku⸗ 
tiert werden könne. Selbſt ſo gute Republikaner wie Marx und Engels 
hätten anerkannt, daß bei der republikaniſchen Agitation in Deutſchland Vor⸗ 
ſicht walten müſſe. 

Dieſe Auffaſſung vertrete ich auch heute noch, und Roſa Luxemburg hat 
ihre Berechtigung indirekt anerkannt, freilich nicht in der Weiſe, wie ich's an⸗ 
nahm, daß ſie auf die Veröffentlichung des Paſſus vollſtändig verzichtete, 
wohl aber in der Weiſe, daß ſie ihn aus dem Zuſammenhang herausnahm, 
in dem ich ihn beanſtandete, und ihn für ſich allein erſcheinen ließ, wo er 
ein viel harmloſeres Geſicht annahm. | 

Wenn Roſa Luxemburg behauptete, ich hätte ihr in meinem Briefe die 
„ſcharfe Betonung des republikaniſchen Standpunktes verboten“, ſo ſteht 
davon in meinem Briefe keine Silbe. 

Es wäre auch in der Tat ſehr ſonderbar, wenn ich das getan hätte, da 
ich, wie bereits erklärt, „ſchon ſtärkere Betonungen des republikaniſchen Ge⸗ 
dankens in der „Neuen Zeit' veröffentlichte“ wie die harmloſe Bemerkung in 
der Broſchüre der Genoſſin Luxemburg, die Liberalen verdienten Vorwürfe, 
weil ſie 1848 nicht die deutſche Republik gemacht. Genoſſin Luxemburg kann 
ſich nicht entſinnen, republikaniſche Erklärungen in der „Neuen Zeit“ geleſen 
zu haben. Zwei Zitate mögen genügen, ihr Gedächtnis zu ſtärken. - 

Im Beginn meiner Artikelſerie über „Republik und Sozialdemokratie in 
Frankreich“ erklärte ich: 

„Zunächſt kann ich nur wiederholen, was ich in der ‚Neuen Zeit‘ (XXII, 2, 
S. 675) geſagt: 

„‚Wir find ſchon deswegen Republikaner, weil die demokratiſche Republik die 
einzige dem Sozialismus entſprechende politiſche Form iſt. Die Monarchie kann 
nur beſtehen auf der Grundlage von Klaſſenunterſchieden und Klaſſengegenſätzen. 
Die Aufhebung der Klaſſen bedingt auch die Aufhebung der Monarchie.“ („Neue 
Zeit“, XXIII, 1, S. 260.) 

Im zwölften Jahrgang der „Neuen Zeit“ hatte ich auseinandergeſetzt: 

„Wir ſind Revolutionäre, und zwar nicht bloß in dem Sinne, in dem die Dampf⸗ 
maſchine ein Revolutionär iſt. Die ſoziale Umwälzung, die wir anſtreben, kann 
nur erreicht werden mittels einer politiſchen Revolution, mittels der Eroberung der 
politiſchen Macht durch das kämpfende Proletariat. Und die beſtimmte Staats⸗ 
form, in der allein der Sozialismus verwirklicht werden kann, iſt die Republik, und 


zwar im landläufigſten Sinne des Wortes, nämlich die demokratiſche Republik.“ 
(XII, 1, S. 368.) 


Das ſind nicht etwa „olle Kamellen“, ſondern dieſen Paſſus druckte ich 
erſt im vorigen Jahre in meinem „Weg zur Macht“ ab. Er wird demnächſt 
in neuer Auflage dort erſcheinen. 

Iſt der Genoſſin Luxemburg hier der republikaniſche Standpunkt nicht ſcharf 
genug betont? Iſt er da nicht ſtärker betont als in ihrer Frankfurter Rede, die 
ſie jüngſt hielt? Und ich ſollte Genoſſin Luxemburg gehindert haben, unſeren repu⸗ 
blikaniſchen Standpunkt ſcharf zu betonen, alſo dasſelbe zu tun, was ich tat? 

Wenn ſie behauptete, in der „Neuen Zeit“ dürfe man „mit der Loſung der 
Republik nicht an die Offentlichkeit treten“, ſo hat ſie die Genoſſen damit irre⸗ 
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geführt. Nicht deswegen wies ich den fraglichen Paſſus zurück, weil darin 
der republikaniſche Charakter unſerer Partei betont wurde, ſondern deshalb, 
weil darin ein einzelner auf eigene Fauſt eine neue Art republikaniſcher Agi⸗ 
tation proklamierte. Nicht politiſche Rückſichten kamen dabei ins Spiel, 
ſondern juriſtiſche, die ſchon ſo gute Republikaner wie Marx und Engels 
anerkannten. 

Das will Genoſſin Luxemburg freilich nicht zugeben, aber ſie beſtreitet 
meine Behauptung, die auf Mangel an „reiflicher Überlegung“ beruhe, unter 
Anwendung einer Zitiermethode, auf die ein Blick geworfen ſei, weil Zitate 
in ihrer jetzigen Polemik eine große Rolle ſpielen. 

Genoſſin Luxemburg behauptet, Engels verlangte die „Erörterung der Not⸗ 
wendigkeit einer Agitation für die Republik“ in der Parteipreſſe. Sie beweiſt 
dies durch folgende Worte, die ſie von ihm zitiert: 


„Zweitens Rekonſtituierung Deutſchlands. . .. Alſo einheitliche Republik.. 
Von allen dieſen Sachen wird nicht viel ins Programm kommen dürfen.“ 


Aber, heißt es dann weiter in dem Zitat, es ſei notwendig, ſich darüber 
zu verſtändigen, darüber zu debattieren. 

Ich will davon abſehen, daß hier nur von Verſtändigen, nicht von 
Agitieren die Rede iſt. Auf jeden Fall muß man nach dieſem Zitat an⸗ 
nehmen, unter „allen dieſen Sachen“ verſtehe Engels die Republik. Aber der 
Schein trügt. Dieſen trügeriſchen Schein fabriziert Roſa Luxemburg dadurch, 
daß ſie aus einem Abſatz von ungefähr einer Druckſeite, in dem „dieſe Sachen“ 
erörtert werden, nur ein Wort, ein einziges Wort zitiert: einheitliche Republik! 
In Wirklichkeit erörtert Engels dort die Frage der Konſtituierung Deutſch⸗ 
lands, die Fragen der Kleinſtaaterei, der Reſervatrechte, des Partikularismus, 
worunter ihm als der gefährlichſte der preußiſche erſcheint, des Bundesſtaats 
und Einheitsſtaats. Letzteren müßten wir anſtreben. „Für Deutſchland wäre 
die föderaliſtiſche Verſchweizerung ein enormer Rückſchritt . . . alſo einheitliche 
Republik.“ Aber nicht nach franzöſiſchem Muſter. Kein Bureaukratenſtaat, 
ſondern weiteſtgehende Selbſtverwaltung der Provinzen und Gemeinden. 

Das waren die Fragen, die zu diskutieren Engels für notwendig hielt, 
weil ſie „von heute auf morgen brennend werden können, wenn wir ſie nicht 
diskutiert und uns nicht darüber verſtändigt haben“. Von alledem zitiert Ge⸗ 
noſſin Luxemburg nur das in der Mitte des Abſatzes ſtehende Wort: Republik 
und behauptet, unter „allen dieſen Sachen“ habe Engels die Republik ver⸗ 
ſtanden. Das iſt doch etwas — nun ſeien wir galant und ſagen wir: kühn. 

Mir wirft ſie vor, ich hätte dieſe Stelle zu flüchtig geleſen, nicht „reiflich 
überlegt“. Hat ſie ſie „reiflich“ überlegt, ehe ſie an ihre Zurichtung ging, 
dann um ſo ſchlimmer. 

Der Gedanke, der Engels durch die Zurechtrichtung des Zitats von Ge- 
noſſin Luxemburg unterſchoben wurde, lag ihm ganz fern. Im Jahre 1891, 
als er ihn niederſchrieb, glänzten noch nicht die Queſſel, Kolb und Frank am 
Parteihimmel und es galt für ſelbſtverſtändlich, daß jeder Sozialdemokrat Repu⸗ 
blikaner war. Es wäre Engels nie eingefallen, es zu betonen, daß wir uns 
über die Frage der Republik „verſtändigen“ müßten. Wohl aber über die 
Fragen des Partikularismus und des Einheitsſtaats. Daß dieſe Fragen 
dringend einer Verſtändigung bedürften, daß ſie ſonſt einmal über Nacht 
höchſt gefährliche Formen für unſere Agitation und Organiſation annehmen 
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könnten, das war es, worauf er 1891 hinwies und womit er nur zu ſehr 
recht behalten hat, wie wir eben jetzt merken. 

Die monarchiſchen Sozialdemokraten dagegen ſah er nicht voraus, und 
darüber wird auch heute noch nicht eine tiefergehende Diskuſſion notwendig 
werden. Selbſt bei jenen Genoſſen, die dem Partikularismus Konzeſſionen 
machen, wird der Kolb-Queſſelſche Monarchismus keinen Anklang finden. 

Die Begriffe Sozialdemokrat und Republikaner bleiben identiſch. 


2. Streikbedingungen. 


Hand in Hand mit der Anklage, ich hätte die Betonung des republika⸗ 
niſchen Standpunktes in der „Neuen Zeit“ verboten, marſchiert die andere, 
ich hätte den Artikel über den Maſſenſtreik nicht aus eigener Überzeugung, 
ſondern infolge eines „Verbots“ der „höheren Inſtanzen“ abgelehnt. Anders 
iſt wohl die Behauptung der Genoſſin Luxemburg nicht ee die aller⸗ 
dings in ſehr verzwickter Form vorgebracht wird: 


„Es handelte ſich natürlich nicht um ein Verbot des Genoſſen Kautsky, 
fondern um ein Verbot der ‚höheren Inſtanzen“, dem Genoſſe Kautsky in ſeinem 
Machtbereich, der ‚Neuen Zeit‘, gefolgt war.“ 


Das faßt auch Eisner in ſeinem erwähnten Artikel ſo auf, als hätte ich 
mich „den Erwägungen des Parteivorſtandes unterworfen“. 

Ich habe darauf nur zu bemerken, daß ich von einem ſolchen Verbot 
nichts weiß; daß mir weder diesmal noch ſonſt jemals von irgend einer 
„höheren Inſtanz“ der Partei ein Gebot oder auch nur ein Wunſch zuging, 
irgend etwas nicht zu veröffentlichen. Die Motive meiner ſchließlichen Ab⸗ 
lehnung habe ich ſchon in meinem früheren Artikel, S. 335, 336, dargelegt, 
ich habe ihnen nichts hinzuzufügen. Das Verbot der „höheren Inſtanzen“, 
das an mich ergangen ſein ſoll, iſt eine Halluzination. 

Nachdem Roſa Luxemburg meine moraliſche Minderwertigkeit als Redak⸗ 
teur und Republikaner dargetan, geht ſie dazu über, meine intellektuelle 
Minderwertigkeit zu zeigen, darzutun, daß ich über ruſſiſche und deutſche 
Verhältniſſe ebenſo wie über Streikpolitik „ohne reifliche Überlegung“ urteile, 
wobei ich einmal ſo und einmal wieder das Gegenteil davon ſage. 

Die Frage, um die es ſich hier handelt, iſt äußerſt wichtig: die Bedingungen 
des Streikens ſind in den verſchiedenen Staaten je nach der Höhe ihrer öko⸗ 
nomiſchen Entwicklung und der Geſtaltung ihrer politiſchen Verhältniſſe 
ſehr verſchieden. Wie weit unterſcheiden ſich ruſſiſche Streikbedingungen von 
deutſchen, wie weit kann der ruſſiſche Maſſenſtreik vorbildlich ſein für den 
deutſchen? 

Man ſollte annehmen, das ſei eine Frage, die man in aller Ruhe und 
Sachlichkeit ſollte erörtern können und erörtern müſſen. Ich habe mich 
wenigſtens bemüht, dies zu tun, und ebenſo mein Gegenpart in dieſer Frage, 
Genoſſe Pannekoek. Genoſſin Luxemburg dagegen iſt aufs tiefſte gekränkt 
und gereizt, ſieht in meinen Ausführungen eine Beleidigung des ruſſiſchen 
Proletariats, eine Herabſetzung der ruſſiſchen Revolution und ihrer Erfolge. 
Wer meinen Artikel unbefangen lieſt, wird darin nichts Derartiges finden. 
„Ich habe nie behauptet, daß die ruſſiſchen Streiks keine Erfolge erzielten; 
bloß geſagt, unter den ruſſiſchen Bedingungen ſei jeder Streik an und für 
ſich ſchon eine erhebende Tat, ein Sieg geweſen, „welches immer fein prak⸗ 
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tiſcher Ausgang ſein mochte“. Den großen Erfolg des Maſſenſtreiks während 
der Revolution, die glänzende Haltung der ruſſiſchen Arbeiter habe ich aus⸗ 
drücklich anerkannt. Das iſt denn doch etwas anderes. Wenn daher Roſa 
Luxemburg glaubt, mich zu ſchlagen, wenn ſie die Erfolge der Streiks während 
der Revolution aufzählt und meine Mahnung aus der Schrift über die ſoziale 
Revolution zitiert, das ruſſiſche Proletariat nicht zu unterſchätzen, ſo trifft ſie 
mich damit nicht. Daß aber alle die Unterſchiede zwiſchen Rußland und 
Deutſchland beſtehen, die ich dargelegt und die hier eine andere Streiktaktik 
hervorriefen als dort, das vermag Genoſſin Luxemburg doch nicht zu leugnen. 
Daß Streiks von Arbeitern, deren Volksbildung vernachläſſigt iſt, die vielfach 
eben vom Dorfe kommen, die jeglicher Preſſe, jeglicher Organiſation entbehren, 
formlos und primitiv ſind im Gegenſatz zu den Streiks wohlorganiſierter und 
geſchulter Arbeiter, iſt doch nur die Konſtatierung einer Tatſache und keine 
Beleidigung. Am Ende beleidigte Engels in ſeinem Buche über die Lage der 
arbeitenden Klaſſe in England die engliſchen Proletarier ſeiner Zeit, deren 
Streiks auch als primitive gegenüber modernen erſcheinen. c 

Roſa Luxemburg erklärt zwar, daß meine Darftellung der ruſſiſchen Ver⸗ 
hältniſſe in den wichtigſten Punkten „faſt total verkehrt“ iſt, aber ſie hütet 
ſich, einen Satz meiner Darſtellung wörtlich zu zitieren, um ſeine „Verkehrt⸗ 
heit“ zu erweiſen. Was ſie mich über die ruſſiſchen Arbeiter ſagen läßt, iſt, 
wie ſchon bemerkt, eine „Verkehrung“ deſſen, was ich wirklich geſagt. Daneben 
hebt ſie aber von allen den „wichtigſten Punkten“ meiner „faſt total ver⸗ 
kehrten“ Darſtellung bloß meine Bemerkung über die Bauernunruhen heraus. 
Sie belehrt mich: „Das ruſſiſche Bauerntum zum Beiſpiel fing nicht erſt 1905 
plötzlich an zu rebellieren, ſondern ſeine Aufſtände ziehen ſich ſeit 1861 wie 
ein roter Faden durch die innere Geſchichte Rußlands.“ Neu ſei 1905 nur 
das Zuſammentreffen des Bauernaufſtandes mit der Erhebung des ſtädtiſchen 
Proletariats geweſen. Als wenn ich irgendwo etwas anderes behauptet hätte! 
In meinem Artikel über „neue Strategie“ ſteht kein Wort davon, daß es vor 
1905 keine Bauernaufſtände in Rußland gab. Im Februar 1905, alſo noch 
vor dem Ausbruch der Revolution, veröffentlichte ich in der „Neuen Zeit“ 
einen Artikel über die „Bauern und die Revolution in Rußland“, in dem 
ich unter anderem ſagte: 

„Bauernaufſtände ſind in Rußland nichts Ungewöhnliches. Faſt jedes Jahr 
ſieht ein paar Bauernrevolten, die ſo regelmäßig wiederkehren wie die Donner— 
wetter im Hochſommer, aber unter normalen Verhältniſſen auch nicht viel mehr 
Schaden anrichten, mit leichter Mühe niedergeſchlagen werden“ (XXIII, 1, S. 673). 


Diesmal aber, „prophezeite“ ich, werde es anders kommen: 
„Wir dürfen erwarten, daß zu den ſtändigen Unruhen der Städte ſich in 


wenigen Wochen oder Monaten ausgedehnte Unruhen auf dem Lande geſellen“ 
(S. 674), „die ſtädtiſche Revolution wird dadurch unwiderſtehlich“ (S. 675). 


Dieſe „Prophezeiungen“ ſind pünktlich eingetroffen. Worüber Roſa Luxem⸗ 
burg mich heute von oben herab belehrt, um meine „faſt total verkehrte“ Dar⸗ 
ſtellung der ruſſiſchen Unruhen zu berichtigen, das ſagte ich voraus, ehe es 
noch eingetroffen war. 

Aber Roſa Luxemburg hält es für notwendig, mich nicht bloß über ruf 
ſiſche, ſondern auch über deutſche Verhältniſſe zu belehren. Sie beſtreitet, die 
preußiſche Regierung ſei die ſtärkſte der Welt. Es würde zu weit führen, fie 
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überzeugen zu wollen, iſt auch nicht nötig, da fie ſich hütet, eine andere 
Regierung zu nennen, die über ſo ſtarke Machtmittel ſo unbeſchränkt verfügte 
wie die preußiſche. Es iſt auch hier wieder bezeichnend, daß ſie ſelbſt die offen⸗ 
kundigſten Tatſachen nicht gelten laſſen will, wie jene, daß die preußiſche 
Armee ein größeres Preſtige hat als jede andere, weil ſie die einzige Armee 
einer europäiſchen Großmacht iſt, die ſeit einem Jahrhundert keine Niederlage 
erlitt, ſondern „ſeit bald einem Jahrhundert von dem Glanze beſtändiger 
Siege getragen wird“. Sie bemerkt dagegen: „In den Kriegervereinen hat 
man bis jetzt nur von dem „glorreichen Feldzug‘ von 1870 gezehrt.“ 

Ich ſtehe alſo offenbar noch unter einem Kriegervereinler, bin noch patrio⸗ 
tiſcher als dieſe. Soll ich im Ernſt an die Feldzüge von 1813 bis 1815, von 
1864 und 1866 erinnern? 

Wichtiger als dieſe Kleinigkeit, die nur die polemiſche Methode der Genoſſin 
Luxemburg kennzeichnet, ſind ihre Ausführungen über die Streiktaktik. Hier 
kommen wir auf ein Gebiet, auf dem eine fruchtbringende Auseinanderſetzung 
möglich wäre. 2 

In drei wichtigen Punkten differieren wir. Ich erkläre, bei entwickelter 
gewerkſchaftlicher Organiſation, weitgehender kapitaliſtiſcher Konzentration und 
Möglichkeit offener Maſſenagitation greift der Arbeiter zum Streik nur, „wenn 
er die Ausſicht hat, dadurch beſtimmte Erfolge zu erzielen“. Das Ab⸗ 
wägen der Ausſichten des Kampfes und der Forderungen, die durch ihn er⸗ 
reicht werden ſollen, vor ſeinem Ausbruch wird jetzt ſehr wichtig. Damit wird 
aber auch die Konzentration des Kampfes auf dieſe Forderungen bedingt, das 
ſtrenge Auseinanderhalten von Kämpfen für politiſche und für ökonomiſche 
Forderungen. Endlich werden mit zunehmender Zentraliſation und Konzen⸗ 
tration der Betriebe wie der Organiſationen der Arbeiter und Unternehmer 
die Kämpfe zwiſchen ihnen wohl immer wuchtiger, aber auch immer ſeltener. 

In allen dieſen Punkten ſteht Roſa Luxemburg im Gegenſatz zu meiner 
Auffaſſung, die ſie „eine geradezu erſtaunliche Phantaſie“ nennt. Die Frage 
nach den Ausſichten des Kampfes verwirft ſie als krämerhafte Beſchränktheit. 
Der Kampf ſtärkt ſtets das Proletariat. „Geſunde, kräftige Organifationen... 
erſtehen aus jeder Kraftprobe mit erneuten Kräften. . .. Verluſte werden bei 
einer geſunden, großen, kühnen Maſſenaktion ſtets von Gewinnen überwogen 
werden.“ Ferner ſei es von Vorteil, Aktionen zu politiſchen und ſolche zu 
ökonomiſchen Zwecken miteinander zu verquicken. So könne das Zuſammen⸗ 
treffen eines Wahlrechtsſtreiks mit einem Bergarbeiterſtreik für Bergarbeiter⸗ 
forderungen oder mit einer Bauarbeiterausſperrung für den politiſchen wie 
für den wirtſchaftlichen Kampf nur von Nutzen ſein. 

Endlich behauptet ſie, daß mit dem Fortſchreiten der ökonomiſchen und 
organiſatoriſchen Entwicklung Streiks nicht immer ſeltener, ſondern immer 
häufiger werden, ſo daß wir uns immer mehr dem Stadium des chroniſchen 
Maſſenſtreiks nähern, der jahrzehntelang dauert und das Mittel iſt, das Prole⸗ 
tariat zum Siege zu führen. Wenn ich anderer Anſicht bin, ſo rührt das 
einfach daher, daß ich von der ökonomiſchen Wirklichkeit keine blaſſe Ahnung 
habe. 

O du ahnungsvoller Engel! 

Daß gewerkſchaftlich organiſierte und geſchulte Arbeiter aus freien Stücken, 
alſo nicht in einer Zwangslage, nur dann ſtreiken, wenn ſie Ausſicht auf be⸗ 
ſtimmte Erfolge haben, glaubt Roſa Luxemburg durch die Streikſtatiſtik der 
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deutſchen Gewerkſchaften widerlegen zu können, aus der hervorgeht, daß im 
Zeitraum von 1890 bis 1906 ein Viertel der Streiks erfolglos war. Was 
das gegen mich beweiſen ſoll, weiß ich nicht. Ich habe nicht behauptet, daß 
die Arbeiter nur dann ſtreiken, wenn ſie den Sieg in der Taſche haben. In 
ſolchem Falle kommt es kaum zum Streik, da gibt der Unternehmer von ſelbſt 
nach. Ich habe bloß geſagt, bei entwickelter gewerkſchaftlicher Organiſation 
kämpft man nicht bloß um des Kampfes willen, erſcheint nicht der Streik an 
ji) ſchon als Sieg, ſondern ſtreikt man für beſtimmte Forderungen, überlegt 
die Ausſichten des Streiks und ſtreikt nur, wenn dieſe günſtig. Wenn man 
bedenkt, daß Engels von den Streiks der Anfänge der engliſchen Arbeiter: 
bewegung noch bemerkt, die Streiks ſeien „unglaublich häufig“, es vergehe 
„faſt kein Tag“ ohne Streik, aber fie ſeien „eine lange Reihe von Nieder: 
lagen, unterbrochen von wenigen einzelnen Siegen“, ſo iſt es jedenfalls ein 
gewaltiger Fortſchritt der gewerkſchaftlichen Organiſation, wenn ſie die Zahl 
der Niederlagen auf 25 Prozent reduziert. Noch geringer iſt deren Zahl, 
wenn man bloß die Angriffſtreiks in Betracht zieht. Sie beträgt bei ihnen 
bloß 18 Prozent, bei den Abwehrſtreiks und Ausſperrungen dagegen 33 Pro— 
zent. Bei dieſen ſind aber die Arbeiter oft in einer Zwangslage, ſie müſſen 
vielfach ſtreiken, wollen ſie Schlimmeres verhüten, auch wenn ſie von vorn— 
herein wiſſen, daß ſie einen augenblicklichen materiellen Erfolg nicht 
erreichen. Das beweiſt nichts dagegen, daß bei entwickelter gewerkſchaftlicher 
Organiſation die Ausſichten jedes Streiks vor ſeinem Beginn reiflich erwogen 
werden und erwogen werden müſſen und daß die Aktion je nach dem Er⸗ 
gebnis dieſer Erwägungen eingerichtet wird. Vor allem gilt das natürlich 
vom Angriffſtreik. Ein ſolcher hätte aber auch der beabſichtigte Wahlrechts⸗ 
maſſenſtreik fein ſollen. Er gehörte doch nicht in die Kategorie der Abwehr: 
ſtreiks, bei denen die Arbeiter keine Wahl haben als zu kämpfen oder ſich 
bedingungslos zu unterwerfen. 

Auch im Kriege werden oft belagerte Feſtungen ohne Ausſicht auf Erfolg 
bis zum äußerſten verteidigt. Das ſtößt nicht den Satz um, daß man Schlachten 
nur führt, um zu ſiegen, und daß man jeder Schlacht ausweicht, in der ein 
Sieg von vornherein ausſichtslos iſt. 

Darum aber handelt es ſich bei unſerer Diskuſſion. Man verlangte von 
den Befürwortern des Maſſenſtreiks nicht den Nachweis, daß ſein Erfolg 
zweifellos, ſondern daß er in der gegebenen Situation möglich ſei. Roſa 
Luxemburg wich dieſem Nachweis mit der Fanfare aus: wie immer der Erfolg 
ſein möge, er müſſe unſeren Vormarſch beſchleunigen. Sie begründete die For⸗ 
derung des ſofortigen Ausbruchs des Maſſenſtreiks nicht mit dem Nachweis, 
daß die Situation ihn ausſichtsreich, ſondern daß fie ihn wünſchens— 
wert mache. Sie verpönt jetzt das Forſchen nach den Ausſichten eines Streiks 
in einer gegebenen Situation mit dem Hinweis darauf, daß 25 Prozent 
aller Streiks erfolglos ſeien und die Streiks im allgemeinen uns doch vor⸗ 
wärts bringen! | 

Ich glaube nicht, daß fie mit dieſer Argumentation in Partei und Ge⸗ 
werkſchaft viel Glück haben wird, trotz ihrer Berufung auf „jeden gewerk⸗ 
ſchaftlichen Agitator“, der mich über die Grundſätze des Klaſſenkampfes be⸗ 
lehren könne. Dieſe „gewerkſchaftlichen Agitatoren“ werden nach wie vor die 
Ausſichten eines jeden Streiks vor der Aktion genau erwägen und ihre Taktik 
danach einrichten. 
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Erfolgreicher ſcheint ſich die Genoſſin Luxemburg der Streikſtatiſtik zu einem 
anderen Zwecke zu bedienen. Sie wendet ſich gegen meine Behauptung, daß 
mit der fortſchreitenden Konzentration und Zentraliſation der Betriebe und 
der Organiſationen die Streiks immer ſeltener werden. Man ſollte meinen, 
das zeige ſchon der bloße Augenſchein. Ein Rieſenkampf, wie er zum Bei⸗ 
ſpiel jetzt im Baugewerbe tobte, läßt ſich ſo ſchnell nicht wiederholen. Durch 
ihn tritt ein einziger Kampf an Stelle Hunderter kleiner lokaler Kämpfe. Die 
Genoſſin Luxemburg beruft ſich wohl darauf, daß wir alle Augenblicke von 
Rieſenſtreiks der Bergarbeiter, Eiſenbahner uſw. hören, viel öfter als ehedem. 
Das iſt richtig, rührt aber daher, daß das Gebiet der kapitaliſtiſchen Aus⸗ 
beutung ungeheuer raſch wächſt. Da hören wir heute von einem Streik in 
Italien, morgen in Amerika, übermorgen in Auſtralien uſw. Aber wir be⸗ 
kommen ein anderes Bild, wenn wir in der gleichen Gegend die Rieſen⸗ 
ſtreiks großer gewerkſchaftlicher Verbände verfolgen. In Deutſchland haben 
die Bergarbeiter des Ruhrgebiets ſeit 1905 nicht geſtreikt; in Frankreich hatten 
wir einen Maſſenſtreik der Bergarbeiter nicht mehr ſeit 1902, in Oſterreich 
nicht ſeit 1900, in England nicht ſeit 1893. An Eiſenbahnerſtreiks hatten wir 
1903 einen in Holland und in Italien, 1904 in Ungarn. Sie haben ſich dort 
ſeitdem nicht wiederholt. Nach „chroniſchem“ Streiken ſieht das nicht aus. 

Aber die Statiſtik! wird mir Genoſſin Luxemburg einwerfen. Die ſcheint 
doch unwiderleglich zu zeigen, daß die Streiks nicht ſeltener, ſondern häufiger 
werden, daß es im letzten Jahrzehnt in Deutſchland viel mehr Streiks gab 
als im Jahrzehnt vorher. 

Darauf iſt zunächſt zu erwidern, daß in der deutſchen Streikſtatiſtik der 
Einfluß der Organiſation auf das Seltenerwerden der Streiks noch wenig 
zutage treten kann, weil die deutſchen Gewerkſchaften noch jung und in 
raſchem Wachstum begriffen ſind. Die Zahl der neuen Elemente, die ihnen 
zuſtrömen, war bisher ſehr groß. Gerade der übergang vom unorganiſierten 
zum organiſierten Stadium iſt aber in der Regel mit den lebhafteſten 
Kämpfen, indes auch mit den raſcheſten Verbeſſerungen der Arbeitsbedingungen 
verknüpft. 

Dann aber iſt die deutſche Streikſtatiſtik ſehr unvollkommen. Die Reichs⸗ 
ſtatiſtik taugt nichts. Die Statiſtik der Gewerkſchaften war anfänglich auch 
nicht vollſtändig, wurde erſt im Laufe der Jahre zuverläſſiger. Je beſſer ſie 
wurde, deſto mehr der vorgekommenen Streiks verzeichnete ſie. Ein Teil der 
Zunahme ihrer Zahl iſt alſo bloß der Verbeſſerung der Statiſtik zuzuſchreiben. 
Dann aber umfaßt dieſe Statiſtik nur jene Streiks, an denen die Zentral⸗ 
verbände beteiligt ſind. Die Zahl ſolcher Streiks kann zunehmen, ſobald die 
Mitgliederzahl der freien Gewerkſchaften wächſt, ohne daß die Streiks im Ver⸗ 
hältnis zur Zahl der Arbeiter häufiger werden. Es iſt ja klar, daß von 
100000 Mitgliedern weniger Streiks berichtet werden als von 1000000. 

Nehmen wir die Zahlen des letzten Dutzend Jahre — 1900 wurde die ge 
werkſchaftliche Streikſtatiſtik reorganiſiert und verbeſſert —, dann können wir 
nach den Zahlen der gewerkſchaftlichen Statiſtik folgende Tabelle aufſtellen: 


Streiks und Mitglieder Zahl der Mitglieder 
Ausſperrungen der Verbände pro Streik 
18888 KASD 329 230 681 
/ / Ro 412359 713 
189989;ðv] BANN 493742 501 
18994 2103.23 98 580473 594 
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Streiks und Mitglieder Zahl der Mitglieder 

Ausſperrungen der Verbände pro Streik 
852 680427 798 
22 677510 931 
861 733206 851 
1282 887698 692 
18525 1052108 648 
2328 1344803 576 
480 1689 709 485 
2792 1865506 669 
2052 1831731 892 


Man ſieht, von einer relativen Zunahme der Zahl der Streiks keine Spur. 
Abſolut vermehrt ſich allerdings die Zahl der verzeichneten Streiks in dem 
Dutzend Jahre etwa um das Vierfache. Aber trotzdem ein Teil dieſer Zu⸗ 
nahme ein ſcheinbarer iſt, der Verbeſſerung der Statiſtik geſchuldet, zeigen 
ſelbſt dieſe Zahlen kein relatives Wachstum, eher eine Abnahme der Zahl der 
Streiks im Verhältnis zur Mitgliederzahl. Im Jahre 1896 kam ein Streik 
ſchon auf 681 Mitglieder, heute nur auf 892. Natürlich wechſelt die Häufig⸗ 
keit der Streiks mit der Konjunktur. Wir finden ihre größte Häufigkeit im 
Verhältnis zur Mitgliederzahl 1898 und dann wieder 1906. 

Indes hatte ich in erſter Linie nicht deutſche Zahlen im Auge, als ich den 
Satz von der Verminderung der Streiks durch das Anwachſen der Organi- 
jationen ſchrieb, ſondern das Land, in dem die Gewerkſchaften ſchon ſeit viel 
längerer Zeit wirken, und die Zahl ihrer Mitglieder, die im Übergangs⸗ 
ſtadium vom unorganiſierten in den organiſierten Zuſtand ſtehen, weit 
geringer iſt und die Aktion der Gewerkſchaften weniger beeinflußt; wo endlich 
eine amtliche, vollkommen zuverläſſige Streikſtatiſtik beſteht, die alle Streiks 
umfaßt. 

Dort zählte man: 


Streiks und | Streits und 

Ausſperrungen i Ausſperrungen 
1211 ꝙqũ 119 
e 1I1I040 1 48 
906 e ET CN ECOATD 
700 % 
1717282 e LAEEHNBRT 
1001 10% 5 
876 i 8 
926 6 86 
864 TEN 01 
1898. 711 1908 382 
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Man ſieht, die Tatſachen der Streikſtatiſtik geben mir nicht die geringſte 
Veranlaſſung, meine Anſchauungen über Streikpolitik zu revidieren. 

Bleibt der eine Punkt, das Unterſcheiden des Streiks für ökonomiſche und 
des Streiks für politiſche Forderungen. Hier ſcheint es Genoſſin Luxemburg 
am einfachſten zu haben. Sie ſchlägt mich durch mich ſelbſt. Sie zitiert meinen 
„trefflichen Artikel“ aus dem Jahre 1905 über die Lehren des Bergarbeiter⸗ 
ſtreiks, in dem ich angeblich dieſelbe Vereinigung von politiſchem und öko⸗ 
nomiſchem Streik für notwendig erkläre, die fie verkündet und die ich jetzt ab- 
lehne. Triumphierend jubelt ſie: 

„Genoſſe Kautsky zerſtreut jeden Zweifel, indem er klipp und klar erklärt: 

„Die großen entſcheidenden Aktionen des kämpfenden Proletariats werden immer 
mehr durch die verſchiedenen Arten des politiſchen Streiks auszufechten ſein. Und 
die Praxis ſchreitet da ſchneller vorwärts wie die Theorie. Denn während wir über 
den politiſchen Streik diskutieren und nach ſeiner theoretiſchen Formulierung und 
Begründung ſuchen, entbrennt ſpontan, durch Selbſtentzündung der Maſſen, ein ge⸗ 
waltiger politiſcher Maſſenſtreik nach dem anderen — oder wird jeder Maſſenſtreik 
zu einer politiſchen Aktion, gipfelt jede große politiſche Kraftprobe in einem Maſſen⸗ 
ſtreik, ſei es bei den Bergarbeitern, ſei es unter den Proletariern Rußlands, den 
Landarbeitern und Eiſenbahnern Italiens uſw. (‚Neue Zeit‘, XXIII, 1, S. 780). 

„So ſchrieb Genoſſe Kautsky am 11. März 1905. 

„Hier haben wir ‚die Selbſtentzündung der Maſſen“ und die gewerkſchaftliche 
Leitung, ökonomiſche Kämpfe und politiſche Kämpfe, Maſſenſtreiks und Revolution, 
Rußland und Weſteuropa im ſchönſten Durcheinander, alle Rubriken des Schemas 
in lebendigem Zuſammenhang einer großen Periode heftiger ſozialer Stürme ver⸗ 
ſchmolzen. 

„Es ſcheint, daß „die Theorie‘ nicht bloß langſamer vorwärts ſchreiteté als die 
Praxis, ſie macht leider zuweilen auch noch Purzelbäume nach rückwärts.“ 


In der Tat, welch ein theoretiſcher Hanswurſt bin ich, ſolche Purzelbäume 
zu machen, daß ich einmal das „ſchönſte Durcheinander“ von Streiks zu 
politiſchen und von Streiks zu ökonomiſchen Zwecken predige und dann wieder 
ihre ſorgfältige Trennung verlange! 

Ich begreife das Entzücken der Genoſſin Luxemburg über meine Purzel⸗ 
bäume nach rückwärts. Es wirkte ſo überwältigend auf ſie, daß ſie es unter⸗ 
ließ, auch nur ein einziges Sätzchen des „trefflichen“ Artikels weiter zu leſen. 
Denn ich fahre dort unmittelbar nach dem zitierten Satze fort: 

„Dabei iſt freilich der Streik um rein politiſche Machtfragen wohl zu unter⸗ 
ſcheiden von dem Streik, der die Geſetzgebung zu einer ſozialpolitiſchen Tat drängen 
will. Jede dieſer Streikarten erfordert eine andere Taktik, iſt an andere 
Bedingungen geknüpft; bei dem einen wird die gewerkſchaftliche, bei dem 
anderen die politiſche Leitung in den Vordergrund treten müſſen; der eine iſt eine 
Aktion, die ſich des öfteren wiederholen kann, der andere bleibt ein letztes Aus⸗ 
kunftsmittel verzweifelter Situationen; bei dem einen gilt es, die Regierung 
zu einer Tat zu drängen, bei dem anderen, die Regierung zu ſtürzen; der eine ge⸗ 
lingt um ſo beſſer, je planmäßiger er vorbereitet iſt, der andere um ſo eher, je 
ſpontaner er losbricht, Freund und Feind überraſchend uſw.“ 

Das iſt es, was ich 1905 in dem Artikel ſagte, den Roſa Luxemburg jetzt 
gegen mich zitiert, um zu beweiſen, daß ich im Gegenſatz zu meiner jetzigen 
Haltung damals ebenſo wie ſie jetzt gegen die „pedantiſche“ Unterſcheidung 
der Streikarten und für ihr Durcheinander eintrat. In Wirklichkeit erklärte 
ich 1905 genau dasſelbe wie jetzt. Den Schein des Gegenteils erreicht Roß 
Luxemburg nur durch eine Prozedur von unglaublicher Keckheit. ‘2 
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Wir haben ſchon oben bei dem Zitat aus Engels über die Republik ge⸗ 
ſehen, daß Roſa Luxemburg es in einer Weiſe für ihre Bedürfniſſe herrichtete, 
die innerhalb der Grenzen des polizeilich Erlaubten ſein mag, nicht aber 
innerhalb der Grenzen des politiſch und moraliſch Erlaubten bleibt. Hier 
wiederholt ſie dasſelbe Manöver. Da liegt Syſtem drin. Aber ſie wiederholt 
es unter erſchwerenden Umſtänden. Dort ſucht ſie durch Weglaſſung von 
Weſentlichem Engels eine Anſicht ausſprechen zu laſſen, die er nicht ausſprach. 
Hier ſucht ſie durch die Weglaſſung von Weſentlichem mich eine Anſicht aus⸗ 
ſprechen zu laſſen, von der ich ausdrücklich in dem Weggelaſſenen das gerade 
Gegenteil behaupte! 

„Ich begnüge mich damit, dieſes Verfahren feſtzuſtellen. Das Urteil über⸗ 
laſſe ich den Parteigenoſſen. 


3. Sollen wir ruffifh oder beigifch reden? 

Mich weiter mit der Genoſſin Luxemburg zu beſchäftigen, iſt überflüſſig! 
Man wird nicht von mir verlangen, daß ich noch auf eine Polemik eingehe, 
die nur den Zweck verfolgt, mir durch gefälſchte und verdrehte Zitate An⸗ 
ſchauungen unterzuſchieben, die ich nie gehegt, um dieſe Anſchauungen dann 
mit Leichtigkeit lächerlich zu machen. Kaum eines der Zitate aus meinen 
Schriften, mit denen ſie hantiert, hat im Zuſammenhang den Sinn, den ſie 
ihm beilegt. Aber es wäre zu langwierig, das ausführlich darzutun, und un⸗ 
nütze Arbeit, denn es brächte keine neue Erkenntnis. Wer der Sache weiter 
nachgehen will und wem die vorgeführten Beiſpiele Luxemburgſcher Zitierkunſt 
nicht genügen, den bitte ich, die Zitate, die ſie vorbringt, in ihrem Zuſammen⸗ 
hang nachzuleſen. 

Damit halte ich natürlich nur die perſönliche Seite der Streitfrage für 
erledigt, die Genoſſin Luxemburg in ihren letzten beiden Artikeln ſo ſehr in 
den Vordergrund geſchoben hat. Nach der ſachlichen Seite läßt ſich wohl 
noch manches jagen, aber dazu iſt der jetzige Zeitpunkt ſicher nicht der ge— 
eignetſte. Ich will nur noch, ehe ich die ſachliche Diskuſſion für jetzt ſchließe, 
verſuchen, mit kurzen Worten ihren wirklichen Kern aus dem Wuſt von Ver⸗ 
drehungen loszuſchälen, der um ihn gelagert wurde. Ich werde dies nicht in 
polemiſcher Form tun. 

Die Streitfrage iſt die, welches die beſonderen Bedingungen eines erfolg— 
reichen Maſſenſtreiks zu politiſchen Zwecken in Deutſchland ſind. Natürlich 
hängt die Form, die einmal ein derartiger Maſſenſtreik annehmen wird, von 
den Verhältniſſen ab, nicht von den Vorſtellungen, die wir uns von ihm 
machen. Wohl aber wird unſere Taktik vor dem Maſſenſtreik und in ſeinen 
Anfängen um ſo zweckmäßiger ſein, je näher das Bild, das wir uns von ihm 
entwerfen, dem Verlauf kommt, den er wirklich nimmt. Deshalb die Not— 
wendigkeit, zu beſtimmten Anſchauungen über ihn zu kommen. 

Wie immer kann auch hier unſere Erkenntnis nur aus der Erfahrung 
ſtammen, aus der Praxis der politiſchen Maſſenſtreiks, die bisher ſchon vor⸗ 
gekommen ſind. Wenn man unterſucht, inwieweit die Formen und Erfolge 
dieſer Streiks mit den beſonderen Bedingungen zuſammenhängen, unter denen 
ſie entſprangen, und wenn man dieſe Bedingungen wieder mit den beſonderen 
Bedingungen unſeres Staates und unſerer Zeit vergleicht, wird man zu einem 
Bilde des bei uns möglichen Maſſenſtreiks gelangen, das der Wirklichkeit ziemlich 
nahe kommen kann. 
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Bei dieſer Unterſuchung finden wir zwei Typen des Maſſenſtreiks zu po⸗ 
litiſchen Zwecken: den belgiſchen und den ruſſiſchen, die beide voneinander 
ſehr verſchieden ſind. 

In Belgien war jeder der beiden großen Wahlrechtsſtreiks ein Ereignis, 
das mit einem Male gleichzeitig im ganzen Lande vor ſich ging, einer ganz 
beſtimmten politiſchen Forderung und nur ihr allein ohne jede Verquickung 
mit ökonomiſchen Forderungen diente, den Abſchluß einer beſtimmten politiſchen 
Aktion bedeutete und, einmal beendet, ſich ſo bald nicht wiederholte. Der erſte 
belgiſche Wahlrechtsſtreik fiel in das Jahr 1893, der zweite neun Jahre ſpäter. 
Er hat keine Ausſicht, ſo bald erneuert zu werden. 

Unter dem Einfluß dieſer belgiſchen Vorgänge bildeten ſich unſere An⸗ 
ſchauungen vom Maſſenſtreik als Mittel, politiſche Forderungen durchzuſetzen. 

Eine neue Form des politiſchen Maſſenſtreiks zeigte dann 1905 die Re⸗ 
volution in Rußland: lokale Streiks ohne zentrale, das ganze Reich um⸗ 
ſpannende Leitung, die bald hier, bald dort ausbrachen, mitunter rein öko⸗ 
nomiſch, mitunter ökonomiſche und politiſche Forderungen gleichzeitig ver⸗ 
fechtend, die oft nach wenigen Tagen endeten, ohne einen beſtimmten Erfolg 
aufzuweiſen, ſich bald wieder erneuerten, aus ſich ſelbſt neue Kraft ſchöpften 
und ſchließlich ſolche Dimenſionen annahmen und ſich ſo häuften, daß ſie im 
Verein mit der gleichzeitigen Erhebung der Bauernſchaft und dem Verſagen 
der Armee den Abſolutismus aufs tiefſte erſchütterten und vorübergehend ſo⸗ 
gar zur Kapitulation brachten, daneben auch ökonomiſche Forderungen durch⸗ 
ſetzten. 

Keine Frage, niemals vorher hat der Maſſenſtreik ſo tiefgehende Wirkungen 
geübt, nie vorher gezeigt, wie umwälzend er wirken kann, und inſofern haben 
die ruſſiſchen Vorkommniſſe auch für uns in Weſteuropa große Bedeutung. 

Aber bezeugen ſie, daß das Bild des Maſſenſtreiks, wie er bei uns möglich 
wäre, das wir nach dem belgiſchen Muſter geſtaltet hatten, nun umzuwandeln 
iſt, daß wir erwarten müſſen, nicht nach belgiſchem, ſondern nach ruſſiſchem 
Muſter ſei der Maſſenſtreik bei uns möglich? 

Dieſe Frage iſt erſt jetzt aufgetaucht, ſie wurde nie früher erörtert. Die 
Art ihrer Beantwortung iſt für unſere Praxis höchſt wichtig. Unſere Taktik 
wird eine ganz andere, wenn wir annehmen, der Maſſenſtreik habe nicht am 
Ende der Wahlrechtsaktion, ſondern ſchon in ihren Anfängen zu ſtehen, als 
wenn wir zu der gegenteiligen Auffaſſung kommen. Wo wir annehmen, der 


2 


Streik ſauge aus ſich ſelbſt neue Kraft, wirke anfeuernd und belebend, auch 


wenn er keinen Erfolg aufweiſe, ſo daß es müßig ſei, nach ſeinen Ausſichten 
zu fragen, und es nur darauf ankomme, einmal anzufangen, da wird ſich 
unſere Taktik ganz anders geſtalten als dort, wo wir von der Überzeugung 
geleitet werden, wenn der Maſſenſtreik erfolglos ende, bedeute er eine Nieder⸗ 
lage, die unſere Partei für lange hinaus lähme. Unſere Taktik wird anders 
ſein dort, wo wir jedes Zuſammenfallen der politiſchen Aktion mit einer öko⸗ 
nomiſchen für eine Beeinträchtigung beider halten, und anders dort, wo wir 
erwarten, das Durcheinander beider verſtärke ihre Kraft uſw. 

In Jena wurde entſchieden, daß wir die Waffe des Maſſenſtreiks unſerem 
Arſenal einverleiben. Über die Bedingungen und die Art der Anwendung 
dieſer Waffe wurde dort nicht entſchieden, nicht einmal diskutiert. Jetzt hat 
aber die politiſche Situation plötzlich zwei ſchroff entgegengeſetzte Anſchauungen 
über die in Deutſchland mögliche Form des politiſchen Maſſenſtreiks zum Vor⸗ 
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ſchein gebracht, deren Gegenſatz ſich auf die Frage reduzieren läßt: Sollen wir 
ruſſiſch reden oder belgiſch? 

Dieſe Frage müſſen wir mit aller Ruhe und Voreingenommenheit erörtern, 
denn von ihrer richtigen Beantwortung kann der Erfolg oder Mißerfolg einer 
ganzen großen Aktion abhängen. Meine Unterſuchungen laſſen mich an dem 
belgiſchen Beiſpiele feſthalten, das mir für Deutſchland ſchon vor den ruſſiſchen 
Ereigniſſen vorbildlich geworden war. Aber ich laſſe mich gern eines Beſſeren 
belehren, wenn mir überzeugende Argumente für die gegenteilige Anſicht vor⸗ 
gebracht werden. Ich bin auf das belgiſche Muſter ebenſowenig eingeſchworen 
wie auf das ruſſiſche. 

Indes bisher iſt mir noch nichts entgegengehalten worden, was mir Ver: 
anlaſſung gäbe, meine Auffaſſung zu revidieren. 

Wenn ich mich für das belgiſche Vorbild entſcheide, ſo heißt es natürlich 
auch hier nicht einfach nachahmen. Die deutſchen Verhältniſſe ſind nicht den 
belgiſchen völlig gleich. Da gilt es, wie immer bei Analogieſchlüſſen, die Ver⸗ 
ſchiedenheiten gehörig zu berückſichtigen. 

So finden wir, daß Deutſchland weit größer iſt als Belgien, ſeine Re⸗ 
gierung über weit ſtärkere Machtmittel verfügt, die beſitzenden Klaſſen viel 
geſchloſſener hinter ſich hat als die belgiſche. Daher erſcheint mir ein belgiſcher 
politiſcher Maſſenſtreik wie der zweite, der auf einen beſtimmten Termin von 
vornherein angeſetzt war, bei uns undurchführbar. Es bedarf in Deutſchland 
der Wucht eines gewaltigen Ereigniſſes, das die ganze Nation aufs tiefſte 
aufwühlt, ſoll ein politiſcher Maſſenſtreik möglich werden, der alle arbeitenden 
Schichten des ganzen Reichs, auch die abhängigeren, die Arbeiter des Staats, 
der Gemeinden, der Monopolbetriebe mit ſich fortreißt. In Deutſchland kann 
ein politiſcher Maſſenſtreik nur ſiegreich ausgehen, der der Selbſtentzündung 
der Maſſen entſpringt, wie der erſte belgiſche Wahlrechtsſtreik von 1893. 

Dabei iſt aber ein weiterer Unterſchied in Betracht zu ziehen, der zwiſchen 
dem Belgien von 1893 und dem heutigen Deutſchland beſteht. Jenem fehlte 
das allgemeine Wahlrecht, dieſes beſitzt das allgemeine, direkte, geheime und 
— abgeſehen von der Wahlkreiseinteilung — auch gleiche Wahlrecht zum 
Reichstag. Das macht die politiſchen Bedingungen hier und dort ſehr ver- 
ſchieden. Bisher haben wir gefunden, daß jene allgemeine und tiefgehende Er⸗ 
regung der Maſſen, die ſich im politiſchen Maſſenſtreik entlädt, nur in Staaten 
eintritt, die des allgemeinen und gleichen Wahlrechts entbehren; in Staaten, 
in denen dem Proletariat die geſetzlichen Mittel abgeſchnitten ſind, politiſche 
Macht im Parlament und durch das Parlament zu gewinnen. Und die 
politiſchen Maſſenſtreiks galten auch alle der Gewinnung eines dem Prole⸗ 
tariat genügenden Wahlrechts, natürlich auch eines Parlaments, wo ein ſolches 
noch fehlte. Je demokratiſcher in einem Lande die Verfaſſung, deſto weniger 
ſind die Bedingungen eines Maſſenſtreiks gegeben, deſto weniger iſt er für die 
Maſſen notwendig, deſto weniger ſind ſie für ihn zu haben. Wo ein dem 
Proletariat genügendes Wahlrecht beſteht, iſt ein Maſſenſtreik nur als Mittel 
der Defenſive zu erwarten, als Mittel zum Schutz des Wahlrechts, oder zum 
Schutz des Parlaments, das etwa eine ſtarke ſozialiſtiſche Vertretung aufweiſt, 
gegen eine Regierung, die ſich weigert, dem Willen der Volksvertretung zu 
gehorchen. 

Das iſt auch einer der Gründe, warum die Maſſen im preußiſchen Wahl⸗ 
rechtskampf ihr Intereſſe zunächſt den Reichstagswahlen zuwandten, nicht dem 
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Maſſenſtreik, und warum ein ſolcher bei uns eher bei einem Kampf zur Ver⸗ 
teidigung des Reichstagswahlrechts als bei einem Kampf zum Umſturz des 
preußiſchen Dreiklaſſenwahlrechts zu erwarten iſt. 

Auf jeden Fall ſchließen ein politiſcher Maſſenſtreik und ein Wahlkampf 
einander völlig aus. Jede dieſer beiden Aktionen iſt nur dort und dann 
möglich, wo die zweite nicht möglich iſt. Einen Wahlkampf mit einem Roi 
ſtreik einleiten zu wollen, ift ein Unding. 

Der politiſche Maſſenſtreik iſt ein Ergebnis politiſcher Rechtloſigkeit des 
Proletariats. Andererſeits ſetzt aber der politiſche Maſſenſtreik, wie jeder 
Maſſenſtreik, eine gewiſſe Höhe der ökonomiſchen Entwicklung, des Verkehrs⸗ 
weſens, der kapitaliſtiſchen Konzentration voraus. Je mehr der Kapitalismus 
ſich entwickelt, deſto maſſenhafter werden die einzelnen Streiks, deſto zahlreicher 
die Maſſenſtreiks, aber deſto geringer die Zahl der Streiks überhaupt. Und je 
größer die Dimenſionen eines Streiks, je ökonomiſch wichtiger die ſtreikende 
Arbeiterſchaft für die ganze Geſellſchaft, deſto mehr berührt auch der rein 
ökonomiſche Streik den Staat, nimmt er inſofern politiſchen Charakter an und 
übt er eine Preſſion auf den Staat in ſozialpolitiſchem Sinne. 

Treffen dieſe entwickelten ökonomiſchen Bedingungen zuſammen mit poli⸗ 
tiſchen Zuſtänden, die das Proletariat rechtlos machen oder mit Rechtloſigkeit 
bedrohen, dann laſſen ſie in ihm den Gedanken erſtehen, die Waffe des Maſſen⸗ 
ſtreiks nicht bloß zur Erringung ökonomiſcher und ſozialpolitiſcher Vorteile, 
ſondern auch zur Gewinnung oder Verteidigung politiſcher Rechte zu ge⸗ 
Heacteen 

Je nach der Höhe der ökonomiſchen und politiſchen Bedingungen wird ſich 
dann der eventuell eintretende Maſſenſtreik mehr dem ruſſiſchen oder mehr 
dem belgiſchen Typus nähern. 

Unter den eigenartigen Verhältniſſen Deutſchlands, wo auf der einen Seite 
die Machtmittel der politiſchen und ökonomiſchen Unterdrückung beſonders 
ſtark ſind und dabei das Proletariat doch politiſch nicht völlig rechtlos iſt, 
haben wir, wie geſagt, einen politiſchen Maſſenſtreik von ſiegreicher Wucht nur 
zu erwarten unter dem Eindruck eines überwältigenden Ereigniſſes, vielleicht 
nur unter Verhältniſſen, bei denen es gilt, beſtehende politiſche Rechte gegen 
ihre Vergewaltigung zu ſchützen. 

Die Aufgabe unſerer Partei iſt da eine ſehr ſchwierige. Sie hat nicht bloß 
das Recht, ſondern die Pflicht, ihre Organiſation zu benutzen, um alle Ver⸗ 
ſuche eines vorzeitigen Maſſenſtreiks, der fehlſchlagen müßte, nicht aufkommen 
zu laſſen. Auf der anderen Seite aber wäre es verhängnisvoll, ſobald die 
Erregung der Maſſen eine ſo gewaltige geworden iſt, daß ſie alles mit ſich 
fortreißt, wenn die Sturmflut eine planloſe würde, wenn nicht unſere Partei 
ſich an ihre Spitze ſtellte und ihre Leitung in der Hand behielte. Denn nur 
unter dieſer Bedingung kann der Maſſenſtreik bei deutſchen Verhältniſſen zum 
Siege gelangen. Gegen die machtvollen Organiſationen, die ſich uns entgegen⸗ 
ſtellen, kann ſich nicht ein regelloſes „Durcheinander“, ſondern nur eine ſtarke 
Organiſation behaupten. 

Wann der richtige Moment für den Maſſenſtreik gekommen iſt, wann es 
gilt, nicht mehr zu bremſen, ſondern ſich vielmehr an die Spitze zum Angriff 
zu ſtellen, das kann die Theorie nicht von vornherein beſtimmen, ebenſowenig 
als die Kriegswiſſenſchaft von vornherein dem Feldherrn ſagen kann, wann 
in der Schlacht der Moment zur entſcheidenden Attacke gekommen iſt. 
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Den richtigen Moment zu finden und ohne Zögern auszunutzen, das bildet 
die Größe und Sieghaftigkeit des praktiſchen Kämpfers. Dabei kann ihm die 
Kenntnis der Theorie behilflich ſein; aber was die Theorie darüber zu ſagen 
hat, kann ſie ſelbſt nur aus vorhergehender Praxis ſchöpfen. 

Auf keinen Fall aber, das darf man mit voller Sicherheit ſagen, hat 
unſere Partei in der Frage des Maſſenſtreiks bisher irgend etwas verſäumt. 
Ich weiß nicht, ob es heute noch ein Dutzend Leute in Deutſchland geben 
wird, die behaupten werden, im März ſei der Termin geweſen, den Maſſen⸗ 
ſtreik ums Wahlrecht zu entfeſſeln, und dadurch, daß das nicht geſchehen, ſei 
eine koſtbare Gelegenheit verſäumt worden. Und es wird auch nicht mehr 
Leute geben, die behaupten wollten, weil es damals nicht zum Maſſenſtreik kam, 
ſei der preußiſche Wahlrechtskampf zuſammengebrochen. 

Wohl macht er ſich im Moment nicht bemerkbar, aber nur deshalb, weil 
an Stelle dieſes Kampfes ein anderer, nicht minder ſieghafter getreten iſt, der 
Wahlkampf zum Reichstag. Kein Bremſen und Abwiegeln hat dieſe Ver: 
ſchiebung des Intereſſes bewirkt, ſondern Siege, machtvolle Siege bei den 
Nachwahlen zum Reichstag, die in der ganzen Maſſe des deutſchen Proletariats 
das Bewußtſein erweckten, der nächſte Wahlkampf werde eine große Entſcheidung 
bringen, und die ſein vollſtes Intereſſe jetzt ſchon darauf konzentrierten. 

Nichts iſt mehr imſtande, unſeren ſtolzen Vormarſch in dieſem Kampfe zu 
ſtören, als innerer Zwiſt. Die Verärgerung der Genoſſin Luxemburg darüber, 
daß unſer ſieghaftes Fortſchreiten nicht in der von ihr vorgeſchriebenen Weiſe 
vor ſich geht, iſt freilich ungefährlich; dieſer Gemütszuſtand wird nur läſtig 
dadurch, daß er Zeit und Kraft zu Diskuſſionen in Anſpruch nimmt, die in 
der Weiſe, wie ſie ſie führt, unfruchtbar bleiben müſſen. 

Weit bedenklicher ſind die Vorgänge in Baden. Aber auch damit wird 
unſere Partei fertig werden. Sie wird zwiſchen Baden und Luxemburg zum 
Siege marſchieren. 

Wenn wir auf der Landkarte die Großherzogtümer Baden und Luxemburg 
anſehen, finden wir, daß zwiſchen ihnen Trier liegt, die Stadt, aus der Karl 
Marx hervorging. Geht man von dort nach links über die Grenze, jo kommt 
man nach Luxemburg. Geht man ſtark nach rechts bis über den Rhein, ſo 
erreicht man Baden. Die Lage auf der Landkarte iſt heute ein Symbol der 
Lage der deutſchen Sozialdemokratie. 


die Budgetbewilligung in Balen. 
Von G. K. Lehmann (Mannheim). EN 
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Der Schluß des badiſchen Landtags hat genau wie vor zwei Jahren der ge— 
ſamten ſozialdemokratiſchen Partei eine recht ſchrille politiſche Diſſonanz gebracht. 
Damals wie jetzt hat ſich die große Mehrheit der badiſchen ſozialdemokratiſchen 
Fraktion mit ihrem Votum für das Staatsbudget in Widerſpruch mit den Be⸗ 
ſchlüſſen früherer Parteitage geſetzt. Das wurde vor zwei Jahren zum größten 
Teil beſtritten, und es wurde der Lübecker Reſolution von den Budgetbewilligern 
eine entſprechende Interpretation gegeben. Das iſt nun diesmal nicht mehr möglich, 
denn der Nürnberger Parteitag hat inzwiſchen die Stellung der Partei zur 
Budgetfrage unzweifelhaft feſtgelegt, ſo daß der früher erhobene Einwand auch 
unter Anwendung kühnſter Auslegungskunſt nicht mehr gemacht werden kann und 
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— wie anerkannt werden ſoll — auch gar nicht gemacht worden iſt. Dahingegen 
behaupten unſere badiſchen Parlamentarier — ſoweit ſie für das Budget geſtimmt 
haben —, daß der Nürnberger Beſchluß die beſonderen badiſchen Ber: 
hältniſſe nicht berückſichtige und daher nicht unter allen Umſtänden 
befolgt werden könne. Man wollte nicht gegen den Parteibeſchluß verſtoßen, 
aber man ſei durch die politiſche Situation dazu gezwungen worden. 

Vor zwei Jahren war es ein anderer Grund, den unſere Genoſſen für ihre 
Haltung anführten. Damals erklärte der Sprecher der Fraktion, Genoſſe Dr. Frank: 

„Mit Rückſicht darauf, daß für die kommende Budgetperiode verhältnis⸗ 
mäßig erhebliche Beträge zur Erhöhung der Beamtengehälter und Arbeiter⸗ 
löhne angefordert werden, ſtimmt die ſozialdemokratiſche Fraktion für das 
Finanzgeſetz. Dieſe Abſtimmung ſoll kein Vertrauensvotum für die Regierung 
ſein. Die Politik des Miniſteriums wird vielmehr, wie bisher, von der Fraktion 
energiſch bekämpft werden, da die Regierung wiederholt in Wort und Tat, wie 
zum Beiſpiel im Falle des Eiſenbahnarbeiters Schäufele, den Grundſatz der 
ſtaatsbürgerlichen Gleichheit gegenüber Angehörigen der ſozialdemokratiſchen 
Partei verletzte und durch ihre Haltung im Bundesrat, namentlich auch bei Be⸗ 
ratung der Reichsfinanzreform, wichtige Volksintereſſen ſchädigte. Nachdem die 
ſozialdemokratiſche Fraktion am Zuſtandekommen der Beamtengeſetze nach beſten 
Kräften mitgearbeitet hat, hält ſie ſich für verpflichtet, mitzuwirken bei der Be⸗ 
ſchaffung derjenigen Mittel, die zur Ausführung dieſer Geſetze notwendig find. 
Nur aus dieſem Grunde hat die Fraktion es unterlaſſen, ihr Mißtrauen gegen 
die Regierung durch Ablehnung des Geſamtetats zum Ausdruck zu bringen.“ 

Die Erklärung vom 14. Juli 1910 aber war viel knapper und allgemeiner. Sie 
lautete: 

„Es liegt nahe, bei Abſchluß des Finanzgeſetzes Proteſt dagegen zu erheben, 
daß die ſozialdemokratiſchen Staatsbürger noch immer nicht gleichberechtigt ſind. 
Mit Rückſicht auf die beſonderen, in den letzten Tagen veränderten politiſchen 
Verhältniſſe haben meine Freunde ſich aber entſchloſſen, von einer Demonſtration 
abzuſehen und dem Geſetz ihre Zuſtimmung zu erteilen.“ 

Dieſe beſonderen politiſchen Verhältniſſe ſollen durch die veränderte Stellung 
gegeben fein, die der Miniſter des Innern v. Bod man in einer Rede vor der Erſten 
Kammer unſerer Partei gegenüber bekundete. Um bei den Herrenhäuslern die von 
der Regierung zur Gemeindeordnungsreform geforderte Sechſtelung bei der Bildung 
der Wählerklaſſen durchzudrücken, hatte der Miniſter erklärt, daß das ſtarke An⸗ 
wachſen der Sozialdemokratie zurückzuführen ſei einmal auf die ſtarke 
Induſtrialiſierung Badens und zum zweiten darauf, daß die bürger⸗ 
lichen Parteien ſich nicht rechtzeitig beſonnen, ſondern ſich gegenſeitig 
zerfleiſcht hätten. 

„Die Sozialdemokratie ſchlechthin als Krankheit zu bezeichnen, 
geht nicht an. Sie iſt zu verwerfen, ſoweit ſie die Monarchie und 
die Staatsordnung bekämpft, andererſeits iſt ſie aber eine groß⸗ 
artige Bewegung zur Hebung des vierten Standes, und da verdient 
ſie Entgegenkommen.“ 

Daß dieſe reſervierte und auf ein beſtimmtes Gebiet eingeſchränkte Anerkennung 
unſerer Beſtrebungen unſere Genoſſen im badiſchen Landtag veranlaßte, nun alle 
vorausgegangenen entgegengeſetzten Außerungen des Miniſters zu vergeſſen und 
für das Budget zu ſtimmen entgegen einem bereits gefaßten Beſchluß und trotz der 
zum Greifen naheliegenden Gefahr ſcharfer parteiſchädigender Auseinanderſetzungen 
innerhalb der Partei, dies iſt nur zu erklären, wenn man annimmt, daß der Fraktions⸗ 
mehrheit die ihr durch den Nürnberger Parteitag aufgedrängte oppoſitionelle Stellung 
unbehaglich war und ſie nach einer Gelegenheit ausſpähte, um aus dieſer ihr un⸗ 
bequemen Situation, der ſie ſich in letzter Zeit etwas entwöhnt hatte, heraus⸗ 
zukommen: Die Großblockpolitik und der gerecht denkende Miniſter ſollten gerettet 
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werden! Das war das Ziel, das ſie ſich geſteckt hatten. Man darf ſich wohl fragen, 
ob ſelbſt vom Standpunkt rechtsreviſioniſtiſcher Auffaſſung das zu erſtrebende Ziel 
das zu bringende Opfer wert war. Wird die erreichte Anerkennung der liberal⸗ 
bürgerlichen Kreiſe nicht zehn⸗ und vielleicht hundertfach aufgewogen durch ver: 
mindertes Vertrauen in den Arbeiterkreiſen? Um die ganze Situation richtig würdigen 
zu können, ſei hier in gedrängter Kürze ein Bild der Situation gegeben. 

Die Wahlen von 1909 hatten uns im erſten Wahlgang zehn Sitze gebracht und 
die Stichwahlen erhöhten die Zahl auf zwanzig. Damit waren wir ſtärker ge— 
worden als die Nationalliberalen, die ſtärkſte Partei des Großblocks. Denn der 
Großblock beſtand weiter und funktionierte gleich bei der Präſidentenwahl. Dadurch, 
daß das Zentrum den ihm angetragenen Poſten eines erſten Vizepräſidenten 
nicht annahm, nachdem man ihm, obwohl es die ſtärkſte Fraktion war, den Präſi⸗ 
dentenpoſten vorenthalten hatte, wurde einer der Unſerigen erſter Vizepräſident. 
Die Hoffnung des ausgeſchalteten Zentrums, daß die Weigerung unſeres Genoſſen, 
bei Hofe ſich vorzuſtellen, ihm Schwierigkeiten im erforderlichen ge— 
ſchäftlichen Verkehr mit der Regierung bereiten, oder daß die Vorſtellung 
erfolgen und daß dann ein Parteiſkandal einſetzen würde, iſt gründlich zu Waſſer 
geworden. Das Präſidium hatte nämlich — was übrigens kein Kunſtſtück war — 
herausgefunden, daß man dem Großherzog von der Wahl des Präſidiums 
auch ſchriftlich Mitteilung machen könne. Auch an der feierlichen Er— 
öffnung des Landtags im November vorigen Jahres hat keiner unſerer 
Genoſſen teilgenommen. Und ſelbſt dasjenige Mitglied, das durch das Los 
beſtimmt worden war, nebſt ſieben bürgerlichen Abgeordneten den Groß— 
herzog nebſt Gefolge an der Schwelle des „Hohen Hauſes“ zu empfangen 
und an den Thron zu begleiten, iſt in der richtigen Erkenntnis, daß 
ihn ſeine republikaniſche überzeugung höher ſtehen müſſe als die 
antiquierten Beſtimmungen der Geſchäftsord nung, geichfalls der feier— 
lichen Eröffnung ferngeblieben. 

Um ſo verwunderlicher muß es darum erſcheinen, daß dieſelben Leute, die da— 
mals mit dieſem Verſtoß gegen die Geſchäftsordnung einverſtanden waren, jetzt 
beſchloſſen haben, die zwei dem Kammervorſtand angehörenden Genoſſen zum Groß— 
herzog zu ſchicken, um ihm in Gemeinſchaft mit einer gewählten Deputation zu 
ſeiner ſilbernen Hochzeit zu gratulieren, weil die Geſchäftsordnung das verlange. 
Die Liberalen hatten jenen Verſtoß gegen die Geſchäftsordnung damals ruhig hin⸗ 
genommen, mußten ihn ruhig hinnehmen, weil ſie uns nötiger gebrauchten als wir 
ſie. Ja, die bürgerlichen Gegner haben dieſer unſerer Stellungnahme ſicherlich 
ihre Achtung nicht verſagt. Die Zentrumspreſſe hat damals unſer Verhalten als 
antimonarchiſch bezeichnet und uns die Regierungsfähigkeit abgeſprochen, während 
ſie jetzt in Beziehung auf uns von einem moralifchen Tiefſtand in der Politik ſpricht, 
den wir in unſerem Beſtreben, Regierungspartei zu werden oder zu bleiben, an den 
Tag gelegt hätten. 

Ebenſo unverſtändlich iſt es auch, daß zur Schlußfeier neun Mitglieder der Fraktion, 
ſicherlich ſehr zum berechtigten Erſtaunen der Gegner, im üblichen ſchwarzen Feierkleid 
erſchienen ſind. Um dieſen Vorgang richtig würdigen zu können, muß man noch wiſſen, 
daß die Zweite Kammer ihre Schlußſitzung ſchon am Tage vorher gehabt hatte, in 
der die Überſicht über die Tagung gegeben, der Dank an das Präſidium uſw. 
erſtattet und der Ständiſche Ausſchuß gewählt war. Was in aller Welt, ſo muß 
man fragen, hat unſere Parteigenoſſen zu einer ſolchen Anderung ihrer Taktik be= 
wogen? Niemand hätte ſie vermißt, wenn ſie der Schlußfeier ferngeblieben wären. 
Nun, ſie wollten auch hier ihre gute Lebensart beweiſen; ſie wollten zeigen, daß 
ſie wiſſen, was ſich ſchickt, und wollten damit vor allem einen weiteren Stein 
des Anſtoßes auf dem Wege zur Einigung mit dem Liberalismus 
0 von Baſſermann bis Bebel heißt dieſe politiſche Formel im Reich — be— 

eitigen. 
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Daß es gerade Herr v. Bodman war, für den unſere Genoſſen als Blockminiſter 
glaubten eintreten zu müſſen, entbehrt nicht einer gewiſſen Komik. Denn gerade Herr 
v. Bodman iſt es geweſen, der bei den letzten Wahlen zwiſchen Haupt⸗ und Stich⸗ 
wahl in der „Karlsruher Zeitung“ einer Einigung zwiſchen Zentrum 
und Nationalliberalen gegen die Sozialdemokraten ſehr entſchieden das 
Wort geredet und ausgeführt hatte, daß die Nationalliberalen mit dem 
Zentrum gegen die Sozialdemokraten mindeſtens ebenſoviel Gewinn 
hätten, als wenn ſie umgekehrt mit den Sozialdemokraten gegen das 
Zentrum gingen. „Jedenfalls“, ſo hieß es, „ſoll hier nochmals betont 
werden, daß es tief bedauerlich wäre, wenn bürgerliche Parteien der Sozialdemo⸗ 
kratie durch Wahlhilfe Vorſchub leiſten würden.“ 

Derſelbe Miniſter hat aber auch öffentlich in der Zweiten Kammer einige 
Monate vorher mit Nachdruck erklärt, daß ein Beamter nicht Sozialdemokrat 
fein dürfe, denn er habe ſeinem Großherzog den Treueid geleiſtet. 
Desgleichen hat er zugegeben und es als ſelbſtverſtändlich hinzuſtellen beliebt, daß 
die ſtaatlichen Bezirksämter die Perſonalien der Militärrekruten an 
die Militärbehörden ausliefern, damit denen, die ſozialdemokratiſcher 
Geſinnung verdächtig ſind, beſſer auf die Finger geſehen werden 
könne. b 

Nun ſoll neben der „Schwenkung“ des Miniſters in bezug auf ſeine Anſchau⸗ 
ungen über die Sozialdemokratie auch der Umſtand, daß das Zuſtandekommen der 
Gemeindeordnungsreform gefährdet geweſen ſei und deren Fall auch den Sturz des 
Miniſters zur Folge gehabt haben würde, unſere Genoſſen zu der plötzlichen Ande⸗ 
rung ihrer Stellungnahme in der Budgetfrage veranlaßt haben. Hätten unſere 
Genoſſen — ſo wird argumentiert — gegen das Budget geſtimmt, ſo hätte die 
Erſte Kammer die Gemeindeordnung fallen laſſen, und mit ihr wäre auch der 
Miniſter geſtürzt, weil er dann kein wichtiges Geſetz durchgebracht hätte und mit 
leeren Händen dageſtanden wäre. 

Eine merkwürdige Logik, denn man kann aus den Vorderſätzen mit demſelben 
Scheine von Recht auch den entgegengeſetzten Schluß ziehen. Nach dem Voraus⸗ 
gegangenen iſt der Miniſter vom ſozialdemokratiſchen Standpunkt aus nicht viel 
wert, jedenfalls iſt er höchſt unzuverläſſig. Fiel er, weil die Vorlage fiel, ſo war 
alſo von unſerem Standpunkt aus nichts verloren. Sein Nachfolger hätte unſerer 
Partei nicht minder Rechnung tragen müſſen, wie das ſchon unter Bodmans Vor⸗ 
gänger Dr. Schenkel der Fall geweſen war, der ſogar einmal offen er⸗ 
klärte, er möchte die Sozialdemokraten im Landtag nicht miſſen. 

Und dabei iſt noch lange nicht ausgemacht, ob dem Miniſter Bodman das 
Eintreten unſerer Genoſſen für ihn wirklich etwas beim Großherzog genutzt hat, 
denn er iſt ja nicht Blockminiſter, wie Dr. Schenkel es war, der bei den Wahlen 
im Jahre 1905 einen den Stichwahlgroßblock empfehlenden Artikel in die „Karls⸗ 
ruher Zeitung“ lanciert hatte, ſondern Bodman hatte, wie wir geſehen haben, das 
gerade Gegenteil getan. 

Man müßte nun glauben, daß die neue Gemeindeordnung, um welche der 
Kampf geführt worden ſein ſoll, einen beſonders großen Wert für die Arbeiter 
beſitzt. Statt deſſen iſt der Vorteil, den das neue Geſetz bringt, gar ſehr beſcheiden, 
denn das Klaſſenwahlrecht iſt geblieben, nur ein wenig gemildert, und der Kreis 
der Wahlberechtigten wurde nur dadurch um ein Geringes erweitert, daß das 
wahlfähige Alter vom ſechsundzwanzigſten auf das fünfundzwanzigſte Lebensjahr 
herabgeſetzt wurde. Welche unweſentliche Verſchiebung durch die Einführung der 
Sechſtelung anſtatt der für die Städte mit mehr als 4000 Einwohnern bisher 
beſtandenen Zwölftelung herbeigeführt werden wird, mag folgendes Beiſpiel, 
zeigen. 

Die Wählerzahl in der Stadt Mannheim betrug zum Reichstag 37450 und 
zur letzten Stadtverordnetenwahl im Oktober 1908 nur 25524. 
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Die Verteilung der Wähler auf die einzelnen Klaſſen ſtellt ſich folgendermaßen: 


Letzte Stadt⸗ Neues 

verordnetenwahl (1908) Wahlgeſetz 
C1127 4255 
425. 8510 
o 19448 12759 


Rechnet man die 11900 Reichstagswähler, die überhaupt kein Kommunalwahl⸗ 
recht beſitzen, zu den 12700, die auch nach dem neuen Geſetz noch in der dritten 
Klaſſe rangieren, ſo haben die 12700 Wähler der erſten und zweiten Klaſſe trotz 
aller Reform immer noch doppelt ſo viel Recht wie die 24600 erwachſenen männ⸗ 
lichen Perſonen über 25 Jahren, die entweder die dritte Klaſſe bilden oder, troß- 
dem ſie Reichstagswähler ſind, überhaupt kein Gemeindewahlrecht beſitzen. 

Das neue Wahlgeſetz enthält alſo noch immer ein Pluralwahlrecht höchſt bös— 
artiger Natur. 

Der Kampf in der Erſten Kammer um dieſes Wahlrecht war nur der um eine 
geringfügige Milderung des bisherigen Zuſtandes. Mit einer Stimme Mehrheit war 
die Sechſtelung zuerſt abgelehnt worden. Sie durchgeſetzt zu haben, war das Ver— 
dienſt des Herrn v. Bodman. Daß es kein großes Verdienſt iſt, ergibt ſich aus den 
oben mitgeteilten Zahlen. Dabei hat noch die Erſte Kammer die von der Zweiten 
Kammer beſchloſſene Erweiterung des Wählerkreiſes durch die Beſtimmung, daß 
das Wahlrecht nicht mehr von der Führung eines eigenen Haushaltes 
abhängig ſein ſollte, zu Fall gebracht und die „Volkskammer“, wie die 
Zweite Kammer von gewiſſer Seite gerne genannt wird, hat ſich dieſem Beſchluß 
gefügt! Auch unſere Parteigenoſſen glaubten, die Einigkeit nicht da— 
durch ſtören zu dürfen, daß fie aus der Reihe tanzten und die Auf— 
rechterhaltung der für die Arbeiter ſo wichtigen Beſtimmung ver— 
langten. Wie außerordentlich wichtig die Erweiterung des Wahlrechtes auf die 
ſogenannten Unſelbſtändigen aber geweſen wäre, das lehrt die oben gemachte 
Gegenüberſtellung der Zahl der Wahlberechtigten zum Bürgerausſchuß und zum 
Reichstag. Mannheim, die größte Stadt des badiſchen Landes, zählte bei der letzten 
Reichstagswahl 37450 Wähler und bei der Stadtverordnetenwahl im Jahre 1908 
nur 25524 Gemeindewähler. Selbſt wenn man die Tatſache unberückſichtigt läßt, 
daß die Gemeindewählerliſte ein und ein halbes Jahr ſpäter aufgeſtellt worden iſt 
als die Liſte für die Reichstagswahl, und eine Zunahme der Bevölkerung mittler- 
weile eingetreten war, ſo ergibt ſich trotzdem das verblüffende Reſultat, daß von 
den Reichstagswählern nur 68,2 Prozent das Gemeindewahlrecht be— 
ſaßen. Die Beſtimmung über ſelbſtändige Lebensſtellung in Verbindung mit der 
weiteren Vorſchrift, die einen zweijährigen Aufenthalt am Orte als Vorbedingung 
für die Erlangung des Wahlrechtes aufſtellt, trifft faſt ausſchließlich diejenigen 
Perſonen, die zur dritten Wählerklaſſe gehören. 

Der arbeiterfeindliche Charakter des badiſchen Gemeindewahl— 
rechtes kommt aber nicht nur in der Einteilung der Wähler nach Klaſſen, in der 
Forderung einer zweijährigen Ortsanſäſſigkeit und einer ſelbſtändigen Lebensſtellung 
zum Ausdruck, ſondern auch in der Beſtimmung, daß auch derjenige als ſelbſtändig 
angeſehen wird und das Wahlrecht hat, der jährlich mindeſtens 17 Mark (bisher 
20 Mark) an „direkten ordentlichen“ Staatsſteuern bezahlt. Da dieſer 
Staatsſteuerbeitrag einem Jahreseinkommen von 1400 bis 1600 Mark ent- 
ſpricht und die Arbeiter mit ihrem Einkommen unter dieſem Satze 
bleiben, ſo haben ſie von dieſer Vergünſtigung keinerlei Nutzen. Kein 
Wunder, daß die Erſte Kammer, nachdem die „Volkskammer“ die Beſtimmung 
über ſelbſtändigen Haushalt wieder eingeführt hatte, dem Entwurf 
mit großer Mehrheit zuſtimmte. Denn das neue Geſetz iſt, was die Be— 
ſchränkung der Wählerzahl durch die Beſtimmung über ſelbſtändigen Haushalt 
anbetrifft, ſogar noch ſchlechter als das preußiſche. Nach einer von der Zentral— 
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ſtelle des Deutſchen Städtetags gemachten Aufſtellung entfielen auf 100 Ein⸗ 
wohner in Mannheim 13,7, in Freiburg i. Br. 10,8, dagegen in Rixdorf 18,2 und 
in Spandau 18,08 Gemeindewähler. Einen geringen Fortſchritt bringt es, daß 
die Proportionalwahl ſowohl für die Stadtverordnetenwahlen wie für 
die von den Stadtverordneten vorzunehmenden Stadtratswahlen eingeführt 
wird. Durch den Proporz wird erreicht, daß die bürgerlichen Parteien in den 
Induſtrieorten auch in der dritten Wählerklaſſe und wir dafür in der 
zweiten Wählerklaſſe Vertretungen erhalten. Eine nennenswerte Ver⸗ 
ſchiebung in dem bisherigen Beſitzſtand wird allgemein nicht erwartet. Einen Fort⸗ 
ſchritt bringt das Geſetz weiter nach der Richtung, daß die einzelnen Fraktionen 
ihrer Stärke entſprechend im Stadtrat vertreten ſein werden. 

Wenn unſere Fraktion angeſichts deſſen, daß ihre Verſuche zur Erweiterung 
des Wahlrechtes fehlgeſchlagen ſind und daß auch der erreichte beſcheidene Fort⸗ 
ſchritt von den Herrenhäuslern wieder beſeitigt war, ſchließlich gegen die 
Vorlage geſtimmt und die Verantwortung den bürgerlichen Parteien 
überlaſſen hätten, ſo würde das ſicherlich von den Arbeitern beſſer 
verſtanden worden ſein, als wenn ſie, wie das jetzt geſchieht, ihre Zu⸗ 
ſtimmung zum Budget mit der Sorge um das Zuſtandekommen der Gemeindewahl⸗ 
reform zu begründen verſuchen. 

Daß eine Partei, die da glaubt, ſich nicht ausſchalten zu dürfen, damit die 
Regierung nicht auf eine andere Partei angewieſen ſei, oftmals in eine unhalt⸗ 
bare Stellung gerät, zeigt deutlich das Verhalten unſerer Genoſſen in der badiſchen 
Kammer bei Gelegenheit der Beratung des Einkommenſteuergeſetzes. Die 
ſozialdemokratiſchen Anträge auf ſtärkere Heranziehung der großen Vermögen waren 
in der Kommiſſion abgelehnt worden. Desgleichen war auch ein Antrag des 
Zentrums gefallen, der die Einkommen von 1300 bis 3000 Mark um ein Geringes 
entlaſten und die über 10000 Mark entſprechend mehr heranziehen wollte. Da die 
Regierung dieſen im Plenum der Kammer wieder eingebrachten Antrag für un⸗ 
annehmbar erklärte und unſere Genoſſen ſich an die in der Kommiſſion ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe gebunden glaubten und weder die Regierung noch 
die liberalen Freunde vom Großblock in Ungelegenheiten bringen 
wollten, halfen ſie den Zentrumsantrag mit niederſtimmen. Wenn man 
die beliebte Taktik immer mit der Notwendigkeit zu begründen ſucht, praktiſche Er⸗ 
folge zu erzielen, ſo dürften wir zu unſerem Schaden bald gewahr werden, daß 
unſere hier eingenommene Stellung auch taktiſch höchſt unklug war, weil wir dem 
Zentrum und den Konſervativen damit eine Waffe in die Hand gegeben haben, 
die uns ſicherlich doppelt ſo viel Schaden bringt, wie die Zuſtimmung zum Budget 
nach Anſicht der Mehrheit der Fraktion überhaupt nur bringen kann. 

Mit dem Einwand, daß die beſonderen badiſchen Verhältniſſe eine 
Politik poſitiver Mitarbeit erforderten, läßt ſich ſo ziemlich jede Zuſtim⸗ 
mung begründen. Als im Jahre 1904 das neue, jetzt geltende Wahlrecht ein⸗ 
geführt wurde, iſt es unſerer damaligen Fraktion nicht im Traume 
eingefallen, deshalb aus Dankbarkeit für das Budget zu ſtimmen. 
Nein, ſie ſtimmte auch gegen die Wahlrechtsvorlage, weil fie für die in ihr enk⸗ 
haltenen Erweiterungen der Rechte der Erſten Kammer nicht die Ver⸗ 
antwortung übernehmen wollte. Dieſe Stellung unſerer Fraktion iſt, wie 
unſere Erfolge bei den Wahlen im darauffolgenden Jahre gezeigt haben, ſehr wohl 
verſtanden worden. 

Nun wird noch geſagt, man habe, um dem Zentrum zu zeigen, daß man ſeiner 
zur praktiſchen Arbeit nicht bedürfe, alſo aus ſogenannten „höheren Gründen“ 
die liberalen Großblockbrüder nicht auf die Gnade der ſchwarzen Herr⸗ 
ſchaften anweiſen können. Um den Großblock nicht zu gefährden, habe man 
zuſtimmen müſſen. Nun, mit ähnlichen Argumenten haben die Freiſinnigen 
im Reichstag zur Blockzeit ihr Verhalten zu rechtfertigen verſucht⸗ 
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Aber trotzdem fie beim Vereinsgeſetz den Sprachen- und den Jugend⸗ 
paragraphen geſchluckt hatten, iſt ein Jahr ſpäter der Block doch jäm— 
merlich zuſammengebrochen. Auch der Kampf gegen das Zentrum überbrückt 
nicht alle Gegenſätze, die zwiſchen uns und den bürgerlich Liberalen beſtehen. Es 
ſei hier nur an das weite Gebiet des Arbeiterſchutzes, des Verſicherungsweſens 
und der Steuergeſetze erinnert. Die harten Tatſachen haben übrigens den ba- 
diſchen Großblock ſchon einmal geſprengt. Die Bierſteuer zu erhöhen 
haben unſere Genoſſen als Gegner der indirekten Beſteuerung ſelbſt⸗ 
verſtändlich abgelehnt und haben es klugerweiſe den Nationalliberalen über⸗ 
laſſen, ſich mit dem Zentrum über die Einzelheiten der Beſtimmungen zu einigen 
und allein die Verantwortung zu tragen. Würde fie bei der Gemeinde: 
wahlreform und beim Einkommenſteuergeſetz denſelben Standpunkt eingenommen 
und ji) dem Beſchluß des Nürnberger Parteitags gefügt haben — für deſſen Be- 
ſeitigung oder Milderung in Wort und Schrift zu wirken ja einem jeden un⸗ 
benommen bleibt —, ſo ſtänden wir jetzt als eine machtvoll geſchloſſene Phalanx 
den Gegnern gegenüber, während dieſer innere Kampf wertvolle Kräfte — wenn 
auch nur vorübergehend — abſorbiert und die Schwungkraft unſerer Propaganda 
lähmt. i 5 
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6. Der erfie 6eneralſtreik in den vereinigten Staaten. 

Der Streik der New Yorker Bluſenmacherinnen war kaum beendet, als die 
allgemeine Aufmerkſamkeit auf einen anderen Kampf gelenkt wurde, der in 
Philadelphia, der Nachbarſtadt New Yorks, ausgefochten wurde und von 
gleicher Bedeutung für die Geſchichte der amerikaniſchen Arbeiterbewegung 
war — der Generalſtreik in den verſchiedenſten Branchen und Induſtriezweigen, 
die mit den ſtreikenden Straßenbahnern in dieſer Stadt ſympathiſierten. 

Es war dies der erſte Generalſtreik, der in den Vereinigten Staaten 
ſtattgefunden hat, in dem eigentlichen Sinne, den der Ausdruck „Generalſtreik“ 
in den Diskuſſionen der letzten Jahre in der Internationale angenommen hat. 

Wir haben ſchon manchen großen Streik erlebt, an dem große Arbeiter⸗ 
maſſen beteiligt waren, der ſich über weite Gebiete erſtreckte und lange Zeit 
andauerte — vielleicht am bemerkenswerteſten in dieſer Hinſicht war der Streik 
der Anthrazitkohlengräber im Jahre 1902, wo 140000 Arbeiter einmütig die 
Arbeit niederlegten und ungefähr vier Monate ruhen ließen. Dieſer Streik 
unterſchied ſich jedoch von den gewöhnlichen nur durch die enorme Zahl der 
Teilnehmer. Sehr gewöhnlich ſind bei uns auch Sympathieſtreiks, bei denen 
Arbeiter irgend einer Branche die Arbeit niederlegen, ohne eigene Forderungen 
aufzuſtellen, einfach nur, um Arbeitern in einem anderen Zweige derſelben 
Branche einige Vorteile gewinnen zu helfen. Dieſe Art der Aktion iſt be⸗ 
ſonders im Baugewerbe vorzüglich entwickelt, wo die einzelnen Fachverbände 
immer bereit ſind, zur Unterſtützung der anderen zu ſtreiken — die Maurer 
den Zimmerleuten, die Klempner den Stukkateuren zu helfen uſw. Etwas weniger 
ſyſtematiſch und ſeltener wird der Sympathieſtreik im Buchgewerbe, der Metall: 
induſtrie, Bekleidungsinduſtrie und anderen mehr angewendet, aber doch all— 
mählich immer öfter und wirkſamer, fo daß Präſident Taft, die Civic Federation 
und andere „Arbeiterfreunde“ es neulich für notwendig befunden haben, mit 
Emphaſe zu erklären, daß ſie, wenn ſie auch nichts gegen eine „anſtändige“ 
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Gewerkſchaft hätten und ſogar die Notwendigkeit eines Streiks, natürlich nur 
bei ganz ſeltenen Gelegenheiten, nicht in Abrede ſtellen wollten, doch Sympathie⸗ 
ſtreik und Boykott als „unamerikaniſch, unchriſtlich, unmenſchlich“ uſw. ver⸗ 
dammen müßten. Indeſſen war bisher jeder Streik, auch der ſogenannte 
„Sympathieſtreik“, immer nur auf einen ſpeziellen Induſtriezweig beſchränkt 
und gegen beſtimmte Unternehmer in ihm gerichtet geweſen. Er diente zur 
Unterſtützung gewiſſer Forderungen, die die Unternehmer als ſolche erfüllen 
konnten, und zum unmittelbaren Nutzen der Streikenden ſelbſt oder doch eines 
Teiles derſelben. Der letzte Streik in Philadelphia aber wich von all dieſen 
Streiks ab; er erinnerte an die politiſchen Streiks, die in manchen Ländern 
Europas in den letzten zwanzig Jahren ſtattgefunden haben, inſofern er ein 
Streik der geſamten Arbeiterklaſſe war oder doch ſein wollte, ohne Unterſchied 
des Gewerbes, gegen die Kapitaliſten als Klaſſe und die Staatsbehörden als 
Vertreter dieſer Klaſſe. Dies gibt dem Ausſtand in Philadelphia eine hiſtoriſche 
Bedeutung, ganz abgeſehen von ſeiner Größe und Dauer. 

Philadelphia iſt die drittgrößte Stadt der Vereinigten Staaten mit einer 
Bevölkerung von ungefähr anderthalb Millionen. Sie iſt weſentlich Induſtrie⸗ 
ſtadt mit großen Schiffswerften, Lokomotivenfabriken, Eiſenwerken, Teppich⸗ 
und Wollwebereien und anderen Fabriken. Sie hat aber in ſozialer Hinſicht 
eher den Charakter eines ungeheuren Dorfes als den einer großen induſtriellen 
Hauptſtadt. Die Einwo t 
ſinnigſten un anz Amerikg zu ſein. Trotz der 
öhen indüfſtriellen Entwi an der Stadt 15 die Löhne doch niedriger als 
in den meiſten anderen amerikaniſchen Großſtädten, und die Arbeiterbewegung 
in Philadelphia war immer (von gewiſſen Zeiten abgeſehen) von geringer 
numeriſcher Stärke und fortſchrittlichen Gedanken wenig zugänglich. Schon 
vor vielen Jahren gelang es der ſozialiſtiſchen Partei, hier Fuß zu faſſen, 
doch machte ſie lange Zeit hindurch nur geringe Fortſchritte. Auf derſelben 
tiefen Stufe wie die Arbeiterbewegung ſteht auch das allgemeine öffentliche 
Leben. Das Volk unterwirft ſich willenlos Jahr für Jahr der Herrſchaft einer 
republikaniſchen Clique, die Orgien an Beſtechungen und Unterſchlagungen 
feiert, deren ſich ſogar die Tammany Hall von New ork oder der demo⸗ 
kratiſche Klüngel, der Chicago regiert, ſchämen würde.“ Von all den korrum⸗ 
pierten Stadtverwaltungen, die die amerikaniſchen Gemeindeverwaltungsprak⸗ 
tiken in der ganzen Welt berüchtigt gemacht haben, iſt die von Philadelphia 
ganz ſicher die allerſchlimmſte. 

Zum Teil mögen dieſe Eigentümlichkeiten daher ſtammen, daß Philadelphia 
eine beſonders alteingeſeſſene amerikaniſche Bevölkerung hat mit einem viel 
geringeren Prozentſatz an Ausländern als irgend eine andere Großſtadt in 
den Vereinigten Staaten. In noch größerem Maße ſind ſie aber auf die hier 
vorherrſchende Bauweiſe zurückzuführen. Während in New Pork, Chicago und 
vielen anderen Städten ein großer Teil der Bevölkerung, zumal der arbei⸗ 
tenden, in rieſigen Mietskaſernen zuſammengedrängt wohnt, liegt Phila⸗ 
delphia über ein großes Areal ausgebreitet; es beſitzt ausgedehnte Vorſtädte, 
und der größte Teil der Bevölkerung wohnt in kleinen, ſeparaten Häuschen. 
Dieſe Zerſtreuung der Leute über ein weites Gebiet beeinträchtigt die Stärke 
der Organiſation und rückt jene individualiſtiſchen Lebensgewohnheiten und 
Anſichten in den Vordergrund, die ſo charakteriſtiſch für eine Bevölkerung alt⸗ 
eingeſeſſener Amerikaner ſind. 


12 Me Im min. km Aua Altern won m A 


% te f- e, Affen aa 
ö . 4 


Algernon Lee: Die Arbeiterbewegung in den Vereinigten Staaten. 675 


Dieſe Ausbreitung über ein großes Territorium macht auch den Straßen: 
bahndienſt zu einem viel wichtigeren als in den anderen Induſtriezentren. 
Die Straßenbahngeſellſchaften zuſammen mit jenen, denen die Gas- und 
Elektrizitätswerke und die Telephonſyſteme gehören, bilden den mächtigſten 
Faktor bei der Korruption der amerikaniſchen Gemeindepolitik. Die „Phila- 
delphia Rapid Transit Company“ beherrſcht Philadelphia, ſie unterſtützt die 
beiden alten Parteien und verſchafft bei den Wahlen die Stadtverwaltungs⸗ 
ſtellen entweder Leuten, die direkt am Straßenbahnmonopol beteiligt ſind, 
oder Politikern von Profeſſion, die leicht dazu beſtochen werden können, den 
Wünſchen der Geſellſchaft nachzugeben. Der augenblickliche Bürgermeiſter der 
Stadt, John E. Reyburn, iſt Aktionär der Geſellſchaft, ebenſo der Polizei⸗ 
präſident Henry Clay. Vor ungefähr einem Jahr traten die Straßenbahner 
in Philadelphia in den Ausſtand. Sie verlangten Verkürzung der Arbeits⸗ 
zeit, Lohnerhöhung und Anerkennung ihres Verbandes, eines lokalen Zweiges 
der Amalgamated Association of Street and Electric Railway Employees. Da 
nun Munizipalwahlen unmittelbar bevorſtanden, legten ſich die führenden 
republikaniſchen Politiker ins Mittel und führten eine Einigung zwiſchen der 
Geſellſchaft und ihren Angeſtellten herbei, denn ſie mußten befürchten, daß, 
wenn der Kampf zu lange dauere, er auch auf das Gebiet der Politik über⸗ 
greifen könne. Es wurde ein Kompromiß in betreff des Lohnes und der 
Arbeitszeit geſchloſſen, während die dritte Frage, die Anerkennung des Ver⸗ 
bandes, noch offen blieb. Die Geſellſchaft verſprach, keinerlei Schritte gegen 
Mitglieder des Verbandes zu unternehmen; andererſeits aber beſtand ſie darauf, 
in ihren Betrieb ungefähr 300 Streikbrecher einzuſtellen, die fie vor der Über: 
einkunft herbeigerufen hatte. 

Als die Wahl vorüber und die Kreaturen der Straßenbahngeſellſchaft 
glücklich zu den Amtern gewählt waren, da begann die Geſellſchaft auf ein— 
mal, ſich nicht mehr an ihre Verſprechungen zu halten. Den ganzen Winter 
über nahm die Reibung zu. Am 10. Februar dieſes Jahres weigerte ſich die 
Geſellſchaft, einen Vertrag mit ihren Angeſtellten zu unterſchreiben — ſo 
lange war die endgültige Entſcheidung über das Übereinkommen des vorigen 
Sommers hinausgeſchoben worden —, obwohl dieſe ſich bereit erklärt hatten, 
die ſogenannte Keystone Union, die durch Agenten der Geſellſchaft aus den 
300 Streikbrechern gebildet worden war, als gleichberechtigt mit ihrem eigenen 
Verband anzuerkennen. Acht Tage ſpäter erfolgte ein zweiter Gewaltſtreich der - 
Geſellſchaft: 174 alte Angeſtellte wurden ohne weiteres entlaſſen, Leute, die 
am Streik von 1909 teilgenommen hatten, ohne daß ein anderer Grund an— 
gegeben wurde als das Intereſſe des Dienſtes. 

Dies ſah der Verband als offene Kriegserklärung gegen ſich an. Ohne 
einen formellen Befehl ihres eigenen Exekutivkomitees abzuwarten, traten die 
6000 Straßenbahner am nächſten Morgen in den Ausſtand und überließen 
es der Geſellſchaft, allein mit ihren 300 „anſtändigen Arbeitern“ den Betrieb 
aufrechtzuerhalten. Die Geſellſchaft verſuchte, auf jeder Strecke ein paar 
Wagen laufen zu laſſen, und dies gab den Anſtoß zu lärmenden Demon⸗ 
ſtrationen, an denen die Streikenden nicht mehr beteiligt waren als Tauſende 
von anderen Arbeitern und ſelbſt Leute aus dem niederen Mittelſtand, die 
ſicher weit entfernt davon waren, die Arbeiterbewegung ſtändig unterſtützen 
zu wollen, aber gern die günſtige Gelegenheit ergriffen, um ihrem Haſſe gegen 
den Straßenbahnklüngel Luft zu machen, dem ſie durch ihre eigene politiſche 
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Unfähigkeit und Angſtlichkeit erlaubt hatten, die Herrſchaft in der Stadt an 
ſich zu reißen. 

In den Vereinigten Staaten hat ein Streik der Straßenbahner, mag er 
ſtattfinden wo er will, mit tödlicher Sicherheit Gewalttaten zur Folge. Wenn 
auch die Führer Ordnung zu halten verſuchen, ſo ſind ihre Bemühungen 
vergeblich. Jedermann, mit Ausnahme der paar hundert Aktionäre, haßt 
die Straßenbahngeſellſchaft. Jedermann hat Ungelegenheiten durch die Ein⸗ 
ſtellung des Betriebs und iſt darauf erpicht, ſeinem Unmut Luft zu machen. 
Dann kann ein Straßenbahnwagen nicht dem Bereich der Volkswut entzogen 
werden; er bietet ein verführeriſches Ziel für Stöcke und Steine, und die 
Menge wird von einer Art Zerſtörungsmanie ergriffen, wenn ſo ein Wagen 
in Sicht kommt. Dann ſind auch eingeborene Amerikaner, da ſie wenig 
empfänglich ſind für Organiſation und Diſziplin, viel eher zu raſchen, gewalt⸗ 
tätigen Handlungen bereit als die meiſten unſerer eingewanderten Mitbürger. 
Die Straßenbahner ſetzen ſich in Philadelphia faſt ausſchließlich aus ein⸗ 
geborenen Amerikanern zuſammen (viele davon freilich von deutſcher oder 
iriſcher Abkunft). Schlecht behandelt, beſtändig angetrieben und zur Ver⸗ 
antwortung gezogen einerſeits durch Beſchwerden ungeduldiger Paſſagiere, 
andererſeits durch ſtrenge Vorſchriften der Unternehmer und ſchließlich in 
völliger Hoffnungsloſigkeit gegenüber dem unperſönlichen Ungeheuer, für das 
ſie ſchuften und Profit anhäufen müſſen — das macht ſie gewalttätig und 
rückſichtslos. Alle dieſe Vorbedingungen für eine allgemeine Empörung trafen 
in dem Streik von Philadelphia zuſammen. 

Nach den Beſtimmungen des Freibriefs der Geſellſchaft und der Geſetze 
von Pennſylvania hatten die Behörden von Philadelphia die Befugnis, wenn 
ſie wollten, die Geſellſchaft zu zwingen, ſich einem Schiedsſpruch oder 
wenigſtens einer formellen, öffentlichen Unterſuchung der Streitpunkte zu 
unterwerfen. Der Bürgermeiſter Reyburn und feine Kollegen zogen es aber 
vor, ſich dieſer Befugnis nicht zu bedienen. Die Berechtigung der Beſchwerden 
der Arbeiter und der Wortbruch der Geſellſchaft waren ſo ſonnenklar, daß 
das Schiedsgericht eine Entſcheidung hätte fällen müſſen, die ſicherlich den 
Streikenden zugute gekommen wäre. Außerdem hätte die Unterſuchung eine 
Menge Mogeleien der Geſellſchaft und ihrer Freunde in der Stadtverwaltung 
ans Licht gebracht, die allen Grund hatten, die Offentlichkeit zu ſcheuen. 

Daher beſchloß Bürgermeiſter Reyburn, den Streik mit brutaler Gewalt 
niederzuſchlagen. Er billigte, daß 4000 Poliziſten angeworben wurden, nur 
um den 3500 regulären Schutzmännern beizuſtehen. Der Polizeiknüppel 
wurde von Anfang an eifrig benutzt. Die Geſellſchaft importierte Streik⸗ 
brecher aus New York und anderswoher. Unter dieſen waren manche an⸗ 
ſtändige, nur verführte Arbeiter, die gerade arbeitslos waren und die, da ſie 
nie einer Organiſation angehört hatten, gar nicht fühlten, daß ſie eine ſchimpf⸗ 
liche Tat begingen, wenn ſie Streikende erſetzten. Jedoch die Mehrzahl der 
Streikbrecher rekrutierte ſich wie gewöhnlich aus der tiefſtehenden Hefe der 
Geſellſchaft — Diebe, ſchwere und leichte Verbrecher aller Sorten, Zutreiber 
der Politiker niedrigſter Sorte, Zuhälter und Spieler. Dieſe wurden mit 
Revolvern auf Koſten der Geſellſchaft bewaffnet; und die Behörden vera 
dies nicht nur nicht, ſondern halfen ſelbſt dabei mit. 

Die Offentlichkeit ſympathiſierte ohne allen Zweifel mit den Streikenden. 
Aber dieſe öffentliche Meinung war unorganiſiert und verhältnismäßig ohn⸗ 
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mächtig. Der Aufruhr dauerte fort, und die Streikbrecher übertrafen mit 
Hilfe der Polizei die Streikenden und ihre Anhänger weit an Gewalttätig— 
keiten. Charles O. Pratt, den die Street Railway Employees“ Association mit 
der Organiſation des Streiks betraut hatte, wurde mit mehreren anderen 
Führern zuſammen verhaftet. Pratts Verhaftung erregte jedoch einen der: 
artigen Entrüſtungsſturm, daß er ſchleunigſt gegen Bürgſchaft wieder in Frei- 
heit geſetzt wurde. Am 21. Februar wurden vier Kompanien Bundestruppen 
aufgerufen, um die Ordnung aufrechtzuerhalten, und innerhalb weniger Tage 
wurden noch größere Truppen herbeidirigiert. 

Um die Unbequemlichkeiten für das Publikum auf ein Minimum einzu⸗ 
ſchränken, hatte der Verband Vorſorge getroffen, daß hinreichend Leute bei 
der Arbeit blieben, um die Beförderung von Poſt und Zeitungen aufrechtzu⸗ 
erhalten. Die Geſellſchaft zeigte aber ihren feſten Willen, mit den Arbeitern 
zugleich auch das Publikum zu ſtrafen, indem ſie die Verbandsmitglieder aus⸗ 
ſperrte und ihre Wagen nur unter der Führung von Streikbrechern laufen ließ. 
Am 24. Februar erklärte ſich die Geſellſchaft bereit, die Streitfragen einem 

Schiedsgericht anheimzuſtellen, alle außer einer: ſie wollte nicht den Verband 
anerkennen. Da dies der wichtigſte Punkt war, ſo konnten die Streikenden 
den Vorſchlag natürlich nicht annehmen, was ja die Geſellſchaft auch ganz 
gut gewußt hatte, als ſie den Vorſchlag machte. 

Am 27. Februar fand eine Verſammlung der Central Labor Union ſtatt, an 
der Delegierte von ungefähr dreihundert Lokalorganiſationen der verſchiedenſten 
Gewerbe und Branchen teilnahmen. Einſtimmig (wenn vielleicht auch nicht 
unter voller Billigung ſämtlicher Delegierten) wurde eine Reſolution an⸗ 
genommen, die erklärte, wenn der Streik nicht binnen einer Woche beendet 
ſei, würde dies den Generalſtreik ſämtlicher Arbeiter von Philadelphia zur 
Folge haben. 

Dieſe Drohung war etwas ganz Neues in der Geſchichte der amerikaniſchen 

Arbeiterbewegung. Das merkwürdigſte bei der Sache war, daß der Vorſchlag 
acht von jenen Verbänden ausging, die mehr oder weniger ſozialiſtiſch ge— 
färbt ſind, ſondern von Elementen, die von den Sozialiſten bisher als hoff— 
nungslos konſervativ betrachtet wurden. 

Waren die Sozialiſten im Irrtum mit ihrer früheren Anſicht über dieſe 
eute? Oder ſtand die augenblickliche Aktion in vollem Einklang mit den 
Bründen, die zu dieſer Meinung geführt? Beide Fragen kann man wohl nicht 
o ohne weiteres mit einem klaren Ja oder Nein beantworten. Die konſer⸗ 
dativen Führer, die ſich zugunſten des Generalſtreiks ausſprachen, handelten 
ncht nach irgend einem beſtimmten Prinzip oder einer Theorie. Sie handelten 
inter dem Drucke unvorhergeſehener Ereigniſſe und einer heftigen Erregung, 
die in den Reihen ihrer Anhänger herrſchte. Die Erklärung zugunſten des 
Streiks bewies noch keineswegs, daß dieſe Leute bewußt revolutionär in irgend 
inem Sinne geworden ſeien. Von ihrem Standpunkt aus handelten ſie, wie 
ie Amerikaner gewöhnlich, in einem rein empiriſchen Sinne — wie ſie ſagen 
vürden, „als Praktiker, nicht als Theoretiker“. Ihre neue Politik war viel 
her mit jener Politik von Aufruhr und Gewalttat verwandt, die für die 
liedrigſten Stufen der Arbeiterbewegung charakteriſtiſch iſt, als mit einer 
evolutionären, die ſich auf eine wiſſenſchaftliche Analyſe der ſozialen Be— 
zingungen und Tendenzen ſtützt. Der amerikaniſche Arbeiter iſt, ſolange er 
licht durch den Sozialismus aufgeklärt und geſchult iſt, ungemein individua⸗ 
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lliſtiſch. In feinem Veruf ift er ſehr lange unterwürfig und geduldig gegen⸗ 


über Bedrückung und Beleidigung. Reißt ihm aber ſchließlich die Geduld, 
dann drängt er nach einem ſchnellen Entſcheidungskampf. Früher zeigte ſich 
dieſe ungeſtüme Wut im allgemeinen in bloßen Tumulten, jetzt aber kam noch 
der Generalſtreik dazu. 

Jene Sozialiſten ſind indes im Irrtum, die glauben, daß ein größerer 
Teil der amerikaniſchen Arbeiter — ſelbſt der Führer der konſervativen Ver⸗ 
bände — hoffnungslos reaktionär iſt. In Wahrheit ſind die amerikaniſchen 
Arbeiter noch unreif, ungeſchult und politiſch zu wenig entwickelt; aber im 
großen und ganzen ſind ſie weder feig noch korrumpiert. Der Generalſtreik 
von Philadelphia bezeugt, daß ſie begeiſterungsfähig, opferwillig und ent⸗ 
ſchloſſen ſind. Er zeigte aber auch, daß der Sozialismus noch viel zu tun 
hat, um ſie aufzuklären und ſie an Selbſtbeherrſchung und konſequentes 
Handeln zu gewöhnen, und daß er Wege finden muß, um dies in wirkſamerer 
Weiſe zu tun als in akademiſchen Predigten und mit hochfahrendem Tadel. 
Es iſt erfreulich, ſagen zu können, daß zur ſelben Zeit, wo ſich die amerika⸗ 
niſche Arbeiterbewegung zu einer fortſchrittlichen Aktion aufzuraffen ſcheint, 
der Sozialismus in den Vereinigten Staaten zur Anſicht zu kommen ſcheint, 
daß er mit den Gewerkſchaften in innigere Beziehungen zu treten hat als 
bisher, und zwar ſoll das Verhältnis das einer Waffenbrüderſchaft in dem 
heutigen Klaſſenkampf ſein und nicht das eines Profeſſors gegenüber gleich⸗ 
gültigen oder gar widerſpenſtigen Schülern. 

Doch fahren wir fort in der Erzählung der Ereigniſſe. In den folgenden 
Tagen verſuchten verſchiedene hervorragende Finanzleute, Geiſtliche und andere 
hochſtehende Perſönlichkeiten unter Aufbietung ihres ganzen Einfluſſes einen 
Vergleich zuſtande zu bringen. Leider waren ſie in dem Wahne befangen, es 
gäbe jo etwas wie ein „unintereffiertes, unparteiiſches Publikum“ — ein 
Publikum, das weder auf der Seite der Kapitaliſten noch auf der der Arbeiter 
ſtehe, deſſen Anſehen aber von beiden Teilen reſpektiert werden müßte. Die 
Straßenbahngeſellſchaft wollte die Wünſche dieſes harmloſen „Publikums“ 
nicht berückſichtigen, und die Straßenbahner konnten es nicht, wenigſtens 
nicht in der Weiſe, wie man es erwartete — ſie ſollten ihre Forderung der 
Anerkennung des Verbandes aufgeben und die Arbeit wieder aufnehmen, 
während die Schlichtung der übrigen Streitpunkte einem Schiedsgericht an⸗ 
heimgeſtellt werden ſollte, und dies ohne weitere Bürgſchaft als das Wort 
der als wortbrüchig bekannten Straßenbahnmagnaten, daß der Spruch der 
Schiedsrichter befolgt werden würde, auch wenn er für die Arbeiter günftig jet. 

Am 3. März trat der Stadtrat zuſammen. Arbeiter und Geſchäftsleute 
drängten ſich zu Tauſenden um das Rathaus in der Hoffnung, den Beſchluß 
des Rates beeinfluſſen zu können, aber fie wurden in der brutalſten Weiſe 
von der Polizei zerſtreut.“ Der Bürgermeiſter Reyburn erklärte, der Rat 
habe kein Recht, zu intervenieren, und der Rat nahm dieſe Erklärung an. 

Am 5. März begann der Generalſtreik. Der Polizeipräſident erließ einer 
Ukas, durch den die Abhaltung der Rieſenverſammlung verboten wurde, die die 
Arbeiterorganiſationen am Independence Square abhalten wollten. Die Maſſer 
kamen zu Zehntauſenden, aber ein Heer von 4500 Poliziſten verhinderte ſie 
eine reguläre Verſammlung abzuhalten. Das Streikkomitee, das über einer 
in aller Eile organiſierten Stab von Hilfskräften verfügte, verwandelte di 
Verſammlung in eine „ſchweigende Maſſendemonſtration“. Die Menge leiſtet 
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der Polizei keinen Widerſtand, bewegte ſich ruhig weiter, wenn ſie dazu auf⸗ 
gefordert wurde, weigerte ſich aber ein paar Stunden lang hartnäckig, ſich zu 
zerſtreuen, und marſchierte in Maſſe immer von einer Straße zur anderen in 
der Nähe des Square, bis das Komitee Zeit gefunden hatte, zahlreiche Ver: 
ſammlungen in allen Teilen der Stadt zu organiſieren. 

Man kann unmöglich genau ſagen, wie viele Arbeiter am Generalſtreik 
teilgenommen haben. Die Polizei berichtete nach einer angeblichen Schätzung, 
die Zahl gehe nicht über 18000 hinaus. Mitglieder des Streikkomitees gaben 
eine Höhe von 139000 an. Die erſte Schätzung iſt geradezu lächerlich niedrig, 
während die zweite wohl etwas übertrieben ſein dürfte. Leute, die Gelegen⸗ 
heit hatten, die Bewegung zu beobachten, und deren Urteil Gewicht hat, ver- 
ſicherten mich, daß an 100000 die Arbeit niederlegten aus Sympathie mit 
den ſtreikenden Straßenbahnern. Freilich verharrten nicht alle von ihnen 
während der ganzen Periode des Generalſtreiks im Ausſtand. Zwei oder drei 
Tage nach dem Ausbruch des Generalſtreiks mußten die meiſten Teppich und 
Wollwebereien und die Kleidungsgeſchäfte den Betrieb einſtellen. Einige 
Tauſend, faſt alle noch unorganiſiert, traten in den Baldwinſchen Lokomotiven⸗ 
werken, den Crampſchen Schiffswerften und anderen Großbetrieben in den 
Ausſtand. Die Bauarbeiter „kreuzten die Arme“ bis auf wenige Ausnahmen. 
Die Buchdrucker dagegen weigerten ſich, mitzumachen. Ebenſo die Bier⸗ 
brauer, obwohl ein großer Teil von ihnen ſozialiſtiſch iſt. Sie hatten alle 
Urſache, ihre übermäßige Vorſicht zu bereuen, denn viele Arbeiter in Phila⸗ 
delphia trinken jetzt ſeit dem Generalſtreik lieber „unorganiſiertes“ (Non Union) 
Bier als ſolches, das von Gewerkſchaftern gebraut iſt, die im kritiſchen Augen⸗ 
blick des Solidaritätsgefühls ihren Klaſſengenoſſen gegenüber ermangelten. 
Im Gegenſatz hierzu ſchloſſen ſich die Bäcker der Bewegung in Scharen 
an, obwohl ſie damals nur ſehr ſchwach in Philadelphia organiſiert waren. 

Drei Wochen vergingen. Am Ende der erſten war es klar geworden, daß 
der Generalſtreik noch keine Wirkung geübt habe und daher zum Scheitern 
verurteilt ſei. Von da an kehrten die Arbeiter Tag für Tag zu Hunderten 
und Tauſenden zur Arbeit zurück, und am 27. März wurde der Streik formell 
für beendet erklärt. 

Dieſe drei Wochen verliefen viel ſtiller als die Zeit vor dem Generalſtreik. 
Hauptſächlich vielleicht dank der Anweſenheit Tauſender von Poliziſten und 
Soldaten, aber doch auch zum Teil dank des lebhaften Bewußtſeins der 
Arbeiter von der Größe und dem Ernſt der Bewegung. Die Behörden zeigten 
ſich natürlich willkürlich und brutal bis zum Außerſten. Verſammlungen unter 
freiem Himmel wurden verboten, ſelbſt ſolche, die auf privatem Grund und 
Boden abgehalten werden ſollten, zum Beiſpiel im großen Baſeballpark, den 
das Streikkomitee zu dieſem Zwecke gemietet hatte. Einige Streikende und 
noch mehr Unbeteiligte wurden von der Polizei und von den bewaffneten 
Verbrechern im Dienſte der Straßenbahngeſellſchaft niedergeknüppelt oder 
niedergeſchoſſen. Ungefähr ebenſo viele, beſonders Kinder, wurden über⸗ 
fahren und getötet, da die Straßenbahnwagen von ganz ungeübten und nach⸗ 
läſſigen Leuten geführt wurden, die als Streikbrecher angeworben waren. 


Die Erregung griff auch auf andere Teile von Pennſylvanien und ſogar 


auf andere Staaten über. In einigen Städten ſtreikten die Straßenbahner, 
und die Geſellſchaften beeilten ſich, ihre Forderungen zu erfüllen, um nicht 
in einen ähnlichen Kampf wie der von Philadelphia verwickelt zu werden. 
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Es war die Rede davon, den Sympathieſtreik auf ganz Pennſylvanien aus⸗ 
zudehnen und ſogar auf New Jerſey. Die Federation of Labor für den 
Staat Pennſylvania hielt ihren jährlichen Parteitag in New Caſtle in der 
erſten Woche des Generalſtreiks ab und beſchloß, wenn nötig, den Streik in 
jedem Gewerbe im ganzen Staate zu beginnen. Man muß ja zugeben, daß 
dies etwas geweſen zu ſein ſcheint, was der Amerikaner einen „Bluff“ nennt, 
das heißt eine Drohung, deren Urheber wohl weiß, daß er ſie nicht aus⸗ 
führen kann, aber an die, wie er hofft, die Gegner glauben. Praktiſch wich⸗ 
tiger war der Aufruf, den die Föderation des Staates an alle Gewerkſchaften 
im ganzen Staate ergehen ließ, die Streikenden von Philadelphia finanziell 
zu unterſtützen — dieſer Aufruf fand reichen Erfolg; und ebenſo wichtig war 
die Annahme von Reſolutionen, die alle Arbeiter des Staates aufforderten, 
anzuerkennen, daß die beiden alten Parteien ihre Feinde ſeien, und darüber 
nachzudenken, wie ſie am beſten der Stimme der Arbeiter auf dem politiſchen 
Kampfplatz Gehör verſchaffen könnten. Der Parteitag wandte ſich auch an 
alle Funktionäre der American Federation of Labor und der Gewerkſchaften 
im ganzen Bundesgebiet mit der Bitte, Organiſatoren nach Philadelphia zu 
ſenden, um der Streikleitung zu helfen und die Menge der Unorganiſierten, 
die am Kampfe teilnahmen, zu neuen Verbänden zu organiſieren oder ſie den 
ſchon beſtehenden Verbänden ihres Faches anzugliedern. Dies geſchah, und 
die Organiſationen von Philadelphia gingen in einer Stärke aus dem Kampfe 
hervor, die ſie nie zuvor beſeſſen hatten. In vielen Betrieben benutzten die 
Neuorganiſierten die Gelegenheit, um höhere Löhne oder kürzere Arbeitszeit 
zu fordern, bevor ſie die Arbeit wieder aufnahmen. Dies hatte den doppelten 
Zweck, einerſeits zu erreichen, was ſich in dieſem Augenblick für die Strei⸗ 
kenden in allen Gewerben erreichen ließ, und dann, einen Druck auf die 
Unternehmer auszuüben und ſie zu veranlaſſen, ihren Einfluß auf die 
Straßenbahngeſellſchaft zur Erzielung eines Vergleichs zu verwenden. Freilich 
in der zweiten Hinſicht waren die Bemühungen vergeblich; die Geſellſchaft 
war taub gegen alle Vorſtellungen, mochten ſie von den Arbeitern ſelbſt oder 
von den Kaufleuten und Fabrikanten kommen, deren Geſchäfte ſchwer unter 
der allgemeinen Unterbrechung der Gewerbstätigkeit litten. Andererſeits ge⸗ 
wannen die Arbeiter in vielen Branchen Lohnerhöhung und Stunden⸗ 
kürzung, die aus Sympathie mit den Straßenbahnern in den Ausſtand 
getreten waren. 

Als am 27. März der Generalſtreik zu Ende war, machte die Central 
Labor Union energiſche Anſtrengungen, einen Fonds für die Straßenbahner 
zu gründen, deren Reihen noch ungebrochen waren. Reiche Spenden flojjen 
zuſammen; ein großer Teil der Bevölkerung von Philadelphia half den 
Streikenden auch dadurch, daß er ſich weigerte, Wagen der Straßenbahn zu 
benutzen, die von Streikbrechern geführt wurden. 

Schließlich bequemte ſich die Geſellſchaft zu Einigungsvorſchlägen; ein 
Kompromiß wurde geſchloſſen, und am 21. April nahmen die Leute die Arbeit 
wieder auf, wenn auch nicht in allen Punkten ſiegreich, ſo doch ſicher nicht 
als Beſiegte. Sie gewannen eine erhebliche Lohnerhöhung und eine noch 
willkommenere Verkürzung ihrer außergewöhnlich langen Arbeitszeit. Ihr 
Verband fand die Anerkennung der Geſellſchaft, allerdings nicht ausſchließlich, 
ſondern neben dem ſogenannten „Keyſtoneverband“.; Dies iſt die ſchwache 
Seite des Übereinkommens und kann in ein bis zwei Jahren zu neuen 
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Kämpfen führen. Aber andererſeits war die Geſellſchaft damit einverſtanden, 
mit den Vertrauensmännern der Gewerkſchaft in Streitfällen zu verhandeln 
und im Falle einer Entlaſſung einen Appell zu geſtatten und unter gewiſſen 
Umſtänden die Sache einem Schiedsgericht zu unterbreiten. Sämtliche Strei⸗ 
kende, die 178 mit inbegriffen, deren Entlaſſung im Februar den Konflikt 
heraufbeſchworen hatte, wurden wieder in die Lohnliſten der Geſellſchaft auf— 
genommen; denen, die nicht ſofort wieder eingeſtellt werden konnten, wurde 
ein „Wartegeld“ von 2 Dollar, 8 Mark, pro Tag zugebilligt. 

Was der eigentliche Erfolg dieſes dramatiſchen Konfliktes ſein wird, läßt 
ſich jetzt unmöglich vorausſagen. Viel wird dabei von dem Taktgefühl und 

der Energie der Sozialiſten von Philadelphia und Pennſylvania überhaupt 
abhängen. Unter den Gewerkſchaftsführern, die eine hervorragende Rolle im 
Generalſtreik ſpielten, ſind einige, denen die Sozialiſten, und zwar mit Recht, 
wenig Vertrauen ſchenken können. Die große Maſſe der Arbeiter iſt natürlich 
eher geneigt, ihren Gewerkſchaftsführern zu folgen als den Wortführern der 
Sozialiſtiſchen Partei, die ſie als „nicht zum Bau gehörig“ und vielleicht als 
unpraktiſche Schwärmer anſehen. Die Aufgabe iſt ſehr ſchwer. Die Wahlen 
im November werden ja bis zu einem gewiſſen Grade zeigen, wieviel dauernd 
Gutes geſchaffen worden iſt. 

Eines iſt ſicher: die Arbeiter von Philadelphia, die lange Zeit als „Schlaf⸗ 
mützen“ verlacht wurden und die ſogar in dieſen Spott auf ihre Koſten mit 
einſtimmten, ſind jetzt wenigſtens halb aus ihrem Schlafe erwacht. In allen 
Branchen gewinnen die Verbände von Woche zu Woche neue Mitglieder, ſie 
ringen den Unternehmern neue Konzeſſionen ab oder ſchicken ſich an, Forde— 
rungen aufzuſtellen. Auch die Sozialiſtiſche Partei in Philadelphia wächſt ſeit 
dem Generalſtreik viel, viel ſchneller als je zuvor. 

Amerika hat ſeine erſten Erfahrungen mit dem Generalſtreik machen 
können. Wünſcht e es noch mehr davon? Vielleicht nicht. Wahrſcheinlich aber 
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die Konfumvereine und die Einheit der Arbeiterbewegung. 
Von F. Staudinger. 


In Nr. 40 der „Neuen Zeit“ hat Herr Ernſt Lenz einen Aufſatz über obiges 
Thema gebracht, zu dem ich mir, wenn die Redaktion der „Neuen Zeit“ mir 
freundlich Raum dazu gewähren will, einige vielleicht zur Verſtändigung dienende 
Worte erlauben möchte. Ich gehöre allerdings auch zu denjenigen Genoſſen— 
ſchaftern, welche „ſehr erpicht auf genaue Kompetenzabgrenzung“ ſind. Der Vor— 
wurf, das ſei „bureaukratiſch“, kann dabei denjenigen am wenigſten ſchrecken, welcher 
gerade ſeinerſeits überzeugt iſt, hier mehr „über die Grenzen hinausgehen“ zu 
können als der, welcher vielleicht betreffs der politiſchen Parteifrage „eine Be— 
ſchränkung ſeines Geſichtspunktes erfährt“. Notabene, ich bringe dieſe Anführungen 
— nur eine kleine Probe aus den die „Nurgenoſſenſchafter“ herabſetzenden Aus⸗ 
drücken des Artikels — nicht, um die Vorwürfe zurückzugeben, ſondern nur um zu 
zeigen, wie wenig mit ſolcher Vorwurfsweiſe geſagt wird. 

„Nurgenoſſenſchafter?“ Ich dächte, das wäre doch nur derjenige, welcher 
glaubt, die Genoſſenſchaft allein ſei das Feld, auf dem ſich der Menſch zu be— 
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tätigen habe. Wer aber, wie doch wohl die weitaus meiſten unſerer Genoſſen⸗ 
ſchafter, der überzeugung iſt, daß Politik und Berufsvereinigung und Erziehungs⸗ 
und Aufklärungsarbeit und noch manch anderes genau ebenſo wichtig ſind, kann 
doch wohl kaum „Nurgenoſſenſchafter“ heißen. Vielleicht hat jemand triftige 
Gründe zu der Überzeugung, daß zwar die verſchiedenen Lebensaufgaben ineinander⸗ 
greifen, aber keineswegs alle unter einen Hut gebracht werden können, und daß, 
wie die Dinge heute liegen, eine politiſche Produzentenpartei, und habe ſie noch ſo 
weitgehende und allgemeine Ziele, doch jedenfalls nicht der Hut ſein kann, welcher 
ſich über die Konſumentenbeſtrebungen ſtülpen kann, ohne damit die Genoſſenſchaft 
auf das allerempfindlichſte zu ſchädigen. 

Wohl, die Mitglieder der Konſumvereine ſind heute, darin hat Herr Lenz 
recht, zum größten Teile ſozialdemokratiſche Arbeiter. Möge das aber auch für ab⸗ 
ſehbare Zeit der Fall ſein, und mögen ſie wirklich neun Zehntel des Mitglieder⸗ 
beſtandes bilden, wie folgt denn daraus, daß dieſe neun Zehntel Maßregeln zu er⸗ 
greifen haben, welche das übrige Zehntel unbedingt aus den Konſumvereinen 
hinaustreiben müßten? Droht wirklich von dem einen Zehntel die Gefahr, daß die 
Konſumvereine „in fremde Hände“ geraten? Was begründet die Tendenz, daß die 
Partei die ohnehin heute ſo beſchränkte Werbekraft der Konſumvereine in nicht⸗ 
proletariſchen Kreiſen völlig lahmlegen ſollte? 

Bekanntlich wird ſchon bisher mit der bis jetzt grundloſen Behauptung, die 
Konſumvereine des Zentralverbandes ſeien parteipolitiſch, eine Menge von Leuten 
abgeſchreckt. Damit aber werden ſie auch der ſozial verbindenden und erzieheriſchen 
Wirkſamkeit der Konſumvereine ferngehalten. Einflußreiche Kreiſe verſuchen heute 
mit Erfolg, die Konſumvereine, welche ſie nicht mehr hindern können, wenigſtens 
dadurch wirtſchaftlich zu ſchwächen, daß ſie ſie zu ſpalten ſtreben. Gerade ſie haben 
das lebhafteſte Intereſſe daran, die ſozialdemokratiſchen Mitglieder in den Ver⸗ 
einen zu iſolieren, um dann mit dem Scheine von Recht auf den Parteicharakter 
der Vereine hinweiſen zu können. Iſt es wirklich im Intereſſe der ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei gelegen, dieſe Tendenz auch noch ihrerſeits fördern zu helfen? 
Welchen Nutzen kann ſie ſich davon für ihre Parteiintereſſen verſprechen? Dieſe 
Fragen zu entſcheiden ſteht mir nicht zu, aber ſie aufzuwerfen bin ich doch viel⸗ 
leicht berechtigt. 


Dagegen darf ich ganz ruhig ſagen, daß der Konſumgenoſſenſchaftsbewegung 


ſchon mit dem Verſuch einer Parteimonopoliſierung der ſchwerſte Schaden zugefügt 
werden und daß trotzdem dieſer Verſuch nicht fo leicht glücken dürfte. Denn man 
kann wahrnehmen, daß ſehr viele Sozialdemokraten, welche mit gleichen oder ähn⸗ 
lichen Anſichten wie Herr Lenz in die Konſumvereine treten — ich möchte glauben 
die meiſten —, nach wenigen Jahren ihre Anſicht in dieſer Hinſicht völlig um⸗ 
wandeln. Ohne ihrer Partei im geringſten untreu zu werden, betonen oft gerade 
ſie am energiſchſten die parteipolitiſche Neutralität der Genoſſenſchaften als ſolcher, 
natürlich nicht die parteipolitiſche Neutralität der Genoſſenſchaftsmitglieder. Sie 
kommen zu der Einſicht, daß hier ein Feld iſt, wo die Mitglieder verſchiedener 
Parteien, das heißt weſentlich verſchiedener Produzentenintereſſen, doch als Konſu⸗ 
menten zu einem Ziele zuſammenwirken können, und ſo ſind zuweilen ſie am 
eifrigſten dabei, auch Mitglieder anderer Parteien heranzuziehen und, wenn ſie 
tüchtig ſind, ihre Aufnahme in die Verwaltung zu befürworten. Mir iſt ein charak⸗ 
teriſtiſcher Fall bekannt, wo ein in einer Gegenpartei eifrig tätiger Mann, den 


noch vor wenigen Jahren viele ſozialdemokratiſche Mitglieder aus der Verwaltung 


der Genoſſenſchaft „rausſchmeißen“ wollten, nicht lange danach bei der Neuwahl 
die höchſte Stimmenzahl unter allen Kandidaten erhielt. Die überwiegend ſozial⸗ 
demokratiſchen Mitglieder des Vereins wählten ihn alſo faſt einſtimmig. Nach 
Herrn Lenz würde dieſer Mann, der der Genoſſenſchaft in hingebendſter und groß⸗ 
zügigſter Weiſe gedient hat, nebſt gar vielen anderen einfach ausſcheiden müſſen, 
falls die Genoſſenſchaft parteipolitiſch monopoliſiert würde. Er würde vielleicht 
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Führer einer Gegengenoſſenſchaft werden müſſen oder dem ſozialen Intereſſe ganz 
entfremdet werden. Denn es iſt doch nicht zu erwarten, daß irgend eine wirkliche 
Perſönlichkeit anderer politiſcher Überzeugung in einem Verein bliebe, in dem ſie 
nicht als gleichberechtigtes, ſondern höchſtens als ſtillſchweigend geduldetes Mit— 
glied arbeiten könnte. Ob alſo die Tendenz der Parteimonopoliſierung wirklich 
mehr „das reale Leben“ als „das gewohnte Schema“ berückſichtigt, darf wohl etwas 
in Frage geſtellt werden. 

Welcher noch ſo blindwütige Konſervative würde es ſich wohl einfallen laſſen, 
aus einem landwirtſchaftlichen Verein, in dem neun Zehntel Konſervative und ein 
Zehntel Andersdenkende ſäßen, dieſes eine Zehntel durch Parteimonopoliſierung 
heraustreiben zu wollen? Und wenn — wäre das nachahmenswert? Die Berufung 
von Herrn Lenz, daß auch die engliſchen Genoſſenſchafter ein parlamentariſches 
Komitee haben, trifft nicht die Sache; denn das iſt kein Parteikomitee. Die Be⸗ 
rufung auf Belgien aber war wirklich nicht ſehr glücklich. Denn gerade hier wie 
in Frankreich iſt nachweislich der Genoſſenſchaftsbewegung durch die Parteimono— 
poliſterung kein guter Dienſt erwieſen worden. Und in Frankreich kann man wohl 
ſagen, daß da die neutralen Genoſſenſchaften mehr und mehr Zugkraft auch bei 
den ſozialdemokratiſchen Arbeitern gewinnen. Hat mir doch vor nicht ſehr langer 
Zeit ein Beamter der ſozialdemokratiſchen Genoſſenſchaften rundweg erklärt, daß 
er es mit vielen ſeiner Freunde ſehr begrüßen würde, wenn ſeine Genoſſenſchaften 
ſich mit der dortigen neutralen Genoſſenſchaftsbewegung nach deren Grundſätzen 
vereinigen könnten. | 

Auf andere von Herrn Lenz angeſchnittene Fragen, wie die der Gleichwertig— 
keit der verſchiedenen Genoſſenſchaftsarten, die ich für mein Teil zum Teil ſogar 
für polar entgegengeſetzt, aber auch zum Teil für polar zuſammengehörig halte, ſei, 
da es zu weit führte, nicht eingegangen. Hier nur noch das: Jedenfalls werden 
und dürfen die Genoſſenſchafter vom Standpunkt „weiterblickender Genoſſenſchafts⸗ 
politik“, wenn das Wort Politik in dieſem übertragenen Sinne zuläſſig iſt, auch 
kein Titelchen von dem Grundſatz aufgeben, „daß wir alle Konſumenten ſind und 
daß der Zutritt in die Konſumentenorganiſationen den Angehörigen aller Klaſſen 
offen ſtehe“. Offen ſtehe in dem Sinne, daß ſich jeder ohne Beengung ſeines 
ſonſtigen Standpunktes hier als Gleichberechtigter muß fühlen können. Deshalb 
ſteht gar nichts im Wege, daß der ſozialdemokratiſche Arbeiter ebenſo die Dreiheit 
„Partei, Gewerkſchaft, Genoſſenſchaft“ für ſich proklamieren kann, wie ein anderer 
vielleicht Fürſt und Kirche, Vaterland, Partei, Berufsverein uſw. neben die Ge⸗ 
noſſenſchaft in ſein Feldzeichen ſchreibt. Daß er die Genoſſenſchaft richtig verſtehe 
und handhabe, darauf kommt alles an. Daraus, daß heute die Arbeiter das zu 
verſtehen und oft ſogar beſſer zu verſtehen beginnen als manch andere, folgt noch 
keineswegs, daß ſie nun durch die Partei, welcher ſie zumeiſt angehören, die Ge— 
noſſenſchaften monopoliſieren und treue, achtbare Mitglieder anderer Parteien aus⸗ 
treiben oder in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes verſetzen laſſen ſollten. 

Das vom Standpunkt der Genoſſenſchaft. über den Standpunkt der Partei 
hat nur ſie ſelbſt zu entſcheiden. Ich kann nur fragen, was die Partei veranlaſſen 
könnte, den heutigen Zuſtand abzuändern und damit ſchwere Konflikte, vermutlich 
auch in den eigenen Reihen, heraufzubeſchwören, die doch ſchwerlich jemand anderem 
zu Frommen und Freude dienen, als gerade denen, welche ſowohl die Partei wie 
auch die Konſumgenoſſenſchaft bekämpfen zu müſſen glauben. Könnte die Partei 
nicht ruhig der Genoſſenſchaft diejenige Unterſtützung zuteil werden laſſen, die ſie 
im Intereſſe ihrer Mitglieder und von ihrem Rechtsſtandpunkt aus für angemeſſen 
erachtet, dagegen aufs peinlichſte alles vermeiden, was nach Monopoliſierung der 
Genoſſenſchaft durch die Partei auch nur riechen möchte? Ich werde damit freilich 
manch eifrigem Parteimann nicht nach dem Herzen reden, aber vielleicht darf ich 
doch bitten, die geſtellten Fragen noch einmal ohne Voreingenommenheit gerade an 
der Hand der ſogenannten „materialiſtiſchen“ Geſchichtsauffaſſung erwägen zu wollen. 
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Helene Deutſch, Die Entwicklung der Zeideninduſtrie in Sſterreich 1660 bis 
1840. 3. Heft der Studien zur Sozial-, Wirtſchafts⸗ und Verwaltungsgeſchichte, 
herausgegeben von Dr. Karl Grünberg. Wien 1909, Karl Konegen. 210 Seiten. 

Die Gegenreformation und der Dreißigjährige Krieg hatten die Bevölkerung 
Oſterreichs dezimiert und verelendet. Die Steuerkraft in Stadt und Land war tief 
geſunken. Den Bemühungen der Regierung, das Gewerbe zu heben, ſtand der kon⸗ 
ſtante Geldmangel im Staatshaushalt und zugleich die Abgeſchloſſenheit der ein⸗ 
zelnen Kronländer und insbeſondere deren Abgrenzung durch Zollſchranken gegen⸗ 
über, die jeden Verkehr innerhalb des Geſamtſtaats unendlich erſchwerten. 

Um die Mitte des ſiebzehnten Jahrhunderts traten die erſten Befürworter des 
Merkantilismus mit ihren Vorſchlägen an die Regierung heran. In ſeinem 1668 
erſchienenen Werke propagierte beſonders Johann Joachim Becher die Gründung 
einer Handelskompanie, und als ein Mittel, das beſonders geeignet ſcheine, das 
Geld, das bisher ins Ausland gefloſſen ſei, dem Staatsweſen zu erhalten, empfahl 
er die Einführung und Förderung der Seideninduſtrie. 

Dieſer iſt auch fernerhin eine ganz beſondere Sorgfalt von ſeiten der Regie⸗ 
rung zugewendet worden. Die Nähe Italiens, wo dieſe Induſtrie im ſiebzehnten 
Jahrhundert bereits in Blüte ſtand und von wo man daher leicht hochqualifizierte 
Arbeitskräfte ins Land ziehen konnte, andererſeits das ſüdliche Klima einiger öſter⸗ 
reichiſcher Provinzen, das ſich dem Anbau der Maulbeerbäume günſtig erwies, 
gaben der Entwicklung der Seideninduſtrie einen bedeutenden Anſporn. 

1666 wurde das von Becher vorgeſchlagene Kommerzkollegium gegründet, in 
deſſen erſter Sitzung ein Spezialprivilegium für eine Seidenkompanie entworfen 
und die Erbauung eines Manufakturhauſes in Wien beſchloſſen; und wenn auch 
dieſe Einrichtungen ſpäter nicht aufrechtgehalten werden konnten und das Manu⸗ 
fakturhaus 1683 bei der Türkenbelagerung in Brand geſchoſſen und gänzlich zerſtört 
wurde, ſo blieb doch eine belebende Wirkung auf die Seideninduſtrie zurück. 1702 
gab es bereits in Wien 20 ſteuerzahlende („bürgerliche“) Seidenweber. Dieſe be⸗ 
mühten ſich um Einreihung in eine Zunft. Dagegen aber leiſteten die Kaufleute 
heftigen Widerſtand, die es vorteilhafter fanden, ſelbſt Webſtühle aufzuſtellen und 
auf eigene Rechnung betreiben zu laſſen. 1709 kam ein Kompromiß zuſtande. Die 
Kaufleute, die Fabriken eingerichtet hatten, ſollten dieſe zwar lebenslänglich be⸗ 
treiben dürfen, aber es ſollte künftig keinem mehr die Errichtung einer Fabrik 
geſtattet werden. Die bürgerlichen Seidenweber aber wurden in einer Zunft ver⸗ 
einigt, die auf 24 bis 30 Meiſter mit je 6 Stühlen beſchränkt bleiben ſollte. 

Doch wurden dieſe Satzungen nicht eingehalten, ſondern tatſächlich die Seiden⸗ 
induſtrie in Oſterreich niemals rein zünftleriſch betrieben. In einem Erlaß vom 
9. April 1714 wird der Handelsſtand zur Errichtung von Fabriken aufgefordert, und 
um dieſelbe Zeit wurden ausländiſche Manufakturiſten unter Zuſicherung ziemlich 
weitgehender Unterſtützungen ins Land gerufen. Ausfuhrverbote für Rohmaterial 
und Einfuhrverbote für fertige Seidenwaren begleiteten dieſe Maßnahmen. 

1719 wurde die Kaiſerliche Privilegierte Orientaliſche Kompanie ins Leben 
gerufen, welche den Handel auf der Donau monopoliſieren ſollte, nachdem ſchon 
1718 ein Handels- und Schiffahrtsvertrag mit dem Osmaniſchen Reiche abgeſchloſſen 
worden war. Trieſt und Fiume wurden zu Freihäfen erklärt. Aber auch ſolche 
kolonialpolitiſche Maßnahmen konnten den Handel nicht in die Höhe bringen, ſo⸗ 
lange er durch Zollſchranken im Innern des Landes gehemmt war. Erſt Maria 
Thereſia ſchuf ein einheitliches Zollgebiet, indem ſie 1749 ein Kommerzdirektorium 
für den Geſamtſtaat errichten ließ. 

Zwei Jahre ſpäter wurde die Seideninduſtrie durch eine Qualitätenordnung 
geregelt. Breite und Schwere der Seidenzeuge wurden genau beſtimmt, Beſchau⸗ 
meiſter angeſtellt und auch Arbeitszeit und Löhne fixiert. Daß die Feſtſetzung der 
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Arbeitslöhne auf eine „Mäßigung“ derſelben hinauslief, läßt ſich ſchon daraus 
erkennen, daß zugleich Strafbeſtimmungen für den Fall getroffen wurden, daß die 
Geſellen durch „Zuſammenrottung“ und Unruhen auf die Neuregelung antworten 
ſollten. Tatſächlich gelang es aber den Meiſtern nicht, die Löhne auf das in der 
Qualitätenordnung feſtgeſetzte Maß herabzudrücken. Als im Jahre 1756 die Be⸗ 
hörde neuerliche Anſtrengung machte, um die Einhaltung des feſtgeſetzten Lohne 
tarifs zu erzwingen, traten die Geſellen in einen Streik ein, und trotzdem einige 
von ihnen inhaftiert wurden, konnte die Regierung ihren Willen nicht durchſetzen. 

Ein wirkſameres Mittel aber zur Herabſetzung der Löhne fand man in der 
Verwendung der Frauenarbeit. Dieſer wurde anfangs von den Geſellen kein ernſter 
Widerſtand entgegengeſetzt, da noch alle Arbeiter der Seideninduſtrie Beſchäftigung 
fanden, und als ſpäter zur Zeit geſchäftlicher Depreſſion dann die Arbeiter Pe⸗ 
tition um Petition an die Hofkanzlei richteten und ſich in ihren Klagen über die 
Konkurrenz durch Frauenarbeit auf die alte Qualitätenordnung beriefen, fanden ſie 
taube Ohren. | 

Wirkſamer als die frühere kam die Regierung Maria Thereſias der Seiden- 
induſtrie durch materielle Unterſtützung zu Hilfe, insbeſondere förderte ſie die Aus⸗ 
bildung der Lehrlinge und am meiſten die der „Lehrmägdlein“. Auch eine 
„Deſſinateurſchule“ wurde errichtet, in der Meiſterſöhne und ſpäter auch Geſellen 
und Lehrlinge im Zeichnen von Deſſins unterrichtet wurden. Den Geſellen wurde 
Befreiung vom Militärdienſt gewährt. 

Trotz alledem und trotz der Einfuhrverbote überſtieg 1763 die Einfuhr von 
Seidenzeugen die inländiſche Produktion noch immer um ein Beträchtliches. 

Als ſich während des Siebenjährigen Krieges die Kriſe immer mehr fühlbar 
machte, wurden beſondere Anſtrengungen von ſeiten der Regierung gemacht, um 
die Seideninduſtrie auf dem flachen Lande einzuführen, wobei das ſtärkſte Gewicht 


auf die Ausnutzung der Frauenarbeit gelegt wurde. 1768 wurde eine Manufaktur⸗ 


ordnung für das flache Land erlaſſen, in der hauptſächlich das Verhältnis zwiſchen 
Fabrikant und Zwiſchenmeiſter und das zwiſchen Unternehmer und Arbeiter ge— 
regelt wird. 

Manche Beſtimmungen muten uns recht modern an. So wird eine Kranken⸗ 
verſicherung für alle Kategorien von Arbeitern vorgeſehen, und das Lehrlings— 
verhältnis wird genau geregelt, ſowohl was Probezeit, Aufdingung und Frei— 


ſprechung betrifft, als auch in bezug auf die Leiſtung und Entlohnung der Lehr: 


linge. Die Verpflegung, Bekleidung und Entſchädigung für Überarbeit wurde 
genau beſtimmt. Die Lehrjungen und⸗mädchen zu außergewerblichen Arbeiten zu 
verwenden, war unterſagt und jede Mißhandlung ſtreng verboten und mit erheb— 


lichen Geldſtrafen bedroht. Auch iſt in der Manufakturordnung beſtimmt, daß der 
Zbwiſchenmeiſter dem Geſellen zwei Drittel des Lohnes zu zahlen habe, den er für 


deſſen Arbeit erhält. Wohl mit Recht bemerkt die Verfaſſerin der Abhandlung 
hierzu, daß dieſe Vorſchriften, die in mehr als einer Hinſicht das übertreffen, was 


die Arbeiter mancher Textilbranchen bis heute erreichen konnten, wahrſcheinlich 
immer nur auf dem Papier geblieben ſein dürften. 

Sehr häufig wurden die Meiſter durch Koſt⸗ und Kleiderbeiträge aus der 
Staatskaſſe ermuntert, möglichſt viele Lehrlinge heranzubilden, beſonders junge 
Mädchen vom dreizehnten Jahre an. | 

Bei der nun wachſenden Ausdehnung der Seideninduſtrie wurde die alte Quali 


tätenordnung immer mehr als Hemmnis empfunden. Inſoweit fie noch eingehalten 


wurde, hinderte ſie die öſterreichiſchen Fabrikanten, mit den Preiſen des Auslandes 
zu konkurrieren, daß dieſe ſich aber in der Regel nicht hemmen ließen, beweiſen die 
zahlreichen Klagen der Zunftmeiſter über die Schleuderkonkurrenz durch die Fabriken, 
die bei der Hofkanzlei einliefen. Das veranlaſſe aber die Kaiſerin nur, eine Ab⸗ 
änderung der Qualitätenordnung vorzunehmen, die auch die Verfertigung leichterer 
und ſchmälerer Ware geſtattete, zugleich aber auch die Feſtſetzung der Arbeitslöhne 
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aufhob, und es iſt bezeichnend für die lohnſenkende Wirkung der Frauenarbeit, die 
ſich mittlerweile geltend gemacht hatte, daß die Geſellen nunmehr um die Aufrecht⸗ 
erhaltung der Lohnbeſtimmungen petitionierten, und während ſie um zwei Jahr⸗ 
zehnte früher in den Streik getreten waren, um gegen dieſe Beſtimmungen zu 
remonſtrieren, nun wieder in den Streik traten, in der Abſicht, deren Aufhebung 
zu hindern. 

Joſef II. brach dann der freien Konkurrenz in der Seideninduſtrie vollends 
Bahn. Er hob die Qualitätenordnung auf, entließ die Beſchaumeiſter, hob die 
Einfuhrverbote auf und begünſtigte in jeder Weiſe die Neugründung von Fabriken, 
wobei er es ſich beſonders angelegen ſein ließ, ausländiſche Manufakturiſten ins 
Land zu ziehen und ſie mit Geld und überlaſſung von Gebäuden zu unterſtützen. 
Durch alle dieſe Maßnahmen und beſonders durch die ſchrankenloſe Ausnutzung 
der Kinderarbeit gelangte man endlich an das heißerſehnte Ziel, die öſterreichiſche 
Seideninduſtrie exportfähig zu machen. 

Gleich nach Joſefs Regierungsantritt war die allgemeine Schulpflicht der Kinder 
vom ſechſten bis zum zwölften Jahre eingeführt worden, freilich mit der Ein⸗ 
ſchränkung, daß die „werktätigen“ Kinder nur durch zwei Jahre die Schule beſuchen 
müßten. Die Seidenfabrikanten wollten ſich aber mit der Ausbeutung der Kinder 
vom achten Jahre an offenbar nicht begnügen, denn ſie wendeten ſich an den Kaiſer 
mit einer Petition um Aufhebung jeglicher Schulpflicht, und trotz des energiſchen 
Proteſtes von ſeiten der Hofſtudienkommiſſion wurde der für gewerblich tätige Kinder 
obligate Unterricht auf den Sonntag beſchränkt. 

1768 ſuchte ein Fabrikant, der ſchon ausgiebig aus Staatsmitteln unterſtützt 
worden war, um eine neuerliche Zuwendung nach, indem er ſich auf fein Verdienſt 
berief, in ſeiner Fabrik hundert Waiſenkinder und andere arme Kinder dem Müßig⸗ 
gang und dem Verderben zu entziehen. Er wurde abgewieſen mit dem Bedeuten, 
daß man wiſſe, wie reichlich ſich ſolche Wohltaten ſelber lohnen. 

Mit der ſteigenden Entwicklung der öſterrreichiſchen Seideninduſtrie wurde der 
Kampf zwiſchen Groß- und Kleinbetrieb ein immer erbitterterer, und wenn es auch 
den Zünftlern hier und da gelang, die Regierung zu einer von ihnen geforderten 
Schutzmaßregel zu beſtimmen, ſo konnte dieſer Kampf doch nur mit dem Untergang 
der Kleinbetriebe enden, da die Wiener Seideninduſtrie ſchon in den erſten Dezennien 
des achtzehnten Jahrhunderts eine ſo hohe techniſche Entwicklung erreicht hatte, 
daß noch vor Anwendung der Waſſer- oder Dampfkraft drei Perſonen acht Web⸗ 
ſtühle in Gang erhalten konnten. Dazu mußten natürlich komplizierte Maſchinen 
verwendet werden, deren Anſchaffung den Kleinbetrieben unmöglich war. Im 
Jahre 1840 gab es infolgedeſſen nur mehr fabrikmäßige Betriebe. 

Leider ſagt uns die Autorin nichts darüber, ob und inwieweit bis zu dieſem 
Zeitpunkt die Produktivität der öſterreichiſchen Seideninduſtrie den Induſtrien des 
Auslandes überlegen war und wie ſich ihr Konkurrenzkampf mit dieſen auf dem 
Weltmarkt geſtaltete, doch dürfen wir hoffen, daß Helene Deutſch dieſe Lücke noch 
nachträglich in einem zweiten Werke über die Entwicklung der öſterreichiſchen Seiden⸗ 
induſtrie bis in unſere Tage, das ſie uns in der Vorrede zu dieſem Buche in Aus⸗ 
ſicht ſtellt, ausfüllen wird. 

Der Grund, weshalb ſie ihre ſehr intereſſante Arbeit mit dem Jahre 1840, alſo 
an der Schwelle der eigentlichen großinduſtriellen Entwicklung, abſchließt, liegt 
darin, daß um dieſe Zeit die ſtaatliche Fürſorge für die Seideninduſtrie aufhörte 
und dieſe Fürſorge und deren Wirkſamkeit zu ſchildern die eigentliche Aufgabe war, 
welche ſich Helene Deutſch geſtellt hatte. 

Das Buch verſchafft uns nicht nur einen genauen Einblick in den Werdegang 
eines der wichtigſten Zweige der öſterreichiſchen Induſtrie, ſondern es zeigt uns 
auch viele Züge, die den Anfängen der kapitaliſtiſchen Entwicklung auf allen Ge⸗ 
bieten charakteriſch ſind, in trefflicher Beleuchtung und kann darum als ein wert⸗ 
voller Beitrag zur Wirtſchaftsgeſchichte bezeichnet werden. Thereſe Schleſinger. 
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Pierre Chasles, Le parlement russe (Das ruſſiſche Parlament). Son organisation. 


Les raports avec l’Empereur, Avec une preface du Anatole Leroy-Beaulieu. 
Paris 1910. XV und 218 Seiten. 


Die ruſſiſche Reichsduma iſt ebenſo wie das preußiſche Abgeordnetenhaus die 
Frucht eines Staatsſtreichs. Wie auch der König von Preußen hat der ruſſiſche 
Zar zweimal die Volksvertretung auseinandergejagt, die ihm von der Revolution 
aufgezwungen worden war, ehe er ſich entſchließen konnte, offen ſeinen Eid zu 
brechen. Aber in Preußen ſind ſeit dem Staatsſtreich bereits zwei Menſchenalter 


vorübergegangen, haben mehrere Monarchen gewechſelt, ſind die Urheber der Ver— 


ſchwörung gegen das Volk ins Grab hinabgeſtiegen, nachdem ſie die Früchte ihres 
Verfahrens ihren Nachkommen überliefert hatten. In Rußland aber lebt noch 
alles, leben noch alle. Es iſt noch der gleiche Zar, der auf dem geſchändeten 
Throne ſitzt; derſelbe Stolypin ſteht an der Spitze der Regierung; der große Zu— 
ſchneider des Staatsrechtes, der frühere rote Radikale Kryshanowski, iſt noch immer 


die rechte Hand Stolypins, und Gutſchkow, das Haupt der Oktobriſten, hat noch 


nicht Zeit gehabt, das dritte Paar Schuhe auszutreten, ſeit er durch den Staats: 
ſtreich vom 3. (16.) Juni 1907 zum Führer der Dumamajorität geworden iſt. Die 
Verletzung des Verfaſſungsmanifeſtes vom 17. (30.) Oktober 1905 iſt mit dem 


3. Juni nicht zu Ende. Weitere Einſchränkungen der ohnehin nichtigen Rechte der 


Duma wurden auch weiterhin durch kleine Staatsſtreiche vollzogen. Und nun hat 
ſchließlich im Laufe der letzten Frühjahrsſeſſion dieſe Duma, ſelbſt durch einen 
Staatsſtreich geboren, die Rolle der Hebamme bei dem Staatsſtreich in Finnland 


geſpielt. 


er 


Unter dieſen Bedingungen ein ſtaatsrechtliches Syſtem von Rußland als ein 
juridiſches Ganzes zu konſtruieren, iſt eine Aufgabe, die weder leicht noch einfach 
iſt. Jeden Augenblick öffnet ſich in dem Pergament des Verfaſſungsbriefes ein 
gähnendes Loch, durch das der Abſolutismus ſeinen Soldatenſtiefel ſteckt. 

Pierre Chasles unternimmt den gewiß nicht leichten Verſuch, in ſeinem Buche 
die rechtswiſſenſchaftliche Zeichnung der ruſſiſchen Staatsmaſchine zu entwerfen. 
Er führt dieſe Arbeit mit Sachkenntnis und mit jener techniſchen Eleganz aus, 
welche die franzöſiſchen Rechtsgelehrten auszeichnet. Die Organiſation und die 
Funktionen des „ruſſiſchen Parlamentes“, das heißt der Reichsduma und des Reichs— 
rats in ihrem gegenſeitigen Verhältnis, ſowie in ihrem Verhältnis zum Zaren, 
ſind ſehr gewiſſenhaft geſchildert, das Wahlſyſtem für die Duma, „im Vergleich 
u dem alle Syſteme der Welt, ſogar das ungariſche mit inbegriffen, einfach er⸗ 
ſcheinen“ (S. 73), iſt mit voller Anſchaulichkeit dargeſtellt. Aber dieſe rein deſkriptive 
Seite des Werkes enthält auch ſeinen ganzen poſitiven Gehalt. Sofern Chasles es 
verſucht, die Teile des Ganzen durch allgemeine Rechtsprinzipien miteinander zu 
verbinden, wird er das Opfer der Tücke des Objektes: nicht Rechtsprinzipien waren 
es, die die Schere Kryshanowskis lenkten, ſondern das Beſtreben, in der Duma 
eine Majorität des Großgrundbeſitzes und des Großkapitals ſicherzuſtellen. Die 


„Prinzipien“ des Herrn Chasles ſelbſt ſind übrigens auch von recht problematiſchem 


Charakter: er hat einen gerechten und vernünftigen und einen ungerechten und 
unvernünftigen Zenſus. 

Wenn man die Probe aufs Exempel macht, ſtellt ſich heraus, daß H. Chasles 
die Wahlprivilegien des Großgrundbeſitzes um einiges vermindern und die Privi— 
legien des Handels⸗ und Gewerbekapitals um einiges vergrößern möchte. Im 
großen und ganzen aber erklärt er ſich ſowohl mit der „traurigen Notwendig— 
keit“ des Staatsſtreichs vom 3. (16.) Juni einverſtanden, als auch mit der dritten 
Duma, aus deren Schoße nach ſeiner Berechnung der Baum der ruſſiſchen Freiheit 
hervorwachſen muß. Jedoch ſind dieſe politiſchen Sympathien und Hoffnungen 
Chasles', die von dem Verfaſſer des n Anatole Leroy-Beaulieu, geteilt 
werden, für niemanden bindend. Trotzky. 
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Dr. R. Lenz, Der Kupfermarkt unter dem Einfluß der Byndikate und ee 
Berlin 1910, Verlag für Fachliteratur, G. m. b. H. 157 Seiten. x 


Der Einfluß der Kartelle und Truſts auf unſer Wirtſchaftsleben macht ſich 
immer fühlbarer. Allerdings im Gegenſatz zu den Erwartungen einiger Optimiſten 
führt dieſer Einfluß nicht zur größeren Stetigkeit und Sicherheit in der Produktion, 
ſondern umgekehrt: die Truſts ſind ein kriſebildender Faktor geworden. Durch 
Hochhalten der Preiſe fördern fie eine Überproduftion und hemmen den Konſum, 
ſo daß Wirtſchaftskriſen jetzt häufiger als je geworden ſind. Noch bedeutſamer iſt 
vielleicht der Umſtand, daß mit der Kartellierung der Produktion die Herrſchaft 
der Banken und der Börſe noch verſtärkt wird, und die Produktion unter den 
Einfluß der Börſenſpekulation kommt. Die Preiſe und die Produktion ſelbſt müſſen 
ſich mehr den Intereſſen der auf der Börſe kämpfenden Parteien anpaſſen als den 
Erforderniſſen des Warenmarktes. Selbſtverſtändlich rächt ſich der Warenmarkt für 
feine Mißachtung, und fo haben wir an Stelle der Organiſation der Pro⸗ 
duktion eine vielleicht noch nie dageweſene Desorganiſation, die ſelbſt ein Mittel 
geworden iſt, die Macht einzelner Unternehmer wie der Rockefeller, Morgan uſw. 
noch zu feſtigen. 

All dieſe Vorgänge kann man an der Hand eines Beiſpiels, des Einfluſſes der 
Truſts auf dem Kupfermarkt, in der angeführten Schrift von Dr. Lenz verfolgen. 
Der Kupfermarkt wird vorläufig noch nicht ganz von der Standard Oil Co. be⸗ 
herrſcht; ein bedeutender Teil der Kupfergewinnung befindet ſich unter der Kontrolle 
von Morgan. Außerdem ſind noch vier bedeutendere und kleinere Geſellſchaften vor⸗ 
handen. 

In der letzten Zeit (Ende 1909) ſoll zwiſchen Morgans und der Standard Oil- 
Gruppe ein Zuſammenſchluß erfolgt ſein, ſo daß ſie beide über faſt zwei Drittel 
der nordamerikaniſchen und damit über rund ſiebzig Prozent der Weltkupferproduktion 
gebieten werden. Dennoch liegen die Verhältniſſe in der Kupferproduktion nicht ſo 
günſtig für ein Monopol wie in der Petroleumgewinnung. Kupfer wird an ſehr 
vielen Stellen gewonnen; die Transportkoſten fallen hier ebenfalls weniger ins 
Gewicht. Das hielt aber die neuzeitigen Gewaltherrſcher von dem Verſuch nicht 
zurück, die Kupfergewinnung oder wenigſtens den Kupferhandel zu monopoliſieren. 
Dieſe Verſuche waren es nun, die gewaltige Erſchütterungen auf dem Kupfermarkt 
hervorgerufen und die noch 1907 den Ausbruch der allgemeinen Kriſe in be⸗ 
deutendem Maße beſchleunigt hatten. 

Herr Dr. Lenz ſieht die Gefahren eines Kupfermonopols; es könnte für die 
kupferverarbeitende Induſtrie, vor allem für die Elektrizitätsinduſtrie verhängnisvoll 
werden. Aber ſeine Vorſchläge, Deutſchland möge ſich an den amerikaniſchen 
Kupferminen beteiligen oder die Kupferproduktion in den eigenen Kolonien aus⸗ 
bilden, haben keinen Wert. Das Beiſpiel der öſterreichiſchen und rumäniſchen 
Naphthainduſtrie, die mit Staatsunterſtützung großgezogen wurde und die jetzt im 
Begriff iſt, ſich mit der Standard Oil Co. zu vereinigen, zeigt, daß das Übel nicht 
in der Vorherrſchaft des amerikaniſchen Kapitals, ſondern in der Herrſchaft des 
Privatkapitals an und für ſich liegt. Herr Lenz iſt voll giftigen Zorns gegen 
die Standard Oil Co., aber auch er ſelbſt berichtet über das franzöſiſche Secretan- 
Syndikat, das die gleiche Politik wie die amerikaniſchen Truſts ſeinerzeit verfolgt 
hatte. Es liegt alſo im Weſen der Syndikate, mehr Gewicht auf die Spekulations⸗ 
gewinne als auf die Organiſation der Produktion zu legen, und dagegen läßt ſich 
nicht durch Anbau von einigen Kupferminen in den Kolonien ankämpfen. 

Zum Schluß möchten wir noch bemerken, daß die Darſtellung des Dr. Lenz 
etwas zu ſehr in die Breite gedehnt iſt. Für wen können die vielen Einzelheiten 
von Intereſſe ſein? M. N. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Auch ein Arbeitswilliger. 
Von K. Kautsky. 


1. Parteidifziplin. 


Einer der beliebteſten Vorwürfe unſerer Gegner iſt der, daß die Sozial⸗ 
demokratie nicht „poſitive“ Arbeit leiſtet. Wie lächerlich dieſer Vorwurf iſt, 
wenn man unter „pofitiver” Arbeit die moraliſche, intellektuelle und phyſiſche 
Hebung des Proletariats verſteht, wurde ſchon oft genug nachgewieſen. Aber 
unſere Gegner verſtehen etwas anderes unter „poſitiver“ Arbeit. 

Wir haben in Deutſchland kein parlamentariſches Regime. Die Regie⸗ 
rungen werden nicht von der Mehrheit des Parlamentes eingeſetzt, ſondern 
vom Monarchen. Das Parlament zwingt der Regierung nicht die Geſetze 
auf, ſondern es vereinbart ſie mit ihr. Beſtimmungen, die die Einzelregierung 
im Staate oder die verbündeten Regierungen im Reiche ablehnen, werden 
nicht Geſetz, ſelbſt wenn eine erdrückende Mehrheit für ſie im Parlament vor⸗ 
handen iſt. 

Zu alledem kommen in den Einzelſtaaten noch die Erſten Kammern. 

Vom Standpunkt der bürgerlichen Parteien ſcheint es da, als könne im 
Parlament poſitive Arbeit, das heißt die Schaffung von Geſetzen, nur geleiſtet 
werden im Einvernehmen mit den Regierungen. „Poſitiv arbeiten“, nennen 
ſie mit der Regierung zuſammen als Regierungspartei — nicht als regierende 
Partei — arbeiten. Selbſt den ſo harmloſen und ſo ſehr nach der Regierungs⸗ 
gunſt lüſternen Freiſinnigen wird vorgeworfen, ſie ſeien eine rein negierende 
Partei, wenn ſie einmal nicht anders können, als Oppoſition zu machen, um 
ſich nicht zu blamieren. 

Die Sozialdemokratie hat es bisher ſtets abgelehnt, in dieſer Art „poſi⸗ 
tive“ Arbeit zu leiſten. Sie fand ſtets, die wirkſamſte Methode, Reformen 
durchzuſetzen — ſoweit ſolche bei den gegebenen Machtverhältniſſen überhaupt 
durchzuſetzen find —, ſei die, an die Maſſen zu appellieren, bei allgemeinem 
gleichem Wahlrecht an die Wähler, und durch die Furcht vor dieſen den 
Regierungsparteien und Regierungen ſo viele Konzeſſionen abzupreſſen als 
möglich. Jetzt haben ſich aber Genoſſen gefunden, die die bürgerliche rom 
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mentation annehmen, die der Partei vorwerfen — ebenſo wie es unſere Gegner 
tun —, ſie weigere ſich, poſitive Arbeit zu leiſten, und die im Gegenſatz zur 
großen Mehrheit der Partei ihre Bereitwilligkeit erklären, im Sinne der bür⸗ 
gerlichen Parteien und Regierungen poſitive Arbeit zu leiſten. 

Wie bei anderen Arbeitswilligen, ſo geht es auch bei dieſen poſitiv Arbeits⸗ 
willigen ohne Diſziplinbruch nicht ab. Die Badener Budgetbewilliger ſind im 
Grunde nichts anderes als politiſche Streikbrecher. 7 
Zur Rechtfertigung ſeiner Handlungsweiſe hat jetzt einer dieſer Arbeits⸗ 
willigen, Genoſſe Kolb, ein kleines Schriftchen herausgegeben unter dem Titel: 
„Die Taktik der badiſchen Sozialdemokratie und ihre Kritik“ (Karls⸗ 
ruhe, Buchdruckerei Geck, 40 Seiten). 8 

Er gibt zu, daß die badiſchen Budgetbewilliger einen Diſziplinbruch be⸗ 
gangen haben, aber daran ſei nur der Nürnberger Beſchluß ſchuld, der ihnen 
Unmögliches zumute und „den zuläſſigen Begriff der Diſziplin überſchreite“ 
(S. 22). Er beruft ſich auf David, der in Nürnberg erklärt hatte: 

„Die Diſziplin kann nur bis zu der Grenze gehen, wo die Überzeugung an⸗ 
fängt, daß ein Beſchluß der Sache ſchaden könnte. Wenn Sie etwas anderes kon⸗ 
ſtruieren wollen, dann nennt man das nicht Diſziplin, ſondern Kadavergehorſam.“ 


Dies Wort gefällt Kolb ſo gut, daß er es fett drucken läßt und noch mehr⸗ 
mals wiederholt, wobei er hinzufügt: 

„Niemals darf eine Partei den Diſziplinbegriff ſo auf die Spitze treiben, daß 
dadurch einem großen Teil ihrer Anhänger das politiſche Rückgrat gebrochen und 
ihnen eine bewußte Heuchelei zugemutet wird.“ 


Danach hört alſo die Diſziplin dort auf, wo fie mit der Überzeugung in 
Widerſpruch kommt. Haben unſere Diſziplinbrecher überlegt, welche Konſe⸗ 
quenzen dieſer Grundſatz nach ſich zöge? 

Nehmen wir an, in einem Induſtriezweig einer Stadt breche ein Streik 
aus. In einer Fabrik ſind die Arbeiter der Überzeugung, der Streik ſei un⸗ 
zweckmäßig, ſie würden mehr erreichen, wenn ſie ſich mit ihrem Unter⸗ 
nehmer auf guten Fuß ſtellten. Will Kolb behaupten, ihre Überzeugung ent⸗ 
hebe jene Arbeiter ihrer diſziplinariſchen Pflichten und erlaube ihnen den 
Streikbruch? 

Aber vielleicht wird er jagen, ja, das möge für das gewerkſchaftliche 
Gebiet gelten, nicht aber für das politiſche. Folgen wir ihm auf dieſes. 

Die Mehrheit der Genoſſen im Wahlkreis ſtellt einen reviſioniſtiſchen Kan⸗ 
didaten auf, etwa Kolb oder Queſſel. Die Minderheit iſt der „Überzeugung“, 
daß dieſer Kandidat „der Sache ſchadet“. Alſo hat ſie nach Kolb das Recht, 
für dieſen Kandidaten nicht zu ſtimmen, ja ſogar, ihm einen Gegenkandidaten 
entgegenzuſtellen. Denn von Radikalen verlangen, einen Reviſioniſten zu 
wählen, hieße doch, ihnen „das politiſche Rückgrat brechen und eine bewußte 
Heuchelei zumuten“. 

Ebenſo ſteht es aber mit der Parteipreſſe. Iſt irgendwo eine Minderheit 
mit der Haltung ihres Parteiorgans unzufrieden, hat ſie die „Überzeugung“, 
daß es „der Sache ſchadet“, dann ſteht ihr nach Kolb das Recht zu, ein Gegen- 
organ zu gründen, denn dies „ſchädliche Organ“ zu unterſtützen, wäre doch 
„bewußte Heuchelei“. 

In der Tat ſind wir in Frankreich ſchon ſo weit gekommen. Zuerſt ver⸗ 
langten die Abgeordneten für ſich die Unabhängigkeit von der Diſziplin, das 
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Recht, ihre Überzeugung höher zu ſtellen als die Diſziplin, dann ging das 
aber auch auf ihre Wähler über. Neben den Parteikandidaten traten „un— 
abhängige“ Sozialiſten als Kandidaten auf, und neben der Parteipreſſe gaben 
unabhängige Sozialiſten beſondere Blätter heraus. 

Auf dieſe Weiſe kommt die Partei zur Auflöſung, wenn es ihr nicht 
gelingt, wie es in Frankreich ja ſchließlich zum großen Teil gelungen iſt, der 
Parteidiſziplin wieder zu ihrem Rechte zu verhelfen. 

Sicher iſt es ſchlimm, wenn Überzeugung und Diſziplin in Widerſpruch 
miteinander geraten, aber daraus folgt nicht, daß die Überzeugung das Recht 
haben ſoll, die Diſziplin zu durchbrechen, ſondern vielmehr, daß ein erſprieß— 
liches Zuſammenarbeiten auf die Dauer innerhalb einer Partei nur für Leute 
möglich iſt, die in den weſentlichen Dingen der gleichen Überzeugung ſind. 

Das Wort Kadavergehorſam auf die Parteidiſziplin anzuwenden, iſt aber 
lächerlich. Der militäriſche Kadavergehorſam unterſcheidet ſich in zwei ſehr 
weſentlichen Punkten von der Parteidiſziplin. 

Einmal darin, daß niemand gefragt wird, ob er Soldat ſein und bleiben 
will. Er muß. Dagegen wird niemand gezwungen, unſerer Partei an— 
zugehören. Sie zwingt alſo auch niemand zu bewußter Heuchelei. Bewußte 
Heuchelei begeht nicht derjenige, der der Parteidiſziplin entſprechend handelt, 
ſondern derjenige, deſſen Überzeugung unvereinbar iſt mit der der Partei und 
der doch in ihr bleibt. 

Bei den Budgetbewilligern liegt indes die Sache weit weniger gefährlich. 
Die Forderung der Budgetverweigerung iſt eine Forderung, die bloß an die 
Parlamentarier geſtellt wird. Der Nürnberger Beſchluß verlangt von den 
Parlamentariern, die unſerer Partei angehören, daß ſie das Budget ablehnen, 
er verlangt aber nicht, daß der Genoſſe Kolb Parlamentarier ſei. Kommt 
ein ſozialdemokratiſcher Abgeordneter zur Überzeugung, die Budgetverweige— 
rung bedeute einen tiefgehenden Schaden für unſere Sache, ſo ſtellt ihn das 
noch nicht vor das Dilemma des Diſziplinbruchs oder des Ausſcheidens aus 
der Partei, ſondern nur vor das Dilemma des Diſziplinbruchs oder des Ver— 
zichtes auf ſein Mandat. 

Glaubt ein ſozialdemokratiſcher Abgeordneter nicht die Verantwortung für 

die Befolgung des Nürnberger Beſchluſſes tragen zu können, dann gibt ihm 
das keineswegs das Recht, die Einheitlichkeit der Partei zu durchbrechen und 
die Partei dadurch aufs tiefſte zu ſchädigen. Es legt ihm nur die Pflicht 
auf, vor die Genoſſen ſeines Wahlkreiſes zu treten und zu erklären: Unter 
dieſen Bedingungen bin ich nicht der richtige Vertreter für euch. Sucht euch 
einen anderen Vertreter, deſſen Überzeugung mit dem Parteitagsbeſchluß beſſer 
harmoniert. 
Das iſt die einzige Antwort, die ein ſozialdemokratiſcher Abgeordneter 
oder Vertrauensmann der Partei überhaupt zu geben hat, wenn ein Partei— 
beſchluß ihm Pflichten auferlegt, die er glaubt, nicht erfüllen zu können oder 
zu dürfen. 

Die Partei verlangt von niemand ein Opfer ſeiner Überzeugung, ſie bricht 
niemand ſein politiſches Rückgrat, mutet niemand politiſche Heuchelei zu. 
Aber die Beachtung ihrer Beſchlüſſe muß ſie von jedem verlangen, der ihr 
angehört und ſo lange er ihr angehört. Und von ihren Abgeordneten darf 
ſie erwarten, daß ſie der Maſſe der Genoſſen mit gutem Beiſpiel vorangehen, 
ſich nicht über die Beſchlüſſe der Partei erhaben dünken. 


692 | Die Neue Zeit. 


Das ift noch lange kein Kadavergehorſam, ſondern freiwillige Dilziplin, 
weil ja die Zugehörigkeit zur Partei und die Annahme eines Mandats keine 
Sache des Zwanges iſt. 

Aber noch in einem zweiten Punkte unterſcheidet ſich die Parteidiſziplin 
bei aller Strenge vom Kadavergehorſam: durch das Recht der Kritik. 
Jeder muß den Parteibeſchlüſſen nachkommen, ſolange ſie beſtehen, aber jeder 
hat das Recht, an ihnen Kritik zu üben und dahin zu wirken, daß ſie geändert 
werden. Mögen die badiſchen Genoſſen die Mehrheit der Genoſſen von der 
Richtigkeit ihrer Taktik überzeugen, und kein Parteitag wird ihnen mehr etwas 
in den Weg legen. 

Auch Genoſſe Kolb verſucht in va hier beſprochenen Broſchüre die Partei: 
genoſſen zu überzeugen. Aber er ſcheint von vornherein kein großes Zutrauen 
zur Überzeugungskraft ſeiner Argumente zu haben, denn er erklärt: beſchließt 
was ihr wollt, wir fügen uns nicht, wenn der Beſchluß gegen uns ausfällt. 

Anders iſt es nicht aufzufaſſen, wenn er ſagt: 

„Was wir fordern und worauf wir beſtehen müſſen, iſt die Beſeitigung 
eines Beſchluſſes (des Nürnberger), der gleichermaßen für die Diſziplin wie für die 
Einheit der Partei gefährlich iſt“ (S. 26). 

Und früher ſchon erklärte er, 

„daß die badiſche Landtagsfraktion ſich in dieſer Frage nicht unterwerfen kann 
(im Original fett gedruckt. K.), weil ſie ſich damit unrettbar lächerlich und politiſch 
unmöglich machen würde. . .. Die Partei darf und kann keinen Beſchluß aufrecht⸗ 
erhalten, der große und wichtige Teile ihrer parlamentariſchen Vertretung zur 
Heuchelei und zur Preisgabe ihrer überzeugung zwingt. Man treibe endlich in 
ſolchen Situationen keine Sentimentalität mehr. Hier iſt es Pflicht jedes einzelnen, 
mannhaft und unerſchütterlich zu ſeiner überzeugung zu ſtehen, und wenn es nicht 
anders geht, mit ihr zu fallen.“ 

Angeſichts dieſer Sprache wird ſich der Parteitag wohl vor allem genötigt 
ſehen, feſtzuſtellen, daß ſeine Beſchlüſſe unter allen Umſtänden für jeden 

bindend ſind, der als Parteigenoſſe betrachtet werden will. Es wäre ja zweck⸗ 
los, Beſchlüſſe irgendwelcher Art zu faſſen, wenn ſie bloß für die Mehrheit 
verbindlich wären und die Minderheit das Recht hätte, zu erklären, ſie wider⸗ 
ſprächen ihrer Überzeugung und darum könne fie ſich ihnen „nicht unterwerfen“. 

Es wäre nichts verkehrter, als wollte man Diſziplin und Einheit der 
Partei durch Unterwerfung unter die Diktate Kolbs und ſeiner Freunde retten. 
Es hieße die Einheit und Diſziplin dadurch retten zu wollen, daß man die⸗ 
jenigen frei gewähren läßt, die an ihrer Auflöſung arbeiten. 


2. die Monarchie. 

Aus den Worten Kolbs ſpricht eine verzweifelte Stimmung: ſo unent⸗ 
behrlich erſcheint ihm die Budgetbewilligung, ſo unermeßlich der Schaden der 
Budgetverweigerung, daß ihm nicht bloß einmaliger Diſziplinbruch, ſondern 
ſelbſt Zerſplitterung der Partei noch weniger ſchädlich erſcheint. Da darf 
man einigermaßen neugierig ſein, durch welche unerhörte Tatſachen eine ſo 
unerhörte Auffaſſung begründet wird. Und was von der Budgetbewilligung, 
gilt ebenſo von der Hofgängerei, die ebenfalls allen bisherigen Anſchauungen 
unſerer Partei ins Geſicht ſchlägt. 

Wer nun erwartet, in der Schrift Kolbs Tatſachen oder Erwägungen 
kennen zu lernen, die eine auch nur einigermaßen einwandfreie, geſchweige 
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denn eine zwingende Begründung des Diſziplinbruchs und der Hofgängerei 
enthalten, wird ſchwer enttäuſcht werden. Man darf annehmen, daß Kolb in 
ſeiner Broſchüre alles vorbrachte, was die badiſche Fraktion zu ihren Gunſten 
vorzubringen weiß. Es iſt auffallend dürftig. Noch mehr. Die einzelnen 
Argumente widerſprechen ſich, ſchlagen einander gegenſeitig tot. 


Einmal behauptet Kolb, der Diſziplinbruch erkläre ſich aus den ganz eigen 


artigen Verhältniſſen Badens, die außerhalb Badens nur ſchwer zu begreifen 
ſeien und die eine beſondere parlamentariſche Taktik erheiſchten. Dann aber 
ſagte er, die parlamentariſche Taktik der Badener Landtagsfraktion ſei die 
einzig rationelle, die auch in den anderen Staaten und im Reich zum Durch⸗ 


bruch kommen müſſe, wenn wir Fortſchritte machen wollen — und doch ſoll 


dieſelbe Taktik niemand verſtehen können, der nicht in alle Myſterien des 
badiſchen Ländchens eingeweiht iſt! 

Und ebenſo geht's mit der Hofgängerei. Die Akte, die man der badiſchen 
Fraktion vorwirft, werden einmal als einfache Höflichkeitsakte oder von der 
Geſchäftsordnung auferlegte Bedingungen hingeſtellt — leere Zeremonien ohne 
jede Bedeutung. Dann aber wird auf ihre hohe Bedeutung hingewieſen und 
bemerkt, daß ſie vorbildlich für unſere Haltung zur Monarchie in den anderen 
Staaten ſeien, welche Haltung wir einer gründlichen Reviſion zu unterziehen 
hätten. Da erfahren wir, welch tiefer Sinn in dem kindiſchen Spiele liegt. 

Betrachten wir zunächſt die Argumente zugunſten der Hofgängerei. Da 
haben wir einmal die Gratulationscour. Kolb ſchreibt: Jedesmal, wenn wir 
in ein Präſidium eintraten, haben wir, auch im Reichstag, uns bereit erklärt, 
alle in der Verfaſſung und der Geſchäftsordnung vorgeſehenen Bedingungen 
zu erfüllen. 

„Die Geſchäftsordnung der Zweiten badiſchen Kammer enthält in dem 8 74 
die Beſtimmung, daß der Landtag an den Großherzog eine Deputation ſenden 
kann, die aus den Mitgliedern des Präſidiums und etwa noch ausgeloſten weiteren 
Mitgliedern der Zweiten Kammer beſteht. Nun hat die Zweite Kammer beſchloſſen, 
dem Großherzog anläßlich ſeiner ſilbernen Hochzeit ihre Gratulation zu übermitteln 
und damit das Präſidium auf Grund des S 74 der Geſchäftsordnung beauftragt. 
Wollten wir nicht wortbrüchig werden, dann blieb nichts übrig, als daß unſere 


Vertreter im Präſidium ſich ebenfalls bereit erklärten, den von der Zweiten Kammer 


ihrem Präſidium erteilten Auftrag mit auszuführen.“ 


Und Kolb fragt weiter, was man denn ſonſt hätte tun können? 

Es iſt mir leider bisher noch nicht gelungen, dieſer famoſen Geſchäfts⸗ 
ordnung habhaft zu werden und den Wortlaut des § 74 zu erfahren. Das 
was Kolb darüber mitteilt, zwingt niemand, an einer Gratulationscour bei 
Hofe teilzunehmen. Der § 74 hat offenbar den Zweck, der Zweiten Kammer 
die Entſendung von Deputationen an den Großherzog zu politiſchen Zwecken 
zu ermöglichen, etwa um ihn mit Forderungen der Kammer bekannt zu machen. 
Unſere Fraktion hatte da nicht nur das Recht, ſondern die Pflicht, energiſch 
dagegen zu proteſtieren, daß dieſer Paragraph dazu mißbraucht werde, das 


Präſidium zur Staffage bei unpolitiſchen Familienfeſten zu degradieren. 


Es war ihre Pflicht, zu erklären, bei einem derartigen Mißbrauch der Ge⸗ 
ſchäftsordnung zu byzantiniſchen Zwecken würden ſie nicht mittun. 
Aber merkwürdig, dieſelben Leute, die mit dem Diſziplinbruch gegen- 


über der Partei ſo raſch bei der Hand ſind, um ihre Überzeugung nicht zu 


gefährden, ſie vermeiden ängſtlich auch nur den entfernteſten Schein eines 
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Bruchs der Geſchäftsordnung und nehmen lieber an jedem Mißbrauch 
derſelben teil, mag auch ihre republikaniſche Überzeugung dadurch noch ſo ſehr 
verletzt werden. Da empfinden ſie plötzlich den „Kadavergehorſam“ als ihre 
heiligſte Pflicht — unſeren Gegnern gegenüber. 

Ebenſolchen Kalibers ſind die Gründe für die Teilnahme am Hoch auf 
den Großherzog bei der Schlußfeier: 

„Daß wir bei dieſem Hoch aufgeſtanden ſind, entſpricht nicht den Tatſachen, 
die ganze Verſammlung hatte ſich ſchon zuvor von den Sitzen erhoben. Allein das 
iſt ja ohne jede Bedeutung, denn daß man, wenn man ſchon an ſolchen Akten teil⸗ 
nimmt, bei einem Hoch aufſteht, entſpricht den einfachſten Regeln des Anſtandes 


und des in der ganzen kultivierten Welt üblichen Taktes. Wenn auf unſeren 


Parteitagen ein Hoch auf unſere Partei ausgebracht wird, erheben ſich die an⸗ 
weſenden Gegner auch, wenigſtens diejenigen, die Anſtand gelernt haben“ (S. 30). 


Alſo ſie ſind nicht aufgeſtanden, ſind aber doch aufgeſtanden, weil bei 
ſolcher Gelegenheit jeder anſtändige Menſch aufſteht, alſo auch unſere badiſchen 
Aufſtändiſchen — „wenn man ſchon an ſolchen Akten teilnimmt“. In 
dieſem Sätzchen liegt des Pudels Kern. Wer zwang unſere Genoſſen, an jenem 
Akt teilzunehmen? Sie wußten, daß die Schlußfeier eine Huldigung für den 
Großherzog mit ſich bringe, ſie waren ihr entſprechend feſtlich gekleidet er⸗ 
ſchienen — und dann wollen ſie uns weismachen, das Ganze ſei einfach ein 
bedeutungsloſer Akt des „einfachſten Anſtandes“. 

Daß das nicht ſtimmt, verrät uns Kolb in ſeinem Eifer ſelbſt: 


„In der Politik gibt es Imponderabilien, Dinge, die man nicht wägen 
und nicht meſſen kann, deren Beachtung oder Nichtbeachtung doch auch manchmal 
nicht ohne Bedeutung iſt. Wo die Taktik unſerer parlamentariſchen Vertretung aus⸗ 
ſchlaggebend in die Wagſchale fällt, ſind auch ſolche an ſich belangloſe Dinge (wie 
die Teilnahme an Huldigungen K.) nicht ganz ohne Bedeutung. Ob unſere Teil⸗ 
nahme an der Schlußfeier aus Gründen der politiſchen Zweckmäßigkeit 
geboten war oder nicht, darüber können wir jedenfalls ein zutreffenderes Urteil 
fällen als jene Genoſſen, die unſere Beteiligung ſo abfällig kritiſieren. Auch hier 
handelt es ſich um eine Frage der Taktik. Für die Taktik gibt es aber ſehr 
oft Gründe, die man nicht an die große Glocke hängt. Es iſt doch ſicher kein Zu⸗ 
fall, daß die Zentrumspreſſe gerade auch über unſere Beteiligung an der Schluß⸗ 
feier im höchſten Grade entrüſtet iſt und in allen Tonarten über uns herfällt. Die 
Herrſchaften des ſchwarzblauen Blocks haben inſtinktmäßig begriffen, daß dieſer an 
ſich, wie geſagt, bedeutungsloſe Vorgang für die badiſche Politik nicht ſo be⸗ 
deutungslos iſt, als unſere norddeutſchen Parteiorgane annehmen. Früher hat ſich 
die Zentrumspreſſe über unſer Fernbleiben entrüſtet und es politiſch ausgeſchlachtet, 
jetzt verſucht ſie in ohnmächtigem Grimm das Gegenteil, genau wie bei der Budget⸗ 
abſtimmung“ (S. 29, 30). 


Dem Zentrum werden wir es nie recht machen, ſo oder ſo. Um ſo 
weniger beweiſt die jetzige Entrüſtung des Zentrums über die ſozialdemo⸗ 


kratiſche Teilnahme an der Schlußfeier etwas dafür, daß dieſe Teilnahme am 


Platze geweſen ſei. Wohl aber zeigt der ganze Paſſus, wie alles, was uns 
über die Bedeutungsloſigkeit der verſchiedenen Akte der Hofgängerei gejagt 
wird, daß ſie nur durch Rückſichten auf Geſchäftsordnung und Anſtand er⸗ 
zwungen worden ſeien, nichts iſt als leere Flauſen. 

Man will eine politiſche Wirkung mit dieſen Huldigungen erzielen — ſie 
waren „durch Gründe der politiſchen Zweckmäßigkeit geboten,“ ſagt Kolb 
ſelbſt, wobei er geheimnisvoll hinzufügt, dieſe Gründe dürfe er nicht „an die 
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große Glocke“ hängen. Seine intimen Kenntniſſe der höfiſchen Strömungen 
darf er uns nicht verraten, ob er auf die „Imponderabilien“ des Großherzogs 
ſelbſt ſpekuliert oder des Erbgroßherzogs oder irgend einer ſeiner Tanten oder 
Baſen, deren Einfluß „nicht ganz ohne Bedeutung“ iſt. Aber ſo viel läßt er 
uns doch erraten, daß die Hofgängerei zu dem Zweck unternommen wurde, 
bei Hofe eine günſtige Meinung von der Sozialdemokratie — oder vielmehr 
von dieſer Art Sozialdemokratie — hervorzurufen und dadurch die parlamen⸗ 
tariſche Stellung der Fraktion zu ſtärken. 

Es wäre ein bedenkliches Zeichen, wenn dieſe Art Politik beim badiſchen 
Proletariat Anklang fände. Höfiſche Hintertreppenpolitik iſt nie eine groß⸗ 
artige Sache. Höfiſche Hintertreppenpolitik von Vertretern einer proletariſchen, 
republikaniſchen Politik betrieben, kann dieſe Politik nur verächtlich machen, 
auch bei denen, um deren Gunſt ſie ſich untertänig bemüht. 

Kolb iſt indes nicht zufrieden damit, die Hofgängerei als ein bedeutungs⸗ 
volles Produkt ſchlauer Taktik aus den beſonderen badiſchen Verhältniſſen zu 
erklären und ſie gleichzeitig als politiſch bedeutungsloſe Konſequenz bloßer Ge— 
ſchäftsordnungsbeſtimmungen und allgemeinen Anſtandes hinzuſtellen, den die 
Gegner auch für uns an den Tag legen. Er fügt zu dieſem Widerſpruch noch 
den hinzu, daß er einmal die Hofgängerei als ein Produkt badiſcher Eigenart 
hinſtellt, dann aber erklärt, ſie ſei eine Notwendigkeit für die monarchiſchen 
Länder überhaupt! 

Er fragt die Gegner ſeiner Taktik: 

„Glauben ſie wirklich, daß Sozialdemokratie und monarchiſche Staatsform 
unter allen und jeden Umſtänden ſich gegenſeitig ausſchließende Begriffe ſind? 
Notabene, es handelt ſich alſo nicht um Sozialismus und Monarchie. Eine ſozia— 
liſtiſche Geſellſchaftsordnung mit monarchiſtiſcher Spitze iſt undenkbar. Bei der 
Frage, die ich aufwerfe, handelt es ſich um etwas anderes, um eine Sache, die 
in parlamentariſch regierten Monarchien über kurz oder lang für unſere Partei 
akut wird. 

„Zunächſt will ich aber auf deutſche Verhältniſſe exemplifizieren, denn die liegen 
uns näher. Geſetzt den Fall, in irgend einem Bundesſtaat erobert unſere Partei 
die relative oder gar die abſolute Mehrheit im Parlament. Sie wird dann nicht 
umhin können, nicht nur den erſten Präſidenten zu ſtellen, wenn ſie ſich nicht für 
politiſch bankrott erklären will. Glaubt man nun im Ernſt, daß in einem ſolchen 
Falle der ſozialdemokratiſche Präſident den Landesfürſten, der verfaſſungs⸗ 
mäßig nicht nur der Repräſentant des Staates, ſondern ein mitbeſtimmender Faktor 
der Geſetzgebung iſt, einfach ignorieren kann? Das iſt doch ſchlechterdings aus⸗ 
geſchloſſen.“ 

Kein Zweifel, der Fall, den Kolb hier im Auge hat, bietet große Schwierig⸗ 
keiten. Dank unſerem Partikularismus iſt es möglich, daß die Sozialdemokratie 
in irgend einem deutſchen Einzelſtaat die Mehrheit in der Kammer erobert, 
indes im Reich die Sozialdemokratie noch in der Minderheit iſt. Die Mehr- 
heit in jenem Einzelſtaat wird da in die ſchwierigſten Verhältniſſe verſetzt, 
alle Aufgaben einer ſozialdemokratiſchen Mehrheit werden ihr zugewieſen, 
indes ihr gleichzeitig die Macht vorenthalten wird, dieſen Aufgaben gerecht 
zu werden. 

Aber die Frage, wie ſich der ſozialdemokratiſche Präſident zum Landes⸗ 
fürſten ſtellt, wird dann die geringſte unſerer Sorgen fein. Sie iſt völlig be⸗ 
deutungslos gegenüber der Frage, wie ſich die Mehrheit zur Regierung und 
deren Anforderungen ſtellen wird! An der Zivilliſte zum Beiſpiel wird dem 
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Regenten weit mehr gelegen ſein als an der perſönlichen Vorſtellung des 
Präſidenten. Und ſollen wir das Kultusbudget bewilligen, die politiſche Polizei, 
die Gehälter von Beamten, die das Recht brechen, um das Proletariat in 
ſeinem Klaſſenkampf zu hindern? 

In einem ſolchen Land muß es dann zu einer Periode tiefgehender Kon⸗ 
flikte kommen, in denen unſere Vertreter den größten Scharfſinn, die größte 
Zähigkeit und Unerſchrockenheit werden aufbieten müſſen, um ſich zu behaupten. 
Sie verlieren aber das Spiel von vornherein, wenn ihre erſte Sorge die iſt, 
die Gunſt des Landesherrn zu gewinnen, wenn ſie das Unmögliche möglich 
machen wollen, gleichzeitig für das Proletariat und für die Monarchie zu 
arbeiten. 

Das aber iſt nach Kolb zunächſt ihre Aufgabe. Schon früher in ſeiner 
Schrift behauptet er: 

„Wenn wir heute in irgend einem Staate die Mehrheit erhalten, das heißt 
die politiſche Macht erobern, ſo haben wir damit noch keineswegs die Macht, die 
Monarchie und die Klaſſen zu beſeitigen, das heißt alſo die ſozialiſtiſche Geſellſchaft 
zu ‚errichten‘.“ 

Das dient zur Bekräftigung des Satzes: 

„Die kapitaliſtiſche Geſellſchaft läßt ſich nicht durch politiſche Demonſtrationen 
aus der Welt ſchaffen, ſondern nur dadurch, daß wir uns in ſteigendem Maße Ein⸗ 
fluß auf alle in ihr wirkenden Entwicklungskräfte verſchaffen“ (S. 11, 12). 


Hier iſt die Hofgängerei nicht mehr ein bedeutungsloſer Ausfluß eines 
Zwanges des § 74 der Geſchäftsordnung der badiſchen Zweiten Kammer, 
ſondern ein Ausfluß der einzigen Methode, die Kolb kennt, um die ganze 
kapitaliſtiſche Geſellſchaft zu bekämpfen. Dieſe Methode heißt: Einfluß 
auf alle in ihr wirkenden Entwicklungskräfte gewinnen, auf Monarchen, 
Bureaukraten, Kapitaliſten ebenſo wie auf das Proletariat. Das iſt die ein⸗ 
zige Methode praktiſcher Politik, die er kennt, alles andere iſt leere „Demon⸗ 
ſtration“. Klaſſengegenſätze und Klaſſenkampf exiſtieren für ihn nicht, er findet 
ſie nicht in der Wirklichkeit, ſondern nur in den „verknöcherten Dogmen“ der 
Theoretiker. 5 

Wie kann aber die Sozialdemokratie Einfluß gewinnen auf jene „Entwick⸗ 
lungskräfte“, die durch die Ausbeutung und Beherrſchung des Proletariats 
exiſtieren? Ich gewinne nicht Einfluß auf Elemente, die ich bekämpfe, ſondern 
nur auf Elemente, deren Intereſſen ich entweder wirklich oder doch dem An⸗ 
ſchein nach vertrete. Sicher kann auch der Sklave Einfluß auf ſeinen Herrn 
gewinnen und durch dieſen Einfluß eine gewiſſe Macht ausüben. Manche 
Sklaven der römiſchen Kaiſer beherrſchten das Reich. Aber der Sklave 
kann zu ſolcher Herrſchaft nur gelangen als Anwalt der Intereſſen ſeines 
Herrn, durch völligen Verzicht darauf, die Sklaverei aufzuheben oder auch 
nur einzuſchränken. 

Die Kolbſche Methode iſt die Methode des Sklaven, der ſich innerhalb der 
Sklaverei möglichſt bequem einzurichten ſucht, der darauf verzichtet, auf Be⸗ 
ſeitigung der Sklaverei hinzuwirken, der ſich ſeinem Herrn durch den großen 
Nutzen, den er ihm ſchafft, unentbehrlich zu machen ſucht. Es iſt nicht die 
Methode des Kämpfers, der ſeine und feiner Genoſſen Ketten zu brechen ſucht. 

Die Kolbſche Methode iſt nicht nur nicht ſozialdemokratiſch, ſie iſt nicht 
einmal mehr demokratiſch. Sie iſt nationalliberal. 
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3. Parlamentarismus. 

Aus dem Geſagten erhellt ſchon, daß auch die badiſche parlamentariſche 
Taktik nicht das Ergebnis beſonderer badiſcher Verhältniſſe iſt, die der Nicht⸗ 
badenſer nicht verſteht, ſondern das Produkt von Anſchauungen, die von der 
Sozialdemokratie überhaupt wegführen. 

Vergeblich ſucht man in der Broſchüre nach der Darſtellung der beſon— 
deren badiſchen Eigentümlichkeiten, die es unmöglich machten, dem Partei⸗ 
tagsbeſchluß von Nürnberg zu folgen. 

Wie liegt die Situation in Baden? Die Nationalliberalen waren bisher 
die Regierungspartei. Aber fie haben gründlich abgewirtſchaftet, da ſie fich. 
jedem Fortſchritt widerſetzten. Auch in Baden wie in Bayern wurde die Wahl- 
reform von der Sozialdemokratie und dem Zentrum gemacht. Durch dieſe 
Reform von 1905 verloren die Nationalliberalen ihre ausſchlaggebende Stel— 
lung, Sozialdemokratie und Zentrum kamen in die Höhe, es erſtand ſogar 
die Möglichkeit, daß das Zentrum die abſolute Mehrheit in der Zweiten Kammer 
gewann. Unſere Genoſſen waren mit Recht der Anſicht, daß ſie ſuchen müßten, 
das zu hindern, ſie ſtimmten 1905 wie 1909 in den Stichwahlen gegen das 
Zentrum. 

Dadurch wurde erreicht, daß keine der bürgerlichen Parteien die Mehrheit 
gewann, die Sozialdemokratie das Zünglein an der Wage bildete. Zentrum 
und Konſervative zuſammen verfügen über 30 Stimmen, Nationalliberale und 
Demokraten über 23, unſere Partei über 20. 

So weit ging es ganz gut. Aber was nun? In dieſer Situation glaubte 
unſere Fraktion ſich verpflichtet, ihre „Iſolierung“, das heißt ihre Selbſtändig⸗ 
keit aufgeben und mit Nationalliberalen und Demokraten zuſammen den 
„Großblock“ bilden zu müſſen. 

Bildeten die Nationalliberalen wirkliche und zuverläſſige Freunde des Fort— 
ſchritts, dann wäre das nicht nötig geweſen. Dann verſtand es ſich von 
ſelbſt, daß die Nationalliberalen und die mit ihnen verbundene Regierung 
Geſetze im Intereſſe der Volksmaſſen einbrachten und wir ſie unterſtützten. 

Aber ſo ſtand die Sache nicht. Die Nationalliberalen wollen nicht libe⸗ 
rale Politik machen, ſondern Regierungspartei bleiben, um jeden Preis. Und 
die Regierung wünſcht, daß ſie mit einer anderen Partei zuſammen die Mehr⸗ 
heit bilden, weil für ſie keine Partei ſo bequem iſt und den Neigungen der 
Machthaber beſſer entſpricht, als die Nationalliberalen. Mit wem aber ſollten 
dieſe zuſammengehen, um eine Mehrheit zu bilden? Sie hatten bloß die Wahl 
zwiſchen Zentrum und Sozialdemokraten. Da kam es ihnen ſehr gelegen, daß 
die Sozialdemokraten das Bedürfnis in ſich fühlten, ſich mit dem Zentrum 
in eine Konkurrenz um die Gunſt der Regierung und der Nationalliberalen 
einzulaſſen, wobei der Mindeſtfordernde ſiegte. Und das war die Sozialdemo— 
kratie. Sie erwies ſich für die Regierung als noch fügſamer und anſpruchs⸗ 
loſer als das Zentrum. 

So kam der „Großblock“ für die „poſitive Arbeit“ zuſtande. Aber dieſer 
Block iſt ein Koloß auf tönernen Füßen. Die Nationalliberalen ſind höchſt 
unſichere Kantoniſten. Und in der Regierung gibt es auch „komplizierte Na⸗ 
turen“. Schon während der Wahlen waren Stimmen laut geworden, die an 
Stelle des Großblocks der Linken ein Bündnis zwiſchen Nationalliberalismus 
und Zentrum befürworteten. Der katholiſche Adel in der Umgebung des Groß⸗ 
herzogs wirkt ebenfalls in dieſer Richtung. Bei dem leiſeſten Anſtoß, den die 
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Sozialdemokratie in dieſen Kreiſen erregt, muß fie erwarten, daß ihre Bundes⸗ 
genoſſen ſie mit einem Fußtritt verabſchieden und ſich zum Zentrum geſellen. 
So fühlt ſich die ſozialdemokratiſche Fraktion genötigt, um des Großblocks 
willen ſich ſo klein als möglich zu machen; daher die Hofgängerei, die freilich 
niemand begreifen kann, der nicht die badiſchen Verhältniſſe kennt und nicht 
weiß, wie beim Großherzog gegen die Genoſſen Kolb und Frank zu deren 
tiefem Schmerze intrigiert wird. Daher die Budgetbewilligung, denn lieber 
läßt man es auf eine Spaltung der Partei oder auf eine Ausſchließung aus 
der Partei ankommen als auf eine Ausſchließung aus der Mehrheit der Re⸗ 
gierung! 

Hat dieſe Taktik der fortſchreitenden Selbſterniedrigung ſich etwa durch 
große praktiſche Erfolge bezahlt gemacht? Nicht einmal das! 

Vergeblich ſucht man in der Kolbſchen Schrift nach der Aufzählung der 
großen praktiſchen Errungenſchaften, die dieſe Politik dem Proletariat ge⸗ 
bracht hat. Nur ein Erfolg wird immer und immer triumphierend hervor⸗ 
gehoben: 

„Durch die Taktik der Sozialdemokratie hat das mit allen Waſſern gewaſchene 
Zentrum die größte und ſchwerſte Niederlage erreicht, die man ihm zufügen konnte, 
es wurde politiſch völlig ſchachmatt geſetzt“ (S. 18). 

Das heißt, die Sozialdemokratie hat das Zentrum verhindert, Regierungs⸗ 
partei zu werden; ſie hat es den Nationalliberalen erſpart, ſich mit dem 
Zentrum zu verbünden, um Regierungspartei zu bleiben; ſie hat das Zentrum 
für die Regierung und die Nationalliberalen entbehrlich gemacht, indem ſie 
ſelbſt ihnen jene Dienſte leiſtete, die ſie beanſpruchten. Iſt das wirklich die 
Aufgabe der Sozialdemokratie? 

Sicher iſt heute das Zentrum unſer gefährlichſter Feind, aber nicht wegen 
des Einfluſſes, den es auf die Regierungen, ſondern wegen des Einfluſſes, 
den es auf die arbeitenden Volksmaſſen übt. Das Zentrum iſt die ein⸗ 
zige bürgerliche Partei, die heute in Deutſchland noch über einen namhaften 
Anhang aus Arbeiterkreiſen verfügt. Ihm dieſen Anhang zu entreißen, bildet 
unſere wichtigſte Aufgabe. Das iſt aber ſehr ſchwer dort, wo das Zentrum 
in der Oppoſition gegen die Regierung ſteht. Die Klaſſenlage des Prole⸗ 
tariats treibt dieſes ſtets in die Oppoſition gegen jede bürgerliche Regierung, 
weil jede die Aufgabe hat, das Proletariat niederzuhalten. Als Oppoſitions⸗ 
partei iſt das Zentrum groß und ſtark geworden und hat es ſeine Macht über 
die Gemüter der Arbeiter erlangt. Dieſe Macht muß es raſch verlieren, wenn 
es Regierungspartei wird und die Mitſchuld an allem Steuerdruck, Polizei⸗ 
druck und ſonſtigen Schönheiten des beſtehenden Regimes übernimmt. 

Sicher wollen und müſſen wir trachten, das Zentrum lahmzulegen, aber 
wir wollen dies erreichen durch feine Überwindung bei den Wahlen, indem 
wir ihm die Maſſen abſpenſtig machen, nicht durch Intrigen bei und mit der 
Regierung. Wir haben das Zentrum „politiſch ſchachmatt“ zu ſetzen dadurch, 
daß wir es an Arbeiterfreundlichkeit und demokratiſchem Empfinden, nicht da⸗ 
durch, daß wir es an Regierungsfreundlichkeit und monarchiſchem Empfinden 
übertreffen. 

Die Wahrſcheinlichkeit, daß wir durch energiſche Betonung unſerer Forde⸗ 
rungen die Nationalliberalen in die Arme des Zentrums treiben, beſteht aller⸗ 
dings, aber wo ſoll darin eine Gefahr für uns liegen? Nichts könnte Zentrum 
und Nationalliberale vor ihren Wählern gründlicher kompromittieren, als ein 
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Bündnis beider. Es müßte auch dem Vertrauensſeligſten ihrer Anhänger die 
Augen darüber öffnen, daß alle ihre Redensarten hier von Religion, dort von 
Kultur und Fortſchritt keinen Schuß Pulver wert ſind, daß ſich dahinter nichts 
ER als die nackte Gier nach Ausbeutung der Staatsgewalt zu ihren Sonder⸗ 
zwecken. 

Im Jahre der Borromäusenzyklika ein Großblock von Zentrum mit National⸗ 
liberalen! Wer den Zentrumsturm geſprengt ſehen will, muß dies Ereignis 
herbeiſehnen. Es iſt das beſte Mittel, das Zentrum politiſch ſchachmatt zu 
ſetzen — freilich zunächſt nur bei den Wählern, nicht bei den Regierungen. 
Unſere badiſche Fraktion ſieht aber nur die Rückwirkung des Blocks auf die 
Regierung und glaubt daher, die höchſte ſtaatsmänniſche Weisheit zu entwickeln, 
wenn ſie allen ihren Grundſätzen ins Geſicht ſchlägt und die Einheit der Partei 
gefährdet, nur um zu verhindern, daß Nationalliberale und Zentrum ſich durch 
ihre Paarung proſtituieren. 

Kolb kommt ſich vielleicht wie eine zweite Judith vor, wenn er ſich dem 
nationalliberalen Holofernes hingibt, um das badiſche Bethulien zu retten. 
Aber er ſchlägt dieſem Holofernes nicht den Kopf ab, ſondern bewilligt ihm 
das Budget. 

Aus gleichen Erwägungen wie unſere badiſchen Abgeordneten haben die 
Freiſinnigen im Reich den Bund mit den Konſervativen geſchloſſen; auch nur, 
um das Zentrum bei der Regierung und den Konſervativen „auszuſchalten“ 
und „matt zu ſetzen“. Man weiß, wie ſehr den Freiſinn dieſe Paarung 
zwiſchen „Karpfen und Kaninchen“ kompromittierte. Er gewann die vorüber⸗ 
gehende und nichtsſagende Gunſt der Regierung, aber auch die dauernde und 
nachdrückliche Mißgunſt der demokratiſchen Volksmaſſen, die ſich zu völliger 
Nichtachtung geſteigert hätte, wenn das Blockexperiment auch nur ein halbes 
Jahr länger dauerte. 

Aber zwiſchen Freiſinnigen und Konſervativen beſtehen noch mehr Be— 
rührungspunkte als zwiſchen Nationalliberalen und Sozialdemokraten. Jene 
beiden Parteien ſind Parteien Beſitzender, die von der Ausbeutung des Prole⸗ 
tariats leben. Hier dagegen ſollen Ausbeuter und Ausgebeutete in ſchönſter 
Harmonie zuſammenſtehen. 

Das iſt nur möglich, wenn die Sozialdemokraten alles aufgeben, was ſie 
zu Vertretern des proletariſchen Klaſſenkampfes macht. In der Tat iſt es den 
badiſchen Nationalliberalen gelungen, die badiſche Fraktion unſerer Partei 
völlig auf ihr Niveau herabzudrücken. 

Die „Kölniſche Zeitung“ betont, 

„daß die Sozialdemokratie bei Beratung des Geſetzentwurfes über die Ge— 
meindeverfaſſung große Opfer gebracht hat. . .. Die Nationalliberalen find in 
den letzten ſieben Monaten um kein Jota nach links . geſchwankt haben 
lediglich die Sozialdemokraten.“ 


Die Sozialdemokraten ſchwankender als die Fraktion „Drehſcheibe“! 

Im „Berliner Tageblatt“ wird von einem badiſchen liberalen Abgeordneten 
unſere badiſche Fraktion gerühmt, weil ihr „Umſturz“ der Art ſei, daß der 
badiſche Thronfolger 

„ſich auf die Seite des ‚Umfturzes‘ ſtellte und die Sozialdemokratie mit einem 
befreienden Rucke den Nachweis lieferte, daß in ihr die gleichen ſtaatserhal⸗ 
tenden Tendenzen liegen, die die Reaktionäre in Erbpacht zu haben 
glaubten“ (Leitartikel vom 2. Auguſt). 
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Das find die „poſitiven“ Ergebniſſe des ſozialdemokratiſch-nationalliberalen 
Großblocks! 

Der Block, den wir brauchen, den wir mit vollſter Kraft anſtreben müſſen, 
das iſt ein Block ganz anderer Art. Es iſt der Block des geſamten 
Proletariats; die Loslöſung aller Proletarier, die noch dem Zentrum oder 
dem Liberalismus nachlaufen, von dieſen Parteien, ihre Vereinigung unter 
unſerer Fahne. 

Je energiſcher und erfolgreicher wir dieſe Blockpolitik betreiben, um ſo 
ſtärker werden wir ſein, um ſo mehr Konzeſſionen werden wir den herrſchenden 
Klaſſen abringen können, um ſo mehr wahrhaft poſitive Arbeit werden wir 
leiſten. 3 
Die badiſche Blockpolitik führt dagegen dahin, den proletariſchen Block zu 
ſprengen. Sie bricht die Diſziplin der Partei, um das Recht zu bekommen 
auf Verleugnung der Grundſätze der Partei durch eine Politik, die nicht ein⸗ 
mal Augenblickserfolge erzielt, die der Rede wert wären, und die agitatoriſche 
Kraft unſerer Partei zur Gewinnung der uns noch fernſtehenden proletariſchen 
Maſſen ſchließlich völlig lahmlegen muß. 

Jene Blockpolitik, die den Diſziplinbruch entſchuldigen ſoll, iſt noch ſchlimmer 
als der Diſziplinbruch ſelbſt. 


Innere Kämpfe in der öſterreichiſchen Sozialdemokratie. 
Von Otto Bauer. a 


Die öſterreichiſche Gewerkſchaftskommiſſion hat dem Internationalen Bureau 
in Brüſſel eine Beſchwerde über das Verhalten der tſchechiſchen Sozialdemo⸗ 
kratie überreicht, die dem Internationalen Kongreß in Kopenhagen vorgelegt 
werden wird. Mit den großen Fragen des proletariſchen Klaſſenkampfes, 
die die letzten Internationalen Kongreſſe beſchäftigt haben, können die eigen⸗ 
artigen Probleme der öſterreichiſchen Arbeiterbewegung gewiß nicht verglichen 
werden; doch wird die Internationale auch dieſen kleineren Fragen ihre Auf⸗ 
merkſamkeit nicht verſagen. Die öſterreichiſche Sozialdemokratie iſt nach der 
deutſchen und neben der franzöſiſchen Partei der ſtärkſte Zweig der Inter⸗ 
nationale; was ſie bedroht, muß als ernſte Gefahr für die internationale 
Geſamtbewegung betrachtet werden. Die Schwierigkeiten, die heute den Vor⸗ 
marſch der öſterreichiſchen Arbeiterſchaft hemmen, werden auch der Arbeiter⸗ 
klaſſe Rußlands, Ungarns, der Balkanländer kaum erſpart bleiben; für den 
ganzen Oſten Europas iſt das Problem, wie die Einheit des proletariſchen 
Klaſſenkampfes in einer Welt kämpfender Nationen erhalten werden kann, 
eine Lebensfrage der Sozialdemokratie. Darum verdient der Kampf, der heute 
innerhalb der öſterreichiſchen Arbeiterſchaft geführt wird, das Intereſſe der 
Internationale. 

Der Kampf in den Gewerkſchaften. 


In allen kapitaliſtiſchen Ländern führt die Arbeiterklaſſe denſelben Klaſſen⸗ 
kampf; in allen Ländern beſtimmen dieſelben großen wirtſchaftlichen Tatſachen 
das Denken, Fühlen, Wollen des Proletariats. Aber die Einheit im großen 
ſchließt die Verſchiedenheit im einzelnen nicht aus. Wohl ſteht die ganze 
proletariſche Internationale der kapitaliſtiſchen Welt als eine geſchloſſene Maſſe 
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gegenüber; aber innerhalb der Internationale iſt doch die deutſche Sozial⸗ 
demokratie von der franzöſiſchen, die ruſſiſche von der engliſchen ſehr ver⸗ 
ſchieden. Dieſe Verſchiedenheiten erſchweren den gemeinſamen Kampf nur 
wenig, ſolange die Arbeiter jeder Nation ihren Befreiungskampf innerhalb 
des eigenen Volkes, von den anderen Nationen durch die Staatsgrenzen 
geſchieden, führen. Ganz andere Schwierigkeiten entſtehen im Nationalitäten⸗ 
ſtaat, wo die Arbeiter verſchiedener Nationen einen gemeinſamen Kampf gegen 
den gemeinſamen Gegner führen müſſen. 

Die ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei in Oſterreich vereinigt deutſche, 
tſchechiſche, polniſche, italieniſche, rutheniſche und ſüdſlawiſche Arbeiter in ihrem 
Lager. Zwiſchen der Arbeiterſchaft dieſer Nationen beſtehen nun trotz der 
Gemeinſamkeit des proletariſchen Klaſſenintereſſes reale Verſchiedenheiten, die 
nicht viel weniger groß ſind als die Verſchiedenheiten zwiſchen der deutſchen 
und der franzöſiſchen Sozialdemokratie. Innerhalb jeder Nation verteilt ſich 
die Arbeiterſchaft in anderer Weiſe auf Stadt und Land, auf Großſtadt und 
Kleinſtadt, auf Induſtrie und Landwirtſchaft, auf Großbetriebe und Klein⸗ 
betriebe. Die Klaſſengegenſätze ſind bei den wirtſchaftlich höher entwickelten 
Nationen ſchärfer ausgeprägt als bei den rückſtändigen Völkern. Jede dieſer 
Nationen ſteht unter dem Einfluß einer anderen hiſtoriſchen Überlieferung, 
einer anderen Literatur, anderer Parteigliederung, anderer Einflüſſe des Aus⸗ 

landes. Innerhalb eines jeden Volkes führt die Arbeiterklaſſe ihren poli⸗ 
tiſchen Kampf gegen andere Parteien, gegen andere Programme, gegen andere 

Ideologien. Die realen pſychiſchen Verſchiedenheiten, die aus den Verſchieden⸗ 
heiten des ſozialen Daſeins ſelbſt hervorgehen, werden nur ſchwer ausgeglichen, 
da die Verſchiedenheit der Sprache den Verkehr zwiſchen den Arbeitern der 
verſchiedenen Nationen erſchwert, Preſſe und Literatur über die Sprachgrenze 
ſchwer hinüberdringen. 

In der Tat iſt die Arbeiterbewegung innerhalb jeder dieſer Nationen ſelb— 
ſtändig erwachſen. Doch iſt es gelungen, alle dieſe Ströme in ein Bett zu 
leiten: ſolange die Sozialdemokratie in Oſterreich noch den Kampf um das 
Recht auf das Daſein zu kämpfen hatte, wurden die nationalen Verſchieden⸗ 
heiten leicht überwunden, die Arbeiter aller Nationen konnten leicht in einer 

einzigen Partei vereinigt werden. Je größer aber die Partei wurde, je viel⸗ 
ſeitiger ihre Tätigkeit, deſto deutlicher traten die nationalen Verſchiedenheiten 
hervor. Schon in den neunziger Jahren drohten ſie die Einheit der Partei 
zu ſprengen. Da entſchloß man ſich, dem Zwange der Not folgend, die ein- 
heitliche Organiſation den realen Verſchiedenheiten innerhalb des Proletariats 
anzupaſſen: ſeit 1897 gliedert ſich die öſterreichiſche Geſamtpartei in die 
deutſche, die tſchechiſche, die polniſche, die rutheniſche, die italieniſche und die 
ſüdſlawiſche Sozialdemokratie. Doch ſollte dieſe Gliederung die Einheit der 
Partei nicht aufheben: die deutſche und die tſchechiſche Sozialdemokratie 
ſollten ſich zur öſterreichiſchen Geſamtpartei verhalten wie die preußiſche und 
die bayeriſche Sozialdemokratie zur ſozialdemokratiſchen Partei des Deutſchen 

Reiches. 5 

30 Jahre 1897 betrat die Sozialdemokratie zuerſt den Boden des Parla⸗ 
mentes. Unzählige Einzelfragen des bürgerlichen Staates, die der Arbeiter⸗ 
ſchaft vollſtändig fremd geweſen waren, ſtürmten nun auf uns ein. Und 
dies in einer Zeit, in der die nationalen Kämpfe der Bourgeoiſien un⸗ 
geheuer verſchärft wurden, die nationale Obſtruktion acht Jahre lang alle 
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Arbeit im Parlament lähmte. In dieſer überaus ſchwierigen Lage waren 
deutſche und tſchechiſche Sozialdemokraten über die Stellung zu den Einzel⸗ 
fragen, die der Chauvinismus Tag für Tag aufwirft, und über das taktiſche 
Vorgehen nicht immer einer Meinung. Blieb die Einheit der Partei auch 
unberührt, ſo prägten ſich doch die nationalen Individualitäten innerhalb der 
Geſamtpartei immer ſchärfer aus. Auf dem Parteitag im Jahre 1905 trat 
die Verſchiedenheit bereits als bewußter Gegenſatz hervor; aber der große 
Wahlrechtskampf, der mit dieſem Parteitag begann, verdeckte die inneren 
Schwierigkeiten vollſtändig. Dieſer große Kampf führte uns nun mit einem 
Male Hunderttauſende zu, die uns früher völlig fremd gegenübergeſtanden 
waren. Im Wahlrechtskampf und durch ihn wurden Zehntauſende für unſere 
politiſchen, Hunderttauſende für unſere gewerkſchaftlichen Organiſationen ge⸗ 
wonnen, die zu ſchulen und zu erziehen im Lärme des Kampfes unmöglich 
war; dieſe ungeſchulten Maſſen brachten mit all ihren Vorurteilen auch die 
nationalen in unſere Organiſation: kein Wunder, daß die nationalen Ver⸗ 
ſchiedenheiten innerhalb der Arbeiterpartei nun noch deutlicher hervortreten 
mußten. 

Aber nicht nur unſer Wachstum, auch der Kampf gegen die Gegner 
förderte den nationalen Differenzierungsprozeß. In Oſterreich, wo ſeit 1848 
acht Nationen einen erbitterten Kampf um die Macht führen, war der Vor⸗ 
wurf, daß die internationale Sozialdemokratie den großen Sorgen der Nation 
teilnahmlos und verſtändnislos gegenüberſtehe, ſtets die gefährlichſte Waffe 
der Bourgeoiſie. Sie wurde nun doppelt eifrig gebraucht, da das Erſtarken 
unſerer wirtſchaftlichen Organiſationen und unſere Siege im Wahlrechtskampf 
und im Wahlkampf das Bürgertum zu kräftigerer Abwehr unſerer Angriffe 
aufpeitſchten. Insbeſondere die nichtdeutſchen Genoſſen litten ſchwer dar⸗ 
unter, daß ihre nationalen Gegner ihnen unabläſſig vorwarfen, daß ſie von 
der deutſchen Sozialdemokratie abhängig ſeien und ſich dem „Wiener Kom⸗ 
mando“ unterwerfen müßten. Zur Abwehr ſolcher Angriffe bemühten ſich 
nun unſere Genoſſen, zu beweiſen, daß die wahren Intereſſen ihrer Nation 
bei ihnen in guter Hut ſeien; und ſie hielten es für notwendig, ihre Selb⸗ 
ſtändigkeit gegenüber der deutſchen Partei recht deutlich zu betonen. Man 
hörte ſie immer ſeltener von der öſterreichiſchen Geſamtpartei, immer häufiger 
von der tſchechiſchen, der polniſchen, der ſüdſlawiſchen Sozialdemokratie reden. 

Seit dem Jahre 1905 wurde kein Geſamtparteitag mehr einberufen, da 
die Geſamtexekutive, die ſich aus den Parteivertretungen der ſechs nationalen 
Gruppen zuſammenſetzt, befürchtete, daß ein ſolcher Parteitag das Gefüge der 
Geſamtpartei nur lockern würde, ſtatt es zu feſtigen. Als ſich im Jahre 1907 
der Verband der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten konſtituierte, wurde auf 
Wunſch der tſchechiſchen Genoſſen beſchloſſen, daß der Verband zwar in allen 
wirtſchaftlichen, ſozialen, politiſchen, kulturellen Angelegenheiten als eine Ein⸗ 
heit nach dem Beſchluß der Mehrheit ſeiner Mitglieder handeln ſolle, daß 
aber in allen nationalen Angelegenheiten jede nationale Gruppe autonom 
ſei. So wurde die Einheit der Partei immer mehr gelockert. Aus der national 
gegliederten einheitlichen Partei entwickelte ſich ein Bund ſelbſtändiger natio⸗ 
naler Parteien. 


1 Der Verband beſteht aus 52 deutſchen, 24 tſchechiſchen, 6 polniſchen, 4 italienischen 
und 2 rutheniſchen Genoſſen. 
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Zunächſt beſchränkte ſich dieſe Entwicklung auf die politiſche Organiſation. 
Unſere wirtſchaftlichen Organiſationen, die Gewerkſchaften und die Konſum⸗ 
vereine, blieben einheitliche internationale Gebilde. Bald tauchten aber auch 
hier nationale Probleme auf. Zuerſt forderten die nichtdeutſchen Genoſſen 
die Befriedigung ihrer ſprachlichen Bedürfniſſe. Die Gewerkſchaften mußten 
neben dem deutſchen Fachblatt auch Fachblätter in den anderen Sprachen 
herausgeben, alle Formulare, Druckſachen, Geſchäftsbücher in den verſchie⸗ 
denen Sprachen herſtellen laſſen. Dann forderten die nichtdeutſchen Arbeiter 
größeren Einfluß auf die Verwaltung, ſtärkere Vertretung im Vorſtand und 
im Beamtenkörper der Organiſationen. So berechtigt dieſe Forderungen waren, 
forderten ſie doch von den Gewerkſchaften große Opfer; ganz ohne Reibung 
konnte alſo ihre Erfüllung nicht geſchehen. Solche Konflikte — ausgekämpft 
in einer Zeit, in der die Bourgeoiſie die heftigſten nationalen Kämpfe führte — 
haben natürlich die nationalen Inſtinkte in der Arbeiterſchaft geweckt und 
gereizt. Doch haben die Gewerkſchaften und die Konſumvereine kein Opfer 
geſcheut, die Bedürfniſſe der nichtdeutſchen Arbeiter zu befriedigen. Heute 
ſind insbeſondere die tſchechiſchen Genoſſen im Vorſtand und im Beamten⸗ 
körper der meiſten Zentralorganiſationen vertreten, und mit Fachblättern iſt 
die tſchechiſche Mitgliedſchaft verhältnismäßig reicher ausgeſtattet als ſelbſt 
die deutſche! Aber einem Teile der tſchechiſchen Genoſſen genügte all das 
nicht. Sie erklärten, da Partei, Gewerkſchaft, Genoſſenſchaft nur verſchiedene 
Teile desſelben Körpers ſeien, müßten ſie ſich auch in derſelben Weiſe gliedern. 
Wie in der Partei, ſo müßte auch in den Gewerkſchaften und in den Ge— 
noſſenſchaften an die Stelle der internationalen Union eine loſe Föderation 
ſelbſtändiger nationaler Organiſationen treten. Unter der Mitwirkung der 
von Genoſſen Steiner geleiteten tſchechiſchen Gewerkſchaftskommiſſion in 
Prag wurden tſchechiſche Sonderorganiſationen gegründet und die tſchechiſchen 
Arbeiter zum Austritt aus den internationalen Zentralverbänden aufgefordert. 

Es bedarf wohl keines ausführlichen Beweiſes, daß die nationale Ber: 
ſplitterung den wirtſchaftlichen Organiſationen des Proletariats weit gefähr⸗ 
licher wird als den politiſchen. Der politiſche Kampf wird naturgemäß 
national abgeſondert geführt: die tſchechiſchen Genoſſen führen, von den 
tſchechiſchen Minderheiten im deutſchen Sprachgebiet abgeſehen, ihren Kampf 
in einem anderen Gebiet und gegen andere bürgerliche Parteien, als die 
deutſchen. Dagegen iſt der wirtſchaftliche Kampf notwendig einheitlich: es 
ſind dieſelben Unternehmerverbände, ſehr oft dieſelben Firmen, die im deutſchen 
und im tſchechiſchen Gebiet Fabriken haben, und gerade in den größten 


1 Von den gewerkſchaftlichen Zentralverbänden werden herausgegeben: 


Erſcheinungszeit Auflage der 

Wöchent⸗ Vierzehn⸗ Dreimal Zweimal Einmal einzelnen 

lich täglich monatlich monatlich monatlich Nummern 

Deutſche Fachblätter 7 5 3 20 15 318 700 
Tſchechiſche 7 4 1 18 5 118380 
Polniſche £ 3 1 1 2 3 21350 
Italieniſche = — — — 2 3 6200 
Sloweniſche = — — — 2 1 3800 
Rutheniſche > — — — — 1 1000 


Im ganzen werden jährlich 1190 deutſche und 98s tſchechiſche Blätter ausgegeben — 
für die Tſchechen ein überaus günſtiges Verhältnis, da auf 1000 deutſche Leſer 371 tſchechiſche 
entfallen! 
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Induſtriegebieten, in Wien, in Deutſchböhmen und Deutſchmähren, arbeiten 
deutſche und tſchechiſche Arbeiter in derſelben Fabrik. Könnte man die Wir⸗ 
kungsgebiete der nationalen Gewerkſchaften, die die tſchechiſchen Separatiſten 
anſtreben, wenigſtens räumlich gegeneinander abgrenzen, dann hätten wir 
zwar ſtatt einer leiſtungsfähigen internationalen Gewerkſchaft in jeder Induſtrie⸗ 
gruppe ſechs kleinere, weit weniger leiſtungsfähige nationale Organiſationen, 
aber ſo könnten wenigſtens die deutſchen und die tſchechiſchen Organiſationen in 
ihrem Gebiet ungeſtört arbeiten; die polniſchen, rutheniſchen, italieniſchen und 
ſüdſlawiſchen Organiſationen wären freilich jo ſchwach, daß ſie einen wirk⸗ 
ſamen Kampf überhaupt nicht führen könnten. In Wirklichkeit aber iſt eine 
ſolche räumliche Scheidung ſehr ſchwer möglich, und ſie wird von den Sepa⸗ 
ratiſten auch gar nicht gewünſcht: jeder tſchechiſche Arbeiter ſoll, wo immer 
er arbeitet, Mitglied der „tſchecho⸗ſlawiſchen“ Gewerkſchaft ſein. Da nun 
Zehntauſende tſchechiſcher Arbeiter in deutſchen Städten und Induſtrieorten 
arbeiten, hätten wir überall in jedem Beruf zwei Organiſationen. Wenn heute 
in einer großen Fabrik vier Berufsorganiſationen zuſammenwirken, ſo ſollten 
dann, da an die Stelle jeder internationalen Berufsorganiſation zwei natio⸗ 
nale Berufsorganiſationen treten ſollen, acht Organiſationen gemeinſam den 
Kampf gegen den Unternehmer führen! Dieſe Organiſationen würden um jeden 
Arbeiter miteinander kämpfen; denn im Miſchgebiet gibt es viele, die beider 
Sprachen mächtig ſind und der einen Nation ſo gut wie der anderen zugerechnet 
werden können. Und ſolche konkurrierende nationale Organiſationen ſollen den 
gemeinſamen Kampf gegen den gemeinſamen Gegner führen in einer Atmo⸗ 
ſphäre, die durch nationale Kämpfe vergiftet iſt und in der die Arbeiter ſelbſt 
bei internationaler Organiſation nicht leicht von nationaler Empfindlichkeit 
und nationaler Eiferſucht freizuhalten ſind! | 

Nicht weniger unzweckmäßig iſt die nationale Zerſplitterung der Konſum⸗ 
vereine. Jeder Kaufmann kann ſeine Ware deutſchen und tſchechiſchen Kunden 
verkaufen; und internationale Sozialdemokraten ſollten das nicht können? 
Wir ſollen in derſelben Stadt einen beſonderen deutſchen und einen beſonderen 
tſchechiſchen Konſumverein und ſtatt einer Großeinkaufsgeſellſchaft deren ſechs 
haben! Man muß wohl in Oſterreich herangewachſen ſein, wo das Denken 
der Menſchen durch ſechs Jahrzehnte wilder Nationalitätenkämpfe verwüſtet 
wurde, um ſolchen Widerſinn auch nur erklärbar zu finden! 

Der Kampf um die Geſtalt der wirtſchaftlichen Organiſation hat nun im 
letzten Jahre immer weitere Gebiete ergriffen. Hatten die Separatiſten ihre 
Bemühungen bisher auf die kleingewerbliche Arbeiterſchaft konzentriert, ſo 
griffen ſie nun auch in das Gebiet der Großinduſtrie ein, wo das Bedürfnis 
nach ſtarker einheitlicher Organiſation natürlich weit ſtärker iſt als dort: die 
Verbände der Metallarbeiter, der Textilarbeiter, der Holzarbeiter wurden im 
letzten Jahre geſpalten. War der Kampf bisher auf Böhmen beſchränkt, ſo 
wurde er nun auch nach Mähren getragen, das bisher den Zentralorgani⸗ 
ſationen treu geblieben war. 

Zunächſt verſuchten der Landtagsabgeordnete Vanek und Tuſar, der 
Redakteur der „Rovnost*, des Brünner tſchechiſchen Parteiorgans, die An⸗ 


1 Da der Streit um die Perſönlichkeit des Bürgers Vanek in dem Konflikt eine große 
Rolle ſpielt, ſcheint uns ein Detail erwähnenswert, das die Verhältniſſe in der tſchechiſchen 
Partei grell beleuchtet. Der Bürger Vanek hat es nämlich mit der Stellung eines ſozial⸗ 
demokratiſchen Landtagsabgeordneten vereinbar gefunden, unter dem Titel „Reklama“ ein 
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hänger der internationalen Organiſationen aus den Vertrauensſtellungen der 
tſchechiſchen Partei zu verdrängen. Nun beſchloß eine Plenarverſammlung 
der Vertrauensmänner der Brünner Gewerkſchaften, die tſchechiſche Partei⸗ 
vertretung aufzufordern, ſie möge Vanek und Tuſar von Brünn abberufen, 
da ihre Anweſenheit den Frieden in der Partei gefährde. Die „Rovnost“ 
antwortete mit einem Feldzug gegen die internationalen Gewerkſchaften; ſie 
ſcheute ſich nicht, in dieſem Kampfe Mittel zu gebrauchen, wie ſie ſonſt nur 
von den gehäſſigſten Feinden der Arbeiterbewegung gebraucht werden. Sie 
hetzte die Arbeiter gegen die „bezahlten Sekretäre“. Sie beſchuldigte die Ge— 
werkſchaften, daß ſie gerade die Intereſſen der mähriſchen Arbeiterſchaft ſtets 
vernachläſſigt, daß ſie die Brünner Arbeiter bei einem Lohnkampf vor elf 
Jahren verraten, daß ſie da einen Arbeiter in den Tod gejagt hätten und 
dort einen Vertrauensmann hätten verhungern laſſen. Die Leitung des inter⸗ 
nationalen Konſumvereins wurde öffentlich der Bilanzfälſchung beſchuldigt. 
Die tſchechiſche Partei ließ ihr Organ ungeſtört dieſen Kampf führen. Ja, 
während man früher ſtets erklärt hatte, über Fragen der gewerkſchaftlichen 
Organiſation könnten nur die Gewerkſchaften ſelbſt entſcheiden, die Partei 
müſſe neutral bleiben, ſtellte ſich die tſchechiſche Parteivertretung nun offen 
an die Seite der Separatiſten. Die beſten Männer der tſchechiſchen Partei 
eigneten ſich den ſeparatiſtiſchen Jargon an. Genoſſe Nemec verglich den 
Kampf, den die Separatiſten gegen die internationalen Gewerkſchaften führen, 
mit dem Kampfe Finnlands gegen den Zarismus. Genoſſe Soukup ſcheute 
ſich nicht, von dem „deutſchen Deſpotismus“ in den Gewerkſchaften zu reden. 
Die Zentraliſten ſetzten ſich nun natürlich zur Wehr. Die Gewerkſchaften 
geben in Brünn ein tſchechiſches Blatt heraus, das der Abwehr der Angriffe 
des Parteiblatts dienen ſoll. Die Gründung dieſes Blattes wurde von der 
tſchechiſchen Partei als ein feindſeliger Akt behandelt. Der Kampf nimmt 
immer ſchärfere Formen an. Die tſchechiſchen Zentraliſten werden Tag für 
Tag in den tſchechiſchen Parteiblättern und in Verſammlungen als Judaſſe, 
die ihre Nation verraten, ihre Überzeugung verkaufen, die von Wiener Geld 
bezahlt, von den Deutſchen gekauft ſind, hingeſtellt. Der Redakteur des 
Brünner Organs der Zentraliſten wurde aus der Partei ausgeſchloſſen, die 
Zentraliſten werden ihrer Vertrauensſtellungen in der politiſchen Organi— 
ſation entkleidet, ganze politiſche Organiſationen, in denen die Zentraliſten 
die Mehrheit hatten, wurden von der Partei aufgelöſt. Natürlich ſind die 
Zentraliſten, die ja immer noch mehr als 100 000 tſchechiſche Arbeiter ver- 
treten, über dieſes Vorgehen der Partei furchtbar erbittert. Sie antworten 
mit heftigen Angriffen auf die Partei und ihre Vertreter. 

Wie weit die Macht der beiden Gruppen reicht, iſt noch nicht deutlich zu 
erkennen. In der politiſchen Organiſation haben die Separatiſten zweifellos 
die Mehrheit. In der gewerkſchaftlichen Organiſation iſt das Verhältnis 
umgekehrt. Nach den letzten Berichten haben die Prager „tſchecho-ſlawiſchen“ 


Inſeratenblatt herauszugeben, das in öffentlichen Lokalen gratis verbreitet und aus den 
Inſeratengebühren erhalten wird. Die „ideelle“ Bedeutung dieſes Blattes ſoll in der För⸗ 
derung der unter dem Schlagwort „Svuj k svému“ (Jeder zu den Seinen!) betriebenen 
Agitation liegen; die Aufgabe dieſer Agitation iſt, das tſchechiſche Publikum dazu zu erziehen, 
daß es nur bei tſchechiſchen, nicht bei deutſchen Kaufleuten einkaufe, damit auf dieſe Weiſe 
das tſchechiſche Kapital geſtärkt werde. Da die Herausgabe dieſes Blattes auch von 
tſchechiſchen Genoſſen gerügt wurde, übertrug Vanek das Blatt ſeiner Gattin. 
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Organiſationen 40145 Mitglieder, während von den 415256 Mitgliedern der 
internationalen Zentralorganiſationen 118380 tſchechiſche Fachblätter beziehen. 
Jedenfalls iſt die Maſſe der tſchechiſchen Zentraliſten zu groß, als daß ſie 
die Behandlung, die die tſchechiſche Partei ihr widerfahren läßt, ertragen 
könnte. Tatſächlich teilt heute ſchon eine breite Kluft die tſchechiſche Arbeiter⸗ 
ſchaft in zwei feindliche Lager. Wenn es nicht gelingt, dieſe Kluft zu über⸗ 
brücken, dann iſt die Einheit der tſchechiſchen Arbeiterbewegung in ernſter 
Gefahr. Bisher ſind alle Verſtändigungsverſuche mißlungen. Ein Verſuch 
der Geſamtexekutive der Partei ſcheiterte daran, daß die Separatiſten erklärten, 
allen Verhandlungen müſſe die Anerkennung der ſeparatiſtiſchen Organiſationen 


vorausgehen. Ein Verſtändigungsvorſchlag, den ich in einer kleinen Bro⸗ 


ſchüre den Gewerkſchaftern unterbreitet habe, iſt von den Genoſſen Soukup 
und Tayerle ſofort für undiskutierbar erklärt worden. So geht der Kampf 
weiter. 

der Kampf in der partei. 

Der Kampf in den Gewerkſchaften gefährdet nicht nur die Einheit der 
tſchechiſchen Arbeiterbewegung; er zerrt auch an dem Bande, das die tſchechiſche 
Arbeiterſchaft mit der deutſchen verknüpft. Wenn die Separatiſten die tſchechiſche 
Arbeiterſchaft zum Austritt aus den internationalen Organiſationen bewegen 
wollen, müſſen ſie ihr natürlich einzureden verſuchen, daß ihre Intereſſen nicht 
gewahrt werden können, ſolange ſie mit den deutſchen Arbeitern in einer Or⸗ 
ganiſation vereinigt bleibt. Wir können daher den tſchechiſchen Separatiſten 
ihre Angriffe auf die deutſchen Genoſſen gar nicht verübeln; mit anderen 
Argumenten läßt ſich ja der Separatismus überhaupt nicht verteidigen. So 
führen denn die Separatiſten einen Feldzug gegen die deutſchen Genoſſen. Sie 
fingen mit der Kritik der deutſchen Gewerkſchafter an und ſteigerten ſie all⸗ 
mählich in der Hitze des Kampfes bis zu den häßlichſten Schmähungen und 
Entſtellungen. Sie gingen dann dazu über, auch die deutſche Partei anzugreifen. 
So wird Mißtrauen, ja Haß gegen die deutſche Sozialdemokratie geſät; und 
daß dann auch in der deutſchen Arbeiterſchaft, die durch die Zerſtörung der 
gemeinſamen Organiſationen gereizt und erbittert wird, nationale Stimmungen 
zu keimen beginnen, iſt unvermeidlich. Dieſe Stimmungen der Maſſen auf 
beiden Seiten ſind die bedauerlichſte Wirkung der ſeparatiſtiſchen Aktion. 

Sind die Dinge einmal ſo weit gediehen, dann iſt es unvermeidlich, daß der 
Konflikt, der von den Gewerkſchaften ausgeht, auch auf das politiſche Gebiet 
übergreift. Das iſt in der Tat ſchon geſchehen. Zwar iſt es auch früher einige 
Male vorgekommen, das deutſche und tſchechiſche Sozialdemokraten im Parla⸗ 
ment gegeneinander geſtimmt haben. Da ſich die tſchechiſchen Genoſſen in 
nationalen Fragen der Entſcheidung der Mehrheit des internationalen Geſamt⸗ 
verbandes nicht unterwerfen wollen, vielmehr auf ihr Verlangen jede nationale 
Gruppe des Verbandes über ſolche Fragen autonom entſcheidet, iſt es nicht zu 
vermeiden, daß unſere Abgeordneten zuweilen getrennt ſtimmen. Während 
aber früher in ſolchen Fällen Deutſche ſowohl wie Tſchechen es vermieden 
haben, den anderen Teil wegen ſeiner Abſtimmung anzugreifen, hat in den 
letzten Wochen, da die Gemüter durch den Gewerkſchaftskonflikt bereits gereizt 
waren, eine ſolche Abſtimmung zu lebhaften Erörterungen und gehäſſigen An⸗ 


griffen geführt. Es handelte ſich zunächſt um einen belangloſen Reſolutions⸗ 


antrag, deſſen Annahme oder Ablehnung nichts bewirkt und nichts bedeutet; 
aber in dem Streite birgt ſich doch ein ernſtes Problem, deſſen Darſtellung 


1 
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den ausländiſchen Genoſſen am beſten zeigen wird, mit welchen Schwierigkeiten 
die öſterreichiſche Partei heute zu kämpfen hat. 

Zum beſſeren Verſtändnis wollen wir einige Zahlen über die nationalen 
Siedelungsverhältniſſe im Gebiet des deutſch⸗tſchechiſchen Streites voraus⸗ 
ſchicken. Nach der Volkszählung vom Jahre 1900 wohnten in den einzelnen 
Teilen des Kampfgebiets: 


Im deutſchen Gebiet Deutſche Tſchechen 

8 den a en Bezirken Böhmens. . 2001962 148051 

s ⸗ Mährens 4463509 144 437 

: - Schleſiens . 209596 2955 

- Niederöſterreich 13928 132968 
Im tſchechiſchen Gebiet 

a 2 . Bezirken Böhmens. 335051 3782042 

- Mährens 211983 1582833 

⸗ Schleſiens 47637 62832 


Nun it es in oſteneich ſelbſtverſtändlich, daß jede Nation in ihrem Gebiet, 
das heißt in dem Gebiet, in dem ihr die Mehrheit der Bevölkerung angehört, 
Schulen beſitzt, in denen ausſchließlich ihre Sprache als Unterrichtsſprache ge⸗ 
braucht wird. So beſitzt auch die tſchechiſche Nation ein hochentwickeltes Schul⸗ 
weſen. Im Jahre 1900 lebten in Oſterreich 5955397 Tſchechen. Für die Be⸗ 
dürfniſſe dieſes Teiles der Bevölkerung beſtehen 1 Univerſität, 2 Techniſche 
Hochſchulen, 51 Gymnaſien, 41 Realſchulen, 24 Lehrerbildungsanſtalten, 
76 Handelsſchulen, 5 höhere Gewerbeſchulen, 35 gewerbliche Fachſchulen, 
7 Handwerkerſchulen, 396 gewerbliche Fortbildungsſchulen, 75 Land- und 
Forſtwirtſchaftsſchulen, 474 Bürgerſchulen, 5104 allgemeine öffentliche Volks⸗ 
ſchulen. An dieſen Lehranſtalten wird ausſchließlich die tſchechiſche Sprache 
als Unterrichtsſprache gelehrt. Von nationaler Vergewaltigung, wie ſie Preußen 
und Rußland an den Polen verüben, iſt alſo in Oſterreich keine Rede. Im 
Verhältnis zu ihrer Volkszahl iſt die tſchechiſche Nation in Oſterreich an 
Bildungsanſtalten immer noch etwas weniger reich als die deutſche, aber reicher 
als alle anderen Nationen Oſterreichs. In der Tat ſteht das tſchechiſche Volk 
auf einem hohen Bildungsniveau. Von je 10000 Tſchechen im Alter von 
mehr als fünf Jahren können 9377, von je 10000 Deutſchöſterreichern der⸗ 

ſelben Altersſtufe nur 9184 leſen und ſchreiben. 

Beſtritten iſt in Oſterreich nur die Frage der Minderheitsſchulen. Sollen 
auch in Gemeinden, in denen die Deutſchen die Mehrheit, die Tſchechen nur 
die Minderheit der Bevölkerung bilden, öffentliche Schulen mit ausſchließlich 
tſchechiſchem Unterricht gegründet werden? Ins Preußiſche überſetzt: daß die 
Polen in den Regierungsbezirken Allenſtein, Poſen, Bromberg, Oppeln öffent⸗ 
liche Schulen mit polniſcher Unterrichtsſprache fordern können, iſt für uns 
ſelbverſtändlich; beſtritten iſt nur, ob auch in Berlin, in Charlottenburg, in 
Weſtfalen öffentliche Schulen, an denen nur die polniſche Sprache gelehrt 
wird, errichtet werden ſollen. Indeſſen iſt auch dieſe Frage im größten Teile 
des Kampfgebiets gelöſt: auch die deutſchen Gemeinden im deutſchen Gebiet 
Böhmens und Mährens find verpflichtet, Schulen mit ausſchließlich tſchechiſcher 
Unterrichtsſprache zu errichten und zu erhalten, wenn im Umkreis von 4 Kilo⸗ 

1 Vergl. Rauchberg, Der nationale Beſitzſtand in Böhmen. Leipzig 1905. — Herz, Der 


nationale Beſitzſtand in Mähren und Oſterreichiſch Schleſien. „Zeitſchrift für die geſamte 
Staatswiſſenſchaft“, 65. Jahrgang. 
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metern 40 tſchechiſche Kinder im ſchulpflichtigen Alter wohnen, deren Eltern die 
Errichtung einer tſchechiſchen Schule verlangen. Nur in Niederöſterreich ſind 
die Gemeinden nach der Anſicht der Gerichte zur Errichtung tſchechiſcher Schulen 
nicht verpflichtet. Für die Bedürfniſſe der tſchechiſchen Minderheit in Wien 
ſorgen nur Privatſchulen, die der tſchechiſche Verein „Komensky“ erhält. Die 
öſterreichiſche Sozialdemokratie konnte nun natürlich an der Frage nicht vorüber⸗ 
gehen, ob ſie die Forderung der tſchechiſchen bürgerlichen Parteien, daß auch 
in Wien öffentliche Schulen mit tſchechiſcher Unterrichtsſprache errichtet werden 
ſollen, unterſtützen wolle oder nicht. Unſer Nationalitätenprogramm vom 
Jahre 1899, das auf dem Boden des „Territorialprinzips“ ſteht, gibt auf dieſe 
Frage keine Antwort. Es ſind daher, ſolange kein Parteitag die Frage ent⸗ 
ſchieden hat, verſchiedene Anſichten zuläſſig. 

Die tſchechiſche Sozialdemokratie ſetzt ſich ſehr entſchieden für das Recht 
der nationalen Minderheitsſchulen ein. Da die tſchechiſchen Minderheiten in 
den deutſchen Städten vornehmlich aus Arbeitern beſtehen, halten unſere 
tſchechiſchen Genoſſen die Errichtung tſchechiſcher Schulen für die Minderheiten 
für ein Bedürfnis des Proletariats. Der Kampf um die Minderheitsſchulen 
hat unſere tſchechiſchen Genoſſen immer weiter getrieben: ſie agitieren jedes 
Jahr in der Zeit des Schulbeginns unter der Parole „Das tſchechiſche Kind 
gehört in die tſchechiſche Schule“ gegen die nützliche Gewohnheit der tſchechiſchen 
Arbeiter, ihre Kinder ein paar Jahre lang in die deutſche Schule zu ſchicken, 
damit ſie neben ihrer Mutterſprache auch die deutſche Sprache erlernen. Sie 
haben ſich in Mähren für ein Geſetz ausgeſprochen, das den Eltern geradezu 
verbieten will, ihre Kinder in die Schulen der anderen Nation zu ſchicken. 
Einigen tſchechiſchen Sekretären der internationalen Gewerkſchaften wird in 
der tſchechiſchen Parteipreſſe immer wieder der Vorwurf gemacht, ſie ſeien „gar 
keine richtigen Tſchechen“, da ſie ſo — charakterlos ſeien, ihre Kinder in deutſche 
Schulen zu ſchicken. So haben ſich die tſchechiſchen Genoſſen im Kampfe für 
die nationalen Minderheitsſchulen allmählich in die Vorſtellung hineingeredet, 
der wahre Internationalismus beſtehe in — der völligen nationalen Abſonde⸗ 
rung. Wenn ein Tſcheche in der deutſchen Stadt allmählich ein Deutſcher 
wird oder doch ſeine Kinder Deutſche werden, ſei das eine Eroberung der 
deutſchen Nation auf Koſten der tſchechiſchen; und da die internationale Sozial⸗ 
demokratie alle nationalen Eroberungen bekämpft, müſſe ſie jeder Nation ihre 
Volksgenoſſen zu erhalten ſuchen, wohin immer ſie die Not der Arbeitſuche 
verſchlägt. 

In der deutſchen Sozialdemokratie in Oſterreich beſtehen über dieſe Frage 
zwei einander ſchroff entgegengeſetzte Anſichten. 

Die eine Richtung argumentiert: Die Sprache iſt nichts anderes als ein 
Verſtändigungsmittel. Die Sprache, die dem Zwecke der Verſtändigung, des 
Verkehrs am beſten dient, alſo die Sprache der Mehrheit der Bevölkerung des 
Gebiets, iſt zu fördern. Beſondere Schulen für die nationalen Minderheiten 
erſchweren nur die zweckmäßige Anpaſſung an die Mehrheit. Die Konſervierung 
nationaler Minderheiten führt nur zu nationalen Kämpfen, die den Klaſſen⸗ 
kampf ſtören. Alſo: keine deutſchen Schulen in Prag, keine tſchechiſchen in 
Wien. Höchſtens ſind für die Kinder der nationalen Minderheit Übergangs⸗ 


In Wien haben ſich bei der letzten Volkszählung 1386 115 Perſonen zur deutſchen, 
102 974 zur tſchechiſchen Umgangsſprache bekannt. 
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klaſſen zu errichten, in denen ſie die Sprache der Mehrheit erlernen ſollen, 
um dann in die Schulen der Mehrheit übernommen zu werden. 

Dieſer Richtung ſteht eine andere gegenüber. Sie ſagt: Das Problem der 
Minderheitsſchulen iſt als ein pädagogiſches Problem zu behandeln. Der Unter: 
richt in der Mutterſprache wird in der Regel größere Erfolge erzielen als der 
Unterricht in einer dem Schüler fremden Sprache. Es ſind alſo für die nationalen 
Minderheiten Schulen zu errichten, in denen ihre Sprache als Unterrichtsſprache 
gebraucht werden muß. Andererſeits erfüllt die Schule ihre Aufgabe nicht, 
wenn die Kinder nicht auch die Sprache der Bevölkerungsmehrheit erlernen. 
Dieſe Sprache iſt alſo an den Minderheitsſchulen als Unterrichtsgegenſtand 
zu lehren, auf den höheren Unterrichtsſtufen bei dem Unterricht einiger Lehr⸗ 
gegenſtände auch als Unterrichtsſprache zu gebrauchen. 

Dieſe letztere Anſicht dürfte in der deutſchen Partei das Übergewicht er⸗ 
langt haben; ſie wurde auch vom Genoſſen Adler in ſeiner Budgetrede ver— 
treten. Adler erkannte ganz ausdrücklich die Forderung, daß tſchechiſche Schulen, 
in denen allerdings auch die deutſche Sprache in genügendem Ausmaß gelehrt 
werden muß, auch in Wien errichtet werden ſollen, als berechtigt an. Auch 
das Zentralorgan der deutſchen Partei hat ſich dieſer Forderung angeſchloſſen. 

Nun iſt die Frage der Errichtung ſolcher öffentlicher Schulen allerdings 
nicht aktuell. Die Wiener Tſchechen müſſen ſich vorläufig mit Privatſchulen 
begnügen. Sie fordern nun, daß der Staat dieſen Privatſchulen wenigſtens 
Subventionen gewähre. Die tſchechiſche Sozialdemokratie unterſtützt dieſe Forde⸗ 
rung. Die deutſche Sozialdemokratie hat ſie nur mit einer Einſchränkung als 
berechtigt anerkannt. Bisher iſt nämlich die Frage der Errichtung der natio— 
nalen Minderheitsſchulen dem Einfluß des Reichsparlamentes entzogen; ſie 
wird von den Gemeinden, den Schulbehörden, den Gerichten entſchieden. Gibt 
der Staat aber einer einzelnen nationalen Minderheitsſchule eine Subvention, 
dann werden alle ſolche Schulen denſelben Anſpruch erheben: ein paar hundert 
lokale Nationalitätenfragen kommen dann vor das Parlament. Die Belaſtung 
des Parlamentes mit dieſen Fragen würde den parlamentariſchen Nationali⸗ 
tätenkampf furchtbar verſchärfen. Darum ſchlagen unſere Genoſſen einen 
anderen Weg vor, der den Minderheitsſchulen die Staatshilfe nicht verweigert, 
ihre Gewährung aber dem Streite entrückt. Nach dem vom Genoſſen Adler 
eingebrachten Antrag ſoll das Problem in folgender Weiſe gelöſt werden: Der 
Staat gewährt für die Unterſtützung nationaler Minderheitsſchulen einen Be— 
trag von 3 Millionen Kronen; dieſer Betrag wird auf die Nationen nach ihrer 
Volkszahl verteilt; die Abgeordneten jeder Nation bilden eine nationale Ab- 
teilung, die ſelbſtändig beſchließt, welchen Schulen der ihrer Nation für dieſen 
Zweck zugefallene Betrag zugewendet werden ſoll. So ſoll — auf der Grund— 
lage der nationalen Selbſtbeſtimmung — den Minderheiten ihr Recht werden, 
ohne daß der nationale Kampf dadurch verſchärft wird. Dieſen Antrag hat 
Adler im Namen des Geſamtverbandes eingebracht. Als nun der tſchechiſche 
Agrarier Stanek den Antrag ſtellte, die Regierung aufzufordern, ſie möge in 
den nächſten Etat eine Subvention von 100000 Kronen für die tſchechiſche 
Privatſchule in Wien einſtellen, haben die deutſchen Sozialdemokraten unter 
Hinweis auf Adlers Antrag gegen, die tſchechiſchen für den Antrag Stanek ge- 
ſtimmt, während ſich die polniſchen und die italieniſchen Genoſſen der Ab— 
ſtimmung enthielten. Praktiſch war die Abſtimmung ganz bedeutungslos, die 
Komenskyſchule hätte die 100000 Kronen auch dann nicht bekommen, wenn 
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die deutſchen Sozialdemokraten für den Antrag Stanek geſtimmt hätten. Prin⸗ 
zipiell war der Gegenſatz zwiſchen den deutſchen und den tſchechiſchen Genoſſen 
nicht groß, da auch die deutſchen durch den Antrag Adler ihre Bereitwilligkeit 
bewieſen hatten, den tſchechiſchen Minderheitsſchulen Staatshilfe zu gewähren. 
Im Grunde reduzierte ſich der Gegenſatz auf die Frage, ob die Sozial⸗ 
demokratie die Unterſtützung der Minderheitsſchulen um jeden 
Preis, auch um den der erbittertſten nationalen Kämpfe oder nur 
auf einem den nationalen Frieden nicht bedrohenden Wege er— 
ringen will. Trotzdem führte dieſe Abſtimmung zu Erörterungen in der 
Partei, wie wir ſie noch nicht erlebt haben. ö 

Zunächſt ſtürzte ſich die ganze tſchechiſche Parteipreſſe auf die deutſchen, 
die polniſchen und die italieniſchen Genoſſen. Sie hätten den tſchechiſchen Ar⸗ 
beitern ihre Schulen verweigert, mit den Deutſchnationalen gemeinſame Sache 
gemacht, die internationale Solidarität gebrochen. In Volksverſammlungen 
wurde gegen die deutſchen Genoſſen demonſtriert. Die tſchechiſchen Arbeiter, 
die in deutſchen Wahlbezirken wohnen, wurden gegen die von ihnen gewählten 
Abgeordneten mobiliſiert. Ganz unverhüllt wurde mit der völligen Spaltung 
der Partei, mit dem Austritt aus dem Verband gedroht. Mit dieſer Hetze 
verglichen, waren alle reichsdeutſchen Parteidiskuſſionen vor und nach dem 
Dresdener Parteitag harmloſes Kinderſpiel. Wie weit die tſchechiſchen Genoſſen 
gegangen ſind, mag eine Reſolution der Brünner tſchechiſchen Organiſation 
beweiſen. 

Die tſchechiſche politiſche Organiſation Brünn⸗Stadt beſchloß: 

„1. Wir verurteilen das unfreundſchaftliche, gegen die kulturellen Intereſſen 
der tſchechiſchen Nation, insbeſondere der tſchechiſchen Arbeiter in Wien gerichtete 
Vorgehen der deutſchen, polniſchen und italieniſchen ſozialdemokratiſchen Abgeord⸗ 
neten bei der Abſtimmung über die Subventionierung der Komenskyſchule in Wien 
und über die Gleichberechtigung auf den Bahnen. Dieſes Vorgehen widerſpricht 
unſerem nationalen Programm, und wir ſprechen jenen Abgeordneten mit Ent⸗ 
rüſtung unſer allergrößtes Mißfallen aus. 2. Wir fordern den Klub der tſchechiſchen 
ſozialdemokratiſchen Abgeordneten auf, aus dieſem Verhalten der deutſchen Sozial⸗ 
demokraten die richtigen Konſequenzen zu ziehen und vollſtändig aus dem 
Wiener Adlerkarren auszuſpannen. 3. Wir fordern die tſchechiſche ſozial⸗ 
demokratiſche Arbeiterſchaft ſowohl in Wien wie in den deutſchen Teilen Böhmens 
auf, bei den Wahlen in den Reichsrat eigene tſchechiſche Kandidaten auf⸗ 
zuſtellen und die Mandatspolitik der deutſchen ſozialdemokratiſchen 
Chauviniſten nicht zu unterſtützen.“ 

Dieſe Sprache war ſelbſt dem Zentralorgan der tſchechiſchen Partei zu arg. 
Es warnte vor ſolcher Ausdrucksweiſe. Indes unterſchied ſich die Haltung des 
„Prävo lidu“ nur in der Ausdrucksweiſe, nicht im Geiſte von dieſer Reſolution. 
Daß ein ſolcher Konflikt bei ſolchem Anlaß überhaupt möglich geweſen iſt, 
beweiſt zur Genüge, wie ſehr die nationalen Empfindlichkeiten durch den Ge⸗ 
werkſchaftskonflikt gereizt worden ſind. Den Separatiſten aber war dieſer 
Konflikt natürlich hochwillkommen, und ſie nützen ihn weidlich aus. Wie kann 
auch der tſchechiſche Arbeiter mit dem deutſchen gemeinſam ſeinen Klaſſenkampf 
führen, wenn ihre Vertreter über — die Reſolution Stanek verſchiedener Mei⸗ 
nung ſind? 

Löſen wir aber aus all den Entſtellungen und Übertreibungen den wahren 
Inhalt des Konfliktes zwiſchen der deutſchen und der tſchechiſchen Sozial⸗ 
demokratie in Oſterreich heraus, dann gelangen wir allerdings zu einem ſehr 
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ernſten Gegenſatz, der in den Verſchiedenheiten der Daſeinsbedingungen des 
deutſchen und des tſchechiſchen Proletariats wurzelt. 

Die deutſchen Arbeiter wiſſen, daß die nationalen Kämpfe in Öfterreich ſeit 
dem Jahre 1848 ein furchtbares Hindernis des politiſchen und ſozialen Fort⸗ 
ſchritts geweſen ſind. Sie erfahren Tag für Tag, daß der endloſe Kampf um 
die albernſten Sprachenfragen ihren Klaſſenkampf erſchwert, verdunkelt, durch⸗ 
kreuzt, alle ernſten wirtſchaftlichen und ſozialen Fragen in den Hintergrund 
drängt, die Armee des Proletariats ſelbſt ſpaltet. Darum erfüllt ſie der An⸗ 
blick aller nationalen Kämpfe mit Abſcheu, mit Verachtung. Als ihr höchſtes 
Intereſſe erſcheint ihnen der nationale Friede. 

Die tſchechiſchen Arbeiter ſind in anderer Lage. Sie gehören einer Nation 
an, die zwar nicht unterdrückt, geknechtet iſt wie die Polen in Rußland und 
Preußen oder wie die Nationalitäten in Ungarn, die aber vom Staate zweifellos 
weniger begünſtigt iſt als die Deutſchen und die Polen, und die nun, reich, 
gebildet und mächtig geworden, auch die letzten Reſte der alten nationalen Un⸗ 
gleichheit und Fremdherrſchaft ſehr ſchwer erträgt. Auch die Arbeiter ſind in 
dieſer Hinſicht ſehr empfindlich: wo der tſchechiſche Arbeiter deutſchen Unter: 
nehmern und deutſchen Bureaukraten gegenüberſteht, erſcheint ihm der nationale 
Kampf ſeines Volkes als ein Teil ſeines ſozialen Kampfes gegen den Kapi⸗ 
talismus und gegen den Klaſſenſtaat. Die nationale Gerechtigkeit, die natio- 

nale Gleichberechtigung erſcheinen ihm nun als Ziele ſeines Kampfes. 

Wenn wir vom Internationalismus reden, ſo denkt der deutſche Arbeiter 
an den nationalen Frieden, der tſchechiſche Arbeiter an die nationale Ge— 
rechtigkeit. Das ſind nun keine Gegenſätze im Programm: denn der 
Friede iſt nur auf der Grundlage des Rechtes möglich, und das Recht iſt nur 
im Friedensſchluß zu erlangen. Wohl aber erwachſen aus dieſem Gegenſatz 
verſchiedene Maximen der Taktik: der deutſche Arbeiter will den Frieden nicht 
opfern, auch wenn der Kampf einer an ſich berechtigten Forderung gilt; der 
tſchechiſche Arbeiter will ſeine nationalen Forderungen nicht preisgeben, mag 
der Kampf um ihre Erfüllung den Frieden noch jo ſehr gefährden. Sehr an— 
ſchaulich zeigt gerade der gegenwärtige Konflikt dieſen Gegenſatz. Im Pro— 
gramm ſind die beiden Parteien voneinander nicht weit entfernt: auch die 
deutſche Partei fordert tſchechiſche Minderheitsſchulen, auch die tſchechiſche 
Partei wird ſchließlich zugeſtehen müſſen, daß an dieſen Schulen auch die 
deutſche Sprache gelehrt werden ſoll. Um den Weg zu dieſem Ziele geht der 
Kampf: die deutſchen Genoſſen wollen, wie der Antrag Adler zeigt, den 
Minderheitsſchulen die Staatshilfe nur unter der Bedingung gewähren, daß 


1 Die tſchechiſche Bourgeoifie hat die Gemeinde- und Bezirksvertretungen im tſchechiſchen 
Sprachgebiet in der Hand. Sie verfügt über die Mehrheit im böhmiſchen und im mähriſchen 
Landtag und Landesausſchuß. Von den 516 Abgeordneten des Reichsrats ſind 108 Tſchechen. 
In der Beamtenſchaft ſind die Tſchechen ſehr ſtark, im Offizierkorps ſchwächer vertreten. 
Auch im Miniſterium ſitzen ſtets Tſchechen. Seit November 1908 bekämpfen die tſchechiſchen 
bürgerlichen Parteien das Miniſterium Bienerth, weil der Miniſterpräſident nur zwei tſchechiſche 
Abgeordnete in die Regierung berufen wollte, während die tſchechiſche Bourgeoiſie die Er— 
nennung von drei tſchechiſchen Miniſtern forderte. Es iſt richtig, daß die Deutſchen den 
Tſchechen gegenüber immer noch in mancher Hinſicht begünſtigt ſind; aber iſt es zuläſſig, daß 
der tſchechiſche Sozialdemokrat Hudee im Parlament ſagt, die ruſſiſche Duma könnte mit dem— 
ſelben Rechte gegen die Vergewaltigung der Slawen in Oſterreich proteſtieren, wie wir gegen 
die Vergewaltigung Finnlands proteſtiert haben? 
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ſie dem parlamentariſchen Nationalitätenkampf entrückt wird; die tſchechiſchen 
Genoſſen wollen, indem ſie den Antrag Stanek unterſtützen, die Staatshilfe 
für die Minderheitsſchulen unbedingt, ſelbſt um den Preis, daß nun hundert 
lokale Schulfragen die erbittertſten nationalen Kämpfe im Parlament herbei⸗ 
führen. Dieſer Gegenſatz wurzelt in der realen Verſchiedenheit der Bedürf⸗ 
niſſe des deutſchen und des tſchechiſchen Proletariats; er iſt nicht zu beſeitigen, 
ſolange es ſich nur um Demonſtrationen, nur um Bekenntniſſe, nicht um die 
Erledigung eines zur Löſung reifen nationalen Problems handelt. Er wird 
erſt beſeitigt werden, wenn die objektiven Bedingungen des Kampfes uns ein⸗ 
mal erlauben werden, unſere Macht für einen Friedensſchluß in die Wag⸗ 
ſchale zu werfen, der das nationale Recht verbürgt. In einem ſolchen Augen⸗ 
blick werden wir gewiß einig ſein. 5 

So müſſen wir leider damit rechnen, daß Meinungsverſchiedenheiten über 
nationale Fragen der öſterreichiſchen Sozialdemokratie auch in Zukunft nicht 
erſpart bleiben werden. Unter dieſen Umſtänden iſt es unſere wichtigſte Auf⸗ 
gabe, darauf zu achten, daß die Verſchiedenheit der Anſichten über 
einzelne nationale Fragen die Einheit des wirtſchaftlichen, ſozialen 
und politiſchen Kampfes der Arbeiterklaſſe nicht ſtöre. Dieſe Gefahr 
iſt leider ſehr groß. Unſere tſchechiſchen Genoſſen gewähren der Erörterung 
nationaler Fragen in ihrer Agitation und in ihrer Preſſe weit mehr Raum, 
als der Beſprechung der wichtigſten ſozialen Probleme; ſie behandeln ihre 
nationalen Sorgen mit weit mehr Eifer und Leidenſchaft als die größten 
Aufgaben der ganzen Arbeiterklaſſe. Die Parteien ſind weit auseinander⸗ 
geraten, die Einheit der Gewerkſchaften und der Genoſſenſchaften iſt gefährdet, 
mit der Auflöſung des Verbandes im Parlament wird täglich gedroht. Die 
maßloſen Angriffe auf die deutſche Partei erzeugen in der tſchechiſchen Ar⸗ 
beiterſchaft eine Stimmung, die die gemeinſame Arbeit ſehr erſchwert. Dieſer 
Zuſtand iſt unhaltbar. Die Arbeiterklaſſe hat ſchließlich noch andere Sorgen 
als die Schulen des Komensky⸗Vereins; und wegen einer Meinungsverſchieden⸗ 
heit über ein paar lokale Fragen, die zu dem großen internationalen Be⸗ 
freiungskampf des Proletariats doch nur in ſehr entfernter Beziehung ſtehen, 
darf die Einheit der Arbeiterbewegung nicht gefährdet werden. Die tſchechiſche 
Sozialdemokratie muß ſehr nachdrücklich daran erinnert werden, daß die Ein⸗ 
heit des proletariſchen Klaſſenkampfes erhalten werden muß, mögen auch die 
einzelnen Teile des Proletariats über ein paar nationale Einzelfragen ver⸗ 
ſchiedener Anſicht ſein. 

Wir hoffen, daß der Internationale Kongreß zu Kopenhagen es nicht unter⸗ 
laſſen wird, die tſchechiſche Arbeiterſchaft in dieſer Erkenntnis zu beſtärken. 
Wohl gibt es einzelne tſchechiſche Parteimitglieder, die ſich über das Urteil 
der Internationale ſehr leichtfertig hinwegſetzen. „Man hat uns aus der 
Nation hinausgeworfen, uns mit der Hölle gedroht und die heilige Monſtranz 
gegen uns ausgeſtellt; wir haben alles überdauert und ſind dabei geſund 
geblieben. Wir werden auch nicht erſchrecken, wenn man uns aus der Inter⸗ 
nationale ausſchließt“, ſagte am 20. Juni Genoſſe Tuſar in Brünn. Aber 
ſo denkt gewiß nicht die Mehrheit des tſchechiſchen Proletariats. Das Urteil 
der Internationale wird die von der Partei verfolgten und verketzerten Zen⸗ 
traliſten ſtärken, die Separatiſten einem billigen Frieden geneigt machen. 
Vielleicht iſt die Hoffnung nicht allzu optimiſtiſch, daß Kopenhagen der öſter⸗ 
reichiſchen Partei bringen werde, was Amſterdam der franzöſiſchen gebracht hat. 
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7. Der fozialiftifhe Parteitag. 


Das erſte Mal ſeit der Gründung der amerikaniſchen ſozialiſtiſchen Partei 
wurde dieſes Jahr ein Parteitag zu einer Zeit abgehalten, wo keine Präſi⸗ 
dentenwahl bevorſtand. Unſere Genoſſen in den verſchiedenen Ländern Europas 
pflegen jährliche Parteitage abzuhalten, und es iſt vielleicht ſchwer verſtändlich, 
warum die Sozialiſten in den Vereinigten Staaten ihrem Beiſpiel bisher nicht 
gefolgt ſind. Dies liegt in der mächtigen Ausdehnung unſeres Landes be— 
gründet. Die Entfernungen vom Norden zum Süden, vom Oſten zum Weſten 

unſeres Landes find jo groß wie die von Moskau nach Liſſabon und von 
Kopenhagen nach Neapel. Infolgedeſſen legt die Abhaltung einer ſolchen 
Tagung den Parteigenoſſen eine ſchwere finanzielle Laſt auf. Es iſt ein Zeichen 
der wachſenden Reife der amerikaniſchen ſozialiſtiſchen Bewegung, daß die 
Partei die Notwendigkeit erkannt hat, häufiger Parteitage des ganzen Landes 
abzuhalten, und daß ſie beſchloſſen hat, die Koſten dafür zu tragen, um ſtatt 
wie früher alle vier nun alle zwei Jahre zuſammenzutreten. 

Auch der Parteitag ſelbſt legte, beſonders mit denen früherer Zeiten ver- 
glichen, Zeugnis ab von dem Reiferwerden der Partei. Weniger Phraſen und 

Schönrednerei als je zuvor, weniger Parteihader und perſönlicher Zwiſt, dafür 
aber ruhigere und gehaltvollere Diskuſſion ernſter Fragen, Parteitaktik und 
Organiſations⸗ und Propagierungsmethoden. 

Der Parteitag trat in Chicago am 15. Mai zuſammen und dauerte bis 
zum 21. 107 ordentliche Delegierte nahmen teil, die die Parteiorganiſationen 
ſämtlicher Staaten und Territorien mit Ausnahme zweier vertraten. Außer⸗ 

dem waren noch Abgeordnete von zehn Organiſationen fremdſprachiger Ge— 
noſſen anweſend — Böhmen, Finnen, Ungarn, Italiener, Juden, Letten, 
Litauer, Polen, Skandinavier und Südſlawen. Dieſe hatten das Recht, an 
den Debatten teilzunehmen, durften aber nicht mitſtimmen, da die Genoſſen, 
die ſie vertraten, auch Mitglieder der gewöhnlichen Parteiorganiſationen ſind 
und als ſolche die Delegierten der verſchiedenen Staaten mitgewählt hatten. 
Unter den ordentlichen Delegierten waren natürlich auch einige fremder Her- 
kunft, indeſſen beſtand die Mehrzahl aus eingeborenen Amerikanern. 

Der Bericht, den der Parteiſekretär Barnes der Verſammlung vorlegte, 
zeigte, daß die Mitgliederzahl in der letzten Zeit ſehr raſch geſtiegen iſt 
und jetzt ungefähr 53000 beträgt — ein Plus von 25 Prozent ſeit dem 

Parteitag von 1908. In derſelben Zeit wuchs die Zahl der Lokalorganiſa⸗ 
tionen von 1900 auf 3200. Nur im Süden will es immer noch nicht recht 
vorwärts gehen. In den vierzehn Südſtaaten, dem alten Gebiet der Neger— 
ſklaverei, haben wir noch nicht einmal 3000 Genoſſen, und ihre Zahl wächſt 
nur ſehr, ſehr langſam. Selbſt in den Teilen des Südens, wo Fabrik- und 
Bergwerkinduſtrie in den letzten Jahren einige Bedeutung gewonnen haben, 
wird der Fortſchritt unſerer Bewegung durch die allgemeine Unwiſſenheit der 
Bevölkerung gehemmt, vor allem aber dadurch, daß die Negerfrage den Angel— 
punkt des ganzen öffentlichen Lebens bildet, was ſich ja oft genug in den 
ſtupideſten und brutalſten Akten des Raſſenkampfes kundgibt. Mit Ausnahme 
dieſer Gegend iſt der Sozialismus überall in rapidem Wachstum begriffen, 
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nicht nur in dem altinduſtriellen Oſten, ſondern auch in den Ackerbaudiſtrikten 
des Weſtens und den Bergarbeiter- und Holzfällergemeinden des Nordweſtens 
und der Rocky Mountainſtaaten. Die Partei hat auch einige Lokalorganiſa⸗ 
ſationen in Alaska, auf Hawai, den Philippinen, in Mexiko, der Panama⸗ 
kanalzone, auf Kuba und Porto Rico unter ihren Schutz genommen, indem 
ſie ſo vom Standpunkt des Proletariers die Expanſionsgelüſte des ameri⸗ 
kaniſchen Kapitalismus reflektiert, der die ganze weſtliche Halbkugel und die 
halbe öſtliche dazu beherrſchen will. 

Die Einnahmen der Parteikaſſe betrugen während der letzten drei⸗ 
eindrittel Jahre vom 1. Januar 1907 bis zum 30. April 1910 nach dem 
Bericht des Parteiſekretariats ungefähr 750000 Mark. 330000 Mark ent⸗ 
ſtammten den regelmäßigen Beiträgen, 38000 Mark Extrabeiträgen, 75000 
Mark dem Verkauf von Parteiliteratur und Druckſachen (Mitgliedskarten uſw.), 
während ungefähr 300000 Mark der Freigebigkeit von Parteimitgliedern oder 
Leuten, die mit ihr ſympathiſierten, zu verdanken waren — eine ſchöne Ant⸗ 
wort auf manchen Aufruf. 

Außerdem wurden 25000 Mark ausgegeben, um in kritiſchen Zeiten auch 
außerhalb des Landes eingreifen zu können, wie in Schweden, Rußland, 
Italien, Spanien und Mexiko; 45000 Mark, um der Western Federation of 
Miners zu helfen; 11000 zur Unterſtützung von Parteizeitungen; 45000 für 
die Koſten des Parteitags von 1908 und die Konferenzen des Exekutivkomitees 
und der Reſt für die mannigfachen Ausgaben bei der Organiſation und 
Propaganda. 

Die ſozialiſtiſche Preſſe beſteht nach dieſem Bericht aus 9 Tages⸗ 
zeitungen — 3 engliſchen, 2 deutſchen, 2 tſchechiſchen, je 1 polniſchen und 
jiddiſchen —, 43 Wochen- oder Halbmonatsſchriften — 22 engliſchen, 4 deutſchen, 
3 finniſchen, 2 lettiſchen, 2 däniſch⸗norwegiſchen und je 1 ruſſiſchen, polniſchen, 
ſlowakiſchen, ſloweniſchen, kroatiſchen, ungariſchen, italieniſchen, franzöſiſchen, 
ſchwediſchen und jiddiſchen (jüdiſchen Jargons) — und 10 Monatsſchriften — 
N engliſchen und 1 jiddiſchen. Hier ſind freilich auch die Blätter einiger Lokal⸗ 
organiſationen und Privatveröffentlichungen mitgerechnet, die der Partei nicht 
direkt unterſtehen, ſich aber zu ihren Grundſätzen bekennen und ſie unterſtützen. 

Die Einheit zwiſchen der Sozialiſtiſchen Partei Amerikas und der Inter⸗ 
nationale wurde durch die Anweſenheit zweier wohlbekannter ausländiſcher 
Genoſſen betont, die Anſprachen an den Parteitag hielten und enthuſiaſtiſch 
begrüßt wurden. Es waren dies Frau Dora B. Montefiore, früheres Mit⸗ 
glied des Verwaltungsausſchuſſes der engliſchen Sozialdemokratiſchen Partei, 
und L. Guiterrez de Lara, einer der mutigſten Vorkämpfer der mexikaniſchen 
Bewegung für politiſche Freiheit und Organiſierung der Arbeiter, jetzt ein 
Flüchtling, der keinen Augenblick ſeines Lebens ſicher wäre, ſollte er wieder 
der mexikaniſchen Regierung in die Hände fallen. In einer Reſolution ver⸗ 
pflichtete ſich die Partei, den Genoſſen in Mexiko in ihrem Kampfe zu helfen 
und ſich jedem Verſuch zu widerſetzen, den die Regierung der Vereinigten 
Staaten etwa machen würde, um zur Unterſtützung des Diazſchen Regimes 
im Falle eines Volksaufſtandes in der benachbarten Republik zu intervenieren. 
Auch ſchloß ſich der Kongreß dem Proteſt der Sozialiſten aller Länder gegen 
den Verſuch der Ruſſifizierung Finnlands an. Morris Hillquit⸗New Pork 
und Viktor L. Berger⸗Wisconſin wurden wieder mit der Vertretung Amerikas 
im Internationalen Sozialiſtiſchen Bureau betraut. 
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Im Zuſammenhang hiermit mag erwähnt werden, daß die acht Dele⸗ 
gierten, die die amerikaniſchen Sozialiſten zum Internationalen Kongreß 
nach Kopenhagen ſchicken, durch direkte Stimmenabgabe ſämtlicher Partei⸗ 
mitglieder gewählt worden ſind. Aus der Zahl von achtundzwanzig Kandi⸗ 
daten wurden folgende gewählt: Viktor L. Berger, William D. Haywood, 
Robert Hunter, Morris Hillquit, Lena Morrow Lewis, John Spargo, May 
Wood Simons und Luella Twining. Die Wahl dreier Frauen unter den 
acht Genannten ſpricht für die wachſende aktive Teilnahme der Frauen an 
der ſozialiſtiſchen und der Arbeiterbewegung in den Vereinigten Staaten. Frau 
Lewis iſt im ganzen Lande als Volksrednerin bekannt, die ſchon manches Jahr 
als Organiſatorin im Dienſte der Partei tätig iſt. Frau Simons iſt die Gattin 
von A. M. Simons⸗Chicago, der als Delegierter in Stuttgart war; ſeit mehr 

als einem Jahrzehnt iſt fie ebenſo wie ihr Mann in der Partei unermüdlich 
und erfolgreich tätig als Überſetzerin, Schriftſtellerin, Herausgeberin, Rednerin 
und Organiſatorin. Frl. Twining iſt vor allem Organiſatorin; ſie leiſtete 
anerkennenswerte Dienſte in der Agitation für die Verteidigung der Angeſtellten 
der Western Federation of Miners, ſie nahm an Hunderten von Gewerkſchafts⸗ 
verſammlungen teil und hielt öffentliche Verſammlungen ab in allen Teilen 
des Landes; vor kurzer Zeit war ſie in Philadelphia tätig, ſie organiſierte die 
Arbeiterfrauen zur Unterſtützung der Gewerkſchaften und der Partei. Berger, 
Haywood, Hunter, Hillquit und Spargo ſind den Leſern der „Neuen Zeit“ 
ſicher zu gut bekannt, um hier noch einer Einführung zu bedürfen. 

Doch um auf den Parteitag zurückzukommen, ſo muß hier erwähnt werden, 
daß der internationale Charakter der amerikaniſchen ſozialiſtiſchen Bewegung 
noch in ganz anderer Hinſicht bedeutungsvoll hervortrat. Zwei von den 
Fragen, deren Diskuſſion die meiſte Zeit des Parteitags in Anſpruch nahm, 
reſultierten aus dem eigentümlichen Charakter Amerikas als Einwanderer: 
ſtaat. Erſtens handelte es ſich um die Frage, wie die Sozialiſten in unſerem 
Lande zu organiſieren ſeien, die die engliſche Sprache nicht verſtehen, ferner, 
wie man den Sozialismus unter den zahlreichen fremden Elementen unſerer 
Bevölkerung propagieren ſolle. Zweitens handelte es ſich darum, welche Hal⸗ 
tung die Partei gegenüber der geſetzlichen Beſchränkung der Einwanderung, 
beſonders aſiatiſcher Arbeiter, einnehmen ſollte. 

Die Größe der erſten Aufgabe kann man ſich ungefähr vorſtellen, wenn 
man bedenkt, daß jeit dreißig Jahren die Zahl der Einwanderer in den Ber: 
einigten Staaten niemals unter 230000 im Jahr herunterging und daß ſie im 
Durchſchnitt während dieſer ganzen Zeit über 600000 pro Jahr betrug, während 
in den letzten fünf Jahren allein über 5000000 Perſonen zu unſeren Ge⸗ 
ſtaden gekommen ſind. Von den Einwanderern der letzten paar Jahre kam 
ungefähr ein Viertel aus Oſterreich⸗Ungarn — nur ſehr wenig Deutſch⸗ 
öſterreicher, hauptſächlich Tſchechen, Magyaren, Kroaten, Slowaken, Slowenen 
und galiziſche Juden —, ungefähr ein Fünftel aus Rußland: Juden, Polen, 
Finnen, Letten, Litauer, Ruſſen uſw.; ein Fünftel ungefähr aus Italien; 
6 Prozent aus dem Balkan und aus Kleinaſien — Türken, Syrer, Armenier, 
Griechen, Rumänen, Bulgaren, Serben uſw.; der Reſt ſtrömte aus allen 
Ländern der Erde zuſammen. Ungefähr 47 Prozent der Einwanderer ſchätzt 
man als ungelernte Arbeiter, 10 Prozent als Dienſtperſonal, 15 Prozent als 
gelernte Arbeiter, 24 Prozent als beſchäftigungslos — hauptſächlich Kinder — 
und die übrigen 4 Prozent als Kaufleute, Prieſter, Lehrer, Schauſpieler, 
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Muſiker, Arzte uſw. Im Jahre 1900 waren faſt 14 Prozent aller Einwohner 
der Vereinigten Staaten ausländiſcher Herkunft; die Volkszählung von 1910 
wird wahrſcheinlich eine Steigerung auf mindeſtens 16 Prozent zeigen. Vor 
zehn Jahren überſtieg die Anzahl der ausländiſchen Einwohner im Oſten 
22 Prozent, im mittleren Weſten 15 und im fernen Weſten 20 Prozent, 
während ſie im Süden immer unbedeutend blieb. Von den 161 Städten, die 
damals 25000 Einwohner und darüber hatten, war in 87 der Anteil der 
Ausländer größer als 20 Prozent der Geſamtbevölkerung; in 30 ſchwankte 
er zwiſchen 30 und 40 Prozent und in 9 Städten zwiſchen 40 und 50 Prozent. 
An denjenigen Orten, an denen ſie in größerer Anzahl beieinander wohnen, 
lernen manche Einwanderer nicht die Sprache ihres neuen Vaterlandes, ſie 
wohnen in beſonderen Kolonien oder „Vierteln“, ſie haben ihre Zeitungen, 
Kirchen, Geſellſchaften, ihre Stellungsnachweiſe, die in ihrer Mutterſprache geleitet 
werden und dem Intereſſe von Ausbeutern dienen, die ſie in dieſer Iſolie⸗ 
rung und dadurch abhängig erhalten wollen. Nicht nur New Pork, Chicago 
und die anderen wirklichen Großſtädte, ſondern auch viele kleinere Induſtrie⸗ 
zentren haben alle ihre Fremdenviertel — nicht etwa ein Fremdenviertel für 
jede Stadt, nein, ein polniſches, ein jüdiſches, ein ungariſches, ein italieniſches 
Viertel und vielleicht noch ein halb Dutzend anderer. Die Volksſchulen tun 
natürlich viel zur Aufklärung und Aſſimilation dieſer fremden Elemente, 
wenigſtens in der zweiten Generation; freilich ſtoßen ſie dabei in vielen Fällen 
auf den hemmenden Einfluß der Prieſter und noch mehr der Armut der 
Eltern, die meiſt ihre Kinder natürlich möglichſt früh auf Arbeit, zum Ver⸗ 
dienen ſchicken wollen. 

Wie man ſieht, ſteht die ſozialiſtiſche und die Arbeiterbewegung, in An⸗ 
betracht dieſer heterogenen Elemente in der Arbeiterbevölkerung der indu⸗ 
ſtriellen Teile unſeres Landes, vor einer Aufgabe, die ihresgleichen nur in den 
Gebieten der Habsburger und Romanows findet, wenn ſie natürlich auch 
Züge aufweiſt, die den beiden Ländern fremd ſind. 

Die Wogen der deutſchen Einwanderer in dem Dezennium nach 1848 und 
dann wieder unter dem Sozialiſtengeſetz und der Strom der jüdiſchen, die in 
immer wachſender Zahl aus Rußland und Polen ſeit Alexanders III. Thron⸗ 
beſteigung geflohen ſind, haben den Sozialismus und die Arbeiterbewegung 
in Amerika eher geſtärkt als geſchwächt. In den letzten zehn Jahren dagegen 
beſtand ein immer größerer Prozentſatz der immer mehr wachſenden Geſamt⸗ 
ſumme der Einwanderer aus Bauern Oſt- und Südeuropas, Menſchen einer 
Klaſſe und aus Ländern, wo revolutionäre Beſtrebungen bisher den ge— 
ringſten Rückhalt gefunden haben und wo Aberglaube, Unwiſſenheit, eine 
klägliche Lebenshaltung und Unterwürfigkeit der Willkür gegenüber zuſammen⸗ 
wirken, um einem kräftigen Fortſchritt die größten Schwierigkeiten in den Weg 
zu legen. 

Glücklicherweiſe finden ſich unter der Maſſe einfacher Bauern, die durch 
die lügenhaften Verſprechungen der Einwanderungsagenten hierher gelockt 
werden, eine wenn auch beſchränkte Anzahl politiſcher Flüchtlinge, Leute, die 
in ihrer Heimat an der ſozialiſtiſchen Bewegung teilgenommen haben. Dieſe 
machen energiſche Anſtrengungen, in ihren Landsleuten den Trieb nach Ver⸗ 
beſſerung ihrer Lage und den Geiſt proletariſcher Solidarität und proleta⸗ 
riſchen Klaſſenbewußtſeins zu wecken, ſie aufzuklären und zu organiſieren zu 
gemeinſamer Aktion auf dem Kampffeld der Arbeit und zu einer vernünftigen 
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Benutzung des Wahlrechtes, jobald fie es bekommen haben. Daher kommt es, 
daß wir nicht weniger als zehn verſchiedene ſozialiſtiſche Organi— 
ſationen ebenſo vieler fremder Nationalitäten (nur die Deutſchen haben keine 
beſondere nationale Organiſation) und ſozialiſtiſche Zeitungen in nicht 
weniger als vierzehn Sprachen außer der engliſchen haben. Die 
meiſten dieſer Blätter haben verzweifelt um ihre Exiſtenz zu kämpfen; die 
Organiſationen haben eine dreifache ſchwere Aufgabe: ihre Blätter zu erhalten, 
Unterſtützungen für die Bewegung in ihrer Heimat zu ſammeln und ihre 
Pflichten in der amerikaniſchen Partei zu erfüllen. | 

Der Parteitag mußte allen dieſen Punkten Rechnung tragen und nahm 
es auf ſich, die ausländiſchen Genoſſen in ihrer Arbeit zu unterſtützen. Einer: 
ſeits gab er den Organiſationen eine beſtimmte Form und ſorgte dafür, daß 
die Mitglieder der fremden Organiſationen auch Mitglieder der ordentlichen 
Parteiorganiſationen wurden; an jedem Orte, wo ſich eine genügende Anzahl 
fremdländiſcher Genoſſen befindet, können fie eine beſondere nationale Zweig⸗ 
organiſation bilden, die indeſſen den Beſchlüſſen der allgemeinen Partei 
unterſteht; doch ſollen dieſe lokalen Zweige nur den Zweck haben, die Preſſe, 
die in ihrer fremden Sprache erſcheint, zu unterſtützen und zu beauffichtigen 
und Propaganda unter ihren Landsleuten zu treiben; die ordentlichen Orga— 
niſationen jedes Staates werden erſucht, den fremdſprachigen Zweigorgani⸗ 
ſationen die Hälfte ihrer Mitgliederbeiträge zukommen zu laſſen; die Landes⸗ 
organiſation übernimmt es, auf Anſuchen eines fremdſprachigen Verbandes, 
der mindeſtens 500 beitragzahlende Mitglieder aufweiſt, ein beſonderes Über: 
ſetzungsſekretariat zu beſolden, das als Bindeglied zwiſchen dem Zweigverband 
und dem Parteivorſtand dienen ſoll. Dies Vorhaben wird natürlich die Partei 
finanziell ſchwer belaſten. Wenn alle zehn der jetzigen Sonderorganiſationen 
dieſen Vorſchlag annehmen, fo wird das außer den Beiträgen, die ihre Mit- 
glieder jetzt bezahlen, mindeſtens 20000 Mark jährlich erfordern. Aber wenn 
ſich die Sache als zweckmäßig erweiſt, ſo wird ſie ſicher in abſehbarer Zeit zu 
einem erheblichen Wachstum der Partei mit beitragen und ihr eines der 
ſchwierigſten Probleme löſen helfen. 

Die Einwanderungsfrage war bereits auf dem Kongreß von 1908 
ausführlich diskutiert und eine Reſolution angenommen worden, es ſei die 
Pflicht der Partei, „ſich jeder Einwanderung entſchieden zu widerſetzen, die 
durch den Kapitalismus angeregt oder unterſtützt werde“. Für den Augen⸗ 
blick vermied man es auch, „die Partei in irgend eine Stellung zu bringen 
gegenüber einer Ausnahmegeſetzgebung zum Ausſchluß beſtimmter Raſſen“, 
und betrieb die Wahl eines Spezialkomitees „zur Unterſuchung der ganzen 
Einwanderungsfrage, nicht nur vom Raſſen⸗, ſondern auch vom ökono— 
miſchen Standpunkt aus, worüber dann dem nächſten Parteitag berichtet 
werden ſolle“. 

Selbſtverſtändlich drehte ſich diesmal der Hauptſtreit um die Stellung⸗ 
nahme zur Ausſchließung der aſiatiſchen Arbeiter. Sollte ſich die 
Partei gegen das Ausſchließungsgeſetz der Chineſen und die diplomatiſche 
Abmachung wenden, durch die die Einwanderung japaniſcher Arbeiter ein— 
geſchränkt wird; ſollte ſie die Ausdehnung des Geſetzes befürworten, um neben 
den Chineſen auch Japaner, Koreaner, Philippinos, Kanaken, Malaien und 
Hindus auszuſchließen; ſollte ſie einen Mittelweg einſchlagen oder die ganze Frage 
unberückſichtigt laſſen? Die Partei hat nie auch nur einen Augenblick eine 
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Politik in Erwägung gezogen, die ſich gegen die Einwanderung über⸗ 
haupt gewendet oder andere Raſſen außer den aſiatiſchen ausgeſchloſſen 
hätte. Einige unſerer im Ausland geborenen Genoſſen ſcheinen freilich geglaubt 
zu haben, daß die Anhänger des Ausſchluſſes der Aſiaten demnächſt auch 
den Ausſchluß anderer Völker befürworten würden — vielleicht der Juden, 
Polen oder Italiener — und vielleicht die Sozialiſtiſche Partei in eine reaktio⸗ 
näre „nativiſtiſche“ Sekte verwandeln würden. Die Gegenſätze prallten mit⸗ 
unter ſcharf aufeinander. 

Der Bericht der Majorität des Komitees, den Erneſt Untermann dem 
Parteitag vorlegte und Joſhua Wanhope und Viktor L. Berger unter⸗ 
ſtützten, hat zum mindeſten das Verdienſt, eine ernſthafte und konkrete Unter- 
ſuchung darzuſtellen, was man auch über ihre Schlußfolgerungen denken mag. 
Dieſe Genoſſen hielten es für wünſchenswert, daß ſich die Partei für die 
Ausſchließung der aſiatiſchen Einwanderer erklären ſolle. Sie be⸗ 
gründeten dieſe Empfehlung nicht allein mit wirtſchaftlichen Erwägungen 
— die aſiatiſchen Arbeiter, die in die Vereinigten Staaten kommen, ſeien an⸗ 
erkanntermaßen praktiſch unorganiſierbar und bildeten eine ſchwere Gefahr für 
die amerikaniſche Arbeiterbewegung —, ſondern auch mit den Raſſeneigentüm⸗ 
lichkeiten. Die Unterſchiede in Sprache, Sitten, Gewohnheiten und ſozialer 
Psychologie zwiſchen den amerikaniſch-europäiſchen und den ſüd⸗ und oſt⸗ 
aſiatiſchen Völkern ſeien ſo einſchneidend, daß auf eine harmoniſche Aſſimi⸗ 
lation der beiden nicht zu rechnen ſei; aſiatiſche Einwanderer würden immer 
einen Fremdkörper in der amerikaniſchen Geſellſchaft bilden, und ihre Zu⸗ 
laſſung würde im Weſten nur wieder eine neue „Raſſenfrage“ ſchaffen, die 
vielleicht noch verhängnisvoller für die politiſche Freiheit, für ein geſundes 
Staatsleben und ſozialen Fortſchritt ſein würde als die Negerfrage, die jetzt 
den Süden lähmt. 

John Spargo berichtete für die Minorität und erklärte, die Aus⸗ 
ſchließung beſtimmter Raſſen würde ſich rechtfertigen, ohne gegen das funda⸗ 
mentale ſozialiſtiſche Prinzip vom Klaſſenkampf zu verſtoßen, wenn der Ein⸗ 
fluß einer beſonderen eingewanderten Raſſe nachweislich eine ernſte Gefahr 
für die Arbeiterbewegung bilde und ihre ſchädlichen Wirkungen nicht dadurch 
paralyſiert werden könnten, daß man die betreffenden Einwanderer orga⸗ 
niſiere. Er wollte nicht leugnen, daß dieſer Fall einträte, wenn aſiatiſche 
Arbeiter in größeren Mengen nach Amerika kämen. Aber er fügte hinzu, daß 
augenblicklich die aſiatiſchen Arbeiter in Amerika tatſächlich keine Rolle ſpielten, 
daß ihre Zahl verhältnismäßig klein und nur in langſamem Wachstum be⸗ 
griffen ſei und daß ſich die moderne Induſtrie ſo raſch in Aſien entwickle, 
daß die aſiatiſche Einwanderung bald aufhören werde, eine Gefahr für die 
amerikaniſche Arbeiterbewegung zu bilden. Aus dieſen Gründen ſei er gegen 
die Ausſchließung. 

In Erwiderung des Spargoſchen Berichtes führten einige Abgeordnete 
aus dem Weſten an, daß Japaner, Koreaner und Hindus wirklich in großen 
Mengen herüberkämen und daß die offiziellen Angaben hierüber nicht glaub⸗ 
würdig ſeien; und ſie gaben der Befürchtung Ausdruck, daß wenn die Re⸗ 
gierung der Vereinigten Staaten dem Drängen der Kapitaliſten an der 
pazifiſchen Küſte nachgäbe und die Politik der partiellen Ausſchließung, die 
ſie jetzt verfolge, aufgäbe, die Einwanderung oder Einfuhr billiger Arbeits⸗ 
kräfte aus Aſien ſehr bald beunruhigende Dimenſionen annehmen werde. 
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Morris Hillquit befürwortete eine Reſolution, die ſich im weſentlichen 
an die Stuttgarter Reſolution von 1907 hielt und den Ausſchluß beſonderer 
Raſſen mißbilligte, während er auf die Notwendigkeit energiſcher Maßnahmen 
gegen eine künſtlich hervorgerufene Einwanderung und den Import von Streik⸗ 
brechern und Kontraktarbeitern hinwies. Nach einer faſt zweitägigen Debatte 
wurde Hillquits Antrag mit 55 gegen 50 Stimmen angenommen. Immer⸗ 
hin beſchloß der Kongreß, daß das Komitee ſeine Unterſuchungen fortſetzen und 
den Erfolg dem Parteitag von 1912 unterbreiten ſolle. 

Ebenſo ausführlich wurde die Frage der Stellung der Partei zu den 
Farmern diskutiert. Dieſer Gegenſtand hatte ſchon auf dem Kongreß von 1908 
die Aufmerkſamkeit auf ſich gelenkt. Das Komitee, dem der damalige Parteitag 
die Unterſuchung der Frage anvertraut hatte, war zu keiner Einigung ge— 
langt. Die Mehrheit hatte einen Bericht vorgelegt, in dem es unter anderem 
hieß: „Was die beſondere Anpaſſung des Sozialismus an die Landwirtſchaft 
betrifft, ſo müſſen ſich die erſten Schritte des ſozialiſtiſchen Programms gegen 
die großen Induſtriezweige wenden, die reif für die Vergeſellſchaftung ſind 
und ſchon jetzt alles monopoliſieren. Der Truſt der Ackerbaumaſchinen⸗ 
fabriken, der Rübenzuckertruſt, der Oltruſt, die Bodenmonopol- und jede 
andere private Monopolgeſellſchaft, die in dieſer landwirtſchaftlichen Sphäre 
entſtehen kann, müſſen zuerſt dem Sozialismus zugeführt werden. Und was 
den Grundbeſitz der kleinen Landwirte anbelangt, ſo iſt es keine Grundforde— 
rung des ſozialiſtiſchen Programms, irgend einen Bauern ſeines Landes zu 
enteignen, das er ſelbſt beſitzt und bebaut.“ Gegen dieſen Schlußſatz war 
beſonders die Minorität des Ausſchuſſes geweſen. Der Hauptpunkt ihrer Aus⸗ 
führungen gipfelte in folgendem: „Die Sozialiſtiſche Partei ſichert den Klein⸗ 
bauern Schutz zu durch die Sozialiſierung der Induſtrien im Lande, die zum 
Gebrauch und nicht zum Profit produzieren ſollen. Wir halten es daher für 
gut, wenn der Bauer die Vorteile des Genoſſenſchaftsweſens gegenüber dem 
Syſtem der freien Konkurrenz kennen lernt und ſeine politiſche Bedeutung im 
Kampfe um die Exiſtenz zugunſten der Partei, die ſeine Klaſſe vertritt, in die 
Wagſchale wirft. Aber wir beſtehen darauf, daß jeder Verſuch, dem Bauern 
etwas anderes als völlige Sozialiſierung der nationalen Produktion zuzuſichern, 
als unſozialiſtiſch zu verwerfen iſt.“ 

Der Bericht der Minderheit war auf dem Parteitag von 1908 mit 99 gegen 
51 Stimmen angenommen worden. Am ſelben Tage war damals dieſelbe Frage 
noch einmal aufgetaucht, in Verbindung mit der Formulierung der „unmittel⸗ 
baren Forderungen“. Als erſten Punkt in der Aufſtellung der augenblicklichen 
Forderungen ſchlug das „Programmkomitee“ folgendes vor: „Gemeineigentum 
an Eiſenbahnen, Telegraphen, Telephon, Dampfern und allen anderen Ver⸗ 
kehrs⸗ und Transportmitteln.“ Es wurde beantragt, dieſe Forderung noch zu 
erweitern durch Einfügung der Worte „dem geſamten Grund und Boden“ vor 
dem Worte „Eiſenbahnen“; dieſes Amendement wurde angenommen. Ferner 
wurde beantragt, noch einen anderen Paragraphen zu ergänzen durch die Ein: 
fügung der Worte: „Beſiedlung (oceupaney) und Bearbeitung des Landes ſollen 
die einzigen Rechtstitel für feinen Beſitz (possession) bilden“; dieſer Antrag 
wurde aber abgelehnt. 

Durch drei verſchiedene Abſtimmungen erklärte ſich alſo der Parteitag von 
1908 für die Nationaliſierung des geſamten Grundbeſitzes, ja er rechnete ſie 
ſogar zu ſeinen dringendſten Forderungen und lehnte es ab, dieſe Erklärung 
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durch eine Verſicherung zu mildern, die Partei dächte gar nicht an die Ent⸗ 
eignung der Kleinbauern, die ihren Grund und Boden mit eigener Hand 
beackern. Der Parteitag war freilich allem Anſchein nach nicht ganz befriedigt 
von ſeiner eigenen Behandlung der Sache. Deshalb wählte er einen Ausſchuß, 
um den Stoff gründlich zu prüfen und darüber dem Parteitag von 1910 zu 
berichten. 

Nach ungefähr einem Jahre ſah ſich die Partei durch ein beſonderes Re⸗ 
ferendum, das von einigen Lokalorganiſationen in verſchiedenen Teilen des 
Landes eingebracht war, veranlaßt, durch Abſtimmung das Wort „dem ge⸗ 
ſamten Grund und Boden“ aus dem erſten Paragraphen der „unmittelbaren 
Forderungen“ auszumerzen und folgenden Paragraphen in das Parteiprogramm 
(Declaration of Principles) aufzunehmen: „Es kann keinen rein privaten An⸗ 
ſpruch auf Grundbeſitz geben. Alle Privatanſprüche müſſen ſich den Anſprüchen 
der Allgemeinheit unterordnen. Die Sozialiſtiſche Partei will verhindern, daß 
der Grund und Boden zum Zwecke privater Ausbeutung und Spekulation 
dient. Sie fordert gemeinſchaftliches Eigentumsrecht und gemeinſchaftliche Be⸗ 
arbeitung des Landes in einem Umfang, der nötig iſt, um dieſes Ziel zu er⸗ 
reichen. Sie iſt nicht gegen die Beſiedlung und den Beſitz von Land durch 
Leute, die es in nützlicher Weiſe ohne Ausbeutung benützen.“ 

So ſtand die Frage zu Beginn des letzten Parteitags. Der Ausſchuß von 
1908 — A. M. Simons, Carl D. Thompſon und Algernon Lee waren die 
einzigen Mitglieder, die an dieſer Arbeit teilgenommen hatten — kam, als er 
den Gegenſtand genauer prüfte, zu der Anſicht, daß die Sache ſchwieriger 
und verwickelter ſei, als vorauszuſehen war. Deswegen entſchloſſen ſie ſich, 
nur einen vorläufigen Bericht vorzulegen, um eine weitere Diskuſſion anzu⸗ 
regen und um Verlängerung ihrer Amtsdauer für weitere zwei Jahre zu bitten. 

Der Ausſchuß vertrat in ſeinem Bericht die Anſicht, daß es jetzt nicht darauf 
ankäme, die Stellung der Partei zu der Form des Bodenbeſitzes im Zukunſts⸗ 
ſtaat zu definieren. In Übereinſtimmung mit dem Sinne des Referendums 
von 1909 gingen ſie von dem Standpunkt aus, daß das Recht der Geſell⸗ 
ſchaft natürlich über privaten Eigentumsrechten ſtände, aber daß ſich noch 
nicht vorausſagen ließe, in welchem Umfang Allgemeinbeſitz an Stelle des 
Privatbeſitzes an Grund und Boden treten ſolle, ſondern daß ſich dies im 
Laufe der Zeiten durch die techniſche Entwicklung auf dem Gebiet der land⸗ 
wirtſchaftlichen Produktion ergeben müſſe. Die Partei müſſe jetzt feſtzuſtellen 
ſuchen, wodurch wir am beſten der Ausbeutung der landwirtſchaftlichen Produ⸗ 
zenten begegnen und ihre Intereſſen mit denen der Lohnarbeiter in Einklang 
bringen, natürlich mit Rückſicht auf den allgemeinen Fortſchritt des Sozialismus. 

Wie der Bericht zeigte, läuft die Entwicklung der landwirtſchaftlichen Pro⸗ 
duktion nicht ganz der der Induſtrie parallel. Das Entſtehen von ausgedehnten 
Latifundien, die von Lohnarbeitern zum Nutzen des nicht ſelbſt produzierenden 
Eigentümers bearbeitet werden, iſt nur eine von verſchiedenen Entwicklungs⸗ 
möglichkeiten und nicht einmal die wichtigſte. Die Zahl der kleinen Beſitzungen 
wächſt bedeutend raſcher als die der ganz großen, und ein immer mehr ſtei⸗ 
gender Prozentſatz der Landgüter wird von Pächtern bearbeitet, die ihre Pacht 
entweder in Geld oder in einem Teil ihres Ertrags ausbezahlen. In den 
verſchiedenen Teilen des Landes und den verſchiedenen Zweigen der Landwirt⸗ 
ſchaft herrſchen ganz verſchiedene ökonomiſche Bedingungen. Die Aufgaben der 
Weizenbauer von Dakota zum Beiſpiel decken ſich natürlich nicht mit denen, die 
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die Zuckerrüben⸗ oder Halfa-(Luzernen-)Bauern von Nebraska zu bewältigen 
haben oder die Tabakpflanzer von Kentucky, die Baumwollpflanzer von Georgia, 
die Obſtzüchter von Florida oder Kalifornien oder ſchließlich die Milchprodu⸗ 
zenten und Gemüſegärtner in den dichter bevölkerten Staaten. Im allgemeinen 
kann man ſagen, daß heute eine größere Summe von Kapital und Arbeit er⸗ 
forderlich iſt als je zuvor, um ein Landgut von einer gewiſſen Größe anzu- 
legen und zu erhalten; daran iſt teils der wachſende Bodenpreis ſchuld, teils die 
Notwendigkeit, mit vervollkommneten Maſchinen, künſtlicher Bewäſſerung uſw. 

zu arbeiten. In einigen landwirtſchaftlichen Zweigen find die Bauern in Wirk⸗ 
lichkeit abhängig von einem einzigen Käufer ihrer Ernte, ſo zum Beiſpiel vom 
Rübenzucker⸗, vom Tabak-, vom Fleiſchtruſt uſw.; in allen Zweigen find fie 
abhängig von den Eiſenbahngeſellſchaften, da dieſe ihre Produkte zum Markte 
transportieren. Andererſeits haben ſich auch die Induſtrien, die die Landwirte 
mit Werkzeugen und Geräten verſorgen, in Truſts zuſammengeſchloſſen; die 
Truſts für landwirtſchaftliche Maſchinen, für Bewäſſerung uſw. können von 
ihnen Monopolpreiſe erpreſſen für alles, was die Farmer bei ihnen kaufen 
müſſen. | 

Endlich nimmt die Beſchäftigung von Lohnarbeitern in manchen Zweigen 
immer größere Proportionen an, während in anderen die notwendige Arbeit 
durch die übermäßige Plackerei des Kleinbauern ſelbſt, ſeines Weibes und 
ſeiner Kinder geleiſtet wird. Das ſind die Erſcheinungen der Arbeiterausbeutung 
auf dem Gebiet der landwirtſchaftlichen Produktion, die von verſchiedenen 
Geſichtspunkten aus betrachtet werden müſſen — ebenſogut die Ausbeutung 
durch die Großgrundbeſitzer, die Geldleute und Wucherer, die Transport- und 
Lagergeſellſchaften, durch die induſtriellen Truſts, die einesteils ihr Roh⸗ 
material von den Landwirten beziehen, andernteils fie aber mit ihren Erzeug⸗ 
niſſen verſorgen, wie wieder die Ausbeutung der Landarbeiter durch die Grund— 
beſitzer, ihre Auftraggeber. Einige dieſer Fragen könnten ganz gut von der 
nationalen Geſetzgebung behandelt werden, zum Beiſpiel die Verſtaatlichung 
der Eiſenbahnen und der großen induſtriellen Truſts. Andere würden beſſer 
von den Einzelſtaaten aufgenommen werden. Der Ausſchuß bat um Zeit, 
um dieſe Fragen im einzelnen prüfen und einen Plan für die ſtaatliche Geſetz⸗ 
gebung ausarbeiten zu können; dann lenkte er auch die Aufmerkſamkeit auf 
die Bedeutung der Rolle, die die Genoſſenſchaften bei richtiger Leitung 
für die Löſung einiger dieſer Fragen ſpielen können. 

Der Bericht wurde auf dem Parteitag ziemlich ausführlich diskutiert. An 
der Diskuſſion nahm auch eine Anzahl von Farmern teil, die als Vertreter 
von Oklahoma, North Dakota und anderen weſtlichen Staaten zugegen waren. 
Faſt einſtimmig wurde der Beſchluß gefaßt, den Ausſchuß von neuem zu er⸗ 
nennen, ihn um ſechs Mitglieder zu verſtärken und den Gegenſtand auf die 
Tagesordnung des Parteitags von 1912 zu ſetzen. 

Noch eine andere Frage wurde eingehender behandelt, nämlich die Stellung 
der ſozialiſtiſchen Frauen zu den nichtſozialiſtiſchen Frauenvereinen. 

Frauen ſind natürlich immer zur Partei zugelaſſen worden, und zwar unter 
denſelben Bedingungen wie die Männer. Aber bis in die jüngſte Zeit blieb 
die Zahl der Frauen in den Parteiorganiſationen nur gering, ihre Tätigkeit 
und ihr Einfluß auf die Angelegenheiten der Partei war nur ſehr ſchwach, und 
die Partei begnügte ſich im allgemeinen mit der platoniſchen Erklärung zu⸗ 
gunſten der Gleichberechtigung der Geſchlechter, machte aber nur geringe An— 
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ſtrengungen, dieſes Ideal in Wirklichkeit umzuſetzen. Die letzten drei, vier 
Jahre haben indeſſen unter großen Maſſen von Frauen in den ganzen Ver⸗ 
einigten Staaten einen bemerkenswerten Aufſchwung gebracht, und dieſer 
Wandel hat auch die ſozialiſtiſche Bewegung nicht unberührt gelaſſen. Frauen 
ſchloſſen ſich der Partei in größerer Zahl an und ſpielten eine größere Rolle 
in ihr; die männlichen Parteimitglieder kamen zur Erkenntnis, daß ihre Pflicht 
in dieſem Punkte nicht durch die gelegentliche Annahme einer Reſolution er⸗ 
füllt ſei. 

Der Parteitag von 1908 hatte dem Gegenſtand mehr Beachtung geſchenkt, als 
dies zuvor geſchehen. Er ſchuf einen ſtändigen Ausſchuß — die erſten Mitglieder 
waren die Frauen May Wood Simons, Winnie Branſtetter, Meta L. Stern, 
Dr. Antoinette Konikow und Margarete Prevey —, der die Aufgabe hat, den 
Sozialismus unter den Frauen zu propagieren und ſie zu organiſieren, und 
der natürlich dem Parteivorſtand unterſteht. Ebenſo ſorgte er dafür, daß die 
Partei wenigſtens eine Frau in ihrem Stabe von reiſenden Referenten und 
Organiſatoren beſchäftige, deren Aufgabe es ſein ſolle, „die Propaganda für 
gleiche bürgerliche und politiſche Rechte zu fördern und die Partei und die 
Gewerkſchaften in ihren Beſtrebungen zu unterſtützen, die arbeitenden Frauen 
zu organiſieren und auszubilden“. 

Auf dem letzten Parteitag legte das National Women's Committee 
einen Bericht über ſeine zweijährige Tätigkeit vor, der mit ſichtlichem Intereſſe 
aufgenommen wurde. Die Zeit iſt vorüber für Amerika, wo dieſe Frage ent⸗ 
weder völlig vernachläſſigt oder oberflächlich behandelt werden konnte. 

Der Bericht beſagte, daß Frau Prevey, die als erſte zur Organiſatorin 
gewählt worden war, während der Wahlkampagne von 1908 eine ſehr erfolg⸗ 
reiche Tournee durch Kolorado, Wyoming, Idaho und Utah unternommen 
hatte, durch die vier Staaten, in denen die Frauen bereits volles Stimmrecht 
genießen; ferner daß Frl. Anna Maley, ihre Nachfolgerin, bis dahin 152 
größere und kleinere Städte beſucht hatte, in denen ſie öffentliche Verſammlungen 
über das Frauenſtimmrecht von ſozialiſtiſchem Standpunkt aus hielt und 
viele Frauen dazu brachte, tätige Mitglieder der Parteiorganiſationen zu 
werden. Bis zu der Zeit, wo der Bericht verfaßt wurde, hatten die Genoſſinnen 
an 125 Orten ſtändige Lokalausſchüſſe gebildet, die zuſammen mit den Lokal⸗ 
organiſationen der Partei und in ſtändiger Verbindung mit dem Partei⸗ 
vorſtand arbeiten; in vielen dieſer Orte haben die Frauen und Mädchen in 
großer Anzahl auch Klubs und Zirkel zum Studium des Sozialismus ge⸗ 
bildet. Das National Women's Committee hat zwei Flugblätter heraus: 
gegeben, die weite Verbreitung gefunden haben, und es war eben mit der Ver⸗ 
öffentlichung einer Broſchüre beſchäftigt, in der die Stellung des Sozialismus 
zur Frauenfrage beleuchtet werden ſollte, und einer zweiten, die einen Studien⸗ 
plan für die ſozialiſtiſchen Sonntagsſchulen, wo ſolche exiſtierten, enthielt. 
Unter der Leitung des National Women's Committee ſetzten die ſozialiſtiſchen 
Frauen im ganzen Lande ihre Energie dafür ein, Unterſchriften von Männern 
wie von Frauen für die Rieſenpetition zu ſammeln, die die National Woman 
Suffrage Association dem Kongreß der Vereinigten Staaten unterbreiten wollte, 
um darin eine Erweiterung der Staatsverfaſſung, die Verleihung der Bürger⸗ 
rechte an die Frauen zu verlangen. Das National Women's Committee hat 
mit der Zuſtimmung des Parteivorſtandes den letzten Sonntag im Februar 
als „Frauentag“ (Woman's Day) feſtgeſetzt; 1909 und 1910 wurde 
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dieſer Tag in Hunderten von Städten durch die Abhaltung von Verſamm⸗ 
lungen und die Verteilung von Schriften gefeiert. In einer wachſenden Zahl 
von Fällen haben die Lokalausſchüſſe der Frauen auch noch andere gute 
Dienſte geleiſtet. Sie halfen den arbeitenden Frauen, Gewerkſchaften zu orga⸗ 
niſieren, in Streikzeiten unterſtützten ſie ſie durch die Sammlung von Fonds, 
ſie ſtanden Streikpoſten und machten die Offentlichkeit zu ihren Gunſten mobil; 
in einigen Fällen erwarben ſie ſich ſogar den Dank „männlicher“ Gewerk⸗ 
ſchaften, indem ſie ihnen vor allem Boykotts durchführen halfen und zugunſten 
der gewerkſchaftlichen „Kontrollmarke“ agitierten. 

In dieſem Bericht wurde vorgeſchlagen, den Ausſchuß auf ſieben Mit⸗ 
glieder zu erweitern, ihm größere Mittel zur Verfügung zu ſtellen und ihm 
größere Aktionsfreiheit zu gewähren, immer natürlich unter Wahrung des 
Rechtes der Partei, ihn in allen wichtigen Angelegenheiten beaufſichtigen zu 
dürfen; dann, die Delegierten zum Kopenhagener Kongreß zu beauftragen, 
dort vorzuſchlagen, daß der „Woman's Day“, wie er in den Vereinigten 
Staaten beſteht, als dauernde Inſtitution des internationalen Sozialismus in 
allen Ländern eingeführt werden ſolle; ferner, die Parteiorganiſationen der 
Einzelſtaaten aufzufordern, weibliche Organiſatoren in größerer Anzahl zu 
beſchäftigen; ſchließlich, die Genoſſinnen aufzufordern, der Women's Trade 
Union League (über die ich in einem früheren Artikel geſprochen habe) überall 
dort beizutreten, wo ſie Unterabteilungen unterhält, und ihr bei Streiks und 
Boykotts nach Möglichkeit zu helfen. Einige allgemeinere Vorſchläge ſchloſſen 

den Bericht. 5 

Alle dieſe Anträge wurden vom Parteitag angenommen; es wurde be⸗ 
ſtimmt, daß das National Women's Committee hinfort aus ſieben Genoſſinnen 
beſtehen ſolle, die durch allgemeine Abſtimmung der Parteimitglieder auf zwei 
Jahre gewählt werden ſollten. 

Nur in einem einzigen Punkte kam es zu Meinungsverſchiedenheiten. Der 
Ausſchuß empfahl, die Agitation für das Frauenſtimmrecht „unter Leitung 
der Partei zu führen und ſie von ſozialiſtiſchen Rednerbühnen aus zu ver⸗ 
treten“. Einige der weiblichen Delegierten faßten dies als einen Verſuch 
auf, die ſozialiſtiſchen Frauen oder ihre Organiſationen an der 
Zuſammenarbeit mit den nichtſozialiſtiſchen Frauenſtimmrechts— 
geſellſchaften zu verhindern; daher beantragten ſie, dem Bericht noch 
einen Abſatz hinzuzufügen, der aus Genoſſen Hillquits Bericht über die Or⸗ 
ganiſationsmethoden ſtammt: 

„In unſerem Lande iſt praktiſch keine Bewegung für ein beſchränktes 
Wahlrecht im Gange“ — das heißt keine Bewegung für die Verleihung des 
Stimmrechtes nur an die beſitzenden Frauen. „Die amerikaniſche Frauen⸗ 
ſtimmrechtsbewegung ſtrebt im großen ganzen nach der Verleihung der vollen 
politiſchen Rechte an die Frauen ohne Unterſchied der Klaſſe oder des Ver⸗ 
mögens. Wir haben deshalb weniger Veranlaſſung, eine beſondere Aktion in 
dieſer Linie einzuleiten, als unſere Genoſſen in Europa, wo die Stimmrechts⸗ 
bewegung bis zu einem gewiſſen Grade ſich innerhalb der Klaſſengrenzen abſpielt. 
Wenn die Sozialiſtiſche Partei ſich auch in anderen Fragen nicht mit anderen 
Parteien identifizieren kann, ſo dürfen wir uns doch nicht freiwillig iſolieren, 
wo die Grundſätze und Wünſche unſerer Partei völlig mit denen anderer 
Organiſationen übereinſtimmen. Wir werden den Frauen Amerikas gern in 
ihrem Kampfe um die bürgerliche Freiheit helfen. In dieſem wie in manchen 


724 Die Neue Zeit. 


anderen Fällen muß der Sozialismus die engen Parteigrenzen durchbrechen 
und muß die Volksmaſſen als lebende und lebenſpendende Kraft durchdringen.“ 

Das vorgeſchlagene Amendement wurde eingehend diskutiert, zum Schluß 
aber abgelehnt. Der Ausſchuß erklärte aber, daß ſein Bericht nicht darauf 
hinausgehe, die Zuſammenarbeit mit anderen Frauenſtimmrechtsgeſellſchaften 
zu verhindern, wenn dies nicht eine Verſchleierung der ſozialiſtiſchen Prinzipien 
oder das Aufgeben der Selbſtändigkeit unſerer Partei nach ſich zöge, ſondern 
daß er den Zweck habe, auf die Notwendigkeit hinzuweiſen, die Gründe für das 
Frauenſtimmrecht bei jeder Gelegenheit vom ſozialiſtiſchen Standpunkt aus zu 
vertreten. Aus dem Verlauf der Debatte ging hervor, daß in manchen Teilen 
des Landes die maßgebenden Elemente in der National Woman Suf- 
frage Association dem Sozialismus direkt feindlich gegenüber- 
ſtehen und nicht geſonnen ſind, Gelegenheit zum Ausdruck auch der ſozia⸗ 
liſtiſchen Anſichten zu gewähren, während andernorts das Gegenteil der Fall 
iſt, ſo daß dort ein kräftiges Zuſammenarbeiten möglich iſt. 

Platzmangel verbietet uns, einen ausführlichen Bericht über die übrigen 
Leiſtungen des Parteitags zu geben. Die Parteiorganiſation wurde in unbedeu⸗ 
tenden Einzelheiten revidiert. Ausſchüſſe wurden gewählt, um zwei Fragen 
zu prüfen und dann dem nächſten Parteitag vorzulegen, Fragen, die in den 
Vereinigten Staaten immer mehr an Bedeutung wachſen: Einmal die fachliche 
Ausbildung in öffentlichen und privaten Schulen und ihre Beziehungen zum 
Gedeihen der Arbeiterbewegung; zweitens die Veränderung unſerer Stadt⸗ 
verwaltungen, die bekanntermaßen ebenſo untätig und undemokratiſch wie 
korrupt ſind. Die Lokalorganiſationen ſowie die der Einzelſtaaten wurden an⸗ 
gewieſen, beſondere Anſtrengungen zu machen, um Haftpflichtgeſetze für Be⸗ 
triebsunfälle durchzuſetzen und womöglich zuſammen mit den Gewerkſchaften 
auf dieſes Endziel hinzuarbeiten. 

Mit Zweidrittelmehrheit wurde die Erklärung von 1908 von neuem be⸗ 
ſtätigt (die ſich in Wirklichkeit mit denen von 1900, 1901 und 1904 deckt), die 
die Haltung der Partei zu den Gewerkſchaften feſtlegt: Die Partei lehnt es 
ab, in irgendwelchen Streitigkeiten Partei zu ergreifen, die innerhalb der Ge⸗ 
werkſchaften über Organiſationsformen oder Aktionsmethoden beſtehen mögen, 
ſie will aber allen Gewerkſchaften in ihren Kämpfen gegen kapitaliſtiſche Aus⸗ 
beutung und Unterdrückung tätige Mithilfe gewähren. 

Nach einer Woche angeſtrengteſter Tätigkeit kehrten die Delegierten nach 
Hauſe zurück mit dem Bewußtſein, daß die ſozialiſtiſche Partei Amerikas zum 
erſtenmal eine wirklich beratende Zuſammenkunft abgehalten und angefangen 
habe, ſich auch mit der Löſung konkreter Fragen zu beſchäftigen, und zwar 
auf eine Weiſe, die wohl einen Vergleich mit den beſonnenen und wirkſamen 
Methoden unſerer Genoſſen in europäiſchen Ländern aushalten kann. 


Literariſche Kundſchau. 


A. v. Witte, Die Gewerkſchaftsbewegung in Rußland. Volkswirtſchaftliche Ab⸗ 
handlungen der badiſchen Hochſchulen. Karlsruhe i. B. 1909. Preis 2 Mark. 

Eine Geſchichte der ruſſiſchen Arbeiterbewegung auf 73 Seiten! Nicht allein 

die Gewerkſchaftsbewegung, ſondern die ganze Geſchichte der ruſſiſchen Arbeiter⸗ 

kämpfe wird hier vom hohen Stuhle des Landgerichtspräſidenten a. D. verurteilt! 
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Ein allerdings etwas kühnes Unternehmen, aber mit um ſo größerer Leichtigkeit 
macht ſich der Autor daran 

Eine Geſchichte der ruſſiſchen Arbeiterbewegung iſt überhaupt noch unmöglich 
zu ſchreiben: die meiſten und vielleicht wichtigſten Materialien liegen im Polizei⸗ 
departement. Was an die Offentlichkeit gelangt, iſt lückenhaft und zuweilen aus 
verſchiedenen Urſachen unvollſtändig. Nur wer innerhalb der Arbeiterbewegung 
tätig ift und die Tendenzen der modernen Arbeiterbewegung kennt, der darf es 
wagen, die Vorarbeiten für eine derartige Geſchichte vorzunehmen. Solche Werke 
beſitzt auch die ruſſiſche Literatur aus der Feder von Grin ewitſch und Dimitrieff. 
Was kümmert ſich aber unſer Autor darum, wenn die offiziellen Erklärungen des 
ehemaligen Finanzminiſters Witte für ihn genügend ſind, um von einem „patri⸗ 
archaliſchen Verhältnis“ zwiſchen den ruſſiſchen Arbeitern und Unternehmern in 
der vorrevolutionären Epoche zu ſprechen. Rußland iſt ein ungeheuer ausgedehntes 
Land, das in ſeinen Teilen ungleich entwickelt iſt. Man muß daher ſehr vorſichtig 
mit Verallgemeinerungen umgehen. Herr v. Witte bringt es aber fertig, irgend- 
welche Bemerkungen über die Rückſtändigkeit einiger Arbeiter gewiſſer Fabriken 
oder Städte dazu zu benutzen, die ganze Arbeiterbewegung Rußlands herabzuſetzen. 
Auf dieſelbe Weiſe fertigt er auch die Tätigkeit der Sozialdemokratie ab. Dieſe 
habe anfangs der neunziger Jahre „Verſchwörergruppen“ gegründet, dann wiederum 
ſich von der Arbeiterſchaft losgelöſt und „Organiſationen von Berufsrevolutio— 
nären“ ins Leben gerufen. Dabei ſcheut ſich der Autor nicht davor, durch entſtellte 
Zitate ſeinen Gegnern abſolut unmögliche Gedanken zuzuſchreiben. So zitiert er 
eine Stelle aus der Zeitſchrift „Proletarier“ (ohne natürlich die Nummer anzugeben), 

wo Lenin die Notwendigkeit einer ſtraffen Parteidiſziplin angeblich dadurch bewies, 
daß „die Arbeiter an Unterwürfigkeit gewöhnt ſind“. 

Brauchen wir an dieſer Stelle die ruſſiſchen Genoſſen etwa gegen ſolche Be— 
ſchuldigungen zu verteidigen? Wir würden die ganze Schrift, die in keiner Weiſe 
beachtenswert iſt, gar nicht erwähnt haben, wenn wir nicht fürchteten, ſie könnte 
zur Bekämpfung der Sozialdemokratie neue Waffen liefern. Denn es kann nicht 
unwiderſprochen bleiben, wenn in einer Schrift, die die Firma der badiſchen Hoch— 
ſchulen trägt, über die Sozialdemokratie geſagt wird, daß ſie das „Beſtreben der 
Arbeitermaſſen, ihre wirtſchaftliche und ſoziale Lage in der heutigen kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaft möglichſt zu heben, als etwas Verwerfliches, „Bourgeoiſes“ zurückweiſt“ 
(S. 73). 

Wie leichtfertig Herr v. Witte in bezug auf die geſchichtlichen Tatſachen ver— 
fährt, mit ſeinen „eigenen Gedanken“ ſteht es noch ſchlimmer. Es ſcheint, daß 
die ganze Arbeit nur den Zweck hat, die Arbeiterfreundlichkeit des ehemaligen 
Finanzminiſters Witte zu betonen. So lobt Herr v. Witte die berüchtigten 
Arbeiterſtaroſtwos — das Polizeiwerk des Herrn v. Plehwe — als eine ſoziale Tat 
des Grafen v. Witte. 

Ohne im einzelnen die vielen Fehler dieſer Schrift anzuführen, begnügen wir 
uns nur mit der Bemerkung, daß dieſes Schriftchen nicht einmal als Materialien⸗ 
ſammlung benutzt werden kann: ſo unvollſtändig ſind die Tatſachen wiedergegeben. 

M. Nachimſon. 


Giſela Michels⸗Lindner, Geſchichte der modernen Gemeindebetriebe in Italien. 
(Der „Gemeindebetriebe“ dritter Band, zweiter Teil, im Auftrag des Vereins für 
Sozialpolitik herausgegeben von C. J. Fuchs.) Leipzig 1909, Duncker & Humblot. 
255 Seiten. ‘ 

In dieſer objektiven und fleißigen Arbeit behandelt Genoſſin Michels die Muni- 
zipaliſationsbewegung in Italien in ihrer geſchichtlichen Entwicklung und ihrer 
heutigen Ausdehnung. Das Buch würdigt nacheinander die Gemeindebetriebe in 
der Lebensmittelinduſtrie, im Markt: und Schlachthausweſen, die der Volkshygiene 
und der Bekämpfung von Krankheiten dienenden Betriebe, die Beleuchtungs- und 
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Verkehrsanlagen ſowie vereinzelte Betriebe auf anderen Gebieten. Die Vorgeſchichte 
des heutigen Geſetzes über die Munizipaliſierung iſt 1555 klar und überſichtlich 
gezeichnet. 

Aus dem Rückblick auf die Geſchichte der kommunalen Brotbereitung verdient 
das Beiſpiel von Palermo hervorgehoben zu werden, das in das ſiebzehnte und 
achtzehnte Jahrhundert fällt. Auch der Mißerfolg von Catania findet Berückſichti⸗ 
gung, die vielleicht etwas zu wohlwollend ausgefallen iſt. Sie ſchließt ſich hier 
dem Ergebnis einer offiziellen Enquete an, die das Reſultat der vom Genoſſen 
De Felice in ziemlich autoritärer Weiſe durchgeführten Munizipaliſation der Brot⸗ 
bereitung dahin zuſammenfaßt: 1. Das Brot wurde billiger geliefert als von privaten 
Bäckereien. 2. Die Lage der Bäckereiarbeiter beſſerte ſich erheblich. 3. Es beſtand 
Ausſicht, die finanziellen Ergebniſſe (vom 5. April 1903 bis 9. Juli 1904 85594 Lire 
Defizit) ſich in Zukunft beſſern zu ſehen. Es beſtehen zurzeit in Italien elf kom⸗ 
munale Brotbäckereien, von denen nur die von Palermo einige Bedeutung hat, 
nämlich eine Tagesproduktion von 200 Doppelzentnern und einen jährlichen Rein⸗ 
gewinn von über 40000 Lire. Die Autorin hebt hervor, daß dieſer Betrieb techniſch 
nicht auf der Höhe ſteht. 

Die kommunalen Schulküchen, die in Italien dadurch, daß der Volksſchulunter⸗ 
richt ſich über die Mittagszeit ausdehnt, eine viel größere Bedeutung haben als in 
Deutſchland, finden eine eingehende Behandlung, für die Genoſſin Michels ſo gut 
wie gar keine Vorarbeit vorgefunden haben dürfte. Es beſtehen in 33 Gemeinden 
kommunale Schulſpeiſungen. Die Stadt Mailand ſpeiſt unentgeltlich 47734 Kinder, 
27 Prozent der die Volksſchulen beſuchenden. Am höchſten iſt der Prozentſatz der 
Geſpeiſten in dem hochinduſtriellen Vorort von Genua, Sampierdarena (78,3), und 
in Brescia (71,7). 

Von ſanitären Anſtalten iſt im Vergleich zu anderen Ländern recht wenig zu 
berichten. Turin hat ein eigenes Inſtitut zur Herſtellung von Pockenlymphe, weiter 
ein ſolches zur Bereitung Beringſchen Serums und ein Paſteurſches Inſtitut. Kom⸗ 
munale Apotheken beſaßen 12 Gemeinden; faſt alle wurden erſt nach dem Geſetz 
vom Jahre 1904 geſchaffen, das alle Gemeinden zur unentgeltlichen Lieferung von 
Arzneimitteln an Unbemittelte verpflichtet. Eigene Gaswerke finden wir in 13 Ge⸗ 
meinden; das Buch gibt eine Statiſtik der Produktion und des Anlagekapitals, 
fowie der Produktionskoſten und des Preiſes. Jeder, der ſich mit der Frage be> 
ſchäftigt, wird in dem Buche reiches Material finden; aber nur, wer in Italien 
lebt, wird voll die Summe von Arbeit zu würdigen verſtehen, die das Sammeln 
der Angaben gekoſtet haben muß. Ein Vorzug der Arbeit iſt es, daß all die Elemente 
Berückſichtigung finden, die den betrachteten Unternehmungen durch geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen oder Landesbrauch einen ſpezifiſch italieniſchen Charakter geben. Die 
Arbeit iſt von einer warmen, faſt möchte ich ſagen zu warmen Sympathie für 
italieniſche Verhältniſſe getragen. Oda Olberg. 


zeitſchriftenſchau. 


In der „Revue socialiste, syndicaliste et cooperative“ vom April 
iſt ein Artikel von H. Langerock über „Die Gewerkſchaftsfrage in Amerika“ ent⸗ 
halten. Die ſonderbarſte Situation in der letzten Zeit war wohl die warme Be⸗ 
grüßung von Samuel Gompers durch die ſyndikaliſtiſche Arbeitskonföderation in 
Paris. Denn die Gewerkſchaftsbewegung Amerikas, deren Haupt Gompers iſt, 
zeigt zwei Hauptmerkmale: ſie iſt reaktionär und korrumpiert. Ahnlich wie die 
engliſche Gewerkſchaftsbewegung iſt die amerikaniſche älter als die politiſche Klaſſen⸗ 
partei. Karl Marx ſah mit einem bei fo kritiſchem Denker ungewöhnlichen Opti⸗ 
mismus in den engliſchen Trade Unions Organe des Klaſſenkampfes. Er ahnte 
nicht, daß dieſe ſich zu Verſicherungsgeſellſchaften entwickeln würden, die den 
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Gruppenegoismus an die Stelle des perſönlichen Egoismus ſtellten; und erſt all- 
mählich, vor allem durch die Taff⸗Vale⸗Entſcheidung aufgerüttelt, betreten fie den 
Weg einer fortſchrittlichen Politik. Aber in Amerika hat es ſchon Hunderte von 
Taff⸗Vale⸗Entſcheidungen gegeben, ohne die amerikaniſchen Gewerkſchaften zu be— 
lehren. Sie werden mit Strafen überhäuft und müſſen ihre Kaſſen für Ent⸗ 
ſchädigungen an die Unternehmer leeren, aber ſie bilden noch immer keine politiſche 
Partei. Um dieſe reaktionäre Unbeweglichkeit zu verſtehen, muß man zuerſt die 
Pſychologie des amerikaniſchen Gewerkſchafters kennen. 

Die europäiſchen Arbeiter, die nach Amerika kamen, zogen immer bald nach 
dem Weſten, wo die Löhne hoch waren und ſie unabhängig, vielleicht Kleinmeiſter 
werden konnten. Die Verhältniſſe des Mittelalters fanden ſich hier reproduziert, 
und dazu paßte der alte kleinbürgerliche Geiſt, den ſie mitbrachten. Dieſen Geiſt 
bewahrten ſie, als ſie zum Kampfe gegen das gewaltig emporſchießende Groß— 
kapital gezwungen waren; von Geſetzen der ökonomiſchen Entwicklung wiſſen ſie 
nichts, und ihr Ziel war, ihre wirkliche oder erhoffte Lage als Kleinbürger zu be— 
halten. Hinzu kam das freie Land im Weſten und noch mehr die Illuſion von 
freiem Land im Weſten, die von den Bodenſpekulanten abſichtlich genährt wurde; 
danach ſchien immer noch die Möglichkeit zu beſtehen, ſelbſtändig zu werden. In⸗ 
folgedeſſen wurden die Organiſationen nur eine erweiterte Form des perſönlichen 
Egoismus. Die Gewerkſchaft ſucht das Angebot von Arbeitskräften künſtlich zu 
beſchränken; daher erhebt ſie hohe Eintrittsgebühren und empfängt die aus Europa 
zuwandernden Kollegen wenig freundlich. Sie anerkennt die Lohnarbeit als ſtän⸗ 
dige Erſcheinung und ſucht als Hauptziel Tarifverträge abzuſchließen. Die A. F. L. 
gehört der Civic Federation an, die, vom Finanzmann Belmont geleitet, jetzt einen 
ſyſtematiſchen Feldzug gegen den Sozialismus eröffnet. Unter ihrem Druck werden 
die Gewerkſchaften immer nach Waſhington geſchickt, um dort für die Intereſſen 
ihrer Ausbeuter, zum Beiſpiel bei Zollberatungen, aufzutreten. Im Namen des 
gemeinſamen Intereſſes von Unternehmern und Arbeitern proteſtierten dort zum 
Beiſpiel die Eiſenbahner gegen die Verſtaatlichung der Eiſenbahnen, die Arbeiter 
der Getränkeinduſtrie gegen Mäßigkeitsgeſetze. Immer gilt das Gruppenintereſſe 
am höchſten, und dafür werden die Gemeinintereſſen im Stiche gelaſſen. Neulich 
verſuchten die Zimmerleute in Denver, für einige Pfennige Erhöhung des Stunden— 
lohns im Intereſſe der Unternehmer die Bauarbeiterföderation zu zertrümmern. 
Durch die verſchiedenen Termine der Tarifverträge können die Arbeiter ver— 
ſchiedener Berufe, die nebeneinander arbeiten, nicht zuſammen kämpfen. Am 
ſchlimmſten find die gegenſeitigen Fehden der Gewerkſchaften wegen Grenzſtreitig— 
keiten; dieſe werden hauptſächlich noch verſchlimmert durch die materiellen Inter- 
eſſen der Gewerkſchaftsbureaukratie. 

Dieſe Bureaukratie iſt für die amerikaniſchen Gewerkſchaften zugleich eine 
Quelle der Kraft wie der Schwäche. Sie bilden eine feſte Organiſation, die vor 
den Verfolgungen der Unternehmer, denen unbeſoldete Funktionäre zum Opfer 
fallen würden, ſicher iſt. Aber dieſe beſoldeten Beamten behandeln ihr Amt 
genau in derſelben Weiſe wie ein kapitaliſtiſcher Beamter. Sie fühlen ſich nicht 
als Diener und Sachwalter der Mitglieder, ſondern gebrauchen ihr Amt für ihre 
perſönlichen Intereſſen. In ihren Kongreſſen und Verſammlungen reden ſie über 
„ihre“ Gewerkſchaft, wie ein Kaufmann über ſein Geſchäft redet, als ein Beſitztum. 
Das Gewerkſchaftsamt iſt für die Fähigſten nur eine Vorſtufe, um höher zu 
ſteigen, ein Mittel, den Kapitaliſten ihre Fähigkeit zu zeigen und ein gut beſoldetes 
öffentliches oder privates Amt zu bekommen. In dieſer Bureaukratie bildet ſich 
eine Gruppenſolidarität aus, unter der die Mitglieder am meiſten leiden. Der 
amerikaniſche Gewerkſchaftsbeamte iſt käuflich und oft unehrlich; er benutzt ſeinen 
Einfluß, einen Streik zu bewirken oder zu beenden, zur Erpreſſung. Dieſe Tat⸗ 
ſache, die europäiſche Leſer kaum glauben werden, erklärt ſich ganz aus der Pſycho— 
logie der reaktionären Gewerkſchafter. 
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Dieſer reaktionäre Teil wird von den alten, verheirateten, feſt eingeſeſſenen 
Arbeitern gebildet, die in den lokalen Gruppen die Stimmenmehrheit bilden, während 
die jüngeren, wandernden Elemente fortſchrittlicher ſind. Oft ſind Kleinmeiſter Mit⸗ 
glieder der Gewerkſchaft, die ſie dann für ihre Intereſſen gegen die großen Unter⸗ 
nehmer benützen. Für dieſe reaktionären, orthodox religiöſen Elemente, die die 
Gewerkſchaft beherrſchen, entſprach es völlig allen Anſchauungen, daß ſie bei den 
Wahlen für Bryan ſtimmen ſollten. Langſam keimen unter den Schlägen der Ge⸗ 
richte einige Ideen über die Verwendung der Politik zum Arbeiterkampf, aber zuerſt 
nur in der negativen Gompersſchen Form der Belohnung der Freunde und Strafe 
für die Feinde. Das Weſentliche iſt, daß die Führer ſich nicht politiſch feſtlegen 
wollen, damit ſie ihren Einfluß möglichſt teuer verkaufen können. Selbſtverſtändlich 
geht die Bedeutung der Gewerkſchaft dabei allmählich verloren. Wo die Truſts 
über die finanzielle Konzentration hinaus zu induſtriellen Monopolen geworden ſind, 
verſchwinden die Gewerkſchaften, wie zum Beiſpiel im Gebiet des Stahltruſts; nur 
machtloſe Vereine, die nicht mehr kämpfen, werden da geduldet. Natürlich entſteht 
unter dem Proletariat immer mehr Auflehnung gegen dieſe Zuſtände. Der indu⸗ 
ſtrielle Unionismus iſt emporgekommen, und würde er nicht den franzöſiſchen 
Syndikalismus nachahmen, ſo wäre er ſchon zu einer viel bedeutenderen Macht ge⸗ 
worden. Die alte Föderation von Gompers läßt ſich wohl etwas mitſchleppen, aber 
ſie denkt mit dem Bauch ſtatt mit dem Kopf, verſteht die ſozialiſtiſche Entwicklung 
nicht und ſtirbt deshalb langſam ab. 

„Frauenſtimmrecht“ iſt ein Artikel von L. M. Compain überfchrieben, der die 
neueſten Fortſchritte in Frankreich behandelt. Schon 1879 wurde ein feminiſtiſcher 
Verein gegründet, der aber keine raſchen Fortſchritte machte. Damals ſtand das 
Wahlrecht nicht in der erſten Reihe der Forderungen, ſondern die Eroberung der 
bürgerlichen Rechte und die Zulaſſung zum Studium. Jetzt ſind die Frauen überall, 
in alle Schulen und Amter eingedrungen; überall zeigen ſie ihre Fähigkeit, aber 
die Wahlurne bleibt ihnen verſchloſſen. Bürgerliche Rechte haben ſie kaum errungen, 
als einziges das Verfügungsrecht der verheirateten Frau über ihr Gehalt (durch 
das Geſetz vom 28. Juli 1907); die Feminiſten ſehen immer klarer, daß das Wahl⸗ 
recht den Schlüſſel zu allen anderen Rechten bildet, und daher tritt die Frage des 
Wahlrechtes für ſie immer mehr in den Vordergrund. 

Es iſt wichtig, daß die Wahlrechtskommiſſion der Deputiertenkammer 1906 einen 
Vorſchlag Duſſauſſoy annahm, den Frauen das Wahlrecht für die ſtädtiſchen und 
Bezirkskörperſchaften zu geben. Neulich hat im Namen dieſer Kommiſſion Ferdinand 
Buiſſon der Kammer eine dahingehende Geſetzesvorlage unterbreitet, die mit zahl⸗ 
reichen Materialien über das Frauenwahlrecht in anderen Ländern belegt war. 
Überall, wo die Frauen in geſetzgebende Körperſchaften gewählt ſind (Amerika, 
Kanada, Finnland, Norwegen, Schweden, Neuſeeland, Auſtralien), haben ſie einen 
günſtigen Einfluß ausgeübt. Die Furcht, ſie würden dem Klerikalismus zum Siege 
verhelfen, hat ſich dabei als nicht ſtichhaltig erwieſen. | 

Zugleich ijt die öffentliche Meinung für das Frauenwahlrecht aufgerüttelt worden. 
Im März 1909 wurde die Union francaise gegründet, in der Kämpferinnen der 
verſchiedenſten Richtung (Republikaner, Sozialiſten, Klerikale) zuſammen tätig ſind 
und die eine Zeitung und Agitationsſchriften herausgibt. Anfangs 1910 hielt im 
Auftrag der Gruppe Solidarité Dr. Madeleine Pelletier eine große Verſammlung 
ab, worin ſie auch die klerikale Gefahr behandelte und zu dem Schluſſe kam, daß 
dieſe angebliche Gefahr des Frauenwahlrechtes illuſoriſch und jedenfalls vorüber⸗ 
gehend ſei. Bald nachher wurde ein großes Meeting von mehreren Gruppen ver⸗ 
anſtaltet, wo Wortführer der verſchiedenſten Richtungen ſich für das Frauenſtimm⸗ 
recht ausſprachen. Der Erfolg dieſes Meetings zeigt, daß die Sache des Frauen⸗ 
wahlrechtes in Frankreich raſch vorwärtsſchreitet. 
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Bismarck und Cavour, - 


Berlin, 13. Auguſt 1910. 


Vor einigen Tagen, am 10. dieſes Monats, kehrte der hundertſte Geburts⸗ 
tag Camillo Cavours wieder. Er iſt in Italien feſtlich begangen worden, und 
auch einzelne Blätter in Deutſchland haben des Tages gedacht, wobei es nahe 
lag, einen Vergleich zwiſchen Bismarck und Cavour zu ziehen. Es war gar 
nicht ſo übel, wenn eine freiſinnige Zeitung meinte, Cavour habe noch auf 
feinem Sterbebett jeden für einen Eſel erklärt, der nur mit dem Belagerungs⸗ 
zuſtand regieren könne, während Bismarck eigentlich nie ohne Belagerungs⸗ 
zuſtand ausgekommen ſei. 5 

In der Tat war von den beiden Miniſtern, deren einer nach der land— 
läufigen Vorſtellung die deutſche, der andere die italieniſche Einheit geſchaffen 
haben ſoll, Cavour der ungleich feinere, freiere, vornehmere und namentlich 
modernere Geiſt. Geboren in dem Königreich Piemont, das aus dem italie⸗ 
niſchen Leben halb herausgewachſen war, wie das Königreich Preußen halb 
aus dem deutſchen Leben, war Cavour der Sproß eines bigotten und reaktio⸗ 
nären Junkergeſchlechtes, das ſeinen reichlichen Anteil hatte an dem Fluche, 
den der deutſche Dichter auf Piemont ſchleuderte: 

Unglückſeliges Land, wo ſtets militär⸗jeſuitiſch 
Söldner und Pfaffen zumal ſaugen am Marke des Volks. 

Die Ahnlichkeit mit dem edlen Preußentum ſpringt auch hier in die Augen. 
Der junge Cavour hat ſich aber früh von den Überlieferungen ſeiner Familie 
und ſeiner Klaſſe zu emanzipieren gewußt, viel früher und namentlich viel 
gründlicher als Bismarck. In dem Lebensalter, wo dieſer noch auf den väter⸗ 
lichen Sandbüchſen in Hinterpommern, verkommen wie ſie waren, ein müßig⸗ 
wildes Leben führte, trieb Cavour, obſchon er als jüngerer Sohn nur mäßig 
bemittelt war, auf ſeinem Landgut Leri bereits Landwirtſchaft in großem 
Stile, verſuchte neue Untergrundpflüge, pflanzte Rieſenſpargel, errichtete 
Düngerfabriken und Zuckerſiedereien, half die Paketbootfahrt auf dem Lago 
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aus dem Säckel der Steuerzahler oder auf patriotiſche Sammlungen an⸗ 
gewieſen zu ſein. 

Cavour kannte die klaſſiſchen Okonomen Englands, die Adam Smith und 
Ricardo, aus dem Grunde und wußte ſehr genau, von woher die Quellen des 
bürgerlichen Reichtums fließen. Das waren böhmiſche Dörfer für Bismarck, 
dem volkswirtſchaftliche Bildung immer fremd geblieben iſt. Sicherlich war 
auch Cavour ein Gegner des Sozialismus, von dem er nichts verſtand; „der 
kommuniſtiſche Grundbeſitz eurer Bauern iſt uns gefährlicher als alle eure 
Heere“, ſagte er noch in ſeinen reiferen Tagen einmal zum ruſſiſchen Geſandten. 
Ein freundliches Geſchick hat ihm erſpart, die Tage zu erleben, wo ſeine liberale 
Geſinnung auf eine härtere Probe geſtellt worden wäre, als durch die Sorge 
um den ruſſiſchen Bauernkommunismus. Möglich, daß er dann auch geſtrauchelt 
wäre; ſicher, daß er auf einem anderen Gebiet, auf dem Bismarck auch nur 
mit Ausnahmegeſetzen wirtſchaften konnte, ſich davon vollkommen freigehalten hat. 

Er hat nie der unvergleichlichen Torheit gehuldigt, die katholiſche Kirche 
mit Gendarmen bekämpfen oder gar unterwerfen zu können. „Wo tft die Frei⸗ 
heit,“ meinte er, „die keine bitteren Früchte bringt? Iſt es den Klerikalen einſt, 
da ſie über die weltliche Gewalt geboten, nicht gelungen, den Triumph der 
liberalen Ideen zu verhindern, um wieviel minder heut, da wir ſie mit der 
Schule, der Preſſe und dem freien Worte bekämpfen können?“ Wobei man 
dann auch nicht vergeſſen darf, daß die kirchlichen Fragen mit ganz anderer, 

mit viel unheimlicherer Glut auf dem Haupte Cavours brannten als auf dem 
Haupte Bismarcks. | 
Die italieniſche Einheit ſoll Cavour aber nur durch die Hilfe des Aus- 

an durch ſchwere Opfer an auswärtige Deſpoten, auf rohen und tumultua⸗ 
riſchen Wegen herzuſtellen gewußt haben. Als ob Bismarck in dieſen Dingen 
eine weiße Weſte gehabt hätte! Er war doch auch mit dem Ausland verbindet, 
als er im Jahre 1866 den deutſchen Bruderkrieg entzündete; er hat bei Bona⸗ 
parte ebenſo antichambriert wie Cavour, nur daß er den Dezembermann, wenn 
auch nicht geſchickter, ſo doch glücklicher zu prellen gewußt hat. Er hat ſich 
die Biſſen, die er dem gierigen Wolfe hinhielt, nicht aus der Hand ſchnappen 
laſſen, wie es das Los Cavours war. Cavour hat ſchließlich Savoyen und 
Nizza herausrücken müſſen, während Bismarck Mainz und die Rheinpfalz 
vor dem bonapartiſtiſchen Appetit ſchließlich zu ſichern verſtand. Aber Bismarck 
hatte alle Machtmittel eines großen und ſiegreichen Staates hinter ſich, während 
Cavour an der Spitze eines Mittelſtaats ſtand, der die Ariſtokratie Italiens 
eben erſt zu verſpeiſen begonnen hatte. Solche Gaunereien mit dem Ausland 
ſind ſicherlich alles andere eher als ſchön, aber wenn man fie einmal nach 
den heiligen Überlieferungen der Diplomatie als gottgegebene Notwendigkeiten 
anſieht, ſo iſt es ſchließlich Hoſe wie Jacke, ob der eine dabei mehr Verſtand 
als Glück, oder der andere mehr Glück als Verſtand gehabt hat. 

| Mit den „rohen und tumultuariſchen Wegen“, auf denen Cavour zur italie⸗ 


0 Maggiore gründen. So wurde er ein reicher Mann, ohne je auf Dotationen 


nischen Einheit gelangt ſein ſoll, im Gegenſatz zu der, wie Treitſchke und Ge⸗ 
noſſen ſich auszudrücken belieben, „geordneten politiſchen Aktion“ Bismarcks 
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hat es nun vollends ſeine guten Wege. Cavour hat mit der revolutionären 
Partei ſeiner eigenen Nation ſich einzurichten verſtanden, während Bismarck durch 
revolutionär klingende Redensarten die Böhmen und Ungarn zum Hochverrat 
an den gottgegebenen Rechten ihres Souveräns von Gottes Gnaden auf: 
zuſtacheln verſuchte; man ſtelle ſich nur das Gebrüll unſerer abgeſtempelten 
Patrioten vor, wenn einmal ein ruſſiſches Heer in die Provinz Poſen mit 
wörtlich demſelben Manifeſt an die polniſche Bevölkerung einrücken wollte, 
womit Bismarck 1866 beim Einmarſch der deutſchen Truppen in Böhmen die 
tſchechiſche Bevölkerung harangierte. Am letzten Ende hat Cavour ein einiges 
Italien geſchaffen, als Monarchie zwar nur, aber doch ohne alle Unterſatrapen 
und nur mit dem Verluſt von ein paar hunderttauſend meiſt franzöſiſcher „Unter⸗ 
tanen“ ſeines angeſtammten Königshauſes an Frankreich, während Bismarck 
einen großen Teil Deutſchlands in die preußiſche Kaſerne geſperrt hat, mit 
Beibehaltung von zwei oder drei Dutzend Mittel- und Kleinſtaaten und mit 
Opferung von acht oder zehn Millionen Deutſcher an die ſlawiſchen Mehr: | 


— 


heitsvölker in Oſterreich. Man bilanziere die Rechnung wie man will, es bleibt 
immer ein erhebliches Plus auf der Seite Cavours. 

Nur freilich — in einem gewichtigen Punkte ſchwankt die Wage wieder. 
Es iſt eine ſchiefe Vorausſetzung, daß der eine die deutſche und der andere A 
die italienische Einheit gemacht; wie alle Menſchen hingen auch fie mehr von? 
den Umſtänden wie von ihrem Willen ab, und es iſt nicht ausſchließlich Cavours 
Verdienſt, daß er vernünftiger, und nicht ausſchließlich Bismarcks Schuld, daß 
er unvernünftiger vor dem Urteil der Geſchichte erſcheint. Wenn heute dies 
und jenes angeärgerte Freiſinnsblatt ſeine ganz witzigen Bemerkungen über 
die verſchiedene Stellung der beiden Miniſter zum Belagerungszuſtand und 
ſonſtigen Stagtsſtreicheleien macht, jo muß man ihm ehrlicher: und gerechter: 
weile antworten: Vous l’avez voulu, George Dandin! Hätte Cavour mit einer 
jo feigen und kurzſichtigen Boürgeoiſie zu ſchaffen gehabt wie Bismarck, jo 
hätte er ſich vielleicht auch zu einem „Säkularmenſchen“ ähnlichen Kalibers 
ausgewachſen; hätte Bismarck ſich mit einer Bourgeoiſie abzufinden gehabt, 
wie ſie ſich in den italieniſchen Einheitskämpfen bewährt hat, ſo wäre ihm 
nimmermehr die Verpreußung der deutſchen Nation gelungen. 

Dies iſt ſchließlich der entſcheidende Geſichtspunkt, ſintemalen nicht die 
Könige ihre Völker, ſondern die Völker ihre Könige machen. Wenn Bismarck 
niemals aus ſeiner Junkerhaut heraus konnte, ſo war das ſein perſönliches 
Pech, aber daß ſich dies perſönliche Pech zu einem nationalen Unglück aus⸗ 
wuchs, das hat in erſter Reihe die liberale Bourgeoiſie verſchuldet. Was für 
ein elender Abklatſch des italieniſchen Nationalvereins war jenes deutſche 
Gewächs gleichen Namens, das einige Jahre hindurch halb allgemeine Heiter— 
keit und halb allgemeine Verachtung hervorrief. Als das Volk von Florenz 


im Jahre 1859 den Großherzog von Toskana, der perſönlich ein ganz acht⸗ 
barer Mann und jedenfalls nicht, wie etwa der König von Hannover und 
Andere deut deutſche Potentaten, mit Eid⸗ und Verfaſſungsbrüchen beſudelt war, 
zum Teufel jagte, ſtellte ſich der Führer der Liberalen, Baron Ricaſoli, an 


ſeine Spitze, indem er die proviſoriſche Regierung übernahm, und dieſe ent⸗ 
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ſchloſſene Haltung ſchaffte ihm ſolch Anſehen, daß er nach dem Tode Cavours 
zum leitenden Miniſter des Königreichs Italien ernannt wurde. Als Bismarck 
aber im Jahre 1866, von der Not gedrängt, dem Führer der hannöverſchen 
Liberalen, der zugleich erſter Vorſitzender des Nationalvereins war, Herrn 
v. Bennigſen, die proviſoriſche Regierung des Königreichs Hannover antrug, 
lehnte dieſer heroiſche Politiker fürſichtiglich ab, was ihm den tragikomiſchen 
Lohn beſcherte, daß er trotz jahrzehntelanger heißer Bemühungen nie zum 
preußiſchen Miniſter avancieren konnte, da der alte Wilhelm meinte, daß ein 
| Mann, dem einmal angeboten werden konnte, an die Stelle ſeiner Obrigkeit 
von Gottes Gnaden zu treten, dadurch ſchon verdächtig genug geworden ſei.“ 
Es ließe ſich noch eine ganze Reihe ſolcher Gegenſätze anführen, die in ein 
blendend klares Licht ſtellen, daß die deutſche Bourgeoiſie ein gerüttelt und 
geſchüttelt Teil der Schuld, ja die Hauptſchuld daran trägt, daß Bismarck 
hiſtoriſch in ungleich ungünſtigerem Lichte ſteht als Cavour. Nach ſolchen 
Proben, wie ich deren eine oben angeführt habe, war es pſychologiſch nur zu 
erklärlich, daß Bismarck die Bourgeoiſie verachten konnte als eine Rotte von 
Feiglingen, die ſchon beim Runzeln ſeiner Augenbrauen das Haſenpanier ergriffen. 
Und ſo wuchſen ſich ſeine oſtelbiſchen Junkerinſtinkte immer maßloſer aus. 
Auch er iſt nur ein Opfer der Verhältniſſe geweſen, die er mit unum⸗ 
ſchränkter Machtvollkommenheit zu beherrſchen wähnte; an den Laſten der 
Sklaven iſt der Sklavenvogt dahingeſiecht. Wie es auf der anderen Seite das 
Verdienſt der italieniſchen Bourgeoiſie iſt, wenn ſie das Andenken ihres Helden 
55 Reue und Scham feiern darf. 
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Japaniſch⸗amerikaniſche Probleme, 


Von 9. Katayama (Tokio). 
—— TE 
1. Die erfien Beziehungen zwiſchen Japan und Amerika. * 


Japan verdankt Amerika ſeine Einführung in den Bereich der weſtlichen 
Kultur. Es war Amerika, das zuerſt in den fünfziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts Handelsbeziehungen mit Japan anknüpfte. 

Allerdings wurde jene Beſtimmung der Extraterritorialität,, die Japan 
während faſt eines halben Jahrhunderts aufs tiefſte demütigte, von dem 
amerikaniſchen Konſul Towuſend Harris entworfen und eingeführt; trotzdem 
betrachteten die Japaner Amerika als treuen Freund und Berater. In der 
Tat begegnen die Japaner unter den Amerikanern vielen warmen und treuen 
Freunden; der Schreiber dieſes ſelbſt fühlt ſich Amerika und vielen Ameri⸗ 
kanern für freundliche und warme Aufnahme in ihrem Lande verpflichtet. Er 
dankt Amerika ſeine Erziehung, und viele Japaner fühlen gleich ihm. Es 
iſt unſer aufrichtiger und ernſter Wunſch, daß das Verhältnis zwiſchen den 
beiden Ländern ſo F und herzlich 10 wie es in der Ver⸗ 
gangenheit war. 


1 Nach der Beſtimmung der erſten Verträge unterſtanden die Europäer und Amert⸗ 
kaner, die in Japan lebten, weder der Gerichts- noch der Adminiſtrativgewalt dieſes Landes 
(Anmerkung der Redaktion). 
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Amerika ift von unſerem Lande nur durch den Stillen Ozean getrennt, 
und die Entfernung wird fortwährend durch die Entwicklung der Transport⸗ 
mittel verringert. 

Die Japaner gehen gern nach Amerika zum Zwecke der Ausbildung, des 
Studiums, und zur Benutzung der Hilfsmittel, die dieſes Land in ſo über⸗ 
reichem Maße beſitzt. Zahlreiche Japaner beſuchten in jungen Jahren ameri⸗ 
kaniſche Colleges und Akademien, um ſich für die Anforderungen des modernen 
Lebens vorzubereiten, und viele von dieſen nehmen heute in Japan leitende 
Stellungen in der Politik ein. 

Dies waren die erſten Beziehungen, die ſich zwiſchen den beiden Ländern 
herausbildeten. 


2. das problem der einwanderung. X 


Vor etwa fünfundzwanzig Jahren, als die Chineſen aus den Vereinigten 
Staaten ausgeſchloſſen wurden, trat längs der Küſten des Stillen Ozeans 
ein Mangel an Arbeitskräften auf. Damals gab es erſt wenige Japaner in 
den Vereinigten Staaten. Insbeſondere war es den Eiſenbahnunternehmern 
darum zu tun, den Platz der vertriebenen Chineſen mit neuem Arbeiter— 
material zu füllen, und ſo kamen viele Tauſende Japaner zum Eiſenbahnbau 
ins Land. Auch heute noch arbeiten an den Eiſenbahnlinien weſtlich von 
Chicago Zehntauſende von Japanern. Sie treten dabei in Wettbewerb mit 
Griechen und Italienern. 

Doch gaben ſich die Japaner in Amerika nicht mit den rohen Erdarbeiten 
beim Eiſenbahnbau zufrieden, ſondern ſie wandten ſich auch dem Landbau 
und der Obſtkultur, insbeſondere dem Anbau von Erdbeeren und ſpäter auch 
von Kartoffeln und Sellerie zu. In der Kultur von Gemüſe, Zuckerrüben 
und Blumen ſind viele Tauſende von Japanern auf Hunderttauſenden 
Acres Land beſchäftigt. Außerdem ſtellen fie ein zahlreiches Kontingent von 
Dienſtboten. 

Seit ungefähr zehn Jahren verbietet die japaniſche Regierung aus Furcht 
vor internationalen Verwicklungen Arbeitern, insbeſondere Fabrikarbeitern, 
die Auswanderung nach Amerika. Daher kommt es, daß es unter den mehr 
als hunderttauſend Japanern in den Vereinigten Staaten ſo wenige gelernte 
Arbeiter gibt. | 


3. Die Schulfrage in Kalifornien. * 


Eine japanerfeindliche Bewegung hat es, ſchon lange bevor die Schulfrage 
von 1904/05 auftauchte, gegeben, fie war aber auf die Kreiſe der Gewerk— 
ſchaften beſchränkt. Seit dem letzten Kriege traten die Japaner in Amerika 
ſelbſtbewußter auf, und zugleich erlangten einige Ruſſen, indem ſie ſich die 
Bigotterie mancher Gewerkſchafter zunutze machten, Einfluß auf die damals 
von den Gewerkſchaften beherrſchte Verwaltung von San Francisco. Daß 
einige Japaner, welche die Elementarſchulen in San Francisco beſuchten, über 
das ſchulpflichtige Alter hinaus waren, gab den Vorwand zu einem Geſetz, 
das alle Japaner, auch die in Amerika geborenen, von den öffentlichen 
Schulen ausſchloß. Infolgedeſſen kam es zu erregten Auseinanderſetzungen 
zwiſchen den Kabinetten von Tokio und Waſhington. Um wenigſtens nach 
außen hin die nationale Ehre und Würde davor zu bewahren, daß japaniſche 
Kinder prinzipiell von den Schulen ausgeſchloſſen würden, mußte die japaniſche 
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Einwanderung der Japaner nach Amerika von Hawai oder von den Philippinen 
aus verbietet, keine Einwendungen erheben und daß ſie ſelbſt ihren Untertanen 
nicht geſtatten würde, nach den Vereinigten Staaten auszuwandern. Die in 
dieſer Zuſicherung enthaltene Erniedrigung iſt allerdings weit ärger, als es 
die Ausſchließung einiger Schulkinder von den Schulen der Weißen geweſen 
wäre. Wie immer dem ſei, die japaniſche Diplomatie ſchlug dieſen Weg ein, 
und jenes damals gegebene Verſprechen beſteht heute noch zu Recht und wird 
auf japaniſcher Seite mit größter Genauigkeit eingehalten. Tatſächlich wird 
keinem Japaner, ſei er Arbeiter oder Student, ſelbſt nicht den Verwandten 
der in Amerika wohnhaften Landsleute, nur mit Ausnahme der Gattinnen, 
die Auswanderung dorthin geſtattet. Selbſt Kaufleuten wird dieſe Erlaubnis 
nicht leicht erteilt. Nur den Japanern, die ſchon vor jenem Abkommen in 
Amerika ſeßhaft waren, iſt die jedesmalige Rückkehr in dieſes Land geſtattet, 
und die Kontrolle darüber wird von der amerikaniſchen Regierung mit allen 
möglichen Schikanen und Beläſtigungen ausgeübt. 


4. Japaniſche Arbeit auf den Zuckerplantagen von hawai. 


Zum Verſtändnis der Frage der Einwanderung japaniſcher Arbeiter in 
Amerika iſt es nötig, mit wenigen Worten auf die Geſchichte der Zucker⸗ 
arbeiter in Hawai einzugehen. 

Vor etwas mehr als dreißig Jahren kamen die erſten japaniſchen Arbeiter 
nach jenen Zuckerplantagen, als das Inſelreich noch unter der Herrſchaft 
ſeines eignen Königs Kalakawa ſtand. Die Pflanzer waren ſchon damals 
faſt durchweg Amerikaner. Japan ſandte ſeine armen Söhne nach Hawai, 
damit ſie dort gleich Sklaven arbeiteten, und die japaniſche Regierung ſandte 
ihnen ſelbſt ihre Poliziſten nach, um ſie zu überwachen, natürlich nicht in 
ihrem eigenen Intereſſe, ſondern in dem ihrer kapitaliſtiſchen Ausbeuter. 

Mit der Annexion Hawais durch die Vereinigten Staaten änderte ſich die 
Lage dieſer armen Sklaven. Sie konnten nun nach den Vereinigten Staaten 
auswandern, und viele taten dies auch. Als dann die japaniſche Regierung 
ihren Untertanen verbot, nach den Vereinigten Staaten direkt auszuwandern, 
geſtattete ſie es ihnen, wiſſentlich oder nicht, auf dem Umweg über Hawai. 

Nun ſandte die amerikaniſche Regierung, in Wirklichkeit aber eigentlich 
die Zuckerpflanzer von Hawai, Agenten, meiſt Arzte, nach den japaniſchen 
Häfen, und dieſe unterſuchten dort die nach Hawai beſtimmten Auswanderer. 
Von dieſen wählten ſie aber vorſätzlich ſtets nur die Dümmſten und Un⸗ 
wiſſendſten aus, mit beſonderer Vorliebe ſtämmige Bauernburſchen. Sie taten 
das mit der Abſicht, den Zuckerpflanzern ein möglichſt williges Sklaven⸗ 
material zu verſchaffen. So wurde es in Japan bald zur ſtehenden Redensart: 
„Um die ärztliche Unterſuchung beim amerikaniſchen Konſulat in Hokohama oder 
Kobe zu beſtehen, braucht man nur ſchmutzige Kleider anzulegen und dumm 
dreinzuſchauen. Denn die Plantagenbeſitzer von Hawai brauchen nur Sklaven, 
die wie die Maultiere arbeiten, ohne zu murren.“ So gehörten die japa⸗ 
niſchen Arbeiter, die bis zur Erlaſſung des oben erwähnten Verbots von 
Hawai nach den Vereinigten Staaten auswanderten, zu den zurückgebliebenſten. 
und tiefſtſtehenden Japans. 

In dem hawaiſchen Inſelreich leben jetzt mehr als 70000 japaniſche 
Arbeiter. Nach der Annexion durch die Vereinigten Staaten mußten ihre 
Löhne etwas erhöht werden, um fie von der Auswanderung nach Amerika. 
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abzuhalten. Als ihnen dieſe aber geſetzlich verboten wurde, ſetzten die 
Pflanzer ſofort die Löhne herab und behandelten ihre Arbeiter wieder wie 
Sklaven. Daraufhin traten dieſe in Streik um beſſere Behandlung und höhere 
Löhne. Nach dreimonatigem heldenhaften Kampfe wurden ſie jedoch von den 
Pflanzern mit Hilfe der Regierungen von Amerika, Japan und Hawai 
niedergerungen. Es iſt eine ſonderbare, aber bezeichnende Tatſache, daß ſie 
dabei weder von den amerikaniſchen Gewerkſchaften noch auch von der 
Sozialiſtiſchen Partei die geringſte Hilfe erhielten. Ja, beide Organiſationen 
ließen es ruhig geſchehen, daß Streikbrecher von Amerika nach Hawai gingen 
und daß direkt unter den Augen der Bundesbehörden Kontraktarbeiter dort 
eingeführt wurden. Bezüglich der Gewerkſchaften darf man ſich nicht viel 
wundern, da ſie die Japaner überhaupt als Lohndrücker und Arbeiterfeinde 
betrachten. Es iſt aber nicht zu begreifen, daß auch die Sozialiſtiſche Partei 
und die ſozialiſtiſche Preſſe nichts zur Unterſtützung eines Streiks taten, der 
mit ſolcher Geſchicklichkeit und ſolchem Heldenmut geführt wurde. 

Die Pflanzer in Hawai hatten nun zu ihrem Schrecken erfahren, daß ſich 
die japaniſchen Arbeiter trotz Regierung und Militärgewalt nicht wie Sklaven 
behandeln ließen, und ſo gingen ſie darauf aus, ſie durch Einfuhr von 
Arbeitskräften anderer Nationalität zu erſetzen. Zuerſt machten ſie den Verſuch 
mit Philippinos, und als dieſer fehlſchlug, verſuchten ſie es mit Ruſſen, aber⸗ 

mals ohne Erfolg, und endlich mit Portugieſen. Hier in Hawai war das 

Einwanderungsgeſetz außer Kraft geſetzt und es verhinderte nicht den Import 
von Kontraktarbeitern; die amerikaniſchen Gewerkſchaften aber ſchweigen dazu 
wie das Grab. 

Die Amerikaner und die Hawaier, die Bundes- und die Lokalregierung 
ſind einig in der Propaganda für die Vertreibung der japaniſchen Arbeiter 
aus dem Inſelreich. Dabei gibt es unter den 70000 Japanern in Hawai 
viele, die ſchon vor der Annexion dort lebten; mehr als 10000 Japaner ſind 
dort geboren, und viele Tauſende betrachten Hawai als ihre Heimat. Ihnen 
verdankt Hawai größtenteils ſeine heutige Blüte. Und trotz alledem will man 
ſie nun vertreiben, nur weil man ſich fürchtet, ſie könnten um höhere Löhne 
und beſſere Behandlung ſtreiken und ſich mit der Lebensweiſe von Sklaven 
nicht zufrieden geben. Es bleibt allerdings fraglich, ob dieſer Ausſchluß 
gelingen wird, trotz des brutalen Vorgehens Rooſevelts und ſeiner Anhänger. 
Durch ein ſchweigendes Übereinkommen zwiſchen der amerikaniſchen und der 
japaniſchen Regierung iſt es heute jedem Japaner verwehrt, nach Hawai zu 
gehen. Es iſt aber klar, daß ſich die japaniſche Regierung nur durch den 
ſchwerſten Druck der amerikaniſchen zu dieſer Selbſterniedrigung zwingen ließ. 
Ein ſolch geſpanntes Verhältnis birgt ſchwere Gefahren in ſich. 


- 


5. Rechte der Japaner in Amerika. 

Japan beſitzt einen Handelsvertrag mit den Vereinigten Staaten ſo wie 
mit anderen Staaten. Tatſächlich aber genießen die Japaner in Amerika nicht 
dieſelben Rechte wie andere Ausländer. Die Urſache davon iſt, daß es ihnen 

nicht möglich iſt, in den Vereinigten Staaten das Bürgerrecht zu erlangen. 
Dieſe Benachteiligung iſt auf eine Interpretation der Verfaſſung zurück⸗ 
zuführen, die Präſident Rooſevelt von ſeinem getreuen Generalanwalt durch⸗ 
führen ließ. Die Abſicht dabei war zweifellos Stimmenfang an den pazifiſchen 
Küſten. In dieſem Vorgehen hat ſich Rooſevelts Japanerhaß wieder gezeigt, 
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wie ſchon vordem in ſeiner Rede von New-Port und in dem „Outlook*- 
Artikel kurz vor ſeiner Abreiſe nach Afrika. Dieſe Erklärung Rooſevelts wurde 
von den Staaten der pazifiſchen Küſte ſofort ausgenutzt, und die Japaner 
wurden um verſchiedene Rechte gebracht und mannigfach geſchädigt, bloß des⸗ 
halb, weil ſie nicht Bürger werden können. Selbſt Gewerkſchaften ſtellen ſich 
auf den Standpunkt, daß Japaner als Mitglieder nicht aufzunehmen ſind, 
weil ihnen das Bürgerrecht der Vereinigten Staaten nicht zugänglich iſt. 

Vor Rooſevelts Erklärung konnten die Japaner in verſchiedenen Staaten 
die Naturaliſation erlangen, und viele taten das auch; durch jene Erklä⸗ 
rung wurde aber ihr Bürgerrecht wieder aufgehoben. Dieſer Rechtszuſtand 
iſt für ſie eine Quelle von Demütigungen und Benachteiligungen der ver⸗ 
ſchiedenſten Art geworden. 


6. Die japanerfeindliche Bewegung in Amerika. 

In politiſcher Hinſicht iſt das Zentrum der japanerfeindlichen Bewegung 
Waſhington und insbeſondere Mr. Rooſevelt. Ihr Hauptbetätigungsgebiet 
aber findet ſie an den pazifiſchen Küſten. Dort macht ſie ſich im ſozialen 
und induſtriellen Leben am ſtärkſten fühlbar. Der Stimmenfang in dieſen 
Gebieten läßt auch die Demokratiſche Partei ebenſo wie die Republikaniſche 
dieſer japanerfeindlichen Stimmung ſchmeicheln. 

Als Gründe für die japanerfeindliche Bewegung werden hauptſächlich an⸗ 
geführt: erſtens: die Japaner arbeiten billiger als die Weißen; zweitens: die 
Japaner leben billiger als jene; drittens: die Japaner aſſimilieren ſich nicht 
der weſtlichen Ziviliſation und ſind zu chauviniſtiſch geſinnt, um jemals rich⸗ 
tige Amerikaner zu werden, und viertens endlich: die Japaner ſind ein un⸗ 
moraliſches Volk. 

Alle dieſe Anſchuldigungen ſind vollſtändig unberechtigt. Man muß be⸗ 
denken, daß aus den oben angeführten Gründen die Mehrheit der nach 
Amerika eingewanderten reſpektive von den Eiſenbahngeſellſchaften und Ein⸗ 
wanderungsagenten früher importierten Japaner einem ziemlich niedrigen 
Arbeitertypus angehört und ihnen überdies der Eintritt in die Gewerkſchaften 
verwehrt iſt, ſie alſo geradezu verhindert werden, ihre Lebenshaltung zu heben. 
Allerdings arbeiten die Japaner billiger als die Weißen im allgemeinen; das 
tun aber auch die Italiener und Griechen. Andererſeits ſind aber die Löhne 
japaniſcher Arbeiter bei der Obſternte und in der Zuckerinduſtrie bedeutend 
höher als die der Weißen. Es geht alſo wohl nicht an, die niedrigeren Löhne 
als Argument gerade gegen die Japaner auszuſpielen. f 

Es mag wahr ſein, daß die Japaner billiger leben als die Weißen, denn 
ſie ſind an dieſe Lebenshaltung gewöhnt. Man wird aber finden, daß der 
Aufwand der Japaner nicht geringer iſt als der der Weißen, ſobald ſie die 
gleichen Löhne erhalten. Wir haben in Japan ein Sprichwort: „Kein Arbeiter 
behält ſeinen Lohn über Nacht.“ Das heißt, daß unſere Arbeiter alles aus⸗ 
geben, was ſie verdienen. 

Die Japaner ſollen unfähig ſein, ſich der amerikaniſchen Ziviliſation zu 
aſſimilieren! Bekanntlich ſind die Japaner das anpaſſungsfähigſte Volk der 
Welt. Die alten Japaner entlehnten ihre Ziviliſation und Literatur den 
Chineſen und den alten Holländern. Seit fünfzig Jahren übernehmen die 
Japaner alle möglichen Errungenſchaften des Weſtens und haben gezeigt, daß 
ſie ſie wohl zu verwerten wiſſen. In Amerika ſelbſt haben ſich die Japaner 
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die Kultur des Landes zu eigen gemacht, und nun kommen die Amerikaner 
und ſtempeln ſie als Aſiaten zu einer minderen Menſchengattung. Unter 
dieſem Vorwand und weil die Japaner vom Bürgerrecht ausgeſchloſſen ſind, 
verſagt man ihnen alle Rechte und Vorteile, die Italiener, Griechen und Ar⸗ 
menier ohne weiteres genießen. Würde man die Japaner den Weißen gleich⸗ 
ſtellen und ihnen dieſelben Ausſichten und Möglichkeiten bieten wie jenen, ſo 
würden ſie ſich ihnen auch als gleich und ebenbürtig erweiſen. So aber ge— 
brauchen die Amerikaner dasſelbe Argument gegen die Japaner, das die 
Feinde des Frauenwahlrechtes gegen die Frauen ins Treffen führen. 

Ebenſowenig berechtigt iſt der Vorwurf, die Japaner ſeien zu chauviniſtiſch, 
um ſich amerikaniſieren zu laſſen. Bisher hat man ja den Verſuch noch nicht 
gemacht, ſondern ihnen vielmehr die Naturaliſation in Amerika verboten. 
Wenn die Japaner einmal Amerika als ihre Heimat werden betrachten dürfen, 
dann werden ſie auch Patriotismus für dieſes Land empfinden. 

„Die Japaner haben keine Moral.“ Dieſer Ruf wurde gegen die Japaner 
in Amerika zuerſt von eifrigen Chriſten in San Francisco erhoben und dann 
von der Anti-Japanese-League weiter verbreitet, und nun erſchallt dieſer Ruf 
gegen die Japaner über ganz Amerika. Dieſe Beſchuldigung iſt ſo völlig un⸗ 
beſtimmt, daß es unmöglich iſt, ſie durch Tatſachen zu widerlegen. Irgend— 
welche beſtimmte Anklagen werden gar nicht erhoben, aber dieſer allgemeine 
Vorwurf muß ſtets herhalten, wenn alle anderen verſagen, er bietet das Stich— 
wort für die japanerfeindliche Bewegung. 5 
Es wird behauptet, daß die Arbeit der Japaner die Löhne der Weißen herab— 

drücke. Das entſpricht aber nicht den Tatſachen. Denn während der letzten 
zehn Jahre haben ſich, wie die Statiſtik beweiſt, die Arbeitslöhne an den Küſten 
des Pazifiſchen Ozeans ſtetig gehoben. Die Arbeitsverhältniſſe ſind dort be— 
deutend beſſer als zum Beiſpiel in Philadelphia oder Pittsburg, wie Spargo auf 
dem Sozialiſtenkongreß, der kürzlich in Chicago ſtattfand, nachgewieſen hat. 

Die Japaner haben zur Entwicklung der pazifiſchen Küſtenſtaaten ihr 
reichlich Teil beigetragen, und auch heute noch ſind hunderttauſend oder mehr 
Japaner an dem Aufbau der Induſtrie an den pazifiſchen Küſten beteiligt. 
Es beſteht nicht die Spur eines Beweiſes, daß die Japaner bisher der ameri— 
kaniſchen Ziviliſation irgendwie geſchadet haben, und ebenſowenig beſteht eine 
Gefahr, daß ſie das jemals tun würden. 


7. Die Sozialiftifye Partei und die Einwanderungsfrage. 


Zu meinem größten Bedauern muß ich feſtſtellen, daß viele Sozialiſten 
in Amerika ſtark von Vorurteilen gegen die japaniſche Einwande— 
rung beherrſcht werden. Das hat ſich bei den internationalen Kongreſſen 
von Amſterdam und Stuttgart ſowie bei dem nationalen Parteitag, der vor 
zwei Jahren in Chicago abgehalten wurde, gezeigt, noch deutlicher aber bei 
dem kürzlich im Mai abgehaltenen Kongreß von Chicago, als dieſer den 
Bericht des Komitees entgegennahm, das vor zwei Jahren zur Unterſuchung 
der Frage der aſiatiſchen Einwanderung eingeſetzt worden war. Die von der 
Mehrheit des Komitees vorgeſchlagene Reſolution verlangte die völlige Aus 
ſchließung der Japaner, Koreaner und Chineſen. Tatſächlich handelt es ſich 
aber nur um die Japaner, da derzeit die Chineſen gänzlich ausgeſchloſſen ſind 
und die Koreaner überhaupt nicht in Betracht kommen. Bei den hitzigen 
Debatten, die über dieſe Frage auf dem Chicagoer Parteitag geführt wurden, 
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überſchütteten die Befürworter der Majoritätsreſolution die Japaner geradezu 
mit Ausdrücken des Haſſes und der Verwünſchung. Dieſe Stimmung be⸗ 
herrſchte auch die Majoritätsreſolution ſelbſt ſowie die Rede, mit der Unter⸗ 
man, der Vorſitzende des Komitees, ihre Annahme dem Kongreß empfahl. 
Ich will einige beſonders charakteriſtiſche Stellen aus dieſer Rede anführen. 

„Indem wir die Politik der Einſchränkung der Einwanderung oder ſelbſt 
der Ausſchließung beſtimmter Raſſen befürworten, ſetzen wir uns nicht not⸗ 
wendig in Widerſpruch mit dem Prinzip der Solidarität der Arbeiterklaſſe.“ 

„Jede Maßregel, welche nicht den unmittelbaren Intereſſen der 
Arbeiterklaſſe in den Vereinigten Staaten dient, iſt fruchtlos und 
reaktionär.“ 

„Die gegenwärtige Lage zwingt uns, eine wichtige Ausnahme (von der 
Stuttgarter Reſolution) in Sachen der Einwanderung beſtimmter Nationen 
zu machen; dieſe Ausnahme bezieht ſich auf die Maſſeneinwanderung von 
Chineſen, Japanern, Koreanern und Hindus nach den Vereinigten Staaten. 
Wir empfehlen die unbedingte Ausſchließung dieſer Raſſen, nicht als 
Raſſen an ſich — nicht als Völker mit beſtimmten phyſiologiſchen Merk⸗ 
malen —, ſondern aus dem offenſichtlichen Grunde, daß dieſe Völker Teile 
der Erde bewohnen, in denen ſie ſo weit hinter der allgemeinen modernen 
Entwicklung der Induſtrie und der Wirtſchaft überhaupt zurückgeblieben 
ſind, daß ſie ein Hindernis und zugleich eine Drohung bilden für den Fort⸗ 
ſchritt der angriffsluſtigſten und tatkräftigſten Elemente unſerer Arbeiterſchaft.“ 

„Wir ſenden“, rief Unterman mit Emphaſe, „Millionen an Kapital nach 
China und Japan zur Förderung ihrer Induſtrien, und was ſchicken ſie uns 
als Entgelt? — Streikbrecher und Kontraktarbeiter.“ 

Viktor Berger von Wisconſin ſprach ſich ebenfalls für die Ausſchließung 
der Aſiaten aus, indem er dem Parteitag empfahl, ſich von jedem dogmatiſchen 
Fanatismus fernzuhalten. Er wies auf die 8. L. P. und die I. W. W. als 
Beiſpiele für die Folgen eines ſolchen Fanatismus hin und erklärte, die Sozia⸗ 
liſtiſche Partei müſſe ſich für die Ausſchließung der Aſiaten ausſprechen, da 
dieſe von den amerikaniſchen abweichende Sitten hätten und ſich amerikaniſchem 
Leben nicht anpaſſen könnten. 

„Ich glaube an das Wort von Karl Marx: „Proletarier aller Länder, ver⸗ 
einigt euch‘, aber das bedeutet nicht, daß wir uns in Chicago, in Milwaukee 
oder in New Vork vereinigen müſſen.“ So Viktor Berger. 

„Es iſt dies“, fuhr er fort, „hauptſächlich eine Frage der Ziviliſation. 
Wir haben eben eine verſchiedene Lebenshaltung. Der Mongole kommt hier⸗ 
her, lebt billig und erwirbt bald Eigentum. Die Folge iſt, daß wir einen 
gelben Mittelſtand bekommen. Einen Vorſchlag, der mich in die Lage ver- 
ſetzen würde, von 50 Cents im Tage leben zu müſſen, werde ich bekämpfen 
wie ein Tiger. Ich hoffe, Sie alle werden das gleiche tun.“ 

Unterman, der Vorſitzende des Einwanderungskomitees, zog einen Ver⸗ 
gleich zwiſchen Amerika und Europa, indem er Amerika als Einwanderungs⸗ 
land, Europa als Gebiet der Auswanderung bezeichnete. 

„Revolutionäre Phraſen“, meinte er, „haben bei uns keine Geltung. Hier 
kommt es auf vernünftiges Handeln an. Das Geſetz der Selbſterhaltung 
kann uns zwingen, Schritte zu tun, die bei den Sozialiſten Europas keine 
Zuſtimmung finden mögen. So wie die Lebensbedingungen ſich wandeln, 
ſo müſſen es auch die Anſchauungen und Aktionen der Sozialiſtiſchen Partei.“ 
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„Proletarier aller Länder, vereinigt euch“, fuhr Unterman fort, „heißt 
nicht, daß die Arbeiter der ganzen Welt nach einem Lande auswandern 
ſollen.“ 

Gegen dieſe Argumente wandte ſich Spargo im Namen der Minorität 


des Komitees. Er wies darauf hin, daß den 6 Staaten, die für die Be⸗ * 


ſchränkung der Einwanderung ſind, 36 andere gegenüberſtehen, die durch ſie 
nicht berührt werden. 

„Wenn das Verlangen nach Ausſchließung der Chineſen und Japaner“, 
ſagte er, „damit begründet wird, daß ihre Lohnanſprüche geringer ſind als 
die der amerikaniſchen Arbeiter, ſo gilt derſelbe Einwand gegenüber den 
Juden und Italienern.“ 

Zum Beweis dafür ſchilderte er die ſchauderhaften Zuſtände im Ghetto 
und im Italienerviertel von New Pork. 

„Die Gewerkſchaften“, fuhr er fort, „trifft die Verantwortung dafür, daß 
ſo viele Ausländer ihnen nicht beitreten und ſo in hilfloſer Vereinzelung 
bleiben. Aber auch der Sozialiſtiſchen Partei iſt in dieſer Hinſicht, wenn auch 
in geringerem Grade, ein Vorwurf nicht zu erſparen. Auf einem großen 
Bau in Chicago arbeiten Japaner Seite an Seite mit anderen Raſſen, ſie 
erhalten die gleichen Löhne und führen die gleichen Gewerkſchaftsmarken.“ 

„Die Sozialiſtiſche Partei“, ſchloß Spargo, „kann und darf nicht für die 
Ausſchließung irgend einer Raſſe eintreten.“ 

Der ſchwediſche Delegierte Holm machte ſich über die Argumente der 
Befürworter der Majoritätsreſolution luſtig. Obwohl der Bericht angeblich 
das Ergebnis zweijährigen Studiums der Frage ſein ſollte, meinte er, ent: 
halte er tatſächlich nichts als leere Worte. 

Gegenüber dem gegen die Aſiaten erhobenen Vorwurf der Unreinlichkeit 
wies er auf den Schmutz hin in den Werkſtätten für Konditoreiwaren und 
in den Schwitzbuden der Ghettos in den großen amerikaniſchen Städten im 
Gegenſatz zu der in den japaniſchen Reſtaurants herrſchenden Reinlichkeit. 

Delegierter Merrick von Pittsburg wandte ſich gegen die Majoritäts⸗ 
reſolution mit dem Hinweis auf die Kriegsgefahr, die ſie mit ſich bringe. 

Kennedy von Pennſylvanien wandte gegen die Majoritätsreſolution ein, 
daß die Arbeitslöhne gerade in ſeinem Staate, wo es Japaner überhaupt nicht 
gebe, am niedrigſten ſeien. N 

Ein weiterer Kommentar zu dieſen beiderſeitigen Argumenten erübrigt ſich 
wohl, ſie ſprechen für ſich ſelbſt. Unterman und Berger interpretieren jenes 
edelſte Prinzip des internationalen Sozialismus: „Arbeiter aller Länder, ver⸗ 
einigt euch“ ebenſo wie die Amerikaner die ſogenannte Monroedoktrin, ganz 
nach ihren eigenen Vorurteilen und Wünſchen. 

Schließlich wurde ein von Hillquit eingebrachter Kompromißvorſchlag 
mit 55 gegen 50 Stimmen angenommen und ſo die Ehre des amerikaniſchen 
Sozialismus noch gewahrt. 

Soweit ich berechtigt bin, im Namen meines Volkes zu ſprechen, kann ich 
ſagen, daß wir uns, wenigſtens was Erziehung und Induſtrie betrifft, mit 
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dieſer Zuſammenwerfung mit Chineſen und Koreanern keineswegs einverſtanden 
erklären können. 97 Prozent der japaniſchen Kinder im ſchulpflichtigen Alter 
beſuchen während zehn Monaten im Jahre die Elementarſchule. In indu⸗ 
ſtrieller Hinſicht hat ſich Japan in den letzten vierzig Jahren mächtig empor⸗ 

gearbeitet, und heute zählt die eigentliche Fabrikarbeiterſchaft 800000 Köpfe. 
Die amerikaniſchen Sozialiſten wie Berger, Unterman, Lee und Hunter, 

die für die Ausſchließung eintreten und dabei noch behaupten, ſich ganz in 
Übereinſtimmung mit der Stuttgarter Reſolution und dem Kommuniſtiſchen 
Manifeſt zu befinden, kennen die wirklichen Verhältniſſe an den pazifiſchen 
Küſten gar nicht, wo die japaniſchen Einwanderer größtenteils leben. Sie 
gehen von Phantaſiegemälden ihrer eigenen Konſtruktion aus. Neuere Unter⸗ 
ſuchungen aber haben gezeigt, daß die Löhne der Japaner gar nicht ſo viel 
niedriger ſind als die der Weißen. Obwohl die Gewerkſchaften japaniſche 
Arbeiter nicht aufnehmen, ſind die japaniſchen Schuhmacher in eigenen Ver⸗ 
einen gut organiſiert, ſie haben ihren eigenen gewerkſchaftlichen Lohntarif und 
haben ſchon wiederholt, aber ſtets vergebens bei der American Federation of 
Labor um Aufnahme angeſucht, und auch heute geht die Organiſationsarbeit 
der japaniſchen Arbeiter in Amerika vorwärts. Japaniſche Kontraktarbeiter 
gibt es in Amerika heute überhaupt nicht. Auch die ſtrengſten und oft bar⸗ 
bariſchen Unterſuchungen durch die Einwanderungsbehörden waren nicht im⸗ 

ſtande, in den letzten Jahren einen einzigen Fall nachzuweiſen, der der 
Kontraktarbeit auch nur verdächtig geweſen wäre. Unter den 100000 oder 
mehr Japanern an den pazifiſchen Küſten gibt es 200 oder 300 Zimmerleute, 
die aber mit ihren weißen Berufsgenoſſen gar nicht in Konkurrenz treten. 
Auch dort, wo ſie bei weißen Unternehmern arbeiten, werden ſie nur zum Bau 
japaniſcher Teehäuſer oder anderer japaniſcher Häuſer verwendet, eine Arbeit, 
die auszuführen amerikaniſche Zimmerleute gar nicht imſtande ſind. Über⸗ 
haupt gibt es vergleichsweiſe nur ſehr wenige Arbeiter, die mit den Mit⸗ 
gliedern der amerikaniſchen Gewerkſchaften in Wettbewerb treten. Die meiſten 
ſind im Landbau, bei der Obſternte, im Gemüſebau oder bei der Waldarbeit 
oder endlich als Hausdienerſchaft tätig. Die Vorwürfe von ſozialiſtiſcher Seite 
ſind daher völlig unberechtigt. 


8. Die künftigen Beziehungen zwiſchen Japan und Amerika. 


Will man wirklich, wie es alle Gewerkſchaften und ein großer Teil der 
Sozialiſten verlangen, die Japaner für immer von Amerika ausſchließen? 
Werden ſich dieſe ſtets einer ſo erniedrigenden Behandlung fügen? 

Heute ſind die 100000 Japaner in Amerika fortwährenden Mißhandlungen 
und Verfolgungen ausgeſetzt. Oft werden ſie von Pöbelhaufen überfallen und 
mißhandelt, die Fenſter ihrer Wohnungen werden zertrümmert, ihr Eigentum 
beſchädigt, ſie werden auf den Straßen angeſpien, geprügelt und mit Steinen 
beworfen. Japaniſche Läden werden von den Gewerkſchaften boykottiert und 
ihr Geſchäft in jeder Weiſe geſtört. Vor wenigen Tagen erſt brachte der Draht 
uns die Nachricht, daß in einem Dorfe die Japaner von ihren weißen Mit⸗ 
bürgern mit Waffengewalt verjagt, daß einige dabei ſchwer verletzt wurden 
und alle ihre Habe verloren. Die Japaner werden heute von den Amerikanern 
ebenſo behandelt wie die Juden von den Ruſſen. Soll dieſe brutale, unmenſch⸗ 
liche Behandlung der friedlichen Japaner ewig dauern? Dieſe Verfolgungen 
werden meiſt angeregt von Arbeiterführern und, wie ich gezeigt habe, von 
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Sozialiſten von internationalem Rufe gebilligt. Es tut mir leid, dies feſt⸗ 
ſtellen zu müſſen, aber es iſt eine Tatſache, die wir nicht ignorieren dürfen 
und an der wir als Sozialiſten nicht ruhig vorbeigehen können. 

Es iſt eine bekannte Tatſache, daß die Frage der japaniſchen Einwande⸗ 
rung Rooſevelt und den Staatsmännern von Waſhington als Vorſpann dienen 
mußte zur Durchſetzung ihrer Flottenforderungen. Heute beſitzen die Ver⸗ 
einigten Staaten bereits eine rieſige Flotte, und zugleich werden in aller Eile 
Hawai, die Philippinen und die pazifiſchen Küſten mit mächtigen Befeſtigungen 


ausgeſtattet, und ſchon ſpricht man in Waſhington von der Befeſtigung des 


Panamakanals. Was iſt der Zweck aller dieſer Kriegsvorbereitungen und 


! 


jingoiſtiſchen Reden und Artikel? Dr. Herron hat dies unlängft in einem 
Artikel des „New-Age“ (London) ausgeſprochen. Er verkündet und beweiſt 
mit großer Schärfe, daß Rooſevelt, der Führer der japanerfeindlichen Be⸗ 
wegung, bald Amerika zu einem Kriege mit Japan um den chineſiſchen 


Markt führen wird. Dr. Herron betet, daß ſeine Prophezeiung nicht eintreffen 


möge. Ich aber wende mich an das Urteil und an das Gewiſſen der Sozia— 
liſten der Welt. 

Die Vereinigten Staaten ſind heute im Beſitz einer gewaltigen Flotte, der 
nächſten im Range nach der Deutſchlands. Japan kommt erſt an fünfter 
Stelle. Die Vereinigten Staaten haben eine Einwohnerſchaft von 90 Mil⸗ 
lionen und unbeſchränkte Hilfsmittel, die einer habgierigen Kapitaliſtenklaſſe 
zur freieſten Verfügung ſtehen. Japan, mit weniger als 50 Millionen Ein⸗ 
wohnern, iſt ein armes Land, am Rande des Bankrotts. Amerika vermag 
alſo Japan zu beſiegen. Wird ihm dies aber leicht werden? Wird es 
nicht auch ſelbſt ſchwere Opfer und Verluſte an Menſchenleben zu erleiden 
haben? 

Leider tut auch Japan ſein Außerſtes zur Verſtärkung von Flotte und 
Landheer, hier gibt es aber keine Arbeiterbewegung, die beim Ausbruch von 
Mißhelligkeiten zwiſchen Japan und Amerika dem Chauvinismus entgegen⸗ 
treten könnte. Hier liegen daher die Verhältniſſe ganz anders als zwiſchen 
England und Deutſchland. Dort find die Arbeiter der beiden Länder mit- 
einander befreundet, und einträchtig bekämpfen ſie die Kriegsgefahr. Keines⸗ 
falls wollen ſie dem Wunſche gieriger Kapitaliſten nach neuen Abſatzmärkten 
Vorſchub leiſten. Bei uns liegen die Dinge ganz anders. Unſere Arbeiter⸗ 
ſchaft iſt nicht organiſiert, unſere Sozialiſten ſind gering an Zahl und ohne 
Einfluß und bei dem Mangel freiheitlicher Geſetze von der Regierung faſt er⸗ 
drückt. Wir ſind daher darauf angewieſen, daß die amerikaniſchen Sozia⸗ 
liſten die Bewegung gegen den Krieg durchführen. Die Arbeiter in Amerika 
ſind intelligent und gut organiſiert, und ſo wären ſie in der Lage, einem 
möglichen Kriege mit Japan vorzubeugen. In erſter Linie wäre es die Auf⸗ 
gabe der Sozialiſten, der bevorſtehenden Gefahr durch eifrigſte Agitation vor⸗ 
zubeugen. Statt aber mit aller Macht die japanerfeindliche Stimmung unter 
den Arbeitern zu bekämpfen, unterſtützen und begünſtigen viele von ihnen 
ſogar noch dieſe Bewegung. Sie geben ſich damit zu Agenten kapitaliſtiſcher 
Habgier her, die nach den chineſiſchen Märkten lüſtern iſt, und tragen damit 
nur zur Beſchleunigung des japaniſch⸗amerikaniſchen Krieges bei. : 

Ich appelliere an die amerikaniſchen Sozialiſten, von dieſer 
verkehrten Handlungsweiſe abzuſtehen, und an die Sozialiſten 


der ganzen Welt und insbeſondere an ihre Delegierten, die im 
1909-1910. II. Bd. 51 
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Auguſt in Kopenhagen zuſammentreten, dieſe Frage in ernſteſte 
Erwägung zu ziehen. Der Krieg zwiſchen Japan und Amerika wird un⸗ 
ermeßliches Elend, Leiden und Opfer über die Arbeiter beider Länder bringen. 
Sie werden keinesfalls aus dem Kampfe irgendwelchen Vorteil ziehen. Wir 
hatten ja eben erſt Gelegenheit, dies zu erfahren. 

So appelliere ich an euch alle, arbeitet für den Frieden der beiden Länder! 
Wir vertrauen euch unſere Sache an. Die Ausſchließung der Japaner mag 
heute für die Arbeiter der Vereinigten Staaten einen momentanen Vorteil 
bedeuten; ſollte ſie aber zum Kriege führen, dann wird ſie auch ihnen nur 
Elend und Jammer bringen und keinen Gewinn. 


Zur Genoſlenſchaftsfrage. 
Von Helma Steinbach. 


„Aber, liebe Genoſſin, wir ſind ja ganz mit Ihnen einverſtanden; wir wiſſen 
ja, daß Sie das Allerbeſte wollen — nur — wir werten das nicht ſo hoch 
wie Sie!“ 

Das antwortete mir vor längerer Zeit mal einer unſerer hervorragenden 
Parteiführer, als ich ihn in der mir angeborenen Schüchternheit bat, doch in eine 
der ſieben „Volksverſammlungen“ zu kommen, in denen ich in Berlin über das 
Thema „Praktiſcher Idealismus im proletariſchen Klaſſenkampf“ refe⸗ 
rieren ſollte. Mein in aller Beſcheidenheit vorgebrachtes Argument: „Wenn ich 
irgend etwas Verkehrtes ſage, da iſt es für Sie doch ein Kleines, mich zu berich⸗ 
tigen — Sie, der große — ich, die kleine Steinbach!“ Alles umſonſt! Er 
kann nicht! Die Führer der Partei — „werten“ die „Organiſation der 
Konſumtion“ noch nicht! 

Wenn ich, was mehrfach geſchehen, von „wohlwollenden“ „ſozialgeſinnten“ 
Bürgerlichen in unverkennbarer Abſicht um dieſe bedenkliche Erſcheinung inter⸗ 
pelliert worden bin, dann konnten die Leute mich natürlich nicht in Verlegenheit 
bringen. Auf die bedenkliche Frage, wie es doch zu erklären ſei, daß die an der 
Spitze der deutſchen Sozialdemokratie ſtehenden geiſtigen Führer für dieſe prak⸗ 
tiſche Machterweiterung des kämpfenden Proletariats ſo unempfindlich ſeien, 
konnte ich den hämiſchen Fragern auftrotzen mit einer Reihe von „Erklä⸗ 
rungen“, welche dieſen Herrſchaften den Mund ſtopften. Ich brauchte ja nur hin⸗ 
zuweiſen auf den Urſprung der meiſten bisherigen Konſumvereine aus dem im 
demokratiſchen Fahrwaſſer ſegelnden „Allgemeinen Deutſchen Genoſſenſchafts⸗ 
verband“ Schultze⸗Delitzſcher Obſervanz, die mit ihrer kraß ausgearbeiteten Divi⸗ 
dendenſeuche ſo rein kapitaliſtiſche Tendenzen kultivierten, daß wir heute noch 
eine Herkulesarbeit zu verrichten haben, um dieſes Gift auszurotten. „Da ſei es 
doch nicht ſo verwunderlich, daß die Führer der modernen Arbeiterbewegung unſere 
ideale Sache nicht mit dieſer unſittlichen, kleinbürgerlichen Profitmacherei beſchmutzen 
möchten!“ uſw. uſw. 

Ganz, ganz anders aber wird dieſe Frage zu beantworten ſein, wenn ſie 
mahnend aus unſeren eigenen Reihen heraus an das Ohr der „Ver⸗ 
antwortlichen“ ertönt! 

Daß das Ringen der Genoſſenſchaftsbewegung um ihre Anerkennung als 
gleichberechtigter Faktor im Emanzipationskampf des Proletariats innerhalb der 
Arbeiterpartei ſich nicht ebenſo beſchämend lange und erbittert geſtalten wird, wie 
das bei den jahrzehntelangen Kämpfen der Gewerkſchaftsbewegung, bis Jena und 
Mannheim, leider der Fall geweſen, das ſteht heute ſchon feſt. 
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Der Umſtand, daß mit jedem Machtzuwachs der Konſumentenorganiſation zu⸗ 
gleich die Ausbreitungsmöglichkeit derſelben auf dem Gebiet der Eigen- 
produktion wächſt, erhöht in ſteigendem Maße ihre Bedeutung als Rücken⸗ 
ſtärkung in den unausweichlichen Kämpfen der Gewerkſchaften. Wo es 
ſich aber bei beiden Organiſationen um denſelben Mitgliederkreis, beſonders aber 
auch um in ſozialiſtiſchem Geiſte geſchulte Maſſen handelt (dieſe 
Schulung iſt Aufgabe der Partei), da bedarf es heute keiner großen Propheten⸗ 
gabe, wenn man für die Zukunft ein raſches Anwachſen der Genoſſenſchaften er⸗ 
wartet. 

Daß der Zuwachs faſt ausnahmslos aus Arbeiterkreiſen kommt, iſt eine 
natürliche Erſcheinung. Rekrutieren ſich die Mitglieder des „Zentralverbandes 
deutſcher Konſumgenoſſenſchaften“ doch heute bereits zu faſt neun Zehnteln aus 
dem Proletariat! 

Unter allen Umſtänden dünkt mich dieſe Tatſache hinreichend als Grund da— 
für, daß zum erſten Male die Frage: „Sozialismus und Genoſſenſchafts⸗ 
bewegung“ — und zwar als erſter Punkt — auf die Tagesordnung eines inter- 
nationalen Parteitags geſetzt iſt. 

Ich gehöre nicht zu den kleingläubigen Schwarzſehern, welche befürchten, daß 
in Kopenhagen für die Entwicklung des Genoſſenſchaftsweſens ſchädliche oder 
hemmende Beſchlüſſe gefaßt werden können. 

Wenn einige unſerer internationalen Bruderparteien bei ſich mit den Konſum⸗ 
genoſſenſchaften allerlei „ſozialiſtiſche“ Experimente riskieren und dabei mehr oder 
minder gute Erfolge erzielt haben, fo findet das feine Begründung in den ſpe⸗ 
ziellen politiſchen Verhältniſſen der betreffenden Länder. Bei uns war das 
für die verantwortlichen Führer der Partei wohl gerade ein weſentlicher 
Grund zu kühlſter Reſerve gegenüber allen wirtſchaftlichen Gründungen 
einzelner Parteigruppen. Jedes Mißlingen derſelben würde ja auch eine 
Schädigung der Geſamtpartei bedeuten (ſiehe Berliner Parteitag 1893, Han⸗ 
noverſcher Parteitag, Molkenbuhr und andere). Deshalb ſind in dieſem 
Punkte auch alle irgendwie maßgebenden Kreiſe in der deutſchen Genoſſenſchafts— 
bewegung von jeher vollkommen einverſtanden geweſen mit der Neutralität der 
politiſchen Partei den Genoſſenſchaften gegenüber. Leider bieten nun 
aber etliche ſogenannte „führende“ Perſonen in der Partei zum Gaudium der uns 
umlauernden geſamten Gegnerſchaft Stoff zu Hohn und Hetze, indem ſie, natür⸗ 
lich aus Unverſtand, unaufhörlich gegen die prinzipiellen Vertreter ſtrikteſter 
Neutralität der Genoſſenſchaften jedweder Parteipolitik gegenüber in Wort 
und Schrift übelwollen und Mißtrauen unter der Maſſe der Parteigenoſſen zu 
ſchüren ſuchen. 

Es ſcheint doch notwendig, daß man dieſem Treiben gegenüber einmal etwas 
gründlich zufaßt. 

Da ſind zunächſt diejenigen, welche von den geſchäftlich proſperierenden 
Genoſſenſchaften, weil Leiter, Angeſtellte und Mitglieder durchgehends Partei- 
genoſſen find, verlangen, daß die erzielten Überjchüfje, mindeſtens aber ein „ent⸗ 
ſprechender“ Prozentſatz davon, an die Parteikaſſe abgeliefert werden, alſo zu ſozial⸗ 
demokratiſchen Parteizwecken verwendet werden müßten. 

Ich ſtecke mich nicht gerade, was ja in der Regel geſchieht, hinter den Para⸗ 
graphen des deutſchen Genoſſenſchaftsgeſetzes, der „jede Verwendung von Mitteln 
der Genoſſenſchaft zu nicht in dem Statut vorgeſehenen Zwecken“ verbietet — bei 
Strafe der Auflöſung —, ich appelliere einfach an die geſunde Vernunft der— 
jenigen, welche heute die Genoſſenſchaften als „Milchkühe“ aufzüchten möchten für 
die Parteikaſſe, wie es zu Anfang der Arbeiterbewegung nicht wenig Ge— 
noſſen und Genoſſinnen gegeben hat, die derartiges auch von den damaligen Ge— 
werkſchaften als „ſelbſtverſtändlich“ gefordert haben. Heute denkt daran in 
Deutſchland kein vernünftiger Genoſſe mehr. 
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Auch unſere franzöſiſchen Genoſſen haben gerade eben (15. bis 16. Juli) in 
Paris — anläßlich der Genoſſenſchaftsdebatten auf ihrem Parteitag — mit großer 
Mehrheit eine Reſolution für den internationalen Kongreß in Kopenhagen an⸗ 
genommen, welche entgegen einer von Jules Guesde eingebrachten verlangt, daß 
mit dem Syſtem gebrochen werden müſſe, die Mittel der Konſumgenoſſenſchaften 
zu direkten Unterſtützungszwecken für die Partei zu verwenden. 

Wollten die von Sozialdemokraten gegründeten und geleiteten Genoſſenſchaften 
ihre Mittel zu parteipolitiſchen Zwecken verwenden, wer dürfte dann etwas da⸗ 
gegen haben, wenn in allen Orten, wo wir einen Konſumverein gründen, daneben 
auch das „Zentrum“, die „Hirſch-Dunckeriſch Freiſinnigen“, die „Deutſch⸗ 
nationalen“ uſw. gleichfalls für ihre Anhänger Konkurrenzvereine errichten und 
deren „Erträgniſſe“ für ihre Parteizwecke verwenden wollten? Ob bei einer 
ſolch verrückten Zerſplitterung überhaupt von geſchäftlicher Proſperität die 
Rede ſein könnte, mag die geſunde Vernunft entſcheiden. In Belgien, Holland, 
Frankreich beſteht dieſe tolle Zerſplitterung tatſächlich zum Schaden der geſamten 
Bewegung! Beſonders ſchlimm blüht dieſer Unfug in Rußland. 

Das ſind krankhafte Schwächezuſtände. 

Dagegen aber ſteht eines feſt — überall dort, wo es heute noch den Feinden 
des Proletariats gelingt, größere Maſſen mit dem „roten Lappen“ vom Anſchluß 
an die moderne Arbeiterbewegung abzuſcheuchen, da gibt es kein ſichereres Mittel, 
uns zunächſt einmal Reſpekt zu ſchaffen, als daß wir dieſen im Nebel 
des Wahnes hinvegetierenden Kollegen und Kolleginnen durch die 
lebendige, gute Tat praktiſchen Anſchauungsunterricht geben! 

Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt nun, daß bei uns in Deutſchland bis 
in die kleinſten Neſter hinein, in Dörfern und Städten ein förmliches Drängen 
nach Konſumentenorganiſationen Platz greift. Sogar das Wort vom „anti⸗ 
kollektiviſtiſchen Bauernſchädel“ ſcheint in dieſem Falle nicht mehr wahr zu fein. 

Wo ein gut geleiteter Konſumverein errichtet wird, iſt die erſte ſicht⸗ und 
fühlbare Folge, daß er gegenüber der Privathändlerſchaft preis regulierend 
wirkt. Die Mitglieder haben es in der Hand, auf Grund ihrer Erfahrung in der 
genoſſenſchaftlichen Geſchäftspraxis eine ſtändige Kontrolle zu führen über 
die zahlloſen ſchwindelhaften Manipulationen des privatkapitaliſtiſchen Händler⸗ 
tums. Ein Beiſpiel für tauſend: Uns hat ein Lagerarbeiter der „Produktion“ mit⸗ 
geteilt, daß er in ſeiner früheren Stellung ſieben Jahre lang Mehl zu drei ver⸗ 
ſchiedenen Preiſen aus einem Sacke hat verkaufen müſſen. 

Welch ein Segen für die darbenden Maſſen iſt nicht ſchon die Errichtung einer 
großen modernen Genoſſenſchaftsbäckerei an einem Orte, wo ſonſt die Herren 
Bäckermeiſter allein den Preis und die Größe des Brotes feſtſetzen konnten! Damit 
iſt's dann vorbei! Ganz zu ſchweigen von dem Einfluß auf Lohn- und Arbeits⸗ 
bedingungen der dort beſchäftigten Bäckereiarbeiter. 

Hier will ich nun zu einer — nein, zu der Kardinalfrage Stellung nehmen. 

Was heißt eine gut geleitete Genoſſenſchaft? f 

Wer da zum Beiſpiel glaubt, zur Leitung einer Arbeitergenoſſenſchaft, egal ob 
Produzenten: oder Konſumentengenoſſenſchaft, eigne ſich am beſten ein überzeugungs⸗ 
treuer, opferfreudiger Sozialdemokrat — denn „kapitaliſtiſche Geriſſenheit“ und viel 
ſogenannte „Schläue“ braucht er ja nicht —, der iſt genau fo weit von der Wirk⸗ 
lichkeit entfernt wie derjenige, welcher denkt, der Leiter eines derartigen großen 
Betriebs muß in erſter Linie, ja eigentlich allein, ein Branchenkundiger, die 
Marktverhältniſſe, alle Kniffe der „kaufmänniſchen Uſancen“ uſw. beherrſchender 
Geſchäftsmann ſein. 

Ja, da liegt in erſter Linie die ungeheure Schwierigkeit! Und in der Über- 
windung dieſer muß es ſich gerade zeigen, wie weit wir heute ſchon reif 
ſind zu demokratiſcher Selbſtverwaltung! Auf keinem anderen Gebiet können 
wir den Beweis erbringen. 
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Als Laſſalle ſeinerzeit die Maſſen gegen die liberalen Fortſchrittler in Be⸗ 
wegung bringen wollte, da glaubte er kein beſſeres Agitationsmittel finden zu 
können, als daß er vom bürgerlichen Klaſſenſtaat 100 Millionen Mark forderte, 
um mit dieſer hübſchen Summe Geldes allerlei Produktivgenoſſenſchaften zu 
gründen, in welchen dann — doch wohl auf „ſozialiſtiſche Art“ — „Werte ge⸗ 
ſchaffen“ werden ſollten — denn „nicht als Konſumenten, ſondern als Produzenten 
muß den Arbeitern geholfen werden!“ Laſſalle iſt jung geſtorben, wenn er lange 
gelebt hätte, wäre er wahrſcheinlich bald dahinter gekommen, daß dazu etwas mehr 
gehört, als dem Bourgeoisſtaat 100 Millionen abzuknöpfen. Es iſt mir überhaupt 
immer ſchwer verſtändlich geweſen, daß der ſcharfe Denker im Ernſt an dieſe Utopie 
ſelber geglaubt haben ſoll. 

Wenn aber andererſeits auf dem Berliner Parteitag 1893, anläßlich der Debatte 
über die Genoſſenſchaftsfrage, der verſtorbene Genoſſe Auer von den Verfechtern 
der Produktivgenoſſenſchaften höhnend erklärte: „Dann legen fie ihren Unbeſitzw 
zuſammen und gründen eine Produktivgenoſſenſchaft und wenden ſich dann an die 
Partei um Unterſtützung“, ſo hat auch er doch nur bedingungsweiſe recht 
gehabt. Ich denke hier an die Gründung der Hamburger Tabafarbeiter: 
genoſſenſchaft. Die hatte weder einen „Staatskredit“, noch wurde ſie von der 
Partei „unterſtützt“ — im Gegenteil, es wurde lange Zeit im wahrſten Sinne des 
Wortes ganz unverantwortlich auf ihr herumgetrampelt —, das ſind unvergeß— 
liche Tatſachen! 

Und was iſt trotzdem daraus geworden? Nach zirka zwanzigjährigem, lang⸗ 
ſamem Aufſtieg iſt ſie, nach freiem Beſchluß ihrer Mitglieder, mit einem eigenen 
Vermögen von nahezu einer Viertelmillion Mark, als ein Zweig der Eigenproduk⸗ 
tion einer höheren Genoſſenſchaftsform, in die „Großeinkaufsgeſellſchaft 
deutſcher Konſumvereine“ übergegangen. 

Ein Ruhmesblatt in der Geſchichte der deutſchen Arbeiter— 
bewegung! 

Allerdings hat die Leitung der Tabakarbeitergenoſſenſchaft tapfer aller Ver⸗ 
ſuchung widerſtanden, aus dieſem Arbeiterunternehmen, das der geſamten 
Organiſation der Kollegenſchaft einen Stützpunkt im Kampfe gegen 
das Unternehmertum bilden ſollte, eine „Filiale des Zukunftsſtaats“, gleich⸗ 
ſam eine „Inſel der Seligen“ im wogenden Meere der übrigen kapitaliſtiſchen 
Produktion zu machen. Nach demokratiſchem Prinzip haben die Mitglieder 
zugleich mit den Arbeitern der Genoſſenſchaft ſelber die Lohn- und Arbeitsverhält- 
niſſe ſo weit erhöht, daß der Beſtand der Genoſſenſchaft die Konkurrenz mit der 
Privatinduſtrie aushalten konnte. 


Wie ungeheuer viel mehr aber hätte dieſe Genoſſenſchaft noch für den Eman⸗ 
zipationskampf gegen die jammervollen Verhältniſſe der Tabakarbeiter und -arbei 
terinnen leiſten können, wenn — ja wenn man von jeher den „praktiſchen Idea— N 


lismus etwas höher gewertet hätte“! 


Und die vielen, vielen anderen Verſuche auf dem Gebiet der Produzenten- 


genoſſenſchaften, meiſtens doch aus verlorenen Arbeiterkämpfen erſtanden — welche 
Unſumme an opferfreudiger, begeiſterter Arbeit iſt verloren gegangen, wie viel 
Kummer, wie viel verzweifeltes Ringen bis zum bitteren Ende hätte vermieden 
werden können, wenn rechtzeitig die Bedeutung der genoſſenſchaftlichen Produktion 
und Konſumtion und ihre Werbekraft für unſere große, allgemeine Be⸗ 
wegung erkannt und zielklar gefördert worden wäre! 

Nun gar die Organiſation des Konſums! : 
Beſtehen bei der Gründung und Durchführung von Produktivgenoſſenſchaften, 
was kein Kenner der Verhältniſſe beſtreiten wird, ungeheure Schwierig— 
keiten, ſo heißt es doch nahezu an dem geſunden Menſchenverſtand verzweifeln, 
wenn man die Kaufkraft, die in dem ſo ſchwer erworbenen Arbeitsertrag von 
Millionen Proletariern ſteckt, heute und auch in Zukunft noch all den kapitaliſtiſchen 
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Paraſiten überläßt, ihnen geradezu die wirtſchaftliche Exiſtenzmöglichkeit ſchafft, 


welche in Reich, Staat und Gemeinde mit ihrem Stimmzettel denen zum 
Siege verhelfen, die uns die ſchandbarſten Geſetze aufzwingen! 


Auch hier bedurfte es eines ebenſo dummen wie frivolen Gewaltſtreichs unſerer 
Gegner, um im eigenen Lager eine „höhere Wertung“ dieſes „Palliativ⸗ 
mittelchens“ zu erreichen. 

Den Mannheimer Konſumverein wollte Herr Dr. Crüger, der „Gewaltige“, 
nicht in den Allgemeinen Deutſchen Genoſſenſchaftsverband aufnehmen, weil er in 
ſeinem Statut einen Paſſus hatte, daß beim Einkauf von beſtimmten Waren Rück⸗ 
ſicht auf die Lohn- und Arbeitsverhältniſſe der Herſteller dieſer Waren genommen 
werden ſolle! Als ſich das die übrigen, auf dem Boden der modernen Ge⸗ 
noſſenſchaftsbewegung ſtehenden Vereine nicht gefallen laſſen wollten, voll⸗ 
zog der „freiſinnige“ Reichstagsabgeordnete, der Herr „Genoſſenſchaftsanwalt“ (1), 
den bekannten Kreuznacher Rausſchmiß von 99 Konſumgenoſſenſchaften! 

Ich erwähne dieſe „olle Kamelle“ nur noch aus einem beſtimmten Grunde. 

Anläßlich der vielfachen „Preßpräludien“ zu den bevorſtehenden nationalen 
und internationalen Kongreßdebatten über den Punkt „Sozialismus und Genoſſen⸗ 
ſchaftsbewegung“ rütteln einige unſerer „ultraradikalen“ Genoſſen, die ſich noch 
dazu „hiſtoriſch-ökonomiſch“ nennen, ſogar an unſerem herrlichen Altmeiſter Marx, 
weil er in ſeiner „Inauguraladreſſe“ die Genoſſenſchaftsbewegung als „eine 
der Triebkräfte zur Umwandlung der gegenwärtigen Geſellſchaft“ be⸗ 
zeichnet! Und dieſe ſelben „Radikalen“, wenn ſie weiter nichts an den Genoſſen⸗ 


ſchaften zu verurteilen wiſſen, dann machen ſie darauf aufmerkſam, daß die in 


Genoſſenſchaften Beſchäftigten doch auch nur „ganz minimale Verbeſſerungen ihrer 
Lohn: und Arbeitsbedingungen erzielen“ — natürlich der kapitaliſtiſchen Konkurrenz 
wegen. Und was etwa über den Einfluß der Genoſſenſchaften auf die Arbeits⸗ 
verhältniſſe in den Fabriken, aus denen ſie Waren beziehen, geſagt werden 
mag, ſo ſei derſelbe bisher doch nur minimal! 

Ja — aber bitte — woran liegt es denn, daß wir bisher noch nicht, wie ja 
auch unſere Mannheimer in ihrem Statut verlangen, Einfluß auf die Arbeits⸗ 
verhältniſſe beim Einkauf der Waren ausüben können? Daß wir ſelber, bei aller 
„ſozialiſtiſchen Erkenntnis“, nicht imſtande ſind, unſeren Angeſtellten und Arbeitern 
noch höhere Löhne, noch beſſere Arbeitsbedingungen zu ſchaffen, als die Gewerk⸗ 
ſchaften der in Betracht kommenden Kategorien ſie in den mit den Genoſſenſchaften 
abgeſchloſſenen Sondertarifen ſchon erzielt haben gegenüber dem, was ſie bei 
der Privatkonkurrenz herauszuholen vermochten? 

Wer erhält denn der Konkurrenz die Maſſen der Abnehmer? 

Wer iſt denn mitſchuldig, daß „die Konſumgenoſſenſchaften doch nur für den 
engen Kreis ihrer Mitglieder (über eine Million ſind es übrigens ſchon allein im 
Deutſchen Zentralverband) Vorteile ſchaffen konnten“? (Die koloſſale preisbildende 
Wirkung auf die Privatkonkurrenz wird da vollſtändig ignoriert!) 

Ich appelliere hier wieder an die geſunde Vernunft. Sie mag auf dieſe Frage 
antworten. i | 

Wenn jetzt aber gar „leitende“ Perſonen aus der Partei, die bisher vollſtändig 
die ungeheure Bedeutung des organiſierten Konſums unbeachtet gelaſſen 
haben, ſelber vielleicht nicht mal Mitglied einer Genoſſenſchaft ſind, 
die ihre eigene „Kundſchaft“ noch den Gegnern ins Haus getragen haben, auf dem 
internationalen Kongreß „in Zungen reden“ wollen und, wie in Berlin in 
Ausſicht geſtellt worden iſt, jetzt der Genoſſenſchaftsbewegung „neue 
Bahnen“ (Ih) weiſen wollen, dann werden diejenigen, die ſeit Jahren außer den 
beiden anderen Waffen im proletariſchen Klaſſenkampf, der Partei und der Gewerk⸗ 
ſchaftsorganiſation, dieſer dritten Waffe ihre Lebenskraft gewidmet haben, ihnen 
ganz energiſch zurufen: „Hands off!“ Unterwühlt nicht das Gebäude, an dem ihr, 
blind abſeits ſtehend, nicht mitgebaut habt! Schädigt nicht die Sache, indem ihr 


’ 


Helma Steinbach: Zur Genoſſenſchaftsfrage. 747 


Haß und Mißachtung gegen ein paar Menſchen ſchürt, die aus irgendwelchen 
perſönlichen Gründen oder weil ſie das im Intereſſe der Sache, 
welcher jie dienen, für zweckmäßig halten, eine „Überneutralität“ betonen, 
mit welcher ſie unter 90 Prozent der Mitglieder vollſtändig iſoliert ſtehen und die 
ſie ja doch auch lediglich innerhalb der offiziellen Genoſſenſchafts— 
angelegenheiten beobachtet wiſſen wollen, die aber, was den Anſchau— 
ungsunterricht im Aufbau anbelangt, gewiſſenhaft und tapfer „ihren Mann“ 
ſtehen, die darin unendlich viel mehr ſoziales Empfinden an den Tag gelegt 
haben als viele ihrer Kritiker! Ich darf wohl an dieſer Stelle und bei dieſer Ge⸗ 
legenheit darauf hinweiſen, daß wir ſogar in Parteigeſchäften, wenn auch nur ver⸗ 
einzelt, Leute beſchäftigen, die nicht gezwungen werden können, offiziell der 
Partei anzugehören, was man von den paar „überneutralen“ im „Zentralverband“ 
nicht mal behaupten kann. Warum den paar Leuten ſolche Bedeutung beimeſſen?! 

Was alles in bezug auf den „geſunden Menſchenverſtand“ möglich iſt, davon 
wiſſen wir Hamburger Genoſſenſchafter ein „erbaulich Liedlein“ zu fingen! 

Im Jahre 1903, alſo vor ſieben Jahren, habe ich in der „Neuen Zeit“ mit 
einem Artikel „Wir am Aufbau!“ Platz gefunden; in demſelben habe ich mich be— 
müht, an der Hand der Tatſachen den Leſern ein Bild zu entwerfen von dem, was 
wir in unſerem Hamburger Konſum⸗, Bau⸗ und Sparverein „Produktion“ aufzu⸗ 
bauen in der Lage waren und welche Tendenzen und Ziele für uns maßgebend 
ſind — wie geſagt vor ſieben Jahren! 


Seitdem iſt unſere Genoſſenſchaft gewachſen und gewachſen — es iſt in der y/ 


ganzen Genoſſenſchaftsbewegung ohne Beiſpiel, was da in ſo kurzer Zeit erſtanden 
iſt; 1903 hatten wir nach vierjährigem Beſtehen 17000 Mitglieder, heute 41875; 
der Umſatz ſtieg im letzten Jahre auf 10045936 Mark. Aus dem „Notfonds“ 
— der für jedes Mitglied obligatoriſch von dem auf ſein Umſatzkonto fallenden 
Reingewinn bis zu 100 Mark angeſammelt und mit 4 Prozent verzinſt wird — ſind 
während der elfwöchigen Ausſperrung der Bauhandwerker im vorigen Sommer an 
dieſe, ſoweit Mitglieder der „Produktion“ in Frage kamen, 59457 Mark und aus 
der Sparkaſſe (die heute nahezu 4½ Millionen Mark umfaßt) während dieſer Zeit 
abgehoben von den ausgeſperrten Bauarbeitern 534962 Mark, zuſammen alſo in zirka 
drei Monaten 594400 Mark rund! 

Ich beabſichtige nicht, hier eine Aufzählung alles deſſen zu geben, was unſere 
„Produktion“ bis heute aufgebaut hat. Worauf es mir ankommt, iſt, mit Erwäh⸗ 
nung der obigen Zahlen zu beweiſen einerſeits, daß es abſolut nicht unmöglich 
iſt, immer größere Maſſen zum „praktiſchen Idealismus“ zu erziehen, das 
heißt fie aus Vernunftgründen zu zeitweiligem Verzicht auf die „allein⸗ 
ſeligmachende Dividende“ zu bewegen — und andererſeits halte ich es im 
Intereſſe der Sache für angezeigt, an dieſer Stelle, in dem wiſſenſchaft— 
lichen Organ unſerer Partei der Wahrheit gemäß darzulegen, daß es, trotzdem 
die „Produktion“ vom Hamburger Gewerkſchaftskartell, das heißt alſo von den or⸗ 
ganiſierten Arbeitern gegründet iſt und wiederholt es zum Beſchluß erhoben iſt, 
daß es Pflicht aller organiſierten Genoſſen ſei, dem Konſum⸗, Bau- und Spar⸗ 
verein „Produktion“ als Mitglied beizutreten, ſogar in der „Hochburg der Sozial- 
demokratie“ heute noch ſpeziell unter den „Führenden“ Leute gibt, die dieſe 
unter ihren Augen geſchmiedete dritte Waffe im Kampfe der Arbeit gegen das 
immer verderblicher anſtürmende Kapital „nicht ſo hoch werten“. Ja ja, der 
„geſunde Menſchenverſtand“! 

Daß durch den Zuſammenſchluß der Kräfte auf dem Gebiet des Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſens für alle einzelnen Vorteile entſtehen, die ſonſt den Privatkapitaliſten 
zugute kommen, kann ja ſelbſt der Dümmſte und Verbohrteſte nicht mehr beſtreiten; 
daß aber darin zugleich eine enorme Werbekraft auch auf die uns heute noch Fern⸗ 
ſtehenden geübt wird, packender und vor allem feſſelnder als die hinreißendſten 
revolutionären Reden, das beweiſen die Tatſachen. 
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Man denke ſich aber das, was gegen die unerhörteſten Widerſtände in Ham⸗ 
burg aufgerichtet iſt, in allen Orten, wo die Millionen organiſierter Proletarier 
leben, in gleich zielbewußter Richtung aufgebaut — dann erſt können wir vom 
Generalſtreik reden! 

Und nun noch ein Wort als Frau! Wo hätten die Männer eine beſſere Ge⸗ 
legenheit, der leider nicht wegzuleugnenden politiſchen Indifferenz ihrer Frauen 
entgegenzuwirken, ſie an der Hand des perſönlichen, praktiſchen Erfolges über den 
Zuſammenhang der Dinge aufzuklären als dadurch, daß ſie ſie tagtäglich, 
ſelbſttätig mitarbeiten laſſen an dem großen ſich vollziehenden Umwälzungsprozeß! 

Natürlich: den Mund auftun müſſen die „Herren der Schöpfung“! 

Zum Schluſſe will ich nun noch den ſchönen Spruch hier anführen, den am 
28. Juni dieſes Jahres unſere liebe Genoſſin Klara Zetkin anläßlich einer Be⸗ 
chigen der „Produktion“ in unſer ſogenanntes „Goldenes Buch“ einge⸗ 
ſchrieben hat: 

„Die „Produktion“ ift ein wundervolles Schulbeiſpiel von der Produktivität der 
Arbeit, von der Fülle geiſtiger und organiſatoriſcher Talente, idealer Hingabe 
und Willenskraft des Proletariats! Sie iſt ein Stück ſeiner Aufwärtsbewegung!“ 

Möge der internationale Kongreß in Kopenhagen der Genoſſenſchaftsbewegung 
endlich die ihr zukommende Bewertung bringen! 

An ihren Früchten ſollt ihr ſie erkennen! 


* Ein nationaliſtiſcher vorschlag. 


Von W. Medem. 


Sobald eine Angelegenheit in Frage kommt, die irgendwie das nationale 
Problem ſtreift, fehlt es nie an bizarren Einfällen. Iſt es doch ein höchſt 
kompliziertes Problem, das auch in den ſozialiſtiſchen Kreiſen noch lange nicht 
genügend erörtert worden iſt. Nun wollen gewiſſe Herren, ſelbſt außerhalb 
der Internationale ſtehend, die letztere mit ihren Vorſchlägen beglücken. Das 
Vorhaben iſt um ſo mehr auffallend, als es den Herren ſelbſt möglich machen 
ſoll, ſich in die Internationale den Weg zu bahnen, der ihnen bisher ver⸗ 
ſchloſſen war. Es handelt ſich nämlich um die ſogenannten Arbeiterzioniſten, 
die ſich in der letzten Zeit der gütigen Protektion der „Sozialiſtiſchen Monats⸗ 
hefte“ erfreuen und denen das gaſtfreundliche Blatt neulich wieder ſeine 
Spalten zur Verfügung ſtellte, um einen ſonderbaren Antrag ans Licht zu 
bringen. Im Heft Nr. 14 der genannten Zeitſchrift wird eine umfaſſende 
Reform der proletariſchen Internationale geplant. Indem zurzeit die ſo⸗ 
genannten „nationalen“ Sektionen, in welche die Internationale zerfällt, ab⸗ 
geſehen von einigen Ausnahmen, ſtaatliche Einheiten darſtellen, ſoll nunmehr 
jede Nationalität (nicht als Staats⸗, ſondern als Kulturgemeinſchaft be⸗ 
griffen) eine ſelbſtändige Sektion bilden, alſo ohne Rückſicht auf die be⸗ 
ſtehenden Staats⸗ und Landesgrenzen. Die „nationalen“ Sektionen ſollen 
wirklich national werden, und tatſächlich geht ja auch die Internationale 
„immer mehr zur Anerkennung des Nationsbegriffs in ſeiner modernen Rich⸗ 
tung über, die vom Staatsbegriff grundſätzlich verſchieden iſt“. Und das 
„muß man ſchließlich auch offiziell ausſprechen“. So weit der Antragſteller. 

Nun muß man allerdings ſagen, daß, inſofern es ſich um die theoretiſche 
Definition des Nationsbegriffs handelt, der zitierte Autor etwas ganz Selbſt⸗ 


1 M. Anin, Das Nationalitätsprinzip in der ſozialiſtiſchen Internationale. 
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verſtändliches ausſpricht. Es iſt ja zweifellos, daß der beſtehende Wortgebrauch, 
dem wir in den Statuten der Internationale begegnen, nichts weniger als 
richtig iſt. Indem nämlich von den „nationalen Sektionen“ geſprochen wird, 
erklären die beſagten Statuten folgendes: „Als Nation wird jede Gruppe von 
Individuen anerkannt, die einer Regierung unterworfen iſt.“ Das iſt die alt⸗ 
gewohnte Terminologie, die namentlich in den romaniſchen Ländern gang und 
gäbe iſt und die Begriffe „nationale“ und „ſtaatliche“ Einheit ohne weiteres 
identifiziert. Die Fehlerhaftigkeit dieſer Bezeichnung liegt auf der Hand, und 
es genügt, auf den Ausdruck „Nationalitätenſtaat“ hinzuweiſen, der ja das 
volle Bürgerrecht erworben hat, um klar zu machen, wie weit der moderne 
Wortgebrauch von dem überlieferten entfernt iſt. Und es wäre ein recht un⸗ 
glücklicher Verſuch, wollte man dieſe veraltete Terminologie verteidigen. 

Nun aber iſt es vollends verkehrt, wenn in den terminologiſchen Aus⸗ 
einanderſetzungen das Weſen der Frage verloren geht. Daß die Statuten 
der Internationale unter den „Nationen“ (Rußland, Oſterreich, Ungarn uſw.) 
nicht die Nationalitäten im modernen Sinne des Wortes verſtehen, daß ſie 
darunter etwas anderes meinen, iſt ja ohne weiteres klar. Die Organiſation 
der Internationale iſt aber eben auf Grund dieſes „Anderen“ und nicht auf 
Grund des exakten Wortſinnes aufgebaut. Und die Frage iſt die: ob 
das Organiſationsprinzip dem Worte angepaßt werden ſoll, oder umgekehrt. 
Wohl iſt das Wort falſch, noch falſcher aber wäre es, das Wort dadurch recht— 
fertigen zu wollen, daß die Organiſation verdreht und verzerrt wird. Das 


gerade Gegenteil wäre eher am Platze. | 


Laſſen wir aber die Wortklauberei beifeite, jo iſt die Frage ziemlich klar. 
Die Organiſation der Internationale muß möglichſt genau die faktiſchen Ver⸗ 


hältniſſe und die faktiſchen Gruppierungen der Arbeiterorganiſationen wieder⸗ 


geben. Genau ſo, wie die Arbeiterſchaft zu Hauſe gegliedert iſt, ſo ſoll ſie auch 


Rauf dem Kongreß und im Internationalen Bureau erſcheinen. Jede andere 


Gruppierung wäre erkünſtelt und unnütz. In dem Sinne betonten auch die 
öſterreichiſchen Delegierten im Internationalen Bureau, als die Frage im Jahre 
1906 erörtert wurde, daß die Gliederung der Internationale ſich den beſtehenden 
politiſchen Organiſationen des Proletariats anpaſſen müſſe. 

Nun iſt es allerdings wahr, daß in den politiſchen Organiſationen der 
Arbeiterſchaft nicht nur dem ſtaatlichen, ſondern auch dem nationalen Prinzip 


Rechnung getragen wird. In Oſterreich wie in Rußland exiſtieren bekanntlich 


nationale ſozialdemokratiſche Organiſationen, die ſich einer mehr oder weniger 
breiten Autonomie erfreuen und auf dieſer Autonomie begreiflicherweiſe be— 
ſtehen. Es muß aber hervorgehoben werden, daß auch hier das nationale 
Prinzip dem ſtaatlichen untergeordnet iſt. Die ſechs nationalen Arbeiterparteien 
Oſterreichs bilden doch eine Geſamtpartei, die das Proletariat des ganzen Reiches 
umfaßt. Ebenſo ſteht es auch in Rußland, wo das nationale Prinzip zwar 
nicht ſo allgemein wie in Oſterreich anerkannt wird, wo aber die Geſamtpartei 


tatſächlich auch aus nationalen Sektionen beſteht. Wenn alſo die nationale 


Einheit des Proletariats als Organiſationsprinzip anerkannt wird und an⸗ 
erkannt werden muß, ſo gilt ſie doch bloß innerhalb der Grenzen jedes 
gegebenen Nationalitätenſtaates, alſo nicht als ein in terſtaatliches, ſondern 
als ein innerſtaatliches Prinzip. Die Arbeiterſchaft der Welt zerfällt aber im 
großen und ganzen genommen vor allem in „Staatsparteien“. Dieſes iſt ja 
auch ganz verſtändlich, denn es handelt ſich in erſter Linie um politiſche 
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Parteien, und es iſt klar genug, daß das Tätigkeitsgebiet einer politiſchen 
Partei durch die ſtaatliche Einheit mitbedingt wird, die auch zur politiſchen 
Einheit der Arbeiterſchaft gebieteriſch drängt. Man kann ſehr wohl die Ein⸗ 
verleibung dieſer oder jener Nation in einen fremden Staatskörper als ein 
Unrecht betrachten — Rechnung tragen muß man ihr jedenfalls, will man 
eben nicht auf die einheitliche politiſche Aktion verzichten. Deshalb finden wir 
auch nirgends interſtaatliche politiſche Parteien, und es würde einfach komiſch 
klingen, würde man zum Beiſpiel den deutſch⸗öſterreichiſchen Genoſſen zumuten, 
ſie ſollen zuſammen mit den Reichsdeutſchen eine gemeinſame Partei bilden. 

Wenn alſo die Grenzpfähle, welche die ſelbſtändigen Arbeiterparteien 
voneinander ſcheiden, im großen und ganzen mit den Staatsgrenzen zuſammen⸗ 
fallen, und erſt innerhalb dieſer Grenzen die Geſamtpartei in nationale Unter⸗ 
parteien zerfällt (autonome, aber nicht unabhängige, alſo der Geſamtpartei 
untergeordnete), ſo haben wir keinen Grund, die Internationale auf einem 
anderen Prinzip aufzubauen, anſtatt daß ſie dieſe faktiſche Gliederung des 
Proletariats widerſpiegelt. So wie die Arbeiterklaſſe der Welt, ebenſo muß 
auch die Körperſchaft ihrer Vertreter organiſiert werden: ſtaatliche Sektionen 
und nationale Unterſektionen. 

Nun iſt ja das Staatsprinzip im großen und ganzen, wenn auch nicht 
offiziell anerkannt, ſo doch de facto im Bau der Internationale durchgeführt. 
Die beſtehenden Ausnahmen — Polen, Böhmen — können dem Prinzip keinen 
Abbruch tun: im Gegenteil, iſt doch die polniſche Sektion als Demonſtration 
zugunſten der Unabhängigkeit Polens entſtanden, wodurch der Kongreß die 
ſtaatliche Selbſtändigkeit dieſes Landes ſozuſagen vorweggenommen hat; und 
wenn auch die Idee des polniſchen Staates in den letzten Jahren von den 
meiſten ihrer Anhänger aufgegeben iſt, ſo würde doch die Abſchaffung der 
polniſchen Sektion eine Gegendemonſtration bedeuten, die taktlos wäre. Hierzu 
kam noch ein zweites. Da bis vor kurzem jeder Sektion nur zwei Stimmen 
zuſtanden, war es einfach unmöglich, die nationalen Unterſektionen zu kon⸗ 
ſtituieren, da ja in den vielſprachigen Staaten die zwei Stimmen nicht ge⸗ 
nügen konnten, um den Anforderungen der verſchiedenen Nationalitäten Rech⸗ 
nung zu tragen. So waren nun die nationalen Organiſationen gezwungen, 
ſich durch ſpezielle Sektionen Geltung zu verſchaffen. Seitdem aber die neue 
Stimmenverteilung eingeführt worden, die jeder Sektion mehrere Stimmen 
verleiht, iſt dieſes Hindernis aus dem Wege geräumt. Ein letztes Hindernis 
wäre noch zu beſeitigen: wenn nämlich auf dem Kongreß ſelbſt jede Sektion 
mehrere Stimmen hat, ſo bleibt doch für das Internationale Bureau der alte 
Modus der „Zweiſtimmigkeit“ in Kraft. Es wäre zu empfehlen, auch das 
Bureau dem Kongreß analog zu organiſieren. | 

Zum Schluſſe noch eine Bemerkung. Der Herr Anin erzählt, es wäre 
von der Zioniſtiſch⸗ſozialiſtiſchen Partei ein Beſchluß gefaßt, „gemeinſam mit 
den anderen jüdiſchen ſozialiſtiſchen Parteien mit der Forderung einer ſelb⸗ 
ſtändigen jüdiſchen Sektion vor die Internationale zu treten“. Das iſt ja 
auch der Schwerpunkt der ganzen von Herrn Anin geplanten Reform. Es 
muß nun betont werden, daß unter den „jüdiſchen ſozialiſtiſchen Parteien“, 
die ſich mit dieſer Forderung ſolidariſch erklären, ausſchließlich zioniſtiſche 
Gruppen gemeint find. Der „Allgemeine Jüdiſche Arbeiterbund“ (der „Bund “), 
den die Internationale als langjährigen Vertreter der jüdiſchen Arbeiterſchaft 
kennt, hat mit dem erwähnten Vorhaben nichts zu tun. 
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Würde der Kongreß (was wohl ausgeſchloſſen iſt) die beſtehende Organi⸗ 
ſationsform zugunſten des nationalen Prinzips aufgeben wollen, um natio⸗ 
nale (im modernen Sinne des Wortes) Sektionen einzuführen, ſo wäre es 
freilich durchaus logiſch und gerecht, auch eine jüdiſche Sektion zu errichten. 
Unter den Nationen wollen auch die Juden als Nation gelten. Wir be⸗ 
trachten aber dieſe Umgeſtaltung der Internationale weder als möglich noch 
als wünſchenswert. Und unter den gegenwärtigen Umſtänden würde die Ein⸗ 
führung einer ſelbſtändigen jüdiſchen Sektion, welche die jüdiſchen Arbeiter 
der Alten und Neuen Welt zuſammenzufaſſen ſuchte, nichts anderes als eine 
Manifeſtation zugunſten des Zionismus bedeuten. Das eben wollen die 
Antragſteller. Und indem ſie das Staatsprinzip zugunſten des Nationalitäts⸗ 
prinzips bekämpfen, ſtreben ſie eigentlich danach, die Idee des Judenſtaats 
durch die Internationale ſanktionieren zu laſſen. 


Ein Riefenkampf auf den deutſchen Seeſchiffswerften. 
Von Guſtar Becker (Berlin). 


Hamburg, 12. Auguſt 1910. 
Die Augen der deutſchen Arbeiterſchaft ſind gegenwärtig mit geſpannteſter 
Aufmerkſamkeit nach den Hafenplätzen gerichtet, wo ein Kampf begonnen hat, der 
an Bedeutung demjenigen der deutſchen Bauarbeiter nicht nachſteht, und es iſt 
nicht ausgeſchloſſen, daß er auch den gleichen Umfang annehmen wird. Dabei iſt 
dieſer Kampf ſo grundverſchieden von demjenigen der Bauarbeiter, daß es ſich ver⸗ 
lohnt, zunächſt darüber einige Worte zu ſagen. Im Kampfe mit den Bauarbeitern 
kam in Betracht, daß in dieſem Gewerbe ſchon ſeit einer ganzen Reihe von Jahren 
Tarifverträge in Geltung waren, die zwiſchen den auf beiden Seiten vorhandenen 
Organiſationen zum Abſchluß gebracht wurden. In dieſen Verträgen waren für 
die einzelnen Orte die Löhne und Arbeitszeit feſtgelegt. Die Unternehmer hatten 
alſo den Arbeitern ein Mitbeſtimmungsrecht bei der Feſtſetzung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen ſeit geraumer Zeit eingeräumt und wollten nun durch die 
Macht ihrer Organiſation eine Korrektur dieſer Verträge zu ihren Gunſten vor- 
nehmen. Die ungünſtigen Bedingungen, die den Arbeitern aufgezwungen werden 
ſollten, wollte man auf eine Reihe von Jahren feſtlegen, und die Arbeiterorgani⸗ 
ſation ſollte Bütteldienſte leiſten, damit die Arbeiter unter dieſen vertraglich feft- 
gelegten ungünſtigen Bedingungen arbeiteten. Man verlangte alſo ausdrücklich die 
Mitwirkung der Arbeiterorganiſationen beim Abſchluß der Verträge und erklärte 
ſich ausdrücklich bereit, beſtimmte Regeln für das Arbeitsverhältnis feſtzulegen. 
Wenn die Unternehmer dieſe Regeln für ſich möglichſt günſtig zu geſtalten ſuchten, 
iſt das ein Vorgang, der bei allen anderen Lohnkämpfen auftritt, wo es ſich um 
den Neuabſchluß von Tarifverträgen handelt. Daß es im Baugewerbe zu einem 
derartig ausgedehnten Kampfe ſchon in dieſem Jahre kommen mußte, daran tragen 
vielleicht die Arbeiter ein Teil Schuld mit, weil ſie den gleichen Ablaufstermin 
für alle in den letzten Jahren abgeſchloſſenen Verträge ohne Widerſtand zugegeben 
hatten. 5 
Ganz anders liegen die Verhältniſſe auf den deutſchen Seeſchiffswerften. Die 
Unternehmer ſind organiſiert im „Verband deutſcher Metallinduſtrieller“ und bilden 
als Unterverband den „Verein deutſcher Seeſchiffswerften“. Dieſe Organiſation 
hat bisher ein Verhandeln mit den Arbeiterorganiſationen überhaupt abgelehnt. 
Aber auch Verhandlungen mit der Arbeiterſchaft des Betriebs gab es nicht. Es 
gab bisher nur „Anordnungen“ und „Befehle“ der Direktion reſpektive der Be— 
triebsleitung, und wer dieſen „Befehlen“ nicht ohne weiteres nachkam, wurde un⸗ 
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weigerlich beſtraft. Auf der letzten Konferenz der Werftarbeiter wurden einige be⸗ 
ſonders kraſſe Fälle dieſer Art bekannt gegeben. So wurden zum Beiſpiel auf 
einer Werft in einer Woche 120 Überstunden geleiſtet. Daß bei einer der⸗ 
artigen Arbeitsdauer der Körper der Arbeiter zuſammenbrechen muß, iſt allzu be⸗ 
greiflich, vor allen Dingen wenn man bedenkt, wie ſchwer die zu leiſtende Arbeit 
iſt, daß Hitze und Rauch in der Regel im Übermaß vorhanden ſind und die Luft 
geradezu verpeſtet iſt. Wer aber, weil feine Körperkräfte verſagten, die Überjtunden 
verweigerte, wurde in Strafe genommen. In vielen Fällen beträgt dieſe einen 
halben Tagesverdienſt, aber auch die Entlaſſung aus dieſem Anlaß iſt keine 
Seltenheit. 

Auf den Werften ſind die verſchiedenen Lohnſyſteme in Geltung. In bunter 
Reihenfolge wechſeln Lohnarbeit, Lohnakkord und Akkordarbeit miteinander ab. 
Die Lohnſätze, die Akkordſätze und die Einſtellungslöhne werden von der Betriebs⸗ 
leitung — den Meiſtern und Ingenieuren — ohne Anhörung der Arbeiter feſtgeſetzt. 
Den Arbeitern iſt es freigeſtellt, ſich gegen die Anordnungen der Meiſter und des 
Kalkulationsbureaus bei der Direktion zu beſchweren. Die Beſchwerden müſſen 
durch die Arbeiterausſchüſſe vorgebracht werden. Wehe aber dem Mitglied des 
Arbeiterausſchuſſes, das ſich erlaubt, die Intereſſen ſeiner Kollegen energiſch zu 
vertreten und den Sachverhalt wahrheitsgemäß zu ſchildern, das ſich ſogar bei⸗ 
kommen läßt, Mißſtände im Betrieb zur Sprache zu bringen, vielleicht darauf ver⸗ 
weiſt, wie ſeitens der Meiſter oder Ingenieure mit dem Material geludert wird — 
die Entlaſſung iſt ihm ſicher. Die Arbeiterausſchüſſe auf einer ganzen Anzahl 
Werften ſind aus dieſem Grunde mit Leuten beſetzt, die eine energiſche Vertretung 
der Arbeiterintereſſen vermiſſen laſſen. über die vorgebrachten Beſchwerden ent⸗ 
ſcheidet die Direktion ſelbſtändig. Eine Abänderung der Entſcheidungen gibt es 
nicht, damit nicht etwa der Gedanke auftauchen könnte, als wenn man den Arbeitern 
auch nur im geringſten nachgegeben hätte. Die wegen der Beſchwerden entlaſſenen 
Arbeiter werden ſechs Wochen lang von anderen Werften nicht eingeſtellt, wenn ſie 
nicht als „Hetzer“ von der Einſtellung dauernd ausgeſchloſſen bleiben. Das Kontroll⸗ 
mittel bieten die Maßregelungsinſtitute, genannt „Arbeitsnachweiſe“ der Induſtriellen. 
Jeder Arbeiter, der eingeſtellt wird, muß in Hamburg den berüchtigten „Krayenkamp⸗ 
Arbeitsnachweis“ paſſieren, und auch die anderen Seeſchiffswerften ſtellen einen 
Arbeiter nur dann ein, wenn er einen Schein vom Induſtriellennachweis erhält. 
Wer ſich „unbotmäßig“ gezeigt hat, erhält einen Schein nicht und iſt darum von 
der Einſtellung ausgeſchloſſen. Bei Vergebung der Arbeiten werden diejenigen mit 
der lohnendſten Arbeit bedacht, die ſich liebedieneriſch erweiſen. Wenn jemand im 
Geruch ſteht, organiſiert zu ſein, und es ſind nichtorganiſierte Leute vorhanden, welche 
die beſſer bezahlte Arbeit irgendwie leiſten können, dann darf er ſicher ſein, dieſe 
nicht zu bekommen. Die Speichelleckerei wird ſyſtematiſch gezüchtet. Es ſei nur 
darauf verwieſen, mit welchem Eifer die Werftgewaltigen ſich die Gründung von 
gelben Organiſationen angelegen ſein ließen. In Kiel ging man ſogar ſo weit, 
dieſen den Arbeitsnachweis zu übertragen. Im Reichstag wurde dieſe Mißwirt⸗ 
ſchaft zur Sprache gebracht, weil auch die kaiſerliche Werft daran beteiligt war. 
Die Erregung der Arbeiterſchaft über alle dieſe Dinge ſteigerte ſich immer mehr 
und machte ſich ſeit einer Reihe Jahre in einer ganzen Anzahl unüberlegter Arbeits⸗ 
einſtellungen Luft. In jedem dieſer Fälle drohte der „Verein der Seeſchiffswerften“ 
die ſofortige Ausſperrung aller organiſierten Arbeiter an. Gelegentlich der Streik⸗ 
bewegungen einzelner Branchen in Bremen, Bremerhaven und Stettin wurde dieſe 
auch zum großen Teile durchgeführt. Die Organiſation der Arbeiter auf den Werften 
ließ aber bis in die jüngſte Zeit ſehr zu wünſchen übrig, und die Organiſations⸗ 
leitungen mußten darum befürchten, daß eine allgemein durchgeführte Ausſperrung 
— durch welche die Werftbeſitzer die Zertrümmerung der Organiſation erreichen 
wollten — die Arbeiter wieder für eine ganze Reihe Jahre zur Machtloſigkeit ver⸗ 
urteilen würde. Man mußte darum wohl oder übel die einzelnen Arbeiterkategorien 
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zur Wiederaufnahme der Arbeit veranlaſſen, um hierdurch die Ausſperrungen rück⸗ 
gängig zu machen. In vielen Fällen machten die beteiligten Arbeiter den Organi⸗ 
ſationsleitungen aus dieſen Anläſſen den Vorwurf, daß ihnen der gute Wille fehle, 
die Verhältniſſe der Werftarbeiter zu verbeſſern, und wurde hierdurch der weitere 
Ausbau der Organiſationen noch weiter erſchwert. Bei erſter beſter Gelegenheit 
machte ſich dann der Mißmut der Arbeiter durch neue Arbeitseinſtellungen bemerkbar. 

Der gegenwärtige Kampf der Werftarbeiter dreht ſich nun darum, bei der Feſt⸗ 
ſetzung der Lohn- und Arbeitsbedingungen überhaupt ein Wort mitreden zu dürfen, 
er dreht ſich darum, überhaupt zunächſt einmal eine gewiſſe Regelung in die Ver⸗ 
hältniſſe zu bringen. Daß dieſes nicht ſo leicht iſt bei einem Unternehmertum, das 
den kraſſeſten Standpunkt des „Herrn im Hauſe“ vertritt, iſt verſtändlich. Es ge⸗ 
hörten darum erhebliche Vorarbeiten dazu. 

In erſter Linie mußten die Organiſationen ausgebaut werden, wenn man 
auf einen Erfolg überhaupt rechnen wollte. In allen anderen Induſtrien iſt die 
Agitationsmöglichkeit beſſer gegeben wie auf den Werften, weil hier ſehr viele 
Berufe vertreten ſind und demzufolge eine große Anzahl Organiſationen in Frage 
kommt. Die hauptſächlichſten ſind die Verbände der Metallarbeiter, Holzarbeiter, 
Maler, Fabrikarbeiter, Schiffszimmerer, Heizer und Maſchiniſten, Schmiede und 
Kupferſchmiede. Um die Agitation zu fördern und die Vorbereitung taktiſcher Maß: 
nahmen zu erleichtern, wurde vor einigen Jahren eine Zentralkommiſſion für die 
Werften eingeſetzt und wurden Richtlinien für das Zuſammenarbeiten der Organi— 
ſationen geſchaffen. Der Ausbau der Organiſationen hatte inzwiſchen derartige 
Fortſchritte gemacht, daß im Jahre 1907 beſchloſſen wurde, einen Vorſtoß zur Vers 
beſſerung der Lage der beteiligten Arbeiter zu unternehmen. Bis dahin war auf 
den Werften noch allgemein die 60 ſtündige wöchentliche Arbeitszeit üblich. Es 
gelang denn auch für Hamburg die 56ſtündige und für die anderen beteiligten Orte 
die 57 ſtündige Arbeitszeit und 2 bis 4 Pfennig Lohnerhöhung zu erreichen. Die 
Hamburg⸗Amerika⸗Linie verweigerte die Verkürzung der Arbeitszeit und konnte, weil 
inzwiſchen die Kriſe eingeſetzt hatte und auch die Organiſation in dieſem Betriebe 
zu wünſchen übrig ließ, nichts unternommen werden, um dort die kürzere Arbeitszeit 
zu erreichen. Eine allgemeine Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen auf 
den übrigen Werften durchzuſetzen, war ebenfalls nicht möglich. Seitens des Vereins 
der Seeſchiffswerften ſagte man eine Milderung der Strafbeſtimmungen, eine ges 
wiſſe Regelung der Einſtellungslöhne, die Zahlung eines Aufſchlags für Überjtunden 
bei Akkordarbeit und einiges weitere zu, doch waren dieſe Zuſagen in ſolch loſer 
Form gehalten, daß ſich damit in Wirklichkeit nichts anfangen ließ. Die Garantie 
beſtimmter Einſtellungslöhne, die Garantie eines beſtimmten Lohnſatzes bei Akkord⸗ 
arbeit, wie jede feſte Abmachung in anderer Richtung wurde entſchieden abgelehnt. 
Die „Verhandlungen“ wurden in der Weiſe geführt, daß die Unternehmer aus 
ihren Betrieben ihnen geeignet erſcheinende nichtorganiſierte Arbeiter neben den 
organiſierten heranzogen und die Organiſationsvertreter nur „gehört“ wurden. 
Dieſen wurden dann auch nur die Beſchlüſſe der Unternehmer mitgeteilt, und es 
hieß alsdann, dieſe im ganzen Umfang akzeptieren oder ablehnen. Eine Abänderung 
des einen oder anderen Punktes wurde von den Werftbeſitzern verweigert. Wohl 
oder übel mußten die Arbeiter ſich mit dem Gebotenen abfinden. Die Kriſe ſetzte 
dann auch auf den Werften mit verheerender Schärfe ein. Wenn bei der Hoch- 
konjunktur rund 40000 Arbeiter beſchäftigt wurden, ging deren Zahl im Jahre 1908 
auf 19000 in denſelben Betrieben zurück, um bei dem im letzten Jahre ſich 
beſſernden Geſchäftsgang ſich nach und nach wieder zu ſteigern, ſo daß gegenwärtig 
35000 Arbeiter beſchäftigt werden. Bei dem beſſeren Geſchäftsgang verſuchten die 
Arbeiter verſchiedener Werftbetriebe entſprechend den geſtiegenen Koſten der Lebens⸗ 
haltung durch Eingaben eine Lohnaufbeſſerung zu erreichen. Dieſes wurde jedoch 
kurzerhand abgelehnt. Worauf am 10. Juli eine Konferenz der deutſchen Werft⸗ 
arbeiter die Aufſtellung allgemeiner Forderungen beſchloß, und zwar: Einführung 
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der wöchentlichen 53ſtündigen Arbeitszeit, neben dem Lohnausgleich für Verkürzung 
der Arbeitszeit eine allgemeine Lohnerhöhung von 10 Prozent, Schaffung und Feſt⸗ 
legung von Einſtellungslöhnen für die einzelnen Berufe, Sicherung eines beſtimmten 
Verdienſtes bei Akkordarbeit und Lohnakkord, gleichmäßige Verteilung des Akkord⸗ 
überſchuſſes, Feſtſetzung der Abſchlagszahlungen und der Zahlungstermine, Feſt⸗ 
ſetzung der Aufſchläge für Überjtunden, Nacht⸗ und Sonntagsarbeit, ſowie bei 
Wechſelſchicht. Endlich wurde gefordert, Arbeiter ſollten nicht gezwungen 
werden können, länger als 18 Stunden hintereinander zu arbeiten! 

Die Antwort der Unternehmer war eine ablehnende. Begründet wurde ſie 
folgendermaßen: 

„Die Lage des deutſchen Schiffsbaues iſt nicht derart, daß er irgendwelche 
Beunruhigung oder Maßnahmen vertragen kann, welche geeignet ſind, ſeine Leiſtungs⸗ 
fähigkeit zu beeinträchtigen. Wir weiſen insbeſondere darauf hin, daß noch in der 
letzten Zeit die für Neubauten erzielten Preiſe im Kriegsſchiffbau wie im Handels⸗ 
ſchiffbau ſo niedrig ſind, daß eher eine Ermäßigung als eine Erhöhung 
der Löhne daraus reſultieren ſollte“, und „die anderen Punkte Ihrer 
Vorlage haben den Werften keine Möglichkeit gegeben, denſelben zuzu⸗ 
ſtimmen“. 

Man erklärte ſich aber bereit, wenn „in der Arbeiterſchaft der Wunſch beſteht“, 
die Ablehnung der Forderungen mündlich begründet zu hören, mit ihren Vertretern 
zuſammenzukommen. f 

Die Art der Ablehnung der Forderungen kam einer Provokation gleich, und 
die Arbeiter verzichteten begreiflicherweiſe darauf, eine ſolche auch noch perſönlich 
entgegenzunehmen. 

Eine weitere Werftkonferenz ſtellte es dann den Hamburger Werftarbeitern 
frei, zur Durchführung der Forderungen gegebenen Falles in den Streik zu treten. 

Das iſt inzwiſchen geſchehen, und es befinden ſich in Hamburg ſeit einer Woche 
rund 9500 Arbeiter im Kampfe. Als Antwort hierauf haben die Unternehmer be⸗ 
ſchloſſen, 60 Prozent der Werftarbeiter in den Orten Bremen, Bremerhaven, 
Vegeſack, Einswarden, Flensburg, Kiel, Lübeck, Roſtock und Stettin auszuſperren. 
Dieſer Beſchluß wurde mit Ausnahme von Kiel, wo erſt am 13. Auguſt die Aus⸗ 
ſperrung erfolgte, am 11. dieſes Monats überall durchgeführt, und die nicht aus⸗ 
geſperrten Arbeiter haben ſich ihren Kameraden ſofort angeſchloſſen. 

So befinden ſich denn ſeit geſtern rund 33000 Arbeiter im Kampfe, um der 
Willkür der Werftgewaltigen ein Paroli zu bieten. Sie kämpfen um das Mit⸗ 
beſtimmungsrecht bei der Feſtlegung der Lohn- und Arbeitsbedingungen, ſie kämpfen 
um die Menſchenrechte gegen brutalſte Unterdrückung und Ausbeutung. Ob der 
Kampf eine weitere Ausdehnung nehmen wird, läßt ſich heute noch nicht abſehen. 
Möglich iſt, daß die Machtgelüſte des Metallinduſtriellenverbandes es zu einer 
umfangreichen Ausſperrung auch im Binnenlande treiben, wenn ſie ſehen, daß die 
Arbeiter der Werften nicht zu Kreuze kriechen, und das werden ſie nicht! Geſchloſſen 
wie ein Mann ſtehen ſie zuſammen, die Werke ruhen vollſtändig. Die wenigen 
Arbeitswilligen und Lehrlinge werden zum Aufräumen verwandt. Die bürgerliche 
Preſſe ſteht vollſtändig auf Seite der Werftgewaltigen und keine Stimme aus dem 
bürgerlichen Lager erhebt ſich zugunſten der Arbeiterſchaft. Dieſe weiß aber, daß 
das deutſche Proletariat geſchloſſen hinter ihr ſteht in ihrem Kampfe für mehr 
Freiheit und Brot. Und möge der Kampf ausgehen wie er will, er wird in Tauſende 
Gehirne aufs neue die Erkenntnis einprägen: es gibt keine Harmonie zwiſchen 
Kapital und Arbeit! 


1 


J. Fräßdorf: Löhne, Krankengeld und Preisſteigerung. 755 


Löhne, Krankengeld und Preisfteigerung. 
Don 3, Fräßdorf. 


Die rapide Preisſteigerung der Lebens⸗ und Genußmittel, des Heizungs⸗ 
materials und anderer wichtiger Gebrauchsgegenſtände hat im letzten Jahr⸗ 
zehnt nicht nur die Lebenshaltung der geſunden, ſondern auch der kranken 
Arbeiter und deren Familien vielfach herabgeſetzt. Denn noch weniger 
als die Löhne iſt das Krankengeld den geſteigerten Preiſen entſprechend erhöht 
worden. Die häufigere Arbeitsloſigkeit der letzten Jahre und die dadurch be— 
dingte Minderung der Jahreseinkommen hat auf den Haushalt vieler Arbeiter⸗ 
familien in den letzten Jahren geradezu verheerend gewirkt. Das Krankengeld 
der Verſicherten beträgt ſelten mehr als 50 Prozent des durchſchnittlichen 
Arbeitsverdienſtes, in vielen Fällen noch weniger. 

Den Zwangskaſſen iſt es verſagt, einen höheren Tagesverdienſt als 5 Mark 
der Verſicherung ihrer Mitglieder zugrunde zu legen. Dadurch werden die 
höher entlohnten Arbeiter ſchwer geſchädigt. 

Der dem Reichstag vorliegende Entwurf zu einer Reichsverſiche— 
rungsordnung bringt in dieſer Hinſicht nicht die geringſte Ver— 
beſſerung. Da auch in Zukunft mit ſteigenden Lebensmittelpreiſen zu rechnen 
iſt, wird ein ſolcher Zuſtand für die Kranken verhängnisvoll. Dieſelbe Er⸗ 
ſcheinung haben wir auch bei den Unfall⸗, Invaliden⸗ und Altersrenten, die 
in ihrem Betrage, entgegen der ſteigenden Tendenz der Lebensmittelpreiſe, 
gleichfalls konſtant bleiben. 

Die Ortskrankenkaſſe zu Dresden (zirka 118000 Mitglieder), die ſeit 
vielen Jahren muſtergültige und vielſeitige Geſchäftsberichte herausgibt, hat 
ihrem Bericht über das Geſchäftsjahr 1909 neben ſehr wichtigem ſtatiſtiſchen 
Material auch eine vergleichende Tabelle über die Preiſe wichtiger 
Lebensmittel und der Kohlen in den Jahren 1899 und 1909 bei⸗ 
gefügt, die den Angaben des Dresdener Statiſtiſchen Amts entſtammen. Für 
einige der wichtigſten Bedarfsartikel geſtalteten ſich die Preiſe folgendermaßen: 


1899 1909 e 
Rindfleiſch, Kochfleiſch e und 1 3 g. 1882 144,6 6,9 
Schweinefleiſch.. 152 189,3 222 
T 1868,55 200,0 18,7 
Fr 16 199,4 22/1 
CCCVVCVVT OR 0 our 17,8 20,3 14.0 
VVV 8,4 9,8 16,6 
VCC rs a5 261,8 295,6 12,9 
CCC 139,0 167,6 20,5 
FCC 81,0 98,4 21,0 
e le pro 50 Kg. 283,9 297,9 5,0 
Bohnen I RAN 0,7 41,2 22,3 
Erbſen, geſchälte VV 38,5 51,6 34,0 
Graupen . 48,9 51,4 5,1 
Roggenmehl, Hausbacken „* 29,3 36,0 229 
Weizenmehl, Grießlerauszug . . . . = = 35,3 45,2 28,1 
%% 25,0 28,6 14,4 
FF vp Sl. 167,2 190,3 188 
. NEN 90% 1188 350 
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Die durchſchnittliche Steigerung ſämtlicher hier angeführten Waren beträgt 
zirka 17,5 Prozent, ſo daß etwa in dieſer Höhe die Haushaltungskoſten ge⸗ 
ſtiegen ſein werden. 

Wie aber verhielten ſich in derſelben Periode die Arbeitsverdienſte in 
Dresden? Die Vergleichsjahre 1899 und 1909 zeigten, wie der Geſchäftsbericht 
der Krankenkaſſe hervorhebt, „wirtſchaftlich ähnliche Verhältniſſe. Das Jahr 1899 
ſtand noch unter der Einwirkung des wirtſchaftlichen Hochſtandes der voraus⸗ 
gegangenen günſtigen Jahre, konnte ſich aber der damals beginnenden Kriſe 
nicht ganz entziehen. Dagegen befand ſich das Jahr 1909 noch unter dem 
Drucke wirtſchaftlichen Tiefſtandes, zeitigte jedoch im allgemeinen überaus 
günſtige Ergebniſſe im Erwerbsleben gegen die Vorjahre.“ 

Die Zahl der männlichen verſicherungspflichtigen Mitglieder ſtieg von 
52890 auf 62645, die der weiblichen von 22878 auf 39827. Von der Ge: 
ſamtzahl der männlichen verſicherungspflichtigen Perſonen bezogen 1899 etwa 
ein Drittel einen Tagesverdienſt von 3,76 Mark und mehr pro Tag, 1909 
dagegen 56,4 Prozent; der Durchſchnittsverdienſt ſteigerte ſich von 3,10 Mark 
auf 3,67 Mark, alſo um 18,4 Prozent. 

Weit größer aber iſt die Verminderung der Tagesarbeitsverdienſte von 
1,76 Mark bis 3,75 Mark; die Zahl der zu dieſer Lohnklaſſe gehörigen ſank 
von 56 auf 29,6 Prozent. Der Bericht ſagt hierüber: „Die Aufbeſſerung der 
unter 3,76 Mark gelohnten Perſonen haben demnach mit der in die darüber 
hinausgehenden Löhne überführten Verſicherten nicht Schritt gehalten, und 
läßt ſich insbeſondere daraus, daß die Löhne von 1,25 Mark und weniger 
im Jahre 1909 noch 10,6 Prozent der geſamten Beobachtungsfälle gegen 
7,7 Prozent im Jahre 1899 austragen, durch die bedauerliche Tatſache 
der Lohnverminderung bei einem Teile der Kaſſenmitglieder ſchließen.“ 

Bei den weiblichen Mitgliedern läßt ſich „ein mehr gleichmäßiges Auf⸗ 
rücken in die höheren Verdienſtſätze feſtſtellen, insbeſondere kann nicht die 
Meinung teilweiſer verminderter Arbeitsentlohnung wahrgenommen werden, 
wie dies bei den männlichen Verſicherten der Fall iſt“. 

Und der Bericht kommt zu dem Endergebnis, „daß die Preisſteige— 
rungen den Lohnſteigerungen in den letzten zehn Jahren voraus⸗ 
geeilt ſind.“ 


Zur Kichtigſtellung. 


Von Roſa Luxemburg. 


Da ich in der Sache ſelbſt nicht mehr in der „Neuen Zeit“ zum Wort kommen 
kann, ſo bleibt mir nur übrig, eine Anſchuldigung abzuwehren, die niemand auf 
ſich ſitzen laſſen darf. Genoſſe Kautsky hat ſchon in der redaktionellen Fußnote in 
der Nr. 43 meine „Zitiermethoden“ zu beleuchten verſprochen, in ſeinem Artikel 
„Zwiſchen Baden und Luxemburg“ ſpricht er direkt von „gefälſchten“ und „ver⸗ 


1 An demſelben Tage, an dem uns die Genoſſin Luxemburg dieſen Artikel ſandte, ver⸗ 
öffentlichte ſie in der „Leipziger Volkszeitung“ eine Beſchwerde über uns, weil wir nicht alles 
veröffentlichen, was ſie uns einſendet. Wir konſtatieren demgegenüber, daß die Genoſſin 
Luxemburg in den Monaten Juni und Juli ein Fünftel des geſamten Raumes der „Neuen 
Zeit“ mit ihren Einſendungen ausfüllte. Danach ſich über Mundtotmachung zu beſchweren, 
iſt zum mindeſten originell, namentlich dann, wenn man gleichzeitig den Raum dieſer „in⸗ 
toleranten“ Zeitſchrift noch weiter in Anſpruch nimmt. Die Redaktion. 
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drehten“ Zitaten, durch die ich ihm „Anſchauungen unterſchiebe“, die er nie gehegt. 
Als Beweismaterial dafür führt Genoſſe Kautsky zwei Beiſpiele an. 

Erſtes Beiſpiel. Es bezieht ſich auf das Zitat aus Engels über die Programm⸗ 
forderung der Republik. Genoſſe Kautsky ſchreibt: 

Genoſſin Luxemburg behauptet, Engels verlangte die „Erörterung der Not- 
wendigkeit einer Agitation für die Republik“ in der Parteipreſſe. Sie beweiſt 
dies durch folgende Worte, die ſie von ihm zitiert: 

„Zweitens Rekonſtituierung Deutſchlands. . .. Alſo einheitliche Republik.. 

Von allen dieſen Sachen wird nicht viel ins Programm kommen dürfen.“ 

Aber, heißt es dann weiter in dem Zitat, es ſei notwendig, ſich darüber zu 

verſtändigen, darüber zu debattieren. 

Ich will davon abſehen, daß hier nur von Verſtändigen, nicht von Agi⸗ 
tieren die Rede iſt. Auf jeden Fall muß man nach dieſem Zitat annehmen, unter 
„allen dieſen Sachen“ verſtehe Engels die Republik. Aber der Schein trügt. 
Dieſen trügeriſchen Schein fabriziert Roſa Luxemburg dadurch, daß ſie aus einem 
Abſatz von ungefähr einer Druckſeite, in dem „dieſe Sachen“ erörtert werden, 
nur ein Wort, ein einziges Wort zitiert: einheitliche Republik! In Wirklichkeit 
erörtert Engels dort die Frage der Konſtituierung Deutſchlands, die Fragen der 
Kleinſtaaterei, der Reſervatrechte, des Partikularismus, worunter ihm als der 
gefährlichſte der preußiſche erſcheint, des Bundesſtaats und Einheitsſtaats. Letz⸗ 
teren müßten wir anſtreben. „Für Deutſchland wäre die föderaliſtiſche Ver⸗ 
ſchweizerung ein enormer Rückſchritt ... alſo einheitliche Republik.“ Aber nicht 
nach franzöſiſchem Muſter. Kein Bureaukratenſtaat, ſondern weiteſtgehende Selbſt— 
verwaltung der Provinzen und Gemeinden. 

Das waren die Fragen, die zu diskutieren Engels für notwendig hielt, weil 
ſie „von heute auf morgen brennend werden können, wenn wir ſie nicht disku⸗ 
tiert und uns nicht darüber verſtändigt haben“. Von alledem zitiert Genoſſin 
Luxemburg nur das in der Mitte des Abſatzes ſtehende Wort: Republik und be⸗ 
hauptet, unter „allen dieſen Sachen“ habe Engels die Republik verſtanden. Das 
iſt doch etwas — nun ſeien wir galant und ſagen wir: kühn. 

Mir wirft ſie vor, ich hätte dieſe Stelle zu flüchtig geleſen, nicht „reiflich 
überlegt“. Hat ſie „reiflich“ überlegt, ehe ſie an ihre Zurichtung ging, dann um 
ſo ſchlimmer. 

Der Gedanke, der Engels durch die Zurechtrichtung des Zitats von Genoſſin 
Luxemburg unterſchoben wurde, lag ihm ganz fern. Im Jahre 1891, als er ihn 
niederſchrieb, glänzten noch nicht die Queſſel, Kolb und Frank am Parteihimmel 
und es galt für ſelbſtverſtändlich, daß jeder Sozialdemokrat Republikaner war. 
Es wäre Engels nie eingefallen, es zu betonen, daß wir uns über die Frage der 
Republik „verſtändigen“ müßten. Wohl aber über die Fragen des Partikularis⸗ 
mus und des Einheitsſtaats. 

Es iſt alſo klar: die „Zurechtrichtung“ des Engelsſchen Zitats durch mich ſoll 
darin beſtehen, daß ich Engels die Anſicht imputierte, es ſei notwendig, über die 
Republik ſich zu verſtändigen, während Engels — wie Genoſſe Kautsky aufdeckt — 
lediglich die Verſtändigung über die Fragen des Partikularismus und des 
Einheitsſtaats für nötig hielt. Über die Republik ſich zu verſtändigen, dies lag 
ihm „ganz fern“ und „wäre ihm nie eingefallen“. 

Dieſe Frage völlig und ausführlich klar zu legen, iſt nicht bloß aus Rückſicht 
auf meine „Zitiermethoden“ notwendig, ſondern weil es hochwichtig iſt, daß die 
Genoſſen genau erfahren, was Engels' wirkliche Meinung war. 

Wenden wir uns an den Artikel von Engels. 

In der „Neuen Zeit“, XX, 1, S. 9 ff. heißt es: 

„Die politiſchen Forderungen des Entwurfes haben einen großen Fehler. Das, 
was eigentlich geſagt werden ſoll, ſteht nicht drin. Wenn alle dieſe zehn Forde⸗ 
rungen bewilligt wären, ſo hätten wir zwar diverſe Mittel mehr, um die politiſche 
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Hauptſache durchzuſetzen, aber keineswegs die Hauptſache ſelbſt. ... Daran zu 
taſten iſt aber gefährlich. Und dennoch muß ſo oder ſo die Sache angegriffen 
werden. Wie nötig das iſt, beweiſt gerade jetzt der in einem großen 
Teile der ſozialdemokratiſchen Preſſe einreißende Opportunismus. 
Aus Furcht vor einer Erneuerung des Sozialiſtengeſetzes, aus der Erinnerung an 
allerlei unter der Herrſchaft jenes Geſetzes gefallenen voreiligen Außerungen ſoll 
jetzt auf einmal der gegenwärtige geſetzliche Zuſtand in Deutſchland der Partei 
genügen können, alle ihre Forderungen auf friedlichem Wege durchzuführen 
Eine ſolche Politik kann nur die eigene Partei auf die Dauer irreführen. Man 
ſchickt allgemeine, abſtrakte politiſche Fragen in den Vordergrund und verdeckt 
dadurch die nächſten konkreten Fragen, die Fragen, die bei den erſten 
großen Ereigniſſen, bei der erſten politiſchen Kriſe ſich ſelbſt auf die 
Tagesordnung ſetzen. Was kann dabei herauskommen, als daß die 
Partei plötzlich im entſcheidenden Moment ratlos iſt, daß über die 
entſcheidendſten Punkte Unklarheit und Uneinigkeit herrſcht, weil 
dieſe Punkte nie diskutiert worden Sind. . .. Dies Vergeſſen der großen 
Hauptgeſichtspunkte über den augenblicklichen Intereſſen des Tages, dies Ringen 
und Trachten nach dem Augenblickserfolg ohne Rückſicht auf die ſpäteren Folgen, 
dies Preisgeben der Zukunft der Bewegung um der Gegenwart der Bewegung 
willen mag ‚ehrlich‘ gemeint fein, aber Opportunismus tft und bleibt es, und der 
‚ehrliche‘ Opportunismus iſt vielleicht der gefährlichſte von allen. Welches ſind 
nun dieſe kitzlichen, aber ſehr weſentlichen Punkte? 

„Erſtens. Wenn etwas feſtſteht, ſo iſt es dies, daß unſere Partei 
und die Arbeiterklaſſe nur zur Herrſchaft kommen kann unter der 
Form der demokratiſchen Republik.“ 

Hier erfährt der Leſer aus eigenem Munde von Engels, worauf es ihm ankam. 
Klipp und klar ſpricht er da von der künftigen Ratloſigkeit der Partei, von der 
Unklarheit und Uneinigkeit über die entſcheidendſten Punkte, „weil dieſe Punkte 
nie diskutiert worden ſind“, ſtellt dann ſelbſt die Frage: „Welches ſind nun 
dieſe kitzlichen, aber ſehr weſentlichen Punkte?“ und beantwortet ſie ſelbſt: Erſtens: 
die demokratiſche Republik. Dann folgt der von mir zitierte Paſſus über die Even⸗ 
tualität, „an der Republik ſich allenfalls vorbeizudrücken“ und die Form, wie ſie 
im Programm wenigſtens anzudeuten wäre; dann folgt „Zweitens. Die Rekon⸗ 
ſtituierung Deutſchlands“, wo Engels die Abſchaffung der Kleinſtaaterei, die Zer⸗ 
trümmerung der Vorherrſchaft Preußens im Detail behandelt und zuſammenfaſſend 
ſagt: „Kleinſtaaterei, ſpezifiſches Preußentum find die beiden Seiten des Gegen⸗ 
ſatzes, worin Deutſchland jetzt gefangen liegt und wo immer die eine Seite der 
anderen als Entſchuldigung und Exiſtenzgrund dienen muß. Was ſoll an die 
Stelle treten? Nach meiner Anſicht kann das Proletariat nur die 
Form der einen und unteilbaren Republik gebrauchen. Die Föderativ⸗ 
republik iſt auf dem Rieſengebiet der Vereinigten Staaten jetzt noch im ganzen 
eine Notwendigkeit ... fie wäre ein Fortſchritt in England ... fie iſt in der 
kleinen Schweiz ſchon längſt ein Hindernis geworden. ... Für Deutſchland wäre 
die föderaliſtiſche Verſchweizerung ein enormer Rückſchritt.“ Dann folgen noch neun 
Druckzeilen, die dies im einzelnen ausführen, und darauf die Zuſammenfaſſung: 
„Alſo einheitliche Republik.“ 

Der Leſer ſieht: Engels ſtellt als jene „entſcheidendſten“ Punkte, über die dis⸗ 
kutiert werden müßte, erſtens, alſo in erſter Linie, vor allem: die Forderung der 
Republik, zweitens, alſo in zweiter Linie: die Abſchaffung der Kleinſtaaterei und 
an ihrer Stelle die Forderung der einheitlichen Republik. Die zweite Forderung 
iſt ſomit nur die Ausführung der erſteren im Detail. Es iſt nicht eine andere 
Frage, ſondern es iſt dieſelbe Frage der Republik, deren Ausführung im 
einzelnen: nicht die Föderativrepublik, ſondern die einheitliche Republik, dem erſten 
Punkt zur natürlichen Ergänzung dient. 
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Ich habe demnach, als ich aus dem zweiten Punkte der Engelsſchen Kritik die 
Worte „Alſo einheitliche Republik“ zitierte, im genaueſten Sinne Engels' Aus⸗ 
führungen wiedergegeben, indem ich die Außerung ausführte, in der dieſer ſelbſt 
ſeine Ausführungen zuſammenfaßt, reſumiert. Engels ſpricht „erſtens“ von der 
Republik, „zweitens“ von der einheitlichen Republik, er ſpricht die ganze Zeit 
von der Forderung der Republik, die er im Detail ausführt und auf dieſe, auf 
nichts anderes bezieht ſich die Außerung, eine Verſtändigung, eine Diskuſſion in 
der Preſſe ſei notwendig, auf dieſe, auf nichts anderes bezieht ſich die Klage über den 
„ehrlichen Opportunismus“, der dieſe, großen Hauptgeſichtspunkte“ vergißt und verdeckt. 

An meinem Zitat iſt alſo nicht zu deuteln und zu rütteln. Da kann keine Maus 
etwas davon abbeißen. Und wenn Genoſſe Kautsky angeſichts der angeführten Worte 
von Engels erklären kann, „es lag ihm (Engels) fern“, es „wäre ihm nicht ein⸗ 
gefallen“, über die Republik eine Verſtändigung für nötig zu halten, ſo — enthalte 
ich mich jedes Urteils darüber. 

Zweites Beiſpiel. Ich hatte aus dem Artikel des Genoſſen Kautsky vom 
Jahre 1905 über den Bergarbeiterſtreik einen Paſſus zitiert, in dem der „politiſche 
Streik“ als die „neue gewerkſchaftliche Taktik“ proklamiert und der Maſſenſtreik als 
die Vereinigung der politiſchen und ökonomiſchen Aktion gefeiert wird. Darauf 
ſagt jetzt Genoſſe Kautsky: 

In der Tat, welch ein theoretiſcher Hanswurſt bin ich, ſolche Purzelbäume 
zu machen, daß ich einmal das „ſchönſte Durcheinander“ von Streiks zu politiſchen 
und von Streiks zu ökonomiſchen Zwecken predige und dann wieder ihre ſorg— 
fältige Trennung verlange. 

Ich begreife das Entzücken der Genoſſin Luxemburg über meine Purzelbäume 
nach rückwärts. Es wirkte ſo überwältigend auf ſie, daß ſie es unterließ, auch 
nur ein einziges Sätzchen des „trefflichen“ Artikels weiter zu leſen. Denn ich 
fahre dort unmittelbar nach dem zitierten Satze fort: 

„„Dabei iſt freilich der Streik um rein politiſche Machtfragen wohl zu unter⸗ 
ſcheiden von dem Streik, der die Geſetzgebung zu einer ſozialpolitiſchen Tat 
drängen will. Jede dieſer Streikarten erfordert eine andere Taktik, iſt an andere 
Bedingungen geknüpft; bei dem einen wird die gewerkſchaftliche, bei dem anderen 
die politiſche Leitung in den Vordergrund treten müſſen; der eine iſt eine Aktion, 
die ſich des öfteren wiederholen kann, der andere bleibt ein letztes Auskunfts⸗ 
mittel verzweifelter Situationen; bei dem einen gilt es, die Regierung zu einer 
Tat zu drängen, bei dem anderen, die Regierung zu ſtürzen; der eine gelingt um 
ſo beſſer, je planmäßiger er vorbereitet iſt, der andere um ſo eher, je ſpontaner 
er losbricht, Freund und Feind überraſchend uſw.“ 

Das iſt es, was ich 1905 in dem Artikel ſagte, den Roſa Luxemburg jetzt 
gegen mich zitiert, um zu beweiſen, daß ich im Gegenſatz zu meiner jetzigen 
Haltung damals ebenſo wie jetzt gegen die „pedantiſche“ Unterſcheidung der 
Streikarten und für ihr Durcheinander eintrat. In Wirklichkeit erklärte ich 1905 
genau dasſelbe wie jetzt. Den Schein des Gegenteils erreicht Roſa Luxemburg 
nur durch eine Prozedur von unglaublicher Keckheit. 

Wenn es „unglaubliche Keckheit“ ſein ſoll, das Zitat aus einem fremden Artikel 
an unpaſſender Stelle abzubrechen, wie ſoll man es nennen, wenn ein Zitat aus dem 
eigenen Artikel an unpaſſender Stelle abgebrochen wird? Der Abſatz iſt nämlich 
mit dem „uſw.“ in dem Artikel des Genoſſen Kautsky nicht zu Ende. Es folgt 
noch ein „Aber“ und fünf Zeilen. Dieſe Zeilen haben folgenden Wortlaut: 

„Aber bei allen Unterſchieden beider Streikarten, des politiſchen 
Streiks einer beſtimmten Arbeiterkategorie, um eine ſoziale geſetzgeberiſche Reform 
durchzuſetzen, und des politiſchen Streiks des ganzen empörten Proletariats, um 
ein feindſeliges Regime zu ſtürzen oder einen Staatsſtreich zu parieren — haben 
beide Streikarten das miteinander gemein, daß fie eine Vereini⸗ 
gung der politiſchen und gewerkſchaftlichen Aktion darſtellen.“ 
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Das heißt, Genoſſe Kautsky hebt zum Schluſſe allen Unterſcheidungen zwiſchen 
politiſchem und ökonomiſchem Streik gegenüber ihre Vereinigung hervor als die 
Hauptſache, als denjenigen Geſichtspunkt, auf den er den Nachdruck legt. Und dies 
iſt gerade der Geſichtspunkt, den auch ich bei ihm durch die zitierte Stelle hervor⸗ 
hob, es iſt genau dasſelbe, was ich unterſtrich, nochmals durch den Genoſſen Kautsky 
ſelbſt unterſtrichen. Alſo auch an dieſem Zitat iſt nicht zu deuteln und zu rütteln. 

Dies ſind aber die einzigen Beiſpiele, wo Genoſſe Kautsky ſeine ſchwere An⸗ 
ſchuldigung überhaupt durch Beweiſe zu ſtützen verſucht hat. Demnach iſt auch ſeine 
ſummariſche Behauptung über alle meine ſonſtigen Zitate, ſie ſtimmen dem Sinne 
nach nicht, in dem ich ſie gebrauche, vollkommen aus der Luft gegriffen. 


Schlußwort. 


Von K. Kautsky. 


Nach der Debatte die „perſönlichen Bemerkungen“. 

Um die Affäre vollends zu erledigen, laſſe ich auf die „Richtigſtellung“ der 
Genoſſin Luxemburg gleich das folgen, was ich daran richtigzuſtellen habe. 

Zuerſt das Engelsſche Zitat. Ich hatte der Genoſſin Luxemburg vorgeworfen, 
ſie habe es derartig zugerichtet, daß es einen anderen Sinn bekam, als der Autor 
ihm habe geben wollen. Das ſucht die Genoſſin Luxemburg dadurch zu entkräften, 
daß ſie dasſelbe Verfahren wiederholt. Abermals ſtellt ſie Bruchſtücke von 
Zitaten zuſammen und fabriziert mit ihnen einen falſchen Schein. 

Um den Leſern zu zeigen, worum es ſich Engels an der von der Genoſſin 
Luxemburg und mir umſtrittenen Stelle wirklich handelt, bleibt mir nichts übrig, 
als dieſe ſelbſt zum Abdruck zu bringen, ohne Weglaſſungen und ohne Unter⸗ 
ſtreichungen anderer Art, als ſie im Original zu finden ſind. 

Das Verfahren iſt etwas umſtändlich, denn es handelt ſich um eine Stelle, die 
im Original faſt drei Druckſeiten umfaßt. Aber es gibt keinen anderen Weg, die 
Streitfrage zur Entſcheidung zu bringen, und meine Bedenken werden beſiegt da⸗ 
durch, daß die Stelle ſo prächtig und inſtruktiv iſt und gerade heute in der Zeit 
der badiſchen Vorkommniſſe ſo aktuell, daß ich überzeugt bin, unſeren Leſern mit 
dem Wiederabdruck einen Genuß zu bereiten, auch jenen, die der Frage der Richtig⸗ 
keit der Zitierung gleichgültig gegenüberſtehen. \ 

Bevor wir an den Abdruck gehen, aber noch ein Wort über die Streitfrage. 

Ich hatte die Genoſſin Luxemburg darauf hingewieſen, daß wir — nicht bei 
der Betonung unſeres republikaniſchen Standpunktes — der kam nicht in Frage —, 
ſondern bei der Forderung einer beſonderen, verſtärkten Form der republikaniſchen 
Agitation vorſichtig ſein müßten, nicht aus politiſchen, ſondern juriſtiſchen Gründen, 
wie auch Marx und Engels anerkannt. 

Daraufhin erwiderte die Genoſſin Luxemburg, daß in dem Paſſus, auf den ich 
mich bezog, Engels vielmehr gerade die „Notwendigkeit einer Agitation für die 
Republik“ betonte. 

Demgegenüber erklärte ich, dieſe Auslegung des Paſſus habe die Genoſſin Luxem⸗ 
burg nur dadurch möglich gemacht, daß ſie bloß jene Stellen heraushob, die von der 
Republik handeln, und die Zwiſchenglieder wegließ. Das beſtreitet ſie jetzt, ſie be⸗ 
hauptet, Engels ſpricht „die ganze Zeit von der Forderung der Republik, die er 
im Detail ausführt, und auf dieſe, auf nichts anderes bezieht ſich die Auße⸗ 
rung, eine Verſtändigung, eine Diskuſſion in der Preſſe ſei notwendig; auf dieſe, 
auf nichts anderes bezieht ſich die Klage über den ‚ehrlichen Opportunismus“, 
der dieſe großen Hauptgeſichtspunkte vergißt und verdeckt“. 

So Genoſſin Luxemburg. Hören wir nun Friedrich Engels. 
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„Die politiſchen Forderungen des Entwurfes haben einen großen Fehler. Das, 
was eigentlich geſagt werden ſollte, ſteht nicht drin. Wenn alle dieſe zehn Forde⸗ 
rungen bewilligt wären, ſo hätten wir zwar diverſe Mittel mehr, um die politiſche 
Hauptſache durchzuſetzen, aber keineswegs die Hauptſache ſelbſt. Die Reichsverfaſſung 
iſt in der Abmeſſung der dem Volke und ſeiner Vertretung überwieſenen Rechte 
ein purer Abklatſch der preußiſchen Verfaſſung von 1850, einer Verfaſſung, worin 
die äußerſte Reaktion in Paragraphen gefaßt iſt, worin die Regierung alle wirk⸗ 
liche Macht beſitzt und die Kammern nicht einmal das Steuerverweigerungsrecht 
haben; einer Verfaſſung, die in der Konfliktszeit bewies, daß die Regierung mit 


ihr machen konnte, was ſie wollte. Die Rechte d ichstags ſind genau die⸗ 
kag das Feigenblatt des Abſolukismus. Auf Grundlage dieſer Verfaſſung und der 
von ihr janktionierten Aleimjtaaterei, auf Grundlage eines Bundes zwiſchen Preußen, 
Reuß⸗Greiz⸗Schleiz⸗Lobenſtein, wovon das eine ſo viel Quadratmeilen hat als das 
andere Quadratzoll, auf ſolche Grundlage die Umwandlung aller Arbeitsmittel in 
Gemeineigentum' durchführen zu wollen, iſt augenſcheinlich ſinnlos. 

„Daran zu taſten iſt aber gefährlich. Und dennoch muß ſo oder ſo die Sache 
angegriffen werden. Wie nötig das iſt, beweiſt gerade jetzt der in einem großen 
Teile der ſozialdemokratiſchen Preſſe einreißende Opportunismus. Aus Furcht vor 
einer Erneuerung des Sozialiſtengeſetzes, aus der Erinnerung an allerlei unter der 
Herrſchaft des Geſetzes gefallenen voreiligen Außerungen ſoll jetzt auf einmal der 
gegenwärtige geſetzliche Zuſtand in Deutſchland der Partei genügen können, alle 
ihre Forderungen auf friedlichem Wege durchzuführen. Man redet ſich und der 
Partei vor, ‚die heutige Geſellſchaft wachſe in den Sozialismus hinein“, ohne ſich 

zu fragen, ob ſie nicht damit ebenſo notwendig aus ihrer alten Geſellſchafts— 
verfaſſung hinauswachſe, dieſe alte Hülle ebenſo gewaltſam ſprengen müſſe wie der 
Krebs die ſeine; als ob ſie in Deutſchland nicht außerdem die Feſſeln der noch 
halb abſolutiſtiſchen und obendrein namenlos verworrenen politiſchen Ordnung zu 
ſprengen habe. Man kann ſich vorſtellen, die alte Geſellſchaft könne friedlich in 
die neue hineinwachſen in Ländern, wo die Volksvertretung alle Macht in ſich kon— 
zentriert, wo man verfaſſungsmäßig tun kann, was man will, ſobald man die 
Majorität des Volkes hinter ſich hat; in demokratiſchen Republiken wie Frankreich 
und Amerika, in Monarchien wie England, wo die bevorſtehende Abkaufung der 
Dynaſtie tagtäglich in der Preſſe beſprochen wird und wo dieſe Dynaſtie gegen 
den Volkswillen ohnmächtig iſt. Aber in Deutſchland, wo die Regierung faſt all⸗ 
mächtig und der Reichstag und alle anderen Vertretungskörper ohne wirkliche 
Nacht, i eutjichland jo etwas proklamieren und noch dazu ohne Not, heißt 
das Feigenblatt dem Abſolutismus abnehmen und ſich ſelbſt vor die Blöße binden. 
„Eine ſolche Politik kann nur die eigene Partei auf die Dauer irreführen. ö 
Man ſchickt allgemeine, abſtrakte politiſche Fragen in den Vordergrund und ver— 
deckt dadurch die nächſten konkreten Fragen, die Fragen, die bei den erſten großen 
Ereigniſſen, bei der erſten politiſchen Kriſe ſich ſelbſt auf die Tagesordnung ſetzen. 
Was kann dabei herauskommen, als daß die Partei plötzlich im entſcheidenden 
Moment ratlos iſt, daß über die entſcheidendſten Punkte Unklarheit und Uneinig⸗ 
keit herrſcht, weil dieſe Punkte nie diskutiert worden ſind. Soll es wieder gehen 
wie ſeinerzeit mit den Schutzzöllen, die man damals für eine nur die Bourgeoiſie 
angehende, die Arbeiter nicht im entfernteſten berührende Frage erklärte, wo alſo 
jeder ſtimmen konnte wie er wollte, während jetzt mehr als einer ins entgegen— 
geſetzte Extrem verfällt und aus Gegenſatz gegen die ſchutzzöllneriſch gewordenen 
Bourgeois die ökonomiſchen Verdrehungen von Cobden und Bright neu auflegt 
und als reinſten Sozialismus predigt — das reinſte Mancheſtertum? 

„Dies Vergeſſen der großen Hauptgeſichtspunkte über den augenblicklichen 
Intereſſen des Tages, dies Ringen und Trachten nach dem Augenblickserfolg ohne 
Rückſicht auf die ſpäteren Folgen, dies Preisgeben der Zukunft der Bewegung um 
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der Gegenwart der Bewegung willen, mag ‚ehrlich‘ gemeint fein, aber Opportu⸗ 
nismus iſt und bleibt es, und der ‚ehrliche‘ Opportunismus iſt vielleicht der ge⸗ 
fährlichſte von allen. ' 

elches ſind nun dieſe kitzlichen, aber ſehr weſentlichen Punkte? Erſtens. 
Wenn etwas feſtſteht, ſo iſt es dies, daß unſere Partei und die Arbeiterklaſſe nur 
zur Herrſchaft kommen kann unter der Form der demokratiſchen Republik. Dieſe 
iſt ſogar die ſpezifiſche Form für die Diktatur des Proletariats, wie ſchon die große 
franzöſiſche Revolution gezeigt hat. Es iſt doch undenkbar, daß unſere beſten Leute 
unter einem Kaiſer Miniſter werden ſollten, wie Miquel. f 

„Nun ſcheint es geſetzlich nicht anzugehen, daß man die Forderung der Republik 
direkt ins Programm ſetzt, obwohl das ſogar unter Louis Philippe in Frankreich 
ebenſo zuläſſig war wie jetzt in Italien. Aber das Faktum, daß man nicht einmal 
ein offen republikaniſches Parteiprogramm in Deutſchland aufſtellen darf, beweiſt, 
wie koloſſal die Illuſion iſt, als könne man dort auf gemütlich friedlichem Wege 
die Republik einrichten, und nicht nur die Republik, ſondern die kommuniſtiſche 
Geſellſchaft. 

„Indes kann man an der Republit ſich allenfalls vorbeidrücken. Was aber nach 
meiner Anſicht hinein ſollte und hinein kann, das iſt die Forderung der Konzen⸗ 
tration aller politiſchen Macht in den Händen der Volksvertretung. 
Und das würde einſtweilen genügen, wenn man nicht weiter gehen kann. 

„Zweitens. Die Rekonſtitution Deutſchlands. Einerſeits muß die Kleinſtaaterei 
beſeitigt werden — man revolutioniere doch die Geſellſchaft, ſo lange es bayeriſch⸗ 
württembergiſche Reſervatrechte gibt und die Karte von Thüringen zum Beiſpiel das 
gegenwärtige Jammerbild bietet. Andererſeits muß Preußen aufhören zu exiſtieren, 
muß in ſelbſtverwaltende Provinzen aufgelöſt werden, damit das ſpezifiſche Preußentum 
aufhört, auf Deutſchland zu laſten. Kleinſtaaterei, ſpezifiſches Preußentum ſind die 
beiden Seiten des Gegenſatzes, worin Deutſchland jetzt gefangen liegt und wo immer 
die eine Seite der anderen als Entſchuldigung und Exiſtenzgrund dienen muß. Was 
ſoll an die Stelle treten? Nach meiner Anſicht kann das Proletariat nur die Form 
der einen und unteilbaren Republik gebrauchen. Die Föderativrepublik iſt auf dem 
Rieſengebiet der Vereinigten Staaten jetzt noch im ganzen eine Notwendigkeit, ob⸗ 
gleich ſie im Oſten bereits ein Hindernis wird. Sie wäre ein Fortſchritt in Eng⸗ 
land, wo vier Nationen auf den beiden Inſeln wohnen und trotz eines Parlamentes 
ſchon jetzt dreierlei Geſetzſyſteme nebeneinander beſtehen. Sie iſt in der kleinen 
Schweiz ſchon längſt ein Hindernis geworden, erträglich nur, weil die Schweiz ſich 
damit begnügt, ein rein paſſives Glied des europäiſchen Staatenſyſtems zu ſein. 
Für Deutſchland wäre die föderaliſtiſche Verſchweizerung ein enormer Rückſchritt. 
Zwei Punkte unterſcheiden den Bundesſtaat vom Einheitsſtaat, daß jeder verbündete 
Einzelſtaat, jeder Kanton ſeine eigene Zivil- und Kriminalgeſetzgebung und Gerichts⸗ 
verfaſſung hat, und dann, daß neben dem Volkshaus ein Staatenhaus beſteht, 
worin jeder Kanton, groß oder klein, als ſolcher ſtimmt. Das erſte haben wir 
glücklich überwunden und werden nicht ſo kindiſch ſein, es wieder einzuführen, und 
das zweite haben wir im Bundesrat und können es ſehr gut entbehren, wie denn 
überhaupt unſer „‚Bundesſtaaté ſchon den Übergang zum Einheitsſtaat bildet. Und 
wir haben nicht die 1866 und 1870 gemachte Revolution von Oben wieder rück⸗ 
gängig zu machen, ſondern ihr die nötige Ergänzung und Verbeſſerung zu geben 
durch eine Bewegung von Unten. 

„Alſo einheitliche Republik. Aber nicht im Sinne der heutigen franzöſiſchen, 
die weiter nichts iſt als das 1798 begründete Kaiſerreich ohne den Kaiſer. Von 
1792 bis 1798 beſaß jedes franzöſiſche Departement, jede Gemeinde vollſtändige 
Selbſtverwaltung nach amerikaniſchem Muſter, und das müſſen wir auch haben. 
Wie die Selbſtverwaltung einzurichten iſt und wie man ohne Bureaukratie fertig 
werden kann, das bewies uns Amerika und die erſte franzöſiſche Republik und noch 
heute Auſtralien, Kanada und die anderen engliſchen Kolonien. Und eine ſolche 
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provinzielle und gemeindliche Selbſtverwaltung iſt weit freier als zum Beiſpiel der 
ſchweizer Föderalismus, wo der Kanton zwar ſehr unabhängig iſt gegenüber dem 


Bund, aber auch gegenüber dem Bezirk und der Gemeinde. Die Kantonalregie⸗ 


rungen ernennen Bezirksſtatthalter und Präfekten, wovon man in den Ländern 
engliſcher Zunge nichts weiß und die wir uns ebenſo höflichſt in Zukunft verbeten 
haben wollen, wie die preußiſchen Landräte und Regierungsräte. 

„Von allen dieſen Sachen wird nicht viel ins Programm kommen dürfen. Ich 
erwähne ſie auch hauptſächlich, um die Zuſtände in Deutſchland zu kennzeichnen, wo 
ſo etwas zu ſagen nicht angeht, und damit gleichzeitig die Selbſttäuſchung, die ſolche 
Zuſtände auf geſetzlichem Wege in die kommuniſtiſche Geſellſchaft überführen will. 
Und ferner, um dem Parteivorſtand in Erinnerung zu bringen, daß es noch andere 
politiſche Fragen von Wichtigkeit gibt als die direkte Geſetzgebung durch das Volk 
und die unentgeltliche Rechtspflege, ohne die wir am Ende auch vorankommen. 
Bei der allgemeinen Unſicherheit können dieſe Fragen von heute auf morgen 
brennend werden, und was dann, wenn wir ſie nicht diskutiert, uns nicht darüber 
verſtändigt haben?“ 

Soweit Engels. 

Genoſſin Luxemburg nun zitiert die letzten ſechs Abſätze in der Weiſe, daß ſie 
die drei Abſätze, die „Erſtens“ behandelten, vollſtändig abdruckt, ebenſo den letzten. 
Die zwei dazwiſchenliegenden, die längſten, die „Zweitens“ behandeln, dagegen 
zitiert ſie in der Form: 

„Zweitens. Die Rekonſtitution Deutſchlands. . . . Alſo einheitliche Republik....“ 

Das war alles, damit, behauptet ſie, habe ſie den weſentlichen Inhalt dieſer 
zwei Abſätze wiedergegeben, und wenn ich gegen dieſe unerhörte Art zu „zitieren“ 
proteſtiere, iſt ſie darüber noch moraliſch entrüſtet. 

Wollen wir aber nicht bloß die letzten ſechs Abſätze allein in Betracht ziehen, 
ſondern die ganze Auseinanderſetzung, auf die ſich Genoſſin Luxemburg bezieht, 


dann frage ich, wo erklärt hier Engels, nichts ſei dringender notwendig, als „die 


Erörterung der Loſung der Republik in der Parteipreſſe“? Ich frage, wer wird 
nach der Leſung dieſes ganzen Paſſus noch behaupten wollen: „auf die Republik, 
auf nichts anderes bezieht ſich die Außerung, eine Verſtändigung, eine Diskuſſion 


in der Preſſe ſei notwendig; auf die Republik, auf nichts anderes bezieht ſich 


die Klage über den ‚ehrlichen Opportunismus“, der dieſe ‚großen Hauptgeſichts⸗ 
punkte“ vergißt und verdeckt“? 
Weit entfernt davon, über die Frage der Republik eine Verſtändigung, eine 


Diskuſſion für notwendig zu halten, erklärt Engels: 


„Wenn etwas feſtſteht, ſo iſt es dies, daß unſere Partei und die Arbeiter⸗ 
klaſſe nur zur Herrſchaft kommen kann unter der Form der demokratiſchen 
Republik.“ 

Kein Wort davon, daß der Opportunismus an dieſer Tatſache zweifle. Was 
er dieſem vorwirft, iſt etwas ganz anderes: 

„Die Illuſion, als könne man dort (in Deutſchland) auf gemütlich fried— 
lichem Wege die Republik einrichten und nicht nur die Republik, ſondern die 
kommuniſtiſche Geſellſchaft.“ 

Das, die Illuſion des friedlichen Hineinwachſens in den Sozialismus und 
nicht die „Loſung der Republik“, iſt eine der großen Hauptfragen, über die wir 
uns zu verſtändigen haben. Die andere iſt die, ob Bundesſtaat oder Einheitsſtaat, 
wobei auch wieder die Republik als etwas Selbſtverſtändliches vorausgeſetzt wird. 


Das iſt es, was Engels hier ausführt. 


Dieſe Auffaſſung entſpricht auch den tatſächlichen Verhältniſſen. Selbſt heute, 
wo in manchen Teilen Deutſchlands der „ehrliche Opportunismus“ weit ſtärker iſt 
als zu Engels’ Zeit, wird der republikaniſche Charakter unſerer Bewegung ernſt— 


lich nicht in Frage geſtellt. Sogar in Baden und ſogar in den Reihen der An⸗ 


hänger der Budgetbewilligung hat die Hofgängerei ſtarken Tadel gefunden, und die 
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Hofgänger ſelbſt wagen es nicht, ſich als Monarchiſten hinzuſtellen. Kein Menſch, 


der die deutſche Sozialdemokratie kennt, wird behaupten wollen, die „Loſung der 
Republik“ gehöre zu jenen Punkten, über die in ihren Reihen „Unklarheit und Un⸗ 
einigkeit herrſcht, weil dieſe Punkte nie diskutiert worden ſind“, zu jenen Punkten, 
„wo jeder ſtimmen kann wie er will“, von denen Engels ſpricht. Was umſtritten 
iſt, worüber eine Diskuſſion und Verſtändigung notwendig, ſind die Fragen des Ein⸗ 
heitsſtaats und des friedlichen Hineinwachſens in den Zukunftsſtaat, gerade jene 
Punkte, die Engels hier hervorhebt und die praktiſch darauf hinauslaufen: ſollen 
wir dem Partikularismus Konzeſſionen machen oder ihn bekämpfen? Und vor allem 
die Frage, ſollen wir in den Volksmaſſen die Illuſion großziehen, es ſei möglich, 
ohne ſchwere Kämpfe, ganz unmerklich, durch Entgegenkommen an die beſtehenden 
Machtfaktoren der „faſt allmächtigen Regierung“ ihre Macht zu nehmen und „alle 
politiſche Macht in den Händen der Volksvertretung zu konzentrieren“? 

Es heißt vom Charakter unſerer Bewegung wie von dem Gedankengang, den 
Engels hier entwickelt, einen ganz falſchen Schein erwecken, wenn man einzelne 
Sätze ſeiner Darlegung ſo zuſammenſtellt, daß ſie ausſehen, als hätte er den repu⸗ 
blikaniſchen Charakter unſerer Bewegung für bedroht gehalten und eine Verſtändi⸗ 
gung darüber für unſere Hauptaufgabe erklärt. 

Wenn dieſer falſche Schein erweckt wird zu dem Zwecke, meine Berufung auf 
Engels lächerlich zu machen, habe ich ein Recht, das aufzudecken und zurückzuweiſen. 

Und nun zu dem zweiten Zitat. 

Da kann ich mich zum Glück weit kürzer faſſen, da liegt die Sache klarer. 

Um mir theoretiſche „Purzelbäume“, das heißt haltloſes Hin- und Herſchwanken 
zwiſchen den größten Gegenſätzen, nachzuweiſen, hatte Genoſſin Luxemburg ein Zitat 
aus einem Artikel gebracht, in dem ich anſcheinend das Gegenteil von dem ſagte, 
was ich jetzt gegen ſie geltend mache. Das Erwecken dieſes Anſcheins erreichte ſie, 
wie ich erklärte, nur dadurch, daß ſie nicht weiter zitierte, denn in den folgenden 
Sätzen gebe ich dem Vorhergehenden eine Deutung, die vollkommen meinem jetzigen 
Standpunkt entſpricht. Das kann Genoſſin Luxemburg nicht leugnen. Aber, ſagt 
ſie, es gibt ein Aber. Auf die von ihr weggelaſſenen, von mir zitierten Sätze folgen 
in meinem Artikel wieder fünf Zeilen, die ich nicht zitierte, und die gerade das 
ſagen ſollen, was die Genoſſin Luxemburg jetzt im Gegenſatz zu mir verficht. 

Sonderbar, höchſt ſonderbar! Zuerſt erkläre ich in dem fraglichen Artikel alſo 
das, was die Genoſſin Luxemburg gerne hört. Dann das Gegenteil und dann — 
wieder das erſtere! Wäre das richtig, dann zeigte das ja die tollſten theoretiſchen 
„Purzelbäume“ nicht im Vergleich von 1910 und 1905, ſondern innerhalb desſelben 
Artikels. Und doch erklärte ihn die Genoſſin Luxemburg für einen „trefflichen Artikel“. 

Das Rätſel löſt ſich dadurch, daß die Genoſſin Luxemburg ununterbrochen zwei 
Erſcheinungen durcheinander wirft, die einige Namensähnlichkeit haben, aber ſehr 
verſchiedener Natur ſind, und die man ſtreng auseinanderhalten muß, ſoll man nicht 
größter Konfuſion verfallen. 

Dieſe zwei verſchiedenen Erſcheinungen ſind die Verbindung gewerkſchaftlicher 
und politiſcher Aktion zur Erreichung einer beſtimmten Forderung, und die Ver⸗ 
bindung gewerkſchaftlicher und politiſcher Forderungen in einer beſtimmten 
Aktion. 

Von dieſen beiden Erſcheinungen halte ich die erſte, die Verbindung gewerk⸗ 
ſchaftlicher und politiſcher Aktion, unter Umſtänden für nützlich, ja unvermeidlich, 
und ich nehme an, daß dieſe Umſtände um ſo leichter eintreten, je ſtärker das Prole⸗ 
tariat und ſeine Organiſationen werden. Die zweite Erſcheinung, die Verbindung 
des Kampfes für politiſche Rechte mit dem Kampfe um beſſere Arbeitsbedingungen 
zu einer gemeinſamen Aktion, halte ich dagegen für verkehrt, und zwar um ſo mehr, 
je entwickelter die politiſche und gewerkſchaftliche Organiſation iſt. 

Die Genoſſin Luxemburg meint dagegen, beide Erſcheinungen ſeien gleich not- 


it. 


wendig und nützlich, und fie will nachweiſen, daß ich ehedem derſelben Anſicht ge⸗ 
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Literariſche Rundschau. nn 


weſen jei. Zu dieſem Zwecke beruft ſie ſich auf meinen Artikel, in dem ich zuerft 
die erſte Erſcheinung akzeptiere, dann ausdrücklich die zweite ablehne, um ſchließ⸗ 
lich nochmals für die erſte einzutreten. 

Die Genoſſin Luxemburg identifiziert einfach die erſte Erſcheinung mit der 
zweiten, zitiert das, was ich über die erſte ſage, als auch für die zweite gültig und 
unterſchlägt meine ausdrückliche Ablehnung der zweiten. Darob zur Rede ge- 
ſtellt, kann ſie die Unterſchlagung nicht leugnen, ſie behauptet jedoch, dieſe 
werde wett gemacht dadurch, daß ich die Fortſetzung nicht zitierte! Aber in dieſer 
weggelaſſenen Fortſetzung ſteht nichts, als daß ich ſchließlich nochmals für die erſte 
Erſcheinung eintrete, die ſie kaltblütig abermals mit der zweiten identifiziert. 

Ihre „Richtigſtellung“ bedeutet alſo auch beim zweiten Zitat nichts als eine 
Wiederholung des Verfahrens, wodurch ſie es urſprünglich fälſchte. 

Ob dieſe Fälſchung eine berechnete war oder einem Unvermögen entſprang, 
klar zu ſehen, um was es ſich handelt, iſt für die Sache gleichgültig. 

Auf jeden Fall habe ich keine Urſache, von dem, was ich geſagt, auch nur ein 
Wort zurückzunehmen. 


Literariſche Kundſchau. 


Gilles, P., Die Elektrizität als Triebkraft in der Großinduſtrie und die Frage 
der Kraftverſorgung im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriebezirk. Berlin 1910, 
Verlag R. Trenkel. 78 Seiten. 3 Mark. 

Der Induſtrialismus drängt auch in ſeinen Kraftzentralen nach Betriebskonzen⸗ 
tration. Die Antriebskräfte für die Arbeitsmaſchinen ſollen möglichſt billig erzeugt 


und möglichſt rationell ausgenutzt werden. Deshalb wird auch auf dieſem Gebiet 


a techniſch⸗konſtruktiv fleißig gearbeitet, die Maſchineneinheiten werden erhöht, die 


Erzeugungskoſten pro Krafteinheit herabgedrückt. 
Die großinduſtrielle Kraftverſorgung ſtand zuerſt unter dem Zeichen der Dampf— 


maſchinenperiode und zwar ſpeziell die Kolbendampfmaſchine hat einem ganzen 


wirtſchaftlichen Zeitalter ſein fabrikorganiſatoriſches Gepräge gegeben, hat in der 
erſten Etappe des aufkommenden Induſtrialismus der Maſchinenwirtſchaft erſt die 
notwendigen Entwicklungs möglichkeiten ſchaffen müſſen. 

Aber auch der Dampfbetrieb iſt heute nicht mehr die höchſte und idealſte Kraft⸗ 
verſorgung. Gegenwärtig befinden wir uns in einem Übergangsſtadium. Die Kolben- 
dampfmaſchine wird verdrängt durch die Dampfturbine und die Grosgasmaſchine. 
Vor allen Dingen aber hat die elektriſche Betriebskraft an Terrain gewonnen. Ge— 
rade die elektriſchen Kraftmaſchinen können ſich durch die leichte Regulierbarkeit, 
Verteilung, Übertragfähigkeit des elektriſchen Stromes, der großinduſtriellen Arbeits⸗ 
weiſe in hohem Maße anſchmiegen. Dem Bau und der zweckmäßigen Einrichtung 
der Elektrizitätswerke haben die Fachleute ihre Aufmerkſamkeit zugewendet und ſtellt in 
dieſer Entwicklungsreihe jetzt bekanntlich die Überlandzentrale die höchſte Form dar. 

Die Arbeit von Gilles beſchäftigt ſich mit einer der intereſſanteſten Formen 


neuerer Wirtſchaftsgründungen, nämlich mit der Entwicklung zum privatgemein: 


wirſchaftlichen Unternehmen. 

In Rheinland⸗Weſtfalen iſt es bei der Gründung von Elektrizitätswerken zu 
folgenden Komplikationen gekommen: Für die großen Bergwerke und Eiſenhütten 
ſind Werkzentralen geſchaffen worden, die den elektriſchen Strom für die jeweiligen 

Werke zu erzeugen haben. Bei dem wechſelnden Beſchäftigungsgrad der einzelnen 
Unternehmungen ließ es ſich bisher nicht vermeiden, daß die Betriebsmaſchinen 


verſchieden belaſtet wurden. Konnten in Zeiten übergroßer Beſchäftigung die 


Maſchinen kaum die notwendigen Strommengen erzeugen, ſo mußten in geſchäftlich 
ſtillen Zeiten einzelne Maſchinengruppen ſtill ſtehen. Gegen das heiligſte Geſetz 
der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe wurde alſo verſtoßen, indem die Betriebsfaktoren 
nicht reſtlos ausgenutzt werden konnten. Die Induſtriegewaltigen in Rheinland: 
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Weſtfalen ſannen daher auf Abhilfe und gingen zur Finanzierung der ſogenannten 


Verbandselektrizitätswerke über. 
Dieſen Zentralen wurden die Funktionen von „Elektrizitätsbanken“ übertragen. 


Die Verbandswerke geben elektriſchen Strom an die Werkzentralen ab, wenn dort 


in Zeiten erhöhter Beſchäftigung die Maſchinen den Bedarf nicht decken können, 
im umgekehrten Fall wird der überſchuß an elektriſcher Energie von den Werk⸗ 
zentralen dem Verbandswerk zugeführt. Durch Gegenſeitigkeitsverträge feſtgelegt, 
erhalten die Großinduſtriellen bei dem Einkauf und Verkauf von Strom günſtige 
Preiſe zugebilligt. Die Überſchüſſe der im Verbandswerk vorhandenen Strommengen 
werden an Stadtverwaltungen, Straßenbahngeſellſchaften, Gewerbetreibende uſw. 
verhandelt. Die Großinduſtriellen, die durch reiche Kapitalmittel ſich an dem Unter⸗ 
nehmen einen genügenden Einfluß geſichert haben, machen dabei das beſte Ge⸗ 
ſchäft, ſie kaufen Reſerveſtrom billig auf, ſtoßen ihre Überſchüſſe zum Verkauf günſtig 
ab und „ſtabiliſieren“ ſich dadurch in ihren Werkzentralen die Betriebsmaſchinen. 


Einen Extraprofit macht dabei noch Hugo Stinnes. Die Technik hat den 


Hüttenmagnaten gelehrt, aus ihren Hochöfen die durch den Verbrennungsprozeß 
erzielten Abgaſe nicht nutzlos durch den Schornſtein entweichen zu laſſen. Vielmehr 
können dieſe Abgaſe für den Betrieb der neueren Gasmaſchinen noch Verwendung 


finden. So entfalten denn die modern geleiteten Hüttenwerke Betriebskräfte weit 


über ihren eigenen Bedarf und Verbrauch. 
Wohin damit? Stinnes verkauft die Abgaſe ſeiner Werke an die Verbands⸗ 
zentralen und ſo muß auch hier dem Großkapitalismus alles zum beſten dienen. 


Dieſer privat⸗gemeinwirtſchaftliche Betrieb ſtellt alſo eine neuartige Wirtſchafts⸗ 


form dar, und es bleibt abzuwarten, unter welchen Verhältniſſen ſich außer in 


Rheinland⸗Weſtfalen ähnliche Gründungen vollziehen werden. Die Angaben, die 
Gilles über den erſten Verſuch macht, können als inſtruktives Studiummaterial zu 


dieſer Frage dienen. Richard Woldt. 


Zeitſchriftenſchau. 


„Ihe Socialist Review. vom Juni bringt einen Aufſſatz von F. C. Conſtable 
über „Sozialismus und das überleben der Paſſendſten“. Darwins Theorie be⸗ 
ruht auf der Grundlage, daß im Kampf ums Daſein nur die Paſſendſten am Leben 
bleiben. Mit dieſen Paſſendſten meint Darwin nicht die moraliſch oder intellektuell 
höchſtwertigen, noch diejenigen, die über materielle Mittel am meiſten gebieten. Er 
meint einfach diejenigen, die am beſten den Verhältniſſen, der Umgebung angepaßt 
ſind, ohne zu fragen, weshalb und woher dieſe Verhältniſſe derart beſchaffen ſind. 


Die Geſchichte der Menſchheit zeigt uns ein Überleben der Paſſendſten, aber nicht 


der moraliſch oder intellektuell Hochſtehenden. Der Menſch iſt aber nicht einfach 


ein Sklave ſeiner Umgebung; denn er geſtaltet in ſeiner Entwicklung ſelbſt die Ver⸗ 
hältniſſe, worunter er und ſeine Nachkommen leben müſſen. Damit wird eine neue 


Tatſache geſchaffen, die in der tieriſchen Entwicklung noch nicht vorhanden iſt. Die 


ſozialen und geſetzlichen Verhältniſſe der Menſchen werden von ihnen, zum Teil 


mit bewußter Überlegung geſchaffen. So groß iſt die Macht des Menſchen, daß er 


ſogar durch die Zuchtwahl neue Lebensformen geſtaltet. Die natürlichen Verhält⸗ 
niſſe, die als blinde Kräfte die Evolution der Tierwelt beſtimmen, weichen neuen 
Faktoren, die in der Macht des Menſchen liegen. Und zwar in ſeiner bewußten 
Abſicht; die neuen Verhältniſſe, in denen jetzt die Millionen von Japanern auf⸗ 


wachſen, ſind von dieſem Volke mit Bewußtſein ſo geſchaffen worden. Dieſe Er⸗ 
kenntnis iſt ſehr wichtig. Solange wir glauben, daß ein Gott oder eine mächtige 


Natur über unſeren Willen, über die Entwicklung der Menſchheit gebietet, tragen 


wir keine Verantwortlichkeit, und nehmen wir unſer Elend als unabänderlich an. 
Sehen wir jedoch ein, daß die Menſchheit ſelbſt ihre eigene Umgebung ſchaffen 


kann, ſo laſtet eine ſchwere Verantwortung auf uns. Die Auffaſſungen der Menſchen, 


E 


4 


Zeitſchriftenſchau. 767 


ihr Gewiſſen, ihre Idee über Recht und Unrecht wird zu neun Zehntel durch ihre 
individuelle Lage beſtimmt. Aber jetzt wächſt ein neues Bewußtſein, ein öffent⸗ 
liches Gewiſſen auf; es entwickelt ſich ganz naturgemäß aus dem engeren Zuſammen⸗ 
hang aller Menſchen und Länder und aus der zunehmenden Bildung. Die Macht 
des Menſchen, ſeine Umgebung zum eigenen oder zu ſeiner Klaſſe Vorteil zu ändern, 
wird zur Macht, die Weltverhältniſſe zum Vorteil aller zu ändern. Das iſt die 
natürliche Evolution des Sozialismus; er iſt das kollektive Ergebnis des überlebens 
der Paſſendſten. In den heutigen Grundherren, die ſozial völlig überflüſſig ge⸗ 
worden ſind, findet ſich zwar nichts von einem ſolchen ſozialen Gewiſſen. Wir 
können ſie aber nicht einfach abſchneiden, wie ein Arzt den Blinddarm; im Grunde ſind 
wir alle mit derſelben Krankheit angeſteckt, auch der Arbeiter, der gern viel verdienen 
möchte und nichts tun. Daher müſſen wir vor allem langſam vorwärts. Wir haben 
noch nicht gelernt, unſere Freiheit vernünftig zu verwenden, und müſſen uns langſam 
erziehen und in dem Aufbau der gleichen Gelegenheit für alle nicht ungeduldig werden. 

So zu leſen in dem Organ der „Independant Labour Party“! 

Über „Die ſozialiſtiſche Bewegung in Kmerika“ ſchreibt Walter Thomas 
Mills aus Milwaukee. Es iſt ſchwer, den engliſchen Leſern die Schwierigkeiten 
der amerikaniſchen Bewegung klar zu machen. Das Land iſt ſo groß, daß man 
einander perſönlich kaum kennen kann; zu einer Landeskonferenz muß man eine 
Woche fahren und dazu als Fahrgeld ein Jahreseinkommen verwenden. Man 
muß zwanzig Sprachen kennen; die Politiker haben einflußreiche Leute aller Nationen 
in ihrem Dienſte, wodurch alle Stimmen jener Nationen ihnen zufallen. Jede 
große Bewegung war in Amerika nur mit Hilfe der Bauern möglich, die vierzig 
Prozent aller Stimmen bilden. Dieſe Bauern wiſſen ganz gut, daß ſie für den 
Transport ihrer Produkte völlig von den großen Truſts abhängig ſind und von 
dieſen ausgebeutet werden. Während ſie ſelbſt alſo wiſſen, daß ſie nicht freie 
Produzenten ſind, verſuchen viele Wortführer der Arbeiterpartei, die das nicht 
wiſſen, ſie als ausbeutende Kapitaliſten hinzuſtellen und einen künſtlichen Gegenſatz 
zwiſchen ihnen und dem Proletariat zu ſchaffen. Zurzeit als die Grundlagen der 
europäiſchen Arbeiterbewegung gelegt wurden, tobte in Amerika der Bürgerkrieg, 
und erſt nach deſſen Beendigung konnte die Arbeiterbewegung beginnen. Zuerſt 
war es die Organiſation der Ritter der Arbeit, die die Arbeiter aller Gewerbe und 
Nationen, auch die Frauen, organiſierte und für Arbeiterſchutz, geheime Wahl und 
Achtſtundentag eintrat. Mit den Bauern zuſammen bildete ſie die Populiſtenpartei. 
Die Unmöglichkeit, mit gemiſchten Vereinen Gewerkſchaftskämpfe zu führen, ver⸗ 
nichtete ſie. Darauf erhob ſich die A. F. L., die Amerikaniſche Arbeitsföderation, 
die jetzt die Hälfte der nahezu vier Millionen organiſierten Arbeiter umfaßt. Ihre 
Organiſation nach Berufsarten, die jetzt in Widerſpruch zu der großkapitaliſtiſchen 
Vereinigung der Arbeiter verſchiedenſter Berufe in einer Fabrik ſteht, und durch 
die Tarifverträge mit verſchiedenen Endterminen einen gemeinſamen Kampf ver⸗ 
hindert, iſt die Urſache, weshalb die Agitation für Induſtrieverbände ſo viel Einfluß 
hat. Die Eiſenbahnerorganiſation von Debs zeigte, wie mächtig eine als Induſtrie⸗ 
verband organiſierte Gewerkſchaft iſt; ſie ging aber zugrunde, weil ſie keinen 
Frieden mit den anderen Organiſationen halten konnte. Gerade die Erinnerung an 
dieſe gegenſeitigen Kämpfe hemmt das Vorwärtskommen der Form des Induſtrie⸗ 
verbandes. Trotzdem macht ſie Fortſchritte: die Weſtliche Minenarbeiterföderation 
iſt als Induſtrieverband organiſiert; auch der alte Bergarbeiterverband entwickelt 
ſich raſch dahin, wie auch die Union der Brauereiarbeiter; und der Streik in den 
Stahlwerken in Meͤees Rocks, der erſte ſiegreiche Streik auf dieſem Gebiet, wurde 
nach denſelben Prinzipien geführt. Die Bauarbeiter und die Druckereiarbeiter ſchließen 
ſich ebenfalls einheitlicher zuſammen; und in Milwaukee beſteht ſchon lange ein feſtes 
Band, ein Kartell, das alle Gewerkſchaften zuſammenhält und gemeinſam arbeiten läßt. 
Aus dieſer bunten Verſchiedenheit iſt zu erſehen, wie ſchwierig es ſein muß, 
dieſe Arbeiter auf ein politiſches Programm zu einigen. Die Populiſtenpartei, die 
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es auf zwei Millionen Stimmen brachte, ging bald nach den Arbeitsrittern zu⸗ 
grunde, als ſie in die Gefolgſchaft der Demokraten geraten war. Jetzt hat die 
Sozialdemokratiſche Partei, die im Jahre 1901 organiſiert wurde, eine Organiſation 
in fünfzig Staaten und Territorien und zählt 50000 Mitglieder, die jedes 12½½ Mark 
jährlichen Beitrag zahlen. Ihre Stimmenzahl hat ſich ſtetig vergrößert; die geringe 
Vermehrung bei der letzten Wahl iſt nur Schein, weil das vorige Mal viele unzu⸗ 
friedene Demokraten für Debs ſtimmten, die jetzt auf Bryan zurückfielen. Obgleich 
die Partei am meiſten in den Großſtädten agitiert, hat ſie in den Kleinſtädten und 
auf dem Lande am ſtärkſten zugenommen. Damit hängt auch ein allmählicher 
innerer Umſchwung zuſammen. Früher bildeten die Einwanderer, die mit radikal⸗ 
revolutionären Ideen erfüllt waren und von den amerikaniſchen Verhältniſſen 
nichts wußten, den Kern der Bewegung. Jetzt iſt eine urwüchſige amerikaniſche 
Bewegung entſtanden, die Stein für Stein die neue Geſellſchaft mit den vor⸗ 
handenen Mitteln aufbauen will. Das Zentrum dieſer Bewegung iſt Milwaukee 
und ihr Haupt iſt Viktor Berger. Hier ſind ſozialiſtiſche und gewerkſchaftliche Be⸗ 
wegung zu einer feſten Einheit verbunden; hier dringen wir in alle Amter ein, um 
praktiſch zu zeigen, wie wir es machen, und dabei machen wir keine Kompromiſſe. 
Dieſes Beiſpiel findet immer mehr Nachfolger, und alle Verſuche der Befürworter 
einer anderen Taktik, Viktor Berger aus dem Generalrat der Partei zu drängen, 
ſchlugen fehl. Damit kommen wir dem ſteigenden Bedürfnis der Gewerkſchafter 
nach politiſcher Betätigung entgegen; in Wisconſin hört man nie über eine neue 
Arbeiterpartei reden, denn dort iſt die ſozialiſtiſche Partei die Arbeiterpartei. Uns 
wird die wachſende Empörung gegen die Monopole und die politiſche Korruption 
zugute kommen; viele Großſtädte haben ſich ſchon eine demokratiſche Verfaſſung ge⸗ 
geben, wobei die Verwaltung in den Händen mehrerer direkt gewählter Kommiſſare 
liegt und die Bürger das Recht der Initiative, der Urabſtimmung und der Zurück⸗ 
rufung haben (jeder Beamte muß ſich auf eine von einem Viertel der Wähler ge⸗ 
zeichnete Petition hin einer Neuwahl unterwerfen). Überall ſieht die Zukunft unſerer 
Bewegung hoffnungsvoll aus, und wenn die Partei in dieſer Weiſe ſich weiter 
entwickelt, wird ſie bald hundert Städte und ein Dutzend Staaten beherrſchen. 
Über „Eine wirkliche Gewinnbeteiligung“ ſchreibt Ben Turner, der Präſident 
des Textilarbeiterverbandes. Unter den vielen Unternehmungen, in denen das Syſtem 
der Gewinnbeteiligung mehr oder weniger durchgeführt iſt, bildet das beſte Bei⸗ 
ſpiel die Fabrik wollener Stoffe von Thomſon & S. in Huddersfield. Thomſon 
fertigt nur vortreffliche Qualitäten aus reinſtem Rohſtoff an und verſieht ſie mit 
einem Herkunftſtempel. Als Freund und Anhänger Ruskins führte er die Ge⸗ 
winnbeteiligung ein. Bei einer Kriſe im Jahre 1883 blieben ſeine Arbeiter beſchäftigt 
und er unterſtützte auch die aus anderen Fabriken entlaſſenen; im Jahre 1886 
richtete er die Fabrik auf genoſſenſchaftlicher Grundlage ein. Das hat ſich als ein 
moraliſcher und ein finanzieller Erfolg erwieſen. Die alte Frage: Werden die Arbeiter 
auch die Verluſte tragen wollen? wurde hier beantwortet, indem die Arbeiter ſie 
willig trugen; ſie votierten ſogar den Aktionären die Höchſtdividende von fünf 
Prozent, die die meiſten dieſer Aktionäre aus demſelben Geiſte der Brüderlichkeit 
heraus nicht annehmen wollten. Die Zahlung pro Stück iſt abgeſchafft; jeder 
Arbeiter bekommt ſeinen feſten Wochenlohn nach achtundvierzigſtündiger Arbeit. 
Die Arbeiterin, die ſich verheiratet, ſcheidet aus, bekommt einen Zuſchuß und be⸗ 
hält ihren Gewinnanteil. In der Fabrik ſieht man kein Haſten, kein Antreiben 
durch Werkmeiſter, keinen Neid und keine Sorge, ob ein anderer genügend arbeitet. 
Und in den halbjährlichen Verſammlungen ſieht man keine profitgierigen murrenden 
Aktionäre, ſondern Freunde, die gemeinſam über das Wohl der ganzen Unter⸗ 
nehmung beraten. Die Arbeiter wählen einige Direktoren, und auch die Gewerkſchaft 
und die Aktien beſitzenden Genoſſenſchafter ſind in der Direktion vertreten. So bildet 
dieſe Huddersfielder Wollfabrik ein Muſterbeiſpiel genoſſenſchaftlichen Betriebes. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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| Mit der vierzigsten Wiederkehr der Tage, in denen der Deutſch⸗Franzöſiſche 

Krieg entbrannte, tauchen mannigfache Erinnerungen an die ſchickſalsreiche 
Zeit auf, und der alte Streit erhebt ſich von neuem, wer die Schuld an dem 
Kriege getragen habe. Eifriger noch jenſeits als diesſeits der Vogeſen, und 
mit gutem Fug, denn die Franzoſen ſind auf dieſem Gebiet in ſiegreichem 
Vorſchreiten; an die holde Mär von dem unſchuldigen Lamm Bismarck, das 
unvermutet von dem gierigen Wolfe Bonaparte überfallen worden ſei, glaubt 
ſelbſt der deutſche Philiſter nicht mehr. 

Die Franzoſen ſind auch inſofern in günſtigerer Lage, als ſie beim Ent⸗ 
hüllen der hiſtoriſchen Wahrheit keine zerbrechlichen Preſtigen zu ſchonen 
brauchen. Es kann ihnen ganz gleich ſein, ob Bonaparte etwas beſſer oder 
etwas ſchlechter abſchneidet als Bismarck; ſie ſind weder mit dem Erbe des 
einen noch des anderen belaſtet. Deshalb iſt es gerade kein hochherziger, aber 
doch ein ſehr vernünftiger Entſchluß der franzöſiſchen Regierung, rückhaltlos 

ihre Archive über den Deutſch⸗Franzöſiſchen Krieg und feine diplomatiſchen 
Vorſpiele zu eröffnen. Der erſte Band dieſer umfangreichen Publikation, der 
ſich erſt auf mehrere Monate um die Jahreswende von 1863 auf 1864 er⸗ 
ſtreckt, iſt bereits erſchienen. Bis der letzte Band das Licht der Offentlichkeit 
erblickt, mag wohl noch manches Jahr ins Land gehen, aber ein dankens⸗ 
werter Anfang iſt gemacht, und das iſt mehr als die die Ka Regierung 
von ſich rühmen kann. Sie wagt ja noch nicht einma rchive über den 
Urſprung des Siebenjährigen Krieges zu öffnen, felt nicht einmal den 
loyalſten Forſchern. 
eshalb die Franzoſen den ſommerlichen Kataſtrophen des Jahres 1870 
unbefangen gegenüberſtehen, haben wir ſchon angedeutet; will man den Grund 
in möglichſt kurzen Worten zuſammenfaſſen, ſo muß man ſagen: weil ſie ihre 
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des oſtelbiſchen Junkertums ächzen. Denn dies waren hüben und drüben die 
eigentlichen Kriegsintereſſenten und deshalb auch die eigentlichen Kriegsſchürer. 
Die Dezemberbande ſah ihren Untergang vor Augen und riß aus dieſem Grunde 
den Dezembermann, der ſich immerhin wie das Kalb vor der Schlachtbank 
ſträubte, in den Krieg, der ihr vielleicht noch eine Galgenfriſt verſchaffen konnte; 
das oſtelbiſche Junkertum aber betrieb durch ſeinen Mandatar Bismarck den 
Krieg, weil es keine andere Möglichkeit hatte, das ſüdliche Deutſchland zu 
verſpeiſen und dennoch all ſeine Schönheit unverſehrt zu erhalten. Wenn 
Bismarck ſpäter einmal geſagt hat, nur durch das Schwert ſeien die ſüd⸗ 
deutſchen Staaten zu gewinnen geweſen, ſo hatte er ganz recht: vom junker⸗ 
lichen Standpunkt aus, wenn auch nicht vom nationalen. 

Es war für jedermann klar, daß der Genuß, europäiſche Mächte zu ſpielen, 
den der Prager Frieden den ſüddeutſchen Staaten Bayern, Württemberg, Baden, 
ſowie dem halben Heſſen⸗Darmſtadt gewährt hatte, nicht von ewiger Dauer 
ſein werde; über kurz oder lang, und vermutlich über kurz, mußten ſie ſich 
mit dem Norddeutſchen Bunde wieder zuſammenſchließen; dafür ſorgte ſchon 
der Zollverein. Auf der anderen Seite war nicht minder klar, daß Bonaparte 
dieſen Zuſammenſchluß nicht dulden konnte, ohne um den letzten Reſt ſeines 
europäiſchen Preſtiges zu kommen. Allein mit ſeiner Herrlichkeit ging es ohne⸗ 
hin unaufhaltſam zu Ende; es war kaum noch eine Frage von Jahren, ſondern 
nur noch von Monaten, daß er unter inneren Schwierigkeiten zuſammenbrach. 
Dann aber hätte ſich die deutſche Einheit, ſoweit ſie nach dem Ausſchluß des 
deutſchen Oſterreichs überhaupt noch zu erreichen war, ebenfalls unaufhaltſam 
vollzogen, ohne daß ein Tropfen Blutes zu fließen brauchte, aber freilich auch 
unter Bedingungen, die der oſtelbiſchen Junkerherrlichkeit weit ſchwerere Opfer 
auferlegt hätten, als ſie ohnehin ſchon mit innerem Brummen und Knurren 
der Verſpeiſung des norddeutſchen Staatengewimmels gebracht hatte. 

Die Dezemberbande drüben und das oſtelbiſche Junkertum hüben wollten 
den Krieg, den weder die Intereſſen der deutſchen, noch die Intereſſen der 
franzöſiſchen Nation geboten. Sie haben ihn denn auch mit Mitteln herbei⸗ 
geführt, die ihrer durchaus würdig waren; auf ein Haar wäre Bismarck ſelbſt 
in der plumpen Falle der ſpaniſchen Thronkandidatur hängen geblieben; er 
entging dieſem beſchämenden Schickſal nur durch die Umredigierung der Emſer 
Depeſche, die auch ein ungleich größeres Maß von Fingerfertigkeit als von 
Genie erheiſchte. Jedoch es iſt ihm gelungen, die Junkerherrſchaft ſo feſt zu 
begründen, daß ſie noch nach vierzig Jahren nicht gebrochen worden iſt, und 
das iſt freilich in ihrer Art eine hiſtoriſche Leiſtung. 

Gleichwohl wäre Bismarck nicht an ſein Ziel gelangt, wenn er nicht Mit⸗ 
ſchuldige gehabt hätte, deren man in dieſen Erinnerungstagen auch gedenken 
ſollte. Der eine dieſer Mitſchuldigen war die deutſche Bourgeoiſie, die, ſelbſt 
wenn man von ihren früheren Sünden ganz abſehen will, mindeſtens nach 
den Tagen von Sedan den Triumph des Junkertums noch hätte hindern 
können, falls ſie halbwegs ihrer nationalen Pflichten eingedenk geweſen wäre. 
Statt deſſen ließ ſie ſich zum Hetzhunde für die junkerlichen Intereſſen miß⸗ 
brauchen; es war eine Schar bürgerlicher „Notabilitäten“, die zuerſt — natürlich 
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im angeblichen Namen des deutſchen Volkes — die Annexion Elſaß⸗Lothringens 
forderten und damit den nackten Eroberungskrieg einweihten, der allem junker⸗ 
lichen Begehren freie Bahn ſchuf. 

Ein anderer Mitſchuldiger Bismarcks war der ſüddeutſche Partikularismus. 
Nur einmal iſt dieſem ſeltſamen Helden vergönnk geweſen, in den großen Welt⸗ 
händeln mitzutun, aber dieſe eine Gelegenheit hat er ſchmählich vertan. Was 
die ſüddeutſchen Staaten zu tun hatten, wenn ſie ſich der Umklammerung des 
preußiſchen Junkertums entziehen wollten, lag nach dem Jahre 1866 auf der 
Hand; ſie mußten im eigenen Hauſe moderne Zuſtände herſtellen. Wenn ihre 
Regierungen ſich dazu nicht aufraffen konnten oder mochten, ſo hätten ſie 
unter dem Schutze der Eiferſucht von ganz Europa ſie zwingen können, die 
inneren Bedingungen einer dem Norddeutſchen Bunde durch geiſtige Kraft über- 
legenen politiſchen Exiſtenz zu ſchaffen. Aber davon war nach ihrer Nieder- 
lage im Jahre 1866 nicht einmal ſo viel zu ſpüren, wie ſelbſt im preußiſchen 
Staate nach ſeiner Niederlage im Jahre 1806. Die moraliſchen Kräfte fehlten, 
und an ihre Stelle traten verletzte Eitelkeit und ohnmächtige Rachſucht; ein 
abgeſchmackter Preußenhaß blieb die einzige Triebfeder der ſüddeutſchen Politik. 

Mit Recht warnte damals ein deutſcher Demokrat, der dieſen Namen 


mit demokratiſchen Redensarten um ſich warfen, man ſolle doch nicht darauf 
rechnen, ſich mit äußeren Mitteln an einem Gegner zu rächen, der gerade in 
ſolchen Mitteln überlegener ſei als jemals früher; man ſolle doch nicht immer 
nach Oſterreich ſchielen, wo nach 1866 eine kümmerliche Bourgeoispolitik ein⸗ 
geſetzt hatte. In dieſer Beziehung war die Verblendung des ſüddeutſchen 
Partikularismus ſo groß, daß er noch immer für die freiheitliche Regene— 
ration Oſterreichs ſchwärmte — unter Beuſt, dem Totengräber von Wald— 
heim —, als man in Dfterreich ſchon ein Vereinsgeſetz gemacht hatte, das ein 
im Sinne polizeilicher Willkür dreifach verſchlimmerter Abklatſch des Man⸗ 
teuffelſchen Machwerks war, ein Wehrgeſetz, das die unantaſtbare Kontingen⸗ 
tierung auf eine längere Reihe von Jahren noch weiter trieb als das Wehr⸗ 
geſetz des Norddeutſchen Bundes, ein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz, das 
jeden Gedanken an eine ernſthafte Anwendung verſpottete, und ein Geſetz 
über den Ausnahmezuſtand, das die wichtigſten Bürgſchaften der bürgerlichen 


Freiheit durch Miniſterialbeſchluß aufzuheben geſtattete. In den Jahren von 


1866 bis 1870 hatte Bismarck allen Anlaß zu ſeinem Hohnwort: wir Preußen 
ſeien für die Süddeutſchen noch viel zu liberal. 

Dadurch wurde ihm außerordentlich erleichtert, die ſüddeutſchen Artiſchocken 
auf einmal zu verſpeiſen. Er hatte gar nichts dagegen, daß die ſüddeutſchen 
Regierungen ſich in den Verträgen von Verſailles eine Reihe von partikulariſtiſch⸗ 
reaktionären Reſervatrechten ſicherten, denn der preußiſche und der ſüddeutſche 
Partikularismus ſtützen ſich gegenſeitig. Allein darin waren beide einig, daß auch 
nicht ein Titelchen eines Rechts für die Nation abfiel, die ihr Blut in Strömen 
auf den franzöſiſchen Schlachtfeldern vergoſſen hatte. Möglich wurde dieſer 
ſchnöde Undank nur durch die Sünden ſowohl der norddeutſchen Bourgeoiſie 
als auch des ſüddeutſchen Partikularismus. 


wirklich verdiente, im Gegenſatz zu den ſüddeutſchen Partikulariſten, die nur 
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N Sich dieſe hiſtoriſchen Zuſammenhänge zu vergegenwärtigen, iſt auch heute 

f noch ratſam, ja ratſamer vielleicht als zu mancher anderen Zeit. Die ſatten 
Prozentpatrioten ſpeiſen die Invaliden des großen Krieges mit dem Rate ab, 
ſich zur Feier ihrer Siege den Hungerriemen etwas enger zu ſchnallen und 
dafür den glitzernden Tand ihrer Orden auf die Bruſt zu hängen. Dieſer 
blutige Hohn entfließt demſelben Geiſte, von dem Bismarck und ſeine Mit⸗ 
ſchuldigen vor vierzig Jahren beſeelt waren, und ihnen allen gebührt das 
gleiche Urteil. 


Der Kongreß von Kopenhagen. 
Von K. Kautsky. 


1. Die 6enoflenſchaften. 


Wenn man nach der Tagesordnung urteilen wollte, die das Internatio⸗ 
nale Bureau für den nächſten Kongreß der Internationale vorſchlägt, dann 
durfte man erwarten, er werde der ſtillſte ſeiner Art werden. Kaum eine 
Frage, über die große Meinungsverſchiedenheiten unſere Reihen erregen. 

Die Austragung ſolcher Meinungsverſchiedenheiten iſt die wichtigſte Auf⸗ 
gabe unſerer nationalen und internationalen Kongreſſe. Es ſind nicht bloße 
Demonſtrationszuſammenkünfte, wie die Katholikentage, aber auch nicht bloße 
Diskutierklubs, in denen mit glänzenden Rednerturnieren alles abgetan iſt. 
Gerade auf internationalen Kongreſſen iſt die Diskuſſion notwendigerweiſe 
ſehr beſchränkt. Die eigentliche Diskuſſion der Fragen der Tagesordnung muß 
vorher ſtattfinden. Auf dem Kongreß ſelbſt werden die einzelnen Reden vor 
dem Plenum, abgeſehen von den Referaten, ſelten viel mehr ſein können als 
Motivierungen der Abſtimmung. 

Dieſe iſt der entſcheidende Akt. Es handelt ſich darum, zu erfahren, auf 
welcher Seite bei großen, tiefgehenden Meinungsverſchiedenheiten die Mehr⸗ 
heit ſteht. Klarheit darüber zu erhalten, iſt für jeden wichtig, mag er hüben 
ſtehen oder drüben. Solche Klarheit zu bringen, iſt die wichtigſte Funktion 
der ſozialdemokratiſchen Kongreſſe. 

Auf der Tagesordnung der Kopenhagener Zuſammenkunft ſtehen keine 
Fragen, über die große Meinungsverſchiedenheiten herrſchen, die das Prole⸗ 
tariat tief erregen. 

Die Fragen der Arbeitsloſigkeit (Punkt 2) und des Arbeiterſchutzes 
(Punkt 4) ſind ſicher höchſt wichtig. Es wird ſehr wertvoll ſein, wenn die 
Praktiker darüber ihre Erfahrungen mitteilen; aber große Differenzen werden 
dabei nicht zum Vorſchein kommen. Noch weniger wird das der Fall ſein 
bei Beratung der Organiſierung einer internationalen Kundgebung gegen die 
Todesſtrafe (Punkt 5). Die Organiſation der internationalen Solidarität 
(Punkt 7) wird ſich auf das Ausſprechen von Empfehlungen und Wünſchen 
beſchränken müſſen, in denen wir alle einig ſind, deren Realiſierung bei den 
verſchiedenen Nationen zu ſichern aber jede Grundlage mangelt. | 

Das gleiche gilt von dem Punkt 6, der von dem Verfahren handelt, das 
zu raſcher Ausführung der Beſchlüſſe der internationalen Kongreſſe ein⸗ 
zuſchlagen wäre. Gemeint iſt die Ausführung der Stuttgarter Reſolution 
über den Krieg. Der Wille, dieſe Reſolution durchzuführen, iſt ſicher bei 
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der Sozialdemokratie in jedem Staate vorhanden. Der Weg, auf dem die 
Partei eines beſonderen Landes im gegebenen Falle die Durchführung ver⸗ 
ſucht, kann nicht von außen und nicht von vornherein feſtgeſetzt werden. Das 
hängt von der jeweiligen Lage der Partei, der Regierung, der Stimmung der 
Bevölkerung und noch von zahlreichen anderen Umſtänden ab, über die man 
vorher und außerhalb des Landes nichts weiß. Jede Bindung an ein be⸗ 
ſtimmtes Verfahren könnte nur beitragen, die ohnehin ſchwierige Lage der 
Partei in ſolchem Falle noch ſchwieriger zu geſtalten. Mehr als die feſte 
Entſchloſſenheit, alle Kräfte aufzubieten, um der Kriegsgefahr entgegen⸗ 
zuwirken, kann keine Partei mit voller Sicherheit für jeden Fall verſprechen. 
Größere Meinungsverſchiedenheiten wird vielleicht der erſte Punkt bringen, 
der über die Beziehungen zwiſchen den Genoſſenſchaften (im weſentlichen 
Konſumgenoſſenſchaften) und der Sozialdemokratie handelt. Aber an deren 
Ergebnis ſind die Genoſſenſchaften weit mehr intereſſiert als die Partei. 
Den größten Nutzen kann die Partei aus den Konſumgenoſſenſchaften 
dort ziehen, wo ſie mit ihr organiſatoriſch verbunden ſind und dieſer einen 
Teil ihrer Überſchüſſe zuführen. Aber eine derartige organiſatoriſche Vereini⸗ 
gung von Partei und Genoſſenſchaften iſt nicht überall geſetzlich möglich und 
dort, wo ſie die Geſetze geſtatten, nicht immer leicht durchführbar. 
| Aber auch wenn fie in zweckmäßiger Weiſe durchgeführt ift, haben wir 
nicht zu wünſchen, daß die Genoſſenſchaft in der Partei überwiegt und ihre 
Beiträge das finanzielle Rückgrat der Partei bilden. Die Sozialdemokratie 
hat den Proletarier zu perſönlicher Opferwilligkeit zu erziehen, aber auch zu 
beſtändiger Beſchäftigung mit allen Fragen des Klaſſenkampfes und des 
öffentlichen Lebens überhaupt, zu beſtändiger Tätigkeit in der Partei und 
ſtändiger aufmerkſamer Lektüre wenigſtens der Zeitungen der Partei. Je 
beſſer dies Ziel erreicht wird, um jo mehr müſſen die Einnahmen der Partei 
aus den Mitgliedsbeiträgen und der Parteipreſſe ſteigen und die aus den 
Genoſſenſchaften relativ dagegen zurücktreten. Und umgekehrt, je mehr man 
in der Partei die Agitation für den Ausbau der Parteiorganiſation, die Ver⸗ 
mehrung der Zahl ſtändiger, regelmäßig zahlender Mitglieder und die Agi— 
tation für die Parteipreſſe in erſter Linie betreibt, deſto beſſer wird die Arbeit 
der Erziehung des Proletariats zum Klaſſenkampf vor ſich gehen können. 

Dazu kommt noch ein anderes Moment. 
| Es iſt nicht richtig, daß die Konſumgenoſſenſchaft an fich ſchon ſozia⸗ 
liſtiſchen Geiſt einflößt. Sie entwickelt nicht einmal immer genoſſenſchaftlichen 
Geiſt, ſondern oft nur den Geiſt der Profitſucht, der Dividendenjägerei, alſo 
kapitaliſtiſchen Geiſt, der um nichts beſſer wird dadurch, daß er ſich in kleinen 
und kleinlichen Verhältniſſen äußert. 

Aber auch dort, wo ſie genoſſenſchaftlichen Geiſt entwickelt, iſt dieſer zu⸗ 
nächſt nichts anderes als das Intereſſe für die eigene, kleine Genoſſenſchaft, 
was ſehr verſchieden iſt von dem ſozialiſtiſchen Geiſte, dem Intereſſe für die 
Umwandlung des ganzen kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsorganismus. 

Die Konſumgenoſſenſchaft allein erweitert nicht, ſondern verengt den Sinn 
des Proletariers. Das ſpricht noch nicht gegen die Konſumgenoſſenſchaft, wohl 
aber dagegen, ſie in unſerer Bewegung in den Vordergrund zu ſtellen. Nur 
wo ſie im Verein mit einer ſtarken ſozialiſtiſchen Bewegung auftritt, wo dieſe 
und nicht die Genoſſenſchaft den Geiſt des Proletariers beherrſcht, da kommt 
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erzeugen. Da entwickeln fie nur ihre guten Seiten für den Klaſſenkampf des 
Proletariats: Hebung ſeiner Lebenshaltung durch Verſchaffung billigerer oder 
beſſerer Lebensmittel, Durchſetzung beſſerer Arbeitsbedingungen in manchen 
Betriebszweigen, namentlich der Bäckerei, endlich Unterſtützung kämpfender 
Proletarier, zum Beiſpiel durch Unterbringung Gemaßregelter oder durch Ge⸗ 
währung von Kredit an Streikende uſw. 

Namentlich die letzteren dieſer Vorteile kann die Genoſſenſchaft dem Prole⸗ 
tariat nur dort bringen, wo ſie von ſozialiſtiſchem Geiſte erfüllt iſt, in dieſem 
Geiſte geleitet wird. 

Wo dies nicht der Fall iſt, hat die Sozialdemokratie nicht das mindeſte 
Intereſſe an der Genoſſenſchaftsbewegung. Sie ſteht ihr da ganz anders gegen⸗ 
über wie der Gewerkſchaftsbewegung. Dieſe iſt für die Sozialdemokratie ſtets 
von größtem Intereſſe, auch dort, wo ſie nicht mit ſozialiſtiſchem Geiſte erfüllt 
iſt. Sie muß einen derartigen Mangel an ſozialiſtiſchem Geiſt bedauern, muß 
trachten, durch ihre Agitation dem entgegenzuwirken, aber ſie kann der Gewerk⸗ 
ſchaftsbewegung ſelbſt dort, wo dieſe direkt von antiſozialiſtiſchen Tendenzen 
beherrſcht wird, nicht mit Gleichgültigkeit oder gar Feind ſeligkeit gegenübertreten. 

Das Proletariat kann ohne Konſumgenoſſenſchaften exiſtieren und vorwärts⸗ 
kommen, nicht aber ohne Gewerkſchaften. 

Umgekehrt haben dagegen die Genoſſenſchaften alles Intereſſe, von der 
Sozialdemokratie gefördert zu werden. Man ſpricht gern von der Neutralität 
der Konſumvereine, die daraus hervorgehen ſoll, daß alle Konſumenten die 
gleichen Intereſſen haben. Die Klaſſengegenſätze ſollen nur auf dem Gebiet 
der Produktion zum Vorſchein kommen, nicht auf dem des Konſums. Aber 
auf dem Warenmarkt kann niemand kaufen — außer den ſozialen Paraſiten —, 
der nicht vorher eine Ware verkauft hat, und die Ware Arbeitskraft iſt eine 
Ware ganz eigener Art, deren Beſitzer nicht nur im Produktionsprozeß, ſondern 
auch auf dem Markte in einem Intereſſengegenſatz zu den Beſitzern der anderen 
Waren ſtehen, ſo daß die Arbeiter auch als Käufer eine beſondere Klaſſe für 
ſich bilden. Aber ganz abgeſehen davon bildet jeder Menſch ein einheitliches 
Weſen, und der Konſument läßt ſich vom Produzenten nicht trennen. Selbſt 
bei ſo harmloſen und gänzlich unpolitiſchen Beſchäftigungen wie Turnen, Radeln, 
Singen uſw. ſondern ſich die Arbeiter von anderen Geſellſchaftskreiſen ab und 
bilden beſondere Vereinigungen mit beſonderem Charakter. In Ländern, in 
denen eine ſtarke ſozialiſtiſche Bewegung beſteht, bleiben auch dieſe „unpolitiſchen“ 
Vereine davon nicht unberührt. Dieſe muß auf alle Arbeitervereinigungen zurück⸗ 
wirken. Ein Hüben und Drüben nur gilt. Kein Arbeiter von Intelligenz kann 
der Sozialdemokratie gegenüber neutral bleiben. Und ebenſowenig ein Arbeiter⸗ 
verein. Seine Tätigkeit mag, den Polizeivorſchriften gemäß, eine ſolche ſein, 
die von der Polizei als unpolitiſch betrachtet wird. Aber wie ſehr die Polizei⸗ 
vorſchriften die öffentliche Tätigkeit der Vereine einſchnüren mögen, ihren Geiſt 
können ſie nicht feſſeln, und für den Geiſt, der in einem Arbeiterverein lebt, 
iſt dort, wo eine ſtarke Sozialdemokratie beſteht, keine Neutralität möglich. Die 
Neutralität iſt da entweder Illuſion oder Heuchelei und in der Regel nur 
a „ zur Erfüllung mit ſozialiſtiſchem oder antiſozialiſtiſchem 

eiſte. 

Durch die Neutralität will man erreichen, daß die Konſumvereine raſcher 
wachſen, daß ihnen Mitglieder beitreten, die Gegner des Sozialismus ſind und 
ſich in einem von ſozialiſtiſchem Geiſte getragenen Milieu nicht wohl fühlen. 
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Aber es ſind nur wenige und meiſt recht unſichere Kantoniſten, die man auf 
dieſe Weiſe anzieht. Und dieſen Zuwachs erkauft man durch eine Haltung, die 
das Mißtrauen, ja ſogar die Abneigung der energiſchſten und intelligenteſten 
Mitglieder unſerer Partei hervorruft. 

Wo die Sozialdemokratie ſtark iſt, kann aber ein Arbeiterkonſumverein nicht 
gedeihen ohne ihre moraliſche Unterſtützung. Es iſt ein Unglück für die deutſche 
Konſumvereinsbewegung, daß ſie in ihren Anfängen als Mittel zur Lahm⸗ 
legung der Sozialdemokratie auftrat. Dadurch verſperrte ſie ſich ſelbſt den 
Weg zu den arbeitenden Maſſen. Erſt unter dem Sozialiſtengeſetz gelang es, 


namentlich in Sachſen, ein freundſchaftliches Verhältnis der beiden Bewegungen 


zueinander herzuſtellen, was den Konſumvereinen zu raſchem Aufblühen ver⸗ 
half. Jetzt macht ſich aber in einem Teile der leitenden Kräfte der Genoſſen— 
ſchaftsbewegung Deutſchlands ein Geiſt bemerkbar, der unter dem Namen der 
Neutralität in Gegenſatz zum ſozialiſtiſchen Geiſte im Genoſſenſchaftsweſen tritt. 
Das kann den Aufſchwung des letzteren bei uns nur hemmen. Viel mehr im 
Intereſſe des Wachstums der Genoſſenſchaften als in dem des Organismus 
unſerer Partei liegt es, daß der Internationale Kongreß durch ſeine Beſchlüſſe 
ihre Entwicklung in ſozialiſtiſchem Geiſte fördert. 


2. Abrüſtung. 


Man durfte urſprünglich erwarten, die Erörterung des Verhältniſſes zwiſchen 
Partei und Genoſſenſchaft werde die wichtigſte des Kongreſſes werden. Jetzt 
ſcheint es aber, als ſollten deſſen Intereſſe ſich auf Fragen konzentrieren, die, 
ſo verſchiedenartig ſie ſind, doch alle das miteinander gemein haben, daß ſie 
das Verhältnis der Staaten und Nationen zueinander behandeln. 

Der dritte Punkt der Tagesordnung betrifft die Frage der Abrüſtung und 
internationaler Schiedsgerichte. Eine Frage von äußerſter Wichtigkeit, die heute 
nicht bloß in ſozialiſtiſchen Kreiſen aufs lebhafteſte diskutiert wird, über die 
man aber anfangs keine erregten Debatten auf dem Kongreß erwarten durfte. 
Jetzt ſcheint es doch zu ſolchen kommen zu wollen, angeſichts der Propaganda, 
die einige unſerer Freunde in England für die Verſtärkung der Seerüſtungen 
ihres Landes unternommen haben. 

Wenn Hyndman ſich gegen die bürgerliche Friedensbewegung wenden will, 
von der ſich ſo viele der engliſchen Sozialiſten ködern laſſen, ſo iſt er in vollem 
Rechte. Dieſe Friedensbewegung geht von Grundſätzen aus, die unvereinbar 
ſind mit denen des Sozialismus: von den Grundſätzen des Mancheſtertums, 
der Anſicht, daß die Gegenſätze der Nationen wie die der Klaſſen in der kapi⸗ 
taliſtiſchen Produktionsweiſe nur ſcheinbare ſind, auf Mißverſtändniſſen oder 
der Böswilligkeit einzelner Scharfmacher beruhen, durch eine unbefangene Aus⸗ 
ſprache überwunden werden können. Es iſt eine Utopie, zu glauben, durch 
bürgerliche Friedenskongreſſe und Beſuche der Friedensfreunde bei den Regie— 
rungen fremder Länder ſei es möglich, die Kriegsgefahr zu bannen, die Ab- 
rüſtung und die Unterwerfung unter internationale Schiedsgerichte herbeizuführen. 

In der bürgerlichen Welt der Konkurrenz ſind die nationalen Gegenſätze 
ebenſowenig zu überwinden wie die ſozialen. Nur innerhalb des Proletariats 
herrſcht internationale Solidarität und nur ſoweit die Kraft des Proletariats 
reicht, iſt der Friede geſichert. 

Das erkennt auch Hyndman, aber leider hat er zu dieſer Kraft kein Zu⸗ 
trauen. Er meint, das deutſche Proletariat ſei nicht ſtark genug, die deutſche 


Regierung am Kriege gegen England zu hindern. Zum Schutze der engliſchen 
Freiheit vor preußiſchem Deſpotismus bleibe alſo nichts anderes übrig, als 
ausreichende und ſtets wachſende Rüſtungen Englands. 

Er irrt dabei in zwei Punkten. Einmal darin, daß es dem deutſchen 
Deſpotismus nicht einfällt, die engliſche Demokratie antaſten zu wollen. Wenn 
der ruſſiſche Zar in der franzöſiſchen Republik und der engliſchen Demokratie 
ſeine energiſchſten Freunde findet, braucht auch der deutſche Deſpotismus dieſe 
Demokratie nicht zu fürchten. Der Gegenſatz zwiſchen beiden wird nicht durch 
Fragen der inneren Politik hervorgerufen, ſondern der Weltpolitik. Bei einem 
Kriege zwiſchen Deutſchland und England ſteht nicht die Demokratie, ſondern die 
Weltherrſchaft, das heißt die Ausbeutung der Welt in Frage. Das iſt keine Frage, 


in der Sozialdemokraten auf Seite der Ausbeuter ihrer Nation zu ſtehen hätten. 


Der zweite Punkt, in dem Hyndman irrt, iſt der: Gewiß beſitzt das deutſche 
Proletariat heute noch ebenſowenig als das eines anderen Landes die poli⸗ 
tiſche Herrſchaft. Es kann nicht verſprechen, unter allen Umſtänden einen 
Krieg gegen England zu verhindern. Aber es iſt denn doch ſchon ein ge⸗ 
waltiger politiſcher Faktor, und es iſt keine leichte Sache mehr für eine deutſche 
Regierung, im Gegenſatz zu ihm Krieg zu führen. Wenn Deutſchland trotz 
ſeiner koloſſalen militäriſchen Macht ſeit vierzig Jahren keinen großen Krieg 
mehr geführt hat, ſo iſt das nicht zum mindeſten der Rückſicht auf die ener⸗ 
giſche Friedensſtimmung des deutſchen Proletariats zu danken. | 

Jedenfalls iſt die internationale Solidarität des Proletariats der einzige 
Faktor von Bedeutung, der heute den Weltfrieden garantiert. Dieſen Faktor 
gilt es mit allen Mitteln zu ſtärken. Eine Agitation wie die Hyndmans und 


Blatchfords kann aber, wenn ſie überhaupt eine Wirkung erzielt, nur die 


haben, dieſen Faktor zu ſchwächen und damit den Weltfrieden zu gefährden 
— ohne jeden praktiſchen Nutzen für die Sicherheit Englands ſelbſt. Oder 
glaubt er, wenn England noch mehr Dreadnoughts baut, Deutſchland könne 
nicht auch noch mehr bauen? Das Wettrüſten iſt doch bekanntlich eine Schraube 
ohne Ende, die keiner Seite eine dauernde Überlegenheit ſichert, die aber auf 
jeder Seite eine wachſende Belaſtung nach ſich zieht, immer unerträglicher wird 
und ſchließlich gerade das herbeiführt, was ſie verhindern ſoll: den Ausbruch 
des Kriegs, oder vorher ſchon, infolge der wahnſinnigen Steuerlaſt, den Aus⸗ 
bruch der Empörung der bedrückten Volksmaſſen. 

Dieſe Empörung muß ſchließlich der Sozialdemokratie zugute kommen und 
ihre Kraft mächtig anſchwellen laſſen, wenn ſie die einzige Partei iſt, die dem 
Rüſtungswahnſinn energiſch entgegentritt. Macht ſie ſich, wie Hyndman 
will, zum Mitſchuldigen an dieſem Wahnſinn, dann bedroht der ſchließliche 
Zuſammenbruch des Wettrüſtens auch ſie mit einem moraliſchen Bankrott. 

Hyndman und Blatchford meinen freilich, nur die engliſchen Sozialiſten 
ſollten vermehrte Seerüſtungen fordern, nicht die deutſchen. Sie ſehen nicht, 
daß ſie das wirkſamſte Mittel ergreifen, unſerer Partei den Kampf gegen die 
Rüſtungen des eigenen Landes zu erſchweren, wenn Sozialdemokraten im 
Ausland für vermehrte Rüſtungen gegen Deutſchland agitieren. 


3. Der Ausſchluß der Aſtaten von der Einwanderung. 
Die Agitation Hyndmans und Blatchfords iſt jedoch nicht die einzige, die 
der internationalen Sozialdemokratie den Kampf gegen die allgemeinen Kriegs⸗ 
rüſtungen erſchwert. In gleicher Richtung wirkt auch eine andere Agitation 


* 
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einzelner Genoſſen, nicht in England, wohl aber in Amerika, die den Klaſſen⸗ 
kampf durch den Raſſenkampf ergänzen will und die Ausſchließung der Aſiaten 
aus Amerika verficht. Das heißt nichts anderes als Aſien den Krieg erklären, 
als eine Stimmung ſchaffen, die früher oder ſpäter zu einem wirklichen Kriege 
führen muß. Denn weder Japan noch China werden auf die Dauer die 
Demütigung ruhig hinnehmen, daß ihre Einwohner gleich unreinen oder ge⸗ 
fährlichen Tieren von der Landung in Amerika ausgeſchloſſen werden, indes 
die Amerikaner vollſte Freizügigkeit in Japan und China verlangen. Aber 

auch England iſt zu ſehr dabei intereſſiert, ſeine indiſchen Untertanen, zu be⸗ 
ruhigen und ihnen als Schutzmacht zu erſcheinen, als daß es ihrer Achtung 
gleichgültig zuſehen könnte. 


Wer in Amerika den Kampf gegen die Aſiaten predigt, treibt zum Kriege g 
gegen ſie und ihre Verbündeten und muß, wenn er konſequent fein will, auch f 


die Kriegsrüſtungen bewilligen. 


Schon in dieſem Zuſammenhang dürfte die Frage der Ausſchließung der ö 
Aſiaten eine der Fragen bilden, die den Kongreß beſchäftigen werden. Es wird 


überdies von der Sozialdemokratiſchen Partei Großbritanniens vorgeſchlagen, 
die Frage der Einwanderung als beſonderen Punkt auf die Tagesordnung 
des Kongreſſes zu ſetzen. 

Es werden ihm nur zwei Möglichkeiten bleiben, dieſe Frage zu ent⸗ 
ſcheiden: er muß entweder die Politik der Ausſchließung der Aſiaten ablehnen 
oder aber die Aſiaten auch aus der Internationale ausſchließen, erklären, das 
Wort „Proletarier aller Länder, vereinigt euch“ gelte nur für die europäiſche 
Raſſe. Sind die Argumente richtig, die für die Ausſchließung der Aſiaten aus 
Amerika geltend gemacht werden, dann muß man ſie auch von der Geſamt⸗ 
organiſation des Proletariats fern halten, denn dieſe Argumente reduzieren 
ſich im Grunde alle auf die Behauptung, die Aſiaten ſeien weder zu organi⸗ 
ſieren noch aufzuklären noch zum Gefühl einer Intereſſenſolidarität mit den 
Proletariern Europas und Amerikas zu bringen. 

Wenn konſervative Bourgeois ſo reden würden, die über die gegebenen 
Zuſtände hinaus nicht denken können, jo wäre es ſchon ſonderbar, denn tat— 
ſächlich haben aſiatiſche Arbeiter bereits genug Proben von Intelligenz, Soli⸗ 
darität und Organiſationsfähigkeit abgelegt. Wahrhaft niederdrückend aber 
wirkt es, wenn jene Argumente in der Partei der Zukunft geäußert werden, 
gerade zu einer Zeit, zu deren auffallendſten und großartigſten Erſcheinungen 
das Erwachen des Orients gehört, der alle Welt durch ſeine kühnen Leiſtungen 
und raſchen Fortſchritte überraſcht. : 

Und nicht ſehr erbaulich ift es, wenn man als Beweis der Minderwertig⸗ 
keit der japaniſchen Arbeiter das augenblickliche Daniederliegen ihrer gewerk⸗ 
ſchaftlichen und ſozialdemokratiſchen Organiſationen vorführt, wie das in 
letzter Zeit nicht ſelten geſchehen iſt. Als wenn dieſe Organiſationen aus 
innerer Schwäche zuſammengebrochen wären, als wenn ſie nicht die brutale 
Fauſt eines Polizeiregimes niedergeſchlagen hätte, das an Kraft und Rück⸗ 
ſichtsloſigkeit ſeinesgleichen ſucht und vielleicht nur noch in Rußland findet! 
Mit ſolcher Energie, wie ſie in Japan gegen die junge Arbeiterbewegung 
aufgewendet wird, bekämpft man nur einen Gegner, den man fürchtet. 
Gerade dieſe erbarmungsloſe Verfolgung iſt der bündigſte Beweis dafür, daß 
die herrſchenden Klaſſen Japans im aufſtrebenden Proletariat ihres Landes 
eine ernſtliche Gefahr für ihr Ausbeutungsſyſtem erblicken. 
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Wir leben in einer Zeit, in der die Völker Aſiens machtvoll emporſtreben, 


wobei fie, und namentlich ihre Proletarier, auf die ſtärkſten Hinderniſſe bei 


4 


den Ausbeutern des eigenen Landes und des Auslandes ſtoßen. Die Hal⸗ 

tung, die das Proletariat Europas und Amerikas jetzt gegenüber den Aſiaten 

einnimmt, kann für Jahrzehnte hinaus den Gang der proletariſchen Bewegung 

im Orient aufs tiefſte beeinfluſſen, damit aber auch den Gang der proletariſchen 

Bewegung der Welt, denn Aſien verflicht ſich von Jahr zu Jahr inniger mit 

dem geſamten kapitaliſtiſchen Produktionsſyſtem. Nie war der Augenblick 

günſtiger, nie war es mehr geboten als jetzt, den Proletariern Aſiens die 

Bruderhand zu reichen, ſie in ihren ſchweren Kämpfen zu ſtützen und zu fördern. 

Wenn wir die Sozialiſten Amerikas veranlaſſen können, ſich mit den Prole⸗ 

tariern Aſiens ſolidariſch zu erklären, ſo wird das dieſelbe Bedeutung ge⸗ 
winnen wie die Solidarität, die Bebel und Liebknecht vor vierzig Jahren mitten 

im wildeſten Kriegslärm zwiſchen den Proletariern Deutſchlands und Frank⸗ 

reichs proklamierten. Das war nicht minder kühn, damit widerſprachen ſie 

nicht minder der allgemeinen augenblicklichen Strömung der Volksmaſſen, als 

wenn die amerikaniſchen Sozialiſten jetzt die Gemeinſamkeit der Intereſſen 

zwiſchen weißen und gelben Arbeitern proklamierten und die Aufklärung und 

Organiſierung der letzteren in die Hand nähmen, ſoweit ſie ihnen zugänglich 

ſind. Was für den Augenblick in Deutſchland verderblich ſchien, iſt im weiteren 

Verlauf eine Quelle von Kraft und Gedeihen für den deutſchen wie für den 

franzöſiſchen Sozialismus geworden, und das gleiche wird in Amerika für die 

amerikaniſche wie die aſiatiſche Arbeiterbewegung der Fall ſein. Wenn heute 

noch der Sozialismus und die gewerkſchaftliche Organiſation in Japan ver⸗ 

pönt ſind, in China keine Stätte finden, ſo müßte Amerika um ſo eher der 
Boden werden, auf dem japaniſche und chineſiſche Arbeiterorganiſationen er⸗ 
wachſen und gedeihen, die dann imſtande ſein werden, gewerkſchaftliche wie 
ſozialiſtiſche Agitatoren nach Japan und China zu entſenden und die dortigen 
ſchwachen Anfänge der Bewegung zu unterſtützen. 


4. der Separatismus in öſterreich. 


Noch in anderer Weiſe wird die Ergänzung des Klaſſenkampfes durch den 
Raſſenkampf den Internationalen Kongreß beſchäftigen, da wahrſcheinlich der 
Verſuch, die gewerkſchaftlichen Organiſationen Oſterreichs national zu ſpalten, 
in Kopenhagen zur Sprache kommt. Dieſer Verſuch hat mehr als lokale Be⸗ 
deutung. Ähnliches kann in jedem Lande vorkommen, in dem Arbeiter ver⸗ 
ſchiedener Sprache wohnen, es iſt nicht bloß im Intereſſe der öſterreichiſchen 
Arbeiterbewegung gelegen, daß der Kongreß ſich grundſätzlich über die Frage 
nationaler gewerkſchaftlicher Sonderorganiſationen äußert. 

Die Unzweckmäßigkeit ſolcher Sonderorganiſationen iſt ſo groß, die Schwä⸗ 
chung der gewerkſchaftlichen Kraft, die ſie bewirken, iſt ſo bedeutend, daß man 
erwarten darf, der Separatismus werde in Kopenhagen keine Ermunterung 
finden. Es iſt aber auf das dringendſte zu wünſchen, daß daraus nicht ein 
Kampf gegen die tſchechiſchen Genoſſen als ſolche wird. Das wäre noch ver- 
hängnisvoller als der Separatismus ſelbſt. 

Die tſchechiſchen Genoſſen ſelbſt find in der Frage des Separatismus ge- 
ſpalten. Andererſeits iſt die Auffaſſung der Nationalität und Internationalität, 
die zum Separatismus führte, nicht auf tſchechiſche Sozialiſten beſchränkt. Sie 
findet ſich auch bei manchen deutſchen, polniſchen, italieniſchen Sozialiſten Oſter⸗ 
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reichs. Wenn es gelingt, den Kampf gegen den Separatismus in einen Kampf: 
gegen dieſe Auffaſſung von nationalen und internationalen Pflichten zu ver⸗ 
wandeln, iſt viel gewonnen, iſt es möglich, daß der öſterreichiſchen Sozial— 
demokratie die nationale Spaltung erſpart wird. 

Nirgends hat ſich die Sozialdemokratie mehr davor zu hüten, daß das 

bürgerliche nationale Denken ſich in ihr breit macht als in Öfterreich, denn 
nirgends iſt es mächtiger und nirgends beruht die Kraft der Sozialdemokratie 
ſo ſehr auf ihrer internationalen Geſchloſſenheit. 
Die bürgerliche Auffaſſung der Nationalität wird beſtimmt durch die Be⸗ 
dingungen der Warenproduktion, die auf der freien Konkurrenz freier und 
gleicher, voneinander unabhängiger Individuen mit verſchiedenen Intereſſen 
beruht. Die Konſequenz dieſer Auffaſſung iſt der Anarchismus, die der brave 
Bourgeois freilich nie zieht, nicht bloß deswegen, weil er in Wirklichkeit die 
geſellſchaftlichen Zuſammenhänge doch nicht durchbrechen kann, die ſeine Theorie 
ignoriert, dann aber auch deshalb, weil er die Hilfe des Staates, der ſein 
Eigentum ſchützt, nicht zu entbehren vermag. Dieſe Beſchränkungen gelten ihm 
aber nicht für das Verhältnis der Nationen untereinander, das er als ein 
Konkurrenzverhältnis voneinander unabhängiger Individuenkomplexe auffaßt, 
welche Komplexe verſchiedene Intereſſen haben und einander in voller Freiheit 
und Unabhängigkeit gegenüberſtehen ſollen. Geht man von dieſer Auffaſſung 
aus, dann beſteht die Internationalität darin, daß man den anderen Nationen 
dieſelbe Freiheit und Unabhängigkeit zugeſteht, die man für die eigene ver- 
langt, jede als beſonderes ſouveränes Weſen betrachtet, das ſeine beſonderen, 
von denen der anderen verſchiedenen Intereſſen hat. Der Zuſtand, den der 
Anarchiſt für die Verhältniſſe der Individuen zueinander anſtrebt, erſcheint 
dem bürgerlichen Internationaliſten als der Idealzuſtand des Verhältniſſes 
der Nationen zueinander. 

Anders ſieht die Sache vom proletariſchen Standpunkt aus. Das Prole⸗ 
tariat gedeiht nicht durch die freie Konkurrenz der Individuen, ſondern durch 
den ſolidariſchen Zuſammenſchluß der Individuen zu einer Geſamtheit. Nur 
die Überwindung der freien Konkurrenz durch die Solidarität in der Gejell- 
ſchaft vermag dieſe den proletariſchen Intereſſen gemäß zu geſtalten. Und 
ſchon in der heutigen Geſellſchaft vermag der Proletarier ſich nur zu be 
haupten und Kraft zu gewinnen durch die Solidarität, durch die Vereinigung 
mit ſeinen Genoſſen, die alle die gleichen Intereſſen haben. Das gilt aber 
nicht bloß für die Proletarier der gleichen Nation, ſondern für die Proletarier 
der verſchiedenſten Nationen. Sie haben nicht wie die Bourgeois verſchiedene, 
gegenſätzliche nationale Intereſſen, die ſie trennen. Sprachverſchiedenheiten 
ſind innerhalb ihrer Reihen kein Mittel der Zurückſetzung oder Ausbeutung 
der einen, der Bevorzugung oder Herrſchaft der anderen, ſie ſind bloß eine 
Unbequemlichkeit, die ihre Verſtändigung hemmt. 

Nationalität und Internationalität bekommen da eine ganz andere Bedeutung. 
Der Zuſammenſchluß der Nationsgenoſſen gegenüber den Genoſſen anderer 
Nationalitäten hört jetzt auf, ein Mittel zur Wahrung beſonderer Intereſſen 
zu ſein, er kann ein Mittel werden, die Wahrung der großen, gemeinſamen 
Intereſſen zu erſchweren. Die Internationalität beſteht jetzt nicht mehr in der 
Anerkennung der Gleichheit und Unabhängigkeit aller Nationen, von denen 
jede in ihrem Gebiet ſouverän iſt und nichts über ſich kennt; die Internatio⸗ 
nalität beſteht jetzt in der Zuſammenfaſſung der Proletarier der verſchiedenen 
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Nationen zu einem Geſamtkörper, dem ſie alle zu dienen haben, dem ſie gegen⸗ 
überſtehen wie die Teile dem Ganzen. Das Verhältnis der Teile zum Ganzen 
wird aber beſtimmt durch die Zwecke, die das Ganze ſich ſetzt. Es ſind Gründe 
der Zweckmäßigkeit für die internationale Geſamtheit, die nun das Verhältnis 
der Proletarier verſchiedener Sprachen zueinander beſtimmen. 

Die Zwecke der neuen proletariſchen Internationale können mitunter mit 
denen des bürgerlichen Internationalismus zuſammenfallen. Der Zweck der 
proletariſchen Organiſation iſt Aufhebung jeder Ausbeutung und Unterdrückung 
eines Individuums durch ein anderes, alſo auch eines Individuenkomplexes 
durch einen anderen. Das ſchließt jede nationale Unterdrückungspolitik ebenſo 
aus, wie etwa jede kirchliche. Dieſe Zwecke bringen auch die Autonomie der 
Nationen ebenſo mit ſich wie die der Gemeinden und Provinzen. Aber nur 
die Autonomie im Sinne der Selbſtverwaltung, nicht im Sinne der Souverä⸗ 
nität; die Autonomie unter Regeln, in Grenzen und zu Zwecken, die von der 
Geſamtheit feſtgeſetzt nach ihren allgemeinen, oberſten Zwecken geſtaltet werden. 

Man ſieht, die nationale Autonomie des proletariſchen Internationalismus 
iſt bei allem Verzicht auf nationale Unterdrückung etwas ganz anderes als die 
des bürgerlichen Internationalismus. Und auch wo beide ſich in einzelnen 
Forderungen begegnen, iſt der Geiſt, der ſie beherrſcht, ein ganz anderer. Denn 
der bürgerliche Internationalismus geht ſtets von ſeiner Nation als dem Mittel⸗ 
punkt ſeiner Welt aus, ſieht ſie ſtets gefährdet durch fremde Konkurrenz, iſt 
eiferſüchtig, mißtrauiſch, fanatiſch. Der proletariſche Internationalismus ſieht 
die gemeinſame Sache aller Proletarier als den Mittelpunkt an, um den ſich 
ſein ganzes Denken und Fühlen dreht, ihm iſt ſeine Nation nicht teurer als 
die anderen, er ſteht ihr nur inſofern näher, als er ſich mit den Genoſſen ſeiner 
Sprache beſſer verſtändigen kann wie mit anderen und als ihm die moderne 
Kultur in der Sprache ſeiner Nation vermittelt wird. Die Sprache aber iſt 
ihm nur Verſtändigungs⸗, nicht Herrſchaftsmittel, ihre Anwendung und die 
Regelung der Sprachenverhältniſſe reine Sache der Zweckmäßigkeit. 

Wir müſſen alle wünſchen, daß dieſer Standpunkt auch in der Frage der 
gewerkſchaftlichen Separatiſten zur Geltung kommt. Ob die gegenwärtige ge⸗ 
werkſchaftliche Organiſation Oſterreichs die zweckmäßigſte iſt, das zu entſcheiden 
vermag das Ausland nicht. Was die Internationale aber zu entſcheiden 
vermag, das iſt die Frage, ob für die gewerkſchaftliche Organiſation eines 
Landes noch andere Geſichtspunkte maßgebend ſein dürfen, als die ihrer zweck⸗ 
mäßigſten Formung für die Zwecke des proletariſchen Klaſſenkampfes. Ob es 
geſtattet iſt, unter dem Hinweis auf beſondere nationale Intereſſen und un⸗ 
veräußerliche nationale Sonderrechte dieſe Formung zu ſtören. 

Man ſieht, es werden über die urſprüngliche Tagesordnung hinaus ſehr 
wichtige und heiß umſtrittene Probleme ſein, die den Kopenhagener Kongreß 
beſchäftigen. Durch ihre zweckmäßige Löſung wird er unſere Sache mächtig 
fördern. 

Im allgemeinen kann man jetzt ſchon ſagen, daß der diesjährige inter⸗ 
nationale Kongreß nach der Art der Probleme, die ihm vorliegen, mit dem 
Stuttgarter Kongreß übereinſtimmen wird. Er bildet mit dieſem zuſammen 
eine beſondere, die dritte Phaſe der neuen Internationale. Ihre erſten Kon⸗ 
greſſe galten vor allem ihrer Organiſation, der Zuſammenfaſſung der zuſammen⸗ 
gehörenden, der Ausſcheidung der fremdartigen Elemente. Weder das eine 
noch das andere war leicht. Die verſchiedenen Organiſationen ſtanden ſich 
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anfangs oft noch recht fremd, ja mitunter feindfelig gegenüber — der erſte 
Kongreß zu Paris 1889 fand noch einen Gegenkongreß. Auf der anderen Seite 
ſuchten die Anarchiſten immer wieder Zutritt zum Kongreß. 

Die Kämpfe, die ſich darob entſpannen, fanden erſt auf dem Londoner 
Kongreß von 1896 ihren Abſchluß. 

Die zweite Phaſe galt der Feſtſetzung der Taktik gegenüber den bürger⸗ 
lichen Parteien, namentlich der Anteilnahme der Sozialdemokratie an einer 
bürgerlichen Koalitionsregierung. Dieſe Frage beſchäftigte die Kongreſſe von 
Paris und Amſterdam. 

In Stuttgart endlich waren es nicht mehr unſere Verhältniſſe zu den 
bürgerlichen Parteien, ſondern unſere Stellung gegenüber den Kämpfen der 
Staaten und Nationen, die unſere Aufmerkſamkeit in erſter Linie erheiſchten. 
Die Kriegsfrage bildete den Mittelpunkt des Kongreſſes, neben ihr trat die 
Frage in den Vordergrund, wie die Proletarier geſellſchaftlich höher entwickelter 
Nationen ſich zu den Arbeitern rückſtändiger Nationen zu verhalten haben; 
ob ſie ihnen als gleichberechtigten Brüdern entgegentreten ſollen oder als un⸗ 
mündigen Kindern in den Kolonien, wo wir zu ihnen kommen; als gefähr⸗ 
lichen Feinden, wenn ſie als Einwanderer zu uns kommen. 

Wie in Stuttgart, verſprechen auch in Kopenhagen die Verhältniſſe der 
Staaten und Nationen zueinander den Mittelpunkt der Verhandlungen zu 
bilden. Wie immer dieſe ſich geſtalten mögen, wir dürfen überzeugt ſein, auch 
in Kopenhagen wird ſich die neue Internationale wie ſtets bisher als die 
machtvollſte Bürgſchaft des Friedens zwiſchen den Staaten und Nationen be⸗ 
währen — nicht nur im Sinne ihrer gegenſeitigen Duldung, ſondern in dem 
ihrer gemeinſamen Solidarität. 


Die politiſche Lage in Dänemark. 
Von Guſtar Bang. 


| Die recht verworrene, an Überraſchungen reiche, dem Fremden ſchwer ver- 

ſtändliche politiſche Geſchichte Dänemarks in dem letzten Jahre leitet eine neue 
Phaſe in dem Klaſſenkampf ein, inſoweit ſich dieſer auf der parlamentari⸗ 
ſchen Arena widerſpiegelt. Die Reaktion hat ihre Kräfte konzentriert, um dem 
Fortſchreiten des Sozialismus Einhalt zu tun. Es iſt die „reaktionäre Maſſe“, 
die ſich mit raſchen Schritten ihrer Verwirklichung nähert. 

Bis vor kurzem war es die Zerſplitterung der reaktionären Kräfte, die ſich 
immer mehr geltend machte. Die bürgerlichen Parteien ſchieden ſich in beſtändig 
neue Gruppen, die einander heftig bekämpften, wenn ſie ſich auch der Sozial⸗ 
demokratie gegenüber oft zur gemeinſamen Aktion vereinigen konnten. Die 
Rechte teilte ſich in zwei Fraktionen, eine altkonſervative, die hauptſächlich die 
Intereſſen der ſtädtiſchen Bourgeoiſie vertrat und eine ſcharfe, jedoch ganz 
haltloſe Oppoſition gegen das agrariſche Regime führte, und eine freikonſer⸗ 
vative, die ſich beſonders auf die Gutsbeſitzer ſtützte und mit der großbäuer⸗ 
lichen Linken gemeinſame Sache führen wollte. Die Linke ihrerſeits war bis 
vor einem Monat in drei verfchiedene Parteien geteilt, eine Teilung, die jeder 
prinzipiellen Begründung entbehrte und nur aus Traditionen von früheren 
Zeiten und — beſonders — von perſönlichem Hader unter den Führern her⸗ 
rührte. Endlich ſchied ſich aus der Linken eine radikale Partei aus, DR den 
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ſchnöden Verrat an der alten demokratischen und antimilitariſtiſchen Politik 
nicht mitmachen wollte und ſich um ein neues Programm ſammelte, deſſen 
Hauptpunkte die abſolute Durchführung des allgemeinen und gleichen Wahl⸗ 
rechtes in Staat und Kommune und eine ſtarke Herabſetzung der Militär⸗ 
ausgaben ſind; die radikale Partei wird beſonders aus der „Intelligenz“ 
rekrutiert, hat aber zugleich eine, wenn auch, wie es ſich bei den Wahlen ge⸗ 
zeigt hat, recht begrenzte Verbreitung unter den Kleinbauern; ihr politiſches 
Programm iſt ausgeprägt demokratiſch, ihr ſoziales Programm dagegen, wie 
man aus ihrer ideologiſchen Geſellſchaftsauffaſſung leicht erraten wird, eine 
unklare Miſchung von Sozialismus, Bodenreform und allerlei anderen Be⸗ 
ſtandteilen. f 

Unter dieſen Umſtänden war es der Sozialdemokratie nach und nach ge⸗ 
lungen, den herrſchenden Klaſſen recht bedeutende Einräumungen auf dem 
Gebiet der praktiſchen ſozialen Geſetzgebung abzuringen: Alterspenſionen für 
alle unbemittelten, über ſechzig Jahre alten Perſonen, Staatsſubventionen zu 
Arbeiterkrankenkaſſen und zu Arbeitsloſigkeitsverſicherungskaſſen, welche letztere 
ſich meiſtens in Wirklichkeit, wenn auch nicht formell, mit den Gewerkſchaften 
decken, ein Schutzgeſetz für fremde (polniſche, galiziſche und ruſſiſche) Wander⸗ 
arbeiter ufm. Auch hat die Auflöſung der alten Parteien und ihre immer 
mehr zutage tretende Demoraliſierung der Sozialdemokratie den Weg in der 
Bevölkerung geebnet; nicht nur in den größeren Städten ſind faſt alle Schichten 
der induſtriellen Arbeiterklaſſe gewonnen, ſondern auch auf dem Lande, unter 
den Taglöhnern und den Kleinbauern ſind wir in dem letzten Jahrzehnt ganz 
gut vorwärts gekommen, was für unſere Gegner natürlich eine Quelle ſteigender 
Unruhe bildet. 

So wurde in den kapitaliſtiſchen und großbäuerlichen Kreiſen das Bedürfnis 
einer Verſchmelzung der verſchiedenen antiſozialiſtiſchen Parteien, einer „kon⸗ 
ſervativen Sammlung“, um mit vereinten Kräften die Sozialdemokratie be⸗ 
kämpfen zu können, immer mehr fühlbar. Und als Deckmantel dieſer Zu⸗ 
ſammenrottung der beſitzenden Klaſſen gegen die Beſitzloſen ſollte der Mili⸗ 
tarismus dienen. Bei den Wahlen im Mai 1909 hatte man die Militärfrage 
in den Vordergrund gerückt. An die naivſten, ſentimentalſten patriotiſchen 
Gefühle wurde mit wahrhaft genialer Perfidie appelliert, um die Radikalen 
und natürlich ganz beſonders die vaterlandsloſen Sozialdemokraten zu ver⸗ 
leumden. Für eine poſitive Löſung der Frage wurde zwar keine Majorität 
zuwege gebracht; die Sozialdemokraten, die Abrüſtung forderten und ſtatt des 
ſtehenden Heeres die obligatoriſche Einübung des Volkes im Waffengebrauch, 
erlangten 24 Sitze im, Folkething“ (der Zweiten Kammer des Reichstags); die 
Radikalen, deren Programm die Reduzierung des Heerweſens auf eine Grenz⸗ 
wache und die Herabſetzung der Militärausgaben auf etwa die Hälfte bildete, 
erlangten 20 Sitze; der von dem früheren Premierminiſter Chriſtenſen geleitete 
Flügel der Linken, der bedeutende Erweiterungen des Militarismus anſtrebte, 
erlangte 27, und die übrigen Fraktionen der Linken im Verein mit der Rechten, 
die noch weiter gehen wollten, insgeſamt 43 Sitze. Jedoch der ſachliche Inhalt 
der verſchiedenen Militärprogramme war an und für ſich der Mehrheit der reaktio⸗ 
nären Parteien ziemlich gleichgültig; die ganze Militärkampagne war ja — wie 
es nachher von einem reaktionären Politiker offenherzig zugeſtanden wurde — nur 
aus parteipolitiſchen Motiven geführt worden; es galt alſo, eine Ausſöhnung 
der Differenzen zu finden, um die ſo heiß erſehnte konſervative Sammlung 


Guſtav Bang: Die politifche Lage in Dänemark. 783 


vollbringen zu können. Und das Ziel wurde im letzten Sommer erreicht. Ein 
Kompromiß, der hauptſächlich auf das Chriſtenſenſche Programm begründet 
iſt, wurde hinter den Kuliſſen abgeſchloſſen und angenommen; dagegen ſtimmten 
die Sozialdemokraten und die Radikalen und andererſeits die äußerſte Rechte, 
die noch viel weitergehende Rüſtungen anſtrebte, und die ſich übrigens, als 
ihre Stimmen überflüſſig waren, ohne Schaden für die konſervative Samm⸗ 
lungspolitik eine ſolche Kühnheit erlauben konnten — nachher ſind ſie ohne 
Ausnahme zur Verteidigung desſelben Kompromiſſes, den ſie früher mit den 


heftigſten Worten gebrandmarkt, in die Schranken getreten. Die neue Militär⸗ 


ordnung, die den Rahmen des Heeres erweitert und eine teilweiſe Befeſtigung 
von Kopenhagen durchführt, wird von allen Sachverſtändigen als Wahnſinn 
charakteriſiert, als vernunftwidrig und gefahrdrohend und ſchlechter als gar 
nichts. Sie iſt ſchlecht, aber nicht billig; die einmaligen Ausgaben werden auf 
etwa 35 Millionen Mark veranſchlagt, die jährlichen Neuausgaben auf etwa 
3 bis 4 Millionen; und ſchon jetzt ſind unſere Militärausgaben recht hoch — 
ſie verſchlingen ein Drittel der geſamten Staatseinnahmen und ſind eine Haupt⸗ 
urſache der ſchlimmen ökonomiſchen Miſere, die in kurzer Zeit die Staats⸗ 
ſchulden faſt verdoppeln und die Steuerlaſt beträchtlich erhöhen wird. Es war 
aber der Preis, den das Land notwendig bezahlen mußte, um die Verſchmelzung 
der reaktionären Parteien in einem feſten antiſozialiſtiſchen Block ins Werk zu 
ſetzen. 

Der Himmel hing voller Geigen; alles ſchien in der glücklichſten Weiſe in 
Ordnung zu ſein; da trat plötzlich im Herbſt, unerwartet für alle, eine 
ganz neue Situation ein. Infolge der unglaublichen Dummheit eines kon⸗ 
ſervativen Abgeordneten, der in Zank mit dem Premierminiſter geriet, wurde 
die Rechte in die höchſt peinliche, aber unabweisbare Notwendigkeit gebracht, 
ihr Mißtrauen dem Miniſterium gegenüber auszuſprechen. Mehrere Mißtrauens⸗ 
vota wurden eingebracht; das von der Sozialdemokratie ſowie das von der 
konſervativen Seite eingebrachte wurde verworfen; das von den Radikalen 
vorgeſchlagene dagegen angenommen. Das Miniſterium demiſſionierte, und 
es waren die Radikalen, die die Bildung des neuen Miniſteriums auf ſich 
nahmen. Natürlich war dies ein ganz abnormer Fall; das radikale Miniſterium 
hatte in dem Folkething nur 20 Anhänger, konnte außerdem auf die Unter⸗ 
ſtützung der 24 Sozialdemokraten rechnen, ſolange es eine ehrliche demokra⸗ 
tiſche Arbeit tat, hatte aber nicht weniger als 70 Mann als Gegner. 

Seine einzige Exiſtenzberechtigung war die Aufgabe, eine Neueinteilung der 
Wahlkreiſe vorzubereiten und möglichſt raſch durchzuführen, um dann un⸗ 
mittelbar nachher das Folkething aufzulöſen und neue Wahlen nach der neuen 
Wahlkreisordnung auszuſchreiben. Die beſtehende Einteilung der Kreiſe rührt 
von 1894 her und iſt infolge des Wachstums der ſtädtiſchen Bevölkerung 
immer ſchiefer, immer ungerechter geworden; es gibt Kopenhagener Wahlkreiſe, 
die fünf⸗ bis zehnmal ſoviel Einwohner wie viele agrariſche Wahlkreiſe haben; 


um nur ein Beiſpiel der Konſequenzen dieſer Verrücktheit zu nennen: die 


Chriſtenſenſche Gruppe der Linken hatte 45000 Stimmen und bekam 27 Man⸗ 
date, während die Sozialdemokratie mit ihren 93000 Stimmen nur 24 Mandate 
gewann. Seit langem haben Sozialdemokraten und Radikale für eine neue 
Kreiseinteilung mit gleichzeitiger Einführung des Stichwahlſyſtems gearbeitet; 
die agrariſchen Parteien haben unter allerlei Vorwänden die Sache in die 
Länge gezogen, um ihr politiſches Monopol nicht preiszugeben; und die Rechte 


784 Die Neue Zeit. 


iſt ihnen treulich folgſam geweſen, um nicht der konſervativen Sammlung 
Hinderniſſe zu bereiten. Auch diesmal ſcheiterte der Verſuch; die Reform wurde 
unter den feierlichſten Sympathieerklärungen erdroſſelt; und die letzten Wahlen, 
im Mai dieſes Jahres, mußten noch immer nach der alten Kreiseinteilung 
ſtattfinden. 

Die zwei wichtigſten Fragen die bei den Wahlen entſchieden werden 
ſollten, waren die Frage der Herabſetzung der militäriſchen Ausgaben und, 
was ſchließlich noch viel mehr bedeutete, die Frage der Verfaſſungsreform. 
Die neue Militärordnung war zwar von dem vorigen Reichstag beſchloſſen 
worden; brachten aber die Wahlen eine Majorität von Sozialdemokraten 
und Radikalen, die die nötigen Mittel zur Ausführung der neuen Rüſtungen 
verweigerten, dann konnte ſie ſiſtiert und damit zugleich der Weg für eine 
weitere Begrenzung des Militärweſens angebahnt werden. Dies war aber 
nur möglich, wenn die Erſte Kammer des Reichstags, das „Landsthing“, 
gründlich reformiert wurde — und ſo war die Verfaſſungsfrage logiſch mit 
der Militärfrage aufs innigſte verknüpft. Das Landsthing, in dem die be⸗ 
ſitzenden Klaſſen und ganz beſonders ihre agrariſchen Elemente eine dominierende 
Stellung einnehmen — die Hälfte der Wahlmänner werden von dem allgemeinen 
Wahlrecht, die andere Hälfte von den größten Steuerzahlern nominiert —, iſt 
natürlich durch und durch reaktionär und wird ſich mit allen Kräften nicht 
nur jeder Einſchränkung des Militarismus, ſondern auch jeder ferneren demo⸗ 
kratiſchen und ſozialen Reform widerſetzen. Die Durchführung des allgemeinen 
und gleichen Wahlrechtes zum Landsthing ſowohl wie zum Folkething mit gleich⸗ 
zeitiger Herabſetzung des Wahlrechtsalters vom 30. zum 25. Jahre und die Aus⸗ 
dehnung des Wahlrechtes auf Frauen und das Geſinde wurde alſo die politiſche 
Forderung, die ſich in allererſter Linie geltend machte und die die Baſis eines 
Zuſammenwirkens der ſozialdemokratiſchen mit der radikalen Partei bildete. 
Die praktiſche Durchführung dieſer Forderung war natürlich ſchwer, ſchien aber 
doch innerhalb der Grenzen der Möglichkeit zu liegen; hätten die Wahlen der 
Sozialdemokratie und den Radikalen eine ſichere Mehrheit gebracht, dann wäre 
das radikale Miniſterium, von der Sozialdemokratie unterſtützt, in der Lage 
geweſen, eine kräftige Aktionspolitik führen zu können; die Widerſtandskraft 
des Landsthings, dem aller moraliſcher Rückhalt in der Bevölkerung fehlt, 
wäre außerordentlich ſchwach geweſen; und wir hätten im Laufe weniger Jahre 
eine wirklich demokratiſche Verfaſſung erreichen können. 

Sowohl auf dem ſozialdemokratiſchen wie auf dem radikalen Parteitag, 
die beide im April abgehalten wurden, wurde mit dieſen Erwägungen als 
Motiv ein Wahlbündnis faſt einſtimmig beſchloſſen. Wir betrachteten die 
Wahlen, die am 20. Mai ſtattfinden ſollten, als Stichwahlen im Verhältnis 
zu den Wahlen vom 25. Mai des vorigen Jahres und richteten uns danach 
ein. Überall, wo früher Sozialdemokraten und Radikale einander gegenüber⸗ 
geſtanden hatten, kandidierte nur die eine der Parteien, jene Partei nämlich, 
die die größte Zahl der Stimmen aufgebracht hatte; jedoch war es die beſtimmte 
Vorausſetzung, daß die Sozialdemokratie auf allen Wahltribünen ihr beſon⸗ 
deres Programm im Gegenſatz zu dem der Radikalen ſtark und ſcharf betonen 
ſollte. Durch ein ſolches Verfahren ſchien es möglich, die vierzehn Sitze zu 
erobern, die der ſozialdemokratiſch-radikalen Allianz die Majorität verſchaffen 
ſollten, und wir hätten dann eine radikale Regierung gehabt, die nicht nur 
zur energiſchen Arbeit für die Herabſetzung der Militärausgaben und die 


Guſtav Bang: Die politiſche Lage in Dänemark. 785 


Abſchaffung des privilegierten Wahlrechts ſchreiten mußte, ſondern auch, weil 
ſie nur mit unſerer Hilfe hätte wirtſchaften können, zu allerlei ſehr wichtigen 
Konzeſſionen uns gegenüber verpflichtet geweſen wäre. Der Wahlkampf wurde 
mit großer Energie geführt und das Übereinkommen durchgängig von beiden 
Seiten in loyalſter Weiſe reſpektiert. Nichtsdeſtoweniger wurde das Ergebnis 
eine Enttäuſchung; ſowohl wir als die Radikalen behaupteten die frühere 
Stärke, kamen aber nicht weiter vorwärts; von den vierundzwanzig ſozial⸗ 
demokratiſchen Kreiſen gingen fünf, alle überwiegend ländliche Kreiſe, verloren, 
während fünf andere, meiſt ſtädtiſche, neu erobert wurden. Unſere Stimmen⸗ 
zahl wuchs von 93000 auf 98000 und beträgt jetzt wie früher etwa 29 Pro⸗ 
zent der Geſamtzahl. 

Die Urſache dieſes wenig befriedigenden Reſultats war allein die Furcht 
vor dem Sozialismus. Die reaktionären Parteien, von der Chriſtenſenſchen 
Linken bis zur äußerſten Rechten, die die „rote Allianz“ mit der „ſchwarzen 
Allianz“ beantwortet hatten und faſt in allen Kreiſen die Wahlkampagne ge⸗ 
meinſam führten, ſchoben die Militärfrage, die Verfaſſungsfrage, kurz alle 
politiſchen Fragen zur Seite, um nur gegen den Sozialismus ihre Agitation 
zu konzentrieren. Die Sozialdemokraten wollen „expropriieren“ — wenn ſie 
ans Ruder kommen, wird alſo der Kleinbauer von ſeinem Eigentum vertrieben 
werden, ſeine letzte Kuh wird ihm geraubt werden, ſeine Familie wird durch 
einen Machtſpruch von dem ſozialiſtiſchen Hauptquartier aufgelöſt werden, 
und wir alle werden in die Zwangsarbeitsanſtalt eingeſperrt werden —, das 
war die Melodie, die überall im Lande geſpielt wurde. Eine ungeheure Menge 
von entſtellten, manchmal poſitiv gefälſchten Zitaten aus ſozialiſtiſchen Zei⸗ 
tungen, Kongreßprotokollen, Zeitungen des Aus⸗ und Inlandes wurde in 
Schrift und Rede produziert, um Entrüſtung hervorzurufen; die Publikationen 
des deutſchen Reichsverbandes ſollen dazu wertvolles Material geliefert 
haben. Der Komet ſtand am Himmel mit Blauſäure im Schwanz und der 
letzte Tag war nahe. In den Städten und in den Gegenden des Landes, 
wo wir ſeit längerer Zeit eine intenſive Aufklärungsarbeit getrieben hatten, 
erregte all dies natürlich nur Lachen; aber beſonders in den entfernteren und 
weniger kultivierten agrariſchen Diſtrikten erfüllte es ſeine Miſſion. Eine Re⸗ 
ſerve der rückſtändigſten, unintelligenteſten Bauern, die früher der Politik 
intereſſelos gegenübergeſtanden hatten, wurde diesmal durch die Geſpenſter⸗ 
geſchichten aufgeſchreckt; fie gingen an die Wahlurnen und gaben den Ausſchlag. 

Noch dauerte es eine Weile, ehe das neue Miniſterium hergeſtellt werden. 
konnte. Man mußte erſt das Urteil des Reichsgerichts abwarten in der Sache 
gegen die zwei ehemaligen Miniſter Chriſtenſen und Berg, die wegen ihres 
Verhaltens zu Alberti angeklagt waren. Das Urteil wurde Mitte Juni ge⸗ 
fällt; der ganz unbedeutende Berg wurde zu einer Geldbuße verurteilt; der 
einflußreiche Chriſtenſen wurde freigeſprochen, ging aber ſtark kompromittiert 
aus der Affäre hervor: ſein Benehmen wurde in der Begründung des Urteils 
als „unverantwortlich“ gekennzeichnet, doch konnte er wegen mildernder Um⸗ 
ſtände nicht von dem Strafgeſetz getroffen werden. Sein Eintritt in die Re⸗ 
gierung war nach dem Urteil unmöglich; er hält ſich alſo vorläufig zurück, 
trägt aber ſicherlich das Meſſer im Armel, um ſich bei der erſten gegebenen 
Gelegenheit den Weg zur Macht zu bahnen. 

Während der Vorbereitungen zur Bildung des neuen Miniſteriums wurde 
die Verſchmelzung der drei Parteien der Linken in eine einzige Partei voll⸗ 
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zogen; gleichzeitig ſchieden die Freikonſervativen formell aus der Partei 
der Rechten aus, um volle Freiheit zum innigen Zuſammenwirken mit der 
Linken zu erhalten — ſie haben gleich bei der Neueröffnung des Reichstags 
auf demonſtrativſte Weiſe dieſe Abſicht kundgegeben. Die ſiebenundfünfzig 
Mitglieder der Linken im Verein mit den ſechs Freikonſervativen bilden von 
jetzt an eine kompakte, homogene Majorität. Die Zuſammenſetzung des 
Miniſteriums trägt dieſer Situation Rechnung; alle die früheren Nüancen 
der Linken ſind in ihm . und man hat es durch einige der Rechten 
naheſtehende Perſonen ergänzt. In der konſervativen Sammlung, die jetzt 
eine vollbrachte Tatſache, ſind alſo faſt alle Elemente des Antiſozialismus 
chemiſch miteinander verbunden. 

So wenig befriedigend der Wahlausfall auch war, ſo nützlich iſt die Lehre, 
die wir daraus ziehen können. Unſer Arbeitsprogramm für die nächſten Jahre 
liegt uns jetzt klar vor Augen. Wir haben gelernt, daß beſonders auf dem 
flachen Lande eine noch viel gründlichere ſozialiſtiſche Agitation getrieben 
werden muß, daß wir die Tagelöhner und Kleinbauern nicht nur über die 
ſozialdemokratiſche Tagespolitik, ſondern vor allem über das Weſen des So⸗ 
zialismus, über das Ziel unſerer Bewegung aufklären müſſen. Das iſt die 
Aufgabe, von deren Löſung unſere Zukunft abhängt. Das ſtädtiſche Prole⸗ 
tariat iſt faſt ganz gewonnen; das ländliche Proletariat kann und muß in 
ſeiner großen Mehrheit gewonnen werden. Die Erfahrungen von vielen Ge⸗ 
genden des Landes haben gezeigt, daß der Kleinbauer, der durchgängig eine 
höhere intellektuelle Stufe als der Großbauer einnimmt, dem Sozialismus 
recht wohl zugänglich iſt, und daß er, wenn er erſt gelernt hat, ſeine eigene 
Klaſſenlage unter ſozialiſtiſchem Geſichtswinkel anzuſchauen, ein unerſchütterlich 
treuer Genoſſe, ein energiſcher und begeiſterter Kämpfer wird. Eine große, 
planmäßig betriebene ſozialiſtiſche Agitations⸗ und Aufklärungsarbeit ſteht vor 
uns und wird alle unſere Kräfte in der nächſten Zeit beanſpruchen — ſie 
iſt aber ſchon jetzt in vollem Gange. 


Der Parteitag von Chicago und die Kulifrage. ) 
Don Guffas Eckſtein. 


Auf dem amerikaniſchen Parteitag, der im Mai dieſes Jahres in Chicago 
abgehalten wurde, gelangte nach langen und heftigen Debatten über die 
Frage der Einwanderung von Aſiaten nach den Vereinigten Staaten folgende 
von Hillquit vorgeſchlagene Reſolution mit 55 gegen 50 Stimmen zur An⸗ 
nahme: 

„Die Sozialiſtiſche Partei der Vereinigten Staaten begünſtigt alle geſetz⸗ 
lichen Maßnahmen, welche dahin wirken, die Einwanderung von Streik⸗ 
brechern und Kontraktarbeitern und den Maſſenimport von Arbeitern aus 
dem Ausland zu verhindern, der von der Unternehmerklaſſe zu dem Zwecke 
ins Werk geſetzt wird, die Organiſation der amerikaniſchen Arbeiter zu 
ſchwächen und die Lebenshaltung der amerikaniſchen Arbeiter herabzudrücken. 

„Die Partei iſt gegen den Ausſchluß irgendwelcher Einwanderer auf 
Grund ihrer Raſſe oder Nationalität und verlangt, daß die Vereinigten 
Staaten jederzeit allen Männern und Frauen eine Freiſtätte bieten, die von 
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der Regierung ihrer Heimat aus Gründen der Politik, der Religion oder der 

Raſſe verfolgt werden.“ 

Die Knappheit der Majorität, die dieſe Reſolution erlangte, ſowie die 

Dehnbarkeit ihrer Beſtimmungen, die vorausſichtlich ſehr bald zu ſehr ab⸗ 

weichenden Auslegungen führen wird, müßten allein ſchon wahrſcheinlich 

machen, daß dieſer Beſchluß die Erörterung der Kulifrage in Amerika nicht 
beenden wird. Zudem wurde ſchließlich die Kommiſſion beauftragt, die Frage 
neuerdings zu ſtudieren und darüber an den Parteitag von 1912 zu berichten. 

Jedenfalls haben die Befürworter der Ausſchließung der Aſiaten den Kampf 

noch durchaus nicht aufgegeben. 

Schon während der Verhandlungen in Chicago kündigte Genoſſe Berger, 
der heftigſte Gegner der gelben Einwanderung, an, daß er einen Beſchluß, 
der dieſe Einwanderung freigeben würde, bekämpfen wolle „wie ein Tiger“. 
Und in ſeinem Parteitagsbericht erklärt er ausdrücklich: „Daß die Frage 
damit nicht erledigt iſt, liegt auf der Hand, denn die amerikaniſchen Arbeiter 
werden ſich die aſiatiſche Einwanderung einfach nicht gefallen laſſen — können 
ſich dieſelbe nicht gefallen laſſen, was die Phraſen unſerer impoſſibiliſtiſchen 
Sozialiſten auch darüber ſagen mögen.“ 

Allerdings, für ſein Teil hat Berger die Frage bereits zu ſeiner Zufrieden⸗ 
heit gelöſt. Punkt 7 der „Platform der Sozialdemokratiſchen Partei von 
Wisconſin“? lautet: 

„Wir fordern von der Regierung die Annahme von Maßregeln, die 
geeignet ſind, der Einführung von aſiatiſchen Arbeitern Einhalt zu gebieten, 
weil ſolche importierte Arbeiter hieſige Löhne bedrohen und die Lebenshaltung 
der amerikaniſchen Arbeiter gefährden.“ 

0 Die „Autonomie“ der Partei in den Einzelſtaaten ermöglicht derartige 
Widerſprüche, und die „New Yorker Volkszeitung“ erklärt nach bewährter 
Methode, daß dieſe Frage „keine prinzipielle, ſondern im Grunde nur eine 
taktiſche“ ſei. Jedenfalls geht aber aus all dem klar hervor, daß die Ver⸗ 
handlungen und Beſchlüſſe von Chicago den Streit durchaus nicht beendet 
haben, und wie aus verſchiedenen amerikaniſchen Blätterſtimmen hervorgeht, 
wird dieſe Frage auch den bevorſtehenden Kongreß von Kopenhagen be— 
ſchäftigen. 
9 Es iſt daher gewiß nicht überflüſſig, ſich mit dieſem ernſten Problem noch⸗ 
mals eingehender zu beſchäftigen, dem große prinzipielle Bedeutung innewohnt 
und über deſſen Löſung auch bei uns durchaus keine Einhelligkeit herrſcht, wie 
unter anderem die Ausführungen Paeplows in der Einwanderungskommiſſion 
des Stuttgarter Kongreſſes bewieſen. Dieſe zeigen zugleich, daß es ſich hier 
um Dinge handelt, die auch die europäiſchen Staaten ſowohl als Länder der 
Auswanderung wie auch als ſolche der Einwanderung praktiſch aufs höchſte 
intereſſieren müſſen. 

Für kein anderes Land iſt aber dieſe Frage ſo bedeutungsvoll und ihre 
Beantwortung für die Partei ſo dringend wie für Amerika, nirgends hat ſie 
ſolche Dimenſionen wie dort. Es iſt alſo notwendig, ſpeziell die amerikaniſchen 
Verhältniſſe ins Auge zu faſſen. 


1 Vergl. „Wahrheit“ (Wisconſin) vom 28. Mai dieſes Jahres. 
2 Die bedeutendſte Stadt des Staates Wisconſin in den Vereinigten 1 it 
Milwaukee, die kr und Hauptwirkungsſtätte des Genoſſen Berger. » 
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— Das Problem iſt jo umfaſſend, daß es nicht möglich wäre, es in einem 
Artikel auch nur annähernd umfaſſend zu behandeln. Ich will mich deshalb 
auf die Betrachtung einer Seite beſchränken, die bisher noch faſt gar nicht in 
die Diskuſſion gezogen wurde, die mir aber als die wichtigſte erſcheint. Vom 
Standpunkt der japaniſchen Arbeiterſchaft und des japaniſchen Sozialismus 
hat eben erſt Genoſſe Katayama die Frage behandelt. Unter dem Geſichts⸗ 
winkel der internationalen Solidarität der Arbeiterklaſſe erſcheint mir ihre 
Beantwortung nicht zweifelhaft. Keinesfalls kann man ſich über dieſen Punkt 


mit einem Bierwitz wie dem Bergers hinwegſetzen, er weren 
aller Länder ja nicht gerade in New Pork oder in Milwaukee vereinigen 
müßten. Doch davon will ich hier, ſo wenig ich die Bedeutung dieſes ideellen 
Moments unterſchätzen möchte, zunächſt abſehen und nur die Frage der 
vorausſichtlichen Rückwirkung von Ausſchließungsgeſetzen auf die Arbeiter⸗ 
bewegung Amerikas ſelbſt betrachten. 

Es mag zweifellos ſein, daß es für die Arbeiterſchaft Amerikas weitaus 
beſſer und vorteilhafter wäre, wenn es eine Einwanderung aſiatiſcher Arbeiter 
überhaupt nicht gäbe. Wie immer man aber über dieſen Punkt denken mag, 
es iſt Tatſache, daß viele Tauſende gelber Männer heute darauf angewieſen 
ſind, ihr kärgliches Brot in der Fremde zu finden, und daher Beſchäftigung 
im reichen Amerika ſuchen. Die Befürworter der geſetzlichen Ausſchließung 
der Aſiaten glauben nun, daß durch den Erlaß eines ſolchen Geſetzes ein 
Zuſtand hergeſtellt würde, als exiſtierten die chineſiſchen und japaniſchen 
Auswanderer überhaupt nicht. Das iſt aber ein ſchwerer und verhängnisvoller 
Irrtum. 

Zunächſt iſt zu berückſichtigen, daß es auch heute bereits eine ziemliche An⸗ 
zahl von gelben Auswanderern auf dem Boden der Union gibt. Die Zahl 
der Japaner allein wird auf mindeſtens 100000 geſchätzt, doch iſt es ziemlich 
ſicher, daß fortwährend chineſiſche und auch japaniſche Arbeiter auf Umwegen 
und durch die Nachſicht beſtochener Hafenbeamter ins Land kommen. Durch 
Annahme einer Reſolution, welche die Ausſchließung der gelben Einwande⸗ 
rung verlangt, ſtößt die Partei dieſe Elemente von vornherein von ſich. Die 
Forderung, daß die bereits anſäſſigen Chineſen und Japaner wieder aus dem 
Lande getrieben werden ſollen, wird wohl ſelbſt Genoſſe Berger nicht öffentlich 
vertreten wollen. Heute iſt, wie ja auch Genoſſe Katayama ſo anſchaulich 
ſchildert, die Situation die, daß die gelben Arbeiter beſonders in Kalifornien 
von den Weißen in jeder Hinſicht geſchädigt und mißhandelt werden. Tat⸗ 
ſächlich wird nicht nur jedes Lokal boykottiert, in dem ein Gelber angeſtellt 
iſt, dieſe ſelbſt werden auf den Straßen angefallen und mißhandelt, ihre 
Häuſer werden in Brand geſteckt, ſie ſelbſt ihrer dürftigen Habe beraubt. 

Nun erklärt allerdings die Reſolution, die von der Majorität des zur Unter⸗ 
ſuchung der Einwanderungsfrage eingeſetzten Komitees vorgeſchlagen wurde, daß 
die Chineſen, Japaner und Koreaner nicht wegen ihrer Raſſenzugehörigkeit aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſollen, ſondern wegen ihrer der Arbeiterſchaft Amerikas ſchäd⸗ 
lichen Eigenſchaften. Aber mit Recht wurde bereits auf dem Kongreß von 
verſchiedenen Seiten, ſo auch von Hillquit in ſeiner Schlußrede, darauf hin⸗ 
gewieſen, daß dieſe Unterſcheidung nur auf ein Spiel mit Worten hinaus⸗ 
laufe. Berger und ſeine Anhänger haben ſich denn auch mit offener Ent⸗ 
ſchiedenheit auf den Raſſenſtandpunkt geſtellt. Sollte nun dieſer, verkappt 
Ader offen ausgeſprochen, für den amerikaniſchen Sozialismus maßgebend 


werden, dann wären die Folgen unabſehbar. Um die ganze Größe dieſer 
Gefahr zu beurteilen, braucht man ſich nur an einige charakteriſtiſche Vor⸗ 
kommniſſe der letzten Zeit zu erinnern. 

f Daß man ein Mädchen ermordet im Zimmer ihres Geliebten findet, kommt 
auch in Europa vor. Der bekannte Fall des Fräulein Sigel erregte aber in 
ganz Amerika einen Sturm des Unwillens, nicht etwa gegen jene jungen Damen 
der Geſellſchaft, die heuchleriſch den Deckmantel religiöſer Miſſion dazu be⸗ 
nutzen, um ſich ungeſtört den Freuden des ungebundenen Geſchlechtsverkehrs 
hingeben zu können, ſondern gegen die Landsleute des mutmaßlichen Mörders, 
Leute, von denen auch nicht im entfernteſten angenommen werden konnte, daß 
ſie mit dem Morde in irgend einem Zuſammenhang ſtänden. Viele von ihnen 
wurden damals öffentlich mißhandelt nur deshalb, weil ſie Chineſen waren. 
Und als endlich der des Mordes verdächtige Geliebte des getöteten Mädchens 
feſtgenommen war, da berichteten die amerikaniſchen Zeitungen des langen 
und breiten über die raffinierten Martern, denen der Angeſchuldigte unter⸗ 
worfen wurde, um ein Geſtändnis von ihm zu erpreſſen, Methoden, die den 
verbrecheriſchen Polizeibütteln Rußlands oder Spaniens alle Ehre gemacht 
hätten. Während aber die Greuel von Orel und Montjuich wenigſtens Abſcheu 
und Empörung erregten, blieb die „öffentliche Meinung“ hier vollkommen ruhig. 

Als unlängſt ein ſchwarzer Boxkünſtler in Reno ſeinen weißen Rivalen 
in einem lange vorher angekündigten Wettkampf beſiegte, wurden aus dieſem 
Anlaß in New Pork und in anderen Städten Neger mißhandelt und erſchlagen, 
ihre Häuſer in Brand geſteckt. 

Ich führe dieſe bekannten Fälle nicht an, um gegen die in ihnen zutage 
tretenden Brutalitäten an das Gefühl der Menſchlichkeit und Gerechtigkeit zu 
appellieren. Genoſſe Berger und ſeine Freunde lieben die „Phraſen“ nicht, 
und die Sozialiſtiſche Partei iſt ja für dieſe Scheußlichkeiten nicht verant⸗ 


G. Eckſtein: Der Parteitag von Chicago und die Kulifrage. | RT 


6 wortlich. Aber dieſe Tatſachen zeigen mit erſchreckender Deutlichkeit, wie tief 
der Raſſenhaß im Gemüt des Durchſchnittsamerikaners verankert iſt, wie 


gefährlich es iſt, dieſer Beſtie in ihm nachzugeben und ſie noch zu begünſtigen. 


Der Haß und die Verachtung gegenüber den Schwarzen, die einen ſo b 


großen Teil der Geſamtbevölkerung und auch des Proletariats in den Ver⸗ 
einigten Staaten ausmachen, beſchränkt ſich nicht auf die Südſtaaten und nicht 
auf die Bourgeoiſie, er beherrſcht alle Schichten der amerikaniſchen Geſell⸗ 
ſchaft, und hier liegt eine ungeheure verborgene Gefahr für die Höherentwick⸗ 
lung des amerikaniſchen Proletariats. Die europäiſche Auswanderung nach 
Amerika, die ſich früher zum großen Teile aus den kulturell fortgeſchrittenſten 
Ländern, aus England und Deutſchland rekrutierte, hat ſich in den letzten 
Jahrzehnten immer mehr auf die ſüdlichen und öſtlichen Länder beſchränkt. 
Von dort ziehen Scharen von halb verhungerten, an die niedrigſten Lebens⸗ 
anſprüche gewöhnten Proletariern nach den Vereinigten Staaten, Sizilianer, 
Albaneſen, Slowaken, Ruthenen, ruſſiſche und polniſche Juden, Mazedonier 
und Griechen, Menſchen, die an wirtſchaftlicher Schulung und an Kultur tief 
unter dem amerikaniſchen Durchſchnitt ſtehen, und die Verachtung für dieſe 
„Dagos“ und „Huns“ iſt bei den amerikaniſchen Gewerkſchaften nicht viel 
geringer als die für den ſchwarzen oder gelben Mann. Wie tief dieſer Zwie⸗ 

Unter „Dagos“ verſteht man in Amerika die romaniſchen Einwanderer aus dem 
Süden Europas, als „Huns“ (Hunnen) werden die einwandernden Slawen aus Rußland 
und dem Balkan uſw. verſtanden. Beide Bezeichnungen drücken alles eher als Achtung aus. 
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alt geht, hat ſich beſonders deutlich bei dem berühmten Streik in Me. Kees 
Rocks gezeigt, wo die amerikaniſchen Gewerkſchaften dem heldenhaften Kampfe 
der ſchamlos ausgebeuteten „Huns“ und „Dagos“ mit demſelben untätigen 
Gleichmut zuſahen wie kurz vorher dem Streik der japaniſchen Zuckerarbeiter 
in Hawai. 4 

Natürlich laſſen ſich die Unternehmer diefe Schwäche der Arbeiterſchaft 
nicht entgehen. Während der Lohnkämpfe ziehen ſie nicht nur Ausländer, 
Slawen und Süditaliener uſw., als Streikbrecher heran, ſie verbreiten zu 
vielen Tauſenden Flugſchriften, in denen auf den Fremden- und Raſſenhaß 
hingewieſen wird, der die amerikaniſche Arbeiterbewegung beherrſcht. Genoſſe 
Berger, der dieſe Tatſache mitteilt, empfiehlt als Abwehrmittel gegen dieſe 
Agitation der Unternehmer die möglichſte Verbreitung der ſozialiſtiſchen Preſſe. 
Ich bezweifle aber ſehr, ob zum Beiſpiel die Lektüre der Rede, die Genoſſe 
Hunter auf dem letzten Kongreß gehalten hat, in der er ſich gegen die Ein⸗ 
wanderung der Italiener, Polen uſw. in heftigſter Weiſe ausſpricht,“ dieſe 
Proletarier davon überzeugen dürfte, daß fie in der Sozialiſtiſchen Partei 
einen warmen Anwalt finden würden. Stehen doch dieſe Außerungen nicht 
iſoliert da. Auf dem Chicagoer Kongreß von 1908 wurde mit derſelben 
Heftigkeit gegen die Griechen geſprochen, und wenn Bergers „Wahrheit“ auch 
wiederholt erklärt, ihre Argumente gegen die gelbe Raſſe ließen keine An⸗ 
wendung auf die europäiſche Einwanderung zu, ſo iſt doch das Mißtrauen 
der Raſſen ſehr begreiflich, die in ihrer Lebenshaltung kaum oder gar nicht 
höher ſtehen als die mit ſolchem Haſſe verfolgten Japaner, und man begreift 
die Heftigkeit, mit der zum Beiſpiel Genoſſe Meyer⸗London, der Delegierte 
des jüdiſchen Proletariats, auf dem Parteitag gegen die vorgeſchlagene 
Majoritätsreſolution Stellung nahm. Er wies dabei darauf hin, daß gegen 
die Aufſtellung des jüdiſchen Genoſſen illquit als Kandidaten für den 
Kongreß (das Unterhaus der Vereinigten Staaten) in New Pork eingewendet 
wurde, daß die Juden, wenn ſie einen Sozialiſten in den Kongreß ſchickten, 
zu gewärtigen hätten, durch ſtrenge Handhabung des Einwanderungsgeſetzes 
von Amerika ganz ausgeſchloſſen zu werden.? 

Dieſe Begünſtigung des Raſſendünkels und des Raſſenhaſſes iſt nirgends 
ſo gefährlich wie in Amerika mit ſeinem aus den verſchiedenſten Völkern und 
Raſſen zuſammengewürfelten Proletariat. Aber das wäre vielleicht noch nicht 
die ſchlimmſte Folge eines Beſchluſſes der Sozialiſtiſchen Partei zugunſten des 
Abſperrens der Grenzen gegen die aſiatiſche Einwanderung. | 

Dieſe findet heftige Gegner in den amerikaniſchen Gewerkſchaften, beſonders 
der Federation of Labor. Dies iſt auch einer der Hauptgründe, die für die 
Ausſchließung der Gelben auf dem Parteitag ins Treffen geführt wurden. 
So fragte Berger, wie die Sozialiſten den Gewerkſchaften entgegentreten könnten, 
wenn es nach dem großen Siege von Milwaukee ihr erſtes wäre, die Zulaſſung 
der Einwanderung von chineſiſchen, japaniſchen und koreaniſchen Arbeitern zu 
verlangen? 

Es iſt nicht zu verkennen, daß das Verhältnis gegenüber den Gewerk⸗ 
ſchaften gerade in Amerika für die Sozialiſtiſche Partei von der allergrößten 


1 Vergl. Bericht im Wochenblatt der „New Norker Volkszeitung“ vom 28. Mai 1910. 

2 Vergl. den Bericht in „The Chicago Daily Socialist“ vom 18. Mai 1910. Dieſes 
Blatt enthält den ausführlichſten Kongreßbericht. Ein offizielles Protokoll wird meines 
Wiſſens überhaupt nicht veröffentlicht. 
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Bedeutung iſt, ja es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß eine ſozialiſtiſche Bewegung 

in den Vereinigten Staaten überhaupt erſt dann Ausſicht auf Erfolg hat, 

wenn es ihr gelingt, zunächſt in der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter⸗ 

ſchaft feſten Fuß zu faſſen. Nun iſt es ja vom Standpunkt des gewerkſchaft⸗ 
lichen Tageskampfes ſehr begreiflich, daß die A. F. L. und die ihr angeſchloſ⸗ 
ſenen Vereine nicht nur gegen die Einwanderung von Lohndrückern ſind, 
ſondern daß ſie ſich auch ſpeziell für den Ausſchluß der Aſiaten einſetzen. 
Daraus geht aber noch nicht hervor, ob dieſe Politik wirklich im wohlbedachten 
Intereſſe der Gewerkſchaften liegt. 

Die amerikaniſche Arbeiterſchaft hat als ſolche bis heute politiſch faſt gar 
keinen Einfluß. Die Sozialiſtiſche Partei brachte es bei der letzten Präſident⸗ 
ſchaftskampagne auf kaum mehr als eine halbe Million Stimmen, im Kongreß 
gibt es keine ſozialiſtiſche Partei, vom Senat gar nicht zu reden. Auf der 
anderen Seite hat die Schwanzpolitik von Samuel Gompers gerade bei der 
letzten Präſidentſchaftswahl in ebenſo kläglicher wie lächerlicher Weiſe Schiff⸗ 
bruch gelitten. Wenn alſo heute die Arbeiterſchaft Geſetze zur Ausſchließung 
der gelben Einwanderer befürwortet, ſo wendet ſie ſich dabei an eine Regie⸗ 
rung und an eine Kammer, die nicht nur rein bürgerlich ſind, ſondern faſt 
ganz unter dem Kommando der großen Unternehmerverbände ſtehen. Es iſt 
nun eine ſonderbare Utopie, zu glauben, daß dieſe ein Geſetz erlaſſen und 
aufrecht erhalten würden, das ihnen wirklich ſchädlich wäre, nur zum Vorteil 
einer Klaſſe, deren Organiſationen auf ſie politiſch wenigſtens vorläufig keinen 
merkbaren Druck üben können. Durch nichts iſt ja wohl dieſe völlige Ohn⸗ 
macht klarer bewieſen worden als durch das Scheitern der mit ſo viel Lärm 
angekündigten Politik Gompers', „die Freunde der Arbeit zu belohnen und 
ihre Feinde zu ſtrafen“. Wenn aber die Behauptung, daß die gelbe Ein⸗ 
wanderung die Löhne der weißen Arbeiter mehr drücke als die Einwanderung 
aus Südeuropa und Rußland, wahr wäre, dann wäre es ein dringendes 
Intereſſe der amerikaniſchen Unternehmerſchaft, dieſe Einwanderung mit allen 
Mitteln zu begünſtigen. 

Nun beſteht heute ein proviſoriſches Übereinkommen mit der japaniſchen 
Regierung, die die Einwanderung japaniſcher Arbeiter hemmt, und ein 
Staatsvertrag mit China, der die chineſiſche Einwanderung verbietet. Dieſer 
Vertrag erliſcht in wenigen Jahren. Wird er dann erneuert werden? Das 
Abkommen mit Japan iſt überhaupt nicht eigentlich rechtsverbindlich, es beſteht 
nur ſo lange in Kraft, als der Druck von Waſhington auf die Regierung in 
Tokio dauert. Wie lange wird das der Fall ſein? Das ſind Fragen, die 
für die Gewerkſchaften wie für die Arbeiterbewegung überhaupt von ſehr 
großer Bedeutung ſind. Aber die amerikaniſchen Unternehmer haben es nicht 
einmal nötig, die beſtehenden Verträge zu ändern. Schon heute werden Klagen 
laut, daß zahlreiche Chineſen und Japaner ins Land geſchmuggelt werden. 
Sobald aber das Bedürfnis nach dieſen Arbeitskräften wächſt, wird auch dieſer 
Schmuggel bei der bekannten Beſtechlichkeit der amerikaniſchen Beamten und 
bei ihrer Abhängigkeit von der gerade herrſchenden Parteiregierung enorm 
wachſen. So hat die jeweils herrſchende Partei das Mittel in der Hand, den 
Gewerkſchaften plötzlich und unvermittelt eine Konkurrenz auf den Hals zu 
ſchicken, der dieſe dann wehrlos gegenüberſtehen; denn dieſe gelben Ein⸗ 


1 Vergl. die Darſtellung in dem Artikel Katayamas, „Neue Zeit“ Nr. 47. 
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wanderer kommen dann als Feinde der weißen Arbeiter, gerufen von den 


Unternehmern, die ihnen endlich die Pforten des lang erſehnten Landes 
öffnen; ſie ſtehen im vollſten Gegenſatz zu den weißen Konkurrenten auf dem 
Arbeitsmarkt, die fie bis dahin gewaltſam ferngehalten haben, ſie ſind ihren. 
Unternehmern als „Wohltätern“ verpflichtet, die ihnen Arbeit geben. 

Die Gewerkſchaften können gegen dieſe Gefahr nicht blind bleiben, ſie ſehen 
ſie voraus, und ſo müſſen ſie davor zittern, die Unternehmerſchaft zu dieſem 
Außerſten zu treiben. Die Furcht vor den Gelben zwingt ſie unter das Kom⸗ 
mando derer, die über die Ausſchließung und Zulaſſung der Einwanderer 
praktiſch allein zu entſcheiden haben. Auf dieſe Weiſe wird jener Geiſt in 
den Gewerkſchaften großgezogen, der ſich ſelbſt eine Intereſſenſolidarität mit: 
dem Kapital einredet, um mit dieſem mächtigen Gegner nicht kämpfen zu 
müſſen, jener Geiſt, der das Proletariat ſpaltet nicht nur in eine ſozialiſtiſche 
und eine dieſer feindlich gegenüberſtehende gewerkſchaftliche Bewegung, ſondern 
zugleich in eine exkluſive Arbeiterariſtokratie, die mit dem Unternehmertum 
gemeinfame Sache macht, und in den gemeinen Haufen der ungelernten. 
Arbeiter, die ohne Hilfsquellen, ohne Rückhalt und ohne Führung der Aus⸗ 
beutung durch das Kapital völlig ſchutzlos ausgeſetzt ſind. Dabei iſt jene Arbeiter⸗ 
ariſtokratie ſelbſt natürlich auch immer die betrogene. Denn ohne die Ver⸗ 
bindung mit der großen Reſervearmee, die gegen ihre Stellungen andrängt, 
iſt ſie bald nicht mehr imſtande, ihre Stellung in den fortwährenden Revo⸗ 
lutionen der Technik zu behaupten, die ſie ſtändig zu verdrängen beſtrebt iſt. 
Dieſer Umſchlag zeigt ſich jetzt gerade in Amerika ſehr deutlich, wo die Ge⸗ 
werkſchaften ſich immer weniger fähig zeigen, ihre alte Politik der Aus⸗ 
ſchließung der fremden Arbeiter aus ihren Reihen und damit aus den unter 
ihrem Einfluß ſtehenden Betrieben durchzuführen. 

Die Ausſchließung der Aſiaten, die vom gewerkſchaftlichen Standpunkt zu⸗ 
nächſt als ſo einfaches Mittel der Abwehr von Lohndrückern erſcheint, ent⸗ 
puppt ſich alſo als eine ſchwere Gefahr für die Selbſtändigkeit, für den 
Beſtand der Gewerkſchaften ſelbſt.“ Bisher aber war es ſtets der Stolz des. 
Sozialismus, daß ſein Blick nicht in den Problemen der unmittelbaren Gegen⸗ 
wart, in den Fragen der Tagespolitik befangen blieb, ſondern daß er dieſe 
im großen Zuſammenhang der Entwicklung erfaßte, daß er deshalb auch nicht 
nötig hatte, den Stimmungen und Vorurteilen jeder Fraktion des Proletariats 
in jedem Augenblick Rechnung zu tragen, ſondern darauf vertrauen durfte, 
daß das Fortſchreiten der ökonomiſchen und politiſchen Entwicklung ſeiner 
prinzipiellen Politik ſchließlich recht geben müſſe. Als im Jahre 1870 die 
Sozialiſten Deutſchlands und Frankreichs dem hurrapatriotiſchen Chauvi⸗ 
nismus die Stirn boten und gegen den brudermörderiſchen Krieg proteſtierten, 
da ſetzten fie ihre Popularität aufs Spiel, da ſchienen fie die junge Bewegung. 
aufs ſchwerſte zu gefährden, an deren Spitze ſie ſtanden. Und hat ſich nicht 
ihre prinzipielle Politik in glänzendſter Weiſe gerechtfertigt? Hat ſich jene 
mannhafte Behauptung des Prinzips nicht ſowohl für die Arbeiterbewegung 
der beiden Länder als auch für deren politiſche Beziehungen und dadurch für 
den Weltfrieden als höchſt fruchtbar erwieſen? 

Nicht darum handelt es ſich alſo, den momentanen Stimmungen in der 
Arbeiterſchaft immer Rechnung zu tragen, ſondern das Intereſſe des Prole⸗ 


tariats zu erkennen und dieſes ſelbſt für die Politik zu gewinnen, die ſeinem 


dauernden Vorteil und nicht ſeinem momentanen Impuls entſpricht. Dies 
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iſt ſchon deshalb notwendig, weil ſich in die Ideologie des Proletariats viel⸗ 
fach Elemente aus der Geiſtesſphäre anderer Klaſſen, beſonders des Klein⸗ 
bürgertums, einſchleichen. | 

Dieſe ſpielen auch zweifellos in der Kulifrage in Amerika eine große Rolle. 
Es iſt ja ſehr auffallend, daß ſich die Abwehr der amerikaniſchen Arbeiter ſo 
viel ſtärker gegen die Einwanderung der Aſiaten richtet als gegen die von 
weißen Arbeitern, die auf keiner höheren Kulturſtufe und in ihren Lohn⸗ und 
Lebensanſprüchen ebenfalls nicht höher ſtehen als jene.“ Eine wichtige Rolle 


| ſpielt ſicherlich dabei, daß ſich die gelbe Einwanderung gerade nach Gebieten 


hoher Löhne, an die Weſtküſte wendet, wohin der große Strom der europäiſchen 
Einwanderung nur mehr ſpärliche und ſchwache Wellen wirft. Dazu kommt 
aber nicht nur der Raſſenhaß, der in Amerika infolge des Imports und der 
nachherigen Emanzipation der Schwarzen beſonders entwickelt iſt und nun in 
der fremdartigen Lebensweiſe der Gelben neue Nahrung findet, ſowie der 
Umſtand, daß der Aſiate in Amerika ſtets politiſch rechtlos bleibt und daher 
das geeignetſte Objekt politiſcher Demagogie abgibt, dazu trägt ſchließlich auch 
ſehr weſentlich der Umſtand bei, daß der gelbe Mann ſeinen Konſum ſoviel 
wie möglich nicht beim weißen Krämer und Handwerker deckt, ſondern beim 
Landsmann, daß ſich ſehr bald neben dem aſiatiſchen Proletariat ein aſiatiſches 
Kleinbürgertum feſtſetzt, das nun den weißen Konkurrenten auch bei ſeinen 
eigenen Landsleuten aus dem Felde ſchlägt. Es iſt daher ſehr begreiflich, 
daß gerade das Kleinbürgertum und die Kleinfarmerſchaft Kaliforniens die 
wütendſten Feinde der gelben Einwanderung ſtellt. So wie nun das nieder⸗ 
gehende, vom Kapitalismus expropriierte Kleinbürgertum an den Küſten des 


pazifiſchen Ozeans in den aſiatiſchen Einwanderern ebenſo wie feine europäiſchen 


Leidensgefährten in den Juden einen Prügeljungen findet, ſo auch die Lohn⸗ 
arbeiterſchaft dieſer Länder, die bis vor kurzem eine Ausnahmsſtellung ein⸗ 
nahm, während jetzt die allgemeine Teuerung auch ihre Lebenshaltung herab— 
drückt. | 

So begreiflich daher der Wunſch der Gewerkſchaften nach Ausſchließung 
der Aſiaten, ſo wäre es doch eine ſehr kurzſichtige Politik der Sozialiſtiſchen 
Partei, wenn ſie ſich dieſem Wunſche anſchließen würde. Denn dieſe Politik 
führt notwendig zur Verſtärkung und Verſchärfung des Raſſenkampfes und 
gefährdet zugleich die Unabhängigkeit der Gewerkſchaften. 


1 So heißt es zum Beiſpiel in einem japanerfeindlichen Artikel des „Phil. Tageblatt“ 
(zitiert in „Wahrheit“, Wisconſin) vom 14. Mai 1910: „Seitdem jährlich eine Million Menſchen 
aus Europa auswanderte, der größte Teil davon aus dem ſüdlichen und öſtlichen Teil des 
Kontinents, gibt es hier ‚billige Hände“ genug. Für weniger als 12 ¼ Cents pro Stunde, 
wie bei Schwab in Bethlehem, arbeitet auch ein Chineſe nicht. Das Verlangen der amerika— 
niſchen Kapitaliſten nach aſiatiſchen Arbeitern hat alſo ſo ziemlich aufgehört oder beſchränkt 
ſich auf einen kleinen Strich der Pazifikküſte.“ Ebenſo erwähnt zum Beiſpiel eine Korre- 
ſpondenz des „Weekly People“ vom 4. Juni 1910, daß die japaniſchen Arbeiter bei der 
Obſternte in Kalifornien erheblich höhere Löhne erhielten als die Paſtoren der Methodiſten⸗ 
gemeinde. Auch auf dem Parteitag von Chicago wurden Beiſpiele dafür angeführt, daß die 
Löhne der Japaner nicht niedriger ſind als die vieler Weißen. Der Arbeitskommiſſär von 
Kalifornien gibt („Wahrheit“ vom 18. Juni 1910) den Durchſchnittstagelohn japaniſcher Ar⸗ 
beiter in der Frucht⸗ und Gemüſeinduſtrie mit 1,50 Dollar (6,50 Mark) an, doch werde be— 
hauptet, daß ſie im Kontrakt von 5 bis 7 Dollar (21 bis 29,40 Mark) täglich verdienen. 
Wieweit dieſe Angaben richtig find, kann ich nicht beurteilen; jedenfalls beklagt ſich der Arbeits- 
kommiſſär bitter über die Höhe der Löhne für japaniſche Arbeit. 
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Was die amerikaniſche Arbeiterbewegung in erſter Linie verhindert, die 
Macht und den Einfluß zu gewinnen, die ihr nach der induſtriellen Entwick⸗ 
lung des Landes zukämen, das iſt der Mangel an Klaſſenbewußtſein, die 
geiſtige Befangenheit in den Banden der politiſchen Tradition und hauptſäch⸗ 
lich in der Ideologie des kleinbürgerlich⸗zünftleriſchen Gedankens. Es müßte 
alſo die Aufgabe der Sozialiſtiſchen Partei ſein, gerade den Gedanken des 
Klaſſenkampfes und der Solidarität der Arbeiterſchaft als Klaſſe in den Vorder⸗ 
grund zu rücken. Tatſächlich ſucht ſich aber die Sozialiſtiſche Partei für ihren 
mangelnden Anhang unter der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiterſchaft am 
Kleinbürgertum und namentlich an den Farmern ſchadlos zu halten. Beſonders 
iſt das Programm der „Sozialdemokratiſchen Partei von Wisconſin“ faſt ganz 
von dieſer Gedankenrichtung beherrſcht. In dieſem Programm heißt es zum 
Beiſpiel: „In den Lohnarbeitern der Städte und den Farmern erkennen wir 
den Typus der produzierenden Elemente.“ Unter den Gegenwartsforderungen 
figuriert dann allerdings die Ausſchließung der aſiatiſchen Arbeiter; aber die 
eigentlichen Forderungen des Proletariats ſind ziemlich ſpärlich vertreten. Die 
Hauptrolle ſpielen die Forderungen nach ſtädtiſcher Autonomie und nach Unter⸗ 
ſtützung der Farmer. Insbeſondere wird man aber von all jenen Forderungen 
des Arbeiterſchutzes, die in der Reſolution von Stuttgart den Ländern der 
Einwanderung empfohlen wurden, im allgemeinen Programm der Sozialiſtiſchen 
Partei ſehr wenig, in dem der Partei von Wisconſin faſt nichts finden, ob⸗ 
gleich beide Programme erſt nach dem Stuttgarter Kongreß aufgeſtellt wurden 
und obwohl dieſe Forderungen faſt durchwegs von den ſozialiſtiſchen Parteien 
Europas vertreten werden und ihre Durchſetzung in Amerika noch notwendiger 
wäre als bei uns. 

Es iſt nämlich nicht richtig, wie es von den amerikaniſchen Blättern und 
auch auf dem Parteitag von Chicago dargeſtellt wurde, daß die vom Inter⸗ 
nationalen Kongreß in Stuttgart beſchloſſene Reſolution einfach alle Be⸗ 
ſchränkungen der Einwanderung aufhebt und keine Mittel angibt, wie den 
Gefahren, die daraus entſtehen, zu begegnen ſei. So verlangt Punkt I 2. „ge⸗ 
ſetzlichen Arbeiterſchutz durch Verkürzung des Arbeitstags, Einführung eines 
Minimallohnſatzes, Abſchaffung des Sweatingſyſtems, Regelung der Heimarbeit, 
ſtrenge Aufſicht über die Wohnungsverhältniſſe.“ Punkt I 3. verlangt Erleichte⸗ 
rung der Naturaliſation und Befreiung der Einwanderer von polizeilicher Willkür. 

In der Rede, mit der Genoſſe Ellenbogen die Annahme dieſer Reſolution 
empfahl, zeigte er, wie die Schäden der Einwanderung billiger Arbeitskräfte 
ſchon durch dieſe Reformen weſentlich gemildert, ja größtenteils beſeitigt werden. 
Die Ausbeutung ſolcher Arbeitskräfte lohnt ſich nur, wo die ungemeſſene Aus⸗ 
dehnung der Arbeitszeit den Mangel an Intenſität der Arbeit durch Raubbau 
an der Lebenskraft der Arbeiter zu erſetzen geſtattet, und wo zugleich die Zu⸗ 
ſammendrängung dieſer Arbeiter in ſchmutzige, ekelhafte Wohnräume ihre An⸗ 
ſprüche auf einem Gebiet herabdrückt, das für die Kultur, die Sitte und die 
Hygiene des Landes zu den wichtigſten gehört. Bei achtſtündiger Arbeitszeit 
wird der amerikaniſche Unternehmer einen japaniſchen oder griechiſchen, einen 
chineſiſchen oder ſlowakiſchen Arbeiter nur dann rentabel beſchäftigen können, 
wenn er es ihm durch hohe Löhne ermöglicht, an Intenſität ſeiner Arbeits⸗ 
leiſtung ſeinem amerikaniſchen Gefährten gleichzukommen. 

Von all dieſen Forderungen, die die amerikaniſche Arbeiterſchaft nicht nur 
vor der Konkurrenz der Aſiaten, ſondern auch vor der ebenſo gefährlichen der 
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Süd⸗ und Oſteuropäer ſchützen würden, noch dazu ohne dieſe Proletarier zu 

benachteiligen, ja zu ihrem eigenen Schutze, ſteht in den Programmen der 
Sozialiſtiſchen Partei Amerikas faſt nichts. i 

Von beſonderer Bedeutung iſt aber noch Punkt III der Stuttgarter Re⸗ 
ſolution, der Reformen in der Beförderung der Einwanderer verlangt, die 
nicht nur vom Standpunkt der Menſchlichkeit dringendſt geboten ſind, ſondern 
die es zugleich dem Kapital ſehr erſchweren würden, billige Schleuderkonkurrenz 
auf den Arbeitsmarkt zu werfen. 

Freilich ſcheint mit der Mißachtung dieſer Beſtimmungen die amerikaniſche 
Partei nicht allein dazuſtehen. Der Stuttgarter Kongreß hat das Internationale 

Scozialiſtiſche Bureau beauftragt, „Vorſchläge zur Neuregelung dieſer Materie“ 
auszuarbeiten. Dieſe Vorſchläge ſollten den Parteileitungen behufs legislativer 
Verwendung ſowie zur Propaganda mitgeteilt werden. Seither ſind drei 
Jahre ins Land gegangen, an die Offentlichkeit iſt aber von der Ausführung 
dieſes Beſchluſſes nichts gedrungen. 

Auch von dieſen Forderungen iſt in den Programmen der Scszialiſtiſchen 
Partei Amerikas mit keinem Worte die Rede. Allerdings müßten alle dieſe 
Forderungen des Arbeiterſchutzes dem mächtigen Kapital in zähem Kampfe 
abgetrotzt, abgerungen werden, vom Proletariat allein im Kampfe mit allen 
bürgerlichen Schichten der Geſellſchaft, und ſie würden zugleich auch auf den 
Widerſtand einer Arbeiterariſtokratie ſtoßen, die ſich wenigſtens vor einiger 

Zeit noch hinter den Mauern ihrer zünftleriſch abgeſchloſſenen Gewerkſchaften 
gegen den Druck des übermächtigen Kapitals geſichert wähnte und eine Ideo— 
logie hochhält, die jedes Geſetz als ſtaatlichen Eingriff in das freie Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht verurteilt. Zeigt ſich dieſer Standpunkt ſchon heute in Amerika 
immer mehr unhaltbar, ſo muß er gerade in der Kulifrage erſt recht ſcheitern. 
Heute findet das Verlangen der Kuliausſchließung noch eine ſtarke Stütze am 
Kleinbürgertum und an den Farmern, beſonders des Weſtens, während die 
großen Unternehmerverbände wenig Gewicht auf den Maſſenimport von Arbeits⸗ 
kräften legen, auf die gerade ſie, die Herren der Rieſenetabliſſements mit der 
höchſten Arbeitsintenſität, am wenigſten angewieſen ſind, während ihnen die 
ſtändige Drohung mit der Offnung der Grenzen als Waffe gegen die Gewerk⸗ 
ſchaften die beſten Dienſte leiſtet. Aber dieſe Situation ändert ſich jetzt rapide. 
Der Punkt, an dem Truſts und Kartelle am empfindlichſten ſind, iſt der aus⸗ 
wärtige Markt, und beſonders der chineſiſche Abſatzmarkt gewinnt für die In⸗ 
duſtrie Amerikas immer größere Bedeutung. Aber China ſchläft nicht mehr, 
auch dort iſt das nationale Selbſtgefühl erwacht, verſtärkt durch Profitintereſſen 
des einheimiſchen Handelskapitals, und ſchon mehren ſich die Stimmen, die 
einen Boykott amerikaniſcher Waren durch die chineſiſchen Kaufleute androhen, 
falls die Ausſchließung der chineſiſchen Einwanderung auch im neuen Handels⸗ 
vertrag aufrechterhalten werden ſollte. Die Erfahrungen der letzten Jahre 
haben zur Genüge gezeigt, daß ſolche Drohungen nicht leicht zu nehmen find. 
Zugleich gerät aber auch der ſogenannte Mittelſtand in immer größere Ab- 
hängigkeit von den Kapitalmagnaten, von dieſer Seite hat daher die Arbeiter⸗ 
ſchaft immer weniger Beiſtand zu erwarten. 

Sollte die amerikaniſche Sozialiſtiſche Partei auf die abſchüſſige Bahn geraten, 
auf die ſie die Politik der Ausſchließung der gelben Arbeit drängte, dann würde 
ſie ſchon in wenigen Jahren einer Kriſe entgegengehen, der ſie nicht gewachſen 
wäre. Vergegenwärtigen wir uns einen Augenblick die in dieſem Falle voraus⸗ 
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ſichtliche Situation beim Abſchluß der neuen Handelsverträge: die Sozialiſtiſche 
Partei iſt ebenſo wie die Gewerkſchaftsbewegung für den Ausſchluß der Aſiaten 
eingetreten, ſie hat, um dieſen durchzuſetzen, in der Arbeiterſchaft, unter den 
Farmern und im Kleinbürgertum die regſte Agitation entfaltet, die ſich vor 
Abſchluß des neuen Vertrags natürlich noch ſteigern mußte. Ihre Hauptwaffe 
in dieſem Kampfe mußte die Nährung des Raſſenhaſſes ſein, weil ſie mit 
anderen Mitteln auf die Mittelſchichten überhaupt nicht einwirken konnte. Im 
Gegenſatz dazu ſind die kapitaliſtiſche Preſſe und die Wortführer des Groß⸗ 
kapitals in den geſetzgebenden Verſammlungen pathetiſch für die Völker⸗ 
verbrüderung eingetreten, ſie haben die Gefahren eines Krieges mit Japan, 
der Stillegung zahlreicher Betriebe durch einen chineſiſchen Boykott und der 
daraus folgenden Arbeiterentlaſſungen an die Wand gemalt und zugleich die 
Neger, die Juden der großen Ghettos von New Pork uſw., die „Dagos“ und 
„Huns“ auf den Raſſenhaß, auf die Exkluſivität der amerikaniſchen Arbeiter⸗ 
bewegung, beſonders der Gewerkſchaften hingewieſen. Nachdem dieſe Kämpfe 
das ganze Land in die höchſte Aufregung verſetzt, wird endlich der neue 
Handelsvertrag nach dem Diktat der großen Unternehmerverbände, die allein 
den Senat und faſt allein den Kongreß beherrſchen, abgeſchloſſen, die Grenzen 
ſind den Gelben geöffnet. 

Genoſſe Berger verkündet für dieſen Fall die ſoziale Revolution. Will er 
wirklich Seite an Seite mit Samuel Gompers an der Spitze der A. F. L. 
gegen die ungeheure Macht der Unternehmerverbände marſchieren, die in dieſem 
Falle die weit überwiegende Menge des Proletariats, die Schwarzen und 
Gelben, die „Dagos“ und „Huns“ auf ihrer Seite haben? Will er die Fahne 
der ſozialen Revolution vorantragen zum Raſſenkampf? Kindliche Utopien 
des „Realpolitikers“! 

Sollte es je ſo weit kommen, was ich nicht hoffen, nicht glauben will, 
dann würde ſich zeigen, wie recht Genoſſe Spargo hatte, als er auf dem 
Parteitag von Chicago den Befürwortern des Ausſchluſſes von Chineſen, 
Japanern und Koreanern aus der Union zurief: „Ich ſage euch, wenn ihr 
den Sozialismus in Amerika zum Bankrott führen wollt, ſo tut es, indem 
ihr die Majoritätsreſolution annehmt.“ 


Parteiverhältniffe und Parteikämpfe in holland. 
Von Henriette Roland-Holſt. 


1. Die Spaltung und ihre allgemeinen folgen für die Arbeiterbewegung. 

In der „Neuen Zeit“ habe ich ſeinerzeit die Urſachen auseinandergeſetzt, 
die zum Ausſchluß eines Teiles der Marxiſten aus der Sozialdemokratiſchen 
Arbeiterpartei und damit zur Spaltung in der holländiſchen Sozialdemokratie 
führten.! Den Grund des Ausſchluſſes bildete, wie der Leſer ſich vielleicht 
erinnern wird, die Weigerung der Redakteure der „Tribune“ — eines unab⸗ 
hängigen marxiſtiſchen Wochenblatts —, die Forderung des außerordentlichen 
Parteitags zu erfüllen und ihr Organ eingehen zu laſſen, das durch ſeine ſcharfe 
— das heißt nach der Meinung vieler Marxiſten in der Form allzu ſcharfe — 


i Siehe die „Neue Zeit“ vom 26. März 1909, Die Spaltung in der holländiſchen 
Sozialdemokratie. 
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Kritik die opportuniſtiſch⸗reformiſtiſche Parteileitung (Parlamentsfraktion, Re⸗ 
daktion des Zentralorgans und Parteivorſtand) aufs höchſte gereizt hatte. 
Mit der Forderung des Eingehens der „Tribune“ verband der Parteitag den 
Beſchluß zur Herausgabe eines neuen Wochenblatts, das als Beilage des 
Zentralorgans unter der unabhängigen Redaktion von F. M. Wibaut und 
H. Roland⸗Holſt erſcheinen und den Marxiſten die Gelegenheit bieten ſollte, 
ihre prinzipiellen und taktiſchen Anſchauungen zu verbreiten, auch wo dieſe 
von jenen der Parteimehrheit abwichen. Dieſer Beſchluß brachte einen Teil 
der Marxiſten dazu, in der Partei zu bleiben, trotz des Ausſchluſſes der 
„Tribune“-Redakteure, worin auch ſie eine unentſchuldbare Verletzung der 
Demokratie erblickten: ſie hofften, durch das neue Blatt die Propaganda für 
ihre Anſchauungen unter den 10000 in der 8. D. A. P. organiſierten Arbeitern 
erfolgreich führen zu können. 

Es ſcheint uns jetzt, gut anderthalb Jahre nach den oben kurz ſkizzierten 
Ereigniſſen, angebracht, für den Leſerkreis der „Neuen Zeit“ über die Ent⸗ 
wicklung zu berichten, welche die Dinge ſeitdem in Holland genommen haben, 
beſonders auch weil der Moment naht, wo der internationale Sozialismus 
vielleicht Veranlaſſung hat, ſich über unſere Parteiverhältniſſe auszuſprechen. 

Der erſte Punkt, der uns dabei beſchäftigen wird, ſind die Geſchicke der 
beiden ungleichen Teile, in die die holländiſche Sozialdemokratie nach dem 
Deventer Parteitag auseinanderfiel. Fangen wir mit einem kurzen Bericht 
über die S. D. P., die neugegründete marxiſtiſche Organiſation, an. Trotz des 
Feuereifers der kleinen Schar ihrer Propagandiſten, trotz ihrer unermüdlichen 
ſchriftlichen und mündlichen Agitation hat ſich ihre Mitgliederzahl nur un⸗ 
beträchtlich erhöht: nur Schritt für Schritt gelingt es ihr, unter den Maſſen 
vorwärts zu dringen; als politiſcher Faktor kommt ſie heute noch kaum in 


Betracht. Und dies kann uns nicht wundern, wenn wir bedenken, daß die in 


den modernen Gewerkſchaften organiſierten geſchulten Arbeiter von refor— 
miſtiſchen Tendenzen erfüllt ſind, die nichtorganiſierten Maſſen der un⸗ 
geſchulten Arbeiter aber entweder hoffnungslos indifferent oder ſyndikaliſtiſchen 
Neigungen ergeben. Holland mit ſeinen noch immer rückſtändigen Verhält⸗ 
niſſen, ſeinem überwiegen des kolonialen und Geldkapitals ſowie des Klein⸗ 
und Mittelbetriebs in der Sphäre der Induſtrie, ſeiner ſchlechten Schul⸗ 
bildung des Proletariats, ſeiner ſchwachen Entwicklung des Klaſſenbewußt⸗ 
ſeins — Holland kann einer Partei, die den Klaſſenkampf in ſeiner ſchroffſten, 
intranſigenteſten Form führen will, keinen Spielraum für eine ſchnelle Ent⸗ 
wicklung gewähren. Die Zukunft mag — wovon die Genoſſen der S. D. P. 
felſenfeſt überzeugt ſind — der marxiſtiſchen Partei gehören: die Gegenwart 
gehört der reformiſtiſchen. | | 

Man würde jedoch unrecht tun, die Bedeutung der S. D. P. nur nach ihrer 
Mitgliederzahl und ihrem geringen politiſchen Einfluß abzumeſſen. Dieſe liegt 
unſeres Erachtens zurzeit unzweifelhaft in der verhältnismäßig bedeutenden 
ſozialiſtiſchen Bildungsarbeit, die ſie leiſtet; eine Arbeit, die in den letzten 
Jahren von der alten Partei — mit einigen Ausnahmen — leider ſtark ver⸗ 
nachläſſigt wurde. | 

Was dieſe letzte betrifft, jo hat die Spaltung ihr äußeres Wachstum 
nicht im geringſten geſtört: im Gegenteil, dieſes war während des letzten 
Jahres ziemlich beträchtlich, was wohl hauptſächlich dem Umſtand zuzu⸗ 
ſchreiben iſt, daß im Sommer 1909 die allgemeinen Wahlen ſtattgefunden haben. 
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Schlimme Folgen jedoch hatte die Spaltung für die innere Entwicklung 
der Partei. Die Wahrheit gebietet, zu erklären, daß ſeit dem Deventer 
Parteitag in ihr ein ununterbrochener Niedergang des Geiſtes des revolutio⸗ 
nären Sozialismus und eine Verdunkelung des Klaſſenbewußtſeins ſtatt⸗ 
gefunden hat, womit ſelbſtverſtändlich ein offeneres Auftreten des äußerſten 
Reviſionismus, der zielbewußt auf eine Allianz mit den Liberalen hinarbeitet, 
ſowie vor allem ein ſtarkes Wachstum jenes haltloſen Opportunismus zu⸗ 
ſammengeht, der von der Hand in den Mund lebt und in kleinen Tages⸗ 
erfolgen ſtatt in der Erfüllung der Maſſen mit ſozialiſtiſchem Bewußtſein die 
Hauptaufgabe der ſozialdemokratiſchen Politik ſieht. Als Außerung dieſes 
Niederganges — wovon wir immer noch hoffen wollen, daß er nur eine zeit⸗ 
liche Verirrung bedeutet — nenne ich die parlamentariſche Taktik der Fraktion 
— worüber noch ausführlicher geſprochen werden wird — in der vorigen 
Parlamentsſitzung; die offene Rebellion mancher Parteivertreter im Norden 
gegen den Beſchluß des Haager Parteitags von 1905, der in unſerem Pro⸗ 
gramm den Satz über die Förderung von kleinbäuerlichen Betrieben ſtrich; 
ferner die (allerdings fehlgeſchlagenen) Verſuche, ebenfalls im Norden, zu Ab⸗ 
machungen mit den Liberalen bei den Wahlen für die Provinzialſtaaten, die 
im Laufe dieſes Sommers ſtattfanden, ſowie das völlige Einſchlafen der 
Wahlrechtsbewegung und der traurige Indifferentismus der organiſierten 
Maſſen überhaupt. 

Gewiß findet dieſer Niedergang teilweiſe ſeinen Grund in der Schwächung 
des Marxismus in der S. D. A. P., welche die erſte Folge des Deventer Be⸗ 
ſchluſſes war. Wie bekannt, führte der Ausſchluß der „Tribune“-Redakteure 
zum Austritt weiterer 400 bis 500 Genoſſen, unter denen ſich manche der 
eifrigſten, kampfesfreudigſten und tüchtigſten Marxiſten befanden. Durch dieſe 
Schwächung bekamen die reformiſtiſchen Elemente freiere Hand, und mit 
ihrer Macht wuchs ihr Selbſtbewußtſein. Jedoch es find vor allem pſycho⸗ 
logiſche Zuſammenhänge, welche dieſen Niedergang verſchulden und das Fehl⸗ 
ſchlagen der Hoffnungen jener in der alten Partei verbliebenen Marxiſten 
erklären, durch das neue ihnen oktroyierte Organ, das „Weekblad“, die Ge⸗ 
noſſen für ihre prinzipiellen und taktiſchen Anſchauungen zu gewinnen. Die 
nähere Erörterung der Umſtände, die ſich dem Wollen und Können der ein⸗ 
zelnen übermächtig entgegenſtellten, wird uns jetzt beſchäftigen. 


2. Ein Jahr der parteikämpfe. 


Durch die Gründung einer neuen ſozialdemokratiſchen Partei, die natur⸗ 
gemäß — wollte ſie ſich nicht darauf beſchränken, als ſozialiſtiſcher Bildungs⸗ 
verein aufzutreten — die alte in ihren Machtſtellungen unaufhaltſam an⸗ 
greifen und daraus zu verdrängen verſuchen mußte, wurde der Marxismus 
in den Augen der übergroßen Mehrheit der Genoſſen zu einem Feinde, der 
die Organiſation, die ihnen lieb war, ſchwächen wollte und die Führer, an 
denen ſie hingen, ſchonungslos herunterriß. Die Wirkungen dieſer unerfreu⸗ 
lichen Tatſache wurden noch verſchlimmert durch den Umſtand, daß es ſich 
für die neue Partei, die als Gegenſatz zu der alten auftrat, nicht wohl ver⸗ 
meiden ließ, die Richtigkeit ihrer Anſchauungen und Methoden nicht in erſter 
Reihe an der Entwicklung der bürgerlichen Geſellſchaft, ſondern an den 
opportuniſtiſchen Verirrungen der S. D. A. P. zu demonſtrieren, denn dieſe 
bildeten ja ihren Daſeinsgrund. Ob die führenden Genoſſen der 8. D. P. 
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dabei nicht manchmal des Guten zu viel getan und das Maß immer inne⸗ 
gehalten haben, das eine kluge Politik erforderte, mag hier unerörtert bleiben. 
Jedenfalls mußte dieſe ihnen von den Umſtänden mehr oder weniger auf- 
gedrungene Taktik die 8. D. P. in den Augen großer Teile der Arbeiterſchaft 
als eine Partei erſcheinen laſſen, die ihre Angriffe nicht ſo ſehr gegen den 
Kapitalismus als gegen die ſozialdemokratiſche Organiſation richtete. Das 
verletzte ihren geſunden proletariſchen Inſtinkt, der nach Einheit drängt, und 
dieſen ihnen günſtigen Umſtand gebrauchten die Reformiſten und Opportu⸗ 
niſten aller Schattierung, wie wohl nicht anders zu erwarten, um ihre eigene 
Macht zu vergrößern und zu befeſtigen, indem ſie die Maſſen in erſter Reihe 
gegen die „Eintrachtſtörer“, gleichzeitig jedoch auch gegen die Elemente in 
den eigenen Reihen aufbrachten, die ſich zu den gleichen taktiſchen Anſchau⸗ 
ungen bekannten. „Drückt die Eintrachtſtörer zu Tode!“ wurde das von Genoſſen 
Troelſtra geprägte, bald populäre Loſungswort, das von den dem Banner 
der S. D. A. P. folgenden Maſſen wohl ſchwerlich anders überſetzt werden 
konnte als: „Gegen die S. D. P. iſt alles erlaubt; fie iſt der Feind, den es zu 
vernichten gilt!“ 

Es kann nicht wundernehmen, daß in einer ſolchen geiſtigen Atmoſphäre 
der Haß gegen die als Feind und Konkurrent auftretende Partei des Marxis⸗ 
mus auch auf die Marxiſten in der eigenen Partei übertragen wurde, be— 
ſonders auf ſolche, die ihre übereinſtimmung in den Fragen des politiſchen 
und gewerkſchaftlichen Kampfes mit den „Eintrachtſtörern“ hervorhoben. 
Die großen Fragen und Gegenſätze, die den Kampf der Richtungen vor 
Deventer beherrſchten — die erſte Frage: Opportuniſtiſche oder prinzipielle 
Politik der Parlamentsfraktion, Einſchränkung unſerer Forderungen zum Zweck 
der möglichen Gewinnung kleiner Vorteile oder rückſichtsloſer Kampf? die zweite: 
Mehr oder weniger feſtes Zuſammengehen mit den Liberalen oder ſelbſtändige 
Politik? die dritte: Eine unabhängige Stellung der Sozialdemokratie gegen: 
über der Gewerkſchaftsbewegung? — dieſe großen Gegenſätze und Fragen bliebe 
natürlich auch nach der Spaltung in der S. D. A. P. beſtehen. Die Situation 
ſtellte die in ihr verbliebenen Marxiſten vor folgende Alternative: Entweder 
ſie führten den Kampf um die richtige Taktik in grundſätzlicher Übereinftim- 
mung mit den Geſinnungsgenoſſen der S. D. P., wenn auch der Jorm nach 
weniger ſchroff, weiter und gebrauchten das neue Organ, wie es ihr gutes 
Recht und in Deventer ausdrücklich ſtipuliert war, als eine Waffe in dieſem 
Kampfe. Dann aber war es unvermeidlich, daß es dem Opportunismus ge⸗ 
lingen würde, ſie bei der Maſſe der Genoſſen als „Vorpoſten des Feindes im 
eigenen Lager“ verdächtig zu machen und auf dieſe Weiſe eine Stimmung des 
Argwohns und der äußerſten Unduldſamkeit gegen ſie wachzurufen, die ihnen 
jede Möglichkeit einer erfolgreichen Propaganda raubte und den Boden unter 
den Füßen entzog. | 

Oder aber: fie paßten ſich der augenblicklichen Situation mehr oder weniger 
an und verſuchten ſich in den neuen Verhältniſſen jo gut als möglich ein- 
zurichten, ſtatt ihnen zu trotzen. Dies heißt: ſie hielten mit der Kritik im 
allgemeinen zurück, beſonders aber dort, wo ſie Grund zur Meinung hatten, 
dieſe würde die führenden Genoſſen aufbringen, oder ſie trugen ihre kritiſche 
Bedenken erſt vor, wenn der betreffende Fall erledigt war und die Kritik 


| 1 Diefe Unvermeidlichfeit wurde der Verfaſſerin ſelbſtverſtändlich erſt im Laufe der Eit- 
wicklung klar. 


! 
! 


800 Die Neue Zeit. 
keinen Einfluß mehr auf die Geſtaltung der Dinge ausüben konnte. Sie 
beſchränkte ſich in ihrem Blatte auf die Erörterung theoretiſcher Fragen ſowie 
ſolcher Punkte, die in der Partei kein Gegenſtand des Streites waren oder 
kein aktuelles Intereſſe beanſpruchten. Kurz, ſie verzichteten darauf, auf die 
Praxis, auf das Handeln unmittelbar einzuwirken. Bei einer ſolchen Hal⸗ 
tung — jedoch nur bei einer ſolchen — war dem neuen Organ der Weg ge⸗ 
bahnt, nicht wie ein Fremdkörper in der Partei empfunden und von dieſer 
nicht nur bloß „geduldet“, ſondern dem Parteileben in normaler Weiſe ein⸗ 
verleibt zu werden. Nur wenn der Marxismus ſich, wenigſtens zeitweilig, 
ſeines kämpfenden Charakters entäußerte, unpolitiſch und friedfertig wurde, 
konnte er die Verbitterung der Parteimehrheit entwaffnen und ihr Ohr gewinnen. 

Forderte die Klugheit nicht, dieſe „taktiſche Wendung“ zu vollziehen? Schien 
es nicht geboten, zuerſt durch „Mäßigung“ und Zurückhaltung einen Stütz⸗ 
punkt in der Partei zu gewinnen, ſtatt die kämpfende und kritiſche Seite heraus⸗ 
zukehren und dadurch unvermeidlich neue Parteikämpfe heraufzubeſchwören, 
in denen die Marxiſten, wie wir oben klarlegten, ſich von vornherein in einer 
äußerſt ungünſtigen Poſition befanden? 

Manche unter dem kleinen Kreis von Genoſſen, die ſich um das „Weekblad“ 
ſcharten, waren geneigt, dieſe Frage zu bejahen: der Weg der „friedlichen Durch⸗ 
dringung“ ſchien ihnen jetzt der richtige. 

Aber den Vorteilen, die das Verfolgen dieſes Weges brachte, ſtanden meines 
Erachtens größere Nachteile gegenüber. Durch ein Auftreten, wie oben an⸗ 
gegeben, wurde der Marxismus von der herrſchenden Parteirichtung auf ein 
beſtimmtes Gebiet beſchränkt. Er mußte ſich hauptſächlich mit theoretiſcher 
Propaganda begnügen und darauf verzichten, die Konſequenzen ſeiner Prin⸗ 
zipien in der tagtäglichen Praxis zu ziehen. Und er mußte damit faktiſch die 
Grundanſchauung des Marxismus ſelbſt aufgeben, jene Anſchauung, die Marx 
ſchon in den „Theſen über Feuerbach“ niedergelegt hat und die das Handeln 
unmittelbar mit dem Denken verbindet. Er mußte ſich damit zufriedenſtellen, 
die Welt zu interpretieren, ſtatt dahin zu ſtreben, ſie zu verändern, die treibende 
Kraft in der Arbeiterbewegung zu ſein. 

Nein, zu einer ſolchen Rolle durfte der Marxismus ſich nie und nimmer 
hergeben. Er durfte dem Opportunismus nie und nimmer die Praxis, das 
Handeln überlaſſen, um ſich in die ruhigen Gefilde der Theorie zurückzuziehen. 
Er durfte nicht durch ſein eigenes Auftreten den vom Opportunismus in den 
Maſſen gezüchteten verhängnisvollen Irrtum ſtärken, daß Theorie und Be⸗ 
wegung unabhängig voneinander ſeien. 

Wenn auch bei den Unterſchieden der Anlage, des Temperaments und des 
Charakters unter den Redakteuren und Mitarbeitern des „Weekblad“ ſelbſt⸗ 
verſtändlich keine volle Einheitlichkeit in der Führung des Blattes erreicht 
werden konnte, ſo kann man doch im allgemeinen ſagen, daß es während des 
erſten Jahres ſeines Beſtehens zum kämpfenden Marxismus neigte. Beſonders 
zeigte ſich dies, als das Vorgehen der Fraktion während des Herbſtes und 
Winters 1909/10 durch ihren weitgehenden Opportunismus und ihr beſtändiges 
Hinneigen zur liberalen Partei dieſe Kritik in hohem Maße herausforderte. 

Des Raummangels wegen ſind wir leider gezwungen, alle anderen Punkte, 
in denen dieſe Kritik einſetzte, zu übergehen, um uns auf den wichtigſten zu 
beſchränken, das heißt auf den heißen Streit, der in der Frage der unentgelt⸗ 
lichen ſtaatlichen Altersverſorgung ausbrach. 
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Die unentgeltliche Altersverſorgung iſt ſeit Jahr und Tag von der Geſamt⸗ 
partei ohne Unterſchied der Richtung eifrig propagiert worden. Und wie viel⸗ 
leicht keine andere unſerer Forderungen iſt ſie den Maſſen in Fleiſch und Blut 
übergegangen. Noch bei den letzten Wahlen bildete ſie nebſt dem allgemeinen 
Wahlrecht und dem Zehnſtundentag das Wahlprogramm der 8. D. A. P., und 
dies gegen den Willen eines Teiles der Marxiſten, die anläßlich der allgemeinen 
Situation die Aufſtellung des allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechtes 
für Männer und Frauen als alleinige Forderung für geboten erachteten. Scharf 
wurde damals im Zentralorgan die ſchwankende Haltung des Freiſinns und 
die Zweideutigkeit der liberalen Partei gerügt, die, um die Arbeiter zu ködern, 
ſich plötzlich für ein Altersrentengeſetz, „vorzüglich in der Richtung der un⸗ 
entgeltlichen ſtaatlichen Verſorgung“, erklärte. a 

Die Wahlen fielen zugunſten der chriſtlichen Koalition aus. Unaufhörliche 
Fortſetzung der Agitation für die unentgeltliche ſtaatliche Verſorgung ſchien 
mehr denn je notwendig, um eventuellen Plänen der Regierung zur Ein- 
führung einer Zwangsverſicherung vorzubeugen. Da äußerte Genoſſe Troelſtra 
ſich in der Parlamentsſitzung des 18. November ganz unerwartet dahin, da 
nun einmal die Mehrheit der Wähler ſich gegen die unentgeltliche ſtaatliche 
Verſorgung und für die Zwangsverſicherung erklärt hatte, würde die Partei, 
„wenn auch prinzipiell auf ihrem Standpunkt verharrend“, ſich in der Praxis 
darauf beſchränken müſſen, für Befreiung der ſchlechteſt entlohnten Arbeiter 

von der Prämienzahlung zu kämpfen. Im ſelben Sinne, jedoch noch beſtimmter 
und ſchärfer, äußerte der politiſche Führer der 8. D. A. P. ſich im Zentral- 
organ ſowie in einer großen Volksverſammlung in Amſterdam. | 

Dieſe Außerungen erregten ungeheures Aufſehen in weiten Kreiſen. Der 
„Tribune“ lieferten ſie reichliches Agitationsmaterial zur Begründung ihrer 
Beſchuldigung des opportuniſtiſchen Verfalls der S. D. A. P. Die Kritik im 
„Weekblad“, wenn auch in der Form gemäßigter, hielt nicht mit ihrer Anſicht 
zurück, daß ſolche Außerungen eine ſchwere Schädigung für die ſozialiſtiſche 
Bewegung bedeuteten und eine ſolche Taktik des Entgegenkommens die denkbar 
ſchlechteſte ſei. Auch die Gewerkſchaftspreſſe fing an, ſich zu rühren. Im Organ 
des Diamantarbeiterverbandes erklärte Genoſſe Polak, die Fortſetzung der 
Agitation für die unentgeltliche ſtaatliche Verſorgung ſei durch das Auftreten 

Troelſtras gelähmt worden. Der Opportunismus ſchien über das Ziel hinaus 
geſchoſſen zu haben. Als der Parteitag herannahte, zeigte ſich die Beunruhi⸗ 
gung der Partei in der verhältnismäßig großen Anzahl der Anträge in dieſer 
Frage, von denen die meiſten praktiſch darauf hinausliefen, die Partei ſolle 
nach wie vor an der Forderung der unentgeltlichen ſtaatlichen Verſorgung 
feſthalten. Da fingen die Redaktion des Zentralorgans ſowie die Genoſſen 
Troelſtra und Schaper eine heftige Gegenkampagne an, in der zu den alten 
Vorwürfen des ſtarren Dogmatismus uſw. gegen die marxiſtiſche Kritik ſich 
der neue, wirkſame geſellte: von der „Tribune“ inſpiriert zu ſein. 

Die zweite wichtige Frage, mit der der Parteitag ſich befaſſen ſollte, war 
die Agitation für das allgemeine Wahlrecht. Der Parteivorſtand hatte im 

Einverſtändnis mit dem Vorſtand des Verbandes der Gewerkſchaften einen 
Antrag zur Abſendung von Petitionen ausgearbeitet: Die Anwendung dieſes 
neuen Mittels in der Wahlrechtsbewegung wurde von der 8. D. P. äußerſt 
abfällig beurteilt, ſie ſah darin eine Bettelei um ein Recht, das nur durch 
Kampf errungen werden konnte. Den 8. D. A. P.-Marxiſten ſchien dieſer 
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Standpunkt zu abſolut: durch das Mittel der Petitionen, hofften ſie, ließ ſich 
vielleicht die faſt gänzlich eingeſchlafene Agitation für das allgemeine Wahl⸗ 
recht wieder in Gang bringen. Indes waren ſich ihre radikaleren Elemente 
der Gefahr wohl bewußt, es könnte auf dieſem Wege der Klaſſencharakter der 
Wahlrechtsbewegung leicht verdunkelt und die Tatſache vergeſſen werden, daß 
das Wahlrecht nur durch hartnäckigen Kampf gegen die ganze Bourgeoiſie, 
nicht durch Zuſammengehen mit der liberalen Partei zu erobern ſei. Sie brachten 
deshalb zum Antrag des Parteivorſtandes ein Amendement ein, das bezweckte, 
der geplanten Agitation eine gute theoretiſche Grundlage zu geben durch die 
Hervorhebung der Verſchärfung der Klaſſengegenſätze und der damit zuſammen⸗ 
hängenden Notwendigkeit, die Maſſen für die Anwendung ſchärferer Kampf⸗ 
mittel zu ſchulen. Die ſo amendierte Reſolution ſollte ihnen die Möglichkeit 
gewähren, die Propaganda für den Maſſenſtreik unter den gewerkſchaftlich 
organiſierten Arbeitern zu führen, ohne gleich als halbe Arnarchiſten oder re⸗ 
volutionäre Träumer verſchrien zu werden. Die ganze Wahlrechtsfrage und 
ihr Zuſammenhang mit der inneren und äußeren Politik wurde von den 
Marxiſten in der Parteipreſſe, in Broſchüren uſw. eifrig erörtert. 

Mit dieſen taktiſchen Fragen waren jedoch die Angelegenheiten keineswegs 
erſchöpft, die auf dem Parteitag Anlaß zu heftigen Debatten geben ſollten. 
Mit dem Punkt „Redaktion des ‚Weekblad‘“ hingen nicht nur die oben er⸗ 
örterten taktiſchen Differenzen innerhalb der 8. D. A. P., ſondern auch, wie be⸗ 
greiflich, deren Stellung zur neuen Partei zuſammen. 

Ein Jahr lang hatte jetzt der Bruderzwiſt zwiſchen den beiden ſozialiſtiſchen 
Parteien getobt, und es verſteht ſich, daß die Stellung der 8. D. A. P.⸗Marxiſten 
in dieſem Kampfe keine beneidenswerte war und der Zwieſpalt zwiſchen der 
Pflicht der Parteizugehörigkeit und jener der Geſinnungsgenoſſenſchaft ſie oft 
in eine ſchwierige Lage verſetzte. Die Genoſſen jener Länder, wo die ſozialiſtiſche 
Entwicklung ebenfalls den qualvollen Weg einer Spaltung eingeſchlagen hat, 
wiſſen aus eigener Erfahrung, wie der Bruderzwiſt unvermeidlich unerquickliche 
Nebenerſcheinungen hervorruft, wie Gehäſſigkeit, hämiſche Angriffe, eigene Über⸗ 
hebung und Ungerechtigkeit gegen den Gegner. Auch in unſerem Lande geht 
es in dieſem Kampfe nicht, ohne daß manche Außerung fällt und manche Tat 
geſchieht, die zwar aus der beiderſeitigen Erbitterung erklärlich, aber deshalb 
moraliſch noch nicht gerechtfertigt iſt.“ 

Unter dieſen Umſtänden hielt die Redaktion des „Weekblad“ es für ihre 
Pflicht, gegen jede Ausartung des Kampfes — wie zum Beiſpiel die Ver⸗ 
gewaltigung der Diskuſſionsredner der S. D. P. auf unſeren Verſammlungen — 


1 Es ſoll jedoch ausdrücklich hervorgehoben werden, daß von der Seite der S. D. P., 
wenn wir ihr auch nicht zugeben können, den Kampf immer in ganz einwandfreier Weiſe ge⸗ 
führt zu haben, doch durchgehend in der „Tribune“ wie in Verſammlungen verſucht wurde, 
ſachlich zu diskutieren, das heißt bei aller perſönlichen Schärfe den Kampf als einen Kampf 
der beiden großen Richtungen in der internationalen Sozialdemokratie zu führen. Dies iſt 
ja im Weſen des Marxismus begründet, der die Perſonen immer als Träger geſellſchaftlicher 
Tendenzen und Strömungen auffaßt. Von reviſioniſtiſcher und opportuniſtiſcher Seite 
dagegen wurde faſt nur durch perſönliche Angriffe gekämpft und nie freiwillig auf die tieferen 
ſachlichen Differenzen eingegangen. Dies kann uns nicht wundern, wenn wir bedenken, wie 
der Opportunismus ſeiner Natur nach geneigt iſt, das perſönliche Moment hervorzukehren 
und zu übertreiben: auch in dieſer Hinſicht zeigt ſich ſeine Verwandtſchaft mit der bürger⸗ 
lichen Weltanſchauung. 
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zu proteſtieren und immer wieder auf ſeine ſachliche Führung zu dringen: ſie 
meinte, damit der eigenen Partei den beſten Dienſt zu erweiſen. So erhitzt 
waren jedoch die Gemüter, daß die einfache Forderung der elementarſten Ge- 
rechtigkeit dem Gegner gegenüber von der übergroßen Mehrheit der Genoſſen 
als unerträgliches „Einverſtändnis mit dem Feinde“ empfunden wurde. Als 
dann die Verfaſſerin es im November 1909 wagte, ein Schreiben an das 
Internationale ſozialiſtiſche Bureau zu richten, in dem fie ihre Überzeugung . 
ausſprach, daß der S. D. P., als einer Partei, die völlig auf der Grundlage 
der internationalen Sozialdemokratie ſtehe, die Zulaſſung zum Bureau ge⸗ 
bühre, wurde dieſe Tat von den Reviſioniſten und Opportuniſten als ein 
ungehöriger Bruch der Diſziplin dargeſtellt — von jenen ſelben Elementen 
alſo, die nicht zaudern, ſich überall und allezeit, wo es ihnen gutdünkt, über 
Programmforderungen und Parteibeſchlüſſe hinwegzuſetzen.! | 
Schließlich knüpfte ſich noch an den Punkt „Redaktion des ‚Weekblad‘“ 
die Frage der Stellung der Sozialdemokratie zur Gewerkſchaftsbewegung. Im 
Laufe des Winters wurden die föderierten (ſyndikaliſtiſchen) Bauarbeiter zu 
Amſterdam wegen eines partiellen Streiks ausgeſperrt. Der Verband der Ge— 
werkſchaften, der den Vorſtoß der ſyndikaliſtiſchen Organiſation als im Grunde 
gegen ſich gerichtet betrachtete, hielt ſich abſeits vom Kampfe und forderte auch 
nicht zur Unterſtützung der Ausgeſperrten auf. Weder der Parteivorſtand noch 
das Zentralorgan unſerer Partei hatten zum Kampfe, der in der geſamten 
Arbeiterſchaft viel Aufſehen erregte, Stellung genommen: Sie beſchränkten ſich 
auf einfache Berichterſtattung. Die S. D. P. dagegen drang auf energiſche 
moraliſche und finanzielle Unterſtützung der Ausgeſperrten, wenn ſie auch aus⸗ 
drücklich erklärte, mit deren ſyndikaliſtiſchen Auffaſſungen keineswegs einver- 
ſtanden zu ſein. Auch das „Weekblad“ äußerte ſich dahin, die Sozialdemo⸗ 
kratie ſollte ſich der kämpfenden Arbeiter annehmen. Deren verkehrte Methoden 
und mangelnde Einſicht dürften angeſichts des brutalen Vorgehens der Unter: 
nehmer für die Sozialdemokratie keinen Grund bilden, dem Kampfe als un⸗ 
beteiligte Zuſchauerin zuzuſehen und ſomit an ſeinem eventuellen Mißlingen 
moraliſch mitverantwortlich zu werden. Nicht durch ein Abſeitsſtehen, das nur 
den Unternehmern nützen und den Zwieſpalt in der Arbeiterwelt verſchlimmern 
konnte, ſondern durch Verbreitung beſſerer Einſicht habe man die Syndikaliſten 
für die Methode der modernen Gewerkſchaftsbewegung zu erziehen.” 
Wenn man bedenkt, daß die 8. D. A. P. während der letzten Jahre immer 
mehr in geiſtige Abhängigkeit von dem Verband der Gewerkſchaften geraten 
iſt, dieſer jedoch den Kampf der ſyndikaliſtiſchen Bauarbeiter als einen nicht 
gegen die Unternehmer, ſondern gegen die moderne Gewerkſchaftsbewegung 
gerichteten Angriff betrachtete und dementſprechend ſein Verhalten einrichtete, 
dann wird es erklärlich, daß von allen gegen den kämpfenden Marxismus er⸗ 


1 Da die marxiſtiſche Minorität im Parteivorſtand ſich mit der opportuniſtiſchen Majorität 
gegen die Zulaſſung der S. D. P. ausſprach, war dies „individualiſtiſche“ Vorgehen un- 
erläßlich, ſollten die Vertreter der internationalen Sozialdemokratie nicht irrtümlich meinen, 
es ſeien alle holländiſchen Marxiſten innerhalb der S. D. P. in dieſem Falle einig mit der 
Parteimehrheit, welche die S. D. P. als eine bloße Gruppe von Störenfrieden betrachtete und 
ihr jede Exiſtenzberechtigung abſprach. 

2 Genoſſe Wibaut teilte dieſe Anſchauung feiner Mitredakteurin nicht, hielt jedoch aus 
Solidarität mit ihr, die damals von allen Seiten angegriffen wurde, die Außerung ſeiner 
abweichenden Meinung zurück, wie er auf dem Parteitag erklärte. 
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hobenen Vorwürfen der „Schädigung der Intereſſen der Gewerkſchaftsbewegung“ 
dieſer vielleicht bei der übergroßen Mehrheit die unbedingteſte Zuſtimmung fand. 


3. Der Parteitag zu Leeuwarden. 


Der Parteitag kam. Wie oft zuvor, war es auch diesmal den Bemühungen 
des einflußreichſten Wortführers der opportuniſtiſchen Richtung, Genoſſen 
Troelſtra, ſowie der Redaktion des Zentralorgans gelungen, die Kritiker der 
marxiſtiſchen Minorität dadurch zu diskreditieren, daß ſie dieſe als von ſek⸗ 
tiereriſchem Geiſte und dogmatiſchen Schrullen eingegeben darſtellten. Das 
Auftreten des kämpfenden Marxismus in der Wahlrechtsfrage wurde kurz 
und gut für „parteiverderbend“ erklärt und ihm unterſchoben, er laſſe ſich bei 
ſeinen Vorſchlägen nicht von den Intereſſen des Proletariats, ſondern von 
der Rückſicht auf die eigene Stellung in der Partei leiten. Der Marxismus 
mußte wieder einmal nach allen Regeln abgeſchlachtet werden. 

Dieſe Stimmungsmache erreichte vollkommen ihren Zweck. Schon vor dem 
Parteitag war die Oppoſition in der Frage der Altersverſorgung großenteils 
zuſammengebrochen. Manche Ortsgruppen zogen ihre Anträge zurück, da ſie 
bemerkten, daß dieſe der Fraktion unangenehm wären. 

Leider wurde der Parteimehrheit ihr ſchon ohnehin gewiſſer Sieg dadurch 
erleichtert, daß die Oppoſition ſich ſowohl in dem Punkte der Wahlrechts⸗ 
bewegung wie in jenem der Altersverſorgung ſpaltete. In der letzten An⸗ 
gelegenheit hatte der Parteivorſtand den folgenden Antrag geſtellt: 

„Der Parteitag beſchließt, die Agitation für unentgeltliche ſtaatliche Alters⸗ 
verſorgung ungeſchwächt weiterzuführen und ſpricht ſein volles Vertrauen aus, daß 
die Fraktion auch ihrerſeits mit unverminderter Kraft dafür eintreten wird.“ 

Demgegenüber wurden von einigen Ortsgruppen Anträge eingebracht, welche 
die Außerungen Troelſtras unter anderem bedauerten, erklärten, ſie ſeien ge⸗ 
eignet, der Agitation zu ſchaden, und die Ablehnung jeder Zwangsverſicherung 
ſeitens der Fraktion ausdrücklich verlangten. 

Jedoch über keinen dieſer Anträge wurde abgeſtimmt, weil der Parteitag 
ſich mit großer Mehrheit (283 gegen 77) für einen Antrag ausſprach, der der 
Fraktion volles Zutrauen ohne nähere Begründung ausſprach. 

Im Zuſammenhang mit dem Inhalt der Diskuſſion bedeutete die Annahme 
dieſes Antrags praktiſch die Diktatur der Fraktion. 

Was die Wahlrechtsbewegung betrifft, hatte der Parteivorſtand einen Ver⸗ 
mittlungsantrag eingebracht. Die kämpfenden Marxiſten glaubten — angeſichts 
der politiſchen Verhältniſſe in Holland wie im Ausland, der Neigung unſerer 
Partei, das Wahlrecht vom Siege der Liberalen zu erwarten, und der Ab— 
neigung der Gewerkſchaftszentrale, die Agitation für den Maſſenſtreik zu dulden, 
geſchweige denn zu führen —, ihr Amendement einbringen zu müſſen. Es 
wurde gegen wenige Stimmen abgelehnt. Beſonders in dieſer ſo wichtigen 
Angelegenheit erſchien das Auftreten des kämpfenden Marxismus als letzter, 
hoffnungsloſer Verſuch einer kleinen Gruppe, ohne nennenswerten Anhang in 
der Partei. Der kämpfende und der friedfertige Marxismus fielen offenbar 
auseinander, der erſtere war auf ein kleines Häufchen zuſammengeſchrumpft, 
das mit Recht ſagen konnte, alles verloren zu haben außer der Ehre. 

Nur in der Sache der „Weekblad“-Redaktion hielten die Marxiſten ver⸗ 
ſchiedener Schattierung geſchloſſen ſtand und kämpften ſie Schulter an Schulter. 
Hier errangen ſie auch einen „moraliſchen Erfolg“. Nicht nur, daß die alte 
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Redaktion mit denſelben Befugniſſen wieder eingeſetzt wurde — was angeſichts 
der unerhörten Heftigkeit, womit ein Teil der Reviſioniſten gegen den kriege⸗ 


rischen Marxismus vorging, und bei dem völligen Verlöſchen aller Sym⸗ 


pathien in der Partei für dieſe Richtung ſchon ziemlich bemerkenswert war, 
ſie ſetzte ſogar nach tumultuariſchen Szenen einen Antrag durch, der erklärte, 
daß die Redaktion „ſich bei ihrem Auftreten ausſchließlich durch ihre An⸗ 
ſchauungen vom Parteiintereſſe hatte leiten laſſen“. Die Mehrheit des Vor⸗ 
ſtandes empfahl die Annahme dieſer Reſolution! 

Der Grund dieſes, nach all dem, was vorhergegangen war, ziemlich be— 
fremdlichen Geſchehniſſes lag darin, daß die Ablehnung dieſer Reſolution nicht 
nur die Weigerung der „Weekblad“-Redaktion, ihre Aufgabe weiterzuführen, 
ſondern wahrſcheinlich auch den Austritt ſämtlicher Marxiſten aus der Partei 
oder jedenfalls ihren Rücktritt vom öffentlichen Parteileben bedeutet hätte. 
Und zu dieſem Außerſten wollte die Majorität es keineswegs kommen laſſen. 
War es ihr doch weit günſtiger, einen Teil der Marxiſten in der Partei feſt⸗ 
zuhalten. Und gerade deshalb, weil die völlige Iſoliertheit und Einflußlofig- 
keit des radikalen Flügels der Partei auf dem Parteitag ans Licht getreten 
war, konnte die Mehrheit ſich die Annahme dieſer Reſolution geſtatten. Nur 
die hitzigſten Elemente der Parteimehrheit, jene jungen Draufgänger des Re⸗ 
formismus, die offen auf ein Bündnis mit den Liberalen hinarbeiten wollten, 
widerſetzten ſich der Annahme. 

Jedoch die Heftigkeit der vor wie auf dem Parteitag gegen das „Weekblad“ 
erhobenen Vorwürfe und die von verſchiedenen Seiten ausgeſprochene Drohung, 
die Fortſetzung einer derartigen „maßloſen“ Kritik um keinen Preis zu dulden, 
konnten der Redaktion keine Illuſionen in betreff der Weiterführung ihrer 
Aufgabe laſſen. Von wirklicher Freiheit der Kritik war in der 8. D. A. P. 
keine Rede. Wenn die opportuniſtiſche Parteiführung dem Marxismus auch 
die materiellen Mittel in die Hand gegeben hatte, für die Verbreitung ſeiner 
Anſchauungen zu wirken, ſo raubte ſie ihm jedesmal, wo es ihr notwendig 
erſchien, durch ihre geſchickte, dem Entwicklungsgrad, den Vorurteilen und der 
Augenblicksſtimmung der Maſſen angepaßte Demagogie jede Möglichkeit, dieſe 
Mittel auch erfolgreich anzuwenden. Zwar war dies ſchon ſeit dem Jahre 1905 
regelmäßig geſchehen; jedoch mit der Parteiſpaltung waren, wie wir ſchon aus⸗ 
geführt haben, Umſtände eingetreten, welche dieſe Taktik des Opportunismus 
außerordentlich begünſtigten, und die Lage des kämpfenden Marxismus in der 
S. D. A. P. zu einer hoffnungsloſen machten. Dieſe Auffaſſung drängte mich, 
die Redaktion des „Weekblad“ niederzulegen. 


Jedenfalls wird künftig, falls keine unvorhergeſehenen Ereigniſſe ein⸗ 
treffen, der Kampf für die marxiſtiſche Taktik, das heißt für die volle geiſtige 
und politiſche Selbſtändigkeit des Proletariats und ſeine Durchdringung mit 
revolutionärem Bewußtſein am kräftigſten von der S. D. P. geführt werden. 
Und in dieſem Umſtand liegt die Antwort enthalten auf die Frage, unter 
welchem Geſichtspunkt der internationale Marxismus die holländiſchen Partei⸗ 
kämpfe beurteilen und wie er ſich zu ihnen verhalten muß. 

Die Verfaſſerin dieſes Artikels hat den Weg, den die ſozialiſtiſche Entwick⸗ 
lung in Holland genommen hat, nicht gewünſcht und nicht gefördert. Im 
Gegenteil: ſie hat ſich dem Betreten dieſes Wegs widerſetzt, ſo lange der 
Kampf für die marxiſtiſche Taktik ihr in der S. D. A. P. nicht ausſichtslos 
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erſchien. Ihr ſchien der ſo langwierige und dornenvolle Weg, der der Spal⸗ 
tung des ſchon unter dem Banner des Sozialismus geſammelten Proletariats, 


nicht unbedingt geboten. Und heute noch ſteht ſie auf dem Standpunkt, daß 


es beſſer geweſen wäre, wenn alle Marxiſten zugeſtimmt hätten, das Experiment 
mit dem „Weekblad“ zu verſuchen. Wäre es auch mißlungen — und es iſt heute 
offenbar, daß die Parteimehrheit die Kritik auf keinen Fall dulden will, auch wenn 
ſie in gemäßigteſter Form vorgebracht wird —, und wäre dann die Spaltung 
eingetreten, ſo wäre dabei die Einigkeit der Marxiſten bewahrt geblieben. 

Heute aber haben wir nicht mit frommen Wünſchen, ſondern mit hiſtoriſchen 
Tatſachen und Verhältniſſen zu rechnen. Die 8. D. P. iſt nun einmal da; 
die Umſtände haben ſie zur kräftigſten Kämpferin für jene Methoden der poli⸗ 


tiſchen Praxis gemacht, in denen der Marxismus den kürzeſten und ſicherſten 


Weg fürs Proletariat erblickt, ans Ziel zu kommen. Und aus dieſer Situation 
erwächſt für den internationalen Marxismus die Pflicht, die 8. D. P. nach 
Kräften zu unterſtützen. Er kann dies im Moment am beſten dadurch tun, 
daß er für ihre Zulaſſung ins Internationale ſozialiſtiſche Bureau, das heißt 
für ihre Anerkennung als ein Teil der internationalen Sozialdemokratie eintritt. 

Dadurch, und dadurch allein, läßt ſich im Augenblick für die künftige Wieder⸗ 
herſtellung der ſozialiſtiſchen Einigkeit in unſerem Lande wirken. Dieſe wird 
— abgeſehen von unvorhergeſehenen Ereigniſſen in der ausländiſchen oder 
nationalen Politik — um jo eher zuſtande kommen, je ſchneller es der S. D. P. 
gelingt, die Vorhut des bisher noch unorganiſierten Proletariats, das verſpricht, 
ihr beſtes Arbeitsfeld zu werden, um ſich zu ſammeln und zu organiſieren, 
in gleicher Weiſe, wie die 8. D. A. P. die Vorhut der organiſierten Arbeiter⸗ 
ſchaft um ſich geſammelt hat. Ihre Anerkennung durch den Kopenhagener 
Kongreß als vollberechtigtes Mitglied der internationalen ſozialiſtiſchen Familie 
würde der S. D. P. dies Streben weſentlich erleichtern. Möge ſie ihr deshalb 
nicht verweigert werden. 


notizen. 


Kuch ein Beitrag zur Einwanderungsfrage. „Weekly People“, das von 
De Leon redigierte Organ der S. L. P. (Sozialiſtiſche Arbeiterpartei der Vereinigten 
Staaten, nicht zu verwechſeln mit der S. P., der Sozialiſtiſchen Partei, die kürzlich 
ihren Kongreß in Chicago abgehalten hat) bringt in ſeiner Nummer vom 16. Juli 
dieſes Jahres als Probe der Art, wie in Kalifornien gegen die „Gelben“ agitiert 
wird, den Aufruf eines „Publikationskomitees der ſtreikenden Arbeiter von Craigs 
Schiffbauanſtalt“. In dieſem Aufruf, der ſich an die Sympathie und das Wohl⸗ 
wollen („benevolence“) der Bürger und Kaufleute von Long Beach wendet, heißt 
es: „Wir wollen uns vor der Offentlichkeit von Long Beach in das richtige Licht 
ſetzen, damit unſer Kampf keinen Mißverſtändniſſen begegne. Wißt ihr, Bürger und 
Kaufleute von Long Beach, daß Craigs Schiffbauanſtalt die einzige an den pazifiſchen 
Küſten iſt, die Japaner beſchäftigt? 90 Prozent der ungelernten Arbeiter beſtanden vor 
Ausbruch des Streiks aus Japanern letzten Ranges, aus Leuten, die im Schiffbau 
zu unterrichten unmöglich wäre, ſelbſt wenn ſich jemand dazu hergäbe, das zu tun. 

„Eine Reihe von Fragen wird den Sachverhalt aufklären: Wußte Mr. Craig, 
daß japaniſche Arbeiter zu einer Arbeit zehn Tage brauchten, die Weiße in zehn 
Stunden erledigen? Ja, er wußte es. (Dieſe Aufſtellung enthält keine Übertreibung.) 
Verſuchte nun Mr. Craig dem übel dadurch abzuhelfen, daß er die Japaner entließ 
und dafür Weiße einſtellte, die an Gehirn- und Muskelkraft zu dieſer Art Arbeit 
beſſer qualifiziert ſind? Nein, Mr. Craig tat das nicht. Was tat er alſo? Zur 
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Belohnung ihrer Unfähigkeit bezahlte er, Mr. Craig, ſeinen japani⸗ 
ſchen Arbeitern zwiſchen 25 und 50 Cents (1 bis 2 Mark) mehr pro 
Tag als ſeinen weißen Arbeitern für dieſelbe Arbeit.“ (Der letzte Satz 
iſt im Druck beſonders hervorgehoben.) 

An einer anderen Stelle desſelben Aufrufs heißt es: „Wir haben zwei Arten 
ungelernter Hilfskräfte: den weißen freigeborenen amerikaniſchen Staatsbürger, der 
die glänzende Summe von 17½ Cents per Stunde erhält, während ſein japaniſcher 
untüchtiger, unfähiger und auch nicht vertrauenswürdiger Konkurrent, dieſe Gefahr 
für das Gemeinweſen, das ihm Zuflucht gewährt, 22½ Cents per Stunde für die— 
ſelbe Art Arbeit empfängt, die der weiße Staatsbürger wirklich ausführt, während 
der Japaner bei ihr nur herumlungert.“ 


Hier muß man ſich wohl fragen, ob der ſelbſtloſe Japanerfreund Craig oder 


das „Publikationskomitee der ſtreikenden Arbeiter“ eher unter Kuratel zu ſtellen wären. 

Die Verfaſſer dieſes Aufrufs ſind jedenfalls keine Angehörigen einer ſozialiſtiſchen 
Partei, und es iſt in dem Bericht auch nicht deutlich geſagt, ob ſie gewerkſchaftlich 
organiſiert ſind, obgleich das ſehr wahrſcheinlich iſt. Aber der Aufruf zeigt, wie weit 


„ 


e 


die Hirnverkleiſterung durch die „gelbe Gefahr“ in Kalifornien ſchon vorgeſchritten ſein 
muß, daß man wagen kann, mit ſolchem Blödſinn vor die Öffentlichkeit zu treten. 
Zum Glücke ſind auch Anzeichen davon vorhanden, daß amerikaniſche Arbeiter 


zur Erkenntnis des richtigen Weges zur Bekämpfung der „gelben Gefahr“ kommen. 
Der „Vorwärts“ berichtet in ſeiner Nummer vom 30. Juli: 

„Jüngſt hat der Bund der Gewerkſchaften im Staate Wyoming, ein Teil des 
amerikaniſchen Arbeiterbundes, mit 123 gegen 54 Stimmen beſchloſſen, 200 Chineſen 
und 500 Japaner, die in den Bergwerken von Rock Springs arbeiteten, in ſeine 
Reihen aufzunehmen. Dieſe Entſcheidung erfolgte zur Anerkennung dafür, daß die 
Chineſen und Japaner ſich nicht als Streikbrecher gebrauchen ließen, als die Weißen 


in einen Streik traten; ſie legten ſogar, was man nicht erwartet hatte, die Arbeit ; 


nieder und beteiligten ſich am Streik.“ G. E. 


literariſche Rundfchau. 


Eugen v. Philippovich, Die Entwicklung der wirtſchaftspolitiſchen Ideen im neun 
zehnten Jahrhundert. Tübingen 1910, J. C. B. Mohr. 144 Seiten. Preis 1,60 Mark. 
Der Verfaſſer gibt in fünf Vorträgen Ausblicke über die Entwicklung der Ideen 

des wirtſchaftlichen Liberalismus, der Ideenwelt der Konſervativen, des Sozialis⸗ 
mus, der Beſtrebungen der Sozialpolitiker und der Agrarier. Im abſchließenden 
ſechſten Vortrag teilt er uns ſeine eigene Auffaſſung der gegenwärtigen Lage mit. 
Beſonders die Abſchnitte über die Agrarier und über die Sozialpolitiker, zu 
deren Führern der Verfaſſer gehört, ſind intereſſant und enthalten eine Reihe wich⸗ 
tiger Daten in gedrängter und dabei doch lebendiger Darſtellung. Weniger geglückt 
iſt die Skizze des Sozialismus. So berührt die Behauptung ſonderbar, „der Saint⸗ 
Simonismus und Fourierismus enthielten bereits alle Ideen, welche das Pro⸗ 
gramm der ſozialiſtiſchen Parteien erfüllen“ (S. 63). Allerdings betont Philippovich 
an anderer Stelle (S. 68) die Wichtigkeit der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung 
und der Analyſe des Kapitalismus von Karl Marx. Wie wenig er aber deren 
wahren Sinn zu erkennen oder wenigſtens darzuſtellen weiß, geht daraus hervor, 
daß er den nachgerade etwas abgedroſchenen Einwand erhebt, der Marxismus 
führe, ſtreng genommen, zum Fatalismus, jede politiſche, insbeſondere aber jede 
ſozialreformeriſche Betätigung der Sozialdemokratie verſtoße daher eigentlich gegen 
das Prinzip und ſei eine Konzeſſion an die bürgerliche Sozialpolitik. Der Sozia⸗ 
lismus „kenne nicht Individuen als Perſönlichkeiten mit Unterſchieden in den Be⸗ 
gehrungen, in der Lebensführung, mit individuellen Geſtaltungen geſellſchaftlicher 
Gruppen, er kenne die Individuen nur als Atome der einheitlichen Maſſe des 
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Volkes“ (S. 92). „Die ſoziale Ordnung ſei daher ausſchließlich auf ideale, ethiſche 
Kräfte, wie Pflicht⸗ und Gemeingefühl, oder auf die Zwangsgewalt der Majori⸗ 
täten geſtützt“ (S. 142). Insbeſondere aber ſieht Philippovich dort, wo Marx not⸗ 
wendige Widerſprüche des Kapitalismus aufzeigt, nur eine durch die Planloſigkeit 
der Produktion herbeigeführte Verſchwendung von Kräften. 

So iſt es ihm möglich, ſeinen Standpunkt als Sozialpolitiker zu behaupten. 
Als Programm dieſer Richtung zitiert er einen Ausſpruch Steins aus dem Jahre 
1842: „Es muß eine Form des geſellſchaftlichen Lebens ſich dem Denkenden er⸗ 
geben können, in der der perſönliche Beſitz erhalten und dennoch der voll⸗ 
kommenen Entwicklung der Perſönlichkeit durch ihn kein abſolutes Hindernis ge⸗ 
geben wird.“ 

Wie gut haben doch Marx und Engels die heutigen Sozialpolitiker voraus⸗ 
geahnt, als ſie im Kommuniſtiſchen Manifeſt den „konſervativen oder Bourgeois⸗ 
ſozialismus“ charakteriſierten! „Die ſozialiſtiſchen Bourgeois ...“, heißt es dort, 
„wollen die beſtehende Geſellſchaft mit Abzug der ſie revolutionierenden und ſie 
auflöſenden Elemente. Sie wollen die Bourgeoiſie ohne das Proletariat. 
Wenn der Bourgeoisſozialismus das Proletariat auffordert, ſeine Syſteme zu ver⸗ 
wirklichen .., jo verlangt er im Grunde nur, daß es in der jetzigen Geſellſchaft 
ſtehen bleibe, aber ſeine gehäſſigen Vorſtellungen von derſelben abſtreife.“ Das 
Manifeſt führt Proudhon als typiſchen Vertreter dieſer Richtung an; und 
Philippovich erklärt denn auch übereinſtimmend mit dieſem Apoſtel des Anarchis⸗ 
mus, das Privateigentum ſei anzuerkennen „nur ſo lange und in den Grenzen, in 
denen es vernünftigen Zwecken und den Intereſſen der Gemeinfchaft dient“ (S. 82). 

Nun iſt aber noch die Frage, welches Gewicht denn dieſe „Anerkennung des 
Privateigentums“ durch die Sozialpolitiker hat. Hinter den Forderungen und An⸗ 
ſchauungen der Sozialdemokraten, der Konſervativen und Agrarier, der Liberalen 
ſtehen Klaſſen, deren Kampfparole ſie ſind. Hinter dem Banner der Sozialpolitik 
läuft aber niemand her als ein Häuflein Profeſſoren. Wie wenig aber das Anſehen 
dieſer Herren gerade bei den Beſitzenden oft gilt, denen ſie ins Gewiſſen reden 
wollen, das haben Herr Profeſſor Wagner bei den Agrariern in Berlin und 
Profeſſor v. Philippovich bei den Chriſtlichſozialen in Wien, die den „konſervativen 
Profeſſor“ anpöbelten, deutlich genug erfahren müſſen. 

Auf eine Klaſſe können ſie ſich alſo nicht ſtützen. Sie ſind Offiziere ohne Armee. 
Natürlich muß es ſich bei ihnen jetzt darum handeln, nachzuweiſen, daß eine Armee 
zum Kriegführen auch gar nicht notwendig ſei. Der Sieg folge nicht den größeren 
Bataillonen, ſondern der erhabeneren, der gerechteren Idee. So erklärt es denn 
auch Philippovich bereits im Vorwort ſeiner Schrift als deren Zweck, zu zeigen, 
„daß die wirtſchaftspolitiſchen Ideale nicht bloß in materiellen Intereſſen wurzeln, 
ſondern als ſoziale Ideale von der allgemeinen Staats- und Geſellſchaftsauffaſſung 
abhängig ſind“. Das iſt gewiß richtig; es bleibt nur die kleine Frage, wieſo ſich 
denn gerade in einer beſtimmten Zeit beſtimmte allgemeine Staats- und Geſellſchafts⸗ 
auffaſſungen einſtellen. Philippovich behauptet zum Beiſpiel, der Liberalismus ent⸗ 
ſpringe „dem Verlangen des menſchlichen Geiſtes, autonom zu ſein, die eigene Per⸗ 
ſönlichkeit ſelbſtändig und nicht nach fremden Geboten zu entwickeln“. Wieſo iſt 
aber dann dieſes Streben zum Beiſpiel in Italien ſo viel früher zum Durchbruch 
gelangt als in Deutſchland? Oder hat es vielleicht dem deutſchen Raubrittertum 
des fünfzehnten Jahrhunderts an dem Verlangen gefehlt, „autonom zu ſein, die 
eigene Perſönlichkeit ſelbſtändig und nicht nach fremden Geboten zu entwickeln“? 

Jedem der ſechs Vorträge iſt ein kurzes Verzeichnis empfehlenswerter Bücher 
zur näheren Orientierung über das betreffende Gebiet beigefügt. Sozialdemokratiſche 
Autoren finden ſich dort nicht verzeichnet. Philippovich empfiehlt ſeinen Hörern, 
ſich über das Weſen des Sozialismus außer bei Tugan⸗Baranowsky bei Schäffle, 
Koigen, Sombart, Herkner und Bourguin zu informieren. G. Eckſtein. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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nationale Eigenart. 

7 Berlin, 27. Auguſt 1910. 
Der glänzende Wahlſieg in Zſchopau⸗Marienberg hat auf die bürgerlichen 
Parteien einen geradezu betäubenden Eindruck gemacht. Sie vermuteten zwar 
nichts Gutes, aber ſie waren nicht auf eine Niederlage von ſolchem Umfang 
gefaßt. Die „rote Hochflut“ fängt an, ihnen die bitterſten Sorgen zu machen, 

zumal da ſie alleſamt nicht wiſſen, wie ſie noch zu ſtauen ſein möchte. 
Einſtweilen ſetzen ſie ihren lieblichen Streit darüber fort, wer in der nun 
ſchon langen Kette ſozialdemokratiſcher Wahlſiege die kräftigſten Schläge er⸗ 
halten hat, die von der Rechten oder die von der Linken. Es wäre unhöflich, 
ſich in dieſe intimen Diskuſſionen der Ordnungsfreunde zu miſchen; der un⸗ 
beteiligte Zuſchauer wird ſich mit der allgemeinen Betrachtung begnügen 
dürfen, daß beide Teile ganz zufrieden ſein können mit den Quittungen, die 
ihnen die Wähler ausgeſtellt haben. Laſſen wir alſo die Rechnungen auf ſich 
beruhen, die die „Kreuzzeitung“ auf der einen und die „Frankfurter Zeitung“ 
auf der anderen Seite anſtellen, um ſich ſelbſt möglichſt herauszureden und 

den getreuen Nachbar möglichſt herabzuſetzen. 

Die Konſervativen ſchieben alle Schuld auf die liberale „Hetze“ gegen die ſo⸗ 
genannte Reichsfinanzreform, eine Hetze, die um ſo unehrlicher ſei, als die Liberalen 
ja bereit geweſen wären, dieſe „Reform“ zu vier Fünfteln mitzumachen und 
namentlich alle die indirekten Steuern zu bewilligen, die am meiſten dazu beitragen, 
die Maſſen zu empören. Darin haben die Konſervativen auch nicht unrecht, 
aber großmütig wie ſie ſind, wollen ſie Gnade vor Recht ergehen laſſen, wenn 
die Liberalen nur aufhören, den Schnapsblock zu bekämpfen und ſich von dieſem 
erhabenen Gebilde als gehorſames Stimmvieh gegen die Sozialdemokratie miß⸗ 
brauchen laſſen. Alle Liberalen, die ſich dagegen ſträuben, ſollen endgültig als 
Reichsfeinde und Vaterlandsverräter in die Wolfsſchlucht geſchleudert werden. 
Auf dieſen Handel wollen ſich nun aber die Liberalen, oder will ſich 


wenigſtens ein großer Teil von ihnen nicht einlaſſen, was ihnen wiederum 
5 1909-1910. II. Bd. ‚55 
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durchaus nicht verdacht werden kann. Unter ſchamhafter Verſchweigung ihres 
patriotiſchen Anteils an der „Sanierung“ der Reichsfinanzen möchten ſie am 
liebſten im Trüben fiſchen und die Erbitterung der Maſſen über die neue 
Steuerlaſt gern für ſich ausnützen, aber dabei das patriotiſche Heer bleiben, 
das nach ſeiner eigenen, weniger glaubwürdigen als pompöſen Behauptun 
das ſtärkſte Bollwerk gegen die dreimal vermaledeite Sozialdemokratie ſein 
ſoll. Es ſind nur einige wenige Blätter des Freiſinns, die für ein ehrliches, 
vollkommen erreichbares und auch vollkommen genügendes Stichwahlbündnis 
mit der Sozialdemokratie eintreten, und ſelbſt dieſe weißen Raben verderben 
ihr eigenes Spiel, indem ſie ihre naſeweiſen Bemerkungen in die inneren Aus⸗ 
einanderſetzungen der Sozialdemokratie über den badiſchen Budgetſtreit krächzen. 
Treu und Glauben gehört nun einmal nicht zu den Vorzügen des Freiſinns 
und des Liberalismus überhaupt. 

Die unbedingte Zuverläſſigkeit der Sozialdemokratie iſt es in erſter Reihe, 
die die unzufriedenen Wähler in dichten Maſſen unter die rote Fahne treibt. 
Gewiß kann auch dieſer überreiche Gottesſegen einmal eine Kehrſeite entfalten, 
aber es bleibt ein unvergängliches Ehrenzeugnis der Partei, daß ſie in den 
Zeiten der Not den Wählern als die einzige unzerbrechliche Stütze gilt. Auf 
die Dauer liegt hierin eine Bürgſchaft des Sieges, die auch durch zeitweilige 
Rückſchläge, wie bei den Faſchings- und Hottentottenwahlen, wohl verdunkelt, 
aber nicht aufgehoben werden kann. Flut und Ebbe wechſeln, aber nach 
jeder Ebbe dringt die Flut deſto unaufhaltſamer vor, und der bürgerliche 
Troſt über die Mitläufer, die heute kommen und morgen gehen, wird dadurch 
mehr oder minder illuſoriſch, daß ein immer wachſender Teil der Mitläufer 
zu zuverläſſigen Parteigenoſſen wird. 

x Eine beſonders erfreuliche Seite des Sieges, der eben in Zſchopau⸗Marien⸗ 
berg erfochten worden iſt, bildet die gänzliche Zerſchmetterung des Antiſemi⸗ 
tismus, eine beſonders erfreuliche Seite auch deshalb, weil gleichzeitig der 
Kronprinz als Rektor der Königsberger Univerſität eine Kundgebung in anti⸗ 
ſemitiſchem Stile vom Stapel laufen zu laſſen für gut befunden hat. Der 
junge Mann, der bisher noch keine Gelegenheit gehabt hat, ſeine gewiß her⸗ 
vorragenden Gaben öffentlich zu betätigen, hielt ſich durch den höfiſch leeren 
Ehrentitel eines Rektors für berufen, den Profeſſoren der Univerſität Königs⸗ 
berg Weiſungen über Ziel und Zweck des akademiſchen Unterrichts zu erteilen, 
vor „Verdroſſenheit“ und „unfruchtbarer Kritik“ zu warnen, endlich auch die 
„internationaliſierenden“ Beſtrebungen zu verurteilen, die die „geſunde völkiſche 

| Eigenart“ zu verwiſchen drohten. 

Der Vorgang iſt in mehr als einer Hinſicht bemerkenswert. Wollte der 

0 Kronprinz ſich gerade in Königsberg über öffentliche Übelſtände auslaſſen, jo 

hätte es für ihn wohl am nächſten gelegen, eine — natürlich „fruchtbare“ — 

„Kritik an dem Urteil zu üben, das gerade in Königsberg kürzlich wegen an⸗ 
geblicher Prinzenbeleidigung gefällt worden iſt.“ Da der Kronprinz ſich ſchon 
als rein zeremonieller Rektor der Königsberger Univerſität hoch geehrt fühlt, 

ſo kann er unmöglich eine Ehrenkränkung in dem Anſinnen erblicken, ſich auf 

\ dem Wege wirklichen Unterrichts ſein Brot zu erwerben. Unter diefen Um: 


* 
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ſtänden muß es für den Kronprinzen doch eine peinliche Empfindung ſein, 
daß ein Staatsbürger, der ihm eben jenes Anſinnen geſtellt hatte, deshalb 
wegen Beleidigung auf vier Monate ins Gefängnis ſpazieren ſoll; eine Ver⸗ 
wahrung gegen jede Solidarität mit einem ſo himmelſchreienden Urteil hätte 
ihm ſicherlich kein vernünftiger Mann als unerlaubten Eingriff in die Recht⸗ 
ſprechung der Gerichte ausgelegt. 
Auch war der Kronprinz doch nicht der nächſte dazu, über „Verdroſſenheit“ 
und „unfruchtbare Kritik“ zu klagen. Dieſe Erſcheinungen ergeben ſich aus 
der allgemeinen Not, in der ſich die große Mehrheit der Nation befindet, und 
der Kronprinz, dem die Not des Lebens aus eigener Erfahrung bisher gänzlich 
unbekannt geblieben iſt, kann kein zutreffendes Urteil in ſolchen Dingen haben. 
Am wenigſten im gegenwärtigen Augenblick und am allerwenigſten als der 
älteſte Sohn eines Hauſes, deſſen an ſich ja ſchon ganz ſtattliches Jahres⸗ 
einkommen von etwa fünfzehn Millionen Mark eben jetzt um jährlich drei bis 
vier Millionen erhöht worden iſt, aus den Taſchen derſelben Steuerzahler, deren 
Mehrheit aufs ſchwerſte mit der allgemeinen Verteuerung der Lebensmittel zu 
ringen hat. Da der Kronprinz gewiß ein Verehrer unſeres nationalen Dichters 
iſt, ſo kennt er wohl auch deſſen Wort: Vom ſichern ge läßt ſich gemächlich 
raten, womit Schiller unſeres S kein Lob ausſprechen 
wollte. Die Königin Marie Antoinette ſagte einmal, Er man mit ihr von der 
ö Unerſchwinglichkeit der Brotpreiſe für die Volksmaſſen ſprach: Nun, ſo gebe 
man ihnen Kuchen. Natürlich iſt der Kronprinz hoch erhaben über ſolche 
Frivolität, aber da er ſo reichlich mit Kuchen verſehen iſt, ſo kann er ſich 
doch nicht in die Lage der Unzähligen verſetzen, denen es ſchwer wird, ſelbſt 
mit der ſauerſten Arbeit ein armſeliges Stück Brot zu erwerben, und ſo kann 
ſein Verdikt über die „Verdroſſenheit“ und die „unfruchtbare Kritik“ nicht als 
ein erſchöpfendes Urteil gelten. 
| An jeinen Außerungen über die „internationalifierenden Beſtrebungen“, 
die unſere „geſunde völkiſche che Eigenart zu verwiſchen drohen“, fällt zunächſt 
die Sprache auf. Es iſt eine geheiligte Überlieferung deutſcher Fürſten, zwar 
nach allen Lorbeeren zu trachten, die Herrſchaft verleihen kann, nur nicht nach 
dem Lorbeer, den die Herrſchaft über die Sprache verleiht; das war immer 
ſo, ſeitdem Kaiſer Sigismund, Ader Hußverbrenner, den Kaiſer als höhere 
Inſtanz über der Grammatik etablierte, und Kaiſer Karl V., der Luther⸗ 
verfolger, die deutſche Sprache nur für brauchbar in der Unterhaltung mit 
Pferden erklärte: mit einzelnen Ausnahmen, die die Regel beſtätigen, wie 
Friedrich Wilhelm IV., den Heine ja ſchon als ſolche Ausnahme beſungen 
hat. Wir wollen deshalb ganz dahingeſtellt ſein laſſen, ob der Kronprinz 
ſich mit dem neuen Verbum: internationaliſieren als glücklicher Sprachſchöpfer 
bewährt hat, aber wir glauben allerdings, daß er ſich mit der „geſunden 
völkiſchen Eigenart“ nicht gerade an die richtige Schmiede gewandt hat. Die 
Worte: Völkiſch und Volkheit find, wie ſchon in der freiſinnigen Preſſe ganz 
richtig hervorgehoben worden iſt, öſterreichiſches Antiſemitengewächs und W 
fündigen fi an dem Geiſte der deutſchen Sprache ebenſo wie das Wort: | 
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In der bürgerlichen Preſſe hat gerade dieſer Satz des Kronprinzen — von 
den internationaliſierenden Beſtrebungen, die die geſunde völkiſche Eigenart 
zu verwiſchen drohen — ein ziemliches Halloh hervorgerufen: die Alldeutſchen 
und die Antiſemiten tun ſo, als hätten ſich die Pforten des tauſendjährigen 
Reiches aufgetan, während die liberalen Monarchiſten mit aufrichtigem Kummer 
die Möglichkeit erwägen, daß der Thronfolger ſeine Bildung aus den unſterb⸗ 

| lichen Werken der Harden und Liman ſchöpfe, denn dieſe beiden hervorragenden 

Denker haben das Erbſtück der öſterreichiſchen Antiſemiten, die völkiſche Volk⸗ 

| eit, in Erbpacht genommen. Uns ſcheint bei dieſem Streite ganz zweckloſer⸗ 
weiſe eine Unmaſſe von Druckerſchwärze und Zeitungspapier verſchwendet zu 
werden, denn einſtweilen hat der Kronprinz „nix to ſeggen“, und wir würden 
es auch mit großer Faſſung zu tragen wiſſen, wenn er in den Harden und 
Liman ſeine idealen Vorbilder erblicken ſollte. Um ſo beſſer für unſere Zukunft! 

In dieſem Sinne iſt es denn freilich bemerkenswert, daß im ſelben Augen⸗ 
blick, wo ſich der Kronprinz in Schlagworten antiſemitiſchen Urſprungs ge⸗ 
fällt, die ſozialdemokratiſchen Wähler in Zſchopau⸗Marienberg dem antiſe⸗ 
mitiſchen Treiben einen vernichtenden Stoß verſetzen. Und ſo ſoll es bleiben. 
Mag es mit der diesbezüglichen völkiſchen Eigenart ſtehen wie es will, nationale 
Eigenart des deutſchen Volkes iſt, für die Gegenwart wie für die Zukunft, 
die ſtärkſte Arbeiterpartei der Welt zu beſitzen, die im ſchroffſten Gegenſatz 
zur Monarchie und allen monarchiſchen Einrichtungen ſteht. 


Die Wahrheit über den badliſchen ‚Aufftand’. 


Don Ludwig Frank. 
J. 


Genoſſe Kautsky begnügt ſich nicht mehr damit, gegen die Meinungen und 
Handlungen der badiſchen Budgetbewilliger zu kämpfen, er iſt dazu übergegangen, 
die perſönliche Ehre ſeiner Gegner anzugreifen und zu beſchmutzen. In der Zeit⸗ 
ſchrift, die wiſſenſchaftliche Waffen gegen die wirtſchaftlichen und politiſchen Feinde 
der Arbeiterklaſſe liefern ſollte, vergleicht er 17 Abgeordnete der eigenen Partei 
mit „Arbeitswilligen“ und „Streikbrechern“. Das Motiv für dieſen plumpen Kniff 
iſt leicht zu erkennen. Weil er weiß, daß von ſolchen Demagogenworten immer 
etwas hängen bleibt, ſucht er die Verachtung, die den gewerkſchaftlich geſchulten 
Proletarier gegenüber abtrünnigen Klaſſengenoſſen erfüllt, auf uns abzulenken. 
Es iſt eine unehrliche Spekulation; denn Genoſſe Kautsky weiß, daß in Baden 
kein Genoſſe den Kameraden in den Rücken fallen wollte, er weiß, daß die 
Landtagsfraktion in ihrer Weiſe und mit den Mitteln, die ſie für die rich⸗ 
tigen hielt, der Partei zu dienen bemüht war, und er weiß auch, daß keine 
egoiſtiſchen Intereſſen von uns verfolgt wurden. 

Wenn zur Erläuterung ein gewerkſchaftliches Beiſpiel angeführt werden 
ſoll, ſo ſind die badiſchen Abgeordneten mit Vertrauensleuten und Gewerk⸗ 
ſchaftsbeamten zu vergleichen, denen ihr Verbandstag den Auftrag erteilt, 
innerhalb einer gewiſſen Friſt eine Lohnbewegung durchzuführen. Durch⸗ 
brechen ſie dieſen Beſchluß, weil ſie ihn nach Prüfung der Verhältniſſe für 
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unzweckmäßig oder undurchführbar halten, ſo ſind ſie dafür Rechenſchaft 
ſchuldig, und der nächſte Kongreß ihrer Berufskollegen wird ſie zur Ver⸗ 
antwortung ziehen — aber „Arbeitswillige“ und „Streikbrecher“ ſind ſie nicht. 


II. 


Und worin beſteht unſer „Diſziplinbruch“? Es iſt unbeſtritten, daß trotz 
der Nürnberger Reſolution ſozialdemokratiſche Abgeordnete einem Budget zu⸗ 
ſtimmen dürfen, ſobald ſie in einem Parlament die Mehrheit haben. Wir 
wären in dieſem Falle alſo bereit, dem Klaſſenſtaat Mittel zu bewilligen — 
darunter Millionen für Heeresausgaben; denn die Ablehnung der Matrikular⸗ 
beiträge wäre eine wirkungsloſe Kinderei, ſolange die deutſche Reichsverfaſſung 
noch in Kraft iſt. Genoſſe Kautsky gibt dieſe Schwierigkeiten zu; aber er 
tröſtet ſich damit, daß wir wenigſtens die Zivilliſte, das Kultusbudget und 
die Gehälter der politiſchen Polizei ſtreichen könnten. So einfach liegen die 
Dinge nicht. Dieſe Ausgabepoſten beruhen mit wenigen Ausnahmen auf ge⸗ 
ſetzlichen oder vertragsmäßigen Verpflichtungen, und wenn die ſozialdemokra⸗ 
tiſche Majorität die Zahlung dieſer laufenden Staatsſchulden ablehnen würde, 
ſo hätten die Bezugsberechtigten leichtes Spiel: ſie würden Klage bei den 
ordentlichen Gerichten erheben und mit den raſch erwirkten Urteilen die Ein⸗ 
künfte und das Vermögen des Fiskus pfänden laſſen. Ich kann mir nicht 
denken, daß eine Fraktion ſo dumm wäre, es ſo weit kommen zu laſſen. Viel⸗ 
mehr wird ſich die Entwicklung ähnlich vollziehen wie in den zahlreichen Ge— 
meinden, in deren Vertretung wir die Mehrheit haben. Auf Grund geſetz⸗ 
lichen Zwanges werden für militäriſche Zwecke (wie Aushebung der Rekruten 
oder Manövereinquartierung) öffentliche Gelder von unſeren Parteigenoſſen 
bewilligt und ausgegeben. Ebenſo ſind wir oft genötigt, Aufwendungen für 
den Kultus zu machen. Ich kenne Gemeinden, in denen durch uralte Ver⸗ 
träge den Ortskirchen das Recht geſichert iſt, ſich den Läutedienſt oder einen 
Teil der Pfarrgehälter durch die politiſchen Gemeinden bezahlen zu laſſen. 
Wir nehmen dieſe mißlichen Überreſte der Vergangenheit nicht tragiſch und 
laſſen uns durch ſie nicht abhalten, die Verantwortung für die Verwaltung 
der Kommunen zu übernehmen. Wir verſprechen den Arbeitern keine Welt: 
wende von unſerem Siege in einem Dorfe oder einer Stadt; aber wir bringen 
ein modernes, unparteiiſches Regiment auf das Rathaus und verwirklichen, 
ſoweit dies in der bürgerlichen Geſellſchaft möglich iſt, die praktiſchen Forde⸗ 
rungen unſeres Programms. In den Einzellandtagen werden wir die 
Erhöhung der Zivilliſte oder die Zuwendung freiwilliger Unterſtützungen an 
die Kirchen durch unſere Mehrheit verhindern können. Demokratiſche und 
ſoziale Reformen werden, wenn auch gegen den Widerſtand der Herrenhäuſer, 
durchgeſetzt werden. Eine unparteiiſche Handhabung des Vereins- und Ver⸗ 
ſammlungsrechtes wird ſich erzwingen laſſen. Die Ausbeutung der Prole⸗ 
tarier werden wir dabei nicht abzuſchaffen imſtande ſein. Aber das Koalitions⸗ 
recht der Arbeiter werden wir ſichern und die Anwendung der ſozialen Schutz⸗ 
geſetze ſtreng überwachen. Wir können in einem einzelnen Staate durch unſer 
parlamentariſches Übergewicht nicht unſere ſozialiſtiſchen Endziele verwirk⸗ 
lichen, aber Vorteile für den Kampf der Arbeiterklaſſe erringen. 
Wir beſtimmen, trotz unſerer Mehrheit, nicht ſelbſtändig den Inhalt des 
Budgets, aber wir haben Einfluß auf ſeine Geſtaltung, und deshalb 
geſtattet uns die Partei, das Budgetgeſetz zu genehmigen. 
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Der Nürnberger Parteitag hat dagegen keine Anweiſung gegeben für den 
Fall, daß eine ſozialdemokratiſche Fraktion zwar nicht die Mehrheit, aber 
einen Teil einer parlamentariſchen Arbeitsmehrheit bilde. Es war 
auch nicht nötig, für dieſe Möglichkeit Vorſorge zu treffen, weil ſich bis dahin 
noch keine bürgerliche Partei gefunden hatte, die bereit und groß genug war, 
mit uns ein ſolches Bündnis zu ſchließen. Zum erſten Male in Deutſchland 
bot ſich nun für die badiſchen Genoſſen die Gelegenheit zum „Großblock“, 
und wir hielten uns für berechtigt und verpflichtet, im Intereſſe unſerer Be⸗ 
wegung darauf einzugehen. War aber dieſes Zuſammenarbeiten erlaubt, ſo 
mußte die notwendige Konſequenz die Zuſtimmung zum Budget ſein, auf 
deſſen Inhalt wir in monatelanger Arbeit Einfluß geübt hatten. Genoſſe 
Kautsky gelangt deshalb, von ſeinem Standpunkt aus folgerichtig, zur Ver⸗ 
urteilung der Großblockpolitik, die uns zur Annahme des Budgets veranlaßte. 
Aber ſeine Kritik kommt faſt ein Jahr zu ſpät — er hätte ſchon das Wahl⸗ 
bündnis verbieten müſſen. Er verſteht und billigt, daß wir 1909 im zweiten 
Wahlgang für die Liberalen gegen die Klerikalen und Konſervativen geſtimmt 
haben. Aber er überſieht oder vergißt, daß auch die Liberalen nach Abſchluß 
eines ſchriftlichen Vertrags mit uns öffentlich zur Wahl ſozialdemokratiſcher 
Kandidaten aufgefordert und für ſie tatſächlich geſtimmt haben. Eine Mehr⸗ 
heitsbildung war im Landtag nur möglich durch ein Zuſammengehen des 
Zentrums oder der Sozialdemokraten mit den Liberalen. Unſer Wahlbündnis 
wäre ſinnlos geweſen, wenn wir die Liberalen gezwungen hätten, mit dem 
Zentrum wieder zuſammenzuarbeiten. Die agitatoriſche Wirkung, die ſich und 
uns Genoſſe Kautsky von dem Bündnis des Zentrums und der Liberalen 
verſpräche, wäre ſehr gering geweſen; denn nicht die Nationalliberalen, 
ſondern die Sozialdemokraten, die dieſen Bund herbeigeführt und verſchuldet 
hätten, wären kompromittiert worden. Für Agitationsſtoff ſorgt die kapita⸗ 
liſtiſche Wirtſchaftsordnung genügend; wir brauchen ihn nicht erſt künſtlich zu 
ſchaffen. 

III. 

Genoſſe Kautsky verwirft grundſätzlich das Zuſammengehen mit einer 
bürgerlichen Fraktion. Für ſeine Anſchauung iſt es deshalb gleichgültig, ob 
im Einzelfall die Sozialdemokratie bei dieſem Geſchäft Vorteile erringt oder 
ob der andere Kontrahent den Hauptnutzen hat. Trotzdem ſucht er zu be⸗ 
weiſen, daß die Budgetbewilliger „nicht einmal Augenblickserfolge erzielt“ 
haben, „die der Rede wert wären“, vielmehr ſei die Fraktion auf das Niveau 
der Nationalliberalen herabgedrückt worden. Die wackelige Stütze dieſer 
ſchweren Anklage beſteht in einem armſeligen Zitat aus der „Kölniſchen Zei⸗ 
tung“, in der irgend ein offiziöſer Artikelſchreiber zur Verteidigung der 
badiſchen Nationalliberalen behauptet, ſie ſeien „um kein Jota nach 
links abgerückt“. Wenn Genoſſe Kautsky auf das Urteil der bürgerlichen 
Preſſe ſo großen Wert legt, ſo hätte er doch auch erwähnen müſſen, daß in 
Hunderten von Artikeln die konſervativen, klerikalen und ſcharf⸗ 
macheriſchen Blätter beklagt haben, die badiſchen Nationalliberalen ſeien 
durch den Großblock „radikaliſiert“ worden und in völlige Abhängigkeit von 
der ſozialdemokratiſchen Fraktion gekommen. In Wahrheit kann nur aus Un⸗ 
wiſſenheit oder aus böſem Willen behauptet werden, wir hätten unſere Selb⸗ 
ſtändigkeit preisgegeben oder die Grundſätze der Partei verleugnet. Bei unſeren 
Interpellationen über die Maurerausſperrung und über die Beſchäftigung 
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| ausländiſcher Arbeiter, bei der Beratung unſerer Anträge über die Bekämpfung 
der Arbeitsloſigkeit und gegen die Arbeitsnachweiſe der Unternehmer und bei 
jedem ähnlichen Anlaß haben wir rückſichtslos unſere Programmforderungen 
gegen Liberale und Zentrum vertreten. Wir haben uns niemals der Illu⸗ 
ſion hingegeben, Nationalliberale und Fortſchrittler für ſozialdemokratiſche 
Ziele begeiſtern zu können. Die erzieheriſche Wirkung des Großblocks zeigte * 
ſich vielmehr darin, daß die Nationalliberalen, die früher ganz wie 
ihre heſſiſchen und preußiſchen Parteigenoſſen konſervativ-agra⸗ 

riſche Neigungen hegten, von uns dazu gedrängt wurden, liberale 

Politik zu machen. 

Dafür ein paar Beiſpiele: 

Auf dem vorigen Landtag brachten die Nationalliberalen den Antrag zu 
Fall, die paar noch beſtehenden konfeſſionellen Lehrerſeminare abzu⸗ * 
ſchaffen — letztes Jahr dagegen ſtimmten ſie geſchloſſen für dieſen ſozial— 

demokratiſchen Antrag. Früher traten die Nationalliberalen, die bisher 
in den meiſten größeren Gemeinden die Rathausherrſchaft beſaßen, für jede 
reaktionäre Verſchlechterung des Gemeindewahlrechtes ein. Jetzt unterſtützten 
fie unſeren Vorſchlag, das Erfordernis der wirtſchaftlichen „Selb ſtändig— 
keit“ des Wählers aus der Gemeindeordnung zu ſtreichen. Ein Teil ihrer 
Fraktion war mit uns für das Frauenſtimmrecht in den Gemeinden — die 
Kommiſſion lehnte es mit nur acht gegen ſieben Stimmen ab, und mit 
nationalliberaler Hilfe ſetzten wir es wenigſtens durch, daß in die wichtigen 
ſtädtiſchen Kommiſſionen für das Schulweſen und das Armenweſen 
Frauen als Mitglieder gewählt werden müſſen. Im Gegenſatz zu der alten 
ſozialpolitiſchen Unzuverläſſigkeit ihrer Partei verhalfen ſie dem ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Antrag zur Annahme, daß in das nächſte Budget 100000 Mark 
für die Förderung der Arbeitsloſenverſicherung einzuſtellen ſeien, ebenſo 
unſerem Antrag, daß Arbeiter für die ſtaatliche Bauaufſicht verwendet 
werden ſollten. Während jahrzehntelang die Nationalliberalen und Klerikalen 
die wichtigen Kommiſſionsberichte unter die Mitglieder dieſer beiden Parteien 
verteilten, gelang es uns jetzt, dieſen alten Mißbrauch abzuſchaffen. Sozial: 
demokraten wurden nun die Referenten für das Volksſchulweſen, die 
Fabrikinſpektion, die Gemeindebeſteuerung. | 

Ebenſo unbegründet und ungerecht iſt der auch von Kautsky gegen uns 
wiederholte Vorwurf, wir hätten uns benommen wie die Freiſinnigen im 
konſervativ⸗liberalen Bülowblock. Wir proteſtieren gegen dieſe Zuſammen⸗ 
ſtellung. In der Blockära wurde dem Volke mit der rechten Hand genommen, 
was mit der linken gegeben war. Die paar Verbeſſerungen, die das Reichs⸗ 
vereinsgeſetz manchen Bundesſtaaten brachte, wurden aufgehoben durch die 
Entrechtung der Jugendlichen und durch die Knebelung der polniſch ſprechenden 
Bevölkerung. Man ſoll doch den Grundſatz nennen, den wir verleugnet haben, 
oder auch nur eine einzige Verſchlechterung der beſtehenden Ver⸗ 
hältniſſe, beſchloſſen in dieſer Seſſion. Dagegen haben wir bei jedem 
Geſetz, dem unſere Zuſtimmung gegeben worden iſt, wichtige Reformen x 

durchgeſetzt. Die Schulnovelle brachte eine Erhöhung der Lehrergehälter, 
das achte Schuljahr für die Mädchen, die obligatoriſche Einführung 
der Schulärzte und — auf unſeren Antrag — die geſetzliche Beſtimmung, 
daß Kinder von Diſſidenten gegen den Willen ihrer Eltern nicht 
zum Beſuch des Religionsunterrichtes gezwungen werden können. 
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Die Neuregelung der Einkommenſteuer in Staat und Gemeinde enthielt die 
bisher fehlende Progreſſion der Steuerſätze. Für die unteren Einkommen bis 
zu 1400 Mark erwirkten wir erhebliche Erleichterungen. Die neue Ge⸗ 
meinde⸗ und Städteordnung brachte noch nicht das von uns vergeblich 
geforderte allgemeine direkte Wahlrecht, aber dafür andere große Verbeſſe⸗ 
rungen, die uns mit einem Schlage faſt in allen Orten eine Vertretung auf 
den Rathäuſern und vielfach die Mehrheit garantieren. Die Regierung 
hat in Baden kein Beſtätigungsrecht, weder bei den Bürgermeiſtern 
noch bei den Magiſtrats mitgliedern (Stadträten). Wir haben jetzt ſchon 
ein halbes Dutzend ſozialdemokratiſcher Ortsvorſteher, die Zahl wird ſich 
unter dem neuen Geſetz ſofort ſtark vervielfachen. Jeder Deutſche, der zwei 
Jahre in einer Gemeinde gewohnt hat, erwirbt das Wahlrecht. Er braucht 
kein Einkaufsgeld zu zahlen und iſt nicht genötigt, die badiſche Staats⸗ 
angehörigkeit zu erwerben. Aber er muß „ſelbſtändig“ ſein. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung iſt gegeben, wenn jemand einen eigenen Hausſtand beſitzt. Da die 
Arbeiter früher heiraten als die Beſitzenden, wirkt dieſe Beſtimmung zu 
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unferen Gunſten. Es iſt uns aber gelungen, den Kreis der Wahlberechtigten 


noch zu erweitern. Das Alter, mit dem die Wahlberechtigung beginnt, wurde 
vom ſechsundzwanzigſten auf das fünfundzwanzigſte Jahr herabgeſetzt. Während 
bisher durch den Wegzug aus einer Gemeinde das Wahlrecht erloſch, wurde 
auf unſeren Antrag beſchloſſen, daß das Wahlrecht ſofort wieder auflebt, 
wenn der Fortgezogene innerhalb zweier Jahre zurückkehrt. Dieſe Neuerung 
wird Tauſenden von Arbeitern ihr Wahlrecht ſichern, wenn ſie in ſchlechten 
Zeiten vorübergehend, um Arbeit zu finden, ihren Wohnſitz aufgeben müſſen. 
Das prozentuale Verhältnis der Wahlberechtigten zur ganzen 
Einwohnerzahl iſt in keinem Bundesſtaat ſo günſtig wie in Baden. 
Genoſſe Lehmann, der in ſeinem Artikel das Gegenteil beweiſen will, kann 
zu ſeinem Ergebnis nur durch abſichtliche Entſtellung der Tatſachen gelangen. 
Er entnimmt ſeine Ziffern, vorſichtigerweiſe ohne Quellenangabe, aus dem 
Kommiſſionsbericht, den der Freiburger Oberbürgermeiſter Dr. Winter in der 
badiſchen Erſten Kammer erſtattet hat. Es ſind dort die Zahlen für 32 
preußiſche Städte genannt, von denen Spandau die günſtigſten Verhältniſſe 
hat. Es ſind dort von 100 Einwohnern 18,8 wahlberechtigt. Dieſe Stadt 
greift nun Lehmann als typiſch heraus und vergleicht ſie mit Mannheim, 
wo die induſtrielle Bevölkerung beſonders ſtark fluktuiert und wo deshalb die 
Verhältniszahlen viel niedriger ſind als in faſt allen anderen badiſchen Ge⸗ 
meinden. In Mannheim ſind von 100 Einwohnern nur 13,7 wahl⸗ 
berechtigt. Aber Genoſſe Lehmann hätte doch auch berichten müſſen, daß in 
der gleichen Tabelle folgende prozentuale Ziffern enthalten ſind: Königs⸗ 
berg i. Pr. mit 11,5, Poſen mit 11,1, Kaſſel mit 11, Kiel mit 10,1, Aachen 
mit 8,9, Altona und Breslau mit 7,5 und Hannover mit 4,2. Auch einige 
außerpreußiſche Städte ſind dem Genoſſen Lehmann bei dem Studium dieſer 
Überficht entgangen: München mit 5,79, Nürnberg mit 5,55, Augsburg mit 
4,99, Würzburg mit 4,65, wozu bemerkt werden muß, daß in Bayern nur 
die Bürger, in Baden die Einwohner das Wahlrecht haben. Von Inter⸗ 
eſſe ſind noch folgende ſächſiſche Städte: Dresden mit 7,5, Chemnitz mit 6,8 
und Leipzig mit 6,2. So zuverläſſig wie die Zahlen des Genoſſen Lehmann 
ſind auch die anderen Informationen, die unſere norddeutſchen Kameraden zu 
Entrüſtungsreſolutionen gegen die badiſchen „Rebellen“ aufpeitſchen ſollen. 
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Für die Gemeinden bis zu 4000 Einwohnern werden von jetzt ab 
die Gemeinderäte nach dem allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten 
Wahlrecht unter Anwendung des Proporzes gewählt. In einem Lande, 
das nur zwei Großſtädte hat, bedeutet dieſe Reform einen gewaltigen Fort⸗ 
ſchritt für einen großen Teil des Volkes. Und wenn es uns auch noch nicht 
gelungen iſt, für die großen Städte die Abſchaffung der Klaſſenwahl zu er⸗ 
reichen, ſo iſt wenigſtens eine Milderung des Unrechtes geſchaffen. Bisher 
waren in die erſte Klaſſe ein Zwölftel, in die zweite Klaſſe zwei Zwölftel, 
in die dritte Klaſſe neun Zwölftel aller Wahlberechtigten (nicht des 
Steuerkapitals, wie beim preußiſchen Klaſſenwahlrecht) eingeteilt, künftig in 
die erſte Klaſſe ein Sechſtel, in die zweite Klaſſe zwei Sechſtel, in die dritte 
Klaſſe drei Sechſtel. Gleichzeitig wurde aber die Verhältniswahl für den 
Magiſtrat (Stadtrat) eingeführt, jo daß wir, ohne von der Gnade bürger- 
licher Parteien abhängig zu ſein, überall entſprechend unſerer Stärke an der 
Leitung der Städte beteiligt ſein werden. | 
Es ift uns durch zähe Arbeit auch möglich geweſen, wie auf die Geſetz⸗ 
gebung ſo auf die Verwaltung Einfluß zu gewinnen. Das Vereins⸗ 
und Verſammlungsrecht iſt bei uns geſichert. Die Maidemonſtrationszüge 
wurden im ganzen Lande erlaubt. Verſammlungen unter freiem Himmel 
finden überall ſtatt. Es erging ein einziges ſchikanöſes Verſammlungsverbot 
(von dem Bezirksamt Offenburg); das Miniſterium hob auf unſere Be⸗ 
ſchwerde dieſe Verfügung auf, und der preußiſch geſchulte Polizeibeamte wurde 
verſetzt. Das Koalitionsrecht der Eiſenbahner wurde ſchon früher erkämpft. 
Auf dieſem Landtag wurde auch die gewerkſchaftliche Organiſation der 
Waldarbeiter anerkannt, und die Regierung erklärte, daß ſie denjenigen 
Arbeitern der Staatsforſten, die ſich organiſieren würden, nichts in den Weg 
legen werde. Ich erwähne dieſe Dinge nicht, um uns zu rühmen oder die 
Regierung zu loben. Man hat uns nicht Geſchenke gewährt, ſondern unſer 
Recht beſtätigt, und vieles bleibt noch zu erringen. Aber müſſen unſere 
preußiſchen und ſächſiſchen Genoſſen ehrlicherweiſe nicht zugeben, daß manche 
dieſer Errungenſchaften für ſie noch in weiter Ferne ſchimmernde Ziele ſind? 
Es iſt ja ſehr leicht, aus der Fülle eigener Unkenntnis über die „beſonderen 
badiſchen Verhältniſſe“ zu höhnen und den Vertrauensleuten der badiſchen 
Arbeiter die parteigenöſſiſche Ehre abzuſchneiden. Schwerer und gewiſſenhafter 
wäre es, den „Kanton Badiſch“ erſt kennen zu lernen und dann erſt zu ent⸗ 
ſcheiden, ob wirklich dieſer Zweig dem Stamme der Geſamtpartei abgeſchnitten 
werden ſoll. In Berlin und Hamburg wurde der Vorſchlag gemacht, zwei 
Dutzend Miſſionare nach Baden zu ſenden, die den verirrten Schäflein wieder 
auf den rechten Weg helfen ſollen. In keiner Verſammlung aber wurde dem 
Wunſche Gehör gegeben, einem der angeklagten Ketzer vor der Verurteilung 
das Wort zur Verteidigung zu geben. | 


E 
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IV. 


Der Kaſernengehorſam, den man uns aufzwingen will, unterſcheidet 
ſich von der freiwilligen Diſziplin, die wir als unentbehrlich anerkennen, 
in folgendem Punkte: Der Soldat muß ſeinen Dienſtbefehl, auch den als 
unſinnig erkannten, ohne Widerrede ausführen. Er hat nach dem Vollzug 
das Recht der Beſchwerde. Genau die gleiche Stellung möchte uns Genoſſe 


Kautsky zuweiſen. Wir ſollen eine Reſolution befolgen, auch wenn wir unter 
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den Umſtänden, unter denen wir handeln müſſen, die Partei zu ſchädigen 
glauben; dafür aber gibt er uns, wie den Musketieren und Dragonern, das 
Recht der nachträglichen Beſchwerde an den vorgeſetzten Parteitag. Ein Ab⸗ 


geordneter, der ſich nach dieſem bequemen Schema richten würde, müßte ſich 


den Vorwurf der Pflichtverletzung gefallen laſſen. Jeder Vertrauensmann 
der Partei, ob er im Parlament oder in einem Vorſtandsbureau ſitzt, muß 
im Rahmen des Programms nach freier Überzeugung wirken. Kein Partei⸗ 
tag kann ihm im voraus die Verantwortung abnehmen; wir können keinen 
Reichskriegsrat brauchen, der vom grünen Tiſche aus in grünem Hefte jeden 
Schritt unſerer Bewegung vorzeichnet. Beſchlüſſe der Parteivertretung ſind 
zu beachten; aber ſie ſind keine Dogmen, vielmehr iſt ihre Zweckmäßigkeit und 
Ausführbarkeit an den Tatſachen zu meſſen. Muß einem Beſchluß der Partei 
zuwidergehandelt werden, ſo ſind dem nächſten Parteitag die Gründe dar⸗ 
zulegen. Überzeugt ſich dieſer von der Zweckmäßigkeit der Maßregel, ſo ſpricht 
er ſeine Billigung aus, im anderen Falle beſchließt er eine Rüge. Glaubt 
aber die Parteivertretung, daß eine parteiſchädigende Abſicht vorlag, ſo ſind 
die ſchuldigen Abgeordneten ſofort von ihren Poſten und aus der Organi⸗ 
ſation zu entfernen. 1 

Noch ein Wort zur monarchiſchen Frage, deren Bedeutung maßlos auf⸗ 
gebauſcht wird. Wir waren und ſind uns der Pflicht bewußt, die hiſtoriſchen 
Empfindungen und Empfindlichkeiten der Parteigenoſſen im Reiche nicht mut⸗ 
willig zu verletzen. Die badiſchen Hofgänger ſind deshalb noch nie 
bei Hof geweſen — keiner, auch nicht die Mitglieder des Kammer⸗ 
präſidiums. Die Wahl des Vorſtandes wird dem Großherzog in der Form 
angezeigt, daß die Präſidenten und Sekretäre ſich gemeinſam in das Schloß 
begeben und in ein dort aufliegendes Buch einzeichnen. Unſere Genoſſen haben 
ſich — in einer meines Erachtens zu weitgehenden Rückſicht — davon aus⸗ 
geſchloſſen, weil die „Hofgänger“ den unfehlbar einſetzenden Preſſeſkandal 
vermeiden wollten. Die Verhandlungen des Landtags werden bei Beginn 
einer Seſſion in der Regel durch den Großherzog eröffnet. Die Mitglieder 
beider Häuſer verſammeln ſich in dem Sitzungsſaal der Zweiten Kammer und 
werden dort, nachdem die Thronrede verleſen iſt, vereidigt. Die „Hofgänger“ 
ſind dieſem feierlichen Akte fern geblieben. Die Schließung des Landtags er⸗ 
folgt in der gleichen Weiſe, und die Fraktion der „Hofgänger“ beſchloß, 
wieder fernzubleiben, wenn der Fürſt ſelbſt erſcheine, dagegen die Teilnahme 
freizuſtellen, wenn der Miniſter die Thronrede verleſe, weil dann das mili⸗ 
täriſche und höfiſche Gepränge des Vorganges wegfalle. Das ſind die Ge⸗ 
legenheiten, bei denen wir uns „byzantiniſch“ oder wie „Sklaven“ oder 
„hündiſch“ benommen haben ſollen. Aber Genoſſe Kautsky tadelt auch, daß 
die Fraktion nicht energiſch dagegen proteſtiert habe, wenn die monarchiſch 
geſinnte Kammermehrheit dem Großherzogspaar zu einem „unpolitiſchen 
Familienfeſt“ durch das Präſidium gratulieren laſſen wollte. Unſer Kritiker 
hat doch ſelbſt ſchmerzlich erfahren müſſen, wie ſchwierig es iſt, den richtigen 
Zeitpunkt für angeblich notwendige republikaniſche Propaganda zu beſtimmen. 
Hat er ſich nicht darauf berufen, daß im Erfurter Programm die Forderung 
der Republik nicht enthalten ſei? Und trotzdem hält er ſich für berechtigt, 
uns tyrannenfeindliche Tugenden zu predigen. Er hat den antimonarchiſchen 
Glaubensunterricht bei Genoſſin Roſa Luxemburg nicht ohne Nutzen genoſſen, 
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und mit dem ſchönen Eifer des Neubekehrten verlangt er von uns „Hof⸗ 
gängern“ Dinge, die bisher kein Menſch in der Partei gefordert 
oder getan hat. Im Reichstag, im preußiſchen Abgeordnetenhaus und in 
allen anderen deutſchen Parlamenten erbittet ſich der Präſident in öffent⸗ 
licher Sitzung die Erlaubnis, beim Geburtstag des Kaiſers oder der Kaiſerin 
oder anderer Monarchen, bei der Hochzeit des Kronprinzen oder bei ähnlichen 
„unpolitiſchen Familienfeſten“ die Glückwünſche der Volksvertretung zu über⸗ 
bringen. Wann und wo haben unſere berufenen Parteigenoſſen dagegen je 
„proteſtiert“? Welche flammenden Reden haben die Genoſſen in Sachſen und 
Preußen gegen dieſen „Mißbrauch der Geſchäftsordnung zu byzan⸗ 
tiniſchen Zwecken“ gehalten? Wahrſcheinlich wurde der richtige Moment 
in Dresden und Berlin überhört und verpaßt, ſo wie in früheren Jahren 
dort oft die Gelegenheit überhört und verpaßt wurde, durch Ablehnung des 
Budgets dem Klaſſenſtaat Wunden zu ſchlagen. 8 
Wir gehen mit gutem Gewiſſen nach Magdeburg. 


Die deutſchen Flottenrüftungen. 
Von Heinrich Ströbel. 


Während in der Preſſe die Frage der Einſchränkung der Flottenrüſtungen 
behandelt wird, iſt es mehr als wahrſcheinlich, daß uns demnächſt wieder eine 
neue Flottenvermehrung bevorſteht. Nach dem gegenwärtig geltenden 
Flottengeſetz würde allerdings vom Jahre 1912 ab für ein paar Jahre eine 
Einſchränkung der Flottenbauten eintreten. Während in den letzten Jahren je 
4 Schlachtſchiffe — Linienſchiffe und große Kreuzer — in Bau gegeben worden 
ſind, würden 1912 und in den folgenden Jahren nur noch jährlich 2 ſolcher 
Schiffe auf Stapel zu legen ſein. Aber daß Deutſchland, um mit dem eng⸗ 
liſchen Premierminiſter Asquith zu ſprechen, mit ſeinen Flottenbauten im Jahre 
1911 wirklich den „Gipfel der Welle“ erreicht haben und dann in das Wellental 
hinabgleiten werde, kann nur jemand annehmen, dem der Charakter unſerer 
bisherigen Flottengeſetze ein Buch mit ſieben Siegeln iſt. Wer dieſe Flotten⸗ 
geſetze und die ihnen innewohnende Tendenz kennt, wird dagegen der feſten 
Überzeugung ſein, daß die demnächſt fällige Flottenvorlage nicht lange mehr 
vermutlich allerdings bis nach den Reichstagswahlen — auf ſich warten läßt. 

Unſere Flottengeſetze ſind allerdings ſelbſt den meiſten der politiſch Tätigen 
eine etwas dunkle Materie. Es erfordert ſchon einen nicht unbedeutenden 
Müheaufwand, ſich in die Geheimniſſe unſerer Flottenbaupläne hineinzuarbeiten. 
Und man kann den Verfaſſern unſerer Flottengeſetze nicht den Vorwurf er⸗ 
ſparen, daß fie nicht das geringſte dazu beigetragen haben, die Überſichtlichkeit 
über die Abſichten der Geſetze zu erhöhen. Wozu auch? Ein je unbekannteres 
Ding unſere Rüſtungspläne ſind, deſto beſſer für unſere Weltpolitiker! Sie 
können ihre künftigen Pläne ja um ſo leichter verſchleiern, können bei Wahlen 
den Maſſen vorſpiegeln, daß ſie gar nicht an eine abermalige Flottenvermehrung 
dächten, um dann das ahnungsloſe Publikum plötzlich mit der Vorlage zu über⸗ 
rumpeln. Im übrigen ſucht man ja Parlamentariern ſowie ſonſtigen politiſchen 
Intereſſenten überhaupt die Durchdringung der Verhältniſſe möglichſt zu er⸗ 
ſchweren. Wie unüberſichtlich ſind noch immer unſere Etats. Um ſpeziell in 
Preußen eine Überſicht der wirklichen Finanzlage zu erlangen, mußte man ſich 
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den Nettoetat erſt mühſam errechnen, was bei den rieſigen Staatsbetrieben 
und den ſowohl unter den Einnahmen wie Ausgaben gebuchten Betriebs⸗ 
koſten ein hartes Stück Arbeit machte. Erſt jetzt hat man ſich dazu bequemt, 
durch Aufſtellung des Nettoetats den Abgeordneten dieſe ganz überflüſſige 
Arbeit zu erſparen. 

Mit den Flottengeſetzen iſt es noch ſchlimmer. Aus dem Texte des Flotten⸗ 
geſetzes vom 14. Juni 1900 iſt es gar nicht möglich, ſich ein Bild von den 
Abſichten des Geſetzes zu machen. Da wird zum Beiſpiel nur geſagt, daß die 
Zahl der Linienſchiffe 38, die der großen Kreuzer 14 betragen ſolle. Dann 
werden 27 Linienſchiffe und 12 große Kreuzer aufgeführt, die bei Erlaß dieſes 
Geſetzes auf den Sollbeſtand „in Anrechnung“ kommen, und endlich wird uns 
noch mitgeteilt, daß und in welchen Jahren insgeſamt 17 Erſatzbauten an 
Linienſchiffen und 10 Erſatzbauten an großen Kreuzern vergeben werden ſollen. 

Das iſt alles, was wir über die Linienſchiffe und großen Kreuzer erfahren! 
Daß auch eine große Anzahl von Neubauten der beiden Schiffstypen erfolgen 
ſollen, wird mit keiner Silbe erwähnt! Will man ſich darüber ſowie über 
den Namen der Schiffe informieren, die durch Erſatzbauten bis zum Jahre 1917 
erſetzt werden ſollen, ſo muß man ſchon den Entwurf des Geſetzes ſorgfältig 
ſtudieren. Aber dieſer Entwurf, der eine Überſicht über den Geſamtbedarf 
an Schiffsbauten, über die geforderten Vermehrungsbauten, über die Ver⸗ 
teilung der Erſatz- und Vermehrungsbauten auf die einzelnen Jahre uſw. 
enthält, iſt durch den Reichstag und das ſchließlich von ihm angenommene 
Geſetz ſo völlig umgemodelt worden, daß es erſt langer, ſorgfältiger Ver⸗ 
gleiche bedarf, bevor man nunmehr ein klares Bild von dem Inhalt des 
Flottengeſetzes ſelbſt erhält. 

Das Tableau über die Verteilung ſämtlicher Schlachtſchiffsbauten war 
nach dem Entwurf des Flottengeſetzes folgendes: 


Tabelle J. 

Jahr | Linienſchiffe | Große Kreuzer 
1901 2 Vermehrungsbauten | 1 Erſatzbau 
1902 2 5 1 s 
1903 2 1 s 
1904 2 = 1 Vermehrungsbau 2 
1905 2 2 1 2 > 
1906 2 Erſatzbauten 1 5 * 
1907 1 Erſatzbau 2 Vermehrungsbauten] ® 
1908 1 7 2 = 2 
1909 1 Vermehrungsbau 1 Vermehrungsbau 8 
1910 1 Erſatzbau 2 Erſatzbauten 3 
1911 2 Erſatzbauten 1 Erſatzbau > 
1912 2 = il = 
1913 2 = 1 = 
191478; 2 = 1 
Ai TAN ER e 2 : 1 
III PER WERE | 2 . 

Summe 28 Linienſchiffe 18 große Kreuzer 


Es ſollten alſo — mit Ausnahme der Jahre 1909 und 1916 — jährlich 
drei Schlachtſchiffe gebaut werden. 
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Das dagegen vom Reichstag ſchließlich bef chloſ ſene Geſetz ſah folgenden 
Bauplan vor: Tabelle II. 
E 


Bauplan des Flottengeſetzes von 1900. 
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Die Verſchiedenheit rührt hauptſächlich daher, daß der Reichstag die in 
der Tabelle I verzeichneten 6 Auslandskreuzer abgelehnt hatte. Statt 
der 46 Schiffe waren alſo insgeſamt nur noch 40 zu bauen. Und da dieſe 
40 Bauten ſtatt über 16 über 17 Jahre verteilt wurden, konnte natürlich auf 
das Jahr nicht mehr der Durchſchnitt von 3 Bauten entfallen. Vom Jahre 
1906 ab ſollte ſich die Zahl der Bauten auf jährlich 2 vermindern. 

Der Hauptzweck des Regierungsentwurfes jedoch war erreicht! Durch die 
28 Linienſchiffsbauten wurde die Zahl der Linienſchiffe im Jahre 1917 
auf 38 gebracht. Dazu gehörten die 28 neuen Schiffe ſowie die 10 „älteren“ 
Schiffe, die noch nicht das Dienſtalter von 25 Jahren erreicht hatten, nämlich 
die Schiffe der Kaiſer⸗ und der Wittelsbachklaſſe, von denen übrigens 
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zu der Zeit, als das Flottengeſetz beſchloſſen wurde, die 5 Schiffe der 
Wittelsbachklaſſe noch gar nicht vom Stapel gelaſſen waren! 


Aber auch der vom Flottengeſetz beſchloſſene Bauplan ſollte nicht lange 


“ eingehalten werden. Im Jahre 1906 verlangte die Regierung in einer Novelle 


zum Flottengeſetz von 1900 unter anderem auch die Bewilligung der vor ſechs 
Jahren geſtrichenen 6 Auslandskreuzer. Der Reichstag beeilte ſich, die Forde⸗ 
rung zu bewilligen. Dieſe 6 neuen großen Kreuzer wurden nun für die 
Jahre 1906 bis 1911 in Bau gegeben, ſo daß damit der Bau von je 
3 Schlachtſchiffen auf weitere 6 Jahre geſichert war. 

Aber damit begnügte man ſich noch nicht. Schon Ende 1907 forderte die 
Regierung in einer neuen Flottennovelle die Herabminderung des Dienſtalters 
der Linienſchiffe von 25 auf 20 Jahre. Das hatte den Effekt, daß nunmehr 
auch für 4 Schiffe der Kaiſerklaſſe bis zum Jahre 1917 Erſatzbauten 
notwendig wurden. Auch dieſe Forderung wurde vom Reichstag bewilligt. 
Der Bauplan erhielt dadurch nunmehr folgende Geſtalt: 
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Tabelle III. ö 
Bauplan nach den Flottengeſetzen von 1906 und 1908. 
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Man ſieht, daß man die Erſatzpflicht der 4 Schiffe der Kaiſerklaſſe 
ſchleunigſt dazu benutzte, um ſogleich von 1908 ab jährlich 4 Schlacht- 
ſchiffe zu bauen, 3 Linienſchiffe und 1 großen Kreuzer. 

Dieſe Zuſammendrängung und Häufung der Bauten iſt kein Zu⸗ 
fall, ſondern ein raffiniertes Syſtem. 

Nach dem Flottengeſetz für 1900 waren allein an Erſatz bauten 17 Linien⸗ 
ſchiffe und 10 große Kreuzer fällig. Nach den Nachweiſungen des Entwurfes 
des Flottengeſetzes wären nach dem Dienſtalter der einzelnen Schiffe die 
Erſatzbauten in den nachfolgenden Jahren eingetreten (ſiehe Tabelle Seite 823). 

Von 1901 bis 1913 wären alſo nur 10 Erſatzbauten fällig geweſen, von 
1914 bis 1917 dagegen deren 17. 

Man ſetzte jedoch in dem Flottengeſetz von 1900 die Erſatzbauten ſo an, 
daß — abgeſehen von den 11 Linienſchiffsneubauten und den 2 Neubauten 
von großen Kreuzern — bis zum Jahre 1913 19 Erſatzbauten vorgeſehen 
wurden, von 1914 bis 1917 nur 8. 

Natürlich ſchob man allerhand praktiſche techniſche Gründe vor: eine ſolche 
Verteilung der Bauten ermögliche eine geregeltere Bautätigkeit. In Wirk⸗ 
lichkeit wollte man aber die Bauten ſo zuſammendrängen, daß recht bald eine 
Lücke im Bauplan entſtand, die dann ſchleunigſt ausgefüllt werden ſollte. 
In den Jahren 1901 bis 1905 waren jährlich 3 Schlachtſchiffsbauten ver⸗ 
geben worden. Im Jahre 1906 wären aber nur noch 2 ſolcher Bauten auf 
Stapel zu legen geweſen. Da ſchufen die Flottennovellen von 1906 und 
1908 Rat. b 

Aber man begnügte ſich nicht mit dem jährlichen Bau von drei Schlacht⸗ 
ſchiffen, ſondern baute nun jährlich deren vier. Auch hier zeigte ſich wieder 
das Streben, die Bauten möglichſt zuſammenzudrängen und zu häufen. 

Die Erſatzbauten für die Schiffe der Kaiſerklaſſe wären nach den 
Grundſätzen des Flottengeſetzes erſt 17 Jahre nach ihrem Stapellauf, alſo 
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Tabelle IV. 
— ͥͤ ö ¹ ¾nd8;ñ᷑łx!ñUñͥX᷑——ñUñÄ EEE en 
Jährlich 
Jahr Linienſchiffe und Küſtenpanzerſchiffe Große Kreuzer in Bau zu 


nehmende 
große Schiffe 


a Br | Bayern, Sachſen, Württem⸗ | König Wilhelm, Kaiſer, 


berg, Baden Deutfchland . 7 
BOZEN, — 50 Be 
1903 — 1 5 
904 — ar 5 
19085 — — BE 
ir AR — 1 
r — — d — 
1908 — Kaiſerin Augufta. . 1 
19099 — — — 
i — — — 
1120 9 ER — — — 
ie ddd — 1 
i — — = 
1914. Kurfürſt Friedrich Wilhelm, 
Brandenburg, Weißen⸗ 
burg, Wörth, Beowulf, 
Frithjof 9 u: — 6 
1915. Hildebrand... . Freya, Victoria Louiſe, 
g Hertha, Fürſt Bismarck. 5 
1916 . . Heimdall, Hagen. . Vineta, Hanſa. 4 
Tote N e, — 2 
Summe | 17 | 10 | 27 


erſt in den Jahren 1913 bis 1917, fällig geweſen. Wäre es nun der Regie: 
rung mit ihrem Argument, man müſſe die Bauzeit möglichſt gleichmäßig 
verteilen, wirklich ernſt geweſen, ſo hätte man dieſe 4 Erſatzbauten auf die 
Jahre 1912 bis 1915 verteilen müſſen, weil ja dann an Stelle der zwei 
jährlichen Bauten — wie ja in den 6 vorhergehenden Jahren — deren 3 in 
Bau gegeben worden wären. 

Aber das Argument der möglichſt gleichmäßigen Verteilung war ja nur 


ein Scheingrund, ein Vorwand. Man drängte deshalb fortan die 


Bauten fo zuſammen, daß 1908 bis 1911 jährlich nunmehr 4 Schlacht- 
ſchiffe auf Stapel gelegt wurden. Man begnügte ſich ſogar nicht einmal 
damit, die 4 erſt 1913 bis 1917 fälligen neuen Erſatzbauten bereits in die 
Jahre 1908 bis 1911 zu verlegen, ſondern man ſchob in dieſe Bauperiode 
auch eines der beiden Linienſchiffe hinein, das nach dem Flottengeſetz für 1900 
erſt im Jahre 1917 in Bau gegeben werden ſollte! 

Wenn man dafür dann andererſeits die Erſatzbauten für je einen großen 


Kreuzer, die nach dem Flottengeſetz von 1900 bereits von 1910 ab jährlich 


ſtattfinden ſollten, erſt vom Jahre 1912 ab beginnen ließ, jo hatte das nicht 
das geringſte zu bedeuten, da ja durch die Flottenn ovelle von 1906 für die 
Jahre 1910 und 1911 je ein Neubau von großen Kreuzern vorgeſehen 
worden war! 

So hatte man durch die Flottennovellen von 1906 und 1908 nichts 


geringeres erreicht, als daß von 1906 bis 1911 9 große Schlachtſchiffe 


; * 
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— 5 Linienſchiffe und 4 große Kreuzer — mehr gebaut werden, als nach 
dem Flottengeſetz von 1900 vorgeſehen war. 

Eine Überſicht über den Erſatz der 21 erſazpflichtigen Linienſchiffe gibt 
folgende Tabelle: 


Tabelle V. 

Alte Schiffe | Erſatzbauten gde Tee 
Sachſen i / N Aue, | 1906 
Bayern ß; EL N N 1906 
Württemberg (1878) © 2 2 = 13907 1906 bis 1907 
Baden e ed, DR Nee 1907 
lden e nase en 1908 
Frith ee, 8 1908 
Hilden id ne N a 1908 
Heimdan dd, 1909 
Hazen s we le re RE 1909 1910 bis 1914 
Agir (8d 8 1909 
Odin (188 se nn LA 1910 
Behwülf (iso), 1910 
Siegfried (1889) le 1910 
Brandenburg (1891 ee 1911 
Kurfürſt Friedrich wien asoh . ER 1911 
Weißenburg (1891) e 1912 1915 bis 1917 
Wörth (189. N), ů„ůßʒ᷑ůll 1913 
Kaiſer Friedrich III. (189 7. Kia un 1914 Nach dem alten 
Kaiſer Wilhelm (se, en 1915 Flottengeſetz über⸗ 
Kaiſer Wilhelm der Große (189999 1916 haupt nicht zu er⸗ 
Kaiſer Karl der Große (190o 1917 ſetzen 


Di.ieſe Tabelle zeigt, wie ſehr die Flottennovellen dazu benutzt worden find, 

das Tempo der Schiffsbauten zu beſchleunigen. Wobei wir bemerken 
wollen, daß wir in dieſer letzten Tabelle die Schiffe der Kaiſerklaſſe an letzte 
Stelle gerückt haben und dafür den Erſatz der alten Küſtenpanzer Frithjof uſw. 
entſprechend beſchleunigen ließen. Es kommt das auf eins heraus, weil es ja 
bei den Erſatzbauten gar nicht darauf ankommt, ob das zu erſetzende Linien⸗ 
ſchiff älter oder jünger, kleiner oder größer war. Jedes neue Erſatzſchiff nimmt 
eben entſprechend dem moderneren Typ immer gewaltigere Dimenſionen an, 
einerlei, ob es den Erſatz der über 11000 Tonnen großen Schiffe der Kaiſer⸗ 
klaſſe oder der noch nicht halb ſo großen Küſtenpanzer gilt. 

Nehmen wir Erſatz⸗ und Neubauten zuſammen, ſo ſtellt ſich folgendes Bild 
des Bauprogramms heraus (ſiehe Tabelle Seite 825). 

Aber noch einen Effekt hatte das Flottengeſetz von 1908. Es bewirkte, 
daß Deutſchland 1917 reſp. 1919 nicht 38 moderne Linienſchiffe beſitzen wird, 
wie das Flottengeſetz von 1900 verlangte, ſondern nicht weniger als 42, da 
ja die durch die Herabſetzung des Dienſtalters auf 20 Jahre erſetzten vier 
Schiffe der Kaiſerklaſſe nach ihrem Erſatz keineswegs entwertet ſind, ſondern 
noch ebenſogut als vollwertige Schlachtſchiffe gelten können, wie der ja 
zu derſelben Klaſſe gehörige „Barbaroſſa“ und die 5 Schiffe der Wittelsbach⸗ 
klaſſe, die, wenigſtens nach den zurzeit beſtehenden Beſtimmungen des Flotten⸗ 
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Tabelle VI. 


; Jahr g Linienſchiffe Große Kreuzer 


1901 
1902 
%% I 10 Vermehrungsbauten 
1904 
1905 
1906 


1907 
1908 15 Erſatzbauten 


1805 . 1 Vermehrungsbau 6 Vermehrungsbauten 


1910 
1911 
1912 
1913 
1914 

VVV 18 Erſatzbauten 6 Erſatzbauten 
1916 
1917 


2 Vermehrungsbauten 
3 Erſatzbauten 


UND GI 


UND 56 


uejnvg ZI 


geſetzes, im Jahre 1917 noch zu der Zahl der als vollwertig anzurech⸗ 
| nenden 38 Linienſchiffe gehören. 


Folgende Angaben über Größe, Armierung uſw. beweiſen das: 


Deplacement Panzerung Geſchwindigkeit 5 
Tonnen Millimeter Knoten Armierung 
Kaiſerklaſſe. . . 11150 300, 250, 150 18 4 24/40 14 15/40 
Wittelsbachklaſſe. . 11800 225, 250, 150 18—18,1 4 24/40 18 15/40 


Die Schiffe der Kaiſerklaſſe find alſo ebenſoviel wert als die der Wittels⸗ 


| | bachklaſſe. 


Freilich: Unſere Flottenpolitiker werden wahrſcheinlich umgekehrt ſagen, 


die Schiffe der Wittelsbachklaſſe ſeien ebenſowenig wert wie die der Kaiſer⸗ 
klaſſe, ſie müßten deshalb ſchon vor Ablauf des Flottengeſetzes gleichfalls durch 


neue Schiffe erſetzt werden. In der Tat haben die Nationalliberalen ja auch, 
wie der „Vorwärts“ unlängſt wiederum in detaillierter Weiſe der Offent⸗ 


lichkeit in die Erinnerung zurückrief, bereits bei der Beratung der letzten Flotten⸗ 


novelle im Dezember 1907 in der Budgetkommiſſion verlangt, daß auch „Bar⸗ 


baroſſa“ und die 5 Schiffe der Wittelsbachklaſſe erſetzt werden müßten! 


So wird es auch zweifellos kommen! Schon damals erklärte Herr 


v. Tirpitz, daß er nur zu gern das Flottengeſetz nach den Wünſchen der National⸗ 


liberalen und Freikonſervativen erweitert ſehen möchte, wenn dafür nur eine 


Mehrheit im Parlament zu erlangen ſei. Dieſe Erweiterung unterblieb da⸗ 


mals — kommen aber wird ſie ſpäteſtens nach den Reichstagswahlen, 
denn unſere Reeder und Panzerplattenintereſſenten, die bisher jährlich vier 
Schiffe auf Stapel legen konnten, werden ſchon dafür ſorgen, daß für ſie keine 


mageren Jahre eintreten, in denen ſie nur je zwei Schiffe zu bauen haben. 


Freilich könnten die Herren ſich bis zu einem gewiſſen Grade daran ge⸗ 
nügen laſſen, daß ja inzwiſchen die Dimenſionen der Schiffe ſo ungeheuer— 


lich gewachſen ſind. 


So ſehen wir, daß die Kaiſerklaſſe, die ja erſt um die Jahrhundertwende 


gebaut wurde, erſt wenig über 11000 Tonnen Deplacement hatte. Die 8 Jahre 
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ſpäter vom Stapel gelaſſenen Linienſchiffe „Naſſau“ und „Weſtfalen“ haben 
bereits 18500 Tonnen Deplacement und ſtatt der vier 24⸗Zentimetergeſchütze deren 
12 von 28 Zentimeter Kaliber. Raſcher noch ſind die Ausmaße der großen 
Kreuzer gewachſen. Der 1900 erbaute „Prinz Heinrich“ hatte 8900 Tonnen 
Deplacement, der 1909 von Stapel gelaſſene „von der Tann“ dagegen 19000 
Tonnen, dazu eine Armierung von acht 28⸗Zentimetergeſchützen, während „Prinz 
Heinrich“ nur zwei 24⸗Zentimetergeſchütze aufwies. Inzwiſchen ſind weitere 
11 Linienſchiffe und 3 große Kreuzer teils von Stapel gelaſſen, teils in Bau 
gegeben worden, deren Dimenſionen noch gewaltigere ſein dürften — Angaben 
darüber fehlen ſelbſt im neueſten „Nauticus“. 

Daß wir aber mit einem noch weiteren Wachstum der Dimenſionen 
und des Geſchützkalibers zu rechnen haben, verraten folgende Mitteilungen über 
ausländiſche Flottenbauten, die wir dem Auguſtheft der „Flotte“, des Organs 
des Flottenvereins, entnehmen: 

England blieb mit den Nachfolgern des „Dreadnought“ zunächſt noch 
bei 10 Kanonen von 30,5 Zentimeter, und auch die Schiffe der Vereinigten 
Staaten für 1908 haben noch eine gleiche Armierung, das Deplacement iſt 
aber mit der Entwicklung dieſes Typs, die wieder zu einer Mittelarmierung 
führte, auf faſt 23000 Tonnen geſtiegen. 

Dagegen ſind bereits die für Braſilien in England gebauten, die von 
den Vereinigten Staaten 1909 in Bau genommenen und die in Frankreich 
für 1910 geplanten Schiffe, ferner 3 Japaner ſowie der ruſſiſche „Gangut“ 
und die Argentinier mit 12 Kanonen von 30,5 Zentimeter armiert; das De⸗ 
placement dieſer Schiffe ſchwankt ſehr; im Durchſchnitt beträgt es 23000 
bis 24000 Tonnen, bei einzelnen iſt es aber beträchtlich kleiner, bei anderen 
dagegen auf über 26000 Tonnen geſteigert. 

Nun ſind aber in England und Amerika Geſchütze von 34 oder 35 
Zentimeter geplant, wie man ſagt weniger zu dem Zwecke, die Durch⸗ 
ſchlagkraft der Geſchoſſe zu vergrößern, die ſchon für die 30,5⸗Zentimeter⸗ 
kanonen ausreichend erſcheint, als vielmehr die Sprengwirkung der Geſchoſſe 
durch Vergrößerung des Geſchoßgewichts und die Lebensdauer der Rohre 
durch Verminderung der Geſchoßgeſchwindigkeit zu erhöhen; eine ſolche Ver⸗ 
ſtärkung des Kalibers würde natürlich wieder eine beträchtliche Deplacements⸗ 
ſteigerung zur Folge haben, und es ſtanden hiermit wohl die Nachrichten 
über 32000⸗Tonnenſchiffe in Verbindung, für die vielleicht 12 der neuen 
Geſchütze beſtimmt waren. Man iſt jedoch in Amerika wieder auf 10⸗ bis 
35⸗Zentimetergeſchütze zurückgegangen, und die neuen Schiffe von 1910 ſollen 
ein Deplacement von etwas über 27000 Tonnen haben. 

Mit den Dimenſionen der Schiffe ſind natürlich auch die Koſten enorm ge⸗ 
wachſen. Die Koſten eines Linienſchiffes wurden in dem Entwurf des Flottengeſetzes 
vom Jahre 1900 auf 25 Millionen, die eines großen Kreuzers auf 18 Millionen 
beziffert. Heute ſchon werden ſich die Koſten beider Typen pro Schiff auf nicht 
weniger als 50 Millionen belaufen, morgen vielleicht ſchon auf 60 Millionen. 

Wie ſehr der Marineetat in Wirklichkeit abweicht von den Berechnungen 
des erwähnten Entwurfs, beweiſen folgende Zahlen: 


Marineetat 
nach dem Entwurf in Wirklichkeit (nach dem „Nauticus“ für 1910) 
19009. 245,91 Millionen 402,56 ＋ 156,65 Millionen 
1910 % „ Ola 433,88 ＋ 181,97 — 
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Bekommen wir, was nach der ganzen Entwicklung unſerer Flotten- 
politik, nach der ſyſtematiſchen Geſtaltung des bisherigen Bau— 
programms außer allem Zweifel erſcheint, eine neue Flottenvorlage, 
die vermutlich zunächſt den Erſatz des „Barbaroſſa“ und der Wittelsbachklaſſe 
enthalten wird, ſo haben wir damit bis zum Jahre 1917 jährlich 3 ſtatt der 
2 Schlachtſchiffsbauten, die das Flottengeſetz vorſieht. Von einer Verminderung 
der Flottenausgaben iſt dann natürlich keine Rede. Eine ſolche Verminderung 


dürfte überhaupt niemals eintreten. Denn bei den 58 modernen Schlacht⸗ 


ſchiffen — den 38 Linienſchiffen und 20 Kreuzern —, die wir 1917 haben 


werden, muß bei dem zwanzigjährigen Dienſtalter jährlich ein Zwanzigſtel 
erneuert werden. 
Da haben wir die drei jährlichen Erſatzbauten für alle Ewigkeit! 


Der Block der Linken und unfere Agitation. 
Von Ludwig Queſſel. 


Wer die Betrachtungen unſerer Parteipreſſe über die Idee, die badiſche Block- 
politik auf das Reich zu übertragen, unbefangen durchſieht, muß notwendigerweiſe 
zu der überzeugung gelangen, daß dieſer Gedanke lediglich dem Hirn einiger 
reformiſtiſch geſinnter Parteiſchriftſteller entſprungen ſei, die damit nichts anderes 
bezwecken, als Unruhe und Verwirrung in die Partei hineinzutragen. Wie liegt 


nun die Sache aber in Wirklichkeit? Der jammervolle Zuſammenbruch der vom 


Fürſten Bülow ins Leben gerufenen konſervativ⸗liberalen Blockpolitik in den Stürmen 
der Finanzreform brachte bekanntlich das ganze bürgerliche Parteiweſen in heftige 
Erſchütterungen. In einflußreichen kommerziellen und induſtriellen Kreiſen, die 
durch die Steuerpfuſcherei des ſchwarzblauen Blocks in ihren kapitaliſtiſchen Erwerbs⸗ 
intereſſen ſchwer geſchädigt wurden, brach ſich ſehr bald die überzeugung Bahn, 
daß das Schlimmſte für Induſtrie und Handel zu befürchten ſei, wenn Zentrum 
und Agrarier auch fürderhin eine herrſchende Stellung im Reichstag behaupteten 
und die Regierung ihrem Machtgebot unterwürfen. Aber auch das Bürgertum 
gelangte durch Bülows Sturz teilweiſe zu der Erkenntnis, daß der Kampf gegen 


die Sozialdemokratie nach Reichsverbandsmanier nur die Wirkung gezeitigt habe, 


die Pfaffen und Junker in den Sattel zu helfen. Am greifbarſten machte ſich dieſer 
Geſinnungsumſchwung bei den Nachwahlen für den Reichstag bemerkbar. Während 
die Sozialdemokratie bei elf Nachwahlen vor der Finanzreform nahezu 11000 
Stimmen verlor, wuchſen ihre Wählerziffern nach dem Inkrafttreten des ſchwarz⸗ 
blauen Blocks in zehn Wahlkreiſen um rund 20000 Stimmen. Natürlich konnten 


dieſe Vorgänge nicht ohne Einfluß auf das Denken der liberalen Politiker bleiben. 


Lange vor der Zeit als man anfing, dem Gedanken eines Blocks der Linken für 
das Reich in unſerer Parteipreſſe Aufmerkſamkeit zu ſchenken, beſchäftigten ſich links⸗ 
liberale Redner in Heſſen in öffentlichen Volksverſammlungen mit dieſer Frage und 
zwangen dadurch auch ihre Gegner, dazu Stellung zu nehmen. 

Bei der Befürwortung des Blocks der Linken für das Reich gingen in Heſſen 
die linksliberalen Redner in der Regel von den badiſchen Verhältniſſen aus, wo es 
trotz des Widerſpruchs des nationalliberalen Parteichefs Baſſermann gelungen ſei, 


Nationalliberale, Demokraten, Freiſinnige und Sozialdemokraten in einer Front 


gegen Zentrum und Konſervative zu vereinigen. Dies Beiſpiel, ſo meinten fie, ſei 
beſonders ermutigend für dag eich, weil hier der ſkandalöſe Zuſtand zu konſtatieren 
i ählerſti 1 


iſt, daß der blaue Block, der 4,68 Mi &blexftimun 1. 
247 Manda rfügen während die anderen >B bie 48.2 5 
Waählerſtimmen repräſentieren, nur andate ihr eigen nennen. Die eigentliche 
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Urſache dieſer ungeheuerlichen Erſcheinung ſei nicht einmal fo ſehr die ungleiche 
Wahlkreiseinteilung, als die fehlerhafte Stichwahltaktik der linken Parteien. Denn 
auch auf dem Boden der gegenwärtigen ungerechten Wahlkreiseinteilung beſtehe 
die Möglichkeit, die konſervativ⸗klerikale Mehrheit zu beſeitigen, wenn die linken 
Parteien bei den Wahlen taktiſch zuſammenarbeiten. So ſehr der Unverſtand des 
Bürgertums, das leichter zu bewegen ſei, ſeine Stimme einem anerkannten Reaktionär 
als einem Sozialdemokraten zu geben, zu bedauern ſei, ſo ſehr müſſe man aber 
auch die Haltung der Sozialdemokratie tadeln, da bei den letzten Wahlen 22 Re⸗ 
aktionäre mit ſozialdemokratiſcher Hilfe in der Stichwahl gegen Liberale gewählt 
worden ſein ſollen. Freilich ſei es fraglich, ob eine vernünftige Stichwahlpolitik 
allein ausreichen werde, die konſervativ-klerikale Mehrheit zu ſtürzen, ganz ſicher 
ließe ſich aber dieſes Ziel erreichen, wenn für eine nicht große Zahl von Wahl⸗ 
kreiſen, in denen die Sozialdemokratie ohnehin keine Ausſicht auf Erfolg habe, ſchon 
für den erſten Wahlgang Verabredungen getroffen würden, die ſogenannte falſche 
Stichwahlen unmöglich machen, das heißt, die verhüten, daß die Parteien der Linken 
aus der Stichwahl gedrängt werden. Mit dem Sturz der ſchwarzblauen Mehrheit 
ſei nun allerdings noch wenig für den politiſchen Fortſchritt erreicht, wenn nicht 
auch in der Folge bei den linken Parteien der ernſte Wille vorhanden ſei, die 
Regierung dem Willen der neuen Mehrheit zu unterwerfen. Das perſönliche 
Regiment beſeitige man nicht durch Zeitungsartikel und Reſolutionen, ſondern durch 
eine geſchloſſene Mehrheit im Parlament, die es der Regierung unmöglich macht, 
ſich Mehrheiten von rechts und links nach ihrem Belieben zu bilden. 

Ich möchte hier namentlich die norddeutſchen Parteigenoſſen darauf aufmerkſam 
machen, daß in Heſſen nicht leicht eine größere Wählerverſammlung vorübergeht, 
ohne daß die Frage eines Blocks der Linken angeſchnitten würde und die links⸗ 
liberalen Redner ihre Bereitwilligkeit ausdrücken, im Kampfe gegen die ſchwarz⸗ 
blaue Reaktion mit der Sozialdemokratie taktiſch bei den kommenden Wahlen und 
im Parlament zuſammenzugehen. Wohl oder übel müſſen daher die ſozial⸗ 
demokratiſchen Redner in gegneriſchen Verſammlungen zu dieſer Frage Stellung 
nehmen und ihre Meinung darüber zum Ausdruck bringen. Man darf ſich die 
Sache auch nicht ſo vorſtellen, als ob es für einen ſozialdemokratiſchen Redner in 
dieſer Situation nur nötig wäre, die Haltung der liberalen Wähler bei Stichwahlen 
gegenüber der Sozialdemokratie zu geißeln, denn einmal hat ſich darin ſeit der 
Finanzreform ein erfreulicher Wandel vollzogen, und zweitens wird von den links⸗ 
liberalen Rednern dieſe Haltung des Bürgertums in den allerſchärfſten Ausdrücken 
verurteilt, ſo daß für einen Sozialdemokraten in dieſer Beziehung zu tun nicht mehr 
viel übrig bleibt. Selbſt wenn es dem ſozialdemokratiſchen Agitator unangenehm 
iſt, wird er von den Gegnern doch genötigt, in eine ſachliche Kritik des Block⸗ 
gedankens einzutreten. Ich ſelbſt wurde im vorigen Winter gezwungen, in zwei 
Verſammlungen gegenüber Profeſſor Hummel⸗Karlsruhe und Pfarrer Korell Stellung 
zu dieſer Frage zu nehmen. 

Ich meine nun, daß zunächſt kein Sozialdemokrat beſtreiten kann, daß auch auf 
dem Boden der heutigen Wahlkreiseinteilung die ſchwarzblaue Mehrheit beſeitigt 
werden könnte, wenn Liberalismus und Sozialdemokratie bei den Stichwahlen loyal 
und taktiſch geſchickt operieren. Es läßt ſich meiner Meinung nach auch nicht in 
Abrede ſtellen, daß eine kleine Anzahl von Wahlkreiſen nur unter der Bedingung 
einer Einigung im erſten Wahlgang von der Linken erobert werden kann. Unrichtig 
wäre es auch, wollten wir leugnen, daß ein Block der Linken das perſönliche 
Regiment beſeitigen könnte, wenn dazu bei den Liberalen der ernſte Wille vor⸗ 
handen iſt. 

Indem ich in dieſen hier angeführten Punkten meine Übereinſtimmung mit dem 
linksliberalen Redner zum Ausdruck. brachte, habe ich meine Kritik des linksliberalen 
Blockgedankens damit begonnen, zu zeigen, daß für einen Block der Linken, der auch 
für die Sozialdemokratie akzeptabel ſein ſollte, die auf agrariſchem Boden Jebenden 
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Nationalliberalen ausſcheiden müßten, weil ein Paktieren der Arbeiterſchaft mit 
Vertretern des Brot⸗ und Fleiſchwuchers ſchlechterdings ausgeſchloſſen iſt. Dagegen 
habe ich kein Bedenken getragen, dem linksliberalen Gegner gegenüber zu erklären, 
daß die Sozialdemokratie ſich nicht ſcheuen würde, mit den Liberalen einen im 
Parlament herrſchenden Block zu bilden, wenn letztere bereit ſind, das perſönliche 
Regiment zu bekämpfen, die Intereſſen der Konſumenten gegen die agrariſchen 
Beutepolitiker ernſthaft zu ſchützen, Rüſtungsbeſchränkungen auf Grund internationaler 
Verträge vorzunehmen, eine gerechte Neueinteilung der Wahlkreiſe einzuführen und 
a f Begrenzung der Arbeitszeit auf mindeſtens zehn Stunden eintreten 
zu laſſen. 

Ob ich mich bei Aufſtellung der Bedingungen, unter welchen ſich die Sozial⸗ 
demokratie an einem Block der Linken im Reichstag beteiligen könnte, in Über⸗ 
einſtimmung mit der Mehrheit der Parteigenoſſen befinde, vermag ich nicht zu ent⸗ 
ſcheiden. Meines Wiſſens iſt dieſe Frage in der Parteipreſſe überhaupt noch nicht 
diskutiert worden und auch die Parteitage haben hierzu noch keine Stellung ge: 
nommen. Der ſozialdemokratiſche Redner, der, von dem Gegner geſtellt, Rede und 
Antwort ſtehen muß, kann ſich in dieſer Frage auf keine Parteikundgebung berufen 
und muß — insbeſondere wenn er Reichstagskandidat iſt — ſeiner eigenen An⸗ 
ſchauung Ausdruck geben. Was die erſte Bedingung betrifft, ſo zweifle ich allerdings 
nicht, daß die Mehrheit der Parteigenoſſen ſich meiner Anſchauung anſchließen wird. 
Für die Reichspolitik iſt ein Block der Linken, der ſich nicht energiſch gegen den 
Fleiſch⸗ und Brotwucher wendet, ein Unding. Damit iſt aber auch gegeben, daß 
die agrariſchen Nationalliberalen einem Block, der nicht die Intereſſen der Groß⸗ 
grundbeſitzer, ſondern die der Konſumenten und kleinen Bauern vertritt, nicht an⸗ 
gehören können. Auch in dem zweiten Punkte, daß es Aufgabe eines ſolchen Blocks 
ſein müßte, das perſönliche Regiment zu bekämpfen, glaube ich mich in überein 
ſtimmung mit der Mehrheit der Parteigenoſſen zu befinden. Die Verfaſſungs⸗ 
anträge, die unſere Fraktion letzthin geſtellt hat, zeigen ja, welche große Bedeutung 
die Sozialdemokratie gerade dieſer Frage beimißt, wobei es natürlich allen Kennern 
des modernen Verfaſſungslebens bekannt iſt, daß die von uns beantragten Ber: 
faſſungsänderungen auch nur ein toter Buchſtabe bleiben würden, wenn nicht eine 
im Parlament herrſchende Koalition der linken Parteien ihnen in der Praxis des 
Staatslebens Anerkennung erzwingt. Nach den letzten Kundgebungen der führenden 
Parteipreſſe glaube ich annehmen zu können, daß auch die dritte der von mir auf⸗ 
geſtellten Bedingungen allgemeine Zuſtimmung finden wird. Rüſtungsbeſchränkungen 
auf Grund internationaler Verträge mit den in Frage kommenden Staaten ſind 
ein aktuelles Problem der deutſchen Politik, das ſchon in allernächſter Zeit eine 
Löſung finden muß, wenn dem wahnwitzigen Wettſtreiten Schranken geſetzt werden 
ſollen. Ebenſo bin ich überzeugt, daß auch die enorme Wichtigkeit der vierten Be⸗ 
dingung von den Parteigenoſſen anerkannt werden wird. In der gegenwärtigen 
ungerechten Wahlkreiseinteilung liegen die ſtarken Wurzeln der agrariſchen Vor⸗ 
herrſchaft in Deutſchland. Für das Reich hat eine gerechte Neueinteilung der 
Wahlkreiſe ungefähr die gleiche Bedeutung wie die Einführung des Reichstags⸗ 
wahlrechts in Preußen: ſie würde der Sozialdemokratie eine ihrer Stimmenzahl 
annähernd entſprechende Vertretung im Reichstag ſichern. Widerſpruch kann 
eigentlich nur meine fünfte Bedingung inſofern hervorrufen, als einzelne Partei⸗ 
genoſſen die geſetzliche Beſchränkung der Arbeitszeit auf zehn Stunden als nicht 
ausreichend anſehen können. Ich gebe aber hier zu bedenken, daß unſere Fraktion 
noch im Jahre 1890 ſich mit einem Normalarbeitstag von zehn Stunden für vier 
Jahre als übergangsmaßregel zum Neunſtundentag begnügen wollte. Als eine 
ſolche Abſchlagszahlung und übergangsmaßregel möchte auch ich meine fünfte Be⸗ 
dingung angeſehen wiſſen und nicht etwa als einen Verzicht auf den Achtſtunden⸗ 
tag, der mir ſelbſtverſtändlich völlig fern liegt. Ich meine nun, daß ein Block der 
Linken, der ſich auf das von mir entwickelte Arbeitsprogramm einigen würde, das 
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deutſche Volk ein gutes Stück vorwärts bringen könnte, vorwärts ſowohl in 
politiſcher wie auch in ſozialer Beziehung. 

Nun werden freilich viele Leſer ſofort mit dem Einwand bei der Hand ſein, daß 
die Hoffnung auf einen ſolchen Block der Linken, der ein derartiges Arbeitsprogramm 
akzeptiert, völlig trügeriſch ſei. Mag ſein, daß die Ausſichten darauf zurzeit recht 
geringfügig ſind. Ich halte es jedoch für keineswegs ausgeſchloſſen, daß die große 
Mehrheit der Reichstagswähler, gleichviel ob ſie im liberalen oder ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Lager ſteht, ſich für ein derartiges, noch mehr oder weniger ausgebautes 
Arbeitsprogramm gewinnen ließe. Ich ſelbſt bin bei meiner praktiſchen Agitation 
in gegneriſchen Verſammlungen mit den von mir aufgeſtellten Bedingungen bei 
den heſſiſchen Linksliberalen auf einen prinzipiellen Widerſtand nicht geſtoßen. Man 
darf eben nicht vergeſſen, daß die bürgerlichen Parteien der Stimmung ihrer Wähler 
Rechnung tragen müſſen. Für ſo ausgeſchloſſen ich es nun halte, daß die Wähler 
der nicht proletariſchen Klaſſen unſere weitergehenden Forderungen akzeptieren 
könnten, für ſo möglich halte ich es, daß ſie ſich für jene Forderungen der prak⸗ 
tiſchen Politik gewinnen laſſen. Damit glaube ich auch die Frage des Genoſſen 
Kautsky beantwortet zu haben, der von den Anhängern der Idee eines Blocks der 
Linken verlangte, daß ſie erklären möchten, welche poſitive Arbeit zugunſten des 
Proletariats ſie von einer Arbeitsmajorität der Linken erwarten. 

Ich hoffe, durch dieſe kurzen Darlegungen auch die norddeutſchen Parteigenoſſen 
davon überzeugt zu haben, daß in Süddeutſchland ein ſozialdemokratiſcher Kandidat 
gar nicht umhin kann, zu der Frage eines Blocks der Linken Stellung zu nehmen. 
Wir ſozialdemokratiſchen Agitatoren werden dazu gezwungen und müſſen wohl oder 
übel Farbe bekennen. Dabei entſteht natürlich die Gefahr, daß man ſich mit ſeinen 
Ausführungen in Widerſpruch zu einer mehr oder minder großen Zahl von Partei⸗ 
genoſſen ſetzt, weil ein Parteibeſchluß darüber, welche Bedingungen von den Liberalen 
anerkannt werden müſſen, wenn wir mit ihnen einen Block der Linken bilden ſollen, 
noch nicht vorliegt. Ein ſolches Zuſammenwirken ein für allemal als unmöglich 
hinſtellen, hieße aber nur die Geſchäfte des Reichsverbands zu beſorgen, deſſen 
Redner, die bei uns in keiner Verſammlung fehlen, dann mit Recht erklären könnten, 
die Sozialdemokratie ſei eine Partei der Negation, die jeden Fortſchritt zu ver⸗ 
eiteln ſucht und nur auf den gewaltſamen Umſturz der beſtehenden Geſellſchafts⸗ 
ordnung hinarbeitet. Ein Zuſammengehen mit den linken Parteien prinzipiell ver⸗ 
werfen kann meiner Meinung nach nur ein Parteigenoſſe, der entweder einen Um⸗ 
ſchwung der deutſchen Politik von einer revolutionären Erhebung des Proletariats 
erwartet oder ſich der Hoffnung hingibt, daß die Sozialdemokratie bald die Mehrheit 
im deutſchen Reichstag erringt. Die Spekulation auf eine baldige revolutionäre 
Erhebung halte ich für durchaus trügeriſch; noch phantaſtiſcher ſcheint mir aber die 
Annahme, daß die Sozialdemokratie auf dem Boden der heutigen Wahlkreiseinteilung 
die Mehrheit im Reichstag erlangen und behaupten könnte. Soll daher in Deutſch⸗ 
land das perſönliche Regiment beſeitigt und das parlamentariſche Regierungsſyſtem 
eingeführt werden, ſo müſſen, da keine der Parteien über die abſolute Mehrheit 
verfügt, die einander naheſtehenden Parteien ſich zu einem herrſchenden Block zu⸗ 
ſammenſchließen. Ein parlamentariſches Regierungsſyſtem ohne einen herrſchenden 
Block iſt unmöglich, es ſei denn, daß eine einzelne Partei über die Mehrheit im 
Parlament verfügt. Solange man mir nicht an Hand der parlamentariſchen Praxis 
der demokratiſchen Staaten nachweiſt, daß ein parlamentariſches Regierungsſyſtem 
auch ohne eine regierende Parlamentsmehrheit möglich iſt, werde ich daher als guter 
und überzeugter Anhänger der ſozialiſtiſchen Demokratie bei meiner früher geäußerten 
Anſchauung beharren, daß in Deutſchland nur auf dem Wege der Blockpolitik das 
perſönliche Regiment und die Herrſchaft der agrariſchen Reaktion gebrochen werden 
kann. 
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Auch eine nachwahlbetrachtung. 
Von Erich Roßmann (Stuttgart). 


Selten ſind dem Liberalismus nach einer Nachwahl ſo viel Lehren gegeben 
worden, als nach dem Wahlausfall von Cannſtatt⸗Ludwigsburg. Wochenlang 
hat dieſer ſeit 1907 beiſpielloſe Sieg der Sozialdemokratie die Preſſe in Atem ge⸗ 
halten. Dem Nationalliberalismus wurde in überflüſſiger Aufdringlichkeit 
von der rechtsſtehenden Preſſe geraten, er möge die „Steuerhetze“ doch endlich auf⸗ 
geben, da ſie, wie Cannſtatt⸗Ludwigsburg erneut und mit beſonderer Deutlichkeit 
beweiſe, nur Waſſer auf die Agitationsmühlen der Sozialdemokratie liefere. Dieſe Rat⸗ 
ſchläge wurden verknüpft mit mehr oder minder deutlichen Einladungen zum offenen 
Wiederanſchluß der Nationalliberalen an die ſchwarzblaue Reaktion. Die Firma 
Heydebrand⸗Spahn⸗Baſſermann ſoll ja nach einer Auslaſſung Erzbergers in Landau 
dem deutſchen Volke ſchon einmal eine „fruchtbare politiſche Periode“ gebracht 
haben. Herr Erzberger dachte da offenbar an die alte Zolltarifmehrheit, in der 
ſich die Nationalliberalen zu allergetreueſten Schildknappen für jeden parlamenta⸗ 
riſchen Lumpenſtreich hergaben. Es iſt in der Tat nicht zuletzt das Zentrum, das 
ſich danach ſehnt, die Nationalliberalen wieder vollkommen in der Rolle politiſcher 

Laſteſel für die Reaktion zu ſehen. In dem Baſſermannſpektakel hat die „Kölniſche 
Volkszeitung“ dieſer Sehnſucht in einer Weiſe Ausdruck gegeben, die jedes Miß⸗ 
verſtändnis ausſchließt. Sie meinte, Herr Baſſermann könne nach ſeinen „Wander⸗ 
jahren“ wohl noch einige „Meiſterjahre“ gebrauchen, um ſeine Partei wenigſtens 

dann ſo zu verlaſſen, wie er ſie angetroffen habe. Trotz aller Redensarten über 

die Unabhängigkeit der nationalliberalen Politik, in denen ſich Herr Baſſermann 

kürzlich noch gefiel, iſt es doch ein offenes Geheimnis, daß der Anſchluß an die 
alte Zolltarifmehrheit den Herzenswünſchen des weitaus überwiegenden Teiles der 
nationalliberalen Partei entſpricht. 

Je offener aber dieſes Beſtreben zutage tritt, deſto ſchwerer vermag die Fort: 
ſchrittliche Volkspartei ihr „freundſchaftliches Verhältnis“ zum Nationallibera⸗ 
lismus zu begründen. Seit Monaten iſt es eine Gepflogenheit der fortſchrittlichen 
und nationalliberalen Preſſe, dieſes „freundſchaftliche Verhältnis“ mit beſonderer Be⸗ 
tonung in den Vordergrund zu ſtellen. Die wahltaktiſchen Vereinbarungen, die beide 
Parteien bei verſchiedenen Nachwahlen trafen, fielen daher noch weniger auf, als es 
unter anderen Umſtänden der Fall geweſen wäre. Eine Ausnahme machte Cannſtatt⸗ 
Ludwigsburg. Hier war das Abkommen zwiſchen Nationalliberalen und Fortſchrittlern 
Gegenſtand ſcharfer Anfechtungen in der nicht auf den Blockfreiſinn eingeſchworenen 
linksliberalen Preſſe. Beſonders nach der Wahl wurde das Abkommen zur Grundlage 
eindringlicher Mahnungen und Lehren für die Fortſchrittliche Volkspartei gemacht. 

Die Schwere der Niederlage der liberalen Parteien in Cannſtatt⸗Ludwigsburg 
bildet für dieſe Erſcheinung keine hinreichende Erklärung. Die Urſachen liegen, wie 
wir ſehen werden, viel tiefer. Die Führer des württembergiſchen Teiles der Fort⸗ 

ſchrittlichen Volkspartei haben vor Jahren noch manchen treffenden Beitrag zur Charak⸗ 
teriſierung der ſchwachſinnigen Patriotenpolitik des Nationalliberalismus geliefert. 

Tauſendfach hat die volksparteiliche Preſſe Württembergs bis in die Gegenwart hinein 
unwiderlegliche Beweiſe für die Tatſache geliefert, daß der offizielle ſchwäbiſche 

Nationalliberalismus eine beſondere reaktionär⸗agrariſche Spielart ſei. Die „Frank⸗ 
furter Zeitung“ ſtattete den ſchwäbiſchen Nationalliberalismus noch 1907 mit dem 
ſchmeichelhaften Namen des „mißratenſten Nationalliberalismus“ aus, deſſen natio⸗ 
nales Feigenblatt ebenſo zerſchliſſen ſei wie das liberale, von dem ſich „jeder ehr⸗ 
liche Politiker mit Ekel und Abſcheu abwenden“ müſſe. Dieſe gallige Kritik hat 
natürlich die ehrlichen Politiker der ſchwäbiſchen Volkspartei nicht abgehalten, zur 
Niederhaltung der Sozialdemokratie ſchon zwei bis drei Wochen ſpäter die innigſte 
Waffenbrüderſchaft mit dem mißratenſten Nationalliberalismus zu ſchließen. Da 
ſich aber der württembergiſche Teil der Fortſchrittlichen Volkspartei immer noch 
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viel auf ſeine demokratiſche Vergangenheit einbildet, ſo mußte der Eifer, mit dem 
er in Cannſtatt⸗Ludwigsburg für den nationalliberalen Kandidaten ins Feuer ging, 
doch noch erhebliches Aufſehen erregen. Hat doch die Fortſchrittliche Volkspartei 
die Hauptſpeſen der Agitation für den nationalliberalen Kandidaten beſtritten! 
Man muß auf die Fuſion des Linksliberalismus zurückgehen, um eine aus⸗ 
reichende Erklärung für dieſe Tatſache zu gewinnen. 

Vor etwa Jahresfriſt ſtand die Fuſion des Linksliberalismus im Mittelpunkt der 
öffentlichen Auseinanderſetzungen. Während die Freiſinnige Volkspartei damals in der 
Offentlichkeit eine kühle Reſerve mimte, wurden die Einigungsbeſtrebungen von der 
württembergiſchen Volkspartei unter der Führung Payers mit beſonderem Eifer ge⸗ 
fördert, obwohl den leitenden Perſonen doch nicht unbekannt ſein konnte, daß ihre 
Partei, als diejenige unter den Fuſionsparteien mit dem radikalſten demokratiſchen Pro⸗ 
gramm, die meiſten Programmforderungen werde unter den Tiſch fallen laſſen müſſen. 

Der Fuſionseifer der württembergiſchen Volkspartei war alſo auffällig. Auf⸗ 
fällig beſonders angeſichts der Bedingungen, die damals von Müller⸗ 
Meiningen, der Mitglied des Einigungsausſchuſſes war, für die Einigung formu⸗ 
liert wurden. Dieſe Bedingungen waren: Bedingungsloſe Angliederung an 
die Freiſinnige Volkspartei, taktiſche Verſtändigung mit den National⸗ 
liberalen bei den Wahlen. Dieſen beiden Bedingungen hat ſich die ſchwäbiſche 
Volkspartei ohne Murren gefügt. Die paar Mißvergnügten wurden ſcharf zurück⸗ 
gepfiffen. Alles Demokratiſche, das im Programm der Süddeutſchen Volkspartei 
von 1895 aufzufinden war, wurde mit peinlicher Gewiſſenhaftigkeit aus dem neuen 
Katechismus der Fortſchrittlichen Volkspartei ferngehalten. Preisgegeben wurden 
unter anderem folgende Forderungen: Allgemeines, gleiches, direktes und geheimes 
Wahlrecht in den Gemeinden, die Einführung des Referendums, die Öffentlichkeit 
der Bundesratsverhandlungen, die Unentgeltlichkeit der Lernmittel, die Trennung 
von Staat und Kirche, die Abſchaffung der Todesſtrafe. Alles alſo unerläßliche 
Beſtandteile eines jeden demokratiſchen Programms, alles wichtige Unterſcheidungs⸗ 
merkmale zwiſchen Liberalismus und Demokratie. Die bedingungsloſe An⸗ 
gliederung an die vom Berliner Kommunalfreiſinn beherrſchte Freiſinnige Volks⸗ 
partei wurde glatt vollzogen. Damit war aber auch ein Rieſenſchritt nach rechts 
und eine ſtarke Annäherung an den Nationalliberalismus vollzogen, die von dieſem 
mit Jubel und Entzücken begrüßt wurde. Der rechtsnationalliberale „Schwäbiſche 
Merkur“ in Stuttgart ſchrieb damals: 

„Damit hat die alte ſchwäbiſche Demokratie, die Partei der Achtundvierziger, 
aufgehört zu exiſtieren. Man gab ſich zwar viel Mühe, den Wechſel zu ver⸗ 
hüllen. Nur die Form — hieß es — ändere ſich, der Geiſt bleibe der alte. Für 
Parteien iſt aber auch die Form, in der ſie erſcheinen, nicht ohne Bedeutung. 
Aber es iſt nicht nur die Form geändert, ſondern ebenſo der Inhalt des Pro⸗ 
gramms. Alte Forderungen, die in der Geſchichte der Volkspartei eine Rolle 
ſpielten, ſind in die Verſenkung gefallen. Aufgegeben iſt die Forderung der Ver⸗ 
kürzung der Legislaturperioden — welcher Sturm ging durch die demokratiſche 
Preſſe, als die Reichstagsperioden verlängert wurden! —, die Forderung des 
Referendums, ein altgeheiligtes Verlangen der echten Urdemokraten, der Unent⸗ 
geltlichkeit der Lehrmittel, der Öffentlichkeit der Bundesratsſitzungen, des Erſatzes 
der indirekten Steuern durch direkte; weſentlich verſchoben die Stellung zur 
Wehrfrage, unausgeſprochen das Verlangen nach dem allgemeinen direkten Wahl⸗ 
recht auch für die Gemeinden. Niemand wird darüber eine größere 
Genugtuung empfinden als der gemäßigte Liberalismus, der in 
früheren Zeiten von der Volkspartei oft und ſcharf angegriffen worden iſt, weil 
er hier nicht mitmachte. Der deutſche Liberalismus hätte dieſen erfreulichen und 
für alle feine Teile erſprießlichen Zuſtand ſchon länger als ein Menſchenalter 
haben können, wenn der Volkspartei die alten Eierſchalen nicht ſo 
lange angeklebt hätten, die ſie nun abzuſtreifen beginnt. Das iſt mit ein 
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Verdienſt der Blockära, in der die Volkspartei auch im Reiche praktiſche Politik 
zu treiben gelernt hat und nach deren Beendigung ſich ihr die Überzeugung von 
der Notwendigkeit der Fuſion und damit des Verzichtes auf ſo manche unfrucht⸗ 
bare alte Eigenbrödelei gebieteriſch aufgedrängt hat.“ 

Die ſchwäbiſche Demokratie hat freudig und willig die „demokratiſchen Eier⸗ 
ſchalen“ abgeſtreift. Der auffällige Eifer, mit! dem gerade fie auf die Fuſion hin⸗ 
arbeitete, ließ doch erkennen, daß ihr dieſe ein willkommener Anlaß war, den demo⸗ 
kratiſchen Ballaſt über Bord zu werfen. Die politiſche Praxis der ſchwäbiſchen 
Demokratie ſtand ſchon lange in einem ſtarken Kontraſt zu ihrem Programm. Ihr 
Weg ging unaufhaltſam nach rechts. Ein praktiſches Ergebnis dieſer Wandlung 
iſt die wahltaktiſche Verſtändigung mit der nationalliberalen Partei. Die ſchwä⸗ 
biſche Volkspartei unterwarf ſich auch der zweiten Fuſionsbedingung! 

| Die Volkspartei bildet jich ein, die Sozialdemokratie ſei darüber verſtimmt. 
Da irrt ſie ſich. Ein ſolches Zuſammengehen ſchon im erſten Wahlgang ſchafft 
nur Klarheit. Klarheit kann uns die großen politiſchen Kämpfe, denen wir zu⸗ 
ſteuern, nur erleichtern. Sage mir, mit wem du umgehſt, und ich ſage dir, was 
du biſt. Der ſchwäbiſche Nationalliberalismus aber iſt reaktionär bis auf die 
Knochen. Ob ein Zuſammengehen mit ihm den deutſchen Liberalismus fördert, 
ſteht auf einem anderen Blatt. Es iſt nicht Aufgabe der Sozialdemokratie, ſich 
wegen der Zukunft des deutſchen Liberalismus Sorgen zu machen. Tatſache 
aber iſt: So oft Nationalliberale und Fortſchrittler bisher bei Nachwahlen ihre 


en Volkspartei auch jegliches Ver⸗ 
ſtändnis für die Volksſeele abhanden gekommen. Sonſt müßte ihren Führern doch 
der einfachſte politiſche Verſtand ſagen, daß man in einer Zeit, in der ſich ein 
ſtarker Zug nach links bemerkbar macht, Programm und Taktik nicht nach rechts 
drehen darf. Ein ſolcher Widerſpruch wird ſich immer rächen. Die Wähler 
empfinden eine ſolche Taktik als Heuchelei. Sie ſind es müde, ſich als Schach⸗ 
figuren behandeln zu laſſen. Es gibt freilich auch eine Erklärung dafür, warum 
die ſchwäbiſche Volkspartei gerade in dieſer Zeit die „demokratiſchen Eierſchalen“ 
abgeſtreift hat. Obwohl die politiſche Demokratie den wirtſchaftlichen Intereſſen 
des Bürgertums zweifellos am meiſten entſpricht, iſt das Bürgertum in Deutſch⸗ 
land für die Demokratie doch völlig verloren. Das Bürgertum hat eine demokra⸗ 
tiſche und liberale Forderung nach der anderen preisgegeben aus Furcht vor 
der anwachſenden Macht der Sozialdemokratie, durch die es das Privat⸗ 
eigentum an den Produktionsmitteln und damit die Quelle ſeiner wirtſchaftlichen 
Privilegien bedroht ſieht. Das deutſche Bürgertum hat vergeſſen, daß es einſt 
ebenſo in ſeinem Klaſſenintereſſe die wirtſchaftlichen und politiſchen Privilegien des 
Feudalismus bedrohte. Der Beſitz, der Kapitalismus haben das Bürgertum 
politiſch reaktionär gemacht. Die Sorge um den Beſitz führt es unter die Fittiche 
der alten Autoritäten Monarchie, Feudalismus und Militarismus zurück. Die 
Reaktion iſt dem Bürgertum heute vielfach eine willkommene Polizeibehörde, die 
das Privateigentum an den Produktionsmitteln und den kapitaliſtiſchen Mehrwert 
vor ſozialiſtiſchen Einbrüchen ſchützt. Dieſe Furcht vor dem Sozialismus be⸗ 
herrſcht das ganze deutſche Bürgertum. Sie wird nur hin und wieder durch 
politiſche Ereigniſſe von elementarer Gewalt unterbrochen, die das Bürgertum den 
gefährlichſten Klaſſengegner im Junkertum erkennen laſſen. In ſolchen Zeiten wird 
der politiſche Liberalismus gezwungen, wenigſtens zeitweiſe Miene zu machen, als 
kehre er ſeine Kampffront nach rechts, weil ſonſt ein Maſſenabfall der Wähler vom 
Liberalismus eintreten würde. Es iſt gut, wenn die Sozialdemokratie unter dem 
Eindruck ſolcher Ereigniſſe die normale Entwicklungslinie der deutſchen Bourgeoiſie 
nicht aus dem Auge verliert, von der das Bürgertum trotz aller zum Teil viel⸗ 
leicht recht ernſt gemeinten Nachwahllehren nicht dauernd abweichen wird. 


Konkursmaſſe zuſammenwarfen, hatte man nach der Wahl die Empfindung, als ob 
zwei leere Krüge ineinander gegoſſen worden wären. Mit dem Abrücken von allen 
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Reformismus und Klaffenkampf. 
Zur Diskuffion über Budgetbewilligung und Maffenftreik. 
Don einem Badener. 


Unter verſchiedenen Formen, aber mit einer in der Tiefe des Gegenſatzes be⸗ 
gründeten Regelmäßigkeit tritt der Kampf zwiſchen marxiſtiſcher Sozialdemokratie 
und Reviſionismus immer wieder an die Öffentlichkeit. Wenn die neueſte Phaſe 
dieſes Kampfes ſich nicht mehr als theoretiſche Auseinanderſetzung, ſondern bereits 
als bewußte Durchbrechung der ſo hoch bewerteten Einheitlichkeit der Parteiaktion 
äußert, ſo müſſen die Unterſchiede in der Auffaſſung von Ziel und Verlauf des 
proletariſchen Emanzipationskampfes einen hohen Grad erreicht haben. 

Es mag deshalb angebracht ſein, die Urſachen dieſes geiſtigen Gegenſatzes 
innerhalb der internationalen Sozialdemokratie, der ſich bald als Reformismus, bald 
als Syndikalismus äußert, zu beleuchten. Dieſem Zwecke hoffen die nachſtehenden 
Ausführungen zu dienen. 


1. Die 6rundlagen des Klaffenkampfes. 

Die Klaſſenkämpfe einer gegebenen geſchichtlichen Periode ſamt ihren ideo⸗ 
logiſchen Ausdrucksformen entſprechen der gleichzeitig erreichten wirtſchaftlichen 
Entwicklungsſtufe. Ihre Intenſität bildet den Gradmeſſer für das Spannungs⸗ 
verhältnis zwiſchen der ökonomiſchen Struktur und den politiſchen Einrichtungen 
der Geſellſchaft. 

Die Aufgabe der Arbeiterklaſſe beſteht in der Erſetzung der kapitaliſtiſchen 


durch die ſozialiſtiſche Produktionsweiſe. Zum Bewußtſein dieſer Aufgabe kommt 


das Proletariat einerſeits durch die Zuſpitzung der Klaſſengegenſätze, woraus das 
Bedürfnis nach gerechter Verteilung des Arbeitsprodukts entſpringt, andererſeits 
infolge der Erkenntnis der Unmöglichkeit, dieſes Bedürfnis innerhalb des auf dem 
Privateigentum beruhenden Klaſſenſtaats zu befriedigen. Daraus reſultiert die 
Kritik der beſtehenden Geſellſchaftsordnung und die Forderung einer ſozialen Neu⸗ 
geſtaltung. Je mehr dieſes Verlangen nach grundſätzlicher Anderung ſeiner Klaſſen⸗ 
lage und die überzeugung von der objektiven Möglichkeit ſeiner Durchführung im 
Proletariat verbreitet iſt, deſto mehr iſt die pſychologiſche Vorausſetzung jenes 
Umwandlungsprozeſſes gegeben, deſto befähigter aber auch die Arbeiterklaſſe zur 
Führung ihres reformatoriſchen Kampfes im Gegenwartsſtaat. Die Entwicklung des 
ſozialiſtiſchen Bewußtſeins im ſchärfſten Gegenſatz zur kapitaliſtiſchen Wirklichkeit iſt 
daher für die Beurteilung des politiſchen Reifegrads der Arbeiterklaſſe entſcheidend. 

Der Reviſionismus vertritt allerdings die als „wahren Marxismus“ deklarierte 
Auffaſſung, die Entfaltung der objektiven Entwicklungstendenzen der kapitaliſti⸗ 
ſchen Produktionsweiſe, die Verwirklichung des bürgerlichen Rechtsſtaats und, inner⸗ 
halb dieſer Grenzen, die Erſtrebung einer geſteigerten Anteilnahme an den Kultur⸗ 
gütern bilde die Haupt⸗, wenn nicht alleinige Aufgabe der proletariſchen Be⸗ 
wegung.“ Daraus ergebe ſich die Entwicklung zum Sozialismus von ſelbſt, kraft 
der dem Kapitalismus eignenden Bewegungsgeſetze.? Nichts irriger als dieſer 


1 David und ſeine Freunde begründen die Notwendigkeit einer ſozialiſtiſchen Kolonial⸗ 
politik damit, daß die Kolonien durch den Kapitalismus hindurch müßten; und Schippel 
rechtfertigt ſogar die Sklaverei unter Berufung auf Marx! 

v. Elm ſchrieb ſchon vor zehn Jahren („Neue Zeit“, XVIII, 2): „Die Veränderungen, 
welche eine neue Bewegung auf dem geſamten Geſellſchaftsorganismus hervorgebracht hat, die 
Umgeſtaltung der politiſchen und wirtſchaftlichen Einrichtungen des Landes ſind für mich 
das Entſcheidende, und nach dieſem Maßſtab beurteilt, iſt das engliſche Volk 
der Verwirklichung des ſozialiſtiſchen Ideals näher als das deutſche.“ 

2 In dem eben zitierten Artikel ſpricht Elm weiter die Hoffnung aus, daß die Neu⸗ 
tralität „in nicht allzu ferner Zeit praktiſch in den Gewerkſchaften vollſtändig durchgeführt 
und damit die Baſis gegeben wird zu rein proletariſchen Kampfes organiſationen, in welchen 
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Frankfurter Zeitungs⸗Sozialismus. Die Entfaltung der Produktivkräfte und der 
bürgerlichen Grundfreiheiten in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft bildet die geſchicht⸗ 
liche Aufgabe der Kapitaliſtenklaſſe, die ſie auch gründlich und gewiſſenhaft 
durchführt, ſolange und in ſoweit dies ihren Profitintereſſen entſpricht. Gewiß hat 
das Proletariat das größte Intereſſe am Beſtehen wirtſchaftlicher und politiſcher 
Freiheit, weil dieſe die günſtigen Bedingungen für die Führung eines Klaſſen⸗ 
kampfes bildet. Das Maß vorhandener Bewegungsfreiheit beſtimmt die Formen, 
die Taktik und beeinflußt das Tempo des proletariſchen Kampfes. Keinesfalls ver⸗ 
mag es jedoch deſſen Inhalt, das bewußte Erſtreben des ſozialiſtiſchen Endziels, 
zu erſetzen. Auch der proletariſche Klaſſenkampf bildet einen pſychologiſchen Pro⸗ 
zeß, der die Loslöſung von den Ideologien der herrſchenden Klaſſen und die be⸗ 
wußte Aneignung der eigenen Klaſſenideologie umfaßt. Das aus der Erkenntnis 
der objektiven Entwicklungstendenzen erwachſende Ideal beſitzt eine gewaltige 
Schöpferkraft, und es iſt in dieſer Begrenzung des Begriffs ſchon richtig, daß, wie 
die Völker, ſo auch die Klaſſen ihre Geſchichte ſelbſt machen. 


2. Gewerkſchaftlicher und parlamentariſcher Poffibilismus. 

Die Revolution von 1848 brachte die Scheidung von Bourgeoiſie und Prole⸗ 
tariat; die Arbeiterſchaft konſtituierte ſich als ſelbſtändige Klaſſe. Aber nur lang⸗ 
ſam konnte ſich die proletariſche Bewegung in der dumpfen Atmoſphäre der Konter⸗ 
revolution entwickeln. Faſt 20 Jahre ſpäter entſtand erſt in der „Internationale“ 
jene bedeutungsvolle Organiſation, die den ſozialrevolutionären Klaſſenkampf 
zwiſchen Arbeit und Kapital zuſammenfaßte und auf höherer Stufenleiter einleitete. 

Nach befand ſich das moderne Induſtriekapital des Feſtlandes in ſeinen An⸗ 
fangsſtadien, weit entfernt von dem heutigen entſcheidenden Einfluß auf das Wirt⸗ 
ſchaftsleben ſamt dem es regulierenden Verwaltungsapparat. Dagegen hatte das 
Proletariat bereits ein verhältnismäßig ſtarkes, wenn auch ungeklärtes Klaſſen⸗ 
empfinden entwickelt. Unter dieſen Umſtänden erfocht der junge Rieſe, als er nach 
dem erſten Recken ſeiner Glieder die Macht der Klaſſenſolidarität erfahren hatte, 
manch überraſchenden Erfolg. Die Möglichkeit, die dem erſten Anſturm ratlos 
und furchterfüllt gegenüberſtehende Bourgeoiſie niederzuwerfen und ſomit der öko⸗ 
nomiſchen Unfreiheit ein Ende zu machen, erſchien als eine Frage naher Zukunft. 

Aber der in ſeinen kühnen Anfängen ſo verheißungsvolle Kampf läutete nicht 
ſowohl die Sterbeſtunde des Kapitalismus, als vielmehr das Erwachen des modernen 


Arbeiter aller religiöſen und politiſchen Schattierungen brüderlich zufammen- 
wirken — ausgeſprochenermaßen lediglich und allein für die Verbeſſerung 
ihrer Lage unter den heutigen Verhältniſſen, damit aber auch gleichzeitig — 
bewußt oder unbewußt — für die Verwirklichung des Sozialismus“. 

Und Oda Olberg zitiert („Neue Zeit“, XXI, I) die Außerung eines Referenten auf dem 
Parteitag zu Imola: „Nicht unſere Propaganda, ſondern die Macht der Tatſachen wird die 
Arbeiter, denen wir im wirtſchaftlichen Kampfe beiſtehen, zu uns auf das rein politiſche 
Gebiet bringen.“ Zu dieſer Abſtinenz auf dem Gebiete der ſozialiſtiſchen Erziehung, die 
inzwiſchen zur Aufhebung der Inſtitution der Parteipropagandiſten und ſogar zum ernſtlich 
diskutierten Vorſchlag der Erſetzung ſozialiſtiſcher Parteiabgeordneter durch profeſſionelle Ar⸗ 
beiterdeputierte in Italien geführt hat, bemerkte Olberg damals treffend: „Der heutige 
Kultus der ſelbſttätigen Entwicklung des proletariſchen Klaſſeninſtinkts, den die Empiriker 
unſerer Partei treiben, führt in ſeiner äußerſten Konſequenz zur Verneinung der geſchicht⸗ 
lichen Aufgabe der Partei. Wenn die italieniſchen Reformiſten keine Parteileitung wollen, 
weil dieſe nutzlos ſei, nur das Fazit der Bewegung ziehe und ihre Beſchlüſſe nur formalen 
Wert haben, wenn ſie eine ſozialiſtiſche Propaganda unter den Landarbeitern ablehnen, weil 
dieſe durch die Entwicklung ſelbſt zum Sozialismus kommen, wenn ſie keine Leitung und 
Kontrolle durch den Parteivorſtand der Parteipreſſe und der Parlamentsfraktion gegenüber 
dulden wollen, weil das Proletariat aus eigenem Inſtinkt verwirft und billigt, — 5 ſo ent⸗ 
ſpringt das alles einer .. . Auffaſſung, nach der die Bewegung eine Art Naturerſcheinung iſt.“ 
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Proletariats ein. Die herrſchenden Klaſſen und ihre Regierungsausſchüſſe erholten 
ſich von ihrem erſten Schrecken, die Avantgarde des kämpfenden Proletariats wurde 
im Blutbad der Kommune erſtickt. Die Bourgeoiſie vollendete ihre nationale Kon⸗ 
ſolidierung und ſicherte ſich neben dem wirtſchaftlichen Übergewicht auch die politiſche 
Macht. Es vollzog ſich nun jene gewaltige Entfaltung der Produktivkräfte, deren 
Geſetzmäßigkeit Marx erforſcht und unſerem Verſtändnis übermittelt hat. Noch 
lange nicht war der Höhepunkt der kapitaliſtiſchen Entwicklung erreicht, immer ge⸗ 
waltiger wuchs die Mehrwertaneignung und mit ihr die Konzentration des Kapitals. 

Gemäß der veränderten Situation änderten ſich auch die Kampfesmethoden 
des Proletariats. An eine Schlacht auf der ganzen Linie war angeſichts der Rück⸗ 
ſtändigkeit breiter Proletariermaſſen und der Übermacht des Kapitals nicht zu 
denken; ſo begann der Kleinkrieg in Werkſtatt und Parlament. Um die Ent⸗ 
ſcheidungsſchlacht vorzubereiten, mußte der Tageskampf auf politiſchem und wirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiet geführt, mußte die e der Arbeiterklaſſe auf breiteſter 
Baſis durchgeführt werden. 

Der internationale Klaſſenkampf Gifte ſich; die Organiſationen wurden 
national und profeſſionell. Die Auseinanderſetzung in und mit der Gegenwart 
trat in den Vordergrund, ſowohl in politiſchen wie wirtſchaftlichen Kämpfen, für 
deren Durchführung ſich ſelbſtändige, getrennte Organe bildeten. Das ſozialiſtiſche 
Problem löſte ſich in Dutzende ſozialpolitiſcher Fragen auf und die überwiegende 
Beſchäftigung mit dieſen ließ die Bedeutung des Zukunftsideals und einer prin⸗ 
zipiellen Propaganda in den Hintergrund treten. Die ſtrategiſche Ausbildung im 
Tageskampf löſte die theoretiſche Durchbildung ab. 

Als natürliche Folge dieſer Entwicklung verwiſchten ſich die ſcharfen Grenzen 
zwiſchen bürgerlicher und proletariſcher Sozialpolitik. Reformpolitik bedeutete nicht 
die Stärkung der proletariſchen Kampfpoſition, ſondern Reformierung der kapitali⸗ 
ſtiſchen Geſellſchaft, ihre Umbildung und Aushöhlung im Sinne einer demokratiſchen 
Arbeiterpolitik. Ein großer Teil der zwiſchen den Klaſſen pendelnden Unent⸗ 
ſchiedenen war zur Unterſtützung einer Politik bereit, die auf die Durchführung der 
ſozialrevolutionären Ziele verzichtete. Dieſer Zuzug aus dem bürgerlichen Lager 
verſtärkte die reformiſtiſche Bewegung, die die Überwindung des Kapitalismus 
durch eine Politik des Entgegenkommens, des ſofort Erreichbaren, kurz durch den 
Poſſibilismus erſtrebte. 

So entſtand die Fiktion, daß die politiſche und wirtſchaftliche Macht partiell, 
ſchrittweiſe erobert werden könne. Nicht nur die Arbeiterklaſſe erſcheint an dem 
Demokratiſierungs⸗ und Sozialiſierungsprozeß intereſſiert, der ſich friedlich und un⸗ 
merklich, zum Beiſpiel ſchon mit der Übernahme einer Straßenbahn oder eines 
Elektrizitätswerks in ſtädiſche Regie, vollzieht, ſondern gleichermaßen die wachſende 
Schicht des aufgeklärten Bürgertums. In Frankreich wird die „Solidarität der 
Klaſſen“, in Deutſchland das ſteigende „ſoziale Verſtändnis des Unternehmertums“ 
entdeckt und damit die reformiſtiſche Methode gerechtfertigt. Zuerſt bedarf es noch 
der Aufnahme eines „Sozialiſten“ ins Miniſterium — in Frankreich beſorgen zur 
Zeit ſogar drei Miniſter, darunter ein Generalſtreikler als Präſident, die Aus⸗ 
höhlung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft, um die Illuſion der Gleichberechtigung im 
Klaſſenſtaat zu erwecken. Bei unſeren gelbroten Reviſioniſten in Baden dagegen 
genügt ſchon eine unverbindliche Verbeugung eines gefährdeten Miniſters, um die 
von ihm zuvor ſo übel zugerichtete Ehre zu reparieren, und ihnen die Vertrauens⸗ 
formel für den Ausbeutungsſtaat abzuringen. Weshalb auch ſollte der Reformiſt, 
der die Umbildung des kapitaliſtiſchen Staats in ein ſozialiſtiſches Gemeinweſen 
durch ſozialreformeriſche Mittel, im Zuſammenwirken mit bürgerlichen Schichten, 
für möglich hält, grundſätzlich gegen das Budget des Klaſſenſtaats ſtimmen ?! 


1 Für mich als Badener hat die Entwicklung der badiſchen Parteiverhältniſſe einen 
beſonderen Reiz. Ich entſinne mich noch der Situation in den 90 er Jahren, als Sozial⸗ 
demokratie und Zentrum brüderlich — zum Teil unter Aufſtellung gemeinſamer Wahlmänner⸗ 
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Die Unfruchtbarkeit dieſer angeblich realiſtiſchen, in Wirklichkeit aber illuſionären 
Politik ruft notwendig früher oder ſpäter eine Reaktion in der Arbeiterklaſſe her⸗ 
vor. Der parlamentariſche Kretinismus findet ſein Gegenſtück im Anarchismus, 
welcher der mehr oder minder verklauſulierten Anerkennung des kapitaliſtiſchen 
ae völlige Ignorierung ſowie die Negation ſeiner Einrichtungen ent⸗ 
gegenſetzt. 

3. 6eneralftreik und Antiparlamentarismus. 


Schon zu den Zeiten, als der Einfluß der Internationale ſeinen Höhepunkt 
erreichte, bildete der Generalſtreik als wichtigſtes Mittel zur Niederwerfung der 
bürgerlichen Geſellſchaft das Glaubensbekenntnis namentlich der romaniſchen 
Sektionen unter der Führung Bakunins. Hand in Hand damit ging die Verwerfung 
des politiſchen beziehungsweiſe parlamentariſchen Kampfes. Wozu auch den lang⸗ 
wierigen Prozeß der politiſchen Aufklärung der Maſſen durch tägliche Brandmar⸗ 
kung der kapitaliſtiſchen Kulturfeindlichkeit und Aufrollung aller ſozialen Probleme 
im Parlament, wenn es genügt, das Proletariat für die ebenſo einfache wie ge⸗ 
waltige Idee des Generalſtreiks zu begeiſtern, um es auf immer ſeiner Feſſeln zu 
entledigen? 

Die Generalſtreikpropaganda mußte in dieſer Form und zumal in jenem frühen 
Stadium ſcheitern; völlig erloſchen iſt ſie jedoch nie. Beſonders in Ländern mit 
unentwickelteren Produktionsverhältniſſen, in denen alſo die Sozialiſierungstendenzen 
weniger ſcharf zum Ausdruck kamen, fand ſie ſtets wieder fruchtbaren Boden. Die 
ökonomiſche Rückſtändigkeit förderte das Aufkommen eines Gefühlsſozialismus, der 
weniger der Einſicht in die hiſtoriſchen Bedingungen des Klaſſenkampfes, als viel⸗ 
mehr der Empörung über die ſteigende Maſſenverelendung entſprang. Nicht die 
ökonomiſche Entwicklung, ſondern die ſittliche Empörung wurde als die primäre 
Urſache der ſozialen Umgeſtaltung betrachtet, während als Geſellſchaftsideal, ent⸗ 
ſprechend der kleinbürgerlichen Struktur, ein individualiſtiſcher Kommunismus er⸗ 
ſtrebt wurde. Bei dem Mangel einer kraft⸗ und machtvollen induſtriellen Arbeiter⸗ 
klaſſe mußte der politiſch⸗parlamentariſche Kampf zur Überwindung der bürgerlichen 
Ordnung ausſichtslos erſcheinen, beſonders wenn das Parlament den Tummelplatz 
kleinbürgerlicher Demagogie und großbürgerlicher Korruption bildete. An Stelle 
des Kampfes um die politiſche Macht trat die Propaganda der Befreiung der Ber: 
ſönlichkeit, die ſich mittels eines ökonomiſch⸗revolutionären Aktes der Ausbeutung 
und Unterdrückung entziehen ſollte. Das Mittel der Befreiung beſtand in der fon- 
ſequenten Verweigerung der Perſönlichkeit für die Zwecke des Ausbeuter⸗ 
tums. In dem Maße, als dieſe Methode vom Proletariat angewendet werde, 


liſten — gegen die Nationalliberalen zu Felde zogen, um deren jahrzehntelange verderbliche 
Parteiherrſchaft zu brechen. Für einen Nationalliberalen zu ſtimmen, galt als der Gipfel 
der Charakterloſigkeit. Erſt als nach Inkrafttreten des neuen, ihnen abgetrotzten Wahlrechts 
die Nationalliberalen die Majorität im Landtag verloren und ohne die Unterſtützung unſerer 
Partei den Verluſt des ſeit nun einem halben Jahrhundert beſetzten Miniſterſeſſels ſowie des 
Verwaltungsapparats riskierten, da änderten — nicht die Nationalliberalen, ſondern unſere 
Genoſſen, wie das offizielle nationalliberale Parteiorgan treffend ſchrieb, ihre Haltung. Ob alſo 
„die beſondere politiſche Situation“ oder vielmehr das Segeln im bürgerlichen Fahrwaſſer 
die Veranlaſſung zum Diſziplinbruch gab, mag danach beurteilt werden. 

Zur Haltung unſerer Genoſſen gegenüber der Monarchie mag die Tatſache angeführt 
werden, daß es keine grimmigere, bis ins hohe Alter bewahrte und jederzeit bekundete Gegner— 
ſchaft zu unſerer Partei gab, als die des verſtorbenen, von Frank und Kolb ſo innig be⸗ 
trauerten Großherzogs. Beſonders delikat iſt die Erinnerung daran, daß dieſer nach dem 
ſozialdemokratiſchen Reichstags wahlſieg in Mannheim die Stadt jahrelang demonſtrativ 
mied, wahrſcheinlich zum Zeichen ſeiner beſonderen Hochachtung. Ein Grund mehr, die Ge— 
fühle des „Demonſtrationen“ ſo abholden Genoſſen Frank, des heutigen Vertreters von 
Mannheim, verſtändnisvoll zu ſchätzen. 
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würde die Funktion des Kapitalismus und ſeiner Herrſchaftsmittel ſtillgelegt werden 
können. 

Aber je mehr der Kreislauf der kapitaliſtiſchen Weltwirtſchaft auch dieſe Länder 
erfaßte und damit die Grundlage für eine andere Taktik ſchuf, deſto mehr wurde 
der Marxismus der Leitſtern der internationalen Arbeiterbewegung. Erſt mit dem 
Auftreten und Erſtarken der reformiſtiſchen Tendenzen erfuhr die ökonomiſch⸗revo⸗ 
lutionäre Richtung einen abermaligen Aufſchwung. Allerdings, entſprechend der 
inzwiſchen vollzogenen wirtſchaftlichen Entwicklung ſtark verwandelt, in der Form 
des Syndikalismus, der die Notwendigkeit der proletariſchen Organiſation auf 
breiteſter Grundlage anerkennt, und im Grunde mehr eine Reaktion auf die Ver⸗ 
bürgerlichungstendenzen des Reformismus, denn eine Verneinung des politiſchen 
Kampfes darſtellt. 

Reformiſten und Syndikaliſten ſtehen ſich in ſcharfem Gegenſatze gegenüber. 
Jene verkennen die Bedeutung der revolutionären Methoden, dieſe die ökonomiſche 
Bedingtheit des Klaſſenkampfes. Beide Richtungen negieren den dialektiſchen 
Charakter der kapitaliſtiſchen Entwicklung, die den Widerſpruch zwiſchen geſell⸗ 
ſchaftlicher Produktion und privater Aneignung des Arbeitsproduktes auf die Spitze 
treibt und dadurch die pſychologiſchen Bedingungen ſchafft, die das Proletariat zur 
Überwindung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung befähigen. Sozialreforma⸗ 
toriſche Betätigung und revolutionäres Streben, deren innige Wechſelwirkung den 
Aufſtieg des Proletariats und ſeine Befreiung bewirken, erſcheinen ihnen als un⸗ 
überbrückbare Gegenſätze. 


4. Geſetzlichkeit und Maffenftreik. 


Anders die marxiſtiſche Sozialdemokratie. Sie erkennt die hiſtoriſche Notwendig⸗ 
keit der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe an. Sie bedient ſich aller Kampfmittel, 
die die Bourgeoiſie zur Sprengung der feudal⸗zünftleriſchen Ordnung ſich geſchaffen 
hat. Wie der Kapitalismus ſelbſt ſeinen Totengräber, das Proletariat, erzeugt, ſo 
liefert er ihm auch in den bürgerlichen Grundfreiheiten wichtige Werkzeuge ſeiner 
Emanzipation. Unter dem Einfluß der proletariſchen Machtentfaltung verändert 
ſich jedoch der Charakter und die Klaſſengliederung der bürgerlichen Parteien. 
Wichtige Teile der Bourgeoiſie, vor allem die monopoliſtiſche Großinduſtrie, die 
vermöge ihres wirtſchaftlichen übergewichts einen mächtigen direkten Druck auf 
Geſetzgebung, Verwaltung und Exekutive wie auf die von ihr beherrſchten Arbeiter⸗ 
ſchichten ausübt, verlieren das Klaſſenintereſſe an dieſen bürgerlichen Grundrechten, 
werden ſelbſt zu ihren heftigſten Gegnern. Auf jedem Gebiete, auf dem die Ar⸗ 
beiterklaſſe, trotz aller ihr bereiteten Hinderniſſe, einen angemeſſenen Einfluß er⸗ 
langt, ſucht man ihr die geſetzmäßige Grundlage dieſes Einfluſſes zu entziehen 
(Wahlrechtsraub, Angriff auf die Selbſtverwaltung in der Arbeiterverſicherung). 
Die politiſchen Grundfreiheiten der bürgerlichen Geſellſchaft, bei deren „geſetzlicher“ 
Ausnützung wir die bekannten „roten Backen“ bekommen, werden unbedenklich be⸗ 
feitigt, wenn ihre Anwendung das Profitinterejje ernſtlich verletzt. 

Gewiß ſind nicht alle Schichten des Bürgertums an der Ausbeutung und 
Niederhaltung des Proletariats in gleicher Weiſe intereſſiert. Noch müſſen einzelne 
Parteien auf wichtige Beſtandteile ihrer Wähler proletariſcher Herkunft Rückſicht 
nehmen. Intereſſenkonflikte zwiſchen verſchiedenen Schichten der herrſchenden Klaſſen 
vermindern andererſeits zuweilen deren Aktions-, erhöhen unſere Angriffskraft. 
Dieſe Gegenſätze gilt es auszunützen, bei der Abwehr von Anſchlägen auf be⸗ 
ſtehende wie bei der Erkämpfung neuer Rechte. 

Das vermag jedoch nicht darüber hinwegzutäuſchen, daß wir uns bereits in einem 
Zuſtand heftiger Spannung zwiſchen Kapital und Arbeit befinden. Umfaſſende 
Kämpfe auf wirtſchaftlichem Gebiet, die Entwicklung des preußiſchen Wahlrechts⸗ 
kampfes, der Ausfall der Reichstagswahlen, vermögen unerwartete Wirkungen aus⸗ 
zulöſen. Jedenfalls ſtehen dem Proletariat heftige Kämpfe bevor, in denen es ſich 
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nicht auf die Inſtitutionen der bürgerlichen Geſellſchaft verlaſſen darf, wenn es 
auch auf dieſem Gebiet jede Möglichkeit des Kampfes ausnützen muß. Wenn die 
herrſchenden Klaſſen ihm den bürgerlichen Rechtsboden entziehen oder dauernd 
vorenthalten, ſo muß es ſich jenes hiſtoriſchen Grundrechts bedienen, das in ſeiner 
Klaſſenſtellung feſt verankert iſt, und das ihm kein Parlament, keine Klaſſenjuſtiz 
und kein Polizei⸗ und Militäraufgebot zu rauben vermag, nämlich des politiſchen 
Maſſenſtreiks. 

Im Maſſenſtreik ſammeln ſich alle Probleme des proletariſchen Klaſſenkampfes: 
die Frage über Richtung und Tempo der ſozialen Entwicklung, die des Verhält⸗ 
niſſes zwiſchen Partei und Gewerkſchaft, die Frage nach der Rolle des Willens im 
Kampf um die politiſche Macht; der Proletarier als Kämpfer erhält tiefere Be⸗ 
deutung. Seine Anwendung erfordert größten Opfermut und Diſziplin, ſeine 
Propaganda ſtärkt daher den Gedanken der Organiſation und Solidarität. 

Die Diskuſſion des Maſſenſtreiks in den breiteſten Arbeiterſchichten erſcheint 
mir daher wohl geeignet, die Aktionskraft der Partei zu fördern. Reviſioniſtiſche 
Hirnwebereien, wie die Frage der Budgetbewilligung, würden allerdings dabei 
kaum auf ihre Koſten kommen; dagegen könnte die Frage der Diſziplin auch in 
dieſem Zuſammenhang eine nützliche Beleuchtung erfahren. 


Literariſche Kundſchau. 


Wilhelm Oſtwald, Energetiſche Grundlagen der Kulturwiſſenſchaft (Philo⸗ 
ſophiſch⸗ſoziologiſche Bücherei, XVI. Band). Leipzig 1909, Dr. W. Klinkhardt. 
184 Seiten. Preis 5 Mark, gebunden 6 Mark. 

Wilhelm Oſtwald will den alten Kampf zwiſchen Materialismus und Idea⸗ 
lismus dadurch ſchlichten, daß er als Grundſubſtanz der Welt weder Materie noch 
Kraft annimmt, ſondern die in ihrer Menge unwandelbare Energie. Die Berech- 
tigung und Fruchtbarkeit dieſes Unternehmens ſoll hier nicht unterſucht werden, 
ſondern lediglich Oſtwalds Verſuch, vom Standpunkt der von ihm begründeten 
Energetik aus der „Kulturwiſſenſchaft“ Grundlagen zu geben. 

Der Verfaſſer geht davon aus, daß es das Beſtreben jedes Lebeweſens ſein 
müſſe, möglichſt viel Energie ſich nutzbringend anzueignen. Dies kann ſowohl in 
der Weiſe geſchehen, daß der Vorrat von verfügbarer Rohenergie vermehrt wird, 
wofür ſchon die Anhäufung von Nahrungsmitteln ein Beiſpiel bietet, als auch 
durch beſſere Ausnutzung der vorhandenen Energien, und dies geſchieht am beſten 
durch die Ausgeſtaltung von Werkzeugen. Während das Tier aber auf dieſer Stufe 
ſtehen bleibt, wobei es für die Ausbildung der Werkzeuge auf die allmähliche An⸗ 
paſſung ſeiner Leibesorgane angewieſen iſt, hat der Menſch nicht nur das eigent⸗ 
liche Werkzeug erfunden, ſondern auch die Maſchine im engeren Sinne, die ihm 
die Ausnutzung fremder Energien, von Sklaven, Tieren oder Kräften der anorga⸗ 
niſchen Natur ermöglicht. „Die geſamte Kulturarbeit läßt ſich als die Bemühung 
bezeichnen, einerſeits die Menge der verfügbaren Rohenergie tunlichſt zu vermehren, 
andererſeits das Güteverhältnis ihrer Umwandlung in Nutzenenergie zu verbeſſern“ 
(S. 24). 

Für Oſtwald löſt ſich alſo die geſamte Kultur in die Entwicklung der Technik 
auf, für die tatſächlich die Heranziehung und möglichſt zweckmäßige Ausnutzung 
der Energien das höchſte Ziel iſt. Auf die geſamte Kultur angewandt wäre dieſer 
Maßſtab aber völlig unzulänglich und irreführend. Vor allem würde er jede ſpiele⸗ 
riſche Betätigung der Kräfte und damit auch die Kunſt von der Kultur ausſchließen. 
Sombart könnte alſo dieſes „ekelhafte Baumwollſpinnerideal der möglichſt hoch 
geſteigerten Produktivität“, zu dem er ſelbſt bis vor zehn Jahren ſich bekannt zu 
haben geſteht, bei Oſtwald finden und nicht, wie er glaubt, bei Marx. Es iſt 
daher auch nur konſequent, wenn Oſtwald zu der Behauptung kommt, „daß aller 
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Kulturfortſchritt darauf gerichtet iſt, die Schwankungen der Lebensbedingungen ſo 
klein wie möglich zu machen“, eine Ausſicht, die dieſe Kultur nicht gerade ſehr ver⸗ 
lockend erſcheinen läßt. 

Nun iſt gewiß eine Unterſuchung der Frage nicht ohne Wert, wie ſich die ver⸗ 
ſchiedenen Wirtſchaftsverfaſſungen zur Aneignung und Nutzung der freien Energien, 
das heißt alſo zur Entwicklung der Technik verhalten, und dieſe Aufgabe iſt auch 
ſchon wiederholt in Angriff genommen worden. Natürlich ſetzt ſie zu ihrer Be⸗ 
handlung eine genaue Vertrautheit mit den wirtſchaftlichen Tatſachen und Theorien 
voraus. Es iſt daher ſehr auffallend, daß Oſtwald, der Vertreter der exakten For⸗ 
ſchung auf dem Gebiet der Naturwiſſenſchaften, von dieſer unerläßlichen Voraus⸗ 
ſetzung hier glaubt abſehen zu dürfen. Die Kenntnis der Literatur über die ſozio⸗ 
logiſchen Theorien erklärt er ſelbſt eher gemieden als geſucht zu haben. Aber auch 
ſeine Kenntnis der Tatſachen ſcheint über die des täglichen Lebens und gelegent⸗ 
licher Zeitungslektüre keineswegs hinauszugehen. Von geſchichtlichem Studium oder 
Verſtändnis iſt überhaupt keine Rede. 

Charakteriſtiſch für die Kühnheit, mit der dieſer Chemiker an geſellſchaftliche 
Fragen herantritt, iſt es zum Beiſpiel, daß er das Problem erörtert, ob die Ge⸗ 
ſellſchaft urſprünglich durch einen Geſellſchaftsvertrag oder durch Zwang eines 
Stärkeren zuſtande gekommen ſei. Die Diskuſſion dieſer Frage datiert ungefähr 
aus derſelben Zeit wie die des Phlogiſton in der Chemie. Was würde aber Oſt⸗ 
wald dazu ſagen, wenn heute etwa ein Okonom ein Buch über die Grundlagen der 
Chemie ſchriebe, indem er die Tatſachen der Küche mit Hilfe der phlogiſtiſchen 
Theorien zu erklären ſuchte? In den Scozialwiſſenſchaften aber ſoll ein ſolches 
Vorgehen nicht nur erlaubt ſein, Oſtwald hält es für höchſt fruchtbar und zur 
Löſung der ſchwierigſten Fragen geeignet. 

So macht er ſich denn auch unentwegt an dieſe heran. Wert iſt ihm gleich⸗ 
bedeutend mit Energie, und daraus folgert er eine neue Zinstheorie. Das Geld 
iſt nämlich ein univerſales Werkzeug, das große Mengen Energie erſpart und mit⸗ 
hin die Produktivität erhöht, alſo Werte ſchafft. Der Zins iſt daher vollkommen 
gerechtfertigt — ſolange das zinstragende Vermögen nicht zu groß iſt. Oſtwald 
findet es höchſt unlogiſch, daß der Staat, der keinem Privaten erlaubt, auch nur 
einige tauſend Bewaffneter zu halten, „ohne Widerſtand duldet, daß Rieſen⸗ 
vermögen, deren Gewalt über die Mitbürger viel weiter geht als die einiger 
tauſend bewaffneter Männer, nicht nur angeſammelt werden“, ſondern auch ver⸗ 
erbt. Es müßte daher „der Staat dafür ſorgen, daß dieſe Konzentrationen, die 
eine Gefahr für ſeinen Beſtand bilden, unterdrückt und den allgemeinen Zwecken 
zugeführt werden“ (S. 162). 

Hier kommt alſo der unverfälſchte Kleinbürger zum Vorſchein, und es iſt eine 
eigentümliche Konvergenzerſcheinung, daß Oſtwald zu demſelben ſozialen Heilmittel 
gelangt wie einſt der typiſche Kleinbürger Proudhon. Er ſchlägt nämlich vor, daß 
der Staat das Monopol des Geldverleihgeſchäftes dadurch erwerbe, daß er das 
Privatkapital durch Anerbieten günſtigerer Bedingungen an die Kreditnehmer 
niederkonkurriere. 

Eine Erſcheinung wie das Buch Oſtwalds wäre unerklärlich, wenn nicht die 
bürgerlichen Okonomen aus ihrer Wiſſenſchaft ſchon längſt ein Ragout trockener 
Tatſachen mit einem ſüßlichen Überguß ethiſcher Phraſen gemacht und ſie dadurch 
völlig diskreditiert hätten. 

Der Vertreter der exakten Naturforſchung konnte daher leicht zu dem Glauben 
kommen, dieſer noch völlig unentwickelten Wiſſenſchaft einen großen Dienſt zu er⸗ 
weiſen, wenn er ihr eine naturwiſſenſchaftliche Grundlage bot. So iſt der verfehlte 
Verſuch Oſtwalds nur ein neuer Ausdruck der Impotenz der theoretiſchen bürger⸗ 
lichen Okonomie. G. Eckſtein. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Eine Geſchichte des Sozialismus. 
Von K. Kautsky. 
Eine kurze, zuſammenfaſſende und verſtändnisvolle Geſchichte des neueren 


Sozialismus fehlte bisher, und das war ein großer Mangel. Wir begrüßten 
es daher mit Freuden, als F. Muckle eine „Geſchichte der ſozialiſtiſchen Ideen 


im neunzehnten Jahrhundert“ veröffentlichte.! 


Wir hatten ſchon einmal Gelegenheit, auf Muckle hinzuweiſen als Ver⸗ 
faſſer einer Doktordiſſertation über St. Simon, der ſeitdem eine größere Arbeit 


über das gleiche Thema gefolgt iſt. Für eine Doktordiſſertation bezeugte fie 


eine erſtaunliche Sympathie und bedeutendes Verſtändnis nicht bloß für 
St. Simon, ſondern auch für Marx. Muckle ſchien uns daher wohl geeignet, 
eine Geſchichte der ſozialiſtiſchen Ideen zu ſchreiben, und wir gingen mit 
großen Erwartungen an ſein neues Buch heran. 

Leider müſſen wir von vorherein ſagen, daß es das nicht hält, was wir 


uns von ihm verſprachen. 


Den Angelpunkt jeder Geſchichte der ſozialiſtiſchen Ideen des neunzehnten 
Jahrhunderts werden ſtets die Ausführungen über Marx bilden. Von dem 
Verſtändnis für Marx als dem Höhepunkt des ſozialiſtiſchen Denkens des 
neunzehnten Jahrhunderts hängt es auch ab, ob ſeinen Vorgängern in der 


Entwicklungsreihe dieſes Denkens der richtige Platz angewieſen und gerade 


das aus ihren Leiſtungen hervorgehoben wird, was ſie zu jener Entwicklung 


beigetragen haben. 


An Verſtändnis für die Marxſchen Ideen fehlt es leider bei Muckle ſehr, 
trotz allen guten Willens, der unleugbar vorhanden iſt. 

So ſagt er zum Beiſpiel: 

Nach Marx iſt durchaus nicht die Arbeit allein das werterzeugende Element, 
ſondern Arbeitskraft und Erde ſind die beiden Urbildner des Reichtums (II, S. 119). 


Aber Reichtum und Wert ſind ja für Marx zwei ſehr verſchiedene Dinge! 

Unter variablem Kapital läßt er Marx die Arbeitskraft verſtehen (II, 
S. 119). In Wirklichkeit verſteht Marx darunter das Geld, das zum Kaufen 
der Arbeitskraft dient. 

An anderer Stelle ſchiebt er Marx folgenden Gedanken unter: 


Es folgen Zeiten der Überproduktion, die für das an und für ſich ſchon aus⸗ 


I gebeutete Proletariat furchtbaren Zeiten der Abſatzſtockungen, der Kriſen. Und 
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im Gefolge einer ſolchen Kriſis, einer Kataſtrophe, wird ſich unter der Leitung des 
Proletariats die Umbildung des Kapitalismus zur ſozialiſtiſchen Geſellſchafts⸗ 
ordnung vollziehen, die Marx mit wuchtigen Sätzen vorzeichnet (II, S. 126). 


In Wirklichkeit hat Marx etwas Derartiges nie geſchrieben. Wohl aber 
bezeichnete einmal Bernſtein dieſe Auffaſſung, ohne jeden Grund, als die heute 
in unſerer Partei herrſchende. Muckle hat offenbar etwas davon läuten 
gehört und geht noch über Bernſtein hinaus, indem er dieſe Auffaſſung als 
die Marxſche bezeichnet. 

Ganz Bernſteiniſch iſt dann auch ſeine Kritik dieſer ſogenannten „Zu⸗ 
ſammenbruchstheorie“, der Hinweis darauf, „daß die Produktionsanarchie 
gemildert werden kann durch das Eingreifen der Kartelle, die wachſende Aus⸗ 
breitung der ebenfalls auf eine andere Produktionsregelung hindrängenden 
Konſumvereine und durch andere Umſtände (Banken !)“ (II, S. 132). 

Wenn Bernſtein vor dreizehn Jahren die Hoffnung, die Kartelle könnten 
den Kriſen entgegenwirken, unbeſehen von Brentano übernahm, ſo iſt das 
doch kein Grund für Muckle, heute dasſelbe zu tun, wo die Erfahrungen des 
letzten Jahrzehnts die Hinfälligkeit dieſer Hoffnung ſo deutlich auch für jene 
dokumentiert haben, denen ihre theoretiſche Einſicht nicht von vornherein die 
Verkehrtheit der ganzen Auffaſſung zeigte. 

Komiſch wirkt es auch, wenn Muckle gleich darauf meint: 

Ungeachtet dieſer und hundert anderer Schwächen (Mehrmerttheorie!), wie 
ſie die mit fieberhaftem Eifer betriebene Kritik des Marxismus herausgeſtellt hat, 
ſteht jedoch das Syſtem des Denkers einzigartig da in der Größe ſeiner Kon⸗ 
zeption. | 

Auch wer die Mehrwerttheorie nicht anerkennt, wird ſie nicht zu den neben⸗ 
ſächlichen Schwächen des Marxſchen ökonomiſchen Syſtems rechnen, ſondern 
zu ſeinem Rückgrat, ohne das es nicht leben kann. 

Alle dieſe Ausführungen zeigen, daß Muckle bei aller Sympathie für Marx 
ihn nicht zu begreifen vermag, weil ihm das Verſtändnis für ökonomiſche 
Dinge fehlt. Das trat in ſeiner Doktordiſſertation nicht zutage, die nicht von 
ökonomiſchen, ſondern bloß von hiſtoriſchen und philoſophiſchen Fragen 
handelte. In ſeinem jetzigen Werke macht es ſich kraß geltend in den Aus⸗ 
führungen über Marx, beeinträchtigt aber auch, obwohl nicht in ſo hohem 
Grade, die Darſtellungen der vormarxiſtiſchen ſozialiſtiſchen Ideen, da ſie ja 
mit der Entwicklung des ökonomiſchen Denkens eng verknüpft ſind und ohne 
dieſes ſchwer ausreichend begriffen werden können. 

Nur ſo kann Muckle Urteile fällen wie folgendes: 


St. Simon, nicht Marx, wie man geſagt, iſt zum Entdecker des Kapitalismus 
geworden (II, S. 55). 


Dieſe Entdeckung ſoll er dadurch gemacht haben, daß er ſah, wie Unter⸗ 
nehmer ihre Arbeiter ausbeuten. Wurde dadurch der Kapitalismus entdeckt, 
dann geſchah das ſchon lange vor St. Simon. Verſteht man unter dieſer 
Entdeckung mehr als das Aufzeigen der Tatſache, daß die Reichen die Armen 
ſchlecht behandeln; verſteht man darunter die Erkenntnis der Eigenart des 
modernen Produktionsprozeſſes und der ökonomiſchen Rolle, die das Prole⸗ 
tariat darin ſpielt, dann müſſen wir ſagen, daß dieſe Erkenntnis St. Simon 
völlig verſagt blieb, da ihm der notwendige Klaſſengegenſatz zwiſchen dem 
Proletarier und dem induſtriellen Kapitaliſten nie klar wurde. Im Gegen⸗ 
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teil, er forderte die Emanzipation des induftriellen Kapitals, um durch die 


Herrſchaft der Kapitaliſten die Geſamtheit der arbeitenden Klaſſen zu befreien, 


deren Führer ſie zu bilden hätten. 
Angeſichts dieſer Auffaſſung iſt es aber auch nicht wunderbar, warum 


Marr in ſeinen Jugendſchriften nicht begeiftert von St. Simon ſprach. Das 


verſteht Muckle nicht: 


Die Ideen St. Simons müſſen für Marx geradezu Offenbarungen geweſen 
ſein. Wer löſt das Rätſel? (II, S. 116.) 


1 Hier liegt gar kein Rätſel vor. Es iſt eben ganz falſch, wenn man, wie 


Muckle wiederholt tut, Marx als „Schüler“ oder „treuen Schüler“ St. Simons 


hinſtellt. 

Sicher hat St. Simon manche Erkenntnis gebracht, die Marx zugute kam, 
aber deshalb war dieſer noch lange nicht St. Simons Schüler. Da könnte 
man ihn ebenſogut Fouriers Schüler nennen, deſſen Kritik des Kapitalismus 
oft viel ſcharfſinniger iſt als die St. Simons. 

Von den vielen Bildungselementen, die auf Marx einwirkten, waren die 


Ideen St. Simons nur eines. Soweit dieſe Ideen Marx befruchteten, wurden 
ſie ihm nicht mehr in ihrer urſprünglichen Form, ſondern ſchon weiter ge⸗ 


bildet übermittelt. Andererſeits machte aber Marx die Bekanntſchaft der 


Ideen St. Simons erſt, nachdem er in vielen Dingen über St. Simon hinaus⸗ 


gewachſen war, ſo daß er dieſem nicht als Schüler, ſondern als Kritiker 


gegenübertrat. Und gerade in ſeiner Jugend mußte er dieſe kritiſche Seite 


hervorheben, da es galt, ſeinen eigenen, überlegenen Standpunkt gegenüber 
dem St. Simoniſtiſchen zur Geltung zu bringen, der noch ſo großen Ein⸗ 


fluß übte. 


Wenn Muckle von Marx als Schüler St. Simons ſpricht, hat er offenbar 


deſſen Geſchichtsauffaſſung im Auge. Aber was an dieſer fruchtbar und wert⸗ 
voll war, hatten ſeit St. Simon eine Reihe franzöſiſcher Hiſtoriker weiter⸗ 


entwickelt, die den treibenden Faktor der Geſchichte im Klaſſenkampf erkannten 
und zur Darſtellung brachten. Bewaffnet mit der Dialektik Hegels und dem 


Materialismus Feuerbachs vermochte aber dann Marx ſeiner Geſchichts⸗ 


auffaſſung eine Tiefe und Einheitlichkeit zu geben, durch die ſie jene 
St. Simonſche nicht nur übertraf, ſondern auch ihr Gegenteil wurde. 

Denn die Geſchichtsauffaſſung St. Simons iſt nichts weniger als ein⸗ 
heitlich. Wohl erkannte er ſchon die Bedeutung des ökonomiſchen Unterbaus 
und der Klaſſenkämpfe, dabei war ihm aber die Triebkraft der Geſchichte 
doch wieder die Entwicklung des Denkens, das drei Stadien durchläuft: das 
theologiſche, das metaphyſiſche und das der poſitiven Wiſſenſchaft. 

Noch ſchroffer aber ſchied ſich die Marxſche Geſchichtsauffaſſung von der 
St. Simons, ſobald es galt, ſie praktiſch anzuwenden, das Verſtändnis der 
Vergangenheit zum Verſtändnis der Gegenwart zu benutzen und damit eine 


wiſſenſchaftliche Grundlegung des Sozialismus zu erreichen. 


Da Marx ein halbes Jahrhundert ſpäter auftrat, nachdem ſich St. Simons 


grundlegende Ideen gebildet, konnte er die ökonomiſche Grundlage der be⸗ 


ſtehenden Geſellſchaft weit beſſer begreifen als dieſer. Es wäre ſchlimm geweſen, 
wenn er nach Ricardo, im Zeitalter des Chartismus, ein bloßer Schüler 
St. Simons geweſen wäre. Dieſer hatte keine Ahnung von der hiſtoriſchen 
Rolle des Proletariats, ja nicht einmal von dem unüberwindlichen Gegenſatz 


“ 
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zwiſchen dem Proletariat und dem induſtriellen Kapital. Nicht aus dem Um⸗ 
ſturz, ſondern aus der Weiterentwicklung des induſtriellen Kapitalismus ſollte 
der Sozialismus hervorgehen; die induſtriellen Kapitaliſten ſelbſt ſollten durch 
ihre Herrſchaft im Staate dies Ergebnis herbeiführen. Weit weniger als 
Owen und Fourier erkannte St. Simon den Gegenſatz ihres ſozialiſtiſchen 
Ideals zum Kapitalismus. Marx konnte darin von jenen mehr lernen als 
von dieſem. 

Dann aber kommen St. Simon doch wieder Bedenken, ob aus dem Aus⸗ 
bau des induſtriellen Kapitalismus jene Geſellſchaft entſpringen werde, die 
allem Elend ein Ende mache, und er weiſt die Aufgabe der Bildung dieſer 
neuen Geſellſchaft einer neuen, höheren Moral und Religion zu. 

Angeſichts alles deſſen ſollte man meinen, daß es fürwahr kein Rätſel ift, 
wenn Marx in jeinen „Jugendſchriften“ St. Simons Ideen durchaus nicht 
als „Offenbarungen“ betrachtet, ſondern ihnen ebenſo kritiſch gegenübertritt 
wie den anderen Sozialiſten jener Zeit. Erſt als alle die beſonderen Ideen 
St. Simons aufgehört hatten, auf das Proletariat beſtimmend einzuwirken, 
als die Schriften St. Simons nur noch hiſtoriſche Bedeutung hatten, brauchte 
Marx nicht mehr jene ihrer Seiten hervorzuheben, die es zu überwinden galt, 
ſondern vielmehr jene, die St. Simons Größe ausmachten. So erklärt es ſich, 
wenn Engels ſagt: „Später ſprach Marx mit Bewunderung vom Genie und 
enzyklopädiſchen Kopfe St. Simons.“ Marx hatte dabei ſeinen Standpunkt 
gegenüber St. Simon nicht geändert. Was er im Kommuniſtiſchen Manifeſt 
über den utopiſchen Sozialismus ſchrieb, behielt nach wie vor ſeine Gel⸗ 
tung, ebenſo wie ſein Urteil, das im dritten Band des „Kapital“ (2, S. 144) 
abgedruckt iſt. Es iſt ganz unverſtändlich, wie Muckle behaupten kann, dies 
Urteil ſei „einfach aus der Luft gegriffen“. Man könnte höchſtens ſagen, es 
ſei einſeitig, indem es bloß eine Seite der St. Simonſchen Gedankenwelt auf⸗ 
zeige. Aber jenes Urteil war auch nur eine gelegentliche Bemerkung, wollte 
durchaus nicht eine erſchöpfende Darſtellung des St. Simonſchen Denkens und 
Wirkens bilden. | 

Wer freilich Marx als Schüler St. Simons betrachtet und nicht ſieht, wie 
ſich die Marxſche Denkweiſe im Gegenſatz zu der St. Simons bildete, für den 
bleibt es ein Rätſel, wieſo Marx einmal St. Simon „abtun“ und dann wieder 
„bewundern“ konnte. 

Die Überſchätzung St. Simons bildet einen der Grundfehler des Muckleſchen 
Buches. Die Liebe zu dieſem Autor, die einen Vorteil dort darſtellt, wo er von 
ihm allein ſpricht, wird zum Nachteil, wenn ſie hindert, anderen Autoren 
gerecht zu werden. 

Namentlich Fourier kommt gegenüber St. Simon ſehr ſchlecht weg. Seine 
Schrullen werden ungebührlich hervorgehoben; ja Anſchauungen, die zu ſeiner 
Zeit keineswegs ungewöhnlich waren und mehr die Zeit als Fourier charak⸗ 
teriſieren, werden direkt als ſpezifiſch Fourierſcher Wahnſinn bezeichnet. 

So macht Muckle ſich darüber luſtig, daß Fourier ſich als Meſſias fühlte, 
aber fühlte ſich als ſolcher nicht auch St. Simon und manch anderer Sozialiſt jener 
Zeit? Dieſe Vorſtellung iſt doch nicht Wahnſinn, ſie bezeugt nur auf der einen 
Seite, wie tief das chriſtliche Denken damals noch in den Gemütern ſaß, und 
andererſeits, welch hohe Bedeutung jene Neuerer ihren Ideen beimaßen, wie 
groß die Kraft ihrer Überzeugung war. Um damals als Scozialiſt etwas au 
leiften, mußte man alles andere ſein, nur kein Hamlet. 
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Dann wieder ſchreibt Muckle: 

Auch in der Geſellſchaft (wie in der Natur) — das iſt Fouriers paradoxe, 
an Wahnſinn grenzende Behauptung — herrſcht das Gefetz der Attraktion, 
das, vorausgeſetzt, daß die Ziviliſation mit ihrem die natürliche Eigenart des 
Menſchen erſtickenden Einfluß beſeitigt iſt, die ganze Vielgeſtaltigkeit menſchlicher 
Triebe zuſammenfließen läßt zu dem wundervollen Einklang einer reinſten Har⸗ 
monie (I, S. 124). 


Der „paradoxe Wahnſinn“, daß in der Geſellſchaft wie in der Natur 
Harmonie herrſche, die nur zeitweiſe durch beſondere Verhältniſſe geſtört werde, 
bildete keine Eigentümlichkeit Fouriers. Dieſe Auffaſſung war im achtzehnten 
Jahrhundert weit verbreitet. Sie kennzeichnete Rouſſeau. Schrieb nicht auch 
Schiller: 
a 0 Die Welt iſt vollkommen überall, 
Wo der Menſch nicht hinkommt mit ſeiner Qual 


und meinte nicht Seume: 
Wir Wilden ſind doch beſſere Menſchen. 
Waren das auch Wahnſinnige? 
| Es würde uns natürlich hier zu weit von unſerem Wege abführen, wollten 
wir den Quellen dieſer Auffaſſung nachſpüren: der Gegenſatz zur Theologie, 
der im achtzehnten Jahrhundert zum Durchbruch kam und der Auffaſſung 
von der angeborenen Sündhaftigkeit der Menſchheit die optimiſtiſche Auf⸗ 
faſſung von der natürlichen Güte des Menſchen entgegenſetzte; dann die 
wachſende Kenntnis von den Reſten des Urkommunismus, die der Welt⸗ 
verkehr aufdeckte; endlich eine naive Art der Kritik des erſtehenden Kapita⸗ 
lismus. Es genügt, hier darauf hinzuweiſen, daß ſelbſt ſehr nüchterne Leute 
noch im vorigen Jahrhundert meinten, in der menſchlichen Geſellſchaft würde 
ihrer Natur nach vollkommene Harmonie herrſchen, ſobald erſt ein ſtörendes 
Element aus ihr entfernt wäre. Fouriers Auffaſſung war jedenfalls tiefer⸗ 
gehend und genialer, die das ſtörende Element in der „Ziviliſation“, das 
heißt im geſamten Kapitalismus erblickte, als die der Mancheſtermänner, die 
da meinten, alles ginge gut, wenn nur der Schutzzoll nicht wäre, oder die 
Careys, der ſeinen „Grundlagen der Sozialwiſſenſchaft“ folgenden Satz Keplers 
als Motto vorſetzte — auch eines „paradoxen Wahnſinnigen“: 
Das Weltgebäude iſt ein harmoniſches Ganze und Gott iſt deſſen Seele. Er 
iſt die höchſte Harmonie, und allen Seelen hat er eine eigene innere Harmonie als 
fein Bild aufgedrückt. Die Zahlen, die Figuren, die Geſtirne überhaupt harmo- 
nieren mit den Geheimniſſen der heiligen Religion. 

Dieſe ganze erhabene Harmonie wird für Carey nur durch eines geſtört: 
den engliſchen Freihandel. Trotzdem hat noch niemand Carey zu den Wahn⸗ 
ſinnigen gerechnet. 

Statt den Gründen von Fouriers Auffaſſungen, wenn ſie uns befremden, 

nachzuforſchen, tut Muckle ſie oft einfach als Wahnſinn ab. Dabei unterläßt er 
es, Fouriers wirklich große Gedanken gebührend hervorzuheben. So ſtreift er 
nur flüchtig, was Fourier über die Abwechſlung und Abkürzung der Arbeit 
ausführt, und empfindet für deſſen „freie Liebe“ jo viel Entrüſtung, daß er 

„mit deren Beurteilung den Leſer verſchonen will“ (I, S. 132). Und dabei 

gehört das, was Fourier darüber und über die Frauenfrage überhaupt geſagt, 
zu den hervorragendſten und größten ſeiner Leiſtungen. 


. 
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Bebel iſt in ſeinem Buche über Fourier dem großen Utopiſten viel mehr 
gerecht geworden als Muckle. Auffallenderweiſe erwähnt dieſer es gar nicht 
in ſeiner Literaturangabe. Muckle weiß dem Leſer, der ſich näher über Fourier 
unterrichten will, gar kein deutſches Buch anzugeben, ſondern nur eine fran⸗ 
zöſiſche Schrift von Bourgin. 

Andere Teile der „Geſchichte der ſozialiſtiſchen Ideen“ ſind beſſer gelungen, 
ſo zum Beiſpiel die Ausführungen über Owen. 

Ein Grundfehler aber, der ſich durch die ganze Geſchichte hindurchzieht 
und vielleicht die Haupturſache ihrer Schwächen bildet, iſt der Plan der Ar⸗ 
beit, die Aufeinanderfolge, in der die einzelnen Syſteme uns vorgeführt werden. 

Muckle teilt die Sozialiſten in zwei Klaſſen, die des „rationalen“, wie er 
ſie nach Sombart benennt, und die des „entwicklungsgeſchichtlichen“ Sozia⸗ 
lismus. Jede dieſer beiden Klaſſen zerfällt wieder in zwei Unterabteilungen, 
Zentraliſten und Föderaliſten. 

Dank dem haben wir eine Einteilung, in der Proudhon überhaupt keinen 
Platz findet, und Cabet und Weitling vor St. Simon, Buchez und Louis 
Blanc nach Marx behandelt werden; eine ganz mechaniſche Einſchachtelung 
ohne Entwicklung. Die ſozialiſtiſche Bewegung wird als bloß literariſche Be⸗ 
wegung aufgefaßt. Daher ſpricht Muckle nichts von Blanqui, nichts von den 
Männern des Chartismus, die das ſozialiſtiſche Denken des neunzehnten Jahr⸗ 
hunderts ſo mächtig beeinflußten, aber freilich keine Buchſchreiber waren. 

Das iſt wohl darauf zurückzuführen, daß Muckle dem Klaſſenkampf des 
Proletariats keineswegs jene Beachtung ſchenkt und ihm nicht jene zentrale 
Stellung einräumt, die ihm in einer Geſchichte der ſozialiſtiſchen Ideen des 
neunzehnten Jahrhunderts gebührte. Nicht als bloße Gedankenſpiele haben 
die ſozialiſtiſchen Ideen der verſchiedenen Denker hiſtoriſche Bedeutung ge⸗ 
wonnen, ſondern als richtunggebende Kraft des proletariſchen Emanzipations⸗ 
kampfes. Ihr Verhältnis zur Arbeiterbewegung, die ſie befruchten, durch die 
ſie beſtimmt werden, das iſt der entſcheidende Faktor für ihre geſchichtliche 
Stellung, und nicht die Art ihrer Argumente oder die Art, wie ſie den Or⸗ 
ganismus der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft geſtaltet wiſſen wollen. Gehen wir aber 
von dieſem Verhältnis aus, dann ergibt ſich eine ganz andere Einteilung 
als die von Muckle vorgenommene, eine Einteilung, in der auch Proudhon, 
Blanqui, die Chartiſten ihren Platz finden und die chronologiſche Aufeinander⸗ 
folge zugleich zu einer logiſchen und organiſchen Entwicklung wird, die in 
engſter Verbindung ſteht mit der gleichzeitig ökonomiſchen Entwicklung und 
dem Erſtarken des Proletariats. 

Wir haben auszugehen von dem Zuſtand, da der induſtrielle Kapita⸗ 
lismus ſich rapid entwickelt und die Kräfte des Proletariats ſchrankenlos ver⸗ 
wüſtet, ohne daß das Proletariat imſtande iſt, ſich dagegen zu wehren, indes 
aber gleichzeitig auch die Klaſſe der induſtriellen Kapitaliſten noch eine revo⸗ 
lutionäre Klaſſe bildet, die um ihre Anerkennung kämpft und deren Charakter 
noch nicht feſtſteht. 

Da haben wir die drei größten Sozialiſten, die, wie verſchieden ihre Aus⸗ 
gangspunkte, ihre Argumente, ihre Bilder der Idealgeſellſchaft ſein mögen, 
doch darin übereinſtimmen, daß ſie erkennen, das Elend des Proletariats 
könne nur durch Aufhebung des Proletariats und der Eigentumsordnung, 
der es entſpringt, beſeitigt werden, die zunächſt aber von dem „aufgeklärten 
Abſolutismus“ des beſten Teiles der Kapitaliſten ſelbſt Rettung erhoffen. 
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Die Bedingungen einer neuen Auffaſſung erſtehen mit dem Erwachen des 
Proletariats, dem Beginn einer Arbeiterbewegung, die ſelbſt wieder nur ein 
Teil iſt des Wiedererſtehens eines politiſchen Lebens, das in Frankreich an 
die Erinnerungen der großen Revolution anknüpft, in England als Kampf 
um eine Wahlreform auftritt. | 

Die gleichzeitige ökonomiſche Entwicklung zeigt immer deutlicher den un⸗ 
überwindlichen Gegenſatz zwiſchen den induſtriellen Kapitaliſten und dem in⸗ 
duſtriellen Proletariat. Wenn Owen, St. Simon, Fourier noch glaubten, 
Kapitaliſten dem Sozialismus dadurch freundlich ſtimmen zu können, daß ſie 
nachwieſen, welch ein gutes kapitaliſtiſches Geſchäft dieſer ſei, ſo hört das 
jetzt auf. Aber noch erſcheint das Proletariat den Sozialiſten nicht reif und 
kräftig genug, ſich ſelbſt zu befreien, was auch richtig war. Da ſie nicht mehr 
auf die Kapitaliſten rechnen, ſuchen ſie jetzt nach einer Macht, die über den 
Kapitaliſten und den Proletariern ſteht und dieſen zu ihrem Rechte ver⸗ 
hilft. Noch beherrſchte das Kapital nicht ausſchließlich Staat und Geſellſchaft. 

Je mehr das politiſche Leben an Lebhaftigkeit gewann und die Erinne⸗ 
rungen an die franzöſiſche Revolution den Katzenjammer nach ihrem an⸗ 
ſcheinenden Zuſammenbruch überwanden, deſto mehr erſchien die Staatsmacht 
als das Mittel, das Proletariat zu befreien. In Deutſchland die Monarchie 
(L. v. Stein und Rodbertus), in Frankreich die demokratiſche, von Klein⸗ 

bürgertum und Proletariat beherrſchte Republik (Cabet, Louis Blanc). Die 
Arbeiterbewegung ſpielte dabei noch nicht die Rolle eines aufbauenden Faktors, 
ſondern die eines Schreck⸗ und Preſſionsmittels, um die Gedankenträgheit der 
Machthaber zu überwinden. 

Alle dieſe Sozialiſten entſprangen den beſitzenden Klaſſen oder den Intellek⸗ 
tuellen. Aber gleichzeitig begann auch das Proletariat bereits ſelbſt Elemente 
zu erzeugen oder ſolche unter den Intellektuellen zu ſich herüberzuziehen, die ſich 
zum Sozialismus durchrangen, dabei aber völlig auf den proletariſchen Stand⸗ 
punkt ſtellten, nicht als teilnehmende Freunde von außen, ſondern als Mit⸗ 
kämpfer des proletariſchen Emanzipationskampfes auftraten. Dieſe erkannten 
ſehr wohl den ſchroffen Gegenſatz des Proletariats zu allen beſitzenden und 
herrſchenden Klaſſen, aber auch ſie konnten ſich nicht der Erkenntnis verſchließen, 
daß das Proletariat noch nicht reif genug ſei, ſich ſelbſt zu befreien. Anderer⸗ 
ſeits hatten ihnen die Erfahrungen der Revolution in Frankreich, der bürger⸗ 
lichen Wahlreform in England gezeigt, welche Bedeutung die Staatsgewalt 
erlangt habe. Dieſe zu erobern, war unumgänglich. Woher aber die Kraft 
dazu nehmen? 

Das Jakobinertum hatte gezeigt, daß auch eine Minderheit, wenn ſtramm 
organiſiert und energiſch, die Staatsgewalt erobern und durch terroriſtiſche 
Mittel eine Zeitlang behaupten kann. Die Eroberung der Staatsgewalt durch 

die Verſchwörung geheimer Geſellſchaften, die dann durch ihre Diktatur den 
Sozialismus der Geſellſchaft aufzwingen ſollten, das wurde nun die Idee 
proletariſcher Kommuniſten, unter deren Wortführern Blanqui und Weitling 
hervorragen. 

Anders in England. Überall lehnt ſich die Arbeiterbewegung in ihren An⸗ 
fängen an bürgerliche Vorbilder an. Fand ſie dies in Frankreich in der 
Revolution von 1793, ſo in England an der Wahlreform, die 1832 dem 
mittleren Bürgertum das Wahlrecht gegeben hatte. Die Proletarier fühlten 
ſich in England in den vierziger Jahren bereits als die Mehrheit der Be⸗ 
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völkerung. Man brauchte nur noch das allgemeine Wahlrecht, um den Sozia⸗ 
lismus zum Durchbruch zu bringen und das Proletariat zu befreien. | 

Allen dieſen Anſchauungen trat Proudhon entgegen. Er erkannte, daß die 
Befreiung des Proletariats nur ſein eigenes Werk ſein könne; ebenſo erkannte er, 
daß das Proletariat noch nicht imſtande ſei, die politiſche Macht zu erobern, weder 
durch einen Handſtreich noch durch das Wahlrecht und den Parlamentarismus. 
Aber doch wollte er, wie alle anderen Sozialiſten jener Zeit, das Proletariat 
ſofort befreien; um das zu erreichen, blieb ihm beim Verzicht auf die Eroberung 
der politiſchen Macht nichts übrig, als ſolche Mittel der Emanzipation aus⸗ 
findig zu machen, die weder die Machthaber beunruhigten, noch die ſchwachen 
Kräfte überſtiegen, über die das Proletariat außerhalb der Politik verfügte. So 
wurde er trotz ſeines revolutionären Dranges zu einem Kultus der kleinlichſten 
Reformmittelchen; trotz ſeines proletariſchen Standpunktes zu kleinbürgerlicher 
Beſchränktheit getrieben; trotz ſeines Scharfſinns in unendliche Widerſprüche 
verwickelt und ſchließlich in Gegenſatz zu jeglichem Sozialismus und jeglichem 
proletariſchen Klaſſenkampf gebracht. 

In dieſer Situation erſteht Marx. Wie Proudhon erkennt auch er, daß 
die Arbeiter ſich ſelbſt zu befreien haben; auch er erkennt, daß die Arbeiter 
nicht imſtande ſeien, die politiſche Macht durch Verſchwörungen zu erobern. 
Aber das führt ihn nicht zum Verzicht auf dieſe Eroberung, ſondern zu der 
Anſchauung, daß das Proletariat dazu heranreifen muß. Und das Werkzeug 
dieſes Heranreifens erkennt er im Klaſſenkampf, im Kampfe um die tägliche 
Beſſerſtellung und Behauptung der Exiſtenz, der das Proletariat organiſiert, 
moraliſch und phyſiſch kräftigt und ſchließlich zur Eroberung der politiſchen 
Macht fähig macht, aber auch zwingt. Damit iſt die Einheit von Arbeiter⸗ 
bewegung und Sozialismus, von Reform und Revolution, vom Kampf um 
des Lebens Notdurft und Kampf um den Staat hergeſtellt. Zwiſchen alledem 
herrſchte bis dahin ein unvermittelter Widerſpruch und er herrſcht noch in 
den Köpfen der vulgären Kritiker, die Marx nicht begriffen haben und 
glauben, eine tiefe Weisheit zutage zu fördern, wenn ſie den Marxismus durch 
die Aufdeckung dieſer Widerſprüche „widerlegen“. 

Innerhalb des Marxismus ſelbſt iſt aber auch noch eine Entwicklung zu 
verfolgen. Bis in den Anfang der fünfziger Jahre rechnete Marx mit einer 
großen bürgerlichen Revolution namentlich in Deutſchland, die — ebenſo 
wie die franzöſiſche ſeit 1789 — eine lange Periode hindurch dauern werde, 
in deren Verlauf das Proletariat raſch die nötige Reife und Kraft gewinne. 
Als es ſich herausſtellte, daß dieſe Revolution nicht mehr zu erwarten ſei, in 
Deutſchland das bürgerliche Regime auf anderen Wegen ſeinen Einzug halten 
werde, erkannte er, daß die Erſtarkung des Proletariats im Klaſſenkampf auf 
langſamerem Wege zu erfolgen habe. Den Gewerkſchaften, deren Bedeutung 
er ſchon vor 1848 erkannt hatte, ſchenkte er jetzt erhöhte Aufmerkſamkeit. Da⸗ 
neben gewannen für ihn große Bedeutung nicht bloß das allgemeine Wahlrecht, 
ſondern auch die Arbeiterſchutzgeſetzgebung, die ihm wenig wichtig erſchienen war, 
ſolange er die Revolution vor der Türe wußte, die dann 1848 wirklich kam. 

Bei allen dieſen Wandlungen iſt aber der Marxſche Standpunkt der 
gleiche, revolutionäre geblieben. Gewerkſchaften, Wahlrecht, Arbeiterſchutz er⸗ 
kannte er nicht als Mittel, das Proletariat mit der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft 
zu verſöhnen, ſondern es zu ihrem Umſturz fähig zu machen, wodurch allein das 
Proletariat aufgehoben und geſellſchaftliche Harmonie herbeigeführt werden kann. 
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Alle dieſe Beziehungen zwiſchen der Arbeiterbewegung und den ſozia⸗ 
liſtiſchen Ideen kommen bei Muckle nicht zur Geltung. So verſagt ſein 
Abriß gerade in den wichtigſten Punkten. Das iſt ſehr bedauerlich, nicht nur, 
weil für eine kurze Darſtellung der ſozialiſtiſchen Ideen des neunzehnten 
Jahrhunderts ein großes Bedürfnis beſteht, ſondern auch, weil Muckle 
durch ſeine ehrliche Sympathie für das Proletariat, ſeinen Fleiß, ſeine In⸗ 
i Bi berufen iſt, als Geſchichtſchreiber des Sozialismus Hervorragendes 

zu leiſten. | 
Was ihm noch fehlt, iſt ein gründliches Verſtändnis der Marxſchen Oko⸗ 
nomie und ein klares Verhältnis zum proletariſchen Klaſſenkampf. 

Es wird uns ſehr freuen, wenn wir bald einer Arbeit von ihm begegnen, 
die uns bezeugt, daß er dieſe Mängel erfolgreich überwunden hat. 


der Krieg gegen die freien volksbühnen. 
Von Franz Rehring. | 


Herrn v. Jagow, den Berliner Polizeipräſidenten, haben die Lorbeeren, 
die er ſich im Kampfe gegen die Wahlrechtskundgebungen erworben hat, nicht 
auf lange befriedigt; er dürſtet nach neuem Ruhme gleich echten Kalibers, und 
ſo hat er ſich die beiden Freien Volksbühnen dazu auserſehen, um einen Streich 
zu führen, der unzweifelhaft geeignet iſt, den Glanz ſeines Namens zu 
mehren, wo immer edles Boruſſentum die Vorwacht ruſſiſcher Barbarei hält. 
Über die Freien Volksbühnen iſt in dieſen Spalten oft genug geſprochen 
worden. Sie haben nicht alle die Hoffnungen erfüllt, die vor zwanzig Jahren 
bei ihrer Gründung auf ſie geſetzt wurden, aber das war nicht ihre Schuld, 
ſondern die Schuld von Umſtänden, über die ſie keine Macht hatten, und ob 
man ihren Wert für die Kultur der Volksmaſſen nun höher oder geringer 
einſchätzen mag, ſo tritt dieſer akademiſche Streit gänzlich zurück vor der Tat⸗ 
ſache, daß fie ſich ſeit zwanzig Jahren für die Maſſen als ein Kultur⸗ 
bedürfnis erwieſen haben. Sie haben vielen Tauſenden die Kenntnis der 
großen Dramatiker aus alter wie aus neuer Zeit vermittelt, und es kann gar 
kein beſſerer Beweis für ihre äſthetiſch und moraliſch gleich erfreuliche Wirk⸗ 
ſamkeit erbracht werden, als daß ſie mit ihrem klaſſiſchen Spielplan in dem⸗ 
ſelben Maße gedeihen, worin das kapitaliſtiſche Theater mit ſeinen bloßen 
Amüſierbedürfniſſen verfällt. 
f Kein Wunder aber auch, daß ſie in gleichem Maße den Polizeiſtock reizten, 
zwiſchen fie zu fahren. Sicherlich waren fie ihm immer ein Gegenſtand patrio⸗ 
tiſchen Grolles, aber früher hatte dieſer Groll wenigſtens einen gewiſſen Sinn. 
Die Freien Volksbühnen waren mit dem Falle des Sozialiſtengeſetzes ent⸗ 
ſtanden, was fie in jeder Polizeiſeele mit einer höchſt ärgerlichen Erinnerung 
verknüpfte; ſie hatten durch ihre Organiſation als Vereine die Theaterzenſur 
ausgeſchaltet, um auch Dramen aufführen zu können, die das polizeiliche Miß⸗ 
fallen erregten, und ſo war es — immer in boruſſiſchem Sinne — begreiflich, 
daß Herr v. Köller im Jahre der ſeligen Umſturzvorlage auch die Freien 
Volksbühnen abzuwürgen verſuchte, indem er ihre Vorſtellungen für öffentlich 
und zenſurpflichtig erklärte. Die Freien Volksbühnen löſten ſich darauf frei⸗ 
willig auf und klagten — wenigſtens die eine, die in engerem Zuſammenhang 
mit der Berliner Arbeiterbevölkerung ſtand, ob auch die andere, iſt uns nicht 
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genau erinnerlich — gegen das Polizeipräſidium, wurden aber vom Ober⸗ 
verwaltungsgericht abgewieſen. Das Gericht erklärte damals, das Verhalten 
der Polizei ſei ſo lange gerechtfertigt, als die Organiſation des Vereins nicht 
geändert ſei. Darauf taten ſich die Freien Volksbühnen von neuem auf, 
indem ſie alle Anderungen in ihrer Organiſation vornahmen, die das Ober⸗ 
verwaltungsgericht für notwendig erklärt hatte. 

Seitdem ſind ſie von der Polizei unbehelligt geblieben. Es gab dafür einen 
an ſich freilich unerfreulichen Erklärungsgrund, nämlich die Dürre der drama⸗ 
tiſchen Produktion. Sie zeitigte keine Dramen, die durch ihren literariſchen 
Wert die Aſthetiker des Alexanderplatzes in gerechten Zorn verſetzt hätten, und 
der Streit um die Theaterzenſur verlor jede praktiſche Bedeutung. Seit ihrem 
Wiederauftreten nach dem Köllerſtreich haben die Freien Volksbühnen wohl 
durchweg Stücke aufgeführt, die auf den öffentlichen Bühnen die Zenſur 
paſſiert hatten. Eben dadurch verloren ſie einen Teil der Bedeutung, die ſie 
hätten haben können, aber für den Verluſt dieſes Goldſtücks ſchienen ſie 
wenigſtens den Bettelpfennig erworben zu haben, vor polizeilichen Querelen 
geſchützt zu ſein. 

Allein Herr v. Jagow iſt ein ſorgſamer Haushalter und läßt auch Bettel⸗ 
pfennige nicht umkommen. Urplötzlich erließ er vor ein paar Wochen im 
ſchönſten Polizeiſtil an die Berliner Theaterdirektionen einen Ukas, worin ſie 
aufgefordert wurden, Vorſtellungen, die von den Freien Volksbühnen in ihren 
Theaterräumen veranſtaltet würden, künftig als öffentliche zwecks Stellung des 
vollen Sicherheitsdienſtes in der vorgeſchriebenen Form anzumelden und die 
zur Aufführung beſtimmten Theaterſtücke rechtzeitig zuvor in zwei gleich⸗ 
lautenden Exemplaren zur Zenſur einzureichen. Selbſt hartgeſottene Re⸗ 
aktionäre erſchraken über dieſen Genieſtreich; wozu ohne die leiſeſte Aus⸗ 
ſicht auf irgend einen Profit immer neues Ol in das Feuer ſchütten, das 
unter den Geſäßen der edlen Brot- und Fleiſchwucherer ſchon luſtig genug 
flackert? So verlor ſelbſt Herr v. Jagow die ſtolze Haltung des altmärkiſchen 
Granden und verkündete einem Ausfrager der bürgerlichen Preſſe, nur die 
zärtliche Sorge um Leib und Leben der Volksbühnenmitglieder habe ihn zu 
ſeiner Verfügung veranlaßt, nur die Notwendigkeit des vollen Sicherheits⸗ 
dienſtes, zu dem denn freilich auch die Theaterzenſur gehöre, auf die es ja 
aber gar nicht ankomme, da die Freien Volksbühnen ſeiner Erinnerung nach 
überhaupt keine zenſurwidrigen Stücke aufgeführt hätten. 

Es hat gewiß ſeinen eigenen Reiz, die unnahbare Würde eines Berliner 
Polizeipräſidenten ſich in Redewendungen verlieren zu ſehen, denen der 
Stempel der bitteren Verlegenheit aufgedrückt iſt. Indeſſen würden die Freien 
Volksbühnen ſehr töricht handeln, wenn ſie ſich dadurch beſchwichtigen ließen 
und Herrn v. Jagow wegen ſeines Ukaſes nicht im Verwaltungsſtreitverfahren 
belangten. Da er ſich darauf ſtützt, daß die Freien Volksbühnen keine Vereine 
mit erkennbaren Grenzen ſeien, obgleich ſie genau ſo organiſiert ſind, wie es 
das Oberverwaltungsgericht vor fünfzehn Jahren für notwendig erklärt hat, 
wenn ſie die Rechte von Vereinen beanſpruchen wollten, ſo wird Herr v. Jagow 
entweder eine Naſe beſehen oder das Oberverwaltungsgericht wird ſeine eigenen 
Gründe aufeſſen müſſen. Auf das eine wie das andere können es die Freien 
Volksbühnen mit gutem Gewiſſen ankommen laſſen. Aber auch ſonſt würden 
fie gegen ihre eigenen Kulturzwecke verſtoßen, wenn ſie um der praktiſch 
geringen Bedeutung willen, die die Zenſurfreiheit augenblicklich für ſie hat, 
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des Dichterwortes vergäßen: Um einen Strohhalm groß ſich regen, Steht Ehre 
auf dem Spiel. 

Es iſt nun aber der Berliner Polizeipräſident nicht allein, der einen Krieg 
gegen die Freien Volksbühnen führt. Würdig ſtellt ſich ihm der Berliner 
Kommunalfreiſinn an die Seite, der ſogar die ſchwierige Aufgabe zu löſen 
weiß, an kulturſchädlichen Tendenzen das altmärkiſche und hinterpommerſche 
Junkertum noch zu übertreffen. Kann Herr v. Jagow immerhin noch den 
mildernden Umſtand für ſich geltend machen, daß er als Mitglied einer kultur⸗ 
feindlichen Klaſſe nicht über ſeinen Schatten zu ſpringen vermag, ſo ſchlägt 
der Berliner Kommunalfreiſinn all ſeinen pompöſen Redensarten von den 
Kulturzwecken, die er zu fördern vorgibt, mit plumper Fauft ins Geſicht, 
indem er die Freien Volksbühnen einfach durch eine Steuer zu erdroſſeln 
ſucht. Hat die Theaterzenſur augenblicklich keine praktiſche Bedeutung für die 
Freien Volksbühnen, jo iſt die Luſtbarkeitsſteuer, die der Berliner Kommunal⸗ 
freiſinn plant, allerdings fähig, ſie einfach zu erſchlagen. 

Man kann in dieſem Falle den Geldprotzen, die im Berliner Kommunal⸗ 
freiſinn das große Wort führen, ihre Heuchelei urkundlich beſcheinigen. Im 
Februar 1905 faßte die Berliner Stadtverordnetenverſammlung den Beſchluß, 
daß eine Luſtbarkeitsſteuer, jedenfalls eine Billettſteuer eingeführt werden ſolle, 
unter überwiegender Heranziehung der teuren Plätze im Zirkus und Theater, 
überhaupt bei Veranſtaltungen, die von Fremden viel beſucht würden, wobei 
kulturellen und gemeinnützlichen Beſtrebungen in ſchonender Weiſe Rechnung 
zu tragen ſei. Gleichviel, was ſonſt gegen eine ſolche Luſtbarkeitsſteuer ein⸗ 
zuwenden ſein mag, worauf es hier nicht ankommt, ſo war damit der Plan 
in ganz ſchlauer Weiſe eingefädelt, indem der Schein erweckt wurde, als ſolle 
nur reichen Leuten ein wenig von ihrem Überfluß abgezwackt werden, um den 
Stadtſäckel zu füllen. Dieſer Schein wurde noch dadurch verſtärkt, daß bei 
dem latenten Theaterkrach in Berlin die kapitaliſtiſchen Theaterdirektionen die 
Eintrittspreiſe in unſinniger Weiſe heraufſchrauben, ſo daß man ſagen konnte: 
wenn das reiche oder wohlhabende Publikum ſich in dieſer Weiſe von jedem 
beliebigen Theaterdirektor ſchröpfen läßt, weshalb ſoll der Geldbeutel dieſes 
Publikums nicht noch um ein paar Groſchen für das ſtädtiſche Gemeinwohl 
erleichtert werden? Natürlich blieb die Reſolution aber auf dem Papier; 
niemand donnerte heftiger gegen ſie als der Moniteur des Magiſtrats, die 
„Voſſiſche Zeitung“; ſie erklärte, ſelbſtverſtändlich aus den edelſten Beweg⸗ 
gründen von der Welt, die Luſtbarkeitsſteuer für ein Ungetüm, das für immer 
vom Leben zum Tode gebracht und begraben werden müſſe. 

Trotzdem hatte dieſe Übung aber ihren praktiſchen Zweck. Nach fünf 
Jahren taucht das Ungetüm wieder auf unter der Begründung, daß ſich die 
Stadtverordnetenverſammlung ja ſchon grundſätzlich für eine Luſtbarkeitsſteuer 
ausgeſprochen habe, und die biedere Tante Voß nickt dazu ehrwürdig mit 
ihrem greiſen Haupte. Selbſtverſtändlich iſt jetzt nicht mehr die Rede „von 
der überwiegenden Heranziehung teurer Plätze“, von der Schonung „kultu⸗ 
reller und gemeinnützlicher“ Beſtrebungen, ſondern gleich im erſten Para⸗ 
graphen figurieren unter den „öffentlichen Luſtbarkeiten“ ſolche, die „von Kor⸗ 
porationen, Vereinen, geſchloſſenen Geſellſchaften“ veranſtaltet werden, alſo in 
erſter Reihe die Freien Volksbühnen. Und nachdem ſich Genoſſe Heimann in 
glänzender Rede gegen dieſe Barbarei erhoben hatte, kam ein Haupt des 
Kommunalfreiſinns und erklärte mit zyniſchem Lakonismus: „Ich möchte 
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warnen, daß man gewiſſe Grenzen nicht überſchreite, denn ſonſt würde ſich 
die Steuer nicht lohnen; es wäre viel Geſchrei und nichts dahinter.“ „Steuern, 
die rationell ſind und etwas bringen“, müſſen nach der — vom kapitaliſtiſchen 
Ausbeuterſtandpunkt aus ja auch ganz richtigen — Anſicht dieſes Wackeren 
von den arbeitenden Klaſſen erhoben werden. | 
Einſtweilen ruht der famoſe Entwurf in einem Ausſchuß. Begraben wir 
er darin aber nicht bleiben, denn der Kommunalfreiſinn, der für die nich⸗ 
tigſten byzantiniſchen Zwecke Hunderttauſende aus dem Fenſter zu werfen, 
aber für künſtleriſche Zwecke in ſeinem angeborenen Banauſentum nichts übrig 
zu haben pflegt, trachtet nun einmal danach, die Freien Volksbühnen, die 
ſich das Berliner Proletariat mit ſeinen Pfennigen aufgebaut hat, als die 
einzigen Lichtpunkte in der Berliner Theatermiſere auszulöſchen. Wie ſollte es 
ihn auch nicht reizen, die Arbeiter ans geiſtige Hungertuch zu binden, nachdem 
der Schnapsblock ſie ans leibliche Hungertuch gebunden hat! | 
Immerhin — da die Courage nicht unter feinen ſonſtigen Heldeneigen⸗ 
ſchaften mitzählt, ſo kann ihm vielleicht noch die Hölle ſo heiß gemacht werden, 
daß er auf ſeinen heroſtratiſchen Plan verzichtet. Und einheizen werden die 
Berliner Arbeiter ihm hoffentlich tüchtig. | 


Bücherfau. 


Mar Adler, Der Sozialismus und die Intellektuellen. Wien 1910, Wiener 
Volksbuchhandlung Ignaz Brand & Co. 80 Seiten. > 
Der Verfaſſer widmet ſeine Schrift der „Freien Vereinigung ſozialiſtiſcher 
Studenten in Wien zur Vollendung ihres fünfzehnten Vereinsjahres“, und wir 
gehen wohl nicht irre mit der Annahme, daß ſie aus einer Rede bei dieſem feſt⸗ 
lichen Anlaß entſtanden iſt. Damit wollen wir ihren Wert keineswegs herabſetzen; 
Feſtreden haben ihre gute Berechtigung, zumal wenn ſie ſo reich an Gedanken und 
ſo ſchön in der Form ſind wie dieſe Arbeit Adlers. 

Ihr Urſprung wird hier vielmehr nur erwähnt, um ihre Eigenart zu erklären. 
Die Schrift iſt mehr aufs Erbauen als aufs Erkennen angelegt; nicht im Sinne 
irgend einer Phraſenmacherei, von der ſie vollkommen frei iſt, ſondern indem ſie 
den Sozialismus in erſter Reihe als eine Kulturbewegung ſchildert, die die Intel⸗ 
lektuellen — worunter Adler „alle Arten der geiſtigen Berufe“ verſteht, die für ihre 
Berufsarbeit eine größere Schulbildung als die Bildung der Volks- und Bürger⸗ 
ſchule durchmachen mußten — in ihren mächtigen Strom reiße. Für alle, die ſchon 
mit dem wiſſ enſchaftlichen Sozialismus vertraut ſind, ſind die beredten Darlegungen 
Adlers ungemein lehrreich; einen kritiſchen Vorbehalt müſſen wir nur gegen das 
machen, was Adler als den eigentlichen Zweck der Schrift bezeichnet, nämlich dar⸗ 
zutun, daß der ökonomiſche Appell an das Intelligenzproletariat, das heißt die Be⸗ 0 
rufung auf ökonomiſche Intereſſen, die die geiſtigen Arbeiter ebenſo ins Lager des 
Sozialismus führen müſſe wie die induſtriellen Arbeiter, von ſehr zweifelhaftem 
Werte ſei. Genoſſe Adler will die Intellektuellen an ihrer „Kulturbeziehung“ packen; 
er meint, ihr Klaſſenintereſſe ſei weder ein bourgeoiſes noch ein proletariſches, 
ſondern ein kulturelles. 1 

Wir können hier nicht weitläufig unterſuchen, ob der Appell an die ökono⸗ 
miſchen Intereſſen der Intellektuellen wirklich ſo zweifelhaft iſt, wie Adler an⸗ 
nimmt, aber ſelbſt wenn er recht haben ſollte, ſo iſt ſein Appell an die Kultur⸗ 
intereſſen der Intellektuellen nicht nur ein ebenſo zweifelhaftes, ſondern auch 
ein zweiſchneidiges Propagandamittel. Dieſer Appell wirkt nur auf die, die ſchon 
überzeugt ſind, aber er iſt durchaus ungeeignet, ſelbſt zu überzeugen, und zwar um 
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fo ungeeigneter, je echter das „kulturelle Intereſſe“ der Intellektuellen iſt. Sie ſehen 
in jeder Maſſenbewegung, ſolange ſie deren hiſtoriſches Weſen nicht verſtanden 
haben, nur eine tödliche Gefährdung der Kultur, und man predigt tauben Ohren, 
wenn man ihre „Kulturbeziehung“ anruft, um ſie Maſſenbewegungen geneigt zu 
machen. Man tut damit den zweiten Schritt, ehe man den erſten getan hat. 

Es gibt vielleicht keine Erfahrung der Geſchichte, die ſo gar keine Ausnahme 
hat, wie dieſe. Die Humaniſten, die das Banner moderner Kultur gegen die mittel⸗ 
alterliche Kirche erhoben, flüchteten in den Schoß eben dieſer Kirche zurück, als die 
Maſſenbewegungen des Reformationszeitalters die tatſächlichen Vorbedingungen 
moderner Kultur zu ſchaffen begannen. Dasſelbe Schauſpiel wiederholte ſich, als 
Goethe und Schiller, denen niemand „kulturelles Intereſſe“ im höchſten Grade ab⸗ 
ſprechen kann, mit Abſcheu und Entſetzen auf die große franzöſiſche Revolution 

blickten, und ganz ähnlich lag es mit den großen Utopiſten. Auch in der deutſchen 
Arbeiterbewegung gibt es Beiſpiele genug, daß gerade ſolche Männer, die am 
engſten mit den beſten Überlieferungen der bürgerlichen Kultur verflochten waren, 
dennoch ein letztes Mißtrauen gegen die revolutionäre Arbeiterbewegung nicht zu 
überwinden vermochten, bei allem aufrichtigen und tiefen Intereſſe, das ſie ſonſt 
für ſie empfanden; um nur Tote zu nennen, ſo ſei an Albert Lange, Guido Weiß, 
Franz Ziegler erinnert. 
Wie leicht man auf Irrwege gerät, wenn man das Kulturziel des Sozialismus 
in den Vordergrund ſchiebt, um die Intellektuellen zu gewinnen, zeigt Adler ſelbſt, 
indem er im erſten und im letzten Kapitel ſeiner Schrift ſich auf Fichte beruft. 
Sicherlich hat Fichte dasſelbe Kulturziel verfolgt wie der Sozialismus, aber wenn 
Adler ſagt, Fichte ſei mit dem geſchichtlichen Ruhme geſchmückt, der erſte deutſche 
„Sozialiſt geweſen zu fein, er habe in einer von Pathetik ſich gefliſſentlich fern⸗ 
haltenden Weiſe die Notwendigkeit einer radikalen Neuordnung der beſtehenden 
ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Einrichtungen dargelegt, er habe die Grundlage 
dieſer Neuordnung mit kritiſcher Schärfe und ſyſtematiſcher Ausführung in nichts 
anderem aufgezeigt als in einer ſtrengen Beſeitigung der Anarchie des herrſchenden 
Wirtſchaftsſyſtems durch Aufhebung des Privateigentums am Grund und Boden 
und durch eine vollſtändige ſtaatliche Regelung der Produktion und des Handels, 
welche Forderungen Fichte mit umfaſſendem Weitblick und rückſichtsloſer Konſequenz 
durchführe, ſo ſind damit eine Menge irreführender Vorſtellungen erweckt. 

Wenn Fichte ein Sozialiſt geweſen ſein ſoll, ſo haben diejenigen Intellektuellen 
auch recht — und es gibt ihrer an preußiſchen Univerſitäten ja eine Unzahl —, die 
in dem alten Fritz das Urbild eines heroiſchen Sozialiſten ſehen. Der Geſchloſſene 
Handelsſtaat Fichtes, auf den ſich Genoſſe Adler bezieht, iſt nichts als der ideali⸗ 
ſierte altpreußiſche Staat mit ſeiner ſtrengen Scheidung der Stände und ſeiner 

ebenſo ſtrengen Abſchließung gegen das Ausland. Und wenn Fichte das Privat- 
eigentum am Grund und Boden bekämpft, ſo ſagt er zwar: „Ein Eigentum des 
Bodens findet nach unſerer Theorie nicht ſtatt“, aber er fügt hinzu: „Die Erde iſt 
des Herrn; des Menſchen iſt nur das Vermögen, ſie zweckmäßig anzubauen und 
zu benutzen“, und er ſagt ausdrücklich, daß er mit dem Eigentum am Boden 
keineswegs das eigene und ausſchließende Recht auf einen gewiſſen Gebrauch des 
Bodens ausſchließen wolle. 110 is 
Ob Fichte, wenn er eine proletariſche Bewegung erlebt hätte, ſie als den einzig 
möglichen Weg zur Erreichung ſeines Kulturziels erkannt haben würde, das iſt eine 
Frage, die ſich weder bejahen noch verneinen läßt. Aber eben auf dieſe Frage 
kommt es für die heutigen Intellektuellen an, und ſolange ſie das hiſtoriſche Ver⸗ 
ſtändnis der modernen Arbeiterbewegung nicht gewonnen haben, wird es ein ver⸗ 
gebliches Bemühen ſein, ſie an ihren kulturellen Intereſſen zu packen. Inſofern 
können wir dem Genoſſen Adler nicht zuſtimmen. Aber für diejenigen Intellek⸗ 
tuellen, die ſchon gewonnen ſind, führt er den Nachweis, daß alle ihre Kultur⸗ 
intereſſen im Sozialismus münden, in ausgezeichneter Weiſe. 
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1 
Wilhelm Blos, Badifche Revolutionsgeſchichten aus den Jahren 1848 und 
1849. Mannheim 1910, Verlag der Parteibuchhandlung. 168 Seiten. 

Die vorliegende Schrift wird in ihrem Vorwort als eine „Ergänzung“ zu dem 
Werke des Genoſſen Blos über die deutſche Revolution bezeichnet. Sie erhebt nicht 
den Anſpruch, eine Geſchichte der badiſchen Volksbewegungen in ihren Urſachen 
und Wirkungen zu fein; fie will nur in einer Reihe von Aufſätzen der heutigen 
Generation zeigen, wie unſere Väter ihre Freiheitskämpfe geführt haben, und ſie 
will zugleich der hiſtoriſchen Wahrheit zu ihrem Rechte verhelfen gegenüber den 
Legenden, die ſich namentlich an die ſüddeutſche Mairevolution gehängt haben. 

In dem Rahmen, den der Verfaſſer ſich ſelbſt gezogen hat, erreicht ſeine Arbeit 
vollkommen ihre Zwecke. Sie iſt eine Ergänzung nicht nur zu ſeinem größeren 
Werke, ſondern auch zu dem bekannten Aufſatz von Engels über den badiſch⸗ 
pfälziſchen Aufſtand, der, ſo berechtigt er zu ſeiner Zeit war und ſo lehrreich er 
heute noch zu leſen iſt, doch im einzelnen weder den Dingen noch den Perſonen 
immer gerecht wird. Nicht als ob Blos im weſentlichen eine andere hiſtoriſche 
Auffaſſung hätte als Engels, aber er bringt ein reicheres Material an Tatſachen 
bei, die manches in freundlicherem Lichte zeigen, als es bei Engels erſcheint. Und 
dagegen würde am wenigſten Engels etwas einzuwenden haben. 

Je breiter ſich der Byzantinismus in den beſitzenden Klaſſen macht, um ſo mehr 
ſollten die arbeitenden Klaſſen die leider ſo ſpärlichen revolutionären Erinnerungen 
des Volkes pflegen. Darin ſind wir ganz einig mit dem Genoſſen Blos, deſſen 
Schrift in trefflicher Weiſe dieſem Gebot der Pietät nachkommt. 


Otto Krille, Neue Fahrt. Gedichte. Berlin, Johann Saſſenbach. 54 Seiten. 
Preis 60 Pfennig. 

Da die beiden früheren Gedichtſammlungen Krilles in dieſen Spalten aus⸗ 
führlich beſprochen worden ſind, ſo können wir es bei der dritten mit wenigen 
Worten bewenden laſſen, zumal da ſie keinen neuen Zug enthält und, verglichen 
mit der zweiten, wenn auch gerade keinen Rückſchritt, ſo doch auch keinen Fort⸗ 
ſchritt darſtellt. Es ſind etwa vierzig Lieder, die meiſt von Lenz und Liebe ſingen, 
ohne originelle Akzente; ſchwerlötiger ſind einige Proletarierlieder, obgleich auch 
ihre Schwere mehr in der tapferen Geſinnung als in der dichteriſchen Kraft beruht. 
Es wäre ſehr zu bedauern, wenn Krilles Talent, das wir nach wie vor anerkennen, 
allzu früh ans Ausruhen dächte; hoffentlich tritt es in einer neuen Sammlung 
wirklich eine neue Fahrt an. 


Zierbau und Tierleben in ihrem Zuſammenhang betrachtet von Profeſſor 
Richard Heſſe und Profeſſor Franz Doflein. 1. Band: Der Tierkörper als 
ſelbſtändiger Organismus, von Profeſſor Heſſe. Leipzig 1910, B. G. Teubner. 
Preis gebunden 20 Mark. 8 

Die Herausgabe dieſes Buches iſt keine zufällige Erſcheinung, diktiert etwa 
durch das bloße Bedürfnis eines Verlegers, den deutſchen Bücherſchatz zu bereichern. 

Es kann darum in dieſem Falle die Aufgabe des Referenten nicht allein in der 

üblichen Unterſuchung beſtehen, inwiefern das Bedürfnis des Verlegers dem Be⸗ 

dürfnis des leſenden und kaufenden Publikums entſprochen hat. Das neue Buch 
verdient viel mehr als dieſe triviale Betrachtung. = 

Die zoologiſche Forſchung der letzten vier Jahrzehnte des neunzehnten Jahr⸗ 
hunderts hat ganz im Banne der gewaltigen Ideen geſtanden, die an den Namen 

Darwins geknüpft waren. Es galt, ein ungeheures Material tatſächlicher Beob⸗ 

achtungen über den Bau der Tiere nach neuen Geſichtspunkten zu ſichten, zu ordnen. 

Und man kann ſagen, daß die Forſchung den neuen Anforderungen gerecht ge⸗ 

worden iſt: die Zoologie hat heute ein ganz anderes Ausſehen als vor Darwin. 

Eine ganz veränderte Betrachtung des Baues der Tiere iſt uns heute in Fleiſch 

und Blut übergegangen. 
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Die ganze Aufmerkſamkeit der Forſcher war nach Darwin auf die Form, auf 
den Bau der Tiere gerichtet, die es in ihrer Geſetzmäßigkeit zu erkennen galt, und 
die erſten Anſätze, die Lebensvorgänge, die Tätigkeiten des tieriſchen Or⸗ 
ganismus von allgemeinen, vergleichenden, alſo wiſſenſchaftlichen Geſichts⸗ 
punkten zu betrachten, Anſätze, wie ſie namentlich in den dreißiger und vierziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts der Phyſiologe Johannes Müller gemacht hatte, 
wurden ganz zurückgedrängt. Die Phyſiologie an den Univerſitäten wurde aus⸗ 
ſchließlich Phyſiologie des Menſchen und der höheren ihm verwandten Tiere. 
Dazu verhalf noch die Entwicklung der Medizin, die dem Phyſiologen eine ganze 
Fülle von Problemen ſtellte, deren ſchneller Erledigung es für die Praxis der 
Medizin bedurfte. 

Nachdem im Laufe der Jahrzehnte die Probleme, die die Bauverhältniſſe der 
Tiere dem Forſcher geſtellt hatten, zum großen Teil erledigt waren, und nachdem 
andererſeits die großartige Entwicklung der ſpeziell mediziniſchen Forſchung für 
die Bedürfniſſe der praktiſchen Medizin eigene Stätten der Forſchung geſchaffen 
hatte, war die Zeit gegeben, wo Zoologie (Formenkunde) und Phyſiologie (Lehre 
von den Funktionen) ſich auf der großen Heerſtraße der biologiſchen Forſchung aufs 
neue treffen konnten. Und mehr oder weniger wieder vereint gehen ſie in den letzten 
beiden Jahrzehnten. Die Zahl der Zoologen, die Problemen der Funktion ihre 
Aufmerkſamkeit zuwenden, mehrt ſich allmählich. 

Das Fazit aus dieſem Zuſammengehen von Zoologie und Phyſiologie wird in 
dem vorliegenden Bande von Heſſe⸗Dofleins neuem Buche gezogen, das für weite 
Kreiſe der Gebildeten berechnet iſt. Und es iſt wirklich kein Zufall, wenn gleich⸗ 
zeitig mit dieſem großangelegten populären Werke zum erſten Male auch ein großes 
„Handbuch der vergleichenden Phyſiologie“ für den Spezialiſten in einem anderen 
Verlag unter Mitarbeit der beſten Kräfte zu erſcheinen beginnt. 

Entſprechend dem oben gekennzeichneten Geſichtspunkt, daß die wiſſenſchaftliche 
Erforſchung des Lebens, der Lebens vorgänge, auf einer vergleichenden Unter: 
ſuchung aller Tiergattungen beruhen muß, wird in dem neuen Buche das geſamte 
vorliegende Tatſachenmaterial über Bau und Tätigkeit der tieriſchen Organismen 
in den Kreis der Betrachtungen hineingezogen. 

Das Werk iſt auf zwei Bände berechnet, von denen der erſte vorliegt. Er be⸗ 
handelt „das Tier, unabhängig von der Außenwelt, und in Hinſicht auf das Ge⸗ 
triebe ſeines Organismus, auf den Zuſammenhang von Bau und Funktion“, während 
der zweite Band „die Wirkung der äußeren Einflüſſe und die Gegenäußerungen, 
zu denen der Organismus durch ſolche Einflüſſe veranlagt wird,“ zum Gegenſtand 
haben ſoll. 

In der Einleitung beſpricht Heſſe „die Kennzeichen des Lebens“, „die Bedin⸗ 
gungen und die Grenzen des Lebens“, Protoplasma, Zelle, Gewebe, die Frage nach 
den Unterſchieden zwiſchen Pflanze und Tier und ſchließlich die Abſtammungslehre. 

Dann folgt ein Kapitel über „Statik und Mechanik des Tierkörpers“, 
in dem alle Arten der Bewegung tieriſcher Körper beſprochen werden: Schwimmen, 
Gehen und Fliegen. Der Abſchnitt über das Fliegen iſt ſehr reichhaltig und um⸗ 
faßt mehr als dreißig Seiten. 

Im nächſten Kapitel werden „der Stoffwechſel und ſeine Organe“ be⸗ 
ſprochen: Ernährung, Atmung, Exkretion (Ausſcheidung), Blut⸗ und Körpertemperatur. 

Im dritten Kapitel folgen „Fortpflanzung und Vererbung“ und im vierten 
„Nervenſyſtem und Sinnesorgane“. Hier iſt namentlich der Abſchnitt über das 
Sehen ſehr bemerkenswert und reichhaltig. Es iſt das eigentliche Arbeitsgebiet 
Heſſes. 

Den Schluß bildet ein kurzer Abriß über „das Ganze und ſeine Teile“, der 
den verſtändigen Leſer ſehr intereſſieren wird. 

Das Buch umfaßt 768 Seiten Text und 20 Seiten Sachregiſter. Die Zahl der 
Abbildungen im Texte beträgt 480. Außerdem enthält das Buch noch 15 Tafeln 
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in Schwarz⸗ und Buntdruck. Die äußere Ausſtattung des Buches iſt ſehr gut. 
Größeren Arbeiterbibliotheken ſei die Anſchaffung des Buches ſehr empfohlen. 8 1 
kann viel dazu beitragen, die biologiſche Bildung weiter Kreiſe zu heben. 


fene a 


Lofe Blätter. 


Eine ehrbare Zunft. Wir erhalten folgende „Entgegnung“: „In der Nummer 
vom 15. Juli der „Neuen Zeit‘ befindet ſich eine Beſprechung meiner Neuausgabe 
der ‚Arbeiterfrage‘ von Friedrich Albert Lange, die charakteriſtiſcherweiſe nicht mit 
Namen gezeichnet iſt. Das heißt, eigentlich iſt es gar keine Beſprechung, da der 
Kritiker von vornherein darauf verzichtet hat, das Buch zu rezenſieren. Er begnügt 
ſich vielmehr im weſentlichen mit der Feſtſtellung, es liege hier ein literariſcher 
Skandal vor, wie er ſeines Wiſſens noch nicht dageweſen ſei. Daß von extrem 
ſozialiſtiſcher Seite meine Neuausgabe angegriffen werden würde, wußte ich im 
voraus, daß aber der Kritiker ſich ſeine Aufgabe ſo leicht machen würde, darauf 
war ich doch nicht vorbereitet. Ich habe ja allerdings ein koloſſales Verbrechen 
begangen, indem ich Friedrich Albert Lange nicht als radikalen Sozialiſten auf⸗ 
marſchieren ließ, wie er ſich in der erſten Auflage der ‚AUrbeiterfrage‘ zeigt, ſondern 
als ſozialpoliti erichteten Liberalen, als den er ſich in den ſpäteren Auflagen 
dokumentiert. Dabei aber habe ich der Wirkung des Ganzen wegen den Elan der 
erſten Auflage möglichſt beizubehalten geſucht. Das iſt der „Heringsſalat“, den ich 
angerichtet habe. Aus einem völlig unlesbaren Buche habe ich ein lesbares ge⸗ 
macht. Das wäre aber natürlich vereitelt worden, wenn ich die einzelnen Stellen, 
an denen ich geändert habe, markiert hätte; ſo wäre ein philologiſches Buch ſtatt 
eines Volksbuches zuſtande gekommen. Die ‚Arbeiterfrage‘ war ferner in nicht 
wenigen Partien veraltet. Hätte ich wiederum ein philologiſches Buch verbreiten 
wollen, ſo hätten dieſe Antiquitäten ſtehen bleiben müſſen; da es mir darauf an⸗ 
kam, geleſen zu werden, verzichtete ich lieber auf das Lob textkritiſcher Schnüffler 
und moderniſierte mit vorſichtiger Hand. Hierbei habe ich, da ich ſchließlich auch 
ein Menſch bin, natürlich meine ſubjektive Anſicht einfließen laſſen. Dafür ſtehe 
ich aber auch im Gegenſatz zu meinem nichtzeichnenden Referenten groß und breit 
als Bearbeiter auf dem Titelblatt. — Herr Franz Mehring, dem ich übrigens keines⸗ 
wegs die Autorſchaft dieſer Kritik zumuten will — das wäre eine ſchwere Be⸗ 
leidigung! — hat ja einen Neudruck der erſten Auflage der ‚Arbeiterfrage‘ an⸗ 
gezeigt, ein meiner Anſicht nach nicht nur zweckloſes, ſondern auch hervorragend 
verkehrtes Vorhaben, denn ich kann doch einen Autor, der ſich weiter entwickelt hat, 
nicht bei von ihm verworfenen Meinungen feſthalten. Das iſt in der Tat eine 
Fälſchung! Herrn Franz Mehring, der aber, wie erwähnt, die beſagte Kritik 
unmöglich geſchrieben haben kann, waren einſtmals Weiterentwicklungen über die 
Sozialdemokratie hinaus recht verſtändlich. Heute freilich bleiben ſie ihm deutſche 
Dörfer; ich ſage ‚veutjche‘ Dörfer, denn daß die böhmiſchen heute nicht mehr in 
den Geſichtskreis des Herrn Mehring fallen, dürfte nachgerade ſelbſtverſtändlich 
ſein. Dr. Adolf Grabowsky.“ 

Da der Einſender nicht das geringſte Tatſächliche gegen die Anzeige ſeines 
Machwerks vorzubringen vermag, ſo haben wir keine Verpflichtung, ſeine „Ent⸗ 
gegnung“ abzudrucken; auch läßt ſich ſchwer verantworten, daß an den Gallimathias, f 
den er über A. F. Lange verzapft, noch Druckerſchwärze verwendet werden ſoll. 
Immerhin laſſen wir ihn unverkürzt zu Worte kommen, da es ein gewiſſes Intereſſe ö 
bietet zu ſehen, bis zu welcher Höhe der Dummdreiſtigkeit ſich Dee ae Zunft 
von Buchmachern bereits zu verſteigen weiß. 


IE WET ZELTE 
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Nach dem Sohne der Vater, nach dem Kronprinzen der Kaiſer, und dieſer 
gleich mit zwei Reden innerhalb acht Tagen — das iſt ein wenig viel, ob⸗ 
gleich es vom ſozialdemokratiſchen Standpunkt aus undankbar wäre, zu ſagen, 
daß es zu viel wäre. 

Einer jener urkonſervativen Hinterwäldler, denen die „Kreuzzeitung“ von 
Zeit zu Zeit ihre Spalten öffnet, macht ſeinem Leibblatt den ſanften Vor⸗ 
wurf, daß es die Königsberger Rede des Kaiſers nicht ſo treffend eingeſchätzt 
habe wie der Genoſſe Bebel, der auf die Anfrage eines engliſchen Korreſpon⸗ 
denten zurücktelegraphierte: „Die Hohenzollern ändern ſich niemals.“ Man 
darf dies Kompliment an die Adreſſe Bebels aber auf die ſozialdemokratiſche 
Preſſe ausdehnen; ſie hat ſich den neueſten Kundgebungen der kaiſerlichen 
Beredſamkeit gegenüber monarchiſcher erwieſen als die Preſſe aller mon⸗ 
archiſchen Parteien, mit Ausnahme einiger freiſinnigen Blätter. 
| Sie nahm nämlich an, daß wenn der Kaiſer in einer feierlichen Kund⸗ 

gebung auf ſein Gottesgnadentum und das eigene Recht poche, kraft deſſen 
er die Krone trüge, wenn er mit ſchroffſter Abſichtlichkeit und in handgreif⸗ 
lichem Widerſpruch mit der Verfaſſung den abſolutiſtiſchen Standpunkt hervor⸗ 
kehre, etwas oder ſelbſt viel dahinter ſtecke. Und zwar um ſo mehr, als der 
Kaiſer mit dieſem Hervortreten ſich über die Abmachungen vom November 
1908 hinwegſetzte, durch die angeblich all ſeinen ſelbſtherrlichen und für das 
Staatswohl oft ſo gefährlichen Eingriffen in den Gang der Politik ein für 
allemal ein Riegel vorgeſchoben ſein ſollte. 

Nichts natürlicher alſo, als daß die proletariſche und zum Teil auch die 
bürgerliche Oppoſition in der Königsberger Rede ein Sturmſignal ſah und 
ſich anſchickte, den Kampf aufzunehmen, den der Kaiſer ſo unverblümt anſagte. 
Darin lag, wenn auch gerade keine Huldigung an das monarchiſche Prinzip, 
ſo doch eine Würdigung dieſes Prinzips als einer ſehr bedeutenden und wich⸗ 
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tigen Sache; die Sozialdemokratie hätte viel zu tun, wenn fie auf die Fanfare 
oder Fanfaronade irgend eines gleichgültigen Gegners hin ſofort mobil machen 
wollte. Das iſt auch ſonſt ihre Gewohnheit nicht, und wenn ihre Preſſe dies⸗ 
mal ein großes Gewicht auf eine monarchiſche Kundgebung legte, ſo lag darin 
eine Anerkennung der Monarchie, die vielleicht — und ſei es auch nur als 
Ausnahme von der Regel — ihrerſeits von den monarchiſchen Parteien an⸗ 
erkannt zu werden verdient hätte. 

Aber es iſt nun einmal unſer Pech, es unſeren Gegnern niemals recht 
machen zu können. Statt zu loben oder doch wenigſtens nicht zu tadeln, daß 
wir diesmal dem Kaiſer gegenüber nach dem Worte gehandelt haben: à tout 
seigneur tout honneur! verhöhnt fie uns, weil wir uns mit der Beachtung, 
die wir der Königsberger Rede geſchenkt haben, auf eine Wildegänſejagd be⸗ 
geben haben ſollen. Dieſe abgeſtempelten Monarchiſten können ein mit ſo 
offenſichtlichem Nachdruck vorgetragenes Regierungsprogramm des Kaiſers gar 
nicht nebenſächlich genug behandeln: ſie rufen nach „Schluß der Debatte“, 
ſprechen von einem „Donner ohne Blitz“ und freuen ſich, daß „der Sput“ 
nicht einmal eine Woche gedauert habe. g 

Unbillig, wie unſere Gegner gegen uns ſind, wollen wir um ſo billiger gegen 
ſie ſein. Wir geben bereitwillig zu, daß wenn es ſich nicht um das monarchiſche 
Prinzip handelte, die Königsberger Rede allerdings keine hervorragende Zenſur 
beanſpruchen könnte. Sie ſtellt den hiſtoriſchen Kenntniſſen wie dem politiſchen 
Scharfblick ihres Urhebers kein unanfechtbares Zeugnis aus. Was ſoll dies 
Pochen auf die „Gnade Gottes“, auf das „eigene Recht“ gerade im Munde 
eines preußiſchen Königs gerade in Königsberg, der Hauptſtadt derjenigen 
Provinz, die freilich dem ganzen Königreich den Namen gegeben hat, aber 
ſelbſt nur durch einen Raub an der katholiſchen Kirche unter die weltliche 
Herrſchaft der Hohenzollern gekommen iſt? Bis vor nicht gar langer Zeit 
figurierte der preußiſche König im päpſtlichen Staatskalender nur als Mark⸗ 
graf von Brandenburg, und wenn anders die eine Hälfte des Schnapsblocks 
weniger auf zeitliche Güter, als auf ihr ewiges Heil bedacht wäre, ſo hätte 
ſie auf die Gottesgnadenrede, die von Königsberg in ihr Ohr tönte, als ge⸗ 
treues Gefolge Seiner Heiligkeit des Papſtes erwidern müſſen: „Um Vergebung, 
Majeſtät, es war von des Teufels Gnade.“ 

Unter den monarchiſchen Staaten der Welt — obgleich keiner von ihnen 
durch den lieben Gott aus der Taufe gehoben worden iſt — gibt es doch 
nur wenige, mit denen die Gnade Gottes ſo wenig zu ſchaffen gehabt hat, 
wie mit dem preußiſchen Staate, wenn anders man ſich an den ſonſt her⸗ 
kömmlichen Gottesbegriff hält, der weder mit Streit noch mit Schacher etwas 
zu tun hat. Wir glauben gern, daß dem Kaiſer die Entſtehung und die Ent⸗ 
wicklung des preußiſchen Staates von ſeinen höfiſchen Lehrern in einer Weiſe 
dargeſtellt worden iſt, die ihn glauben läßt, daß die göttliche Vorſehung ſich 
in dieſem hiſtoriſchen Gebilde einen beſonderen Liebling erkoren habe, aber mit 
dieſer Auffaſſung ſteht er, bei der heutigen Ausbreitung hiſtoriſcher Kenntniſſe 
in der profanen Welt, ſo ganz einſam, daß ihr in der Tat keine beſondere 
Wichtigkeit beigelegt werden darf. Berührten ähnliche Kundgebungen ſeines 
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gleichdenkenden Großohms Friedrich Wilhelm IV. ſchon vor fünfzig Jahren 
die Mitwelt etwas — ſagen wir — ſonderbar, ſo kann man es heute den 
monarchiſchen Parteien nicht ſo ſehr verdenken, wenn ſie ſagen, dieſe mittel⸗ 
alterliche Myſtik ſei mit einem beiläufigen Achſelzucken abgetan. 

Nicht anders als mit den hiſtoriſchen Kenntniſſen ſteht es mit dem poli- 
tiſchen Scharfblick der Königsberger Rede. Die Weltfremdheit, die ſich in ihr 
kundgibt, iſt wohl geeignet, zu überraſchen, aber nicht zu überzeugen. Die 
kaum noch verhüllte Ankündigung neuer Marine⸗ und Militärvorlagen ſteht 
in ſchreiendem Widerſpruch mit den dringendſten Forderungen der Volks⸗ 
maſſen, und die Anſichten über die Frauenfrage ſind ein recht verſpäteter 
Nachhall der Weisheitsſprüche, die in den Spinnſtuben unſerer Urgroßmütter 
heimiſch ſein mochten. Eine weltgeſchichtliche Erſcheinung, wie die induſtrielle 
Frauen⸗ und Kinderarbeit, die in ihren Konſequenzen die überlieferten Formen 
der Ehe und der Familie von Grund aus revolutioniert, macht ſich jedem, 
der im wirklichen Volksleben ſteht, auf Schritt und Tritt ſo fühlbar, daß, wer 
nicht darüber ſtolpert, ſich in vielleicht ſehr erhabenen, aber ganz gewiß ſehr 
luftigen Gedankenregionen bewegen muß. 

Inſofern mögen die monarchiſchen Parteien nicht unrecht haben, wenn ſie 
darüber ſpotten, daß die ſozialdemokratiſche Preſſe nach Schild und Schwert 
ruft, um nicht gegen Rieſen, ſondern gegen Windmühlen zu kämpfen. In⸗ 
deſſen iſt dieſen Wackeren nun einmal nicht über den Weg zu trauen, und 
ſie ſprechen am Ende doch nur von Windmühlen, weil ſie auf dieſen Mühlen 
ihr Korn zu mahlen gedenken. Die Königsberger Rede erſcheint ihnen fo harm— 
los, weil ſie in ihren Kram paßt, weil die herausfordernden Tendenzen des 
Abſolutismus ihnen die Möglichkeit für allerlei Mogeleien bieten, mit denen 
namentlich der Schnapsblock den immer mächtiger anſchwellenden Zorn der 
Maſſen zwar nicht zu beſchwichtigen, aber doch irre zu leiten hofft. Seitdem 
nun gar der Königsberger Rede die Marienburger Rede gefolgt iſt, in der 
die Sammelpolitik ihre, wir wiſſen nicht wievielte Auferſtehung feiert, können 
nur noch, wenn anders die monarchiſche Preſſe recht hat, die abgefeimteſten 
Demagogen etwas an den kaiſerlichen Reden auszuſetzen haben. 

Uns kann es recht ſein, ſo oder ſo, wie es den Herren beliebt. Wir haben 
der Monarchie alle Anerkennung geſpendet, die vom grundſätzlich republi⸗ 
kaniſchen Standpunkt aus nur denkbar iſt, indem wir das Königsberger Pro⸗ 
nunziamento ſo ernſthaft nahmen, wie es genommen ſein wollte; ſoll es durch⸗ 
aus nur ein „Spuk“ ſein, nun, ſo wiſſen wir uns auch damit abzufinden, und 
müſſen ſogar anerkennen, daß die ewigen Reden von Gottes Gnaden, in denen 
ſich vordem die Stuarts, Bourbonen und Welfen gefielen, wirklich zu manchem 
„Spuk“ geführt haben. Nur ſollten die gewichtigen Männer, die ſo gering⸗ 
ſchätzig von Königsworten denken, uns nicht gleich die Marienburger Rede 
als lauteres Gedankengold aufreden. Iſt die eine ein „Spuk“ und ein „Donnern 
ohne Blitz“, ſo iſt's die andere erſt recht. 

Die famoſe Sammelpolitik hat nun bald ein ı Menſchenalter hinter ſich, 
und was ſie erreicht hat, läßt ſich dahin zuſammenfaſſen, daß ſie die bürger⸗ 
lichen Parteien immer tiefer in die Bredouille gebracht, dem ſozialdemokra⸗ 


| 


560 8 Die Neue Zeit. 


tiſchen Vormarſch aber immer gründlicher den Weg geebnet hat. Dies iſt auch 


leicht erklärlich. Denn da keine der bürgerlichen Parteien daran denkt, um 
des Gemeinwohles willen ihre beſonderen Intereſſen zu opfern, ſo läuft die 
Sammelpolitik regelmäßig auf die Frage hinaus, welche der bürgerlichen 
Parteien ihre Genoſſin am gründlichſten über das Ohr zu hauen verſteht. 
Das geht natürlich nicht ohne den giftigſten Hader hinter den Kuliſſen ab, 
der viel zerrüttender auf dieſe Parteien wirkt, als ihr offener und ſozuſagen 
prinzipieller Kampf nur immer wirken könnte, und ſo iſt das Ende vom 
Liede der Sammelpolitik immer noch geweſen und wird auch immer wieder 
ſein eine immer wachſende Zerrüttung des bürgerlichen Parteiweſens. 


Bisher haben ſich die Konſervativen und die Ultramontanen am geſchick⸗ 


teſten erwieſen, ihre Mitkämpfer für die heiligſten Güter der Nation übers 
Ohr zu hauen. Sie wollen auch jetzt nicht von dieſer ſüßen Gewohnheit 
laſſen, aber nach den famoſen Leiſtungen des Schnapsblocks wird ihnen die 
Sache etwas ſaurer als ſonſt wohl. Es iſt ihnen deshalb ſehr willkommen, 
daß ſie die kaiſerlichen Reden für ihre erhabenen Zwecke ausnutzen können, 
und es ſcheint ſo, daß ſie die Nationalliberalen, die bei allem Wankelmut 
doch nachgerade ein wenig kopfſcheu geworden waren, ſchon wieder zu kirren 
beginnen. Nationalliberale Blätter flehen den Kaiſer an, nicht bloß die 
Parole der Sammlung aus⸗, ſondern auch den „Sammelplatz“ anzugeben, in 
der treuherzigen Erwartung, daß dieſer „Sammelplatz“ auch einiges Futter 
für die Nationalliberalen enthalten wird. Und mit dieſer kindlichen Hoffnung 
hat der Schnapsblock die Biedermänner ſchon da, wo er ſie haben will. 

Werden aber die kaiſerlichen Reden in Königsberg und Marienburg mit 
Erfolg ausgenützt, um neues Waſſer auf die Mühlräder des Schnapsblocks 
zu treiben, ſo kann uns das dreimal recht ſein. Wir ſind dann in der glück⸗ 
lichen Lage, mit jenem hohen Reichsbeamten übereinzuſtimmen, der auf die 
erſte telegraphiſche Kunde aus Königsberg entſetzt ausgerufen haben ſoll: Das 
hat uns gerade noch gefehlt. | 

Allerdings haben dieſe kaiſerlichen Reden der Sozialdemokratie gerade noch 
zur „lückenloſen Rüſtung“ für den Wahlkampf des nächſten Jahres gefehlt: 
ſowohl die Königsberger wie die Marienburger Rede, und jede gleichviel in 
welcher Auslegung. 


* 


Die Entwicklungstendenzen der ruſſiſchen Sozialdemokratie. 
Von N. FTrotzky. 


I, 

Der wiſſenſchaftliche Sozialismus, wie ihn feine Schöpfer klarlegten, ift 
aus der materiellen und geiſtigen Entwicklung der fortgeſchrittenen euro⸗ 
päiſchen Länder abgeleitet worden. Vor den Führern der Arbeiterbewegung 
aber erſtand er dann als fertige Doktrin, als Formel, die es galt in die 
Praxis umzuſetzen. Jene inneren Widerſprüche in den Konſtruktionen des 
Sozialismus, die der Marxismus theoretiſch überwunden hatte, kehrten bei 
der praktiſchen Anwendung des Marxismus in Form national-politijcher 
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Widerſprüche zurück. Selbſt die beſte ſoziale Doktrin, das heißt diejenige, die 
die Welterfahrung am richtigſten wiedergibt, kann die Erfahrung ſelbſt nicht 
erſetzen. Jedes Land mußte und muß für ſich aufs neue den Marxismus 
erwerben, um ihn zu beſitzen. Der internationale Charakter der ſozialiſtiſchen 
Bewegung zeigt ſich nicht nur darin, daß jedes Land aus der Erfahrung des 
fortgeſchritteneren Landes für ſich Lehren zieht, ſondern auch darin, daß es 
deſſen Fehler wiederholt. N 

Der Kampf innerhalb der internationalen Sozialdemokratie iſt im großen 
und ganzen die Widerſpiegelung der Widerſprüche des Anpaſſungsprozeſſes 
der ſozialrevolutionären Klaſſe an die politiſchen Formen und rechtlichen 
Normen der kapitaliſtiſchen Staaten. Die Extreme, zwiſchen denen dieſe 
ganze Entwicklung ſich bewegt, ſind einerſeits die anarchiſtiſche „Ver⸗ 
neinung“ jedes ſtaatlich⸗rechtlichen Uberbaues, die die ökonomiſche Baſis in 
eine metaphyſiſche Verſteinerung verwandelt, der die Anarchoſozialiſten und 
Syndikaliſten das Dynamit des reinen revolutionären Willens entgegenhalten; 
andererſeits die reformiſtiſche Impotenz, für die alle Einſchränkungen des 
proletariſchen Klaſſenkampfes als etwas Abſolutes erſcheinen — aus dem 
einzigen Grunde, weil der böſe Wille der Klaſſenfeinde des Proletariats jene 
Einſchränkungen vorſorglich in „Geſetze“ umgewandelt hat. Inſofern dieſe 
Ausſchweifungen in der Richtung des Anarchismus und des Reformismus 
auf jeder neuen Etappe des Klaſſenkampfes notwendig entſtehen, indem ſie 

die inneren Bedürfniſſe der Arbeiterbewegung einſeitig befriedigen, iſt die 

ſozialdemokratiſche Partei genötigt, aus Rückſichten der Selbſterhaltung ſie 
theoretiſch zu bekämpfen, ſie praktiſch zu unterwerfen, endlich ihre Anhänger 
aus der Partei auszuſcheiden, falls durch ſie die Aktionsfähigkeit der Partei 
bedroht wird. 

Eine allgemeine Formel für dieſe Abirrungen gibt es nicht, eben weil dieſe 
aus der Anpaſſung der Formel an das Leben entſtehen. 

Der ſcheinbar durch die Internationale gänzlich überwundene Anarchismus 
feiert ſeine Auferſtehung im Aufblühen des Syndikalismus wieder. Ebenſo 
wie der vollſtändige Bankrott des ſozialiſtiſchen Miniſterialismus in Frankreich 
es nicht verhindern konnte, daß in einem anderen Lande der franzöſiſchen 
Zunge, in Belgien, die miniſterialiſtiſchen Tendenzen ſich Geltung verſchaffen. 

Die Theorie kann die Erfahrung nicht erſetzen. In allen weſteuropäiſchen 
Ländern aber erſchien der Marxismus erſt nach den bürgerlichen Revolu⸗ 
tionen, die die Maſſen in ihren Wirbel mit hineingezogen, Parteigruppierungen 
hervorgebracht, Illuſionen geſchaffen und zerſtört und ſo politiſche Erfahrungen 
gehäuft hatten. So arm an praktiſchen Ergebniſſen die deutſche Revolution 
des Jahres 1848 war, bildete ſie doch zugleich mit dem preußiſchen Ver⸗ 
faſſungskonflikt der ſechziger Jahre die politiſche Vorbedingung für die Wir⸗ 

kung Laſſalles und die Bildung der deutſchen Sozialdemokratie. Sowohl 
Laſſalle als Liebknecht ſind aus der Schule des Jahres 1848 hervorgegangen. 
In Rußland jedoch war die Miſſion des Marxismus in vielen Beziehungen 
ſchwieriger und komplizierter. Hier erſchien er nicht nach dem Zuſammen⸗ 
bruch einer nationalen Revolution, ſondern nach dem Scheitern der primitiv 
ideologiſchen Anſchauungen über die künftige Revolution (die Richtungen des 
„Narodnitschestwo“, der „Narodnaja Wolja“). Er war nicht die Waffe der 
unmittelbaren politiſchen Selbſtbeſtimmung des Proletariats, ſondern die 
Waffe für die vorbereitende geſellſchaftliche Orientierung der ſozialiſtiſchen 


Intelligenz in einem politifch unentwickelten Milieu, dem jede Tradition eines 
bewußten Maſſenkampfes fehlte. 

Daß die revolutionäre Intelligenz Rußlands vollſtändig von der ſozia⸗ 
liſtiſchen Ideologie beherrſcht wurde, war die Folge der großen revolutionären 
Rolle des ruſſiſchen Proletariats in einer Epoche des totalen Zerfalls der 
demokratiſchen Ideologie in Weſteuropa. Gegenüber dem geſchichtlich jung⸗ 
fräulichen Proletariat hatte die ſozialiſtiſche Intelligenz den Vorzug des 
größeren politiſchen Verſtändniſſes und des materiellen Verknüpftſeins mit der 
vorrevolutionären bürgerlichen Geſellſchaft. Dieſe Vorzüge gaben ihr den 
leitenden Platz in den ſozialdemokratiſchen Organiſationen. Indem ſie aber 
in die Arbeiterpartei eintrat, trug ſie ihre ſämtlichen ſozialen Eigenſchaften: 


ſektiereriſchen Geiſt, Intelligenzlerindividualismus, ideologiſchen Fetiſchismus 


in die Partei hinein; dieſen ihren Beſonderheiten paßte ſie den Marxismus 
an, den ſie verzerrte. So wurde für die ruſſiſche Intelligenz der Marxismus 
das Mittel, jede Einſeitigkeit bis zu ihrem äußerſten Extrem zu treiben. Wer 
den hiſtoriſchen Sinn unſerer inneren Parteikämpfe verſtehen will, der darf 
die ſoziale Zuſammenſetzung der führenden Organiſationen in unſerer Partei 
vor und während der Revolution nicht außer acht laſſen. 

Innerhalb der internationalen Sozialdemokratie ſind, wie geſagt, die Spal⸗ 
tungen und Reibungen durch die Schwierigkeiten hervorgerufen, die dem An⸗ 


paſſungsprozeß einer ſozialrevolutionären Klaſſe an die begrenzten Bedingungen 


des Parlamentarismus, des gewerkſchaftlichen Kampfes uſw. entgegentreten. 
Jene Fraktionen aber, die bis jetzt die Spaltungen in der ruſſiſchen Sozial⸗ 
demokratie hervorgerufen hatten, entſtanden in erſter Linie durch die An⸗ 
paſſung der marxiſtiſchen Intelligenz an die Klaſſenbewegung des Proletariats. 
So begrenzt vom Standpunkt des ſozialiſtiſchen Endziels der reale politiſche 
Inhalt dieſes Anpaſſungsprozeſſes war, ſo unbändig waren ſeine Formen, ſo 
gewaltig die ideologiſchen Schatten, die er warf. 


II. 


Jedes neue Bedürfnis, das die Entwicklung der Arbeiterbewegung mit ſich 
brachte, rief in Rußland eine beſondere Fraktion ins Leben, die als Organ 
zur Befriedigung dieſes Bedürfniſſes diente — und zugleich als die Außerungs⸗ 
form, in der ſich die marxiſtiſch denkende Intelligenz dem Gange der Arbeiter⸗ 
bewegung anpaßte; und dieſe Fraktion ſchuf ihrerſeits ihre eigene Philoſophie 
der geſamten Arbeiterbewegung. Der „Okonomismus“ entſtand auf dem 
Boden eines notwendig gewordenen wirtſchaftlichen Kampfes zur Zeit des 
induſtriellen Aufſchwunges, und die Aufgaben, die ihm dabei erwachſen ſind, 
faßte er in der Weiſe auf, daß die Politik vollſtändig oder ſo weit als 
möglich aus der Bewegung auszuſchalten ſei. Als ſpäter die wirtſchaftliche 
Kriſe einſetzte und politiſches Leben ſich im Lande regte, benutzten es die 
„Politiker“ ihrerſeits, um die Okonomiſten (Nurgewerkſchafter) ganz und gar 
zu verdrängen. Gleich danach jedoch teilten ſie ſich ſelbſt in zwei Rich⸗ 
tungen, die der Menſchewiki und der Bolſchewiki. Der Grund der Spaltung 
war die Verſchiedenheit der Auffaſſung in der Organiſationsfrage, das heißt 
eigentlich in der Frage des Verhältniſſes der Parteiorganiſation zu der Maſſen⸗ 
bewegung. 

So ſcharf ſich dieſe zwei Richtungen von Anfang an bekämpften, waren 
doch die ſachlichen Unterſchiede urſprünglich ganz unbedeutend. Da brach die 
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Revolution aus und rollte ihre Rieſenprobleme auf. Sie nutzte ſowohl den 
Bolſchewismus wie den Menſchewismus als zwei fertig vorhandene Organi⸗ 


ſationsformen aus, indem ſie die beiden zwang, in verzweifeltem Kampfe 


gegeneinander den verſchiedenen unaufſchiebbaren Bedürfniſſen der Bewegung 
zu dienen. Die politiſche Geſchichte wurde nunmehr nach Monaten gemeſſen. 
Der Bolſchewismus und der Menſchewismus arbeiteten in kürzeſter Zeit jeder 
für ſich zwei verſchiedene Auffaſſungen der Revolution und zwei Taktiken aus. 

Der Kampf um den Einfluß auf das politiſch unreife Proletariat, der 
zwiſchen der marxiſtiſch denkenden Intelligenz und der Intelligenz anderer 
Denkart tobte, ſowie der Kampf zwiſchen den verſchiedenen Gruppen unter⸗ 
einander trug in ſich den Keim des Kampfes für die Emanzipation der 
ſozialiſtiſchen Avantgarde des Proletariats von der Hegemonie der Intelligenz, 
ſoweit die Bedingungen für dieſe Emanzipation geſchaffen wurden. 

Die Bolſchewiks erhoben die urſprüngliche primitive Organiſation der 
Partei zum Prinzip und ſahen in der politiſchen Unreife des Proletariats 
verbunden mit ſeiner revolutionären Stimmung die Urſache, warum die Arbeiter⸗ 
ſchaft am zweckmäßigſten durch die marxiſtiſche Intelligenz geleitet werde. 

Die Menſchewiks dagegen kritiſierten aufs ſchärfſte den zweiſtöckigen Auf⸗ 
bau der Partei, enthüllten die bürgerlich⸗jakobiniſche Natur der Intelligenz, die 
ſich hinter dem Scheine des Marxismus verſteckte und erklärten, daß ſich hinter 
der Fahne der Diktatur des Proletariats die Diktatur über das Proletariat 
verberge. Der extreme Flügel der Menſchewiks ging endlich bis zur Idee der 
heroiſchen Selbſtverleugnung, indem er an die alte Partei die Forderung des 
Aufgehens in den Maſſen ſtellte. Die Ironie der Geſchichte wollte es aber, 


daß die Menſchewiks, während ſie dieſe Selbſtverneinungsidee immer deut⸗ 


licher hervorhoben, ſelbſt als Gegengewicht gegen den Bolſchewismus, jedoch 
ganz nach deſſen Art und Weiſe, eine feſt geſchloſſene Fraktion bildeten, das 
heißt eine Organiſation der Gleichgeſinnten, die unter der Parole der Bekämpfung 
der Führung des Proletariats durch die Intellektuellen im allgemeinen in Wirk⸗ 
lichkeit einen Kampf für ihre eigene Leitung der Arbeitermaſſen führte — ganz 
ähnlich jenen famoſen Individualiſten, die mitgliederreiche Vereine gründeten, 
um gemeinſam für die Einſamkeit zu ſchwärmen. Da die führende Rolle der 
Intelligenz in der ruſſiſchen Sozialdemokratie keine Zufallserſcheinung, ſondern 
als eine Vorbedingung des Selbſtändigwerdens des ſozialiſtiſchen Proletariats 
eine geſchichtliche Notwendigkeit iſt, und da ſowohl die Bolſchewiks wie die 
Menſchewiks den Maſſen die revolutionären Loſungen gaben und ihrem ele⸗ 
mentaren Bedürfnis nach einer ſtarken revolutionären Organiſation ent⸗ 
ſprachen, ſo gruppierten ſich dieſe Maſſen je nach den zeitlichen und örtlichen 
Bedingungen bald um die Bolſchewiks, bald um die Menſchewiks. Die 
Maſſen entnahmen beiden Richtungen das, was für ihren Klaſſenkampf von 
Nutzen war, wodurch für eine Zeitlang die Illuſion hervorgerufen wurde, 
als hätten beide Richtungen in den Tiefen des Proletariats feſte Wurzel 
gefaßt. 15 


Die Zerſetzung der Partei, die in den Jahren 1908 bis 1909 unaufhaltſam 
fortſchritt, hatte zur Urſache: erſtens die Verhältniſſe und die Stimmung der 
Epoche der Konterrevolution, zweitens die allgemeine Disharmonie zwiſchen 
der alten Form der Parteiorganiſation und den veränderten Bedürfniſſen der 
Arbeiterbewegung. 
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Durch den Zuſammenbruch der großen Hoffnungen gelähmt, durch die 
brutalen Schläge der Konterrevolution niedergeworfen, durch das Elend der 
zehnjährigen wirtſchaftlichen Kriſe erſchöpft, verließen die Arbeiter in Maſſen 
die Partei. Das war eine natürliche Reaktion nach der ungeheuren Kräfte⸗ 
anſpannung der vorhergehenden Jahre. In ſeiner elementaren Notwendigkeit 
vollzog ſich dieſer Prozeß faſt ohne ideologiſche Reflexe. Der rückſtändigſte, 
nicht ſehr umfaſſende Teil der Arbeiterſchaft flüchtete ſich vorübergehend in 
die Reihen der ſchwarzen Hundert. Ein anderer, ebenfalls ganz unbedeutender 
Teil ſchloß ſich den myſtiſchen Sekten an. Vereinzelte Hitzköpfe löſten ſich 
von den Maſſen ab, um allein oder gruppenweiſe im Guerillakrieg gegen die 
Polizei und in ſinnloſen expropriatoriſchen Unternehmungen ihr Leben zu ver⸗ 
wirken. Andere ſuchten wieder ihrer Klaſſe zu entrinnen, ſonderten ſich ab, 
ſtudierten, machten ſich an die Algebra, bereiteten ſich zum Abiturium vor. 
Die breiten Maſſen der Arbeiter aber verfielen in vollſtändige Apathie, er⸗ 
gaben ſich dem Haſardſpiel, dem Trunke und Ausſchweifungen aller Art. Nur 
die mehr bewußten und charakterfeſten Arbeiter ſuchten zuſammenzuhalten — 
in Gewerkſchaften, Bildungsvereinen uſw. 

In der demokratiſchen Preſſe wurde zu jener Zeit eine wilde Hetze gegen 
die Sozialdemokratie geführt. Die Partei, die in der vorrevolutionären Epoche 
der „gebildeten Geſellſchaft“ den Weg zum „Volke“ gebahnt hatte, wurde jetzt 
beſchuldigt, Zwietracht zwiſchen die Gebildeten und das Volk gebracht zu 
haben. Sie, die bloß die objektiven Tendenzen der Revolution in die Sprache 
politiſcher Loſungen übertragen hatte, wurde — da ſich die Gegenſätze ver⸗ 
ſchärften — naturgemäß beſchuldigt, keinen Takt und kein Verantwortungs⸗ 
gefühl zu beſitzen. Eben, weil die Sozialdemokratie an der Spitze der Revo⸗ 
lution marſchiert war, iſt die Chronik der Niederlagen der Revolution zum 
Anklageakt gegen die Sozialdemokratie geworden. Die durch die Revolution 
hervorgerufene Verſchärfung der Klaſſengegenſätze, in ihrem letzten Ende nur 
von Vorteil für die Sozialdemokratie, verſetzte ihr zunächſt manchen ſchweren 
Schlag. Jene halbſozialiſtiſche Intelligenz, die erſt geſtern als feſter Kreis 
Mitfühlender und Mittuender die Partei umſchloſſen hatte, kehrte in raſcher 
Wendung zu den nährenden Brüſten ihrer Mutter Bourgeoiſie zurück. Die 
ideologiſchen Formen dieſes Frontwechſels ſind eher ergötzlich als lehrreich: 
Der Syndikalismus, der Myſtizismus, die ſexuelle Anarchie, das Evangelium 
Johannis, die „Erinnerungen“ der Wanda Sacher⸗Maſoch, all das wurde 
gegen die ſozialiſtiſche Verführung mobil gemacht. 

Die beſten Elemente der Partei, die Führer von 1905, waren zu dieſer 
Zeit verſtreut in den Gefängniſſen, in der Verbannung, im Ausland. Die 
in den illegalen Organiſationen verbliebene Intelligenz verlor vollſtändig die 
Faſſung. Die politiſchen Ausſichten wurden immer trüber. Unten zogen ſich 
die Maſſen zurück, oben verſiegten die Geldquellen, die ehedem der Partei 
aus den Reihen der bürgerlichen Demokratie zugefloſſen waren. Die Partei⸗ 
organiſationen gerieten in eine Sackgaſſe. Ihre Mitglieder ſahen ſich vor die 
gemeinen Fragen des Kampfes um die Exiſtenz geſtellt. Die Berufsrevolutionäre, 
Agitatoren, Organiſatoren, Transporteure der illegalen Literatur, die vor kurzem 
nichts als die Verkörper abſtrakter Parteikategorien geweſen waren, Aſzeten, 
verſchwöreriſche Einſiedler, Leute ohne Bedürfniſſe — das Bedürfnis nach 
einem falſchen Paß ausgenommen — materialiſierten ſich ſehr raſch in der 
konterrevolutionären Atmoſphäre und wurden ganz weltlich. Es tauchten bei 
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ihnen die legalſten Bedürfniſſe auf: Familie, Weib, Kind, Wind inder⸗ 
milch. In fieberhafter Eile liquidierten ſie ihre illegale Waage in 
5 Be 8 eder 1 den Advokatenfrack an, wurden Kommis, 

ekretäre der Unternehmerverbände, beſe ˖ i ürger⸗ 
lichen Preſſe ſetzten die Redaktionstiſche der bürger⸗ 

Ein Teil der alten Parteiintelligenz übertrug ſeine Tätigkeit — der Lini 
des kleinſten Widerſtandes folgend — in die 15 Nahe delt Die hr 
Gegenſatz zu den Parteiorganiſationen noch das Wohlwollen des liberalen 
Bürgertums genoſſen. Es zeigte ſich die Möglichkeit, in den Arbeiterklubs tätig 
zu ſein, ohne mit der Polizei oder den liberalen Freunden der Arbeiterſchaft 
in Konflikt zu geraten. Um ſich jedoch dieſe Möglichkeit der Tätigkeit zu 
ſichern, erſchien es notwendig, die Arbeiterverbände davor zu ſchützen, daß ſie 
durch ihre Verbindung mit der Partei kompromittiert würden. Nun bildete 
ſich raſch eine neue politiſche Geſtalt: die des heimlichen Sozialdemokraten, 
der öffentlich gegen die Sozialdemokratie kämpft. 

In dieſer Atmoſphäre der Konfuſion und des Niederganges fand die 
menſchewiſtiſche Kritik, die ſich gegen die Parteiführung durch die Intellektuellen 
richtete, begeiſterten Widerhall — bei den Intellektuellen ſelbſt. Die Partei, 
wie ſie ſich geſchichtlich herausgebildet hatte, wurde nun als ein Unglück für 
die weitere Entwicklung des Proletariats proklamiert. Das Deſertieren der 
Intelligenz aus der Partei auf Grund dieſer Philoſophie will nun nicht mehr 
als Renegatentum, ſondern als eine politiſche Pflicht gelten. 

Das alſo, was in unſerem Parteijargon „Liquidatorentum“ (der Drang, 
die Parteiorganiſation zu „liquidieren“) benannt wird, erweiſt ſich als eine 
höchſt komplizierte Erſcheinung. Es umfaßt in erſter Linie die Ideologie des 
politiſchen Deſertierens mit ihrer praktiſchen Schlußfolgerung: „Nieder mit 
der Partei!“ Es umfaßt weiter die Sehnſucht nach einem legalen Felde der 
Betätigung, welche Sehnſucht ſich bis zur Bereitwilligkeit verſteigt, den revo⸗ 
lutionären Geiſt des Programms und der Taktik dafür zu opfern. Es um⸗ 

faßt ſchließlich — und das iſt der Grund für alles andere — die politiſche 
Paſſivität der Maſſen, als unmittelbare Folge der großen Niederlage. 

Die Symmetrie der Entwicklung wahrend, ging parallel mit dieſem Zerfall 
des Menſchewismus ein Zerfall der Bolſchewiksfraktion vor ſich. Im Beſtreben, 
den Einfluß über die aktiveren Elemente der Arbeiterſchaft zur Zeit des Nieder⸗ 
ganges der Maſſenbewegung nicht zu verlieren, ſanktionierte ein Teil des Bolſche⸗ 
wismus im Namen der marxiſtiſchen Lehren die Taktik des Freibeuterkrieges, der 
Expropriationen uſw., in der ſich doch nur die anarchiſche Auflöſung der revo⸗ 
lutionären Pſychologie äußerte. Auf dieſer Baſis gelangte jener Verſchwörer⸗ 

zug, der der Partei in der Zeit vor der Revolution beſonders der Fraktion 
der Bolſchewiks eigen war, zur vollen Entfaltung. Hinter dem Rücken der 
Partei werden Dinge vollbracht, die mit dem politiſchen Leben der Maſſen 
nichts gemein haben und ihrem ganzen Weſen nach der Parteikontrolle nicht 
unterliegen können. In die Parteiorganiſationen dringen abenteuerliche Ele⸗ 
mente ein. Verantwortliche Parteiſtellungen wurden nicht ſelten Perſonen an⸗ 
vertraut, die ihre organiſatoriſche Fähigkeit in einer Sphäre bekundeten, die 
außerhalb der Parteibewegung liegt. Die Unabhängigkeit von jeglicher Arbeiter⸗ 
organiſation, heroiſches Spekulieren auf „gut Glück“, Unternehmungen, die 
vor den Parteigenoſſen „zweiten Grades“ geheim gehalten werden — dies 
alles entwickelt einen zügelloſen Individualismus, Verachtung gegen die 
1909-1910. II. Bd. 69 
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„Konventionalitäten“ des Parteiſtatuts und der Parteimoral, kurz — eine 
politiſche Pſychologie, die der Atmoſphäre der Arbeiterdemokratie innerlich 
vollſtändig fremd und feindlich iſt. Während der Hamlet des menſchewiſtiſchen 
Kritizismus, bedrängt durch die Widerſprüche der politiſchen Entwicklung, die 
Exiſtenzfrage der Partei mit ſeinem liquidatoriſchen „nicht Sein!“ beantwortet, 
iſt der autoritär⸗zentraliſtiſche Bolſchewik unter dem Drucke des Selbſt⸗ 
erhaltungstriebes beſtrebt, die Partei von der Klaſſe, die Fraktion von 
der Partei, das Zentrum ſeiner Fraktion von ihrer Peripherie loszulöſen, und 
er gelangt mit fataler Notwendigkeit dazu, ſeine ganze politiſche Praxis in 
die Stirnerſche Formel „der Einzige und ſein Eigentum“ einzuzwängen. 

Je tiefer die Welle der Maſſenerregung ſinkt, je mehr die Desorganiſation 
in den Reihen der Bolſchewiks durch den unaufhaltſamen Rückzug der In⸗ 
telligenz fortſchreitet, deſto ſchärfer das Mißtrauen einiger Elemente im Bolſche⸗ 
wismus gegen alles, was außerhalb ihrer Fraktion liegt, deſto deutlicher 
äußert ſich die Tendenz, die Arbeiterorganiſationen durch Verordnungen, Zu⸗ 
rechtweiſungen, Ultimativforderungen „im Namen der Partei!“ in Subordination 
zu erhalten. 

Dieſe Elemente, die ſogenannten Ultimatiſten, kennen nur eine Methode, 
die Dumafraktion oder die legalen Arbeiterorganiſationen dem Einfluß der 
Partei zu unterſtellen: die Drohung — ihnen den Rücken zu kehren. Die 
boykottiſtiſche Tendenz, die durch die ganze Geſchichte des Bolſchewismus 
geht — Boykottierung der Gewerkſchaften, der Reichsduma, der Gemeinde⸗ 
vertretungen uſw. — das Produkt der ſektiereriſchen Furcht vor dem „Aufgehen“ 
in den Maſſen, der Radikalismus „der unverſöhnlichen Enthaltſamkeit!“ —, ver⸗ 
dichtet ſich zur Zeit der dritten Duma zu einer beſonderen Strömung inner⸗ 
halb des Bolſchewismus, die ihrerſeits verſchiedene Schattierungen aufweiſt: 
von vollſtändiger, anarchiſtiſch gefärbter Ablehnung jeder parlamentariſchen 
Tätigkeit bis zu einer gewiſſen verächtlich nachläſſigen Duldung dieſer Tätigkeit. 

Der unmittelbare Proteſt des revolutionären Empfindens gegen das Joch 
der Stolypinſchen Geſetzlichkeit, unter das man ſich nach der Sturm⸗ und 
Drangperiode beugen mußte; der politiſche Formalismus, der die Vereinigung 
eines revolutionären Kampfes gegen das Regime des 16. Juni mit einer 
Tätigkeit in dem Parlament des 16. Juni für unmöglich hält; abergläubiſche 


Zuverſicht, daß die revolutionäre Stimmung als Folge der unverſöhnlichen 


Ablehnung der legalen Kampfesmöglichkeiten wieder auferſtehen müſſe; endlich 
— als Grund alles anderen — die Apathie der Arbeiter, die zur politiſchen 
Iſolierung und Entkräftung der ſozialdemokratiſchen Dumavertretung, ſowie 
zur Herabdrückung der Stimmung in allen öffentlichen Arbeiterorganiſationen 
führte — das ſind die Elemente und Beſtandteile jener verwandten Strömungen, 
die in unſerer Parteiſprache die Namen Ultimatismus und Otſowismus 
(Abberufertum) führen. 

Der Bolſchewismus ließ ſich jedoch vom Ultimatismus nicht beherrſchen. 
Im Gegenteil, er trat gegen ihn entſchieden oder richtiger ungeſtüm auf. 
Gleichzeitig geriet der Menſchewismus in Konflikt mit dem Liquidatorentum. 
Die Unterſchätzung der revolutionären Rolle der geſchloſſenen Partei, taktiſche 
Zerfahrenheit, mutloſe Unterwerfung vor der Klaſſe bei jedem Stimmungs⸗ 
wechſel der letzteren — alle dieſe Züge nahm das Liquidatorentum in ſich 


1 Das Abberufertum beſteht auf der Forderung, die Dumafraktion abzuberufen, reſpektive 
ſie zur Mandatniederlegung zu veranlaſſen. 
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auf und eröffnete dadurch einen freien Weg allen revolutionären Elementen 
des Menſchewismus. Eine Folge dieſer Prozeſſe war die Annäherung beider 


alten Fraktionen; allerdings näherten ſie ſich zunächſt noch ſehr mißtrauiſch, 
mit dem Gewehr in der Hand. 


IV. 


Die Spaltung bei den Bolſchewiks in der Frage der Dumatätigkeit und 
bei den Menſchewiks in der Frage der Haltung zur Partei war für beide 
Seiten pſychologiſch notwendig, um eine Vereinigung möglich zu machen — 
und das ſchon deshalb, weil die weitere fraktionelle Zerklüftung der Partei 
die Mechanik des Fraktionskampfes völlig ad absurdum geführt hätte. An 
und für ſich aber ſtellte der Bildungsprozeß neuer Fraktionen innerhalb der 
alten nur einen weiteren Schritt vorwärts auf dem Wege des Zerfalls der 
Partei dar. Eine ſchöpferiſche Bedeutung hatten zwei ganz andere Arten von 
Erſcheinungen: die Komplizierung der Formen und Methoden der Arbeiter: 
bewegung und das Hervortreten eines neuen Parteitypus aus den Reihen der 
vorgeſchrittenen Arbeiter. Das eine wie das andere iſt ein direktes Erbteil 
der Revolution. | 

Vor der Revolution ſehen wir amorphe, epiſodiſche Ausbrüche des ökono⸗ 
miſchen und politiſchen Kampfes vor uns unter der Organiſationsdiktatur 
geheimer Parteizirkel. Nach der Revolution ſehen wir einen fortlaufenden, 
wenn auch langſamen Kriſtalliſationsprozeß in den Maſſen ſelbſt. Es ent⸗ 
ſtehen verſchiedenartige parteiloſe Arbeiterorganiſationen, die eine ſelbſtändige 
Exiſtenz führen. Die Arbeiter betreten den Weg eines planmäßigen Kampfes 
auf den Gebieten der Gewerkſchaften, Genoſſenſchaften, Gemeindevertretungen, 
des Antialkoholismus und rufen ein ganzes Netz von Bildungsvereinen ins 
Leben. Die Partei kann dieſe Organiſationen von außen her nicht leiten, da 
fie deren Kleinarbeit ihre allgemeinen programmatiſchen Forderungen ent⸗ 
gegenſetzt. Sie muß erſt lernen, dieſe Forderungen durch alle Windungen der 
Tagespraxis hindurchzuführen. Die Partei kann bei den neuen Tätigkeits⸗ 
bedingungen nicht eine abgeſchloſſene Geſellſchaft theoretiſcher Geſinnungs⸗ 
genoſſen bleiben, ein kommandierendes Korps, das über allen Formen der 
Arbeiterbewegung ſteht. Sie muß ſelbſt den Kern der Klaſſe bilden, ſich in 
eine Maſſenorganiſation verwandeln, die mit ihren Fühlorganen in die Tiefen 
aller proletariſchen Vereinigungen eindringt und ſie von innen heraus leitet. 
Für dieſe Arbeit erwieſen ſich die Fraktionen der Menſchewiki und Bolſche⸗ 
wiki — ihrer bisherigen Ideen⸗ und Organiſationsſtruktur nach — als voll⸗ 
kommen unfähig. Als bloße Vereinigungen von Genoſſen, die in den Grund— 
fragen des Marxismus einig waren, beſaßen beide Fraktionen auf dem Gebiet 
der parlamentariſchen, munizipalen, gewerkſchaftlichen Praxis weder beſtimmte 
Anſchauungen noch Erfahrungen und entſprechende Organe. Allerdings wurden 
alle dieſe Zweige der Tätigkeit ſtets und überall unter der Leitung einzelner 
oder in Gruppen vereinigter Sozialdemokraten ausgeübt, aber dies alles 
geſchah außerhalb des Rahmens der Fraktionen, außerhalb ihrer organiſato⸗ 
riſchen Einwirkung. 1 

Als erſte ſtrömten die Menſchewiks der Betätigung in der Offentlichkeit 
zu (die ſozialdemokratiſchen Fraktionen aller drei Dumas, die Redaktionen der 
Gewerkſchaftsorgane, die Vorſtände der Arbeiterklubs uſw. beſtanden vorzugs⸗ 
weiſe aus Menſchewiks). Aber die menſchewiſtiſche Fraktion ſelbſt zerfiel dabei, 
indem ſie einzelne Gruppen ausſchied, die in den Gewerkſchaften, Klubs uſw. 
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tätig waren. Die parteiloſen Arbeiterorganiſationen blieben iſoliert: ſie fanden 
zwar Führer in den Reihen der Partei, aber keine Führung durch die Partei. 
Es mangelte an einer vereinigenden Taktik. Selbſt die einflußreichſte legale 
Organiſation, die ſozialdemokratiſche Dumafraktion, in der die Menſchewiks 
das Übergewicht haben, arbeitet vollkommen außerhalb der Kontrolle der 
menſchewiſtiſchen Fraktion, beſtändig unterſtützt von einzelnen ſachkundigen 
Sozialdemokraten, die meiſtenteils außerhalb der Fraktionen ſtehen. Indeſſen 
erwies ſich überall, wo einzelne Parteiorganiſationen ſich den Klaſſenaufgaben 
in ihrem ganzen Umfang gegenübergeſtellt ſahen (Kampf um die Koalitions⸗ 
freiheit, Fragen der Sozialgeſetzgebung in der Duma, Konflikte der Arbeiter⸗ 
vertreter mit bürgerlichen Politikern auf verſchiedenen Kongreſſen uſw.), der 
Mangel einer koordinierenden Parteileitung als vollkommen unerträglich. In 
den Reihen der Menſchewiks ſelbſt erwachte das Bedürfnis nach der Partei. 

Während vereinzelte Gruppen der Menſchewiks ſich in ihren legalen Poſi⸗ 
tionen befeſtigten, verteidigten die Bolſchewiks energiſch den illegalen Partei⸗ 
apparat gegen die Schläge der Reaktion; ſie ſtellten die Verlagstätigkeit im 
Ausland wieder her und beriefen eine allruſſiſche Parteikonferenz ein. An⸗ 
fangs mochte es ſcheinen, als hätten beide Fraktionen zwei miteinander nicht 
in Berührung kommende Tätigkeitsgebiete gefunden und ſo die Spaltung 
auf unbeſtimmte Zeit dauernd gemacht. In Wirklichkeit jedoch traten ſie 
eben auf dieſe Weiſe unmittelbar an das Problem der Parteieinheit heran. 

In den illegalen Organiſationen fühlten ſich die Bolſchewiks immer mehr 
iſoliert. Die ſelbſtändigſten proletariſchen Elemente der Fraktion folgten den 
Menſchewiks in die Gewerkſchaften, Klubs uſw. Die revolutionäre Periode, 
die den Rahmen der Partei mit einem Schlage weit ausgedehnt hatte, hinter⸗ 
ließ auf dem illegalen Tätigkeitsfeld ein furchtbares Erbteil in Geſtalt einer 
weitverzweigten Lockſpitzelei. Die Wirkung der letzteren wurde um ſo ver⸗ 
heerender, je gedrückter die Stimmung der Maſſen wurde, je ſchwächer der 
Zufluß neuer Elemente in die Parteiorganiſationen. Eine irgendwie bedeu⸗ 
tende Agitation wurde faſt nicht geführt. Rings um die illegalen Geheim⸗ 
organiſationen trat eine völlige Leere ein. Bei dieſen Bedingungen trat für 
alle aktiven Elemente der bolſchewiſtiſchen Fraktion mit greifbarer Deutlichkeit 
die Notwendigkeit zutage, das unterirdiſche Tätigkeitsfeld mit den öffentlichen 
Arbeiterorganiſationen zu verknüpfen, die letzteren zu vereinigen und den 
Geheimorganiſationen friſches Blut zuzuführen. In dem Rahmen der alten 
Parteiorganiſation genommen, bedeutete dieſe Aufgabe vor allem eine taktiſche 
Verſtändigung der Bolſchewiks mit den Menſchewiks — zur gemein⸗ 
ſamen Reform der Parteiarbeit und der Reorganiſation des Parteiapparats. 

Für den neuen Apparat hatte die vorhergehende Entwicklung ein neues 
Perſonal geſchaffen. 

Vor der Revolution hatte die marxiſtiſche Intelligenz in der Partei die 
vorgeſchrittenen Arbeiter vollkommen in den Hintergrund gedrängt. Die letz⸗ 
teren ſtanden nicht bloß außerhalb des relativ kleinen Laboratoriums, in dem 
die theoretiſchen Formeln und politiſchen Loſungen ausgearbeitet wurden, 
ſondern überhaupt außerhalb irgend einer Organiſation. Die Loſungen und 
Formeln erhielten ſie in fertiger Geſtalt von der Partei, die über ihnen ſtand. 

Die Anforderungen der revolutionären Aktionen hatten mächtige Organi⸗ 
ſationen geſchaffen, die Hunderttauſende von Arbeitern umfaßten. Das war 
die erſte ernſte Schule der Arbeiterdemokratie Rußlands. Aber die revolutio⸗ 
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nären Organiſationen waren nicht Teile der Parteiorganiſation — nicht bloß 
formell, ſondern auch ſelbſt in dem Sinne, daß die politiſchen Loſungen in 
dieſer Periode von der Partei, von ihrem Generalſtab formuliert wurden, 
während die Arbeiterdelegiertenräte nur den Apparat darſtellten, der dieſe 
Loſungen verbreitete und in Wirklichkeit umſetzte. Die Partei galt für die 
Arbeitermaſſen auch jetzt als etwas Selbſtverſtändliches, von vornherein und 
auf immer Gegebenes, das aber außerhalb ihres Kreiſes ſtand. Mit dieſen 
Anſchauungen über die Partei traten die Arbeiter den offenen Organiſationen 


im Jahre 1906/07 bei. Sie hatten das Bewußtſein, Sozialdemokraten zu 


ſein, das Parteigefühl ſaß ihnen in den Knochen — und da die ſozialdemo— 


kratiſchen Arbeiter naturgemäß die einflußreichſten Mitglieder der Gewerk⸗ 
ſchaften und der Klubs wurden, ſo ſchien ihnen das eine genügende Garantie 
für den ſozialiſtiſchen Gang der proletariſchen Bewegung. Sie waren Sozial⸗ 
demokraten ohne Sozialdemokratie. Erſt ſpäter, im Jahre 1909, als die Partei 
faſt aufgehört hatte, einen leitenden Einfluß auf ſie auszuüben, und ſie ſich 
auf ihre eigenen, iſolierten Kräfte angewieſen ſahen, gelangten ſie plötzlich 
— aber nun auch vollkommen und definitiv — zu der Erkenntnis der Not⸗ 


wendigkeit einer Vereinigung durch die Partei. So entſtand ein neuer 


ſozialdemokratiſcher Typus. Das iſt nicht mehr der des berufsmäßigen 
Revolutionärs, der über den Maſſen ſchwebt; das iſt jetzt ein Schloſſer oder 
ein Weber von Beruf, der ſtets mit den Maſſen lebt. Dieſer Schloſſer oder 
Weber war häufig ſchon vor der Revolution unter dem Einfluß der Partei 
und ihrer Fraktionen geſtanden, aber er nahm von ihnen nur das an, was 
den Anforderungen der proletariſchen Bewegung entſprach. Er machte die 
politiſche Schule der Revolution durch, eignete ſich in den offenen Organi⸗ 
ſationen die unerläßlichen Methoden der Selbſtverwaltung der Klaſſe an und 
gelangte durch den Gang des Kampfes ſelbſt zur Erkenntnis der Notwendig⸗ 
keit einer Vereinigung der legalen mit der illegalen Tätigkeit, des Gebrauchs 
der Dumatribüne und des revolutionären Flugblatts. Und da die Spaltung 
in die Fraktionen dem Wiederaufbau der Partei im Wege ſteht, ſo iſt er nicht 
gut auf die Fraktionen zu ſprechen. Er bedarf einer einigen und aktions⸗ 
fähigen Partei. 

Die vor anderthalb Jahren gegründete Arbeiterzeitung „Prawda“, die ſich 
außerhalb beider Fraktionen ſtellte und beſtrebt war, die hervortretende 
allgemeinparteiliche Tendenz zum Ausdruck zu bringen, hatte eben dieſe neuen 
Parteielemente im Auge. Die hervortretenden Bedürfniſſe des Kampfes zu 
formulieren, den vorgeſchrittenen Arbeitern, gleichviel auf welchen Poſten ſie 
ſtehen, politiſche Fühlung zu vermitteln und dadurch die Überwindung des 
fraktionellen Zerfalls der Partei zu fördern — dieſe Aufgabe hat ſich die 
„Prawda“ ſeit ihrer Gründung geſtellt. 


V. 


Die Kampfesmethode der Fraktionen — die verbitterte und verbitternde 
Polemik, der Appell an die Maſſen mit entgegengeſetzten praktiſchen Loſungen, 
der gegenſeitige Boykott — dies alles war ſeinem Weſen nach auf die Ver⸗ 
nichtung des Gegners innerhalb der Partei berechnet. Jede Fraktion ſah in. 
der anderen die perſonifizierte Irrlehre und ſtellte ſich die künftige Partei. 
ausſchließlich aus ſich allein beſtehend vor. Hätten die Bolſchewiks die Men⸗ 
ſchewiks oder dieſe die Bolſchewiks beſiegt — wie ſeinerzeit die „Politiker“ 
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die „Okonomiſten“ beſiegten —, ſo wäre das Reſultat eine hiſtoriſche Recht⸗ 
fertigung dieſer Kampfesmethoden geweſen. Denn jene Methode iſt gut, die 
zum Siege führt — und über den Sieger ſitzt man nicht zu Gericht. Aber 
das Ergebnis war ein ganz anderes. Nach ſiebenjährigen Kämpfen, die auf 
die unmittelbare Vernichtung des Gegners gerichtet waren, ſahen ſich beide 
Fraktionen gezwungen, eine Vereinbarung abzuſchließen. Das bedeutet, 
daß keine von ihnen alle Seiten der proletariſchen Bewegung in ſich ver⸗ 
körperte und daß nur durch ihre Zuſammenfaſſung — durch Überwindung 
der Extreme — die ſozialdemokratiſche Partei ſich entwickeln kann. Dieſe 
Schlußfolgerung ergibt ſich aus der Tatſache der Vereinbarung ſelbſt. 

Der Inhalt der Vereinbarung beſteht in folgendem: Das Zentralkomitee, 
als leitende Körperſchaft, wird in vollem Beſtand nach Rußland übertragen; 
die Emigration behält bloß die Möglichkeit der ideellen Beeinfluſſung. Die 
organiſatoriſche und finanzielle Auflöſung der Fraktionen in der Partei wird 
energiſch gefördert. Das Zentralorgan wird in der Weiſe reorganiſiert, daß 
die verſchiedenen Strömungen in der Partei eine größere Freiheit erlangen und 
die fraktionellen Organe dadurch überflüſſig werden. Zwiſchen der „Prawda“ 
Rund dem Zentralkomitee wird eine enge Verbindung hergeſtellt. Endlich 
wurde der Beſchluß gefaßt, eine Parteikonferenz einzuberufen, auf der die 
legalen Arbeiterorganiſationen in umfaſſendem Maße vertreten ſein ſollen. 

Das grundlegende Dokument der Vereinigung iſt die vom Zentralkomitee 
einſtimmig angenommene taktiſche Reſolution über die Aufgaben der Partei⸗ 
tätigkeit. Indem dieſe Reſolution den an und für ſich elementaren Grund⸗ 
ſatz proklamiert, die Taktik der Sozialdemokratie bleibe ſowohl in einer Periode 
revolutionärer Eruptionen wie in einer Epoche friedlicher „organiſcher“ Ent⸗ 
wicklung in ihren prinzipiellen Grundlagen die gleiche, liquidiert ſie die tak⸗ 
tiſche Philoſophie beider Fraktionen in radikaler Weiſe und führt ſie auf den 
breiten Weg der Entwicklung der Partei. 

Daß die dritte Duma eine ſchlechte parlamentariſche Dekoration iſt, hinter 
der ſich der alte barbariſche Zarismus verbirgt, unterliegt keinem Zweifel. 
Aber dieſe ſchlechte Dekoration iſt kein einfacher politiſcher Kniff und keine 
Zufälligkeit — ſie charakteriſiert den Anpaſſungsprozeß des Zarismus an die 
Bedingungen der kapitaliſtiſchen Entwicklung. Wie weit dieſer Anpaſſungs⸗ 
prozeß fortſchreiten wird oder mit anderen Worten: wann die auf dieſem 
Wege angeſammelten revolutionären Widerſprüche zum Durchbruch gelangen 
werden — über dieſe Frage lehnt die Partei als ſolche es ab, Prophezeiungen 
abzugeben. Sie betrachtet es aber als obligatoriſch, die dritte Duma und alle 
mit ihr in Verbindung ſtehenden Formen der legalen Gemeinſchaft — das 
Vereinsgeſetz, die legale Preſſe uſw. — im Intereſſe der Konſolidation des 
Proletariats auszunutzen. Andererſeits iſt die Sozialdemokratie Rußlands als 
Partei, als politiſches Ganzes, das die Tätigkeit aller ſeiner Organe in den 
neutralen Arbeitervereinen und in der Duma vereinigt, gezwungen, illegal 
zu bleiben. Eine planmäßige Kombinierung der legalen und illegalen Tätig⸗ 
keitsmethoden, die bei den deutſchen Genoſſen die Erinnerung an ihre eigene 
Taktik zur Zeit des Sozialiſtengeſetzes wachrufen muß, wird von unſerer 
Reſolution in den Vordergrund gerückt. Die Preisgabe der organiſierten 
Partei war aus dem Grunde, weil ſie in dem Rahmen des legalen Stolypinſchen 
Rußland keinen Raum findet, ebenſo wie die angeblich revolutionäre Miß⸗ 
achtung der Dumatribüne und der übrigen legalen Möglichkeiten der Be⸗ 
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tätigung, dieſe beiden Extreme werden von der angenommenen Reſolution 
auf gleiche Weiſe beiſeite geſchoben. Die Taktik der Sozialdemokratie iſt weder 
an die Barrikade noch an den Ladentiſch des Konſumvereins gebunden. Sie 
benutzt alle Formen und Methoden der Tätigkeit, um das Klaſſenbewußtſein 
der Arbeiter zu klären und ſie zu einer ſelbſtändigen Organiſation zuſammen⸗ 
zuſchweißen. Das iſt die einzige wirkliche revolutionäre Arbeit, und die iſt 
allein imſtande, die Partei ein für allemal von allen Formen des ſozialiſtiſchen 
Sektenweſens zu reinigen. 

Wie verhält es ſich aber mit der nächſten Zukunft? Steht die Vereinbarung 
ſelbſt, die von den Vertretern der Fraktionen im Zentralkomitee abgeſchloſſen 
wurde, auf feſtem Boden? Ja und nein. Soweit ſie auf einen perſönlichen 
Vertrag, abgeſchloſſen zwiſchen den Vertretern einflußreicher Parteizirkel, hinaus⸗ 
läuft — und in hohem Maße iſt ſie nicht mehr —, hängt ſie von ſo unſicheren 
Faktoren ab, wie der gute Wille und die politiſche Einſicht einzelner Perſonen. 
Die Pſychologie iſt überhaupt der konſervativſte Faktor der hiſtoriſchen Ent⸗ 
wicklung, und die Pſychologie eines Zirkels, einer Sekte iſt konſervativer als 
jede andere. | 

Es unterliegt für uns keinem Zweifel, daß fich die fraktionelle Vergangen⸗ 
heit jetzt, bei dem Fehlen einer breiten Arbeiterbewegung in Rußland, noch 
mehr als einmal bemerkbar machen wird, und daß Verſuche ſehr wohl möglich 
ſind, die Forderungen der Parteieinheit zur Feſtigung der alten, zerfallenden 
Fraktionen oder zur Schaffung neuer auszunutzen. Aber wir ſehen auch keinen 
Grund, ſelbſt bei Rückfällen und abermaligen Ausbrüchen des Fraktionshaders 
in Verzweiflung zu geraten und die Hände ſinken zu laſſen. Die Tendenzen, 
die alle Gruppen zwangen, das Wort Parteieinheit laut auszuſprechen, feſtigen 
ſich mit derſelben unbeſiegbaren Kraft, wie die politiſche Selbſtändigkeit der 
proletariſchen Avantgarde zunimmt. Gegen den Willen der zum Bewußtſein 
gelangten Schicht der Arbeiter wird keine Fraktion mehr die Maſſen hinter 
ſich bekommen. 


Kapitalskonzentration und Gewerkſchaftskampf. 


Ein Hinweis von Wilh. Dittmann. 


Unter all den öffentlichen Betrachtungen, die der kürzlich beendete Kampf im 
Baugewerbe in den Reihen des Proletariats ausgelöſt hat, nimmt die Schrift von 
Parvus „Die große Ausſperrung und die Zukunft der Arbeiterkämpfe 
im Reiche“ die erſte Stelle ein. Einmal ſchon wegen ihres Umfanges und ihrer 
Ausführlichkeit, dann aber auch wegen der großzügigen Anlage der Abhandlung, 
die den tiefſten Urſachen und Zuſammenhängen des Kampfes nachſpürt, ſowie 
wegen der Perſpektiven, die der Verfaſſer für die Gewerkſchaftskämpfe der Zukunft 
gibt. Kein Gewerkſchafter und kein Parteigenoſſe, der ins Vordertreffen des Klaſſen⸗ 
kampfes geſtellt worden iſt, ſollte die Lektüre dieſes Schriftchens verſäumen, zu 
welcher anzuregen der Zweck dieſer Zeilen ſein ſoll. 

Auf amtliches Material geſtützt, weiſt Parvus zunächſt nach, wie das Bau⸗ 
gewerbe in den Großſtädten und den Induſtriebezirken immer mehr den hand⸗ 
werksmäßigen Charakter verloren hat und zu einem vom Großkapital be⸗ 
herrſchten Induſtriezweig geworden iſt, in dem die Großbetriebe kombiniert 
find mit Immo biliengeſellſchaften und Bankinſtituten. Die Wirkſamkeit dieſer 
Terraingeſellſchaften veranſchaulicht der Verfaſſer an einem Münchener und einem 
Düſſeldorfer Beiſpiel. Im erſteren Falle handelt es ſich um die vollſtändige Neu⸗ 
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anlegung eines ganzen Stadtteils von München, im zweiten Falle um die Schaf⸗ 
fung gewaltiger Verkehrs- und Induſtrieanlagen nebſt Wohngelegenheiten für 
Beamte und Arbeiter zu beiden Seiten des Rheins bei Düſſeldorf. „Was wir hier 
vor uns haben, geht über alle herkömmlichen Vorſtellungen über Bautätigkeit und 
Bauunternehmungen hinaus; es ſind Städtegründungen, vollkommen nach ameri⸗ 
kaniſchem Muſter durchgeführt. . .. Dieſe ungeheuren kapitaliſtiſchen Kombi⸗ 
nationen, die ſich über alle Schranken des Beſitzes und der Betriebe hinweg⸗ 
ſetzen, alles zuſammenfaſſen, Produktion, Verkehr, Bautätigkeit, Handel und Beſitz 
durcheinandermengen, ebenſo wandlungs- wie anpaſſungsfähig ſind, ſie ſchöpfen 
ihren Profit aus verſchiedenen Quellen“, als Bankiers, als Grundſtücksſpekulanten, 
als Bauunternehmer und Induſtrielle, als Materiallieferanten und ſchließlich als 
Mietherren und Hypothekargläubiger. „Dieſe Kapitalmagnaten im Gefühl ihres 
Reichtums, ihrer Induſtrien, ihrer Bahnen, Städte, Banken dünken ſich den Ar⸗ 
beitern, folglich auch den Bauarbeitern gegenüber allmächtig, wie der Herrgott auf 
Erden. Weniger ſicher, aber immerhin von koloſſalem Machtbewußtſein erfüllt ſind 
die übrigen Großunternehmer der Bauinduſtrie.“ So ſchildert Parvus die Mata⸗ 
dore im Baugewerbe, deren Streben darauf hinausläuft, das ganze Gewerbe mit⸗ 
ſamt all ſeinen Nebeninduſtrien in ihre Gewalt zu bringen, um wie die Könige 
des Eiſens und der Kohle unerſchütterte Monopolſtellungen für das ganze Reich 
einnehmen zu können, und die deshalb die ganze Induſtrie der Baumaterialien 
kartelliert und ſyndiziert haben. 

Aber der unentwickelte Stand des Baugewerbes in den mittleren 
und kleinen Provinzſtädten ſowie auf dem flachen Lande erwies ſich als 
Hindernis für den Macht⸗ und Profithunger der Baugewaltigen. Denn dort liegt 
das Baugewerbe noch immer zum weſentlichen Teile in den Händen mittlerer und 
kleinerer Unternehmer, deren Niederkonkurrierung teils noch nicht gelungen iſt und 
teils ſich auch kaum lohnt. Der Zahl der Betriebe wie der beſchäftigten Arbeiter 
nach bilden die Mittel- und Kleinbetriebe noch immer die Mehrheit im deutſchen 
Baugewerbe, ſo daß die ſchnelle Gewinnung der erſtrebten Machtpoſition im 
ganzen Reiche für das Baugroßkapital nicht durch die Konkurrenz, ſondern nur 
durch ihr Gegenteil, durch Solidarität, ſich als möglich erwies. Solidarität aber 
iſt nur den Arbeitern des Gewerbes gegenüber bei jedem Unternehmer, 
vom kleinſten bis zum größten, vorhanden. Und der Klaſſengegenſatz war 
daher auch der Köder, mit dem das Baugroßkapital ſeine mittleren und kleineren 
Konkurrenten einfing und vor den Wagen feiner Macht- und Profitgelüſte zu 
ſpannen ſuchte. Durch das Streben der Gewerkſchaften nach Verbeſſerung der 
Lohn- und Arbeitsbedingungen fühlen ſich beſonders die kleinen und mittleren 
Unternehmer, die kaum konkurrenzfähig ſind, bedrängt, und von dieſer Bedrängnis 
verſprachen nunmehr die Baugroßkapitaliſten ſie zu befreien durch große und 
ſtarke Unternehmerorganiſationen über das ganze Reich. So iſt denn in den 
letzten Jahren ſyſtematiſch nach dieſer Richtung hin gearbeitet worden, ſo daß im 
Januar 1909 der „Deutſche Arbeitgeberbund für das Baugewerbe“ 521 
Unterverbände mit 20930 Mitgliedern zählte, bei denen 250000 Arbeiter beſchäftigt 
waren. Um die Kleinunternehmer in die Organiſation hineinzuziehen und ihnen 
den Anſchluß erſtrebenswert erſcheinen zu laſſen, hat man ihnen ſeit einigen 
Jahren bei einer gewiſſen Stärke der Organiſation eine große Ausſperrung 
aller Bauarbeiter in Ausſicht geſtellt, durch welche die Macht der Gewerk⸗ 
ſchaften ein für allemal gebrochen und dauernde Ruhe vor den Lohnforderungen 
der Arbeiter geſchaffen werden ſollte. Um hierzu eine formelle Handhabe zu be⸗ 
kommen, befreundete ſich der Arbeitgeberbund mit den Tarifverträgen und er⸗ 
ſtrebte einen einheitlichen Zentraltarif, der es ihm ermöglichte, mit einem 
Schlage im ganzen Reiche die Arbeiter ausſperren zu können. Zum 1. April dieſes 
Jahres glaubte der Arbeitgeberbund den Zeitpunkt für die geplante Kraftprobe 
gekommen. 
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So werden — in großen Umriſſen wiedergegeben — von Parvus die Vor⸗ 
geſchichte und die Urſachen der Bauarbeiterausſperrung dargeſtellt. Es handelt 
ſich demnach um einen Verſuch des Großkapitals, mittels eines wirtſchaftlichen 
Krieges in einem Induſtriezweig ſowohl die Herrſchaft über deſſen Unternehmertum 
wie über deſſen Arbeiterſchaft zu erlangen und ſich dabei der Arbeiter gegen die 
Unternehmer und der Unternehmer gegen die Arbeiter zu bedienen. Der Kampf 
ſelbſt ſollte das Feuer ſein, in dem der eiſerne Ring um das Unternehmertum end⸗ 
gültig und unlösbar geſchmiedet und die Widerſtandskraft der Arbeiterorganiſa⸗ 
tionen vernichtet werden ſollte. 

Warum dieſer verbrecheriſche Plan des von Macht- und Profit⸗ 
hunger größenwahnſinnigen Kapitals fehlſchlug, das wird in nicht minder 
anſchaulicher und zwingender Weiſe von Parvus erklärt. Die Matadore im 
Arbeitgeberbund für das Baugewerbe hatten ſich dermaßen an ihrem eigenen 
Machtbewußtſein berauſcht, hatten ſo unausgeſetzt von ihrem „Willen zur Macht“, 
von der „Notwendigkeit einer großen Kataſtrophe“, von einer „Kraftprobe“ ihres 
Bundes geredet und auch ſo ſyſtematiſch innerhalb ihres Machtbereichs auf den 
Konflikt hingearbeitet, daß ſie blind und taub geworden waren für die all— 
gemeine wirtſchaftliche und politiſche Situation, in der ſie ihn vom 
Zaune brachen. So wurde die „Machtprobe“ in einer äußeren Situation unter⸗ 
nommen, in der alle Chancen des Gelingens gegen ſie waren; daran iſt ſie denn 
auch geſcheitert. 

Das deutſche Wirtſchaftsleben begann ſich eben von einer ſchweren Kriſe 
zu erholen, die ganze Geſchäftswelt ſehnte ſich nach möglichſt ſchnellem Auf— 
ſchwung der Konjunktur. Ein Kampf von ſo gewaltiger Ausdehnung, wie er im 
Baugewerbe ausbrach, mußte lähmend zurückwirken auf das geſamte Wirtſchafts⸗ 
leben und überall Mißſtimmung gegen ſeine Urheber hervorrufen, als die ſich die 
Baugewaltigen zunächſt in ihrem protzenhaften Machtdünkel ſelber bekannten. So 
fehlte dem Vorgehen der Unternehmer von vornherein ſelbſt in den kapitaliſtiſchen 
Kreiſen, die nicht unmittelbar am Baugewerbe intereſſiert ſind, jede Sympathie, 
und da die Arbeiterorganiſationen es geſchickt verſtanden, zu verhindern, daß das 
Odium des Geſchäftsverderbers und Friedensſtörers von den Unter- 
nehmern auf ſie übergewälzt wurde, ſo ſtand die geſamte öffentliche Meinung im 
Reiche gegen das Unternehmertum. Davon konnten gerade diejenigen Kreiſe nicht 
unbeeinflußt bleiben, deren Gewinnung letzten Endes der ganze Kampf galt: das 
mittlere und kleinere Unternehmertum im Baugewerbe, das ohnehin 
auch aus wirtſchaftlichen Gründen den Zeitpunkt des Kampfes als ungünſtig 
gewählt anſehen mußte. So fehlte auch im Baugewerbe ſelbſt die rechte Stimmung 
zum Angriff, und die Ausſperrung erfolgte bei weitem nicht in dem erwarteten 
und für die gewünſchte Wirkung notwendigen Maße. 

Ebenſowenig wie die wirtſchaftliche war auch die politiſche Situation im 
Reiche den Unternehmern günſtig. Der Zuſammenbruch des Bülow⸗Blocks und die 
Etablierung des ſchwarz⸗blauen Blocks, die Reichsfinanzreform mit ihren neuen 
Steuern und die preußiſche Wahlrechtsfrage haben in weite bürgerliche Kreiſe hinein 
die Erkenntnis getragen, daß der deutſchen Entwicklung nicht von links, von der 
Sozialdemokratie und der Arbeiterbewegung, ſondern von rechts, von den Junkern 
und den Pfaffen her die Gefahr droht. So verſagte auch der Trick des Unter⸗ 
nehmertums, den von ihnen freventlich heraufbeſchworenen Krieg als einen Abwehr⸗ 
kampf gegen die „Machtgelüſte der Sozialdemokratie“ hinzuſtellen, die in den Bau⸗ 
arbeitern ihre Avantgarde habe. „Die eingebildeten Gefahren des ſozialiſtiſchen 
Zukunftsſtaats mußten verblaſſen vor den realen Tatſachen der agrariſch⸗konſerva⸗ 
tiven Herrſchaft und der ultramontanen Reaktion.“ Die von den Unternehmern 
mit ausländiſchen Arbeitgeberorganiſationen abgeſchloſſenen Kartell⸗ 
verträge, nach denen die ausgeſperrten Bauarbeiter im Ausland nicht in Arbeit 
geſtellt werden ſollten, vermochten natürlich den Unternehmerphraſen von einem 
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„Rieſenkampf zwiſchen rot und national“ ebenfalls keine beſondere Beweiskraft zu 
verleihen, ſondern bewirkten vielmehr das Gegenteil. 

So ſtand das ausſperrungswütige Bauunternehmertum bald allein auf weiter 
Flur. Mit Gewalt, mittels Materialſperren, Konventionalſtrafen und Drohungen 
mit ſpäterem Boykott wurden die vielerorts widerſtrebenden kleinen und mittleren 
Bauunternehmer zwar nach und nach in den Konflikt hineingepeitſcht, ihnen auch 
die ideelle und materielle Hilfe der allgemeinen deutſchen Arbeitgeberverbände, be⸗ 
ſonders des Stahlwerksverbandes und des Kohlenſyndikats, in Ausſicht geſtellt, 
aber das Fiasko war nicht mehr abzuwenden. Die formelle Führung des 
Kampfes wie der Bauunternehmerorganiſation hatte das mit dem Induſtrie⸗ und 
Bankmagnatentum liierte Baugroßkapital vorſichtigerweiſe den größeren Unternehmern 
der reinen Baugeſchäfte, aus denen ſich vor allem das fanatiſche Scharfmacher⸗ 
tum gegenüber den Bauarbeitern rekrutiert, überlaſſen. So konnte es ſich auch ſofort 
von der Tete zurückziehen, als es merkte, daß die Sache ſchief gehen müſſe und die 
blinde Draufgängerei des Scharfmachertums ſich nicht mehr zügeln laſſe. So ſchieden 
Berlin und Hamburg von vornherein, ſpäter auch Bremen und andere Plätze des 
Baugroßkapitals aus dem Kampfe aus. Dadurch verſchlechterte ſich natürlich die 
Poſition der Unternehmer weſentlich, weiter dadurch, daß die außerhalb der Unter⸗ 
nehmerorganiſation ſtehenden Bauunternehmer die Ausſperrung benutzten, um ihren 
Geſchäfts⸗ und Kundenkreis zu erweitern. Es zeigte ſich auch, daß die Unternehmer 
die Widerſtandskraft der Arbeiterorganiſationen ſtark unterſchätzt 
hatten. In den Gemeindevertretungen kennzeichneten die ſozialdemokratiſchen Ver⸗ 
treter das brutale Vorgehen der Unternehmer und zwangen durch den Druck der 
öffentlichen Meinung manche Stadtverwaltung, auf die Erfüllung der bei ſtädtiſchen 
Bauten ſeitens der Unternehmer eingegangenen Bedingungen zu beſtehen und keinen 
Aufſchub zu gewähren. Gemeinnützige Vereine, Armenverwaltungen und ähnliche 
Inſtitutionen bekundeten ebenfalls Sympathie für die zum Hungern verurteilten 
Arbeiter, die Geſamtarbeiterſchaft ſetzte mit einer großen Unterſtützungsaktion ein, 
die Reichsregierung bahnte Vermittlungen an und ſo wurde der Rückzug für 
das Unternehmertum unvermeidlich. 

Auch dieſe Wiedergabe der Parvusſchen Schilderung der Momente, die zum 
Mißlingen der Ausſperrung führten, iſt nur ſkizzenhaft und kann die Fülle und 
Anſchaulichkeit ſeiner Darſtellung nur andeuten. Das gilt in noch höherem Grade 
von den Lehren, die er aus dem Kampfe zieht und den Perſpektiven, die er für die 
künftigen Gewerkſchaftskämpfe aus ihm herleitet. Schon in der Aufdeckung der Ur⸗ 
ſachen für das Fehlſchlagen der Ausſperrung gibt Parvus ja bereits Hinweiſe, wie 
das Experiment ein anderes Mal für das Unternehmertum günſtiger ausſchlagen 
kann. Er ſagt dann aber auch direkt, daß es leichtfertig wäre, die Aus⸗ 
ſperrungspolitik der Unternehmerverbände nunmehr ein für allemal 
für abgetan zu halten, denn der Konſolidationsprozeß der Unternehmerverbände 
wird weiter vor ſich gehen und ebenſo deren Beherrſchung durch das konzentrierte 
Großkapital. Für das Unternehmertum handle es ſich nicht um eine verlorene 
Generalſchlacht, ſondern nur um eine mißglückte Generalprobe auf die 
Generalſchlacht. Am Kulminationspunkt einer Hochkonjunktur, wo ein pro— 
vozierter Konflikt mit den Arbeitern die Unternehmer von überſpannten Verpflich⸗ 
tungen befreien kann, iſt die wirtſchaftliche Situation von vornherein günſtig für 
die Unternehmer. Eine günſtige politiſche Situation dazu, in der es leicht iſt, 
Stimmung gegen die Arbeiter zu machen, und das Unternehmertum hat große 
Chancen für ſeine Arbeiterknebelungspolitik. Die Regierung wird ihm dann nicht 
durch Vermittlungsverſuche in den Arm fallen, die allgemeinen Arbeitgeberverbände 
und das geſamte kartellierte Großkapital werden ihm beiſpringen. So wird der 
Kampf weit über die Berufsgrenzen hinübergreifen und die ganze Geſellſchaft er⸗ 
ſchüttern, zu einem unmittelbaren und akuten Klaſſenkampf zwiſchen dem 
Proletariat und dem konzentrierten Kapital ſich auswachſen. Statt mit 
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Hunderttauſenden Kämpfern wird die Arbeiterklaſſe dann vielleicht mit Millionen 
zu rechnen haben und das ganze Wirtſchaftsleben, Induſtrie wie Handel und Verkehr, 
wird unterbunden werden. 

Aus dieſen Perſpektiven leitet Parvus für die Gewerkſchaften drei Notwendig⸗ 
keiten ab. Zunächſt die möglichſt ſtraffe Zentraliſation der Gewerkſchaften, ſo 
daß die Zentrale über die Glieder zu regieren vermag, dann den Zuſammen⸗ 
ſchluß der einzelnen Gewerkſchaften, um dem konzentrierten Großkapital 
beſſer ein Paroli bieten zu können, und drittens die Organiſierung der ge—⸗ 
ſamten Lohnarbeiterklaſſe in den Gewerkſchaften, um der Kapitalmacht 
die Maſſenwirkung des Geſamtproletariats entgegenſetzen zu können. Parvus legt 
bei dieſem letzteren Punkt beſonderes Gewicht auf die Bedeutung der Arbeiter 
als Konſumenten, die „nicht nur die ſchaffende Kraft, ſondern auch die Auftrag⸗ 
geber der Induſtrie ſind“. Dieſer Zuſammenhang zwiſchen der Maſſenproduktion 
und dem Maſſenverbrauch müſſe in den kommenden großen Gewerkſchaftskämpfen 
ausgenutzt werden. Wie ſchon heute im kleinen Maßſtab die kleinen Kaufleute der 
Arbeiterviertel bei Streiks und Ausſperrungen den Arbeitern Kredit auf Lebens⸗ 
mittel gewähren müſſen, jo müßten künftig die Gewerkſchaften für die Ar⸗ 
beiter Maſſenkredit bei den Konſumvereinen freimachen, wozu allerdings 
Vorbedingung ſei, daß alle gewerkſchaftlich und politiſch organiſierten Arbeiter den 
Konſumvereinen als Mitglieder angehören. Parvus meint, daß die Situation in 
Deutſchland für die Gewerkſchaften wie für die Konſumvereine jetzt ſo weit gediehen 
ſei, daß eine ſolche gegenſeitige Förderung zur Notwendigkeit geworden ſei, und 
daß auch die politiſche Arbeiterbewegung, die Sozialdemokratie, in ihrem eigenen 
wie im Geſamtintereſſe der Arbeiterklaſſe dabei mitwirken müſſe. Das ſchon allein 
deshalb, weil die Gewerkſchaftskämpfe immer mehr politiſchen Charakter 
bekommen würden und die Kombination wirtſchaftlicher und politiſcher 
Maſſenkämpfe für die Zukunft zur Regel werden müſſe. Der Kampf um die 
Arbeitszeit ſei bereits aus dem Stadium des Einzelgeplänkels herausgerückt zu einem 
allgemeinen, die ganze Geſellſchaft berührenden Kampf in der Richtung auf den 
geſetzlichen Achtſtundentag, ſo daß ſchließlich der einzige und weſentliche In— 
halt der Gewerkſchaftskämpfe der Lohnkampf bleiben werde. Je größer die kon⸗ 
zentrierte Macht des Kapitals werde, je dringender ſei es, in jedem Gewerkſchafts⸗ 
kampf zugleich Forderungen an die Geſetzgebung zu ſtellen, um die Unter⸗ 
nehmer durch die organiſierte Staatsgewalt zu Konzeſſionen auf wirtſchaftlichem 
Gebiet zu zwingen. Um einen ſolchen Druck auf den Staat ausüben zu können, ſei 
die politiſche Aktion mit der wirtſchaftlichen zu verbinden. Parvus ſchließt ſeine 
Betrachtungen, indem er ſie in den folgenden lapidaren Satz zuſammenfaßt: 

„Die Konzentration des Kapitals und die Entwicklung der Unternehmer 
verbände wirken als mächtiger Antrieb zur gewerkſchaftlichen Organiſation, dehnen 
ungemein die Tragweite der gewerkſchaftlichen Kämpfe aus, verallgemeinern ſie, 
verleihen ihnen einen politiſchen Charakter, zwingen die Arbeiter, alle ſozialen 
Machtmittel in Bewegung zu ſetzen, und müſſen am letzten Ende dazu führen, 
daß der Kampf um die Fabrikgewalt ſich in einen Kampf um die Staatsgewalt, 
der Kampf um den Lohn ſich in einen Kampf um den Beſitz der Produktions⸗ 
mittel verwandelt.“ 

Wie man ſich auch im einzelnen zu den Schlüſſen ſtellen mag, die Parvus aus 
dem großen Kampfe im Baugewerbe zieht, die Richtigkeit ſeiner Allgemein⸗ 
auffaſſung über die Gewerkſchaftskämpfe im Zeitalter der Kapital: 
konzentration wird niemand beſtreiten können, der die Entwicklung unſeres 
Wirtſchaftslebens aufmerkſam verfolgt. Die Probleme, die er in ſeinem Schriftchen 
aufwirft, werden durch dieſe Entwicklung immer mehr in den Vordergrund der 
Diskuſſion unſerer gewerkſchaftlichen und politiſchen Organiſationen gerückt, und es 
iſt daher nur zu wünſchen, daß feine Broſchüre in Gewerkſchafts-⸗ wie in Partei⸗ 
kreiſen recht fleißig geleſen wird. 0 
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Eine Entgegnung und Ergänzung von G. K. Sehmann (Mannheim). 
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Der Artikel des Genoſſen Frank in der letzten Nummer der „Neuen Zeit“: 
„Die Wahrheit über den badiſchen ‚Aufſtand“ veranlaßt mich, ſoweit er 
ſich mit meinem Artikel über „Die Budgetbewilligung“ in Nr. 45 der „Neuen 
Zeit“ beſchäftigt und ſoweit er ſpezifiſch badiſche Verhältniſſe erörtert, zu einer 
Erwiderung und knappen Ergänzung einiger Tatſachen. 

Es iſt nur natürlich, daß die Budgetbewilliger von ihrer Verteidigungsſtellung 
aus verſuchen müſſen, ihre Erfolge möglichſt glänzend hinzuſtellen, um ihren Verſtoß 
gegen den Nürnberger Parteitagsbeſchluß wenigſtens einigermaßen zu rechtfertigen, 
während ihre Gegner in der Partei ſich bei der Vertretung ihres Standpunktes 
eine viel größere Reſerve auferlegen müſſen. Denn es muß uns allen daran liegen, 
unſere parlamentariſchen Erfolge, die doch auch eine ſehr weſentliche agitatoriſche 
Bedeutung haben, nicht zu verkleinern oder gar zu behaupten, unſere Parlamen⸗ 
tarier würden, wenn ſie eine Sache geſchickter angefangen und mit größerem Nach⸗ 
druck vertreten hätten, mehr haben erreichen können. 

Unſere Genoſſen im badiſchen Landtag ſtellen ihren Diſziplinbruch als not⸗ 
wendige Folge des Zuſammenarbeitens mit den Nationalliberalen und der dadurch 
für die Arbeiterklaſſe erzielten Erfolge hin und ſuchen nachzuweiſen, daß die Vor⸗ 
teile dieſer Politik den Diſziplinbruch doppelt und dreifach aufheben. „War“, ſagt 
Genoſſe Frank, „dieſes Zuſammenarbeiten erlaubt, ſo mußte die notwendige Kon⸗ 
ſequenz die Zuſtimmung zum Budget ſein.“ Vor Tiſch — das heißt vor der Rede 
des Miniſters v. Bodman, wo er der ſozialdemokratiſchen Bewegung unter allerlei 
Einſchränkungen einige anerkennende Worte widmete — las man's bekanntlich 
anders. Da hatte die ſozialdemokratiſche Landtagsfraktion beſchloſſen, gegen das 
Budget zu ſtimmen, unbekümmert um die Arbeitsgemeinſchaft mit den National⸗ 
liberalen. Genoſſe Frank verläßt hier den bisher von der Mehrheit bei der Ver⸗ 
teidigung ihrer Stellungnahme zum Budget eingenommenen Standpunkt und bringt 
einen neuen Grund für die Zuſtimmung. „Unſer Wahlbündnis wäre ſinnlos 
geweſen“, ſagt er, „wenn wir die Liberalen gezwungen hätten, mit dem Zentrum 
wieder zuſammenzuarbeiten.“ 

Nach dieſer Theorie wäre unſer erſtes Wahlbündnis mit den Liberalen vom 
Jahre 1905 auch ſinnlos geweſen, denn es iſt uns damals nicht eingefallen, eine 
Arbeitsgemeinſchaft mit unſeren Stichwahlverbündeten einzugehen. Das hat natür⸗ 
lich nicht gehindert, daß wir in manchen Fällen, wie bei den Geſetzen über Land⸗ 
wirtſchaftskammern und konfeſſionelle Lehrerſeminare, mit den Liberalen zuſammen 
gegen das Zentrum und umgekehrt (ſo bei der Aufhebung des Kanzelparagraphen) 
mit dem Zentrum gegen die Nationalliberalen geſtimmt haben. Allerdings ſind 
wir nicht oft in die Lage gekommen, das berühmte Zünglein an der Wage zu 
bilden, weil Zentrum und Nationalliberale ſich faſt immer auf der bekannten 
Mittellinie zuſammenfanden. Aber ebenſowenig hat man jetzt die Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft mit den Nationalliberalen immer aufrechterhalten können, weil die politiſchen 
und wirtſchaftlichen Gegenſätze zwiſchen den bürgerlichen Parteien nicht ſo ſtark 
ſind als die, welche uns von der uns politiſch am nächſten ſtehenden bürgerlichen 
Partei trennen, wobei nicht unberückſichtigt bleiben darf, daß jene bürgerlichen 
Parteien, die uns in rein politiſchen Fragen näher ſtehen als andere, in den Fragen 
des Arbeiterſchutzes meiſt verſagen. 

Den beſten Beweis, wie unmöglich es iſt, eine dauernde Arbeitsgemeinſchaft mit 
einer bürgerlichen Partei aufrechtzuerhalten, hat gerade die letzte Seſſion des 
badiſchen Landtags erbracht. In Konſequenz der Reichsbierſteuererhöhung ver⸗ 
langte auch die badiſche Regierung eine Erhöhung der badiſchen Bierſteuer, 
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weil ſonſt, um den erhöhten Ausgleich an das Reich zu decken, eine Erhöhung der 
direkten Steuern notwendig geworden wäre. 

Dasſelbe Zentrum, das im Reichstag der Bierſteuererhöhung begeiſtert zu⸗ 
geſtimmt hatte, machte in Baden Schwierigkeiten und verzögerte die Erledigung der 
Vorlage. Das badiſche Zentrum gab ſich damals den Anſchein, als wollte es die 
Bierſteuervorlage überhaupt ablehnen, weil es Sache der Regierungsparteien ſei, 
der Regierung neue Steuern zu bewilligen und die Verantwortung hierfür zu über⸗ 
nehmen. Der neue ſozialdemokratiſch⸗nationalliberale Wahlblock ſolle zeigen, ſo wurde 
in der Zentrumspreſſe dargelegt, ob er die ihm geſtellten Aufgaben zu löſen imſtande 
ſei. Das ausgeſchaltete Zentrum halte es mit ſeiner politiſchen Ehre und Würde 
für unvereinbar, den Nothelfer zu machen und dann der Regierung in ihren 
Nöten beizuſpringen, wenn der rote Blockbruder verſage. Offenbar iſt dieſer ganze 
Lärm damals nur gemacht worden, um die ſozialdemokratiſche Fraktion mit vor 
den Bierſteuerwagen zu ſpannen; man hoffte, unſere Genoſſen würden mit der 
Begründung zuſtimmen, daß die Erhöhung der Bierſteuer in Baden nur eine not⸗ 
wendige Konſequenz der Reichsgeſetzgebung ſei und die Verantwortung hierfür den 
Parteien zufalle, die die neuen Steuergeſetze im Reichstag beſchloſſen hätten. 

Nun, dieſe Spekulation hat ſich als verfehlt erwieſen; unſere Genoſſen haben 
es dem Zentrum und den Liberalen allein überlaſſen, die angebliche Konſequenz 
aus der Reichsgeſetzgebung zu ziehen. Auf dieſen Vorgang ſpielt offenbar der 
Fraktionsvorſitzende der Nationalliberalen, Oberſchulrat Rebmann, an, wenn er in 
einem in der „Nationalzeitung“ veröffentlichten Artikel über das Zuſammen⸗ 
arbeiten mit den Sozialdemokraten ſagt, daß die Mitarbeit der Sozialdemokraten 
„nicht ohne Zögern und Rückſchläge“ erfolgt ſei. Leider kann er konſtatieren, „daß 
das nachher anders geworden ſei“ und unſere Genoſſen für Geſetze ſtimmten, die 
keineswegs den von uns aufgeſtellten Forderungen entſprochen hätten. 

Die Stellung unſerer Fraktion zum Schulgeſetz, wobei ſie auf die Entfernung 
des Religionsunterrichts aus dem Lehrplan verzichtete, die Zuſtimmung zum Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz, trotzdem ihre auf größere Entlaſtung der geringen Einkommen 
zielenden Anträge abgelehnt worden waren, und zum Gemeindegeſetz, trotzdem das 
Klaſſenwahlrecht aufrecht erhalten worden ſei, werden als Beweis angeführt. Da 
auf das Zuſtandekommen des letzteren Geſetzes von unſerer Fraktion großes Ges 
wicht gelegt und die Zuſtimmung zum Budget auch mit den hierbei erreichten Vor⸗ 
teilen begründet und mir in dem Artikel Franks der Vorwurf gemacht wird, das 
badiſche Gemeinderecht und die bei ſeiner Anderung erzielten Fortſchritte in 
meinem Artikel nicht gebührend gewürdigt zu haben, ſo ſoll im nachſtehenden eine 
kurze Darſtellung der teilweiſe ziemlich verzwickt liegenden Beſtimmungen der 
badiſchen „Gemeinde- und Städteordnung“ und der beſchloſſenen Anderungen ge: 
geben werden. Damit ſoll der Beweis erbracht werden, daß die gebotenen Vor— 
teile von den Budgetanhängern ſehr überſchätzt werden. 


II. 


Die badiſche Gemeindegeſetzgebung verlangt, daß in Stadt- und Landgemeinden 
ein Stadt⸗ reſpektive Gemeinderat gewählt wird. Derſelbe beſteht außer dem Bürger⸗ 
meiſter aus mindeſtens drei, in größeren Gemeinden bis achtzehn und in den Stadt⸗ 
gemeinden aus noch mehr Mitgliedern. Die Wahl erfolgt nach dem alten Rechte in 
den Gemeinden bis zu 2000 Einwohnern direkt. Dieſe Beſtimmung wird jetzt nach 
dem neuen Geſetz auf die Gemeinden bis zu 4000 Einwohnern ausgedehnt. Es 
kommen hier nach dem Badiſchen Statiſtiſchen Jahrbuch 867 Gemeinden mit 
1077500 Einwohnern in Frage. In den über 4000 Einwohner zählenden 40 Ge— 
meinden und Städten wird der Gemeinde- reſpektive Stadtrat indirekt von den 
Mitgliedern des Bürgerausſchuſſes reſpektive den Stadtverordneten gewählt. Bürger⸗ 
ausſchußmitglieder und Gemeinderat, in den Städten Stadtverordnete und Stadträte 
wählen den oder die Bürgermeiſter, wenn die Einwohnerzahl nicht über 2000 be— 
trägt; in den Gemeinden unter 2000 Einwohnern erfolgt auch die Wahl der Bürger— 
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meiſter direkt. Hieran wird durch das neue Geſetz nichts geändert. Bei der indirekten 
Wahl, alſo in den Gemeinden über 4000 Einwohnern, wird nach den neuen Be⸗ 
ſtimmungen das Proportionalwahlverfahren angewendet. 

Neben dem Gemeinderat und Stadtrat beſteht noch ein Bürgerausſchuß, wenn 
die Gemeinde mindeſtens 500 Einwohner zählt; ſolche Gemeinden beſtehen in 
Baden 702 mit 203324 Einwohnern. An den Verhältniſſen in dieſen Gemeinden 
wird — abgeſehen von der unten zu beſprechenden geringen Erweiterung des Kreiſes 
der Wahlberechtigten — durch das neue Geſetz nichts geändert. Es folgen 455 Ge⸗ 
meinden, die zwiſchen 500 und 1000 Einwohner haben, deren Geſamteinwohnerſchaft 
320770 Seelen beträgt, die gleichfalls keinen Vorteil von dem neuen Geſetz haben; 
denn die Einteilung der Wählerklaſſen nach der Sechſtelung, das heißt daß die Wähler 
der dritten Klaſſe eine, die der zweiten zwei und die der erſten Klaſſe drei Stimmen 
haben, eine Einteilung, die das neue Geſetz für alle Orte vorſieht, in denen ein Bürger⸗ 
ausſchuß gewählt wird, beſteht für dieſe Gemeinden bereits ſeit dem Jahre 1890. 
Alſo auch dieſe Gemeinden haben von dem neuen Geſetz keinen Vorteil. Die 281 Ge⸗ 
meinden von 1000 bis 2000 Einwohnern, deren Geſamteinwohnerſchaft 390000 Seelen 
beträgt, haben jetzt zu den Bürgerausſchußwahlen die Neuntelung, das heißt der 
Wähler erſter Klaſſe hat fünf, der der zweiten Klaſſe drei und der der dritten Klaſſe 
eine Stimme. Die Einführung der Sechſtelung ſtatt der Neuntelung beſteht darin, 
daß die Wahlſtimme des Wählers erſter Klaſſe von fünf auf drei und die des 
Wählers zweiter Klaſſe von drei auf zwei Stimmen heruntergeſetzt wird. Einen 
nennenswerten Vorteil haben die 131 Gemeinden von 2000 bis 4000 Einwohnern, 
deren Geſamtbevölkerung 366728 Seelen beträgt. Bei ihnen wird die Neuntelung 
durch die Sechſtelung erſetzt, und ſie erhalten die direkte Wahl zum Gemeinderat 
und zum Bürgerausſchuß. Bei der Wahl des letzteren kommt die Verhältniswahl 
zur Anwendung. Die 40 Gemeinden über 4000 Einwohner, die eine Geſamt⸗ 
einwohnerzahl von 729896 repräſentieren, erhalten an Stelle der Zwölftelung die 
Sechſtelung; das indirekte Wahlverfahren zum Gemeinde- reſpektive Stadtrat iſt 
beibehalten; dafür aber gilt für dieſe Gemeinden der Proporz ſowohl zu den Ge⸗ 
meinde⸗ als auch zu den Stadtrats⸗ und Bürgerausſchußwahlen. 

Großen Wert legen die Verteidiger der beim Gemeindegeſetz erzielten großen 
Erfolge auf die Erweiterung des Kreiſes der Wahlberechtigten durch die Herab⸗ 
ſetzung des Wahlalters. Mir iſt vorgeworfen worden, daß ich bei Berechnung der 
jetzigen und zukünftigen Wählerzahl in der Stadt Mannheim die durch die Geſetzes⸗ 
änderungen herbeigeführte Zunahme der Wählerzahl nicht in Rechnung geſtellt hätte. 
Das iſt ein Irrtum, denn ich habe die Erweiterung des Wahlrechtes ausdrücklich 
hervorgehoben, aber ich habe, weil die badiſche Statiſtik hier verſagt — das Alter 
der Bevölkerung wird nur nach Dezennien mitgeteilt — keine Zahlen beibringen 
können. Aber ich habe dafür auch die Zunahme der Bevölkerung, die in der Zeit 
zwiſchen der Aufſtellung der Reichstagswählerliſte im Dezember 1906 und derjenigen 
zum Bürgerausſchuß im Sommer 1908 eingetreten iſt, als Gegengewicht gleichfalls 
unberückſichtigt gelaſſen, was ich auch noch ausdrücklich hervorgehoben habe. Will 
man aber annähernd feſtſtellen, wie dieſe Erweiterung des Wahlrechtes durch die 
Herabſetzung des Wahlalters für die Arbeiter wirkt, ſo muß man die Frage ſo 
ſtellen: Wieviel Arbeiter haben mit 25 Jahren ſchon einen eigenen Haushalt? Und 
da die Gründung des eigenen Haushaltes gewöhnlich mit der Verheiratung zu⸗ 
ſammenfällt, ſo geben die Eheſchließungsliſten der Standesämter für die Beurteilung 
dieſer Frage eine ſichere Grundlage. Nach einer vom Statiſtiſchen Amte der Stadt 
Mannheim gemachten Feſtſtellung ſtanden im Jahre 1908 von 1700 Eheſchließungen 
nur 264 männliche Ehegatten im Alter zwiſchen 25 und 26 Jahren. Um dieſe Zahl 
würden ſich rund 1 Prozent — vorausgeſetzt natürlich, daß die jungen Ehemänner die 
ſonſtigen Bedingungen erfüllt gehabt, alſo zwei Jahre am Orte geweſen, ihre Steuer 
entrichtet hätten uſw. — die 25524 Gemeindewähler der Stadt Mannheim erhöht haben. 

Genoſſe Frank ſagt in ſeinem Artikel: „Da die Arbeiter früher heiraten 
als die Beſitzenden, wirkt dieſe Beſtimmung zu unſeren Gunſten.“ Wie 
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außerordentlich gering dieſe Wirkung iſt, lehren die obigen Zahlen. Im Gegenteil 
wird die Herabſetzung des Wahlalters unter Beibehaltung aller bisherigen Kautelen 
zuungunſten der Arbeiterklaſſe wirken. Der Beſitzende braucht keinen eigenen Haus⸗ 
ſtand zu haben, denn es iſt wahlberechtigt, wer mindeſtens 17 Mark Staatsſteuer 
entrichtet, was einer Einkommenverſteuerung von 1400 bis 1600 Mark entſpricht. 
Die Annahme, die Arbeiterſchaft würde von dieſer Beſtimmung einen Vorteil 
haben, erweiſt ſich als durchaus trügeriſch. Das wird nicht einmal in den Groß- 
ſtädten mit den höheren Löhnen, geſchweige denn in den kleineren Orten der Fall 
ſein. Nach einer im vorigen Jahre herausgegebenen Denkſchrift des Maurer⸗ 
verbandes betrug der Durchſchnittsjahresverdienſt eines verheirateten Maurers in 
Mannheim 1242 Mark, und nach den Erhebungen des Verbandes der Fabrik— 
arbeiter ſtellt ſich der durchſchnittliche Wochenverdienſt in Baden auf 22,63 Mark, 
alſo 1176,76 Mark im Jahre. In der großen Mehrzahl aller Fälle wird man den 
Wochenlohn aber auch nicht einmal mit 52 multiplizieren dürfen, weil Arbeitsloſig⸗ 
keit, Krankheit und ſonſtige Störungen das Einkommen noch herunterſetzen. Die 
Erhebungen der übrigen Gewerkſchaften beſtätigen, daß nur ausnahmsweiſe Arbeiter 
über 1400 Mark verſteuern, und das ſind dann jedenfalls keine, die nicht ſchon 
eigenen Hausſtand haben, die alſo ohnehin ſchon wahlberecht ſind. Bei 
Schaffung dieſer Beſtimmung hat man, wie das auch ausdrücklich hervorgehoben 
worden iſt, nur die unverheirateten Beamten im Auge gehabt. Die Erſte 
Kammer, die verſchiedene Verſchlechterungen an den Beſchlüſſen der Zweiten 
Kammer vorgenommen hat, würde die Herabſetzung von 20 auf 17 Mark ſicher 
nicht beſchloſſen haben, wenn ſie auch nur im entfernteſten daraus eine Stärkung 
des Einfluſſes der ſogenannten unteren Schichten hätte befürchten müſſen. Aber 
ſelbſt wenn man die Wirkungen aller kleinen Vorteile, die das Geſetz bringt, für 
die Arbeiterklaſſe noch ſo günſtig einſchätzt, ſo wird an der ungeheuerlichen Tat— 
ſache, daß in der Stadt Mannheim 11900 Reichstagswähler kein Gemeinde- 
wahlrecht haben, nichts Weſentliches geändert. Wir ſtehen vor der bedauer— 
lichen Erſcheinung, daß Sozialdemokraten, die die Klaſſenwahl nicht grundſätzlich 
ablehnten, nun bei der Verteidigung ihrer Stellungnahme auch eine geſetzgeberiſche 
Maßnahme mit verteidigen müſſen, die ſich direkt gegen die Arbeiterklaſſe richtet. 

Die Behauptung Franks, daß in keinem Bundesſtaat das Wahlrecht im Ver⸗ 
hältnis zur Einwohnerzahl ſo günſtig iſt wie in Baden, beweiſt nichts und kann 
daher hier ununterſucht bleiben. Denn es iſt doch noch niemand von uns ein⸗ 
gefallen, die Wahlrechtszuſtände in anderen Bundesſtaaten zu loben. Ich be⸗ 
ſchränkte mich eben nur auf den Nachweis, daß ſelbſt in preußiſchen Städten das 
Verhältnis nach der Richtung hin günſtiger iſt als in Baden. Seit wann iſt es 
denn in der Partei Brauch, daß einem Vorwürfe gemacht werden, wenn er Kritik 
an einem Klaſſenwahlrecht übt, und ſeit wann iſt es Brauch, daß man jemand, der, 
wie ich, in meinem Artikel ausdrücklich erwähnt habe, daß die von mir mitgeteilten 
Zahlen über das Verhältnis der Wähler zur Einwohnerzahl einer Aufſtellung der 
Zentralſtelle des Deutſchen Städtetags entnommen ſei, vorwirft, ich hätte meine 
Quelle verſchwiegen? Ich habe bei meinem Vergleich zwiſchen Mannheim und 
Spandau zwei Städte von ungefähr gleicher Größe und annähernd gleichen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen ausgewählt. Hätte ich mich von dem Gedanken leiten 
laſſen, dies Verhältnis für Baden möglichſt ungünſtig hinzuſtellen, ſo hätte ich die 
Großſtadt Berlin, wo das Verhältnis der Wahlberechtigten 18,2 gegen 13,07 Prozent 
in Mannheim beträgt, zum Vergleich herangezogen. Daß ich nicht Städte, wo das 
Wahlrecht — wie in Bayern und Sachſen — eine ganz andere Grundlage hat, 
oder wo — wie in verſchiedenen preußiſchen Städten — die liberalen Mehrheiten 
einen hohen Zenſus eingeführt haben, oder wo — wie in der Bäderſtadt Aachen — 
die weibliche Bevölkerung überwiegt, in Vergleich ſtellen konnte, liegt doch auf der 
Hand. Die Bayern berufen ſich bekanntlich darauf, daß ſie das Gemeindewahlrecht 
um deswillen nicht auf die Einwohnergemeinde ausdehnen können, weil Bayern 
nicht wie Preußen und Baden das Klaſſenwahlrecht hätte. 
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Der grundſätzliche Fehler der von der Mehrheit unſerer Genoſſen im badiſchen 
Landtag beliebten Politik liegt darin, daß ſie glaubten, ſie dürften nicht gegen ein 
Geſetz ſtimmen, welches einigermaßen als ein Fortſchritt angeſprochen werden kann. 
Wer ſich auf dieſen Standpunkt ſtellt, wird höchſt ſelten einmal in die Lage kommen, 
gegen ein Geſetz zu ſtimmen, weil die Entwicklung ſchließlich doch nicht rückwärts 
geht, und die Streitfrage, ob die Vorteile die Nachteile überwiegen, je nach dem 
Standpunkt, den man einnimmt, ſehr verſchieden beurteilt werden kann. Hätte die 
Reichstagsfraktion beim Geſetz über die Einſchränkung der Majeſtätsbeleidigungs⸗ 
prozeſſe und beim Vereinsgeſetz ſich auf den Standpunkt geſtellt, den die Mehrheit 
der badiſchen Landtagsfraktion beim Gemeindegeſetz mit dem Dreiklaſſenwahlrecht 
eingenommen hat, ſo hätte ſie glatt für dieſe Regierungsvorlagen ſtimmen müſſen. 
Denn das erſtere Geſetz brachte überhaupt keine Nachteile und das zweite brachte 
nur einigen kleineren Bundesſtaaten Verſchlechterungen, die aber nach Anſicht der 
Freiſinnigen durch die Vorteile, welche namentlich Preußen und Bayern hatten, 
doppelt aufgewogen worden ſind. So hätte man argumentieren können. In der 
Tat hat der Abgeordnete v. Payer damals ſein volksparteiliches Gewiſſen mit ſolchen 
Scheinargumenten beruhigt. Vom Sprachenparagraphen käme nur ein verhältnis⸗ 
mäßig kleiner Teil in Betracht und der Jugendparagraph habe praktiſch faſt gar 
keine Bedeutung. Man ſieht, wohin man kommt, wenn man den grundſätzlichen 
ſozialdemokratiſchen Standpunkt verläßt und nicht die Beſeitigung aller Standes⸗ 
und Klaſſenvorrechte fordert. 

Es iſt offenkundig, und das iſt ja auch verſchiedentlich ausgeſprochen worden: 
Unſere Genoſſen im badiſchen Landtag fühlen ſich mehr oder weniger verpflichtet, 
gemeinſame Politik mit den Nationalliberalen zu machen. Sie erhoffen dadurch zu 
einem größeren Einfluß zu gelangen und die Nationalliberalen zu — beſſern. Frank 
führt hierfür einige Beiſpiele an und ſagt, daß die nationalliberale Fraktion durch 
unſeren Einfluß jetzt für die Aufhebung der konfeſſionellen Lehrerſeminare geſchloſſen 
geſtimmt habe, während ſie im letzten Landtag ſich in der Frage geſpalten habe. 
Er vergißt dabei eines. Damals ſtimmten von 23 nationalliberalen Abgeordneten 
4 gegen und 19 für, während jetzt die ganze aus 17 Mann beſtehende Fraktion 
dafür ſtimmte. Ob ſie aber, wenn ſie in ihrer alten Stärke noch im Landtag ver⸗ 
treten geweſen wäre, dafür geſtimmt hätte, iſt natürlich ſehr zweifelhaft. 

Die Nationalliberalen können ſich in unſerem Sinne nicht beſſern, ob wir ihnen 
auch noch ſoviel Entgegenkommen zeigen und alle möglichen vermeintlichen geſell⸗ 
ſchaftlichen und höfiſchen Verpflichtungen erfüllen und für ein Klaſſenwahlrecht 
votieren. Der Klaſſenkampf trennt die Vertreter der Ausgebeuteten von den Ver⸗ 
tretern der Ausbeuter. Das dürften unſere Genoſſen, die jetzt von dem falſchen Ge⸗ 
danken beſeelt ſind, daß der Gegenſatz zwiſchen Zentrum und Nationalliberalen 
nicht leicht zu überbrücken ſei, beim Zuſammenbruch auch des badiſchen Großblocks 
bald zu ihrem eigenen Heile erfahren. 
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Amerikanismus. — Das Akkordſyſtem. — Übergang zum Prämienſyſtem. — Die Aus⸗ 
beutung der individuellen Arbeitskraft des Arbeiters. — Induſtrielle Wohlfahrtspolitik 
oder rationelle Betriebsorganiſation. 


Der deutſche Unternehmer amerikaniſiert ſich. Auf dieſe Tatſache iſt auch hier 
häufig genug hingewieſen worden. Durch ſeine ganze Entwicklung hat eben der 
amerikaniſche Kapitalismus die Möglichkeit gehabt, die feinſten und raffinierteſten 
Formen in der Ausbeutung der Ware Arbeitskraft anzuwenden; der deutſche Unter⸗ 
nehmer ſieht daher im amerikaniſchen Großbetrieb eine vorbildliche Organiſation 
der Arbeit, der im Intereſſe des Profits nachgeſtrebt werden muß. 

Ein Beiſpiel, von welcher Weſensart dieſe amerikaniſche Betriebsführung iſt, 
gibt ein Beitrag, der kürzlich in einer amerikaniſchen Fachzeitſchrift erſchien und in 
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deutſcher Überſetzung den deutſchen Ratet e zu Nutz und Frommen Gigant 
gegeben wurde.!“ 

Bei uns in Deutſchland hat ſich das Akkordſyſtem als die weithin gebräuchlichſte 
Entlohnungsform durchgeſetzt. Zwar gibt es auch hier, theoretiſch betrachtet, keine 
reine Stückarbeit, ſondern nur eine Kombination zwiſchen Akkordlohn und Zeitlohn. 
Die reine Akkordentlohnungsform hat als Bemeſſungsgrundlage nur die Stückleiſtung, 
die Arbeitsmenge. Der Arbeiter A. müßte für eine beſtimmte Mengenleiſtung, 
ohne Rückſicht auf die verbrauchten Arbeitszeiten, die gleiche Lohnſumme erhalten 
wie der Arbeiter B. Praktiſch ſieht die Sache jedoch ſo aus, daß bei jeder Stück⸗ 
arbeit die verbrauchte Zeit auch eine entſcheidende Rolle ſpielt. Der Unternehmer 
hat ein Intereſſe daran, für einen beſtimmten Arbeitsauftrag ſeine Maſchinen und 
Betriebsräume über eine Maximalgrenze hinaus nicht amortiſieren zu laſſen. Der 
Arbeiter, der zu lange an einer Stückarbeit arbeitet, wird entlaſſen. Das reine 
Akkordſyſtem wird alſo kombiniert mit der Zeitbaſis, mit dem Zeitlohnſyſtem. 

Das Akkordſyſtem führt zu der Tendenz, die Leiſtungsfähigkeit des Arbeiters 
zu normaliſieren. Eine beſtimmte Arbeitsmenge ſoll zu einem gleichen Arbeitspreis 
in einer möglichſt normalen Herſtellungszeit angefertigt werden. Der Nachteil dieſer 
Akkordlöhnung für den Unternehmer beſteht nun darin, daß er nicht aus jedem 
Arbeiter die individuelle Höchſtleiſtung herausholen kann. Deshalb iſt man 
zu einer beſſeren Entlohnungsform übergegangen, zum Prämienſyſtem. 

Jedes Prämienſyſtem iſt eine Methode der individuellen Arbeitsausbeutung. 
Wohl wird für eine beſtimmte Arbeitsquantität ein feſtſtehender Lohnſatz fixiert. 
In dieſer Beziehung kehrt in jedem Prämienſyſtem die Urform der Akkordlöhnung 
wieder. Aber die Herſtellungszeit wird der individuellen Leiſtungsfähigkeit des Ar⸗ 
beiters, das heißt ſeiner Höchſtleiſtung angepaßt. Mit dem Arbeiter wird verein- 


bart, nicht nur daß er nach Fertigſtellung einer Arbeitsmenge die feſtgeſetzte Akkord⸗ 


ſumme erhält, ſondern daß noch ein Zuſchlag, eine Prämie gezahlt wird, deren 
Höhe ſich nach der verbrauchten Zeit richtet. Je geringer die Herſtellungszeit, deſto 
höher die Prämie. Angenommen, für eine Arbeit im Betrag von 50 Mark wird 
eine Normalarbeitszeit von 100 Stunden vereinbart. Gebraucht der Arbeiter nur 
80 Stunden, ſo erhält er zu den 50 Mark für die erſparten 20 Stunden pro Stunde 
noch einen Extrazuſchlag. So wird der Erwerbsſinn des Arbeiters künſtlich auf⸗ 
geſtachelt, ſein Arbeitstempo zu einem Hetztempo zu ſteigern. 

Am leichteſten konnte das Prämienſyſtem in der amerikaniſchen Werkſtattpraxis 
an Boden gewinnen. Hier ſtand dem Unternehmer ein Arbeiter gegenüber, deſſen 
Solidaritätsgefühl niemals hoch entwickelt war. An ſeinen Einzelegoismus konnte 
man mit Erfolg appellieren. An dieſen Eigenſchaften des Arbeiters mußte gerade 
in Deutſchland die Verbreitung der Prämienentlohnung ſcheitern, im deutſchen Ar⸗ 
beiter iſt durch politiſche und gewerkſchaftliche Erziehungsarbeit ſein Gemeinſamkeits⸗ 
empfinden genügend entwickelt worden, ſo daß er ſich durch ſolche Hetzmethoden 
nicht ködern läßt. 

Das Kernproblem eines jeden Prämienſyſtems iſt auch hier immer die Frage 
der ſicherſten Koſtenbeſtimmung der Arbeit. Für jeden Arbeitsauftrag iſt die Lohn⸗ 
ſumme, das heißt die notwendige Herſtellungszeit mal Stundenlohn, genau kalkulativ 
vorher zu beſtimmen. Die Amerikaner haben dafür das famoſe Syſtem des Schritt⸗ 
machers, des Probearbeiters, gefunden. Der oben zitierte Artikel von Chamberlain 


giebt dafür ein ſehr typiſches Beiſpiel. Der Verfaſſer ſchlägt vor, bei der Aus⸗ 


bildung der Prämienarbeit eine Einteilung in fünf Arbeiterkategorien durchzuführen. 

1. Der außergewöhnliche, flinke Arbeiter. 2. Der ſehr flinke Arbeiter. 3. Der 
Arbeiter, der über dem Durchſchnitt ſteht. 4. Der Arbeiter, der nur die Zeiterlaubnis 
erreicht. 5. Der langſame Arbeiter. 


7 übergang von dem Akkord- zum Prämienſyſtem. Bei ernten Vorgehen 
läßt ſich der Übergang leicht bewerkſtelligen. Von L. Chamberlain. Zeitſchrift für 
praktiſchen Maſchinenbau, deutſche Ausgabe des „American Machinist“. Heft 17 dieſes Jahrgangs. 
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„Beim Feſtſetzen der Prämie wird auf Nr. keine Rückſicht genommen. Man rechnet 
die Minimalzeit aus, während welcher Nr. 2 eine gute Arbeit liefern kann, addiert 
50 Prozent hinzu, und dieſe Zeit gilt dann als die für die Arbeit erlaubte Zeit. 

Bei der Feſtſetzung der „erlaubten“ Zeit beabſichtigt und erwartet man nicht, 
daß ſie es Nr. 4 und 5 ermöglicht, Prämien zu verdienen. Wenn Nr. 2 25 Prozent 
verdienen kann, ſo ſollte Nr. 3 15 Prozent verdienen, man nimmt dann an, daß 
die erlaubte Zeit gerecht feſtgeſetzt iſt. Können Nr. 4 und 5 keine Prämien ver⸗ 
dienen, ſo liegt die Schuld an ihnen und es bleibt dem Werkmeiſter überlaſſen, 
dieſe Leute zu behalten oder zu entlaſſen.“ 

Damit nun die normale Arbeitszeit für jede Arbeitsleiſtung ausprobiert werden 
kann, bedient ſich Chamberlain des Schrittmachers: Die Arbeit wird in Klaſſen 
eingeteilt, für jede Arbeitsklaſſe werden zwei Schrittmacher ausgeſucht, Leute, „die 
durch ihre Geſchicklichkeit und Ehrlichkeit bekannt ſind“. Dieſen Schrittmachern 
wird, ſoweit als möglich, jede neue Arbeit übertragen. Sie haben das Arbeits⸗ 
tempo anzugeben, das nachher auch für die übrigen Arbeiter maßgebend ſein ſoll. 
Der Gedanke iſt nicht neu. Er wurde auch im vorigen Jahr durch die deutſche 
UÜberſetzung von Fred. Taylors Buch „Shop management“ den deutſchen Unter⸗ 
nehmern ſchon als nachahmungswert empfohlen. Taylor ſtellte dabei drei Grund⸗ 
regeln auf, die, ſinngemäß überſetzt, lauten: 1. Jeder Arbeiter ſoll ſolche Arbeit zu⸗ 
gewieſen bekommen, für die ſeine Kenntniſſe, ſeine perſönliche Geſchicklichkeit, nicht 
zuletzt aber ſeine körperlichen Kräfte () eben noch ausreichen. 2. Der Arbeiter ſoll 
veranlaßt werden, das höchſte zu leiſten; als höchſtes wird jene Menge von Arbeit 
zu bezeichnen ſein, die ein allererſter tüchtiger Mann ſeines Faches erreichen kann. 
3. Der Arbeiter ſoll ſeiner erhöhten Leiſtung entſprechend 30 bis 100 Prozent höher 
bezahlt werden als ſonſt der Durchſchnittsarbeiter ſeiner Branche. 

Auch Taylor benützt den Schrittmacher, den Probearbeiter dazu, die Höchſt⸗ 
leiſtung einer jeden Arbeiterkategorie zu ermitteln, er ſtellt ſich ſogar mit der 
„Stoppuhr“ in der Hand neben den Arbeiter, um genau die einzelnen Arbeitszeiten, 
in Minuten und Sekunden berechnet, zu fixieren. So entſteht ſeine Zeitſtudie, die 
auch hier als Grundlage für alle weiteren Kalkulationen genommen wird. 

Bemerkenswert ſind die Ratſchläge, die Chamberlain den deutſchen Unternehmern 
darüber gibt, wie ſie die Arbeiter über die Vorteile der Prämienſyſteme beſchwatzen ſollen. 

„Der ganze Übergang vom Stück zur Prämienarbeit läßt ſich deshalb kurz zu⸗ 
ſammenfaſſen in: „Gebrauche gefunden Menſchenverſtand und Takt‘; im großen 
und ganzen erfordert die Leitung einer großen Fabrik nicht übermäßig viel Talent 
und Intellekt, denn wie jemand einmal ſagt: Der Weg zum Erfolge im Geſchäft 
iſt unweigerlich der Weg des gefunden Menſchenverſtandes, und ‚gejunder Menſchen⸗ 
verjtand‘ iſt nicht an irgend eine Klaſſe oder Stellung der Menſchen gebunden.“ 

Mit dieſen Worten iſt die Methode der modernen Werkſtättenleitung ſehr 
richtig gekennzeichnet. Auch in der deutſchen Induſtriepraxis können wir die Ent⸗ 
wicklung zum geſunden Menſchenverſtand im kapitaliſtiſchen Sinne, nämlich zur 
„rationellen Betriebsorganiſation“ ſehr deutlich beobachten. 

Die deutſchen Unternehmer haben in den letzten Jahren ganz eigenartige Me⸗ 
thoden angewendet, um für ihre Betriebe Ruhe und Frieden zu ſchaffen. Trotz 
aller Unterdrückungspolitik haben die verhaßten Gewerkſchaften an Macht und Ein⸗ 
fluß gewonnen, deshalb wurde es mit der Sozialpolitik der Wohlfahrtspflege verſucht. 

In den großen Werken ging man zur Einrichtung eines ſozialpolitiſchen Reſſorts 
über, dem ein „Sozialdirektor“ übergeordnet wurde. Dieſer hatte, ſoweit das literariſch 
möglich war, die neueren Vorgänge in der Arbeiterbewegung zu verfolgen, und 
danach ſein ſozialpolitiſches Programm einzurichten. Es kam darauf an, durch 
Erfüllung von Scheinkonzeſſionen die Arbeiter in Fügſamkeit und Zufriedenheit zu 
erhalten. Die Arbeiterführer verlangten in ihrer Preſſe für den Arbeiter Mit⸗ 
beſtimmungsrecht bei der Fixierung des Arbeitsvertrages und Vertrauensmänner⸗ 
wahlen zum Arbeiterausſchuß. Ein Arbeiterausſchuß wurde bewilligt. Nur war 
dann dafür zu ſorgen, daß dieſer Arbeiterausſchuß zu einer Scheinvertretung wurde. 
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Als Aufgaben wurden die Zuſammenſtellung des Speiſeprogramms für die Kantine, 
die Verwaltung von Fabrikſparkaſſen, das Arrangement von Landpartien oder an⸗ 
dere wichtige Funktionen beſtimmt. Je mehr dieſe Einrichtungen in Wohlfahrts⸗ 
rummel und Vereinsmeierei ausarteten, deſto leichter war es möglich, den Ruf 
nach wirklichen Arbeiterforderungen zu unterdrücken. Die Arbeiter verlangten An⸗ 
erkennung der Koalitionsfreiheit. Man gab ihnen das Recht, ſich zu koalieren, und 
gründete — gelbe Gewerkſchaften und vaterländiſche Arbeitervereine. Von einzelnen 
„Sozialdirektoren“ iſt in dieſer Beziehung ziemlich geſchickt gearbeitet worden. Trotz⸗ 
dem haben ſich die Mißerfolge doch jetzt auf der ganzen Linie gezeigt. 

Darüber ließe ſich manch luſtige Epiſode erzählen. So hatte ein großes Werk 
ſeine Arbeiter in die gelbe Organiſation einer „Unterſtützungsvereinigung“ hinein⸗ 
gepreßt. Laut Revers mußte ſich jeder Arbeiter verpflichten, der Organiſation bei⸗ 
zutreten, ſonſt erfolge Entlaſſung. Die Mitgliederliſten füllten ſich, bald waren 
alle „organiſiert“. Die Direktoren atmeten erleichtert auf. Dann kamen die Aus⸗ 
ſchußwahlen und die gelben Verbandsbrüder wählten alle die Kandidaten des — 
roten Metallarbeiterverbandes. Eine Katerſtimmung herrſcht daher jetzt bei den 
ſozialpolitiſchen Drahtziehern der großinduſtriellen Werke. 

Wenn nicht alle Zeichen trügen, gehen wir einer neuen Etappe entgegen. Man 
ſcheint ſich im Unternehmerlager darauf zu beſinnen, daß ſich auf die Dauer der 
deutſche Arbeiter von dieſer induſtriellen Wohlfahrtspolitik doch nicht blenden läßt. 
Deshalb läßt man die Maske der Arbeiterfreundlichkeit wieder reſigniert fallen. 
Man ſucht nach neuen Mitteln verfeinerter Fabrikorganiſation, ſcharfſinnig aus⸗ 
geklügelten Hetz⸗ und Kontrollſyſtemen, raffinierten Meßmethoden uſw. In einer 
neueren Arbeit der „Staats: und ſozialwiſſenſchaftlichen Forſchungen“, heraus⸗ 
gegeben von Schmoller und Sering, ſchrieb ein gewiſſer Ernſt Bernhard eine 
Studie über das Thema: Arbeitszeitverkürzung und Arbeitsſteigerung. 
Er geht der Frage nach, wie der Unternehmer den Produktionsprozeß „verdichten“ 
kann. Immer ſetzt ſich, beſonders in der Induſtrie, der Produktionsvorgang aus 
Maſchinenfunktionen und Handfunktionen zuſammen. Die Geſchwindigkeitsgrenze der 
Maſchinenfunktionen liegt in den techniſch⸗konſtruktiven Bedingungen der Maſchine 
begründet, dagegen läßt ſich das Arbeitstempo des Handarbeiters ſteigern. Darüber 
macht Bernhard teilweiſe ſehr bemerkenswerte Angaben. Er zeigt, daß ſich heute 
auch der deutſche Unternehmer immer ſorgfältiger bemüht, ſchon vor Anfang der 
Arbeit Arbeitspenſum und Arbeitstempo rechneriſch feſtzulegen. Durch geheime 
Beobachtungen des Arbeiters, oft ſogar mit der „Knipsuhr“ in der Hand, ſind 
Tabellen über die kürzeſten Arbeitszeiten zuſammengeſtellt worden. Der Arbeiter 
wird nun angetrieben, ſeine Handgriffe möglichſt ſchnell und behende auszuführen, 
um die Pauſen der Maſchinenarbeit zu verkürzen. Neben dieſen perſonalen Vor⸗ 
ausſetzungen (der Ausbeutungsmöglichkeit des Arbeiters) aber kann der Unternehmer 
das Arbeitsmaß noch ſteigern, indem er eine Neuordnung der techniſch-ſachlichen 
Bedingungen (der Fabrikationsweiſe, der Anordnung der Maſchinen und Betriebs⸗ 
einrichtungen, der Standardfabrikation, der Spezialiſierung der Funktionen, der 
Vereinigung mehrerer Maſchinen in eine Hand) vornimmt. Die rationelle Be⸗ 
triebsorganiſation beſteht alſo aus einem ſehr fein ausgeklügelten Syſtem von 
Arbeitsmethoden, ſo daß auch von unſerer Seite eine aufmerkſame Beobachtung 
dieſer Vorgänge geboten iſt. Richard Woldt. 


Litcrariſche Rundſchau. 


Grete Meiſel⸗Heß, Die ſexuelle Kriſe. Eine ſozialpſychologiſche Unterſuchung. 
Jena 1909, verlegt bei Eugen Diederichs. 450 Seiten. 5,50 Mark. 
Aus der großen Zahl der Veröffentlichungen über dieſe Frage hebt ſich das 
Buch von Frau Meiſel⸗Heß durch große und herbe Aufrichtigkeit ſowie durch weit⸗ 
gehende Menſchenkenntnis vorteilhaft ab. Wie Ellen Key ſetzt auch dieſe Autorin 
in ihrer Kritik bei dem ſeeliſchen Mißbehagen ein, das der heutige Zuſtand zeitigt, 
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und es fehlt ihr da natürlich nicht an Material, das förmlich danach ſchreit, an 
die Offentlichkeit gebracht zu werden. Ohne die wirtſchaftliche Bedingtheit der 
Sexualverhältniſſe einer Zeit zu verkennen, wendet ſich die Autorin doch in erſter 
Linie an die Erkenntnis, vor der die heutigen Verhältniſſe nicht mehr beſtehen 
können, und von deren Umgeſtaltung ſie, unſeres Erachtens mit gewiſſem Rechte, 
wenigſtens für das Einzelſchickſal Beſſerung erwartet. Das hier beſprochene Buch 
iſt nur der erſte Teil einer größeren Arbeit und iſt der kritiſchen Darſtellung der 
heutigen Zuſtände gewidmet. Das zweite Buch wird eine kritiſche Durchſicht der 
bisherigen Reformvorſchläge enthalten, während das dritte eine ſyſtematiſche Dar⸗ 
ſtellung einer neuen Sexualordnung, wie ſie die Verfaſſerin aus den beſtehenden 
Anſätzen ableiten zu können glaubt, bringen wird. | 

Dem erſten, beſchreibend⸗kritiſchen Teil kann eine Beſprechung, eben dieſer 
Eigenſchaften wegen, ſchwer gerecht werden. Zunächſt wird natürlich die Ehe, als 
ausſchließliches Gebiet anerkannten Geſchlechtslebens, in ihrer Unzulänglichkeit dar⸗ 
geſtellt. „Eine Inſtitution, die für Millionen tüchtiger, geſunder, liebestauglicher 
und zur Elternſchaft fähiger Menſchen eine ſaure Traube iſt, hat nicht den An⸗ 
ſpruch, als alleinige Form des geſellſchaftlich erlaubten Geſchlechtslebens anerkannt 
zu werden“ (S. 3). Ganz richtig wird hervorgehoben, daß die heutige Belaſtung 
des Mannes durch die Ehe die Zuchtwahlverhältniſſe ganz und gar verkehrt, indem 
das Fundamentalgeſetz auf den Kopf geſtellt wird, nach dem das durch die Be⸗ 
gattung gefährdete Geſchlecht das umworbene ſein muß. „Nicht das eheliche 
Prinzip iſt es, welches die ‚modernen Umftürzler‘ bekämpfen, ſondern nur die 
Form, welche dieſes Prinzip innerhalb der heutigen Wirtſchaftsordnung an⸗ 
genommen hat, die zwangsmäßige Einſchirrung, der die Individuen um ſeinet⸗ 
willen unterworfen werden, und die Abhängigkeit der Fortpflanzungsmöglichkeit 
und damit der Ausleſe von dieſer einen Form der Geſchlechtsgemeinſchaft. Dieſe 
Form, dieſe Einmündung des erotiſchen Lebens des Individuums in eine dauernde, 
ſexualſoziale Verbindung mit einem Weſen des anderen Geſchlechtes, iſt unſerer 
Auffaſſung nach diejenige, nach welcher das Individuum, Mann und Weib, ewig 
ſtreben wird und ſoll. Aber gerade dieſes Ziel kann, ſeinem innerſten Sinne gemäß, 
nur nach Durchſchreitung vielfältiger Lebensphaſen erreicht werden. Dieſer Wechſel 
auf Ewigkeit ſoll nicht erpreßt werden müſſen“ (S. 16). 

Gut beobachtet und beherzigenswert iſt, was über das freie Verhältnis, ſo wie 
es ſich heute geſtaltet, geſagt wird. Der Mangel eines gemeinſamen Heims, die 
Überſpannung und Abſpannung, die aus dem Aufeinanderwarten, aus der ganzen 
Unſicherheit, aus den vielen Heimlichkeiten des freien Verhältniſſes folgen, gereichen 
beiden Teilen zur Qual und ermüden am leichteſten den Mann, der weder Zeit 
noch Energieüberſchuß für das Gefühlsleben hat. Die Autorin möchte, daß jede 
Verbindung von Mann und Weib durch die einfache Anzeige der gemeinſamen 
Haushaltung geſellſchaftlich vollgültig werde. Für die Kinder ſolle teils durch die 
geſetzliche Verpflichtung beider Eltern, teils durch das direkte Eingreifen der Ge⸗ 
ſellſchaft als Vormund Sorge getragen werden. 

Über die Proſtitution heißt es, daß fie „aus der Monomanie der Kultur ent⸗ 
ſtanden ſei, die darin beſteht, daß ſie, wie überall, ſo auch in der Sexualbeſtim⸗ 
mung der Frauen Extreme aufrichtet. Die einen ſollen gebären. ins Grenzenloſe, 
die anderen ſollen entbehren ins Grenzenloſe, und die dritten ſollen ren ins 
Grenzenloſe“ (S. 187). Die verhängnisvollen pſychiſchen Folgen des Doppellebens, 
das dem Manne durch die Benutzung der Proſtitution aufgezwungen wird, werden 
gut und richtig gekennzeichnet. In dem, was die Autorin über das Vorurteil ſagt, 
daß die freie Liebe durch den bloßen Umſtand einer Geldunterſtützung von ſeiten 
des Mannes zur Proſtitution erniedrigt werde, iſt ihr völlig zuzuſtimmen. Die ver⸗ 
ſchiedene Wertung der materiellen Unterſtützung in der anerkannten Ehe und in 
der freien Gemeinſchaft beruht aber nicht nur auf einer Art fixen Idee, ſondern 
auch auf der großen Überſchätzung des Geldes, in dem ein Aquivalent von Menſch⸗ 
heitswerten geſehen wird. 
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Merkwürdig iſt an dem Buche das Beſtreben, von der idealen Auffaſſung der 
Liebe als dem Größten und Furchtbarſten im Einzelſchickſal herunterzugehen auf 
eine gefällige, heitere Tändelei ohne tragiſche Hintergründe. Vielleicht iſt dieſe 
Auffaſſung — rein pädagogiſch geſprochen — für das Glück des Einzellebens ge⸗ 
eigneter, aber ſie berührt eigenartig bei einer Frau, die dem Liebesleben eine ſo 
überragende Bedeutung zuſpricht. In einer Zeit, wo alles ſo verkleinert und auf 
Bequemlichkeits⸗ und Alltagskaliber zugeſchnitten wird, kommt es mir wie eine Ver⸗ 
kürzung vor, wenn man der Frau nun auch noch die Liebe aus einem ehrfurcht⸗ 
heiſchenden Myſterium, das die ganze Perſönlichkeit fordert, verkleinert zu einer 
heiteren Genußmöglichkeit, zu einem vorübergehenden Schmucke müßiger Stunden. 
Die Verfaſſerin ſchreibt: „Eine andere ſexuelle Lüge. Dem Weibe, das Achtung 
beanſprucht, wird aufgedrängt, aufgezwungen, daß ſie ſich nur hingeben kann, wenn 
die ‚große Liebe‘, die in den Himmel oder in die Hölle führt, da iſt. Daß ſie ſich 
auch hingeben kann aus einer ſchönen, heiteren, zärtlichen Stimmung des Gemüts, 
ohne dadurch dem Himmel oder der Hölle zu verfallen, will die Lüge nicht gelten 
laſſen. Durch dieſe aufgedrungene Vorſtellung bringt man ſie aber wirklich dazu, 
ſich mit ganzer Seele in die Beziehung zu einem Manne zu vergraben, ſich hinein⸗ 
zuwühlen in dieſes Erlebnis, um dann gewöhnlich deſto grauſamer daraus geſchleift 
zu werden“ (S. 112, 113). Gewiß fällt man weniger tief, wenn man nicht hoch zu 
ſteigen wagte, aber es dürfte doch weniger ein ſoziales Erziehungsreſultat als eine 
geſchlechtspſychologiſche Eigenſchaft der Frau ſein, ihre ganze Perſönlichkeit in eine 
Liebesleidenſchaft hineinzugeben, um ſo vollſtändiger, je mehr die Frau Perſönlich⸗ 
keit iſt. Auf demſelben Mißverſtändnis des Spezifiſchen im Seelenleben der Ge- 
ſchlechter ſcheint mir die Behauptung zu beruhen, daß beim Manne im Gegenſatz 
zum Weibe die individuelle Forderung in der Liebe vorherrſchend ſei. „Das Weib 
liebt mehr generell als individuell, weit mehr iſt fie „Feld“, der Gattung hin⸗ 
gegebenes Land, das feiner Natur nach harrt und aufnimmt. ... Die Frauen 
lieben faſt bedingungslos und genießen das Surrogat, wenn es ſich ihnen bietet, 
faſt wie das ‚Ding‘ ſelbſt“ (S. 131). Hier wird nach meiner Anſicht dem Weibe 
die ſpezifiſch männliche Auffaſſung der Liebe zugeſchoben. Wenn Grete Meiſel⸗ 
Heß recht hätte, ſo wären die heutigen Zuchtwahlverhältniſſe, die die Wahl faſt 
ausſchließlich dem Manne laſſen, weder den Intereſſen der Raſſe noch denen des 
Einzelglücks ſo verhängnisvoll, wie ſie es ſind. Des längeren ausführen kann ich 
das hier nicht, aber die ganze Liebespraxis des Mannes, die ſich viel freier ent⸗ 
falten konnte als die des Weibes, und alſo als Beweismaterial dienen darf, ſcheint 
mir dies zu beſtätigen. N 

Überhaupt ſcheint die Verfaſſerin die Auffaſſung, daß die Liebe eben doch ein 
Naturtrieb iſt, mit dem die Natur auf ganz beſtimmte Zwecke hinaus will, nicht 
zu haben, denn ſonſt könnte ſie nicht von „unerhörtem Haſard“ reden, der bei der 
legitimen Eheſchließung darin liegen ſoll, „daß man in den wichtigſten Punkten, 
die zum Beſtand der Ehe gehören, nichts voneinander weiß“. Das heißt doch, die 
Sicherheit des Triebes und ſeine phyſiologiſche Urwüchſigkeit ganz und gar verkennen. 

„Anerkennung des Liebeslebens als des Zentralen einer jeden Menſchenexiſtenz 
und ſomit der Geſellſchaft ſelbſt, gewährleiſteter Reſpekt und Unantaſtbarkeit aller 
unſchädlichen Formen des erotiſchen Lebens, zu deren Gebrauch die geſellſchaftlichen 
Umſtände und die ſubjektive Veranlagung die einzelnen veranlaſſen, muß gefordert 
werden.“ Mit der Forderung freier Betätigung, ſoweit kein Schaden erwächſt 
(Notabene liegt in dieſer Definition eine Reihe von Problemen, deren Löſung 
praktiſch und theoretiſch gleich ſchwer ift), wird jeder einverſtanden ſein. Ob aber 
das Liebesleben das Zentrale im Leben des einzelnen und der Geſellſchaft ſei, ſteht 
doch in Frage: der großen Bedeutung für die Fortpflanzung ſteht der Umſtand 
gegenüber, daß es nur während einer relativ kurzen Spanne Zeit im Leben eine 
Rolle ſpielt. Von den beiden Kräften, die den Bau der Welt zuſammenhalten, wirkt 
doch die andere, der Hunger, viel nachhaltiger und führt einen weit wuchtigeren 
Hammer als die Liebe. 
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So ſehr man der Autorin beipflichten muß, wenn ſie gegen das ſinnloſe Ent⸗ 
ſagen und Verzichten, gegen das Verkümmern ungezählter Frauen ohne Liebesleben 
und ohne Kinder Einſpruch erhebt, ſo darf man doch nicht verkennen, daß ein Teil 
des Elends, das den Menſchen aus der Liebe erwächſt, nicht von den ſozialen Ver⸗ 
hältniſſen, ſondern direkt von der menſchlichen Natur abhängt. Der Menſch iſt ein 
ſehr kompliziertes Weſen. Er kann innerlich Schiffbruch leiden, auch bei äußerer 
Freiheit, kann an furchtbaren Pflichtkonflikten leiden ohne äußere Hemmung, und 
hat ſchließlich in der verſchiedenen Breite und Tiefe der Empfindung im Liebes⸗ 
leben die Möglichkeit zu unſäglichem Jammer, von der keinerlei Neuordnung des 
Geſchlechtslebens ihn wird loskaufen können. Nun kann man gewiß gegen das, 
was dem Menſchen als ein Stück ſeines Schickſals liegt, nicht von außen an⸗ 
kämpfen, und dieſe Seite der Frage iſt alſo praktiſch belanglos. Aber mir ſcheint, 
daß hinter den heutigen Konflikten, die ſich oft im Gewand der ſozialen Konven⸗ 
tion zeigen, ſehr oft nichts anderes ſteckt als das typiſch Tragiſche, das der 
Menſch nun einmal als ein allgemein menſchliches Erbteil mitbringt, in der Fähig⸗ 
keit, vorwärts zu ſchauen, das Ende vorwegzunehmen und ſich ſelbſt Objekt zu ſein. 
Je mehr wir äußere Schwierigkeiten beſeitigen, werden wir dahinter kommen, wie 
viel Fähigkeit zum Unglücklichſein man aus ſich ſelbſt produzieren kann. 

Daß das Buch die privatkapitaliſtiſche Bedingtheit der heutigen Geſchlechts⸗ 
verhältniſſe anerkennt, iſt ſchon geſagt worden. Es liegt in der Natur des Themas, 
daß es ſich vorwiegend an die beſitzenden Klaſſen wendet. Durch die Möglichkeit 
früher Eheſchließung, das geringe Gewicht wirtſchaftlicher Bedenken bei der Wahl 
und die ziemlich weitgehende Anerkennung freier Geſchlechtsverhältniſſe iſt das 
Proletariat von einem Teil des Elends verſchont geblieben, das das heutige Ge⸗ 
ſchlechtsleben aufweiſt. Andererſeits nimmt die überragende Bedeutung des 
Kampfes ums tägliche Leben dem Arbeiter zu viel Luft und Licht, als daß ſich in 
ihm, von Ausnahmefällen abgeſehen, das Liebesleben in ſeiner Schönheit und 
Furchtbarkeit voll entfalten könnte. Vielleicht ſollte gerade die Beobachtung der 
Arbeiterſchaft uns lehren, daß es vielleicht der Müßiggang iſt, der manches wuchern 
läßt, das unter ſchärferem Daſeinskampf von Anfang an zurückgeſchnitten wird. 

Was die techniſche Seite des Buches betrifft, ſo hätte ich ihm eine ſtrengere 
Durcharbeitung und eine ſtraffere Anordnung des Aufbaus gewünſcht. Die Arbeit 
iſt viel zu weitläufig und dadurch ſtellenweiſe ermüdend. Viele gute Bemerkungen 
und pſychologiſche Feinheiten find darin verſtreut, aber ſie find eben verſtreut, als 
wenn die Aufzeichnungen von Einfällen ohne weitere Überarbeitung in die Druckerei 
gewandert wären. Von der Sprache habe ich ſchon Proben gegeben. Sie iſt reich 
und originell, aber nicht immer frei von Manier und in der Satzbildung manch⸗ 
mal recht gehackt und abgeriſſen. Die Titelvignette hätte ſich die Autorin ver⸗ 
bitten müſſen. Eine unbedeutende Eva bietet da den ominöſen Apfel einem 
Adam an, der geradezu den idealen Typus eines Kretins darſtellt. Ob in der 
Stirnloſigkeit Adams ein tieferes Symbol ſteckt, vermag ich nicht zu erfaſſen. Mir 
ſcheint die Vignette ſcheußlich mit einem Stich ins Pornographiſche, und ich hätte 
dem tapferen, warmempfundenen, mit großer intellektueller Redlichkeit geſchriebenen 
Buche wahrhaftig eine geeignetere Hülle gewünſcht. Oda Olberg. 


Zcitſchriftenſchau. 


„The Social Democrat“ vom Juni bringt einen Artikel von Erneſt 
E. Hunter: „In Seiten des Amſchwunges“ (In days of change). Die alte Ord⸗ 
nung verſchwindet; wir leben in einer Übergangszeit, wo alle alten Loſungen um⸗ 
gewälzt werden. Der alte Liberalismus und der alte Toryismus nehmen neue 
Formen an, und die letzten Herolde des alten Individualismus ſterben ver⸗ 
einſamt aus. Der Glaube der Väter wird von den modernen Politikern auf den 
Kehrichthaufen geworfen, und ſie ſuchen eine neue Politik aufzubauen, die den 
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Sozialismus feines Schreckens berauben fol. Der neue Kapitalismus ſchafft eine 
neue Verteidigungslinie. 

Früher wagten die bürgerlichen Parteien die große Frage der Arbeitsloſigkeit 

nicht in Angriff zu nehmen. Neulich äußerte Mr. Beveridge ſich dahin, daß eine 
induſtrielle Reſerve notwendig ſei; dieſer Mr. Beveridge ſteht an der Spitze der 
öffentlichen Arbeitsnachweiſe, und das kennzeichnet ſchon den Zweck dieſer Nach⸗ 
weiſe. Für die liberale Partei bilden ſie ein Glied in ihrer Löſung der Arbeits⸗ 
loſenfrage. Nimmt man dazu die Zuſtimmung, die die Vorlage zur Feſtſtellung 
des Rechtes auf Arbeit und der Minoritätsbericht der Kommiſſion für das Armen⸗ 
geſetz bei einem Teile der Liberalen fanden, ſo ſieht man ſchon, in welcher Weiſe 
die Löſung durch ein Kompromiß zwiſchen dieſen Vorlagen ſtattfinden wird. Die 
Strafbeſtimmungen in der Vorlage des Rechtes auf Arbeit werden in Zuſammen⸗ 
hang mit dem öffentlichen Arbeitsnachweis gebracht. Schon jetzt iſt dieſer Arbeits⸗ 
nachweis in den Kreiſen der Gewerkſchaften übel berüchtigt als Lieferant von Streik⸗ 
brechern für Unternehmungen, wo Konflikte ausgebrochen ſind. Das wird noch ſchlimmer 
werden, wenn er mit dem Arbeitsloſengeſetz in Verbindung gebracht wird. Ein 
Arbeitsloſer wendet ſich an die Behörde um Unterſtützung; er wird zum Arbeits⸗ 
nachweis geſchickt; dieſer bietet ihm Arbeit, meiſt in Unternehmungen, die keine 
Gewerkſchaftstarife bezahlen wollen. Hat er etwas Stolz in ſich, ſo weigert er 
ſich. Dann wird er jedoch als Arbeitsſcheuer betrachtet und bekommt keine Unter⸗ 
ſtützung. Die Strafbeſtimmung wird angewandt, bis der Trotz gebrochen iſt. So 
wird die Sache ſich abſpielen. Die Herabſetzung der Löhne, die in dieſer Weiſe 
möglich iſt, wird ausreichend die Unterſtützungskoſten wieder einbringen. So wird 
der neue Liberalismus gegen den Sozialismus einen Schutzwall errichten. 
Auch der Konſervatismus ſucht in der Garderobe des Sozialismus die Stücke, 
die er braucht, um ſich neu aufzuputzen. Tarifreform iſt die konſervative Karikatur 
des Sozialismus. Die konſervativen Wanderredner verkünden, daß Tarifreform 
zum Sozialismus führt, und fie hauſieren mit Marx' Rede gegen den Freihandel. 
Es iſt nicht unmöglich, daß auch der Liberalismus die Zollpolitik ausbauen wird, 
denn alles Gerede über Freihandel iſt nur Demagogie, und Lloyd George hat 
praktiſch ſchon Bedeutendes in Schutzgeſetzgebung geleiſtet. Mit dem Schutzzoll 
kommt aber notwendig der Imperialismus und damit die Militärpflicht, die ihrer⸗ 
ſeits wieder eine Maſſe von Arbeitsloſen abſorbiert. So verſchafft ſich der neue 
Kapitalismus wieder eine Lebensfriſt. Aber der Schutzzoll züchtet die Truſts 
heran, und damit wird die Überzeugung der Notwendigkeit der privaten Unter⸗ 
nehmungen, die jetzt ſo ſtark in dem engliſchen Volke lebt, immer mehr verloren 
gehen und der Boden zum Sozialismus bereitet werden. 

Rooſeveldt ſagte neulich, daß man etwas nicht ablehnen müſſe, bloß weil die 
Sozialiſten es befürworten. Darin beſteht gerade der letzte Ausweg für dieſe Sorte 
Politiker: wenn ſie ſehen, daß die Verſtaatlichung der großen Unternehmungen not⸗ 
wendig iſt, wollen ſie es ſelbſt machen, ſtatt es den Sozialiſten zu überlaſſen. Soll 
die Induſtrie organiſiert werden, ſo wollen ſie die Organiſatoren ſein, und dabei 
ihr eigenes Intereſſe wahren. Aber zugleich wird die Demokratie immer mehr Feld 
gewinnen und die ganze Verwaltungsmaſchinerie immer mehr beſchlagnahmen. Der 
Staatsſozialismus wird nur einen Übergangszuſtand bilden, worin die geiſtigen 
und körperlichen Qualitäten des Volkes ſich entwickeln können. Unſer iſt die Auf⸗ 
gabe, die Maſſen über die Bedeutung des gemeinſamen Beſitzes aufzuklären; die 
Kapitaliſten arbeiten uns inzwiſchen vor, ohne zu wiſſen, zu welchem Zweck ſie die 
Welt umgeſtalten. 

„La revue socialiste, syndicaliste et cooperative“ vom Mai enthält 
einen Aufſatz von E. Fournière über „Die Amwälzung der ſozialiſtiſchen An- 
ſchauungen über die Genoſſenſchaften“. Die Grundprinzipien der Genoſſenſchafter, 
die Rochdale als Muſter nehmen — Vereinigung der Konſumenten gegen das 
Kapital, internationale Verſtändigung, fortſchreitende Sozialiſierung des Handels, 
der Induſtrie und der Landwirtſchaft —, decken ſich mit den Forderungen des Sozia⸗ 
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lismus, nur mit der Ausnahme, daß ſie dem Klaſſenkampf die Verſtändigung aller 
Konſumenten gegenüber ſtellen. Die ſozialiſtiſchen Genoſſenſchafter wollen daher 
die Genoſſenſchaften ſelbſt zu einem Inſtrument des Klaſſenkampfes machen. Sehen 
wir, wie ſich die Ideen der Sozialiſten über die Genoſſenſchaften entwickelt haben. 
Dabei ſcheiden die Utopiſten aus, da das moderne Genoſſenſchaftsweſen nicht an ſie, 
ſondern an Rochdale anknüpft. Vorher wurde immer die genoſſenſchaftliche Pro⸗ 
duktion in den Vordergrund geſchoben, und auch die Internationale erklärte 1866 
auf dem Genfer Kongreß die Produktionsgenoſſenſchaften für die wichtigſten. 
Laſſalle ſtellte mit ſeinem ehernen Lohngeſetz dem Vordringen der Konſum⸗ 
genoſſenſchaften ein theoretiſches Hemmnis in den Weg. Zwar hat die marxiſtiſche 
deutſche Sozialdemokratie dieſes Hemmnis bald weggeräumt; aber anderswo muß 
es noch immer herhalten. Guesde erklärte in Frankreich die Konſumvereine für 
unfähig, die Lage der Arbeiter zu heben; umgekehrt würde die Ausſchaltung der 
kleinen Händler eine Unmaſſe Arbeitsloſer auf den Arbeitsmarkt bringen, die den 
Lohn herunterdrücken würden. Und noch heute finden die Konſumvereine nur dann 
Gnade in den Augen der Marxiſten, wenn fie mit ihren Überſchüſſen die Koſten 
der ſozialiſtiſchen Agitation bezahlen. Aber vor den Tatſachen konnte dieſe ſtarre 
Haltung nicht Stand halten. Die engliſchen Genoſſenſchaften wuchſen trotz des 
ehernen Lohngeſetzes, und vor allem übten die belgiſchen Produktionsgenoſſenſchaften 
auf die Arbeiter ihren Einfluß aus. „Wir bombardieren die kapitaliſtiſche 
Feſtung mit Vierpfundbroten,“ dieſes Wort Anſeeles ſchlug überall ein. Die 
Gründer der großen Konſumvereine in Gent und Brüſſel, Anſeele, Bertrand 
und andere, gaben ſich nicht der Illuſion hin, mit ihnen könne man den Arbeitern 
den vollen Arbeitsertrag ſichern. Aber nach ihrer Auffaſſung bildeten ſie ein treff⸗ 
liches Mittel, die Arbeiter zu vereinigen und zu organiſieren. Andere gingen noch 
weiter; Cäſar de Paepe und De Greef ſahen in den Konſumvereinen eine Etappe 
auf dem Wege zum Sozialismus, der nichts anderes als eine rieſige Genoſſenſchaft 
darſtellt. Von den franzöſiſchen Theoretikern ſprach ſich nur Malon in dieſem Sinne 
aus, nicht ohne zugleich die Eroberung der politiſchen Macht als Hauptſache zu 
betonen. Noch weniger beugten ſich die deutſchen Theoretiker den Tatſachen; aber 
allmählich wurden ſie doch gezwungen. Die Überſetzung von Beatrice Potters Schrift 


über die engliſche kooperative Bewegung und die Berichte von Adele Gerhard über 


die belgiſche weckten die deutſchen Arbeiter auf. In Deutſchland kommt der Gedanke 
raſch, die Tat langſam; das iſt beſſer als bei uns, wo es gerade umgekehrt geht. 
Kautsky trat 1897 mit der marxiſtiſchen Doktrin gewappnet auf und erklärte noch 
präziſer als Malon, daß das Genoſſenſchaftsweſen früher oder ſpäter neben allen 
anderen Kampfmitteln ſeine Rolle in der Befreiung der Arbeiterklaſſe ſpielen würde. 

Dieſe Frage nach ihrer Bedeutung für die Zukunft iſt am klarſten von Bernſtein 
behandelt worden. Nach ihm können die Konſumvereine ohne irgend welche An⸗ 
wendung von Gewalt allmählich einen Teil des Reichtums in Beſitz nehmen, der 
ſonſt den Ausbeutern zufällt. Dieſe Auffaſſung dringt auch immer mehr in die 


franzöſiſchen Genoſſenſchaften ein. Solange man nach Belgien blickte, dachte man 


vor allem an die Unterſtützung der Arbeiterbewegung. Seitdem man etwas genauer 


mit dem engliſchen Genoſſenſchaftsweſen bekannt geworden iſt, hat man ſich höhere 


Ziele geſteckt. Wir müſſen weiter gehen, als die Beſeitigung der Kleinhändler, wir 
müſſen immer mehr die Produktionsmittel ſelbſt aus den Händen der Kapitaliſten 
nehmen; nichts kann die Ausbreitung des kooperativen Gebiets hemmen, ſo redeten 
die Delegierten, die aus England zurückkehrten. Der nächſte Kongreß ſprach ſich 
auch dafür aus, daß überall Produktionsgenoſſenſchaften unter der Leitung der 
Arbeiterorganiſationen gegründet werden ſollten. Hier ſieht man klar die Um⸗ 
wälzung der Ideen. Wenn man bedenkt, daß die engliſchen Genoſſenſchaften ſchon 
zuſammen für 300 Millionen Franken alljährlich ſelbſt produzieren, wer kann dann die 
hohe ſozialiſtiſche Bedeutung des Genoſſenſchaftsweſens als Selbſtzweck bezweifeln? 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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2. Band Nr. 57 en am 16. en 1910 28. Jahrgang 


Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet. 


Wir den Teufel oder der Teufel uns? 
Berlin, 11. September 1910. 


4 Der Parteitag in Magdeburg wird nicht der letzte ſozialdemokratiſche 
5 Parteitag vor den nächſten Reichstagswahlen ſein, aber ein freiſinniges Blatt 
meint gleichwohl, auf ihm werde ſich das Schickſal dieſer Wahlen ent⸗ 


ſcheiden. Wie das gemeint iſt, ergibt ſich mit genügender Klarheit aus den 


heißen Wünſchen, die dasſelbe Blatt für den Sieg des Reviſionismus hegt. 
1 An dieſen Sieg glaubt es nun freilich ſelbſt nicht und tröſtet ſich mit dem 
. geflügelten Worte des Genoſſen Kolb, die Mehrheit habe der Radikalismus 

W hinter ſich, aber ſonſt nichts mehr. Es fehlt nur noch das ſchöne Zitat aus 
Schillers Demetrius: „Was iſt die Mehrheit? Mehrheit iſt der Unſinn! Ver⸗ 
ſtand iſt ſtets bei wenigen nur geweſen.“ Aber eine demokratiſche Partei 
beruht nun einmal auf dem Prinzip der Mehrheit, und nicht minder beruht 
das allgemeine Wahlrecht darauf; von dem Willen der Mehrheit hängt der 
Ausfall der nächſten Wahlen ab und nicht von dem Verſtand der wenigen, 
mögen ſie ſelbſt ſo erleuchtet ſein wie das „Berliner Tageblatt“ und der 
Genoſſe Kolb. 
4 Die famoſe Großblodidee wird im Grunde durch niemanden jo jehr kom⸗ 
promittiert als durch ihre eifrigſten Vorkämpfer. Soll die Herrſchaft des 
Schnapsblocks durch ein gemeinſames Vorgehen des Liberalismus und der 
Stcdzialdemokratie geſtürzt werden, jo kann man die Sache doch wirklich nicht 


dümmer anfangen, als wenn der ungleich ſchwächere Teil dieſer geplanten 


Koalition kein edleres Ziel kennt, als ihren ungleich ſtärkeren Teil innerlich zu 
zerrütten. Der Bluff, den die „Sozialiſtiſchen Monatshefte“ vor jedem Partei⸗ f 
tag mit einer ſogenannten „Glanznummer“ inſzenieren, iſt wieder mit endloſem 
Jubel gerade von der freiſinnigen Preſſe begrüßt worden; fie hat wieder die 


1 Genoſſen Hildebrand und Maurenbrecher, die, ſeit ſie bei den vorletzten Reichs⸗ 


tagswahlen mit ihrer nationalſozialen Politik einen kläglichen Zuſammenbruch 
erlitten haben, die Kuhpocken dieſer Politik der ſozialdemokratiſchen Partei ein⸗ 
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zuimpfen verſuchen, zu ihren Kalenderheiligen erklärt und damit aber⸗ und 
abermals bekundet, daß die Politik ein Handwerk iſt, von dem ſie nun einmal 
nichts verſteht. 

Wir haben natürlich an ſich nichts dagegen einzuwenden, daß der Freiſinn 

die Genoſſen Hildebrand und Maurenbrecher für große Männer hält, hinter 

denen die Laſſalle, Marx und Engels in weſenloſem Scheine verſchwinden. 
Aber da die freiſinnige Preſſe weiß und ſelbſt offen ausſpricht, daß die 
Mehrheit der ſozialdemokratiſchen Wähler einſtweilen anders urteilt und ſie 
auf deren Hilfe angewieſen iſt, falls ſie die Herrſchaft des Schnapsblocks 
ſtürzen will, was hat es dann für einen Sinn, dieſe Mehrheit ſozuſagen mit 
der Naſe auf den alten erprobten Grundſatz zu ſtoßen: Trau, ſchau, wem? 
Mit unehrlichen Finten leitet man doch nicht ein ehrliches Bündnis ein. 

Die Freiſinnigen ſagen nun wohl: Ja, die Reviſioniſten wollen das Bünd⸗ 
nis mit uns, aber die Radikalen nicht, alſo müſſen wir den Sieg der Revi⸗ 
ſioniſten innerhalb der ſozialdemokratiſchen Partei befürworten. Das iſt aber 
wieder nichts als eine unehrliche Finte. Es iſt niemals einem Radikalen ein⸗ 
gefallen, ein Bündnis zwiſchen Bourgeoiſie und Proletariat auf Gleich und 
Gleich gegenüber rückſtändigen Geſellſchaftsklaſſen zu verſchmähen. Das iſt ja 
ſchon im Kommuniſtiſchen Manifeſt ausgeſprochen, und der Zufall fügte es, 
daß wir dieſer Tage in einem vom 28. September 1852 datierten Briefe von 

Marx an die „New York Tribune“ laſen: „In der Politik mag man ſich zur 

Erreichung eines Zweckes mit dem Teufel ſelbſt verbünden; nur muß man 

gewiß ſein, daß man den Teufel in der Hand hat, und nicht er uns.“ Um 
jedoch nicht in den ungerechten Verdacht einer übertriebenen Marxgläubigkeit 
zu gelangen, ſo wollen wir hinzufügen, daß aus dieſem Satze durchaus kein 
beſonderes Genie ſpricht, ſondern nur der einfache geſunde Menſchenverſtand, 
der für jede Partei, die überhaupt etwas von Politik verſteht, zum Abe ihrer 
Taktik gehört. 

So zum Beiſpiel, als Bülow ſeinen Hottentottenblock in die Welt ſetzte, 
wurden „Kreuzzeitung“ und „Deutſche Tageszeitung“ nicht müde zu wieder⸗ 
holen: Schön und gut, wird ſind von der Partie, vorausgeſetzt, daß wir keinen 
Deut von unſeren Prinzipien zu opfern brauchen. Das heißt mit anderen 
Worten: Wir wollen uns mit dem Teufel verbünden, aber ſo, daß wir ihn in 
der Hand haben und er nicht uns. Bekanntlich haben ſie danach auch ge⸗ 
handelt und ſind als Sieger auf dem Plan geblieben, während der Libera⸗ 
lismus unter dem Hohngelächter der ganzen Welt aus dem Block hinausflog. 

Überhaupt läßt ſich die ganze Geſchichte des deutſchen Liberalismus dahin 
zuſammenfaſſen, daß er ſeit den Tagen der Märzrevolution immer Bündniſſe 
mit dem Teufel geſchloſſen hat, wobei der Teufel ihn in der Hand hatte, aber 
er niemals den Teufel. Dabei und dadurch iſt er im Laufe der Jahrzehnte 
gänzlich auf den Hund gekommen, und es iſt ein Einfall von einer wahrhaft 
greiſenhaften Kinderei, wenn er jetzt die Arbeiterklaſſe prellen will, wie er von 
jeher durch die Reaktion geprellt worden iſt, wenn er ein Bündnis mit ihr 
eingehen möchte, bei dem er den pfiffigen und ſie den dummen Teufel ſpielen 
ſoll. Er weiß wohl, daß es ihm ſo gut nicht werde, daß dieſe tolle Burleske 
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f ſich niemals abſpielen wird, aber die Katze läßt das Mauſen nicht, und fie 


ſchielt lieber nach der Taube auf dem Dache, als daß ſie ſich an dem Spatze 


genügen ließe, den ſie mit einem Sprunge haſchen könnte. 
Auch die Streitfrage, um die in Magdeburg die Geiſter am heißeſten 
aufeinander platzen werden, läßt ſich auf die Frage zurückführen, ob der 


Teufel uns haben ſoll oder wir den Teufel. Es iſt ja ein ganz hinfälliger 


Vorwurf, der unter Parteigenoſſen nicht laut werden ſollte, daß die Mehr⸗ 


heit der Partei ein Bündnis mit den Liberalen zu dem Zwecke, die Herrſchaft 
des Schnapsblocks zu ſtürzen, an und für ſich verwirft. Die früheren 
Diſziplinbrüche, auf die ſich die badiſchen Diſziplinbrecher berufen, find einzig 
und allein begangen — und eben deshalb von der Partei genehmigt 
worden —, um bei den Reichstagsſtichwahlen von 1890 und 1903 die Libe⸗ 
ralen gegen die konſervativen Kandidaten herauszupauken, ſo ſehr es die 
Liberalen an Gegenleiſtungen fehlen ließen. Was den badiſchen Diſziplinbruch 


von dieſen früheren Fällen unterſcheidet, iſt eben dies, daß er nicht den 


Teufel vors Parteiintereſſe ſpannt, indem er die Liberalen als Kanonenfutter 
vernutzt, ſondern daß er die wichtigſten Parteiintereſſen und Parteiprinzipien 
einer Politik opfert, bei der nach der leider nicht grundloſen Ruhmrederei 
der „Kölniſchen Zeitung“ die badiſchen Nationalliberalen die unentwegten 
Prinzipienmänner, die badiſchen Genoſſen aber die Fraktion Drehſcheibe ge— 
bildet haben. Damit kann ſich die Partei nun und nimmer einverſtanden ex: 


klären, wenn ſie ſich nicht ſelbſt aufgeben will. 


Der Verſuch einer ſolchen Politik war nur möglich in einem entlegenen 


. Kleinſtaat, worin der proletariſche Emanzipationskampf nach der hiſtoriſchen 


Lage der Dinge ſeine eigentümlichſte und urſprünglichſte Kraft nicht entfalten 
kann. Und ſelbſt hier würde er binnen kurzem dasſelbe Schickſal haben, das 
die unter ähnlichen Bedingungen geſchloſſenen Bündniſſe der Liberalen mit 
den Konſervativen gehabt haben. Wäre es ſonſt nur erlaubt, ſo möchte man 
faſt wünſchen, daß den badiſchen Genoſſen geſtattet würde, ihr Experiment 
bis ans Ende zu führen. Es würde binnen Jahr und Tag Früchte zeitigen, 
die ſelbſt die Genoſſen Kolb und Frank bekehren würden, wenn auch vielleicht 
nicht die Genoſſen Hildebrand und Maurenbrecher. 0 
Ein helles Licht auf die augenblickliche politiſche Situation wirft die Haltung 
der junkerlichen Preſſe. Sie räſonniert auf die Reviſioniſten noch heftiger als 
auf die Radikalen, in der ganz richtigen Empfindung, daß der Sieg des 


Reviſionismus dem Liberalismus, den das Junkertum jo gründlich unter⸗ 


gebuttert hat, einſtweilen weiter auf die Beine helfen würde, hat aber heilloſe 
und ſehr berechtigte Angſt vor einem Wahlbündnis, wie es der Liberalismus 
jeden Tag von der Sozialdemokratie haben kann. Der Knuten⸗Ortel vergießt 
Tränen ſympathiſcher Rührung über die „Würdeloſigkeit“, die dem Freiſinn 


dadurch zugemutet würde, daß er ſich mit der Sozialdemokratie ehrlich ſchlagen 
und vertragen ſoll, und die „Kreuzzeitung“ beſchwört in ellenlangen Leitartikeln 


den Schatten Eugen Richters als eines Helden und Märtyrers, der, wie dem 


konſervativen Blatt zugegeben werden darf, ſeine Partei lieber um den letzten 
Schimmer von politiſchem Kredit bringen, als einen vernünftigen Gedanken 
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über die moderne Arbeiterbewegung hegen würde. Dieſe braven Blätter ver- 


langen kurz und gut, daß der Freiſinn dem Schnapsblock unbedingte Wahl⸗ 
hilfe im Kampfe mit der Sozialdemokratie leiſten ſolle, was dann den Grundſatz, 
daß der Teufel nach ihrer Pfeife tanzen müſſe und ſie nicht nach ſeiner, auf 
die knappſte und kürzeſte Formel bringen heißt. 

Ob der Freiſinn auch noch darauf hineinfallen will, das iſt ſchließlich 
ſeine Sache, und der Magdeburger Parteitag kann daran nichts ändern. Seine 


Aufgabe iſt nicht, ſich zu der Politik zu bekehren, die den Liberalismus ſeit 
ſechzig Jahren von einer Niederlage zur anderen geführt hat, ſondern aufs neue 


die Grundſätze zu bekräftigen, die die Geſchichte der deutſchen Arbeiterbewegung 
ſo reich an Ehren und Siegen gemacht haben, wie die Geſchichte keiner anderen 
kämpfenden Klaſſe. Die Partei kann trotzdem irren, mag manchmal geirrt 
haben und mag auch wieder irren, aber was nicht in ihren Sternen geſchrieben 


ſteht, iſt das tragikomiſche Schickſal, von den ewig Geprellten des Junkertums 


ſich prellen zu laſſen. 
Das iſt für immer ausgeſchloſſen, und wenn der Teufel ein Bündnis von 


ihr haben will, ſo muß er ein für allemal darauf verzichten, ſie am Narren⸗ 
ſeile zu leiten. So viel kann der Freiſinn aus den Verhandlungen in Magde⸗ 
burg lernen, und inſofern mögen dieſe Verhandlungen für ſein Schickſal bei 
den nächſten Reichstagswahlen entſcheidend ſein. Auf alle ſonſtigen Gelüſte 
aber mag er nur verzichten und ſich mit dem Troſte beſcheiden, daß die 


Magdeburger Mehrheit ihre Freude daran haben wird, wenn die Lektion 
endlich einmal bei ihm e 


Der Parteitag in magdeburg. 
Von Rudolf Hilferding. 


Die Tagungen des deutſchen Proletariats ſind Tage der Arbeit. Die 


oberſte Aufgabe der höchſten Inſtanz der größten demokratiſch verwalteten 


Organiſation der Welt iſt die Kritik ihrer Verwaltungsorgane und die Feſt⸗ 


ſetzung ihrer Politik. Selbſterkenntnis iſt ihre Tugend, und ſelbſt die Rück⸗ N 
ſicht auf den Gegner weicht dem leidenſchaftlichen Eifer, die eigenen Fehler 


zu erkennen, zu korrigieren und neue, richtigere Wege zu finden. Aber dieſe 
Stimmung nüchterner Selbſtprüfung will diesmal nicht zur herrſchenden 
werden. Sie wird überwältigt von einer anderen, die jeden von uns mit un⸗ 
widerſtehlicher Intenſität erfüllt und die hervorgerufen iſt durch das Bewußt⸗ 


fein: Es geht uns gut. Ein hinreißender Optimismus erfüllt heute unſere 


Reihen, und mühſam gezügelte Ungeduld erwartet Tage des Kampfes. Da iſt 


wenig Luſt zur Selbſteinkehr und Selbſtkritik, und als Hemmnis wird 


empfunden und als läſtige Pflicht, was ſonſt unſere leidenſchaftlichſte Sorge. 


Dem Gegner möchten wir lieber kämpfend ins Auge ſchauen, als den Blick f 


in uns ſelbſt verſenken. 
Wie könnte es auch anders ſein! Wenn unſer Parteitag zuſammentritt, 


dann kann er zurückblicken auf die glänzende Reihe der Wahlſiege, die davon 


zeugen, daß in allen Teilen des Reiches die Zahl unſerer Anhänger im 


raſchen Steigen begriffen iſt, daß eine Maſſenflucht der enttäuſchten Wähler 
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ins Lager der Sozialdemokratie ſtattfindet. Mit noch größerer Befriedigung 
wird er die Tatſache verzeichnen, daß bei ſeinem Zuſammentritt die Gewerk⸗ 
ſchaften die zweite Million Mitglieder vielleicht ſchon überſchritten haben, die 
politiſche Organiſation drei Viertelmillionen Anhänger zählt. Es iſt die größte 
politiſche Organiſation, die die Welt je geſehen hat. Iſt die Aufforderung 
zur wirtſchaftlichen Organiſation immer auch begleitet von dem Appell an 


die unmittelbar perſönlichen Intereſſen der zu Gewinnenden, denen unmittel⸗ 
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bare materielle Vorteile geboten werden, was natürlich nicht ausſchließt, daß 


die Gewerkſchaften ſelbſt Pflanzſtätten der höchſten proletariſchen Tugenden, 


des Solidaritätsgefühls, des Opfermuts, der Kampfesbereitſchaft und der 
Diſziplin ſind, ſo zwingt ſelbſt dem feindlichen Betrachter die Stärke unſerer 
politiſchen Organiſation noch viel mehr Bewunderung ab. Drei Viertel⸗ 
millionen arbeitender Menſchen, die mit jedem Groſchen rechnen müſſen, zahlen 
ihre Beiträge, geben einen Teil ihrer karg bemeſſenen freien Zeit, verrichten 
eine imponierende Summe zäher, unermüdlicher Arbeit für ihre politiſche Über⸗ 
zeugung! Gewiß iſt es ſo, daß die Politik des Proletariats ſeinem Klaſſen⸗ 
intereſſe entſpringt, daß ihr Ziel mit der Beſeitigung der kapitaliſtiſchen Ger 
ſellſchaft zugleich die Emporhebung der arbeitenden Menſchen zu einer un⸗ 
endlich materiell und geiſtig geſteigerten Lebensführung bedeutet. Aber für 
jeden einzelnen Proletarier bedeutet die Zugehörigkeit zur politiſchen Organi⸗ 
ſation zunächſt eine Reihe von Opfern. Daß dieſe Opferfähigkeit eine ſolche 
Maſſenerſcheinung geworden, daß das Gefühl des Opfers völlig verſchwindet 
und nur das Gefühl des Stolzes und der Begeiſterung lebendig iſt, dieſer 
großen Gemeinſchaft anzugehören, die der Befreiung der Klaſſe dient, das 
iſt es, das die Bewunderung auslöſt und den unermüdlichen Eifer weckt, jede 
erreichte Stufe nur als Anſporn für neue Arbeit an dem Ausbau der Or⸗ 
ganiſation zu betrachten. 

Aus dieſer gewaltigen Größe der Organiſation — bedeutet dies doch, daß 
faſt jeder zweite ſozialdemokratiſche Wähler gewerkſchaftlich und etwa jeder 
fünfte politiſch organiſiert iſt — ergibt ſich die wichtige Folgerung, daß 
unſere Organiſationen wahrhafte Maſſenorganiſationen ſind, daß zwiſchen der 
Maſſe und der Organiſation — vielleicht von ganz ausnahmsweiſen Verhält⸗ 


niſſen abgeſehen — kein Gegenſatz beſteht. Und dies bedeutet wiederum 


Doppeltes: einmal, daß die politiſche Stimmung in den Organiſationen in 
der Regel der Ausdruck der Stimmungen in den Maſſen ſelbſt ſein wird, 
andererſeits, daß in Deutſchland immer mehr und in weit höherem Maße als 
heute noch in jedem anderen Lande die Maſſenaktionen zugleich organiſierte 
Aktionen ſein werden und ſein müſſen. Das ſchließt nicht aus, daß in manchen 
Perioden Gegenſätze in den Anſchauungen über Tempo und Intenſität einer 
Bewegung zwiſchen den Leitern der Organiſationen und den Maſſen entſtehen 
können. Den Leitern der Organiſation obliegt eine große Verantwortung, 
und das „Bremſen“ iſt geradezu eine ihrer Funktionen, denen als andere die 
Pflicht der Initiative gegenüberſteht. Darüber hart urteilen kann nur, wer 
die große Verantwortung nicht mitzufühlen vermag, die auf den leitenden 
Perſonen laſtet. 

Daß aber eine etwa übertriebene Zurückhaltung der Leiter ihre Korrektur 
finde, dafür bietet die demokratiſche Verfaſſung der Partei eine in letztem Ende 
ſich ſtets bewährende Garantie. Es ſind auch in den Organiſationen die Maſſen 


elbſt, die ihre Politik beftimmen, trotz einer gewiſſen unvermeidlichen und not- 
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wendigen Ausbildung einer organiſatoriſchen Bureaukratie. Wenn wirklich das 
„Bremſen“ Erfolg hat, ſo iſt es in der Regel doch nur das Zeichen, daß die 
Stimmung der Maſſen eben dieſes Bremſen ermöglicht und ſchon dadurch bis 
zu einem hohen Grade gerechtfertigt hat. Wer eine proletariſche Maſſenbewe⸗ 
gung und ihr Verhältnis zu wirklich leiſtungsfähigen und führenden Organi⸗ 
ſationen, wie ſie allerdings in Rußland während der Revolution nur in einem 
ſehr beſchränkten Maße vorhanden waren, aus der Nähe ſtudieren konnte, der 
weiß, wie unmöglich es iſt, wollten ſich die Leiter auch nur auf kürzere Zeit 
einer fortſchreitenden Maſſenbewegung widerſetzen. Sie würden nur riskieren, 
die Leitung völlig zu verlieren. Das danken wir in Deutſchland dem ſo ſtark 
ausgeprägten proletariſchen Charakter der Führung, den intimen Beziehungen, 
die die Genoſſen in der Leitung mit der Maſſe der Mitglieder verbindet. 

Die politiſche Stimmung in Deutſchland erinnert in gewiſſem Sinne an die 
Stimmung zu Beginn der neunziger Jahre, unmittelbar nach dem Falle des 
Sozialiſtengeſetzes. Damals nach Beſeitigung der, geſetzlichen Feſſeln erfuhr 
das Machtgefühl der Maſſen eine gewaltige Steigerung, und viele glaubten 
nach dieſem erſten großen Erfolg der Partei ſchon eine ununterbrochene Reihe 
von Siegen erwarten zu müſſen, die in ſteil hinanführendem Aufitieg die 
Partei auf den Gipfel der Macht bringen müſſe. Notwendig ſei nur eine 
kühne, alles an alles ſetzende Taktik, die ſich durch keine parlamentariſchen Be⸗ 
denklichkeiten und kleinliche Befürchtungen von den ſtaatlichen Gegenaktionen 
beſtimmen laſſe, ſondern die Maſſen ſelbſt auf den Plan rufe und ihre ge⸗ 
ſammelte Macht der Staatsgewalt entgegenſtelle. Während aber die Befreiung 
von dem laſtenden Drucke unten in den Maſſen ſolche Stimmungen auslöſte, 
eröffneten ſich oben auf den lichten Höhen, wo Parlamentarier wandeln, 
freundlichere Ausblicke. Die Partei hatte bewieſen, daß ſie eine unmittelbar 
praktiſch wirkende Macht ſei; das bisherige politiſche Syſtem hatte Bankrott 
anſagen müſſen. Könnte man dieſe Macht jetzt nicht benutzen, um durch eine 
entgegenkommende Politik die Regierung, die doch einſehen mußte, daß ſie nicht 
mehr gegen die Sozialdemokratie in alter Weiſe fortregieren konnte, dazu zu 
bewegen, mit Unterſtützung der Sozialdemokratie die Geſchäfte ſo zu führen, 
daß für das Proletariat unmittelbare Vorteile erwachſen? Es war alſo kein 
Zufall, daß dieſelbe Grundſtimmung, dieſelbe Siegeszuverſicht auf der einen 
Seite die Oppoſition der Jungen, auf der anderen Seite die Empfehlung des 
Staatsſozialismus hervorrief. | 

Nicht unähnlich liegt in mancher Hinficht heute die politifche Situation. 
Die Stimmung, die die Wahlniederlage von 1907 vorübergehend erzeugt hatte, 
iſt der entgegengeſetzten gewichen. Daß der Sieg der bürgerlichen Parteien 
1907 ein Pyrrhusſieg war, iſt heute Gewißheit. Das künſtliche Syſtem, dem 
Bülow ſeine Tageserfolge verdankte, iſt völlig zuſammengebrochen, die ge⸗ 
ſchloſſene Schlachtreihe der Gegner des Proletariats momentan geſprengt, und 
die Politik, die an die Stelle der an alle imperialiſtiſchen Inſtinkte appellieren⸗ 
den, in allen Farben ſchillernden Politik des geſtürzten Kanzlers getreten iſt, 
läßt die Reihen der Sozialdemokratie in ſtets ſteigendem Maße anſchwellen. 
Das Machtgefühl der Maſſen aber hat eine ſtarke Steigerung erfahren durch 
die moraliſchen Erfolge, die der preußiſche Wahlrechtskampf gebracht hat. Ein 
lange auf Deutſchland laſtender Bann ward gebrochen, die Maſſen ſelbſt er⸗ 
ſchienen in einem bisher nicht gekannten Maße als unmittelbar in die Politik 
eingreifender Faktor, die polizeilichen Hinderniſſe wurden ſpielend überwunden, 
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der hohe propagandiſtiſche Wert der Straßendemonſtrationen zeigte ſeine Wirk⸗ 
ſamkeit; die elementare Idee der politiſchen Rechtsgleichheit rüttelte Tauſende 
bisher Indifferenter oder Lauer auf, die Sozialdemokratie beherrſchte die innere 
Politik offenſichtlicher und unleugbarer als je zuvor. 

So iſt es kein Wunder, daß ſich heute wieder dieſelben „Tendenzen“ geltend 
machen, die wir nach dem Falle des Sozialiſtengeſetzes in der Partei auftauchen 
ſahen. Aber zwiſchen 1890 und 1910 liegen zwanzig Jahre kapitaliſtiſcher Ent⸗ 
wicklung und als ihre Folge das gewaltige Wachstum der Sozialdemokratie 

einerſeits, die gewaltige ökonomiſche Konzentration und damit verbunden die Be⸗ 

herrſchung der Staatsmacht durch das Finanzkapital andererſeits. Es iſt eine 
Entwicklung, die den Klaſſengegenſatz zwiſchen Bourgeoiſie und Proletariat 
zugleich außerordentlich verſchärft und die ökonomiſche und politiſche Spannung 
zwiſchen den beiden feindlichen Klaſſen außerordentlich geſteigert hat. Wenn 
irgend etwas, jo lehrt die Geſchichte dieſer zwanzig Jahre, daß ſich die Entwick⸗⸗ 
lung zum Sozialismus nicht in der Art vollzieht, daß das Proletariat ſtückweiſe 
ſich immer mehr von der bürgerlichen Staatsmacht aneignet, ſondern umgekehrt: 
mit dem Wachstum des Proletariats wächſt auch der Gegenſatz des kapita⸗ 
liſtiſchen Staates zu ſeinen Forderungen. Daß die Macht des Proletariats 
zunimmt, ſein Einfluß ſteigt, ſeine Forderungen trotz des Widerſtandes nicht 
mehr ignoriert werden können, vollzieht ſich nicht auf dem Wege der Unter⸗ 
ſtützung der bürgerlichen Regierungen durch das Proletariat, ſondern durch 
den Kampf gegen dieſe. Und die Genoſſen, die ſo ſehr für die „reformiſtiſche“ 
Taktik ſchwärmen, haben bisher nicht anzugeben gewußt, daß dieſe Taktik dem 
Proletariat anderer Länder größere Vorteile eingebracht hätte, als ſie das 
deutſche Proletariat ſeinen gewaltigen Organiſationen und ſeiner ſelbſtändigen 
Politik verdankt, die die bürgerlichen Parteien gerade auf ſozialpolitiſchem Ge⸗ 
biet zu Konzeſſionen vorantreibt, aus Furcht, ſonſt ihre bisherigen Anhänger 
aus Arbeiterkreiſen noch raſcher an die Sozialdemokratie zu verlieren. Nichts 
falſcher, als wäre die „poſitive Arbeit“ der deutſchen Sozialdemokratie geringer 
als die irgend einer anderen Arbeiterpartei. In Wirklichkeit ſind ihre Erfolge 
größer, und als wichtigſter Erfolg und dauernde Garantie des Errungenen 
und des noch weit wichtigeren zu Erringenden muß die gewaltigſte „poſitive 
Leiſtung“, die immer lückenloſere Zuſammenfaſſung der Arbeiterklaſſe in ihren 
Organiſationen betrachtet werden. 

Es, ſolgt daraus zugleich, daß die Situation von 1910 allerdings weſentlich 
fortgeſchrittener iſt, als ſie es vor zwanzig Jahren war, und dieſer Fortſchritt 
äußert ſich ja auch im Unterſchied der Formulierungen in den beiden Ten⸗ 
denzen: Heute ſpricht man nicht mehr von einem „Staatsſozialismus“, der 
dem Proletariat von Regierungs wegen ein paar ſozialpolitiſche Konzeſſionen 
zukommen laſſen ſoll, ſondern von der Anteilnahme an der Regierung ſelbſt. 
Und auf der anderen Seite glaubt man bereits den Zeitpunkt gekommen, um 
unmittelbar in die entſcheidenden Maſſenkämpfe um die politiſche Macht ein⸗ 
treten zu können. So extrem die Formulierungen ſind, ſind ſie gerade in dieſer 
ihrer Schärfe ein Beweis für den großen Weg, den das Proletariat in den 
letzten zwei Dezennien zurückgelegt hat. 

Daß dieſe zwei Tendenzen in Magdeburg klarer zum Ausdruck kommen 
als ſeit langem, erklärt ſich alſo aus der politiſchen Situation und gerade aus 
der Gunſt der Situation; ſie ſind aber in jeder Arbeiterbewegung vorhanden, 
die von marxiſtiſchem Geiſte durchtränkt iſt. Denn das Spezifiſche der marxiſtiſchen 
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Politik iſt, daß in ihr die Einſeitigkeit der rein reformeriſchen und der rein 
„revolutionären“ Richtung aufgehoben iſt. Der Marxismus ſieht in dem un⸗ 
abläſſigen Kampfe um Reformen das Mittel, die proletariſche Revolution zum 
Siege zu führen. Im Kampfe um die Reformen lernt das Proletariat ſeine 
Organiſationen aufbauen, die Waffe des Parlamentarismus benützen, die ge⸗ 
ſamte Politik des kapitaliſtiſchen Staates mit dem Inhalt ſeines Klaſſenkampfes 
erfüllen. Im Kampfe um die Reformen begegnet aber das Proletariat in 
wachſendem Grade der Feindſchaft der bürgerlichen Parteien; es lernt dadurch 
ſeine Gegner kennen, lernt, daß es nur auf ſeine eigene Kraft angewieſen iſt 
und daß der Reform durch den unzerſtörbaren Charakter der kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaft ſelbſt beſtimmte Grenzen gezogen ſind, die nur überſchritten werden 
können durch die Überwindung dieſer Geſellſchaft und ihre Umgeſtaltung zum 
ſozialiſtiſchen Gemeinweſen. So weckt der Kampf um die Reformen die revo⸗ 
lutionäre Einſicht und entzündet die Energie zur Revolution gerade an dem 
Kampfe um die Reform. Gerade wegen des leidenſchaftlichen Eifers für die 
Reformtätigkeit, der von ſeiner Einſicht in die Geſetze der Klaſſenkämpfe diktiert 
iſt, iſt Marxismus und Arbeiterbewegung untrennbar verbunden, und indem 
er zugleich in dem Kampfe um die Reform den bedingten Wert jeder Reform 
und die Grenzen der Reformleiſtungen der bürgerlichen Geſellſchaft überhaupt 
aufweiſt, lehrt er die Arbeiterbewegung ihr ſozialrevolutionäres Endziel er⸗ 
kennen, nicht indem er als Schulmeiſter, ſondern indem er als Vorkämpfer der 
Arbeiterbewegung auftritt. 

Reform und Revolution ſind alſo für den Marxismus untrennbar verbunden 
wie Mittel und Zweck. Für ſeine Taktik folgt daraus, daß die Mittel nie 
dem Zweck widerſprechen, daß die Erreichung einer Reform nicht erkauft 
werden kann mit der Preisgabe des Zweckes, dem ſie zu dienen hat, wie er 
umgekehrt ſich gegen alle Illuſionen kehrt, die meinen, den Zweck erreichen 
zu können, ohne die Mittel zu wollen. Aber dieſe Verbindung iſt nichts Feſtes. 
Sie muß immer aufs neue hergeſtellt werden, und ſeine Taktik unterliegt ſtets 
erneuter Prüfung. Zeiten politiſcher Erregung aber führen ſtets zu einer ge⸗ 
wiſſen Lockerung dieſer Verbindung. Auf der einen Seite die Reformer, die 
jetzt die Zeit gekommen glauben, die Herrſchenden zur Nachgiebigkeit durch 
Entgegenkommen bringen zu können; auf der anderen diejenigen, die die poli⸗ 
tiſche Erregung unmittelbar in revolutionäre Kämpfe glauben umſetzen zu können. 
Die maxiſtiſche Politik wird von beiden Seiten zugleich angegriffen, den einen 
iſt ſie zu konſervativ, den anderen zu revolutionär, beiden zu ſtetig. Sie er⸗ 
ſcheint als alte Taktik gegenüber den kühnen Neuerern. 

Aber wir meinen, daß die Partei dieſe alte Taktik gerade in dieſem Auge 
blick wird beibehalten wollen, weil ſie damit ſehr gut gefahren iſt, wobei wir 
freilich meinen, daß eine Taktik, die im preußiſchen Wahlrechtskampf zu ſo 
gewaltigen Straßenkundgebungen gegriffen hat, die auch das Mittel des poli⸗ 
tiſchen Streiks durchaus in den Umkreis ihrer taktiſchen Möglichkeiten ein⸗ 
bezieht, ihre Schmiegſamkeit genugſam erwieſen hat. Die Vorwürfe, die erhoben 
worden ſind, richten ſich auch nicht gegen die Grundſätze dieſer Taktik. Sie 
gehen darauf hinaus, daß die Partei im März ihre Aktionen nicht geſteigert 
und Maſſenſtreiks inſzeniert habe. Da nun wohl darüber Einigkeit herrſcht, 
daß zum Maſſenſtreik vor allem der Wille der Maſſen gehört und dies eine 
Tatfrage iſt, die beſſer als jedem anderen den Parteitagsdelegierten bekannt 
iſt, ſo braucht darüber kein Wort verloren zu werden. Die Ausſprache auf 


Era 


Rudolf Hilferding: Der Parteitag in Magdeburg. 897 


dem Parteitag wird zeigen, ob wirklich der Wille zum Maſſenſtreik vorhanden 


und wirklich erſt durch die Autorität des Parteivorſtandes und das pflicht- 
widrige Verhalten des Zentralorgans der Partei gebrochen, die Revolution 
verpaßt worden iſt. Ebenſowenig iſt hier der Ort, auf die theoretiſchen Er⸗ 
örterungen über die Natur zukünftiger Maſſenſtreiks einzugehen. Uns inter⸗ 
eſſiert hier nur der Vorwurf, daß die Hinlenkung der Aufmerkſamkeit auf die 
künftige Reichstagswahl eine Ablenkung von den eigentlichen revolutionären 
Aufgaben der Partei wäre. | 

Nun meinen wir nicht, daß hier eine Gefahr vorläge und daß die Dar- 
ſtellung, Karl Kautsky ſei plötzlich ein Nurparlamentarier geworden, viel 
Glauben finden werde. Aber dieſe etwas ſkeptiſche Art, von den künftigen 
Wahlen zu ſprechen, ſcheint zweierlei zu überſehen. Auch der Anhänger des 
Maſſenſtreiks wird ihn nur dann empfehlen können, wenn die Maſſen ihn 
als einziges Mittel, das ihrer politiſchen Aktion zu Gebote ſteht, erkannt 
haben. Es iſt aber ſicher, daß heute die Aufmerkſamkeit der Maſſen auf den 
künftigen Wahlſieg gerichtet iſt. Das parlamentariſche Mittel hat nicht nur 
noch nicht verſagt, es verſpricht diesmal in ſeiner Anwendung größere Durch⸗ 
ſchlagskraft als vorher. Die Meinung, daß es — wenn nicht ganz unvorher⸗ 
geſehene Ereigniſſe eintreten — vor den Wahlen zur Anwendung großer 
außerparlamentariſcher Mittel kommen könne, überſieht gerade eines der 
wichtigſten Momente, die wirkliche pſychologiſche Stimmung der Maſſen. 
Und nicht minder ſicher iſt es, daß dieſe Stimmung durchaus das Richtige 
trifft. Natürlich nicht in dem banalen Sinne, der den Verteidigern der alten 
Taktik unterſchoben wird, als erwarteten ſie wer weiß welche geſetzgeberiſche 
Erfolge von dem neuen Reichstag. Darüber Illuſionen zu erwecken, wäre 
natürlich das Verkehrteſte und liegt in niemandes Abſicht. Aber die Wahlen 
werden aufs neue das Siegesbewußtſein und das Machtgefühl der Maſſen 
ſteigern und gerade dadurch jene Kampfesſtimmung entſtehen laſſen, die not⸗ 
wendig iſt, um auch der preußiſchen Wahlrechtsbewegung jene Wucht zu geben, 
die zur Durchſetzung unſerer Forderungen unentbehrlich iſt. Und umgekehrt 
wird die Willensäußerung des Volkes die Widerſtandskraft unſerer Gegner 
erſchüttern. Die Folgen, die daraus entſpringen können, heute zu beſtimmen, 
iſt weder nötig noch auch möglich. Sicher iſt nur das eine, daß eine neue, 
für uns günſtigere Situation geſchaffen werden wird. Vor dem Eintritt dieſer 
günſtigen Situation, die wir mit Beſtimmtheit erwarten dürfen, einen Kampf 
von unabſehbaren Folgen heraufzubeſchwören, dazu würde kein Politiker raten, 
ſelbſt wenn er der falſchen Meinung wäre, daß es hätte gelingen können, die 


Aktionen im Wahlrechtskampf noch über die Grenzen hinauszutreiben, die ſie 


bei dem Verſchwinden der Wahlrechtsvorlage erreicht hatten. 
Deshalb erwarten wir auch bei dem Punkte über die Wahlrechtsfrage keine 


allzu ausgedehnten Debatten; die Erörterung wird viel mehr davon getragen 


ſein, das Signal zu künftigen Kämpfen zu geben, als die vorausgegangenen, 
mit denen die Partei wirklich zufrieden ſein kann, zu kritiſieren. Die Kritik, 
die von Seite der „revolutionären“ Tendenz einſetzen wird, wird beim Parteitag 
kaum ein ſtarkes Echo finden. 

Daß dieſe angeblich allein revolutionäre Tendenz in dieſem Augenblick ſo 
geringen Widerhall findet, darf uns aber nicht darüber täuſchen, daß ſie eine 
ernſte Mahnung bedeutet. Beide Tendenzen, die „reformiſtiſche“ wie die 
„revolutionäre“, bedingen ſich gegenſeitig, haben aber auch die Neigung, ſich 
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immer ſchärfer zu formulieren, ſich abzugrenzen und ſchließlich die Gefahr 
beſonderer Fraktionsbildung innerhalb der Partei zu erzeugen. Dieſe Gefahr 
kann nur überwunden werden durch marxiſtiſche Politik, in der die feindlichen 
Gegenſätze, die zunächſt die Partei zu zerreißen drohen, aufgehoben werden. 
Es iſt kein Zufall, daß die Einheit einer proletariſchen Partei um ſo un⸗ 
erſchütterlicher iſt, je mehr ſie von marxiſtiſchem Geiſte beherrſcht wird. Aber 
dies iſt auch eine wichtige Aufgabe, die das Verantwortungsgefühl aller Partei⸗ 
genoſſen anruft: die Einheit der Partei zu wahren gegen die Sonderungs⸗ 
gelüſte einzelner Teile. 

Und es iſt dieſer Geſichtspunkt, der dem badiſchen Falle ſeine beſondere 


Bedeutung gibt. Nicht um die Frage der Meinungsfreiheit handelt es ſich, 


die nach links und rechts gewahrt werden muß, und die gerade Marxiſten, 
die glauben, daß die Bekämpfung des Marxismus ſowohl von links als von 
rechts her unvermeidliche Begleiterſcheinung ſeines führenden Einfluſſes ſind, 
nicht allzu eng ziehen wollen. Was dem badiſchen Falle ſeine Wichtigkeit 
gibt, iſt dies, daß hier zum erſten Male offen ein Beſchluß der Geſamtpartei 
verletzt und der Geſamtpartei mehr oder weniger deutlich das Recht ab⸗ 
geſprochen wird, über jene Angelegenheiten, die die Partei als gemeinſame 
und von ihr zu regelnde erkannt hat, eine Entſcheidung zu treffen. Es iſt 
möglich, daß unſere badiſchen Genoſſen dagegen einwenden werden, ſie hätten 
nicht oder nicht nur als „Reviſioniſten“ gehandelt, ſondern als die berufenen 
Vertreter der beſonderen Intereſſen des badiſchen Proletariats. Aber dieſer Ein⸗ 
wand kann nichts beweiſen, wollte man ihm ſelbſt eine gewiſſe Berechtigung 
zugeſtehen. Denn was heute den Führern einer Landtagsfraktion recht, müßte 
morgen erſt gewiß den Führern von Parteifraktionen als billig zugeſtanden 
werden. Iſt erſt das Recht, daß in manchen Fragen — und die zu beſtimmen 
ſoll ja der Parteitag ſelbſt nicht einmal die Befugnis haben — Beſchlüſſe 
der Geſamtpartei keine Geltung haben, durch die Tat geſetzt, ſo iſt die Einheit 
der Partei nicht mehr vorhanden. Dies iſt der entſcheidende Punkt, und dies 
hat die Partei auch klar erkannt. Schon heute läßt ſich ſagen, daß die über⸗ 
wältigende Majorität in den Gewerkſchaften und in der Partei es ablehnt, 
in dieſem Punkte „ruſſiſch“ zu ſprechen; daß ſie die Verdichtung verſchiedener 
taktiſcher Auffaſſungen zu verſchiedenem Tun nicht dulden wird. Der Partei⸗ 
tag wird über dieſe Frage ſehr deutlich „deutſch“ ſprechen und die Gefahr 
im Keime erſticken, daß die Partei in gegeneinander handelnde Gruppen 
zerfällt. 

Gerade aber, weil dieſe Überzeugung in der Partei ſo allgemein iſt, kann 
der Parteitag dieſe Debatte mit jener Ruhe führen, die das Bewußtſein gibt, 
in dieſem Punkte die Parteigenoſſen geſchloſſen und einig hinter ſich zu haben. 
Und eben deshalb wird ſich ſeinem Votum, hinter dem die moraliſche Wucht 
der geſamten Partei ſtehen wird, kein Sozialdemokrat entziehen können. Nichts 
törichter als die Illuſion der badiſchen Nationalliberalen, die ſozialdemokratiſchen 
Parlamentarier könnten „nicht mehr zurück“. Ganz abgeſehen davon, daß eine 
Abſtimmung für das Budget ſelbſt dem opportuniſtiſcheſten Sozialdemokraten 
wohl ſtets als Ausnahmefall erſcheint und nicht als Regel, iſt es für jeden 
Sozialdemokraten ſelbſtverſtändlich, im Einklang mit der Partei zu bleiben, 
weil er anders eben aufhören müßte, Sozialdemokrat zu ſein. 

Von dieſer Betrachtung des badiſchen Falles werden den Parteitag auch 
nicht die Ausführungen abbringen können, die die Verteidiger des Diſziplin⸗ 


* 
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bruches gemacht haben. Umgekehrt, jede ſolche Verteidigung muß vielmehr 
den Parteitag nur um ſo mehr veranlaſſen, in dieſem Punkte durch eine klare 
und entſchiedene Willenskundgebung ein „Bis hierher und nicht weiter“ zu 


ſprechen. Denn jede ſolche Verteidigung führt nur dazu, ein Recht auf Diſzi⸗ 
plinbruch weit über den Einzelfall hinaus in Anſpruch zu nehmen. In der 
Tat hat die Verteidigung auch nur das Gegenteil von dem erreicht, was ſie 


bezweckte. 
Deshalb iſt auch der Magdeburger Parteitag nicht in der Lage, auf die 


Frage der Budgetbewilligung ſelbſt einzugehen. Denn dies hieße anerkennen, 


daß, um die Verhandlung eines ſtrittigen Beſchluſſes zu erzwingen, Partei⸗ 
genoſſen nur nötig hätten, gegen ihn zu verfehlen. Gewiß iſt ein Teil unſerer 
Genoſſen Gegner des Nürnberger Beſchluſſes, und gewiß wird man ihrem 
Wunſche, die Budgetfrage nochmals zu verhandeln, auf einem künftigen Partei⸗ 
tag Rechnung tragen können. Aber dieſe Verhandlung kann nicht als Kon⸗ 
zeſſion an einen Diſziplinbruch erzwungen werden, ſondern muß dem freien 
Entſchluß der Partei entſpringen. Der Diſziplinbruch darf nicht einmal zum 
Schein als taktiſches Mittel innerhalb der Parteipolitik anerkannt werden. 

So dürfen wir auch in dem badiſchen Falle, der zuerſt ſo bedrohlich ſchien, 
das Vertrauen hegen, daß der Parteitag dieſen Vorſtoß gegen die notwendigen 
Grundlagen jeder einheitlichen Parteiaktion mit Leichtigkeit abwehren wird. 
In dieſer Frage haben die deutſchen Arbeiter mit treffſicherem Inſtinkt ihre 
Meinung kundgegeben, und gerade die große Einmütigkeit, die dabei hervor⸗ 
trat, hat bewirkt, daß das, was zuerſt eine ernſte Gefahr für die Geſchloſſen⸗ 
heit der Partei zu werden drohte, ſchließlich zu ihrer Feſtigung und Stärkung 
beitragen wird. | 

Die übrigen Punkte der Tagesordnung werden zu tiefergehenden Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten keinen Anlaß geben, um ſo mehr aber die Intereſſen der 
Partei fördern. Die Reichsverſicherungsordnung ſoll das ſozialpolitiſche Deko⸗ 
rationsſtück des ſchwarzblauen Blocks für die nächſten Wahlen werden, ſoll 
insbeſondere dem Zentrum bei ſeinen Arbeiterwählern als Entſchuldigung für 
ſeinen Verrat bei der Finanzreform und der preußiſchen Wahlrechtsvorlage 
dienen. Die Verhandlungen werden den bureaukratiſchen Geiſt der Feindſchaft 
gegen die Selbſtverwaltung der Arbeiter, der dieſe „Reform“ durchzieht, rück⸗ 
ſichtslos aufzeigen und für die wichtigen Aufgaben unſerer Fraktion bei den 
künftigen Verhandlungen im Reichstag gute Vorarbeit leiſten. 

Für die Debatte über das Genoſſenſchaftsweſen haben die Verhandlungen 
von Kopenhagen reiche Anregungen geboten. Der Parteitag wird ohne Zweifel 
zu dem Beſchluß gelangen, die Organiſation der Konſumenten dadurch kräftig 
zu fördern, daß er ſeine moraliſche Autorität für den Eintritt der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Arbeiter einſetzen wird. Damit wird zugleich der Überſpannung des 
Neutralitätsbegriffs, die heute von einigen in der Konſumvereinsbewegung 
leitenden Perſonen beliebt wird, am wirkſamſten entgegengetreten. Sind erſt die 
ſozialdemokratiſchen Arbeiter und Arbeiterinnen in Maſſen in den Konſum⸗ 
vereinen, haben ſie erkannt, daß auch dieſe Vereine im Emanzipationskampf 
des Proletariats gute Dienſte leiſten können, wenn in ihnen ſozialiſtiſcher Geiſt 
und ſozialiſtiſches Feuer lebt, dann iſt uns nicht bange, daß ſie den Vereinen, 


unter voller Wahrung des unpolitiſchen Charakters und der nötigen Selb⸗ 


ſtändigkeit der Konſumentenorganiſationen, den gemeinſamen Grundcharakter 
der deutſchen Arbeiterbewegung aufprägen werden. 


en 
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Den Schluß der eigentlichen Parteitagsverhandlungen wird der Bericht 
vom Kopenhagener Kongreß bilden, den zu geben leider diesmal unſerem Ge⸗ 
noſſen Singer verſagt iſt. Der Referent wird von den großen Fortſchritten 
der Internationale erzählen können, aber mit Fug und Recht darauf hin⸗ 
weiſen dürfen, daß in keinem Lande der Welt die Sozialdemokratie kampf⸗ 
froher und ſiegesfreudiger iſt als heute in Deutſchland. Vom Magdeburger 
Parteitag hoffen wir, daß er dieſen Kampfesmut erhöht, indem er der Partei 
die Gewißheit wiedergibt, daß ſie in eiſerner Geſchloſſenheit daſteht, wenn es 
den Kampf mit dem Feinde gilt, daß er die Siegesfreude ſtärkt, indem er den 
Genoſſen ſagt, daß ſie in dem vergangenen Jahre gut gearbeitet und nicht 
umſonſt gearbeitet haben. 


Kopenhagen. 
Von J. Karski. 


Was in Nr. 48 Genoſſe Kautsky über den vorausſichtlichen Charakter 
des Kopenhagener Kongreſſes ausgeführt hat, iſt ziemlich genau eingetreten: 
große prinzipielle Meinungsverſchiedenheiten ſind nicht zutage getreten, ge⸗ 
ſchweige denn zum Austrag gebracht worden. Nicht daß über die Fragen, 
die auf der Tagesordnung ſtanden, Einmütigkeit herrſchte, aber es waren 
doch Meinungsverſchiedenheiten, die ſtets nur gewiſſe Details betrafen, und 
niemand wäre wohl imſtande, bei den Debatten in den Kommiſſionen und 
noch weniger in den Abſtimmungen zwei verſchiedene Richtungen zu unter⸗ 
ſcheiden, wie ſie zum Beiſpiel auf dem Kongreß in Amſterdam ſo deutlich ſich 
abzeichneten. N 

Bei einer Anzahl von Fragen, die auf der Tagesordnung ſtanden, ſchied 
die Möglichkeit einer ſolchen ſcharfen Trennung von vornherein aus. 

So zeigte ſich bei der einen Frage, die eine unmittelbare, konkrete Bedeu⸗ 
tung hatte, bei dem Konflikt um die Gewerkſchaften in Sſterreich, 
eine vollſtändige Übereinſtimmung bei allen Nationen. Die meiſten der Dele⸗ 
gierten bekamen wohl erſt auf dem Kongreß ſelbſt einen Begriff von der 
furchtbaren Erbitterung, mit der der Kampf zwiſchen den „Separatiſten“ und 
den „Zentraliſten“ geführt wird. Wie leicht erklärlich, iſt die Zuſpitzung am 
allerſchärfſten unter den tſchechiſchen Genoſſen ſelbſt. Immer wieder brachen 
die gegenſeitigen Anklagen hervor. Die „Zentraliſten“ tſchechiſcher Nationa⸗ 
lität beben vor Zorn, wenn ſie davon ſprechen, wie man ſie in der Heimat 
als Verräter am eigenen Volke denunziert, wie man ihnen vorwirft, ſie wären 
„deutſche Agenten“ und „Knechte der Wiener Zentrale“. Und von der anderen 
Seite fallen wiederum ebenſo zornige Anklagen über die angebliche Schädi⸗ 
gung der tſchechoſlawiſchen Partei durch die Zentraliſten. Es war ein tief 
betrübendes Bild, das ſich hier darbot, und jedem Beobachter muß ſich die 
Überzeugung aufdrängen, daß dieſer Bruderſtreit, wenn er nicht in aller⸗ 
nächſter Zeit geſchlichtet wird, auch die tſchechoſlawiſche ſozialdemokratiſche 
Partei zerrütten muß. Es iſt undenkbar, daß Männer, die in der Gewerk⸗ 
ſchaftsbewegung einander ſo haßerfüllt bekämpfen, in der politiſchen Bewegung 
erfolgreich Schulter an Schulter kämpfen können. Gerade weil die tſchechiſche 
Sozialdemokratie ſo glänzende Siege erfochten hat, weil ſie eine in mancher 
Hinſicht unübertreffliche Organiſation geſchaffen hat, muß die Gefahr, daß 
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ihr Vormarſch durch dieſen Zwiſt aufgehalten wird, ihre Reihen in Verwirrung 
geraten, mit tiefſter Beſorgnis erfüllen. Die „Separatiſten“ blieben iſoliert. 
Nicht eine Stimme erhob ſich für ſie im Arbeiterparlament der Internatio⸗ 
nale, und das muß ihnen eine ernſte Mahnung ſein. 

Der Kongreß hat aber auch den Weg gewieſen, der aus der Wirrnis 
führen kann. Wir haben das internationale Sekretariat der Gewerkſchaften, 
das berufen iſt, in einer ſolchen Streitfrage zwar nicht zu entſcheiden, aber 
zu vermitteln. Der Kongreß hat dies betont, indem er im Anſchluß an die 
von der öſterreichiſchen Reichszentrale der Gewerkſchaften vorgelegte Reſo⸗ 
lution, die er einſtimmig (gegen die Stimmen der tſchechiſchen Separatiſten 
allein) akzeptierte, auf dieſe Rolle des internationalen Sekretariats hinwies. 
Noch dürfen wir daher die Hoffnung hegen, daß es dank dieſer Vermittlung 
gelingt, die Einigkeit herzuſtellen. Sie beſtand ja bisher, es haben jahr⸗ 
zehntelang die tſchechiſchen Genoſſen in den Gewerkſchaften zuſammen mit den 
Genoſſen anderer Nationalitäten Oſterreichs gewirkt, und ſie haben gerade 
auf dieſem Wege ihre ſchönſten Erfolge erzielt. Es wirken auch heute die 
deutſchen, die polniſchen, die italieniſchen Gewerkſchaften in Oſterreich gemein⸗ 
ſam unter zentraler Leitung und marſchieren vorwärts. Deshalb iſt es un⸗ 
denkbar, daß bei gutem Willen auf beiden Seiten — und an dem darf vor⸗ 
läufig niemand zweifeln — der Friede geſchloſſen werden kann. Wenn der 
Kopenhagener Kongreß dieſes eine Reſultat herbeiführt, ſeine Arbeit wäre 
herrlich gelohnt. 

Die zweite Reſolution, die die gewerkſchaftliche Bewegung berührt, 
kann leider nicht befriedigen. Den Anlaß zu dem Beſchluß gab das voll: 
ſtändige Verſagen der engliſchen und auch der amerikaniſchen Gewerkſchaften 
bei dem Generalſtreik in Schweden. Auch den franzöſiſchen Syndikaten wurde 


| gründlich die Meinung gejagt, weil fie wohl ſehr „revolutionäre“ Worte für 


die Kämpfenden hatten, aber recht wenig Geld. Doch iſt es ein recht plato⸗ 
niſcher Beſchluß, wenn der Kongreß den engherzigen engliſchen Gewerkſchaften 
den Rat erteilt, aus ihren Statuten die Satzungen zu entfernen, die es ver⸗ 
hindern, daß die Leitung der Gewerkſchaft über die Gelder zur Unterſtützung 
der Kämpfe im Ausland verfügt (unter Berufung auf dieſe Satzungen wurde 
nämlich die Unterſtützung verweigert). Worauf es ankommt, das iſt nicht 


nur das Beſtehen ſolcher Beſtimmungen, ſondern die traurige Tatſache, daß 


* 


die engliſchen und amerikaniſchen Gewerkſchaften nicht von dem Geiſte des 


auch das Gefühl der internationalen Solidarität ſich nicht betätigen. 4 
Aber man muß eingeftehen, daß bei dieſer Reſolution „über die 


internationale Solidarität“ der Kongreß wie die Katze um den heißen 
Brei herumgegangen iſt. Er hat es vermieden, die Frage, die hier am bren⸗ 


nendſten iſt, auch nur zu berühren, nämlich die Frage der Abſchließung vieler 


5 Gewerkſchaften in England, Auſtralien und Amerika gegen die Ausländer. 


Dieſe Frage wird von Jahr zu Jahr brennender ganz beſonders in Amerika, 


wo immer neue Scharen fremder Arbeiter von den Kapitaliſten herbeigezogen 


werden und dieſe Scharen außerhalb der Organiſationen bleiben, nicht weil 
ſie unfähig zur Organiſation ſind, ſondern weil man ihnen den Zutritt zur 
Organiſation verweigert. Die Vertreter der Gewerkſchaften auf dem Kongreß 


mögen der Meinung geweſen ſein, daß man dieſe Frage erfolgreicher auf 
dem Internationalen Gewerkſchaftskongreß behandeln kann, der im nächſten 


7 


PN 


i 
N 
. 1 


ö proletariſchen Klaſſenkampfes durchdrungen ſind. Wo dieſer Geiſt fehlt, kann 1 
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Jahre in Budapeſt zuſammentreten ſoll, aber ſicher hatte auch der Inter⸗ 
nale ſozialiſtiſche Kongreß allen Anlaß, in dieſer Frage ſich zu äußern. Sein 
Votum würde jedenfalls einen gewiſſen Einfluß auf die Arbeiterſchaft Eng⸗ 
lands und Amerikas ausüben, zumal für dieſe Arbeiterſchaft ſelbſt die Zu⸗ 
ſtände ſich in gefährlicher Weiſe zuſpitzen. Fernhaltung der fremden Arbeiter 
von der Landesgrenze iſt ein Ding der Unmöglichkeit, und die Anhäufung 
gewaltiger Arbeitermaſſen in Amerika und Auſtralien, die außerhalb der Or⸗ 
ganiſation bleiben, muß auf die Dauer die Gewerkſchaften vollſtändig lahm⸗ 
legen. Die Zeit drängt, die Gefahr wächſt von Tag zu Tag! 

Sehr ſtark hat abermals die Frage der Abrüſtung und der Ver⸗ 
hinderung von Kriegen die Geiſter erregt. Mehr denn je beſteht die 
Gefahr, daß die Militärmächte zu einem Kriege gedrängt werden, der Im⸗ 
perialismus iſt das herrſchende Prinzip des modernen Kapitalismus. Und 
nicht nur der Gegenſatz zwiſchen den Intereſſen der Großmächte ſpitzt ſich zu 
einem Konflikt zu, beſonders der Gegenſatz zwiſchen Deutſchland und Eng⸗ 
land, an allen Ecken der Welt ſind die Kriegsdrohungen permanent. Vor 
kurzem erſt mußten die Proletarier Spaniens einen Verzweiflungskampf 
führen gegen die Kriegsgelüſte ihrer Regierung, Oſterreich ſtand der Kriegs⸗ 
gefahr gegenüber, auf dem Balkan kann jeden Augenblick der Brand empor⸗ 
lodern, ein Krieg zwiſchen den Vereinigten Staaten und Japan war bereits 
vor kurzem in greifbare Nähe gerückt, und die Konflikte mehren ſich weiter 
zwiſchen dieſen beiden Staaten. Deshalb wird für das Proletariat der 
ganzen Welt die Frage des Krieges und Friedens zu einer der brennendſten. 
Aber die Einmütigkeit wurde wie bereits in Stuttgart geſtört durch wenig 
überlegte Forderungen bei Feſtſetzung der Mittel und Wege zur Verhütung 
der Kriege und der Rüſtungen. 

Über den Vorſchlag der Italiener, als nächſte Forderung die Reduzierung 
der Rüſtungen und der Ausgaben auf 50 Prozent aufzuſtellen, iſt kaum ein 
Wort zu verlieren. Es iſt ſo recht die rein parlamentariſche Auffaſſung der 
ganzen Aufgabe, die Auffaſſung des „regierungsfähigen“ Sozialismus: man 
würde fortan in den Parlamenten 50 Prozent bewilligen und würde viel⸗ 
leicht auch mit ſich handeln laſſen: 60 Prozent — 70 Prozent — 75 Prozent. 
Prozentſozialismus nannte es Ledebour, und es fand ſich niemand, der dieſe 
Politik dem Proletariat empfohlen hätte. Das iſt immerhin erfreulich, denn 
es beweiſt, daß auch dort, wo man bereit wäre, den italieniſchen Poſſibilis⸗ 
mus zu akzeptieren, die Konſequenzen ſchrecken. 

Ernſter war die Kontroverſe um das Amendement Keir Hardie⸗Vaillant, 
das den Maſſenſtreik als das entſcheidende Mittel nicht nur empfehlen, 
ſondern gewiſſermaßen allen Parteien aufoktroyieren wollte. Schon in Stutt⸗ 
gart hat man darüber debattiert und iſt zu dem Schluſſe gekommen, daß es 
nicht angehe, ein derartiges imperatives Gebot aufzuſtellen, weil es nicht den 
Verhältniſſen Rechnung trägt. Man wird es uns nicht verübeln, wenn wir 
ſagen, daß wir wohl an den feſten Willen Keir Hardies und ſeiner Partei⸗ 
freunde glauben, den Krieg durch einen Maſſenſtreik der Arbeiter, die an der 
Produktion und dem Transport von Kriegsmaterial beteiligt ſind, unmöglich 
zu machen, aber ſehr ſtarke Zweifel hegen, ob ihr Einfluß auf die engliſche 
Arbeiterſchaft ſtark genug wäre, um dieſes Mittel auch wirklich in Anwendung 
zu bringen. Gerade nachdem eben erſt die Engherzigkeit der engliſchen 
Trade Unions ſo ſcharf betont werden mußte, kommt der Glaube nicht auf, 
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daß die Trade Unions wirklich ſich bereit finden würden, zu ſolch einem 


Radikalmittel zu greifen. Das aber ſteht außer Zweifel: die Entſcheidung, 
ob ein ſolcher Streik begonnen und durchgeführt wird, liegt nicht bei den 
ſozialiſtiſchen Führern, ſondern bei den Gewerkſchaften. Wenn man anläßlich 
der Unterſtützung der Schweden den Franzoſen zurief: „Weniger revolutionäre 
Worte, aber mehr Geld wäre beſſer geweſen“, ſo muß man auch hier ſagen: 
Weniger imperative Beſchlüſſe, aber mehr ſozialiſtiſcher Geiſt iſt notwendig. 


Iſt jedoch das Proletariat eines Landes von dem Geiſte des Sozialismus, 


von dem Geiſte des Klaſſenkampfes durchdrungen, dann kann gar kein Zweifel 
darüber beſtehen, daß dieſes Proletariat auch alles daranſetzen wird, die 
Weiterführung eines Krieges zu verhindern. Unter den Mitteln, die dazu 
dienen, wird zweifellos der Maſſenſtreik das entſcheidende ſein. Das kam auch 
in den Debatten der Kommiſſion zum Ausdruck. In der Tat iſt ja die Lage 
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heute ſo, daß für jeden Staat ein Krieg leicht zur Revolution führen kann, 


genau wie er dazu in Rußland geführt hat. Dieſe Revolution wäre eine 
proletariſche Revolution, und für dieſe iſt der Generalſtreik das von ſelbſt 


gegebene Ausdrucksmittel. Darüber beſteht alſo kaum ein Streit. Nicht ſo 
klar jedoch liegt die Frage, ob ein Maſſenſtreik ſchon heute dazu dienen kann, 


dem Kriege vorzubeugen, und darauf kommt es bei dem Amendement Keir 


Hardie⸗Vaillant ſchließlich an. 

In vielen Fällen brechen Kriege plötzlich und unerwartet aus. Daher ſetzt 
die Anwendung eines Maſſenſtreiks zur Vorbeugung des Krieges voraus, daß 
die Arbeiterorganiſationen derart ſchlagfertig ſind, daß es nicht einmal eines 
Kommandos, nicht einmal einer Anweiſung bedarf. Es müßte ſich dieſer 
Maſſenſtreik, wenn er Erfolg haben ſoll, ebenſo prompt vollziehen wie die 
Mobiliſierung der Armee. a 

Sind unſere Organiſationen ſo weit? Dürfen wir hoffen, eine ſolche Mobili⸗ 
ſierung des Proletariats durchzuführen? Das waren die Erwägungen, die den 
Delegierten der meiſten Nationen geboten, nicht ohne weiteres dem Amende— 
ment zuzuſtimmen. Nicht daran beſteht der Zweifel, ob dieſes Mittel er— 
wünſcht, ſondern daran, ob es durchführbar iſt. Beſteht aber ein ſolcher 
Zweifel, dann bleibt eben nur die Aufgabe, die Frage zu ergründen. Daher 
mußte der Kongreß logiſcherweiſe das Amendement dem Internationalen 
Sozialiſtiſchen Bureau zum Studium überweiſen. Dieſer Antrag wurde von 
den Vertretern Belgiens, Amerikas, Rußlands, Polens, Oſterreichs und 
— last not least — Deutſchlands geſtellt; der Kongreß erhob ihn einſtimmig 
zum Beſchluß. So iſt wohl ſicher, daß dieſer Beſchluß auch durchgeführt wird 
und der nächſte Kongreß ein reiflich überlegtes Votum abgeben kann. 

Dadurch, daß Genoſſe Ledebour bei dieſer Gelegenheit das Wort „Budget⸗ 
bewilligung“ in die Debatte warf, wurde die juriſtiſch⸗parlamentariſche Defi⸗ 
nierungswut angefacht. In Deutſchland dürfte nach den jahrelangen Debatten 
klar ſein, was eigentlich gemeint iſt: die Gegner der Budgetbewilligung klammern 
ſich nicht an die Formalität, ſondern es kommt ihnen darauf an, daß die 
parlamentariſchen Vertreter des Proletariats der Regierung eines kapitaliſtiſchen 
Staates nicht durch die Bewilligung des Budgets das formelle und moraliſche 
Recht zugeſtehen dürfen, über das Vermögen des Volkes zu verfügen. Aber in 
anderen Ländern hat das Wort „Budgetbewilligung“ kaum dieſe Bedeutung 
erlangt, und richtig antworteten die engliſchen Delegierten prompt, daß ſie das 
Budget für Armee und Marine nicht bewilligen, da in England über die 
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Ausgaben für Zivilverwaltung und Wohlfahrtseinrichtungen und die Aus⸗ 
gaben für Heer und Marine geſondert abgeſtimmt wird. Inwieweit das 
richtig iſt, braucht an dieſer Stelle nicht unterſucht zu werden. Aber auch 
wenn dem ſo wäre, iſt dieſe Antwort nur ein Ausweichen. Nicht darauf kommt 
es an, ob die engliſchen Arbeitervertreter formal die Summen für die Panzer⸗ 
ſchiffe bewilligen oder nicht, ſondern darauf, ob fie die bourgeoiſe Regierung 
im allgemeinen unterſtützen oder nicht. Und ſo die Frage geſtellt, iſt doch 
wohl die Antwort nur in einem Sinne möglich: Eine Arbeiterpartei, die mit 
der Regierungspartei durch dick und dünn geht, ſowohl bei den Wahlen als 
in der parlamentariſchen Praxis, macht ſich für das geſamte Gebaren dieſer 
Regierungspartei mit verantwortlich, auch für die Politik der Rüſtungen einer 
ſolchen Partei. Es geht wirklich nicht an, daß man dem Arbeiter zuruft: Im 
Kriegsfalle iſt alles daranzuſetzen, um den Krieg zu verhindern, da müßt ihr 
zu jedem Opfer bereit ſein, — und daß man auf der anderen Seite davor 
zurückſchreckt, den parlamentariſchen Vertretern zu ſagen: Eure erſte Pflicht iſt 
es, alles daranzuſetzen, die Regierung an der Betätigung ihres Militarismus 
zu hindern. Die Teilnahme an den Parlamenten hat für eine ſozialiſtiſche 
Partei unter anderem auch den Zweck, der Agitation und der Propaganda 
zu dienen, das Denken und Fühlen der Maſſen zu beeinfluſſen. Es iſt aber 
zweifellos die wirkſamſte Propaganda für den Frieden, wenn im Parlament 
mit den ſchärfſten Mitteln gegen den Militarismus gekämpft wird. Solche 
Kämpfe, die die politiſchen Leidenſchaften aufs äußerſte erregen, wirken tiefer 
als die ſchönſten Reden gegen den Krieg. Das ſollten die engliſchen Genoſſen 
vor allem beherzigen. | 

Der Beſchluß des Kongreſſes, der die Stuttgarter Reſolution von neuem 
beſtätigt und die Aufforderung enthält, im Kriegsfall alle Mittel, alſo auch 
den Generalſtreik anzuwenden, um den Krieg zu verhindern oder die Weiter⸗ 
führung eines bereits ausgebrochenen Krieges unmöglich zu machen, kann 
durchaus befriedigen. Welche Mittel in einer gegebenen Situation ſich als 
die zweckmäßigſten erweiſen, das zu entſcheiden muß freilich Sache der Prole⸗ 
tarier eines jeden Landes ſein. Erfreulich iſt, daß die Tagung in Kopenhagen 
erwieſen hat, wie ſtark das Gefühl iſt bei den Proletariern aller Nationen, 
unter allen Umſtänden das Wort wahr zu machen: Krieg dem Kriege. 

In den Fragen der Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit, der Frage 
der Arbeiterſchutzgeſetzgebung ſind Kontroverſen nicht zutage getreten. 
Dieſe überaus wichtigen Fragen haben durch den Austauſch der Erfahrungen 
der Kenner der einſchlägigen Materie ſicher eine weitere Klärung erfahren, und 
zweifellos werden die Anregungen, die die Teilnehmer am Kongreß nicht nur 
aus den Debatten, ſondern vielleicht noch mehr außerhalb des Sitzungsſaales 
im perſönlichen Verkehr erfahren haben, gute Früchte zeitigen. 

Auch die Reſolution über das Genoſſenſchaftsweſen, die nach langen 
Kommiſſionsdebatten einmütig angenommen wurde, wird nicht ohne Wirkung 
auf die Weiterentwicklung dieſer Organiſationen bleiben. Man könnte wünſchen, 
daß der Paſſus, in dem es heißt, die Genoſſenſchaften helfen „die Demokrati⸗ 
ſierung und Sozialiſierung der Produktion und des Austauſches vorzubereiten“, 
deutlicher gefaßt wäre, da er zu Mißverſtändniſſen führen kann, aber die 
folgenden Sätze, die darauf hinweiſen, daß die Genoſſenſchaftsbewegung allein 
„niemals eine Befreiung der Arbeit herbeiführen kann“, jedoch eine Waffe im 
Klaſſenkampf ſein ſoll, ſind jedenfalls geeignet, Mißverſtändniſſen vorzubeugen. 
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Daß die direkte Verbindung der Genoſſenſchaften mit der Partei, wie in 
Belgien, Holland und Frankreich, nicht zur Verpflichtung für alle Länder 
gemacht wurde, liegt im Intereſſe der Partei wie der Genoſſenſchaften. Da ſich 
der deutſche Parteitag in Magdeburg noch eingehend mit dieſer Frage be⸗ 
ſchäftigen wird, erübrigt ſich hier ein weiteres Eingehen auf dieſelbe; die 
Kopenhagener Reſolution trifft auch für deutſche Verhältniſſe das Richtige, 
indem ſie einmal die Verſchmelzung der Genoſſenſchaften mit der Partei nicht 
aufzwingt, andererſeits den Wert betont, den in allen Ländern die Konſu⸗ 


mentenorganiſationen als eines der Mittel, den Klaſſenkampf zu unterſtützen, 


haben können, wenn ſie von ſozialiſtiſchem Geiſte durchdrungen ſind, und 
dieſes Ziel iſt ſehr leicht zu erreichen, wenn die ſozialiſtiſchen Arbeitermaſſen 
Mitglieder der Konſumvereine werden. 

Eine Anzahl Reſolutionen, ſo die gegen die Todesſtrafe, die Sympathie— 
kundgebungen für die Proletarier Finnlands, Japans, der Türkei ſind viel⸗ 
leicht „Selbſtverſtändlichkeiten“, aber ſicher ſind ſie von großer moraliſcher 
Bedeutung, und einzelne von ihnen ſind außerdem wertvoll zur Beleuchtung 


der Kluft zwiſchen bourgeoiſer und proletariſcher Weltauffaſſung. So iſt 
ungemein charakteriſtiſch, daß während die liberalen und demokratiſchen Schön⸗ 
geiſter für die „Freiheitshelden“, die Jungtürken ſchwärmen, die proletariſche f % 


Internationale ſich gezwungen ſieht, dieſe jungtürkiſche Regierung für ihre 
barbariſche Verfolgung des Proletariats zu brandmarken. Es iſt charakteriſtiſch, 
daß während die bürgerliche Welt ſeit dem Siege Japans die japaniſche 
Bourgeoiſie als heldenhafte Verteidigerin der nationalen Unabhängigkeit gegen 
ruſſiſche Eroberungsſucht feiert und über die Unterjochung Koreas achſelzuckend 
zur Tagesordnung übergeht, auf der proletariſchen Internationale Proteſt er⸗ 
hoben wird gegen die infame Politik dieſer Bourgeoiſie gegenüber dem eigenen 
Volke und gegen ihre Unterjochungsgelüſte. Es kann das internationale Prole⸗ 
tariat den Verfolgten und Geknechteten nicht unmittelbare, greifbare Hilfe 
leiſten durch ſeine Kongreßbeſchlüſſe; aber es wird werktätige Hilfe im täglichen 
Leben von den einzelnen Parteien geleiſtet, indem ſie ſich der verfolgten Flücht⸗ 
linge annehmen und materielle Unterſtützung im Befreiungskampf, Geld für 
Agitationsmittel gewähren. Jene Kongreßbeſchlüſſe, die manchen als platoniſcher 
Akt von geringer Bedeutung erſcheinen, haben oft für die Proletarier, denen 
ſie gelten, große Bedeutung. Es werden unſere Genoſſen in Finnland, in 
Japan, in der Türkei, in Indien, in Argentinien und in Rußland die Kopen⸗ 
hagener Reſolutionen in ihrer Agitation als wertvolle Waffe zu benützen 
wiſſen. 

Als ein Reſultat des Kongreſſes hat ſich auch ergeben, daß die Organi- 


ſation dieſer internationalen Kundgebungen vervollkommnet werden 


muß. Kein Zweifel, daß das Internationale Sekretariat dank der Erfah⸗ 
rungen und der ſtaunenswerten Schaffenskraft der beteiligten Genoſſen, mit 
Huysmans an der Spitze, ſeinen Aufgaben mit jedem Kongreſſe in höherem 
Maße gerecht wird. Kein Zweifel auch, daß die däniſchen Genoſſen alles auf⸗ 
geboten haben, um die Arbeiten des Kongreſſes zu erleichtern, daß ſie in bezug 
auf ſeine Organiſation Glänzendes geleiſtet haben. Aber es liegen Umſtände 
vor, die alle Bemühungen vergeblich machen, wenn nicht das Übel an der 
Wurzel angegriffen wird. Dieſer Übel ſind drei. Unſere Kongreſſe ſollen nicht 
nur Demonſtrationen ſein, ſie haben inhaltsvolle geiſtige Arbeit zu leiſten. 
Das wird erſchwert durch die Verhandlung in drei Sprachen, aber hieran 
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iſt nichts zu ändern. Es tauchte bereits einmal der Gedanke auf, nur in zwei 
Sprachen zu verhandeln, aber er iſt nicht durchführbar; die franzöſiſche Sprache 
muß bleiben für die romaniſchen Länder, die engliſche für England und die 
meiſten außereuropäiſchen Länder, die deutſche für die Deutſchen, die Skandinavier 


und die Slawen, denen ſie heute geläufiger iſt als die franzöſiſche. ber- 
aber 


— 4 eee 


auf ein Minimum reduziert werden. Es muß erſtens noch viel, viel mehr 
Vorarbeit geleiſtet und es muß die Zahl der Delegierten mehr eingeſchränkt 
werden. Wir hatten diesmal nur drei Tage Plenarverhandlungen, und trotz⸗ 
dem war es unmöglich, die Arbeiten in den Kommiſſionen rechtzeitig und 
gründlich zu beſorgen, es mußten auch diesmal die Kommiſſionen in der Zeit 
der Plenarſitzungen arbeiten. Der einzige Ausweg wäre wohl nur, wenn 
aus den einzelnen Ländern eine beſchränkte Zahl von Delegierten ſchon früher 
beſtimmt würde für die Kommiſſionen; dieſe Delegierten könnten dann vor 
Beginn des Kongreſſes am Kongreßort eintreffen und in Ruhe arbeiten. Aber 
auch bei ſolcher Vorarbeit wird das Plenum nicht arbeitsfähig ſein, wenn 
nicht die Zahl ſeiner Mitglieder reduziert wird. Es iſt ausgeſchloſſen, daß 
über 800 Menſchen gemeinſam ſchwierige Verhandlungen führen. Nach dem 
beſtehenden Statut beträgt die Geſamtzahl der Stimmen, die von den ein⸗ 
zelnen Delegationen abgegeben werden, 234. Ob dieſe Zahl zu reduzieren wäre, 
bleibt eine Frage, aber es wäre möglich durchzuführen, daß jede Nation nur 
doppelt ſo viel Delegierte entſendet, als ſie Stimmen abgibt, alſo die Groß⸗ 
ſtaaten je 40 Delegierte, die übrigen Länder entſprechend weniger. Das wären 
dann 468 Delegierte, und das iſt das Maximum. Geht die Sache weiter wie 
bisher, ſo haben wir in drei Jahren in Wien über tauſend Delegierte, und 
der Kongreß wird nicht mehr arbeiten können. Gewiß hat für das Land, wo 
der Kongreß ſtattfindet, die Tagung ihre agitatoriſche Bedeutung, und die Ge⸗ 
noſſen dieſes Landes ſind ſtets ſehr zahlreich vertreten, verfolgen die Verhand⸗ 
lungen mit großem Eifer, aber es iſt nicht durchaus notwendig, daß ſie Dele⸗ 
gierte ſind. Es wird der Zweck ebenſogut erreicht, wenn man ihnen als Gäſten 
Raum gewährt. Der Kopenhagener Kongreß hatte unter dieſen Schwierig⸗ 
keiten zu leiden. Beſonders die Plenarſitzungen mußten zuweilen einen etwas 
chaotiſchen Eindruck machen. Es wäre ſicher erwünſcht, dies für die Zukunft 
zu vermeiden, um auch rein äußerlich die Tagung der Internationale im⸗ 
poſanter zu geſtalten. g 

Jedoch iſt ſicher, daß auch dieſer Kongreß Zeugnis ablegt für die un⸗ 
verwüſtliche Kraft der Idee der internationalen Solidarität des Proletariats. 
Die Tatſache, daß es heute ſelbſtverſtändlich erſcheint, einen ſcheinbar lokalen 
Streit, wie der um die Gewerkſchaften in Oſterreich, vor das Forum der 
Internationale zu bringen, die Tatſache, daß der Internationale Kongreß mit 
Erfolg an die Beratung über ſo komplizierte Fragen wie die Genoſſenſchafts⸗ 
bewegung, die Arbeiterſchutzgeſetzgebung, die Arbeitsloſigkeit herangehen kann 
und daß eine Verſtändigung darüber möglich iſt, dieſe Tatſachen, meinen 
wir, beweiſen von neuem den Fortſchritt der Idee. Sie iſt kein bloßer Wunſch 
mehr, ſie iſt bereits den Proletariern aller Länder in Fleiſch und Blut über⸗ 
gegangen. - 

Wohl iſt es möglich, daß in Zukunft auf unſeren Kongreſſen wieder ſcharfe 


Kämpfe ausgefochten werden. Doch iſt es heute abſolut ſicher, daß das nie⸗ | 
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mals Kämpfe ſein werden, bei denen ſich die Proletarier einzelner Staaten 
und Länder gegenüberſtehen, ſondern es kann nur ſein das geiſtige Ringen 
um die ſicherſten Mittel, die kürzeſten Wege zur Erreichung des gemeinſamen 
Endziels unſerer Bewegung, des Sozialismus. Für dieſe Einheit des prole⸗ 
tariſchen Klaſſenkampfes, für die Tatſache, daß das Proletariat als eine 

andere Welt der Welt der Beſitzenden, der Ausbeutenden und Knechtenden 
gegenüberſteht, legte der Kongreß zu Kopenhagen glänzendes Zeugnis ab. 
Darin beſteht ſeine Bedeutung. 


Die preußiſche Diskuffion und die ruſſiſche Erfahrung. 


Von S. Martoff. f 


1. Das privilegium odiofum der ruffifhen Sozialiften. 

Viele ruſſiſche Genoſſen werden aus dem letzten Artikel des. Genoſſen | 
Kautsky mit Genuatuung erfahren haben, daß Trier zwiſchen Baden und 
Luxemburg liegt. Sie haben das ſchon längſt vermutet. N 

Der Wahrheit zu ihrem Rechte zu verhelfen, it auf dem Gebiet der 
politiſchen Geographie nicht weniger wichtig, wie auf jedem anderen Wiſſens⸗ 
gebiet. Aber es darf keine halbe Arbeit geleiſtet werden. Dem ſozialiſtiſchen 
Proletariat kann es nur von Nutzen fein, daß es ſich von allen Illuſionen 
frei macht, mögen ſie ihm noch ſo ſtark ans Herz gewachſen ſein. 

Die Diskuſſion zwiſchen dem Genoſſen Kautsky einerſeits und den Ge⸗ 
noſſen R. Luxemburg und Pannekoek andererſeits wird hoffentlich einige 
Illuſionen darüber zerſtreuen, als ob man den unvermeidlichen Vernichtungs⸗ 
prozeß des Junkerregiments in Deutſchland — die hiſtoriſche Bedeutung dieſes 
Auflöſungsprozeſſes kann der der Zertrümmerung des ruſſiſchen Abſolutismus 
an die Seite geſtellt werden — künſtlich beſchleunigen könne. 

Aber dieſe Diskuſſion läßt die Illuſionen unberührt, die über die Er⸗ 
eigniſſe der jüngſten ruſſiſchen Vergangenheit in den Sozialiſtenkreiſen Weſt⸗ 
europas entſtanden ſind. Den Haupttrumpf der Beweisführung der Genoſſin 
Luxemburg — die ruſſiſche Revolution — überlaſſen ihr ihre Opponenten, 
wie es ſcheint, zur alleinigen Nutznießung. Sie begnügen ſich damit, daß ſie 
die Luxemburgſchen Hinweiſe auf Rußland damit abfertigen, daß die ruſſiſchen 
Verhältniſſe ganz beſondere Verhältniſſe ſind. 

Ein altes nationaliſtiſches Sprichwort der Ruſſen lautet: „Was für den 
Ruſſen Leben iſt — iſt für den Deutſchen Tod“. Den Sinn dieſes Lieblings⸗ 
ſprüchleins unſerer Hurrapatrioten hört man nur allzuoft aus den Betrach⸗ 
tungen der weſteuropäiſchen Sozialiſten heraus. 

Am Schluß ſeiner Diskuſſion mit der Genoſſin Luxemburg formuliert 
Genoſſe Kautsky das vor den deutſchen Genoſſen ſtehende Problem mit den 
Worten: „Sollen wir ruſſiſch oder belgiſch reden?“ und befürwortet die 
„belgiſche Redeweiſe“ gegenüber der ruſſiſchen. Die Genoſſin Luxemburg 
wird dagegen die „ruſſiſche“ Kampfestaktik verteidigen. Offen geſtanden, ſind 
wir von einer ſolchen Formulierung der Frage, von der Aufſtellung eines 
ſolchen Dilemmas gar nicht entzückt. 

„Das paßt für Rußland“ — e lde e e 
den Ohren, Die weſteuropäiſchen Genoſſen werden mich entſchuldigen, wenn 


ſch nach fünfzehnjährigen Verſuchen, fie auf dem laufenden über die ruſſiſche 
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Arbeiterbewegung und den ruſſiſchen Sozialismus zu halten, geradeheraus 
ſage, daß ich mich unwillkürlich daran gewöhnt habe, einer herablaſſenden 
Mißachtung der ſogenannten „niederen Raſſe“ gegenüber zu begegnen. 

„Das paßt für Rußland“ — ſoll das etwas anderes bedeuten, als das 
Zugeſtändnis deſſen, daß für die ruſſiſchen politiſchen Bewegungen der Maß⸗ 
ſtab unanwendbar iſt, den der ſozialiſtiſche Gedanke auf Grund der Theorie 
und Welterfahrung für die politiſchen Bewegungen überhaupt feſtgeſtellt hat? 

Das ſind keine bloßen Behauptungen, ich werde hier einige feſtſtehende 
Tatſachen anführen. 

Wieviel Mühe und Not hatten wir ruſſiſche Marxiſten, um die weſt⸗ 
europäiſchen Genoſſen zu überzeugen, daß auch in Rußland, wie in jedem 
andern Lande, das in den Kreislauf der kapitaliſtiſchen Produktionsverhältniſſe 
hineingezogen worden iſt, nur die politiſche Bewegung erfolgreich ſein kann, 
die ſich auf eine beſtimmte Klaſſe ſtützt; daß auch in Rußland, wie überall, 
die politiſche Struktur nur durch die Kraft der Maſſen umgeſtaltet werden 
kann! RN 

Alles das, was für andere Länder als etwas Selbſtverſtändliches und als 
Gemeinplatz galt, wurde angezweifelt, wenn man von Rußland zu ſprechen 
pflegte. Den Sturz des Abſolutismus erwartete man nicht von der Bewegung 
der ruſſiſchen Volksmaſſen — nicht von der Arbeiterbewegung —, ſondern von 
einem Terroriſtenſturm, von einem heldenmütigen Verſchwörerkampf deklaſſierter 
„Intellektueller“; nicht von der politiſchen Macht der Maſſen, nicht von der 
revolutionären Propaganda, nicht von der ökonomiſchen Entwicklung, ſondern 
von der mechaniſchen Kraft des Dynamits wurde dies erhofft. Genoſſe Kautsky 
wird ſich wohl noch deſſen erinnern, wie er, einer der erſten von den deutſchen 
Genoſſen, die uns recht gegeben haben, noch zwei Jahre vor der ruſſiſchen 
Revolution genötigt war, unſere Stellung gegen die Terrorismusſympathien 
der damaligen Redaktion des Zentralorgans der deutſchen Sozialdemokratie 
zu verteidigen. In der belgiſchen, italieniſchen, ſchweizeriſchen, franzöſiſchen, 
engliſchen und teilweiſe auch in der öſterreichiſchen ſozialiſtiſchen Preſſe iſt 
man noch viel ſpäter — und auch dann nicht völlig — dazu gekommen, die 
„europäiſchen“ Geſichtspunkte auch für die ruſſiſche Geſellſchaftsbewegung gelten 
zu laſſen. 

Während dieſe Genoſſen für ihren eigenen politiſchen Kampf Verſchwörung, 
Dynamit, Putſche, Außerachtlaſſung des Klaſſenſtandpunktes ablehnen, während 
ſie in der ſozialen Rückſtändigkeit ihrer eigenen Länder keine Gewähr für eine 
erleichterte Umwälzung ſehen, ſind ſie bereit, dies alles Rußland gegenüber 
zuzugeben: „Das paßt für Rußland!“ 

Die Revolution des Jahres 1905 zeigte uns augenfällig diejenigen geſell⸗ 
ſchaftlichen Triebkräfte, die allein imſtande waren, ſich den Sturz der alten 
Ordnung zur Aufgabe zu machen. Seitdem, ſchien es, hat die Sache der 
ruſſiſchen Sozialdemokratie bei den weſteuropäiſchen Genoſſen gewonnen. 

Nun ſtellt ſich aber heraus, daß, wenn man auch zur Erkenntnis gelangt, 
daß die allgemeinen Normen und Geſichtspunkte der europäiſchen Sozial⸗ 
demokratie auch auf die ſoziale Entwicklung des modernen Rußland an⸗ 
wendbar find, trotzdem Spielraum genug für Illuſionen über die „eigen⸗ 
artigen“ Aufgaben des ruſſiſchen Proletariats zurückbleibt, die einen tiefen 
Abgrund zwiſchen der Methode des Klaſſenkampfes in Rußland und der „im 
Weſten“ graben. 
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In ganz Weſteuropa bemißt man die jeweilige politiſche Kraft des Prole⸗ 

tariats nach dem Stärkegrad ſeiner Organiſation, nach ſeiner politiſchen Reife 
und nach ſeiner zahlenmäßigen Stärke im Vergleich zur geſamten Volksmaſſe; 
nicht ſo für Rußland: hier betrachtet man den ſubjektiven „Willen zur Macht“ 
der entwickelteren proletariſchen Schichten, ja ihrer Ideologen allein, ihre 
Hingebung für das ſozialiſtiſche Ideal als ein hinreichendes Unterpfand dafür, 
daß das ruſſiſche Proletariat zur ausſchlaggebenden Macht, ja zum zeitweiligen 
Diktator der Revolution wird. 
IJIn ganz Weſteuropa betrachtet man die Bauernmaſſen in dem Maße für 
bündnisfähig, als ſie die ſchweren Folgen der kapitaliſtiſchen Umwälzung der 
Landwirtſchaft zu ſpüren bekommen und imſtande find, ſich von den ideo⸗ 
logiſchen und politiſchen Einflüſſen der Bourgeoiſie zu befreien; für Rußland 
aber malte man ſich ein Bild aus, wie mit dem numeriſch ſchwachen Prole⸗ 
tariat ſich die 100 Millionen Bauern vereinigen, die noch nicht oder faſt 
nicht die „erzieheriſche“ Wirkung der kapitaliſtiſchen Produktionsverhältniſſe zu 
koſten bekommen haben und infolge deſſen auch noch nicht von der kapita⸗ 
liſtiſchen Bourgoiſie in die Schule genommen worden ſind. 

In ganz Weſtevropa ſehen nur die Anarchiſten und Syndikaliſten in der 
politiſchen Enthaltſamkeit das ſtärkſte Mittel des Klaſſenkampfes — aber für 
das Rußland des Jahres 1906 ſchien es vielen als ganz natürlich, daß die 
ruſſiſchen Sozialiſten für Umſturz und Republik „kämpften“, indem ſie die 
Wahlen in die erſte Reichsduma boykottierten. 

Und ſo weiter. Und ſo weiter. Ja man ging ſoweit, daß man die Aus⸗ 
ſchreitung, die „Partiſanen“angriffe auf das Eigentum der Kapitaliſten und 
des Staates, die in der europäiſchen Arbeiterwegung vor 1848 vorgekommen 
waren, die ſogenannten „Expropriationen“, in Rußland als ganz normale 
Kampfesmittel der Partei gelten ließ. Die ſogenannte „revolutionäre Fraktion 
der P. P. S.“ (Polniſche ſozialiſtiſche Partei), die dieſe Kampfesmittel offiziell 
anwendet, genießt noch bis auf den heutigen Tag die Anerkennung der ganzen 
Internationale. 

„Alles das paßt für Rußland!“ | 3 | 

Selbſtverſtändlich geht man dabei von der Vorausſetzung aus, daß die 
ruſſiſchen Sozialiſten und die ruſſiſchen Arbeiter aus einem ganz anderen 
Holze geſchnitzt ſind als ihre europäiſchen Brüder, daß ſie lauter Titanen, 
Helden ſind, die imſtande ſind, auf ihre Rücken ſolche Laſten zu nehmen 
unter denen gewöhnliche Sterbliche zuſammenbrechen würden. 

Mit einem Worte, die Anſicht über die Eigenartigkeit der ruſſiſchen 
ſozialiſtiſchen Bewegung iſt für uns, als Teilnehmer an der großen Revolution, 
ungemein ſchmeichelhaft. 

Tatſächlich erwieſen wir uns in allen Beziehungen als menſchlich, allzu⸗ 
menſchlich. Jedesmal, wenn wir in den Kampf ohne Patronen im Gewehr 
zogen, wurden wir geſchlagen; wenn wir uns etwas zur Aufgabe ſtellten, das 
nicht durch die reellen geſellſchaftlichen Kräfteverhältniſſe diktiert wurde, ſo 
ſahen wir zu unſerem Erſtaunen, daß, während wir geſtern an der Spitze 
dichtgedrängter Proletariermaſſen ſtanden, wir heute ein Stab ohne Armee 
waren; wir mußten uns überzeugen, daß der ruſſiſche Arbeiter, nicht minder 
als der deutſche und belgiſche Klaſſengenoſſe, nicht von der Begeiſterung allein, 
ſondern auch von dem ſehr materiellen Brot lebt, deſſen dauernder Mangel 
ſeine Kampfesenergie nicht vergrößert, ſondern untergräbt; daß auch unter den 
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ruſſiſchen Arbeitern eine Bewegung ſich nicht künſtlich nach einem im voraus 
feſtgeſtellten Plane in Szene ſetzen läßt, die unter anderen Bedingungen ſpontan 
hervorbrechen würde. Und uns überkam ein Gefühl, daß, indem man uns 
die Ehre des ausſchließlichen Vollbringens von Heldentaten erweiſt, man 
uns in Wirklichkeit herabſetzt, und zwar dadurch, daß man uns die Fähigkeit, 
einen ſyſtematiſchen Klaſſenkampf' in modernen entwickelten Formen zu führen, 
abſtreitet. 

Dieſe Erfahrung haben wir mit zahlloſen Opfern und leider auch mit 
einer Reihe von Niederlagen bezahlt, denn, wie Hegel lehrt, fliegt die Eule 
der Minerva nur nachts; unſere Erfahrung iſt aber endlich auch in den Ge⸗ 
dankenkreis der harknäckigſten Führer der „eigenartigen“ Strömung in der 
ruſſiſchen Sozialdemokratie aufgenommen worden. “ Kein anderer als Genoſſe 
Lenin ſprach am Anfang des Jahres 1909 den Satz aus: „Bis jetzt haben 
wir franzöſiſch geredet (richtiger geſagt „blanquiſtiſch“. L. M.); es iſt an 
der Zeit, daß wir deutſch reden lernen.“ Das war einige Monate bevor 
die Genoſſin Roſa Luxemburg an die deutſchen Genoſſen den Ruf ergehen 
ließ, „ruſſiſch“ zu reden. 

Dieſe obenerwähnte Legende von unſeren heldenhaften Eigenſchaften, die vom 
„Weſten“ nach Rußland gelangte, machte nicht nur viele ruſſiſche Sozialiſten 
ſchwindelig, ſondern ſie erweckte in ihnen ganz falſche Vorſtellungen darüber, 
wo der Weg „nach Trier“ geht. Sie erſchwerten dadurch die auch ſonſt nicht 
leichte Arbeit denjenigen ruſſiſchen Marxiſten, die auf dem unkultivierten, 
„eigenartigen“ Boden einer unentwickelten Arbeiterbewegung eine Bahn für 
die Methoden der ſozialdemokratiſchen Kultur freizumachen ſuchten. Ja noch 
mehr: dieſe Legende trug auch dazu bei, daß die Befürworter der „ruſſiſchen“ 
Redeweiſe in der weſteuropäiſchen ſozialiſtiſchen Preſſe gegen diejenigen ſyſte⸗ 
matiſch Stimmung machen konnten, die für die „deutſche“, richtiger geſagt, 
für die „allgemeinmenſchliche“ Methode der ſozialiſtiſchen Arbeit in Rußland 


kämpften. 
5 a iſchen Baden und 

Luxemburg liegt, tun ihre Pflicht, auch wenn ſie manchmal von den⸗ 
jenigen nicht moraliſch unterſtützt werden, die in den Augen der fort⸗ 
geſchrittenen ruſſiſchen Arbeiter als ihre Lehrer und politiſchen Führer gelten; 
jo tun fie auch weiter ihre Pflicht genau fo wie fie es damals taten, als der ruſ⸗ 
ſiſche Terrorismus bei der ſozialiſtiſchen Internationale hoch im Anſehen war. 

Dies alles und dazu noch die Tatſache, daß in den Reihen der deutſchen 
Sozialdemokratie die „ruſſiſche Redeweiſe“ erörtert wird, veranlaſſen mich, in 
einigen weſentlichen Punkten diejenigen Vorſtellungen von dieſer „Redeweiſe“ 
zu korrigieren, die in Deutſchland durch die Genoſſin Luxemburg kolportiert 
werden — dieſelbe Genoſſin, die mit nicht minderem Erfolg ebenſo ſtark 
ſubjektiv gefärbte Vorſtellungen von der Tätigkeit, den Methoden und Prin⸗ 
zipien der deutſchen Sozialdemokratie in Rußland und Polen verbreitet. Man 
vergleiche namentlich ihre Begrüßungsanſprache an den Londoner Kongreß der 
ruſſiſchen Sozialdemokratiſchen Arbeiterpartei. 


1 So ſchildert zum Beiſpiel der Genoſſe Radek ſyſtematiſch in einigen deutſchen ſozial⸗ 
demokratiſchen Blättern in herabſetzender Weiſe die Tätigkeit und die Ideen verſchiedener 
Führer der jetzigen ſozialdemokratiſchen Arbeiterbewegung in Rußland. Genoſſe Radek hat 
weder das Talent noch die Kenntniſſe der Genoſſin Luxemburg, aber um ſo vollkommener 
hat er ſich ihre Art und Weiſe angeeignet, die Gegner zu zitieren. 
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2. der Maſlenſtreik in Rußland. 

Wenn die Genoſſin Luxemburg über die ruſſiſche Revolution berichtet, ſo 
gibt ſie deren Tatſachen im großen und ganzen richtig wieder. Trotzdem muß 
auch hier — ſoweit es die Fragen berührt, die in der Diskuſſion zwiſchen ihr 
und dem Genoſſen Kautsky aufgetaucht ſind — das ergänzt werden, was 
ſie nicht bis ans Ende führt. Und vor allem muß der Entwicklungsgang 
des N als Kampfesmittel der Sozialdemokratie kurz geſchildert 
werden. 

Mit dem Jahre 1900 beginnt die ruſſiſche Sozialdemokratie die Methode 
der Straßendemonſtrationen im politiſchen Kampfe anzuwenden. Wenn 
dieſe erſten bedeutenden Außerungen des politiſchen Kampfes des Proletariats 
auch keine verhältnismäßig großen Arbeitermaſſen erfaßt hatten, ſo hatten 
ſie doch großen Erfolg und ſtarke agitatoriſche Wirkung. Dieſe Straßen⸗ 
demonſtrationen, die volle zwei Jahre, 1901 bis 1902, in Anſpruch nahmen, 
förderten in erheblichem Maße das politiſche Bewußtſein des Proletariats und 
erhoben die ruſſiſche Sozialdemokratie zum erſten Male zu einer geſellſchaft⸗ 
lichen Macht. 

Die ruſſiſche Polizeiregierung ließ ſich aber nur einmal überraſchen, ſie 
erholte ſich bald, und dem Diktator Plehwe gelang es, durch rückſichtsloſe 
Unterdrückungen und eine gut organiſierte Polizeiſpionage jeden Verſuch neuer 

Straßendemonſtrationen unwöglich zu machen. Als es aber dem Donſchen 
Komitee unſerer Partei ana war, die Roſtower Polizei durch dieſelbe 
Methode zu überliſten, durch die die Berliner Arbeiter dem Herrn Jagow 
unlängſt ein Schnippchen ſchlugen, und am 1. März 1903 eine großartige 
Mäanifeſtation organiſierten, überwies Plehwe 23 Sozialdemokraten dem Militär⸗ 
gericht und ließ drei von ihnen zur Todesſtrafe verurteilen. Und bei jedem neuen 
Verſuch, Kundgebungen zu veranſtalten, wurden deren Teilnehmer auf die 
barbariſchſte Weiſe verprügelt. 
9 So gerieten wir in einen fehlerhaften Kreis: das beſte Mittel des poli⸗ 
tiſchen Kampfes konnten wir nur dann ſyſtematiſch in Anwendung bringen, 
wenn es uns gelang, in die Manifeſtationen immer neue und neue Proletarier⸗ 
ſchichten hineinzuziehen, die durch die Wucht ihrer Maſſe imſtande waren, jede 
Polizeigewalttat unmöglich zu machen. Aber eben dieſe Gewalttaten flößten 
den Arbeitern heilloſen Schrecken ein und machten jede Demonſtration immer 
mehr zunichte. 
N Dann wurde unferen Arbeitern der Rat erteilt, ſie ſollten dieſen fehler: 
haften Kreis dadurch durchbrechen, daß fie die bewährten Kampfesmethoden 
der europäiſchen Sozialdemokratie aufgaben und „ruſſiſch zu reden“ anfingen. 
Es waren unſere „Sozialiſten⸗ Revolutionäre“, die damals erklärten, daß die 
friedlichen“ Demonſtrationen abgetan ſeien, daß jede Weiterführung der⸗ 
ſelben in ihrer früheren Form die Arbeiter nur „demoraliſieren“ würde und 
daß man zu einer „höheren“ Kampfform übergehen müſſe — zu den be⸗ 
waffneten Demonſtrationen. 
An dieſer Auffaſſung, die auch ſozialdemokratiſche Arbeiterkreiſe beeinflußte, 
entgegenzutreten, ſchlugen meine Freunde auf unſerem zweiten Parteitag im 
Auguſt 1903 eine von mir verfaßte Reſolution vor, die einſtimmig an⸗ 
genommen wurde. Dieſe Reſolution wies auf die unbedingte Notwendigkeit 
hin, auch künftighin Straßendemonſtrationen zu veranſtalten, und drückte 
die Meinung aus, daß es uns durch eifrige ſchriftliche Agitation und energiſche 
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und ſorgfältige Vorbereitung der Demonſtrationen gelingen würde, für unjere 
Veranſtaltungen immer größere Proletariermaſſen zu gewinnen. f 
Hier müſſen wir folgendes bemerken: Bereits ein Jahr vor dieſem Partei⸗ 
tag, im Herbſt 1902, entwickelte ſich in Roſtow am Don ein Maſſenſtreik, 
der den Charakter eines politiſchen Streiks annahm; gleichzeitig mit dieſem 
Parteitag brach in Südrußland und auf dem Kaukaſus der berühmte Maſſen⸗ 
ſtreik aus, der ebenfalls einen politiſchen Charakter gewann. Wir begriffen 
alle ſehr wohl die Bedeutung dieſer neuen Erſcheinungen der ruſſiſchen 
Arbeiterbewegung, aber wir zögerten abſichtlich, wegen dieſer neuen Kampfes⸗ 
formen auf diejenigen noch nicht völlig ausgenutzten Formen zu verzichten, 
durch die wir zwei Jahre lang politiſche Siege errungen hatten. 
Die darauffolgenden Ereigniſſe gaben uns recht. Mit dem Beginn des 
Ruſſiſch⸗Japaniſchen Krieges bricht das alte Regiment immer ſchneller zu⸗ 
ſammen, und ſo gelingt es uns, von neuem erfolgreiche Straßenmanifeſta⸗ 
tionen zu organiſieren, an denen bereits ziemlich große Maſſen teilnehmen. 
Dann beginnen hier und da die Arbeiter die Manifeſtationen mit ein⸗ 
tägigen politiſchen Streiks zu verbinden. Wir waren ſchon damals genau ſo, 
wie jetzt Kautsky, „pedantiſch“ genug, dieſe Proteſtſtreiks von den Preſſions⸗ 
ſtreiks des belgiſchen Typus zu unterſcheiden, weshalb wir dieſen eintägigen 
Arbeitsniederlegungen, genau wie den Manifeſtationen, nur einen agitatoriſchen 
Wert zuerkannten. f 
Zu gleicher Zeit waren wir uns über die Haupturſache im klaren, die es 
möglich machte, daß dieſe Form der Manifeſtationen, der politiſche Maſſen⸗ 
ſtreik, der gewöhnlich das ganze Proletariat einer Stadt oder eines Wirt⸗ 
ſchaftsgebiets erfaßte, zuſtande kommen konnte. Das war die immer ſtärker 
werdende oppoſitionelle Strömung in breiten bürgerlichen Kreiſen, die 
immer klarer erkannten, welchen mächtigen Hebel zur Erlangung der poli⸗ 
tiſchen Freiheit die Arbeiterbewegung darſtellt. Der Einfluß dieſer großen 
Schichten der Bourgeoiſie ging ſo weit, daß ſie einerſeits die Arbeiter zu 
politiſchen Streiks geradezu anreizten, andererſeits es bei den Induſtriellen 
durchſetzten, daß dieſe jede Maßregelung ihrer ſtreikenden Arbeiter unterließen 
und ihnen die Löhne für die Tage des Streiks auszahlten. Wir 
können mit Beſtimmtheit behaupten, daß wir bei den damaligen Verhält⸗ 
niſſen ohne dieſen Druck der geſellſchaftlichen Meinung weiter bürgerlicher 
Kreiſe unmöglich den „Proteſtſtreik“ ſo oft und ſo erfolgreich hätten anwenden 
können. 

4465 Dem berühmten 9. Januar folgten von neuem in verſchiedenen Gegenden 
Rußlands Maſſenſtreiks, die zum erſten Male die Eiſenbahner in den re⸗ 
volutionären Kampf hineinzogen. In Petersburg ſelbſt nahm die vom Popen 
Gapon geführte Bewegung den Charakter eines Preſſionsſtreiks an; es wurde 
immer klarer, daß die Zukunft dieſer Form der Kampfestaktik gehört. | 

Aber gerade in dieſer Zeit fand ein bedeutender Teil der ruſſiſchen Sozial⸗ 
demokratie heraus, daß der Maſſenſtreik dieſer Art bereits „ungenügend“ ſei. 
Der Maſſenſtreik des Januar verlief reſultatlos, da er an der noch nicht 
völlig geſchwundenen Kraft der Regierung zerſchellte. Nun wurden ſofort 
Stimmen laut, die behaupteten, daß nicht mehr der Streik an der Reihe ſei, 
ſondern der „bewaffnete Aufſtand“, der allein dem Maſſenſtreik Bedeutung 
verleihen könne. Anſtatt die Organiſations⸗ und Agitationsarbeit zu ſtärken 
und ſie dahin zu leiten, daß am nächſtfolgenden Streik eine doppelte und 
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dreifache Arbeitermaſſe teilnahm — vom Januarſtreik blieb ja das halbe Ruß⸗ 
land unberührt —, fing man an, von Bewaffnung, von Kampfesbrüderſchaften 


zu reden. 

Der weitere Gang der Entwicklung hat uns jedoch gezeigt, daß bei den 
damaligen ruſſiſchen Verhältniſſen dem Maſſenſtreik in ſeiner reinen Form 
— dem Preſſionsſtreik — die ganze Zukunft gehörte. Im Monat Oktober 
entfachte das ruſſiſche Proletariat eine zwei Wochen lang andauernde Maſſen⸗ 
ſtreikaktion in bis dahin ungeahnten Dimenſionen. Und dieſer Streik der Mil- 


lionen hatte teilweiſe Erfolg: er entriß der Hand des Zaren das Manifeſt 


vom 17.30. Oktober. Nun brach er ab, trotz der Warnungen der Sozialdemo— 
kratie, trotz des Ausbleibens reeller Garantie für die zariſchen Verſprechungen, 
trotz der bereits am 18. Oktober losgegangenen Pogroms der Schwarzen Hundert, 
die die konterrevolutionären Abſichten der Regierung klar enthüllten. 

Der Oktoberſtreik mußte zweifellos deshalb auf halbem Wege ſtehen bleiben, 
weil die demokratiſchen Schichten, die bis dahin das Proletariat unterſtützten, 
ſich noch nicht von politiſchen Illuſionen freigemacht hatten. Dieſe Schichten 
beeinflußten das Proletariat trotz der ſozialdemokratiſchen Tätigkeit und 
ſchwächten ſeine Kampfesenergie. Eine einzige Schlußfolgerung war hier am 
Platze: die, daß die Sozialdemokratie die neu geſchaffene Situation ausnutzen, 
ihre Organiſationen ſtärken und erweitern mußte, um nun unter günſtigeren 
Bedingungen den Kampf in den Formen fortzuführen, die jeweilig am zweck— 
mäßigſten erſcheinen würden. Der 17. Oktober, der Ausſichten auf die Wahlen 
in die Reichsduma eröffnete und die Möglichkeit ſchuf, Verſammlungen einzu⸗ 
berufen, Arbeitervereine zu gründen und ſozialdemokratiſche Zeitungen heraus⸗ 
zugeben, zeigte auch die Richtung, in der gearbeitet werden ſollte. 

Selbſtverſtändlich wäre es kein leichtes geweſen, in dieſer Zeit der all- 
gemeinen fieberhaften Erregung, der elementar aufflackernden Bewegungen 
aller Art, der Schliche und Kniffe des Liberalismus und der Reaktion, dieſe 
Linie einzuhalten. Es iſt auch möglich, daß bei den damaligen Verhält⸗ 
niſſen es beim beſten Willen nicht gelungen wäre, dieſer Richtung treu zu 
bleiben. Aber was wir hier feſtſtellen wollen, iſt das, daß die damalige 
Mehrheit der ruſſiſchen Sozialdemokratie dieſen Weg gar nicht erkannt hat. 
Der „friedliche“ Maſſenſtreik habe ſich überlebt, meinten ſie; wir ſtünden dicht 
vor dem bewaffneten Aufſtand; das Proletariat werde den Liberalismus auf 
die Seite ſchieben und mittels der Bauernbewegung zur Herrſchaft gelangen. 
Dieſer Standpunkt führte dazu, daß die Organiſations- und Agitationsarbeit 
in den Hintergrund gedrängt wurde und gegen die Wahlagitation zur Duma 


von vornherein der Boykott erklärt wurde. Jede „niedere“ Form des poli⸗ 


tiſchen Maſſenkampfes, wie zum Beiſpiel Straßendemonſtrationen, wurde als 


eine bereits überholte Bewegungsform ignoriert. Die Idee der Möglichkeit 


einer „Ermattungsſtrategie“ kam niemand in den Kopf. Die ganze Bewegung 


wurde künſtlich auf einen ernſten und entſcheidenden Zuſammenſtoß hin⸗ 
getrieben, den wir auch in der Form des Dezembermaſſenſtreiks des Jahres 


1905 erlebten; in dieſem Maſſenſtreik erlitt das Proletariat eine blutige Nieder⸗ 


lage, bevor es gelungen war, die breiten Schichten des Kleinbürgertums und 


der Bauernſchaft, mit denen die Sozialdemokratie rechnete, in die revolutio— 


näre Aktion zu verwickeln. 
Die darauf folgenden Ereigniſſe zeigten jedoch, daß die Kräfte des Prole⸗ 


tariats noch lange nicht erſchöpft waren. Man mußte ſie nur in der neuen, 
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durch die Dezemberniederlage geſchaffenen und etwas ungünſtigeren Situation 
richtig ausnutzen können. Die Wahlen in die erſte Reichsduma ſtanden vor 
der Tür; dieſelben Wahlen, deren Ausſichten nicht ohne Einfluß auf das 
Verhalten der kleinbürgerlichen Maſſen während des Dezemberaufſtandes 
blieben. Die Arbeiter erhielten ein Wahlrecht, zwar kein gleiches, kein direktes, 
kein allgemeines Wahlrecht, die Arbeiter der kleinen Betriebe wurden von den 
Wahlen überhaupt ausgeſchloſſen, jedoch war das ganze Wahlrecht ſo be⸗ 
ſchaffen, daß trotz aller polizeilichen Unterdrückungen die Sozialdemokratie die 
Möglichkeit erhielt, bei den Wahlen erfolgreich aufzutreten. Aber die Teil⸗ 
nahme an den Wahlen wurde als Verzicht auf das noch immer angeſtrebte 
Ziel aufgefaßt, als Verzicht auf den mit einem bewaffneten Aufſtand kombi⸗ 
nierten Maſſenſtreik, als Abweichen von dem geraden Wege, den das Prole⸗ 
tariat bis dahin gegangen ſei. Deshalb entſchloß ſich die Mehrheit der Sozial⸗ 
demokratie für den „Wahlboykott“. Dieſer Boykott äußerte ſich hier und da 
in der Form glänzender Demonſtrationen, aber er verhinderte keineswegs, 
daß die demokratiſchen Maſſen mit Begeiſterung ihre Abgeordneten wählten, 
und führte dazu, daß die Sozialdemokratie zeitweiſe außerhalb der politiſchen 
Kampfeslinie blieb. 

Die Vorſtellung davon, daß das des Proletariats einzig würdige Kampfes⸗ 
mittel der Maſſenſtreik ſei, der unbedingt in einen bewaffneten Aufſtand über⸗ 
gehen müſſe, ſpukte auch fernerhin in den Köpfen der ruſſiſchen Sozialdemo⸗ 
kraten. In Wirklichkeit aber haben der mißlungene Dezemberaufſtand, das 
Schwinden des allgemeinen Wohlwollens, mit dem den proletariſchen Kund⸗ 
gebungen im Jahre 1905 begegnet worden war, die neue ökonomiſche Kon⸗ 
junktur und die neue politiſche Arena, die Reichsduma, das Verhalten der 
Maſſen dem politiſchen Streik gegenüber ganz weſentlich beeinflußt. Und ſo 
iſt es gekommen, daß, als im Juni 1906 das Zentralkomitee unſerer Partei 
den Aufruf zum Maſſenſtreik ergehen ließ, um dadurch den Militäraufſtand 
zu unterſtützen, der nach der Auseinanderjagung der erſten Reichsduma aus⸗ 
brach, dieſer Aufruf nur bei einem kleinen Teile der Arbeiterſchaft Widerhall 
fand. So iſt auch für Rußland die Zeit vorbei, in der es ohne genügende 
Vorbereitung, ohne breite und ſtarke Organiſationen die Waffe des Maſſen⸗ 
ſtreiks in die Hand nehmen kann. | 


3. Die ‚Ökonomik’ und die ‚Politik‘. 

Damit haben wir den Entwicklungsgang des Maſſenſtreiks in Rußland 
kurz geſchildert. Seine Geſchichte bildet durchaus keine lückenloſe Kette von 
Triumphen, in der ſogar materielle Niederlagen zur Lebensquelle neuer poli⸗ 
tiſcher Macht und neuer intenſiver Aktionen werden. Der Maſſenſtreik als 
Mittel des aggreſſiven Kampfes, als Preſſionsſtreik, hat ſeine Rolle im Zeit⸗ 
raum vom 9. Januar bis November 1905 geſpielt, und ſein Erfolg während 
dieſer Zeit trotz des Mangels an Maſſenorganiſationen erklärt ſich vollauf 
durch die beſonders günſtigen Bedingungen, in denen ſich das Proletariat 
damals befand, und zu allererſt dadurch, daß die Staatsgewalt völlig 
iſoliert war. 5 

Wie ſteht es nun mit dem Ineinandergreifen politiſcher und ökonomiſcher 
Streiks? Wie ſieht dieſe Erſcheinung aus, die die Genoſſin Luxemburg als 
ein charakteriſtiſches Merkmal der Arbeiterbewegung während der Revolution 
auffaßt? Der Maſſenſtreik im Januar 1905, der ſpontan ausbrach, vereinigte 
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in ſich wirklich Momente des ökonomiſchen und politiſchen Kampfes. Dieſe 
Zuſammenfaſſung der politiſchen und ökonomiſchen Fragen zu einer Zeit, als 
die Maſſen, die bis dahin in ihrem größten Teile kein Lebenszeichen gegeben 
hatten und nun in Bewegung gerieten, verlieh der Aktion einen mächtigen 
Schwung; ſelbſt der Wirrwarr der Streikbewegung jener Zeit verſtärkte 
nur die Desorganiſation der Regierung, vergrößerte die Nervoſität der In⸗ 
duſtriellen und zwang ſie, den rein politiſchen Streik als das kleinere Übel 
hinzunehmen. 

Aber gleich darauf machten es ſich die fortgeſchritteneren Arbeiter zur Auf⸗ 
gabe, den rein gewerkſchaftlichen Kampf vom politiſchen Kampfe zu trennen, 
da deren dauernde Verſchmelzung nur Schaden ſtiften konnte. Zu dieſem 
Zwecke wurden im Frühling 1905 in Petersburg und Moskau eilends gewerk⸗ 
ſchaftliche Organiſationen geſchaffen. Im Oktoberſtreik iſt die „Politik“ ſchon 
viel ſchärfer von der „Okonomik“ getrennt als in der Januarbewegung. 
Nachher verbreiten ſich die gewerkſchaftlichen Organiſationen über ganz Ruß⸗ 
land. Gerade zu dieſer Zeit der allgemeinen Erregung der Arbeitermaſſen ſehen 
wir wieder, wie die Genoſſin Luxemburg richtig bemerkt, die Tendenz entſtehen, 
den Kampf für politiſche Freiheit mit dem gewerkſchaftlichen Kampfe in eins 
zu verſchmelzen. Aber entgegen der Meinung der Genoſſin Luxemburg äußerte 
ſich darin nicht die ſtarke, ſondern die ſchwache Seite der damaligen Be— 
wegung. Die politiſche Leitung der Petersburger Arbeiter, der Arbeiter— 
deputiertenrat, der ſich mit dem ſyſtematiſchen Kampfe gegen die Regierung 
Witte⸗Durnowo befaßte, genehmigte nur unter dem Drucke der Maſſen die 
elementar ausgebrochene Bewegung, die den Achtſtundentag erobern wollte. 
Es iſt hier zu bemerken, daß die beſtorganiſierten Arbeiter — wie die Typo⸗ 
graphen und teilweiſe die Metallarbeiter — gegen dieſe Bewegung waren, da 
ſie in ihr eine Schwächung der politiſchen Kampfesfähigkeit des Proletariats 
erblickten. Sie irrten ſich auch nicht: die Regierung nutzte ſehr geſchickt die 
Situation aus, ſperrte die in den Staatsbetrieben beſchäftigten Arbeiter aus; 
der Ausſperrung der Regierung folgte gleich die Ausſperrung der Privat- 
unternehmer. 100000 Arbeiter wurden jo auf das Pflaſter geworfen, und auf 
die Bewegung für den Achtſtundentag mußte verzichtet werden. Aber der 
durch dieſe ganze Aktion angerichtete Schaden war nicht mehr auszubeſſern, 
und während des Dezemberaufſtandes machte ſich die Desorganiſation der 
Arbeiter ganz empfindlich bemerkbar. In derſelben Richtung wirkte der all⸗ 
gemeine Streik der Poſt⸗ und Telegraphenbeamten ganz Rußlands im 
November 1905. Im Frühling 1906 entſtand in Petersburg eine ſtarke 
Arbeitsloſenbewegung. Der eigens dafür geſchaffene „Arbeitsloſenrat“ hatte 
zuerſt manchen Erfolg in feinen Forderungen an die Stadtverwaltungen auf⸗ 
zuweiſen, die öffentliche Arbeiten veranſtalten und überhaupt den Arbeits⸗ 
loſen energiſch unter die Arme greifen ſollten. Aber unſeren revolutionären 
Romantikern gelang es, dieſe Bewegung in die Hand zu bekommen, und nun 
trugen ſie ſich mit dem Gedanken, dieſe rein ökonomiſche Bewegung den Aufgaben 
des noch immer erwarteten revolutionären Aufſtandes anzupaſſen. Die ganze 
Arbeitsloſenaktion wurde zur reinen Demagogie, und nur das energiſche Eingreifen 
der ſozialdemokratiſchen Parteileitung vereitelte den wahnſinnigen Plan des 
Arbeitsloſenrats, die Arbeitsloſen auf die Straße zu führen in der Erwartung, 
daß die Weigerung der Regierung, die Forderungen der Arbeitsloſen zu er⸗ 
füllen, die Maſſen in den Aufſtand treiben würde. Der Arbeitsloſenrat verlor 
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nun das Vertrauen der Maſſen und erfüllte nicht die Aufgabe, die ihn ins 
Leben gerufen hatte. 

Auch in Polen war man darüber erfreut, daß die „Politik“ und die „Oko⸗ 
nomik“ ſich miteinander verſchmolzen. Deshalb bemühte ſich jede ſozialiſtiſche 
Fraktion mit doppelter Energie, die ſich auf allen Produktionsgebieten ſtark ent⸗ 
wickelnde gewerkſchaftliche Bewegung in ihre Hand zu bekommen. Die Polniſche 
Sozialdemokratie (P. S. D.) gründete der Partei angegliederte Gewerkſchaften, 
deren innere Angelegenheiten dem Veto der Parteileitung unterworfen waren. 
Selbſtverſtändlich ließ ſich in ſolche Gewerkſchaften nur ein Bruchteil der fort⸗ 
geſchrittenen Arbeiter aufnehmen — andere Arbeiter gingen in die Gewerk⸗ 
ſchaften anderer revolutionärer Parteien, wieder andere in die neutralen Ge⸗ 
werkſchaften. Die Auffaſſung, daß man den ökonomiſchen Kampf für die 
Intereſſen der allgemeinen politiſchen Bewegung ausnutzen müſſe, führte 
dahin, daß die organiſierte Minderheit mit allen Mitteln verſuchte, an der 
Spitze jedes ökonomiſchen Konfliktes zu ſtehen. Und als die unmparteiiſchen 
Elemente ſich dagegen wehrten, kam es zu allerlei Ausſchreitungen, die be⸗ 
ſonders in Lodz verderbliche Folgen hatten: ein großer Teil der Arbeiter 
ſchloß ſich in „gelben“, „nationaldemokratiſchen“ und „chriſtlichen“ Gewerk⸗ 
ſchaften zuſammen und eröffnete einen brudermörderiſchen Kampf gegen die 
ſozialiſtiſchen Arbeiter. Ein gegenſeitiges Hinmorden dauerte längere Zeit. 
Dies alles führte dazu, daß bei den Wahlen in die zweite Reichsduma die 
Arbeiterkurie in Lodz eine im ganzen Reiche einzig daſtehende Erſcheinung 

bot: die Mehrheit ihrer Arbeiterwahlmänner waren keine Sozialdemokraten, 
wie in ganz Rußland, ſondern reaktionäre „Nationaldemokraten“. Dieſe 
Kluft zwiſchen den beiden Teilen des polniſchen Proletariats beſteht noch bis 
heute. 

Die Notwendigkeit, den ökonomiſchen und politiſchen Kampf auseinander⸗ 
zuhalten, veranlaßte uns noch im Frühling 1906, auf dem Stockholmer Ver⸗ 
einigungskongreß der ruſſiſchen Sozialdemokratie eine von Plechanow, Axelrod 
und Dahn unterſchriebene Reſolution vorzuſchlagen, die die organiſatoriſche 
Unabhängigkeit der Gewerkſchaften befürwortete. Dieſe Reſolution wurde ein⸗ 
ſtimmig angenommen. Aber gleich darauf wurden in der Partei Stimmen laut 
— unter ihnen auch die der Genoſſin Luxemburg —, daß dieſe Reſolution zu 
eng gefaßt ſei. Auf dem Londoner Parteitag wurde ſie auch durch eine neue 
Reſolution „ergänzt“, die der Partei angegliederte Gewerkſchaften empfiehlt. 
Der Grund dieſes Umſchwunges iſt darin zu ſehen, daß ein Teil der Partei 
in dem immer mehr um ſich greifenden aggreſſiven ökonomiſchen Kampfe eine 
Waffe zur Erneuerung der politiſchen Schlachten haben und ſich deshalb der 
ökonomiſchen Bewegung bemächtigen wollte. Im Frühling 1907 begann ein 
Streik in der ganzen Textilinduſtrie Zentralrußlands. Dieſe ausſichtsreiche 
Bewegung war die Folge einer zeitweiligen Beſſerung des Textilmarktes. Die 
dortigen Genoſſen unter der Leitung der Fraktion Lenins wollten nun dieſen 
Streik der Textilarbeiter mit den revolutionären Kämpfen in eins zuſammen⸗ 
faſſen, die man im Herbſt 1907 am Schluſſe der Feldarbeiten in der Form 
neuer Bauernbewegungen erwartete. Dadurch wurde die Streikbewegung nur 
desorganiſiert, und dieſe Genoſſen mußten nachher konſtatieren, daß die Bauern 
im Herbſt ganz ruhig blieben und daß in der Textilinduſtrie an Stelle der 
zeitweilig günſtigen Konjunktur ein neuer Stillſtand eintrat, wodurch auch der 
Streik ins Stocken geriet. 
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Wir haben hier gerade genug der Tatſachen angeführt, um die Behauptung 
der Genoſſin Luxemburg zu entkräften, als ob das Ineinandergreifen der 
ökonomiſchen und politiſchen Bewegungen nur von Vorteil für beide ſein könne. 

Bei jedem ſtürmiſchen Ausbruch des proletariſchen Klaſſenkampfes kommen 
ſelbſtverſtändlich beide Bewegungsarten zum Vorſchein. Aber aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen und aus Gründen der Okonomie der Kräfte muß dann die 
Sozialdemokratie die nicht immer gleich geartete Frage löſen, welche Momente 
in den Vordergrund geſchoben, welche zurückgeſtellt werden müſſen. Und in 
dieſer Beziehung muß man noch mehr wie in jeder anderen Beziehung die 
Ereigniſſe der ruſſiſchen Revolution nicht idealiſieren, ſondern man muß ſie 
richtig verſtehen und richtig bewerten. 


4. Die Republik und die Sozialdemokratie. 


Kaum war der Kampf für das allgemeine und gleiche Wahlrecht in 
Preußen ſo weit, daß er die erfreuliche Form von Straßendemonſtrationen 
anzunehmen begann, als die Genoſſin Luxemburg es für nötig fand, die 
Loſung der Wahlreform in den Hintergrund zu ſchieben und an ihre Stelle 
die Parole der Republik zu ſetzen. Eines der Argumente, die ſie zugunſten 
der „Reviſion“ dieſer Loſungen ins Feld führt, beſteht darin, daß die Stel⸗ 
lung des Proletariats ganz ſtreng von der des demokratiſchen Bürgertums 
getrennt ſein müſſe; ſobald alſo die bürgerliche Demokratie ſich dem Rufe 
nach dem allgemeinen und gleichen Wahlrecht völlig anſchließe, müſſe die 
Sozialdemokratie ihr Augenmerk auf die Frage der Republik konzentrieren. 

Uns Ruſſen iſt dieſer Gedankengang längſt bekannt. Wir wiſſen, was 
dahinter ſteckt: die „Lostrennung der Bewegung des Proletariats von der des 
Kleinbürgertums“ ſoll nicht durch den politiſchen Kampf ſelbſt, nicht durch 
den ganzen Inhalt unſerer Agitation vollzogen werden, ſondern durch ver— 
ſchiedene revolutionäre Loſungen. Man will, daß das Proletariat möglichſt 
weit von der Demokratie abrückt, aber in Wirklichkeit konzentriert man ſeine 
ganze Agitation bloß auf eine mehr extreme demokratiſche Loſung und nimmt 
dadurch ſelber die Stellung der vulgären Demokraten ein. 

Die ruſſiſche Sozialdemokratie hat ſchon im Jahre 1901 in ihr Programm 
die Forderung der demokratiſchen Republik aufgenommen, wie das für eine 
Partei des Proletariats ſelbſtverſtändlich iſt. 
| Mit dem Ausbruch der Revolution ftellten wir in den Mittelpunkt unſerer 
Agitation mit einer bei uns ſeltenen Einmütigkeit die Forderung einer Kon⸗ 


ſtituante, hervorgegangen aus allgemeinen, gleichen und direkten Wahlen. 


Dieſe Forderung, die in kurzer Zeit ſehr populär geworden war, ſtellten wir 
ſiegesbewußt der ſchablonenhaften Forderung des bürgerlichen Liberalismus 
nach einer vom Monarchen oktroyierten Verfaſſung entgegen. Im Herbſt 1904 
drangen überall unſere Arbeiter in liberale und demokratiſche Verſammlungen 
und Bankette ein und veranlaßten nicht ſelten dieſe Herren, Reſolutionen an⸗ 
zunehmen, die die Notwendigkeit einer Konſtituante anerkannten. Die ſozial⸗ 
demokratiſchen Arbeiter beſtanden auch darauf, daß dieſe Forderung in die 
Petition Gapons aufgenommen würde. | 

Im Sommer 1905 erlebten wir im ganzen Lande den höchſten Grad poli— 
tiſcher Erregung. Die Linksliberalen, die wegen ihrer Halbheit von unſerer 
Kritik verfolgt wurden, ſahen die Notwendigkeit ein, ſich dem Rufe nach einer 
Konſtituante anzuſchließen. 
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Es beſtand wirklich keine große „Gefahr“, daß die künftigen Kadetten und 
Oktobriſten eine ſolche demokratiſche Forderung wie die der Konſtituante an⸗ 
nahmen und, was die Hauptſache iſt, beibehielten. Aber unſere Anhänger der 
Methode der Genoſſin Luxemburg wurden unruhig. Wenn die bürgerlichen 
Demokraten von einer Konſtituante reden, meinten ſie, ſo müſſen wir unſere 
Forderung vergrößern und in den Mittelpunkt unſerer Agitation die Republik 
ſtellen, um dann mit aller Macht auf die Demokraten einzuhauen, weil ſie 
dieſe Forderung nicht anerkennen, auf dieſelben Demokraten, von denen wir 
geſtern noch verlangten, daß ſie unſerer Forderung einer Konſtituante beitreten. 

Diejenigen Genoſſen, die dieſen Weg nicht betreten wollten, gerieten ſelbſt⸗ 
verſtändlich in den Verdacht, daß ſie wegen ihrer guten Beziehungen zu den 
bürgerlichen Demokraten die Loſungen „einſchränken“ wollen. So alte ruſſiſche 
Revolutionäre wie Plechanow und Axelrod wurden des verſteckten Mon⸗ 
archismus beſchuldigt. Im Verdacht desſelben Verbrechens ſtand auch der 
Schreiber dieſer Zeilen, der nach dem 17. Oktober 1905 aus dem Exil zurück⸗ 
gekehrt eine der wenigen bei uns vorhandenen ſozialdemokratiſchen Broſchüren 
unter eigenem Namen veröffentlichte, die ſich ſpeziell mit der Propaganda der 
Republik befaßt („Die Arbeiterſache in Rußland“), wofür ihn auch die „kon⸗ 
ſtituonelle“ Regierung den Gerichten überwies. 

Dies alles war nur lächerlich. Aber gar nicht lächerlich war folgendes: 
Viele ruſſiſche Genoſſen ergriff aus angeblich wichtigen Gründen eine ſo ſtür⸗ 
miſche Leidenſchaft für die republikaniſche Agitation, daß ſie in vulgärſter 
Weiſe die Republik der Monarchie als das Gute dem Böſen gegenüberſtellten. 
So machte der „linke“ Flügel unſerer Partei dieſelben Abweichungen von der 
ſozialdemokratiſchen Poſition durch, deren Jaurés und feine Freunde von 
Bebel und Guesde auf dem Amſterdamer Kongreß bezichtigt wurden. Noch 
im Jahre 1907 mußte ich im Sammelwerk „Abklänge“ das Thema „Repu⸗ 
blikaner oder Sozialdemokraten?“ behandeln, da unſere Genoſſen in der Hitze 
des Kampfes gegen die monarchiſtiſchen Vorurteile der Maſſen ſich von der 
rein demokratiſchen Phraſeologie hinreißen ließen. Wir wieſen dann auf das 
große Beiſpiel der franzöſiſchen Revolution hin, daß ſo extreme Demo⸗ 
kraten wie Robespierre und Marat ſich auf die Frage der Regierungsform 
erſt dann konzentrierten, als die Bedingungen des revolutionären Kampfes ſo 
weit gediehen waren, daß dieſe Loſung große Maſſen zu begeiſtern und um 
ſich zu ſcharen vermochte. 

Glücklicherweiſe und wie man es auch erwarten konnte, gingen die bürger⸗ 
lichen Demokraten nicht ſo weit, daß ſie uns die Forderung einer Konſtituante 
„wegſchnappten“, ſo daß eben dieſe Forderung uns zur Scheidungslinie 
zwiſchen ihnen und uns diente. Deshalb ſtifteten die geſchilderten Tendenzen 
keinen weſentlichen Schaden an. Aber es iſt mehr als zweifelhaft, ob die in 
großem Maßſtab betriebene republikaniſche Agitation dieſer Art irgendwelchen 
merkbaren Einfluß auf das Verhalten der Maſſen in der Frage der Regie⸗ 
rungsform ausgeübt hätte. Die Fragen der Unabhängigkeit und des demo: 
kratiſchen Charakters der Volksvertretung beherrſchten aber im Verlauf der 
ganzen Revolution alle übrigen Fragen. 

Die ruſſiſche Revolution kann uns alſo nicht nur darüber belehren, was 
wir zu tun, ſondern auch darüber, was wir zu unterlaſſen haben, wenn 
wir einem ſpontan ausbrechenden Klaſſenkampf nicht nachhinken, ſondern ihn 
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bewußt und zweckmäßig geſtalten wollen. Es iſt an der Zeit, jener Legende 
ein Ende zu machen, die noch immer bei einem Teile der europäiſchen Sozia⸗ 
liſten einigen Glauben findet. Nicht nur bietet uns die ruſſiſche Revolution 
einen komplizierten Prozeß des Klaſſenkampfes dar, ſondern innerhalb der 
Klaſſenbewegung des Proletariats kämpften unermüdlich während der ganzen 
Revolution verſchiedene taktiſche Tendenzen gegeneinander. Dieſe Tendenzen 
erklären uns zwar nicht, warum die ruſſiſche Revolution einen ſolchen und 
keinen anderen Verlauf genommen hat, warum ſie ſo traurig geendigt hat — 
viel tiefere hiſtoriſche Urſachen beſtimmten dies Ergebnis. Jedoch ſind die— 
jenigen taktiſchen Tendenzen, die in der ruſſiſchen Revolution die Oberhand 
gewonnen haben, eine der Urſachen, warum nach dem Mißlingen der ruſ— 
ſiſchen Revolution die Organiſationen des ruſſiſchen Proletariats 
ſich in einem ſo troſtloſen Zuſtand befanden. Wenn zwei Jahre nach dem 
Entflammen der ruſſiſchen Revolution unſere Reihen vollſtändig desorganiſiert, 
wir von den Maſſen abgeſchnitten wurden und wir uns bis jetzt nicht erholen 
können, jo erklärt fi) das durch den Sieg, den die blanquiſtiſche und 
anarchiſtiſche Unkultur über die marxiſtiſche Kultur davongetragen hat, die 
marxiſtiſche Kultur, die in der ruſſiſchen Arbeiterbewegung von den beſten 
Söhnen des ruſſiſchen Proletariats gepflegt worden iſt. Die ruſſiſche Sozial⸗ 
demokratie redete allzu eifrig „ruſſiſch“ auch dann, als die geſellſchaftlichen 
Verhältniſſe Rußlands ſchon jo weit fortgeſchritten waren, daß ſie „euro: 
päiſch“ reden konnte, während die anderen politiſchen Parteien ihre frühere 
Sprache beibehielten. Dies eine können wir die Genoſſin Luxemburg ver⸗ 
ſichern: beim nächſten geſellſchaftlichen Aufſchwung in Rußland wird ſie ſelber 
mit einer „belgiſchen“ oder „deutſchen“ oder überhaupt „eũuropäiſchen“ Arbeiter⸗ 
bewegung zu tun haben. Dieſe neue Arbeiterbewegung wird ein für allemal 
und unwiderruflich alle die Methoden verwerfen, durch die ſichere Niederlagen 
am beſten organiſiert werden. ö 

Das Proletariat ift beſtrebt, nicht nur zu kämpfen, ſondern auch zu ſiegen. 


Ein vorſchlag zur Budgetfrage. 


Von Otto Braun (Königsberg i. Pr.). 


Der ſchwere Diſziplinbruch, den die Mehrheit der badiſchen Landtags⸗ 
fraktion durch die Zuſtimmung zum Budget begangen hat, wird in der Partei 
— und nicht nur in Norddeutſchland — allgemein ſcharf verurteilt. Handelt 
es ſich doch um einen bewußten Vorſtoß gegen den Nürnberger Beſchluß. 
Daß dem ſo iſt, beſtreiten auch die badiſchen Budgetbewilliger nicht und geben 
damit zu, daß ſie mit voller Überlegung und Abſicht einen Vorſtoß gegen 
die organiſatoriſche Einheit und Geſchloſſenheit der deutſchen Sozialdemokratie 
unternommen haben. | HN 

| Ein derartig diſziplinwidriges Vorgehen kann ſich keine Organiſation, 
gleichviel ob gewerkſchaftlicher oder politiſcher Art, gefallen laſſen, will anders 
ſie ſich nicht ſelbſt aufgeben. Eine Kampfpartei wie die unſerige muß ihren 
zahlreichen und mächtigen Gegnern eine geſchloſſene Phalanx entgegenſtellen. 
Dieſe Erkenntnis wurzelt ſo tief im klaſſenbewußten Proletariat Deutſchlands, 
daß es nicht verwunderlich erſcheint, daß das Vorgehen unſerer Genoſſen in 
der badiſchen Zweiten Kammer nicht nur in Norddeutſchland, ſondern auch 
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in weiteſten Parteikreiſen Süddeutſchlands Empörung ausgelöſt und die 
ſchärfſte Mißbilligung gefunden hat. 

Dieſe wird noch erhöht durch den Umſtand, daß auch die ſachlichen 
Gründe, die für den Diſziplinbruch ins Feld geführt werden, wenn ſolche 
überhaupt beachtenswert erſcheinen, ſo äußerſt wenig ſtichhaltig ſind. Die 
Behauptung, die Genoſſe Kolb auf S. 26 ſeiner Rechtfertigungsbroſchüre auf⸗ 
ſtellt, daß eine Beachtung des Nürnberger Beſchluſſes, alſo die Ablehnung 
des Budgets, „den glänzenden Erfolg einer jahrelangen mühevollen parlamen⸗ 
tariſchen und agitatoriſchen Arbeit, unſeren ganzen politiſchen Einfluß mit 
einem Schlage vernichtet hätte“, iſt doch eine Übertreibung, die unmöglich 


ernſt genommen werden kann; ſie iſt wohl auch weniger auf reife Politiker 


als auf Perſonen berechnet, die nicht in der Lage ſind, ſich über politiſche 
Vorgänge ein ſelbſtändiges Urteil zu bilden. 

Doch darüber will ich mich nicht weiter auslaſſen, das iſt von anderer, 
berufenerer Seite aus bereits ausreichend geſchehen. Was mir die Feder in 
die Hand drückt, iſt die Frage: Wie kann die Erörterung dieſer Budgetfrage 


mit ihren für die Partei ſo nachteiligen Begleiterſcheinungen für die Zukunft 


vermieden werden? 

Bereits ſeit über ſechzehn Jahren iſt dieſe Frage Gegenſtand erregter Er⸗ 
örterungen in der Partei, ohne daß eine Klärung erfolgt wäre. 

Auf dem Nürnberger Parteitag erklärte Bebel in ſeiner Begründung der 
Vorſtandsreſolution, die ſpäter zum Beſchluß erhoben wurde: „. .. Ich hatte 
geglaubt, daß, nachdem in Lübeck mit ſo großer Mehrheit, und zwar unter 
weſentlicher Zuſtimmung der ſüddeutſchen Genoſſen, die damalige Reſo⸗ 
lution angenommen worden war, ein Weg gefunden worden ſei, der es für 
die Zukunft überflüſſig mache, uns noch einmal mit dieſer Frage zu be⸗ 
ſchäftigen. ...“ 

Er hatte ſich ſchwer getäuſcht. Er führte dann weiter aus: 

„. . . Ich kann euch jagen, ich habe an den drei Malen mehr als genug. 
Noch einmal dieſelbe Debatte zu haben, da möchte ich dafür ſorgen, daß das 
ein für allemal unmöglich iſt. . ..“ 

Wie wenig der Nürnberger Beſchluß das unmöglich gemacht hat, beweiſt 
die Tatſache, daß wir jetzt zwei Jahre ſpäter bereits wieder vor einer Budget⸗ 
debatte auf dem Parteitag ſtehen, zu der die Ouvertüre in der Parteipreſſe 
und in den Verſammlungen bereits recht kräftig ertönt, und zwar zum Teil 
wieder in Tönen, die dem Wohle der Partei nicht gerade dienlich ſind. Und 
das in einer Zeit, in der es dringender denn je not tut, daß die Partei 
innerlich gefeſtigt und geſchloſſen daſteht. 

Kein Zweifel, es ſtehen uns in Magdeburg wieder erregte Auseinander⸗ 
ſetzungen bevor, es ſteht zu befürchten, daß manches Wort wieder aus⸗ 
geſprochen wird, was im Intereſſe der Werbekraft der Partei beſſer unaus⸗ 
geſprochen bliebe; aller Vorausſicht nach wird auch ein Beſchluß gefaßt werden, 
aber dahinter ſteht ſofort die bange Frage: Wird damit die Budgetfrage er⸗ 
ledigt, dieſer leidige, die Einheit der Partei gefährdende Streit beendet ſein? 

Ich fürchte: nein. 

Mit regem Intereſſe habe ich alle die Berichte über die Verſammlungen 
der Parteiorganiſationen verfolgt, die ſich mit der Frage beſchäftigt und An⸗ 
träge an den Parteitag beſchloſſen haben. Nirgends habe ich einen akzep⸗ 
tablen Vorſchlag zur Löſung der Frage zu entdecken vermocht. „Der Partei⸗ 
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tag in Magdeburg muß Mittel und Wege finden, derartige Vorkommniſſe in 
Zukunft unmöglich zu machen“, ſo enden dem Sinne nach faſt alle Reſo⸗ 
lutionen. Welcher Art dieſe Mittel und Wege ſein ſollen, darüber vermißt 
man jegliche Angabe. Dieſes Problem, das in den wochenlangen Polemiken 
und Erörterungen vor dem Parteitag nicht gelöſt werden kann, ſoll der 
Parteitag in wenigen Tagen löſen, inmitten hitziger Debatten ſoll er die 
nötigen Mittel finden. Wer die Parteitagsverhandlungen über derartige Streit⸗ 
fragen, die Vor⸗ und Zwiſchenberatungen dazu aus eigener Erfahrung kennt, 
weiß, wie ſchwer das iſt. Die ruhige, von Stimmungen und Voreingenommen⸗ 
heit unbeeinflußte Überlegung, die dazu nötig iſt, iſt dann am wenigſten vor⸗ 
handen. Darum iſt es notwendig, daß dieſe „Mittel und Wege“, die alle 
Reſolutionen fordern, vor dem Parteitag gefunden werden. 

Gewiß, in einigen wenigen Parteiorten haben die Genoſſen ja ein Mittel 
zur Erledigung genannt: den Ausſchluß der ſiebzehn Budgetbewilliger aus 
der Partei wegen bewußtem Diſziplinbruch. Einfach iſt das Mittel, doch 
täuſchen ſich ſeine Befürworter wohl über die Wirkung, die ſeine Anwendung 
haben würde. Es handelt ſich dabei nicht nur darum, ſiebzehn Genoſſen aus 
der Partei auszuſchließen, das wäre gar nicht ſo bedenklich; wir haben ſchon 


mehr ausgeſchloſſen, wenn es galt, die Geſchloſſenheit der Partei gegen Unter- 


grabung durch diſziplinwidrige Seitenſprünge einzelner zu ſchützen. Denn über 
der Perſon ſteht die Partei. Doch im vorliegenden Falle liegt die Sache in⸗ 
ſofern anders, als der Ausſchluß der Siebzehn den Ausſchluß der überwiegenden 
Mehrzahl der badiſchen Parteigenoſſen zur Folge haben würde, die, wie der 
badiſche Parteitag gezeigt hat, hinter ihren Abgeordneten ſteht. 

Und damit nicht genug. Auch die bayeriſchen Genoſſen ſtehen in ihrer 
Mehrheit auf dem Standpunkt der Badener, und es iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß ſie auch im Falle des Ausſchluſſes zu ihnen halten, es alſo zu einer ſüd⸗ 
deutſchen Sezeſſion in der Partei käme. Natürlich ginge darüber die deutſche 
Sozialdemokratie nicht zugrunde, ſie würde nach wie vor Mitglieder auch in 
Süddeutſchland haben und durch rührige Agitation und Aufklärung auch 
noch weitere aus dem Lager der Sezeſſioniſten zu ſich herüberziehen. Ja, 
nicht lange, dann würde die Klaſſenſolidarität auch der ſüddeutſchen Arbeiter: 
ſchaft, ihr proletariſches Zuſammengehörigkeitsgefühl es dahin führen, daß 
die Führer zur Einigung gezwungen würden. Bis dahin können aber heftige 
Bruderkämpfe das Parteileben vergiftet und die Partei zum Gaudium ihrer 
Gegner, die bemüht ſind, jeden Zwiſt in unſeren Reihen zu ſchüren, erheblich 
geſchwächt haben. ’ 

Das muß vermieden werden; jedenfalls muß alles verſucht werden, um 
es zu vermeiden. 

Natürlich muß der Magdeburger Parteitag den Diſziplinbruch auf das 
ſchärfſte mißbilligen. Es kann auch keine Rede davon ſein, daß er den An⸗ 
trägen aus Baden, Bayern und Heſſen ſtattgibt und den Nürnberger Be⸗ 
ſchluß aufhebt; er wird und muß ihn zweifellos mit großer Mehrheit auf⸗ 
rechterhalten. Aber das dürfen wir uns nicht verhehlen: damit wären wir 
nicht einen Schritt weiter, als wir nach dem Parteitag in Nürnberg waren. 
Nach wie vor bliebe der leidige Budgetſtreit auf der Tagesordnung. 

Sollte es kein Mittel geben, das zu verhüten? Ich glaube wohl. Jeden⸗ 
falls möchte ich einen Weg vorſchlagen, den man unbefangen prüfen und dann 
einmal verſuchen ſollte, zu beſchreiten. 
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Worum dreht ſich der ganze Streit, welches iſt die Differenz zwiſchen den 
Freunden der Budgetbewilligung und deren Gegnern über die Budgetfrage? 

Die einen erklären ſie für eine Frage der Taktik, die anderen für eine 
Frage des Prinzips. 

Der zweite Differenzpunkt iſt der: Die Gegner der Budgetbewilligung er⸗ 
klären, dieſe ſei eine Vertrauenskundgebung für die Regierung des kapita⸗ 
liſtiſchen Klaſſenſtaats, eine Anerkennung ihrer Berechtigung; die Anhänger 
der Budgetbewilligung beſtreiten, daß das in allen Fällen zutreffe. 

Der dritte und letzte Differenzpunkt liegt darin, daß die Süddeutſchen in 
ihrer Mehrheit in Konſequenz ihres bei den beiden oben dargelegten Punkten 
eingenommenen ſachlichen Standpunktes die Budgetfrage als eine Landes⸗ 
angelegenheit betrachten, über die die Landesparteitage zu entſcheiden hätten, 
während die Mehrheit in der Partei ſie für eine grundſätzliche, für die Ein⸗ 
heitlichkeit des politiſchen Kampfes wichtige Frage hält, die innerhalb der 
deutſchen Partei durch Parteitagsbeſchluß einheitlich geregelt werden müſſe. 

Das ſind die Hauptdifferenzpunkte in dieſer Frage. Die ſonſtigen Diffe⸗ 
renzen in der Auffaſſung über unſere Stellungnahme zu den bürgerlichen 
Parteien, zur Blockpolitik uſw. laſſe ich hier abſichtlich unerwähnt, um die 
Fragen nicht unnötigerweiſe zu komplizieren. 

Soll nun über dieſe Differenzen unter Parteigenoſſen, die alleſamt das 
Beſte der Partei wollen, die alle nach einem gemeinſamen Ziele ſtreben, keine 
Einigung möglich ſein? Faſt ſcheint es ſo, denn in Jahren iſt es nicht 
gelungen, ſie herbeizuführen. Es hat ſich leider die Prophezeiung Vollmars 
auf dem Frankfurter Parteitag: „. .. Parteigenoſſen, ich warne Sie davor, 
einen haltloſen Beſchluß zu faſſen, der nur die Quelle fortwirkender Zwie⸗ 
tracht würde ...“ bewahrheitet. 

Und doch muß verſucht werden, in dieſer Frage eine Regelung herbei⸗ 
zuführen, denn die Partei darf nicht länger ein Bild der Zerriſſenheit in 
wichtigen politiſchen Fragen darbieten, ſie darf nicht, ſoll anders ſie nicht 
nachhaltigen Schaden leiden, weiter derartigen Budgetdebatten ausgeſetzt 
werden, wie ſie jetzt bereits wieder zur Freude unſerer Gegner in der 
Parteipreſſe, in Verſammlungen und nicht zuletzt auf den ſüddeutſchen Landes⸗ 
parteitagen gepflogen worden ſind und wie ſie uns für Magdeburg noch 
bevorſtehen. 

Daß in Magdeburg dieſe Regelung ermöglicht werden wird, wage ich 
nicht zu hoffen, dazu ſind die Gemüter bereits zu ſtark erregt worden. Wenn 
man erſt anfängt, unter Parteigenoſſen von „norddeutſchen Krakeelern“ zu 
reden, die von ſüddeutſchen Verhältniſſen nichts verſtänden, aber „in alles 
dreinreden und kommandieren“ wollten, von „Ausländern, die den badiſchen 
Genoſſen Vorſchriften machen wollten“, dann hört eine ruhige, ſachliche Er⸗ 
örterung auf, dann geht ein heftiges Aneinandervorbeireden los, dann wird 

| nach rhetoriſchen und journaliſtiſchen Erfolgen gehaſcht, dann wird nicht mehr 
immer an den Verſtand, ſondern eher an das Gefühl appelliert, und zum 
Schluſſe kommt dann ein Beſchluß zuſtande, der nicht unerheblich von Stim⸗ 
mungen und Vorurteilen beeinflußt iſt und durch den ſich der unterlegene 
Teil vergewaltigt glaubt. 

Um das in Magdeburg zu vermeiden, möchte ich folgende Reſolution, die 
in der Verſammlung in Königsberg, die ſich mit der Budgetfrage beſchäftigte, 
leider nicht angenommen wurde, hier den Parteigenoſſen unterbreiten. Sie lautet: 
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„Die Zuſtimmung eines Teiles der ſozialdemokratiſchen Fraktion des badiſchen 
Landtags zum Budget verſtößt gegen den Beſchluß des Nürnberger Parteitags zur 
Budgetfrage und ſtellt ſich als ein die organiſatoriſche Einheit und Geſchloſſenheit 
der Partei untergrabender ſchwerer Diſziplinbruch dar, der auf das ſchärfſte zu 
mißbilligen iſt. 

„Um gleichen Vorkommniſſen mit ihren für die Partei ſo nachteiligen Begleit⸗ 
erſcheinungen tunlichſt vorzubeugen, wird eine Kommiſſion eingeſetzt, die auf Grund 
des von den Genoſſen der einzelnen Bundesſtaaten zu liefernden und in der Neuen 
Zeit“ zu veröffentlichenden Materials die Budgetfrage eingehend ſtudiert und dem 
nächſten Parteitag eine Vorlage zur endgültigen Regelung unterbreitet, und zwar 
ſo frühzeitig, daß ſie vorher in Verſammlungen und in der Preſſe noch eingehend 
erörtert werden kann. vr 

„Die Teilnahme der Genoſſen im badiſchen Landtag an höfiſchen Veranſtal⸗ 
tungen und Ehrungen iſt entſchieden zu verurteilen, denn ſie involviert eine An⸗ 
erkennung der Berechtigung der Monarchie und ſteht ſomit im ſchroffen Wider⸗ 
ſpruch zu den demokratiſchen Grundſätzen unſeres Parteiprogramms.“ 


Ich glaube, daß Abſatz 2 dieſer Reſolution einen gangbaren Weg zeigt, 
die Budgetdebatte in ein ruhigeres, ſachlicheres Fahrwaſſer zu leiten und einen 
Beſchluß vorzubereiten, der mit weniger Schein von Recht angefochten werden 
kann als die bisherigen. Es müßte doch mit dem Teufel zugehen, wenn es 
der Partei nicht gelingen ſollte, dieſe Frage, die ſich nun faſt zu einer Lebens⸗ 

frage für die Partei ausgewachſen hat, zu löſen. Sie kann, meine ich, aber 
nur gelöſt werden, wenn ſachkundige und erfahrene Genoſſen ſich zuſammen⸗ 
ſetzen und, losgelöſt von konkreten Vorkommniſſen, wie die neuerliche badiſche 
Budgetbewilligung und unbeeinflußt durch die dadurch hervorgerufene Stim— 
mung, in völliger Kenntnis allen Materials ſie ruhig und ſachlich erörtern. 
In einem Jahre muß es dann doch möglich ſein, über die drei Fragen: 1. Iſt 
die Budgetfrage eine Frage der Taktik oder des Prinzips? 2. Iſt die Zu⸗ 
ſtimmung zum Budget ein Vertrauensvotum für die Regierung oder braucht 
ſie das nicht in allen Fällen ſein? und 3. Iſt es praktiſch, ihre Regelung den 
Landesparteitagen zu überlaſſen oder muß eine Bindung auf dem deutſchen 
Parteitag erfolgen? zu einer Verſtändigung zu kommen und einen Beſchluß 
herbeizuführen, dem die Süddeutſchen, wollen ſie nicht den Vorwurf der frivolen 
Parteizerſplitterung auf ſich laden, nicht mehr ein „wir fügen uns nicht“ ent⸗ 
gegenſetzen können. Zudem wird es inzwiſchen auch gelingen, die jetzt, nach 
den Debatten auf dem badiſchen Parteitag zu ſchließen, einſeitig orientierten 
badiſchen Genoſſen über die wahre Bedeutung der Budgetfrage aufzuklären 
und ſo den Boden für eine verſtändnisvolle Beurteilung des Ergebniſſes der 
Kommiſſionsarbeit und des ſonach zu faſſenden Parteitagsbeſchluſſes vor⸗ 
zubereiten. Die Veröffentlichung des Materials halte ich deshalb für not⸗ 
wendig, damit jede einſeitige Darſtellung durch die Offentlichkeit korrigiert 
werden kann. Sie darf natürlich nicht den Charakter einer Polemik haben, 
ſondern hat ſich lediglich auf die Darlegung von Tatſachen zu beſchränken. 

Man könnte nun meinem Vorſchlag noch entgegenhalten, daß er bis zu 
einem gewiſſen Grade den badiſchen Diſziplinbruch inſofern rechtfertige, als er 
anerkenne, daß der erſt begangen werden mußte, um dieſe Kommiſſionsberatung 
herbeizuführen. Ich verhehle nicht, daß dieſes Argument einiger Berechtigung 
nicht entbehrt. Man darf ſich aber dadurch nicht in der Stellungnahme zu 
meinem Vorſchlag beeinfluſſen laſſen. Wie ich über den Diſziplinbruch der 
Badener denke, bringt der erſte Abſatz meiner Reſolution klar zum Ausdruck, 
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und ich kann dem nur noch hinzuſetzen, daß ich das diſziplinwidrige Verhalten 
unſerer badiſchen Genoſſen auch nicht in einem milderen Lichte ſehen würde, 
wenn die einzuſetzende Kommiſſion dahin gelangte, dem Parteitag eine Ande⸗ 
rung des Nürnberger Beſchluſſes zu empfehlen. 

Aber laſſen wir uns doch nicht gar zu ſehr von Eindrücken und 1 
mungen leiten. Betrachten wir ruhig die Tatſachen — und nur dieſe, 
urteilen wir ſie ruhig und ſachlich und faſſen dann unſere Entſchlüſſe. Tage 
iſt doch nun einmal, daß ſeit 16 Jahren in der Budgetfrage die Differenzen 
beſtehen, daß die ſüddeutſchen Parlamentarier der Partei behaupten — und 
fie tun das doch ſicher nach beſter Überzeugung —, den Nürnberger Be 
ſchluß nicht befolgen zu können, und daß der ſich daraus ergebende leidige 
Streit die Einheit und Geſchloſſenheit der Partei auf das ſchwerſte gefährdet. 
Sollte man da nicht, ohne Rückſicht darauf, welchen Eindruck es auf den einen 
oder den anderen Teil macht, den Weg einſchlagen, der doch immerhin einige 


Ausſicht bietet, aus der unhaltbaren Situation herauszukommen? Gewiß, es 


mag noch beſſere Wege zu dem Ziele geben; nur iſt bisher keiner bekannt ge⸗ 
worden. Wir müſſen aber in Magdeburg zu einem Beſchluß kommen, der das 
feſte Gefüge unſerer Parteiorganiſation, die wir in Leipzig neu gefeſtigt haben, 
ungelockert läßt und Budgetdebatten, wie wir ſie jetzt wieder haben, tunlichſt 
vorbeugt. Dazu dürfte mein Vorſchlag wohl der ernſtlichen Erwägung wert ſein. 


nochmals: die Konfumvereine 


und die Einheit der Arbeiterbewegung. 
Don Ernſt Lenz. 


Herr Profeſſor Staudinger hat in Nr. 45 der „Neuen Zeit“ gegen meinen 
Aufſatz über die Neutralität der Konſumvereine Einwendungen erhoben, die 
nicht ohne Widerſpruch bleiben können. Ich darf allerdings kaum hoffen, ſo 
ſchätzenswert es wäre, wenn es gelänge, Herrn Profeſſor Staudinger von der 
Richtigkeit meiner Meinung zu überzeugen — dazu iſt unſer beiderſeitiger 
Ausgangspunkt zu verſchieden. Ich beurteile die Neutralität der Genoſſen⸗ 
ſchaftsbewegung einzig unter dem für den marxiſtiſchen Sozialiſten ſelbſt⸗ 
verſtändlichen Geſichtspunkt ihres Nutzens oder Schadens für die Arbeiter: 
klaſſe. Ich frage: Iſt die Neutralität der Genoſſenſchaftsbewegung geeignet, 
die Macht der Arbeiterklaſſe — wohlgemerkt, Herr Profeſſor, der Arbeiter- 
klaſſe und nicht der Partei! — dauernd zu erhöhen oder nicht? Profeſſor 
Staudinger dagegen fragt bei der Beurteilung der Neutralität allein nach 
ihrem Nutzen oder Schaden für die Genoſſenſchaften. Nicht Förderung 
der Macht des Proletariats, ſondern Förderung des Genoſſenſchaftsweſens 
iſt ſein höchſtes Geſetz. Und dieſen Standpunkt kann ich nun einmal nicht 
anders als den relativ beſchränkten Standpunkt eines „Nurgenoſſenſchafters“ 
nennen. Ein „Nurgenoſſenſchafter“ nach Staudingers Begriff, das iſt ein 
Menſch, der im Ernſte meint, man dürfe ſich nur auf dem Gebiet des Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſens betätigen, exiſtiert unter Geſunden doch hoffentlich überhaupt nicht. 

Um eine erſprießliche Diskuſſion führen zu können, muß man auf einer 
gemeinſamen Baſis ſtehen. Dieſe aber im vorliegenden Falle erſt zu ſchaffen, 
uns über unſere Ausgangspunkte zu einigen, würde ins Uferloſe führen. Nur 
darum handelt es ſich hier, nachzuweiſen, wie unſtichhaltig Staudingers Argu⸗ 
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mente für jeden, der auf dem Standpunkt der Arbeiterklaſſe ſteht, alſo für 
jeden Sozialdemokraten ſind. 

Dabei iſt zunächſt eines mit allem Nachdruck klarzuſtellen. Immer und 
immer wieder begegnet man der von Toren oder Demagogen aufgebrachten 
Unterſtellung, als denke man heute — nicht etwa in Belgien, ſondern in 
Deutſchland! — ernſthaft daran, die Konſumgenoſſenſchaften der ſozial⸗ 
demokratiſchen Partei dienſtbar zu machen und unterzuordnen. Auch 
Profeſſor Staudinger ſpricht dieſe Behauptung — wie wir nicht zweifeln, in 
gutem Glauben — nach. Er ſchreibt: „Vielleicht hat jemand triftige Gründe 
zu der Überzeugung, ... daß .. . eine politiſche Produzentenpartei ... jeden⸗ 
falls nicht der Hut ſein kann, welcher ſich über die Konſumentenbeſtrebungen 
ſtülpen kann.“ „Dagegen darf ich ganz ruhig jagen, daß der Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaftsbewegung ſchon mit dem Verſuch einer Parteimonopoliſierung der 
ſchwerſte Schaden zugefügt werden dürfte.“ „. .. Falls die Genoſſenſchaft 
parteipolitiſch monopoliſiert würde.“ „Tendenz der Parteimonopoliſierung.“ 
„Könnte die Partei nicht ... alles vermeiden, was nach Monopoliſierung der 
Genoſſenſchaft durch die Partei auch nur riechen möchte?“ 

Derartige Außerungen ließen ſich auch von anderen Vertretern der Neu— 
tralität ſcheffelweiſe beibringen. Es gibt Genoſſenſchafter, die ſo tun, als be⸗ 
ſtänden heute wirklich ernſthafte Tendenzen, die Konſumvereine der Partei an⸗ 
zugliedern, ja unterzuordnen, als ſtünde die Gefahr, daß die Konſumvereine 

ihre Selbſtändigkeit verlieren, ſchon vor der Tür. Nun iſt es ja möglich, daß 
in dem vielhundertſtimmigen Chor der Parteiöffentlichkeit ſich einmal der oder 
jener in ſolchem Sinne geäußert hat. Aber iſt es zuläſſig, ſich nun ſo zu 
ſtellen, als ob man es mit verbreiteten und einflußreichen Beſtrebungen zu 
tun hätte und als ob den Genoſſenſchaften ſchon die größten Gefahren 
drohten? Kein Menſch kann im Ernſte glauben, die Partei oder auch nur 
ein beachtenswerter Teil von ihr wäre ſo töricht und — geſetzesunkundig, 
um in Preußen⸗Deutſchland die Konſumvereine der ſozialdemokratiſchen Partei 
angliedern zu wollen. Es iſt klar, gewiſſe Genoſſenſchaftsbureaukraten malen 
Geſpenſter an die Wand; ſie wollen den Konſumgenoſſenſchaftern vor 
Gefahren, die nicht beſtehen, bange machen, um die Beſtrebungen gegen die 
Neutralität zu diskreditieren. Aber wer zu ſolchen Mitteln greifen muß, ſtellt 
ſich damit nur ſelbſt ein Armutszeugnis aus. | 

Es muß betont werden: Die gegen die Neutralität der Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaften gerichteten Beſtrebungen bezwecken nicht das „Intereſſe der Partei“, 
ſondern das Intereſſe des Proletariats. Beide ſind ja nicht identiſch. Das 
Intereſſe des Proletariats iſt viel weiter, es iſt nicht erſchöpft mit den Inter⸗ 
eſſen der politiſchen Arbeiterpartei; das Proletariat hat auch gewerkſchaftliche 
und viele andere Intereſſen. Die politiſche Partei iſt wie die Gewerkſchafts⸗ 
bewegung ein Werkzeug der Arbeiterklaſſe; und nicht darum handelt es ſich, 
nun die Genoſſenſchaften zum Werkzeug dieſes Werkzeugs zu machen, ſondern 
zum Werkzeug des Proletariats. Sind denn die Gewerkſchaften, weil ſie der 
Arbeiterſchaft dienen, darum dem Diktat der Partei unterworfen? Stehen 
nicht vielmehr Gewerkſchaften und Partei gleichberechtigt nebeneinander da? 
Iſt eines dem anderen untertan, wenn ſie in gegenſeitigem Einvernehmen 
handeln? Welche Unaufrichtigkeit oder Gedankenloſigkeit, die Beſtrebungen 
gegen die Neutralität als gleichbedeutend hinzuſtellen mit der Abſicht, die Ge⸗ 
noſſenſchaften in Abhängigkeit von der Partei zu bringen! Wie oft wird man 
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es noch wiederholen müſſen: Die Gegnerſchaft gegen die Neutralität will nichts 
anderes, als daß ſich die Konſumgenoſſenſchaften, von denen Profeſſor Staudinger 
zugeben muß, daß ſie zum größten Teile aus Arbeitern beſtehen, bewußt in 
den Dienſt der Arbeiterſache ſtellen, daß ſie, die Klaſſenorganiſationen ſind, 
ſich mit den anderen Organiſationen des Proletariats als gleichberechtigter 
Faktor Unterſtützung gebend und nehmend verbünden und ſo die Kraft der 
Arbeiterklaſſe mehren, daß ſie mit Partei und Gewerkſchaften, wo es nötig 
und nützlich iſt, Hand in Hand vorgehen, kurz, den Emanzipationskampf 
der Arbeiterſchaft, wo ſie nur können, unterſtützen. In wie vielfacher Weiſe 
ſie das können, ohne ihren eigentlichen Zwecken entfremdet zu werden, braucht 
nicht erſt ausgeführt zu werden, ebenſowenig aber auch, daß die Konſum⸗ 
vereine dies nicht tun, ſolange ſie von Bürgerlichen geleitet ſind, womit 
übrigens ihr ſonſtiger Nutzen für die Arbeiter nicht geleugnet werden ſoll. 

So denken wir uns die „Verbindung von Partei und Genoſſenſchaften“, 
nicht aber in der Weiſe, daß die Genoſſenſchaften der Partei ihr Geld geben, 
mit ihr eine organiſatoriſche Verbindung eingehen, daß in den General⸗ 
verſammlungen ſozialdemokratiſche Agitationsreden gehalten werden oder daß 
die deutſchen Konſumvereine künftig ſtatt vom Vorſtand des Zentralverbandes 
vom Parteivorſtand geleitet werden ſollen. 

Nun ſagt aber Profeſſor Staudinger: Wenn auch neun Zehntel der Mit⸗ 
glieder ſozialdemokratiſche Arbeiter ſind, folgt denn daraus, daß dieſe Maß⸗ 
regeln treffen ſollen, die das übrige Zehntel aus den Vereinen hinaustreiben 
müſſen? „Welcher noch ſo blindwütige Konſervative würde es ſich wohl ein⸗ 
fallen laſſen, aus einem landwirtſchaftlichen Verein, in dem neun Zehntel 
Konſervative und ein Zehntel Andersdenkende ſäßen, dieſes eine Zehntel durch 
Parteimonopoliſierung heraustreiben zu wollen?“ Aber, aber, Herr Profeſſor! 
Kennen Sie die Konſervativen ſo ſchlecht, daß Sie im Ernſt glauben, es könnte 
eine wirtſchaftliche Organiſation von nur einiger Bedeutung geben, deren 
Leitung die konſervative Neunzehntelmehrheit dem reſtlichen Zehntel, ſagen 
wir Nationalliberaler, überließe? Daß ſich neun Zehntel Nationalliberale von 
einem Zehntel Konſervativer regieren ließe, das wäre hingegen leicht möglich; 
aber Sie werden doch wohl ſelbſt nicht nationalliberale Rückgratloſigkeit als 
nachahmenswertes Muſter für klaſſenbewußte Arbeiter hinſtellen wollen! Nein, 
was energiſche Intereſſenvertretung anlangt, wollen wir uns doch lieber die 
Konſervativen als die Nationalliberalen zum Vorbild nehmen! Und wenn es 
die Konſervativen ſicherlich treffen werden, den beſagten Verein zu leiten, wie es 
ihnen beliebt, ohne darum das reſtliche Zehntel hinauszutreiben, warum ſollten 
ſozialdemokratiſche Arbeiter in den Konſumvereinen das nicht auch treffen? 
Die Sache iſt gewiß nicht ſo ſchwer. Glauben wir doch nicht, daß die kleine 
nicht aus Arbeitern beſtehende Minderheit in den Genoſſenſchaften lauter ent⸗ 
ſchiedene wirtſchaftliche und politiſche Gegner der Arbeiterſchaft ſind! Es iſt gar 
kein Zweifel, daß ſie viele Elemente ohne beſtimmte Klaſſenintereſſen, ſowie viele 
mit uns politiſch ſympathiſierende Elemente umfaßt; auch genug Indifferente 
mögen darunter ſein, die gar keine Abneigung gegen Sozialdemokraten haben. 

Aber ſelbſt angenommen, nicht zugegeben, eine nähere Verbindung mit der 
Partei würde einen nennenswerten Abfall von bürgerlichen Genoſſenſchaftern 
zur Folge haben, ſo würde dieſer Verluſt zehnmal aufgewogen werden durch 
den Gewinn aus Arbeiterkreiſen. Profeſſor Staudinger möge ſich nur einmal 
in einem Lande mit nicht neutralen Arbeitergenoſſenſchaften, in Oſterreich, er⸗ 
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kundigen, welche Förderung die Konſumvereine durch die Freundſchaft der 
Partei erfahren haben (eine Freundſchaft, die naturgemäß nicht unerwidert ge⸗ 
blieben iſt). Das Wort der Sozialdemokratie iſt eben von großem moraliſchen 
Gewicht in den Kreiſen der Arbeiterſchaft.! Profeſſor Staudinger fragt, warum 
ſoll die Partei „die ohnehin heute ſo beſchränkte Werbekraft der Konſumvereine 
in nichtproletariſchen Kreiſen völlig lahmlegen“. Das Zugeſtändnis nehmen 
wir gern zur Kenntnis. Übrigens, wie kommt es denn, daß die Werbekraft 
bei den Bürgerlichen beſchränkt iſt? „Wir ſind doch alle Konſumenten“, nicht? 
Die Antwort auf Staudingers Frage jedoch iſt ſehr leicht. Tatſache iſt, daß 
die Werbekraft der Konſumvereine unter den Bürgerlichen minimal iſt; un⸗ 
zweifelhaft iſt, daß die Freundſchaft der Partei einen Strom von ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Arbeitern in die Vereine leiten kann. Dieſen Freundſchaftsdienſt 
ließen ſich die Nurgenoſſenſchafter auch gerne gefallen, nur dürfte ein Maſſen⸗ 
eintritt von Arbeitern in der Leitung der Konſumgenoſſenſchaften keine Spuren 
hinterlaſſen. Da es aber nicht mehr iſt als eine bloße Denkmöglichkeit, daß 

klaſſenbewußte Arbeiter auf einen Machtpoſten, den ſie in Beſitz nehmen können, 
einfach verzichten und die Leitung ihrer Organiſationen in fremden Händen? 
laſſen, und da es auch darüber keine Täuſchung gibt, daß eine Aufforderung 
der Partei zum Eintritt in die Genoſſenſchaften für deren zukünftige Ver⸗ 
waltung Folgen haben muß, gibt es nur die Alternative: Entweder gewinnen 
die Konſumvereine ein paar Bürgerliche mehr und verzichten auf ſehr viele 
Arbeiter, oder ſie nehmen einen ſtarken Aufſchwung durch Zuſtrom von Ar⸗ 
beitern, verlieren aber ein Handvoll Bürgerlicher. Die Wahl kann nicht ſchwer 
fallen. Iſt es im Intereſſe der Genoſſenſchaft nicht ſelbſtverſtändlich, daß ſie 
mit Freuden den Weg einſchlägt, der ſie mühelos zu erhöhter Stärke führt, 
und daß ſie mit Jubel eine innigere Verbindung mit der Partei der Arbeiter 
begrüßt? Es iſt ein Gebot der Okonomie, die auch in der Agitation herrſchen 
ſoll, und ein Gebot vernünftiger Politik, Anhänger nicht juſt in den Kreiſen 
werben zu wollen, die nur mit großer Mühe zu gewinnen ſind. Es iſt doch 
natürlich, daß ſich eine Bewegung in der Linie des geringſten Widerſtandes 
fortpflanzt. Aber merkwürdig, gerade dieſe Bürgerlichen, die der Genoſſen⸗ 
ſchaftsbewegung ſo kühl gegenüberſtehen, ſcheinen den Genoſſenſchaftsbureau⸗ 
kraten ein ſo koſtbares, unbedingt zu erhaltendes Beſitztum zu ſein, daß man 
zarteſte Rückſicht auf ſie nehmen zu müſſen und ihren politiſchen Vorurteilen 
Rechnung tragen zu müſſen glaubt. Vor die Wahl geſtellt, 10 Bürgerliche 
und 90 Arbeiter zu gewinnen oder 5 Bürgerliche zu verlieren, dafür aber 
150 klaſſenbewußte Arbeiter zu gewinnen — wollten Sie ſich wirklich für das 
erſtere entſcheiden, Herr Profeſſor? 

Aber mag die Wertſchätzung der Genoſſenſchaftsbureaukraten für die bürger⸗ 
lichen Genoſſenſchafter noch ſo groß ſein, es iſt eine erſtaunliche Zumutung, 
die man an die proletariſchen Genoſſenſchafter zu ſtellen wagt. Die über⸗ 


1 Die Mehrheit der Genoſſenſchafter weiß das auch und ſchätzt es. Soeben hat der 
Internationale Genoſſenſchaftskongreß in Hamburg mit überwiegender Majorität eine Reſo⸗ 
lution angenommen, in der er den Aufruf des Internationalen Sozialiſtenkongreſſes zum 
Eintritt in die Konſumvereine begrüßt und erklärt, daß er davon eine weſentliche Stärkung 
der Genoſſenſchaftsbewegung erwartet. 

2 Staudinger meint: „Droht wirklich von dem einen Zehntel die Gefahr, daß die Kon⸗ 
ſumvereine ‚in fremde Hände‘ geraten?“ Gefahr? Geraten? Ja, iſt denn die deutſche Ge⸗ 
noſſenſchaftsbewegung nicht ſchon zum größten Teile in ſolchen fremden Händen? 
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wiegende Mehrheit ſoll ſich beſcheiden an die Wand drücken, ſoll ihre An⸗ 
gelegenheiten von der kleinen Minderheit beſorgen laſſen, dieſer ihre Mittel, 
ihre wirtſchaftlichen Unternehmungen, ihre wirtſchaftliche Macht anvertrauen, 
ſie ſoll darauf verzichten, die Genoſſenſchaftsbewegung in ihrem Geiſte zu leiten, 
kurz, ſie ſoll völlig abdanken — warum? Damit das bürgerliche Häuflein die 
Gnade habe, in den Genoſſenſchaften zu bleiben. Wie wäre es, wenn man 
die Beſcheidenheit, die man den neun Zehnteln predigt, lieber dem einen Zehntel 
predigen möchte? 

Wir bezweifeln ſehr, daß die Hochſchätzung der Arbeiter für die bürger⸗ 
lichen Elemente groß genug iſt, um es auf die Dauer mit dem jetzigen Zu⸗ 
ſtand bewenden zu laſſen. Geht doch der Genoſſenſchaftsbureaukratismus ſo 
weit, daß man nicht nur parteipolitiſche Neutralität, ſondern ſogar — engliſcher 
als die Engländer — politiſche Totalabſtinenz beobachten will! Noch kann 
freilich Herr Profeſſor Staudinger darauf hinweiſen, daß ſelbſt manche Sozial⸗ 
demokraten die politiſche Neutralität der Genoſſenſchaften verfechten. Kein 
Wunder! Hiſtoriſch Gewordenes hat eben ſein Gewicht und kann nicht ohne 
Schwierigkeit geändert werden. Wir überſehen auch keineswegs die Schwierig⸗ 
keit, den Karren, der nun einmal auf dem falſchen Geleiſe iſt, wieder auf 
das richtige zu ſchieben. Dies wird noch einige Zeit dauern, zumal ja der 
Verzicht auf die Neutralität nur durch die Genoſſenſchaften ſelbſt vollzogen 
werden kann. Und inſofern iſt die ganze Frage der Neutralität für die 
Praxis eine Frage von übermorgen. Aber da nun einmal die Stellung 
der Partei zur Genoſſenſchaftsbewegung auf der Tagesordnung ſteht, iſt 
es nicht nutzlos, darauf hinzuweiſen, welch fruchtbare Wirkungen für den 
Befreiungskampf der Arbeiterklaſſe ein genoſſenſchaftsfreundlicher Beſchluß 
der Partei in abſehbarer Zukunft herbeiführen kann, von welch weit⸗ 
tragender Bedeutung er alſo iſt. Auf ihn kommt es gegenwärtig allein 
an. Um die Neutralität der Genoſſenſchaften zu überwinden, muß vorerſt die 
Neutralität der Partei überwunden werden. Der Internationale Sozia⸗ 
liſtenkongreß hat in der Genoſſenſchaftsfrage einen denkwürdigen Beſchluß 
gefaßt und erklärt, daß es im Intereſſe der Arbeiterklaſſe erforderlich iſt, daß 
die Beziehungen zwiſchen den politiſchen, gewerkſchaftlichen und genoſſenſchaft⸗ 
lichen Organiſationen unbeſchadet ihrer Selbſtändigkeit immer inniger werden, 
er hat alle Parteigenoſſen und Gewerkſchaften dringend aufgefordert, tätige 
Mitglieder der Konſumvereinsbewegung zu werden und in den Konſumvereinen 
im ſozialiſtiſchen Geiſte zu wirken. Die Hoffnung iſt wohl nicht ganz un⸗ 
berechtigt, daß der in Kopenhagen angeſchlagene Ton in Magdeburg weiter⸗ 
klingen wird. Ein Eroberungszug mit Pauken und Trompeten iſt aus⸗ 
geſchloſſen; dagegen kann durch die Parole: „Hinein in die Konſumvereine!“ 
der Keim künftiger reicher Saaten gelegt werden. Das Weitere wird ſich ſchon 
finden. Die deutſchen Arbeiter werden es ſchon verſtehen, den Konſervativismus 
der Genoſſenſchaftsbureaukraten „von innen heraus“ „auszuhöhlen“, klug und 
vorſichtig die Konſumvereine mit ihrem Geiſte zu erfüllen und ihren Klaſſen⸗ 
intereſſen dienſtbar zu machen. Sie werden es ſchon verſtehen, ohne Konflikte 
zu provozieren, die richtigen Leute auszuwählen, und ohne ſich in den Schlingen 
des Geſetzes zu fangen, ein brüderliches Verhältnis zu Partei und Gewerk⸗ 
ſchaften herzuſtellen und, wo es angezeigt erſcheint, im Einverſtändnis mit 
dieſen vorzugehen. Das erfordert unſeres Erachtens ebenſowohl das Intereſſe 
des Proletariats wie das richtig verſtandene Intereſſe der Genoſſenſchaften. 
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Zur Frage der Landagitation. 
Von Karl Marchionini (Königsberg). 


In Nr. 31 der „Neuen Zeit“ ermahnt Genoſſe Dr. Wilhelm Grumach die 
Partei, aufs Land hinauszugehen und dort eine planmäßige Agitation zu betreiben, 
insbeſondere Kleinarbeit zu verrichten. Der Genoſſe verkennt nicht, daß es bei der 
bekannten Zerſtreuung der zu bearbeitenden Bevölkerung außerordentlich ſchwer iſt, 
Erfolge zu erringen. Er weiſt auch ſehr richtig auf die große Macht der Staats⸗ 
gewalten hin, die bekanntlich in Oſtelbien unumſchränkt herrſchen und ſich über Recht ö 
und Geſetz hinwegſetzen, wenn es gilt, der Sozialdemokratie in den Weg zu treten. 

Mit welchen Schwierigkeiten wir in Oſtelbien zu rechnen haben, beweiſt allein 
unſer Kampf um Einführung des Reichsvereinsgeſetzes in die ländlichen Gefilde. 
Unſere Behörden tun ſo, als ob der Reichstag dieſes Geſetz für Oſtelbien gar 
nicht geſchaffen hat. Nach wie vor werden Verſammlungen unter den nichtigſten 
Einwänden verboten. Und hat ein Amtsvorſteher ein Verbot in der unſinnigſten 
Weiſe begründet, ſo wird es vom Landrat und Regierungspräſidenten nicht etwa 
aufgehoben, ſondern beſtätigt! Wie man uns das Verſammlungsrecht ſtreitig 
macht, darüber nur ein Beiſpiel: Auf dem Kleeacker eines Landwirtes in Oſt⸗ 
preußen ſollte eine ſozialdemokratiſche Verſammlung ſtattfinden. Der Amtsvorſteher 
genehmigte aber das Abhalten der Verſammlung nicht, Landrat und Regierungs- 
präſident ſchlugen in ſeine Kerbe; erſt das Oberverwaltungsgericht erkannte an, 
daß das Verbot ungeſetzlich ſei. Als man nun wieder auf demſelben Acker eine 


Verſammlung abhalten wollte, verbot ſie der Amtsvorſteher abermals ohne Angabe 


von Gründen. Die Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichtes exiſtierte eben für 
den oſtelbiſchen Amtsvorſteher nicht. Und Landrat ſowie Regierungspräſident dachten 
wiederum nicht daran, den Amtsvorſteher anzuweiſen, die Verſammlung zu ge⸗ 
nehmigen, ſo daß das Oberverwaltungsgericht in dieſer Sache zum zweiten Male 
angerufen werden mußte. | 

Nun will Genoſſe Dr. Grumach das Intereſſe der großſtädtiſchen Genoſſen für 
die Landagitation wecken. Er wünſcht, daß die Parteipreſſe mehr Artikel über 
Landarbeiterfragen bringen fol. Es ſoll weiter auf Grund eines Agitations⸗ 
feldzugsplans Kleinarbeit verrichtet werden, ſie ſoll die Hauptſache ſein. Darin 
wird jeder mit Dr. Grumach übereinſtimmen. Aber wie ſoll auf dem Lande Klein⸗ 
arbeit verrichtet werden? 

Unſere Gegner arbeiten im Oſten nach wie vor ſehr rührig. Alle Ordnungs⸗ 
ſtützen ſind eifrig dabei, die Sozialdemokratie zu bekämpfen. Die Regierung zu 
Königsberg hat ſogar einen Spielinſtrukteur angeſtellt, der auch unter der Land⸗ 
arbeiterjugend das Spiel pflegen ſoll. Nicht nur mit Geſang und Gebet, 
ſondern auch mit Wohlfahrtspflege und Sport will man die Landarbeiter ködern. 

Daß mittels Kleinarbeit auf dem Lande etwas zuſtande gebracht werden kann, 
hat der „Bund der Landwirte“ bewieſen. Seine Stärke beruht auf den Hundert⸗ 
tauſenden Mitgliedern aus dem kleinen und mittleren Bauernſtand. Und daher 
verſucht auch der neugegründete Bauernbund die Bauern aus dem Bunde der 
Landwirte zu ziehen. Die Bauern ſind durch mühſelige Kleinarbeit für den Bund 
der Landwirte gewonnen worden. Deſſen Wanderredner reiſten von Gehöft zu 
Gehöft, von Dorf zu Dorf. In den Krugſtuben wurde den Bauern das Evan⸗ 
gelium des Bundes der Landwirte ſo lange verkündet, bis ſie es glaubten. Und 
die Großgrundbeſitzer, die Amtsvorſteher und Landräte unterſtützten dieſe Agitation. 

Nun können wir nicht dieſen Weg wandeln, ſelbſt wenn wir die Mittel dazu 
hätten. Uns empfangen die Amtsvorſteher und Großgrundbeſitzer nicht mit offenen 
Armen auf dem Lande; und uns ſtehen nicht die Krugſtuben zu Verſammlungs⸗ 
zwecken zur Verfügung. Wir haben auch nicht das Geld dazu, von den Großſtädten 
aus eine gründliche und andauernde Hausagitation auf dem Lande zu entfalten, 
die ſehr wohl Erfolg bringen würde. Aber trotzdem ſind wir verpflichtet, Klein⸗ 
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arbeit auf dem Lande zu verrichten. Aber wie? Die meiſten unſerer Schriften, 
die aufs Land gehen, verſteht der Landarbeiter nicht. Daher iſt es das beſte, daß 
man zu ihm mündlich — möglichſt in ſeiner Sprache — redet. Und das kann die 
großſtädtiſche Bevölkerung nicht recht. Man muß ſich da an andere Kreiſe wenden, 
und zwar an die Arbeiterſchaft in den kleinen und mittleren Städten. 
Aus ihr müſſen wir die Agitatoren fürs Land gewinnen. 

Die Erfahrung in Oſtpreußen hat gelehrt, daß in der Nähe der Städte, in 
denen wir gute politiſche Organiſationen, aufgeklärte und opferfreudige Genoſſen 
haben, auch die Bewegung auf dem Lande Fortſchritte macht. Die ſtädtiſchen 
Genoſſen gehen an den Sonntagen aufs Land, verteilen Kalender, Flugblätter, 
treiben mündliche Agitation und verſuchen die Landarbeiter zu Mitgliedern der 
politiſchen Organiſation zu machen. In größeren Orten bildet ſich mit der Zeit 
ein Stamm von Genoſſen, der das Einkaſſieren der Beiträge beſorgt und ſelbſt 
weiter in die indifferenten Kreiſe dringt. Nach dieſer Richtung haben wir an⸗ 
dauernd zu arbeiten. Das iſt der einzige Weg, auf dem wir vorwärts kommen 
können. Dabei muß beachtet werden, daß die Agitation recht geräuſchlos 
und unauffällig vor ſich geht. Es iſt völlig verfehlt, ſofort mit den „Er⸗ 
folgen“ in der Offentlichkeit zu prunken und zu erzählen, daß man in dieſen oder 
jenen Ort eingedrungen iſt, daß man in dieſem oder jenem Dorfe einige Mitglieder 
gewonnen hat. Denn verraten wir, wie das leider noch oft zu unſerem größten 
Schaden geſchieht, unſeren Gegnern, in welchen Ortſchaften wir Verbindungen an⸗ 
geknüpft haben, ſo gehen ſie ſofort hin und zertrümmern mit roher Fauſt das 
mühſam Aufgebaute. Hat die Organiſation aber erſt Wurzeln gefaßt, ſo trotzt ſie 
eher dem Anſturm. 

Aber nicht nur an den Sonntagen, ſondern ſtändig kann Kleinarbeit verrichtet 
werden, denn ein großer Teil der kleinſtädtiſchen Bevölkerung ſteht mit den Land⸗ 
arbeitern in dauernder Verbindung. Die ländlichen Arbeiter und ihre Frauen 
kommen ſehr oft nach der Stadt; ſie haben hier Verwandte und Bekannte, die ſie 
aufſuchen; ſie machen in den Städten Einkäufe. Andererſeits gehen viele ſtädtiſche 
Handwerker und Arbeiter faſt ununterbrochen aufs Land, um hier Arbeiten zu ver⸗ 
richten. Das gilt beſonders von den Bauhandwerkern. Sind dieſe politiſch auf⸗ 
geklärt, wiſſen ſie, daß es gilt, den Landarbeiter für den Sozialismus zu gewinnen, 
ſo werden ſie auch Mittel und Wege finden, nach dieſer Richtung auf dem Lande 
zu arbeiten. Gelegenheit findet ſich dazu ſchon. 

Man ſchaffe vor allem Stützpunkte in den Städten. Hier gilt es einzu⸗ 
ſetzen und für politiſche Aufklärung, für gute und ſchlagfertige Organiſationen zu 
ſorgen. Mit der politiſchen Schulung der ſtädtiſchen Arbeiterſchaft ſieht es in Oſt⸗ 
elbien noch recht traurig aus. Vor allem fehlt eine Preſſe. Die Tageszeitung, die 
von den Genoſſen in der Großſtadt herausgegeben wird, iſt vielen kleinſtädtiſchen 
Arbeitern zu teuer. Die Landarbeiterzeitung, die nur jeden Monat oder höchſtens 
alle vierzehn Tage einmal erſcheint, bietet ihm wieder zu wenig. Auch iſt ſie meiſt 
gar nicht auf ſeine Verhältniſſe zugeſchnitten. Es fehlt alſo dringend ein 
ſozialdemokratiſches Wochenblatt, das der kleinſtädtiſche Arbeiter am Sonn⸗ 
abend oder Sonntag für 5 Pfennig kaufen kann und das in gedrängter Kürze die 
politiſchen Ereigniſſe in unſerem Sinne beſpricht und die Ziele der Sozialdemokratie 
behandelt. Natürlich muß es auch von den provinziellen Vorgängen gebührend 
Notiz nehmen. Die weſtpreußiſchen Genoſſen gedenken ja auch in nächſter Zeit ein 
derartiges Blatt herauszugeben. In Oſtpreußen fehlt es, obwohl es ſtädtiſche 
Genoſſen dringend gefordert haben. Dabei ſtehen die Wahlen vor der Tür. Der 
Arbeiter lieſt faſt nur die kleine bürgerliche, meiſt konſervative Provinzpreſſe, die 
ihm ſehr billig geliefert wird. Hier findet er Tag für Tag Verleumdungen der 
Sozialdemokratie. Die Wahrheit erfährt er faſt nie. Man wundere ſich alſo nicht, 
wenn es in Oſtelbien nicht vorwärts geht. Die Gegner haben längſt erkannt, welch 
großen Nutzen ſie von der Preſſe haben, die ihnen dient. 
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Nun muß auch den Gewerkſchaften an der politiſchen Aufklär in⸗ 
ſtädtiſchen Bevölkerung viel gelegen ſein. Die e Gagen 855 
Stadt Mitglieder, und die Redakteure der Gewerkſchaftspreſſe ſollten ſtändig 
daran denken, daß ihre Blätter viel weiter vordringen als die politiſche Arbeiter⸗ 
preſſe. Daher ſollten ſie die politiſchen Ereigniſſe in ihren Zeitungen würdigen 
und hauptſächlich auf die Bedeutung der Sozialdemokratie, auf das Wirken der 
ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion für die Arbeiterſchaft hinweiſen. Eine Reihe 
Gewerkſchaftsblätter verſäumt das auch nicht, andere freilich bringen faſt nur 

Artikel und Notizen, die ſich mit ihrem Beruf, mit der Technik, Naturwiſſenſchaft, 
Geſchichte und anderen Dingen befaſſen. Daß all dieſe Aufſätze nützlich find, dar⸗ 
über beſteht kein Zweifel, nur ſoll man dabei nicht ganz die Politik und die Be⸗ 
ſtrebungen der Sozialdemokratie für die Arbeiterklaſſe vergeſſen, ſonſt bekommt in 
rückſtändigen Gegenden mancher Gewerkſchafter nur das über die Sozialdemokratie 
zu leſen, was ihm die Kreisblattpreſſe vorſetzt. 

In größeren Orten, wo ſchon einige hundert Partei⸗ und Gewerkſchafts⸗ 
mitglieder vorhanden ſind, müßten von Zeit zu Zeit Bildungskurſe veranſtaltet 
werden. Können dazu Partei und Gewerkſchaften am Orte die Mittel nicht auf⸗ 
bringen, ſo müßten die Zentralen helfend einſpringen. Das angelegte Geld würde 
reichliche Zinſen tragen. Größere Gewerkſchaften in den kleinen und mittleren 
Städten müßten allein Bildungsvorträge veranſtalten. In den Großſtädten wird 
darauf Wert gelegt, in den kleineren Orten wird dagegen nach dieſer Richtung 
ſchwer geſündigt. Da begnügt man ſich meiſt mit den Vorträgen, die alle zwei bis 
drei Monate der Gauleiter hält; im übrigen werden in den Verſammlungen die 
Vereinsgeſchäfte erledigt. 

Ein weiteres ſehr wichtiges Mittel, die Arbeiter in den kleineren Städten 
politiſch zu ſchulen, iſt die Beſchäftigung mit der Kommunalpolitik. Wenn man 
nicht an den Wahlen teilnehmen kann — wo das irgend möglich iſt, ſollte man es 
tun —, ſollte man wenigſtens das Petitionsrecht gehörig in Anſpruch nehmen. 
Es iſt ja heute leider noch ſo, daß in den kleineren Städten des Oſtens dem kommu⸗ 
nalen Leben herzlich wenig Beachtung entgegengebracht wird. Der Arbeiter weiß 
vielfach nicht einmal, daß auch er das Recht hat, in der Kommune ein Wort mit⸗ 
zureden. Daher ſteckt auch die ſoziale Fürſorge in den meiſten öſtlichen Gemeinden 
noch in den Kinderſchuhen. Und deshalb kann man hier eine wirkſame Tätigkeit 
entfalten. Werden von den Arbeitern Eingaben, Petitionen an die Stadtverwal⸗ 
tung gerichtet, ſo müſſen ſich die Stadtväter damit beſchäftigen; ſie müſſen dazu 
Stellung nehmen und eine Antwort erteilen. Die Lokalpreſſe kann die Angelegen⸗ 
heit auch nicht totſchweigen, ſondern muß ihr einige Worte widmen. Die Spieß⸗ 
bürger, die Arbeiter ſprechen von der Petition. Auf dieſe Weiſe wird bei den 
Arbeitern das Intereſſe für die Kommunalpolitik geweckt. In den Großſtädten hat 
man ja doch auch ſo angefangen. In den Orten, in denen die Arbeiter nicht recht 
wiſſen, wie ſie es anfangen ſollen, müſſen die Parteiſekretäre helfen. Dieſe müßten 
auf dieſem Gebiet hauptſächlich die Initiative ergreifen. 

Hat man es zu einem regen politiſchen Leben in den kleineren und mittleren 
Städten gebracht, ſo profitiert davon auch ganz naturgemäß das Land, und hier 
kann in der geſchilderten Weiſe Agitation entfaltet werden. Den ſtädtiſchen Ge⸗ 
noſſen, die an den Sonntagen aufs Land gehen oder gelegentlich dorthin kommen, 
muß geſagt werden, wie ſie zu agitieren haben. Sie müſſen dazu mit Material ver⸗ 
ſorgt werden, nicht nur mit Flugblättern, Kalendern uſw., ſondern hauptſächlich 
mit Material zur mündlichen Agitation. Die Genoſſen müſſen imſtande ſein, 
den Landarbeitern klar zu machen, wie rechtlos ſie im Gegenſatz zu den ſtädtiſchen 
Arbeitern ſind. Das wirkt auf den Landarbeiter, und er wird ſelber erzählen, wie 
es ihm oder ſeinen Kameraden beim Amtsvorſteher oder auf den Gerichten gegangen 
iſt, wenn ſie Recht haben wollten. Die Landarbeiter wiſſen vielfach, daß ſie eher 
in der Lotterie das große Los gewinnen, als daß ſie bei den Behörden Recht be⸗ 
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kommen, wenn ſie mit ihren Arbeitgebern in Streitigkeiten geraten ſind. Der Amts⸗ 
vorſteher entſcheidet faſt immer nur nach den Angaben des Gutsbeſitzers, ohne den 
Landarbeiter auch nur zu hören, und bis zu den Gerichten nach den Städten iſt 
der Weg weit, beſchwerlich, koſtſpielig und meiſt erfolglos. 

Kurz vor den Reichstagswahlen erzählen die Herren Agrarier den Arbeitern 
ſtändig, wie gut ſie es mit ihnen meinen und was ſie alles für das Wohl des 
Arbeiters tun würden im Gegenſatz zur Sozialdemokratie. In den Provinzial⸗ 
landtagen, Landwirtſchaftskammern, land wirtſchaftlichen Vereinen, 
ländlichen Berufsgenoſſenſchaften ſingen die Herren ein ganz anderes Lied. 
Da wird beraten, wie man den Landarbeiter noch mehr knechten, noch rechtloſer 
machen kann. Und dieſe Reden, dieſe Tätigkeit muß man dem Landarbeiter 
unterbreiten, dann werden ihm die Augen aufgehen. Natürlich darf nicht an den 
Taten der geſetzgebenden Körperſchaften vorbeigegangen werden. Und da ſind die 
neuen indirekten Steuern ein vorzügliches Agitationsmittel. Sie ſind von denſelben 
Leuten dem Volke auferlegt worden, denen die Landarbeiter ihre Stimme bei den 
Reichstagswahlen gegeben haben. Dabei muß man darauf hinweiſen, daß die 
Landarbeiterfrau faſt einen halben Tag beim Gutsbeſitzer arbeiten 
muß, nur um die Steuer für ein Paket Streichhölzer aufzubringen!!! 
Und ein oſtpreußiſcher Kaufmann rechnete einem Junker vor, daß eine arme Frau, 
als ſie für 1,25 Mark Waren kaufte, nicht weniger als 63 Pfennig Steuern an das 
Reich entrichten mußte. Derartige Beiſpiele laſſen ſich beliebig vermehren, und wenn 
man ſie dem Landarbeiter vorträgt, wenn man ihm ſagt, daß die Junker nicht 
einen Pfennig Erbſchaftsſteuer bewilligt haben, ſo wird er begreifen lernen, was 
ihm von den Konſervativen, ſeinen Freunden, beſchert worden iſt. Und hierbei 
wird man auch das Ohr der Frau gewinnen, beſonders wenn man ihr 
ſagt, daß die Sozialdemokraten beſchloſſen haben, keinen Schnaps 
mehr zu trinken. In vielen Fällen iſt die Frau intelligenter als der Mann; ſie 
begreift die Steuerpolitik viel ſchneller als ihr Gatte, weil ſie weit mehr Sorgen 
als dieſer hat. Die Landarbeiterfrau iſt überhaupt das geplagteſte Geſchöpf auf 
der Erde; und ſie drängt auch vielfach auf die Abwanderung vom Lande, weil ſie 
es nicht mehr aushalten kann, weil ſie ſich nicht ihr ganzes Leben lang unter den 
elendeſten Verhältniſſen abrackern möchte. Der Mann greift ſchließlich zum Schnaps⸗ 
glas; er geht in den Krug und ſucht ſich mit dem Junkerfuſel zu betäuben. Die 
Frau aber muß „die Ohren ſteif halten“; fie muß mit den wenigen Pfennigen Arbeit3- 
verdienſt haushalten, und da verſpürt ſie am beſten die Wirkung der indirekten Steuern. 
Sie ſchimpft auf den Mann, der den vergeblichen Verſuch macht, die Sorgen im 
Alkohol zu ertränken. Und wenn man ihr ſagt, daß die Sozialdemokratie gegen 
den Schnaps für Freiheit und Recht kämpft, daß ſie die indirekten Steuern ver⸗ 
wirft und eine Beſteuerung der großen Einkommen, Vermögen und Erbſchaften 
fordert, ſo wird ſie ſchließlich erkennen, was die Sozialdemokratie für die Land⸗ 
arbeiterbevölkerung zu bedeuten hat. 

Und dann die unmenſchlich lange Arbeitszeit des Landarbeiters; ſie 
iſt es, die ihn abſtumpft und ihm vorzeitig ſeine beſten Kräfte raubt. Daß für ihn 
kürzere Arbeitszeit ein längeres Leben bedeutet, wird er einſehen und daher alle 
Beſtrebungen der Sozialdemokratie begrüßen, die auf die Erringung eines Normal⸗ 
arbeitstags für alle Arbeiter gerichtet ſind. 

Nun wird man aber einwenden, daß der Landarbeiter „religiös und königs⸗ 
treu“ geſinnt und daher für uns nicht zu haben ſei. Gewiß — ein erheblicher Teil 
der Landarbeiter iſt zurzeit überhaupt noch nicht zu gewinnen. Bei übereifrigen Krieger⸗ 
vereinlern und Muckern wird auch der beſte Agitator nichts ausrichten können. Meiſt 
haben ſolche Leute auch bevorzugte Stellen inne, ſie ſtehen ſich wirtſchaftlich nicht un⸗ 
günſtig, und daher werden ſie dem Sozialdemokraten ſagen, er möge die Tür von 
draußen zumachen. Der größte Teil der Landarbeiter aber läßt ſich mit unſeren Genoſſen 
in ein Geſpräch ein und wird auch für uns trotz ſeiner „Religioſität und Königstreue“ 
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zu haben fein. Man ſoll ihm nur unfere wirkliche Stellung zur Religion und zum 


Monarchismus klarlegen. Mitunter wird der Landarbeiter durch die ganz unangebrachte 


Pfaffenfreſſerei von uns abgeſtoßen. Mit Schimpfen auf die Geiſtlichkeit und Kirche 


gewinnen wir auf dem Lande keine Anhänger. Und dieſe Taktik widerſpricht auch 
den Grundſätzen unſerer Partei. Nun wiſſen aber vielfach unſere Genoſſen nicht, 
wie ſie ſich nach dieſer Richtung zu verhalten haben. Mit dem Sprüchlein „Reli⸗ 
gion iſt Privatſache“ kommen ſie meiſt nicht weit. Und eine leichtfaßliche, populäre 
Schrift über das Entſtehen, Werden und Vergehen der Religionen vom Stand⸗ 
punkt des hiſtoriſchen Materialismus aus fehlt in unſerer Literatur. Darüber den 
Landarbeiter aufklären und ihm nachweiſen, daß heutzutage die Religion nur noch 
zur Beherrſchung, Unterjochung des arbeitenden Volkes benutzt wird, iſt unſere 
Aufgabe. Und wenn wir den Genoſſen darüber leichtverſtändliches Material zur 
Verfügung ſtellen, werden ſie es im Parteiintereſſe auszunutzen verſtehen. Und mit 
der „Königstreue“ verhält es ſich ähnlich. Hier muß dem Landarbeiter geſagt 
werden, daß er vor allem Treue zu ſeinen Arbeitsbrüdern pflegen ſoll. Das Volk 
ſei mündig und könne ſich ſelbſt regieren; es brauche keine Beherrſcher. Es könne 
und müſſe ſeine Geſchicke ſelber regeln. Und die Konſervativen ſeien doch nur 
deshalb „begeiſterte“ Anhänger der Monarchie, weil ſie unter ihr das Volk am 


beſten ausbeuten und ausplündern könnten. Würde das Volk regieren, ſo wäre es 


mit der Raubritterpolitik der Junker vorbei. Daher ihre „Königstreue“. Außer⸗ 
dem ſei der Monarchismus ein Überbleibſel aus dem Mittelalter; moderne Staaten 
hätten mit ihm aufgeräumt, ohne daß davon die Geſellſchaft irgendwelchen Schaden 
erlitten hätte. Im Gegenteil! Die Republiken dächten gar nicht daran, zum Mon⸗ 


archismus zurückzukehren. Man ſcheue ſich alſo nicht, unter den Landarbeitern 
unſere Grundſätze zu propagieren. Wir haben nichts zu verſchweigen. Alles, 


was wir fordern und erſtreben, liegt im Intereſſe der Beſitzloſen, der geſamten 
Arbeiterklaſſe und des Mittelſtandes, zu dem der Kleinbauer in erſter Linie gehört, 


und der ſich nur mühſam aufrecht erhält, indem er ſich und ſeine Familien⸗ 


angehörigen rückſichtslos ausbeutet und möglichſt niedrige Anſprüche ans Leben 
ſtellt. Freilich, die Agitation unter den Kleinbauern iſt noch weit ſchwieriger als 
unter den Landarbeitern. Und wir ſollten erſt alles daranſetzen, um die kleinſtädtiſche 


und ländliche Arbeiterbevölkerung für uns zu gewinnen. 


5 Jugendausfhüffe und Jugendabteilungen 


der 6ewerkſchaften. 
Don W. Sollmann. 


Wenn noch im Auguſt vorigen Jahres Genoſſe Kurt Roſenfeld in dieſen Blättern 


für die vollſtändige Beſeitigung der Jugendausſchüſſe plädierte, ſo läßt ſich heute 


wohl ſagen, daß an eine ſolche Maßnahme nicht mehr gedacht wird und nicht mehr 
gedacht zu werden braucht. In anderthalbjähriger Arbeit haben die Jugendausſchüſſe 
an den allermeiſten Orten einen vollen Befähigungsnachweis erbracht, und ſelbſt 
die Genoſſen, die den bekannten Reſolutionen von Nürnberg und Hamburg ſkeptiſch 


gegenüberſtanden, werden inzwiſchen eingeſehen haben, daß Partei und Gewerk⸗ 


ſchaften damit einer geſunden, innerlich kräftigen Jugend bewegung und plan⸗ 


mäßigen Jugend erziehung Bahn gebrochen haben. 


Freilich Schwierigkeiten, namentlich organiſatoriſcher Art, ſind noch genug 


zu löſen, und gerade die hier zur Debatte ſtehende Frage dürfte zurzeit in der 
Jugendbewegung zu den brennendſten zählen, denn es vergeht kaum eine General⸗ 
verſammlung irgend einer Gewerkſchaft mehr, die nicht zur Jugendfrage Stellung 
nimmt, und eben erſt haben Holzarbeiter und Textilarbeiter die Gründung eigener 


Jugendabteilungen beſchloſſen. Die Frage, in welches Verhältnis Jugendausſchüſſe 
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und gewerkſchaftliche Jugendabteilungen zueinander zu bringen ſeien, tauchte nicht 
nur neulich in den Diskuſſionen der Reichskonferenz in Berlin auf, ſondern wird auch 
lebhaft in den öſtlichen Jugendausſchüſſen und deren provinziellen Konferenzen erörtert. 

Es ſteht feſt, daß zahlreiche Mitglieder der Jugendausſchüſſe die gewerkſchaft⸗ 
lichen Jugendſektionen mit recht ſcheelen Blicken anſehen. Man befürchtet von 
dieſen Neugründungen eine Zerſplitterung der allgemeinen Jugendbewegung und 
durch die frühzeitige Scheidung in Berufsverbände eine Schwächung des Solidaritäts⸗ 
gefühls der Jugend. Beſtenfalls ſieht man der Gründung dieſer gewerkſchaftlichen 
Jugendabteilungen mit verſchränkten Armen zu. Man erblickt in ihnen ein Übel, 
das man bei der Macht der Gewerkſchaften nicht aufhalten kann, das zu fördern 
man aber gar keinen Grund ſieht. 

Mir ſcheint, daß dieſer Standpunkt unberechtigt und kurzſichtig iſt. Wie Ge⸗ 
noſſe Robert Schmidt in ſeinem teilweiſe anfechtbaren Referat auf dem Hamburger 
Gewerkſchaftskongreß betonte, iſt für gewiſſe Gewerkſchaften, wie zum Beiſpiel 
Transportarbeiter und Fabrikarbeiter, die Organiſation der Jugendlichen eine Not⸗ 
wendigkeit. Sie müſſen die jungen Arbeiter mit den Klammern ihrer Gewerk⸗ 
ſchaft umfaſſen, um ihrer im Falle einer Lohnbewegung ſicher zu ſein. Unmöglich 
kann die Gewerkſchaft vor dem Streik etwa erſt mit dem Jugendausſchuß oder der 
allgemeinen Jugendorganiſation verhandeln, um die jungen Berufsangehörigen zum 
Anſchluß an die Lohnbewegung zu bringen. Abgeſehen davon, daß ein ſolcher Weg 
für die Gewerkſchaften ziemlich unwürdig und für den Jugendausſchuß die Er⸗ 
füllung des Wunſches faſt unmöglich wäre, würde in ſolchem Falle den Jugendlichen 
zugemutet ohne Unterſtützung, die weder Jugendausſchuß noch Jugendorganiſation 
leiſten können, in die Bewegung einzutreten. Die einfache Notwendigkeit zwingt alſo 
dieſe Gewerkſchaften, ihren Nachwuchs eng an ihre Organiſation anzuſchließen. 

Das ſollten die Jugendausſchüſſe allerorts bedenken und ſich deshalb nicht zur 
widerwilligen Duldung, ſondern zur Förderung der Jugendſektionen unſerer Ge⸗ 
werkſchaften aufſchwingen. Denn ſchließlich iſt doch ihr Ziel, ſowohl der Partei 
wie den Gewerkſchaften Streiter zuzuführen. 

Die gewerkſchaftlichen Jugendſektionen werden indes auch noch aus einem 
anderen Grunde zur gebietenden Notwendigkeit. Die Arbeiterbewegung hat an⸗ 
geſichts der heißen Bemühungen all ihrer Gegner um die Jugend dringenden Grund, 
alle Netze auszuwerfen, um ſich die junge Generation zu ſichern. Da wird die 
Agitation der immerhin noch taſtend arbeitenden Jugendausſchüſſe 
allein nicht ausreichen. In dem Augenblick, da eine Gewerkſchaft an die 
Organiſation der Jugend herantritt, werden viel tauſend Kräfte mobil, die ſonſt 
beſtenfalls der Jugendbewegung nur platoniſches Intereſſe entgegenbringen. Raſch 
und leicht ziehen die Erwachſenen in Werkſtätten und Fabriken ihre jungen Kollegen 
in den Verband. Wie die Erfolge der Metallarbeiter zum Beiſpiel in Dresden und 
Solingen bewieſen haben, laſſen ſich fo in wenigen Monaten Tauſende Jugend⸗ 
genoſſen organiſieren, an die der Jugendausſchuß unendlich ſchwerer und nur mit 
größerem Koſtenaufwand herangekommen wäre. Wenn dann die Gewerkſchaften 
dazu übergehen, den jungen Kollegen koſtenfrei die „Arbeiterjugend“, das Organ 
der geſamten Jugendbewegung, zu liefern, wie dies anſcheinend ſchon faſt überall 
geſchieht, ſo iſt damit zugleich ein Band zwiſchen gewerkſchaftlicher und allgemeiner 
Jugendbewegung geſchaffen. 

Dieſes lockere Band genügt aber nicht, wie die Erfahrungen der letzten andert⸗ 
halb Jahre beweiſen, Reibungen und ſchädigende Eiferſüchteleien zwiſchen Jugend⸗ 
ausſchüſſen und Gewerkſchaftsſektionen zu hindern. Die Kompetenzſtreitigkeiten be⸗ 
ginnen ſich zu mehren, obgleich ſowohl die Reſolution des Parteitags von Nürnberg 
wie die des Gewerkſchaftskongreſſes von Hamburg deutlich die Tätigkeitsgebiete 
abgegrenzt hat. Beide weiſen die geſamte allgemeine Bildungsarbeit (Vorträge, 
feſtliche Beranſtaltungen, Sport und Spiel) beſonderen Kommiſſionen, alſo den 
Jugendausſchüſſen, zu und nur die wirtſchaftliche Intereſſenvertretung den Ge⸗ 
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werkſchaften. Ausdrücklich erklärte auch Robert Schmidt in feinem Referat: „Wi 
wollen alſo — das iſt unſere Abſicht mit der Reſolution a zunächſt el vie 
Aufgaben der Jugendbildung zu löſen ſuchen durch beſondere Kommiſſionen ...“ 
Da in der Reſolution die Hinzuziehung der Partei» und Jugendvertreter vorgeſehen 
iſt, ſo können alſo nur die Jugendausſchüſſe damit gemeint ſein. 
Mit vollem Recht verlangen alſo die Jugendausſchüſſe, daß ihnen die geſamte 
Jugendbildungsarbeit, auch für die Gewerkſchaftsſektionen, überlaſſen bleibt, 
abgeſehen von rein gewerkſchaftstechniſchen Fragen. Das muß betont werden, da 
neuerdings Gewerkſchaften beginnen, in Berlin zum Beiſpiel, beſondere unterhaltende 
Veranſtaltungen für ihre jungen Mitglieder zu treffen, und der Deutſche Metall: 
arbeiterverband in Solingen geht ſogar ſoweit, die Verwirklichung des ge⸗ 
ſamten Programms unſerer Jugendausſchüſſe (allgemeinbildende Vorträge, Spiel, 
Sport und Wanderungen) für ſich in Anſpruch zu nehmen („Berg. Arbeiterſtimme“ 
Nr. 151). Greift dieſe Praxis um ſich, und die Gefahr liegt nahe, ſo wäre allerdings 
eine Zerſplitterung unſerer Jugendbewegung die notwendige Folge und die jetzt 
durch die Jugendausſchüſſe als Zentralſtelle gewährleiſtete große einheitliche 
Bewegung, die allein die große Ziele ins Auge faſſende Jugend dauernd begeiſtern 
kann, ginge in lauter einzelne Abteilungen unter. Die Jugendausſchüſſe ſelbſt 
würden überflüſſig oder müſſen ihre Tätigkeit auf den kleiner und kleiner werdenden 
Reſt der Jugendlichen beſchränken, deren Beruf noch keine gewerkſchaftliche Jugend⸗ 
organiſation kennt. g 
Um dem vorzubeugen, müſſen alle Jugendausſchüſſe mit aller Energie darauf 
dringen, daß ihr Tätigkeitsgebiet ihnen nicht verengert und zerriſſen wird. Auch 
die Zentralſtelle für die arbeitende Jugend Deutſchlands, in der die Urheber und 
Interpreten jener Reſolutionen ſitzen, ſollte beizeiten dafür ſorgen, daß die all⸗ 
gemeine Erziehung der jungen Gewerkſchafter den Jugendausſchüſſen vorbehalten 
bleibt und die jungen Proletarier alle in einer Front marſchieren; daß ſie dem 
Einfluß der Partei und Gewerkſchaften, wie dies die Zuſammenſetzung der Aus⸗ 
ſchüſſe verbürgt, in gleicher Weiſe ausgeſetzt werden. 
Als praktiſchen Weg ſchlage ich vor, daß zu den Jugendausſchüſſen, 
in denen ja ſchon die Vertreter der Kartelle mit beſchließender Stimme 
ſitzen, noch je ein Mitglied der gewerkſchaftlichen Jugendſektionen am 
Orte mit beratender Stimme hinzugezogen wird. Ich ſehe keinen anderen 
Weg, eine enge Verbindung, wie ſie ſo nötig iſt, zwiſchen allen Trägern der 
Jugendbewegung herbeizuführen. In der gemeinſamen Arbeit werden ſich leichter 
Mißverſtändniſſe und Kompetenzkonflikte im Entſtehen unterdrücken laſſen. Ein voll⸗ 
ſtändig getrenntes Arbeiten unter der Jugend aber muß zu Mißhelligkeiten führen. 
Möge es denn bei den Reſolutionen bleiben: Die politiſche Vertretung der 
Partei, die wirtſchaftlichen Intereſſen der Jugendlichen den Gewerk⸗ 
ſchaften, die ganze allgemeine Erziehungsarbeit aber den Jugendaus⸗ 
ſchüſſen, in denen Partei, Gewerkſchaften und Jugend gemeinſam arbeiten. 
Bleibt es dabei, dann Glückauf zu möglichſt vielen gewerkſchaftlichen Jugendſektionen. 
Ihre Gründung bedeutet dann für die freie Jugendbewegung nichts anderes als 
Signale zum Avancieren. 


Der elfäffifche Oktroi⸗Wechſelbalg. 
Don Jean Martin (Mülhauſen i. E.). 


Die Anrufung des Magdeburger Parteitags zur Entſcheidung im elſäſſiſchen 
Oktroiſtreit iſt in einem Teile der Parteipreſſe zurückgewieſen worden mit der Be⸗ 
gründung, der Parteitag ſei nicht da, „auch Meinungsverſchiedenheiten lokaler Art 
zwiſchen Parteigenoſſen auszutragen“. Die Mülhauſer Genoſſen würden beſſer „auf 
die Einberufung einer allgemeinen deutſchen Gemeindevertreterkonferenz dringen“, 


ne 
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fie ſollten „aber nicht den Magdeburger Parteitag auch noch mit ihren Differenzen 


bepacken wollen, weil ſich die Badener törichterweiſe auf ſie berufen haben“. Die 
badiſchen Parteiblätter von Mannheim und Karlsruhe haben nämlich, kurz zu⸗ 
ſammengefaßt, geſagt: Was man der badiſchen Landtagsfraktion vorwirft, Diſziplin⸗ 
bruch und Prinzipienverſtoß in der Frage der Budgetbewilligung, das hat die 
Mehrheit der elſaß⸗lothringiſchen Genoſſen auch getan, und zwar in der Oktroi⸗ 
frage. Will man uns zu Leibe, jo beginne man mit den Elſaß⸗Lothringern, an die 


man aber merkwürdigerweiſe nicht heran will. c 
Dieſe Berufung der Badener iſt nicht ſo töricht, als ſie dem Fernſtehenden er⸗ 


ſcheinen mag. Das Vorgehen der unterelſäſſiſchen Reviſioniſten ſteht mit dem der 


badiſchen, trotz der Verſchiedenheit der Zuſtimmung, hier zu indirekten Gemeinde⸗ 


ſteuern, dort zum Staatsbudget, ſo ſehr in urſächlichem Zuſammenhang, daß auch 
die Hofgängerei der Badener bei den Unterelſäſſern eine Parallele findet. Eine 
Parallele inſofern, als Ende vorigen Jahres die unterelſäſſiſchen Bezirkstags⸗ 


mitglieder der Einladung des Bezirkspräſidenten zu einem Feſteſſen folgten, ob⸗ 


wohl ſie in Würdigung aller Umſtände annehmen mußten, daß die ihnen nach 
ihrer Angabe gewordene mündliche Zuſicherung, mit Rückſicht auf ihre Anweſen⸗ 
heit würde das übliche Kaiſerhoch unterbleiben, eine ganz gewöhnliche höfiſche 
Finte ſei; dergeſtalt, daß ſie dann beim wirklichen Hereinbruch des Kaiſerhochs mit 


offenem Munde daſtanden — nicht um mitzuſchreien, wie ſie glaubhaft verſichern, 


aber aus Verwunderung. Die Beweggründe ſind dieſelben wie in Baden. Dort 
der Großblock, hier der Großblock — nämlich die Hoffnung, durch das hübſch ſitt⸗ 
ſame Anteilnehmen an dem Bezirkstagsfeſteſſen mit dem kaiſerlichen Bezirkspräſi⸗ 
denten als Feſtgeber die Stimmen der Liberalen und „Unabhängigen“ für den 
Landesausſchußkandidaten der Partei beſſer zu ſichern, als dies durch die Gegen⸗ 
leiſtung der ſozialdemokratiſchen Stimmen für die liberalen Kandidaten doch 
eigentlich ſchon der Fall ſein ſollte. Der Erfolg war negativ — nicht für die libe⸗ 


ralen Blockbrüder, trotz der perfiden Überrumpelung mit dem Kaiſerhoch, aber 


für uns. | 
Die elſäſſiſchen Oktroidifferenzen find keine „Meinungsverſchiedenheiten lokaler 
Art“, ſonſt würden ſie auch auf einer allgemeinen deutſchen Gemeindevertreter⸗ 


konferenz wenig zu ſuchen haben; die ſchon Ende 1908 und Anfang 1909 in der 
„Neuen Zeit“ gepflogene Auseinanderſetzung über den gleichen Gegenſtand zeigt, 
daß ſie die Parteigenoſſen im ganzen Reiche angehen. Nur blieben die Differenzen 
1908/09 auf die theoretiſche Erörterung beſchränkt, während in Elſaß⸗Lothringen 
jetzt eine praktiſche Stellungnahme von ſozialdemokratiſchen Gemeinderats⸗ 
mitgliedern zugunſten der kommunalen Lebensmittelſteuern vorliegt und die Mehr⸗ 
heit einer Landeskonferenz der Partei (mit 29 gegen 16 Stimmen) einer Reſolution 
zugeſtimmt hat, welche derartige Programm- und Prinzipienverſtöße auch für die 


Zukunft ermöglichen und ſie vor der Geſamtpartei decken ſoll. Und dieſe Ver⸗ 


ſchiedenheit zwiſchen der heutigen Situation und der von 1908/09 macht es not⸗ 


wendig, daß der Parteitag in der Angelegenheit ſpricht und daß er möglichſt 


bald ſpricht — ſollen nicht die praktiſchen Verſündigungen gegen unſere Partei⸗ 
grundſätze im kommunalpolitiſchen Leben Elſaß⸗Lothringens ſich häufen und weiter⸗ 


wirkend auch auf dem allgemeinpolitiſchen Gebiet die Partei und die Arbeiter⸗ 
bewegung ſchwer ſchädigen. 


Unſere Gegner müßten Eſel ſein, wollten ſie die Waffen nicht ausnützen, die 
auf der ſozialdemokratiſchen Gemeindevertreterkonferenz vom 20. Februar dieſes 


Jahres der Referent über „ſozialdemokratiſche Steuerpolitik in der Gemeinde“, 
Genoſſe Peirotes-Straßburg, für fie geſchmiedet hat. Sie find dieſe Eſel nicht! 


+ 


Sie haben bei den am 12. und 19. Juni dieſes Jahres in Gebweiler (Oberelfaß) 


ſtattgefundenen Gemeinderats erſatzwahlen weidlich davon Gebrauch gemacht! 


Den nur mit einer Stimme Mehrheit gefaßten Gemeinderatsbeſchluß auf völlige 
Abſchaffung des Oktrois vom 1. April 1910 ab hatten die Großinduſtriellen im 
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Gemeinderat ohne Unterſchied der politiſchen Parteiſtellung, klerikal wie liberal 
und „unabhängig“, zu einem Appell an die Wähler benutzt, indem ſie ihre Man⸗ 
date niederlegten und dadurch Erſatzwahlen herbeiführten. Sie erzielten weiter da⸗ 
durch, daß die Regierung, unter Berufung auf die geringe Mehrheit und die „Un⸗ 
klarheit“ bei der Abſtimmung, dem Gemeinderatsbeſchluß die geſetzlich erforderliche 
Genehmigung verſagte. Schon dieſe „Unklarheit“, die darin beſtand, daß ein dem 
Gemeinderat angehörender Metallarbeiter erſt mit der ſozialdemokratiſchen Frak⸗ 
tion, der er angehörte, für die Aufhebung des Oktrois, dann aber mit ſeinem 
Arbeitgeber gegen die eigene Fraktion für die Beibehaltung des Oktrois ſtimmte, 
führt zu dem Referat auf der Gemeindevertreterkonferenz vom 20. Februar zurück, 
denn dieſer Exgenoſſe, der ſeitdem aus der Partei ausgetreten iſt, berief ſich ſpäter 
auf den Genoſſen Peirotes, deſſen Ausführungen ihn von der urſprünglichen 
Oktroigegnerſchaft geheilt hätten. Die Anwendung des ſchwerſten wirtſchaftlichen 
Druckes durch die Fabrikanten im Wahlkampf iſt begreiflich, hatte doch der Bürger⸗ 
meiſter ſie durch die — durchaus richtige — Feſtſtellung aufgepeitſcht, daß zehn 
Bürger der Stadt, die zurzeit 68000 Mark Kapitalſteuer zahlen, im Falle der Ab⸗ 
ſchaffung des Oktrois durch die dann erforderlich werdende Erhöhung der Zu— 
ſchläge auf die direkten Steuern allein 28000 Mark mehr zahlen müßten als bisher. 
In ihrem wohlverſtandenen Klaſſenintereſſe ſorgten dieſe Kapitaliſten im Wahl⸗ 
kampf durch die Anwendung des brutalſten Terrorismus dafür, daß dieſe Steuer⸗ 
beträge mittels des Oktrois auch fürderhin aus den Verbrauchsartikeln der Maſſe 
herausgezogen werden. Aber ſie konnten ſich, dank dem Referat des Genoſſen 
Peirotes auf der Gemeindevertreterkonferenz vom 20. Februar, auch auf „ſozial⸗ 
demokratiſche“ Argumente zu ihren Gunſten berufen. In dem Wahlaufruf der 
Fabrikanten von Gebweiler, der ſeine Spitze gegen die bei der Oktroiabſchaffung 
drohenden neuen „Zuſchlagspfennige“, das heißt gegen die direkten Steuern kehrt, 
heißt es nach bekanntem Rezept: 

„In der Theorie ſind wir alle einig in dem Verlangen nach gänzlicher 
Abſchaffung des Oktrois; es muß aber dieſe Frage wie kaum eine andere vom 
praktiſchen Standpunkt von Fall zu Fall unter ſorgfältiger Prüfung der 
Lage jedes einzelnen Gemeindeweſens erörtert werden. Dies iſt der einzig ver⸗ 
nünftige Standpunkt, auf welchen ſich ſelbſt hervorragende Führer der ſozial⸗ 
demokratiſchen Partei ſtellen (ſiehe die veröffentlichten Erklärungen von Peirotes).“ 

Wohl in Vorahnung dieſer kapitaliſtiſchen Nutzbarmachung ſeines „Standpunktes“ 
hatte Genoſſe Peirotes als Vorſitzender der Landesorganiſation den Genoſſen in 
Gebweiler bei Eintritt in den Wahlkampf den geiſtreichen Rat erteilt, die Oktroi⸗ 
frage in den Hintergrund zu ſtellen und im Wahlkampf die allgemeinen 
Parteigrundſätze zu betonen. Die Oktroifrage in den Hintergrund ſtellen, nachdem 
die Nachwahlen durch die Oktroifrage veranlaßt waren! ... Dieſe Ausſchaltung 
der Oktroifrage probierten beim zweiten Wahlgang, nachdem im erſten nur Oktroi⸗ 
freunde gewählt worden waren, die von der Partei unter Anführung eines Partei⸗ 

ſekretärs aus plötzlich ſerwachtem Antiklerikalismus auch ohne eigene Kandidaten 
mit Todesverachtung unterſtützten Liberalen, fielen aber damit gebührend herein. 
Das Großkapital, das ſeine Sache unbekümmert um alle ſonſtigen politiſchen Diffe⸗ 
renzen, nur mit dem einen Ziele der Aufrechterhaltung des Oktrois, ohne Schwäche 
und ohne die Spur einer Abſplitterung mit ſtrenger Klaſſenlogik vertrat, ſiegte in 
beiden Wahlgängen. 

Das Beiſpiel von Gebweiler zeigt ſchlagend, daß jedes Nachgeben in unſerer 
bisher ganz entſchiedenen Kampfſtellung gegen die kommunalen Verbrauchsſteuern 
die Poſition der in dieſem Punkte ganz einigen einheimiſchen Geldſacksariſtokratie, 

der Nutznießer des Syſtems der indirekten Gemeindeſteuern, ſtärkt und die Des⸗ 
organiſation in unſere Reihen trägt. Dieſelben Auflöſungserſcheinungen zeigt 
unſere politiſche und gewerkſchaftliche Organiſation in dem Vogeſenſtädtchen Mar⸗ 
kirch, ſeitdem dort ein Teil der ſozialdemokratiſchen Gemeinderatsmitglieder, die 
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erſt für die gänzliche Abſchaffung des Oktrois eintreten wollten, dank der von den 
Spitzen der Landesorganiſation erhaltenen Belehrung die Stellung änderte und 
mit vier oder fünf Stimmen von Arbeitervertretern für die Beibehaltung des 
Oktrois den Ausſchlag zugunſten der Aufrechterhaltung dieſes Syſtems gab. Hier 
ſind dieſe Parteigenoſſen ſo weit gegangen, zur teilweiſen Deckung des am 1. April 
dieſes Jahres durch das Inkrafttreten des § 13 des Zolltarifgeſetzes von 1902 
hervorgerufenen Einnahmeausfalls die ſtädtiſchen Schlachtgebühren um das 
Zwei- bis Siebenfache zu erhöhen: die Gebühr für einen Ochſen beträgt nach 
dem Gemeinderatsbeſchluß vom 16. März 1910, dem die Parteigenoſſen im Gemeinde⸗ 
rat, ohne ein Wort zu verlieren, zuſtimmten, 3 Mark (ſtatt 1,50 Mark), für eine 
Kuh 3 Mark (ſtatt 1 Mark), für ein Kalb 1,50 Mark (ſtatt 0,25 Mark), für ein Schwein 
1,50 Mark (ſtatt 0,60 Mark), für einen Hammel oder eine Ziege 1,50 Mark (ſtatt 
0,20 Mark). Dieſe zum Teil ganz ungeheuerlichen Verteuerungen der Schlachtung 
namentlich beim Kleinvieh müßten überraſchen, ſelbſt wenn ſie von einer rein agra⸗ 
riſchen Gemeindevertreterverſammlung beſchloſſen worden wären. Die Zuſtimmung 
ſozialdemokratiſcher Arbeitervertreter dazu iſt nur erklärlich aus dem Seelenzuſtand 
heraus, der den Satz des Referenten auf der Gemeindevertreterkonferenz vom 
20. Februar dieſes Jahres in Kolmar geboren hat: „Mit dem § 13 des Zolltarif⸗ 
geſetzes hat man keine arbeiterfreundliche, ſondern Mittelſtandspolitik 
getrieben. Von den Arbeitern verlangt man, für die Aufhebung des Oktrois ein⸗ 
zutreten, während auf der anderen Seite die Preiſe der Waren nicht herabgeſetzt 
werden.“ Es iſt die fixe Idee, daß alle Welt ohnmächtig ſei gegenüber der Preis⸗ 
feſtſetzung durch die Metzger. Darüber wird jede Anregung eines gemeindlichen 
Eingreifens durch eigene Schlächterei, die ſofort preisregulierend wirken würde, 
vollkommen vergeſſen. 

Der Zweck dieſer Darlegung iſt, die Parteigenoſſen außerhalb Elſaß⸗Lothringens 
auf die Folgen des programm⸗- und grundſatzloſen, rein opportuniſtiſchen Hin⸗ 
treibens auf der ſchiefen Ebene der kommunalen Verbrauchsſteuern hinzuweiſen, 
um ſie von der dringenden Notwendigkeit des Eingreifens der Geſamtpartei zu 
überzeugen. Denn eine Richtſchnur gibt keineswegs die auf der Landeskonferenz 
vom 17. Juli dieſes Jahres in Kolmar angenommene Reſolution — dieſer 
Wechſelbalg, wie ſie in der Debatte getauft wurde. Dieſe Reſolution erklärt es 
zwar in ihrem erſten Abſatz „als eine der vornehmſten Aufgaben der Partei, auf 
die Abſchaffung dieſer verkehrshemmenden und unſozialen Steuer (Oktroi) nach 
Kräften hinzuwirken“. Sie öffnet aber ſchon im zweiten Abſatz eine Hintertür zum 
Abrücken von dieſer Aufgabe, indem ſie ſagt, die ſofortige Abſchaffung des Oktrois 
ſei „insbeſondere in denjenigen Gemeinden zu erwirken, in denen eine entſprechende 
Herabſetzung der Warenpreiſe zu erwarten iſt und in deren Haushaltsetat der 
Oktroiertrag keine erhebliche Rolle ſpielt“. „Was heißt erheblich?“ fragte un⸗ 
mittelbar nach erfolgter Abſtimmung ſchon auf der Landeskonferenz unter der 
Heiterkeit der niedergeſtimmten Delegierten des elſäſſiſchen Oberlandes gerade 
der Vertreter von Markirch, das den Mittelpunkt des Oktroiſtreits bildet. In 
der Tat iſt die Rolle des Oktrois verhältnismäßig erheblich in jedem Ge⸗ 
meindehaushalt, wo es noch vorhanden iſt, ſonſt würde es ſeine Erhebungskoſten 
nicht mehr decken und von den Bürgermeiſtern und den Geldſacksparteien ſelbſt 
preisgegeben werden. 

Eine entſprechende Herabſetzung der Warenpreiſe aber iſt überall mit Sicher⸗ 
heit zu erwarten, wo die Arbeiterſchaft durch Konſumgenoſſenſchaften preisregu⸗ 
lierend eingreift oder der Gemeinderat auf dem Gebiet der Seen 
ſelbſt ein übriges tut. 

Die Reſolution weiſt in ihrem dritten Abſatz auf die preisregulierenden ge⸗ 
meindlichen und konſumgenoſſenſchaftlichen Einrichtungen als Mittel der Oktroi⸗ 
abſchaffung hin, wirft aber dann in ihrem vierten und letzten Abſatz alle guten 
Vorſätze wieder über den Haufen, indem ſie ſchließt: 
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„Andererſeits () und vor allem (0 muß ein gerechtes Steuerſyſtem herbei⸗ 
geführt werden und die Gewähr bieten, daß das Oktroi durch wirklich direkte 
Steuern erſetzt wird und nicht — wie es bei dem heutigen Steuerſyſtem viel⸗ 
fach (2) der Fall wäre — durch Zuſchläge zu Steuern, die nur dem Namen 
nach direkt, in der Wirkung aber und tatſächlich indirekt ſind. Der Kampf 
um ein gerechtes Steuerweſen, der nur ein Teil unſeres großen allumfaſſenden 
Befreiungskampfes iſt, iſt deshalb in erſter Linie im geſetzgebenden Parlament 
auszutragen und ermahnt ſomit beſonders deutlich zur Eroberung der Rechte, die 
dem elſaß⸗lothringiſchen Volke immer noch vorenthalten werden.“ 

Hier wird das beſtehende Syſtem der direkten Steuern in Elſaß⸗Lothringen ſo 
ſchlecht gemacht, daß ein ſozialdemokratiſcher Gemeindevertreter, der dieſe An⸗ 
ſchauung teilt, direkt gewiſſenlos ſein müßte, wenn er hernach noch mit der „vor⸗ 
nehmſten Aufgabe der Partei“, als welche der erſte Abſatz der Reſolution die Ab⸗ 
ſchaffung des Oktrois einrangiert, etwas zu tun haben wollte. So ſchlecht ſind 
aber die direkten Steuern in Elſaß⸗Lothringen nicht! Beſter Beweis die Energie 
und Geſchloſſenheit, mit welcher ſich die Beſitzer aller großen Vermögen und Ein⸗ 
kommen trotz der verkehrshemmenden Tendenzen des Oktrois gegen deſſen Erſetzung 
durch Zuſchläge auf die direkten Steuern wehren. Wann und wo haben ſich die 
beſitzenden Klaſſen als die hahnebüchenen Dummköpfe erwieſen, die in einer ſo 
wichtigen Frage ihre politiſchen Intereſſen direkt mit Füßen treten? | | 

Nein, mit dieſem Wechſelbalg können die Parteigenoſſen Elſaß⸗Lothringens 
nichts anfangen. Er iſt ein reviſioniſtiſches Meiſterſtück, das alles ſagt und nichts 
und in deſſen Labyrinth die Arbeitervertreter, die ſich im guten Glauben hinein⸗ 
wagen, unausweichlich auf die ſchlimmſten Abwege geraten. 

Daher iſt es Pflicht des Magdeburger Parteitags, falls ihm, was leider wohl 
möglich iſt, der „badiſche Aufſtand“ keine Zeit zur erſchöpfenden Erledigung der 
ganzen Streitfrage laſſen ſollte, wenigſtens dem Scheindaſein dieſes Wechſelbalges 
ein raſches und ſicheres Ende zu bereiten — zur Verhütung weiteren Unheils. 


hiſtoriſcher materialismus und neuefte Statiftik. 
Von Julian Borchardt. 


Jedem, der ſich mit der neueren wirtſchaftlichen Entwicklung des deutſchen 
Volkes befaßt, iſt es geläufig, daß ſie hauptſächlich charakteriſiert wird durch 
den Rückgang der Landwirtſchaft zugunſten der Induſtrie und des Handels. 
Die drei deutſchen Berufszählungen, die in den Jahren 1882, 1895 und 1907 
ſtattfanden, haben ergeben, daß in dieſen 25 Jahren die Zahl der Zugehörigen 
der Landwirtſchaft von (rund) 19 auf 17 Millionen geſunken iſt, indes 
die der Induſtrie von 16 auf 26 Millionen und die des Handels und Verkehrs 
von 4½ auf 8 ¼ Millionen ſtiegen. Nimmt man ſtatt der Berufszugehörigen 
nur die Erwerbstätigen, ſo iſt zwar deren abſolute Zahl in der Landwirtſchaft 
etwas geftiegen, von (rund) 8 ¾ auf 9 Millionen, aber der Prozentſatz iſt 
doch ſtark geſunken, nämlich von 43 ⅛ auf 32% Prozent, weil Handel und 
Induſtrie ſich viel ſtärker vermehrt haben. 

Die gleiche Erſcheinung findet ſich nicht nur in Deutſchland, ſondern auch 
in den übrigen kapitaliſtiſchen Ländern. Der Privatdozent Dr. Gerloff 
bringt darüber in einer kürzlich erſchienenen Studie aus den Statiſtiken 
anderer Länder folgende Zahlen bei (die ſämtlich von uns abgerundet 
worden find). 
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1 Veränderungen der Bevölkerungsgliederung in der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft. Berlin 1910. 
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In England und Wales betrug die Zahl der Erwerbstätigen: 


b 1881 Prozent 1901 Prozent 
In der Landwirtſchaft. . 1400000 12¼ 1150000 8 2 
% Induſtrie 6409900 8, 8350000 58½ 4 
Handel und Verkehr. 980000 8°/ı 1850000 13 N 


In den Vereinigten Staaten von Amerika ſind die Zahlen der Er⸗ 
werbstätigen die folgenden: | 


1880 Prozent 1900 Prozent 
Landwirtſchaft . . 8000000 16 10400000 13/8 
Snöduftrie . . . 3400000 63/4 7100000 95 
Handel und Verkehr eee 3/ 4800 000 6 8 
Für Oſterreich gelten folgende Zahlen: 
1890 Prozent 1900 Prozent 
Landwirtſchaft. 8500000 62% 8200000 58¼ 
SUDUEIEN. % 2900090 % 21% 3100000 22¼ 
Handel und Verkehr „845000 6 1036000 775 
Für Ungarn: 1890 Prozent 1900 Prozent | 
. Ürprodultion . » .» 5425000 70 6055000 68!/a 4 
Induſtrie und Bergbau . 943000 127 1184000 13½ g 
Handel und Verkehr. 262000 3¼ 363 000 4 
Für die Schweiz: 1888 Prozent 1900 Prozent 
Landwirtſchaft 488000 390/ 481500 32/8 
Induſtrie und Bergbau 543500 44% 699400 47½ 9 
Handel und Verkehr. 128000 10¼ 203 000 13% 4 
Endlich für Schweden: 1880 Prozent 1900 Prozent 
Landwirtſchaft. 3078000 67 2757000 532¼ 
Induſtrie ee ieee 17% 1480000 29 
Handel und Verkehr .. 326000 7 544000 10½½ 


Ausdrücklich ſei betont, daß die Zahlen der verſchiedenen Länder nicht 
miteinander verglichen werden können, weil die Einteilungen der Berufsklaſſen 
nicht überall gleich ſind. Auch die Prozentſätze ſind manchmal von den Er⸗ 
werbstätigen, manchmal von der Geſamtbevölkerung gezogen. Nur die Zahlen 
jedes Landes für ſich dürfen betrachtet werden. f 

Da zeigt ſich denn, daß ſelbſt in den Ländern, wo die Landwirtſchaft an 
und für ſich zugenommen hat — Deutſchland, die Vereinigten Staaten, Un⸗ 
garn —, ihre prozentuale Beteiligung am Wirtſchaftsleben der Nation ge⸗ 
ſunken iſt. Die Tendenz der Entwicklung iſt überall dieſelbe: Landwirtſchaft 
und Induſtrie vertauſchen allmählich ihre Rollen, und Hand in Hand damit 
geht der ſtändig zunehmende Umfang von Handel und Verkehr. 

Eine allgemein auftretende Erſcheinung muß auch allgemeine Urſachen 
haben. Sie kann nicht veranlaßt ſein durch die beſonderen Verhältniſſe eines 
einzelnen Landes, ſondern nur durch Umſtände, die für alle Länder zutreffen. 
Welche ſind das? i 

Gerloff geht in der erwähnten Studie den Urſachen nach und glaubt im 
weſentlichen zwei zu finden: die ſteigende Produktivität der Arbeit und 
die allgemeine Wohlſtandsſteigerung. Was zunächſt die ſteigende Pro⸗ 
duktivität der Arbeit anbetrifft, ſo zeigt er ſie zum Beiſpiel wie folgt für die 
Landwirtſchaft (S. 50): f 
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5 „Während die Zahl der landwirtſchaftlich Erwerbstätigen im Deutſchen 

Reiche von 1882 bis 1895 kaum eine Zunahme aufzuweiſen hat und die Anbau⸗ 
fläche faſt ſtabil geblieben iſt, ſtieg die Nettoernte der Hauptgetreidearten um 
rund 50 Prozent. Gleichzeitig ſtieg die Kartoffelernte von rund 15 Millionen 
Tonnen auf rund 36 Millionen Tonnen. Die Geſamtſteigerung der Produktion 
der Ackerkultur wird für ungefähr den gleichen Zeitraum auf mindeſtens 
66 Prozent geſchätzt.“ 

Ahnliche Reſultate ſeien in Frankreich, in den Vereinigten Staaten uſw. 
feſtgeſtellt worden. 

In der Induſtrie zeigt ſich nach Gerloff die ſteigende Produktivität der 
Arbeit darin, daß die Produktion von Produktionsmitteln weit ſchnellere 
Fortſchritte macht als die Produktion von Konſumartikeln. Wenn auch in all 
den genannten Ländern die geſamte Induſtrie allgemein zugenommen hat, ſo 
doch keineswegs gleichmäßig in allen Branchen. Bei einzelnen Branchen iſt 
ſogar ein ähnlicher Rückgang feſtzuſtellen wie bei der Landwirtſchaft, während 
bei anderen die Zahl der Erwerbstätigen ſprunghaft emporgeſchnellt iſt. So 
haben in faſt allen Staaten die Textilinduſtrie und die Bekleidungs- 
gewerbe relativ abgenommen, zum Teil auch die Induſtrie der Holz- und 
Schnitzſtoffe. Nur langſam vermehrt haben ſich auch die Nahrungs- und 
Genußmittelinduſtrie und die Lederinduſtrie. Mächtig angewachſen ſind 
dagegen die ſchwere Induſtrie, die elektriſche Induſtrie, die chemiſche 
Induſtrie uſw. Den größten Aufſchwung unter den deutſchen Induſtrie⸗ 
zweigen zeigt die Produktion von Maſchinen und Apparaten. Sie nahm 
ſeit 1882 um 218 Prozent ihres Beſtandes zu (gegenüber einer durchſchnitt⸗ 
lichen Steigerung der Erwerbstätigen um nur 52 Prozent). Ebenſo liegen 
die Dinge in den anderen Ländern. In den Vereinigten Staaten nahm die 
Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie anderthalbmal ſo ſtark zu wie die Geſamtzahl der 
Erwerbstätigen. In Großbritannien ſtieg die Bevölkerung 1891 bis 1901 um 
9,8 Prozent, die Zahl der Berufstätigen in der Metall- und Maſchineninduſtrie 
um 28,9 Prozent. In Frankreich betrug die Bevölkerungszunahme 1896 bis 
1901 nur 6,8 Prozent, hingegen das Wachstum der Zahl der Berufszugehörigen 
in der Grubeninduſtrie 17,4 Prozent, in der Metallbereitung 16,4 Prozent. 
In der Schweiz ſtieg die Bevölkerungsziffer 1888 bis 1900 um 13,6 Prozent, 
die Zahl der Berufstätigen in der Metall- und Maſchineninduſtrie um 44,4 
Prozent, in der chemiſchen Induſtrie um 80,5 Prozent. 

Gerloffs Gedankengang iſt nun ungefähr dieſer: Infolge der ſteigenden 
Produktivität der Arbeit genügt in der Landwirtſchaft eine abſolut geringere 
Zahl von Arbeitskräften, in der induſtriellen Herſtellung von Konſumartikeln 
eine mindeſtens relativ geringere Zahl, um die nötigen Quanten zu produzieren. 
Die übrigen finden in dieſen Gewerben keine Erwerbsmöglichkeit mehr und 
müſſen ſich denjenigen Induſtrien zuwenden, die Produktionsmittel fabrizieren 
und dadurch die Produktivität der Arbeit immer weiter ſteigern. Dieſen In⸗ 
duſtrien ihrerſeits ſcheint er eine unbegrenzte Ausdehnungsfähigkeit zuzuſchreiben, 
und zwar wegen der von ihm angenommenen Steigerung des Wohlſtandes. 
„Steigender Wohlſtand beeinflußt den Verbrauch mehr qualitativ als quanti⸗ 
tativ. ... Die auf Verfeinerung der Bedürfniſſe abzielende Richtung der Pro⸗ 
duktion erfordert immer mannigfaltiger werdende Verwandlungsprozeſſe der 
Güter, darunter auch ſolche, die den Genuß nur in entfernter Weiſe vorbereiten, 
wie Straßen, Transportmittel. . .. Die Durchführung dieſer Verwandlungs⸗ 
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prozeſſe verlangt ebenſo wie die Steigerung der Produktion Hilfsmittel und 
Werkzeuge aller Art, kurz Produktionsmittel. . .. Aus dieſer Tatſache erklärt 
ſich die gewaltige Entfaltung jener Induſtriezweige, die Hilfsmittel der Pro⸗ 
duktion herſtellen: die Induſtrie der Maſchinen und Apparate, die chemiſche 
Induſtrie, das Baugewerbe uſw.“ f 

Aus dieſen Verſchiebungen und dieſem Wachstum der Induſtrie entſtehen 
dann die völlig neuen Aufgaben des Handels und des Verkehrs, die Gerloff 
ſehr anſchaulich ſchildert, und die deren noch rieſigeres Wachstum hervor⸗ 
gerufen haben. l 

Es verſteht ſich nun von ſelbſt, daß wir keineswegs alle Einzelheiten des 5 
Gerloffſchen Gedankengangs für richtig halten. Über den ſteigenden Wohlſtand 
ließe ſich mancherlei ſagen, ebenſo über die unbegrenzte Ausdehnungsfähigkeit 
der Produktion von Produktionsmitteln. Die Kriſen, die Gerloff in dieſern 
Schrift nicht erwähnt, reden da eine deutliche Sprache und zeugen von den 
ſehr lebendigen inneren Widerſprüchen der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft. Indeſſen 
iſt es heute nicht unſere Abſicht, dieſe Dinge im einzelnen nachzuprüfen. Wir 
wollen vielmehr nur feſtſtellen, daß Gerloff — und zwar wahrſcheinlich ohne | 
es ſelbſt zu merken — ſich vollftändig in den Bahnen des hiſtoriſchen | 
Materialismus bewegt. Faßt man nämlich feinen Gedankengang in eins 
zuſammen, ſo iſt es dieſer: Ständige Volksvermehrung zwingt, die Produktivität 
der Arbeit zu ſteigern; die ſteigende Produktivität der Arbeit hat die Pro⸗ 
duktionsweiſe innerhalb der verſchiedenen Berufe umgewälzt; daraus ergab 
ſich die Notwendigkeit, die in dieſen Berufen beſchäftigten Menſchen zu ver⸗ 
ſchieben, aus einer Produktion in die andere hinüberzubringen; es entſtand 
alſo eine andere Berufsgliederung, eine andere ſoziale Schichtung. Mit 1 
anderen Worten: infolge der wirtſchaftlichen Anderungen haben ſich joziale 
Anderungen teils ſchon durchgeſetzt, teils find fie im Werden begriffen. Zu ° 
allem Überfluß ſagte er es auch noch ausdrücklich. So auf Seite 64: „Mit 
der wirtſchaftlichen Umſchichtung iſt auch eine ſoziale verknüpft.“ Oder noch 
deutlicher auf Seite 67: „Das alles beſagt nun nichts anderes, als daß die 
ökonomiſche Struktur der Geſellſchaft eine andere geworden iſt. 
Tiefgreifende Anderungen der materiellen Produktion haben zu einer Ver⸗ 
änderung der Bedingungen des geſellſchaftlichen Zuſammenlebens geführt.“ 
Und auf Seite 63: „Eine ſtarke Volksvermehrung iſt die Vorausſetzung für 
dieſe Umbildung der Bevölkerungsgliederung.“ 

Das hat Dr. Gerloff aus den neueſten Ergebniſſen der amtlichen Statiſtik 
herausgeleſen, und er betont ausdrücklich, daß es ſich hier um einen inter⸗ 
nationalen Prozeß handelt, um einen „Umbildungsprozeß, der nicht nurn 
Weſt⸗ und Mitteleuropa, ſondern mehr oder weniger die Wirtſchaftsverfaſſung 
aller Staaten bis nach Indien und Japan ergriffen hat.“ 

Es iſt dies aber genau dasſelbe, was der hiſtoriſche Materialismus aus 
der Betrachtung der Vergangenheit herausgeleſen hat. ; 

Man vergleiche zum Beiſpiel folgenden Satz von Marx im „Elend der 
Philoſophie“, der wohl den weſentlichſten Teil des hiſtoriſchen Materialismus 
ausſpricht: | 

„Les rapports sociaux sont intimement lies aux forces productives. En f 
acquerant de nouvelles forces productives, les hommes changent leur mode 
de production, et en changeant le mode de production, la manière de gagner i 
leur vie, ils changent tous leurs rapports sociaux.“ | 
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Zu deutſch: „Die ſozialen Verhältniſſe ſind eng verknüpft mit den Produktiv⸗ 
kräften. Mit der Erwerbung neuer Produktivkräfte verändern die Menſchen 
ihre Produktionsweiſe, und mit der Veränderung der Produktionsweiſe, der 
Art, ihren Lebensunterhalt zu gewinnen, verändern ſie alle ihre geſellſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe.“ 

N So ſehen wir, wie die ſorgfältige Beobachtung der tatſächlichen Vorgänge 
die bürgerliche Wiſſenſchaft ſelbſt, ohne daß ſie es ahnt, zur Beſtätigung des 
von ihr in der Theorie ſo bitter bekämpften hiſtoriſchen Materialismus führt. 


Literariſche RKundſchau. 


Karl Bücher, Die Frauenfrage im Mittelalter. Zweite, verbeſſerte Auflage. 
Tübingen 1910, Lauppſche Buchhandlung. 92 Seiten. 


Ein zwingender Grund für die Neuauflage dieſer im Jahre 1882 zuerſt er⸗ 
ſchienenen Schrift iſt aus ihrem Inhalt nicht zu erſehen. Was ſie an Tatſachen⸗ 
material enthält, iſt uns ſeither in populären Schriften mehrfach viel ausführlicher 
mitgeteilt worden, und die chriſtlichſoziale Verherrlichung des Mittelalters und ins⸗ 
beſondere des Schutzes, deſſen ſich damals die Frauen zu erfreuen hatten, dürfte 
noch ſelten weniger ſtichhaltig begründet worden ſein. 

Daß das Los der zahlloſen Frauen, die in Klöſtern und Beginenhäuſern Zu⸗ 
flucht vor Hunger und Gewalttaten fanden, ein beneidenswertes geweſen ſei, wird 
uns in keiner Weiſe glaubhaft gemacht, dagegen aber ſpricht die Maſſenerſcheinung 
weiblicher Vagabunden, Bettler und Abenteurer ſowie die enorme Ausbreitung der 
Proſtitution, von denen uns Bücher berichtet, ſehr ſchlagend gegen ſeine Behaup— 
tung, daß es den verſchiedentlichen Landesvätern und Stadtweiſen des dreizehnten, 
vierzehnten und fünfzehnten Jahrhunderts gelungen ſei, die Frauenfrage ihrer Zeit 
in befriedigender Weiſe zu löſen. 

Wenn der Verfaſſer am Schluſſe ſeiner Schrift voll Entſetzen fragt: „Sollte 
das wirklich das Endziel der Entwicklung unſerer Kulturvölker ſein, daß der Frau 
die Laſt der Produktion wieder aufgeladen würde, die ihr eine Entwicklung von 
zwei Jahrtauſenden Stück für Stück abgenommen hat?“ ſo müſſen wir vor allem 
anderen darauf antworten, daß ein „Endziel der Entwicklung der Kulturvölker“ 
überhaupt nicht abzuſehen iſt, wir aber fo viel ſicher wiſſen, daß die Überlajtung 
der Frau mit dem größten Teile der Produktion, wie ſie bei barbariſchen Völkern 
häufig war, durchaus nicht auf die gleiche Stufe zu ſtellen iſt mit der gegenwär⸗ 
tigen Ausbreitung weiblicher Erwerbsarbeit. 

Ehemals war die fo weit getriebene Überbürdung der Frau die Begleiterſchei⸗ 
nung ihrer vollkommenen Verſklavung durch den Mann, während heute die Er— 
werbsarbeit der Frau den Weg zu ihrer Befreiung aus wirtſchaftlicher Abhängig⸗ 
keit vom anderen Geſchlecht bezeichnet. Richtig iſt, daß, wie Bücher hervorhebt, 
dieſe Entwicklung eine immer größer werdende Zahl von Frauen vom Kapital ab⸗ 
hängig macht, aber fie teilen dieſe Abhängigkeit nicht nur mit den Männern des 
Proletariats, ſondern mit denen aller nicht großkapitaliſtiſchen Klaſſen. Die Frau 
hört immer mehr auf, der Protektion des Mannes zu bedürfen, und wird zu ſeiner 
Arbeitsgefährtin und Kampfesgenoſſin. 

Die Befürchtung, die Bücher ausſpricht, der Kampf zwiſchen Männer⸗ und 
Frauenarbeit werde immer heftiger entbrennen und mit einem ſo vollſtändigen 
Siege der Frauenarbeit enden, daß die Zukunft nur mehr erwerbende Frauen und 
haushaltende Männer ſehen werde, dieſe Befürchtung hätte zumindeſt nicht in die 
neue Auflage hinübergenommen werden ſollen. Heute wiſſen wir, daß die Zunahme 
der gewerblichen Frauenarbeit durchaus keine ſtetige iſt, daß ſie auf einzelnen 
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Gebieten vorſchreitet, auf anderen aber zurückweicht, und daß ihr durchaus nicht 


immer die Tendenz anhaftet, Männerarbeit zu verdrängen. 

In induſtriell hochentwickelten Ländern läßt die ſteigende Konjunktur, die alle ver⸗ 
fügbaren männlichen Arbeitskräfte beſchäftigt, mitunter die induſtrielle Frauenarbeit 
abnehmen, und die darauffolgende Kriſe pflegt dann nicht nur männliche, ſondern 
auch weibliche Arbeiter auf das Pflaſter zu werfen. Thereſe Schleſinger. 


Dr. Rudolf Eisler, Geſchichte des Nonismus. Leipzig, Verlag Kröner. VIII 


und 204 Seiten. Preis 3 Mark. 
Der Titel des Werkes iſt vielverſprechend. Wäre doch die wirkliche Geſchichte 


des Monismus nichts anderes als die Darſtellung des Weges, den die Natur⸗ 


wiſſenſchaft und die Philoſophie zurückgelegt haben, um die Materialität der Welt 


und damit ihre Einheit zu ergründen und zu beweiſen. Aber ſo vielumfaſſend | 


nimmt der Verfaſſer jeine Aufgabe nicht. Er beſchränkt fich vielmehr darauf, die 
Lehren der einzelnen Philoſophen, die den Gedanken über die Einheit alles 
Seienden, ſei es in der idealiſtiſchen, ſei es in der materialiſtiſchen Färbung, ver⸗ 
treten haben, zur Darſtellung zu bringen. Nun wäre auch dieſe Verengung des 
Themas an ſich noch kein Fehler, hätte der Verfaſſer es verſtanden, die geſchicht⸗ 
lichen Fäden, die die Ideenwelt eines jeden noch ſo weltfremden Philoſophen mit 
dem wirklichen Leben verbinden, bloßzulegen. Es ſcheint aber, daß ihm auch jedes 
Verſtändnis für die wirklich beſtehenden geſchichtlichen Zuſammenhänge fehlt. So 
behandelt er die großartige Entwicklung der klaſſiſchen deutſchen Philoſophie, die 
ihren Ausgang in den Lehren Ludwig Feuerbachs und ihre Krönung im Marxis⸗ 
mus gefunden, nach folgendem Schema: 

„Mit einem idealiſtiſchen Monismus ſetzt die Bewegung ein, die von 
Fichte zu Hegel und Schopenhauer führt. ... Die Reaktion gegen den 
ſchließlich allzu ſpekulativ gewordenen Idealismus bleibt nicht aus. Im Senſua⸗ 


lismus Feuerbachs, im Naturalismus D. Fr. Strauß', im Materialismus 


Vogts, Moleſchotts, Büchners und anderer iſt ſie zu finden“ (S. 55). 

Nun, die reaktionäre Philoſophie Schopenhauers und die revolutionäre Fichtes 
in eine Entwicklungsreihe zu ſtellen, die Zerſetzung der Hegelſchen Schule auf eine 
philoſophiſche Reaktion gegen die Kühnheiten der idealiſtiſchen Spekulation zurück⸗ 
zuführen — das iſt wohl der philoſophiſchen Geſchichtſchreibung letzter Schluß. 
Unter dieſen Umſtänden iſt es ſchon dem Verfaſſer als hohes Verdienſt anzurechnen, 
daß er im allgemeinen ohne jede hiſtoriſche Erklärung auskommt und die Lehren 
der einzelnen Philoſophen rein referierend darſtellt, hauptſächlich in ihren eigenen 
Worten. Und ſo wird die „Geſchichte des Monismus“ zu einer als Nachſchlagewerk 
vielleicht tauglichen Sammlung von Zitaten. 

Im letzten Kapitel gibt der Verfaſſer eine kurze Darſtellung ſeines eigenen 
idealiſtiſchen Monismus. Danach erkennen wir unmittelbar nur das eigene 
Ich und ſeine Erlebniſſe; was wir von den Objekten kennen — das ſind nur 


Zeichen, die uns unſere Sinne und Begriffe liefern. Dieſe Zeichenſprache reicht 


aus, um uns die Möglichkeit zu geben, die Wirklichkeit theoretiſch und praktiſch zu 
beherrſchen. Um aber den wahren Sinn der Wirklichkeit zu verſtehen, dazu muß 
man ſie „als organiſchen Zuſammenhang eines dem unſerigen analogen, freilich 
nur zum Teil ſelbſtändig bewußten und ſelbſtbewußten, innerlich⸗zielſtrebig ſich ent⸗ 
faltenden ſeeliſchen Lebens erfaſſen und deuten“. Was bei dieſem Erfaſſen heraus⸗ 
kommt, das ſagt uns der Verfaſſer mit aller Deutlichkeit, indem er „die Natur als 
Körperwelt für die äußere Hülle des Geiſtes“ und die „Welt für die Erſcheinung 
des göttlichen Wirkens“ gelten läßt. Mit einer ſolchen Weltanſchauung mag man 
als Profeſſor der Philoſophie ganz gut auskommen; für eine Geſchichtſchreibung, 
welch beſcheidener Art ſie auch ſei, reicht ſie doch wirklich nicht aus. Th. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Ein fürſt der Gecken. 
Berlin, 17. September 1910. 
Ein Fürſt der Gecken, der das Zeug hatte, in den Augen törichter, 
unaufrichtiger Perſonen zu glänzen, ein Menſch ohne Ehrfurcht für 
Wahrheit oder menſchliche Vortrefflichkeit, der im Grunde gar nicht zu 
unterſcheiden weiß, was wahr und was falſch, was vortrefflich oder 
was bloß auf der Höhe der Mode iſt; ein ſcheinbar höflicher und be— 
wanderter, innerlich aber ein unverſchämter, obſkurer und bloß modiſch⸗ 
geckiſcher Menſch, der, wenn er je dem Rhadamanthus in den Weg 
kommen ſollte, eine Tracht Schläge davontragen würde. 

Thomas Carlyle. 
Unter den zahlloſen Humbugs der bürgerlichen Welt ſteht Herr Maximilian 
Harden, wenn nicht an erſter Stelle, ſo doch in erſter Reihe. Die Tatſache, 
daß ſeine „Zukunft“ nun bald ſeit zwei Jahrzehnten die geleſenſte Wochen⸗ 
ſchrift der deutſchen Bourgeoiſie iſt, während eine im bürgerlichen Sinne 
wirklich gebildete Wochenſchrift wie die „Nation“ an Abonnentenſchwindſucht 
dahinſtarb, wird dermaleinſt von den Hiſtorikern als ätzendes Brandmal für 

das betrachtet werden, was ſich heute als „Bildung und Beſitz“ aufſpreizt. 
Es iſt wahr, daß einzelne Organe der bürgerlichen Preſſe ſich dagegen 
aufgelehnt haben. Die „Preußiſchen Jahrbücher“ haben Herrn Harden wieder⸗ 
holt geſtriegelt, wie ſich gebührt; im „März“ ſchreibt Herr Karl Kraus von 
Zeit zu Zeit ergötzliche Parodien auf das „Deſperanto“ der „Zukunft“ und 


ſelbſt das „Berliner Tageblatt“ hat das perverſe Gemauſchel, das Herr Harden 


ſeinen „Stil“ nennt, kürzlich zu tadeln gewagt, freilich nur unter tiefer Ver⸗ 
beugung vor dem Genius ſelbſt. Indeſſen der „Stil“ gehört zu Herrn Harden 
wie die Narrenkappe zum Hanswurſt, und auf den Hanswurſt kommt am 
Ende mehr an als auf ſeine Kappe. 

Unwiſſend in allen hiſtoriſchen und politiſchen e weiß ſich Herr 
Harden ſeinem „gebildeten“ Publikum politiſch dadurch intereſſant zu machen, 


daß er in den Schlafkammern prominenter Perſonen eee mit 
1909-1910. II. Bd. 
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Nüſtern, die ſich um jo weiter blähen, je perverſer es darin zugeht, hiſtoriſch 
aber dadurch, daß er im Staube der Bibliotheken nach alten, ganz oder halb 
vergeſſenen Scharteken kramt, aus denen er ellenlange Zitate ſeinen bewundernden 
Leſern um die Ohren ſchlägt. Welch ein Mann von ſtupender Gelehrſamkeit! 
ſagt dann der gelehrige Profeſſor der Hiſtorie in Leipzig, der die „Zukunft“ mit 
ſeinen Beiträgen ſchmückt, und der naive Junker auf ſeiner hinterpommerſchen 
Sandbüchſe ruft nicht minder ſtaunend: Ein verflixter Kerl, dieſer Harden, der 
ſelbſt noch S. M. an Kenntnis der Geſchichte übertrifft. Und nicht bloß der 
naive Junker ſpricht ſo, ſondern auch die nationalliberale Preſſe, die, als der 


Kaiſer ſeine Königsberger Rede hielt, ſofort ihre Boten an Harden ſandte, um 


das Orakel über die „Gnade Gottes“ uſw. zu hören. 


Als Autorität in monarchiſchen Sachen iſt Herr Harden bekanntlich durch 


keinen Geringeren geweiht worden als durch Bismarck, der mit ihm die 
Flaſche Steinberger ausſtach, die der Kaiſer als Verſöhnungsſpende nach 
Friedrichsruh geſandt hatte. Herr Harden ließ ſich denn auch nicht lange 
bitten und entſchied den Königsberger Fall: der Kaiſer iſt ein durch und durch 
konſtitutioneller Fürſt, aber — denn „pikant“ muß die „Zukunft“ bei aller 
Gottesfurcht und Königstreue ſein — der alte Fritz drückte ſich etwas anders 
aus als der Kaiſer, indem er ſchrieb: 


Unſer Haus hat, wie alle anderen, ſeine Achilles, ſeine Ciceros, ſeine Neſtors, 
ſeine Blödſinnigen, ſeine gelehrten Frauen und böſen Stiefmütter und unſtreitig 
auch ſeine verliebten Prinzeſſinnen gehabt. Wenn wir die vortrefflichen Eigen⸗ 
ſchaften unſerer Vorfahren überzählen, ſo werden wir leicht einſehen, daß unſer 
Haus ſeine Vergrößerung ihren Vorzügen gewiß nicht zu verdanken hat. Die 
meiſten Fürſten aus unſerem Hauſe haben ſich nur ſchlecht aufgeführt; aber der 
ungefähre Zufall und die Umſtände find uns dienlich geweſen. ... In Anſehung 
der königlichen Würde nimmt man alles, was man kriegen kann, und man hat 
niemals unrecht, als wenn man es wieder herausgeben muß. b 


Mit welchem diaboliſchen Grinſen Herr Harden dieſe Zeilen geſchrieben 
haben mag, in dem Bewußtſein, daß er ſeinem „gebildeten“ Publikum alles, 
aber auch alles bieten dürfe. Was er zitiert, hat nämlich der alte Fritz nie 
geſagt oder geſchrieben, ſondern es ſteht in einem alten Pamphlet, das jedem, 
der ſich nur ein wenig in der preußiſchen Geſchichte umgeſehen hat, als eine 
der ihrer Zeit bekannteſten Schmähſchriften auf den König Friedrich bekannt 


ift. Sie war betitelt: Matinses du roi de Prusse und enthielt unter der Form 


von Morgenunterhaltungen des Königs mit ſeinem Neffen und Thronfolger 
die biſſigſte Satire auf das friderizianiſche Regiment. Sie erſchien zum 
erſtenmal im Jahre 1766 ohne Angabe des Verfaſſers und des Druckortes 
und iſt dann in verſchiedentlichen Ländern verſchiedentlich nachgedruckt worden, 
zuletzt in London 1863, ohne daß bis heute mit Sicherheit feſtgeſtellt worden 
iſt, wer ſie verfaßt hat. Die meiſte Wahrſcheinlichkeit ſpricht für einen gewiſſen 
Bonneville, nicht der Bonneville, der aus der franzöſiſchen Revolution als 


Herausgeber des „Cercle social“ und anderen revolutionären Blättern bekannt 


iſt, ſondern einen älteren Bonneville, der im Jahre 1750 als Sekretär des 
Marſchalls von Sachſen nach Berlin gekommen war. 
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Man ſagt vielleicht, bei der unglaublichen Unwiſſenheit des Herrn Harden 
in hiſtoriſchen Dingen habe er in gutem Glauben die Satire für echt gehalten. 
| Aber wenn ſchon den von ihm zitierten Sätzen die Satire ſtark genug auf⸗ 
geprägt iſt, ſo müſſen andere Sätze der Schrift auch die blindeſten Augen 
öffnen, beiſpielsweiſe die folgenden Sätze, die der König Friedrich ſeinem Neffen 
eingeprägt haben ſoll: „Wir (die Hohenzollern) ſind dieſe ganze Zeit hindurch 
auf dem Wege des gewandten Machiavellismus verfahren, als geſchickte Spieler 
in den Geſchäften dieſer Welt und emſige Einſammler ihrer Güter, mit einem 
Worte als andächtige Verehrer Beelzebubs, des großen Ordners und Belohners 
der Sterblichen hienieden. Welchen Glauben wir, die Hohenzollern, befunden 
haben, und ich noch immer befinde, als den wahren; lerne auch du ihn, mein 
geſcheiter Neffe, und mögen alle Menſchen ihn lernen. Durch ſtetiges Daran⸗ 
feſthalten und Wirken in dieſem Geiſte früh und ſpät haben wir es ſo weit 
gebracht, wie du ſiehſt; — und werden es auch noch weiter bringen, fo Beelze- 
bub will, der im allgemeinen gnädig iſt denen, die ihm recht dienen.“ Nein 
dieſer waſchechte Monarchiſt, der an den Stufen des Thrones ſteht wie ein, 
Cherub mit flammendem Schwerte, hat ſich einmal einen rechten Jux machen 
wollen mit der völkiſchen Eigenart der Volkheit, und ſiehe da! es iſt ihm 
gelungen. | 

Seit acht Tagen harren wir vergebens, daß fich die Stimme eines mon— 
archiſchen Blattes erhebt gegen das blasphemiſche Unterfangen des Herrn 
Harden, durch den Mund des boruſſiſchen Nationalheros der Teufel Oberſten 
als Schutzherrn des Hauſes Hohenzollern verkünden zu laſſen. Weder jenes 
freiſinnige Blatt in Königsberg hat ſich gemuckt, das den Genoſſen Marckwald 
denunzierte, weil er einige hiſtoriſch unanfechtbare Tatſachen über die Königin 
Luiſe veröffentlicht hatte, und ihm wirklich fünf Vierteljahre Gefängnis ein⸗ 
brachte, noch auch die monarchiſche Preſſe überhaupt, die ſich vor ſittlicher 
Entrüſtung überſchlug, als ſich die „Neue Zeit“ vor einigen Wochen desſelben 
Verbrechens ſchuldig machte wie Genoſſe Marckwald. Stille war's über des 
Waſſers Rand, wo immer hohenzollernſche Monarchiſten haufen. Treiben fie 
alle wie Harden Schindluder mit der Monarchie? Oder ſind ſie in der völ— 
kiſchen Geſchichte ſo unerhört unwiſſend, daß ſie die biſſigſte Satire auf das 
hohenzollernſche Regiment als das eigenſte Bekenntnis der Hohenzollern be— 
trachten? In jedem dieſer Fälle iſt der patentierte Prozentmonarchismus ge⸗ 
richtet, und deshalb haben wir bei dieſem neueſten Streiche des Herrn Harden 
ein wenig verweilt. 

Aber das Schönſte kommt noch. Da ſelbſt in unſerer profanen Zeit mit⸗ 
unter noch Wunder geſchehen, jo gibt es auch unter den zehn- oder zwölf: 
tauſend Leſern der „Zukunft“ noch einige, die ſich nicht ganz willenlos ein⸗ 
ſeifen laſſen. Sie haben bei Herrn Harden angefragt, wo ſeine famoſen Zitate 
zu finden ſeien, worauf ihnen in der neueſten Nummer der „Zukunft“ fol⸗ 
gende Handvoll Sand in die ſchläfrigen Augen ſtiebt: 

Ich glaube, ſie ſind noch nie veröffentlicht worden (kann's aber, da mir, fern 
von Berlin, Koſers Friedrichsbiographie nicht erreichbar iſt, nicht ſicher feſtſtellen). 
Im preußiſchen Staatsarchiv muß ein Manufkript liegen, das man ein Vermächtnis 
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Fritzens an feinen Neffen (der als König Friedrich Wilhelm der Zweite und im 
Volke der dicke Wilhelm hieß) nennen könnte. Dieſes Manuſkript ſcheint der Sohn 
eines Paſtors, der ſeine Pfarre königlicher Willkür zu danken hatte, abgeſchrieben 
zu haben. „Der Stadt Anklam ſteht das Patronatsrecht an beiden Kirchen zu; ſie 
hat es im Jahre 1633, gegen Zahlung von zweitauſendfünfhundert Gulden, von 
dem Herzog Bogislaw dem Vierzehnten käuflich erworben. Im Jahre 1736 war, 
durch den Tod des Nikolaus Blocksdorf, die Stelle des Erſten Geiſtlichen an der 
Marienkirche erledigt. Die Kirchengemeinde ſchritt alsbald zur Wahl des Nach⸗ 
folgers; allein der König⸗Herzog, Friedrich Wilhelm der Erſte, befahl, daß die 
Stelle dem Feldprediger bei einem Fußregiment, Peter Gottlieb Bluth, gegeben 


werden ſolle: und der Rat der Stadt Anklam war ſchwach genug, ſeine und der 
Bürgerſchaft Gerechtſame aufzugeben und den Schützling des Landesfürſten zu be⸗ 


rufen, obwohl die Wahl der Bürgerſchaft auf den Diakonus Johann Bähr gefallen 
war, der ſchon ſeit 1712 als Zweiter Geiſtlicher an der Marienkirche gewirkt hatte“ 
(Berghaus, „Landbuch von Pommern und Rügen“). Der Sohn des durch einen 
Akt ſelbſtherriſcher Laune in ſein Amt gebrachten Primarpaſtors Bluth war Be⸗ 
amter der Stadt Anklam und hinterließ ein dickes, 1784 begonnenes und 1828 ab⸗ 
geſchloſſenes Manufſkript, das mit Kelch und Kreuz geziert iſt und deſſen erſter Teil 
den Titel trägt: „Königliche Frühſtunden; ein noch ungedrucktes Manuffript von 
Friedrich dem Großen.“ Kapitelüberſchriften: Von der Lage meines Königreichs; 
von dem Grund und Boden meiner Staaten; von den Sitten der Einwohner; von 
der Religion; von der Gerechtigkeit; von der Politik; von der beſonderen Politik; 
von den Schönen Wiſſenſchaften; von beſonderen kleinen Umſtänden; von den Ergötz⸗ 
lichkeiten; drei Grundſätze der Staatspolitik. Die Abſchrift iſt durch Vererbung in 
Privatbeſitz gelangt, und der Eigentümer hatte die Güte, uns einiges daraus mitzuteilen. 


Hier kann man trefflich die Mache ſtudieren, wie ſie der Humbug des 
Humbugs treibt. Koſers Friedrichsbiographie, Manufſkript im preußiſchen 
Staatsarchiv, Vermächtnis Fritzens an ſeinen Neffen, Patronatsrecht der Stadt 
Anklam, Herzog Bogislaw der Vierzehnte, Nikolaus Blocksdorf, Feldprediger 
bei einem Fußregiment, Landbuch von Pommern und Rügen, Kelch und 
Kreuz uſw. uſw. — welch ſtupende Gelehrſamkeit, wird der gelehrte Profeſſor 
jagen, und jeder junkerliche Brot- und Fleiſchwucherer wird ſchnalzend hinzu⸗ 
fügen: Ein verflixter Kerl, dieſer Harden! 

Und ſo hat ſchließlich doch der Fürſt der Gecken die Lacher auf ſeiner Seite, 
wenn er die Pritſche über dieſe mordsdämliche Geſellſchaft ſchwingt. 


Die Stellung des marxiſtiſchen Minderheitsorgans 


der Sozialdemokratiſchen Arbeiterpartei in holland. 
Von F. M. Wibaut (Amſterdam). 


Genoſſin Henriette Roland⸗Holſt hat in Nr. 48 der „Neuen Zeit“ die Gründe 
dargelegt, weshalb ſie ſich dem Kampfe für die marxiſtiſche Taktik in der 
holländiſchen Sozialdemokratiſchen Arbeiterpartei (S. D. A. P.), insbeſondere 
der Redaktion des marxiſtiſchen Minderheitsorgans „Het Weekblad“ entzieht. 

Genoſſin Roland⸗Holſt war bekanntlich die kräftigſte Vorkämpferin der 
marxiſtiſchen Minderheit in der holländiſchen S. D. A. P. Ihr Rücktritt wird 
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lebhaft von der marxiſtiſchen Minderheit in Holland bedauert. Ihre Auffaſſung 
jedoch, der Kampf für die marxiſtiſche Taktik in der S. D. A. P. ſei ausſichts⸗ 
los und hoffnungslos, wird von mir, der mit ihr die Redaktion des „Week- 
blad“ ſeit ſeiner Gründung geführt hat, nicht geteilt. 

Das „Weekblad“ hat in den achtzehn Monaten ſeines Beſtehens ſtetig für 
die marxiſtiſche Taktik in der Partei kämpfen müſſen. Genoſſin Roland⸗Holſt 
und ich haben in dieſem Kampfe Seite an Seite geſtanden. Es herrſchte 
trotz verſchiedener Veranlagung völliges Einverſtändnis zwiſchen uns in allen 
wichtigen Angelegenheiten, wo es auf prinzipielle Auffaſſung und daraus her⸗ 
vorgehende Taktik ankam. Nur der Rücktritt der Genoſſin Roland⸗Holſt bringt 
die Trennung, da ich es nach wie vor für meine Aufgabe und meine Pflicht 
halte, die Redaktion des marxiſtiſchen Minderheitsorgans, des „Weekblad“, 
weiterzuführen. Weiterzuführen in voller Selbſtändigkeit, nur dem Parteitag 
verantwortlich. 

Die Begründung meiner Auffaſſung gebe ich im Folgenden, wie ich ſie im 
„Weekblad“ den Darlegungen der Genoſſin Roland-Holſt gegenübergeſtellt habe. 


Das aktive Parteileben hat man Genoſſin Roland⸗Holſt unmöglich ge— 
macht und es iſt ihr unmöglich geworden. Unmöglich geworden durch 
die Folgen, welche die Spaltung in den achtzehn Monaten nach Deventer 
hatte. Namentlich durch die immer heftiger werdende Feindſchaft zwiſchen der 
alten und der neuen Partei, der Sozialdemokratiſchen Partei (S. D. P.), deren 
Gründung ſie nicht gebilligt hat, in der aber dennoch die ihren Auffaſſungen 
am nächſten ſtehenden Geſinnungsgenoſſen Mitglieder geblieben ſind. Aber 
auch eine Folge der aus ihrem ſtarken Temperament hervorgehenden, ihr eigen— 
tümlichen Kampfesweiſe. Unmöglich gemacht durch die ihr gegenüber an— 
genommene Haltung der Parteimehrheit und deren Wortführer in den letzten 
Wochen vor dem Leeuwarder Kongreß und auf demſelben. 

Bloß dann, wenn geſagt werden könnte, daß die Haltung der Partei vor. 
und auf dem Kongreß der in der Leeuwarder Reſolution niedergelegten Charak— 
teriſierung der „Weekblad“-Oppoſition entſprochen habe, könnte von „unmög⸗ 
lich gemacht“ nicht geredet werden. 

So lag aber die Sache durchaus nicht. Die Wirklichkeit iſt, daß die „Week- 
blad“-Reſolution der Haltung widerſpricht, welche die Parteimehrheit gegen— 
über der „Weekblad“-Redaktion vor und auf dem Kongreß angenommen hat. 
Den Genoſſen, von denen man zugeſteht, daß ſie beim Führen der Oppoſition 
„ſich ausſchließlich durch ihre Auffaſſung vom Parteiintereſſe haben leiten 
laſſen“, begegnet man anders, als man es hier gegenüber der Führerin der 
Oppoſition tat. Dies muß jetzt geſagt werden, jetzt, da ſich herausſtellt, daß 
die vom Leeuwarder Kongreß angenommene Reſolution es unſerer kräftigſten 
Kämpferin nicht mehr ermöglicht, die ſo notwendige, von ihr mit über⸗ 
nommene Arbeit fortzuſetzen: die Verbreitung und Stärkung des Marxismus 
in der Partei, die Durchdringung der Maſſe mit dem Bewußtſein, daß es 


notwendig iſt, eine Taktik, wie ſie durch die marxiſtiſche Erkenntnis geboten 


wird, in Anwendung zu bringen. 

Die Umſtände alſo, mußte Genoſſin Roland⸗Holſt ſchließen, welche die 
Haltung der Parteimehrheit vor Leeuwarden bedingt, haben ſich nicht geändert. 
Bei ähnlichem Vorgehen der Minderheit ſteht die gleiche Haltung der Mehr⸗ 
heit zu erwarten. Aber damit ſtand von vornherein für ſie feſt, daß ihr 


8 15 or 


Eintreten für die marxiſtiſche Taktik zur Fruchtloſigkeit verurteilt ſein müſſe. 
So war denn für ſie das Aufgeben eines Kampfes geboten, der zwar ihre 
Kräfte übermäßig anſtrengte, dagegen Vorteile und Fortſchritte nicht brachte. 


Die Ablehnung der „Weekblad“-Reſolution, ſagt Genoſſin Roland⸗Holſt, 
würde nicht nur dazu geführt haben, daß die „Weekblad“-Redaktion ihre Arbeit 
niedergelegt hätte, ſondern auch eine Anzahl Genoſſen würden ſich aus dem 
öffentlichen Parteileben zurückgezogen haben. 8 

Wir betrachten es als wahrſcheinlich, daß in der Tat jene Ablehnung 
ſolche Folgen gehabt hätte. Denn die Zurückweiſung der Reſolution durch den 
Kongreß hätte mindeſtens bedeutet: Bekämpfung der Parteitaktik, Kritik an 
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der Kammerfraktion wird, ſobald dieſe Kritik nicht der Parteimehrheit gefällt, 


betrachtet und behandelt als eine parteifeindliche Tat. Die Marxiſten, welche 
da meinen, der Partei nicht anders und nicht beſſer dienen zu können, als 
indem ſie die marxiſtiſche Taktik verfechten und infolgedeſſen die reformiſtiſche 
Taktik, wo dieſe von der Parteimehrheit angewendet wird, fortwährend be— 
kämpfen, hätten den Wink verſtehen und beherzigen müſſen. Für ihr Wirken 
innerhalb der Partei hätten ſie keinen Platz mehr geſehen. Beſtenfalls wären 
ſie hinſichtlich des aktiven Parteilebens untätige Zuſchauer geworden. 

Aber die „Weekblad“-Reſolution iſt nicht abgelehnt worden. Die „Week- 
blad“-Reſolution wurde angenommen. Genoſſin Roland⸗Holſt handelt jedoch, 
als wäre dieſe Reſolution abgelehnt worden und hat ihre Gründe für dieſe 
Auffaſſung mitgeteilt. 

Für mich und meine Mitarbeiter aber iſt die vom Kongreß angenommene 
Reſolution die Grundlage für die Fortſetzung der von der Redaktion des 
„Weekblad“ bei der Gründung übernommenen Aufgabe, deren Erfüllung jetzt 
nicht weniger notwendig iſt als damals, und die auch künftighin von mir 
und meinen Mitarbeitern volle Hingabe verdient und haben wird, ſolange 
uns die Erfüllung der Aufgabe auch weiterhin möglich gemacht wird. 

Hier tritt alſo der Unterſchied zwiſchen unſerer früheren Mitredakteurin und 
uns zutage. 


* * 
* 


Folgendes ſind die Meinungsverſchiedenheiten, welche ſich jetzt zwiſchen 
Genoſſin Roland⸗Holſt und uns zeigen: 
Wir ſehen nicht, wodurch es ihr im Laufe der Entwicklung nach Deventer 


klar wurde, daß der Kampf für die marxiſtiſche Taktik in unſerer Partei 


unvermeidlich von der Mehrheit unmöglich gemacht werden wird; wir ſehen 
auch nicht, wodurch es ihr nach Deventer deutlich wurde, daß die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei jetzt die kräftigſte Kämpferin iſt oder wird für ein poli⸗ 
tiſches Auftreten, wie es die marxiſtiſche Erkenntnis verlangt. 

Wir ſehen jetzt wie vor Deventer und auf dem Deventer Kongreß die Auf⸗ 
gabe der Marxiſten in dem Wirken innerhalb der S. D. A. P.; zwiſchen „ver⸗ 
ſöhnlichen“, „friedfertigen“ und „militanten“ oder „kämpfenden“ Marxiſten in 
der S. D. A. P. ſehen wir keinen anderen Unterſchied als den, welcher aus 
Temperament, Stil und anderen perſönlichen Eigenſchaften hervorgeht. Einen 
Unterſchied in prinzipieller Auffaſſung über die unſerer Partei zu gebende 
taktiſche Richtung ſehen wir bei dieſen Varietäten nicht. 

Er iſt unſeres Erachtens auch nicht zutage getreten in der Redaktion des 
„Weekblad“, ſo wenig im Jahre vor dem Leeuwarder Kongreß wie auf dem 
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Kongreß ſelbſt. In der Frage der Wahlrechtsbewegung war der abgelehnte 
Antrag Zwolle nicht marxiſtiſcher als die angenommene „Vermittlungsreſolution“ 
des Parteivorſtandes. Beide Reſolutionen fußen auf derſelben Tatſache, daß das 
Wahlrecht nur durch den Kampf der Arbeiterklaſſe ſelbſt erobert werden kann. 
Die Propaganda für die „ſchärferen Kampfmittel“, für den von Zwolle ge- 
wünſchten Maſſenſtreik, wird von der Reſolution des Parteivorſtandes durch⸗ 
aus zugelaſſen. Allerdings nicht mehr als zugelaſſen für diejenigen Genoſſen, 
welche dieſe Propaganda als notwendig erachten. Sie wird den anderen 


Genoſſen nicht vorgeſchrieben, die der Meinung ſind, daß die große Maſſe 


der holländiſchen Arbeiter, welche erſt noch zum Klaſſenkampf erzogen werden 
müſſen, noch nicht weit genug vorgeſchritten ſind zur Propaganda für den 
politiſchen Maſſenſtreik. 

Dieſe Reſolution — dies wird mit Recht von Genoſſin Roland-Holſt be⸗ 
merkt — war ein Kompromiß. Aber da fragen wir, kann eine Minorität 
beim Abfaſſen von Reſolutionen, welche die Taktik der Partei beſtimmen, 
mehr verlangen, als daß ihre Auffaſſung der Dinge dabei zum Ausdruck ge— 
langt? Die Wahlrechtsreſolution geſteht mit großer Deutlichkeit den Klaſſen⸗ 
charakter des Wahlrechtskampfes zu, gibt alſo der Minderheit ausreichende 
Gelegenheit, den Kampf ihrer marxiſtiſchen Auffaſſung gemäß zu führen. Dieſer 
Charakter der Reſolution wurde übrigens von Genoſſin Roland-Holſt ſelbſt 
auf dem Kongreß anerkannt, indem ſie ihr ſchließlich auch ihre Stimme nicht 
vorenthielt. 

In der Angelegenheit der Altersverſorgung haben „friedfertige“ und „mili— 
tante“ Marxiſten zuſammen gekämpft ſo gut wie ſie konnten. Zuſammen 
haben ſie verloren. Der Kongreß ſprach mit großer Majorität ſeine Miß⸗ 
billigung aus ſogar über das Führen dieſes Kampfes, welcher bloß volle Auf— 
rechterhaltung dieſer Forderung — die der unentgeltlichen ſtaatlichen Alters— 
verſorgung — bezweckte. Die Mehrheit meinte, man habe für Aufrechterhaltung 
dieſer Forderung nicht zu kämpfen brauchen. Dieſe Auffaſſung war für die 
„Weekblad“-Minderheit, welche den Kampf geführt hatte, wirklich nicht er- 
mutigend. Aber daß in dieſem Kampfe ſich irgend eine Meinungsverſchieden⸗ 
heit — ſei es auch eine noch ſo geringe — innerhalb der Minderheit ſich ge— 
zeigt hätte, iſt uns nicht bekannt. 

Der Unterſchied zwiſchen den „militanten“ und den „friedfertigen“ Marxiſten 
wird nicht beſtimmt durch die Frage: Soll man in der Partei für die marxiſtiſche 
Taktik kämpfen, ja oder nein? Durch den Rücktritt der Genoſſin Roland-Holſt 
iſt nicht ausgeſprochen worden, daß das „Weekblad“ auf den Kampf für die 
marxiſtiſche Taktik verzichte. 

Die Marxiſten beider Schattierungen ſind in dem Punkte vollkommen ein⸗ 
verſtanden, daß „Theorie und Bewegung unzertrennlich verbunden ſind“, 
und daß das Verfechten der marxiſtiſchen Taktik im Alltagskampf die Haupt⸗ 
aufgabe des „Weekblad“ bleiben muß. In der Tat ſehen wir zwiſchen den 


beiden Arten von Marxiſten keinen anderen Unterſchied als dieſen, daß ſie 


von ihrem Kampfe für die marxiſtiſche Taktik ungleiche Erwartungen hegen. 
Ungleiche Erwartungen hinſichtlich der Erfolge, welche eine Minderheit in der 
Partei zu erringen imſtande iſt. Die „Militanten“ brauchen baldige Siege, 
wollen wenigſtens raſche Fortſchritte zu verzeichnen haben. Sie verübeln es 
der Mehrheit, daß ſie überhaupt Mehrheit iſt. Die „Friedfertigen“ begnügen 


3 ſich damit, den Kampf zu führen. In der Möglichkeit, den Kampf für die 
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marxiſtiſche Taktik in der Partei führen zu können, erblicken ſie all das, 
was eine Minderheit überhaupt verlangen kann. Sie erwarten keineswegs 
irgendwelche Konzeſſion der Mehrheit zugunſten der Auffaſſung der Minder⸗ 
heit. Die politiſche und die ökonomiſche Enwicklung — deſſen ſind ſie gewiß — 
die damit parallel laufende Verſchärfung der Klaſſengegenſätze, wird die Richtig⸗ 
keit der marxiſtiſchen Anſchauungen, die einzige Zweckdienlichkeit der aus dieſen 
notwendig hervorgehenden Kampfesweiſe immer ſchärfer zeigen. Dieſe Ent⸗ 
wicklung wird die Anſchauungen der Minderheit zu denen der Mehrheit machen. 
Raſcher vielleicht, raſcher höchſtwahrſcheinlich, als die Führer unſerer Partei⸗ 
mehrheit es erwarten. Die „friedfertigen“ Marxiſten erblicken ganz wie die 
„militanten“ in der Tatſache, daß die Mehrheit eben Mehrheit iſt, ihren 
größten Fehler. Aber ſie erkennen die Notwendigkeit an, ſich einſtweilen fügen 
zu müſſen. 

Es iſt uns wahrlich nicht möglich, andere Unterſchiede zu ſehen als die⸗ 
jenigen perſönlichen Charakters, perſönlichen Temperaments und des daraus 
reſultierenden verſchiedenen Vorgehens. 

Falls — das wollen wir ſagen — nach dem Ausſcheiden der Genoſſin 
Roland⸗Holſt aus der Redaktion des „Weekblad“ der Kampf für die marxiſtiſche 
Taktik nicht mehr oder nicht mehr ſo kräftig geführt wird, ſo muß dies nur 
dem Umſtand zugeſchrieben werden, daß meine Kräfte nicht ausreichen, meine 
Kräfte und die meiner Mitarbeiter, aber nicht, daß wir weniger als irgendwer 
überzeugt wären von der Notwendigkeit dieſes Kampfes. 

Und ſo ſind wir noch immer der Meinung, daß für alle Arbeit, welche 
Marxiſten überhaupt, auch die „militanteſten“, zu leiſten imſtande ſind, in 
Holland die S. D. A. P. das Arbeitsfeld bietet, und das einzig mögliche 
Arbeitsfeld. 

Das einzig mögliche Arbeitsfeld — ungeachtet der ab und zu wiederholten 
und ab und zu gelungenen Verſuche der Wortführer unſerer Parteimehrheit, 
das Vorgehen der Minderheit herabzuſetzen und die Maſſe der Genoſſen im 
voraus für die Beweisführung der Minderheit unempfänglich zu machen. 
Denn wir halten die große Mehrheit der Genoſſen durchaus nicht für über⸗ 
zeugte Gegner der marxiſtiſchen Taktik. Im Gegenteil — die große Maſſe 
iſt unſeres Erachtens für die Kampfesweiſe auf marxiſtiſcher Grundlage ſehr 
wohl zugänglich. Aber das Elend, in welchem die große Maſſe lebt, macht 
die Verlockungen des Reformismus ſtark. Wir ſehen auch in den Führern 
unſerer Parteimehrheit durchaus nicht Reformiſten vom reinſten Waſſer, keine 
überzeugten Gegner marxiſtiſchen Vorgehens. Auch für fie macht das Elend 
der Maſſe die Verlockungen des Reformismus groß und ſtark. Es iſt nur die 
Aufgabe der Minderheit, fortwährend die wirkliche Hohlheit des Reformismus 
an den Pranger zu ſtellen. In dem Maße, in dem die Tatſachen — und 
das tun ſie ja — beleuchten, daß den Reformen kein tatſächlicher wertvoller 
Inhalt verliehen werden kann, es ſei denn, daß vorher die Arbeiterklaſſe eine 
Macht geworden iſt, in demſelben Maße gelangt auch die im Elend lebende 
Maſſe zur marxiſtiſchen Kampfesweiſe. 

Und mit ihr, wenn nicht früher als ſie, die Führer. 

Wir haben den Reformismus als einen Irrtum zu betrachten. Aber als 
einen ſehr verbreiteten, mit vielen ſcheinbar triftigen Gründen ausgerüſteten. 
Und wir wiſſen, daß er vor dem erſten Angriff, und ſei er auch noch ſo 

heftig, nicht zurückweicht. Daher muß mit Ausdauer, dieſer notwendigen 
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Eigenſchaft einer kämpfenden Minderheit, für die marxiſtiſche Taktik ge⸗ 


ſtritten werden. Es iſt nichts weiter als eine Überſchätzung des dauernd 
Einfluſſes der Führer, wenn eine Minderheit den a aufgibt, weil die 
Führer der Mehrheit ihr im Kampfe Hinderniſſe in den Weg legen. 

Durch die Annahme der „Weekblad“-Reſolution hat der Kongreß den 
Wunſch ausgeſprochen, dieſelbe Redaktion dieſes Minderheitsorgans möge fort⸗ 
fahren mit der Propaganda für ihre Anſchauungen. Ohne Gegenbeweis muß 
angenommen werden, daß es die Parteimehrheit ernſtlich meint mit dieſem 


Wunſche. Der Ernſt muß hervorgehen aus der Haltung der Parteimehrheit, 


falls bei einer wichtigen Meinungsverſchiedenheit in betreff der Taktik der 
Kampf der Minderheit wieder zu einem mehr oder weniger ernſten Konflikt 
führen ſollte. Die Minderheit wird einen ſolchen Konflikt nicht ſuchen dürfen. 
Aber ausweichen darf ſie ihm ebenſowenig, falls die Geſchehniſſe innerhalb 
der Partei ihn mit Notwendigkeit hervorrufen. 

Solange dabei von der Partei eine Haltung eingenommen wird, welche 
der Reſolution entſpricht, gehört die marxiſtiſche Minderheit in die S. D. A. P. 

Denn auch in dieſer Beziehung ſehen wir die Zuſtände anders an als die Ge⸗ 
noſſin Roland⸗Holſt: unſere Partei will nicht nur die organiſierten Arbeiter um 
ſich ſammeln, ſondern ſoll ſich mit derſelben Kraft auch an die nichtorganiſierten 
wenden. Wir ſehen ſehr wohl in der Tatſache, daß enge Fühlung zwiſchen 
der Gewerkſchaftszentrale, dem „Nederlandsch Verbond van Vakvereenigingen“ 
(N. V. V.) und unſerer Partei beſteht, einen Umſtand, der die Gefahr in ſich birgt, 
daß unſere Propaganda unter den Nichtorganiſierten nicht zur vollen, kräftigen 
Entfaltung gelangt. Aber hier liegt ſchon wieder für die Marxiſten ein Grund 
vor, nicht ſich der Parteitätigkeit zu entziehen, noch weniger die Partei zu ver⸗ 
laſſen, ſondern, jo kräftig es ihnen möglich iſt, das Vorgehen der Partei jo 
zu geſtalten, daß auch die noch nicht organiſierten Arbeiter ſich am Kampfe 
ihrer Klaſſe beteiligen. 

Hiermit iſt auch ſchon geſagt worden, weshalb wir nur die S. D. A. P. 
als das einzig mögliche Arbeitsfeld betrachten für die Marxiſten im Kampfe 
für die Taktik, und nicht die S. D. P. Für uns enthält die S. D. P. nichts, 
was ihr das Zeugnis ausſtellen könnte, ſie führe den Kampf für den Marxis⸗ 
mus auf die beſte Weiſe. Im Gegenteil — ihre Entſtehung und ihre Zuſammen⸗ 
ſetzung bedingen, daß ſie für den wirklich kampftüchtigen Marxismus — wir 
meinen nicht kampffähig in Worten, ſondern als kämpfende Kraft in der Arbeiter⸗ 
bewegung — hinter der S. D. A. P. weit zurückſtehen muß. 

Das Verfechten des Marxismus, das heißt der marxiſtiſchen Kampfes⸗ 
weiſe der Arbeiterklaſſe, geſchieht nach unſerer Meinung am beſten im ſtrikten 
Anſchluß an jenen Teil der Arbeiter, der die Notwendigkeit des politiſchen 
Klaſſenkampfes ſchon erkannt hat. 

Denn im Laufe der politiſchen Entwicklung wird die Arbeiterklaſſe nur 
Enttäuſchungen vom Reformismus erfahren und die Notwendigkeit der marxi⸗ 
ſtiſchen Kampfesweiſe einſehen. Dieſe Erfahrung muß für Nichtorganiſierte 
dieſelbe fein wie für Organiſierte, kommt für jene höchſtens etwas ſpäter. 
Doch ſie wird nicht gewonnen außerhalb der politiſchen Partei. Die politiſche 
Organiſation aber der niederländiſchen ſozialdemokratiſchen Arbeiter hat ſich 
gebildet in der S. D. A. P. Die niederländiſchen ökonomiſchen Verhältniſſe 


bieten nicht die Grundlage für eine politiſche Arbeiterpartei neben jener. 


Marxiſtiſches Vorgehen außerhalb der S. D. A. P. kann vortreffliche theo⸗ 
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retiſche Propaganda fein. Aber es entbehrt die Bedingungen, welche ihm die 
beſten Ausſichten gewähren, die politiſche Kampfesweiſe der Arbeiterklaſſe zu 


führen und zu lenken. 0 5 5 


Die Poſition des „Weekblad“ — ſchließen wir — iſt durch das Aus⸗ 
ſcheiden der Genoſſin Roland⸗Holſt erheblich geſchwächt worden. Aber ſeine 
Aufgabe iſt unverändert dieſelbe geblieben: der Kampf für die marxiſtiſche 
Taktik in der holländiſchen Arbeiterbewegung. 

Wir werden nicht behaupten, daß für „militante“ Marxiſten die Art und 
Weiſe, in der ſie als Minderheit in der S. D. A. P. vorzugehen gezwungen 


ſind, in hohem Maße befriedigend ſei. Aber eine andere Art, dem Marxismus 


beſſer oder auch nur gleich gut zu dienen, gibt es unſeres Erachtens nicht. 

Wir erblicken in der Spaltung der Marxiſten eine große Schädigung der 
niederländiſchen Bewegung, eine Verzögerung in der Machtbildung der 
Arbeiterklaſſe. Wir werden den Tag glücklich preiſen, der uns die Fuſion 
bringt. Doch wir ſchwanken nicht zwiſchen S. D. A. P. und S. D. P. Für 
den Kampf für die marxiſtiſche Taktik gibt es nur ein Gebiet: in der poli⸗ 
tiſchen Arbeiterbewegung. Und in Holland iſt die Organiſation der politiſchen 
Arbeiterbewegung: die Sozialdemokratiſche Arbeiterpartei. 


probleme gewerkſchaftlicher Taktik. 


Von Julius Deutſch. 


In der modernen Arbeiterbewegung aller Induſtrieländer nimmt die Ge⸗ 
werkſchaftsorganiſation einen hervorragenden Platz ein. Kein Glied der Ar⸗ 
beiterbewegung hat ſich ſo raſch entfaltet und vermochte ſo bedeutſame Spuren 
im wirtſchaftlichen Leben unſerer Zeit zu hinterlaſſe als ſie. Es kann da nicht 
wundernehmen, daß ſich Freunde und Feinde des proletariſchen Befreiungs⸗ 
kampfes mit großem Intereſſe dem Studium der Gewerkſchaftsbewegung hingeben. 

Die Frage, die ſich zuerſt den Beobachtern aufdrängte, war die: Wie 
kleidet ſich die Gewerkſchaftsorganiſation in den Rahmen der geſamten Arbeiter⸗ 
bewegung ein? Es erhoben ſich die Männer der gut bürgerlichen Reform und 
dozierten: Die Gewerkſchaften erſtreben eine Verbeſſerung der wirtſchaftlichen 
Lage der Arbeiter in der Gegenwart. Sie ſind Organiſationen für die ſoziale 
Reform, ſie ſtehen mit beiden Füßen auf dem Boden der beſtehenden, der 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung. Kein Weg führt von den ſozialreforma⸗ 
toriſchen Gewerkſchaften zum umſtürzleriſchen Sozialismus. Hier ſtänden ſich 
vielmehr Gegenſätze gegenüber, die heute mancherorts noch verdeckt ſeien, aber 
über kurz oder lang allen Augen ſichtbar werden müßten. 

Die wohlmeinenden Gewerkſchaftsfreunde, die ſich ſo ängſtlich beſorgt zeigten, 
den Gewerkſchaften die wahre Erkenntnis ihres Daſeinszwecks zu Gemüte zu 


führen, kamen nicht auf ihre Rechnung. In einzelnen Ländern und zu einigen 


Zeiten war das Verhältnis der Gewerkſchaftsbewegung zum Sozialismus wohl 
etwas getrübt, aber kein Menſch wird heute ernſthaft behaupten wollen, daß 
dieſe zeitweiligen Trübungen ſich vermehrten oder daß ſie gar die Tendenz 
zeigten, ſich zu weittragenden Gegenſätzen auszuweiten. Gewerkſchaftsbewegung 
und Sozialismus haben praktiſch erwieſen, daß ein recht enger Zuſammen⸗ 


N 
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hang zwiſchen beiden beſteht. Und wo bis nun Gegenſätze beſtanden, wie in 


England, wird die Tendenz des Näherrückens immer deutlicher. 

Den Gelehrten von rechts ſtehen Phantaſten von links gegenüber, die um⸗ 
gekehrt Gewerkſchaftsbewegung und Sozialismus nicht nur in einen Zuſammen⸗ 
hang, ſondern in ein Kauſalverhältnis zueinander bringen. Alle Kraft des 
Proletariats liegt nach dieſer Anſicht einzig und allein in den Gewerkſchaften. 
Sie ſind die wahre und einzige Waffe im Befreiungskampf. Nichts wird und 
kann geſchehen ohne Gewerkſchaften, deren Macht ſo unbeſchränkt iſt wie die 
Gottvaters ſelbſt. „Verſchiedene ſozialdemokratiſche Theoretiker reden dem 
Proletariat ein“, ſchreibt der anarchoſozialiſtiſch⸗ſyndikaliſtiſche Wortführer 
Pierre Ramus in ſeiner jüngſten Broſchüre über „Generalſtreik und direkte 
Aktion“, „daß die Gewerkſchaftsmacht eine natürliche Grenze habe, über die 
hinaus ſie nicht mehr genüge, um die Intereſſen des Proletariats wahrnehmen 
zu können. Das iſt ganz unrichtig.“ ... „Die Macht der Gewerkſchafts⸗ 
bewegung, wenn revolutionär aufgebaut und revolutionär im Weſen, iſt un⸗ 
beſchränkt und findet nur dort ihre natürliche Grenze“, wo Unreife und Mangel 
klarer Erkenntnis des Zieles und der Taktik ſelbſt zu ‚natürlichen Grenzen“ 
ihrer Macht werden.“ Das iſt wohl nicht ganz klar, aber grob genug, um 
erkennen zu laſſen, daß die fanatiſche Feindſchaft gegen die politiſche Aktion 
des Proletariats zu einer ungeheuerlichen Überſchätzung gewerkſchaftlicher Er⸗ 
folgmöglichkeiten führte. 

Zwiſchen den beiden Extremen in der Auffaſſung des Weſens des Gewerk— 
ſchaftskampfes, die beide mehr von Spekulationen als von der Beachtung des 
tatſächlich Beſtehenden geleitet ſind, ſchiebt ſich eine vermittelnde Anſicht ein, 
die die wirklichen Zuſammenhänge zwiſchen Gewerkſchaftsbewegung und Sozia⸗ 
lismus aufzuhellen bemüht iſt. Wir ſehen allerdings, daß die Gewerkſchaften 
im Tageskampf ſtehen, und daß ihr unmittelbares Streben in erſter Linie 
darauf gerichtet iſt, in der beſtehenden Geſellſchaftsordnung den Arbeitern ein 
größeres Stück Brot zu erringen. Dieſe reformatoriſche Tätigkeit iſt aber bei⸗ 
leibe nicht ohne Zuſammenhang mit dem Beſtreben des Proletariats, das Ideal 
der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft zu verwirklichen. 

Die Zertrümmerung der kapitaliſtiſchen Welt und mehr noch der Aufbau 
einer neuen, ſozialiſtiſchen Geſellſchaftsordnung kann nicht von jeder Arbeiter⸗ 
maſſe vollbracht werden. Dieſes große Werk erfordert eine Arbeiterſchaft von 
ganz beſtimmten Qualitäten. Die Arbeiterklaſſe, die den entſcheidenden Kampf 
zu führen hat — gleichgültig ob dieſer ſich in einer langen Reihe einzelner Treffen 
auflöſt oder ein einziger gewaltiger Zuſammenſtoß iſt —, muß über bedeutſame 
Kampfesqualitäten verfügen. Die Gewerkſchaftsbewegung iſt es, die am 
meiſten dazu beiträgt, die Arbeiter kampffähig zu machen. Jedes Scharmützel 
um höheren Lohn oder kürzere Arbeitszeit, jeder Waffengang für irgend eine 
Verbeſſerung der Arbeitsbedingungen iſt an ſich, durch die bloße Tatſache, daß 
eben gekämpft wird, geeignet, die Kampfesqualität der Arbeiter zu erhöhen. 
Ebenſoviel als die Lehren des Kampfes ſelbſt bedeuten die Ergebniſſe des 

Kampfes. Die Gewerkſchaften find nicht unmittelbar an dem Kampfe um die 
endgültige Befreiung der Arbeiterklaſſe beteiligt, ihr nächſtes Streben iſt nicht 
und kann nicht darauf gerichtet ſein, den Sozialismus zur Wahrheit zu machen. 
Was ſie tun und tun können, iſt, dafür zu ſorgen, daß im Rahmen der be⸗ 
ſtehenden Geſellſchaft die Arbeiterklaſſe auf ein höheres Niveau geführt wird. 
Es entbrennt, von den Gewerkſchaften geführt, der Kampf um höhere Löhne. 


* 
ö 
i 
4 
* 
1 


956 | N Die Neue Zeit. 


Dem Kapitaliſten ſoll ein Stück ſeines Mehrwertes abgejagt werden, damit 
dem Arbeiter die Möglichkeit gegeben iſt, beſſer als bisher zu leben. Eine 
kräftigere Nahrung, geſündere Wohnung und ausreichende Kleidung, das ſoll der 
höhere Lohn dem Arbeiter und ſeiner Familie gewährleiſten. Eine Verkürzung 
der Arbeitszeit wird in mühevollem Ringen dem Unternehmer abgetrotzt. Sie 
enthält eine Verminderung der Arbeitsqual, ſie gibt die Möglichkeit der ver⸗ 
mehrten Ruhe und Erholung. So bedeuten die Kämpfe der Gewerkſchaften 
den Krieg um eine phyſiſche Kräftigung der Arbeiterklaſſe, ſie ſind ein Ringen 
um ſo viel Geſundheit und Kraft, als eben die kapitaliſtiſche Geſellſchaft den 
Arbeitern zu geben imſtande iſt. 

Die Erfolge, die der Tageskampf der Gewerkſchaften erringt, ſind aber 
beileibe nicht imſtande, den Arbeiter mit der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung 
auszuſöhnen. Dieſe Erfolge bewahren ihn vor dem Verſinken und Verſumpfen 
im Elend. Sie richten ihn phyſiſch und geiſtig auf. Und im Kampfe um ein 
größeres Stück Brot erwacht im Arbeiter die Luſt und die Fähigkeit zum 
Kampfe für ſeine vollſtändige Befreiung. 

Die Gewerkſchaften verrichten alſo wohl zumeiſt eine Gegenwartsarbeit, 
aber dieſe Gegenwartsarbeit beſitzt einen Zukunftszweck. Jeder Schritt nach 
vorwärts in der Gegenwart bedeutet eine Erhöhung der Kampfesfähigkeit für 
den Krieg der Zukunft. Es verbindet ſich hier die ſoziale Reform mit der 
Revolution in der Weiſe, daß die letztere die erſtere zur Vorausſetzung hat. 

In ſeinem Vortrag über „Lohn, Preis und Profit“ faßte Marx die Ge⸗ 
werkſchaften nur als „Zentren des Widerſtandes gegen Übergriffe des Kapitals“ 
auf. Aber auch in dieſer beſchränkten Wirkſamkeit der Gewerkſchaften erkannte 
Marx die große Bedeutung des Gewerkſchaftskampfes für die Kampffähigkeit 
des Proletariats. Soll die Arbeiterſchaft, ſo fragt er, ſelbſt dann, wenn ſie 
weiß, daß ſie ihre wirtſchaftliche Lage nicht dauernd verbeſſern kann, vom 
Widerſtand gegen die Übergriffe des Kapitals abſtehen? Und er antwortet: 
„Täte ſie dies, ſo würde ſie zu einer unterſchiedsloſen Maſſe rettungslos ge⸗ 
brochener Hungerarbeiter herabgedrückt werden.“ ... „Würde ſie in ihren 
täglichen Konflikten mit dem Kapital feige nachgeben, ſo würde 
ſie ſich ſicherlich ſelbſt der Fähigkeit berauben, irgend eine größere 
Bewegung zu unternehmen.“ 

Wenn wir in dieſer Weiſe die Gewerkſchaftsbewegung in ihrem Zuſammen⸗ 
hang mit dem Endziel des proletariſchen Befreiungskampfes betrachten, ge⸗ 
winnen wir eine Baſis zum Verſtändnis des gewerkſchaftlichen Tageskampfes. 
Vor ſeiner Überſchätzung bewahrt uns ein Blick auf die notwendigen Grenzen 
der Gewerkſchaftsmacht, vor einer Unterſchätzung die Einſicht in die aufrüttelnde, 
ſtählende Wirkung planmäßiger Tageskämpfe. Wir lernen aber aus der Be⸗ 
trachtung der Aufgaben der Gewerkſchaftsorganiſation nicht nur die Grenzen 
ihrer Macht, ſondern auch die Probleme ihrer Taktik würdigen. 


* 

Als die Gewerkſchaftsbewegung in ihren Anfängen war, lag das Problem 
ihrer Taktik noch nicht darin, wie gekämpft werden ſolle, ſondern darin, daß 
überhaupt gekämpft werde. Die Arbeiterſchaft ſteckte noch in Unwiſſenheit und 
ſtumpfer Intereſſeloſigkeit. Da mußte man ſie vorerſt über ihre traurige Lage 
aufklären und ſie aus dem Banne knechtſeliger Zufriedenheit erwecken. Ein 
Streik, ein Kampf um einen unmittelbaren Vorteil erſchien als ein beſonders 
geeignetes Mittel zur Aufrüttelung Indifferenter. Deshalb überlegte man 
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damals nicht lange, wenn es galt, irgendwo einen Streik zu inſzenieren, weil 
man von ihm mit mehr oder weniger Recht eine Verſtärkung der noch ſchwachen 
Gewerkſchaft durch den Zuzug Indifferenter erwarten konnte. So ſtreikte man, 
wenn es nur irgendwie möglich war, luſtig darauf los. Alle moderne Ge- 
werkſchaftsgeſchichte beginnt mit einer Art Streikfieber, eine Krankheit, die den 
erſten Gewerkſchaftsgebilden nicht immer ungefährlich war. Die meiſt un⸗ 
vorbereiteten Streiks führten zu manchen Mißerfolgen und damit zum Abfall 
der eben erſt neugewonnenen Mitglieder. Am Ende vieler Streiks ſtand man 
dann wieder dort, wo man vordem geſtanden hatte. Dieſe Erfahrungen führten 
allmählich zu einer geordneteren Streikführung. Die Gewerkſchaft ſtrebte da⸗ 
nach, ſich nicht mehr ſelbſt vom Streik beherrſchen zu laſſen, ſondern ſuchte 
ihn zu beherrſchen. Man achtete aufmerkſamer auf das Schwanken der wirt⸗ 
ſchaftlichen Konjunktur, um den für die Arbeiter günſtigſten Kampfmoment zu 
erhaſchen. Man nahm Rückſicht auf die Konflikte in anderen Orten, um der 
gewerkſchaftlichen Kraft keine übergroßen Anſtrengungen zuzumuten. Es begann 
nun auch eine Regelung des Unterſtützungsweſens, das ja für jeden Streik 
von ſo großer Wichtigkeit iſt. 

Mit der geordneten Streikführung wuchſen die Erfolge der Arbeiter. Die 
Gewerkſchaften haben in den letzten Jahren — das vermag kein Einſichtiger 
zu leugnen — ſehr bedeutſame Verbeſſerungen der Arbeitsbedingungen durch⸗ 
geſetzt. Die Taktik des Kampfes war dabei noch immer verhältnismäßig ein⸗ 
fach. Man pflegte die Lohnbewegungen in der Weiſe durchzuführen, daß man 
die Unternehmer der Reihe nach vornahm und ſie einzelweiſe beſiegte. Fühlte 
man ſich ſtark genug, dann griff man alle Unternehmer eines Ortes auf einmal 
an, achtete aber wohl darauf, daß die Gewerkſchaft nicht gleichzeitig an anderen 
Orten allzuſehr engagiert werde. 

In dieſer Periode des Kampfes — ſie dauerte vielfach bis in die letzte 
Zeit — waren die Gewerkſchaften den Unternehmern entſchieden über. Der 
große Vorteil für die Arbeiter lag vor allem darin, daß ſie vermöge ihrer 
Organiſation das Kampffeld überſehen konnten. Dieſer Überblick über die 
Ereigniſſe ermöglichte eine Planmäßigkeit der Streikführung, der die einzelnen 
Unternehmer nicht gewachſen waren. Nun haben ſich aber auch die Unter⸗ 
nehmer des Vorteils der Organiſation verſichert. Ihre Organiſationen ſchoſſen 
in den letzten Jahren gleich Pilzen aus dem Boden. Und es wäre töricht, 
wenn wir uns nicht zugeſtehen wollten, daß die Organiſationen der Unter⸗ 
nehmer denen der Arbeiter bereits in manchen Dingen voraus ſind. Mehr 
noch, wir müſſen darauf gefaßt ſein, daß die Organiſationen der Unternehmer 
in der nächſten Zukunft raſcher wachſen werden als die der Arbeiter. An 
äußerem Umfang und vor allem aber an innerer Kraft nehmen die Unter⸗ 
nehmerverbände in einer Weiſe zu, die von den Gewerkſchaften ſchwerlich in 
der gleichen Zeit zu erreichen ſein dürfte. | 

Wir beobachten nun eine ſehr bedeutſame Wandlung der Kampfesformen. 
Bis jetzt haben es die Gewerkſchaften in der Hand gehabt, den Umfang des 
Kampfes zu beſtimmen. Ob im kleinen Streik oder im Maſſenkampf die Ent⸗ 
ſcheidung herbeigeführt werden ſollte, erwog die Gewerkſchaft mit Rückſicht auf 
ihre eigenen Kräfte, ohne daß eine ſonderliche Bedachtnahme auf gegneriſche 
Organiſationen nötig geweſen wäre. Je nachdem den Gewerkſ chaften der 
kleine oder der große Streik angemeſſen erſchien, wandten ſie dieſe Kampf⸗ 
mittel an. 
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Der kleine Streik bot den Vorteil, daß er lange hingezogen werden konnte, 
ohne die Kräfte der Gewerkſchaft in allzu hohem Maße in Anſpruch zu nehmen. 
Die Streikenden waren gut zu überſehen und dadurch leichter lenkbar. Vor 
allem aber konnte man damit rechnen, daß ſich der angegriffene Unternehmer 
vor der Konkurrenz ſeines Branchengenoſſen fürchtete. So bedeutete der kleine 
Streik nur ſelten ein größeres Wagnis. — Unter gewiſſen Umſtänden empfahl 
ſich aber doch die Anwendung des großen Streiks. Wann die Ausſicht be⸗ 
ſtand, die Unternehmer im erſten Anſturm niederwerfen zu können, dann war 
der Großſtreik am vorteilhafteſten. Er löſte eine gewaltige Begeiſterung unter 
den Arbeitern aus, die den erſten Angriff ungemein wuchtig geſtaltete. Die 
Unternehmer gerieten in Verwirrung und gaben raſch nach. Im Großfſtreik 
war das Wirkſamwerden der Konkurrenz der Unternehmer untereinander aus⸗ 
geſchaltet; dafür richtete der allgemeine Arbeiterausſtand eine Verwirrung in 
der Produktion und damit in den Reihen der Kapikaliſten an, die den Ge⸗ 
werkſchaften oftmals den Sieg brachte. 

Mit dem Emporwachſen der Unternehmerorganiſation iſt gerade an dieſem 
Punkte eine entſcheidende Wandlung eingetreten. Die organiſierten Unternehmer 
geraten auch im Großſtreik nicht leicht in Verwirrung. Seitdem ſie ſich ebenſo 
planvoll auf die Kämpfe vorbereiten wie die Arbeiter, ermangelt den Gewerk⸗ 
ſchaften ihr ſtärkſter Bundesgenoſſe: die händelſüchtige Uneinigkeit der Unter⸗ 
nehmer. Die Kapitaliſten treten als wohlformierte Phalanx auf den Plan, 
und damit wird es den Gewerkſchaften unmöglich, den Großſtreik als Ver⸗ 
wirrung bringenden, überraſchenden Überfall ins Werk zu ſetzen. Wenn aber 
der Großſtreik nicht im erſten Anſturm ſiegen kann, pflegt es ziemlich ſchlecht um 
ihn beſtellt zu ſein. Die große Zahl der Streikenden kann unmöglich längere 
Zeit ausreichend unterſtützt werden. Die Streikunterſtützung iſt aber, darüber 
täuſchen wir uns nicht, eine der bedeutſamſten Streikwaffen. Verſagt ſie, dann 
hält es ſchwer, den Streik längere Zeit aufrechtzuerhalten. Wenn der Großſtreik 
länger dauert, pflegt ſich auch die Diſziplin der Streikenden zu lockern. Die große 
Maſſe iſt nicht mehr überſehbar. Bald flattern wilde Gerüchte in die Menge. Ent⸗ 
ſteht da irgendwo eine Verwirrung, dann kann ſie leicht ſchlimme Folgen zeitigen. 

Dieſe Erfahrungen haben die Gewerkſchaften den Großſtreik, der ihnen 
vormals bedeutſame Erfolge zu bringen vermochte, vorſichtiger zu beurteilen 
gelehrt. Man bemühte ſich deshalb, wieder zur Kleinſtreiktaktik zurückzukehren. 
Da mußten die Gewerkſchaften aber auch hier eine Wandlung der Verhält⸗ 
niſſe erkennen. Wenn ſie, ſo wie in früherer Zeit, daran gingen, einzelne 
Unternehmer oder alle Unternehmer einzelner Orte anzugreifen, ſtellte ſich ihnen 
nicht mehr allein der einzelne Kapitaliſt, ſondern deſſen ſtarke Organiſation 
gegenüber. Und dieſe drehte nun den Spieß um, indem ſie erklärte: Wenn 
die Gewerkſchaften mit einem Unternehmer anbinden, dann ſollen ſie den Kampf 
mit allen Unternehmern haben. Der Einzelkampf wird nicht mehr geduldet, 
der Maſſenkampf enticheide. . 

Wer die wirtſchaftlichen Konflikte der letzten Jahre beobachtete, mußte dieſe 
tief einſchneidende Wandlung der Kampfesformen bemerken. In Schweden 
ebenſo wie im Baugewerbe Deutſchlands drängten die Unternehmer auf 
eine Ausbreitung der Kampflinie. Überall, wo ſonſt die Unternehmerorgani⸗ 
ſation bereits eine große Macht beſitzt, tat ſie desgleichen. Die Gewerkſchaften 
ſuchten dem Maſſenkampf womöglich auszuweichen; es gelang ihnen nicht oder 
nur mit dem Verzicht auf weitergehende Forderungen. 
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Yward, Wis, Oct. 10. -Vohn F. Dietz, 
outlaw of Cameron Dam, now, with 
rife and son, Leslie, occupying a oell 
jail here, has only one regret as the 
me of the battle at his cabin fort in 
a he was compelled to surrender. That 
at the presence of his wife and chil- 
‚and the prospective new heir made 
üder necessary. 8 1 
has no regrei for the death of Dep- 
sheriff Oscar Hart, killed during the 
„ nor for the wounds of two other 
les. He is only sorry more were not 
or sent to the hospital. 5 
2 and his wife talked freely of the 
battle at Cameron Dam, the woman 
atly pausing in her story to caress 
tie daughter, Helen, who is allowed 
ad most of her time with her mother. 
Be were not expecting an attack that 
ing,’ she began. We had no Idea 
he deputies had erept so near us. It 
ithout a thought of what was about 
pe upon us that I sent little Johnnie 
Helen out after the cows, which had 
ed over beyond the lumber pile. They 
ed ont of the cabin without the 
Bst fear and I watched them cross 
ank over the Thornappie dam below 
wuse. 
Son Walked Into Trap. 
nen the children stayed too long I 
Leslie out after them. He went 
1 the other way, over the hill, near 
imber pile. My God, he walked right 


e trap which the deputies had set. 
das in the yard and heard the shots 
histling over the roof. I saw Leslie 
and start back toward the house. 
was more shooting and he turned in 
the lumber piles. 
an for the house and got inside 
my husband was with his loaded 
It has come, John, I eried. They 
ome to kill us.’ 
Leslie into the house, was all he 
His teeth set down hard and 1 
he was going to fight them. 
as mightily afraid, but I went out 
; porch and yelled to Leslie to come 
At they. would kill him if he stayed 
he was. 
got up from the lumber pile where 
5 hiding And walked to the house. 
bot at him again and again, but 
Are boy wouldn't run. It was a 
that they all missed him. | 
a the little ones came into the clear- 
expected to see them shot down 
le bloodthirsty crew that surrounded 
ank God that the deputies had the 
o spare the little innocents. 
Itbey began that awful shooting.“ 
Dietz put her hand over her eyes 
ent as if to shut out the thought | 
le. When she looked up she 
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Julius Deutſch: Probleme gewerkſchaftlicher Taktik. a 10 


Dieſe Ereigniſſe geben zu denken. Neuerlich erhebt ſich die Frage nach 
den Grenzen der gewerkſchaftlichen Macht, und ſie iſt diesmal aus der Be⸗ 
trachtung der gewerkſchaftlichen Taktik ſelbſt hervorgewachſen. Wir ſind frei⸗ 


lich nicht ängſtlich und wiſſen ſehr wohl, daß in den Konflikten der letzten 


Zeit die Unternehmer durch den Tiefſtand der wirtſchaftlichen Konjunktur 
nicht unerheblich begünſtigt waren, trotzdem aber nicht immer allzugünſtig ab⸗ 
ſchnitten. Nichtsdeſtoweniger dürfen wir uns aber darüber nicht hinwegtäuſchen, 
daß wir einer Periode wirtſchaftlicher Kämpfe entgegengehen, wie ſie weder in 
gleicher Ausdehnung, noch in gleicher Erbitterung vordem gekannt waren. In 


dieſen Kämpfen iſt nun die Poſition der Gewerkſchaften weniger günſtig als 


früher. Mit der Zuſpitzung der Klaſſengegenſätze ſchwinden die Intereſſen⸗ 
verſchiedenheiten innerhalb der Kapitaliſtenklaſſe, die vordem den gewerkſchaft⸗ 
lichen Kampf erleichterten. Die Gewerkſchaften werden gewiß, daran iſt nicht 
zu zweifeln, noch viele und große Erfolge erringen. Allmächtig ſind die Unter⸗ 
nehmerorganiſationen beileibe nicht und werden es nie ſein. Aber die bis⸗ 
herige verhältnismäßige Leichtigkeit des Kampfes iſt den Gewerkſchaften ge⸗ 


nommen; um jeden Schritt nach vorwärts wird mit Aufwendung aller Kräfte 


und trotz alledem nicht ſelten erfolglos gerungen werden müſſen. 

Daraus ergibt ſich faſt von ſelbſt die Notwendigkeit, neben dem rein ge 
werkſchaftlichen Kampfe die politiſche Aktion mit vermehrtem Eifer zu pflegen, 
iſt doch der gewerkſchaftliche Maſſenkampf ſelbſt zu einem politiſchen Ereignis 
geworden. „Der Guerillakrieg der Gewerkſchaften gegen den einzelnen Unter⸗ 


nehmer“, ſchreibt Hilferding ſehr treffend in ſeinem großen Werke über das 


Finanzkapital (S. 465), „weicht den Maſſenkämpfen, die ganze Induſtrie⸗ 
ſphären betreffen, und, wenn ſie die lebenswichtigſten Teile der durch die 
Arbeitsteilung aufeinander angewieſenen Produktion ergreifen, die geſamte 


geſellſchaftliche Produktion mit Stillſetzung bedrohen. Der gewerkſchaftliche 


Kampf wächſt damit über ſeine eigene Sphäre hinaus und wird aus der An⸗ 
gelegenheit der unmittelbar betroffenen Unternehmer und Arbeiter zu einer 
allgemeinen Angelegenheit der Geſellſchaft, das heißt zu einem politiſchen 
Ereignis.“ Nun ruft der Gewerkſchaftskampf ſelbſt nach einer Fortſetzung auf 
anderem Gebiet und mit anderen Kampfesmitteln. Die Schranken des Ge⸗ 
werkſchaftskampfes bedeuten nur dann keine Einbuße im Aufſtieg des Prole⸗ 
tariats, wenn dieſes ſeine anderweitigen Fortſchrittsmöglichkeiten benutzt. In 


Deutſchland gleichwie in Oſterreich iſt dieſe Auffaſſung glücklicherweiſe Ge⸗ 
meingut der Gewerkſchafter. Was dem Unternehmer nicht im direkten Kampfe 


abgetrotzt werden kann, wird auf dem Umweg über die Geſetzgebung erreicht. 
Nicht nur für den ſozialpolitiſchen Arbeiterſchutz gilt dies, ſondern noch weit 
mehr für die Rechtsgrundlagen der Gewerkſchaftstätigkeit, die einen fort⸗ 
ſchrittlichen Ausbau erfordern. 

Aber noch von einer anderen Seite her weiſt die Entwicklung auf die Zu⸗ 
ſammenhänge zwiſchen gewerkſchaftlicher und politiſcher Aktion hin. Die durch 
die Entwicklung der Unternehmerorganiſation erſchwerte Möglichkeit, größere 
Erfolge zu erringen, droht um ſo drückender zu werden, als ſeit einer Reihe 


von Jahren eine erhebliche Steigerung der Lebensmittelpreiſe anhält. 


Was die Arbeiter als Produzenten eroberten, haben ſie zu einem Teile als 
Konſumenten wieder verloren. Es tauchte deshalb in der letzten Zeit die Frage 
auf, wie die Gewerkſchaften die Lebensmittelteuerung am wirkſamſten bekämpfen 
könnten. Im „Kampf“ wurde vor einiger Zeit (vergleiche Heft 3, 5 und 7 
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des dritten Jahrganges dieſer Zeitſchrift) darüber diskutiert, ob es nicht mög⸗ 
lich wäre, den heutigen Nominallohn mittels Vertragsabſchlüſſen zwiſchen Ar⸗ 
beiter⸗ und Unternehmerorganiſationen in einen Reallohn umzuwandeln. Wir 
vertreten allerdings die Anſicht, daß derartige Vereinbarungen auf gleitende 
Nominallöhne aus mannigfachen Urſachen den Arbeitern nicht förderlich ſein 
können, verkennen aber keineswegs die große Bedeutung dieſes Vorſchlags 
der erweiſt, daß die bisherige Gewerkſchaftstätigkeit auf Schranken geſtoßen 
iſt. Ob in oder neben oder mit den Gewerkſchaften, jedenfalls muß jetzt der 
Kampf gegen die Teuerungsurſachen, das iſt gegen die durch Zölle geſchützten 
agrariſchen und induſtriellen Kartelle aufgenommen werden. Dieſer Kampf iſt 
ein vorwiegend politiſcher Kampf. Er iſt für die Gewerkſchaftsbewegung un⸗ 
gemein bedeutſam, nicht zumindeſt auch deshalb, weil er gewiſſe Grenzen 
der rein gewerkſchaftlichen Erfolgmöglichkeiten erweiſt. 

Der Gewerkſchaftskampf erfährt auch eine Ergänzung auf genoſſenſchaft⸗ 
lichem Gebiet. Bis nun war die Genoſſenſchaft lediglich als Schutz der 
Konſumenten gedacht, jetzt wird ſie zu einer Waffe im Gewerkſchafts⸗ 
kampf. In der letzten Zeit konnte man mehrfach bemerken — ſo beim Tiſchler⸗ 
ſtreik in Wien und den Kämpfen der italieniſchen Glasarbeiter —, daß die 
Gewerkſchaft unmittelbar aus dem Kampfe heraus zur genoſſenſchaft⸗ 
lichen Eigenproduktion kam. Dieſe Tatſache iſt nicht minder eine bedeutſame 
Bereicherung der Genoſſenſchaftsbewegung als eine beachtenswerte Ergänzung 
der rein gewerkſchaftlichen Kampfmittel und hat als ſolche eine große Zukunft 
vor ſich. 

So ſehen wir in der modernen Arbeiterbewegung ſich Glied an Glied zu 
einer engen Kette ſchließen. In der frühen Jugend der Bewegung waren 
alle Arten der befreienden Tätigkeit in denſelben Organiſationen zu finden. 
Mit der Entwicklung des Kampfes trat eine Arbeitsteilung ein. Nun der 
Kampf auf der Höhe ſteht, führt eine eherne Notwendigkeit die einzelnen 
Armeen wieder zuſammen. 

Die Nurgewerkſchafter, die die Gewerkſchaften als eine reine Intereſſenten⸗ 
vertretung betrachten, wie dies etwa die chriſtlichen und nationalen Standes⸗ 
politiker tun, mögen die Ereigniſſe der letzten Monate mit einiger Beſorgnis 
verfolgt haben. Von unſerem Standpunkt aus glauben wir dieſe Beſorgniſſe 
nicht teilen zu müſſen. Wir betrachten die Gewerkſchaften nicht iſoliert, ſondern 
im Zuſammenhang mit den anderen Teilen der modernen Arbeiterbewegung. 
Aus dieſem Zuſammenwirken aller Glieder der proletariſchen Armee ſchöpfen 
wir die Gewißheit des endlichen Sieges. Die Gewerkſchaften ſind uns Or⸗ 
ganiſationen zur Erhaltung der Kampffähigkeit des Proletariats. Und dieſer 
Funktion vermag ſie keine Unternehmerorganiſation zu berauben. 


Die Getreideeinfuhrſcheine. 
Don Kurt Heinig (Berlin). 


Die Getreideeinfuhrſcheine ſind die geſetzliche Einrichtung eines beſonderen 
Profits für die getreidebauenden Agrarier, ihre Geſchichte iſt mit der Hoch⸗ 
ſchutzzollpolitik des Deutſchen Reiches eng verknüpft. In ihrem Werte reihen 
ſie ſich vollgültig der Branntweinliebesgabe und anderen ſtaatlichen Profit⸗ 
verſicherungen des Großgrundbeſitzes nicht nur ebenbürtig an, ſie ſtehen in 
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ihrem materiellen Gewicht ſogar noch über ihnen. Glänzende Ernten, wie 
die des Jahres 1908, führen nicht mehr zu einer Verbilligung des wichtigſten 
Nahrungsmittels der arbeitenden Klaſſen, ſondern eher zu ihrer Verteuerung, 
indem künſtlich geſchaffene Abzugskanäle das reichlich vorhandene Getreide unter 
für den Agrarier günſtigſten Umſtänden nach dem Ausland treiben. Ermög⸗ 

licht wird dies durch die Einfuhrſcheine. Der Ausführende erhält heute 
für jede Tonne Getreide als Prämie den vollen Betrag des Zolls für ein 
gleiches Quantum derſelben Ware, der bei der Einfuhr gezahlt werden müßte, 
in Geſtalt eines Einfuhrſcheins, den er als bar Geld abſetzen kann, dazu 
kommt noch, daß ihm die Eiſenbahn bis zur Grenze außerordentlich günſtige 
Exporttarife gewährt. 

Wie hat ſich das Einfuhrſcheinſyſtem entwickelt? 

In dem Moment, wo ſich ein Staat Schutzzollgrenzen zieht, entſteht für 
den internationalen Handel, der nur durch wirtſchaftliche Verhältniſſe ge⸗ 
ſchaffene Grenzen kennt, Gefahr. Benutzt er das durch Zoll „geſchützte“ Reich 
zur Durchfuhr, ſo muß er bei dem Überſchreiten der nationalen Grenze Einfuhr⸗ 
zoll zahlen, ſein Produkt iſt, am Ziele angelangt, um den erhobenen Zollbetrag 
verteuert. Die Umgehung eines zollerhebenden Landes iſt nicht immer möglich. 
Handelsſtraßen ſind durch Anpaſſung und Einrichtung für den Warenverkehr 
in gewiſſem Sinne feſtgelegt. Um den Durchfuhrverkehr nicht verloren gehen 
zu laſſen, der mitunter außerordentlich großen Umfang annimmt — man denke 
zum Beiſpiel an die Ausfuhrhäfen Memel, Königsberg und Danzig, deren 
Hinterland das ruſſiſche Reich iſt, oder an Rotterdam, welches das deutſche 
Rheingebiet als Zufuhrland beſitzt —, iſt deshalb die Organiſierung der Zoll⸗ 
freiheit für den Durchfuhrverkehr eine Ergänzung der Schutzzollpolitik. 

Deutſchland ſchuf mit dem Zolltarifgeſetz vom 15. Juli 1879 ſogenannte 
Tranſit⸗, Durchgangslager, ohne amtlichen Mitverſchluß, in denen die 
Behandlung und Umpackung des ausländiſchen Getreides — auch ſeine 
Miſchung mit inländiſchem — zugelaſſen wurde. Die „reinen“ Tranſitlager 
dienen lediglich der Ausfuhr, die „gemiſchten“ verkaufen daneben ihr Getreide 
auch nach dem Inland. Dieſe Lager konnten nun jedes Quantum aus⸗ 
ländiſchen Getreides zollfrei einführen, wenn ſie aus ihren Beſtänden eine 
gleiche Menge derſelben Getreidegattung ausländiſcher Herkunft 
ausführten. Das den ausgeführten Quantitäten beigemiſchte inländiſche Getreide 
wurde vorerſt bei Beſtimmung der zollfrei auszuführenden Menge nicht an⸗ 
gerechnet. Dieſelbe Erleichterung wurde den Mühlen gewährt. Bei der Ausfuhr 
von Mehl wurde die Rückvergütung des Eingangszolls nach Maßgabe des Prozent⸗ 
ſatzes an ausländiſchem Getreide, das zur Herſtellung des Mehles verwendet 
worden war, berechnet. Es wurde alſo unter Feſthaltung der Identität 
des Fabrikats die entſprechende Gewichtsmenge an ausländiſchem Getreide dem 
Mühleninhaber zollfrei abgeſchrieben. Schon 1882 wurde dieſes Geſetz zugunſten 
der Mühlen ſo umgeändert, daß der Eingangszoll für eine der Ausfuhr ent- 
ſprechende Menge des zur Mühle gebrachten Getreides erlaſſen wurde. Damit 
war der Anfang zur ſyſtematiſchen Ausnutzung der Berechtigung 
zur Zollrückvergütung gegeben. Die Identität galt jetzt nicht mehr für 
die Ware, ſondern für die Perſon des Ein- reſpektive Ausführenden. Stand 
nun der Inlandspreis nicht um die volle Höhe des Zolles über dem Welt⸗ 
marktpreis, ſo ergab die Zollrückvergütung einen Profit in der Höhe, in welcher 
der Zoll im Inlandspreis nicht voll zum Ausdruck gekommen war. Dazu 
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kamen dann noch die beſonderen Vorteile, die ſich aus der Getreidemiſchung 
ergaben. Die beſondere Beſchaffenheit des nord⸗ und oſtdeutſchen Brotkornes 
bedingt, um die ſpeziell in ſeinem Ausfuhrgebiet, den nordiſchen Ländern, ge⸗ 
wünſchten Qualitäten zu ſchaffen, eine Miſchung mit ausländiſchem Getreide. 
Dies geſchieht beſonders in den ſchon genannten Tranſitlagern. 

Schon 1887 kamen weitere Wünſche der Intereſſenten. 

Die Reichstagsvertreter der Seeausfuhrſtädte Oſtdeutſchlands forderten die 

den Mühlen bewilligte Übertragung des Identitätsnachweiſes der Ware auf 
die Perſon auch für die Tranſitlager. Da aber aus den Kreiſen der Land⸗ 
wirtſchaft Proteſt erhoben wurde, kam es damals nicht zur Erfüllung dieſes 
Wunſches. Jetzt wurden die Agrarier lebendig. Sie meinten, daß durch Allein⸗ 
gewährung von Vorrechten an Getreidehändler und Mühlenbeſitzer die Gefahr 
beſtünde, daß die mühſam hochgeſchraubten inländiſchen Getreidepreiſe wieder 
ſinken könnten, und deswegen verlangten ſie für ſich — noch mehr Vorteile, 
als Mühlen und Tranſitlagern zugeſtanden worden waren. Der Einemarkzoll 
hatte ihren Appetit geweckt; im Jahre 1885 wurde er auf 3 Mark erhöht, 
1888 brachte ihnen den Fünfmarkzoll pro Doppelzentner. 
In der durch den Zoll bewirkten Steigerung der Inlandspreiſe über den 
Weltmarktspreis hinaus ergab ſich natürlich, daß der Abſatz nach dem Aus⸗ 
land nicht mehr die alten, lohnenden Erträge lieferte. Für die Allgemeinheit 
bedeutete dieſe Entwicklung ſicher nicht den ſchlechteſten Gang der Dinge, den 
nordöstlichen Agrariern war er ſehr unerwünſcht. 

In dem größeren Teile des Reiches, ſpeziell in Süd- und Weſtdeutſchland, 
bleiben die Ernteerträge immer hinter dem Verbrauch zurück, es muß mit Zu⸗ 
fuhr gerechnet werden, dagegen produziert insbeſondere das nördliche und 
öſtliche Getreidebaugebiet regelmäßig namhafte Überſchüſſe. Die hier in nor⸗ 
malen Jahren erzeugten Überſchüſſe müſſen außerhalb des Produktionsgebiets 
untergebracht werden. Seit langem war die Ausfuhr nordoſtdeutſchen Ge⸗ 
treides beſonders nach Dänemark, Schweden, Norwegen, Großbritannien, Bel⸗ 
gien und Holland erfolgt, weil gerade in jenen Gegenden die nordoſtdeutſchen 
Getreideſorten unvermiſcht, zum anderen auch mit ausländiſchem Korn durch⸗ 
ſetzt, einen lohnenden Markt hatten. Als die Inlandspreiſe, durch die Zölle 
künſtlich angeregt, immer weiter ſtiegen, entſtand natürlich eine Differenz mit 
den Weltmarktpreiſen, die für das Ausfuhrgetreide gezahlt wurden. Die Aus⸗ 
fuhr lohnte nicht mehr. Süd⸗ und Weſtdeutſchland dagegen, wo die Produktion 
den Bedarf lange nicht erreichte, ſo daß jedes Jahr den Rhein hinauf große 
Mengen ausländiſchen Getreides kamen, hatte Preiſe, die über den oſt⸗ und 
norddeutſchen ſtanden. In den ſüdweſtdeutſchen Preiſen kam die volle Zoll⸗ 
erhöhung zum Ausdruck. Der Nordoſten begann Intereſſe an einer Abſatz⸗ 
möglichkeit im Südweſten Deutſchlands zu haben. Billigere Transportgelegen⸗ 
heit, ſo argumentierte man, würde dem einheimiſchen Produkt neben dem 
fremden, welches der Rhein brachte, Gelegenheit geben, an den um den Zoll⸗ 
betrag höher ſtehenden ſüdweſtdeutſchen Getreidepreiſen mit teilnehmen zu 
laſſen, ohne dabei der ſüdweſtlichen Landwirtſchaft eine beſondere Konkurrenz 
zu machen. Es war die preußiſche Regierung, die ſich nach einem gemein⸗ 
ſamen Antrag der beiden Häuſer ſehr bald entſchloß, dieſen Wünſchen der 
Agrarier Rechnung zu tragen und der Frage einer Einführung von Staffel⸗ 
tarifen nach Süddeutſchland näher zu treten. September 1891 wurden 
die Staffeltarife für den Getreidetransport nach den ſüdweſtlichen Gegenden 
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des Deutſchen Reiches für Getreide⸗ und Mühlenfabrikate in Kraft geſetzt. 
Sie gewährten dem nach dieſen Gegenden transportierende Agrarier je nach 
der weiteren Entfernung immer günſtiger berechnete Frachtraten. Wenn auch 
die Durchführung dieſer Maßnahme nur im Intereſſe der Agrarier erfolgte, ſo 
deckte ſie ſich doch in dieſem Falle ausnahmsweiſe ziemlich mit den allgemeinen 
volkswirtſchaftlichen Wünſchen, war doch dadurch die Inlandsverſorgung mit 
Inlandsprodukten gewährleiſtet. Wie in jenen Jahren die Entwicklung des 
Getreideexports nach dem Ausland und vom Norden nach dem Süden Deutſch⸗ 
lands ausſah, dies zeigen die nachfolgenden Tabellen I und II. Die Grund: 
lage der Tabelle II iſt die Statiſtik der Güterbewegung auf den deutſchen 
Eiſenbahnen. Unter nordöſtlichem Produktionsgebiet ſind da die Verkehrsbezirke 
Altpreußen, Pommern, Poſen und Schleſien gemeint. 


Tabelle J. 
Es wurden aus Deutſchland in Tonnen zu 1000 Kilogramm ausgeführt: 

Im Jahre Weizen Roggen Hafer 
C8170 26587 43 564 
14080 4021 12821 
F 8294 3198 16493 
FF 2 840 3138 8285 
V 1112 2262 1815 
CV 758 608 328 
C 206 119 451 
ee 337 134 373 
F ; 244 891 472 
FCC 293 270 276 
29190 49 711 22 759 

Tabelle II. 


Es wurden aus dem nordöſtlichen Produktionsgebiet per Bahn nach dem ſüd⸗ 
weſtlichen Konſumtionsgebiet in Tonnen zu 1000 Kilogramm geſandt: 


Jahr Weizen Hafer Jahr Weizen Hafer 
8 58 112 1890 % % % 102 21 
18806 41 264 89 ͤ 61 173 
137 401 19 % 1/02 3821 
1888 446 841 eee eee 15212 

171 4066 


34 101 1894 4 . 


der bis Mitte 1894 — da 
fielen die Staffeltarife — dauerte. Die vorftehen en Tabellen geben von dem 
wirtſchaftlichen Untergrund der Differenzen zwiſchen den nordöſtlichen und den 
ſüdweſtlichen Landwirten ein ess Spiegelbild. Die Ausfuhr ſchwand in 


jenen Jahren völlig, die nor! un Getreideproduzenten ſind dabei an erſter 


Stelle beteiligt, fie fchafften) Getreide nach dem ſüdweſtdeutſchen Kon⸗ 
ſumtionsgebiet, wo ſchon Au andszufuhren und Angebote des eigenen Pro⸗ 
duktionsgebiets vorhanden waren“ Die Folge war, daß die Preiſe nach unten 
wichen, ſicher im Intereſſe der“ emeinheit. Aber die Agrarier — es war 
die Zeit der Be” bundsgründeng und der klaſſiſchen Kriegserklärungen 
gegen die 8 waren damit nicht zufrieden. Dazu kam noch, daß 
in jenen Jahren ze Male anormale Verhältniſſe in der Getreideproduktion 
entſtanden, daz erdſchoben ſich die handelswirtſchaftlichen Grundlagen mit 
anderen Länder beſonders mit Rußland. Von den Seehandelsſtädten kamen 


964 Die Neue Zeit. 


liberale Vertreter in den Reichstag und klagten über den verloren gegangenen 
Auslandshandel. 

Zur Beſchwichtigung der Stürme, die immer wieder aus der Landwirt⸗ 
ſchaft kamen, jetzt auch mit aus dem Süden und Weſten, weil dort die 
Staffeltarife drückten, ergriff die Regierung in der Zeit, wo der ruſſiſche 
Handelsvertrag beraten wurde, ſelbſt die Initiative und bot den einen die 
Abſchaffung der Staffeltarife, den anderen die Aufhebung des Identitäts⸗ 
nachweiſes, das heißt des Nachweiſes der Identität des ausgeführten Getreides 
mit dem eingeführten. Die Wünſche der Kardorff, Kanitz und Konſorten wurden 
verwirklicht! 

Das am 1. Mai 1894 in Kraft getretene Geſetz betreffend die Abänderung 
des alten Zolltarifs legte feſt, daß „bei der Ausfuhr von Weizen, Roggen, 
Hafer, Hülſenfrüchten, Gerſte, Raps und Rübſaat, wenn die ausgeführte 
Menge wenigſtens 500 Kilogramm beträgt, Einfuhrſcheine erteilt werden, 
die den Inhaber berechtigen, innerhalb einer vom Bundesrat zu bemeſſenden 
Friſt eine dem Zollwert der Einfuhrſcheine entſprechende Menge der näm⸗ 
lichen Warengattung ohne Zollentrichtung“ einzuführen. Dem analoge 
Beſtimmungen erfolgten für die Tranſitlager, ſie waren der Art, daß nur noch 
die Aus⸗ und Einfuhren von den beiden entſprechenden Konten der Durch⸗ 
fuhrlager abgeſchrieben reſpektive verzollt wurden. Für die Mühlen wurde 
dieſelbe Einrichtung geſchaffen. Der Bundesrat erließ dann noch Vorſchriften 
über die Benutzungsmöglichkeit der Scheine, legte deren Dauer auf zehn 
Monate feſt und beſtimmte, daß auch bei der Einfuhr anderer Waren, wie 
Südfrüchte, Kaffee, Petroleum, Heringe, Kaviar, Auſtern, Schildkröten, mine⸗ 
raliſche Schmieröle uſw., der Zoll durch Einfuhrſcheine beglichen werden könne. 

Vergeblich hatte die ſozialdemokratiſche Fraktion bei den Beratungen 
des Geſetzes ihren Sprecher, den Genoſſen Schippel, darauf hinweiſen laſſen, 
daß die Aufhebung des Identitätsnachweiſes eine Verteuerung 
des Brotes unbedingt mit ſich bringen müſſe. 

Mit jenem Geſetz waren die Agrarier wieder obenauf. Die 
Ausfuhr ſtieg rapid. Noch das Jahr 1894 brachte einen Sprung der 
Ausfuhrziffer nach oben, wie Tabelle I zeigt. Der Abfluß des Getreides aus 
dem Oſten erfolgte wieder nach dem Ausland, die Inlandspreiſe ſtiegen nicht 
nur im Süden, ſondern auch im Oſten. Die Ausfuhr brachte den öſtlichen 
Agrariern keine Verluſte mehr. An der Grenze erhielten ſie ja für jede Tonne 
Getreide den vollen Zollbetrag, der bei ſeiner Einfuhr zu zahlen geweſen 
wäre, in Geſtalt des Einfuhrſcheins. | 

Es wird nun immer behauptet, daß hierdurch abſolut kein Schaden für 
das Inland entſtehen könne. Einmal ſteht aber doch feſt, daß durch die Aus⸗ 
fuhr des öſtlichen Getreides der Markt künſtlich entblößt wird, die Inlands⸗ 
preiſe müſſen ſteigen. Kommt nun auf Einfuhrſcheine Getreide wieder herein, 
ſo iſt zwar ziffernmäßig dieſelbe Verſorgung da, als wenn das öſtliche 
Getreide nicht ausgeführt worden wäre; der Unterſchied iſt aber der, daß die 
Wiedereinfuhr nur zu dem um den vollen Zollbetrag erhöhten Preiſe 
erfolgt und ſo ſich die Preiſe ſteigern, während die Inlandsverſorgung ſie zu 
einer gewiſſen Senkung gebracht hatte. Es iſt eine unbeſtreitbare Tatſache, 
daß das Einfuhrſcheinſyſtem dazu beigetragen hat, die deutſchen 
Inlandspreiſe um den vollen Zollbetrag über den Weltmarkts⸗ 
preis zu erhöhen. Dies hinderte allerdings die Regierung nicht, ihren 
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Entwurf 1894 mit der Begründung zu verteidigen, daß eine Verteuerung des 
einheimiſchen Verbrauchs „unwahrſcheinlich“ ſei. 

Die Entwicklung vollzog ſich nun durchaus im Sinne der Wünſche der 
nördlichen und öſtlichen Landwirtſchaft. Schon im Herbſt 1894 berichtete das 
Vorſteheramt der Kaufmannſchaft in Königsberg dem Oberpräſidenten, daß 
der Preisunterſchied zwiſchen inländiſchem und unverzolltem ruſſiſchen 
Brotgetreide infolge des Geſetzes faſt durchweg höher als der Zoll ſei. 
Auch in den Preiſen für inländiſche Gerſte, Hafer und Hülſenfrüchte komme 
der Zoll nunmehr voll zum Ausdruck. Der Abſatz nach Weſtdeutſchland habe 
faſt ganz aufgehört. Soweit ſich im Laufe der nächſten Jahre herausſtellte, 
daß hier und da an dieſem vorzüglichen Apparat zur inländiſchen Preis⸗ 
ſteigerung noch kleine Mängel waren, ſorgte die agrariſche Regierung dafür, 
daß dieſe beſeitigt wurden. Den Schlußſtein bildeten die Anderungen, 
die mit dem berüchtigten Zolltarif vom Jahre 1902 durchgingen, ſie 
traten am 1. März 1906 in Kraft. 

Zu den ſchon genannten Beſtimmungen iſt damit auch noch für Buch- 
weizen die Aufhebung des Identitätsnachweiſes und die Einführung der 
Einfuhrſcheine gekommen. Des weiteren ſind jetzt die Einfuhrſcheinbeſitzer be- 
rechtigt, eine beliebige Gattung der in das Syſtem einbezogenen 
Waren einzuführen; die frühere Beſchränkung der Einfuhrſcheine auf die 
Getreideart, für die ſie ausgeſtellt worden waren, iſt damit beſeitigt. Die 
Scheine gelten jetzt nur noch ſechs Monate, ihre Verwendbarkeit iſt außer 
auf die Getreidearten, die ihre Ausſtellung zulaſſen, nur noch für Kaffee und 
Petroleumeinfuhr möglich. Für die Tranſitlager und die Ausfuhrmühlen iſt 
ſelbſtverſtändlich der Identitätsnachweis in demſelben Maße wie für die 
direkte Ausfuhr weggefallen. Um den Wert des Einfuhrſcheins ſeinem 
Nominalwert möglichſt nahe kommen zu laſſen, hat man 1902 den Agrariern 
noch den Gefallen getan, Zollkredit nur mit 4 Prozent Zinſen zu gewähren. 
Dies gilt auch für die in den Zollagern vorhandenen ausländiſchen Getreide⸗ 
mengen, ſoweit ſie in den Inlandsverkehr kommen und das Konto des 
Poſtens an heimiſchem Getreide überſchreiten. Dieſe den Getreideverkehr be— 
ſchränkenden Vorſchriften bedeuten eine weitere Verſtärkung des Zoll⸗— 
ſchutzes. Zugleich iſt den Tranſitlagern damit ein kleiner Denkzettel dafür 
verabreicht worden, daß ſie ſich erlauben, bei drohenden Hungersnotpreiſen 
Zuflußkanäle für Getreide zu ſein. 

Die Schäden des Einfuhrſcheinſyſtems, ſo wie es heute beſteht, laſſen 
ſich dahin zuſammenfaſſen: 

1. Verteuerung des Brotgetreides für den heimiſchen Verbrauch, 

2. ſchwere Benachteiligung der Reichsfinanzen, 

3. Schädigung der Müllerei durch Erſchwerung des Bezugs der Roh⸗ 
ſtoffe und Erleichterung der Getreidekäufe für die ausländiſchen 
Grenzmühlen und ö 139 

4. Schädigung der Pferdehaltung durch den ſtarken Abfluß von 

afer. 
8 Zu Punkt 1 erklärt nun die in dieſem Frühjahr erſchienene Regierungs⸗ 
denkſchrift: a 

„Der Weltmarktspreis wäre, abgeſehen von den Verſendungskoſten des Ge⸗ 
treides, für die Preisbildung im Inland allein maßgebend, wenn Getreidezölle bei 
uns nicht beſtänden. Sieht man als den Zweck der Einführung und Erhöhung von 


966 Die Neue Zeit. 


Schutzzöllen für Getreide an, die inländiſche Getreideerzeugung durch Gewähr: 
leiſtung höherer Preiſe zu fördern, ſo kann dieſer Zweck nur dann als erreicht be⸗ 
trachtet werden, wenn der inländiſche Preis ſich neben den Verſendungskoſten zu⸗ 
ſammenſetzt aus dem Weltmarktspreis und dem deutſchen Zolle. Es muß, mit 
anderen Worten, der Zoll im Inlandspreis voll zum Ausdruck kommen.“ 


Bei einer Betrachtung der inländiſchen und ausländiſchen Getreidepreiſe 
ergibt ſich, daß dies durch die deutſche Zollgeſetzgebung anfänglich nur für Süd⸗ 
und Weſtdeutſchland gelungen war; durch die Aufhebung des Identitäts⸗ 
nachweiſes wurde es möglich, auch den oſtelbiſchen Agrariern einen 
um den vollen Zoll erhöhten Getreidepreis zu ſichern. Die Denk⸗ 
ſchrift geſteht unumwunden zu: „Dies war Zweck und Abſicht der Geſetz⸗ 
gebung von 1894.“ 

Die Einfuhrſcheine ſind alſo heute Exportprämien! Der Syn⸗ 
dikus des Vorſteheramtes der Königsberger Kaufmannſchaft, der in einer 1909 
erſchienenen Schrift! warm für die Erhaltung des heutigen i 
ſyſtems eintritt, gibt offen zu: 


„Immerhin kann man jeden übermäßig hohen Schutzzoll — ein ſolcher liegt ja 
bei Getreide in Deutſchland vor — gewiſſermaßen als einen ſtarken Anreiz zu 
einer Steigerung der Erzeugung über den heimiſchen Bedarf hinaus, und zwar 
zu künſtlich geſteigerten Preiſen, bezeichnen. Dieſe Art indirekter Exportprämie 
liegt aber bei allen im Inland produzierten Waren mit ſehr hohem Schutzzoll vor.“ 


Der Verein der Berliner Getreide- und Produktenhändler? wies 
mit ſchärfſter Betonung auf die Exportprämiierung hin. In den öſtlichen 
Provinzen iſt ſeit 1906 der Weizenbau immer weiter zurückgedrängt worden, 
man baut Roggen und ſchafft ihn mit der Exportprämie nach dem Ausland, 
wo er natürlich willig und gern zu gutem Preiſe genommen wird, denn ein⸗ 
mal brauchen die Verkäufer den Preis nicht allzu hoch zu ſtellen, die deutſche 
Regierung zahlt ihnen ja ſchon an der Grenze bei der Ausfuhr für jede 
Tonne 50 Mark, und zum anderen bringen ſie nur die beſten Getreideſorten 
auf den Weltmarkt. Die agrariſche Preſſe behauptet oft, das Ausland be⸗ 
käme nur die minderwertigeren Getreideſorten, dies iſt aber durchaus un⸗ 
wahr. In einer agrariſchen „Denkſchrift über die zur Förderung der Landwirt⸗ 
ſchaft in den letzten Jahren ergriffenen Maßnahmen“, die 1896 als Sonderdruck 
aus der „Poſt“ erſchien, heißt es ganz ehrlich: „Nach den bisher gemachten 
Erfahrungen hat ſich dieſe Beſtimmung (daß nur marktgängige Getreideſorten 
ausgeführt werden dürfen) bewährt, da das ausgeführte Getreide durchgängig 
nicht nur von zweifellos marktfähiger, ſondern ſogar von durch⸗ 
aus guter Beſchaffenheit geweſen iſt.“ Und dies wird aus neueſter Zeit 
auch durch den ſchon genannten Syndikus der Königsberger Kaufmannſchaft 
beſtätigt. Aus Müllerkreiſen wurde vor einiger Zeit einmal dem „Berliner 
Tageblatt“ geſchrieben: „Das gute Getreide führen ſie aus, das ſchlechte 
laſſen ſie uns hier.“ 

Der Eiſenbahnzentralrat hat dabei ſeit Jahren dieſe wahnwitzige 
Ausfuhrſucht noch unterſtützt, indem er Ausfuhr⸗- reſpektive Exporttarife 
ſchuf, deren Unterſchiede gegen den ſonſtigen Frachtſatz außerordentlich groß 


1 F. Simon, Die Getreideeinfuhrſcheine. Eine Kritik der Reichstagsverhand⸗ 
lungen vom 22. April 1909. 
2 Jahrbuch über die Ernten und den Handel mit Getreide 1908. 
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ſind. f Die Fracht für 10 Tonnen Weizen oder Roggen koſtet von Poſen bis 
Danzig 146 Mark, der Exporttarif rechnet nur 85, Gumbinnen⸗Königsberg 
rechnet ſonſt 65 Mark, der Exporttarif lautet auf 40, für die Strecke Leipzig⸗ 
Kufſtein (Ausfuhr nach Oſterreich!) iſt das Verhältnis 259 und 161 Mark, 
für die Strecke Leipzig⸗Baſel (Ausfuhr nach der Schweiz!) lauten die beiden 
Ziffern 333 und 203 Mark. Dieſer ſeit 1895 beſtehende Spezialtarif I ſtellt 
eine ſtarke, weitere Anreizung zur Getreideausfuhr dar. Es iſt klar, daß bei 
ſolchen ungeſunden Verhältniſſen für die oſtelbiſchen Agrarier insbeſondere die 
Sehnſucht in nichts weiter beſteht, als möglichſt große Getreidemengen zu be⸗ 
kommen. Fieberhaft werden die Anbauflächen vergrößert, Weizenböden zum 
Roggenbau benutzt, die Wieſenkultur eingeſchränkt. Dieſes Weiterſchreiten zu 
ſtets minderwertigeren Böden in der Getreidefruchtproduktion hat natürlich 
zuſammen mit dem Intenſiverwerden der Bebauung dazu geführt, daß die 
Produktionskoſten höher geworden ſind; die Güterpreiſe ſind mit dadurch 
ſo rieſig geſtiegen. Natürlich iſt dies wieder die beſte Handhabe, um ſtrengen 
und hohen Zollſchutz der ſo teurer werdenden Inlandsproduktion zu ver⸗ 
langen. | Ä 

Die Ausfuhr von Getreide iſt beſonders im Frühjahr und Herbſt un- 
glaublich ſtark. Sie war nach der glänzenden Roggenernte des Jahres 1908, 
die zeitlich mit einer ſchwachen Verſorgung des Weltmarktes durch Rußland 
und andere Getreide exportierende Staaten zuſammenfiel, ſo ſtark, daß von 
verſchiedenen Eiſenbahndirektionen, wie Danzig und Stettin, zeitweiſe die 
Annahmeſperre für Getreide verhängt werden mußte. 1907 und 1908 


war der Oſten Deutſchlands zeitweilig ſo völlig von Getreide entblößt, daß 


die Mühlen ihren Betrieb einſtellten. So ſchrieb damals die bekannte Königs⸗ 
berger Walzmühle A.⸗G. in ihrem Geſchäftsbericht: „Wir konnten ... von 
Januar bis Juni nur den Tagesbetrieb aufrecht erhalten und ſtellten An⸗ 
fang Juli bis zum Beginn der Ernte — Medio Auguſt — den Betrieb 
ganz ein!“ 

Wie die Schäden dieſer Politik ausſehen, dies zeigt die folgende Tabelle III, 
die ausweiſt, wie ſich die Ein⸗ und Ausfuhr bei Roggen und Hafer ſeit dem 
Erntejahr 1906/07 verhalten hat.“ Sie beweiſt, daß der Ausfuhrüber— 
ſchuß gegenüber der Einfuhr, zumal bei Roggen, immer größer wird! 


Tabelle III. 
Ein⸗ und Ausfuhr von Roggen und Hafer in Erntejahren ſeit 1906/07. 


Roggen 


Mehr (+) oder weniger (—) 


Einfuhr Ausfuhr 
Tonnen Tonnen 


Erntejahr Juli⸗Juni Zollwert 


ee eee in 1000 Mark 


61564 | 289476 | -+372088 | ＋ 18604 
35520 234292 4251228 +12561 
24885 | 843082 | —599547 | — 29977 
1909/10 | 299 960 639923 — 348963 | —17448 


1 Wir bringen nur die Nachweiſungen für dieſe beiden Getreidearten, bei Weizen uſw. 
überwiegt die Einfuhr trotz der immer größer werdenden Ausfuhr. 
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Safer 
Einf 0 0 Mehr (+) oder weniger (—) 
Erntejahr Juli⸗Juni 50 nr Pie: By Zouwert 
I 5 e in 1000 Mark 
199% ů⁰6˙d]p]p N N 357044 | 321967 | + 35077 + 1753 
LI07/ 08 291502 514834 — 223332 — 11166 
10% % / / 433 836 299 768 ＋ 134068 + 6705 
1909/10 484 954 540 668 — 55714 — 2785 


Die Regierung hat zwar ſtets — auch wieder in ihrer Denkſchrift — be⸗ 
hauptet, daß ſie ſofort Maßnahmen ergreifen würde, ſowie die Staatskaſſe 
durch das Einfuhrſcheinſyſtem geſchädigt würde, jetzt, da dieſer Fall ein⸗ 
getreten iſt, hat ſie nichts weiter zu ſagen, als daß die Agrarier ſämtlich mit 
dieſem Syſtem zufrieden ſind. Wenn einmal angenommen wird, daß wirklich 
jeder für Roggen oder Hafer oder irgend eine andere Sorte Getreide aus⸗ 
geſtellte Einfuhrſchein benutzt würde, um anderes Auslandsgetreide (oder auch 
dasſelbe) auf dem Seeweg wieder einzuführen — Tabelle IV zeigt, daß dies 
nicht der Fall iſt —, ſo bleibt immer noch die Tatſache beſtehen, daß die 
Einfuhrſcheine, die für Roggen allein in den beiden letzten Jahren 47 Millionen 
Mark ausmachen, und die 2,8 Millionen Mark, die dies Erntejahr wieder 
für Hafer mehr ausgegeben als eingenommen worden ſind, reine Export- 
prämien, Liebesgaben in ausgeprägteſter Form ſind! 

Nun wird aber, wie Tabelle IV zeigt, nur ein Teil der Einfuhrſcheine zur 
Wiedereinfuhr von Getreide benutzt. 


Tabelle IV. 
Der Zoll wurde durch Einfuhrſcheine beglichen: 


Insgeſamt für Davon für andere Waren 
Jahr in 1000 Mark als Getreide in 1000 Mark 
18A % % % /%⏑»%ůcNc? / e — 
180 ⁵ ¹ N12 — 
189% ᷑üU[H ꝶm udl˙ i EZ — 
%% RR a LODIOO 325 
183% DL RE a TR BMI INS 1196 
SIG u — 
10 0 % %%ũꝗę[é„/M ae un 220 — 
oi 588 — 
%%% m 0 3879 
e RD ee DT 5316 
190 % ůũW ⁰MH ((( AND SEN 14289 
1900 // 16578 
19000 %ů rcnnn21nnn N OO THE 10879 
Ao, iù»Ónuʒmn 5950 
,,, Dr N 2 17133 
III EDER ER LOST 17805 
1910 bis Ende Jun: 58523 9783 


580 666 ſeit 1894 102833 ſeit 1902 


Seit 1902 ſind bis Ende Juni dieſes Jahres rund 103 Millionen 
Mark Einfuhrſcheine dazu benutzt worden, um den Einfuhrzoll 
für Kaffee, Petroleum uſw. zu decken! Dies iſt reiner Verluſt der 
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Reichskaſſe. Seit dem Beſtehen des heutigen Einfuhrſcheinſyſtems (1894) 
bis Ende Juni 1910 hat die Zollbehörde für rund 583 Millionen Mark 
Scheine ausgeſtellt. Dieſe ſind den Agrariern zugute gekommen, ſie profi⸗ 
tieren in allererſter Linie und am ausgiebigſten von der damit vom Staate 
bezahlten Brotverteuerung innerhalb des Deutſchen Reiches. Durch Roggen⸗ 
einfuhrzoll hat die Regierung ſeit 1908 nicht nur nichts mehr eingenommen, 
ſondern ſogar noch 47 Millionen Mark bares Geld zugeſetzt! Der 
Haferzoll hat der Regierung 1907/08 und 1909/10 ebenfalls nichts eingebracht, 
ſondern noch 14 Millionen Mark gekoſtet!! Bei Weizen und den 
anderen zu Einfuhrſcheinen berechtigten Getreideſorten wird natürlich die Zoll⸗ 
einnahme ebenfalls geſchädigt, weil, wenn auch die Einfuhr größer iſt als die 
Ausfuhr, ein erheblicher Bruchteil der ausgeſtellten Einfuhrſcheine gar nicht 
zur Einfuhr derſelben Ware benutzt wird. Die 102 Millionen Einfuhrſcheine, 
mit denen ſeit 1902 der Zoll für andere Waren als Getreide gedeckt worden 


iſt, ebenſo die 61 Millionen Mark, die für Roggen und Hafer in den letzten 


Jahren mehr ausgegeben als eingenommen worden ſind — letztere ſoweit ſie 


nicht in der erſtgenannten Summe ſchon einmal als Verluſte erſcheinen —, 


ſtellen direkte Verluſte der Reichskaſſe dar! 

Die Verluſte der Reichskaſſe ſind Liebesgaben für die Agrarier, die ſie 
neben den Gewinnen aus den künſtlich hoch gehaltenen Getreidepreiſen einſtecken. 
Am ſchändlichſten iſt bei dieſer ganzen Frage die Haltung des Zentrums. Bei 
der Beratung des Zolltarifs veranlaßt es durch Anträge — dem Drucke der 
Sozialdemokraten folgend — den $ 15, der beſtimmt, daß ein Teil der Ein⸗ 
nahmen aus den höheren Zöllen auf Weizen und Roggen und einige andere 
Produkte für eine Witwen⸗ und Waiſenverſicherung zurückgelegt werden müſſe. 
Das Zentrum wollte damit feine unzufrieden werdenden Wähler beſchwich⸗ 
tigen. Aber dank dem famoſen Einfuhrſcheinſyſtem, welches das Zentrum 


miteingeführt hat und auch jetzt noch verteidigt, ward noch nicht ein Zehntel 


von dem angeſammelt, was das Zentrum in Ausſicht geſtellt hatte! 

Die Agrarier aber behaupten trotzdem, das Einfuhrſcheinſyſtem ſchädige 
die Reichskaſſe nicht im geringſten. Graf Kanitz ſagte noch am 22. April 1909 
im Reichstag, daß ja die Geſamtausfuhr an Getreide erſt 12½¼ Prozent der 
Getreideeinfuhr ausmache und deswegen noch lange kein Schaden entſtünde! 
Der Zentrumsredner Speck kam dem Kern der ganzen Frage ſchon näher, 
als er davon ſprach, daß man mit der Aufhebung des Identitätsnachweiſes 


beabſichtigt habe, „bei Überproduktion (2) das allzu tiefe Sinken der Getreide⸗ 


preiſe zu verhüten“. Ein Schaden der Reichskaſſe beſteht ja gar nicht: mer ſo⸗ 
weit es ſich um Brotgetreide handelt, Weizen und Roggen, iſt lediglich der 
Witwen⸗ und Waiſenfonds beteiligt.“ Heuchleriſch bedauerte er dann noch, 
um auch der anderen Wählerrichtung „gerecht“ zu werden, daß durch die 
ſtarke Getreideausfuhr dem Witwen⸗ und Waiſenfonds hätte nichts zugeführt 
werden können. 125 0 
Daß die öſtliche Getreideausfuhr nur den Zweck habe, auf billigem Waſſerweg 
über Rotterdam wieder den Rhein herauf in deutſches Konſumgebiet zu kommen, 
iſt durchaus unwahr. Die agrariſche „Deutſche Tageszeitung“ hat vor einiger 
Zeit eingeſtanden, es ſei für ihre Leute rentabler, das Getreide nach dem 
ausländiſchen Oſten zu verkaufen, als es an den nordiſchen Ländern „vorbei 
ſpazieren zu fahren“. Es iſt aber nicht allein die oſtelbiſche Landwirtſchaft, 
die mit krampfhaftem Eifer durch große Ausfuhr dafür ſorgt, daß der In⸗ 
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landspreis nicht ſinkt. Werden die verſchiedenen Zolldirektionen auf das 
Quantum der von ihnen ausgeſtellten Einfuhrſcheine geprüft, ſo ergibt ſich 
zum Beiſpiel für Breslau an Einfuhrſcheinen für Roggen im Rechnungs⸗ 
jahr 1907 und 1908 793000 und 3623000 Mark, an Hafer für 433000 und 
420000 Mark. Dresden hat für Roggen in den beiden Jahren 59000 und 
485000 Mark, München ebenfalls für Roggen 148000 und 778000 Mark zu 
verzeichnen, die Ziffern für Hafer lauten hier 1616000 und 1807000 Mark, 
Stuttgart meldet in Hafereinfuhrſcheinen für die beiden Jahre 744000 und 
681000 Mark. Es ſteht außerdem feſt, daß auch ein Teil der Getreide⸗ 
produktion des Weſtens über Rotterdam nach Belgien und Holland geht. 
Deutſches Getreide war ſo ſchon in der Schweiz billiger als hier, deutſcher 
Roggen iſt es heute noch in Rußland. 

Die Haferausfuhr hat die Einfuhr im vergangenen Erntejahr wieder 
überſchritten. Auch hier trifft zu, was wir über die Entblößung des Roggen⸗ 
marktes geſagt haben. Die Ausfuhr von Hafer iſt bei dem Zoll von 50 Mark 
pro Tonne beſonders lohnend. Die Pferdefütterung in Deutſchland erfolgt 
nunmehr mit Surrogaten wie Kleie und beſonders dem von Amerika kom⸗ 
menden Maisfutter, mit Homeo, Viktoria uſw., das zollfrei eingeführt wird, 
wobei die Zollverwaltung außerdem noch beſondere Koſten für Denaturierung 
leiſten muß. Ebenſo profitabel für die Agrarier iſt an Stelle der Ausfuhr 
von Hafer die Einfuhr von Futtergerſte, für die nur 13 Mark pro Tonne 
Zoll gezahlt werden muß. Dieſe Haferausfuhr tut der Güte des deutſchen 
Pferdematerials unbedingt Abbruch. Nach ſachverſtändigem Gutachten ſtellt 
ſich zwar der Stärkewert bei Futtergerſte höher als bei Hafer mittlerer Güte, 
es fehlt aber das nötige Fettquantum, und fetthaltiges Futter haben bei 
unſerem Klima die Pferde in hohem Maße nötig. Die ſchon genannte Denk⸗ 
ſchrift tut dieſes Argument damit ab, daß ſie die Pferdezählungen von 1904 
und 1907 einander gegenüberſtellt und darauf hinweiſt, daß der Pferdebeſtand 
um rund 77000 geſtiegen iſt. Als wenn das den Vorwurf entkräften könnte, 
daß das Ausland mit beſtem Pferdefutter verſorgt wird, während das eigene 
Land ſich mit Surrogaten begnügen muß. 

Die Müllerei wird durch das Einfuhrſcheinſyſtem ebenfalls gründlich 
geſchädigt. Allerdings muß hier ein Unterſchied beachtet werden. Die Aus⸗ 
fuhrmühlen machen dieſelben Geſchäfte wie die Agrarier. Dadurch, daß das 
Getreide nach dem Ausland ſo billig geht, haben ſich dort ganze Mühlen⸗ 
induſtrien entwickelt, deren Profit darauf beruht — wir denken hier beſonders 
an die Verhältniſſe hinter der ruſſiſch⸗-deutſchen Grenze —, daß Roggen über 
die Zollgrenze geführt und im Ausland vermahlen wird. Dies aber nur zu 
einem ſehr niedrigen Prozentſatz, das übrige geht als äußerſt mehlhaltige 
„Kleie“, die nach dem Zolltarif zollfrei iſt, wieder nach Deutſchland zurück. 
Hier iſt ſie als hochwertiges Maſtmittel ſehr beliebt. Sie macht den deutſchen 
Mühlen, die das Getreide zu einem viel höheren Prozentſatz ausmahlen, ein⸗ 
mal durch ihre Qualität, zum anderen durch ihren billigen Preis, den das 
Einfuhrſcheinſyſtem ermöglicht hat, Konkurrenz. 

So wird durch das Einfuhrſcheinſyſtem die weitaus überwiegende Maſſe der 
deutſchen Bevölkerung in ihren Lebensintereſſen geſchädigt. Die Regierung aber 
hält zu den Agrariern, deren Wortführer, Graf v. Kanitz, noch am 22. April 1909 
im Reichstag erklärt hat: „Ich möchte doch in der Tat fragen, ob wir Land⸗ 
wirte dazu verpflichtet ſind, die Bevölkerung mit billigem Brot zu verſorgen?“ 
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Solche Meinung iſt für die Regierung Befehl. Und deswegen faßt ſie in 
der Denkſchrift vom März 1910 ihre Stellung in die Worte zuſammen: 
„Einigkeit ift (in der Einfuhrſcheinfrage), ſoweit erkennbar, nur auf feiten 
der Landwirtſchaft vorhanden, und zwar in dem Wunſche, daß an den 
geltenden Vorſchriften möglichſt wenig geändert werden möchte.“ 

Die Sozialdemokratie aber wird bei ihrem Kampfe gegen die Lebensmittel⸗ 


verteuerer und ihre Regierung auch das Liebesgabenſyſtem der Einfuhrſcheine 
mit an den Pranger ſtellen. 
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Alfred Weber, Aber den Standort der Induſtrien. Erſter Teil: Reine Theorie 
des Standortes. Mit einem mathematiſchen Anhang von G. Pick. Tübingen 1909, 
Verlag von J. C. B. Mohr (P. Siebeck). VII und 246 Seiten. 5,60 Mark. 


In der heutigen induſtriellen Betriebsführung zeigt ſich uns immer klarer der 
Übergang von einer planloſen Organiſation der Arbeit zu einer geregelten Werk⸗ 
ſtättenleitung. Der deutſche Unternehmer hat nicht nur gelernt, ſich durch Syndikate, 
Kartelle, Intereſſengemeinſchaften und Fuſionen günſtige Einkaufs- und Verkaufs⸗ 
bedingungen zu ſchaffen, in Arbeitgeberverbänden ſich geſchloſſen den Gewerkſchaften 
gegenüberzuſtellen, ſondern auch im Fabrikbetrieb ſelbſt ſucht er Regel und Ordnung 
zu ſchaffen. Für alle Maßnahmen im geſchäftlichen Handeln ſucht er das intuitiv 
ſpekulative Element zurückzudrängen und Entſcheidungen zu treffen, die auf Grund 
geſetzmäßiger Beherrſchung aller Betriebsfaktoren geſchaffen wurden. Denn der 
Unternehmeraktionär, der als Kapitaliſt die Werke einer Verwaltungsbureaukratie 
ausliefern muß, will nicht auf die Tüchtigkeit einzelner Direktoren angewieſen ſein. 
Auch hier das Beſtreben, die individuelle Arbeitskraft des einzelnen, und ſei er 
auch der höchſte Betriebsbeamte, für den Geſamtprozeß entbehrlich und auswechſelbar 
zu machen. Die Methoden der „erfolgreichen“ Betriebsführung ſollen deshalb nicht 
eine Geheimkunſt ſein, die nur wenigen zugänglich iſt, ſondern die Fabrikbetriebs⸗ 
lehre ſoll aus den Erfahrungen der bisherigen Praxis zu einer beſonderen Diſziplin 
ausgebildet werden, die von der Geſamtheit der oberen Verwaltungsbureaukratie 
ſtudiert und durchgearbeitet wird. Daher gerade jetzt die eingehende Behandlung 
von all dieſen Fragen in der einſchlägigen Fachpreſſe, das Suchen nach einwands⸗ 
freien Kalkulationsmethoden, nach zielſicheren Rentabilitätsberechnungen, nach der 
klaren Erkenntnis aller Betriebsfaktoren, die den Ertrag des Unternehmens ſteigern 
können. 

Ein ſehr wichtiges Problem der Induſtriepraxis iſt die Standortsbeſtimmung 
eines Unternehmens. Geht nämlich eine Geſellſchaft oder eine Einzelunternehmung 
an die Gründung einer neuen Fabrik, ſo muß der Standort der neuen Produktions⸗ 
ſtätte richtig gewählt werden. Denn von den verſchiedenartigſten Momenten, den 
Standortsfaktoren, iſt die Rentabilität des neuen Induſtrieunternehmens abhängig. 
Ein Hüttenwerk zum Beiſpiel muß ſich in günſtiger Lage zu den Bezugsquellen der 
Rohmaterialien befinden, muß genügend Verkehrsanlagen haben, um die Produkte 
billig herbeiſchaffen und rationell dem Konſumenten zuführen zu können. Wie 
wichtig gerade dieſe Verkehrsfragen für die Schwereiſeninduſtrie ſind, zeigen die 
neueren Arbeiten von Profeſſor Hermann Schuhmacher.“ | 

Für einen Induſtriezweig dagegen, der nur Qualitätsarbeit herſtellen kann 
(Werften), ſpielt wiederum die Arbeiterfrage eine große Rolle, in dem Sinne ver⸗ 
ſtanden, daß genügend qualitativ leiſtungsfähige Arbeitskräfte zu dieſen neuen 
a No m en Ns au a ne 


1 Die Wanderungen der Großinduſtrie in Deutſchland und in den Vereinigten Staaten. 
Die weſtdeutſche Eiſeninduſtrie und die Moſelkanaliſierung. Jahrbuch für Geſetzgebung, Ver⸗ 
waltung und Volkswirtſchaft 1910. 2. u. 3% Heft. 
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Produktionsſtätten hinübergelockt werden können. Ferner entſcheiden noch allgemeine 
Markttendenzen, ſo daß der ideale Standort eines Unternehmens dann gefunden 
wird, wenn die verſchiedenen Standortsfaktoren in ihrer Geſamtwirkung richtig 
abgeſchätzt worden ſind. 

Profeſſor A. Weber hat in der vorliegenden Arbeit eine „reine Theorie des 
Standortes“ zu geben verſucht. Ein Mathematiker hat im Anhang dazu mathe⸗ 
matiſche Berechnungen gegeben. Es kann nicht unſere Aufgabe ſein, dieſe Theorie 
hier wiederzugeben. Eine wirklich erſchöpfende Wiedergabe iſt aus Raumgründen 
nicht möglich und mit kurzen Worten ſind die an ſich ſehr komplizierten Vorgänge 
nicht verſtändlich zu erklären. Überdies handelt es ſich hier noch um ein unbetretenes 
Gebiet, um Fragen, über die ſich die Fachleute ſelbſt erſt einig werden müſſen. 
Die Weberſche Darſtellung, ſo anregend und inſtruktiv ſie auch durchgeführt iſt, 
wird noch innerhalb der Zunft mancherlei Einwendungen erfahren. 

Deshalb mag uns in dieſem Zuſammenhang nur die allgemeine Orientierung 
über die Fragen genügen, die hier die induſtrielle Gründungspolitik der bürger⸗ 
lichen Forſchung zur Unterſuchung darbietet. Auch uns werden ſpäter dieſe Fragen 
noch beſchäftigen müſſen, weil dem Politiker wie auch dem Gewerkſchafter die An⸗ 
ſiedlungsbedingungen der Induſtrie nicht fremd ſein dürfen. Denn wo die kapita⸗ 
liſtiſche Unternehmung einen neuen Wirkungskreis findet, zieht ſie die Induſtrie⸗ 
arbeiter mit hinüber oder bildet neue heran, ſie ſchafft dadurch die Vorbedingungen 
zu immer neuen politiſchen und wirtſchaftlichen Kämpfen, in denen die Intereſſen 
der Arbeiter gewahrt werden müſſen. Richard Woldt. 


Dr. Heinrich Reicher, Sibliographie der Jugendfürſorge. Manzſcher Verlag, 
Wien 1909, 1. Band, 126 Seiten 8°. Wien 1910, 2. Band, 282 Seiten 8“. 

Von all den übeln der kapitaliſtiſchen Welt tritt das Elend der Kinder dem 
naiven Beobachter am unmittelbarſten vor Augen. Wenn die Eltern hungern, be⸗ 
kreuzigt ſich der ſatte Philiſter und denkt an irgend ein perſönliches Verſchulden, 
wie Arbeitsſcheu oder Leichtſinn; anders aber, wenn er dem Unglück der Kinder 
ins Auge ſchaut. Die Hilfloſigkeit der leidenden Kleinen löſt ſein Mitleid aus; es 
erwacht das bourgeoiſe Gewiſſen, um mit heißem Bemühen nach lindernden Maß⸗ 
nahmen zu ſpähen. Dieſelben Leute, die im Kampfe gegen die Arbeiter — gegen 
die Eltern der leidenden Kinder — ihre Waffen wohl zu gebrauchen wiſſen, über⸗ 
fließen in Wehmut und Erbarmen, ſo ſie das moderne Kinderelend an ſich be⸗ 
trachten. Der Jugendſchutz iſt vielfach zu einer Art philanthropiſcher Wohltätigkeits⸗ 
mode geworden, hinter der ſich das ſchlechte Gewiſſen der bürgerlichen Welt ver⸗ 
ſchanzt. 

Die letzten Jahre haben eine Hochflut von Jugendſchutzliteratur geſehen. Viel 
Minderwertiges, ſogar Schlechtes und auch einiges Gute iſt erſchienen. Wer ſich 
in dieſer überfülle des Gedruckten zurecht finden will, braucht einen Führer, der 
ihm das Chaos einigermaßen durchleuchtet. Dr. Heinrich Reicher, einer der wenigen 
Männer, die mit wiſſenſchaftlichem Ernſt und gründlicher Gelehrſamkeit an das 
Problem des Jugendſchutzes herangetreten ſind, hat ſich der Aufgabe unterzogen, 
einen ſolchen Führer zu ſchaffen. Sein zweibändiges Werk iſt eine ungemein fleißige 
und gewiſſenhafte Sammlung alles deſſen, was auf dem Gebiet der Jugendfragen 
erſchienen iſt. Im erſten Bande wird die Literatur von Frankreich, der Schweiz, 
England, Belgien, Amerika, Dänemark, Holland, Italien, Schweden⸗Norwegen und 
Spanien behandelt. Der zweite Band enthält die Bibliographie der Geſetzgebung 
der Schweiz, die auch bereits im erſten Bande behandelt war, ſowie die Biblio⸗ 
graphie der Geſetzgebung des Deutſchen Reiches und ſeiner Bundesſtaaten, ferner 
von England, Frankreich, Oſterreich, Ungarn und Schweden. Daran ſchließt ſich 
eine recht ausführliche Literatur der Jugendfürſorge im Deutſchen Reiche, in Oſter⸗ 
reich und Ungarn. Bei aller Ausführlichkeit ſind natürlich einzelne Lücken nicht zu 
vermeiden geweſen. So wurde zum Beiſpiel die öſterreichiſche Zeitſchrift „Der 
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Kampf“ unberückſichtigt gelaſſen, obwohl ſonſt alle möglichen Zeitſchriften, die ſich 
mit den Jugendfragen weit weniger befaſſen, genannt ſind. Als unpaſſend erſcheint 
es uns, daß der Verfaſſer am Schluſſe ſeines Werkes eine Darſtellung ſeines eigenen 
Werdeganges gibt, woran ſich eine Polemik gegen die öſterreichiſche Zeitſchrift für 
Kinderſchutz und Jugendfürſorge ſchließt. So recht Reicher auch ſachlich in dieſer 
Polemik haben mag, dienen dergleichen perſönliche Abhandlungen doch nicht zur 
Erhöhung des wiſſenſchaftlichen Charakters ſeines Werkes. Julius Deutſch. 


A. Huggler, Teuerung in der Schweiz. Beiträge zur Illuſtration der gegen⸗ 
wärtigen Lage der Lohnarbeiter. Herausgegeben vom Schweizeriſchen Ge— 
werkſchaftsbund. Bern 1910. 120 Seiten. 

Dieſe Unterſuchung, aufgebaut hauptſächlich auf ſtatiſtiſche Erhebungen der 
Schweiz, bildet eine vortreffliche Ergänzung der mehr theoretiſchen Arbeit des 
Genoſſen Otto Bauer, obwohl ſie den Anſpruch auf Selbſtändigkeit mit vollem 
Rechte erheben kann. Man findet hier genaue Angaben über die Intenſität und 
den Umfang der Teuerung der letzten Jahre in der Schweiz, und zwar die Be⸗ 
wegung der Preiſe der wichtigſten Lebensmittel in zahlreichen Orten des kleinen 
Schweizerlandes wie auch die der Arbeitslöhne. Die Zahlen ſprechen eine ernſte 
Sprache von der Zerſtörung, die dieſe moderne Plage der Arbeiterſchaft zufügt. 

Es ſtellt ſich zum Beiſpiel heraus, daß „in den ſechzehn Jahren 1893 bis 1909 
die Arbeitslöhne der beſtqualifizierten und meiſt gut organiſierten Arbeiter in 
der Schweiz um durchſchnittlich 30 bis 33 Prozent geſtiegen find.... Nun find aber 
im gleichen Zeitraum, 1893 bis 1909, die Lebensmittelpreiſe um 30 bis 35 Prozent, 
die Mietpreiſe um 37 bis 41 Prozent geſtiegen“ (S. 37). Dann bleibt das Heer 
der in der Textilinduſtrie und in der Uhreninduſtrie uſw. beſchäftigten Arbeiter 
und Arbeiterinnen — Hunderttauſende, die ihre Arbeitslöhne aus verſchiedenen 


Gründen nicht der Teuerung entſprechend zu ſteigern vermochten. 


Bei genauer Unterſuchung der Bewegung der Preiſe an verſchiedenen Orten 
hat ſich gezeigt, daß „die Lebensmittelpreiſe an Orten, wo keine großen Arbeiter⸗ 
organiſationen beſtehen, wo verhältnismäßig wenig und unbedeutende Lohn⸗ 
bewegungen und Streiks ſtattfanden, eine größere Steigerung aufweiſen, als 
dies für Orte mit einer aktionsfähigen Gewerkſchaftsorganiſation und dementſprechend 
zahlreichen Lohnbewegungen beziehungsweiſe Streiks der Fall iſt“ (S. 12). 

Es ſoll damit natürlich nicht geſagt werden, daß „Gewerkſchaftsorganiſationen 
durch erfolgreiche Lohnbewegungen die Steigerung der Lebensmittelpreiſe ver⸗ 
hindern können“ — ſondern nur das Gerede aus der Welt geſchafft werden, als 
wären die ſteigenden Forderungen der Arbeiter die Urſachen der Teuerung und 
nicht umgekehrt. 

Welche ſind denn die Urſachen der modernen Teuerung? Auf dieſe Frage gibt 
der Verfaſſer eine ganz klare Antwort. Es iſt weder der Mangel an anbaufähigem 
Boden für Ackerbau und Viehzucht, weder Mangel an Transportmitteln noch er⸗ 
höhte Transportkoſten für Lebensmittel und Rohſtoffe uſw. 

Es iſt „das Monopol des Privatbeſitzes an Grund und Boden, an Produk⸗ 
tionsmitteln tatſächlich die Urquelle der gegenwärtigen Teuerung“ (S. 88). 

Es iſt alſo die ſteigende Grundrente, die durch Induſtrialiſierung des Landes 
und den Bevölkerungszuwachs, dank dem Monopol auf Grund und Boden, die 
Teuerung der landwirtſchaftlichen Produkte verurſacht; es iſt die Sorge um ſin⸗ 
kende Profite, die zur Kartellierung der Induſtrie führt, um die Konkurrenz aus⸗ 
zuſchalten, und die Teuerung der induſtriellen Produkte verurſacht; und als Folge⸗ 
erſcheinung der beiden Tendenzen kommt die Schutzzollpolitik, Erf chwerung der Lebens⸗ 
mitteleinfuhr und am Ende der Militarismus mit ſeinem immer ungeſättigten Appetit. 


1 Vergl. Die Teuerung. Eine Einführung in die Wirtſchaftspolitik der Sozialdemo⸗ 
kratie. Wien 1910. 
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Wie ſoll man die Teuerung bekämpfen? Als Konſequenz der Analyſe der 
Urſachen muß doch auf den Kampf gegen die politiſche Herrſchaft der Klaſſen, die 
zu ihrer Exiſtenz die Schutzzollpolitik, den Militarismus uſw. nötig haben, hin⸗ 
gewieſen werden. Jedoch dieſe Schlußfolgerungen werden wir vergebens in der 
Broſchüre ſuchen. Das iſt wohl aus Rückſichten der „Neutralität“ des Gewerk⸗ 
ſchaftsbundes geſchehen. Sehr zum Schaden des Werkes. Es wäre propagandiſtiſch 
viel wirkſamer und auch mit dem Gange der Unterſuchung mehr im Einklang, 
wenn der Verfaſſer es offen und klar geſagt hätte, daß die Teuerung nur durch 
Vergeſellſchaftung der Produktionsmittel, des Grund und Bodens abgeſchafft 
werden kann. Denn weder die Wertzuwachsſteuer noch die Wohnungsämter, 
Wohnungsſtatiſtik, auch nicht die Maximalpreiſe, die die Gemeinden aufzuſtellen 
das Recht haben ſollen, noch die kommunalen Volksküchen und dergleichen Vor⸗ 
ſchläge des Verfaſſers können die Teuerung wirkſam bekämpfen. M. J. B. 


Zcitſchriftenſchau. 


„Der Kampf“ vom Juli enthält einen Artikel von Adolf Braun über 
„Klteſte und neueſte Zozialiſten bekämpfung“. In Deutſchland find alle Methoden 
ſchon verſucht worden: Ausnahmegeſetze und Zuchthausvorlage halfen nichts, aus 
dem Kampfe mit geiſtigen Waffen kam nichts heraus als die Praxis des Reichs⸗ 
verbandes und auch das Auseinanderloben ſeit Bernſteins Auftreten gab kein Re⸗ 
ſultat. Die Profeſſoren der Nationalökonomie, die von Amts wegen zur Verteidigung 
der herrſchenden Ordnung verpflichtet ſind, geben jetzt das ergebnisloſe Verfahren 
der theoretiſchen Widerlegung des Marxismus auf, werfen ſich auf die praktiſche 
Bekämpfung und reden auf chriſtlichen und evangeliſchen Kongreſſen über die beſte 
Methode dazu. Der Charlottenburger Profeſſor Herkner, der in ſeiner Jugend durch 
ſeine Schrift über die Arbeiterfrage bekannt geworden iſt, empfiehlt jetzt ein neues 
Mittel: er will der Sozialdemokratie die geiſtigen Kräfte, die leitenden Männer 
entziehen, damit die ungeſchulte führerloſe Maſſe zu einem Spielball der bürger⸗ 
lichen Parteien wird. Er führt aus, daß ſich innerhalb des Proletariats eine 
immer ſteigende Anzahl Männer findet, deren geiſtige Intereſſen über ihre ſoziale 
Poſition hinausragen; weil ſie keine Möglichkeit ſehen, zu einer ihrer Begabung 
angemeſſenen Stellung zu gelangen, ſetzen ſie ihre Hoffnung auf die Befreiung 
ihrer Klaſſe; man gebe ihnen jedoch die Möglichkeit, in eine andere Klaſſe empor⸗ 
zuſteigen, ähnlich wie es in anderen Ländern geſchieht, dann wird die Folge ähnlich 
ſein und von einer revolutionär geſinnten Arbeiterbewegung nicht viel mehr übrig 
bleiben. Dieſes Herknerſche Mittel iſt nicht neu; die katholiſche und proteſtantiſche 
Geiſtlichkeit handelt ſchon lange nach dem Grundſatz, die begabteſten Elemente aus 
der Volksklaſſe auszuſuchen, ſtudieren zu laſſen und in ſich aufzunehmen. Auch 
liegt hier eine Haupturſache für die Schwäche der Arbeiterbewegung in demokra⸗ 
tiſchen Ländern, wie der Schweiz. Schon in der Schule wachſen die begabteſten 
Kinder des Proletariats aus ihrer Klaſſe hinaus und allmählich in die Bourgeoiſie 
hinein; ſie ſteigen in die Klaſſe der Unterdrücker auf und berauben dadurch das 
Proletariat der geiſtigen Kräfte, die es zu ſeinem Kampfe braucht. 

Dieſe in der Schweiz hiſtoriſch gewordene Einrichtung hat Herkner offenbar 
als Muſter für Deutſchland gedient; aber er verzerrt ſein Vorbild dabei zur 
Karikatur. In der Schweiz wird das Kind ſchon aus dem Proletariat heraus⸗ 
geriſſen und ihm eine zukunftsreiche Stellung in Ausſicht geſtellt, bevor es von 
einem Kampf der Klaſſen etwas bemerkt hat. Herkner will die erwachſenen Ar⸗ 
beiterführer gewinnen und ſie dem Proletariat untreu machen durch eine Beamten⸗ 
ſtelle in der Staatsbureaukratie oder durch einen einfachen Titel. Hier zeigt ſich, 
wie wenig er in die Pſychologie des Proletariats eingedrungen iſt, von der er an: 
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geblich ausgeht. Diejenigen Arbeiter, die als Führer und Kämpfer auffallen, haben 
eine auf gründlicher Einſicht beruhende Stellung in dem Kampfe der Klaſſen ein⸗ 
genommen; ſie werden durch Bande an das Proletariat gekettet, die ſogar Ange⸗ 
hörige der Bourgeoiſie zu uns herüberziehen. Was bedeutet jene ſubalterne Be⸗ 
amtenſtelle, die Herkner ihnen bieten möchte, für ſolche idealiſtiſche Kämpfernaturen? 
Nur ſchwache Charaktere würden ſich dadurch verlocken laſſen. Bismarck hat es 
verſucht, das Proletariat ſeiner Führer zu berauben; die trotzigſten wurden ausge⸗ 
wieſen, die ſchwächſten gekauft und zu Spitzeln gemacht; aber die Sozialdemokratie 
wurde trotzdem ſtärker. Auch in anderem Sinne wird ſich Herkners Vorſchlag als 
eine haltloſe Utopie erweiſen; die Bourgeoiſie und die Junker werden ſich nicht 
durch ſeine freundlichen Mahnungen dahin bringen laſſen, auf ihre Monopolſtellung 
in der Verwaltung des Staates zu verzichten. An dem ſtarren Egoismus der 
preußiſchen Bureaukratie wird dieſe Methode der Sozialiſtenvernichtung ſcheitern. 

Für uns liegt aber in dem Herknerſchen Vorſchlag eine Mahnung. Das Prole⸗ 
tariat iſt nicht ſo reich an geiſtigen Kräften, daß es einige davon in ſeinem Kampfe 
entbehren könnte, namentlich auch weil ihm als Fabrikbeamte, Werkführer und der⸗ 
gleichen ſchon viele entzogen werden. Wir fordern oft, daß Arbeiter in der ſozialen 
Verwaltung von Staat und Gemeinde angeſtellt werden. Aber die hervorragendſten 
Köpfe können uns innerhalb der Bewegung mehr nützen als da draußen. So wäre 
noch manche Forderung, die wir bisher unbeſehen aufgeſtellt haben, näher auf ihre 
Stichhaltigkeit zu prüfen. 

Über „Politiſche und ökonomiſche Solidarität“ ſchreibt Karl Renner: Die 
Weigerung der deutſchen Genoſſen, für den Antrag Stanek zur Subvention einer 
tſchechiſchen Schule zu ſtimmen, hat die tſchechiſchen Genoſſen gewaltig erregt. Die 
deutſchen Arbeiter, die dieſe Erregung nicht verſtehen, weil ſie ſich auf den Stand⸗ 
punkt ſtellen: „Sie ſollen Deutſch lernen“, haben unrecht. Die zugewanderten 
Tſchechen bringen Kinder verſchiedenſten Alters mit ſich, wohnen vielfach beiſammen, 
ſtatt mit Deutſchen vermiſcht, und müſſen vielleicht nach ein paar Jahren in eine 
tchechiſche Gegend zurück; da kann man ſie nicht einfach auf die deutſche Schule 
verweiſen. Aber mit ihrer Erregung haben die Tſchechen aus anderem Grunde 
unrecht. Als Grundſatz gilt in der ſozialiſtiſchen Geſamtfraktion, daß in nationalen 
Dingen jeder nationale Klub volle Freiheit hat; jedoch ſoll dabei durch Verhand⸗ 
lungen ein gemeinſames Vorgehen angebahnt werden. Dies iſt aber eine Ver⸗ 
pflichtung, Genoſſen gegenüber, und nicht gegenüber dritten, gegenüber bürgerlichen 
Gegnern. Der Antrag Stanek ging von einer bürgerlich⸗tſchechiſchen Partei aus, 
und unſere deutſchen Genoſſen hatten demgegenüber nicht die geringſte Verpflich⸗ 
tung. Für Vorwürfe gegen ſie war alſo abſolut kein Raum. Das Reſultat des 
Einvernehmens der ganzen Fraktion war dann der Antrag Adler, für alle natio⸗ 
nalen Minderheitsſchulen Subventionen zu beſchließen. Das auffallende war in dieſer 
Sache, daß die Tſchechen dabei eine weitgehende politiſche und nationale Solidarität 
forderten, während ſie dagegen in den Gewerkſchaften nationale Sonderorganiſationen 
wollen. Darin liegt ein kraſſer Widerſpruch; denn an Stelle der Gemeinſamkeit 
in wirtſchaftlichen und der Autonomie in nationalen Fragen kommen ſie zu der 
entgegengeſetzten Regel: nationale Autonomie in wirtſchaftlichen, Gemeinſamkeit in 
nationalen Fragen. Die Praxis hat hier gezeigt, daß die nationale Autonomie nicht 
abſolut, ſondern nur ein Gliederungsſyſtem innerhalb der Sozialdemokratie ſein 
kann. Um ſo widerſinniger iſt die Spaltung der gewerkſchaftlichen Organiſation. 
Daß hier ein Kompromiß möglich iſt, beweiſt der Vorſchlag Otto Bauers, und wer 
den vorgeſchlagenen Apparat zu kompliziert findet, muß bedenken, daß daran der 
ganze Jammer Sſterreichs Schuld trägt, und daß wir mit Mühe und Not Probleme 
löſen und Verfaſſungen erdenken müſſen, die der bürgerliche Staat ſchon längſt 
hätte ſchaffen ſollen. Die einfache ſchlagfertige Organiſation anderer Länder können 
wir in Öfterreich nicht übernehmen, aber die nationale Sonderorganiſation iſt un⸗ 


zuläſſig. 
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„Die italieniſchen Glasarbeiter und die Kriſe in der Glasinduſtrie“ wird in 


einem Aufſatz von Odon Por behandelt. Die Glasarbeiter haben überall unter 
dem Zuſammentreffen einer techniſchen Revolution der Induſtrie und einer wirt⸗ 
ſchaftlichen Kriſe zu leiden. Die Owens⸗Flaſchenmaſchine erſetzt die Handarbeit, 
macht die Arbeiter zu Tauſenden arbeitslos und die Kaſſen der Gewerkſchaften 
werden durch Unterſtützungen für Arbeitsloſe geleert. Die italieniſchen Glasarbeiter 
haben darüber auch einen Kongreß in Mailand abgehalten, trotzdem ſie ſelbſt die 
Kriſe noch nicht ſtark geſpürt haben. Das liegt an ihren beſonderen Verhältniſſen. 
Zwei große Truſts und die genoſſenſchaftlichen Fabriken beherrſchen den Markt; 


85 Prozent der Arbeiter ſind organiſiert. Der Weißglastruſt, 1906 aus 19 Fabriken 


gebildet, hat große Verluſte erlitten, die er den hohen Löhnen zuſchreibt. Die Löhne 
betragen nach einem 1907 abgeſchloſſenen Tarifvertrag 8 bis 10 Lire täglich; 100 


Prozent der Arbeiter ſind organiſiert. Der Flaſchen⸗ und Tafelglastruſt mit \ 


8 Fabriken ſteht der Arbeitergenoſſenſchaft mit 5 Flaſchenfabriken gegenüber. Hier 
ſind die Löhne auch bedeutend höher als im Ausland, 75 Mk wöchentlich, während 
in Deutſchland 40 Mk. das Höchſte iſt; der Achtſtundentag iſt allgemein. Die 
Kapitaliſten fordern einen Schutzzoll, der Kongreß in Mailand beſchloß dagegen, durch 
internationale Verſtändigung eine Ausgleichung der Tarife anzubahnen. Die Ar⸗ 
beiter wiſſen jedoch, daß ſie vor allem auf die Selbſtverteidigung angewieſen ſind, 
um ihre günſtige Lage zu behalten. Daher gründeten ſie einen konföderalen Aus⸗ 


ſchuß, der die vielen kaſtenartigen Branchenorganiſationen zum einheitlichen Vor⸗ 


gehen vereinigen ſoll. Die techniſche Entwicklung drängt zu einer einheitlichen 


Organiſation; auch wird ſie nötig, wenn die Tafelglasproduktivgenoſſenſchaft zu⸗ 


ſtande kommt, die eine jetzt im Streik ſtehende Gruppe von Tafelglasarbeitern plant. 

Die beſondere Kampfmethode der italieniſchen Glasarbeiter ſtammt daher, daß 
ſie in ihren geſchloſſenen und diſziplinierten Organiſationen in moraliſcher, tech⸗ 
niſcher und materieller Hinſicht den Höhegrad der Befähigung erreicht haben, der 
zum übergang der Produktion in genoſſenſchaftlichen Betrieb notwendig iſt. Bei 
jedem Streik ſchieben fie die genoſſenſchaftliche Löſung in den Vordergrund und 
aus Furcht davor geben die Kapitaliſten nach. Gewerkſchaften und Genoſſenſchaften 
bilden eine innig verwachſene Einheit; alle Gewerkſchaftsmitglieder der Flaſchen⸗ 
branche ſind zugleich Mitglieder der Genoſſenſchaft, die die Hälfte der Flaſchen⸗ 
produktion beherrſcht, in ſiebenjährigem Kampfe mit dem Truſt durch Hand in 
Hand arbeiten mit der Gewerkſchaft die Oberherrſchaft erobert hat, und jetzt über 
genügende materielle Mittel und moraliſche Kraft verfügt, den Kampf weiter zu 
führen. Wird die Tafelglasproduktivgenoſſenſchaft gegründet, ſo wird der Truſt, 
der jetzt ſeine Verluſte in der Flaſchenbranche durch den Gewinn auf Tafelglas 
wettmacht, gezwungen, ſeine Fabriken zu ſchließen oder ſie den Arbeitern abzutreten. 
Auch die Weißglasarbeiter werden dieſer Bahn folgen. Die Lage der Glasindu⸗ 
ſtriellen iſt alſo kritiſcher als die der Arbeiter. Dieſe ſind des Sieges ſicher und 
gut diſzipliniert. Das Unterſtützungsweſen beſteht in ihrer Organiſation, aber nur 
als Nebenſache; die Kampfmittel ſind Boykott, Streik und genoſſenſchaftliche Pro⸗ 
duktion. Die Genoſſenſchaften werden auch die neuen Maſchinen einführen, dabei 
ihre Produktion auf andere Artikel ausbreiten und ſich ſo vor den Folgen der tech⸗ 
niſchen Revolution ſchützen. Sie können ſich, wie bisher, durch ihre Tarifverträge 
gegen die Einfuhr fremder Arbeiter ſchützen und Verbeſſerungen der Arbeitsbe⸗ 
dingungen erzwingen. Die Verbindung dieſer beiden Kampfmethoden hat reiche 
Kraftquellen eröffnet; eine revolutionäre Kampfbereitſchaft und Zielklarheit ſind 
aus der Praxis langer Kämpfe aufgewachſen. „Dieſe Bewegung ſteht einzig da. 
Sie repräſentiert eine neue Tatſache: die teilweiſe ſchon durchgeführte Expro⸗ 
priierung einer großen Induſtrie durch die Kollektivität ihrer gewerkſchaftlich und 
genoſſenſchaftlich organiſierten Arbeiter.“ 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Couloufe-Lautrec. 
Von Wilhelm Hauſenſtein. 


Baudelaire, der Dichter der künſtlichen Paradieſe, verkündet in ſeiner 
glänzenden Studie über den Maler des modernen Lebens — Guys — das 
Lob der Schminke. Er wendet ſich gegen den Naturkultus Rouſſeaus und 
des naturabergläubiſchen achtzehnten Jahrhunderts und bezeichnet das Gute 
als das Reſultat einer glücklichen Überwindung des Natürlichen. „Das Böſe 
geſchieht mühelos, natürlich, mit Notwendigkeit, durch Verhängnis; das Gute 
iſt ſtets Erzeugnis einer Kunſt.“ Baudelaire, einer der raffinierteſten Genießer 
aller Zeiten, glaubt in ſeiner Weiſe an das Dogma von der Erbſünde und 
an die Kantiſche Lehre vom radikal böſen Menſchen. Er findet die Tugend 
darin, daß er Triebe, die das Chriſtentum verwirft und die Philoſophie be⸗ 
mängelt, ſorgfältig organiſiert, anſtatt ſie roh wirken zu laſſen. Nur das 
laissez faire, das laissez aller iſt ihm das Böſe. Und nicht anders verhält 
ſich Baudelaire zum Schönen. Das Naturſchöne in ſeiner drängenden Un⸗ 
mittelbarkeit iſt ihm nichts; erſt in der Bearbeitung wird es ihm wertvoll, 
erſt in der Diſtanz wirkſam. Schreibt er vom Weibe, ſo meint er nicht das 
Naturgewaltige weiblicher Schönheit, dem der Mann erliegt wie einem Blitz, 
ſondern die femme bien faite, die künſtliche Frau, die Meiſterin alles deſſen, 
was man Toilette nennt. Nur dieſe Frau iſt ihm genießbar — genießbar in 
jenem vollen Sinne, der differenziertes Bewußtſein des Genießenden vorausſetzt 
und dem Genießenden deutliche kultiſche Gefühle einflößt. Hören wir den Dichter: 
Die Frau iſt ganz in ihrem Rechte und erfüllt ſogar eine Art von Pflicht, 
wenn ſie das Beſtreben hat, magiſch und übernatürlich zu erſcheinen; ſie ſoll er⸗ 
ſtaunlich ſein und voller Kunſtreiz; ein Götzenbild, muß ſie ſich mit Gold ſchmücken, 
auf daß ſie angebetet werde. . .. Allen Künſten muß fie die Mittel entleihen, um 
ſich über die Natur hinwegzuheben. ... Der philoſophiſche Künſtler wird leicht 
die Berechtigung aller jener Praktiken erkennen, die das Weib zu jeder Zeit an⸗ 
wandte, um ſeine gebrechliche Schönheit ſozuſagen zu konſolidieren und zu ver⸗ 
göttlichen. Sie aufzuzählen iſt unmöglich. Beſchränken wir uns darauf, das zu 
unterſuchen, was unſere Zeit grobhin „ſich ſchminken“ nennt. Wer ſieht nicht, daß 
die poudre de riz, die unſere wahrheitsbefliſſenen Philoſophen ſo albern ver— 
dammen, zum Zweck und zum Ziel hat, alle Flecken, mit denen die Natur den 
Teint in ſo verletzender Art überſät, verſchwinden zu laſſen und in der Körnung 
und Tönung der Epidermis eine abſtrakte Einheit herbeizuführen — eine Einheit, 
die gleich jener anderen, die der Trikot erzeugt, das menſchliche Weſen ſofort der 
Statue näher bringt ... Was das künſtliche Schwarz betrifft, das die Augen 
umkreiſt, das Rouge, das die obere Wangenpartie betont, ſo entſpringt ihre An⸗ 
wendung dem Streben des Weibes, gewiſſermaßen aus den Grenzen der natür⸗ 
lichen Welt hinauszutreten; allein das Ergebnis bedeutet doch auch wieder die Be— 
friedigung eines ganz entgegengeſetzten Trachtens. Rot und Schwarz bedeuten das 
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Leben — aber ein übernatürliches, ſehr ſtark betontes Leben. Dieſer ſchwarze 
Rahmen, er gibt dem Blick Tiefe, Beſonderheit, gibt ihm entſchiedener das Weſen 
eines Fenſters, das mit der Ausſicht auf die Unendlichkeit offen ſteht. Das Rot, 5 


das auf dem Apfelchen der Wange flammt, verſtärkt die Klarheit, die aus dem 


Kreiſe des Auges ſtrahlt, und gibt dem Frauenantlitz etwas von der myſteriöſen f 


Leidenſchaftlichkeit der Prieſterin 


Drei Maler waren es, die dieſe Logik — eine Logik nicht etwa ſophiſtiſcher 
Koketterie, ſondern tiefer Künſtlerempfindung — teilten. Natürlich waren ſie 
Franzoſen. Wir reden hier nicht von Watteau, Laneret, Boucher oder von 
Hilair, Fragonard und Latour, die auch hierher paſſen, ſondern von der 
Renaiſſance des Dixhuitieme im neunzehnten Jahrhundert. Da war Guys 
der erſte, der die Rückkehr — von der Natur verkündete; er tat es mit 
genial taſtendem Dilettantismus. Degas wurde der Klaſſiker dieſer Lehre. 
Und wenn ſich Guys zu Degas verhielt wie ein Aginet zu Phidias, ſo war 


Toulouſe der feinſte aller Helleniſten. 


Und iſt Lautrees Paris nicht das Alexandria des Jahrhunderts geweſen? 
In Paris ſelbſt aber gibt es einen Ort, an dem die Kunſt Lautrees den beſten 
Boden fand — Montmartre. Montmartre iſt der Inbegriff der paradis 
artificiels, in denen Lautrec lebte. Man könnte dies Paradies vielleicht als 
ein verlorenes Paradies bezeichnen. Das wäre kein Entrüſtungsvotum und 


auch kein Wort des Bedauerns, ſondern einfach eine beruhigte Konſtatierung. 


Übrigens iſt die Hölle Montmartre genau ſo reich an quälenden Amüſements 
als die Hölle, die Boſch, Mandijn, Bruegel, Teniers vorgeſtellt haben. Die 
Verbindung von Vergnügen und Qual müſſen wir freilich riskieren, wenn 


wir uns auf den Lebenston der Hölle jener Niederländer, der Hölle Lautrecs 


einlaſſen wollen — und wir müſſen uns ſogar darauf gefaßt machen, die 
Geſchundenen zu ſein, ſofern wir nicht das Talent haben, einigermaßen die 


Rolle des Teufels zu ſpielen. Das iſt nun einmal Grundgeſetz des inferna⸗ 


liſchen savoir vivre. „Laßt alle Hoffnung fahren, ihr, die ihr nach Mont⸗ 
martre wandert. . . .“ Das heißt, daß man die göttliche Komödie, die da droben 


gipfelt, ohne Illuſionen mitſpielen ſoll. 

Toulouſe vermochte das. Nicht jeder findet ſofort dieſe ſachliche Beziehung 
zum Inferno, die man als illuſionsloſen Enthuſiasmus bezeichnen könnte. 
Rops und ſelbſt Klinger, der menſchlich und künſtleriſch Stärkere, machten 


aus ſolchen Erlebniſſen das, was Meier⸗Graefe einmal ſehr bitter, aber jehr 


gut als Sexualſentimentalitäten bezeichnet. Sie proteſtierten, reflektierten, 
wehrten ſich, ſchrien, ſo daß nun jeder den Finger auf ihre Wunden legen 
kann. Wieder andere zogen das Fell des Humoriſten und Biedermannes an 


und machten Karikaturen, die bei etlicher Malice doch unſäglich harmlos 
blieben: Léandre. Die dritten fanden eine Verbindung von Sentiment und 


Frivolität: da iſt Willette, den Kloſſowski etwas blasphemiſch mit dem allzu 


großen Namen eines Watteau von Montmartre beehrt. Was aber tat 


Lautrec, der ein Vielfaches alles deſſen ertrug, das die übrigen insgeſamt 
ertrugen? Er ignorierte mit unnachahmlich ſouveräner Nebengebärde ſeine 
blutende Subjektivität und fand für die Darſtellung der Hölle Montmartre 
den abgekühlteſten Stil, den man ſich denken kann. Wahrhaftig: kaum irgend⸗ 
wo in der Kunſtgeſchichte, es ſei denn in den Zeiten der ägyptiſchen, aſſy⸗ 
riſchen, griechiſchen und gotiſchen Kunſtblüte, war das Kunſtwerk ſo abſolut, 


ſo losgelöſt von der Perſon des Schöpfers, der eine Rieſenkraft verbrauchen i 
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konnte, ohne es durch lyriſche Hinweiſe auf ſein Perſönliches fühlen zu laſſen. 
Ahnlich wie Heine, der es auch auf jenem Hügel aller Lüſte und Schmerzen 
lernte, empfand Toulouſe das Fatale, wenn man will das Unanſtändige 
lyriſcher Selbſtausſtellung. 

a Nun iſt es wahr, daß Toulouſe mit Beharrlichkeit das ſuchte, was man 
mit einem ziemlich blödſinnigen Worte als das Häßliche bezeichnet. Aber das 
Häßliche war bei ihm nicht ſubjektive Wendung, ſubjektive Weltinterpretation, 
ſondern eben im höchſten Maße dinglich. Und mehr. Es war ſo, wie es ſich 
in der Kultur von Montmartre, auf den Boulevards extérieurs, in den Tingel⸗ 
tangeln und Tanzſälen gab, in allen jenen grotesken Beleuchtungen und 
linearen Verzerrungen, für Toulouſe die äußerſte, wahrſte, am meiſten ſoziale 
unter den äſthetiſchen Lebensſteigerungen ſeiner Zeit. Die Kunſtauffaſſung 
der guten Leute, die Kunſt gewiſſenhaft im kunſtpädagogiſch approbierten 
Wandſchmuck, in einem anſpruchsvollen und dabei doch allzu oft ſaftlos 
reformierten Kunſtgewerbe, in einem ſehr prinzipiellen und ſehr ſchlecht 
geſchnittenen Reformkleid und ſchließlich in einem Normalſtiefel nach Syſtem 
Profeſſor Schultze aus Naumburg ſuchen, hat bei einem Meiſter, der die 
Kunſt nur in den Rhythmen und Farben der modegerechteſten Wirklichkeit zu 
finden weiß, allerdings keine Chancen. Wären die angeblich Geſunden, die 
Verächter einer ſogenannten Dekadenz, deren Weſen ihnen völlig verſchloſſen 
bleibt, etwas beſſere Sozialpſychologen, ſo fänden ſie am Ende, daß in 
Rouſſeaus gedankenblaſſem Verlangen nach der Eremitage Natur mehr 
Dekadenz war als in Watteau, dem Maler der kétes galantes der genüßle⸗ 
riſchen Negence. Und fie fänden vielleicht noch zweierlei. Sie fänden einmal 
in allen jenen Häßlichkeiten, von denen Baudelaire und Lautrec entzückt 
waren, Spuren eines tiefen kollektiven Schönheitstriebs — und fänden weiter 
in dieſem bizarr ausgeformten kollektiven Schönheitstrieb eine noch tiefere 
Lebensmacht, jene nämlich, die vordem in katholiſchen Domen als religiöſe 
Ekſtaſe zum Ausdruck kam. Hier ſoll nicht eine Apologie der Dekadenz und 
nicht eine Religionsphiloſophie geſchrieben werden. Nur kurz ſei es geſagt: 
Die Kollektivkräfte, die ſich ehedem verbunden der ſchmuckreichen und troſt— 
reichen Kirche zuwandten, werden heute getrennt durch die Volksverſammlung 
— als die logiſche und moraliſche Potenz unſeres Soziallebens — und durch 
das Vergnügungsetabliſſement — als die derzeit wichtigſte Konzentration der 
ſozialäſthetiſchen Bedürfniſſe — angeſpannt. In ſolchem Sinne war Lautreecs 
Kunſt etwas wie eine große, religiös beſeelte ſozialäſthetiſche Zeitſyntheſe. 
Es iſt nicht ſchwer, die Parallele des Sozialismus zu ſehen: wie der Sozia⸗ 
lismus repräſentiert die Kunſt Lautrees ein mächtiges Stück objektiver 
Entwicklung des kollektiven Geiſtes — dem Sozialismus auch darin ver⸗ 
wandt, daß ſie nicht moraliſiert, ſondern ſchlechterdings Entwicklung bedeutet. 

Gegenüber der objektiven Gewalt der Wirklichkeitsverhältniſſe bedeutete 
Lautrecs furchtbares perſönliches Schickſal ſchließlich kaum mehr als einen 
ſubjektiven Anlaß zur Aufmerkſamkeit auf das Seiende. Damit iſt noch lange 
nicht weggeleugnet, daß das perſönliche Erlebnis bei Toulouſe unausſprech⸗ 
liche Gewalt hatte. Sehen wir zu. | IS: N 

Henri Graf von Touloufe-Lautree-Monfa kam 1864 zu Albi im ſüdfranzö⸗ 
ſiſchen Departement Tarn zur Welt. Er ſtand am Ende der langen Reihe der 
Grafen von Toulouſe, die ſouveräne Herren der Albigeois geweſen find, von 
alters her das verbriefte Recht beſeſſen haben, neben dem König zu reiten und 
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königliches Geblüt zu heiraten, und denen in den Kreuzzügen mancher Un⸗ 
gläubige erlegen iſt. Toulouſe wuchs einer grandſeigneurialen Exiſtenz entgegen. 
Da geſchah ein Unglück: im dreizehnten Jahre brach er beide Oberſchenkel; 
die Brüche verheilten ſchlecht, und Toulouſe blieb zeitlebens ein Krüppel. „Je 
ne suis qu'une demi-bouteille“ — „ich bin nur eine halbe Flaſche.“ Das 
meinte Toulouſe in jedem Sinne. Die Verunſtaltung des Außeren traf den 
Ariſto, der lebhafter als gemeine Sterbliche den Anſpruch erhob, ſchlank und 
groß zu wachſen, fürchterlich. Iſt man ſelber nur ein armſeliger roturier, jo 
kann man ſich nur ahnungsweiſe vorſtellen, was es für den hochgeborenen 
Herrn bedeutete, daß er nun nie ein Pferd beſteigen konnte. Reiten wäre 
ihm das halbe Leben geweſen. So mußte er ſich darauf beſchränken, einen 
Rennſtall zu halten, mit allen Jockeys „frere et cochon“ zu fein, den Kutſcher 
Rothſchilds zu ſeinen Beziehungen zu rechnen und beim grand prix den 
brillanteſten Zylinder des Erdkreiſes zu balancieren. Und nicht bloß die 
Pferde blieben ihm verſagt, ſondern auch die beſten Sorten des anderen Tier⸗ 
kreiſes, dem die feudalen ſportiven Neigungen ebenſoſehr zu gelten pflegen — 
die koſtbarſten Frauen. Natürlich wollte keine Edeldame dem unſäglichen Zwerge 
die Hand reichen; aber auch die zahlbarſten Kokotten beſannen ſich mitunter. 

Toulouſe wurde der Künſtler des Animalismus der halben und Viertels⸗ 
welt, die ſo durchaus ganz iſt, der Maler des Animalismus der — mit Rops 
zu reden — Kokottokratie. Der Vater hatte künſtleriſche Neigungen beſeſſen; 
er hatte Tiere modelliert. Im Hauſe war ein Porträt des alten Grafen von 
dem Animaliſten Forain. Das mögen die erſten künſtleriſchen Anregungen 
geweſen ſein. 1883 ging Toulouſe nach Paris. Man darf ſich die Sache 
nicht nach dem beliebten Schema denken: Toulouſe war nicht der junge 
Enthuſiaſt, der voll brauſenden Künſtlertriebs nach der Capitale zieht. Er 
ging quaſi aus Verlegenheit; er malte, weil er den direkten Anſchluß ans 
Leben, das einfache Mitmachen, das dandyhafte far niente verſäumen mußte. 
Zunächſt lernte er bei dem eklektiſchen, altmeiſterlich pointierenden Porträtiſten 
Léon Bonnat, dann bei Fernand Corman, der in urgeſchichtlichen Hiſtorien 
exzellierte. Die entſcheidenden Anregungen empfing Toulouſe von Renoir und 
Degas und der Pariſer Boulevardwirklichkeit. Wie alle Jungen von damals 
machte er die große secessio auf den unheiligen Berg mit. Er kannte Rodolphe 
Salis, den Schöpfer von Montmartre, den pathetiſchen Gründer des Kabaretts 
zum ſchwarzen Kater. Wie Steinlen und Willette ſchwärmte er für den 
problematiſchen Anarchoſozialiſten Ariſtide Bruant, den genialen Aſphalt⸗ 
lyriker; für Bruants Kabarett und ſeine Zeitſchrift — beide le Mirliton — 
lieferte er geiſtvolle Zeichnungen. 1886 etwa hatte Toulouſe den Stil ge⸗ 
funden, der ihn bezeichnet. Kabarett auf Kabarett ſchoß aus der Erde, 
und Toulouſe fühlte, wie die Atmoſphäre, die ihn umgab, immer poſitiver 
wurde. Es kamen die Quatz’ Arts, das Elysée, die Cigale, die Boite à Fursy. 
Und mittendrein, 1887, kam der Moulin Rouge, der die künſtleriſche Heimat 
Lautrees werden ſollte und ſich in dieſen Ruhm höchſtens mit dem Divan 
Japonais der Yvette Guilbert zu teilen hat. Yvette, die nach ihren frühen, 
künſtleriſch entſcheidenden Erfolgen von Montmartre auf die inneren Boule⸗ 
vards herunterſtieg, die beſſer zahlen, und nun auf mißlichen Gaſtreiſen im 
Koſtüm der Pompadour Sire le Roy und andere nette Liedchen und einen 
anſehnlichen bourgeoiſen Fettanſatz präſentiert, Yvette war 1890 ein Dämon. 
Man kennt ihren Cupido: 
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Blond iſt mein Haar — mit Blond und mit ſmaragdnen Augen 
Hypnotiſiert man euren luſtgelähmten Geiſt. 

Ich lehre Frauen ihre Liebſten auszuſaugen 

Und auch wie man den Fertigen zur Seite ſchmeißt. 
Geſchmeidig bin ich wie die Natter iſt, die blaue, 

Ich kenne mein Parfüm und ſeine jähe Macht 

Und weiß: berühr' ich dich, und wenn ich dich beſchaue, 
Daß dann dein ſchlaffſter Nerv mir zuckend auferwacht — 
Bin ich ein kranker Eros gleich mit mürben Gliedern, 
Verbraucht, blaſiert und bleich im dreimal ſiebten Jahr, 
Weil Venus mich in einem Wald von welken Fliedern 
Auf einem welken Liebesroſenbett gebar. 

Toulouſe, ſelber ein Nevrosé, ein Eros vanné, war gepackt bis ins Rücken⸗ 
mark. Auch Moulin Rouge lohnte damals noch die Geſundheit. Toulouſe 
erlebte die Zeiten der Goulue, der Jane Avril. Kloſſowski, der dieſe Ex⸗ 
zentriques noch ſah, erzählt, daß die Goulue der klaſſiſche Typus der Apachen⸗ 
ſchönheit geweſen ſei: ein „Pariſer Dirnengeſichtchen“ mit einem „Goldhelm 
blonder Haare“, eine Bacchantin mit feinen, lockeren, frechen Schenkeln. Die 
Avril war „lang, hager, geiſterhaft, fahl, faſt grünlich die Geſichtsfarbe unter 
dem brandroten Haar“, ein Weſen mit „gebrechlichen, ſpitzen, bitteren Zügen“, 
einer „laſtermüden Miene, die an Tooropſche Geſtalten erinnert“; ſie hat „dem 
Cancan etwas diſtinguiert Verworfenes zu verleihen gewußt, fie hat die eng⸗ 
liſche Linie, die präraffaelitiſche Traveſtie der Barriſons damit kombiniert....“ 
Das ſind die Modelle Lautrees. 

Dies alſo war die Hauptlinie: der Rennplatz von Epſom, Chantilly, 
Longchamps, die kosmiſche Raumgröße der Manege, das Varieté, der Tanz, 
der Champagner, die Bénédictine, die Abſinthe, der Tabak — und noch dies 
und jenes andere, heimlichere Stimulans. Derſelbe Lautrec weilte nirgends 
andächtiger als bei Velasquez und Theotocopuli in Spanien, bei den Mem⸗ 
lings in Brügge — und in den Träumen, in denen er Japan bereiſte, das 
Land Hokuſais und Outamaros, des Malers der grünen Häuſer vor Tokio, 


von dem die Goncourts ſo delikat geſchrieben haben. Toulouſe hatte Geld 


genug, um zu reiſen. Aber als er ſich anſchickte, klappte er zuſammen. Man 
brachte ihn in ein Sanatorium. Sozuſagen geheilt kehrte er nach Paris 
zurück — zu der alten, ſtumm⸗heroiſchen Verachtung für den Kadaver, zu 
ſeinem Arbeitstiſch, auf dem neben der Steinplatte dutzendweiſe Likör⸗ 
flaſchen zur Bereitung ſpeziellſter Miſchungen ſtanden. Der noceur brachte 
es bald dahin, daß er ſich wieder pflegen laſſen mußte. Er ging nach Hauſe 
und ſtarb 1901 zu Albi auf dem Schloſſe ſeiner Väter — der letzte, fein⸗ 
nervigſte der Grafen von Toulouſe. 0 

Er hatte einen prächtigen Haß gegen alles, was man mit Betonung ſeriös 
nennt, gegen alle Feierlichkeit. Er lachte junkerlich über die klaſſiſchen 
Tragiker, denen er ihr Pathos als Geſchmackloſigkeit anrechnete; aber er 
liebte Moliere. Er haßte auch die Olfarbe. Die Olmalerei hatte ihm zu 
viel vom Handwerk, zu viel Schwere. Lautrec war jo ſehr Ariſto, daß er 
bloß zeichnete und lithographierte, obwohl er den größten dekorativen 
Monumentalſtil, das erhabenſte Alfresko mit einigen eleganten Bewegungen 
des feinen Handgelenkes gemacht haben würde. Natürlich ſtak hinter den 
Lithogrammen ein ungeheures Quantum Fleißarbeit; aber das Lithogramm 
kann doch den Anſchein einer feudalen Nonchalance erwecken, die es nicht 
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nötig hat und nur gelegentlich arbeitet. Seltſame Fügung: die Lithographie 
iſt eine demokratiſche Technik, eine demagogiſche, wenn man will; ſie ſchafft 
Plakate, und Lautrec war gern Plakatiſt. Sollte man nicht fo paradox ſein 
dürfen, zu behaupten, dieſer ariſtokratiſchſte aller Künſtler habe eine der 
größten Möglichkeiten von Volkskunſt gezeigt? Man muß dem Worte nur 


die verdammte Note teutoniſcher Biederkeit und bezirksamtlicher Fürſorge 


nehmen. In Paris iſt Lautrec populär. Auf dem Boulevard Saint⸗Michel 
reißt man ſich an Weihnachten um ſeine Affichen. 

Es hat keinen Sinn, ohne Bilder viel Detail zu ſagen. Man ſehe die 
Blätter in Eßweins krauſer Monographie, in Kloſſowskis „Malern von Mont⸗ 
martre“, in Meier⸗Graefes „Modernem Impreſſionismus“, man ſehe zumal 
die herrliche Mappe „Elles“. a 

Dieſe Kunſt analyſiert ſich in drei Elemente: Strich, Linie, monochrome 
lithographiſche Tonfläche. Die Strichgebung iſt kniſternd wie Feuerbrand, 
rauſchend wie Seide, flatternd und luftig wie Spitzengewebe, ſpritzend wie 
eine Rakete, voll wie die Krone eines Kirſchblütenbaums in ihrer ätheriſchen 
Plaſtik. Man muß Blätter ſehen wie die danseuse anglaise Ida Heath, oder 
die Bildniſſe der Marcelle Lender, oder Miß Cecy Loftus in Zylinder und 
Babykleid, oder die Triſſotinſzene aus den Femmes savantes. Dabei iſt 
Lautrec mit dem Strich impreſſioniſtiſch ſparſam. Auf der anderen Seite läßt 
ſich ſeine Linie, die Linie als Zug, als Profil, keineswegs auf eine bequeme 
Stilkurve ein (wie ſie bei uns zum Beiſpiel Gulbranſſon und der ekelhafte 
kleine Pasein, hochbegabte Stiliſten, ſich zugelegt haben). Was man an 
Lautrecs Linie Kurve nennen kann, iſt unendlich diskreter. Man hat Lautrec 
mit den Japanern zuſammengehalten, und er liebte dieſen Vergleich. Aber 
es handelt ſich bei Lautrecs Linienführung nie im mindeſten um Aneignung 
fremden Erwerbs. War Lautrec Japaner, jo war er es durch die intuitive 
Macht ſeiner Wahlverwandtſchaft mit dem Oſten. Das gleiche gilt für 
die tonige Flächenbehandlung, mit der Lautrec ſeine Lineatur verſtärkt. Sie 
iſt japaniſch — wohl; aber ſie iſt ebenſowohl Paris. Sie iſt eine der größten 
Möglichkeiten einer internationalen Kunſtſprache, eine Möglichkeit, die nicht 
auf die Originalität des organiſchen Ausdrucks verzichtet hat. 

Und was den Ausſchlag gibt: Toulouſe war unendlich viel geiſtvoller als 
die Japaner. Sie alle behalten neben ihm etwas vom Kuli. Toulouſe 
ſcheute keineswegs vor dem zurück, was wir der Kürze halber das Gemeine 
nennen wollen. Er verlebte ganze Tage und Nächte in continuo in den Bor⸗ 
dellen von Montmartre, zeichnete da unermüdlich die muffige, vom Zigaretten⸗ 
duft und Alkoholdunſt des Vorabends geſchwängerte Atmoſphäre des Zimmers, 
in dem das ſtrapazierte Mädchen den Vormittag verſchläft. Sehr banal — 
nicht wahr? Aber ſeltſam: über dieſen tieriſchen Szenen liegt ein ſpiritueller 
Zauberduft von Keuſchheit, der nur aus der geiſtigen Überlegenheit eines ganz 
und gar originellen Künſtlertums zu erklären iſt. Der Fall iſt irrational zum 
Wahnſinnigwerden. Aber er beſteht. Man nehme ein Blatt zur Hand wie 
dies. Ein Bett, etwas wie Renaiſſance, breit, von jenem lilagrauen Ton, 
mit dem man Ahorn einbeizt. Im Bett eine Fülle von Kiſſen, die ſich zu 
barocken weißen Silhouetten bauſchen. In den Kiſſen, aufrecht ſitzend, mit 
ſtrengen Reizen, ein blaſſes, blutjunges Kind mit einem Reſt von Rouge auf 
den trockenen Lippen, im übrigen weiß wie Leinen, ſehr herb profiliert. Eine 
himbeerfarbene Decke mit primitivem Ornament — Baudelaire würde ſagen, 
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die Farbe bedeute „Ekſtaſe in der Frivolität“ — und eine hellchromgelb ge- 
flammte Wand. Neben dem Bette, dem Mädchen in ſtreng korreſpondierender 
Profilierung zugewandt, ein Weib bei Jahren, vielleicht Madame la patronne, 
aufrecht, fett, pompös, mit rotem Kraushaar, maskulin, nur in großen Zügen 
modelliert wie eine Rhamſesſtatue und von archaiſcher Koloſſalität wie eine 
Rhamſesſtatue. Der künſtleriſche Geiſt macht die Sache, ohne den Kreis ihrer 
Wirklichkeit unreell zu überſchreiten, zu einem Dokument von urmenſchlichem 
Gehalt. Und es handelt ſich doch bloß um eine ordinäre lesbiſche Szene. 
Oder Lautrec gibt einen jungen viveur, der dem garſtigſten Frauenzimmer 
zuſieht, wie es das Korſett ſchnürt. Ein zerknittertes Lebebübchen, das 
Geſicht eine bemalte Schweinsblaſe — juveniler Marasmus. Dieſe ultra⸗ 
triviale Figur iſt vergeiſtigt wie kein Engel der Chriſten und gleichwohl ſo 
irdiſch wie möglich. 

Meier⸗Graefe und Kloſſowski definieren dieſes je ne sais quoi mit dem 
bedeutungsvollen Wort blague. Lautrec war blagueur. Das heißt: er hatte 
das Pariſer Maß realiſtiſcher Ironie, die, ohne am Sinne der Menſchheit 
zu verzweiſeln, ſich der Trivialität des Seienden aſſimiliert und die Dinge 
durch ſchweigenden Hohn veredelt. Dies fortgeſetzte intime Quidproquo iſt 
blague. Sie iſt die einzige ſolide Lebensphiloſophie dieſer Zeit — eine enorm 
demokratiſche Lebensphiloſophie. Sie pfeift auf perſönliche Beſonderheit und 
andere Individualismen aus dem liberalen Vorgeſtern. Ein Deutſcher wäre 
in Lautrees Falle entweder Romantiker oder Zyniker geworden und hätte ſo 
ſeinem ſchamhaften Bedürfnis nach Bedeutung genügt. Was im Grunde auf 
dasſelbe hinauskommt, gleich laſterhaft, gleich unſachlich, gleich dilettantiſch 
iſt. Toulouſe lächelte über die nordiſche Intranſigenz Richards des Dritten 
und ging hin, ſich zu porträtieren. Ein Affchen im Schlapphut auf einem 
Feldſtühlchen zeichnend. Oder: ein Laubfroſch, der atmend den Rücken bläht, 
die breit auslaufenden Beinchen hockend an ſich zieht und dem neugierigen 
Metaphyſiker, der nach dem Wetter fragt, die andere Seite zeigt. 


beſchichte der Technik. 
Von Richard Woldt. 


Als Marx am engliſchen Wirtſchaftskörper die neuen Erſcheinungen der 
kapitaliſtiſchen Produktionsform ſtudierte, wünſchte er ſich oft das Rüſtzeug 
der techniſchen Unterſuchungen. Er war ſich darüber klar, daß der Sieg der 
neuen Maſchinenwirtſchaft durch Rentabilitätsberechnungen am deutlichſten 
aufgezeigt werden könnte. Marx ſpricht von der Geſchichte der Technologie 
als von der Bildungsgeſchichte der produktiven Organe des Geſellſchafts⸗ 
menſchen, der materiellen Baſis jeder beſonderen Geſellſchaftsorganiſation. „Die 
Technologie enthüllt das aktive Verhältnis des Menſchen zur Natur, den 
unmittelbaren Produktionsprozeß ſeines Lebens, damit auch ſeiner geſellſchaft⸗ 
lichen Lebensverhältniſſe und der ihnen entquellenden geiſtigen Vorſtellungen.“ 

Der Wunſch von Marx iſt damals unerfüllt geblieben, und viel beſſer iſt 
es auch heute noch nicht geworden. Zweifellos könnte man heute das 
Kapitel: Maſchinerie und große Induſtrie mit ganz anderen Fußnoten über 
rein techniſche Dinge verſehen, wie es zu den Zeiten von Marx möglich war. 

Heute hat man ein fein ſpezialiſiertes Fachvereinsweſen mit ganz vorzüglich 
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geleiteten Zeitſchriften, in denen wenigſtens die Daten des techniſch konſtruk⸗ N 


tiven Fortſchritts regiſtriert werden. 


Aber eine planvoll durchgeführte hiſtoriſche Forſchung in dem Sinne, wie | 


es ſich Marx vorſtellte, ſteckt auch heute noch in den erſten Anfängen. Wir 
haben verdienſtvolle Nachſchlagewerke von Kamarſch, Beck und anderen, aber 


hier handelt es ſich doch nur immer um Studien von einzelſtehenden Fach⸗ 
gelehrten, die Technik ſelbſt in ihrer Allgemeinheit hat weder aktiv noch paſſiv 


an dieſen Arbeiten teilgenommen. In ſeinem Denken iſt der Techniker un⸗ 


hiſtoriſch. 


Der Verein deutſcher Ingenieure hat jetzt die Führung übernommen, hiſto⸗ 


riſche Forſchungen auf dem Gebiet der Technik in größerem Umfang möglich 
zu machen. Er hat finanziell die Herausgabe des großen Werkes über die 


Geſchichte der Dampfmaſchine von Matſchoß unterſtützt, andere Publikationen 
dieſer Art ſollen folgen. 5 

Neben ſolchen literariſchen Plänen aber dürften uns jene Bemühungen 
intereſſieren, die zur Gründung und zum Ausbau des Deutſchen Muſeums 
von Meiſterwerken der Naturwiſſenſchaft und Technik in München geführt 
haben. Aus der „Chronik“ des Muſeums, die W. v. Dyk geſchrieben hat, 
gebe ich folgende Daten. 

Am 5. Mai des Jahres 1903 legte Baurat O. v. Miller einem kleinen 
Kreiſe von Gelehrten und Technikern, von Vertretern ſtaatlicher und ſtädtiſcher 
Behörden den Plan der Gründung eines Muſeums von Meiſterwerken der 
Naturwiſſenſchaft und Technik vor. Ein Deutſches Muſeum ſollte errichtet 
werden, der Entwicklung der Naturwiſſenſchaft und Technik gewidmet, eine 
lebendige Geſchichte des Forſchungs⸗ und Erfindungsgeiſtes aller Zeiten und 
Länder, wo der Einfluß der wiſſenſchaftlichen Forſchung auf die Technik zu 
allſeitiger Darſtellung gelangt, eine Ruhmeshalle der Männer, deren Ge⸗ 
danken und Taten der heutigen Kultur ſo viel von ihrem beſonderen Gepräge 
gegeben haben, eine Quelle hiſtoriſcher Erkenntnis für den Gelehrten, eine 
Fundſtätte fruchtbarer Ideen für den Techniker, Vorbild und Anſporn für 
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das ganze Volk! So der Plan. Im nächſten Monat fand im Feſtſaal der 4 


Königlichen Akademie der Wiſſenſchaften in München der Gründungsakt 


ſtatt. Ein leibhaftiger Prinz hatte ſogar dafür das Protektorat übernommen. 


Die erſten drei Jahre wurden den vorbereitenden Arbeiten gewidmet, es 
waren die Grundlinien für den geſamten Plan zu ziehen, Organiſation und 
Finanzierung, Anlage der Sammlungen und eine erſte Geſtaltung des Bau⸗ 
projektes einzuleiten. Zuerſt wurden die geſammelten Objekte im alten 
Nationalmuſeum in der Maximilianſtraße untergebracht, im nächſten Jahre, 
als die Räume ſich zu klein erwieſen, hatte die Regierung glücklicherweiſe eine 


alte Reiterkaſerne übrig, deren Pferdeſtälle und Mannſchaftsſtuben in er⸗ 


neuertem Zuſtand wenigſtens vorläufig zur Aufnahme der Gegenſtände dienen 
konnten. 


Das Muſeum ſoll nun folgenden Grundgedanken verwirklichen: „Die hiſto⸗ 
riſche Entwicklung der naturwiſſenſchaftlichen Forſchung, der Technik und der 
Induſtrie in ihrer Wechſelwirkung iſt darzuſtellen und ihre wichtigſten Stufen 


durch hervorragende und typiſche Meiſterwerke ſind zu veranſchaulichen.“ 


Deshalb werden hiſtoriſch bedeutſame Originalapparate und Maſchinen 
ausgeſtellt, „Erſtlingsentwürfe, Skizzen und Berechnungen, Aufzeichnungen 
erſter Verſuchsreihen, deren Durchführung eine neue Erkenntnis des inneren 
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Zuſammenhanges von Erſcheinungen mit ſich gebracht hat.“ „Dann aber 
ſollen die mannigfachen Methoden der Geſtaltung und Darbietung angewendet 
werden, um immer neue Hilfsmittel für die eindringliche Belehrung zu 
finden.“ So werden Verſuchsreihen über techniſche Probleme in entwicklungs⸗ 
geſchichtlicher Darſtellung dem Beſchauer näher gerückt oder durch Tabellen, 
Diagramme uſw. die Wirkungen wichtiger Erfindungen für die Volkswirtſchaft 
dargeſtellt. Das Muſeum dient alſo der wiſſenſchaftlichen Forſchung und der 
populärwiſſenſchaftlichen Belehrungsarbeit. 

Die hiſtoriſche Forſchung über die Entwicklung der Technik hat zunächſt 
manche hiſtoriſche Ehrenrettung vorzunehmen. Marx hat von einer kritiſchen 
Geſchichte der Technologie erwartet, daß ſie überhaupt erſt nachweiſen würde, 
wie wenig irgend eine Erfindung des achtzehnten Jahrhunderts einem ein⸗ 
zelnen Individuum gehöre. Auch im Reiche der Technik iſt die Mit⸗ und 
Nachwelt undankbar. Sie feiert nur den „erfolgreichen“ Erfinder, der den 
glücklichen Schlußgedanken zu einer Erfindung gefunden hat. Vergeſſen und 
verſchollen bleibt für ſie jene Maſſe der anonymen Geiſtesarbeiter, die dem 
Erfolgmann erſt die Vorarbeiten liefern mußten. Denn immer handelt es 
ſich um einen kollektiven Denkprozeß, um das Auftauchen von neuen Er⸗ 
findungsgedanken gleichzeitig an verſchiedenen Stellen und zu verſchiedenen 
Gelegenheiten, bedingt durch Bedürfniſſe der Praxis und Notwendigkeiten des 
Wirtſchaftslebens. Der Hiſtoriker hat hier einzudringen, hat die alten Doku⸗ 
mente und Denkſchriften durchzuſtöbern und wird dabei manche Legende zer- 
ſtören. Das zeigt uns zum Beiſpiel Matſchoß in ſeiner Geſchichte der Dampf⸗ 
maſchine. Die lange Entwicklungsreihe in der techniſchen Weiterbildung 
der Dampfmaſchine wird hier rekonſtruiert, wir erhalten über die Vor⸗ 
arbeiten von den alten „Kunſtmeiſtern“ Mitteilungen, durch die wir das 
„Verdienſt“ der großen Männer der Dampfmaſchinentechnik immer nüchterner 
beurteilen lernen. 

Aber neben dieſer Berichtigung hiſtoriſcher Tatſachen wird uns vor allen 
Dingen die hiſtoriſche Betrachtungsweiſe die Beziehungen der Technik zum 
Wirtſchaftsleben durch ganz neuartige Momente darlegen können. 

Wenn der Nationalökonom uns das ſieghafte Vordringen der neuen kapi⸗ 
taliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe hiſtoriſch ſchildern will, wird er die Beweiskraft 
ſeiner Schlußfolgerungen durch Zahlen und Zählungen nachzuweiſen ſuchen. 
Er wird, ſoweit die Statiſtik das möglich macht, an den Ziffern der Berufs⸗ 
gruppierungen und Betriebsarten, an den Ausfuhr⸗ und Einfuhrzahlen, an 
Produktionsziffern und was dergleichen Dinge mehr ſind, die ſoziale und 
wirtſchaftliche Kultur unſerer Geſellſchaft zu durchdringen ſuchen. Der Techniker 
kann dafür noch einen viel beſſeren Anſchauungsunterricht geben. 

Im Münchener Muſeum wird uns zum Beiſpiel eine moderne Automaten⸗ 


drehbank im Betrieb vorgeführt. Ein zweiteiliges Meſſingfaſſonſtück wird in 


48 Sekunden vor unſeren Augen hergeſtellt. Wir können es mit der Uhr in 
der Hand verfolgen und denken dabei zum Vergleich an die Leiſtungsfähigkeit 
einer einfachen Supportdrehbank, wie ſie vor etwa dreißig Jahren noch faſt 
überall in Anwendung war. Dort hätte man trotz aller körperlichen An⸗ 
ſtrengungen und Fingerfertigkeit das uns vorliegende Arbeitsſtück in einer 
Viertelſtunde ſchwerlich fertig gebracht. Solche Darſtellungen zum Vergleich 
ſind im Münchener Muſeum in reicher Fülle ausgeſtellt. Sie erinnern daran, 
daß auf der Berliner Gewerbeausſtellung 1896 die Weberei von Zimmermann 
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in Gnadenfrei⸗Schleſien neben einem neueren mechanischen Webſtuhl einen 
alten Handweber aus dem Eulengebirge mit ſeinem Handwebſtuhl hingeſetzt 
hatte. Dem Beſchauer ſollte Gelegenheit gegeben werden, die Produktivität 
beider Herſtellungsformen zu vergleichen. Nach ſolchen Methoden wird uns 
der maſchinentechniſche Fortſchritt ganz beſonders eindringlich gepredigt. Wir 
lernen, techniſch in Werten für Umdrehungsgeſchwindigkeiten, Kraftverbrauch, 
Produktionsmengen, Herſtellungspreiſen uſw. ausgedrückt, die Überlegenheit der 
neuen Fabrikarbeit im Vergleich zum alten Handwerk in ſeiner ganzen Größe 
kennen, und wenn uns dann vorgerechnet wird, daß der alte Handweber für 
das gleiche Arbeitsquantum ein Vielfaches der Herſtellungszeit benötigt wie 
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der mechaniſche Webſtuhl, dann wird uns das Schickſal jener Weberfamilien 3 


in feiner ganzen Tragik klar, wie fie vergebens dieſen neuen Maſchinen gegen- 
über wirtſchaftlich ſich zu behaupten ſuchten. Der Hiſtoriker, der hier mit 
techniſch geſchultem Blicke ſich wieder in den Gang der damaligen Arbeits⸗ 
weiſe vertieft, analyſiert die inneren revolutionären Triebkräfte, die zur kapi⸗ 
taliſtiſchen Wirtſchaft führten, viel klarer, als es dem Statiſtiker mit ſeinen 
Beobachtungsmitteln möglich wäre. 

Aber nicht nur dem Gelehrten auf dem Gebiet der techniſchen Wiſſen⸗ 
ſchaften, ſondern auch dem Lehrenden und Lernenden werden die Münchener 
Sammlungen viel bieten können. So wichtig die Technik als Unterrichtsfach 
an unſeren Schulen iſt, ſo fehlt es doch hier noch an Methoden klarer ein⸗ 
drucksvoller Darſtellung. In dieſer Beziehung iſt man in der Naturwiſſen⸗ 
ſchaft weiter. Schon verhältnismäßig früh, begünſtigt durch das Aufkommen 
der darwiniſtiſchen Lehren, haben nicht die ſchlechteſten Wiſſenſchaftler für 
die neuen Ideen aufklärend und werbend ſich an die Laienwelt gewendet. 
Eine reiche populärwiſſenſchaftliche Literatur im guten Sinne des Wortes iſt 
entſtanden und man kann wohl ſagen, daß unſere Zeit ſchon etwas natur⸗ 
wiſſenſchaftlich denken gelernt hat. 

Aber den Erſcheinungen der Technik ſteht man in Schule und Leben heute 
noch recht fremd gegenüber. Das liegt ſicher zunächſt am Techniker ſelbſt 
der unmittelbar in ſeine Berufsarbeit eingeſpannt wurde und daher keine Zeit 
fand, über die Grenzen ſeiner eigentlichen Praxis hinaus zu wirken und ſich 
für dieſe Aufgaben zu ſchulen. So fehlt es denn im techniſchen Beruf an 


tüchtigen Lehrkräften. Nicht nur in den techniſchen Hochſchulen, ſondern auch 


in den Gymnaſien und natürlich nicht zuletzt in den Volksſchulen iſt der Typ 
des öden Paukers genugſam vertreten. Wenn wir an unſere eigene Lernzeit 
zurückdenken, ſo war ſicher nur die Luſt und Liebe zu den techniſchen Dingen 
groß genug, um nicht durch den unpädagogiſchen Unterricht unſerer Lehrer 
in die Brüche zu gehen. Hier fehlt es eben an feſtgefügten brauchbaren Lehr⸗ 
und Lernmethoden. 

Ebenſo verſagt in dieſer Beziehung auch das Medium der Tagespreſſe, 
von der Buchliteratur überhaupt nicht zu reden. Unſere Tagespreſſe hätte 
auch hier die Aufgabe, die großen Entwicklungstendenzen des heutigen Wirt⸗ 


ſchaftslebens aufzuzeichnen, wie ſie durch das techniſche Schaffen herausgeboren 


wurden. Dem Laien ſollte Verſtändnis für Ziele und Wege der heutigen 
techniſchen Entwicklung beigebracht werden. 


Freilich iſt dieſe Aufgabe, wenn deren Löſung ernſthaft angeſtrebt wird, 


an ſich ſchwer zu erfüllen. Es iſt leichter, einen guten Fachartikel zu ſchreiben, 
als im guten Sinne populär⸗-wiſſenſchaftlich tätig zu fein. Wer ſich an ein 
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Laienpublikum wendet, muß neben gründlicher Fachkennerſchaft, die ihm das 
Weſentliche von dem Unweſentlichen unterſcheiden lehrt, auch genügend päda⸗ 
gogiſche Fähigkeiten entwickeln können. Er muß zugleich ein Stück Künſtler 
und Philoſoph ſein, die Dinge durch ein ſtarkes Temperament betrachten, das 
Wirken der Technik in ihren großen Zuſammenhängen mit den Grenzgebieten 
analyſieren können. Zugleich ſoll er als formgewandter Stiliſt eindrucksvoll 
und prägnant das vorbringen, was er zu ſagen hat. Wer den Dingen näher 
ſteht, wird wiſſen, wie wenig von dieſen Forderungen in der Tagespreſſe er⸗ 
füllt werden können, wie hier der Schmock das Feld beherrſcht, der unwiſſend 
und unkritiſch Originalarbeiten aus den Fachzeitſchriften „exzerpiert“, um ſie 
mit etwas feuilletoniſtiſcher Sauce begoſſen an die Plantagen des journa⸗ 
liſtiſchen Tagesbetriebes zu verhandeln. 

Hier werden die Münchener Sammlungen auch beſſernd wirken. Indem 
dort die hiſtoriſche Anordnung der Dinge die grundlegenden Prinzipien der 

Erfindungsgedanken zeigt, werden zugleich neue Methoden und Anſchauungs— 
mittel für die Betrachtungsweiſe techniſcher Vorgänge geſchaffen. Der Lernende 
wird dann ſchneller lernen, weil dem Lehrenden gezeigt wurde, wie er das, 
was er vorzubringen hat, verſtändlicher ſagen kann. 

Sollte nicht auch hier die Geſchichte die beſte Lehrmeiſterin ſein können? 
Sie zeigt uns das Geſtern und Heute, veranſchaulicht uns den Entwicklungs⸗ 
gang der wichtigſten Erfindungen und lehrt uns, wohin die Reiſe geht. Die 
Geſchichte der Technik wird daher die Theorie der kapitaliſtiſchen Entwicklung 
durch neue und wichtige Erkenntniſſe beleben und bereichern können. 


Bücherſchau. 


Ernſt Untermann, Die logiſchen Mängel des Engeren Marxismus. Georg 
Plechanow et alii gegen Joſef Dietzgen. Auch ein Beitrag zur Geſchichte des 
Materialismus. Herausgegeben und bevorwortet non Eugen Di . München 
1910, Verlag n Philoſophie. 753 Seiten. Preis 7,50 Matt. 

Dieſes dicke Buch ſoll das furchtbare Gewitter. darſtellen. das Eugen Dietzgen 
wiederholt den Engmgrxiſten angekündigt hat. 

In der Tat geht es mit heiligen Donnerwettern über die Engmarxiſten im 
allgemeinen und über Plechanow, Kautsky und meine Wenigkeit im beſonderen 
her. Daneben muß Genoſſe Otto Bauer für das Verbrechen, eine frühere Schrift 
Untermanns ohne Beifall in etwa zwanzig Zeilen beſprochen zu haben, ungefähr 
zwanzigmal Spießruten laufen; auch Genoſſe Pannekoek wird zweimal ans Kreuz 
geſchlagen, nur weil ſeine Propaganda für Joſef Dietzgen den „Dietzgeniſten“ nicht 
genügt, und noch dazu beidemal neben mir armem Schächer, eine wahrhaft raffti— 
nierte Grauſamkeit, da Pannekoek erſt kürzlich gegen mich polemiſiert hat, weil ich 
nach ſeiner Anſicht die philoſophiſche Bedeutung Dietzgens unterſchätze. 

Eine Kritik des Buches iſt inſofern unmöglich, als es ſich in einer endloſen 
Reihe perſönlicher Ausfälle gegen die Engmarxiſten erſchöpft und ſich dabei — ſagen 
wir — Umſtellungen erlaubt, deren bloße Berichtigung vielleicht den doppelten oder 
dreifachen Umfang des Wälzers erreichen würde. Zudem muß es jedem einzelnen 
der Angegriffenen überlaſſen bleiben, ob er eine Abwehr für nötig hält; ich würde 
es für eine Beleidigung meiner Leidensgefährten halten, wenn ich ſie über ihre 
Köpfe weg gegen die Attacken Eugen Dietzgens und Untermanns verteidigen wollte. 
Für meine Perſon würde ich jede Erwiderung für überflüſſig halten, wenn ſich 
die beiden „Dietzgeniſten“ nicht, um mit dem Patron von beiden zu ſprechen, „gif— 
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tige Unterſtellungen“ gegen meinen Charakter erlaubten, auf die ich nicht völlig 
ſchweigen kann. | 

Zunächſt jedoch einige Proben ihrer „ſachlichen“ Polemik. Um meine „Ver⸗ 
ſchwommenheit“ und „verwaſchene Ideologie“ zu kennzeichnen, zitiert Untermann: 
„Die Muſik iſt die Mutter der griechiſchen Tragödie, die das geheimnisvolle Wehe 
des Willens, das Leiden des Lebens offenbart, die eine ewige Klage iſt, aber zu⸗ 
gleich die Erlöſung durch den Schein, durch Geſtaltung und Dichtung.“ Unter⸗ 
mann knüpft daran einen anmutigen Scherz über das „geheimnisvolle Wehe des 
engmarxiſtiſchen Willens“ und einen derben Fluch auf Plechanow, der ſelbſt die 
klarſten Ausführungen Joſef Dietzgens in alberne Trivialitäten verdrehe. Was 
Plechanow mit jenem Satze zu tun hat, weiß Ernſt Untermann nicht anzugeben; 
wenn er ihn aber mir zuſchreibt, ſo fälſcht er. Der Satz rührt nämlich nicht von 
mir, ſondern von — Nietzſche her, und ich habe ihn ausdrücklich als Nietzſches 
Anſicht zitiert, vor etwa zehn Jahren, als ich in der „Neuen Zeit“ den Inhalt von 
Nietzſches Erſtlingsſchrift ſkizzierte. Wer ſich davon überzeugen will, daß Untermann 
mich wider beſſeres Wiſſen zum Verfaſſer jenes Satzes macht, um ſeine Späßchen 
daran zu hängen, der mag den XVII. Jahrgang, 1. Band, S. 571 der „Neuen Zeit“ 
nachſchlagen. 

Noch ein anderes Beiſpiel! Vor ſechzehn Jahren kritiſierte Paul Ernſt in der 
„Neuen Zeit“ mein Buch über Leſſing. Er beſtritt den Zuſammenhang zwiſchen 
Klaſſenkämpfen und literariſcher Entwicklung und forderte mich heraus, ihm einmal 
nachzuweiſen, inwiefern Flauberts „Salammbo“ mit der Emanzipation der Arbeiter⸗ 
klaſſe zuſammenhinge. Darauf erwiderte ich, daß in der Literatur einer beſtimmten 
Geſchichtsperiode die allerverſchiedenſten Richtungen nebeneinander herlaufen 
könnten; das ſei ja die einfache Konſequenz meiner Auffaſſung, wonach ſich die 
Kämpfe der verſchiedenen Klaſſen in der Literatur widerſpiegelten. Ich fügte dann 
hinzu: „Beiläufig erſchien Flauberts ‚Salammbo‘ im Jahre 1862, als es noch gar 
keinen Emanzipationskampf des Proletariats gab.“ Dieſen Satz reißt Untermann 
aus dem Zuſammenhang, nicht etwa um zu berichtigen, daß im Jahre 1862 der 
Emanzipationskampf des Proletariats nur erſt nicht wiedererwacht war — ſolche 
kleine „Ungenauigkeiten“ auf die Goldwage zu legen, macht er den „Mehring und 
Plechanow“ gerade zum bitteren Vorwurf —, ſondern um ſich in eine ſeitenlange 
Litanei zu ergießen, die hier eigentlich — wär's nicht zu ſchade um den Raum — 
wörtlich abgedruckt werden müßte, um ihn in ſeiner ganzen Glorie zu zeigen. 
Genug, er zählt alle proletariſchen Bewegungen bis zum Jahre 1850 auf, um mich 
zum Schluß als „das übliche pſychologiſche Rätſel“ zu brandmarken, weil ich dieſe 
weltbekannten Ereigniſſe durch jenen Satz über Flaubert zu eskamotieren verſucht 
haben ſoll! Er vernichtet mich ſo, daß ich nicht einmal Retourkutſche ſpielen kann: 
Untermann iſt gewiß kein pfychologifches, ſondern nur ein pathologiſches Rätſel. 

Oder ein drittes Beiſpiel! Vor zehn Jahren habe ich einmal, wiederum in 
einem ganz nebenſächlichen Zuſammenhang, von dem Herzog Friedrich Wilhelm 
von Braunſchweig als einem Schurken geſprochen, weil er ſeine Landeskinder an 
England als Kanonenfutter gegen die amerikaniſchen Rebellen verkauft habe. Dar⸗ 
über regt ſich Untermann auf und fragt, nach welchem Maßſtab der Herzog ein 
Schurke genannt worden ſei. „Nach einem allgemeinmenſchlichen oder nach einem 
Klaſſenmaßſtab? Wenn nach einem Klaſſenmaßſtab — nach einem feudalen, einem bür⸗ 
gerlichen oder einem proletariſchen? Wenn nach einem menſchlichen, worauf beruht 
dieſer?“ Ja, wenn die berühmte Moral des „Dietzgenismus“ das nicht weiß, ſo 
ſollte ſie ſich doch lieber heute als morgen begraben laſſen. Aber da ich dankbar 
für die hiſtoriſche Auskunft bin, die Untermann mir erteilt hat, ſo will ich ihm 
die moraliſche Auskunft nicht vorenthalten, daß die deutſchen Fürſten, die im acht⸗ 
zehnten Jahrhundert ihre Landeskinder als Kanonenfutter an ausländiſche Mächte 
verkauften, ſowohl vom allgemeinmenſchlichen, als auch vom feudalen, als auch vom 
bürgerlichen, als auch vom proletariſchen Standpunkt aus alleſamt Schurken waren. 
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Nun noch ein letztes Beiſpiel! Ich habe einmal die vormärzlichen Zenſoren 
„traurige Geſellen“ und denjenigen Zenſor, der die „Rheiniſche Zeitung“ endlich 
abzuwürgen verſtand, einen „verſchmitzten Hallunken“ genannt. Untermann findet, 
da hätte ich „nach meinem ſubjektiven Gefühlsmaßſtab ein unhiſtoriſches Urteil“ 
gefällt; für die Regierung ſei gerade Marx der „verſchmitzte Hallunke“ geweſen, 
weil er der Zenſur lange ein X für ein U zu machen verſtanden habe. Ich kann 
dieſem Scharfſinn nur mein Kompliment machen; der ſelige Friedrich Wilhelm IV. 
wird ſich noch im Jenſeits freuen, in Untermann einen ſo getreuen Dolmetſch 
ſeiner Gedankenwelt gefunden zu haben. Aber darf ich mich unterſtehen, Unter⸗ 
mann zu loben? Wenn ich ihn für ein großes Genie erkläre, wozu ich ſehr geneigt 
bin, ſo wird er mich anfahren, das ſei „nach meinem ſubjektiven Gefühlsmaßſtab 
ein unhiſtoriſches Urteil“, da es — zwar äußerſt unwahrſcheinlicher-, aber doch nicht 
ganz menſchenunmöglicherweiſe — Leute gibt, die ihn für ganz etwas anderes halten. 

Mit den letzten Beiſpielen komme ich an den roten Faden, der ſich durch das 
ganze Buch zieht. Der Grundfehler des Engmarxismus, der ſich ſchon bei Marx 
und Engels zeigt, aber noch weit mehr bei ihren Schülern, beſteht — immer nach 
Untermann — in der eriſtiſch⸗metaphyſiſchen Polemik gegen gewiſſe Perſonen. „Die 
Schimpfereien im Munde der engeren Marxiſten ſind alſo noch das Kaulquappen⸗ 
ſchwänzchen der bürgerlichen Ideologie, das ſie noch nicht ganz los geworden ſind 
und auch auf Grund ihrer ganzen Entwicklung gar nicht ſo ſchnell los werden 
können.“ Das kommt aber daher, daß ihnen „eine konſequente dialektiſche Ent⸗ 
wicklung“, mit anderen Worten das Verſtändnis des „Dietzgenismus“ fehlt. Und 
ihnen dies Verſtändnis beizubringen, iſt der Zweck des Untermannſchen Buches. 

Erreicht wird dieſer Zweck aber dadurch, daß der Verfaſſer 754 Seiten lang 
auf Marx und Engels ſowie auf ihre Schüler — ſchimpft. Zum Beiſpiel bekommt 
Plechanow gleich im Anfang „bittere Polemik, perſönliche Verunglimpfung, an⸗ 
maßende Selbſtüberhebung, unbewieſene und unbeweisbare Anſpielungen, zur 
Widerlegung von ihm ſelbſt erfundene Behauptungen“ mit einem Wurfe an den 
Kopf geſchleudert. Während Untermann mit der einen Hand die fürſtlichen 
Menſchenverkäufer und die vormärzlichen Zenſoren ſchirmt, ſchleudert er mit der 
anderen Hand tötende Blitze auf die Engmarxiſten. Dabei wird dieſem Jupiter in 
lichten Augenblicken freilich um ſeine Gottähnlichkeit bange; er wirft ſich ein, daß 
wer das angebliche Schimpfen der Engmarxiſten ausrotten wolle, doch nicht ſelbſt 
wie ein Rohrſperling ſchimpfen dürfe. Aber, ſo tröſtet er ſich: „Selbſt der dialek⸗ 
tiſcheſte Denker iſt gezwungen, um überhaupt eine Wirkung zu erzielen, ſeinen 
engeren marxiſtiſchen Genoſſen reichliche Doſen ihrer Lieblingsmedizin einzugeben, 
einmal weil ſie die Wirkung und Bedeutung derſelben am beſten verſtehen, und 
zweitens, weil ſie dem marxiſtiſchen Leſerkreis den Geſchmack für ſolche halb meta- 
phyſiſche Würze ſelbſt anerzogen haben.“ Welch feine Politik und welche noch viel 
feinere Moral! 

Nicht ganz ſo grob, obſchon immer noch grob genug, aber dafür um ſo reicher 
an, wie Eugen Dietzgen ſagt, „giftigen Unterſtellungen“ oder, wie Untermann ſagt, 
„unbewieſenen und unbeweisbaren Anſpielungen“ iſt ihre Polemik gegen mich. Sie 
haben die Briefe des Herrn Maximilian Harden und weiland Eugen Richters ge⸗ 
funden und benutzen ſie ohne jede Rückſicht darauf, was ich ihren erlauchten Vor⸗ 
läufern zu erwidern gehabt habe. Als ernſte und ſachliche Denker werden ſie es 
mir gewiß nicht verübeln, daß ich mich auf den Quark nicht noch einmal einlaſſe, 
zumal da ſie ſelbſt ja nicht daran glauben. Nur hierüber noch ein paar Worte. 

Trotz alles Abſcheus gegen die Engmarxiſten erſuchte Eugen Dietzgen vor 
knapp drei Jahren, als der Stern Untermanns längſt am Horizont aufgegangen 
war, eine Reihe von ihnen um eine gemeinverſtändliche Darſtellung des Lebens 
und der Lehre ſeines Vaters. Die Namen dieſer Genoſſen zu nennen, bin ich nicht 
befugt, aber ſo viel darf ich ſagen, daß Eugen Dietzgen mich für den oberſten 

Marxiſten erklärte und mich für die Redaktion einer Viertel- oder Halbjahrsſchrift 
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zu „gewinnen“ fuchte, die er unter dem Titel: Der proletarifche Weltgeiſt heraus: 
zugeben beabſichtigte. Natürlich wußte er, daß ich niemals „Dietzgeniſt“ in ſeinem 
Sinne geweſen bin, und ich am wenigſten machte ein Hehl daraus; er meinte 
jedoch: „Ihre eventuell abweichende Auffaſſung wird und ſoll mir willkommene 
Anregung geben.“ Noch mehr: Eugen Dietzgen beſaß, wie er ſich ſelbſt auszu: 
drücken beliebte, die „amerikaniſche Unverfrorenheit“, mir ein Manuſkript aus dem 
Nachlaß ſeines Vaters zu überſenden mit der Bitte, ihm ein Gutachten darüber zu 
erſtatten, ob es veröffentlicht werden könne. Ich habe darin natürlich keine „ame⸗ 
rikaniſche Unverfrorenheit“, ſondern ein Vertrauen erblickt, das ich gern erwiderte; 
ich opferte der Arbeit einige Tage, worauf mir Eugen Dietzgen am 27. Auguſt 1910 
ſchrieb: „Daß Sie trotz der vielen Arbeit, mit der Ihre Schultern beladen ſind, an 
die gründliche Durchſicht des Manuſkriptes gegangen ſind, dafür nehmen Sie 
meinen tiefgefühlten Dank entgegen. Mit Ihrem Rate ſtimme ich vollſtändig über⸗ 
ein.“ Nach dieſem ehrenden Zeugnis des Patrons Eugen Dietzgen wird man be⸗ 
greifen, wie tief es mich erſchüttert, wenn Klient Untermann „die Sittlich⸗ 
keit des Mehringſchen Tuns und Laſſens“ gegenüber dem alten Dietzgen herben 
Zweifeln unterzieht. 

Die Briefe der Harden und Konſorten waren nun aber längſt olle Kamellen, 
als Eugen Dietzgen mir ſein Vertrauen ſchenkte in der Frage, wie das Andenken 
ſeines Vaters am beſten zu wahren ſei, und mir ſeinen „tiefgefühlten“ Dank für 
die Sorgfalt ausſprach, die ich dieſer Frage widmete. Damals kann er alſo nicht 
daran geglaubt haben, und wenn er ſich jetzt anſtellt, als ob er daran glaube, ſo 
hätte ich vielleicht einiges Recht, von „amerikaniſcher Unverfrorenheit“ zu ſprechen. 
Indeſſen verzichte ich gern darauf, denn ich kenne zur Genüge den Sekten⸗ 
fanatismus, der ſich regelmäßig, wenn ihm die Gründe ausgehen, aufs Ver⸗ 
dächtigen wirft. 

Mein Verbrechen in den Augen der Eugen Dietzgen und Untermann beſteht 
darin, daß ich bei gegebenen Anläſſen — in drei Jahren gerade zweimal — vor 
den ſinnloſen Übertreibungen des „Dietzgenismus“ gewarnt habe, die niemand 
ſchädigen als den alten Dietzgen, und von niemand ſchärfer verurteilt werden 
würden als von ihm, wenn er noch lebte. Darin bin ich meines Wiſſens auch 
ganz einig mit den jüngeren Parteigenoſſen, die die originale Leiſtung Joſef 
Dietzgens gegenüber Feuerbach und Marx höher einſchätzen als Plechanow, Kautsky 
und ich. Und am wenigſten hat Eugen Dietzgen das Recht, im Anhang zu Unter⸗ 
manns Buche eine lange Jeremiade über die „Leichtfertigkeit“ loszulaſſen, womit 
ich den alten Dietzgen „diskreditieren“ wolle. Niemand hat „tiefer gefühlt“ als er, 
wie beſorgt ich geweſen bin, daß nicht einmal der Schein eines Schattens auf das 
Andenken ſeines Vaters fällt. 

„Diskreditiert“ wird auch durch dies neueſte Evangelium der „Dietzgeniſten “, 
das als Humbug ebenſo dick iſt wie als Buch, niemand ſonſt als Joſef Dietzgen. 
Jedoch wird er auch wohl noch dieſen Puff aushalten. Ich habe mich zwar mit 
einer Rieſenanſtrengung durch den Schmöker durchgewürgt, aber minder geübte 
Leſer, als ich zu ſein glaube, werden über dem ewigen Geſchimpfe und Gezanke, 
das nicht einmal gelegentlich durch einen leidlichen Witz unterbrochen wird, noch 
lange vor der hundertſten Seite einſchlafen. Und es ſteht zu hoffen, daß keines 
Engmarxiſten ſchnöde Rachſucht dieſen Boten ſanfter Träume verſehren wird. 

F. Mehring. 


Henriette Roland-Holſt, Joſef Dietzgens Philoſophie, gemeinverſtändlich er⸗ 
läutert in ihrer Bedeutung für das Proletariat. Herausgegeben von Eugen 
Dietzgen. München, Verlag der Dietzgenſchen Philoſophie. 91 Seiten. Preis 
1 Mark. 

Nach dem äſthetiſch, intellektuell und moraliſch gleich ungeſchlachten Pamphlet 

Untermanns berührt die anſtändige und verſtändige Schrift der Genoſſin Roland⸗ 
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Holſt doppelt angenehm. Ihr wohltuender Eindruck wird nur einigermaßen geſtört 
durch die törichten Anmerkungen, durch die die Verfaſſerin, in einer uns nicht ganz 
verſtändlichen Nachſicht, dem ſogenannten Herausgeber ihre ſachlichen Ausführungen 
zu verunzieren geſtattet hat. Eine ſo gediegene Schriftſtellerin, wie die Genoſſin 
Roland⸗Holſt, braucht doch keinen Vormund, und am allerwenigſten dieſen Vormund. 

Es hieße ſie beleidigen, wenn wir erſt hervorheben wollten, daß fie das ab: 
geſchmackte Gefaſel von Engmarxismus und Dietzgenismus weit von ſich weiſt. 
Sie meint jedoch, es gäbe Marxiſten, die „einen ganz falſch verſtandenen Kultus 
mit den großen Vorkämpfern des wiſſenſchaftlichen Sozialismus“ trieben, indem 
ſie das Verdienſt Dietzgens auf philoſophiſchem Gebiete nicht anerkennen wollten 
und ihm jede ſelbſtändige Bedeutung Marx und Engels gegenüber abſprächen. 
Uns ſind ſolche Marxiſten gänzlich unbekannt. Wenn es deren gibt, die Dietzgens 
ſelbſtändige Bedeutung nicht ſo hoch einſchätzen, wie die Genoſſin Roland⸗Holſt, fo 

tun ſie es nicht, um einen Kultus mit Marx und Engels zu treiben, ſondern weil 
ſie ſich aus ſachlichen Gründen ihr Urteil gebildet haben. 

Wir fürchten auch, daß die ſechzehn Druckſeiten, auf denen die Genoſſin Roland⸗ 

Holſt „Die Grundbegriffe der Dietzgenſchen Philoſophie“ auseinanderſetzt, an dieſem 
Urteil nichts ändern werden. Sicherlich war Joſef Dietzgen ein naturwüchſiger 
Dialektiker von hervorragender philoſophiſcher Begabung, der ſeinen Feuerbach und 
ſeinen Marx gründlich ſtudiert hatte, aber wir haben in dieſem erſten Kapitel der 
Schrift nichts gefunden, was wir nicht aus Feuerbach und Marx und zum Teil 
aus noch viel älteren Philoſophen, bis auf Heraklit zurück, wüßten. In dem zweiten 
Kapitel nun gar, worin Dietzgens Anſichten über „Religion, Philoſophie und Moral“ 
abgehandelt werden, ſpürt man nur zu ſehr, daß die Hiſtorie nicht eben das Fach 
war, worin Joſef Dietzgen ſich auszeichnete. 

Den Unterſchied zwiſchen Dietzgen und Marx präziſiert die Genoſſin Roland⸗ 
Holſt dahin, daß Marx in erſter Reihe ein gewaltiger Kämpfer geweſen ſei, der 
mehr auf das Trennende, Dietzgen aber ein friedfertiger Philoſophengeiſt, der mehr 
auf das Verbindende geſehen habe. Darin liegt unzweifelhaft etwas Wahres, 
jedoch handelt es ſich nicht nur um einen Unterſchied der Charaktere und der 
Temperamente. Die Genoſſin Roland⸗Holſt erkennt ſelbſt an, daß Dietzgen nur 
die allgemein philoſophiſchen Grundlagen des Marxismus ans Licht gezogen habe. 
Das hätte aber Marx viel beſſer ſelbſt beſorgen können, wenn er es für notwendig 
und nützlich gehalten hätte. Er wußte jedoch ſehr gut, daß eine formale Denklehre, 
wie ſie Dietzgen in einigen Grundgedanken zu entwickeln verſucht hat, an das 
Ende, und nicht an den Anfang des proletariſchen Emanzipationskampfes gehört. 
Deshalb wies Marx die materialiſtiſche Dialektik mit koloſſalem Wiſſen in den 
Dingen ſelbſt nach, und behielt ſich erſt für den Abend ſeines Lebens vor, eine Ge⸗ 
ſchichte der Logik und der Dialektik zu ſchreiben, wozu es leider nicht gekommen iſt. 

Nun wollen wir gar nicht beſtreiten, daß die Schriften Dietzgens dafür einen 
gewiſſen Erſatz bieten können; wir empfehlen ſie auch gern den Arbeitern, und 
zwar ſo, daß ſie ſich am Sonntag daran erbauen können, nachdem ſie die ſechs 
Werkeltage der Woche als ſogenannte Engmarxiſten tätig geweſen ſind. Es iſt 
dann ganz gut und nützlich, wenn ſie ſich darüber klar werden, daß es in der 
Welt nur relative Gegenſätze gibt und daß die fürſtlichen Seelenverkäufer oder die 
vormärzlichen Zenſoren ebenſo im allgemeinen Zuſammenhange der Dinge wurzeln, 
wie der proletariſche Emanzipationskampf. Aber mit dieſer Weisheit beginnen, 
heißt in der Arbeiterklaſſe einen „ſchwächlichen Skeptizismus“ heranzüchten, was 

auch die Genoſſin Roland⸗Holſt als möglich zugibt. Nur will fie dieſe Gefahr da⸗ 

durch bannen, daß auch die „Relativität der Relativität“ unausgeſetzt im Auge be⸗ 
halten werden müſſe. Aber dieſe „Relativität der Relativität“ iſt ja auch nur 
wieder relativ, und ſo kommen wir aus der Schraube ohne Ende nicht heraus. 

Ehe die Arbeiter nicht aus der Praxis ihres Emanzipationskampfes die materia⸗ 
liſtiſche Dialektik begriffen haben, macht ſie die formale Denklehre Dietzgens 
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höchſtens konfus. Das iſt nicht gegen Dietzgen gejagt, der bei allem friedferfigen 
Philoſophieren in erſter Reihe immer proletariſcher Klaſſenkämpfer geweſen iſt, wohl 
aber gegen die „Dietzgeniſten“, für deren Henkerbeil die Genoſſin Roland⸗Holſt 
übrigens ebenſo reif iſt, wie Plechanow und die ſonſtigen Engmarxiſten. Sie ſagt 
beiſpielsweiſe, der Grundſatz, daß der Zweck die Mittel heilige, ſei ein proletariſcher 
Grundſatz, wenn unter Zweck das große allgemeine Heil einer Zeit, eines Volkes, 
einer Klaſſe verſtanden werde. Die Jeſuiten dagegen hätten dieſen Grundſatz an⸗ 
gewandt, um ihre Ränke und Intrigen, ihre verborgenen und öffentlichen Schand⸗ 
taten, die keineswegs gute, gemeinnützige Zwecke, ſondern die Befeſtigung der 
päpſtlichen Macht im Auge gehabt hätten, in gutes Licht zu ſtellen. Da mag ſich 
die Genoſſin Roland-Holit nur vor Untermann in acht nehmen, der fie anfahren 
wird, daß ſie nach einem ſubjektiven Gefühlsmaßſtab ein unhiſtoriſches Urteil fälle, 
die päpſtliche Macht hielte die jeſuitiſchen Ränke für ſehr heilige Handlungen uſw. 

Doch wir find weit entfernt, die ſachlichen und würdigen Ausführungen der 
Genoſſin Roland⸗Holſt mit den Poſſenreißereien Untermanns auf eine Stufe zu 
ſtellen. Ihre Schrift iſt ſehr empfehlenswert für jeden, der ſich über die Philoſophie 
Dietzgens unterrichten will, was wir um ſo lieber betonen, als wir ihrer Ein⸗ | 
ſchätzung dieſer Philoſophie für den proletariſchen Emanzipationskampf nicht zus 
ſtimmen können. f 


Stephan Großmann, Herzliche Grüße. Berlin 1909, Verlag Buchhandlung | 
Vorwärts. | 


Die zwei Dutzend Geſchichten, die der Verfaſſer in der vorliegenden Sammlung | 
vereinigt hat, find urſprünglich im Feuilleton der „Wiener Arbeiterzeitung“ und 
des „Berliner Tageblatts“ erſchienen, indeſſen erheben fie ſich wenigſtens einiger⸗ 
maßen über das Durchſchnittsniveau der landläufigen, meiſt durch weibliche Hand? 
arbeit hergeſtellten Zeitungsnovellette, wenn auch ihr buchförmiges Erſcheinen im | 
Vorwärtsverlag dadurch nicht ganz begründet iſt. Die Skizzen find leichte Lektüre, 
gefällige und ziemlich flott gezeichnete Ausſchnitte aus dem Alltagsleben, die zwar 
keine tiefgründigen Probleme erörtern, aber doch auch nicht ganz an der Oberfläche 
haften bleiben. Ohne Maupaſſants nervöſen Katzenſcharfblick für den innerlichſten 
grauen Dämmerungsbereich der menſchlichen Seele zu beſitzen, hat der Verfaſſern 
den kleinen Gott der Welt ziemlich gut beobachtet und wenigſtens in der Prägnanz 
der Form dürfte er von dem franzöſiſchen Meiſter gelernt haben. Freilich um 
größere Stoffe künſtleriſch zu erſchöpfen, um beiſpielsweiſe die Beſtialität der Todes⸗ 
ſtrafe bis in ihre äußerſten und eiſigſten Abgründe menſchlich zu verfolgen, dazu 
reicht Großmanns feuilletoniſtiſches Talent im „Staatsanwalt Duncker“ und in der 
„Hinrichtung“ nicht aus. Aber einem derartigen Vorwurf wäre ſchließlich über⸗ 
haupt nur ein Maupaſſant als der geborene Scharfrichter aller Menſchlichkeiten 
und Unmenſchlichkeiten gewachſen. 

Am beſten gelingen dem Verfaſſer die Schilderungen aus dem Leben des Wiener 
Kleinbürgers, die Skizzen aus den Gerichtsſälen, der Eiſenbahn und dem Wirts⸗ 
haus, wo der Erzähler Selbſtgeſehenes wiedergibt, wie er überhaupt ſeine ſpezifiſch 
öſterreichiſche Ader nicht nur durch die intime Kenntnis des Wiener Caféhauslebens 
verrät. „Ein nächtlicher Ruf“ und „Ein rückſichtsvoller Menſch“ ſcheinen uns die 
gelungenſten Beiſpiele für die Gemütlichkeit, den Humor und die Philiſterhaftigkeit 
jener Kaiſerſtadt, die nach dem Text eines bekannten Wiener Gaſſenhauers auf 
der ganzen Welt nicht ihresgleichen finden ſoll. 

Der Verlag hat die harmloſe Geſchichtenſammlung mit einer ſo üppigen Ver⸗ 
ſchwendung von weißen Vorſatzblättern und breiten Rändern ausgeſtattet, daß ſich 
manche ſeiner politiſchen Broſchüren daneben wie power gekleidete Waiſenkinder 
ausnehmen. R. H. 


Für die Redaktion des Feuilletons verantwortlich: Franz Mehring, Steglitz. 


Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geftattet. 


Laſſalle und die Budgetfrage. 
* Berlin, 24. September 1910. 


In den Verhandlungen des Magdeburger Parteitags verſuchte ein Dele⸗ 
gierter aus Chemnitz, Laſſalle zum Patron der badiſchen Budgetbewilliger zu 
machen. Er ſagte nach dem Bericht des „Vorwärts“: 


Kein anderer als Ferdinand Laſſalle hat die Budgetverweigerung für 
einen Ausdruck liberaler Feigheit, nicht für eine Demonſtration gegen den 
Klaſſenſtaat erklärt. (Hört, hört! bei den Süddeutſchen.) Und Laſſalle hat aus⸗ 
einandergeſetzt, daß die Budgetverweigerung nur einen Sinn hat, wenn die Steuer- 
verweigerung darauf erfolgt. (Zurufe bei der Mehrheit.) Und die Steuer⸗ 
verweigerung hat nur einen Sinn, wenn man dem Steuerexekutor mit der 
Waffe entgegentritt. (Sehr gut! bei den Süddeutſchen.) 


Gegen dieſe gröbliche Entſtellung von Laſſalles Auffaſſung der Budget⸗ 
frage ſagte dann Genoſſe Bebel, wieder nach dem Bericht des „Vorwärts“: 


Genoſſe Heilmann hat verſucht, Laſſalle zum Reviſioniſten zu machen. 
Gewiß hat Laſſalle die Abſtimmung der Fortſchrittspartei im preußiſchen Landtag 
gegen das Budget als liberale Feigheit gebrandmarkt. Ich unterſchreibe heute noch 
nach achtundvierzig Jahren alle Ausführungen über „Was nun?“ und über 
„Verfaſſungsweſen“ und kann der Partei dringend raten, jedes Wort dieſer 
Broſchüren auswendig zu lernen. Dann werden unſere Debatten bedeutend 
kürzer ſein. Heilmann hat nur die Begleitumſtände vergeſſen anzugeben, von 
denen Laſſalle ausgegangen. Laſſalle ging davon aus, daß die Fortſchrittspartei 
Bismarck einen Verfaſſungsbrecher nannte, der die Anklage auf Hochverrat 
verdiente. Da freilich, ſagt Laſſalle, genüge die Abſtimmung gegen das Budget 
nicht, und ihr müßt es durch die Steuerverweigerung zum Konflikt 
treiben, ſelbſt auf die Gefahr der Revolution. (Lebhafte Zuſtimmung.) 

So ſehr Genoſſe Bebel nun in der Sache den Nagel auf den Kopf traf, 
ſo irrte in den hiſtoriſchen Einzelheiten auch er, vorausgeſetzt, daß der Bericht 
des „Vorwärts“ in dieſen Einzelheiten richtig iſt. Es ſei deshalb geſtattet, 
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darauf näher einzugehen, nicht um eines wohlfeilen Beſſerwiſſens willen, 
ſondern weil, wie Genoſſe Bebel mit Recht geſagt hat, die genaue Kenntnis 
von Laſſalles Verfaſſungsbroſchüren ſehr geeignet iſt, die Debatten über die 
Budgetfrage abzukürzen. 

Zunächſt einmal iſt unrichtig, zu ſagen, daß die Fortſchrittspartei in 97 
preußiſchen Konfliktsjahren jemals das Budget verweigert habe. Das iſt ihr 
niemals eingefallen. Sie ſtrich nur die Mehrkoſten für die Heeresreorganiſation, 
bewilligte aber alles übrige, oder ziffermäßig ausgedrückt, ſie bewilligte etwa 
140 und ſtrich noch nicht ganz 5 Millionen Taler. In den ſpäteren Jahren 
des Konfliktes verweigerte ſie dann auch noch die Ausgaben für die geheimen 
Fonds, die ſich, wenn wir nicht irren, auf ein paarmal hunderttauſend Taler 
beliefen. Jedenfalls waren es verhältnismäßig geringfügige Summen, die die 
Fortſchrittspartei ſtrich; die große Maſſe des Etats bewilligte ſie regelmäßig. 
Das war gewiß eine feige und lächerliche Politik, denn um den Ausfall von 
5 Millionen bei einem Etat von 140 Millionen zu decken, hatte Bismarck 
finanzielle Hilfsquellen genug, und die Staatsgläubiger beruhigte er durch 
einen feierlichen Beſchluß des Staatsminiſteriums, der die Finanzverwaltung 
an beſtimmte, feſt umgrenzte Normen band. 

Nun gab es allerdings einzelne Mitglieder der Fortſchrittspartei, wie Johann 
Jacoby, die eine Verweigerung des ganzen Budgets befürworteten; einem 
Miniſterium, das abſichtlich und grundſätzlich die Verfaſſung verletze, dürfe 
überhaupt keine Verfügung über Staatsgelder anvertraut werden. Dagegen 
wandte die Mehrheit der Fortſchrittspartei ein, eine Verweigerung des ganzen 
Budgets ſei rein illuſoriſch und würde in völligem Verpuffen der beabſichtigten 
Wirkung die Lage der Oppoſition nur verſchlechtern, es ſei denn, daß die Steuer⸗ 
zahler die Steuern zu zahlen verweigerten, und daran ſei unter den gegebenen 
Verhältniſſen nicht zu denken. Das war nun aber auch die Meinung Laſſalles. 
Er verwarf die Steuerverweigerung nicht an und für ſich; unter Umſtänden 
erklärte er ſie für möglich und wirkſam; ſo in der Novemberkriſe von 1848; 
Laſſalle tadelte aufs bitterſte, daß ſie damals, als Signal einer neuen Revo⸗ 
lution, durch den berüchtigten paſſiven Widerſtand der preußiſchen Verein⸗ 
barer vereitelt worden ſei. Aber in den Tagen des Verfaſſungskonfliktes hielt 
er fie nicht für anwendbar; weshalb nicht, hat er in ſeiner Broſchüre: Was 
nun? ausführlich dargelegt. Im Weſen ſeiner Sache liefen ſeine Gründe auf 
dasſelbe hinaus, was Waldeck, der einflußreichſte Führer der Fortſchrittspartei, 
in den Worten zuſammenfaßte: Um eine Steuerverweigerung erfolgreich durch⸗ 
zuführen, müſſe man erſt Einrichtungen haben, wie ſeinerzeit John Hampden, 
namentlich die Möglichkeit, wegen einer gewaltſamen Steuererhebung vor Ge⸗ 
richt zu prozeſſieren. 

Was Laſſalle wirklich befürwortete, war auch die Budgetverweigerung, aber 
in der einzigen Form, die die Regierung wirklich lahmgelegt hätte. Er forderte, 
daß ſich das preußiſche Abgeordnetenhaus auf gar nichts mit der Regierung 
einlaſſen, vielmehr ſeine Sitzungen auf ſo lange vertagen ſolle, bis die Re⸗ 
gierung das Budgetbewilligungsrecht des Hauſes anerkannt habe. In ſeiner 
nackten Geſtalt könne ſich der Abſolutismus nicht mehr halten; was ihm fort⸗ 
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zudauern geſtatte, ſei der Scheinkonſtitutionalismus, den es in erſter Reihe 
zu zerſtören gelte. Bräche dieſer Scheinkonſtitutionalismus durch den Streik 
der gewählten Volksvertreter zuſammen, ſo müſſe der Abſolutismus über kurz 
oder lang kapitulieren, ſchon aus finanziellen Gründen. 

Wie Laſſalle ſeine Schlußfolgerung begründete, kann in ſeiner Broſchüre: 
Was nun? nachgeleſen werden. Hier ſei ſeine Forderung nur mit einigen 
hiſtoriſchen Erinnerungen aus der preußiſchen Geſchichte betrachtet. Es iſt den 
preußiſchen Junkern nie im Traume eingefallen, der Regierung auch nur einen 

Pfennig zu bewilligen, wenn nicht das Junkertum dabei die beſſeren Geſchäfte 
machte. Sozuſagen die bill of rights des preußiſchen Junkertums war der 
brandenburgiſche Landtagsrezeß von 1653. Der brandenburgiſch-preußiſche 
Staat war damals durch den Dreißigjährigen Krieg aufs furchtbarſte ver⸗ 
wüſtet worden; die einzige Möglichkeit ſeines Fortbeſtehens bot unter den da⸗ 
maligen Zeitläufen die Einrichtung eines ſtehenden Heeres und damit auch 
ſtändiger Steuern. Die Junker des Landtags bewilligten beides aber nur ſo, 
daß nicht die Souveränität der Hohenzollern, ſondern ihre eigene Souveränität 
„wie ein rocher de bronce ſtabiliert“ wurde, nur unter der Bedingung, daß 
ſie ſelbſt von Steuern frei blieben, daß ſie die Offiziersſtellen in dem neu zu 
ſchaffenden Heere erhielten und endlich, daß ihnen die bäuerliche Klaſſe, da⸗ 
mals die zahlreichſte Klaſſe der Bevölkerung, an Händen und Füßen gebunden 
ausgeliefert würde. 

Nicht anders die Bourgeoiſie, als ſie ſich ſo weit entwickelt hatte, um den 
Daumen auf dem Geldbeutel zu haben. Weil der preußiſche Abſolutismus 
bankrott war, mußte er 1820 gegenüber ſeinen Gläubigern die Verpflichtung 
eingehen, daß er keine neue Anleihe ohne die Zuſtimmung einer Volksvertretung 
aufnehmen werde. Er drückte ſich, ſolange es ging, aber endlich zwang ihn im 
Jahre 1847 die unerträgliche Geldnot, den Vereinigten Landtag einzuberufen, 
um namentlich eine Anleihe von einigen zwanzig Millionen Talern für den 
Bau der Oſtbahn aufnehmen zu können. Es handelte ſich um ein Kulturwerk, 
gegen das vom liberalen und ſelbſt vom ſozialiſtiſchen Standpunkt nichts ein⸗ 
zuwenden war. Gleichwohl weigerte ſich die Bourgeoiſie, die Anleihe zu be⸗ 
willigen, ehe ihr nicht die periodiſche Einberufung des Landtags, alſo ein 
Anteil am Regiment gewährt würde. Ein feudales Mitglied des Landtags 
verleugnete freilich heroiſch alle Überlieferungen ſeiner Klaſſe — es hieß Bis⸗ 
marck⸗Schönhauſen, und es war ziemlich fein erſtes Bekenntnis vor der Offent⸗ 
lichkeit — und ſuchte die Bourgeoiſie einzuſeifen mit der Behauptung, es ſei 
„mit dem Namen der Erpreſſung zu brandmarken“, wenn ſie die Anleihe 
nur gegen Einräumung politiſcher Rechte gewähren wolle, aber die Bourgeoiſie 
lachte ihn aus. Vergebens ſtrengte auch der Miniſter v. Bodelſchwingh ſeine 
ganze Beredſamkeit an; er hatte es auch nicht ſo gut, wie heute ſein Kollege 
v. Bodman, mit einem wohlfeilen Kompliment den gegneriſchen Trutz zu 
bändigen. Der Vereinigte Landtag verweigerte die Anleihe, und die Arbeiten 
an der Oſtbahn mußten ſiſtiert werden: es war ein harter Schlag, namentlich 
für die Provinz Oſtpreußen, aber nur 18 Vertreter dieſer Provinz ſtimmten 
für die Anleihe, 65 dagegen. Jedoch das Mittel erwies ſich als probat; nach 
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wenigen Monaten, noch vor dem Ausbruch der Märzrevolution, gewährte 
die Krone die periodiſche Berufung des Vereinigten Landtags. 

Nach dem 18. März 1848 fiel dann freilich der Bourgeoiſie aus bekannten 
Gründen das Herz in die Hoſen. Aus Angſt vor der Arbeiterklaſſe begann 
ſie ſich unter den Schutz der Bajonette zu flüchten und ſich mit dem Schein⸗ 
konſtitutionalismus zu befreunden, der den Abſolutismus ſicherer ſchützt als 
alle ſeine Bajonette. Das Budget auch nur der reaktionärſten Regierung zu 


verweigern, wurde immer mehr zum Hochverrat und Majeſtätsverbrechen, und 


noch vor Jahr und Tag hat der freiſinnige Abgeordnete Kopſch, bei den De⸗ 
batten über die „Reichsfinanzreform“, mit der ganzen ſittlichen Entrüſtung des 


politiſchen Idioten die „Erpreſſerpolitik“ von ſeiner Partei gewieſen, die dern 


reaktionäre Pfiffikus Bismarck ehedem „brandmarkte“, um die Bourgeoiſie ein⸗ 
zuſeifen. Höher geht's wohl nimmer. 

Aber in dieſem intellektuellen und moraliſchen Verſeuchungsprozeß gab es 
gelegentlich lichte Momente, und ſo verkommen wie der heutige Freiſinn war 
die Fortſchrittspartei der Konflikszeit bei alledem noch nicht. Deshalb bemühte 
ſich Laſſalle, ihr klar zu machen, daß und wie ſie auch ohne den Bau von 
Barrikaden den Abſolutismus ſo klein kriegen könne, daß er ihr aus der 
Hand eſſen müſſe. Wenn aber die Fortſchrittspartei auf ſeine Ratſchläge 
nicht einging, ſo geſchah es nicht, weil dieſe Ratſchläge falſch geweſen wären, 
oder auch nur, weil ſie dieſe Ratſchläge für falſch hielt, ſondern weil ſie den 
entſcheidenden Kampf mit Krone und Junkertum, den die Befolgung dieſer 
Ratſchläge herbeigeführt haben würde, überhaupt nicht wollte, weil ſie ſich 
gern mit dem Scheinkonſtitutionalismus begnügte, den Laſſalle als den ärgſten 
Fluch der öffentlichen Zuſtände in Deutſchland betrachtete. 

Nun waren ſeine Ratſchläge gewiß der damaligen Lage der Dinge an⸗ 
gepaßt, und ſie laſſen ſich nicht ohne weiteres auf die heutige Lage der Dinge 
anwenden. Das Proletariat iſt nicht die Bourgeoiſie; das Proletariat beſitzt 
auch nirgend die parlamentariſche Mehrheit, wie die Bourgeoiſie zu Laſſalles 
Zeit uſw. uſw. Es erübrigt, darauf im einzelnen einzugehen. Allein der 
Grundgedanke Laſſalles, daß keine unterdrückte Klaſſe mit dem Scheinkonſti⸗ 
tutionalismus paktieren dürfe, der eben in der Budgetbewilligung für eine 
unterdrückende Regierung ſeinen klaſſiſchen Ausdruck findet, beſteht allemal 
zu Recht; daraus, daß Laſſalle die Sorte von Budgetverweigerung, die die 
Fortſchrittspartei zu ſeiner Zeit trieb, für eine feige Poſſe erklärte, nunmehr 
zu ſchließen, daß ſozialdemokratiſche Abgeordnete einer reaktionären Regierung 
das Budget bewilligen dürfen, iſt eine Schlußfolgerung, von der man auch 
ſagen darf: Höher geht's wohl nimmer. 

Genoſſe Bebel meinte mit Recht, daß Laſſalle jedem, der ſich dieſen un⸗ 
zeitigen Scherz erlaubt hätte, in die Haare gefahren wäre. Laſſalle wußte beſſer 
als irgendwer, daß er mit ſeinem Arbeiterverein zunächſt auch nur zweckloſe 
Demonſtration machen könne, aber deshalb fiel ihm doch nicht ein, auf den 
Altären des Scheinkonſtitutionalismus zu opfern, und dieſe geniale Politik 
hätte er ſchon treiben müſſen, wenn er zum Patron der badiſchen Landtags⸗ 
fraktion gemacht werden ſoll. 
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Der Parteitag hat die Hoffnungen, die man auf ihn ſetzen durfte, reich 
erfüllt. Er war der Vollſtrecker des Willens zur Einheit, Geſchloſſenheit und 
Kampfbereitſchaft der Geſamtpartei, und er hat dieſen Willen mit ſolchem 
Nachdruck und ſolcher Entſchiedenheit betont, daß dem deutſchen Proletariat 
die Gewißheit wiedergegeben iſt, ohne welche Kämpfe und Siege unmöglich ſind. 
Daß der Magdeburger Parteitag dieſes Ergebnis zeitigen, daß er die not⸗ 
wendige Diſziplin wiederherſtellen, die demokratiſche Verfaſſung der Partei in 
ihrem vollen Umfang ſichern werde, das war allerdings ſchon gewiß, ehe der 
Parteitag zuſammentrat. Wenn je ein Parteitag, ſo war der Magdeburger 
der unmittelbare Ausdruck proletariſchen Empfindens. Wer den Verlauf der 
Verſammlungen verfolgt hatte, wer Gelegenheit hatte, die Stimmung der 
Arbeiter kennen zu lernen, der wußte, daß ſelten der Entſcheidung eines 
Parteitags über innere Parteifragen mit ſolch erregter Spannung von den 
Maſſen entgegengeſehen wurde wie diesmal. Und dies iſt ja nur zu erklärlich. 
Handelte es ſich doch um die Grundlage der Organiſation, um eine Frage 
alſo, in der jeder organiſierte Parteigenoſſe ein Sachverſtändiger iſt. Und das 
Urteil dieſer Sachverſtändigen konnte keinen Moment lang zweifelhaft ſein. 
Nichts falſcher als die Meinung, die Entſcheidung des Parteitags ſei unter 
der antreibenden Einwirkung einzelner Führer erfolgt. Nicht nach einem in 
allen Einzelheiten feſtgeſetzten Plane der Führer, ſondern gleichſam als 
ſpontane Maſſenaktion iſt diesmal der Entſcheid des Parteitags entſtanden. 

Daß aber der Parteitag unter dieſer Stimmung ſtand, das ſollte den Ver⸗ 
tretern der herrſchenden Klaſſen fürwahr genug Anlaß zu nachdenklichen Be⸗ 
trachtungen ſein, wobei wir allerdings zufrieden ſein können, wenn ſie es vor⸗ 
ziehen, ſtatt zu denken, nach altbewährtem Schema die Partei, die zur größten 
demokratiſchen Organiſation der Welt herangewachſen iſt, zu verunglimpfen. 
Denn der Magdeburger Parteitag ſpiegelte nur die Wirkung wider, die die 
Politik der herrſchenden Klaſſen bei den Maſſen hervorgerufen hat. Es iſt 
die Kampfbereitſchaft und Kampfesluſt der Arbeiterklaſſe, die ſie die klare und 
ſcharfe Entſcheidung der Diſziplinfrage fordern ließ. Die reaktionäre Politik 
mit ihren unerträglichen Konſequenzen hat die Maſſen in den letzten Jahren 
immer mehr erbittert, aufgerüttelt und radikaliſiert. Wenn eine Taktik, die 
von einer vermeintlichen Abſchwächung der Klaſſengegenſätze ausgeht und eine 
Politik des Entgegenkommens und dauernden Zuſammenarbeitens mit bürger⸗ 
lichen Parteien befürwortet, zu irgend einem Zeitpunkt vom deutſchen Prole⸗ 
tariat eine entſchiedene Zurückweiſung erfahren mußte, ſo jetzt, wo der Kampf 
um das gleiche Wahlrecht in Preußen, die großen Kämpfe, die der zu er⸗ 
hoffende Erfolg bei den nächſten Wahlen im Reiche erwarten läßt, in der 
deutſchen Arbeiterklaſſe die Überzeugung beſtärken müſſen, daß nicht die par⸗ 
lamentariſche Arbeit allein, ſo wichtig und bedeutungsvoll ſie iſt, nicht die 
geſchickte Ausnutzung parlamentariſcher Konſtellationen und der wechſelnden 
Gegenſätze zwiſchen den bürgerlichen Parteien, ſo verfehlt auch deren Nicht⸗ 
beachtung wäre, das Entſcheidende iſt. Zuletzt entſcheidend iſt doch die ökono⸗ 
miſche Macht des Proletariats, die ihm ſeine Stellung im Produktionsprozeß 
der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft gibt, das Bewußtſein dieſer Macht und die 
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Möglichkeit ihrer konzentrierten und deshalb wirkſamſten Anwendung durch 
ihre Zuſammenfaſſung in unſeren Organiſationen. So hoch man auch parla⸗ 
mentariſche Errungenſchaften einſchätzen mag, eine Reform wäre zu teuer er⸗ 
kauft, die nur zu haben wäre durch eine Taktik, die dieſe Erkenntnis der ent⸗ 
ſcheidenden Bedingungen des proletariſchen Sieges trüben würde. Deshalb 
war es ein wahres Wort, das ein Delegierter ſagte: nicht nur die Reform, 
ſondern auch der Kampf um die Reform verleihe unſeren Errungenſchaften 
ihren Wert. War es doch nur eine Variante des Grundſatzes proletariſcher 
Taktik, den Friedrich Engels mit den Worten des Hadubrandliedes auszu⸗ 
drücken pflegte: Mit dem Speere ſollſt du Gabe empfangen, Speer gegen 
Speer, Spitze gegen Spitze. 

Indem die Reſolution des Parteivorſtandes in ihrem erſten Abſatz die 
Budgetfrage nochmals der Entſcheidung des Parteitags unterbreitete, war die 
Gelegenheit gegeben, über die prinzipiellen Grundlagen unſerer Taktik die Mei⸗ 
nung der Sozialdemokratie feſtzuſtellen. Und mit überwältigender Majorität 
hat der Parteitag die Grundſätze beſtätigt, von denen ſich die Partei bisher 
leiten ließ und deren Richtigkeit das Wachstum der Partei, ihre immer feſtere 
Verankerung in dem Vertrauen der Volksmaſſen bezeugt. Denn die Abſtimmung 
über die Budgetfrage war nach der hiſtoriſchen Entwicklung und der Bedeutung, 
die dieſe Frage für die Partei allmählich gewonnen hat, mehr als die Ent⸗ 
ſcheidung über das Verhalten in einer einzelnen, wenn auch noch ſo bedeut⸗ 
ſamen parlamentariſchen Abſtimmung. Sie war zugleich der Ausdruck der 
Überzeugung, daß die Partei auch keinen Schritt breit von dem Wege abweichen 
wolle, den die eiſerne Notwendigkeit des Klaſſenkampfes einzuhalten gebietet. 

Aber nicht nur der Inhalt des Beſchluſſes, auch Form und Art ſeiner 
Faſſung legen Zeugnis ab von der Entſchloſſenheit der proletariſchen Maſſe 
zum Kampfe und zur Erhaltung der Einheitlichkeit des Kampfes, und ſie ſind 
aus dieſer entſchloſſenen Stimmung ohne weiteres als unumgänglich notwendig 
zu verſtehen und zu erweiſen. In einem glänzenden Referat, das in jedem 
Zuhörer wie Leſer die Empfindung für die Bedeutung der hiſtoriſchen Perſön⸗ 
lichkeit wecken mußte, hatte Bebel die Wichtigkeit der zu fällenden Entſcheidung 
dem Parteitag dargelegt. Ließ das Referat in der Sache es an Entſchiedenheit 
nicht im geringſten fehlen, ſo ging es zugleich mit keinem Worte über das hinaus, 
was zu ſagen unerläßlich war. Weit entfernt, die Brücken zur Verſtändigung 
abzubrechen, mußte es den Genoſſen, die ſich in Gegenſatz zum Willen der 
Geſamtpartei geſtellt hatten, die Rückkehr erleichtern. So war das Referat ein 
Muſter, von dem alle lernen dürfen, wie in ſchwierigen Situationen ſchwierige 
Parteifragen auszutragen ſind. Und es darf geſagt werden, daß die Dis⸗ 
kuſſion, die ſich an das Referat anſchloß, von einzelnen Entgleiſungen auf 
beiden Seiten abgeſehen, dieſer Einleitung würdig war. 

Dies Urteil gilt auch für die erſte Rede, in der Genoſſe Frank als Kor⸗ 
referent die Sache der badiſchen Parlamentarier vertrat. Es war ein Plädoyer 
für eine verlorene Sache freilich, und die ausführliche Darlegung parlamen⸗ 
tariſcher Arbeitsleiſtungen konnte die Taktik der badiſchen Fraktion dem Partei⸗ 
tag nicht verſtändlicher machen. Aber ſie enthielt ſich der Angriffe und unter⸗ 


ſchied ſich ſehr zu ihrem Vorteil von der aggreſſiven und herausfordernden 


Art, in der man auf dem Offenburger Parteitag geſprochen hatte, wo ſo gar 
nichts getan worden war, um eine Schlichtung des Konfliktes vorzubereiten. 
Aber das Entſcheidende fehlte der Rede: die Erklärung, die der Partei die 
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Gewißheit gegeben hätte, daß ihre Beſchlüſſe bindend ſeien und reſpektiert 
würden unter allen Umſtänden. 

Den Genoſſen im Lande dieſe Gewißheit zu geben, ohne die die Delegierten 
bei der Stimmung der Maſſen nicht vom Parteitag zurückkehren durften, war 
der Zweck des Zuſatzantrags, den die Majorität zur Reſolution des Vorſtandes 
geſtellt hatte. Indem dokumentiert werden ſollte, daß eine neuerliche Verfehlung 
gegen den ſo oft, ſo nachdrücklich und nach ſo langen Beratungen kundgegebenen 
Willen der Partei eine Handlung iſt, durch die ihr Urheber ſich von ſelbſt 
außerhalb der Partei ſtellt, ſollte eine ernſte, nicht mehr zu überſehende 


Warnung ausgeſprochen und die Diſziplin dadurch ſichergeſtellt werden, daß 


ihre neuerliche Durchbrechung als unvereinbar mit den Beſtimmungen des 
Organiſationsſtatuts über die Parteizugehörigkeit erklärt wurde. Es war im 
Grunde genommen dasſelbe, was die Vorſtandsreſolution enthielt, aber in 
ſchärferer, unmißverſtändlicher Faſſung. Daß dieſes Amendement für erforder⸗ 
lich gehalten wurde, war aber die notwendige Folge der Auslegung, die jenem 
Proteſt der 66 auf dem Parteitag in Nürnberg gegeben wurde, als ob dieſer 
nicht nur die in feierlicher Form erfolgte Außerung einer Anſicht, ſondern zu⸗ 
gleich gleichſam eine Minderung der Geltung eines Parteitagsbeſchluſſes hätte 
ſein können. Der Sinn dieſes Amendements ſelbſt, gegen das ſich Genoſſe 
Frank und ſeine Geſinnungsgenoſſen mit großer Heftigkeit wandten, machte 
ſeine Zurückziehung unter zwei Bedingungen ohne weiteres möglich: erſtens, 
wenn die Gegner der Budgetverweigerung dem Parteitag erklärten, daß ſie 
bei Wahrung ihrer Anſichten doch den Willen der Geſamtpartei — was für 
Sozialdemokraten doch ganz ſelbſtverſtändlich iſt — reſpektieren würden. In 
einer kurzen, aber alles Notwendige enthaltenden Rede wies Genoſſe Haaſe 
als Wortführer der Majorität die Budgetbewilligung auf dieſe Löſung hin. 
Es war vergeblich! 

Dagegen trat die zweite Bedingung ein. In einer Erklärung des Partei⸗ 
vorſtandes, die Bebel in ſeinem Schlußwort verleſen hatte, war die Überein⸗ 
ſtimmung auch der leitenden Inſtanzen mit der Meinung der Antragſteller 
ſo deutlich ausgeſprochen, daß das Amendement ſeinen Zweck, Klarheit zu 
ſchaffen, erfüllt hatte und überflüſſig geworden war. Es wurde daher mit 
Recht zurückgezogen. Nun aber geſchah das Unerwartete. In feinem Schluß⸗ 
wort änderte Genoſſe Frank völlig die Situation. Satz folgte auf Satz, der von 
der überwiegenden Mehrheit des Parteitags als Provokation empfunden und als 
direkte Ankündigung aufgefaßt werden mußte, daß die Befürworter der Budget- 
bewilligung ſich gleichſam als Sieger und Herren der Lage fühlen, daß auch dieſe 
Reſolution ihnen nur als ein Stück Papier gelte, das auch wieder zerriſſen 
werden könne. „Ich ſtehl' mein Holz und zahl’ mein’ Straf'!“ War das nicht 
deutlicher und ſchlimmer in einer Situation, wie ſie die Vorgänge von Magde— 
burg geſchaffen hatten, als die Erklärung der Sechsundſechzig in Nürnberg? 

Was nun folgte, geſchah ſo notwendig, wie eben Wirkung auf Urſache 
folgt. Die Majorität machte die entſcheidende Stelle der Erklärung Bebels, die 
im weſentlichen dasſelbe ſagte wie ihr urſprüngliches Amendement, zu ihrem 
Antrag, und in einer ausgedehnten Nachtſitzung wurde dieſer mit der ſtarken 
Majorität von 228 gegen 64 Stimmen angenommen, nachdem ein Teil der 
badiſchen Genoſſen und ihrer Freunde den Saal verlaſſen hatte. 

Nichts natürlicher, als daß die bürgerliche Preſſe ſich vor allem mit dieſen 
in dramatiſcher Steigerung ſich entwickelnden Vorgängen beſchäftigt. Je weniger 
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ihr die Debatte ſelbſt in ihrer Sachlichkeit und ihrem Ernſte Stoff zur Be⸗ 
kämpfung der Partei geliefert hatte, um ſo mehr ſucht ſie jetzt aus an ſich und 
fachlich betrachtet gänzlich gleichgültigen Vorgängen der Geſchäftsabwicklung 
Kapital zu ſchlagen. Darüber braucht man ja auch kein Wort zu verlieren. 
Aber wieder nichts natürlicher, als daß auch die Genoſſen, die in der Minorität 
geblieben ſind, an dieſe formellen Vorgänge anknüpfen. Denn in der Minorität 
zu bleiben, iſt nun einmal nicht angenehm, und in dieſer Stimmung erleichtert 
es das bedrückte Herz, wenigſtens einiges Unangenehme der Majorität zu ſagen. 
Zwei Vorwürfe erheben die Genoſſen; zunächſt ſei das Vorgehen der Majorität 
geſchäftsordnungswidrig. Die Debatte und Beſchlußfaſſung hätte vertagt werden 
müſſen, da es ſich um einen neuen Antrag gehandelt habe. Doch dieſer Ein⸗ 
wand iſt wirklich nur ein Kleben am Buchſtaben. Denn in Wahrheit war an 
zwei Tagen gerade über dieſen Punkt ausführlich debattiert worden, und die 
Meinungen hätten auch durch weitere Debatten nicht noch mehr geklärt werden 
können. Zudem dauerte ja die Debatte fort. Gegner des Antrags kamen zu 
Wort, und es hat nur an den Fortgehenden gelegen, daß die Zahl der 
Debattierenden nicht größer war. Selbſt wenn jemand zugeben will, daß eine 
Vertagung etwa wegen des Eindrucks nach außen günſtiger gewirkt hätte — wir 
ſelbſt meſſen der Sache keine Bedeutung bei —, ſo wird man doch ſagen müſſen, 
daß, pſychologiſch betrachtet, nach der vorangegangenen Erregung durch das 
Schlußwort Franks eine andere Löſung für beide Teile ſachlich kaum mehr mög⸗ 
lich, daß alſo die Vertagung irgend einen inhaltlichen Zweck nicht gehabt hätte 

Der zweite Einwand geht dahin, daß die Annahme des Antrags gegen 
den Geiſt des Organiſationsſtatuts verſtoße. Auch dieſer Behauptung können 
wir ein Gewicht nicht beimeſſen. Es iſt eine willkürliche Auslegung, daß der 
Beſchluß des Parteitags einem künftigen Schiedsgerichtsverfahren präjudiziere. 
Er präjudiziert nur der Einleitung eines ſolchen Verfahrens, das aber bei 
der Stimmung der Maſſen bei einem künftigen Diſziplinbruch mit abſoluter 
Sicherheit auch ohne den Beſchluß des Parteitags erfolgt wäre, ja nach der 
Erklärung der Vorſtandes erfolgen müßte. Da aber jedes Schiedsgerichts⸗ 
verfahren ſchließlich vor den Parteitag gebracht werden kann und bei einer 
ſo wichtigen Angelegenheit ſicher einen künftigen Parteitag beſchäftigen würde, 
dieſer aber völlig ſouverän iſt, ſo kann von einer Präjudizierung er 
nicht geſprochen werden. 

Der Ausgang der Verhandlungen über die badiſche Frage iſt als eine 
Niederlage des Reviſionismus bezeichnet worden und ſicher mit Recht. Man 
darf aber die Hoffnung hegen, daß unter allen Parteigenoſſen die Überzeugung 
ſich durchſetzen wird, daß der Sieger die Geſamtpartei iſt. Ihr Intereſſe 
hat ſich durchgeſetzt gegen Strömungen, die zu einer Lockerung ihres Gefüges, 
zu einer Verringerung ihrer Schlagfertigkeit und zu einer Minderung ihrer 
Kampffähigkeit hätten führen müſſen. Siegreich iſt die Überzeugung geblieben, 
daß die Einheit der Partei ihr höchſtes Gut iſt und daß die Partei ſich auf 
dem richtigen Wege befindet. Wird dieſe Einſicht Allgemeingut der Partei⸗ 
genoſſen, dann hat es auf dem Mageburger Parteitag keine Beſiegten gegeben, 
ſondern nur eine ſiegreiche Sozialdemokratie. 

Und daß dieſe Überzeugung wirklich die allgemeine werde, dafür hat die 
Verhandlung der Wahlrechtsfrage gute Vorarbeit geleiſtet. Die demonſtrative 
Bekundung der Geſchloſſenheit im Kampfe gegen unſere Gegner legte Zeugnis 
davon ab, daß auch bei denjenigen, die in der Minorität geblieben waren, 
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kein Stachel zurückgeblieben iſt, daß ſie angeſichts der großen Kämpfe und 
Entſcheidungen von demſelben Gefühl der Zuf ammengehörigkeit und Solidarität 
erfüllt ſind wie die Mehrheit. Die Verhandlungen erbrachten aber auch einen 
neuen Beweis von der Entſchloſſenheit der Partei zur Erkämpfung der Demo⸗ 
kratie, die identiſch iſt mit der Erringung des gleichen Wahlrechtes in Preußen, 
alle Kräfte der Arbeiterklaſſe zu entfeſſeln. Wenn die Gegner gehofft haben, 
die Partei in der Frage der Anwendung ihrer Machtmittel uneins zu finden, 
ſo haben ſie ſich nur wieder getäuſcht. Umgekehrt: Indem die Genoſſin Roſa 
Luxemburg und andere Genoſſen den Parteitag zu einem Beſchluß veranlaſſen 
wollten, der, wenn auch mit Unrecht, ſo ausgelegt hätte werden können, als 
ob die Anwendung des Maſſenſtreiks anders als im engſten Einvernehmen 
mit allen Zweigen der Arbeiterbewegung erfolgen könnte, bewirkte dies nur, 
daß die Überzeugung von der Übereinftimmung zwiſchen Gewerkſchafts⸗ und 
politiſcher Bewegung um ſo deutlicher bekundet wurde. Indem andererſeits 
der Vorſtand ſelbſt ſofort zuſtimmte, den Maſſenſtreik und die Maſſenaktionen 
als Mittel, die in Betracht gezogen werden müßten, ausdrücklich in ſeiner 
Reſolution zu nennen, zeigte er den Herrſchenden aufs neue, wie furchtbar 
ernſt es der deutſchen Arbeiterklaſſe mit ihrem Wahlrechtskampf iſt. 

Die glückliche Erledigung des Streites innerhalb der Partei, die erneute 
Kampfanſage an die Reaktion ſtanden im Mittelpunkt des Intereſſes des 
Magdeburger Parteitags. Aber auch bei den anderen Gegenſtänden der Tages⸗ 
ordnung hat der Parteitag gute und nützliche Arbeit geleiſtet. Auf die Einzel⸗ 
heiten einzugehen, iſt weder möglich noch nötig, nur der Beſchluß über die 
Genoſſenſchaftsfrage muß wegen ſeiner Wichtigkeit wenigſtens noch ge— 
nannt werden. Von ihm darf mit Sicherheit ein kräftiger Aufſchwung dieſes 
Teiles der Arbeiterbewegung erwartet werden, darf gehofft werden, daß auch 
da der Tag kommen wird, an dem geſagt werden kann, daß die deutſchen 
Arbeiter an der Spitze marſchieren. 

Gute Arbeit hat der Parteitag von Magdeburg geleiſtet. Töricht ſind die 
Hoffnungen unſerer Gegner, die wieder wie ſtets von den Schäden ſprechen, 
die die offene und rückſichtsloſe Ausſprache haben werde. Doppelt töricht in 
dieſem Moment, denn mehr als je beſitzt heute die Sozialdemokratie das Ver⸗ 
trauen der Maſſen, das ſie erworben, weil ſie ſtets unverhüllt und unerſchrocken 
ſich zu ihrem Ziele bekannt hat: Überwindung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft 
durch einen Kampf, der nur zum ſiegreichen Ende geführt werden kann durch 
die organiſierte und ihrer Aufgabe bewußte Arbeiterklaſſe. 

Die Debatten ſind vorüber, und nun heißt es an die Arbeit, die uns bald 
ein gutes Stück vorwärts bringen ſoll in Preußen und im Reiche, vorwärts 
zu neuen und größeren Kämpfen. 


zum verſtändnis der marxſchen forſchungsmethode. 


Von Heinrich Cunow. 


Vor zwei, drei Jahrzehnten gehörte es in der ſozialiſtiſchen Welt, beſonders 
unter der akademiſchen Jugend, gewiſſermaßen zum guten Ton, ſich als 
Marxiſt zu bekennen. Die älteren utopiſtiſch⸗ſozialiſtiſchen Lehrgebäude ſtürzten 
haltlos zuſammen. Ihre ſchönen Träumereien ſtanden in allzu grellem Gegen⸗ 
ſatz zu der ſich vor aller Augen vollziehenden kapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
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entwicklung mit ihren ſich immer mehr zuſpitzenden Klaſſenkämpfen zwiſchen 
Arbeiter⸗ und Unternehmerſchaft. Dagegen lieferte dieſe Entwicklung faſt 
täglich neue Beweiſe für die Richtigkeit der marxiſtiſchen Theorien. In dem 
Strudel der verſinkenden alten gefühlsſozialiſtiſchen Anſchauungen erſchien 
allein das Marxſche Lehrgebäude als feſter maſſiver Bau. Nur hier war allem 
Anſchein nach die geſuchte, auf feſtem wiſſenſchaftlichen Fundament ruhende 
Übereinſtimmung zwiſchen der ſozialiſtiſchen Theorie und den neuen Erſchei⸗ 
nungen des Geſellſchaftslebens zu finden, und ſo nannte ſich mancher ſozia⸗ 
liſtiſcher Politiker und Schriftſteller Marxiſt, der niemals tiefer in die Ge⸗ 
dankenwelt von Marx eingedrungen war und deſſen Arbeitsmethode nie ver⸗ 
ſtanden hatte. 

Heute iſt es umgekehrt; wenigſtens was die ſozialiſtiſche Bewegung 
Mittel⸗ und Weſteuropas betrifft. Mancher, der ſich auch einſt Marxiſt 
nannte, iſt zu ſeinem früheren Anſchauungskreis, zu einem gefühlsſozialiſtiſch 
durchſetzten bürgerlichen Radikalismus, zurückgekehrt und plädiert für irgend 
ein „Zurück“, ſei es auf die Lehren von Proudhon, von Kant, Hume oder 
gar Rouſſeau. Zwar räumt man Marx einen Ehrenplatz in der Geſchichte 
des Sozialismus ein; aber, ſo verkünden dieſe Rückſchrittler, der größte Teil 
der Marxſchen Theorien ſei durch die Tatſachen der neueſten wirtſchaftlichen 
Entwicklung überholt; der Marxismus befände ſich in einem Zuſtand geiſtiger 
Erſtarrung; ſeine einſt lebendigen Theſen wären abgeſtorben und zu toten 
Formeln geworden. Deshalb ſei die gründliche Reviſion des theoretiſchen Ver⸗ 
mächtniſſes von Karl Marx eine unaufſchiebbare Notwendigkeit. 

Wie erklärt ſich dieſer Umſchwung? Zum Teil ſicherlich aus getäuſchten 
Hoffnungen; aus der Erkenntnis, daß die bürgerliche Welt eine viel größere 
Lebenskraft beſitzt, als man einſt annahm: einer Erkenntnis, durch die die 
Umwälzung der heutigen Geſellſchaftsordnung in weite Ferne gerückt erſcheint; 
zu einem recht beträchtlichen Teile aber auch, weil, wie ſchon geſagt wurde, 
jene, die eine Reviſion der marxiſtiſchen Lehren fordern, nie in das eigent⸗ 
liche Weſen der Marxſchen Forſchungsweiſe eingedrungen ſind. Wie ſie einſt 
nur durch die Beobachtung, daß die Marxſchen Lehren äußerlich zu den Er⸗ 
ſcheinungen der Wirtſchaftsentwicklung ſtimmten, dazu gekommen ſind, ſich 
Marxiſten zu nennen, ſo ſchwenken ſie nun, nachdem ſie erkannt zu haben 
meinen, daß dieſe Übereinſtimmung nicht mehr vorhanden iſt, wieder ab und 
kehren zu früheren Etappen ihres Werdeganges zurück. Der fundamentale 
Unterſchied zwiſchen der Marxſchen und der heutigen volkswirtſchaftlichen 
Arbeitsmethodik iſt ihnen nie klar geworden, und ſo ſehen ſie auch nicht, daß 
dieſe von ihnen verlangte und ſchmerzlich entbehrte äußerliche Übereinſtimmung 
gar nicht ohne weiteres ein Kriterium der Marxſchen Lehren bildet, da dieſe 
Lehren durchaus nicht die an der Oberfläche des kapitaliſtiſchen Getriebes 
auftauchenden einzelnen Erſcheinungen in ihrer jeweiligen Geſtalt erklären 
wollen. Marx will vielmehr die der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsformation und 
ihrer Entwicklung zugrunde liegenden Geſetze oder Tendenzen, die er ſelbſt als 
„Naturgeſetze“ der Wirtſchaft bezeichnet, nachweiſen, und zwar möglichſt in 
„reiner“ Wirkung, nicht in ihrem durch mannigfache Gegeneinflüſſe jeweilig 
veränderten Effekt. 

Das iſt ein ganz anderes Ziel, als ſich zumeiſt die heutige, an den Uni⸗ 
verſitäten gelehrte und in der bürgerlichen Preſſe zur Erläuterung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Probleme angewandte Volkswirtſchaftslehre ſteckt. Sie will nicht 
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(und erhebt auch meiſt gar nicht den Anſpruch) die Geſetze der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft ergründen, wie einſt die klaſſiſche engliſche Nationalökonomie. 
Sie will lediglich Erklärungen für die ſich vor unſeren Augen abſpielenden 
ökonomiſchen Vorgänge liefern, und zwar oft nur für die äußerliche Geſtalt 
dieſer Vorgänge. Die Methode, die ſie anwendet, iſt denn auch nicht die 
analytiſch⸗abſtrakte, die dadurch zu der Erkenntnis der wirkenden Geſetze zu 
gelangen ſucht, daß ſie die Begleiterſcheinungen ausſcheidet und den zu unter⸗ 
ſuchenden Prozeß in möglichſt reiner Geſtalt zu erfaſſen ſucht; ſondern ſie 
verfährt rein empiriſch-⸗kombinatoriſch, vielfach ſogar in einer Weiſe, die 
Marx in jenem „Kapital“ als roh- und grob-empiriſch verſpottet. Die 
volkswirtſchaftlichen Erſcheinungen werden einfach ſo, wie ſie ſich der Be— 
obachtung darſtellen, alſo ohne daß durch eine eindringende Analyſe die mehr 
oder minder zufälligen Nebenumſtände abgeſondert wären, als gegebene Tat⸗ 
ſachen betrachtet und dann zwiſchen ihnen auf Grund ihres anſcheinend äußer⸗ 
lichen Zuſammenhanges, oft gar nur wegen ihrer zeitlichen Aufeinanderfolge 
eine urſächliche Verbindung, ein Kauſalnexus hergeſtellt. So findet — um 
dieſe Methode an einigen Beiſpielen der letzten Zeit zu illuſtrieren — ein 
ſolcher moderner Volkswirtſchaftler, daß zu Beginn der Wirtſchaftskriſen die 
Lager mit Waren überfüllt ſind, hauptſächlich mit Artikeln des individuellen 
Verbrauchs; er zieht daraus ohne weiteres die Folgerung, daß zu wenig ſolcher 
Waren in der voraufgegangenen Proſperitätsperiode konſumiert worden ſind, 
die Kriſe alſo aus einer allgemeinen Unterkonſumtion entſpringt. Ein 
zweiter hat bemerkt, daß regelmäßig vor der Kriſe eine ſogenannte Geld— 
knappheit eintritt und der Bank⸗ wie der private Wechſeldiskont beträchtlich 
ſteigt; er folgert daraus, daß die Kriſe eine bloße Folge der Geldknappheit iſt 
und dieſe daraus entſpringt, daß in der voraufgegangenen Zeit des wirt» 
ſchaftlichen Aufſchwunges nicht genügend neues Kapital für die Erweiterung 
des Produktionsprozeſſes akkumuliert (angehäuft), alſo ein zu großer Teil des 
Produktionsertrags für den Lebensunterhalt draufgegangen iſt, die Kriſe alſo 
nicht aus der Unterkonſumtion, ſondern vielmehr aus einer relativen Über- 
konſumtion entſpringt. Ein dritter wieder findet, daß vor der Kriſe die 
Aktienwerte an den Börſen eine enorme Steigerung erfuhren, bis dann plötzlich 
an einem beſtimmten Tage ein rapider Kursfall eintrat; er folgert daraus, 
daß die Kriſe eine Folge der ungeſunden Börſenſpekulation und ihrer Rück⸗ 
wirkung auf die Produktionstätigkeit iſt. 

Derartige Beiſpiele einer ganz roh⸗empiriſchen Betrachtungsweiſe, die nach 
dem zeitlichen Nacheinander zweier oder mehrerer wirtſchaftlicher Erſcheinungen 
einfach folgert, daß die ſpätere Erſcheinung die Folge der früheren ſein muß, 
laſſen ſich dutzendweiſe aufzählen. Erinnert ſei hier nur an die ſchönen Theſen 
über die Regelung der Produktion und die künftige Verhinderung aller Wirt⸗ 
ſchaftskriſen durch die Truſts — Theſen, die durch die letzten Kriſen in Deutſch⸗ 
land und Amerika gründlich widerlegt worden ſind, die die Vulgärökonomie 
aber auch vor dieſer Widerlegung leicht hätte als irrig erkennen können, wenn 
ſie nur analytiſch die Frage unterſucht hätte, wie ſich in der heutigen kapi⸗ 
taliſtiſchen Geſamtwirtſchaft das Verhältnis des Angebots zur Nachfrage durch 
ſtetiges Hinausgehen der Warenproduktion über und Zurückbleiben unter der 
jeweiligen Bedarfsquantität und durch die dieſen Schwankungen folgende Über⸗ 
und Unterbewertung der Produkte reguliert, demnach auch die Anpaſſung des 
Angebots an die Nachfrage ſchon deshalb nicht zu einer Regelung des Wirt⸗ 
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ſchaftslebens zu führen vermag, weil die Marktnachfrage etwas ſtetig Schwan⸗ 
kendes iſt, und wenn ſie ſich anormal geſtaltet, dann auch das An⸗ 
gebot, das ſich ihr anpaßt, anormal wird. 

Doch nicht nur, daß die Volkswirtſchaftler dieſes Schlages aus der zeit⸗ 
lichen Aufeinanderfolge zweier Erſcheinungen einfach ohne weiteres ſchließen, 
daß zwiſchen beiden ein Kauſalzuſammenhang beſtehen muß, nicht ſelten gehen 
ſie darüber noch einige Rieſenſchritte hinaus und konſtruieren ſich, wenn ſie 
auf anſcheinende Analogien im früheren Wirtſchaftsverlauf ſtoßen, ſofort 
allerlei ſchöne Geſetze, oft gleich „ewige“ oder „allgemeine“ Geſetze, die nach 
ihrer Behauptung nicht nur für die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe gelten, 
ſondern für die Wirtſchaft „an ſich“, auch für die der Germanen zu Cäſars 
oder für die der Irokeſen zu James Fenimore Coopers Zeit. a 

Zu dieſem Verfahren ſteht die Marxſche Methode in ſchärfſtem Gegenſatz. 
Derartige Kauſalfolgerungen zu ziehen oder gar aus einigen beliebigen Vor⸗ 
gängen älterer und neuerer Zeit auf Grund ihrer augenſcheinlichen äußeren 
Übereinſtimmung volkswirtſchaftliche Geſetze abzuleiten, wäre Marx als durch⸗ 
aus unwiſſenſchaftlich erſchienen. Nach ſeiner Auffaſſung können ſolche Geſetze 
nur auf dem Wege logiſcher Deduktion aus erwieſenen allgemeinen Grund⸗ 
tatſachen gewonnen werden. Auch Marx iſt in gewiſſem Sinne Empiriker; 
auch er geht von den wirtjchaftlichen Lebenserſcheinungen zu verſchiedenen 
Zeiten aus; aber er benutzt ſie nicht ſo, wie ſie ſich äußerlich dem Beobachter 
darſtellen, zum Aufbau ſeines Syſtems. Die alltägliche Erfahrung, ſagt er, 
erfaßt nur den trügeriſchen Schein der Dinge; deshalb muß zunächſt 
jede ſolche Erſcheinung auf ihre eigentliche Weſenheit unterſucht, wiſſen⸗ 
ſchaftlich analyſiert werden: eine Tätigkeit, die er in der Vorrede zur 
erſten Auflage des erſten Bandes ſeines „Kapital“ mit der „mikrologiſchen 
Anatomie“ vergleicht. Die fertige Geſtalt der ökonomiſchen Verhältniſſe, 
wie ſie ſich an der Oberfläche unſerer Beobachtung zeigt, iſt in Wirklichkeit 
ganz verſchieden von ihrer inneren Weſenheit, ihrem oft verhüllten eigent⸗ 
lichen Charakter und dem dieſen entſprechenden Begriff. Demnach iſt es aber 
auch ganz verkehrt, dieſen äußeren Schein als das Gegebene, Tatſächliche an⸗ 
zunehmen und von ihm bei der Folgerung auszugehen. Aufgabe der Wiſſen⸗ 
ſchaft iſt es vielmehr, durch den äußeren Schein zum inneren Weſen der 
volkswirtſchaftlichen Vorgänge vorzudringen. 

Von dieſem Standpunkt aus macht Marx denn auch in ſeinem „Kapital“ 
der Vulgärökonomie den Vorwurf, daß ſie in ihrem rohen Empirismus nur 
die äußeren Erſcheinungsformen ſehe und meiſt nur jene Vorſtellungen be⸗ 
grifflich zu klären und zu ſyſtematiſieren ſuche, die ſich dem Kaufmann und 
Fabrikanten bei ſeiner Geſchäftstätigkeit ohne tieferes Eindringen in die 
inneren Zuſammenhänge aufdrängen. So heißt es zum Beiſpiel im erſten 
Bande des „Kapital“, ſie (die roh⸗empiriſche Volkswirtſchaftslehre) „pocht 
überall auf den Schein gegen das Geſetz der Erſcheinungen. Daß 
in der Erſcheinung die Dinge ſich oft verkehrt darſtellen, iſt ziemlich allen 
Wiſſenſchaften bekannt, außer in der politiſchen Okonomie.“ \ 

Und noch charakteriſtiſcher für die Marxſche Methodik iſt vielleicht folgende 
Stelle (3. Band, 2. Teil, S. 352): 

„Die Vulgärökonomie tut in der Tat nichts, als die Vorſtellungen der in 
den bürgerlichen Produktionsverhältniſſen befangenen Agenten dieſer Pro⸗ 
duktion doktrinär zu verdolmetſchen, zu ſyſtematiſieren und zu apologetiſieren. 


Heinrich Cunow: Zum Verſtändnis der Marxſchen Forſchungsmethode. 1005 


Es darf uns alſo nicht wundernehmen, daß ſie gerade in der entfremdeten 
Erſcheinungsform der ökonomiſchen Verhältniſſe, worin dieſe prima facie ab⸗ 
geſchmackt und vollkommene Widerſprüche ſind — und alle Wiſſenſchaft 
wäre überflüſſig, wenn die Erſcheinungsform und das Weſen der 
Dinge unmittelbar zuſammenfielen — wenn gerade hier die Vulgär⸗ 
ökonomie ſich vollkommen bei ſich ſelbſt fühlt und ihr dieſe Verhältniſſe um 
ſo ſelbſtverſtändlicher erſcheinen, je mehr ihr innerer Zuſammenhang verborgen 
iſt, ſie aber der ordinären Vorſtellung geläufig ſind.“ 
f Marx fordert, daß der Volkswirtſchaftler gewiſſermaßen in derſelben Weiſe 
an die Erforſchung ökonomiſcher Geſetze herantritt wie ein Phyſiker an die 
Feſtſtellung phyſikaliſcher Geſetze. Wie dieſer „reine“ Geſetze zu gewinnen 
ſucht und zu dieſem Zwecke von den jeweiligen beſonderen Nebenumſtänden 
und ſtörenden Einflüſſen abſieht, die in Wirklichkeit oft oder immer vorhanden 
ſind, ſo ſucht auch Marx die ökonomiſchen Geſetze, ſoweit das möglich iſt, 
„rein“ aus ihren Grundbedingungen analytiſch herauszuſchälen, unter Bei⸗ 
ſeiteſchiebung der Störungen, die ſich häufig, meiſt oder immer einſtellen. Er 
ſagt ſelbſt, indem er ſeine Methode mit der des Phyſikers vergleicht: „Der 
Phyſiker beobachtet Naturprozeſſe entweder dort, wo ſie in der prägnanteſten 
Form und von ſtörenden Einflüſſen mindeſt getrübt erſcheinen, oder wo möglich 
macht er Experimente unter Bedingungen, welche den reinen Vorgang des 
Prozeſſes ſichern.“ 

So ſoll auch auf ſeinem Gebiet, auf dem Gebiet der politiſchen Okonomie, 
der ökonomiſche Theoretiker verfahren; und da die wirtſchaftlichen Vorgänge 
meiſt mit allerlei Nebenumſtänden verknüpft ſind, da ſie ferner nicht nur die 
Wirkung eines Geſetzes, ſondern das Reſultat vieler ſich gegenſeitig mehr oder 
weniger durchkreuzender, aufhebender, abſchwächender oder ergänzender Geſetze 
beziehungsweiſe Tendenzen ſind, ſo muß der Forſcher die Haupterſcheinungen 
von den Begleiterſcheinungen unterſcheiden, von den zufällig oder regelmäßig 
auftretenden ſtörenden Einflüſſen abſtrahieren und bei der Betrachtung der 
urſprünglichen Verknüpfungen die einzelnen Urſachen und ihre ſpeziellen Wir⸗ 
kungen möglichſt voneinander trennen. Er muß zu ſcheiden und zu iſolieren 
verſtehen. 

Natürlich liefert auch dieſe Methode nicht immer ein richtiges Reſultat, 
denn die Richtigkeit hängt nicht allein von der Methode ab, ſondern nicht 
minder davon, wie der Forſcher ſie praktiſch befolgt, wie tief ſeine Analyſe 
eindringt, wie weit er die Nebenerſcheinungen als ſolche erkennt und das 
Weſentliche vom Unweſentlichen ſcheidet. Aber in jedem Falle iſt nach der 
Auffaſſung von Karl Marx nur auf dieſem Wege eine Erkenntnis der dem 
wirtſchaftlichen Getriebe zugrunde liegenden Geſetze zu erlangen. Marx leitet 
denn auch beiſpielsweiſe ſein Wertgeſetz nicht aus den auf der Oberfläche des 
Wirtſchaftslebens auftauchenden Preiserſcheinungen ab, ſondern auf dem 
Wege der logiſchen Deduktion aus dem Weſen des Warenaustauſches heraus. 
Und ſein Geſetz der kapitaliſtiſchen Akkumulation, der Kapitalhäufung, gewinnt 
er nicht, indem er von den Konzentrationserſcheinungen ausgeht, ſondern 
durch eine eindringende Analyſe des kapitaliſtiſchen Reproduktionsprozeſſes, 
der Verwandlung des Mehrwertes in Kapital und der in dieſem Prozeß vor 
ſich gehenden Veränderung des Größenverhältniſſes der einzelnen Kapitals⸗ 
teile zueinander. Und erſt nachdem er aus beſtimmten Grundtatſachen des 
Kapitalbildungs⸗ und Vermehrungsprozeſſes die Akkumulationstendenzen oder, 
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wie er ſelbſt ſagt: „das abſolute, allgemeine Geſetz der kapitaliſtiſchen 
Akkumulation“ („Kapital“, 1. Band, 4. Auflage, S. 609) deduktiv abgeleitet 
hat, geht er nun daran, „Illuſtrationen“ zu dieſem Geſetz zu liefern, das 
heißt aus der engliſchen Wirtſchaftsgeſchichte nachzuweiſen, wie ſich in gewiſſen 
Fällen die Lage einzelner engliſcher Arbeiterſchichten unter der Wirkung dieſes 
Geſetzes geſtaltet hat. 

Es genügt ein flüchtiger Blick auf die hier von Marx angewandte 
Methode, um ſofort zu erkennen, wie weit dieſes Verfahren von der roh⸗ 
empiriſch⸗-hiſtoriſchen Methode jener praktiſchen Nationalökonomie abweicht, 
die wir in den Spalten der Finanz- und Handelspreſſe vertreten finden. Die 
Methodiker dieſes Schlages würden umgekehrt auf bloße äußerliche Ahnlich⸗ 
keiten hin allerlei verſchiedene Kapitalskonzentrationserſcheinungen zuſammen⸗ 
ſtellen und dann, indem ſie durch dieſen Haufen eine Diagonale ziehen, daraus 
ein ſogenanntes Durchſchnittsgeſetz ableiten. Es iſt denn auch ganz ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß dieſe empiriſche, lediglich von den Erſcheinungen der Ober⸗ 
fläche des Wirtſchaftslebens als ihren Grundelementen ausgehende Volks⸗ 
wirtſchaftslehre die Methode von Karl Marx ganz unverſtändlich findet. So 
ſagt zum Beiſpiel Herr Böhm-Bawerk, der vielbewunderte öſterreichiſche Pro⸗ 
feſſor und ehemalige Finanzminiſter, über die Marxſche Wertlehre: „Statt 
nun ſeine Theſe (die Arbeitswerttheorie) aus der Erfahrung oder aus ihren 
wirkenden Motiven (das heißt aus der Profitſucht. H. C.) empiriſch oder 
pſychologiſch zu begründen, zieht Marx es vor, einen dritten für einen der⸗ 
artigen Stoff gewiß etwas ſeltſamen Beweisgang einzuſchlagen: den Weg eines 
rein logiſchen Beweiſes, einer dialektiſchen Deduktion aus dem Weſen 
des Tauſches heraus.“ 

Derartige auf dem Wege der Deduktion aus gewiſſen Grundtatſachen ge⸗ 
wonnene Bewegungsgeſetze (Tendenzen) nennt Marx „reine“ oder „abſolute“ 
Geſetze — „abſolut“ im Sinne des Philoſophen Hegel, als deſſen Schüler Marx 
zu betrachten iſt. Das heißt, unter dem Ausdruck „abſolutes Geſetz“ iſt nicht, 
dem heutigen Sprachgebrauch entſprechend, ein „unbeſchränktes“ oder ſtets 
gültiges Geſetz zu verſtehen, ſondern ein den mannigfaltig wechſelnden Er⸗ 
ſcheinungen einer beſtimmten Art zugrunde liegendes letztes Bewegungsprinzip, 
eine unter den äußeren Erſcheinungsformen mehr oder minder verborgene 
Grundentwicklungstendenz. Daher iſt es denn auch, wie jene Theoretiker be⸗ 
haupten, die Marx niemals verſtanden haben, durchaus kein Widerſpruch, 
wenn Marx, nachdem er im erſten Bande ſeines „Kapital“ das kapitaliſtiſche 
Akkumulationsgeſetz dargelegt und dieſes als „abjolutes und allgemeines 
Geſetz“ bezeichnet hat, gleich hinterher ſagt: „Es wird gleich allen anderen 
Geſetzen in ſeiner Verwirklichung durch mannigfache Umſtände 
modifiziert, deren Analyſe nicht hierher gehört.“ 

Alſo, obgleich das Akkumulationsgeſetz ein „abſolutes“ und „allgemeines“ 
Geſetz der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft iſt, iſt es doch weder „unbeſchränkt“ 
gültig, noch tritt ſeine Wirkſamkeit immer in gleicher Weiſe hervor. Seine 


Wirkung wird vielmehr — wie das auch bei anderen ökonomiſchen Geſetzen | 


der Fall iſt — durch „mannigfache Umſtände“ modifiziert, das heißt verändert, 
abgelenkt oder eingeſchränkt. 

Iſt das nicht ein Widerſpruch? 

Nur für den, der die Marxſche Methode nicht verſtanden hat. Denn, wie 
die phyſikaliſchen Geſetze nicht immer rein zur Wirkung kommen, ſondern 
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durch Gegenwirkungen anderer Geſetze durchkreuzt werden, ſo kommen auch im 
Wirtſchaftsleben die „abſoluten“ Geſetze, das heißt die Grundbewegungs— 
tendenzen, nicht ſtändig in gleicher Weiſe zum Ausdruck. Es gibt nicht ein, 
ſondern viele ökonomiſche Geſetze, und keines hat ſeine beſondere in ſich ab⸗ 
geſchloſſene Geltungs⸗ oder Wirkungsſphäre, wo es unbeſtritten herrſcht. Das 
wirtſchaftliche Leben iſt vielmehr eine Reſultante ſehr vieler, ſich gegenſeitig 
in ihrer Wirkung beſchränkender, lähmender und aufhebender Geſetze: ein 
Erzeugnis ſich mannigfach durchkreuzender Kräfte und Gegenkräfte. 

Wenn dem aber ſo iſt, weshalb iſt es denn nötig, die ſogenannten „abſo⸗ 


luten“ oder „reinen“ Wirtſchaftsgeſetze zu erforſchen? Darauf antwortet 


Marx: Weil erſt dadurch, daß wir nicht am äußeren Schein haften bleiben, 
ſondern analytiſch bis zu den Grundgeſetzen des ökonomiſchen Lebens vor⸗ 
dringen, uns die geſellſchaftliche Bewegung verſtändlich wird! Der Schein, 
erklärt Marx, trügt; wie uns der menſchliche Körper nicht verſtändlich wird, 
ſolange wir nur ſeine Geſamterſcheinung und ſeine äußerlichen Funktionen 
betrachten, und wie wir erſt dann ſeinen Lebensmechanismus begreifen, wenn 
wir ihn zergliedern, die Funktionen ſeiner einzelnen Teile ſowohl für ſich wie 
in ihrem Zuſammenhang erforſchen und bis zu ſeinen Grundelementen, bis 
zur Körperzelle vordringen, ſo iſt es auch erforderlich, daß wir auf ökono⸗ 
miſchem Gebiet zunächſt durch ſorgfältige Analyſe die wirtſchaftlichen Grund: 
geſetze in ihrer Reinheit, das heißt unbeeinflußt durch jeweilige Nebenwirkungen, 
kennen lernen und dann erſt die Abweichungen (die Modifikationen), die ſie 
unter dem Einfluß anderer Geſetze erleiden. 

Aber wenn Marx die ökonomiſche Entwicklung gewiſſermaßen als einen 
„naturgeſchichtlichen Prozeß“ auffaßt, ſo behauptet er damit nicht, daß die 
ökonomiſchen Geſetze in jenem Sinne „Naturgeſetze“ ſind, wie zum Beiſpiel 
die Geſetze der Phyſik. Während die Theoretiker der klaſſiſchen Schule der 
engliſchen Nationalökonomie, auf deren Schultern Marx ſteht, die von ihnen 
gefundenen Geſetze des ſie umgebenden Wirtſchaftsgetriebes als Geſetze des 
allgemeinen Wirtſchaftens an ſich betrachten, die, ſeit der Menſch produzierte 
und austauſchte, ſtetig ſein Wirtſchaftsleben beſtimmten, wenn auch ihre Wir— 
kung auf den früheren, einfacheren Entwicklungsſtufen naturgemäß nicht ſo 
deutlich hervortrat, hat nach Marx jede wirtſchaftliche Entwicklungsperiode 
ihre eigenen, beſonderen Geſetze. Sobald ſich eine ſolche Epoche über— 
lebt hat und eine neue beginnt, treten auch an die Stelle der alten mehr 
oder minder veränderte ökonomiſche Geſetze. Die wirtſchaftlichen Geſetze 
ſind nämlich nach der Marxſchen Auffaſſung nichts anderes als Geſetze der 
ſozialen Beziehungen der Menſchen zueinander, und da die Geſellſchaft nicht 
etwas Gleichbleibendes, Starres iſt, ſondern ihre Formation ſich im Laufe des 
Entwicklungsprozeſſes immer wieder neu umgeſtaltet, ſo hat auch jede ſolche 
neue Formation ihre neuen beſonderen Geſetze. 

Alle ökonomiſchen Geſetze ſind demnach als hiſtoriſch bedingt zu be— 
trachten. Deshalb kann es auch nicht die Aufgabe der ökonomiſchen Forſchung 
ſein, für alle Wirtſchaftsſtufen paſſende, „ewig“ gültige Geſetze zu konſtruieren, 
ſondern jede Wirtſchaftsepoche in ihrer hiſtoriſchen Bedingtheit, in ihrer Ab— 
hängigkeit von beſonderen Geſetzen zu erkennen, und zwar iſt für Marx, wie 
er in der Vorrede zur zweiten Auflage des erſten Bandes ſeines „Kapital“ 
unter Bezugnahme auf eine Kritik ſeines Werkes im „Europäiſchen Boten“ 
ſelbſt zugeſteht, das Wichtigſte, das Geſetz der Veränderung der wirtſchaft⸗ 
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lichen Erſcheinungen zu finden, „das Geſetz ihrer Entwicklung, das heißt 
des Überganges aus einer Form in die andere, aus einer Ordnung 
des Zuſammenhanges in eine andere.“ 

Notwendigerweiſe muß eine ſolche analytifch-deduftive Forſchungsmethode 
in Konflikt mit der heute in faſt allen hiſtoriſch⸗ſozialen Wiſſenſchaften vor⸗ 
herrſchenden Betrachtungsweiſe geraten, die trotz alles gelegentlichen Koket⸗ 
tierens mit der Erkenntnistheoretik meiſt die geſellſchaftlichen Erſcheinungen ſo 
hinnimmt, wie ſie ſich äußerlich (ohne tiefere Analyſe) unſeren Sinnen dar⸗ 
ſtellen; und es iſt denn auch ganz ſelbſtverſtändlich, daß die von Marx in 
ſeinem „Kapital“ angewandte Methode von den „Wiſſenſchaftlern“ dieſes 
Schlages nicht nur für eine „ſpitzfindige Begriffsſpielerei“ befunden wird, 
ſondern daß einige der Schlaueſten dieſer „Gelehrten“, darunter vornehmlich 
der italieniſche Profeſſor Achille Loria, ſogar entdeckt haben, daß Marx in 
ſeiner teufliſchen Bosheit lediglich den Zweck verfolgt, ſeine Leſer und An⸗ 
hänger zu nasführen. Iſt es, ſo meinen dieſe Herren, nicht eine Albernheit, 
erſt unter Anwendung einer umſtändlichen, minutiöſen Analytik „abſolute“ 
ökonomiſche Geſetze herauszutüfteln und dann hinterher zu verſichern, daß 
dieſe Geſetze gar nicht „abſolut“ ſind, das heißt gar nicht abſolut gelten, daß 
vielmehr ihre Wirkſamkeit häufig oder immer durch andere Geſetze beeinträchtigt 
oder ſogar ganz aufgehoben wird? — alſo Geſetze zu konſtruieren, die 
eigentlich im praktiſchen Wirtſchaftsleben nach eigenem Eingeſtändnis gar 
nicht bemerkbar, gar nicht wirkſam find! So eine lächerliche analpytiſche 
Spielerei! Da unterſucht Marx zum Beiſpiel im erſten Bande ſeines „Kapital“ 
auf ungefähr 100 Seiten den Tauſchwert und die Metamorphoſe der Ware, 
und nachdem er ſeiner Meinung nach dieſen Wert gefunden hat, geſteht er 
zwar zu, daß dieſer Wert ſich im Warenpreis ausdrückt, der Preis alſo die 
Geldbezeichnung für die in der Ware vergegenſtändlichte Arbeitsmenge iſt, 
doch dann beſtreitet er wieder hinterher, daß der Durchſchnittspreis der 
Tauſchwertgröße entſpricht, und ſchließlich legt er gar im dritten Bande ſeines 
Werkes (1. Teil, 2. Abſchnitt) dar, daß die Marktpreiſe der Waren zwar im 
großen und ganzen durch die zu deren Herſtellung erforderliche geſellſchaftlich 
notwendige Arbeit beſtimmt werden, daß aber keineswegs als Faktor der 
Preisgröße das Wertgeſetz allein in Betracht kommt, ſondern neben dieſem das 
Geſetz der gleichen Durchſchnittsprofitrate, das heißt die Ausgleichung der ver⸗ 
ſchiedenen Profitraten durch die Konkurrenz. 

Iſt das nicht ein Widerſpruch, eine Selbſtwiderlegung des Marxſchen 
Wertgeſetzes? Durchaus nicht! Denn das Wirtſchaftsleben und ſeine ver⸗ 
ſchiedenen Erſcheinungen ſind, wie ſchon vorher erwähnt wurde, nicht das 
Ergebnis eines, ſondern verſchiedener ſich in ihren Wirkungen durchkreuzender 
Geſetze, und niemals kann die Beeinträchtigung der Wirkung eines Geſetzes 
durch die Wirkung eines anderen Geſetzes als Widerlegung des erſten Geſetzes 
gelten, vor allem dann nicht, wenn, wie in dieſem Falle, die ſogenannte 
„Störung“ genau nachweisbar und in gewiſſem Sinne ſogar berechenbar iſt. 
Gilt zum Beiſpiel auf dem Gebiet der Phyſik deshalb das Geſetz der Adhäſion 
nicht, weil es oft durch das entgegengeſetzte Geſetz der Kohäſion in ſeinen 
Wirkungen modifiziert oder aufgehoben wird? Iſt die Schwerkraft nur eine 
Illuſion, weil die Zentrifugalkraft ſie oft mehr oder minder lähmt? Sind die 
Fallgeſetze deshalb alberne Konſtruktionen, weil ſie nur im luftleeren Raume 
gelten, der Erdenraum aber mit Luft gefüllt iſt und wegen des Widerſtandes 
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dieſer Luft die Wirkung der Fallgeſetze mannigfach beeinträchtigt und ver⸗ 
ändert erſcheint? Wer behauptet, alle dieſe Geſetze exiſtierten nicht, weil ihre 
Wirkung nicht immer die gleiche iſt und vielfach oder gewöhnlich durch andere 
Geſetze modifiziert oder aufgehoben wird, der negiert die ganze heutige 
Naturwiſſenſchaft. | 

Es iſt deshalb auch geradezu komiſch, wenn Leute, zu denen auch ein 
großer Teil der ſogenannten Reviſioniſten gehört, weisheitsvoll auseinander⸗ 
ſetzen, daß ſo manche der Marxſchen Geſetze, zum Beiſpiel das Akkumulations⸗ 
und Konzentrationsgeſetz, nicht richtig ſein können, weil ihre Wirkung nicht 


immer, nicht in allen Produktionszweigen oder nicht in allen kapitaliſtiſchen 


Ländern verſpürt würde. Das iſt ganz genau ſo wiſſenſchaftlich, als wenn 
jemand weisheitsvoll verkündete, ein Geſetz der Anziehungskraft gäbe es gar 
nicht, weil manchmal eine Anziehung gar nicht zu erkennen ſei. Gewiß iſt die 
Marxſche Methode nicht ſchon deshalb richtig, weil ſie Marx anwendet; und 
ſelbſt angenommen, ſie wäre richtig, ſo braucht deswegen noch keineswegs 
jedes einzelne Forſchungsergebnis richtig zu ſein, zu dem Marx gelangt; denn 
auch eine richtige Methode kann ſelbſtverſtändlich falſch angewendet werden, 
ſelbſt von dem, der fie gefunden oder begründet hat. So läßt ſich deun auch 
ſicherlich nichts dagegen einwenden, wenn Gegner ſich die Marxſche Methode 
vornehmen und ſie als fehlerhaft, unpräziſe, widerſpruchsvoll nachzuweiſen 
ſuchen, oder wenn ſie verſuchen, die Grundtatſachen, von denen Marx ausgeht, 
und die einzelnen Glieder ſeiner Schlußfolgerungen als irrig darzutun. Aber 
die Behauptung aufzuſtellen, dieſe oder jene ökonomiſchen Geſetze exiſtierten 


ſchon deshalb nicht, weil wir zeitweilig von ihrer Wirkung nichts ſähen, das 


zeugt nur davon, daß der betreffende „Marxkritiker“ niemals den Unterſchied 
zwiſchen der Marxſchen Methode und der roh⸗-empiriſchen der landläufigen 
Finanzblätterökonomie begriffen hat. 

Gewöhnlich verſteht er, wie ſich meiſt bald herausſtellt, überhaupt von 
methodologiſchen Syſtemfragen nichts. So hört man beiſpielsweiſe oft ver⸗ 
ſichern, ja, das Marxſche Akkumulations⸗ und Konzentrationsgeſetz ſei zwar 
nicht ganz falſch, für die Induſtrie gelte es, aber nicht für die Landwirtſchaft, 
eigentlich auch nur für die deutſche, belgiſche oder engliſche Landwirtſchaft 
nicht, dagegen fände in der Landwirtſchaft Nordamerikas, Rußlands oder 
irgend eines anderen Landes noch immer eine bemerkenswerte Kapitals⸗ und 
Betriebskonzentration ſtatt, wie ja auch noch vor ſo und ſo viel Jahrzehnten 
Deutſchland feine landwirtſchaftliche Konzentration gehabt hätte. Eine Argu— 
mentationsweiſe, die ſofort verrät, daß der Sprechende von der ganzen Marxſchen 
Methode auch nicht die allereinfachſten Grundelemente begriffen haben kann. 
Denn dann müßte er wiſſen, daß die Anſicht, die Geſetze der kapitaliſtiſchen 
Produktion hätten immer nur zeitweilig und himmelsſtrichweiſe ihre Geltung, 
eine Albernheit iſt. Ein kapitaliſtiſches Geſetz gilt für das geſamte Gebiet 
der kapitaliſtiſchen Produktion, nicht nur für einzelne Landesteile und auch 
nicht nur hin und wieder; wohl aber kann ſeine Wirkung in den einzelnen 
Ländern durch mannigfache andere entgegenſtehende Kräfte durchkreuzt oder 
paralyſiert werden, zum Beiſpiel durch die Wirtſchafts⸗ Handels⸗ und Zoll⸗ 
politik, die Anſiedlungs⸗ und Hypothekengeſetzgebung, die Konkurrenz der Nach⸗ 
barländer auf dem in⸗ und ausländiſchen Lebensmittelmarkt, künſtliche Auf⸗ 
rechterhaltung beſtimmter landwirtſchaftlicher Betriebs⸗ und Anſiedlungsformen, 
durch Steuer⸗, Boden-, Ausfuhrprämien uſw. 
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Deshalb, weil ſolche und andere Gegenwirkungen vorhanden ſind und viel⸗ 
leicht zeitweilig oder dauernd in einem Lande die Kapitals- oder Betriebs⸗ 
konzentration abſchwächen oder hindern, iſt durchaus noch nicht geſagt, daß es 
nun überhaupt kein Konzentrationsgeſetz der kapitaliſtiſchen Okonomie gibt. 
Dieſes Geſetz wirkt nur, wie jedes andere ökonomiſche Geſetz auch, unter ver⸗ 
ſchiedenen Umſtänden in verſchiedener Weiſe und in verſchiedenem Umfang. 


Wer deshalb die marxiſtiſche Lehre richtig und allſeitig begreifen will, muß 


ſich zunächſt mit der von Karl Marx angewandten Methode bekannt machen. 
Ihre Kenntnis iſt die erſte Vorausſetzung der Erfaſſung des großen ökonomiſchen 
Lebenswerks dieſes gewaltigen Denkers. Wer die Methodik von Marx nicht 
begreift, vermag auch ſeine Beweisführung und die Bedeutung ſeiner Forſchungs⸗ 
reſultate nicht zu würdigen. Für ihn bleibt das „Kapital“ eine Häufung von 
zwar ſcharfſinnigen, aber meiſt zweckloſen Analyſen und Konſtruktionen. 


fünfundzwanzig Jahre Unfallverſicherungsgeſetz. 
Von G. £inf. 


Am 1. Oktober 1910 blicken wir in Deutſchland auf eine fünfundzwanzigjährige 
Wirkſamkeit der Unfallverſicherung zurück, ein Jubiläum, das die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften feſtlich begehen wollen. Die in den freien Gewerkſchaften organiſierten 
Arbeiter werden bei dem Feſtakt nicht vertreten ſein. Sie haben die Einladung 
abgelehnt. f 

Unternehmertum und Regierung werden bei dieſer Jubelfeier zum ſo und ſo 
vielten Male in die Welt poſaunen, wieviel Millionen an Unfallrente an die 
Arbeiter beziehungsweiſe Arbeiterinnen gezahlt worden ſind. Man wird ſich wieder 
rühmen, daß die Unternehmer dieſe Laſten — obwohl dieſelben ſchwer auf ihnen 
ruhen — dennoch gerne tragen, weil es ſich um das „Wohl und Wehe“ der Ar⸗ 
beiter handelt. Man wird wieder betonen, daß Deutſchland unter allen Kultur⸗ 
ländern der Welt das einzige Land iſt, das ſo viel für ſeine Arbeiter aufwendet. 

Dem erſten Präſidenten des Reichsverſicherungsamtes, dem am 4. Februar 1907 
verſtorbenen Geheimen Regierungsrat Dr. Bödicker, wird ein aus Spenden der 
Berufsgenoſſenſchaften und anderer Perſonen geſtiftetes Denkmal im Veſtibul des 
Reichsverſicherungsamtes errichtet. Bödickers Verdienſte erkennt auch die klaſſen⸗ 
bewußte Arbeiterſchaft durchaus an, indeſſen jetzt iſt der Geiſt Bödickers aus der 
Unfallverſicherung faſt völlig vertrieben. 

Die offiziöſen und bürgerlichen Lobredner der Unfallverſicherung erzählen 
immer nur von den Leiſtungen der Unternehmer, erwähnen indes das Riſiko der 
Arbeiter mit keinem Worte. 

Die Unfallverſicherung hat ihren Ausgangspunkt in der Kaiſerlichen Botſchaft 
vom 17. November 1881. Die frühere Geſetzgebung hatte ſich hinſichtlich der 


Schadloshaltung der bei gewerblichen Betriebsunfällen Verunglückten als un⸗ 


zulänglich erwieſen. Das gemeine Recht gewährte keine Entſchädigung in den 
zahlreichen Fällen, in denen durch Zufall oder durch eigene Unvorſichtigkeit Unfälle 
entſtanden, und bei den durch Verſchulden anderer herbeigeführten Unfällen haftete 
nur der unmittelbare Urheber, nicht der Auftraggeber, füglich zumeiſt alſo nicht 
der Unternehmer, ſondern irgend ein Werkführer oder Vorarbeiter. Der Ber: 
unglückte oder feine Hinterbliebenen konnten daher höchſt ſelten eine ausreichende 
Entſchädigung erſtreiten; aber ſelbſt bei glücklicher Durchführung des Prozeſſes 
gingen ſie bei der Mittelloſigkeit des Erſatzpflichtigen häufig leer aus. 

Dieſe Übelſtände bedingten den Erlaß des ſogenannten Haftpflichtgeſetzes (vom 
7. Juni 1871). Dieſes legte dem Unternehmer für die in ſeinem Betrieb vorkom⸗ 
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menden Unfälle, insbeſondere für die Vernachläſſigungen feiner Angeſtellten eine 
ſelbſtändige Verantwortlichkeit auf. | 

Danach hatte der Unternehmer den durch Tötung oder Körperverletzung eines 
Menſchen entſtandenen Schaden voll zu erſetzen, und zwar: 1. bei Unfällen im 
Betrieb einer Eiſenbahn, ſofern er nicht eine höhere Gewalt oder eigenes Ver— 
ſchulden des Verunglückten als Urſache des Unfalls nachweiſen konnte; 2. bei 
ſonſtigen Unfällen (im Betrieb eines Bergwerks, Steinbruchs, einer Gräberei oder 
Fabrik), wenn der Verunglückte ſeinerſeits ein Verſchulden des Unternehmers 
oder der Betriebsbeamten nachzuweiſen vermochte. | 

Dieſes Geſetz bedeutet unzweifelhaft einen Fortſchritt. Indeſſen die erhoffte 
Wirkung konnte es nicht haben, da die dem Verunglückten (oder deſſen Hinter⸗ 
bliebenen) auferlegte ſchwere Beweislaſt die Erlangung des Schadenerſatzes viel— 
fach illuſoriſch machte. Denn alle die Unfälle, die durch eigenes Verſchulden oder 
durch die unvermeidlichen Betriebsgefahren entſtanden, blieben unentſchädigt. 

Die Kaiſerliche Botſchaft vom 17. November 1881 brachte nun zum Ausdruck, 
„daß es die pflichtmäßige Aufgabe eines chriſtlichen Staatsweſens ſei, 
für die Beſitzloſen, welche zugleich den größten und der Hilfe be— 
dürftigſten Beſtandteil der Bevölkerung bilden, durch entſprechende 
Maßregeln zu ſorgen und ihnen, ſobald ſie im Kampfe mit den eigen 
tümlichen Gefahren der gewerblichen Arbeit ihre Erwerbsfähigkeit 
ganz oder teilweiſe einbüßen, eine ausreichende, vor der Armenpflege 
bewahrende Fürſorge zu gewährleiſten.“ 

Es iſt denn auch in der Unfallverſicherung der privatrechtliche Grundſatz 
des Schadenerſatzes ganz aufgegeben und an deſſen Stelle die auf öffentlich⸗ 
rechtlicher Verſicherung beruhende Fürſorge der Betriebsunternehmer für ihre 
durch Betriebsunfälle verletzten Arbeiter und deren Hinterbliebene eingeführt. Da 
der Gewerbebetrieb die Unfälle hervorruft, ſind die Unfallaſten als ein Beſtandteil 
der Produktionskoſten anzuſehen. 

Der erſte Entwurf des Unfallverſicherungsgeſetzes wurde dem Reichstag am 
8. März 1881 vorgelegt, nach erfolgter Kommiſſionsberatung in zweiter und dritter 
Leſung angenommen, indeſſen vom Bundesrat wieder zurückgezogen. Ein gleiches 
Schickſal erlebte der am 8. Mai 1882 vorgelegte zweite Entwurf. Am 6. März 1884 
wurde dem Reichstag ein dritter Entwurf vorgelegt, er wurde wieder einer Kom- 
miſſion überwieſen und in zweiter und dritter Leſung angenommen. Nun ſtimmte 
auch der Bundesrat zu, und am 6. Juli 1884 wurde das Geſetz vollzogen. Dieſes 
Geſetz beſchränkte ſich nur auf das Gewerbe und trat teilweiſe mit dem 6. Juli 
1884, in vollem Umfang indeſſen erſt am 1. Oktober 1884 in Kraft. Als 
Ausdehnungsgeſetze folgten dann: am 28. Mai 1885 „Geſetz über die Aus⸗ 
dehnung der Unfall⸗ und Krankenverſicherung auf die großen Land- und Waſſer⸗ 
transportbetriebe des Binnenlandes einſchließlich der Staatsbetriebe der Poſt⸗, 
Telegraphen⸗, Eiſenbahn⸗, Marine- und Heeres verwaltung“; am 5. März 1886 „Geſetz 
betreffend die Unfall⸗ und Krankenverſicherung der in land- und forſtwirtſchaftlichen 
Betrieben beſchäftigten Perſonen“; am 11. Juli 1887 das „Bauunfall-“ und am 
13. Juli 1887 das „Seeunfallverſicherungsgeſetzbk. Mit Ausnahme des Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetzes für Land- und Forſtwirtſchaft find die Beſtimmungen in allen 
Geſetzen die gleichen, nur für die land- und forſtwirtſchaftliche Unfallverſicherung 
weichen die geſetzlichen Beſtimmungen von dem eigentlichen Stammgeſetz etwas ab. 

Gegenſtand der Verſicherung ſoll der Erſatz des Schadens ſein, welcher infolge 
eines Betriebsunfalls entſteht. Der Schadenerſatz beſteht in der Gewährung 
des Heilverfahrens, einer Rente entſprechend dem Grade der Erwerbsbeſchränkung; 
wird das Heilverfahren in einer Krankenanſtalt ausgeübt, dann wird dem Ver⸗ 
letzten freie Kur und Verpflegung, ſeinen Angehörigen ein Bruchteil der Rente 
gewährt. Im Falle der Tötung erhalten die Hinterbliebenen ein Sterbegeld und 
die Hinterbliebenenrente (ſogenannte Witwen- und Waiſenrente). 
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Indeſſen hier iſt ausdrücklich hervorzuheben, daß der Schadenerſatz durch den 
Verſicherungsträger (Berufsgenoſſenſchaft, Ausführungsbehörden) nur dann einſetzt, 
wenn es ſich um einen „Betriebsunfall“ handelt. Das heißt die Verletzung muß 
im Betrieb ſtattfinden beziehungsweiſe mit dem „Betriebsintereſſe“ im urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhang ſtehen. Für alle die Unfälle, die ſich von der Wohnung 
des Arbeiters zum Betrieb oder umgekehrt ereignen, wird Schadenerſatz nicht 
gewährt. Ebenſo wird keine Rente für Unfälle gewährt, die ſich wohl im Be⸗ 
trieb ereignen, bei denen indeſſen nicht das Betriebsintereſſe, ſondern das „eigen⸗ 
wirtſchaftliche“ Intereſſe des Verletzten die Urſache der Verletzung war; endlich 
wird auch für Unfälle, die vorſätzlich herbeigeführt werden, keine Rente gegeben. 

Schadenerſatz wird den Verletzten nur dann gewährt, wenn ein tatſächlicher 
Betriebsunfall vorliegt. Ein ſolcher wird als vorliegend angeſehen, wenn es ſich 
um ein durch fremde Gewalteinwirkung entſtandenes, plötzlich und 
zeitlich begrenzbares Ereignis im Betrieb handelt. Von der Entſchädigungs⸗ 
pflicht waren und ſind auch heute noch alle die Erkrankungen ausgeſchloſſen, die 
ſich, wenn auch im Betriebe, ſo doch allmählich entwickeln. Hierher zählen in 
erſter Linie die Vergiftungsfälle. Dieſe Erkrankungen werden als unabänder⸗ 
liche Betriebsgefahren betrachtet und als ſogenannte Gewerbekrankheiten 
bezeichnet; endlich werden Hitz⸗, Blitz⸗, Gehirnſchläge im allgemeinen nicht als Un⸗ 
fälle angeſehen, füglich auch nicht mit einer Rente entſchädigt. Man bezeichnet ſie 
als Unfälle des gemeinen Lebens. 

Die Verſicherung beſchränkt ſich auch heute noch ebenſo wie vor fünfundzwanzig 
Jahren auf einen nicht zu großen Kreis. Der Verſicherungspflicht unterliegen ohne 


weiteres nur die großen Fabrikbetriebe, Bergwerke, Gruben, Werften uſw. 


und die Baubetriebe. Ferner auch handwerksmäßige Fabrikbetriebe, in denen die 
Waren „gewerbsmäßig“ zum Verſchleiß hergeſtellt werden und mindeſtens zehn 
Perſonen das Jahr hindurch beſchäftigt ſind. Es ſind mithin die in den Klein⸗ 
betrieben beſchäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen auch heute noch 
wie vor fünfundzwanzig Jahren von der Verſicherungspflicht aus⸗ 
ge] a jen. 

Wie ſieht es nun mit dem Schadenerſatz aus? Die dem Verletzten zu ge⸗ 
währende Rente wird nach dem erzielten Jahresarbeitsverdienſt berechnet und 
dann ein dem Grade der Erwerbsbehinderung entſprechender Prozentſatz als 
Rente feſtgeſetzt. Indeſſen nicht der geſamte Jahresverdienſt kommt in Betracht. 
Ein Beiſpiel: Der Jahresarbeitsverdienſt beträgt 2100 Mark. Dann werden von 
dieſer Summe 1500 Mark voll, der überſchießende Teil indeſſen nur mit einem 
Drittel angerechnet, alſo 600/3 — 200 Mark. Der anrechnungsfähige Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt beträgt demnach 1500 + 200 = 1700 Mark. Von dieſen 1700 Mark 
kommen für die Rentenfeſtſetzung indeſſen wieder nur zwei Drittel in Betracht. 
Der Verletzte erhält ſomit von ſeinem 2100 Mark wirklich betragenden Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt nur 1133,67 Mark als Vollrente. Warum dem Verletzten N 
der Unfallverſicherung nicht der volle Schadenerſatz wie auf Grund des Haftpflicht⸗ 
geſetzes gegeben wird, iſt weder im Geſetz ſelbſt noch in den Motiven zum Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetz geſagt. ' 

Noch ungünſtiger geſtaltet ſich die Berechnung des Jahresarbeitsverdienſtes für 
die Verletzten, die auf Grund des landwirtſchaftlichen Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes entſchädigt werden. Iſt der Verletzte ein „Facharbeiter“, dann wird nach 
§ 1 Abſatz VI des land- und forſtwirtſchaftlichen Unfallverſicherungsgeſetzes der von 
ihm tatſächlich verdiente Lohn, natürlich ebenfalls nach dem oben angeführten 
Beiſpiel, berechnet. Bei allen anderen Arbeitern indeſſen wird der vom Kreis⸗ 
ausſchuß feſtgeſetzte Jahresarbeitsverdienſt — der in der Regel 500 Mark nicht 
überſteigt — der Rentenberechnung zugrunde gelegt. Die Vollrente beträgt dann 
zwei Drittel von 500 Mark — 333,67 Mark. Ein Beiſpiel: Ein Kutſcher hat einen 
Wochenlohn von 27 Mark. Es find demnach 27 52 zu multiplizieren 1404 Mark. 
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Der Jahresarbeitsverdienſt iſt indeſſen vom Kreisausſchuß für den Kreis auf 600 Mark 
feſtgeſetzt. Die Vollrente beträgt demnach 600/3 * 2 — 400 Mark, während ſie nach 
dem vom Verletzten erzielten Lohne 936 Mark betragen müßte. 

Dieſe Härte und Ungerechtigkeit ſoll auch für die Zukunft beſtehen bleiben, da 
wenigſtens in dem Entwurf zur Reichsverſicherungsordnung eine Anderung der 
obigen Beſtimmungen nicht enthalten iſt. 

Die Rechtſprechung in den Spruchinſtanzen hat ſich weſentlich zuungunſten der 
Verletzten gewendet. Ganz beſonders bei den kleinen Renten und bei Finger: 
verletzungen kann man das wahrnehmen. Wurden unter der Ara des Präſidenten 
Bödicker für Fingerverletzungen 10, teilweiſe 20 Prozent Rente gezahlt, ſo wird 
jetzt, namentlich wenn der Unfall einige Jahre zurückliegt, für den Verluſt des 
Ring⸗, des Mittelfingers oder für den Verluſt einzelner Glieder des 
Daumens und Zeigefingers gar nichts mehr gezahlt. Erſtens wird „Ge— 
wöhnung“ angenommen, und wenn die Erwerbsbehinderung unter 10 Prozent 
beträgt, dann liegt eine „meßbare“ Erwerbseinbuße überhaupt nicht vor. Der Ein⸗ 
fluß der Junker und der induſtriellen Scharfmacher in der Rechtſprechung der Ar⸗ 
beiterverſicherung iſt unverkennbar. In einer Verhandlung vor dem Reichsverſiche⸗ 
rungsamt bezeichnete ein Vertreter der Zuckerberufsgenoſſenſchaft die zehnprozentige 
Rente als „Schnapsrente“. 

Sehr im Nachteil ſind die Arbeiter auch bei der Feſtſtellung des urſächlichen 
Zuſammenhanges zwiſchen Betriebsunfall und Erkrankung. 

Von den Unternehmern wird beſonders een, daß die Arbeiter zu 
den Unfallverſicherungslaſten nichts ſteuern. In einer für die Weltausſtellung in 
Paris (1900) bearbeiteten amtlichen Broſchüre „Leitfaden für Arbeiterverſicherung 
des Deutſchen Reichs“ wurde geſagt, „daß die Arbeiter keine Beiträge leiſten 
brauchen, die Unternehmer indeſſen hätten für das Jahr 1898 75 Millionen Mark 
aufgebracht und die Arbeiter ſeit 1885 bis inkluſive 1899 an Unfallrenten uſw. 
517500000 Mark als Entſchädigung erhalten“. 

Gegen die Auffaſſung, daß die Arbeiter „nichts“ zu den Laſten der Unfall⸗ 
verſicherung leiſten, muß indeſſen Proteſt erhoben werden. Es iſt bereits oben er⸗ 
wähnt, daß die Laſten der Arbeiterverſicherung als ein Beſtandteil der Pro— 
duktionskoſten anzuſehen ſind. Die Koſten für die geſamte Arbeiterverſicherung 
betragen — nach dem Kommerzienrat Schmidt-Altenburg — für die Unternehmer 
etwa ½ Prozent der Produktionskoſten. Dieſen Betrag zahlt der Unternehmer in⸗ 
deſſen erſt, nachdem die Arbeiter durch ihre Arbeit ihm den Betrag erarbeitet 
haben. Der von den Unternehmern geleiſtete Beitrag zur Unfallverſicherung iſt 
von den Arbeitern erarbeiteter, ihnen indeſſen vorenthaltener Lohn. Daher 
kann keine Rede davon ſein, daß die Unternehmer die Beiträge zur Unfallverſicherung, 
zur geſamten Arbeiterverſicherung überhaupt, aus „eigener“ Taſche zahlen. Es 
trifft dies um ſo weniger zu, als den Verletzten auch nicht der volle Schadenerſatz, 
ſondern noch nicht einmal zwei Drittel ihres wirklichen Lohnes als „Vollrente“ 
gewährt werden. Demnach tragen auch hierdurch die Arbeiter zu den Laſten der 
Rafe eruns bei. 

In jener amtlichen, für die Pariſer Weltausſtellung im Jahre 1900 bearbeiteten 
Broſchüre iſt ausgerechnet, daß die bis 1900 gezahlten Entſchädigungen an die 
Arbeiter „rund 961000 Kilogramm deutſchen gemünzten Goldes ausmachen. Ein 
Obelisk aus dieſem Golde würde bei etwa ſieben Quadratmeter Grundfläche etwa 
fünfzehn Meter hoch ſein“. Betrachten wir demgegenüber das Riſiko der Arbeiter. 
Nach der amtlichen Statiſtik wurden im Jahre 1908 an Entſchädigungen (Renten uſw.) 
157062870 Mark gezahlt. Im Jahre 1909 nach den vorläufigen Ermittlungen 
des Reichsverſicherungsamtes 162249432 Mark. Seit 1886 find an Entſchädigungen 
einſchließlich 1909, alſo in 24 Jahren, rund 1799 Millionen Mark gezahlt. 
Demgegenüber bringt das Jahr 1908 allein 662321 Verletzte, darunter 9856 
Tote, 1160 dauernd völlige Krüppel, 57510 teilweiſe Krüppel und 74539 
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vorübergehend erwerbsunfähige Verletzte. Alſo 142965 Unfälle, für die 1908 erſt⸗ 
malig eine Rente feſtgeſetzt wurde. Für 1909 liegen die amtlichen Ziffern noch 
nicht vor. Nach den vorläufigen Mitteilungen des Rechenſchaftsberichts des Reichs⸗ 
verſicherungsamtes für 1909 weiſt das Jahr 1909 insgeſamt 653376 Unfälle, 
darunter 136441 entſchädigungspflichtige Unfälle auf. 

Seit 1886 bis einſchließlich 1908 trafen die deutſchen Arbeiter insgeſamt 
8¼ Millionen Unfälle, darunter rund gerechnet 2 Millionen ſchwere Unfälle 
und 163000 Todesfälle. Welch ungeheuerliches Elend, welchen Jammer bergen 
dieſe Ziffern! Hunderttauſenden Witwen und Waiſen iſt der Gatte, der Vater, 
iſt der Ernährer entriſſen worden. Tauſende von Familienexiſtenzen ſind zum Teil 
für immer vernichtet. Gegenüber dieſen gewaltigen Ziffern an vernichteter Ge⸗ 
ſundheit und Leben der Arbeiter ſchmelzen die gezahlten Entſchädigungen zu 
einem Nichts zuſammen! Man beachte, daß bei Gewährung der Vollrente an den 
Verletzten die Rente pro Tag etwa 1,60 Mark beträgt. Davon ſoll in den meiſten 
Fällen der geſamte Haushalt beſtritten werden. Berückſichtigt muß ferner werden, 
daß Monate, ja oft Jahre vergehen, ehe der Verletzte in den Genuß der Rente 
gelangt, beziehungsweiſe ehe er ſich dieſelbe im prozeſſualen Verfahren er⸗ 
ſtritten hat. Wenn in der bereits erwähnten amtlichen Broſchüre geſagt wird: 
daß an Stelle des früheren Almoſens dem Arbeiter ein geſicherter Rechtsanſpruch 
„durch die Arbeiterverſicherung“ gegeben iſt, ſo kann dieſes alſo nur ſehr bedingt 
zugegeben werden. Ein durchgreifender weſentlicher Unterſchied zwiſchen Almoſen und 
der jetzigen Rentengewährung iſt nicht vorhanden. Sind doch die Arbeiter bei der 
Rentenfeſtſetzung nicht allein bis jetzt ausgeſchloſſen, ſondern ſollen nach dem Entwurf 
der Reichsverſicherungsordnung auch für die Zukunft ausgeſchloſſen bleiben. 

Auch bei der Unfallverhütung, beziehungsweiſe Überwachung der Betriebe 
auf Einhaltung der Unfallverhütungsvorſchriften, wo die Arbeiter doch als Objekt 
in Frage kommen, daher an einer guten intenſiven Reviſion der Betriebe ein 
außerordentliches Intereſſe haben, ſind die Arbeiter ausgeſchloſſen. Ihre 
Forderung, Arbeiterkontrolleure zur überwachung der Unfallverhütungsvorſchriften 
zum Schutze des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter anzuſtellen, hat in den 
fünfundzwanzig Jahren kein Verſtändnis gefunden und auch das ſoll für die Zu⸗ 
kunft ſo bleiben. Das wirtſchaftliche Schlachtfeld iſt mit Arbeiterblut getränkt. 
Der Deutſch⸗Franzöſiſche Krieg koſtete dem deutſchen Volke 40000 Tote und 129000 
Verwundete. Indeſſen ein einziges Wirtſchaftsjahr (1908) brachte der deutſchen 
Arbeiterklaſſe fünfmal ſoviel Verwundete, und fünf Jahre Wirtſchaftsleben 
brachten ſoviel Tote, wie der an entſetzlichen Opfern jo reiche Deutſch⸗Franzöſiſche 
Krieg. Angeſichts dieſer ungeheuerlich ſchweren Opfer an Gut und Blut, die von 
der deutſchen Arbeiterklaſſe gebracht wurden, zum Teil nur infolge ſchnöder 
Profitgier einzelner Unternehmer, kann alſo die Arbeiterſchaft in den Jugel⸗ 
hymnus am 1. Oktober zur Feier des fünfundzwanzigjährigen Beſtehens der Unf 
verſicherung nicht einſtimmen, ſie hat vielmehr mahnend und zornig ihre Stimme 
zu erheben, damit bei der neuen Reichsverſicherungsordnung nicht die alten Miß⸗ 
ſtände beſtehen bleiben, ſondern daß endlich die Unfallverſicherung zu einer wirk⸗ 
lichen ſozialen Fürſorge für die Verletzten ausgeſtaltet wird. 


Die Lage der hilfsarbeiter 
im verſicherungs⸗, Abzahlungs⸗ und Automatengewerbe. 
Von Wilhelm Kimmritz. 


Überaus tieftraurige Arbeitsbedingungen herrſchen für die Einnehmer, Ein⸗ 
kaſſierer und Kaſſenboten im Verſicherungs⸗, Abzahlungs⸗ und Automatengewerbe. 
Die zuſtändige Organiſation dieſer Arbeiter ließ ſeit Jahren nichts unverſucht, die 
Offentlichkeit und insbeſondere die Arbeiterſchaft über dieſe Verhältniſſe aufzuklären. 


* 
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Jedoch zeitigten dieſe Bemühungen faſt nirgends beſonders bemerkenswerte Erfolge. 
Die Berufsorganiſation, der Deutſche Transportarbeiterverband, gab dann 
an dieſe ſeine Mitglieder Legitimationskarten und forderte die Arbeiterſchaft 
auf, um auf die Unternehmer einzuwirken, Verſicherungs- reſpektive Verkaufsverträge 
nur mit organiſierten Arbeitern abzuſchließen. Es zeigte ſich jedoch bald, daß auch 
dieſer Schritt der Organiſation, hauptſächlich da den Angeſtellten dieſes Berufs 
Berührungspunkte bei Ausübung ihrer Tätigkeit mit den organiſierten Arbeitern 
fehlen, den erwünſchten Erfolg nicht brachten. 

Die Organiſation berief deshalb eine Konferenz von Vertretern der in dieſem 
Beruf beſchäftigten Arbeiter ein. Auf dieſer ſollte der Öffentlichkeit ſowohl wie 
der Geſetzgebung einwandfreies Material über die Lohn- und Arbeitsverhältniſſe vor 
Augen geführt werden auf Grund einer von der Organiſation veranſtalteten Enquete. 

Die Verhältniſſe wurden aber nur in 150 Betrieben mit 1673 Berufsangehörigen 
feſtgeſtellt. Der verhältnismäßig geringe Umfang der Erhebung erklärt ſich aus der 
großen Schwierigkeit, eine ſolche unter indifferenten Arbeitern durchzuführen. Schon 
die Ausfüllung eines Fragebogens erſcheint manchem Angeſtellten unter dem in 
allen größeren Betrieben herrſchenden Spitzelſyſtem als ein ganz beſonderes 
Wagnis. Es waren alſo meiſtens Organiſierte, welche antworteten; dieſe hatten 
aber in ihren Betrieben bereits mittels der Organiſation beſſere Arbeitsverhält⸗ 
niſſe eingeführt, als ſie ſonſt üblich ſind. Trotzdem werfen die Ermittlungen ein 
grelles Licht auf die Arbeitsverhältniſſe im Handelsgewerbe überhaupt. 

In den erforſchten Betrieben herrſcht eine feſtgeſetzte Arbeitszeit von 
durchſchnittlich 9,1 Stunden. Hierzu kommt eine feſtgeſetzte Sonntagsarbeit 
von durchſchnittlich 5,9 Stunden, ſowie ferner eine Anzahl ſogenannter „Neben- 
beſchäftigungen“, wie das tägliche Schreiben der Tätigkeitsberichte, was 2 bis 
3 Stunden in Anſpruch nimmt, das Abrechnen, das Reinigen der Geſchäftsräume, 
Recherchieren, Verkaufen des Abends oder Sonntags im Geſchäft, Möbeltranspor⸗ 
tieren, die Verrichtung häuslicher Arbeiten für die Vorgeſetzten uſw. Die wenigen 
freien Stunden, die da den Angeſtellten noch bleiben, nimmt die Akgquiſitionstätig⸗ 
keit vollſtändig in Anſpruch. Die Angeſtellten find aber nicht nur wegen un⸗ 
genügender Bezahlung auf möglichſt intenſive Akquiſitionstätigkeit angewieſen, es 
hängt auch von der Bewältigung des vorgeſchriebenen Penſums von Neuabſchlüſſen 
und Verkäufen ihre Exiſtenz ab. Man kann deshalb mit vollem Rechte behaupten, 
daß die Arbeitszeit eine völlig ungeregelte und geradezu unbegrenzte iſt. Trotz⸗ 
dem iſt von einem Einſchreiten der Polizeibehörde gegen die Unternehmer im Ver⸗ 
ſicherungs⸗, Abzahlungs⸗ und Automatengewerbe, denen die Beſtimmungen über die 
Sonntagsruhe ſcheinbar böhmiſche Dörfer ſind, nichts zu ſpüren. 

Traurig ſieht es auch mit den Löhnen aus. Die feſtgeſetzten Wochen⸗ 
und Monatslöhne betrugen durchſchnittlich 3,90 Mark pro Tag. Der Wochen— 
und Monatsverdienſt, das heißt der Lohn einſchließlich der gewährten Inkaſſo— 
proviſion betrug durchſchnittlich 4,20 Mark pro Tag. Von dieſen Löhnen haben 
aber die Angeſtellten noch Fahrradunkoſten, Brückengelder uſw. ſelbſt zu beſtreiten. 
Der Verdienſt, den die Angeſtellten aus der Akquiſition beziehen, muß im Verhältnis 
zu der dafür aufgewendeten Arbeitszeit geradezu als ein Trinkgeld bezeichnet 
werden. Für dieſes aber müſſen die Angeſtellten noch einen erheblichen Teil vom 
Geſchäftsriſiko übernehmen. Beſteht doch in den meiſten befragten Betrieben die 
Beſtimmung, daß die gewährte Abſchluß⸗- reſpektive Verkaufsproviſion zurück⸗ 
gezahlt werden muß, wenn der Kunde aus irgend einem Grunde gegen irgend— 
welche Beſtimmungen des Vertrags verſtößt. 

Die unmittelbare Urſache der unmenſchlich langen Arbeitszeit wie der un⸗ 
genügenden Entlohnung iſt die mit der eigentlichen Berufstätigkeit, dem Prämien⸗ 
reſpektive Rateneinkaſſieren verknüpfte Akquiſitions⸗ reſpektive Verkaufstätigkeit. 

Außerdem herrſcht aber gerade in den größten und reichſten Betrieben, wie 
zum Beiſpiel bei der Verſicherungsgeſellſchaft „Viktoria“ und der Näh— 
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maſchinenfirma Singer X Co., der Zwang, während einer beſtimmten Zeit 
eine beſtimmte Anzahl von Neuverſicherungen oder Verkäufen zu bewerkſtelligen. 
Von der Bewältigung des Penſums hängt aber die Exiſtenz der Angeſtellten ab, 
die dadurch unabläſſig angetrieben werden, ihre Arbeitskraft bis zur völligen Er⸗ 
ſchöpfung zu opfern. Die für dieſe Tätigkeit gewährte Proviſion iſt weiter ein 
bequemes Mittel, den Lohn auf möglichſt niedriger Stufe zu halten, indem die Un⸗ 
zufriedenen auf die Akquiſitions⸗ reſpektive Verkaufstätigkeit verwieſen werden. 
Eine weitere Urſache zur Lohndrückerei bildet auch das im Verſicherungs⸗ und 
Abzahlungsgewerbe überaus ſtark vertretene Element der nebenberuflich tätigen 
Perſonen. So ſind von den im Verſicherungsgewerbe beſchäftigten Perſonen 
39,4 Prozent nebenberuflich tätig, und im Abzahlungsgewerbe iſt die Zahl dieſer 


Perſonen ſo groß, daß zum Beiſpiel allein in Berlin an deren Stelle wenigſtens 


200 Einkaſſierer feſte Stellung finden könnten. Im Abzahlungsgewerbe aber könnte 
durch entſprechende Geſetzesbeſtimmungen viel zur Beſeitigung dieſes Mißſtandes 
getan werden, wenn die Sonntagskaſſierung verboten würde. Dadurch würden 
dieſe Arbeiter, die ſich aus Penſionären, Handwerkern, ja häufig ſogar aus Staats⸗ 
beamten uſw. zuſammenſetzen, gezwungen, in ihrem eigentlichen Beruf für aus⸗ 
kömmliche Löhne einzutreten. Dieſe nebenberuflich tätigen Perſonen, die größten⸗ 
teils den modernen Organiſationsbeſtrebungen fremd, wenn nicht gar feindlich 
gegenüberſtehen, ſind den Unternehmern aber nicht nur billige Arbeitskräfte und 
willkommene Ausbeutungsobjekte, ſondern auch eine Schutztruppe gegenüber den 
organiſierten Arbeitern. 

Durch die Erhebung ward ferner feſtgeſtellt, daß die Behandlung der An⸗ 
geſtellten eine äußerſt rigoroſe und rückſichtsloſe iſt. Ferner wird, während in 
40,7 Prozent der befragten Betriebe eine feſtgeſetzte Sonntagsarbeit verlangt 
wird, nur in 24,7 Prozent der befragten Betriebe ein freier Tag in der Woche 
gewährt. Sommerurlaub gibt es nur bei 24 Prozent, und zwar nach einer Be⸗ 
ſchäftigungsdauer von 1 bis 5 Jahren in der Höhe von 3 bis 14 Tagen. 

Zu den Mißſtänden gehören auch die — Wohlfahrts einrichtungen der 
Unternehmer. Beſonders die Penſionskaſſen ſind Mittel der Unternehmer, ihre 
Angeſtellten zu vollſtändig willenloſen Sklaven zu machen. Die Unternehmer kal⸗ 
kulieren folgendermaßen: Derjenige Angeſtellte, dem jahrelang die vielfach recht 
hohen Beiträge für dieſe Einrichtungen vom Lohne gekürzt wurden, gibt ſich der 
feſten Hoffnung hin, im Alter Unterſtützung zu empfangen. Er wird deshalb ganz 
beſonders dienſteifrig und arbeitswillig ſein, ſowie jeglichen Organiſierungsverſuchen 
widerſtehen, um nicht das Mißfallen ſeiner Vorgeſetzten zu erwecken und ſeine Ent⸗ 
laſſung dadurch zu riskieren. Er hätte dann ſeine Beiträge umſonſt gezahlt und 
ſein wohlerworbenes Recht auf Unterſtützung verloren. 

Auch die von dem Unternehmertum protegierten und ausgehaltenen gelben 
Vereine dienen dem ausgeſprochenen Zwecke, die Organiſation aus den Betrieben 
fernzuhalten, ja es beſaß ein vollſtändig ausgebautes Syſtem der Schwarzen 
Liſten, und Maßregelungen von ſolchen Angeſtellten, von denen man weiß 
oder auch nur vermutet, daß ſie der Organiſation angehören, ſind, allerdings in 
verſteckter Form, alltägliche Erſcheinungen. 

Ein beſonders reformbedürftiges Kapitel iſt das der Arbeitsverträge. Ab⸗ 
geſehen von diverſen unſozialen Beſtimmungen enthalten auch viele derartige Ver⸗ 
träge die berüchtigten Konkurrenzklauſeln. Konventionalſtrafen von 500 Mark 
und mehr ſind an den Unternehmer zu zahlen, wenn der Angeſtellte vor Ablauf 
von 1 bis 2 Jahren nach dem Dienſtaustritt in ein anderes Geſchäft eintritt oder 
ſelbſt ein derartiges Geſchäft gründet. 

Dabei werfen dieſe Geſellſchaften rieſige Überſchüſſe ab. Die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft „Viktoria“ hatte allein im Jahre 1908, bekanntlich ein Jahr äußerſt 
tiefgehender wirtſchaftlicher Depreſſion, 30 Millionen Mark Reingewinn, und ihr 
aus ſieben Perſonen beſtehender Aufſichtsrat erhielt im ſelben Jahre an Tantiemen 
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150000 Mark. Der Direktor dieſer Firma erhält pro Jahr an Tantiemen und 
Proviſionen 300000 bis 400000 Mark und daneben ein Jahresgehalt von 80000 Mark. 
Dieſes Beiſpiel ſteht keineswegs vereinzelt da. 

Die Einnehmer und Einkaſſierer ſind auch in rechtlicher Beziehung voll⸗ 

ſtändig ungeſchützt. So hat die Reichsgewerbeordnung für ſie keine Gültig⸗ 
keit. Sie ſind weder gegen Unfall verſichert noch ſind bei Streitigkeiten mit dem 
Unternehmer, die dem Arbeitsverhältnis entſpringen, ohne weiteres die Gewerbe⸗ 
gerichte zuſtändig. | 

Dieſe Arbeitsverhältniſſe zu beſſern wird der Organiſation auch noch durch 
den erheblichen Prozentſatz ſolcher Angeſtellten erſchwert, die ſich infolge ihrer 
früheren Berufstätigkeit nicht als Arbeiter fühlen, ehemals beſſere Tage geſehen 
haben und ſich nun durch Dünkel und Hochmut entſchädigen. Dieſe Sorte, die wohl 
in keinem anderen Beruf ſo ſtark vertreten iſt wie in dieſem, iſt für die Organi⸗ 
ſation nicht zu gewinnen. Dementſprechend gehört von den etwa 60000 Berufs⸗ 
angehörigen nur ein recht winziger Teil einer modernen Organiſation an. 

Die Vertreter der Berufsangehörigen gaben auf der Konferenz der Hoffnung 
Ausdruck, daß die gewerkſchaftlich wie politiſch organiſierte Arbeiterſchaft nach 
Kenntnisnahme dieſer Verhältniſſe den ihr als Kundſchaft reſpektive Konſumenten 
zur Verfügung ſtehenden Einfluß erneut dazu benutzen wird, den Beſtrebungen der 
Organiſation den entſprechenden Nachdruck zu verleihen. Die moraliſche Unter⸗ 
ſtützung und die Solidarität müſſen der Organiſation helfen. 


Das Kuswärtige Komitee der Polniſchen Zozialiſtiſchen Vartei (P. P. S.) 
ſendet uns folgende Erklärung: 

In dem Artikel des Genoſſen L. Martoff: „Die preußiſche Diskuſſion und die 
ruſſiſche Erfahrung“ (Nr. 51 der „Neuen Zeit“) befindet ſich auf Seite 909 folgende 
Stelle: 

„Ja man ging fo weit, daß man die Ausſchreitung, die ‚Partiſanen“angriffe 
auf das Eigentum der Kapitaliſten und des Staates, die in der europäiſchen 
Arbeiterbewegung vor 1848 vorgekommen waren, die ſogenannten „Expropriationen', 
in Rußland als ganz normale Kampfesmittel der Partei gelten ließ. Die ſo⸗ 
genannte „revolutionäre Fraktion der P. P. S. (Polniſche Sozialiſtiſche Partei), die 
dieſe Kampfesmittel offiziell anwendet, genießt noch bis auf den heutigen Tag die 
Anerkennung der ganzen Internationale.“ 

Gegen dieſe Behauptung, die vollkommen aus der Luft gegriffen iſt, 
müſſen wir auf das entſchiedenſte proteſtieren. Die frühere „Revolutionäre Fraktion 
der P. P. S.“, die jetzt den Namen „P. P. S.“ führt, hat immer Expropriationen von 
Privateigentum verdammt und nur Konfiskation von Staatsgeldern anerkannt, 
was ſie für ihr gutes Recht hält, da ſie ſich im Kriegszuſtand mit der ruſſiſchen 
Regierung befindet. Gruß und Handſchlag. 

London, den 19. September 1910. Das Auswärtige Komitee der P. P. S. 
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Veit Valentin, Frankfurt am Main und die Revolution von 1848/49. Stuttgart 
und Berlin 1908, J. G. Cottaſche Buchhandlung Nachfolger. 


Auf ſeine Art hatte Treitſchke nicht ſo unrecht, wenn er in ſeinem berühmten 
Artikel der „Preußiſchen Jahrbücher“ von 1866 über Frankfurt ſchrieb: „Wie in 
dem Bundestage aller Krankheitsſtoff unſerer Staatsgewalt ſich anſammelte, ſo war 
das Volksleben dieſer Stadt, ein unerfreuliches Gemiſch von demagogiſcher Zucht— 
loſigkeit und ſervilem Bankherrentum, gleichſam ein Mikrokosmos der politiſchen 
Sünden unſeres Volkes.“ Denn in der Tat ſpiegelt ſich in der Entwicklung der 
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ſogenannten freien Stadt ein gut Stück allgemein deutſcher Entwicklung, nicht nur was 
das politiſche, ſondern mehr noch was das wirtſchaftliche Leben der Stadt angeht. 

Wer die Rolle, die im Jahre 1848 Frankfurt als eine Haupttribüne der deutſchen 
Revolution wie auch als Schauplatz einer Lokalrevolution geſpielt hat, mehr als 
oberflächlich erfaſſen will, muß im einzelnen den Spuren dieſer Entwicklung nach⸗ 
gehen, und wenn man an Anſprüchen ſtreicht, was man heute bei einem Univerſitäts⸗ 
hiſtoriker ſtreichen muß, hat Veit Valentin, junger Privatdozent der Geſchichte in 
Freiburg, das ganz vortrefflich beſorgt. Mag ihm auch ſein wenig freiheitlicher 
politiſcher Standpunkt, den man etwa als ſozial gerichteten Konſervativismus be⸗ 
zeichnen könnte, oft Scheuklappen anlegen, wo es gilt, den innerſten Kern der Dinge 
zu entdecken, ſo dringt er doch im ganzen hinreichend tief zum Grunde. Nirgends 
erſchöpft er ſeinen Stoff mit Redereien ins Blaue hinein, wie es immer häufiger 
in der liberalen Literatur geſchieht, ſondern ernſt und ſachlich ſpürt er überall 
nach den wirtſchaftlichen Wurzeln der politiſchen Ereigniſſe, nicht ſelten ganz im 
Sinne des hiſtoriſchen Materialismus. So entwirft Valentin nicht nur ein anſchau⸗ 
liches Bild von dem Wege, den der Frankfurter Handel vom Ausgang des acht⸗ 
zehnten bis zur Mitte des neunzehnten Jahrhunderts geht und der unter dem 
Einfluß verſchiedener Begebenheiten im weſentlichen ein Weg nach abwärts iſt, er 
leitet nicht nur die politiſche Stimmung der Frankfurter Bevölkerung aus ihrer 
wirtſchaftlichen Intereſſenſchichtung ab, ſondern er entrollt auch für die Ereigniſſe 
der deutſchen Revolution auf Frankfurter Boden den wirtſchaftlichen Hintergrund 
und führt in knappen Linien ſeine Darſtellung bis zum Untergang der Selbſtändigkeit 
Frankfurts, all das mit viel Farben und mit einer Lebendigkeit des Stils, die an 
ſich die Lektüre des Buches zum Genuß macht. 

Daß in vielen Einzelheiten das Werk unſeren Widerſpruch wecken muß, ergibt 
ſchon der politiſche Standpunkt, den Herr Veit Valentin einnimmt. Aber das ver⸗ 
ſchlägt nichts oder nur wenig, um ſo weniger als Valentins Buch zu den — ſelt⸗ 
ſamer und bedauerlicher Weiſe — ganz ſeltenen Veröffentlichungen gehört, die als 
ernſthafte Studien zur Geſchichte Frankfurts anzuſprechen ſind. Herm. Wendel. 


Nauticus, Jahrbuch für Deutſchlands Zeeintereſſen. Zwölfter Jahrgang. 
Berlin 1910, Mittler. 682 Seiten. Preis 6 Mark. 


Bei der Bedeutung, die die Marinefragen bei den kommenden Wahlen haben 
werden, halten wir es für angezeigt, die Aufmerkſamkeit der Partei auf den dies⸗ 
jährigen Nauticus zu wenden. Neben einer ganzen Reihe wichtiger Aufſätze ent⸗ 
hält er einen Artikel über die zehn Jahre des Flottengeſetzes, der das offi⸗ 
ziöſe Arſenal unſerer Gegner zur Darſtellung der Erfolge der Flottenpolit's bilden 
ſoll. Das kritiſche Studium dieſes offiziöſen Machwerkes zeigt klar die Triebträfte 
der deutſchen Flottenpolitik, ihren wahren Charakter wie auch die zu ſeiner Ver⸗ 
hüllung gebrauchten Mittel. Wir meſſen dem Artikel eine größere Bedeutung bei, 
weil eine ganze Anzahl großer bürgerlicher Blätter verſchiedener Richtung ihn 
ſpeziell unter dem Geſichtspunkt ſeiner Bedeutung für das Irreführen der öffent⸗ 
lichen Meinung beſprochen hatte. Neben dieſem Artikel nennen wir von den tech⸗ 
niſchen Artikeln einen ſehr inſtruktiven über die Entwicklung des Unterſeeboots⸗ 
weſens und über die Elektrizität auf modernen Kriegsſchiffen, von den politiſchen 
über die Reform der Marineverwaltung, der die gänzliche Ohnmacht der Regie⸗ 
rung angeſichts ſolcher „Mißbräuche“, wie ſie der Kieler Prozeß aufdeckte, verhüllen 
ſoll, aber ſie nur bloßſtellt, dann einen ſehr leſenswerten, ganz objektiv gehaltenen 
Artikel über die Ergebniſſe der imperialiſtiſchen Vorſtöße Englands auf politiſchem 
und wirtſchaftlichem Gebiet. Der Aufſatz über die Mandſchurei iſt zwar in den 
Grundzügen gut ausgearbeitet, berückſichtigt jedoch nicht genügend die letzte Phaſe 
der Entwicklung. b 

Am Ende ſei noch auf den ſtatiſtiſchen Teil aufmerkſam gemacht. Wie vor⸗ 
ſichtig man auch gegenüber der Verarbeitung der Statiſtik ſein muß, zum Beiſpiel 
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im Aufſatz über die zehn Jahre des Flottengeſetzes, ſo verdienen doch die fleißigen 
und ausführlichen Zuſammenſtellungen dieſes Teiles über die internationalen Flotten⸗ 
und Wirtſchaftsverhältniſſe das größte Lob. Die Tabellen über die Entwicklung 
des Marinismus und Militarismus können uns fürtreffliche Dienſte in der Agi⸗ 
tation leiſten. Radek. 


Eliſabeth Luzzatto, Zozialiſtiſche Bewegungen und Zyſteme bis zum Jahre 
1848. Wien, Ignaz Brand & Co. 444 Seiten. Preis 4 Mark. 

In dem kurzen Vorwort erklärt die Verfaſſerin, mit ihrem Buche lediglich „eine 
ſchlichte und anſpruchsloſe, aber zuſammenfaſſende, gemeinverſtändliche und, den 
Umſtänden entſprechend, knappe Erzählung und Schilderung des Urſprunges, der 
Entwicklung und des Weſens des modernen wiſſenſchaftlichen Sozialismus“ geben 
zu wollen. Sie bekennt ausdrücklich, nicht aus den Quellen geſchöpft, ſondern im 
weſentlichen die Arbeiten benutzt zu haben, die über dieſen Gegenstand bereits vor⸗ 
liegen. Es wäre daher unbillig, an dieſe Schrift den Maßſtab eines wiſſenſchaft⸗ 
lichen Werkes anzulegen. Es fragt ſich bloß, ob dieſe Kompilation geſchickt und 
gewiſſenhaft ausgeführt wurde. 

Wie ſchon der Titel beſagt, wollte die Verfaſſerin nicht nur eine Geſchichte der 
Theorien geben, ſondern auch der ſozialen Bewegungen, aus denen dieſe hervor: 
gegangen ſind. Das Thema war daher ein ganz gewaltiges und erforderte zu 
ſeiner Darſtellung nicht nur Beherrſchung des Materials, ſondern auch gute Oko⸗ 
nomie des Stoffes. In dieſer Hinſicht hat die Verfaſſerin ſich ſchon darin vergriffen, 
daß ſie zu viel geben wollte. So beginnt ſie mit einer Darſtellung des Urkommunis⸗ 
mus, eine Aufgabe, der fie durchaus nicht gewachſen war, und die ſich auf fo be- 
ſchränktem Raume — auch bei größerer Sachkenntnis, als ſie der Autorin zu Gebote 
ſteht — kaum bewältigen läßt. Ebenſo hat es keinen Wert, wenn zum Beiſpiel 
der ſoziale Urſprung des Buddhismus auf einer halben Seite darzuſtellen verſucht 
wird. Die beiden erſten Kapitel wären jedenfalls beſſer ganz weggeblieben. Aber 
auch ſonſt merkt man in dem Buche oft den Mangel richtiger Einteilung und Oko⸗ 
nomie. So find zum Beiſpiel der Darſtellung der Utopie des Vairaſſe d' Allais 
ſechs Seiten gewidmet, während ſich St. Simon ſamt ſeinen Schülern, unter denen 
ſonderbarerweiſe der wichtigſte, Bazard, fehlt, mit drei Seiten begnügen muß. 
Robert Owen ſind einundzwanzig Seiten gewidmet, Fourier nur fünf, Weitling iſt 
überhaupt nicht behandelt. 

Eine gewiſſe Unbeholfenheit, die ſich in dieſen Mißverhältniſſen ausdrückt, tritt 
in dem ziemlich naiv und ſchleuderhaft angelegten Verzeichnis des „Ouellen⸗ 
materials“ beſonders deutlich hervor, mit dem das Buch abſchließt. Hier fehlen 
verſchiedene bekannte Werke, während zum Beiſpiel Marx' „Bürgerkrieg in Frank⸗ 
reich“ aufgeführt wird, obgleich dieſe Schrift mit der Geſchichte des Sozialismus 
vor 1848 gar nichts zu tun hat. Zudem ſind in dieſem Verzeichnis einzelne Werke 
der im Texte behandelten ſozialiſtiſchen Autoren angeführt, während andere viel 
wichtigere fehlen. 

Auch von Unrichtigkeiten iſt die Darſtellung nicht ganz frei. So nimmt die 
Autorin für Baboeuf das Verdienſt in Anſpruch, als der erſte ſich ausſchließlich 
an „das moderne Proletariat“ gewendet und es zu den Waffen gerufen zu haben. 
In der Tat gab es zu Baboeufs Zeit noch kaum ein Proletariat in unſerem Sinne. 
Er wandte ſich denn auch nicht an dieſes, ſondern an die Armen im allgemeinen. 
Von Blanqui rühmt ſie, er habe zuerſt den Satz geprägt: „Der Arme iſt eine Not⸗ 
wendigkeit für den Reichen.“ Faſt zweihundert Jahre vorher aber hatte zum Bei⸗ 
ſpiel John Bellers bereits geſagt: „Die Reichen können nur durch die Arbeit 
anderer leben ... es fei denn, fie würden Levellers und begäben ſich ebenſo an 
die Arbeit wie die Armen.“ 

Das Syſtem von Karl Marx fällt nicht in den Rahmen der vorliegenden 
Schrift. Dieſes ſoll in einem zweiten Bande behandelt werden. Es weckt aber 


c RENT SEE NUR 
N NH RE Nr Be 6 * N l 45 
N * Nenne 8 8 Wes Ne 
9 


1020 Die Neue Zeit. 


keine frohen Erwartungen, wenn die Autorin Owen und die engliſchen Vertreter 
des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag wie Thompſon, Hodgskin, Gray uſw. 
ſpeziell als „Vorläufer des Marxismus“ hervorhebt, während doch zum Beiſpiel 
Fourier und St. Simon mindeſtens das gleiche Anrecht auf dieſe Bezeichnung hätten. 
Dieſe Vermutung, daß die Verfaſſerin von der Marxſchen Okonomie ſonderbare 
Vorſtellungen haben muß, wird noch verſtärkt, wenn wir (S. 207) leſen, was ſie 
über das Projekt John Bellers' ſagt, in dem von ihm vorgeſchlagenen Gemeinweſen 
nicht Geld, ſondern Arbeit als Maßſtab des Wertes zu benutzen. „Hier ſtehen wir“, 
ruft die Verfaſſerin aus, „mit einem Male einem Satze gegenüber, der heute jedem 
ernſten Sozialdemokraten als ein Teil ſeines Glaubensbekenntniſſes heilig geworden iſt.“ 

Trotz all dieſer ſchweren Bedenken erſcheint mir das Buch nicht als wertlos. 
Es iſt im ganzen anregend und leichtverſtändlich geſchrieben und iſt von einer 
warmen Liebe zum Gegenſtand und beſonders zu den Notleidenden und Unter⸗ 
drückten durchweht. Es macht den Verſuch, die ſozialiſtiſchen Syſteme nicht als 
bloße Gedankenkonſtruktionen aufzufaſſen, ſondern als Ausdruck ihrer Zeit und 
ihrer Leiden aufzuzeigen. Originelle Forſchungen hat dabei die Autorin nicht 
gemacht, ſie lehnt ſich, ſtellenweiſe oft wörtlich, an bekannte Vorbilder an; aber ſie 
prätendiert auch nichts anderes zu geben als eben eine Kompilation, der das Ver⸗ 
dienſt nicht abgeſprochen werden ſoll, einen recht guten Überblick zu vermitteln, 
wenn auch das Detail etwas zu ſehr vorherrſcht, und zur Lektüre der Spezial⸗ 
werke anzuregen. Dieſem Zwecke wäre allerdings viel beſſer entſprochen worden, 
wenn bei jedem einzelnen Kapitel die betreffenden Werke angeführt worden wären. 

Das Buch iſt eine im ganzen gelungene populäre Zuſammenſtellung von For⸗ 
ſchungen anderer. Es erhebt ſehr geringe Anſprüche, und denen genügt es 
wohl auch. G. Eckſtein. 


Profeſſor Waldemar Mitſcherlich, Der Einfluß der wirtſchaftlichen Entwick⸗ 
lung auf den oſtmärkiſchen Nationalitätenkampf. 48 Seiten. Leipzig 1910, 
Verlag Hirſchfeld. Preis 1,50 Mark. 


Herr Mitſcherlich iſt Profeſſor der Staatswiſſenſchaften an der Königlichen 
Akademie in Poſen, was ſchon im vorhinein nicht große Hoffnungen auf Objek⸗ 
tivität in der Behandlung der Frage erweckt. Herr Mitſcherlich beginnt ſeine Bro⸗ 
ſchüre mit ſehr gut klingenden allgemeinen Auffaſſungen der Nationalitätenfrage, 
und da heißt es ſchon vorſichtig ſein und den Tag nicht vor der Nacht loben: der 
Schluß iſt auch — wie zu erwarten war — eine Begründung der preußiſchen 
Polenpolitik. . .. Aber trotz alledem können wir die kleine Arbeit jedem kritiſchen 
Leſer aufs wärmſte empfehlen, denn obwohl ſie nichts Neues bringt für den, der 
die Arbeiten Bernhards und Wegeners von deutſcher, und Marchlewskis und Buzeks 
von polniſcher Seite kennt, ſo gibt ſie doch eine ſo ſcharf pointierte und über⸗ 
ſichtliche Darſtellung der Entwicklung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe in der Oſt⸗ 
mark, daß nicht nur Leſer, die ſich nicht ſpeziell mit der Polenfrage befaßten, 
ſondern auch ſolche, die ſelbſt die einſchlägige Literatur kennen, das Büchlein mit 
Nutzen leſen werden. Wenn dieſes niemanden von der Richtigkeit der hakatiſtiſchen 
Politik überzeugen kann, trotz der Schlußausführungen, ſo iſt dies nicht nur der 
Sache ſelbſt zu verdanken, ſondern auch der Objektivität des Verfaſſers in der 
Darſtellung der Entwicklungstendenzen. f Radek. 


M. Nachimſon, Die elektrotechniſche Amwälzung. Eine nationalökonomiſche 
Studie über den Einfluß der Elektrizität auf unſere Wirtſchaft und 
auf die Betriebsformen. Zürich 1910. 120 Seiten. Preis 2 Mark. 

Der Verfaſſer gibt eine Schilderung der Fortſchritte der Elektrotechnik und der 
fortwährenden Ausdehnung der Anwendung elektriſcher Energie, wobei er den 
wirtſchaftlichen Zuſammenhängen nachſpürt. Daneben ſtellt er dar, wie die Elek⸗ 
trizitätsinduſtrie ſich entwickelte, wie rapid in dieſem Induſtriezweig ſich die Kon⸗ 
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zentration und die Vertruſtung vollzog, wie hier die allgemein beobachtete Be⸗ 
einfluſſung der Induſtrie durch das Bankkapital beſonders ſcharf zutage tritt. 

In einem beſonderen Kapitel unterzieht Nachimſon die Zuſammenhänge 
zwiſchen dieſer Entwicklung, dem wirtſchaftlichen Aufſchwung und den Kriſen. Es 
iſt von vornherein klar, daß durch das Entſtehen einer neuen Induſtrie von dem 
Umfang wie die Elektrizitätsinduſtrie die kapitaliſtiſche Produktion ſtark beeinflußt 
wurde. Es findet hier Wechſelwirkung ſtatt. Auf der einen Seite ſchafft das Ent⸗ 
ſtehen der Elektrizitätswerke eine ausgedehnte Nachfrage nach Waren verſchiedener 
Art (der Verbrauch von Kupfer und Kautſchuk ſteigt in ungeahntem Maße, die 
Elektrizitätswerke brauchen Maſchinen, Kabel, Glaswaren in gewaltigen Mengen). 
Ferner wird unter dem Einfluß der Elektrotechnik das Straßenbahnweſen ungeheuer 
ausgedehnt, es entſteht neue Nachfrage nach Schienen und Wagen. Das Entſtehen 
elektriſcher Kraftzentralen bedeutet abermals eine ſolche neuartige Nachfrage. Auf 
der anderen Seite entſteht bei dem Siegeslauf des elektriſchen Motors, bei der 
Umwälzung, die die Verwendung der elektriſchen Energie in der Montaninduſtrie 
und in der chemiſchen Induſtrie hervorrief, eine gewaltige Nachfrage nach Erzeug⸗ 
niſſen der Elektrizitätsinduſtrie. So entſteht eine ſtarke Anregung der Produktion. 
Ferner kommt in Betracht, daß die Elektrizitätsinduſtrie ſich nicht allmählich aus 
kleinen Anfängen entwickelte, ſondern daß hier Rieſenbetriebe gleichſam aus dem 
Boden geſtampft wurden, wobei es ſich um die Inveſtierung gewaltiger Kapitalien 
handelte. Auch die Kraftzentralen, die elektriſchen Straßenbahnen, die Beleuchtung3- 
anlagen erforderten enorme Summen. So führte die Entwicklung der Elektrizitäts⸗ 
induſtrie dazu, daß binnen kurzer Zeit Milliarden an fixem Kapital aufgebracht 
werden mußten und durch Vermittlung der Banken aufgebracht wurden. Damit 
nicht genug, erforderte auch die Umgeſtaltung beſtehender Betriebe zum Zwecke der 
Erſetzung der bisherigen motoriſchen Kräfte durch elektriſche Energie bedeutende 
Kapitalien. So bedeutete die elektrotechniſche Umwälzung den Anreiz zur Steige- 
rung der Produktion und führte zur Steigerung der Produktionskräfte. Das be⸗ 
deutet aber in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft auch den Anreiz zur Überproduktion. 
Ferner führte dieſe Umwälzung zu ſprunghafter Ausdehnung des fixen Kapitals. 
Beides ſind kriſenbildende Elemente. So ergibt ſich der Schluß, daß dieſe Um⸗ 
wälzung einer der Faktoren war, die bei den letzten Weltkriſen (die Umwälzung 
begann erſt in den neunziger Jahren, denn erſt da kam die Elektrotechnik aus dem 
Stadium des Experimentierens heraus) in den Jahren 1901 und 1907 mitwirkten. 

Wir legen Nachdruck auf das Wörtchen: einer der Faktoren. Nachimſon 
nämlich ſchießt weit über das Ziel hinaus, indem er ſowohl die Belebung der Kon— 
junktur in den neunziger Jahren nach langer Depreſſion als die beiden letzten 
Kriſen ausſchließlich auf dieſe Umwälzung zurückführen will. Es iſt das eine 
der Übertreibungen, wie ſie öfters bei Autoren vorkommen, die ſich ſozuſagen blind: 
lings in ihr Thema verlieben und dadurch in Einſeitigkeit verfallen. 

Sieht man von dieſer Übertreibung ab, ſo bietet die Unterſuchung Nachimſons 
manche Anregung. 

Hinweiſen möchten wir noch auf ſeine Ausführungen über „Elektromotoren 
und Kleingewerbe“. Er geht hier der Legende, wonach der elektriſche Motor be- 
rufen ſei, den Kleinbetrieb vor dem Untergang zu retten, mit aller Gründlichkeit 
zu Leibe. J. Karski. 


Maxime Vuillaume, Mes Cahiers rouges au temps de la Commune. Société 
d’editions litteraires et artistiques. Paris, Verlag von Paul Ollendorf. Preis 
3,50 Franken. | 

Als im März 1871 die Kommune auf dem Pariſer Rathaus ihre rote Fahne 
aufzog, machten ſich drei für die Sache erglühte junge Journaliſten, Alphonſe 

Humbert, Eugene Vermerſch und Maxime Vuillaume, daran, ein revolutionäres 

Blatt zu gründen, das vor allem den Ton der Gaſſe und der Vorſtadt treffen ſollte. 

Den Namen entlehnten ſie dem berühmten „Pere Duch&ne* Héberts und verſtanden 
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es mit viel Geſchick, in Stil und Haltung ihr Vorbild aus den Tagen der großen 
Revolution nachzuahmen. Ohne je in die Tiefe zu dringen, äußerte ſich der 
„Pere Duchene* zu allen Tagesfragen in einer ſackſiedegroben Sprache, die über⸗ 
reich mit Flüchen, Kernſprüchen und Schimpfreden gewürzt war, und Tag für Tag 
gab er für einen Sou un grand colere, einen großen Zorn über dieſe oder jene 
Infamie der herrſchenden Klaſſe von ſich. Heute iſt das Blatt, mit dem ſich ſeine 
Verleger damals ein kleines Vermögen machten, ſehr geſucht und ſelten. 

Einer der drei Redakteure des „Pere Duchene*, Vuillaume, hat jetzt ſeine Tage⸗ 
bücher aus den bewegten Wochen erſcheinen laſſen und uns damit ein Werk ge⸗ 
ſchenkt, das zu den intereſſanteſten über die Kommune gehört, ſtammt es doch nicht 
nur von einem, der überall dabei und mitten drin geweſen iſt, ſondern auch von 
einem, der zu ſehen und zu ſchildern verſteht. Mit dem hurtigen Pinſel des Im⸗ 
preſſioniſten wirft uns Vuillaume ſeine Bilder hin, und alles quillt über von Farbe, 
von Bewegung, von Leben. In knapper Darſtellung, in abgehackten Sätzen, mit 
Rede und Gegenrede, mit ein paar aufgeſetzten Lichtern ſteht eine Perſon oder eine 
Situation ſcharf umriſſen vor uns, und ſo erleben wir in unmittelbarſter Nähe 
alles an dieſer heroiſchen Epiſode aus dem großen Heldenepos der proletariſchen 
Revolutionen mit, die flammende Begeiſterung und die leuchtende Sonne des März, 
die Organiſation und die Arbeiten, den Sturz der Vendomeſäule, die Kämpfe, den 
vieltauſendfältigen Heldenmut der Männer, Frauen und Kinder, dann das Unter⸗ 
liegen, die Erſchießung der Geiſeln, das Flammenmeer von Paris, die letzte Barri⸗ 
kade und die letzte Patrone und dann die entſetzliche Würgerei der Bluthunde von 
Verſailles. Und die einzelnen Geſtalten tauchen auf, Deleseluze, Dombrowski, 
Eudes, Ferré, Pyat, Raoul Rigault und andere noch, die ihr Leben für die Kom⸗ 
mune ließen oder denen es gelang, den Metzeleien zu entrinnen, und die heute 
noch, alte Knaſterbärte, die ſie ſind, nur mit einer heißen Flamme in den Augen 
von den großen Tagen reden, da ſie für die Menſchheit auf Vorpoſten ſtanden und 
auf dem Pariſer Rathaus die rote Fahne wehte. 

Die „Cahiers rouges“ ſind ein ſehr ſubjektives Buch, aber ſie ſind auch ein 
Buch, von dem es keine abgegriffene Phraſe iſt, zu ſagen: Man legt es nicht eher 
aus der Hand, als bis man die letzte Seite geleſen hat. Hermann Wendel. 


Zeitſchriftenſchau. 


„La revue socialiste, syndicaliste et cooperative“ vom Juni bringt 
einen Aufſatz von J. Erboville: „Wohin führt uns die Volitik der radikalen 
Partei?“ (Où va la politique sociale des radicaux). So wenig das hiſtoriſch⸗ 
materialiſtiſche Dogma bewirken kann, daß eine Wölfin etwas anderes als einen 
Wolf gebären wird, ſo wenig kann es aus dem Kapitalismus ſein Gegenteil, den 
Kommunismus hervorbringen. Es iſt möglich, daß die unterdrückten Arbeiter ſich 
empören und eine kommuniſtiſche Zukunft herſtellen werden; aber es iſt nur eine 
Möglichkeit. Die kapitaliſtiſche Ausbeutung führt nicht notwendig von ſelbſt zum 
Kommunismus; der Kommunismus iſt nicht das notwendige Reſultat der ökono⸗ 
miſchen Entwicklung, ſondern eine Möglichkeit zu allen Zeiten der Geſchichte, deren 
Verwirklichung Sache einer Revolution war und iſt. Dieſe Revolution iſt von einer 
moraliſchen Umwälzung abhängig und nur ſoweit die ökonomiſche Umwälzung 
dieſe beeinflußt, wirkt ſie mit. Es iſt eine kindiſche Wahnidee, daß der Kapitalis⸗ 
mus im Sterben begriffen ſei; und dieſer Wahn kann in gefährlicher Weiſe vom 
Handeln abhalten. Sehen wir um uns, ob der Kapitalismus ſich zum Sterben 
vorbereitet! In der Wirtſchaft wachſen Truſts und Kartelle auf, die die Konkurrenz 
ausſchalten und die Streiks der Arbeiter mit gewaltigen Ausſperrungen beantworten. 
Dieſe induſtriellen Verbände beherrſchen mit den großen Banken zuſammen den 
ganzen Staat; die ganze Preſſe iſt von ihnen erkauft und betrügt in ihrem Auf⸗ 
trage das Volk. Auf dem Gebiete der Politik ſehen wir mächtige Bureaukraten⸗ 


PR RN N ene ann 
WWW 1 
1 DA 


Zeitſchriftenſchau. e 1025 


und Militärcliquen, die von dem wachſenden Budget leben; die Armee greift ſtets 
brutaler in die Streiks ein. Die immer zahlreicheren Polizei⸗ und Gendarmerie⸗ 
truppen ſind nur Vorläufer der künftigen Mietstruppen, der afrikaniſchen Regi⸗ 
menter, die, wenn die Soldaten der allgemeinen Wehrpflicht zu gefährlich ge⸗ 
worden und aufgehoben ſind, die große waffenloſe Volksmaſſe in der Botmäßigkeit 
der Kapitaliſtenklaſſe halten werden. Dieſe Kapitaliſten vereinigen ſich ſchon zu 
internationalen Verbänden, deren Macht alle Regierungen beherrſcht, die Diplo⸗ 
maten und Armeen zu ihrer Verfügung haben, und als hungrige Raubtiere alle 
Schätze der Erde in ihre Hände bringen wollen. Iſt das alles ein Bild einer Ge⸗ 
ſellſchaft, die ſich anſchickt zu ſterben? 

Die Haupttatſache der ökonomiſchen Entwicklung iſt nicht die Konzentration der 
Betriebe und Kapitalien, ſondern die Vermehrung der Beſitzenden und eine Ver⸗ 
ringerung, ſei es zuerſt auch nur eine relative, der Beſitzloſen. Kautsky hat die 
Beweisführung Bernſteins in dieſem Punkt nicht widerlegen können, und wir halten 
uns an dieſe Tatſache. Schon ſieht man in Amerika, daß die Maſſe der Beſitzenden 
einen Boykott gegen den Fleiſchtruſt durchführt. Morgen werden ſie ſich mit den 
Arbeitern verbünden, um Geſetze zur Unterdrückung der Truſts durchzuſetzen. Auch 
in Frankreich und im übrigen Europa wird die kleine und mittlere Bourgeoiſie 
ſich nicht immer gegen die Arbeiter aufreizen laſſen, denn ſie werden vom Groß— 
kapital mit dem Untergang bedroht. Der Kommunismus wird nicht bedingt durch 
das Verſchwinden dieſer Mittelklaſſen; die Revolution und der Sieg der Arbeiter 
ſind nicht ſicher. Wenn der lebenskräftige Kapitalismus dieſe Revolution zu unter⸗ 
drücken weiß, wohin kommen wir dann? Wohin führt uns die Politik der Radikalen, 
die, anſtatt das Eigentum zu verallgemeinern, auf die Inſtinkte der Schlechter- 
geſtellten ſpekuliert? Wohin? Zur antiken Sklaverei! 

Von dem Augenblick an, da die relative Abnahme der Beſitzloſen zu einer 
abſoluten wird — in Frankreich iſt dieſer Augenblick ſchon nahe —, fängt eine neue 
Epoche der Geſchichte an, die Marx nicht vorhergeſehen hat, und die, wenn nicht 
zuvor die Proletarier ſich organiſiert, ſich empört und geſiegt haben, dem Klaſſen⸗ 
kampf in ganz anderer Weiſe ein Ende bereiten wird. Das Proletariat als Ganzes 
wird immer mehr überflüſſig in der kapitaliſtiſchen Produktion, es wird von der 
Maſchine immer mehr erſetzt und geht an Zahl zurück. Durch die Entwicklung 
der Technik wird nicht nur im ſteigenden Maße die Qualität, ſondern auch die 
Quantität der Arbeit erſetzt. Die noch dürftigen Statiſtiken ſcheinen doch ſchon zu 
beweiſen, daß die Arbeitsloſigkeit wächſt, das heißt, daß das europäiſche Proletariat 
ſchon abnimmt; zum Teil wandert es aus, zum Teil fällt es dem Elend zum Opfer, 
zum Teil weigert es ſich, ſich fortzupflanzen. Aus großkapitaliſtiſchen Ländern wie 
Deutſchland und Japan wandert es aus, aber überall nimmt zugleich die Geburts⸗ 
häufigkeit ſchon ab. So ſehen wir, wie durch die Entwicklung der Maſchinen eine 
kleine Zahl Menſchen zu einer enormen Produktion ausreichen wird; die vereinigten 
Kapitaliſten werden die Mehrheit oder jedenfalls eine ſo große Minderheit bilden, 
daß ſie die politiſche Gewalt in ihren Händen behalten können und abſolut über 
die arbeitende Maſſe herrſchen. Nach dieſem kapitaliſtiſchen Kollektivismus be⸗ 
wegen ſich die modernen Völker hin; dies iſt, im Gegenſatz zu Marx' optimiſtiſcher 
Hypotheſe, die reale Tendenz der Entwicklung. Wir kehren zu einer bürgerlichen 
Demokratie zurück, in der der antike Demos über eine machtloſe ſchwache Sklaven⸗ 
truppe regiert und ſie ausbeutet. Wenn das Proletariat für ewig an die Maſchine 
geheftet, unfähig zur Revolution, durch ſeine Arbeit eine zahlreiche Faulenzerklaſſe 
unterhält, wird das Ideal der gedankenloſen radikalen Bourgeois erreicht ſein, denn 
dann iſt der Klaſſenkampf zu Ende. Wollen die Radikalen dorthin? Sie haben die 
Wahl: entweder den ſozialiſtiſchen oder den kapitaliſtiſchen Kollektivismus. a 

Während die kapitaliſtiſche Entwicklung uns immer weiter vom Kommunismus 
wegführt, folgt das Bewußtſein des Proletariats ihr nur langſam und bleibt alſo 
zurück; morgen wird es Nacht ſein. Wenigſtens wenn nicht die nationalen Kämpfe 
Europas eine Überflutung durch die Urkraft der aſiatiſchen Barbaren bewirken. 
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Wenn die europäiſche Demokratie, durch die Finanzleute korrumpiert, ſich weigert, 
freiwillig den Weg des Kommunismus zu beſchreiten, wird die Fackel Attilas den 
Weg zur Zukunft zeigen. 

„Der Krbeitstag in Frankreich“ iſt ein Aufſatz von Jean Rolland über⸗ 
ſchrieben, der ſich zuerſt mit dem Geſetz Millerand⸗Colliard von 1900 beſchäftigt. 
Dieſes Geſetz regelte die Arbeit der Frauen, Kinder und derjenigen Erwachſenen, 
die mit ihnen in denſelben Räumen arbeiten; die Arbeitszeit ſollte 1900 11 Stunden, 
1902 10½ Stunden, von 1906 an 10 Stunden dauern. Damals verſuchte Saures 
vergebens, ſeine Genoſſen für dieſes Geſetz zu begeiſtern, weil es die erſte Regelung 
der Männerarbeit bildete; Guesde und Vaillant verwarfen es, weil es für den 
Augenblick die Arbeitszeit der Kinder verlängerte. Auf Antrag Jaurès' wurde 
eine Reſolution angenommen, worin der Generalſtreik in Ausſicht geſtellt wurde, 
falls das Geſetz nicht durchgeführt werde. Dieſer Generalſtreik iſt ausgeblieben; 
trotzdem darf man nicht glauben, daß das Geſetz mit der nötigen Strenge zur An⸗ 
wendung gelangt iſt. Gerichtsentſcheidungen haben es allmählich durchlöchert. Sie 
beſtimmten, daß Anfang und Ende der Arbeitszeit und die Ruhepauſen für die 
Erwachſenen nicht mit denen für Frauen und Kinder zuſammenzufallen brauchen; 
daß „dieſelben Räume“ nicht bedeutet: dasſelbe Gebäude, ſo daß eine einzige dünne 
Trennungswand genügt, die Männer von den Vorſchriften des Geſetzes auszu⸗ 
ſchließen; daß die vorgeſchriebenen Ruhepauſen nur dann einzuhalten ſind, wenn 
die Arbeitszeit das erlaubte Maximum erreicht, ſo daß ein Fabrikant zwei Wechſel⸗ 
ſchichten von Kindern zu je 8 Stunden ohne Pauſe einſtellen kann; und ſchließlich, 
daß die Arbeit auch früher als zur feſtgeſetzten Stunde anfangen darf, ſo daß die 
Inſpektoren eine Übertretung nur feſtſtellen können, wenn ſie den ganzen Tag in 
der Fabrik bleiben. Damit iſt, wie Grouſſier mit Recht ſchrieb, von dem Millerandſchen 
Geſetz nichts übrig geblieben. 

Inzwiſchen haben die Induſtriellen, um nicht unter das Geſetz zu fallen, viel⸗ 
fach alle Jugendlichen entlaſſen und damit eine Kriſe im Lehrlingsweſen hervor⸗ 
gerufen. Oder ſie ſchicken die Jugendlichen zeitweilig weg, wenn viele Aufträge 
da ſind, damit dann mehr Stunden gearbeitet werden kann. Um die Schwierig⸗ 
keiten in der Ausführung des Geſetzes von 1900 aufzuheben, legte die Regierung 
1904 ein Geſetz vor, das die Kontrolle dadurch ermöglichen ſollte, daß die Arbeits⸗ 
zeit auf einem Anſchlagzettel in der Fabrik angegeben wird, auf dem alle Arbeiter, 
deren Anfangszeit oder Endzeit von der Normalzeit abweicht, namentlich aufgeführt 
werden müſſen. Wie Grouſſier zeigte, boten die Beſtimmungen der Vorlage ſelbſt 
jedoch Mittel, der Kontrolle zu entſchlüpfen, und ſie wurde bei der Beratung noch 
bedeutend abgeſchwächt. Der Senat verſuchte, in einem Entwurf Waddington⸗ 
Meline die Schutzgeſetzgebung zu verſchlechtern — ohne bei der Deputiertenkammer 
Anklang zu finden —, und berief ſich dazu auf die internationale Konkurrenz. Es 
iſt jedoch ſicher, daß eine Beſchränkung der Arbeitszeit die Konkurrenzfähigkeit 
nicht verringert, denn ſie macht die Arbeiter leiſtungsfähiger, und der Senator 
Waddington hat ſelbſt anerkannt, daß die Verkürzung der Arbeitszeit keinen Rück⸗ 
ſchritt gebracht hat, wegen der größeren Intenſität der Arbeit und der Vervoll⸗ 
kommnung der Maſchinen. 

Die Regierung hat dann 1906 ein Geſetz vorgeſchlagen, das zum erſten Male 
die Arbeitszeit in der ganzen Induſtrie auf 10 Stunden feſtſetzt, welche Dauer 
durch allmähliche Verkürzung innerhalb vier Jahren zu erreichen iſt. Auch für die 
kaufmänniſchen Angeſtellten wird eine Beſchränkung vorgeſehen und mit der Be⸗ 
aufſichtigung der Heimarbeiter ein Anfang gemacht. Es iſt verwunderlich und be⸗ 
dauerlich, daß ein ſolch gewaltiger Fortſchritt, wie ihn dieſe Vorlage bedeutet, ſo 
wenig Beachtung bei den Sozialiſten und Syndikaliſten fand. Erſtere waren zu 
ſehr mit dem Kampfe gegen Clemenceau, letztere mit ihrer eigenen direkten Aktion 
für den Achtſtundentag beſchäftigt. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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dem 2 geſungen worden. 


Neben der in unſerem Verlag feit 1886 erſcheinenden Internatio⸗ Re 
nalen Bibliothek, die eine Sammlung größerer wiſſenſchaftlicher Werke 
nationalökonomiſchen und hiſtoriſchen See und anderes umfaßt, 5 


geben wir unter dem Sammeltitel 


ss Kleine Bibliothek 7 


mehr kürzer gefaßte, populäre Darſtellungen aus allen Wiſſensgebieten 5 
heraus, die VVV 5 


& 


Von der Kleinen Bibliothek liegen bereits folgende Nummern vor: 2 


Nr. 1. Braun, Adolf, Die Tarifverträge und die deut- 5 
ſchen Arbeiter. Preis broſch. 75 Pfg. geb. M. 1.— Vereins. | 


preis 50 Pfg.) 


Nr. 2. Tſcherewanin, A., Das Proletariat aD die ruſ. 85 
ſiſche Revolution. ae broſch. 75 Pfg., geb. M. 1.— „ N 


preis 50 Pfg.) 


Nr. 3. Kautsky, Karl, Die Klaſſengegenſe atze 5 der as i 
zöſiſchen Revolution. Preis brosch. 75 Pfg., geb. M. 1 


- (Qereingpreis 50 Pfg.) 


Nr. 4. Gorter, H., Der hiſtoriſche Materialismus. Aus 
dem Holländiſchen überſetzt von Anna Pannekoek. Preis te 5 


75 Pfg., geb. M. 1.— - (Qereinspreis 50 Pfg.) 


Nr. 5. Duncker, Käte, Die Kinderarbeit und ihre Be⸗ g 
kämpfung. Zweite, durchgeſehene Auflage. Preis broſch. a „ 


geb. M. 1.— (Vereinspreis 40 Pfg.) 


Nr. 6. Volkswirtſchaftliche Grundbegriffe mit beſonderer 
Berückſichtigung der ökonomiſchen Grundlehren von Karl Marx. 
Als Leitfaden für Anterrichtskurſe von Dr. Hermann Duncker. 
Zweite, vermehrte Auflage. Preis broſch. 75 Pfg. geb. M. 1.— 


(Vereinspreis 50 Pfg.) 


Nr. 7. Plechanow, G., Die Grundprobleme des Marxis 2 
mus. Autoriſierte Aeberſetzung von Dr. M. Nachimſon. Preis 


broſchiert 75 Pfg., gebunden M. 1.— (Vereinspreis 50 Pfg.) 


Nr. 8. Ludwig Feuerbach und der Ausgang der klaſ⸗ 
Ki chen deutſchen Philoſophie. Von Friedrich Engels. Mit 
Anhang: Karl Marx über Feuerbach. Vom Jahre 1845. Fünfte 2 
Auflage. Preis Pen 75 Pfg., 5 1.— — eee 8 


50 Pfg.) 


4 
H 
\ 
1“ 5 
u 


5 


# 
I 


ö 6 6 
0 1 


II 


| 
| 


— nn 


